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Vorwort  zur  zweiten  Abtheilung, 


Das  vorliegende  Schlnssheft  der  zweiten  Abtbeilnng  dieses  Bandes  be- 
ginnt in  Gemässbeit  des  S.  3.  4  dargelegten  Planes  mit  dem  5.  Kapitel  des 
Verwaltnngsrecbtes,   der  Lebre  Ton  der  kirchlicben  Straf-  nnd  Disciplinar- 
strafgewalt.    Bei  dem  Umfange  des  Gegenstandes  war  es  nnmöglich,  das 
Kapitel  in  diesem  Bande  zum  Abscblnss  zu  bringen,  falls  der  letztere  nicbt 
zu  nnförmlicber  Stärke  anscb wellen  sollte.     Wenn  icb  die  Darstellung  mit 
dem  Ende  der  Merovingerzeit  abgebrocben  babe,   so  bat  micb  ausser  dem 
eben  gedaebten  Umstände  dazu  aueb  der  Grund  bewogen,  dass  icb  vielfacb 
zu  Ergebnissen  gelangt  bin,  welcbe  von  den  berrscbenden  Ansiebten  wesent- 
lieb  abweieben,  und  dass  es  mir  wünscbenswerth  erscbien,  die  gewonnenen 
fiesoltate  scbon  jetzt  zu  veröffentlieben,  um  für  mein  Fortarbeiten,   da  es 
sich  bei  ibnen  um  die  Grundlagen  und  die  Ausgangspunkte  der  Entwicklung 
handelt,  die  Urtbeile  der  Facbgenossen  über  meine  Auffassungen  verwertben 
zu  können.     Kann  man  aucb  die  Literatur  des  kircblicben  Strafrecbts  als 
eine  verbältnissmässig  reicbe  bezeicbnen,   so  feblt  es  docb  bisber  an  einem 
Versucb,    die   gescbicbtlicbe  Entwicklung  desselben  nacb   allen   in   Frage 
kommenden  Riebtungen  darzulegen.    Ja,  die  Metbode,  welcbe  in  den  neueren 
einschlägigen  Werken  yon  Katz  und  Müncben,   zum  Tbeil  aucb  in  den 
Monograpbieen  von  Kober  angewendet  ist,  die  Quellen  der  verscbieden- 
sten  Zeiten  als  gleicbwertbig  und  das  corpus  iuris  canonici  wie  ein  einbeit- 
Behes,  modernes  Strafgesetzbucb  zu  bebandeln,   bat  sogar  die  Einsiebt  in 
die  historiscbe  Entwicklung  mebr  getrübt  als  gefördert.     Aucb  Löning  bat 
in  seiner   verdienstlicben  Gescbicbte  des  deutseben  Kircbenrecbts  sieb   in 
einzelnen  wicbtigen  Punkten,  so  in  Betreff  der  kircblicben  Strafen  und  des 
Strafmittelsystems,  noeb  zu  vertrauensvoll  auf  die  Ergebnisse  der  bisberigen 
Untersucbungen  verlassen,   obwobl  diese  nicbt  einmal  den  Inbalt  und  den 
Sprachgebraucb  des  leicbt  benutzbaren  Kreises  der  älteren  orientaliscben. 


VI  VOBWORT. 

gallischen  und  spaniBchen  Konzilien  in  eingehender  Weise  berflcksiohtigt 
haben,  und  es  dadurch  sowie  durch  die  Yorgefasste  Meinung,  dass  die  kirch- 
lichen Strafmittel  sich  in  ihrem  Wesen  stets  gleich  geblieben  sind,  verschid- 
det  worden  ist,  dass  bis  heute  ttber  die  Bedeutung  gewisser  häufig  Yor- 
kommender  Ausdrücke  (s.  S.  699.  701.  706  ff.)  noch  fortwährendes  Schwanken 
herrscht,  und  einzelne,  in  der  älteren  Zeit  vorkommende  Strafen  völlig  un- 
beachtet und  unbekannt  geblieben  sind. 

Das  in  der  Vorrede  zur  ersten  Abtheilung  in  Aussicht  gestellte  alpha- 
betische Register  über  die  bisher  erschienenen  vier  Bände,  dessen  Anfertigung 
ich  der  Bereitwilligkeit  des  Herrn  Referendars  J.  von  Lyskowski  ver- 
danke, ist  diesem  Bande  am  Schluss  beigefügt.  Künftighin  soll  jedem  Bande 
ein  solches  beigegeben  werden. 

Endlich  bitte  ich,  bei  der  Benutzung  des  Buches  die  Nachträge  (nament- 
lich zu  S.  21  ff.  und  S.  557  ff.),  welche  sich  auf  die  seit  der  Herausgabe 
der  früheren  Abtheilungen  in  Preussen,  Hessen  und  Baden  eingetre- 
tenen Veränderungen  beziehen,  zu  beachten. 

Berlin,  den  27.  Juli  1888. 

Der  Verfasser. 
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§.  198.    Einleitung ,     Die  verscMedenen  Gebiete  der  kirchlichen  VerwoHtung,     lieber  sieht 

über  die  Anordnung  der  zweiten  Abtheihmg. 

Wesentlicher  Zweck  aller  Thfttigkeit  der  Kirche  ist  die  Entsündigung  und  die 
Heiligung  des  menschlichen  Lebens.  Diesem  dient  in  erster  Linie  die  Ausübung 
der  der  Kirche  llbertragenen  potestas  ordinis  und  der  ihr  zustehenden  potestas  ma- 
gisterü^.  Beide  richten  sich  unmittelbar  auf  den  Zweck,  zu  welchem  die  Kirche 
gestiftet  ist.  Die potestets  iurisdictioms,  welche  der  letzteren  femer  zukommt,  hat  nur 
die  Aufgabe,  die  ordnungsgemässe  und  gedeihliche  Ausübung  der  beiden  erstgedach- 
ten Vollmachten  zu  ermöglichen  und  zu  sichern.  Die  Verwaltung  der  potestas  or~ 
dinis  imd  der  potestas  magisterii  nimmt  daher  vom  kirchlichen  Standpunkte  aus  die 
wichtigste  Stelle  unter  den  verschiedenen  Funktionen  der  kirchlichen  Leitungsorgane 
em,  und  es  treten  dagegen  die  übrigen  Thätigkeiten  der  kirchlichen  Verwaltung  — 
dieBegelung  und  Leitung  der  Erziehung  und  Ausbildung  des  Klerus, 
die  Betheiligung  an  dem  Unterricht  der  Laien,  die  Handhabung  der 
Zucht-,  Disciplinar-  und  Strafgewalt,  die  Verwaltung  der  Gerichts- 
barkeit in  streitigen  kirchlichen  oder  in  sonstigen  mit  kirchlichen 
Einrichtungen  im  Zusammenhang  stehenden  Angelegenheiten,  sowie 
endlieh  die  kirchliche  Vermögens-  und  Finanzverwaltung  —  zurück. 

Für  das  Gebiet  des  Kirchenrechts  liegt  die  Sache  aber  gerade  umgekehrt.  Da 
die  Lehre  von  der  potestas  iurisdictionis  seinen  wesentlichen  Inhalt  ausmacht,  so  fällt 
iie  Darlegung  der  diese  Thätigkeiten  beherrschenden  Normen  dem  Kirchenrechte 
entweder ,  wie  dies  in  Betreff  der  Handhabung  der  Zucht- ,  Disciplinar-  und  Straf- 
gewalt und  Verwaltung  der  streitigen  kirchlichen  Gerichtsbarkeit  der  Fall  ist,  aus- 
schliesslich anheim,  oder  wenigstens  in  soweit,  als  es  sich  dabei  —  und  hier  kommt 
die  Leitung  der  Erziehung  und  Ausbildung  des  Klerus,  sowie  die  kirchliche  Ver- 
mögens- und  Finanzverwaltung  in  Frage  —  um  rechtliche  Normen  handelt. 
»  S.  Bd.  I.  S.  163  ff. 

Hinsehins,  Kirchennclit  IV.  1 
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Die;  hepre  von  der  poiesias  ordinis  (die  Spendung  der  Sakramente  und  Sakra- 
mentalien/ sowie  die  Verwaltung  des  Gottesdienstes)  und  die  Lehre  von  der  potsttoi 
i^hfyist^i  gehören  dagegen  als  solche  nicht  in  das  Kirchenrecht.  Die  Begriffe:  Btir 
.*  .kfateent,  Sakramentalien,  die  verschiedenen  Arten  des  Gottesdienstes,  der  Inhalt  der 
''jdtirch  die  Verwalter  der  potestas  magisterii  darzulegenden  Lehre  haben  an  sich  mit 
dem  Rechte  nichts  zu  thun.  Indessen  untersteht  die  Ausübung  der  beiden  Voll- 
machten immer  gewissen  Rechtsnormen,  und  die  Objekte  der  betreffenden  kirch- 
lichen Thfttigkeiten,  die  Sakramente  und  die  heiligen  Handlungen,  sind  reehtlich  nicht 
ohne  Bedeutung. 

Das  Kirchenrecht  bestimmt  einmal ,  freilich  in  Abhängigkeit  von  dem  Dogma, 
wer  zur  Ausspendung  der  Sakramente  und  der  Sakramentalien  berechtigt  ist,  ebenso 
wer  die  Befugniss  besitzt,  den  Glauben  der  katholischen  Kirche  zu  lehren,  nicht  min- 
der wer  ein  Recht  auf  die  Spendung  der  einzelnen  Sakramente  und  Sakramentalien  hat, 
und  unter  welchen  Voraussetzungen  der  einzelne  Gläubige  verpflichtet  ist ,  solche  zu 
empfangen.  Ebenso  entscheidet  dasselbe  über  die  Befugniss  zur  Anordnung  des 
Gottesdienstes ,  sowie  über  die  Pflicht  zur  Abhaltung  und  zum  Besuche  bestimmter 
Arten  desselben. 

Femer  erzeugen  einzelne  Sakramente  und  einzelne  Sakramentalien  rechtliche 
Wirkungen,  wie  z.  B.  die  Taufe  die  Mitgliedschaft  in  der  Earche  gewährt  und  die 
Konsekration  und  Benediction  unter  Umständen  einer  Sache  den  Charakter  als  res 
Sacra  giebt^  Der  Empfang  eines  bestimmten  Sakramentes  bildet  weiter  die  Voraus- 
setzung für  die  Erwerbung  kirchlicher  Rechte,  so  ist  die  Ablegung  der  Beichte  eine 
der  Vorbedingungen  des  Empfanges  der  höheren  Weihen,  und  die  Ordination  wird 
für  die  Erlangung  hierarchischer  Stellungen  erfordert  \  Endlich  kommen  die  Vor- 
aussetzungen, welche  die  gültige  Spendung  eines  Sakramentes  und  eines  Sakramen- 
tales in  dogmatischer  oder  liturgischer  Beziehung  bestimmen,  weil  von  der  Gültigkeit 
zugleich  die  rechtliche  Existenz  und  Rechtswirkung  abhängt,  indirekt  auch  als  recht- 
liche Voraussetzungen  in  Betracht  und  dasselbe  gilt,  wenn  der  Rechtspflicht  zum 
Empfange  eines  Sakramentes  nur  dadurch  genügt  werden  kann ,  dass  die  Spendung 
desselben  gültig  erfolgt. 

Aus  diesen  Ausführungen  ergiebt  sich,  dass  eine  Darlegung  der  bei  der  Ver- 
waltung der  potestas  ordinis  und  der  potestas  magisterii  in  Betracht  kommenden  Rechts- 
normen nicht  von  einer  Darstellung  des  Kirchenrechtes  ausgeschlossen  werden  kann, 
wie  dies  seitens  einzelner  neuer  Bearbeiter  desselben  ^  geschehen  ist.  Wenn  demnach 


1  Ferner  begründen  Taufe  und  Konfirmation 
das  Ehehlndemiss  der  geistlichen  Verwandtschaft, 
und  die  Abnahme  der  Beichte  führt  für  den 
Beichtvater  die  Pflicht  des  Beichtgeheimnisses 
herbei. 

2  Bd.  I.  S.  1  n.  Bd.  II.  S.  480  ff. 

8  Vgl.  Schulte  K.  R.  I.  10  ff.,  ferner  des- 
sen Lehrbuch  3.  Aufl.  und  Vering,  Lehrh.  d. 
K.  R.  2.  Aufl.  Es  ist  daher  nicht  richtig ,  wenn 
Schulte  a.  a.  0.  S.  12  Anm.  10  sagt,  dass  man 
die  letzte  Oelung  schwerlich  im  Rechtssysteme 
unterbringen  kann .  Für  d  asselbe  kömmt  die  Frage 
nach  dem  Rechte  der  Spendung  und  der  Berech- 
tigung, diese  zu  fordern ,  sicherlich  in  Betracht. 
Auch  ist  Schulte,  wenn  er  femer  a.  a.  0.  her- 


vorheht,  dass  es  für  die  Sakramente  im  Kirchen- 
recht  wohl  keinen  Abschnitt  gebe ,  nur  insoweit 
beizustimmen,  (als  es  sich  um  die  Lehre  von  den 
Sakramenten  als  solchen  handelt,  nicht  aber,  so- 
weit die  die  Verwaltung  derselben  betreffenden 
Rechtsnormen  in  Betracht  kommen.  Dasselbe 
gilt  femer  für  seine  gleichlautende  Bemerkung 
über  die  Messe.  Die  meisten  Bearbeiter  des 
Kirchenrechts  haben  daher  auch  die  betreffenden 
Materien,  an  sich  völlig  mit  Recht,  in  ihre  Dar- 
stellung hineingezogen,  freilich  dabei  die  recht- 
liche Seite,  in  Folge  der  Vernachlässigung  der 
letzteren  durch  die  bisherigen  wissenschafUicheii 
Behandlungen,  viel  zu  wenig  in  den  Vordergrund 
gestellt. 


§.  198.] 


Das  kirchliche  Verwaltungsrecht.  Einleitung. 


die  hierher  gehörigen  kirchlichen  Thätigkeiten  innerhalb  des  Systemes  des  Kirchen- 
rechtes  behandelt  werden  müssen,  so  erscheint  «es  geboten ,  sowohl  der  potestas  or- 
dinis  als  aneh  der  potestas  magisterii  einen  besonderen  Abschnitt  zn  widmen  i. 

Abgesehen  von  der  Verwaltung  der  Heilsgüter  und  des  Gottesdienstes ,  sowie 
der  kirchlichen  Lehrgewalt ,  kommen  für  das  Gebiet  des  kirchlichen  Verwaltungs- 
reehtes  noch  die  oben  8.  1  gedachten  Thätigkeiten  in  Betracht.  Die  Handhabung 
der  Aufsicht  und  der  Visitationen  durch  die  Eirchenbehörden  gehört  zwar  ebenfalls 
zn  den  Funktionen  der  kirchlichen  Leitungsbehörden ,  aber  wie  die  Ausübung  des 
Gesetzgebungsrechtes  allen  eben  erwähnten  Thätigkeiten  insofern  selbstständig 
gegenftbertritt,  als  dadurch  die  allgemeinen  gesetzlichen  Grundlagen  geschaffen 
werden,  nach  denen  die  Verwaltung  auf  den  verschiedenen  Gebieten  zu  führen  ist, 
so  soll  durch  die  Aufsicht  und  die  Visitation  nicht  nur  die  gesetzmässige  Verwaltung, 
sondern  auch  die  Ausübung  des  Gesetzgebungs-  und  Verordnungsrechtes  der 
Kirehenbehörden  innerhalb  der  gesetzlichen  Schranken  gesichert  und  nöthigenfalls 
bewirkt  werden.  Von  diesem  Standpunkt  aus  ergiebt  sich  innerhalb  der  Funktionen 
der  kirchlichen  Leitungsorgane  eine  Gleichstellung  des  Gesetzgebungs-  und  Verord- 
nnngsrechtes,  des  Aufsichts- und  Visitationsrechtes,  sowie  der  Rechtssätze ,  welche 
sich  auf  die  übrigen,  schon  vorhin  aufgezählten  Gebiete  der  kirchlichen  Thätigkeiten 
beziehen 2.  Es  war  daher  die  Lehre  vom  Gesetzgebungsrecht,  wie  geschehen  (s. 
fid.  m.  8.  669  ff.)  in  einer  ersten  Abtheilung  voranzustellen  und  die  Lehre  vom 
AoMehts-  und  Visitationsrecht  zu  einer  eigenen  dritten  und  letzten  Abtheilung  aus- 
znsondem. 

Was  speciell  die  Zweige  der  kirchlichen  Verwaltung  betrifft,  welche  demnach  in 
der  jetzt  folgenden  zweiten  Abtheilung,  dem  kirchlichen  Verwaltungsrechte  im 
eigentlichsten  Sinne  zu  behandeln  sind ,  so  erscheint  mir  innerhalb  dieser  die  nach- 
stehende Anordnung  am  zweckentsprechendsten : 

I.Verwaltung  der  heiligen  Handlungen  und  des  Gottesdienstes. 
2.  Verwaltung  der  kirchlichen  Lehrgewalt.     3.  Regelung  und  Lei- 


*  Was  gpeciell  die  Lehre  von  der  Sakraments- 
▼erwaltong  betrifft ,  so  war  von  der  Ordination 
stboa  Bd.  I.  S.  1  ff.  ans  den  dort  angegebenen 
Mnden  zn  bandeln.  Das  Sakrament  der  Ehe 
üinuDt  eine  eigenartige  SteUnng  ein  insofern,  als 
die  Sehliessung  derselben  weder  ein  gottes- 
dienstUcber  Akt  ist,  noch  ein  kirchlicher  Amts- 
tnger  dabei  (^wenigstens  der  herrschenden  An- 
sicht nach,  8.  Schulte,  Eherecht  S.  7)  als 
Ependender  minister  mitwirkt.  Zudem  ist  das 
Torliandensein  der  rechtlichen  Yoranssetzungen 
^  Ehe  Bedingung  für  das  gültige  Zustande- 
kommen des  Sakramentes,  während  bei  den 
Bingen  Sakramenten  gerade  umgekehrt  die  et- 
waigen Rechtawirkungen  allein  unter  der  Bedin- 
fug  eintreten,  dass  die  dogmatischen  Yorsohrif- 
ten  fiber  ihre  Spendung  erfüllt  sind.  Kurz  die 
E^  kommt  für  das  Kirchenrecht  als  Rechts- 
inctitut  in  Betracht,  und  darum  stelle  ich  sie 
Bidit  hierher,  sondern  in  das  zweite  Buch :  Yon 
^  Rechten  and  Pflichten  der  Kirchenglieder. 
^  überrascht,  wenn  Friedberg,  Lehrb.  d. 
K.  R.  2.  Anfl. ,  welcher  besonderen  Werth  auf 
^  Systematik  des  Kirchenrechts  legt,  das  ganze 
£herecht  (s.  8.291  ff.)  unter  der  Yerwaltung  des 


Kultus  behandelt,  obwohl  doch  die  Ehehinder- 
nisse, das  Yerlöbniss  sowie  die  Ehetrennung  ab- 
solut nichts  mit  dem  Kultus  zu  thun  haben. 

2  Die  Lehre  von  den  Kirchenämtern  habe  ich 
in  dem  Abschnitte :  „Der  zur  Leitung  der  Kirche 
bestimmte  Organismus '^  behandelt  (s.  Bd.  II. 
S.  364  ff.),  weil  die  Ausübung  der  Yerwaltunge- 
thätigkelten  das  Yorhandeusein  dazu  berufener 
Organe,  also  auch  die  Ergänzung  des  betreffen- 
den Organismus  durch  neue  Aemter  und  durch 
Besetzung  der  erledigten  Toraussetzt.  Friedberg 
a.  a.  0.  8.  239  ff.  stellt  dagegen  die  Lehre  von 
der  Errichtung  und  Aufhebung ,  der  Besetzung 
und  Erledigung  d«r  Kirchenämter  unter  die  Yer- 
waltung im  eigentlichen  Sinne ,  trotzdem  er  für 
sein  System  den  Anregungen  Gerbers  für  die  ver- 
wandte Disciplin  des  Staatsrechtes  gefolgt  ist, 
und  gerade  dieser  (allgemeines  Staatsrechtes.  35 
ff.,  ebenso  wie  andere,  Tgl.  z.  B.  Laband, 
deutsches  Staatsrecht  I.  291  ff.  und  Q,  Meyer, 
Lehrb.  d.  deutsch.  Staatsrechts  2.  Aufl.  S.  276 ff.) 
die  entsprechenden  Materien  im  Staatsrecht  unter 
den  Abschnitten :  „Yon  den  Ovganen  des  Staates 
oder  der  Organisation  der  Staatsbehörden''  be- 
handelt. 
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tung  der  Erziehung  und  Ausbildung  des  Klerus.  4.  Betheilignng 
der  Kirche  an  dem  Unterricht  der  Laien.  5.  Handhabung  der  Zucht-, 
Disciplinar-  und  Strafgewalt.  6.  Verwaltung  der  streitigen  kirch- 
lichen Oerichtsbarkeit,  und  endlich  7.  kirchliche  Vermögens-  und 
Finanzverwaltung. 

Die  ersten  beiden  Funktionen  dienen  den  wesentlichen  Zwecken  der  Kirche, 
welche  zu  heiligen ,  femer  den  christlichen  Glauben  zu  lehren ,  zu  verbreiten  und  zn 
befestigen  hat.  Sie  müssen  wegen  ihrer  hervorragenden  Bedeutung  fttr  die  Kirche 
vorangestellt  werden. 

Nach  der  Auffassung  der  Kirche  kann  sie  diese  Zwecke  aber  nur  erfOllen,  wenn 
sie  selbst  die  geeigneten  Personen  dafftr  zu  erziehen  und  auszubilden  im  Stande  ist. 
Weiter  erscheint  nach  ihrer  Anschauung  die  Wirksamkeit  ihrer  auf  ihre  wesentlichen 
Aufgaben  gerichteten  Thätigkeiten  erst  dadurch  völlig  gesichert,  dass  sie  auch  einen 
bestimmten  Einfluss  auf  die  Erziehung  und  Bildung  der  Laien  überhaupt  auBzufiben 
hat.  Desshalb  lassen  sich  den  ersten  beiden  Kapiteln  die  Kapitel  3  und  4  ohne 
Zwang  anreihen. 

Während  die  Erziehung  des  Klerus  und  der  Laien  positive  Förderungsmittel  einer 
gedeihlichen  Wirksamkeit  der  ELirche  sind,  betrifft  die  Handhabung  der  Zucht,  Disci- 
plinar-  und  Strafgewalt  die  Hinwegräumung  derjenigen  Einflüsse  und  Verhältnisse, 
welche  eine  solche  stören,  schädigen  und  gar  ausschliessen. 

Die  Ausübung  der  streitigen  Gerichtsbarkeit  in  kirchlichen  Angelegenheiten  und 
in  Rechtssachen  der  Kleriker  (Kap.  6]  soll  das  Eingreifen  einer  fremden  Macht  in 
die  kirchlichen  Dinge  und  in  die  Verhältnisse  der  Geistlichen ,  sowie  die  dadurch 
nach  der  kirchlichen  Annahme  entstehenden  Schädigungen  fernhalten  und  reiht  sich 
unter  diesem  Gesichtspunkt  als  ferneres ,  freilich  nicht  so  wesentliches  und  wichtiges 
Schutzmittel  der  im  Kap.  5  besprochenen  Verwaltung  an. 

Endlich  bedarf  auch  die  Kirche,  um  ihre  Zwecke  erfüllen  zu  können ,  der  welt- 
lichen Güter,  es  ergiebt  sich  also  als  letztes  Kapitel  [7]  die  Lehre  von  der  Vermögens- 
und Finanzverwaltung  der  Kirche ,  in  welchem  zugleich  von  dem  zu  wohlthätigen 
Zwecken  gewidmeten  Vermögen  zu  handeln  sein  wird  ^ 

Auf  diese  Weise  wird  man  meines  Dafürhaltens  am  meisten  der  Eigenthflmlich- 
keit  derjenigen  Organisation,  um  deren  Recht  es  sich  hier  handelt,  gerecht,  jedenfalls 
mehr  als  Friedberg,  welcher  freilich  S.  VI  von  seinem  Systeme  erwartet,  dass  es 
als  ein  juristisches  richtiges  und  der  Natur  des  kirchenrechtlichen  Stofi'es  entspre- 
chendes  erkannt  wird^. 


*  Abweichend  von  Friedberg  S.  381,  wel- 
cher die  Wohlthätigkeitsanstalten  (als  Abth.  5) 
der  kirchlichen  Vermögensyerwaltung  (Abth.  6) 
koordinlrt. 

2  Soweit  es  sich  um  die  hier  in  Frage  stehen- 
den Materien  handelt,  disponirt  er  folgender- 
maassen:  Das  kirchliche  Yerwaltungsrecht.  I. 
Rechtserzeugende  Gewa It  (Gesetzgebung 
etc.).    II.    Kirchliche   Gerichtsbarkeit. 

1.  Civilgerichtsbarkeit.  2.  Straf-  und  Discipli- 
nargerichtsbarkeit.  III.  Verwaltung  im 
eigentlichen    Sinne.      1.    Aufsichtsrecht. 

2.  Aemtergewalt.  3.  Verwaltung  des  Kultus. 
4.  Sorge  für  das  Unterrichtswesen  (Laien  und 


Klerus),  ö.  Wohlthätigkeitsanstalten.  6.  Kirch- 
liche VermögensTerwaltung.  Weshalb  leb  diese 
Systematik  nicht  für  angemessen  halte,  ergiebt 
sich  zum  grossten  Theil  aus  meinen  Torstehen- 
den  Ausführungen.  Hier  habe  ich  nur  noch  zu 
bemerken,  dass  die  Ausscheidung  der  kirchlichen 
Gerichtsbarkeit  von  der  Verwaltung  im  eigent- 
lichen Sinne  wohl  dem  Wesen  des  modernen 
Staates,  aber  nicht  dem  der  katholischen  Kirche 
entspricht.  Die  Gerichtsbarkeit  im  eigentlichen 
Sinne  gehört  auf  dem  Gebiete  der  Kirche  zum 
Leltungs-  und  Verwaltungsrecht  (zur  ioris- 
dictio),  lässt  sich  also  im  System  nicht  daTon  ab- 
trennen. 


§.  199.] 


Die  Verwaltung  des  Gottesdienstes.  Im  allgememcn. 


Erstes  Kapitel:  Die  Venoaltung  des  ordo  [der  Sakramente  und  der  übrigen 

heiligen  Handlungen^). 

§199.     /.   Im  Allgemeinen,     Die  Liturgie  ^  die  liturgischen  Bücher  und  ihre  rechtliche 

Bedeutung,      Das  Recht  zu  Anordnungen    in  Betreff  des    Gottesdienstes.     Die  stcMt- 

Uchen  Gesetzgebungen  in  Bezug  au/  die  gottesdienstliche  Verwaltung. 

I.  Einleitung.  Die potestas  ordinisj  die  Weihegewalt,  begreift  die  Fähigkeit^, 
die  Sakramente  zn  spenden,  das  Opfer  Christi  dnrch  Verwandlung  von  Brot  und  Wein 
in  dessen  heiligen  Leib  darzubringen  und  die  Sakramentalien '  zu  verwalten.  Die 
Sakramente  und  das  Opfer  (die  Messe)  ^  sind  nach  der  katholischen  Auffassung 
göttlicher  Einsetzung.  Für  die  Verwaltung  der  Sakramentalien  hat  die  Kirche  wenig- 
stens den  allgemeinen  Auftrag  von  Christus  unter  Bestimmung  der  dabei  zu  ge- 
brauchenden, wesentlichen  Elemente  erhalten.  Die  Sakramente  und  Sakramentalien 
mflssen,  um  ihre  heiligende  Wirkung  zu  äussern,  dem  einzelnen  Gläubigen  gespendet 
werden,  aber  es  kann  dies  bei  den  meisten  Öffentlich  in  der  Vereinigung  der  Gläubi- 
gen geschehen^.  Dasselbe  gilt  von  dem  unblutigen  Opfer  Christi,  der  Messe,  welche 
die  katholische  Earehe  in  den  Mittelpunkt  ihres  Gottesdienstes  gestellt  hat.  Eine 
solche  gemeinsame  Feier  der  heiligen  Handlungen  entspricht  dem  Bedflrfniss  des 
religiösen  Glaubens,  welcher  erst  die  volle  Befriedigung  in  der  gemeinsamen  Bethäti- 
gong  mit  denjenigen;  welche  denselben  Glauben  bekennen,  findet. 

Namentlich  mit  Rücksicht  auf  dieses  Bedflrfniss  haben  sich  die  Vollziehung  und 
die  Verwaltung  der  erwähnten  heiligen  Verrichtungen  in  der  Weise  ausgestaltet,  dass 
der  Kern  derselben  mit  einer  Anzahl  anderer  gottesdienstlicher  Handlungen  umkleidet 
worden  ist ,  welche  den  Zweck  haben ,  ihre  Bedeutung  dem  religiösen  Bewusstsein 
näher  zu  bringen,  und  sie  durch  Erbauung  der  Gemttther  der  Gläubigen  frucht- 
bringender und  wirksamer  fär  die  letzteren  zu  machen.  Auch  das  Gebet ,  welches 
der  Vereinigung  der  Seele  mit  Gott  dient ,  um  ihm  Verehrung  und  Dank  entgegenzu- 
bringen und  ihm  Bitten  darzulegen,  hat  die  Kirche  nicht  nur  als  gemeinsames  in  den 
Dienst  dieser  feierlichen  Handlungen  gestellt ,  sondern  zugleich  als  selbstständiges 
Mittel  der  Heiligung  benutzt  und  verschiedene  gemeinsame  und  Öffentliche  Gebets- 
dienste ^  eingerichtet.  Die  Gesammtheit  aller  dieser  Handlungen,  welche  den  äusseren 


'  Card,  de  Bona,  rer.  liturgicar.  lilori  II. 
Paris  1672.  Taurin.  1749.  II.  Vol. ;  cum  com- 
ment.  Ust.  Rob.  Sala  ibid.  1763.  III.  Vol. ;  F. 
X.  Schmidt,  Litnigik  der  christkathol.  Re- 
ligion. Pawan  1832.  3.  Aufl.  1840  —  1842.3 
Bde ;  Job.  Marzohl  u.  Job.  Schneller,  11- 
turgla  Sacra  oder  die  Gebräuche  der  kathol. 
Kirche  etc.  Lazera  1834—1841.  4  Bde  in  7 
Thln;  Ant.  Ad.  Hnogek,  christkath. Liturgik. 
Prag  1835—1842.  5  Bde;  F.  A.  Stauden- 
maier,  d.  Geist  des  Ghristenthums  dargestellt 
in  d.  heil.  Zeiten,  deü  heil.  Handlungen  u.  der 
heil.  Kunst.  Mainz  1835.  2.  Aufl.  1838.  2  Bde ; 
Tossanl  Jos.  Roms^e,  opera  litnrgica.  ed. 
noT.  Mechlin.  1838  ;  L  ü  f  t ,  Liturgik  u.  wissen- 
schaftliche Darstellung  des  kath.  Kultus.  Mainz 
1844—1847.  2  Bde;  Job.  Hepp,  d.  Gottes- 
dienst d.  kath.  Kirche.  Mainz  1853;  M.  Terk- 


lau,  d.  Geist  des  kathol.  Kultus.  Wien  1853; 
Flnck,  kathol.  Liturgik.  Regensburg  1853 — 
1855.  2  Bde;  J.  B.  deHerdt,  sacrae  liturgiae 
praxis  iuxta  ritum  romanum.  Lovanii  1852.  ed.. 
Yll.  1883  ff.  3toml;  Bouix,  tractatus  de  iure 
liturgico.  Paris  1853.  ed.  III.  1873;  J.  Bäl- 
de s  c  h  1 ,  ausführliche  Darstellung  des  Römischen 
Ritus,  herausgeg.  t.  M  t.  Montbach.  Regens- 
burg 1856. 

2  S.  Bd.L  S.  1.  164. 

3  Vgl.  unten  $.  206. 
*  S.  unten  %,  208. 

^  So  bei  dem  Abendmahl  oder  der  Eucharistie, 
der  Konfirmation  ,  der  Ordination  und  der  Taufe 
(namentlich  in  älterer  Zeit,  s.  unten  $.  200). 

«  S.  z.  B.  Bd.  I.  S.  143  u.  Bd.  II.  S.  141. 
Vgl.  weiter  unten  §.  209. 


I.  Die  Hierarchie  und  die  Leitung  der  Kirche  durch  dieselbe. 


[§.  199. 


Gottesdienst  bilden,  bezeiehnet  man  mit  dem  Ansdrnck :  Liturgie^  oder  auch  als 
officium  divinum  im  weiteren  Sinne  ^. 

Für  die  Darstellung  des  Eirchenrechtes  kommt  die  Liturgie  '  insofern  in  Betracht, 
als  es  sich  um  das  Recht  handelt ,  etwaige  sie  betreffende  Anordnungen  zu  erlassen 
und  darum,  wie  weit  die  rechtlich  bindende  Kraft  der  offiziellen  Bttcher,  welche  diese 
enthalten  und  in  der  katholischen  Ejrche  entstanden  sind,#:eicht.  Weiter  steht  das 
Recht  in  Frage,  innerhalb  des  durch  die  allgemein  bindenden  liturgischen  Vorschriften 
ißrei  gelassenen  Raumes  die  erforderlichen  Bestimmungen  über  die  Verwaltung  des 
Gottesdienstes  zu  treffen. 

Die  Besprechung  der  eben  gedachten  Punkte  fUlt  naturgem&ss  in  den  Rahmen 
dieses  einleitenden  Paragraphen ,  während  eine  Besprechung  der  Berechtigung  und 
Verpflichtung  zur  Spendung  der  Sakramente  und  der  SakramentaUen,  sowie  zur  Vor- 
nahme der  anderen  gottesdienstlichen  Handlungen  bei  den  in  dieser  Beziehung  vor- 
kommenden Verschiedenheiten  und  dem  Mangel  allgemeiner  Normen  den  Einzel- 
erörterungen  (§§  200  ff.)  vorbehalten  bleiben  muss.  Wohl  aber  sind  in  diesem  §. 
noch  die  Bestimmungen  der  neueren  Staatsgesetzgebungen ,  soweit  sie  sich  auf  die 
gottesdienstliche  Verwaltung  der  Kirche  im  Allgemeinen  erstrecken,  zu  behandeln. 
Des  weiteren  hat  sich  hieran  in  den  folgenden  §§. ,  da  die  Sakramente ,  wenngleich 
sie  vielfach  in  dem  allgemeinen  Gottesdienste  ihre  Stellung  finden ,  auch  eine  selbst- 
ständige Bedeutung  als  die  wichtigsten  Mittel  der  Heiligung  besitzen ,  die  Darlegung 
der  Rechtsnormen ,  welche  für  ihre  Spendung  und  bei  derselben  in  Frage  kommen, 
anzuschliessen,  sodann  aus  demselben  Grunde  die  Besprechung  der  fOr  die  Verwal- 
tung der  Sakramentalien  geltenden  Rechtssätze.  Endlich  sind  die  rechtlichen  Vor- 
schriften für  die  verschiedenen  übrigen  gottesdienstlichen  Handlungen,  vor  allem  ftlr 
die  Messe,  zur  Darstellung  zu  bringen. 

U.  Das  Recht  zum  Erlasse  von  liturgischen  Anordnungen  in 
seiner  geschichtlichen  Entwickelung.  Die  liturgischen  Bücher  der 
Kirche  und  ihre  verbindliche  Kraft.  Ihre  früheste  Ausbildung  hat  die  Li- 
turgie in  den  apostolischen  Kirchen  erhalten.  Von  diesen  aus  haben  sich  die  hier, 
also  durch  die  Lokalkirchen  festgestellten  Formeln,  später  Ritualien,  Ritualbüolier 
genannt,  weiter  verbreitet  und  es  sind  unter  Benutzung  derselben  auch  eine  Ang^j^hi 
neuer  angefertigt  worden^.    Schon  seit  dem  5.  Jahrhundert  suchten  die  Päpste  den 


1  Im  engeren  Sinne  bedeutet  Liturgie ,  wie 
schon  in  ältester  Zeit  die  gemeinsame  Feier  der 
Eucharistie ,  so  noch  beute  die  Feier  der  Messe. 
Probst,  Liturgie  der  drei  ersten  christlichen 
Jahrhunderte.  Tübingen  1860.  S.  3. 

2  de  Herdtl.  c.  T.  L  n.  1. 

3  Die  Geschichte  derselben  gehört  nicht  hier- 
her. Vgl.  darüber  Jo.  Bapt.  Gasalius,  de 
veteribuB  sacris  Ghristlanorum  ritibus.  Rom. 
1647;  Probst,  Lehre  und  Gebet  in  den  drei 
ersten  christlichen  Jahrhunderten.  Tübingen  1871 
(s.  auch  Anm.  i  a.  £.);  Harnaok,  d.  christl. 
Gemeindegottesdienst  im  apostolischen  und  alt- 
katholischen Zeitalter.  Erlangen  1854;  G. 
Abeken,  der  Gottesdienst  der  alten  Kirche. 
Berlin  1853;  J.  W.  F.  Höfling,  die  Lehre  der 
ältesten  Kirche  Tom  Opfer  im  Leben  und  Kultus 
der  Christen.  Erlangen  1851;  v.  Zez schwitz, 
Artikel:  Gottesdienst  u,  Liturgie  in :  Herzog, 


Real  -  Encyklopädie  d.    protest.    Theologie.    2. 
Aufl.  5,  312  u.  9,  769. 

*  Renaudot,  collectio  liturgiarum  orlen- 
talium.  Paris  1716.  2  tom.  Francof.  1847; 
Krazer,  de  apostolicis  nee  non  antiquis  eccle- 
siarum  occidental.  liturgiis  etc.  lih.  singularis. 
Aug.  Yindel.  1786;  Edm.  Martdne,  de  an- 
tiquis  ecclesiae  riübus.  Rotom.  1702.  3  tomi; 
Jos.  AI.  Assemani,  codex  liturgicus  eccles. 
univ.  Rom.  1749 — 66.  13  tom.  (unvollendet); 
F.  A.  Zac Carla,  bibliotheca  ritualis.  Rom. 
1776—81.  2  tom.;  H.  A.  Daniel,  codex  litur- 
gicus eccles.  univ.  Lips.  1847 — 1853.  4  tom. ; 
Muratori,  Liturgia Romana vetus.  Venet.  1748. 
2  tom!;  Mabillon,  Museum  Itallcum.  Paria 
1687— 89  u.  1724.  2  tom.;  Mabillon,  de  li- 
turgia Gallicana.  Paris  1685.  1729;  Gerbert, 
Vetus  liturg.  Allemann.  San-Blas.  1776.  3  tom. 
u.  Monumenta  vet.  liturg.  Allemann.  ibid.  1779 
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in  Rom  flblichen  Kultus  ^  wenigstens  innerhalb  ihres  Machtbereiches  zum  herrschen- 
den zu  machen  2.  Aber  trotzdem  haben  noch  Jahrhunderte  lang  die  Partikular- 
Synoden^  über  liturgische  Angelegenheiten  Verordnungen  erlassen.  Seit  dem 
5.  Jahrhundert  erstrebte  man  dabei  wenigstens  die  Einheit  för  die  einzelnen  erz- 
bischöflichen  Provinzen^,  mitunter  auch  für  grössere  Bezirke^  oder  ganze  Länder, 
aber  daran,  volle  Unifofoität  in  der  ganzen  Earche  herzustellen,  hat  man  bis  zum 
8.  Jahrhundert  nicht  gedacht^. 

Beit  dieser  Zeit  wurde  indessen  in  Folge  der  Tendenz  der  karolingischen  Gesetz- 
gebung ,  die  kirchlichen  Einrichtungen  nach  dem  Vorbilde  der  römischen  Kirche  zu 
gestalten^,  auch  die  Oottesdienstordnung  im  Frankenreiche  mit  der  römischen  theil- 
weise  in  ITebereinslimmung  gebracht^.   Wenngleich  diese  Bestrebungen  in  der  frän- 


ff.  4  tom. ;  Heinr.  Denzinger,  ritus  Orieu- 
Ulium,  Coptor.,  Syior.  et  Armenior.  in  admini- 
fitcandis  saeramentis.  Wlrceboig.  1864.  2  tom. 

1  Aasgabeu  des  sog.  oido  Romanas  vulgatus  von 
Georg  Gassander.  Colon.  1559. 1561 ;  dann  in 
M.  Hiitoip,  de  divinis  catholicis  offlciis  ac 
minist  ariis  etc.  Colon.  1568.  Rom.  1591.  Paris 
1610.  1612  und  von  G.  Ferrarius.  Rom.  1591. 
Paris  1610.  1624.  Fünfzehn  (bez.  16)  oidinoB 
KoiTiani  sind  herausgegeb.  in  Mabillon  mas. 
Itsi.  (s.  vor.  Anm.  nnd  auch  Migne,  patrolog. 
T6,  851  ff.).  Den  ältesten  (daselbst  no  II.),  aach 
W  Murator  1  (2, 289 ff.)  legt  man  dem  Bischof 
GeUsins  I.  (f  496)  bei ,  obschon  die  ordines  Ro- 
mini  nur  Einzelnes  enthalten,  was  aas  den  Zeiten 
desselben  und  Gregors  I.  (f604)  herrühit,  vgl. 
Rheinwald  in  Ersch  u.  Graber,  allgem. 
Encyklopädie.  Sekt.  III.  Th.  Vu.  d.  Wort:  Ordo 
Romanus;  Cl.  Meckel,  üb.  d.  Alter  der  beiden 
eisten  romischen  Ordines  Mabillons  in  der  Tü- 
binger Quartalschrift  1862.  S.  50  ff. ;  Jacob- 
sons d.  Real-Encyklop.  v.  Herzog.  2.  Aufl. 
11,90;  Kober  in  Wetzer  u.  Weite,  Kircheu- 
lexlkon  1.  Aufl.  7,  812  u.  Grisar  in  Zeitschr. 
f.  kathol.  Theologie.  Innsbruck  9  (1885)  S.  385. 

-  S.  d.  ep.  Innoc.  I.  ad  Deceut.  Eugubin.  v. 
416  (nach  der  Bd.  III.  S.  684  n.  1.  citirten  Stelle) : 
,3tepe  dllectiouem  tuam  ad  urbem  venisse  ac 
nobisoum  in  ecclesia  conTenisse,  non  dubium  est 
et  quem  morem  rel  in  consecrandis  mysteriis  vel 
in  ceteris  agendis  arcaiüs  teneat,  cognovisse. 
Qnod  saffloere  ad  informationem  ecclesiae  tuae 
Tel  reformationem ,  si  praecessores  tui  minus 
aliquid  aut  aliter  tenuerunt,  satis  certum  habere- 
mns,  nisi  de  aliqulbus  consulendos  nos  esse 
dnxisses". 

3  S.  die  folg.  Anmerkungen. 

*  So  Yannes  465  c.  15  :  „ut  vel  intra  provin- 
dam  nostram  sacrorum  ordo  et  psallendi  una 
Sit  consuetudo^.  Gerona  517  c.  1 :  „De  institu- 
tione  missarum,  ut  quomodo  in  metropolitana 
ecclesia  flunt ,  ita  in  dei  nomine  in  omni  Tarra- 
conensl  provineia  tarn  ipsius  missae  ordo  quam 
psallendi  vel  ministrandi  consuetudo  servetur". 

5  S.  die  Plenarsynode  v.  Carthago  (XI.  v. 
J.  401)  c.  9.  (Dionys.  c.  102) :  „ut  preces  quae  pro- 
batae  fuerint  in  concilio  sive  praefationes  sive  com- 
mendationes  seu  manus  impositiones  ab  omnibus 
<^elebrentur'' ;  und  die  Nationalsynode  v.  Agde  506 
(Bd.  III.  S.  529  n.  7.)  c.  30 :  „  . . .  ut  sicut  ubi- 
qoe  fit  et  post  antiphonas  coUectiones  per  ordi- 


nem  ab  episcopis  vel  presbyteris  dicantur  et 
hymni  matutlni  vel  vespertini  diebus  omnibus 
decantentur  et  in  concluslone  matutinarum  vel 
vespertinarum  missarum  post  hymnos  oapitella 
de  psalmis  dicantur  et  plebs  coUecta  oratione 
ad  vesperam  ab  episcopo  cum  benedictlone  di- 
mittatur";  Toledo  IV.  v.  633  c.  2:  „  .  .  .  Unus 
igitur  ordo  orandi  atque  psallendi  a  nobis  per 
omnem  Hispaniam  et  Galliam  conservetur,  unus 
modus  in  missarum  solemnitatibus,  unus  in  ves- 
pertinis  matutinisque  offlciis  neo  diversa  sit 
ultra  in  nobis  ecclesiastica  consuetudo  ... ;  c.  13 
(Tolet.XI.  675  c.  3)  Dist.  XU;  für  das  Saeven- 
reich  Braga  I.  v.  563  (Bd.  III.  S.  694  n.  8.)  c.  1 
—4  (c.  14.  Dist.  XII);  für  das  burgundische 
Epson  V.  517  c.  27:  ^Ad  celebranda  divina  of- 
flcia  ordinem ,  quem  metropolitani  tenent,  pro- 
vinciales  observare  debebunt^^. 

8  Das  zeigt  jedenfalls  der  Brief  Gregors  I.  an 
Augustin,  Jaff^  reg. II.  ed.  n.  1883,  ed.  Bened. 
2,  1150,  wenn  schon  derselbe  kaum  für  acht  zu 
erklären  ist,  s.  interrog.  III :  „Cum  una  sit  fldes, 
cur  sunt  ecclesiarum  consuetudiues  tam  diversae 
et  altera  consuetudo  missarum  est  in  s.  Romana 
ecclesia  atque  altera  in  Galliarum  ecclesiis  tene- 
tur?  Responsio  b.  Gregorii  papae . . . :  Sed  mihi 
placet,  ut  sive  in  Romana  sive  in  Galliarum  sive 
in  qualibet  ecclesia  aliquid  invenisti ,  quod  plus 
omnipotenti  deo  possit  placere,  soUlcite  eligas 
et  in  Anglorum  ecclesia  quae  adhuc  in  flde  nova 
est,  institutione  praecipua  quae  de  multis  eccle- 
siis colligere  potulsti  infundas. . . .  Ex  singulis 
ergo  quibusque  ecclesiae,  quae  pia,  quae  reli- 
giosa,  quae  recta  sunt,  elige  et  haec  quasi  in 
fasciculum,  collecta  apud  Anglorum  mentes  in 
consuetudiuem  depone^'  (auch  in  c.  10  Dist.  XII). 

7  Bd.  III.  S.  703. 

8  Admonitio  Caroli  M.  v.  789  c.  80,  Bore- 
tius  capit.  1, 61 :  „Omni  clero,  ut  cantum  Roma- 
num  pleniter  discant  et  ordinabiliter  per  noctur- 
nale  vel  gradale  offlclum  peragatur,  secundum 
quod  b.  m.  genitor  noster  Pippinus  rex  decreta- 
vit,  ut  fleret,  qnando  Gallicanum  tulit  ob  unani- 
mitatem  apostolicae  sedis  et  s.  dei  ecclesiae  pa- 
ciflcam  concordiam.''  eiusd.  epist.  gener.  zw.  786 
u.  800,  ibid.  p.  80;  Jaff^,  monum.  Carolina 
p.  139;  Abel-Simson,  Karl  d.  Gr.  2,  277. 
lieber  die  Bemühungen  Ludwigs  d.  Frommen, 
römische  Antiphonarien  einzuführen,  s.S  1  m  s  o  u , 
Ludwig  d.  Fr.  1,  294.  Vgl.  femer  die  capit.  de 
examinandls  ecclesiastlcis  (802  ?)  c.  2 ,  Bore- 
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kisehen  Geistlichkeit  ihre  Unterstützung  und  Forderung^  fanden,  so  ist  doch  anoh 
damals  noch  nicht  volle  üebereinstimmung  und  Einheit  erreicht^,  ja  mit  dem  Ver- 
fall des  karolingischen  Reiches  die  bereits  anf  die  einheitliehe  Gestaltung  der  Li- 
turgie gehende  Entwickelung  wieder  unterbrochen  worden.; 

Erst  in  der  Mitte  des  11.  Jahrhunderts,  gleich  am  Beginne  einer  neuen  Epoche 
in  der  Entwickelung  des  Papstthums,  nimmt  derjenige  Papst,  welcher  diese  einleitet, 
Leo  IX,  die  Bestrebungen,  die  Beobachtung  der  römischen  Ordnung  zur  Geltung 
zu  bringen,  wieder  auf^.  Bald  nacher  sucht  Gregor  Vn.  auf  die  Beseitigung  der 
eigenthtlmlichen  Liturgie  in  Spanien  hinzuwirken  ^ ,  aber  zu  allgemeinen  geaetzgebe- 


tlus  1,  110  :  „Qualiterque  psalmos  habeant  qua- 
llteique  cnrsum  Buum  sive  diumum  vel  nootur- 
num  adimpleie  secundom  usum  Romanuxn  pre- 
raleant.^ 

1  Vgl.  die  Prüfungsfragen  behufs  Weihe  der 
Geistlichen,  welche  wohl  von  einem  Bischöfe 
nach  803  verfasst  sind,  c.  i,  Boretlns  1,234: 
,,Mi88am  vestiam  secundum  ordinem  Romanum, 
quomodo  nostls  yel  intellegitls,"  c.  7. :  „Officium 
divinum  secundum  rltum  Romanum  in  statutis 
soUemnltatlbus  ad  tecantandum  quo  modo  scitis." 
Auf  der  Mainzer  Refoimsynode  ▼.  813  wurde 
yerlangt,  dass  die  Taufe  glelchmässig  nach  der 
römischen  Welse  gespendet,  c.  4  Mansl  14,  16, 
auf  der  Aachener  t.836,  dass  die  Bittgänge  nach 
romischem  Vorbilde  am  25.  April  gehalten  werden 
sollten,  II.  10,  1.  c.  p.  678.  Das  erstere  hat  dann 
die  Mainzer  Provlnzlalsynode  ▼.  847.  c.  3,  1.  c. 
p.  900.  ausdrücklich  angeordnet.  Vgl.  auch 
Walafrld  Strabo  de  rebus  ecclesiastids  c.  25, 
Mlgnell4,  955:  Plenarlus  offlclorum  ordo  qul 
unus  per  Romanum  orbem  servatur,  post  antl- 
qultatem  muUls  temporlbus  evolutam  est  Instl- 
tutus  et  ad  omnem  emlnentlam  sanctae  rellgionls 
dilatatus  ...  (p.  956) :  Sed  prlvilegio  Roman ae 

sedls  obser?ato factum  est ,  ut  In  omnlbus 

pene  latlnorum  ecdesils  consuetudo  et  maglste- 
rium  elusdem  sedls  praevaleret,  qulanon  est  alia 
traditio  aeque  sequenda  vel  in  fldel  regula  vel 
in  observationum  doctrlna". 

Für  England  fs.  Bd.  III.  S.  702.  n.  1)  kommt 
In  Betracht  die  Synode  v.  Glovesboe  v.  741  c.  13, 
Mansl  12,  399:  „ut  uuo  eodemque  modo  doml- 
nicae  dispensatlonis  In  oarne  s.  festlvltates  In 
Omnibus  ad  eas  rite  competentibus  rebus,  1.  e.  In 
baptlslml  officio,  in  mlssarum  celebratione,  in 
cantilenae  modo  celebrentur,  luxta  exemplar 
quod  de  Romana  habemus  ecclesla.  Itemque ,  ut 
per  gymm  totlus  annl  natalitia  sanctorum  uno 
eodemque  die  iuxta  martyrologium  elusdem  Ro- 
manae  eccleslae  cum  sua  slbl  convenienti  psal- 
media  seu  cantllena  venerentur^. 

2  Walafrid.  Strabo  1.  c.  p.  956:  „Et  qula  Gal- 
licana  ecclesla  virls  non  minus  perltlssimis  In- 
structa  sacror.  offlclorum  Instrumenta  habebat, 
non  minima  ex  eis  allqua  Romanorum  offlclis 
immlxta  dicuntur,  quae  plerlque  et  verbls  et  sono 
se  a  oeterls  cantibus  discemere  posse  fateantur'*', 
6.  femer  Thomassln,  vetus  ac  nova  disclpllna. 
P.  I.  lib.  II.  c.  80.  n.  9.    Vgl.  auch  das  Folgende. 

3  So  bei  der  Bestätigung  des  Primates  für  den 
Erzbischof  zu  Trier  1049  (Bd.  I.  S.  609),  Mansl 
19,  724  :  „Romana  mltra  oaput  vestram  Insignl- 
7lmus :  qua  et  vos  et  successores  vestrl  In  eccle- 


slastiels  offldls,  Romano  more,  semper  utamlni 
semperque  tos  esse  Romanae  sedls  dlsdpalos, 
remlnisoaminl* ;  bei  der  Bestimmung  über  den 
Altar  des  h.  Remiglus  zu  Rheims  1049,  Anselml 
monachi  itinerarium  ,  Watterich,  vltae  rom. 
ponUf.  1,  123;  Mansl  19,  736:  „ut  ad  altare 
. . .  non  indlscrete  slcut  hactenus  sacrosancta 
mysteria  agerentur,  sed  secundum  morem  Roma- 
nae eccleslae  VII  tantummodo  sacerdotes  .  .  . 
ad  hoc  officium  deputarentuf**.  Vgl.  femer  die 
Erzählung  in  Ekkehardi  chron.  v.  1053 ,  S8.  6, 
196 ,  nach  welcher  der  Papst  in  Worms  einen 
Diakon  Humbert,  well  er  die  Lektion  zuwider 
dem  römischen  Brauch  singend  Yorgetragen  hatte 
und  dem  wiederholten  Befehle  des  Papste« ,  das 
Singen  zu  unterlassen,  nicht  nachgekommen 
war,  abgesetzt  haben  soll ,  s.  auch  Stelndorff, 
Heinrich  III.  2, 188. 189.  Gegenüber  den  Orien- 
talen hat  aber  Leo  IX.  einen  andern  Standpunkt 
Tertreten,  ep.  ad  Michael.  Gonstant.  patriarch. 
V.  1053.  c.  29;  Mansl  19,  652:  „omnes  Latl- 
norum basilicas  penes  tos  clauslstis ,  monachls 
monasterla  et  abbatibus  tulistis,  donec  Yestris 
viyerent  Institutis.  Ecce  In  hac  parte  Roiaana 
ecolesia  quanto  dlscretior,  moderatior  et  de- 
mentier Yobls  est !  Sl  quldem  cum  intra  et  extra 
Romam  plurlma  Graecorum  reperiantur  mo- 
nasterla siYe  eccleslae,  nullum  eoram  adhuc  per- 
turbatur  yoI  prohlbetur  a  patema  traditione  sIyo 
sua  consuetudlne  . . .  Seit  namque ,  qula  nil  ob- 
sunt  salutl  credentlum  dWersae  pro  loco  et  tem- 
pore consuetudines,  quando  una  fldes  per  dllec- 
tlonem  sperans  bona  quae  potest ,  uni  deo  com- 
mendat  omnes^  (theilwelse  in  c.  3.  Dist.  X.II); 
B.  auch  Hef  ele,  Conzll.  Gesch.  4,  874. 

4  In  Arragonien  war  die  sog.  gothlsche  oder 
mozarabische  Liturgie  (Palmer  in  Herzog, 
Real  -  Encyklopädie  d.  protestant.  Theologie 
1.  Aufl.  10,  77;  Gams,  Kirchengesch.  y.  Spa- 
nien 1,  81  ff.  103  ff.  339;  in.  2,  391 ;  Hefele, 
Cardinal  Xlmenez  1844.  S.  150  ff.)  1.  J.  1071 
durch  die  Synode  zu  Juan  de  la  Penna  (nicht 
schon  durch  die  zu  Jacca  1060  u.  1063,  Hefele, 
Conzll.  Gesch.  4,  849)  beseitigt  worden,  He- 
fele S.  883,  Gams  IL  2,  422.  Gregor  VH., 
welcher  deswegen  den  König  S  ancho  1074  be- 
lobte, reg.  I.  63 ,  ed.  Jaff^  p.  82,  forderte  In 
Folge  dessen  in  demselben  Jahre  auch  die  Kö- 
nige Alfons  VI.  Y.  Leon  und  Sancho  II.  y.  Ga- 
stillen zar  Einführung  der  römischen  Liturgie 
auf,  reg.  I.  64,  L  c.  p.  83 :  „adhortor  et  moneo, 
ut  Yos  , . .  Romanae  eccleslae  ordinem  et  offlcium 
recipiatis,  non  Toletanae  yoI  cuiuslibet  allae, 
sed  Istius ,  quae  a  Petro  et  Paulo  supra  flrmam 


§.  199.] 
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risohen  Maassnahmen  ist  der  pftpstliohe  Stuhl  noch  Jahrhiinderte  lang  nicht  gesehritr 
ten.  ZonSchst  handelte  es  sich  seit  dem  1 1.  Jahrhundert  vorerst  nm  die  Feststellung 
des  obersten  und  absoluten  Gesetzgebuugsrechtes  desselben ,  und  um  die  praktische 
DnichfUhrung  der  Einheit  in  Angelegenheiten,  welche  fttr  die  weitere  kirchliche  £nt- 
Wickelung  und  namentlich  für  die  Machtstellung  des  Papstthums  eine  viel  grössere 
Bedeutung,  als  die  Einheit  in  der  Liturgie,  hatten.  Später,  als  das  Papstthum  seine 
Ziele  verwirklicht  hatte ,  haben  wohl  einzelne  Päpste  Anordnungen  in  Betreff  neuer 
Feste  und  der  gottesdienstlichen  Feier  derselben  erlassen^,  aber  da  im  Grossen 
und  Ganzen  die  römische  Liturgie  in  Folge  der  Richtung  der  kirchlichen  Entwickelung 
immer  mehr  und  mehr  von  selbst  Eingang  gefunden  hatte,  keine  umfassenderen  Ver- 
suche zur  HerstelluDg  der  Uniformität  im  Gottesdienste  gemacht. 

Erst  seit  dem  16.  Jahrhundert,  als  gegenflber  der  protestantischen  Reformation 
das  Bedflrfiiiss  hervortrat,  die  katholische  Gottesdienstordnung  möglichst  genau  zu 
fixiren,  sind  in  der  hier  fraglichen  Beziehung  entscheidende  Schritte,  welche  den 
heute  geltenden  Zustand  herbeigeftlhrt  haben,  unternommen  worden.  *  Das  Konzil  von 
Trient  konnte  diese  Aufgabe,  welche  ihm  gleichfalls  zugefallen  war,  nicht  mehr  lösend 
und  übertrug  die  Revision  des  Breviers  und  des  Missales  dem  Papste  ^.  In  Folge 
dessen  sind  die  noch  heute  ftlr  den  Gottesdienst  massgebenden  Ritualbflcher  auf  Ver- 
anlassung der  Päpste  festgestellt  und  von  ihnen  publicirt  worden,  nämlich  ausser  dem 
Breoiarntm  Romarwm  ^  für  die  Messfeier  das  Mtssale  Romanum  von  Pius  V.  im  J.  1570 
(von  Clemens  VIII.  1604  und  von  Urban  VIQ.  1634  verbessert),  femer  für  die  bischöf- 
lichen Funktionen  das  PmHficaU  Romanum  von  Clemens  VIII.  1596  (verbessert  von 
ürban  VIII.  1644  und  vermehrt  von  Benedikt  XIV.  1752] ,  sowie  das  CaeremorUale 
q^iseoporum,  ebenfalls  von  Clemens  VIII.  1600  (verbessert  von  Innocenz  X.  1650 
und  von  Benedikt  Xin.  1727,    revidirt  von  Benedikt  XIV.  1752) ,  endüch  ftlr  die 


petnm  per  GhriBtum  ftindata  est . . .  sicat  cetera 
legna  oecidentls  et  septentrionis  teneatis^'.  Als 
Alfoiu  diesem  Eisuchen  entsprach,  erhob  sich  in- 
dessen eine  lebhafte  Opposition,  deren  Beseitigung 
Gregor  VII.  1076  dem  Bischof  v.  Burgos  an  das 
Ben  legte,  reg.  III.  18,  L  c.  p.  233.  Aber  auf 
einem  Konzil  zu  Burgos  blieb  bei  dem  fort- 
dauernden Widerstand  der  Opposition  gegen  die 
Neuerung  nichts  anderes  übrig,  als  den  Zwei- 
kampf entscheiden  zu  lassen,  bei  welchem  der 
Bitter  der  mozarabischen  Liturgie  siegte  (ob  1077 
oder  1080  ist  nicht  zu  entscheiden),  Gams 
IL  2,  461.  Wenn  nun  auch  1086  ein  Konzil  zu 
Batgot,  an  welchem  ein  päpstlicher  Legat  theil- 
nahm,  die  römische  Liturgie  eingeführt  haben 
wU,  Man si  20,  574,  und  Gregor  VIL  1.  J.  1081, 
reg.  VIU.  25,  I.  c  p.  471,  dem  Konig  Alfons  VL 
for  die  Annahme  der  römischen  Liturgie  dankt, 
10  wurde  doch  auf  der  Ton  dem  Legaten  UrbansII. 
1091  zu  Leon  abgehaltenen  Synode  nochmals  die 
Beseitigung  der  spanischen  Liturgie  eingeschärft 
Da  weiter  gleichzeitig  berichtet  wird,  Mansi 
20,737 :  „sacerdotes  de  flde  catholica  colloquentes 
statuerunt,  nt  secundnm  regulam  b.  Isidori  His- 
pdensis  archiepiscopl  eccleslastlca  offlcia  in 
Hispania  regerentur'^,  so  ergiebt  dies  alles,  dass 
man  sieh  zu  einzelnen  Konzessionen  in  Betreff 
(ier  Beibehaltung  gewisser  alter  Eigenthümlich- 
Uiten  hat  verstehen  müssen,  Hefele5,  180. 
Jedenfalls  ist  die  mozarabische  Liturgie  in  einigen 


Kirchen  Spaniens  in  Geltung  geblieben  und  dies 
auch  durch  Julius  II.  1508  und  1512  geneh- 
migt worden.  Gegenwärtig  wird  sie  noch  in 
sechs  Kirchen  zu  Toledo,  in  einer  zu  Salamanca 
und  in  einer  zu  Valladolid  beobachtet,  Gu^- 
ranger,  institutions  liturgiques.  Paris  1840. 
o  292 

'  1  So  Urban  IV.  1264  hinslchtlioh  des  Frohn- 
leichnamfestes,  s.  die  betreffende  und  die 
Emeuerungsbulle  für  dieselbe  t.  Clemens  V. 
y.  1311  in  dem.  un.  de  reliqu.  III.  16,  femer 
BonifazYIII.  in  Betreff  der  Feier  der  Feste  der  12 
Apostel,  der  4  Evangelisten  und  der  4  Doktoren 
(Gregor  I.,  Augustinus,  Ambrosius  und  Hlerony- 
mus)  c.  un.  in  VIto  de  reliqu.  et  vener.  ss.  III.  22 ; 
Gregor  XI.  1312  hinsichtlich  der  Opferung  Maria 
(f es  tum  praesensationis)  und  Urban  VI.  1389 
hinsichtlich  der  Heimsuchung  Maria  (festnm 
visitationis),  Gieseler,  Kirchengeschiohte  II, 
3,  272. 

2  Bd.  m.  8.  445.  ,447. 

*  Sess.  XXV.  contin.  de  indiee. 

4  Bd.  I.  S.  142  n.  1.  Zu  der  dort  angegebenen 
Literatur  ist  noch  nachzutragen :  A.  Berge l ,  die 
Emendation  des  röm.  Breviers  unter  Papst  Cle- 
mens YUI.  in  Zeitschr.f.  kath.  Theologie 8, 289; 
Probst,  Brevier  in  Wetz  er  n.  Weite,  Kir- 
chenlexikon .  2.  Aufl.  2, 1257 ;  R  e  u  8  c  h ,  d.  Index 
d.  verbotenen  Bücher.  Bonn  1883.  1,  438. 


10 


I.  Die  Hierarchie  und  die  Leitung  der  Kirche  durch  dieselbe. 


[§.  i«9. 


Funktionen  der  Seelsorger  das  Rituale  Romanum  yon  Paul  V.  1614  (revidirt  von 
Benedikt  XIV.  1752)  i. 

Der  Gebrauch  des  PmHficale  und  des  Caeremoniale  ist  fflr  die  ganze  latei- 
nische Kirche  obligatorisch  vorgeschrieben  und  zugleich  die  Anordnung  ge- 
troffen f  dass  an  ihnen  nichts  ohne  pftpstUche  Genehmigung  geändert  werden  dürfet 
so  dass  also  dadurch  auch  die  Rechtsgttltigkeit  entgegenstehender  Gewohnheiten  ans- 
geschlossen  worden  ist  3. 

Das  Missale  und  das  Breviarium  sollte  dagegen  nur  in  demjenigen  Kirchen,  in 
welchen  bei  ihrer  Publikation  der  Ritus  der  römischen  Kirche  gewohnheitsmassig 
innegehalten  wurde  oder  beobachtet  werden  musste,  zur  Anwendung  kommen,  und 
fQr  dieselben  allein  dann  eine  Ausnahme  statthaben,  wenn  ein  anderer  Ritus  seit 
mehr  als  200  Jahren  und  zwar  zufolge  Billigung  des  päpstlichen  Stuhles  bei  der 
ersten  Einrichtung  der  Kirche  oder  zufolge  Gewohnheit  beobachtet  worden  war^. 


^  Die  betreffenden  Ballen  und  Breven  sind 
regelmässig  den  Ausgaben  vorgedruckt.  Vgl.  auch 
die  folg.  Anmerkungen. 

Hinzu  treten  noch  das  Mariyrologium  ro- 
manum ,  verbessert  auf  Veranlassung  Gregors 
Xin.,  B.  const  Emendata  v.  14.  Januar  1684,  re- 
vidirt unter  Urban  VIII.,  Clemens  X.,  Sixtus  V. 
und  Benedict  XIV.,  und  das  s.  g.  offieium  b,  Ma- 
riae  virginis  ,  verbessert  unter  Plus  V. ,  s.  const. 
Supemi  V.U. März  1571,  bullar.  Taurin.  7,897. 

2  Clemens  VIII.  const.  Ex  quo  in  ecclesia  v. 
10.  Februar  1596 :  „ . . .  Statuen tes :  Pontiflcale 
praedictum  nullo  unquam  tempore  in  toto  vel  in 
parte  mutandum  vel  ei  aliquid  addendum  aut 
omnino  detrahendum  esse  ao  quascunque  per- 
sonas,  quae  pontiflcalla  munera  exercere  vel  alias 
quae  in  Pontificali  continentur ,  facere  aut  exe- 
qui  debent,  ad  ea  peragenda  et  praestanda  ex 
buius  Pontlflcalis  praescripto  et  ratione  teneri, 
neminemque  ex  iis ,  quibus  ea  exercendi  et  fa- 
ciendi munus  impositum  est,  nisi  formulis,  quae 
hoc  ipso  Pontiflcali  continentur,  satisfacere  posse. 
Omnibus  igitur  et  singulis  patriarchis,  archiepi- 
scopis,  episcopis  et  caeteris  ecolesiarum  praelatis 
necnon  aliis  quibuscumque  personis  ecclesiasti- 
cls  .. .  praecipimusetmandamus,  utomissls,  quae 
sie  suppressimus  et  abolevimus,  caeteris  omnibus 
Pontiflcalibus,  boc  nostrum  in  suis  ecclesiis,  mo- 
nasteriis,  conventibus,  ordinibus,  militiis,  dioe- 
cesibus  et  locis  praedictis  reclpiant  illoque 
posthao  perpetuo  utantur";  Ja  die  const.  Urbans 
VIII. :  Quam  vis  alias  v.  17.  Juni  1644  schreibt 
vor,  dass  ausserhalb  Roms  keine  Exemplare  ohne 
Genehmigung  der  Inquisitoren  oder  (in  Ermange- 
lung solcher)  der  Ordinarien  gedruckt  werden  * 
dürfen.  In  Betreff  des  Caeremoniale  s.  const. 
Clemens  VIII. :  Cum  novissime  v.  14.  Juli  1600. 
Für  das  Martyrologium  ordnet  die  cit.  const.  Cbe- 
gors  XIII.  dasselbe  an. 

8  Congr.  rit.  v.  10.  Jan.  1852,  Gardellini 
decreta  autbentica  congregationis  sacrornm  ri- 
tuum.  ed.  III.  Romae  1856  ff.  n.  5165  zu  IV ;  4, 
159:  ^Etiamsi  ecclesia  Ceuomanensis  sibi  de 
breviario  iterum  atque  iterum,  ut  Ubuerit  pro- 
videre  queat ,  an  istiusmodi  facultas  extendenda 
Sit  ad  Pontiflcale ,  Caeremoniale,  Martyrologium 
et  Rituale  Romanum,  ita  videl.,  ut  praeceptivas 
praedictorum  regulas  tolerante  nempe  aut  per- 


mittente  aut  etiam  aliter  quippe  statuente  reve- 
rendissimo  episcopo  canonici  aliive  sacerdotes 
possint  illaesa  conscientia  infringere  aut  omittere 
sicque  reved.  episcopi  voluntas  bis  in  casibui 
Bit  pro  ipsls  suf flciens  dispensatio  ?  Negative  et 
amplius'^ 

Unvordenkliche  lobliche  Gewohnheiten,  welche 
schon  bei  Einführung  des  Caeremoniale  bestan- 
den haben,  hat  aber  die  Congr.  rit.  in  fester 
Praxis  mit  Rücksicht  darauf,  dass  die  const  cit. 
Clem.  VIII.  nur  den  ,,conBuetudinibus"  schlecht- 
hin derogirt,  als  durch  das  Caeremoniale  nicht 
beseitigt  erachtet ,  G  a  r  d  e  1 1  i  n  i  ed.  cit  n.  270. 
n.  318.  479.  1582, 1.  c.  1,  61.  72.  117.  276;  an- 
ders  gegenüber  dem  Pontiflcale ,  1.  c.  n.  5158  t. 
29.  März  1851, 1,  c  4, 156. 

*  Const.  Pii  V. :  Quo  primum  v.  14.  Juli  1570 : 
„ue  in  posteram  futuris  temporibus  in  omnibus 
christiani  orbis  provinciaram  patrlarchalibns, 
cathedralibuB ,  coUegiatis  et  parochialibns,  sae- 
oularlbus  et  quorumvis  ordinum,  mouasteriornm, 
tarn  virorum  quam  mulierum,  etiam  militiarum 
regularibus  ac  sine  cura  ecclesiis  vel  capellis,  in 
quibus  missa  conventualis  alta  voce  cum  choro 
aut  demissa  celebrari  iuxta  Romanae  ecclesiae 
ritum  consuevlt  vel  debet,  alias  quam  iuxta 
missalis  a  nobis  editi  formulam  decantetur  aut 
recitetur,  etiamsi  eaedem  ecclesiae  quovis  modo 
exemptae,  apostoUcaesedisindulto,  consuetudine, 
privilegio,  etiam  iuramento ,  couflrmatione  apo- 
stolica  vel  aliis  quibusvis  facultatibus  muuitae 
sint,  nisi  ab  Ipsa  prima  institutione  a  sede  aposto- 
lica  approbata  vel  consuetudine  quae  vel  ipsa 
institutio  super  ducentos  annos  missarum  ce- 
lebrandarum  in  eisdem  ecclesiis  assidue  obser- 
vata  Bit :  a  quibus ,  ut  praefatam  celebrandi 
constitutionem  vel  consuetudinem  nequaqaam 
auferimuB,  sie  si  missale  hoc ,  quod  nunc  in  lu* 
cem  edi  curavimus ,  iisdem  magis  placeret,  de 
episcopi  vel  praelati  capitulique  universi  con- 
sensu ,  ut  quibusvis  non  obstantibus  iuxta  illnd 
missas  celebrare  permittimus ,  ex  aliis  vero  om- 
nibus ecclesiis  praefatis  eorumdem  missalium 
usum  tollendo  illaque  penitus  et  omnino  reil- 
ciendo'^  Ebenso  auch  die  const.  Pii  V. :  Quod  a 
nobis  V.  1568  in  Betreff  des  Breviers  (Bd.  I. 
S.  142  n.  7),  welche  ihren  Geltungsbereich 
gleichfalls  durch  die  Wendungen :  „orbis  ecclesiis, 
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Durch  die  erstgedachte  Beschränkuiig  sind  die  Kirchen  der  uuirten  Orientalen ;  für 
welche  keine  Verpflichtung  den  römischen  Ritus  einzuhalten  bestand^,  ausgenommen 
worden,  femer  diejenigen,  in  denen  ein  nicht  auf  der  römischen  Liturgie  ruhender 
Bitos,  wie  der  ambrouianische  in  Mailand  ^  und  der  mozarabische  in  einzelnen  Ka- 
peUen  zu  Toledo  ^  hergebracht  war.  Der  Geltungsbereich  der  Bullen  war  also  und 
ist  noch  heute  abgesehen  von  den  ebenerwähnten  beiden  Ausnahmen  das  Gebiet 
der  lateinischen  Kirche,  weil  im  übrigen  überall  vorbehaltlich  einzelner  Ab- 
weichungen die  römische  Liturgie  die  Grundlage  bildete ,  und  innerhalb  dieses  An- 
wendungsgebietes blieben  nur  solche  Verschiedenheiten,  welche  seit  mehr  als 
200  Jahren  hergebracht  waren  ^,  unberührt^.  Unzulässig  ist  die  Aenderung  und 
Verbesserung  solcher  Missalien  und  Breviarien  ^  oder  gar  die  Einführung  neuer,  von 
den  römischen  verschiedener.  Dagegen  kann  das  bisherige  alte  Missale  oder 
Brevier  durch  den  Bischof  oder  den  Prälaten  mit  Konsens  seines  Kapitels  inner- 
halb des  Jurisdiktionssprengeis  zu  Gunsten  des  römischen  beseitigt  werden'',  dann 


in  qoibuB  alias  officium  dlTinom  Romanae  eeole- 
siae  dici  debet  aat  oonsuevit^  und  ^quoscumque 
qoi  horas  canoniacs  ex  moie  et  ritu  ipsius  Ro- 
manae ecdesiae  iure  vel  consuetudlne  dicere  vel 
psallere  debent",  beatimmt. 

>  Vgl.  Bouix  1.  c.  p.  267.  268. 

2  Miwale  Ambiosianum  Gaioli  Gajet.  car- 
dinalifl  de  Gaisruck  archiepiscopi  auctoritate 
leeopiltum.  Mediolani  1831.  S.  Augusti 
Denkwürdigkeiten  4,  281  ff.  uud  Bäumker 
(Biiklez)  in  Wetzer  u.  Weite,  Kirohen- 
lezikon  2.  Aufl.  1,  693.  Seine  Beibehaltung  war 
im  J.  1497  duich  Alexander  VI.  genehmigt 
voiden. 

»  S.  0.  S.  8  n.  4. 

*  Wie  dies  z.  B.  in  manchen  französischen 
Kirchen ,  so  in  Lemans,  s.  die  species  facti  zu 
der  S.  10  n.  3  mitgetheilten  Entscheidung ,  fer- 
ner bei  Terschiedenen  Mönchsorden  (den  Bene- 
diitinem,  den  Prämonstratensern ,  den  Domini- 
kanern und  Carmellten)  der  Fall  war. 

^  Eine  andere  Auslegung  der  Bulle  ist  nicht 
möglich.  Die  Beschränkung  auf  die  Kirchen, 
in  welchen  die  romische  Liturgie  hergebracht  oder 
zu  beobachten  war,  kann  ausser  auf  die  im  Text 
genannten  nicht  auf  alle  Kirchen ,  in  denen  ein 
blofl  abweichender  Ritus  bestand ,  bezogen  wer- 
den. Dies  würde  einmal  dem  Zweck  der  Bulle, 
Einheit  zu  schaffen,  widersprechen.  Femer  hätte 
die  allgemeine  Derogationsklausel  für  alle  andern 
als  die  seit  200  Jahren  bestehenden  Abweichungen 
keinen  Sinn ,  da  sie  völlig  gegenstandslos  sein 
würde.  Das  ist  auch  die  überwiegende  Meinung, 
i.  die  Tielen  Gitate  bei  Bouix  p.  233  ff.  Die 
gedachte  unrichtige  Ansicht  Ist  namentlich  in 
Fiankieich  geltend  gemacht  worden,  um  hier  die 
kstehenden  Yerschiedenheiten  anfrecht  zu  er- 
Ulten,  s.  Bouix  p.  264 ff.  304  ff.  Daneben  hat 
man  dort  freilich  auch  den  von  den  Gallikanem 
vertretenen  Grundsatz ,  dass  päpstliche  Anord- 
nungen erst  durch  die  Reception  seitens  der  frau- 
zöfiischen  Kirche  Gesetzeskraft  erlangen  (Bd.  III. 
S.  743)  geltend  gemacht ,  s.  B  o  u  i  x  p.  217.  In 
Folge  dessen  haben  sich  in  Frankreich  bis  in 
«nser  Jahrhundert  hinein  Tielf ache  Abweichungen 
▼on  den  römischen  Ritualbüchem  erhalten,  auch 


haben  die  Bischöfe  im  Laufe  der  Zeit  neue,  mit 
diesen  nicht  übereinstimmende  eingeführt.  Seit 
dem  J.  1848  hat  die  ultramoutaue  Partei  sich  be- 
müht, diese  Zustände,  welche,  soweit  es  sich 
nicht  um  den  Im  Text  hervorgehobenen  Aus- 
nahmefall handelt,  allerdings  mit  den  Bullen 
nicht  vereinbar  waren ,  zu  beseitigen  ^^und  zwar 
mit  Erfolg,  F.  Friedrich,  Gesch.  des  vatika- 
nischen Konzils.  Bonn  1877.  1,  134.  571  ff. 
üeber  die  besonderen  liturgischen  Bücher  der 
Erzdiöcese  Köln,  sowie  der  Diöcesen  Münster 
und  Trier  s.  die  Liturgie  der  Erzdiöcese  Köln  v. 
e.  Priester  derselben.  Köln  1868  und  dazu  Gl. 
MeckelinReusch,  theolog. Literaturbl.  1868. 
S.  573.607;  die  päpstliche  Genehmigung  für  Köln 
belDumont,  Samml.  v.  klrchl.  Erlassen  f. 
Köln.  S.  224. 

0  S.  die  Entsch.  d.  Congr.  rit.zu  L  o.  S.  10  n.  3  u. 
das  Schreiben  Ihres  Präfekten  v.  22.  August  1851 
bei  Bouix  p.  365.  Ob  wesentliche  oder  un- 
wesentliche Aenderungen,  deren  Unterscheidung 
an  sich  unsicherist,erscheint  gleichgültig,  Bouix 
p.  302. 

"^  S.  S.  10  n.  4,  und  in  Betreff  des  Breviers 
die  clt.  Gonst.  Pins  V. :  Quod  a  nobis  v.  1568 : 
„eisdem  sl  forte  hoc  nostrum  (breviarium)  . .  . 
magls  placeat,  dummodo  eplscopus  et  Universum 
capitulum  in  eo  conseutiant,  ut  id  in  choro  di- 
cere et  psaltere  possint,  permitümus'^.  Dass  aber 
auch  Einstimmigkeit  des  Kapitels  erforderlich 
ist,  können  die  Worte  Universum  capitulum  nicht 
bedeuten ,  vielmehr  verlangen  sie  allein  die  Zu- 
stimmung des  Kapitels  als  solchen,  also  Zustim- 
mung, welche  durch  einen  gültigen  Kapitels- 
beschluss  mit  Majorität ,  s.  Bd.  II.  S.  128,  zu 
Stande  gekommen  ist,  Gavalieri,  opera  litur- 
gica.  t.  II.  c.  43.  decr.  VIII.  (386)  n.  1. 

Die  Frage,  ob  durch  die  Lostrennung  vonThei- 
len  der  Mailänder  Diöcese  und  Zuweisung  der- 
selben an  ein  anderes  Blsthum  der  Ambrosianische 
Ritus  ohne  Weiteres  beseitigt  wird,  ist  in  einem 
praktischen  Fall  von  der  Gongr.  rlt.,  Gar  dell  ini 
1.  c.  n.  4580 ;  3,  180  indirekt  verneiht  worden, 
da  sie  einen  Mittelweg  empfohlen  hat,  s.  darüber 
auch  die  a.  a.  0.  mitgetheilten  Gutachten  der 
Gonsultatoren. 
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L  Die  Hierarchie  und  die  Leitung  der  Earche  durch  dieselbe. 


[§.  m. 


bleibt  aber  die  spätere  WiedereinfÜhrang  der  alten  Ritaalbücher  fttr  immer  ausge- 
schlossen i. 

Hinsichtlich  des  Rituale  romanum  endlich  spricht  das  PnbUkationsbreve  Paul's  V. 
vom  17.  Juni  1614  abweichend  von  den  bisherigen  Eonstitntionen  seinem  WortUnt 
nach  nnr  eine  Ermahnung  an  alle  Prälaten,  Pfarrer  und  an  die  übrige  Geistlichkeit 
aus,  dasselbe  bei  den  betreffenden  Funktionen  zu  gebrauchen^.  Damit  war  jedem 
Geistlichen  3  die  Befugniss  ertheüt,  sich  bei  allen  von  ihm  vorzunehmenden  Funk- 
tionen des  neuen  Rituales  zu  bedienen.  Dagegen  hat  das  Breve  den  Oebrauch  des 
letzteren  nicht  ausschliesslich  und  obligatorisch  vorgeschrieben*,  und  wenn  die  herr- 
schende Meinung  dem  Rituale  eine  verbindende  Kraft  auf  Grund  dieses  Breve's  zu- 
schreibt^, so  ist  dies  unrichtig.  Wohl  aber  ist  demselben  durch  spätere  Anordnungen 
der  Congregatio  rituum  wenigstens  indirekt  der  obligatorische  Charakter  beigelegt 
worden  ®. 


1  So  die  Oongi.  rit.  1608  nach  Gayalieri 
1.  c.  n.  3;  8.  feiner  Bouix  p.  278. 

Auch  in  Betreff  des  offlcinm  b.  Mariae  Tiiginis 
hat  die  cit.  Const.  Plus*  V. :  Sapemi  eine  ähn- 
liche Ausnahme,  "wie  sie  für  das  Brevier  und 
Missale  besteht,  gemacht:  „offlda  qnaecumque, 
imprimis  italico  seu  qaovls  alio  rulgari  idlo- 
mate  et  sermone  quomodolicet  composita  . . .  de- 
nique  omnia  et  singula  alia  offlcia  huiusmodi, 
etiam  latino  sermone  . . .  pervulgata,  ab  omnibus 
. . .  qui  ad  recitationem  officli  B.  Mariae  virginis 
tenentar  et  obllgati  sunt ,  tollimus  et  abolemus 
.  . .  illis  tarnen  officiis  exceptis  (dummodo  tuI- 
gari  sermone ,  ut  praefatur ,  non  sint  composita) 
quae  ab  ipsa  prima  institutione  a  sede  apostolica 
expresse  approbata  fueruntyel  qaorum  officiorum 
certum  usum  consuetudine  aut  ipsa  institutione 
supra  tarnen  ducentos  annos  assidue  obser- 
vatum  fuisse  constiterit".  Vgl.  dazu  Bouix 
p.  320. 

2  ^^restabat,  ut  uno  etiam  Tolumine  compre- 
hensi,  sacri  et  sinceri  catholicae  ecclesiae  ritus, 
qui  in  sacramentorum  administratlone  aliisque 
ecdesiastiois  functionlbus  servarl  debent  ab  lis, 
qui  curam  animarum  gerunt,  apostolicae  sedis 
auctoritate  prodirent  ad  cuius  voluminis  prae- 
scriptum  in  tanta  ritualium  multitudlne  sua  ml- 
nisteria  tamquam  ad  publicam  et  obsignatam 
normam  peragerent  uuoque  ac  fldell  ductu  inof- 
fenso  pede  ambularent  cum  consensu ...  In  quo  (Rl- 
tuali}cumreceptos  et  approbatos  catholicae  eccle- 
siae ritus  suo  ordine  digestos  conspexerimus, 
lUud  sub  nomine  Ritualis  Romani  merito  eden- 
dum  publice  ecclesiae  Del  bono  iudicavimus. 
Quapropter  hortamur  in  domlno  venerab.  fratres 
patriarchas,  archiepiscopos  et  episcopos  et  dllec- 
tos  filios  eorum  vlcarlos  necnon  abbates,  parochos 
universos,  ubique  locorum  existentes  et  alios,  ad 
quos  spectat ,  ut  in  posterum  tamquam  ecclesiae 
Romanae  fllii,  eiusdem  ecclesiae  omnium  matris 
et  maglstrae  auctoritate  constituto  rituali  in  sa- 
cris  functionlbus  utantur  et  in  re  tantl  momentl, 
quae  catholica  ecclesia  et  ab  ea  probatus  usus  an- 
tiquitatis  statuit,  invlolate  observenf'. 

9  Ohne  Konsens  seines  Oberen,  s.  TOr.  Anm. 
und  Bouix  p.  336. 

«  Auf  das  „hortamur"  im  Breve  ist  allerdings 
allein  kein  Gewicht  zu  legen,  aber  darauf,  dass  das 


Rituale  das  späteste  in  der  Reihe  der  hier  frag- 
lichen Ritualbücher  bildet,  und  dass,  während  die 
Publikations  -  Constitutionen  zu  den  früheren, 
wenn  auch  mit  verschiedenen  Ausnahmen,  den 
obligatorischen  Gebrauch  derselben  Yorsehreiben 
und  die  entsprechenden  Derogationsklauseln  ent- 
halten, In  dem  Breve  davon  nicht  die  Rede  ist. 
Das  ist  auch  offenbar  die  Auffassung  der  Gongr. 
rit.  in  der  Entsch.  v.  2. Mal  1626,  Gardellini 
ed.  cit.  n.  629;  1,  147  gewesen:  „placere  sibi, 
quod  sl  non  est  introducta  observatio  ritualis  Bo- 
manl,  introducatur'^ 

5S.  PlguatelU  consultat.  t.  VIII.  cons.  73 
n.  45;  Baruffaldus  ad  rituale  Roman,  comm. 
tit  I.  n.  10;  tit.  II.  n.  2.  4.  7.  85;  Bouii 
p.  339  ff.  Die  Berufung  auf  Trident.  Sess.  VII 
de  sacram.  ean.  13,  nach  welchem  die  Lehre,  dass 
die  von  der  katholischen  Kirche  angenommenen 
und  recipirten  Riten  bei  der  Verwaltung  der  Sa- 
kramente unterlassen  oder  geändert  werden  dür- 
fen, mit  dem  Anathem  bedroht  wird,  ist  verfehlt, 
da  das  Konzil  nur  die  zu  seiner  Zeit  in  Uebung 
bestehenden  Riten  im  Auge  hat.  Wenn  weiter 
aus  einzelnen  im  Rituale  selbst  enthaltenen  all- 
gemeinen Anweisungen,  z.B.  dass  derGeistUche 
das  Buch  stets  bei  sich  haben  und  danach  am- 
tiren  soll,  argumentirt  wird ,  so  ist  das  eine  pe- 
titio  principii ,  weil  es  sich  ja  gerade  fragt ,  ob 
diese  Vorschriften  absolut  obligatorisch  sind. 
Endlich  kann  auch  auf  das  debent  in  dem  Anm. 
2  zu  Anfang  citirten  Satz  des  Breves  kein  Ge- 
wicht gelegt  werden  (so  Bouix  p.  339) ,  weil 
derselbe  blos  referirt  und  nur  die  Riten  bezeich- 
nen väll,  welche  für  die  Sakramentsspendung  und 
die  andern  geistlichen  Funktionen  überhsnpl 
nothwendig  sind ,  ohne  dabei  die  Art  des  Ritas 
in  Betracht  zu  ziehen. 

0  Nämlich  dadurch,  dass  sie  den  Gebrauch  an- 
derer Formulare  als  der  von  ihr  approbirten 
untersagt  hat,  Dekret  v.  7.  April  1832,  Gar- 
dellini ed,  cit.  n.  4681,  3  app.  p.  108:  „Uli 
soll  libri  adhibendi  et  in  illis  tantum  benedic- 
tionibus  ,  quae  Rituali  romano  sunt  conformes^ 
S.  auch  die  Regeln  im  Index  der  verbotenen 
Bücher  $.  4  (für  die  nicht  namentlich  bezeich- 
neten) :  ^^benedictiones  omnes  ecclesiasticae,  nlsi 
approbatae  fuerint  a  s.  rituum  congreg."  und  „Ri- 
tuali romano  additiones  omnes  faetae  aut  facien- 
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Während  somit  seit  dem  16.  Jahrhundert  im  Gebiete  der  römischen  Kirche  in 
der  Liturgie  nicht  nur  hinsichtlich  des  als  Kirchensprache  beibehaltenen  Latei- 
nischen^, sondern  auch  hinsichtlich  des  Inhaltes  überall  Gleichmässigkeit  erreicht 
worden  ist,  hat  die  römische  Kirche  noch  bis  heute  die  Verschiedenheiten  der  Litur^ 
gien  bei  den  unirten  Orientalen ^  bestehen  lassen,  offenbar,  weil  sie  bei  der  steten 
Gefahr  einer  möglichen  Lostrennung  derselben  von  Rom  in  Betreff  dieser  mit  Scho- 
nung und  Rücksicht  vorzugehen  genöthigt  ist. 

ni.  Der  Erlass  von  Anordnungen  in  Betreff  der  Liturgie  und 
des  Gottesdienstes  nach  dem  geltenden  Rechte.  Das  Recht,  Anordnungen 
hinsichtlich  der  Liturgie  und  des  Gottesdienstes  zu  treffen,  also  die  Formen  und  Riten 
für  die  Verwaltung  der  heiligen  Handlungen  festzusetzen,  neue  Gottesdienste  und 
Gebete  einzuführen  und  über  Art ,  Zeit  und  Ort  des  Gottesdienstes  und  der  Gebete 
zu  bestimmen,  konunt,  weil  es  sich  dabei  um  die  Ausübung  der  Gesetzgebung  handelt, 
fOr  die  ganze  Kirche  dem  Papste  ^  zu^.  Die  dem  Gesetzgebungsrechte  desselben 
durch  das  jus  divinum  gesetzte  Schranke  ^  äussert  sich  hier  darin ,  dass  ihm  die  ^e- 
stiDunung  über  die  Spendung  der  Sakramente  und  der  Sakramentalien,  sowie  die 
Verwaltung  des  Messopfers  insoweit,  als  die  daftlr  in  Frage  konunenden  Vorschriften 
uf  göttlicher  Anordnung  und  Einsetzung  beruhen,  entzogen  ist<^. 

Das  Recht  der  Bischöfe  und  der  anderen  Lokalgewalten  (der  übrigen  Ordinarien 
nnd  der  Partikular -Synoden]  für  ihre  Jurisdiktionsbezirke,  liturgische  Vor- 
schriften zu  erlassen,  ist  in  Folge  der  Einführung  der  bereits  besprochenen  litur- 
gischen Bücher  nur  noch  insoweit  bestehen  geblieben,  als  die  päpstlichen  Publikations- 
erlasse Abweichungen  von  ihnen  offen  gelassen  haben^ . 


dae  post  TeformatiLonem  Pauli  V,  sine  appioba- 
tione  s.  congr.  rituum^.  Vgl.  ferner  o.  S.  10.  n.  3. 
Dahet  hat  die  Congr.  rit.  auch  in  einem  Schrei- 
ben ▼.  1.  Sept.  1850  an  den  Bischof  von  Xioyes 
erkUit,  Bon  ix  p.  345:  ^,ritaale  Komaunm, 
cnios  leges  nniversalem  afflcinnt  ecclesiam'^.l 

1  Trident.  Sess.  XXII.  doctr.  de  sacrif.  missae 
e.8  u.  de  sacnf.  niissaec.9.  S.  auch  die  const. 
Alexaadri  VII. :  Ad  auies  nostras  y.  12.  Januar 
1661,  bull.  Taur.  16,  645,  durch  welche  eine 
fnnzöfllsche  Uebersetzung  des  Missale  bei  Strafe 
der  exeommunicatio  maior  latae  sententiae  y&i- 
toten  -wird.  Eine  Ausnahme  macht  die  Geatat- 
teng  der  slavlschen  Liturgie  für  die  slaYischen 
Kirchen  des  österreichiachen  Küstenlandes ,  vgl. 
das  Brere  Urbans  VIII.  v.  29.  April  1631  über 
die  Approbation  des  verbesserten  römisch-sla- 
mchen  Misaals  inAssemani  Kalendaria  eccl. 
univ.  Romae  1755.  1,  116  u.  die  const.  Bene- 
dikt XTV  :  Ex  pastoraU  v.  25.  August  1754,  bull, 
eiusd.  4,  96,  welche  ihren  historischen  Anhalt 
in  dem  von  Johann  VIII.  dem  Erzbischof  Metho- 
dius  880  ertheilten  Privilegium,  J  af  f  ^  reg.  II. 
ed.n.3319,  Mansi  17,181,  Dümmler,  Gesch. 
d.  ostfränk.  Reiches  2,  193  ff.  259,  hat. 

Abgesehen  davon  werden  von  der  Congr.  rlt. 
«ich  in  der  Kirohe,  soweit  es  sich  nicht  um  die 
liturgisch  bestimmten  Gotteedienste  und  Andach- 
ten handelt ,  Gebete  und  Gesänge  in  der  Volks- 
spzaehe  geduldet,  s.  Sentis  in  Arch.  f.  d.  K. 
R.  13,  28  ff.  und  nachher  unter  III  S.  14. 

2  Die  Verhaltnisse  der  s.  g.  Italogräci,  d.  h. 
der  unirten  Griechen  in  Italien,  sind  geregelt  von 


Benedikt  XIV.  in  der  const.  Etsi  pastoralis  v.  26. 
Mai  1742,  Bull.  Bened.  XIV.  1,  75.  In  Betreff 
der  Buthenen  in  Kussland  und  Oesterreich ,  der 
unirten  Griechen  in  Ungarn  und  Siebenbürgen, 
der  Gräcomelchiteu,  Armenier,  Ghaldäer,  Syrer, 
Maroniten,  Kopten  u.  Abyssinier  s.Isid.Silber- 
nagel,  Verfassung  und  gegenwärtiger  Bestand 
sämmtlicher  Kirchen  des  Orients.  Landshut  1865, 
vgl.  Hergenrother,  die  Rechtsverhältnisse 
der  verschiedenen  Riten  Innerhalb  der  katho- 
lischen Kirche  1.  Arch.  f.  kath.  K.  R.  7,  169. 
337  u.  8,  74. 161,  ferner:  Zum  Kirchenrecht  der 
unirten  orientalischen  Riten  daselbst  9, 196 ;  die 
kirchlichen  Rechtsverhältnisse  des  lateinischen 
u.  griechischen  Ritus  i.  d.  Lemberger  Kirchen- 
provinz a.a.O.  14,  3  ff.  Vgl.  auch  v.  Schulte, 
Lehrbuch  d.  K.  R.  3.  Aufl.  2.  179,  und  Gihr, 
d.  h.  Messopfer,  3.  Aufl.  Freiburg  1884.  S.  304. 
n.  1,  endlich  Bd.  L  S.  477  u.  S.  562  ff. 

^  Theoretisch  auch  dem  allgemeinen  Konzile. 

*  S.  Bd.  L  8.  205  und  Bd.  HI.  S.  764  ff.,  vgl. 
auch  0.  S.  8  ff. 
5  Bd.  m.  S.  769  ff. 

0  Der  Papst  ist  daher  nicht  in  der  Lage ,  das 
eine  oder  andere  Sakrament  oder  das  Messopfer 
abzuschaffen ,  die  Spendeformel  der  Taufe  oder 
die  für  die  Bewirkung  der  Transsubstantiatlon 
beim  Messopfer  eingesetzten  Worte  des  Mess- 
kanons durch  einen  gesetzgeberischen  Akt  zu 
ändern. 

7  Das  Nähere  darüber  ist  schon  o.  S.9ff.  dar- 
gelegt, wegen  der  Formulare  für  die  Exorcismen 
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I.  Die  Hierarchie  und  die  Leitung  der  Kirche  durch  dieselbe. 


[§.  m. 


In  Betreff  der  übrigen  gottesdienstlichen  Anordnungen  sind  die  Lokalgewalten, 
insbesondere  die  Bischöfe,  insofern  beschränkt,  als  allgemeine  gesetzliche  Bestimmungen 
für  die  ganze  Kirche  in  Betreff  derselben  oder  besondere  Normen  einer  ihnen  fiber- 
geordneten Lokal-Instanz  ^  bestehen.  In  ersterer  Beziehung  kommt  vor  Allem  in  Be- 
tracht, dass  sie,  soweit  die  Gottesdienst-  und  Messordnung,  welche  dasBreviariumnnd 
das  Missale  yorschreiben,  in  den  ihnen  unterstellten  Kirchen  obligatorisch  ist,  keine 
besonderen  Gottesdienste  einführen  können,  welche  die  nothwendige  Gelebrirung  der 
Tagesmessen  und  die  Abhaltung  des  officium  ^vinum  im  Chor  zu  den  festgesetzten 
Stunden  hindern  oder  ausschliessen  wfirden  —  weiter  aber  auch ,  dass  sie  bei  der 
Anordnung  bestimmter  öffentlicher  Gebete  und  Andachten  die  für  diese  allgemein 
geltenden  Normen  zu  beobachten  haben^.  Endlich  ist  darauf  hinzuweisen,  dass  wenn 
mit  gewissen  Gebeten  und  Andachten  besondere  Privilegien,  z.  B.  Ablässe  verbunden 
sind,  deren  Gewährung  dem  Ordinarius  nicht  zusteht,  selbstverständlich  die  dennoch 
von  ihm  angeordneten  Gottesdienste  dieser  Art  nicht  die  betreffenden  Wirkungen 
für  die  Gläubigen  herbeiführen  können  3. 

Im  übrigen 4  haben  die  Lokalgewalten,  insbesondere  die  Ordinarien^,  freie  Hand 
in  den  hier  fragliclien  Angelegenheiten^.  Vor  Allem  kommt  ihnen  mit  Rücksicht 
darauf,  dass  wegen  der  Beweglichkeit  einzelner  hoher  Kirchenfeste  die  Gottesdienst- 
Ordnung  in  den  einzelnen  Jahren  Aenderungen  und  Verschiebungen  erleidet,  die  Be- 


und  Segnungen  8.  auch  noch  unten  $.  206.  II. 
und  III.  B. 

1  So  z.  6.  der  Proyinzialsynode.  6.  z.  B.  Köl- 
ner Pro?.  Konz.  v.  1860,,  coli.  conc.  Lac.  5, 341 : 
„Usus  ille  freqnenter  sanctissimnm  sacramentnin 
exponendi  (s.  die  folg.  Anm.)  in  comprecatio- 
nlbuB  aliisque  pietatis  offlcüs  abolendus  et  ab 
ordinarlis  accuratins  ordinandus". 

3  Hierher  gehören  z.  B.  die  Bestimmungen  über 
die  Aussetzung  oder  Ausstellung  (exposiUd)  des 
Sakramentes  (des  sanctissimum,  hochwürdigsten 
Gutes),  .mit  welcher  vielfach  das  s.  g.  40stündige 
oder  das  s.  g.  ewige  Gebet  verbunden  zu  werden 
pflegt,  Dumont,  Sammlung  kirchlicher  Erlasse 
für  die  Erzdlöcese  Köln  S.  58.  Die  Regel ,  dass 
dies  mit  gewissen  Ausnahmen  (s.  unten  %  215) 
nur  in  denjenigen  Kirchen ,  in  welchen  das  Sa- 
krament überhaupt  dauernd  aufbewahrt  werden 
darf  (s.  unten  $203),  abgesehen  von  besonderem 
päpstlichen  Privileg  oder  päpstlicher  Erlaubniss 
zulässig  ist,  beruht  auf  den  speciellen  Folge- 
rungen ,  welche  die  Congregatio  rituum  aus  den 
Principien  des  gemeinen  Rechts  gezogen  hat  und 
welche  in  der  const.  Benedict.  XJV. :  Quamvis 
iusto  ▼.  30.  April  1749.  S-  24,  bull,  eiusd.  3, 30 
anerkannt  sind.  Dasselbe  gilt  von  der  weiteren 
Regel,  dass  die  öffentliche  Aussetzung,  d.  h. 
die  unter  öffentlichem  Gottesdienst  vorzuneh- 
mende Ausstellung  in  der  Monstranz  auf  einem 
erhöhten,  für  Alle  sichtbaren  Standpunkt  (im 
Gegensatz  zu  der  privaten  Ausstellung,  d.  h.  der 
Sichtbarmachung  des  verhüllten  Ciboriums  durch 
Oeffnen  der  Tabernakelthür ,  oder  auch,  wie  es 
namentlich  in  Deutschland  Sitte  ist,  das  Heraus- 
nehmen des  Ciboriums  aus  dem  Tabernakel  wäh- 
rend des  Gottesdienstes)  nur  ex  publica  causa, 
selbst  in  den  Kirchen  der  Regnlaren,  nach  Prü- 
fung und  Genehmigung  des  Bischofs  erfolgen 


kann,  Probst,  Eucharistie  als  Sakrament.  2. 
Aufl.  Tübingen  1857.  S.  30.  Ebenso  verhält  es 
sich  endlich  mit  der  Regel,  dass  die  Ausstellung 
nicht  zu  oft,  sondern  nur  an  Festtagen  stattfinden 
soll,  a.  a.  0.  S.  28.  Dagegen  hat  der  Ordinarius 
freie  Hand  in  der  näheren  Bestimmung  dieser 
letzteren,  s.  z.  B.  die  Kölner  V.  v.l868  bei  Du- 
mont a.  a.  0.  S.&4. 

8  Beispielsweise  ist  zur  Errichtung  von  Kreuz- 
wegen oder  Kreuzwegsstationen,  wenn  durch  die 
Andachten  an  den  letzteren  die  Ablässe  der  hei- 
ligen Stätten  von  Jerusalem  gewonnen  werden 
solleB,  die  Erlaubniss  des  Papstes  (für  ihn  des 
Sekretärs  der  Breven)  oder  des  Ordensgenerals 
der  Franziskaner  de  observantia  erforderlich,  so- 
fern derBischof  nicht  mit  besonderen,  darauf  ge- 
henden Vollmachten  ausgestattet  ist,  Arch.  f.  kath. 
K.  R.  51,  467  und  Dumont  a.  a.  0.  S.  HO. 

*  S.  z.  B.  die  Anm.  2  am  Schi. 

^  Das  Recht  des  Bischofs  —  dieser  kommt 
hauptsächlich  in  Frage  —  ergiebt  sich  aus  seiner 
Stellung  zur  Diöcese.  Ausdrücklich  ist  es  z.  B.  im 
bairischen  Konkordat  v.  1817  Art.  12.  lit.  g. 
und  dem  österreichischen  v.  1855  Art.  4.  lit.  d  an- 
erkannt. Der  Beirath  des  Kapitels  wird  nur  dann 
erforderlich  sein,  wenn  es  sich  um  Anordnungen 
für  die  ganze  Diöcese  oder  die  Kathedralkirche 
handelt,  denn  nur  in  solchen  Fällen,  nicht  in  an- 
deren steht  eine  s.  g.  causa  ardua  in  Frage ,  s. 
auch  Bd.  II.  S.  156. 

0  Also  z.B.betreffend  die  Zulassung  von  Gesang 
und  Musik  beim  Gottesdienste  s.  z.  B.  Arch. 
f.  kath.  K.  R.  11,  407  u.  14,  267  u.  307;  35, 
370;  52,  53;  und  die  Gestattung  der 
Volkssprache  dabei,  o.  S.  13  n.  1.  Derar- 
tige von  neueren  Provinzialsynoden  erlassene  An- 
ordnungen coli.  conc.  Lac.  1, 168.  368;  3,  5.  58. 
782;  4,  521.  562.  754.  899.  1004. 1068.  1111. 


§.  199.] 
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fiigiiiss  zu,  den  Festkalender  (s.  g.  directorium,  ordo  divim  officii,  Kalendarium  litur- 
^%cum]f  für  jedes  Jahr  für  ihre  Diöcese  ^  festzustellen  2  und  zu  veröflTentlichen^.  Der- 
selbe verpflichtet  nicht  nur  den  Säkular-ELlerus,  sondern  auch  alle  Regularen,  deren 
Orden  kein  eigenes,  vom  päpstlichen  Stuhle  genehmigtes  Brevier  und  Messbuch 
haben  *. 

Das  Recht  des  Ordinarius  erleidet  aber  eine  Einschränkung  in  denjenigen  Fällen, 
in  welchen  es  sich  um  den  besonderen  Gottesdienst  für  gewisse  Personenkreise,  deren 
Zugehörige  nicht  die  freie  Verfügung  über  ihre  Zeit  haben  oder  in  ihrem  Leben  einer 
bestimmten  reglementarischen  Ordnung  oder  auch  einer  bestimmten  DiscipHn  unter- 
worfen sind,  also  für  das  Militär ,  femer  für  Gefangene  und  Kranke  in  Kranken-An- 
atalten,  handelt.  Hier  muss  denjenigen  Behörden,  welche  die  Leitung  solcher  Personen- 
kreise und  Anstalten  haben,  eine  entscheidende  Bestimmung  über  alles  dasjenige, 
was  nicht  die  dogmatische  und  liturgische  Seite ,  sondern  die  äussere  Ordnung  des 
Gottesdienstes  betriflt,  also  über  die  Tage,  die  Stunden,  die  Art,  sowie  die  Dauer 
desselben^  vorbehalten  bleiben®.  Ein  solcher  Gottesdienst  hat  sich  seiner  Natur  nach 
den  sonstigen  Zwecken  des  betreffenden  Personenkreises  oder  der  betreffenden  An- 
stalt einzuordnen  und  darüber,  wie  dies  zu  ermöglichen  ist,  insbesondere,  wie  die 
Theilnahme  der  in  Frage  kommenden  Personen  an  den  gottesdienstlichen  Handlungen 
mit  ihrer  Stellung  und  ihren  Pflichten  ^  und  mit  der  Hausordnung  der  Anstalt  verein- 
bart werden  kann^,  ist  nur  derjenige  zu  befinden  im  Stande,  welchem  die  Leitung 
und  die  Disciplin  obliegt  ^. 

Aehnliche  Beschränkungen  können  sich  daraus  ergeben,  dass  eine  in  nicht  kirch- 


1196;  5,  33.  483.  357.  475.  720.  861  u.  6,  28. 
177.341.  Wegen  der  Musik  vgl.  auch  Ferzails 
E.  T.  muaiea. 

^  Die  Grundlage  dafür  glebt  die  dem  Missale 
und  dem  Brevier  vorangeschickte  Abhandlung  de 
anno  et  eius  partibus.  Eine  besondere  Bearbei- 
taug  des  Kalenders  für  jede  einzelne  Diöcese  ist 
deshalb  erforderlich,  weil  in  den  einzelnen 
Spiengeln  auch  die  besonderen ,  stehenden  Fest- 
taige  (die  s.  g.  festa  propria)  verschieden  sind. 
Die  besonderen  Feste ,  welche  einzelne  Kirchen 
innerhalb  der  Diöcese  feiern,  können  in  dem  Di- 
öeeaan-Festkalender  nicht  berücksichtigt  wer- 
den. Das  Recht  und  die  Pflicht ,  diese  nach  den 
bestehenden  liturgischen  Vorschriften  In  das 
Diöcesan-Direktorium  einzugliedern,  liegt  den 
Leitern  oder  Vorstehern  solcher  Kirchen  ob,  vgl. 
S ch r 0  d ,  Artikel :  Direktorium  in  W  e  t  z  e  r  u. 
Weite,  Kirchenlexikon.  2.  Aufl.  3,  1817. 

^  Gewöhnlich  wählt  der  Bischof  zum  Bearbei- 
ter des  Direktoriums  den  Präfekten  der  Geremo- 
aien,  kraft  Gewohnheit  kann  die  Auswahl  des- 
selben auch  dem  Kapitel  oder  dem  ersten  Digni- 
tar  des  letzteren  zustehen,  d  e  H  e  r  d  1 1.  c.  t.  II.  n. 
208,  woselbst  auch  eine  Anweisung  zur  Aufstel- 
^^g  gegeben  ist. 

3  Jetzt  geschieht  dies  in  der  Form  eines  Ka- 
lenderbüchleins. Früher  liess  der  Bischof  die 
Jälurliehe  Festfeier  füi  die  Diöcese  am  Feste  der 
Epiphanie  mündlich  verkünden  ,  daher  hat  auch 
du  Pontiflcale  Romannm  P.  III.  einen  ordo  de 
pnblicatione  festorum  mobilium. 

*  Ueber  Einreibung  der  besonderen  Feste  ihres 


Ordens,  Oongr.  rit.  v.  1848,  Gardellini,  1.  c. 
ed.  III.  n.  5115  zu  I.;  3,  143;  de  Her  dt 
1.  c.  n.  208.  230.  Die  grossen  bedeutenden 
Orden  besitzen  freilich  ein  eigenes  Brevier  und 
Messbuch,  und  da  sie  exemt  sind,  wird  für  sie 
der  Festkalender  von  ihren  Oberen  vorge- 
schrieben. 

s  Selbstverständlich  kann  es  sich  dabei  nur 
um  eine  Bestimmung  unter  Wahrung  der  absolut 
nothwendigen  Zeit  handeln. 

^  So  hat  nach  der  preusslschen  Militarkirchen- 
ordnung  v.  12.  Februar  1832  §.  52  in  jeder  Gar- 
nison ,  in  welcher  sich  eine  besondere  Gamison- 
kirche  befindet,  der  militärische  Befehlshaber 
ein  für  alle  Mal  die  Vormittagsstunden  für  den 
sonntaglichen  Mllitargottesdienst  zu  bestimmen, 
eine  Vorschrift,  welche  auch  jetzt  noch  gilt,  s. 
Lünnemann,  Hdbch. d. Militärseelsorge Preus- 
sens  S.  32;  vgl.  auch  Bd.  III.  S.  342. 

^  Wie  bei  den  Soldaten  und  Gefangenen, 
s  So  z.  B.  in  Kranken-  und  Gefangenen-An- 
stalten. 

0  Dass  selbstverständlich  hier  eine  Vereinba- 
rung mit  den  kirchlichen  Oberen  nicht  ausge- 
schlossen, ja  zweckmässig  erscheint,  liegt  auf  der 
Hand.  Das  trifft  aber  die  Frage  nach  dem  Rechte 
der  Anordnung  nicht.  Dieses  letztere  kann  frei- 
lich durch  and-ere  Umstände  thatsächlich  be- 
schränkt sein,  z.  B.  wenn  kein  besonderer  Geist- 
licher zur  Abhaltung  des  betreffenden  Gottes- 
dienstes angestellt  ist,  und  mit  dem  Kirchen- 
Oberen  ein  Einvernehmen  darüber  getroffen  wer- 


lg  I.  Die  Hierarchie  und  die  Leitung  der  Kirche  durch  dieselbe.  [§.  19^. 

Hohem  Eigenthum  stehende  Kirche  nicht  auBSchliesslich  and  ohne  Vorbehalt  zum 
öffentlichen  Gottesdienst  bestimmt  ist^. 

IV.  Die  staatlichen  Gesetzgebungen  in  Betreff  der  Verwaltung 
der  heiligen  Handlangen,  insbesondere  des  Gottesdienstes.  Was 
das  Verhältniss  des  Staates  zn  der  kirchlichen  Sakraments-  and  Gottesdienstverwal- 
ang  betrifft,  so  kommen  dabei  folgende  drei  Gesichtspunkte  in  Betracht:  1.  der  Erlaas 
allgemeiner  kirchlicher  Anordnungen  über  die  Regelung  der  Sakraments-  und  Gottes- 
dienstverwaltung,  2.  die  Freiheit  in  der  Bethätigung  des  kirchlich  yorgeschriebenen 
Kultus  und  3.  die  Berechtigung  der  nach  dem  Earchenrechte  zuständigen  Organe, 
die  einzelnen  Kultus-Handlungen  auszuüben. 

In  allen  drei  Beziehungen  sind  staatliche  Beschränkungen  denkbar. 

1.  Die  Regelung  der  Sakraments-  und  Gottesdienstverwaltung  gebührt,  wenn 
man  es  als  Pflicht  des  modernen  Staates  anerkennt,  der  Kirche  die  Selbstverwaltung 
zu  gewähren,  den  zuständigen  kirchlichen  Organen.  Die  Festsetzung  des  Dogmas, 
welches  die  bestimmende  Grundlage  ftlr  die  Art  der  Sakraments-  und  Gottesdienst- 
verwaltung bildet .  ist  principiell  Sache  der  Kirche ,  nicht  des  Staates.  Dasselbe  gUt 
von  der  Bestimmung  darüber ,  wie  die  Sakramente  und  der  Gottesdienst  verwaltet 
werden  sollen,  weil  es  sich  dabei  um  die  wesentlichen  Mittel  handelt,  durch  welche 
die  Kirche  den  ihr  ureigenen  Beruf  der  Heiligung  der  Menschen  ausübt.  Soweit  also 
nicht  hierher  gehörige  kirchliche  Anordnungen  etwa  die  staatliche  Anerken- 
nung und  Durchführung  mit  staatlichen  Mitteln  beanspruchen  oder  —  was  nur  in 
Ausnahmefällen  vorkommt  —  das  staatliche  Interesse  berühren  2,  ist  der  Kirche  in 
dieser  Beziehung  völlig  freie  Hand  zu  lassen,  insbesondere  hat  die  staatliche  Gesetz- 
gebung kein  Recht ,  positive  Anordnungen  über  die  Einrichtung  des  Gottesdienstes 
und  der  Sakramentsverwaltung  zu  treffen. 

Im  Mittelalter  ist  der  Grundsatz,  dass  die  Kirche  ihren  gesammten  Kultus  ohne 
jede  staatliche  Mitwirkung  allein  regelt,  ausnahmslos  anerkannt  gewesen'. 

Das  seitdem  16.  Jahrhundert  entstandene  Staatskirchenthum  hat  zwar  dieses 
Recht  der  Kirche  principiell  nicht  bestritten,  aber  es  hat  nicht  nur  negative 
Schranken  für  die  Ausübung  desselben  festgesetzt,  sondern  auch  sogar  das  Recht  zu 
positiven  Anordnungen  über  gottesdienstliche  Angelegenheiten  für  sich  in  Ansprach 
genommen. 

Bei  der  Ausdehnung  der  Advokatie  auf  eigentlich  lirchenregimentliche  Befog- 
nisse  und  der  Behandlung  der  Kirche  al8  einer  dem  staatlichen  Zwecke  dienenden 
Erziehungsanstalt 4  konnte  man  staatlicherseits  kein  Bedenken  tragen,  bestinunte 
gottesdienstliche  Anordnungen ,  welche  das  Interesse  des  Staates  zu  gebieten  schien, 
zu  treffen  ^,  ja  vereinzelt  fahrte  auch  das  Bestreben,  in  religiösen  Dingen  Aufklärung 
zu  verbreiten  und  die  Kirche  einseitig  zu  reformiren,  zu  landesherrlichen  Bestinmiun- 
gen  über  die  Einrichtung  des  Gottesdienstes  ^.   An  den  Vorschriften  des  erstgedachten 


den  muBS,  dass  ex  Oeistliche  dazn  zur  Verfügung  ^  P.Hinscblns  bei  Marqnardsen,  Hand« 

stellt.  bucli  des  öiFentl.  Rechts  I.  1,  206.  207. 

i  Vgl.  darüber  unten  J  219.  ^  Uebei  aasserordentliche  Gottesdienste ,  Oe- 

2  Das  ist  z.  B.  der  Fall  in  Betreff  der  Anord-  bete   und  Fürbitten    für  den   Landesherm,   b. 
nnngen  von  gottesdienstlichen  Feiern  ausserhalb  $.  209. 

der  kirchlichen  Gebäude  und  der  Einführung  ron  ^  Das  gilt  von  der  österreichischen  Ge- 
Festtagen, s.  darüber  %%,  210.  211.  214.  setzgebung  Joseph's  II. ,  welcher  z.  B.  (V.  t. 

3  S.  Bd.  III.  S.  765.  766.  1.  Dezember  1781,   cod.  inr.   ecclesiastiei  Jo- 
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Ghankteni  hai  ouui  noch  honte  viel&eh,  selbst  da,  wo  principiell  die  Autonomie  der 
Kirehe  anerkannt,  also  das  frfihere  Btaaftskirchenthnm  angegeben  worden  ist,  fest- 
gdialten^,  im  Qbiigen  aber  haben  selbst  die  noch  geltenden  Gesetse  der  deutschen 
'Staaten  aus  der  eben  gedachten  Periode  den  richtigen  Standj|[mnkt  eingenommen 3,. 
und  YoUeads  kann  in  deiy  enigeii  Ländern,  m  welchen  man  mit  dem  letzteren  gebrochen 
hat,  also  in  Preussen^  Wfirtemberg^  Sachsen^  Baden*  und  Hessen^,  end- 
lich aaeh  in  0 Österreich^,  von  dnem  Recht  au  {»ositiven  Anordnungen  der  Staats- 
gewalt flber*die  Gestaltung  des  Kultus  keine  Bede  sein. 

Von  negativen  Schranken  kam  in  der  Periode  des  Staatskirchenthums  ftr  die  Erlasse 
dergeistliehen  Gewalt  in  gottesdienstlichen  Angelegenheiten  dasPlacetin  Betracht*. 
Wo  dasselbe  heute  noch  unbeschränkt  in  vollem  Umfange  besteht,  wie  in  Baiern  ^o, 


•«pMni«  FrAnkf^Ttn.  Leipzig.  1788. 1,  60)  neae 
kinUlelie  Qesinge  eiUfQhrte  und  ffii  die  Kii* 
cheii  Wiens  eine  Andachtsoidnang  (1783)  erliess, 
'Wie  dei  Gottesdienst  mit  aller  Auferbanlichkeit 
tu  kalten  sei.  Vgl.  M  aasten,  Nenn  Kapitel 
über  fireie  Kirche  and  Oewissenfreihelt  S.  341. 
Weitere  iltere  österreichische  Gesetze  dieses  Cha- 
rakters hei  €hrf.  y.  Bartb^Barthenheim, 
Oesterreiebs  geistUobe  Angelegenheiten.  Wien 
1841.  S.  (ß2f[.  Femer  gehört  hierher  d.  französ. 
eigso.  Art.  99  t.  1802 :  ^1  n*y  aon  qn^nne  lltnr- 
gie  et  nn  eattfebisme  ponr  tontes  les  tfglises  ca- 
thoUqnes  de  France  " ,  eine  AnordiAng ,  welche 
ileb  ans  den  Mberen  Yeihaltnlsten  (s.  o.  8.  11. 
n.  6)  erkUrt. 

1  8.  nnten  SS-  209.  214. 

s  So  das  bairisehe  ReUgioniedikt  yov  1818, 
s.  jedoch  des  Näheren  noch  nnten  Anm.  10, 
die  oldenbnrger  Yezordnnngen  ▼.  1831, 
welche  keine  dahin  gehenden  Yorsobriften  ent- 
hatten  (s.  übrigens  auch  roTld.  Staatsgmndgesetz 
T.  1862  Art.  78.  ^1),  Sachsen  -  weimar. 
Oeietz  Y.  7.  Oktober  1823.  SS  ^  ^ •  Das  go- 
tkaerBegnlatiY  Y.  1811.  $.7.  (Arch.  f.  katbol. 
K.JL  36,  217)  nnd  das  eobnrger  y.  1813.  $.6 
{a.  a.  0.  32,  422)  überlassen  den  Pfarrern  der 
katholischen  Gemeinden,  bis  diese  einem  Bi- 
lehofe  nntergeordnet  sind,  die  erforderlichen  An- 
eidnongen  hinslohtlich  des  Kultus  zu  treffen« 
TkstBiehlich  üben  Jetzt  die  Bischöfe  Yon  Pader- 
boDi  bez.  d.  Yon  Bamberg  die  betreffende  Befng- 
niM  aas,  s.  des  Näheren  darüber  Forkel  in 
Harqnardsen,  Handbuch  des  öffentlichen 
Baehtsm,  2,  139.  Auch  die  brannschwel- 
Clsche  Yerfassnng  y.  1832  bestimmt  $.  212: 
e. . .  Die  Anordnung  der  geistlichen  Angelegen- 
keiten bleibt  anter  dieser  Oberaufsicht  (d.h.  der 
Landesregierung)  der  in  der  Yerfassung  Jeder 
dieser  Kirchen  begzündeten  Kirchengewalt  über- 
lasMu.  Im  Zweifel  entscheidet  darüber,  ob  eine 
Sache  rein  geistlich  sei,  die  Landesregierung''. 

'  8.  den  allerdingt  aufgehobenen  Art.  15  der 
V.  ü.  Y.  31.  Januar  1860,  Vgl.  dazuP.  Hin- 
sekius  in  Marquardsen,  Uandb.  d.  öffent- 
ücken Rechtes 1. 1,  247.  n.l.  u.  P.  Hinschius, 
»moss.  Kirehenrecbt.  Berlin  1884.  S.  16.  n.  31. 

*  V.  U.  Y.  25.  Sept.  1819.  %.  71.  in  Yerbin- 
dmg  mit  dem  Gesetze  y.  30.  Januar  1862. 

»  OeseU  Y.  23.  August  1876. 

*  Oeeetz  y.  9.  Oktober  1860.  $.  7. 

HifttebiaB,  KireheniMkt  lY. 


^  Gesetz  betr.  d.  rechtliche  Stellung  d.  Kirchen 
Y.  23.  AprU  1875<  Art.  4. 

9  Staatsgrundgesetz  y.  21.  Dezember  1867. 
Art.  15 :  „Jede  gesetzlich  anerkannte  Kirche  und 
BeUgionsgesellschaft  hat  das  Recht  der  gemein- 
samen öffentlichen  Beligionsübung ,  ordnet  und 
Yerwaltet  ihre  Angelegenheiten  selbstständig . . . 
ist  aber,  wie  Jede  Gesellschaft,  den  allgemeinen 
Staatsgesetzen  unterworfen^. 

•  S.  Bd.  ni.  S.  749. 

io  Bd.  lU.  8.760.  n.  4;  8.  763.  n.  2u.  3  und 
S.  839.  Hier  kommen  neben  den  Yorschriften 
über  das  Placet  in  ^  58  des  Rellglonsedik-» 
tes  Yon  1818  die  $$.  38  u.  76  desselben  in 
Frage.  $.  38  rechnet  zu  den  Innern ,  allein  der 
Normirung  anheimfallenden  Angelegenheiten : 
„die Gegenstinde  . •  •  b)  der  Form  und  Feiet 
des  Gottesdienstes",  wogegen  nach  $.  76 
„a)  alle  Anordnungen  Über  den  äusseren 
Gottesdienst,  dessen  Ort,  Zelt,  Zähl 
etc."  zu  den  Gegenständen  gemischter  Natur  ge- 
hören, welche  die  Kirchengewalt  allein  unter 
Mitwirkung  der  Staatsbehörden  zu  ordnen  befugt 
ist  (J.  77  a.  a.  0.).  Was  zunächst  das  Verhält- 
niss  des  $.  38  und  des  $.  76  betrifft  (welches  £» 
Mayer,  d.  Kirchenhoheitsrechte  des  Königs  y. 
Bayern.  München  1884.  S.  204  in  Juristischer 
Beziehung  zu  bestimmen,  für  unmöglich  erklärt), 
so  kann  in  $.38  unter:  Form  und  Feier  des 
Gottesdienstes  nichts  anderes  als  die  li- 
turgische Gestaltung  des  Gottesdienstes  gemeint 
sein,  während  unter:  äusserem  Gottes- 
dienst der  Yon  der  Kirche  liturgisch  geregelte 
Gottesdienst,  insofern  er  in  die  äussere  Erschei- 
nung tritt,  d.h.  dei^enige,  welcher  öffentlich  be- 
hufs Theilnahme  der  Kirchenglieder  gehalten 
wird,  Yorstanden  sein  muss.  Demnach  unter- 
steht die  Bestimmung  über  die  Liturgie,  über 
den  Inhalt  der  Gebete  und  der  sonstigen  hei- 
ligen Handlungen  der  freien,  alleinigen  Entschei- 
dung der  kirchlichen  Organe ,  wohl  aber  hat  die 
Staatsregierung  mitzuwirken  bei  der  Anord- 
nung ,  in  wiefern  die  Uturgisoh  Yon  der  Kirche 
geregelten  Handlungen  zu  einer  gewissen  Zeit, 
zu  gewissen  Tagen  und  Stunden,  an  gewissen 
Orten  und  in  bestimmten  Wiederholungen  Yor- 
genommen  werden  dürfen.  Da  neben  $$.  38  u. 
76  noch  $.  58  über  das  Placet  in  Betracht  kommt, 
so  müssen  die  Anordnungen  über  die  Liturgie, 
welche  die  Kirche  allein  zu  erlassen  hat ,  immer 
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Frankf  eieli^/  sind  aacb  'fflgemeine  Anoii^ntitig^  didf -  erwihiiten  io^ 
rägi^rtin^  zur  PlAcötirottg  "^rztil^gien.  In  ^e^efiigetti  ^AiMM^  Aaig^6my'  irebhe 
das  Flaeet  anf  die  Übei'  die  rein 'gei^Ueh«  6^ava  hfaiitiu^UieiiAeB  :£iiaiad  be- 
schränkt haben,  iri^  in  Wttrt^niberg;SA<5li0ed,'B|tiiett,  HoeaMtr'^iaid SivcUfleii- 
Weimar^,  ist  jede' Bethieiiligüng  der' Staatsi^giettmg'intflftUeB  soweit  ee  sich  tun 
An^dnn^n  iiaiideilfj' #e}ehe  Meht,  "t^^ie  Ai»o#diinngen  von  ohiigatonschon  Feet- 
und  Feiertagen  nnd  von  Qotfe8Äi€blErtete ,  Andachten,  kirchlichen  Yersammlaiigeii 
ansserhalb  der  iireliUöheit  Oebäiide  auf  das  bttTgeiüchc  und  staatliche  Leben  em- 
wii^ken^.  Diefi^eHJ^e'BesohTänkung  kommt  aber  auch  fftr  diejeniges  Staaten  in  Betracht, 
welche ^ät(  Ptacet  ganz  aufgegeben  haben,  also  ftr  Preussen,  Oldenburg  und 
Oesterreich^,  denn  in  den  gedachten  Ausnahmefällen  handelt  es  sich  nicht  um 
Angelegenheiten,  welche  rein  dem  kirchlichen  Gebiete  angehören,  sondern  um  solche, 
welche  ihres  Charakters  wegen  nicht  der  ausschliesslichen  Begelnng  der  Kirche  unter- 
stehen ^. 

Insbesondere  besitzt  in  Oesterreich  die  Staatsregierung  die  noch  tU>er  die 
eben  gedachte  Schranke  hinausgehende  Befugniss^,  die  Ausführung  solcher  kirch- 
lichen Anordnungen  in  Betreff  des  öffentlichen  Gottesdienstes,  welcher  öffentliche 
Rtlcksichten  entgegenstehen^  zu  hindern  ^^. 

2.  Die  Frage,  inwieweit  der  durch  die  kirchliehen  Vorschriften  geordnete  Kultus 
sich  in  Gemässheit  derselben  ungehindert  nnd  ftei  ^ethätigen  kann ,  bemlsst  mch  tot 
Allem  nach' derjenigen  Stellung,  welche  der  katholischen  Kirche  durch  die  Gesetz^ 
gebung  des  betreffenden  Landes  eingeräumt  worden  ist.  In  fast  allen  deutschen 
Staaten  hat  sie  das  Recht  der  öffentlichen  Religionsflbung  ^^,  sie  kann  also  innerhalb 


noch  zur  Placetirang  Torgelegt  werden,  während 
diejenigen,  welche  sich  auf  den  äusseren  Gottes- 
dienst beziehen,  da  sie  rechtlich  ohne  Bethei- 
lignng  der  Staatsregierung  nicht  zn  Stande  kom- 
men .können,  des  Placets  nicht  mehr  bedürfen, 
weil  hier  das  Recht  derselben  ein  weitergehendes 
ist,  und  sie  nicht  rein  kirchliche  Erlasse  sind. 
Doch  ist,  soweit  es  sich  um  die  Anordnung  von 
gewöhnUcheu  Feierlichkeiten  und  Andachten, 
d.  h.  solchen,  welche  auf  den  geltenden  klrch- 
lichenVorschriften  betuhen,hande]t,  Ton  derNo^- 
wendigkeit  der  Placetirung,  ja  jeder  vorherigen 
Anzeige  durch  die  k.  EntSchliessung  v.  20.  Juni 
1851,  Günther,  Amtshandbuch  f.  protest. 
Geistliche  des  K5nigr.  Bayern  dless.  d.  Rheins. 
Neue  Aufl.  1883.  1,  373,  ein  für  alle  Mal  abge- 
sehen. S.  auch  Silbern&gl,  Verfassung 
sämmtlicher  Religionsgesellschaften  in  Bayern. 
2.  Aufl.  S.  296. 

i  Verfassung  v.  1832.  §.  215, 

2  S.  Bd.  irr.  S.  853.  Doch  bedarf  es  auch  nach 
den  beiden  S.  17  n.  2  citirten  Regulativen  %%,  5. 
6,  bez.  6. 7  für  Jede  den  äusseren  Kultus  betref- 
fende Einrichtung  und  Bestimmung  der  Geneh- 
migung frOher  des  Konsistoriums,  jetzt  des 
Staatsministeriums. 

3  Regul.  f.  d.  kath.  Gemeinde  v.  14.  Juli  1841. 
Art.  12,  Samml.  d.  Verordn.  10,  6. 

♦  S.  Bd.  III.  ,  S.  760.  u.  S  839  In  dem  dort 
angegebenen  Umfange.  Demnach  unterliegen  An- 
ordnungen der  einheimischen  Bischöfe  und  Kir- 
chenbehorden  in  Bezug  auf  den  Kultus  dem  Pla- 


cet  nicht ,  doch  hat  ein  Minist.  Oirk.  v.  21.  De- 
zember 1812  die  Mittheilung  der  fon  den  Bi- 
schöfen zu  publidrenden  Diocesan-Ordines  (s.  o. 
S.  15)  an  den  jtf inistet  Torgeschrieben.,  Gau- 
dry,  trait^  d^  la  l^glslaüon  des  cultes.  Paris 
1856.  2,  135. 

6  Bd.  m.  S.  839.  840, 

0  Vgl.  darüber  noch  insbesondere  unten  $$. 
210  ff. 

7  Bd.  m.  S.  762.  768. 

»  S.  ebenMls  noch  unten  $$.  210  ff. 

•  Gesetz  v.  7.  Mai  1874.  §.  17 :  „Findet  die 
Regierung ,  dass  einer ,  den  öffentlichen  Gottes- 
dienst betreffenden  kirchlichen  Anordnung  öf- 
fentliche Rflcksichten  entgegenstehen,  so  hat  sie 
dieselbe  zn  untersagen^'. 

10  Nach  §.  60  des  dt.  Gesetzes  durch  Andro- 
hung von  Geldbussen  und  durch  andere  znlassige 
AdministtatiT-Zwangsmittel. 

11  So  namentlich  in  Preussen,  Balers, 
Wflrtemberg,  Sachsen,  Baden,  Hessen, 
Oldenburg,  Sachsen -Oobnrg-Gotha, 
Wal  deck  und  Elsass-Loth  ringen,  s.  die 
Gitate  bei  P.  Hinschius  In  Marquardsen 
a.  a.  0.  8.  227.  247,  Sachsen-Weimar,  Ge- 
setz V.  7.  Oktober  1823.  $.  6,  Brannschweig, 
Verf.  V.  1832.  $.211.  Eine  Ausnahme  naehtvor 
Allem Mecklenb-nrg,  wo  regelmässiger €k>tkes- 
dienst  nur  In  den  katholttchen  Kirchen  zu  Schwe- 
rin und  Ludwigslust,  und  femer  während  der 
Pflngstmarktswoche  zu  Rostock  und  einmal  jähr- 
lich in  Bfitzow  katholischer  Gottesdienst  gehalten 
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der  daflir  bestimmteii,  den  Kirchen*  und  StaatsgeBetzen  entsprechend  errichteten  Ge- 
binde ihren  Knlinfi  frei  and  offen,  so  daaa  der  Zutritt  jedermann  gestattet  ist,  an  allen 
Orten  des  betreffenden  Landes  ohne  jedesmalige  besondere  staatliche  Erlaubniss  ent- 
hUenK  Nicht  inbegriffen  in  dem  Rechte  zur  ^öffentlichen  Beligionsabnng  ist  aber  die 
Befngiiiss,  gewisse  Akte  des  Knltns  ausserhalb  der  erwähnten  Qebäude  zu  vollziehen, 
Sirassen ,  Wege  und  dffbnüiehe  Plätze  dazu  zu  benutzen  ^  und  auf  diesen  letzteren 
fiegeBstände  der  religiösen  Terehmng  (Kruzifixe ,  Heiligenbilder,  Denksäulen  und 
Statnen  zu  Ehren  gewisser  kirchlicher  Dogmen)  beliebig  aufzustellen  3. 

Die  Ausübung  des  Gottesdienstes  oder  einer  einzelnen  gottesdienstlichen  Yer- 
rieUiiBg  ist  endlieh  ftlr  das  ganze  deutsche  Beich  strafrechtlich  insofern ge- 
flcbfltzt^,  als  1}  die  durch  Thätlichkeiien  oder  Drohungen^  bewirkte  Hinderung  der 
Ansftbung  des  Gottesdienstes,  d.  h.  der  Abhaltung  desselben  oder  auch  der  Theil- 
Bshme  an  demselben^  und  2)  die  yonätzliche  Störung  oder  Hinderung  des  Gottes- 
dienstes oder  einer  einzelnen  gottesdienstliohen  Verrichtung  in  einer  Kirche  oder  in 
eineiD  anderen  zu  religiösen  Versammlungen  bestimmten  Orte  (z.  B.  einem  Betsaale) 
dirdi  Erregung  nm  Lärm  oder  Unordnung,  mag  der  Thäter  sich  selbst  in  dem  Ge- 
binde oder  mnsaerhalb  desselben  befinden,  em  strafbares*  Vergehen  bildet. 

3.  Die  Berechtigung,  die  gottesdienstliehen  Verrichtungen  TorzunehmCn,  steht 
innerhalb  der  einzelnen  Staaten  demjenigen  Geistlichen  zu,  welche  in  denselben  den 
bestehenden  Staatagesetzen  gemäss  in  kirchlichen  Aemtem  angestellt  sind  ^  oder  welche 
nseh  den  letsteren,'  falls  ihr  Amtssitz  in  einem  anderen  Staate  sich  befindet  (wie  dies 
namentlich  bei  einzelnen  Bischöfen  der  Fall  ist,  deren  Diöcesen  einzelne  kleinere 
Staaten  umfassen  ^  oder  denen  wenigstens  die  Katholiken  eines  solchen  zugewiesen 
und 9),  die  Befogniss  zur  Ausübung  ihres  Amtes  in  jenen  Territorien  erlangt  haben. 


weiden  auf,  8.  (O.y.  SohrStet)  IMekatholische 
Beligioiitfibinig  in  MeeUenburg.  Schwerin,  ge- 
teMehüiehand  reohtUoli.  Jena  1862.  B.  27. 40. 59. 
Ebenso  L  u  b  e  c  k ,  wq  den  katholiaclieii  Geistlichen 
mr  dieVomahme  Ton  Amtehandlungen  In  der 
ngelassenen  Kapelle  nnd  In  den  Wohnnngen 
dir  Gemeindeglieder  (Tanfe,  Tiaaungnnd  Sterbe- 
stkiamente)  gestottet  tat,  lUg.  ▼.  14.  JnU  1841. . 
Art.  6.  7,  Samml.  d.  Yeioidn.  10,  6. 

*  Vgl.  dazu  W 11  da  In  der  Zeitechr.  fQr  dent- 
Bches  Reehtl  1 ,  200.  Daaa  der  Oebrancb  von  Glocken 
dabei  gestattet  ist,  ersoheint  nicht  wesentlich. 
OetetzHeh  ist  der  Gebrauch  der  Glocken  gewährt 
dnreh  das  prenss.  L.  R.  U.  11.  $.  ^\  das 
•balrisehe  ReUgionsedlkt  t.  1818.$.  29;  den 
in  Bis  aas -Lothringen  gleichfalls  geltenden 
oigan.  Axt.  48 :  „L'^t^qne  se  concertera  a^ec  le 
K^fet  poitr  rtfgier  la  mani^  d'appeler  les  fldMes 
•1  ierriee  divin  par  le  son  des  doohes'';  her- 
kömmlich ist  er  in  in  einer  Reihe  anderer  Länder, 
10  In  Wfirtemberg,  Sachsen,  Baden, 
Hessen,  ebeneo  auch  in  Oesterrelch. 

«  S.  ou  S.  18,  dazu  nnten  SS-  ^10.  211. 

^  Denn  über  die  Strassen  n.  s.  w.  steht  der 
UUwIischen  Kirche  die  Yerfilgnng  nicht  zn.  Die 
Kdanbolfls  wird  nicht  nur  ¥on  der  ätaatsbehörde, 
«Bl^e  die  polizeilichen  nnd  Eigenthnms-Reohte 
uuöbt,  oder  der  betrelTendeii  Kommnnalbehdrde, 
Madem  atieb  von  der  mit  der  Währung  des 
Kizehenhoheltsreehtes  betrauten  Behörde  zn  er- 
tbeilen  sein,  weU  es  sich  dabei  auch  um  Gesichts- 


punkte handelt ,  welche  in  den  Geschäftsbereich 
der  letsteren  einschlagen,  z.B.  dabei  zu  ermessen 
ist,  ob  nach  den  örtlichen  Verhältnissen  kon* 
fessioneller  Zwist  oder  Störung  des  Öffentlichen 
Friedens  zu  befürchten  steht.  Besondere  gesetz- 
liche Bestimmungen  *sind  m.  W.  über  diesen 
Punkt  nirgends  erlassen. 

*  R.  Str.  G.  B.  S.  167:  ^Wer  durch  eine  Thät- 
lichkeit  oder  Drohung  Jemand  hindert,  den  Gottes- 
dienst einer  im  Staate  bestehenden  Gesellschaft 
auszuüben ,  Ingleichen  wer  in  einer  Kirche  oder 
in  einem  anderen  zu  religiösen  Versammlungen 
bestimmten  Orte  durch  Erregung  von  Lärm  oder 
Unordnung  den  Gottesdienst  stört  oder  einzelne 
Verrichtungen  einer  im  Staate  bestehenden  Rell- 
gionsgesellsehaft  Yorsätzlich  verhindert  oder  stört, 
wird  mit  Gefangniss  bis  zu  drei  Jahren  bestraft^'. 

9  Also  rechtswidrig  und  vorsätzlich.  Ein 
Beamter,  welcher  einen  Geistlichen  an  einer  den 
bestehenden  Gesetzen  zuwider  vorgenommenen 
gottesdienstlichen  Handlung  hindert,  ist  nicht 
strafbar,  s.  Olshausen,  Kommentar  zum  Straf- 
gesetzbuch. 2.  Aufl.  S.  638. 

8  Olshausen  a.  a.  0.  S.  636. 

7  S.  Bd.  II.  S.  B03.  682  u.  Bd.  III.  S.  183. 

8  Wie  z.  B.  die  DiÖcese  Münster  das  Gross- 
herzogthum  Oldenburg,  Fulda  Sachsen -Weimar, 
Freiburg  die  hohenzollemschen  Fürstenthümer. 

9  So  die  Katholiken  in  Waldeck  dem  Bischof 
von  Paderborn, 
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Dagegen  unterliegt  die  blosse  Vornahme  geistlicher  Verrichtungen  durch  nicht 
in  inlftndischen  Aemtem  angestellte,  insbesondere  fremde  Geistliche,  und  damit  auch 
die  Ausübung  gottesdienstlicher  Handlungen  in  denjenigen  deutschen  StaateUt  in  v^- 
chen  gleichviel,  ob  der  katholischen  Earche  die  <(ffeAtliche  ReligionsILbung  eingeriomt 
ist  oder  nicht,  ihre  Zulassung  nur  unter  weitgehenden  staatlichen  BeschrtDkongeii, 
z.  B.  allein  unter  Gestattung  einer  bestimmten  Anzahl  von  (Gemeinden,  unter  Voreni- 
haltung  der  vollen  Parochialrechte  fOr  diese  ^  oder  unter  Zulassung  einer  fixirten  Zahl 
von  Geistlichen  erfolgt  ist^,  in  allen  F&llen  besonderer  staatlichen  Ermächtigung'. 

In  denjenigen  Staaten,  in  welchen  der  katholischen  Kirche  die  Stellung  einer 
privilegirten  Anstalt  des  öffentlichen  Rechtes  oder  vollends  auch  die  Autonomie  f&r 
ihre  eigenen  Angelegenheiten  gesetzlich  eingeräumt  ist,  ohne  dass  der  Staat  sieh  m 
der  hier  fraglichen  Beziehung  ausdrücklich  bestimmte  Rechte  gewahrt  hat ,  ist  die 
blos  provisorische  oder  interimistische  Verwaltung  von  gottesdienstlichen  Funktionen 
durch  jeden  kirchlich  dazu  autorisirten  Geistlichen  gestattet*. 

.  Da  aber  die  staatlichen  Vorschriften  über  die  Fähigkeit  zum  Erwerbe  von 
Kirchen-  oder  geistlichen  Aemtem  ^  durch  Offenhaltung  der  eriedigten  Stellen  und 
durch  die  Beauftragung  von  nicht  den  staatiiohen  Erfordernissen  entspraeh^ideB 
Geistlichen  mit  ihrer  einstweiligen  Verwaltung  umgangen  werden  können,  so  haben 
sowohl  ältere,  wie  neuere  staatliche  Gesetze  einzelner  deutschen  Staaten  aneli  dafllr 
besondere  Vorschriften  aufgestellt.  Von  den  älteren  Gesetzgebungen  kommen  in  Frage 
die  sachsen-weimarische^  und  die  französische^,  von  den  neueren  die 


^  Wie  in  Braun  schweig,  wo  an  sich  öffent- 
liche Religionsübnng  gestattet  ist,  s.  Gesetz  yom 
10.  Mai  1867,  Arch.  f.  kath.  K.  R.  19, 405,  §.  16 : 
„Dem  katholischen  Geistliclien  soll  der  Besuch 
der  katholischen  Kranken  und  die  Administration 
der  Sacra' in  deren  Häusern  ,  wenn  er  überhaupt 
zu  kirchlichen  Amtshandlungen  im  hiesigen 
Lande  zugelassen  Ist,  an  anderen  Orten  (als 
Braunschweig,  Wolfenbüttel  und  Helmstedt) 
ohne  Weiteres  zustehen" ;  $.  23 :  „Andere  katho- 
lische  Geistliche  (als  die  in  den  vorgenannten 
Gemeinden  unter  Bestätigung  der  Begierung  an- 
gestellten) sind  zur  Vollziehung  der  in  diesem 
Gesetze  erwähnten  kirchlichen  Amts- 
handlungen" —  (nämlich  Taufe ,  Proklama- 
tion, Kopulation,  Krankenbesuch  und  Begräbniss) 
—  „in  hiesigem  Lande  erst  dann  berechtigt,  wenn 
Jene  Ihnen  auf  Ansuchen  vom  herzogl.  Staats- 
ministerium gestattet  ist  und  nachdem  sie  gleich- 
falls das  im  $.  22  vorgeschriebene  Angelöbniss 
(des  Gehorsams  gegen  das  hier  fragliche  Gesetz) 
zu  Protokoll  bei  der  betr.  herzogl.  Kreisdirektion 
oder  in  einer  sonstigen  öffentlichen  Urkunde  ab- 
gegeben haben^ ;  $.  24 ;  , , Katholische  Geistliche, 
welche,  ohne  dazu  berechtigt  zu  sein,  kirchliche 
Amtshandlungen  im  hiesigen  Lande  vollziehen, 
verfallen  der  Bestrafung  nach  Maassgabe  der 
Landesgesetze^^  Noch  weiter  gehen  das  cit. 
c  0  b  ur g.  Beg.  v.  1813.  J.  29 :  ,  ,Ohne  vorgängige 
landesherrliche  Erlaubniss  darf  ausser  dem  ange- 
stellten Pfarrer  Niemand  im  Lande  geistliche 
Verrichtungen  vornehmen,  und  wenn  der 
katholische  Pfarrer  In  irgend  einem  Falle 'eine 
Stellvertretung  nöthig  hat,  so  muss  er  dieses 
zuvörderst  dem  herz.  Konsistorium  (jetzt  Staats- 
ministerinm)  zur  Genehmigung  anzeigen  und 


übrigens  für  des  Stellvertreters Pesson  und  Hand« 
lungen  einstehen";  und.  das  dt.  gothaer  von  , 
1811.  §.22:  ,,£s  darf  überhaupt  NiemAnd  geist- 
liche Verrichtungen  vornehmen,  wenn  er 
nicht  in  irgend  einer  inländischen  Diöoese  za 
solchen  wirklich  angestellt  ist  oder  dazu  mit  Ge- 
nehmigung des  Landesherm  die  besondare  Er- 
laubniss erhalten  hat".  S.  femer  Lübeck,  Beg. 
für  die  kathol.  Gemeinde  vom  14.  JuU  1841, 
Art.  12.  Samml.  d.  Verordii.  10,6 :  „Ohne  den 
Senate  vorgängig  gemachte  Anzeige  und  dessen  ^ 
erfolgte  Genehmigung  darf  der  QelstUche  keinen 
Gehülfen  noch  Stellvertreter,  mag  solcher  von 
ihm  selbst  gewählt  oder  ihm  von.  seinen  Vor- 
gesetzten zugeordnet  sein,  zu  der  AusülniBg 
irgend  einer  Amtshandlung  zulassen". 

2  In  Mecklenburg-Schwerin  sollen  nidt 
mehr  als  3  katholische  Geistliche  f unglxen ,  Be- 
gulativ  y.  25.  August  1846  bei  (v.  S  chröter),  \ 
die  kathol.  Religionsübung  S.  63 ,  s.   auch  o.  S. 
18  n.  11. 

8  Hierhergehörtauch  Schwarzburg-Bu» 
dol Stadt,  wo  bisher  nur  ein  Seelsorger  für  die 
dortigen  Katholiken  zugelassen  ist ,  V.  v.  1872, 
Arch.  f.  kath.  K.  B.  36,  411. 

^  Das  ist  der  Fall  in  Bai  ein,  Oldenburg 
und  auchlnWürtemberg,  s.  Bd.  H«  S.504. 

6  VgL  darüber  Bd.  H.  S.  öOö. 

ö  Gesetz  v.  7.  Oktober  1823.  §.  17  (s,  Bd.  UI. 
S.  188.  n.  2) ,  welches  die  Nothwendigkeit  der 
staatlichen  Genehmigung  für  die  PfmrrvikszisD 
und  Kooperationen  ausspricht. 

^  S.  darüber  Bd.  II.  S.  504  n.  i1  and  S.  506 
n.  10  a.  £. 
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Bichiisohe,  heBsisehe  und  österreichische^,  sowie  auch  noch  immer  trotz 
der  leiierdings  eiDgetretenen  Aenderungen  die  badische  und  die  prenssische. 

Die  badische 3  verlangt  von  allen  Geistlichen;  welche  kirchliche  Funktionen 
öffentlich  aasflben  wollen',  den  Nachweis  der  für  den  Erwerb  der  Eirchenftmter 
erforderlichen  allgemein  wissenachaftliehen  Vorbildung  ^,  gestattet  jedoch  davon  ge- 
wisse Dispensationen  \ 

In  Prenssen  mflssen  dagegen  die  für  den  Erwerb  geistlicher  Aemter  vorge-' 
aehriebenen  Erfordernisse  der  deutschen  Reichsangehörigkeit  ^  und  der  allgemeinen 
vligeuehafUiehen  Vorbildung  *>  in  allen  FftUen,  in  welchen  etwaige,  sich  als  Ausfibung 


1  Tgl.  Bd.  U.  S.  507  n.  Bd.  DI.  S.  186.  Diese 
Geaettgebongea  haben  seit  der  Herausgabe  der 
beiden  aogeführten  Bande  keine  Ablnderangen 
edttten.  Der  fiii  Oeatenreleh  abweichende  Min. 
EiL  T.  1673,  Aich.  f.  katb.  K.  R.  49,  466  dktfrt 
au  der  Zeit  for  dem  Inkrafttreten  de«  Gesetzes 
T.  7.  Mai  1874. 

>  S.  Gesetz  ▼.  6.  Mai  1880,  Ztsebr.  f.  K.  B. 
15, 405  «.  Areb.  f.  katb.  K.  R.  44,  166  n.  Aas- 
flUmings-V.  T.  11.  Apill  1880,  elt.  Arob.  S.  167, 
vodueb  das  Gee.  t.  19.  Febraar  1874.  Art.  1. 
Abs.  3  geändert  Ist. 

s  Das  Lesen  toh  Priyatmessen ,  das  Abb5ren 
der  Beldite,  die  Ertbellnng  der  Eucharistie  nnd 
der  letzten  Oeltmg  in  Priyatbansem  ist  also  nnbe- 
lehiinkt  gestattet.  Ebenso  unterliegt,  irle  die  clt. 
Y.  Y.  11.  AprU  1880  S.  5  ausdrüoklicb  berror- 
•  bebt,  die  Ausübung  einzelner  kircblicber  Hand- 
loofen  (z.  B.  das  Lesen  einer  s.  g.  Prlvatmesse) 
dnreh  auswärtige,  nur  Torübergebend  sich  Im 
Lande  aufbaltende  Geistlicbe,  wenn  die  ersteren 
blsi  zQffl  Zwecke  der  eigenen  Andaebtsübufigen 
TOrgenoBunen  werden ,  keinerlei  staatUcber  Be- 
schxiokung. 

*  Die  darauf  bezüglicben  frfiberen  Vorschrif- 
ten  (Bd.  II.  S.  508)  sind  durch  Art.  1  des  dt. 
Oes.  T.  1880 :  ^Dazu  wird  regelmässig  erfordert, 
da«  der  Kandidat  Zeugnisse  über  die  von  ibm 
bestandene  Abiturienten-,  bez.  Maturitätsprü- 
fung und  den  dreijährigen  Besuch  einer  deut- 
Kben  UnlTenität,  sowie  darüber  vorlegt,  dass  er 
wahrend  seines  Universitatsstudlums  Yorlesun- 
gea  ans  dem  Lebrkrelse  der  philosophischen  Fa- 
kalfit  In  demselben  Umfange ,  wie  für  die  Stu- 
diienden  der  Rechtswlssensohaft,  der  Medizin 
und  des  Kameralfaehes  vorgeschrieben  Ist,  mit 
Fleiss  gehört  habe",  insofern  geändert,  als  die 
irisMnschaftliche  Staatsprüfung  beseitigt  ist  Es 
genügt  also  jetzt  statt  der  Ablegung  der  letzteren  ^ 
der  Nachweis,  dass  der  Kandidat  drei  philoso- 
fMsebe  Kollegiien  von  mindestens  4  Stunden  die 
Woche  in  den  ersten  drei  Semestern  flelssig  be- 
sucht bat,  s.  Ztsebr.  f.  K.  R.  lö,  473.  488.  Die 
Zengnisse  über  den  Nachwels  iller  im  Gesetze 
enribnten  Erfordernisse  sind  dem  Ministerium 
des  Innern  einzureichen,  V.  v.  11.  April  1880. 

$.1. 

*  1.  Das  Staatsministerium  kann  von  den  Art. 

i  des  Gesetzes  vorgeschriebenen  Erfordernissen 
üipensiren,  $.  1.  d.  elt.  Y.,  2.  das  Ministerium 
des  Innern  eine  lediglieh  vorübergehende  Stell- 
wtretung  oder  Aushülfeleistung  in  einem  die 
ttentUcbe  Ausübung  kirehlicher  Funktionen  er- 
foiderllchen  Amte  ausdrücklich  oder  stillschwei- 


gend denjenigen  Geistlichen  gestatten,  welche 
den  erwähnten  Anforderungen  nicht  entsprechen, 
$.  4  d.  dt.  y.  3.  Endlich  darf  solchen  Geist- 
lichen eine  lediglich  vorübergehende  Stellvertre* 
tung  oder  Aushülfeleistung  einstweilen  und  vor- 
behaltlich des  Einspruchs  des  Ministeriums  des 
Innern  übertragen  werden ,  jedoch  unter  gleich- 
zeitiger Anzeige  an  dasselbe  unter  Angabe  des 
Anlasses ,  des  Namens ,  des  Wohnsitzes  und  der 
sonstigen  Dienststellung  des  betreffenden  Geist- 
lichen, $.3.  d.cit.y.  Vgl.  übrigens  hierzu  noch 
die  Freiburger  klrcbl.  Y.  v.  22.  April  1880,  Arch. 
t  k.  K.  R.  44,  168.  In  Gemässbeit  der  eben  ge- 
dachten Bestimmungen  ändert  sich  nunmehr 
auch  der  Thatbestand  der  Bd.  III.  S.  187  er- 
wähnten Yergehen. 

0  Bd.  II.  S.  604.  Doch  kann  nach  Art.  3  des 
Gesetzes  vom  31.  Mai  1882.  Abs.  2  der  Kultus- 
minister nach  den  vom  Staatsministerium  fest- 
zustellenden, königlich  zu  genehmigenden  Grund- 
sätzen —  über  diese  ist  bisher  nichts  bekannt 
gegeben  —  auch  Ausländern  die  Ausübung 
einzelner  geistlicher  Amtshandlungen  gestatten, 
vgl.  dazu  P.  Hlnschlus  in  Ztschr.  f.  K.  R. 
18,  183. 

7  Die  wissenschaftliche  Staatsprüfung,  Bd.  II. 
S.  504  ist  zwar  gesetzlich  nicht  beseitigt,  indes- 
sen bestimmt  Art.  3.  Abs.  1  des  dt.  Ges.  v. 
1882 :  „Yon  Ablegung  der  im  %.  4  des  Gesetzes  v. 
11.  Mal  1873  vorgeschriebenen  wissenschaftlichen 
Staatsprüfung  sind  diejenigen  Kandidaten  be- 
frdt,  welche  durch  Vorlegung  von  Zeugnissen 
den  Nachwds  führen ,  dass  sie  die  Entlassungs- 
prüfung auf  einem  deutschen  Gymnasium  abge- 
legt, sowie  dn  dreijähriges  theologisches  Stu- 
dium auf  einer  deutschen  Universität  oder  auf 
einem  In  Prenssen  bestehenden  kirchlichen  Se- 
minare, hindchtlich  dessen  die  gesetzlichen 
Voraussetzungen  für  den  Ersatz  des  Universitäts- 
studiums durch  das  Studium  auf  diesem  Semi- 
nar erfüllt  dnd,  zurückgelegt,  und  während 
dieses  Studiums  Vorlesungen  aus  dem  Gebiete 
der  Philosophie,  Geschichte  und  deut- 
schen Literatur  mit  Fleiss  gehört  haben'', 
und  befreit  damit  diejenigen  Kandidaten,  welche 
ein  über  die  Führung  des  erforderten  Nachweises 
vom  Oberpräsidenten  ausgestelltes  Attest  (s.  die 
Mlnisterial-Reskrlpte  v.  29.  Juni  1882 ,  Ztschr. 
f.  K.  R.  18,  177  u.  178"}  beibringen  (s.  P.  Hln- 
schlus a.  a.  0.  S.  17d  ff.),  von  der  Ablegung 
der  erwähnten  Prüfung.  Nach  Abs.  2  des  ange- 
führten Art.  3  kann  der  Kultusminister  aber 
auch  nach  den  vom  Staatsministerium  festzu- 
stellenden   und   königlich    zu  genehmigendeu 
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einer  Stellvertreiiuig  o^er  Hfllfeleistimg  in  einem  geigtüebien  Amte  darttellende  Uieh- 
liehe  Amtstuuidlnngen  ^  vorgenommen  werden ,  erftllt  sein.  Die  Beatimmongen  tber 
den  gtaaüiehen  Einapmch  kommen  aber  nicht  mehr  snr  Ainrendung,  wenn  1)  geist- 
liehe  Amtshandlungen  von  einem  zur  BteUvdrtretong  oder  HlUfeleiBtung  ermftcUigtNi 
Geistliehen,  weleher  nicht  zum  Pfaxrverweser  im  eigentlichen  Sinne ^  bestellt  ist^ 
oder  2)  von  einem  den  Staatsgesetzen  gemftss  angestellten  Geistlidken  in  dem  Besizk 
eines  anderen  geistliohen  Amtes  vollzogen  werden^  nnd  der  letztere  dabei  nicht  die 
Absicht  bekundet^,  dort  ein  geistliches  Amt  zn  übernehmen^.  3)  Für  die  Anstbtmg 
der  mit  dem  bischöflichen  Amte  verbondenen  Rechte  und  geistlichen  Verrichtuigea 
in  einem  kanonisch  oder  staatlich  erledigten  Bisthum  oder  einem  solchen,  dessen 
Bischof  durch  gerichtliches  ürtheil  zur  Bekleidung  seines  bischöflichen  Amtes  ftii 
unfähig  erklärt  ist^,  sind  die  sonst  vorgeschriebenen  Erfordernisse ^  für  den  Fall' 
beseitigt  >o,  dass  ein  Bischof,  welcher  ordnungsmftssig,  d.  h.  dnrch  die  landesherrliche 


Gnmdsätzen  yon  der  Nothwenjdigkeit  dez  Abita- 
rientenprüfuDg  auf  einem  deatsohen  OyinnMiam, 
dem  theologischen  UnivenitätB-Triennium  und 
yoxk  der  Ahlegung  der  Staatsprüfung  dispensiren 
(die  Bd.  II.  3. 528  n.  11  erwähnte  Dispensations- 
hefagniss  besteht  aber  daneben,  s.  P.  Hin- 
schius  a.  a.  0.  S.  180).  Für  die  dispensirten 
Ausländer  (s.  vor.  Anm.)  kommt  selbstverständ- 
lich das  Erforderhiss  der  allgemeinen  wissen- 
schaftlichen Vorbildung  überhaupt  nicht  in  Be- 
tracht. 

i  Also  auch  nicht  öffentlich  (tm  Gegensatz  zn 
Baden). 

2  Unter  der  Pfarr-Yerwesung  im  eigentlichen 
Sinne  versteht  das  Gesetz  y.  11.  Juli  1883.  Art.  1 
(s.  die  folg.  Anm.)  die  Stellvertretung  in  einem 
Pfarr-Amte^t  welche  einem  Geistlichen  für  die 
ganze  Dauer  ihrer  Veranlassung  von  der  geist- 
lichen Behörde  aufgetragen  wird  und  den  Zweck 
hat,  eine  ein  für  allemal  festbestimmte  und  regel- 
mässige Abhülfe  gegenüber  der  Behinderung  oder 
dem  Fortfall  des  eigentlichen  Amtsträgers  zu  ge- 
währen ,  also  sich  nicht  als  eine  blos  gel^ent- 
liche,  von  schnell  vorübergehender  Dauer  oder  gar 
durch  wechselnde  Personen  bevrirkte,  darstellt, 
6.  P.  Hlnschius  bei  Kayser  u.  Caspar, 
preussisches  Archiv.  Berlin  1884  1,  49  ff. 

8  Oit.  Ges.  V.  11.  JuU  1883.  Art  1 :  ;,Die  Ver- 
pflichtung  der  geistlichen  Oberen  zur  Benennung 
des  Kandidaten  für  ein  geistliches  Amt ,  sowie 
das  Einspruchsrecht  des  Staates  werden  aufge- 
hoben :  1)  für  die  Uebertragung  von  Seelsorge- 
ämtem,  deren  Inhaber  unbedingt  abberufen  wer- 
den dürfen,  2)  für  die  Anordnung  einer  Hülfs- 
leistung  oder  einer  Stellvertretung  in  einem 
geistlichen  Amte,  sofern  letztere  nicht  in  der 
Bestellung  des  Verwesers  eines  Pfarramtes  (Ad- 
ministrators, Provisors  eta)  besteht^ 

4  Ges.  V.  14.  Juli  1880.  Art  5 :  „Den  Straf- 
bestünmungen  der  Gesetze  v.  11.  Mai  1873  und 
21.  Mai  1874  unterliegen  geistliche  Amtshand- 
lungen nicht,  welche  von  gesetzmässig  angestell- 
ten Geistlichen  in  erledigten  oder  in  solchen 
Pfarreien ,  deren  Inhaber  an  der  Ausübung  des 
Amtes  verhindert  ist,  vorgenommen  werden^ 
ohne  dabei  die  Absicht  zu  bekunden ,  dort  ein 
geistliches  Amt  zu  übernehmen",   und  Ges^  v. 


11.  Juli  1883.  Art.d :  «Die  Vorschrift  des  Alt  5 
im  Ges.  V.  14.  Juli  1880  wegen  der  StrafGraihelt 
der  Vornahme  geistlicher  Amtshandlungen  in  er- 
ledigten oder  solchen  Pfarreien,  deren  Inhaber 
an  der  Ausübung  des  Amtes  verhindert  ist,  komat 
für  alle  geistlichen  Aemter,  und  ohne  Rücksioht 
dari^uf  ,  ob  das  Amt  besetzt  ist  oder  nicht,  zur  An- 
wendung^. Vgl. dazu P.  Hl n s c h in 8 ,  das pieus. 
Kircheng.  v.  1880.  'Berlin  1881.  S.  25  iL  nnd  im 
cit  preuss.  Archiv  1,  53  £1^ 

5  Also  n^^  gelegentlich  und  in  einzelnen,  na- 
mentlich dringenden  Ausnahmefällen. 

Die  Bd.  U.  B,  506.  n.  10  für  den  FaU  der  Ge- 
fahr im  Verzuge  gemachte  Ausnahme  ist  gesetz- 
lich nicht  beseitigt,  hat  aber  in  Folge  der  in 
Text  gedachten  Milderungen  so  gut  wie  keine 
praktische  Bedeutung  mehr. 

^  Nach  Massgabe  dieser  Modifikationen  der  Ge- 
setzgebung des  J.  1873  bestimmt  sich  Jetzt  der 
Thatbestand  des  $.  23  des  Gesetzes  t.  U.  Hai 

1873.  Abs.  1  und  der  Deklaratoria  v.  21.  Mai 

1874.  Art  1  IL  2  vorgesehenen  Vergehens.  Vgl 
dazu  P.  Hinschi  US,  d.  preuss.  Kirchen- 
gesetz V.  1880.  S.  26.  27  und  im  preuss.  Archiv 
1,63. 

Eine  Redaktion  dieser  beiden  Gesetze  unlei 
Berücksichtigung  der  Aenderungen  durch  die  Ge- 
setze V.  1880.  1882  U.1883  bei  P.  Hlnschius, 
preuss.  Kirchenrecht  Berlin  1884  S.  576  und 
581. 

1  S.  Ges.  V.  14  Juli  1880.  Art.  4  und  P.  Hln- 
schius, Kommentar  dazu  S.  18. 
'    5  Bd.  II.  S.  506.  508  u.  Bd.  lU.  S.  183. 194 

«  Gesetz  v.  11.  Juli  1883.  Art.  4:  „Die  Straf- 
bestimmung des  S*  4  im  Gesetz  v.  20,  Mai  1874 
findet  nicht  Anwendung  auf  die  Vornahme  ein- 
zelner Weihehandlungen,  welche  von  staaüicb 
aneriiannten  Bischöfen  in  erledigten  Diöoesen 
vollzogen  werdend  » 

10  Praktisch  hat  die  Anwendung  nur  Bedeu- 
tung in  Bezug  auf  den  Fortfall  des  staatliehsn 
Einsprqtohsrechtes  und  der  eidlichen  Verpflich- 
tung (Bd.  in.  S.  194),  denn  die  anderen  Erfor- 
dernisse (Beichsangehörigkeit  und  wissenschaft- 
liche Vorbildung)  kommen  für  den  einmal  stast* 
lieh  anerkannten  Bisehof  nicht  mehr  in  Frage. 


im 
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UiriMmd«^,;4Mi  ^H^lfflbft  -AnffpJq^TUfg  e^tpa  h*f .  \  ,^m ,  e^z^Q  iwxs,  dem,  biscjiöf- 
iiehen  ordo  herfliessende  Weihehandlnng^  gelegentlich  und  nur  aoshülfldweise,  nicht 
in  der  AMöht,  dasr  biMfafliiekeAnii  d^rt  ftUBsnttben^  yoUsdeht^., 

Endlich  kQmmen  noch  fttr  die  Ansllhimg  gott^ddieuBtlicher  Handlnng^en  die  oben 
Bd. Hl 8.  510, 511  iiehon  bespsofilieBien  BeschxftQkungeQ  in Beznganf  die  Mitglieder 
der  geistUchen  Orden  nnd  ordensflhnliehen  Kongregationen  in  Betracht. 


H:  Die  Vtrwaltmig  der  SakrammU^. 

§.200.    1.  ZHeJaufe^. 

Die  Taufe,  hapfimrms^  hetp^Htma^  das  Sakrament*  der  geistigen  Wiedergeburt  des 
Heaftchen  durch  W^^^ser  unter  gleichzeitiger  Anveiidung  bestimmter  Worte  ^,  gehört 
zu  den  Sakramenten  der  katholiioben' Kirche,  wichen  auch  eine  spezifisch  recht- 
liche Bedfiitfnx&g  zukon^l;^.  Bei  ihr  besteht  dieselbe  aariui  dads  sie  die  Mitgliedschaft 
in  der  Kirche,  als«  ifie  Beehtsfthfgkeit  in  derse&en,  gewAhtt  9. 

L  Der  Kate^hnmenat  und  der  Phötizomeniit.  In  der  älteren  Kirche 
ging  der  Bith^iitmg  der  Taufe  der  Begel  naeh  ein  Iftngetes.  Vorbereitungsstadium, 
dar  ft.  g.  Katafibnxnenati  voraus ^,. eine  Einrichtung,  welche  im  Laufe  des  dritten  ihre 
Aoradung  erhalten  hatte  tmd  deren  Biafhez^t  in  das  4.  Jahrhundert  fsüli^^.    Die 


»  Bd.  IL  S.  687,. also  nicht  ein  VeihMscW 
nnd  ein  nichtpreusaiscKer  Bischof,  dessen  Dio-  . 
eeta,  wie  die  von  Piag«  Olmutz,  Freiburg  preus- 
fiisclie  Gehietsthieile  nüt  umf&sst»  denn  alle  diese 
erhalten  keine  landesherrliche  Anerkennungs- 
vkuivde,  P.  H  i  n  8  c  h  i  u  B  im  preuss.  Arch.  1 ,  08. 

^  Also  nicht  solche,  welche  zwar  AnsÜüsse  des 
ordo,  aW  nux  des  prlesterllchen  ordo  sind,  son- 
dera  nur  diejenigen,  welche,  wie  die  Firmelung, 
KooBeioation  von  Kirchen  und  Altären ,  gerade 
den  ordo  episcopalls  voraussetzten,  s.  B,  IX.  S,  40. 
Ob  die  Weihehandlung,  z.  B,  die  Flrn^elung, 
gleichseitig  an  einer  einzelnen  oder  an  mehreren 
Personen  vorgenommen  wird ,  ist  gleichgültig. 
Vgl.  P.  Hinschi  US  im  preuss.  Arch.  1,"  57, 

3  Danach  modiflcirt  sich  also  auch  die  Straf- 
bestimmung des  %  4  des  Gesetzes  v.  20.  Mai 
1874  (Bi  ni.  S.  I87*  n.  6),  P.  Hlnschius  im 
preuss.  Archiv  i,  61.  Uebrigens  hezieht  sich  das 
zuletzt  gedachte  Gesetz  nicht  auf  die  Yornalime 
Ton  bischöflichen  Weihehandlungen  seitens  eines 
Bischofs  in  einer  andern ,  nicht  erledigten  Bio-  * 
ceae.  Kine  solche  ist  statthaft  und  nicht  strafbar. 

^  Wegen  des  Ansschlosses  der  Sakramente  der 
Ordination  und  dec  Ehe  s.  o.  $•  3  n.  1. 

5Jo8,  Tio^ecomes,  öbservatlones  ecclesia- 
itleae  de  antiquis  baptismiritibus.  Hediol.  1615. 
Paris.  1618;  Jos.  Beitieri ,  de  sacramentls  in 
genere  baptlsmo  et  conflrmatione  libr.  III.  Tin- 
dob»  1774;  Reiche,  de  bapt.  orig,  et  necess. 
necnott  de  forma  bapt  Gotting.  1817;  Bren- 
ner, feachlchtl.  Darstellung  der  Verrichtung 
und  AuMpendung  der  Sakramente.  Wurzburg  u. 
B^bergl818if,Th.J;F;X.SchmId,Uturglk 
d.  christkathoUßc^en  Religion,  (o.  S.  Ö,  n,  1) 
1,126  ff.    JoKW.  Fr.  Höfling,   das  Sakra- 


ment der  Taufe.   2  Bde.  Erlangen  1846. 1848;* 
2.  (Tlt-)  Ausg.  1859. 

0  Catechlsm.  Roman.  P.  II.  c.  2.  qu.  4. 

^  Ebenso  wie  der  Ordination ,  s.  Bd.  1.  S.  169. 

8  VgL  c.  142.  143  (nach  Augusttn).  Dist  IV 
de  consecr.  und  das  Nähere  unter  Nt.  VI. 

0  Vgl.  über  diesen:  Job.  Mayer,  Gest^hiöhte 
des  Katechumenats  nnd  der  Katechese.  Kempten 
1868;  A.  Weiss,  die  altkirchliche  P&dagogik, 
dargestellt  in  Katechumenat  u.  Katechese  der 
ersten  6  Jahrhunderte.  Freiburg  i.  Br.  1860. 
Heft  1;  F.  Probst,  Lehre  und  Gebet  in  den  8 
ersten  christlichen  Jahrhunderten.  Tübingen 
1871.  S.  79  ff. ;  derselbe,  Katechese  und  I?e- 
digt  V.  Anfang  des  4.  bis  z.  Ende  des  6.  Jahrb. 
Breslau  1884.  S.  39  ff.;  Höfling  (s.  Anm.  5) 
1,  144  ff.;  V.  Zezschwitz,  System  d.  christl. 
Katechetik.  Leipzig  1863  ff.  Bd.  1.  S.  91  ff.  nnd 
in  Öe  r  z  0  g ,  Real  -  Encyklop.  f.  protest  Theo- 
logie. 2.  Aufl.  7,  574  ff. 

ip  Dagegen  allerdings  Probst,  Katechese 
S.  46.  Der  Zweck  des  Katechumenats  war  die 
Unterweisung  der  angehenden  Christen  in  den 
Lehren  des  Christenthnms  und  die  Erziehung 
derselben  zu  christlichem  Leben ,  also  die  Ein- 
führung in  das  sociale  und  Kultusleben  der  Ge- 
meinde. Wer  Christ  werden  wollte ,  hatte  sich 
bei  den  Vorstehern  der  Gemeinde  (im  4.  Jahr- 
hundert bei  den  Diakonen,  welche  ihn  dann  dem 
Bischof  oder  den  Priestern  vorstellten,  Const. 
apost.  Vm.  31,  ed.  d  e  L  a  g  a  r  d  e  p.  267)  zn  mel- 
den. Nachdem  man  durch  eine  Vorprüfung  in 
Betreff  seiner  Person  und  seines  bisherigen 
Lebenswandels  festgestellt  hatte,  ob  er  überhaupt 
geeignet  war ,  als  Katechumene  angenommen  zu 
werden,  wurden  ihm  die  fundamentalen  Sätze 
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I«  Die  Hierarehie  und  die  Leltoag  der  Kirolie  durdh  dieeelbe. 


[§.  2W. 


Eatechnmeven  gehörten  indeBsen  nur  insofern  der  diriatUehen  OemefaUHsl^  oder 


des  chriBtlicbeii  GUubens  miigetiieflt,  Origeaet 
(185  0. 186  blB  etwa  264)  oontr«  CeUum  la  51 : 

AptOTiaNol  Ik  xaxd  to  wvaxov  aOxoTc  itpoßaaa- 
vCoavrec  twv  dxo6civ  a^Av  ßouXofiivor^  xdc  ^u^dc 
xal  xax'  iSlov  icpoeic^oocvte^,  indv  .(ox&oiv  oörap- 
x&c  ot  dupoaTal,  icplv  eU  tö  xotvÖN  elc^X^cTv 
^iti&e&ooxlvai  icp6c  t6  ^^etv  xaXdc  ßtoOv,  t6 
Tij^txd&e  aÖToOc  eUd^QUOtv.  (ft(qi  |x^  noti^oavTec 

o6o^Q>  t6  o6p.poA.ov  ToD  dvvwMiidp^i  dvft- 
Xt]9^oiN.  Irepov  Si  TÖ  Töiv  xatd  Suvorcöv  Tcapa- 
OTTjodyraiv  iauxdiv  t^v  itpoalpcaiv  o6x  dXXo  ti 
ßooXea^ai  t)  xd  vpioxiavolc  (oxouvxa.  Ilap*  oTc 
e(a(  xcve^  xExaf  pl^oi  itpöc  x^  ^iXoTreuoxetv  xo{^c 
ß(ouc  %«^  'rdc  aYcb^ac  xdvv  npocc^vxwv,  Ivato6c 
(lev  xot  iTzi^^Tjfza  icpaxxovxac  dnoxaXOooioiv  'fj%et>i 
eU  TÖ  xotv6v  a6x6B^  ö6XXoyov,  xoOc  hi  pt*^  xot- 
o(5xouc6Xn  4'uxx[d7Co5e^^(i.6voty  6cXx(ou«  6oT)pilpai 
«axaoxeuaCoMiv ;  Mayer  S.  40  If. ;  Probst, 
Lehre  n.  Oebet  S.  144  fC,  und  Katechese  S.  39  fE. 
Blieb  der  Proselyt  bei  seinem.Yonatze,  so  eifolgte 
seine  Annahme  zum  Katechnmenen  durch  Be- 
zeichnung mit  dem  Kreuze  und  durch  Handauf- 
legung unter  Exsufflation  (im  Abendlande  auch 
wohl  unter  Darreichung  geweihten  Salzes,  c.  3 
Hippon.  ▼.  393  u.  c  5  Carth.  III.  t.  397),  nach- 
dem er  gleichzeitig  seiner  alten  Lebensweise  ent- 
sagt hatte,  Tertullian  de  poenit.  c  6  (,,8ed  prae- 
dpue  novlolis  istis . . .  qui  cam  maxime  incipiunt 
diYinis  sermonibns  aures  rigare ...  et  dicunt qui- 
dem  pristinis  se  renuntiare  et  poenitentiam  assa- 
munt«),  const.  apost.  VIL  39  (p.  222) ,  vgL 
Mayer  S.  48ff.;  Probst,  Katechese  S.  71.  75. 
(Auf  die  gedachte  Aufnahme,  insbesondere  die 
Handauflegang,  nicht  auf  die  Taufe  bezieht  sich 
auch  c.  39  Elvira  v.  306:  „Gentiles,  si  in  inilr- 
mitate  desideraverint  sibi  manum  imponi,  si 
faerit  eorum  ex  aliqua  parte  honesta  Tita ,  pla- 
cuit  eis  manum  imponi  et  fleri  christianos,  s. 
Hefele ,  Conzil.  Gesch.  2.  Aufl.  1,  172.) 

Im  üebrigen  gehen  die  Ansichten  über  den 
Katechumenat  auseinander.  Eine  Anzahl  Schrift- 
steller, z.  B.  Höfling  1, 149;  Zezschwitz  1, 
108 ;  H  e  f  e  1  e  1.  Aufl.  1,  402  und  die  von  diesen 
citirten  älteren  nehmen  Jedenfalls  für  das  4.  Jahr- 
hundert 3  verschiedene  Stufen  im  Katechume- 
nate  an  (eine  andere  Ansicht ,  welche  sogar  vier 
solcher  scheidet,  s.  darüber  Funk  in  d.  Tü- 
binger theol.  Quartalschrift  Jahrgang  65  y.  1883 
S.  41,  kann  auf  sich  beruhen  bleiben)  und  thei- 
leu  demnach  die  Katechnmenen  in  3  Klassen :  1. 
die  dxpo<6pievoi ,  audientes ,  ehrUtiani,  mit  dem 
Rechte  und  der  Pflicht,  dem  homiletischen  Theile 
des  Gottesdienstes  beizuwohnen ,  2.  die  f6sM 
xXivovxcc,  e^y(6[Usoi,  ÖTCoirlitxovxcc,  genuflecteih' 
tes,  aUeehumeni  im  eig.  Sinne,  mit  dem  Rechte, 
auch  dem  an  den  erwähnten  Theil  des  Gottes- 
dienstes sich  anschliessenden  Gebete  für  die  Ka- 
technmenen anzuwohnen  (const.  apost.  Till.  5. 6. 
p.239)  und  dieses  im  Geiste  mltzubeten,  3.  die 
f  (uxtCöptevot )  eompetentea,  eUcti^  die  Taufkandi- 
daten,  welche  in  ihrer  Ausbildung  und  Erziehung 
so  weit  vorgeschritten  sind ,  dass  sie  unmittelbar 
zum  Empfange  der  Taufe  vorbereitet  werden  * 
können.  Andere  dagegen  scheiden  nur  zwei  Klas- 
sen, z.B.  Mayer  S.  47  ff.;    Probst,   Lehre 


S.  108  ff.  151  ff.,  Indem  sie  die  andie/iteB  und 
genufleetentas  als  eine  Klasse  auffassen.  End- 
lich ist  neuerdings  Jede  KlasseneintheUun«,^  i* 
Kateckumenate  von  Fnnk  a.  a.  O.  8.41  f«i 
welcher  die  Photizomenen  odec  oompetenk^ 
nicht  mehr  zu  den  Katechnmenen  zählt,  vsf« 
werfen  worden. 

In  der  That  ruhen  die  bisherigen  Eintheilnngsn 
der  Katechnmenen  auf  durchaus  unzulinglicheaii 
Fundamenten.    Die  Dxeltheilung  soll  zunächst- 
hervorgehen  ans  o.  7  Gonstantin.  I.  v.  381,  deh- 
tiger  einem  Kanon  d.  Konstantinop.  Synode  V.S82, . 
und  dem  damit  übereinstimmenden  e.95.  TrulUn. 
T.   692 :   ....  icdvxac  xo6c  dtE*  oxnBn  ^^ovroc 
icpoccUkjstai  xn  ^plK>(oS(a  cb«  '£XXt]vac  (cj^tfusla 
xal     xi^     itpirnv    ifjptepov     TcoioOpiev    airouc 
XpiOTtocvo6c,x:^v(t  (etmpav  «axr)^ouptivei>c,  sH« 
xiTjv  xp(Tf)v  i£opitlCo(i.cv  a6xo6c  fkccd  xoO  ipivuMN 
xplxov  eU  t6  npöcoBTTOv  xal  eU  ^d  dixa  aox&v* 
xal  oSxoK  «axT]xo^pi6V  a^6c  «al  iceio5pi£v  odxo&c 
/povlCctv  f  U  T^  exxXYjolov  uLaX  inipodadai  xAv 
7paoAv  xal  x6xc  a^o6c  ßairdCopisv.    Es  ist  un- 
möglich mit  H6  fl  in  gl ,  149  und  Z  ecsohwitz 
1, 116  hierin  die  9  Klassen  der  KateehiimeiieB 
bezeichnet  zu  flnden,   denn  dann  müsste  jede 
dieser  Stufen  von  diesen  in  einem  Tage  dufch- 
lanfen  worden  sein,  und  ebenso  beweislos  ist  es, 
wenn  Höflingl,  285  meint,  dass  „die  drei  ver- 
schiedenen Tage  zuverlässig  drei  vertohiedene 
Stadien  und  Zeiträume  des  zu  durchlaufenden 
Katechumenats  ( —  also  nicht  drei  Tage  — )  le- 
präsentiren^    Die  Stelle  sagt  deutlich ,  dass  die 
betreffenden  Personen  durch  den  an  ihnen  vor- 
genommenen Ritus  (o5xa»c)  zu  Katechnmenen 
gemacht  werden,  handelt  also  von  dem  Annahme- 
Ritus  und  ergiebt  weiter,  dass  nach  längerer  Vor- 
bereitung während  des  Katechumenats,  innerhalb 
dessen  sie  keine  Klassen  erwähnt ,  die  Taufe  er- 
folgt. Ebenso  wenig  beweisend  ist  e.5.  Neocaesar. 
zw.  314  u.  325  (welchem  man  sogar  die  griechi- 
schen Bezeichnungen  für  die  bel&n  ersten  KIss- 
sen  entnommen  hat):   KaxTivoöpievoc ,  Idv  eU- 
epy6pievoc  eU  t^  xopiax^v  ti  x^  xaxTj^opi^ar» 
xdt^i  oxif)X^,  oSxoc  hi  cpdv^  dpLapxdveyv,  ddv  ^kt* 
y6vu  xX(va>v  dxpodof^oi  \xiptSTt  dpiapxdvoiv*  iohi 
5e  xal  dxpo(6piNoc   itt   dpLapxdv^,   i^o8eb6o>. 
Dieser  Kanon  handelt  gar  nicht  von  Stationen 
des  Katechumenats,  sondern  von  den  verschiede- 
nen Büsserklassen  und  verordnet :   „Wenn  ein 
Katechumene,  welcher  nach  seiner  Annahme  sei- 
tens der  Kirche  schon  in  der  Reihe  der  Kate- 
chnmenen steht,  sündigt,  so  soll  er,  falls  er  be- 
reits in  die  Bussstation  der  Kniebeugenden  (auch 
67CoitlTcxoNxec,  s.  c.  4 — 9.  15.  Neocaes. ,  c.  12. 
Nleaen.  v.  325)  gestellt  ist,  in  die  Bussklasse  der 
dxpo(6pi«voi ,  audientes,  versetzt,  falls  er  aber 
auch  dann  wieder  sich  Sünden  zu  schulden  kom- 
men lässt,  ganz  ausgestossen  werden ,  wie  dies 
auch  c.  14.  Nicaen.  cit.  zeigt:  IIspl  xAvxonjxo^ 
^tim^  xal  irapaicsoöynov  l^o^e  .  .  .  6tfxs  xpiAnr 
ixmv   a&xo6c  dxpooftivouc  pt6vov,    pcxd  xaOx« 
c5^ea0ai pisxd  xAv  xax7])^ou{jifv(DV,  s.  auch  Funk 
a.  a.  0.  S.  51  ff.   Dazu  kommt,  dass  die  von  d«i 
Katechnmenen  handelnden  Stellen  der  Konzillen 
von  Ancyra  v.  314  (c.  12)  und  von  Elvira  v. 
306  (c.  4. 20. 41 .  42. 45. 68),  wie  die  der  Kirchen- 


f.seo^.] 


Venraltong  der  Sakramente.  Die  Taufe. 
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IQrehe  an,  als  Omen  iresentlieh  Piliohten^,  so  vor  Allem  die,  sieh  den  kirehliehen 
Nonnen  nnd  den  AnordiniBgen  der  kiroUiehen  Oberen  bu  fttgen,  oblagen  >,  da  ihr 
Beoht  auf  Anfheilnahme  an  dem  homiletiBchen  (ersten]  Thefl  des  Gottesdienstes 


Yiter  und  die  conat.  apost  YIII.  31  (p.  269 :  6 
l&jXXov  xflcmQ^ctodat,  tpCa  Irr)  «omTveta^o)  eben- 
sowenig ▼enchiedene  Stauen  des  Katechomenato 
enrümen,  geschweige  denn  irgend  eine  Be- 
ftimmnng  Qber  die  Danei  des  Verbleibens  in  den 
einieäiien  Klassen  tiefFen,  s.  Fu  nk  a.  a.  0.  S.57  H. 
Berechtigt  ist  dagegen  die  Scheidung  der 
<pamC6|ArN»t  (Tanfkandidaten)  ton  den  Kateohu- 
menen,  aber  die  ersteren  bilden  nicht  eine  Klasse 
der  letzteren,  sondern  sie  scheiden  mit  dem  Ein- 
tritt in  diese  Stellung  ans  der  Beihe  der  Kate- 
ekvnenen  ans.  Wenn  der  Katechnmene  die 
foigeschxiebene  Zeit,  welche  gewöhnlich  3, 
aneh  wohl  nur.  2  Jahre  betrug,  aber  abgekürzt 
werden  konnte,  oonstit.  apost.  Till,  äl,  Elrlra 
0. 42,  Probst,  Lehre  S.  135  (o.  2.  Nicaen.  dt. 
Tsrlingt nnr  eine  lingere  Zeit),  den  erforderlichen 
Unterricht  empfangen  nnd  sich  bewahrt  hatte,  so 
wurde  er  anf  seine  Anmeldung  (nomen  dare)  eine 
bestimmte  Zeit  Tor  dem  regelmässigen  Taufter- 
min (Tgl.  nnten  Nr.  III  des  Textes),  d.  h. 
Ostern  (40,  aneh  30  Tage  vorher,  nach  e.  45 
liMdic.  zw.  348  n.  381 ,  aber  nicht  mehr  nach 
der  zweiten  Fastenwoehe)  unter  die  Tanfkandi- 
diten  aufg^iommen ,  indem  er  dem  Teufel  zu 
entMgen  hatte  und  unter  Handa^iflegung  seitens 
dM  Bischoft  exoicisirt  wurde,  Tertullian  de 
eoiona  c.  3:  »ut  a  baptlsmate  Ingrediai,  aquam 
aUtoii , iUdem ,  sed  et  aliquante  prius  in 
sedesU  sub  antisütis  manu  eontestamur,  nos  re- 
mmtiare  diabolo  et  pompae  et  angeUs  elus'^, 
Mayer  8.  74;  Probst,  Lehre  8.  169  und  Ka^ 
tedieseS.88ff.  Während  dieser  Zeit  erhielten  die 
Tanfkandidaten  tou  einemPresbyter  oder  auch  von 
dem  Bischöfe  einen  speeiell  auf  die  Vorbereitung 
zuTaufeund  die  sich  daran  anschliessende  Eucha- 
ristie berechneten  Untenieht,  insbesondere  wur- 
den ihnen  die  bei  der  Taufe  zu  sprechenden  For- 
meln der  Abrenuntlation  und  des  Glaubens- 
bekenntnisses, das  y  aterunser  und  andere  christ- 
liche Lehrstücke  (nach  einer  Tlelfach  -verbreiteten 
Ansidit  alles  dasjenige ,  was  mit  Rücksicht  auf 
die  angeblich  seit  dem  2.  Jahrhundert  entwickelte 
besondere  Aikandlseiplin,  s.  Zezschwitz, 
Katecketik  1,  i54ir.  und  in  Herz o  g,  Real-En- 
eyklopldiel,  687;  Wandinger  in  Wetzer  u. 
Weite,  Kirchenlexikon,  2.  Aufl.  i,  1234,  vor 
den  Uneingeweihten,  also  auch  den  Katechu- 
menen,  gtäelm  gehalten  wurde)  mitgetheilt, 
Mayer  8.  294  ff. ;  Probst,  Lehre  8.  172  ff. ; 
fener  hatten  sie  sich  während  dieser  Zeit  einer 
Beike  von  Bussübungen  (Gebeten,  Fasten,  Knie- 
beiigangen  und  Nachtwachen)  zu  unterziehen, 
Mtyer  8.  78.  99.  Die  zeitgenössischen  Schrift- 
steller rechnen  die  Tauf  kandidaten  nicht  zu  den 
Kitechumenen.  Cyrill  t.  Jerusalem  nennt  sie 
In  feinen  für  sie  u.  348  gehaltenen  Katechesen, 
«tt  y.  c  1 :  dn6  ToD  xatTj^ouf&^vwv  TtC'^fAaToc 
tk  Tfläfv  mordvv  (utaTtdepiivotc ;  cat.  VI.  c.  29 : 
TzSt«  dt  fio^rfjpwi  A  vüv  if)  i^xX^nala  (ttj^slTal 
«Ol  Tip  dx  «flrryD^ou|ft4v«iv  (utaßoXAOf&ivip ,  o6« 
ivtiv  i^c  IIKtxotc  dtTj^etwai.    06  yäp  d^t«<p 


Tob  icepl  Ilaxpöc  %ol\  Tiou  xal  är(lo\i  üveufiiaToc 
^t)Yo6(Ac9a  |AUOTif)pta ;  Augustin  de  flde  et  ope- 
ribus  e.  6.  n.  9 :  „Quid  antem  aUud  agit  totom 
tempns  qno  catechnmenorum  locnm  et  nomen  te- 
nent,  nisi  ut  audlant ,  quae  fldes  et  qualis  vita 
esse  debeat  Ghrlstiani,  ut  cum  se  ipsos.pro- 
baverlnt,  tunc  de  mensa  domini  manducent 
et  de  oalioe  bibant?  . . .  Qnod  autem  fit  per  omne 
tempus ,  quo  in  ecclesla  salubriter  constitutum 
est,  ut  ad  nomen  Christi  accedentes  catechu- 
'  menorum  gradus  excipiat,  hoc  fit  mnlto  di- 
ligentins  et  instantius  bis  diebus  quibus  co  m  p  e'- 
t  e  n  t  e  s  vocantur,  cum  ad  perdpiendum  baptismum 
nomina  sua  Jam  dederunt",  vgl.  auch  die  schon  der 
Zelt  des  Verfalles  des  Institutes,  dem  6.  Jahrb., 
angehörende  ep.  li.  Ferrandi  Garth.  ad  Fulgent. 
episc.  c.  2,  Migne,  patr.  65,  378:  „Hie .  .  . 
sacramentls  ecclesiastids  imbuendus  ad  eccle- 
slam  traditur,  flt  de  more  cateohumenus ,  post 
aliquantum  nihilominus  temporis  propinquante 
solemnitate  paschali  inter  competentes  ofller- 
tur,  scribitur,  eruditur^  (s.  femer  die  zu  Anfang 
derAnm.  mitgetheilte  Stelle  aus  Origines,  welche 
die  Taufkandidaten  noch  nicht  besonders  von 
den  Gläubigen  scheidet).  Diese  Auffassung  ent- 
spricht auch  der  Natur  der  Sache.  Zwischen  den 
Katechumenen  und  den  Taufkanditaten  waltet 
ein  Unterschied  wesentlichen  Charakters  ob.  Der 
Katechnmene  soll  sich  erst  für  Aufnahme  als 
Mitglied  der  christlichen  Gemeinschaft  bewahren. 
Der  Taufkandidat  dagegen  hat  sich  schon  be- 
währt und  wird  nur  noch  speeiell  für  den  Auf- 
nahme-Akt, die  Taufe,  vorbereitet  Er  steht 
daher  den  Gläubigen ,  den  vollberechtigten  Chri- 
sten, beinahe  gleich.  Obwohl  man  ihn  immer 
noch,  weil  er  noch  nicht  die  Mitgliedschaft  be- 
sitzt, von  diesen  zu  scheiden  berechtigt  ist,  kann 
man  ihn  begrifflich  nicht  mehr  mit  den  Kate- 
chumenen zusammenstellen  und  die  Taufkandi- 
daten als  eine  Klasse  derselben  bezeichnen,  viel- 
mehr bilden  sie  eine  besondere,  von  den  letzteren 
geschiedene  Uebergangs- Kategorie,  welche  den 
vollberechtigten  Christen  näher  als  den  Katechu- 
menen steht. 

i  Probst,  Katechese  8.  47. 

2  S.  die  in  d.  vor.  Anm.  8. 24  citirten  c  5  Neo- 
caes.,  c.  14  Nicaen.;  c.  4. 11. 68. 73Elvira,  welche 
für  sündigende  Katechumenen  die  Zeit  des  Ka- 
teohumenats  verlängern.  8o  tadeln  auch  die 
Kirchenväter  vielfach  die  8itte  der  Katechume- 
nen ,  um  sicher  Vergebung  der  8ünden  zu  er- 
langen oder  vorher  gar  leichter  sündigen  zu  kön- 
nen, den  Empfang  der  Taufe  bis  zum  Todten- 
bette  zu  verschieben,  o.  128  TChrysostom.), 
Dist  rv  de  cgnsecr. ;  Mayer  8.  49,  Probst, 
Katechese  8.  86,  Indessen  haben  die  älteren 
Konzilien  keine  Rechtspflicht  statuirt,  die 
Taufe  nach  einer  bestimmten  Zeit  des  Katechu- 
menates  zu  nehmen ,  sondern  nur  einzelne  Nach- 
theile für  bestimmte  Fälle,  c.  1  (c.  12  Neo- 
caes.)  Dlst  LYII,  s.  Hefele  1,249,  festgesetzt. 
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I.  Die  HidcaKfaie  imd  die  Leitung  der  Sirehie  durdi  dieselbe. 


K.300. 


(eiüBoUi^BBlidi  dea  Gebetes  des  Bisehofes  flr  die  EjileobiuiieBe&)  ^  weieiitUob;  «n 
KoneUt  ihrer  Pflicht,  sieh  die  QnalifikKtion  ftr  die  An&dhihe  in  die-ehrMfüe^a  Gt^ 
meiiiaehaift  iml  erwerben,  war. 

Die  Stellang  als  Taufkandidat,  in  welche  der.Katechomene  nach  Zurflcklegiing 
der  Vorbereitongszeit  eintrat,  gewährte  diesem  zwar  ein  Recht  anf  die  Brtheilnng  der 
Taufe,  aber  damit  noch  nicht  die  Mitgliedschaft,  sondeiji  erst  ein  Anrecht  auf 
dieselbe ^  welches  der  Natur  der  Sache  nach  immer  nech  dnreh  schwere' nttliobe 
Vergehen  yerwirkt  werden  konnte.  .   >^ 

In  beiden  Fällen  handelte  es  sich  demnach  nur  um  gewisse  Pfliehten  «d  Reekte, 
welche  m  der  in  Aussicht  genommenen  UitgUedschaft  in  Beziehung  standen  ^,  wi^ 
sie  überall  vorkommen,  wo  die  Erwerbung  der  Zug^hi^gkeit  bu  einer  Gemew«* 
Schaft  durch  gewisse,  erst  in  einer  längeren  Zeit  darzxiüiiaende  Qualifikationen  bedingt 
ist^.  Sie  haben  indessen  mit  dem  Yerschwindett  des  Kadec^hnmenaits -Institutes  in 
Folge  der  immer  mehr  sich  ausdehnenden  Christianirung  und  der  sich  allmählicli 
befestigenden  Sitte  der  EiAdertaufe  ^  bei  der  späteren,  verhältnifisteKssig  knrsen  V^r> 


1  Wegan  des  letzteren  g.  ««Mer  der  Annu  aul  SJ24 
noch«.  19  Laodic.  ew.  343  n.  381;  oonai.  spoatQl.. 
yni.6;  e.t3LateffanByiiodeT.487,  Thiel  eplat. 
rom«  pcf&tit  1,  263;  Mayer  8.  66;  Probst» 
Katecbe«e  S.  46.  . 

'  •  S.  Anm.  auf  S.  M. 

3  Es  ist  deshalb  nicht  richtig,  wenn  Fried - 
he  Ig,  Lehrl).  d.  K.  R.  2.  Aufl.  C.  92  n.  1  sagt, 
dasa  in  der  alten  Kirche  auch  die  sich  auf  die 
Taufe  Vorbereitenden  als  Glieder  anerkannt  wbr- 
den  sind. 

*  So  heute  noch  bei  den  Orden  und  den  ordens- 
ähnliehen  Kongregationei\. 

ff  Schoä  mit  dem  6.  Jahrhandelct  i^t  die  alte 
KateehvmenatspTaiis  in  Verfall  gerathen.  Vf^oxk 
seit  dem  Ende  des  4.  Jahrhunderts  von  dan  .rö-^ 
misehen  Bischof eii  wiederholt  auf  lunehaltnng. 
der  alten  Tanfxeitea  (Ostern  und  Pfingsten)  ge- 
drangen wird,  c.  11  (Sirlohis  y.  385),  12.  13 
TLeoI.  ▼.  447).  17.  18  (GeJUeioe  L  a.  492-- 
494)  Dlst.  IV.  de  ooneeor.,  ao  hann  dies  nor 
dsmit  zasammenhängeai  dass  die  xegolmafiaige 
Zeitdauer  für  die  Vorbereitung  der  Kateohnme- 
nen  nicht  mehr  Inno  gehalten  wurde,  ja  Gxe« 
gor  I.  ep.  23.  VIII.  ad  Fanstin.  v.  598  (JaXftf 
II.  ed.  n.  1511)  erklärt  die  frühere  Zelt  des 
Photitoffleoata  von  40  Tagen  fenügend  für  die 
Vorbereitung  Ton  Juden  in  Glrgenti  auf  den 
Empfang  der  Taufe.  ~*  In  Gaillea  lassen  twar 
c.  18^20  Orange  I.  ▼.  441 ,  nach  welchen  den 
KatoehumoDen  das  Eyangelium  Torgeleaen  wer- 
den soll,  andererseits  aber  ihnen  der  Eintritt  in 
die  Baptisteiien  Terbotea  und  ihre  Ausschlies- 
sung von  der  Segnung  der  Gläubigen  angeordnet 
wird,  mindestens  noch  ein  Eesthalten  aji  der 
alten  Scheidung  twischen  Katechumeneu  und 
Christen  erkennen  (c.  84.  85  Statut.  anUquae 
eooles.  ans  der  zweiten  Hallte  des  aaec.  V.  ergeben 
ebenfalla  nichts  'sicheres),  dagegen  handeln  die 
Konzilleu  des  6.  Jahrhunderta  im  Herovin- 
gltohen  Reich  nicht  mehr  von  den  Ketechu- 
menea  (o.  18.  Antissiod.  585  od.  578  u.  c.  3 
Matiscon.  585  setzen  schon  voraus,  dass  nur  Kin- 


der < sur  Teaf e  gebracht  w^cden).  Im  Sueveu- 
reioh  gedenkt  zwspr  noch  c.  17  Braga  663  der 
Ks/te0humenen  i  indessen  zeigt  c.  1  3ra§a  II.  v. 
&72,  e.  55  Dist.  IV.  de  oons.,  solam  den  VecfaU 
des  alten  KatochnmeuiatslnsUtutea,  wl^  nament- 
Uch  o.  49.  cap.  Martini  Braoac  (Bruns  2»  53, 
naeh- welchem  die  frohere  Photizomenatiseit  als 
Vorbfireitungsaeit  für  die  Taufe  erseheint)  .er- 
glebt.  AuishiVL  spenieohen  Westgothen- 
r  ei  c  h  tritt  dieselbe  Efsohelnnug  hervor.  TiTeBB 
allerdings  c.  56  (o»  13.  Agde  506)  DisU  IV.  äu 
der.Uebejgate  des  Symbol»  aoht  Tage  vor  Oeten 
an  die  oom^eUnt^  erwähnt,  so.  verlangt  c.  93« 
(1.  e.  t,  34)  ibid.  doch  nur  eine  SmenatiUche 
KaiteehuABnatazelt  fiJuc  die  Juden ,  und  e.  15. 
(o.  4.  Gerona  ▼.  517)  Dlat.  cit.  fiber  die  Inna^ 
haltung  der  aUherkömmliehen  Tauf^iten  beweist 
ebenfalls,  4aaa  mw.die  VorbereitungszeU  damals 
schon  beliebig  abgekürzt  hat.  Dass  voUenda^« 
7,  Jah^undert  der  spanisehen  Kirche  jedes  Vec- 
ständniM  für  die  Bedeutung deealtea  Katechu- 
meaat«  abgcdKommen  war ,  kann  bei  der  Zwangi- 
befcehmng  der  Juden  uQter  König  Sislbut  und 
der  Anordnung,  o.  5  (c.  57  Toledo  IV.  v.  6^) 
DlsU  XLV ,  das$  so  gewaltsam  bekehrte  Juden 
Christen  bleiben  sollten,  nioht  zweifelhaft  sein. 
Was  endlich  das  kan)Ungi»«^e  Beleb  betriOt,  so 
sQheidet  allerdii^s  HsabanuSr  M^urns,  de  instit. 
cleilcot.  I.  20,  Migne,  patrol.  107,  313,  noch 
zwischen  den  Katechumenen  und  den  Kempe- 
tenten:  »oatechumenus  autem dieltttr pro eo 
qupd  adhuc  dootrinapn  fldei  audit  nqedum  bap- 
tiemum  rec^it , . .  Post  csiteehumenoe  auteni  le- 
cundus  gradtts  est  oompetentlum,  Comp^ 
tente»  autem  sunt  qui  jam  post  dee4vinam  fldei» 
post  eontinentisin  vitae  ad  grati^m  Ch|i^ti  peiei- 
piendsm  fesUnant\  Daas  es  si/c^  aber  dabei 
nioht  mehr  um  die  alt«  J^inflehtong  handele«»  aeigt 
dM  folgende  c^  27  de  catechizandi  ordiae.  In 
diesem  Ist  von  einer  besonderen  Stufo  der^on^ 
potenten,  nicht,  mehr  die  Bede,  die  ritueUen 
Bandinngen,  welche  naeh  dems^beadaau  die- 
nen >  ut  (der  Proselyt)  flat  toateeimmenui,  sind 
auch  zuglei^  diejenigen,  weloiie  in  iMfWi  Zeit 


§.200.] 


Verwaltiuig  der  Sakramente.  Die  Taufe. 
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berekangSMii  Ar  die  Tiiiife  «m  Bo  niehr  jede  reale  Bedeutung  verioren,  alB  gleioh*- 
zeitig  auch  die  Fernlialtang  der  betreffenden  Personen  von  gewissen  Thdien  d«6 
Gottesdienstes  aufhörte.  Wenn  seit  jener  Zeit  seitens  der  Kirche  keine  Versuche  zur- 
Wiederherstellung  der  alten  Kateohumenatspraxis  gemacht  worden  sind^,  man  sich 
vietanehr  seitdem,  wie  auch  heute,,  mit  der  Forderung  einer  yorgingigen  ausrechen- 
den  Unterweisung  der  Taufkandidaten  ^  oder,  wie  sie  seit  jener  Zeit  immer  noch  be- 
Mehnet  werden,  der  Eateohumenen  ^  >  begnügt  hat ,  so  besteht  das  Becht  derselben, 
welches  sie  von  den  sonstigen  nicht  zur  katholischen  Kirche  gehörigen  Personen 
imierseheidet,  lediglich  darin,  dass  sie,  während  diese  letzteren,  wenn  die  Kirche 
wollte,  yon  dem  Betreten  der  Gotteshäuser  bei  dem  Gottesdienste  ausgeschlossen 
werden  könnten,  ihrerseits  soweit  dies  ftlr  ihre  Vorbereitung  erforderlich  ist,  zu  den 
gottesdienstlichen  Versammlungen  zugelassen  werden  müssen. 

n.  Erfordernisse  der  gültigen  Taufe.  Da  die  Taufe  als  Sakrament 
die  Mitgliedschaft  in  der  Kirche  gewährt,  so  haben  diejenigen  Erfordernisse,  welche 
die  Gflltigkeit  des  Sakramentes  bedingen,  zugleich  rechtliche  Bedeutung.  Denn  man* 
gels  derselben,  d.  h.  bei  nichtiger  Spendung  des  Ssik^amentes,  wird  ebensowenig  wie 
die  sakramentale,  auch  die  damit  verbundene  rechtliche  Wirkung,  die  Mitgliedschaft 
in  der  Kirche,  herbeigeführt.  Als  wesentliche  Voraussetzungen  kommen  folgende  in 
Betracht: 

1.  Ein  befähigter  Spender,  nunisier  saeramenü.  Die  Befähi^gung  zur 
Erfheilnng  der  Taufe  kommt  jedem  Laien,  nicht  nur  Männern,  sondern  auch  Frauen^, 


fiii  die  EzUngimg  des  PhotlzomenatB  be«timmt 
varon,  und  an  diese  sohliesst  sich  dann  (s.  c*  28 
de  tinetione  Iwptisml)  die  Taufe  an.  £s  toitt  hiei 
Khon  die  Yerelnigang  dei  litargiBchen  Akte  des 
Kataclinmenats,  des  Photlzomenats  undder^T&ufe, 
I.  Höfling  i|  551,  hervor,  (St&cke  aus  ,dex  cl- 
tiiten  Sehilft  Yon  Raban  auch  in  c.  54.  61.  63. 
64.  66.  68.  70.  88.  91.  Dlst.  IV.  de  cons.) 

^  Ein  Bedüifnlss  dazn  hätte  sich  alleidlngs 
nju  da  ergehen  können ,  wo  in  Polge  der  Beruh- 
rang  der  christlichen  Reiche  mit  heidnischen 
Völkerschaften  erheblichere  Zahlen  erwachsener 
Ptoselyten  für  den  Empfang  der  Taufe  in  Frage 
kamen.  Aber  die  mittelalterliche  Mission  ging 
Hand  in  Hand  mit  der  Eroberung  heidnischer 
Gebiete,  und  trug  daher  vielfach  den  Charakter 
der  gewaltsamen  Bekehrung  an  sich,  s.  z.  B. 
Caioll  H.  capit.  de  partlbus  Saxonlae  c.  8  (775 
—790,  Bor  et  ins  1,  69):  „Si  quls  deinceps  in 
gente  Saxonorum  inter  eos  latens  non  baptlzatus 
se  abscondeie  voluetlt  et  ad  baptismum  venire 
eontempsent  paganuaqne  pezmanere  voluerit, 
morte  moiiatnr^,  und  wo  eine  solche  auch  nicht 
stattfand,  Hess  nun  blos  eine  einfache  Belehrung 
verhergttheii.  8i'  unten  Anm.  8.  Uebrigem  ist 
nwh  Im  Torigen  Jahfhiindet  (1724)  durch  die 
Knie  die  ElnfOhrting  von  Graden  des  Katechn- 
menats  fftr  die  Missieosgeblete  abgelehnt  wor- 
den, CeÜMJtaiiee  ctmsAt,  ...  ad  nsum  operarlor. 
ap.  soc  misslonsm.   Faris  1880.  p.  155  n.  255. 

'  OciM.  Tzident.  Sesi.  VI.  e.  6;  oateoblnn. 
Boman.  P.  II.  e.  II.  qvt»  29.  n.  3;  vgl.  an9h 
Gonst.  Bened.  XIV :  Postremo  Bsense  v.  28.  Fe- 


bruar 1747  ^.  41,  ejusd.  buU.  2,  100;  Oongr. 
prop.  V.  1841 :  „tempus  ao  ourrloulum  cateohu- 
menorum  determinare  pro  singnlls  easibus  pru->- 
dentiae  ac  pietati  Vlcarii  apostolicl  pro  temf  ore 
relinq^uitur^,  s.  GoUectanea  cit.  p.  14a,  vgl.  auch 
p.  141.  142  ibid. 

>  Monum.  Aleuinian.  ed.  Jaf  f  ^  n.  68  p.  M6 
(Paulinus  Aqult.  patriarcha  in  eolleglo  6piscopOr. 
a  Pippino  rege  oonvocato  de  latlone  qua  Huni 
baptizandi  sunt ,  disserit  a.  796)  :  „Denlque ,  sl 
Visum  f^erit  sacerdoti  et  non  aliter  vis  exigat, 
per  11.  vel  III.  aut  ampUus  minusve  ebdomadas 
iuxta  deflnite  numero  non  protrahere  catechu- 
menum ,  faclaf  quallter  illl  Yecte  paruerit.  Per 
VII  tarnen  lllos  dies ,  In  quibus  vespere  sabbatl 
quae  In  prima  luoesdt  sabbatl ,  baptlzandus  est, 
in  dicto  ieiunio  cataclxetur  cotidle  audlens  un- 
guatusqueoleoB.  et  in  vespere  . .  .  sabbatl  sanotl- 
flcetur  aqua  in  fönte  vel  in  tali  vase ,  ubl  in  no- 
mine s.  trinitatis  trina  merslo  fteri  possit.  Et 
postquam  se  professus  fuerlt  credere  in  deum 
patrem  omnipotentem  et  in  Jesum  Ohilstum 
fllium  eins,  dominum  nostrum ,  etln  spiritum  s. 
et  abrenunüare  se  eonflteatur  dlabolum  et  pom- 
pis  eins ,  mundnm  et  pompis  eins ,  tunc  semel 
dicitur  a  sacerdote:  Et  ego  te  bapti20  in  n.  d.  p. 
et  f.  et  Bp.  s.  Mox  levatas  tertla  de  unda  susei- 
pttatuy  ab  eo,  qui  ei  spiritalis  pater  est  electus" ; 
s»  femer  S.  26<  n.  5.  a.  E. 

*  Gatechism.  Roman.   P.  II.    c«  2.  qu.   18. 
n.  3. 
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gleichviel  ob  de  rechtglftubige  GhriBten  oder  Hftretiker  ^  oder  nicht  getanft  (s.  B. 
Juden,  Heiden)  sind  2,  zu. 

Die  rechtliche  Befbgniss  dazu  besitzen  aber  nur  die  BiBchöfe'  und  Priester  S 
jetzt  die  Pfarrer^,  d.  h.  diese  sind  berechtigt,  sie  ohne  andere  YoranssetziiBgen 
als  daae  ihre  Zuständigkeit  durch  das  Domizil  der  Täuflinge  ^  oder  durch  das  Be- 
gehren derselben  bei  Aufenthalt  ausserhalb  des  Domizils ^  begründet  ist,  zu  voll- 
ziehen,  wogegen  der  Diakon  nur  dazu  befiigt  ist,  wenn  er  einen  Auftrag  von  seinem 


1  Die  Beffthigang  der  Ketzer  ist  noch  im 
3.  Jahrhundert  yemelnt  worden,  weil  der  h.  Geist 
ausserhalb  der  Kirche  nicht  wirksam  sei  und 
demnach  ein  ihr  Nichtangehöriger  die  Taufe  nicht 
gültig  zn  ertheilen  Termoge,  Const.  apost.  VI. 
lö  (p.  175)  und  daraus  c.  46  apost. ;  femer  Ter- 
tullian  de  baptismo  c.  15 ;  Synoden  ▼.  Karthago 
zw.  218  u.  222,  T.  256  u.  266,  Cyprian.  ep.  71. 
73  (ed.  Hartel  p.  771,  778;  vgl.  Hefele  1, 
104.  107) ;  V.  Iconium  zw.  230  u.  235,  Cyprian. 
ep.  75  c.  7  (p.  815),  Tgl.  Höfling  1,  62-, 
Hahn,  Lehre  ▼.  d.  Sakramenten  S.  233. 
Seitens  der  römischen  Kirche  wurde  ibei  schon 
damals  die  entgegengesetzte  Ansicht  Teitreten, 
Cyprian.  ep.  74;Hefelel,117,  und  diese  ist  seit 
dem  4.  Jahrhundert  die  herrschende  geworden, 
c.  40.  43.  108  (Augustin)  Dist.  lY  de  cons., 
c.  109  (Arles  314.  c.  8)  ibid. ;  c.  8  (Nicaen.  325. 
c.  8.)  C.  I.  qu.  7,  8.  auch  c.  19  Nicaen.  in  c.  52 
C.  I.  qu  1  u.  Laod.  zw.  343  u.  381  c.  8;  c.  95 
Trull.  ▼.  692 ;  ep.  Leon.  166  ad  Neon.  Ravenn., 
ed.  Baller.  1,  1405;  c.  30  (Pelag.  L  558—560. 
Jaffrf  n.  ed.  n.  980)  Dist.  IV.  cit.;  o.  17.  18 
Arelat  II.  y.  443  o.  452 ;  c.  5  Rothomag.  (u.  650 

0.  saec.  IX.  ?} ,  sowie  durch  Trid.  Sess.  VII.  de 
baptismo  c.  4.  dogmatisch  feetgestellt.  Vgl.  des 
Weiteren  noch  unter  Nr.  VI.  2. 

3  Die  üngetauften  galten  noch  bis  zum  8.  Jahr- 
hundert als  unfähig.  Alle  diejenigen,  welche  die 
Ketzertaufe  nicht  als  göltig  anerkannten ,  ver- 
warfen natürlich  auch  die  Taufe,  welche  ein 
NichtChrist  ertheilt  hatte,  s.  femer  c.  13  (Gelas. 
L  V.  494)  Dist.  XCIII ;  c  52  (Gregor.  IH.  a.  732) 
Dist  IV.  de  cons. ;  c.  59  (Confessionale  Ps.  £g- 
berti  saec  9.)  C.  I.  qu.  1.  u.  c.  23  (id.)  Dist.  IV 
cit ;  Bened.  Lev.  capit.  II.  94.  Dagegen  heisst 
es  schon  decret.  Compend.  ▼.  757.  c.  12  (Boret. 

1,  38:  „Si  quis  baptizatus  est  a  presbytero  non 
baptizato  et  s.  trinitas  in  ipso  baptismo  invocata 
fnerit,  baptizatus  est,  siout  Sergius  papa 
(687—701,  bekannt  ist  sonst  nichts  darüber) 
dixit.  Impositione  tamen  manuum  eplscopi  in- 
diget";  Nikolaus  I.,  c.  24  (y.  866  ad  cons.  Bulg. 
c  104)  Dist  IV.  cit.  bejaht  die  Gültigkeit  einer 
von  Juden  und  Heiden  erthellten  Taufe,  und  seit 
Jener  Zelt  ist  diese  Ansicht  die  herrschende  ge- 
worden, s.  c.  1.  Later.  IV.  v.  1215  in  c  1  $.  4  X. 
de  summ.  trin.  1. 1 :  „sacramentum  vero  baptismi 
quod  ad  dei  invocatlonem  et  individuae  trinitatis, 
videlicet  Patris  et  Filii  et  Spiritus  sanctl  oonse- 
cratur  in  aqua,  tam  parvulis  quam  adultis  in  forma 
eoclesiae  a  quocunque  rite  coUatum  profleit 
ad  salutem'';  Catechism.  Rom.  1.  c.  qu.  18.  n.  3. 
VgL  auch  unten  VI.  2. 

S  Seit  der  Entwicklung  des  Bischofsamtes  diese 
zunächst  in  ersterer  Linie,  Tertullian.  debaptiam. 


0.  17:  „Dandi  quidem  habet  ins  summus  saeer- 
dos,  qul  est  episcopus :  dehino  presbiteri  et  dia- 
coni,  non  tamen  sine  episcopi  auetosltate  propter 
ecclesiae  lionorem";  Const.  apost  DU.  11.  16. 
(p.  106.  HO);  c.  7  Hlspal.  II.  619 :  „neque  eoram 
episcopo  lieere  presbyteris  in  baptisterium  in- 
troire  neque  praesente  antlstite  infantem  tingere 
aut  signaze'' ;  Vemens.  v.  755  e.  7.  (B  o  r  e  1 1 ,  34) : 
„Ut  publicum  baptisterium  in  uUa  parochia  esse 
non  debeat ,  nisi  ibi  ubi  episcopus  constituerit 
cuius  panochia  est;  nisi  tantam  si  neoeasitai 
evenerit  pro  inflrmitate  aut  pro  neoossltate ,  Uli 
presbyteri  quos  episcopus  in  Ipsa  parrochia  oon- 
stitnerit,  inqualeeumquelooo  evenerit,  lieentiam 
habeaut  baptizandi,  ut  omnino  sine  baptismo  non 
moriantut^.  c.  8:  „De  presbyteris.  Üt  omnes 
presbyteri  qui  in  parrochia  sunt  sub  potestate 
episcopi  esse  debeant  de  eomm  ordine  et  ut  nul- 
lus  presbyter  non  praesumat  in  illa  parrochia  nee 
baptizare  nee  mlssas  celebrare  sine  iussione  epis- 
copi in  cuius  panochia  est" ;  Catech.  Bomaa.  1.  c 
qu.  18.  n.  2.    S.  auch  die  folgenden  Noten. 

*  Sie  erhielten  das  Recht  zur  Vornahme  mit 
Rücksieht  darauf ,  dass  in  der  älteren  Kirche  die 
Taufe  nur  zu  gewlseen  Festzeiten  und  in  der 
Bischofsstadt  ertheilt  wurde,  vom  Bischof  über- 
tragen, Const  apost  III.  11  (p.  106),  s.  auch  vor. 
Anm. 

6  In  Folge  der  Ausbildung  der  Pfarrelen  und 
des  besonderen  Amtes  des  Pfarrers,  sowie  in  Folge 
der  Veränderungen  in  der  Taufdisciplin  sind  diese 
sogar  die  regelmässigen  Spender  der  Taufe 
geworden,  Bd.  IL  S.  264.  ff.  294.  Die  Ertheilung  der 
Taufe  gehört  Jetzt  zu  den  Jura  parochlalla,  a.  a.  0. 
S.  294.  301,  und  wie  früher  der  Priester  dieselbe 
nicht  ohne  Erlaubniss  des  Bischofs  vornehmen 
durfte ,  so  sind  die  Vikare  und  Priester  in  der 
Pfarrei  heute  nicht  ohne  Erlaubniss  des  Pfarrers 
(selbstverständlich  auch  mit  der  des  Bischofs 
oder  des  sonstigen  Ordinarius)  dazu  befagt,  Ri- 
tuale Romanum  t  IL  c  1  de  ministro  baptismi 
n.  12:  „Legitimus  quidem  minister  baptismi  est 
parochus  vel  allus  sacerdos  a  parocho  vel  ab  or- 
dinario  loci  .delegatns" ,  vgL  Deneubourg, 
tftude  canonlque  sur  les  vicaires  paroissl&ux. 
Toumai  1871.  p.  236.  und  Bd.  IL  S.  298. 

e  Bd.  IL  S.  43.  297. 

7  A  a.  0.  S.  301.  S.  auch  conc  Mogunt  v. 
850  0. 852.  c  16,  LL.  1, 415,  wonach  der  Priester 
das  ihm  aus  einer  anderen  Pfarrei  gebrachte 
kranke  Kind  ungesäumt  taufen  soll.  Sonst  bedarf 
es  der  Erlaubniss  des  zuständigen  Pfaneis,  s. 
auch  Ferraris  prompte  bibl.  canon.  s.  v.  bap- 
tismus  art.  IV..  n.  18.  Im  Falle  der  Todesgefahr 
ist  aber  Jeder  Priester  befugt,  weil  es  auch  der 
Laie  ist  (s.  nachher). 
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BiBchof  oder  von  dem  ihm  vorgeaetsten  Priester  (Pfarrer)  empfangen  hati  ^  odep 
wenn  ein  Fall  vorliegt,  in  welehem  aneb  jeder  Laie  die  Taufe  zu  ertheilen  berech- 
tigt wftre  3. 

Laien  haben  die  Berechtigung  nur  im  Falle  der  Noth,  wenn  die  Taufe  wegen 
Todesgefahr  ^oder  aus  anderen  Orflnden  keinen  Aufschub  erleidet^^und  der  regel- 
mlsflige  Spender  oder  ein  Priester  nicht  zur  Hand  ist  K  Doch  soll  in  ^  diesen  Fällen 
wenn  möglich  einem  Kleriker  vor  dem  kattiolischen  Laien  und  dem^letsteren  vor 
emer  Frau^  der  Vorzug  gegeben  werdend  Häretiker,  Schismatiker  oder  Niobt- 
getanfte,  z.  B.  Juden,  dflrfen  erst  dann  von  katholischen  Christen  angegangen  werden, 
wenn  es  an  der  Mdglichkeit  fehlt ,  die  Taufe  von  einem  Eo^holiken  vollziehen  zu 
lassen^.  Andererseits  soll  aber  auch  jeder  an  sich  Befähigte  im  Falle  der  Todes- 
gefahr eines  Kindes  die  Taufe  desselben  vornehmen^.  FreUich  ist  dies  nur  eine 
Ermahnung,  welche  die  kirchliche  Gesetzgebung  wiederholt  hat  ergehen  lassen,  aber 
keine  Beehtspflicht,  namentlich  nicht  eine  solche,  deren  Erfttllung  etwa  durch  Straf- 
androhung gesichert  worden  wäre. 

Die  Tau£d,  welche  von  einem  dazu  befähigten  Spender,  selbst  wenn  derselbe 
f&r  den  gegebenen  Fall  keine  Befiigniss  dazu  besessen  hat ,  vollzogen  worden  ist ,  ist 
immer  gflltig,  insbesondere  gewährt  ue  die  Mitgliedschaft  in  der  Kirche  ^. 

2.  Nur  einem  noch  nicht  getauften  Menschen'  kann  die  Taufe 
gflltig  ertheilt  werden.  Bei  Erwachsenen  —  und  zu  diesen  werden  in  der 
hier  fraglichen  Beziehung  alle  diejenigen,  welche  die  Stufe  der  infantia  überschritten 
haben,  mithin  volle  sieben  Jahre  alt  sind  ^^,  i^erechnet  —  darf  sie  allein  mit  Einwilli- 


1  El-vira  e.  77 :  „Si  quis  diaoonus  legeiiB  ple- 
bem  sine  episeopo  Tel  presbytero  aliquoa  l>apti- 
arerit,  episoopns  eoe  per  benedictiönem  peilloere 
ddbebit;  quod  «1  ante  de  seonlo  TeeeBserint,  sab 
flde  qua  qnis  eredidit,  poterit  esse  Jnstas",  (wo 
Ton  dnem  aof  das  Land  depaÜTten  Diakon  die 
Bede  ist,  und  die  Tanfe  als  gülüg  betiaehtet  wirdl; 
cone.  Roman,  u.  402  e.  7,  Brnns  2.  278:  c.  13 
(Oelas.  I.  4d4)  Dist.  XGiU.  u.  c.  19.  $.  i.  (id.) 
Bist  IV.  de  eons. ;  Oateehism.  roman.  l.  c.  qn. 
18.  D.  3. 

*  Also  in  Nothfallen  s.  die  beiden  letzten  Oi- 
tate  in  d.  -voi.  Anm.;  ferner  aneb  York  1195. 
e.  4,  Wtetminster  1200.  c.  3 ,  M ansi  22 ,  6&3. 
715:  Ronen  1231 .  c.  34,Nind  Ganterbnry  1236. 
e.  12,  ibid.  23,  218.  420. 

Wis  die  Kleriker  mit  einem  niedrigeren  Weibe- 
grade  als  dem  des  Diakons  betrlift,  so  stehen  dieee 
den  Laien  gleich.  Abgesehen  Ton  constlt.  apostoU 
m.  11  dt.  (dXX'  o&re  toi<  Xoiicoic  xXY]pixoTc 
2iatpdico|tev  BaicrlCeiv^olov  d^arfiAavui  ^  ^ikxai^ 
•^  TcJXopoi«  tj  &irQp^atC}  ^  P'övocc  inm^Km  xal 
T^oßut^poic,  d^TCT2p6TQU(A^i9v  a6ToTc  TOlM  5ta- 
mvcw)  wird  ihrer  lüoht  besonders  gedacht* 

^  ElTlra  e.  38 :  ^^oo  peregre  naTigantes  ant 
si  eedesia  proxima  non  foerit,  posse  fldelem,  qni 
LaTacnun  snnm  integrum  habet  neo  sit  blgamus, 
baptuare  in  neeessitate  inflrmitatis  positnm  cate- 
chnmennm,  ita  nt  si  snpervixerlt  ad  episeopnm 
enm  perdncat,  nt  per  manos  impoeitionem  perflei 
poasit^.  S.  aach  Anm.  1. 

*  Diese  schUessen  noeh  ans  eonst.  apost.  III. 
9.  (p.  105);  Xertnllian.  de  baptismo  c.  17;  sta- 
tuta ecdes.  antiqua  c^  100 :  „Mnliei  bapüzare  non 


praesumat^ ,  was  wohl  anch  anf  den  Nothfall  zn 
beziehen  ist  (a.  M.  Phillips  Lehrb.  d.  K.  R. 
2.  Anfl.  S.  0^3.  n.  22) ,  anders  dagegen  c.  4. 
(ürban.  n.  1088—10991 0.  XXX.  qn.  3 ;  Oatech. 
roman.  P.  II.  c.  2.  qn.  18. 

&  Bit  Roman,  tit  IL  c  1.  de  ministro  bap- 
tisml  n.  13. 

<^  e.  14  Ohalced.  t.  451 ;  Gongr.  &  Offldi  ▼. 
1671,  Oollectanea .  . .  missionum  p.  121  n.  196. 
Dasselbe  gilt  von  einem  snspendirten  und  inter- 
dieirten  Mester,  Gongr.  propag.  y.  1789,  ibid. 
n.  196  nnd  in  Betreff  des  letzteren  schon  decret, 
Vermer.  a  16(768—768?,  Boret  1,  41):  „Pres- 
biter  degradatns ,  certa  neeessitate  cogente ,  pro 
pericnlo  mortis ,  si  alius  non  adest ,  potest  inflr- 
mnm  baptizare". 

'  Vgl.  z.  B.  die  ProTinzialsynoden  y.  Albano 
1703,  Avignon  1726  (coli.  conc.  Lac.  1, 298. 621), 
sowie  diejenigen,  welche  die  Pfarrer  verpQichten, 
die  Parochianen ,  insbesondere  die  Hebeammen, 
Aber  die  wesentlichen  Riten  der  Tanfe  zu  unter- 
richten und  insbesondere  die  letzteren  anweisen, 
darauf  zu  halten,  dass  kein  Kindungetauft  stirbt, 
s.  z.  Sens,  Aix,  Toulouse  (alle  ▼.  1860),  Auch  y. 
1861  (1.  c.  4,  889.  988.  1062),  Wien  1868,  Colii 
1860,  Prag  1860,  Golocza  1863,  Utrecht  1866 
(1.  c.  6,  161.  348.  488.  643).  S.  femer  Rituale 
Roman,  t.  II.  c.  1.  de  baptiz.  parv.  n.  16. 

s  Gatech.  roman.  1.  o.  Vgl.  auch  unten  VI.  2, 

0  Gegen  das  Taufen  yon  Leichnamen  c  4 
JBElppo  393  (cod.  can.  ecoles.  Afiric.   c.  18). 

10  Gongr.  conc.  y.  1639,  Richter  Tridentinum 
p.  47.  n.  9;  Gongr.  propag.  y.  1703,  Gollectanea 
dt  p.  139.  n.  220;  Benedict  XIY.  oonst.  Pott- 
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gung  der  betreffsnden  Penon  yorgienonimeii  werden  ^,  mdeeseti  ist  sie  Mangels  «ner 
solohttn  dennoch  gflltig  and  wirksam,  wenn  der  Empftnger  derselben  nnr  keinen 
positiven  Widerspruch  entgegengesetzt  hat  2. 

Ausser  an  Erwachsenen  kann  aneh  die  Taufe  an  Kindern^  ToUzogen  werden. 
Die  Kindertaufe  ist  schon  fftr  das  3.  Jahiliundert  als  feststehende  Uebung  in  der 
christlichen  Eirche  bezeugt^.  Offenbar  geht  aber  die  Sitte  bis  in  das  1.  Jahrhnndert 
znrftek;  nur  hatte  die  Eandertaufe  in  den  ersten  Jahrhunderten  als  Ausnahme  gegen- 
flber  der  Taufe  der  Erwachsenen  geringe  praktische  Bedeutung,  und  ist  wohl  zn- 
nftehst  bloe  auf  besonderes  Verlai^en  der  Eltern  gegeben  worden  ^  Aber  schon  seit 
dem  3.  Jahrhundert  haben  die  Synoden  nähere  Vorschriften  darfiber  aufj^stellt,  ob 
die  Taufe.in  allen  Fftlien  gleich  nach  der  Geburt  des  Kindes^  oder  im  Interesse  der 
Aufrechterhaltnng  der  herkömmlichen  Zeiten  der  feierliehen  Taufe  nur  ausnahms- 
weise bei  Lebensgefahr  des  Kindes  ertheilt  werden  dflrfe  7.  Die  StatthafÜgkeit  der 
Kindertaufe  selbst  au  betonen,  lag  seitdem  nur  Yeranlassung  ror ,  wenn  es  sich  um 
die  Abweisung  der  von  Zeit  zu  Zeit  hervorgetretenen  Bek&mpfimg  der  Znlise^keit 
derselben  handelte.  Aus  diesem  Grunde  hat  auch  das  KonzU  von  Trient  die  KJnder- 
taufb  zum  Dogma  erhoben  und  ihre  Verwerfung  als  Ketserei  bezeichnet^. 

Zulässig  und  gflltig  ist  die  Taufe  allein,  wenn  sie  an  dem  neugeborenen  Kinde 
selbst  vollzogen  wird^.  Die  Taufe  der  schwangeren  Frau  wirkt  nicht  flr  das  Kind 
im  Mutterleibe  ^^.  Dass  das  Kind  vollständig  vom  Mutterleibe  getrennt  ist,  bildet  aber 


remo  merue  ▼.  28.  Febniar  1747.  $.  32,  eiasd. 
bullar.  2.  96. 

1  c.  32  Hippo  393  (cod.  can.  eccles.  Afric.  c 
45) ;  c.  7  (ArauMc.  v.  441)  C.  XXXVI ,  qu.  a 
Zwang  TerMeten  speziell  gegen  die  Juden  c  ö.(c. 
57.  Tolet  IV.  V.  633)  Dist.  XL  V.  u.  0. 9  (Clem.  lU.) 
X.  de  iudaeia  V.  6.  DasB  ein  aolcher  aber öftexs ge- 
übt ist,  darüber  s.  S.  26  Anm.  6  u.  8^27  Anm.  1. 

2  c  3.  (Innoc  III.)  X.  de  bapttsmo  III.  42  er- 
klärt die  Taufe  eines  Schlafenden  oder  Wahn- 
ainnigen  für  gültig,  wenn  er  lie  Tor  Eintritt  der 
WillensnnfäJiigkeit  verlangt  hat,  für  nichtig, 
wenn  er  vorher  widersprochen  hat  Dsjraus  folgt, 
dass  falls  die  betreffende  Person  vorher  ihren 

.Willen  gar  nicht  kundgegeben  hat,  die  Taufe 
ihre  Wirkung  äussert  Femer  ist  sie  nach  c  clt 
bei  Anwendung  von  vis  compulsiva  gleichfalls 
gültig,  nur  die  VolUiehung  an  einem  Wider- 
strebenden durch  physischen  Zwang  begründet 
Nichtigkeit,  s.  anch  Bd.  I.  S.  110.  Von  einer  Be- 
seitigung der  Wirkungen  einer  in  den  erwähnten 
Fällen  zwar  ohne  Willen  der  betreffenden  Per- 
son, aber  gültig  ertheilten  Taufe  kann  vom  Stand- 
punkte der  katholischen  Kirche  keine  Rede  sein, 
da  sich  diese  als  die  allein  berechtigte  kirchliche 
und  religiöse  Gemeinschaft  betrachtet  und  eineh 
Austritt  ideht  zulässt.  Der  Getaufte  bleibt  also 
rechtlich  trotz  seines  etwaigen  Widerstrebens 
Christ  und  hat  alle  Pflichten  eines  Mitgliedes  der 
katholischen  Kirche. 

Einem  Wahnsinnigen  darf  die  Taufe  nur  in 
Richten  Augenblicken  auf  Verlangen,  oder  falls 
er  sie  vor  Eintritt  seiner  Geisteskrankheit  be- 
gehrt hat,  ertheilt  werden ,  Rituale  Roman,  t  II. 
a  3.  n.  12.  13.  fc  7.  §.  3.  0.  XXVI.  qu.  6,  d.  h. 
c.  13.  Arausic  441 :  „ Amentibus  quaeounque  pie- 
tatia  sunt  conferenda^  will  offenbar  nur  die  Statt- 


haftigkeit aussprechen).  Eine  dieser  Vorschrift 
zuwider  ertheilte  Taufe  würde  aber  immer  gültig 
sein,  s.  Absatz  1. 

Diejenigen,  welche  von  Geburt  an  geisteskrank 
gewesen  oder  es  vor  Erreichung  des  zurechnungs- 
fähigen Alters  geworden  sind,  werden  in  der  hier 
fraglichen  Beziehung  rechtlich  den  Kindern  gleich 
behandelt,  Rituale  Roman.  L  c  n.  11;  Ckingieg. 
Otto.  V.  1770  in  CoUectanea  dt  p.  136.  n.  218. 

a  Höfling  1,98 ff.:  Walch,  hiatoriapae- 
dobaptlsmi  IV.  prior,  saeo.  Jena  1739;  Gull 
Wall,  historia  baptismi  infantum ,  ex  angl.  Ut 
vertit  .  .  .  Jo.  Lud.  Schlosser,  2  Tom. 
Brem.  1748  ff . ;  Richter,  die  Kindertaufe,  ihr 
Wesen  und  ihr  Recht  in  den  Theolog.  Stadien 
u.  Kritiken.  Jahrgang  1861.  S.  219  ff. 

*  Auf  der  karthagischen  Synode  v.  252  ist  nur 
darüber  gestritten  worden ,  ob  die  Kinder  gleich 
nach  der  Geburt  oder  erst  8  Tage  nachher  getauft 
werden  dürften,  die  Kindertaufe  selbst  ist  gar 
nicht  mehr  in  Frage  gestellt  worden ,  Gyprian. 
ep.  64.  adFid.,  ed.Hartel  p.  718;  flefele, 
Gonc  Gesch.  1,  115.  Ueber  die  Aeusserung 
von  TertuUian  de  baptismo  0.  18,  welche  nicht 
entgegensteht,  s.  Höfling  1,  109. 

e  Höfling  1,  104  ff. 

0  Das  bestimmen  Garthago  v.  252  (s.  Anm.  4) 
und  418  c.  2  (cod.  can.  eccl.  Afric.  c.  32). 

7  So  Gerona  517.  c.  5;  Auxene  586  (0.  578) 
c.  18;  Macon  585  c.  3;  Paris  829  I.  7,  Mansi 
14,  641. 

®  Sesfl.  V.  deor.  de  peecato  orig.  c.  4;  Sesa. 
VII.  de  baptismo  c.  12.  13. 

0  Rituale  Rom.  t  II.  c  1.  n.  16. 

10  c.  116  (c  6  Neocaes.  zw.  314  u.  325)  114 
(August)  115.  (Isidor.)  Dist  IV.  de  cons.,  a. 
auch  vor.  Anm. 


§.  JOO.] 


Verwahong  dtr  Stkramente«  Die  Tauf«» 
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keine  nolhweiidige  VoraassetBniig,  Tielmehr  wird  die  Ttnfe  —  und  das  kann  bei 
Lebensgefahr  gesohehen  —  sehen  gllltig  an  dem  Kinde  während  des  Akte«  der  Qe- 
boit  Yolkogen,  wenn  nnr  der  Kopf  desselben  soweit  frei  geworden  ist,  dass  er  mit 
dem  Tanfwasser  benetzt  werden  kaan^. 

3.  Zur  Vollziehnng  der  Tanfeist  als  Materie  (genaner  als  maiena  remoia) 
etforderlioh  natllrliches  Wasser^,  gleiehgaitig^  ob  Qneil-,  Brunnen-,  Bee-  oder 
Regenwasaer,  ob  kalt  oder  warm '.  Dass  dasselbe  benedicirt  ist,  wird  zur  QflUigkeit 
der  Taufe  nioht- erfordert,  jedoch  soll  derartiges  Wasser  gebraucht  werden,  falls  die 
Taufe  nach  dem  Bitaal,  also  nicht  in  Nothfiillen,  ertheilt  wird^.  Eine  Taufe  mit  an- 
deren Flflssigkeiten,  Speichel  ^  Wein<^,  Bier,  Ifiloh  ist  dagegen  nichtig. 


t  Insoweit  heirscht  in  den  hleranf  bezüglichen, 
seit  dem  Mittelalter  atreitigen  Fragen,  s.  darüber 
Benedict  XIV  de  synodo  dioec  YII,  5;  Moy 
in  Aroh.  t  kath.  K.  B»  li.  S.  44  fC. ,  wenigstens 
tebeieinBtimm«ng.  Dafür  die  Synode  ▼.  Trier 
1310.  c.  114;  Mansi  26,  279,  die  ßynod.  Stat 
T.  Bhedez  1289.  c.  6,  Martine,  thes.  aneedot. 
4«  686,  das  Ritaale  roman.  L  c  n.  16;  Bene- 
dict XIV.  1.  c  n.  7.  Streitig  war  dagegen ,  ob, 
falls  das  Kind  überhaupt  theilweise  ans  dem 
Muttorleibe  heransgek^mmen  sei,  die  Taufe  anch 
an  einem  anderev  Oliede ,  Hand ,  Fuss  n.  s.  w. 
▼ellzogen  werden  dürfe,  dafür  z.B.  Beziers  1342. 
c.  10,  Martdne  1.  o.  p.  644,  dagegen  Trier  und 
Rhodez.  Das  Bitaale  rom.  L  c  Usst  die  Tanfe 
in  und  schreibt  Wiederholnngin  bedingter  Form 
(s.nDteayi.3),  wenn  das  Kind  am  Leben  bleibt, 
'ver,  gewahrt  indessen  im  umgekehrten  Falle  dem 
Kinde  das  Begrabniss  in  geweihter  £rde. 

Weiter  Ist  es  streitig ,  ob  eine  Taufe  an  dem 
überhaupt  noch  mit  keinem  Theile  seinee 
Körpers  aus  dem  Mutterleibe  herausgekom- 
menen Kinde  vorgenommen  werden  kann.  Hier 
wild  die  Taufe  in  bedingter  Form  und  spätere 
Wiederholung  in  derselben  Form  aagerathen, 
Bened.  XIV.  L  c.  n.  2—6 ;  Aich.  1  kath.  K.  B. 
i4,4& 

Im  übrigen  TgL  noch  Rituale  Roman.  1.  c  n. 
18 :  ^In  m  o  n  s  tr  i  s  reto  baptizandis,  sl  casus  eve- 
nlat,  magna  cautio  adhibenda  est,  de  quo  si  opus 
foeiit,  Ordinarius  lod  Tel  alii  periti  consulantur, , 
sisi  mortis  periculum  immineaf ^  19 :  „Monstrum, 
qnod  humanam  speciem  non  ptae  se  ferat,  bapti- 
zart  non  debet;  da  qno  sl  dubium  faerit,  bapti* 
tetnr  sub  hae  eonditlone :  8i  tu  es  homo,  ego  ie 
hofitito  etc.  niud  Tero,  de  quo  dublam  est  una 
ne  aut  pl  ur  e  s  dnt  p  e  reo  n  a  e ,  non  baptizetur, 
domec  id  discematur:  discemi  autem  potest,  sl 
tabent  uaum  Tel  plun  4Apita,  unum  Tel  plura 
f  eelora ;  tuno  enim  totidem  ernnt  oorda  et  aiümae 
koniiaesque  distineti  et  eo  casu  eingnli  seersum 
annt  baptizandi,  unicuique  dicendo :  Ego  te  bap* 
tiso  etc.  Si  T«ro  periculum  mortis  immineat, 
tempusque  non  suppetat,  nt  singiüi  separatim 
baptizentur,  poterit  minister  singulorum  oapitibus 
aqnam  Inf ondens  omnes  simul  baptizare  dicendo : 
Bgo  TOS  baptizo  in  nomine . . .  Quam  tarnen  for- 
maai  in  üs  solum  et  in  aliis  slmilibus  mortis  pe- 
rieelis,  ad  plures  simul  baptizandos  et  ubi  tem- 
pus  non  patttur,  ut  singiUi  sepaiattn  baptizen- 
ter,  aHas  numquam  licet  adhibere^  21 :  „Quando 
tero  non  est  eertum  in  monstrls  esse  duas  per- 


sonas,  ut  quia  duo  oapita  et  dua  pectora  non 
habet  distlncta,  tunc  debet  primum  unns  abso- 
lute baptizari,  et  postea  alter  sub  condioione,  hoc 
modo:  £li  non  t$  hapü%0iu%,  tgo  U  hcgpUxo  in 
nommef'  . . .  Wegen  der  Taufe  eines  unreif  zur 
Welt  gekommenen  Fötus ,  welcher  zweifelhafte 
Zeichen  Ton  Leben giebt,  s.  Hieron,  Floren- 
tinius ,  disputatio  de  ministxando  baptismo  hu- 
manis  foetibus  abortivorum,  Lugd,  1658,  wieder 
abgedruckt  Analect  jux.  pontif:  1863.  p.  1280  if., 
u.  Aroh.  £  k.  K.  B.  14,  61. 

2  c  6.  (InnocUi.)  X.  h.  t.  lU.  42;  Trid.  Sess. 
YII.  de  baptismo  c  2 ;  Gatechlsm.  ronun.  P.  II. 
c.  2.  qu.  6.  Aber  immer  muss  die  Flüssigkeit 
noch  Wasser,  also  nicht  mit  anderen  Substanzen 
80  stark  versetzt  sein ,  dass  sie  den  Charakter  des 
Wassers  Torloren  hat. 

3  Ritnale  Roman,  t  II.  c.  1.  de  materia  bapt 
n.3— 7. 

4  Die  Yorstellong  von  der  Nothwendigkeit 
einer  Heiligung  des  Taufwassers  findet  sich  schon 
bei  TertulUan  de  bapt  o.  4 ,  Tgl.  femer  &  71 
(Pseildo-Ambros.)  72?  August)  78  (id.)  Dlst  IV 
de  cous.  S.  Höfling  1,  473  ff.;  Mayer  S.  173. 
Nach  dem  Rituale  roman«  1.  c  n.  4  soll  dazu  am 
Oster- oder  Pflngst-Sonnabend  benedicirtes,  mit 
Katechumenen,-Oel  und  Ohrisma  untermischtes 
Wasser,  welches  für  den  Gebrauch  aufzuheben  Ist, 
verwendet  weiden  (den  Ritus  weist  das  Missale 
Romanum  unter :  Sabbato  sancto  auf ,  s:  auch 
unter :  Sabbato  in  vigilia  Pentecostes).  Erman- 
gelt es  daran ,  so  ist  Ton  dem  Pfarrer  das  erfor- 
derliche Wasser  neu  zu  benediciren ,  Rituale  L 
&  n.  6,  vgl.  auch  ibid.  c  7, 

Gewöhnliches  Weihwasser  soll  nicht  genom- 
men werden ,  vielmehr  wenn  es  an  benedicirtem 
Tanfwasser  fehlt,  blosses  natürliches  Wasser, 
CoUectanea  dt  n.  177.  179. 

^  Ausdrücklich  verworfen  in  cö.  X.  III.  42,  cit 
.  0  In  den  response  quae  dominus  papa  Stepha- 
nns II.  (UL  75'^— 757)  in  Cariaco  vüLa  BritUniaco 
monasterio  ad  interrogata  dedit,  Mansi  12,  558 
wird  erklart (c.  11),  dass  derjenige,  welcher  in 
Ermangelung  von  Wasser  ein  todtkrankes  Kind 
mit  Wein  tauft,  nicht  gestraf^ werden  soll,, et  in- 
fantes  sie  permaneant  in  ipso  baptismo'',  also  die 
Taufe  mit  Wein  als  gülüg  betrachtet.  Die  Echt- 
heit des  Schriftstückes  wird  an  sich  n;oht  be- 
zweifelt, 0 eisner,  Jahrbücher  des  frank. 
Rei^s  unter  König  Pipin  S.  149,  Jaf  ftf  reg.  H. 
ed.  n.  2315;  Martens,  römische  Frage  S.  38, 
jedoch  halten  einige,  z.  B,  Mansi  die  Worte:  et 
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L  Die  Hierarchie  und  die  Leitung  der  Eirclie  durch  dieselbe. 


[§.200. 


Mit  dem  Wasser  ist  die  Taufe  an  dem  Täufling  doreh  s.  g.  ahhtüa  —  diese  bildet 
die  materia  praxima  —  zu  yollziehen.  Die  ahluHo  kann  bestehen  entweder  in  einer 
mmerno,  Untertauchen  des  Täuflings  oder  wenigstens  des  Hanptes  desselben^,  oder 
in  einer  in/ttsio,  eßuio^^  Begiessnng  des  Täuflings,  namentlich  seines  Kopfes,  oder 
endlich  auch  in  [einer  asperno^,  Besprengong  oder  Benetzung*,  jedoch  ist  es  er- 
forderlich, dass  in  jedem  Falle  der  Kopf  oder  mindestens  ein  Hanpttheil  des  Körpers* 
durch  das  Tanfwasser  berührt  wird  ^.  Die  abkUio  ist  der  Begel  nach  dreimal  hinter- 
einander vorzunehmen^,  indessen  gentigt  eine  einmalige  zur  Wirksamkeit  der 
Taufe  7. 

Während  der  Ablution  und  gleichzeitig  mit  derselben  hat  der  Spender  der  Tanfe^ 
die  Taufformel  llber  den  Täufling  zu  sprechen.  Die  Formel  lautet:  Ego  haptizo  te  «t- 


—  hapiismo  füi  eine  Glosee.  Eine  definitive 
EnUcheidung  ist  mangels  anderer  Naeliriohten 
und  nach  dem  Stande  der  Ueberlieferung  nicht 
möglich.  Jedenfalls  aber  hat  diese  Anschauung 
in  der  Kirche  keine  Anerkennung  gefunden. 

^  Das  Untertauchen  des  TiLuflings,  welcher 
sich  Torher  zu  entkleiden  hatte ,  vor  allem  des 
Hauptes  desselben ,  und  zwar  in  einem  Fluss, 
sowie  später  in  einem  besonderen  Taufbrunnen, 
war  in  den  ersten  Zeiten  der  christlichen  Kirche 
die  regelmässige  Form  der  ablutLo ,  Acta  apost. 
Yin.  88.  39;  Tertullian  de  bapst.  c.  4.:  const. 
apost.  YH.  42.  43  (ed.  deLagardep.  226):  c 
78  fr.  Dist.  lY.  de  cons.,  vgl.  Höfling  1,  480; 
Mayer  S.  154.  176;  Probst,  Sakramente  S. 
■145.  Selbst  noch  im  13.  Jahrhundert  wird  des 
Untertauohens  erwähnt,  Worcester  1240  c.  6, 
Mansi  23,  027;  Exeter  1287  c.  2, 1.  e.24. 786; 
Glermont  1268  c  4,  Hardouin  7,  591;  Cöln 
1280  (?)  c.  4,  Mansi  24, 34a  Die  spätere  Form 
der  immersio  ist  aber  die  ,  dass  blos  das  Haupt 
in  das  Wasser  getaucht  wird,  wobei  die  Entklei- 
dung des  Täuflings  nicht  nothwendig  ist ,  Bene- 
vent 1693.  t.  XXXYL  c  ö.  6,  coli.  oonc.  Lac  1, 
69 ;  Rituale  rom.  t  IL  c.  1.  n.  10. 

3  Auch  diese  Form  geht  bis  auf  die  ersten 
Jahrhunderte  zurück  und  ist  wohl  zumeist  ange- 
wendet worden,  wenn  wegen  Mangels  eines  geeig- 
neten Gewässers  oder  Tauf  brunnens  ein  Unter- 
tauchen des  Körpers  des  Täuflings  nicht  möglich 
war,  Aida^  rdiv  ditooT^Xoiv^ed.  B  ri  e  nn  i  o  s.  Oom- 
stantinop.  1883.  c.  7 :  „... '£dv  hiu.i\  tfm  öSeup 
C<ibv,  eic  dfXXo  ö^op  Bdirttoov'  tihi  oo^o^vacat 
iv  ^u^p(ji^  iv  ^ep(A<p.  Edv  hk  dpLodrepa  u.i\  £xi2<» 
fx^sov  sie  T^v  xe(paXihv  TpU  u^wp  eU  ^ojmi 
Ilarpöc  xal  Ttou  xal  oIyCou  IIvsufiaTot";  vgl. 
auch  A.Harnack,  Texten.  Untersuchungen  z. 
Gesch.  d.  altchristL  LitIL  Leipzig  1884.  Heftl. 
S.  23 ,  welcher  diesen  Modus  allerdings  Asper- 
sions-Taufe  nennt.  Ueber  ältere  bildliche  Dar- 
stellungen der  Infusio  vgL  Kraus,  Roma  sotter- 
ranea.  2.  Aufl.  Freiburg  1879.  S.  311.  S.  auch 
Probst  a.a.O.  S.  J145.  Dass  dabei  der  TäuHing 
wenigstens  mit  den  Füssen  Im  Wasser  steht,  wie 
in  älterer  Zeit ,  ist  längst  ausser  Uebung  gekom- 
men, syn.  Benevent,  dt  1.  c.  c.  6  if.  c  2  fr. 

3  Dieser  Modus  wird  auf  Acta  apost  IL  41. 
zurückgeführt.  YgL  Oateoh.  rom.  P.  H.  c.  2.  qu. 
13.  Er  ist  aber  in  der  römischen  Kirche  nicht  in 
Uebung,  Rituale  roman.  1.  e.  n.  10. ' 


*  Ueber  das  Yethältolss  dieser  drei  Arten  vgL 
Höfling  1,  46  IT.,  fbmer  Bonner  Zeitsohr.  fr 
PhUologie  u.  kath.  Theologie  H.  28.  S.  119.  & 
auch  Funk,  Entstehung  unserer  heutigen  Tauf-^ 
form  in  Tübinger  theolog.  Quartalsehrift  64.  Jahr^ 
gang  (1882)  S.  114, 

ft  Catech.  rom.  L  o.  qu.  15. 

<t  Das  ist  uralte  Tradition  der  Kirche,  Ai^a^it 
1.  e. ,  TertulUan  de  oorona>iBll.  c  4  und  ad  Praxeson 
c.  26.  i.  £,  nach  c.  78.  (August)  D.IY.  de  eons. 
im  Hinblick  auf  die  Triultät,  in  deren  Namen 
getauft  wird,  und  auf  Ghristps,  welcher  am  dritten 
Tage  auferstanden  ist  c.79  (ean.  60.  apost)  ibid. 
droht  dem  Priester,  welcher  nur  eine  einmalige 
Untertauchung  vornimmt,  D^position  an,  wahr- 
scheinlich im  Gegensalz  gegen  die  Lehre  des 
Arianers  Eunomins  (f  u.  392),  welcher  zuerst 
gegen  die  alte  Tradition  ein  blos  einmalige». 
Untertauchen  für  ausreichend  erklärt  hat,  Sozck- 
men.  hist.  eccles.  YL  26 ;  s.  auch  Socrat  hist. 
eecles.  Y.  24,  vgl.  Höfling  1,  63 ff.  Gegen  dia 
Sitte  des  nur  einmaligen  Untertauchena  auck 
c.  82  (Pelaglus  L  668—660,  Jaff  4  U.  ed.  n. 
980.)  D.  cit.,  woraus  sich  ergiebt,  dass  dieselbe 
damals  Yerbreltung  gefunden  hatte.  Schon  Gre- 
gor I.  hat  aber  691,  c.  80.  1.  c,  den  spanischen 
Bischöfen  gegenüber,  welche  im  Gegensatz  zu 
den  Aiianem  durch  das  einmalige  Untertauchen 
die  Wesensgleichheit  und  Wesenseinheit  der 
Trinltät  zum  Ausdruck  brachten,  beide  Uebungen 
für  erlaubt  erklärt,  und  demgemäss  hat  Tolet.  I Y« 
633  c  6.  (s.  auch  c.  86.  Dist.  dt)  für  die  spa- 
nische Kirche ,  in  welcher  sieh  freilich  auch  da» 
dreimalige  Untertauchen  zum  Theil  erhaltMb 
hatte,  das  einmalige  allgemein  angeordnet.  Sek. 
Jener  Zelt  galt  auch  das  letztere  als  statthaft,  und 
so  erklärt  wieder  z.  B.  Worms  868  c.  6,  Mansi 
16,  869 ,  beide  Taufweisen  für  gleich  berechtigt^ 
'  7  YgL  vor.  Anm.  und  Gatech.  rooL  P.  IL  c.  2^ 
qu.  14.  Es  soll  aber  der  bei  Jeder  Kirche  her- 
kömmliche Ritus  beobachtet  werden.  Das  Ri- 
tuale rom.  1.  0.  n.  10  schreibt  dreimalige  ab- 
lutio  vor. 

d  Die  Yomahme  der  Infusio  durch  einen  an- 
deren als  denjenigen ,  welcher  dabei  die  Tauf- 
formel  spricht,  macht  die  Taufe  nichtig,  min- 
destens wird  die  Wiederholung  sub  condicione 
verlangt,  Bened.  XIY.  de  dyn.  dioee.  YII.  6« 
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warne  patris  etßUi  et  Spiritus  sanctiK  Wesentlich  ist  die  Nennung  der  drei  Personen 
der  Trinitftt^  nnd  das  Aussprechen  einer  Verbindung  derselben ,  welche  ihre  Einheit 
sum  Ausdrucke  bringt^,  femer  der  Gebrauch  eines  Wortes,  welches  die  Handlung 
des  Taufens  bezeichnet ^^  ohne  dass  jedoch  der  Person  des  Taufenden  dabei  gedacht 
ZQ  werden  braucht^,  sodann  endlich  auch  die  Erwähnung  der  zu  taufenden  Person^. 
Der  Anwendung  der  lateinischen  Taufformel  bedarf  es  zur  Gttltigkeit  der  Taufe 
nichts,  vielmehr  genügt  der  Gebrauch  einer  Formel  in  jeder  anderen  Sprache,  sofern 


1  Und  zwar  nach  dem  GatecMsm.  roman.  1.  o. 
qo.  10  und  dem  Rituale  roman.  L  c.  n.  8  ohne 
Hinzufagiuig  des  Wortes :  Amen, 

-  Die  Formel  des  Textes  entspricht  den  Ein- 
seUnngswoiten  hei  Matth.  XYIII.  19.  Dagegen 
h«en  Act  apoßt  IL  38;  VIII.  16;  X.  48;  XIX. 
5,  wo  nur  der  Taufe  iiz\  Tcji  övöfiaTi  'Itjooö 
XßiOToO  oder  tou  %up(ou  gedacht  ist,  sowie  Ga- 
latei  m.  27.  {tW  Xpwrröv  ipairrtoa^xe)  die  An- 
nahme nahe,  dass  die  Apostel  allein  auf  den  Na- 
men des  Herrn  getauft  hahen.  In  der  Praxis  der 
Kiicke  ist  allerdings  seit  alten  Zeiten  überwie- 
gend die  Einsetzungsformel  unverändert,  s.  hi- 
OTfii  L  c  (S.  32  n.  2)  oder  durch  einzelne  Zusätze 
vermehrt,  gebraucht  worden  (Tertulllan,  de  Corona 
miL  c  3 :  „dehinc  ter  mergitamur  ampllus  aliquid 
reipondentes  quam  dominus  in  eyangelio  determi- 
navit*,  const.  apost.  VII.  22  :  ßaTTrlCovrec  aÖTOüc 
eU  SvopLa  Tou  icaxp^  xa\  tou  utoü  %a\  tou  ärfion 
np66(Aaio(,  St^oxovtec  o^to^c  rnpeiv  ndiia  8oa 
ivetEtXd(«.i}v  6fjtiv  •  Toö  dlirooTelAavroc  Tcaxpö«, 
Toü  iXIrovro^  ulou,  toD  (i.apTU{rf]aavToc  napa- 
xX-j)Tou  (dazu  Prob  st,  Sakramente  S.  148),  vgl. 
auch  c  4d.  apost  £!  Tic  iizi9%Qnoi  ?j  icpecß^iEpoc 
xatd  T^  Toö  xup(ou  8itiTa6iv  jx-^  ßaTCxloTg  eU 
7.vdpa  xal  ul6*^  xat  ^yiov  nveufia,  aK)C  eU  tpelc 
M^otii  tj  TpEU  üloöc  ^  xpetc  TcapaxXVjTOüc, 
laftat'pebdo),  indessen  haben  sich  doch  die  Kir- 
chenväter gegenüber  abweichenden  Ansichten 
genöthigt  gesehen,  die  citirten  Stellen  des  neuen 
Testaments  mit  einander  zu  vereinigen ,  was  ge- 
wöhnlich so  geschehen  ist,  dass  man  in  dem  Na- 
men Christus  die  Bezeichnung  der  drei  gottlichen 
Personen  inbegrüTen  fand,  Höfling  1,  35  ff. 
nnd  man  hat  Jahrhunderte  lang  in  der  Beant- 
wortung der  Frage,  ob  die  Taufe  blos  im  Namen 
Ghiiiti  gültig  sei  oder  nicht,  für  das  erstere  z.B. 
e.  24(Nlool.  I.  866)  BislIY.  de  cons.  und  noch 
einzelne  Scholastiker,  Höfling  1,  37;  Hahn, 
Sakramente  S.  147 ;  für  das  letztere  c  83  (Za- 
charias  748)  Dist  oit  und  die  späteren  Scho- 
lastiker, Hahn  a,  a.  0.,  geschwankt.  Dasselbe 
Sehwanken  hat  auch  in  Betreff  der  Taufe  blos 
auf  die  TiiniUt  stattgefunden,  für  die  Gültigkeit 
c  24  dt,  dagegen  e.  83  cit  Die  Nothwendigkeit 
der  Erwähnung  der  drei  Personen  ergeben  Ga- 
tecliisnL  loman.  L  c  qu.  11. 12.  und  Rituale  rom. 
L  e.  n.  8,  vgL  auch  c  1.  §.  4.  X.  de  summ.  trin. 
1. 1.  Eine  Taufe  allein  in  nomine  dei  wird  in  o. 
30  (Pelag.  I,  Jaf  f  tf  II.  ed.  n.  980)  Dist  IV.  dt 
für  nngültig  erklärt. 

^  Wie  das :  in  nomine  der  vorgeschriebenen 
Tanfformel ;  auch  schadet  es  nichts ,  wenn  das : 
m  nomine  vor  der  Nennung  jeder  Person  der  Tri- 
nität  wiederholt  vrird ,  dagegen  ist  eine  Taufe : 
in  nomiiilfttM ete.  nngültig,  Ferraris,  prompta 
bibliotheca  canonica  s.  v.  baptismus  art.  III.  n. 

HinschioB,  Kirchenrecht  IV. 


22.  23 ,  ungültig  nicht  minder ,  wenn  etwa  die 
Formeln:  cum  patre^  cum  fllio  et  cum  spiritu 
aaneto ,  ex  parte  p<Uri8 ,  ex  parte  filii  et  ex  parte 
sp,  8. ,  in  nomine  patria  et  filii  et  ffratia  ap.  «., 
in  nomine  patris  per  ßium  in  spiritu  aaneto^  in 
nomine  deiuniua  et  tiini  oder  gar  in  n.  pcUemi- 
tatia  et  filiaUonia  et  apiratUmia  paaaivae ,  in  n. 
deiaanctae  et  veraeerficia,  in  n.  Mariae^  gebraucht 
sind,  Ferraris  1.  c.n.  24 ff.  Vgl.  auch  Collect 
cit  p.  118.  119.  n.  188.  193. 

Wenn  die  richtige  Formel  angewendet  ist,  dabei 
aber  aus  Unkenntniss  des  Lateinischen  die  Worte 
nicht  mit  dem  richtigen  Casus  gebraucht  oder 
nicht  korrekt  gesprochen  sind ,  so  schadet  dieses 
der  Gültigkeit  der  Taufe  nichts,  so  c.  86  (Z  ac  h  a  - 
rias  V.  746)  Dist  cit  in  Betreff  einer  Taufe  mit 
den  Worten :  in  nomine  Patria  et  Filia  et  apiritua 
aaneta. 

*  c  1  (Alex.  III.)  X.  h.  t  m.  42,  wonach  die 
Untertauchung  eines  Kindes  unter  Sprechung  der 
Worte :  in  n,  p.  et  f,  et  ap,  a,  (ohne  baptizo)  nicht 
als  Taufe  betrachtet  wird ;  s.  auch  propos.  XXXI. 

frohibitae  ab  Alexandre  VIII.  v.  7.  Dezember 
690  pros.  27 ,  bull.  Taurin.  20 ,  160 :  „Valuit 
aliquando  baptismus  sub  hac  forma  coUatus :  Irt 
nomine  patria  etc. ,  praetermlssis  illis :  Ego  te 
baptizo^*.  Statt:  haptiso  kann  auch  gebraucht 
werden:  äbluo,  lavo,  Ferraris  1.  c.  n.  18. 
Aber  eine  Taufe :  ego  volo  ministrare  tibi  sacra- 
mentumbaptismipeccatorum,  ist  ungültig,  Congr. 
offlc.  V.  1840,  Collect  cit  p.  119.  n.  189. 

&  In  der  lateinischen  Taufformel  bezeichnet 
sich  der  Spender  allerdings  durch :  Ego ,  nicht 
aber  In  der  griechischen  (s.  über  diese  Höfling 
1,  44).  Letztere  lautet :  BairclCexai  6  SouXoc  tou 
9eoü  cU  ^^op.a  t.  II.  x.  t.  'T.  %,  t.  ci.  11.,  aber 
diese  Formel  wird  von  der  römischen  Kirche  als 
ausreichend  erachtet,  Eugen.  lY.  decr.  pro  in- 
struct.  Armen,  v.  1439,  Mansi  31,  105Ö,  und 
ihr  Gebrauch  ist  auch  den  unirten  Griechen  ge- 
stattet, Catech.  roman.  P.  II.  c.  2.  au.  11 ;  Be- 
ned.  XIY.  const.  EUi  paatoralia  v.  26.  Mai  1742. 
$.  2,  bull,  eiusd.  1.  76.  Uebilgens  kann  das 
Ego  in  der  lateinischen  Formel  auch  fortgelassen 
werden,  Catech.  rom.  1.  c 

^  Das  te  der  lateinischen  Formel  genügt, 
ebenso  das  aervua  Chriati  der  griechischen;  aber 
Zusätze  wie :  dominationem^  majeatatem  veatram 
etc.  sind  statthaft.  Die  Auslassung  des  te  in  der 
ersten  Formel ,  ohne  Substitution  einer  anderen 
Bezeichnung  macht  aber  die  Taufe  nichtig,  Congr. 
prop.  V.  1841,  Collectanea  cit  p.  119  n.  190. 

"^  Gregor  III.  ep.  38  ad  Bonif.,  Jafftf  mon. 
Mogunt  p.  105 :  „1111  quippe ,  qul  baptizati  sunt 
per  diversitatem  et  declinationem  linguarum 
gentilitatis ,  tamen  quod  in  nomine  trinitatis 
baptizati  sunt,  oportet  eos  per  manns  impositionis 
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in  der  ersteren  nnr  alle  einzelnen  Essentiaiien  ausgedrückt  werdend  Indessen  ist 
jeder  Priester  des  lateinischen  Ritus  verpflichtet,  die  lateinische  Formel  zu  gebrauchen 
und  bei  ihrer  Sprechung  während  der  Ablution  jede  Abweichung  von  den  vorge- 
schriebenen Worten  zu  vermeiden  2. 

Aus  der  biblischen  Taufformel ,  welche  eine  Verschiedenheit  des  Täufers  und 
Täuflings  voraussetzt,  ergiebt  sich  auch,  dass  Niemand  sich  selbst  gttltig  taufen  kann  l 

Endlich  muss  der  Spender  bei  der  Vollziehung  der  Taufe  die  mtentio  faciendi  ü 
quodfacit  ecclesia^^  die  Absicht,  dasjenige  zu  thun,  was  die  Kirche  durch  die  Hand- 
lung gethan  wissen  will^,  haben.  Die  blosse  Vornahme  der  eine  Taufe  äusserlich 
darstellenden  Handlungen  nur  zum  Schein  oder  aus  Scherz  genfigt  also  nicht  ^. 

III.  Die  Taufzeiten.  Die  alte  Kirche,  flir  welche  die  Taufe  der  Erwachsenen 
in  erster  Linie  in  Betracht  kam  und  welche  der  Ertheilung  derselben  eine  gewisse 
Probezeit,  den  Katechumenat  (s.  0.  S.  23),  vorausgehen  Hess,  wurde,  weil  sie  die 
Aufnahme  der  Katechumenen  in  die  christliche  Gemeinschaft  als  eine  Gemeinde- An- 
gelegenheit in  ihren  Kultus  einreihte,  darauf  geführt,  ein  für  alle  Mal  bestimmte  Zeiten 
für  die  Ertheilung  der  Taufe  festzusetzen.  Als  solche  wählte  man  zunächst  Ostern 
und  Pfingsten  7.  Jedoch  trat  im  Orient  auch  bald  das  Epiphaniasfest  ^  hinzu  ^,  und  im 
Abendlande  nahm  man,  freilich  im  Widerspruch  gegen  die  römischen  Bischöfe,  welche 
die  alten  beiden  Taufzeiten  festgehalten  wissen  wollten  ^^,  nicht  nur  diese  Sitte  an'\ 


et  Bacri  crismatis  conflrinari".  S.  auch  die  Syno- 
den von  Trier  1227.  c.  1,  Maus i  23,  26;  Fritzlar 
1243,  cl,  Hartzheim  3,  572;  Oxford  1222. 
c.  23,  Mansl  22,  1159;  Canterbury  1236.  c  11, 
Worcester  1240.  c  5,  1.  c.  23,420.  527;  Lambeth 
1281.  c  3, 1.  c.  24,  407. 

*  So  hat  die  Gongr.  conc  Taufen :  Jo  te  battezo 
tiol  nome  dtl  Padre ,  del  Figliulo  e  dello  spirito 
Santo j  Mi  te  abbattezzo  in  nome  etc. ,  Richter, 
Tridentinum  p.  46  n.  7,  die  Congr.  oflf.  1817 
eine :  En  te  baptismo  en  nome  do  Padrt  e  do  Filho 
e  do  Spirito  Sancto ,  Collect,  cit,  p.  118  n.  188 
für  gültig  erklärt.  Ueber  Verstösse  gegen  die 
Regeln  der  gebrauchten  Sprache  gilt  das  S.  33  n. 
3  Gesagte. 

2  Rituale  roman.  t  II.  c.  1.  n.  8.  9. 

3  c  4  (Innoc.  III.)  X.  h.  t.  III.  42. 

*  Eugen.  IV.  decr.  pro  instruct.  Armen,  v.  1439, 
Mansi  31,  1055;  Tiid.  Sess.  VII.  de  sacram.  in 
gen.  c  11 ,  de  bapt  c.  4;  Catech.  Roman.  P.  II. 
c.  1.  qn.  16. 

•'»  Also  die  Wirkung  hervorzubringen,  welche 
die  Kirche  dem  Sakrament  beilegt  und  als  solche 
bezeichnet ,  selbst  wenn  der  Spender  diese  nicht 
kennt  oder  nicht  billigt  S.  auch  Proposit  XXXI. 
prohib.  ab  Alexandre  VIII.  7.  Dec.  1690,  wo 
n.  28,  bull.  Tanrin.  20,  160  der  Satz  verworfen 
ist:  „Valet  baptismns  collatus  a  ministro,  qui 
omnem  ritum  externum  formamque  baptizandi 
observat,  intus  vere  in  corde  suo  apud  se  resolvit : 
Non  intendo  facere  quod  facit  ecclesia".  Ueber 
die  Entwicklung  des  Begriffes  der  intentio,  wel- 
cher in  der  katholischen  Kirche  nicht  näher  dog- 
matisch bestimmt  worden  ist ,  und  die  verschie- 
denen Ansichten  darüber  vgl.  Hahn,  Sakramente 
S.  218  ff.  383.  S.  fenier  Ferraris  1.  c.  s.  v. 
intentio  n.  14  ff. 

ö  Ausdrücklich  ist  das  vom  Trid.  Sess.  XIV. 
doctr.  de  poenit.  c.  6  und  de  poenit.  sacram.  c.  9 


nur  für  die  Absolution  bei  der  Beichte  angeord- 
net, doch  wird  diese  Vorschrift  auch  für  alle 
anderen  Sakramente  als  massgebend  betrachtet, 
Ferraris  1.  c.  n.  21.  22. 

7  Tertullian.  de  bapt.  c.  19  :  „Diem  sollemnio- 
rem  pascha  praestat ,  cum  et  passio  domini ,  In 
quam  tingaimnr,  adimpleta  est.  Nee  incon- 
gruenter  quis  ad  flguram  interpretabitur ,  quod 
qnnm  ultimum  pascha  dominus  esset  acturos, 
missis  discipulis  ad  praeparandnm :  InvenietlE, 
inquit,  homiuem  aquam  baiulantem.  Paschae 
celebrandae  locum  de  signo  aquae  ostendit.  Bl- 
inde pentecoste  ordinandls  lavacris  latissimum 
spatium  est,  quo  et  domini  resurrectio  inter  disci- 
pulos  frequentata  est,  et  gratia  Spiritus  sancti 
dedicata,  et  spes  adventus  domini  subostensa, 
quod  tunc,  in  coelos  recuperato  eo,  angell  ad 
apostolos  dixerunt,  sicventurum,  quemadmodum 
et  In  coelos  conscendit,  utique  in  pentecoste.  Sed 
enim  Hieremias  cum  dixit :  et  congregabo  illos  ab 
extremis  terrae  in  die  festo ,  paschae  diem  signi- 
flcat  et  pentecostes ,  qui  est  proprio  dies  festns. 
Ceterum  omnis  dies  domini  est,  omnis  hora,  omne 
tempus  habile  baptismo :  si  de  solemnitate  inter- 
est,  de  gratia  nihil  refert".  Mayer  S.  140; 
Probst  Sakramentes.  HO;  Höfling  1,  356, 
vgl.  auch  die  folg.  Anm. 

8  Als  der  Tag,  an  welchem  nach  der  Tradition 
Christus  die  Taufe  empfangen  hatte,  fifayer 
S.  141;  Höfling  1,  359. 

9  Gregor  v.  Nazianz  (f  389  0.  390)  erat  XL, 
de  bapt. :  M£v(o  xd  «ptbra,  to  rdoya  [jlou  Tifjudbrepov, 
T^v  TrevTexöarriv  dxolSop.au  XpiOTtp  aup.^oiTia^^'^ai 
plXxtov ,  XpiOTiji  auvavaoTTjvai  vtaxd  rfjv  dvaaid- 
oifxov  "i^jfxdpav,  TOÜ  nveup-axo«  xiff^aai  Ti?jv  Itii- 
©ai^eiav. 

10  c.  11  CSiric.  385)  14  (Leo  I.  447),  c  17.  18 
(Gelas.  I,  492—496)  Dist.  IV.  de  cons. 

*'  So  z,B.  in  Spanien  n.  in  Sizilien,  s.  vor.  Anm, 
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aondern  wählte  dazu  anch,  namentUcii  alB  der  Eatechumenat  in  Verfall  gerieth,  noch 
andere  Zeiten,  insbesondere  Weihnachten,  die  Apostel-  und  auch  die  M&rtyrer-Tage^. 
Wenngleich  die  Kindertanle  der  Natur  der  Sache  nach  von  Anfang  an  zu  jeder  Zeit 
gestattet  werden  musste^,  wie  man  auch  selbst  während  der  Blüthezeit  des  Katechu- 
menats  fflr  den  Nothfall  bei  Erwachsenen  von  der  Innehaltung  der  feierlichen  Tauf- 
zeiten abgesehen  hatte  ^,  so  haben  doch,  als  in  Folge  der  umfassenden  Christianisirung 
so  gut  wie  gar  keine  erwachsenen  Proselyten  mehr  vorhanden  waren ,  welche  zu 
Ostern  oder  Pfingsten  die  Taufe  empfangen  konnten,  seit  dem  6.  Jahrhundert  die 
partikulären  Synoden,  um  wenigstens  die  alten  Taufzeiten  und  die  liturgischen  Ord- 
nimgen  der  feierlichen  Taufe  einigermassen  festzuhalten  ^  die  Anordnung  getroffen, 
dasB  die  Taufe  gesunder  Kinder  nur  zu  Ostern^  oder  zu  Ostern  und  zu  Pfingsten  ^ 
stattfinden  oder  wenigstens  bei  solchen,  welche  zu  diesen  Zeiten  oder  kurz  vorher  ge- 
boren waren,  bis  zu  den  ersteren  verschoben  werden  sollte^.  Doch  haben  sich  diese 
Voischriften  nur  theilweise  durchfahren  lassen.  Spätestens  im  13.  Jahrhundert  sind 
sie  fast  völlig  ausser  Gebrauch  gekommen  7,  und  seit  dem  14.  Jahrhundert  wird  schon 
im  Gegensatz  zu  den  früheren  Anordnungen  bestimmt ,  dass  die  Taufe  den  Kindern 
sobald  als  möglich  nach  der  Geburt  ertheilt  werden  soU^.  Dies  ist  der  heute  gel- 
tende Grundsatz^,  nur  werden  die  Oster-  und  die  Pfingstvigilie  auch  jetzt  noch  als 


1  e.  4  Gerona  517,  Tgl.  auch  S.  34.  n.  10  und 
Höfling  1,  363  ff. 

*  8.  Tertallian.  (S.  34  n.  7  a.  E.),  Tgl.  auch 
S.  30.  n.  4;  Sirleli  ep.  ad  Himer.  Tarracon.  c.  2, 
Consta nt  p.  627 :  „Sicut  sacram  ergo  paschalem 
leyeiantiam  In  nnllo  dicimns  minuendam,  ita  in- 
fantibus qui  necdum  loqiii  poterunt  per  aetatem 
Tel  Ms  qulbas  in  qualibet  necessitate  opus  foerit 
ttcii  nnda  baptismatis ,  omni  Tolnmus  celeritate 
succuni." 

3  c  38  EMra  306 ;  c  47  Laodicea  zw.  343  u. 
361 ;  c.  4  Gerona  517 ;  Slrlcil  ep.  clt.  (s.  tof. 
Anm.);  Leon.  I.  ep.  ad  episcop.  Gampan.  y.  459, 
d  ed.  Ball.  1,  1429;  c.  16  (Leo  I.)  17.  18 
(Gelas.  I.)  Dist.  IV.  dt. ,  s.  auch  IIb.  dinrnus 
tt.  VI,  ed.  Boziftre  p.  28,  entnommen  demselben 
Brief,  yr\e  e.  18  Dist  cit. ,  und  ans  dem  päpst- 
lichen Kanzleibncb  übergegangen  in  Gregor.  II. 
ep.  19  bei  Jaff^  mon.  Mogunt.  p.  79,  dies 
wohl  mit  Büeksicht  anl  die  spätere  Festhaltnng 
der  gedachten  Zelten  für  die  Kindertanfe  (s.  o. 
Im  Text). 

4  Maeon  585  c  3;  Auxerre  585  (o.  578)  c.  18. 

5  Calchnt  ▼.  787  n.  2,  Mansl  12,  939; 
Dlöcesansynode  unter  Karl  d.  Gr.  o^  10,  Boret. 
1,  237 :  „nt  nallus  baptizare  praesnmat  nisl  In 
pascha  et  pentecoete,  ezcepto  inflrmo^ ;  ep.  KaroL 
M.  ad  Ghaerald.  Leod.  zw.  803—811,  1.  c  p.241 : 
..sdlloet  ant  certe  statlm  alinm  Inveniret  sdentem 
(d.  L  einen  Pathen,  welcher  das  Vaterunser  und 
das  Symbol  gelernt  hat)  ant  si  inflrmltas  non 
Impediret,  expectaret  de  pascha  nsqnein  pente- 
oottem ,  donec  ipse  disceret ,  qnae  supra  dlcta 
nmt'';  Mainz  813  c.  4  n.  847  c.  3,  Mansl  14, 
66.  903 ;  Paris  829  I.  c.  7,  Meaux  -  Paris  845  u. 
846  c,  48;  1.  c.  14,  641.830;  Tribur  895  c  12, 
1.  c.  la  139 ;  Ronen  1072  c.  24, 1.  c.  20,  40. 

8  Das  folgt  aus  Toledo  XYII.  694  c.  2,  welches 


bestimmt,  dass  der  Bischof  das  Baptlsterinm  bei 
Beginn  der  Qnadrageslma  verschliessen  und  ver- 
siegeln, sowie  erst  am  grünen  Donnerstag  wieder 
öffnen,  soll.  Die  Anordnung  des  Textes  hat  Rea- 
ding  1279.  c  4,  Mansi  24,  263.  Doch  ist  die 
Taufe  bei  Kindern  von  Fürsten  im  Mittelalter 
mitunter  noch  länger  aufgeschoben  worden,  so 
hatte  der  nachmalige  deutsche  Kaiser  Friedrich  II., 
als  er  2  Jahr  alt  war,  noch  nicht  die  Taufe  em- 
pfangen, Toeche,  Kaiser  Heinrich  VI.  S.  345. 
346. 

"^  Dies  zeigen  die  Synoden  ▼.  London  1237  c  3 
u.  1268  0.  1 ,  Mansi  23,  449.  1216,  welche  den 
Aberglauben  bekämpfen,  dass  die  Taufe  der 
Kinder  an  den  früher  vorgeschriebenen  Zelten, 
am  Gharsamstag  und  am  Samstag  vor  PAngsten, 
lebensgefährlich  sei.  Dagegen  hat  noch  COln 
1549,  Hartz  heim  6, 555,  die  zu  der  vor.  Anm. 
gedachte  Vorschrift  wiederholt. 

8  Olmütz  1318  c.  19,  Hartzheim  4,  272; 
Salamanca  1325  c.  16,  Mansi  24,  1056. 

d  Einen  Anhalt  dafür  hat  man  an  Trid.  Sess. 
V.  de  peccato  orig.  c.  4  gefunden.  Wiederholt 
ist  die  Vorschrift  in  fast  allen  neueren  Provinzlal- 
synoden,  zum  Thell  mit  der  näheren  Bestim- 
mung, dass  nicht  länger  als  eine  gewisse  Anzahl 
von  Tagen  (z.  B.  3,  7,  8)  nach  der  Geburt  ge- 
wartet werden  soll,  Köln  1860,  Wien  1858,  Prag 
1860,  Gran  1858,  Coloczal863,  Utrecht  1865, 
coli,  concll.  Lac.  5,  348.  162.  489.  18.  643.  813; 
Benevent  1693,  Neapel  1699,  1.  c.  1,  60.  180; 
Urblno  1859,  Ravenna  1855,  Venedig  1859,  1.  c 
6,  11.  152.  330;  Rheims  1849,  Avignon  1849, 
Albi  1850 ,  Lyon  1850 ,  Ronen  1850 ,  Bordeaux 
1850  u.  1856,  Toulouse  1850,  Bourges  1850, 
Auch  1851.  1.  c.  4,  114.  336.  431.  479.  527. 
567.  712.  1052.  1114.  1184;  Westminster  1852, 
Cashel  1853,  Quebec  1854,  Australien  1869,  1. 
c.  3,  929.  832.  684.  1079. 


36 


I.  Die  Hierarchie  und  die  Leitung  der  Kirche  durch  dieselbe. 


[§.  200. 


besonders  passende  Zeiten  fdr  die  Taufe  betrachtet  ^,  ja  erwachsenen  Täuflingen  soll 
sie,  wenn  irgend  möglich,  an  diesen  beiden  Tagen  ertheilt  werden  2. 

IV.  Die  feierliche  Taufe  und  die  Nothtaufe  (Art  der  Taufe).  Diealte 
christliche  Kirche  hatte  gleichsseitig  mit  dem  Katechumenat  einen  feierlichen  Taufritus 
ausgebildet  3,  welcher  zunächst  auch  die  Grundlage  ftlr  den  Ritus  bei  der  Kinder- 
taufe bildete^,  und  auf  welchem  gleichfalls  die  noch  heute  sowohl  für  diese,  wie  für 
die  Taufe  der  Erwachsenen  massgebenden  römischen  Ordines^  beruhen^.  Die  nähere 
Darlegung  der  einzelnen  Bestandtheile  dieser  Riten  und  ihrer  Bedeutung  gehört  in 
die  Liturgik^.  Für  die  alte  Kirche  war  die  feierliche  und  zugleich  die  regelmässige 
Taufe  diejenige,  welche  in  der  erwähnten  Form  und  zwar  vom  Bischof  vorgenom- 
men wurde.  Daraus  ergaben  sich  ftlr  sie  zugleich  als  weitere  Merkmale  die  Voll- 
ziehung zu  bestimmten  Zeiten,  d.  h.  an  den  schon  erwähnten  Tagen  ^,  und  femer  an 
bestimmten  Orten,  nämlich  nach  der  Errichtung  von  Baptisterien,  in  denselben^. 

Den  Gegensatz  dazu  bildete  die  für  NothfäUe  zugelassene  und  die  anfänglich 
nur  als  Ausnahme  den  Kindern  gewährte  Taufe  ^^. 

In  Folge  der  schon  berührten  Veränderungen,  des  Eintretens  des  Priesters 
(Pfarrers)  als  regelmässigen  Spenders  des  Sakramentes^  1,  der  allgemeinen  Verbreitung 
der  Sitte  der  Kindertaufe  und  des  Fortfalles  von  fest  bestimmten  Taufzeiten  *^,  ist  die 
feierliche  Taufe  jetzt  diejenige  geworden  ,  welche  nach  dem  vorgeschriebenen  ordo 
des  Rituales  oder  Pontifikales  ertheilt  wird.  Da  dieser  aber  für  die  Regel  beobachtet 
werden  soll> ',  erscheint  die  Nothtaufe  heute  als  diejenige  Taufe,  welche  nicht  nach 
demselben  vorgenommen,  d.  h.  jede,  welche  nicht  von  einem  Priester,  sowie  jede, 
welche  zwar  von  einem  solchen,  indessen  wegen  dringender  Gefahr  nur  unter  Voll- 
ziehung der  wesentlichen  Akte  der  Taufe  und  ohne  Beobachtung  der  sonstigen  Riten 
gespendet  wird. 

Im  Zusammenhang  mit  der  erwähnten  Entwicklung  sind  auch  besondere  Vor- 
schriften über  den  Ort  für  die  Vornahme  der  solennen  Taufe  nothwendig  geworden. 
Diese  darf  bei  Vermeidung  arbiträrer  Strafe  seitens  der  kirchlichen  Oberen  nur  in 
solchen  Kirchen,  in  welchen  ein  Taufstein  {fons  baptUmalU)  vorhanden  ist,  also  in 
einer  besonderen  Tauf  kirche  (Baptisterium)  ^^  oder  in  der  Kathedrale  oder  in  der  Pfarr- 
kirche^^ vollzogen  werden  i<^.  Eine  Ausnahme  macht  das  gemeine  Recht  nur  zu 
Gunsten  von  Königen  und  Fürsten  ^^. 


1  Rituale  roroan.  t.  II.  c.  1.  n.  27.  Möglieb 
ist  die  Innehaltung  dieser  Zeiten  gegenüber  den 
geltenden  Vorsobriften  auch  bei  Kindern,  welche 
in  der  Woche  ror  Ostern  oder  vor  Pfingsten  ge- 
boren werden,  vgL  Benevent.  1693,  collect,  conc. 
Lac.  1,  70. 

2  Vor  Allem  in  den  Kathedral-Klrcheu ,  Ri- 
taale rom.  1.  c. 

«  Höfling  l,450flf.,  MayerS.  80ff.  157ff., 
Probst,  Sakramente  S.  126  ff. 

*  Höfling2,l  ff. 

^  Die  pontiflcales  ritns  pro  baptismo  parrnlo- 
rnm  nnd  adnltorum  im  Pontiflcale  rom.  T.  III., 
die  für  den  Priester  im  Ritnale  rom.  t.  II.  c.  2. 
u.  c.  4. 

«  Höfling  a.  a.  0.,  MayerS.  227  ff. 

"^  Vgl.  fiber  die  Bedeutung  auch  Gatech.  rom. 
P.  11.  c.  2.  qu.  51  ff. 

8  S.  o.  S.  34. 


9  S.  0.  S.  32.  n.  1,  2. 

w  S.  0.  S.  30. 

"  S.  0.  S.  28. 

«2  S.  0.  S.  34. 

^  Trid.  Sess.  VII.  de  saoram  in  gen.  c.  13. 

14  Ueber  die  Tanfkirohen  s.  Bd.  II.  S.  268. 

'^  Sofern  nicht,  was  in  einzelnen  italienischen 
Städten,  s.  a.  a.  0.  S.281  Anm.  3  (diesen  ist  noch 
Siena  anzureihen ,  Acta  s.  sed.  9.  435,  436}  der 
Fall,  nur  das  Baptisterium  der  Kathedrale  unter 
Ansscbluss  der  städtischen  Pfarrkirchen  das 
Tanfrecht  besitzt 

1«  So  schon  Meaux-Paris  845  u.  846  c.  48  (S.  35. 
Amn.  5).  Das  geltende  Recht  In  Giern,  un.  de 
baptismo  III.  16  und  Rituale  rom.  t  II.  c  1. 
n.28. 

^^  Glem.  un.  cit  n.  Rituale  L  c  n.  29,  doch  soll 
dann  die  Taufe  in  der  fürstlichen  Kapelle  statt- 
finden.   Auf  regierende  Fürsten  ist  das  Privileg 
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Verwaltung  der  Sakramente.  Die  Taufe. 
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Femer  soll  sogar  da,  wo  es,  wie  vielfach  in  den  Missionsländern,  an  einer  Earche 
fiberhanpt  fehlt,  die  Tanfe  mit  allen  solennen  Riten  in  einem  Privathause  vollzogen 
werden  ^ 

Abgesehen  davon  kann  femer  die  Taufe  auch  beim  Vorliegen  eines  vom  Bischof 
gebilligton  genügenden  Gmndes  in  der  Sakristei  der  Kathedrale  vorgenommen  wer- 
den^. In  ihren  Reohtswirkungen  sind  die  feierliche  und  die  Nothtaufe  gleich.  Die 
Verschiedenheit  liegt  nur  in  der  rituellen  Vollziehung  3. 


nidit  beschränkt,  Ferrari  8  1.  c  art  VI.  n.  9  ff. ; 
in  Würtemberg  haben  es  kraft  staatlicher  Ver- 
ordnung ▼.  1819  die  Mitglieder  der  standesherr- 
liehen  Häuser,  v.  Vogt,  Sammlung  kirchl. 
YeroTdn.  t  Rottenburg  S.  626. 

1  Gongr.  propag.  y.1789,  Golleotan.  cit.  p.lö6. 
0.263. 

s  Dekret  d.  Congr.  rit.  y.  1861 ,  Acta  sed.  3, 
647  u.  Collect,  dt  p.  157  n.  265.  Die  partikuläre 
Sitte  ist  aberrielfach  über  diese  engen  Schranken 
hinausgegangen,  und  man  hat  namentlich  in  der 
Winterszeit  auf  Wunsch  der  Eltern  die  Taufe  im 
Privat-  oder  im  Pfarrhause  vorgenommen ,  ja  es 
ist  dies  sogar  durch  staatliche  Verordnungen  aus 
saniatspolizeiliehen  Gründen  vorgeschrieben  wor- 
den, so  z.  B.  in  Nassau,  V.  v.  2Ö./29.  1808  und 
T.  4.  März  1816  (Verordnungen,  Jahrgang  8.  S.75) ; 
in  Wflztemberg,  s.  v.  Vogt  a.  a.  0.  S.  658. 
6ö9  und  in  Bai  er  n  für  Kinder,  die  ohne  Ge- 
fahr für  ihre  Gesundheit  nicht  wegen  weiter 
Eotfemiiiig  in  die  Pfarrkirche  gebracht  werden 
können,  Sllbernagi,  Verfassung  sammtl.  Be- 
ligionsgesellsehaften  in  Baiem.  2.  Aufl.   S.  268. 

Wenngleich  auch  noch  einzelne  neuere  Pro- 
Tinzialsynoden  eine  langjährige  Sitte  der  Haus- 
taufe  da,  wo  diese  nicht  beseitigt  werden  kann, 
toleriren,  Wien  1858,  und  Prag  1860,  coli,  conc 
Lac.  5, 161. 490,  so  gestatten  doch  andere,  abge- 
lehen  von  dem  Falle  der  Nothtaufe,  eine  solche 
illein  beim  Vorliegen  eines  genügenden  Crrundes, 
wie  Entfernung  der  Kirche ,  rauhes  Wetter,  Ax- 
muth  der  Eltern,  New-Orleans  1856,  coli.  cit. 
3,  242,  Diöces.-Syn.  Paderborn  1867  und  New- 
York  1881,  Arch.  f.  k.  K.  B.  20,  355  u.  51,  255, 
oder  gar  nur  mit  besonderer  bisdiöflicher  Er- 
Unbnise,  Köln  1860,  Goloczal863,  Utre«htl865, 
L  c  5,  348.  649.  814;  Bouen  1850,  Auch  1851, 
1.  c  4,  527.  1184;  Westminster  1852,  1.  o.  3, 
926;  Diöees.  Syn.  Neapel  1882,  Arch.  t  kath. 
K.  B.  50,  396,  während  die  meisten  mit  Bück- 
sieht darauf,  dass  es  zu  einer  Gonnivenz  über  die 
im  Text  erwähnten  Ausnahmen  hinaus ,  weil  die 
Clem.  un.  gemeines  Becht  ist ,  einer  päpstlichen 
Erlaubnise  bedarf  (s.  z.  B.  eine  solche  der  Gongr. 
pxop.  für  Missionäre ,  wenn  die  Eltern  nicht  zu 
bewegen  sind,  ihre  Kinder  behufs  der  Taufe  zur 
Kirche  zu  bringen ,  Collect,  cit.  p.  186.  n.  263), 
aof  die  Vollziehung  der  Taufe  in  der  Kirche 
dringen,  s.  die  Anführungen  S.  35.  n.  9. 

'  Schon  in  der  alten  Kirche  folgte  der  immersio 
noch  eine  Salbung  mit  Gel  (mit  Balsam,  Chrisma) 
nnd  eine  Handauflegung,  Tertullian.  de  bapt.  o. 
7:  „Exinde  egressi  de  lavacro  perungimur  be- 
nedicta  unctione  de  pristina  disdplina,  qua  ungi 
oleo  de  cornu  in  sacerdotium  solebant  .  .  .  c.  8 : 
Dehinc  manus  imponitur,  per  beiiedictionem 
sdT0!;an8  et  invitans  spiritum  sanctum'^;  Cyprian. 


ep.  10  ad  Januar,  c.  2  (Hartel  p.  768):  „ungi 
quoque  necesse  est  eum  qui  baptizatns  est,  ut 
accepta  chrismate  i.  e.  unctione  esse  unctus  dei  et 
habere  se  in  gratiam  Christi  possit";  const. 
apost.  111.  16  (l.  e.  p.  111)  xa\  (jterd  touto  6 
Mov.o'KO^  Ypt^TO)  Touc  ßanriod^vTa^  Tcj>  (AUp(f> 
(Gel  mit  90  verschiedenen  aromatischen  Sub- 
stanzen) u.  VII.  43:  xal  (lerd  toOto  ßairr(aac 
auTÖv  dv  T(j>  övöftoTi  Tou  iraxp^;  .  .  .  jpiodxm 
p.6pq)  iiziki^as'  K6pie  6  ^eoc  .  .  .  ou  xal  vuv 
ToüTo  t6  fiupov  hb^  ht^ii  -(vfia^i  hd  Ttp 
ßairrcCo^vq),  Aore  ßdßaiov  xal  ndfiov  iv  aörtp 
T^yi  eöa)5iav  {leTvai  toi)  Xpiorou  oou  xal  ouva- 
icoftavövxa  airöv  oüvavaör?5vai  xal  ouC'^oat  aär^; 
c.  48.  Laodic  zw.  348  u.  38l :  ^'Oti  isi  touc  cpi»Ti- 
Cofi^ou;  {iCTd  t6  ßdlTTTioua  ^p(eo&ai  ^p(opiaTi 
ii70upav(cp  xal  fAST($^ouc  eivai  rfk  ßaoiXelac  toO 
XpiVTOu;  vgl.  Höfling  1,  4o7  ff.;  Mayer 
S.  179  ff.;  Probst,  Sakramente  S.  159.  Wäh- 
rend mau  der  immersio  die  negative  Wirkung, 
die  Vergebung  der  Sünden  und  die  Ertodtung 
des  alten  Menschen,  zuschrieb,  legte  man  der 
Handauflegung  die  positive  Wirkung  der  Mit- 
theilung des  h.  Geistes  und  der  Erweckung  des 
neuen  Menschen  bei,  Cyprian.  ep.  72  (H  artel 
p.  775),  Hahn,  Sakramente  S.  80  ff.  Nicht  nur 
wurde  seitens  derjenigen  Partei,  welche  die 
Ketzertaufe  für  gültig  erklärte  (s.  o.  S.28.  n.  1), 
bei  den  von  den  Ketzern  Getauften  die  nachträg- 
liohe  Handauflegung  für  erforderlich  erachtet  und 
durch  die  Synoden  vorgeschrieben,  c.  8.  Arelat. 
314  (c.  109  Dist.  de  oons.),  s.  g.  Constant  1. 381. 
c  7 ;  Telepte  (o.  Zelle)  u.  418  c  8;  c.  57  (Leo  I.) 
C.  I.  qu.  1,  sondern  auch  für  die  Fälle,  wo  bei 
Todesgefahr  ein  Laie  getauft  hatte ,  Elvira  306 
c  38.  77.  Diese  Ergänzung  der  Taufe  blieb  zu- 
nächst dem  Bischof  vorbehalten ,  s.  die  cit.  Stel- 
len u.  Hahn  S.  193.  Die Nothtaufe,  wenngleich 
sie  rechtlich  als  Taufe  betrachtet  wurde,  galt  also 
als  eine  liturgisch  unvollkommene. 

Mit  der  Ausbildungeines  besonderen  Sakramen- 
tes der  Firmung,  dessen  Spendung  stets  dem  Bi- 
schof vorbehalten  blieb,  wurde  die  Handauflegung 
und  Chrismation  bei  der  Taufe  den  Priestern 
überlassen,  c.  119  (Innoo.  1.  416.)  Dist.  dt: 
„Presbiteris  (seu  extra  episcopum  seu  presente 
episcopo)  cum  baptizant,  crismate  baptizatos  un- 
gere  liceat,  sed  quod  ab  episcopo  fuerit  consecra- 
tum,  non  tamen  fh»ntem  ex  eodem  oleo  signare, 
quod  solis  debetur  episcopis,  cum  paracletum 
tradant'^;  G.120.  ibid.  (Greg.l.  v.  593:  Jaff  tf  II. 
ed.  n.  1281).  Aber  da  die  I^eu  immer  von  der 
Vornahme  dieser  Handlungen  ausgeschlossen 
waren,  blieb  das  Bedürfniss  nach  einer  Ergänzung 
der  von  denselben  ertheilten  Taufe ,  ebenso  der- 
jenigen ,  bei  weleher  ein  Priester  wegen  Todes- 
gefahr nur   die  Essentialien    vollzogen  hatte, 
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V.  Die  Pathen  [sponsoreSy ßdemssores ,  susceptores  ^  compatres,  commaires,  p<H 
irindy  matrint)  ^  In  der  alten  Kirche,  als  die  Taufe  der  Erwachsenen  noch  die  Regel 
war  und  zunächst  vor  der  Annahme  des  Proselyten  zum  Katechomenen  eine  Prflfimg 
seiner  bisherigen  Verhältnisse  angestellt  wurde ,  war  es  natflrlich ,  dass  derselbe  das 
eine  oder  andere,  ihm  bekannte  Mitglied  der  christlichen  Oemeinde,  welches  Aber  ihn 
Auskunft  geben  konnte,  mitbrachte,  sowie,  dass  das  letztere  ihm  auch  während  der 
Katechumenatszeit  mit  Rath  und  That  zur  Seite  stand  und  ihm  bei  dem  Taufakt  as- 
sistirte  (ava8oxo;,  susceptor)  2. 

Bei  der  Kindertaufe^  dagegen  bedurfte  es  eines  Erwachsenen,  welcher  das 
Kind  zur  Taufe  darbrachte,  während  des  Taufaktes  hielt,  es  bei  den  rituellen  Akten, 
insbesondere  der  Abrenuntiation,  der  Ablegung  des  Glaubensbekenntnisses,  vertrat, 
andererseits  aber  auch  zugleich  die  Bürgschaft  und  Verantwortung  dafär  flbemahm, 
dass  das  Kind  im  Christenthum  unterrichtet  und  erzogen  werden  würde  (daher  die 
Bezeichnung  Sponsor j  fideiussor)^. 

An  sich  waren  die  Eltern  diejenigen  Personen,  welche  in  allen  diesen  Beziehungen 
zunächst  fnr  das  Kind  einzutreten  berufen  waren ,  und  in  den  ersten  Jahrhunderten 
ist  ihnen  von  der  Kirche  die  Pathenschaft  nicht  verwehrt  worden  ^. 

Später  aber  vergegenwärtigte  man  sich ,  dass  christliche  Eltern  an  sich  schon 
zur  christlichen  Erziehung  ihrer  Kinder  verpflichtet  seien,  und  dass  gerade  fUr  den 
Fall  der  Vernachlässigung  dieser  Pflicht  seitens  derselben  die  Zuziehung  von 
anderen  Pathen  zweckmässiger  erscheine^.  Ferner  aber  hatte  die  fortschreitende 
Rechtsbildung,  beherrscht  von  dem  Gedanken ,  dass  die  Taufe  als  eine  geistliche 
Wiedergeburt  und  als  Quelle  eines  reineren,  geistlichen,  der  Blutsverwandtschaft 
zwischen  Eltern  und  Kindern  nachgebildeten  Verhältnisses  zwischen  Pathen  und 
Täufling  betrachtet  wurde  7,  das  Ehehinderniss  der  geistlichen  Verwandtschaft  ent- 


bestehen.  Die  Nothtaafe  hat  also  Mb  heute  diesen 
Mangel  behalten,  und  deshalb  ist  die  Nachholung 
der  unterlassenen  Geremonienr  vor  Allem  der 
Chiismation,  vorgeschrieben ,  s.  z.  B.  London  1200 
c  3,  Mansi  22,  716;  Trier  1227  c.  1,  1.  c.  23, 
26;  Fritzlar  1246,  Hartzheim  3,  Ö72;  Rituale 
Toman.  t.  II.  c.  5.  §.  1.  (ordo  snpplendl  omissa 
snper  infantem  ba]^tizatum)  and  %.  2.  (ordo  snppl. 
om. snp.  baptlzatum  adnltnm);  Benedict. XIV. 
const.  Inier  omnigena»  v.  2.  Februar  1744.  §.19. 
einsd.  bull.  1,  136;  s.  femer  die  S.  37.  n.  2  an- 
geführten Prolin zialsynoden  and  die  Diöces. 
Synoden  v.  Paderborn  1867,  Arch.  f.  kath.  K.  K. 
20,  366,  und  New- York  1882,  a.  a.  O.  51,  255, 
für  die  Laientaufe  auch  deshalb ,  damit  der  zu- 
standige! Geistliche  die  Möglichkeit  hat,  zn  prü- 
fen, ob  dieselbe  gültig  ▼ollzogen  worden  sei,  und 
nöthigenfalls  die  Taufe ,  sei  es  nnbedingt,  sei  es 
bedingt,  wiederholen  kann. 

1  S.  die  folgenden  Anmerkungen. 

^  (Psendo-)  Diony«.  Areop.  de  eccies.  hierarch. 
c.  2.  In  den  constit  apostol.  VUI.  31.  (p.  267) 
erscheinen  die  Diakonen  in  dieser  Stellung,  bei 
Frauen,  weil  der  Pathe  dem  Täufling  bei  der  Ent- 
kleidung Hülfe  leistete,  Diakonissinnen,  III.  16 
(p.  110):  %a\  TÖv  \xh  dvSpa  ^ico^e^io^ai  6 
hidxoso^,  T^s  It  f}saX%a  V)  (laxöviaoa,  ein  An- 
klang daran  in  den  s.  g.  statuta  eccl.  anttqu.  c.  12 : 


^Viduae  vel  sanctimoniales ,  quae  ad  ministe- 
rium  baptizandarum  mullemm  eliguntur,  tarn 
instructae  sint  ad  offldum,  nt  possint  apto  et 
sanosermone  docere  imperitas  et  msticaa  malleres 
tempore  quo  baptizandae  sunt,  qualiter  bapti- 
zatori  interrogatae  respondeant  et  qualiter  acceplo 
baptismate  Tiyant^.  Daher  konnte  auch  ein  ein- 
zelner eine  ganze  Reihe  von  Täuflingen  ans  der 
Taufe  heben ,  Acta  s.  Sebastian,  martyr.  Surius 
20. Jan. :  „Omnes  ist!  simul  LXIY  animae  baptizat! 
et  as.  Sebastiane susoepti  sunt;  feminarnm autem 
matres  spiritales  factae  sunt  Beatrix  et  Lucina''. 
Vgl.  hierzu  Höfling  2,  16  ;  Mayer  S.  149  ff. 

3  Vgl.  Qerh.  v.  Mas  tri  cht,  de  suseepto- 
ribus  infantium  ex  baptismo ,  Francof.  et  Lipe. 
1727;  K 5h  1er,  Von  d.  chrlstl.  Taufzengen. 
Zwickau  1785 ;  H  0  f  1  i ng  2,  4  ff. 

*  Tertullian.  de  baptismo  c.  18:  „Gunctatio 
baptisml  utilior  est,  praecipue  circa  parvulos. 
Quid  enim  necesse  est,  sponsores  etiam  peri- 
cnlo  Ingen,  qui  et  ipsi  per  mortalitatem  desti- 
tuere  promissiones  snas  possunt et  proventu 
malae  indolis  falli" ;  c  105  (August)  Dist  lY 
de  cons. 

5  Höfling  1,  11. 

6  A.  a.  0.  1,  12. 

^  L.  26  (Justinian.  530)  C.  de  nupt.  V.  4. 
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wiek6lt^  und  dies  aach  aaf  die  Ehen  der  Pathen  unter  einander  ausgedehnt  2.  Von 
diesem  Standpunkt  aus  gelangte  die  fränkische  Kirche  dahin,  die  Trennung  der  Ehe 
der  Eltern  zu  fordern,  wenn  diese  ihr  Kind  aus  der  Taufe  gehoben  hatten  ^^  und  es 
war  nur  eine  weitere  Konsequenz  aller  dieser  Anschauungen ,  wenn  man  nunmehr 
weh  mit  einem  direkten  Verbote  gegen  die  Uebernahme  der  Pathenschaft  seitens  der 
Elfern  über  die  eigenen  Kinder  einschritt^.  Das  Verbot  hat  später  in  der  ganzen 
Kirche  durch  Gewohnheitsrecht  ^  und  durch  Erneuerung  auf  einzelnen  Partikular- 
Synoden  ^  Geltung  gewonnen,  und  auch  noch  heute ,  trotzdem  das  Ehehindemiss  der 
geistlichen  Verwandtschaft  unter  den  Pathen  durch  das  Trienter  Konzil  beseitigt 
worden 7  ist,  behalten^. 

Ausser  den  Eltern  sind  von  der  Pathenschaft  der  Natur  der  Sache  nach 
sosgeschlossen:  1.  Nichtgetaufte  (Juden,  Heiden  u.  s.  w.)^,  2.  Ketzer  ^^  und  Schis- 
matiker >^  weil  diese,  wie  die  ersteren,  entweder  nicht  dafür  sorgen  können,  dass  dem 
Täofimg  die  von  der  katholischen  Kirche  gewollte  christliche  Erziehung  gegeben 
wird,  oder,  wie  die  letzteren,  keine  Garantie  dafür  bieten,  im  Gegentheil  bei  ihnen  die 
Yennnthung  für  die  Erziehung  des  Täuflings  in  der  Ketzerei  oder  im  Schisma  obwaltet, 
—  femer  3.  wegen  mangelnder  kirchlicher  Rechtsfähigkeit  solche ,  welche  öffentlich 
exkommunizirt  oder  interdicirt  sind^^,  sodann  4.  Handlungsunfähige,  also  Geistes- 


1  Vgl.  dtfftber  unten  im  Eherecht,  s.  TorläuÜg 
Schulte,  Eherecht  S.  188  ff. 

'  Romische  Synode  Gregors  II.  721 ,  welche 
c.  4.  die  Ehe  mit  der  commater  splritualis  (der 
Hitpftthin)  verbietet,  Mansi  12,  261,  b.  auch 
c.  5{Rahan.  Maur.  853)  0.  XXX.  qu.  1. 

'  c.  2  (decret.  Compend.  757  c.  15)  c.  4 
(Chalons  813)  C.  XXX.  qu.  1.  Dass  dagegen  c.  1 
(Deusdedit,  s.  Jafftf  II.  ed.  a.  615—618.  n. 
W^)  ibid.  eine  Fälschung  ist,  welche  wahr- 
scheinlich in  die  Zeit  des  8.  Jahrhunderts  fällt, 
viid  allgemein  anerkannt. 

*  So  Mainz  813  c.  55,  Mansi  14,  75:  „Nul- 
los  proprinm  fllium  vel  flllam  de  fönte  baptis- 
matis  Busoipiat^'.  Das  lag  um  so  näher,  als  man, 
wenn  die  Eltern  absichtlich  ihre  Kinder  aus  der 
Taufe  gehoben  hatten  ,  um  eine  Trennung  ihrer 
Ehe  herbeizuführen,  zur  Verhütung  solcher  Ma- 
chinationen das  weitere  Zusammenbleiben  der- 
Klben  Yerlangte,  s.  c.  4  cit  u.  c.  5.  C.  dt. ;  c.  2 
(Alex.  III.)  X.  de  cogn.  spirit  IV.  11. 

^  Für  die  Entwicklung  desselben  haben  die 
in  den  vorigen  Anmerkungen  citirten  Stellen  u. 
&  2  (Alex.  III.)  X.  cit.  den  Anhalt  gegeben. 

6  S.  z.  B.  Wostminster  1200  c.  3,  Mansi  22, 
714. 

^  Sess.  XXIV.  c  2.  de  ref.  matrin. 

s  Catech.  roman.  P.  II.  c  2.  qu.  23.  Dieser  er- 
wähnt nur  der  parentes  naturales ,  nicht  mehr, 
wie  die  eitlrten  SteUen  des  Dekretes,  s.  auch  c.  3. 
CLXXX  qu.1,  der  Stiefeltern.  Selbst  in  Fällen, 
in  welchen  wegen  Abgelegenheit  eines  Orte/i 
keine  Pathen  zu  erlangen  sind ,  dürfen  die  El- 
ton nidit  als  wirkliche  Pathen  fungiren,  sie 
können  aber  formal  die  Fragen  beim  Xaufritus 
beantworten,  ohne  die  Pflichten  zu  übernehmen, 
ibo  ohne  materiell  Pathen  zu  werden ,  Instr.  d. 
Cong:  off.  ▼.  1869,  ColL  dt.  p.  158.  n.  270. 

Die  Grosseltern  sind  nicht  ausgeschlossen. 


0  c.  102  (Poen.  Theod.)  Dist  IV.  de  cons. ; 
Gatech.  rom,  1.  c. ;  Rituale  rom.  t.  II.  c.  1 
n.  25, 

10  Gatech.  rom.  u.  Rituale  rom.  1.  c  Wenn  ein- 
zelne ältere,  s.  die  Gitate  bei  Ferraris  1.  c.  art. 
VI.  n.  36,  behauptet  haben ,  dass  im  Nothfallo 
bei  gemischter  Bevölkerung  auch  Ketzer  zuge- 
lassen werden  dürfen,  so  hat  doch  die  Gongr. 
propag.  dies  konstant  selbst  für  die  Missions- 
länder  gemissbilligt ,  GoUect  dt  p.  158.  u.  267 
u.  269  (auch  colL  conc  Lac.  6,  671).  In  den  deut- 
schen Diocesen  werden  Nichtkatholiken  aller- 
dings, wenn  es  nicht  zu  vermdden  ist,  als  s.  g. 
quasi  patrinl  oder  testes  honorarli,  demnach 
nicht  als  wirkliche  Pathen ,  welche  das  Kind  bei 
dor  Taufe  berühren,  zugelassen  und  auf  Ver- 
langen der  Eltern  auch  nur  in  der  erwähnten 
Eigenschaft  in  das  Kirchenbuch  eingetragen,  Be- 
richte der  deutsch.  Bischöfe  im  Arch.  f.  k.  K.  R. 
23,  298.  314.  451.  460;  s.  ferner  v.  Vogt, 
Sammlung  kirchl.  Verordn.  f.  Rottenburg  S.  663. 

11  Denn  diese  stehen  den  Häretikern  gleich, 
Gongr.  prop.,  collect  cit  p.  158  n.  268,  s.  auch 
die  Provinzial Synoden  von  Albano  1703,  coli. 
Lac  1,  298;  Gran  1858,  Prag  1860,  Golocza 
1863,  Utrecht  1865,  coli.  Lac.  5,  19.  492.  644. 
815;  Lyon  1850,  Ronen  1850,  Bordeaux  1850. 
Aix  1850,  ßourgcs  1850,  1.  c.  4,  479.  327.  568. 
988.  1114;  Cashd  1853,  L  c  3,  832,  doch 
wiederholen  einzelne  der  in  den  folgenden  An- 
merkungen citirten  Synoden  blos  die  Vorschrift 
des  Rituale. 

12  Rituale  rom.  l.  c. :  „sciantpraetereaparochos 
ad  hoc  muuus  non  esse  admittendos  infldeles  aut 
haereticos ,  non  publice  excommunicatos  aut 
interdictos".  An  sich  kann  auch  den  excommuni- 
cati  tolerati  die  Fähigkeit  nicht  zugesprochen 
werden ,  s.  auch  K  o  b  e  r ,  Kirchenbann.  2.  Aufl. 
S.  286—288.  Das  Rituale  gedenkt  offenbar  der 
cxcommunicati  vltandi  allein  deshalb ,  weil  es 
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kranke*  und  Kinder^,  5.  diejenigen,  welche  noch  nicht  das  Sakrament  der  Firmimg 
erhalten  haben ^,  6.  alle,  welche  keine  Gewähr  dafHr  bieten,  dass  sie  die  mit  der 
Pathenschaft  verbundenen  Pflichten  erftüien^,  wohin  das  gemeine  Recht  die  un- 
mündigen (impnberes)^,  die  der  christlichen  Lehre  Unkundigen^,  Personen,  welche 
als  Verbrecher  bekannt  oder  ihrer  Ehre  verlustig  gegangen  oder  eine  Minderung  der- 
selben erlitten  haben ^,  rechnet  —  das  partikuläre  Recht  alle  notorischen  Sllnder, 
namentlich  öffentliche  Konkubinarier®,  diejenigen,  welche  die  Kinder  aus  der  von 
ihnen  eingegangenen  gemischten  Ehe  nicht  in  der  katholischen  Reli^on  erziehen  las- 
sen  ®,  welche  ihre  Ehe  blos  in  der  staatlichen  Form  (alsCivil-Ehe)  geschlossen  haben  ^^, 
welche  sich  von  der  österlichen  Kommunion  ^^  und  längere  Zeit  vom  Gottesdienste 
fernhalten  *2^  welche  einer  von  der  Kirche  verurtheilten  Gesellschaft  angehören*', 
welche  hinsichtlich  ihres  katholischen  Glaubens  verdächtig  sind**,  endlich  solche, 
welche  ein  nnehrbares  und  schimpfliches  oder  verbrecherisches  Gewerbe  betreiben*^. 
7.  Femer  verbietet  das  gemeine  Recht,  theils  wegen  der  Unvereinbarkeit  mit  den 
sonst  flbernommenen  Verpflichtungen,  theils  wegen  der  Unangemessenheit  einer  nahen 
Beziehung  zu  dem  Vater  oder  zu  der  Mutter  des  Täuflings,  den  Mönchen  (einschliesslich 
der  Regular-Kanoniker]  und  Nonnen,  welche  einem  päpstlich  approbirten  Orden  an- 
gehören*^, die  Uebemahme  der  Pathenschaft.  Ihnen  stellen  einzelne  Provinzial- 
synoden  auch  die  Mitglieder  der  ordensähnlichen  Kongregationen  gleich* 7.  8.  Weiter 
schliessen  dieselben  auch  mehrfach  die  Geistlichen  der  höheren  Weihen  aus  *®  oder 


nur  diejenigen  aufzälilt,  "welche  der  Pfarrer  unter 
allen  Umständen  zurückzuweisen  bat.  Jedenfalls 
kann  und  muss  der  toleratns  wegen,  des  zu  6 
gedachten  Gesichtspunktes,  wenn  seine  Exkom- 
munikation dem  Taufenden  bekannt  ist,  fem- 
gehalten werden.  Die  excommunicati  schlechthin 
ohne  Unterschied  werden  ausgeschlossen  von 
Gran  1868,  Köln  1860,  Prag  1860,  Colocza  1863, 
Utrecht  1866. 

1  Rit.  rom.  1.  c. :  ;,qui  nee  sana  mente  sunt". 

2  Diese  haben  ebensowenig  ein  Yerstandnlss 
für  die  zu  übernehmenden  Verpflichtiingen,  wie 
die  Geisteskranken,  so  auch  Ton  den  neueren 
Provinzialsynoden  Tours  1849,  coli.  Lac.  4, 
275. 

3  c.  102  (Poen.  Theodor.)  Dist.  IV  de  cons. 
Partikularrechtlich  auch  die ,  welche  noch  nicht 
zur  ersten  Kommunion  zugelassen  sind,  Gran 
1868,  Prag  1860,  Utrecht  1866,  Tours  1849, 
Sens  1860,  coli.  cit.  4,  889. 

^  Gatech.  rom.  1.  c. :  „qui  eam  gerere  aut  flde- 
liter  nolint  aut  sedulo  aut  accurate  non  queant''. 

S  Rituale  rom.  1.  c. :  ^08  autem  patrinos  sal- 
tem  in  aetate  pubertatis  .  .  .  esse  maxime  oon- 
venif^ 

^  Schon  in  karolingischer  Zelt  ist  vorgeschrie- 
ben worden ,  dass  allein  derjenige ,  welcher  das 
Symbol  und  das  Yaterunser  gelernt  habe ,  Pathe 
sein  dürfe,  s.  g.  Stat.  Bonifacii  c.  26,  Mansi  12, 
386  ;  ep.  Karoll  M.  ad  Ghaerald.  Leod.,  Boret. 
1,241;  Paris  829.  I.  c  7,  Mansi  14,  641; 
Metz  888  c.  6,  1.  c.  18,  79.  S.  jetzt  Rituale  rom. 
I.e.:  „neque  qui  Ignorant  rudimenta  fldei^'. 

^  Rituale  roman.  1.  c.  infames,  s.  auch  Lyon 
1860. 

8  Gran  1868,  Köln  1860,  Prag  1860,  Colocza 
1863,  Utrecht  1866,  Tours  1849,  Avignon  1849^ 


Alhi  1860,  coli.  Lac.  4,  276. 337.432;  Lyon  1850, 
Bonrges  1860,  Auch  1851,  coli.  cit.  4,  1184. 

9  Gran  1868,  Prag  1860,  Utrecht  1865. 

^0  Oöln  1860,  Prager  BischofsTersammlung 
1868,  colL  cit.  5,  1406,  Rheims  1865,  L  c  4, 
115,  Alhi  1860,  Lyon  1850,  Bordeaux  1850, 
Sens  1850,  Aix  1860,  Bonrges  1860,  Auch  1851, 
8.  auch  Y.  Vogt,  Sammlung  klrchl.  Verordn.  t 
Rottenburg  S.  773. 

u  Coln  1860,  Utrecht  1866,  Urhino  1859,  Ba- 
venna  1866,  coli.  Lac  6,  11.  163,  Westminster 
1862,  1.  c.  3,  92a 

12  Coln  1860,  Utrecht  1865. 

18  Utrecht  1865  (z.  B.  dem  Freimanrei-Ordeu). 

M  Urhino  1869. 

IS  Lyon  1860.  Für  solche  erachtet  offenbar 
Tours:  „ludorum  scenicorum  actores  vel  actri- 
ces" ;  welche  es  gleichfalls  ausschliesst. 

le  c.  20  (Greg. L  694)  C.  XVm.  qu.  2;  c.  103 
(Auxerre  578)  Dist.  IV.  de  cons. ;  GapituL  mo- 
nast.  817.  c  16.  Boret  1,  344:  „Ut  sibi  compa- 
tres  oommatresque  non  faciant  neqne  osculentar 
feminas'' ,  auch  in  c.  104  D.  cit« ;  e.  8  (incert) 
G.  XVI.  qu.  1 ;  Rituale  rom.  1.  c.  n.  26 :  „Praete- 
rea  ad  hoc  etiam  admitti  non  debent  monachi  vel 
sanctimoniales  neque  alil  cuiusTis  ordinis  regu- 
läres a  saeculo  segregati^ 

17  Lyon  1860  u.  Auch  1850  („ntrinsque  sexus 
fldeles  qui  renuntiantes  secnlo  vota  emiserunt 
in  aliqua  congregatione  Tel  a  snnuno  pontiflce 
Tel  ab  episcopo  approbata^Q. 

18  Lyon  1850.  Aeltere  hierher  gehörige  Synoden 
citirt  Ferraris  1.  c  art  7.  n.  43.  Andere  er- 
mahnen dagegen  nur  die  Geistlichen,  keine 
Pathens teilen  zu  übernehmen,  so  Bordeaux  1860, 
Gran  1868,  Prag  1860,  Utrecht  1865  oder  Ter- 
bieten,  Rheims  1849,  Bordeaux  1850,  dies  nur 
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lASsen  sie  allein  mit  bischöflicher  Erlaubnits  zu^  9.  Endlich  sprechen  sie,  freilich 
nur  Terdnzelt,  den  Stammen  die  Fähigkeit  zur  Pathenschaft  ab  2. 

Eine  Vertretung  des  Pathen  bei  der  Taofe  durch  einen  Stellvertreter  ist  ge- 
stattet', jedoch  kann  derselbe  nnr  zugelassen  werden,  wenn  er  vorher  bevollmächtigt 
iBt^.  Ein  zur  Pathenschaft  Unfähiger  kann  dieselbe  aber  nicht  durch  einen  Stell- 
vertreter flbemehmen^,  und  der  Stellvertreter  wird  gleichfalls  die  Qualifikation  zur 
Pathenschaft  besitzen  mflssen  ^. 

Wegen  der  aus  der  Taufe  hervorgehenden  geistlichen  Verwandtschaft  dürfen 
höchstens  zwei  Pathen^  und  zwar  nicht  beide  von  demselben  Geschlecht,  zugezogen 
werdend 

Bei  der  feierlichen  Taufe,  mag  sie  auch  ausnahmsweise  nicht  in  der  Kirche, 
sondern  z.  B.  in  einem  Privathause  erfolgen^,  ist  die  Zuziehung  eines  Pathen  ge- 
boten ^^,  für  die  Gültigkeit  der  Taufe  erscheint  sie  aber  nicht  wesentlich.  Daraus 
folgt,  dass  die  Zuziehung  eines  von  der  Pathenschaft  ausgeschlossenen,  eines  nicht 
legiimiirten  Vertreters  oder  einer  grösseren  Anzahl  von  Pathen  als  der  gesetzlich  zu- 
lässigen die  Taufe  in  keinem  Falle  nichtig  machen  kann^^. 

Bei  der  Nothtaufe  ist  die  Zuziehung  von  Pathen  nicht  tlblich,  ja  sie  ist  vielfach 


dem  Pfairer  (auch  Vikar  oder  Kapellan)  hin- 
ricbtlieli  der  Kinder  der  Pfarrei  (bz.  des  Residenz- 
ortes). 

I  Sens  1860,  Tonlonae  1860. 

s  Gran  1868,  Px«g  1860,  Utrecht  1865.  Die 
Stummen,  welche  sich  zn  verständigen  fähig  sind, 
tuiznschUessen ,  liegt  kein  Grund  yor ,  da  ein 
•ndeier  in  Ihrer  Vertretung  die  nach  dem  Rituale 
•n  den  Pathen  zu  stellenden  Fragen  beantworten 
kann.  Daher  erwähnen  ihrer  die  meisten  Syno- 
den nicht,  Alx  1860  hält  auch  nur  fem :  „muti 
qnossufflcienter  de  religione  edoctos  non  constat^ 

*  Die  Praxis  der  Gongr.  conc.  hat  die  Statt- 
haftigkeit stets  (bei  der  Entscheidung  der  Frage, 
▼er  in  diesem  Falle  die  geistliche  Verwandtschaft 
eingeht),  vorausgesetzt,  s.  Schulte  Eherecht 
S.  197  o.  Acta  s.  sed.  14,  411. 

<  Da  sonst  nicht  feststeht,  dass  der  Vertreter 
den  Willen  hat,  die  Pathenschaft  und  die  damit 
verbundenen  Pflichten  zu  übernehmen.  Darum 
ist  es  auch  unzulässig,  dass  die  Eltern  eine  ab- 
wesende Person,  deren  Zustimmung  erst  nach 
der  Taufe  eingeholt  und  beigebracht  werden  soll, 
als  Pathen  bezeichnen,  Congr.  offlc  1869,  collect 
cit  p.  159  n.  270. 

^  Weil  er  dadurch  seine  Ausschliessung  illu- 
forlseh  machen  würde,  so  auch  Ronen  1860. 

^  So  auch  Utreoht  1866.  Der  Gesichtspunkt, 
dass  der  Unfähige  die  Pflichten  des  Pathen  nicht 
erfüllen  kann ,  trifft  hier  freilieh  nicht  zu ,  weil 
die  Pflichten  nicht  vom  Vertreter ,  sondern  vom 
Vertretenen  zu  erfüllen  sind ,  aber  einmal  kann 
weder  derjenige ,  welchem  die  kirchliche  aktive 
Bechtsfähigkeit  ermangelt  (s.  die  Kategorien  1 
bis  3  des  Textes),  noch  der  Willensunfähige 
(Nr.  4)  als  Vertreter  fungiren :  ferner  ebenso- 
venig  derjenige,  welcher  wegen  gewisser  fehlen- 
der kirchlicher  oder  sittlicher  Qualifikation 
(No.  4  bis  6)  von  der  aktiven  Theilnahme  an 
kirchlichen  Handlungen  ausgeschlossen  ist,  end- 
lich auch  nicht  derjenige,    welcher  sich  wegen 


sonstiger  Verpflichtungen  (N.  7.  8)  von  allen  mit 
diesen  nicht  zusammenhängenden  Angelegen- 
heiten fern  halten  soll. 

^  Das  ältere  Recht  liess  nur  einen  Pathen  zu, 
c.  100  (Poen.  Theod.)  Dist  IV.  de  cons. :  „In  oate- 
cumino  et  in  baptismo  et  in  confirmatlone  unus 
patrlnus  fleri  potest ,  si  necessitas  cogit  (s.  S.  38 
n.  2).  Non  est  tarnen  consuetudo  Romana,  sed 
singull  persingulossusoipiant^;  c  101  (Leo  IV.  ?) 
Dist  dt.;  Metz  888  c.  6,  Man  si  18,  79,  Schon 
im  Mittelalter  hat  sich  aber  der  Luxus  ausge- 
bildet ,  eine  grössere  Anzahl  von  Pathen  zuzu- 
ziehen ,  und  die  Partikularsynoden  haben  daher 
die  Zahl  einzuschränken  versucht,  indem  sie  ge- 
wöhnlich nur  3  gestatten,  York  1196  c.  4,  Mansi 
22,  663;  Trier  1227  c  1  (lässt  4  zu),  Worcester 
1240  c'  6,  L  0.  23.  26.  627;  Köln  1280  (?) 
c  4;  Exeter  1287  c,  2, 1.  c  24,  34a  786.  Wenu- 
gleioh  c.  3  (Bonif.  VIU.)  in  VIto  de  cognat.  spirit 
IV.  3  an  die  alte  Vorschrift ,  dass  nur  ein  Pathe 
zugezogen  werden  solle,  erinnert,  so  hat  dies 
doch  nichts  gefruchtet,  da  auch  die  Synoden  des 
16.  Jahrhunderts  mehrfach  noch  2  oder  3  Pathen 
gestatten,  s.  die  Zusammenstellung  bei  Schulte, 
Eherecht  S.  192. 

8  So  das  Trid.  Sess.  XXIY.  c,  2  de  ref.  matr., 
dessen  Beobachtung  fast  alle  neueren  Provinzial- 
synoden  (s.  o.  S.  39.  u.  40.)  einschärfen. 

»  S.  0.  8.  37. 

^0  Dies  ergiebt  die  feststehende  Praxis  der 
Kirche  in  Verbindung  mit  Rituale  t.  II.  c.  1. 
n.  2.  und  den  in  demselben  enthaltenen  ordines 
baptismi. 

11  In  wiefern  trotzdem  das  Ehehinderniss  der 
geistlichen  Verwandtschaft  entsteht,  darüber 
Schulte,  Eherecht  S.  196  ff.  und  unten  im  Ehe- 
recht Selbstverständlich  ist,  dass  derjenige, 
welcher  von  der  Pathenschaft  rechtlich  ausge- 
schlossen ist,  die  Pflichten  des  Pathen  nicht 
überkommt. 
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durch  Diöoesan-Yerordnangen  verboten  wiprden  ^  Hat  aber  ein  an  sich  Fähiger  (s.  o. 
S.  38)  dabei  als  Pathe  fnngpirt,  so  tiberkommt  er  damit  die  Pflichten  deaadben,  hil 
also  rechtlieh  die  Stellang  des  Pathen,  nicht  blos  eines  Sangen  2. 

Die  nach  erfolgter  Nothtaufe  voi^eschriebene  Nachholnng  der  bei  derselben 
fehlenden  Ceremonien  bedingt  endlich  gleichfalls  die  Zuziehung  einer  Person,  welche, 
ebenso  wie  der  Pathe,  bei  der  feierlichen  Tanfe  die  Fragen  des  Ritaals  beantwortet, 
des  s.  g.  patrinus  caiechesis^.  Auch  ein  solcher  ist  rechtlich  Pathe  ^,  und  deshalb  sind 
alle  Personen ,  welche  fflr  die  feierliche  Taufe  von  der  Pathenschaft  ausgeschlossen 
sind,  ebenfalls  unfähig,  dieselbe  in  dieser  Weise  zu  tibernehmen  ^. 

Das  Recht,  die  Pathen  auszuwählen,  steht  vorbehaltlich  der  Prtifung  durch  den 
Pfarrer,  bez.  den  sonst  die  Taufe  vollziehenden  Oeistlichen^,  bei  Kindern  demjenigen 
zu,  welcher  das  Bestimmungsrecht  tiber  die  religiöse  Erziehung  besitzt ,  also  filr  die 
Regel  dem  Vaier ,  dann  der  Mutter  oder  dem  Vormunde  ^.  Der  Erwachsene ,  d.  h. 
jeder ,  welcher ,  gleichviel  ob  er  noch  unter  väterlicher  Gewalt  steht  oder  nicht,  be- 
rechtigt ist,  seine  Religion  selbst  zu  wählen,  hat  die  Pathen  auch  selbst  zu  bezeichnen  \ 
Fehlt  es  an  Personen,  welche  seitens  des  Berechtigten  ausgewählt  sind ,  so  hat  der 


1  So  z.  B.  Elchstädter  Pastoral-InBtraktion  v. 
1854  bei  Kutschker,  Eherecht  3,  322:  ,^lii- 
bemng  vero  iuxta  normam  aliarum  dioeoesiam  in 
baptlsmo  privatim  in  neceasitate  collato  adhibere 
patrinos ,  qaippe  qui  ad  solennem  tantam  hxdus 
sacramenti  administrationem  pertineant^',  s.  auch 
S  321 

2  Richter-Dove  K.  R.  S-  253.  n.  13  be- 
zeichnet allerdings  unter  Berufung  auf  Engel 
colleg.  ini.  can.  III.  11.  n.  7,  die  zugezogenen 
Personen  nur  als  Zeugen  und  ebenso  bemerkt 
Schulte,  Eherecht  S.  196,  dass  bei  der  Noth- 
taufe keine  eigentlichen  Taufpathen  vorkommen. 
Engel  sagt  aber  blos,  dass  deijenige ,  welcher 
bei  der  Nothtaufe  das  Kind  halte ,  dies  für  die 
Regel  nur  zur  Unterstützung  des  Taufenden, 
nicht  in  der  Absicht ,  die  Pathenschaft  zu  über- 
nehmen, thun  werde.  Das  ist  aber  nicht  die 
Frage,  sondern  es  handelt  sich  darum ,  ob  der- 
jenige, welcher  in  einem  derartiLgen  Fall  wirklich 
als  Pathe  hat  fnngiren  sollen  und  wollen,  die  be- 
treffende Stellung  erhält.  Die  Doktrin  ist  darüber 
einig,  dass  ein  solcher  seit  dem  Tridentinum  das 
Ehehindemiss  der  geistl.  Verwandtschaft  nicht 
kontrahirt,  Schul tea.  a.O.S.  195,  Kutschker 
a.  a.  0.  S.  321.  Deswegen  ist  aber  der  Rück- 
schluss  nicht  erlaubt,  dass  die  betreffende  Person 
rechtlich  nicht  Pathe  werde,  weil  dasEhehinder- 
niss  der  geistlichen  Verwandtschaft,  soweit  es  die 
Pathen  ergreift,  auf  die  feierliche  Taufe  be- 
schränkt sei.  Gemeinrechtlich  ist  bei  der  Noth- 
taufe die  Uebemahme  der  Pathenschaft  nicht  bei 
Strafe  der  Nichtigkeit  verboten ,  eine  solche  ent- 
behrt also  der  rechtlichen  Wirkung  nicht.  Das 
gilt  auch  gegenüber  denjenigen  Partikular- Ver- 
ordnungen, welche  die  Zuziehung  untersagen. 
Denn  diese  drohen  für  das  Zuwiderhandeln  keine 
Nichtigkeit  an ,  und  würden  auch  rechtlich  dazu 
nicht  einmal  befugt  sein ,  weil  darin  eine  Ab- 
änderung des  gemeinen  Rechtes  läge.  S.  übrigens 
auch  conc.  provinc.  IV.  Mediolan.  Garoli  Borro- 
maei  (v.  casus  reservat,  cas.  5) :  „Infantis  qui 
domi  ob  necessitatem  baptisatus  est,  baptismuB 


in  libro  baptisatoram  aparocho  de  more  referatnr, 
notato  patrini  nomine  et  qui  domi  ad  baptis- 
mum  et  qui  in  ecclesia  ad  catechismum  exorcis- 
mnmque  adhibitus  est". 

3  Rituale  rom.  t.  11.  c.  5.  §.  1.  n.  4. 

*  Denn  da  bei  der  Nothtaufe  regelmassig  keine 
Pathen  zugezogen  werden,  so  hat  die  Nachholung 
der  Solennitilteu  auch  den  Zweck,  den  Mangel 
der  ersteren  zu  ergänzen.  Femer  liess  das  mittel- 
alterliche  Recht  zwischen  einem  solchen  Pathen 
und  dem  Getauften  das  aufschiebende,  s.  g.  im- 
pedimentum  catechismi ,  welches  allerdings  seit 
dem  Tridentinum  als  beseitigt  gilt,  entstehen, 
c.  5.  (Glem.  III.)  X.  de  cogn.  spir.  IV.  11: 
Kutschker  a.  a.  O.  3,  320.     S.  auch  Anm.  2. 

S  Auf  diesem  Standpunkt  steht  auch  das  Ri- 
tuale roman. ,  welches  t.  II.  c.  1.  n.  26  in  den 
allgemeinen,  einleitenden  Bemerkungen  bei  sei- 
nen Vorschriften  über  die  Eigensohaften  der  pa- 
trini nicht  unterscheidet,  sie  also  offenbar  für 
alle  Arten  derselben  aufstellt. 

0  Rituale  1.  c.  n.  22 :  „Paiochns  antequam  ad 
baptizandum  aceedat  ab  iis,  ad  quosspeetat, 
exquirat  diligenter,  quem  vel  quos  susceptores 
seu  patrinos  elegerint,  qui  infantem  de  sacro 
fönte  suscipiant ,  ne  plnres  quam  liceat,  aut  in- 
dignos  aut  ineptos  admittat". 

^  Das  Tridentinum  Sess.  XXIV  de  c.2  de  ref. 
matr.  sagt  in  Uebereiustimmung  mit  dem  Rituale 
(s.  vor.  Anm.)  gleichfalls  nur:  „Parochus,  ante- 
quam ad  baptismum  oonferendum  aceedat,  düi- 
genter  ab  eis  ad  quos  spectabit,  sisdtetur, 
quem  vel  quos  elegerint,  ut  baptizatum  de  sacr« 
fönte  suscipiant  et  eum  vel  eos  tantum  admittat 
et  in  libro  eorum  nomina  descrlbat^.  In  Folge 
dessen  werden  gewöhnlich  die  Eltern  schlecht- 
hin als  berechtigt  bezeichnet»  Die  nähere  Pra- 
cisirung  des  Textes  ergiebt  sich  aus  der  familien- 
rechtlichen Stellung  der  gedachten  Personen.  S. 
aber  auch  unter  VII. 

^  D.  h.  jeder,  welcher  volle  7  Jahr  alt  ist,  s. 
o.  S.  29  n.  10  und  nachher  unter  VJl. 
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Die  Verwaltung  der  Sakramente.  Die  Taufe. 


43 


Uafende  Pfarrer  oder  der  ihn  vertretende  Geistliche  die  Pathen  seinerseits  zu  be- 
stimmen, da  er  verpflichtet  ist,  die  feierliche  Taufe  nach  dem  Rituale,  also  nicht  ohne 
Pathen,  su  vollziehend  Wer  sich  ohne  ausdrflckliche  oder  stillschweigende  Zustim- 
mung des  zur  Wahl  Berechtigten  am  Taufakte  betheiligt  hat,  wird  rechtlich  nicht 
Pathe2. 

Andererseits  tritt  aber  die  Pathensohaft  nur  ein ,  wenn  die  betreffende  Person 
den  Willen  hat ,  dieselbe  zu  übernehmen '.  In  der  Betheiligung  unter  Zustimmung 
des  Berechtigten  an  dem  feierlichen  Taufakte  in  der  durch  das  Rituale  vorgeschrie- 
benen Form  liegt  aber  ein  zweifelloser  Willensausdruck  dafür,  wfthrend  das  blosse 
Halten  des  Kindes  bei  der  Nothtaufe  als  solcher  nicht  gelten  kann^. 

VI.  Wirkungen  der  Taufe.  1.  Im  Allgemeinen.  Durch  die  gültige 
Taufe  wird  der  Getaufte  Ohrist,  d.  h.  er  erlangt  nach  katholischer  Auffassung  die 
Mitgliedschaft  in  der  katholischen  Kirche,  also  insbesondere  die  Befthigung  zum 
Empfange  der  anderen  Sakramente^,  und  wird  ihrem  Rechte  in  all  und  jeder  Be- 
ziehung unterworfen^.  Die  Scheidung,  welche  dadurch  zwischen  ihm  und  den  Nicht- 
christen  eintritt,  ist  femer  eine  dauernde.  Die  Taufö  verleiht  ihm  einen  unauslösch- 
lichen Charakter,  character  tndelelnlis ,  nnd  es  ist  ihm  für  alle  Zukunft  die  rechtliche 
Möglichkeit,  aus  der  christlichen  Gemeinschaft,  d.  h.  der  katholischen  Kirche,  auszu- 
scheiden benommen.  Abfall  vom  katholischen  Glauben  oder  vom  Christenthum  über- 
haupt kann  seine  Mitgliedschaft,  sofern  sie  ihn  dem  Recht  der  Kirche  unterstellt  und 
ihm  Pflichten  auferlegt,  nicht  mehr  aufheben  ^. 

2.  Die  Taufe  durch  Ungläubige  und  durch  Ketzer^  macht  in  allen 
diesen  Beziehungen  keinen  Unterschied,  falls  sie  überhaupt  gültig  ist,  d.  h.  wenn  sie 
von  einem  ungUlubigen  oder  ketzerischen  minister,  welcher,  wie  schon  bemerkt,  an 
sich  dazu  fllhig  ist  (s.  o.  S.  28) ,  im  Namen  der  drei  göttlichen  Personen  cum  inten- 


1 

*  S.  auch  Ferraris  1.  c.  8.  v.  baptismus  cart. 
7.  n.  14. 

*  S.  Trid.  1.  c.  Wenn  weder  die  Eltern  noch 
der  Pfarrer  Pathen  deslguirt  haben,  aber  einzelne 
Personen  freiwillig  bei  der  Taafe  als  Pathen  ein- 
treten, ein  Fall,  welcher  mit  Rücksicht  auf  die 
Frage  nach  Entstehung  der  geistlichen  Verwandt- 
schaft von  den  Kanonisten  rielfach  behandelt 
ist,  so  liegt  immer  in  der  nicht  erfolgten  Zurück- 
welsuDg  solcher  Personen  seitens  des  Pfarrers 
eine  stillschweigende  Aaswahl  seinerseits. 

'  Also  z.  B.  nicht  im  Falle  eines  Irrthnms  in 
der  Person  des  Täuflings,  ebensowenig  wenn  die 
Betheilignng  durch  rechtlich  erheblichen  Zwang 
herbeigeführt. 

*  S.  0.  S.  42.  n.  % 

5  c.  60  (Poen.  Theod.)  C.  I.  qu.  1 ,  wieder- 
bolt  e.  1.  X.  de  presb.  non  bapt.  III.  42;  c.  2 
(BonifacVIIl)  in  VIto  de  cogu.  spir.IV.3  :  „baptis- 
moffl,  sacramentorum  fundamentum  etiauuamre- 
liqaomm'^ ;  Engen.  IT.  decr.  pro  instr.  Armen. 
1439,  Mansi  31, 1055;  Catech.  rom.  P.  II.  c.2. 
qn.  3, 29.  Darüber,  dass  dies  im  Mittelalter  und 
noch  Im  12.  u.  13.  Jahrhundert  nicht  unbestrit- 
ten war,  s.  H  a  h  n .  Sakramente  S.  249.  Nament- 
lich war  Innocenz  m.  ein  Gegner  dieser  Ansicht, 
>•  c  3.  X.  de  presb.  non  bapt.  III.  43,  c.  8  X. 
de  divort.  IV.  19  und  Hurter,  Innocenz  III. 
3,80. 


<*  Trid.  Sess.  VII  de  baptismo  c.  7 :  „Si  quls 
dixerit,  baptizatos  per  baptismum  ipsum  solius 
tantum  fldei  debitores  fleri,  nön  autem  univer- 
sae  legis  Christi  servandae :  anathema  sit*' ;  c.  8 : 
„Si  quis  dixerit,  baptizatos  liberos  esse  ab  Om- 
nibus s.  ecdesiae  praeceptis ,  quae  vel  scripta 
vel  tradita  sunt,  ita  ut  ea  obsenrare  non  tenean- 
tur,  nisi  se  sua  sponte  Ulis  submittere  voluerlnt  : 
anathema  sit". 

■^  L.  c.  c.  11 :  ,;Si  quis  dixerit,  verum  et  rite 
coUatum  baptisma  iterandum  esse  Uli ,  qul  apud 
infldeles  fldem  Christi  negaverit,  quum  ad  poe- 
uitentiam  convertitur:  anathema  sit";  Sess.  XIV. 
de  poenit.  c.  2. ,  Catech.  roman.  P.  II.  c.  2. 
qu.  1. 

Die  sonstigen  Wirkungen  der  Taufe,  die  Nach- 
lassung der  Erbsünde,  sowie  bei  Erwachsenen 
auch  die  der  bisher  begaugenen  Sünden  und  der 
Strafen  der  ersteren,  sowie  der  letzteren ,  dieser, 
soweit  sie  nicht  durch  weltliche  Gesetze  festge- 
setzt sind,  Trid.  Sess.  V  de  peccato  origin. ,  Ca- 
tech. roman.  P.  II.  c.  2.  qu.  31  ff.,  gehören  nicht 
dem  Rechtsgebiete  an. 

s  Ueber  die  Ketzertaufe  s.  Mattes  in  d.  Tü- 
bing.  theol.  Quartalschrift.  Jahrgang  1849. 
S.  571  ff.  u.  18Ö0.  S.  24  ff.;  Steitz  in  Herzogs 
Real-Enoyklopädie.  1.  Aufl.  7,  524 ff.  u.  2.  Aufl. 
7,  662  ff.;  Höfling  1,  62  ff. 
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tione  faciendi  id  qiiod  facit  ecolesia  ertheilt  worden  ist  K  Dies  setzt  also  voraos,  dass 
der  minister  bei  der  Taufe  und  im  Hinblick  auf  diese  unter  der  Trinität  dasselbe  ver- 
standen hat,  was  die  katholische  Kirche  Aber  die  letztere  lehrt  ^,  d.  h.  dass  die  Auf- 
fassung seiner  religiösen  Gemeinschaft  in  dieser  Hinsicht  mit  der  der  katholischen 
Kirche  identisch  ist,  wenn  die  erstere  auch  sonst  betreffs  der  Taufe  in  anderen  Einzel- 
heiten mit  der  letzteren  nicht  übereinstimmt  3,  oder  dass,  wenn  dies  nicht  der  Fall 
ist,  er  doch  mindestens  selbst  fftr  seine  Person  die  allgemeine  Absicht  gehabt  hat. 
mit  der  Taufe  das  zu  bewirken,  was  die  katholische  Kirche  damit  bezweckt^. 

Bei  der  praktischen  Handhabung  dieses  Grundsatzes  ist  man  seit  dem  16.  Jahr* 
hundert  zunächst,  soweit  Taufen  deijenigen  anderen  christlichen  Kirchen,  deren  Be- 
kenntnisse eine  mit  der  der  katholischen  übereinstimmende  Trinitfttslehre  aufweisen, 
in  Frage  gekommen  sind ,  davon  ausgegangen ,  dass  die  Vermuthung  für  die  Gültig- 
keit der  ertheilten  Taufen  spreche,  und  zu  einer  bedingten  Wiederholung  seitens 
der  katholischen  Kirche  nur  dann  geschritten  werden  könne,  wenn  sich  im  einzelnen 
Falle  ein  begründeter  Zweifel  an  der  Gültigkeit  der  Taufe  ergeben  habe.  ^  Jedoch 


1  Diese  Lehre,  welche  in  Betreff  der  Ketzer 
durch  das  Trid.  Sess.  VII.  1.  c.  c.  4  („Si  quis 
dixerit,  baptismiim  qni  etiam  datnr  ab  haereticis 
in  nomine  Patris  et  fllii  et  Spiritns  sancti,  cum 
intentione  faciendi  id  qnod  facit  ecclesia,  non 
esse  vemm  baptismnm:  anathema  sit^  dogma- 
tisch festgestellt  ist,  führt  schon  im  wesentlichen 
anf  Angustin  znrück,  c.  40.  43.  108  Dist.  IV. 
de  oonsecr.,  Steitz  7,  532  ff.  (2.  Aufl.  7,  666). 
Die  Konzilien  der  ersten  Jahrhunderte  haben 
meistens  die  betreffende  Frage  speziell  für  be- 
stimmte Arten  von  Ketzern  entschieden,  so  Arles 
I.  314.  c.  8  in  Betreff  der  Afrer,  s.  ferner  Ni- 
oaen.  325 ,  welches  c.  8  bei  den  Katharem  (No- 
vatianern)  keine  neue  Taufe,  c  19  wohl  aber  eine 
solche  bei  den  Paulianisten  verlangt,  Laodicea 
zw.  343  u.  381 ,  welches  c.  7  u.  8  in  gleicher 
Weise  zwischen  den  Novatianem,  Quartodeci- 
manem  (Photinianem?,  s.  H  e  f  e  l  e ,  Conc.  Gesch. 
1,  753)  einerseits  und  den  Phrygiern  (Monta- 
nisten) unterscheidet,  s.  g.  Konstantinopel  I. 
381.  c.  7,  welches  bei  den  Arianern,  Macedo- 
nianeru,  Sabbatianern,  Novatiauern,  Quartode- 
cimanern,  Apollinaristen  keine  Wiederholung  der 
Taufe,  wohl  aber  bei  den  Eunomianern,  Monta- 
nisten und  Sabellianem  anordnet.  S.  auch  die 
folgende  Anm. 

2  Dieser  Gesichtspunkt  tritt  schon  früh  her- 
vor, Arles  I,  314.  c.  8:  „et  si  pervlderint ,  eum 
in  p.  et  f.  et  sp.  s.  esse  baptizatum ,  manus  ei 
tantum  imponatur,  utaccipiat  spiritum  sanctum. 
Quod  si  interrogatus  non  responderit  hanc  trini- 
tatem,  baptlzetur",  Arles  11.  443  (o.  452)  c.  16  : 
,,Photinianos  sive  PauUanistas  secundnm  patrum 
statuta  baptizari  oportere^;  c.  17  :  „Bonosiacos 
autem  ex  eodem  errore  veuientes  quos  sicut  Ari- 
anes baptizari  in  trinitate  manifestum  est,  si 
interrogati  fldem  nostram  ex  toto  corde  confessi 
f uerlnt,  cum  chrismate  et  manus  impositione  in 
ecclesia  recipi  sufflcit" ,  noch  deutlicher  Innoc.  I. 
ep.  ad  Macedon.  414  (Jaff  <^  U.  ed.  n.  303)  c.5, 
Coustant  p.  836 :  „ Quod  idcirco  distinctum 
esse  ipsis  duabus  haeresibus,  ratio  manifesta  de- 
ciarat,  quia  Paulianistae  in  nomine  p.  et  f.  et 


sp.  s.  minime  baptizant;  et  Noyatiani  üsdem 
nomlnlbus  tremendis  Tenerandisque  baptizant, 
nee  apud  istos  de  unitate  potestatis  divinae,  h.  i., 
p.  et  f.  et  sp.  s.  quaestio  aliquando  commota  eetf'; 
femer  auch  Ronen  ▼.  650  c.  5 :  „Baptisma  unum 
est,  sed  in  ecclesia  catholica  cuius  nos  membn 
effecti  snmus,  ubi  una  fldes  est,  ubi  in  n.  p.  et 
f.  et  sp.  8.  datur ;  et  ideo  qui  apud  illos  haere- 
tlcos  baptizati  sunt,  qui  in  ^.  trinitatis  confes- 
sione  baptizant  et  veniunt  ad  nos ,  recipiantui 
quidem  quasi  baptizati  . . .  sed  doceantur  integre 
et  instruantur  sensu  s.  trinitatis  et  mysterio  quod 
in  s.  ecclesia  teuetur,  et  si  consentiunt  credere 
vel  acquiescunt  conflteri,  purgatae  fldei  Integri« 
täte  flrmentur  manus  impositione". 

3  So  hat  PiusV.  in  Betreff  der  in  Frankreidi 
streitig  gewordenen  Frage,  ob  die  von  den  Galri- 
nisten  Getauften  bedingter  Weise  wieder  zu 
taufen  seien,  entschieden  und  sich  gegen  die 
Wiederholung  ausgesprochen,  Benedict.  XIV.  de 
syn.  dioec.  VII.  6  n.  9.  Die  Frage  ist  auf  der 
Synode  v.  Evreux  1576  und  auf  anderen  franzö- 
sischen Synoden  des  16.  Jahrh.,  s.  Bened. XfV 
und  Steitz  bei  Herzog,  2.  Aufl.  7,  658  rer- 
handelt  worden. 

^  Ob  er  selbst  persönlich  an  die  katholische 
Trlnltatslehre  oder  die  übernatürliche  Wirkung 
der  Taufe  glaubt ,  ist  gleichgültig ,  Benedict. 
XIV.  de  syn.  dioec.  II.  6  n.  9.  Vgl.  übrigens 
auch  0.  S.  34. 

ß  Entsch.  der  Gongr.  conc.  v.  1683,  wonacl» 
die  Wiederholung  der  Taufe  nicht  statthaft  ist, 
„nisi  dubium  adsit  probabile  invaliditatis  bap- 
tismi",  Ben  ed.  XIV.  l.  c.  n.  7.  Dieser  SUnd- 
punkt  ist  noch  bis  1848  in  einzelnen  Dloceseu 
Deutschlands  festgehalten  worden ,  Bericht  über 
die  Würzburger  Bischofsversammlung  v.  1848, 
coli,  concil.  Lac.  5,  1048.  Dasselbe  bestimmt 
auch  die  Provinzialsynode  von  Avignon  1849, 
l.  c.  4,  338 ,  während  andere  französische  Sy- 
noden ,  Rheims  und  Aix  1850,  1.  c.  p.  114. 988 
die  Statthaftigkeit  der  Wiederholung  von  der  Ge- 
nehmigung des  Bischofs  abhängig  machen. 
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hat  aicli  allmählich ,  seit  wann ,  ist  nicht  genau  festzustellen  > ,  ofifenbar  unter  dem 
fimfiuss  nltramontaner  Anschauungen ,  eine  andere  Praxis  geltend  gemacht,  und  sie 
ist  heute  die  herrsehende  geworden.  Man  geht  seitdem  davon  aus,  dass  eine  Ver- 
mnthung  fUr  die  Ungültigkeit  der  nicht  von  katholischen ,  insbesondere  auch  von 
protestantischen  Geistlichen  ertheilten  Taufen  spreche,  und  dass,  wenn  im  einzelnen 
Falle  die  Gültigkeit  einer  solchen  nicht  erwiesen  werden  könne ,  die  Taufe  in  der 
kaäiolischen  Eorche  bedingter  Weise  wiederholt  werden  mUsse  ^. 

Bei  dieser  neuen,  den  ultramontanen  Standpunkt  schroff  herauskehrenden  Praxis 
aeheint  man  aber  eine  gerade  fär  diesen  bedenkliche  Konsequenz  Übersehen  sra  haben. 
Die  katholische  Kirche  grttndet  die  von  ihr  beanspruchte  Unterwerfiing  der  Prote- 
stanten unter  ihre  Gesetze,  soweit  sie  nur  menschlichen  und  nicht  göttlichen  Rechtes 
sind 3,  darauf,  dass  die  protestantische  Taufe  eine  christliche,  gültige  Taufe  sei,  und 
dass  daher,  weil  es  nach  ihrer  Auffassung  keine  andere  berechtigte  christliche  Kirche 
als  sie  selbst  giebt  *,  auch  die  Protestanten  durch  die  Taufe  die  passive  Mitgliedschaft 
in  ihr  erhalten.  Wenn  man  aber,  wie  dies  die  neuere  Praxis  thnt,  von  der  Ver- 
mnthnng  ausgeht,  dass  die  in  den  protestantischen  Barchen  ertheilte  Taufe  ungültig 
Bt,  so  fü  h  rt  dieslogischerWeisedazu, auch  diew  eitere  Vermuthung 
anzuerkennen,  dass  die  Protestanten  nicht  die  Mitgliedschaft  in 
der  katholischen  Kirche  erlangt  haben,  und  dann  kann  man  im 
Zweifel  das  menschliche  Recht  der  letzteren  für  sie  nicht  mehr  als 
bindend  betrachten. 


>  Ob  die  Entach.  d.  Gongr.  off.  y.  1715,  Acta 
I.  sed.  4,  322 ,  Meiber  gehört,  lässt  sich  nicht 
teititelleii ,  jedenfalls  ist  die  neue  Praxis  aber 
tthon  tm  18.  Jahrh.  in  England  geübt  worden, 
eoU.  eonc  eit.  3,  929. 

'  Auf  der  erwihnten  Würzburger  Versamm- 
lang  ▼.  1848  wurde  schon  constatirt,  dass  alle 
Protestanten  ans  der  Schweiz  in  Rom  bei  ihrem 
Uebertiitt  eonditionate  anf  s  Nene  getauft  wür- 
den. Eine  offizielle  Aenssemng  liegt  in  der 
Instr.  congr.  offic.  y.  1869  für  Nordamerika,  coli. 
Lsc  3,  ÖÖO,  auch  D  u  m  o  n  t ,  Sammlung  kirchl. 
Erhsse  für  Köln  S.  34,  Yor:  „ . . .  Si  autem  in- 
▼estlgatione  peracta  adhuc  probabile  dubium  de 
btptinni  Yaliditate  supeisit,  tnnc  sub  condltione 
itcntur^. 

Fui  Deutschland  sind  schon  seit  1823  spo- 
müsch,  seit  1860  Yielfach  Fälle  derartiger  Wie- 
deriiolungen  der  Taufe  festgestellt,  Allgem. 
Klrehenblatt  f.  d.  oYangelische  Deutschland. 
Jahrgang  14  (1861)  S.  100,  und  auf  der  Würz- 
burger Versammlung  i.  J.  1848  ist  die  neuere 
Pxaxis  als  die  herrschende  für  die  Diöcesen  Kulm 
und  Breslau  bezeugt  worden .  Die  Kolner  ProYin- 
zialaynode  von  1800,  offenbar  beeinflusst  Yon  der 
dt  Instruktion  y.  1859,  bestimmt,  coU.  oit.  5, 
348:  „Igitur  quum  nostris  temporibns  acatholici 
baptiamum  non  raxo  ita  conferant,  ut  de  eiusdem 
valore  meilto  dnbitandum  sit ,  pro  re  nata  loco- 
ram  et  peisonazum  momenta  diligenter  atten- 
denda  et  ponderanda  sunt  et  si  dubium  non 
eYanescit,  bapüsmus  sub  condltione  iterandus 
est.  Quoties  Yero  agitnr  de  baptismo  a  societa- 
tum,  quae  se  germano-catholicas  aut  communl- 
tates  liberaa  Yocitant ,  ministris  e^lato ,  semper 
eat  iterandus^.    Am  schroffsten  äussert  sich  die 


Paderbomer  Diocesansynode  y.  1867,  Arch.  f.  k. 
K.  R.  20,  357 :  „Si  agitur  de  adultis  in  commu- 
nionem  ecclesiae  recipiendis  qui  a  ministris  aca- 
tholicis  baptizati  sunt,  in  Universum,  ut  res  nunc 
sunt,  praeeumtio  stat  pro  collati  baptismi  invali- 
ditate  proindeque  si ,  re  diligenter  iuYestigata, 
dubium  de  valore  baptismi  non  toUatur,  sub  cou- 
ditione  iterandus  est,  non  quidem  solemniter, 
sed  adhibitis  tantum,  si  oommode  fieri  possit, 
duobus  testibus ,  consulto  tamen  prina  episcopo, 
nisi  forsitan  perlculum  mortis  immineat^. 

In  England  hat  man  seit  dem  Yor.  Jahrh.  (s. 
Yor.  Anm.)  fortdauernd  an  derselben  Praxis  fest- 
gehalten, coli.  Lac.  Ö,  1050,  s.  auch  Westminster 
1852,  1.  c.  3,  929.  Sie  herrscht  ferner  in  Ir- 
land, Thurles  1850 , 1.  c.  3.  779,  in  Frankreich, 
Albi  1850,  Lyon  1850,  Sens  1850,  1.  c.  4,  432. 
479.  889,  und  Holland,  Utrecht  1865,  1.  c.  5, 
815,  nicht  minder  in  Nordamerika,  s.  zu  Anfang 
d.  Anm.  u.  Quebec  1854, 1.  c.  3,  634.  Vgl.  end- 
lich auch  Pondichery  1844 ,  1.  c.  6,  655  u.  662, 
und  Neu-Granada  1868,  1.  c.  6,  501. 

Diese  Auffassung  bestätigt  auch  das  neuer- 
dings Acta  s.  sed.  16,  415  Yeröffentlichte  De- 
kret der  Congr.  off.  v.  20.  Noy.  1878:  „...  si 
autem  pro  temporum  aat  locornm  iuYestigatlone 
peracta,  nihil  sIyo  pro  Yaliditate  sIyo 
pro  iuYaliditate  detegatur,  aut  adhuc 
probabile  dubium  de  baptismi  Yaliditate  supersit, 
tunc  sub  condltione  seoreto  baptizentur;  de- 
mum,  si  constiterit  Yalidum  fuisse,  reoipiendi 
erunt  tantummodo  ad  abiurationem  et  profes- 
sionemfldei"  (auch  1.  Arch.  f.  kath.  K.  B.  55, 192). 

3  S.  Bd.  m.  S.  774.  785. 

*  Vgl.  Bulle  Bonifaz'  YIII. :  Unam  sanctam 
Y.  1302  in  c.  1  de  M.  et  0. 1.  8  in  Extr.  comm. 
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I.  Die  Hierarchie  und  die  Leitung  der  Kirche  durch  dieselbe. 


[im. 


3.  Verbot  der  Wiederholung  der  Taufe,  bedingte  Taufe.  Daians, 
dass  die  Taufe  dem  Oetauften  fttr  alle  Zeiten  einen  character  indelebilis  mittheilt, 
folgt,  dass  sie  demselben  in  seinem  Leben  nur  einmal  gespendet  werden  kann  und 
darf^.  Die  Wiedertanfe  ist  daher  verboten  und  bildet  ein  kirchliches  Vergehen  l 
In  Fiülen,  in  denen  es  zweifelhaft  war,  ob  die  Taufe  an  einer  Person,  z.  B.  an  einem 
Findelkinde,  bereits  vollzogen  war,  trug  die  alte  Kirche  kein  Bedenken,  selbst  auf 
die  Gefahr  einer  Wiederholung  der  Taufe  hin,  um  die  betreffende  Person  nicht  von 
der  Zugehörigkeit  zur  christlichen  Gemeinschaft  und  von  den  Gnadenwirkungen  des 
Sakramentes  auszuschliessen,  die  Vornahme  der  Taufe  nicht  nur  zuzulassen,  sondern 
sie  sogar  zu  gebieten  ^.  Seit  dem  9.  Jahrhundert  wandte  man  indessen  für  solche 
Falle  eine  bedingte  Taufformel  ^  an,  und  dieses  Verfahren  ist  in  Folge  der  Aufnahme 
einer  entsprechenden  Vorschxifl;  ^  in  die  Dekretalensammlung  Gregors  IX.  ^  für  die 
Folgezeit  massgebend  und  das  einzig  zulässige  geworden  7.  Ueberdies  erwies  sich 
dasselbe  zugleich  als  ein  willkommenes  Aushttlfemittel  auch  fflr  andere  Fälle,  in 
denen  ausser  dem  schon  erwähnten  ein  Zweifel  in  Betreff  der  Zulässigkeit  der  Wieder- 
holung entsteht. 

Nach  dem  jetzt  geltenden  Becht  und  der  herrschenden  Praxis  ist  eine  bedingte 
Ertheüung  der  Taufe  vorzunehmen  : 

a.  in  dem  Falle,  wenn  die  Thatsache,  ob  der  betreffenden  Person  die  Tanfe 
überhaupt  gespendet  worden  ist ,  zweifelhaft  erscheint.  Die  Ungewissheit  gilt  stets 
als  ausgeschlossen ,  wenn  die  Vollziehung  der  Taufe  auch  nur  durch  einen  glaub- 
würdigen Zeugen  eidlich  aus  eigener  Wissenschaft  bekundet  wird  ^  oder  wenn  die  be- 


1  Das  hat  Yon  Anfang  an  in  der  Kirche  fest* 
gestanden.  Tertnlllan.  de  bapt.  c.  15:  „Semel 
ergo  lavacmm  inimiu ,  semel  delicta  dilnuntur, 
qnia  ea  iterari  non  oportet^';  Gyprian.  ep.  73 
(Hartel  p.  778).  S.  femer  o.  S.  43.  n.  6  u. 
S.  44.  n.  1  ;  Trid.  Sess.  YII  de  sacram.  e.  9 : 
„Sl  qnis  dixerit,  in  tiibns  sacramentia,  baptismo 
sc. ,  conflrmatione  et  ordine  non  impriml  cha- 
racterem  in  anima ,  h.  e.  Signum  quoddam  api- 
rituale  et  indeliblle,  nnde  iterari  possnnt,  ana- 
thema  sit'^ 

2  G.  47  apost;  Carthago  zw.  345  u.  348  c.  1, 
ßruns  I.  1,  112;  c.  107  (Carth.  III.  397)  Dist. 
lY.  de  cons. ;  Lerida  524  o.  546.  c.  9  n.  c.  14 : 
„Cum  rebaptizatis  fideles  religiosi  nee  in  cibo 
participent";  o.  112  (Leo  I.  458)  Dist.  oit.,  c.  57 
(^id.)  C.  I.  qu.  1 ;  c.  118  (FelixlV.  488)  Dist. IV 
cit. ;  c.  1  (Greg.  1.592)  Dist.  LXVIIl ;  Trid.  Sess. 
YII  de  bapt.  c.  13  :  „Si  quis  dixerit,  paryulos  eo, 
quod  actnm  credendi  non  babent,  suscepto  bap- 
tismo inter  ildeles  computaados  non  esse,  ac 
propterea,qnnm  ad  annos  discretionis  pervenerint, 
esse  lebaptizandos ;  ant  praestare  omitti  eorum 
baptisma,  qnam  eos  non  actn  proprio  credentes 
baptizarl  in  sola  flde  ecclesiae;  anathema  sit'\ 
H.  auch  die  vorhergehende  Anm.  und  in  Betreff 
der  Irregularität  Bd.  I.  S.  48. 

3  c.  111  (Carthago  YI.  401),  c.  112. 113  (Leo  I.), 
c.  HO  (Greg.  II.  726)  Diät.  lY.  de  cons. ;  Tml- 
lan.  692  c.  84. 

4  Zuerst  erwähnen  derselben  die  s.  g.  Statuta 
Bonifacil  c.  28,  Mansi  12,  386:  „Si  de  aliqui- 
bns  dubium  est,  utrum  sint  baptizati,  absque 
ullo  scrupulo  baptizentur,  his  tarnen  verbls  prae- 


mlssis :  Non  te  rebaptizo,  sed  si  nondum  es  bap- 
tizatus,  baptizo  te''  etc.  Aber  Worms  868  c.  70, 
Mansl  15,  881,  kennt  die  bedingte  Weihe  naeh 
nicht,  wiederholt  vielmehr  nur  die  Yorschrift 
Ton  Carthago  YI  U,  yor.  Anm.),  ja  selbst  West- 
mlnster  1100  c.  3,  Mansi  22,  714  bestimmt 
noch :  „De  baptismate  yel  conArmatione,  si  dibi- 
tatur,  68.  canonum  statuta  sequentes  statuimus, 
ut  conferatuT ,  qula  non  dicitur  iteratum ,  qnod 
non  scitur  fuisse  collatum.  Ideoque  baptizentur 
expositi,  de  quorum  baptisma  duMtatur,  slve  in' 
veniantur  cum  sale  sive  sine  sale'^  Es  ist  jeden- 
falls eine  völlig  beweislose  Behauptung  katho- 
lischer Kanonisten,  s.  z.  B.  Benedict.  XIY. 
1.  c.  YII.  6.  n.  1,  dass  die  alte  Kirche  schon 
die  Taufe  nur  bedingt  zugelassen  habe,  und  da» 
die  Bedingung ,  welche  zwar  nicht  in  der  Tauf- 
formel zum  Ausdruck  gebracht  worden,  doch 
stets  als  stillschweigend  beigefügt  gedacht  wor- 
den sei. 

3  Yon  Alexander  III. 

6  S.  c.  2.  X.  h.  t.  III.  42. 

"^  Rituale  Rom.  t.  II.  c.  1.  n.  9:  „Cum  bap- 
tlsmus  iterare  nuUo  modo  liceat,  si  quis  sub  cob- 
ditione  (de  quo  infra)  sit  baptizandus,  ea  con- 
ditio expUcanda  est  hoc  modo :  8i  non  es  btqrU- 
sottts,  ego  ie  baptizo  in  nOTnine  PairU  ete,  Hse 
tamen  conditionali  forma  non  passim  aut  leviter 
uti  licet,  sed  prudenter;  et  ubi  re  diligenter 
pervestigata,  probabills  s übest  dubitatio,  infan- 
tem  non  fuisse  baptizatum". 

8  c.  112.  cit.  Dist.  IV  de  cons. ;  Benedict. 
XIY  de  syn.  dioec.  II.  6.  n.  4.  So  reicht  nament- 
lich das  Zeugnlss  einer  über  die  Yornahme  der 
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treffende  Person  von  chriBtlichen  Eltern  geboren  ist  und  nnter  Christen  glftnbig  ge- 
lebt hat.  K 

b.  Wenn  die  Thats&che  der  Vomahme  der  Taufe  an  sich  feststeht  ^  es  aber 
zweifelhaft  ist,  ob  die  Spendung  gültig  erfolgt  ist^  also  ob  z.  B.  sie  an  einem  der 
Taufe  fähigen  Wesen  vollzogen  ist^,  die  wesentlichen  Worte  dabei  gebraucht  worden 
sind  \  die  erforderliche  ablutio  des  Täuflings  wirklich  stattgefunden  hat^,  bei  dem 
spendenden  minister  die  nothwendige  Intention  vorhanden  war^. 

c.  Endlich  macht  d^e  katholische  Kirche  auch  von  der  bedingten  Form  der 
Taufe  Gebrauch  in  Fällen  j  in  welchen  eine  möglicher  Weise  schon  früher  eriheilte 
Taufe  nicht  in  Frage  steht ,  es  sich  vielmehr  darum  handelt^  ob  die  Voraussetzungen 
f&r  eine  gültige  Spendung  der  Taufe  überhaupt  vorliegen ,  nämlich  dieselbe  für  ein 
Wesen  begehrt  wird,  dessen  Tauffähigkeit  fraglich  erscheint,  also  bei  Monstra^  und 
bei  Kindern ,  welche  noch  nicht  mit  dem  Kopfe  aus  dem  Mutterleibe  herausgekom- 
men sind  ^. 

Für  alle  bedingten  Taufen  gilt  der  Grundsatz ,  dass  sie  einzig  ujad  allein  dann, 
wenn  wirklich  ein  durch  vorgängige  Untersuchung  der  Sachlage  nicht  zu  beseitigender 
Zweifel  übrig  bleibt,  vorgenommen  werden  dürfen  K  Ferner  muss  bei  der  Vornahme 
derselben  der  Bedingung  ausdrücklich  in  der  vom  Rituale  Romanum^  vorgeschriebe- 
nen Form  erwähnt  werden  ^^. 

Die  bedingte  Taufe  kann,  ebenso  wie  die  unbedingte,  eine  feierliche  ^^  und  eine 
Nothtaufe  sein.  Im  ersteren  Fall  geschieht  sie,  abgesehen  von  der  Taufformel  selbst, 
in  derselben  Form  wie  die  unbedingte.  Es  werden  bei  ihr  gleichfalls  Pathen  zuge- 
zogen. Ueber  die  Qualifikation  der  letzteren  gilt  das  oben  S.  38  Bemerkte  ^2.  Auch 
erlangt  ein  solcher  Pathe  dieselbe  rechtliche  Stellung,  wie  bei  der  unbedingt  gespen- 
deten Taufe.    Nur ,  wenn  etwa  später  sicher  festgestellt  würde ,  dass  die  bedingte 


Taufe  nnteniebteten  Hebamme  aus,  und  es  ist 
die  bedingte  Wiederholung  allein  statthaft,  wenn 
sieh  Zweifel  daTuber  ergeben ,  dass  sie  dabei  in 
den  Essentialien  Verstössen  hat ,  Gongr.  conc.  in 
Richters  Tridentinnm  S.42  n.  3;  Benedict 
XIV.  l.  c. 

»  c.  3  (Inn.  III.)  X.  h.  t.  III.  42.  Selbstver- 
ständlich können  auch  andere  Indicien  aus- 
reieheo,  so  hat  die  Gongr.  conc,  thesaur.  resolut 
34,  41,  für  die  Taufe  präsumirt,  wenn  Jemand, 
der  zvar  von  unbekannten  Eltern  geboren  wor- 
denist,  christlich  gelebt  und  die  Firmung  erbalten 
bat,  ferner,  wenn  dem  Findelkinde  ein  Zettel, 
dass  dasselbe  getauft  worden,  beigegeben  worden 
ind  der  Inhalt  desselben  durch  den  unterschrie- 
benen Namen  (z.  B.  eines  Pfarrers)  oder  aus  an- 
deren Gründen  Anspruch  auf  Glaubwürdigkeit 
maehen  kann,  Gongr.  conc.  bei  Richter  S.  42. 
B.  2;  Benedict  XIV.  1.  c.  n.  5. 

-  S.  0.  S.  31.  n.  1 ;  einen  andern  Fall  s.  S.32. 
B.  8. 

'  S.  0.  S.  32.  33. 

^  Z.  B,  wenn  es  nicht  festzustellen  ist,  dass 
bei  einer  Taufe  des  Kindes  während  der  Geburt 
der  Kopf  desselben,  wie  beabsiehtigt  war ,  wirk- 
lich vom  Taufwasser  berührt  worden  ist ,  Gongr. 
«onc  bei  Richter  a.  a.  0.  n.  4.  Vgl.  auch  n.  6 
IMd. 

^  Hierher  gehört  der  Fall  der  Ketzertaufe ,  s. 
0.  S.  41.  Doch  können  auch  bei  dieser  Zweifel 


vorkommen,  welche  sich  auf  die  vorher  im  Texte 
erwähnten  Punkte  beziehen. 

Zur  Ausschliessung  der  Ungewisshelt  über  die 
gültige  Yomahme  der  Taufe  genügt  gleichfalls 
das  Zeugniss  eines  Zeugen,  s.  o.  S.46  Anm.  B 
u.  thes.  resol.  Gongr.  conc.  38,  53. 

6  S.  0.  S.  31  n.  1.  Abs.  3. 

7  S.  a.  a.  0.  Abs.  2. 

8  c.  2.  X.  h.  t.  cit. ;  Gateoh.  roman.  P.  II.  c.  2. 
qu.  45;  Rituale  rom.  1.  c. ;  Benedict.  XIV  de 
syn.  dioec.  VII.  6  n.  2.  Wegen  der  Irregularität 
8.  Bd.  I.  S.  48. 

9  L.  c.  n.  9.  16. 19.  21. 

io  S.  vor.  Anm.,  sowie  Rituale  roman.  t.  II. 
0.  2.  n.  22  und  c.  4.  n.  45,  s.  femer  Pins*  const. 
Auctorem  fidei  v.  28.  August  1794,  wodurch  die 
AnfiBtellung  der  Synode  von  Pistoja,  prop.  27: 
„Deliberatio  synodl,  qua  praetextu  adhaesionis 
ad  antiquos  canones  in  casu  dubii  baptismatis 
propositum  suum  declarat  de  omlttenda  formae 
conditionalis  mentione"  als  „temeraria,  praxi, 
legi,  auctorltati  eccleslae  contraria''  verurtheilt 
wird. 

ii  Rituale  roman.  t.  II.  c.  2  und  c.  4  (nament- 
lich die  in  der  vor.  Anm.  angeführten  Stellen). 

12  Einen  Unterschied  macht  das  Rituale  roman. 
t.  II.  c.  1.  n.  24.  26  nicht  Ein  solcher  ist  anoh 
innerlich  nicht  begründet,  denn  die  bedingte 
Taufe  wird  immer  in  der  Voraussetzung  ertheilt, 
dass  sie  gültig  ist. 
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Taufe  nichtig  ertheilt  wäre ,  z.  B.  weil  eine  frühere  in  der  That  gültig  war,  würde 
damit  auch  konstatirt  sein,  dasa  der  Betreffende  nicht  Pathe  geworden  ist^ 

VII.  Namensänderung  und  Namengebung  bei  der  Taufe.  Da  die 
Taufe  das  Sakrament  der  Wiedergeburt  ist,  so  lag  es  nahe,  dass  in  den  ersten  Zeiten 
der  christlichen  Eärche  Erwachsene,  welche  sich  taufen  Hessen,  aus  Anlass  der  Taufe 
ihren  Namen  änderten ,  namentlich  dann ,  wenn  derselbe  an  die  heidnischen  Götter 
erinnerte.  Wenngleich  solche  Namensänderungen  öfters  vorgekommen  sind  2,  hat  sieb 
doch  keine  dahin  gehende  feste  Gewohnheit  in  der  älteren  christlichen  Kirche  oder 
auch  nur  in  einzelnen  Theilen  derselben  gebildet  3. 

Als  die  Kindertaufe  die  Regel  geworden  war  und  bald  nach  der  Geburt  des  Kindes 
vorgenommen  wurde,  war  es  natürlich,  dass  einem  solchen  behufs  der  Taufe  oder  bei 
derselben  der  Name  gegeben  MPirde  *,  Doch  ist  die  Namengebung  kein  Bestandtheil 
des  Taufritus  geworden^,  vielmehr  setzen  die  Ordines  desselben  voraus,  dass  das 
Eand  bereits  vor  der  Taufe  seine  Namen  erhalten  hat  ^.  Das  kirchliche  Recht  bestimmt 
in  Betreff  derselben  nur,  dass  die  Pfarrer  den  Gebrauch  obscöner,  fabelhafter,  lächer- 
licher und  an  heidnische  Götter  oder  an  Heiden  erinnernde  Namen  verhindern,  und 
auf  die  Wahl  von  Namen  der  Heiligen  hinwirken  sollen  ^. 

Vin.  Das  Taufregister.  Der  Pfarrer  hat  ein  Taufregister  oder  Taufbuch 
in  lateinischer  Sprache  zu  führen^,  in  welches  er  jede  von  ihm  vorgenommene  Taufe 
unter  Angabe  der  Namen  des  Täuflings,  der  Eltern  und  der  Pathen  desselben  einzu- 


1  Denn  der  Begriff  des  Pathen  setzt  den  Täuf- 
ling und  die  Taufe  voraus ,  wenn  sehon  derselbe 
bei  der  bedingten  Taufe  seinerseits  die  Pathen- 
Bchaft  nicht  auch  bedingt  übernimmt.  Ferner  tritt 
in  solchen  Fällen  die  geistliche  Verwandtschaft 
ebenfalls  nicht  ein,  Kutschker,  Eherecht  3. 
S.  320. 

2  So  gab  der  Bischof  Attlkus  der  Athenais, 
mit  welcher  sich  der  Kaiser  Theodosius  II.  421 
vermählte ,  bei  ihrer  vorhergehenden  Taufe  den 
Namen  Eudoxia,  Socrates  bist,  eccles.  VII.  21, 
8.  auch  Baron,  ann.  a.  259.  n.  11. 

8  Höfling  1,  369  ff.;  Mayer,  Katechume- 
nat  S.  147. 

♦  Höfling  1,371. 

5  Nach  dem  Ordo  baptismi  adultorum,  Rituale 
Toman.  n.  5  fragt  der  Priester  den  Katechumeneu 
beim  Beginn  des  Aktes:  „Quo  nomine  vocaris'', 
und  auch  diese  Frage  fällt  bei  der  Rindertaufe 
fort ,  wird  also  weder  an  die  Eltern  noch  an  den 
Pathen  gerichtet. 

ö  Kit.  rem.  t.  II.  c.  1.  n.  55 :  „Bis  igltur  ex- 
peditls  et  accepto  nomine  baptlzandi,  positi,  si 
infans  fuerit,  super  brachium  dextrum  lllius, 
qul  eum  defert,  parochus  ad  baptismum  pro- 
cedat". 

7  L.  c.  n.  54 :  ^t  quonlam  iis  qui  baptizan- 
tur,  tamquam  Dei  fllius  in  Christo  regenerandis 
et  in  eiuB  militiam  adscribendis  nomen  imponi- 
tur,  curet,  ne  obscoena,  fabulosa  aut  ridicula  vel 
iiianium  deorum  vel  Implorum  ethnicorum  homi- 
num  nomlna  imponantur ,  sed  potius ,  quatenus 
fleri  potest,  sanctorum,  quorum  exemplis  fldeles 
ad  pie  vivendum  excitentur  et  patrodniis  piote- 
gantnr".  Catech.  rom.  P.  II.  c.  2.  qu.  60. 


Ueber  die  Person  desjenigen,  welcher  berecli- 
tigt  ist ,  dem  Kinde  die  Namen  zu  geben ,  be- 
stimmt das  katholische  Kirchenreoht  nichts,  und 
in  der  That  bemisst  sich  dies  nicht  nach  klrchen-, 
sondern  nach  familienrechtliohen  Gesichtspunk- 
ten. Das  Recht  steht  demjenigen  zu,  welcher  das 
Erziehungsrecht  über  dasKlnd  hat,  also  demVater, 
eventuell  der  Mutter ,  bei  unehelichen  Kindern 
der  letzteren  und  In  Ermangelung  von  Eltern 
dem  Vormunde ;  R.  Hermann,  über  d.  Recht 
der  Namensführung  etc.  In  Arch.  f.  civ.  Praxis 
45,  158;  P.  Hinschius,  das  Reichspersonen- 
standsgesetz V.  6.  Februar  1875.  2.  Aufl.,  Berlin 
1876.  S.  86.  Anm.  32;  v.  Sicherer,  das 
Reiohsgesetz  etc.  Erlangen  1879,  zu  %,  22.  no.V. 

Das  Reichsgesetz  über  die  Beurkundung  des 
Personenstandes  v.  6.  Februar  1875  hat  der 
Sitte ,  die  Namengebung  mit  der  Taufe  zu  ver- 
binden ,  Rechnung  getragen ,  indem  es  f ux  die 
Angabe  der  Vornamen  nicht  dieselbe  Frist  (von 
STagen),  wie  für  die  Geburtsanzeige  zum  Standes- 
register festsetzt,  sondern  $.  22.  Abs.  3  be- 
stimmt :  „Standen  die  Vornamen  des  Kindes  zur 
Zeit  der  Anzeige  noch  nicht  fest,  so  sind  die- 
selben nachträglich  und  längstens  binnen  zwei 
Monaten  nach  der  Geburt  anzuzeigen.  Ihre  Ein- 
tragung erfolgt  am  Rande  der  ersten  Eintragung^. 
Sind  aber  dem  Kinde  bei  der  standesamtlichen 
Geburtsanzeige  die  Vornamen  beigelegt  worden, 
80  ist  eine  Aenderung  derselben  für  das  bürger- 
liche Leben  ausgeschlossen  und  etwaige  andere, 
für  die  Taufe  gewählte,  haben  für  dasselbe  keine 
Bedeutung,  P.  Hinschius  a.a.  0.  S.  85.  Anm. 
31;  v.  Sicherer  a.  a.  0. 

8  Bd.  II.  S.  309  ff. 
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tragen  hat  ^  Ist  die  Taufe  durch  einen  anderen  Priester  in  Stellvertretung  des  Pfar- 
rers vollzogen  worden,  so  muss  der  Name  des  ersteren  vermerkt  werden^. 

Da  mit  dem  Inkrafttreten  des  Reichsgesetzes  llber  die  Beurkundung  des  Personen- 
stindes  und  die  Sheschliessung  vom  6.  Februar  1875  am  1.  Januar  18763  die  von 
diesem  Tage  ab  geführten  Taufregister  ^  nicht  mehr  wie  früher  die  Bedeutung  staat- 
licher Geburtsregister  beanspruchen  kOnnen^,  so  haben  nunmehr  im  ganzen  deutschen 
Reiche  die  katholischen  Eirchenbehörden  ausschliesslich  und  ohne  die  frühere  staat- 
liche Hitwirkung  über  die  Führung  des  Taufregisters  die  näheren  Anordnungen  zu 
erlassen  ^. 

IX.  Die  Pflicht  zum  Empfange  und  zur  Gewährung  der  Taufe 
[Taufzwang].  1.  Nichtgetaufte  (Juden  und  Heiden).  Wenngleich  es  die 
Kirche  als  ihre  Aufgabe  betrachten  muss ,  die  Juden  «nd  Heiden  zum  Ohristenthum 
zu  bekehren ,  so  verwirft  sie  doch  eine  direkte  Erzwingung  ihrer  Bekehrung  oder 
ihrer  Taufe 7.   Allerdings  wird  die  letztere  von  ihr,  falls  sie  nur  durch  Drohungen 


i  Das  erglebt  das  Formular  im  Rit.  rom.  tit.  X. 
c  3.  Danach  soll  bei  unebelichen  Kindern  der 
Name  Sterins  parentis ,  de  quo  conatat^  einge- 
tngen  weiden.  Für  den  unehelichen  Vater  kann 
dies  aber  nur  dann  gelten ,  wenn  er  die  Vaterschaft 
selbst  anerkannt  hat.  Sind  die  Eltern  unbekannt, 
80  ist  zu  Termerken :  „baptizavl  infantem,  culus 
parentes  ignorantui^,  bei  Findelkindern  das  Nä- 
hen  über  die  Umstände  ihrer  Auffindung  und 
über  ihr  wahrscheinliches  Alter.  Auch  dass  eine 
Taufe  nur  sub  oondidone  vollzogen  worden,  muss 
beurkundet  werden. 

Das  Taufregister  dient  nach  dem  Formular 
ferner  zur  Eintragung  der  Ton  einem  andern  als 
dem  Pfarrer,  z.  B.  von  einer  Hebamme  vorge- 
nommenen Nothtaufe  und  des  Vermerks  über  die 
in  wichen  Fallen  später  stattgehabte  Nachholung 
der  Taufceremonien. 

'  S.  das  elt.  Formular.  Durch  Dlöcesan-Ver- 
oidnttngen  ist  auch  mitunter  vorgeschrieben,  dass 
die  in  einer  fremden  Pfarrei  vollzogene  Taufe 
dem  Pfarrer  des  Domizils  amtlich  mitzutheilen 
iit,  Silbern  Sgl,  Verf.  sämmtl.  Religions- 
gesellsehaften  in  Bayern.  2.  Aufl.  S.  267. 

»  Reichs.  G.  Bl.  S.  23  it. 

*  In  Preussen  schon  die  seit  dem  1.  Oktober 
1874  geführten,  auf  Grund  des  Gesetzes  über  die 
Bevknndung  des  Personenstandes  v.  9.  März 
1874. 

^  Dadurch  ist  für  das  deutsche  Reich  der  früher 
H.  2.  S.  307.  310  dargelegte  Reohtszustand  'ge- 
ändert, und  es  sind  nunmehr  die)  nach  S.  312 
für  das  Gebiet  des  französischen  Rechtes  gelten- 
den Grundsätze  über  die  Beweiskraft  der  Kirchen- 
biieber  maassgebend  geworden,  s.  auch  P.  H  i  n  - 
schius  a.  a.  O.  S.  36.  Anm.  1  und  v.  Siche- 
rer a.  a.  0.  zu  §.  1.  Nr.  1.  Der  §.  76  des  Reichs- 
S^Mtzes  über  die  Grenzpfarreien ,  welcher  es  bei 
dem  bisherigen  Recht  belässt,  bezieht  sich  nur 
aaf  Geburten ,  welche  innerhalb  des  deutschen 
"Dieües  derselben  sich  ereignen.  In  Betreff  des 
BeweisesderTanfe  haben  die  Kirchenbücher 
Aber  hier  die  Bedeutung  öffentlicher  Urkunden 
in  demselben  Umfange  wie  früher,  denn  zur  Be- 
urkundung dieser  sind  die  Geburtsregister  nicht 
l^^tümmt,  und  die  katholische  Kirche  hat  in  den 

Hiatekivfi,  Kirehenrecbt  IV. 


deutschen  Staaten  die  Stellung  einer  privileglr- 
ten  öffentlichen  Anstalt,  deren  Geistliche  in  Be- 
treff ihrer  Amtshandlungen  publica  fldes  ge- 
niessen. 

^  Im  Allgemeinen  hat  man  es  bei  der  her- 
kömmlichen Art  der  Register  in  Deutschland  be- 
lassen, s.  z.  B.  den  Rottenburger  Erlass  v.18754 
V.  Vogt  a.  a.  0.  S.  779  und  auch  S.  260;  för 
Baiern  s.  Silberna  gl  a.  a.  0.  S.  74.  Nur  ein- 
zelne neuere  Anordnungen  sind  ergangen,  so 
z.  B.  die,  dass  Kinder  aus  einer  blossen  Giviiehe 
im  Taufregister  als  ex  civili  matrimonio  procreati 
einzutragen  sind,  a;  a.  0.  S.  269. 

In  0  e  s  t  e  r  r  e  i  c  h  ist  es  bei  dem  frühem  Rechts- 
zustand verblieben,  s.  Fachmann,  K.  R.  3. 
Aufl.  2, 178  u.  0.  Bd.  II.  S.  310  u.  S.  313.  Anm.  1, 
wozu  noch  die  Verordn.  des  Fürstbischofs  v.  01- 
mütz  V.  1874,  Arch.  f.kath.  K.  R.  33,218,  nachzu- 
tragen ist.  Diese  ordnet  aus  Anlass  eines  Kon- 
fliktes mit  der  Regierung ,  welche  die  s.  g.  Ma- 
triken (Kirchenbücher)  für  staatliche  Register 
erklärte  (s.  Vering,  K.  R.  1.  Aufl.  S.  605  n. 
32),  die  Führung  zweier  Arten  von  solchen,  eines 
für  den  weltlichen  Gebrauch  nach  den  staat- 
lichen ,  und  eines  für  den  kirchlichen  nach  den 
kirchlichen  Vorschriften  an. 

7  c.  3  (Gregor.  I.  602)  Dist.  XLV ;  Alexand. 

II.  ad.  Landulf.  princip.  Benevent,  v.  1065, 
Loewenfeld,  epist.  pontiflc.  rom.  Lipsiae 
1886.  p.  52:  „Licet  ex  devotlonls  studio  .  .  .  no- 
bilitas  tua  iudeos  ad  christianitatis  cultum 
disponit  adducere  .  .  .  Jesus  Christus  nuUum 
legitur  ad  sui  servitium  violenter  coegisse";  Alex» 

III.  app.  XX.  conc.  Later.  III.  c.  1,  Mansi  22, 
355  (s.  auch  Boehmer,  corp.  iur.  2,  305); 
c.  9  (dem.  III.)  X.  de  Judaeis  V.  6 ;  const.  Ho- 
norii  III. :  Sicut  judaeis  v.  1217,  bull.  Taur.  3, 
330;  s.  auch  S.  30.  n.  1.  Allerdings  statuirt  c. 
4  (Greg.  I.  694.  IIb.  IV.  ep.26)  C.  XXUI.  qu.6  : 
„Jam  vero ,  si  rusticus  tantae  perfldlae  et  obsti- 
nationis  fuerit  inventus,  ut  ad  Dominum  mlnime 
venire  consentlat ,  tanto  pensionis  onere  gravan- 
dus  est ,  ut  ipsa  exactionis  suae  pena  compella«- 
tur  rectitudinem  festinare"  die  Zulässigkelt  eines 
durch  Vermögensnachthelle  bewirkten  Druckes, 
welcher,    was   man   auch   dagegen   gesagt   hat, 
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herbeigeführt  worden  ist,  als  gültig  ^  und  der  so  gezwungene  als  Mitglied  der  katho- 
lischen Kirche  betrachtet;  früher,  als  das  staatliche  Recht  die  Gewissens-  nnd 
Religionsfreiheit  noch  nicht  zur  Durchführung  gebracht  hatte ,  ist  ein  solcher  auch 
zum  Verharren  in  der  katholischen  Kirche  gendthigt  worden. 

Denselben  Grundsatz  hält  die  katholische  Kirche  auch  in  Betreff  der  Kinder  der 
nicht  zu  ihr  gehörigen  Eltern  fest,  d.  h.  Kinder  von  Nichtgetanften^,  nament- 
lich von  Juden  und  Heiden,  dürfen  nicht  ohne  Zustimmung  ihrer  Gewalthaber  (Eltern, 
bez.  Vormünder)  getauft  werden  ^. 

In  erster  Linie  entscheidet  bei  den  Kindern  bis  zum  vollendeten  7.  Lebensjahre 
der  Wille  des  Vaters*,  auf  den  Willen  der  Mutter ,  wenn  sie  der  Taufe  widerspricht, 
kommt  es  nicht  an^.  Der  Wille  der  christlich  gewordenen  Mutter,  das  Eand  taufen 
zu  lassen,  geht  aber  nach  dem  katholischen  Kirchenrecht  dem  entgegenstehenden 
Willen  des  nicht  christlichen  Vaters  vor<*.  Ja,  der  christliche  Grossvater  väterlicher- 
seits hat  ebenfalls  das  Recht ,  seinen  Enkel  wider  Willen  des  Vaters  und  der  Mutter 
taufen  zu  lassen '^,  und  dasselbe  gilt  auch  für  die  christliche  Grossmutter  von  der 
Vaterseite®. 

Hat  das  Kind  weder  Eltern  noch  Grosseltern,  welche  zur  Entscheidung  über  die 
Taufe  berechtigt  sind,  so  ist  der  Wille  seines  Vormundes  massgebend  ^. 

Im  Falle  äusserster  Todesgefahr  oder  bei  Verstossung  oder  hülfloser  Verlassang 
des  Kindes  durch  die  Eltern  ^^  bedarf  es  dagegen  der  Zustimmung  der  sonst  berech- 
tigten Personen  nichts*. 

Die  Vollziehung  einer  Taufe  ohne  die  erforderliche  Genehmigung  hat ,  wenn- 
gleich dieselbe  unerlaubt  ist,  niemals  die  Nichtigkeit  im  Gefolge.  Das  getaufte  Kind 
wird  Ohrist,  und  muss  seinen  jüdischen  oder  heidnischen  Eltern  weggenommen,  und 


Phillips,  K.  R.2,  402;  Schulte,  System  2, 
464.  II.  2,  mit  dem  in  den  übrigen  Stellen  aus- 
gesprochenen Princlp  nicht  vereinbar  ist.  Uebri- 
gens  kommen  auch  die  S.  26.  n.  5  u.  S.  27.  n.  1 
erwähnten  Zwangsbekehrungen  nicht  lediglich 
auf  Rechnung  der  weltlichen  Gewalt,  sondern 
ebenso  auch  auf  die  der  Geistlichkeit  der  betref- 
fenden Länder  nnd  Zeiten. 

»  S.  0.  S.  30.  Anm.  2. 

^  Du  bapteme  des  enfants  des  infldMes  i.  d. 
Anal.  jur.  pontif.  1860.  p.  1447  ff.;  s.  auch 
Phillips  K.  2,  404  ff.  und  Arch.  f.  k.  K.  R. 
4,  294  ff. 

8  Papst  Julius  111.  (1560—1555)  hat  die  Ver- 
letzung dieser  Vorschrift  mit  einer  Geldstrafe 
von  1000  Dukaten  und  mit  Suspension  bedroht, 
so  nach  Pignatelli  consult.  can.  t.  V.  cons. 
14.  n.  200.  (In  den  Bullarien  steht  eine  solche 
Constitution  nicht,  die  die  Juden  betreffenden 
V.  Julius  III. :  Cum  sicut  v.  1550  u.  Cum  sicui 
V.  29.  Mai  1564,  bull.  Taurin.  6,  404, 482,  han- 
deln davon  nicht).  Maassgebend  sind  für  das 
heutige  Kirchenrecht  Benedict  XIV.  const. 
Posiremo  v.  28.  Februar  1747,  bull,  eiusd.  2, 
85  und  die  const.  desselben :  Probe  te  vom  15. 
Dezember  1751,  1.  c.  3,  187.  Zu  dem  Satze  des 
Textes  vgl.  noch  die  erst  angeführte  Constitu- 
tion Postremo  %%,  4—7. 

IlieB  entspricht  der  Auffassung  des  Thomas  v. 
Aqutno,  summa  III.  qu.  68.  n.  10;  während  die 


Meinung  von  Scotus  und  seiner  Anhänger,  tgl. 
noch  Reiffenstuel,  jur.  can.  V.  6.  u.  53; 
Arch.  f.  k.  K.  R.  4,  300.  301,  dahin  ging,  dus 
die  Taufe  wider  Willen  der  Eltern  statthaft  sei. 
wenn  nur  die  Gefahr  der  Tödtung  der  Kindei 
durch  die  letzteren  aus  Hass  gegen  das  Christeo* 
thum  ausgeschlossen,  und  Hoffnung  auf  eine 
christliche  Erziehung  vorhanden  sei. 

^  Const.  Postremo  §.  32.  Der  einmal  durch 
Anerbieten  des  Kindes  zur  Taufe  geäusserte 
Wille  des  Vaters  ist  unwiderruflich.  Aendert  er 
ihn  vor  der  Vollziehung  der  Taufe,  so  wird  dies 
nicht  beachtet,  s.  ibid.  $.  18. 

5  c.  2  (Greg.  IX.)  X.  de  convers.  iiiüdel. 
III.  33. 

«  c.  10  (c.  63  Tolet.  IV.  635)  C.  XXVUI. 
qu.  1;  Berardi  comm.  in  jus  eccles.  in  V.  üb* 
decr.  Gregor.  P.I.  diss.  I.  c.  II.  c.  1  (ed.  Mediolau. 
1847.  p.  212) ;  c.  2.  X.  oit ;  Const.  Postremo 
S.  16. 

■*  Const.  Postremo  §.  17. 

^  Const.  Probe  te.  Dass  dies  auch  auf  die 
Grossmutter  von  der  mütterlichen  Seite ,  so  Be- 
rardi 1.  c.,  auszudehnen  ist,  hat  keinen  Anhalt. 

0  Const.  Postremo  $.  14. 

^^  c.  un.  (Greg.  IX.)  X.  de  Infant,  et  langaid. 
expos.  V.  14. 

11  Const.  Postremo  cit  $$.  8—10. 
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seine  Eraehnng  im  christlichen  Glauben  durch  Unterbringung  bei  katholischen 
Christen  gesichert  werden  ^ 

Wenn  dagegen  das  Kind  das  siebente  Lebensjahr  überschritten  hat,  und  die 
Taufe  begehrt,  so  kann  es  auch  wider  Willen  der  Eltern  oder  des  Vormundes  getauft 
und  aus  der  Gewalt  derselben  entfernt  werden,  sofern  nur  eine  anzustellende  Prüfung 
kernen  Zweifel  in  Betreff  seiner  Verstandeskräfte  ergiebt.  Anderenfalls  ist  es  seinen 
Eltern  oder  seinem  Vormunde  wieder  zurück  zu  geben  ^. 

In  allen  erwähnten  Fällen,  so  verschieden  sie  auch  sind,  soll  indessen,  wenn  an 
neh  die  Taufe  zulässig  wäre,  von  der  Vollziehung  derselben  Abstand  genommen 
werden,  falls  die  fernere  Erziehung  des  getauften  Kindes  im  Christenthum  nicht 
sichergestellt  ist,  also  für  die  Regel,  wenn  beide  Eltern  nicht  christlich  sind  und  das 
Kind  in  ihrer  Obhut  gelassen  werden  muss  ^. 

Die  Frage,  ob  das  über  7  Jahre  alte  Kind,  wenn  seine  Eltern  oder  sein  Vater 
aich  vom  Juden-  oder  Heidenthume  zum  Christenthum  bekehrt  haben ,  wider  seinen 
Willen  auf  Veranlassung  der  ersteren  oder  des  letzteren  getauft  werden  kann,  ist  vom 
Standpunkte  des  Kirchenrechtes  aus  zu  verneinen  K 

Die  dargelegten  Grundsätze  des  katholischen  Kirchenrechtes  können  in  allen 
modernen  Staaten,  in  denen  die  Gewissens-  und  Religionsfreiheit  anerkannt  ist,  keine 
rechtliche  Geltung  beanspruchen.  Hier  entscheidet  vielmehr  in  Betreff  der  Zulässig- 
keit  der  Taufe  das  bestehende  staatliche  Recht  über  die  religiöse  Erziehung  der  Kinder, 
also  im  allgemeinen  der  Grundsatz,  dass  die  Taufe  ohne  Genehmigung  desjenigen, 
welchem  das  Bestimmungsrecht  über  die  erstere  zusteht,  nicht  vorgenommen  werden 
darf,  und  dass,  wenn  sie  dennoch  ertheilt  worden  ist ,  das  Kind  nicht  als  zur  katho- 
lischen Kirche,  sondern  noch  zur  bisherigen  Religionsgesellschaft  zugehörig  gilt. 
Ebensowenig  hat  das  Kind  selbst  die  Bestimmung  darüber,  ob  es  sich  taufen  lassen 
will,  ehe  es  das  staatlich  festgesetzte  s.  g.  Diskretionsjahr  erreicht  hat  ^. 


»  Con«t  dt.  SS.  26—30;  8,  auch  dl  (Tolet. 
IV.  633)  C.  XXVIII.  qu.  1.  n.  c.  94  (id.)  Diut. 
IV.  de  eoiu.  Zum  Beweise  der  Taufe  genügt  auch 
Mer  die  AuBsage  eines  glaubwürdigen  Zeugen, 
namentlich  demjenigen ,  welcher  die  Taufe  voll- 
zogen hat,  1.  c  S-  31. 

*  Const  cit  SS-  32—41.  Ueber  den  Fall 
Vortata  in  Bologna,  in  welchem  diese  Grundsätze 
1858  zur  Anwendung  gebracht  sind,  e.  Katholik, 
Zeitschr.  f.  kath.  Wissenschaft  39.  Jahrgang. 
fl8ö9).  S.  64  ff.  u.  Arch.  f.  kath.  K.  R.  3,  644  j 
*j  294.  Dieselben  sind  übrigens  schon  vor  ihrer 
geteulichen  Feststellung  durch  Benedikt.  XIV. 
längst  Tertheldigt  worden,  u.  a.  auch  durch  Ul- 
rich Z  a  8 1  u  8 ,  de  judaeis  parvulis  baptizandis 
quesi  lü.  in  opp.  Lugdun.  1650.  5,  328  ff. ; 
Stintzing ,  Ulrich  Zasius.   Basel  1857.  S.  113. 

Uebrigens  ist  die  Taufe  des  Kindes  auch  zu- 
lässig, wenn  es  Yor  Vollendung  des  siebenten 
Jthres  bei  festgestellter  Urthellsfahigkeit  die 
Taufe  verlangt,  s.  Reiffenstuel  jus  can.  Y. 
6.  n.  51 ;  const.  Postremo  S-  32.  Bas  war  auch 
der  frühere  Reehtszustand  in  Oesterreich ,  wel- 
chen noch  die  geheimen  Bellagen  zum  Konkordate 
Yon  1855.  Nr.  1  in  Betracht  ziehen ,  Arch.  f.  k. 
K.R.  18,  450:  ^MariaeTheresiae  lege  1765  con- 
iita  tancitnm  est,  Judaeis  septennio  maioribus 
Übemm  plane  esse,  fldem  catholicam  amplecti, 


licet  impuberes  adhuc  sint  et  parentes  recla- 
ment ;  septennio  vero  minores  parentibus  invitis 
tunc  ad  baptismum  admittendos  esse ,  quando  ea 
jam  gaudeant  intelligendi  vi,  ut  de  religionls  re- 
bus judicare  possint  Huic  oonstitutioni  Jo- 
sephl  II.  legibus  derogatum  est ;  attamen  anno 
1806  quoad  aetatem,  qua  Judaeorum  infantes 
parentibus  invitis  Christi  nomen  dare  possunt, 
restituta  sunt  legis  Theresianae  principia  ,  ita  ut 
minime  timendum  sit,  ne  in  Austria  Judaeus 
ideo,  quod  certam  aetatis  metam  non  attigerit,  a 
regenerationis  sacramento  repellatur'^ 

3  Das  ist  die  Praxis  der  Congr.  conc,  s.  Anal, 
jur.  pont.  1860.  p.  1457  und  der  Congr.  offic. , 
Collectanea  cit.  p.  126.  n.  207;  p.  133.  n.  213. 

*  So  auch  PignatelU  consult  t.  YII.  oons. 
39  n.  9,  denn  wenn  das  Kind  -von  dem  bezeich- 
neten Lebensalter  an  sich  wider  Willen  des  Vaters 
für  die  Taufe  entscheiden  kann,  so  gilt  es  in 
Betreff  der  Religioasfragen  als  adultus  und  sui 
juris,  und  dann  kommt  der  Grundsatz  zur  An- 
wendung, dass  erwachsene  Heiden  und  Juden 
zwangsweise  nicht  getauft  wetden  dürfen. 

B  Das  Nähere  darüber  unten  in  der  Lehre  von 
demUebertrittund  der  Zugehörigkeit  zur  Kiiehe, 
sowie  Tom  Konfessionswechsel.  Hier  mag  nur 
bemerkt  werden ,  dass  die  Anm.  2  evirihnten 
Bestimmungen   in   Oesterreich    nicht    mehr 
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2.  Dass  christliche  Eltern  die  Pflicht  haben,  ihre  Kinder  innerhalb 
knrzer  Zeit  nach  der  Oebnrt  taufen  zu  lassen,  ist  bereits  o.  8.  35.  bemerkt  worden. 
Aber  selbst  soll  weder  der  Vater  noch  die  Mutter  an  ihnen,  ausser  im  höchsten  Noth- 
falle,  die  Taufe  vornehmend  Die  Vernachlässigung  der  erstgedachten  Pflicht  kann 
nöthigenfalls  an  den  Eltern  mit  geistlichen  Strafmitteln  geahndet  ^  und  durch  solche 
erzwungen  werden. 

Nach  den  mittelalterlichen  Anschauungen  konnte  ferner,  da  die  hartnäckige  Ver- 
weigerung der  Taufe  f&r  die  Kinder  als  Ketzerei  erscheinen  musste,  weltliche  Strafe 
wegen  der  letzteren  eintreten,  und  dies  hat  auch  im  Hinblick  auf  die  zu  seiner  Zeit  in 
Frage  kommende  Lehre  der  Wiedertäufer  der  R.  A.  zu  Speyer  v.  1529  ausdrflcklich 
angeordnet  3. 

In  den  katholischen  Staaten  Deutschlands  sind  dagegen  keine  weltlichen  Gesetze 
erlassen,  welche  bei  der  Nichtbeachtung  der  gedachten  Pflicht  den  katholischen 
Eltern  Zwangsmassregeln  angedroht  hätten ,  offenbar  deshalb  nicht ,  weil  hier ,  wo 
höchstens  einige  Protestanten  vorhanden  waren,  kein  Bedtlrfniss  dazu  vorge- 
legen hat^.  Wenn  dagegen  seit  Anfang  dieses  Jahrhunderts  solche  in  einzelnen 
Staaten,  welche,  wie  Preussen,  nach  ihrer  geschichtlichen  Entwicklung  wesentlich 
protestantische  waren,  ergangen  sind,  so  hatte  dies  seinen  Grund  darin,  dass  man 


in  Geltang  sind,  b.  Gesetz  y.  25.  Mai  1868  (über 
die  InterkonfeBslonellen  Beziehungen  der  Staats- 
bürger) Art.  1.  2.  4.  8.  16,  Arch.  f.  K.  R.  20, 
164. 

1  c.  7  (Johann  Vm.  879,  Jaff  tf  II.  ed.  n.  3268) 
C.  XXX.  qu.  1,  damit  nicht  auch  die  geistliche 
Verwandtschaft  zwischen  Kind  und  Eltern  ent- 
steht (s.  0.  S.  38);  Rituale  roman.  t.  II.  c.  1. 
n.  14 :  „Pater  aut  mater  propriam  prolem  bapti- 
zare  non  debent,  praeterquam  in  mortis  periculo, 
quando  alius  non  reperltur ,  qui  baptizet ,  neque 
tnnc  ullam  contrahunt  cognationem,  quae  ma- 
trimonii  usum  impediat^. 

^  Früher  hat  man  mitunter  auch  Vermögens- 
strafen  verhängt,  s.  Taufbuch  der  Pfarrei  Bedbur- 
dyck  y.  1645 :  „neglexerunt  post  binam  aut  tri- 
nam  admonitionem  baptismum . . .  iniuncta  illis 
mulcta  ecdesiastica ,  nimirum,  ut  dent  super- 
pellicium,  Dumont,  Gesch.  d.  Pfarreien  d, 
Er7diöcese  Köln.  XXII.  Dekanat  Grevenbroich. 
Köln  1883.  S.  20.  n.  1. 

3  $.  6  (K  0  c  h)  Sammlung  der  Reichsabschiede 
2,  294 :  „Nachdem  auch  kürtzlich  eine  neue  Sect 
desWidertanfTs  entstanden,  so  in  gemeinen  Rech- 
ten verbotten  und  vor  viel  hundert  Jahren  ver- 
dammt worden  ist, und  dann  Ihr  Majestät 

. .  .  ein  rechtmässig  Constitution  . . .  auifgericht, 
und  allenthalben  im  Heil.  Reich  zu  verkünden 
verschafft,  also  lautend:  dass  alle  und  jede 
Widertauffer  und  Widergetauffte,  Manns-  und 
Weibs-Personen ,  verständigs  Alters,  vom  na- 
türlichen Leben  zum  Tod ,  mit  Feuer ,  Schwert 
oder  dergleichen ,  nach  Gelegenheit  der  Person, 
ohn  vorgehend  der  geistl.  Richter  Inquisition, 
gericht  und  gebracht  werden.  Und  sollen  der- 
gleichen Friedbrecher,  Hauptsächer,  Landläuffer, 
und  die  auffrühzige  Auffwlckler  des  berührten 
Lasters  des  Widertauffs ,  auch  die  so  darauff  be- 
harren, odeT  zum  andemmahl  umgefallen,  in 
solchem  keineswegs  begnadet,  sondern  gegen 
ihnen,  vermög  solcher  Satzung  ernstlich  mit  der 


Straff  gehandelt  werden.  Welche^  Person  aber 
ihren  Irrsal  für  sich  selbst  oder  auf  Untendcht 
und  Ermahnung  unverzüglich  bekennten,  den- 
selben zu  widerruffen,  auch  Buss  und  Straif  dar^ 
über  anzunehmen  willig  seynd,  und  um  Gnaden 
bitten  würden,  dass  dleselbige  nach  Gelegenheit 
ihres  Standes,  Wesens,  Jugend  und  allerley  Um- 
stand mögen  begnadet  werden.  Dass  auch 
ein  jeder  seine  Kinder  nach  Christ- 
licher Ordnung,  Herkommen  undGe- 
brauch  in  der  Jugend  tauffen  lassen 
soll.  Welche  aber  das  verachten  und  nicht 
thun  würden,  auf  Meinung,  als  soll  derselbig 
Kinder  Tauff  nichts  seyn ,  dass  dieselben  so  dar- 
auff zu  beharren  unterstünden ,  für  ein  Wie- 
dertauffer  geacht  und  obangezeigter  Kay- 
serl.  Constitution  unterworffen  seyn,  und  soll 
keiner  derselben  aus  obangezeigten  Ursachen  be- 
gnadet werden ,  an  andere  Orte  relegirt  und  ver- 
wiesen, Bondem  unter  seiner  Obrigkeit  zu  blei- 
ben verstrickt  und  verbunden  werden ,  die  dann 
ein  fleissig  Auffsehen  haben  soll,  damit  sie  nicht 
wiederum  abfallen". 

Wenn  schon  die  Gesetze  des  angelsächsischen 
Königs  Ine  (688—705)  c.  5:  „Puer  infra  XXX 
noctes  baptizetur.  Sl  non  sit,  XXX.  solidis 
emendetur(d.  h.  vom  Vater,  Schmidt,  Gesch. 
d.  Angelsachsen.  2.  Aufl.  S.  21.  n.  2).  Si  mo- 
riatur  sine  baptismo ,  emendetur  tota  pecunia°, 
Strafe  androhen,  so  hängt  diese  Bestimmung  mit 
der  Durchführung  der  Christianisirung  zusammen. 

^  Wenn  dies  der  Fall  gewesen  wäre ,  würde 
z.  B.  ein  Regent,  wie  Maximilian  I.  von  Baiem 
(1575 — 1651),  welcher  den  Besuch  des  Hoch- 
amtes und  der  Predigt,  die  Sendung  der  Kinder 
zur  Christenlehre  und  die  Anschaffung  von 
Rosenkränzen  unter  Androhung  von  Strafen  vor- 
geschrieben hat,  Stieve,  kirchl.  Polizeiregi- 
ment unter  Maximilian  I.  München  1876,  S.51. 
52,  sicherlich  auch  eine  derartige  Anordnung  er- 
lassen haben. 
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trotz  der  hier  geübten  grösseren  Toleranz ,  in  Folge  deren  sich  neue  Ideen  leichter 
geltend  machen  und  die  frühere  allgemeine  Sitte  der  ELindertaufe  in  Frage  stellen 
konnten,  doch  die  christlichen  Earchen  als  die  prinzipiell  einzig  berechtigten  beti'ach- 
tete,  und  zugleich  das  Interesse  der  Beurkundung  des  Personenstandes  der  Kinder, 
Air  dessen  Beurkundung  die  kirchlichen  Taufbücher  damals  noch  dienten,  im  Auge 
hatte  ^  Doch  sind  diese  Vorschriften  seit  der  Anerkennung  der  Religions-  und  Ge- 
wissensfreiheit und  der  Einführung  der  staatlichen  Givilstandsregisterftlhrung  ausser 
Kraft  gesetzt  worden^. 

Als  christliche  Eltern  kommen  auch  diejenigen  in  Betracht,  welche  anderen 
ebristlichen  Kirchen  und  Religionsgesellschaften ,  z.  B.  der  protestantischen  Kirche 
angehören,  also  im  Sinne  der  katholischen  Earche  Häretiker  oder  Schismatiker 
sind.  Da  sie  der  katholischen  Earche  nach  deren  Anschauungen  unterworfen  sind, 
haben  sie  dieselbe  Pflicht  in  Betreff  ihrer  Kinder,  wie  katholische  Eltern,  d.  h.  die 
Pflicht,  die  Kinder  nicht  etwa  durch  den  unberechtigten  ketzerischen,  sondern  durch 
den  als  allein  berechtigt  geltenden,  katholischen  Geistlichen  taufen  zu  lassen .  Liegen  die 
Voraussetzungen  vor,  unter  denen  die  Ketzerei  der  Eltern  als  kirchliches  Verbrechen 
behandelt  werden  muss  und  kann  3,  so  ist  die  Earche  befugt  ^ ,  die  Eander  solcher 


1  Für  Preussen  hat  der  dem  Giik.  y.  23.  Fe- 
braarl802,  Babe,  Samml.  preuss.  Gesetze  7, 
63,  entnommene  AnhangB-^.  131  z.  A.  L.  R.  II. 
$.  446  TOTgeflchrieben :  „Kinder  christlicher  El- 
tern sollen  längstens  sechs  Wochen  nach  der 
Gehurt  getauft  werden.^  Zar  Begründung  dieses 
Erlasses  wird  angefahrt,  dass  die  Klndertanfe 
einit  der  bürgerlichen  Verfassung  schon  so  innig 
▼eiwebt  ist,  dass  die  Ausübung  bürgerlicher 
Rechte  und  mehrere  wichtige  Verhältnisse  im 
Staate,  wenigstens  in  Ansehung  der  Beglaubigung 
davon  abhängen^,  und  femer :  „so  würden  der- 
gleichen Eltern,  wenn  sie  sich  nicht  von  der 
Kirehe  mit  Verzichtleistung  auf  alle  dsTon  ab- 
liiügigen  bürgerlichen  Verhältnisse  ganz  trennen 
und  bloss  geduldet  seyn  wollen,  gleichsam  als 
Wahnsinnige  betrachtet,  ihren  Kindern  Vor- 
münder besteUt  und  durch  diese  dafür  gesorgt 
werden  müssen ,  dass  die  Unvernunft  der  Eltern 
den  Kindern  nicht  naehtheilig  werde''.  Danach 
Würde  bei  Weigerung  der  Eltern  dem  Kinde 
ein  Kurator  bestellt,  und  dieser  hatte  nöthigen- 
faUs  anter  administrativer  Mitwirkung  die  Taufe 
desselben  zu  veranlassen.  Femer  gehören  hierher 
die  N  as  8  a  u  i  s  e  h  e  V.  v.25/29.März  1808,  wieder- 
bolt  am  4.  März  1816  (Verordnungen,  Jahrgang 
8. 8.  75),  welche  mit  „unausbleiblichen  Strafen^' 
droht,  die  Lübecker  V.  v.  10.  September 
1814,  Sammlung,  d.  Verordn.  1,  162,  erneuert 
24.  Janaar  1865,  All.  Kirch.  Bl.  f.  d.  ev.  Deutsch- 
land. Jahrgang  1865.  S.  40,  welche  aber  für  die 
katholische  Kirche  keine  praktische  Bedeutung 
liAtte,  da  das  Bedürfniss ,  die  Verhältnisse  der 
dortigen  Katholiken  zu  regeln,  erst  viel  später 
l^errorgetreten  ist ,  s.  Regulativ  f.  d.  kath.  Ge- 
meinde V.  14.  Juli  1841,  8.  a.  a.  0. 10,  6,  end- 
lich die  Karhess.  Verordn.  v.  10.  November  1820 
$S-  2. 3  (Verordn.  S.  87),  welche  angemessene 
nZwangsmassregeln^  erlaubt.  Das  Rescr.  v.  16. 
Dezember  1825  für  das  Konigr.  Sachsen,  wel- 


ches Geldstrafen  und  zweckdienliche  Zwangs- 
massregeln androht ,  betrifft  nur  die  lutherische 
Kirche,  und  erst  die  dasselbe  modiflcirende  V. 
V.  28.  Mai  1850,  welche  im  $.  2  die  Frist  bei  der 
Taufe  auf  6  Wochen  ausdehnt,  aber  die  Geburts- 
anzeige zam  Kirchenbuch  binnen  8  Tagen  ver- 
langt, ist  durch  V.  v.  Galt.-M.  v.  21.  Dezember 
1850  in  Gemässheit  eines  Antrages  des  aposto- 
lischen Vikariates  auch  auf  die  Katholiken  aus- 
gedehnt worden,  s.  Schreyer,  Codex  d.  1. 
Sachsen  geltenden  Kirohenrechts.  2.  Aufl.  S.  270. 
709.  Die  übrigen,  bei  Richter-Do ve,  K.  R. 
$.  264.  n.  12  und  Friedberg  K.  R.  2.  Aufl. 
S.  182.  n.  5  angeführten  Bestimmungen  betreffen 
nur  die  evangelische  lürche,  für  welche  der- 
gleichen Verordnungen  viel  früher  vorkommen. 

^  In  Pre u  s  se n  (und  auch  in  N  a s s  a  u)  zwei- 
fellos durch  $.56  des  Gesetzes  v.  1874,  betr.  die 
Beurkundung  des  Personenstandes,  wodurch  die 
frühere  Kontroverse ,  ob  der  Anh.  §.  131  durch 
die  Verf.  Urk.  Art  12  aufgehoben  worden  sei, 
Jacobson,  evangel.  Kirchenrecht  d.  preuss. 
Staates  S.  477,  erledigt  worden  ist.  Die  cit. 
Kurhess.  Verordn.  war  schon  durch  Ges.  die  Re- 
ligionsfreiheit betr.  V.  29.  Oktober  1848  $.  1  be- 
seitigt. Die  Lübecker  V.  ist  durch  die  Be- 
kanntmachung V.  2. Oktober  1875.  ^Jß  (P.  Hin- 
schius,  Reichspersonenstandsgesetz.  2.  Aufl. 
S.  441)  für  fortgefallen  zu  erachten.  Da  in  S  a  c  h  - 
sen  durch  V.  v.  13.  Dezember  1876  J.  5  (Codex 
cit.  Suppl.  V.  1879.  S.  260)  die  Strafbestim- 
mungen der  cit.  V.  v.  1850  {s.  vor.  Anm.}  für 
die  lutherische  Kirche  aufgehoben  worden  sind, 
dürften  sie  auch  für  die  katholische  beseitigt 
worden  sein. 

«  Vgl.  Schulte,  System  S.  401  u.  S.  450  ff. 
und  unten  im  Strafrecht. 

*-Denn  durch  die  Ketzerei  geht  die  väterliche 
und  elterliche  Gewalt  verloren,  c.  4.  (Alex.  IV.) 
§.  4.  i,  f.  in  VIto  de  haeret  V.  2. 
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I.  Die  Hierarchie  und  die  Leitung  der  Kirche  durch  dieselbe. 


[§.  200. 


Eltern  wider  Willen  derselben  zu  taufen  und  sie  diesen  behufs  der  Sicherung  einer 
rechtgläubigen  Erziehung  wegzunehmen  ^ 

Wenn  dagegen  die  Eorche,  wie  in  den  modernen  Staaten,  in  denen  die  Beli- 
gions-  und  Oewissensfreiheit  anerkannt  ist,  oder  auch  wegen  anderer  faktischer  Ver- 
hältnisse, wie  in  den  Missionsländem ,  gehindert  ist,  nicht  katholische  Christen  in 
Gemässheit  des  kanonischen  Rechtes  als  Ketzer  zu  behandeln,  so  kommt  der  Gesichts- 
punkt zur  Geltung ,  dass  die  Kirche  ihre  Gnaden  nicht  Unwürdigen  gewähren ,  sich 
vielmehr  der  communicatio  in  sacris  mit  ihnen  enthalten  soll,d.  h.  dass  bei  der  Gefahr, 
dass  das  katholisch  getaufte  Kind  von  seinen  Eltern  eine  häretische  oder  schismatische 
Erziehung  empfängt,  das  Eand  selbst  auf  Verlangen  der  ersteren  nicht  von  einem  ka- 
tholischen Geistlichen  getauft  werden  darf,  es  sei  denn,  dass  dasselbe  in  augenschein- 
licher Todesgefahr  schwebe  oder  an  einer  Krankheit,  welche  voraussichtlich  vor  Er- 
langung des  Unterscheidungsvermögens  den  Tod  herbeifährt ,  leide ,  weil  in  diesem 
Falle  die  Besorgniss  vor  einer  nicht  katholischen  Erziehung  des  Kindes  ausgeschlossen 
ist,  und  die  Pflicht  der  Kirche,  für  das  Seelenheil  desselben  zu  sorgen,  der  Art  vor- 
geht 2,  dass  der  angegangene  katholische  Geistliche  die  Taufe  zu  vollziehen  verbunden 
ist.  Femer  ist  die  Taufe  auf  Begehren  der  Eltern  gestattet ,  wenn  eine  begründete 
Hoffnung  für  die  Erziehung  des  Kindes  im  katholischen  Glauben  vorliegt,  insbesondere 
die  Eltern  diese  versprochen  haben,  jedoch  sollen  in  solchen  Fällen  immer  Katholiken 
als  Pathen  zugezogen  werden  3.  In  Deutschland  ^  hat  sich  aber  noch  bis  zur  Mitte 
dieses  Jahrhunderts  in  einzelnen  Diöcesen  die  Uebung  erhalten,  die  Kinder  akatho- 
lischer Eltern  auf  deren  Wunsch  nicht  nur  im  Falle  der  Todesgefahr,  sondern  auch 
in  anderen  FäUen,  z.  B.  bei  grosser  Entfernung  des  protestantischen  Geistlichen ,  zu 
taufen^.  Wahrscheinlich  ist  aber,  dass  man  jetzt  überall  den  Standpunkt,  welcher 
eben  gekennzeichnet  ist  und  von  den  Kurialbehörden  vertreten  wird,  eingenom- 
men hat^ 

X.  Die  Blut-  und  die  Begierde-Taufe  (hapHsmus  sanguinis  und  h.ßammis 
oder  desiderii)  '^,    Der  gewöhnlichen  oder  Wassertaufe  [h.fluminis)  wird  die  Bluttaufe 


i  So  sagt  auch  die  Gongr.  prop.  1737,  Col- 
lectan.  dt.  p.  135.  n.  217 :  „Gertam  est  quidem 
penes  eccleslam  jus  esse  baptizandl  infautes  fllios 
haeretioorum  et  schismaticoram  ac  praepedire, 
ne  parentam  erroribus  imbuantur,  neque  de 
hoc  ecclesiae  jure  ulla  dnbitatio  mo- 
veri  potest". 

2  Das  ist  der  römisclie  Standpunkt,  "welcher 
sich  ans  der  Instr.  d.  Gongr.  off.  v.  1767,  Gollect. 
cit.  p.  134.  n.  216  ergiebt. 

3  S.  die  Bestimmangen  der  Gongr.  Oftlc.  und 
Gongr.  Prop.  v.  1827  u.  1830,  coli.  conc.  Lac.  3, 
23;  ferner  die  Synoden  v.  Baltimore  1820, 
Quebec  1854,  Halifax  1857,  TburleslSöO,  West- 
minster  1852, 1.  c.  p.  23.  634.  740.  779.  929. 

4  Wo  früher  sogar  die  katholischen  Pfarrer, 
sofern  ihnen  auch  über  einzelne  Protestanten  in 
der  Pfarrei  der  Pfarrzwang  zustand,  s.  Bd.  2. 
S.  313.  n.  1 ,  den  Kindern  derselben,  falls  nicht 
die  Zuziehung  eines  protestantischen  Geistlichen 
gestattet  und  beliebt  wurde,  selbstTorstandllch 
auch  ohne  jede  weitere  Voraussetzung  die  Taufe 
zu  ertheilen  hatten. 

fi  Ersteres  war  der  Fall  in  den  Diöcesen  Kulm, 
letzteres  in  Salzburg.    In   Köln  war  die  Taufe 


unter  Zuziehung  eines  katholischen  Pathen,  wel- 
cher auf  Erziehung  des  Kindes  im  katholischen 
Glauben  hinzuwirken  hatte,  gestattet,  Yersamm- 
lung  der  deutschen  Bischöfe  zu  Würzburg  t. 
1848,  coli.  conc.  Lac.  5,  1065. 

8  Dieser  ist  schon  auf  der  erwähnten  Würz- 
burger Versammlung  yon  einzelnen  Bischöfen 
vertreten  worden,  a.  a.  0.  S.  1064.  1065.  Wenn 
Vering  K.  R.  2.  Aufl.  S.  828.  829  angiebt,  dasi» 
die  unmündigen  Kinder  Ton  Juden,  Heiden  und 
Sektirern  nur  auf  Verlangen  ihrer  Eltern  getauft 
werden  sollen,  und  selbst  dann  deren  Taufe  nur 
zulässig  ist,  wenn  1.  die  Taufe  des  Geistlichen 
der  Konfession ,  welcher  die  Eltern  angehören, 
nach  katholischen  Begriffen  eine  ungültige  sein 
würde,  und  2.  zu  erwarten  ist,  dass  das  Kind 
auch  katholisch  erzogen  wird ,  so  ist  dies  nicht 
ganz  korrekt.  Er  reproducirt  damit  nur  den  auf 
der  Würzburger  Versammlung  in  Betreff  der 
Kinder  von  Sektirern  gestellten  Antrag  und  be- 
zieht sich  allein  auf  die  desfallsigen  Verhand- 
lungen. 

7  S.  Bonner  Zeitschr.  f.  Phil.  u.  kath.  Theo- 
logie. H.  27.  S.  113;  Probst,  Sakramente 
S.  101.  106. 


§•  201.] 


Verwaltung  der  Sakramente.  Die  Konfirmation  oder  Firmung. 
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d.  h.  das  Erleiden  des  H&rtyrertodes  ftlr  Christus  dnrch  einen  üngetanften  ^  und  die 
Begierdetaufe,  d.  h.  der  Tod  eines  solchen ,  welcher  nicht  in  der  Lage  ist ,  die  Taufe 
za  empfangen,  aber  im  Sterben  sehnsüchtig  nach  ihr  verlangt^,  entgegengestellt. 
Die  Personen,  welche  in  dieser  Weise  gestorben  sind,  werden  [ex  voto)^  derselben 
Gnaden,  wie  diejenigen,  welche  die  Wassertaufe  erhalten  haben,  theilhaflig.  Recht- 
lich werden  sie  also  von  ihrem  Tode  ab  als  Glieder  der  Kirche  behandelt^  und 
haben  Anspruch  auf  kirchliches  Begräbniss  in  geweihter  Erde^. 

§.201.    2.   Die  Konfirmation  oder  Firmung.  ^ 

I.  Bogriff  und  rechtliche  Bedeutung.  Die  Firmung  [confirmatio]^  das- 
jenige Sakrament,  durch  welches  dem  Getauften  der  heilige  Geist  zur  Stärkung  des 
Glaubens  und  die  Kraft  zum  standhaften  Bekenntnisse  desselben  in  allen  Kämpfen 
des  Lebens  mitgetheilt  wird"^,  kommt  ftlr  das  Rechtsgebiet  insofern  in  Betracht,  als 
die  gttltige  Konfirmation  eine  der  Voraussetzungen  der  erlaubten  Erwerbung  der 
Ordination,  d.  h.  der  Zugehörigkeit  zum  geistlichen  Stande  bildet^,  weiter  aber 
lach  insofern,  als  die  Betheiligung  bei  der.  Spendung  der  Konfirmation  ftlr  bestimmte 
Personen  gewisse  Rechtswirkungen ,  nämlich  das  Ehehindemiss  der  geistlichen  Ver- 
wandtschaft^, erzeugt  ^<). 

ü.  Erfordernisse  der  gültigen  Konfirmation,  i.  Die  Befähigung 
zur  Ertheilung  der  Konfirmation  steht  nicht  jedem  Ordinirten,  sondern  nur  demjeni- 
gen zu,  welcher  die  bischofliche  Konsekration  empfangen  hat^^    Der  Priester  kann 


'  c.  37  (Augast.)  Dlst.  lY.  de  consecr. 

2  c.  34.  149  (August.)  1.  c. ;  c.  2  (Innoc.  III.) 
X  de  presb.  nou  bapt.  III.  43. 

3  Trid.  Sess.  VI  de  Justif.  c.  4. 

*  Vgl.  auch  c.  3  (Innoc.  III.)  X  tit.  cit.  III. 
43:  „quam  quis  non  solum  per  sacrameutum 
Adel,  sed  per  fldem  etlam  sacramenti  (d.  h.  durch 
den  s.  g.  baptismus  flaminis)  efflciatur  procul 
dubio  membrum  Christi^ 

5  Probst,  Exequien.    Tübingen  1856.  S.  17. 

^  Jo.  Sainte-BoeuYe,  de  sacrmento couflr- 
mitionifi  et  extremae  unctionis.  Paris  1686.  4; 
Bertieri(s.  S.  23.  n.  5);  Chr.  Th.  Ziegler, 
die  Feier  der  h.  Firmung  i.  d.  kath.  Kirche. 
Wien  1817;  Brenner  (s.  o.  a.  a.  0.)  Th.  IL 
(Firmang)^  A.  Gau,  de  Talore  manuum  impo- 
sitlonis  atque  unctionis  in  sacram.  conlirmat. 
diss.  bist  dogm.  Colon.  1832;  Welz,  das  Sa- 
krament der  Firmung,  Breslau  1847. 

'^  Decr.  £ugen.  pro  instr.  Armen.,  Man8i31, 
i05ö;  Trid.  Sess.  VII.  de  conflrm.  c.  1.  2j  Ca- 
tech.  roman.  P.  II.  c.  3.  qo.  2 — 5. 

^  liir  Mangel  begründet  die  irregularitas  ex 
defectu  fldei,  t.  Bd.  I.  S.  21. 

®  Vgi  Schulte,  Eherecht  S.  188  und  unten 
im  Eherecht. 

^^  Die  Erfordernisse  der  gültigen  Firmung 
Bind  deshalb  mittelbar  auch  rechtliche  Voraus- 
setzungen der  geistlichen  Verwandtschaft  und 
des  Ausschlusses  der  oben  im  Texte  erwähnten 
Art  der  Irregularität  (s.  vor.  Anm.)  oder  Requi- 
lite  der  rechtlich  erlaubten  Spendung  der  Or- 
dination. 


11  Das  wird  gegründet  auf  Act.  apost.  VIII. 
14 — 17  und  auf  die  Succession  der  Bischöfe  in 
die  Vollmachten  der  Apostel,  s.  ferner  Innoc.  IV. 
ad  episc  Tusculan.  v.  1254,  Pott  ha  st  reg.  n. 
15266,  Mansl  23,  578  u.  Trid.  Sess.  VII.  de 
oonflrm.  c.  3.  Die  katholische  Kirche  nimmt  an, 
dass  die  Konfirmation  eines  der  von  Christus  ein- 
gesetzten Sakramente  ist ,  Trid.  1.  c.  de  sacram. 
in  gen.  c.  1,  und  dass  dieselbe  tou  Anfang  an, 
also  auch  Fln  !der  alten  Kirche,  von  der  Taufe 
unterschieden  gewesen  sei,  s.  noch  Probst, 
Sakramente  S.  159  ff.  Nach  den  Ergebnissen  der 
protestantischen  Forschung  hat  sich  die  Konfir- 
mation erst  als  besonderes  Sakrament  aus  der 
bei  der  Taufe  vorkommenden  Handauflegung 
und  Salbung  entwickelt.  Schon  früh  wurde  in 
einzelnen  Fällen  bei  der  Taufe,  insbesondere 
der  der  Häretiker,  zur  Ergänzung  derselben  eine 
nachträgliche  Handnuflegung  und  Salbung  sei- 
tens des  Bischofs  verlangt,  s.  o.  S.  37  n. 3  u. 
S.  44  n.  1  u.  2;  Hahn,  Sakramente  S.  192  £f. 
Dadurch  erschienen  die  beiden  eben  erwähnten 
Akte  als  etwas  selbstständiges  gegenüber  der 
Taufe ,  und  schon  seit  dem  4.  Jahrhundert  be- 
gann sich  die  Ansicht  geltend  zu  machen ,  dass 
jener  Akt,  die  Konfirmation,  ein  besonderes, 
von  der  Taufe  verschiedenes  Sakrament  bilde, 
Hahn,  Sakramente  S.  83.  87  fT.  Vom  9.  Jahr- 
hundert ab  hat  diese  Ansicht  Immer  mehr  An- 
hänger gewonnen,  s.  c.  2.  3  (Pseudo-Trid.)  Dist. 
V  de  consecr.,  und  mit  dem  Ablauf  des  zwölften, 
seit  Petrus  Lombardus  sentent.  üb.  IV  dist.  2  A., 
ist  sie  die  herrschende  geworden,  Hahn  a.  a.  0. 


■Ab 
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I.  Die  Hierarchie  und  die  Leitung  der  Kirche  durch  dieselbe. 


(§.  201, 


sie  allerdings  ebenfalls  gttltig  vollziehen ,  er  bedarf  aber  dazu  einer  päpstlichen  Er- 
mächtigung ^  und  muss  dabei  von  einem  Bischof  geweihtes  Chrisma  (s.  nachher  unter 
No.  3)  anwenden^.  Ob  dem  Priester  durch  eine  solche  Delegation  erst  die  Fähigkeit 


S.  107;  B.  auch  das  Glaabensbekenntniss  des 
Konzils  y.  Lyon  1274,  Hef  ele,  Goncil.  Gesch. 
2,  123.  Als  die  Taufe  nicht  mehr  regelmässig 
durch  den  Bischof,  sondern  dnrch  die  Priester 
ertheilt  wurde,  überliess  man  diesen  bei  der- 
selben ebenfalls  die  Salbung,  als  deren  Ort  man 
freilich  den  vertex  des  Neophyten  bezeichnete, 
behielt  aber  die  zur  Konfirmation  gewordene 
Handauflegung  und  Salbung  (an  der  Stlrne]  aus- 
schliesslich dem  Bischöfe  unter  Berufung  auf  acta 
apost.  VIII.  17.  cit  vor,  vgl.  Hahn  S.  195  ff., 
8.  femer  Innocenz  I.  in  c.  119.  Dist.  lY  de  cons. 
(S.  37  n.  3),  c.  120  (Gregor  I.)  Ibid.,  c  5  (Raba- 
nus Maurus),  c.  6  (Herard  v.  Tours),  c  7  (Paris 
829)  Dist.  V.  de  cons. ;  c.  un.  §.  7  (Inn.  HI.)  X. 
de  sacr.  unct.  I.  15. 

1  Man  beruft  sich  dafür  herkömmlicher  Welse 
auf  c.  1  (Gregor I.  ep.IV.26.  a.594)  DistXCV: 
„Pervenit  quoque  ad  nos  quosdam  seandallzatos 
fuisse,  quod  presbiteros  orismate  tangere  eos  qui 
baptizati  sunt,  prohibuimus.  Et  nos  quidem  se- 
cundum  veterum  usum  nostrae  ecclesiae  feci- 
muB.    Sed  si  omnino  hac  de  re  aliqul  contri- 
stantur,  ubi  episcopl  desunt,  ut  presbiteri  etiam 
in  frontibus  baptizatos  crismate  tangere  debeant, 
concedimus^  Aber  es  bleibt  zweifelhaft,  ob  Gre- 
gor I.  diese  Anordnung,  welche  an  den  Bischof 
y.  Gagliari  auf  Sardinien  ergangen  ist,  nicht  als 
Metropolit  der  Insel  erlassen  hat,   da  die  An- 
nahme, dass  Gagliari  schon  damals  ein  Erzbis- 
thum   gewesen  sei  (so  Neher,    hirchl.    Geo- 
graphie u.  Statistik  1, 310),  durchaus  nicht  sicher 
erscheint.  Abgesehen  daron  handelt  es  sich  aber 
nicht  um  die  Delegation  von  Priestern  für  ein- 
zelne Fälle,  sondern  um  die  allgemeine  Bestim- 
mung ,  dass  in  Ermangelung  des  Bischofs  jeder 
Priester  die  Konfirmation  ertheilen  kann,  wie 
eine  solche  für  den  gleichen  Nothfall  zu  Gunsten 
der  Priester  in  Betreff  der  dem  Bischof  für  die 
Regel   Torbehalten  gebliebenen  Handauflegung 
und  Chrismation  bei   den  zur  Kirche  zurück- 
kehrenden Ketzern  (s.  o.  S.  37  n.  3  u.  S.  44. 
n.  2)  Yon  den  Konzilien  v.  Orange  441.  c.  1  und 
y.  Epaon  517  c.  16  getroffen  worden  ist.    Jeden- 
falls liegt  der  Stelle  Gregors  I.  noch  die  An- 
schauung zu  Grunde,   dass  die  Fähigkeit  zur 
Konfirmation  nicht  dem  Bischof  allein  und  aus- 
schliesslich zukomme.  Später,  in  der  Scholastik, 
hat  sich  allerdings  die  Ansicht  geltend  gemacht, 
dass  nur  der  Bischof,  nicht   der  Priester,  der 
durch   die  Einsetzung  dieses  Sakramentes  be- 
stimmte Minister  sei,  Hahn,  Sakramente  S.  200, 
und  manche  Anhänger  dieser  Neuerung  haben 
sogar  die  Auffassung  yertreten ,  dass  allein  der 
Bischof  und  niemals  ein  Priester  zu  konflrmiren 
fähig  sei,  c.  4  (Innoc.  IH.)  X  de  cons.  I.  4  u. 
0.  1.  $.  7  (id.)  X  de  sacr.  unct  I.  15;  Hahn  a. 
a.  O.   Von  diesem  Standpunkt  aus  war  es  nur 
konsequent ,  wenn  die  Zulässigkeit  der  Konfir- 
mationsspendung  durch  einen  Priester  selbst  auf 
Grund  ertheilter  päpstlicher  Ermächtigung  yer- 
worfen  wurde,  s.  die  Anführungen  bei  Bene- 


dict XIV.  de  syn.  dloec  VII.  7.  n.  4.  Wie  in 
anderen ,  das  Sakrament  der  Firmung  betreffen- 
den Streitfragen,  ist  aber  auch  In  dieser  die  Scho- 
lastik nicht  zu  einem  festen  Resultate  gelangt. 
Daher  waren  die  Päpste,  umso  mehr  als  die  cit 
Stelle  Gregors  I.  dafür  einen  Anhalt  zu  bieten 
schien,  In  der  Lage,  an  dem  yon  ihnen  und  für 
sie  behaupteten  Rechte  zur  Delegation  festzu- 
halten. Seit  der  zweiten  Hälfte  des  13.  Jahr- 
hunderts, seit  Nikolaus  IV.  (1288~-1292),  sind 
yon  ihnen  ylelfach  derartige  Ermächtigungen, 
namentlich  an  einzelne  Ordenspriester  der  Fran- 
ziskaner, der  Gistercienser  und  später  der  Je- 
suiten ertheilt  worden,  s.  Innoc.  XIII.  Cum  ad 
auperscrtptum  y.  13.  September  1721,  bull.  Taur. 
21,  889;  Bened.  XTV.  1.  c.  u.  Gonzalez 
Tellez  ad  o.  4.  X  de  oonsuet.  I.  4.  n.  8,  ygl. 
auch  const.  Bened.  XIV. :  Cum  ad  infraserip' 
tum  y.  9.  Januar  1741,  bull,  eiusd.  1, 12,  worin 
dem  Guardian  des  h.  Grabes  in  Jerusalem  aus 
dem  Orden  der  Franziskaner-Obseryanteu  für  die 
Dauer  seiner  Amtsthätigkeit  das  Recht  gewährt 
wird,  in  Abwesenheit  lateinischer  Bischöfe  an 
den  Orten  des  h.  Landes  mit  bischöflich  bene- 
dicirtem  Oel  und  Chrisma  zu  firmen,  s.  auch 
Bened.  XIV.  oonst.  Demandatam  y.  24.  De- 
zember 1743.  $.  14.  ibid.  p.  131.  Dnrch  die 
Praxis  der  Päpste,  deren  Rechtmässigkeit  im 
Verlaufe  der  Zelt  nicht  mehr  in  Frage  gezogen 
wurde,  ist  also  der  im  Text  bezeichnete  Grund- 
satz festgestellt ,  und  seit  dem  18.  Jahrhundert 
yon  ihnen  auch  ausdrücklich  als  unzweifelhaft 
geltendes  Recht  behauptet  worden,  Bened.  XIV.: 
Eo  quamvia  y.  4.  Mai  1745  J.  8  und  Anno  oer- 
tenU  y.  19.  Juni  1750  %.  4 ,  eiusd.  bull.  1 ,  228 
u.  3,  129. 

Wenn  später  diese  Befuguiss  des  Papstes 
nicht  mehr  bestritten  worden  ist ,  so  wurde  doch 
nunmehr  seitens  der  Galllkaner  unter  Heran- 
ziehung der  Stellen  Gregors  I.  und  unter  Hinweis 
auf  die  yon  Rom  nicht  beanstandete  Praxis  der 
orientalischen  Kirche ,  in  welcher  der  taufende 
Priester  zugleich  das  Sakrament  der  Konfirmation 
spendet,  s.  Goustant  epist.  Roman,  pontlf.  1. 
857.  n.  c.  yan  E^pen,  ins  eccles.  P.  II.  t.  III. 
c.  1.  n.  5  ff.  das  Recht ,  Priester  zu  deleglren, 
für  die  Bischöfe  in  Anspruch  genommen,  s.  des 
Näheren  darüber  Bened.  XIV.  de  syn.  dloec 
VII.  8.  n.  3  ff.  Von  Rom  aus  ist  diese  Ansicht 
aber  selbstyerständlich  stets  bekämpft  worden, 
well  die  Delegation  eines  Priesters  durch  den 
Bischof  ,eln  Akt  der  Jurisdiktion  sei,  und  daher 
eine  Reseryation  des  Delegationsrechtes  für  den 
Papst  durch  Gewohnheitsrecht  und  durch  diesen 
selbst  statthaft  erscheine.  Nach  der  romischen 
Anschauung  ist  daher  die  Konfirmation  durch 
einen  nur  bischöflich  ermächtigten  lateinischen 
Priester  nichtig,  Bened.  XIV.  1.  o.  n.  8. 

2  Diese  Einschränkung  ist  in  der  Regel  in  den 
betreffenden  Indulten  (s.  yor.  Anm.)  gemacht 
worden,  wenn  schon  ausnahmsweise  früher 
auch  Ermächtigungen  an  Priester  auf  die  Zube- 


§.  201.] 


Verwaltung  der  Sakramente.  Die  Konfirmation  oder  Firmung. 
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twr  SpendoBg  der  Eonfirmatioii  ertheilt  wird  \  oder  ob  ihm  diese  an  sich  schon  inne 
wohnt,  nnd  es  der  pftpstiichen  Ermächtigung  nur  deshalb  bedarf,  weil  die  Ausübung 
der  Befthigung  durch  das  Recht  der  Art  an  den  bischöflichen  Ordo  gebunden  ist, 
dass  der  Papst  allein  Ausnahmen  davon  zu  Gunsten  eines  Priesters  gestatten  kann  2, 
ist  streitig  und  bisher  in  der  katholischen  Kirche  nicht  entschieden  '. 

Dass  der  Bischof  von  kirchlichen  Censuren  betroffen ,  in  Ketzerei  verfallen, 
Schismatiker  oder  Heide  geworden  ist,  schadet  der  Gültigkeit  der  von  ihm  gespen- 
deten Konfirmation  ebensowenig  wie  dies  bei  der  Ordination  oder  bei  der  Taufe  der 
FaU  isti  Selbst  dadurch,  dass  der  Bischof  selbst  etwa  die  Konfirmation  nicht  em- 
pfangen haben  sollte ,  wird  die  Gültigkeit  der  von  ihm  ertheilten  Konfirmation  nicht 
berührt^. 

Die  Berechtigung  zur  Spendung  der  Firmung  hat  der  Bischof  aber  nur  für  seine 
Diöcesanen^  und  innerhalb  seines  Sprengeis ^ ,  der  Weihbischof,  wenn  er,  wie  z.  B. 


reitong  des  Chrismas  ertheilt  worden  sind ,  B  e- 
ned.  1.  c.  n.  1.2.  S.  auch  die  instructio  der 
Gongi.  piop.  pro  simplici  sacerdote  sacramentum 
«mflimationis  ex  s.  sed.  apost.  deleg.  admini- 
ctxaute  ▼.  1774,  Acta  s.  sed.  7,  306. 

^  Daf&r  spiiclit  c.  4.  X.  I.  4  cit,  welches  von 
den  dorch  Priester  eigenmächtig  ertheilten  Kon- 
flnDitlonen  sagt :  „ut  ab  his,  quibns  ea  conferre 
non  licet ,  ex  temerltate ,  quae  lege  damnatnr, 
DonsiBe  grayi  pericnlo  inaniter  oonferantnr, 
qsQin  nmhra  qnaedam  ostendatar  in  opere,  ye- 
litis  autem  non  snheat  in  eifectn",  denn  die  letz- 
ten Worte  zeigen  dentlich ,  dass  Innocenz  III. 
solche  Konilrmationen  als  nichtig ,  nicht  blos  (so 
Pachmann  K.  R.  3.  Anfl.  2,  184  n.  f.)  als  nn- 
keiWoU  oder  unerlaubt  betrachtet. 

Dieser  Auffassung  steht  aber  entgegen ,  dass, 
vie  schon  einzelne  Scholastiker  hervorgehoben 
hihen,  der  Papst ,  falls  der  Bischof  zufolge  der 
Emsetzung  des  Sakramentes  durch  Christus  die 
Beflhigung  zur  Spendung  des  letzteren  erhalten 
lut,  daran  seinerseits  nichts  zu  andern  befugt 
wäre,  und  dass  der  an  sich  unfähige  Priester, 
weil  er  durch  die  dem  Rechtsgebiete  angehörige 
Delegation  nicht  den  bischöflichen  Oharakter  er- 
kalten kann,aueb  niemals  die  Fähigkeit  durch  eine 
wiche  zu  erwerben  vermöchte,  Hahn,  Sakra- 
mente S.  202.  203.  Umgekehrt  aber  giebt  es, 
wenn  man  die  Mogliohkeit  einer  Uebertragung 
der  Befähigung  durch  den  Papst  an  den  Priester 
annimmt,  keinen  Grund  dafür,  warum  —  das  ist 
anoh  schon  von  der  Scholastik  betont  worden ; 
Hahn  8.201  — -  der  Papst  seine  Macht  nicht 
auch  auf  jeden  konflrmirten  Christen  übertragen 
konnte. 

Dem  Erklärungsversuehe  ^on  Gonzalez 
Tellez  1.  c  n.  14,  dass  der  Priester  den  bi- 
schSflichen  ordo  als  Inchoatus  und  imperfectus 
kabe,  und  das  ihm  dabei  Fehlende  durch  die 
päpstliche  Delegation  ergänzt  werde,  stehen  die 
yvAet  zuerst  gedachten  Gründe  ebenfalls  ent- 
gegen, s. auch  Pachmann  a.a.  0. S.  183.  Einen 
snderen,  aber  ebenfalls  nicht  befriedigenden  Er- 
Uärnngsveisueh  glebt  Lehm  kühl  i.  d.  Zeit- 
ichrift  f.  kath.  Theologie  6^  Ö67. 

'  Diese  Auffassung,  welche  nooh  neuerdings 
▼on  Pachmann  a.  a.  O.  vertreten  wird,  ent- 


spricht allerdings  der  historischen  Entwicklung 
der  Konfirmation ,  aber  letztere  wird  gerade  von 
der  katholischen  Kirche  geleugnet ,  und  ebenso- 
wenig ist  sie  mit  der  Annahme  vereinbar ,  dass 
die  von  einem  Priester  ohne  päpstliche  Er- 
mächtigung ertheilte  Konfirmation  nichtig  ist, 
vielmehr  müsste  die  letztere,  wenngleich  als 
unerlaubt ,  doch  immerhin  als  gültig  behandelt 
werden.  Es  steht  ihr  endlich  auch  c.  4.  X.  cit. 
I.  4  (s.  vor.  Anm.) ,  femer  Clem.  YIII.  instr. 
super  ritibus  Italo-Graecorum  v.  30.  Aug.  1595. 
$.  4,  in  welcher  den  lateinischen  Bischöfen  be- 
fohlen wird,  einen  von  einem  griechischen 
Priester  Gefirmten  vor  seiner  Ordination  wieder 
zu  firmen  „saltem  sub  conditione :  Nisi  Jam  oon- 
flrmatus  es'',  bull.  Taurin.  10,  212,  entgegen. 

8  Das  Trid.  YII.  de  oonflrm.  c.  3 :  „Si  quis  di- 
xerit,  s.  confirmationis  ordinarium  ministrum 
non  esse  solum  episcopum,  sed  quemvis  simpli- 
cem  sacerdotem:  anathema  sit^  zeigt  in  seiner 
Fassung,  dass  es  die  Frage  nicht  hat  entscheiden 
wollen  und  können.  Ebenso  unbestimmt  ist  in 
Folge  dessen  der  Catech.  rom.  P.  II.  c.  2.  qu.  11 
und  das  Pontiflcale  roman.  P.  I.  de  confirmandis. 

«  Bd.  I.  S.  84.  117  u.  0.  S.  28  dieses  Bandes. 
Dasselbe  muss  auch  für  den  vom  Papst  delegir- 
ten  Priester  gelten.  Nimmt  mau  an ,  dass  ihm 
die  Fähigkeit  erst  durch  den  Papst  übertragen 
wird,  so  kann  sie  nachträglich  durch  die  erwähn- 
ten Umstände  nicht  mehr  verloren  gehen.  Hat  er 
sie  aber  schon,  und  stellt  sich  die  päpstliche  Er- 
mächtigung nur  als  Ertheilung  der  Erlaubniss 
zur  Ausübung  der  Fähigkeit  dar,  so  muss  für 
ihn  dasselbe  wie  für  den  Bischof  gelten. 

&  Denn  seine  Fähigkeit  ist  Ausfluss  der  Ordi- 
nation, nicht  der  Konfirmation  ,  s.  auch  Ferra- 
ris s.  V.  confirmatio  art.  II.  n.  3. 

6  Bd.  II.  S.  43.  44. 

7  Aus  dem  a.a.O.  S.  44  angegebenen  Grunde 
kann  er  die  eigenen  Diöcesanen  erlaubter  Weise 
nicht  in  dem  Spreugel  eines  anderen  Bischofs, 
und,  wenn  er  Metropolit  ist,  nicht  in  dem  eines 
seiner  Suffraganbischöfe ,  ebensowenig  in  der 
Quasi-Diöcese  eines  praelatus  nullius  erlaubter 
Weise  firmen,  Trid-Sess.YI.  c.Ö  de  ref.,  und  die 
Congr.  oonc.  v.  1627  u.  1687,  s.  Ferraris  1.  c. 
n.  8.  Ebenso  ist  umgekehrt  auch  die  Firmung 
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I.  Die  Hierarchie  und  die  Leitung  der  Kirche  durch  dieselbe. 


[§.201. 


der  Feldvikar  in  Oesterreich ,  eine  nach  personellen  Oeaichtspankten  in  ihrer  Zu- 
ständigkeit bestimmte  Jurisdiktion  besitzt,  blos  fdr  diejenigen  Personen,  welche  dieser 
letzteren  unterstehend  Der  berechtigte  Bischof  kann  seine  Zuständigkeit  auf  jeden 
anderen  Bischof,  also  auch  auf  einen  Titularbischof  und  auf  einen  solchen ,  welcher 
nicht  auf  seine  bischöfliche  Würde  verzichtet  hat  ^,  übertragen  ^. 

Die  Befugniss  des  durch  päpstliche  Ermächtigung  delegirten  Priesters  bestimmt 
sich  näher  durch  diese  letztere  und  ist,  weil  es  sich  hier  um  eine  ausserordentliche 
Vollmacht  handelt,  nicht  übertragbar,  also  selbst  nicht  auf  einen  Bischof^,  es  sei  denn, 
dass  eine  Subdelegation  ausdrücklich  gestattet  wäre  \ 

2.  Die  Firmung  kann  ihrem  Begriff  und  Wesen  nach  gültig  nur  einem 
schon  Oetauften  ertheilt  werden®.  In  der  katholischen  Kirche,  soweit  diese 
den  lateinischen  Ritus  befolgt,  wird  sie  aber  erlaubterweise  nur  denjenigen,  welche 
bereits  zum  Oebrauche  ihrer  Vernunft  gekommen  sind ,  also  mindestens  das  siebente 
Jahr  zurückgelegt  haben 7,  gespendet,  ausser  dass  eine  etwaige  Todesgefahr  oder 
andere  dringende  und  wichtige  Umstände  eine  frühere  Ertheilung  rechtfertigen  ^. 

In  näherer  Präcisirung  des  gemeinrechtlichen  Prinzips  setzen  manche  neuere 
partikuläre  Anordnungen,  Provinzialsynoden  und  Diöcesanstatuten,  die  regelmässige 


eines  firemden  Diöcesanen  in  der  eigenen  Diöcese 
ohne  Genehmigung  des  Biscliofs  desselben  un- 
erlaubt, Gongr.  conc.  v.  1602,  s.  Ferraris  1.  c. 
n.  10  flf. 

i  Bd.  II.  S.  337.  338.  n.  6.  Wegen  der  Ti- 
tular-  (Weih-)Bi8chofe  s.  auch  a.  a.  0.  S.  177. 
178,  und  In  Betreff  der  Ertheilung  der  Konfir- 
mation an  Untergebene  der  praelati  nullius  und 
der  exemten  Prälaten  a.  a.  0.  S.  345.  348  und 
Ferraris  1.  c.  n.  16  ff. 

2  Bd.  in.  S.  275.  n.  6. 

3  Das  folgt  daraus ,  dass  allein  ein  Bischof  die 
Fähigkeit  zu  firmen  besitzt,  und  der  kompetente 
einem  Priester  die  Ermächtigung  nicht  ertheilen 
kann,  s.  o.  S.  56  n.  1.  a.  E. 

Während  der  Sedisvakanz  hat  der  Kapitular- 
▼erweser  das  Recht  zur  Delegation,  Bd.  II.  S.  244. 
Dagegen  hat  der  Provikar  eines  apostolischen 
Vikars,  Bd.  III.  S.  357  während  der  Vakanz  des 
Vikariates  lediglich  deshalb  -weder  die  Befugniss 
selbst  zu  firmen,  noch  das  Kecht,  diese ,  wie  der 
dazu  besonders  ermächtigte  apostolische  Vikar 
selbst,  auf  einen  Missionar  zu  übertragen,  Gongr. 
propag.  V.  1821,  collect,  cit.  p.  168.  n  302. 

^  Die  von  einem  solchen  vorgenommene  Fir- 
mung wäre ,  wenn  auch  unerlaubt ,  aber  gültig, 
dies  Jedoch  nur  deswegen ,  weil  der  Bischof  an 
sich  die  Fähigkeit  zu  firmen,  besitzt. 

s  Dergleichen  Vollmachten  kommen  in  den 
Missionsgebieten  vor,  collect,  cit.  1.  c.  u.  n.  303. 

ö  0.  1  (Pseudo-Isid.)  Dist.  V.  de  cons.;  Trid. 
Sess.  VII.  de  confirm.  c.  1. 

"^  Diese  Praxis  hat  sich  seit  dem  13.  Jahrhun- 
dert mit  dem  Abschluss  der  Entwicklung  der 
Lehre  von  dem  besonderen  Sakrament  der  Fir- 
mung festgestellt,  Benedict.  XIV.  de  syn. 
dioec.  VII.  10.  n.  3.  So  schreibt  z.  B.  schon  das 
Kölner  Provinzialkonzil  v.  1280  (?)  c.  5,  Mansi 
24,  349  vor ,  dass  Kinder  von  7  Jahren  und  dar- 
über zur  Firmung  gebracht  werden  sollen ,  wäh- 
rend noch  die  Statuten  v.  Ganterbury  v.  1236 
0. 39,  ibid.  23,  428  voraussetzen,  dass  die  Kinder 


die  Firmung  bald  nach  der  Taufe  erhalten  kön- 
nen. Gatech.  rom.  P.  II.  c.  3.  qu.  14 :  „Omnibus 
quidem  post  baptismum  conflrmationiB  sacra- 
mentum  posse  adminlstrari ;  sed  minus  tarnen 
expedire  hoc  fieri,  antequam  pueri  rationls  usum 
habuerint,  quare  ai  duodecimus  annas 
exspectaudus  non  videatur ,  usque  ad  septimum 
certe  hoc  sacramentum  dlfferre  maxlme  conve- 
nit^.  Das  Pontiflcale  roman.  I.  c.  in  der  Einlei- 
tung :  ^^Infantes  per  patrino9  ante  pontlflcem  oon- 
firmare  volentem  teneantur  in  brachiis  dexteris. 
Adulti  etc.^,  welche  noch  die  Firmung  kleinerer 
Kinder  voraussetzt ,  steht  mit  dem  Katecbismas 
nicht  im  Widerspruch ,  denn  da  die  Firmung  der 
letzteren  nicht  nur  gültig,  sondern  audi  unter 
Umständen  (s.  oben  im  Text)  erlaubt  ist,  so 
musste  es  beide  Fälle  in  das  Auge  fassen,  s.  auch 
B  e  n  e  d.  XIV.  de  syn.  dioec.  1.  c.  n.  8. 

B  So  die  Gongr.  conc.  v.  1774,  Richter 
Tridentinum  S.  47  n.  1,  und  die  instr.  d.  Gongr. 
propag.  Y.  1774,  Acta  s.  sed.  7,  307.  Als  letztere 
gelten  z.  B.  ein  grosser  Umfang  der  Diöcese,  bei 
welchem  es  dem  Bischof  selten  möglich,  alle 
Theile  zu  besuchen,  und  schwere  Erreichbarkeit 
des  Ortes,  an  welchem  sich  die  Kinder  befinden. 

Für  die  unirten  Orientalen  gilt  das  Verbot  der 
sofortigen  Konfirmation  der  Kinder  nach  der 
Taufe  nicht,  Benedict.  XIV.  de  syn.  dioec. 
VII.  9.  Da  aber  in  diesen  Fällen  der  Priester 
konfirmirt,  so  muss  mindestens  feststehen,  weil 
nach  römischer  Anschauung  ein  solcher  nur  mit 
Ermächtigung  des  römischen  .Stuhles  gültig  firmen 
kann  (s.  o.  S.  56),  dass  der  letztere  die  Praxis 
geduldet  hat.  Ist  das  Finnen  aber  den  Priestern 
ausdrücklich  untersagt,  wie  den  unirten  Griechen 
in  Italien  durch  die  instructio  Glemens  VIII.  v.  30. 
August  1595,  bull.  Taur.  10,  211,  und  Bene- 
diktes XIV.  const.  Et$i  pastoralia  v.  26.  Mai  1742 
$.  3 ,  bull,  eiusd.  1 ,  77  und  Eo  ^uamvts  ▼.  4. 
Mai  1745  $.  4, 1.  c.  229,  so  findet  auch  die  Regel 
der  lateinischen  Kirche  Anwendung,  Benedict. 
XIV.  de  syn.  dioec.  VJI,  9.  n.  5. 
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Grenze  auf  die  Zeit  vom  vollendeten  7.  bis  zum  vollendeten  14.  Lebem^ahr^^  oder 
aach  auf  das  letztere  schlechthin^  oder  anf  das  zurückgelegte  11.  Lebensjahr  ^ 
wihrend  allerdings  die  meisten  ohne  n&here  Bestimmung  das  gemeinrechtliche  Alter 
von  7  Jahren  als  frühesten  Termin  zulassen. 

Femer  soll  jeder  Firmling,  welcher  das  Eindesalter  überschritten  hat,  über  die 
Bedeutung  des  Sakramentes  gehörig  belehrt  und  so  auf  den  Empfang  desselben  aus- 
reichend vorbereitet  sein  ^.  Weiter  wird  gefordert,  dass  er  sich  im  Zustande  der 
Gnade  befindet,  also  für  die  Regel  vorher  gebeichtet^,  und  wie  in  manchen  parti- 
kuliren  Anordnungen  vorgeschrieben  wird ,  auch  die  erste  Kommunion  empfangen 
hat^.  Deshalb  sind  von  dem  Empfange  der  Konfirmation  Ketzer,  Schismatiker,  Ez- 
kommunicirte  und  Interdicirte  ausgeschlossen.'^ 

3.  Die  Materie  und  zwar  die  materia  remota  des  Sakramentes  der  Firmung  ist 
das  Chrisma,  d.  h.  eine  Mischung  aus  Olivenöl  und  Balsam^,  welches  der  Bischof  nur 
am  Gründonnerstag  bereiten  und  benediciren  ^  darf  Dass  das  Chrisma  von  einem 
Bischof  benedicirt  worden  ist ,  ist  ftlr  die  gültige  Spendung  wesentlich  ^^.  Darüber, 
ob  dagegen  die  Wirkung  der  Konfirmation  dadurch  ausgeschlossen  wird ,  dass  dem 
Oel  kein  Balsam  beigesetzt  oder  anderes  geweihtes  Oel  (z.B.  Katechumenen-Oel)  ge- 
braucht worden,  streitet  man,  doch  dürfte  die  Meinung ,  welche  die  Nichtigkeit  der 
Sakramentsspendung  annimmt,  richtiger  sein  ^^ 


»  So  Prov,  Conc.  Wien  1858,  coli.  Lac.  5,  162. 

2  Dies  die  Mainzer  bischöniche  Y.v.  1836  bei 
Sebamanu,  Samml.  S.  260  ff. 

^  So  die  Instioktlon  für  die  Diocese  Rotteu- 
bttig  T.  1848,  V.  Vogt ,  Samml.  der  Verordn. 
S.  182.  Üngefabr  das  12.  Lebensjabi  setzt  fest 
Pr.  Syn.  Taam  1858,  coli.  conc.  Lac.  3,  883. 

*  Pontiflcale  roman.  de  conflimandis ;  Constit. 
Benedict,  XIV. :  Etai  nUnime  v.  7.  Februar  1742 
$.  9,  balL  einsd.  1,  49 ;  cit.  Rottenbiirger  Instr., 
Kölner  Instr.  y.  1866,  Dumont,  Sammig. 
Uiebl.  Erlasse  S.  37;  Westminster  1862,  coli, 
condl.  Lac.  B.  929.  S.  ancb  die  Anf  abrangen 
in  den  folgenden  Noten. 

^  Pontiflcale  roman.  1.  c. :  „Adnlti  debereut 
prios  peccata  conflterl  et  postea  oonflrmari  vel 
saltem  de  mortallbus,  si  in  ea  inciderint,  conte- 
nntor;  Gateeb.  xom.  P.  IL  c.  3.  qu.  16.  S.  aucb 
ferner  die  instr.  Gongr.  prop.  cit. ,  Acta  s.  sed. 
7,907;  Urbinol859,  Rayenna  1855,  Venedig 
1859,  coli.  cit.  6 ,  13.  154.  331 ,  Diöces.  Syn. 
Neapel  1882,  Arch.tk.K.R.  50,  399,  Prov.  Syn. 
Rheims  1849,  Bordeaux '1850 ,  Bourges  1850, 
coli.  cit.  4,  115.  568.  1115,  Diöces.  Syn.  New- 
YoTkl882,  Arcb.  f.  k.  K.  R,  51 ,  256 ;  Quebec  1854, 
Hilifax  18Ö7,  Thurles  1850 ,  Cashel  1853 ,  coli, 
dt.  3,  635.  740.  780.  833. 

^  Cit.  Kolner  und  Rottenburg.  Instrukt., 
Wien  1858,  Prag  1860,  Gran  1858,  Colocza  1863, 
Utrecht  1865,  coli.  dt.  5,  162.  494.20.817; 
Avignon  1849,  Ronen  1850,  Aucb  1851 ,  1.  c.  4, 
337.  528. 1133. 

^  S.  Pontiflcale  roman.  tit.  de  conflrmandis: 
•  • . .  gNollus  excommunicatus ,  interdictus  vel 
güTioribus  facinoribus  alligatus  .  .  .  ingerat  se 
*d  pereipiendum  hoc  sacramentum^  und  die  cit. 
iBstnikt  d.  Gongr.  prop.,  Acta  s.  sed.  7,  308. 

Bin  Verstoss  gegen  die  im  Text  erwäbnten 


Anordnungen  beeinträcbtigt  aber  die  Gültigkeit 
der  Spendung  nicht. 

8  Catech.  roman.  1.  c.  qu.  6. 

9  In  der  Messe  in  Assistenz  von  zwölf  Prie- 
stern, sieben  Diakonen  und  sieben  Subdiakonen, 
8.  Pontif .  roman.  P.  III.  de  officio  in  feria  quiuta 
coenae  domini,  cum  benedicitur  oleum  catech  u- 
menorum  et  inflrmorum  et  conflcitur  chrisma. 

10  Denn  die  zur  Materie,  dem  Chrisma,  erfor- 
derlichen beiden  Substanzen  können  nur  durch 
die  Benediktion  eines  Bischofs,  nicht  des 
Priesters,  zu  dem  unzweifelhaft  hothwendigen 
Chrisma  (s.  Trid.  Sess.  VII.  1.  c.)  werden,  s.  Bd. 
II.  S.  40.  Doch  sind ,  wie  schon  o.  S.  56.  n.  2. 
bemerkt ,  in  früherer  Zeit  mehrfach  päpstliche 
Delegationen  an  Priester  zur  Bereitung  des 
Chrisma  vorgekommen.  Benedikt  XIV.  de 
syn.  dioec.  VII.  8.  n.  1  rechtfertigt  dies  damit, 
dass  die  Statthaftigkeit  solcher  Ermächtigungen 
lediglich  eine  Konsequenz  der  allseitig  aner- 
kannten Befugniss  des  Papstes  zur  Delegation 
eines  Priesters  für  die  Vornahme  der  Firmung 
selbst  sei.  Da  es  sich  aber  hier  um  wesentlich 
verschiedene  Fähigkeiten  handelt,  ist  dieser 
Schluss  nicht  richtig,  und  namentlich  vor  Bene- 
dikt XIV.  hat  auch  die  entgegengesetzte  Ansicht, 
welche  die  Möglichkeit  einer  priesterlichen 
Delegation  für  die  Bereitung  des  Chrismas  ver- 
neint, viele  Anhänger  gehabt ,  vgl.  Schmalz- 
grueber,  jus  eccles.  1. 15.  n.  5.  Stellt  man  sich 
indessen  auf  den  erstgedachten  Standpunkt ,  so 
treten  ganz  dieselben  Schwierigkeiten  hervor, 
wie  bei  den  Ermächtigungen  von  Priestern  zur 
Firmung  selbst,  s.  o.  S.  57. 

ii  Für  die  Nichtigkeit  der  Konfirmation  F  a  g - 
nan.  ad  o.  1.  X.  de  sacr.  unot.  I.  15.  n.  53; 
Pirhlng  ins  can.  1. 16.  n.  3;  Relffenstuel, 
ins  canon.  1. 16.  n.  18  ff.,  für  die  Gültigkeit  G  on  - 
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I.  Die  Hierarclüe  und  die  Leitung  der  Kirche  durch  dieselbe. 


[§.  201. 


Mit  dem  Chrisma  —  and  darin  besteht  die  s.  g.  materia  proxima  des  Sakr»- 
mentes  —  mnss  von  dem  Spender  desselben  die  Stirn  des  Firmlings  in  Krenzesform 
gesalbt  werden  ^  Die  Salbung  mit  Chrisma  auf  der  Stirn  ist  ftlr  die  Gültigkeit  der 
Konfirmation  wesentlich  ^. 

4.  Die  Form  besteht  in  den  Worten:  „Si^no  te  signo  erucis  et  eanfirmo  te  chrit- 
mate  scUufis.  In  nomme  Patris  et  Filii  et  Spiritus  sancti^^,  welche  der  spendende 
Bischof  gleichzeitig  bei  der  Salbung  der  Stirn  zu  sprechen  hat^. 

Bedingt  ist  die  Gültigkeit  des  Sakramentes  durch  die  Bezeichnung  des  zu  firmen- 
den  Subjekts,  die  Erwähnung  des  Kreuzeszeichens,  des  Chrismas  ^,  femer  der  Trini- 
tät^,  sodann  durch  die  Aussprechung  eines  Wortes,  welches  die  Thfttigkeit  des 
Firmens  ausdrückt''. 

Spendet  ein  Priester  mit  päpstlicher  Vollmacht  die  Konfirmation,  so  hat  er  nicht 


zalez  Teile z  ad  c.  3  X.  I.  16.  n.  11  if. ; 
Schmalzgiaeber  I.  16.  n.  3  ff.  Weitere  An- 
fuhrangen  darüber  bei  Ferraris  8.  y.  conflr- 
matio  art.  I.  n.  9  ff.  und  in  der  Pariser  Ausgabe 
Reiffenstuels  (y.  Pelletier,  1864.  1,  616). 
Beiderseits  wird  Bezug  genommen  auf  c.  1  (Inn. 
III.)  X.  de  sacram.  non  iterand.  I.  16 :  . .  .  „et  si 
conflrmationis  sacramentum  in  eo  debeat  iterari, 
qui  per  errorem  fuit  non  chrismate,  sed  oleo 
delinitus.  Ad  quod  . .  .  duximusrespondendum, 
quod  in  talibus  non  est  aliquid  iterandum ,  sed 
caute  supplendum,  quod  incaute  fuerat  praeter- 
missum".  Die  Anhänger  der  Gültigkeit  Terstehen 
dies  dahin,  dass  nochmals  eine  Salbung  mit  Oel 
und  Balsam  vorzunehmen  sei ,  aber  so ,  dass  die 
wesentlichen  Worte  dabei  nicht  gesprochen  wer- 
den, oder  dass  dies  wenigstens  nicht  mit  der  In- 
tention, das  Sakrament  zu  wiederholen,  geschieht, 
sondern  nur  mit  der  Absicht,  den  Defekt  zu  er- 
gänzen. Die  Vertreter  der  Ungültigkeit  fassen 
dagegen  die  Stelle  dahin  auf,  dass  von  einer 
Wiederholung  des  Sakramentes  der  Firmung, 
weil  es  ungültig  gespendet  worden  sei,  nicht  die 
Rede  sein  könne ,  und  dass  in  der  nochmaligen 
Vornahme  der  wesentlichen  Formen  die  vom 
Papste  verlangte  Supplirung  des  Defektes  liege, 
somit  erst  dieser  Akt  die  erste  (d.  h.  gültige) 
Firmung  darstelle.  Diese  Auffassung  erscheint 
richtiger ,  weil  die  von  den  Gegnern  vorgeschla- 
gene letzte  Art  der  Supplirnng,  welche  die  For- 
men des  Sakraments  reproducirt,  immer  eine, 
wenigstens  äussere  Wiederholung  sein  würde, 
und  die  sonst  empfohlene  blosse  Salbung  mit 
Chrisma  an  sich  ohne  die  Spendungsworte  keine 
Wirkung  haben  könnte.  Die  Gongr.  conc.  hat 
1693  in  einem  Falle ,  in  welchem  es  sich  darum 
handelte,  ob  auf  Grund  einer  mit  Katechumenen- 
Oel  vollzogenen  Firmung  das  Ehehinderniss  der 
geistlichen  Verwandtschaft  entstanden  sei ,  die 
Instruktion  ertheilt ,  dass  ad  cautelam  von  dem 
Ehehindernisse  dlspenslrt  werde ,  also  die  Frage 
nicht  direkt  entschieden,  aber  jedenfalls  die 
Gültigkeit  der  Konfirmation  nicht  als  zweifellos 
angenommen,  Reiffenstuel  ed.  cit.  1,616; 
Kutschker,  Eherecht  3,  333. 

1  c.  un.  S-  7  cit.  I.  16;  Eugen.  IV.  decr.  pro 
instr.  Armenlor.  v.  1439, M ans i  31, 1056:  „Ideo- 
que  in  fronte,  ubi  verecundiae  sedes  est ,  conflr- 


matus  Inungitur,  ne  Christi  nomen  oonflteii  em- 
bescat  et  (raeoipue  cruoem  eins ,  quae  Judaeis 
quidem  est  scandalum ,  gentibus  autem  stulti- 
tia,  secundum  apostolum,  propter  quod  signo 
erucis  Signatur'^. 

2  Es  muss  also  Jedenfalls  das  Chrisma  die 
Stime  berührt  haben.  So  nach  der  herrschenden 
Ansicht  Ferraris  1.  c.  art.  I.  n.  11  ff.  Eine 
Zusammenstellung  abweichender  Ansichten  bei 
A.  Müller,  Lexikon  des  Kirchenrechts ,  2.  Aafl. 
2 ,  888.  Nach  dem  Vorgange  einzelner  erklärt 
die  Rottenburger  Instr.  $.  39  allerdings  die  bei 
den  ersten  Gebeten  vor  der  Salbung  vorkommende 
Handauflegung ,  d.  h.  die  zu  Anfang  seitens  des 
Bischofs  vorzunehmende  Erhebung  der  Hände 
über  die  Gesammtheit  der  Firmlinge  für  wesent- 
lich. Aber  das  ist  allein  richtig,  dass  die  Firm- 
linge dabei  schon  anwesend  sein  sollen.  Die  Pro- 
vinzialsynode  v.  Rheims  1849,  coli.  cono.  Lac.  3, 
115,  ermahnt  sogar  die  Pfarrer  nicht  zu  lehren, 
dass  diese  Handauflegung  wesentlidi  sei. 

3  Eugen.  IV.  Instr.  cit. ;  Pontiflcale  roman.  1. 
c. ;  Catechlsm.  rom.  P.  II.  c.  3.  qu.  10. 

4  Pontif.  1.  c  :  „Et  pontifex  inquizit  sigiUatim 
de  nomine  cuiuslibet  conflnnandi,  sibi  per  patri- 
num  vel  matrinam  flexis  genibus  praesentati  et 
summitate  poUieis  dextrae  manus  chrismate  in- 
tincta,  dicit:  8igno  te  aigno  erucis:  quod  dum 
dicit,  producit  pollice  Signum  erucis  in  frontem 
illius,  deinde  prosequitur :  Et  eonftrmo  te  ete, 

&  Das  ist  die  herrschende  Meinung,  F  er  r  arls 
1.  c.  n.  19.  Ueber  abweichende  Ansichten  s.  A. 
Müller  a.  a.  0.2,  890. 

^  Die  Anrufung  der  Trinitat  bei  der  Taufe 
macht  sie  bei  der  Konfirmation  nicht  überflüssig, 
weil  damit  angedeutet  wird,  dass  es  der  gleiche 
Glaube  ist,  auf  welchen  getauft  ist  und  für  des- 
sen Festhaltuug  das  Sakrament  Stärke  gewähren 
soll,  Ferraris  1.  c.  n.  21.  Ueber  die  Art  der 
Erwähnung  der  Trinitat  gilt  das  S.  33  in  Betreff 
der  Taufe  Bemerkte. 

"^  Das  Wort  conflrmo  ist  nicht  absolut  nothig. 
Der  Gebrauch  von  corroboro  statt  „conflrmo^ 
würde  der  Gültigkeit  nicht  schaden,  ebenso- 
wenig wenn  statt :  chrismate  salutis  gesagt  würde : 
chrismate  sanetiflcationis. 
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nur,  wie  dies  aucli  der  Bischof  za  thon  hat^,  bei  der  einleitenden  Ermahnung  darauf 
hmzuweisen,  dass  kein  anderer  als  der  letztere  der  ordentliche  Spender  des  Sakra- 
mentes sei,  sondern  auch  zu  erkl&ren,  dass  er  dazu  vom  päpstlichen  Stuhle  Voll- 
maeht  besitze,  und  das  betreffende  päpstliche  Breve  in  der  dem  Volke  verständlichen 
Sprache  zu  verlesen  2,  jedoch  fbhrt  die  Unterlassung  dieser  Mittheilungen  keine 
Nichtigkeit  der  Konfirmation  herbei  ^. 

m.  Zeit  und  Art  der  Vornahme  der  Konfirmation  sind  für  die  Gültigkeit  der- 
selben gleichgültig  4.  In  Folge  des  engen  Zusammenhanges  der  Konfirmation  mit  der 
Taufe ^  galten  die  Zeiten  der  letzteren,  Ostern  und  Pfingsten,  zunächst  auch  als  die 
f&r  die  Konfirmation  passendsten^.  Ihre  Innehaltung  setzte  freilich  voraus,  dass  alle 
Firmlinge  aus  der  ganzen  Diöcese  nach  der  Bischofsstadt  zum  Empfange  der  Kon- 
firmation in  die  Kathedrale  gebracht  wurden.  Dies  war  indessen,  namentlich  in  den- 
jenigen Zeiten,  in  welchen  inan  noch  kleinen  Kindern  die  Konfirmation  ertheilte, 
nicht  praktisch  durchführbar,  und  so  hat  sich  schon  in  karolingischer  Zeit  die  Sitte 
gebildet,  dass  die  Bischöfe  gelegentlich  der  Visitation  ihrer  Diöcese  oder  einer  ander- 
wdten  Bereisung  derselben  in  einzelnen  günstig  gelegenen  Pfarrkirchen,  die  Firmung 
spendeten^. 

Jetzt  sollen  die  Bischöfe  die  Konfirmation,  und  zwar  wenn  möglich  in  der 
Pfingstoctave  in  ihrer  Kathedrale  an  die  Firmlinge  der  bischöflichen  Stadt  und  der 
Umgegend  ^,  an  die  übrigen  aber  bei  Bereisung  ihrer  Diöcese  zum  Zweck  der  Visi- 
tation oder  auf  eigenen  Firmreisen  in  den  Pfarreien  spenden  K 

IV.  Die  Firmpathen.  Seit  alter  Zeit  ist  es  üblich  und  noch  heute  als  Regel 
vorgeschrieben,  dass  ebenso  wie  beider  Taufe,  auch  bei  der  Firmung  dem  Firmling 
ein  Pathe  assistiren  soll  ^\  Derselbe  hat  das  kleine  Kind  bei  der  Firmung  zu  hal- 


*  Pontiilcale  roman.,  de  confirm.    Einleitung. 
^  Dw»  schreibt  alles  die  schon  cltiite  Instruk- 
tion von  1774,  Acta  s.  sed.  7,  309  voi. 

3  Gongr.  propag.  t.  1841,  collectan.  cit.  p.  168. 
n.304. 

*  Pontit  Toman.  P.  I.  de  conflrm.  i  f . :  „  Hoc 
noamentum  potest  conferri  minus  solemniter 
qnoeanqae  die ,  hora  et  loco,  ex  causa  ad  arbi- 
trima  episcopi".  Bei  Kranken  ist  daher  auch  die 
Firmuiig  in  deren  Behausung  nicht  ausgeschlos- 
sen, Pontif.  rom.  P.  III.  oonflrmatio  uni  tantum 
eonferenda.  Einleitung.  Diöces.-Syn.  y.  Neapel 
1882,  Arch.  t  kath.  K.  R.  50,  400. 

5  S.  0.  S.  55. 

^  ParU  829  lib.  I.  c.  33,  M an  si  14,  560. 

^  Cone.  Germ.  742,  Jaf  f^  mon.  Mog.  p.  128: 
JU  quandocunque  iure  canonico  episcopus  cir- 
cuneat  parrochiam  ad  populos  conflrmandos, 
pieibiter  semper  paratus  sit  ad  suscipiendum 
epifcopum  cum  coUectione  et  adiutorio  populi, 
qvl  ibi  conflrmari  debet^;  fast  gleichlautend 
Soissons  744  c.  4;  Boretius  capit.  1,  29; 
Gtpit.  ecclea.  818.  819  c.  19,  ibid.  p.  278.  S. 
ferner  Bordeaux  1263  c.  4;  Mansi  23,  1110; 
Wfirzburg  1287  0.  27,  1.  c.  24,  861;  Neapel 
1699,  coli,  conc  Lac.  1,  218;  Permo  1726,  1.  c. 
p.604. 

^  Gatech.  roman.  P.  II.  c.  3.  qu.  19 ;  Urbino 
1857,  coli.  Lac  6,  13.  Nach  Neapel  1882,  Arch. 
50,399  kann  es  Jeden  Sonntag  in  der  Kathedrale 
gespendet  werden. 


9  Jedenfalls  gelegentlich  der  Visitation,  Congr. 
conc  in  Richters  Tridentinum  S.  47.  n.  3. 
Köln  1860,  L  c.  5,  333  ordnet  an,  dass  die  Bi- 
schöfe wo  möglich  jährlich  selbst  einen  Thell, 
und  ihre  Weihbischöfe  den  andern  bereisen 
sollen.  Vgl.  ferner  Prag  1860,  1.  c.  p.  474; 
Rheims  1849,  Albi  1850,  Toulouse  1850,  1.  c.  4, 
115.  407.  1063.  Näheres  über  die  Vorbereitung 
und  die  Abhaltung  der  Firmung  ergeben  die  ci- 
tirten  Kölner  und  Rottenburger  Instruktionen. 
Vielfach  ist  yorgeschrieben ,  dass  die  Firmlinge 
zur  Firmung  einen  s.  g.  Firmzettel  (schedula 
conflrmationis  oder  admissionis) ,  welcher  den 
Vor-  und  Zunamen  und  die  Kontrasignation  des 
Pfarrers  aufweist,  zur  Taufe  mitbringen ,  so  die 
cit.  Rottenburg.  Instrukt.  $.  15;  Neapel  1882, 
Arch.  f.  k.  K.  R.  50,  394,  wonach  der  Zettel 
auch  die  Namen  der  Fitem  und  der  Pathen ,  so- 
wie Bescheinigung  der  sorgsamen  Vorbereitung 
enthalten  soll;   vgl.  femer  Rheims  cit.,  Tours 

1849,  Bordeaux  1850,  Toulouse  1850,  Bourges 

1850,  Auch  1851,  coli,  cit  4,  275.  569.  1064. 
1115.  1186;  Baltimore  1829,  1.  c.  3,  24.  30. 
Dagegen  verlangt  die  cit.  Kölner  Instruktion, 
dass  dem  Bischof  vor  der  Firmung  ein  vom 
Pfarrer  angefertigtes  Verzeichniss  der  Firmlinge 
übergeben  werde. 

»0  c.  100.  102  (Poen.  Theod^  101  (incert.) 
Dist  IV.  de  cons. ,  s.  auch  c.  6  (Nicol.  I.)  G. 
XXX.  qu.  1 ;  Catech.  rom,  P.  II.  c.  3.  qu.  2; 
Pontif.  rom.  1.  c.   Vgl.  auch  die  in  den  vorher-* 
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I.  Die  Hierarchie  und  die  Leitung  der  Kirche  durch  dieselbe. 


[§.  101. 


ten  ^  grösseren  Kindern  and  Erwachsenen  seinen  Fnss  auf  den  rechten  Fnss  zu  setzen  ^ 
oder,  was  vielfach;  namentlich  in  Deutschland  üblicher  ist,  seine  rechte  Hand  auf  die 
rechte  Schulter  des  vor  ihm  stehenden  Firmlings  zu  legen  ^. 

Jeder  Firmling  darf  nur  einen  Firmpathen  ^  und  zwar  von  dem  gleichen  Ge- 
schlechte haben  ^.  Auch  der  Firmpathe  hat  die  Pflicht  ffir  die  christliche  Erziehung 
des  Firmlings  und  die  Förderung  desselben  im  Ohristenthum  zu  sorgen^.  Diejenigen 
Personen,  welche  von  der  Taufpathenschaft  ausgeschlossen  sind,  dürfen  ebenfalls 
nicht  Firmpathen  sein  ^. 

Der  Taufpathe  soll,  abgesehen  von  dem  Falle ,  wo  kein  anderer  yorhanden  ist, 
auch  nicht  als  Firmpathe  zugezogen  werden^. 

Endlich  ist  es  verboten,  dass  ein  und  dieselbe  Person  bei  mehr  als  einem,  im 
Nothfalle  mehr  als  zwei  Firmlingen,  die  Firmpathenschaft  gleichzeitig  übernimmt^. 

y.  Der  Firmling  ist  berechtigt,  behufs  der  Firmung  neben  seinem  Taufnamen, 
noch  den  Namen  eines  anderen  Heiligen  als  Firmnamen  anzunehmen,  welcher 
dann  vorher  dem  Pfarrer,  bez.  dem  fiischof  mitzutheilen  ist  ^®. 

VI.  Die  Konfirmation  verleiht,  ebenso  wie  die  Ertheilnng  der  Bischofs-  und 
Priesterweihe  und  die  Taufe  einen  character  indelebilis^^  und  darf  daher  nur  einmal 
derselben  Person  ertheilt  werden  ^2,  Bei  gegründetem  Zweifel,  ob  sie  überhaupt  voll- 
zogen ,  ob  dies  seitens  eines  dazu  fähigen  Ministers  geschehen  oder  ob  aUe  Essen- 
tialien  der  Spendung  in  Betreff  der  Materie  und  der  Form  beobachtet  worden  sind, 
hilft  man  sich  auch  hier,  wie  bei  der  Taufe,  durch  eine  bedingte  Spendung  ^K 

Vn.  üeber  die  stattgehabten  Firmungen  soll  jeder  Pfarrer  für  seine  Pfarrei  ein 
Firmregister  oder  Firmbuch  führen^^.   Auch  werden  mitunter  solche  Register 


gehenden  Anmerkangen  citirtenpaTtikaläreu  An- 
ordnungen. Wesentliche  Bedingung  der  Oültig- 
keit  der  Firmung  ist  aber  die  Zuziehung  nioht. 

1  Daher  heisst  der  Firmpathe  auch  Tenen$. 

2  Pontif.  TOm.  l.  c.  Das  ist  aber  nicht  we- 
sentlich, Gongr.  prop.  1749,  collect,  cit.  p.  169. 
n.  315. 

3  S.  die  citlrten  Kölner  und  Rottenhurger  In- 
struktionen, vgl.  auch  die  vor.  Anmerkung. 

Nach  dem  Pontif.  rom.  hat  der  Firmpathe  auch 
dem  Firmling  nach  der  Salhung  die  Stirn  mit 
einem  Linnenstreifen  oder  einer  Linnenhinde  zu 
umwinden  (daher  wird  er  auch  Ligana  genannt). 
Doch  ist  dies  nicht  nothig  und  kann,  wo  es  auf- 
fallt, unterbleiben ,  s.  die  dt.  instr.  v.  1774, 
Acta  8.  sed.  7,  310. 

*  c.  100.  Dist.  IV.  de  cons.  Derjenige,  wel- 
cher sich  überzählig  herangedrängt  und  es  er- 
möglicht, trotz  der  Zurückweisung  zu  assistiren, 
ist  rechtlich  nicht  Firmpathe ,  für  ihn  entsteht 
also  das  Ehehindemiss  der  geistlichen  Verwandt- 
schaft nicht. 

s  So  das  Pontif.  roman.  wegen  der  zu  Anm.  2 
erwähnten  Berührung  des  Finnlings. 

^  Gatechism.  rom.  1.  c.  Das  wird  auch  durch 
die  cit.  partikulären  Verordnungen  bestimmt. 

'  Das  Pontlflc.  rom.  1.  c.  verordnet:  „NuUus 
qui  non  sit  conflrmatus,  potest  esse  in  conflrma- 
tione  patrinus ,  nee  pater  aut  mater  nee  maritus 
aut  uxor.  Nullus  excommunicatus ,  interdictus 
Tel  gravlorihus  facinorihus  alligatus  aut  christla- 
üae  fldei  rudimentls  non  edoctus,  ingerat  se  ad 


percipiendum  hac  sacramentum  vel  ad  tenendmn 
conflrmandum".  Des  Weiteren  s.  o.  S.  38  und 
S.  39  ff.  Die  ührigen  Grundsätze  in  Betreff  der 
Taufpathen  finden  ehenfalls  auf  die  Firmpathen 
Anwendung. 

8  c  100  cit.  Dist.  IV.  de  oons.  Wo  aber  eine 
dem  widersprechende  Sitte  besteht,  kann  sie 
nach  der  Gongr.  Gonc,  Acta  s.  sed.  16, 637 ;  Arch. 
f.  k.  K.  R.  55,  188,  zwar  tolerirt  werden ,  aber 
der  Bischof  soll  sich  ihre  allmähliche  Beseitigung 
angelegen  sein  lassen. 

9  c.  102  cit.  ibid.;  Pontiüc.  roman.  P.  1. 1.  c: 
^Nullus  praesentet,  nisi  unum  aut  duos,  non 
plures,  nisi  aliter  neoessitas  suadeat  arbitrio 
episcopi";  s.  auch  Gongr.  conc.  in  Richter 
Tridentiuum  S.  47.  n.  2. 

W  Gongr.  propr.  v.  1749 ;  collect,  cit.  p.  169. 
n.  315. 

"  Trid.  Sess.  VII.  de  sacram.  c.  9. 

12  S.  die  vor.  Anm,;  Pontif.  rom.  1.  c :  „Nullui 
conflrmatus  debet  reconflrmari^ 

13  Ben  ed.  XIV.  const.  Etat  paatoraUa  v.  26. 
Mai   1742.  $.3,    bull,  eiusd.  1,  77. 

Entstehen  Zweifel,  ob  der  Firmling  gültig 
getauft  i9t,  so  kann  nicht  eine  bedingte  Kon- 
firmation ertheilt,  vielfach  muss  erst  die  Taufe 
bedingter  Weise  (s.  o.  S.  46)  nachgeholt  wei^ 
den.  Dann  gilt  der  Firmling  als  getauft,  und  es 
steht  der  unbedingten  Spendung  der  Konfirma- 
tion nichts  entgegen. 

1«  S.  Bd.  II.  6.  309.  Das  Formular  dafür  im 
Rituale  roman.  tlt.  X.   c.  4,   wonach  auoh  die 


S.  201] 


Verwaltung  der  Sakramente.  Die  Eucharistie. 
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in  einem  zweiten  Exemplar  an  die  bisohöfliclie  Kanzlei  abgelieferte  r  Wo  die  katho- 
lische Kirche  die  Stellung  einer  privilegirten  öffentlichen  Anstalt  besitzt,  haben  diese 
Register ,  soweit  es  sich  nm  den  Beweis  der  stattgehabten  Firmung  handelt ,  öffent- 
lichen Olaaben^. 

Ym.  Das  Sakrament  der  Firmung  ist  nach  der  Lehre  der  katholischen  Kirche 
zum  Seelenheil  nicht  absolut  wesentlich,  nichts  destoweniger  fordert  die  Kirche, 
ohne  dass  freilich  auf  das  Zuwiderhandeln  Strafen  gesetzt  sind,  dass  jeder  Getaufte 
sich  das  Sakrament  spenden  lässt^.  Rechtlich  nothwendig  ist  der  Empfang  nur  fär 
diejenigen,  welche  in  den  Klerikalstand  eintreten  wollen^. 


§.  202.    S,  Die  Eucharistie  (Das  Abendmahl)  ^ 

Die  Eucharistie  [sacramentum  altarisj  eommunioj  Abendmahl)  ist  nach  der  Lehre 
der  katholischen  Kirche  dasjenige  Sakrament,  welches  in  der  Geniessung  des  ver- 
mittelst der  priesterlichen  Konsekration  in  den  wahren  Leib  und  das  wahre  Blut 
Christi  verwandelten  Brotes  und  Weines^  besteht  und  dem  Geniessenden  die  Kraft 
zum  Ausharren  im  Kampfe  mit  dem  Bösen  gewährt,  ihn  vor  Rückfall  in  die  Sünde 
bewahrt,  die  durch  die  früheren  Sünden  hervorgerufene  Schwäche  aufhebt,  die  läss- 
lichen  Sünden  beseitigt  und  endlich  in  ihm  durch  seine  Vereinigung  mit  Christus  jede 
christliche  Tugend  fördert  ^. 

Für  das  Recht  kommt  das  Altarsakrament  insofern  in  Betracht,  als  dasselbe  die 
Bcfngniss  zur  Spendung,  das  Recht  und  die  Pflicht  zum  Empfange  desselben,  sowie 
die  Art  des  letzteren  normirt.  Dagegen  bildet  der  Empfang  der  Eucharistie  im 
G^ensatze  zur  Taufe,  Konfirmation  und  Ordination  nicht  die  Voraussetzung  für  den 


Eltern  und  der  Pathe  des  Firmlings  zu  verzeich- 
nen sind. 

^  Du  ordnet  die  ProY.  Syn.  y.  Aix  1850,  coli. 
eoDc.  Lae.  4, 989  an. 

«  a  0.  S.  49.  n.  5. 

^  Gatechlun.  rom.  P.  II.  c.  3.  qu.  13.  Wenn 
gelion  nach  kirchlichem  Becht  das  siebente  Jahr 
all  die  Qrenze  gilt,  mit  dessen  Erreichung  das 
Kind  sich  selbstständig  entscheiden  kann,  ob  es 
die  Taufe  empfangen  will ,  s.  o.  S.  29,  so  muss 
dies  um  so  mehr  auf  ,die  Konfirmation  Anwen- 
doQg  finden.  Demnach  wird  sich  auch  der  mehr 
als  siebenjährige  den  Pathen  allein,  selbst 
vider  Willen  seines  Gewalthabers  auszuwählen 
beieehtlgt  sein.  So  weit  aber  staatlicherseits  ein 
liöheres  Diskretloucjahr  festgesetzt  ist,  besteht 
für  den  Gewalthaber,  welcher  das  Recht  der  re- 
hgiCsen  Erziehung  des  Kindes  hat,  keine  Pflicht, 
vorher  derartige  Entschlüsse  der  Unmündigen 
anzuerkennen  und,  falla  der  letztere  wider  seinen 
Willen  die  Konfirmation  in  der  katholischen 
Kirche  nachgesucht  und  erhalten  hat,  ihn  weiter 
im  katholischen  Glauben  zu  erziehen.  Hier  kom- 
men analog  die  oben  S.  51  in  Betreff  der  Taufe 
entwickelten  Grundsätze  zur  Anwendung. 

*  S.  0.  S.  55. 

^Brenner,  geschichtliche  Darstellung  der 
^enrichtung  und  Ausspendung  d.  Sakramente  (s. 
».  8. 23.  n,  15),  Th.  III  (Eucharistie)  ;  J.  J.  D  ö  1  - 
Hnger,  die  Lehre  v.  d.  Baeharistie  in  den  drei 


ersten  Jahrhunderten.  Mainz  1826 ;  Jac.  Frint, 
Darstellung  d.  kath.  Lehre  t.  d.  h.  Abendmahle, 
Köln  und  Bonn  1829.  Wien  1830;  F.  Probst, 
die  Verwaltung  der  Eucharistie  als  Sakrament. 
Tübingenl853.  2.Aufl.  daselbst  1857 ;  Probst, 
Sakramente  und  Sakramentalien  in  d.  drei  ersten 
Christi.  Jahrh.  Tübingen  1872.  S.  194  ff.  Vgl. 
ferner  Bossuet,  sur  Teucharistie  ^euvres 
compl.  Paris  1828.  t.  32);  Wiseman,  über 
die  vornehmsten  Lehren  u.  Gebräuche  der  kath. 
Kirche.  Aus  d.  Engl.  v.  Haneber g.  Regens- 
burg 1838;  W.  A.  Mai  er,  die  liturgische  Be- 
handlung des  AUerheiligsten  ausser  dem  Opfer 
der  h.  Messe.  Regensburg  1861;  Schegg, 
Abendmahl  u.  Abendmahlsfeier  in  W  e  t  z  e  r  u. 
Weite,  Kirchenlexikon.  2.  Aufl.  1,34.  44,  und 
Aloys  Schmidt,  Artikel:  Altarssakrament 
a.  a.  0.  S.  594  ff. 

^  Trid.  Sess.  XIII.  decr.  de  ss.  euchar.  sa- 
cram.  c.  1.  3.  4;  de  euchar.  saer.  can.  1 — 4. 

"^  L.  G.  decr.  cit  c.  2.  8,  u.  de  euch.  sacr.  can. 
5 ;  Gatech.  rom.  P.  II.  c.  4.  qu.  39  u.  40.  Vgl. 
auch  Probst  2.  Aufl.  S.  76  ff. 

Die  Darlegung  der  Entwicklung  der  katho- 
lischen Abendmahlslehre  gehört  nicht  in  eine 
Darstellung  des  Kirchenrechts. 

Ueber  die  Eucharistie  als  Opfer  vgl.  unten 
8.208. 
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Erwerb  irgend  welcher  kirchlicher  Rechte,  noch  erzengt  die  Spendnng  des  Abend- 
mahls Wirkungen,  welche  dem  Rechtsgebiete  angehören. 

Nach  dem  durch  das  Tridentinnm  dogmatisch  festgestellten  Resultate  der  Ent- 
wicklung in  der  katholischen  Kirche,  in  welcher  sich  seit  Gregor  d.  Gr.  die  Scheidung 
des  Abendmahls  als  Sakramentes  und  als  Opfers  vollzogen  hat^,  ist  das  in  der  Messe 
dargebrachte  Opfer  die  Voraussetzung  der  Spendung  des  Abendmahls ,  da  in  der 
ersteren  Brot  und  Wein  durch  die  Eonsekration  nach  der  Transsnbstantionslehre  in 
den  Leib  und  das  Blut  Christi  verwandelt  werden,  und  das  Vorhandensein  wenigstens 
des  einen  Elementes,  des  konsekrirten  Brotes  (der  Hostie)  ^ ,  Bedingung  der  Abend- 
mahlsfeier ist,  gleichviel  ob  diese  im  Verlaufe  der  Messe  oder  erst  nachher  stattfindet'. 

L  Der  Spender  des  Altarsakramentes^.  Die  Fähigkeit,  das  Altarsakra- 
ment zu  spenden,  besitzt  nicht  nur  der  Kleriker,  sondern  auch  der  Laie  ^. 

Schon  seit  dem  4.  Jahrhundert,  in  welchem  das  Abendmahl  noch  innerhalb  des 
Gemeinde-Gottesdienstes  unter  gleichzeitiger  Kommunion  der  anwesenden  Gläubigen 
gefeiert  wurde,  hat  aber  das  kirchliche  Recht  nach  der  Ausbildung  des  besonderen 
geistlichen  Standes,  insbesondere  des  bischöflichen  und  priesterlichen  Ordos,  die  Be- 
fugniss  dazu  auf  den  Bischof  und  den  Priester  beschränkt  ^,  und  in  Folge  dessen  auch 
den  Diakonen  die  selbstständige  Austheilung  des  Abendmahls  nur  im  Auftrage 


^  Auch  äusserlich  findet  sich  diese  Scheidung 
im  TiidenÜnum ,  welches  sess.  XIIL  von  der 
Eucharistie  als  Abendmahl  und  sess.  XXII.  von 
der  .Messe  handelt.  Ueher  die  Messe  s.  unten 
$.208. 

2  Wegen  der  Entziehung  des  Kelches  s.  unten 
in  diesem  $. 

8  S.  das  Rituale  roman.,  s.  tit  4.  c.  2:  Ordo 
adminlstrandi  sacram  communionem,  namentlich 
daselbst  n.  1  u.  n.  10. 

4  Das  Folgende  bezieht  sich  blos  auf  die  Austhei- 
lung, Spendung  des  schon  bereiteten  Sakramen- 
tes. Dass  der  Spender  auch  der  Kousekrator  sein 
kann  und  es  in  vielen  Fällen  ist,  ergiebt  das 
bereits  Bemerkte. 

6  Ganz  abgesehen  davon ,  dass  die  Christen  in 
den  ersten  Zelten  des  Ghristenthums  ausser  den 
regelmässigen  gottesdienstllchen  Versammlungen 
mitunter  auch  solche ,  In  denen  die  Eucharistie 
ohne  Anwesenheit  ihrer  Yorsteher  gefeiert  wurde, 
abgehalten  haben,  Hatch,  Gesellschaftsverfassg. 
der  chrlstl.  Kirchen  Im  Alterthum.  2.  Aufl. 
V.  Harnack,  Giessen  1883.  S.  117,  u.  A.  Har-* 
nack,  Texte  u.  Untersuchungen  z.  Gesch.  d.  alt- 
christl.  Literatur  II.  1,  28.  54  in  der  dort  befind- 
lichen Ausgabe  der  At^av^)  tcuv  dirooröXaiv  IX.  1. 
u.  XIY.  1.  und  a.  a.  0.  Ftolegomena  S.  69,  ist 
noch  für  das  3.  Jahrhundert  die  Sitte  ausreichend 
bezeugt,  dass  die  Gläubigen  die  Eucharistie  wäh- 
rend des  Gottesdienstes  nicht  stets  genommen, 
sondern  sie  zu  späterem  Genuss  mit  nach  Hause 
getragen  haben ,  Gyprlan.  de  lapsis  c.  26  („cum 
quaedam  aroam  suam,  in  qua  domini  sanctum 
fuit,  manibus  inmundis  temptasset  aperire")> 
(Pseudo-)  Gyprlan.  de  spectacul.  o.  5  Qausus 
secum  sanctum  in  lupanar  ducere,  si  potulsset, 
qul  festinans  ad  spectaculum  dimissus  e  doml- 
nico  et  adhuc  gerens  secum ,  ut  assolet ,  eucha- 
xiBtiam'9  s.  Weiteres  bei  Probst,  Sakramente 


u.  Sakxamentalien  S.  241.  243.  Ja,  das  Ans- 
theilen  des  Sakramentes  durch  Frauen  während 
des  Gottesdienstes  ist  erst  viel  später,  s.  Paris 
829  I.  c.  45,  Mansi  14,  565  verboten  worden. 
Wenn  c.  29  Dist.  IL  de  consecr.  (welcher  Unge- 
wisser Herkunft  ist,  jedenfalls  nicht,  so  Fried- 
berg  corp.  juris  1.  c,  dem  in  das  Jahr  650  oder 
das  9.  Jahrb.  fallenden  Konzil  v.  Reuen  angehört) 
es  den  Priestern  untersagt ,  die  Eucharistie  an 
Laien  und  Frauen  zu  geben ,  um  sie  dem  Kran- 
ken zu  bringen ,  so  ist  diese  Stelle  niemals  auf 
Nothfälle,  in  denen  selbst  nicht  einmal  ein  Dia- 
kon zu  haben  ist ,  bezogen  worden ,  s.  glossa  per 
semetipsum  ad  c.  dt. ;  Probst,  Eucharistie  als 
Sakrament  S.  136.  Auch  das  Tridentlnum  spricht 
den  Laien  die  Fähigkeit  an  sich  nicht  ab.  Dess- 
halb  kann  auch  Gatech.  roman.  P.  II.  c.  4  qu.  51 : 
„Solls  sacerdotibus  potestas  data  est ,  ut  saccam 
eucharistiam  conflciant  ao  fidellbus  distribuant^', 
nicht  dahin  verstanden  werden,  dass  er  sie  allein 
den  Priestern  beilegt. 

®  S.  schon  Gonstit.  apostol.  III.  10 :  „dXX'  o&tc 
XaixoTc  i7CtTpi7Cop.ev  noteiv  xt  tcdv  UpaTtxnv 
fpfoiv,  olov  ouoiav'^  ergeben  die  ausschliessliche 
Berechtigung  des  Klerus.  Nach  ihnen  ist  der 
Bischof  der  regelmässige  Spender,  wobei  er  aller- 
dings seitens  der  Diakonen  dadurch ,  dass  diese 
den  Gläubigen  den  Kelch  reichen,  unterstützt 
wird,  1.  c.  III.  12  ff. ;  s.  auch  Probst,  Sakra- 
mente und  Sakramentalien  S.  218  If. 

Darüber ,  dass  auch,  die  Priester  im  Auftrage 
des  Bischofs  das  Sakrament  verwalteten  und  spen- 
deten, s.  Gyprian.  ep.  5 :  „ut  presbyterl  quoque 
qul  illic  apud  confessores  offerunt  singuli  cum 
Singulis  diacones  per  vices  altement";  Nicaen. 
325  c.  18:  ;,,XafjLßav6r(»oav  (die  Diakonen}  hi 
xard  T^v  Tct^tv  t^jv  eö^aptortav  fjtetd  to6c  itpea- 
ßuT^pouCi  ^  ToO  iirioxÖTCOU  ftiSövToc  aärroi«  ^ 
Tou  TtpEaßuT^pou.    S,  auch  die  folgende  Note. 
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oder  in  Abwesenlieit  des  Bischofs  und  des  Priesters  oder  im  Falle  der  Noth  ge-» 
stattet  1. 

Mit  dem  AnfhCren  der  Ooncentration  des  Oottesdienste9  ^^  der  Kathedrale  und 
in  der  Hand  desBischofeS;  sowie  in  Folge  der  Aosbildnng  der  Pfarreien  ist  der  Priester 
auch  fiir  die  Spendnng  dieses  Sakramentes ,  ebenso  wie  bei  der  Taufe ,  der  regele 
miasige  Minister  geworden  2. 

Aber,  wenn  auch  jeder  Bischof  und  Priester  an  sich  sowohl  die  Befilhigung, 
wie  auch  die  Befngmss  hat,  das  Abendmahl  zu  spenden ,  so  muss  derselbe  doch  das 
Reckt  zur  Ausübung  der  Befugniss  fdr  den  einzelnen  Fall  besitzen '.  Dieses  Recht 
haben  krafk  ihres  Amtes  die  Bischöfe  für  ihre  Diöcesen  und  die  Pfarrer  fär  ihre 
Pfarreien^,  und  zwar  innerhalb  ihrer  Sprengel  sowohl  für  ihre  Diöcesanen  oder  Paro- 
ehianen,  wie  auch  ftlr  andere  Personen,  welche  nicht  ihrem,  sondern  einem  fremden 
Sprengel  angehören^.  Alle  übrigen  Priester  sind  dazu  nur  berechtigt.  Venu  sie  vom 
Bischof  oder  vom  Pfarrer* dazu  beauftragt  sind,  sei  es  generell®,  sei  es  speziell.  Fer« 
ner  haben  die  Mönchsorden  das  Privileg,  in  ihren  Klosterkirchen  die  Eucharistie 
jedem  Ql&ubigen  durch  die  daselbst  celebrirenden  Priester,  gleichviel,  ob  letztere 
dem  Orden  angehören  oder  nicht,  spenden  zu  lassen  7. 

Im  Falle  dringender  Noth,  z.  B.  bei  Todesgefahr,  bedarf  es  dagegen  einer  Oe* 
nehmigung  des  zur  Spendung  kompetenten  Bischofs  oder  Pfarrers  nichts. 


1  In  den  ältesten  Zeiten  haben  die  Diakonen 
iddit  nox  den  Gläubigen  den  Keloh  gereicht  (b. 
▼OL  Note),  Bondern  anoh  das  konsekiirte  Brot 
vertheilt,  JuBtin.  spol.  I.  66.  67;  Hefele,  Gonc. 
Geseh.  %  4,74t.  Abgesehen  Ton  dem  Konzil  Yon 
ArLes  1. 314  c  lö,  welches  den  Diakonen  die  Ton 
Umen  wahiBcheinlich  In  Zeiten  der  Verfolgung 
ompirte  Weihe  der  Eucharistie,  also  das  Opfern, 
▼eiUetet,  untersagt  Ihnen  c.  18  Nlcaeu.  cit. 
(c.i4DiBt.  XCIII.),  den  Priestern  die  Encha- 
Tiftie  zn  reichen ,  und  Arles  ü.  443  o.  452  o.  16 
überhaupt,  in  Anwesenheit  eines  Priesters  die 
Eaebailstie  auszutheilen.  Für  die  spätere  Ge- 
suitong  sind  massgebend  geworden  stat.  eccles. 
tnt.  (8.  g.  Carthag  IV.)  o.  38  (=  c.  18  Dist.  dt.) : 
,Ut  diaeonus  praesente  presbytero  eucharlstlam 
wrporis  Christi  populo,  si  necessitas  cogat,  iussus 
erogei^  u.  c.  13.  $.  1  (Gelas.  I.)  Dist.  cit: 
«.Saeri  corporis  pzorogatlonem  sub  oonspectu  epls- 
copl  Tel  presbyterl  (nisi  his  absentibus)  ius  non 
ktbeant  exercendi*'.  In  Uebereinstlmmung  damit 
untersagen  die  späteren  mittelalterlichen  Syno- 
den den  Diakonen  selbst  die  Ueberbringung  der 
Eucharistie  als  Wegzehrang  (Tlatlcum)  an  Kranke» 
und  erlauben  dies  ebenfalls  nur  im  Nothfall, 
Aiiie994e.l,  Mansi  19,101;  Ronen  1190  c.  3, 
1.  c.  22,  582;  York  1196  o.  1, 1.  c.  663;  Ronen 
1231  c.  34,  L  c.  23,  218;  Oanterbury  1236  c.  26 
L  c  p.  423 ;  Mainz  1261  o.  5,  1.  c.  p.  1082 ;  Würz- 
borg  1287  c.  8, 1.  c.  24,  863 ;  Aschaffenburg  1292 
c  3,  1.  c.  p.  .1082.  London  1138  c.  2,  1.  c  21, 
511,  gestattet  es  allerdings  noch  schlechthin  dem 
Priester  oder  Diakon ,  im  Noihfalle  auch  jedem 
Laien. 

Ein  Verbot  der  Spendung  des  Brotes  und 
Weines  fflr  die  Subdiakonen  enthält  schon  Lao- 
dieaa  p.  343  u.  381.  c.  26,  Hefele  1,  766, 
welches  In  c.  16  Dist.  cit.  durch  Aenderung  des 
entseheidenden  Wortes  in:   diacones  eine  den 

Hinschina,  Kircheurocht  lY. 


Abs.  1  dtirten  Stellen  gleiche  Bedeutung  erhal- 
ten hat. 

2  S.  die  yox.  Anm. ;  Probst,  Eucharistie  als 
Sakrament  S.  133. 

3  Weil  zu  der  Befähigung  und  allgemeinen 
Berechtigung  stets  noch  die  jurisdlctio  (hier  die 
interna)  hinzutreten  muss,  s.  auch  B  arbo s  a  de 
off.  et  potest.  parochl  P.  II.  c.  20  n.  2;  Probst 
a.  a.  0.  S.  137. 

^  Denn  die  Spendung  der  Eucharistie  gehört 
zur  Ausübung  der  Seelsorge. 

s  Abgesehen  von  der  dsterlichen  Kommunion 
und  der  ersten  Kommunion  der  heranwachsenden 
Gläubigen  (vgl.  unten  Nr.  II.  und  III.).  Im 
übrigen  besteht  fär  den  Empfang  des  Abend- 
mahls kein  Pfarrzwang  mehr,  s.  Bd.  II.  S.  300. 
Selbstverständlich  Ist  aber,  dass  deshalb  der 
Pfarrer  oder  der  Bischof  die  Spendung  nicht  ohne 
Genehmigung  des  kompetenten  kirchlichen  Beam- 
ten in  einem  fremden  Sprengel ,  selbst  wenn  es 
sich  um  die  eigenen  Parochianen  oder  Diöcesanen 
handelt,  erlaubter  Weise  vornehmen  darf,  s.  auch 
Bd.  II.  S.  44. 

0  Z.  B.  durch  Bestellung  zum  HÜlfi^priester 
bei  Ausübung  der  Seelsorge,  Bd.  IL  8.  320.  In 
der  Erlaubniss  zur  Celebratlon  der  Messe  Hegt 
auch  zugleioh  die,  das  Sakrament  zu  spenden. 
Pfrobst,  a.  a.  0.  S.  138. 

"^  Seit  Paul  IV.  die  Franziskaner  und  dann  per 
communicatlonem  (s.  Bd.  in.  S.  811)  seit 
Plus  V.  alle  Regularen ,  Bened.  XIV.  de  syn. 
dloec  IK«  16.  n.  3,  und  desselb.  const.  Magno 
V.  2.  Juni  1751  $.  21,  bull,  eiusd.  3,  173.  Die 
in  Anm.  6  gedachten  Ausnahmen  gelten  aber 
auch  hier.  S,  femer  Probsta.  a.  0.  S.  140. 

8  Vgl.  Probst  a.  a.  0.  S.  13a  Deshalb  kann 
auch  der  Pfarrer  seinen  Hülfspriestern  dleErthei- 
lung  der  Eucharistie  In  diesen  Fällen  nicht  völlig 
untersagen,  ebensowenig  der  Bischof  den  Pfarrern 


66 


I.  Die  EUerarohie  und  die  Leitung  der  Kirche  durch  dieselbe. 


[§.  101 


In  derartigen  Fällen  kann  der  letetere ,  wenn  ein  Prieater  nicht  vorhanden  ist, 
anch  einen  Diakonen  ^,  in  Ermangelung  eines  solchen  auch  einen  Kleriker ,  ja  sogar 
einen  Laien  mit  der  Spendnng  beauftragen ,  sowie ,  wenn  eine  solche  Beauftragung 
nicht  möglich  ist,  der  Diakon,  der  niedere  Kleriker  und  der  Laie  die  Spendnng  auch 
ohne  jede  weitere  Ermächtigung  vomehmen^. 

Sich  selbst  darf  nur  der  konsekrirende  Priester  während  der  Messe  die  Eucha- 
ristie spenden  ',  sonst  hat  er  sich  dieselbe  ebenfalls  durch  einen  anderen  reichen  in 
lassen^.  Bei  Laien  ist  das  erstere  jetzt  der  Regel  nach  ausgeschlossen,  da  das  Mit- 
nehmen der  Eucharistie  in  das  Haus  nicht  mehr  statthaft  ist,  jedoch  kann  ihnen  auch 
heute  noch  beim  Vorliegen  dringender  Qrflnde,  —  ein  Fall,  welcher  namentlich  in 
den  Missionsländem  praktisch  vorkommt  —  die  Eucharistie  aur  eigenen  Geniessung 
flberlassen  werden  K 

U.  Berechtigt  zum  Empfange  ist  nur  derjenige,  welcher  Hitglied  der  Kirche 
ist,  also  die  Taufe  empfkngen  hat<^. 

Er  muss  ferner  die  aktive  Rechtsfiühigkeit  in  der  Kirche  besitzen.  Daher  sind 
die  Exkommunicirten  (gleichviel  ob  sie  sich  im  grossen  oder  kleinen  Bann  befindeiit 
ob  sie  excommufUcaa  tolerati  oder  vitandi  sind)  ausgeschlossen^,  nicht  minder  die 
Interdicirten  ^  die  Häretiker  und  die  Sohismatiker  K 


und  deren  GehAlfen,  Con^.  episoop.  1640  bei 
Probst  S.  139.  n.  3:  „Non  potest  eplsoopua 
prohibere  cnr&to ,  ne  administret  Tlationm  inflr« 
mis  sine  sua  llcenüa". 

«  S.  0.  S.  66.  n.  1 ;  Congr.  lituum  ▼.  1777  bei 
Gardellini,  decr.  anth.  congr.  ss.  rit.  ed.m. 
n.  4379 ;  2,  495 :  „An  diaconns  in  ordine  tantum 
dlaconatnt  consiitatus ,  extra  casum  neoessltatls 
possit  dlstribnere  fldelibus  commnnionem  ?  Resp. 
Negatire.  Vgl.  des  Naheren  Probst  S.  135; 
femer  Congr.  rit.  v.  1858,  GoUectanea  cit.  p.  180. 
n.  350 :  „Diaoonas  qni  ex  mandato  sui  vicarii  de- 
fert  sacr.  Tlaticum  inflrmis ,  potestne  facere  as- 
persionem  aqnae  benedictae ,  dicere  :  Miserere, 
Indolgentiam,  signare  inflrmnm  vel  se  ipsnm, 
dicere :  Dominus  ^obiscnm  in  oratione  et  bene- 
dicere  cum  ss.  sacramento  inllrmum  et  assisten- 
tes?  Secns  qnid  sit  i'aciendnm?  Resp.  Dellciente 
presbytero  et  Ticarii  apostolici  concarrente  li- 
centia ,  afflrmatiye  in  o/nnibus"  (s.  anch  Acta  s. 
sed.  3,  611). 

ä  Vgl.  Schmalzgrneb.^i  !•  c.  III.  41.  n. 
12.  13;  Probst  S.  136.  138,  t.:-  »^ch  o.  S.  64. 

«  Trid.  sess.  XUI.  deoret.  de  k^»-  encb.  sacr. 
c.  8:  „. . .  In  sacramentali  autem  gnn»^^*i^"®  »ö™" 
per  in  ecclesla  dei  mos  fait,  nt  laioi  a  saoerdotl- 
bns  commnnionem  acciperent ;  sacerdote^'  autem 
oelebrantes  se  ipsos  communicarent ,  qai  ^^ 
tamquam  ex  traditione  apostolica  descendetT^^i 
iure  ao  merito  retlneri  debet^ 

^  Nur  in  Abwesenheit  eines  anderen  Priesters 
kann  er  sie  im  Falle  der  Todesgefahr,  nach  einzel- 
nen auch ,  wenn  er  das  Sakrament  blos  aus  An- 
dacht empfangen  will ,  selbst  nehmen,  Probst 
S.  134,  Wenn  ihm  die  Eucharistie  durch  einen 
Anderen  gereicht  wird ,  soll  er  aber  immer  mit 
der  Stola  bekleidet  sein ,  o.  11  (Braga  III.  o.  IV. 
u.  675)  Dist.  XXIII;  Rituale  roman.  tit  IV. 
c  2.  n.  4.  Das  letztere  wiederholt  indessen  die 
in  der  ersten  Stelle  für  die  Verletzung  dieser 


Vorschrift  angedrohte  Exkommunikation  nicht; 
die  Strafe  ist  also  fortgefallen.    Probst  S.  212. 

6  Congr.  propag.  1841,  CoUectan.  eit.  p.  178. 
n.  346 :  „An  permitti  potest,  in  hoc  perBoenttonis 
tempore ,  ut  fldei  confessores  ad  mortem  proptei 
fldem  damnati  et  qnibus  in  carcere  deferturss. 
eucharistiae  saoramentum ,  occnlte  possint  illnd 
aocipere  suis  manibus  et  sese  oceulte  commnni- 
oare,  ne  sacerdos  illos  more  ordinario  eommuiü- 
cans  oognoscatnr  et  prehendatur ;  vel  satiusne  est 
in  lllo  casu  ab  Ulis  confessoribus  eommanieandis 
abstinere  maximo  cum  iUorum  animae  detii- 
mento?  Resp.  AMnnatiye  ad  primam  partem, 
dummodo  nuUo  irreTerenÜae  ant  alio  periedo 
tantum  sacramentum  exponatur^. 

Vgl.  flbrlgens  anch  Benedict.  XJV.  de  syn. 
dioeces.  XIII.  19.  n.  27.  28. 

0  Nach  dem  Ausdruck  der  Theologen  der  Tiator 
baptizatos.  S.  o.  8.  43,  also  nicht  der  Kateehu- 
mene,  s.  o.  S.  26.  Die  Sitte,  auch  den  Terstorbe- 
nen  KirehengUedem  die  Eucharistie  in  den 
Mund  zu  stecken ,  hat  wiederholt  ron  der  Kirche 
gemissbilllgt  werden  müssen,  s.  Hlppo  393. 
c.  4  (Conc  Carth.  III.  6};  Anxerre  578  o.  685.  c. 
12;  TruUan.  692.  c.  83;  s.  g.  Statute  Bonifaeü 
c.  20,  Maus i  12,  385. 

7  Das  folgt  aus  dem  Wesen  der  Exkommuni- 
kation, s.  unten  im  kirchlichen  Straf^recht  u. 
Kober,  Kirchenbann.  2.  Aufl.  S.  280  flL  Der 
Empfang  des  Sakramentes  durch  einen  solchen 
bildet  ein  Sakiilegium,  Kober  a.  a.  0.  S.  282. 
Vgl.  anch  die  folgende  Anm. 

8  Rituale  loman.  tit.  IV.  c.  1.  n.  8:  „Arcendl 
i^ii^^«m  sunt  publice  indigni,  quales  sunt  exoom- 
muni^^^^f  interdieti  manifestique  infunes:  nt 
meretri.^'^f  concnbinarii ,  foeneiatores ,  magi, 
fortilegf ,  blasphemi  et  alii  eins  generis  pubUd 
peoaatores ;  ^^^  ^®  eomm  poenitentia  et  emen- 
datione  const^'^*  ®^  publico  scandalo  priut  satls- 
fecerint*^. 

^  Denn  fi^it  ^It^^®"  ^s^  ^®  Commonicatie  in 
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Sodann  bedarf  es  der  Handlimgsfilliigkeit,  d.  h.  der  geistigen  Fähigkeit,  die  Be- 
aeutong  des  Altarsakramentes  zu  er£assen  und  zu.  würdigen.  Vom  Genüsse  desselben 
flind  demnaoh  alle  diejenigen  femznhalten,  welche  ttberhanpt  oder  anoh  nur  Yorflber- 
gehend  des  Oebranches  der  Vernunft  beranbt  sind,  einerseits  also  die  Qeisteskranken  ^ 
(Wahn-,  Blödsinnige,  nicht  genflgend  ausgebildete  Tanbstanune) ,  andererseits  Be- 
nuischte  nnd  Betrunkene^. 

Was  die  Kinder  betrifft 3,  so  hat  das  gemeine  Recht  keine  Altersgrenze  fOr 
den  Empfang  der  ersten  Kommunion  seitens  derselben  festgesetzt^,  vielmehr 
kommt  es  lediglieh  darauf  an,  ob  sie  die  erforderliche  Geistesreife  dafllr  erlangt 
baben^.  Dadurch  ist  aber  das  Partikularrecht  an  der  Festsetzung  eines  bestimmten 
Alters  als  Regel  —  solche  Vorschriften  sind  vielfach  ergangen  ^  —  nicht  gehindert. 


ueria  yerboten.  S.  femer  Probst  S.  142.  Aaa- 
MGUieh  ist  dies  aueh  von  einzelnen  Partikular^ 
lynoden  Torgeschrieben,  z.  B.  Rhelms  1849,  coli, 
flone.  Lac.  4,  118;  Neapel  1882,  Arch.  f.  k.  K. 
B.  ÖO,  401. 

^  Wohl  aber  ist  es  zulässig,  ihnen  in  liebten 
Zwiflcheniiamen  die  Baeharistle  za  spenden, 
RltnsL  ronu  t.  lY.  c.  1.  n.  10:  „Amentibns  prae- 
ter^ seu  phrenetids  commnnicare  non  licet ; 
lieebit  timen ,  si  qnando  habeant  Incida  inter- 
nus et  devotlonem  ostendant,  dorn  in  eo  statn 
mtnent,  sl  nallnm  indlgnitatis  perieulum  adslt". 
Unter  Berufung  anf  stat  antiqn.  eecles.  c.  76 
(ft.  g.  Gsrthag.  IV.) :  „Is  qni  poenitentiam  in  in- 
firmltste  petit,  sl  casn ,  dam  ad  enm  sacerdos  in- 
viutns  Tenit,  oppressns  Inflrmltate  obmntaerit 
rel  in  phrenesim  versni  f uerit ,  dent  testimo- 
niun,  qnl  eum  audiemnt  et  accipiai  poeniten- 
tUm.  Et  si  continno  creditnr  moritnms ,  recon- 
dUetar  per  manns  impositionem  et  infondatnr 
ori  dos  eacbaristia^  bestimmt  aber  derOatecbiim. 
lom.  P.  II.  0.  4.  qn.  49  in  Uebereinstimmnng 
mit  der  seit  Thomas  Ton  Aqnino  herrschenden 
theologischen  Doktrin :  „  Amentibns  qnl  tnnc  a 
pietatis  sensu  allenl  sunt ,  sacramenta  dare  ml- 
nime  oportet :  qnamTis  si,  anteqnam  in  Insaniam 
iodderint,  piam  et  rellgiosam  animi  volnntatem 
pru  se  talerint :  lioebit  eis  in  flne  vitae  ex  oonc 
Outh.4.  cTßdecreto  eaoharistiam  administrare : 
modo  Tomltionis  Tel  alterins  indlgnitatis  et  in- 
commodi  pericnlam  nallnm  timendam  slt^ ;  ver- 
allgemetnert  also  die  Znlässigkeit,  in  sofern  als 
BT  die  Spendung  des  Ylatiknms  an  jeden  Wahn- 
sinnigen, weleher  vor  Eintritt  seiner  (Geistes- 
krankheit dem  Sakramente  die  gebührende  Ehr- 
furcht bewiesen  hat,  znlässt ,  vgl.  hierüber 
Probst  S.  145  nnd  Paderbomer  Diöcesansynode 
1867,  pastoralis  Instrnctlo  de  commnnione  amen- 
ttboj  Tel  coneedenda  vel  non  concedenda,  Aroh. 
f.  k.  K.  B,  20,  S7% 

s  Doch  gestatten  die  Theologen  die  Spen- 
dsng  des  Yiatikuma ,  wenn  der  Betrunkene  sich 
in  Todesgefahr  befindet  und  die  Trunkenheit 
nicht  darch  seine  Schuld,  z.  B.  durch  Unter- 
mlschang  einer  berauschenden  Substanz  In  sein 
Getränk,  herbeigeführt  war,  Pr  obst  8. 148. 

'  M.  Reich,  das  Alter  der  Erstcommuni- 
canten.  Mainz  1876. 

*  In  den  ersten  Jahrhunderten  der  christlichen 
Kirche  wurde  auch  den  Kindern  das  Abendmahl 
gereicht,  Gyprian.  de  lapsis.  c.  25 ;    const  apo- 


stolor.  YIII.  12 ;  Innoc  I.  ad  oono.  MlloTltan. 
417,  0 ou Stent  p.  898,  well  man  den  Empfang 
des  Abendmahls  zur  Seligkeit  nothwendlg  hielt, 
vgl.  auch  Benedict,  XIY.  de  syn.  dioeo.  YII. 
12.  n.  1;  Gl  eseler,  Klrchengesch.  4.  A.ufl.  II. 
2,  438.  n.  9.  In  Gallien  war  es  noch  im  6'.  Jahr- 
hundert Sitte ,  ihnen  die  Reste  des  Sakramentes 
zu  geben,  Macon  II.  686,  c  6 :  „ . . .  Quaecnmque 
reliquiae  sacrlflciorum  post  peractam  missam  In 
saorarlo  supersederint,  quarta  yel  sexta  ferla  In- 
nocentes  ab  iUo  cnlus  interest,  ad  ecclesiam  ad- 
duoantur  et  Indicto  lelunlo  easdem  reliqulas  con- 
spersas  Tino  perclpiant^  Mit  Bezug  hierauf  ver^ 
ordnet  Tours  öl  Sc.  19,  Mansl  14,  86,  dass  die 
Priester,  wenn  sie  die  Messe  gelesen  haben,  den 
Leib  des  Herrn  nicht  Indlscrete  den  Kindern  und 
anderen  Anwesenden  geben  sollen.  Später  haben 
die  Partikular-Synoden  aber  das  Reichen  des  Sa- 
kramentes an  kleine  Kinder  verboten ,  s.  Trier 
1227.  c  3,  1.  c.  23,  28  u.  Bordeaux  1266  c.  5, 
1.  c.  p.  868 ,  welches  nur  die  Spendung  geweih- 
ten Brotes  zu  Ostern  gestattet.  S.  noch  P  etrus 
Zornlus,  historla  eucharistlae  Infantlum. 
Berol.  1736;  v.  Zezschwltz  in  Herzoges 
Real-Encyklopädle.  2.  Aufl.  7,  671. 

Trid.  XXI.  sess.  doctr.  de  comm.  o.  4 :  „Denlque 
eadem  synodus  dooet ,  parvulos  usu  rationis  ca- 
rentes  nulla  obligari  necessitate  ad  sacramen- 
talem  eucharistlae  communionem ,  sl  quldem  per 
baptismi  lavacrum  regeneratl  et  Christo  Inoorpo- 
rati  adeptam  iam  flUorum  del  gratlam  in  illa 
aetate  amittere  non  possnnt.  Neque  ideo  tamen 
damnanda  est  antiquitas ,  sl  eum  morem  in  qul- 
busdam  locis  aliquando  servavit.  Ut  enim  ss. 
Uli  patres  sui  facti  probabllem  causam  pro  illius 
temporis  ratlone  habuerunt ,  Ita  oerte  eos  nulla 
salutis  necessitate  id  feclsse  sine  controversla 
credendum  est";  (s.  auch  ibid.  de  commun. 
oan.  4)  negirt  nur  eine  Yerpflichtung  für  die 
Kinder. 

fi  Rituale  roman.  1.  c.  n.  11 :  ^is  'etlam  qui 
propter  aetatls  imbecllUtatem  nondum  huius 
saeramentl  cognltionem  et  gustum  habent,  ad- 
mlnlstrarl  non  debet";  Catech.  rom.  1.  c  qn.  47. 

^  So  ist  z.  B.  nach  Utrecht  1866,  coli.  Lac. 
dt.  6,  822  der  früheste  Termin  das  begonnene 
12.  und  der  späteste  das  vollendete  13.  Jahr, 
nach  Albi  1860,  L  o.  4,  413;  nach  Urblno  1869, 
1.  c.  6,  14  und  nach  Plen.  Konc.  II.  Baltimore 
186ß,  1.  c.  3,  446  die  Zelt  zwischen  dem  10.  u, 
14.  Jahr  vorgeschrieben. 
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I.  Die  Hierarchie  und  die  Leitung  der  Kiiohe  durch  dieselba 


t§.  202. 


Eine  Verletsimg  des  gemeinrechtlichen  Grundsatzes  läge  nur  dann  vor,  wenn  dasselbe 
die  Grenze  als  eine  absolnt  inne  zu  haltende  hingestellt  hätte ,  was  aber  nicht  der  Fall  ist  K 
Die  Beurtheilnng  darüber ,  ob  das  Kind  die  erforderliche  Reife  hat,  steht  dem 
Pfarrer,  welcher  sich  in  dieser  Beziehung  mit  dem  Erzieher  des  Kindes  in  Verbin- 
dung zu  setzen  hat,  zn^.  Denn  er  hat  ordnongsmAssiger  Weise  die  Kinder  seiner 
Parochie  dnrch  den  Religions-Üntorricht  znm  Empfange  der  Kommunion ,  sowie  zur 
Beichte  und  zur  Firmung  yorzubereiten  '.  Deshalb  ist  auch  nur  der  Pfarrer  des  Do- 
mizils berechtigt,  den  Kindern  die  erste  Kommunion  zu  ertheilen,  und  es  bedarf  jeder 
andere  Priester  seiner  Genehmigung  —  welcher  selbstFerstftndlich  die  des  Bischofi 
gleichsteht  —  dazu.  *. 


In  Deutschland  war  in  den  ersten  Jahr- 
zelinten  dieses  Jahrhunderts  mehrfach  durch 
bischöfliche  Anordnungen  mit  Rücksicht  auf  das 
Ende  der  Schnlpflichtigkeit  die  Zulassung  auf 
das  14.  Lebensjahr,  so  in  Fr  ei  bürg  (Ordinär. 
Erl.  V.  1832,  Weiss,  Arch.  f.  Kirchenrechts- 
wissenschaft 4,  2Ö7),  Mainz  (V.  v.  1836, 
Schumann,  Samml.  d.  das  Kirchen-^  und 
Schulwesen  betr.  Yerordn.  S.  266),  Rotten - 
hurg  (Erl.  t.  1828.  v.  Vogt,  Samml.  klrchl. 
u.  staatl.  Yerordn.  S.244)  bestimmt  worden.  Die 
Kölner  Provinrialsynode  v.  1860,  coli.  Lac.  clt. 
5, 365  hat  aber  die  Sitte ,  den  Kindern  erst  nach 
der  Entlassung  aus  der  Schule  die  Kommunion 
zu  spenden,  yerworfen.  In  Folge  dessen  sind  die 
betreffenden  Verordnungen  zum  Theil  zurück- 
gezogen worden ,  ygl.  z.  B.  für  Rottenhurg  die 
V.  ▼.  1866  (v.  Vogt  S.  246),  nach  welcher  die 
Kinder  schon  vor  der  AbsoMrung  der  Elementar- 
schule regelm&ssig  mit  dem  13.  Jahre  zum  Altar- 
sakrament zugelassen  werden  sollen,  dasselbe 
aber  bei  besonderer  Reife  schon  nach  dem  11. 
Jahre  mit  Zustimmung  der  Eltern  empfangen 
dürfen.  Ueber  Baiern,  wo  das  Alter  durch 
besondere  Diocesanstatuten  bestimmt  ist,  s. 
Silbernagl,  Verfassung  sämmtl.  Religions- 
genossenschaften, 2.  Aufl.  S.  270. 

1  Denn  die  in  vor.  Anm.  dt.  Bestimmungen 
wollen  nur  das  Durchschnittsalter  bestimmen.  So 
kann  namentlich  dem  Kinde  bei  vorhandener 
geistiger  Reife  im  Falle  der  Todesgefahr  das 
Vlatikum  früher  gespendet  werden.  Vgl.  aoch 
Benedict.XlV.l.cVn.l2.n.3;  Probst  S.  143. 

S  Oatech.  rom.  P.  11.  c.  4.  qu.  48 :  „Hoc  nemo 
melius  constituere  poterit ,  quam  pater  et  sacer- 
dos,  cul  Uli  confltentur  peccata ;  ad  illos  pertlnet 
explorare  et  a  pueris  percunctarl ,  an  huius  ad- 
mirabilis  sacramenti  cognltionem  aliquam  acce- 
perlnt,  et  gustum  habeanf,  woraus  sich  ergiebt, 
dass  der  Pfarrer  die  entscheidende  Stimme  hat. 

3  S.  Bd.  U.  S.  295  und  diesen  Band  o.  S.  59. 
Diese  Vorbereitung  ist  auch  partikularrechtlich 
vorgeschrieben ,  Instruktion  Clemens  XIV.  vom 
20.  März  1773,  Analecta  jur.  pontif.  1860 
col.  2273 :  „Rispetto  pol  quelli  che  sono  capad 
di  comunicarsl  cioft  che  conoscono  la  dlgnitlk 
del  sacramento  dell'  eucarlstia,  dovranno  istruirll 
o  farli  istruire  delle  cose  necessarie  per  rlceverlo 
degnamente  nella  prossima  Pasqua  .  .  Se  1  curati 
avessero  bisogno  di  coadiutori  per  la  suddetta 
Istrnlzione  ne  daranno  avviso  alla  secretaria  del 
nostro  tribunale ,  affinchft  da  noi  o  da  Mousign. 


nostro  Vicegerente  si  proweda  coir  ocoorrenza 
ed  Inoltre  potranno  mandare  detti  flgUuoli  e 
flglluole  in  qualehe  luogo  pio ,  dove  sogliODO 
essere  istruiti;  con  che  perd  non  possano  da  chi 
dlrigge  e  govema  tali  luoghi  pii  essere  ammessi 
per  la  prima  volta  a  ricevere  i  sacramenti,  parti* 
colarmente  la  ssma  eucharistia,  se  prima  non 
saranno  giudlcatl  capaci  del  proprio  paroeeo.  Po- 
tranno altresl  incaricare  i  loro  maestri  o  maestre 
di  scuola,  che  non  lascino  d'istruirll  .  .  .  E 
quando  aucora  questi  flgliuoli  e  flglluole  dano 
stati  in  qualunque  modo  istruiti ,  1  curati  prima 
dl  ammetterll  ai  ss.  sacramenti  della  oonfeesione 
e  communione  dovranno  esaminarli  per  m&^or- 
mente  assicurarsl  della  loro  capadtk";  Kölner 
Provinzialkonzü  1860,  coU.  Lac.  dt.  5,  365; 
Paderbomer  Diöc.  Syn.  1867 ,  Arch.  f.  k.  K.  R. 
20,  104;  Rottenburg.  V.  v.  1828,  v.  Vogt  a.  a. 

0.  S.  244;  Wien  1858,  Prag  1860,  Utrecht  1865, 
coli.  Lac.  dt.  5 ,  167.  502.  821.  S.  auch  die 
weiteren  Anführungen  in  der  folgenden  Anm. 

*  Das  gemeinrechtliche  Fundament  dafür  giebt 
der  oatech.  rom.  P.  11.  o.  4.  qu.  48  (s.  o.  Anm. 
2)  und  Bened.  XIV.  oonst.  EUi  mit%ime  vom 
7.  Februar  1742,  %.  14,  elusd.  bull.  1,  50: 
„Monendus  tamen  est  paroohus,  ne  alienae  operae 
nlminm  tribuat,  sed  videat  Ipse  quo  loco  res  sint, 
cum  pueri  sacramentum  eucharistiae  et  conflr- 
mationis  .  .  .  sibi  administrari  exposc&nt".  Im 
übrigen  ist  der  Satz  durch  das  Gewohnheitsrecht 
und  Partiknlarrecht  festgestellt.  S.  d.  vor.  Anm. 
cit.  Instruktion  Clemens  XIV;  v.  Vogt  a.  a.  0., 
Utrecht  1866  1.  o. ,  wonach  der  Pfarrer  die  Ge- 
nehmigung für  einen  anderen  Priester  nicht  ohne 
genügenden  Grund  ertheilen  soll;  ebenso  in 
Frankreich  Sens  18Ö0,  Aix  1850,  coli.  Lac.  dt. 
4,  890.  991 ,  wo  aber  die  Zöglinge  solcher  Er- 
ziehungsanstalten,  in  denen  sich  eine  eigene 
Kapelle  befindet  und  welche  einen  eigenen  Geiat- 
lichen  haben,  von  dem  letzteren ,  Avignon  1849, 

1.  c.  p.  339,  die  auswärtigen  Zöglinge,  welche 
längere  Zeit  die  Schule  eines  Ortes  besucht 
haben ,  von  dem  Pfarrer  des  Schulortes,  Rhelms 
1849,  Tours  1849,  L  o.  p.  117.273,  die  erste 
Kommunion  empfangen  sollen,  vgl.  auch  D  en  eu- 
bourg,  tftude  canonique  snr  les  vicaires  parois- 
siaux  p.  211 ;  über  Belgien  a.  a.  O.  p.  212.  Aus 
diesen  Vorschriften  ergiebt  sich  zugleich ,  dass 
die  Spendung  der  ersten  Kommunion  eine  fnnetlo 
parochialis  im  eigentlichen  Sinne ,  keine  fnnctio 
mere  sacerdotalis  (Bd.  IL  S.  301.  302} ist,  vgl. 
auch  Deneubourg  1.  c.   p.  213.  214.     Da- 


§.  201] 


Verwaltung  der  Sakramente.  Die  Eucharistie. 
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Wegen  ihrer  Unwürdigkeit  sind  von  der  Zulassung  zum  Altarsakramente  ausge- 
Bchlossen  alle  notorischen  Todsünder  ^,  namentlich  Wucherer,  Konkubinarier,  Hurer, 
Gotteslästerer,  sowie  alle  diejenigen,  deren  Gewerbe  und  Beschäftigung  die  Begehung 
Ton  Todsflnden  mit  sich  bringt^.  Ihnen  darf  das  Sakrament,  bis  sie  Busse  gethan 
und  das  gegebene  Aergemiss  abgestellt  haben  ^,  auch  öffentlich  verweigert  werden. 

Wenn  dagegen  Jemand,  dessen  Todsünden  geheim  sind,  die  Kommunion  öffent- 
lieh  verlangt,  so  ist  der  Priester  nicht  berechtigt,  ihn  zurückzuweisen ,  wohl  aber  ist 
er,  falls  dieselbe  nicht  öffentlich  gefordert  wird,  bei  Kenntniss  dieser  Sünden  sogar 
verpflichtet,  ihm  das  Altarsakrament  vorzuenthalten^. 

Eine  Beschränkung  für  diejenigen ,  welche  das  Altarsakrament  zu  empfangen 
berechtigt  sind,  in  Betreff  der  Wiederholung  der  Kommunion  besteht  nicht.  In  der 
Uteren  Kirche,  bis  zum  4.  Jahrhundert,  ist  es  vielfach  Sitte  gewesen,  täglich  Gottes- 
dienst zu  halten  und  dabei  die  Eucharistie  zu  spenden^.  Wenngleich  der  tägliche 
Empfang  längst  ausser  Uebung  gekommen  ist^,  so  ist  doch  kirchlicherseits  die  alte 
Sitte  niemals  gemissbilligt  worden,  im  Gegentheil  hat  ein  von  Innocenz  XI.  unterm 


ge^en  freilich  Bouix,  tract  de  iure  regalai.  ed. 
n.  2,  210 ,  welcher  daher  aach  den  Regalaien 
(8.  0.  S.  65)  das  Recht  dazu  zagesteht. 

1  Bau  dies  das  Genus  ist,  untei  welches  alle 
die  einzelnen  aufgeführten  Kategorien  zu  be- 
greifen sind,  zeigt  die  Aufz&hlung  im  Bit.  rom. 
(8. 66.  n.  8)  „manifestiqne  infames  . .  .  alii  elus 
generis  publici  peccatores",  so  auch  Probst 
S.  171.  Ygl.  hierzu  übrigens  noch  Benedict 
XIV.  de  syn.  dioec.  VII.  11.  n.  8;  Paderbomer 
putor.  instmctio  de  oommunione  peccatoribus 
Tel  administranda  yel  deneganda ,  Arch.  f.  k.  K. 
S.  20,  368  ff. 

In  den  französischen  Provinzialsynoden  wer- 
den unter  den  pubUci  peccatores  noch  besonders 
aofgezihlt  diejenigen,  welche  regelmässig  ob- 
leoene  Schaustellungen  zu  besuchen  pflegen, 
Bordeaux  1850. 1863. 1856,  coli.  Lac.  4,  671. 
663. 707,  diejenigen ,  welche  in  blosser  Civilehe 
leben,  und  Schriftsteller,  welche  ex  professo  die 
kirchliehen  Dogmen  bekämpfen,  wenn  deren 
Schriften  nicht  ganz  anbekannt  sind,  Rheims 
1849,1.  c.  p.  118. 

2  Unter  diesem  Gesichtspunkt  schloss  die  alte 
Kirche  die  histriones,  c.  97  (Cyprlan.)  Dist.  II. 
decons.,  oder  theatrici  und  die  agitatores  (Pferde- 
und  Wagenlenker),  Arles  443  o.  462  c.  20  aus. 
Rheims  1849,  coli.  Lac.  4,  168  nur  [bedingt: 
sQuoad  comoedos  et  actores  scenicos  eos  non  re- 
censemus  inter  infames  nee  inter  excommuni- 
citos.  Verum  tamen,  si,  utplerumque  contingit, 
profetslone  sua  adeo  abutantur,  ut  yulgo  repn- 
tentui  peccatores  publici ,  impia  nempe  vel  ob- 
leoena  ludentes ,  tunc  amovendi  sunt  a  commu- 
nioDe  endiaristlea". 

*  Der  Dieb  muss  daher  das  gestohlene  Gut  zu- 
r&ekgeben,  der  Konkubinarier  die  Konkubine 
entfernen,  s.  Innocenz*  XI.  propositiones  damna- 
tae  ▼.  4.  März  1679.  prop.  61.  62,  bull.  Taurin. 
19,  148. 

Verbrechern,  welche  zum  Tode  yerurthellt 
sind  und  die  Beichte  abgelegt  haben,  kann 
vor  der  Hinrichtung,  selbst  wenn  sie  das  Ihnen 
zur  Last  gelegte  Verbrechen  nicht  gestanden 
haben,  das  Altarsakrament  gereicht  werden,  Be- 


nedict. XIV.  L  c  VII.  11.  n.  3;  Probst 
S.  170,  denn  die  Beseitigung  des  Aergemisses 
tritt  durch  die  Strafe,  welche  sie  zu  erleiden 
haben,  ein.  Doch  wird  es  diesen  als  Viatikum 
gespendet,  und  es  soll  ihnen  wo  möglich  am  Tage 
Tor  der  Hinrichtung,  an  demselben  Tage  nur 
dann,  wenn  keine  Verunehrung  des  Sakramentes 
zu  befürchten  ist,  gegeben  werden,  s.  Congr. 
propag.  y.  1841,  Collect  cit.  p.  184  n.  363,  und 
die  neueren  franzosischen  Provinzialsynoden  in 
der  coU.  conc.  Lac  4,  118.  991.  1116.  1186; 
ygl.  noch  y  an  Espen  J.  £.  U.  P.  II.  t.  4  c.  2. 
n.  24. 

*  Rituale  roman.  tit.  IV.  c.  1.  n.  9 :  „Oocultos 
yero  peccatores ,  sl  occulte  petant  et  non  emen- 
datos  agnoyerit,  repellat;  non  autem  sl  publice 
petant  et  sine  scandalo  ipsos  praeterire  nequeat^. 
Die  Kenntniss  darf  aber  der  Priester  nicht  durch 
die  Beichte  erlangt  haben,  Probst  S.  166; 
Tappehorn,  Anleitung  z.  Verwaltung  des 
Busssakramentes.  2.  Aufl.  Dülmen  1880.  S.261. 
Eine  geheime  Abmahnung,  welche  kein  Auf- 
sehen erregt,  ist  aber  auch  im  ersten  Falle  dem 
Priester  gestattet,  c.  2  (Alex.  III.  ?)  X.  de  off. 
lud.  ord.  I.  31.  S.  auch  die  oben  n.  1.  dt  Pa- 
derbomer  Instruktion,  a.  a.  0.  S.  368  ff. 

Nach  früherem  Recht  hatte  der  spendende 
Priester  auch  fremde  Paroohlanen  zurückzu- 
weisen ,  wenn  sie  nicht  die  Erlaubniss  ihres  Bi- 
schofs, Oarth.  I.  zw.  346  u.  348.  c.  7,  Bruns 
I.  1,  114  oder  ihres  Pfarrers  (so  Paris  1212  o. 
1213.  L  c.  10,  Mansi  22,  822;  K51n  u.  1280 
c.  7,  L  c.  24,  381;  Lambeth  1281  c  1,  1.  c. 
p.  406;  Köln  1310  c.  2  (hier  Androhung  der 
Ausschliessung  yom  Abendmahl,  bis  dem  zu-* 
ständigen  Pfarrer  Satisfaktion  geleistet  ist,  1.  c. 
26,  242)  besassen.  Diese  Konsequenz  des 
früher  bestehenden  Parochialzwanges  ist  aber, 
abgesehen  yon  der  österlichen  Kommunion  (s. 
S.  72)  mit  dem  ersteren  fort  gefallen ,  ygl.  auch 
Bd.  II.  S.  300. 

fi  c.  13  (Augustin.  ?)  Dist  II.   de  consecr. ; 
Probst  S.  104  ff.;  s.  auch  o.  S.  64.  n.  6. 

<}  Probst  S.  166  ff.  S.  auch  unter  Nr.  IH  des 
Textes. 
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I.  Die  Hierarchie  und  die  Leitung  der  Kirehe  durch  dieselhe. 
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15.  Februar  1679  bestätigtes  Dekret  der  Congregatio  concilii  y.  12.  desselben  Mo- 
nats ausgesprochen ;  dass  Niemand  yom  Abendmahl,  wenn  er  dasselbe  auch  täglich 
yerlange,  znrflokgewiesen  werden  dflrfe  K 

III.  Die  Pflicht  znm  Empfange  der  Eucharistie  (insbesondere  das 
Qebot  der  österlichen  Kommunion).  Erst  seit  dem  4.  Jahrhundert  war  die 
Earche  genOthigt,  mit  Verboten  gegen  die  Versäumung  der  Kommunion  seitens  der 
Gläubigen  einzuschreiten  ^.  Allerdings  blieb  damals  zunächst  an  yielen  Orten  noch 
die  Sitte  in  Uebung,  jeden  Sonntag  die  Eucharistie  zu  empfangen  3,  indessen  musste 
man  sich  schon  im  6.  Jahrhundert  im  westgothischen  Qallien^,  und  später  auch  im  ka- 
rolingischen  Reich  mit  der  Anordnung  begnügen,  dass  die  Gläubigen  die  Kommunion 
dreimal  im  Jahre,  zu  Weihnachten,  Ostern  und  Pfingsten  empfangen  sollten  \  Ja,  zum 
Theil  wurde  nur  einmaliger  Empfang  am  Grttndonnerstage  als  absolut  nothwendig 
yerlangt^^,  wenngleich  man  es  daneben  nicht  an  Ermahnungen  zum  öfteren  Empfiuig 
hat  fehlen  lassen  7.  Zwischen  diesen  beiden  Minimalforderungen  hat  sich  in  der 
Folgezeit  die  kirchliche  Partikulargesetzgebung  gehalten  s,  und  erst  mehrere  Jahr- 
hunderte später  hat  das  IV.  Lateranensische  Konzil  yon  1215  eine  fdr  die  ganze 
Kirche  geltende,  noch  heute  massgebende  Vorschrift  erlassen.  Nach  demselben  ist 
jeder  Christ,  welcher  zu  den  ünterscheidungsjahren  gelangt  ist,  bei  Vermeidung  der 
tnierdtcüo  ingreasus  ecclesiae  und  der  Verweigerung  des  kirchlichen  Begräbnisses  yer- 
pflichtet,  mindestens  einmal  zu  Ostern  in  der  Kirche  seiner  Pfarrei  die  Eucharistie 
zu  emp£Etngen,  sofern  ihm  nicht  der  eigene  Pfarrer  aus  einem  yemfinftigen  Grunde 


1  Abgedruckt  bei  Ferraris  B.  ▼.  eacharistia 
D.  41;  Probst  S.  118.  n.  5  und  in  Richter, 
Trldenttnom  S.  67.  n.  1 :  „. . .  Uludqae  omnino 
proTideat  (sc.  parochas  aeu  confessarias) ,  ut 
nemo  a  b.  oon^ivio,  seu  freqnenter  senqnoti- 
die  aceeBserit,  repellatur  et  nihilominuB 
det  opeiam,  at  nnuBqnlBque  digne  pro  devotionis 
et  praeparationis  modo  rarins  aut  crebiins  do- 
mini  corporis  snavitatem  degastet.  Itidem  mo- 
niales  quotidie  s.  commanionem  petentes  ad- 
monendae  erant,  at  in  diebus  ex  earam  ordinls 
institato  praestitatis  commanicent  Si  qaae  vero 
paritate  mentis  eniteant  et  fayore  spiritus  ita  in- 
calaerint,  at  dignae  freqaentiori  aat  qaotidiana 
SS.  sacramenti  perceptione  yideri  possint ,  Id  Ulis 
a  saperioribas  permittatar.  .  . .  Porro  episcopi  et 
parochi  et  confessarii  redargnant  asserentes  com- 
manionem qaotidianam  esse  de  Jure  divlno^. 

2  0.  20  (Toledo  I.  400.  c.  13)  Dist  II.  de 
cons.  Aelter  sind  Verbote  dagegen,  dass  die 
Qlaabigen  den  Gottesdienst  nicbt  vor  der  Aas- 
theilang  and  Tor  dem  Empfange  der  Eacharistie 
Terlassen  sollen,  c.  62  (Antiochien  341.  c.  2) 
Dist.  I.  de  cons.;  cau.  10.  (9)  apost.,  wo  Aas- 
scblass  aas  der  Gemeinschaft  angedroht  wird. 

>  Probst  a.  a.  0.   S.  106. 

♦  c.  19  (Agde  608.  c.  18)  Dist.  IL  de  [cons. 
c  21  ibid.,  in  welchem  dasselbe  vorgeschrieben 
wird ,  mit  der  Inscription :  £x  conc.  EUberitano 
gehört  dem  Konzil  von  Elvira  nicht  an. 

ft  Toars  813  c  60,  Mansi  14,  71  in  c.  16. 
Dist  dt.  (hier  anter  der  falschen  Uebeischrift 
Fabian) :  „  Ut  si  non  fireqaentios ,  vel  ter  laid 
homines  in  anno  commanicent,  nisi  forte  qais 


msioribas  criminibojs  qoibaslibet  Impediatoi^, 
(Zusatz  bei  Gratian.)  „in  Pasca  videlieet  et  Pente- 
costen  et  Natale  Dominik 

«  Ghalons  813  o.  47,  1.  c.  p.  103. 

^  Regensbarger  Synode  (a.  800  oder  nach 
Nagel,  Forschangen  zar  deatsch.  Gesch.  18, 
339  von  743  o.  744)  c.  6  (LL.  3,  456):  «...  et 
non  Bleut  pro  dolor  a  multis  seiet  fleri,  at  «11- 
quando  spatium  anni  pertransit,  quo  non  per- 
cipit  suae  sacramenta  salutis,  qui  namquam 
anam  septlmanam  progredi  debuit  At  tarnen  ita 
vos  ammonemas,  ut  infra  tertiam  et  qoartam  do- 
minicam  a  nobis  (sie)  non  neglegatar,  oam  eüam 
et  Gred  et  Romani  seu  et  Frand  omni  dominico 
commanicent**  (vgl.  hierzu  die  dem  Theodor  von 
Oanterbury  zugeschiiebenen  Bussordnungen  und 
poenit.  Gummeani,  Wasserschieben,  Boas- 
ordnungen  S.  147. 167.  196.  492 :  „Graed  omni 
dominica  die  commanicant  sive  clerld  sive  laid 
et  qui  tribas  dominicis  non  commanicaverit,  ex- 
communicetur,  Romani  similiter  communieint 
qui  volunt,  qui  autem  noluerint,  non  excom- 
municentur**).  S.  ferner  Aachen  836.  C.  HI. 
c.  22,  Mansi  14,  694;  Bened.  Lev.  U.  170: 
„ . . .  Et  si  fleri  potest ,  omni  dominica  die  com- 
manicent, nisi  criminali  peccato  et  manifeste 
impediantar**.  Die  Regel  Ghrodegangs  v.  Metz 
für  die  Kanoniker  c.  14,  Walter,  fontes  Juris 
ecdes.  p.  28.  29,  verpflichtet  diese  zor  Komma- 
nion  an  allen  Sonntagen  and  allen  Festtagen. 

^  So  schreibt  die  Mainzer  Diöcesansynode  zw. 
950 a.  951,  Hefele4,  603  vor,  dass  zweimal 
im  Jahre,  zu  Ostern  and  Weihnachten ,  komma- 
nidrt  werden  soll. 
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die Fernhaltang  davon  gestattet^,  und  im  Anschluss  an  diese  Anordnung  hat  das 
Konzil  Ton  Trient  die  Lengnnng  der  dadurch  festgesetzteii  Pflicht  mit  dem  grossen 
Banne  bedroht^.  Des  Nftheren  ist  betreff  dieses  Gebotes,  des  s.  g.  praeoeptum  paschale^. 
Folgendes  za  bemerken: 

1.  Das  Jahr,  innerhalb  dessen  die  Kommunion  mindestens  einmal  zn  nehmen 
ist,  wird  nach  allgemeiner  Gewohnheit  von  Ostern  zu  Ostern  gerechnet  ^. 

2.  Zur  ErfUlung  des  Gebotes  ist  es  nicht  nothwendig,  dass  die  Kommunion  gerade 
an  den  Ostertagen  selbst  genommen  wird,  vielmehr  kann  dies  nach  der  Bulle 
Eugens  IV. :  FicU  digna  in  der  Zeit  vom  Palmsonntag  bis  zum  weissen  Sonntag,  also 
aueh  innerhalb  der  Woche  vor  und  der  Woche  nach  dem  Ostersonntag,  geschehen  ^. 
Femer  ist  jeder  Bischof  befugt,  Aber  den  Umfang  der  Österlichen  Zeit  n&here  Bestim- 
mang  au  treffen^.  Dabei  darf  er  aber  nicht  so  weite  Grenzen  stecken,  dass  diese  Aber 
diejenigen  Wochen,  welche  nach  einer  vernünftigen  Auffassung  ftlglich  noch  zur 
österlichen  Zeit  gerechnet  werden  können,  hinausgehen^,  andererseits  ebensowenig 
den  Zdtraum  derart  einschränken ,  dass  den  Gl&ubigen  oder  einzelnen  Klassen  der- 


t  c  12.  X.  de  poen.  Y.  38 :  „  Omnis  utrius- 
qoe  iexna  fldells,  postqnam  ad  annoi  discretionia 
perreneilt ,  omnia  sna  peocata  Mltem  semel  in 
umo  fldellter  conflteatar  proprio  sacerdoti  et  in- 
ionctam  ribi  poenitentiam  propriis  yiribns  Btu- 
deat  adimplere ,  snsoiplenB  leyeienter  ad 
minat  in  PaBoha  enoharistiae  sacra- 
mentnm,  niai  forte  de  propril  sacerdotii  oon- 
lilio  ob  aliquam  ratiLonabilem  caasam  ad  tempas 
tb  bniusmodi  percepüone  duxerit  abstinendum ; 
alioqain  et  Tivens  ab  ingreasa  eccleslae  aiceatur 
et  morlens  Ghnatiana  careat  sepultura.  Unde 
boe  aalutare  statatam  freqnenter  in  ecclesüs 
pablieetor,  ne  quisqnam  ignorantiae  caecitate  ve- 
Urnen  excoaationis  assnmat^.  (Das  Ritaale  ro- 
man.  tit.  IV,  c.  3.  n.  1  Bchxeibt  vor,  daBB  diese 
Pablikation  in  der  Qnadragesima  Torgenommen 
▼erden  soll.) 

2  Sess.  XIII.  de  bb.  enohar.  sacr.  ean.  9 :  i,Si 
quifl  negaverit ,  onines  et  sing^los  Gbristi  fldeles 
ntrinsqne  sexns,  qumn  ad  annos  diBcretionis  per- 
Tenerint,  teneri  singnliB  annis  saltem  in  Passate 
ad  commnnicandam  inxta  praeceptnm  sanctae 
matilB  ecelesiae:  anatbema  slf. 

*  Vgl.  aach  die  Abb.  über  d.  österl.  Eommn- 
nion  in  der  Tübinger  theol.  Qaartalscbrift  1848. 
S.  22  ff.  und  De  la  confession  annnelle  et  de  la 
eommnnion  paacale  i.  d.  Analecta  jur.  pontif. 
1860.  p.  2260  ff. 

'  Mancbe  reebnen  es  allerdings  vom  1.  Advent- 
lonntage  oder  aucb  Yom  1.  Januar,  docb  sind 
dieae  Meinongen  yereinzelt  geblieben,  Probst 
S.  83.  S.  aucb  die  folgende  Anm. 

»V.  8.  Juli  1440,  buU.  Taurin.  5.  52: 
oDieiffiOB  expresse,  non  intentionis  legislatoris 
faissa,  animas  iliaqueare  fldelium  sub  culpa  mor- 
tali  ad  communicandum  praecise  in  die  resur- 
xectionis  dominicae,  sed  terminum  statuisBe  a 
paseba  ad  pascbam  ,  cum  dielt :  itmtl  in  anno 
et  infira  ad  mtnui  in  Pateha.  Mens  enim  magis 
quam  ▼erborum  sonus  est  attendenda  discrete. 
latelligimuB  itaque  optimo  Jure  satisfactum  esse 
caaoni,  si  in  bebdomade  sancta  Tel  Intra  octaTam 


pascbae  resurrectioniB  dominicae  secundum  me* 
liorem  dispositionem  couBcientiae  et  aptiorem 
mentis  deyotionem  fldeles  praeparatione  debita 
B.  euchariBtiae  pignus  acclplant  et  cum  domino 
pasoba  celebrent  ad  salutem  et  hulo  sententlae 
omnes  yolumus  acquiescere'^. 

0  Die  in  der  yor.  Anm.  citirte  BuUe  betrachtet 
die  betreffenden  Fristen  selbst  nicbt  als  abso- 
lute, und  daher  ist  jeder  Bischof  befugt ,  nähere 
Anordnungen  zu  treffen ,  weil  sich  diese  nur  als 
Ausführungen  des  gemeinen  Rechtes  charakte- 
risiren. 

7  Eine  sch&rfere  Pracisirung  ist  nicbt  mög- 
lich. Für  zulässig  wird  es  demnach  erachtet 
werden  können,  wenn  die  österliche  Zeit  vom 
Bischof  auf  yierzehn  Tage  toi  und  yierzehn  Tage 
nach  Ostern  (so  Gonstanzer  Y.  t.  1804,  Lang, 
SammL  d.  Württemb.  Kirchengesetze  S.  61)  fest- 
gesetzt wird ,  dagegen  erklärt  Benedikt  XIY.  de 
syn.  dioeces.  XII.  6.  n.  10  eine  die  Zeit  vom 
Donnerstag  nach  Aschermittwoch  bis  zum  weis- 
sen Sonntag  ausdehnende  bischöfliche  Verord- 
nung oder  eine  solche ,  welche  sie  bis  zum 
Himmelfahrtstage  yerlängert,  für  unzulässig. 
Allerdings  bestimmt  damit  im  Widerspruch  die 
Prager  Provinzialsynode  y.  1860,  coli,  ooncil. 
Lac.  5 ,  508 ,  auf  Grund  alter  Gewohnheit  als 
österliche  Zeit  die  Wochen  vom  Donnerstag  nach 
Aschermittwoch  bis  auf  Sonntag  nach  Pfingsten 
(dominica  trinitatis).  Für  eine  so  weite  Ausdeh- 
nung bedarf  es  indessen  (so  auch  Benedikt  XIY. 
a.  a.  0.)  eines  päpstlichen  Indultes ,  wie  solche 
mehrfach  (s.  Benedikt.  XIY.  l.  c. ;  Arch.  f. 
kath.  K.  R.  50, 402),  in  neuerer  Zeit  namentlich, 
oolLLac.  3, 464, 799,933,  962,  für  Nordamerika, 
Irland  und  England  gegeben  worden  sind.  Der 
Sekretär  der  Congr.  conciL  besitzt  die  Befug- 
niss  (s.  Bd.  I.  S.  458) ,  den  Bischöfen ,  aposto- 
lischen Vikaren ,  abbates  nullius  und  Kapitular- 
Vikarien  die  Vollmacht  zur  Ausdehnung  der  ge- 
setzlichen Zeitfrist  für  Erfüllung  des  praeceptum 
pascbale  auf  drei  Jahre  zu  ertheilen  und  von  drei 
zu  drei  Jahren  zu  erneuem,  Bangen,  die  rö- 
mische Kurie  S.  496.  no.  15, 
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selben  die  ErfUliing  der  Pflicht  an  irgend  einem  Tage  während  der  OsterÜehen  Zeit 
nnmöglich  gemacht  wird^ 

3.  Die  österliche  Kommunion  mnss  znr  ErfUllang  des  Gebotes  in  der  Pfarrkirche 
des  Domizils  des  Gläubigen  bei  dem  betreffenden  Pfarrer  genommen  werden'.  Ihre 
Anstheilnng  ist  eine  fnnctio  parochialis  im  eigentlichen  Sinne  des  Wortes'.  Der  Pfar- 
rer soll  sie  sogar,  wenn  irgend  möglich,  am  Ostersonntage  selbst  Tomehmen*.  Im 
flbrigen  ist  er  befhgt ,  damit  mindestens  ftlr  andere  Tage ,  namentlich  wenn  er  die 
dadurch  entstehende  Last  nicht  bewältigen  kann,  einen  oder  mehrere  seiner  Kapline 
zu  betrauen^. 

In  einer  anderen  als  der  Pfarrkirche  kann  die  Kommunion  nur  mit  ErlaubiuBs 
des  Bischofs  oder  des  zuständigen  Pfarrers  empfangen  werden*. 

Durch  unvordenkliche  Gewohnheit  kann  ein  solches  Recht  nicht  begrOndet  wer- 
den 7.  Ebensowenig  ersetzt  das  Kommuniciren  in  der  Kathedralkirche  der  DiOcese 
den  österlichen  Empfang  der  Eucharistie  in  der  Parochialkirche  ^. 

Aus  diesen  Vorschriften  folgt  endlich,  dass  jeder  Geistliche ,  insbesondere  jeder 
Pfarrer,  fremde  Parochianen,  welche  bei  ihm  die  Kommunion  zur  Erfüllung  des  öster- 
lichen Gebotes  nehmen  wollen^,  an  ihren  zuständigen  Pfarrer  zu  yerweisen  hat^^ 

Nur  Reisende,  welche  von  ihrem  Domizile  fem  sind,  und  diejenigen  Personen, 
welche  keinen  Wohnsitz  haben,  können  dem  Gebote  in  der  Pfarrei  ihres  Aufenthalt- 
ortes während  der  österlichen  Zeit  nachkommen  ^^. 


1  Daher  hat  es  die  Congr.  conc  nach  Fagn  an. 
ad  c  12.  X.  clt.  11.45  für  unstatthaft  erklärt,  dass 
der  Bischof  fQr  Verheirathete  oder  Kaafleute 
u.  8.  w.  bestimmte  Sonntage  oder  Wochentage 
während  der  erwähnten  Zeit  festsetzt  S.  anch 
Collect  societ.  mission.  cit  p.  184.  n.  360. 

2  So  wird  der  Ausdrack  proprins  sacerdos  in 
c  12.  X.  cit  (s.  S.  71  n.  1)  allgemein  ausgelegt, 
s.  namentlich  anch  Sixtl  Y.  const  Circamspecta 
V.  9.  Angust  1586,  bull.  Tanr.  9,  250:  „ . . .  de- 
daramns ,  non  posse  dici  satisfecisse  canoni ,  qni 
a  dominica  Palmaram  per  totam  octaTam  Pascha- 
lis  extra  proprium  parochiam  sine  sui  parochl 
licentia  commnnicavlt'';  Benedict  XIY.  const 
Magno  v.  2.  Juni  1751.  S.21,  bull,  elusd.3, 173. 
Vgl. auchProsper.  Lambertini  instit. XYIU. 
n.  12  und  Probst  8.  87. 

3  Bd.  II.  S.  301.  302;  Deneubourg,  tftude 
canonique  sur  les  yicaires  paroissiaux  p.  207. 

*  Rituale  roman.  tit.  lY.  c.  3.  n.  3 :  „Dabit 
quoque  operam  parochus,  quoad  eins  fleri  potest, 
nt  in  ipso  die  ss.  Paschae  communicent;  quo  die 
ipse  per  se ,  nisi  legitime  impediatur ,  parochiae 
suae  fldelibus  hoc  sacramentam  mlnistrabit^ 

5  Deneubourg  1.  c  p.  206. 

^  Benedict  XIY.  const.  Magno  y.  2.  Mai 
1751.  S.  21,  eiusd.  bull.  3,  173;  derselbe 
(Prosper.  Lambertini)  instit  XYIII.  n.  12|; 
Probst  S.  89.  Yorausgesetzt  ist  hierbei  eine 
specielle ,  nicht  eine  generelle  Erlaubniss ,  so 
auch  Utrecht  1865,  coli,  conc  Lac.  5,  824,  und 
ein  genügender  Grund,  Wien  1858,  I.  c  p.  155; 
Tuam  1858,  1.  c.  3,  886,  wo  auch  Bescheinigung 
des  fremden  Pfarrers  über  die  österliche  Kom- 
munion verlangt  wird.  Dagegen  soll  nach  Bourges 
1850  und  Auch  1854,  1.  c.  4,  1115.  1186  eine 
solche  Erlaubniss  nicht  leicht  y erweigert  werden. 


'J  So  Congr.  conc.  v.  1803  in  Richter  Trlden- 
tinum  S.  69.  n.  7.  Doch  lässt  Gran  1858,  an- 
scheinend auch  Prag  1860,  coli,  cit  5,  21.  503. 
504,  eine  legitima  consuetudo  zu. 

8  Durch  die  Kathedrale  wird  zwar  an  sich  die 
Yerbindung  und  Einheit  mit  der  allgemeioen 
Kirche  füt  die  Gläubigen  ebenso  vermittelt,  wie 
durch  die  Pfarrkirche  ,  indessen  kommt  für  die 
österliche  Kommunion  in  Betracht,  dass  der 
spendende  Geistliche  in  der  Lage  sein  moss,  be- 
nrtheilen  zu  können ,  ob  die  betreffende  Person 
nicht  vom  Rechte  zu  kommuniciren,  ausgeschlos- 
sen, nnd  ob  sie  dazu  würdig  ist  S.  Entscheidung 
Innocenz'  XI.  y.  5.  Februar  1682,  bei  Ferraris 
L  c  1.  ▼.  Eucharistia  n.  13,  Congr.  conc  ▼.  1786, 
Richter  p. 69. n.6;  Prospero  Lambertini 
Instit  XYIII.  n.  11 ,  wodurch  die  gegentheilige 
Ansicht],  B.  darüber  Ferraris  1.  c  n.  13,  als 
beseitigt  erachtet  werden  kann.  Die  Diooesan- 
synode  v.  Neapel  1882,  Arch.  f.  k.  K.  R.  50, 401 
stellt  aber  auf  Grund  einer  antiquissima  con- 
suetudo die  Metropolitankirche  der  Pfarrkirche 
in  der  fraglichen  Beziehung  gleich ,  freilich  im 
Widerspruch  mit  der  in  der  vor.  Anm.  angefüll- 
ten Entscheidung. 

9  Also  nicht  solche ,  welche  blos  ans  Andacht 
kommuniciren  wollen  und  dem  Gebote  entweder 
schon  genügt  haben  oder  ihm  noch  nachzukom- 
men beabsichtigen. 

W  Rituale  roman.  t.  lY.  c  3.  n.  3 :  .,AUenae 
vero  parochiae  fldeles  ad  proprium  parochus  re- 
mittet, praeter  peregrinos  et  advenas,  et  qul 
certum  domicilium  non  habent,  qnibns  ipse  sa- 
cram  praebebit  communionem,  gl  accesserfnt 
rite  parati:  vel  ubi  est  ea  consuetudo,  eos  ad 
cathedralis  ecclesiae  parochum  remittet". 

<*  Im  Falle  einer  dahin  gehenden  Gewohnheit 
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Ansser  den  Reisenden  sind  von  der  Kommunion  in  der  Pfarrkirche  diejenigen 
Priester  befreit,  welche  kraft  ihrer  Stellnng  während  dieser  Zeit  in  einer  anderen 
Kirche  sn  celebriren  haben ;  diese  empfangen  das  Sakrament  nicht  ans  der  Hand  des 
Pfarrers,  sondern  reichen  es  sich  selbst  K 

Die  Begnlaren  von  Manns-  oder  Frauen -Orden  nehmen  die  Österliche 
Kommnnion  in  ihrer  Klosterkirche^.  Das  gilt  auch  von  allen,  welche,  mögen  sie 
Geistliche  oder  Laien  sein,  znr  Familie  des  Klosters  gehören,  d.  h.  allen,  welche  in 
Diensten  des  Klosters  stehen  und  gleichzeitig  in  demselben  Wohnung  und  Nahrung 
erhalten  3.  Auf  die  Niederlassungen  und  Gotteshäuser  der  neueren  und  ordensähn- 
liehen  Kongregationen  findet  das  Gesagte,  weil  diese  von  der  Pfarr- Jurisdiktion  nicht 
eximirt  sind,  keine  Anwendung^,  noch  viel  weniger  auf  Bruderschaften,  Hospitäler, 
Kollegien  und  deren  Kirchen^.  Die  Mitglieder  dieser  Genossenschaften  haben  daher 
die  österliche  Kommunion  in  der  Pfarrkirche  des  betreffenden  Ortes  zu  empfangen, 
sofern  sie  entweder  in  der  Pfarrei  domilizirt  sind  ®  oder  sofern  der  Zweck  ihres  dor- 
tigen Aufenthalts,  wie  z.  B.  bei  Angehörigen  von  Erziehungs-  und  Unterrichts- An- 
stalten, eine  besondere  Reise  nach  der  eigenen  Pfarrei  zur  Empfangnahme  der  öster- 
lichen Kommunion  ausscUiesst^. 


hat  de  aber  der  Pfarrer  an  die  Kathedrale  zu 
teiweiaen.  üebrigens  können  sich  die  Reisen- 
den aach  die  österliche  Kommnnion  In  Jeder 
Klosterkirche  spenden  lassen,  weil  der  eigene 
Pfairer  kein  Recht  hat,  dass  sie  dieselbe  bei  ihm 
empfangen,  Probst  S.  93.   S.  auch  o.  S.  65. 

1  Wenn  aber  der  Geistliehe  nicht  celebrirt, 
L  B.  krank  ist,  so  hat  er  wie  der  Laie  die  öster- 
liche Kommunion  aus  der  Hand  seines  Pfarrers 
ZQ  nehmen,  Ferraris  1.  c.  n.  14;  Probst 
8.92. 

^  Weil  diese  als  exemte  der  ordentlichen 
Pfair-Jarisdiktion  nicht  unterstehen  und  ihre 
eigene  Seelsorge  haben,  Probs  t  S.  90. 

'  Beide  Erfordernisse  (von  den  Kanonisten  als 
«UM  und  dens  bezeichnet)  miissen  Torliegen,  s. 
auch  Trid.  sess.  XXIY.  c.  11  de  ref.  (^qui  prae- 
lUetis  lods  aut  militiis  aetu  serriunt  et  intra 
eorom  septa  ac  domos  resident  snbque  eorum 
obedientia  vi^nnt^  u.  Gongr.  conc  v.  1738: 
nTegulares  posaunt  laieis,  qui  degunt  intra  septa 
monasterü  eisque  actu  inserviunt,  ministrare 
saeramenta  eucharistiae  etlam  tempore  paschatis 
ac  extremae  unctlonis  neenon  sepulturam  dare 
in  propria  ecelesia  iuxta  deoret.  edit.  in  Medio- 
lanensi,  non  tarnen  iis  qui  qnidem  actu  in- 
serTiunt,  sed  degunt  extra  septa  monasteili 
nee  eorum  familüs" ;  ebensowenig  wie  den  zu- 
letzt genannten  kann  die  Österliche  Kommunion 
im  Kloster  dort  sich  aufhaltenden  Fremden  er- 
ÜieUt  werden,  Gongr.  conc.  v.  1670,  vgl.  Fer- 
raris 1.  e.  n.i8.  19;  Probst  S.  91.  Nioht 
anders  verhalt  es  sich  mit  den  Zöglingen,  welche 
in  einem  Kloster  die  Erziehung  auf  eigene 
Kosten  erhalten,  denn  auf  sie  passen  die  angegebe- 
nen Erfordernisse  gleichfalls  nicht,  doch  machen 
einzelne,  vgl.  darOber  Probst  S.  92;  Bouix, 
tiactat.  de  iure  regularium.  ed.  II.  1,  671  u.  2, 
204,  eine  Ausnahme  fQr  Mlidchen ,  da  für  diese 
das  Terlassen  des  Klosters  mit  Schwierigkeiten 
verbunden  sei.  S.  aber  des  Weiteren  noch  oben 
im  Text. 


4  Schuppe,  Wesen  und  Rechtsverhältnisse 
der  neueren  religiösen  Frauengenossenschaften 
S.  65. 

Was  dieTertiarier  der  religiösen  Orden  be- 
trifft, so  stehen  diese,  sofern  sie  die  3  feierlichen 
Gelübde  ablegen,  also  die  Privilegien  der  Orden 
haben,  den  Mitgliedern  der  letzteren  in  der  hier 
fraglichen  Beziehung  gleich ,  die  übrigen  aber 
nicht,  Ferraris  1.  c.  n.  16;  Probst  S.  92. 

^  Gongr.  conc.  12.  Sept  1750,  Richter  Tri- 
dentinum  S.  69  n.  3:  ,^d  dubium:  Au  fami- 
liäres et  domestici  degentes  in  arohihospltali 
eidemque  inservientes,  praeceptum  paschale  ad- 
implere  teneantur  in  ecclesia  archlhospitalis  seu 
potius  accedere  teneantur  ad  ecclesiam  collegia- 
tam  et  paroohialem  S.  Petri  in  casu?  S.  G.  resp. 
negatiTO  ad  primam  partem ,  affirmative  ad  se- 
cundam«;  u.  v.  11.  Juni  1718,  Probst  S.  92. 
n.  11:  „In  oratoriis  coUegiorum  convictoribus, 
diseipnlis  etdomestiois.  h.  e.  illis  qui  actu  degunt 
in  coUegio  et  illi  inserviunt,  oommunlo  pascha- 
lis  administrari  non  potest'^ 

0  Utrecht  1865,  coli.  conc.  Lac.  5, 824  schreibt 
Tor,  dass  „omnes  qui  commorantur  in  seminariis, 
collegiis  ecclesiastlGls  aliisque  congregationibus, 
ab  episcopo  speciali  directori  Tel  rectori  concre- 
ditis  aut  ab  eo  approbatis ,  in  ipsius  domus  sa- 
cello,  a  rectore  ipso  vel  ab  eius  delegato  commu- 
nionem  pasohalem  recipere  valeant'';  ähnlich 
auch  Tours  1849,  1.  c.  4,  276.  Das  stimmt  aber 
nur  mit  dem  gemeinen  Recht  überein,  wenn  vor- 
ausgesetzt vrird,  dass  für  diese  Institute  eine  be- 
sondere, Pfarr-Seelsorge  eingerichtet  ist. 

"^  Man  stützt  dies  auf  den  Begriff  des  s.  g. 
Quasi-Domizils  (s.  Bd.  II.  S.297).  Das  RichÜge 
ist,  dass  solche  Personen,  welche  wegen  eines 
bestimmten  Zweckes  auf  längere  Zeit  von  ihrem 
Domiäl  entfernt  sind,  keine  Verpflichtung  haben, 
ihren  Aufenthalt  zu  unterbrechen ,  ebensowenig 
wie  ein  Reisender  genöthigt  ist  y  während  seiner 
Reise  zu  seiner  Pfarrei  zurück  zu  kehren  (s.  o. 
S.  72). 
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Wenngleich,  wie  oben  (8.  65)  bemerkt  ist ,  die  Mönchsorden  das  Recht  haben, 
die  Enoharistie  in  ihren  Klosterkirchen  spenden  zu  lassen,  so  wird  doch  durch  die 
Empfangnahme  in  einer  solchen  seitens  der  GUubigen  dem  österlichen  Oebot  nicht 
genügt,  ja  es  ist  den  Religiösen  sogar  ausdrücklich  verboten,  in  ihren  Kirchen  am 
Ostersonntage  selbst  solchen  Laien,  welche  nicht  zum  Kloster  gehören  (s.  o.  8.  73), 
die  Eucharistie  zu  ertheilen^ 

4.  Die  österliche  Pflicht  tritt  für  jeden  Qlftnbigen  mit  der  Zeit  ein,  wo  er  zu  den 
Unterscheidungsjahren  gelangt  ist,  also  als  Kind  die  Eucharistie  empfangen  kann'. 
Exkommunicirte,  Gefangene  ^  und  Kranke  sind  nicht  von  der  Pflicht  entbunden.  Die 
ersteren  haben  sich  um  Erlangung  der  Absolution  zu  bemllhen^,  die  (befangenen  den 
Richter  um  die  Ermöglichung  zu  ersuchen ,  und  den  Kranken  ist  nöthigenfalls  die 
Kommunion  zu  Hause  zu  spenden  ^ 

Wohl  aber  ist  der  Bischof  oder  der  Pfarrer*  befugt,  beim  Vorliegen  einer  ge- 
rechtfertigten Ursache,  vor  Allem  wenn  er  Zweifel  hegt,  ob  das  Beichtkind  aach  titr 
den  Empfang  einer  wtlrdigen  Kommunion  genllgend  vorbereitet  ist,  dasselbe  von  der 
letzteren  zurflckznhalten 7,  d.  h.  die  Frist,  innerhalb  deren  es  dem  österlichen  Gebot 
genflgen  darf,  zu  verlängern  ^. 

5.  Zur  ordnungsmässigen  Erfflllung  der  Pflicht  gehört  die  vorgftngige 
Ablegung  der  Beichte.  Im  Falle  ihrer  Unterlassung  ist  der  um  die  Kommnnion  an- 
gegangene Priester  sowohl  berechtigt,  wie  auch  verpflichtet,  die  betreffende  Person 
vom  Abendmahl  zurflckzuweisen^. 

Femer  wird  durch  eine  sakrilegische  Kommunion,  d.  h.  eine  solche,  welche 
wissentlich  im  Be  wusstsein  der  Unwürdigkeit  genommen  wird,  der  Pflicht  nicht  genflgt  *  ^. 

6.  Die  Unterlassung  der  Erfüllung  des  Österlichen  Gebotes  ist  mit  der  interdicüo 
ffi^r«»nM6<;c/eMatf  und  der  Versagung  des  kirchlichen  Begräbnisses  bedroht^^. 
Die  erstgedachte  Censur  und  die  zuletzt  erwähnte  Strafe  tritt  aber  nicht  ipso  iure  ein, 


1  Das  ist  dnicli  -wiederholte,  anch  päpstlich  be- 
hestatigte  Entscheidungen  der  Congr.  conc.  ent^ 
schieden,  da  die  Privilegien  der  Orden  nicht  dar- 
auf gehen.  Im  Üehrigen  ist  die  Spendung  wäh- 
rend der  österlichen  Zeit  an  Laien  nicht  ansge- 
schlössen ,  nur  erfüllen  diese  durch  eine  solche 
Kommunion  das  österliche  Gebot  nicht,  vgl. 
Ben  ed.  XIY.  const  Magno  t.  2.  Juni  1751. 
S& 21. 22.  bull,  eiusd.  3,  173  und  dess  elben 
de  syn.  dioec.  IX.  16.  n.  3  ü;  Ferraris  1.  c. 
n.  20  ff.;  Richter,  Tridentinum  S.  70  n.  9. 
10;  Probst  S.  90. 

2  VgL  0.  S.  67. 

8  Denn  durch  unerlaubte  und  strafbare  Hand- 
lungen kann  sich  Niemand  Ton  seinen  kirch- 
lichen Pflichten  f^ei  machen. 

^  Jedoch  sind  nach  der  Gongr.  conc  diejenigen, 
welche  erst  kurz  vor  Ostern  ezkommunicirt  wor- 
den sind,  entschuldigt,  Ferraris  1.  c.  n.  26. 

8  Rituale  rom.  1.  c.  n.  4:  ^egrotis  quoque 
parochialibus,  etiamsi  oommunionem  extra  prae- 
seriptOB  paschales  dies  sumpserint,  in  paschalibus 
diebus  illam  deferet  ac  ministrabit**. 

0  Nach  ausdrücklicher  Yoisohzift  des  c.  12.  X. 
dt,  s.  0.  S.  71.  n.  1. 

7  Weitere  Beispiele,  Gongr.  conc  y.  1609 
bei  Probst  3.  80.  n.  8:  „si  timeatur  de  relapsu 
in  peccatum  seu  gravitas  delicti  perpetratl  id  re- 


qulrat  aut  si  causa  alieuius  forensis  expeditionis 
impediat  conscientiae  serenitatem''. 

8  Da  Bischof  und  Pfarrer  diese  Amtshandlung 
in  ihrer  Eigenschaft  als  Beichtväter  ertheilen,  so 
muss  auch  Jeder  Beichtyater,  bei  welchem  das 
Pfarrkind  berechtigter  Weise  die  ostediche 
Beichte  ablegt,  dieselbe  Bef  ugniss  haben,  Probst 
S.  85.  86. 

9  c.  12.  X.  dt  setzt  die  Gebote  der  JährUchen 
Beichte  und  der  österlichen  Kommunion  in  so 
enge  Verbindung  mit  einander,  dass  die  Erfül- 
lung des  erstgedaehten  als  Bedingung  der  Ge^ 
nügung  des  zweiten  angesehen  weiden  muss,  um 
80  mehr,  als  auch  dieselben  Strafen  für  die  Ver- 
letzung des  einen  oder  andern  angedroht  sind. 

^0  Propos.  56  ab  Innocentio  XI.  damnata 
4.  März  1679,  buU.  Taurin.  19,  148 :  „Pzaecepto 
communlonis  annuae  satisflt  per  sacrUegam  do- 
mini  manducationem''. 

li  c.  12.  X.  cit ;  nicht  mit  der  Exkommuni- 
kation, denn  das  Tridentinum  (o.  S.  71.  n.  2) 
droht  diese  nicht  für  die  blosse  Unterlassung  an. 

Um  die  Unterlassung  zu  konstatiren ,  hat  der 
Pfarrer  eine  Kontrole  zu  führen ,  und  zwar  auf 
Grund  des  durch  das  Rituale  roman.  (tit.  IT.  c 
3.  n.  2  u.  3.  und  tit.  X.  c.  6)  yorgeschriebenen 
liber  de  statu  animarum. 
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Verwaltung  der  Sskiameate.  Die  Eucharistie. 
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Yielmekr  bedaif  es  einer  YerhingiiBg  durch  besonderes  Dekret  des  Ordinarius^.  Das 
Begribniss  kann  aber  im  Falle  der  Notorietät  ohne  Weiteres,  falls  der  Widerspenstige 
keine  Zeiehen  der  Reue  vor  seinem  Tode  gegeben  hat,  verweigert  werden^.  Wenn 
die  Oensnr  frnehtlos  bleibt ,  so  darf  der  Bischof  auch  zur  Verhängung  der  grossen 
Exkommunikation  und  bei  weiter  fortdauernder  Hartnäckigkeit  zur  Auferlegung  einer 
Geldstrafe  ',  welche  zu  Gunsten  frommer  Zwecke  verwendet  werden  soll ,  schreiten. 
Als  letztes  Mittel  wflrde  dann  von  dem  freilich  heute  nicht  mehr  überall  durchzu- 
führenden Standpunkt  des  katholischen  Eirehenrechtes  aus  die  Einleitung  einer 
Untersuchung  wegen  Ketzerei  in  Frage  kommen  K 

Die  Lossprechung  von  der  interdictio  ingressus  ecclesiae  steht  dem  Pfarrer^  oder 
Beichtvater  zu  ^y  ja  der  Bischof  soll  sich  dieselbe,  um  die  Erfüllung  des  Oebotes  nicht 
za  erschweren»  nicht  einmal  selbst  vorbehalten. 

Da  derjenige ,  welcher  während  der  Österlichen  Zeit  den  Empfang  der  Kom- 
mimion  aus  einem  gerechtfertigten  Grunde  unterlassen  hat*^,  nur  von  der  ErftUlung 
der  Pflicht  während  der  gedachten  Zeit,  nicht  aber  von  der  Pflicht,  die  Kommunion 
in  jedem  Jahre  mindestens  einmal  zu  empfangen,  befreit  wird,  so  hat  er  derselben, 
sobald  als  möglich,  nachträglich  zu  geniigen  &.  Falls  er  dies  also  nach  Beseitigung 
des  Hindernisses  unterlässt,  können  die  vorhin  erwähnten  Censuren  und  Strafen 
gegen  ihn  verhängt  werden ,  weil  er  sich  nunmehr  einer  strafbaren  Verletzung  des 
Qebotes  der  österlichen  Kommunion  schuldig  gemacht  hat. 

7.  Das  Lateranensische  Konzil  setzt  nur  die  Minimalforderung  fest ,  welche  die 
Kirche  an  ihre  Mitglieder  stellt.  Da  sie  aber  einen  öfteren  Gebrauch  der  Kommunion 
für  heilsam  erachtet,  so  ist  die  partikuläre  Gesetzgebung  nicht  gehindert,  einen  mehr- 


*  So  nach  der  Praxis  der  Oongr.  oonc. ,  Fer- 
rtrts  1.  c.  n.  24 ,  und  nach  allgemeiner  An- 
nakme  Probst  S.  94. 

Der  Pfarrer  hat  nach  Yorgänglger  Ermahnung 
des  Renitenten  hei  Fruchtlosigkeit  dem  Bischof 
n  diesem  Behuf  zu  berichten ,  Rituale  roman. 
tit  4.  c.  3.  n.  2:  „üt  igitar  hoc  salutare  concilil 
dseretnm  in^olabiliter  serretnr,  descripta  par- 
oehns  habest  nomina  suorum  paroehianorum :  et 
qoi  dieto  tempore  non  oommunioaverint,  et  post 
oetavam  paschae  eos,  qui  propriae  salutis  im» 
memoies  saepius  admoniti  non  obtemperaverint, 
ordinaiio  suo  denuntiet^. 

*  Ritaale  roman.  tit.  VI.  c.  2 :  „quibus  non 
licet  dare  eedesiasticam  sepnlturam^,  n.  6: 
nlis,  de  quibus  publice  constat ,  quod  semel  in 
tmio  non  susceperunt  sacramenta  confesslonis  et 
eommunionls  in  pascha  et  absque  ullo  signo  oon- 
tiitionis  obierunt". 

Die  Oongr.  conc,  Ferraris  1.  c,  Probst 

5.  94  halt  es  för  steUhaft,  dass  durch  Synodal- 
itstut  der  Censnr  und  der  Strafe  der  Gharaltter 
der  eensura  und  poena  latae  sententiae  gegeben 
▼erde.  Darin  liegt  aber  eine  Verschärfung,  d.  h. 
eine  Ab&ndernng  des  gemeinen  Rechts ,  welche 
tb  nnzaliasig  bezeichnet  werden  muss,  s.  Bd. 
ni.  S.  830.  Die  neueren  partikulären  Anord- 
sangen  halten  sich  Ton  dieser  Uebersohreitung 
ikier  Zustlndlgkelt  fern ,  s.  Kolner  Prorinzial- 
konzil  1860,  coli.  Lac.  eit.  5,  349,  Rottenburger 
fei.  T.  1853,  T.  Vogt  a.  a.  0.  385;  die  ProT.- 
8yn.  T.  Urbino  u.  Venedig  1859 ,  coli.  Lac.  cit. 

6,  16.  332. 


S  Oongr.  conc.  ▼.  1581 ,  Faguan.  ed.  c.  12. 
X,  dt.  n.  46  u.  Ferraris  1.  c  n.  25:  ^I.  An 
episcopns  adversus  eos  qul  temporlbus  ab  ecole- 
sia  statntis  ad  confesslonis  et  eucharistiae  sacra- 
menta negUgunt  accedere  et  poenas  oap.  OmnU 
utriusqite  sexus  contemnunt,  possit  etiam  ad  ex- 
communlcationem  procedere  ?  II.  An  pro  satis- 
factlone  poenas  peonniarias  pio  loco  applieandas 
injungere  ?  III.  An  expediat  talium  absolutlonem 
slbi  reservare?  Ad  I.  censuit  Heere,  nisi  forte  de 
proprli  sacerdotis  consilio  ex  rationablli  causa 
communio  ad  tempus  dilata  fuerit.  Ad.  II.  posse 
Iniungi  eleemosynas  allcui  pio  loco  applieandas 
pro  hulusmodi  excommunicationum  emendatione. 
Ad.  in.  non  expedlre^. 

Freilich  kann  die  Geldstrafe  nach  dem  beste- 
henden Staatskirchenrecht  der  modernen  Staaten 
In  denselben  gewöhnlich  nicht  vollstreckt  wer- 
den, oder  Ist  danach  überhaupt  unzulässig,  s. 
darüber  unten  im  kirchlichen  Strafrecht. 

*  Trid.  Sess.  XXV.  c.  3.  i.  f.  de  ref. 

s  Man  stützt  dies  auf  das  freilich  nicht  ent- 
scheidende c  29  (Innoc.  III.)  X.  de  sent  ex- 
comm.  V.  39,  doch  hat  die  Oongr.  conc.  diese 
Ansicht  gebilligt,  s.  Anm.  3.  Vgl.  Probst 
S.  95. 

«  S.  Anm.',3. 

7  Z.  B.  weil  er  sich  in  Untersuchungshaft  be- 
fand und  ein  katholischer  Geistlicher  zur  Spen- 
dung der  Eucharistie  nicht  vorhanden  war. 

8  Probst  S.  86. 
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maligen  jährlichen  Empfang  yorzuschreiben  ^ ,  wohl  aber  liegt  es  ausserhalb  ihrer 
Zuständigkeit,  auch  die  gemeinrechtlich  für  die  Nichibeobachtnng  der  Österlichen 
Pflicht  angedrohten  Nachtheile  auf  die  Verletzung  ihrer  besonderen  Bestimmungen 
auszudehnen^,  weil  damit  unzulässiger  Weise  eine  nach  allgemeinem  Recht  nicht  straf- 
bare Unterlassung  unter  Abänderung  desselben  fflr  strafbar  erklärt  werden  wflrde'. 

IV.  Die  Spendung  und  der  Empfang  der  Eucharistie.  Die  Eucharistie 
darf  (abgesehen  von  dem  Viatikum  und  von  den  Fällen,  wo  ein  Kranker  sie  begehrt^) 
nur  in  einer  Kirche  oder  einer  KapeUe ,  welche  dem  öffentlichen  Gottesdienste  ge~ 
widmet  ist  ^ ,  nicht  in  Privat-Kapellen  oder  Primat-Oratorien ,  welche  blos  ftlr  den 
Privatgottesdienst  einzelner  Personen,  Familien,  Genossenschaften  oder  allein  fiBr  be- 
stimmte religiöse  Zwecke  (wie  z.  B.  die  Feld-  und  Weg-Kapellen)  dienen,  gespendet 
werden.  In  Priva^-Oratorien  ist  die  Spendung  nur  mit  päpstlicher  Erlaubniss  ge- 
stattet ^ ,  welche  aber  nicht  ohne  weiteres  durch  ein  Indult,  dort  Messe  lesen  zu  las- 
sen, als  ertheilt  gilt  7. 

Die  Spendung  kann  an  allen  Tagen  erfolgen,  —  mit  Ausnahme  des  Gharfreitags, 
an  welchem  auch  die  Celebration  der  Messe  nicht  gestattet  ist^,  femer  nicht  bei  der 
Messe  in  der  Christnacht 9,  —  und  zwar  wflirend  derselben  Stunden,  zu  denen  die 
Messe  gelesen  werden  darf,  d.  h.  von  Tagesanbruch  bis  zum  Mittag^®. 

Die  Eucharistie  soll  nach  dem  Wunsche  der  Kirche  von  den  Qläubigen  unter  der 
Messe  gleich  nach  der  Kommunion  des  celebrirenden  Priesters  genommen  werden^  ^Je- 
doch ist  dies  kein  absolutes  Gebot,  vielmehr  ist  die  Reichung  vor  oder  nach  der  Messe 
gestattet^^. 


1  Toulouse  1229  c  13,  Mansi  23,  197;  Can- 
terbury  1236.  c.  18, 1.  c.  p.421;  Albi  1254  c29, 
1.  c.  p.840 ;  Trier  1310  c.  89. 1.  c  25, 270  schrei- 
ben z.  B.  dieimaligen  Empfang  des  Jahres  Yor, 
Tarragona  1317  c  6,  1.  c.  25 ,  629  verlangt  dies 
nur  von  den  Rektoren  von  Kirchen  (Pfarrern)  und 
von  den  Priestern ,  dagegen  von  den  Kanonikern 
und  Beneflziaten,  welche  nicht  Priester  sind, 
nur  zweimaligen  jährlichen  Empfang.  Aus 
neuerer  Zeit  s.  Tuam  1868,  coli.  Lac.  cit.  3,  855 : 
^Laudabilis  provlnciae  nostrae  consuetudo  in- 
violabiliter  servanda  est,  bis  soilicet  ad  minimum 
in  anno  ad  s.  confessionem  et  commnnionem  ac- 
cedendi,  primo  in  pascha  resurrecüonis  (quod 
quidem  ecclesiae  praeceptum  est)  et  circa  natale 
Christi". 

Die  Mönche  haben  indessen  nach  der  Anord- 
nung der  dem.  1.  $.  2  de  statu  monach.  III.  10 
allmonatlich  am  ersten  Sonntage  die  Kommunion 
zu  empfangen,  und  nach  Trident  Sess.  XXY. 
c  10  de  legul.  soll  in  die  Konstitutionen  der 
Frauenorden  eine  Ermahnung,  dies  monatlich 
einmal  zu  thun,  aufgenommen  werden. 

2  Dies  haben  die  Anm.  1  Abs.  1  cltirten  An- 
ordnungen auch  nicht  gethan. 

8  Bd.  III.  S.  830. 

^  Rituale  roman.  tit  lY.  c  4  de  communione 
inflrmorum. 

^  Das  setzen  alle  Vorschriften  über  die  Eucha- 
ristie, namentlich  das  Rituale  romanum  voraus, 
auch  ergiebt  es  sich  aus  den  besonderen  Bestim- 
mungen über  das  Viatikum. 

«  S.  0.  S.  70  oitlrte  Dekret  v.  12.  Februar 
1679;  „Doceant  in  ecclesiis  seu  oratoriis  privatis 
ex  dispensatione    seu   privilegio  pontiflcis    de 


manu  sacerdotis  sumendam  ss.  eucharistiam^. 
Doch  kann  der  Bischof  für  bestimmte  Zeit  beim 
Obwalten  eines  gerechtfertigten  Grundes  die 
Spendung  in  einem  Privatoratorium  gestatteo, 
Benedict.  XIV.  const.  Magno  v.  2.  Juni  1751 
$.  23.  buUar.  eiusd.  3,  173 ;  Prosper  Lam- 
bert ini  instit.  XXXIV.  n.  12;  Probst  S.i99. 

7  Prosper  Lambertini  1.  c. ,  Probst 
a.  a.  0. 

8  So  nach  fester  Gewohnheit ,  s.  aneh  Oongr. 
rit  V.  1622  bei  Ferraris  L  c.  n.  39,  und  de- 
cret.  rit.  V.  12.  Februar  1679 :  „Gurent  etiam,  ut 
circa  communionem  in  feria  sexta  Parasceve  Mis- 
salis rubricae  et  ecclesiae  Romanae  usus  serven- 
tur".  Darüber,  dass  damit  die  Zelt  zwischen  der 
Darbringung  des  Opfers  vom  grünen  Donnerstag 
bis  zur  Vollendung  der  Messe  am  Charsonnabeod 
gemeint  ist,  s.  Probst  a.  a.  0.  S.  202. 

8  S.  die  Entscheidungen  d.  Gongr.  rit  bei 
Ferraris  l.  c.  n.  29;  Probst  S.  198.  203. 
Wegen  der  Regularen  vgl.  auch  o.  S.  74. 

10  Also  nicht  des  Nachts,  Probst  a.  a.  0. 
S.  203. 

11  Trident.  Sess.  XXII  doctrina  de  sacrifleio 
missae  c.  6;  Rituale  roman.  tit.  IV.  c  2.  n.  10: 
„Gommunio  autem  populi  intra  miasam  statim 
post  commnnionem  sacerdotis  celebrantis  fleri 
debet  (nisi  quandoque  ex  rationabiU  causa  post 
missam  sit  facienda) ,  cum  orationes  quae  in 
missa  post  commnnionem  dicuntur,  non  solom 
ad  sacerdotem,  sed  etiam  ad  communicantes 
spectent'^ 

«  Vgl.  Probst  a.  a.  0.  S.  197  IT.;  über  den 
Ritus  in  dem  einen  oderandem  Fall  ebendaselbst 
S.  200  u.  S.  204  flf. 
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Bei  der  Spendimg  haben  die  etwa  anwesenden  Priester  nnd  Kleriker  den  Vor* 
rang  vor  den  Lüen.  Urnen  wird  das  Sakrament  an  den  Stufen  des  Altars  oder  min- 
destens im  Presbyterinm  gereicht  ^ ,  wogegen  es  die  Laien  ausserhalb  des  letzteren 
empfangen  müssen  2. 

Während  eine  Beihe  von  Jahrhunderten  den  Gläubigen  bei  der  Kommunion 
sowohl  das  Brot,  wie  auch  der  Wein,  also  das  Abendmahl  unter  beiderlei  Qestalt, 
gereicht  worden  ist^,  hat  man  zuerst  im  12.  Jahrhundert,  um  die  Qefahr  einer 
YerschUttung  des  Weines^  zuTcrmeiden^,  femer  aber  aus  dem  mit  der  Transsubstantia- 
tionslehre  im  Zusammenhange  stehenden  Grunde,  dass  schon  unter  der  einen  Gestalt 
der  ganze  Christus  genossen  werde  ^,  in  einzelnen  Kirchen  den  Laien  den  Genuss 
des  Weines  vorenthalten  und  ihnen  die  Darreichung  des  Kelches  entzogen.  Erst  im 
1 3.  Jahrhundert  verbreitet  sich  diese  Sitte  weiter  ^  und  gewinnt  in  der  Scholastik  immer 
mehr  Vertheidiger®,  wenngleich  man  damals  zum  Theil  noch  an  der  Spendung  der 


Vor  oder  nach  einer  Messe,  welche  für  die 
Ventorbenen  in  schwarzen  Paramenten  gelesen 
wird,  darf  aber  die  Kommimlon  niemals  gespen- 
det werden.  Während  einer  solchen  ist  dies  nach 
den  neuesten  Entscheidungen  der  Congr.  rii  zu- 
lässig, sofern  die  Kommunion  per  modum  sacrl- 
llcii  (nicht  per  modnm  sacramenti),  d.h.  mit  den 
In  der  Bequiemsmesse  konsekrirten  Partikeln  der 
Hostie,  ministrirt  wird,  und  ein  fester  Gebrauch 
f&r  eine  solche  Spendung  besteht,  Probst 
aiSdunddaznOinzel,  K.  R.!!.  2,  352.  n.4 

1  Rituale  roman.  til  IV.  c.  2.  n.  4 :  „sed  primo, 
it  saoerdotibns  vel  aliis  ex  clero  danda  sit  com- 
munio,  iis  ad  gradus  altaris  genuflexls  praebeatur 
Tel  fti  commode  fleri  poterit ,  intra  sepimentum 
altaris  sint  a  laicis  distincti". 

«  e.i9Laodiceazw.343u.381;  c  la  Tolet.  IV. 
*.  633 ;  c  13  Braga  I.  v.  583 ;  c  29  Dlst  II.  de 
eoniecr.  cit  Wenn  es  in  c  1  (c  4  conc  Turon.  II, 
T.  567)  X.  de  Tita  et  hon.  UI.  1.  a.  E.  heisst: 
„sd  orandum  ^ero  et  communicandum  laicis  et 
foemims,  sicut  usus  est,  pateant  sancta  sancto- 
nun^,  so  hat  das  Konzil  wohl  damals  eine  Aus- 
oahme  zugelassen  (eine  andere  Erklärung  bei 
Gonzalez  Tellez  ad  clX.  cit n. 6),  Jedenfalls 
ist  aber  diese  heute  nicht  mehr  geltenden  Rech- 
tes, da  Laien  überhaupt  nicht  während  des 
Oottesdiensies  in  das  Presbyterinm  eingelassen 
werden  sollen,  s.  Probst  S.  214  und  unten 
S.  219.  m, 

*  AiSoj^*^  Tä>v  dirooTÖXöjv  (ed.  Harnack) 
cIX.  X;  constit  apostol.  VIII.12.13;  Hefele, 
CondL  Gesch.  %  Aufl.  2,  484 ;  cl2  (Gelas.  I.) 
Dist  IL  de  consecr. :  „Conperimus  autem ,  quod 
quidam  gumpta  tantummodo  s.  corporis  portione 
a  calice  sacrati  cruoris  abstineant  Qui  procul 
dubio  (qaoniam  nescio  qua  superstitione  docen- 
tor  adstringi)  ant  integra  sacramenta  percipiant 
aut  ab  integris  arceantur,  quia  divisio  unius 
einsdemque  misterii  sine  grandi  sacrilegio  non 
potest  proTcnire":  Tribur  895  c.  19,  Mansi 
18,142; 

Ja,  im  Gegensatz  zu  der  späteren  und  heutigen 
Uebung  setzt  es  Toledo  XI.  a.  675  c.  11  als  statt- 
haft Toraus,  dass  Kranken,  welche  das  Brot  nicht 
geniessen  können ,  nur  der  Kelch  mit  Wein  ge- 
reicht TTlrd. 

^  Schon  frfiher  hatte  man  ans  diesem  Grunde 


das  Abendmahl  In  der  Welse  gespendet,  dass 
man  den  Kommunikanten  die  Hostie ,  in  Wein 
eingetaucht,  darreichte,  was  allerdings  Braga  v. 
675.  c  1  (in  c.  7.  Dist.  II.  de  consecr.  mit  der 
falschen  Inscription :  „Julius  papa*9  untersagt  hat 
Im  11.  Jahrhundert  muss  dieser  Gebrauch  aber 
wieder  häufiger  geworden  sein,  denn  sowohl 
Clermont  1095  c  28,  M  ans!  20,  818,  Trie  auch 
Paschalis  II.  (ed.  ad  Ponticum  Clem.  abbat  zw. 
1108  n.  1118,  Mansi  20,  1013)  haben  Verbote 
dagegen  erlassen. 

6  VgL  Robert  Pulleyn  (u.  1140)  sentent 
P.  Vni.  c  3 :  „Prlmo  corpus/ post  sanguis  a  pres- 
byteris  est  sumendus :  Institutlo  Christi  mutanda 
non  est  . . .  Verum  quallter  a  laicis  eucharistia 
sumi  deberet ,  sponsae  suae  commisit  ludicio : 
cuius  consilio  et  usu  pulcre  fit,  ut  caro  Christi 
tantum  laicis  distribuatur.  Nimlrum  periculose 
fleret,  ut  sanguis  sub  liquida  specie  multitudlni 
fldelium  in  ecclesla  diTideretur:  longe  pericu- 
losius,  si  inflrmis  per  parochiam  deferretnr". 
Weitere  Belege  bei  Gieseler,  Kirchengesch. 
4.  Aufl.  II.  2.  S.  449.  n.  11. 

Vgl.  überhaupt  Spittler,  Geschichte  des 
Kelchs  i.  Abendmahle.  Lemgo  1780;  Hagen- 
bach  i.  Herzogs  Real-Encyklopädie.  1.  Aufl. 
7,  506. 

•Gieselera.a.O.S.434.n.6.S.440.n.ll.l2. 

7  Cölnl279o.l280c.7i.  f.,  Man8i24,343, 
setzt  sie  in  seiner  Anordnung  voraus,  dass  den  Kom- 
munikanten nach  dem  Empfange  der  Eucharistie 
ein  Kelch  mit  Wasser  und  nicht  konsekrirtem 
Wein  zur  Puriflkatlon  dargereicht  werden  soll; 
Lambeth  1281  c.  1,  Lc.  406,  schreibt  vor,  dass 
die  Gläubigen  belehrt  werden  müssen ,  dass  sie 
unter  der  Gestalt  des  Brotes  Leib  und  Blut 
Christi  empfangen,  und  dass  der  ihnen  im  Kelch 
gegebene  unkonsekrlrte  Wein  nur  das  Geniessen 
der  Hostie  erleichtem  solle.  S.  femer  das  Statut 
des  Generalkapitels  der  Clsterdenser  t.  1261, 
Martdne,  thes.  anecdotor.  4.  1418;  „Cum  ex 
perceptione  sanguinis  domini  .  .  .  perlcula  inde 
veniunt  gravia  .  .  .  ordinat  capitulum  generale, 
quod  monachi,  conversi ,  moniales  ordinis,  ex- 
ceptis  minlstris  altaris,  ad  calicem  more  solito 
non  accedant,.. 

8  Gieseler  a.  a.  0.  S.  444.  n.  12. 
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I.  Die  Hienrehie  und  die  Leitung  der  Kirehe  doreh  dieselbe. 
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beiden  Qestalten  festgehalten  hat^  Mit  dem  14.  Jahrhundert  ist  aber  die  neue  Uebug 
ZOT  Herrschaft  gelangt.  Freilich  ist  schon  im  fdnfzehnten  in  Böhmen  seitens  der  Hu- 
siten  die  schriftm&ssige  Art  der  Spendnng  wieder  gefordert  worden',  aber  daa  Kon- 
zil von  Gonstanz  hat  die  im  Widerspruche  mit  der  h.  Schrift  und  der  mehr  als 
tansendjfthrigen  Praxis  der  Kirche  anfgekommene  Sitte  sanktionirt  und  diejenigen, 
welche  die  Berechtigang  derselben  hartnäckig  bestreiten  sollten,  für  Ketzer  erklärt'. 
Die  Hnssiten  hielten  indessen  an  dem  Laienkelch  fest^,  und  das  Konzil  von  Basel, 
welches  im  wesentlichen  den  Beschlnss  der  Gonstanzer  Synode  wiederholte  ^  war  ge- 
ndthigt,  ihnen  in  dieser  Hinsicht  Konzessionen  zu  machen  ®. 

Denselben  principiellen  Standpunkt  hat  auch  das  Konzil  von  Trient  eingenom- 
men 7,  indessen  dem  Papste  freigestellt,  nach  seinem  Ermessen  die  Spendnng  des 


1  S.  Diöeesansynode  t.  Kxeter  1287  e.  4.  L  f., 
M  a  n  si  tU,  789 :  (Laie!)  ;7pTia8quam  eommuni- 
Cent,  insiroantur  per  Baoerdotes ,  quod  illud  ac- 
cipiant  sub  panis  spede,  quod  pio  lllorum  aa- 
lata  pependit  in  cruce:  hoc  auscipiunt  in  calice, 
qiiod  effasum  de  corpore  Cliristi". 

2  Zuerst  von  Jacobne  von  MUa,  Jacobellas 
genannt,  s.  dessen  demonstratio  per  testimonia 
scripturae ,  patmm  atque  doctorum  communioa- 
tlonem  calicls  in  plebe  christiana  esse  necessa- 
riam,  in  y.  d.  Hardt  conc.  Const.  3,  80Ö.  Des 
Weitereu  Oieseler  a.  a.  0.  II.  4,  420  fT. 
423.  n.  e. 

3  Sess.  XUI.  Y.  1415,  Mansl  27,  727,  decre- 
tnm  contra  communlonem  snb  utraqne  et  contra 
Jacobum  de  Misa  .  .  .  „quod  licet  in  primitiva 
ecclesia  reciperetur  huiusmodi  sacramentnm  a 
fldelibus  snb  specle  utraque,  tarnen  postea  a 
oonfidentibus  sab  utraque  et  a  laicis  tantum- 
modo  sub  specle  panis  suscipiatur :  cum  flrmis' 
sime  credendum  sit ,  et  nullatenus  dabitandum, 
integrum  Christi  corpus  et  sangoinem  tarn  sub 
specle  panis,  quam  sub  specle  vini  veraciter  con- 
tineri.  Unde  cum  huiusmodi  consuetudo  ab 
ecclesia  et  a  ss.  patribus  rationabillter  intro- 
ducta  et  diutlBsime  observata  sit,  habenda  est 
pro  lege,  quam  non  licet  reprobare  aut  sine  ecole- 
Biae  auctoritate  pro  libito  immutare.  Quapropter 
dicere,  quod  hanc  consuetudinem  aut  legem  ob- 
servare  sit  saorllegum  aut  illicitum,  censeri  debet 
erroneum:  et  pertinaciter' asserentes  oppositum 
praemissarum  tanquam  haeretici  arcendi  sunt  et 
graviter  punlendi  per  dioecesanos  locorum  seu 
offlciales  eorum  aut  inquisitores  haereticae  pra- 
vitatis  in  regnlB  seu  provindis,  in  qulbus  contra 
hoc  decretum  aliquid  forsan  fuerit  attentatum  aut 
praesumtum,  iuxta  canonioas  et  legitimaa  sanc- 
tiones,  in  favorem  catholicae  fldei  contra  haere- 
ticoB  et  eorum  fautorea  salubriter  inventas'^.  In 
einem  Anhange  dazu  wird  auch  allen  Ordi- 
narien, welche  die  Uebertreter  des  Gesetzes  nicht 
zur  BechenjBchaft  ziehen ,  die  Exkommunikation 
angedroht 

*  Oieseler  a.  a.  O.  IV.4.  424  IT.;  Hefele, 
CondUengesch.  7 ,  749.  600  ff.  642  ff.  568  ff. 
605  ff. 

5  SesB.  XXX.  a.  23.  Dezember  1437,  Mansi 
29,  158:  . .  .  „quodlideles  laid  siveolerid  com- 
municantCB  et  non  conflcientes,  non  adstringun- 
tur  ex  praecepto   domini  ad   susdpiendum  sub 


utraque  spede  . . .  bs.  eucharlatiae  Bacramentum. 
Sed  ecclesia  .  . .  ordinäre  habet ,  quomodo  ipsls 
non  conflcientibus  ministretur ,  prout  pro  reve- 
rentia  ipaius  sacramenti  et  salute  fidelium  videiit 
expedire.  .  .  .  Laudabilis  qnoque  consuetudo 
communicandi  laicum  populum  sub  una  specie 
...  pro  lege  habenda  est,  nee  liclte  est  eam  re- 
probare aut  sine  auctoritate  eeclefliae  ipsam  im- 
mutare". 

^  In  den  Prager  Kompactaten  zwischen  den 
Synodaldeputirten  und  einem  Theile  der  Böhmen 
(den  Calixtinem)  wurde  die  Forderung  der  Böh- 
men, Monum.  conc.  general.  saec.  XY.  t.  I. 
Yindobon.  1857  p.  496:  „quod  oommunio  divl- 
nissime  eucharistie  utilis  et  salubria  sub  utraque 
specie,  seil,  panis  et  vini,  univerBlB  ChrlBti  flde- 
libus  in  regno  Bohemlae  et  marchionatu  Moraviae 
et  locis  eis  in  hac  parte  adhaerentium  constltutis 
per  sacerdotes  libere  ministretur^,  mit  den  nä- 
heren Bestimmungen  genehmigt :  „A.rticuluB  Ule 
in  8.  concilio  discutietur  ad  plenum,  quoad  ma- 
teriam  de  praecepto,  et  videbitur,  quid  circa 
illum  articulum  pro  veritate  catholica  Bit  tenen- 
dum  et  agendum  pro  utilitate  et  salute  populi 
Christian!.  Et  omnibus  mature  et  digeste  pertrae- 
tatis,  nichilomlnus  si  in  desiderio  habendi  dic- 
tam  communlonem  sub  duplid  specle  perseue- 
rauerint,  hoc  eorum  ambassiatoribus  indicantibos 
s.  concilium  sacerdotibus  dictor.  regni  et  marchi- 
onatus  communicandi  sub  utraque  spede  popu- 
lum, eas  yidelicet  personas  que  in  annis  dlscre- 
tionis  constitute  reverenter  et  devote  postula- 
verint,  facultatem  pro  eorum  utilitate  et  salate 
in  domino  largietur ;  hoc  semper  observato  quod 
sacerdotes  sie  communicantibus  semper  dicant, 
quod  ipsi  debent  llrmitez  credere ,  quod  . . .  sub 
qualibet  specie  est  integer  et  totus  Christus. 
Legati  s.  concilU  .  .  .  mandabunt  universls  et 
singulis  .  .  . ,  ut  dictis  Boemis  et  Morauls  uten- 
tibus  dicta  communlone  sub  duplid  spede,  nemo 
audeat  improperare  aut  eorum  famae  aut  honoii 
detrahere.  Et  hoc  idem  fadet  b.  concilium^ 
Vgl.  auch  Hefele 7,  572  ff. 

'^  Sess.  XXI.  doctr.  de  conun.  sub  utraque 
spede,  c.  2 :  .  .  .  „Quare  agnoscens  b.  mater  ec- 
desia  hanc  suam  in  administratione  sacramen- 
torum  auctoritatem ,  'licet  ab  initio  christianae 
leligionis  non  infrequens  utriusque  speciei  usus 
feisset,  tamen  progressu  temporis  latiasime  iam 
mutata  illa  consuetudlne,  gravibuB  et  iustis  causis 
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AbendmiJÜB  unter  beiderlei  GeBtalt  zu  gestattend  Darauf  gehende  Indulte  waren 
Bchoii  vorher  von  Paul  HL  (1534—1549)  und  Julius  III.  (1550—1555)  in  der  Form 
ertheilt  worden,  dass  die  apostolischen  Nuntien  die  Befngniss  erhalten  hatten,  einzel- 
nen Laien  den  Kelch  zu  bewilligen^.  Nach  dem  Konzil  sind  solche  generelle  Pri- 
vilegien zwar  nicht  mehr,  wohl  aber  wiederholt  dergleichen  specielle  YergOnsti- 
guigen  für  eine  Reihe  von  fürstlichen  Personen  gewährt  worden  '. 

Somit  ist  heute  j^nach  allgemeinem  Becht  nur  der  celebrirende  Bischof  oder 
Priester  die  Kommunion  unter  beiderlei  Gestalt  zu  nehmen  berechtigt^. 

Mit  Rflcksicht  darauf,  dass  die  Kirche  auf  einen  wUrdigen  und  möglichst  heil- 
Bunen  Oenuss  des  Abendmahles  seitens  der  Olftubigen  hinzuwirken  bestrebt  ist,  hat 
lie  angeordnet,  dass  das  Sakrament  der  Eucharistie  nur  im  Zustand  der  Qnade  em- 
p&ngen  werden  soll,  und  dass  daher  jeder,  welcher  sich  einer  Todsünde  bewusst 
ist,  Bofem  er  Oelegenheit  dazu  hat,  vorher  die  Belebte  ablegen  soll  \  Indessen  han- 
delt 68  sich  hierbei  lediglich  um  eine  religiös-ethische  Yorschrift,  nicht  um  eine  recht- 


addncta  liane  consnetadinem  sab  ütera  spede 
commimicandi  approbayit  et  pro  lege  habendam 
deerevit,  quam  reprobare  aut  aine  Ipsins  ecclesiae 
anctoritate  pro  libito  mntare  non  licet''.  De  com- 
nran.  sab  utr.  gpecle  can.  3 :  ;,Si  qnis  uegayerit, 
totom  et  integrom  Chriatam  omnium  grattamm 
fontem  et  anctorem  sab  una  panis  specie  sumi, 
qoia,  at  qoidam  Jblso  asserant,  non  secandam 
ipsios  Gbristi  institutlonem  sab  atraqae  specie 
sumatox,  anathema  sit''. 

'  Se88.XXII.  decret.  sap.  petit.  concess.calicis : 
vlnsapei,  quam  eadem  s.  synodas  saperiori  ses- 
sione  II.  articalos  alias  propositos  et  tarn  nondum 
diseossos,  yidelicet:  an  rationes,  qoibus  s.  ca- 
thollca  ecciesia  addacta  foit,  at  commanicaret 
laicos  atqae  etiam  non  celebiantes  sacezdotes  sab 
ima  panis  specie ,  ita  sint  letinendae ,  at  nolla 
ntione  caUeis  usas  caiqaam  slt  perndttendas ; 
et  an ,  si  honestls  et  cbiistianae  caiitati  consen- 
taoeis  lationibus  concedendas  alicai  Tel  nationi 
▼el  regno  calicis  asas  yideatar ,  sab  aliqailibus 
conditionibas  concedendus  slt,  et  qaaenam  illae 
•int,  in  aliud  tempos,  oblata  sibi  occasione,  exa- 
ndnaiidos  atque  deflniendos  reservaTeilt;  nunc 
eorum  pxo  quibus  petitni  saluti  optima  consultum 
Tolens,  decrevit,  integrum  negotium  ad  ss.  domi- 
num nostrum  esse  referendum,  prout  piaesenti 
decreto  refeit,  qui  pro  soa  singulari  prudentia 
id  effidat,  qaod  utile  rei  publicae  christianae  et 
islataze  petentibus  asom  calicis  fore  iudica- 
▼erit«. 

Schon  1556  hatte  Kaiser  Ferdinand  I.  den 
nisderSfterreicbischen  Standen,  ferner  Herzog 
Albert  t.  Baiem  den  seinigen  den  Gebrauch  des 
SeldieB  gestattet,  y.  Wessenberg,  d.  grossen 
Kirehenyersammlangen  des  15.  a.  16.  Jahrh«  3, 
3ir7.  3d8,  Oieseler  a.  a.  O.  IIL  1.  S.  395.  n.  6. 
^om  Konzil  wurde  ebenfalls  eine  Konzession  in 
dieser  Blchtnng  gefordert,  yor  Allem  yon  Ferdi- 
nand im  Hinblick  auf  die  Protestanten  and  Boh- 
■en,  Sichel,  z.  Oesch.  d.  Konzils  y.  Trient. 
Wien  1S72.  8.  64.  283.  337.  345.  34a  369.  372. 
374.  377,  383;  Oieseler  UI.  2.  S.  529.  562. 
n.  39 ,  und  bei  den  yreit  auseinander  gehenden 
Ansichten  und  Voten  der  KonzilsySter  setzten 


die  Legaten  schliesslich  nur ,  um  weitergehende 
Konzessionen  zu  yermeiden ,  die  Annahme  eines 
dem  Dekrete  entsprechenden  Vorschlages  durch, 
Gieseler  a.  a.  0.  n.  39.  Vgl.  über  die  Verhand- 
lungen des  Konzils  Th einer,  Acta  cono.  Trid. 
2,  3ir.  7ff.  38«r.  56.  87 ff.  96ir.  115.  127 if. 
132;  P.  SuayisPolani  histor.  conc.  Tiident. 
ed.  V.  öorichemi  1658  üb.  VI.  p.  464.  471.  480. 
48^  488.  498. 507. 517. 523. 524;  Pallayicini 
historia  del  concilio  di  Trento  1.  VI.  18.  n.  9, 1. 
XVII.  1.  n.  1.  2;  5;  6.  n.  2ff.;  7.  n.  Iff.;  14. 
n.  10  ff.  XVIII.  c.  3.  4.  6.  n.  Iff.;  7.  n.  12.  13.; 
8.n.  Iff.;  9.  n.  11. 14;  v.  Wessenberg  a.a.O. 
4,  114 :  G  r  i  8  a  r ,  Jacob  Laiuez  u.  die  Frage  des 
Laieukelches  auf  dem  Konzil  v.  Trient :  Ztschr. 
f.  kath.  Theologie.  Jahrg.  5  (1881)  S.  672 ff. 

2  Benedict  XIV.  de  syn.  dioeces.  VI.  9. 
n.  2  und  tract.  de  sacriflcio  missae  ed.  latin. 
$.  356.  Nach  Benedict  XIV.  hat  auch  Plus  IV. 
(1559—1565)  dem  Erzbischof  y.  Prag  das  Indult 
gewährt,  einzelne  Priester  zur  Speudung  des 
Abendmahls  unter  beiden  Gestalten  an  Personen, 
welche  darum  nachsuchen,  unter  der  Bedingung, 
dass  die  letzteren  eine  genügende  Betheuerung 
ihres  katholischen  Glaubens  abgeben,  zu  ermäch- 
tigen, aber  sowohl  Plus  V.  (1566—1572),  wie 
auch  Gregor  XIII.  (1572—1585)  haben  dieses 
und  andere  derartige  Priyilegien  widerrufen. 

a  So  hatten  nach  Benedict  XIV.  (s.  vor.  Anm.) 
die  Köüige  yon  Frankreich  das  Priyilegium ,  an 
ihrem  Krönungstage ,  im  Falle  der  Todesgefahr 
und  femer  Jedesmal ,  wenn  sie  es  forderten ,  das 
Abendmahl  unter  beiden  Gestalten  zu  empfangen. 

*  Ausserdem,  allerdings  nur  bei  einem  Ponti- 
flkal-Amte  des  Papstes,  abgesehen  yon  diesem, 
auch  die  beiden  als  Diakon  und  Subdiakon  fun- 
girenden  Kardinäle ,  Benedict  XIV.  de  saoiif . 
missae  1.  c. 

3  Trid.  Sess.  XIII.  de  ss.  euchar.  sacr.  o.  7. 
Das  gilt  auch  yon  dem  celebrirenden  und  wäh- 
rend der  Messe  kommunizirenden  Priester,  wel- 
cher, wenn  er  die  Vorschrift  nicht  hat  erfüllen 
können,  sobald  als  möglich  nachträglich  beichten 
soll.  Vgl.  des  Näheren  Probst,  S.  154—165. 
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I.  Die  Hierarchie  und  die  Leitung  der  Kirche  durch  dieselbe. 


[§.  202. 


liehe  Anordnung.  Der  Spender  des  Sakramentes  ist  daher  nieht  berechtigt,  Aber 
die  Erf&Unng  dieser  Verpflichtung  einen  Nachweis  zu  verlangen  and  mangels  eines 
solchen  die  betreffende  Person  znrfickzuweisen^. 

Damit  keine  Yeranehrnng  des  Sakramentes  entsteht,  soll  der  Gläubige  andi 
im  nüchternen  Zustande^  zu  demselben  herantreten.  Aber  dieses  Gebot  hat  den 
Charakter  einer  Rechtsvorschrift '.  Daher  ist  der  Priester  berechtigt  und  verpflichtet, 
jedem  Gläubigen ,  falls  er  etwa  Kunde  davon  besitzt,  dass  der  letztere  schon  etwas 
genossen  hat,  die  Reichung  der  Eucharistie  zu  verweigern^. 

Eine  gleiche  Berechtigung  und  Pflicht  tritt  für  ihn  ein ,  wenn  die  äussere  Er- 
scheinung und  das  äussere  Auftreten  einer  Person  mit  der  Wflrde  und  der  Feierlich- 
keit des  Aktes  der  Sakramentsspendung  nicht  vereinbar  erscheint,  und  in  der  Rei- 
chung der  Eucharistie  eine  Verunehrung  derselben  liegen  oder  dadurch  ein  öffent- 
liches Aergerniss  gegeben  würdet 

V.  Das  maticum^  [Wegzehrung)  ist  das  Abendmahl,  welches  im  Falle  der  Todes- 


1  c.  67  (August.)  Dist.  II.  de  consecr. ;  c.  2 
(Eugen.?,  nach  Jaff  ^  ed.  I.  n.  9092  Alex  III.) 
X.  de  off.  iud.  ordin.  I.  31 ,  wo  auf  JudaB  hinge- 
wiesen wird.  Das  Tridentinum  1.  c.  sagt  gleich- 
falls nur :  „ecclesiastica  consuetudo  declarat"  und 
das  Rituale  roman.  zahlt  diejenigen,  welche  nicht 
vorher  gebeichtet  hahen,  nicht  unter  den  „arcendi" 
auf,  sondern  giebt  yielmehr  blos  die  Anweisung  1. 
c.  n.  3 :  „Ideo  (paiochus)  saepiuspopulumadmone- 
blt,  qua  praeparatione  et  quanta  religloue  ac  pie- 
tate  et  humlli  etiam  corporis  habitu  ad  tarn  divi- 
num sacramentum  debeat  accedere,  ut  praemissa 
sacramentali  confessione,  omnes  saltem  media 
uocte  jejuni  et  utroque  genuflexo  sacramentum 
humiliter  adorent  ac  reverenter  suscipiant,  viri, 
quantum  fleri  potest,  a  mulieribus  separati".  Als 
weiteres  Moment  kommt  hinzu ,  dass ,  wenn  ein 
geheimer  Sünder  nicht  in  allen  Fällen  zurück- 
gewiesen werden  darf  (s.  o.  S.  69),  auch  eine 
yemhaltung  desjenigen ,  welcher  blos  nicht  ge- 
beichtet hat,  ausgeschlossen  ist.  Derselben  An- 
sicht auch  Phillips  Lehrb.  2.  Aufl.  S.  546. 
Wegen  der  Besonderheit  in  Betreff  der  österlichen 
Kommunion  s.  o.  S.  74  und  andererseits  wegen 
des  Viatikum  s.  unten  unter  V. 

2  c.  54  (August)  Dist.  II.  de  consecr.  In  älte- 
rer Zeit  machte  man  aber  am  grünen  Donnerstag 
eine  Ausnahme,  Hippo  393  c.  28  (Oarth.  111, 
c.  29  =  c.  49  Dist.  cit.) ;  Macon  II.  585  c.  6. 
Der  Ausnahme  erwähnt  dagegen  schon  Auxcrre 
578  0.  585  c.  19  nicht  mehr,  ausdrücklich  gegen 
dieselbe  TruUan.  692  c.  29.1  Allgemein  spricht 
sich  für  das  jejunium  aus  Nicolaus  I.,  respons. 
ad  Bulgar.  866  c.  65,  Mansi  15,  423.  S.  ferner 
Bituale  roman.  in  der  vor.  Anm. 

Ausführlich  handelt  über  das  jejunium  Probst 
S.  179  ff.  und  die  instructio  Paderbomensis  y. 
1867,  Arch.  t  k.  K.  S.  20,  373.  Hier  genügt  es 
darauf  hinzuweisen ,  dass  das  jejunium  in  der 
Enthaltung  von  dem  Genüsse  jeder  Speise  und 
jedes  Trankes  seit  Mittemacht  bis  zum  Empfange 
der  Kommunion  besteht,  und  dass  dasselbe  nicht 
durch  Verschlucken  von  Dingen,  welche  nicht 
Yerdaulich  sind  (z.  B.  you  Holzstücken,  Haaren, 
Fäden) ,  ebensowenig  Yon  solchen ,  welche  nicht 
von  aussen  in  den  Mund  geführt  werden  (Ver- 


schlucken Ton  Speichel ,  Speiseresten ,  Blut  aas 
dem  Zahnfleische),  endlich  auch  nicht  durch  den 
Grenuss  von  Sachen ,  welche  nicht  als  Speise  ge- 
nommen werden  (Tabak -Rauchen,  Schnupfen 
und  Kauen,  s.  auch  Ben  ed.  XIV.  de  syn.  dioec 
XI.  13,  n.  2.  8)  aufgehoben  wird. 

3  Wegen  des  celebrirenden  Priesters  s.  noch 
unten  in  der  Lehre  von  der  Messe. 

^  So  bezeichnet  auch  die  citirte  instr.  Pader- 
born, das  Gebot  als  lex  ecclesiastica.  Wenn 
das  Rituale  roman.  den  non  jejunus  nicht  un- 
ter den  ,,arcendi''  aufführt  und  nur  anordnet 
(s.  Anm.  1),  dass  der  Pfarrer  durch  Ermah- 
nungen auf  die  Beobachtung  des  Gebotes  hin- 
wirken soll,  80  bestimmt  es  doch  andererseits 
bei  der  Kranken-Kommunion  tit  V.  c  4.  n.  4 : 
„Geterls  autem  Inflrmis,  qui  ob  devotionem  in 
aegritudine  communicant ,  danda  est  euoharistia 
ante  omnen  cibum  et  potem ,  non  aliter  ac  ce- 
teris  fldelibus,  quibus  nee  etiam  per  modum  me- 
dicinae  ante  aliquid  sumere  licet^.  Nach  allge- 
meiner Annahme  ist  nur  der  Papst  von  der 
Pflicht  des  jejuniums  zu  dispensiren  berechtigt, 
Bened.  XIV.  L  c  V.  a  n.  12,  eine  Reihe 
derartiger  Indulte  aufgezählt  1.  c.  n.  19. 

Die  Frage,  s.  auch  c.  1  (Pseudo-Hieron.),  c.  7 
(Gregor.  I.  ?)  CXXXIII.  qu.4;  Chalons  836  c  46, 
Mansi  14,  82,  ob  die  eheliche  Beiwohnung  von 
dem  Empfange  der  Kommunion  abhält,  ist  keine 
rechtliche.  Die  Theologen  streiten  allein  dai^ 
über,  in  wie  weit  durch  eine  solche  Kommunion 
eine  Sünde  begangen  wird,  vgl.  Probst  S.  177 ff. 

6  Also  wenn  ein  Angetrunkener ,  welcher  sich 
noch  nicht  im  Zustande  der  Unzurechnungs- 
fähigkeit befindet,  an  der  Kommunion  Theil 
nehmen  will.  Unter  denselben  Gesichtspunkt 
fällt  syn.  dioeces.  Paderborn  v.  1867.  P.  IL  s.  2. 
c  30,  Arch.  f.  k.  K.  R.  20,  366:  „Pariter  com- 
munio  non  est  administranda  mulieribus ,  quae 
inhoneste  et  impudice  vestitae  ad  sacrammffli- 
sam  accedant^. 

0  Diese  Uebersetzung  des  griechischen  £^Siov 
in  0.  13.  Nicaen.  325  sehen  in  der  YOTBio  Diony- 
siana  und  der  versio  Hispana,  c.  9  G.  XXVI. 
qu.  6.  Vgl.  auch  Probst,  Sakramente  1.  d.  drei 
ersten  christlichen  Jahrhunderten  S.  233. 
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gfi&hr  g6Domm^  wird^  Als  salehes  soll  die  Enoharistie  gespendet  werden,  wenn 
die  W«lir8cheinliehkeit  vorhanden  ist,  dass  der  Glftnbige  seinem  Ende  entgegengeht  2. 

Kraft  göttlichen  Gebotes  hat  jeder  Katholik  die  Pflicht,  im  Falle  der  Todes- 
gefahr das  Yiatiknm  zu  empfangen  K  Ob  aber  derselben  blos  dadaroh  genügt  wird, 
dass  der  Ql&nbige  die  Encharistie  in  der  Absicht,  sie  gerade  als  Wegzehrung  zu  nehmen, 
empfingt  oder  ohne  eine  solche  Intention  kommunizirt  (z.  B.  wenn  er  an  demselben 
Tage,  an  welchem  er  pUtzlich  in  Todesgefahr  ger&th,  sich  vorher  die  Eucharistie 
hat  ans  Andacht  geben  lassen) ,  ist  streitig  und  dogmatisch  nicht  entschieden  ^.  Die 
Spendung  des  Viatikums  ist  ausschliessliches  Recht  des  zuständigen  Pfarrers  ^,  sofern 
aber  eine  dringende  Gefahr  vorliegt,  sind  auch  die  0.  S.  66  bezeichneten  Personen 
VBd  die  Regnlaren  ^  dazu  befiigt. 

Andererseits  hat  der  Berechtigte  auch  die  Verpflichtung,  den  Kranken  das  Via- 
tikam,  sobald  als  mOglich,  damit  es  noch  mit  der  gehörigen  Vorbereitung  und  Andacht 
empfangen  werden  kann,  zu  spenden  ^.  Dem  mehrmaligen  Empfange  des  Viatikums 
vihrend  derselben  Krankheit  steht  nichts  entgegen  %  und  daher  ist  der  Priester  nicht 
berechtigt,  dasselbe  zu  verweigern,  im  Gegentheil  verpflichtet,  es  zu  geben  *. 


^  CateeblBm.  roman.  P.  II.  c.  4.  qo.  ö. 

2  Ritaale  roman.  t.  lY .  c  4.  n.  3 :  „Pro  yla- 
tleo  aiitem  (oommunlonem)  administrabit ,  cum 
piobaUle  est,  quod  eam  ampllus  samere  non  po- 
t«8t^;  n.  4 :  „Poteat  qoidem  Tiaücum  brevlmo- 
iltarii  dail  non  jejnola^  Der  Unterscbied 
zwischen  der  gewöhnlichen  Kranken-Kommanlon 
and  dem  Yiatlkum  beatebt  darin,  dass  bei  der 
enteren  die  Worte :  „Corpna  domini  noatii  Jesu 
Ghiistl  coatodlat  anünam  tuam  in  vitam  aeter- 
oun.  Amen",  wie  bei  der  Spendung  in  der 
Kirche,  bei  der  letzteren  aber  die  Worte :  „Acdpe 
{nter,  Tiaticnm  corporis  dorn.  n.  Jean  Chr. ,  qui 
te  coatodiat  ab  hoste  maligne  et  perducat  in  ^tam 
utenum"  gebraucht  werden,  Rituale  roman.  tlt 
IV.  c  4  n.  16. 17. 

»  Joann.  VI.  64  ff.,  vgl.  B  enedict.  XIV.  de 
iynodo  dioecea.  VU.  11.  n.  2. 

*  Benedict.  XIV.  L  c.,  s.  auch  Paderborner 
Dioeesanaynode  v.  1867 ,  paatoral.  Instractio  de 
piaecepto  divino  aumendi  Tiatid  i.  Arch.  f.  k. 
K.  a  20,  378;  Probat,  Eucharistie  als  Sakra- 
ment S.  101. 

^  Inaoweit  ist  der  Pfarrzwang  nicht  beseitigt. 
I'eqjenigen,  welche  sich  nicht  in  ihrer  Parochie 
aaflialten,  ist  indessen  das  Viatikum  von  dem 
Pbrrer  des  betreffenden  Ortea  zu  spenden. 
Wegen  der  Zöglinge  in  Klöstern  s.  die  Citate  aus 
Bouiz  o.  S.  79.  n.  3.  Hinsichtlich  des  Bischofs 
^«stimmt  das  Oaeremoniale  episcopor.  U.  38. 
a.  4 :  «Tum  majori  qua  poterit  devotiLone  et  hu- 
BdUtate,  sacmm  aumat  viaticum,  quodillide- 
feiat  prima  dignitaa ,  comitante  capitulo  et  toto 
clflio  eathedialls  ecdesiae  in  habitu  ecclesiastico 
et  eam  candeUs  aceenais  et  si  fleri  potest ,  magi- 
stzatus  defeiat  baldachinum*'. 

*  In  anderen  Fällen  aber  nicht,  ygL  auch 
dem.  1.  J.  1  de  prlTÜeg.  Y.  7.  Die  Regnlaren 
ver&llen  aogar  der  dem  Papate  Torbehaltenen  ex- 
eemmuiiicailo  maior  latae  sententlae,  aufrecht- 
eihaiten  durch  die  const  PU  IX.  v.  12.  Oktober 
1369  (n.  a.  abgedruckt  Aroh.  f.  k.  K.  R.  23,  326) 
n.  14. 

HiBflchius,  Kirchenreckt  IV. 


f  Rituale  roman.  1.  c.  Üt  lY.  c  4.  n.  1 :  „Yia- 
ticnm  sacratissimi  corporis  dom.  nostrl  Jesu 
Christi  summo  studio  ae  diligentia  aegrotantibus, 
opportune  tempore  procurandum  est ,  ne  forte 
contingat  illos  tanto  bono,  parochi  incuria ,  pri- 
vatoa  decedere*' ;  Probst  S.  99. 100.  Ueber  die 
Frage ,  ob  der  Pfarrer  selbst  im  Falle  der  Pest, 
(also  auch  einer  anderen  ansteckenden  und  ver- 
heerenden  Seuche)  die  Pflicht  zur  Spendung  des 
Viatikums  habe,  ist  viel  yerhandelt  worden.  Die 
fibereinstimmende  Meinung  yemeint  die  Ver- 
pflichtung, wenn  er  in  augenscheinliche  Lebens- 
gefahr käme  und  durch  seinen  Tod  die  Pfarrei, 
weil  er  der  einzige  Priester  ist,  einen  grossen 
Verlust  erleiden  wflrde.  Im  Uebrigen  herrscht 
Streit.  S.  des  Näheren  P  r  0  b  s  t  S.  233  ff.  Ueber 
die  Besonderheiten  der  Art  der  Spendung  in  sol- 
chen Fällen  Tgl.  Ben  ed.  XIV.  de  syn.  dioec. 
XIII.  19.  n.  22  ff.  und  Probst  S.  235. 

s  L.  0.  n.  3 :  „ . . .  Quod  si  aeger  sumpto  yia- 
tico  dies  allquod  ylxerit  vel  perioulum  mortis 
evaserit  et  communicare  yoluerit,  eins  pio  desi- 
derio  parochus  non  deerit^ 

ö  Benedict.  XIV.  1.  c.  VII.  12.  n.  45; 
Probst  S.  100.  101.  Mit  der  oben  im  Text  er- 
wähnten Streitfrage  über  die  Nothwendigkeit  der 
besonderen  Intention  hängt  die  weitere  Koutro- 
Terse  zusammen,  ob  der  Pfarrer  gehalten  sei,  einem 
Gläubigen ,  welchem  er  die  Eucharistie  gegeben, 
noch  an  demselben  Tage  bei  nachher  eingetrete- 
ner Todesgefahr  aucb  das  Viatikum  zu  spenden. 
Diejenigen,  welche  eine  Pflicht,  nochmals  die 
Eucharistie  in  der  letztgedachten  Art  zu  em- 
pfangen, annehmen,  erklären  den  angegangenen 
Priester  zur  Reichuiig  für  yerbunden,  diejenigen, 
welche  die  Pflicht  verneinen,  behaupten  das  Qe- 
gentbeil,  vgl.  darüber  Benedict.  XIV.  1.  c. 
VII.  11.  n.  2;  Ferraris  1.  c.  s.  v.  eucharistia 
n.  36  ;  instmctio  Paderborn,  dt. ,  Arch.  f.  kath. 
K.  R.  20,  178.  Der  erstere  stellt  es  in  daa  Er- 
messen des  Priesters,  welcher  Meinung  er  folgen 
wllL  Andere,  so  Probst  S.  101  (nach Alphons v. 
Liguri)  unterscheiden,  ob  eine  natfirlicbe  Rrank- 
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Das  Viatikam  darf  denjenigen  Personen  y  welche  tlberhanpt  niokt  boreehtigt 
sind^,  die  Eacharistie  zu  empfangen,  ebenso  wenig  gereicht  werden^. 

Yorgftngige  Beichte  ist  im  Falle  dringender  Todesgefahr  nidit  nothwcndig^  und 
daas  der  Kranke  bereits  etwas  genossen  hat,  also  nicht  mehr  nüchtern  ist,  hindert 
die  Spendang  des  Yiatiknms  nicht ,  selbst  wenn  die  Beachtung  des  JejnmuniB  mög- 
lich gewesen  wäre  ^. 

Wenn  aber  der  Krankheitssnstand  der  Art  ist,  dass  das  Sakrament  der  Yemn- 
ehrung  ausgesetzt  werden  würde,  z.  B.  der  Kranke  alles,  was  er  genieast,  wieder 
auswirft,  so  muss  die  Spendnng  des  Viatikums  unterlassen  werden^. 

Endlich  ist  es  beim  Yiatikum  selbstyerstindlich ,  dass  es  in  die  Behausung  des 
Kranken  oder  an  einen  anderen  Ort,  wo  sich  derselbe  befindet,  gebracht^  und  ihm 
dort  gereicht  wird  7,  sowie  dass  es  auch  am  Gharfreitag  gespendet  werden  darf  ^. 

YI.  Aufbewahrung  der  Eucharistie.  Damit  das  Yiatikum  zu  jeder  Zeit 
auf  Erfordern  gespendet  werden  kann,  ist  stets  eine  hinreichende  Anzahl  koasekrirter 
Hostien  zum  Gebrauche  bereit  zu  halten  ^.    Diese  müssen  in  der  Kirche  aufbewahrt 


heit  oder  ein  Unglücksfall ,  eine  uuvorgesehene 
Verwundung,  voiliegt,  und  nehmen  nur  für  den 
letzteren  eine  Pflicht  zur  Empfangnahme  und 
zur  Spendung  an,  nicht  aber  für  den  ersten  Fall, 
weil  der  Kranke,  wenngleich  er  hei  der  gewöhn- 
lichen Kommunion  die  Gefährlichkeit  der  Krank- 
heit nicht  erkannt  habe,  doch  immer  moraliter 
In  articolo  mortis  das  Abendmahl  empfangen 
habe,  eine  Begründung ,  welche  wohl  schwerlich 
als  zutreffend  bezeichnet  werden  dürfte. 

1  S.  0.  S.  66  ff.  Wegen  der  Kinder  und  der  zum 
Tode  Verurtheilten  s.  S.  68.  n.  1  u.  S.  69.  n.  3. 

2  Rituale  roman.  tit  lY.  c.  4.  n.  1 :  „ . . .  Ca- 
vendum  autem  in  primis  est,  ne  ad  indignos  cum 
aliorum  scandalo  deferatur :  quales  sunt  public! 
usurarii,  concubinarii ,  notorie  ciiminosi ,  nomi- 
natlm  eiLoommunicati  aut  denuntiati,  nisi  sese 
priuB  Sacra  confessione  purgaverint  et  publicae 
offensioni ,  prout  de  iure ,  satlsfecerint".  Wenn 
hier  nur  der  nominatim  excommunicatl  im 
Gegensatz  zu  c.  1.  n.  8  ibid.  (&.  o.  S.  66.  n.  8) 
gedacht  wird ,  so  erklärt  sich  dies  daraus ,  dass 
n.  1  nicht  von  der  Berechtigung  zum  Empfange 
des  Viatikums,  sondern  von  der  Frage,  in  wessen 
Haus  dasselbe  überhaupt  gebracht  werden  darf, 
handelt.  Direkt  ist  damit  über  die  Berechtigung 
nicht  entschieden ,  denn  eine  Verweigerung  der 
Spendnng  ist,  falls  die  Bedingungen  für  die 
letztere  nicht  vorliegen  oder  nicht  erfüllt  wer- 
den, selbst  wenn  das  Sakrament  schon  in  das 
Haus  gebracht  worden  ist,  keineswegs  ausge- 
schlossen. 

3  S.  0.  S.  80. 

*  Rituale  rom.  tit.  IV.  c.  4.  n.  4 :  ,,Pote8t  qui- 
dem  viaticum  brevi  morituris  dari  non  jejuuis" 
(s.  die  Fortseteung  des  Gitots  S.  80  n.  4).  Pa- 
derborn, instructio  de  ieiunio  naturali  v.  18G7, 
Arch.  f.  k.  K.  R.  20,  37Ö. 

^  Rit.  1.  c. :  ,4d  tarnen  diligenter  curandum  est, 
ne  iis  tribüatur,  a  quibus  ob  phrenesim  sive  ob 
assiduam  tussim  aliumTO  similem  morbum,  aliqua 
indecentia  cum  injuria  tanti  sacramenti  timeri 
potest^  S.  auch  Probst  S.  189.  Wenn  der 
Kranke  die  Eucharistie  nicht  in  der  Gestalt  des 


Brotes  empfangen  kann ,  darf  sie  ihm  trotzdem 
nicht  in  der  Gestalt  des  Weines  gexeioht  werden, 
a.  a.  0.  S.  218.  Ebensowenig  ist  es  erlaubt,  sie 
blos  zur  Andacht  in  das  Haus  eines  Sterbenden 
oder  Kranken  zu  bringen,  Rit.  1.  c.  n.  5:  „Sed 
alicui  ad  adorandum  solum ,  seu  devotionis  sea 
cuiusyis  rel  praetextu  ad  ostendendum  non  defe- 
ratur". 

^  Das  Nähere  ergiebt  das  Rit.  1.  o.  n.  6  ff. 
Probst  S.  219 ff.  Vor  allem  soU  die  Ueberbiin- 
gung  öffentlich  und  in  Prozession  geschehen, 
jedenfalls  unter  Voraustragung  eines  Lichtes 
(c  10,  Honor.  III.  X.  de  celebr.  missar.  III.  41), 
sofern  nicht  Nothfille  eine  Ausnahme  bedingen. 
S.  übrigens  auch  die  faoultates  pro  foro  extezno 
n.  16,  Bd.  III.  S.  802.  Anm.  und  die  Fakultäten 
für  den  apostolischen  ProTikar  in  A&ika  n.  24, 
Acta  8.  sed.  7,  303. 

^  Rit.  1.  c.  n.  Uff.,  Probst  S.  218.  227ff. 

*  Congr.  rit.  v.  1622,  Ferraris  1.  c.  s.  v.  Tia- 
tienmn.  9;  Probst  S.  233. 

9  Trid.  Sess.  XIII.  decret.  de  ss.  eucbarist. 
sacramento  c.  6 :  „Consuetudo  asserrandi  in  sa- 
crario  sanctam  eucharistiam  adeo  antiqua  est,  ut 
eam  saeoulum  etiam  Nicaeni  concilil  agnoverit. 
Porxo  def^rri  ipsam  saoram  eucharistiam  ad  In- 
flrmos  et  in  hunc  usum  diligenter  in  eedesiis 
conserTari,  praeter  quam  quod  cum  summa  aequi- 
tate  et  ratlone  coniunetum  est,  tarn  multis  in  eon- 
ciliis  praeoeptum  invenitur  et  vetustissimo  catho- 
licae  ecdesiae  more  est  observatum.  Quare  sancta 
haec  synodus  retinendum  omnino  salutarem  hone 
et  necessarium  morem  statuit";  de  ss.  euebar. 
saoram.  can.  7:  „Si  quis  dixerit,  non  lioere  sa- 
cram  eucharistiam  in  sacrario  reservarl ,  sed  sta- 
tim  post  oonsecrationem  adstantibus  neoessuio 
distribuendam ;  aut  non  licere,  ut  illa  ad  inarmos 
honoriftce  deferatur :  anathema  sit'*.  Die  oonst. 
apostol.  VIII.  12  erwähnen  allerdings,  dass  nscfc 
dem  Schluss  der  Abendmahlsfeier  „Xißovr^  ol 
fitdxovoi  xd  icepto966oavTa  eUfcp^Tcnoav  ei^  xnk 
iravTo^öpia''.  Ein  Beweis  für  die  vom  Triden- 
tinum  behauptete  Sitte  ist  dies  aber  nicht,  and 
Probst,  Sakramente  i.  d.  drei  ersten  chiistL 
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werden.  IndesBen  soll  und  kAnn  dies  nur  danernd  und  fortwährend  in  solehen  Kir- 
chen geschehen,  zu.  denen  eine  Gemeinde  gehört,  weil  allein  unter  dieser  Yoranssetsnng 
eis  Bedilrfmss  daftlr  vorhanden  ist ,  also  in  den  Kathedral- ,  Pfarr-  ^  (Filial-^)  und 
Kkxsterkirchen',  nicht  aber  in  EoUegiatkirchen,  welche  keine  Pfarrkirchen  sind-*, 
ebeDBOwenig  in  Kirchen  von  Hospitftlem^,  Tertiariem®,  frommen  Brfiderschaften 
ond  anderen,  öfflMitlichen  und  Privat-Oratorien^,  falls  das  Recht  dazu  nicht  durch 
besonderes  pftpsfliches  Indult  erthellt  worden  ist  oder  eine  unvordenkliche  Oewohn- 
heit  daflir  vorliegt  s.    Privilegien  der  gedachten  Art ,  welche  seitens  eines  Bischoft 


Jahih.  S.  240  bringt  keine  anderen  Belagstellen 
bei.  1>M8  Nicaeniun  o.  13  (o.  9.  C.  XXYI.  qu.  6; 
t.  aadi  e.  6  ibid.  y.  Martin  t.  Braga)  kennt  eben- 
Ullis  nur  das  Abendmahl  als  Yiatiknm,  weiss 
abei  nichts  Ton  der  erwähnten  Sitte,  ebensowenig 
Afatk  506.  e.  16  (e.  63  Dlst.  I.).  Dagegen 
ordnen  allerdings  die  s.  g.  Synodalstatuten  des 
h.  Bonifaz,  Mansi  12,  383,  c.  4,  an,  dass  der 
Pti«ster  mit  dem  Ohrisma,  dem  geweihten  Oel 
ond  der  Encharlstle  reisen  nnd  so  stets  bereit 
sein  soll,  sein  Amt  zn  Yollziehen.  und  o.  16  oapit. 
eedes.  810—813?,  Boretius  caplt.  1, 179  (auch 
in  €.  93  Dist.  IL  de  oonseer.) :  „Ut  presbyter 
semper  euehariitlam  habeat  paratam ,  nt  quando 
qnii  InflrmaTerit  aut  parochus  inflrmus  fuerit, 
itatim  eum  eofmmunieet ,  ne  sine  oommunione 
moriatar^.  YgL  femer  e.  10  (Honor.  III.)  X.  de 
eelebrat  missar.  III.  41 :  „mandamus  quatenus  a 
saeerdotibiu  eucharistia  in  loeo  singulari,  mando 
al  signato  semper  honorifloe  oollocata  devote  ac 
ideliter  oonserretnr^ ,  sowie  eine  Reihe  Ton 
Pkitiknlarsynoden  seit  dem  10.  Jahrhundert, 
welehe,  wie  i.  B.  Anse  994,  o.  2,  Man si  19, 101 ; 
Bougss  1031,  e.  2, 1.  c.  p.  503 ;  Ronen  1072  c  6, 
L  c.  20,  36,  s.  weiter  Hef  ele ,  Konziliengesch. 
5,  387.  703.  671.  938,  eine  allwoehentliche  £r- 
neaerang  der  aufbewahrten  Hostien  yorschreiben, 
endlich  c  1  fLater.  lY.  1216)  X.  de  custod.  in 
enehar.  IIL  44,  nach  welchem  die  Eucharistie  in 
iBenKirehen  verschloseen  aufbewahrt  werden  soll. 

1  Benediet.  XIY.  const.  Quamvia  juato  Tom 
3a  April  1749.  S-  24,  buU.  eiusd.  3, 30 :  „Saoro- 
saneta  eudiaristfa  in  eeelesiis  quae  paroehiales 
non  sunt,  retineii  non  potett  absque  praesidio 
apostolici  indulti  vel  immemorabilis  consuetudi- 
Bis,  quae  huiusmodi  indulti  praesnmtionem  in- 
dttdt^;  Tgl.  femer  die  Entscheidungen  der  Gongr. 
eonc.  u.  Oono.  rit.  bei  Ferraris  s.  v.  eucharistia 
n.  46.  FOr  die  Kathedralkirche  ergiebt  sieh  die 
fibrigens  unbestrittene  Behauptung  des  "Textes 
daraus,  dass  diese  immer  zugleich  Pfarrkirche 
ist  &  auch  Probst  S.  14. 

^  Denn  diese  sind  f&r  die  Pastoration  eines 
TheUes  der  Paxoehlanen  bestimmt,  vgl.  Probst 
ä  14  und  die  Entscheidung  d.  Gongr.  conc.  da- 
selbst S.  15  n.  9.  Doch  muss  hier  eine  genügende 
Aufrieht  möglich  sein,  damit  die  Eucharistie  vor 
Tenmehrung  bewahrt  wird.  Daher  gestatten  Wien 
1856  und  Prag  1860,  colL  oono.  Lac  6, 163. 499, 
die  Aufbewahrung  nur,  wenn  bei  der  Filialkirohe 
ein  Beneflzlat  residirt  oder  tiglioh  die  Messe  in 
detselben  gelesen,  und  sie  nicht  zu  weit  von  der 
Pfarrkirche  oder  elftem  Kloster  entCemt  ist ,  und 
Bvaen  1860,  L  &  4,  529  Terbletet  sie  in  Annex- 
klfdien,  welehe  keine  eigenen  Geistlichen  haben. 


3  Weil  bei  diesen  eine  unter  Klausur  lebende 
Klostergemeinde  Torhauden  ist.  S.  auch  Entsch. 
d.  Gongr.  rit  bei  Gardellini,  decret  auth. 
congr.  rit  ed.  111.  (Bd.  I.  S.  471.  n.  •)  n.  1496; 
1,  260.  Für  die  grangiae  der  Regularen  gilt  dies 
aber  nicht,  Gongr.  conc.  bei  Probst  8. 15  n.  9. 

In  Betreff  der  Frauen-Orden  bestimmt  femer 
Trid.  Sess.  XXV.  de  regul.  c.  10 :  ...  ,,Qaod 
Tero  BS.  Ghristl  corpus  intra  ohorum  vel  septa 
monasteril  et  non  in  publica  ecclesia  conservetor, 
prohibet  s.  synodus,  non  obstante  quocunque  in- 
dulto  aut  privilegio". 

^  Nach  d.  Gongr.  conc  bei  Probs  t,  S,  15  n.  9. 

6  Probst  S.  14,  es  sei  denn,  dass  sie  eine 
besondere  Anstaltsparochie  bilden. 

^  Selbstverständlich  solcher,  welche  nicht  die 
drei  solennen  Gelübde  ablegen  und  nicht  unter 
Klausur  leben,  also  nicht  wirklich  Orden  bilden. 
Gongr.  episc.  bei  Ferraris  1.  c.  n.  47.  Dasselbe 
muss  auch-  von  den  Kirchen  oder  Kapellen  der 
ordensähnliohen  Kongregationen  gelten,  denn 
die  Niederlassungen  derselben  sind  nicht  von 
dem  Pfarrverbande  exlmirt ,  Schuppe,  Wesen 
u.  Rechtsverhältnisse  d.  modernen  Frauenkongre- 
gationen S.  63  ff. 

7  Ygl.  zu  dem  im  Text  Bemerkten  noch  die 
Entscheidungen  der  Gongr.  ritbelMühlbauer, 
decr.  authent  (s.  Bd.  I.  S.  471.  n  *)  3, 493  ff. 

8  Gonstit  Bened.  XIY.  dt. ,  s.  Anm.  1 ;  de- 
cret. congr.  rit  ad  dub.  26 ,  bestätigt  von  Gle- 
mens  XL  am  12.  Januar  1704,  Gardellini 
1.  c.  n.  3670 ;  2,  220. 

Ueber  die  Bedingungen,  unter  welchen  die 
erwähnten  Indulte  gegeben  werden,  s.  Gongr. 
lit  V.  13.  März  1593,  Gardellini  1.  c  n.  51 ; 
1,  17  u.  Ginzel  K.  R.  II.  2,  3&4.  n.  5:  „Ex 
speciali  posse  privilegio  concedi ,  ut  in  ecclesia 
etiam  quod  non  sitoathedralis,  neque  parochialis, 
neque  collegiata ,  neque  conventualis ,  sed  Sim- 
plex ,  in  loois  ubi  non  adest  parochialis ,  possit 
asservari  ss.  eucharistiae  sacramentum ,  de  con- 
sensu  ordinarü ,  et  absque  parochi ,  intra  cuius 
parochiae  flnes  existit,  praeiudicio,  dummodo 
ecclesia  ipsa  sit  decens ,  et  solita  conferri  in  ti- 
tnlum;  et  nunc  habeat  beneflcatum  perpetuum, 
qui  eins  curam  gerat  et  sacramentum  possit  caute 
eustodlri,  et  ibi  lampas  perpetua  accensa  habea- 
tur'^  YgL  auch  die  YoUmachten  des  Sekretärs 
der  Gongr.  conc.  n.  37,  Bangen,  rom.  Gurie 
S.  497:  „Die  Aufbewahrung  des  hoohheil.  Sa- 
kramentes in  offentlloheu  Oratorien  zu  gewähren, 
wofern  das  Bedfirfniss  Torhanden ,  und  Anstalt 
getroffen  ist,  dass  die  gehörige  Ehrfurcht  gewahrt 
werde  und  den  Pfarr-B«ohiteu  kein  Eintrag  ge- 
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ertheilt  worden  sind ,  haben  daher  keine  Ottltigkeit  and  bedürfen  nicht  einmal  dner 
besonderen  Ansserkrafteetzong  ^ 

Wird  eine  Hostie  behnfs  der  Krankenkommnnion  oder  der  Ertheilnng  des  Yiati- 
knms  gebraucht,  so  hat  sie  der  spendende  Pfarrer  ans  seiner  Pfarrkirche  sn  ent- 
nehmen. Wenn  indessen  Eile  erforderlich  und  die  Pfarrkirche  entfernt  liegt,  ist  er 
auch  berechtigt,  die  Eucharistie  aus  der  nAchstgelegenen  Klosterkirche  an  holen, 
ohne  dass  die  Regilioseii  unter  Berufung  auf  irgend  welche  Priyilegien  Widersprach 
dagegen  erheben  dürfen  2. 


§  203.    4.  Das  Sakrament  der  Bwse^. 

Das  Sakrament  der  Busse  [poenitentia ,  reconcütatio ,  exomohgesis)  ist  dasjenige 
Sakrament ,  durch  welches  die  Vergebung  der  nach  der  Taufe  begangenen  Sünden 
und  der  Erlass  der  ewigen  Strafen  derselben  (nicht  aber  der  der  zeitlichen  in  vollem 
Umfange)  bewirkt ,  also  die  durch  die  Sünde  verloren  gegangene  Gnade  der  Recht- 
fertigung wieder  hergestellt  wird*. 


schehe:  jedoch  bleibt  für  diese  Gewährung  die 
Expedition  eines  Breve  (in  forma  breyis)  erfor- 
derlich, es  sei  denn ,  dass  der  Bischof  um  Naoh- 
lass  dieser  Form  bitte".  Indulte  für  Missions- 
länder in  Collectau.  mission.  cit  p.  174  fC,  und 
für  England  coli.  conc.  Lac.  3,  96Z 

1  Entscheid,  d.  Gongr.  conc.  ▼.  1610  bei 
Ferraris  1.  c.  n.  46. 

Ueber  die  Aufbewahrung  des  Sanctis- 
simum  mag  hier  zum  besseren  Verstähdnlss 
Doch  Folgendes  bemerkt  sein : 

Dasselbe  muss  in  der  Kirche  in  einem  beson- 
deren Behältuiss ,  dem  ^aerarium^  tahemaculum 
von  Holz ,  Yon  aussen  vergoldet  und  innen  mit 
Seide  ausgeschlagen ,  in  der  Regel  über  oder  am 
Hochaltare  der  Kirche,  Rituale  roman.  t.  lY.  c  1. 
n.  6,  in  den  Kathedralen  aber  wegen  der  an 
dem  letzteren  yorzunehmendeu  Pontiükalhand- 
lungen  Über  oder  an  einem  Seitenaltare,  verwahrt, 
und  das  Tabernakel  darf  nicht  zur  Niederlegung 
anderer  Gegenstände,  wie  z.  B.  der  heiligen 
Oele ,  Reliquien ,  benutzt  werden.  Das  Taber- 
nakel ist  vom  Pfaner  oder  dem  besonders  dazu 
bestimmten  Priester  verschlossen  zu  halten,  und 
der  Schlüssel  dazu  muss  in  dessen  Händen 
bleiben,  c.  1.  X.  cit.  III.  44;  Rituale  1.  0.  n.  5. 
6  (von  denen  diß  erste  Stelle  für  die  Vernach- 
lässigung der  Aufsicht  suspensio  ab  officio  auf  drei 
Monate,  und  falls  in  Folge  dessen  ein  Ver- 
brechen am  Sanctissimum  stattgefunden  hat, 
schwere,  arbiträre  Strafe  androht).  S.  des  Nä- 
heren Probst  S.  16  if.  Vor  dem  Altare,  auf 
welchem  das  AUerheiligste  im  Tabernakel  auf- 
bewahrt wird,  hat  Tag  und  Nacht  mindestens 
eine  Lampe,  das  ewige  Licht,  zubrennen,  Ri- 
tuale 1.  c  n.  6 ;  Probst  S.  18  ff.  Im  Tabernakel 
werden  die  zur  Kommunion  bestimmten  Hostien 
in  einem  silbernen ,  innen  vergoldeten  Gefässe 
[eihorium^  pyxis),  welches  mit  einem  Deckel  gut 
verschlossen  und  mit  einem  weissen  Velum 
(seidenem  Tuche)  verhüllt  sein  soll,  verwahrt, 
Rituale  l.  c.  n.  ö,  Probst  S.  20  ff. 

Die   für  die  Kommunion  der  Gläubigen  be- 


stimmten Hostien  sollen ,  weil  sie  bei  zu  langer 
Aufbewahrung  dem  Verderben  ausgesetzt  sind, 
öfters  erneuert  werden ,  Rituale  1.  c  n.  7  („Ss. 
eucharistiae  paiticulas  frequenter  renovabit. 
Hostiae  vero  seu  particulae  conseerandae  sint  re- 
centes:  et  ubi  eas  eonseeraverit,  veteres  prlmo 
distribuat  vel  sumat^.  Die  partlkularrechtliehea 
Vorschriften  haben  schon  seit  alter  Zelt  (s.  S.  82^ 
n.  9)  als  Frist  eine  Woche  oder  8  Tage  bestimmt, 
ebenso  die  Gongr.  episoop.  1573,  Ferraris  8.v. 
eucharistia  n.  Ö4  (für  die  nnirten  Griechen  gilt 
dagegen  eine  Frist  von  14 Tagen),  Probst  S. 22. 
«  Vgl.  Entsch.  d.  Congr.  rit  v.  12.  August 
1705,  Gardellini  Lc  ed.  dt.  n.  3732  n.  I ; 

1,  242 :  „An  data  distantia  ecolesiae  paroddalis 
ab  inflrmo  s.  viatioo  reAdendo  et  proximitate 
ecdesiae  regularium ,  quae  sita  est  Intra  limites 
parochiae,  parocho  vel  eins  coadjutori  urbane  pe- 
tenti  8.  eucharlstiam  . .  .  lioeat  regulaiibns  . . . 
illam  denegare?  Non  Heere  nee  regulaiibus,  nee 
presbyteris  saecularlbus  etiam  ezemptis,  in  eaii- 
bus  neoessitatis  tantum,  denegare^;    Probst 

s.  21a 

B  Jo.  Morinus,  comm.  bist,  de  disciplioa 
in  administrat.  sacr.  poenitentlae  XJDEI.  prim. 
saecul.  observata.  Paris  1681.  Venet.  1702; 
Denys  de  Sainte-Marthe,  O.  S.  B.  e 
congr.  S.  Mauri,  Tratte  de  la  oonfession.  Paris 
1685;  Heinrich  Klee,  die  Beichte.  Frank- 
furt 1828;  Endres,  d.  Busssakrament.  Aachen 
1847,  2.  Ausg.  1850;  Steitz,  d.  rom.  Buss- 
sakrament Frankfurt  a.  M.  1854;  Haringer, 
Anleitung  zur  Verwaltung  des  h.  Busssakra- 
mentes. Regensburg  1851;  Ed.  Herzog,  d. 
Verwaltung  des  Busssakramentes.  Paderbom 
1859;  Lorinser,  Lehre  von  der  Verwaltung 
des  Busssakiamentes.  Breslau  1860.  2.  AhA. 
1883;  A.  Tappehorn,  Anleitung  z.  Ves<- 
waltung   des  Busssakramentes.     Dülmen  1878| 

2.  Aufl.  1880;  Wildt  in  Wetzer  u.  Welt«, 
Kirchenlexikon  %  Aufl.  2,  221  ff.,  1598  ff. 

*  Tiid.  Sess.  XIV.  de  ss.  poenit.  saeramento 
can.  1 :    „Si  quis  dixerlt ,  in  oatholica  eeelegU 
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BechtUchen  Charakter  haben  allein  diejenigen  Normen ,  welche  die  Befngniss 
IV  Bpendnng  des  Sakramentes,  sowie  das  Recht  nnd  die  Pflicht  zum  Empfange  des- 
selben regeln.  Abgesehen  ¥on  diesen  Vorschriften  kommt  das  Sakrament  aber  femer 
noch  ffti  das  Bechtsgebiet  insofern  in  Betracht,  als  die  Entgegennahme  der  Beichte 
für  den  Beichtvater  die  rechtliche  Pflicht  zur  Wahrung  des  Beichtgeheimnisses  Aber 
das  ihm  Mitgetheilte  erzengt  ^ 

I.  Das  Recht  znr  Spendnng  des  Sakramentes  der  Busse.  Die  Be- 
fthignng,  das  Sakrament  der  Busse  zu  verwalten,  steht  nach  der  katholischen  Lehre 
nur  den  Mit^edem  des  sacerdotium,  den  Bischöfen  und  den  Priestern,  zu  2.  Sowohl 
die  übrigen  Geistlichen,  wie  auch  die  Laien  sdnd  von  der  Spendung  dieses  Sakra* 
mentes  ausgeschlossen  3.   Ihr  desfallsiges  Handeln  ist  also  nichtig. 

A.  Jurisdiktion  nnd  Approbation  im  Allgemeinen.  Der  Bischof 
und  Priester  darf  von  seiner  Befähigung  allein  Qebrauch  machen,  wenn  er  die 
Jarisdiktion  über  den  POnitenten  besitzt,  und  derjenige  Priester,  welcher  kein 
Seelsoi^e-Amt  verwaltet,  auch  blos  unter  der  weiteren  Voraussetzung,  dass  er  vom 
Bischof  die  Approbation  als  Beichtvater  erhalten  hat^. 

Was  zunächst  die  Jurisdiktion  betrifft,  so  steht  hier  allein  die  jurisdictio pro 


poealtentlam  non  esse  rere  et  proprie  sacramen- 
tam  pro  lldellbiis,  qaoües  post  baptlBmum  in 
peccatalabantar,  ipsi  deo  reoondliandlB  a  Christo 
domlno  nostro  instiintnm :  anathema  sit^ ;  ibid. 
doctrina  de  ss.  poenit  et  extrem,  unct.  sacra- 
mentis ;  L  c.  Sess.  VI.  deor.  ab  iustiflcatione  c. 
U(...  „poenaaetema,  quae  Tel  saoramento  Tel 
aacramenti  Toto  una  cum  culpa  remltütur,  sed 
pio  poena  temporal!,  quae ,  ut  ss.  literae  docent, 
non  tota  semper,  ut  in  baptlsmo  flt,  dimittltur') ; 
Gitechlsmus  Romanus  P.  U.  c  5. 

<  Auf  die  Geschichte  der  Bnssdisoi- 
plln  ist  au  dieser  Stelle  nicht  einzugehen.  Es 
»Si  daTon  später  in  dem  Kapitel  Ton  der  Zucht-, 
Difldplinar-  und  Strafigewalt  gehandelt  werden. 
Ans  dem  Zusammenhang  der  Entwicklung  der 
kiichlichen  Strafgewalt  und  des  kirchlichen 
Strafrechtes  lasst  sich  die  BussdiscipUn  nicht 
ksrausreissen ,  namentlich  ist  es  nicht  möglich, 
okne  denselben  die  Streitfrage  über  die  Natur 
der  Pönitenzen  zu  erörtern. 

In  denselben  Zusammenhang  habe  ich  auch  die 
Lehre  Tom  Ablass  Terwiesen,  weil  hierbei  der 
Erlass  Ton  Strafen  in  Frage  kommt. 

*  Trid.  Sess.  XIY.  de  ss.  poenit.  sacram.  can. 
10:  ,ySl  quis  dixeiit  ....  non  solos  sacerdotes 
eae  ministros  absolutionis ,  sed  omnlbus  et  sin- 
gnlis  Christi  fldelibus  esse  dictum  :  ^^Quaecunque 
UgaTerids  .  ...  et:  Quorum  remiseritls  pec- 
esta,  remlttuntnx  eis,  et  quorum  retinueritis,  re- 
tenta  sunt,  quorum  Terborum  Tirtute  quilibet 
absolTore  possit  peccata,  publica  quidem  per  cor- 
reptionem  duntaxat,  ei  eorreptus  aequisTerit, 
•ecxeta  Tero  per  spontaneam  coufessionem ,  ana- 
thema Sit" ;  ibid.  doctrina  de  ss.  poenit.  et  extr. 
onct  sacr.  c  6 ;  Pii  VI.  const  Auctorem  fldei  t. 
2&  August  1794.  prop.  34. 

'  Allerdings  gestatten  die  Synoden  t.  York 
1195  c  4,  M  an  si  22,  653  0;^*  non  nisi  summa 
et  grsTi  necessitate  dlaoonus  . . .  poenitentiam 
conflteutl  ImponafQ;   London  1200  c.  3.  1.  c 


p.  714;  Ronen  1231  u.  34,  1.  c  23,  218  („nullus 
dlaoonus  euehaiistlam  det  inflrmis  Tel  confes- 
siones  audlat  .  .  .  nisi  cum  saoerdos  absens 
fuerifO;  Canterbury  1236  c.  12,  1.  c  p.  420,  den 
Diakonen  noch  ImNothfalle  das  Beichthören  und 
die  Auferlegung  tou  Bussen.  Dies  erklärt  sich 
aber  daraus,  dass,  so  Jedenfalls  nach  prote- 
stantischer Auffassung,  die  Anschauung  tou  der 
Nothwendlgkett  einer  Beichte  beim  Priester  und 
Ton  der  richterlichen  AbsOlutionsgewalt  sich 
nicht  früher  als  seit  dem  12.  Jahrhundert  festge- 
stellt hat,  Steitz,  d.  römische  Busssakrament 
S.  139  ff.;  Hahn,  Sakramente  S.  98  ff.  183  ff., 
und  dass  die  citirten  Konzilien  noch  theilweise 
auf  dem  Boden  der  früheren  Lehre  stehen.  Selbst 
die  Vorschrift  des  Tiel  späteren  Konzils  t.  Trier 
1310  c.  110;  Mansi2ö,279:„...si  mortis pe- 
riculum  Imminet  nee  habere  potest  proprium 
sacerdotem,  quo  etiam  casu  posset  laico  catholico 
conflteri^,  welche  für  den  Todesfall  eine  Aus- 
nahme von  der  Vorschrift,  beim  sacerdos  pro- 
prius  zu  beichten,  macht,  kann  kaum  anders  auf- 
gefasst  werden,  als  dass  sie  die  neuere  Anschauung 
noch  nicht  für  alle  Fälle  theilt,  well  sie  die 
Beichte  bei  dem  Laien  derjenigen  beim  Priester 
als  gleich werthig  hinstellt,  während  katholi- 
scherseits  diese  Nothbeichte  Tor  Laien  nur  für  den 
Ausdruck  eines  heftigen ,  die  Sünden  tilgenden 
Verlangens  nach  dem  Sakrament  erklärt  wird. 
WildtS.  239. 

«  Trid.  Sess.  XXUI.  de  ref.  c  15 :  „Quamvis 
presbyteri  in  sua  ordinatione  a  pecoatis  absol- 
Tendi  potestatem  accipiant,  decemit  tamen  s. 
synodus ,  nuUum  etiam  regulärem ,  posse  oonfes- 
siones  saecularium,  etiam  sacerdotum  audire,  nee 
ad  id  idoneum  reputari ,  nisi  ant  parochiale  be- 
neflcium  aut  ab  episcopis  per  examen ,  si  Ulis 
Tidebitur  necessarium,  aut  alias  idoneus  iudi- 
cetur,  et  approbationem ,  quae  gratis  detur,  ob- 
tlneat;  priTilegiis  et  consuetudine  quacunque 
etiam  immemorabili  non  obstantibus^ 
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I.  Die  Hierarchie  und  die  Leitung  der  Kirche  durch  dieselbe. 


[§.  m 


f^o  tnUmo  i  in  Fri^e.  Dieselbe  ist ,  weil  die  Losspreehmig  yon  den  Bfinden  dnreh 
den  Beichtvater  sieh  als  ein  richterlicher  Akt  darstellt^^  nicht  blos  zur  erlaabten, 
sondern  auch  znr  gültigen  Bpendnng  des  Sakramentes  erforderlich,  nnd  die 
Absolution  durch  einen  Priester  ohne  Jurisdiktion  entbehrt  der  Qfiltigkeit  und 
Wirkung  ^. 

Als  ordinaria  kommt  diese  Jurisdiktion  dem  Papst  im  ganzen  Gebiete  der  Kirdie 
über  alle  Gläubigen^,  den  Bischöfen  über  ihre  DiGcesanen^,  den  mit  jurisdiotio  quasi 
episcopalis  ausgestatteten  Prälaten  über  ihre  Untergebenen^,  femer  den  Pfarren 
über  ihre  Pfarreingesessenen  7,  endlich  den  Ordensgeneralen  über  die  Mitglieder  ihres 
Ordens,  den  Ordensprovinzialen  über  die  Angehörigen  ihrer  Ordensprovinz  und  den 
Ordensäbten  über  die  Insassen  ihres  Klosters  ^  zu. 

Als  quasi  ordinaria  haben  die  Jurisdiktion  die  Qeneral-Vikarien^,  die  Kapitular- 
Vikarien^^,  die  Goadjutoren^^  und  apostolischen  Vikarien^^  über  die  Angehörten  der 
von  ihnen  verwalteten  Diöcesen. 

Alle  erwähnten  Amtsträger  können  die  Beichljjnrisdiktion  über  ihre  Untergebe- 
nen nicht  blos  in  ihrem,  sondern  auch  in  einem  fremden  Amtssprengel  ausüben  ^^. 


1  S.  Bd.  I.  S.  167.  168. 

2  Trid.  Ses8.  XIY.  de  sb.  poenit .  sacr&m.  can. 
9 :  „Si  qals  dixerlt,  absolutionem  sacrainexitalem 
sacerdotis  non  esse  actum  ludidalem,  sed  nudam 
miuisterium  pTonnnclandi  et  declarandi  remissa 
esse  peccata  oonfltenti ,  modo  tantum  oredat ,  se 
esse  absolutam,  aut  saoerdos  non  serlo ,  sed  ioeo 
absolvat ;  aut  dlxerit,  non  requiii  oonfesslonem 
poenitentis,  ut  saoerdos  ipsam  absolveie  possit : 
anatbema  sit'^;  ibid.  doctr.  de  ss.  poen.  c  6.  Die 
regelmässige  Absolutionsformel  lautet,  Rituale 
rom.  tit.  3.  c.  2:  ,^ndulgentlam  ,  absolutionem 
et  remissionem  peccatoram  tnorum  tiibnat  tibi 
omnipotens  et  nüseiiooTS  Dominus.  Amen.  — 
Dominus  nostei  Jesus  Christas  te  absolvat  et 
ego  auctoiitate  ipsius  te  absolvo  ab  omni  tIucuIo 
exGommunloationls,  suspensionls  (fällt  bei  Laien 
fort),  et  Interdicti,  in  quantum  possum  et  ta  in- 
diges.  Deinde  ego  te  absolvo  a  peccatis  tuis,  in 
nomine  p.  et  t  et  sp.  s.   Amen^. 

S  Trid.  1.  c.  doctr.  c.  7 :  ^Qaoniam  igitur  na- 
tura et  ratio  iudlcii  illud  exposcit ,  ut  sententia 
in  SU  bditos  duntaxat  feratur,  persaasum  semper 
in  ecclesia  dei .  fuit  et  verissimum  esse  synodus 
haec  conflrmat,  nullius  momeuti  absolutionem 
eam  debere ,  quam  sacerdos  In  eum  profert,  in 
quem  ordinariam  ant  subdelegatam  non  habet 
iurisdictionem". 

Vgl.  hierzu  Knopp,  über  den  sacerdos  pro- 
prio s  zur  Verwaltung  d.  Busssakramentes.  Re- 
gensburg 1851;  Bon  er,  üb.  Jurisdiktion  und 
Approbation  des  Beichtvaters  in  Ztschr.  f.  Philo- 
sophie u.  kath.  Theologie  Heft  9  (Köln  1834). 
S.  116  u.  Heft  10.  S.  88  :  Noldin,  die  Juris- 
diktion über  Poenitenten  fremder  Diöcesen  in 
Zeitschr.  f.  kath.  Theologie«  Innsbruck.  6.  Jahr- 
gang (1881).  S.  463. 

In  der  anonymen  Abhandlang  der  Ztschr.  f. 
Philosophie,  Hft  75.  S.  38  (N.  Folge.  Bonn  1860) 
wird  in  Uebereinstimmung  mit  Morinus  1.  o. 
Till.  23  die  entgegengesetzte  Ansicht  verthei- 
digt,  weil  Tiid.  1.  c.  c  7  keine  allgemeine  Be- 
deutanghabe, eich  vielmehr  nur  auf  die  Reservat- 


falle  beziehe.  Dabei  ist  indessen  übersehen,  das« 
das  Konzil  eine  noch  im  1 1.  u.  12.  Jahrhundert 
nicht  unbestrittene  ,  aber  allmählich  in  immer 
weiteren  Kreisen  angenommene  Auffassung  (& 
Hahn,  Sakramente  S.  186  ff.)  sanktlonirt  hat. 
Seitdem  ist  die  Meinung  des  Textes  die  hen- 
schende  geworden  und  geblieben,  s.  die  Ausfäh- 
rungen in  der  Abhandlung  selbst  S.  39  ff. ; 
Boner  u.  Noldin  a.  a.  0.;  Phillipa,  K.  R. 
S.  244;  Pachmann,  K.  R.  3.  Aufl.  2,  190; 
Glnzel,  K.  R.  2,  361;  Silbernagl,  K.  R 
S.  422. 

^  Für  den  Papst  kraft  der  ihm  ertheilten  Voll- 
machten auch  der  Grosspoenitentiar ,  Ck>nst.  Be- 
ned.  XIY. :  Pastor  bonus  v.  13.  April  1744.  %.  6, 
vgl.  Bd.  I.  S.  429,  welcher  aber  eine  iuris- 
dictio  ordinaria,  nicht  eine  delegata  hat,  s.  Bd.  I. 
S.  392,  u.  Kaempfe,  d.  Begriffe  der  iurisdictio 
ordinaria  vgl.  S.  128. 

5  Bd.  II.  S.  40  ff.  Der  Erzbisohof  hat  die 
Jurisdiktion  über  die  Angehörigen  der  Suffragan- 
bisthümer  nur  dann ,  wenn  er  dieselben  visitirt 
und  gelegentlich  der  Visitation,  o.  6(Bonif.  VIIL) 
in  VIto  de  cens.  III.  20.  Wegen  des  poenlten- 
tiarius  an  der  Kathedrale  s.  Bd.  II.  S.  122. 

6  Bd.  II.  S.  343.  Gleich  stehen  ihnen  darin 
die  vom  Papst  mit  bischöflicher  Jurisdiktion 
über  die  Militärpersonen  ausgestatteten  Feld- 
bischöfe oder  Feld  Vikare,  wie  der  österreichische, 
a.  a.  S.  337. 

^  Bd.  II.  S.  295.  296. 

^  S.  darüber  unten  in  der  Lehre  von  den  Or- 
densoberen,  vgl. vorläufig  Ginzel,K.  R.2,361 
u.  1,  364. 

»  Bd.  II.  S.  214.  216.  218. 

10  A.  a.  0.  S.  246.  246. 

11  A  a.  0.  S.  266. 

»2  A.  a.  0.  S.  268.  260. 

13  Das  folgt  aus  dem  Bd.  II.  S.  44  angegebenen 
Princip.  In  Betreff  der  Pfarrer  ebenso  Bene- 
dict. XIV.  Institut.  LXXXII.  n.  7  u.  Congr. 
conc.  V.  1707,  Richter,  Tridentinum  S.  206. 
n.  3. 
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Im  Ubiigen  bedarf  es  Air  jeden  Priester  der  Delegation  ^  durch  einen  der  ge> 
mumten,  mit  der  jnrisdiotio  ordinaria  oder  qnasi  ordinaria  ausgestatteten  Amts- 
trlger  2.  Die  delegirte  Jurisdiktion  reicht  selbstverständlich  niemals  weiter  als  die 
des  delegirenden  Ordinarius  oder  Quasi-Ordinarius.  Der  vom  Bischof  ftlr  die  ganze 
Diöoese  delegirte  Priester  ist  daher  nicht  berechtigt,  die  Beichtjurisdiktion  über  die 
Didcesaaen  desselben  in  einem  anderen  Sprengel ,  als  dem  des  eigenen  Bischofs  aus- 
zaüben,  und  sie  gflltig  zu  absolyiren^. 

Die  Delegation  kann  unbeschränkt^  oder  beschränkt^,  z.  B.  zeitlich  oder  Ortlich 
oder  in  Betreff  ihres  materiellen  und  personellen  Umfangs,  ertheilt  werden.  In  den 
letzteren  Fällen  spendet  der  ermächtigte  Priester  die  Absolution  nur  dann  gültig, 
wenn  er  sich  dabei  innerhalb  der  ihm  gesteckten  Grenzen  hält®. 

Die  schlechthin  oder  ad  beneplacitum  ertheilte  Ermächtigung  erlischt  weder 
durch  den  Tod  des  Delegirenden  noch  dadurch,  dass  er  sein  Amt  als  Ordinarius  oder 
Qnasi-Ordinarius  (z.B.  durch  Verzicht  oder  Absetzung)  verliert  7,  wohl  aber  durch 
Widerruf.  Dieser  kann  nach  strengem  Recht  beliebig  erfolgen^,  und  das  weitere  Han- 
deln des  Delegirten  nach  ihm  mitgetheilten  Widerruf  ist  nichtig.  Der  Pfarrer  kann 
selbstverständlich  dem  vom  Bischof  für  die  Pfarrei  ermächtigten  Priester  (Vikar  oder 
Hfilispriester)  die  Beichtjurisdiktion  nicht  entziehen  und  ist  daher  auch  nicht  befugi^ 
seinen  Vikaren  und  Oehülfen  die  Verwaltung  des  Busssakramentes  überhaupt  oder 
auch  nur  für  bestimmte  Personenklassen  zu  verbieten  ^. 

Im  Falle  der  Todesgefahr  ^^  hat  indessen  jeder  Priester  ohne  Delegation  das 


1  Schriftliche  Form  ist  zu  ihrer  G&ltigkeit 
nieht  nöthig,  Congr.  eonc.  v.  1653.  Nr.  IV,  Bi  c  h  - 
ter,  TridenÜnum  S.  206.  Ebenso  wenig  bedarf 
et  des  Wortes:  delegsre,  es  genügt  yielmebr 
jeder  Aosdnick,  welcher  erkennen  lässt,  dussder 
Priestsr  ermichtigt  sein  soll,  das  Busssakiament 
ZQ  Torwalten,  also  z.  B.  Gewährung  der  Ucentia, 
Erlaabniss  dazu. 

^  Wo  aber,  wie  namentlich  in  Deutschland, 
die  Ernennung  der  Hülfspriester  nicht  dem 
Pfarrer,  sondern  dem  Bischof  zusteht ,  s.  Bd.  II. 
Sl  320 ,  da  ist  der  Pfarrer  nicht  mehr  dazu  be- 
fegt, er  kann  hier  eine  Delegation  allein  mit  vor- 
gängiger  Zustimmung  seines  Ordinarius  vor«* 
nehmen,  so  auoh  Prager  Prozinzlalsynode  v.  1860. 
ooIL  eoneil.  Lacens.  5,  606. 

^  Denn  der  Bisehof  hat  kein  Recht,  Jemanden 
zam  Amtiren  in  einer  fremden  Diöcese  zu  be- 
stellen. 

*  Bei  unbeschränkter  Delegation  des  Bischofs 
bedarf  der  ermächtigte  Priester  innerhalb  der 
Diöcese  nicht  noch  der  Krlaubniss  des  betreffen- 
den Ortspfarrere ,  Congr.  conc.  v.  1631,  Rich- 
ter, Trldentlnum  S.  86.  n.  9. 

^  Wenn,  was  öfters  vorkommt,  in  der  bischöf- 
lichen Brmächtigung  vorgängige  Erlaubuiss  des 
Ottspfanen  vorgeschrieben  ist  (z.  B.  duroh  die 
Formel :  de  consensu  pastorum  oder  cum  venia 
quorum  interest) ,  so  wird  im  Zweifel  anzuneh- 
men sein,  dass  dadurch  die  gültige  Aus&bung 
der  Beichtjuiisdiktion  nicht  hat  bedingt  werden 
tollen  ,  dass  vielmehr  eine  solche  Beschränkung 
nur  im  Interesse  der  Ordnung  getroffen  ist,  also 
bles  die  erlaubte  Ausübung  berührt ,  weil  nicht 
vennuthet  werden  kann,  dass  der  Bischof  als  der 


vorgesetzte  Kirchen- Obere  die  Rechtswirksam- 
keit der  Delegation  auf  den  Willen  des  ihm 
untergegebenen  Pfarrers  hat  stellen  wollen, 
vgl.  Knopp  a.  a.  0.  S.  36;  Deneubourg, 
^tude  canonique  sur  les  vicaires  paroissiaux, 
p.287. 

8  Gonst  Innoc.  XIII :  „ Apostolici  ministeril  v. 
13.  Mai  1723,  bull.  Taurln.  21,  931,  %.  19 :  „De- 
daramus  sacerdotes  tam  saeculares  quam  regu- 
läres, qui  ab  episcopis  obtinuerint  licentiam  au- 
dieudi  confesslones ,  limitatam  quoad  looum  vel 
quoad  genus  personarum  vel  quoad  tempus  non 
posse  poenitentiae  sacramentum  administrare 
extra  tempus  vel  locum  vel  genus  praescriptum, 
quocumque  privilegio  etiam  in  vim  bullae  Cru- 
ciatae  nullatenus  suffragaturo'*. 

7  Ferraris  prompta  bibliotheca  s.  v.  appro- 
batio  I.  n.  10.  Man  beruft  sich  auf  c.  9  (Boni- 
fac.  VUI.)  in  VIto  de  off.  lud.  deleg.  I.  14  u. 
c.  36  (id.  j  eod.  de  praeb.  III.  4,  weil  es  sich  um 
eine  Gnadensaohe  handele. 

B  Doch  soll  ein  solcher ,  ebenso  wie  die  Ver- 
weigerung einer  Erneuerung  der  nur  auf  Zeit 
ertheilten  Ermächtigung  nicht  ohne  genügenden 
Grund  statthaben,  so  die  Congr.  conc.  s.  Ferrari  s 
1.  c.  n.  14. 

0  Denn  dadurch  würde  er  die  seiner  Verfügung 
entzogene  Delegation  des  Bischofs  thatsächlich 
illusorisch  macheu,  Deueubourg,  1.  c.  p.  285. 
289. 

10  Dahin  wird  auch  eine  wahrscheinlich  bevor« 
stehende  Todesgefahr  gerechnet,  z.  B.  bei  dem 
Soldaten,  welcher  In  die  Schlacht  geht.  Doch  ist 
dies  auf  den  Fall  zu  beschränken,  dass  ein  sonst 
berechtigter  Priester  nicht  fungiren  kann  oder 
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Recht,  jedem  Pönitenten  die  Beichte  abzunehmen  nnd  ihn  gültig  so  absolvirenl 
Kraft  allgemeinen  Bechtssatzes  ist  er  unter  der  gedachten  Voraaaeetsnng  befiigt,  yob 
der  ihm  dnrch  den  ordo  ertheilten  Befilhignng  Oebranch  zn  machen  2. 

Endlich  soll  nach  einer  sehr  verbreiteten  Annahme  die  Beichte  nnd  Absolution 
gültig  sein,  wenn  ein  Priester  ohne  die  erforderliche  jnrifldictio  interna  allgemein  ab 
berechtigt  zur  Spendnng  des  Bnsssakramentes  gegolten  hat,  nnd  diesem  Irrthnti  ein 
titalas  coloratas  oder  patativas'  zu  Grande  liegt ^,  ja  ein  Theil  der  TheolögOB  nnd 
Kanonisten  sieht  sogar  von  dem  Erfordemiss  des  Titels  ab  ^.  Indessen  hat  weder  die 
erste  noch  die  letztgedachte  Ansicht  einen  gesetzlichen  Anhalt  <^,  and  beide  mllssen 
trotz  der  grossen  Zahl  ihrer  Anhänger  als  anrichtig  bezeichnet  werden^. 

Ausser  der  Jurisdiktion  muss,  das  ist  eine  Neaerong,  welche  das  Konzil  von 
Trient^  gemacht  hat,  jeder  Beichtvater  auch,  wie  schon  bemerkt,  die  Approbation 
des  Bischofs  besitzen. 

Das  Konzil  nimmt  seinerseits  davon  nur  deiyenigen  ans,  welcher  ein  P&rr-Bene- 
fizium  erhalten  hat®.    Selbstverständlich  bezieht  sich  die  Vorschrift  nicht  auf  den 


irill,  Barbosa  de  off.  et  potest.  episc.  alleg.  25. 
n.  81 ;  Ferraris  s.  t.  confessarius  art.  I.  n.  15; 
Haringer  a.  a.  0.  S.  157. 

1  Trld.  Sess.  XIY.  doctr.  c.  7 :  .  .  .  ^,ln  eadem 
ecclesia  del  castoditum  semper  fait,  ut  nulla  sit 
leaervatio  in  artlculo  mortis  atque  ideo  omnea 
sacerdotes  qnosllbet  poenitentes  a  quibusvis  peo- 
catls  et  censuris  absoWere  possant''.  Diese  An- 
ordnung bezieht  sich  zwar  nnr  auf  die  Reser- 
vationen (s.  unter  D.),  aber  da  für  solche  der 
Priester  keine  jurisdictio  besitzt ,  so  wird  sie  als 
Ansfluss  eines  allgemein  geltenden  Prinzips  mit 
Recht  anf  alle  anderen  gleichstehenden  Fälle  an- 
gewendet. 

3  Die  herrschende  Anifassung  ist  die,  dass  für 
diesen  Fall  die  Kirche  (s.  Ferrari  s  1.  c.  u.  14; 
Bon  er  a.  a.  0.  Hft.  9.  S.  124.  126)  die  Juris- 
diktion ertheile,  nach  anderen,  s.  Noldina.a. 
O.  S.  458.  469  thut  dies  der  Papst ,  nach  L  0  - 
rinser  S.  24  der  Papst  oder  die  Kirche ,  oder 
man  nimmt  stillschweigenden  Konsens,  also  still- 
schweigende Delegation  des  kirchlichen  Oberen, 
an,  8.  Haringer  S.  156.  Alles  dies  ist  aber 
Mos  Fiktion ,  vor  Allem  steht  den  beiden  ersten 
Ansichten  der  Umstand  entgegen,  dass  die  Dele- 
gation ein  besonderer  Willensakt  ist,  welcher 
sich  zwar  auch  durch  konkludente  Handlungen 
äussern  kann,  aber  immer  thatsächlich  Torliegen 
muss.  So  bliebe  nur  die  Annahme  einer  ein  für  alle 
Mal  durch  das  Gesetz  ertheilten  Delegation ,  wie 
sie  dem  Kirchenrecht  an  sich  nicht  fremd  ist,  s. 
Bd.  I.  S.  176,  übrig.  Indessen  gpricht  die  ent- 
scheidende Stelle  des  Tridentinums  eine  solche 
nicht  aus.  Die  Schwierigkeit  entsteht  nnr  da- 
durch, dass  dasselbe  die  Absolution  für  einen 
richterlichen  Akt  erklärt  hat,  und  man  nun  für 
diesen  und  andere  Fälle  (Beispiele  dafür  werden 
weiter  unten  noch  erwähnt  werden)  das  Vor- 
handensein einer  iurisdictio  delegata  zu  begrün- 
den versucht.  Damit  stimmt  es  aber  wieder 
nicht,  dass  man  die  im  Text  erwähnte  Berechti- 
gung, allgemein  in  Ermangelang  eines  anderen 
Priesters  auch  solchen,  welche  irregulär  sind, 
Schismatikern,  Ketzern ,  Ja  sogar  Apostaten  und 


Degradirten  zuspricht ,  obwohl  •  diese  nur  ihre 
unverlierbare  potestas  ordinis  behalten,  aber  der 
iurisdictio  unfähig  sind. 

3  Z.  B.  dass  dem  Priester  das  berechtigende 
Amt  oder  die  Bereohtigung  anscheinend  g:filtlg, 
in  der  That  aber  aus  einem  geheim  gebliebenen 
Grunde  nichtig  übertragen,  oder  die  Bereohtigung 
nur  beschränkt  gegeben  und  die  Beschränkung 
unbekannt  geblieben  ist. 

^  S.  die  Aufzählung  bei  Ferraris  1.  c.  n.  36  ff. 
Vgl.  femerHaringer  S.  168;  Lorinser  S.25. 

5  Vgl.  Ferraris  l.  c.  n.  40. 

0  Als  solcher  kann  1.  3  D.  de  off.  praetor.  1. 
14  (s.  darüber  Bd.  III.  S.  175  n.  2)  nicht  dienen. 

7  Die  herrschende  Lehre  nimmt ,  um  dem  Er- 
fordemiss der  Jurisdiktion  zu  genügen,  an ,  dass 
diese  hier  dem  Priester  durch  den  error  communis 
in  Verbindung  mit  dem  PntatiTtitel  oder  durch 
den  ersteren  allein  gegeben  werde,  Ferraris 
1.  c.  n.  33.  Dagegen  früher  schon  Bon  er  a.  a. 
0.  Hft.  9.  S.  127,  welcher  mit  Recht  darauf  hin- 
weist ,  dass  die  Gefahr  ungültiger  Beichten  nnd 
Absolutionen,  welcher  die  bekämpfte  Ansicht 
vorbeugen  will,  nicht  in  Betracht  kommen  kann, 
weil  nach  Trld.  Sess.  VI.  de  iust.  0.  14  (s.  0. 
S.  84  n.  4)  und  Sess.  XIV.  doctr.  c.  4 ,  durch 
das  Verlangen  nach  dem  Sakramente  (sacramentl 
voto),  wenn  die  Spendung  unmöglich  ist ,  eben- 
falls die  ewige  Strafe  getilgt  wird.  Die  Gongr. 
conc,  Richter,  Tridentinum  S.  206  n.  2,  Bntsch. 
V.  1683  hat  solche  Beichten  übrigens  auch  für 
nichtig  erklärt  und  zugleich  angeordnet,  dast 
diejenigen  Beichtkinder,  welche  von  der  Nichtig- 
keit Kenntniss  erhalten  haben,  die  Beichte 
wiederholen ,  und  nur  diejenigen ,  welche  keine 
Kunde  davon  bekommen  haben,  nicht  bennrnhigt 
werden  sollen. 

B  Sess.  XXIII.  de  ref.  cl5  (0.  S.  85  n.  4). 

0  Gleich  wird  diesem  ein  Jedes  Seelsorge- Amt 
(z.  B.  eine  Misslons-Pfarrei)  zu  stellen  sein,  da 
in  der  Uebertragung  eines  solchen  schon  die 
Tauglichkeitserklämng  des  Bellehenen  liegt,  nnd 
andererseits  ein  solches  Amt  die  Verwaltung  des 
Busssakramentes  in  sich  sohliesst.  Dass  das  Tri- 
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Verwaltung  der  Sakramente.  Die  Busse. 
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Bischof,  welcher  die  Approbation  ertheilen  soll,  folgeweise  auch  nicht  auf  den  ihm 
gteichstehenden  Ordinarius,  wie  den  praelatus  nnllins,  oder  einen  solchen  Quasi-Or- 
dinarins,  wie  den  General-  oder  Kapitalarvikar,  Coadjntor  oder  apostolischen  Vikar'. 
Die  Approbation  ist  die  Erklärnng  oder  das  Zengniss  des  Bischofs,  dass  der  be- 
treffende Priester  die  Fähigkeit  zur  Verwaltung  des  Busssakramentes  besitzt.  Sie 
enMlt  also  ein  Urtheil  und  unterscheidet  sich  von  der  Delegation  der  jnrisdicüo  in- 
terna dadurch,  dass  diese  einen  Willensakt  des  kirchlichen  Oberen  bildet,  welcher 
einer  anderen  Person  bestimmte,  dieser  bis  dahin  nicht  zustehende  Bechte  gewährt  2. 
Nichtsdestoweniger  wird  die  Ertiieilung  der  Approbation  und  die  Verleihung  der 
Jurisdiktion  bei  der  Behandlung  der  lichre  yielfach  nicht  in  genügender  Weise  aus- 
emandeigehalten',  weil  die  Brtheilung  der  letzteren  mit  der  der  Approbation  zu- 
sammenfiiülen^,  ja  in  der  Oewährung  der  Approbation  in  vielen  Fällen  zugleich  eine 
stillschweigende  Delegirung  des  Approbirten  liegen  kann ,  wie  wenn  z.  B.  ein  zur 
Anshillfe  in  einer  Pfarrei  geweihter  Priester  gleich  nach  der  Weihe  eine  schriftliche 
Approbation  ausgehändigt  erhält^. 


dentinam  toh  der  Approbation  Mos  für  die  Pfarr- 
beneflzlen  im  eigentlicken  Sinne  etwa  mit  Rück- 
licht auf  den  Pfairkonkun  abgesehen  haben 
tollte,  ist  ausgeschlossen  ,  weil  auch  das  eigen t- 
liehe  beneflcinm  paiochiale,  anf  welches  ein 
Laien -Patcon&t  besteht,  nicht  dem  Konkurse 
anterworfen  ist,  s.  Bd.  U.  S.  494. 

<  Darüber  ist  man  einig,  weil  alle  genannten 
Amtstiiger  die  iuzisdietio  episcopalis  besitzen^also, 
ebenso  wie  der  konilimirte,  aber  noch  nicht  konse- 
kiirte  Bischof  diese  ans  der  Jurisdiktion  herflies- 
sende  Befugniss  ausüben  können,  Gallemart 
conc  Trident. cum remission.  A.  Barbosaead 
«.16 dt.  rem. D.  u.  Ferraris  s.  ▼.  approbatio  art 
L  n.  17.  Den  Begularen  ertheilen  ihre  Ordens- 
oberen  die  Approbation,  soweit  es  sich  um  die 
Verwaltung  des  Sakramentes  für  die  Mitglieder 
des  Ordens  handelt,  Ferraris  1.  c.  n.  23.  Die 
MiMtirkapläne  haben ,  wenn  der  oberste  Milit&r- 
gelstUche,  FeldTikar  oder  Feldbischof,  nicht  die 
Mscbölliehe  Jurisdiktion  über  die  Militärgeist- 
llohen  und  Militärpersonen  übertragen  erhalten 
hat,  die  Approbation  nicht  von  diesem ,  sondern 
TOB  den  Ortsordinarien  zu  empfangen ,  Ferra- 
ris 1.  c.  n.  87.  88.  Dass  statt  des  Bischöfe  der 
Papst  aueh  die  Approbation  geben  kann ,  ist  na- 
mentUeh  seit  dem  Yatikanum  und  seiner  durch 
dasselbe  anerkannten ,  für  jede  Diöcese  konkur- 
xhenden  bischöflichen  Jurisdiktion  unzweifelhaft. 
Ueber  die  Jetzt  unpraktische  Kontrorerse,  ob  die 
pipstUchen  Legaten  und  Nuntien  das  Bedit  dazu 
besessen  haben,  was  überwiegend  verneint  wor- 
den ist,  8.  Ferraris  i  c.  n.  26—38. 

'  Ferraris  s.  ▼.  approbatio  art.  I.  n.  % 
Knoppa.  a.  O.  S.30;  Noldin  a.a.O.  S.  464; 
Lorinsera  20. 

»Vgl.  z.B. Walter,  K.RS.^i86;  Phillips, 
ILR.  $.  244;  Silbernagl,  K.  R.  $.  143.  Ja, 
Oinzel ,  iL  R.  2,  363  deflnirt  sogar  die  Appro- 
batioa  als  Wülensakt  des  Ordinarius,  kraft 
dessen  er  einem  ihm  untergebenen  Priester,  den 
er  zur  Verwaltung  des  Busssakramentes  bereits 
für  tflchüg  erkl&rt  hat,  ausdrücklich  die  Voll- 
macht ertheilt,  die  seiner  Oeriehtsbarkeit  unter- 


stehenden Gläubigen  von  Sünden  loszusprechen, 
und  wirft  der  hier  vertretenen  Ansicht  vor ,  dass 
sie  vom  technischen  Sprachgebrauch  des  Tiienter 
Konzils  abweiche ,  während  das  letztere  an  der 
entscheidenden  Stelle  von  einer  Jurisdiktions- 
übertragung, für  welehe  Oinzel  die  Appro- 
bation erklärt ,  gar  nicht  spricht,  und  auch  dem 
gebrauchten  Worte  approbatio  ein  solcher  Sinn 
nicht  zukommt.  S.  übrigens  noch  die  unter 
Anm.  ö  citirte  Stelle  Benedikts  XIV.  und  die 
Anm.  6  auf  S.  96. 

*  Wie  z.  B.  bei  der  Ertheilung  der  vielfach 
üblichen  sog.  Cura-Instrumente  („Cum  diligenti 
examine  secundum  concllii  Tridentini  et  sum- 
marum  pontiflcum  sanctiones  Institute  idoneus 
compertus  sis  .  . .  per  praesentes  licentiam  tibi 
concedimus  et  facultatem  impertimur  in  .  .  . 
duraturas,  ut  sacramentales  confessiones  utrins- 
que  Sexus  Christi  fldelium  in  archidioecesi  nostra 
ad  te  venientium,  non  tamen  monialium,  ex- 
cipere ,  eosdem  poenltentes  inluncta  prius  salu- 
tari  poenltentia  in  forma  ecclesiae  oonsueta  et 
pro  foro  duntaxat  conscientiae  ab  omnibus  cen- 
suris  et  peccatis,  etiam  ab  excommunicatione 
lata  in  procnrantes  abortnm  ceterisque  ordinariae 
nostrae  lurisdictioni  reservatis,  exceptis  infra- 
scriptis ,  non  vero  a  casibus  summo  pontiflci  re- 
servatis absolvere,  verbum  dei  praedioare  aliaque 
sacramenta,  quorum  administratio  iis  competit, 
quibus  cura  animarum  commissa  est,  libere  et 
licite  conferre  valeas^,  Dumont,  SammL  kirchl. 
Erlasse  f.  d.  Erzdiocese  K5ln  S.  99,  nach  dem 
ersten  Kurat-Examen  an  die  auf  Grund  desselben 
geweihten  Priester,  vgl.  auch  Gerl  ach,  Pader- 
bomer  Diöcesanrechte.  2.  Aufl.  S.  17. 

^  Mit  Rücksicht  auf  solche  Fälle  sagt  Bene- 
dikt. XIV.  const  Apostolicum  ministerium  v. 
12.  Mai  1753  $.  8 ,  bull,  eiusd.  4 ,  43 :  „Etenim 
duoB  omnino  actus  complectitur  adprobatio,  quo- 
rum primus  ad  Intellectum,  alter  spectat  ad  vo- 
luntatem.  Proprium  est  intellectus,  debita  ac 
necessaria  scientia  in  examinato  deprehensa, 
illum  confessoris  muneri  obeundi  aptam  exieti- 
mare.  At  nonnisi  voluntatis  est,  facultatem  con- 
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Der  Ordinarius  ksnn  die  Oewfthmng  der  Approbation  Ton  der  vorgingigen  Ab- 
legong  eines  Examens  (s.g.  exammprojurisdiciione)  abhängt  maohen  ^,  sie  aber  aneh 
ohne  ein  solches,  sofern  er  nur  sonst  in  der  Lage  ist^  die  Qnalifikation  des  betreffen- 
den Priesters  beortheilen  zu  können  ^^  eriheilen.  Qebfihren  dttrfen  fttr  die  Appro- 
bation nicht  erhoben  werden^. 

Die  Ertiieilong  kann  schriftlich,  mflndlioh  oder  dnrch  konklndente  Haadlniigen 
erfolgen^.  Sie  steht  demjenigen  Bischof  oder  Ordinarius  (bez.  Quasi-Ordinarins  a.  o. 
8. 86j  zn,  in  dessen  Sprengel  der  zn  approbirende  Priester  Beiehtebören  Boll^  und 
daher  bedarf  der  in  einer  anderen  Didcese  schon  approbirte  beim  Wechsel  derselben 
einer  neuen  Approbation  seitens  sdnes  nunmehrigen  Ordinarius.  Die  Approbation 
darf  denjenigen  Priester,  welcher  sich  bei  dem  angestellten  Examen  als  tauglich  ge- 
zeigt hat,  wenn  er  sie  naehsucht,  nicht  verweigert  werden  o,  obgleich  eine  ungereehi- 
fertigte  Yersagung  der  Approbation  rechtlich  nicht  der  Ertheilung  derselben  gleich 
gestellt  werden  kann^. 

Die  Approbation  kann  entweder  unbeschränkt  oder  beschränkt,  letzteres  in  dem- 
selben Umfange,  wie  die  Jurisdiktion,  gewährt  werden  ^,  und  zwar  auch  dann ,  wenn 
der  Priester  sich  durch  das  abgelegte  Examen  völlig  tauglich  erwiesen  hat^. 

Sie  gilt  nur  für  den  Amtsbezirk  des  approbirenden  Ordinarius  i<>.  Mit  dem  Ver- 
luste des  Amtes  seitens  des  letzteren  oder  mit  seinem  Tode  erlischt  selbst  die  blos 
ad  beneplacitum  gewährte  nicht  von  selbst  ^K  Die  unbeschränkte  oder  auf  Zeit  ge- 
gebene ist  der  Ordinarius  jeder  Zeit  zurückzuziehen  berechtigt  ^\  Wenngleich  er  dies 
im  allgemeinen  nicht  ohne  genügenden  Grund  thun  soll  ^^,  so  kann  er  doch  immer 
ohne  Weiteres  die  von  seinem  Amtsvorgänger  oder  seinem  Oeneralvikar  ertheilten 


fefisionain  audiendarum  liber&m  plenamque  fa~ 
ceie  seatentiamqaedeeopioferre,  qui  adpiobatori 
BabiicituT.'^' 

^  In  den  dentachen  Diöcesen  dient  znr  Er- 
mittelung der  Befähigung  vielfach  das  erste 
Knrat-Exameu,  welches  die  Presbyteranden  vor 
Empfang  der  Weihe  abzulegen  haben ,  s.  Anm. 
4.  auf  S.  89. 

^  Die  ohne  ordnungsmassige  Prüfung  erfolgte 
Gewährung  macht  die  erthellte  Approbation  nicht 
nichtig,  nur  handelt  der  betreffende  Ordinarius 
pflichtwidrig. 

3  Auch  für  die  Verletzung  dieser  Vorschrift 
hat  das  Konzil  a.  a.  0.  keine  Nichtigkeit  ange- 
droht 

*  Vgl.  S.  89  Anm.  5. 

5  Weil  das  Recht  der  Ertheilung  aus  der  juris- 
dictio  episcopalis  herfliesst,  und  diese  dem  Ordi- 
narius für  seinen  Sprengal  allein  (abgesehen  vom 
Papste)  zusteht.  Darüber  herrscht  übrigens 
Einigkeit  seit  der  Gonst.  Innoc.  XII. :  Cum  sicut 
V.  19.  AprU  1700,  bull.  Taurin.  20,  929. 

0  Denn  der  Bischof  ist  nicht  berechtigt,  einem 
einmal  geweihten  Priester  die  Ausübung  seines 
ordo  unmöglich  zu machen^s.  S  chm  a1  zgru eher 
V.  3a  n.  33. 

"^  Ueber  die  betreffende  Streitfrage  Schmalz- 
grueber  L  o.  n.  34. 

8  Es  kann  z.  B.  ein  an  sich  tauglicher  Priester 
wegen  seines  Jugendlieben  Alters  nicht  geeignet 
erscheinen,  für  Nonnen  das  Sakrament  der  Busse 
jiu  verwalten  oder  an  einem  Orte,  wo  schwierige 


Verhaltnisse  obwalten ,  Beichte  zu  hören.  Die 
Beschränkung  auf  Zeit  hat  den  Vortheil,  dsM  sie 
eine  Kontrole  über  die  Fortdauer  der  Qualifika- 
tion ermöglicht.  Vgl.  Schmalzgru^eber  1.  o. 
n.  36.  In  den  erwähnten  CoTa-Inetramaotea 
(s.  S.  89.  n.  4)  wird  nicht  die  Approbatton  in 
dem  hier  erwähnten  Sinn,  sondern  die  Juris- 
diktion auf  Zeit  ertheilt.  Da  aber  für  ihre  Wieder- 
gewährung  nach  Ablauf  der  bestimmten  Zahl  von 
Jahren  (1,  2  oder  3)  die  Ablegung  einer  neuen 
Prüfung  erforderlich  ist,  Dumontaa.0.  S.305 
u.  Gerlaeh  a.  a.  0.  S.  17,  so  ist  mittelbar  aueii 
die  Approbation  zeitlich  beschränkt. 

dBenediot.  XIV.  instit.  LXXXVI.  n.  4.  Der 
oben  n.  6  gedachte  Grund  trifft  hier  nicht  zu. 

w  Congr.  conc.  v.  1707,  Richter,  Tridenü- 
num  S.  206.  Nr.  3.  IL  denn  seine  Jurisdiktion 
reicht  über  diesen  nicht  hinaus. 

11  Ferraris,  s.  ▼.  approbatio  I.  n.  10.  Frei- 
lich entscheiden  die  dafür  angezogenen  Stellen 
(S,  87.  n.  7)  nicht  Der  wahre  Grund  liegt  darin, 
dass  die  erwähnten  Ereignisse  die  durch  die  Ap- 
probation bezeugte  Fähigkeit  nicht  berühreri  und 
namentlich  nicht  aufheben. 

12  Ferraris  1.  c.  n.  11—13.  In  Betreflf  der 
Beichtväter  aus  dem  Mönchsstande  verhält  es 
sich  aber  anders,  S.  91  n.  1  und  nachher  untor  B. 

13  Ferraris  1.  c.  n.  14;  Schmalzgrne- 
ber  1.  c.  n.  37,  weil  es  ungerechtfertigte  Will- 
kühr  des  Ordinarius  wäre ,  beliebig  dem  an  sieh 
tauglichen  Priester  das  Befähigungszengniss  zu 
entziehen. 
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Approbationen  widerrnfen,  nnd  die  betreffenden  Priester  einer  abermaligen  Prüfiing 
unterwerfen  ^. 

Darflber,  ob  der  Mangel  der  vorgesohriebenen  Approbation  oder  das  blosse  Vor- 
handensein einer  filr  den  Ort  oder  fär  die  Person  nicht  ausreichenden  oder  der  Ab- 
laof  der  zeitlich  beschränkten  Approbation  die  Verwaltung  des  Sakramentes  allein 
unerlaubt  oder  die  vorgenommenen  Akte,  namentlich  die  Absolution,  nichtig  macht, 
enthält  das  Trienter  Konzil  keine  genttgend  klare  Bestimmung.  Die  tiberwiegende 
Meinimg  erachtet  die  Approbation  ftlr  ein  wesentliches  Erfordemiss  der  Gflltigkeit 
der  Beichte  und  der  Absolution^  nnd  zwar  auch,  soweit  es  sich  um  die  Iftsslichen, 
nicht  Mos  die  Todsflnden  handelt  3.  Allseitig  wird  aber  die  Ausnahme  gemacht,  dass 
im  Falle  der  Todesgefahr^  auch  ein  nicht  approbirter  Welt-  oder  Ordenspriester 
das  Sakrament  gflltig  spenden  kann  ^. 

B.  Die  Regularen  als  Beichtväter.  Besondere  Vorschriften  kennt  das 
kirehliche  Recht  in  Betreff  deijenigen  Beichtväter,  welche  dem  Regularen  -  Stande, 
sIbo  einem  vom  päpstlichen  Stuhle  genehmigten  Mönchsorden  definitiv  als  Mitglieder 
angehören. 

Der  Anfangs  des  1 3.  Jahrhunderts  gestiftete  Franziskaner-Orden  und  die  übrigen 
seitdem  entstandenen  Bettelörden ,  welche  im  Gegensatz  zu  den  früheren ,  in  Abge- 
sehlossenheit  von  der  Welt  lebenden  Orden,  die  Missionsthätigkeit  unter  dem  Volke 
sieh  zum  Ziele  gesetzt  hatten ,  mussten  vor  Allem  die  Predigt  und  die  Verwaltung 


*  Sr  soll  in  der  Lage  sein,  sich  selbst  die 
Uebeneugang  yoii  der  Tanglichkeit  derselben  zu 
Tenchaffen,  ihn  bindet  also  das  Urtheil  seines 
YoTgängers  odei  Vertreters  nicht  Oonst.  Pii  V. 
Romani  pontiflcis  Providentia  ▼.  6.  Augnst  1571 
$.  %  bnll.  Taarin.  7,  9B8 :  ^b  episcopo  autem 
tnccessore  pro  xnaiori  conscientiae  soae  quiete 
examinarl  de  noYo  possunt'';  Oonst.  Olem.  X. 
Snpema  magni  ▼.  24.  Juli  1670  (u.  a.  in  Rich- 
ter, Tridentinnm  S.  643)  $.  6:  „Reguläres  vero 
ad  dosmodi  confessiones  praevio  examine  sim- 
plieiter  et  absque  ulla  temporls  pxaeflnitlone 
ab  ipfiomet  episcopo,  secus  autem  ab  eins  vi- 
eario  aut  ab  eins  antecessorlbus  episcopls  appro- 
batos ,  non  posse  ab  eodem  qui  sie  approbavit, 
iteram  examlnari  aut  ab  iisdem  confessionlbus 
audiendls  suspendi  seu  licentias  illis  concessas 
leYocazi,  nisi  nova  superreniente  oasu,  qnae 
ipsas  confessiones  concemat''. 

Auf  die  Inhaber  Ton  Seelsorge-Ämtem  bezieht 
lieh  alles  Gesagte  nicht,  da  diese  der  hier  in 
Frage  stehenden  Approbation  nicht  bedürfen.  S. 
im  übrigen  Bd.  UI.  S.  3.  4. 

2  Barbosa  de  off.  et  pot.  episc.  alleg.  XXY. 
n.  3ff.;  Sehmalzgrueber  n.  27;  Ferraris 
I.c.n.6ff.;  Phillips,  K.R.  $.244;  Ginzel, 
K.  B.  2,  363;  Haringer  S.  1Ö4;  Herzog 
8.86.  Auch  die  congr.  conc.  steht  auf  demselben 
Standpunkte,  s.  namentlich  Richter  a.  a.  O. 
S.  206.  n.  2.  Sehr  stark  sind  die  Gründe  für 
diese  Ansicht  nicht  Man  sagt  einmal,  dass  das : 
Valium  posse^  in  Trid.  Sess.  XXIII.  c.  16.  cit. 
die  Nichtigkeit  ergebe ,  ausserdem  bezieht  man 
lieh,  weil  man  Jurisdiktion  und  Approbation 
niebt  auseinanderhält,  auf  das  c.  7  Sess.  XIY 
(».  0.  S.  88.  n.  1),  welches  aber  gar  nicht  von 
der  letzteres  handelt     Gegen  die  herrschende 


Meinung  ist  die  citirte  Abhandlung  in  Hft.  76. 
S.  38  der  Ztschr.  f.  Philosophie  u.  kath.  Theologie 
gerichtet.  Und  in  der  That  steht  diese  Ansicht 
mit  dem  sonstigen  Grundsatz  der  katholischen 
Kirche,  dass  die  Ausübung  des  ordo  seitens  eines 
an  sich  Befähigten  keine  Nichtigkeit  des  kraft 
des  ordo  vorgenommenen  Aktes  herbeiführt, 
sondern  nur  unerlaubt  ist ,  in  Widerspruch.  Auf 
eine  specielle  Vorschrift  des  Tridentinums ,  wie 
sie  für  die  Nothwendigkeit  der  Jurisdiktion  be- 
steht (s.  0.  S.  88.  n.  1),  kann  man  sich  hier  nicht 
einmal  berufen. 

3  Dafür,  dass  die  Absolution  bei  lasslichen 
Sünden  auch  ohne  Approbation  gültig  ist ,  z.  B. 
Sehmalzgrueber  1.  c.  n.  27.  Die  andere 
Ansicht  vertritt  z.  B.  Ferraris  I.e.  n.  7 — 9 
und  die  dort  cltlrten.  Das  dafür  angezogene  De- 
kret Innocenz'  XI.  v.  1679  (o.  S.  70.  n.  1> 
„Non  permittant,  ut  venialium  confessio  flat 
simpUci  sacerdoti  non  approbato  ab  episcopo  aut 
ordinario^',  beweist  nichts.  Jedenfalls  ist  aber 
die  Unterscheidung  zwischen  lasslichen  und  Tod- 
sünden nach  dem  Wortlaut  des  Tridentinums  un- 
berechtigt 

*  S.  0.  S.  87.  n.  10. 

s  Rituale  roman.  tit  3.  c.  1.  n.  1 :  „Minister 
denique  est  sacerdos  habens  potestatem  absol- 
vendl  vel  ordinari'am  vel  delegatam.  Sed 
si  periculum  mortis immineat  approbatusque 
deslt  confessarius,  quilibet  sacerdos  potest  a 
quibuscumque  censuiis  et  peccatis  absolvere^; 
welches  freilich  hier  auch  Jurisdiktion  und  Ap- 
probation nicht  auseinanderhält.  Uebrigens 
herrscht  in  der  gedachten  Frage  Einstimmigkeit, 
Haringer  a.a.  0.  S.  164;  Phillips,  K.  R. 
8.244;  Ginzel,  K.  R.  2,  363. 
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I.  Die  Hierarehie  und  die  Leitung  der  Kirche  durch  dieselbe. 
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des  BnsssakramenteB  anter  demselben,  soweit  als  irgend  möglich,  ohne  Rtlcksicht  auf 
die  Seelsorge  der  Weltgeistlichkeit  in  die  Hand  zn  bekommen  suchen.  DnrchBegftnstiguig 
der  Päpste  and  auf  Qmnd  der  ihnen  von  diesen  ertheilten  Privilegien^  gelang  ihnen 
dies  in  dem  Umfange,  dass  in  Folge  der  lauten  Klagen  der  Bischöfe  and  der  sonsti- 
gen Weltgeistlichen  InnooenzIV.^am  der  Zerstdrang  der  regelmftssigen  Seelsorge 
entgegen  zu  treten^,  sich  veranlasst  sah ,  ihre  Privilegien  theilweise  zu  beseitigen  und 
einzuschränken,  insbesondere  ihnen  das  BeichtehOren  ohne  Genehmigung  des  zu- 
standigen Pfarrers  zu  untersagen  '.  Schon  einen  Monat  nachher  £uid  es  aber  sein 
Nachfolger  Alexander  lY.  gerathen,  den  Unwillen  der  Orden  zu  besänftigen^  und 
die  Verordnung  seines  Vorgängers  ausser  Kraft  zu  setzen  ^.  Daher  dauerten  die  bis- 
herigen Uebelstände  und  bisherigen  Klagen  fort  ^y  um  so  mehr  als  seitens  des  päpst- 
lichen Stuhles  die  Privilegien  einzelner  Orden  von  Neuem  erweitert^  und  dadurch  die 


<  Vgl.  namentlich  Gregor  IX.  ep.  ad  univ.  prae- 
latosy.  1227,  Matthaeus  Paris  chron.  maiora 
ed.  Lnard  2,  512  (Potthast  reg.  n.  8042. 
8043)  für  die  Dominikaner :  „qnatenus  flli08  fra- 
tres  eiusdem  ordinis  memorati  ...  ad  otflciam 
praedicandi,  ad  qnod  sant  ex  profesBione  sui  or- 
dinis deputati,  recipiatis  benigne  aopopnlosTobis 
commissos  y  nt  ex  ore  ipsoram  Terhi  dei  semen 
devote  SU scipiant  et  confiteantur  eisdem, 
cam  ipsis  auctoritate  nostra  liceat 
confessiones  audire  ac  poenitentias  iniun- 
gere,  sedulo  admonentes  ...  in  suis  necessitati- 
bns  personaliter  assistatis^;  bestätigt  v.  Inno- 
ceuz  TV.  1244  (Potth.  n.  11391),  1.  c.  2,  513. 
Gleiche  Privilegien  v.  Gregor  IX.  v.  1237  für  die 
Franziskaner  (Potth.  n.  10316  n.  10386)  Sba- 
ralea  bull.  Francisc.  1,  214  u.  W  ad  ding, 
annal.  Minornm  ed.  For8e,ra2,  437. 

2  Matthaens  Paris  chron.  mal.  a  1246,  2, 
514:  „Praedicatores  vaiios  ecclesiamm  praelatos 
procaciter  alloquentes  indnlta  sibi  talia  privilegia 
in  propatulo  demonstrarunt ,  erecta  cervice  ea 
exigentes  recitari  et  in  eomm  ecclesiis  veneranter 
recipi  et  commendari  et  ad  praedicandum  popn- 
lis  sine  aliqna  contradictione  vel  in  slnodis  vel 
in  ecclesiis  parochianis  quasi  legatos  et  etiam 
dei  angelos  admitti.  Et  so  ingerentes  nimis  im- 
pndenter  rogitabant  singulos ,  etiam  saepe  viros 
religiosos :  Esne  confessas  ?  qnibus,  si  responsnm 
fuit :  Etiam  ;  a  quo  ?  A  sacerdote  meo.  Et  quis 
nie  idiota  ?  unmqnam  theologiam  andivit ...  ad 
nos  accedite ,  qnibas  .  .  .  dei  secreta  patuemnt. 
Nobis  confltemini  imperterriti ,  qiiibns  tanta ,  nt 
yidetis  et  auditis ,  concessa  est  potestas.  Multi 
igittir  praedpue  nobiles  et  nobiliam  uxores,  spre- 
tis  propriis  sacerdotibus  et  praelatis ,  ipsis  Prae- 
dicatoribus  confltebantur :  nade  uon  mediocriter 
vilnit  ordinariornm  dignitas  et  conditio  . . .  Yide- 
bant  insaper  parrochianos  saos  audacter  lam 
peccare  et  impndenter  .  . .  Dicebantque  susnrran- 
tes  peccaturi  invicem :  Perpetremus  quae  nobis 
voluptnosa  vldentar  et  placentia :  aliqaibus  enim 
Praedicatoram  vel  Minornm  per  nos  transitum 
facientibuB  quos  numquam  vidimas  vel  nnquam 
Yisuri  sumus,  cum  consummatnm  fuit,  qnod  de- 
sideramus,  sine  aliqua  mora  conflteblmur.  Et  sie 
contemptis  ordinariis  et  eorum  disciplinis  pecca- 
tum  copiosius  exuberavit^  Vgl.  auch  Gie s  el e r, 
Kirchengeschichte  4.  Aufl.  II.  2,  339  ff. 


3  Ep.  ad  univ.  lellglosos  t.  21.  November  1251, 
Potth.  n.  15662,  Bulaeus  bist.  aniTon.  Paris 
3,  270:  „quatenus  parochlanos  alienos  diebos 
dominicis  et  festiYis  non  redpiatls  de  caeteio  In 
▼estris  eeolesiis  aeu  oratorüs  temere  ad  diyina 
nee  ipsos  sine  sacerdotis  sui  Hcentia  ad  poeniten- 
tiam  ullatenus  admlttatis:  cum  si  quis  alieno 
saoerdoti  iusta  de  oauaa  sua  volueiit  oonflteri 
peccata ,  secundum  statuta  gener.  concilii  (c.  12 
X.  de  poenit.  Y.  38)  Ucentiam  prius  postnlare 
ac  obtinere  debeat  a  proprio  sacerdote  vel  saltem 
primo  sibi  conflteri  et  recipere  absolationis  bene- 
flcium  ab  eodem :  aliter  namque  ab  ipso  solvi  non 
poterit  cum  duplex  in  iudicando  funieiilua ,  sc. 
potestatis  et  scientlae  requiratur.  quorum  alteram 
constat  in  aUeno  deflcere  sacerdote^  Vgl.  die 
Briefe  ans  demselben  Jahre  bei  Potth.  n.  15355 
bis  15357. 

«  Gieselera.  a.  0.  S.  335. 

5  Ep.  ad  univ.  praelatos  v.  22.  Dez.  1254, 
bull.  Taurin.  3,  594  (Potth.  n.  15602)  und  dazu 
ep.  ad  Praedicat.  v.  1259,  Ripolli  bull.  Prae- 
dicat  1,  369  (Potth.  n.  17452):  ,,quod  vos  de 
licentia  vel  commissione  aut  ooncesslone  lega- 
torum  sedis  apostolice  vel  ordlnarlorum 
locorum  libere  potestis  praedicare  populis,  au- 
dire confessiones  aut  poenitentias  iniun- 
gere,  sacerdotum  parochialium  assensu 
minimerequisito^ 

^  Vgl.  die  der  Mainzer  Synode  v.  1261  von 
Bischof  Walter  v.  Strassburg  überreichten  Arti- 
kel, Maus  i  23,  1106.  0.  45  desselben  Konzils, 
1.  c.  p.  1100,  äussert  sich  missbilligend  über  die 
Beichten  bei  den  Mönchen  dahin :  „quamvls  ec- 
clesia  doleat ,  quod  de  proprii  sacerdotis  volun- 
tate  subditi  plebanomm  pro  maturiori  ooasilio 
oapescendo  religiosis  quibusdam  interdum  confl- 
teantur^,  und  das  Konzil  v.  Avignon  v.  1279  ord- 
net sogar  im  Gegensatz  zu  dem  Privileg  Alex- 
anders IV.  (s.  vor.  Note) ,  weil  es  der  Yollmaoht 
der  Legaten  nicht  erwähnt ,  1.  c  24,  244 ,  an : 
„Quodque  deinceps  illi  rellgiosi  qui  voluerint 
confessiones  audire,  veniant  ad  praelatos,  at  ab 
eis  super  confessionibus  audiendis  recipiant  spe- 
cialiter  facultatem ,-  quod  etiam  iidem  praelati 
non  oommittant  religiöse  alicui  confessiones  gene- 
raliter  audiendas". 

'  So  Martin  lY.  für  die  Franziskaner  ep.  v. 
1282  ad  ministr.  gen.  (Potth.  n.  21837),  Mausi 
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Streitigkeiten  sirisohen  den  Mönchen  and  der  Weltgeistlichkeit  blos  vermehrt 
wurden  ^  In  Folge  dessen  fand  sich  endlich  Bonifacins  VUI.  i.  J.  1300  bewogen, 
eine  nene  geBetsliche  Regelung  des  Verhlltnissea  der  Orden  zu  der  Weltgeistlichkeit 
▼orzonehmen.  Hinsichtlich  der  hier  allein  interessirenden  Verwaltung  des  Bass- 
sakramentes ordnete  er  in  Betreff  der  Dominikaner  and  Franziskaner  an^,  dass  die 
Mönche  snr  Verwaltang  dea  BoBssakramentes  ausserhalb  der  Ordensgemeinde  von 
den  Ordensoberen  blos  für  einzelne  Städte  oder  Diöcesen,  in  welchen  die  Orden 
Niederlaasnngen  besitzen^  oder  fOr  solche,  welchen  ihre  Niederlassungen  benachbart 


M,  388 :  ,,qiLO  eitiuft  (richtiger :  oertiaB)  de  ipso- 
nun  (fratrum)  elrca  eadem  (Piedigt  und  Beichte) 
de  auctoritate  apostollca  constablt  tibi ,  All ,  mi- 
nistro  generali  per  te ,  toMs  Yero  provinciallbufl 
minifttrlB  cum  diflinitoribos  in  piOTineialibua 
nstria  capltulifl  oongregatia,  oonunittendl  ancto- 
litite  apostoliea  fratribui  eiusdem  oidiniB  saeia 
pagina  erudiÜB,  examinaüa  et  approbatis  a  yobis, 
pnedlcatioDls  offldam ,  aadiendiyerocon- 
feiiiones,  abaolvendl  poenltentes,  aa- 
lutare»  eia  iniungendi  poenlteutiaa  et  fratribus 
ftlias  idoneia  coucedendi,  eiadem  qnoque  saepe 
fati  oidinis ,  quibas  dieta  ofllcla  per  voa  taliter 
concetsa  »eu  commissa  faerint,  quod  eademiibere 
nleant  exeroere ,  plenom  damus  et  conoedimus 
aoeloritale  piaesentinm  facnltatem  .  .  .  Yolumua 
aotem  quod  hi  qui  firatiibus  confltebuntur  eisdem, 
sflis  paiochialibus  presbyteria  oonflteri  aaltem  ae- 
mel  in  anno,  piout  generale  concilium  atatuit,  te- 
iiaantiii",worin  nicht  einmal  mehr  die  Nothwendig^ 
keitderErlaubniaa  der  Legaten  oder  der  Ordinarien 
Terlangt,  andereraeits  aber  die  öaterliche  Beichte 
beim  loftindigen  P&rrer  eingeachärft  wird; 
femer ffir  Dominikaner  gleichfalla  v.  1282,  Mar- 
tine, theeaur.  anecdot.  1,  1172  (Potth.  n. 
21836),  welches  iMt  wörtUoh  dieaelben  Beatim- 
ffiongen  enthalt. 

'  So  besehlosa  eine  eigena  zu  dieaem  Zweck 
1287  abgehaltene  Synode  für  die  Bheimaer  Pro- 
vinz Ihre  Besehwerden  wegen  Uebergriffe  der 
Dominikaner  und  Franziakaner  auf  Grund  der 
Privilegien  Martina  lY.  ( —  das  können  nur  die 
in  voriger  Anm.  dtirten  aein  — )  durch  Vertreter 
in  Bom  bei  der  Kurie  zu  betreiben ,  M  a  n  a  i  24, 
847.  S.  ferner  die  Urkunden  tou  1286  im  Ur- 
kandenbueh  der  Stadt  Halberatadt  Bd.  I.  fGe- 
Mfalchtaquellen  der  Provinz  Sachsen :  Halle  1878 
Bd.  7)  S.  165. 171,  n.  206. 212.  215,  woraua  sich 
ergiebt,  daaa  die  Franziakaner  und  Dominikaner 
Tieltaeh  an  dem  Beichtehören  der  Diöceaanen  ge- 
ändert wurden,  ao  daas  der  Biachof  genöthlgt 
war,  f&r  sie  einzutreten,  indem  er  allein  daa  Ge- 
bot, bei  dem  eigenen  Pfarrer  einmal  im  Jahre  zu 
beichten,  als  in  Kraft  atehend  bezeichnete.  Vgl. 
dea  Weiteren  auch  Gie  sei  er  a.  a.  0.  S.  336. 

>  Potth.  n.  24913,  c.  2  in  Extrav.  comm.  de 
■epult.  Vn.  6  u.  Giern.  2  de  aepult  IIL  7 : 
,.  .  .  oidlnamus  auctoritate  praedicta  (apoato- 
liea),  ut  in  slngulis  dritatibus  et  dloeeeaibus,  in 
^Qibna  loea  fratrum  Ipsorum  conaistere  dignoa- 
CQntur  Tel  in  dvitatlbna  et  dioeoeeibus  loda  ipaia 
rieinlB,  in  quibua  loea  huiuamodi  non  habentur, 
nugistri,  priores  provinelales  Praedicatorum  aut 
eomm  Tioarii  et  generales,  et  generales  et  pro- 
rindales  mlnlstri  et  oustodes  Minorum  ordinum 


praedictorum,  ad  praesentiampraelatorum  eornn- 
dem  locorum  ae  conferant  per  ae  yel  per  fratrea, 
quoa  ad  hoc  idoneoa  fore  putarerint,  humiliter 
petlturi,  ut  fratrea,  qul  ad  hoc  electi  füerint,  in 
eorum   civitatibua    et  dioecesibna    confeaaionea 
aubdltorum  suorum  conflterialbiToIentium  audire 
libere  Taleant,   et  huiuamodi  confltentlbua  .  .  • 
poeuitentias  imponere  aalutarea,  atque  eiadem  ab- 
aolutionls  benefldum    impendere    de    lioentia, 
gratia  et  benepladto  eorundem.  Ac  delnde  prae- 
fati  magiatri,  priorea,  provindalea  et  miniatri 
ordinum  praedictorum,  ellgere  atudeant  peraonaa 
aufllcientea,  idoneoa,  vita  probataa,  discretaa,  mo- 
deatas  atque  peritaa  ad  tam  aalubre  miniaterium 
et  officium  exaequendum,  quaa  de  ab  ipaia  eleo- 
tas  repraeaentent  yel  faciant  praesentari  praelatia, 
ut  de  eorum  licentia,  gratia  et  benepladto  in  d- 
vitatibua    et  dloecealbua  eorundem  huiuamodi 
peraonae  de  eleetae   confeaaionea  confiteri  dbi 
Yolentium  audJaut,  imponant  poeuitentiaa  aalu- 
tarea et  benefldum  absolutionia  in  poaterum  im- 
pendant,  prout  auperiua  est  expresaum,  extra 
dvitatea  et  dioeceses ,  in  quibua  f uerint  depu- 
tatae ,  per  quaa  eaa  volumua  et  non  per  provin- 
das  deputari,  confesdonea  nuUatenus  audituraei 
Numerus   autem  peraonarum  aaaumendarum  ad 
huiuamodi  offl  dum  exercendum  eaaedebet,  prout 
unlveraltas  den  et  populi  ac  multitudo  rel  pauci- 
taa  exlgit  eorundem.   Et  ai  iidem  praelatl  petitam 
Ucentiam  confeaaionum  huiuamodi  audieudarum 
cottcesaerint,   illam  praefati  magiatri.,  miniatri 
et  alli  cum  gratiarum  recipiant  actione  dictaeque 
peraonae  de  eleetae  commissum  aibi  offldum  ex- 
aequantur.  Quodai  forte  iam  dicti  praelatl  quem- 
quam  ex  dictia  fratribua  praeaentatia  eisdem,  ad 
huiuamodi  offldam  nollent  habere  yel  non  duce- 
rent  admittendum :  eo  amoto  vd  aubtracto  loco 
ipalua  aimiliter  eiadem  praesentandua  poaaii  et 
debeat  aliua  aubrogari.     Si  vero  Iidem  praelatl 
praefatis  fratribua  ad  confeaaionea  (ut  praemitti- 
tur)  audlendas  electia,  huiusmodi  exhibere  Ucen- 
tiam recuaarint:   noa  exuunc  ipaia,  ut  confea- 
aionea aibi  conflteri   yolentium  libere  lidteque 
audire  yaleant  et  eiadem  poenitentiaa  imponere 
aalutarea  atque  eiadem  benefldum  abaolutionia 
Impertirl,   gratioae  concedimua  de  plenitadlne 
apoatolicae  potestatia.      Per    huiuamodi  autem 
conceaalonem   nequaquam   intendimua   peraonis 
aeu  fratribua  ipaia  ad  id  taliter  deputatia,  po- 
teatatem  in  hoc  Impendere  ampliorem,  quam  in 
eo  curatLa  yel  parochialibua  sacerdotibus  est  a 
iure  conceaaa ,  nid  foraan  eis  eccleaiarum  prae- 
latl uberiorem  In  hac  parte  gratlam  spedaliter 
duoerent  fadendam''. 
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I.  Die  Hierarchie  und  die  Leitung  der  Kirche  durch  dieselbe. 
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sind,  niemals  aber  Ar  ganze  Provinsen ,  ferner  aneh  nur  in  einer  der  Gesammthett 
der  Oeistlichkeit  und  der  sonstigen  BeTdlkemng  entspreehenden  Anzahl  mit  Be- 
schrftnknng  eines  jeden  einzelnen  anf  den  ihm  angewiesenen  Bezirk  depntirt  werden, 
sowie,  dass  die  Ordensoberen  geeignete  und  tflehtige  Brflder  anssnohen  nnd  für  diese 
die  Erlanbniss  bei  den  Ordinarien  des  betreffenden  Bezirkes  einholen  sollten.  Der 
Prftlat  kann  fftr  einzelne  der  ihm  prftsentirten  Manche  (z.  B.  wegen  ihrer  Untangiich* 
keit)  die  Erlanbniss  verweigern.  Wenn  er  dies  aber  allgemein  fhnt,  so  sind  die  be- 
treffenden MGnohe  kraft  apostoüseher  MaehtroUkommenheit  znr  Yerwaltong  des 
Bnsssakramentes  ermächtigt.  Endlich  sollen  die  nach  den  gedachten  Bestimmungen 
berechtigten  M()nche  nur  diejenigen  Vollmachten,  welche  jedem  Weltpriester  bei  der 
Beichte  and  Basse  zastehen,  besitzen ,  falls  ihnen  von  den  Prälaten  nicht  amfaBsen- 
dere  ertiieilt  werden. 

Diese  Vorschriften  warden  allerdings  schon  von  Benedikt  XI.  (1303 — 1304) 
anfgehoben  \  and  die  Privilegien  der  Orden  noch  weiter  als  frftber  ansgedehnt,  in- 
dessen hat  das  Konzil  von  Vienne  (1311)  unter  Aafhebang  der  Dekretale  Benedikts 
die  von  Bonifacins  VUI.  getroffene  Anordnungen  von  Neuem  in  Kraft  gesetzt  ^  und 
sie  sind  dann  bis  zum  Tridentinum  allein  massgebend  geblieben  \  Erst  dieses  letztere 


*  c.  1  In  Extr.  comm.  de  prlril.  V.  7.  Abge- 
sehen  davon,  dass  danaeli  auch  die  österliche 
Beichte  hei  den  Mönchen  ahgelegt  weiden  kann, 
und  diese  Ihre  Beichtkinder  nnr  ennahnen  sol- 
len ,  mindestens  einmal  Im  Jahre  hei  dem  zu« 
st&ndlgen  Priester  zu  helohten,  wird  die  Noth- 
wendigkeit  einer  Erlanhniss  der  kompetenten 
Ordinarien,  ebenso  die  Beschränkung  anf  einehe- 
stimmte, entsprechende  Zahl  der  zu  deputlrenden 
Mönche  heseltlgt,  endlich  den  Ordinarien  die 
Möglichkeit  der  Verwerfung  einzelner  Ordens- 
gelstlieher  durch  die  rein  formale  Vorschrift  ge- 
nommen: „üt  autem  dloecesanls  honor  debitus 
reservetur,  praedpimus,  nt  provlnciales  priores 
Praedicatorum  et  mlnlstrl  Minomm  ordinum 
praefatomm  per  se  Tel  per  alles  verho  vel  seripto 
eis  signiflcent,  se  fratres  ad  hulusmodi  confes- 
sionum  audiendarum  et  poenltentlarum  inlun- 
gendarum  officium  eleglsse,  et  non  nomi- 
nando  aut  coram  Ipsls  sistendo  eos  nee 
illorum  numerum  exprlmendo  petant 
hnmiliter  a  dloecesanls  elsdem,  quod  ildem  electl 
fra^es  de  ipsorum  heneplaclto  et  licentia  dictum 
possint  in  eomm  dTltatihns  et  dioeceslhns  intra 
eis  determinatos  flnes  officium  ezercere.  Quodsl 
denegant  yel  intra  trlduum  non  concedant:  ex 
tnnc  eldem  fratres  nlhilominus  auctorltate  eadem 
hulusmodi  offlolum  exsequantur ;  datam  vero  11- 
centlam  per  dioecesanorum  mortem  nolumus  ter- 
minarl'*. 

3  Die  Differenzen  zwischen  der  Weltgeistlich - 
keit  und  den  Bettelorden  wnrden  damit  aber 
nicht  beseitigt.  Da  die  Mönche  sich  nicht  an 
die  Vorschriften  der  Dekretale  Bonifaz'  VUI. 
kehrten,  so  untersagten  einzelne  Partikularkon- 
zülen,  wie  z.  B.  Prag  1849  o.  59,  Mansi  26,  75 
den  Pfarrern,  Mönche  zur  Beichte  zuzulassen, 
wenn  diese  nicht  mit  bischöflichen ,  auf  den  Na- 
men ausgestellten  Erlaubnlsssohelnen  yersehen 
wären,  ja  Lambeth  1330  c.  3. 1.  f.,  l.  c.  26,  893 
yerbot  den  Mönchen,    QeistUche  der    höheren 


Weihen,  welche  Todsünden  begangen  haben,  cur 
Beichte  anzunehmen.  Die  Päpste  mussten  eben- 
falls wiederholt  In  die  Streitigkeiten  eingrellteL 
Johann  XXI.  Terdammte  1321,  c.  2  In  Extr. 
comm.  V.  3,  die  Sätze  des  Doktors  der  Sorbonne 
JeanPollly,  1.  dass  Jeder,  welcher  bei  einem  mit 
einer  allgemeinen  Brlanbniss  versehenen  Mönche 
gebeichtet  habe,  seine  Sünden  nochmals  dem  zu- 
ständigen Pfarrrr  beichten  müsse,  2.  dass  weder 
der  Papst,  ja  nicht  einmal  Oott  die  bindende 
Kraft  des  IV.  Lateranenslschen  Konzils  über 
die  einmalige  jährliche  Beichte  beim  eigenen 
Pfarrer  aufheben ,  nnd  3.  weder  der  Papst  nodi 
Gott  eine  allgemeine  Vollmacht  znm  Beichten 
gewähren  könne,  vgl.  auch  Ol  e  sei  er  II.  3,198. 
Als  1409  der  Franziskaner  Jean  Gorel  n.  A.  ge- 
lehrt hatte ,  dass  die  Pfarrer  als  solche  nidit  das 
Recht  besässen,  die  Sakramente  zn  Terwalten, 
insbesondere  Beichte  zn  hören ,  dieses  in  erster 
Linie  und  essentiell  den  Mönchen  zustehe, 
zwang  ihn  die  Sorbonne  zum  Widerruf,  nnd  In 
Folge  dessen  erwirkten  die  Franziskaner,  welche 
darin  eine  Beeinträchtigung  ihrer  Piivilei^en 
sahen ,  eine  Bestätigung  derselben  bei  Alexan- 
der V.  durch  die  Bulle :  ßegnans  in  eccIedA  ▼. 
12.  Oktober  1409,  Bulaeus  bist.  nn.  Paris.  5, 
196.  Die  Sorbonne  sohloss  darauf  diejenigen 
Bettelorden ,  welche  die  Bulle  nicht  ausliefern 
und  auf  ihre  Privilegien  Verzicht  leisten  wollten, 
von  der  Universität  nnd  vom  Predigtamte  aus, 
und  Papst  Johann  XXIII.  gab  insofern  nach ,  als 
er  (1410  am  27.  Juni)  die  Bulle  seines  Vor- 
gängers zwar  nicht  widerrief,  aber  dodi  erklärte, 
dass  wegen  der  entstandenen  Aergemisse  alles 
in  demselben  Stande  wie  vor  der  Bulle  bleiben 
nnd  sich  Niemand  mehr  anf  dieselbe  bemfeii 
solle,  Bulaeus  5,2041.  Vgl.  Gleseler  a.a.O. 
S.  202  u.  Schwab,  Johannes  Genon  S.  469 ff. 
*  Die  in  der  vor.  Anm.  angeführte  Bolle 
Alexanders  V.  hat  ebenfalls  die  Verlndernngen 
Bonlfaz'  VIIL  nnd  des  Vlenner  Kontlls  besUtIgL 
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bat  die  N^thwendigkoit  der  Approbation  des  snstiUidigeii  Ordinarias  (s.  o.  B.  86) 
sneh  dir  die  Mibiohe  emg^fUirt  ^ 

Der.geltende  Rechtsznstand  ist  demnaeh  folgender:  Die  Regularen  erhalten  die 
Jorisdiktioa  nnd  Approbation  fUr  die  Verwaltang  des  Bosasakramentes,  soweit  es  sich 
um  die  Beichte  und  Absolution  ihrer  OrdeuBbrttder'^  und  der  zu  den  ein- 
seinen  Kldstern  gehörigen  s:  g.  famäiae^  handelt,  von  ihrem  Ordenaoberen 
kraft  der  diesen  zustehenden  ordentlichen  Jurisdiktion ,  also  ydllig  unabhängig  von 
den  Bischöfen  nnd  anderen  Ordinarien. 

So  weit  dagegen  andere  Personen,  also  namentlich  weltliche,  in  Frage 
stehen,  bedürfen  die  Mönche  zur  Verwaltung  des  Busssakramentes  fttr  dieselben  zu- 
nächst der  Genehmigung  ihrer  Oberen,  jedoch  macht  der  Mangel  derselben  die 
Beichte  und  die  Absolution  keineswegs  nichtig^ ,  weil  die  Erlaubniss  nur  wegen  der 
Gehorsamspflicht  der  Mönche  gegen  die  Oberen  eingeholt  werden  muss,  für  die  Spen- 
dung  des  Sakramentes  selbst  aber  an  sich  keine  Bedeutung  hat. 

JBäner  besonderen  Delegirung  der  Jurisdiktion  bedarf  es  dagegen  fllr  den  em- 
Mhen  Mönch  nicht.  Jeder  Regularpriester  besitzt  dieselbe  kraft  des  seinem  Orden 
ertheilten  päpstlichen  Privilegs ,  er  ist  also  ein  fär  alle  Mal  durch  Privileg  bestellter 
pipstUcher  Delegat^  in  Betreff  der  für  die  gfiltige  Verwaltung  des  Busssakramentes 
notfawendigen  iurisdictio  interna^.  Nur  die  Ausübung  derselben  ist  durch  das  Tri- 
dentinum,  welches  die  bischöfliche  Approbation  auch  für  die  Mönche  erfordert ,  sus- 
pendirf. 


^  &  0.  S.  85.  n.  4 

^  Jkmn  das  Tiideutinaiii  bezieht  sieh  nicht 
mf  die  Beiehten  dieser,  Bondem  nur  aaf  die  der 
saecalaie«,  s,  aaoh  decret  Clement  YIII.  y.  26. 
IUI  1693  und  der  Congt,  eonc.  ▼.  1624,  beeUtigt 
vanürben  VlII.  beiFerrtris  s.  ▼»  approbatlo 
arL  IL  m  1.  Die  Befagnlse  eistreekt  tl<3i  eben- 
fkUi  anf  die  Novizen ,  woangleioh  diese  auch  bei 
einem  vom  Ordinarius  ffli  WeltUehe  appiobirten 
Mester  beichten  können,  a.  a.  0.  n.  2;  Bonix, 
traetat  de  inze  regnlar.  ed.  II.  1,  598. 

»  OoBSt.  Giern.  X:  Superna  v.  21.  Jnni  1670. 
$.4,  Richter,  Txidentinnm  8.543.  Ueberden 
BegiiÜ  der  familia  s.  o.  8.  73.  Die  gesondert 
lebenden  Tertiarier-Orden  gehören  nicht  dazn, 
8.  die  Sntaeh.  d.  Gongr.  cone.  bei  Ferraris 
L  c  art  I.  n.  63. 

*  Das  ist  freilich  nicht  nnbestritten  gewesen, 
TgL  Bonix,  tractat«  de  iure regniarium  II.  ed. 
%  263.  FOx  die  hier  vertretene  Ansteht  die 
GiMigr.  episcop.  v.  2.  März  1866 ,  Acta  s.  sed. 
1,683. 

&  Wie  d«  Bischof  in  gewissen  FiUen  (s.  Bd.  I. 
S.  176)  dnxch  das  Tridentinnm,  also  durch  Qe- 
leiz  ernannter  Delegat  des  Papstes  ist. 

*  Dia  herrsehende  Ansicht  drfiekt  dies  so  ans, 
dass  die  Mönche  die  Jurisdiktion  vom  Papste 
haben,  Fagnan.  ad  c  12.  X.  de  poen.  V.  38. 
FerTaris  1.  &  äfft  I.  n.  42;  Bonix  1.  o.  2, 
214  iL ;  Noldin  a.  a.  0.  8.  466.  475.  Da  in- 
dessen der  Mönch  im  £inzel&lle  niemals  vom 
Hpete  delegirt  wird,  so  ist  diese  Auffassung 
nidit  voUkomnian  korrekt  Diejenigen ,  welche 
die  durch  Trid.  Sess.  XXIII.  c.  15.  dt  vorge* 
schriebene  Approbation  nicht  von  der  Delegirung 


der  Jurisdiktion  unterscheiden ,  oder  gar  sie  da- 
mit Identiflciren,  s.  e.  8. 89,  mfissen  konsequen- 
ter Weise  annehmen ,  dass  der  Bischof  dem  Re- 
gularen die  Jurisdiktion  ertheilt  Dies  wider- 
spricht aber  den  päpstlichen  Privilegien  f  Qr  die 
Mönchsorden  (s.  die  Anmerkungen  zu  8.  92). 
In  allen  wird  den  Mönchen  das  Recht  auetorltate 
apostolica  gewährt  Die  in  dem  Privilegium  Bo- 
nlfaz'  yin.  erwähnte  licentia  und  gratia  der 
Prälaten,  welche  nachgesucht  werden  soll,  8. 93. 
u.  2,  bildet  blos  die  Vorbedingung  für  die  er- 
laubte Ausübung  der  Jurisdiktion,  und  ist,  falls 
sie  grundlos  verweigert  wird ,  nicht  einmal  er- 
forderlich. Das  Ttidentinum  hat  der  Erlaubniss 
nur  die  Approbation  des  Ordinarius  substituirt, 
sonst  aber ,  da  es  in  der  betreifenden  Stelle  we- 
der der  Jurisdiktion  noch  der  Privilegien  ge- 
denkt, nichts  geändert. 

7  Tgl.  auch  const  Gregor.  XY.  Inserutabili 
dei  V.  5.  Februar  1622  $.  5,  Richter,  Triden- 
tinum  8.  640 :  „Oonfessores  vero  sive  reguläres 
sive  saeculares  quomodocunque  exempti  tam  ordi- 
narii  quam  extraordlnaiil  ad  oonfessiones  moni- 
alium  etiam  regularibus  sublectarum  audiendas 
nuUatenus  deputari  valeant ,  nisi  prius  ab  epi- 
scopo  dioecesano  idonei  iudioentur  et  approba- 
tionem,  quae  gratis  concedatur,  obtineant^. 
Oegen  Regularen,  welche  ohne  die  Approbation 
in  seinem  Sprengel  das  Busssakrament  spenden, 
kann  der  Bischof  auf  Grund  des  das  unbefugte 
Predigen  betreifenden  ^  6  der  cit  GonstHution 
als  gesetzlicher  Delegat  des  Papstes  mit  allen 
rechtlichen  Mitteln  einschreiten,  Dekret  d.  Gongr. 
conc.  bestätigt  von  Innocenz  X.  am  10.  Mai 
1663,  Richter,  Tridentinnm  8.  205.  n.  1. 
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Die  Suspension  wird  dadurch  beseitigt  >  dass  der  Reguläre  die  Approbation  des 
Ordinarius,  in  dessen  DiOcese  er  Beichte  hören  soll ,  einholt,  und  awar  ist  er  auf  Er- 
fordern desselben  verpfliehtet,  dies  persOnlieh  zu  thun  K 

Die  ertheilte  Approbation,  über  welche  im  Allgemeinen  die  schon  o.  8.  89  an- 
gefllhrten  Regeln,  abgesehen  von  den  noch  zu  erwähnenden  Ausnahmen,  zur  Anwen- 
dung kommen ,  giebt  aber  nur  die  Ermächtigung  fllr  die  DiOoese  des  approbirenden 
Ordinarius,  für  jede  andere  bleibt  die  Ausübung  der  Jurisdiktion  seitens  des  Mdnches 
suspendirt,  bis  er  die  Approbation  des  zuständigen  Ordinarius  erlangt  hat'. 

Der  sich  meldende  Reguläre  hat  ein  Recht  darauf,  dass  der  Ordinarius  das  Exar 
men  mit  ihm  ablialten  lässt.  Der  letztere  ist  also  nicht  befugt ,  ihn  ohne  Weiteres 
zurUckzuweisen 3.  Wenn  der  Reguläre  als  tanglich  befunden  wird,  darf  ihm  der 
Bischof  die  Approbation  nicht  verweigern ,  ja  dieselbe  auch  nicht  einmal  in  Bezug 
auf  Zeit,  Art  oder  Personen  oder  in  anderer  Weise  beschränken.  Nur  denjenigen, 
welche  sich  nicht  in  allen  Beziehungen  als  geeignet  erwiesen  haben ,  kann  er  nach 
seinem  Ermessen  die  Approbation  vorenthalten  oder  beschränkt  gewähren^.    Die  zu 


1  Congr.  ooac  y.  1765 ,  a.  a.  0.  S.  !206.  n.  4, 
und  bestätigt  daioh  Clem.  XIII.  Breve:  Inter 
maltipllces  t.  11.  Dezember  1768,  bull.  xom. 
contin.  1,  7% 

2  S.  0.  S.  87.  n.  6. 

8  Er  hat  nicht  das  Recht ,  das  päpstliche  Pri- 
yilegiam  illusorisch  zu  machen.  Ohne  die  Ap- 
probation darf  aber  der  Reguläre  seine  Juris- 
diktion nicht  ausüben,  denn  die  Vorschrift  der 
Dekretale  Bonifaz'  VIÜ,  dass  bei  Weigerung  des 
Ordinarius  der  Reguläre  von  seinem  Recht  Ge- 
brauch machen  kann,  ist  durch  das  Tridentinum 
beseitigt,  und  später  hat  Ur bau  VIII.  in  der 
const.  Cum  sicut  accepimus  v.  14.  September 
1628,  bull.  Taur.  14,  10  auch  alle  an  Mönchs- 
orden, Kongregationen  und  Kollegien,  ein- 
schliesslich des  Jesuitenordens  ertheilten  Privi- 
legien, ohne  Approbation  des  Ordinarius  Beichte 
zu  hören,  aufgehoben. 

4  Const.  Clem.  X.  Superna  cit.  $.  4 :  „lUos 
autem  religiosos  qui  ad  confessiones  audiendas, 
idonei  generali ter  reperti  fuerlot,  ab  episco- 
pis  generaliter  quoque  et  indistincte  absque  11- 
mitatione  temporis  ceterorumque  locorum  aut 
generls  personarum  in  dioecesi  propria  admit- 
tendos ;  quoad  ceteios  vero ,  qui  non  adeo  idonei 
reperiuntur,  sl  petlerint  seadmitti,  arbitrio  or- 
dinariorum  relinqui,  ipsos  cum  llmitata  faoul- 
tate,  prout  eisdem  ordinanis  magis  expedire  vi- 
debitur,  probare  et  admittere".  Damit  ist  eine 
Differenz  zwischen  der  Oongr.  conc. ,  welche  vor 
dem  Erlass  dieser  Konstitution  wiederholt  ange- 
nommen hatte,  Bouix,  tract.  de  jurereguL  2, 
227 ,  dass  der  Bischof  in  keinem  Fall  eine  be- 
schränkte Appiobation  ertheilen,  sondern  die- 
selbe entweder  nur  unbeschränkt  gewähren  oder 
ganz  verweigern  dürfe,  und  der  Congr.  episc  et 
regul. ,  welche  die  von  der  Konstitution  sanktio- 
niite  Meinung  vertreten  hatte,  Ferraris  1.  c 
art.  I.  u.  60,  beseitigt  worden. 

An  der  fortdauernden  Geltung  dieser  Bestim- 
mungen hat  man  deshalb  Zweifel  erhoben  ,  well 
Bened.  XIY.  als  Erzbischof  von  Bologna  für  seine 


Diöcese  ein  Dekret  erlassen  hat :  „Facultatem  au- 
diendae  confessionis  certis  limitlbus  conduden- 
dam  volumus,  ita  ut  anni  spatium  numquam  exoe- 
dat  eoqueperacto  sacerdos  tum  regularistam  eae- 
cularis  illius  prorogationem  a  nobis  peteie  Cene- 
atur'^,  s.instit  XXXYI.n.4,  und  zugleich  die  An- 
sicht aufstellt,  dass  den  Regularen  in  allen  Fällen 
eine  beschränkte  Approbation  gegeben  werden 
könne,  ferner  in  seiner  const.  Apoetolicnm  t.  30. 
Mai  1753,  $.  9 ,  bulL  Bened.  XIV.  4,  43  sagt : 
„Oaeterum  confessarii  munus  regulaiibus  defeni 
potest  sine  temporis  determinatione  vel  eum  11- 
mitatione:  qaod  luculenter  constat,  tum  ex 
brevl  a  summo  pontifloe  Urbano  VUI.  dato  oai» 
dinali  Sandoral  a.  1639,  inserto  a  Caasabutlo  in 
theoria  et  praxi  iuris  canonici  (IIb.  I.  c.  10.  n. 
13),  tum  ex  recensita  oonstitntioiie  Olemeutis  X. 
Superna  ad  $.  4^.  Dieselbe  Erklärung  fast  iröit- 
lieh  auch  de  synodo  dioeces.  IX.  6.  n.7.  Indessen 
konnte  das  Dekret  für  die  Diösese  Bologna, 
welches  mit  der  Constit.  Clemens  X.  in  Wider- 
spruch steht,  selbstverstäudlieh  diese  letztere 
nicht  beseitigen,  ebenso  ist  ihr  gegenüber  die 
offenbar  irrige  Ansicht,  welche  Benedikt  XIV. 
als  Schriftsteller  ausgesprochen  hat,  bedeutungs- 
los. In  seiner  Konstitution  nimmt  derselbe 
übrigens,  abgesehen  von  dem  Breve  Urbans  YIIl.: 
cum  slcut  super  v.  30.  Januar  1629  (bei  Plgna- 
telli  consult.  t.  lY.  oons.  174.  n.  22)  gerade 
die  Konstitution  Clemens'  X.  als  Beweis  in  Be- 
zug ,  er  kann  demnaoh  nicht  die  Absieht  gehabt 
haben ,  dieselbe  abändern  zu  woUod.  Es  moss 
daher  sein  Ausspruoh,  dass  der  Reguläre  be- 
schränkt oder  unbeschränkt  als  Beichtvater  de- 
putirt  werden  kann,  im  Sinne  der  Anordnung 
Clemens'  X.  verstanden  werden,  naoh  welcher 
ja  auch  eine  beschränkte  Approbation,  wenn 
schon  nur  unter  gewissen  Voraussetzungen ,  xu- 
lässig  ist.  YgL  über  diese  Frage  die  ausführ- 
liche Erörterung  von  Bouix  1.  c.  2,  231,  s. 
auch  desselben  tract.  de  eplsoopo,  II.  od« 
2,249. 
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ünredit  besehrinkte  Approb«tioii  kann  aber  rechtlich  nicht  als  eine  niibeschrtakte 
getten,  yielmebr  darf  der  Regalare  znnftchst  nur  innerhalb  der  dnrch  die  Be- 
schrftnlning  gegebenen  Grenzen  Beichte  hOren,  nnd  der  Bischof  ist  ndthigenfalls  dnrch 
Beschwerde  beim  Papste  bot  Oewähmng  einer  nnbescbrinkten  Approbation  anzn- 
halten  1. 

Einen  Begnlaren,  welcher  die  Approbation  anf  Omnd  des  bestandenen  Examens 
ohne  jede  Einschränkung  erhalten  hat,  ist  der  Ordinarius  nicht  berechtigt,  von  Neuem 
eisern  Examen  zu  unterwerfen 2,  ausser  wenn  sich  etwa  nachher  ein  die  Tauglichkeit 
ram  BeichthOren  beeinflussender  Umstand  ereignet  haben  sollte'.  Wohl  hat  er  aber 
eine  solche  Befhgniss  in  Betreff  deijenigen,  welche  er  ohne  Examen  unbeschränkt^ 
oder  nach  einem  solchen  in  dem  vorhin  gedachten  FaUe  beschränkt,  oder  welche  sein 
General -Vikar  oder  sein  Amts  Vorgänger,  selbst  ohne  jede  Einschränkung,  appro- 
birt  haben  ^. 

In  denselben  Fällen,  in  denen  der  Ordinarius  den  Begularen  einem  neuen  Exa- 
men unterziehen  darf,  ist  er  auch  befugt ,  ihn  vom  Beichthören  zu  suspendiren  oder 
die  gegebene  Approbation  zu  widerrufen*.  Dasselbe  gilt,  wenn  der  Reguläre  sich 
einem  unehrenhaften  oder  Aergemiss  erregenden  Lebenswandel  hingiebt  oder  sich 
ein  Vergehe  zu  Schulden  kommen  lässt^. 

Orflnde  fllr  sein  Voi^ehen  in  allen  erwähnten  Beziehungen  hat  der  Bischof  weder 
dem  betreffenden  Regularen  noch  den  Oberen  desselben  anzugeben,  sondern  sie  nur 
auf  Verlangen  dem  apostolischen  Stuhl  zu  eröffhen^. 

Wenn  die  Approbation  den  vorstehenden  Regeln  zuwider  einem  Regularen  ent- 
zogen worden  ist ,  so  ist  derselbe  nicht  mehr  in  der  Lage,  gflltig  Beichte  zu  hOren^ 


^  Da»  die  widexrechtUcli  erfolgte  Bescbiin- 
kiuig  der  Approbation  als  nicht  beigefügt  gelten 
Mll,  tpricbt  die  Konititntion  Clemena'  X.  nicht 
aoa.  Man  ist  diee  nmsoweniger  anzonehmen  be- 
Teehttgt,  als  die  Widerreebtliebkeit  stets  der 
Klantellimg  bedarf,  wenn  der  Bischof  dem 
Begularen  nichts  über  den  Ausfall  des  Examens 
mitgetheilt ,  sondern  ihm  nnr  eine  beschränkte 
Approbation  gegeben  hat. 

>  Gonst  dem.  X.  dt.  $.  6  (s.  o.  S.  91.  n.  1). 

'  Z.  B.  wenn  der  Approbirte  in  Folge  einer 
lekiraren  Krankheit  das  (iMichtniss  verloren 
odei  eine  erhebliche  Gedachtnissschwache  bei 
üuii  zurückgeblieben  ist. 

^  Das  ergeben  die  Worte :  „praevio  examine^ 
iB  S.  5.  dt 

*  ^1^*  S-  ^'  ^^  ^®'  Kapitularvikar  ist  nur 
beracbtigt,  die  vom  yeistorbenen  Bischöfe  unbe- 
Kkiinkt  approbirten  Begularen  in  dem  erwähn- 
tes Ausnahmefall  einem  neuen  Examen  zu  unter- 
vexfen.  Haben  sie  die  Approbation  zeitlich  oder 
•eest  besehrankt  oder  ad  benepladtum  erhalten, 
M  kat  der  Kapitularvikar  auch  in  diesen  Fällen 
kein  grösseres  Recht  als  im  vorigen,  weil  die 
CflBst.  Pü  V.  und  die  Const  dem.  X.  $.  ö  (s.  o. 
S.  9i.  n.  1)  das  Recht  nur  dem  neuen  Bischof 
TQibehilt,  also  dadurch  dem  Kapitularvikar 
entzieht.  VgL  Ferraris  1.  c.  art.  I.  n.  64; 
Bouix  de  iure  regulär.  2,  248  ff.  Die  hier  ge- 
voknllch  angezogene  const.  dement.  lY.  v.  1265 
(Pottk.  n.  19210)  für  die  Dominikaner  und 
^naiiskaner,  Martine  thes.  anecd.  2,  141, 
Skaialea,  bull.  Frandsc.  3,  13;    Ferraris 

Hiniekias,  Kirekenrecbt  IV. 


1.  e.  n.  57,  nach  welcher  die  von  dem  Ordinarius 
den  Mönchen  ertheÜte  llcentla  zum  Beichthören 
nicht  mit  dem  Tode  desselben  erlischt,  vielmehr 
bis  zur  Wiederbesetzung  der  betreffenden  Prä- 
lätenstelle  fortdauert,  also  nicht  während  der 
Vakanz  widerrufen  werden  kann,  passt  nicht, 
weil  die  firüher  von  den  Regularen  einzuholende 
licentia  (o.  S.  93.  n.2)  eine  andere  rechtliche  Be- 
deutung als  die  Tridentinische  approbatio  hatte. 

<  Gonst.  dem.  X.  dt.  $  ö  (s.  o.  S.  91.  n.  1). 

"^  L.  c.  $.  6 :  „Porro,  si  reguläres  cum  scandalo 
aut  alias  inhoneste  vivaut  vel  aliquod  delictum 
committant,  per  quod  rationabili  episcopi  iudido 
videantur  a  confessionibus  suspendi,  in  quo 
ipsius  episcopi  consdentiam  oneratam  esse  vo- 
lumus,  quum  praedpua  miuistri  sacramenti  poe- 
nitentiae  qualitas  sit  vitae  integritas  ao  morum 
honestas:  utique  eam  causam  ad  confessionis 
ministerium  pertlnere ,  ae  proinde  nihil  obstare, 
quo  minus  ob  eam  possit  episcopus  reguläres  a 
semetipso  approbandos  suspendere  aut  repellere 
a  confessionibus  audiendis^  In  Betreff  des  Ka- 
pitularvikars  gilt  dasselbe ,  wie  in  dem  Annu  6 
erwähnten  Fall. 

8  L.  c.  S.  5  (nach  der  S.  91.  n.  1)  dtirten 
Stelle :  „De  qua  tarnen  haud.necessarium  esse,  ut 
in  actis  constet,  nee  eam  teneri  episcopum  ipsis 
regularibus  signiflcare,  sed  sedi  apostolioae  dum- 
taxat,  ubi  eam  sibi  aperlri  postnlaverit". 

9  Denn  auch  hier  fehlt  es  an  einem  positiven 
Gesetz,  welches  die  zu  Unrecht  entzogene  Appro- 
bation für  fortwirkend  erklärte. 
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vielmehr  erst  dann,  wenn  der  Bischof,  z.  B.  waf  Anweianng  des  Papstes,  die  Appro- 
bation wieder  ertheilt  hat  Dies  gilt  aber  nicht  fiOr  den  Fall ,  dass  der  Ordiaazins 
allen  München  eines  Konventes  die  Approbation  entzieht,  weil  ihm  dies  allein  mit 
Vorwissen  des  päpstlichen  Stahles  gestattet  ist^ 

Die  Approbation  des  Ordinarius  hindert  nicht,  dass  der  Ordensobere,  selbst 
anssergerichtlich  ex  informata  conscientia,  die  den  Regalaren  zum  Beichthdren  er- 
theilte  Erlaabniss  widerraft,  indessen  ist  die  trotzdem  bei  fortdaaemder  bischöflicher 
Approbation  von  dem  Mönche  abgehaltene  Beichte  und  die  von  ihm  ertheilte  Abso- 
lation  gültig  2. 

Die  fttr  die  Diöcese  approbirten  Regulären,  welche  mit  Erlaabniss  ihrer  Oberen 
das  Sakrament  der  Basse  verwaften,  stehen  in  Bezag  anf  diese  ihre  Thätigkeit  onter 
der  Jurisdiktion  des  Bischofs  3,  als  gesetzlichen  Delegaten  des  päpstlichen  Stahles, 
und  daher  kann  sie  derselbe  auch  zwingen,  diese  Thätigkeit  auszuüben^.  Ins- 
besondere haben  sie  die  Verpflichtung,  wenn  Kranke  bei  ihnen  gebeichtet  haben, 
dies  sofort  dem  zuständigen  Pfarrer  anzuzeigen  ^. 

C.  Beichtväter  für  weibliche  Orden  und  Kongregationen.  Besonder- 
heiten bestehen  femer  in  Betreff  der  Bestellung  und  der  Approbation  der  Beichtväter 
für  die  No nne  n ,  also  für  die  Mitglieder  der  päpstlich  approbirten  Frauen-Orden  ^. 

Die  fOr  diese  bestimmten  Beichtväter,  sowohl  die  ordentlichen  7,  wie  die  ausser- 
ordentlichen^, erhalten  ihre  Jurisdiktion  und  ihre  Approbation  von  dem  DiOceaan- 
bischof,  wenn  ihre  Klöster  nicht  unter  der  Leitung  eines  Mannsordens  stehen^,  wäh- 
rend in  dem  letzteren  Falle ^^  der  Ordensobere  die  Jurisdiktion,  der  Diöcesanbischof 
aber  die  Approbation  ertheilt  ^^   Jedoch  genügt  die  vom  Bischof  Mos  allgemein  für 


1  Const.  dt  $.  6:  „attamen  confessiones  au- 
dlendi  facult&tem  omnibas  simul  udXub  eonven- 
tue  legularibus  coofessoilbas  adimi  ab  eplscopo 
inconsulta  sede  apostollca  non  posse'^.  Hier  ist 
Nichtigkeit  anzanehmen ,  well  der  Bischof  gar 
nicht  aUein  zu  dieser  Massregel  befugt  ist 

Nach  einer  Entsoh.  d.  Gongr.  conc.  t.  2.  MÄn 
1646  soll  auch  der  Bischof  die  Zahl  der  Beicht- 
Täter  aus  dem  Begularenstande  für  Jede  Kirche 
nicht  bis  auf  2 beschränken,  Ferraiiss.  t.  ap- 
prohatio  art.  I.  n.  72. 

3  So  auch  die  Congr.  eplsc.  et  reg.  y.  2.  März 
1866,  Acta  s.  sed.  1,  684. 

3  Oit  C3onst  Gregorii  XY. :  Inscrutabill  y. 
1622.  %,  4;  Gonst.  Benedict.  XIY.:  Firmandis  y. 
6.  Noyember  1744.  $.3,  Richter,  Tridentinum 
S.  592,  doch  darf  der  Bischof  die  Klosterkirchen, 
in  denen  sie  Beichte  hören,  und  die  Beichtstühle 
in  denselben  nicht  ylsitiren,  Congr.  conc.  y.  1623, 
Analect  iur.  pontif.  y.  1855  p.  1387. 

4  So  auch  d  e  L  u  c  a ,  annot  ad  Trident.  disc. 
2.  n.  13 ,  welcher  freilich  zu  Unrecht  eine  quasi 
kontraktliche  Pflicht  des  Regularen  gegen  den  Or- 
dinarius annimmt,  während  in  der  That  der  Re- 
guläre, welcher  die  Approbation  beim  Bischof 
zum  Beichthören  nachsucht ,  sich  in  so  weit  in 
den  Dienst  der  betreffenden  Diöcese  stellt  und 
als  in  derselben  wirkender  Qeiatlicher  auch  die 
Pflicht  zur  Ausübung  seiner  Funktionen  über- 
kommt 

5  Const  Giern.  X.  cit  J.  4.  i.  f.  Verbieten 
darf  ihnen  der  Bischof  das  Beichthören  der  Kran- 
ken nicht,  Gongr.  conc.  y.  1623,  1.  c 


^  Vgl.  Gonfesseurs  des  r^gieuses  i  d.  Analect. 
iur.  pont  1860  p.  1277  ff.  u.  1867  p.  539,  ins- 
bes.  p.  548 ff.;  Kohn,  de  monialium  et  reoeo- 
tior.  congregat  mulierum  confessario  i.  Arch.  t 
kath.  K.  R.  42,  241,  namentUch  S.  253. 

7  Ein  confessarius  Ordinarius  wird  fax  jedes 
Nonnenkloster,  um  dort  regelmässig  als  Beicht- 
yater  zu  fungiren ,  bestellt ,  Trid.  Sess.  XXV.  c. 
10  de  regul. ;  Benedict  XIV.  const.  Pastoralis 
curae  y.  5.  August  1748,  bull,  cit  2,  213 :  „reli- 
glosas  muUeres.  in  claustris  degentes,  quibus  cer- 
tus  et  unicus  sacramenti  poenitentiae  minister  a 
monasterii  praelato  ad  tzes,  ut  minimum,  annos 
designari  soleV'. 

8  Ein  solcher  soll  mindestens  in  Jedem  Jahre 
2-  oder  3mal  deputirt  werden,  damit  die  Nonnen 
Gelegenheit  haben,  auch  bei  einem  anderen 
Priester  als  dem  regelmässigen  Beichtvater  ihre 
Beichte  abzulegen;  Trid.  Sess.  XXV.  c.  10  de 
regul. :  „  . . .  Praeter  ordinarium  autem  confes- 
sorem  alius  extraordinarius  ab  episcopo  et  aliis 
superioribus  bis  aut  ter  in  anno  offeratur,  qui 
omnium  oonfessiones  audire  debet". 

9  S.  die  Entscheidungen  der  Gongr.  conc.  bei 
Ferraris  s.  y.  moniales  art  V.  n.  1;  Kohn 
p.  254. 

W  Vgl.  Trid.  Sess.  XXV.  de  reg.  c  9. 

ii  Trid.  L  c.  u.  c.  10 :  Gonst  Gregor  XV.  oit 
Inscrutabill  $.  5 :  ^Gonfessarii  vero  ,  sive  regu- 
läres siye  saeculares ,  quomodocumque  exempti, 
tam  ordlnarii,  quam  extraozdinarU ,  ad  oonfes- 
siones monialium  etiam  regularlbus  subiectarnm 
audieudas  nullatenus  deputari  yaleant,  nisi  prius 
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die  Beichte  von  Wdtleiiien  gegebene  Approbation  nicht  ^^  vielmehr  bedarf  es  einer 
speziellen  Approbation  gerade  für  diese  Funktion^.  Die  Delegimng  der  Jurisdiktion  und 
die  Approbation  darf  nur  ftir  ein  Kloster  gew&hrt  werden',  und  deijenige,  welcher 
sie  fllr  ein  solches  erhalten  hat,  kann  in  einem  anderen  nicht  gültig  Beichte  hören 
imdabsohiren^. 

Die  Delegirang  nnd  Approbirong  des  ordentlichen  Beichtvaters  darf  auf  nicht 
Unger  als  3  Jahre  erfolgen^.  Soll  sie  nach  Ablauf  dieser  Zeit  fttr  denselben  Oeist- 
liehen  nochmals  auf  3  Jahre  ertheilt  werden,  so  ist  dazu  ftlr  jeden  Fall  ein 
Indult,  also  eine  Dispensation,  der  Gongregatio  episcoporum  et  regularium^  erfor- 
derlich^. 

Der  ausserordentliche  Beichtvater  soll  dagegen  jedesmal  von  F^all  zu  Fall  depu- 
tirt  und  approbirt  und  jedesmal  ein  anderer  Priester  dazu  ausgewählt  werden^. 
8«ne  Befugniss  erstreckt  sich  blos  auf  das  betreffende  Kloster^  und  dauert  nur  so 
lange,  wie  es  der  Zweck  seiner  Deputirung  erfordert  oder  auf  die  Zeit,  welche  der 
deputirende  Obere  (Ordinarius  oder  Regular-Obere)  festgesetzt  hat  ^^. 

Zu  Beichtvfttem  fOr  Frauenklöster  dürfen  nicht  deputirt  werden :  1 .  Die  Mit- 
glieder deijenigen  Orden,  welchen  die  Uebemahme  der  betreffenden  Funktionen 


ab  epiicopo  dioeeeMno  idonM  ittdioentar  et  tp- 
prolMtionem  ,  quae  gratU  datnr ,  obtineant"  ;  8. 
auch  S.  98  Anm.  7.  Doch  kann  der  Bischof  iure 
derolutionis  bei  NaohläsBigkeit  der  Oidensoberen 
den  aoMefoidentlichen  Beichtvater  depntiren,  s. 
S.  100.  n.  5, 

<  Coast  Clement  X. :  Snpema  cit.  J.  4.  Solche 
Geistliche  kSnnen  also  auch  nicht  von  den 
Ordensoberen  in  dem  im  Text  gedachten  Fall 
d€fpatirt  werden,  Gongr.  oonc.  v.  1755,  bestätigt 
durch  Breve  Clemens*  XIII. :  Inter  mnltiplices 
tom  11.  Dez.  1758,  bnU.  Rom.  eont.  1,  7^, 
Richter,  Tridentinnm  8.  413  n.  10. 

<  Der  Mangel  derselben  zieht  Nichtigkeit  nach 
sich,  weil  die  nicht  spezielle  Approbation  recht- 
lieh der  fehlenden  gleich  steht.  S.  übrigens  o. 
9.  91  n.  2.  So  hat  auch  die  Gongr.  conc.  In  Be- 
treff der  von  Ordensoberen  ohne  spezielle  Appro- 
hation  des  Bischofs  ertheilten  Absolutionen  ent- 
schieden ,  Richter,  Tridentinnm  S.  541 .  Nr. 
Vin.  EL 

'  Dass  das  Zuwiderhandeln  hier  Nichtigkeit 
der  Delegimng  und  Approbation  bewirkt,  ist 
niigends  vorgeschrieben ,  lasst  sich  auch  aus  in- 
neren Gr&nden  nicht  annehmen.  Die  Zuständig- 
keit des  Beichtvaters  erstreckt  sich  aber  nicht 
Uos  auf  die  Nonnen  und  Novizen ,  sondern  auch 
aaf  die  „saeculares,  qnae  vel  educationis  causa 
vdalio  tltulo  cum  debitis  facultatibus  commo- 
nntQX^,  s.  consl  Pastoralis  cit ,  weil  diese  sioh 
gidchfalls  innerhalb  der  Klausur  aufzuhalten 
haben. 

*  Oottit  Clement,  cit  $.  4.  Nichtigkeit  mnss 
Uer  aber  angenommen  werden,  weil  es  an 
der  erforderliohen  Jurisdiktion  und  Approbation 
Ibklt 

*  Dlee  nach  der  Praxis  der  Gongr.  episcop., 
vgl  Ferraris  s.  v.  moniales  art.  5.  n.  19  und 
Kohn  S.  243;   Dominikaner  und  Gasslnenser- 


M5nche  aber  werden  mit  Rücksicht  auf  ihre 
Ordenskonstitutionen  nur  auf  2  Jahre  bestellt, 
Ferraris  1.  c.  n.  21.  Daraus  folgt,  dass  der  Or- 
dinarius, wie  er  den  tauglichen  Regularen  in  an- 
deren Fallen  unbeschränkt  approbiren  muss  (s. 
0.  S.  96),  hier  die  Approbation  nur  auf  3 ,  bez. 
2  Jahre  gewahren  darf ;  wenn  er  ihn  aber  nicht 
für  vollkommen  tauglich  hält,  zurückzuweisen 
hat,  weil  der  letztere  eben  auf  3  Jahre  und  ohne 
Beschränkung  seiner  Approbation  fungiren  soll, 
so  die  Gongr.  episc,  s.  Ferraris  s.  v.  approbatio 
art.  III.  n.  13;  s.  auoh  die  Entsch.  v.  1872  in 
Collect,  cit  p.  269.  n.  526. 

Dass  Nichtigkeit  bei  längerer  Bestellung  als 
auf  3  bez.  2  Jahre  eintritt ,  ist  nirgends  festge- 
setzt worden.  Wenn  diese  aber  blos  auf  die  ge- 
dachte Zeit  erfolgt  Ist ,  so  erlischt  die  Befugniss 
zum  gültigen  BelchthSren  selbstverständlich  mit 
Ablauf  der  Zelt 

«  S.  B.  Bd.  I.  8.  467. 

'^  Nach  der  Praxis  der  Gongr.  episc  ist  bei  der 
ersten  Verlängerung  auf  3  Jahre  die  Zustimmung 
von  zwei  Dritteln  der  stimmberechtigten  Non- 
nen des  Klosters ,  bei  der  zweiten  die  Einwil- 
ligung sammtlicher  erforderlich,  s.  die  Entschei- 
dungen bei  K  0  hn  S.  244. 

8  Das  folgt  aus  Trid.  dt.  (s.  o.  S.  98.  n.  11). 
Die  heute  vorkommende  Praxis,  auoh  diesen 
ausserordentlichen  Beichtvater  auf  3  Jahre  wie 
den  ordentlichen  Beichtvater  zu  deputiren,  wider- 
spricht dieser  gesetzlichen  Bestimmung,  s. 
Kohn  8.  245. 

9  So  die  Gongr.  episc,  s.  Koh  n  S.  245,  vgl. 
auch  Glem.  oonst.  dt.  Snperna  %.  4. 

iO  Für  die  Regel  erfolgt  eine  solche  Deputi- 
rung auf  4  Monate  und  dann  auf  kurze  Zeit, 
z.  B.  auf  14  Tage,  Ferraris  s.  v.  moniales  art. 
V.  n.  42. 
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ansdrflcklich  untersagt  ist^,  femer  nicht  2.  die  Qeneral-Vikiure^  und  3.  die 
Pfarrer^. 

Sodann  können  fflr  diejenigen  Frauenklöster,  welche  dem  Bischof,  nicht  den 
Ordensoberen  unterstehen,  seitens  desselben  keine  Ordenspriester  zu  Beichtvätern 
bestellt  werden 4.  Andererseits  sollen  die  Ordensoberen,  welchen  Fraaenklöster 
untergeben  sind,  mindestens  einmid  einen  Priester  eines  anderen  Ordens  oder  einen 
Weltpriester  als  ausserordentlichen  Beichtvater  depatiren  \  Endlich  dürfen  zu  Beicht- 
vätern nur  Priester  reiferen  Alters  gewählt  werden,  und  zwar  nach  der  früheren, 
neuerdings  nicht  mehr  festgehaltenen  Praxis  der  Congr.  episcoporum  solche ,  welche 
über  40  Jahre  alt  sind^. 

Werden  PrieBter ,  welche  nach  den  vorstehenden  Bestimmungen  von  der  Ver- 
waltung des  Busssakramentes  für  Frauenklöster  femgehalten  werden  sollen,  dennoch 
zu  Beichtvätern  für  dieselben  verwendet,  so  sind  die  von  ihnen  abgehaltenen  Beich- 
ten und  ertheilten  Absolutionen  nicht  nichtig^,  vielmehr  müssen  sie  nnr  so  bald  als 
möglich  abbemfen  werden. 

Ueber  den  Widermf  der  von  dem  Ordinarius  bestellten  und  approbirten  Beicht- 
väter gelten  die  allgemeinen  Grundsätze^.  In  Betreff  der  von  den  Ordensoberen  de- 
putirten,  welche  der  Bischof  blos  approbirt  hat,  kann  er  von  diesen  aus  gerechtfertigten 
Gründen  die  Abberufung  verlangen  und,  wenn  sie  dies  verweigern  oder  verabsäumen, 
seinerseits  dazu  schreiten.  Die  Gründe  ist  er  nicht  verpflichtet,  den  Oberen  anvu- 
geben  ®. 


^  Wie  den  Franziskaner -Oon^entualen  yon 
Pins  V.,  vgl.  Ferraris  L  c  n.  26.  27,  Kohn 
S.  247. 

2  Nach  der  Praxis  der  Ck>ngr.  episo.,  weil  die 
Nonnen  zn  diesen  möglielier  Weise  kein  Zu- 
tianen  haben,  Ferraris  1.  c.  u.  24. 

^  Damit  die  Verwaltung  ihres  Seelsorgeiamtes 
nicht  darunter  leidet.  Wenn  dies  nicht  der  Fall, 
ist,  sind  sie  aber  nicht  ausgeschlossen,  Ferraris 
1.  c  n.  25.  30 ;  Analect.  1860  p.  1277.  Dasselbe 
gilt  von  dem  canonicus  poenitentiarls  1.  c  n.  31. 

4  Auch  das  ist  feststehende  Praxis  der  Congr. 
episc,  und  nur  für  den  Nothfall  beim  Mangel  ge- 
eigneter Weltpriester  werden  von  ihr  Indulte  auf 
Deputirung  von  Regularen  ertheilt,  Kohn 
S.248.  Die  Ordensoberen,  deren  Leitung  Frauen- 
klöster unteistehen ,  haben  dagegen  die  Beicht- 
väter aus  den  Mönchen  ihres  Ordens  zu  depu- 
tiren.  Vgl.  die  Entscheidungen  d.  Congr.  episc. 
bei  Kohn  S.  265,  und  Benedict.  XIY.  const. 
cit.  Pastoralis  (1.  c  p.  216) :  „Regulaies  autem 
piaelati  moniaUbus  sibi  subiectis  confessarium 
ordinarium  designant  e  suo  ipsorum  ordine". 

^  Innoc  XIII.  const.  Apostolici  ministeili  v. 
23.  Mai  1723.  S-  21,  bull.  Taur.  21,  939;  Be- 
nedict XIll.  const  In  supremo  v.  23.  Sept.  1724, 
1.  c.  22,  100  für  Spanien,  allgemein  angeordnet 
in  Benedict  XIY.  const  dt  Pastoralis,  1.  c. 
p.  217:  ^1  vero  ipsi  forsan  huiusmodl  confessarii 
extraordlnaiU  deputationes  Intia  praeseiipta  tem- 
pora  omiserint  vel  semper  proprii  ordluls  regu- 
lärem sacerdotem  ad  hunc  effectum  deputaverlnt ; 
ita  ut  praefatae  moniales  semel  saltem  in  anno 
confessarium  extraordinarium  e  clero  seculari  aut 
ex  alio  ordine  regulaii  non  habeant ,  ad  episco- 
pos  dloeeesanos ,  omni  appellatione  remota ,  de- 


volvatur  ins  supplendi  eorundem  praelatomm 
defectum(sinempe  pensatis  verum  drcumstantliB 
ita  expedlens  esse  iudicaverint)". 

8  Ferraris  1.  c.  n.  49  ff.;  Kohn  p.  253. 
Doch  werden  keine  Indulte  für  Piiester  unter  30 
Jahren  gegeben,  s.  Indult  Plus'  IX.  t.  1874, 
Collect,  cit.  p.  270.  n.  527. 

^  Denn  das  gemeine  Recht  hat  keine  beson- 
dere Qualifikation  festgesetzt  Alles  beruht  auf 
der  Praxis  der  Congr.  episcop.,  und  diese  selbst 
hat  in  solchen  Fällen  nur  die  Entfernung  der 
betreffenden  Priester  verlangt,  s.  die  vorher  d- 
tirten  Anmerkungen. 

8  S.  0.  S.  90. 97. 

0  Const.  Gregoril  XY.  dt  $.  5  :  „ . . .  Liceatque 
episcopo  ex  rationabill  causa  superiores  reguläres 
admonere,  ut  eiusmodi  confessores  . . .  removeant 
ilsque  superioribus  id  facere  detrectantibus  aut 
negligentibus,  habeat  episcopus  facultatem  prae- 
dictos  confessores  .  .  .  amovendi,  quoties  et 
quando  opus  esse  iudlcaverit^.  Yergldche  ferner 
die  Entsch.  d.  Congr.  conc  in^ Richter,  Trlden- 
tlnum  S.  542  Nr.  XII :  „Non  teneri  eiusmodi  cau- 
sam siguifloare  superioribus  regularibus,  sed  hoc 
relinqul  arbitrio  et  prüden tlae  episcoporum,  quo- 
rum  consdeutias  S.  Congr.  serio  oneravlt,  ne 
f  acultate  slbi  hac  in  parte  attributa  quoquo  modo 
abutantur,  eins  rel  in  districto  dei  iudldo  ra- 
tionem  reddituri".  Was  das  Yerhältniss  dieser 
Bestimmungen  zn  dem  dem  Bisehof  durch  <fi.e 
const.  Clem.  X.  gegebenen  Wideirufsrecht  in 
Betreff  der  unbeschrankten  Approbation  der  Re- 
gularen anlangt  (s.  o.  S.  97) ,  so  finden  die- 
selben neben  der  firüheren  const  Gregoril  XY. 
Anwendung,  weil  auch  die  Constitutioa  Cle- 
mens X.  von  den  Beichtvätern  der  Nonnen  han- 
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Die  eben  erörterten  Yorschriften  Aber  die  Beichtväter  fdr  'die  Franenklöster 
finden  aneb  Anwendung  anf  die  weiblichen  Kon^egationen ,  welche'' keine  Orden  im 
eigentiiehen  Sinne  eind,  weil  in  ihnen  die  vöta  solenmia  fehlen,  und  ielbo  Elansnr 
gehalten  wird^.  Wenngleich  dieselben  im  Allgemeinen  mit  ihren  Niederlassungen 
nioht  Yon  dem  Parochialrechte  des  Ortspfarrers  ezimirt  sind,  so  fehlt  dem  letzteren 
doch  gerade  die  Beich^nrisdiküon  Aber  die  Mitglieder  dieser  GtenossenschäfCen'^. 
Es  hat  daher  der  Bischof,  von  dessen  Jurisdiktion  die  Kongregationen  und  ihre 
Niederlassungen  nicht  befreit  sind,  als  Ordinarius  sowohl  die  ordentlichen,  wie  ausser- 
ordentlichen Beichtväter  zu  delegiren  und  zu  approbiren^. 


de!t,  d.  h.  also  ans  den  in  der  letzteren  ge- 
nannten Gründen  darf  der  Bischof  anch  den 
von  den  Ordensobeien  depntlrten  BeichtTStem 
die  Approbation  entziehen,  ohne  Torher  die  Eni- 
femnng  hei  deren  Oberen  :ln  Antrag  zn  bringen. 
^  Schon  im  17.  Jahrhundert  hat  die  Oongr. 
episcop.  in  ihrer  Praxis  eine  solche  Anwendung 
gemacht,  Ferraris  s.  t.  moniales  art  Y.  n.  19. 
§0.  Eine  gesetzliehe  Basis  ^at  diese  durch  die 
Cosst  Benedict  XIY. :  Pastoralls  dt  erhalten,  s. 

l  c  p.  214 :  „Neo  aliud superest ,  nisi  ut 

. . .  eedesiarum  äntistites  enixe  hortemur ,  ut 
^amvis  Tiidentina  synodus  de  solis  claustra- 
Ubns  monialibns  in  praemisso  decreto  loqnatur, 
idhilominus  eandem  disctpllnae  formam  ^obser- 
Tent,  tarn  cum  aliis  monialibus,  quae  licet  clau- 
surae  legibus  minlme  adstrictae  sint,  in  commu- 
nltate  tarnen  Tivunt,  quam  cum  aliarum  quamm- 
funque  mulierum  aut  puellamm  coetibus  seu 
eonserratoriis,  qnoties  tarn  illae  quam  istae  uni- 
cnm  poenitentiae  ministrum  a  superioribus  de- 
signatum  habeant  Quaeennque  enim  circa  mo- 
niales in  rigorosa  clausura  TiTentes  oavenda 
sunt,  eadem  in  aliis  quibuscunque  mulieribus 
siye  regularibus  sIto  saecularibus ,  in  communi- 
tate  aut  collegio  degentibus ,  locnm  habere  pos- 
aunt; ideoque  pari  proTidentia  iisdemque  re- 
medlisaiceriautemendari  debent  Etnosquidem, 
qninn  haue  consuetudinem  offerendi  confessarios 
extiaordinarios  bis  ant  ter  in  anno  singulis  tarn 
monialium  non  daustralium  quam  pils  aliarum 
pnellamm  et  mulierum  coetibus  et  communiu- 
tibns  in  nostra  civitate  et  dioecesi  Bononiensl  in- 
duzerimus,  omnibus  testari  possumus  vel  potlus 
debemus ,  uberem  spiritualium  ntilitatum  mes- 
lem  nos  inde  evidentem  coUegisse'^.  (Dass  hierin 
die  Bestellung  des  ausserordentlichen  Beicht- 
▼aters  nicht  etwa  den  Ordinarien  freigelassen 
wird,  eigiebt  sich  daraus,  dass  der  Papst  den 
Missbrauch,  nicht  einen  solchen,  sondern  nur 
einen  ständigen  zu  deputiren,  s.  die  Worte: 
qnoties  tarn  etc.  tadelt  und  beseitigen  will ,  s. 
aaeh  Kohn  S.  262.)  Tgl.  femer  die  die  Eng- 
lischen Fräulein  betreifende  oonst.  Benedict. 
XIV.:  QuamTls  lusto  ▼.  30.  Aprill749.  SS- 
IS.  14,  eiusd.  bull.  3,  28,  sowie  die  Zusammen- 
stellung der  Bemerkungen  der  Gongr.  episc  über 
die  ihr  zur  Prüfung  eingereichten  Statuten  einer 
ganzen  Anzahl  neuerdings  errichteter  Frauen- 
Kongregationen  bei  Kohn  S.  266  ff.,  wonach 
Ton  derselben  überall  darauf  gedrungen  worden 
itt,  dass  hinsichtlich  der  Beichtväter  die  Vor- 
schriften der  eit  const.  Benedict  XIV.  Pastoralis 
beobachtet  werden.    S.   Übrigens   hierzu   noch 


Schuppe,  Verhältn.  d.  neueren  religiösen 
Frauengenossenschaften  zum  Beichtvater,  1.  Arch. 
t  kath.  K.  R.  19,  357  ff. 

s  Das  folgt  daraus,  dass  für  den  Pfarrer  als 
solchen  neben  den  döputirten  Beichtvätern  kein 
Raum  bleibt  und  dass  er  als  Pfarrer  nicht  die 
auch  hier  erforderliche  spezielle  Approbation 
für  die  den  Nonnen  gleichstehenden  Mitglieder 
dieser  Kongregationen  besitzt  S.  auch  Schuppe 
a.a.O.  S. 359  und  derselbe,  Wesen  u.  Rechts- 
Yerhältnisse  der  neueren  religiösen  Frauen- 
genossenschaften. S.  64.  68.  Die  Beichte  und 
Absolution  solcher  Frauen  durch  den  Pfarrer 
oder  durch  einen  approbirten  Diöcesanpriester  ist 
also,  sofern  er  nicht  vom  Bischof  zum  Beicht- 
vater für  die  Sündenerlassung  bestellt  und  ap- 
probirt  ist,  nichtig  (wogegen  SilbernaglK.R. 
S.  423  die  Nichtigkeit  nur  eintreten  lässt,  wenn 
die  Schwestern  Im  Gura-Instrument  des  Priesters 
ausgenommen  sind).  Das  gilt  aber  nicht  für  die 
in  eine  solche  Niederlassung  aufgenommenen 
Schülerinnen  und  Pensionärinnen,  auch  nicht 
für  die  Kranken  in  der  mit  einer  solchen  Yer- 
bundenen  Anstalt ,  denn  diese  gehören  alle  der 
KongregaHon  nicht  als  Mitglieder  an,  können 
also  nicht  wie  die  letzteren,  den  Nonnen  im 
eigentlichen  Sinne  gleichgestellt  werden,  um  so 
weniger ,  als  sich  das  strenge  Klausurgebot  nicht 
auf  derartige  Genossenschaften  erstreckt. 

3  Es  finden  daher  in  dieser  Beziehung  alle 
vorhin  erwähnten  Vorschriften  Anwendung. 
Freilich  erachtet  Schuppe,  Wesen  S.  69,  den 
Bischof  für  berechtigt,  auch  nach  Ablauf  der  drei 
Jahre  den  bisherigen  ordentlichen  Beichtvater 
ohne  Indult  der  Gongr.  episc.  wieder  zu  depu- 
tiren, aber  die  blosse  Schwierigkeit ,  ein  solches 
bei  der  weiten  Verzweigung  der  fraglichen  Ge- 
nossenschaften einzuholen ,  ist  kein  Juristischer 
Grund  dagegen,  s.  auch  Kohn  S.  270.  Anderer- 
seits ist  es  nicht  möglich ,  die  Vorschriften  über 
die  Bestellung  der  Regularen  zu  Beichtvätern 
und  über  ihre  Ausschliessung  in  gewissen  Fällen 
zur  Anwendung  zu  bringen,  so  auch  Schuppe 
a.  a.  0.  S.  71,  weil  hier  gar  keine  Orden  in  Frage 
stehen,  und  alle  diese  Kongregationen  dem  Bi- 
schof unterworfen  sind.  Derselbe  wird  daher 
befugt  sein,  nach  seinem  Ermessen  die  Beicht- 
väter aus  dem  Säkular-  oder  Regularstande  zu 
nehmen.  Dafür  spricht  auch  die  const  Benedict. 
XIV.  Quamvis  iusto  cit  $•  13  :  „et  ad  ordinarios 
praedictos  pertinere,  deputare  directores  spiri- 
tuales  et  confessarios ,  qui  slbi  apti  videbantur, 
sive  ex  coetu  presbyterorum  saeoularium  slve 
regularium.     Quae  quidem  responsa  nos  pnriter 
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D.  Die  Re'narvatfftUe  (conti  reiervatilK  Da  nach  katholischer  Lehre  jeder 
Priester  zw.ac  die  Beffthigung  zur  Verwaltung  des  Busssakramentes  besitzt,  derselbe 
aber  ziir.Wii^luamen  AuBflbung  der  ihm  von  den  Eirohenoberen  zu  ertheilenden  Jnriz- 
diktiou  bQJarf,  so  ist  es  diesen,  sowie  den  Ordensoberen  gestattet,  die  Jurisdiktion 
der  Pi:^ester  ihrem  materiellen  Umfange  nach  zu  beschränken,  ihnen  also  die  Losr- 
spfofhung  von  gewissen  Sünden  zu  entziehen  und  sich  die  letztere  in  derartigen 
;^l'ftllen  (daher  der  Ausdruck:  casus  reservati)  vorzubehalten^. 


••  • 


tunc  approbayimas  et  nunc  . .  .  oonflrmaoiuB  et 
loboramus". 

^  Mathias  HauBma&n,  Geschichte  dei 
päpstlichen  Beservatrechte.  Regenshuig  1868; 
J.  B.  Buohler,  die  Lehre  Yon  den  Reaexyat- 
fallen  mit  besonderer  Berüoksiehtigang  d.  Bes. 
i.  d.  Dlöcesen  Bottenburg  n.  Würzburg.  Schaff- 
hausen 1859;  Jo.  Bapt.  Bertagna,  de  ca- 
suum  reservatione  in  sacramento  poenltentiae. 
Taurini  1868.  Vgl.  auch  Benedict.  XIY.  de 
synodo  dioeces.  Y.  4  ff. 

2  Das  ist  als  Dogma  vom  Tiidentinum  fest- 
gestellt, s.  Sess.  XIV.  doctr.  c  7:  .  .  ^agno- 
pere  Yero  ad  ohristlani  populi  disciplinam  per- 
tinere  ss.  patribus  nostris  yisum  est ,  ut  atrodora 
quaedam  et  gravlora  crimlna  non  a  quibusTis, 
sed  a  summis  sacerdotibus  absolverentur,  unde 
merito  pontifices  maximi  pro  suprema  potestate 
slbl  in  ecclesia  universa  tradita  oausaa  aliquas 
criminum  graviores  suo  potuerunt  peculiari  lu- 
diclo  reserrare.  Neque  dubitandum  esset,  quando 
omnla,  quae  a  deo  sunt,  ordinata  sunt ,  quin  hoc 
idem  episcopis  omnibus  in  sua  cuique  dioecesi, 
in  aedlflcatlonem  tamen ,  non  in  destructionem 
liceat  pro  illis  in  subditos  tradita  supra  reliquos 
Inferiores  sacerdotes  auctoritate,  praesertlm  quoad 
lila,  qulbus  excommunicationis  censura  annexa 
est.  Uanc  autem  delictorum  reservatlonem  con- 
sonum  est  dlyinae  auctoritatl  non  tantum  in  ex- 
terna politia ,  sed  etiam  coram  deo  vim  habere'' ; 
sowie  l.  c.  de  sc.  poen.  sacram.  can.  11 :  „Si  quis 
dixerit,  episcopos  non  habere  ins  reservandi 
casus ,  nisi  quoad  externam  politlam  atque  ideo 
casuum  reservatlonem  non  prohlbere,  quo  minus 
sacerdos  a  reservatis  Tere  absoWat,  anathema  sit^. 

Es  ist  ungerechtfertigt,  das  Vorhandensein  der 
Beserrationen  in  eine  fr&he  Zelt ,  z.  B.  In  das 
5.  Jahrhundert,  zusetzen,  s.  Jacobson  i.  Her- 
zogs Beal-Encyklop'adle  %  Aufl.  3,  i&l  unter 
Berufung  auf  die  absolut  beweislosen  c  12.  13 
(Goelest.  I.)  G.  XXYI.  qu.  6,  ähnlich  auch  Be- 
nedict XI Y.  1.  c.  0.  4  n.  3,  welcher  sich  darauf 
bezieht,  dass  schon  im  4.  Jahrhundert  Mörder  zur 
Absolution  nach  Bom  geschickt  seien.  Fälle  der 
letzterwähnten  Art ,  wie  sie  namentlich  seit  dem 
11.  Jahrhundert  voigekommen  sind,  s.  The- 
ma s  s  1  n  vetus  et  noYa  disc  P.  1. 1.  IL  c.  13  n.  1  ff. ; 
van  Espen,  ins  eccles.  uu.  P.  II.  tit  6.  c  7. 
n.  9,  gehören  nicht  hierher ,  denn  hier  waren  es 
die  kirchlichen  Lokaloberen ,  welche  wegen  der 
Zweifelhaftlgkeit  der  Sache  und  wegen  der 
Schwere  der  Sünden  ihrerseits  ihre  Untergebenen 
nach  Bom  sandten ,  andererseits  mehrfach  aus- 
drücklich ihre  Kompetenz  dadurch  wahrten,  dass 
sie  Belsen  dorthin  ohne  ihr  Yorwlssen  yerboten, 
8.  Limoges  1031,  Mansi  19,  647:  „Hoc  ab  ip- 


sis  apostolicis  Bomanls  et  caeteris  patriboB  cau- 
tum  tenemuB,  ut  parochiano  suo  eplscopuB,  si 
poenltentiam  imponit  eumque  papae  dlrig:ity  ut 
iudlcet ,  utrum  slt  an  non  poenitentia  digna  pro 
tanto  reatn,  potest  eam  conflrmaxe  anctoxitaa 
papae  aut  levigare  aut  superadiioere.  ludicimn 
enlm  totius  ecclesiae  maxime  in  apostolica  Bo- 
mana  sede  constat.  Itemsiepiscopusparochiannm 
suum  cum  testibua  vel  llteris  apostolico  ad  poeoi- 
tentlam  acclplendam  direxerit,  ut  multotiea  pro 
gravissimis  flerl  seiet  reatibus ,  in  qulbus  epis- 
copi  ad  dignam  haesitant  poenitentiai^  imponen* 
dam :  hie  talis  lioenter  a  papa  remedlum  sumeie 
potest.  Naminconsulto  episcopo  suo,  ab 
apostolico  poenltentiam  et  absolutionem  nemini 
accipere  licet";  vgl.  auch  Seligenstadt  1023t. 
c.  18,  s.  Bd.  III.  S.  485  n.  2.  Die  gedachten 
Fälle  berühren  sich  nur  zum  Theil  mit  dem 
treibenden  Gedanken  der  Entwicklung  der  Be- 
servatfälle  darin  ,  dass  für  schwere  Fälle  die  Ton 
dem  Schuldigen  zu  erleidenden  Naohtheile  noch 
durch  eine  Erschwerung  der  Absolution  ver- 
schärft werden  sollen. 

Die  päpstlichen  Beservatfälle  verdanken 
vielmehr  ihre  Entstehung  und  Ausbildung  nicht 
Irgend  welchen ,  auf  dem  Gebiete  des  forum  in- 
temum,  insbesondere  der  Handhabung  des  Baas- 
sakramentes hervorgetretenen  Bedürfnissen.  Der 
Ausgangspunkt  der  Entwicklung  liegt  auf  dem 
Boden  des  forum  externum!,  des  kirchlichen 
Strafirechts.  Im  12.  Jahrhundert  wurde  zuerst  (so 
auch  Hausmann  a.  a.  0.  S.  11.  65)  durch  das 
Konzil  V.  Bheims  1131,  dann  durch  das  II.  Late- 
ran-Konzil V.  1139  bei  der  für  die  Tiolenta 
manuum  inlectlo  in  clericum  vel  monachum  an- 
gedrohten excommunlcatio  malor  dem  Papste  die 
Absolution  von  derselben  vorbehalten  (Bd.  I. 
S.  118)  und  seitdem  für  eine  Beihe  anderer  Yer- 
gehen  (vgl.  Ha  u  s  m  an  n  S.  82ff.)  die  gleiche  An- 
ordnung getroffen.  In  allen  diesen  Fällen  handelte 
es  sich  aber  in  erster  Linie  gar  nicht  um  die  Yer- 
gebung  der  begangenen  Sünde,  um  die  Abso- 
lution von  dieser,  sondern  um  schwere  Yergehen 
gegen  die  kirchliche  Bechtsordnung  und  die  Los- 
sprechung von  der  für  dieselben  angedrohten 
Exkommunikation ,  und  zwar  meistens  um  Yer- 
gehen ,  deren  Unterdrückung  die  Kirche  gerade 
im  hierarchischen  Interesse,  z.  B.  behufs  Sicher- 
heit der  leiblichen  Integrität  der  Kleriker  (s.  den 
citlrten  Fall),  insbesondere  ihrer  hohen  Würden- 
träger, der  Kardinäle  (c  5,  Bonit  YUL  in  Ylto 
poenls  Y.  11),  des  Kirchengutes  (c.  22,  Giern.  IIL 
X.  de  sent.  excom.  Y.  39),  der  kirchlichen  Beam- 
ten betreffs  Ausübung  der  StraQurisdiktion, 
(o.  11 ,  Lyon  1274,  in  Ylto  de  poen,  Y.  11,  vgL 
weiter  die  Bulle :  Goena  und  die  Zusammenstel- 
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Die  von  den  Pftpsten  aasgei^rochenen  Beaervationen  betreffen  mit  Ausnahme 
eines  einzigen  Falles^  in  erster  Linie  die  Absolution  von  der  grossen  Gzkommuni- 
kation,  velclie  fftr  bestimmte  schwere  Vergehen  gegen  die  kirchliche  Bechtsordnung 
angedroht  ist^.  Jedes  dieser  Vergehen  bildet  aber  nach  kirchlicher  Auffassung  auch 
znglttch  eine  schwere  SflndCi  und  da  die  Folgen  der  Exkommunikation  sich  sowohl 
auf  dem  Gebiete  des  forum  internum,  wie  des  forum  externum  äussern,  so  muss,  wenn 
die  gedachte  Censur  nicht  einen  Theil  ihrer  Wirkung  gegen  den  Schuldigen  ein- 
büssen  soU^  mit  dem  Vorbehalt  der  Absolution  für  das  Bechtsgebiet  zugleich  auch 
die  Beserration  ftlr  das  Gewissensgebiet,  d.  h.  der  Vorbehalt  der  sakramentalen  Los- 
sprechung von  der  Sünde,  welche  das  Veilchen  bildet,  verbunden  sein.  Weil  also 
der  Vorbehalt  allein  wegen  der  Censur  festgesetzt  ist,  fällt  er  auch  in  allen  Fällen 
fort,  in  denen  diese  wegen  besonderer  Umstände  nicht  eintritt,  mithin  namentlich  bei 
Unkenntniss  von  der  Bedrohung  der  Handlung  mit  der  Exkommunikation  ^. 

Das  Nähere  gehört  demnach  in  die  Lehre  von  der  Exkommunikation^.  Hier  ist 
nur  darauf  hinzuweisen,  dass  das  Tridentinum  den  Bisehöfen,  denen  in  dieser  Bezie- 


lang  der  foiutigeii  Füle  bei  Fe z ra ri s  b.  t.  ex- 
commiLDicatlo  art  I.  n.  22  u.  art  III),  wünschen 
mii88te,  und  bei  denen  der  Vorbehalt  der  Absolu- 
tion t^  den  Papst  nütonter,  wie  bei  dem  schon  er- 
vihnten  priTileglnm  canonls ,  eine  Verschärfung 
der  Strafe  im  Interesse  der  kirchlichen  Beamten 
zu  Folge  hatte.  Gerade  dieser  Umstand  hat  in 
deiselben  Zeit  auch  einzelne  Synoden  veran- 
liett,  die  Lossprechung  ron  den  ihrerseits  ange- 
drohten Exkommunikationen  in  die  Hände  des 
Papstes  zu  le^en,  s.  z.  B.  London  1143,  Mansi 
21,  €04:  „ne  allqnis,  qul  ecQlesiam  coemete- 
liumqse  Tiolaverit  (vel  in  clerico  ant  viro  reli- 
glrno  manus  iniecerit  violentas)  ab  alio  quam  ab 
ipso  papa  possit  absolvi^  Alle  erwähnten  Fälle  und 
alle,  für  welche  bis  zum  16.  Jahrhundert  die  Ab- 
solution dem  Papste  vorbehalten  worden  ist,  sind 
FiUe  der  Androhung  der  Exkommunikation.  Bis 
za  dieser  Zeit  galt  also  der  Satz :  keinepäpst- 
Hehe  Reservation  ohne  Exkommuni- 
kation. Erst  Sixtus  V.  hat  1588  sich  die  Ab- 
solution Ton  der  Suspension  der  Pontiflkalrechte 
for  Oidination  gegen  Geld  oder  Geldeswerth  re- 
serriit,  Bd.  I.  S.  104,  also  gleichfalls  von  einer 
Stiafe,  und  der  einzige  Fall  der  vorbehaltenen 
päpsUiehen  Reservation,  in  welchem  weder  eine 
Censur  noch  Strafe  in  erster  Linie  in  Frage  steht, 
ist  in  der  Bulle  Benedikts  XIV. :  Sacramentum 
T.  1.  Juni  1741  $.  3,  eittsd,  bull.  1,  23,  betref- 
fend die  Verloekung  zur  Unzucht  durch  Beicht- 
Täter  (s.  g.  sollidtatio)  enthalten :  „Quaecumque 
persona,  qnae  execrabili  huiusmodi  flagitio  se  in- 
qilnaveilt  vel  per  seipsam  innocentes  confessa- 
ties  impie  calumnlando  vel  sceleste  procurando, 
nt  id  ab  aliis  flat,  a  quocumque  sacerdote  quovis 
^vilegio,  auctoritate  et dignitatemunito,  praeter- 
quam  a  Kobis  Nostrisque  successorlbus ,  nisi  in 
ine  Titae  et  exoepto  mortis  articulo ,  spe  abso- 
lutionls  obtinendae,  quam  Nobis  et  successorlbus 
. . .  reservamus ,  perpetuo  careat^ ,  während  in 
dem  snderen,  von  einzelnen  (s.  B  e  r  t  a  g  n  a  p.  28, 
Tappehorn  S.  121)  hierher  gezählten  Fall, 
Niehtzuiückstellung  von  Geschenken,    welche 


Ordenspersonen  beiderlei  Geschlechts  gegeben 
haben,  seitens  der  Geschenknehmer,  const. 
Innocent  XIL :  Romanus  pontifex  v.  3.  Septem- 
ber 1692.  S-  17 ,  bull.  Taurln.  20,  166,  der  rich- 
tigen Ansicht  nach  ein  päpstlicher  Vorbehalt 
nicht  ausgesprochen  ist,  s.  Entsch.  s.  Poenitentaria 
vom  15. März  1861  und  Craisson,  manuale  to- 
Üus  iuris  canonici,  ed,  V.  n.  1603,  t.  2  p.  124. 

1  S.  die  vor.  Anm.  a.  E. 

2  Pas  ist  in  Anm.  2  von  S.  102  nachgewiesen. 
Uebrigens  ist  man  darüber  auch  einig,  s.  z.  B. 
Haringer  S.  167;  Tappehorn  S.  117;  Gin- 
zel  K.  R.  2,  369;  Silbernag  1  K.  R.  S.  424. 

3  Hausmann  a.  a.  0.  S.  361;  Bertagna 
p.  22. 

*  Ausser  den  im  corpus  iuris  vorkommenden 
Fällen  finden  sich  eine  Reihe  solcher  in  der  s.  g. 
Bulle  Ooenae  (bulla  in  coena  domlni,  Abend- 
mahls-, Nachtmahls-Bulle),  d.  h.  einer  Bulle, 
welche  am  grünen  Donnerstage  feierlich  in  Rom  * 
publicirt  wurde,  und  in  welcher  derartige  Fälle, 
zunächst  in  der  ersten  bekannten  Bulle  Ur- 
bans  V.  Apostolatus  v.  1363,  bull.  Taur.  4,  620, 
sieben ,  schliesslich  20  in  der  letzten  Redaktion 
Urbans  VIU. ,  in  der  Bulle  Pastoralis  v.  1627, 
1.  c  13,  536,  darunter  auch  zum  Theil  schon  im 
Corpus  iuris  enthaltene  zusammengestellt  waren 
(vgl.  Hausmann  a.  a.  0.  S.  89 ff.).  Nachdem 
die  feierliche  Publikation  der  Bulle  auf  Befehl 
Clemens'  XTV.  seit  1770  unterlassen  worden  ist, 
Bros  oh,  Geschichte  des  Kirchenstaates  2,  139, 
und  ihre  Bestimmungen ,  wenngleich  sie  immer 
formell  geltendes  Recht  blieben ,  zum  Theil  in 
Vergessenheit  gerathen  waren  ,  hat  sie  Plus  IX. 
durch  die  const.  Apostolicae  sedis  v.  12.  Oktober 
1869,  u.  a.  abgedruckt  bei  Friedberg,  Samml. 
V.  Aktenstücke  z.  vatik&n.  Konzil,  S.  403;  Arch. 
f.  kath.  K.  R.  23,  326,  zwar  aufgehoben,  aber 
einen  wesentlichen  Theil  ihres  Inhaltes  in  seine 
eigene  herüber  genommen.  Die  zuletzt  gedachte 
Bulle  kommt  also  für  das  heutige  Recht  in  Be- 
treff der  päpstlichen  Reservatfälle  vor  Allem  in 
Betracht. 
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hnng  auch  die  praelati  niüliiiB  dioeeeseos  gleiehsuBteUen  sind  ^  ab  BestaadtlLeil  ihrer 
ordentUchen  Jnrisdiktion  die  BeftignisB  beigelegt  hat 2,  aelbst  oder,  jedoeh  mit  Aua- 
nahme  des  Falles  der  Ketzerei ' ,  anoh  durch  einen  spesiell  ermftohtigten  Stellyer-- 
treter  ^,  von  allen  pftpstliehen  ReservatfiUlen ,  sofern  die  bedrohte  That  geheim  ge- 
blieben ist  ^,  ihre  Untergebenen  ®,  indessen  blos  innerhalb  ihrer  DiOoeise  ^,  und  nur  flr 
das  Gewissensgebiet  sn  absolviren  ^. 

Nach  dem  Tridentinnm  ist  diese  Erweiterung  der  bischöflichen  Jurisdiktion  aber 
fOr  alle  durch  die  bulla  Coenae  dem  Papste  reserTirten  Fälle  (so  wenigstens  die  herr- 
schende Meinung]  wieder  beseitigt  worden^.  Auch  die  Konstitntion:  Sedia  ap&itoUoae 
von  Pins  IX.  ^^  kennt  eine  Beihe  von  FftUen,  die  s.  g.  exeammumoaiumes  kUae  tentenüae 
speciah  modo  Romano  pont^iei  resenxUaey  ftr  welche  sie  die  gedachte  Beschrlnkiing 
aufrecht  erhalten  hat  ^^.  Doch  wird,  wie  schon  znr  Zeit  der  Bulla  coenae,  so  anch 


1  Bd.  IL  S.  346  n.  3. 

9  Trid.  Sess.  XXIY.  0.  6:  „Liceat  episcopis 
...  in  qnlboBCtinqae  casibus  occuIÜb,  etiam  sedl 
apostoUcae  reservatio ,  delinqnentes  quoscnnqae 
Blbi  Bubditos  in  dloecesl  sua  per  se  Ipsos  aut  tI- 
cariam  ad  Id  spedaliter  depntandum  in  foro 
conadentlae  gratis  absolvere,  Imposita  poeniten- 
Üa  süntarL  Idem  et  In  haeresls  orlmine  in  eodem 
foro  conscientiae  eis  tantam,  non  eorum  vicariis, 
Sit  permissum*'.  Da  die  Befugniss  ans  der  ordent- 
Uchen Jurisdiktion  des  Bischofs  fliesst,  so  kann 
er  sie  schon  nach  seiner  Konfirmation  Tor  der' 
Konsekration  ausüben,  und  sie  geht  auch  auf  den 
Kapitolaivikar  über ,  Bd.  D.  S.  244  (and.  Mei- 
nung B  er  tag  na  p.  97)  n.  die  Gongt,  oonc.  bei 
Bichter,  Tridentinnm  S.  338  n.  1,  welche  in- 
dessen speziell  Uebertragong  doroh  das  Kapitel 
verlangt,  was  freilich  kanm  richtig  sein  dürfte, 
s.  Bd.  II.  S.  238. 

*  S.  die  vor.  Anm.  Doch  kommt  dieser  Fall 
wegen  der  bolla  Coena  $•  1  nnd  der  const.  sedis 
apostolieae  (excomm.  spedali  modo  reservatae 
n.  1)  praktisch  nicht  in  Betracht. 

^  Also  z.  B.  den  Oeneralvikar  oder  den  cano- 
nicns  poenitentarins ,  s.  Bd.  II.  S.  214.  Es  ge- 
nügt aber  eine  allgemeine  Ermäehtigimg  für  die 
gedachten  Fälle ,  eine  besondere  für  jeden  ein- 
zelnen Fall  ist  nicht  erforderlich,  Kober ,  Kir- 
chenbann 2.  Aufl.  S.  496. 

^  Vgl.  darüber  Bd.  L  S.  66;  Beitagna  p.  98; 
Kober  a.  a.  0.  496. 

0  Bd.  n.  S.  46.  46.  297;  Bertagnap.  103. 
104. 

7  Das  ist  eine  durch  das  Tridentinnm  ausdrück- 
lich festgesetzte  Ausnahme  von  dem  sonst  gelten- 
den Grundsatz,  s.  0.  S.  86  u.  Bd.  II.  S.  44.  Doch 
wird  dies  bestritten,  s.  Bertagnap.  105 ff. 

8  Durch  eine  solche  Absolution  wird  der  bis- 
her Exkommunicirte  von  der  Sündelosgesprochen. 
Er  ist  also  vor  Gott  und  seinem  Gewissen  von 
der  Exkommunikation  frei.  Die  dem  forum  ex- 
temum,  dem  Bechtsgebiete,  angehorigen  Folgen 
der  letzeren  sind  damit  allerdings  nicht  von  selbst 
beseitigt,  aber  bei  geheim  gebliebenen  Vergehen 
ist  der  Absolvirte  vorher ,  weil  niemand  wissen 
konnte,  dass  er  exkommunicirt  war,  niemals 
äusserlich  als  Exkommunicirter  betrachtet  wor- 
den ,  und  deshalb  kann  er  sich  nach  der  Abso- 
lution in  foro  interne  so  benehmen,  wie  wenn  er 


niemals  exkommunidrt  cewasen  wäre ,  so  meh 
Kober  a.a.  0.8.471.489. 

Da  die  päpstlichen  Fälle  lediglich  mit  Rück- 
sicht auf  die  Gensur  xeservirt  sind,  so  kann,  falls 
der  Bischof  blos  von  der  Exkommunikation  ab- 
solvirt  hat,  nunmehr  jeder  Priester  von  der  Sünde 
absolviren,  denn  nach  Beseitigung  der  Exkom- 
munikation ist  ein  solcher  Fall  nicht  mehr  päpst- 
liches Reservat. 

Ueber  friihere  päpstliche  Ermächtigungen,  von 
den  Reseivatfällen  zu  absolviren,  s.  Hausmann 
a.  a.  0.  S.  366  ff. 

9  Die  Bulle  ($.  21)  gedenkt  allerdings  nleht 
ausdrücklich  des  Tridenttnums ,  aber  sowohl  die 
Gönn.  oonc.  v.  1632 ,  B  i  e  h  t  e  r ,  Tridentinnm 
S.  338.  n.  1,  als  auch  ein  Dekret  Alexanders  VIL 
V.  1656  (dieses  fteilieh  auch  ohne  spezielle  De- 
rogation des  Tridentinums)  bei  Benedict.  XTV. 
de  syn.  dioeces.  IX.  4.  n.  0,  haben  dch  in  diesem 
Sinne  ausgesprochen.  S.  über  die  jetzt  unprak- 
tische Streitfrage  Benedict.  XIV.  1.  e.  n.  6  IL 
Bouix  l.  c  de  eplseopo  2,  224 ff.  Bertagna 
p.  99. 

10  S.  0.  S.  103  n.  4. 

ii  Gonst.  cit. :  „A  quibus  Omnibus  exoom- 
municationibus  hucusquerecensitisabsolutlonem 
Romano  pontifid  pro  tempore  speciali  modo  re- 
servatam  esse  et  reservari ;  et  pro  eo  generalem 
concessionem  absolvondi  a  casibus  et  cenauxis 
slve  excommunicationibus  Romano  pontüLd  re- 
servatis  nullo  pacto  suffloere  declaramus ,  revo- 
catis  insuper  earundem  respectu  quibuscumque 
indultis  concessis  sub  quavis  forma  et  quibusvis 
personis  etiam  regularibus  onlusoumque  ordiois, 
congregationis,  socletatis  et  instituti,  etiam  spe- 
ciali mentione  dignis  et  quavis  dignitate  consti- 
tutis.  Absolvere  autem  praesumentes  sine  debita 
facultate ,  etiam  quovis  praetextu ,  excommuni- 
cationis  vinculo  Romano  pontiflci  reservatae  inno- 
datos  se  sdant ,  dummodo  non  agatur  de  mortis 
articulo,  in  quo  tarnen  flrma  sit,  quoad  abaolutos 
obligatio  standi  mandatis  ecdesiae,  n  convalue- 
rlnt",  und  unter  den  Schlussklauseln :  „Vinaam 
tamen  esse  volumus  faeultatem  a  Tridentina 
synodo  episcopis  ooncessam  Sess.  XXIV.  e.  VL 
de  ref.  in  quibuscumque  censuris  apostolieae  sedi 
hac  nostra  constitutione  servatis ,  Us  tantum  ex- 
ceptis,  quas  eidem  apostolieae  sedi  speeiali 
modo  reservatae  declaravimus". 
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soeh  bente  in  den  Jnbilftnmsbnllen  ^  jedem  von  den  Ordinarien  des  Ortes  approbirten 
Slfadar-  oder  Regolarbeiehtvater  das  Reeht ,  von  allen  Reservaten ,  —  femer  her- 
Ummlieber  nnd  regelmässiger  Weise  anoh  den  Bischöfen  verschiedener  Länder  in 
den  päpstüchen  Faknltäten  die  Ermäohtigang,  in  einer  Reihe  von  Fällen  der  gedach- 
ten Art  zn  absolviren,  erfheilt^.  Eine  weit  verbreitete  Meinung^  nimmt  an,  dass 
selbst  die  in  der  Bnlla  Goenae  festgesetsten  Reservate  fortfallen,  und  der  Ordinarius 
auf  Grund  des  gemeinen  Rechts  kraft  seiner  bischöflichen  Jurisdiktion  in  foro  intemo 
itabsolviren  beAigt  ist,  wenn  es  sich  nm  Personen  handelt,  welche  wegen  ihrer 
körperlichen  Beschaffenheit,  ihres  Oeschlechtes  oder  ans  anderen  Orflnden^  an  einer 
Heise  nach  Rom  gehindert  sind,  nnd  neuerdings  ist  dasselbe  auch  in  Bezug  auf  die 
qMBiellen  Vorbehalte  der  Canst  ApostoUoae  aedis  behauptet  worden^.  Die  analoge 
Anwendung  der  besonderen  Vorschriften  in  Betreff  der  Absolution  von  der  violenta 
nanuum  inieetio  in  dericos  ^ ,  worauf  sich  diese  Ansicht  statst ,  ist  aber  sicherlich 
ftr  die  llbrigen  ReservatfUle  der  fraglichen  Art  nicht  gerechtfertigt,  um  so  weniger 
als  die  citirte  Konstitntion  die  ftr  dieses  Vergehen  angedrohte  Exkommnnikation 
nicht  zu  den  speziell  reservirten  rechnet'  und  dabei  ausdrttcklich  die  nach  gemeinem 
Becht  dem  Bischof  vorbehaltenen  Fälle  von  der  päpstlichen  Reservation  ausnimmt, 
tndererseits  aber  bei  den  speziell  reservirten  Exkommunikationen  nur  eine  einzige 
Ausnahme,  und  zwar  lediglich  ftr  den  Fall  der  Todesgefahr,  macht  ^. 

Ausser  dem  Papst  haben  femer  die  Provinzialsynoden*  und  die  Bischöfe, 


1  Pli  IX.  eonst  Areano  dlTinae  t.  20.  Novem- 
ber 1846 ,  G 1  n  z el ,  Aiek.  f.  KirohengeMldelite 
1,  92 :  ^ni  eoe  ab  ttLeommnnicationis ,  sutpen- 
lUiiiis  aUisqne  ecelesiastieis  cenfforis  a  luxe  Tel 
ab  luimine  qnayis  de  eauaa  laÜB  Tel  inflietlB  prae- 
ter Infra  exeeptas  necnon  ab  omnlbns  peeeatis, 
exceMibas,  exindnibus  et  delictla  quantnmTii 
gnvlbiit  et  enormlbut ,  eüam  loeomm  oidinaiiis 
dre  nobia  Tel  aedi  apoatolleae  apeoiall  licet  forma 
reserratis  et  quoram  abaolntio  alias  qnantnmTlB 
ampla  non  Intelliferetar  concesaa,  in  foro  oon- 
leieatiae  et  hae  Tioe  tantnm  absolTere  et  liberare 
Tdeat";  s.  auob  GoDSt  Benedict.  XIV. :  Bene- 
dlctoadeiu  t.  25.  Dezember  1760,  $.  4,  boll. 
dt.  3 ,  120.  Wegen  Ibnlioher  PiiTllegien  In 
den  bnllae  Omciatae ,  Krenzzngsbnllen ,  welche 
fleh  noi  auf  Spanien  nnd  ehemals  spanische 
Linder  beziehen,  aber  noch  wiederholt  v.  Pins  IX. 
ertheüt  worden  sind,  s.  Ferraris  s.  t.  bnlla 
Gmdatae  n.  46  fl.,  Wetzer  nnd  Weite, 
Kliehenlexlkon  2.  Anfl.  2,  1469.  Wegen  Ihres 
lokalen  Interesses  gehe  loh  hier  nnd  Im  Folgen- 
den nieht  niher  anf  die  Bestimmungen  dieser 
Bellen  ein. 

>  Bd.  in.  8.  800  ff.  Tgl.  namentlich  die  dort 
8. 801  n.  802  mitgetheilten  Fakniaten  für  die 
deutschen  Bischöfe.  An  Stelle  der  früheren  For- 
nel  casus  reserratl  etlam  in  bnlla  (üoenae  In  diesen 
tmt  aber  Jetzt  nach  Gongr.  Off.  t.  1871 ,  Collect, 
adss.  dt.  p.  258  n.  521  die  Formel :  etlam  spe- 
daU  modo  In  bnlla:  apostoUoae  sedls  Romano 
pontlflcl  reserratL 

Der  Oroseponltentlar  (s.  o.  S.  86  n.  4)  hat  da- 
gegen nleht  die  Stellnng  eines  p&pstUehen  Dele- 
grten. 

'  8.  z.  B.  Beiffenstnel,  Ins  can.  Y.  7. 
ii.371ff.;  Kober  a.a.O.  8.  498ff.;  Bertagna 


p.  185;  Bonix,  tract.  de  eplsoope  2,  236; 
Gralsson,  mannale  totlns  Inr.  can.  n.  1647, 
2,  141  n.  die  Ton  diesen  oltlrten. 

«  8.  Bd.  I.  8. 122. 

^  ATanzlnl-Pennaeehi,  comm.  Inoonst 
Apost  Sedls.  Romae  1883. 1,  439«: 

«  Bd.  I.  8.  122. 

7  8.  Nr.  2  dieser  Fille  In  der  const.  clt. 

8  Wie  man  nnter  diesen  Umstanden ,  wo  der 
Wille  des  Gesetzgebers  ffir  das  Gegenthell  klar 
zn  Tage  liegt ,  sich  zn  einer  Analogie ,  welche 
diesen  geradezu  ändert,  berechtigt  halten  kann, 
Ist  nnerflndlloh.  Wenn  der  Sekret&r  der  Poenl- 
tentlaria,  nach  ATanzlnl-Pennaeehi  1.  c. 
p.  440,  anf  die  Anfirage  eines  Bischofs,  ob  dnrch 
die  clt.  const.  Ton  der  den  Bischöfen  dnrch  das 
Ins  Gommnne  nnd  Gewohnheit  gegebenen  Befng- 
nlss,  etwaige  an  der  Reise  nach  Rom  Terhinderte 
Personen  zn  absoMren,  etwas  geändert  sei,  pri- 
Tatlm  die  Antwort  ertheüt  hat:  ^Nlhll  esse  Inno- 
Tatnm^,  so  beweist  dies  nichts,  da  diese  über 
den  Umfang,  welcher  Jener  BefQgnlss  beigemes- 
sen wird,  gar  nichts  ergiebt.  Ebensowenig  Ist 
die  Bemfnng  darauf  zutreffend ,  dass  nach  der 
Instruktion  der  Gongr.  s.  offlcil  t.  1870,  1.  c. 
p.  450,  die  Tor  Erlass  der  Konstitution  gegebenen 
Quinquennal-  und  anderen  Fakultäten  durch  die 
letzteren  unberührt  geblieben  sind,  da  die  kassa- 
torische Klausel  sich  nur  anf  zu  eigenem  Recht 
durch  Indulte  Terllehene  Befugnisse ,  nicht  aber 
auf  solche  BeAignisse ,  bei  welchen  die  Bischöfe 
nur  als  SteUvertreter  kraft  Delegation  des  Papstes 
nnd  zwar  widerruflich  bestellt  sind,  beziehen 
kann. 

0  Für  das  Mittelalter  Tgl.  London  1102.  c.  18, 
Mansi  20,  152;  Trier  1227.  c.  4,  I.e.  23, 
28;  Arles  1260.  c.  16,  l.  c.  p.  1010;  Arles 
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die  leteteren  oiit  der  Dideesansyiiode  ^  and  auch  allein  das  Beeht,  den  Pfarrern  nnd 
Priestern  die  Befdgniss  zur  Abaolution  in  bestiminten  Fftllen  zu  beschränken,  jedooh 
haben  die  Provinzialsynoden  herktomlieher  Weise  das  Recht  dazu  nicht  sich  selbst, 
sondern  den  Bischöfen  yorbehalten^.  Die  bischöflichen  Reservate  '  nnterscheiden  sich 
von  den  päpstlichen  dadurch ,  dass  sie  nicht  wie  diese  wegen  der  fkir  ein  kirchliches 
Vergehen  angedrohten  Censur  ausgesprochen  werden,  sondern  dass  sie  in  erster 
Linie  die  Sünde  betreffen.  Reservirt  werden  sollen  nur  besonders  schwere ,  in  die 
äussere  Erscheinung  tretende,  durch  die  That  vollendete  Stlnden^.  Die  Ordinariw 
sollen  femer  von  ihrer  Befbgniss  einen  weisen  Gebrauch  machen ,  damit  nicht  durch 
zu  viele  Reservate  und  die  dadurch  beschränkte  Möglichkeit  zu  beichten,  dicDisciplIn 
und  das  religiöse  Leben  mehr  geschädigt  als  gefördert  werde,  sowie  bei  der  Auswahl 
der  Fälle  die  besonderen  Verhältnisse  ihrer  IMöcese  berllcksicUägen^  Sine  Ver- 
letzung dieser  Anweisungen  begrttndet ,  da  die  Reservation  dem  Ermessen  des  Ordi- 
narius anheim  gegeben  ist,  keine  absolute  Nichtigkeit  des  aui^esprochenen  Vorbehalts, 
indessen  ist  der  päpstliche  Stuhl  befugt,  bei  schweren  Verstössen  gegen  dieselben 
die  bischöflichen  Festsetzungen  als  nichtig  zu  kassiren  ^. 


1275  e.  13 ,  1.  c.  24 ,  150 ;  Lambeth  1281  c.  6, 
1.  c.  p.  408 ;  RaYenna  1286  c.  8 ,  1.  c.  p.  644« 
sowie  das  für  3  erzblscliöfliche  Provinzen  1326 
abgehaltene  Konzil  y.  Ayignon  e.  22 ,  l.  c.  26, 
757.  Die  neueren  begnügen  sich  dagegen  mit 
YoTschriften  über  die  Ausübung  des  Reser- 
yattonsrechtes  durch  die  Bischöfe ,  s.  s.  B.  Prag 
1860,  Utrecht  1865,  ooU.  cono.  Lac.  5, 507.  828; 
Avignon  1849,  Sens  1850 ,  1.  c.  4 ,  339.  891 ; 
Gashel  1853, 1.  c  3,  836.  Das  Recht  zu  solchen 
Massnahmen  ergiebt  sich  aus  der  Zuständigkeit 
des  ProyinzialkonzUs,  s.  Bd.  lU.  S.  645,  646. 

1  S.  z.  B.  York  1195  c.  11,  Mansi22,  655; 
Odon.  ep.  Paris,  oonst  synod.  u.  1197.  c.  6  n.  5, 
1.  0.  p.  678;  Saintes  1280  e.  14,  1.  c  24 ,  380. 
Dass  dies,  soweit  mögUch,  seitens  des  Bischofs 
nicht  allein  geschehen  soll,  darauf  weiBeu  Bene« 
dikt  XIV.  de  syn«  dioec.  Y.  4  n.  3,  und  nach  ihm 
auch  einzelne  der  oltirten  Proyinzialsynoden  aus 
der  Jetztzeit  hin. 

2  Das  Reseryationsrecht  kommt  auch  den  prae- 
lati  nullius  dioeceseos ,  Bd.  II.  S.  345.  n.  3  zu. 
Statt  des  Bischofs  kann  es  der  ooadiutor  oder 
der  yicarius  apostolicus ,  wenn  sie  die  Verwal- 
tung der  Diöoese  führen,  ausüben ,  auch  wird  es 
dem  Kapltular^ikar  nicht  abgesprochen  werden 
können,  s.  auch  Bd.  III.  S.  837.  Der  General- 
yikar,  welcher  nicht  einmal  ohne  Spezialyoll- 
macht  yon  den  bischöflichen  Resenratfallen  ab- 
BoMren  darf  (Bd.  II.  S.  216),  hat  dagegen  diese 
Befugnlss ,  da  es  sich  hier  um  eine  Angelegen- 
heit yon  heryorragender  Wichtigkeit  handelt, 
nicht. 

3  Die  heute  bestehende  Praxis  der  bischöf- 
lichen Reservate  konnte  sich  selbstyerstandlioh 
nicht  bilden ,  so  lange  der  Bischof  noch  die  Lei- 
tung der  Bnssdisoiplin  in  Händen  hatte.  Erst 
als  die  Verwaltung  des  Busssacramentes  in  die 
Hände  der  Priester  gelangt  war,  trat  das  Bedürf- 
nlss  für  die  Bischöfe  ein ,  Vorbehalte  für  sich  zu 
mael^en ,  theüs  um  sich  die  Behandlung  schwie- 
riger Fälle  selbst  zu  sichern,  theils  um  ihre 
Autorität  den  Priestern  gegenüber  aufrecht  zu 


QZhalten ,  theüs  auch  um  gewisse  Vergehen  als 
besonders  schwere  zu  qualiflziren,  s.  Kober  a. 
a.  0.  S.  473.  Eine  derartige  Praxis  hat  sich  erst 
gegen  Ende  des  12.  Jahrh.  entwlokelt,  wahr- 
scheinlich beelnflusst  durch  die  gerade  in  dieser 
Zeit  zuerst  yon  den  Päpsten  ergriffene  Maasa- 
regel,  sich  Censuren zur  Absolution  yorzubehalten 
(s.  0.  8. 102.  n.  2).  Das  bestätigt  auch  der  Um- 
stand, dass  die  S.  105.  n.  9  u.  oben  n.  1  citixten 
Konzilien  meistens  solche  Vergehen  leseryiien, 
welche  zugleich  mit  Censuren  bedroht  sind.  Die 
Berufung  bei  K  ob  er  S.473u.  Tho  massin  P.L 
1.  c.  II.  c.  14.  n.  2  auf  Llmoges  1031,  Mansi 
19,  540:  ,,Presbytexi  autem  de  ignotis  oaosis, 
eplsGopi  de  notis  excommunicare  est,  ne  eplsoopi 
yilescat  potestas^  ist  nicht  geeignet,  das  Oesagte 
zu  widerlegen.  Von  Reseryationen  ist  in  der 
Stelle  gar  keine  Rede ,  sondern  nur  yon  der  Ex- 
kommunikation. Ueberdies  Ist  die  dtirte  Stelle 
nicht  einmal  eine  Anordnung  des  Konzils,  son- 
dern es  sollen  damit  nur  die  yorhergehenden 
Verordnungen  über  die  Exkommunikation  be* 
gründet  werden. 

*  VgLTrid.  Sess.XIV.  c.7  cit. ;  B  en  e  d  i  ct.XIV. 
de syn.  dioeces.  V,  4.  n.  5ff. ;  Bertagna  p.8ff.; 
TappehornS.114;  Silbernagl  K.R.S.42Ö. 
Darin''zeigt  sich  ebenfalls  der  Zusammenhang  mit 
der  historischen  Entwicklung,  wie  denn  auch 
das  Tridentinum  a.  a.  0.  solche  crlmina  als  be- 
sonders geeignet  bezeichnet,  „quibus  exoommn- 
nicationis  censura  annexa  est." 

6  Nähere  Anweisungen  hat  darüber  die  Congr. 
eplsc.  i.  J.  1601  und  1602  erlassen  und  nament- 
lich yerboten,  dass  die  Bischöfe  sich  solche 
Fälle,  welche  in  der  Bulle  Goenae,  also  jetzt  der 
cit.  Gonst.  sedis  apostolicae  (s.  o.  S.  104)  oder 
sonst  dem  Papst  yor behalten  sind,  reseryiren. 

0  So  hat  die  CSongr.  conc.  1677.  Anal.  im. 
pont.  1874.  p.  751  ein  Statut,  wodurch  sich  der 
Bischof  alle  Todsünden  der  Geistlichen  höherer 
Weihen  wider  das  sechste  Gebot  reseryiren  würde, 
für  nichtig  erklärt.  DasseU>e  müsste  geschehen, 
wenn  der  Bischof  dies  in  Bezug  auf  alle  Ver- 
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Das  Beservatetatot  des  Biselu>&  ist,  weil  es  ein  Qesets  desselben  bildet,  ein  immer 
foitdaaemdes  nnd  verliert  weder  dnreh  den  Tod  noch  dnroli  ein  anderweitiges  Ans^ 
sohmden  des  Bischofi  ans  dem  Amte  seine  Oeltang  K  In  den  bischöflichen  Reseryat- 
ftllen  kann  nur  der  Bischof  oder  ein  besonders  von  ihm  delegirter  Priester  ^  gflltig 
sbsolTiren,  anaser  dem  Papst'  aber  niemand  anders,  s^bst  nicht  ein  Regnlar-Beioht- 
yater,  welcher  befiigt  ist ,  die  Absolntion  in  Betreff  der  päpstlichen  BeservatftUe  zn 
eifkeilon^. 

Endlich  sind  ansser  den  Bischöfen  aneh  die  Ordens-Prälaten,  also  alle 
Begolar-Oberen,  welche  als  Generale  Hber  alle  Klöster  nnd  Mitglieder  eines  ganzen 
Ordeas,  oder  als  Provinziale  Aber  die  Erlöster  nnd  Zugehörigen  der  OrdensproYina, 
Bodann  anch  als  Achte  oder  Pröpste  über  ein  Kloster  nnd  eine  Ordensfamilie  eine 
der  bischöflichen  Gerichtsbarkeit  in  foro  extemo  und  intemo^  analoge  Jurisdiktion 
besitien,  berechtigt,  bestimmte  Btknden  ihrer  Untergebenen  sieh  zur  Absolation  zn 
reserviren^^.  Dieses  Recht  ist  aber  insofern  beschränkt,  als  es  sich  1.  schlechthin  nur 
aofeilf  Fälle  erstreckt,  wobei  es  dem  Ermessen  des  Ordensoberen  ttberlassen  bleibt, 
ob  er  alle  oder  nnr  einige  vorbehalten  will^,  2.  andere  schwere  Bflnden  von  den 


gelieD,  welche  mit  der  exoommunicatiolatse  sen- 

teotUe  nemini  reservat«  bedroht  sind,  thnn  würde. 

Heute  sind  übrigens  in  den  deutschen  D15- 

oesen  die  BeserTstfalle  wenig  zshlieieh ,  so  sind 

z.  B.    in   der   JMooese    Bottenborg   resenrirt, 

T.  Vogt,  Sammlung  d.  Verordnung.  S.  691: 

9I.  Homiddlnm  Toluntarium ,  facto,  praecepto, 

eonallio   Tel    oonsensn   deliberato    oommissum. 

Homlddium  Tero  Teneno  attentatum,  etiam  sl  ad 

effectum  non  sit  deductum,  semper  est  reser- 

Titom.  2.  Abortus  foetus  sIto  animati  slve  in- 

tnlmati  stndiose  procuratus  effectu  subsequnto. 

3.  Climen    incendiariorum.    4.    Matrimonium 

oonm  iüdiee  oitüI  non  servata  forma  conc.  Tiid. 

imtom";  in  der  Dioeese  Würzburg:  „i.  iniectio 

manuum  Tiolenta  In  parentes,  2.  homioidlum  to- 

Imtulnm  et  mandatum  ad  illnd  necnon  abortus 

foetof  animati  studiose  procuratus ,  effectu  sub- 

Meute ;  3.  Stupmm  Tlolentum ,  4.  Crimen  in- 

eendiaiiomm'',    a.  a.  O.  S.  35;   in  der  Dioeese 

Mfioiter,  Tapp  eher  n  S.  150:  „1.  Crimen  In- 

eendiarü.   2.  Sscrllega  calicum  et  monstrantium 

ex  ecelesiis  ant  sacellls  ereptio.  3.  Infanticidium 

ptopdae  prolis.  4.  Matrimonium  cum  impedl- 

mento  ligaminis  sdentia  contractnm.  5.  Yiolenta 

eppiesBio  feminae  (Nothraeht).    6.  Peocatnm 

eomplieis  in  le  Tenerea^  (s.  darüber  S.llO);  in 

to  Dioeese  Köln,  Tappehorn  S.  152  nnd  Du- 

aoBt,  Sammlung  kirehl.  Erlasse  f .  d.  Erzdidcese 

Köh  8. 100:  „1.  Iniectio  manuum  vlolenta  in 

parentes  cum  laesione;  2.  sacrilega  calicum,  ci- 

Iwxiorum  ostensiorumque  ex  ecelesiis  sacellisque 

eieptio\  Wegen  Bxeslan  s.  Lorin s er  S.  413, 

wgen  Levant  Arch.  f.  k.  K.  B.  52,  45,  wegen 

Lembeig  a.  a.O.  14, 17.  In  der  Piocese  Rom  hat 

der  CardinaUs  Ticarius  nrbis  nur  2  Fälle  reser- 

Tiit,  Analeeto  iur.  pontif.  1855.  p.  1533.  2790. 

Ueber  die  Beserrate  in  der  Dioeese  Turin  Tgl. 

Bettagnap.  82.    Ueber  die  Verhältnisse  Tom 

12.  bis  zum  Yorigen  Jahrhundert  s.  ausser  den 

Gitaten  S.  105.  n.  9  n.  S.  106  n.  1  noch  die  Zn- 

■uusensteUnng  bei  Hartzheim  eoncilia  im 

hidex  unter :  eatos  reservat!. 


^  Benedict  XIV.  de  syn.  dioec.  V.  4.  n.  3; 
s.  auch  Bd.  III.  S.  835,  und  Bertagna  p.  30. 

2  SpexialTollmaeht  braucht  der  Oeneralvikar, 
Bd.  n.  8.216 (dagegen  Bertagna  p.  74),  nicht 
minder  der  canonicus  poenitentiarins ,  a.  a.  O. 
S.  122,  u.  Congr.  conc.  bei  Richter,  Tridenti* 
num  S.  85.  n.  2 ,  welcher  aber  andererseits  vom 
Bischof  zur  Annahme  einer  solchen  Delegation 
gezwungen  werden  kann,  s.  ibid.  n.  3.  Der- 
gleichen Delegationen  werden  den  Beichtvätern 
namentlich  zu  gewissen  Zeiten  (z.  B.  zur  Oster- 
zeit)  oder  für  gewisse  Fälle,  z.B.  für  die  Beichte 
von  Brautleuten ,  ertheilt.  Ausführlich  darüber 
Bertagna  p.  61  ff.  S.  auch  0.  S.  89.  n.  4. 

3  Dass  der  Papst  als  Ordinarius  ordinaxlornm 
auch  Yon  bischöflichen  Reservatfällen  absolviren 
und  dazu  einen  Priester  ermächtigen  kann ,  ver- 
steht sich  von  selbst.  Von  dieser  letzteren  Be- 
fugnlss  wird  praktisch  während  eines  Jubiläums 
herkömmlicher  Weise  Gebrauch  gemacht,  da  die 
approbirten  Beichtväter  nicht  blos  die  Befngniss 
von  den  päpstlich,  sondern  auch  von  den  bi- 
schöflich reservirten  Fällen  zu  absolviren,  er- 
halten, s.  0.  S.  105.  n.  1. 

*  Clem.  X.  const.  Supema  $.  7;  vgl.  auch 
Richter  a.  a.  0.  S.  85.  n.  4.  5.  6. 

^  Also  in  denjenigen  Orden,  welche  Generale 
und  Provinziale,  sowie  die  entsprechenden  Kapitel 
haben ,  besitzen  die  Lokal-Oberen  die  erwähnte 
Befugniss  nicht,  Ferrariss.v.  praelatas  regu- 
laris  n.  56  ff. 

<  Tgl.  hierzu  Bertagna  p.  64  ff. 

f  Nach  dem  Dekrete  Clemens  VIII.  v.  26.  Mai 
1593  bei  Ferraris  1.  c.  n.  53: . .  .  „ut  nemo 
ex  regularium  saperioribus  peocatorum  absolu- 
tiones  sibi  reservet  exceptis  iis ,  quae  sequuntur 
aut  Omnibus  aut  eorum  aliquot,  prent  subditorum 
utiUtati  expedire  in  domino  iudicaverit,  1.  vene- 
flcia,  inoantationes ,  sortilegia.  2.  Apostasia  a 
religlone  slve  habitu  dimisso  siveretento,  qnando 
eo  provenerit,  ut  extra  septa  monasterii  sen  con- 
ventus  flat  egressio.  3.  Nocturna  et  furtiva  e  mo- 
nasterio  seu  conventu  egressio ,  etiam  non  animo 
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L  Die  Hiorarehie  und  die  Leitung  der  Kirche  durch  dieselbe. 


[§.  103. 


Ghneral-  oder  ProTinzial-^OberoB  nur  mit  Zustimiiiiiiig  ihres  (General*  oder  ProTin- 
siai*)  Kapitelfi  reservirt  werden  dürfen  ^  Femer  mflssen  in  den  einselnen  Ordens- 
hänsem  seitens  der  Oberen,  je  nach  der  Zahl  der  dort  lebenden  Untergebenen ,  swei 
oder  mehrere  Beichtväter  bestellt  werden ,  welchen  die  Befbgniss  znr  Absohition  so- 
wohl von  den  nicht  reservirten  Fftllen  wie  auch,  wenn  ein  reservirter  Toricommt,  von 
diesem  zn  flfoertragen  ist  >,  nnd  welche  bei  Weigemng  des  Oberen,  das  letztere  zu  tfann, 
ein  für  alle  Mal  als  päpstliche  Delegirte  ermächtigt  sind,  auch  ohne  besondere 
Vollmacht  von  einem  solchen  Falle  zn  absolviren'. 

Selbstverständlich  ist  der  Papst  ebenfalls  beftigt  von  allen  diesen  dnrcli  die 
Ordensoberen  festgesetzten  BeservatfiUlen  zu  absolviren  und  das  Recht  dazu  einem 
anderen  zn  übertragen^. 

Andere  Fälle  der  Reservation  kennt  die  herrschende  Praxis  der  Kirche  nieht  ^ 
Das  Wesen  der  Reservation  liegt  in  der  Beschrtnknng  der  Jurisdiktion  des 
Beichtvaters,  es  wird  ihm  die  kraft  seiner  inrisdictio  ordinaria  zustehende  Beftigniss, 
in  einem  bestimmten  Falle  oder  in  mehreren  solchen  Beichte  entgegenzunehmen  nnd 
zu  absolviren ,  entzogen  ^,  Die  nichtsdestoweniger  erfolgte  Beichte  und  Absolntion 
ist  also  nicht  nur  unerlaubt,  sondern  auch  nichtig^. 


apottotandl  facta.  4.  Pvoprletaa  contra  TOtam 
paupertatis,  quae  alt  peccatam  mortale.  6.  Juia- 
mentam  falaum  in  indicio  regulari  i eu  legttimo. 

6.  Proouratlo,  auxlllum  aeu  eonsillam  ad  a1>ortam 
fadendum  post  animatum  foetum ,  etiam  effectu 
non  secuto.  7.  Falaifleatio  manus  ant  sigilli  of- 
floialium  monaBterii  ant  oonrentiiB.  8.  Fnrtnm  de 
rebus  monasterii  seu  eouTentuB  in  ea  quantltate 
quae  sitpeceatum  mortale.  9.  Lapsus  oamis  opere 
oonsummatus.  10.  Oedsio  aut  Tulneratio  aut 
gravis  percuBslo  Guinscumque  personae.  11.  Ma- 
litiosum  impedlmentum  autretardaüo  aut  aperitio 
litterarum  a  superloiibus  ad  inferiores  et  ab  In- 
feriorlbus  ad  superlores.  Si  quod  aliud  peooatum 
graTC  pio  religionis  oonsenratione  aut  pro  con- 
scientiae  puritate  reserrandum  yldetnr,  id  non 
aliter  flat,  quam  generalis  eapitull  in  toto  ordlne 
aut  provineialis  in  prorincia,  matura  discussione 
et  oonsensu.  Superlores  in  singulis  domibus  de- 
putent  duos,  tres  aut  plures  oonfessarios  pro  sub- 
ditorum  numero  maiori  vel  minori,  qui  a  non 
reserratiB  eos  absolvant  et  quibus  etiam  reser- 
Tatorum  absolutio  oommittatur,  quando  casus 
ocuirerit". 

Damit  diese  Vorscbrlft  nicht  umgangen  wer- 
den kann,  hat  die  Gongr.  episc  durch  Dekret  vom 

7.  Juli  1617  entschieden ,  dass  eine  Yerhängung 
Ton  Oensuren  auf  Sünden ,  die  in  dem  Dekret 
Clemens'  YIII.  nicht  aufgeführt  sind ,  und  der 
Vorbehalt  der  Absolution  tou  diesen  durch  die 
Oberen  nur  mit  Zustimmung  des  General- ,  bez. 
Provinzialkapitels  erfolgen  kann,  Ferrarisl.  c. 
n.  56;  Benedict.  XIV.  1.  c.  V.  5  n.  6. 

1  S.  das  in  der  vor.  Anm.'  dtirte  Dekret  Cle- 
mens* VIII. 

«  Vgl.  a.  a.  0. 

8  Das  hat  ein  von  Urban  VIII.  bestätigtes  De- 
kret d.  Congr.  episc.  t.  21.  September  1624  be- 
stimmt, Ferraris  l.  c.  n.  64. 

*  Die  in  den  JubiUumsbnllen  (s.  o.  S.  105 
n.  1)  den  approbirten  Beichtritem  ertheilten  Er- 


mächtigungen begreifen  aueh  diese  FiUe  in  sieh, 
Ferraris  s.  ▼.  jubilaeum  art  II.  n.  4. 

6  Principiell  kann  den  Pfarrern,  weil  sie 
gleichfalls  eine  inrisdictio  interna  besitzen ,  das 
Recht  zu  Reservationen  nicht  abgesprochen  wer* 
den,  so  auch  Benedict.  XIV.  1.  c.  V.  4.  n.  2; 
vgl.  Bertagnal.  c.  p.  4;  doch  ist  ein  solohes 
schon  ftüher  nicht  geübt  worden,  da  der  Bischof 
es  Jeder  Zelt  in  der  Hand  hatte ,  dasselbe  dnrch 
Ermächtigungen  seinerseits  praktisch  bedeutungs- 
los zu  machen.  Heute  steht  der  weitere  Umstand 
entgegen,  dass  die  Pfarrer  die  Hülfspriester  nicht 
mehr  annehmen ,  sondern  diese  vom  Bischof  be- 
stellt werden ,  und  von  ihm  die  Beichtjnrisdlk- 
tion  fibertragen  erhalten  (s.  o.  S.  87  n.  2). 

6  Die  Beserration  trifft  also  den  BeichtTater, 
den  Pönitenten  nur  indirekt.  Darüber  herrscht 
Einstimmigkeit,  s.  z.  B.  Ferraris  s.  t.  rasex- 
vatio  n.  1  ff. ;  Haringer  a.  a.  0.  S.  163;  T«p- 
pehorn  a.  a.  0.  S.  115.  S.  übrigens  auch  ]&- 
tuale  roman.  tit.  III.  c.  1.  n.  12. 

Deshalb  muss  der  Beichtvater,  wenn  üun  eine 
reservirte  Sünde  gebeichtet  vlrd,  die  Pönitenten 
an  den  reservirenden  Oberen  verweisen.  Er  kann 
aber  auch ,  wenn  er  es  nach  den  Umständen  an- 
gezeigt findet ,  bei  diesem  sich  die  erforderliehe 
Vollmacht  unter  Verschweigung  des  Namens  des 
Pönitenten  erbitten,  Tappehozn  a.  a.  O.  S.  154. 
467. 

^  Dass  trotzdem  dadurch  gewisse  Wirkungen 
herbeigeführt  werden  kdnnen  ,  ändert  an  dieser, 
allseitig  anerkannten  Konsequenz  nichts,  weil  die 
ersteren  durch  besondere,  anderweitige  Umstlnde 
bewirkt  werden.  So  wird  allgemein  angenomnken, 
dass  wenn  nicht  reservirte  und  reservirte  Sünden 
gebeichtet  sind,  und  der  Beichtvater  unter  Kicht- 
beachtung  der  letzteren  die  Absolution  ertkeUt 
hat ,  der  Ponitent  wenigstens  indirekt  aueh  von 
den  reservirten  losgesprochen  wird,  weil  er  dem- 
jenigen gleich  steht,  welcher  nicht  im  Stande  Ist, 


j.  m,] 


Verwaltung  der  Sakramente.  Die  Boese. 
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Die  Beservatioiien  bind^  ferner,  weil  sie  kraft  der  Jurisdiktioa  des  Oberen  fest- 
gesetst  werd^i,  nur  soweit  diese  letztere  reicht.  Daraus  ergiebt  sich  1.  dass  die  in 
einer  fremden  DiOeese  bestehenden  Keservationen  den  Beichtvater  in  der  eigenen 
nieht  berfihren,  d.  h.  dass  er  Angehörige  der  ersteren,  welche  dort  eine  bisehdflioh 
reservirte  Sllnde  begangen  haben,  kraft  seiner  allgemeinen  Jurisdiktion  absolviren 
kann,  es  sei  denn,  dass  diese  blos  in  fraudem  legis  die  Beichte  ausserhalb  ihres 
Spiengels  ablegen  wollten  ^ ; 

2.  dass  die  bischöflichen  Reseryatfiftlle  diejenigen  Nonnen ,  welche  von  der  Ge- 
walt des  6ischo&  eximirt  sind  und  unter  der  Leitung  Ton  Ordensoberen  stehen,  sowie 
die  Beichtväter  derselben^  nicht  binden 3. 

Gültig  kann  das  Sakrament  in  allen  reservirten  Fällen  nur  administrirt  werden, 
wenn*  der  reservirende  Obere  oder  der  diesem  vorgesetzte  (also  in  bischöflichen  £e- 
servatfiUlen  der  Papst)  die  Befugniss  dazu  delegirt^.  Eine  solche  Delegirung  ist 
reebtüch  nicht  Aufhebung  der  Beschränkung  der  iurisdictio  ordinaria,  welche  durch 
den  BeservatfaU  gemindert  war  ^,  sondern  Verleihung  einer  neuen ,  lediglich  auf  be- 
sonderer Uebertragung  beruhenden  und  in  Stellvertretung  des  delegirenden  Oberen 
aoszuflbenden  Befagniss.  Diese  letztere  kann  daher  aUein  nach  Massgabe  der  in  der 
ertheilten  Delegation  enthaltenen  Bedingungen  und  Vorschriften  und  innerhalb  der 
durch  die  letztere  gesteckten  Grenzen  verwaltet  werden^,  und  eine  Ueberschreitung 
derselben  zieht  Nichtigkeit  nach  sich  ^. 

Alle  Reservationen,  selbst  die  dem  Papste  speoiali  modo  vorbehaltenen,  fallen 
in  artieulo  mortis  ^  fort  ®.  In  einem  solchen  Falle  kann  daher  nach  Hassgabe  des  be- 
reits o.  S.  87  bemerkten  jeder  Priester  gültig  absolviren. 


materiell  ToUstandig  zu  beiobten,  s.  Haiin gez 
S.  166,  Tappehoxn  a.  a.  0.  S.  156. 

1  Giern.  X.  coiut.  cit  Superna  $.  7 : . . ,  „posse 
antem  regalaiem  confessorem  in  ea  dloecesi  in 
qua  eat  appzobatas ,  oonflnentea  ex  alia  dloeoesi 
a  paccatis  in  ipsa  leservatia ,  non  antem  in  illa, 
nU  idem  confessor  est  approbatn«,  absolveie, 
Bill  eosdem  poenltentes  nOTedt  in  firandem  re- 
■eryationis  ad  alienam  dioecesim  pro  abaolutilone 
obcinenda  migrasse'^.  In  ftandem  legis  bandelt 
aber  niebt  deijenige,  weleber  siob  auf  Reisen 
oder  in  Qeaebäften  in  dar  fremden  Diöcese  be- 
findet oder  sieb]  dortbin  begiebt,  um  einen  ei- 
fabreneren  oder  unbekannten  BeiobtTater  auf- 
zatneben. 

Wenn  umgekebzt  die  in  der  fremden  Didcese 
begangene  Sünde  dei  fremden  Pönltenten  dort 
iddit,  aber  in  der  Dlöcese  des  Ton  ihm  angegan- 
genen Beiebtraters  resenizt  ist,  ao  kann  dieser 
Biebi  absolTlren,  weil  ibm  die  Jurisdiktion  fehlt. 
Das  ist  jetzt  die  herrschende  Ansiebt.  Zweifel 
dann  sind  firübei  erhoben  worden,  weil  man  die 
Jurisdiktion  des  BeichtTaters  über  die  Fremden 
aus  der  Jurisdiktion  demjenigen  Bischofs,  wel- 
diem  diese  als  Diöcesanen  unterstanden,  her- 
leitete. VgL  hierzu  B  ex  tag  na  p.  86ff.  und 
NoI  din  a.  a.  O.  S.  480  ff.  S.  übrigens  auch  noch 
unten  unter  No,  II. 

<  Denn  diese  ezbalten  ihre  Jurisdiktion  nicht 
▼on  dem  Diöcesanbisebof  (s.  o«  S.  d8). 

3  So  Congr.  conc.  ▼•  1720  bei  Ferraris  s.  t. 
mouiales  art.  Y.  n.  8.  mit  dem  selbstverständ- 


lichen  Zusatz :  „pzaeterquam  quoad  casus  qnos 
episcopuB  slbi  zesezvaverit  in  materia  daze  spec- 
tante  ad  iuzlsdietionem  delegatam''.    Vgl.  auch 
Bertagnap.  68. 
*  S.  0.  S.  107. 

5  Denn  damit  wird  die  Reservation  als  solche 
nicht  schlechthin  zuzückgezogen ,  sie  bleibt  in 
Gültigkeit,  und  gerade  darum  ist  die  Delegation 
notbwendig ,  während  sie  dann  überflüssig  wird, 
wenn  die  bisbezige  BesezYation  eines  Falles  auf- 
gehoben wizd, 

6  Also  nnz  innerhalb  der  gesteckten  Zeitgrenze, 
innerhalb  des  bestimmten  Bezirks ,  femer  allein 
durch  Subdelegation  an  einen  anderen,  soweit 
dies  ausdrücklich  gestattet  ist.  S.  z.  B.  die  Ein- 
leitung zu  den  p&pstlieben  Quinquennal-Fakul- 
Uten  pro  foro  interne  Bd.  III.  8.  804. 

1  Denn  Insoweit  bat  der  betreffende  Beicht- 
yater  nicht  die  erforderliche  Jurisdiktion  besessen. 

8  Also  auch  hier  nicht  blos  bei/vorbandenez 
Todesgefahr,  sondern  gleichfalls  wenn  eine  solche 
wahrscheinlich  ist,  s.  o.  S.87  n.lO;  Hazinger 
S.  105;  Tappehozn  S.  105;  Beztagna 
p.  110  ff. 

9  Trid.  Sess.  XIY.  c.  7  dt.  s.  o.  a  88  n.  1, 
S.  91  n.  6  und  S.  104  n.  11 ;  feznez  Rituale  roman. 
tit.  III.  c.  1  n.  23 :  „Si  qnis  tozo  conflteatuz  in 
periculo  mortis  oonsütutus  absolvendus  est  ab 
Omnibus  peccatis  et  censuris ,  quantumris  reser- 
Tatis  (cessat  enim  tunc  omnis  reservatio):  sed 
prius,  sl  potest,  ooi  debet,  satisfadat:  ac  si  perl* 
culum  OTaserit,  et  aliqua  ratione  supezlori,  a  quo 
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I.  Die  Hierar^e  nnd  die  Leitung  der  Kirche  durch  dieselbe. 


[$.  203. 


£.  Der  Fall  des  s.  g.  Coraplex.  Abgesehen  ron  den  ReserviatioiieB  hai 
endlkh  das  neuere  allgemeine  Eirchenrecht  jedem  auch  an  sich  berechtigten  Bekht- 
vater  die  Befngniss,  gleichriel  ob  sie  ans  seiner  ordentlichen  oder  aus  einer  ihm  de- 
legirten  Jurisdiktion  herrllhrt,  mr  Verwaltang  des  Bnsssakramentes  in  einem  tringn- 
Iftren  Falle,  dem  des  s.  g.  eomplex  (w((rtlieh  sehnldbetheiligt)  entEogen  K  Deijenige 
Priester  3,  welcher  mit  einer  anderen  Person  weibUehen  oder  anch  männlichen  Ge- 
schlechts ^  gemeinsam^  eine,  in  die  äussere  Erscheinung  getretene^,  schwere  Sfinde 
gegen  das  sechste  Gebot  begangen,  sich  also  z.  B.  der  Beischlafisvollziehnng,  der 
Verflbnng  unzflohtiger  Handlungen  (durch  Bertthrungen,  Ellsse  ^  oder  auch  nur  durch 
Fahrung  unzüchtiger  Gespräche  7)  schuldig  gemacht  hat^,  darf  seinen  Mitschuldigen 


alÜB  esset  absolvendus,  se  sistere  tene&tnr ;  cum 
pilmum  poterit,  oorain  eo  te  sistat,  quldquld 
debet ,  praestlturas^  Die  letztere  Pflicht ,  slcli 
dem  Oberen  zu  stellen ,  bat  aber  der  in  periculo 
Losgesproebene  nur  dann,  wenn  mit  der  reser- 
virten  Sünde  zugleich ,  wie  bei  den  päpstlichen 
Beservaten ,  eine  Censur  leservirt  ist ,  so  c.  11 
(Bonifac  YIU.)  in  Vlto  de  ient.  excomm.  Y.  11 
u.  Tappehorn  S.  105.  106. 

In  dem  Fall,  dass  Jemand ,  welcher  sich  nicht 
in  periculo  mortis  befindet,  eine  reserfirte  Sflnde 
beichtet,  und  ihm  die  Absolution  aus  einem  zwin- 
genden Grunde  nicht  versagt  werden  kann,  z.  B. 
weil  er  eine  lange  Beise  antreten  muss  und  ohne 
Absolution  länger  in  der  Todsünde  verhanen 
würde,  oder  weil  er,  um  Aergerniss  zu  vermei- 
den, schleunig  eine  Ehe  einzugehen  in  der  Lage 
ist,  cessiren  die  Beservate  an  sich  nicht.  Wenn 
manche  der  Ansicht  sind ,  dass  der  Pönitent  in 
diesem  Falle  neben  den  reservirten  Sünden  andere 
nicht  Toibehaltene  Sünden  beichten  solle,  damit 
er  durch  die  direkte  Losspreehung  von  den  letz- 
teren Sünden  gleichzeitig  von  den  reserrirten  wie 
deijenige,  welcher  ausser  Stande  sei ,  materiell 
vollständig  zu  beichten,  losgesprochen  werde, 
und  dass  er  dann  nur  die  Verpflichtung  habe, 
sich  nachtriglich  bei  einem  mit  den  erforder- 
lichen Fakultäten  versehenen  Beichtvater  zur 
Erlangung  der  direkten  Absolution  zu  melden, 
s.  Haringer  S.  166;  Tappehorn  S.  155,  so 
hat  dies  keinen  genügenden  Anhalt  und  stimmt 
auch  nicht  mit  der  Praxis  der  Pdnitentiarier  über- 
ein ,  L  0  r  i  n  s  e  r  S.  414.  Geholfen  werden  kann 
hier  durch  spezielle  Instruktionen  des  Bischofs, 
und  so  erm&chtigen  auch  einzelne  IHöeesan-Bi- 
tualien  generell  alle  approbirten  Beichtväter  zur 
Ertheilung  der  Absolution  in  solchen  Fällen 
unter  Auferlegung  der  eben  gedachten  Yerpflich- 
tung,  Haringer  S.  166. 

1  Benedict.  XIY.  const.  Sacramentum  vom 
1.  Juni  1741,  bull,  eiusd.  ed.  Boma  1760,  1,  22, 
$.  4 :  „Omnibus  et  slngulis  sacerdotibus  tam  sae- 
eularibus  quam  regalaribus  cuiuscumque  ordinls 
ao  dignltatis,  tametsi  alioquin  ad  confessiones 
exdpiendas  approbatis  et  quovls  privilegio  et 
Indulte,  etiam  speciali  expressione  et  specialis- 
sima  nota  et  mentione  digno  suffultis,  auctoritate 
apostolica  et  nostrae  potestatis  plenitudine  inter- 
dicimus,  ne  aliquis  eorum,  extra  casum  extremae 
necessitatis.  nimirum  in  ipsius  mortis  articulo  et 
deflciente  tunc  quocumque  alio  sacerdote,  qui 
confessarii  munns  obire  possit,  confessionem  sa- 


cramentalem  personae  complicis  in  peccato  tnrpi 
atque  Inhonesto  contra  sextum  decalogi  praeeep- 
tum  commisso ,  excipere  audeat ,  sublata  piopte- 
rea  Uli  ipso  iure  quaoumque  auctoritate  et  iuris- 
diotione  ad  qualemcumqe  personam  ab  huius- 
modi  culpa  absolvendam ,  adeo  quidem ,  ut  ab- 
solutio, si  quam  impertierit,  nulla  atque  irrlta 
omnino  sit,  tamquam  impertitat  a  sacerdote,  qui 
inrisdietione  ac  facultate  ad  valide  abaolvendum 
necessaria  privatus  existit,  quam  ei  per  prae- 
sentes  has  noetras  adimere  intendimus.  St  nihil- 
ominus ,  si  quis  confessarius  secus  facere  auaus 
faerit ,  maioris  quoque  excommunicatloniB  poe- 
nam,  a  qua  absolvendi  potestatem  Nobia  solis 
nostilsque  successoribus  dumtaxat  reservamus, 
ipso  facto  incurrat''.  Dazu  ist  von  demselben 
welter  noch  die  oonst.  ApoBtoHci  munerie  vom 
8.  Febraar  1746  0*  c.  1,  218)  erlassen. 

2  Tappehorn  S.  113  beschränkt  die  Konsti- 
tution blos  auf  Priester  mit  Beicht -Jurisdiktion 
und  Approbation.  Per  Wortlaut  steht  dem  aber 
entgegen,  wennschon  sie  praktisch  auf  blosse 
sacerdotes  simpllces  nicht  Anwendung  finden 
wird ,  weil  diese  heute  kaum  in  die  Lage  kom- 
men, Beichte  zu  boren.  Aber,  wenn  diesen  letz- 
teren auch  nicht  erst  die  Jurisdlktiou,  welche 
sie  nicht  besitzen,  entzogen  zu  werden  braucht, 
so  spricht  doch  die  ratio  legis  dafür ,  einen  sol- 
shen  Priester ,  wenn  er  überhaupt  nicht  berech- 
tigt ist  und  die  Beichte  des  complex  hört,  ebenso 
zu  bestrafen,  wie  den  wahren  Beichtvater. 

s  Lorin 8 er  S.  22  spricht  nur  von  einer 
Frauensperson.  Aber  das  sechste  Gebot  geht 
gegen  alle  Unzuchtssünden. 

^  Denn  sonst  fehlt  es  an  der  Complioitat. 

^  Darüber  ist  man  einig.  Es  folgt  dies  auch 
daraus,  dass  andernfalls  von  der  Complidtät 
nicht  die  Bede  sein  kann ,  wie  z.  B.  bei  blos 
innerlicher  Begierde. 

^  Also  gegenseitige,  von  dem  einen  Thell  dem 
anderen  gestattete  oder  gar  verlangte.  Bios  ein- 
seitiges Handeln  des  Einen ,  insbesondere  gegen 
den  Willen  des  Anderen ,  fällt  wegen  des  Man- 
gels der  Complioitat  nicht  unter  den  Thatbestand. 

7  Das  ist  die  herrschende,  wenngleich  nicht 
ganz  unbestrittene  Meinung,  ausführlich  darüber 
Avanzini-Pennacchil.  o.  p.  344 If. 

s  Gleichgültig ,  ob  der  Beiohvater  zur  Zeit  der 
Begehung  der  Sünde  mit  dem  complex  noch  Laie 
oder  Diakon  oder  Priester  oder  gar  zum  Beicht- 
hSren  bestellt  war,  Avanzini-Pennaechi 
p.  218,  Tappehorn  S.  112. 
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DicU  wissentlMli  ^  in  Beeng  «if  diese  Bfinde  beiehthören  und  Um  nicht  abaolviren. 
Die  etws  ertheilte  Absolution  ist  niohtig^)  nnd  er  verfiült  ohne  Weiteres  der  spesiell 
dem  Papste  Yorbehaltenen  grossen  Exkommunikation'.  Ausgenommen  ist  nur  der 
Fall  der  Todesgefiahr,  jedoch  blos  sofiQm  es  an  einem  anderen  approbirten  Beichtvater 
imd  anch  eventuell  an  einem  aacerdoa  simplex  fehlt  ^,  oder  ein  Oeistlioher  der  einen 
oder  anderen  Art  nicht  wegen  Zeitverlustes ,  wegen  anderer  dringender  Umatftnde 
oder  auch  nicht  ohne  Erregung  eines  öffentlichen  Aergernisaes  herbeigerufen  werden 
koante  K  Die  bei  vorhandener  Tode^efahr  ertheilte  Absolution  bleibt  anch  gültig, 
WMm  der  sacerdoa  complex  sie  ohne  wirklich  vorhandene  Nothwendigkeit  vorgenom- 
men oder  im  Falle  eines  m((gliohen  Aergemiasea  die  geeigneten  Schritte  zur  Herbei- 
achaffimg  eines  anderen  Priesters  vemachlAssigt  hat ,  indeasen  ist  er  seinerseita  nicht 
von  der  Exkommumkation  frei^. 

n.  Das  Recht  zum  Empfange  des  Busssakramentes.  Das  Wesen  des 
Busssakramentes  bedingt  es,  dass  nur  einem  Oetauften  das  Becht  auf  die  Abnahme 
seiner  Beichte  und,  wenn  die  erforderlichen  Bedingungen  erfüllt  aind,  auch  das  Recht 
aaf  die  Absolution  zukommen  kann  "^^  andererseits  aber  anch,  dass  dieses  Recht  durch 
die  Begehnng  schwerer  Sflnden  nicht  verlorengeht  Wenngleich  die  letzteren  das  Recht 


^  Ob  WiBsentliclikeit  zu  eifordem  ist  oder 
Bicikt,  ist  fttreitlg.  Sine  Ansicht  will  die  Kon- 
stitation auch  auf  den  Fall  anwenden ,  dass  der 
BdchtYater  seinem  Mitschuldigen ,  ohne  ihn  zu 
Unnen ,  die  Beichte  ahgenommen  und  ihn  ah- 
solTlit  hat,  weil  das  Gesetz  dem  Priester  die 
Jorisdiktion  über  den  complex  entzieht,  also  bei 
Unwissenlielt  zwar  keine  StraÜe,  aber  doch  Nich- 
tigkeit der  Absolution  eintrete.  Die  herrschende 
Meinung  schllesst  indessen  für  diesen  Fall  die 
Anwendbarkeit  aus ,  verlangt  also  wissentUohes 
Handeln  des  BeichtYaters  (ob  der  complex  den- 
selben erkannt  hat  oder  nicht ,  ist  Belbstyerständlich 
gleichg&ltig).  Das  mit  ToUem  Becht.  Das  Gesetz 
ist  ein  reines  Strafgesetz,  es  verbietet  das  an- 
dere exdpere  eonfessionem ,  setzt  also  dolus 
▼orsus  und  hebt  die  Jurisdiktion  „propterea", 
also  wegen  des  dolosen  Verstosses  gegen  das  Ge- 
setz ,  auf,  nicht  schlechthin  wegen  des  blossen 
ol|}ektiTen ,  Ton  ihm  bezeichneten  Handelns.  S. 
anch  Aranzini-Pennacchi  1.  c.  p.  312 fP. 

'  S.  die  const.  Sacramentum  eit.  Die  Nichtig- 
keit ist  aber  nnx  auf  die  Absolution  gestellte  Das 
blosse  Belchthoren  ohne  eine  solche  fällt  nicht 
latec  ihie  Bestimmungen.  Für  diese  Auffassung 
spricht  auch  die  £ncyklika  Benedikts  XIY. :  In- 
ter  praeteritos  t.  28.  November  1747.  $.  59,  1.  c. 
3,  97.  Andererseits  ist  aber  die  Absolution  in 
an  und  Jeder  Beziehung  nichtig ,  also,  auch  in 
Betreff  der  übrigen  Sünden,  welche  der  Mitschul- 
dige dem  saoerdos  complex  gebeichtet  hat, 
Avanzini-Pennacchi  p.  323.  3öO.  Die 
Frage ,  ob  der  letztere ,  wenn  sein  Mitschuldiger 
von  der  gemelnschaf  tlichen  Unzuohtssünde  durch 
einen  anderen  Beichtvater  absolvirt  worden  ist, 
die  Beichte  darüber  nochmals  mit  der  über  andere 
Sünden  entgegennehmen  und  davon  absolviren 
darf,  wird  theils  bejaht,  theils  verneint,  vgl.  1.  c 
Fi  323  ff.  undXappehorn  S.  112. 

'  Das  gut  auch  heute  noch,    s.  die  Ck)nst. 
Pü  TX. :  Apostolicae  sedis  cit  (o.  S.  104)  unter 


N.  10  der  speclali  modo  reservatae  excommuni- 
cationes,  Ja  durch  ein  päpstlich  bestätigtes  De- 
kret der  Gongr.  s.  offlcil  v.  1866  ist  angeordnet, 
dass  in  den  Fakultäten  für  die  Bischöfe  auf  Ab- 
solvirung  von  päpstlichen  ReservatfäUen  dieser 
Fall  immer  ausgenommen  werden  und  als  aus- 
genommen gelten  soll,  Avanzini-Pennacchi 
1.  c.  p.  13.  n.  2,  und  dies  ist  durch  ein  anderes 
Dekret  v.  1871  mit  Rücksicht  auf  die  oonst. 
Apostolicae  sedis  besonders  bestätigt  worden, 
Oollectan.  mission.  cit  p.  258  n.  521. 

Der  Ertheilung  der  Absolution  steht  in  Bezug 
auf  die  Strafe  der  Fall  gleich,  wenn  der  complex 
blos  so  thut,  als  ob  er  absolvirt,  Dekret  d.  Oongr. 
ofllcii  V.  1878,  Acta  a.  sed.  17,  555. 

^  Das  bestimmt  die  cit  S.  110.  n.  1  const  Be- 
nedict. XIY. :  Apostolid  muneris.  %.  2.  Ein 
suspendlrter  oder  exkommunicirter  Priester  ist 
aber  darunter  nicht  zu  verstehen.  Ist  nur  ein 
solcher  vorhanden,  so  ist  es  so  gut,  als  ob  es 
überhaupt  an  einem  Priester  fehlte ,  Avanzini- 
Pennacchi  p.  385. 

5  Oonst.  dt  Apostelici.  g.  3.  Tgl.  dazu  die 
Kasuistikbei  Avanzini-Pennacchip.338ff. 
In  den  Jubiläumsbullen  (s.  o.  S.  105  n.  1)  wird 
trotz  der  weitgehenden  Vollmachten  für  die 
Beichtväter  die  Delegation  für  den  Fall  des  com- 
plex ausdrücklich  ausgeschlossen,  s.  auch  Be- 
nedict. XIY.  const.  Sacramentum  cit.  ^  5. 

0  Dieselbe  hat  auch  hier  den  gleichen ,  schwe- 
ren Charakter,  Oonst  cit  $.  4. 

^  Ist  die  Gültigkeit  der  Taufe  zweifelhaft  und 
wird  deswegen  eine  bedingte  Taufe  vorgenom- 
men, so  bleibt  es  auch  ungewiss ,  ob  die  vor  der 
letzteren  begangenen  Sünden  durch  dieselbe  ge- 
tilgt werden.  Deshalb  sind  diese  nachher  zu 
beichten ,  es  kann  aber  dann  anch  nur  eine  be- 
dingte Absolution  von  ihnen  erfolgen.  So  die 
Congr.  offlcil  unter  Zustimmung  von  Clemens  XI. 
i.  J.  1715,  Collect  mission.  cit  p.  226.  n.  474  ff. 
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auf  den  Bmpfitng  anderer  Sakramente  ansaeUiessen  oder  snapendiren  kennen  ^ ,  so 
ist  dies  hier  auBgeachloaeen ,  weil  das  Sakrament  der  Busse  für  den  Christen  gerade 
das  Mittel  ist,  die  Vergebung  der  Sflnden  und  die  verloren  gegangene  Gnade  der 
Reehtfertigung  wieder  zu  erlangen,  und  die  Eirehe  keinem  Sünder  den  Weg  zu  seinem 
Heile  yersperren  darf.  Nur  deijenige,  welohem  die  aktive  Beehtsfthigkeit  auf  dem 
kirebliehen  Gebiete  fehlt,  also  der  exeommunioatus,  gleichviel,  ob  er  toleratns  oder 
vitandus  ist,  entbehrt  dieses  Rechtes  ^. 

Die  Geltendmachung  des  Rechtes  ist  aber  durch  die  Handlungsfthigkeit  bedingt 
Diejenigen,  welche  des  Gebrauches  ihrer  Verstandeskrflfle  beraubt  sind,  wie  die 
Wahn*  und  Blödsinnigen,  sind  zur  Beichte  ausser  Stande  und  dflrfen  daher  nicht  zu 
derselben  zugelassen  werden  3. 

Dasselbe  gilt  von  solchen  Kindern,  welche  noch  nicht  zu  den  ünterscheidongs- 
jahren  gelangt  sind.  Eine  feste  Altersgrenze  hat  das  gemeine  Recht  nicht  vorge- 
schrieben. Das  Partikularrecht  bestimmt  die  Grenze  theils  indirekt,  indem  es  verlangt, 
dass  der  ersten  Kommunion  ^  der  Kinder  die  Beichte  derselben  vorgehen  soll ,  und 
dadurch  einen  etwas  frfiheren  Termin  als  den  für  den  Empfang  der  Euchariatie  fest- 
setzt^, theils  ist  auch  direkt  angeordnet,  dass  die  Geistlichen  dafdr  sorgen  sollen, 
dass  die  Kinder  Aber  7  Jahre  zum  Sakrament  der  Busse  gefOhrt  werden  <^. 

In  Folge  des  im  Mittelalter  bestehenden  Pfarrzwanges  ^  war  femer  die  Ansllbung 
des  Rechtes  auf  das  Busssakrament  an  die  Pfarrei  des  Pönitenten  gebunden.  Nur  in 
dieser  konnte  ein  solcher  die  Spendung  desselben  beanspruchen,  sofern  er  nicht  die 
Erlaubniss  seines  Priesters  oder  Bischofs  zum  auswärtigen  Empfang  des  Sakramentes 
erhalten  hatte,  oder  ein  gerechtfertigter  Grund  fdr  die  Spendung  an  einem  anderen 
Orte  (Eürankheit,  Abwesenheit  von  der  Heimathsp&rrei)  vorlagt.  Die  Nothwendigkeit 
der  Beichte  bei  dem  Pfarrer  oder  dem  von  ihm  deputirten  Geistlichen  wurde  aber 
schon  im  13.  Jahrhundert  zum  Theil  dadurch  beseitigt,  dass  zufolge  der  den  Mönchs* 
orden  ertheilten  Privilegien  die  Mönche,  welche  sich  in  den  einzelnen  Pfarreien  auf- 
hielten, in  denselben  das  Bnsssakrament  zu  spenden  berechtigt  waren  ^.  Femer  er- 
hielten auch  in  dieser  Zeit  die  Fürsten  das  Privileg ,  sich ,  sei  es  unbeschränkt  ^^,  sei 
es  nur  unter  gewissen  Beschränkungen,  ihren  Beichtvater  auszuwählen  ^i. 


1  Z.  B.  der  Eucharistie,  s.  o.  S.  69. 

3  DleSpendung  des  Sakramentes  an  einen  sol- 
chen, namentlich  die  Absolntion  desselben  ist 
nichtig,  s.  Kober,  Kirchenbann.  2.  Auü. 
S.  287.  Daher  enthält  auch  die  regelmässige 
Absolutionsformel  ad  cantelam  zunächst  die  Ab- 
solntion Ton  der  Exkommunikation  und  Ton  an- 
deren Gensaren  (s.  o.  S.  86.  n.  2),  um  etwaige 
Hindernisse  der  Wirkung  der  Lossprechung  vor 
der  letzteren  zu  beseitigen. 

3  Vgl.  Tappehorn  a.  a.  0.  S.  273.  274. 
Während  der  diludda  intervaUa  darf  ihnen  aber, 
wenn  sie  gehörig  dlsponirt  werden  können ,  das 
Sakrament  gespendet  werden. 

*  S.  0.  S.  67. 

K  Utrecht  1865,  coli.  conc.  Lac.  5,  829. 

«  Plen.  Conc.  Baltimore  1866,  coli,  cit  3, 477. 
518 ;  Bordeaux  1850. 1856. 1868.  L  c  4,  872.  707. 
825.  Zur  blossen  Beichte ,  nicht  zur  Absolution 
lässt  Kinder  yon  5  oder  6  Jahren  zu  Albi  1850, 
1.  c.  4,  433. 

^  Bd.  II.  S.  300. 


8  Trier  1227  e.  4,  M  a  n  s  i 23, 29 ;  Fritzlar  1243 
c.  8,  1.  c.  p.  728;  Mainz  1310  c.  83,  1.  c.  25, 
323;  Toledo  1324  c  1,  L  c  p.  734;  Lambeth 
1330  o.  2,  1.  0.  p.  892;  Prag  1349  c.  32, 1. 6.26, 
88;  Salzburg  1418  o.  28,  1.  c  28,  998;  Trier 
1423  c.  6;  Hartzheim  5,  227;  Tolosa  1429 
c.  17,  Mansi28,  1154. 

»  S.  0.  S.  92. 

w  S.  z.  B.  PriTileg  Innocenz'  IV.  für  Konig 
Ludwig  d.  H.  y.  Frankreich  y.  1247,  Teulet, 
layettes  du  tr^sor  des  chartes.  Paris  1863.  2, 
540;  Bonifaz'  VIU.  für  Adolf  y.  Nassau  y.  1296, 
Kopp,  Qesch.  d.  eidgenoss.  Bünde  IIL  1,  312; 
Martinas  IV.  für  Konig  Magnus  y.  Schweden  y. 
1281,  Sbaralea,  bull.  Francisc.  3,  476 
(Potthast  reg.  n.  11189,  24320.  21816). 

"  Priyüeg  Nicolaus*  IV.  y.  1291  für  die  Ko- 
nigin Helena  y.  Serbien ,  sich  einen  Mönch  ans 
dem  Franziskaner -Orden  zum  Beichtyater  zu 
wählen,  Sbaralea  1.  c.  4,  230  (Potthmst 
n.  23602). 
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FQr  die  Bischdfe  und  die  höheren  geistlichen  Würdenträger,  wie  die  Kardinäle^ 
fahrte  die  Anschannng,  dass  der  Beichtvater  w^en  seiner  richterlichen  Stellang  die 
Jurisdiktion  Ober  die  zn  absolvirende  Person  haben  müsse,  zu  der^Konsequenz ,  dass 
diese  nur  bei  ihrem  Vorgesetzten ,  also  für  die  Regel  beim  Papste  beichten  konnten. 
Da  dies  aber  selbstverständlich  nicht  praktisch  durchführbar  war ,  so  wurde  ihnen, 
wie  attch  den  niederen ,  von  der  bischoflichen  Oewalt  eximirten  Prälaten  gesetzlich 
ein  Ar  alle  Mal  das  Recht  ertheilt,  sich  ohne  Konsens  des  Oberen  einen  geeigneten 
Beichtvater  zn  wählen  ^ 

Endlich  ist  mit  der  durch  die  erwähnten  und  andere  Umstände  herbeigeführten 
LockeroBg  des  Pfarrverbandes^  fSr  das  heutige  Recht,  etwa  seit  dem  1 6.  Jahrhundert, 
die  allgemeine  Beschränkung  der  Olänbigen  auf  ihre  Pfarrer  überhaupt  fortgefallen  ^, 
oad  nach  dem  geltenden  Recht  ist  jeder  befugt,  auch  ausserhalb  seiner  Parochie  bei 
jedem  approbirten  Beichtvater  in  einer  fremden  Diöcese  oder  Pfarrei  die  Beichte  ab-» 
zulegen  und  die  Absolution  zu  empfangen  ^. 

Wie  diese  feststehende  Praxis  mit  dem  oben  besprochenen  Grundsätze,  dass  der 
Beiehtvater  behufs  gültiger  Absolution  die  Jurisdiktion  über  den  Pönitenten  besitzen 
mfisae,  zu  vereinigen  ist,  darüber  herrscht  Streit  Theils  wird  die  Jurisdiktion  des 
Beichtvaters  über  die  Fremden  vom  Papste  hergeleitet,  theils  behauptet  man,  dass 
eine  stillschweigende  Delegation  aller  Beichtväter ,  an  welche  sich  der  DiGcesan 
wende,  seitens  seines  zuständigen  Bischofs  und  eine  stillschweigende  Aufhebui^  der 
von  ihm  für  die  eigene  Diöcese  festgesetzten,  seinen  auswärts  beichtenden  DiOcesanen 
an  sich  bindenden  Reservatflllle  eintrete  K 

Weder  die  eine  noch  die  andere  Meinung  kann  für  zutreffend  erachtet  werden. 
Beide  greifen  zu  Fiktionen,  welche  an  den  thatsächlichen  Verhältnissen  keinen  An^ 
halt  haben.  Weder  der  Papst  noch  der  Bischof  nehmen  in  solchen  Fällen  Hand- 
Imigra  vor,  in  welchen  eine  stillschweigende  auf  Delegation  gerichtete  Willenserklä* 
ning  gefunden  werden  könnte  ^. 


>  c.  16  (Gregor.  IX.  1227  —  1234)  X,  de 
poenh.  V.  38,  s.  aneh  Bd.  L  S.351.  £in  solcher 
gevihlter  Beiehtvater  kann  den  Bischof  nach  der 
Congr.  flone.  auch  von  den  Im  Trid.  XXIV.  c.  6 
derel  bezeichneten  Reservaten  (s.  o.  S.  103. 104) 
aibnlfiren,  Bertagnap.  109. 

Fir  die  fibrigen  Geistlichen  bestand  zwar 
keine  TOllkommene  Freiheit  in  der  Auswahl  des 
Beifhtvaters  (Padua  1350  c.  15,  Mansi  26,  233 
gfttattet  eine  solehe  nur  den  praelati  inferiores 
and  den  Pfarrern),  indessen  konnten  sie,  die 
Pfarrer  mit  eiBgeechlossen ,  zwischen  ihrem  De- 
kan oder  beeondem,  vom  Bischof  in  den  einzel- 
nen Arebldiakonaten  oder  Dekanaten  bestellten 
BeichtTitem  wählen,  Oxford  1222  c.  28,  1.  c. 
22, 1159;  London  1237  c.  5, 1.  o.  23,  450;  Lam- 
beth  1281  c  9,  1.  c.  24 ,  410  (welches  aber  die 
Beichte  aneh  bei  den  „alii  eommunes  poeniten- 
tlarii"  gestattet);  l^ambeth  1330  o.  3,  L  c.  26, 
893;  die  Dekane  zwischen  dem  Bischof  oder 
ihiem  Arebidiakon  oder  den  vom  ersteren  be- 
iteUten  Prieetem,  8.  Polten  1284  c.  20.  1.  c  24. 
Ö09.  Dagegen  schreibt  Paris  1212.  I.  c.ö,  1.  c. 
22,  820  ffir  alle  Kleriker  die  Beichte  bei  ihrem 
Prilaten  vor  und  gestattet  sie  nur  mit  dessen  £r- 
lanbnias  bei  einem  andern  abzniegen.    Andere 

Hiniekinfl,  KiKhenreckt.  IT. 


machen  Ausnahmen,  wenn  die  Priester  um  Messe 
zn  lesen,  beichten  müssen,  und  dies  nicht  bei 
ihrem  Beichtvater  (dem  Pfarrer)  thun  können, 
Toledo  1324  c.  1,  1.  c.  25,  734;  Lavaur  1368 
c.  81,  l  c.  26,  520. 

Soweit  nach  dem  Text  und  den  vorstehenden 
Bemerkungen  eine  freie  Wahl  des  Beichtvaters 
gestattet  Ist ,  beruht  dessen  Jurisdiktion  auf  be- 
sonderem Privileg.  Kraft  desselben  entsteht  sie 
in  jedem  Falle  dadurch  ,  daas  der  Privileglrte 
sich  den  Beichtvater  wählt.  Die  Annahme  ,  dass 
der  Papst,  welcher  das  Recht  gewähre,  auch  dem 
Gewählten  die  Jurisdiktion  delegire,  Noldin 
a.  a.  O.  8.  472,  ist  eine  leere,  den  Thatsachen 
nicht  entsprechende  Fiktion. 

2  Bd.  L  8.  300. 

3  Kuopp  a.  a.  0.  8.  19  ff.  40  ff. ;  Noldin 
a.  a.  O.  473  ff. 

*  Knopp  a.  a.  O.  »S.  45.  46;  Noldin  a.  a. 
O.  8. 473.  487. 

s  8.  das  Nähere  darüber  bei  Noldin  a.  a.  O. 
S.  494  ff.,  welcher  sich  weder  für  die  eine  noch 
die  andere  A-n8i<!ht  entscheidet,  aber  nur  die  eine 
oder  die  andere  für  haltbar  erklärt. 

0  Was  speciell  die  Annahme  der  stillschwei- 
genden Jiirisdiktionsübertragang  seitens  des  Bi- 
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Schon  dies  allein  führt  darauf,  dasa  die  Jurisdiktion  llber  solche  POnitenten  auf 
einem  allgemein  geltenden  Rechtssatz  beruhen  mnss. 

In  der  That  hat  sich  nnter  stillschweigender  Billigung  der  Päpste  ein  Gewohn- 
heitsrecht entwickelt ,  welches  den  ehemaligen  Pfarrzwang  flDr  das  Bnsssakrament 
beseitigt  hat.  Wenn  in  Folge  dessen  jeder  Olänbige  sich  das  letztere  in  einer  anderen 
Pfarrei  oder  Diöcese  spenden  lassen  kann,  und  der  fttr  eine  solche  approbirte  Beicht- 
vater es  zu  verwalten  befugt  ist,  so  folgt  daraus,  dass  in  Bezug  auf  das  hier  fragliche 
Sakrament  die  Jurisdiktion  nicht  mehr ,  wie  in  Älterem  Recht  durch  das  Domisil  der 
das  Sakrament  begehrenden  Person  bestimmt  wird,  sondern  dass  dieselbe  auch  alle 
Personen,  welche  sich  blos  in  dem  Bezirk  des  mit  ihr  ausgestatteten  Kirehenbeamten 
aufhalten,  lediglich  wegen  ihrer  vorübergehenden  Beziehung  zu  dem  geographischen 
Gebiet  ergreift,  also  rechtmässig  und  gfiltig  ausgeflBt  wird ,  sowie  ein  fi*emder ,  sich 
blos  dort  zeitweise  aufhaltender  Pönitent  das  Sakrament  begehrt  ^. 

In  Folge  der  gedachten  Entwicklung  haben  auch  die  o.  S.  113  erwähnten  Pri- 
vilegien auf  fireie  Wahl  des  Beichtvaters  erheblich  an  praktischer  Bedeutung  ver- 
loren ,  und  zwar  um  so  mehr  als  im  heutigen  Recht  selbst  ftlr  die  zum  Empfang  der 
Österlichen  Kommunion  noth wendige  Beichte  keine  Beschränkung  auf  einen  bestimmten 
Beichtvater  besteht  (s.  darflber  unter  No.  IIL),  und  femer  für  die  kraft  Privilegs  ge- 
wählten Beichtväter  zufolge  der  Vorschrift  des  Tridentinums  *^  die  Nothwendigkeit 
der  Approbation  durch  den  Bischof,  dessen  Didcese  der  betreffende  Geistliche  ange- 
hört, eingetreten  ist  3.  Die  einzige  praktische  Bedeutung  eines  derartigen  Privilegs 
liegt  heute  darin ,  dass  der  Privile^rte  sich  an  seinem  Wohnorte  das  Bnsssakrament 
auch  durch  einen  einer  anderen  Diöcese  angehOrigen  Beichtvater  spenden  lassen 
kann*,  während  dies  fttr  den  Nichtprivilegirten  ausgeschlossen  ist,  da  ein  solcher 


schofs  des  Diooesanen  auf  den  fremden  Priester 
'betrifft,  so  führt  diese  zn  der  Konseqnenz,  dass, 
wenn  der  Bischof  seinem  Untergebenen  die 
Beichte  ausserhalb  der  Diocese  verbietet,  die 
Beichte  des  letzteren  bei  dem  auswärtigen  Beicht- 
Tater  und  die  Absolution  durch  denselben  nichtig 
sein  würde,  well  der  Beichtvater  in  diesem  Falle 
der  Jarlsdlktion  entbehrt.  Damit  w&re  aber  der 
gemeinrechtlich  bestehende  Pfarrzwang  fflr  die 
Beichte  wieder  hergestellt,  und  Indirekt  dem  Bi- 
schof die  Befugnlss  beigelegt,  das  gemeine  Recht 
abzuändern«  Muss  man  wegen  der  Beseitigung 
des  Pfamewanges  dem  Bischof  die  Berechtigung 
zu  einem  solchen  Verbote  absprechen  (so  auch 
Tappeihorn  S.  100),  und  die  dennoch  aus- 
wärts abgelegte  Beichte  und  erlangte  Absolution 
für  gQltlg  erklären,  so  Ist  auch  die  Fiktion  einer 
Delegation  seitens  des  Bischofs  unhaltbar. 

i  Das  Ist  auch  eine  weit  verbreitete,  wenn- 
gleich nicht  In  der  Welse  des  Textes  näher  for- 
mulirte  Ansicht,  s.  z.  B.  Tappehorn  S.  100; 
Lorlnsera23.  Was  Noldln  a.  a.0.  S.  492fr. 
dagegen  einwendet,  ist  haltlos.  Er  meint,  es  sei 
erst  zn  beweisen,  dass  der  Papst  dnrch  Gut- 
heissung der  gedachten  Gewohnheit  das  ünter- 
thanenverhältniss  geändert  habe,  denn  es  gebe 
keinen  kirchlichen  Oberen  nur  in  Bezug  auf  die 
Beichte,  Tielmehr bleibe  der  Bischof,  In  dessen 
Diocese  der  Poenltent  sein  Domizil  habe,  so  lange 
letzterer  ausserhalb  des  Domizils  weile ,  immer 
noch  dessen  geistlicher  Oberer.    Dabei  ist  aber 


übersehen ,  dass  es  einmal  durch  das  Wesen  der 
Jurisdiktion  nicht  bedingt  ist,  dass  ein  Oberer 
dieselbe  fflr  alle  Fälle  ausschliesslich  besitzt,  und 
dass  kein  anderer  daneben  gleichzeitig  fflr  ge- 
wisse Fälle  eine  konkurrirende  Jurisdiktion 
haben  kann ,  nicht  minder ,  dass  gerade  fflr  die 
geistlichen  Handlungen,  für  welche  der  Plkrr- 
zwang  beseitigt  Ist ,  die  Jurisdiktion  der  doreh 
das  Domizil  bestimmten  Oberen,  wenngleich  sie 
die  regelmässige  ist ,  doch  nicht  den  Charakter 
der  alleinigen  und  Zwangsjurisdiktion  besitzt, 
und  die  Jurisdiktion  des  fremden  Oberen  nicht 
mehr  auf  die  in  seinem  Bezirk  domisillrten  Per- 
sonen ausschliesslich  beschränkt  ist«  Das  r.2 
(Bonlfao.  VIII.)  In  Ylto  de  poenit.  V.  10 :  ^Nnila 
potest  consuetudine  Introduci,  qnod  aliquis 
praeter  sul  superioris  Ucentlam  confessorem  dbi 
eligere  val^at,  qnl  eum  possit  solTere  aut  ligare* 
beruht  noch  auf  dem  Pfarrzwange.  Mit  der  ge- 
wohnheitsreohtlichen  Beseitigung  desselben  Ist 
die  Vorschrift  bedeutungslos  geworden. 

2  S.  0.  S.  85.  n.  4. 

9  Das  Tridentlnum  lautet  ganz  allgemein  und 
hebt  die  entgegenstehenden  Privilegien  auf, 
8.  auch  Bd.  I.  S.  351. 

^  Denn  Insoweit  untersteht  der^  PöDHent 
nicht  der  Jurisdiktion  des  Didcesanbiscbofs,  und 
der  gewählte  Beichtvater  erhält  seine  Juris- 
diktion kraft  der  zufolge  Privilegs  vorgenomme- 
nen Wahl. 
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Beichtvater  in  der  eigenen  Diöcese  des  letzteren  nicht  die  erforderliche  Jurisdiktion 
und  Approbation  besitzt  ^. 

Aach  die  in  den  JnbilftnmsbuUen  herkömmlicher  Weise  ertheilten.  Priyilegien 
uf  freie  Wahl  eines  vom  Ordinarius  des  Orts  approbirten  Beichtvaters^  haben, 
niehdem  sich  der  heutige  Rechtszustand  festgestellt  hat,  nicht  mehr  ihre  praktische 
Bedeutung  in  der  Freiheit  der  Wahl  als  solcher,  sondern  darin,  dass  die  Beichtväter 
während  der  Jnbiläumszeit  besondere ,  weitgehende  Vollmachten ,  insbesondere  zur 
Absolution  von  allen  ReservatftUen ,  auch  den  päpstlichen,  besitzen ''^,  und  der  Ab- 
Ufls  allein  durch  die  Beichte  bei  ihnen  gewonnen  werden  kann.  Nur  in  Betreff  der 
Regalaren  männlichen  und  weiblichen  Oeschlechts,  sowie  in  Betreff  der  Mitglieder 
der  neueren  Frauenskongregationen  ist  es  bei  dem  frflheren  Rechtszustaude  ge* 
blieben,  dass  diese  auf  die  fttr  ihre  Niederlassungen  bestimmten  Beichtväter  be- 
sehränkt  sind  4.  ' 

Indessen  kann  der  Ordensobere ,  weil  er  in  Betreff  der  Beichten  der  Regularen 
die  Verfügung  hat,  ihnen  (auch  den  unter  Leitung  des  Ordens  stehenden  Nonnen) 
die  Erlanbniss  geben ,  sich  ausserhalb  des  Ordens  einen  beliebigen ,  selbst  weltgeist- 
Uehen  Beichtvater  zu  wählen  K 

Femer  haben  Regularen ,  welche  sich  mit  Erlaubniss  ihrer  Oberen  ausserhalb 
des  Klosters,  z.  B.  auf  Reisen,  auf  Missionen,  befinden,  gleichfalls  das  Recht,  wenn 
ibaeii  kein  Ordensbeichtvater  zu  Gebote  steht,  bei  einem  anderen  Priester  zu  beichten^. 

Endlich  wird  in  den  Jubiläumsbullen  den  Regularen  die  Beftigniss  ertheilt,  sich 
während  der  betreffenden  Jubiläumszeit  unter  den  von  dem  Ordinarius  des  Ortes  ap- 
probirten Regulär-  oder  Säkular -Geistlichen  einen  beliebigen  zum  Beichtvater  aus- 
niwählen  ^. 


^  Dies  ist  auch  der  Grund,  dass  trotz  der  heu- 
tigen Freiheit  der  Wahl  des  BelohtvaterB  fremde, 
in  der  eigeaen  Diocese  approbirte  Geistliche » 
wenn  sie  in  einer  benaehbarten  Diocese  bei 
dringlichen  Fallen,  z.  B.  bei  Gefahr  im  Verzage, 
giMiem  Andrang  der  Glanbigen,  durch  Beichte- 
koren  aushelfen  sollen,  der  Jurisdiktion  seitens  des 
Ordinarius  der  letzteren  bedürfen.  Diese  kann 
ihnen  ausdrücklich  übertragen  werden,  s.  der- 
artige Rrlasse  in  t.  Vogt,  Sammig.  kirchlicher 
Veroidn.  f.  Rottenburg  S.  32  und  Dumont, 
Sammlg.  kirchL  £rlasse  f.  d.  Erzdiöcese  Köln. 
S.  313,  oder  auch  stillschweigend ,  z.  B.  durch 
bewnsste  Duldung  einer  solchen  Uebnng  seitens 
des  Bischofs. 

'  Ferraris  s.  T.  jnbllaeum  art.  II.  n.  1 ;  Tgl. 
z.B.  die  const.  Benedikts  XIY.:  Benedictus 
deos  ▼.  26.  Dezember  1750,  bull.  ed.  cit.  3,  119 
$.  4,  und  die  const.  Pins'  IX. :  Arcano  divinae 
T.  20.  November  1846,  Ginzel,  ArchiT  für 
Kirshengeseh.  1,  92. 

»  S.  o.  8.  105. 

«  S.  o.  8.  95  u.  8.  98. 

^  S.  sonst.  Clement.  VI II.  Roman!  pontiilcis 
V.  23.  November  1599,  bulL  Taar.  10,  550: 
«nostne  intentionis  existere,  qnod  iidem  fratres 
et  noBlales,  qaantnm  ad  saeramentum  poeniten- 
tise  seu  confessionis  administrationem  disposi- 
tioni  suorom  praelatomm  subiecti  sunt,  aposto- 
U«a  anetoiitate  tenore  praesentium  perpetno 
^edaramus".   Ferraris  s.  ▼.  approbatio  art.  II. 


u.  15  ff.  Der  gewählte  braucht,  selbst  wenn  er 
Geistlicher  ist ,  nicht  die  Approbation  seines  Bi- 
schofs zu  haben,  weil  sich  Trident.  Sess.  XXIII. 
c.  15  de  ref.  cit.  nur  auf  die  Beichten  der  Welt- 
leute bezieht,  s.  auch  o.  S.  95.  n.  2. 

^  Das  ist  in  den  Konstitntionen  für  verschie- 
dene Orden,  so  in  der  Innocenz'  VII.  v.  1404  für 
die  Dominikaner  und  Sixtus'  IV.  für  die  Franzis- 
kaner y.  1479  ausgesprochen  nnd  auch  auf  an- 
dere Orden  ausgedehnt  worden,  Ferraris  1.  c. 
n.  9.  Ein  solcher  Beichtvater  lunn  auch  Ton 
den  Reservatfallen  der  Ordensoberen  absolviren, 
Bertagna  p.  70.  In  Betreff  der  Approbation 
gilt  hier  das  a.  £.  vor.  Anm.  Gesagte.  Auf 
Klosterfrauen ,  welche  aus  Gesundheitsrücksich- 
ten oder  aus  einem  anderen  Grunde  zeitweise 
ausserhalb  der  Klausur  weilen,  findet  das  im 
Texte  Bemerkte  nach  e.  Entsch.  d.  Congr  episc. 
▼.  1852,  Dumont,  kirchL  Erlasse  f.  d.  Erz- 
diöcese Köln.  S.  321 ,  n.  v.  1872,  Collect,  miss. 
cit.  p.  268.  u.  526 ,  zu  3 ,  gleichfalls,  und  zwar 
mit  der  Maassgabe  Anwendung,  dass  der  Beicht- 
vater nicht  speciell  fUr  Nonnen  approbirt  zu  sein 
braucht. 

7  Pii  IX.  const.  Arcano  (s.  oben  n.  2) :  „In- 
super  Omnibus  et  slngulis  Christi  fldelibns  sae- 
cularibus  et  regularibus  culusvis  ordinis  et  insti- 
tuti,  etiam  specialiter  nominandi,  licentiam 
concedimus  et  facultatem ,  ut  sibi  ad  hunc  effec- 
tum  eligere  possint  quemcumqne  presbyterum 
confessarium  tarn  saecnlarem  quam  regulärem  ex 
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Was  speciell  die  MitgUedei:  Franenorden  betrifit ,  so  sind  diese  im  AUgemeineD 
an  ihre  ordentlichen  nnd  ansserordentlichen  Beichtväter  gewiesen  ^  Die  Ablegnng 
der  Beichte  bei  den  letzteren  können  sie  aber  ohne  jeden  Gmnd  verweigern^,  da- 
gegen den  ordentlichen  nur  ans  einer  gerechtfertigten  Ursache  zurückweisen^,  end- 
lich anch  im  Falle  einer  schweren  Krankheit  einen  besonderen  Beichtvater  fordern^. 
Femer  sollen  die  Oberen,  bez.  der  Bisehof  fUr  die  ihm  nnterstehenden  Klöster,  ihnen 
anch  bei  nnüberwindlicher  Abneigung  die  Bewilligung  eines  solchen  nicht  abschlageD^ 
anch,  wenn  einzelne  Nonnen  ab  nnd  zu  bei  einem  besonderen  Beichtvater  zn  ihrer 
Oewissensbemhigung  nnd  FOrdemng  zn  beichten  wflnschen,  nicht  mit  der  Verweige- 
mng  eines  solchen  Begehrens  zn  streng  sein  ^,  Während  des  Jubiläums  steht  ihnen 
gleichfalls  die  freie  Wahl  des  Beichtvaters  zu,  jedoch  nur  eines  solchen,  welcher  die 
specielle  Approbaüon  fttr  Nonnenerhalten  hat^.  Nach  dem  o.  8.  101  Bemerkten 
finden  diese  Vorschriften  anch  auf  die  Frauen-Kongregationen  Anwendung. 

Eine  Bestimmung  darttber,  wie  oft  die  Spendung  des  Busssakramentes  verlangt 
werden  darf,  kennt  das  kirchliche  Recht  nicht,  weil  sich  dafür  niemals  ein  Bedürfniss 
geltend  gemacht  hat,  vielmehr  die  kirchliche  Gesetzgebung  ebenso  wie  in  Bezug  auf 
die  Eucharistie^  schon  im  Verlaufe  des  Mittelalters  in  die  Lage  gekommen  ist, 
besondere  Bestimmungen  über  die  Pflicht  zum  Empfange  des  Busssakramentes  auf- 
zustellen. 

III.  Die  Pflicht  zum  Empfang  des  Busssakramentes.  Nach  katho- 
lischer Lehre  besteht  kraft  göttlichen  Rechts  ftlr  jeden  Gläubigen  die  Pflicht ,  das 
Bnsssakrament  zur  Vergebung  der  Todsünden  zu  empfangen  und  zu  diesem  Behufe 
die  letzteren  vorher  zn  beichten^.    Näher  ist  der  Umfang  dieser  Pflicht  aber  durch 


actn  approbatfg  locomm  ordinariis,  qna  facnltate 
uti  possint  etiam  monlales,  noyitiae  aliaeqiie 
mulieres  Intra  rlaustra  def  entea ,  dummodo  con- 
fessarius  approbatns  alt  pro  moniallbus ,  qui  eo8 
...  in  foro  conscientlae  et  hac  yice  tantum  ab- 
aolTere  et  llberare  valeaf' ;  s.  auch  Renediet.  XIV. 
Gonst.  1750.  S«  4  (o-  a.  ».  O.);  Ferraris  b.  v. 
Jubilaeam  art  II.  n.  2. 

1  S.  0.  S.  98. 

2  Denn  dieser  Ist  nnr  in  ihrem  Interesse  ein- 
geführt, Jedoch  müssen  sich  auch  diejenigen, 
welche  nicht  bei  ihm  beichten  wollen  ,  vor  ihm 
stellen,  Gongr.  episc.  t.  1621  n.  1691  hei  Fer- 
raris, s.  T.  moniales  art.  V.  n.  3B;  Benedict 
XIV.  const  Pastoralls  t.  1748,  s.  ▼.  Nihil  aliud 
enim  reqniritnr  ab  omnibns. 

3  Ferraris  1.  c.  n.  B4. 

*  Benedict  XIV.  const.  cit.  Pastoralis  anter 
Beseitigung  der  Entscheidungen  d.  Gongr.  episc. 
T.  1647  u.  1649:  „ut  scilioet  episcopi  snbiectfs 
sibi  monialibus  in  gravi  inflrmitate  eonstitutis  et 
id  expetentibus  peculiarem  oonfessarinm  con- 
cedere  debeant;  üdemque  idlpsnm  praestent  erga 
moniales  regularibns  praelatis  sablectos,  qnnm 
aliqna  ex  illis  a  suo  superiore  regnlari  hnins- 
modi  gratiam  impetrare  non  poterit''. 

^  h,  c:  „nbi  earirm  reluetantia  snperari  ne- 
qneat,  con fessarius  extra  ordinem  depntandns 
est  qni  earum  confessiones  pecnliariter  excipiat 
Id  yero  circa  moniales  episcopo  sen  ordinario 
loci  sobiectas  ab  ipso  ordinario  praestari  debet. 
Quod  antem  ad  illas  pertinet ,  qnae  regularinm 


regiminl  snbsunt ,  ad  regulärem  praelatnm  per- 
tinet, servatis  serrandls,  peculiarem  ipds  desti- 
nare  confessarium  ex  approbatis  ab  ordinario  ad 
confessiones  monialiam,  velsi  saoerdos  ille,  cui 
einsmodi  monialis  confiteri  eupit ,  pro  illis  non 
Sit  approbatus,  cum  ipso  ordinario  agendnm  ertt, 
nt  pro  exdpienda  saltem  illius  monialis  eonfes- 
sione  et  pro  tot  vidbus ,  quot  expedire  iodica- 
bitur,  eundem  approbet^.  Verweigert  der  Obere 
hartnackig  die  Oewährung  eines  besonderen 
Beichtvaters,  so  kann  nach  der  daselbst  mitge- 
theilten  nnd  vom  Papst  bestätigten  Entscheidung 
der  Gongr.  episoop.  v.  1573  der  Bischof  ans  den 
Säkular-  oder  Regularpriestem  deputiren  oder 
die  Nonne  sich  an  den  Kardinal -Ponitentiar 
wenden. 

^  L.  c.  s.  verbis:  Quaesitum  denique  fuit  de 
monialibus. 

7  S.  o.  S.115.  n.  7.  Wegen  der  Klotterfiraaeii 
ausserhalb  der  Klausur  vgl.  ebendaselbst  n.  6. 

8  S.  o.  8.  70. 

®  Trident.  Sess.  XV.  de  ss.  poen.  ster.  ean.  6 : 
^Si  quis  negaverit  confessionem  sacramentalem 
vel  institntam  vel  ad  salntem  neeessariam  non 
esse  iure  divino  ....  anathema  sft^.;  ean.  7  :  ^ 
quis  dixerit ,  in  sacramento  poenitentiae  ad  le* 
missionem  pecoatorum  necessarium  non  esse  de 
iure  divino,  oonflteri  omnia  et  singula  peceata 
mortalia,  quomm  memoria  cum  debita  etdili* 
genti  praemeditatione  habeatur ,  etiam  oeculta  et 
quae  sunt  contra  duo  ultima  decalogi  pnecepta 
et  cireumstantias,  quae  peccati  spedem  mutant; 
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du  gdttliehe  Recht  nicht  bestimmt,  namentlich  nicht  in  Betreff  des  Zeitpunktes 
wann  das  Basssakrament  empfangen  werden  soll  *,  und  da  bei  dieser  Unbestimmtheit 
des  Gebotes  auch  im  allgemeinen  keine  Strafen  fär  die  Nichtbeachtung  desselben  an- 
gedroht  sind,  so  stellt  sich  dasselbe  in  Wahrheit  als  eine  Vorschrift  nicht  rechtlichen, 
sondern  nur  ethisch-religiösen  Charakters  dar. 

Die  herrschende  Lehre  nimmt  anscheinend  mit  Rttcksicht  darauf,  dass  jeder 
Christ  das  göttliche  Oebot  mindestens  einmal  in  seinem  Leben  erfdUen  müsse,  eine 
Bechtspflicht  zum  Empfange  des  Sakramentes  im  Falle  der  Todesgefahr ^  an,  und 
rechnet  femer  hierher  auch  zum  Theil  ausser  tödtlicher  Krankheit  den  Antritt  einer 
gefthrlichen  Schiffahrt  oder  Reise,  das  Bevorstehen  einer  Schlacht,  einer  schweren 
Entbindung,  ja  selbst  den  Fall,  in  welchem  vorauszusehen  ist,  dass  man  nie  mehr  im 
Leben  einen  Beichtvater  erlangen  kann  ^.  Aber  selbst  hier  treten  bei  der  Nichtbeach- 
tmig  des  Gebotes  keine  rechtlichen  Folgen,  insbesondere  keine  Nachtheile  ein^,  nur 
einen  einzigen  Fall  hat  das  positive  Recht  der  Kirche  herausgehoben,  insofern  als  es 
dem  öffentlichen  Sünder,  welcher  ohne  Busse  gestorben  ist,  das  kirchliche  Begräbniss 
verweigert^.  Allein  für  einen  solchen  besteht  demnach  die  Rechtspflicht,  soweit  es 
ihm  möglich,  noch  im  Falle  der  Todesgefahr  sich  das  Busssakrament  spenden  zu 
lassen^. 

Abgesehen  davon  hat  das  positive  kirchliche  Recht,  und  zwar  erst  das  IV.  La- 
teranensische  Konzil  von  1215  in  Verbindung  mit  seiner  Anordnung  in  Betreff  des 
Abendmahles^,  eine  allgemeine  Rechtspflicht  für  alle  Gläubigen,  welche  zu  den  Unter- 
seheidongsjahren  gekommen  sind,  wenigstens  einmal  im  Jahre  unter  allen  Umständen 
vor  der  österlichen  Kommunion  bei  dem  sacerdos  proprius  zu  beichten,  d.  h.  sich 
von  ihm  das  Sakrament  der  Busse  spenden  zu  lassen^,  eingeführt,  und  das  Tri- 


. . .  ant  demum  uon  Heere  couflteri  peco&ta  ve- 
Ulla :  anatiiema  alt". 

*  IiulieaoiideTe  besteht  namentlich  keine 
Pflicht,  die  Todsünden  bei  der  ersten  sieh  dar- 
bietenden Gelegenheit  zu  beichten,  Tappe - 
körn  S.  39;  Lorinser  S.  75. 

'  S.  z.  B.  Ferraris  s.  ▼•  poeniteutiae  sacra« 
mentum  art.  IL  n.  156.  156;  Lorlnser  S.75; 
Pklllips,  K.  R.  $.  243;  Fachmann,  K.  R. 
2,193;  Silber nagl,  K.R.S.  436. 

^  Ferraris  1.  c.  n.  156  ;  Fachmann 
a.a.  0. ;  Tappehorn  S.  39. 

*  Gerade  das  für  die  entgegengesetzte  Meinung 
togezogene  c.  13  (Lateran.  IV.  v.  1215)  X.  de 
poenit  V.  38,  wonach  die  zu  schwer  Kranken 
gerufenen  Aerzte  diese  ihrerseits  bei  Strafe  der 
inteidietio  ingzessns  eocleslae  zur  Beichte  und 
Bosse  ermahmen  sollen,  ferner  tit.  5.  o.  4  de  vi- 
shatioiie  et  eura  inflrmarum  Ritual,  rom.  n.  8  ff., 
wonach  der  Pfarrer  den  Kranken  eindringlich 
zur  Beichte  seiner  Sünden  ermahnen  und  ihm 
die  Vorschrift,  dass  die  Aerzte  ihn  nicht  länger 
«Is  3  Tage  besuchen  dürfen,  wenn  er  keinen 
BeichtTater  ruft  (Gonst.  Pil  V. :  Super  gregem 
▼.  8.  März  1566,  bull.  Taurin.  7,  430)  TorhaUcn 
soU,  beweisen  recht  deutlich,  dass  auf  die  Unter- 
lassung der  Pflicht  für  den  Krauken  selbst  keine 
Strafen  gesetzt  sind ,  well  hier  durch  indirekte 
Mittel  die  Erfüllung  einer  rein  kirchlich-ethischen 
Pflicht  zu  erzielen  versucht  wird. 

^  S.  vorläufig  Rituale  romau.  tit.  VI.  c.2.  n.5: 


,,Manife8tis  peccatoribus ,  qui  sine  poeiUtentia 
perierunt'^ 

®  Praktisch  ist  die  Sache  fast  irrelevant ,  da 
für  die  Regel  in  solchen  Fällen  eine  Verletzung 
des  Gebotes  der  österlichen  Beichte  (s.  gleich 
nachher  im  Texte)  mit  koukurriren  wird. 

•'  0.  12.  X.  de  poenlt.  V.  37;  s.  o.  S.  71. 
u.  1. 

8  Die  älteren  Vorschriften  über  die  Pflicht  zum 
Empfange  des  Abendmahls  (s.  o.  S.  70)  erwäh- 
nen im  Zusammenhange  damit  gewohnlich  nicht 
der  Verpflichtung  zur  Beichte.  Die  Verbindung 
zwischen  beiden  zeigt  sich  dagegen  im  Konzil 
von  Gran  v.  1114,  ManB.l21,  100:  „Ut  omnis 
populus  in  Pascha  et  Natali  domini  poenitentiam 
agat  et  communlcet''.  Die  verhältnissmässig 
späte  Festsetzung  der  allgemeinen  Belchtpflicht 
und  ihre  Beziehung  auf  das  Abendmahl  erklärt 
sich  daraus ,  dass  wenngleich*  schon  in  früheren 
Jahrhunderten  sich  Anordnungen  über  die  Ab- 
legung der  Beichte  finden  (s.  Steitz,  das  ro- 
mische Busssakrament  S.  122),  doch  die  An- 
schauung von  der  Nothwendigkeit  einer  Beichte 
beim  Priester  und  von  der  richterlichen,  die 
Sünden  vergebenden  Gewalt  des  Priesters  sich 
nicht  früher  als  seit  dem  12.  Jahrhundert  fest- 
gestellt hat,  vgl.  0.  S.  85.  il  3.  Erst  auf  dieser 
Grundlage  war  eine  Verordnung  wie  die  des  La- 
teranensischen Konzils  möglich,  und  sie  hat  dann 
allerdings  dazu  beigetragen,  diesen  Anschau- 
ungen den  Sieg  zu  verschaflTen. 
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L  Die  Hierarchie  und  die  Leitung  der  Kirche  durch  dieselbe. 


[§.»3. 


dentinum  hat  die  Leagnang  dieser  Pflicht  mit  der  grossen  Exkommunikation  b^ 
droht  K 

Des  Näheren  ist  in  Bezug  auf  diese  Vorschrift  zu  bemerken :  ^ 

1.  Das  Jahr  wird  auch  hier,  wie  bei  dem  praeceptum  paschale  in  Betreff  des 
Abendmahls  nicht  als  Kalendeijahr,  sondern  von  Ostern  zu  Ostern  gerechnet^. 

2.  Dass  die  Beichte,  wie  dies  für  die  Eucharistie  bestimmt  ist^,  gerade  zur  dster- 
lichen  Zeit  abgelegt  werden  muss ,  hat  das  Konzil  nicht  verordnet.  Wenngleich  es 
ein  ebenfalls  durch  das  Tridentinum  empfohlener  Gebrauch  ist,  in  der  Quadragesimit 
zu  beichten ,  so  kann  doch  der  Pflicht  auch  durch  die  Beichte  zu  einer  anderen  Zeit 
während  des  Jahres  genügt  werden^.  Falls  aber  derjenige ,  welcher  im  Beginne  des 
Jahres  seine  Beichte  abgelegt  hat ,  später ,  ehe  die  Zeit  zur  österlichen  Kommunion 
herangekommen  ist,  in  eine  Todsünde  verfällt,  so  wird  er  deswegen  vorher  noch  ein- 
mal beichten  müssen,  um  nicht  gegen  das  Kirchengesetz  zu  Verstössen^. 

3.  Die  Pflicht  trifft  alle  diejenigen,  welche  nach  dem  o.  S.  74  Bemerkten  ver- 
bunden sind,  die  österliche  Kommunion  zu  empfangen''. 

4.  Nach  dem  Wortlaute  des  Konzils  ist  die  Beichte  bei  dem  propriua  sacerdos 
abzulegen,  welcher  indessen  auf  Verlangen  im  Falle  eines  genügenden  Grundes  auch 
einem  anderen  Priester  die  Erlaubniss  dazu  ertheilen  kann^.  Der  proprius  sacerdos 
im  Sinne  des  Konzils  ist  der  Pfarrer  des  Wohnsitzes  des  Pönitenten.  Nach  dem  da- 
mals bestehenden  Pfarrzwange  hatte  dieser  allein  die  Jurisdiktion  ''^j  und  nur  er  konnte 
kraft  dieser  seiner  iurisdictio  ordinaria  in  dem  erwähnten  Falle  einen  anderen 
delegiren. 

Eine  Aenderung  trat  hierin  zunächst  durch  die  den  Mönchsorden  ei^theilten 
Beichtprivilegien ,  nach  denen  die  durch  das  Konzil  vorgeschriebene  Beichte  auch 
bei  den  Beichtvätern  aus  dem  Regularenstande  abgelegt  werden  konnte 'o,  ein.  Die 
Sitte,  besondere  Beichtväter  fllr  die  Geistlichen  zu  bestellen^ ^,  und  die  auf  Lockerung 


1  Trid.  I.  c.  CAU.  8 :  „Si  qms  dixerit ,  confes- 
slonem  omuiam  peccatorum,  ^aalem  ecclesia 
servat ,  essis  Imposslbilem  et  tTaditlonem  huma- 
nam  a  piis  abolendam  aat  ad  eam  nou  teneri 
omnes  et  slugulos  utriusque  sexus  Christi  fldeles 
iuxta  magni  conc.  Later.  constitutioiiem  semel 
in  anuo ,  et  ob  Id  suadendum  esse  Christi  flde- 
llbus,at  nou  conflteantur  temporeQuadragesimae : 
anathema  sit^'. 

2  Vgl.  hierzu  noch  S.  71.  u.  1. 

3  S.o.  S.  71,  Ferraris  1.  c.  art.  II.  ii.  164; 
Tappehozn  S.  40. 

*  S.  0.  S.  71. 

5  c  2  (Sixtus  IV.  1478)  in  Extrav.  comm.  I. 
9 :  ,qnla  de  iure  tenetur  parochianus  saltem  iu 
Paschate  proprio  conflteri  sacerdoti'*  steht  nicht 
entgegen,  well  der  Papst  diese  Aeusserung  blos 
gelegentlich  der  Bestätigung  eines  Vergleiches 
zwischen  deutschen  Mendikanteu  und  Pfarrern 
gethan  und  nur  mit  Rücksicht  auf  die  vorer- 
wähnte Sitte  in  inkorrekter  Weise  über  das  La- 
teranensische  Gebot  referlrt,  keineswegs  aber  die 
Absicht  kundgiebt,  dasselbe  abändern  zu  wollen. 
Darüber  ist  mau  übrigens  einig,  Schmalz- 
gruober  V.  38.  n.  18;  Ferraris  1.  c.  n.  166. 

^  Denn  durch  das  Gebot  der  Beichte  und  die 


Kombination  desselben  mit  der  Anordnung  der 
österUchen  Kommunion  wird  bezweckt,  dass 
jeder  mindestens  einmal  Im  Jahre  seine  Tod- 
sünden beichtet  und  dann  Im  Gnadenzußtande 
die  Eucharistie  empfangt.  In  dem  Im  Text  ge- 
dachten Fall  ist  das  letztere  aber  nur  mögUch, 
wenn  die  Beichte  nochmals  abgelegt  wird.  S. 
Aualecta  lur.  pontlf.  1866.  p.  2266  und  ho- 
riuser  S.  78. 

7  Das  erglebt  sich  daraus,  dass  c.  12.  X.  de 
poeu.  dt.  beide  Vorschriften  kombiniit. 

s  C.  12.  X.  cit. :  „  • .  .  Si  quis  autem  aUeno 
sacerdotl  voluerit  lusta  de  causa  sua  conflteri 
peccata,  Ucentiam  prius  postulet  et  obtineata 
proprio  sacerdote,  quum  aliter  Ipse  illum  non 
possit  absolvere  vel  ligare^'. 

^  Darüber  herrscht  Einstimmigkeit.  Dass  da- 
durch das  Recht  des  Bischofs  und  des  Papstes, 
bez.  des  bischöflichen  Ponltentiars ,  die  Beichte 
mit  derselben  Wirkung  zu  hören ,  nicht  ausge- 
schlossen worden  Ist,  versteht  sich  gleichfalls  von 
selbst.  S.  übrigens  Knopp  a.  a.  0.  S.  7.  17. 

10  Die  massgebende  Konstitution  Bonifaz'  Vlll. 
(s.  0.  S.  93)  schUesst  dies  im  Gegensatz  zu  der 
Martin's  IV.  (s.  S.  92.  n.  7)  nicht  aus. 

"  S.  o  S.  113.  n.  1. 
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des  Pforrverbandes^  hinaosgehende  Gntwicklung  ftthrte  schon  im  Anfang  des 
16.  Jahrhunderts  dazu  ^,  dass  die  Bischöfe  die  Beichtjurisdiktion  flber  alle  Diöcesanen 
ohne  Rflckslcht  auf  die  Zugehörigkeit  derselben  zu  der  einen  oder  anderen  Pfarrei 
m  einzelne  Geistliche  übertrugen ,  bei  welchen  dann  dem  fraglichen  Gebote  gentigt 
werden  konnte  ^. 

Auch  darUber  ist  die  Entwiokelung  nach  dem  Konzil  von  Trient  noch  hinaus- 
gegangen. Nachdem  einmal  für  die  österliche  Beichte  der  Pfarrzwang  beseitigt  war, 
hatte  die  Besehrftnkung  der  Pönitenten  auf  die  Priester  der  Oiöcese  keinen  Sinn  mehr, 
and  80  lieas  sie  die  Praxis,  wohl  auch  von  der  Anschauung  beeinflnsst,  dass  die  vom 
Tridentinum  vorgeschriebene  Approbation  (s.o.  S.  S8)  unter  allen  Umst&nden  ausreiche, 
Men^.  Es  hat  sich  seitdem  durch  allgemeines  Gewohnheitsrecht  der  Grundsatz  fest- 
gestellt, dass  die  vom  Lateran-Konzil  vorgeschriebene  Beichte  bei  jedem  Priester  ab- 
gelegt werden  kann,  welcher  für  den  Beichtort  die  iurisdictio  interna  besitzt  und  von 
seinem  Bischof  oder  sonstigen  Ordinarius  die  Approbation  erhalten  hat^.  Daher  sind 
weder  die  Partikularsynoden  noch  die  Bischöfe  befugt ,  die  einmalige  Jahresbeiohte 
auf  den  Pfarrer  oder  auf  einen  von  ihm  delegirten  Priester  zu  beschränken^. 

5.  Ob  das  Gebot  der  einmaligen  Jahresbeiohte  sich  nur  auf  die  Todsünden 
(Inssere  und  innere)  oder  auch  auf  die  lässlichen  Bünden  bezieht,  ob  derjenige,  wel- 
cher sich  keiner  Todsünden  bewusst  ist ,  von  der  Verpflichtung  betroffen  wird  oder 
nicht,  darüber  sind  die  Ansichten  getheilt^.  Eine  Beschränkung  des  Gebotes  auf 
eme  bestimmte  Kategorie  von  Sünden  erscheint  indessen  nicht  gerechtfertigt^.    Sie 


I  Das  zeigen  die  Anordnungen  der  S.  112.  n.  8 
dtixten  Synoden,  welche  sich  gegen  die  £nt- 
wiclilang  richten. 

*  Vgl.  Knopp  a.  a.  0.  S.  19  ff. 

'  So  z.  B.  ein  Diöcesanstatut  v.  Troyes  aus 
dieser  Zeit  bei  Knopp  a.  a.  0.  S.  26:  „Sunt 
antem  aliqoi  presbyteri  qui  in  die  Paschae  inhi- 
bent  parochianis  suis  sub  poena  exrommunica- 
üoois,  ne  corpus  Christi  recipiant,  nisi  f uerint  sibl 
Tel  potestatem  ab  eis  habentibus  confessi.  Quae 
qiiidem  inhibitio  temeraria  videtur ,  qula  quam- 
plurimi  sacerdotes  et  religiosi  habent  potestatem 
a  dorn,  nostro  papa  sen  dom.  episcopo  Trecensi 
aediendi  oonfessiones  omnium  slbi  conflteii  yo- 
leDtium  poenitentiasqtle  ininngendi  et  absol- 
Tendi.  Qnare  praecipimns  omnibus  presbyteiis, 
Qt  de  caetoTO  faciendo  tales  inhibitiones ,  ad- 
inngant  ista  rerba :  ^Yel  alteri  qui  super  hoc  po- 
teitatem  habeat^.  Vgl.  auch  Augsburger  Diöcesan- 
BUtüten  V.  i548,  Hardouin  9,  !2045. 

*  Knopp  S.  29,  welcher  aber  zu  weit  geht, 
venu  er  eine  direkte  Aenderuug  des  Lateran- 
Konzils  durch  das  Tridentinum  behauptet.  Das 
c  lÖ  Sess.  XXIII.  cit.  stellt  das  Erforderniss  der 
ipprobation  fest,  berührt  also  das  erstere  gar 
oicht. 

^Benedict.  XIV.  de  syn.  dioeces.  XI.  14. 
0.14  IT.;  Phillips  $.244;  Giuzel,  K.  R.  1, 
^  u.  2,  386;  Silbernagl,  K.R.  S.  425; 
Tsppehorn  S.  41;  Lorinser  S.  79.  Das 
Gewohnheitsrecht  wird  auch  vielfach  in  den 
neueren  Proviuzialsynodeu  anerkannt,  s.  Kölu 
1860,  Prag  1860,  coli,  conc.  Lac.  5 ,  350.  507 ; 


Rheims,  Tours,  Avlgnon  Talle  v.  1849),  Ronen, 
Bordeaux,  Sens,  Bourges  1850,  Auch  1851,  1.  c. 
4,  121.  276.  340.  529.  571.  891.  1116.  1188. 
(Nur  P  a  c  h  m  a  u  u ,  K.  R.  2, 193  verlangt  Beichte 
bei  dem  Pfarrer  oder  Stellvertreter  desselben, 
oder  einem  dafür  privilegirten  Ordensmann.)  So 
weit  es  sich  um  Beichtväter  aus  dem  Regularen- 
stande handelt^  ist  der  Satz  übrigens  durch  die 
Privilegien  für  die  Mönchsorden  festgestellt ,  s. 
die  bei  Benedict.  XIY.  1.  c.  n.  4  mitgetheilten 
Konstitutionen  Clemens*  YIII.  v.  1592  und  In- 
nooenz'  X.  v.  1645,  ferner  Clem.  X.  const.  Su- 
pema  cit.  ^,  5:  ,^Et  eos,  qui  dietts  religiosis 
simpliciter  approbatis  paschali  tempore  confessi 
fuerlnt,  oonstitutioni,  quae  Incipit  Omnis  utrlus- 
que  sexuB ,  quoad  confessionem  duntazat  satis- 
fecisse  censendos^. 

Ueber  den  Grund  der  Jurisdiktion  des  gewähl- 
ten Beichtvaters  s.  o.  S.  114. 

s  Solche  Anordnungen  hat  die  Gongr.  conc. 
für  nichtig  erklärt,  Benedict.  XIV.  1.  c.  n.  6; 
Phillips  a.  a.  0.  hält  sie  freilich  für  ver- 
bindlich. 

7  Vgl.  die  Zusammenstellung  bei  Ferraris 
l.  c.  n.  160  und  S  ch mal zgr ueber  V.  38. 
u.  15  ff.  Für  die  Ansicht ,  dass  die  Pflicht  sich 
nur  auf  die  Todsünden  erstreckt,  sind  die  meisten 
Moralisten,  unter  den  Neueren  z.  B.  Tappe- 
hornS.  40. 

^  Damit  übereinstimmend  Schmalzgrneber 

1.  c;  Phillips,  K.  R.  $.243;  Glnzel,  K.  R. 

2,  385;  Aualecta  iur.  pontif.  1Ö60  p.  2264;  Lo  - 
r  i  n  s  e  r  S.  76, 
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hat  weder  einen  Anhalt  am  Wortlaut  des  Konzils  S  noch  entspricht  sie  dem  Zweck, 
welchem  die  Vorschrift  dienen  soll  \ 

6.  Ferner  gehört  zur  Erfbllnng  der  Pflicht  die  Ablegang  einer  gültigen  Beichte. 
Unter  diesem  Oesichtspunkt  gewinnen  die  wesentlichen  Erfordernisse  des  Bnss- 
sakramentes  fttr  das  Recht  gleichfalls  ihre  Bedeutung,  insofern  durch  sie  die  Art  der 
ordnungsmässigen  Erfüllung  des  Qebotes  und  indirekt  der  Niohteintritt  der  straf- 
rechtlichen Folgen  einer  etwaigen  Verletzung  desselben  bestimmt  wird  ^. 

In  dieser  Hinsicht  ist  folgendes  zu  bemerken:  Für  das  Busssakrament  ist,  ab- 
gesehen von  dem  gehörig  qualifizirten  Minister  (s.  darüber  unter  No.  I,  o.  8.  85  ff.), 
nach  katholischer  Lehre  wesenüioh : 

a.  die  materiaj  und  zwar  die  maieria  remota  und  die  m.  proxima.  Die  m.  remota 
bilden  die  nach  der  Taufe  begangenen  Sünden ;  des  näheren  diejenigen  Todsünden, 
in  welche  man  nach  dieser  verfallen  ist  und  welche  man  noch  nicht  gebeichtet  hat, 
die  m.  r.  necessaria  et  rnfficiena ,  dagegen  die  nicht  gebeichteten  Iftsslichen  und  die 
schon  früher  gültig  gebeichteten  Todsünden  die  m.  r.  sufjßciens,  tum  nsceasaria*. 

Die  maieria  proxima  sind  die  actus  poenitenUs:  contritio,  con/essio  et  satis/acÜo^. 

Die  contritio  (Reue)  besteht  in  dem  aus  reiner  Liebe  zu  Gott  durch  die  Erinne- 
rung an  die  Sünde  hervorgerufenen  tiefen  Schmerz,  verbunden  mit  dem  sich  ener- 
gisch von  der  Sünde  abwendenden  Willen  und  dem  festen  Vorsatz ,  in  Zukunft  nicht 
mehr  zu  sündigen.  Der  Pönitent  muss  also  so  disponirt  sein,  dass  er,  wenn  er 
zwischen  der  Beleidigung  Oottes  durch  die  Sünde  und  jedem  anderen  Uebel  zu  wählen 
hätte,  sich  unbedenklich  für  letzteres  entscheiden  würde ^.  Oleich  steht  der  con- 
tritio die  s.  g.  attritio  im  engeren  Sinne '^,  d.  h.  die  unvollkommene  Reue,  welche  aus 
dem  Schamgefühl  über  die  Sünde  und  aus  der  Furcht  vor  Oott  und  den  ewigen 


1  Dasselbe  befiehlt  ^^omuia  sua  peccata"  zu 
beichteu.  Weun  die  Gegner  duioh  Hinweis  dar- 
auf,  dass  das  göttliche  Oebot  sieb  allein  aaf  die 
Todsanden  beziehe ,  das  Konzil  in  dieser  engen 
Weise  inteipietiren ,  so  übersehen  sie,  dass  das 
positlTe  Gebot  der  Kirche  die  Pflicht  erweitem 
konnte  und  dies  durch  seine  Fassung  auch  ge- 
than  hat. 

3  Weil  jeder,  welcher  vorglebt,  sich  keiner 
Todsünde  bewusst  zu  sein,  das  Gebot  leicht 
illusorisch  machen  könnte.  Der  Ausweg,  wel- 
chen einzelne  vorschlagen ,  dass  sich  ein  solcher 
dem  Pfarrer  vorstellen  müsse,  um  die  betref- 
fende Erklärung  abzugeben  ,  erscheint  unzuläs- 
sig, da  das  Kirchengesetz  eine  derartige  Pflicht 
nicht  festsetzt. 

3  Propos.  damnat.  ab  AlexandroYlI.  24.  Sept. 
1665  n.  14,  bull.  Taurin.  17,  388:  „Qul  facit 
coufessionem  voluntarie  nuUam ,  satisfacit  prae- 
cepto  ecclesiae''.  Vgl.  ferner  Schmalzgrueber 
1.  c.  n.  21  ff.;  Ferraris  n.  17Ö;  Anal.  cit. 
p.  2263. 

<  Trident.  Sess.  XIV.  doctr.  c.  5.  Die  Tod- 
sünden sind  materia  necessaria ,  well  sie  kraft 
göttlicher  Vorschrift  gebeichtet  werden  müssen, 
snfflciens ,  weil  in  ihnen  eine  genügende  Unter- 
lage für  das  Busssakrament  gegeben  ist.  Die 
lasslichen  bilden  dagegen  eine  materia  suf  Adens, 
weil  sie  gebeichtet  werden  können  und  also  eine 
materia  vorhanden  ist.  Die  materia  erscheint  aber 
non  necessaria,  weil  sie  nicht  gebeichtet  zu  wer- 


den brauchen.  Blosse  Unvollkommenheiten, 
z.  B.  die  Unterlassung  nicht  pflichtmässig  zu 
verrichtender  guter  Werke ,  welche  nicht  einmal 
lässliche  Sünden  sind,  machen  keine  gültige 
Unterlage  für  das  Sakrament  aus.  S.  Loriusei 
S.82. 

^  Trident.  1.  c.  c.  3:  Rituale  roman.  tit.3.  c.i. 
n.  1 ;  Gatech.  rom.  P.  II.  c.  5.  p.  20. 

^  Trid.  l.  c.  c  4;  Catech.  rom.  1.  c  qu.  22  ff. 
S.  Herzog  S.  287  ff. ;  Tappehorn  S.  8ff.; 
Lorinser  S.  87,  4. 

'  Trid.  dt  4  cit :  „ .  .  .  lllam  vero  contri- 
tionem  imperfectam,  quae  attritio  dicitur, 
quoniam  vel  ex  turpitudinis  poccati  consideia- 
tioue  vel  ex  gehennae  et  poenarum  metu  oom- 
muniter  condpitur,  si  voluntatem  peccandi  ex- 
cludat,  cum  spe  veiilae  declarat,  non  solum  nou 
facere  hominem  hypocritam  et  magis  peccato- 
rem ,  veram  etiam  donum  dei  esse  et  spiritos 
sancti  impulsum  ,  non  adhuc  quidem  inhabltan- 
Üs,  sed  tantum  moventis ,  quo  poenitens  adlutus 
viam  sibi  ad  iustltlam  parat''.  Unter  attritio  im 
weiteren  Sinn  wird  die  nicht  durch  den  Glauben 
an  Gott  hervorgerufene,  blos  natürliche  Reae, 
bei  welcher  die  Sünde  als  zeitliches  Uebel  oder 
als  eine  vernunftwidrige  sittliche  Unordnung 
aufgefasst  wird,  verstanden.  Sie  reieht  für  das 
Busssakrament  nicht  hin,  Benedict.  XIV.  de 
syn.  dioec.  VII.  13.  n.  1  ff. ;  Herzog  S.  279; 
Lorinser  S.  85. 
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Stefen  entsteht,  sofern  damit  der  Wille  verbanden  ist,  nicht  wieder  sllndigen  zu 
vollen  K  In  beiden  Fftllen  muss  die  Reue  aber  auch  die  Eigenschaft  der  Universalität 
in  Betreff  der  Todsünden  haben ,  also  sich  anf  alle  begangenen  derartigen  Sttnden 
erstreeken^. 

Die  eon/eeno  (oder  genauer)  confeasio  saeramentoHs  (Beichte)  besteht  in  dem 
specieUen  Bekenntniss  der  nach  der  Taufe  begangenen ,  noch  nicht  erlassenen  Sfln- 
den ,  welches  der  P5nitent  vor  dem  qualifisirten  Minister  in  der  Absicht,  die  Los- 
spreohung  (absoluHo)  von  denselben  durch  den  letzteren  zu  erlangen,  ablegt^.  Daher 
miiBS  die  Beichte  persönlich  in  Gegenwart  des  Beichtvaters  geschehen  4,  femer  aber 
mflndllch  durch  den  Pönitenten  ^,  sofern  nicht  die  Noth wendigkeit  etwas  anderes  be- 
dingt^. Weiter  wird  erfordert,  dass  sie  vollständig  ist,  d.  h.  sich  auf  alle  seit  der 
Taufe  begangenen  und  noch  nicht  gttltig  gebeichteten  Todsünden  bezieht.  Jedoch 
genügt  die  s.  g.  formale  Vollständigkeit  [integritas  formalisy  ^  d.  h.  dass  der  Pönitent 
sile  die  Todsünden  beichtet ,  welche  er  nach  sorgfältiger  Oewissenserforschung  er- 
kannt hat  und  ohne  physisches  oder  moralisches  Hindernisse  zu  beichten  im  Stande 
ist,  und  dasB  er  zugleich  den  Vorsatz  hat,  seiner  Zeit  die  Beichte  über  die  nicht  kund- 


<  Herzog  S.  299;  Tappehorn  8.  22  ff. ; 
Lorinser  S.  86. 

^  Gatech.  rom.  1.  c.  n.  31.  Dazu  ist  aber  nicht 
nöthig,  dass  speciell  über  Jede  einzelne  Sünde 
eine  betondere  Rene  erweckt  werde ,  Tlelmebr 
genügt  es,  wenn  die  Todsünden  überhaupt  ans 
einem  aUgemeinen  Motiv  bereut  werden,  und  der 
Pönitent  die  Absieht  hat,  sie  alle  in  seine 
Reue  einzusehliessen.  Das  letztere  erscheint 
mindestens  erforderlich,  denn  das  Busssakrament 
soll  dem  Pönitenten  die  Bechtfertigung  wieder 
versehaffen.  Diese  kann  er  aber  ihrem  Begriffe 
nach  nicht  erlangen ,  wenn  ihm  nicht  alle  Tod- 
sfinden  vergeben  sind.  Mit  den  lässUchen  Sün- 
den Terhält  es  sieh  anders.  Weil  die  Vergebung 
dieser  nicht  mit  der  Rechtfertigung  begrifflich 
identisch  ist,  kann  die  eine  vergeben  werden,  die 
andere  nicht. 

'  Trident  l.  c.  c.  5 ;  Catech.  rom.  I.  c.  qu.  33  ff. 

*  Eine  briefliche  Beichte  und  eine  briefliche 
Absolation  sind  ungültig.  Clemens  YlII.  hat  am 
20.  Jnll  1602  (bull.  Taurin.  10,  8ö5)  die  Propo- 
fiüon:  qLicere  per  Utteras  seu  Internunoium 
eonfessario  absenti  peccata  saoramentaliter  con- 
flteri  et  ab  eodem  absente  absolntionem  obtinere^ 
verortheilt.  S.  auch  Catech.  rom.  l.  c  qu.  45. 

'  Sie  mnss  eine  s.  g.  Ofis  confcBsio  sein,  kann 
alfo  nicht  so  abgelegt  worden ,  dass  der  Pöni- 
tent dem  Beichtvater  ein  schriftliches  Yerzelch- 
niis  seiner  Sünden  überreicht.  S.  c.  1.  $.  1.  (Be- 
nedikt XI.)  in  Extrar.  oomm.  V.  7 :  „nisi  arti- 
<^aliu  neoessitatis  occurat,  sacerdoti  facienda  oris 
cenfesdo";  Engen  lY.  decr.  per  instr.  Armen,  v. 
1439,  Hansi  10,1055:  „secunda  pars  poenl- 
tentiae  est  oris  eonfessio".  Man  beruft  sich  auch 
auf  c  88  (dict.  Gratiani)  Dist.  I.  de  poenit.  Diese 
Stelle  gehört  aber  noch  der  Zelt  an ,  in  welcher 
slcli  die  Nothwendlgkelt  der  mQndlichen  Beichte 
noch  nicht  definitiv  festgestellt  hatte.  Qratian. 
selbst,  8.  dict.  zu  c.  89.  ibid.  laset  die  Sache  noch 
unentschieden ,  was  die  Correctores  Romani  zu 
der  Bemerkung  veranlasst  hat :  .^Certissimum  est 
et  pro  oertlssimo   habeudum,  peccatl  mortalis 


uecessariam  esse  confessionem  sacramentalem  eo 
modo  ac  tempore  adhibltam,  quo  in  concllio  Tri- 
dentiuo  post  alia  concilia  est  constitutum^'. 

^  So  z.  B.  wenn  der  schon  Kranke,  welcher 
vor  Zeugen  Beweise  der  coutritlo  oder  Reue  ge- 
geben hat,  bei  der  Ankunft  des  herzugerufenen 
Beichtvaters  sich  nur  duroh  Zeichen  verständlich 
machen  kann ,  oder  nachdem  er  schon  einzelne 
Sünden  gebeichtet  hat ,  die  Beichte  fortzusetzen 
ausser  Stande  kommt,  vgl.  die  Entsch.  Urbans 
YIII.  V.  1632  bei  Benedict.  XIY.  de  syn. 
dioec.  YII.  15.  u.  8;  Ritnale  roman.  tit  3.  c.  1. 
n.  24.  Weiter  gehören  die  Fälle  hierher,  dass 
ein  Stummer  oder  Taubstummer  beichtet,  dass 
der  Beichtvater  etwa  so  schwerhörig  wäre ,  dass 
der  Beichtende  seine  Sünden  aufschreiben 
mQsste,  femer  dass  der  Beichtende  keinen  Beicht- 
vater findet,  welcher  seine  Sprache  versteht,  er 
sich  aber  seinerseits  schriftlich  in  einer  dem  er- 
steren  geläufigen  Sprache  auszudrücken  vermag, 
denn  durch  einen  Dolmetscher  zu  beichten,  ist  er 
nicht  verpflichtet.  Die  Soham  des  Pönitenten 
vor  dem  Selbstbekenntniss  seiner  Sünden  bildet 
aber  keinen  s.  g.  articulus  neoessitatis. 

"^  Im  Oegensatz  zu  der  int^friUu  materialiSy 
welche  vorliegt,  wenn  in  der  That  alles  dasjenige, 
was  zu  beichten  Ist,  auch  wirklich  gebeichtet 
wird,  vgl.  Tappehorn  S.  42;  Lorlnser 
S.  89. 

8  Beispiele  fQr  das  erstore  bilden  eintretende 
Gedächtnisssohwäche,  körperliche  Ermattung  bei 
Kranken,  Mangel  an  Zeit  bei  bevorstehender 
Todesgefahr ,  für  das  letztere  begründete  Besorg- 
nlss,  dass  der  Beichtvater  das  Beichtsiegel  ver- 
letzen oder  durch  die  etwa  an  sich  nothwendige 
Angabe  des  Mitschuldigen ,  diesem  oder  dem 
Beichtenden  oder  dem  Beichtvater  ein  grosser 
Schaden  zugezogen  werden  würde.  Nicht  gehört 
hierher  ein  grosses  Zuströmen  der  Pönitenten 
zu  dem  Beichtvater  oder  die  Furcht ,  den  guten 
Ruf  beim  Beichtvater  zu  verlieren,  Tappe- 
horn S.  52,  Lorlnser  8.89.  80. 
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gethanen  nachzoholen.  Dabei  hat  der  Pönitent  die  näheren  UmstAnde,  also  nament- 
lich genau  die  Art  der  Todsünde ,  soweit  mdglich  die  Zahl  ihrer  WiederfaolungeB, 
erschwerende  und  mildernde  Umstände  u.  s.  w.  anzugeben '. 

Was  endlich  die  satUfacHo'^  betrifft,  so  besteht  sie  in  der  Leistung  der  von  dem 
Minister  des  Sakramentes  dem  Pönitenten  auferlegten  Busswerke  (wie  z.  B.  Ab- 
tödtungen  durch  Fasten,  ferner  Gebete,  Almosen 3).  Aber  als  solche  ist  sie  ftlr  die 
Gültigkeit  des  Sakramentes  nicht  wesentlicher  Theil  der  materia  proxima,  vielmehr 
nur  insoweit,  als  der  Büsser  bei  dem  Empfange  der  Absolution  den  ernsten  und  auf- 
richtigen Willen  haben  muss,  die  Busswerke  zu  erfüllen,  weil  nach  der  geltenden 
Praxis  die  Lossprechung  von  der  Verrichtung  derselben  nicht  abhängig  ist  *.  ünter- 
lässt  der  Pönitent  es,  die  Busswerke  zu  verrichten ,  so  begeht  er  zwar  eine  Sünde, 
hinterher  wird  aber  die  ihm  gewährte  Spendung  des  Busssakramentes,  insbesondere 
die  Absolution,  nicht  nichtig^. 

Damit  dem  Kirchengebot  über  die  jährliche  Beichte  genügt  wird ,  muss  diese 
den  im  Vorstehenden  dargelegten  Erfordernissen  entsprechen.  Ist  sie  mangels  eines 
solchen  nichtig,  so  ist  das  Gebot  nicht  erfüllt <^,  selbst  dann  nicht,  wenn  der  Pönitent 
bona  fide  gehandelt  hat*^. 

Die  Spendung  des  Busssakramentes  wird  durch  die  priesterliche  ahsoluUo^^ 
welche  die  Form  desselben  bildet«,  vollendet.  Dass  der  Pönitent  auch  diese  erhalten 


1  TappehoruS.  44;  Loiiuser  S.  88.  Nur 
den  8.  g.  complex  peocati  braucht  der  Pönitent 
nicht  in  der  Beichte  zu  nennen,  ja  es  soll  dies 
abgesehen  von  einer  wichtigen  Ursache  (z.  B. 
wenn  ein  die  Art  der  Sünde  verändernder  Um- 
stand ,  wie  beim  Incest  mit  der  Schwester, 
wegen  der  Vollständigkeit  der  Beichte  ange- 
geben  werden  muss)  nicht  geschehen,  Tappe- 
horn  S.  58.  Der  Beichtvater  selbst  darf  aber  in 
keinem  Falle  den  Namen  des  Gomplex  bei  der 
Strafe  der  suspensio  ab  officio  andiendarum  oon- 
fesslonnm  ferendae  sententiae  erfragen,  Ja  für 
diejenigen,  welche  eine  solche  Praxis  durch 
Lehre  nnd  Schrift  für  erlaubt  erklären,  tritt  ipso 
facto  die  dem  Papste  reservirte  Exkommunika- 
tion ein ,  s.  Benedict  XY.  const.  Supema  om- 
uium  V.  7.  JnU  1746  (für  Portugal),  bull.  cit.  1, 
234,  ausgedehnt  auf  die  ganze  Kirche  durch 
const.  UM  primum  v.  2.  Juli  1746,  1.  c.  2,  2ö 
(vgl.  auch  const.  Ad  eradioandum  v.  28.  Sep- 
tember 1746,  1.  c.  p.  66),  und  Pii  IX.  const. 
Apostolicae  sedis  v.l869  cit,  worin  unter  Nr.  I. 
die  zuletztgedachte  Strafe  als  dem  Papst,  aber 
nicht  speciali  modo  reservlrt  aufrecht  erhalten 
ist,  vgl.  dazu  Avanzlnl-Pennacchi,  comm. 
in  const.  Apostolicae  sedis  cit.  p.  461  ff. 

«  Trid.  1.  c.  c.  8.  9. 

3  Ritual,  roman.  1.  c  n.  19.  20;  Catech.  rom. 
1.  c.  qu.  63;  Herzog  S.  431  if.;  Tappehoru 
S.  70.  74;LorinserS.  92. 

'  Selbst  auch  nicht  der  Empfang  der  Kom- 
munion ,  wenn  keine  Zeit  dafür  bestimmt  wor- 
den ist. 

5  Tappehorn  S.  72.78;  Loriuser  S.93lf. 
Der  Satz :  „ordinem  praemitteudi  satisfactlonem 
absolutioni  induxit  non  politia  aut  institutio 
ecclesiao,  sed  ipsa  Christi  lex  et  praescriptio, 
natura  rei  id  ipsum  quodammodo  dictante"  ist 


von  Alexander  VIU.  am  7.  Dezember  1690  (unter 
Nr.  16),  bull.  Taur.  20,  1Ö9,  und  femer  ein 
ähnlicher  der  Jansenisten  durch  die  Bulle  Cle- 
mens' XI.  Uoigeuitus  v.  8.  Dezember  1713  n.  87, 
1.  c.  21,  572,  reprobirt  werden ,  nachdem  schon 
die  gleiche  Behauptung  des  Peter  v.  Osma  1479 
durch  Slxtus  IV. ,  Raynald,  ann.  ad  a.  1479 
n.  32  (sub  V.),  Oams,  Kirchengesoh.  Spaniens 
III.  1,  434verdi^mtwar.  Das  schliesst  aber  nicht 
aus,  dass  der  Beichtende  verpflichtet  werden 
kann,  z.  B.  zum  Beweise  seines  aufrichtigen 
Willens,  einen  Thell  der  Genugtbuung  vorder 
Absolution  zu  leisten. 

6  S.  0.  S.  71.  n.  1. 

7  Schmalzgrueber  V.  38.  n.  21—23; 
Lorinser  S.  30.  Jedenfalls  hat  derselbe  also 
eine  neue  Beichte  abzulegen.  Das  muss  selbst 
in  den  Fällen  gelten,  wo  er  nicht  an  der  Nichtig- 
keit derselben  Schuld  ist ,  z.  B.  wenn  er  bei 
einem  Priester  gebeichtet  hat,  welcher  nicht 
gültig  zum  Beichtvater  bestellt  und  approbirt 
worden  ist,  aber  allgemein  dafür  gehalten  wurde. 

8  S.  0.  S.  86. 

0  S.  o.  S.  86.  n.  2.  Absolut  wesentlich  sind 
nur  die  Worte :  Ego  tt  abiolvo  a  iuU  pecealii 
oder  auch  absolvo  te  apececUU.  Streitig  ist,  ob 
das  blosse:  absolvo  te  genügt,  was  wohl  zu  ver- 
neinen ist,  da  das  Wort  an  sich  keine  ansschliess- 
llche  Beziehung  auf  die  Sünden  hat  Andere 
Ausdrücke,  sofern  sie  wenigstens  das  Aus- 
sprechen der  Sündenvergebung  als  einen  richter- 
lichen Akt  erscheinen  lassen,  genügen  ebenfalls, 
z.  B.  tibi  remUto  oder  condono  peecata  tua ,  aber 
deshalb  macht  gerade  eine  blos  deprekative 
Form :  Z>«tu,  Christus  te  absotvat  die  Absolution 
nichtig,  Ferraris  s.v.  absolutio  art.ll.  n.  2ft  ; 
Tappehorn  S.  82;  Lorinser  S.  97. 
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haben  muBs,  sa^  das  Konzil  in  seiner  Anordnung  nicht,  setzt  es  aber  vorans ,  da  es 
jeden  GUabigen  zugleich  zum  Empfange  der  Eucharistie,  welche  nur  im  Zustande  der 
Onade  empfangen  werden  soU^  verpflichtet,  überdies  auch  die  getreue  Verrichtung 
der  auferlegten  Busswerke  vorschreibt.  Es  kann  dies  um  so  weniger  zweifelhaft  er- 
seheinen, als  der  Beichtvater  bei  einet  den  vorgeschriebenen  Erfordernissen  ent- 
sprechenden Beichte  verpflichtet  ist,  die  Absolution  zu  ertheilen  und  diese  nicht  ver- 
weigern  darf '^.  Fflr  die  Regel  wird  die  Verweigerung  der  Absolution  darin  ihren 
Grand  haben ,  dass  der  Pönitent  die  erforderlichen  Bedingungen  nicht  erfflllt  hat. 
lo  diesem  Falle  hat  er  ohnehin  dem  Gebote  nicht  genügt.  Wenn  ihm  dagegen  die 
Absolution  pflichtwidrig  vorenthalten  werden  sollte  oder  der  Beichtvater  ihm  die  Ab- 
solution versagen  muss,  weil  sich  durch  die  Beichte  ein  Reservatfall  herausgestellt  hat, 
so  ist  der  Vorschrift  über  die  jährliche  Beichte  insofern  nicht  genügt,  als  der  Beich- 
tende im  letzteren  Fall  sieh  an  den  betreffenden  kirchlichen  Oberen  zu  wenden  hat  3, 
in  dem  ersteren  ihm  bei  der  Freiheit  in  der  Auswahl  des  Beichtvaters  jedenfalls 
die  Erfüllung  des  Gebotes  unter  regelmässigen  Verhältnissen  nicht  unmöglich ,  ja  an 
einzelnen  Orten  kaum  wesentlich  erschwert  wird.  Ist  aber  in  beiden  Fällen  durch 
diese  Umstände  die  Qenttgung  der  Pflicht  selbst  bis  über  den  Ablauf  des  Jahres  ver- 
zögert worden,  so  wird  gegen  den  Pönitenten,  sofern  ihn  nicht  etwa  selbst  eine  Nach- 
liss^keit  triflft^,  wegen  der  Verletzung  des  Gebotes  keine  Strafe  verhängt  werden 
können. 

Dasselbe  muss  gelten ,  wenn  der  Beichtvater  selbst  die  blosse  Verschiebung  der 
Absolution  für  angemessen  erachtet  hat  und  der  Grund  dazu  nicht  in  einem  schuld- 
vollen Verhalten  des  Pönitenten,  sondern  in  anderen  Umständen,  für  welche  er  nicht 
verantwortlich  gemacht  werden  kann,  liegt  ^. 


i  S.  0.  s.  79. 

>  Rita&le  roman.  tit.  III.  c.  1.  u.  22:  „Videat 
»Btem  diligenter  sacerdos,  quando  et  qnibns  coii- 
ferenda  Tel  denegaiida  yel  differenda  sit  abso- 
lutio, ne  absolTat  600  qni  talis  beiiefloil  sunt  in- 
capaces :  quales  sunt  qid  nuUa  dant  signa  doloris ; 
qni  odia  et  inimldtias  deponere  aat  aliena,  si 
poisnnt,  restttuere  aut  proxlmam  peccandi  occa- 
sionem  desereie  aut  aUo  modo  peccata  derelin- 
quere  et  vitam  in  melius  emendare  nolunt :  aut 
qni  publieom  seandalum  dederunt ,  nlsl  publice 
satiflfaciant  et  seandalum  toUant:  neque  etlam 
eoi  absolvat,  quornm  peccata  sunt  superioribus 
mervata^;  Herzog  S.  459  ff.;  Tappehorn 
3.84.193  ff.;  Lorinser  S.  51  ff. 

'  Wenn  idebt  etwa  der  Beichtvatei  selbst  die 
erfoiderliche  Brmacbtigung  nachsnebt,  s.  oben 
S.  106.  n.  6. 

*  Das  wäre  möglich,  wenn  der  betreffende  Re- 
ttrratfall  so  genügend  und  ausreichend  bekannt 
gemacht  worden  ist ,  dass  der  Pönitent  bei  ge- 
böilger  Aufmerksamkeit  davon  hätte  Kunde  er- 
kalten müssen  oder  wirklich  Kunde  erlangt  hat, 
und  nichtsdestoweniger  bei  vollem  Bewusstsein 
der  reserrirten  Sünde  so  spät  im  Jahre  sich  an 
den  gewöhnlichen  Beichtvater  wendet ,  dass  die 
Ahflolution  durch  den  Oberen  oder  eine  Dele- 
ption  des  Beichtvaters  durch  den  letzteren  vor 
Jahresablauf  nicht  mehr  möglich  ist. 

^  Das  Lateranensische  Konzil  selbst  spricht 
nur  davon,  dass  dersacerdosproprlus  ein  Kirchen- 


mitglied von  dem  Empfange  der  Eucharistie  aus 
einem  gerechtfertigten  Grunde  fern  halten  und 
damit  die  Erfüllung  der  österlichen  Pflicht  auf- 
schieben kann,  s.  o.  S.  71.  n.  1  und  S.  74. 
Zu  den  Gründen  dafür  gehört  auch  die  nicht  ge- 
nügende Vorbereitung  für  das  gedachte  Sakra- 
ment, und  da  bei  solchem  Zustande  des  Pöni- 
tenten auch  unter  Umstanden  die  Absolution 
verweigert  werden  kann,  Ja  muss,  so  bezieht  sich 
die  Vorschrift  des  Konzils  indirekt  gleichfalls 
auf  die  Verschiebung  der  Absolution.  Indessen 
besteht  der  Unterschied ,  dass  man  Im  Interesse 
der  Wahrung  der  Würde  des  Sakraments  der 
Eucharistie  den  nicht  genügend  Vorbereiteten, 
gleichviel  ob  sein  Zustand  durch  seine  Schuld 
oder  ohne  eine  solche  herbeigeführt  wird ,  nicht 
zum  Empfange  des  Abendmahls  zwingen  kann, 
dass  aber  jeder  dafür  verantwortlich  zu  machen 
ist,  wenn  er  sohuldhafter  Weise  dem  Beichtgebote 
zu  genügen  ausser  Stande  ist,  also  z.  B.  sich 
nicht  bemüht  hat,  sich  ausreichend  für  die  Beichte 
und  Absolution  vorzubereiten ,  namentlich  die 
gehörige  Reue  in  sich  zu  erwecken.  Hier  liegt 
also  für  eine  Verschiebung  der  Absolution  mit 
der  Wirkung ,  dass  diese  die  Folgen  der  Nicht- 
erfüllung des  Gebotes  ausschliesst ,  kein  Grund 
vor.  Dagegen  waltet  ein  solcher  ob,  wenn  der 
Pönitent  nicht  für  die  mangelnde  Vorbereitung 
verantwortlich  gemacht  werden  kann,  z.  B.  wenn 
seine  Erziehung  so  verwahrlost  worden  ist,  dass 
er  die  nothwendigeu  Glaubenslehren  (dahin  wer- 
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Sollte  etwa  der  Pdnitent  die  Absolation  nur  bedingter  Weise  erhalten  habend 
so  ist  seinerseits,  da  er  gebeichtet  hat,  Alles  gesohehen,  nm  seiner  Pflicht  zu  genfigen^. 
Freilich  ist  für  alle  diejenigen  Fftlle,  in  denen  zwar  die  Beichte  abgelegt  worden  ist, 
aber  der  Pönitent  selbst  an  der  Verweigerung  der  Absoinlion  Schuld  trigt ,  zu  be- 
Achten«  dass  hier  der  Beichtende,  wenn  er  selbst  nichts  darflber  yerlauten  lässt,  einer 
Verletzung  seiner  Pflicht  wegen  des  vom  Beichtvi^r  zu  bewahrenden  Beichtgeheim- 
nisses (s.  unter  Nr.  IV.)  nicht  flberftlhrt  werden  kann ,  also  auch  die  Anwendung 
der  zu  Nr.  8  erwähnten  Strafen  gegen  ihn  ausgeschlossen  bleibt. 

7.  Der  regelmftssige  Ort,  an  welchem  die  Beichte  abgelegt  werden  muss,  ist  die 
Kirche  und  zwar  in  derselben  der  oder  einer  der  mehreren  darin  befindlichen  Beieht- 
sttthle  [con/essionalta)  ^.  Der  Pönitent  hat  sich  also ,  um  seiner  Pflicht  zu  genflgen, 
dorthin  zu  begeben.  Nur  beim  Vorliegen  eines  gerechtfertigten  Qnindes  kann  er  be- 
anspruchen, dass  ihm  die  Beichte  an  einem  anderen  anständigen  und  offen  zugäng- 
lichen Orte,  z.  B.  in  der  Sakristei  oder  einem  Privathause,  abgenommen  werdet. 

8.  Wie  fttr  die  Nichtbeachtung  des  österlichen  Oebotes  aber  die  EuchaiiBtie, 
droht  das  Lateranensische  Konzil  für  die  Verletzung  der  Pflicht  zur  jährlichen  Buchte 
die  interdictio  ingressus  eoclesiae  und  die  Versagung  des  kirchlichen  Begräbnisses 
an^,  und  zwar  sind  beide  ebenfalls  ferendae  sententiae.  Selbstverständlich  können 
die  Strafen  nur  bei  schuldhafter  Versäumung  oder  Verletzung  der  Pflicht  ^  yerhAngt 
werden.  Ueber  die  Verschärfung  der  Strafe  bei  fortgesetzter  Hartnäckigkeit  nnd 
über  die  Lossprechung  von  den  Strafen  gelten  dieselben  Grundsätze,  me  in 
Betreff  des  Oebotes  der  österlichen  Kommunion  ^.  Selbstverständlich  entbindet  die 
Bestrafung  nicht  von  der  Pflicht,  das  Ctobot  nachträglich  zu  erfftlien ,  doeh  bedarf  es 


den  gerechnet  die  Lehren  von  dem  D&sein  Gottes 
und  der  Vergeltung  deg  Gaten  und  Bösen  nach 
dem  Tode,  femer  auch  von  der  Dreieinigkeit  und 
der  Menschwerdung  Christi,  s.  Tappehorn 
a.  a.  0.  S.  200)  nicht  genügend  kennt  und  erst 
in  diesen  Unterricht  empfangen  muss. 

1  Die  Zulässigkeit  einer  solchen  Absolution 
ist  bestritten  (^vgl.  darüber  Bon  ed.  XIY.  de  syn. 
dioec.  YII.  c.  15),  und  das  Rituale  roman.  er- 
wähnt ihrer  nicht,  s.  auch  Herzog  S.  488,  doch 
haben  sie  einzelne  frühere  Diocesansynoden  ge- 
stattet, s.  Benedict  XIV.  1.  c,  und  auch  noch 
heute  sprechen  sich  eine  Reihe  von  Schriftstellern 
dafür  aus,  vgl.  Tappehorn  S.87,  ja  selbst  die 
Congr.  offlcll  hat  unter  Zustimmung  v.  Clemens 
XI.  1715  eine  bedingte  Absolution  angeordnet, 
Collectan.  missiou.  dt.  p.  226  n.  474* 

'^  Weil  die  bedingte  Absolution  nur  in  drin- 
genden Fällen,  in  denen  sie  keinen  Aufschub 
erleidet,  ertheilt  wird,  und  zwar  dann,  wenn  ein 
Zweifel  besteht,  ob  der  Beichtvater  die  erforder- 
liche Jurisdiktion  besitzt,  ob  der  Pönitent  ge- 
tauft sei,  ob  er  bei  einer  schworen  Krankheit  im 
Augenblick  der  Ertheilung  sich  noch  am  Leben 
befinde,  ob  er  bereits  anderweit  absoMrt  worden 
oder  ob  er  (z.  B.  wenn  er  in  einem  verschütteten 
Räume  eingeschlossen  ist)  noch  gegenwärtig  sei, 
Tappehorn  S.  87. 

'  Rituale  roman.  tit.  3.  c.  1.  n,  7 :  ;,ln  ccclesia, 
non  autem  inprivatisaedibus  confessiones  audiat, 
nisi  ex  causa  rationabili,  quae  cum  iuclderit, 
studeat  tamen  id  decenti  ac  patentl  loco  prae- 
8tare.8.  Uabeat  In  ecclesia  sedem  confesslQualem, 


in  qua  sacras  confessiones  exci^at:  quaosedes 
patentl  oonspicuo  et  apto  ecclesiae  loco  posita, 
crate  perforata  inter  poenitentem  et  sacerdotem 
Sit  instructa". 

*  Z.  B.  wenn  er  sehr  taub ,  schwach ,  krank 
oder  sehr  hoch  betagt  ist.  NameutUch  soll  dar- 
auf gesehen  werden,  dass  Personen  weiblichen 
Geschlechts  die  Belekte,  soweit  möglich ,  nur  in 
der  Kirche  abgenommen  wird.  Nähere  Anord- 
nungen darüber  enthalten  die  Provinzial-Syuodal- 
und  Synodal- Verordnungen,  s.  z.  B.  Kölner  Pro- 
viuzial-Konzil,  coli,  couc  Lac.  5,  351 :  „Confea- 
sioues  feminarum  semper  audiantur  in  eccleaia, 
in  tribunallbus  omnlum  ooulis  expositla,  num- 
quam  vero  in  sacristla  nee  in  domibua  privatis, 
nisi  confltentis  surditas,  senectus  vel  inflrmitas 
id  postulent.  Quum  vero  in  sacristla  femlnae 
ob  causam ,  quam  diximus ,  coufitentes  audiun- 
tnr,  id  ue  aliter  atqne  ianua  aperta  flat,  strenne 
prohibemus.  Ante  vel  post  solis  lucem  confes- 
siouale  semper  sit  lumiue  illustratum**,  s.  ferner 
Wien  1858,  Prag  1860,  Utrecht  1865,  l.  c.  p.  169. 
508.  830 ;  Ronen  u.  Toulouse  1850,  1.  c.  4,  57a 
1054;  Raveuna,  1.  c  6,  159.  Vgl.  auch  Tappe- 
horn S.  162.163. 

öS.  0.  S.  71.  u.  i. 

^  Physische  und  moralische  Unmöglichkeit, 
wie  z.  B.  der  Maugel  eines  Beichtvaters  schllesat 
selbstverständlich  die  Anwendung  der  Strafen 
aus.  S.  auch  die  vorhergehenden  Aosführuugeu 
S.  120  flf. 

7  Vgl.  S.  75. 
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dain  nicht  einer  besonderen  Beichte ,  vielmehr  kann  der  in  einem  Jahr  versäumten 
and  der  filr  das  laufende  Jahr  bestehenden  Pflicht  durch  eine  einzige  Beichte  aller 
in  der  ganzen  Zeit  begangenen  Todstinden  genügt  werdend 

9.  Das  Lateranensische  Konzil  hat  nur  die  Minimalpfiicht  festgesetzt,  welche 
jeder  GUlubige  zu  erfüllen  hat.  Die  Kirche  erachtet  aber  prinzipiell  die  öftere  Be- 
Dntznng  des  Busssakramentes  seitens  ihrer  Glieder  für  wfinschenswerth  und  noth- 
▼endig  zu  ihrem  Heile ,  wenngleich  sie  diese  Pflicht  nicht  mit  dem  Charakter  eines 
Rechtsgebotes  bekleidet  hat.  Die  partikuläre  Gesetzgebung  ist  daher  in  der  Lage, 
auf  die  Erfüllung  dieser  Pflicht  zu  dringen ,  und  so  hat  dieselbe  auch  in  der  That 
schon  bald  nach  dem  erwähnten  Konzile  eine  mehrmalige  Beichte  in  jedem  Jahre 
theils  för  alle  Gläubigen,  theils  nur  für  die  Kleriker  vorgeschrieben  \  ohne  dass  freilich 
dabei  für  die  Nichtbeobachtnng  dieser  verschärften  Verpflichtung  hätten  Rechts- 
nteUheile  angedroht  werden  können  K 

Nach  der  Annahme  mancher  Schriftst^ler  soll,  abgesehen  von  der  eben  erörterten 
Mehtpflicht,  jeder,  welcher  ein  anderes  Sakrament  (ausser  der  Taufe)  zu  empfangen 
Willens  ist,  per  accidmis  verbunden  sein ,  sich  vorher  das  Busssakrament  spenden  zu 
Istten^.  Soll  damit  eine  rechtliehe  Pflicht  gemeint  sein,  wie  es  den  Anschein  hat,  so 
ist  dies  entschieden  unrichtig.  Dem  Empfange  der  Eucharistie  ^  und  der  letzten 
Oelung<^  braucht  die  Ablegung  der  Beichte  und  die  Erlangung  der  Absolution  keines- 
wegs unter  allen  Umständen  vorher  zu  gehen.  Ebenso  wenig  ist  dies  für  die  Ehe- 
eingehung nöthig^.  Bei  dem  Sakrament  der  Ordination  wird  sie  gemeinrechtlich 
blos  vor  Erthoilung  der  höheren,  nicht  der  niederen  Weih^^ade  verlangt  ^,  und  was 
endlich  die  Konfirmation  betrifft,  so  ist  sie  zwar  als  Regel  vorgeschrieben,  aber  doch 
nicht  einmal  absolut  ohne  jede  Ausnahme  K  Bei  dieser  Sachlage  kann  der  Empfang 
des  BuBssakramentes  nicht  als  eine  allgemeine  Voraussetzung ,  deren  Fehlen  das  an 
sich  vorhandene  Recht  jedes  Kirchengliedes  auf  die  bezeichneten  Sakramente  in  seiner 
Ausübung  suspendirt,  bezeichnet  werden.  Nur  so  viel  ist  richtig,  dass  die  Kirche 
die  religiös-sittliche  Pflicht  statuirt  hat,  diese  Sakramente  nicht  anders  als  im  Stande 
der  Gnade  zu  empfangen  ^<^,  sowie  dass  allein  ausnahmsweise  für  einzelne  Sakramente 
als  sicheres  Kennzeichen  dafür  theils  gemeinrechtlich ,  theils  partikularrechtlich  die 


*  S.  Tappehorn  S.  41 ;  Lorinser  S.  77. 

^  Für  die  letzteren,  sofern  sie  nicht  Priester 
lind ,  welche  ihrerseits  vor  der  iGelebTation  der 
Messe  die  Beichte  «bzalegen  haben,  Smalige 
Bdehte  im  Jahre  durch  Toledo  1324  c.  7,  M  a  n  s  i 
25,  739;  fUr  alle  Gläabigen  Smalige  durch  Tou- 
Umse  1229  c.  13 ;  Canterbnry  1236  c.  18 ,  und 
Albi  1254  C.29,  1.  c.  23,  197. 421.  840;  Bmalige 
in  J&hr  durch  Paris  1429  c.  28,  U  g.  28.  1110. 
IHe  neueren  Provinzialsynoden  enthalten  nur 
Ermahnungen  zum  öfteren  Gebrauch  des  Bnss- 
nknmentes,  s.  z.  B.  Gran  1868,  Wien  1858. 
Köln  1860,  Prag  1860,  Utrecht  1865,  colL  eonc. 
La«.  5,  23.  168.  360.  826.  827,  allein  Gran  ver- 
langt den  Empfiuig  ausser  zu  Ostern  noch  zu 
Weihnachten  und  Ton  den  Klerikdm  allmonat- 
liehen  Gebrauch. 

Wts  die  Mönche  und  die  Nonnen  anlangt ,  so 
▼«pfliehten  die  oben  S.  76.  n.  1  angeführten 
Vonchriften  diese  auch  zur  Beichte  in  jedem 

MOBSt. 


3  Ueber  die  rechtliche  Unzulässiglieit  derartiger 
Strafandrohungen  s.  o.  S.  76. 

«  S.z.B.Permaneder,  K.B.S.733:  Fach- 
mann, K.  R.  2,  193;  SilbernaglS.  426. 

5  S.  o.  S.  79. 

0  Vgl.  den  folgenden  $. 

7  w^o  die  forma  Tridentina  noch  nicht  gilt, 
kann  selbstverständlich  bei  unterlassener  Beichte 
die  Eheschliessung  gar  ni.cht  gehindert  werden. 
Das  Trident  Sess.  XXIY.  c.  1  de  ret  matr.  selbst 
ermahnt  die  Verlobten  nur,  vor  der  Eheschliessung 
oder  3 Tage  vor  der  Konsummation  der  Ehe  zu 
beichten  (s.  auch  Rituale  roman,  tit  VII.  c  1. 
n.  17,  und  Kutsohker,  Eherecht3,  588  ff.). 

8  Bd..I.  S.  109. 

0  Vgl.  die  S.  59.  n.  5  citirte  Stelle  des  Ponti- 
ficale  roman. 

10  Sq  formuliren  z^  B.  richtig  Ferraris  s.  v. 
sacramentum poen.  art.  II..  n.  157  und  Tappe- 
horn S.  40. 
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vorgftngige  Ablegnng  der  Beichte  in  der  Weise  vorgeschrieben  ist,  dass  bei  Yemfteh- 
Iftssigang  dieser  Pflicht  die  Spendung  des  betreffenden  Sakramentes  verweigert  wer- 
den darf,  während  im  übrigen  eine  Znrflckweisung  nur  unter  dem  Gesichtspunkt,  dass 
der  Spender  nicht  die  Hand  zum  sakrilegischen  Empfange  eines  Sakramentes  bieten 
soll,  erfolgen  kann,  falls  es,  wie  z.  B.  bei  öffentlichen  Sflndem,  feststeht,  dass  sich 
die  betreffende  Person  nicht  im  Zustande  der  Gnade  befindet^. 

Zum  Nachweise  der  Erfllllnng  der  Beichtpflicht,  sowie  namentlich  zur  Kontrole 
der  vorgeschriebenen  Jahresbeichte  sind  schon  seit  dem  1 6.  Jahrtiundert  in  vielen 
Provinzen  und  Diöcesen  s.  g.  Beichtzettel  (schednlae  confessionis) ,  schriffüehe 
oder  nach  einem  gedruckten  Formular  ausgestellte  Bescheinigungen  Hber  die  Ab- 
legung der  Beichte  eingeftthrt  worden  ^.  Jetzt  ist  der  Gebrauch  derselben  in  den 
grösseren  Städten  meistens  abgekommen ,  wogegen  derselbe  noch  vielfach  auf  dem 
Lande  fortbesteht  3.  Bei  der  Ausstellung  derselben  darf  wegen  des  Beichtgeheim- 
nisses (s.  unten  unter  No.  IV. )  kein  Unterschied  zwischen  denjenigen ,  welche  anf 
Grund  der  Beichte  die  Absolution  erhalten  haben,  und  denjenigen,  welchen  aie  ver- 
weigert worden  ist,  gemacht  werden  \  Selbst  da,  wo  de  noch  in  der  Praxis  üblich  sind, 
können  sie  nicht  als  die  einzigen ,  absolut  nothwendigen  Beweismittel  über  die  Ab- 
legung der  Beichte  betrachtet  werden,  vielmehr  genügt  auch  jeder  andere  Nachweis^ 
ja  selbst  die  blosse  Versicherung  des  Betheiligten,  wenn  er  nur  eine  glaubhafte  Persoa 
ist,  welcher  man  nach  ihrem  sonstigen  Verhalten  in  dieser  Hinsicht  tränen  kann  K 

IV.  Das  Beichtgeheimniss  oder  Beichtsiegel  (^'^^iim  co9»/(ßmoriw)^. 
Das  Beichthören  durch  den  Beichtvater  erzeugt  fttr  denselben  die  Rechtspflicht,  das 
ihm  in  der  Beichte  seitens  des  Pönitenten  Offenbarte  geheim  zu  halten. 

Schon  in  der  älteren  Zeit,  ehe  die  Nothwendigkeit  der  Privatbeichte  bei  dem 
Priester  ftlr  die  Spendung  der  Absolution  sich  festgestellt  hatte,  wurde  der  Beicht- 
vater für  verpflichtet  erklärt,  das  Beichtgeheimniss  zu  bewahren ?.    Zu  einer  ailge- 


1  Mehr  ordnen  &uch  in  Bezug  auf  die  Ver- 
weigerung der  Agsistenz  bei  der  Eheschllessung 
die  von  Kutschkera.  a.  O.  mitgetheilten  par- 
tikulären Verordnungen  nicht  an,  und  deshalb  hat 
die  Doctrin  des  Eherechtes  mit  Recht  davon  ab- 
gesehen, den  vorgängigen  Mangel  der  Beichte  auch 
nur  als  ein  aufschiebendes  Ehehlndemiss  zu  be- 
zeichnen. 

2  Vgl.  Benedict  XIV.  instit.  XLV.  n.  15; 
WildtlnWetzeru.  Weite,  Kirchenlexikon. 
2.  Aufl.  2,  267. 

3  Sie  werden  namentlich  in  Oesterreich  vor 
Eingehung  der  Ehe  von  den  Brautleuten  gefor- 
dert, V.  Schulte,  Lehrb.  d.  kath.  K.  R.  3.  Aufl. 
S.  444.  u.  19. 

*  Nach  Benedict.  XIV.  1.  c.  sollen  sie  da- 
her blos  die  Thatsache  der  geschehenen  Beichte, 
nichts  weiter  bescheinigen. 

5  Benedict.  XIV.  1.  c. 

0  Uihlein,  de  sigillo  confessionis.  Heidel- 
berg 1828  ;  v.Droste-Hülshoff,  rechtsphllo- 
sophisohe  Abhandlungen.  Bonn  1824.  Nr.  2; 
Grundier,  über  die  Unverletzlichkeit  des 
Beichtsiegels  in  Weiss,  Archiv  der  Kirchen- 
rechtswissenschaft 4,  61  ff.;  Knopp,  d.  katho- 
lische Seelsorger  als  Zenge  vor  Gericht.  Regens- 
burg 1844;  Du  secret  de  la  confession  in  Ana- 
lecta  Inr.  pontif.  1861  p.  8  u.  p.  283;  Wildt 


in  Wetzer u.  Weite,  Kirohenlexikon.  2.  Aufl. 
2,  249;  Jacobson  in  Herzogs  Eneyklopadie. 
1.  Aufl.  1,  784  ff.;  Phillips,  Lehr.  d.  K.  R. 
^.  245;  München,  kanon.  Gerichtsverfahren 
u.  Strafrecht  2,  686  ff.;  Herzog  S.  144; 
Tappehorn  S.2o0;  Lorinser  S.  34.  Weitere 
ältere  Literatur  ist  bei  G  r  ü  n  d  1  e  r  a.  a.  O.  S.  68  fl. 
zu  finden. 

^  So  von  den  Kirchenvätern,  c.  19  (Augustin.j 
G.  II.  qu.  1 ;  femer  von  Leo  I.  c.  89.  Dist.  I.  de 
poen.  (c.  2.  Dist.  VI.  de  poen.,  nach  welchem 
der  Priester  hei  Verletzung  der  Pflicht  „depona- 
tur  et  Omnibus  diebns  vitae  suae  ignominiosas 
peregrinando  pergat^',  gehört  nicht  Gregor  I.  an, 
vielmehr  wahrscheinlich  erst  in  das  12.  Jahr- 
hundert). Aus  der  karolingischen  Zeit  kommt 
in  Betracht  ein  Kapitel  für  die  missi  (spätestens 
V.  813,  s.  Boretins  capit.  1,  175.  c.  1):  „Vt 
hoc  inquiratur,  si  de  partibus  Austriae  verum 
est  quod  dicunt  an  non ,  quod  preshiteri  de  con- 
fessionlbus  acoepto  pretio  manifestent  latrones^ 
ferner  Douoy  v.  874.  c.  8,  Mansi  17,  296: 
.,Getenim  omnes  clerid  quam  laici  vel  feminae 
confltentes  secreta  confessione  saoerdotihus  pec- 
cata  sua  et  ex  dignae  poenitentiae  satisfactione 
deflentes,  nequaquam  sunt  prodendi  et  peccata 
eorum  null!  a  sacerdote  quaounque  sunt  signifl- 
catione  manifestanda  nisi  soll  domino  in 
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meiBen,  durch  die  Androhung  von  Strafen  gesicherten  rechtlichen  Pflicht  ist  aber  in 
der  abendländischen  Kirche  ^  die  Beobachtung  des  Beichtsiegels  erst  im  Beginne  des 
13.  Jahrhunderts  durch  die  Gesetzgebung  der  Kirche  erhoben  worden '^^  also  zu  einer 
Zeit,  in  welcher  sich  die  dogmatische  Entwicklung  in  Betreff  des  Busssakramentes 
abxuscUiessen  begann,  und  in  welcher  als  Korrelat  der  gesetzlich  geforderten  Beicht- 
pflioht  die  unbedingte  Geheimbaltung  der  in  dieser  zu  offenbarenden  Sfinden  soviel 
als  möglich  gesichert  werden  musste. 

Katholischerseits  wird  allerdings  die  Pflicht  nicht  nur  auf  das  kirchliche ,  son- 
dern auch  auf  das  natürliche  ^  und'  göttliche  Recht  ^  gegrilndet. 

Die  Pflicht  entsteht  aus  der  sakramentalen  Beichte,  d.  h.  derjenigen,  welche 
dem  Priester  in  der  Absicht  und  zu  dem  Zwecke  abgelegt  wird,  die  sakramentale 
Lofisprechung  zu  erhalten^,  gleichviel,  ob  die  Absolution  ertheilt  oder  verweigert 


ontioDe".  Wenn  dagegen  die  regula  Ohrodegangl 
für  die  Kanoniker  c.  14,  Walter,  fontes  iur. 
eceleaiast.  p.  28,  Strafen  dafQr  androht,  daas  der 
beichtende  Kanoniker  bei  der  Beichte  seinem 
Bischof  Sunden  TOisehwiegen,  aber  einem  andern 
Priester  aus  Furcht,  dass  ihn  der  erstere  absetzt, 
^beichtet  hat,  also  dsYon  ausgeht ,  dass  der  Bl- 
Mhof  dies  durch  den  Priester  erfahren  kann ,  so 
Hast  sich  diese  Vorschrift  mit  der  Pflicht  des 
Beichtsiegels  nicht  vereinigen ,  erklärt  sich  aber 
daraus,  dass  c.  8  dem  Klerus  zweimaliges  Beich- 
ten heim  Bischof  im  Jahre  Torschreibt.  Vgl. 
£emer  Ronen  1074  e.  8,  Mansl  20,  400:  „Ne 
^ais  presbyter  Tel  monachus  publice  peccantem 
erimlnali  peecato  ad  poenitentiam  nisi  iubente 
epiMopo  suscipiat.  Occnlte  peocantem  oonfiten- 
tem  quidem  suseipiat,  sed  poenitentiam  non  nlsi 
eaa  quam  episoopus  determinaverit  iniungat. 
Sic  tarnen,  ut  iure  oonfessionls  secreto  peccantis 
peisona  nnlli  detegatur^. 

*  Anders  in  der  morgenlandischen  Kirche. 
Die  Synode  y.  Dovin  in  Armenien  v.  527  c.  20 
belegt  z.  B.  den  Priester,  welcher  das  Beicht- 
geheimniss  verletzt,  mit  dem  Anathema,  He- 
feie,  ConcU.  Gesch.  2,  718. 

^  c.  12.  (Later.  IV.  v.  121»  c.  21.  J  X.  de 
poeoit.  V.  38 :  „ . . .  Caveat  (seil,  sacerdosj  autem, 
ne  verbo  aut  signo  aut  alio  quevls  modo  ali^ua- 
tenas  prodat  peccatorem.  Sed  si  prudentiori 
eonailio  indiguerit,  illud  absque  expressione  per- 
lonae  caute  requlrat,  quoniam ,  qui  peecatum  in 
poeiiitentiali  iudiclo  sibl  detectum^  praesum- 
pserit  revelare,  non  solum  a  sacerdotali  officio 
deponendnm  decernimus ,  verum  etiam  ad  agen- 
(taoi  perpetuam  poenitentiam  in  arctum  mona- 
sterium  detrudendum*'.  Die  Synode  zu  Dioclea 
in  Dalmatien  von  1199,  Mansl  22,  702.  (c.  4: 
..Distrirtins  inhtbemus,  ne  allquis  saoerdos  fllÜ 
soi  vel  flliae  spiritalis  privatam  confessionem 
alicui  revelare  praesnmat.  Quod  si  facere  con- 
▼iftns  fnerit,  officio  et  beneflcio  eccleslastico 
perpetuo  spolietur^)  ist  zur  Ordnung  des  dortigen 
Klxchenwesens  durch  die  Legaten  Innocenz'  III. 
abgehalten  worden ,  H  e  f  e  1  e  a.  a.  O.  ö ,  70  ff. 
Daraus  erklftrt  es  sich ,  dass  sie  schon  dieselbe 
Vorschrift,  welche  später  von  dem  Lateranen- 
■ischen  Konzil  gegeben  ist,  aufweist. 

Eine  Wiederholung  der  Anordnung  des  letzte- 
ren enthalten  die  Synoden  v.  Trier  1227  c.  4, 


Mansi23,29;  Fritzlar  1246c. 4,  1.  c.p.726; 
Köln  1279  c.  8,  1.  c.  24,  366;  Peunafiel  1302 
r.  5,  1.  c.  25, 102 ;  Trier  1310  c.  121 ,  1.  c.  p.  282 ; 
Lambeth  1330  c.  3,  1.  c.  p.  893,  und  Prag  1346, 
1.  c.  26,  101.  Wegen  der  in  ihnen  angedrohten 
Straten  s.  unten. 

3  S.  z.  B.  Schmalzgrueber  V.  38.  n.  59; 
Relffenstuel  V.  38.  n.  2;  Ferraris  s.  v. 
sigillum  confessionis  n.  3;  Herzog  S.  146; 
Tappe  hörn  S.  250;  Lorinser  S.  34,  indem 
auf  die  Pflicht,  anvertraute  Geheimnisse  zu  be- 
wahren, hingewiesen  wird,  eine  Pflicht,  welche 
aber  an  sich  eine  ethische,  keine  Rechtspflicht  ist. 

^  Weil  Christus  das  Busssakrament  eingesetzt 
habe,  und  wenngleich  eine  Anordnung  des 
Beichtsiegels  nicht  durch  einen  Text  der  h. 
Schrift  bezeugt  werde,  dies  doch  durch  die 
Tradition  und  Praxis  der  Kirche  feststehe, 
Schmal  zgrueber  1.  c;  Fe  rraris  1.  c.  n.  4, 
und  weil  die  Beichte  als  gottliche  Kinsetzung 
ohne  das  Beichtgehelmnlss  unerträglich  und 
moralisch  unmöglich  sein  wurde,  Tappehorn 
S.  250.  Einzelne ,  L  o  ri  n  s  e  r  S.  34,  lassen  da- 
her das  Gebot  des  Beichtsiegels  als  göttliches  in- 
direkt im  Gebot  der  Beichte  mit  inbegriffen  sein. 

&  Auf  dasjenige,  was  dem  Geistlichen  sowohl 
bei  der  Verwaltung  der  Seelsorge  vertraulich, 
selbst  sub  sigiUo  oder  „unter  dem  ßeichtsiegel'' 
mitgetheilt  ist ,  oder  mit  der  Belebte  nicht  im 
Zusammenhang  steht,  erstreckt  sich  das  Beicht- 
siegel nicht,  Schmalzgrueber  l.  c.  n.  61; 
Wildt  S.  251;  München  2,  696,  Herzog 
S.  151;  Tappehorn  S.  255;  Lorinser  S.  35. 
Andere  bezeichnen  dagegen  als  Objekt  derselben 
auch  dasjenige,  was  dem  Geistlichen  als  solchem 
anvertraut  ist,  so  Gründler  in  Weiss,  Arch. 
S.  78;  ähnlich  Phillips  a.  a.  O.  Das  citirte 
Kirchengesetz  hat  indessen  die  Pflicht  nur  an 
die  sakramentale  Beichte  geknüpft,  bei  deren 
Geheimhaltung  nicht  nur  das  Interesse  des 
Beichtenden,  sondern  auch  das  der  Kirche  in 
Frage  kommt.  Schon  darum  kann  man  die  Strafe 
nicht  auf  die  Verletzung  einer  sonstigen,  blos 
ethischen  Pflicht  zur  Diskretion  ausdehnen.  Auch 
die  katholischerseits  vertretene  Annahme  eines 
göttlichen  Rechts  als  Grundes  des  Beichtsiegels 
(s.  0.  Anm.  4)  führt  znr  Verwerfung  der  zu- 
letzt erwähnten  Ansicht,  weil  das  entscheidende 
Gewicht  auf  die  Kinsetznng  des  Busssakramentes 
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wird,  ob  die  Beichte  gültig  oder  nngflltig  oder  gar  eine  sakril fische  ist^.  Sie  bezieht 
sich  aber  nicht  blos  anf  Alles,  was  bei  der  Beichte  selbst  bekannt  worden  ist,  sondem 
auf  Alles,  was  mit  derselben  im  wesentlichen  Znsammenhang  steht,  also  anf  ein  vor- 
läufiges SündenbekenntnisB,  welches  abgelegt  worden  ist,  um  später  die  eigentliche 
Beichte  folgen  zu  lassen  2,  und  auf  Mittheilungen ,  welche  der  Pönitent  dem  Beicht- 
vater unmittelbar  vor  der  Beichte  oder  nach  der  Absolution  Aber  seinen  Oewisaens- 
zustand  gemacht  hat,  um  von  demselben  Rath  und  Anweisung  zu  erhalten.  Die 
Pflicht  erstreckt  sich  auf  alle  dem  Priester  innerhalb  der  gedachten  Grenzen  geoffen- 
barten Tod-  oder  lässUchen  Sünden,  die  näheren  Umstände  derselben,  alles,  was  zur 
Erklärung  der  Sünden  nothwendig  und  dienlich  gewesen  und  deshalb  angegeben  ist, 
femer  anf  die  Sünden  des  Mitschuldigen  und  anderer  Personen  ^,  sowie  die  Namen 
derselben ,  die  auferlegte  Busse  und  femer  alles  dasjenige ,  dessen  Knndthnung  die 
Beichte  odiös  und  die  Gläubigen  von  der  Beichte  zurückschrecken  könnte,  so  auf 
natürliche  geistige  und  körperliche  Mängel  des  Pönitenten,  welche  durch  die  Beichte 
offenbar  geworden  sind^,  weiter  auf  Tugenden  und  Vorzüge,  wenn  deren  Mitthei- 
lung dem  Beichtenden  oder  anderen  widerwärtig  sein  könnte^,  auf  die  Art  und  Weise 
der  Ablegung  der  Beichte  ^ ,  ja  auch  auf  die  Thatsache ,  dass  eine  bestimmte  Person 
gebeichtet  habe ^,  wenn  Jemand  im  Geheimen  gebeichtet  und  gewünscht  hat,  dass 
dies  nicht  bekannt  werde  oder  letzteres  nach  den  Umständen  anzunehmen  ist^. 

Die  Pflicht  liegt  nur  dem  wirklichen  Beichtvater^  und  dem  Oberen  desselben, 


durch  Christus  gelegt  wird,  und  demnach  die 
Pflicht  zur  Geheimhaltung  nur  auf  das  bei  der 
Spendung  des  letzteren  Mltgetheilte  erstreckt 
-werden  kann.  Ein  sonstiger  Vertrauensmissbrauch 
seitens  des  Oeistlichen  kann  möglicher  Weise 
ebenfalls  ein  DlscipUnarvergehen  bilden«  Das 
steht  aber  hier  nicht  In  Frage. 

1  War  aber  gar  keine  wirkliche  Beichte  be- 
absichtigt, z.  [B.  blos  zur  Verhöhnung  des 
Priesters  oder  um  ihn  als  Mitschuldigen  eines 
Verbrechens  erscheinen  zu  lassen,  gebeichtet,  so 
tritt  nach  einstimmiger  Annahme  die  Pflicht 
nicht  ein.  Seh malzgrueber  n.  60;  Wildt 
S.251;  Phillips  a.a.O.;TappehornS. 254; 
Lorinser  S.  35;  München  S.  697. 

2  Tappehorn  S.  264.-  Dagegen  allerdings 
Wildt  a.  a.O. 

3  Z.B.  wenn  aus  der  Beichte  sich  eigiebt,  dass 
eine  Herrschaft  ihre  Dienstboten  Tom  Besuche 
des  Gottesdienstes  abhält,  dass  der  Beichtende 
seine  Mutter  geschlagen  ^  weil  er  sie  im  Ehe- 
bruch ertappt  hat. 

*  Z.  B.  uneheliche  Geburt,  Starrköpflgkeit, 
geistige  Beschränktheit  des  Pönitenten,  ygl. 
Tappehorn  S.  256;  Lorinser  S.  39. 

^  Tappehorn  S.  256. 

^  Ob  der  Pönitent  gut  oder  schlecht  vorbe- 
reitet war ,  ob  er  sich  hartnäckig  und  verstockt 
gezeigt  hat  oder  nicht. 

^  Wenn  also  der  Beichtvater  von  dem  Belcht- 
klnde  erzählt,  es  habe  ihm  eine^ schwere  Sunde 
oder  einen  Reservatfall  gebeichtet ,  oder  er  habe 
dasselbe  nicht  absolviren  können ,  so  ist  das  eine 
Verletzung  des  Beichtgeheimnisses ;  berichtet 
er  aber  blos,  dass  X.  bei  ihm  gebeichtet  habe, 
so  liegt  für  die  Regel  eine  solche  nicht  vor,  da 
es  hierbei  sich  nicht  um  ein  Gehelmniss ,  wel- 


ches ihm  durch  die  Beichte  kund  gethan  wird, 
handelt. 

8  WeU  in  solchen  Fällen  eine  blosse  Mittbei- 
lung,  dass  Jemand  im  Geheimen  gebeichtet  habe, 
schon  zu  einem  bestimmten  Verdacht  über  den 
Inhalt  der  Beichte  führen  kann.  Z.  B«  ein  schon 
früher  bestrafter  Mensch  ,  von  welchem  bekannt 
ist,  dass  er  für  die  Regel  nicht  beichtet,  ist  eines 
Mordes  dringend  verdächtig,  und  hat  am  Tage 
des  Mordes  im  Geheimen  eine  Beichte  abgelegt. 
Würde  der  Beichtvater  dies  erzählen  ,  sp  könnte 
dadurch  der  Verdacht  des  Mordes  gegen  diese 
Person  leicht  verstärkt  werden« 

0  Die  herrschende  Meinung  stellt  dem  wirk- 
lichen Beichtvater  jeden ,  sei  es  Geistlicben  oder 
Laien  gleich ,  welchen  der  Beichtende  bona  flde 
als  einen  solchen  betrachtet  hat,  Schmalz- 
grueber  n.  64;  Tappehorn  8.  267^  nament- 
lich, wenn  er  durcb  Vorspiegelang  zu  einer  sol- 
chen Annahme  bewogen  worden  ist,  Ferraris 
n.  7;  Tappehorn  S.  257;  Lorinser  S.  36^ 
Wildt  S.  |251.  253.  Dagegen  beschränkt 
München  2, 679  dies  auf  den  Fall,  in  welchem 
sich  Jemand,  obwohl  er  nicht  Priester  ist,  hona 
flde  für  einen  solchen  hält  Indessen  ist  die 
Pflicht  nur  dem  Beichtvater  als  solchem  auferlegt, 
demjenigen,  welcher  nicht  die  Fähigkeit  hat,  das 
Busssakrament  zu  spenden ,  kann  also  auch  die 
Verpflichtung  nicht  treffen.  Nur  darüber  lässt 
sich  streiten,  ob  allein  derjenige  Beichtvater. 
welcher  die  erforderliche  Jurisdiktion  und  Ap- 
probation besitzt,  oder  nicht  auch  jeder  Priester, 
welcher  ohne  die  gedachten  Voranssetzungen 
Beichte  hört,  der  Verordnung  des  Lateranen- 
sischen  Konzils  unterworfen  ist.  Meines  Erachtens 
besteht  auch  für  den  letzteren ,  sofern  er  nicht 
ausnahmsweise,  z.  B.  in  articulo  mortis  funglrt. 
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welchem  der  Pdnitent  sieh  wegen  der  Losspreehang  von  einem  Reservatfall  vorstellen 
mns8  oder  an  welchen  der  Beichtvater  selbst  sich  deswegen  gewendet  hat^,  ob. 

Vielfach  wird  aber  die  Pflicht  darüber  hinaus  aasgedehnt:  1.  auf  den  Beichten- 
den in  Betreff  desjenigen ,  was  ihm  der  Beichtvater  mitgetheilt^,  2.  auf  den  Dolmet- 
seher,  dessen  sich  der  Beichtende  etwa  bei  seiner  Beichte  bedient ',  3.  auf  denjenigen, 
welchen  der  Beichtende  über  die  Ablegang  der  Beichte  vorher  am  Kath  gefragt^, 
4.  welcher  zufällig  oder  absichtlich,  z.  B.  durch  Anhören  der  von  einem  anderen 
abgelegten  Beichte  oder  durch  Lesen  des  von  dem  Beichtenden  gebrauchten,  zurück- 
gelassenen oder  verlorenen  Schriftstückes  von  dem  Inhalt  Eenntniss  erlangt^,  5.  auf 
den  Gelehrten  oder  Theologen,  welchen  der  Beichtvater  seinerseits  mit  Erlaubniss 
des  POnitenten  in  einem  schwierigen  Falle  konsultirt<*,  endlich  6.  auf  denjenigen, 
welcher  durch  einen  Beichtvater  wegen  eines  Bruches  des  Beichtgeheimnisses  seitens 
des  letzteren  von  einer  Beichte  Kunde  erhalten  hat^. 

Bei  dieser  Ausdehnung  ist  aber  übersehen,  dass  das  positive  Gesetz  der  Kirche, 
der  Lateranensische  Kanon,  allein  in  Betreff  des  Beichtvaters  eine  positive  Rechts- 
pflicht statuirt  hat^,  die  letztere  also  nicht  über  den  vom  Gesetz  in  Betracht  gezo- 
genen Thatbestand  hinaus  erweitert  werden  kann  ^.  Die  Pflicht  ist  eine  Amtspflicht 
des  Beichtvaters  als  solchen.  Alle  erwähnten  Fälle  unterstehen  daher,  da  es  sich  in 
Omen  nicht  um  den  letzteren  handelt ,  dem  Rechte  und  der  Pflicht  des  Beichtsiegels 
nicht.  Die  Verletzung  des  Geheimnisses  durch  die  gedachten  Personen  wird  sich 
freilich  fast  immer  als  eine  ethisch  verwerfliche  Handlung  darstellen ,  sie  wird  selbst 


diese  Pflicht  nicht,  denn  auch  ein  solcher  ist 
nicht  Beichtvater,  nicht  fähig,  das  Sakrament 
gflltig  zn  spenden.  Selbstveiständlich  ist  aber, 
diis  jeder  Kleriker,  gleichviel  ob  Diakon  oder 
Priester,  welcher  unberechtigter  Weise  Beichte 
bort,  disziplinarisch  arbiträr  bestraft  werden 
kann,  nnd  dass  dabei  als  erschwerende  üm- 
itinde  die  YorspiegelnDg  der  Berechtigang  nnd 
der  durch  die  Mittheilang  einer  solchen  Beichte 
begangene  Yertranensbruch  in  Betracht  gezogen 
Verden  müssen.  Nicht  minder  würde  gegen 
Iiien  in  dergleichen  Fällen  wegen  der  Anmassung 
kirchlicher  Amtshandlangen  nnd  wegen  Yeran- 
ekrangdes  Sakramentes  mit  der  kirchlichen  Straf- 
und  Zaehtgewalt  vorgeschritten  werden  können. 

^  Denn  dieser  steht  insoweit  dem  Beichtvater 
leehüich  gleich,  weil  er  nnr  von  den  Reservaten 
absolviren  kann.  Darüber  herrscht  anch  Ein- 
rtimmigkeit. 

'  Or  an dler  in  cit.  Arch.  4, 81.  Dagegen  aber 
Sehmalzgrneber  n.  65;  Phillips  $.243; 
Tappehorn  S.  268;  Wildt  S.  253.  Dass  er 
sBs  anderen  Gründen,  z.  B.  ans  Ehrfurcht  vor 
dem  Sakrament  oder  mit  Rücksicht  anf  den 
Priester  ethisch  dazn  verpflichtet  sein  kann,  ge- 
hört nicht  hierher. 

'  Schmalgrueber  n.  64;  Ferrari  sn.  7; 
Grfindler  S.  81;  Tappehorn  S.  258;  Lo- 
rinser  S.  BS;  Wildt  S.  262,  wobei  manche 
da  dtirten  dies  anf  Jeden,  welcher  bei  dem 
Akte  des  Beiehtens  Mithülfe  geleistet,  z.  B.  den- 
jenigen, welcher  die  Beichte  des  Stummen  auf- 
geschrieben hat,  ausdehnen. 

*  Sehmalzgrneber  1.  c;  Ferraris  n.  8; 
Tappehorn  S.  258. 

Hinsehiai,  Kirchenrecht  IV. 


s  Sehmalzgrneber  1.  c;  Ferraris  n.  7; 
Wildt  S.  252;  Tappehorn  S.  268;  Lo- 
rinserS.  38.  Dagegen  Gründler  S.  81. 

e  Ferrarisn.8;  Gründler  S. 81 ;  Tappe- 
horn S.  268;  Wildt  S.  252. 

7  Sehmalzgrneber  1.  c  ;  Ferrarisn.7; 
Tappehorn  S.  258;  Lorinser  S.  38. 

0  Das  ergiebt  schon  die  angedrohte  Strafe  der 
Deposition ,  welche  auf  die  im  Text  unter  1  bis 
6  aufgeführten  Fälle,  wenn  es  sich  um  Laien 
handelt,  gar  nicht  anwendbar  ist. 

B  Gegen  diese  Ausdehnung  auch  München 
2,  699,  welcher  die  Verbindlichkeit  zur  Wah- 
rung des  Geheimnisses  auf  die  allgemeine 
Ohristenpflicht  und  die  Pflicht  zur  Hochhaltung 
des  Busssakramentes  gründet.  Auch  Phillips 
erkennt  dies  indirekt  an ,  wenn  er  die  zu  2.  4 
und  6  bezeichneten  Personen  wegen  Verletzung 
des  Geheimnisses  nur  mit  arbiträren  Strafen  be- 
legt wissen  will.  Lorinser  S.  39  nimmt  im 
Fall  3  und  für  denjenigen ,  welcher  ein  schrift- 
liches Beichtbekenntniss  liest,  nur  eine  natür- 
liche Pflicht  an,  Tappehorn  S.  258  ebenso  für 
den  letzteren  Fall,  wenn  die  Schrift  nicht  als  zur 
Beichte  gehörig  anzusehen  sei. 

Was  speciell  den  zuerst  gedachten  Fall  be- 
trifift ,  80  besteht  das  Beichtoiegel  freilich  nicht 
ausschliesslich  Im  Interesse  des  Beichtkindes, 
sondern  auch  im  Interesse  der  Kirche.  Aber  an 
sich  ist  Niemand  verpflichtet,  seine  Sünden  ge- 
heim zu  halten.  Wie  er  sie  vor  der  Beichte  Jedem 
offenbaren  kann,  darf  er  sie  auch  nach  derselben 
kund  thun. 
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unter  Umständen,  z.  B.  wenn  darin  eine  Veranehrang  des  Sakramentes  liegt,  der  dis- 
ziplinarischen Bestrafung  unterzogen  werden  können ,  aber  unter  das  Verbot  des 
Konzils  fiült  sie  nicht. 

Die  Pflicht  zur  Bewahrung  des  Beichtgeheinmisses  bedingt  es,  dass  der  Beicht- 
vater weder  direkt  noch  indirekt  ^  Aber  das  ihm  durch  die  Beichte  bekannt  Oewor- 
dene  irgend  etwas  verlauten  Iftsst  oder  kund  giebt.  Er  darf  davon  nur  insofern  Ge- 
brauch machen ,  als  die  eben  gedachte  Grenze  nicht  überschritten  wird.  £r  kann 
wohl  für  das  Heil  des  Pönitenten  beten ,  aus  Anlass  der  Beichte  seine  EenntmBse 
durch  Studiren  oder  Rathserholung  Aber  schwierige  Fälle,  welche  ihm  unterbreitet 
worden  sind,  vervollständigen,  sein  künftiges  Verfahren  nach  den  gemachten  Erüüi- 
rungen  einrichten,  in  seinen  Predigten  die  in  der  Gemeinde  vorgekommenen  BIIb- 
den,  welche  regelmässig  begangen  werden,  im  allgemeinen  berühren  und  besprechen^, 
ja  selbst  einer  aus  der  Beichte  bekannt  gewordenen ,  ihn  bedrohenden  Gefahr  oder 
Beschuldigung  ausweichen,  sofern  nach  der  Sachlage  ein  nothwendiger  Zusammen- 
hang zwischen  seinem  Benehmen  und  der  Beichte  nicht  zu  erkennen  ist^.  Anderer- 
seits ist  er  aber  nicht  berechtigt,  auch  nur  ausserhalb  der  Beichte  mit  dem  Beicht- 
kinde, ohne  dass  dieses  es  verlangt,  tlber  dessen  Beichte  zu  sprechen^,  ebensowenig 
mit  Personen,  deren  Sttnden  er  durch  die  Beichte  eines  anderen  kennen  gelernt  hat, 
darüber  zu  verhandeln  oder  sie  zurechtzuweisen  ^ .  Er  darf  femer  nicht,  wenn  er  amgleieh 
die  Mrchliche  iurisdictio  besitzt  oder  später  erworben  hat,  bei  der  Verwaltung  der- 
selben von  dem,  was  er  als  Beichtvater  erfahren  hat,  Gebrauch  machen®,  so  z.  B. 


1  Durch  Mittheilungen,  welche  wegen  ihres 
Inhaltes  auf  das  in  der  Beichte  Geoffenbarte 
schliessen  lassen,  wenn  er  z.  B.  unter  den  meh- 
reren seiner  Pönitenten  einen  besonders  lobt, 
weil  dieser  blos  lässliche  Sünden  begangen  habe, 
oder  durch  Zeichen ,  z.  B.  wenn  er  durch  seine 
Mienen  und  Geberden  bei  der  Beichte  bei  den 
Umstehenden  den  Verdacht  erregt,  dass  eine 
schwere  Sunde  gebeichtet  wird ,  ferner  nach  der 
Beichte  sein  Benehmen  gegen  das  Beichtkind  in 
auffalliger  Welse  ändert. 

3  Dabei  ist  aber  alles  zu  yermeiden ,  woraus 
geschlossen  werden  könnte,  dass  er  seine  Kennt- 
niss  lediglich  durch  die  Beichte  gewonnen  hat. 

Ein  Dekret  der  Gougr.  oonc  v.  18.  November 
1681  untersagt  den  Missionspriestem  die  ihnen 
durch  die  Beichte  bekannt  gewordenen  Sünden 
auch  nur  im  Allgemeinen  dem  Pfarrer,  um  Ihn 
zu  energischerer  Seelsorgethätigkelt  zu  veran- 
lassen ,  zur  Anzeige  zu  bringen ,  Tappehorn 
S.  260. 

3  Ausführlicheres  darüber  bei  F  e  r r  a  r  i  s  n.  14 ; 
Münchens.  703. 

^  Schmalzgrueber  n.  67.  Wenn  Mün- 
chen S.  700  meint,  dass  hierin  keine  Ver- 
letzung des  Beichtsiegels  läge,  vielmehr  die  TJn- 
erlaubtheit  daraus  folge,  dass  der  Beichtvater  von 
seiner  Kenntniss  nur  einen  beichtsakramentnlen, 
keinen  andern  Gebrauch  machen  dürfe,  so  über- 
sieht er ,  dass  das  letztere  einzig  und  allein  die 
Folge  des  Beichtsiegels  ist. 

^  Schmalzgrueber  n.  66.  Auch  dann  nicht, 
wenn  ihm  das  Beichtkind  die  Erlaubniss  dazu 
gegeben  hat,  in  Betreff  des  Mitschuldigen  des 
letzteren,  Benedict.  XIV.  de  syn.  dioec.  VT. 


11.  n.  1. 1.  f.  S.  auch  die  o.  S.  122.  n.  1  ange- 
führten drei  Konstitutionen  Benedlkt's  XIV., 
welche  hier  insofern  in  Betracht  konunen,  als  sie 
den  Beichtvätern  verbieten ,  von  den  Beicht- 
kindern die  Namen  der  Mitschuldigen  zu  erfor- 
schen ,  um  dann  gegen  sie  einschreiten  zu  kön- 
nen.   Vgl.  femer  Münchens.  701. 

6  c.  2  (Eugen  III.?  o.  Alexander  lU.?  Jaff^ 
ed.  I.  n.  9092)  X.  de  off.  lud.  ordin.  I.  31 :  ^ 
sacerdos  sciat  pro  certo ,  aliquem  ease  reom  ali- 
cuius  ciiminis  vel  si  confessus  fuerit ,  et  eraen- 
dare  voluerit ,  nisl  iudiciario  ordine  quis  probare 
possit,  non  debet  eum  arguere  nominatim,  sed 
indeterminate,  sicut  dixit  Christus:  Unus  vestrum 
me  traditums  est  Sed,  si  ille,  cul  damnnm 
illatum  est ,  petierit  iustltiam ,  potest  exeommu- 
nicare  auctorem  damni ,  licet  etiam  ei  confessus 
fuerit.  Sed  tarnen  non  nominatim  potest  eum 
removere  a  oommunione ,  licet  sdat  eum  esse 
reum,  quia  non  ut  iudex  sdt  sed  ut  deos.  Sed 
debet  eum  admonere,  ne  se  ingerat,  quia  nee 
Christus  Judam  a  communione  removit%  bezieht 
sich,  wie  der  Ausdruck  ut  deua  zeigt,  aof  die 
Privatbeichte,  so  auch  die  herrschende  Annahme, 
s.  Gonzalez  Teiles  ad  c.  2.  cit.  ;  Gründler 
S.  87;  Phillips  a.a.  0.;  München  S.  702. 
Dagegen  allerdings  Andres,  neues  Arch  d. 
Criminalrechts  1,  575  u.  Glück,  Pandekten  22^ 
171.  Dass  hier  doch  ein  gewisser  Gebrauch  de* 
in  der  Beichte  Erfahrenen  gestattet  wird ,  kann 
nicht  auffällig  sein ,  wenn  man  erwägt ,  dass  die 
Stelle  einer  Zeit  angehört ,  in  welcher  die  heu- 
tige Lehre  der  katholischen  Kirche  nach  nicht 
zum  vollen  Abschluss  gelangt,  und  das  Beicht- 
geheimniss  noch  nicht  durch  ein    allgemeiDCS 
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bd  der  Besetznng  von  Aemtern  einen  anf  die  erwähnte  Weise  ihm  als  unfähig  be- 
kannten Kandidaten  von  der  Befördemng  ansschliessen  ^j  gegen  eine  beabsichtigte 
Bheeingehnng  nicht  wegen  ihm  so  kundgegebener  Ehehindemisse  einschreiten '. 

Dasjenige y  was  der  Beichtvater  zwar  durch  die  Beichte,  aber  zugleich  auch 
aaderweitig,  sei  es  vorher  oder  nachher,  erfahren  hat,  steht  nicht  unter  dem  Beicht- 
aiegel^. 

Die  Pflicht,  dasselbe  zn  bewahren,  besteht  auch  über  den  Tod  des  Pönitenten 
hiiaos  *. 

Ob  der  letztere  den  Beichtvater  von  der  Beobachtung  des  Beichtgeheimnisses 
wirksam  entbinden  kann,  ist  streitig.  Einerseits  wird  dies  schlechthin  verneint^, 
aadereiseits  unter  der  Voraussetzung  bejaht,  dass  der  Beichtende  eine  ausdrückliche, 
lieht  blos  stillschweigende  Erlaubniss  —  deren  Widerruf  ihm  übrigens  jeder  Zeit 
freistehen  soll'  —  vollkommen  frei  und  ohne  irgend  welche  Beeinflussung  ertheilt 
hat^,  wtkrend  räie  Mittelmeinung  ausser  der  Einwilligung  des  POnitenten  noch  das 
Vorliegen  eines  guten  Zwecks  oder  einer  erheblichen  Ursache  verlangt^.  Da  in- 
dessen die  Pflicht  znr  Wahrung  des  Beichtgeheimnisses  nicht  blos  im  Interesse  des 
Beichtenden  eingeführt  ist,  so  hat  der  letztere  nicht  die  Macht,  den  Beichtvater  von 
der  Beobachtung  desselben  zu  entbinden,  und  es  erscheint  die  ausnahmslose  Ver- 
neinung der  Frage  um  so  gerechtfertigter,  als  die  entscheidende  Vorschrift,  das  La- 
teranensisehe  Konzil,  selbst  keine  Ausnahme  zugelassen  hat  ^. 


KirehengeaeU  gesichert  war.  Uebilgens  haben 
•aek  nach  Erlaas  desselben  gerade  über  den  hier 
ftaglieken  Punkt  KontxOTorsen  bestanden,  s. 
Sehmalsgrneber  n.  69.  Diese  sind  eist 
dueh  Dekret  Clemens'  VIIL  t.  26.  Mai  1Ö94: 
^Tam  luperiores  pro  tempore  existentes  quun 
«osfessaiii  qni  postea  &d  snperioritatis  gradnm 
foennt  promoti ,  caveant  diligentissimei  ne  ea 
notitia  quam  de  aliornm  peccatis  in  confessione 
babiterint,  ad  exteriorem  gabemationem  utantar 
. . .  Atqne  ita  per  qnoscnmqae  regolanam  snpe- 
dons  obserrari  mandamns^  und  dorch  Dekret  d. 
C«ii^.  offtc.  ▼.  18.  Noyembei  1682:  „Ne  quis 
pabliee  ant  privatim  doceat  ant  defendat  lioere 
oü  adentia  ex  confessione  aeqnisita  cnm  giara- 
süne  poenitentis,  qnamris  sedaderetar  qnae- 
cBBiqae  eins  revelatio  et  qnamTis  mnlto  majus 
gtaTaraen  eioBdempoenitentis  ex  non  nsu  seqne- 
setni,  mandans  etlam  nniversis  poenitentiae  mi- 
Bistds,  nt  a  tali  doctrina  in  prazim  dedncenda 
piDtsns  abstineant^  (Ferraris  n.  13)  entschie- 
den worden. 

Nidit  die  PriYatbeichte  betreifen  das  mehrfach 
angeföhrte  e.  3  (e.  6.  Gaith.  VIL  a.  419  o.  c.  132. 
133  cod.  eoeles.  African.)  C.  VI.  qu.  3;  ebenso- 
wenig c.  5  (Alex.  III.).  X.  de  adult  V.  16  (wozn 
noch  zu  vgLQrfindler  S.  89> 

1  Schmalzgrneber  n.  70:  München 
2,  702. 

2  Schmal zgrneberl.  c. ,  wo  noch  weitere 
Beispiele. 

^  Weil  er  dann  nicht  blos  dnrch  die  Beichte 
davon  Kunde  hat  S.  auch  Tappehornä  2Ö1 
•ndLorinser  &40. 

*  Da  einmal  noch  nach  dem  Tode  der  gute 
Ruf  des  Verstorbenen  gefährdet  werden  könnte, 


und  femer  das  Beichtsiegel  anoh  im  Interesse 
der  Kirche  besteht.  Streit  herrscht  in  dieser  Be- 
ziehung nicht. 

5  Gründler  S.  101;  München  2,  690. 

^  Ferraris  n.  18;  Tappehorn  S.  251; 
Lorinser  S.  37;  Wildt  S.  251. 

"^  So  in  Anhalt  an  Thomas  von  Aquino 
suppl.  III.  part  qu.  11.  o.  4  u.  A.  Schmal z- 
grueber  n.  62.  Phillips  a,  a.  0.;  Perma- 
neder  S.  636;  Lorinser  S.  36.  37,  die  you 
Gründler  a.  a.  0.  citlrten. 

8  Ferraris  n.ia  19;  Tappehorn  S.  251, 
Dagegen  genügt  es  nach  Wildt  S.  251 ,  wenn 
von  der  Erlaubniss  kein  Gebrauch  gemacht  wird, 
welcher  zu  Aergemiss  Veranlassung  giebt 

9  Es  wäre  daher  nur  eine  Lösung  der  unbe- 
dingt bestehenden  Pflicht  des  Beichtvaters 
(Bd.UI.  S.  827)  rechtlich  denkbar.  Darüber,  wer 
dazu  etwa  berechtigt  wäre,  fehlt  es  aber  auch  an 
einer  Vorschrift  Der  Beichtvater  als  solcher  hat 
sicherlich  nicht  das  Recht  dazu ,  nach  allgemei- 
nen Grundsätzen  könnte  vielmehr  der  Papst 
allein  dazu  befugt  sein  (s.  a.  a.  0.  S.  825). 
Diesem  müsste  der  Beichtvater  indessen  erst  den 
Fall  zur  Prüfung  und  Entscheidung  unterbreiten, 
um  die  Lossprechung  von  seiner  Verbindlich- 
keit zu  erhalten,  dadurch  würde  er  aber  schon 
stets  das  Beichtsiegel  verletzen ,  und  eine  nach- 
trägliche Heilung  dieser  Verletzung  ausgeschlos- 
sen bleiben,  wenn  der  Papst  die  Entbindung 
von  der  Pflicht  ablehnt. 

Ein  praktisches  Bedürfniss  zu  dieser  Aus- 
nahmeliegt übrigens  auch  gar  nicht  vor.  Will  der 
Beichtende,  dass  seine  Beichte  bekannt  werde, 
so  kann  er  den  Inhalt  derselben  selbst  offenbaren 
oder  dem  Beichtvater  die  betreffenden  Eröff- 
nungen nochmals  ausserhalb  der  Beichte  machen 
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Demnach  darf  der  Beichtvater  in  keinem  Falle  etwas  Aber  die  bei  ihm  abgelegte 
Beichte  verlautbaren.  Das  gilt  selbst  dann,  wenn  fUr  den  Beichtenden  kein  Nach- 
theil daraus  entsteht^,  wenn  er  durch  die  Beichte  von  der  bevorstehenden  Yerflbung 
eines  Verbrechens  Kenntniss  erhalten  hat  ^ ,  wenn  die  Entdeckung  des  Gebeichteten  fftr 
das  Wohl  der  Kirche  oder  des  Staates  von  der  erheblichsten  Wichtigkeit  wftre^,  wenn 
er  durch  die  Beobachtung  des  Beichtsiegels  sich  selbst  der  grössten  Oefahr  oder  den 
schwersten  NachtheUen  aussetzen  würde  ^.  Ebensowenig  darf  er  auf  Erfordern  der 
Eirchenbehörden  oder  einer  anderen,  insbesondere  der  staatlichen  Obrigkeit,  wie 
z.  B.  des  Richters^,  etwas  ttber  den  Inhalt  der  Beichte,  z.  B.  als  Denunziant  oder 
Zeuge  angeben  ^. 

Das  Lateranensische  Konzil  bedroht  die  Verletzung  des  Beichtsiegels  mit  der 
Deposition  und  strenger  Einsperrung  zu  ewiger  Busse  in  ein  Kloster  7.  Die  Strafen 
sünd/erendae,  nicht  latae  smtenüaeK  Sie  treffen  allein  den  Beichtvater',  und  sind 
ausserdem  nur  anwendbar,  wenn  derselbe  vorsätzlich  ^^  die  ihm  gebeichteten  Sflnden, 
gleichviel  ob  Tod-  oder  Iftssliche  Sflnden  ^^  und  zwar  einem  anderen  als  dem  Beich- 
tenden ^2  selbst  durch  Wort  oder  Zeichen  direkt  oder  indirekt  kund  gethan  hat  Die 
Deposition ,  welche  an  sich  die  Amtsentsetzung  und  die  UnfUiigkeit  zu  anderweiter 


und  ihn  zu  weiteren  Mittheilungen  darüber  er- 
mächtigen. 

1  Dagegen  Gründler  S.  100. 

2  A.  M.  z.  B.  J.  H.  Boehmer  J.  R  P.  V.  38. 

§.50.  S.  aber  Gründler  S.  97;  München  2, 
92. 

8  Ueber  diese  Frage  ausführlich  Gründler 
S.  103.  Wegen  des  Stieites  der  Jesuiten  mit  der 
Pariser  Akademie  1.  J.  1611  über  die  Verpflich- 
tung, ein  selbst  durch  Beichte  zur  Kenntniss  ge- 
langtes Vorhaben  eines  Konigsmordes ,  einer 
Majestätsbeleidigung  oder  einer  Yerschvörung 
zur  Anzeige  zu  bringen,  daselbst  S.  106. 

*  Also  einer  Gefangnissstrafe  oder  gar  dem 
Tode.  Ueber  Märtyrer  des  Beichtgeheimnisses 
s.  Tappehorn  S.  263. 

6  c.  13  (Honor.  III.)  X.  de  exe  privüeg.  V.  31 
Torbietet  solche  Aufforderungen  an  die  Beicht- 
Täter  und  Anwendung  von  Zwang  gegen  die- 
selben. 

0  In  solchen  Fällen  hat  er  seine  Weigerung 
auf  das  Beichtgeheimniss  zu  stützen.  Wenn 
mehrfach  behauptet  wird ,  der  Geistliche  dürfe 
in  diesen  Fällen  erklären ,  er  wisse  nichts,  und 
eine  derartige  Aussage  auch  nothigenfalls  vor  Ge- 
richt beschwören  ,  weil  hierin ,  da  er  die  Kennt- 
niss nur  als  Stellvertreter  Gottes,  nicht  als 
Privatperson  besitze ,  keine  reservatio  mentalis 
läge,  Tappehorn  S.  263,  Lorinser  S.  37, 
so  geht  die  Denunziations-  und  Zeugenpflicht 
auf  Alles,  was  eine  Person  weiss,  gleichviel,  aus 
welcher  Quelle  ihr  Kunde  geworden  ist,  und  da- 
her würde  ein  solches  Verhalten  nach  den  Be- 
griffen des  Strafrechts  dem  Geistlichen  eine  Ver- 
urtheüung  wegen  Meineids  zuziehen  können. 

Es  ist  auch  keine,  nicht  einmal  eine  indirekte 
Ausnahme  (so  J.  H.  Boehmer  1.  c  ^  47),  dass 
das  Breve  Gregor's  XV. :  Universi  dominici  y. 
30.  August  1622.  $.  7  (Ferraris  s.  v.  sollici- 
tatio)  und  die  const.  Benedicti  XIV. :  Sacramen- 
tum  poenitentiae  v.  1.  Juni  1741.   $.  2.  (bull. 


cit.  1,  23)  den  Beichtvätern  einschärfen,  dass 
sie  ihre  Beichtkinder,  wenn  diese  jbn&k  über  die 
sollidtatio  ad  turpia  eines  Priesters  (d.  h.  über 
unzüchtiges  Verhalten  desselben  gegen  Beicht- 
kinder bei  der  Beichte  oder  im  Zusammenhang 
mit  dieser)  etwas  in  der  Beichte  kund  thun,-  an- 
halten sollen,  den  schuldigen  Priester  zu  denun- 
ziren.  Der  Ponitent  kann  das  Beichtgeheimniss 
nicht  verletzen ,  und  der  Beichtvater  würde  dies 
auch  in  anderen  Fällen  nicht  thun ,  wenn  er  die 
Beichtkinder ,  wo  dies  sittlich  geboten  ist ,  ver- 
pflichtet, Ton  gewissen  strafbaren  Handlungen 
Anzeige  zu  machen. 

T  S.  0.  S.  127.  n.  2. 

s  Das  ergiebt  der  Wortlaut  des  o.  12  cit.  Die 
Doktrin  ist  auch  darüber  einig,  Beiff  enstnel 
V.  3&  n.  9;  Sohmalzgrueber  n.  79;  Fer- 
raris n.  28. 

9  Nur  diesem  sind  sie  im  Gesetze  angedroht. 
Daher  erklären  auch  alle,  welche  die  eigentliche 
Pflicht  des  Beichtgeheimnisses  anderen  Personen 
auferlegen  (s.  o.  S.  129),  dass  bei  Verletzung 
desselben  durch  die  letzteren  nur  poenae  erbi- 
trariae  anwendbar  seien,  s.  z.B.  Reiff  enstnel 
n.  0;  Sohmalzgrueber  n.  80;  Ferraris 
n.  30. 

^  So  die  communis  opinio.  Man  beruft  eich 
dafür  auf  das  Wort  „praesumpserit^  in  c.  12.  eit., 
Reiffenstuel  n.  7;  Schmalzgrueber 
n.80;  Ferraris  n.  33. 

^^  Also  nicht  andere  Mittheilungen,   welche 
ihm  durch  die  Beichte  bekannt  geworden  sind, 
weil  c.  12  nur  von  „peccatum^  spricht,  Reiffen- 
stuel  n.  6;    Schmalzgrueber,   Ferraris 
11.  cc. ;  München  2,  692. 

12  Weil  der  Begriff  des  in  c.  12  cit.  geforderten 
revelare  in  dem  Falle ,  dass  der  Beichtvater  mit 
dem  Beichtkinde  auch  wider  Willen  des  letzteren 
über  die  Sünden  desselben  spricht,  nicht  Tor- 
liegt,  Reiffenstuel  n.8;  Schmalzgrueber 
n.  80;  Ferraris  1.  c.  n.  34. 
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Verwaltung  der  Sakramente.  Die  Busse. 
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AnBteUnng  im  Kirchendienst  nmfasstS  ist  gegen  bloBse  Priester  ohne  Amt  oder  Bene-* 
fixinm  allein  in  der  Weise  möglich,  dass  ihnen  ftlr  immer  die  Berechtigong  entzogen 
wird,  die  priesterlichen  Funktionen  ansznflben  2.  Die  angedrohte  Einsperrung  in  ein 
Kloster  hatte  einmal  den  Zweck ,  die  wirkliehe  Uebemahme  und  VoUfbhrang  der 
Biunleistangen  durch  den  Verurtheilten,  andererseits  aber  auch  den  Lebensunterhalt 
desselben  zu  sichern  3.  Da  aber  in  der  Jetztzeit  die  katholische  Kirche  in  den 
modernen  Staaten  keine  Freiheitsstrafen  verhftngen  darf^,  so  bleibt  höchstens  statt 
derselben,  wo  und  soweit  dies  zulässig ,  die  Verweisung  in  eine  Demeriten- Anstalt 
zur  Uebemahme  yon  Bussleistungen  llbrig  ^ 

In  allen  flbrigen  Fällen  der  Verletzung  des  Beichtsiegels  durch  den  Beichtvater, 
wemi  sie  z.  B.  ans  Unachtsamkeit  (culpa) ,  oder  gegenüber  dem  Beichtenden  oder 
dnreh  Offenbarung  anderer  Hittheilungen  als  der  erwähnten,  erfolgt  ist,  kann  nur 
eme  arbiträre,  geringere,  als  die  erwähnte  Strafe,  z.  B.  suspensio  ab  ordine  auf  Zeit, 
gegen  ihn  verhängt  werdend 

Die  von  der  katholischen  Kirche  entwickelten  Grundsätze  über  das  Beichtsiegel 
sind  seit  dem  Ifittelalter  in  Deutschland  auch  als  staatlich  bindendes  Recht  anerkannt 
worden,  ja  unter  der  Herrschaft  des  seit  dem  15.  Jahrhundert  entwickelten  Staats« 
kirehenthums  hat  man  mit  Rücksicht  darauf,  dass  die  Handhabung  der  kirchlichen 
Disaplinargerichtsbarkeit  an  eine  weitgehende  Kontrole  und  Mitwirkung  des  Staates 
gebunden  worden  ist,  staatlicherseits  besondere  Strafvorschriften  gegen  die  Ver- 
letinig  des  Beichtgeheimnisses,  ^allerdings  unter  gleichzeitiger  Einbeziehung  der 
bei  der  Amtsverwaltung  dem  Oeistlichen  überhaupt  gemachten  lißttheilungen  erlassen^, 


>  Kober,  Deposition  S.  26.  184. 

>  Anden  laut  sich  bei  einem  solchen  du 
ofllcio  sscerdotali  deponere  nioht  realifliren.  Dass 
aber  damit  blosse  Inbabilitat,  beichtzahdreo, 
gemeint  sei  (so  L  0  r  i  n  s  e  r  S .  43) ,  widerspricht 
dem  Wortlant  des  c.  i%  cit. 

Wenn  von  den  S.  127.  n.  2  citirten  Konzilien 
Trier  1227,  Köln  1279  nnd  Lambeth  1330  die 
Strafe  als  degradatio  honoris  nnd  degradari  be- 
zeidmen,  so  ist ,  wie  ihr  weiterer  Wortlant  er- 
giebt,  damit  nicht  die  Degradation  im  späteren 
vnd  heutigen  Sinne  gemeint. 

*  Die  in  c  2.  Dist.  VI.  de  poenit.  angedrohten 
Strafen  der  Infamie  nnd  des  ewigen  Exils  (s. 
8. 126.  n.  7),  Ton  denen  München 2,  699  noch 
die  erstere  für  praktisch  hält,  würden  selbst 
dann,  wenn  die  Herkunft  der  Stelle  bekannt  nnd 
ikie  frfihere  allgemeine  Gesetzeskraft  sieher  ge- 
stellt wäre,  durch  c.  12  eil  aufgehoben  sein,  wie 
dies  Behon  die  Aelteren ,  Relffenstueln.  3; 
S  eh  mal  z  g  r  u  e  b  e  r  n.  79 ,  mit  Recht  bemerkt 
baben. 

*  S.  darüber  unten  im  Strafirecht  Wenn  da- 
her selbst  noch  Phillips  a.  a.  0.  in  Uebereln- 
itimmung  mit  Reiffenstuel  c.  37.  n.  111; 
Sehmal zgrueber  n.  79  bemerkt,  dass  an 
Stelle  der  Verweisung  in  ein  Kloster  längeres 
oder  k&rzeres  Geflngniss  getreten  ist,  so  ent- 
spricht dies  nicht  dem  heutigen  Stande  der 
Dinge. 

^  8.  darüber  gleichfalls  unten  im  Strafrecht. 

*  Vgl.  die  Anführungen  in  AnuL  10  S.  132. 
Dass  die  Verletzung  des  Beichtgeheimnisses 

dureh  den  BeiohtTster  ein  kirchliches  Disziplinar- 


vergehen bildet  und  daher  der  kirchlichen 
Disziplinargerichtsbarkeit  unterliegt ,  bedarf 
keines  weiteren  Beweises.  Die  älteren  Kano- 
nisten  behandeln  trotzdem  die  Frage  ausführlich, 
ob  die  Bestrafung  vor  den  weltlichen  oder  geist- 
lichen Richter  gehöre,  und  indem  sie  wegen  der 
Sakramentalität  der  Beichte  das  Vorliegen  einer 
res  spiritualis  annehmen ,  gelangen  sie  zu  dem- 
selben Resultat ,  wobei  sie  die  weitere  Kontro- 
verse, ob  der  ordentliche  geistliche  Richter  oder 
die  Inquisition  einzuschreiten  habe,  zu  Gunsten 
des  ersteren  entscheiden,  Reiffenstuel  n.  9. 
10;  Schmalzgrueber  n.  81.82;  Ferraris 
n.  36.  36.  Im  Uebrigen  heben  sie  hervor ,  dass 
zum  Einschreiten  gegen  den  Beichtvater  keine 
Erlaubniss  des  Beichtkindes  erforderlich  sei, 
dass  zum  Beweise  testes  singulares  genügen,  so- 
wie dass,  wenn  der  Beichtvater  den  Einwand  er- 
hebt ,  das  Beichtkind  habe  ihm  die  Offenbarung 
des  Gebeichteten  erlaubt,  er  beim  Bestreiten  des 
letzteren  die  Beweislast  überkomme,  dagegen 
aber ,  wenn  ihn  ein  anderer  angeklagt  habe ,  da- 
von frei  sei,  Reiffenstuel  n.  9ff.;  Schmalz- 
grueber n.  83  ff.;  Ferraris  n.  37  ff. 

7  Preuss.  A.  L.  R.  U.  11.  $•  80:  „Was  einem 
Geistlichen  unter  dem  Siegel  der  Beichte  oder 
der  geistlichen  Amtsverschwiegenheit  anvertraut 
worden ,  das  muss  er  bei  Verlust  seines  Amtes 
geheim  halten"";  D.  20.  $.  600:  „GeistUche, 
welche  ausser  den  in  den  Gesetzen  bestimmten 
Fällen  (Tit.  11.  $.  82)  Geheimnisse,  die  ihnen 
unter  dem  Siegel  der  geistlichen  Amtsverschwie- 
genheit anvertraut  worden,  offenbaren,  sollen 
nach  Bewandtniss  der  Umstände  mit  wlllkühr- 
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und  diese  sind  erst  dnrch  das  Reichsstrafgesetzbach  beseitigt  worden  ^  Femer  wv 
anch  im  gemeinen  Straf)prozess  das  Becht  des  Beichtvaters  anerkannt  y  Aber  den  In- 
halt der  ihm  abgelegten  Beichte  das  Zengniss  ^  zu  verweigern ,  nnd  Anzeigen  in  Be- 
treff desselben  zu  unterlassen')  wenngleich  darflber  gestritten  wurde,  ob  dieses  Beoht 
ausnahmslose  Anerkennung  zu  beanspruchen  habe,  und  welche  etwaigen  Ansnalimeii 
davon  zu  machen  seien  ^.  unter  dem  Einflüsse  dieses  Streites  hat  die  deutsche  Parti- 
kulargesetzgebung  seit  dem  vorigen  und  in  diesem  Jahrhundert  vielfsch  die  Pflicht 
zur  Wahrung  des  Beiclitgeheimnisses  für  einzelne  Fälle  verneint^.  Auf  demadben 
Standpunkt  steht  auch  noch  die  heutige  Beichsgesetzgebung. 

Sie  erklärt  den  Geistlichen  sowohl  in  Bezug  auf  das  ihm  in  der  Beichte ,  wie 
auch  in  Bezug  auf  alles  bei  Ausübung  der  Seelsorge  Anvertraute  zur  Verweigerung 
des  Zeugnisses  in  Civil- <^  und  Strafsachen''  für  berechtigt.  Für  den  Civilprozess 
entfällt  aber  diese  Befugniss,  wenn  der  Geistliche  seiner  Verpflichtung  von  der  bo- 
theiligten Person  entbunden  worden  ist^.  Für  den  Stra^rozess  gilt  dies  nicht,  viel* 
mehr  hat  der  Geistliche  hier  seinerseits  lediglich  darflber  zu  befinden,  ob  er  Zeugniss 
ablegen  will,  und  wenn  er  sein  Zeugniss  nicht  verweigert ,  darf  ihn  der  Richter  nie- 
mals zurflckweisen^. 

Sodann  bestimmt  der  §.139  des  Beichsstrafgesetzbuches :  „Wer  von  dem  Vor- 
haben eines  Hochverraths ,  Landesverraths ,  Mflnzverbrechens ,  Mordes,  Baobcs, 
Menschenraubes  oder  eines  gemeingefährlichen  Verbrechens^^  zu  einer  Zeit,  in  wel- 
cher die  Verhütung  des  Verbrechens  möglich  ist,  glaubhafte  Kenntniss  erhUt  und  es 
unterlftsst,  hiervon  der  Behörde  oder  der  durch  das  Verbrechen  bedrohten  Person 
zur  rechten  Zeit  Anzeige  zu  machen,  ist,  wenn  das  Verbrechen  oder  ein  strafbarer 
Versuch  desselben  begangen  worden  ist,  mit  Gefängniss  zu  bestrafen.^  Eine  Aus- 
nahme von  dieser  Anzeigepflicht  ist  für  diejenigen  Fälle,  in  denen  die  Pflicht  zur 
Zeugnissablegung  ausgeschlossen  ist,  nicht  gemacht,  sie  gilt  daher  auch  für  diese  ^^ 


lieber  GeldboBse,  mit  Suspension  von  ihren 
▲mtsyerrichtungen  und  Einkauften  oder  Dienst- 
entsetzungbestraft werden^.  Anch  der  $.  155  des 
prenss.  Strafgesetzb.  t.  1851 :  ^edizinalpersonen 
nnd  deren  Oehülfen,  sowie  alle  Personen,  welche 
nnbefagter  Weise  Privatgeheimnlsse  offenbaren, 
die  ihnen  kraft  ihres  Amtes ,  Standes  oder  Ge- 
werbes auTertrant  sind ,  werden  mit  Ctoldbosse 
bis  zn  500  Thlm.  oder  mit  Oefingniss  bis  za 
diel  Monaten  bestraft^',  nmfasste  noch  die  Geist- 
lichen. 

i  $.  300,  welcher  dem  oit.  %,  155  nachgebildet 
ist,  begreift  die  Geistlichen  nicht  mehr. 

3  Heffter,  Lehrb.  des  gem.  deutsch.  Straf- 
rechts. 6.  AulL  S.  511. 

'  Weitere  Mittheilnngen  über  beides  ans  der 
gemeinrechtlichen  Literatur  bei  Gründler 
S.  94  ff. 

^  Sehr  viele  rechneten  hierher  den  Fall  der 
Genehmigung  des  Beichtkindes,  manche  auch  die 
S  132  zu  Anm.  1 — 3  gedachten,  Tgl.  Gründ- 
ler S.  97. 

5  Das  prenss.  A.  L.  R.  IL  11.  $$.  81.  82  bei 
der  Erlaubniss  des  Beichtkindes  und  für  die 
Falle,  dass  die  Offenbarung  nothwendig  ist,  um 
eine  Gefahr  vom  Staate  abzuwenden  oder  einem 
Verbrechen  oder  den   schädlichen  Folgen  des- 


selben vorzubeugen.  Weitere  NachweisuDgen  bei 
Gründler  S.  63  ff. 

8  Reichscivilprozess-Ordn.  %.  348:  ^nrVei^ 
Weigerung  des  Zeugnisses  sind  berechtigt :  . . . 
4.  Geistliche  in  Ansehung  desjenigen,  was  ihnen 
bei  Ausübung  der  Seelsorge  anvertraut  ist.  .  .  . 
Die  Vernehmung  der  Nr.  4.  5  bezeichneten  Per- 
sonen ist,  auch  wenn  das  Zeugniss  nicht  ver- 
weigert wird,  auf  Thatsaehen  nicht  zu  richten,  in 
Ansehung  welcher  erhellt,  dass  ohne  Verletzung 
der  Verpflichtung  zur  Verschwiegenheit  ein  Zeug- 
niss nicht  abgelegt  werden  kann''. 

7  Reichsstrafprozess-Ordn.  $.52:  „Zur  Ver- 
weigerung des  Zeugnisses  sind  femer  berechtigt : 
1.  Geistliche  in  Ansehung  de^enigeq,  wu  Ihnen 
bei  Ausübung  der  Seelsorge  anvertzant  isf . 

8  Beiohscivilprozess-Ordn.  ^  360:  «Die  im 
$.  348.  Nr.  4.  6  bezeichneten  Personen  dürfen 
das  Zeugniss  nicht  verweigern,  wenn  sie  von  der 
Verpflichtung  zur  Verschwiegenheit  entbunden 
sind". 

9  Löwe,  Kommentar  z.  ReichB-Str.-P.*0. 
3.  Aufl.  BerL  1882.   S.  252.  Nr.  8. 

10  Vgl.  dazu  Reichs.  Str.  G.  B.  $$  306--33a 
Es  gehört  hierher  z.  B.  die  Brandstiftung  nnd 
die  Gefahrdung  eines  Eisenbahntransportes. 

i^  So  das  Reichsgericht,  III.  Str.  Sen.  vom 
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und  deahalb   ist   aaoh  der  Beichtvater    der  Anzeigepflicht   des  §.   139  unter- 
worfen ^ 

Ebensowenig  können  dnrch  die  erw&hnten  Reiohagesetze  diejenigen  partiknlar- 
nchtliehen  Yorsehriften,  welche  ohne  die  Androhung  einer  Eriminalstrafe  eine  weiter 
gokende  Ajuseigepfiioht  als  die  eben  gedachte  festsetzen  ^ ,  fClr  aufgehoben  erachtet 
werden,  sie  finden  also  gleichfalls  noch  auf  die  Beichtväter  Anwendung^. 


§.  204.    5,  Die  letzte  Oekmg^. 
Die  letzte  Oelung  [extrema  unctio]  ist  dafgenige  Sakrament^,  welches  den  dem 


16.  Mal  1880,  Entscheidungen  In  Strafsachen  % 
67,  and  anch  die  flbenriegende  Meinung, 
T.  Sckwarze,  Kommentar.  4.  Ausg.  Leipzig 
1879.  S.  402;  John  i.  y.  Holtzendorff , 
Hdbeh.  d.  deutsch.  Stxafrechts.  Berlin  1871.  3, 
402;  Bern  er,  Lehrb.  d.  Strafrechts.  13.  Aufl. 
Leipzig  1884.  S.  404;  G.  H.  Meyez,  Lehrb.  d. 
StnfiechtB.  %.  192. 

1  Wenn  es  auch  prinzipell  richtiger  gewesen 
wäre,  den  Beichtrater  nicht  in  Kollision  mit 
idner  Pflicht  in  Bezug  auf  das  Beichtgeheimniss 
in  bringen ,  so  kommt  doch ,  abgesehen  davon, 
daas  die  Strafe  nur  bei  erfolgter  Begehung  des 
Verbrechens  oder  bei  stattgehabtem  Versuch  des- 
lelben  verhängt  werden  kann,  in  Betracht ,  dass 
die  Angabe  der  Person  nicht  erforderlich  ist, 
falls  das  Verbrechen  ohne  diese  verhütet  wer- 
den kann.  Auch  würde  es  gerechtfertigt  sein,  dass 
der  Richter  in  solchen  KollisionAfallen  auf  das 
niedrigste  Strafmaas  von  einem  Tag  Gefängniss 
eikeimt. 

>  Wie  z.  B.  preuss.  A.  L.  B.  U.  11.  %,  82 
(s.  S.  134.  n.  5),  weil  der  Zweck  dieser  Anzeige 
nioht  dahin  geht,  den  Verbrecher  den  staat- 
lichen Gerichten  zu  überliefexn,  sondern  blos 
Schaden  zu  verhüten. 

3  Tgl.  Löwe,  Kommentar  a.  a.  0.;  P.  Hin- 
schias,  preuss.  Kirchenrecht.  Berlin  1884. 
S.96. 

^  Joan.  Dallaeus,  de  duobus  Latinornm  ex 
UBctione  sacramentis ,  conflrmatione  et  extrema, 
ut  Tocant,  unctione  disputatio ,  Genev.  1659  ; 
Joan.  Launojus,  de  sacramento  unctionis 
aegiotorum  Par.  1673  (opp.  t  L  p.  I.  p.  484  ff.) ; 
Gläser,  die  Krankenölung  in  ihrer  biblischen 
u.  histor.  Begründung.  Begensburg  1839;  das 
S&krament  der  letzten  Oelung  1.  d.  Zeitschr.  f. 
Philosophie  und  katholische  Theologie.  Hft.  30 
fCoblenz)  S.  39;  Weinhart  in  Wetzer  und 
Weite,  Kirchenlexikon,  1.  Aufl.  7,  716; 
Steitz  üi  H  er  zo  g,ReaIencyclopadie  Iprotestant 
Theologie  2.  Aufl.  2,  727;  Binterim,  Denk- 
würdigkeiten VI.  3,  217ir. ;  Probst,  Sakramente 
Q.  Sakramentallen  L  d.  3  ersten  ohristl.  Jahr- 
himderten  S.  373 ff.;  Benedict.  XIV.  de  syn. 
dioeees.  Vm.  c.  1—8. 

^  Trid.  Sess.  XIV.  doct  de  sacr.  extr.  unct 
c  1 :  „Instituta  est  autem  haec  sacra  unctio  in- 
irmomm  tanquam  vere  et  proprio  sacramentum 
Bovl  testamenti  a  Christo  domino  nostro,  apud 
Hareum  (VL  13)  quidem  insinuatum ,  per  Jaco- 


bum  autem  apostolum  (V.  14  sqq.)  ac  domini  fra- 
trem  fldelibus  commendatum  ac  promulgatum'^. 
Inflrmatur,  inquit,  quis  in  vobis?  inducatpres- 
byteros  ecclesiae  et  orent  super  eum,  unguentes 
eum  oleo  in  nomine  domini ;  et  oratio  fldei  sal- 
vabit  inflrmam  et  allevabit  eum  dominus  et,  si 
in  peccatis  sit,  dimittentur  ei''  u.  de  sacr.  extr. 
unct  can.  1 :  „Si  quis  dixerit,  extremam  unctio- 
uem  non  esse  vere  et  proprio  sacramentum  a 
Christo  domino  nostro  institutum  et  a  b.  Jacobe 
apostolopromulgatum,  sed  ritum  tantum  acceptum 
a  patribus  aut  flgmentum  humanum :  anathema 
si^^  Das  richtet  sich  gegen  die  protestantische 
Auffassung.  In  der  That  vermag  die  katholische 
Kirche  keine  direkte  Einsetzung  durch  Christus, 
wie  dies  auch  das  Tridentinum  zeigt,  nachzu- 
weisen. Nach  protestantischer  Anschauung  wer- 
den bei  Markus  und  Jaoobus  blos  Kranken- 
salbungen mit  dem  im  Alterthum  als  Hellmittel 
geltenden  Oel  zum  Zweck  der  Genesung,  nicht 
zur  Vorbereitung  für  den  Tod  erwähnt  Auch 
die  vielfach  angeführte  ep.  Innoc  L  ad  Decent. 
Eugubin.  a.  416.  c8,  Coustant  p.  863 :  „Quod 
(Jacob.  V.  14  sqq.)  non  est  dubium  de  fldelibus 
aegrotantibus  accipi  vel  intelligi  debere,  qui 
sancto  oleo  ohrlsmatis  perungi  possunt ,  quod  ab 
episcopo  confectum,  non  solum  sacerdotibus,  sed 
et  Omnibus  uti  christianis  licet  in  sua  aut  in  suo- 
rum  necessitate  ungendum.  .  .  .  Nam  poenitentl- 
businfundinon  potest,  quia  genus  est  sacramenti. 
Nam  quibus  reliqua  sacramenta^  negantur ,  quo- 
modo  unum  genus  putatur  esse  coucedi?^  (c  3 
Dist  XCV.),  handelt  noch  von  einer  solchen 
Krankensalbung,  aber  die  Kirche  hat  dieselbe 
damals  schon  als  religiöse  Handlung  (nicht  als 
Sakrament)  in  ihren  Dienst  gestellt,  Steitz 
a.a.O.  S.7^,  s.  auch  Hahn,  Sakramente  S.  96. 
Seit  dem  Ende  des  8.  Jahrhunderts  gelangte  die 
Salbung  in  dieser  Anwendung  zur  allgemeinen 
Verbreitung,  namentlich  in  Frankreich,  vgl. 
Chalons  81o  c  48,  M ans!  14,  104:  „Secundum 
b.  apostoli  Jacobi  documentum,  cui  etiam  docu- 
menta  patrum  consonant ,  inflrmi  oleo ,  quod  ab 
eplscopis  benedicitur,  a  presbyteris  ungi  debent 
.  .  .  Non  est  itaque  parvi  pendenda  huiuscemodl 
medicina  quae  animae  corporisque  medetur  lan- 
guoribus«;  u.  Pavla  850  c  8,  1.  c  p.  931  :  „Ulud 
quoque  salutare  sacramentum ,  quod  commendat 
Jacobus  apostolus  dicens  .  . .  solerü  praedicationi 
populisinnotescendum  est,  magnum  saue  ac  valde 
appetendum  mysterium,   per  quod  si  fldeliter 
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I.  Die  Hierarchie  und  die  Leitung  der  Kirche  durch  dieselbe. 
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Tode  entgegen  gehenden  Kranken  vermittelst  Salbung  mit  dem  Kranken-Oel  ^  durch 
den  Priester  gespendet  wird^,  und  welches  die  Sünden,  soweit  solche  noch  nicht 
durch  das  vorher  empfangene  Sakrament  der  Busse  und  der  Eucharistie  getilgt  sind', 
und  die  üeberreste  der  Sünden  beseitigt,  die  Seele  des  Kranken  zur  leichteren  Er- 
tragung der  Beschwerden  der  Krankheit  und  zum  Widerstände  gegen  die  Versuchun- 
gen des  Bösen  stärkt,  ja  auch ,  wo  dies  für  das  Seelenheil  zuträglich  erscheint,  Ge- 
nesung gewährt*. 


poseltar  et  (peccata)  remittuntur  et  conBeqnentez 
corporalls  salus  lestltaitni. .  . .  Hoc  tarnen  seien- 
dam,  qnia  si  is  qni  inflrmatoz  publicae  poe- 
nltentiae  mancipatns  est,  non  potest  hnins 
mysteril  conseqni  medicinam ,  nlsi  prins  lecon- 
ciliatlone  peicepta  commnnionem  corporis  et  san- 
glilnis  Christi  mernerit.  Gni  enim  reliqua  sacra- 
menta  interdicta  sunt ,  hoc  uno  nalla  ratlone  ntl 
conceditar.  61  antem  Inflrmi  qnalitas  talis  est, 
nt  per  se  Ipsum  visitandum  et  ungaeudum  dig- 
nnm  existlmeteplscopus,  ab  ipso  quam  plnrimnm 
competenter  fleri  valeat ,  a  quo  ipsum  chrisma 
conflcltnr  et  cni  peccata  remittendi  officio  prlvi- 
legii  potestas  concessa  est",  indem  sie  allerdings 
anscheinend  nni  bei  solchen  für  nothwendig  ge- 
halten wurde,  welche  sich  schwerer  Sünden 
schuldig  gemacht  und  für  diese  öffentliche  Busse 
geleistet  hatten.  Seit  jener  Zelt  beginnt  man 
auch  die  Krankensalbung  zu  den  Sakramenten, 
freilich  in  dem  damals  noch  sehr  schwankenden 
und  weiten  Begriffe  des  Weites,  zu  zählen, 
Hahn  S.  104 ff.  Namentlich  seit  dem  12.  Jahr- 
hundert (allerdings  vereinzelt  schon  früher)  wird 
ihr  dann  nicht  nur  die  Linderung  der  Schmerzen 
oder  nach  Umständen  auch  völlige  Heilung,  son- 
dern auch  Vergebung  der  Sünden  und  Versiche- 
rung der  Gnade  Gottes  für  alle  Fälle,  sei  es  des 
Lebens,  sei  es  des  Todes,  zugeschrieben.  Da  man 
aber  sodann  das  Schwergewicht  auf  die  letztge- 
dachte Wirkung  legte,  war  es  erklärlich,  dass  die 
Krankenölung  der  sich  im  Laufe  desselben  Jahr- 
hunderts feststellenden  Siebenzahl  der  Sakra- 
mente als  das  Sakrament  der  Sterbenden ,  sacra- 
mentum  exeuntlum  oder  als  extrema  unctlo,  ein- 
gereiht wurde,  Hahn  S.  293.  351.  107;  Steitz 
S.  728. 

1  D.  h.  Oliven*-  Oel.  Dasselbe  muss  vom  Bi- 
schof geweiht  sein  (was  gleichzeitig  mit  der  Weihe 
des  Chrisma  und  des  Katechumenen-Oeles  am 
grünen  Donnerstage  geschieht,  S.  69  n.  9),  Trid. 
1.  c  c.  1 ;  Rituale  roman.  t  5  c  1  n.  3 ;  Catech. 
rom.  P.  IL  c  6  qu.  5,  Jedoch  darf,  wenn  das  Oel, 
welches  jährlich  erneuert  wird  —  das  übrig  ge- 
bliebene alte  wird  verbrannt  —  das  Jahr  auszu- 
gehen droht,  dem  geweihten  Oel  nöthigenfalls 
eine  im  Verhältniss  kleinere  Quantität  unge- 
weihten  zugesetzt  werden,  Rituale  L  o.  Salbung 
mit  Oel,  welches  ein  Priester  geweiht  hat,  macht 
die  Spendung  des  Sakramentes  nichtig  und  un- 
wirksam, abgesehen  von  dem  Falle,  dass  derselbe 
dazu  die  päpstliche  Ermächtigung  erhalten  hat, 
B  e  n  e  d.  XIV.  de  syn.  dloeces.  VlIL  1.  n.  4.  Für 
das  Gebiet  der  unirten  griechischen  Kirche ,  in 
welcher  die  Priester  von  jeher  erst  unmittelbar 
vor  der  Spendung  das  Oel  geweiht  haben,  ist  dies 
päpstlicherseits  ein  für  alle  Mal  gestattet ,  s.  das 
fast  wörüich  bei  Benedict  XIV.   const    Etsi 


pastoralis  $.  4  v.  26.  Mai  1742,  buR  cit  1,  77 
wiederholte  Dekret  Clemens  VIII.  v.  1595;  oonst 
Benedict  XIV. :  Ex  quo  primum  v.  1.  Mäiz  1756 
S$.  44 ff.,  1.  c  4,  167;  Ferraris  s.v.  extrema 
unctlo  n.  7. 

2  Ueber  die  Körpertheile ,  an  denen  die  Sal- 
bung vollzogen  wird,  Rituale  rom.  1.  e.  n.  15: 

^  „Quinque  vero  corporis  partes  praecipue  ungi  de- 
beut,  quos  veluti  sensuum  Instrumentahomini 
natura  tribuit ,  nempe  oculi ,  aures ,  nares ,  os  et 
manus :  attamen  pedes  etiam  et  renes  nngaendi 
sunt ;  sed  renum  unctlo  in  mulieribus  honestatU 
gratia  semper.  omittitur  atque  eüam  in  virls, 
quando  inflrmus  commode  moveri  non  potest 
Sed  sive  in  mulieribus  sive  in  viris,  alia  oorporis 
pars  pro  renibus  ungi  non  debet",  s.  auch  Galeeh. 
rom.  1.  0.  qn.  10.  Die  Salbungen  der  erwähnten 
Körpertheile  oder  der  Paare  entsprechender  Kör- 
pertheile erfolgen  nach  einander  und  zwar  luter 
Anwendung  der  Form :  „Per  istam  sanctam  nnc- 
tionem  et  suam  piissimam  miserioordlam,  indul- 
geat  tibi  dominus  quidquid  per  visum  (per  audi- 
tum ,  per  odoratum ,  per  gustum  et  locutlonem, 
per  tactum,  per  gressum,  per  lumborum  delecta- 
tionem)  dellquisti^,  Rituale  1.  c.  n.  20  in  der 
Weise,  dass  zu  jeder  einzelnen  Salbung  die  Form 
mit  Erwähnung  der  Funktion  des  zu  salbenden 
Körpertheiles  gesprochen  wird,  1.  c  c.  2  lu  7  ff., 
jedoch  genügt  im  Nothfalle  (aber  nur  in  diesem) 
die  Salbung  eines  Körpertheils  unter  Bezeichnung 
der  Thätigkeit  aller  regelmässig  zu  salbenden 
Körpertheile  in  der  einmal  zu  sprechenden  For- 
mel, Ferraris  1.  c.  n.  18. 19.  Ist  es  zweifelhaft, 
ob  der  Kranke  noch  lebt,  so  ist  die  Salbung  be- 
dingt (Si  vivis,  per  istam  s.  unctionem  etc.)  vor- 
zunehmen, Rituale  1.  c.  n.  12. 

3  Trid.  1.  c.  c.  2 :  .  . .  „Res  etenim  haec  gratia 
est  Spiritus  sancti,  cuius  unctlo  delicta,  si  qua 
sint  adhuc  expianda  ac  peccati  rellquiaa  abster- 
git  et  aegroti  animam  alleviat  et  confirmat,  mag- 
nam  in  eo  divinae  miserioordiae  fldnciam  exd- 
tando ,  qua  inürmus  sublevatus  et  morbl  inoom- 
moda  ac  labores  levius  fert  et  tentationibuB  dae- 
monis  calcaneo  insidiantis  facilius  resiatlt  et  sa- 
nltatem  corporis  interdum,  ubi  saluti  animae  ex- 
pedierit,  consequitur".  In  Betreff  der  Sünden 
bestimmt  dies  der  Catech.  roman.  L  c.  qn.  14 
näher  dahin:  „hoc  sacramento  gratiam  tribui, 
quae  peccata  et  inprimis  quidem  leviora  et,  vt 
communi  nomine  appellantur,  venialia,  remittit; 
exitiales  enim  culpae  poenitentiae  sacramento 
toUuntur.  Neque  enim  hoc  sacramentum  prima- 
rio  loco  ad  graviorum  criminum  remissionem  in- 
stitutum  est :  sed  baptismus  tantum  et  poeniten- 
tia  vi  sua  hoc  efflciunt^ 

^  S.  die  vor.  Anm.  Die  Aufzählung  dieser 
verschiedenen  Wirkungeü  neben  einander  erklärt 
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Für  das  Reohtsgebiet  kommt  nur  die  Befagniss  zur  Spendung  und  das  Becht 
inm  Empfange  dieses  Sakramentes  in  Betracht.  Im  üebrigen  ist  es  fttr  dasselbe  De- 
deatangslos,  da  es  weder  die  Voraussetzung  für  bestimmte  kirchliche  Rechte  bildet, 
noch  seine  Spendung  oder  sein  Empfang  rechtliche  Folgen  hervorbringt. 

L  Das  Becht  zur  Spendung.  Befiihigt  zur  gflltigen  Spendung  der  letzten 
Oelung  ist  nur  der  Bischof  oder  der  Priester^,  aber  auch  ein  einzelner  Priester  allein^. 

Die  Berechtigung  dazu  besitzt  indessen  nur  der  Pfarrer,  an  dessen  Stelle  selbst- 
▼erstindlich  auch  der  Bischof,  dessen  Pfarrei  oder  Diöcese  der  Kranke  durch  das 
Domizil  angehört  3,  oder  in  dessen  Sprengel  Jemand  bei  vorübergehendem  Aufent- 
halte und  bei  eintretender  Krankheit  das  Sakrament  begehrt^.  Ein  anderer  Priester 
kann  daher  das  Sakrament  erlaubter  Weise  allein  mit  Genehmigung  des  Pfarrers  oder 
Bisehofr  spenden^,  wenn  nicht  etwa  ein  Fall  dringender  Todesgefahr  vorliegt^. 

Dem  Bischof  hat  der  Sacrista  oder  der  mit  der  Seelsorge  ftlr  das  Kapitel  betraute 
Pfimrer  die  letzte  Oelung  zu  ertheilen  7. 

Die  Ordensgeistlichen  sind  hinsichtlich  der  Verwaltung  dieses  Sakramentes  in 
keiner  Weise  privilegirt,  verfallen  sogar  dadurch,  dass  sie  das  Sakrament  (ausser 


lieh  dtraiu,  dass  die  Sekolastiker  in  der  näheren 
Bestimmiing  der  Haaptwirkung  des  Sakramentes 
nicht  einig  waren,  und  dass  das  Konzil  die  hanpt- 
üehlichsten  Ansichten  neben  einander  hinstellt, 
Hahn,  Sakramente  S.  349 ff.,  Stet tz  a.  a.  0. 
a730. 

1  Trid.  L  c.  r.  3 :  .  . .  „proprios  hnias  sacra- 
menti  ministros  esse  ecclesiae  presbyteros ,  qno 
noadne  eo  loco  non  aetate  senlores  ant  primores 
In  popnlo  inteUlgendi  reninnt ,  sed  aut  episcopi 
tut  saeerdotes  ab  Ipsis  ilte  ordinatl  per  Imposl- 
tlooem  mannnm  presbyterli" ,  n.  1.  c.  can.  4. 
Auch  der  exkommnnicirte ,  degradirte ,  schlsma^ 
tische  und  häretische  Priester  oder  Bischof  spen- 
det das  Sakrament  gültig,  Ferraris  1.  o.  n.  23. 

2  Zweifel  sind  daher  entstanden,  dass  Jacob.  Y. 
14  (s.  S.  135.  n.  Ö)  Ton  mehreren  Priestern 
spricht.  Sie  sind  schon  dnrch  c.  14  (Alex.  III.) 
2L  de  Y.  8.  Y.  40  fQr  nnerhebllch  erklärt  wor- 
den, doch  hat  sich  die  Sitte,  dass  die  letzte 
Oelimg  von  mehreren  Priestern  ertheilt  wnrde, 
in  Frankxeleh  noch  bis  in  das  13.  Jahrhundert 
Unein  erhalten ,  s.  Diöcesanstatut  Odos  v.  Paris 
(Ende  des  12.  Jahrh.)  c.  8,  Mansi  22,  680: 
;,Giim  rererentia  deferatnr  oleum  s.  ad  inflrmos 
et  eos  nngant  saeerdotes  cum  magno  honore"; 
Benedict.  XIY.  1.  c.  c.  4  n.  6.  In  der  latei- 
oisehen  Kirche  ist  dieser  Gebrauch  schon  seit 
langer  Zeit  abgekommen,  ja  jetzt  dürfen  erlaub- 
ter Weise  mehrere  Priester  nicht  fnngiren ,  aber 
gültig  würde  das  Sakrament  immer  gespendet 
■ein,  wenn  z.  B.  da,  wo  Beschleunigung  erfor- 
deriich  ist ,  jeder  der  Priester  an  einem  Korper- 
thell  unter  Spreehung  der  betreffenden  Formel 
die  Oelung  vollzöge,  Benedict.  XIY.  1.  c, 
Ferraris  L  e.  n.  31 — 33.  In  der  griechischen 
Kirche  hat  sich  dagegen  der  alte  Gebrauch,  dass 
7,  erentueU  3  Priester  die  letzte  Oelung  vor- 
nehmen und  nur  im  NothikU  ein  Priester  fun- 
giit,  erhalten,  und  die  katholische  Kirche  hat 
SS  dabei  für  die  unirten  Orientalen,  wo  die  Sitte 
foitbestandenhat,  auch  belassen ,  Const.  Bene- 


dict. XIY.  :  Etsi  pastoralis  y.  26.  Mal  1742 
$.  5.  n.  3,  buU.  cit.  1,  77. 

3  Clem.  1.  de  privileg.  Y.  7;  Oatecb.  rom. 
1.  c.  qu.  13. 

^  Absoluter  Pfarrzwang  in  der  Bedeutung, 
dass  der  Gläubige  ausschliesslich  an  den  Pfarrer 
des  Domizils  gewiesen  würde,  besteht  nicht  und 
kann  bei  dem  elgenthümllohen  Wesen  und  Zweck 
dieses  Sakramentes  auch  nicht  bestehen,  s.  übri- 
gens auch  Bd.  II.  S.  301. 

Das  im  Texte  Gesagte  findet  auch  auf  die  Ka- 
noniker, welche  in  der  Pfarrei  ihr  Domizil  haben 
oder  dort  krank  werden,  Anwendung,  denn  nach 
gemeinem  Rechte  sind  dieselben  nidit  von  dem 
Pfarrzwange  eximlrt,  Bd.  IL  S.  300.  n.  1.  Doch 
kommen  mit  Rücksicht  auf  die  frühere  Exemtion 
der  Kapitel  und  der  Kapitularen  vom  Pfarrrer- 
bande  noch  Ausnahmen  vor,  s.  z.  B.  Toulouse 
1850,  coli.  conc.  Lac.  4,  1040:  „canonlds  in 
mortis  periculo  oonstltutis  et  in  quacumque  d- 
Tltatis  eplscopalls  paroeda  degentlbus  ultima 
saeramenta  deferantur  solemniter  a  capituU  prae- 
slde,  Omnibus  alils  in  habitu  chori  ordlnate  co- 
mitantibus".  Wegen  der  Zöglinge  in  Klöstern  s. 
S.  73.  n.  3. 

s  Diese  liegt  aber  für  die  dem  Pfarrer  bestell- 
ten Gehülfen  (Yikare ,  Kapläne)  schon  in  ihrer 
Bestellung,  sofern  der  Pfarrer  sich  nicht  etwa  die 
Spendung  in  einem  besonderen  Fall  Torbehalten 
hat,  s.  Deneubourg,  tf tude  canonique  sur  les 
vlcaires  paroisdaux  p.  309.  310 ,  vgl.  auch  Bd. 
in.  S.  234.  n.  1. 

6  Nach  der  allgemeinen  Regel,  Bd.  11.  S.  300. 
S.  übrigens  auch  Benedict.  XY.  de  syn.  dioec. 
1.  c.  c.  4.  n.  7. 

7  Caeremon.  episcopor.  lib.  II.  c.  38.  n.  4,  wo 
es  nadi  der  S.  ol.  n.  6  dtirten  Stelle  weiter 
heisst :  „moneatque  episcopus  sacristam  seu  cu- 
ratum ,  ut  cum  tempus  erit,  extremae  unctlonls 
sacramentum  slbi  aiäministret  et  anlmae  com- 
mendationem  fadat".  S.  übrigens  dazu  Bd.  U. 
S.  105.  304. 
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beim  Vorliegen  des  erwähnten  NothMLes)  ohne  Erlanbrnas  des  zuBtSadigen  Pfarren 
(oder  Ordinarins)  adminietriren,  ohne  Weiteres  der  dem  Papste  vorbehaltenen  grosson 
£zkommaBikation  K 

n.  Das  Recht  zum  Empfange  des  Sakramentes^.  Em  Recht  auf  die 
Spendnng  der  letzten  Oelung  besitzt  nur  der  getanfte  Christ  3.  Er  verliert  dasselbe 
aber  auf  so  lange,  als  seine  akfiye  Rechtsfähigkeit  durch  Exkommunikation  4,  noto- 
rische Ketzerei  oder  Schisma^  beseitigt  ist.  Wegen  Mangels  der  Handlnng^fUugkeit^ 
ist  die  Spendnng  bei  Kindern,  welche  noch  kein  Unterscheidnngsyermdgen  besitzen^ 
also  fttr  die  Regel  bei  E^indern  unter  7  Jahren,  ebenso  bei  dauernd  Wahnsinnigen^ 
ausgeschlossen,  nicht  aber  bei  denjenigen,  welche  erst  später,  z.  B.  in  Folge  einer 
schweren  Krankheit  oder  Verwundung  den  Gebrauch  ihrer  Geisteskräfte  verlorn 
und  nach  ihrem  Vorleben  wahrscheinlicher  Weise  das  Sakrament,  falls  sie  ihrea 
Verstand  behalten  hätten  ^  begehrt  haben  würden  oder  vorher  Zeichen  der  Reue  ge- 
geben habend. 

Femer  ist  das  Recht  wegen  der  ünwflrdigkeit  zum  Empfange  des  Sakramentes 
bei  denjenigen,  welche  unbussfertig  oder  gar  öffentliche  Sünder  sind,  suspendirt*^. 

Waltet  keins  dieser  Hindemisse  ob ,  so  kann  doch  die  Spendung  des  Sakra- 
mentes nicht  jeder  Zeit  von  dem  Gläubigen  gefordert  werden,  sondern  nur  dann, 
wenn  er  von  einer  schweren,  nach  begiUndeter  Annahme  lebensgefährlichen  Krank- 
heit befallen  ist  oder  sich  in  so  hohem  Alter  befindet ,  dass  bei  seiner  dadurch  ge- 
minderten Lebenskraft  der  Tod  jeden  Augenblick  eintreten  kann  ^^.  Deshalb  hat  der- 
jenige, welcher  blos  gesund  einer  Todesgefahr  entgegengeht,  wie  der  Soldat,  welcher 
in  die  Schlacht  marschirt,  der  Schiffer,  welcher  eine,  wenngleich  gefährliche  Seereise 
antritt,  deijenige,  welcher  zum  Tode  verurtheilt  ist  ^^,  die  Frau,  welche  ohne  schwere 


^  Olem.  1.  de  prlvileg.  V.  7,  s.  auch  o.  S.8i. 
n.  6.  Die  Regulären  sind  also  nur  befugt ,  ohne 
die  erwähnte  Erlaubnias  die  letzte  Gelang  den 
Mitgliedern  ihres  Ordens  und  Klosters,  sowie 
den  zur  Familia  dea  letzteren  (s.  o.  S.  73.  n.  3) 
gehörigen  Personen  zu  spenden.  Auf  die  Nieder- 
lassungen der  Kongregationen  mit  einfachen  Ge- 
lübden beziehen  sich  alle  diese  Vorschriften 
nicht.  Die  Angehörigen  derselben  sind  nicht  Re- 
gularen, verfallen  also  auch  der  erwähnten 
Strafe  nicht,  Avanzlni-Pennacchl,  comm. 
in  const.  Apostolicae  sed.  p.  !27.  n.  1. 

^  Rituale  roman.  t.  V.  c  1.  n.  8:  „Impoeni- 
tentibus  rero  et  qui  in  manifeste  peccato  mortali 
moriuntur  et  excommunicatls  et  nondum  bapti- 
zatis  penitUB  denegetur^'. 

S  Trid.  1.  c.  doctr.  prooem.  u.  vor.  Anm. 

*  S.  Rituale  rom.  l.  o.  n.  8  (Anm.  2). 

^  Der  Ketzer  und  Schismatiker  erwähnen  ein- 
zelne Provinzialsynoden  ausdrücklich,  so  Rheims 
1849,  Auch  1861,  coli,  conc  Lac.  4,  122. 1189. 

^  Rituale  1.  c.  n.  6 :  „Inflrmis  autem,  qui  dum 
Sana  mente  et  integrls  sensibus  essent,  lllud  pe- 
tlerlnt  seu  verisimiliter  petiissent  seu  dederint 
Signa  contritionls ,  etiamsi  deinde  loquelam 
amiserint  vel  amentes  effecti  sint  vel  deliient 
aut  non  sentiant ,  nihilominus  praebeatur^. 

<r  Rituale  1.  c  n.  9:  „Non  ministretur  etiam 
praelium  initurls  aut  navigatiouem  aut  peregri- 


naüonem  aut  alia  pericula  subituris  aut  reis  ul- 
timo supplicio  mox  af floiendis  aut  pueris  ratlonis 
usnm  non  habentibus^  Vierzehnjährige  können 
es  jedenfalls  empfangen,  vgL  Köln  1280  €.6; 
Mansl24,  349;  Lambeth  1330,  c.  4,  L  c25, 
893. 

s  In  lichten  Zwischenräumen  können  Wahn- 
sinnige aber  das  Sakrament  gespendet  erhalten, 
Benedict.  XIV.  de  syn.  dioeces.  VIII.  6.  n.  3. 

^  Rituale  1.  c.  n.  6,  s.  o.  Anm.  6.  Wenn 
aber  die  Gefahr  einer  Verunehrung  des  Sakra- 
mentes durch  den  in  Wahnsinn ,  Tobsucht  oder 
Fieber-Paroxismus  verfallenen  Kranken  TorUegt, 
so  muss  die  Spendung  unterbleiben,  Rituale  1.  c 
n.  7 :  „Sed  si  inflrmus,  dum  phrenesi  aut  amentia 
laborat,  verisimiliter  posslt  quidquam  faoere 
contra  reverentiam  sacramenti,  non  inungatur, 
nlsi  periculum  tollatur  omnino". 

^^  Rituale  1.  c.  n.  8,  s.  o.  Anm.  2;  z.B.  bei 
öffentlichen  Wucherern,  Mainz  1261  c.  44, 
Mansi23,  1099. 

<>  Rituale  1.  c.  n.  6:  „Debet  autem  hoc  sacza- 
mentum  inflrmis  praeberi,  qui  cum  ad  usum  ra- 
tlonis pervenerint,  tam  graviter  laborant,  ut 
mortis  periculum  imminere  videatur;  et  lis  qui 
prae  senio  deflciunt  etin  diem  videntur  moiituri, 
etiam  sine  alia  inflrmitate".  Vgl.  auch  Trid. 
Sess.  XIV.  1.  c.  c.  3 ;  Gatech.  1.  c.  qu.  9. 

w  S.  0.  Anm.  7. 
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Die  Verwaltung  der  Sakramente.  Die  letste  Oelung. 
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Krankheit  ihrer  Entbindnng  eni^egensieht ,  kein  Recht ,  das  Sakrament  zu  fordern  ^. 
Andererseits  ist  die  Ausübung  des  Rechtes  aber  nicht  dadurch  bedingt,  dass  der  Tod 
unmittelbar  bevorsteht,  im  Gegentheil  soll  sogar  die  Ertheilong  des  Sakramentes  und 
die  Beanspruchung  desselben  nicht  so  lange  aufgeschoben  werden,  dass  es  der  Kranke 
nnr  noch  ohne  Bewusstsein  empfangen  kann^. 

Ferner  ist  aber  die  Spendung  nicht  davon  abhängig,  dass  der  Kranke  sie 
selbst  gefordert  hat.  Ist  derselbe  wegen  seines  Zustandes  dazu  nicht  mehr  fähig,  so 
ist  jeder  Andere  legitimirt,  fttr  ihn  in  Ausübung  seines  Rechtes,  den  Pfarrer  oder 
einen  anderen  Priester  um  die  Ertheilung  des  Sakramentes  an  den  Ejranken  zu  er- 
suchen 3. 

Durch  den  vorgängigen  Empfang  eines  anderen  Sakramentes  als  das  der  Taufe 
ist  die  Geltendmachung  des  Rechtes  auf  die  letzte  Oeiung  nicht  bedingt.  Indessen 
soll  derselben  nach  dem  Gebrauche  der  lateinischen  Kirche ,  wenn  möglich  der  Em- 
pfang des  Yiatikums  (s.  o.  S.  81)  und  diesem  der  Gebrauch  des  Busssakramentes 
vorangehen^. 

Endlieh  ist  der  E^anke  nicht  berechtigt,  während  derselben  Krankh^t  die  mehr- 
malige Spendung  der  letzten  Oeiung  zu  fordern,  wohl  aber  jedesmal  dann,  wenn  er 
fon  Neuem  von  einer  lebensgefUirlichen  Krankheit  betroffen  wird,  oder  nach  einge- 
tretener Rekonvalescenz  vor  völliger  Genesung  durch  einen  Rückfall  wieder  in 
Todesgefahr  geräth.  Das  letztere  gilt  auch,  wenn  die  ELrankheit  eine  andauernde 
vnd  unheilbare  ist^. 

m.  Eine  Rechtspflicht,  das  Sakrament  der  letzten  Oeiung  zu 
empfangen,  kennt  das  kirchliche  Recht  nicht.  Die  Gläubigen  sollen  sich  zwar  das- 
aelb«,  wenn  sie  durch  Ejrankheit  dem  Tode  nahe  gebracht  werden,  spenden  lassen. 
Die  Pflicht  ist  aber  nur  eine  Gewissenspflicht,  deren  Verletzung  keine  rechtlichen 
Folgen  nach  sich  zieht  ^. 


*  Benedi  et.  XIY.  1.  c.  o.  5.  n.  1. 

Wild  das  Sakrament  gesunden  Penonen  er- 
tkeilt,  80  ist  die  Spendnng  nichtig ,  Benedict 
XIV.  L  c.  n.  5. 

2  L.  c.  e.  7.  n.  1  ff.  So  auch  yenohiedene 
fflittalAlteTliehe  Synoden,  welche  gegen  die  aber- 
glänbiBcben  Meinungen,  dass  derjenige,  welcher 
die  letzte  Gelang  empfangen  habe ,  seiner  Frau 
Dicht  mehi  beiwohnen ,  kein  Fleisch  essen ,  nur 
ba^ass  gehen  dürfe,  constit.  episc.  Ricard! 
Sarnm  a.  1217  c  68,  Mansi  22,  1167;  Win- 
chester 1240  a  19,  Lc.  23,  632;  Exeter  1287 
G>  6, 1.  c  24,  793,  oder  schneller  sterben  müsse, 
Bordeaux  1583,  Hardonin  10,  1347  eifern; 
gegen  das  letztere  auch  noch  Rheims  1849, 
ATfgnon  Y.  1849,  Bordeaux  1860,  colL  conc 
Lu.  4, 122.  342. 673,  Baltimore  1866, 1.  c.  3, 481. 

'  Sofern  durch  das  frühere  Benehmen  des 
Kiuken  kein  posltlTer  Anhalt  dafür  gegeben  ist, 
dagg  dieser  den  Empfang  des  Sakramentes  von 
sieh  weisen  würde,  denn  an  sich  spricht  die  Ver- 
natimng  dafür,  dass  Jeder  OUublge ,  wenn  er  es 
noch  gekonnt  hätte,  dasselbe  Tor  seinem  Tode 
begehrt  haben  würde,  Bened.  XIY.  L  c.  c  6. 
n.6. 

*  Oatech.  1.  c.  qn.  12:  „servanda  est  catholioae 
Mdesiae  perpetua  consuetndo,  ut  ante  extremam 
nnetionem  poenltentiae  et  eucharistiae  sacra- 
inentam  administretuz.^    Ausschliesslich  herr- 


schende Gewohnheit  ist  dies  aber  firühet  nicht, 
namentlich  nicht  im  Mittelalter  gewesen ,  viel- 
mehr hat  vielfach  die  Sitte  bestanden,  die  letzte 
Oeiung  vor  der  Eucharistie  zu  spenden ,  B  e ne  - 
dlct.  XIV.  1.  c.  a&n.  1.2. 

Daher  kann  die  letzte  Oeiung  auch  eben  ge- 
getauften Neophyten ,  wenn  sie  duroh  Krankheit 
in  Todesgefahr  gerathen,  gespendet  werden, 
Entsoh.  d.  Propaganda  in  Collect,  mlsslonar.  cit 
n.  686.  686.  p.  323.  334 ,  ebenso  auch  Kindern, 
welche  bereits  das  Unterscheidungsvermögen  er- 
langt haben,  aber  noch  nicht  zur  Eucharistie  zu- 
gelassen worden  sind,  Prag  1860 ;  Utrecht  1866, 
coli.  conc.  Lac.  6,  614.  834 ;  Rheims  u.  Avignon 
V.  1849,  1.  c.  4,  122.  342. 

5  Rituale  1.  c.  n.  14 :  „In  eadem  infirmitate 
hoc  sacramentum  iterari  non  debet,  nisl  dlutnma 
Sit;  ut,  si  cum  inflrmus  convalnerit ,  iterum  in 
periculum  mortis  incidat";  Oatech.  L  c.  qu.  11. 
8.  auch  Benedi  ct.  XIY.  1.  c.  c.  8.  n.  3  ff.  Im 
11.  und  12.  Jahrhundert  ist  allerdings  von  einer 
Reihe  von  Schriftstellern  die  Ansieht  vertheidigt 
worden ,  dass  die  letzte  Oeiung  nicht  wiederhol- 
bar sei,  Hahn,  Sakramente  S.  260.  261.  Die 
seit  dem  13.  Jahrhundert  herrschende  Jetzige  An- 
sicht hat  auch  das  Trident.  1.  c.  o.  3  ausdrücklich 
gebiUigt. 

*  Trid.  l.  c.  0.  3 :  „...  Quare  nuUa  ratione  au- 
diendi  sunt  . . .  denique ,  qui  hanc  extremam 
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///.   Die  Spendung  der  SakramentaKen^. 

§.205.  1,  Im  Allgemeinen  [Exorcismen,  Wjeihungen  und  Segnungen). 

I.  Begriff  und  Arten  der  Sakramentalien.  Die  katholische  Kirche 
kennt  ausser  den  Sakramenten  gewisse  rituelle  Handlungen ,  welche  vermOge  der 
Gnade  Gottes  heilbringende  Wirkungen  äussern.  Seitdem  sich  die  Siebenzahl  der 
Sakramente  mit  dem  12.  Jahrhundert  festgestellt  hat^^  werden  sie  im  Gegensatz  zu 
diesen  sacramentaUa  genannt  3.  Die  Wirkungen  der  Sakramentalien  sind  einmal  reini- 
gende; insofern  sie  dämonische  Einflüsse  abwehren ^^  Krankheiten  abwenden^,  auch 
die  Vergebung  lässlicher  Sflnden  herbeiführen  können  ^,  femer  erwecken  und  fordern 
sie  die  Frömmigkeit  7,  endlich  sind  sie  dazu  bestimmt,  Personen  und  Sachen  in  den 
unmittelbaren  Dienst  Gottes  zu  stellen  ®. 

Je  nachdem  die  Wirkungen  der  ersteren ,  der  zweiten  oder  dritten  Art  fBr  em 
Sakramentale  als  das  wesentliche  in  Frage  kommen,  scheiden  sich  dieselben  in 
Exorcismen,  Segnungen  und  Weihungen*. 

II.  Der  Exorcismus  {exorcismus)  ist  die  Beschwörung  eines  bösen  Obstes  im 
Namen  der  (Gottheit,  um  ihn  aus  einer  Person  oder  Sache  auszutreiben  und  seine 
Macht  oder  Gewalt  ttber  dieselbe  zu  brechen  ^^.  ^ 

Die  katholische  Kirche  kennt  den  Exorcismus,  abgesehen  von  der  Verbindung 
desselben  mit  der  Taufe  ^^  und  gewissen  Segnungen  i^,  als  selbstständigen  Ritus 


unctionem  a  üdelibus  sine  peccato  contemniposse 
afürmant".  Indessen  darf  die  Spendung  selbst 
in  Misslonsl&ndern  da ,  wo  gegen  die  Yomalime 
▼on  Gelangen  unter  den  Eingeborenen  ein  Wider- 
-Wille  herrscht,  nicht  princlpiell  unterlassen  wer- 
den, Entsch.  d.  Gongr.  off.  n.  Propag.  1.  c.  n.  680  ff. 
p.  322. 

^  P.  M.  Q  Q  ar  1 1 ,  de  processonibns  eccleslasticis 
et  de  litanüs  sanotonim  ac  de  benedictionibns 
deqne  rebns  benedictlone  sacratis  traetatns  duo 
Venet  1727;  J.  Widmer,  d.  Bestimmung  n. 
Anwendung  der  Sakramentalien.  München  1823; 
Bischof  sberg er,  de  benedictionibus  et  ex- 
ordsmis  etc.  In  Suevica  Gemunda  1847 ;  P  r  o  b  s  t , 
kirchliche  Benediktionen  u.  ihre  Verwaltung. 
Tabingen  1857;  Brendel  (Art.  Segnungen)  in 
Wetzer  u.  Weite,  Kirchenlexikou.  1.  Aufl. 
10,  24;  Mattes  (Art  Sakramentalien)  a.  a.  0. 
12,  1065;  DoTO  i.  Herzog,  Real-Encyklopä- 
die  f.  Protest.  Theologie.  2.  Aufl.  12,  299; 
Dinkel,  d.  Wesen  d.  ordentlichen  priester- 
liohen  Real  -  Benediktionen.  Erlangen  1847; 
Hieron.  Baruffaldus,  ad  rituale  roman. 
commentaria  Aug.  Yindel.  et  Diling.  1735; 
Florent  1847 ;Jo.  M.  Gavalieri,  opera  omnia 
liturgica  seu  comment  in  authent.  s.  rituum 
congregat  decreta  etc.  Venet.  1758.  t.  IV; 
Luft,  Liturgik  oder  wissenschaftliche  Dar- 
stellung des  katholischen  Gültns.  Bd.  2.  Mainz 
1847.  S.  409  fl:  478  flL  Weitere  Literatur  bei 
Probst  a.  a.  0.  S.  2ff.  Vgl.  auch  Probst, 
Sakramente  u.  Sakramentalien  in  d.  3  ersten 
christL  Jahrhunderten.  Tabingen  1872.  S.  16  ff. 

s  Hahn,   die  Lehre  yon  den  Sakramenten. 


Breslau  1864.  'S.  110  ff.  157  ff.  212  ff.  Wihrend 
die  Sakramente  direkt  durch  Ghristus  gestiftet 
sind,  beruhen  die  Sakramentalien  nur  auf  der 
Einsetzung  der  Kirche ,  welcher  Ghristus  aUer- 
dings  den  Auftrag  und  die  Gewalt  zu  segnen  er- 
theilt ,  und  dazu  die  zu  Grunde  liegenden  Ele- 
mente, den  Namen  Gottes,  seinen  eigenen  Namen, 
sowie  das  Kreuzeszeichen  gegeben  hat.  Probst, 
Benediktionen  S.  37  ff. 

'  Ueber  die  Terschiedenen  Bedeutungen,  in 
denen  diese  Bezeichnung  gebraucht  wird,  t. 
Mattes  a.  a.  O.  S.  1065.  1069. 

«  Probst  S.  60  ff. 

&  A.  a.  0.  S.  63. 64. 

«  A.  a,  0.  S.  66  ff. 

■^  A.  a.  0.  S.  67  ff. 

8  A.  a.  G.  S.  72.  81. 

0  VgL  auch  Mattes  a.  a.  G.  S.  1069. 

10  Ferraris  s.  ▼.  exordsmus  n.  1. 

11  Rituale  roman.  tlt.  11.  c.  2  (ordo  baptiami 
parvulorum)  n.  7  ff.  u.  c.  4.  (ordo  bapt  adul- 
torum) n.  24  ff.  Da  der  Exorcismus  hier  einen 
Theil  des  Taufritus  bildet,  gelten  in  Betreff 
seiner  die  Reohtsregeln  über  die  Spendung  der 
Taufe.  Ist  eine  Nothtaufo  ertheilt,  so  wird  er 
später  bei  der  Ergänzung  derselben  durch  den 
Geistlichen  yorgenommen,  Ferraris  1.  cn.  6 
u.  0.  S.  37.  n.  3. 

^  Der  Segnung  des  Salzes  bei  der  Taufe,  Ri- 
tuale tlt.  II.  c  2.  n.  6  n.  c.  4  n.  16 ;  des  Was- 
sers fär  den  Taufbrunnen  tit.  II.  c.  7.  n.  4;  des 
Salzes  und  Wassers  für  den  Weihbmnnen  tit. 
VIIL  c.  2  (ordo  ad  faeiendam  aquam  benedietam, 
n.  2) ;  der  Weihung  des  Katechumenen-Geles  und 
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alldiii  bei  der  naeh  ihrer  Annahme  möglichen  dämonischen  Beschaffenheit  eines 
GUnbigen  ^ 

FAhig  znr  Vornahme  ist  an  sich  derjenige  ELlerikeT;  welcher  den  Weihegrad  des 
Ezorcisten  besitzt^  nnd  jeder  Geistliche  eines  höheren  ordo  K  Da  aber  der  Exor- 
dstengrad  hente  lediglich  eine  Durchgangsstofe  flir  die  höheren  Weihen  bildet,  nnd 
aehon  dadurch  die  Ansflbu^  dieser  Fähigkeit  fOr  den  Exorcisten  praktisch  ansge- 
sehloflsen  ist^,  so  hat  auch  die  Praxis  der  Kniialbehörden^^  nnd  das  partiknläre  Becht^^ 
mit  BUcksioht  daranf,  dass  bei  der  Schwierigkeit,  die  dftmonische  Beschaffenheit  za 
erkennen,  leicht  dem  Aberglanben  Vorschub  geleistet  oder  Spott  erregt  werden  kann, 
die  Vornahme  von  Exorcisationen  den  Priestern,  einschliesslich  der  Begnlarpriester, 
ja  selbst  den  Pfarrern  untersagt,  und  die  Befügniss  dazu  von  der  Ertheilung  einer 
besonderen  bischöflichen  Fakultät  oder  auch  von  einer  Genehmigung  des  Bischoft  ^ 
oder  seines  Oeneralvikars  ^  fOr  jeden  Einzelfall  nach  stattgehabter  PrtlAing  desselben  ^ 
sbliXngig  gemacht  ^<>. 

Endlich  soll  unter  allen  Umständen  bei  der  Exorcisaüon  kein  anderer  Ritus  als 
der  durch  das  römische  Rituale  voi^eschriebene  angewendet  werden  ^^ 

nL  Die  Segnungen  und  Weihungen.  A.  Begriff  und  Unterschied. 
Die  Segnung  (auch  invokative  Benediktion)  ist  ein  Bittgebet  in  bestimmter  ritueller 
Form,  welches  im  Namen  der  Kirche  Aber  eine  Person  oder  eine  Sache  gesprochen 
wird,  und  durch  welches  nicht  nur  Gott  um  Mittheiiung  einer  heilbringenden  Kraft 
[virku)  1^  fttr  die  Thätigkeit  der  ersteren  oder  den  Gebrauch  der  letzteren  angefleht, 
sondern  auch  diese  Kraft  in  der  That  vermittelt  wird^^.  Während  somit  die  Segnung 
nur  eine  s.  g.  virius  aetuaUt,  welche  Hfllfe  und  Heil  für  diese  oder  jene  Thätigkeit 
oder  für  dieses  oder  jenes  Ereigniss  verleiht,  gewährt  i^,  ist  die  Weihung  der- 
jenige Akt,  wodurch  einer  Person  oder  Sache  eine  s.  g.  virUu  habituaUs  mitgetheilt, 
ihr  also  dauernd  eine  heilsame  und  heiligende  Kraft  aufgeprägt  wird.   Die  Person 


dei  Ghrismas  durch  den  Bischof  am  Chrün- 
donnentege,  Pontiflcale  roman.  P.  III.  de  officio 
in  feiia  qninta  coenae  domini.  In  diesem  Falle 
onlenteht  er  den  für  die  betreffenden  Segnungen 
nnd  Weihnngen  znr  Anwendung  kommenden 
Begeln. 

1  Ritoale  roman.  tit.  X.  c.  1  de  exoroizandia 
obieasis  a  daemone. 

«  Bd.  I.  S.  3.  n.  c  2  (Laodlc.  343—381)  Diät. 
LUX;  BaruffalduaLc  tit.  CX.  n.  8. 

'  Well  der  höhere  Grad  den  niederen  In  sich 
whUeiat,  Bd.  I.  S.  1  n.  UI.  Das  Rituale  1.  o. 
spricht  daher  Ton  dem  „sacerdos  seu  allus  legi- 
timus minister  eccleslae''  (n.  1),  und  Ton  dem 
>aeerdos  sire  alius  exordsta''  (n.  21). 

*  Bd.  L  8.  6. 

^  Dekret  d.  Gongr.  eplsc  y.  1625  u.  EncyU. 
d.  Congr.  offic.  ▼.  1710  für  Itollen  und  die  an- 
liegenden Inseln  bei  Ferraris  1.  c.  n.  9.  10; 
BaiuffalduB  L  c.  n.  11.  Eine  entgegen- 
stehende Praxis  misshilligt  auch  die  oonst.  Be- 
nedict. XIV.:  Magno  v.  2.  Juni  1761.  %  34  (für 
Polen),  bull,  clt,  3,  174. 

•  PioT.-Syn.  v,  Neapel  1699 ,  coli.  cono.  Lac. 
1}  197.  236.   S.  auch  die  folgenden  Anm. 

'  V.T.  1816 für Bottenburg,  T.Vogt,  Samml. 
d.  VezoTdn.  S.  179  (s.  auch  Gonstonzer  Cirk.  t. 


1808,  Lang,  Samml.  d.  württemb.  Kirchen- 
gesetze S.  241) ,  schriftliche  Erlaubniss  yerlangt 
Wien  1868,  oolL  dt.  6,  187,  ebenso  Paderborn 
1867,  Arch.  f.  k.  K.  B.  20,  417. 

s  Paderborn  a.  a.  0. 

0  So  Prag  1860  u.  Utrecht  1866 ,  coli.  dt.  6, 
484.  486.  876. 

10  Aus  demselben  Grunde  hat  man  Im  Torigen 
Jahrhundert  mitunter  die  Anwendung  des  Exor- 
dsmus  (so  z.  B.  In  Oesterrelch,  R.  t.  1.  März 
1766,  V.  ▼.  27.  Juni  1758,  Fachmann,  K.  R. 
3.  Aufl.  S.  443.  n.  c.  u.  d)  tou  der  Genehmigung 
der  Staatsbehörde  abhangig  gemacht 

Wegen  der  besonderen  Vorschriften  über  die 
Exorclsatlon  Ton  Nonnen,  welche  nicht  innerhalb 
der  Klausur  oder  in  der  Klosterkirche  Yorgenom- 
men  werden  soll,  Ferraris  1.  c.  n.  12  ff. 

11  Benedict  XIV.  const.  Inter  omnlgenas 
y.  2.  Februar  1744.  %,  18,  u.  SoUdtudo  ▼.  1.  Ok- 
tober 1744.  S.  43 ,  elusd.  bull,  i;  136  u.  256. 

13  So  z.  B,  Trld.  sess.  VIL  de  conflrm.  c.  2. 
VgL  Probst  S.  46  ff.  79. 

18  Dadurch  unterscheidet 
von  der  Fürbitte,  Probst 
Brendels,  a.  O.  S.  24.  26. 

1*  ProbstS.  49.  79. 


dch    die  Segnung 
S.  36.    Vgl.  auch 
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oder  Saehe  inrd  dadoreh  snir  res  sacra  ^ ,  während  die  blos  gesegnete  Person  oder 
Sache,  wenn  sie  schon  eine  persona  oder  res  henedicta  ist ,  doch ,  weil  die  bkwse  Seg- 
nung jene  danemde  Eigenschaft  nicht  yerleiht,  nicht  res  Sacra  ist.  Durch  die  Wei- 
hnng  wird  die  Person  zum  Dienste  (Lottes,  die  Bache  zum  religiösen  and  gotteadienst^ 
liehen,  wenn  auch  nicht  blos  kirchlichen  Gtobrauch,  bestimmt  2.  Es  ist  dagegen  nicht 
nothwendig,  dass,  was  freilich  der  Fall  sein  kann,  die  Person  nnd  Sache  zugleich  von 
allen  Personen  abgesondert  und  damit  unmittelbar  Qott  zugeeignet  zu  werden 
braucht  \ 

Mehrfach  wird  das  lateinische  Wort:  henedicüo  als  gleichbedeutend  mit  Seg- 
nung in  dem  angegebenen  Sinne  gefssst,  und  der  Ausdruck:  oanseeratio  als  id«Ltisch 
mit  Weihung  gebraucht^.  Das  ist  aber  unriebtig.  Ccnsecratio  ist  diej^üge  Wei- 
hung einer  Person  oder  einer  Sache,  welche  unter  ritueller  Anwendung  der  Salbung 
mit  den  heiligen  Oelen^  vorgenommen  wird^,  wAhrend  es  auch  Weihungen,  wie  na- 
mentlich die  der  zur  Eonsekration  angewendeten  heiligen  Oele  Selbst,  ferner  der 
priesterlichen  Qewänder,  der  leinenen  Altartftcher  (mappae)  und  der  Oorporalien  fftr 
die  Hostie  und  den  Abendmahlskelch  giebt,  welche  ohne  eine  Salbung  vollzogen  und 
daher  henediotiones'^  genannt  werden.  Die  consecraüo  und  die  benedicüo,  soweit  diese 
letztere  Weihe,  nicht  reine  Segnung  ist,  unterscheiden  sich  nur  darin,  dass  die  erstere 
eine  feierlichere  Handlung  als  die  letztere  bildet. 

B.  Das  Recht,  Segnungen  und  Weihungen  einzuführen,  steht  der 
Eirche  als  solcher  zu,  Namens  derselben  also  dem  obersten  Gesetzgeber,  d.  h.  dem 
Papst.  Deshalb  sind  vorkommenden  Falls  diejenigen  Formularien,  welche  in  den  Ar 
die  ganze  Eirche  massgebenden  desfallsigen  Sammlungen,  dem  Biktale  Romamimy  dem 
Poni^eak  Romanum  und  auch  dem  Missale  Eomamm  enthalten  sind,  zu  gebrauchen^. 
Der  Bischof  hat  allerdings  den  Gottesdienst  und  die  gottesdienstliohen  Handlangen 


1  Probst  &.a.O.;  Meurer,  d.  Begriff  d. 
heiligen  Sachen  nnd  des  Kirchengntes.  Habil. 
Schrift.  Düsseldorf  1886.  S.  66  ff. 

3  Meniex  8.63.  73. 

s  Bei  der  Sache  genügt  es  also ,  wenn  sie  blos 
zu  einem  Instmment  der  Heiligung  gemacht 
wird.  Anf  den  letzteren  Fall  schränkt  Dinkel 
a.  a.  0.  S.  15  den  Begriff  der  Weihnng  ein,  wel- 
cher daher  anch  z.  B.  das  Weihwasser  nicht  ein- 
mal zu  den  res  sacrae  rechnet.  S.  aber  dagegen 
Probst  49.  70. 80;  Meurer  S.  63. 

*•  S.  z.  B.  Pachmann,  K.  B.  3.  Anfl.  2, 
438;  Silbernagl,  K.  B.  S.  615.  In  derselben 
Bedeutung  werden  auch  die  Bezeichnungen: 
henediHio  verbaliSt  diejenige ,  welche  blos  durch 
Worte  und  Zeichen,  und  benedkUo  reaUt  die- 
jenige, mit  welcher  eine  Salbung  yerbunden  ist, 
gebraucht,  Probst  S.  78. 

fi  Im  Gegensatz  zu  dem  blos  benedidrten 
oleum  Simplex  (Rituale  rom.  tit  YIII.  c  1)  mit 
dem  Ghrisma  (s.  0.  S.  59) ,  dem  oleum  catechu- 
menorum,  dessen  Name  daher  rührt ,  dass  es  bei 
der  Taufe  gebraucht  wird ,  Rituale  roman.  tit.  II. 
c.  1.  n.  31,  und  dem  oleum  inflrmorum,  tou 
denen  das  erstere  ausser  bei  der  Firmung  und 
der  Konsekration  des  Bischofs  bei  der  Weihung 
der  Patene  und  des  Abendmahlskelches,  das 
zweite  bei  der  der  Kirchen  und  Altäre,  das  dritte 
gleichzeitig  mit  dem  Ghrisma  bei  der  der  G-looken 
gebraucht  wird,  Probst  S.  281  ff. 


^  So  bezeichnet  das  Pontlflcale  rom.  P.  II.  die 
Weihungen  der  Kirchen,  Altare,  Patenen  nnd 
des  Abendmahlskelches  als  consecrationes. 

"^  Dieses  Ausdruckes  bedient  sich  das  Pontifl- 
cale  a.  a.  0.  für  die  vorbezeichneten  Weihungen, 
s.  namentlich  auch  P.  IH.  im  ofüoium  des  Grün- 
donnerstags („cum  benedicitur  oleum  catechu- 
menorum  et  inflrmorum^i  und  „benedictio  chris- 
matis''). 

Doch  ist  der  Sprachgebrauch  kein  absolut 
fester,  nicht  nur  in  alter  Zeit  ist  eonseerore  auch 
für  benedieerc  gebraucht  worden ,  so  spricht  a  1 
(Carth.  ▼.  390),  c.  2  (Carth.  v.  397)  0.  XXVI. 
qu.  1  von  der  eonseeratio  pueUarwrn,  &  47  (Later. 
I.  Y.  1123)  GXIL  qu.  2  der  eonseeratio  ahbatit 
(s.  auch  c.  46.  Dist.  I,  de  consecr.),  sondern 
selbst  das  Ponüflcale  P.  L  hat  für  die  Weihung 
der  Nonnen ,  bei  welcher  keine  Salbung  erfolgt, 
die  Ueberschrift :  de  benedictione  et  eonseeraUone 
virginum ,  wogegen  es  die  Weihung  der  Könige 
und  der  Königinnen,  wobei  eine  Salbung  mit 
dem  oleum  catechumenorum  vorkommt,  nieht 
minder  die  Glockenweihe  (s.  Anm.  5)  als  bene- 
dictio  bezeichnet ,  während  bei  der  letzteren  die 
Worte:  sanctiflcetur  et  consecretur,  domlne, 
Signum  istud^,  vorgeschrieben  sind.  Vgl.  aueh 
Dinkel  a.  a.  0.  S.  16  und  Brendel  a.  a.  S 
S.  24. 

s  S.  die  coDst.  Benedict.  XIV. :  Inter  ornni- 
geua8(S.  141  n.  11). 
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in  geiner  Diöoeae  xn  leiten,  und  da  er  in  dieser  Hinsicht  aaoh  innerhalb  der  frllher 
ang^benen  Schranken  ftir  diese  letztere  das  Oesetzgebnngsrecht  besitzt  ^^  so  kann 
er  seinerseits^  wenn  sich  besondere  Bedürfnisse  in  seinem  Sprengel  heransstellen,  für 
velehe  jene  Samminngen  keine  Formulare  an  die  Hand  geben ,  dergleichen  ebenfalls 
einfthren.  Aber  die  Ansflbnng  seines  desfallsigen  Rechtes  unterliegt  der  Gontrole  des 
obersten  Gesetsgebers^,  und  daher  hat  die  Congregatio  rituum,  um  die  aus  einer  zu 
grossen  Verschiedenheit  der  Formulare  hervorgehenden  Uebelstände  zu  vermeiden, 
einUebermass  solcher  zu  verhindern,  und  etwa  unpassende  Formulare  auszuschliessen, 
entschieden ,  dass  nur  dergleichen ,  von  ihr  gebilligte  Formulare  gebraucht  werden 
dflrfen  K 

G.  Das  Recht  zur  Ertheilung  von  Segnungen  und  Weihungen  kann 
nur  derjenige  besitzen,  welchem  die  erforderliche,  aus  der  potestas  ordinis  her- 
iiiessende  Ffthi^eit  zukommt,  also  im  allgemeinen  der  Bischof  und  der  Priester^. 

Anaschliesslich  steht  die  Fähigkeit  dem  Bischof  und  zwar  derartig  zu,  dass  die 
Betrauung  eines  Priesters  nicht  mOglich  ist,  in  Betreff  der  Zubereitung  und  Weihe 
des  Chrismas,  des  Katechumenen-  und  des  Kranken  -  Oeles ,  der  beiden  letzteren 
Oele  ^  indessen  nur  in  dem  Gebiete  der  lateinischen  Kirche  ^. 

Femer  kann  der  Bischof  allein  den  bischöflichen  Segen ,  sei  es  den  feierlichen, 
die  s.  g.  henedictio  solemnis'^j  wie  auch  den  privaten,  namentlich  die  s.  g.  henedicHo 
^iseapoüs  in  via  oder  m  iHtterando  ertheilen  ^.  Hierbei  handelt  es  sich  aber  nicht  um 
eine  besondere  aus  der  potestas  ordinis  herfliessende  Kraft^,  vielmehr  kann  eine  solche 
Segnung  begriffsmftssig  nur  von  einer  Person  ausgehen,  welcher  das  bischöfliche 
Amt  und  in  Folge  dessen  das  Recht  zur  Ausübung  der  Pontifikalien  zukommt.  Weil 
indessen  hier  ein  Amtsrecht  in  Frage  steht,  ist  es  möglich,  dass  diejenigen ,  welche 
in  Betreff  gewisser  Amtsrechte,  wie  die  Prälaten,  durch  päpstliches  Privileg  den 
Bischöfen  gleichgestellt  werden,  ebenfalls  eine  derartige  Befngniss  nach  Massgabe 
des  Dmfanges  dieser  Gleichstellung  ausüben  können  ^^. 

Dagegen  ist  die  weiter  an  sich  denkbare  Betrauung  eines  Priesters  durch  den 
Bischof  mit  der  Vornahme  einer  solchen  Benediktion  als  Vollzugsorgan  des  letzteren 


1  Bd.  in.  8.  831.  831 

*  A.  Ä.  O.  8.  833. 

s  Entteh.  t.^S.  Mai  1836,  Gardellini,  de- 
oeUaatheni.  congr.  ss.  ritnain,  cara  AloisÜ 
Qftrdellinl  ed.  III.  Romael8ö6,  n.4748  zii9; 
3,  oftgo  p.  150:  ^n  formalae  benedictlonam 
(flOMe  InTeniiuitiu  in  librlB  ab  ordinarioram  tan- 
tun  locomm  et  non  ab  apostolica  sede  approbatis 
rednendae  sint .  .  .  ?  Detnr  deeretam  In  Ariml- 
neos,  dlei  7.  Apiil  1832  ad  dabinm  5 ,  nee  allae 
tdldbeantur,  dammodo  non  constet  ab  hac  s. 
coii|;regatioQe  fnlsse  adpiobatas".  Das  angezo- 
gane  Dekret  t.  o.  8. 12.  n.  8.  Vgl.  auch  Probst 
S.S8. 

4  OTltig  luinn  daher,  wie  andere  Handlungen 
des  oido ,  aneh  ein  exkonunanicirter ,  scMsma- 
ttaeker,  degndlrter  Bischof  oder  Priester  Seg- 
muigen  und  Weihnngen  yomehmen,  Probst 
fl.101. 

*  S.  0.  S.  37.  69.  136. 

<  Da  sie  bei  den  nnirten  Orientalen  auch  von 
<len  Priestern  bereitet  werden  können,  s.  o.  8. 136. 
'^  Gaeremonlale  episeopornm  üb.  I.  c.  26. 


s  Giern.  2  de  privileg.  Y.  7;  Caerem.  lib.  I. 
0.  4 :  „Qnando  episeopns  ambnlat  Yel  equltat  per 
snam  eivitatem  yel  dloeoesim  mann  apeita  sin- 
gnlis  benedicit''. 

0  Das  zeigt  der  Umstand ,  dass  dasselbe  Recht 
kraft  päpstlichen  Indultes  auch  Nichtblschofen, 
n&mlich  den  mit  Pontiflkalrechten  ausgestatteten 
Prälaten  gewährt  wird ,  s.  die  folgende  Anmerk. 

10  Die  mit  PontiSkalrecht  ausgestatteten  Prä- 
laten erhalten  nurdie  Bef ugnlsS)  die  benedictio  so- 
lemnis,  nicht  die  in  yia  zu  spenden,  und  zwar  die 
ersteren  auch  nur  mit  gewissen  Beschränkungen, 
c.  3  in  Vlto  de  privileg.  V.  7  und  Dekret  Alex- 
anders VII.  ▼.  27.  September  1669  J.  13,  Fer- 
raris 8.  V.  abbas  n.  31 :  „Pontiflcales  benedlc- 
tiones  cum  trina  crucis  productione  in  missis 
pontiflcalibas  nee  non  yesperis  et  matntinis  pon- 
tiflcaliter  ibidem  celebratis  lleere  sibi  tantum 
meminerint  Priyatim  yero  popnlis,  quamyis 
pleno  iure  subieotis ,  nisi  expresse  ipsis  permis- 
sum  fuerlt,  etiam  pontiflcalibus  induti  per  ec- 
cleeiam  incedentes,  benedicere  non  praesumant^, 
s.  auch  Ferraris  s.y.  benedicere  art  II.  n.  10 ff. 


144 


I.  Die  Hierarchie  und  die  Leitung  der  Kirche  durch  dieselbe. 


[f.  105. 


rechtlich  nicht  zuliBBig,  da  das  gemeine  Recht  die  Bestellung  eines  Stellyertreters 
ftlr  diese  Funktionen  nicht  gestattet  ^ 

Abgesehen  von  der  benedieUo  epüeopdUa  sind  dem  Bischof  noch  andere  Segnun- 
gen und  Weihnngen  vorbehalten,  und  zwar  sind  innerhalb  dieser  zwei  Klassen  zu 
scheiden,  nämlich: 

a.  diejenigen,  deren  Yollziehnng  allein  durch  den  Papst,  nicht  durch  den  Bisehof 
selbst  auf  einen  einfachen  Priester  übertragen  werden  kann,  und 

b.  diejenigen ,  fOr  welche  der  Bischof  seinerseits  einen  Priester  zn  ermftchtigen 
befugt  ist. 

Zu  den  ersteren  gehören  die  Benediktion  von  Achten  und  Aebtissinnen^ ,  die 
Benediktion  von  Nonnen 3\  von  Königen  und  Königinnen^,  die  Konsekration  von 
Kirchen  ^  von  Altären  ^  von  Abendmahlskelchen,  vonPatenen^,  die  Benediktion  der  ^ 
Olocken^,  der  priesterlichen  Gewänder',  der  leinenen  Altartflcher  (mappoe,  tabaleaBY^^ 
der  Gorporalien  ftlr  die  Hostien  und  der  Pallen  ffir  die  Abendmahlskelohe^^,  der 
Pyzis  und  des  Ostensoriums  (der  Monstranz)  ^^  ftlr  die  Eucharistie  i^,  der  Behälter  sor 


^  Die  mit  dem  biBchöflichen  Amte  verbunde- 
nen Pontlflk&lien  sind  niolit  übertragbar,  Bd.  II. 
S.  48 1  andererseits  soll  aneb  der  Priester  ausser 
beim  Scblnss  der  Messe ,  dem  Volke  nicht  den 
Segen  spenden,  c.  3  (Agde  606)  G.  XXVI.  qn.  6; 
Benedict  XIV.  const.  ExempUs  praedecessornm 
Y.  19.  Mai  1748,  Ball  dt.  2,  183.  In  Betreff  der 
anscheinend  dagegen  sprechenden  c.  6  |^  2  (Hie- 
ronym.  ?)  Dist.  XC  V. ;  o.  64  (Agde  Ö06)  Dist.  I. 
de  oonsecr.  n.  c  3  (Leo  IX.  ?)  X.  de  off.  archl- 
presb.  I.  24  s.  Gonzalez  Tellez  comm.  ad 
c.  3  dt.  n.  2  und  Benedict.  XIV.  1.  c. 

3  Ein  päpstliches  Indult  dazu  wird  nicht  ein- 
mal an  benedioirte  Aebte ,  geschweige  denn  an 
elnCaehe  Priester  gegeben,  Ferraris  s.y.  abbas 
n.  12.  Vgl.  überhaupt  Arch.  f.  k.  E.  R.  2,  199. 

d  Pontiflcale  roman.  P.  I.  Diese  soll  indessen 
nur  noch  Torgenommen  werden ,  wenn  dch  ein 
desfallsiger  Gebrauch  erhalten  hat,  Ferraris 
s.  Y.  benedicere  art  III.  n.  12. 

*  Pontiflcale  roman.  1.  c. 

5  c  10  (Later.  I.  y.  1123)  0.  XVI.  qu.  1 ; 
c  9  (Greg.  IX.)  X.  de  conseor.  eccles.  IIL  40 ; 
c.  1  (id.)  X.  de  relig.  domib.  IH.  39;  Rituale 
roman.  tit  VIII.  c.  27  n.  13:  ^Ecclesia  Yero, 
quamYis  a  simpllcl sacerdote ...benedicta  sit, 
ab  episcopo  tamen  conseoranda  est".  Päpst- 
liche Indulte  werden  indessen  nach  feststehender 
Kurial-Piaxis  für  die  Konsekration  der  Kirchen 
an  einfache  Priester  nur  in  den  seltensten  Fällen 
und  allein  beim  Vorliegen  besondeis  dringender 
Gründe,  dagegen  regelmässig  an  diejenigen 
Prälaten ,  welche  ein  territorlum  separatum  be- 
sitzen, gewährt,  Ferraris  s.  y.  abbas  n.  33; 
Benedict.  XIV.  de  syn.  dioeces.  XIII.  15 
n.  2ff. 

«  c  15  (Pseudo-SÜYest),  c.  30  (Mainz  y.  888) 
Dist.  I.  de  conseor.;  c  4  (Pseudo-Leo  I.)  Dist. 
LXXXVIII. ;  c  3  (Agde  506)  0.  XXVL  qu.  6 ; 
Pontiflcale  roman.  P.  U. 

Päpstliche  Indulte  sind  seit  dem  16.  Jahrhun- 
dert mehrfach  für  Missionsländer,  in  welchen 
ein  Mangel  an  Bischöfen  war ,  Priestern  aus  dem 
Franziskaner-  und  Jesuiten-Orden  ertheilt  wor- 
den, Ferraris  s.  y.  altare  n.  10. 


Vgl.  hierzu  auch  B  a  1 1  a  y ,  quid  iuiU  abbati- 
bus  regularibus  circa  consecrationem  altarioin? 
im  Arch.  t  k.  K.  B.  15,  101  flL 

'^  Pontiflcale  roman.  P.  II.  de  consecratione 
patenae  et  calicis. 

9  L.  e.  de  benedictione  sign!  yoI  eampanae. 
Die  Ddegation  eines  einfachen  Priesters  in  der 
Weise,  dass  derselbe  die  Glocken  blos  benedidrt, 
dagegen  die>orgeschriebene  Salbung  (s.  unten) 
unterlässt,  ist  nicht  statthaft,  Congreg.  rlt 
Yon  1857 ,  coUectan.  missionar.  cit.  n.  1318  ff. 
p.  707. 

8  Pontiflcale  roman.  de  benedictione  saoerdo- 
talium  indumeutorum  in  genere. 

^  L.  c.  de  benedictione  mappamm  seu  lintea- 
minum  s.  altaris ,  s.  auch  ibid.  P.  II.  im  Tltd 
über  die  Konsekration  der  Kirche  die  benedietio 
tobalearum  et  omamentorum  ecclesiae  et  altaris 
consecratorum. 

^i  L.  c.  de  benedictione  corporalium,  ein  For- 
mular, welches  für  beide  gilt ,  da  Gorporale  und 
Palla  früher  ein  Ganzes  gebildet  haben,  Probst, 
Eucharistie  als  Opfer.   2.  Aufl.  S.  117. 

12  L.  c  de  benedictione  tabernaculi  seu  Yaseuli 
pro  sacrosancta  eucharistia.  Darüber ,  dass  hier 
unter  tabemaoulum  nicht  das  in  Deutochland  ge- 
wöhnlich als  Tabernakel  bezeichnete  Behältniss 
auf  oder  über  dem  Altar  (s.  o.  S.  84  n.  1),  sondern 
das  Gefäss,  in  welchem  die  Eucharistie  unmittel- 
bar aufbewahrt  wird,  also  das  Oiborium  oder  die 
Pyxis  und  die  zur  feierlichen  Ausstellung  be- 
stimmte Monstranz,  ostensorium,  zu  Yorsteben 
ist,  Ygl.  Probst,  Benediktionen  S.  318.  3ia 

^  Soweit  bei  den  bisher  gedachten  Weibungen 
Yon  Sachen  keine  Salbung  angewendet  wird ,  es 
also  sich  nicht  um  die  Yon  Altären,  Kelchen, 
Patenen  und  Glocken  handelt,  werden  päpsüiehe 
Indulte  für  einfache  Priester,  welche  eine  Dignl- 
tät  haben,  gewährt  Kraft  ein  für  alle  Mal  er- 
theilten  PriYilegs  besitzen  die  Regular-Prilaten, 
Generäle,  PrOYinziale  und  Lokal -Oberen  der 
Mönchsorden  eine  solche  Ermächtigung,  Jedoch 
nur  in  Betreff  der  Paramente  und  Gefässe,  welche 
für  die  ihnen  unterworfenen  Kirchen  bestimmt 
sind,  Ferraris  s.  y.  benedicere  art.  T.  n.  19; 
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Anfbewaluning  von  Beliquien^  sowie  zur  Anfbewahning  der  h.  Oele^,  ferner  die 
feierliche,  d.  h.  Ofifentlich  unter  Znlaasnng  des  Volkes  vorzunehmende  Benediktion 
neuer  Kreuze^,  sowie  von  Bildern  Christi,  der  Jungfrau  Maria  und  von  Heiligen^. 

Dagegen  sind  die  Bischöfe  ihrerseits  befugt,  einem  einfachen  Priester  die  Bene- 
diktion (nicht  die  Konsekration)  des  Grundsteines  einer  neuen  Kirche,  femer  die 
Benediktion  einer  solchen,  eines  neuen  Oratoriums  und  eines  neuen  Gottesackers 
ihrerseits  zu  delegiren  ^.  Weiter  reihen  sich  dieser  Klasse  noch  an :  die  Benediktion 
von  Telegn4>hen,  die  feierliche  Benediktion  von  Eisenbahnen,  die  Benediktion  gegen 
Mftnse,  Heuschrecken,  Wttrmer  und  schädliche  Thiere,  der  Klerikalkleider,  die  bene- 
dietio  cingulorum  in  honorem  8.  Josephi  sponsi  B.  M.  V.  und  die  benedictio  pue~ 
romm  et  puellarum  in  festis  piae  unionis  a  sancta  infantia  nuncupatae^. 


Probst  S.  111.  Mit  derselben  Beschränkung  sind 
such  d&zn  diejenigen  Säknlar-  und  Regnlar- 
Prilaten  befugt ,  welchen  durch  päpstliches  Pri- 
Tileg  der  Gebrauch  der  Pontiflkalieu  gestattet  ist, 
Dekret  Alezanders  YIL  ▼.  27.  September  1659 
$.18,  Ferrari  S8.V.  abbaa  n.  31 :  „ecclesiasti- 
cam  suppellectilem  pro  servitio  dumtaxat  suarum 
eeelesiarum  Tel  monasteriorum  benedicant^. 

Allerdings  werden  auch  benedicirten  Achten ' 
Indulte  für  die  Konsekration  Yon  Altären ,  Ton 
Glocken  und  Ton  h.  Gefassen,  bei  denen  eine 
Salbung  Torkommt,  durch  den  Papst  ertheilt, 
Ferraris  s.  ▼.  benediceie  art.  I.  n.  21.  In  sol- 
chen Fallen  düifen  sie  aber  diese  Befagniss  nicht 
SB  Orten ,  welche  ihnen  nicht  unterworfen  sind» 
nod  nicht  in  Betreff  you  Gegenständen,  welche 
für  den  Gebrauch  fremder  Kirchen  bestimmt 
Und,  selbst  nicht  einmal  mit  Erlaubniss  des  zu- 
itändigen  Ordinarlng  ausüben ,  dt.  Dekret 
Alexanders  YII.  ^  19 :  „Reliqua  pontlflcalia  extra 
loca  Iptis  abbatibua  snbiecta  yel  pro  servitio  ali- 
onae  eceleaiae  ant  in  subditos  parlter  alienos, 
eüam  de  licentia  ordinariomm  exeicere  non  ya- 
Uant ,  puta  campanarum  benedictiones,  calicum 
et  simiUnm ,  in  qnibus  saera  adhibetur  unctio^. 

^  Pontiflcale  P.  II.  de  benedletlone  capsamm 
pro  reliqoiis  et  aliis  sanetuariis  includendis. 

^  Bituale  Rom.    app.  benedictio  vasorum  pro 
saoiis  oleis  includendis. 

3  Dss  Pontiflcale  P.  IL  rechnet  in  der  Rubrik 
dahin :  „nova  crux  seu  tabula,  in  qua  cruciflxns 
est  depictus",  und  hat  daher  kein  besonderes 
Formular  für  die  benedictio  imaginis  Jesu 
Ghrisü,  dagegen  weist  das  Bituale  tit  YIII. 
e.  24  eine  benedictio  noYae  crucis  und  e.  26  eine 
benedictio  imaginum  Jesu  Christi  domini  nostri, 
b.  Mariae  virgin.  et  aliomm  sanctorum  auf.  Sein 
Formular  e.  24.  bezieht  sich  daher  nicht  auf  die 
Gracifixe ,  welche  auf  den  Altar  gestellt  werden 
soUen,  Baruf  faldns  1.  o.  tit.  LXYIII.  n.  1  if. 
Die  Besertation  betrifft  übrigens  blos  die  solenne 
Benedlküon,  Congr.  rit.  y.  12.  Juli  1704,  Gar- 
dellini  1.  c.  n.  3697;  2,  229:  ^1.  An  crnces 
altarinm  seu  proeessionnm  eint  benedicendae  de 
praecepto?  2.  An,  si  non  sint  de  praecepto,  pos- 
lit  Simplex  saeerdos  eos  benedlcere  private  et 
noo  solemniter?  Ad  1.  Negative.  Ad  2.  Affir- 
mative'', YgL  auch  Cavalieri  t.  lY.  o.  11. 
decr.  7.  n.  1.  2;  Probst  S.  187,  und  iwar 
aliein  derjenigen  Kreuze,  welche,  wie  z.  B.  die 

H 1 B  s  e  k  i  a  ■ ,  Kirckenxecht  lY. 


Kirchhofskreuze,  öffentlich  aufgestellt  werden, 
nicht  die  zum  Hansgebrauche  bestimmten,  Gongr. 
rit.  v.  12.  Angnst  1854  zu  1  (CoUectan.  mission. 
cit  n.  1325.  p.  708) :  „intelllgeudas  cruces  coe- 
meteriorum  aliasqne  publice  exponendas''.  Die 
letzteren  kann  der  Priester  nach  dem  Formular 
des  Rituales  privatim  segnen. 

«  Vgl.  die  vorige  Anm.  Wenn  Probst  8. 189 
angiebt,  dass  ein  einfacher  Priester  mit  bischöf- 
licher Erlaubniss  die  solenne  Benediktion  vor- 
nehmen kann,  so  widerspricht  dies  seiner  eigenen 
Bemerkung  S.  110.  Die  Unrichtigkeit  dieser  Be- 
hauptung ergiebt  sich  übrigens  daraus ,  dass  das 
Rituale  tit.  YIII.  in  o.  1—19  die  Formulare  für 
die  den  einfachen  Priestern  zustehenden  Bene- 
diktionen ,  dann  von  c.  20  bis  c  25  die  bene- 
dictiones ab  episcopis  vel  aliis  faoultatem  haben- 
tibus  faciendae,  endlich  erst  c.  26  bis  c  30  die- 
jenigen mittheilt ,  welche  ein  vom  Bischof  dele- 
girter  Priester  vornehmen  darf.  Unter  den  „aliis 
facnltatem  habentibns''  der  Ueberschrift  zu  der 
lüttelgrnppe  kann  also  nicht  ein  Priester ,  wel- 
cher blos  eine  bischöfliche  Ermächtigung  besitzt, 
verstanden  werden. 

5  Rituale  roman.  tit  YIII.  o.  26  bis  c.  28. 
Nach  Silbernagl,  K.  R.  S.  ölö.  n.  1,  s.  auch 
Arch.  f.  k.  K.  R.  2, 226,  gehört  hierher  auch  die 
Segnung  der  Fahnen  des  Militärs.  Das  erscheint 
aber  zweifelhaft.  Das  Pontiflcale  roman.  P.  II. 
hat  ausser  der  unpraktisch  gewordenen  bene- 
dictio et  impositio  orucis  proflciscentibus  in  sub- 
sidium  et  defensionem  fldei  christianae  seu  recu- 
perationem  terrae  sanctae  noch  Formulare  für  die 
benedictio  armorum ,  ensis  und  vexiUi  bellici, 
dagegen  enthält  das  Rituale  keine  Formulare 
dafür.  Das  lässt  darauf  sohliessen,  dass  sie 
der  Bischof  nicht  dem  einfachen  Prieater  zu 
übertragen  berechtigt  ist. 

6  Die  Formulare  für  diese  giebt  der  appendix 
zum  Rituale.  Dass  sie  reservirt  sind,  ist  keinem 
Zweifel  unterworfen,  da  sie  hier  sämmtlich  unter 
den  benedictiones  reservatae  ab  episcopo  vel 
sacerdotlbus  facnltatem  habentibns  faciendae 
stehen.  Allerdings  linden  sich  unter  dieser 
Rubrik  zunächst  solche  Reservate,  welche  der 
Bischof  seinerseits  nicht  übertragen  kann,  es 
wird  aber  daraus  nicht  geschlossen  werden  kön- 
nen, dass  auch  die  Übrigen  der  bischöflichen 
Delegation  entzogen  sind.  Der  Anhang  stellt 
beide  Arten  ohne  Unterschied  zusammen. 

10 
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Ans  dem  Oesa^n  ergiebt  sich,  daas  die  s.  g.  Real-Benediktionen  nnd  die  s.  g. 
Verbal-Benediktionen  nicht  in  der  Weise  onterschieden  sind^,  dass  der  Biachof 
nnr  die  letssteren  einem  Priester  übertragen  kann,  die  Dele^^rnng  der  ersteren  auf 
einen  solchen  aber  dem  Papst  ansschliesslich  ansteht.  Fttr  die  Real-Benedikiionen 
ist  allerdings  eine  bischöfliche  Ermächtigung  stets  ausgeschlossen  2,  aber  anderer- 
seits ist  der  Bischof  eine  solche  nicht  einmal  für  alle  Verbal- Benediktioneu  zu  ge- 
währen befugt  3. 

Wie  die  Bischöfe  und  die  mit  Pontifikalrechten  ausgestatteten  Prälaten  allein 
die  henecUcHo  episcqpaUs  spenden  können^,  so  ist  der  Papst  seinerseits  aasschliesBlich 
in  der  Lage,  den  päpstlichen  Segen  zu  ertheilen.  Da  er  aber  nicht,  wie  die 
ersteren  an  die  Schranken  des  gemeinen  Rechtes  gebunden  ist,  so  kann  er  seinerseitB 
die  Ertheilnng  desselben  anderen,  als  seinen  Vollzugsorganen,  flbertragen^. 

Ausserdem  sind  dem  Papste  ausschliesslich  die  Benediktion  der  s.  g.  a^nus 
dei%  der  Schwerter  fttr  Könige  und  Fürsten  und  der  goldenen  Rose 7,  femer,  wenn- 
gleich nicht  absolut,  die  der  Pallien^  reservirt^. 

Alle  übrigen  Benediktionen  ist  jeder  Priester  vorzunehmen  befähigt  i<>,  ja 
die  Benediktion  der  Osterkerze  (cereus  paschalis]  am  Gharsonnabend  kann  sogar  von 
einem  Diakon  vollzogen  werden  ^^ 

Abgesehen  von  dem  eben  erwähnten  Falle  ist  dagegen  jede  Segnung  durch  einen 
Kleriker  eines  niedrigeren,  als  des  Priester-Grades  nichtig,  weil  ein  solcher  der  noth- 
wendigen  Fülle  der  potestas  ordinis  ermangelt  ^^. 

Wenn  dagegen  ein  Priester  die  dem  Bischof  vorbehaltenen  Segnungen  nnd 
Weihungen  vollzogen  hat,  gleichviel,  ob  dazu  ein  päpstliches  Indult  oder  blos  bischöf- 


i  S.  0.  S.  142.  n.  4. 

2  S.  0.  S.  144. 

3  S.  0.  S.  142a.  144.  So  hat  auch  die  Congr.  rit. 
vom  2.  April.  1875,  Collect  mission.  cit.  n.  1328 
p.  709,  auf  die  Frage :  ^n  eplscopi  sire  ex  iure 
ordlnario  sive  ex  consuetudine  omnes  bene- 
dictionee  descriptas  in  Ritaali  romano  et  reser- 
vatas,  in  qaibns  non  Interrenit  sacra  anctio ,  sa- 
cerdotibuB  minoribna  delegare  possint  ?^  mit  Ne- 
gative geantwortet. 

*  S.  0.  8.  143. 

^  Vgl.  Const.  Benedict.  XIY.  Exemplis  piae- 
deceasoram  y.  19.  März  1748,  Bull,  cit  2,  183; 
das  Fonnalar  für  die  Bischöfe  im  Arch  f.  k.  K. 
R.  15,  331 ;  B.  ferner  Rituale  rom.  tit.yni.  c.32 
und  das  auf  Grund  des  Brevea  Leos'  XIII.  ▼.  7.  Juli 
1882  dazu  veranstaltete  Supplement ,  vgl.  auch 
Probet  S.  133.  Um  die  Stellung  des  Delegaten 
als  Yollzugsorganes  deutUch  hervortreten  zu  las- 
sen, ist  dieser  verpflichtet,  jedes  Mal  das  betref- 
fende päpstliche  Indult  zu  verlesen. 

^  D.  h.  der  Wachsfiguren ,  welche  von  dem 
auf  ihnen  abgedruckten  Bilde  des  Lammes  Got- 
tes ihren  Namen  führen  und  durch  ihren  reinen 
Stoff  die  unbefleckte  himmlische  Reinheit  der 
Menschheit  Christi  versinnbildlichen.  Sie  wer- 
den vom  Papste  im  ersten  und  dann  in  Jedem 
siebenten  Jahre  seines  Pontiflkates  am  weissen 
Sonntage  während  des  feierlichen  Amtes  durch 
Weihwasser ,  welches  mit  Balsam  und  Ghrisma 
vermischt  ist,  dadurch  geweiht ,  dass  sie ,  wohl 
zur  Erinnerung  an  die  Taufe  Jesu  im  Jordan ,  in 


dasselbe  eingetaucht  werden ,  decretum  de  ritu 
et  UBu  oerearum  fonnamm  v.  1752,  Bull.  Bened. 
XIY.  3,  253;  Ferraris  s.  v.  agnusdei,  und 
Scheeben  in  Wetzer  u.  Weite,  Kirohen- 
lexikon.  2.  Aufl.  1,344. 

7  Probst  S.  247. 

s  Denn  diese  kann  in  Abwesenheit  des  Papstes 
der  denselben  vertretende  Kardinal  benedidren, 
Bd.  I.  S.  219.  n.  7. 

^  Ueber  die  dem  ältesten  Kardinal- 
bischof  zustehende  Ben'edlktion  des 
zum  Papste  gewählten  BischofB  s.  Bd.I. 
8.291.360.361. 

JO  Vgl.  Probst  S.  106.  107. 

^1  Gaeremon.  episoop.  üb.  II.  c.  27.  n.  7  ff., 
und  MlBsale  romanum.  Proprium  de  tempore, 
sabbato  sancto ;  Probst  S.  261. 

12  Allein  dem  Priester  und  dem  Bisehof  wird 
bei  der  Ordination,  und  zwar  in  Verbindung  mit 
der  Salbung  der  Hände,  bei  ersterem  mit  Kate- 
chumeuen-Oel,  bei  letzterem  mit  Ghrisma,  die 
Benediktionsgewalt  ertheilt,  dem  Priester  durch 
die  Worte :  „Ut  quaecunque  benedixerint  (sc  ma- 
nus),  benedlcantur  et  quaecunque  coiiBecrave- 
rint,  consecrentur  et  sanctiflcentur",  dem  Bischof 
durch  den  Ausspruch:  „quidquid  benedixeiis, 
benedicatur  et  quicquid  sanctiflcaveris ,  saati« 
ficetur'S  Pontiflcale  rom.  P.  I.  de  ordinat  pres- 
byt.  u.  de  consecrat  electi.  Die  Kleriker  der 
niederen  ordines  besitzen  die  Benediktionsgewalt 
nicht,  Ferraris  s.  V.  benedicere  ait.  I.  n.  15. 
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liehe  Brmftchtigiiiig  erforderlich  war  ^ ,  so  ist  die  benedictio  oder  oomecraüo  niemals  nich- 
tig ^  {nwaüde),  sondern  nnr  unerlaubt  {üUdia]  3.  Denn  die  Benediktionsgewalt  ist  als 
solehe  nicht  an  den  bischöflichen  ordo  geknüpft  ^^  vielmehr  sind  den  Bischöfen  ein- 
zelne Segnungen  und  Weihungen  nur  durch  das  kirchliche  Recht  vorbehalten^.  Die 
Ertheilnng  der  Ermächtigung  zur  Vornahme  der  letzteren  an  einen  Priester  gewährt 
daher  dem  letzteren  niemals  eine  Fähigkeit  ^  welche  er  an  sich  nicht  besitzt ,  sie  be- 
seitigt vielmehr  nur  die  Schranken^  welche  das  Recht  der  Ausübung  der  ihm  an  sich 
zustehenden  Fähigkeit  gesetzt  hat,  stellt  sich  also  rechtlich  als  ein  Akt  der  Juris- 
diktionsverwaltung  seitens  des  Papstes  oder  des  Bischofs  dar. 

Bei  denjenigen  Benediktioneny  welche,  wie  der  päpstliche  oder  bischöfliche  Segen 
(s.  0.  S.  146  u.  143),  an  die  Person  des  Amtsträgers  gebunden  sind,  liegt  es  in  ihrem 
Wesen,  dass  die  Spendung  durch  einen  Priester  nicht  die  Bedeutung  einer  von  dem 
berechtigten  Amtsträger  ertheilten  Segnung  haben  kann ,  also  auch  nicht  im  Stande 
ist,  die  an  eine  solche  geknüpften  besonderen  Wirkungen ,  wie  namentlich  die  Ge- 
währung der  in  der  Regel  damit  verbundenen  Ablässe  ^ ,  herbeizuführen,  wenngleich 
me  solche  Benediktion  als  einfache  Segnung  nicht  nichtig  erscheint. 

Was  endlich  die  o.  S.  146  gedachten,  dem  Papste  vorbehaltenen  Benediktionen 
betrifft,  so  kann  selbstverständlich  beim  Mangel  eines  besonderen  päpstlichen  Ordos 
die  Reservation  nicht  auf  einer  dem  Papst  im  Gegensatz  zu  den  Bischöfen  eigen- 
thflmlichen  potestas  ordinis  beruhen.  Diese  Vorbehalte  erscheinen  vielmehr  als  mit 
der  Primatialstellung  des  Papstes  ausschliesslich  verbundene  Ehrenrechte,  wie  denn 
iDch  gerade  der  Umstand,  dass  der  Papst,  der  oberste  Leiter  der  ganzen  Earche, 
diese  Benediktionen  vollzieht,  den  geweihten  Gegenständen  einen  besonderen  Werth 
in  den  Augen  der  Gläubigen  verleiht  7. 

Die  erlaubte  Ausübu-ng  der  in  dem  ordo  episcopalis  und  ordo 
presbyteralis  enthaltenen  Benediktionsgewalt  setzt  das  Vorhandensein 
der  erforderlichen  Jurisdiktion  für  denjenigen  kirchlichen  Amtsträger,  welcher  von 
ihr  Gebrauch  machen  will,  voraus. 

Der  Papst,  welcher  diese  ftlr  die  ganze  Kirche  besitzt,  kann  Segnungen  und 
Weihungen  überall  im  Gebiete  derselben  und  für  alle  Gläubigen  vornehmen ,  sowie 
«nderen  die  Befngniss  dazu  delegiren. 

Der  Bischof  hat  das  Recht  nur  für  seine  Diöcese,  seine  Diöcesanen  und  die  in 


»  S.  0.  S.  144. 

*  S.  tuch  Eiitack.  d.  Congr.  rit.  v.  1707,  Gar- 
dellini  n.  3775;  2,  267:  „I.  An  abbates, 
pxiorefl,  gaaidianl  et  alii  leliglonum  praelati  pos- 
nnt  benedicere  paramenta  et  yasa  aacra  ad  uaum 
pnpriaram  easlesiarum?  Il.Utrnm  benedicere  pos- 
BiBt  Tasa,  in  quibus  sacia  anctio  adhibetur  pro 
ieivitlo  tarn  propriaram  eccleaiaram ,  quam 
etiam  laecaUriam?  III.  An  eadem  paramenta  et 
▼ata  Sacra  slnt  denno  benedieenda  et  respective 
eooaecraiida?  Ad.  I.  negative,  ad  II.  qnoad  1  par- 
tem  quoad  habeotes  asum  pontifloaliam  Afürma- 
ÜTe;  qao  vezo  ad  non  habentes  asum  pontiflca- 
lium  Negative.  Ad  III.  Negative,  d.  h.  also  die 
onberechtigter  Welse  erfolgten  Beuediktionen 
und  Konaekrationen  sind  gültig. 

»  Probst  S.  102  a  loa 

*  c  1  (Inn.lU.)  $.  7.  X.  de  sacra  nnct  L  15: 
,Dade  com  ceteras  unctiones  simplex  sacerdos 


vel  presbytex  valeat  exMbere,  hanc  (conflrma- 
tionem)  non  nlsi  summus  sacerdos  i.  e.  eplscopus 
debct  conferre''. 

B  ProbstS.  108. 

6  S  die  Cltate  v.  S.  143.  n.  7  flf.  und  S.  146. 

^  Dass  ein  anderer  Amtsträger  dergleichen 
Segnungen  für  den  Papst  vollzieht ,  wird  prak- 
tisch nicht  vorkommen.  Die  Frage ,  welche  Fol- 
gen eine  solche  Anmassung  haben  würde,  Ist 
daher,  so  weit  ich  sehe ,  bishex  gar  nicht  aufge- 
worfen. Sie  wird  dahin  zu  beantworten  sein, 
dass  die  betreffende  Sache  zwar  benedicirt  Ist, 
aber  nicht  vom  Papste,  und  dass,  sofern  letzteres 
rechtlich  wesentlich  ist,  die  sonstigen  Rechts- 
folgen nicht  eintreten  können,  so  würde  z.  B.  ein 
vorschriftswidrig  benedlclrtes  Pallium  kein  Pal- 
lium sein ,  an  welches  sich  für  den  Erzblschof 
die  Bd.  II.  S.  31  erwähnten  Rechte  knüpfen 
könnten. 

\0* 
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I.  Die  Hierarchie  und  die  Leitung  der  Kirche  durch  dieselbe. 
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derselben  befindliehen  Sachen.  Unbedingt  gilt  dies  ftr  alle  de^leiehen  Akte ,  bei 
denen  er  sich  der  Pontifikalien  zn  bedienen  hat^  nnd  welche  öffentlich  vorgenommen 
werden^,  so  z.  B.  jftlr  die  Konsekration  der  Kirchen  ^,  die  b&nsdieüo  popuU  iokwnU  nnd 
die  henedUitio  in  via^.  Nnr  soweit  er  eine  Begnnng  privatim  vollzieht^,  also  z.  B. 
eine  solche^  welche  der  einfache  Priester  ohne  Weiteres  vorzunehmen  berechtigt  ist, 
bedarf  er  dazn  nicht  der  Erlaubniss  des  zuständigen  Ordinarius*^. 

Die  Segnungen  und  Weihungen ,  welche  dem  Bischof  vorbehalten  sind ,  nnd  ftlr 
welche  er  seinerseits  nicht  einen  Priester  delegiren  kann,  flbertrftgt  er  aber  dann  er- 
laubter Weise  auf  einen  solchen,  wenn  ihm  vom  Papste  dazu  Vollmacht  ertheilt  ist^. 

Hat  er  von  dieser  letzteren  Gebrauch  gemacht  oder  einen  Priester  mit  einer  ihm 
reservirten  Benediktion  kraft  eigenen  Rechtes  beauftragt,  so  kann  der  Delegirte  von 
seiner  Befugniss  nur  innerhalb  der  den  Bischof  selbst  bindenden  Schranken  (Gebrauch 
machen,  weil  sich  die  Jurisdiktion  des  Delegirenden  nicht  über  seine  DiOcese  hinaus 
erstreckt  ^. 

Die  Ermächtigung  zu  Benediktionen,  welche  der  Bischof  kraft  eigenen  Bechtes 
übertragen  darf,  kann  auch  an  seiner  Statt  der  Oeneralvikar  oder  Kapitelsverweser 
ertheilen  ^. 

In  welchem  Umfange  die  dem  Bischof  reservirten  Konsekrationen  und  Benedik- 
tionen durch  die  dazu  kraft  pftpstliohen  Privilegs  oder  Indultes  er- 
mächtigten Priester,  namentlich  die  Regularen ^^,  erlaubter  Weise  ge- 
spendet werden  dürfen ,  darüber  entscheidet  der  Inhalt  der  betreffenden  päpstlichen 
Urkunde  ^K 


1  Bd.  II.  S.  48 ,  8.  namentlich  Anm.  2  da- 
selbst 

2  A.  a.  0.  S.  44 

3  c.  10  (Later.  I.  ▼.  1123)  0.  XVI.  qu.  1 : 
„. .  .Crisma  et  oleam,  conseciationes  altarium . . . 
ab  episcopis  (sc  monachi)  acciplant ,  in  quorum 
parocbils  manent"  ;  c  26.  27  (Gelas.  L)  C.  XVI. 
qu.  7 ;  c.  9  (Julian,  epit.  Novell.)  Dist  L  de  con- 
secr.  u.  c  2  (Inu.  III.)  X.  de  consecr.  eccles. 
III.  40. 

*  Clem.  2  de  piivileg.  V.  7.  Der  Erzbisohof 
kann  sich  der  Pontiflkalien  innerhalb  der  ganzen 
Provinz  bedienen  und  hier  die  benedictio  solem- 
nis  und  die  benedictio  in  via  ertheilen^  Giern.  2 
cit,  Gaerem.  episc.  lib.  I.  c  4.  In  Anwesenheit 
eines  höheren  Amtsträgers  darf  indessen  der 
niedere  nur  mit  Erlaubniss  des  letzteren  bene- 
didren,  c.  6  (Nicol.  I.)  Dist.  XXI,  so  der  Bi- 
schof nur  mit  Erlaubniss  des  gegenwärtigen  Le- 
gaten, Kardinals  oder  Erzbischofs,  Gaeremon.  Lc. 
und  die  Entscheid,  d.  Gongr.  rit.  bei  Ferraris 
s.  V.  benedicere  art.  I.  n.  10.  11. 

Dem  Bischof  steht  darin,  wie  in  allen  anderen 
Beziehungen  der  coadiutor ,  welcher  den  Bischof 
bei  totaler  Unföhigkeit  vertritt ,  gleich,  amtirt 
er  nun  neben  dem  Bischof,  blos  dann ,  wenn  der 
letztere  nicht  amtiren  kann  oder  will,  Bd.  II. 
S.  255,  s.  auch  Ferraris  s.  v.  benedicere  art. 
II.  n.  5. 

^  So  darf  der  Bischof  einzelnen  darum  an- 
suchenden Personen  die  Benediktion  privatim 
geben,  femer,  wenn  er  privatim  celebrirt,  in  An- 
Bchlnss  daran  dieselbe  spenden,  Barbosa  de 
off.  et  pot.  episcopi  P.  II.  alleg.  27.  n.  64.  65. 


6  Aber  wohl  —  vgl.  c  28  (Orleans  DI.  ▼.  538) 
G.  VII.  qu.  1  —  in  Betreff  der  Konsekration  der 
Kirchen  und  Altäre.  Statt  des  Bischofs  kann  die 
Genehmigung  auch  der  Kapitelsverweser,  nicht 
aber  der  Generalvikar,  Bd.  II.  S.  216.  Kr.  14  u. 
S.  244  ertheilen. 

Die  Benediktion  des  Königs  und  der 
Königin  weist  das  pontiflcale  roman.  P.  I.  spe- 
ciell  dem  Metropoliten  oder  dem  „Pontifex 
ad  quem  spectat^,  also  dem  Primaten,  welcher 
den  Vorrang  vor  den  übrigen  Erzbischöfen  oder 
Bischöfen  besitzt,  Bd.  I.  S.  626,  zu. 

f  Baruffaldus  1.  c.  tlt  LXV.  n.  12.  13. 
Herkömmlicher  Weise  geschieht  dies  für  einzelne 
Fälle  in  den  deutschen  Qulnquonnal-Faknltätea 
pro  foro  extemo  n.  11,  Bd.  IH.  S.  801.  n.  3. 

8  S.  auch  die  in  der  vor.  Anm.  dt.  Fakultäten 
n.  22. 

9  Eine  Beschränkung  kennt  das  Recht  in  dieser 
Beziehung  nicht,  nur  können  sie  keine  Ermäch- 
tigung zur  Ertheilung  der  benedictio  episcopalis 
geben,  weil  diese  an  die  Person  des  Amtsträgers 
gebunden  ist,  s.  o.  S.  143. 

10  Das  Nähere  darüber  ist  S.  143  n.  13.  ange- 
führt. 

11  Die  herkömmlichen  Beschränkungen  s. 
ebendaselbst.  Im  Gegensatze  zu  den  Bischöfen 
sind  die  Regulär-Oberen  befugt,  ihr  Recht,  die 
Paramente  und  Gefässe  für  die  ihnen  unter- 
worfenen Kirchen  zu  benedioiren,  s.  o.  S.  144. 
n.  13,  ohne  weiteres  ihren  Regularpriestem  zu  de* 
legiren.  Indessen  ist  es  wegen  der  const.  Leos'X : 
Religionis  suades  v.  3.  Februar  1614  (nicht  im 
Turiner  Bullariom)  streitig,   ob  die  Delegatton 
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Diejenigen  Segnungen ,  welche  weder  dem  Bischof  noch  einem  höheren  kirch- 
lichen WürdenMger  yorbehalten  sind,  werden  benedicüanes  sacerdotdUs  genannt.  Von 
diesen  stehen  einzelne,  die  s.  g.  benedietiones  parocMales,  dem  Pfarrer  in  der  Art  aus- 
sehliesslioh  zu,  dass  sie  von  einem  anderen  Priester  erlaubter  Weise  nur  mit  seiner 
Genehmigung^  gespendet  werden  dtlrfen,  n&mHch  die  hmedictio  napUaUa^,  die  hene- 
ücüo  muUeris post  parkun^  (die  Aussegnung  der  Wöchnerinnen) ,  die  benedictio  domo- 
fWH  in  9aihato  sancio^,  die  benedictio  mper  frühes  et  vineas  oder  agrorum,  sofern  sie 
feierlich  (im  Frtlhjahr  namentlich  am  Marcustage  oder  in  dem  Triduum  vor  Himmel- 
fahrt, den  dies  rogationum  bei  Bittgängen)  ^  vorgenommen  wird ,  die  bensdicüo  fanHs 
iKiptuaudU  am  Charsonnabend  und  am  Vorabend  (Vigil)  vor  Pfingsten^,  jedoch  nur 
in  den  gewöhnlichen  Pfarrkirchen  mit  eigenem  Taufstein  ^ ,  die  bmedictio  candelarum 
in  die  pur^aüotm  b.  Marias  virgims^ ,  die  benedicUo  cinerum  in  prima  die  quadra^ 
gedmae^  und  die  benedieüo  ramomm pahnarum  et  olivaruin  sive  aiiamm  arborum  in  die 
ptJmarum^^y  aber  nur  dann^^,  wenn  sich  nicht  etwa  in  Betre£f  dieser  drei  zuletzt 
gedachten  Benediktionen  eine  Gewohnheit  zu  Gunsten  anderer,  z.  B.  von  Regulär- 
Priestern,  gebildet  hat^^. 

Die  übrigen  Benediktionen ^^  ist  jeder  Priester  vorzunehmen  befugt.  Will  er  dies 


nur  unter  Mitwirkung  dea  Generalkapitels ,  fer- 
ner ob  sie  nnr  für  jedes  Mal  besonders  oder  ancb 
generell  ertheilt  werden  kann,  Ballay  im  Aiob. 
ttK.  R.  15,  107;  Probst  S.  112. 

i  Baruf  faldns  1.  c.  tit.  XLVII.  n.  3,  nicht 
des  Ordinarius ,  da  dieser  dem  Pfarrer  die  Pfarr- 
Rechte  nicht  innerhalb  seiner  Pfarrei  entziehen 
darf,  Gongr.  rit.  ▼.  22.  März  1631,  Gardellini 
1.  c.  n.  90a  909 ;  1,  186. 

3  Sie  wird  regelmassig  mit  der  Yotivmesse  pro 
spooso  et  sponsa  Terbunden,  Rituale  xom.  titYII. 
c.  2.  n.  4  und  darf  allein  unter  Aussx^hluss  jeder 
entgegenstehenden  Gewohnheit  Ton  demparochus 
pioprios  der  Brautleute  oder  Ton  einem  seitens 
des  Torgesetzten  Ordinarius  ermächtigten  Priester 
bei  Yeimeidnng  der  suspensio  ipso  iure  gespen* 
det  werden ,  Trid.  sess.  XXIV.  c  1  de  ref.  ma- 
tdm.,  Probst  S.  164. 

3  Dass  diese  Segnung  hierher  gehört ,  ist  frei- 
lieh bestritten,  s.  z.  B.  Cavalleri  t  IV.  c  13; 
Probst  S.  174,  da  das  Rituale  tit  YUI.  c.  3 
BOT  des  sacerdos,  nicht  aber  des  parochus  ge- 
denkt Für  die  hier  vertretene  Ansicht  das  von 
Clemens*  XI.  1704  bestätigte  decretum  orbis  et 
ubis  der  Ck>ngr.  rit.  ▼.  10.  Dezember  1703  zu  6 
(,benedictlones  mulierum  et  fontis  baptlsmalis 
ied  debere  a  parochis"),  Gardellini  1.  c. 
n.  3670;  2,  220,  auch  bei  Benedict  XIY. 
instit.  CY.  n.  93;  s.  Bouix  de  parocho  ed.  III. 
P&ris  1880.  p. 497,  van  de  Bürgt,  deecclesiis. 
ed.  II.  Ultraiecti  1874. 1,  179,  vgl.  femer  die 
tusfuhrllche  Erörterung  bei  Deneubourg, 
^de  eanonique  suz  les  vicaires  paroissiaux 
p.242  ff.  Allerdings  braucht  die  benedictio  nicht 
von  dem  parochus  proprius  gefordert  zu  werden. 

*  D.  h.  während  der  Charwoche ,  Rituale  ro- 
man.  tit  Yin.  c.  4;  Baruf  faldus  tit  XLYII. 
n.8;  Cavalleri  1.  c.  c.  24.  Ob  dasselbe  in 
Betreff  der  benedictio  domorum  alio  tempore 
facienda,  Rituale  1.  o.  c.  5  gilt,  ist  streitig ,  wird 
aber  richtiger  verneint ,  da  die  Rubrik  den  pa- 


rochus seu  alii  sacerdotes  als  Spender  bezeichnet. 
Probst  a  129.  149. 

s  Missale  in  litaniis  maloribus  u.  dies  XXY. 
AprU.;  Rituale  roman.  ttt.  YIII.  c.  10;  tit.  IX. 
c.  1.  n.  8  u.  c.  4;  Baruf  faldus  tit  Uli. 
n.  10  u.  tit  LXXIX  n.  1 ,  Congr.  rit  v.  9.  Mai 
1705,  Gardellini  1.  c.  n.  3722,  2,  238; 
Probst  S.  122,  nicht  aber  die  benedictiones 
privatae  super  campos,  welche  daher  auch  von 
Regularen  in  einer  Pfarrei  mit  Erlaubniss  des 
Ordinarius  vorgenommen  werden  können,  Gongr. 
rit.  V.  6.  Oktober  1686, 1.  c  n.  3124;  2,  80. 

0  Missale  sabbato  sancto  und  vigllia  Pente- 
costes ;  B  a  r  b  o  s  a  de  off.  et  potest.  parochi.  P.  I. 
c  12.  n.  2;  Baruf  faldus  tit  lY.  n.  8. 

"^  Also  nicht,  soweit  in  Frage  stehen :  1.  Kirchen, 
deren  Parochianen  hinsichtlich  der  Taufe  an  die 
Kathedrale  oder  ein  dazu  gehöriges  Baptlsterlum, 
s.  Bd.  II.  S.  281  gewiesen  sind,  und  2.  KoUegiat- 
und  Regularkirchen ,  in  denen  der  die  Messe  ce- 
lebrlrende  Dignitarius  oder  canonious  hebdo- 
madarius,  nicht  der  sonst  mit  der  Seelsorge  be- 
traute Geistliche  die  Benediktion  vorzunehmen 
hat,  Gardellini  1.  c.  n.  2096,  u.  4207  zu  5, 
n.  5021,  denn  das  oben  n.  3  citirte  Dekret  von 
1703  verneint  nur  die  Berechtigung  vonKapläuen 
der  Bruderschaftskirchen  zu  Gunsten  der  Pfarrer, 
s.  auch  Probst  S.  279. 

s  Missale,  festa  Februar,  die  II. 

^  L.  c  ferla  lY.  cinerum. 

iO  S.  das  Missale  zu  diesem  Tage. 

ii  Also  nicht  immer,  wie  B  arbo  sa  1.  c.  n.4. 
8.  9  und  Baruffaldus  tit  XLYI.  n.  3  an- 
nehmen. 

13  Gar  dell  ini  1.  c.  n.  2444  zu  1.  Daher  er- 
klärt auch  das  Dekret  v.  1703  zu  6  (oben  n.  3), 
dass  diese  Benediktionen  nicht  zu  den  iura  mere 
parochlalia  gehören. 

^  Also  namentlich  mit  Ausnahme  der  im 
Text  oben  aufgeführten  alle  diejenigen ,  welche 
das  Rituale  roman.  tit  YIII.  c  1 — 19  und  der 
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aber  nicht  blos  privatim ,  sondern  feierlich  oder  öffentlich  in  einer  Kirche  oder  Ka- 
pelle thon,  so  hat  er ,  falls  er  erlaubter  Weise  handeln  will ,  die  Znsümmang  des  be- 
treffenden Pfarrers  ^  oder  des  Rektors  der  fraglichen  Kirche  ^  oder  des  snstftndigeii 
Ordinarius 3  einholen ,  da  kein  Priester  befugt  ist,  beliebig  Handlungen  seines  ordo 
in  einer  fremden  Pfarrei,  Kirche  oder  Diöcese  auszuüben. 

Dagegen  ist  eine  solche  Erlaubniss  fllr  die  in  einer  Pfarrei  angestellten  oder  in 
dieselbe  deputirten  Hlllfiapriester ,  Vikare ,  Kaplftne  nicht  erforderlich.  Sie  besitzen 
dieselbe  ein  ftlr  alle  Mal  kraft  ihrer  Stellung  als  Gehülfen  des  Pfarrers  bei  der  Ver- 
waltung der  heiligen  Handlungen.  Allerdings  haben  sie  sich  dabei  an  die  dur<^  Ge- 
wohnheit oder  Di9cesan-8tatut  oder  durch  ihre  Instruktion  yorgeschriebene  Ge- 
sch&ftstheilung  zu  halten,  ja  in  Ermangelung  einer  solchen  ist  der  Pfarrer  berechtigt, 
weil  ihm  die  Leitung  der  Verwaltung  der  geistlichen  Funktionen  obliegt,  ihnen  nä- 
here Anweisungen  zu  ertheilen,  z.  B.  die  Vornahme  einzelner  Benediktionen  von 
seiner  Zustimmung  abhängig  zu  machen  oder  nachherige  Anzeige  in  Betreff  dersel- 
ben zu  erfordern.  Er  kann  sich  sogar  auch  gewisse  Benediktionen  ausschliesslich 
vorbehalten ,  indessen  keineswegs  die  Hülfspriester ,  wenn  einzelne  Parochianen  von 
ihnen  die  Spendnng  von  Benediktionen  verlangen,  ganz  davon  ausschliessen,  denn 
dadurch  würde  er  ihnen  sowohl  die  Ausübung  ihres  priesterlichen  Ordos  wesentlich 
beschränken ,  als  auch  den  Zweck,  zu  welchem  die  Hülfsgeistlichen  ihm  an  die  Seite 
gesetzt  sind,  ganz  oder  zum  Theil  illusorisch  machen  ^. 

D.  Die  Pflicht  zur  Spendung  von  Segnungen  und  Weihungen. 
Derjenige  kirchliche  Amtsträger  oder  Geistliche,  welcher  die  Befähigung  und  auch 
im  gegebenen  Falle  das  Recht  zur  Vollziehung  von  Segnungen  und  Weihungen  be- 
sitzt, ist  verbunden,  dieselben  vorzunehmen,  und  zwar  : 

1.  kraft  seiner  allgemeinen  Amtspflicht  a.  schlechthin,  wenn  die- 
selben einen  Theil  der  von  der  Kirche  vorgeschriebenen  Gottesdienstordnung  bilden, 
und  er  zufolge  seines  Amtes  oder  seiner  kirchlichen  Stellung  zur  Wahrnehmung  der 
betreffenden  gottesdienstlichen  Handlungen  verpflichtet  ist^,  ferner  auch,  wenn  ge- 


appendix  dazu  unter  der  Ueberschrift :  benedie- 
tiones  non  retervatae  aufführt,  z.  B.  die  bene- 
dictlo  aquae  Instralis,  candelamm  extra  diem 
purlflcationis  b.  M.  V.,  loci  (namentlich  gewis- 
ser Ränmlichkeiten  eines  Hauses,  Probst 
S.  130),  thalami  (Baruffaldns  titLI.n.3.  4). 
novae  naris,  panis,  ovoriim  (welche  letztere  nach 
dem  Dekret  v.  1703  zu  6  nicht  zn  den  bene- 
dictiones  parochiales  gehört,  s.  auch  Baraf- 
faldustit  LVm.  n.  5). 

*  So  allgemein  die  Congr.  rlt.  v.  16.  September 
1640,  Gardellinl  1.  c.  n.  1263;  1,  225:  „Non 
posse  in  aliena  ecclesia  quidqnam  ordinari  aut 
exerceri  invlto  proprio  parocho''. 

2  Entsch.  der  Congr.  rit.  1.  c.  n.  1887;  1,  319. 

8  S.  die  S.  149.  n.  5  clt.  Entscheidung.  Der 
Ordinarius  darf  Indessen  von  seinem  Rechte  nicht 
in  einer  Weise  Gebrauch  machen ,  dass  dadurch 
das  Recht  des  Pfarrers  generell  ausgeschlossen 
wird,  also  z.  B.  dem  Kapellan  einer  anderen 
Kirche  ein  für  alle  Mal  das  Recht  gewähren,  ge- 
wisse Benediktionen  zu  spenden ,  Congr.  rit.  ▼. 
22.  NoTember  1859, 1.  c.  n.  2104  ;  1,  339:  ,;pa- 
rochorum  Indemnltati  nedum  conservandae,  sed 


augendae  prope  modum  intenta  eplacopo  iniun- 
gendum  censuit ,  ut  revocet  traditam  huiusmodl 
facultatem,  ne  parochialis  praedlcta  (ecclesia) 
frequentia  et  obsequiis  populi  decrescat  saoque 
iure  priTetur". 

*  Vgl.  zu  der  Ausführung  des  Textes  auch 
Deneubourgl.  c.  p.  305  ff. 

5  Hierher  gehören  die  bei  der  Messe  vorge- 
schriebenen Benediktionen  ,  ferner  die  Zuberei- 
tung der  h.  Oele  durch  den  Bischof  als  Theil  des 
Offiziums  am  Gründonnerstag,  Pontifieale  ro- 
man.  P.  III;  Oaeremoniale  episcopor.  lib.  II. 
c.  23 ;  die  Feier  des  Offiziums  durch  den  Pfarrer 
am  ersten  Tage  der  Quadragesima  und  am  Palm- 
sonntage und  die  damit  verbundene  Kerzen-, 
Asche-  und  Palmen  -Weihe,  S.  149  n.  9  u.  10, 
vgl.  Congr.  rit  v.  19.  Dezember  1665,  Gar- 
dellinl 1.  c.  n.  2351;  1,  400;  die  Abhaltung 
des  Offiziums  am  Charsonnabend  und  die  dabei 
vorgeschriebene  Benediktion  des  Feuers,  der 
Osterkerze  und  des  Taufbrunnens ,  Congreg.  rit. 
V.  12.  April  1755,  1.  c  n.  4252  zu  2  u.  4.  Vgl. 
auchProbstS.  233.  267. 
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ivisae  Saehen,  welche  ftlr  den  gottesdienstUohen  Gebrauch  und  die  ordnnngsmftssige 
Abhaltong  des  Gotteadiesstes  erfordertieh  erscheine  ^  oder  daftr  ordnungsmässig 
bestimmt  sind  2,  ohne  Yorherige  Weihe  dazu  nicht  yerwendet  werden  dttrfen^; 

b.  femw  ebenfalls  kraft  seiner  allgemeinen  Amtspflicht,  wenn  ein  Be- 
rechtigter Segnungen,  welche  entweder  obligatorisch  angeordnet  sind ^  oder  nach 
den  kirchlichen  Vorschriften  gestattet  sind  ^,  fttr  sich  begehrt. 

2.  Kraft  der  Obedienzp flicht,  wenn  ein  Geistlicher  von  einem  höheren,  vor- 
gesetzten kirchlichen  Beamten  zur  Vollziehung  einör  Segnnz^  delegirt  ist  ^. 

£.  Das  Recht,  die  kirchlich  statthaften  Benediktionen  und 
Weihungen  zu  beanspruchen  steht  nur  denjenigen  Getauften  zu,  welche  die 
aktive  Rechtsfthigkeit  besitzen,  nicht  den  Ketzern,  Schismatikern ^  und  den  in  der 
grossen  Exkoaununikation  Befindlichen  ^. 

Geltend  gemacht  werden  kann  es  nur  von  einem  solchen,  wenn  er  handlungs- 
fUüg  ist,  d.  h.  das  erforderliche  Unterscheidungsvermögen  besitzt,  um  die  Bedeutung 


1  Al80»tatt  der  yerbiaachten  neueParamente, 
Korporalien  n.  s.  w.  haben  besckafFt  werden 
mossen. 

2  Es  sind  s.  B.  derartige  SacLen  einer  Kirche 
zam  gottesdienstUohen  Gebrauche  geschenkt  nnd 
rechtsgültig  acceptirt. 

3  Ob  der  Berechtigte  in  allen  diesen  Fällen 
nothwendig  selbst  handeln  mnss  oder  einen 
Stellvertreter  fnngiren  lassen  kann,  bestimmt 
lieh  znnäphst  nach  den  allgemeinen  Vorschriften 
über  die  Nothwendigkeit  der  persönlichen  Yer- 
wsltnng  des  Amtes,  s.  Bd.  IlL  8.  226.  238,  fer- 
ner aber  anch  danach,  ob  er  mit  Rücksicht  auf 
den  Charakter  der  fraglichen  Weihung  oder  Seg- 
nimg, einen  anderen  zu  delegiren  befagt  Ist, 
£.  0.  S.  144.  160. 

*  Wie  die  Benediktion  der  abbates  regnlares 
perpetoi  oder  auch  nur  perpetni  ratione  admi- 
nistrationis,  welche  diese  von  dem  Bischof  binnen 
Jahresfrist  nach  ihrer  Wahl  einzuholen  ver- 
pflichtet sind,  Ferraris  s.  t.  abbas  n.  19. 

5  Denn  die  Kirche  hat  in  Gemässhelt  des  von 
Christus  empfangenen  Auftrages  diese  Hand- 
lungen zum  Heile  der  Gläabigen  Torgesehrieben. 
Deshalb  dürfen  sie  ihnen  ,  wenn  sie  davon  Ge- 
brauch machen  wollen,  nicht  vorenthalten  werden. 

0  Wenn  die  Delegation  für  einen  Einzelfall 
ertheilt  ist ,  unbedingt ,  denn  unter  dieser  Vor- 
aussetzung soll  gerade  einem  hervorgetretenen 
Bedfirfnlss  entsprochen  werden.  Dasselbe  gilt 
bei  genereller  Delegation  für  den  FaU,  dass  die 
Benediktion  nothwendig  ist  oder  von  einem  Be- 
rechtigten gefordert  wird,  denn  eine  solche  Dele- 
gation soll  entweder  den  eigentlich  Yerpflichte- 
ten  entlasten  oder  eine  leichtere  oder  bequemere 
Tomahme  der  Amtshandlungen  ermöglichen. 

Bei  Berechtigungen,  welche  auf  einem  Indulte 
berohen,  kommen  die  zu  1  des  Textes  gedachten 
Oesiehtiqpunkte  in  Betracht  Das  Indult  enthilt 
ein  Privilegium,  welches  zugleich  im  öffentlichen 
Interesse  der  Kirche  gegeben  ist ,  vermehrt  also 
nicht  blos  die  Amtsrechte,  sondern  legt  anch 
Pflichten  auf,  Bd.  III.  S.  816. 

7  Das  folgt  aus  dem  Verbot  der  commnnicatio 
in  saeris.    Versehieden  davon  ist  die  Frage,  ob 


es  erlaubt  ist ,  diesen  Personen  Segnungen  und 
Weihungen  zu  spenden.  Anch  dies  ist  mit 
Rücksicht  auf  das  gedachte  Verbot  zu  verneinen, 
und  es  wird  ihnen  in  Anwendung  dieses  Piinoipes 
vom  Rituale  roman.  tlt.  VT.  c.  2.  n.  2  u.  c.  3 
das  kirchliche  Begribniss,  bei  welchem  eine  Seg- 
nung vorkommt,  versagt.  Allerdings  lässt  die 
Praxis  unter  gewissen  Voraussetzungen,  nament- 
lich bei  vorher  abgegebenem  Versprechen  auf  Er- 
ziehung der  Kinder  im  katholischen  Glauben 
die  Einsegnung  gemischter  Ehen  zu  ,  H  ü  b  l  e  r , 
Eheschliessung  u.  gemischte  Ehen  in  Preussen. 
Berlin  1883.  S.  62  fl. ;  indessen  wird  diese  nicht 
aus  Rücksicht  auf  den  akatholischen,  sondern  auf 
den  katholischen  Theil  gewährt,  um  dem  letzteren 
nicht  zum  Austritt  aus  der  katholischen  Kirche 
AnlasB  zu  geben,  femer  wegen  des  aus  der  katho- 
lischen Erziehung  aller  Kinder ,  vielleicht  auch 
sogar  der  Bekehrung  des  nichtkatholischen  Gat- 
ten der  Kirche  erwachsenden  Vortheils.  Es  han- 
delt sich  also  hier  um  ein  exceptionelles  Ver- 
hältniss ,  von  welchem  nicht  auf  die  Erlaubtheit 
anderer  Segnungen  geschlossen  werden  darf, 
um  so  weniger,  als  selbst  bei  gewährleisteter  Er- 
ziehung aller  ELinder  im  katholischen  Glauben 
der  nicht  katholischen  Mutter  die  benedictio 
post  partum  nach  der  bestehenden  Praxis  ver- 
weigert wird,  Kutschker,  Eherecht  4,  805  u. 
Arch.  1  k.  K.  R.41,221. 

8  Und  zwar  sowohl  die  vitandi ,  wie  anch  die 
ioUrati,  Kober,  Kirchenbann.  2.  Aufl.  8.286. 
326.  Das  muss  auch  gelten,  wenn  diese  Seg- 
nungen nicht  für  ihre  Person ,  sondern  für  ihre 
Sachen  verlangen.  B  a r  u  f  f  al  d  u  s  tit  XL VII. 
n.  17  ff.  lässt  dies  aber  bei  der  Segnung  des 
Hauses  nur  für  den  Fall  gelten ,  dass  es  sich  um 
einen  vltandns  handelt,  und  alle  Bewohner  des 
Hauses  ihm  als  paterfamilias  unterworfen  sind, 
nicht,  wenn  die  eine  oder  die  andere  Voraus- 
setzung fehlt.  Dies  erscheint  nicht  richtig,  denn 
auch  der  toleratus  hat  kein  Recht  auf  die  Seg- 
nungen der  Kirche,  und  die  blosse  Rücksicht  auf 
die  nicht  exkommunicirten  Mitwohner]  schliesst 
die  Anwendung  dieses  Grundsatzes  nicht  aus. 
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nnd  die  Wirkungen  der  begehrten  Handlang  an  verstehen^,  also  namentlioh  nicht 
von  Wahnsinnigen  nnd  Kindern  anter  7  Jahren  ^.  Wohl  aber  erscheinen  für  solche, 
welche  die  Grenze  des  zuletzt  gedachten  Alters  überschritten  haben,  Eltern  und  Er- 
zieher als  Vertreter  berechtigt,  fbr  sie  dergleichen  kirchliche  Handlangen  zn  ver- 
langen 3. 

Endlich  ist  ebenso  wie  bei  den  Sakramenten  die  Oeltendmachong  des  Rechtes 
ftlr  solche  Kirchenglieder,  welche  als  schwere  Stlnder  bekannt  sind,  sospendirt^,  weil 
die  Wirkung  der  Segnung  von  der  Disposition  des  Empftngers  abh&ngt,  und  diese 
daher  nicht  eintreten  kann,  wenn  der  letztere  nicht  von  schwerer  Sünde  frei  ist^. 

Was  speciell  die  Benediktion  Ton  Sachen  betrifft,  so  kann  das  Recht  nicht  aus- 
geübt werden,  wenn  die  an  sich  für  eine  bestimmte  Segnung  geeignete  Sache,  z.  B. 
ein  Haus,  einem  Gel)rauche  gewidmet  ist ,  welcher  mit  dem  Wesen  und  dem  Zweck 
der  Benediktion  im  Widerspruch  steht,  also  yon  vornherein  die  Gewissheit  obwaltet, 
dass  die  Sache  nicht  zu  einem  Instrumente  der  Gnade  werden  oder  die  Segnung  nicht 
zum  sittlich-religiösen  Heile  des  Begehrenden  gereichen  kann^. 

Weiter  entsteht  aber  die  Frage,  ob  nur  deijenige  die  Weihung  oder  Segnung 
einer  Sache  zu  beanspruchen  berechtigt  ist,  welcher  kraft  seines  Eigenthums  oder  in 
Stellvertretung  des  Eigenthümers  (z.  B.  als  Vater,  Vormund)  darüber  verfügen  kann, 
oder  auch  ein  solcher,  welchem  ein  blosses  Gebrauchsrecht  zukommt  oder  welcher 
nur  Besitzer  oder  Inhaber  der  Sache  ist. 

Diejenigen  WeihuDgen ,  welche  bestimmt  sind ,  die  Sache  von  allem  profanen 
Gebrauche  abzusondern  und  sie  für  gottesdienstliche  Zwecke  zu  widmen,  ist  jeden- 
falls nur  der  Eigenthümer  zu  verlangen  und  zu  gestatten  legitimirt,  weil  dadurch  sein 
aus  dem  Eigenthum  herfliessendes  Gebrauchs-  und  Dispositionsrecht  einer  erheb- 
lichen Beschränkung  unterworfen  wird  ^ ,  insofern  er  als  Katholik  die  Eigenschaft 
der  Sache  als  einer  geheiligten  mindestens  kraft  Gewissenspflicht  nicht  unbeachtet 
lassen  kann^,  und  weil  femer,  falls  er  Akatholik  ist,  die  Gefahr  fdr  die  Kirche  vor- 
liegt, dass  die  Sache  von  einem  solchen  zu  profanen ,  sie  nach  katholischer  AuflTas- 
sung  entweihenden  Zwecken  (z.  B.  der  konsekrirte  Kelch  zu  gewöhnlichen  Gast- 
mählern] gebraucht  wird. 


1  Damit  insbesondere  bei  Sachen  die  Gefahr 
eines  Missbrauchs  ansgeschlossen  ist. 

2  Denn  Segnungen  und  Weihungen  sollen  sitt- 
lich-religiöse Handlangen  anregen  nnd  bewirken. 

3  Hiermit  ist  der  Fall  nicht  zu  verwechseln, 
dass  ein  gesetzlicher  Vertreter  eine  an  einem  ün- 
zurechnungsfähigen  zu  vollziehende  Segnnng 
verlangt,  welche  die  Kirche  gerade  in  Betreff 
solcher  Personen  (s.  die  im  appendix  zum  Ri- 
tuale enthaltenen  benedictiones  infantis  und 
puerorum  aegrotantlum)  gestattet. 

^  So  wird  katholischen  Frauen,  welche  in  ge- 
mischter Ehe  leben  und  ihr  Kind  nicht  haben 
katholisch  taufen  lassen  oder  die  Erziehung  des- 
selben in  einer  anderen  Religion  gestatten,  die 
benedictio  post  partum  versagt,  Kutschker, 
Eherecht  4,  804;  Arch.  f.  k.  K.  R.  41,  218. 
220;  Baruffaldus  tit.  XLVII.  n.  18  erklärt 
die  benedictio  domus  für  einen  schweren  Sünder 
nicht  zulässig. 

&  Probst  S.  116. 

^  Daher  wird  z.  R.  die  benedictio  domus  abge- 
lehnt werden  dürfen  und  müssen,  wenn  das  Haus 


als  Spielholle,  Bordell  oder  zur  Aufbewahrung 
gestohlener  Sachen  dient,  s.  auch  Baruffaldus 
1.  c.  n.  18. 

7  Das  ergiebt  auch  c  2  (Greg.  T.  598.  ed.  Ben. 
lib,  IX.  ep.  ÖÖ;  2, 973)  C.  XJV.  qu.  6 :  „Gomperimus 
nullam  eztitisse  causam,  pro  qua  res  Judaeomm 
potuissent  rationabiliter  occuparl  atque  eas  esse 
inconsulte  ac  temere  conseoratas.  Idoiroo  expe- 
rientiae  tuae  praecipimus,  ut  quia  quod  semel 
consecratum  est,  eis  non  valeat  ultra  restitui, 
studii  tui  Sit,  ut  ipse  eplscopus  debeat  preüum 
dare^',  da  hier  die  wider  Willen  der  Eigenthümer, 
der  Juden,  geweihten  Synagogen  als  „temere^, 
als  unzulässiger  Weise  konsekrirt  bezeiohnet 
werden.  Erlaubt  ist  demnach  nur  eine  Konse- 
kration mit  Zustimmung  des  Eigenthümers,  d.  h. 
nur  dieser  kann  sie  für  seine  Sache  fordern. 
Wegen  der  Folgen  einer  unerlaubten  Weihe,  von 
welchen  der  zweite  Theil  der  Stelle  handelt,  s. 
nachher  unten  ^  206. 

8  Reg.  iur.  51  in  VIto  :  „Semel  deo  dieatam, 
non  est  ad  usus  humanes  alterius  transfexendum.^ 
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Die  boiden  znletst  erwähnten  Oesiohtspnnkte  kommen  aber  auch  fttr  diejenigen 
Weihnagen  in  Frage,  welche  ^e  Sache  zwar  nicht  dem  Gebranch  der  Gläubigen 
entliehen ,  aber  ihr  eine  heilbringende  Kraft  mittheilen  nnd  deshalb  die  Benutzung 
des  Oegenstandea  (z.  B.  eines  geweihten  Heiligenbildes,  einer  geweihten  Kerze) 
aUein  noch  fOr  religU^se,  Andachts-  und  Erbauungs- ,  nicht  aber  ftlr  profane  Zwecke 
offen  lassen  ^ 

Anders  verhält  es  sich  mit  der  blossen  Segnung,  welche  den  benedicirten  Gegen- 
stiLnden  keine  besondere  Eigenschaft  verleiht  y  sondern  nur  den  Zweck  hat ,  den  Ge- 
brsuch  derselben  durch  Vertreibung  der  Dämonen  unschädlich  und  zu  einem  im  ge- 
wöhnlichen Leben  heilbringenden  zu  machen  2,  das  Gedeihen  und  das  Wachsthum 
von  Sachen  zu  befördern '  oder  mit  ihrem  Genüsse ,  wenn  er  in  rechter  Weise  nnd 
rechter  Absicht  geschieht,  eine  leiblich  und  geistig  heilsame  Kraft  zu  verbinden^. 
Hier  tritt  nach  kirchlicher  Auffassung  keine  Veränderung  mit  der  Sache  ein,  femer 
stellt  sich  die  Segnung  auch  nicht  als  ein  Akt  dar,  welcher  äusserlich  dauernde 
Spuren  seiner  Einwirkung  auf  die  Sache  hinterlässt  oder  den  profanen  Gebrauch  der 
Ssehe  irgendwie  ausschliesst.  Die  Segnung  ist  in  diesen  Fällen  eine  den  Eigenthümer 
gar  nicht  bertlhrende  Handlung,  sie  beeinträchtigt  ihn  in  Betreff  des  Zustandes  und 
Gebrauches  seiner  Sache  nicht,  und  er  hat  nicht  nöthig,  sie  irgendwie  zu  respektiren. 
Deshalb  kann  hier  das  Eigenthum  an  der  Sache  nicht  als  Vorraussetzung  der  Aus- 
flbung  des  Hechtes  auf  Beanspruchung  einer  Segnung  hingestellt  werden  ^  Anderer- 
seits ist  aber  die  Geltendmachung  dieses  Bechtes  ausgeschlossen ,  wenn  der  Inhaber 
der  Sache  zu  derselben  in  einem  solchen  rechtlichen  Verhältniss  steht,  dass  er  den- 
jenigen Gebrauch  von  der  Sache,  bei  welchem  überhaupt  eine  Wirkung  der  Segnung 
möglich  erscheint,  gar  nicht  zu  machen  befugt  ist,  denn  die  Kirche  ist  nicht  ver- 
pflichtet,  ihre  heiligen  Handlungen  nutzlos  vollziehen  zu  lassen  ^.  Ferner  auch  dann, 
▼enn  der  Inhaber  blos  vorgeschoben  ist,  um  die  Segnung  für  eine  andere  Person, 
welche  sie  nach  kirchlichem  Recht  nicht  fordern  kann  7,  zu  erlangen. 


<  So  müBtte  der  katholische  Kunsthindler  Be- 
denken tngoD,  wenn  ein  anderer  ohne  seine  Zu- 
itimmang  ein  künsflerisoh  werthvolles  Heiligen- 
bild oder  eine  solche  Helllgen-Stotne  hat  bene- 
dldren  lassen,  diese  Gegenstände  an  einen 
leifllien  jüdischen  Kunstliebhaber  zu  veränssern, 
sieht  minder  der  Kaufmann ,  die  ohne  seine  Zu- 
(timmung  benedicirten  Wachskerzen  zur  Be- 
lotEung  bei  einem  Gastmahl  zu  yerkanfen. 

'  Also  mit  der  Segnung  eines  Hauses. 

'  Iflt  der  benedlctlo  super  fruges  et  "vlneas. 

*  Iflt  der  benedictlo  esculentorum ,  z.  B.  ovo- 
run,  panis,  ad  quodcumque  oomestibile. 

'  £s  ist  z.  B.  fflr  den  Hauswlrtb  oder  Yer- 
piehter  ganz  gleichgültig,  ob  der  Miether  die 
gemieüieten  Räumttohkeiten ,  der  Pächter  die 
EistUngsfrüchte  segnen  lässt.  Die  im  Text  her- 
Toiiekobeiien  Gesichtspunkte,  welche  hier  nur 
Ar  das  öffentlich  rechtliche  Yerhaltnlss  des  In- 
ktbers  der  Sache  zu  den  die  Segnungen  spen- 
denden Urchlichen  Amtsträgem  in  Frage  kom- 
men, werden  auch  im  allgemeinen  für  das  nach 
CiTÜrechtzu  beurtheilende  Verhältniss  deserste- 
len  zum  Sigenthflmer  entscheidend  sein,  so  z.  B. 
gende  f ui  Pacht  und  Mlethe.  Dass  kontraktlloh 


und  bei  Konventionalstrafe  ein  elflriger  Protestant 
gegenüber  einem  eifrigen  Katholiken  sich  die 
Nichtvollziehung  von  Segnungen  in  dem  Mleths- 
nnd  Paohtkontrakte  dvllrechtlich  gültig  bedingen 
kann,  erscheint  zweifellos.  In  solchen  Fällen 
würde  dies  auch  auf  das  ersterwähnte  Verhältniss 
Elnfluss  haben ,  da  der  Verzicht  auf  Segnungen 
für  gewisse  Fälle  nichts  kirchlich  unerlaubtes 
ist  (s.  unter  F),  und  die  Kirche  nicht  zu  Rechts- 
verletzungen die  Hand  zu  bieten  hat. 

®  Derjenige,  bei  welchem  ein  Vorkosthändler 
Eier  und  Brod  zu  Ostern  deponlrt  hat ,  wird  die 
Segnung  nicht  beanspruchen  können.  Als  De- 
positar Ist  er  nicht  befugt,  sie  zn  verzehren,  und 
wenn  er  sie  segnen  lässt,  uüi  es  zu  thun ,  so 
würde  dies  in  sündlicher  Absicht  geschehen, 
also  die  Kirche  ihre  Segnung  verweigern  müssen. 
Aus  demselben  Grunde  kann  der  Dieb  nicht  die 
Benediktion  der  gestohlenen  Sachen  verlangen, 
um  so  weniger,  als  er  auch  wegen  der  schweren 
Sünde  überhaupt  Segnungen  nicht  zu  bean- 
spruchen hat,  s.  0.  S.  152. 

7  Z.  B.  der  Verwalter  des  Hauses  eines  Ge- 
bannten, s.  0.  S.  löl.  n.  8. 
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Dass  in  jedem  einzelnen  Falle ,  in  welchem  eine  Weihnng  oder  Segnung  bean- 
sprucht wird,  eine  genaue  und  eingehende  Untersuchung  tlber  die  rechtliche  Btelluog 
der  sie  beanspruchenden  Person  seitens  des  angegangenen  Oeistlichea  vorgenommeii 
werden  muss,  ist  mit  den  vorstehenden  Ausführungen  selbstverständlich  nicht  gesagt. 
Ein  Verhalten,  wie  es  sonst  im  vermögensrechtlichen  Verkehr,  bei  welchem  ebenfalls 
die  Legitimation  zu  bestimmten  Rechtsakten  in  Frage  steht,  beobachtet  wird ,  genflgt 
vollkommen,  und  wie  auf  dem  Verkehrsgebiete  bei  Geschäften  von  weittragender 
Wirkung  mehr  Vorsicht  geboten  ist,  wird  allerdings  bei  den  Weihungen,  durch  welche 
Sachen  dem  profiinen  Verkehr  entzogen  werden  sollen,  wenigstens  eine  gewisse  Prft- 
fung  der  Eigenthumsberechtigung  erfolgen  müssen ,  während  die  blossen  Segnungen, 
sofern  nur  kein  Anhaltspunkt  für  etwaige ,  dieselben  ausschliessende  Momente  gege- 
ben ist,  vollzogen  werden  dürfen,  ohne  dass  der  Geistliche  sich  einer  Verletzung  der 
ihm  durch  sein  Amt  gebotenen  Pflicht  der  Sorgsamkeit  schuldig  macht.  Von  prak- 
tischer Bedeutung  sind  aber  die  hervorgehobenen  Gesichtspunkte  dann ,  wenn  die 
betreffenden,  für  die  Ausübung  des  Bechtes  massgebenden  Thatsachen  klar  zo 
Tage  liegen. 

Schliesslich  ist  darauf  hinzuweisen ,  dass  ausser  den  bisher  besprochenen  allge- 
meinen Erfordernissen  auch  für  die  speciell  begehrte  Segnung  in  jedem  einzehieii 
Falle  die  besonderen  Voraussetzungen,  z.  B.  die  für  sie  noth wendige  persönliche 
Eigenschaft  1 ,  der  besondere  Anlass^,  vorliegen  müssen,  damit  das  Recht  ausgeübt 
werden  kann. 

F.  Eine  Rechtspflicht  für  die  Gläubigen,  die  kirchlich  vorge- 
schriebenen und  gestatteten  Weihungen  und  Segnungen  zu  empfangen 
oder  ihnen  beizuwohnen  besteht  nicht.  Eine  solche  ist  durch  kein  Eirchen- 
gesetz  allgemein  oder  auch  nur  für  einzelne  bestimmte  Segnungen  vorgeschrieben', 
und  dies  gilt  auch  insbesondere  für  die  henedictio  nuptialis  der  Brautleute  bei  der 
Eheschliessung  ^. 

G.  Die  Erfordernisse  der  gültigen  Spendung  der  Weihungen 
und  Segnungen  kommen  vor  Allem  insofern  in  Betracht,  als  die  heilbringende 
Wirkung  der  letzteren  von  der  Beobachtung  der  ersteren  abhängt.    Da  aber  mit  den 


1  Z.  B.  "bei  der  benedictlo  puerorum  aegiotan- 
tium  die  Krankheit.  Ferner  bat  nur  die  Ehefrau, 
deren  Kind  ehelich  erzeugt,  nicht  blos  in  der 
Ehe  geboren  ist,  ein  Recht  auf  die  benedictlo 
post  partum,  Swienteki.  Arch.  f.  k. K.  R.  41 , 
128;  Probst  8.175  und  Gongr.  conc.  v.  18.  Juni 
1869,  Acta  8.  sed.  1,  347. 

2  So  ist  die  benedictlo  post  partum  nur  für 
die  Ehefrau,  welche  geboren  hat,  statthaft. 

3  Für  die  Beiwohnung  der  Kerzen-,  Palm-  und 
Aschenweihe  (s.  o.  S.  149)  verneint  es  auch 
Probst  S.  239. 

Merkwürdiger  Welse  leitet  Barnffaldus 
tlt.  XLVUI.  8-  1.  ^'  ^  all»  der  Rubrik  des  Ri- 
tuale roman.  Üt.  YIII.  c.  6  (alla  benedictlo  do- 
morum) :  „Parochus  seu  alll  sacerdotes  volentes 
aliquam  particularem  domum  Tel  generallter  do- 
mos  fldellum  alle  tempore  (d.  h.  nicht  zu  Ostern) 
infra  annum  aspergere  aqua  benedlcta^,  Indem 
er  das  voUnUs  unzulässlgei   Welse  drückt,  das 


Recht  des  Pfarrers  her ,  auch  wider  Willen  des 
Hausbesitzers  diese  Segnung  vorzunehmen,  sta- 
tulrt  also  die  Pflicht  des  letzteren ,  sich  dieselbe 
unter  allen  Umständen  gefallen  zu  lassen.  Das 
volentes  bedeutet  also  nur  soviel ,  dass  die  be- 
treffende Benediktion  dem  Pfkrrer  und  den  Pries- 
tern nicht  geboten  ist,  Gavallerl  I.e.  t.  IV. 
c.  24.  decret.  III.  n.  8 ,  wogegen  der  erstere  die 
Haus-Segnung  zu  Ostein  aus  eigener  Initiative, 
selbstverständlich  mit  Wissen  und  Willen  des 
Besitzers  vorzunehmen  hat,  s.  auch  Probst 
S.  129. 

*  Denn  das  Trid.  Sess.  XXIV.  e.  1  de  lef . 
matr.  ermahnt  nur  die  Brautleute  (vgl.  auch  Ri- 
tuale tlt  Vn.  c.  1.  n.  14)  nicht  vor  der  Bene- 
dlktion  in  demselben  Hause  zusammen  zq  v<»h- 
nen ,  s.  auch.  c.  3  (Nlool.  I.)  0.  XXX.  qn.  6. 
Vgl.  ferner  Baruff  aldus  tit.  XLIL  §.7.  n.71. 
72;  Kutschker,  Eherecht  4,  597;  Schulte, 
Ehereoht  S.  78. 
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Weihungen  and  Segnungen  auch  zugleich  gewisse  rechtliche  Folgen  verknüpft  sind 
(s.  den  folgenden  §.  206) ,  so  bilden  die  gedachten  Erfordernisse  wenigstens  mittelbar 
die  rechtlichen  Yoraussetsungen ,  unter  denen  allein  diese  Reohtswirkungen  ein- 
treten können. 

Wesentlich  ftlr  die  Vollziehung  der  Weihung  oder  Segnung  ist  eine  an  sich  für 
die  betreffende  Handlung  taugliche  Person  oder  Sache. 

Soweit  es  sich  um  Personen  handelt  und  nicht  eine  Segnung  in  Frage  steht, 
welche  allen  Gl&ubigen  gespendet  wird,  hat  diese  nur  Wirksamkeit,  wenn  die  zu  seg- 
nende Person  die  Eigenschaft  besitzt,  mit  Bezug  aufweiche  der  Benediktionsakt  vor- 
genommen wird  ^. 

Ebenso  muss  die  Sache  ein  für  die  vollziehende  Handlung  geeigneter  Gegen- 
stand sein.  Bei  der  grossen  Dehnbarkeit  der  Formulare  für  blosse  Segnungen  2, 
welche  nach  denselben  an  allen  möglichen  Sachen  vollzogen  werden  können,  hat  dies 
Erfordemiss  aber  praktisch  blos  Bedeutung  für  die  Weihungen,  da  nicht  alle  Sachen 
znm  gottesdienstlichen  oder  zum  religiösen  Gebrauch  der  Gl&ubigen  tauglich  er- 
scheinen, und  daher  die  Kirche  den  Kreis  dieser  Gegenstände  näher  bestimmt  hat  ^. 

Weiter  gehört  es  zur  Gültigkeit  der  Weihung  oder  Segnung,  dass  sich  die  be- 
treffende Person  oder  Sache  in  Gegenwart  des  Ministers  während  der  Vornahme  der 
Handlung  befindet,  also  eine  unmittelbare  Beziehung  derselben  auf  die  Person  oder 
Sache  möglich  ist^. 

Femer  ist  der  Gebrauch  des  Namens  Jesu  und  des  Kreuzeszeichens,  sowie  der 
damit  verbundene  Exorcismus  ^  und  das  Gebet  um  die  Wirkung ,  welche  die  Kirche 
mit  der  vollziehenden  Handlung  beabsichtigt,  wesentlich.  Dass  die  Gebete ,  wie  sie 
in  den  kirchlichen  Formularen  vorgeschrieben  werden,  gehalten  werden,  gehört  zwar 
zur  ordnnngsmässigen  Vollziehung  des  Aktes,  ist  aber  ftlr  die  Gültigkeit  des  letzteren 
nicht  nothwendig.  Dafür  genügt  es  vielmehr  schon ,  wenn  trotz  etwaiger  Abände- 
rangen,  Verstümmelungen^  Verkürzungen  oder  Erweiterungen  des  Formulars  die  Ge- 
bete in  einer  Fassung  gesprochen  sind,  welche  noch  den  wesentlichen  Zweck  der 
beabsichtigten  Segnung  oder  Weihnng  erkennen  lassen.  Nach  dem  gleichen  Ge- 
sichtspunkt entscheidet  sich  die  Frage ,  in  wie  fem  die  Weglassnng  eines  der  vor- 
geschriebenen Riten  Ungültigkeit  der  Handlung  herbeiführt  oder  nicht.  Insbeson- 
dere ist  die  Besprengung  mit  Weihwasser  bei  jeder  Segnung,  die  Salbung  mit 
heiligem  Oele  bei  jeder  Konsekration  im  engeren  Sinne  wesentlich®. 


*  Die  Abtsbenediktion  kann  z.  B.  selbstver- 
ständlich &llein  an  einem  Abte  vollzogen  wer- 
den und  ist  für  einen  andern  Qeistlichen  oder 
Möneh  bedentungslos.  Dasselbe  gilt  von  der  An- 
wendung der  benedictio  peregrinorum  ad  loc<i 
stncta  prodenntinm  für  andere  als  Wallfahrer. 

2  Vgl.  z.  B.  die  benedictio  ad  qnodcumqne 
oome8tibll& 

3  Nach  Analogie  der  Sakramente  spricht  man 


hier  anch  von  der  Materie  der  Benediktion,  als 
solche  wird  die  zu  segnende  oder  zu  weihende 
Sache  bezeichnet.   Vgl.  Probst  S.  95  ff. 

*  Probst  S.  96. 

^  Sofern  dieser  bei  der  einzelnen  Segnung  vor- 
geschrieben ist,  Dinkel  S.  68. 

fl  Vgl.  Probst  S.  83.91  ff.;  Dinkel  S.  66 ff. 
Man  bezeichnet  diese  Erfordernisse  als  die  Form 
der  Segnung  oder  Weihuug. 
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§  206.    2.  Die  Rechtswirhungen  der  Weihungen  und  Segnungen,    Res  aacrtu 

(consecraiae  et  henedicUie) . 

I.  Segnungen  und  Weihungen  von  Personen.  Bei  den  Segnungen 
von  Personen ,  welche ,  wie  z.  B.  die  der  Eheleute ,  der  Wöchnerinnen  * ,  allein  den 
Zweck  haben,  diesen  fdr  gewisse  Verhältnisse  eine  heilbringende  Kraft  zu  vermitteln, 
kann  der  Natur  der  Sache  nach  nicht  davon  die  Rede  sein,  dass  sie  denselben  irgend 
eine  besondere  rechtliche  Qualität  geben.  Ebenso  wenig  sind  mit  ihnen  etwaige  be- 
sondere rechtliche  Folgen  verknüpft. 

Ebenso  verhält  es  sich  aber  in  der  ersteren  Hinsicht  auch  mit  den  Weihun- 
gen von  Personen.  Weder  der  Abt,  noch  die  Aebtissin.  noch  die  Nonne  erhalten 
durch  die  betreffende  Benediktion  (s.  o.  S.  144)  die  entsprechende  Stellung,  vielmehr 
wird  die  Würde  eines  Abtes  oder  einer  Aebtissin  durch  die  regelmässige  Uebertra- 
gung  der  betreffenden  Aemter  erworben^,  und  die  Nonne  tritt  durch  die  Profess- 
ablegung  in  den  Regularstand  ein. 


1  Weiter  gehören  hierher  die  benedietiones 
peregrinorum  ad  looa  sancta  prodenntlum  und 
post  reditum,  Rituale  roman.  t.  VIII.  c.  11.  12 
[sowie  die  benedictio  nori  militis ,  Pontif.  rom. 
tl.> 

2  In  Betreff  der  Aebte  bestimmt  c.  1  (Alex, 
ni.)  X.  de  Buppl.  negl.  praelati  I.  10  fQr  die 
Cisteroienser :  „ut  si  episcopus  tertio  .  .  .  requi- 
Situs  substitutos  yestros  abbates  benedloere  forte 
renuerit,  eisdem  abbatibus  licet  proprios  mo- 
nachos  benedicere  et  alia,  quae  ad  officium  huius- 
modi  pertinent  exerceie,  donec  ipsi  episcopi 
suam  duritlam  recogitent  et  abbates  (benedi- 
oendos)  benedicere  non  recusent^  Die  Bene- 
diktlon  der  Aebte  ist  seit  dem  6.  Jahrhundert 
üblich  geworden  ,  als  die  Klöster  noch  unter  der 
bischöflichen  Jurisdiktion  standen,  und  aus  der 
Befugniss  des  Bischofs,  dem  zum  Abt  Gewählten 
die  Priesterweihe  oder ,  wenn  nöthig ,  alle  Wei- 
hen einschliesslich  der  letzteren  zu  ertheilen 
oder  einem  Priester  die  Erlaubniss  zur  Ueber- 
nähme  der  Abtswürde  zu  geben ,  sich  das  Recht 
der  Einsetzung  des  Abtes  entwickelt  hatte ,  L  ö  - 
ning,  Gesch.  d.  deutsch.  Kirchenrechts  2,  377. 
Mit  dieser  Einsetzung  wurde  die  Benediktion 
verbunden.  Wenngleich  damit  die  Erwerbung 
der  Abtswürde  erst  zum  Abschluss  gelangte ,  so 
war  dies  doch  keine  Rechtsfolge  der  BenedikÜon 
als  solcher,  sondern  der  mit  der  Benediktion 
Yorbundenen  und  in  ihr  liegenden  Einsetzungs- 
handlung (s.  auch  Gonzalez  Tellezad  c  1. 
cit  n.  6).  Der  nächste  Schritt  zu  dem  heutigen 
Rechtsstande  wurde  dadurch  gethan ,  dass  man 
schon  seit  dem  7.  Jahrhundert  den  Klöstern  zur 
Sicherung  ihrer  Wahlfreiheit  Privilegien  dahin 
ertheilte,  dass  der  Bischof  den  gewählten  Abt 
in  sein  Amt  einzuführen  und  zu  benediciren 
verpflichtet  sein  sollte,  Marculfi  form.  I.  1, 
deRozldre,  reoueÜ  des  formules  n.  674;  L  ö  - 
ning  S.  378.  Das  angeführte  c  1  geht  aber 
auch  darüber  hinaus.   Es  erklärt  die  mit  der  Be- 


nediktion verbundene  Einführung  In  das  Amt 
bei  den  Clstercienser-Aebten ,  welche  dem  Bi- 
schof gemäss  der  Regel  des  h.  Benedikts  vorbe- 
haltlich der  Anordnungen  ihres  Ordens  Gehorsam 
zu  schwören  hatten,  c.  43  (Honor.  IIL)  X.  de 
Simon.  V.  3,  im  Fall  der  Weigerung  des  Bi- 
schofs für  die  Ausübung  ihrer  Amtsrechte  nicht 
mehr  als  uothwendig  und  entkleidet  damit  die 
Benediktion  und  Einfuhrung  ihres  Charakters 
als  wesentlicher  Akte.  Gegenüber  der  weiteren 
Entwicklung  des  Ordenswesens,  namentlich 
gegenüber  den  Exemtionen  von  der  bischöflichen 
Gewalt  und  den  Veränderungen  in  der  Bestel- 
lung der  Ordensoberen  blieb  auoh  dieser  Zustand 
nicht  mehr  haltbar,  und  es  haben  daher  die 
Päpste  seit  dem  15.  Jahrhundert  für  eine  Reibe 
von  Orden ,  darunter  auch  für  die  Cistercienser, 
in  den  von  ihnen  ertheilten  Privilegien  die  Aus- 
übung der  Amtsrechte  seitens  der  neu  bestellten 
Aebte  von  der  Einführung  durch  den  Bischof 
und  von  der  Benediktion  völlig  unabhängig  ge- 
macht, Gonzalez  Tellez  ad  c.  1.  cit.  2.  4; 
Ferraris  s.v.  abbas  n.  15. 

Die  Formulare  im  Pontiflcale  roman.  T.  I.  für 
die  Benediktion  der  Aebte  mit  ihren  Wendungen : 
;,postulantes  a  vobis,  ut  ipsum  in  abbatem  dieti 
monasterii  dignemini  ordinäre  (oder  auctoritate 
apostollca  dignemini  ordinäre)'',  „ut  qui  per 
nostram  manus  impositionem  hodie  abbas  consti- 
tuitur,  sanctiflcatione  tua  dignus  permaneat", 
„accipe  lenam  et  liberam  potestatem  regendi 
hoc  monasterium  et  congregationem  eins  et  omnia 
quae  ad  illius  regimen  interlus  et  exterius  spi- 
ritnaliter  et  temporaliter  pertinere  noscuntai^, 
und  das  Formular  für  die  Benediktion  der  Aebtis- 
sinnen,  in  welchem  sich  dieselben  Wendungen 
zum  Theil  (nicht  die  erste)  wiederholen  ,  stehen 
nicht  entgegen.  Sie  führen  noch  auf  die  Zeit  zu- 
rück, in  denen  mit  der  Benediktion  die  Ein- 
setzung in  das  Amt  verbunden  war. 
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Nur  die  rechtiiche  Folge  knüpft  sich  an  die  Benediktion  des  Abtes^  dass  er  da- 
mit die  Befhgniss  erlangt,  seinen  untergebenen  Ordenslenten  die  Tonsar  nnd  die 
niederen  Weihen  zu  ertheilen.  Jedoeh  bildet  dieses  Recht  nicht  einen  Ansflass  einer 
etwaigen  durch  die  Benediktion  vermittelten  besonderen  spirituellen  Befi&higung,  da 
dasselbe  auch  durch  päpstliches  Privileg  ertheilt  werden  kann  ^ 

Was  dagegen  die  Benediktion  der  Könige  und  Königinnen  betrifft,  so  wird  nach 
der  kirchlichen  Anschauung  durch  die  mit  der  Benediktion  verbundene  Salbung  fflr 
den  König  erst  die  königliche  Wflrde^  erworben  '. 

Heute  ist  selbstverständlich  eine  solche  Bedeutung  der  Krönung  in  den  moder- 
nen Staaten,  soweit  die  letztere  in  denselben  überhaupt  noch  vorkommt,  nicht  aner- 
kannt^. Ebensowenig  hat  man  aber  auch  der  Königssalbung  in  den  früheren  Zeiten, 
weder  zunächst  bei  ihrem  Aufkommen  ^  noch  nachher  fortdauernd,  diesen  Charakter 


»  VgL  Bd.  I.  S.  81. 

>  Das  noch  heute  nuBsgebende  Formular  im 
Pontlflcale  roman.  t  L  de  beuedlctlone  et  Corona- 
tlone  regia  lasst  in  seinen  entscheidenden  Stellen : 
«reTerendissime  pater,  postnlat  sancta  mater 
ecdesia  eatholica,  nt  praesentem  egregium  mill- 
tem  ad  dignitotem  regiam  snbleyetis'' ,  „regiam 
hodie  snscipis  dignitatem  et  regend!  Hdeles  po- 
pnlos  tibi  commiflsos  cnram  snmis^,  ^uper  bnnc 
funolam  tunm  K.  qnem  supplici  devoüone  in 
regem  eligimns,  benedictionnm  tuarum  dona 
molttpllca'',  „nt  bnnc  electom  in  regem  coronan- 
dam  benedieere  et  consecr&re  dignerls'',  „et  huio 
famülo  tao  N.  quem  hodie,  licet  Indigiii  in  re- 
gem Sacra  nnctione  delinimns''  nur  der  im  Text 
bezeichneten  Anffassung  Banm.  Das  ergiebt  sich 
weiter  anch  darans ,  dass  sich  der  Konig  erst 
iiaeh  der  Salbung  inlt  den  königlichen  Gewän- 
dern bekleidet,  nnd  es  in  dem  die  Uebergabe  des 
Schwertes,  der  Krone  nnd  des  Scepters  einleiten- 
den Gebete  beisst:  „famnlas  tuns  N.  rex  noster, 
qnitoa  miseratione  snscepit  regni  gnber- 
nienla**,  sowie  dass  erst  von  da  ab  im  Formu- 
lar im  Gegensatz  za  dem  früheren ,  einleitenden 
Theil  der  Gesalbte  schlechthin  als  rex  oder  rex 
Doster  bezeichnet  wird.  Darauf,  dass  von  Gregor 
d.  Gr.,  ja  noch  von  Petrus  Damianl  und  Stephan 
T.  Blois  (t  1200),  Hahn,  Sakramente  S.  96. 
101. 198,  die  Königssalbung  als  Sakrament  be- 
zeichnet worden  ist,  kann  bei  der  schwankenden 
Begrilbbestlmmnng  des  Sakramentes  in  Jenen 
Zelten  kein  Gewicht  gelegt  werden. 

^  Für  die  Königin  gilt  dies  nur,  wenn  sie  zu- 
gleich Begentin  ist ,  s.  Pontiflcale  cit  de  bene- 
dietione  et  coronatlone  reglnae  ut  regni  dominae. 
Far  die  Gemahlin  des  regierenden  Königs  fällt 
dagegen  eine  solche  Rechtswirknng  fort  Hier 
kommt  nur  eine  Benedlction  ohne  rechtliche  Be- 
deatong  vor ,  s.  1.  c.  de  benedictione  et  corona- 
tione  reglnae  (,,po8tulamus  ut  consortem  nostram 
nobis  a  deo  coniunctam  benedieere  et  corona  re- 
gioaU  decorare  dignemini''). 

*  YgL H.A.Zachariä,  deutsch.  Staatsrecht. 
2.  Anfl.  Göttingen  1853.  1,  367.  Das  Weitere 
gehört  in  daa  Staatsrecht. 

^  Die  Salbong  der  Herrsoher  christlicher  Völ- 
ker ist  eine  Nachahmung  der  Jüdischen  Königs- 


salbung,  s.  I.  Samuel.  X.  1  u.  XVI.  12.  13;  II. 
Buch  der  Könige  IX.  6  u.  XXIII.  30;  Gehler 
in  Herzog,  Bealencyklopidle  f.  protest.  Theo- 
logie. 2.  Aufl.  8,  104.  Zunächst  waltete  bei  ihr 
der  Gedanke  ob,  dass  Gott  durch  die  Geistlich- 
keit als  Dienerin  der  Kirche  der  Herrschaft  des 
gesalbten  Fürsten  eine  besondere  Weihe  und 
Heiligung  ertheile,  Waltz,  deutsche  Verfas- 
sungsgesch.  2.  Aufl.  3,  66,  sie  hatte  also  eine 
rein  religiöse  Bedeutung ,  keine  rechtliche ,  sie 
war  (so  Phillips ,  K.  R.  3,  68)  „nicht  so  sehr 
die  Anerkennung  eines  entstehenden  als  viel- 
mehr die  Heiligung  eines  selbst  schon  in  Wahl- 
reichen bestehenden  Rechts".  Bei  den  Angel- 
sachsen kommt  sie  schon  seit  dem  7.  Jahrhundert 
vor.  Diese  scheinen  sie  von  den  alten  Britten 
übernommen  zu  haben,  Waltz  a.  a.  0.  S.  65, 
Schwarzer  in  Forschungen  z.  deutsch.  Ge- 
schichte 22,  209.  Bei  den  Westgothen  ist  sie 
sicher  seit  Wamba,  672 — 680,  bezeugt,  während 
die  Annahme,  dass  sie  schon  seit  Rekared,  586 — 
601  in  Gebrauch  gewesen  ist ,  äusserst  zweifel- 
haft erscheint,  Dahn,  Könige  der  Germanen  5, 
206  u.  Bd.  6  (2.  Aufl.)  S.  529;  Waltz  3,  65 
n.  2.  In  Betreff  der  Thronbesteigung  Erwichs 
(680)  bemerken  die  Bischöfe  auf  dem  12.  Konzil 
von  Toledo  C^81)  c.  1 :  „sub  qua  pace  vel  ordine 
.  .  .  Ervigius  princeps  regni  consoenderit  culmen 
regnandique  per  sacrosanctam  unctionem  sus- 
ceperlt  potestatem,  ostensa  nos  scrlpturarum  evi- 
dentia  docet".  Damit  kann  nicht  die  Auffassung 
ausgesprochen  sein,  dass  die  Königswürde  erst 
durch  die  Salbung  erworben  wird.  Denn  anderer- 
seits bemerken  die  Bischöfe :  „Wamba  .  .  .  Er- 
viglum  post  se  praeelegit  regnaturum  sacerdotali 
benedictione  ungendum",  und  „instruxit  . . .  ut 
dominum  Ervigium  in  regno  ungere  deberet"  (der 
Erzbischof  von  Toledo).  Hierin  wird  also  die 
Erlangung  der  königlichen  Würde  nicht  einzig 
und  allein  von  der  Salbung  abhängig  gemacht, 
vielmehr  die  letztere  nur  als  einer  der  Faktoren 
der  Rechtmässigkeit  der  Erwerbung  hingestellt. 
Die  Unsicherheit  und  Zweideutigkeit  in  diesen 
Aeusserungen  erklärt  sich  übrigens  hinreichend 
darans ,  dass  es  sich  für  die  Bischöfe  dabei  um 
Bemäntelung  eines  von  ihnen  begangenen  Rechts- 
bruches handelte,  Dahn  5,  217. 
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I.  Die  Hierarchie  und  die  Leitung  der  Kirche  durch  dieselbe. 
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beigelegt;  wie  dies  namentlich  die  AuffasBung  der  Königs-  und  der  Kaiser-Salbung 
im  Frankenreiehe  ^  und  nachmals  in  Deutschland^  seigt. 


1  Während  der  Merovingerzeit  ist  eine  Salbnng 
nicht  üblich  gewesen,  Waitz  a.  a.  0.  3,  64 
(3.  Aufl.  II.  1,  174).   Zuerst  kommt  sie  hei  Pip- 
pin  nach  seiner  Erhöhung    zum  König  (762) 
vor.   Wenn  darüber  herichtet  wird,  s.  Fredegar. 
contin.  c  117 :  .^Pippinus  electione  totius  Fran- 
ciae  in  sedem  regrii  cum  consecratione  episcopo- 
rom  et  subiectione  prlncipum  una  cum  regina 
Bertradane ,  ut  antiquitus  ordo  deposcit ,  sabli- 
matur  in  regno^' ,  ferner  die  s.  g.  clausula  (vgl. 
Oelsner,  Jahrb.  u.  König  Pippin  S.  156  n.  3) 
bei  B  0  u  q  u  e  t  recaeil  619 :  „per  auctoritatem  et 
Imperium  .  .  .  Zachariae  papae  et  unotlonem  s. 
chrismatis  per  manus  beatorum  sacerdotum  Gal- 
liarum  et  electionem  omnium  Franchorum  .  .  . 
in  regni  solio  sublimatus  est'' ,  so  kann  trotzdem 
nur  die  Wahl  und  die  Anerkennung  durch  die 
fränkischen  Grossen  als  die  für  die  Erwerbung 
der  Königswürde  entscheidende,  rechtliche  That- 
Sache  betrachtet  werden,  denn  die  Wahl  wird  in 
den  Quellen  von  der  Salbung  getrennt ,  und  ab- 
gesehen von  der  clausula  vorangestellt ,  s.  auch 
anual.  Lauresh.  mal.  750:    „Pipplnus  .  .  .  se- 
cundum  morem  Francorum  electus  est  ad  regem 
et  unctus",  und  Hahn,  Jahrb.  d.  fränk.  Reichs 
741—752.  S.  146.  Ferner  ist  es  unmöglich,  die 
Erwähnung  der  alten  Frankensitte  auf  die  Sal- 
bung zu  beziehen ,  sie  geht  vielmehr  nur  auf  die 
Erhebung  durch  die  Wahl  und  deutet  gerade  an, 
dass  eine  Neuerung  des  früher  rechtlich  aner- 
kannten Aktes  bei  der  Thronbesteigung  Pippins 
nicht  stattgefunden  hat.    Das  bestätigt  auch  die 
Clausula,  weil  sie  die  zweifellos  juristisch  uner- 
hebliche Zustimmung  des  Papstes  Zacharias  und 
die  Salbung  zusammenstellt.     Die  letztere  war 
also  nur  der  Aiisdmck  der  Anerkennung  und 
Huldigung  seitens  der  Bischöfe ,  welche  freilich 
zugleich   das  Königthum  Pippins,    obwohl  er 
nicht  aus  dem  bisherigen  Königsgeschlecht  ab- 
stammte ,  als  ein  von  Gott  anerkanntes  und  ge- 
heiligtes erscheinen  lassen  sollte,  Waitz  3,66; 
Oelsner  S.  34.  169.  160.    Nur  diesen  letzteren 
Zweck  konnte  auch  die  durch  Papst  Stephan  II. 
i.  J.  764  bei  seinem  Aufenthalt  in  Gallien  zum 
zweiten  Mal  an  Pippin  vollzogene  Salbung  haben. 
Allerdings  berichten  die  Quellen,  s.  z.  B.  chron. 
Moissiac.  SS.  1 ,  293 :  „Stephanus  .  .  .  prlncipem 
Pippinum  regem  Francorum  ac  patricium  Roma- 
norum oleo  unctionis  perunxit  secundum  morem 
maiorum  unctione  sacra  flliosque  suos  duos  felid 
successione    Carolum    et    Garlomannum  eodem 
coronavit  honore",  clausula  1.  c. :  „ipse  .  .  .  Pip- 
pinus  rex  .  .  .  per  manus  Stephani  ...  in  regem 
et  patricium  una  . .  cum  flliis  Garolo  et  Garolo- 
manno  in  nomine  s.  trinitatis  unctus  et  bene- 
dictus  est",  Annal.  Einhardi  a.  754 :  „Stepbanus 
papa  postquam  a  Pippin  o  rege  ecciesiae  romanae 
dofensionis  flrmitatem  accepit,  ipsum  s.  unctione 
ad  regiae  dignitatis  honorem  consecravit  et  cum 
eo  duos  fllios  eins,    Karlum  et  Karlomannum'^ 
(weitere  Stellen  s.  bei  Waitz,  3,  69  n.  2)  in 
einer  Weise,  dass  sie  die  päpstliche  Salbung  als 
den  Akt  der  Uebertragung  der  KÖnigswürde  auf- 
zufassen scheinen.  Indessen  ist  eine  solche  Aus- 


legung gegenüber  der  Thatsache,    dass  Pippin 
schon  mehrere  Jahre  die  Königsherrschaft  führte, 
sowie  gegenüber  dem  Umstände,  dass  die  gleich- 
falls gesalbten  Söhne  Pippins  dadurch  nicht  die 
königliche  Mitherrschaft  erlangt  haben ,  unzu- 
lässig.  Während  für  Pippin  die  Salbung  allein 
die  schon  erwähnte  Bedeutung  haben   konnte, 
sollte  die  Heiligkeit  auch  seinen  vor  der  Thron- 
besteigung geborenen  Nachkommen,  aber  auch 
seiner  Linie  allein ,  nicht  der  seines  Bruders  ge- 
währt werden,  und  sein  Geschlecht  somit  von  nun 
an  als  das  königliche  ersoheinen,  s.  auch  Waitz 
3,  70;  Oelsner  S.  166.  166;  Maassen,  neun 
Kapitel  über  freie  Kirche.    Gratz  1876.   S.  114. 
115.    Dies  beweist  das  ohne  Zweifel  im  Einver- 
ständniss  mit  Pippin  vom  Papst  an  die   frän- 
kischen Grossen  gleichzeitig  kraft  der  Autorität 
Ghristi  unter  der  Strafe  der  Exkommunikation 
erlassene  Verbot ,  künftighin  jemals  den  König 
aus  einem  anderen  Geschlechte  zu  wählen.    Da- 
mm gebrauchen  femer  Stephan  II.  und  Paul  I. 
in  ihren  Briefen   mehrfach  Wendungen,   wie: 
4deo  vos  dominus  per  humilitatem  meam  me- 
diante  b.  Petro  unxit  in  reges'',  Jaff^,  mon. 
Carolin,  p.  41.  76.  122,  welche  allerdings  auch 
der  Auffassung  Raum  lassen,  dass  die  Erwerbung 
der   königlichen  Würde  für  Pippin  und  seine 
Nachkommen  erst  durch  die  päpstliche  Salbung 
vollendet  worden  sei.    Für  das  praktische  Recht 
sind  aber  daraus  in  jener  Zeit  noch  keine  Kon- 
sequenzen gezogen  worden.    Die  Köuigssalbung 
ist  zwar  wiederholt  bei  den  Karolingern  vorge- 
kommen, so  bei  Karl  d.  Gr.  und  Karlmann ,  an- 
naL  S.  Amandi  u.  annal.  Petav.;   SS.  1,  12.  13: 
„Karlus  et  Karlomannus  ad  reges  uncti  sunt^, 
weitere  Angaben  bei  Waitz  3,  261,  aber  ande- 
rerseits haben  auch  einzelne  Abkommen  des  Ge- 
schlechtes (z.  B.  Ludwig  d.  Deutsche)  den  KÖnigs- 
titel  und  die  Königsherrschaft  ohne  kirchliche 
Salbung  geführt,  a.  a.  0.  S.  262  ff.,  und  die  ein- 
zige Formel  für  die  königliche  Salbung  und  Krö- 
nung ,   welche  sich  aus  der  karolingischen  Zeit 
erhalten  hat,  nämlich  diejenige ,  welche  bei  der 
Erhebung  Ludwigs  d.  Stammlers ,  des  Sohnes 
Karls  des  Kahlen,  1.  J.  877  von  Hinkmar  ange- 
wendet worden  ist ,  LL.  1 ,  654 ,   weist  in  dem 
Gebete  bei  der  sacri  olei  Infusio  („hunc  famulum 
....  in  regni  regimine  sublimiter  colioca  et  oleo 
gratiae  Spiritus  s.  tui  perunge ,  unde  unxisti  sa- 
cerdotes,  reges ,  prophetas  et  martyres  .  . .  Guius 
sacratissima  unctio  super  caput  eins  defluat  atquc 
ad  interiora  eius  descendat  et  cordis  illius  intima 
penetret   et  promlsslonibuä ,    quas   adepti   sunt 
victoriosissimi  reges,  gratla  tua  diguus  efficiatur ; 
quatenus  et  In  praesenti  seculo  feliciter  regnet 
et  ad  eorum  consortium  in  coelesti  rcgno   per- 
veniat")  nichts  der  hier  vertretenen  Auffassung 
Widersprechendes  auf. 

Was  die  kaiserliche  Salbung  betrifft,  —  ob 
sie  Karl  d.  Gr.  b.ei  der  Krönung  zu  Rom  i.  J.  800 
empfangen ,  ist  bestritten  ,  s.  Si  m so n ,  Jahrb. 
d.  fränkischen  Reichs  unter  Karl  d.  Gr.  2,  238 
n.  1  —  so  galt  die  Erwerbung  der  kaiserlichen 
Würde  ebensowenig  davon  abhängig.    Ladwig 
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d.  Fr.  ist  von  Karl  d.  Gr.  L  J.  813  auf  der  Beichs- 
Teistmmliing  zu  Aacben  zum  Kaiser  und  Mit- 
legenteu  erhoben,  Slmson,  Ludwig  der  Fromme 
1,  3  ff.,  ist  aber  erst  i.  J.  816  in  Reims  you  Papst 
Stephan  IV.  (V.)  gekrönt  und  gesalbt  worden, 
a.  a.  0.  S.  71.  72.  Er  hat  seinerseits  sohon  817 
geinen  Sohn  Lothar  zum  Mitkaiser  angenommen, 
welcher  erst  823  in  Rom  von  Paschalis  I.  die 
Kiönang  und  Salbung  erhalten  hat,  a.  a.  0. 
S.  103. 192,  Tgl.  auch  Waitz,  2.  Aufl.  3,  260. 
261.  Der  kaiserliche  Titel  und  die  Ausübung 
dei  auf  dem  Kaiserthum  ruhenden  Rechte  ist 
demnach  nicht  von  der  Salbung  abhängig  ge- 
wesen, Waitz  a.  a.  0.,  wie  denn  auch  Papst 
?iS6hali8  L  selbst  das  Kaiserthum  Ludwigs  d.  Fr. 
Dicht  von  seiner  Krönung,  sondern  you  der  Thron- 
besteigung nach  dem  Tode  seines  Vaters  ab  ge- 
ledmet  hat,  Jaf  f  tf ,  reg.  ed.  IL  n.  2549  (1937), 
Sim«on2,  73.  74. 

Unter  den  späteren  Karolingern  ist  die  Auf- 
fissang  der  Salbung  allerdings  eine  andere  ge- 
worden.   Ludwig  II. ,  Lothars  I.  Sohn ,  hat  die 
Kaisenrürde  L  J.  860  aus  der  Hand  des  Papstes 
za  Born  empfangen,  AnnaL  Bertin.  a.  860,  SS. 
1,  445 :  „Lotharius  flUum  suum  Hludwicum  Ro- 
mam  nlttit  qui  a  Leone  papa  honorlflce  susceptus 
et  In  imperatorem  unctus  est'';  ebenso  Karl  der 
Kahle  i.  J.  875 ,  Johanns  VIU.  Rede  auf  der 
Synode  zu  RsYenna  877 ,  Maus  117  app.  171: 
.Karolum  .  .  .  supema  proYidentia  a  se  et  prae- 
eleetum  ante  mundi  constitutionem  et  praedesti- 
oatmn . . .  elegimus  hunc  merito  et  approbaYi- 
DHU  una  cum  annisu  et  YOto  omnium  fratrum  et 
oo^iseoporum  nostrorum  aliorumque  s.  Romanae 
ecdesiae  ministrorum  amplique  totiusque  Ro- 
mani  populi  gentisque  togatae'' ;  Jobanns  VIII. 
Bnile  für  S.  Vaast,  Jaf  f  ^  ed.  IL  n.  3022  (2257), 
Man  gl  17,  261:  „die  natlYltatis  domini  in  ec- 
desia  ipsius  b.  Petri . .  .  diguitatem  imperialem 
per  imposltionem  manuum  nostrarum   adeptas 
est",  T^.  hierzu  Waitz  4,  82  fr.,  Dümmler, 
ostfiink.  Reich  1 ,  328.  833.  834.    Das  Recht 
der  Verleihung  der  kaiserlichen  Würde  wird  jetzt 
dem  Papste  zugestanden,  und  die  päpstliche  Sal- 
bug  erscheint  schon  damals  ebenso  wie  im  heu- 
tigen Formular  des  PontiLdkales  die  dem  Metro- 
politen oder  Bischof  obliegende  Königssalbung 
als  derjenige  Akt,  welcher  die  Uebertragnng  der 
kaiserlichen  Würde  bewirkt  und  zum  Abschluss 
kringt  So  erklärt  Ludwig  II.  selbst,  Chron.  Sa- 
lemitan.  c.  107,  SS.  3,  523:  „Nam  Francorum 
piindpes  primo  reges ,  deinde  Yero  imperatores 
dicti  sunt,  hli  dumtaxat,  qui  a  Romano  pontiflce 
ad  hoc  oleo  saneto  perfusi  sunt^ ,  und  als  Karl 
der  Kahle  durch  die  italienischen  und  durch 
die  fränkischen  Grossen  die  empfangene  kaiser- 
Ueke  Würde   anerkennen  liess,   erklärten  die 
enteren  zu  Pavia  876,  LL.  1,  529  :„  quia  divina 
pietas  YOB   .   .  .  per  Ylcarium    ipsorum  (Petri 
et  Pauli)  ...  ad  Imperiale  culmen  s.   Spi- 
ritus iudicio  pervexit",    und  die  letzteren  zu 
PoDthion  876,  L  o.  p.  533:  „Sicut  domnus  Jo- 
hannes apostolicus    et  unWersalis  papa  primo 
Bomae  eleglt  atque  Sacra  unctione  constltuit  om- 
neeque  Italic!  regnl  eplscopl ,  abbates  comltes  et 
leliqul  omnee  ....  imperatorem  Karolum  au- 
gostum  unAminl  deYOtione  elegerunt^«   Welches 
Gewicht  ant  die  Salbung  gelegt  wurde,   zeigt 
insbesondere  die  romische  Synode  y.  898  c.  6 


(Mansi  18,  224)  unter  Johann  IX.  in  Betreff  des 
Papstes  Formosus,  welche  die  Kaiserkrönung  Lam- 
berts bestätigt  und  die  Amolfs  kassirt  hat,  und 
diese  geradezu  als  unctio  bezeichnet :  „Unctionem 
itaque  s.  chrismatis  in  spiritalem  nostrum  domi- 
num ,  Yidel.  Lambertum  .  .  .  imperatorem  actam 
...  in  aetemum  stabilitam  esse  decemimus.  II- 
lam  Yero  barbaricam  Berengaril  (falsch  für  Ar- 
nulfi,  Dümmler,  Auxiliusu.  Vulgarius,  Leip- 
zig 1866.  S.  13.  n.  5),  quae  per  susceptionem  ex- 
torta  est,  omnimodis  abdlcamus''. 

'  Was  zunächst  die  Königswürde  betrifTt ,  so 
wurde  dieselbe  bis  in  das  11.  Jahrhundert  hiheln 
durch  die  Wahl  der  Fürsten  erworben.  So  ist  es 
bei  Heinrich  I.  der  Fall  gewesen ,  welcher  nach 
seiner  Wahl  (919)  die  ihm  Yom  Erzbischof  Yon 
Mainz  angebotene  Krönung  und  Salbung,  obwohl 
sie  sein  Vorgänger  Konrad  I.  911  empfangen 
hatte  (Dümmler,  ostfränk.  Reich  2,  573),  aus- 
drücklich abgelehnt  hat,  Widukind.  rer.  gest. 
Saxon.  L  26;  Waitz,  Heinrich  L  Berlin  1863. 
S.  41.  Bei  der  Wahl  Ottos  I.  ist  mit  der  Wahl 
die  Inthronisation,  als  Akt  der  Besitzübertragung 
der  Königswürde,  Yeibunden  worden,  Widukind. 
1.  c  II.  1 :  „duces  ac  praefectorum  principes  cum 
caetera  princlpum  militum  manu  cougregati 
.  .  .  collocarunt  noYum  ducem  in  solle  ibidem 
constructo ,  manus  ei  dautes  ac  fidem  pollicentes 
operamque  suam  contra  omnes  inimicos  spon- 
dentes,  more  suo  fecerunt  eum  regem".  Krst 
daran  hat  sich  nach  den  Berichten  Widukinds 
die  Krönung,  die  Uebergabe  der  königlichen  In- 
signien  und  die  Salbung  durch  den  Krzbischof 
Yon  Mainz  angeschlossen  (Ygl.  auch  Waitz  5, 
163;  Köpke-Dümmler  S.  33  ff.),  und  wenn 
auch  im  Anfang  der  kirchlichen  Handlung  das 
Volk  befragt  wird :  „En  adduco  Yobls  a  deo  elec- 
tum  et  a  domlno  rerum  Helnrico  olim  designa- 
tum,  nunc  yöto  a  cunctis  princlpem  regem  fac- 
tum Oddonem;  sl  YObis  ista  electio  placeat, 
dextris  in  coelum  loYatis  signiflcate'',  so  ist  das 
nur  eine  an  die  alte  Volks  wähl  erinnernde  Form, 
welche  rechtlich  keine  Bedeutung  mehr  hatte, 
und  die  ganze  Krönungshandlung  und  Salbung 
weist  gleichfalls  noch  immer  einen  rein  kirch- 
lichen Charakter  auf.  Seit  Otto  I.  ist  die  Königs- 
Krönung  und  Salbung  zur  festen  Regel  geworden, 
Waitz  4,  161.  Ja  selbst  die  überüeferte  Krö- 
nungsformel,  welche  sich  an  eine  römische  an- 
schliesst  und  etwa  bis  auf  die  Zeit  Ottos  III. 
zurückgeht,  Waitz,  die  Formeln  der  deutschen 
Königs-  und  der  römischen  Kaiser-Krönung  Yom 
10.  bis  zum  12.  Jahrhundert.  Ctöttlngen  1872. 
S.  17  ff.,  legt  der  mit  der  Krönung  Yorbundenen 
Salbung  ebenfalls  keine  rechtliche  Bedeutung 
für  die  Erwerbung  der  königlichen  Würde  bei, 
Yielmehr  wird  in  der  Formel  Yorausgesetzt,  dass 
der  gewählte  König  dieselbe  bereits  durch  die 
Wahl  erlangt  hat,  Ygl.  diese  in  der  Abhandlung  Yon 
Waitz  S.  33.  70:  „deus,  qui  famulum  tuum  N. 
regnl  fastlglo  dignatus  es  sublimare'S  und  „ut 
famulns  tuus  N.,  quem  populo  tue  Yoluisti  pre- 
fenl",  p.  35:  „Vis  regnum  tibi  a  deo  concessum 
secundum  iustitiam  patrum  tuorum  regere  et 
defendere?"  und  p.  35.  71 :  „Benedlc,  domlne, 
hunc  regem  nostrum  N.'^,  alles  Wendungen, 
welche  nach  dem  Formular  dem  der  Salbung 
Yorangehenden  TJieile  des  Ritus  angehören.  Die 
Anrede,    welche    der  Erzbischof  nach  lieber- 
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reicliiing  der  königlichen  Insignien  halt,  wenn  er 
den  König  zu  dem  Königsthron  führt  (S.  43. 75): 
„Sta  et  retine  locnm  a  modo  quem  hucusque  pa- 
tema  successione  tenuiBti ,  hereditario  iare  tibi 
delegatam  per  auctoritatem  dei  omnipotentis  et 
presentem  traditlonem  nostram ,  silioet  omninm 
epificopomm  ceterommqne  servorum  dei  et 
qnanto  cierum  sacils  altaribns  proprlnqnlorem 
perspicis,  tanto  ei  potlorem  in  lods  congmis  ho- 
norem  impendere  memineris ,  qnatlnns  mediator 
dei  et  hominum  te  mediatorem  cleri  et  plebis 
[faciat]'',  hebt  nicht  die  Uebertragung  der  Ge- 
walt* durch  kirchliche  Hand  hervor  (so  Waitz  , 
deutsch.  Verfassungsgeschiohte  6,  176),  sondern 
die  kirchliche  Einsetzung  auf  den  Thron,  als  die 
kirchliche  Einführung  und  Einweisung  In  den 
Besitz  des  königlichen  Amtes,  welches  der  Ge- 
wählte schon  erworben  hat  Nachdem  im  An- 
fang der  kirchlichen  Handlung  der  König  yer- 
sprechen  hat,  den  rechten  Glauben  zu  bewahren, 
die  Kirchen  und  ihre  Diener  zu  schützen ,  also 
als  christlicher  König  zu  regieren,  wird  er  ge- 
segnet und  gesalbt,  um  ihm  den  Beistand  Gottes 
zur  Durchführung  der  ihm  obliegenden  Auf- 
gaben zu  sichern,  und  insbesondere  beziehen 
sich  die  Anreden  bei  der  Ueberreichung  der 
königlichen  Insignien  nicht  auf  die  Uebertragung 
des  königlichen  Amtes,  vielmehr  erklaren  sie 
die  Bedeutung  und  den  Gebrauch  derselben  im 
kirchlichen  Sinne  (wie  z.  B.  das  Schwert  vom 
König  zur  Unterdrückung  der  Ungerechtigkeit 
und  zum  Schutze  der  Kirche  und  Schwachen  ge- 
haudhabt  werden  soll).  Der  Akt  hat,  wie  es  in 
dem  Formular  selbst  heisst  (S.  42.  75) :  „cierum 
et  populum ,  quem  sua  Yoluit  opitulatione  (sc. 
deus)  in  tua  sanctione  congregari,  sua  dis- 
pensatione  et  tua  admlnlstrattone  per  dlutuma 
tempora  faciat  fellciter  gubemari^  die  Bedeu- 
tung der  Heiligung  des  Königs  für  seinen  Be- 
ruf, namentlich  für  die  kirchliche  Seite  des- 
selben, und  die  kirchliche  Inthronisation,  die 
Uebergabe  des  Thrones  durch  die  Geistlichkeit 
bringt  ihn  zum  Abschluss,  indem  der  König 
nunmehr  auch  in  den  Besitz  der  die  Kirche  be- 
treffenden Funktionen  des  königlichen  Amtes 
eingesetzt  wird.  Einzelne  Wendungen  in  dem 
Formular  (S.  34):  „ut  hunc  famulum  tuum  N. 
ad  regem  eligere  digneris ,  te  rogamus'',  (S.  36) : 
„Unguo  te  in  regem  de  oleo  sanctiflcato",  (S.  39) : 
„super  hunc  famulum  tuum  N. ,  quem  supplici 
devotione  in  regem  eliglmus'',  scheinen  aller- 
dings gegen  diese  Auffassung  zu  sprechen ,  aber 
sie  treten  in  Widerspruch  mit  dem  sonstigen 
Inhalt  und  der  sonstigen  Ausdrucksweise  des- 
selben und  kommen  auch  nicht  einmal  in  allen 
Formularen  Tor  (s.  die  Anmerkungen  in  der 
Waitz 'sehen  Abhandlung  zu  den  angeführten 
Stellen).  Endlich  stimmt  es  mit  der  hier  ver- 
tretenen Ansicht  überein,  dass  Konrad II.  (1024), 
als  er  sich  nach  seiner  Wahl  in  Mainz  zur  Krö- 
nung in  die  Kirche  begab ,  anhielt,  um  Klagen 
eines  Bauers ,  einer  Wittwe  und  eines  Waisen- 
knaben über  ihnen  zugefügtes  Unrecht  anzuhören 
nnd  das  Erforderliche  zur  Abhülfe  veranlasste, 
also  schon  vor  der  Salbung  königliche  Rechte 
ausgeübt  hat,  Bresslau,  Konrad  II.  S.  26. 

Anders,  wie  mit  der  königlichen,  hat  es  sich 
aber  schon  während  der  gedachten  Zeit  mit  der 
kaiserlichen  Würde  verhalten.  Von  Otto I.  ab 


hat  der  deutsche  König  die  KaiserkrÖnung  zw» 
als  ein  mit  dieser  Würde  verbundenes  Seeht  in 
Anspruch  genommen,  und  dieser  Ansproeh  ist 
auch  von  der  Kirche  anerkannt  worden,  Waitz, 
Yerfassungsgesoh.  6,  173.  174;  aber,  wiesekon 
in  karolingischer  Zeit  wurde  die  kaiserliche  Stel- 
lung während  dieser  Periode  nicht  durch  die  Er- 
langung der  deutschen  Königswürde  ohne  Weite- 
res  erworben,    vielmehr  bedurfte  es  dazu  der 
Uebertragung  derselben  durch  den  Papst,  BodaU. 
Glab.  (t  1050)  Francor.  bist  I.  5 ,  SS.  7,  59 : 
„lUud  nihilominus  nimium  condecens  ac  perho- 
nestum  videtur  atque  ad  pacis  tutelam  optimnm 
decretum,  sdl.,  ut  ne  quisquam  audacter  Bomani 
imperii  sceptrum  praeproperus  gestare  pxinceps 
appetat  seu  Imperator  diel  aut  esse  valeat,  nisl 
quem  papa  sedis  Romanae  morum  probitate  dele- 
geritaptum  reipublicaeeique  commiserit  instgoe 
imperiale;  Calixt.  II.  ep.  ad  Henric.  Y.  v.  1122, 
Watterioh,  pont.  romanor.  vitae 2. 146 :  „iUam 
Imperii  dignitatem,  quam  per  solius  Bomani  poor 
tiflcis  ministerium  reges  Alemanid  conseqnun- 
tur".    Vorher  führte  der  deutsche  König  den 
Kaisertitel   nicht,    Waitz   6,  106.  175.    AU 
der  wesentlichste  Bestandtheil  der  Handlung  gilt 
dabei  während  der  Zeiten  der  sächsischen  oad 
fränkischen  Kaiser  noch  die  Salbung.    Nicht  nur 
wird  in  den  gleichzeitigen  Quellen  die  Wendung: 
ungitur,  conseercUw^  benedieitur,  onitnatur  viel 
häufiger  gebraucht,  als  der  Ausdruck :  eoronotur. 
Höfler,  die  deutschen  Päpste  1,  282.  BeiLIU, 
sondern  es  ergeben  dies  auch  die  ordines  der  Kai- 
serkrönung selbst.  In  dem  der  sächsischen  und 
fränkischen  Kaiserzeit  angehörigen  ordo ,  LL.  % 
97  (auch  bei  Watterich  2,  328 ,  vgl.  über  ihn 
S  c  h  w  a  r  z  e  r,  die  Ordines  der  Kaiserkronung,  kri- 
tisch untersucht  und  geordnet ,  in  Forschungen 
z.  deutschen  Geschichte  22,  163.  211.  212)  und 
ebenso  in  dem  offlziellen  ordo  LL.  2,  187  (aaeh 
bei  Watterich  2,  712,  welcher  allerdings  von 
vielen  nicht  in  die  Zeit  Heinrichs  III. ,  sondern 
die  Heinrichs  VI.,  aber  mit  Unrecht  gesetzt  wird, 
vgl.  Schwarzer  a.  a.  0.  S.  172  ff.)  lautet  du 
bei  der  Salbung  des  Kaisers  an  der  Konfeesion 
des  h.  Petrus  gesprochene  Gebet:  ^ Domine  deus 
omnipotens  cuius  est  omnis  potestas  et  dignitas, 
te  supplici  devotione  atque  humillima  prece  de- 
poscimus,  ut  huic  famulo  tue  prosperum  impera- 
toriae  dignitatis  concedas  effectum,   ut  in  tua 
dispositioue   constituto  ad  regendam  ecdesiam 
tuam  sanctam  nihil  ei  praesentia  officiant  futora- 
que  non  obslstant,    sed   inspirante  s.  spiritns 
tui  dono ,  populum  sibi  subditum  aequo  institiae 
libramiue  regere  valeat  et  in  omnibns  operibus 
suis  te  semper  timeat ,  tibi  iugiter  placere  con- 
tendat^,  während  die  Krönung  nachher  an  einem 
Nebenaltar  erfolgt  (vgl.  auch  Schwarzer  S.  192). 
Je  mehr  sich  aber  das  Yerhaltniss  des  deutschen 
Königsthums  zum  Papstthum   zum    Nachtheile 
desselben  verschob ,  desto  mehr  musate  das  An- 
recht des  deutschen  Königs  auf  die  Kaiserkrone 
geschwächt,  der  rein  kirchliche  Charakter  der 
Kaiserkronung  zurücktreten  und  die  Verleihung 
der  Kaiserwürde  als  ein  vom  Papst  allein  aus- 
gehender, erst  auf  Grund  eingehender  Prüfuog 
vorzunehmender  Yerleihungsakt  erscheinen ,  bei 
welchem  die  kirchliche  Seite  gegenüber  der  welt- 
lichen, der  in  ihr  liegenden  Vergebung  des  deut- 
schen Kaiserreiches,  zurücktrat   Begonnen   hat 
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diese  Entwicklung    schon    gegen    Ende    des 
11.  Jahihunderts,  als  von  den  Päpsten,  zunächst 
ton  Gregor  Yll.   das  Recht  der  Prüfung  der 
Beelitmässigkeit  der  Königswahl ,  sowie  der  bes- 
seren Berechtigung  zweier  sich  gegenüberstehen- 
der Prätendenten  in  Ansprach  genommen  wurde, 
W ai t  z,  Yerfassungsgesch.  6,  183 ;   E.  E  n  g  e  1  - 
mann ,  Anspruch  d.  Päpste  auf  Konfirmation  b. 
d.  dentsch.  Königswahlen.   Berlin.  Diss.  Breslau 
1886.  S.7ff.  Insbesondere  lässt  c.  34  (Innoc.ni.) 
1.  de  elect.  I.  6 :   „Verum  illis  prindpibus  ius 
et  potestatem  eligendi  regem,  in  imperatorem 
pMtmodiim  promoTendum,   recognosclmus ,    ut 
deltemas ,  ad  quos  de  iure  ac  antiqua  consuetu- 
dine  noscitur  pertlnere,  praesertlm  quum  ad  eos 
ins  et  potestas  huiusmodl  ab  apostolica  sede  per- 
venerit ,  quae  Romanum  Imperium  in  personam 
oagniflci  Caroli  a  Graeeis  transtulit  In  Germanos. 
Sed  et  piincipes  recognoscere  debent, .  . .  quod 
las  et  anctoritas  examinandi  personam  electam  in 
regem  et  promovendam  ad  imperlum  ad  nos  spec- 
tat, qni  eam  inungimus ,  consecramus  et  corona- 
mas",  die  Yerleihung  erst  mit  der  Krönung  zum 
Abschlass  kommen.    Von  der  das  Papstthum  des 
Roteren  Mittelalters  beherrschenden  Anschauung 
ans,  dass  der  Papst  von  der  in  seiner  Hand  ver- 
einigten obersten  geistlichen    und    weltlichen 
Macht  die  weltliche  dem  Kaiser  zur  Ausübung 
zn  übertragen  habe,  und  die  Wahl  desselben  durch 
die  Kurfürsten  lediglieh  auf  widerruflicher  Eln- 
linmung  des  päpstlichen  Stuhles  beruhe,  kann 
der  vom  Papst  vorzunehmende  Akt  nur  als  lehn- 
reehtliche  Verleihung  der  Kaiserwürde,   durch 
welche  der  Kaiser  in  die  Stellung  eines  obersten 
papstlichen  Vasallen  eintritt,  aufgefasst  werden, 
CleoLun.  de  iureiur.  II.  9,  Gierke,  d.  deutsche 
Genossenschaftsrecht  3,  527  ff. ,  und  dann  kann 
die  Salbung  nicht  mehr  als  der  Hauptbestand theil 
derUebertragungshandlung  gelten,  weil  sie  ihrer 
Natur  nach  die  Verleihung  der  dem  Papst  zu- 
stehenden weltlichen  Macht  an  den  Kaiser  nicht 
znm  Ausdruck  bringt,  vielmehr  muss  der  mit  ihr 
Terbnndene  Krönungsakt  dabei  die  wesentliche 
Stellung  einnehmen.    Der  Sachsensp.  III.   62 
J.  1  Gyi^ie  düdeschen  solen  durch  recht  den  ko- 
ning  kiesen.    Swenne  die  geweit  wert  von  den 
bischopen  die  dar  to  gesät  sin  unde  uppe  den 
stol  to  aken  kumt ,  so  hevet  he  koninglike  walt 
nnde  koningliken  namen.    Svenne  in  die  paves 
wiet ,  so  hevet  he  des  rikes  gewalt  unde  keiser- 
liken  namen^),  welcher  noch  die  Konsekration 
tnd  Salbung  als   den  Erwerbsakt  bezeichnet, 
steht  entweder  noch  auf  dem  Standpunkt  der 
froheren  Zeit,  was  bei  seiner  Theorie  von  den 
keiden  Sehwertem  das  wahrscheinlichere  ist,  oder 
h^reift  unter  der  Weihe  den  vom  Papst  zu  voll- 
ziehenden Krönungsakt  in  seinem  ganzen  Um- 
iaoge.   Was  endlich  die  Krönungsformulare  aus 
der  hier  fraglichen  Zeit  betrifft ,  so  kann  es  bei 
dem  traditionellen  Pesthalten'  der  Kurie  an  den 
überlieferten  Formularen  nicht  auffallen,   dass 
dieselben  keine  vollständige  Umgestaltung  er- 
Uknn  haben ,  insbesondere,  dass  auch  das  bei 
der  Salbung  gesprochene  Gebet  keine  Aenderang 
erlitten  ha.t.    Andererseits  weist  aber  der  bei  der 
Krönung  Heinrichs  VlI.  1312  gebrauchte  ordo 
fix.  2,  531)  die  Abweichung  auf,  dass  die  Sal- 
bung nicht  mehr  wie  früher  am  Altar  des  h.  Pe- 
trus ,  sondern  an  dem  Nebenaltar  des  h.  Manri- 
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tins,  wohl  aber  nachher  die  Krönung,  die  Ueber- 
gabe  des  kaiserlichen  Diadems,  des  Scepters, 
Reichsapfels  und  Schwertes  an  dem  ersteren  er- 
folgt ,  diese  also  auch  dadurch  als  der  wesent- 
lichste Theil  der  Handlung  charakterisirt  wird, 
während  der  nicht  offizielle,  auf  die  Krönung  der 
Kaiser  bezügliche  Ordo  in  den  LL.2, 97  noch  den 
alten  Ritus  beibehalten  hat,  in  einem  andern,  in 
dieselbe  Zeit  gehörigen  Ordo  gleichen  Charakters 
(1.  c  2 ,  193)  aber  die  spätere  Aenderung  schon 
in  der  Bemerkung  angedeutet  wird :  „eplscopus 
Hostiensls  vel  in  eodem  loco  (dem  Altar  v.  St 
Peter)  vel  ante  altare  s.  MauricU,  sicut  aliquando 
a  multis  actum  esse  dicitur,  debet  ei  inungere 
brachium  dextrum  de  oleo  exorcizato  et  inter 
scapulas^'). 

Eine  nähere  Besprechung  der  weiteren  Aende- 
rung in  Betreff  der  Erfordernisse  der  deutschen 
Königswahl  kann  hier  übergangen  werden, 
da  sich  die  Entwicklung  nicht  in  der  Richtung 
bewegt  hat,  dass  die  dabei  vorkommende  Salbung 
ein  massgebendes  Gewicht  erlangt  hätte.  Der 
Sachsenspiegel  bezeichnet  als  das  Entscheidende 
die  mit  der  Krönung  zu  Aachen  verbundene  Be- 
sitzeinweisung, die  Inthronisation  auf  den  könig- 
lichen Stuhl  zu  Aachen.  Die  Krönung  hat  also 
nach  demselben  den  Charakter  der  Investitur  in 
das  Königthum  erlangt  (vgl.  Brunner  in  v. 
Holtzendorff,  Encyklopä^e  der  Rechtswissen- 
schaft, 4.  Aufl.  1,  231)  d.  h.  nicht  schon  durch 
die  Wahl,  welche  nunmehr  allein  das  Anrecht' 
auf  die  Krönung  giebt ,  sondern  erst  durch  diese 
letztere  wurde  die  königliche  Würde  erworben, 
eine  Aenderung,  welche  sich  aus  dem  inzwischen 
definitiv  festgestellten  Charakter  des  deutschen 
Königthums  als  eines  reinen  Wahlkönigthums, 
der  veränderten  Stellung  der  Fürsten  und  des 
Papstthums  zum  König  erklärt,  vgl.  auch  das 
Reichswelsthum  v.  1262,  LL.  2,  366  (1281von 
Rudolf  1.  bestätigt) :  ,,quod  postquam  nos  (Wil- 
helm V.  Holland)  electi  fuimus  a  principibus  in 
Romanorum  regem,  per  summum  pontificem  con- 
firmati  et  consecrati  ac  coronati,  ut  moris  est, 
solemnitate  qua  decuit  apud  Aquas ,  parebant  et 
competebant  nobis  de  iure  clvitates,  castra  et 
omnia  bona  ad  Imperium  pertinentia  et  quod  om- 
nes  principes  et  nobiles  et  minlsteriales  princi- 
patus  et  feuda  sua  intra  annum  et  diem  a  nobis 
requirere  et  relevare  tenebantur" ,  und  die  nun- 
mehr geänderte  Formel  (s.  o.  S.  160)  des  Krö- 
nungsformulars  (Krönung  Rudolfs  v.  Habsburg 
1273,  LL.  2,  390):  „Ita  retine  locum  regium, 
quem  non  iure  hereditario  necpatrina 
successione,  sed  iure  principum  seu electorum 
in  regno  Alemanie  tibi  noscas  delegatum,  maxime 
per  auctoritatem  dei  omnipotentis  et  traditionem 
nostram  presentem  et  omnium  episcoporum  cete- 
rorumque  servorum  dei''. 

Bei  diesem  Reohtszustande  ist  es  nur  bis  gegen 
die  Mitte  des  14.  Jahrhunderts  geblieben.  In 
Folge  der  Erstarkung  der  Opposition  gegen  die 
Ansprüche  des  Papstthums  ist  zunächst  durch 
den  Kurverein  zu  Rense  v.  1338,  dann  durch  das 
Koblenzer  Gesetz  Ludwigs  des  Baiem :  Licet 
juris  V.  1338  der  Satz :  „quod  per  principes 
electores  concorditer  aut  per  maiorem  partem 
ipsomm  electus  in  regem  et  in  imperatorem 
postea  promovendus  potest  statlm  iura  castra  et 
bona  imperii  apprendere  et  administrare  conflr- 
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II.  Segnungen  und  Weihungen  von  Sachen ^  1.  Die  blosse  Seg- 
nung einer  Sache,  welche  allein  den  Zweck  hat,  mit  dem  Gemessen  derselben 
eine  heilsame  Kraft  zu  verbinden  oder  das  Gedeihen  der  Sache  zu  befördern  (s.  o. 
S.  141. 153],  ist  rechtlich  von  keiner  Bedeutung,  da  sie  dem  benedicirten  Gegenstände 
keine  besondere  Eigenschaft  verleiht,  die  Sache  vielmehr  wie  bisher,  dem  gewöhn- 
lichen Verkehre  erhalten  bleibt.  Daher  bildet  auch  ein  die  Segnung  missachtender 
oder  profanirender  Gebrauch  der  benedicirten  Sachen  nicht  den  Thatbestand  des 
kirchlichen  Vergehens  des  Sakrllegiums  ^.  Auch  kann  die  Benutzung  derartiger  Ge- 
genstände zu  abergläubischen  Zwecken  nicht  als  solche ,  sondern  höchstens  nur  der 
sich  in  dem  betreffenden  Gebrauche  kundthuende  Aberglaube,  z.  B.  wenn  derselbe 
in  Häresie  flbergeht,  zu  einer  kirchlichen  Bestrafung  Anlass  geben  ^. 

2.  In  Betreff  der  geweihten  Sachen  ist  zwischen  denjenigen  zu  unter- 
scheiden, welche  unabhängig  von  den  Sakramenten  und  dem  Messopfer  zum  firommen 
Gebrauche  der  Gläubigen  geweiht  werden,  wie  Weihwasser,  Kerzen,  Palmen,  Bosen- 
kränze,  und  solchen,  welche  entweder  Sakramentsmaterie  sind  (h.  Oel,  Chrisma  und 
Taufwasser)  oder  unmittelbar  zum  Gottesdienste  gebraucht  werden,  wie  Kirchen. 
Altäre,  Kelche,  priesterliche  Gewänder. 

A.  Die  Gegenstände  der  ersteren  Art  erhalten  zwar  durch  die  Weihung  eine 
heilbringende  Kraft  ^,  aber  bei  ihnen  dient  die  Weihung  nicht  dazu,  ihnen  eine  be- 
sondere rechtliche  Qualität  zu  geben.    Sie  sind  ftlr  den  Gebrauch  der  Gläubigen  be- 


matione  papali  nullatenus exspectata^',  C.  Mul- 
le r,  d.  Kampf  Ludwigs  d.  Baiem  mit  der  röm. 
Curie  2,  66  ff.  292  ff.,  namentlich  S.  300a,  auf- 
gestellt, and  dann  durch  die  goldene  Bulle 
Karls  lY.  y.  1356  anerkannt  worden,  c.  1  u.  2, 

0.  Harnack,  d.  Kurf urstenkoUegium.  Gleisen 
1883.  S.  205.  213,  ohne  dass  diese  der  kaiser- 
lichen   Krönung  anders  als  hellauflg  erwähnt, 

1.  c.  p.  213 :  ^8  qui  modo  premisso  In  regem 
fuerlt  Romanorum  electus ,  peracta  statim  elec- 
tiione  hulusmodl,  priusquam  in  aliqulhas  causls 
alUs  sive  negocUs  ylrtute  sacri  imperil  admlnl- 
stret,  unlYersls  ....  electorihns  ecclesiastlcis 
et  saecularlhtts  .  .  .  omnla  Ipsorum  privllegla 
.  .  .  conflrmare  et  approbare  debeat .  .  .  ipsisque 
premissa  omnla  innoYare,  postquam  Imperiallhus 
fuerlt  infulis  coronatus".  Seit  dieser  Zelt  hatte 
die  kaiserliche  Krönung  durch  den  Papst  keine 
rechtliche  Bedeutung  mehr  für  die  Erlangung 
der  kaiserlichen  Gewalt,  Tielmehr  einzig  und 
allein  nur  für  den  Erwerb  des  Kalsertltels,denn  der 
Gewählte  bezeichnete  sich  bis  zu  der  kaiserlichen 
Krönung  mit  dem  seit  Lothar  III.  und  Konrad  III. 
aufgekommenen  Titel :  rex  Romanorum ,  indes- 
sen Ist  schon  unter  Maximilian  I.  der  Titel :  ,, er- 
wählter römischer  Kaiser^  gebraucht  und  nach 
der  Krönung  Karls  Y. ,  welcher  der  letzte  ge- 
krönte Kaiser  gewesen  ist,  die  offizielle  Bezeich- 
nung geworden,  Walter,  deutsche  Rechts- 
geschichte $.  324.  Ebenso  hat  die  Königskrönung, 
welche  seit  Ferdinand  I.  16Ö8  nicht  mehr  in 
Aachen ,  sondern  am  Wahlort  selbst  erfolg^  ist, 
ihre  Bedeutung  als  Investitur- Akt  verloren.  Die 
königliche  Würde  wurde  durch  die  Wahl  selbst 
erworben.  Als  Regierungsantritt  galt  die  darauf 
folgende    Beschwörung    der    Wahlkapitulation, 


welche  an  Stelle  der  von  der  goldenen  Bulle 
vorgeschriebenen  Bestätigung  der  Privilegien 
der  Kurfürsten  getreten  ist,  und  die  Königs- 
krönung hat  nunmehr  den  nicht  mehr  rechtlieh 
erheblichen  Charakter  einer  feierlichen  Einfüh- 
rung In  das  Amt  angenommen,  Pfeffinger, 
Yitrlarlus  ülustratus  ed.  IIl.  1,  831.  870.  871. 
^  Chr.  Meurer,  d.  Begriff  der  h.  Sachen  und 
des  Kirchenguts.  Habll.  Schrift  Düsseldorf 
1886  ;  derselbe,  Begriff  und  Elgenthümer  der 
h.  Sachen.  Bd.  l.  Düsseldorf  (ohne  Jahr)  1885 
erschienen,  In  welchem  die  erst  angeführte 
Schrift  den  2.  Theü  S.  159—256  bildet  Ich  cl- 
tlre  nach  der  grösseren. 

2  München,  kanon.  Gerichtsverfahren  und 
Strafrecht  2,  470.  480. 

3  Ja  es  wird  sogar  verneint ,  dass  die  unwür- 
dige Behandlung  solcher  Sachen  überhaupt  eine 
Sünde  sei,  s.  Quartll.  c.  sect  7.  dub.  4:  „In- 
digna  tractatio  rerum  tertil  ordlnls ,  quae  bene- 
dicuntur  benedlctione  mere  Invocativa ,  nullum 
continet  peccatum,  ex  hoc  praeclso  caplte,  qula 
eis  Sit  adhlblta  benedlctio ;  hulusmodl  sunt  res 
comestlblles  benedictae,  domus,  naves  etc.  Ratio 
est,  quia  ex  benedlctione  nullum  esse  sacnun 
acqulrant,  nee  speclaliter  dlcantur  in  cultum 
del,  sed  solum  benedicantur ,  ut  slnt  Innoxiae 
et  ne  daemon  per  lUas  noceat;  ergo  illamin 
abusus  non  est  contra  vlrtutem  religionis,  quam- 
vis  opponi  posslt  aliis  vlrtutibus,  e.  g.  tempe- 
rantlae ,  castitati  etc.  Et  hac  ratlone  post  bene- 
dictionem  communis  mensae  et  dborum  absque 
Bcrupulo  porriguntur  canibns  allqui  ex  dblsin 
mensa  posltls ;  etiam  domibus  et  navlbiu  bene- 
dlctis  eodem  modo  utimur  ac  allls  noabenediGtSr*. 

*  S.  0.  S.  142.  163. 
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stimmt,  bleiben  also  ebenfalls ,  wie  die  blos  gesegneten  Sachen ,  im  Verkehr.  Sie 
können  daher  auch,  sofern  sie  nicht  etwa  wegen  der  erfolgten  Weihung  höher  bezahlt 
werden ,  erlaubter  Weise  veräussert  werden  ^.  Die  ihnen  durch  die  Weihung  gege- 
bene besondere  Eigenschaft  bedingt  es  allerdings ,  dass  sie  von  den  Gläubigen  nur 
zutemmen  Zwecken  oder  zur  Erreichung  derjenigen  Wirkung,  um  derentwillen  sie 
geweiht  worden  sind,  gebraucht  werden  2,  aber  der  blosse  Gebrauch  solcher  Gegen- 
stibide  zu  profanen  Zwecken  fällt  nicht  einmal  unter  den  Begriff  des  Sakri- 
l^nms^ 

B.  Was  dagegen  diejenigen  geweihten  Sachen  betrilSt,  welche  un- 
mittelbar dem  gottesdienstlichen  Gebrauche  dienen^,  so  herrscht  in 
Betreff  der  Rechtswirkungen  der  an  ihnen  YoUzogenen  Konsekration  oder  Benedik- 
tion noch  bis  heute  Streit. 

Eine,  namentlich  früher  vertretene  Ansicht  behandelt  dieselben  als  res  iuris  di- 
vinum Sinne  des  reinen  römischen  Rechts^,  also  als  res  nullius,  und  legt  demgemäss 
dem  Konsekrations-  oder  Benediktionsakt  die  Wirkung  bei,  das  bisher  an  der  Sache  vor- 
handeneEigenthum  aufzuheben  und  die  letztere  ausserhalb  jedes  Privatrechtsverkehrs 
zu  stellen.  Diese  Meinung  beruht  auf  der  unzulässigen  GleichsteUung  der  römisch  recht- 
liehen dedicatio  (consecratio),  —  bei  welcher  auf  Grund  der  auctoritas  populi  Romani, 
ilso  des  Trägers  der  obersten  Staatsgewalt,  eine  Sache  durch  den  Magistrat  unter 
Yorsprechung  der  Formelworte  seitens  des  pontifex  aus  dem  menschlichen  Eigen- 
thumsverbande  herausgehoben  und  zu  göttlichem  Eigenthum  gemacht  wird^,  —  mit 
der  Konsekration  und  Benediktion  der  katholischen  Kirche,  welcher  keine  souyeräne 
Macht  Aber  das  Privateigenthum  zusteht.  Sie  übersieht  femer,  dass  selbst  das  spätere 
römische  Kaiserrecht  diesen  Standpunkt  nach  der  Anerkennung  des  Christenthums 


^  Dies  gilt  selbst  ffir  die  agnas  dei  (s.  0.  S.  146. 
0.6),  denn  die  Gonst  Gregor.  XIII. :  Omni  certev. 
15.  Mal  1572,  Bull.  Taurin.  8,  10  verMetet  nur 
eine  simoniBtisclie ,  nicht  eine  andere  Yeränsse- 
nmg  derselben,  s.  auch  Ferraris  s.  v.  agnus 
dei  n.  Ö.  6. 

Es  ist  daher  auch  nicht  verboten,  solche 
Gegenstände  Exkommunlcirten  in  die  Hand  zu 
geben,  denn  wenn  für  diese  der  Gebrauch  der- 
selben auch  wegen  ihrer  Ausschliessung  von  der 
IbeUnahme  an  den  SufTragien  der  Kirche ,  nicht 
die  regelmässige  Wirkung  äussert,  so  können  sie 
ihnen  doch  zur  privaten  Erbauung  dienen, 
Qnartl  1.  0.  dub.  8;  Probst  S.  182. 

2  Probst  S.  117;  Baruffaldus  1.  c.  tit. 
XLV.  n.  50  ff.;  tit  LXII.  n.  11. 

»  München  a.  a.  0.  S.  2,470.480. 

Gebrauch  zu  anstandigen  profanen  Zwecken, 
z-  B.  Benutzung  der  geweihten  Kerze  zum  Stu- 
diren, Trinken  des  Weihwassers ,  um  den  Durst 
n  lösehen,  wird  nicht  einmal  als  Sunde  betrach- 
tet, Quart!  1.  c.  dub.  4;  Baruffaldus  1.  c. 
tit.  XLYI.  n.  8 ;  dagegen  bildet  allerdings  eine 
bkw  «nehrerbietlge  Behandlung  solcher  Gegen- 
stände schon  eine  lassllcbe  Sünde,  Qu  arti  1.  c. : 
jpUMligiia  traetatio  rerum  sacrarum  secundi  or- 
dinls,  secluso  contemptu  seu  scandalo  pertlnet 
id  ineligloAltatem ,  quae  communlter  non  ex- 
oodit  cnlpam  venlalem,  e.  g.,  sl  eomburantur 
palmae  benedictae  ad  usum  profanum  vel  serveu- 


tur  In  loco  Indecenti  etc.  Ratio  quia  res  prae- 
diotae  sunt  in  inflmo  ordine  rerum  sacrarum, 
quibus  proinde  longe  minor  debetur  cultus  et 
reverentia,  quam  alils ,  quae  ad  omatum  et  cul- 
tum  sacriflcil  vel  sacramentorum  sunt  ordinatae ; 
ergo  non  videtur  culpa  mortalls,  sed  venialis 
lllarum  inhonoratlo  ,  secluso  gravi  contemptu'^ : 
Baruffaldus  l.  c.  n.  10.  11. 

^  Vgl.  vor  Allem  M eurer  (s.  0.  S.  162.  n.  1), 
ferner  G.  Wappäus,  Zur  Lehre  von  den  dem 
Rechtsverkehr  entzogenen  Sachen  nach  röm.  u 
heutigem  Recht.  Gottingen  .1867.  S.  49  ff. ; 
H.  V.  Poschinger,  d.  Eigenthum  am  Kirchen- 
vermogen.   München  1871.   S.  307  flf. 

^  So  unter  den  Neueten  Puchta,  Pandekten. 
$.  35  u.  Vorlesungen  über  das  heutige  romische 
Recht  J.  35 ;  S 1  n  t  e  nl  s ,  d.  praktische  gem.  Glvil- 
recht.  2.  Aufl.  1,  410;  Helfert,  Handbuch  d. 
Kircheurechts.  Th.II.  Prag  1846.  §.415.  S.673. 
Aeltere  aufgezählt  bei  v.  Poschinger  S.  308. 
n.  2. 

ß  Galus  n.  4  flf.;  1.  6.  §.  3;  l.  9  D.  de  D.  R. 
I.  8,  s.  namentlich  A.  Pernlce,  zum  röm.  Sa- 
cralrechtl.  In  d.  Sltzgsberichten  d.  Berliner  Aka- 
demie 1885.  51,1150.  Vgl.  Wappäus  S.  9.  ÖO."; 
A.  Pernlce,  Labeo  1,  256?  Meurer  S.  171  ff. 
198,  gegen  dessen  Konstruktion  der  dedicatio 
als  zweiseitigen  Aktes  sich  Pernlce  an  der 
erst  citirten  Stelle  mit  Recht  wendet. 
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nicht  einmal  materiell  festzuhalten  vermocht  hat^    Diese  Ansicht  ist  daher  auch 
heute  so  gnt  wie  aufgegeben^. 

Eine  gewisse  Verwandtschaft  mit  ihr  hat  die  von  der  Olosse  aufgestellte  Md- 
nung,  dass  die  Eonsekration  der  katholischen  Earche  jedes  Eigenthum  eines  Laien^ 
nicht  aber  einer  Kirche  an  der  konsekrirten  Sache  beseitigt,  weil  eine  solche  nicht 
mehr  zu  profanen  Zwecken  gebraucht  werden  darf  3.  Sie  ist  aus  der  VeraU^emeine- 
rung  einer  älteren  päpstlichen  Entscheidung  für  einen  Specialfall,  welche  eine  solche 
gerade  wegen  der  Eigenthümlichkeit  desselben  nicht  gestattet ,  hervorgegangen  and 
beachtet  gleichfalls  nicht,  dass  die  ]Bärche  kein  Becht  hat,  ohne  Weiteres  beste- 
hendes Eigenthum  zu  beseitigen^.  Oanz  abgesehen  davon,  dass  das  gemeine  Recht 
die  betreffende  Specialbestimmung  als  einen  besonderen  Fall  des  Eigenthumsverlustes, 
beziehentlich  des  Eigenthumserwerbes  fdr  die  Kirche  nicht  recipirt  hat,  schliesst  selbst 
das  heutige  kirchliche  Recht  ^  und  die  bestehende  kirchliche  Praxis  ein  Privateigeu- 
thum  von  Geistlichen®,  von  Laien''  und  von  nicht  kirchlichen  juristischen  Personen^ 


1  Die  Institutionen  Justinians  II.  8  gel)6n 
allerdings  die  cltirte  Stelle  des  Gaius  wieder, 
aber  mit  der  Modiükatlon :  „sacra  sunt  quae  rite 
et  per  pontifiees  deo  conseorata  sunt^.  Die  Wid- 
mung und  Weihung  durch  die  christlichen  pon- 
tifiees, d.  h.  die  Bischöfe  (vgl.  Nov.  5.  c.  1),  war 
indessen  keine  altrömische  dedicatio  (consecratio) 
auctoritate  populi  romani,  wodurch  eine  Sache 
allem  menschlichen  Eigeuthum  entzogen  werden 
konnte.  Dass  die  frühere  Anschauung  verlassen 
worden  ist ,  ergiebt  sich  auch  daraus ,  dass  die 
citirte  Stelle  unter  Bezugnahme  auf  1.  21.  G.  de 
SS.  eccles.  I.  2.  (v.  629}  behufs  Loskaufes  ^on 
Gefangenen  die  Verpfändung  und  Yeräusserung 
gestattet,  ferner  diese  letztere  Stelle  die  Vindi- 
kation solcher  Sachen  durch  die  Bischöfe  und 
sonstigen  kirchlichen  Verwalter  zulässt  (vgl. 
ferner  Nov.  120.  c.  10),  denn  damit  ist  ein 
Eigenthum  der  Kirche  an  diesen  Sachen  aner- 
kannt. S.  auch  Meurer  S.  207  ff.  285.  300. 

2  S.  Wächter,  Pandekten  1,  270.  274; 
Windsoheld,  Pandekten  g.  147;  Brinz, 
Pandekten  2,  1046;  Dernburg,  Pandekten 
S-  70;  Unger,  Österreich.  Privatrecht  J.  46; 
S 1 0  b  b  e ,  deutsches  Privatrecht  §.  64 ;  B  o  t  h , 
deutsches  Privatrecht  1,  433;  vgl.  ferner  Wap- 
päus  S.  58  und  v.  Poschinger  S.  310;  (von 
neueren  Kanonisteu)  Walter,  E.  R.  $.  267; 
Phillips,  K.  R.  S.  ^9;  Richter-Dove, 
K.  R.  %.  305;  Vering,  K.  R.  2.  Aufl.  S.  771. 
774;  Hirscheli.  Arch.  f.  kath.  K.  R,  44,  353; 
MeurerS.  239.  254. 

3  Zu  c2.  C.  XIV.  qu.  6.  s.  v.  quod.  semel  con- 
secratum  est,  eis  non  valet  ultra  restitui :  „laicis, 
quia  res  semel  consecrata  non  debet  amodo  ad 
piofanos  usus  redigi,  ut  XII.  qu.  2  aurum  (70) 
et  infra  de  consecr.  dl  I.  ligna  (38).  Si  autem 
res  illa  fuisset  alicuius  ecdesiae ,  illi  bene  esset 
restituenda,  ut  XII.  qu.  2  apostolicos  (13).  So 
auch  Kaim,  das  Kirchenpatronatrecht  2,  60; 
Schulte,  K.  R.2,  680. 

^  Das  cit.  2  (s.  o.  S.  152.  n.  7)  betrifft  die  un- 
rechtmässige Wegnahme  und  Konsekration  von 
Jüdischen  Synagogen.  Wenn  Papst  Gregor  I., 
welcher  diese  an  sich  missbilligt,  aber  nur 
Wertherstattung ,    nicht  Rückgabe  der  konse- 


krirten Gebäude  anordnet,  so  hat  dies  offenbii 
seinen  Grund  darin ,  dass  er  gerade  seitens  der 
Juden  einen  Missbrauch  und  eine  Profanatlon 
der  christlich  konsekrirten  Gebäude  befürcbtetei 
So  schon  Fr.  Suarez,  defensio  fldei  cathol. 
et  apost.  IV.  c  19;  s.  auch  Th.  Aug.  Müller, 
über  das  Privateigenthum  an  katholischen 
Kirchengebäuden,  S.  31.  Hat  die  Kirche  doch 
sonst  (s.  die  folgende  Anm.)  mehrere  Jahrhun- 
derte hindurch  das  Eigenthum  von  Laien  an  den 
konsekrirten  Kirchen  niemals  in  Frage  gestellt 

^  Wegen  des  früheren  Rechts  ■.  namentlich 
Bd.  II.  S.  621  ff.;  weitere  Belege  geben 
Müller  (s.  vor.  Anm.)  u.  Falk,  Kirchen-  n. 
Laienbesitz  während  des  7.  bis  11.  Jahrb.  i.  d. 
Forschungen  z.  deutsch.  Geschichte  Jahrg.  26. 
S.  676. 

0  Das  erkennen  auch  z.  B.  die  const.  Pii  V. : 
Romani  pontiflcis  v.  30.  August  1567.  ^.  1,  bull. 
Taurin.  7,  609  und  die  dazu  ergangene  const. 
Pii  IX. :  Quum  illud  v.  1.  Juni  1847 ,  Arch.  f. 
kath.  K.  R.  4,  216  in  Betreff  der  Paramente  und 
anderen  Utensilien  der  Bischöfe  an.  Vgl.  auch 
die  Entsch.  d.  Congr.  conc.  v.  1884,  Acta  s.  sed. 
16,  451. 

7  Hofkirchen,  in  denen  öffentlicher  Gottes- 
dienst abgehalten  wird,  stehen  anerkannter- 
maassen  im  Eigenthum  des  Fürsten  (z.  B.  die 
Theatinerkirche  im  Eigenthum  des  Königs  v. 
Baiem,  Müller  a.a.  0.  S.  123),  solche  Schloss- 
kirchen im  Eigenthum  des  Schlossherm.  Im 
J.  1875  hat  der  Bischof  v.  Hildesheim  dem  Frei- 
herm  von  Böselager-Heessen  die  katholischen 
Kirchen^zu  Lüneburg,  zu  Harburg,  zu  Verden  und 
die  katholische  Kapelle  zu  Herzberg  zu  Eigenthum 
übertragen ,  Motive  z.  Preuss.  Gesetzentwurf  üb. 
die  Aufsichtsrechte  des  Staates  bei  der  Ver- 
mögensverwaltung in  katholischen  Diöcesen  (zu 
$.  1,  Drucksachen  des  Hauses  der  Abgeordneten, 
12.  Legisl.  Per.  lU.  Sess.  1876.  Nr.  32.  S.  13). 
Nach  B  rinz,  Pandekten  2,  1048  ist  eine  Mon- 
stranz im  Eigenthum  der  Familie  Lobkowitz 
in  Prag. 

S  Katholische  Garnison-,  Gefangenluns-, 
Kranken-Anstaltskirchen  befinden  sich  Tiel&eh 
im  Eigenthum   des   Staates,  letztere  aucli  im 
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an  konsekrirten  Sachen  nicht  ans.  Wenn  also  die  Eigenschaft  einer  Sache  als  kon- 
sekrirter  nicht  mit  dem  Privateigenthnm  an  derselben  unvereinbar  ist,  so  kann  die 
Konsekration  bez.  Benediktion  nach  dem  geltenden  Eirchenrecht  kein  Akt  sein,  wel- 
cher bestehende  Eigenthnmsrechte  anfhebt  nnd  auf  die  Kirche  überträgt  ^ 

Eine  dritte  Ansicht  geht  dahin,  dass  die  rituellen  Handinngen  der  Konsekration 
und  Benediktion  an  sich  allein  keine  rechtlichen  Wirkungen  haben,  dass  vielmehr 
die  demnächst  zu  besprechenden  Rechtsfolgen ,  welche  man  regelmässig  mit  der  Sa- 
certat  einer  Sache  verbunden  sein  lässt,  lediglich  durch  die  Bestimmung  der  Sache 
znm  gottesdienstlichen  Gebrauche  seitens  des  berechtigten  kirchlichen  Oberen  ent- 
stehen 2.  Auch  diese  kann  nicht  für  zutreffend  erachtet  werden ,  da  sie  das  Wesen 
der  Konsekration  und  Benediktion  verkennt  und  einen  nur  für  einen  Ausnahmefall 
gegebenen  Rechtssatz  generalisirt  ^. 

Das  Wesen  der  Weihung  (Konsekration  und  Benediktion)  besteht  in  der  Mitthei- 
theilung einer  virtns  habitualis,  einer  heiligenden  Kraft  an  die  Sache,  und  durch 
diesen  Akt  wird  die  konsekrirte  oder  benedicirte  Sache  jedenfalls  eine  res  sacra. 
Wenn  die  Kirche  verlangt,  dass  die  hauptsächlich  zum  Oottesdienste  dienenden 
Sachen  vor  ihrem  Gebrauch  konsekrirt  oder  benedicirt  werden  müssen^,  so  ist  ge- 
rade der  ritnale  Akt  der  Weihung  derjenige,  durch  welchen  die  Sache  unter  regel- 
mässigen Verhältnissen  zum  gottesdienstlichen  Gebrauche  gewidmet  werden  soll  ^. 
Es  kann  allerdings  in  Fällen,  in  denen  die  gottesdienstliche  Bestimmung  einer  Sache, 
wie  z.  B.  bei  der  Erbauung  einer  Kirche ,  schon  bei  dem  Beginne  ihrer  Herstellung 
gegeben  ist,  und  bis  zur  definitiven  Vollendung,  sowie  bis  zur  Erfüllung  aller  vorge- 
schriebenen kirchlichen  Erfordernisse,  eine  längere  Zeit  vergeht,  die  Frage  entstehen, 
ob  es  nicht  gerechtfertigt  ist,  die  rechtlichen  Folgen  der  Sacertät  oder  wenigstens 
einige  derselben  mit  Rücksicht  auf  die  bereits  sicher  feststehende  gottesdienstliche 
Bestinmiung  der  Sache  schon  von  einem  früheren  Zeitpunkt  ab  eintreten  zu  lassen. 
Wenn  dies  gerade  bei  den  Kirchengebäuden  insoweit,  als  ihnen  auch  schon  vor  der 
Konsekration  die  s.  g.  Rechte  der  Immunität  beigelegt  worden  sind,  geschehen  ist^, 


figentlmm  von  Kommunen,  y.  Poschlnger 
S.327.  n.21  u.  S.  328.  n.  27;  Brinz,  Pan- 
dekten 2,  1048.  Da  mit  Kiichen  der  gedachten 
Art  auch  öfters  die  Seelsorge  Terhanden  ist ,  sie 
also  Pfarrkirchen,  mindestena  für  Personal- 
gemeinden sind ,  so  ist  es  nicht  richtig ,  wenn 
Silbernagl,  K.  R.  S.  577  und  Friedberg, 
X.  R.  2.  Anfl.  S.  412  behaupten,  dass  Pfarr- 
ktnben ,  da  sie  stets  Iuris  publid  sind,  niemals 
Oe^nstand  des  PriTateigenthums  nicht  kircb- 
Ueber  Institute  sein  können.  Ein  anderes  sie 
widerlegendes  Beispiel  im  Arch.  f.  katb.  K.  R. 
47.406. 

^  Sehr  ausführlich  gegen  die  Annahme ,  dass 
die  Konsekration  ein  das  Elgenthum  beseitigen- 
der Akt  ist,  schon  Suarez  1.  c  IT.  19  n.  6  ff., 
TgLaueh  t.  Posebinger  S.  323  ff . ;  Müller 
a.a.  0.  S.  9  flL;  Meurer  S.  231.  300. 

'  8o  Wappäus  a.  a.  0.  S.  69,  s.  namentlich 
Aiim.<**;Bichter-DoveS.  305.  n.  1. 

'  Diese  Meinung  stützt  sich  auf  c.  9  (Gregor. 
IX)  X.  de  immun,  eccles.  in.49:  „Ecclesiae,  In 
qua  diTina  mysteria  celebrantur,  licet  adbuc  non 
extltecLt  oonsecrata ,  nullo  luxe  Privilegium  Im- 


munitatis  adlmitur :  qula  obsequiis  ^divinls  de- 
dlcata  nuUias  est  temerariis  ausibus  profananda". 

^  S.  in  Betreff  der  Kirchen  c.  1  (dict.  Grat), 
c.  12  (Mogunt.  a.  888).  Dist.  L  de  conseor. ;  vgl. 
ferner  auch  c.  26.  28.  0.  XVI.  qu.  7,  c.  1.  %,  9. 
Dist.  XXV.  u.  c.  11.  14.  15.  16.  18.  Dist.  I.  de 
cons. ;  In  Betreff  der  Altare  c  25  (Benedict. 
Levlta)  1.  c;  c.  3  (Innoc.  IIL)  X.  de  consecr. 
alt.  m.  40.  Es  ist  femer  Todsünde ,  wenn  der 
Priester  die  Messe  mit  einem  nicht  konsekrirten 
Kelche  ,  schwere  Sünde ,  wenn  er  sie  mit  einem 
nicht  benedicirten  Gorporale  celebrirt,  Probst, 
Eucharistie  als  Opfer.  2.  Aufl.  Tübingen  1875. 
S.  114.  117. 

&  Sicherlich  wird  doch  das  Gel ,  welches  zum 
Kranken-Gel  oder  Katechumenen-Gel  geweiht 
werden  soll,  dadurch,  dass  es  für  die  Weihe  be- 
schafft und  dazu  bereit  gehalten  wird ,  also  be- 
reits zum  gottesdienstlicben  Gebraucbe  bestimmt 
und  gewidmet  ist,  noch  nicht  eine  dem  Verkehr 
in  gewissen  Beziehungen  entzogene  Sache,  viel- 
mehr würde  nichts  entgegenstehen,  es  wieder  zu 
beliebigen  anderen  Zwecken  zu  gebrauchen. 

«  S.  c.  9.  X.  III.  49.  cit,  (s.  Anm.  3). 
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SO  liegt  darin  eine  Ausnahme  ^  Diese  kann  aber  nicht  zur  Regel  für  alle  anderen 
Sachen )  welche  einer  Konsekration  oder  Benediktion  bedflrfen,  gemacht  werden. 
Thnt  man  dies,  so  muss  man  die  weitere  Konsequenz  anerkennen,  dass  die  Sacertit 
der  Sache  lediglich  durch  ihre  gottesdienstliche  Bestimmung  herbeigeführt  wird  2. 
Aber  diese  Auffassung  setzt  sich  mit  der  zu  Recht  bestehenden  Vorschrift ,  dass  nnr 
geweihte  Sachen  fttr  den  Gottesdienst  gebraucht  werden  sollen  3,  in  Widerspruch, 
denn  die  letztere  wäre  völlig  irrationell ,  wenn  nicht  der  liturgische  Akt  der  Kon- 
sekration oder  Benediktion,  sondern  die  blosse  Ingebrauchnahme  einer  Sache  für  den 
gottesdienstlichen  Zweck  die  Sacertflt  derselben  bewirken  könnte^. 

Wenn  neuerdings  behauptet  worden  ist,  dass  der  Ausschluss  einer  Sache  vom 
profanen  Gebrauch  nicht  schon  durch  den  litur^chen  Sacertätscharakter  gegeben 
sei ,  sondern  dass  derselbe  nur  die  durch  das  positive  Recht  gewollte  Folge  des  sa- 
crum,  also  wohl  ein  konsecutives ,  aber  kein  konstitutives  Begriffsmerkmal  bilde  ^,  so 
ist  das  allerdings,  wenn  man  das  Gewicht  auf  den  liturgischen  Begriff  der  Weihung 
legt,  richtig.  Aber  dabei  ist  übersehen,  dass  der  liturgische  Akt  der  Weihung,  die 
Mittheilung  der  innewohnenden  heiligenden  Kraft ,  zu  verschiedenen  Zwecken  ange- 
wendet werden  kann  und  wird®.  Die  Kirche  will,  dass  gewisse,  unmittelbar  zum 
Gottesdienst  gewidmete  Sachen  von  allem  profanen  Gebrauche  ausgesondert  werden, 
und  gerade,  um  dies  herbeizuftlhren,  um  sie  als  solche  zu  kennzeichnen,  wendet  sie 
diesen  liturgischen  Akt  bei  ihnen  an.  Der  letztere  bildet  also  das  Mittel ,  um  diesen 
Zweck  zu.  erreichen.  Die  Anwendung  dieses  Mittels  dazu  ist  freilich  durch  das  po- 
sitive kirchliche  Recht  bestimmt.  Aber  durch  die  Weihung  tritt  immer  die  beabsich- 
tigte Rechtswirkung  ein.  Das  positive  Recht  hat  also  nicht  kraft  besonderer  Vor- 
schrift als  accidentelie  Folge  die  Aussonderung  der  res  sacra  vom  profanen  Gebrauch 
an  die  Weihung  angekntlpft,  sondern  weil  es  fttr  gewisse  Fälle  diese  Wirkung  er- 
reichen will ,  hat  es  die  Weihung  als  Mittel  zu  diesem  Zweck  vorgeschrieben.  Dem- 
nach soll  die  Weihung  rechtliche  Wirkungen  erzeugen  und  erzeugt  sie,  und  man  kann 
ihr  daher  die  Bedeutung  eines  rechtlich  relevanten  Aktes,  eines  Rechtsaktes  nicht  ab- 
sprechen ^. 

1  Als  eine  solche  kennzeichnet  sich  die  Be-  3  S.  163.  n.  4. 

Stimmung  des  c  9  cit.  zni  Genüge.  Zunächst  *  Die  durch  den  Konsekratlons-  nnd  Bene- 
beweist  dies  die  yerhältnissmässig  späte  Zelt  des  dlktioDSiltns  der  Sache  zu  veileihende,  besondere 
Erlasses  der  Dekretale  (1233),  ferner  der  Um-  Kraft  nud  Heiligung  hätte  dann  eben  keinen 
stand ,  dass  der  nicht  konsekrlrten  Kirche  die  Sinn  mehr ,  wenn  sie  ohne  jede  äussere  rerht- 
Eigenschaft  einer  res  sacra  In  der  Stelle  nicht  liehe  Wirkung  wäre,  und  andererseits  müsste  der 
beigelegt  wird ,  endlich  der  weitere ,  dass  der  gottesdienstliche  Gebrauch  diese  Riten  ersetzen. 
Gelebrirung  der  Messe,  welche  der  Regel  nach  in  Es  ist  aber  zweifellos ,  dass  eine  ungeweihte 
einer  konsekrlrten  oder  mindestens  benedicirten  Kirche  durch  die  Gelebrirung  der  Messe  in  der- 
Kirche  erfolgen  soll,  gedacht  wird,  also  die  Stelle  selben  nicht  konsekrlrt]  wird,  nnd  ebenso  wenig 
YOrauBsetzen  kann ,  dass  die  Kirche  wenigstens  wird  es  nach  der  herrschenden  Ansicht  ein  Kelch 
benedlcirt  worden  ist  (so  Gonzalez  Tellez  dadurch,  dass  er  zur  Feier  des  Messopfers  ge- 
ad  c.  9  cit.  n.  2).  Allerdings  hat  die  spätere  braucht  wird.  Probst,  Benediktionen  S.  321. 
Doktrin  Im  Gegensatz  zu  der  Glosse  (1.  c  s.  t.  Nicht  dagegen  c.  4  (Urban  lll.)  X.  de  relig. 
celebrantur)  mit  Rücksicht  darauf,  dass  nachher  domlb.  III.  36,  welches  erklärt,  dass  „Testes 
blos  in  der  Stelle  der  ecclesia  divlnis  obsequiis  et  lignea  yasa  et  alia  utensilla  ad  cultum  reli- 
dedicata  erwähnt  wird ,  die  Vorschrift  auch  auf  gionls  per  pontlflcem'  deputata''  nicht  zu  weit- 
nicht  benedlcirte  Gebäude ,  In  denen  thatsäch-  liehen  Zwecken  gebraucht  werden  sollen.  Denn 
lieh  noch  kein  Gottesdienst  stattgefunden  hat,  mit  der  deputatio  per  pontiflcem  ist  hier  die 
welche  aber  von  dem  Bischof  dazu  bestimmt  Weihung  dieser  Gegenstände  gemeint,  wenig- 
sind, ausgedehnt;  Fagnan.  ad  c.  cit  n.  8;  stens  spricht  nichts  dagegen,  eine  solche  darunter 
Reiffenstuel,  ins  canon.  III.  49.  n.  8;  zu  yerstehen. 
Ferraris  s.  v.  immunitas  art.  II.  n.  4.  &  So  M eurer  S.  221. 

2  Diese  Konsequenz  zieht  allerdings  Wap-  ®  Vgl.  das  vorher  S.  162  Bemerkte. 

paus  a.  u.  0.  S.  60.  n.  *.  ^  Anders  M  eurer  S.233,  welcher  offenbar  zu 
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Was  die  reohüiehen  Folgen  der  durch  die  Konsekration  oder  Benediktion  den 
gottesdienstlichen  Saohen  nutgetheilten  Sacertät  betrifft,  so  darf: 

1 .  Niemand  einen  profanirenden  Gebrauch  von  diesen  machen,  ein  Verbot,  wel- 
ches ausnahmsweise  auf  die  von  dem  Bischof  zu  dem  entsprechenden  Gebrauche 
bestimmten,  noch  nicht  geweihten  Kirchen  ^  und  Eärchhöfe  ausgedehnt ^  worden  ist, 
nad  bei  diesen  letzteren  Sachen  als  die  eine  der  in  der  sog.  immuniias  eochsiamm 
begriffenen  Folgen^  bezeichnet  wird. 

Nur  einem  profanirenden  Gebrauch,  d.  h.  einen  solchen,  welcher  mit  der  Bestim- 
muog  der  bezeichneten  Gegenstände  unvereinbar  ist  oder  die  ihnen  geschuldete  Ehr- 
farcht  verletzen  würde,  verbietet  das  kanonische  Recht ^.  Es  ist  also  unzulässig,  eine 
Kirche  als  Magazin,  zu  weltlichen  Belustigungen,  insbesondere  zu  weltlichen  theatra- 
lisohen  AuffUirungen,  zu  weltlichen  Gerichtsverhandlungen  und  zur  Aushängung  von 
geschäftlichen  Bekanntmachungen  zu  benutzen,  auf  Eorchhöfen  Wäsche  trocknen  oder 
Yieh  weiden  zu  lassen,  Abendmahls-Kelche  bei  Gastmählern  und  Trinkgelagen  zu 
gebrauchen.  Keineswegs  ist  aber  die  Benutzung  einer  Kirche  fflr  Werke  der  Pietät 
und  christliehen  Liebe ,  z.  B.  ftlr  Verhandlungen  von  Armen-  und  Waisen- Vereinen, 
Dir  AuffUirungen  der  ernsten  Kttnste^  und  ftlr  Zwecke  der  Wissenschaft^,  sofern  da- 
durch die  Gottesdienstordnung  fOr  die  Earche  nicht  gestört  wird,  ausgeschlossen. 

Die  rechtliche  Tragweite  des  gedachten  Prinzipes  ist  aber  darin,  dass  die 
Eirehenoberen  keinen  unzulässigen  Gebrauch  der  erwähnten  Sachen  gestatten  dürfen 
ond,  falls  ein  solcher  ohne  ihr  Wissen  gemacht  wird ,  dies  zu  verhindern  verpflichtet 
siud,  nicht  erschöpft,  vielmehr  erstreckt  sich  dieselbe  auch  darauf,  dass  Rechts- 


Miner  Anifasfung  dadurch  gelangt  ist,  dass  er 
die  beiden  verschiedenen  Arten  von  ree  Bacrae 
ond  deshalb  anch  die  verschiedene  Zweckbestim- 
mimg  der  Weihang  nicht  genügend  nnter- 
sdieidet. 

1  S.  0.  S.  163.  n.  3. 

3  Reiffenstnelin.49.  n.  11. 39 ff.  Hierbei 
fediält  es  sich  ebenso  wie  mit  der  Kirche. 

'  Beiffenstnel  III.  49.  n.  4.  Ausserdem 
ist  in  dieser  s.  g.  immnnitas  noch  das  Asylrecht 
imd  die  Freiheit  von  öffentlichen  Lasten  ent- 
halten ,  Berechtigungen ,  welche  nicht  blos  den 
res  sacrae,  sondern  anch  anderen  Sachen  zu- 
kommen, also  hier  an  dieser  Stelle  nicht  weiter 
in  Betradit  zu  ziehen  sind. 

^  Das  ergehen  ausser  c.  9.  X.  III.  49.  dt.  c.  4. 
(Laodic.  zw.  347  u.  381)  Dist.  XLU:  ^Non  opor- 
tet in  basilicis  seu  in  ecclesiis  agapen  facere  et 
intus  manducare  et  accubitus  stemere;  o.  12 
(Innoc.  III.)  X.  de  vita  et  hon.  cleric  III.  1 :  „Inter- 
dimi  lud!  flunt  in  eisdem  ecclesiis  theatrales,  et  non 
golmn  ad  ludibrlomm  spectaoula  introducuntur 
in  eis  monstra  larvarum,  verum  etiam  in  aliqui- 
bos  anni  festivitatlbus  . .  .  diaconl ,  presbyterl 
le  subdiaconi  vlcissim  insaniae  suae  Indibria 
eiereere  praesumnnt  . . .  mandamus ,  quatenns 
ne  per  huiusmodi  turpitudlnem  ecclesiae  inqui- 
netur  bonestas  . . .  praelibatam  . . .  ludibrlomm 
consuetudinem  .  .  .  curetis  a  vesMs  ecclesiis  .' . . 
exstirpaie";  c.  Ö  (Luc.  III.)  X.  de  immun.  HI. 
49 :  „saeeulares  iudices  causas ,  nbi  de  sanguinis 
effostone  et  corporali  poena  agitur,  in  ecclesiis 
▼el  eoemlterüs  agltare  sub  interminatione  ana- 
tkematU  pxohibemus'' ;  c  2  (Lugdun.  IL  1274) 


in  Vlto  eod.  III.  23 :  „ . . .  Oessent  in  locis  Ulis 
(sc.  ecclesiis)  universitatum  et  societatum  qua- 
rumlibet  concilia,  conciones  et  publica  parla- 
menta  .  . .  Gessent  in  ecclesiis  earumque  coeme- 
teriis  negotiationes  et  praecipue  nundinarum  ac 
fori  cuiuscumque  tumultus.  Omnis  in  eis  saecu- 
larium  iudidorum  strepitus  conquiescat.  Nulla 
iuris  causa  per  laicos ,  oriminalis  maxime,  agi- 
tetur ;  sint  loca  eadem  a  lalcorum  cognltlonibus 
aliena.  §.  1  .  . .  Et  nihilominus  processus  iudi- 
cum  saecnlarium  ac  specialiter  prolatae  senten- 
tiae  in  eisdem  locis  omni  careant  robore  flrmi- 
tatis«. 

s  YgLTrid.  Sess.  XXII.  dec.  deobs.  in  celebrat. 
missar.  ,^b  ecclesiis  vero  musicas  eas,  ubi  sive 
organo  sive  cantu  lascivum  aut  impurum  aliquid 
miscetur  .  .  .  arceant^  und  dazu  das  Girkular  der 
Congr.  rituum  v.  1884  in  Acta  s.  sed.  17,  340. 

^  So  wurden  im  Mittelalter  die  Promo- 
tionen in  den  Kirchen  vorgenommen,  v.  Sa- 
vigny,  Geschichte  des  römischen  Rechts  i. 
M.  A.  2.  Ausg.  3,  211.  214.  288.  391.  Auf  un- 
sere heutigen  Verhältnisse  passt  dies  nicht  mehr. 
Auch  ist  damit  nicht  gesagt ,  dass  die  Kirche  für 
jeden  wissenschaftlichen  Zweck,  z.  B.  filr  Zwecke 
von  grossen  Wander-  (Philologen-  u.  Juristen-) 
Versammlungen  eingeräumt  werden  kann. 

Kommunal-  und  politische  Wahlen  sollten  da- 
gegen ausgeschlossen  sein,  jedoch  werden  sie 
mitunter  aus  Noth,  in  Ermangelung  anderer  Lo- 
kale zugelassen,  so  z.  B.  inPreussen,  s.  P. 
Hinschius,  preuss.  K.  R.  i.  Gebiete  des  A. 
L.  R.  Berlin  1884.  S.  276.  Aum.  74. 
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Verhältnisse,  soweit  sie  einen  solchen  profanen  Gebrauch  bedingen,  an  diesen  Sachen 
nicht  begründet  werden  können,  d.  h.  dass  ihnen  insoweit,  als  es  sich  am  die 
Begründung  und  Fortdauer  derartiger  Rechte  und  Rechtsverhält- 
nisse handelt  (aber  auch  nicht  weiter),  die  Extrakommerzial-Quali- 
tät  zukommt. 

Hieraus  ergiebt  sich  des  Näheron  Folgendes :  a.  das  Eigenthum  ist  zwar  die  an- 
begrenzte und  ausschliessliche  Herrschaft  über  eine  Sache  und  berechtigt  za  jed- 
wedem Gebrauch  derselben.  Der  Eigenthümer  kann  daher  seine  Sache  zu  profanen 
Zwecken  verwenden,  aber,  weil  er  gerade  andererseits  die  Macht  besitzt,  eine  der- 
artige Benutzung  auszuschliessen.  widerspricht  es  dem  Begriff  der  res  Sacra  nicht, 
dass  sie  im  Privateigenthum  steht.  Das  ist  namentlich  der  Fall,  wenn  das  Eigenthum 
derselben  einer  kirchlichen  Anstalt  zukommt ,  weil  die  dieselbe  leitenden  und  ver- 
tretenden Organe  die  erforderliche  Garantie  für  die  Innehaltung  eines  erlaubten  Ge- 
brauches bieten.  Aber  ebenso  verhalt  es  sich,  wenn  die  Sache  im  Eigenthum  anderer 
Personen  steht,  von  denen,  wie  z.  B.  vom  Staat  in  Betreff  der  Garnison-  und  An- 
staltskirchen oder  vom  Landesherrn  in  Betreff  der  Schlosskirchen  anzunehmen  ist, 
dass  sie  die  dem  Gebäude  einmal  gegebene  Bestimmung  und  die  erfolgte  Weihong 
desselben  achten  werden  ^. 

Das  letztere  kann  aber  jedenfalls  von  dem  Eigenthümer  nur  dann  beansprucht 
werden ,  wenn  er  selbst  in  die  Bestinmiung  seiner  Sache  zu  gottesdienstlichem  Ge- 
brauche, d.  h.  in  die  dadurch  bedingte  Einschränkung  seines  Rechtes  eingewilligt 
hat,  und  daher  darf  die  Weihung  der  Sache  allein  unter  der  Voraussetzung ,  dass  er 
seine  Zustimmung  dazu  ertheilt  hat,  vorgenommen  werden.  Ist  dies  ohne  letztere  ge- 
schehen, so  ist  die  Weihung  zwar  nicht  nichtig  2,  und  es  wird  der  Sache  die  Eigen- 
schaft als  einer  res  sacra  dadurch  mitgetheilt ,  aber  es  bleibt  nicht  nur  das  frühere 
Eigenthum  an  derselben,  sondern  auch  das  freie  Verfügungsrecht  des  Eigenthümers 
bestehen  \  Der  letztere  kann  vom  kirchlichen  Standpunkt  aus  allein  als  in  seinem 
Gewissen  verpflichtet  betrachtet  werden,  die  Sacertät  der  Sache  solange  anzuerkennen, 
bis  ihm  seitens  des  zuständigen  Oberen  die  Erlaubniss ,  dieselbe  wie  früher  zu  be- 
nutzen, ertheilt  worden  ist  4.  Zu  dieser  Erklärung  ist  der  kirchliche  Obere  aber  ver- 
bunden, da  weder  er  noch  seine  Untergebenen  das  Recht  haben,  Eingriffe  in  fremdes 
Eigenthum  zu  machen,  also  diese,  soweit  es  angänglich,  selbst  wenn  dadurch  auch 
nur  eine  Gewissensbelastung  herbeigeführt  worden  ist,  in  Achtung  der  bestehenden 
Rechte  beseitigt  werden  müssen  ^. 

b.  Die  Statthaftigkeit  und  UnStatthaftigkeit  der  Bestellung  von  Rechten  auf  den 
Gebrauch  oder  die  Benutzung  der  fraglichen  Sachen  ^  bemisst  sich  ebenfalls  nach 


<  Daher  werden  andererseits  die  PriTatoratorien 
nicht  benedicirt,  Congr.  rit.  t.  11.  März  1820  zu 
Nr.  10,  Gardellini  decret.  anth.  oongr.  rit  ed. 
m.3,161.iö3a.  Anm.Szn  S.  151;  deHerdt, 
s.  liturglae  praxis  t.  III.  n.  396 ;  d.  h.  nicht  nach 
dem  Formular  des  Bitaales  tit  YIII.  c.  27  für 
die  öifentliohen  Oratorien ,  in  denen  Messe  ge- 
lesen werden  darf,  sie  können  vielmehr  nur  wie 
andere  Ge1>&nde(s.[o.  S.  149  n.  4)  gesegnet  weiden. 

^  Das  ist  nirgends  ausgesprochen. 

8  S.  0.  8. 164. 

^  Um  die  Sache  des  ihr  aufgeprägten  Charak- 


ters zu  entkleiden.  Das  Weitere  darüber  s.  unten 
S.  170. 

B  Bios  Entschädigung  zu  nehmen  und  die 
Sache  der  betreffenden  Kirche,  für  welche  sie 
geweiht  ist,  zu  überlassen ,  ist  der  Eigenthümer 
nicht  verpflichtet.  Das  ergiebt  sich  aus  der  S.  164 
vertretenen  Auffassung. 

6  Praktisch  kommen  hierbei  nur  die  kirch- 
lichen Gebäude  und  Kirchhöfe  in  Frage,  weil  sieh 
bei  den  Altären,  Kelchen  und  ähnlichen  helligen 
Geräthschaften  neben  ihrem  Gebrauche  ein 
solcher,  welcher  sie  nicht  profanirt,  nicht  denken 


§.  206.]    Die  Spendung  cL  Sakramentalien.  Bechtswirkungen  d. Weihungen  u.  Segnungen.     1 69 

dem  oben  an  die  Spitze  gestellten  Prinzipe.  Hindern  sie  die  Bestimmnng  der  letzte* 
reu  nicht  und  führen  sie  ebensowenig  zu  einer  profanirenden  Behandlung  derselben, 
so  können  sie  gültig  erworben  werden ,  wie  z.  B.  die  Gebrauchsrechte  auf  Kirchen- 
sttthle  und  auf  Grabstellen ,  sei  es  unentgeltlich  oder  gegen  ein  Entgelt  ^,  femer  das 
Recht  auf  einmalige  Benutzung  eines  Kirchengebftudes  zu  einem  geistlichen  Con- 
eerte  ^.  Dagegen  mnss  die  Verpfändung  einer  Kirche ,  eines  Kirchhofes  oder  eines 
konsekrirten  Kelches,  sowie  die  Belastung  eines  ELirchhofes  mit  Wegegerechtigkeiten  ^ 
aus  demselben  Grunde  für  unzulässig  und  nichtig  erachtet  werden. 

Nach  denselben  Gesichtspunkten  beantwortet  sich  auch  die  Frage,  inwiefern  an 
den  erwähnten  Sachen  Rechte  durch  Ersitzung  erworben  werden  können. 

c.  Endlich  erscheint  eine  Veräusserung  der  res  sacra ,  also  die  Ueberlassung  des 
durch  die  relative  Extrakommerzial- Eigenschaft  beschränkten  Eigenthums  an  ein 
anderes  Bechtssubjekt ,  sofern  nur  die  Sicherheit  vorliegt,  dass  die  Sache  ihrer  Be- 
stimmung gemäss  weiter  gebraucht  wird ,  nicht  ausgeschlossen  ^ ,  also  auch  rechts- 
gültig^, und  es  muss  daher  nicht  minder  insoweit  eine  Ersitzung  seitens  einer  anderen 
Person  als  statthaft  anerkannt  werden^. 

2.  Die  Sacertät  der  geweihten  Sachen  ist  insofern  strafrechtlich  geschützt,  als 
die  profanirende  Behandlung  derselben  das  kirchliche  Vergehen  des  sacrilegntm^  ge- 
nauer des  8.  g.  s.  reoW  bildet.  Allerdings  ist  der  Thatbestand  des  saorilegium  viel 
weiter  %  und  selbst  der  BegrilT  des  sacrüegtum  reale  beschränkt  sich  nicht  auf  die  vor- 
hin angegebenen  Momente,  vielmehr  liegt  dasselbe  auch  vor,  wenn  noch  nicht  ge- 
weihte, aber  schon  zum  Gottesdienst  bestimmte  Sachen ,  wie  Kirchen  und  Earchhöfe, 
in  Frage  stehen^.    Aber  gerade  der  Umstand,  dass  die  Sache  durch  Konsekration 


liflst  Vgl.  auch  Prov.  Konz.  ▼.  Uiblno  1869, 
eoll.  eonc.  Lac.  6,  10:  ;9Nemo  vasa,  Testes  aut 
alla  ornamenta  saciis  addicta  profanis  homini- 
biu  ant  ad  profannm  usam  commodare  andeat''. 

1  Dean  darin  liegt  keine  Piofanation.  Die 
entgeltliche  üeberlasanng  dieser  Sachen  ist  an 
vielen  Orten  hergebracht. 

^  Und  zwar  nickt  blos  widerruflich,  wie  H  e  rr- 
mann  in  Ztschr.  f.  K.  B.  5,  237  meint,  sondern 
anrh  zu  festem  Rechte,  vgl.  darüber  Wappäu  s 
S.64. 

'  Nicht  nur  würde  das  Fahren  mit  Arbeits- 
Wagen  und  das  Yiehtreiben  den  Kirchhof  pro- 
£»niren,  sondern  auch  das  blosse  regelmässige 
Gehen  über  denselben,  seine  Benutzung  als 
Durchgang  zu  geschäftlichen  und  weltlichen 
Zwecken,  würde  mit  der  Heiligkeit  und  Ruhe 
des  Ortes  nicht  yerträglich  sein.  Man  kann  aber 
deshalb  nicht  Jede  Servitut  als  unstatthaft  be- 
zeichnen. Es  dürfte  z.  ß.  nichts  entgegenstehen, 
einem  dem  Kirchhof  benachbarten  Grundstück, 
veim  etwa  der  Eigenthümer  desselben  gestattete, 
dus  seine  Wand  zur  Anlehnung  tou  Erbbegnb- 
lüssen  benutzt  wird,  eine  servitus  altlus  non 
toUendi  dahin  einzuräumen,  dass  diese  letzteren 
innerhalb  einer  bestimmten  Hohe  gehalten  wer- 
den müssen. 

^  So  gestottet  c.  6  (Glem.  III.)  X.  de  rer. 
permut  III.  19  zweien  Klöstern  den  Tausch  der 
ihnen  Inkorporlrten,  also  ihnen  gehörigen  Pfarr- 
kirchen. In  PreuBsen  sind  aus  Anlass  der  Sä- 
kularisationen des  Jahres  1803  vielfach  seitens 
des  Staates  konsekrirte  und  benedlclite  Klrchen- 


geräthe  aus  den  aufigehobenen  Klosterkirchen 
anderen  Kirchen  überwiesen,  also  geschenkt  wor- 
den, üeber  einen  ähnlichen  Fall  Tgl.  Arch.  f. 
kath.  K.  R.  40,  13. 

Dass  bei  oneroser  Yeräusserung  die  Konse- 
kration und  Benediktion  nicht  in  Anschlag  ge- 
bracht werden,  also  die  Sache  nicht  dafür  höher 
bezahlt  werden  darf,  weil  darin  Simonie  läge,  s. 
0.  6.  dt. ,  berührt  die  hier  Torliegende  Frage 
nicht. 

^  So  auch  Wappäus  S.  65;  Uhrig  1.  Arch. 
f.  kath.  K.  R.  40,  11  Anm. 

6  Z.  B.  eine  Kirche  kauft  Ton  einem  Privat- 
manne  einen  für  die  Kapelle  desselben  gebrauch- 
ten, konsekrirten  Kelch,  welcher  nicht  Ihm,  son- 
dern einer  anderen  Kirche  gehört  hat,  und  in  der 
ersteren  wird  er  die  Ersitzungszeit  hln'durch  be- 
nutzt. 

7  Ferraris  1.  o.  s.  ▼.  sacrileglum  n.'3.  7. 

8  Reg.  iui.  7  In  X.  Y.  41 :  „Quldqnld  In  sa- 
cratis  deo  rebus  et  episcopis  iniuste  agitur,  pro 
sacrilegio  reputatur ,  qula  sacra  sunt  et  a  quo- 
quam  ylolari  non  debent^;  München  a.  a.  0. 
S.  469. 

9  Denn  in  Bezug  auf  diese  unterscheiden  die 
Quellen  nicht ,  ob  sie  schon  geweiht  sind  oder 
nicht,  ja  es  gehört  auch  die  Verletzung  Yon 
blossen,  im  Elgenthum  der  Kirche  stehenden 
Sachen  unter  Umständen  hierher ,  c  21  (conc 
Trecass.  t.  878  u.  Ravenna  v.  877)  0.  XVII. 
qu.  4;  c.  3  (Bened.  Lerlta)  0.  Xu.  qu.  2;  c.  12 
(Pseudo-Isld.)  C.  XVH.  qu.  4. 
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oder  Benediktion  in  den  Dienst  Gottes  gestellt  ist ,  giebt  dem  Vergehen  einen  beson- 
deren erschwerenden  Charakter  S  und  dies  gilt  namentlioh  von  dem  sacnleginm  reale 
im  engsten  Sinne,  dem  KirchendiebstahP  oder  Kirchenranb,  d.  h.  der  Weg- 
nahme einer  res  sacra  aus  einem  geweihten  oder  angeweihten  Orte ,  oder  einer  nicht 
geweihten  Sache  aas  einem  geweihten  Orte,  am  sie  sich  anzaeignen'. 

Die  der  Sache  darch  die  Konsekration  oder  Benediktion  aa%eprägte,  besondere 
Eigenschaft  haftet  ihr  nicht  ananslöschlich  an ,  vielmehr  kann  sie  ihr  wieder  genom- 
men werden.  Ein  besonderer  ritueller  Entweihungs-  (d.  h.  ein  Profanations-  oder  Exe- 
krations-)  Akt^  besteht  nicht  ^,  vielmehr  genügt  die  Verfügung  des  kompetenten 
Eorchenoberen  nach  stattgehabter  Untersuchung^  und  Feststellung  eines  gentlgenden 
Grundes  (ein  s.  g.  decretum  de  profanando  oder  de  alienando),  je  nachdem  es  sidi  um 
die  Vernichtung''  oder  um  die  Veräusserung  der  Sache  handelt.  Eine  Verftussenmg 
ist  aber  bei  Sachen,  welche  im  kirchlichen  Eigenthum  stehen,  nur  statthaft,  wenn  sie 
erfolgt  zur  Bezahlung  von  Kirchenschulden,  zur  Auslosung  von  Gefangenen,  zum 
Unterhalt  der  Armen  in  Zeiten  der  Theuerung^,  oder  wenn  die  kirchliche  Anstalt, 
deren  Zwecken  die  res  sacrae  dienen,  supprimirt  wird  ®.  Femer  ist  es  selbstverstftnd- 
lich,  dass  die  sonstigen  weiteren  Voraussetzungen  der  Veräusserung  von  kirchlichem 
Eigenthume  oder  der  Suppression  beobachtet  sein  müssen.  Wenn  demnach  die  Zu- 
rückgabe der  Sache  in  den  Verkehr  die  Wirkung  hat ,  die  Sacertät  derselben  aufzu- 
heben, so  muss  diese  letztere  fortdauern ,  falls  der  betreffende  Akt,  die  Veräussenmg 
oder  Suppression,  wegen  Mangels  eines  wesentlichen  Erfordernisses,  z.B.  wegen  Un- 
zuständigkeit des  verfügenden  Kirchenoberen,  nichtig  war.  In  diesem  Fall  wird  also 
die  bisherige  beschränkte  Extrakommerzial- Qualität  der  Sache  nicht  beseitigt  und 
eine  Verfügung  über  dieselbe  bleibt,  wie  früher,  nur  innerhalb  der  o.  S.  168  näher 
bezeichneten  Grenzen  statthaft  ^o. 


1  S.  S.  169  Anm.S,  vgl.  auch  Q  u  a  r  1 1 1.  c.  sect. 
yU.dab.4;  ProbBt,  Benediktionen S.  116.117. 

2  c.  21.  C.  XVIII.  qu.  4.  dt.  %.  1:  ^acrile- 
gium  committitor  auferendo  sacrum  de  sacio  vel 
non  sacrum  de  sacio  slve  sacrum  de  nou  sacro'^ ; 
c.  22  (Clem.  III.)  X.  de  sent.  excommun.  Y.  39. 

3  Ob  mit  Gewalt  oder  ohne  Gewalt  ist  dabei 
gleichgültig.  Das  Weitere  darüber  unten  in  der 
Lehre  vom  kirchlichen  Strafrecht. 

4  Hie  und  da  hat  sich  der  Gebrauch,  einen 
besonderen  Akt,  z.  B.  das  Schlagen  der  beweg- 
lichen Sachen  mit  der  Hand  oder  einem  Instru- 
ment vorzunehmen,  gebildet,  Gardelliui  decr. 
auth.  congr.  öö  clt.  zu  Nr.  4588,  ad  III;  3,  212. 
n.  2 ,  und  es  ist  auch  die  Nothwendigkeit  der 
Vollziehung  eines  solchen  Aktes  von  einzel- 
nen Eanouisten,  z.  B.  von  Helfert,  Handbuch 
des  K.  R.  §.  420  behauptet  worden. 

5  So  nach  der  >on  Plus  VII.  bestätigten 
Entsch.  d.  Congr.  rit.  v.  20.  April  1822,  Gar- 
dellini 1.  c.  3,  212.  213,  wodurch  der  In  der 
vor.  Anm.  erwähnte  Ritus  reprobirt  worden  ist, 
vgl.  femer  Uhr  ig  1.  Arch.  f.kath.K.R.  40,  3  ff. 

®  Weil  für  die  Regel  die  einmal  geweihten 
Sachen  ihrem  Zweck  erhalten  bleiben  sollen, 
s.  0.  S.  162.  n.  8. 

7  Z.  B.  durch  Verbrennung  unbrauchbar  ge- 
wordener Sachen,  s.  c.  39  (Pseudo-Clem.)  Dist. 
I.  de  consecr.  oder  durch  Einschmelzen  goldener 
und  silberner  Kelche  und  Gefässe.  Doch  ist  dies 


nicht  absolut  nöthig,  Garde  Hin!  1.  c.  p.  214, 
solche  Saohen  können  durch  Veräusserung  auch 
dem  profanen  Gebrauch  überlajssen  werden. 
Dagegen  Ferraris  s.v.  vestisn.  6,  u.  Probst, 
Benediktionen  S.  315,  aber  sowohl  c  39  dt.  als 
auch  c.  43  (Arvenens.  I.  v.  535)  Dist  cit.  verbieten 
eine  Aussergebrauchsetzung  solcher  Gegenstände, 
um  sie  zu  profaniren,  nicht. 

8  1.  21.  0. 1.  2  cit;  Nov.  120.  c  10;  c.  13 
(syn.  gen.  VIU.  v.  8691,  c.  14—16  (Greg.  I.), 
c.  70  (Ambros.)  OXII.  qu.  2;  c  1  (Hincm.  cap.) 
X.  de  pignor.  III.  21. 

9  Bd.  II.  S.  462,  vgl.  auch  U  hrig  a.  a.  0. 
S.  13. 

^0  Das  ist  wohl  auch  die  Ansicht  vonWap- 
p  äu B ,  welcher  a. a.  0.  S.  69  bemerkt :  „Wo  diese 
Bedingungen  fehlen,  ist  Jede  Veräusserung  L  w. 
S.,  d.  h.  Jede  Uebertragung  eines  Rechtes  an  der 
Sache,  wodurch  sie  ihrer  Sacertät  entkleidet 
werden  soll,  ungültig".  Wenn  Friedberg,  K. 
R.  2.  Aufl.  S.  409.  n.  8  dies  für  unrichtig  er- 
klärt und  geltend  macht,  dass  alle  von  Wappäns 
angezogenen  Stellen  nur  von  unbefugter  Ver- 
äusserung der  res  ecclesiastlcae  handeln,  ohne 
auf  die  Sacertät  Gewicht  zu  legen,  so  hat  er  da- 
bei übersehen ,  dass  Jede  res  sacra,  sofern  sie 
kirchliches  Eigenthum  ist,  den  allgemeinen  Vor- 
schriften über  die  Veräusserung  von  Kirchen- 
gut unterliegt,  und  dass  die  Beseitigung  der 
Sacertät,  welche  nur  durch  eine  rechtsgültige 
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Befindet  »ich  die  Sache  nicht  im  kirchlichen  Eigenthum,  sondern  im  Eigenthnm 
einer  physischen  oder  einer  juristischen  Person  (des  Staates,  einer  Gemeinde] ,  so 
steht  dieser  das  Recht  zn,  darüber  zu  befinden ,  ob  die  Sache  wieder  in  den  Verkehr 
gebracht  werden  soll.  Aber  einmal  unterliegt  die  mit  Zustimmung  ihres  Eigenthtt- 
mers  geweihte  Sache ,  ebenso  wie  die  im  kirchlichen  Eigenthume  befindliche  der  für 
die  res  sacra  geltenden  Rechtsregel ,  dass  sie ,  wenn  angftnglich,  ihrer  gottesdienst- 
lichen Bestimmung  erhalten  werden  soll^  Femer  ruht  die  Befngniss,  die  Sache 
ihrer  Saoertftt  zu  entkleiden,  welche  bei  kirchlichem  Eigenthum  neben  der  Yer- 
filgungsgewalt  über  die  fortdauernde  Zweckbestimmung  dem  Eirchenoberen  zukommt, 
nicht  in  der  Hand  des  Eigenthflmers.  Eine  Aufhebung  der  gottesdienstlichen  Be- 
stimmung der  Sache  oder  eine  Veräusserung  derselben  zu  profanen  Zwecken  muss 
daher  in  diesem  Falle  von  der  Qenehmigung  des  kirchlichen  Oberen ,  welchem  die 
AoMeht  über  den  gottesdienstlichen  Gebrauch  der  betreffenden  Sache  obliegt^,  ab- 
hängig gemacht  werden^.  Diese  wird  aber,  weil  der  Privateigenthümer  leichter  als 
eine  kirchliche  Anstalt  in  die  Lage  kommen  kann,  die  Zweckbestimmung  seiner 
Sacken  zu  ändern,  schon  dann  nicht  verweigert  werden  können ,  wenn  ein  auch  nur 
durch  die  YerhAltnisse  desEigenthümers  bedingter  und  gerechtfertigter  Grund  vorliegt^. 

Die  vorstehend  dargelegten  Grundsätze  über  die  geweihten  Sachen  sind  heut 
nicht  mehr  in  vollem  Umfange  von  dem  weltlichenReohte  anerkannt. 

Allerdings  gilt  der  Grundsatz,  dass  solche  Sachen  nicht  res  nullius  sind,  viel- 
mehr im  Eigenthum  von  kirchlichen  Anstalten  und  Gemeinden ,  sowie  von  anderen 
juristischen  und  physischen  Personen  stehen  können,  nicht  nur  nach  gemeinem 
deutschem^  sondern  auch  nach  preussischem^,  französischem^  und  öster- 

Verivssenmg  erfolgt  und  erfolgen  muss,  bei  et-  kann  oder  wo  Rechte  Dritter  vorhanden  sind,  8. 

vafger  Nichtigkeit  der  letzteren  ebensowenig,  unten  J.  218. 

vie  irgend  eine  andere  Rechtsfolge  eintreten  ^  S.  o.  S.  164.  n.  2.    Die  gemeinrechtliche 

kann.  Praxis  verwendet  allerdings  noch  mitunter  die 

*  S.  0.  S.  152.  n.  8.  rein  römische  Theorie  von  der  völligen  Extra- 
^  Also  z.  B.  des  Bischofs,  welcher  den  Gottes-  kommerzial-Qualität  der  res  Iuris  divinl,  a.  z.  B. 

dienst  in  einer  Garnison-,  Straf-  oder  Kranken-  jur.  Rundschau  f.  d.  k.  Deutschland.  Heft  6, 229, 
haua-Eirche  zu  beaufsichtigen  hat.  während  das  Reichsgericht  der  hier  vertretenen 
<  So  weit  ich  sehe,  ist  die  im  Text  behandelte  Ansicht  folgt ,  s.  die  Entsch.  v.  21.  Okt.  1881  u. 
Ftage  bisher  nicht  erörtert  worden.  Tom  Stand-  5.  Mai  1882,  Seuffert,  Arch.  37, 190 u. 38,  302w 
punkt  des  Kirchenrechtes  aus  wird  man  aber  zu  ^  A.  L.  R.  11.  11.  §.  170:  „Kirchen  und  an- 
keiner  anderen  Lösung  gelangen  können.  Ohne  dere  dahin  gehörige  Gebäude  sind  aussohliessend 
Srlaubniss  der  geistlichen  Obrigkeit  würde  die  das  Eigenthum  der  Kirchengesellschaft,  zu  deren 
Verwendung  der  res  sacra  zu  profanen  Zwecken  Gebrauche  sie  bestimmt  sind^.  $.173:  „Kirchen- 
das  Yergehen  des  sacrilegium  bilden,  und  die  gebäude,  soweit  sie  zur  Feier  des  Gottesdienstes 
Kirche  kann  es  unmöglich  dulden ,  dass  der  und  zu  gottesdienstlichen  Handlungen  bestimmt 
Eigenthümer  vielleicht  heute  die  res  sacra  zu  sind,  dürfen  ohne  Einwilligung  der  Gemeine  zu 
profanen  und  morgen  wieder  zu  gottesdienst-  anderen  Zwecken  nicht  gebraucht  werden^.  $.179: 
hchen  Zwecken  anwendet.  Hat  der  Eigenthümer  „Kirchengef ässe  und  andere  zum  unmittelbaren 
einmal  seine  Sache  konsekriren  und  benediciren  gottesdienstlichen  Gebrauche  gewidmeten  Sachen 
lassen  oder  eine  solche  Sache  erworben ,  so  ge-  haben  mit  den  Kirchengebäuden  der  Regel  nach 
sehieht  ihm  auch  kein  Unrecht ,  wenn  man  ihn  gleiche  Rechte'' ;  $.  183 :  „Kirchhöfe  oder  Gottes- 
für verpflichtet  erklärt ,  die  Konsequenzen  da-  äcker  und  Begräbnissplätze,  welche  zu  den  ein- 
von  zu  tragen.  zelnen  Kirchen  gehören,  sind  der  Regel  nach  das 

*  S.  z.  B.  wenn  der  Staat  oder  die  Kommune  Eigenthum  der  Kirchengesellschaften^  Esergiebt 
wegen  Neu-Errichtung  eines  grösseren  Kranken-  aber  $.  190  a.  a.  0.,  dass  Kirchhöfe  und  II.  19. 
hauses  über  die  Kirche  der  bisherigen  Anstalt  $.  77  (betreffend  die  öffentlichen  Anstalten), 
anderweit  verfügen  will,  der  Eigenthümer  eines  '  dass  auch  Kirchen  im  Eigenthnm  anderer  Sub- 
werthvoUen  konsekrirten  Kelches ,  welcher  zum  jekte  als  der  Kirchengemeinde  stehen  können. 
Messelesen  In  einem  Privatoratorium  gebraucht  Vgl. Förster-Eccius, preuss. Priv. R. 4. Aufl. 
worden  ist,  diesen  wegen  Verarmung  zu  ver-  1,  119;  Dernburg,  preuss.  Priv.  R.  4.  Aufl. 
äussern  genöthigt  ist.    Ueber  die  Fälle,  wo  die  1,  146. 

Zweckbestimmung  nicht    mehr   erfüllt  werden  "^  Geigel,   das  französische  und  reichslän- 
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reichischem  Rechtet  Für  das  gemeine  Recht  muss  auch,  weil  in  der  frag- 
lichen Materie  das  kanonische  Recht  in  Deutschland  an  die  Stelle  des  römischen 
Rechtes  getreten  ist,  die  o.  S.  168  nfther  charakterisirte  Extrakommerzial-Qaalitit 
nnd  die  daraus  hergeleitete  Beschränkung  der  Begründung  von  Rechtsverhältnissen 
als  noch  heute  geltend  betrachtet  werden.  Indessen  ist  in  Folge  der  veränderten 
Stellung  der  katholischen  Kirche  in  den  einzelnen  deutschen  Staaten  die  Grandlage 
der  Extrakommerzial-Qualität  eine  andere  geworden.  So  lange  diese  Kirche  die  allein 
berechtigte  war,  und  der  Staat  ihre  dogmatischen  Auffassungen  und  ihre  Rechtsnormen 
über  die  rein  kirchlichen  Sachen  als  für  sein  Gebiet  ausschliesslich  massgebend 
erachtete,  musste  die  durch  die  kirchliche  Konsekration  oder  Benediktion  gegebene 
innere  Heiligung  allseitig  anerkannt  werden.  Die  res  sacra  war  also  auch  für  das 
staatliche  Recht  mit  der  beschränkten  Extrakommerzial-Qualität  belastet.  Nachdem 
aber  die  katholische  ELirche  ihre  früher  ausschliesslich  berechtigte  Stellung  verloren, 
und  neben  ihr  im  Staate  nicht  nur  andere  Kirchen  gleiche  Berechtigung  erlangt 
haben ,  sondern  auch  allgemein  die  Gewissensfreiheit  und  die  Freiheit  der  Bildung 
anderer  Religionsgesellschaften  verfassungsmässig  gewährleistet  wird ,  ist  damit  das 
Fundament  für  die  bindende  Kraft  der  Weihehandlungen  der  katholischen  Kirche 
gegenüber  den  Anhängern  der  anderen  Kirchen  und  Religionsgesellsohaften  ent- 
fallen^, d.  h.  die  dadurch  bewirkte  Ausserverkehrssetzung  hat  im  bürgerlichen 
Rechtsverkehr  ihre  Geltung  überhaupt  verloren ,  weil  es  undenkbar  ist,  dass  eine 
Sache  nur  bestimmten  Klassen  von  Personen  als  res  extra  commercium,  anderen 
gegenüber  nicht  als  eine  solche  behandelt  werden  kann. 

Andererseits  ist  aber  die  katholische  Kirche  in  den  modernen  Staaten  immer 
noch  eine  Anstalt  des  öffentlichen  Rechtes  und  die  Verrichtung  ihres  Gottesdienstes 
ein  staatlich  anerkannter  öffentlicher  Zweck.  Die  Sachen,  welche  für  diesen  bestimmt 
und  gewidmet  sind,  haben  daher  den  Charakter  öffentlicher  Sachen  und  sind  dess- 
halb  wie  die  sonstigen  res  publicae  dem  regelmässigen  Privatverkehr  entzogen ,  frei- 
lich nur  insofern,  als  in  den  Ländern ,  in  welchen  eine  staatliche  Mitwirkung  für  die 
Widmung  solcher  Sachen  für  ihren  Gebrauch  (wie  z.  B.  für  die  Errichtung  eines 
neuen  Kirchengebäudes)  vorgeschrieben  ist ,  dabei  die  betreffenden  gesetzlichen  Be- 
stimmungen beobachtet  worden  sind^.  Femer  kommt  in  Betracht,  dass  die  Sache 
auch  dem  öffentlichen  Gottesdienste  innerhalb  der  hergebrachten  kirchlichen  Ord- 
nung, also  einem  Gottesdienste,  welcher  für  alle  Glieder  der  Kirche  bestimmt  oder 
ihnen  zugänglich  oder  wenigstens  zur  regelmässigen  Befriedigung  der  religiösen  Be- 
dürfhisse einer  gewissen  Personenklasse  (z.  B.  einer  Militär-Gemeinde)  eingerichtet 
ist,  dienen  muss.  Denn  eine  blos  den  Zwecken  eines  Privatmannes  oder  auch  meh- 
rerer Privatleute  gewidmete  Baulichkeit,  in  welcher  von  einem  Geistlichen  der  öffent- 
lich berechtigten  katholischen  Kirche  Gottesdienst  gehalten  wird,  z.  B.  eine  Privat- 
kapelle, oder  eine  Sache,  welche,  wie  ein  im  Privateigenthum  stehender  konsekrirter 
Messkelch,  zu  solchem  Gottesdienste  benutzt  wird,  erfüllt  nicht  die  öffentlichen 
gottesdienstlichen  Zwecke  der  ELirche,  hat  also  nicht  den  Charakter  einer  öffentlichen 

dische    StaatflkircheiLTeclit.      Strassburg    1884.  3  Vgi,  i^j^er  in  Betreff  Baierns  nnten  S.  174. 

S.  104.  108;   8.  anch  den  Rechtsfall  i.  d.  jnr.      n.  1. 

Rundschau.  Heft  6,  192.  «t.  ,      *i,    vv        -i-ji.*.  «r 

1  TT«-«,      x-*,.L     -D^*«.«.».vi.   A  Qorr  »  *  Denn  andernfalls  nahen  sie  für  das  betref- 

1  Unger,    osterr.    Pnvatrecht   1,  367   ff.;  fende  Rechts^biet  diesen  Charakter  nicht 

Randa,    Besitz  nach  osterr.  Rechte.  Leipzig  lenae  KecütsgeDlet  diesen  ^.üarakter  nicüt. 

1879.  3.  Aufl.   S.  313. 
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Sache.  Die  durch  die  Extrakommerzial-Qualität  bedingte  Beschränkung  soll  im 
Interesse  der  Allgemeinheit  die  öffentlichen  Sachen  dagegen  schlitzen,  dass  sie  ihrem 
gemeinnützigen  Zweck  entfremdet  werden,  es  liegt  aber  bei  Sachen,  welche  blos  den 
privaten  Interessen  dienen,  kein  Orund  vor,  mag  auch  ihr  Gebrauch  ein  gottesdienst- 
lieker  sein ,  diese  rechtlich  anders  als  andere ,  im  Privateigenthum  stehende  Sachen 
ni  behandeln  und  ihre  Zweckbestimmung  durch  eine  besondere  rechtliche  Vorschrift 
zu  schützen.   So  ergiebt  sich  also  als  Resultat : 

Die  nach  kanonischem  Recht  in  Betreff  der  res  sacrae  bestehen- 
den Yerkehrsbeschr&nkungen  sind  auch  noch  heutigen  gemeinen 
Rechtes,  nur  finden  sie  nicht  mehr  Anwendung  auf  diese  als  solche, 
sondern  allein  auf  die  von  den  kirchlichen  Oberen  unter  Innehaltung 
der  etwaigen  staatlichen  Vorschriften  zum  öffentlichen  gottesdienst- 
Uehen  Gebrauch  gewidmeten  Sachen^  (im  (Gegensatz  zu  den  zum  blossen 


1  In  Uebereinstimmung  damit  hat  das  frühere 
ObeT-Txibunal  zu  Berlin,  Seuf  fett,  Aich.  32, 
438  und  das  Reichsgericht  a.  a.  0.  38,  302,  die 
Zalänigkeit  von  Qebrauchsreoliteii  anerkannt. 
Die  im  Allgemeinen  bei  Kirchhöfen  für  ausge- 
Mhlossen  zu  erachtende  Ersitzung  Yon  Servituten 
ist  dagegen  vom  ehem.  0.  A.  Ger.  zu  Jena  in 
Inwendung  auf  eine  Ueberfahrtsgerechtigkelt  zu 
feldwirthschaftlichen  Zwecken  für  statthaft  er- 
klärt worden,  a.a.O.  6,  181.  Friedberg,  K. 
B.  2.  Aufl.  S.  410.  n.  13  ist  unter  Berufung 
auf  die  nicht  näher  begründeten  Behauptungen 
▼on  Unterholzner,  Y erjahrungslehre. 2.  Aufl. 
Leipzig  1858.  1,168  u.  Schmid,  Handbuch 
d.  gem.  Rechts.  Leipzig  1847.  1,  190  n.  6,  der 
Ansieht ,  dass  die  res  sacrae  als  solche  nicht  der 
Eisitiung  entzogen  sind ,  und  schllesst  dieselbe 
nnr  bei  Immobilien  der  Kirche  aus.  Das  letztere 
ist  insofern  unrichtig,  als  bei  solchen  bekannter- 
maassen  die  ausserordentliche  Ersitzung  zu- 
lässig ist,  Windscheid,  Pandekten  $$.  182. 
183.  Das  erstere  erscheint,  soweit  es  sich  um  im 
öffentlichen  Gebrauche  stehende  gottesdienstliche 
Sachen  handelt,  deren  beschränkte  Extrakom- 
merzialltat  Friedberg  selbst ,  soweit  sie  sich 
im  kirchlichen  Eigenthum  beflndeu ,  anerkennt, 
nohaltbar.  Diese  müssen  nach  dem  Grundsatze, 
dass  die  res  extra  commercium  Jeder  Ersitzung 
infaMg sind  (Windscheid  $$.  146.  147.182) 
insoweit,  als  ihre  Extrakommerzialqualitat  reicht, 
ton  der  ersteren  ausgeschlossen  erachtet  werden. 
Nach  der  Ansicht  Friedbergs  wäre ,  wenn  man 
seinen  Irrthum  über  die  UnStatthaftigkeit  jeder 
Alt  der  Ersitzung  an  Immobilien  richtig  ge- 
stellt hat,  auch  eine  ausserordentliche  Ersitzung 
▼on  Kirchen  und  Kirchhöfen  zu  freiem  Eigen- 
tkam  und  zu  beliebiger  Verfügung  darüber  mog- 
Ikky  was  sicherlich  nicht  dem  allgemeinen 
Bechtsbewusstsein  entspricht 

Spedell  hinsichtlich  der  Zulässigkeit  der 
Zwangsvollstreckung  bemerkt  F  r  1  edb  e  r  g  S.  41 1 , 
dass  von  ihr  die  beweglichen  res  sacrae  nicht 
ausgenommen  seien,  jedoch  entspräche  es  durch- 
aus den  Prinzipien  der  Relchsclvilprozessordnung, 
wenn  man  nach  Analogie  des  %.  715  derselben 
die  Zwangsvollstreckung  an  die  für  den  Gottes- 
dienst bestimmten  Sachen ,  so  lange  in  der  be- 


treifenden Kirche  Gottesdienst  gehalten  werde, 
ausschliesse.  Wie  weit  dagegen  unbewegliche 
Sachen  der  letzteren  unterliegen,  habe  das 
Reichsgesetz  der  landesgesetzlichen  Bestimmung 
überlassen.  Alles  dies  muss  gleichfalls  als  un- 
zutreffend bezeichnet  werden.  Zunächst  hat  die 
Relchsclvilprozessordnung  hinsichtlich  der  Im- 
mobilien der  Partikulargesetzgebung  nur  Freiheit 
in  Betreff  der  Regelung  des  Verfahrens  und  in 
Betreff  der  Bestimmung,  welche  Gegenstände  in 
dieser  Beziehung  zu  den  Immobilien  zu  rechneu 
seien,  gelassen ,  im  Uebrigen  aber ,  well  sie  sich 
blos  auf  das  Prozessverfahren  bezieht,  gar  nichts 
bestimmt.  Sodann  ist  jede  analogische  Anwen- 
dung des  ^  71  ö  Im  vorliegenden  Fall  ausge- 
schlossen. Dieser  nimmt  gewisse  bewegliche,  im 
allgemeinen  Verkehr  stehende  Sachen  von  der 
Zwangsvollstreckung  aus,  well  er  sie  als  dem 
Schuldner,  wie  z.  B.  die  nothwendlge  Kleidung, 
absolut  unentbehrlich  betrachtet.  Davon  kann 
aber  bei  allen  gottesdienstlichen  Sachen  nicht 
ohne  Weiteres  die  Rede  sein.  Das  Richtige  ist 
vielmehr  folgendes.  Die  Relchsclvilprozessord- 
nung berührt  als  solche  das  materielle  Recht 
nicht.  Nach  dem  letzteren  ist  es  selbstverständ- 
lich, dass  eine  res  extra  commercium,  well  sie 
nicht  Im  Verkehre  steht,  kein  Gegenstand  der 
Zwangspfänduug  sein  kann,  und  femer  be- 
stimmt es  sich  nach  dem  materiellen  Recht, 
welche  Sachen  res  extra  commercium  sind  und 
wie  weit  die  Extrakommerzial  -  Qualität  reicht. 
Die  Prozessordnung  brauchte  daher  diese  Sachen 
gar  nicht  von  der  Pfändung  auszunehmen ,  und 
hat  dies  auch  nicht  gethan.  Wenn  es  richtig 
Ist,  dass  die  hier  fraglichen  Sachen  die  näher 
charakterlsirte  Extrakommerzlal-Qualltät  haben, 
so  können  sie  nicht  Gegenstand  der  Zwangs- 
vollstreckung sein,  und  die  Entscheidung  des 
Münchener  0.-A.-Ger.  v.  1842,  Blätter  f.  Rechts- 
anwendung in  Bayern  8,  (1843)  S.  144 ,  dass  in 
die  gottesdienstlichen  Gefässe  und  Gewänder 
einer  Kirchenstiftung  die  Exekution  nicht  voll- 
streckt werden  darf,  Ist  nicht  blos,  wie  Fried- 
berg  sagt,  für  das  Gebiet  des  Codex  Maxl- 
milianeus ,  sondern  auch  für  das  gemeine  Recht 
überhaupt,  so  auch  Roth,  bayr.  Givilrecht  2,28. 
zutreffend. 
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Privatgebranch  bestimmten)  ^  Hinsichtlich  der  ersteren  erscheint  es  dagegen  gleich- 
gttltig,  ob  sie  im  Eigenthnm  einer  kirchlichen  Anstalt  oder  einer  anderen  jariBtischien 
oder  physischen  Person ,  wie  z.  B.  die  Gamisonkirchen  im  Eigenthnm  des  Staates, 
Anstaltskirchen  in  dem  einer  Gemeinde,  stehen ,  weil  sie,  wenn  sie  mit  Zustimmung 
des  Eigenthümers  zu  öffentlichen  gottesdienstlichen  Zwecken  gewidmet  sind,  dann 
immer  Öffentlichen  Zwecken  dienen  K 


1  Insoweit  stimme  ich  Fried berg  S.  410. 
411  bei.  Daher  ist  es  auch  zutreffend,  wenn  das 
Reichsgericht  durch  Erk.  y.  18.  Februar  1881, 
Seuffert,  Arch.  36.  S.  264  entschieden  hat, 
dass  das  Recht  an  einem  Erbbegribniss  durch 
Verkauf  des  Gutes,  auf  welchem  sich  dasselbe 
befindet,  Terloren  geht.  Das  reine  kanonische 
Recht  gilt  aber  noch  nach  dem  bairischen  Cpdex 
Maximillaneus ,  s.  Tb.  II.  Kap.  1.  $.2:  „Ge- 
weyhte  und  zum  Gottesdienst  unmittelbar  ge- 
widmete Sachen,  z.  B.  Kirchen,  Altäre,  Kelch, 
Monstranzen  und  andere  dergleichen  Gottes- 
Gerith  werden  res  sacrae  genannt ,  was  aber  nur 
mittelbar  dahin  gewidemet  .  .  .  das  heisst  res 
ecclesiastica.  In  beeden  soll  man  sich  zwar  nach 
Geistlichen  Rechten ,  Jedoch  allerwegen  denenCon- 
cordatis  oder  dem  Herkommen  gemäss  richten^' ; 
Kreittmayr,  Anm.  2e  dazu:  „Wir  stimmen 
also  der  letzteren  Meinung  allerdings  bei,  dass 
jede  Kirche  selbst ,  so  weit  sie  personam  mysti- 
cam  Torstellet,  die  wahre  Eigenthümerin  von 
ihren  rebus  sacris  sei  .  .  .  und  sind  nicht  einmal 
a  dominio  private  et  slngulorum  gänzlich  aus- 
geschlossen, wie  die  tägliche  Erfahrenheit  an 
Kielchen,  Messgewändem ,  Reliquien  und  an- 
deren geweihten  Sachen,  die  sich  in  oratoriis  vel 
manibus  privatls  befinden,  mit  sich  bringt.  Zwi- 
schen diesen  und  anderen  eigenthümlichen  Sachen 
ist  kein  anderer  Unterschied,  als  jene  ander- 
gestalt  nicht,  denn  als  ad  usum  saerum  et  reli- 
glosum,  Ton  dem  Eigenthümer  applicirt  werden 
dürfend  S.  auch  das  Erkenntn.  des  Münchener 
O.-A.-Ger.  t.  1878  bei  Hauser,  Zeltschr.  f. 
Landrecht,  4,  82. 

2  Das  läugnet  Friedberg  S.  410.  411.  Er 
meint,  dass,  mag  sie  der  Eigenthümer  zu  einem 
solchen  Gebrauche  dem  ofTentlichen  kirchlichen 
Rechtssubjekte  precario  oder  auf  Grund  eines 
Rechtsgeschäftes  überlassen  oder  den  Mitgebrauch 
dritter  Personen  gestattet  haben ,  seiner  aus  dem 
Eigenthnm  herfliessenden  Verfügungsgewalt 
keine  andere  Beschränkung  als  eine  solche, 
welche  aus  einem  zu  Gunsten  eines  Dritten  ge- 
schlossenen Rechtsgeschäfte  hervorgehe ,  ent- 
gegengesetzt werden  könne.  Das  ist  aber  nichts 
als  eine  petitlo  prlncipii.  Die  auch  von  F rle d  - 
berg  anerkannte  Extrakommerzial-Qualität  der 
im  Eigenthnm  von  kirchlichen  Anstalten  ste- 
henden, dem  öffentlichen  Gottesdienste  dienen- 
den Sachen  beruht  nicht  darauf,  dass  sie  Eigen- 
thnm einer  kirchlichen  Anstalt  sind,  sondern 
darauf,  dass  sie  ordnungsmässlg  von  der  kirch- 
lichen Autorität  zu  dem  gedachten  Zwecke, 
also  zu  einer  bestimmten ,  andere  Benutzungs- 
arten ausschliessenden  Bestimmung  gewidmet 
sind,  denn  das  kirchliche  Eigenthnm  als  sol- 
ches ist  wegen  dieser  seiner  Qualität  nicht  dem 
Privatvermögensverkehr  entzogen.   Es  Ist  daher 


nicht  abzusehen ,  wie  der  umstand ,  dass  eine 
öffentliche  gottesdienstliche  Sache   im    Eigen- 
thnm einer  kirchlichen  Anstalt  sich  befindet,  die 
gemachte    Unterscheidung    rechtfertigen     soll. 
Wenn  Friedberg  S.  411   n.  17   weiter   be- 
merkt,   es    sei  völlig  unerfindlich,    wem    die 
rechtliche  Befugniss  zustehen  solle ,   den  Eigen- 
thümer am  profanen  Gebrauch  zu  hindern,  so 
übersieht  er  einmal ,  dass  es  sich  nicht  blos  um 
das  Yerhältniss  des  Eigenthümers    zu   der  die 
Sache  desselben  benutzenden  kirchlichen  An- 
stalt ,  sondern  um  die  Stellung  der  Sache  über- 
haupt im  Rechtsverkehr,  also  darum  handelt, 
ob,  so  lange  der  Eigenthümer  seine  Sache  dem 
gedachten  Gebrauch   überlässt,    Dritte  an  der- 
selben Rechte,  z.  B.  durch  Ersitzung  erwerben 
können.     Ferner   aber  verkennt    Friedberg, 
dass,  wenn  der  Eigenthümer  die  ihm  gehörige 
Sache  zum   öffentlichen  Gottesdienst  einräumt 
und  sie,  wie  dies  seitens  der  katholischen  Kirche 
in  diesen  Fällen  geschieht,  konsekriren  oder  be- 
nediclren  lässt,  dadurch  immer  ein  Rechtsge- 
schäft zwischen  der  kirchlichen  Anstalt  und  dem 
Eigenthümer    des  Inhaltes    eingegangen   wird, 
dass  die  erstere  die  Sache  zu  dem  erwähnten 
Zwecke  zu  gebrauchen  berechtigt  ist,  der  Eigen- 
thümer aber  auf  den  profanen  Gebrauch  der- 
selben verzichtet.    Dass  es  sich  in  allen  diesen 
Fällen  beim  Fehlen  jeder  weiteren  Verabredung, 
namentlich  einer  solchen  über  die  Dauer  des  Ge- 
brauches stets  um  ein  blosses  Prekarium  han- 
delt, lässt  sich  ebensowenig  behaupten,   viel- 
mehr entscheiden  in  dieser  Beziehung  die  Um- 
stände, unter  denen  die  Gebrauchsüberwoisang 
erfolgt,  und  der  speciellere  Zweck ,  zu  welchem 
sie  geschieht.   Die  Widmung  eines  dem  Staate 
gehörigen  Gebäudes  zur  katholischen  Gamison- 
kirche  wird  z.B.  eine  Bindung  des  Staates  auf  so 
lange,  wie  die  Garnison  in  der  betreffenden  Stadt 
bleibt,  begründen.    Nicht  minder  wird  man  bei 
der  Erbauung  einer  Kirche  durch  einen  Privat- 
mann, welcher  sich  das  Eigenthnm  an  derselben 
vorbehält,  sie  aber  für  die  gottesdienstlichen 
Zwecke  einer  armen  Missionspfarrei  bestimmt, 
annehmen  müssen ,   dass  dieser  die  Kirche  auf 
mindestens  so  lange,  als  ausreichende  Mittel  für  die 
Anschaffung  einer  eigenenPfarrkirche  fehlen, habe 
zur  Verfügung  stellen  wollen.  Bei  dieser  Auffas- 
sung ist  auch  die  für  Friedberg  unerfindliche 
Antwort  auf  die  Frage,  wer  den  Eigenthämer 
am  profanen  Gebrauche  seiner  Sache  zu  hindern 
befugt  sein  solle,  sofort  gefunden.   Diese  Befng- 
niss  hat  ebenso  wie  in  dem  Falle,  in  welchem 
das  Eigenthnm  einer  kirchlichen  Anstalt  selbst 
zusteht,   das  diese  Anstalt  vertretende  Organ, 
soweit  es  sich  dabei  um  den   dvilrechtlichen 
Schutz  durch  den  Prozessweg  handelt.   Ausser- 
dem wird  aber  unter  den  Voraussetzungen,  onter 
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Das  prenssischeLandrecht  spricht  gleichfalls  den  znm  öffentlichen  Gottes- 
dienste gebrauchten  unbeweglichen  und  beweglichen  Sachen  wegen  ihrer  Zweck- 
bestimmung, nicht  wegen  ihrer  Eonsekration  oder  Benediktion  die  Extrakommerzial- 
QualitAt  in  dem  wiederholt  näher  bezeichneten  Umfange  zu  ^.  Für  die  blos  privaten 
gottesdienstlichen  Zwecken  dienenden  Sachen  gilt  dies  indessen  nicht  2.  Diese  kön- 
nen aber,  weil  das  Landrecht  auch  eine  Ausserverkehrssetzung  durch  Privatverftlgung 
tOi  znlftssig  erachtet,  die  Extrakommerzial-Quaütät  erlangen,  wenn,  was  freilich  nur 
bei  Immobilien  möglich  ist,  die  Yerfllgung  in  das  Grundbuch  eingetragen  ist,  ausser- 
dem auch  in  beschränkter  Weise ,  soweit  der  betreffende  Eigenthflmer  andere  Per- 
sonen ,  z.  B.  seine  Erben  durch  eine  solche  zu  binden  berechtigt  war  oder  die  Yer- 
fügong  einem  Dritten  bekannt  gewesen  ist^.  Endlich  weicht  das  preussische  Recht 
vom  gemeinen  darin  ab,  dass  die  im  kirchlichen  Eigenthum  stehenden  derartigen 
beweglichen  Sachen ,  sofern  sie  überflüssig  sind ,  schon  im  Falle  eines  augenschein- 
liehen Nutzens  veräussert  werden  dürfen  ^. 


denen  der  polizeiliolie  und  strafrechtliche  Schntz 
(tgl.  Relchsstrafgesetzhuch  ^  166)  gegen  jeden 
Dritten  in  Asspiach  genommen  werden  daif, 
dieser  anch  gegen  den  Elgeuthümer,  welcher, 
venngieich  anf  Grund  seines  Eigenthums  Sto- 
nmgen  des  Gottesdienstes  yerorsacht ,  gefordert 
werden  können. 

1  Sie  gehören  zn  den  dnrch  Gesetz  dem  Ver- 
kehr entzogenen  Sachen ,  A.  L.  B.  I.  4.  %.  14 : 
.78 0 weit  eine  Sache  dem  Privatverkehi  ent- 
zogen ist,  soweit  kann  sie  kein  Gegenstand 
von  Willenserklärungen  sein".    $.15:    „Nicht 
nm  dnrch  Natur  oder  Gesetz,  sondern  auch  durch 
PilTatverfügungen  können  Sachen  dem  Verkehr 
entzogen  werden** ;   I.  9.  J.  581 ,  s.  femer  oben 
S.  171.  n.  6.     Für  statthaft  hat  die  Praxis  er- 
lebtet die  Ersitzung  des  Rechtes  auf  Grahstellen, 
Entsch.  d.  0.  Tr.  61,  223;  Gruchot,  Beiträge 
26, 1022  und  auf  Kirchenstahle,  Entsch.  32, 40, 
da  n.  11.  SS-  185.  676  «f.  762  die  Begründung 
^on  privaten  Gebrauchsrechten  durch  Vertrag  an- 
erkennen. Auch  wird  die  Benutzung  der  Kirchen 
zu  ernsten  musikalischen  Auffuhrungen  in  der 
Praxis  als  zulässig  erachtet,  s.  P.  Hinschius, 
preuss.  Kirchenrecht    S.  275    Anm.     Dagegen 
ist   im    Verwaltungswege    die  Benutzung    der 
Dachboden  der  Kirchen  zur  Aufbewahrung  von 
Waaren,  Vorrathen,  und  ebenso  der  Kirchhofe 
znm    Wäschetrocknen,     die     der    Kirchen    zu 
Schledmannswahlen     untersagt ,      ebensowenig 
sollen  Chausseen  über  dieselben  geführt  werden, 
▼gL  a.  a.  0.    Weiter  hat  das  0.  Tr.  die  Zuläsig- 
kelt  der  Ersitzung  von  Wegegerechtigkeiten  ver- 
neint, Entsch.  66,  S.200.  EineK.  0.  v.  14.  April 
1870  (Justlz-Min.  BL  1840.  S.  143)  erklärt  aus- 
dineklieh  die  Kirchhofe  der  Subhastation  ent- 
zogen, s.  Fischer  u.  Kroch,  d.  preuss.  Ges. 
betr.  die  Zwangsvollstreckung  1.  d.  unbewegl. 
Verfahren ,  Berlin  1884.  S.  171 ,  und  das  muss 
selbstverständlich  auch  für  die  Kirchen,   und 
in  Betreff  der  Mobiliarpfändung  von  den  zum 
Gottesdienste  bestimmten    kirchlichen  Geräth- 
Mbaftea  gelten  fs.  auch  0.  S.  173  n.  1).   Vgl. 
hierzu  auch  F.  Hinschius  a.  a.  S.  275.  277. 

In  -wessen  Eigenthum  die  dem  öffentlichen 
Gottesdienst  dienenden  Sachen  stehen ,  ist  auch 


nach  preuss.  L.  R.  gleichgültig ,  denn  die  oben 
S.  171  n.  6  citirten  §  %.  setzen  zwar  als  Regel 
ein  kirchliches  Eigenthum  voraus,  enthalten 
aber,  wie  der  §•  183.  II.  11  zeigt,  keine  absolute 
Vorschrift,  dass  diese  Gegenstände  immer  im 
Eigenthum  der  Kirchengemeinde,  was 
z.  B.  für  die  Domkirchen  schon  nicht  zutrifft, 
stehen  müssen,  so  auch  Dernburg,  preuss.  Fr. 
R.  4.  Aufl.  1,  147.  Nur  muss  die  Bewilligung 
des  Eigenthümers  zum  Gebrauch  von  unbeweg- 
lichen Sachen,  wenn  sie  bindend  sein  soll,  1.21. 
$.  233,  schriftlich  gegeben  werden. 

2  Daher  ist  es  nicht  richtig ,  dass  die  in  der 
vor.  Anm.  citlrte  K.  0.  v.  1840  allgemein  auch 
die  Famllieubegräbnisse  als  res  extra  commer- 
cium der  Subhastation  entzogen  hat. 

3  A.  L.  R.  I.  4.  §.  16 :  „Dergleichen  Privatver- 
fügung bindet  elnen|  Jeden,  welchen  der  Ver- 
fügende zu  verpflichten  berechtigt  war".  §.  17 : 
„Doch  darf  auch  ein  Dritter,  welchem  der- 
gleichen Privat  Verfügung  bekannt  geworden  ist, 
derselben  nicht  entgegenhandeln".  §.  18 :  ^^Die 
blosse  öffentliche  Bekanntmachung  ist  zum  Be- 
weise, dass  der  Dritte  die  Verfügung  gewnsst 
habe,  noch  nicht  hinreichend '^  §.  19 :  „Dagegen 
kann  sich  Niemand  mit  der  Unwissenheit  einer 
in  das  Hypothekenbuch  eingetragenen  Verfügung 
entschuldigen". 

*  A.  L.  R.  II.  11.  %.  180:  „Solche  Geräth- 
schaften  können  in  der  Regel  nur  wegen  einer 
dringenden  Nothwendigkelt  unter  Genehmigung 
des  Staates"  (d .  h.  nach  Jetzigem  Recht  s.  Gesetz 
V.  20.  Juni  1875  üb.  die  Vermögensverwaltung 
i.  d.  katholischen  Kirchengemeinden  %.  50.  Nr.  2, 
u.  Gesetz  v.  7.  Juni  1876  J.  2.  n.  2,  blos  In  dem 
Fall  unter  Genehmigung  des  Staates,  d.  h. 
Kultusministers,  wenn  sie  zugleich  einen  ge- 
schichtlichen, wissenschaftlichen  oder  Kunst- 
werth  haben,  P.  Hinschius,  preuss.  K.  R. 
S.  262.  276.  456),  „und  der  geistlichen  Oberen 
veräussert  werden".  §.  181 :  ^;Doch  können  der 
Staat  und  die  geistlichen  Oberen  dergleichen 
Veräusserungen  überflüssiger  Kirohengeräth- 
schaften,  auch  wegen  eines  für  die  Kirchen- 
gesellschaften zu  erhoffenden  sicheren  und  über- 
wiegenden Nutzens  zulassen". 
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I.  Die  Hierarchie  und  die  Leitung  der  Eirche  durch  dieselbe. 


[§.  206. 


Das  sächsiBche  bürgerliche  Gesetzbuch  hat  keine  besonderen  Vorschriften <, 
es  kommen  also  hier  die  Bestimmungen  des  heutigen  gemeinen  Rechtes  zur  Anwen- 
dung, und  dasselbe  wird  auch  nach  österreichischem  Recht  anzunehmen  sein^. 

Das  französische  Recht,  welches  ebenfalls  kein  Gewicht  auf  die  Sacert&t  der 
Sachen  legt ,  weicht  insofern  von  dem  deutschen  Recht  ab ,  als  es  die  Extrakommer- 
zial-Qualität  der  dem  öffentlichen  Gottesdienst  geweihten  Kirchengebäude  in  weite- 
rem umfange  anerkennt.  Dieselben  gelten  einschliesslich  des  Rundgangs,  der  Bänke 
und  der  übrigen  dem  Gebäude  dauernd  einverleibten  Gegenstände  (Glasfenster ,  Or- 
geln, Altäre,  Gemälde,  nicht  ohne  Beschädigung  transportable  Bildsäulen) ,  so  lange 
sie  ihrer  Bestimmung  dienen,  als  unveräusserlich  ^  und  unveijährbar  ^.  Sie  stehen 
also,  soweit  es  sich  um  Erwerbung  irgend  welcher  Rechte  von  Privaten  handelt  ^,  niclit 
im  Privatverkehr <^ ,  und  es  können  einzig  und  allein,  weil  sie  zum  Gottesdienst  be- 


1  Es  stellt  nur  den  Satz  auf  $.  58 :  „Sachen 
Jeder  Art  können  Gegenstand  eines  Rechts  sein, 
soweit  sie  nicht  dem  Verkehre  entzogen  sind", 
und  die  Motive,  s.  E.  Siebenhaar,  Kommen- 
tar zu  §.  Ö8,  2.  Aufl.  1,  100  bemerken:  „Welche 
Gegenstände  dem  privatrecbtlichen  Verkehr  ent- 
zogen sind ,  dies  zu  bestimmen  gehört  nicht  in 
das  Priyatrecht,  sondern  in  das  öffentliche  Recht, 
beziehentlich  Kirohenrecht."  Man  wird  aber 
nicht  behaupten  können ,  dass  deshalb  das  reine 
kanonische  Recht  in  Sachsen  zur  Anwendung 
kommt,  da  dasselbe  hier  durch  die  yeränderte  Stel- 
lung der  katholischen  Kirche  ebenfalls  als  modi- 
flcirt  betrachtet  werden  muss.  Anscheinend  so 
auch  B.  G.  Schmidt,  Vorlesungen  ü.  d.  säohs. 
Priyatrecht.  Leipzig  1869.  1,  886.  Dagegen 
nimmt  Siebenhaar,  Lehrb.  d.  sächs.  Giv. R., 
Leipzig  1872.  S.  71  an,  dass  die  betreffenden 
Sachen  in  Niemandes  Eigenthum  stehen ,  indem 
er  offenbar  der  für  das  gemeine  Recht  nicht  als 
richtig  anzuerkennenden  Meinung  (s.  o.  S.  163. 
n.  ö)  folgt. 

3  Das  allg.  bürg.  Ges.  B.  $.  288  erwähnt  der 
gottesdienstlichen  Sachen  und  der  res  sacrae 
nicht.  Die  Schriftsteller  des  Österreich.  Partikular- 
rechtes,  ünger  und  Ran  da  a.  a.  0.,  s.  auch 
y.  Kirchstetter,  Kommentar  zu  $.  288. 
B.  Aufl.  Leipzig  1876.  S.  154,  erklären  sie  für 
Gegenstände  des  Privat-Eigenthums  und  schei- 
nen daraus  zu  schliessen,  dass  sie,  abgesehen 
yon  den  besonderen  Bestimmungen  über  ihre 
Veräussernng,  dem  gewöhnlichen  Priyatrecht 
unterworfen  sind.  So  sagtUnger  1,  368:  „Nur 
ist  an  diesen  Sachen,  insofern  sie  im  Eigen- 
thum der  Kirche  stehen ,  yermöge  ihrer  ordent- 
lichen Bestimmung  der  Verkehr  erschwert ...  in 
priyatrechtlicher  Beziehung  aber  gilt  für  sie  das 
Gleiche,  wie  in  Ansehung  der  übrigen  kirch- 
lichen Güter  (res  ecclesiasticae )".  Demnach 
müsste  man  also  in  Oesterreich  Kathedralen, 
Pfarrkirchen,  Monstranzen  gültig  yerpfänden,  an 
Kirchhöfen  beliebige  Seryltuten  bestellen  kön- 
nen. Andererseits  bemerkt  Unger  a.  a.  0. 
Anm.  25  indessen  :  „nach  Österreich.  Partikular- 
recht sind  die  res  sacrae  der  Kirche  der  (ausser- 
ordentlichen $.  1472.  a.  b.  G.  B.)  Ersitzung 
unterworfen  nnd  sind  wohl  auch  nnter  ge- 
wissen   Umständen    Rechtsgeschäfte 


über  dieselben  gültig^  Das  widerspricht 
dem  Texte,  denn  hier  wird  die  beschränkte  Extra- 
kommerzial-Qualität  der  gedachten  Sachen  aner- 
kannt Wenn  man  dies  aber  thut,  dann  muss 
dieselbe  ebenso  begränzt  und  bestimmt  werden, 
wie  sie  es  im  gemeinen  Recht  ist  (so  auch 
Schiffner,  Lehrbuch  d.  österr.  Ciy.  R.  Wien 
1882.  Hft  3.  S.  3  n.  7).  Hat  das  österreichische 
bürgerliche  Gesetzbuch,  als  Giyilgesetzbuch, 
offenbar  aus  denselben  Gründen  wie  das  säch- 
sische ,  nähere  Bestimmungen  über  die  gottes- 
dienstlichen Sachen  aufzunehmen  unterlassen, 
so  sind  auch  für  Oesterreich  die  durch  die  ver- 
änderte Rechtsstellung  der  katholischen  Kirche 
modiflclrten  kanonischen  Bestimmungen,  wie  sie 
sich  für  Deutschland  als  gemeines  Recht  gestal- 
ten, zur  Anwendung  zu  bringen.  Ja,  es  dürfte 
die  Frage  gestellt  werden ,  ob  die  ausserordent- 
liche Ersitzung  durch  §.  1472  für  zulässig  er- 
klärt ist  Der  %.  lautet:  „Gegen  den  Fiskus,  das 
ist  gegen  Verwalter  der  Staatsgüter  und  des 
Staatsyermögens ,  insoweit  die  Verjährung  Platz 
greift  (SS.  287.  289.  1456  u.  1467),  femer  gegen 
die  Verwalter  der  Güter  der  Kirchen,  Gemeinden 
und  anderer  erlaubten  Körper,  reicht  die  gemeine 
ordentliche  Ersitzungszeit  nicht  zu".  Er  nimmt 
allerdings  nur  beim  Staat  die  res  extra  commer- 
cium, das  allgemeine  und  öffentliche  Gut,  aus. 
Aber  andererseits  entziehen  S-  1455  :  „Was  sich 
erwerben  lässt,  kann  auch  ersessen  werden%  und 
S- 878:  „Ueber  alles,  was  im  Verkehre  steht, 
können  Verträge  geschlossen  werden",  die  res 
extra  commercium,  soweit  sie  ausserhalb  des 
Verkehrs  sind,  jedweder  Ersitzung  nnd  jeder 
rechtsgeschäftlichen  Erwerbung,  und  treffen  da- 
mit auch  die  dem  öffentlichen  Gottesdienste  die- 
nenden Sachen. 

8  Geigel  a.a.O.  S.  108. 

*  Nach  Code  oiyil  art  1128:  „II  n'y  a  que  les 
choses  qui  sont  dans  le  commerce  qui  puissent 
etre  objet  des  Conventions". 

5  Auf  Grund  des  code  civil  art.  2226 :  „On  ne 
peut  prescrire  le  domaine  des  choses  qui  ne  sont 
point  dans  le  commerce". 

^  Nach  der  Auffassung  der  französlsehen 
Praxis  kann  ein  seiner  Zweckbestimmung  über- 
gebenes  öffentliches  Gotteshaus  nicht  im  Eigen- 
thum eines  Privaten  stehen ,  und  es  wird  selbst 
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stimmt  sind ,  zn  diesem  Zwecke  Rechte  auf  den  Gebrauch  der  in  ihnen  befindlichen 
Stuhle  j  Bänke  oder  der  zu  ihnen  gehörigen  Kapellen  begrttndet  werden.  Dagegen 
ermangeln  die  ihnen  nicht  dauernd  einverleibten  beweglichen  Sachen ,  welche  zum 
Qottesdienste  gewidmet  sind,  dieser  Extrakommerzialität.  Diese  steht  nur  solchen 
GegenstAnden ,  welche  einen  künstlerischen ,  wissenschaftlichen  und  geschichtlichen 
Werth  besitzen,  zu  ^ 

Auch  darin  weicht  das  moderne  Recht  vom  kanonischen  ab ,  dass  es  den  straf- 
rechtlichen Schutz  nicht  den  res  sacrae  als  solchen  gewährt  und  den  Begriff  des  ka- 
nonischen sacrilegium  reale  ^  nicht  kennt.  Das  Reichsstrafgesetzbuch  ^  behandelt 
yiehnehr  nur  als  schweren  Diebstahl ^  den  Diebstahl  von  Gegenständen,  welche  dem 
Qottesdienste  gewidmet  sind  ^ ,  aus  einem  zum  Gottesdienste  gewidmeten  Gebäude, 
gleichviel  ob  dasselbe  ftlr  den  öffentlichen  oder  Privatgottesdienst  bestimmt  ist^. 
Ferner  ist  die  vorsätzliche  und  rechtswidrige  Beschädigung  oder  Zerstörung  von 
Gegenständen,  welche  dem  Gottesdienste  gewidmet  sind ,  als  schwerer  Fall  des  Ver- 
gehens der  Sachbeschädigung  ausgezeichnet  7,  und  endlich  bildet  die  vorsätzliche  In- 
brandsetzung eines  zu  gottesdienstlichen  Versammlungen  bestimmten  Gebäudes  das 
Verbrechen  der  Brandstiftung  ^. 


die  anf  Antrag  des  KigenthQmers  zut  Pfarr-  oder 
Vieariatoklrche  erhobene  bisherige  Priyatkapelle 
ohne  Weiteres  öffentliches  Eigenthnm,  Geigel 
t.  a.  0.  S.  108.  n.  1 .  Nur  In  Betreff  einer  blos- 
sen Annex-  oder  Filialkirche  nnd  ihres  Mobi- 
liars wird  der  Vorbehalt  des  Eigenthnms  seitens 
eines  PriTatmannes  als  statthaft  angenommen, 
indessen  gilt  auch  bei  solchen,  well  in  ihnen  ans- 
hülfsweise  Öffentlicher  Gottesdienst  gehalten 
vird,  die  Verjährung  als  ausgeschlossen,  A  n  d  r  ^ , 
coars  alphabtftique  de  la  Mgislation  civile  ec^le- 
siastique.  4  tfd.  Paris  1877.  1,  78;  2,  99; 
Geigel  a.  a.  O. 

In  Folge  der  Extrakommerzial  -  Qualität  ist 
der  Besitz  an  den  öffentlichen  Gotteshäusern  oder 
Theflen  derselben  ausgeschlossen,  Geigel 
a.  a.  0.  S»  109.  Dieselben  können  weder  yer- 
pfändet  werden,  a.  a.  0.  S.  96.  n.  4,  noch  Gegen- 
stand <)iner  Beechlagnahme  oder  Zwangsveräusse- 
mng  sein,  a.  a.  0.  S.  109.  n.  4,  endlich  ist  auch 
die  Bestellung  oder  Ersitzung  von  Dienstbar- 
keiten an  ihnen ,  z.  B.  das  Recht ,  Thuren  nach 
dem  Aufgang  und  dem  Rundgang  zu  öffnen, 
Baulichkeiten  auf  Theilen  der  Kirche  ruhen  zn 
lassen,  unstatthaft,  a.  a.  0.  S.  106.  n.  1  und 
S.  109.  n.  5. 

Die  Kirchhöfe  sind  nach  französischem  Recht 
Gemeinde-Eigenthnm  und  sind  daher  als  Ge- 
meindegdter  dem  Verkehr  entzogen,  Geigel 
a.a.O.S.202-,  Zaeharlä,  Handbuch  d.  ftanzös. 
«▼.-Rechts  SS.  175. 176. 

1  Geigel  a.a.  0.  8.90.  n.  13. 

3  Das  gemeine  Strafrecht  Ist  noch  in  Betreff 
der  Begriffsbestimmung  des  Kirehendiebstahls 
(s.  o.  S.  170.  n.  2)  dem  kanonischen  Recht  ge- 
folgt, C.  C.  C.  art  172  ff.;  Heff  ter,  Lehrb.  d. 


Strafrechts.  6.  Aufl.  S*  ^^}  ^'  Feuerbach, 
peinliches  Recht.  14.  Aufl.  (y.  Mittermaier) 
SS-  343  ff.;  P.Hlaschins,  Art  Kirchenraub 
in  Herzogs  Real-Encyklopadie  d.  prot.  Theo- 
logie. 2.  Aufl.  7,  786. 

3  S.  243.  Nr.  1. 

^  Bedroht  mit  Zuchthausstrafe  bis  zu  zehn 
Jahren. 

5  Die  Sache  muss  also  ziun  Gebrauch  bei  der 
Verrichtung  des  Gottesdienstes  selbst  nach  dem 
vorgeschriebenen  Rituale  seitens  der  dazu  be- 
stimmten geistlichen  Personen  dienen,  also  nicht 
Tou  andeien  behufs  der  Theilnahme  am  Gottes- 
dienst, wie  z.  B.  ein  liegen  gebliebenes  Gesang- 
buch, benutzt  werden,  Bern  er,  Strafrecht.  13. 
Aufl.  8.635;  y.  Schwarze,  Kommentar  zn 
S.  243.  Nr.  1;  Rüdorf  f-Stenglein,  Kom- 
mentar. 3.  Aufl.  S.  552.  Nr.  5;  Olshansen, 
Kommentar.  2.  Aufl.  S.  900. 

®  S.  die  angeführten  Kommentare. 

7  S*  3^)  li^  sofern  die  Bestrafung  nicht  von 
einem  Antrage  abhängig  ist  und  nicht  nur  bis 
auf  3  Jahre  Gefängniss  oder  1500  Mark,  sondern 
auch  daneben  auf  Verlust  der  bürgerlichen 
Ehrenrechte  erkannt  werden  kann. 

Dass  die  durch  den  Eigenthümer  vorgenom- 
mene Beschädigung,  wenn  sie  sich  nicht  als  eine 
öffentliche  Beschimpfung  darstellt,  immer  straf- 
frei ist,  so  Friedberg  a.  a.  0.  S.410,  erscheint 
unrichtig,  denn  auch  der  Eigenthümer  kann  un- 
ter Umständen  rechtswidrig  handeln,  Bern  er 
a.  a.  0.  S.  596,  und  Rüdorff-Stenglein 
a.  a.  0.  S.  696.  n.  2. 

8  S*  3^*  '^uoh  die  fahrlässige  Brandstiftung 
wird  bestraft,  S-  ^09. 
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I.  Die  Hierarchie  und  die  Leitung  der  Kirche  durch  dieselbe. 


[§.  207. 


IV,  Die  Verwaltung  des  übrigen  Kultus.  ^ 

§.  207.    1.  Die  Messet. 

I.  Einleitung.  Den  Mittelpunkt  des  katholischen  Gottesdienstes  bildet  die 
Messe  3,  die  unblutige  Erneuerung  des  Opfertodes  Christi,  welche  der  Priester  sowohl 
als  Stellvertreter  Christi^,  wie  auch  zugleich  im  Namen  der  Elrche  yomimmt,  indem 
er  bei  der  Feier  Weizenbrod  und  Traubenwein  durch  die  Konsekration  in  den  Leib 
und  das  Blut  Christi  verwandelt^  und  damit  beides  Gott  als  Opfer ^  zur  stetigen 


1  Der  BegT&bnisBgotteftdlenst,  welcher  Tielfach 
in  den  Darstellungen  dee  Kirchenrechts  in  diesem 
Zusammenhange  unter  gleichzeitiger  Bespre- 
chung des  Begräbnisses  überhaupt  behandelt 
wird,  ist  absichtlich  hier  übergangen.  Er  ist  in 
das  II.  Buch  in  die  Lehre  you  den  Rechten  der 
Kirchenmitglieder  yerwiesen. 

2  Gavantl,  thesaur.  sacr.  rltuum  seu  comm. 
In  rubricas  mlssalis  et  brevlarlL  Bomae  1628 ; 
ed.  M er a t u 8  Rom.  1736  ff.  2  tom. ;  Bocquil- 
lot|Laz.Andr.,  tralt^  historlque  de  la  Uturgle 
sacrtfe  ou  de  la  messe.  Paris  1701;  Jo.  Card, 
d  e  B  0  na  de  sacrlflclo  mlssae.  Colon.  1715.  Mech- 
lin.  1826.  Paris  1846  ^Benedict  XIY.  de  sacros. 
mlssae  sacrlflclo  librl  In  den  Ausgaben  seiner 
Werke  (auch  Patay.  1746  u.  bei  Mlg  n  e,  theolog. 
cursus  compl.  t.  23);  J.  B.  Hirscher,  mlssae 
genulnam  notionem  eruere  elusque  celebrandl  rec- 
tarn  methodum  monstrare  tentavlt,  Tublng.  1821 ; 
J.  A.  Rothermundt,  d.  Opfer  des  N.  B.  nach 
Schrift  und  Tradition.  Landshut  1826 ;  A.  G  rau, 
histor.  dogmat.  Untersuchung  üb.  die  Natur  des 
Messopfers  oder  In  wie  weit  die  Messe  ein  Opfer. 
Köln  1830;  F.  J.  Anthony,  praxls  ss.  ritaum 
et  caeremonlarum,  qulbus  in  missae  sacrlflclo  ec- 
olesla  ntitur.  Monaster.  1831;  Schmld,  Fr.  X., 
Messopfer,  Messapplikation  und  Messstipendien. 
Passau  1834;  Seitz,  d.  Amt  des  h.  Messopfers 
in  dessen :  Das  Recht  des  Pfarramtes.  Bd.  II.  (Re- 
gensburg 1841)  Abth.  2.  S.  89  ff. ;  Marlan. 
Verhoeven,  dlss.  can.  de  sacrlflclo  mlssae. 
LoTan.  1842;  J.  Kössing,  Uturg.  Erklärung d. 
h.  Messe.  Villingen  1843.  3.  Aufl.  Regensburg 
1869;  Mar.  del  Monte,  expositio  s.  mlssae 
atque  rubricarum  seu  catechlsmus  liturgicus  luxta 
dlctata  R.D.  J.  Mohren,  Aug.  Trever.  1844; 
Ant  Etzlnger,  conspect.  rltuum  in  mlssa  tam 
prlvata  quam  solemul.  RatiBbon.1844 ;  F.  Pr ob s  t, 
Verwaltung  d.  Eucharistie  als  Opfer.  Tübingen 
1856.  2.  Aufl.  1867;  F.  P,  v.  de  Bürgt,  de  ce- 
lebrat.  mlssar.  fragm.  iur.  can.  Utrecht  1871 ; 
Nik.  Gihr,  d.  h.  Messopfer  dogmatisch ,  litur-» 
gisch  u.  ascetisoh  erklart.  Freiburg  1.  Br.  1877. 
3.  Aufl.  1884  (wo  S.  IX.  noch  weitere  Literatur 
angegeben  ist);  Düx  in  Wetzer  und  Weite, 
Kirchenlexikon,  1.  Aufl.  7,  83  ff.;  H.  £.  Steitz 
in  Herzogs  Real  -  Encyklopädie  f.  protest.  Theo- 
logie 2.  Aufl.  9,  620  ff. 

8  Von  mlssa ,  ursprünglich  soviel  wie  mlssio, 


dimisslo,  Entlassung.  Das  Wort  wurde  ftfiber 
Jedem  der  beiden  ältesten  Hauptabschnitte 
des  Gottesdienstes,  dem  ersten,  bestehend  im 
Vortrag  der  Schrift ,  der  Unterweisung  und  Ge- 
beten, nach  welchem  alle  noch  nicht  in  die  Ge- 
meinde aufgenommenen,  insbesondere  die  Kate- 
chumenen  entlassen  wurden,  mlssa  eaUchumenc- 
rum,  c.  67  (Stat  eecles.  antlqu.)  Dist.  I.  de  con- 
secr.,  und  dem  zweiten,  dem  Abendmahlsgottes- 
dlenst  der  Gläubigen,  miaaa  fidelium ,  beigelegt, 
Probst,  Liturgie  d.  drei  ersten  christL  Jahrh. 
S.35a  366;  Alt  d.  christliche  Cultus  S.  161  ff. 
Gihr  S.  313.  Andere  leiten  es  von  dem  hebräi- 
schen Missah  (Opfer)  ab.  Vgl.  A.  Müller, 
Lexikon  des  K.  R.  2.  Aufl.  4,  81;  Pachmann, 
K.  R.  2,  455.  n.  d. 

*  Denn  nach  katholischer  Lehre  wird  in  der 
Messe  nicht  nur  Christus  geopfert,  sondern  er  Ist 
auch  der  Opfernde,  welcher  allerdings  die  Hand- 
lung nicht  selbst,  wie  am  Kreuze,  sondern  durch 
den  Priester  vollzieht,  G  i  h  r  S.  98  ff. 

s  Trid.  Sess.  XXII.  dootr.  de  sacrlf.  mlssae 
c.  1.  2;  de  sacrlf.  mlssae  can.  1.  2. 

0  Die  Messe  besteht  aus  drei  wesentlichen 
Theilen  1.  der  auf  das  Opfer  vorbereitenden 
Handlung,  der  Darbringung,  offertorium,  wo- 
durch die  Materie  des  Opfers  von  dem  profanen 
Gebrauch  ausgeschieden  und  mit  Rücksicht  auf 
die  vorzunehmende  Konsekration  Gott  darge- 
bracht wird ,  2.  der  Konsekration ,  wodurch  die 
Transsubstantiation  bewirkt  vrlrd ,  demjenigen 
Thell,  dessen  Mittelpunkt  der  Canon  ist,  und 
endlich  3.  der  communtoo.sumlio,  demGenieasen 
des  Opfers  dnrch  den  celebrirenden  Priester, 
Probst,  Eucharistie  als  Opfer  S.  179 ff. ,  Gihr 
S.  328  ff.  Wenngleich  der  letztere  die  von  ihm 
konsekrirten  Opfergaben  (ausser  bei  der  e.  g. 
misia  praeaanctificatorum  am  Oharf\reltag)  ge- 
nlessen  muss,  so  besteht  doch  in  der  katholiachen 
Kirche  darüber  eine  verschiedene  Auffassung,  ob 
die  Kommunion  mit  der  Konsekration  das  Wesen 
der  eucharistisohen  Opferhaudlung  ausmacht  oder 
ob  dieselbe  schon  mit  der  Konsekration  allein 
vollzogen  und  die  Kommunion  des  Priesters  nur 
zur  Integrität  oder  Vollständigkeit  des  eucha- 
ristischen  Opfers  gehört  Das  letztere  ist  die 
herrschende  Meinung,  Probst  S.  181,  Qihr 
S.102. 
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neaen  Sttlme  ftir  Lebende  und  Todte  ^  darbringt.  Dieses  Opfer  ist  ein  Anbetungs-  ^y 
Dank-^  vor  AUem  aber  ein  SObn-  (oder  YersOhnnngs»^)  und  Bitt-Opfer. 

Als  Sflhnopfer  hat  die  Messfeier  sflndentilgende  Kraft,  d.  h.  sie  wendet  den 
Hellsehen  die  am  Erenze  geleistete  Oenngthnnng  zn ,  in  der  Weise ,  dass  sie  zwar 
die  schweren  Sünden  nicht  direkt  tilgt,  aber  die  strafende  Gerechtigkeit  Gottes  gegen- 
Aber  dem  Sünder  entwafinet,  die  göttliche  Gerechtigkeit  versöhnt  and  die  Strafe  der 
Entziehung  der  göttlichen  Gnade  abwendet^,  sodann  die  znm  Erlass  der  leichten 
Stbkden  erforderte  renmüthige  Gesinnung  und  bussfertige  Stimmung  erweckt^,  end- 
lich dass  sie  den  Nachlass  der  zeitlichen  Strafen ,  welche  nach  Vergebung  der 
schweren  und  Usslichen  Sünden  in  dieser  Welt  oder  im  Fegefeuer  noch  abzubüssen 
und,  bewirkt  7. 

Als  Bittopfer  hat  die  Messe  auf  Grund  der  Verdienste  und  der  aktuellen  Inter- 
Tcation  Christi  die  Kraft,  die  Güte  und  die  Freigebigkeit  Gottes  zur  Spendung  der 
nummg&chsten  Gnaden  und  Wohlthaten  zu  bewegen  ^.  Als  solches  kann  sie  die 
Gnadenhülfe  Gottes  erwirken,  damit  der  in  schweren  Sünden  befangen  gewesene 
Mensch  Busse  tiiue,  sich  bekehre  und  das  Leben  der  Gnade  wieder  erlange^.  Aber 
dl  die  Messe  als  Bittopfer  ein  sachliches  Gebet  ist,  insofern  Christus  selbst  bei  seiner 
Opferung  Fürsprache  für  die  Menschen  einlegt,  so  kann  sie  wie  das  Gebet  ^<^  den  letz- 
teren auch  alle  Güter  ^^ ,  also  die  der  Gnadenordnung  angehörenden  übernatürlichen 
und  geistliehen  i^,  sowie  die  zeitlichen  i^,  insofern  sie  in  Beziehung  zur  ewigen  Selig- 
kdt  stehen  >*,  yermitteln. 

Die  Segnungen,  welche  das  Messopfer  vor  Allem  in  seiner  Eigenschaft  als  Sühn* 
snd  Bittopfer  den  Menschen  vermittelt,  werden  diQ/ruchu  aacrtficii  genannt  ^^.  Unter 
diesen  unterscheidet  die  katholische  Kirche  ^^  Aenfrucius  generalis  oder  generaHssimue^ 
d.  h.  die  allgemeine  Frucht,  welche  aus  jedem  Messopfer  ftlr  die  Gesammtwohlfahrt 
der  Kirche  entspringt,  den  fruclue  specialis,  die  besondere  Frucht,  welche  den  der 
Messfeier  in  würdiger  und  andächtiger  Weise  beiwohnenden  Gläubigen  daraus  er- 
wächst, ien/rucius  spedaUssimus  oder  individualis,  diejenige,  welche  für  den  in  ge- 
bflhrender  Weise  opfernden  Priester  entsteht,  endlich  dQnfruchu  nUnisteriaUs  oder 


1  Trid.  1.  c  c.  2  u.  can.  S. 

*  WeU  du  Opfer  leiner  Natu  und  Bestim- 
mag  nach  ein  Akt  doi  Anbetung  und  Yerherr- 
lichug  Gottes  Ist,  Gib i  S.  133. 

«GihrS.  139. 

*  Trid.  1.  c.  c.  2  n.  can.  3 ;  Gatechism.  roman. 
P.  II.  c.  4.  qn.  62  n.  1 :  „8ed  veze  propitiatoriam 
iaaificilim,  quo  dena  nobis  placatna  et  propitina 
reddatnr^. 

^  Tild.  1.  e.  c.  2 :  ^Hnina  qnippe  oblatione 
fltcatna  dominna  gratlam  et  donum  poenltentiae 
eoncedena,  crimina  et  peccata  etiam  Ingentia  dl- 
mittlt";  Catech.  roman.  1.  c.  qa.  54  n.  1  :  „nt 
eedeaia  perpetnnm  sacrlflcinm  baberet,  qno  pec- 
cata noatra  explarentar  et  coeleatiB  pater  ace- 
ImhuM  Boatria  saepe  graviter  offensua  ab  Ira  ad 
nisezicordlam ,  a  justae  animadYerBionis  severl- 
täte  ad  clementiam  tradnceretnr".  Gihr  S.  142  ff. 

*  Trid.  L  c.  e.  i :  nt . . .  rellnqneiet  sacriflcium 
atqae  illiiu  aalntaria  virtna  In  remiaslonem  eo- 
nrn,  qoae  a  nobis  quotidie  committantnr,  pec- 
cMonun  appUcaretiii^;  Gihr  S.  146. 

7  Trid.  1.  c.  c.  2 :  „non  aolmn  pro  fldeliom  vi- 


yorum  peccatis ,  poenis ,  satisfactlonlbus  et  alÜB 
neceasitatlbns ,  sed  et  pro  defunctia  In  Christo 
nondum  ad  plenum  purgatis  rite  iaxta  apostolo- 
mm  traditlonem  offertur",  nnd  can.  3;  Gihr  S. 
147.  Als  unbekannt  gilt  es  nach  der  katholischen 
Lehre,  in  welchem  Grade  nnd  Umfange  jedesmal 
diese  Strafen  getilgt  werden,  als  sicher,  dass 
durch  eine  Messe  nicht  die  Strafe  ganz  und  voll- 
ständig gehoben  wird,  a.  a.  0.  S.  148. 

»  Gihr  S.  143. 

0  S.  Anm.  6. 

10  D.  h.  per  modum  orationis  oder  impetra- 
tionis.   Tgl.  Gihr  S.  153. 

11  S.  Trid.  L  0.  0.  2 :  „pro  aliis  necessitotibus" 
und  can.  3. 

13  Z.  B.  die  TerscMedeBen  Tugenden,  gute 
Werke. 

18  Wie  Gesundheit. 

14  Ueber  die  Frage,  ob  und  in  wie  fern  diese 
impetratorischen  Wirkungen  unfehlbar  eintreten, 
B.  GihrS.  163. 

15  GihrS.  169. 

16  Bd.  II.  S.  295.  Anm.  1. 

12* 
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msdiusy  d.  h.  die  Fracht  Ar  diejenigen,  für  welehe  der  Priester  als  Stellvertreter 
Christi  in  specieller  Weise  das  Opfer  feiert,  welchen  er  dnrch  seine  Intention  die 
Frucht  des  Opfers  besonders  znwendet,  d.  h.  Air  welche  er  applicirt^ 

n.  Allgemeine  Regeln  in  Betreff  der  Messfeier.  1.  Die  Befähigung 
und  das  Recht  znr  Celebrirnng  der  Messe.  Fähig,  die  Messe  gültig,  d.h. 
mit  den  ihr  nach  der  Lehre  der  Kirche  zukommenden  Wirkungen  zu  feiern ,  ist  nur 
ein  gflltig  ordinirter  Priester,  d.  h.  ein  Presbyter  oder  Bischof^. 

Erlaubter  Weise  kann  ein  solcher  aber  die  Messe  nur  feiern,  wenn  er  aueh  in 
jeder  Beziehung  erlaubter  Weise  ordinirt',  nicht  nachher  irregulär  geworden  ist^, 
nicht  der  Exkommunikation,  dem  Personal-Interdikt,  der  Buspension  ab  ordine  oder  ab 
ofiBcio  unterliegt^,  und  nicht  die  Strafe  der  Deposition  oder  Degradation  erlitten  hat^ 

Ausserdem  muss  er  entweder  kraft  des  ihm  übertragenen  Amtes,  z.  B.  des  Pfarr- 
Amtes '',  die  Berechtigung  zur  Feier  der  Messe  besitzen  oder  von  seinem  Ordinarius 
die  Erlaubniss  dazu ,  die  s.  g.  Messlicenz,  erhalten  haben  ^.  Insbesondere  dürfen 
fremde  und  unbekannte  Priester  nur  zugelassen  werden,  wenn  sie  litterae  oommen- 
datitiae  ihres  Ordinarius  (Zeugnisse  über  ihre  Ordination ,  ihre  Personalien  und  ihre 
Qualifikation)  beibringen  ^.  Die  Erlaubniss  zum  Celebriren  hat  ihnen  der  Bischof 
oder  sein  Stellvertreter,  der  General-Vikar,  zu  ertheilen^^.  Doch  ist  partikularrecht- 
lich gewöhnlich  den  Pfarrern,  in  deren  Parochie  sie  Messe  lesen  wollen,  das  Recht 
dazu  gewährt,  wenn  es  sich  nur  um  ein  einmaliges  oder  auch  mehrmaliges  gelegent- 
liches Celebriren  während  eines  kürzeren  Zeitraumes  (z.  B.  von  8  Tagen)  handelt,  und 
dieselben  sind  gleichzeitig  ermächtigt,  von  der  Vorlegung  des  Zeugnisses  abzusehen,  falls 
sie  den  fremden  Priester  als  tauglich  kennen  ^^    Selbst  die  exemten  Regularen  kann 


i  Die  Macht  und  das  Recht  dazu  erwirbt  dei 
Priester  durch  die  ihm  vermittelst  der  Ordina- 
tion übertragene  Weihegewalt. 

2  c.  1  (Later.  IV.  1216)  %,  3.  X.  de  summ, 
trin.  I.  1;  Trid.  1.  c.  c.  1.  u.  can.  2,  b.  auch 
Bd.  I.  S.  1.  Wegen  der  Folgen  der  CelebratLon 
durch  Laien  oder  durch  Kleriker  niederer  Weihe- 
grade 8.  a.  a.  0.  S.  61.  Häretische,  schisma- 
tlBche,  abgesetzte  Priester  celebriren  dagegen 
gültig,  wenn  auch  unerlaubt. 

8  Bd.  I.  S.  7  ff. 

*  Bd.  I.  S.  9  ff.  11  ff. 

5  Bd.  I.  S.  62  ff.  Wegen  der  excommunicatio 
minor  s.  a.  a.  0.  S.  9.  n.  6. 

«  Bd.  I.  S.  53. 

^  Bd.  IL  S.  294. 

8  Pas  folgt  daraus ,  dass  der  Ordinirte  durch 
die  Ordination  nur  die  Befähigung  zur  Aus- 
übung der  Weihegewalt,  also  auch  des  Messe- 
lesens  erlangt ,  und  ihm  die  Berechtigung  dazu 
allein  durch  den  Ordinarius ,  in  dessen  Diocese 
Niemand  ohne  seine  Genehmigung  geistliclie 
Funktionen  ausüben  darf,  gewährt  werden  kann, 
Bd.  n.  S.  40. 41. 43.  Einzelne  Partikularsynoden 
schreiben  dies  auch  ausdrücklich  Tor,  s.  z.  B.  die 
Neapolitaner  Diöcesansynode  v.  1882,  Arch.  f. 
kath.  K.  R.  61.  58.  59.  In  manchen  deutschen 
Diöcesen  erhalten  die  neuen  Priester,  welche 
erst,  nachdem  sie  das  Kurat-Examen  abgelegt 
haben,  ordlnirt  werden,  sofort  die  Approbation 
pro  cura  und  damit  auch  die  Berechtigung,  Messe 
zu  lesen ,  s.  Bd.  III.  S.  3  und  Gerlach,  Pader- 
bomer  Diöcesanrecht.  2.  Aufl.  S.  17. 


«  c.  1  (Alex.  III.)  X.  de  cleric  peregr.  I.  22 
schreibt  unter  Berufung  auf  c.  1  (Pseudo-Silv.) 
Dist.XCyin  vor,  dass  clerici  transmarini  nnd  in 
remotis  ordinati  von  5  Bischofen  besiegelte 
Zeugnisse  beibringen  sollen.  Dies  ist  durch 
Trid.  Sess.  XXIII.  c.  16.  de  ref. :  „Nullus  prae- 
terea  clericus  peregrinus  sine  commendatitiis 
sui  ordinarii  literis  ab  ullo  episcopo  ad  divioa 
celebranda  et  sacramenta  administranda  admitta- 
tur"  aufgehoben ,  so  auch  Relffenstuel  ins 
canon.  I.  22.  n.  4.  Dadurch  ist  gleichzeitig  c  3. 
X.  eod.  tit. ,  welches  unter  umständen  das  pri- 
vate, aber  nicht  öffentliche  Celebriren  ohne 
Vorlegung  des  Zeugnisses  tolerirt,  beseitigt. 
Die  von  den  älteren  behandelte  Frage,  wie  beim 
Verlust  des  letzteren  der  Beweis  für  die  Quali- 
fikation zu  führen  sei ,  ist  unpraktisch ,  da  sich 
unter  den  heutigen  Yerhältnissen  der  Geistliche 
leicht  ein  neues  Zeugniss  verschaffen  oder  durch 
telegraphische  Rückfragen  legitimiren  kann. 

10  Trid.  1.  c.  Näheres  enthalten  die  partiku- 
lären Anordnungen,  s.  Dumont,  Sammig.  d. 
kirchl.  Erlasse  f.  d.  Erzdiöcese  Köln  S.  312; 
V.  Vogt,  Samml.  kirchl.  Verordn.  f.  Rottenburg 
S.  33;  Provinz. -Konzilien  v.  Wien  1858,  Prag 
1860,  coli.  conc.  Lac.  5,  156.  167.  463.  557; 
Auch  1861,  1.  c.  4,  1195;  Urbino  1859  und  Ra- 
venna  1856,  1.  c.  6,  18.  171;  Diöces.-S7n. 
Neapel  1882,  Arch.  f.  kath.  K.  R.  öl.  69,  nnd 
New- York  1882,  a.  a.  0.  S.  264. 

ii  S.  die  Anführungen  in  der  vor.  Anm.  Mit- 
unter ist  auch  den  Dekanen  die  Befugniss  über- 
tragen, in  weiterem  Umfange  als  die  Pfarrer  die 
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der  Bischof  unter  Androhnsg  von  Gensuren  und  Strafen  hindern,  fremde  Geistliche 
ohne  den  erwähnten  Ausweis  in  ihren  Kirchen  die  Messe  lesen  zu  lassen  ^ 

Regularen,  welche  ausserhalb  der  zu  ihrem  Orden  gehörigen  Kirchen  celebriren 
▼ollen,  haben  ausser  ihrer  Ordinations-Ürkunde  das  erforderliche  Zeugniss  seitens 
ihrer  Ordensoberen  beizubringen^. 

Derjenige  Priester ,  welcher  nach  den  vorstehenden  Ausführungen  an  sich  zum 
Messelesen  berechtigt  ist,  darf  endlich  nur  dann  von  seiner  Befugniss  Gebrauch 
machen,  wenn  er  sich  im  Zustande  der  Gnade  befindet'.  Deshalb  sollen  die  Ordi- 
narien allen  Priestern,  von  welchen  es  notorisch  und  allgemein  bekannt  ist ,  dass  sie 
schwere  Vergehen  begangen  haben,  die  Celebration  verbieten^.  Femer  hat  jeder 
Priester,  welcher  sich  einer  Todsünde  bewusst  ist,  ehe  er  die  Messe  celebrirt,  vorher 
za  beichten  ^  und  die  Absolution  zu  empfangen ,  ausgenommen ,  wenn  ihm  bei  drin- 
gender Nothwendigkeit ®  die  Möglichkeit  fehlt,  einen  Beichtvater  anzugehen^,  in 
welchem  Falle  er  die  sakramentale  Beichte  nachher,  sowie  eine  Gelegenheit  sich 
bietet,  abzulegen  verpflichtet  ist  ^. 


ErUabnlBs  zu  ertheilen,  z.  B.  Wien  and  Prag 
&.  a.  0.  Völlig  unbekannte  Priester  dürfen  aber 
niemals  zugelassen  werden,  Trid.  Sess.  XXII. 
deer.  de  obs.  in  celebr.  miss. 

*  Denn  das  Trid.  decr.  de  observ.  in  celebr. 
Bitt.  berechtigt  die  Oxdinarien,  die  betreffenden 
Vorschriften  nicht  nnr  in  dieser  ihrer  Eigenschaft, 
Boadern  „etiam  nt  delegati  sedis  apostolicae"  (s. 
Bd.  I.  S.  177)  zur  Dorchführung  zu  bringen,  also 
selbst  arbiträre  Strafen  anzudrohen,  Benedict 
XIV.  de  syiL  dioec  IX.  13.  n.  5,  und  die  dort 
dtirten  Entsch.  d.  Congr.  conc.  Allerdings  be- 
darf es  aber  stets  dazn  des  Erlasses  einer  be- 
sonderen  Anordnung  der  Bischöfe  oder  auch  des 
Ph»vinziaUonzUe8,  s.  Bd.  HI.  S.  637.  645.  Ohne 
eine  solche  ist  zwar  die  Zulassung  unbekannter 
GeistUchen  nach  demTridentinum  nicht  gestattet, 
aber  dann  genügt  schon  die  Erlaubniss  der 
Oidensoberen  und  die  Beibringung  des  erforder- 
lichen Zeugnisses  des  Ordinarius  über  die  Weibe. 

'  Denn  diese  haben  für  sie  die  Stellung  der 
Ordinarien.  S.  auch  const.  Benedict.  XIY. : 
Apostolicum  mlnlsterium  ▼.  30.  Mai  1763  (für 
die  anglikanischen  Missionen)  $.  6.  Bull,  eins  4, 
42:  „Porro  huiusmodi  praescriptum  (Trid.  Sess. 
Xllll.  c.  16  cit.)  reguläres  etiam  respicit,  quo- 
ties  extra  dioeceslm  versantur ,  in  qua  ad  sacros 
oidine«  promoti  fuere,  perindeque  susceptum  or- 
dioem  exercere  minime  possunt,  praesertlm  in 
ecclesiis,  qnae  ad  propriam  sodalitatem  non 
tpertant ,  nlsi  prius  eplscopis  aut  Ticariis  gene- 
lalibus  aut  foianeis  superiorum  suornm  docu- 
meotaproferant,  quibus  et  obtenti  ordinls  testl- 
monlom  et  libertas  ab  omni  cauonico  impedi- 
mento  irregularitatis  Tel  suspensionls  perspecta 
flat*'.  Das  gilt  selbst  für  fremde  Regalaren, 
«eiche  in  den  Kirchen  eines  anderen  Ordens  als 
des  eigenen  celebriren  wollen ,  und  daher  kann 
die  zu  Anm.  1  gedachte  Anordnung  betreffs  der 
voTgängigen  Erlaubniss  des  Bischofs  auch  auf 
solche,  selbst  wenn  sie  dem  Kloster,  wo  sie  fun- 
giren  wollen,  bekannt  sind,  ausgedehnt  werden, 
LaochBouix,  tract.  de  iure  regulär.  2,  189. 
Dagegen  ist  der  Bischof  nicht  berechtigt,  in  Be- 


treff der  fremden  Regulären  desselben  Ordens 
eine  derartige  Verordnung  zu  erlassen.  Wenn- 
gleich die  citirte  const.  dafür  zu  sprechen  scheint, 
so  heisst  es  doch  in  der  allgemeinen  Encyklika 
Benedikts  XIY.  Quam  grave  t.  2.  August  1757. 
$.  12.  L  c.  p.  234 :  4ioet  non  oporteat  episcopum 
solicitum  esse  de  regularibus,  qui  in  propriis 
ecclesiis  missas  celebrare  Intendant,  quum  eius 
rei  oura  reservata  sit  eoram  superioribus  regula- 
ribus". Das  entspricht^  auch  der  herrschenden 
Praxis,  s.  Bouix  1.  c.  p.  190. 

3  Probst ,  Eucharistie  als  Opfer  S.  67. 

^  Trid.  Sess.  XXII.  decr.  de  obs.  in  celebr. 
miss. :  „Neminem  praeterea,  qui  publice  et  no- 
torie  crimiiiOBUs  sit,  aut  sancto  altari  minlstrare 
aut  sacris  Interesse  permittant"  (ordinarii). 

^  L.  c.  Sess.  XIII.  decr.  de  euchar.  sacr.  o.  7. 
Die  Beichte  lässlicher  Sünden  ist  nicht  absolut 
erforderlich.  Für  den  Priester  muss  die  Pflicht, 
im  Gegensatz  zu  der  der  Gläubigen,  die  sakra- 
mentale Beichte  vor  dem  Empfang  der  Eucha- 
ristie abzulegen  (s.  o.  S.  79),  als  Rechtspflicht 
erachtet  werden ,  denn  der  Priester  begeht  beim 
Zuwiderhandeln  eine  Todsünde,  handelt  also 
gegen  seine  Amtspflicht  und  kann  disziplinarisch 
deswegen  vom  Bischof,  welcher  nach  Trid.  Sess. 
XXIIL  decr.  cit.  für  eine  würdige  Feier  der 
Messe  sorgen  soll,  bestraft  werden. 

8  Z.  B.  wegen  Todesgefahr  oder  wenn  die 
Unterlassung  des  Messelesens  ein  schweres  Aer- 
gerniss  geben  würde. 

^  Trid.  Sess.  XIII.  c  7  cit.  Das  blosse  Nicht- 
Yorhandensein  eines  Belchtyaters ,  bei  welchem 
der  Priester  zu  beichten  Torzieht ,  genügt  nicht, 
wohl  aber  eines  solchen ,  welcher  von  der  reser- 
virten  Todsünde  zu  absoMren  berechtigt  ist. 

^  Trid.  1.  c.  Auch  diese  Pflicht  muss  für  eine 
Rechtspflicht  erachtet  werden  (s.  Anm.  6).  Vgl. 
die  Ton  Alexander  YII.  nach  dem  Dekret  y.  18. 
März  1666  verurtheilten  Sätze,  Bull.  Taurin.  17, 
427.,  n.  38  :  „Mandatum  Tridentini  factum  (sa- 
cerdoti  sacriflcanti  ex  necessitate  cum  peccato 
mortali)  confltendi  quamprimum,  est  consilium, 
non  praeceptum''. 
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2.  Die  Pflicht  zur  Celebrirnng  der  Messe.  Eine  Pflicht,  die  Messe  zn 
celebriren,  besteht  znnächst  für  alle  diejenigen,  welchen  ihr  Amt  oder  die  von  ihnen 
verwaltete  kirchliche  Stellang  eine  solche  Verbindlichkeit  auflegt,  und  zwar  in  dem 
Umfange,  in  welchem  die  Feier  der  Messe  dnrch  die  Gottesdienstordnnng  an  der  be- 
treffenden Kirche  geboten  ist  K 

Ferner  ist  jeder  Priester ,  welcher  weder  ein  Amt  noch  eine  Stellung  der  er- 
wähnten Art  versieht,  lediglich  kraft;  seines  priesterlichen  Ordos  nach  göttlichem 
Recht  verbunden ,  das  Messelesen  nicht  andauernd  zu  unterlassen^,  nach  mensch- 
lichem Rechte  aber  auch  verpflichtet,  mindestens  drei  oder  vier  Mal  im  Jahre ,  falls 
er  nicht  durch  einen  triftigen  Grund  verhindert  ist,  die  Messe  zu  celebriren^.  Die 
Bischöfe  sollen  zwar  daraufhalten,  dass  jeder  Priester  wenigstens  an  allen  Sonntagen 
und  allen  hohen  Feiertagen  celebrirt^,  aber  sie  sind  nicht  befugt,  dies  durch  die 
Strafen  und  Censuren  zu  erzwingen^.  Noch  viel  weniger  besteht  eine  Rechtsver- 
pflichtung für  den  einfachen  Priester ,  an  jedem  Tage ,  an  welchem  dies  zulässig  ist, 
eine  Messe  zu  lesen ^.   Und  dasselbe  gilt  auch  in  Betreff  der  Bischöfe^. 

Endlich  kann  auch  durch  Willenserklärung  des  Priesters  eine  Rechtspflicht  zum 
Celebriren  von  Messen  begründet  werden,  sei  es  durch  Uebereinkunft  mit  einem  Pri- 
vaten, sei  es  durch  Uebernahme  einer  dem  ersteren  in  einer  letztwilligen  Verfügung 
gemachten  desfallsigen  Auflage  \ 

3.  Die  Applikation  der  Messe.  Da  durch  die  Messe  der  fructus  ministe- 
rialis  oder  medius^  demjenigen,  für  welche  sie  der  Priester  darbringt,  zugewendet 
werden  kann,  so  fragt  es  sich,  für  welche  Personen  überhaupt  die  Applikation  vor- 
genommen werden  darf. 

Gültig  kann  die  Messe  dargebracht  werden  für  alle,  welche  der  Wirkung  des 


^  So  z.  B.  für  die  Pfarrer  und  ihre  GehQlfen, 
8.  Bd.  II.  S.  295.  320,  für  die  Kapitel  a.  a.  0. 
S.  141,  und  für  diejenigen  Priester ,  welche  ein 
Messbeneflzinm  besitzen ,  a.  a.  0.  S.  322.  394. 
Vgl.  ferner  auch  Bd.  UI.  S.  242.  n.  4. 

2  Selbst  das  ist  nicht  unbestritten.  Die  herr- 
schende Meinung  bejaht  es  aber  unter  Berufung 
aaf  Hebr.  V.  1 ;  Luc.  XXII.  19.  u.  Trid.  Sess. 
XXII.  c.  1.  u.  can.  2,  indem  sie  die  Nichtbeach- 
tung der  Vorschrift  für  eine  Todsunde  erklärt, 
Benedict.  XIV.  de  sacrif.  miss.  III.  1; 
Probst,  Eucharistie  als  Opfer  S.  43. 

3  Dafür  beruft  man  sich  auf  c.  9  (Innoc.  III.) 
X.  de  celebr.  miss.  III.  41 :  „. .  .  Sunt  et  alil 
qul  missarum  solennia  Tix  celebrant  quater  in 
anno  .  . .  Haec  igitur  et  similia  sub  poena  saa- 
pensionis  penitus  inhibemus^ 

4  Trid.  Sess.  XXIII.  c.  14  de  ref. 

5  Also  eine  Rechtspflicht  festzusetzen.  So  hat 
mit  Rücksicht  darauf,  dass  das  Trid.  1.  c.  nur  die 
Worte:  „curet  episoopns"  braucht,  die  Oongr. 
conc.  nach  Fagnan.  ad  c.  9.  X.  cit.  n.  14  ent- 
schieden. In  Uebereinstimmung  damit  sprechen 
die  neueren  Provinzialkonzilien  auch  nur  dahin 
gehende  Ennahnungen  aus,  s.  Gran  1863,  coli, 
conc.  Lac.  5,  22;  Urbino  1869;  Ravenna  1866, 
1.  c.  6,  16.  199.  Selbst  Prag  1860 :  „in  yirtute 
s.  conc.  Trid.  compellamus",  1.  c.  6,  462,  kann 
nichts  anderes  bedeuten,  weil  es  auf  das  Triden- 
tinum  Bezug  nimmt. 


6  c.  11  (Alex.  UI.)  X.  de  praeb.  III.  6  beweist 
dies  nicht,  denn  es  handelt  von  einer  besonderen, 
einer  Präbende  gemachten  Auflage.  Uebrigens 
besteht  kein  Zweifel  darüber.  Es  wird  nur  als 
wünschenswerth  betrachtet ,  dass  jeder  Priester, 
wenn  angänglich,  täglich  die  Messe  celebrirt, 
Benedict.  XIV.  1.  c.  c.  2,  s.  auch  z.  B.  ProT.- 
Syn.  V.  Westminster  1852,  coli.  Lac.  3,  930. 

7  c.  12  (Honor.IU.)X.in.41  erklärt  das  Feiern 
einer  taglichen  Messe  für  durchaus  hinreichend, 
„nam  et  valde  fellx  est,  qul  celebrat  digne  unam", 
u.  c.  12  (Bonifac.  VIII.)  in  VIto  de  priril.  V.  8 
schreibt  nur  vor,  dass  der  Bischof  täglich  die 
Messe  lesen  oder  ihr  anwohnen  solL  S.  auch 
unten  zu  III.  G.  1. 

s  Hier  handelt  es  sich  nicht  um  eine  öffentlich 
rechtliche  Pflicht.  Allerdings  haben  die  Geiit- 
lichen  die  allgemeine  öftentlichrechtliche  Pflicht, 
auch  für  die  privaten  religiösen  Bedürfnisse  der 
Gläubigen  die  heiligen  Handlungen  zu  spendeiL. 
Sie  dürfen  daher  nicht  schlechthin  das  Verlangen, 
eine  Messe  zu  celebriren,  zurückweisen,  aber 
die  Verbindlichkeit,  eine  bestimmte  Messe  zu 
lesen,  ist  damit  nicht  gegeben.  Diese  begründet 
erst  die  In  der  Annahme  des  Stipendiums  lie- 
gende Uebereinkunft,  während  allerding»  das 
öffentliche  Recht  den  Priester  hindert,  eine 
solche  Uebereinkunft  willkührlich  abzulehnen. 
S.  das  Weitere  darüber  unter  III.  G.  2. 

»  S.  0.  S.  179. 
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Opfers  fthig  und  bedUrftig  sind,  also,  soweit  es  sich  um  die  Lebenden  handelt, 
fUr  die  glänbigen  Katholiken  ^ ,  mögen  sie  sich  im  Stande  der  Onade  befinden  oder 
nichts  femer  anch  für  die  In^länbigen,  die  Häretiker,  Schismatiker  nnd  Exkom- 
mnnicirten^,  und  endlich  für  die  Unglftnbigen  (Heiden,  Türken,  Jaden)  ^,  was  da- 
gegen die  Abgeschiedenen  betrifft,  nnr  für  die  Seelen,  welche  sich  im  Fegefeuer 
befinden  ^ ,  nicht  aber  für  diejenigen,  welche  schon  für  immer  verdammt  sind  ^,  end- 
lieh für  die  Seligen  nnd  Heiligen ,  welche  keiner  Gnadenhülfe  bedürfen ,  nicht  als 
Sflhnopfer,  nnd  ebensowenig  als  Bittopfer  im  eigentlichen  Sinne,  wohl  aber  als  Dank- 
opfer, nm  in  ihrem  Namen  Gott  für  die  Gnade,  welche  er  ihnen  erwiesen  hat,  zu 
danken  nnd  nm  Gott  zn  bitten ,  ihre  grössere  Verherrlichnng  anf  Erden  nnter  den 
Mensehen  herbeizuführen,  insbesondere  bei  Messen  zn  Ehren  der  Heiligen ,  nm  Gott 
anzuflehen,  anf  ihre  Fürbitte  den  Menschen  reichliche  Früchte  des  Opfers  zn  ge- 
währen nnd  nm  gleichzeitig  die  Heiligen  selbst  znr  Einlegnng  ihrer  Fürbitte  bei  Gott 
zn  bewegen  ^. 

Erlanbterweise  darf  aber  für  Unglftnbige  das  Opfer  nnr  dargebracht  werden, 
wenn  dabei  kein  Aergerniss  entsteht^,  für  Schismatiker  nnd  Häretiker  beim  Vorliegen 
der  eben  gedachten  Voranssetzung  nnr  indirekt ,  d.  h.  znr  Erlangung  ihrer  Bekeh- 
roDg^.  Bios  zn  Gunsten  des  nicht  katholischen  Landesherm  wird  eine  direkte  Ap- 
plikation tolerirt,  weil  dabei  nicht  allein  seine  Person,  sondern  auch  seine  Stellung 
als  Begent  des  Staates  und  das  Wohl  des  letzteren  in  Betracht  kommt^^. 

Sodann  ist  die  Feier  der  Messe  für  diejenigen  verboten ,  welche  sich  in  der 
grossen  Exkommunikation  befinden,  und  zwar  gilt  dies  sowohl  für  die  excommunieati 
vUandiy  wie  auch  die  tol&raü,  obschon  eine  verbreitete  Meinung  die  Applikation  für 
die  letzteren  als  erlaubt  ansieht  ^^   Dagegen  kann  die  Messfeier  für  sie  in  demselben 


1  Also  aneh  für  Kinder,  insofern  es  Bittopfer 
ut,  Analecta  ior.  ponttf.  1863.  p.  1636;  Olhr 
S.16a 

s  Das  erglebt  Txid.  Sess.  XXII.  c.  1.  2 ;  vgl. 
Ansleeta  L  c. 

'  Weil  auch  diese  sieli  in  Sünde  befinden, 
Analeeta  1.  e.  p.  1544. 

*  Von  diesen  gilt  das  vorher  Bemerkte.  An- 
ders verhält  es  sich  mit  den  Katechnmenen,  für 
welehe  die  Messe  als  Bittopfer  zulässig  ist, 
Analecta  1.  e.  p.  1537. 

6  Trid.  Seas.  XXII.  c.  2;  Sess.  XXV.  de  pur- 
gat.  Von  diesen  können  dadurch  die  Folgen  der 
Sünde ,  die  zeitlichen  Strafen ,  genommen  wer- 
den ,  weil  die  Messe  Sühnopfer  ist.  Als  Bitt- 
opfer kann  sie  ferner  auch  znr  Tröstung  der 
Seelen  beitragen. 

^  Denn  diese  sind  für  ewig  von  der  Onade 
insgetchlossen. 

^  GihrS.  173  if. 

^  Vgl.  Analecta  1.  c.  p.  1539 ;  femer  Deer. 
Gongr.  8.  off.  t.  12.  Juli  1865,  Areh.  f.  kath. 
K.  R.  37,  474 :  ^Utrum  liceat  sacerdotibas  mis- 
lam  celebrare  pro  Turcarum  vel  aliommque  in- 
fidelium  intentione  et  ab  iis  eleemosynam  pro 
missae  applieatione  aedpere?  Affirmative  dum- 
modo  noQ  adsit  scandalnm  ac  nihil  in  mlssa 
specialiter  addatnr  et  quoad  intentlonem  constet 
iiikü  mali  ant  erroris  ant  superstitionis  in  in- 
fldelibas  eleemosynam  afferentibus  subesse".    S. 


auch  GoUectanea  const.  s.  sed.  ad  usum  miss. 
Paris  1880.  p.  188.  n.  370.  371. 

»  Congr.  8.  off.  V.  19.  April  1837:  „ütrum 
possit  ant  debeat  celebrari  mlssa  ac  percipi 
eleemosyna  pro  Graeco  schismatico,  qui  enixe  oret 
atque  Instet,  ut  mlssa  applicetur  pro  ipso,  slve 
in  ecclesla  adstante  slve  extra  eccleslam  ma- 
nente  ?  luxta  exposlta  non  Heere ,  nlsl  constet 
expresse  eleemosynam  a  schismatico  praeberi  ad 
impetrandam  converslonem  ad  veram  fldem'', 
Aroh.  a.  a.  0.  u.  Collect.  1.  c.  p.  189.  n.372.  Vgl. 
auch  Th.  Specht,  die  Wirkungen  des  eucharist. 
Opfers.  Augsburg  1876.  S.  174  ff. 

10  Kober,  Kirchenbann  S.  272. 

li  So  Gihr  S.  169.  Weitere  Anführungen  bei 
Kober  S.  267.  Diese  Ansicht  ist  nicht  haltbar. 
Sie  stützt  sich  auf  die  Bulle  Martins  V. :  Ad  vi- 
tanda.  Durch  dieselbe  ist  aber  die  Rechtsstellung 
der  Exkommunicirten  als  solcher  nicht  geändert, 
vielmehr  nur  für  die  übrigen  Gläubigen  eine 
Erleichterung  in  Betreff  des  Verkehrs  mit  den 
vitandi  herbeigeführt  worden.  S.  die  ausführ- 
liche Erörterung  der  Frage  bei  Kober  a.  a.  O. 
S.  268  ff. 

Das  gilt  selbst  von  dei^enigen  Exkommuni- 
cirten, welche  Busse  geleistet  und  sich  gebessert 
haben,  aber  die  Absolution,  welche  ihnen  zwei- 
fellos zu  theil  werden  würde,  wegen  eines  äus- 
seren Hindernisses  nicht  erlangen  können,  c.  28. 
38  (Innoc  III.)  X.  de  sent.  exoomm.  V.  39 ; 
Kobera.  a.  0.  S.  275. 
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Sinne,  wie  für  die  Häretiker,  d.  h.  zur  Erlangung  ihrer  Besserang  und  Bekehrung 
nicht  als  verboten  angesehen  werden  K 

Unbedingt  ausgeschlossen  ist  aber  die  Darbringung  der  Messe  fttr  diejenigen, 
welche  ausserhalb  der  Gemeinschaft  der  katholischen  Kirche  gestorben  sind  ^,  alao 
für  alle  Ungetauften,  selbst  die  nicht  getauften  Kinder  katholischer  Eltern,  die  Schis- 
matiker, die  Ketzer  und  die  mit  der  grossen  Exkommunikation  belegten  ^. 

Aus  den  eben  dargelegten  Verboten  ei^eben  sich  im  Einzelnen  folgende  Rechts- 
Sätze:  1.  Kein  kirchlicher  Oberer  ist  berechtigt,  die  Abhaltung  einer  Messe  fttr  die- 
jenigen Personen,  für  welche  sie  erlaubter  Weise  nicht  gelesen  werden  darf,  zu  dul- 
den, noch  viel  weniger  anzubefehlen.  2.  Ebensowenig  ist  ein  Geistlicher  befugt, 
eine  derartige  Messe  zu  lesen  oder  rechtsgültig  die  Oelebrirung  einer  solchen  zu 
übernehmen.  Das  Zuwiderhandeln  bildet  eine  schwere  Verletzung  der  Amtspflicht, 
welche  Disziplinarstrafe  nach  sich  zieht  und  keine  Rechte ,  insbesondere  nicht  das 
Recht  auf  das  gewährte  Messstipendium ^  erzeugt.  3.  Für  diejenigen  Personen, 
welche  der  katholischen  Eärche  gar  nicht  angehören,  besteht  selbst  insoweit  die 
Messfeier  für  sie  erlaubt  ist  (s.  o.  8.  183) ,  kein  Recht,  dieselbe  zu  yerlangen,  lud 
bei  denjenigen,  welche  wie  die  Ketzer,  Schismatiker  und  Exkommunicirten  nicht 
ausserhalb  der  Kirche  stehen ,  ist  das  Recht  dazu  in  Folge  der  ihnen  fehlenden  ak- 
tiven kirchlichen  RechtslBähigkeit,  solange  die  Entziehung  der  letzteren  dauert,  aus- 
pendirt. 

4.  Die  s.  g.  Iteration  oder  Bination  der  Messe^.  Wenngleich  es  von 
der  Kirche  als  wünschenswerth  erachtet  wird,  dass  jeder  Priester  täglich  eine  Messe 
liest,  so  soll  doch  andererseits  auch  von  keinem  solchen  mehr  als  eine  Messe  an 
demselben  Tage  gefeiert  werden,  d.  h.  es  ist  die  s.  g.  iieratio  oder  hinatio  mUsarum 
verboten^.    Selbst  derjenige  Priester,  welcher  die  von  einem  anderen  begonnene, 


Nur  für  den  exkommunicirten  Landesherrn 
wird  aus  den  S.  188  gedachten  Gründen  eine 
Ausnahme  gemacht,  Kober  S.  272. 

J  S.  Ferraris  s.  v.  missa  act.  VIII.  n.  11; 
Arch.  a.a.O.  S.474;  Silbernagl,  K.B.  S.  513. 

2  c.  i  (Leo  I.  V.  468  o.  469)  C.  XXIV.  qu.  2 : 
„De  Gommunione  privatis  et  ita  defanctis.  Ho- 
rum  cansa  indicio  dei  reserranda  est ,  in  coius 
manu  foit,  ut  talium  obltua  non  usqae  ad  com- 
munionis  remedium  differretnr.  Nos  autem 
quibus  TlTentibas  non  commnnicamns, 
mortui»  communicare  non  possumus^; 
0.  91  (poenit.  Hieron.)  G.  XI.  qu.  3  (Ketzer) ; 
c  21  (Greg.  III.  ▼.  732)  C.  XUI.  qu.  2;  c.  12 
(Bracar.  664)  0.  XXIII.  qu.  6  (Selbstmörder) ; 
c.  8  (Later.  III.)  X.  de  haeret.  V.  7  (Ketzer); 
c  12  (Innoc.  III.)  X.  de  sepult  III.  28  (Exkom- 
munlcirte)  ;  c.  28.  38  X.  V.  39  clt. 

3  Das  gilt  auch  von  dem  Landesfürsten  und 
seinen  Angehörigen,  weil  es  nach  dem  Tode  des- 
selben sich  lediglich  um  seine  Privatperson  han- 
delt. S.  das  Breve  Gregors  XVI.  v.  13.  Februar 
1842  an  den  Bischof  y.  Augsburg  über  die  für 
die  protestantische  Königin  v.  Baiem  gehaltene 
Todtenfeier,  Probst,  Exequien.  Tübingen  1866 
S.  148  n.  13,  und  das  Breye  desselben  an  die  Be- 
nediktiner-Abtei Scheyem  v.  9.  Juli  1842,  worin 
die  Bedingung  einer  königlichen  Stiftung ,  dass 


beim  Hinscheiden  des  Monarchen  und  seiner 
protestantischen  Gemahlin  in  der  Abtei  Exequien 
gefeiert  werden  sollten ,  für  unzulässig  erklärt 
und  ferner  yerboten  wird,  beim  Tode  protestan- 
tischer Glieder  des  königlichen  Hauses  das  Mess- 
opfer pro  defunctis  e  catholica  regia  familia  uni- 
yersis  zu  appliciren,  a.  a.  0.  S.  149.  Vgl.  auch 
Kober  S.  273. 

Wenn  aber  der  in  der  Exkommanlkation  Ver- 
storbene nach  seinem  Tode  absolvirt  worden  ist 
(über  die  Zulässigkeit  der  Lossprechung  s.  yor- 
läuflg  Kober  S.  525 ff.),  dann  kann  auch  das 
Messopfer  für  ihn  gefeiert  werden,  c.  28.  38  X. 
cit.  Kober  S.  531.  532. 

*  S.  darüber  unten  zu  HI.  C.  2. 

^  S.  J.  Neher,  die  Bluatlon  nach  ihcer  ge- 
schichtlichen Entwicklung  und  nach  dem  heuti- 
gen Recht.  Regensburg  1874  *  die  Binatlon  in 
der  Zeitschrift:  Der  Katholik,  Oktoberheft  187& 
S.  366 fiC;  J.  Hergenröther  in  Wetzer  und 
Weite,  Kixchenlexlkon.  2.  Aufl.  2,841;PiobBt, 
Eucharistie  als  Opfer  S.  81  ff. 

^  Die  mehrmalige  Feier  der  Messe  durch  den- 
selben Priester  an  ein  und  demselben  Tage  ist 
zunächst  für  Nothfalle  üblich  geworden,  so  er- 
klärt es  schon  Leo  I.  ep.  ad  Dioscor.  Alex,  von 
445,  ed.  Baller.  1,  628  (theilweise  in  c.  51  DisU 
I.  de  oonsecr.)  für  statthaft,  dass  der  Patriarch, 
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nicht  zu  Ende  gelesene  Messe  vollendet  i,  darf,  anch  wenn  er  sich  des  Oennsses  der 
s.  g.  Ablution  enthält  ^^  nicht  noch  eine  zweite  Messe  celebriren^.  Das  Iteriren  ist 
aber  ansnahmsweise  gestattet:  1.  am  Tage  der  Geburt  Christi ^^  2.  im  Falle  einer  vor- 
bandenen  Nothwendigkeit^.  Ob  ein  solcher  yorliegt,  darüber  hat  der  Bischof,  nicht 
aber  der  einzelne  Priester  oder  Pfarrer  selbstständig  zu  entscheiden  <^.     Da  es 


wenn  die  Basilika  an  hohen  Festtagen  die  Menge 
des  Volkes  nickt  zu  fassen  Termöge ,  mit  seinen 
eoncelebrirenden  Geistlichen  eine  zweite  Messe 
feiern  könne  (s.  dazu  Neher  S.  24),  ferner  soll 
nach  der  Synode  v.  Merida  y.  666  c»  19  der  mit 
der  Verwaltung  zweier  armen  Kirchen  betraute 
Priester  an  den  Sonntagen  in  jeder  derselben  die 
Messe  celebriren,  und  nach  Regino  de  syn.  caus. 
L  notitia  n.  34  soll  jeder  Priester  nach  der  Messe 
bis  Mittag  nüchtern  bleiben ,  damit  er  im  Noth- 
falle  für  fremde  Ankömmlinge  noch  eine  zweite 
Meise  lesen  könne.  Bald  warde  die  Iteration 
auch  zuerst  von  Bischöfen ,  später  you  einfachen 
Piiestem  aus  blosser  Devotion  vorgenommen  (so 
setzt  Tolet.  XU.  t.  681  c.  5  ein  solches  mehr- 
maliges Feiern  voraus  und  das  Poenitentiale  Ca- 
sinense  e.  101,  Schmitz,  die  Bussbücher,  Mainz 
1682  8.  426  erlaubt  jedem  Priester  die  t&gliche 
Gelebration  zweier  Messen,  ja  das  poenlt.  Yindo- 
bon.c4ö,  Wasserschieben,  Bussordnungen 
S.  470,  gestattet  sogar  die  Feier  von  sieben  und 
an  Festtagen  auf  Ansuchen  von  soviel ,  wie  rer- 
langt  werden,  wenn  es  selbst  über  zwanzig  seien. 
Femer  verpflichtet  die  Synode  von  Dingolflng 
T.  932,  LL.  3,  482  jeden  Priester  nach  Art  eines 
Busswerkee  an  den  von  ihr  bezeichneten  Fast- 
tagen je  drei  Messen  zu  lesen,  und  dasselbe  ord- 
net die  Mainzer  Synode  zw.  950  u.  954  wenig- 
ttens  für  die  Zeit  der  Quadragesima  an,  H  e  f  el  e, 
Konziliengesch.  4 ,  603).  Endlich  war  es  auch 
lehon  früh  Sitte  geworden ,  an  einzelnen  hohen 
Festen  (wie  z.  B.  Weihnachten,  Neujahr,  Grün- 
donnerstag ,  Ostern)  mehrere  Messen  zu  feiern , 
Neher  S.  31  ff.  Die  Iteration  war  also  etwa  vom 
5.  bis  zum  10.  Jahrhundert  in  voller  Uebung. 
ils  aber  die  von  der  Kirche  in  dieser  Beziehung 
gelassene  Freiheit  zum  Gelderwerbe  benutzt 
vnrde  und  zu  einer  Reihe  anderer  Missbräuehe 
(z.  B.  der  s.  g.  missa  bifaeiata,  d.  h.  der  Lesung 
mehrerer  Messen  blos  bis  zum  Oifertorium  und 
Ihrer  Tollendung  unter  einem  gemeinschaftlichen 
Kanon  und  mit  einer  Konsekration  unter  Hinzu- 
fngang  der  entsprechenden  Anzahl  von  Postkom- 
mnnionen,  Neher  S.  68  ff.)  geführt  hatte,  d.  h. 
im  11.  Jahrhundert  schritt  man  mit  beschrän- 
kenden Verboten  ein.  So  untersagte  die  Synode 
▼.  Seligenstadt  V.1028.  c.  Ö,  H 1  r  s  c  h  -  B  r  e  s  8 1  a  u, 
Heinrich  II.  3,  3Ö0,  den  Priestern,  mehr  wie  drei 
Messen  tigUch  zu  lesen ,  und  c  53  Dist.  I.  de 
oonsecr. ,  welches  Papst  Alexander  II.  (schwer- 
lieh mit  Recht)  zugesehriehen  wird ,  verbot  die 
Feier  mehrerer  Messen  an  einem  Tage  fCLr  Geld 
oder  aus  Gefälligkeit*  gegen  Laien ,  während  es 
xngleich  eine  Messe  täglich  für  hinreichend  er- 
Ulxte  und  nur  Im  Falle  der  Noth  neben  der  fQr 
den  Tag  zu  haltenden  Messe ,  der  missa  de  die, 
eine  zweite  pro  defuuctis  gestattete.  Erst  Inno- 
eenz  m.  hat  i.  J.  4206,  nachdem  schon  die  West- 
minstersynode  p.  1200.  o.  2,  Maus!  22,  714, 


eine  gleiche  Anordnung  erlassen  hatte ,  auf  spe- 
clelle  Anfrage  die  Lesung  von  mehr  als  einer 
einzigen  Messe  (womit  zugleich  die  missa  bifa- 
ciata  getroffen  war)  an  einem  Tage  für  unstatt- 
haft erklärt,  c.  3  X.  de  celebr.  mlss.  III.  41,  und 
dieses  Verbot  ist  dann  von  einer  Anzahl  Synoden 
desselben  Jahrhunderts,  s.  z.  B.  Oxford  1222 
c.  6,  1.  c.  p.  1162;  Trier  1227  c.  3, 1.  c.  23,  27; 
Ronen  1231  c.  12,  1.  c.  p.  216;  Tarragona  1239 
c.  6,  1.  c.  p.  514;  Köln  1279  c.  7,  1.  c.  24,  351 ; 
Würzburg  1287,  1.  c.  p.  863,  von  welchen  Ox- 
ford und  Ronen  abgesehen  von  Weihnachten  auch 
für  Ostern  eine  Ausnahme  gestatten,  wiederholt 
worden.  Das  Verbot  des  Iterirens  hat  sich  also  mit 
dem  13.  Jahrhundert  festgestellt  Es  Ist  zunäcbt 
durch  die  gedachten  Missbräuohe  veranlasst  wor- 
den, seine  Durchführung  war  aber  nach  der  Fixi- 
rung  derTranssubstantiationslehre  um  so  noth  wen- 
diger, als  in  Folge  derselben  das  Gebot,  die  Messe 
im  Zustande  natürlicher  Nüchternheit  zu  feiern  (s, 
unten  unter  Nr.  7)  eine  erhöhte  Bedeutung  er- 
halten hatte.  Vgl.  übrigens  auch  noch  Neher 
S.  76  ff. 

1  Denn  das  muss,  wenn  irgend  angänglioh,  ge- 
schehen, s.  unten  unter  No.  7. 

^  Nach  der  Purlflkation  des  Abendmahlkelches 
durch  nicht  konsekrirten  Wein  und  nach  dem 
Genuss  des  letzteren  hat  der  Priester  sich  noch 
Wein  und  Wasser  über  die  Finger  der  rechten 
Hand  in  den  Kelch  giessen  zu  lassen  und  diese 
s.  g.  Ablution  gleichfalls  zu  trinken,  Probst, 
Eucharistie  als  Opfer  S.  221.  222. 

»  Congr.  rit.  v,  16.  Dezember  1823,  Gardel- 
lini ed.  cit.  n.  4601 ;  3,  244  und  die  dort  mit- 
getheilten  Gutachten. 

<  c.  3  X.  cit.  III.  41  (s.  auch  c.  48  Dist.  L  de 
consecr. ,  caput  Pseudo-Isidor. ,  und  dazu  Neher 
S.  31  ff.).  An  diesem  Tage  dürfen  sogar  drei 
Messen  gelesen  werden,  s.  die  Formulare  für  diese, 
und  zwar  für  eine  um  Mitternacht,  eine  bei 
Tagesanbruch  und  die  dritte  für  den  Tag  selbst 
im  Missale  romanum,  vgl.  dazu  auch  Probst 
S.  267  ff.  Für  die  unirten  Orientalen  gilt  aber 
diese  Ausnahme  nicht.  Im  Orient  hat  man  seit 
alter  Zeit  daran  festgehalten ,  dass  der  Priester 
das  encharistlsche  Opfer  nur  einmal  des  Tages 
darbringen  dürfe,  Benedict  XIV.  const.  In  su- 
periori  v.  29.  Dezember  1756.  eiusd.  bull.  4, 155, 
Neher  S.  18  ff.  31  ff.,  Hergenröther  a.  a.  0 
S.  341. 

5  c.  3  cit.  u.  c.  12  (Honor.  IIL)  X.  IH.  41 ;  s. 
auch  Benedict  XIV.  const  Declarasti  v.  16.  März 
1746  u.  const.  pro  Angllc.  mlss.  Apostolicam  v. 
30.  Mal  1753.  S-  11 ,  eiusd.  bull.  2,  6  u.  4,  44. 

«  Die  Frage  Ist  früher  kontrovers  gewesen ,  s. 
die  Anführungen  bei  Neher  S.  84,  da  c.  3  u.  12 
olt  in.  41  nichts  darüber  enthalten.  Im  Sinne 
des  Textes  hat  sich  indessen  Benedikt  XIV.  in 
der  cit.  const  Declaraati  ausgesprochen  und  mit 
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sich  inde&sen  hierbei  nicht  um  Gewährung  eines  Privilegs  handelt ,  welches  etwa 
der  Bischof  einzelnen  Priestern  ertheilen  könnte^,  so  darf  er  die  Erlaubniss 
nicht  nach  freiem  Ermessen,  sondern  nur  unter  der  vorhin  gedachten  Voraussetzung 
geben. 

Als  Fall  der  Nothwendigkeit  gilt  nur  der  Umstand,  dass  die  Gläubigen  auf  kei- 
nem anderen  Wege  genügende  Gelegenheit  erhalten  können ,  ihrer  Pflicht  zur  An- 
hörung der  Messe  an  Sonntagen  und  Feiertagen  zu  genflgen,  also  lediglich  die  Be- 
friedigung dieses  allgemeinen  öffentlichen  kirchlichen  Interesses  ^,  niemals  die  irgend 
welcher  persönlichen  Einzel-Interessen^.  Das  Biniren  ist  daher  nur  zu  erlauben, 
a.  wenn  ein  Priester  zwei  Pfarreien  oder  zwei  Kirchen  zu  versehen  hat,  und  wegen 
Mangels  eines  anderen  Priesters  die  Messe  in  der  einen  an  den  Sonntagen  und  gebo- 


Recht,  denn  der  Ordinarius  hat  über  die  Anwen- 
dung des  lus  eommunein  seinerDiocese zu  wachen, 
und  ist  insbesondere  nach  dem  Tri^entinum  Sess. 
XXn.  decr.  cit  Terpflicbtet ,  alle  Missbräuche 
bei  der  Gelebrirang  der  Messe  zu  verhüten  (vgl. 
auch  Gongr.  conc.  v.  1862,  Acta  s.  sed.  1,  10). 
Deshalb  sind  direkte  Anordnungen  der  Bischöfe 
oder  der  Provinzialkonzilien ,  s.  z.  B.  v.  Vogt, 
Samml.  kircbl.  Yeiordn.  f.  Rottenbarg  S.  69, 
Konzilien  v.  Utrecht  1865,  coli,  conc  Lac.  6, 
852;  Avignonl849,  Ronen  1860,  Bordeaux  1860, 
l.  c.  4,  339.  629.  661;  N eher  S.  86,  dass  zur 
Bination  die  bischöfliche  Erlaubniss  einzuholen 
ist,  vollkommen  rechtsgültig. 

Dass  bei  der  Iteration  der  Messe  in  derselben 
Kirche  die  bischofliche  Erlaubniss  nicht  genügt, 
sondern  päpstliche  erforderlich  ist,  so  Analect 
iur.  pontif.  1856  p. 646  ff.,  ist  unrichtig,  Bouix 
de  parocho  ed.  III.  p.  461.  Wenn  Ginzel  K. 
R.  2,  326  in  allen  Fällen  die  Genehmigung  des 
Papstes  verlangt ,  und  sich  dafür  auf  die  Quin- 
quennal-Fakultaten  der  deutschen  und  österrei- 
chischen Bischöfe  (No.  16,  Bd.  III.  S.  802  Anm.) 
beruft,  so  hat  er  bei  seiner  völlig  vereinzelt  ste- 
henden Behauptung  übersehen,  dass  diese  Fa- 
kultäten aus  den  ursprünglich  den  Missionaren 
ertheilten  entstanden  sind ,  und  dass  dabei  auch 
zugleich  eine  Reihe  anderer  Vollmachten  iu  Be- 
treff des  Messelesens  gewährt  werden.  Von  einer 
Aenderung  des  gemeinen  Rechts  durch  die  Fa- 
kultäten kann  nicht  die  Rede  sein,  wennschon 
seit  längerer  Zelt,  s.  die  const  Benedict.  XIV. 
Declarasti  cit.  und  die  in  den  folgenden  Anmer- 
kungen angeführten  Entscheidungen  der  Gongr. 
conc. ,  bei  den  Bischöfen  die  Praxis  herrscht ,  in 
irgendwie  zweifelhaften  Fällen  in  Rom  anzufra- 
gen und  sich  Indulte  zu  erbitten. 

Im  äussersten  Nothfalle  würde  ein  Priester 
allerdings  auch  ohne  vorgängige  Genehmigung 
des  Bischofs  handeln  können,  Bouix  l.  c.  p. 
460,  Neher  S.  88,  wie  dies  das  Prov.  Konz.  y. 
Auch  1861  (coli,  conc  Lac.  4,  1195)  ausdrück- 
lich gestattet  Uebrigens  erhalten  vielfach  die 
Dekane  von  den  Bischöfen  die  Ermächtigung,  an 
ihrer  Stelle  in  dringenden  und  eiligen  Fällen  die 
Erlaubniss  zu  ertheilen,  s.  z.  B.  Dumont, 
Sammlung  klrchl.    Erlasse    für   Köln  S.  286; 


v.  Vogt  a.  a.  0. ;  Utrecht  1866,  coli,  conc  Lac. 
6,  852. 

1  Vgl.  Benedict.  XIV.  const.  Declaiasti  dt. 

2  Neher  S.  92  ff. 

s  Also  nicht  die  Dürftigkeit  des  PrieBtera, 
welcher  sich  in  Folge  der  Bination  Einkünfte 
durch  Messstipendien  zu  verschaffen  baabsich- 
tigt,  das  um  so  weniger ,  als  diejenigen,  welche 
die  gedachte  Erlaubniss  besitzen ,  nur  für  eine, 
nicht  für  zwei  Messen  ein  Stipendium  annehmen 
dürfen,  Entsch.  d.  Gongr.  conc  v.  1868  n.  1863, 
Arch.  t  kath.  K.  R.  6,  336  u.  9,  446 ;  vgl.  auch 
die  Gitate  S.  184.  n.  6.  Ebenso  wenig  genügt 
das  Interesse  der  einzelnen  GUubigen,  z.  B.  die 
Nothwendigkeit,  einen  Verstorbenen  zu  beerdigen 
und  eine  Seelenmesse  für  ihn  zu  lesen  (eine  viel 
erörterte  Frage,  betreffs  deren  Benedikt.  XIV. 
const.  Quod  expensis  v.  26.  August  i748w  I., 
elusd.  bull.  3,  247  bemerkt :  „Neque  vero  haec 
in  praesenti  a  nobis  commemorantur,  quaai  nunc 
etiam  praesente  cadavere  duae  missae  ab  eodem 
saoerdote  celebrari  possint ,  quum  iuzta  hodier- 
nam  disciplinam  llceat  presbitero  relicta  missa 
de  die  missam  pro  defuncto,  si  praesens  alt 
corpus  cum  cantu  celebrare,  niai  tanta  fuezit  so- 
lemnita«,  quae  missam  pro  defunctis  omnino  ex- 
cludlt^,  s.  auch  Probst  S.  82),  femer  nicht  die 
Nothwendigkeit,  behufs  Beschaffung  der  Hostie 
für  das  Viatikum  eines  Sterbenden  eine  zweite 
Messe  zu  lesen  (da  demselben  durch  Spendung 
des  Busssakramentes  und  der  letzten  Gelang  ge- 
holfen werden  kann),  oder  die  Feier  einer  unauf- 
schiebbaren Hochzeit,  bei  welcher  eine  Braut- 
messe gelesen  werden  soll,  Neher  S.  95.  99, 
vollends  endlich  nicht  solche  Fälle,  wie  dass  ein 
Fürst  oder  Bischof  an  dem  betreffenden  Tage 
noch  keine  Messe  gehört  hat,  dass  unerwartet  an 
einem  Grte  eine  Prozession  erscheint,  Ferra- 
ris s.  V.  missa  art  V.  n.  26  ff.;  Bouix,  de 
parocho  p.  4ö6;  Probst,  Eucharistie  S.  82, 
oder  gar  dass  verarmte  Adlige ,  um  sich  nicht  in 
ihrer  dürftigen  Kleidung  öffentlich  am  Tage 
sehen  zu  lassen,  an  Festtagen  die  Feier  einer  be- 
sonderen frühen  Messe  fordern,  Entsch.  d.  Congr. 
conc.  V.  1667  in  Benedict.  XIV.  const.  Decla- 
rasti cit.  u.  Richters  Tridentinum  S.  129. 
n.  3.  II.,  Vgl.  auch  ibid.  V. 


§.  »7.] 


Die  Verwaltung  des  übrigen  Kultas.  Die  Messe. 
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ie&en  FestUgea^  nicht  gefeiert  ^^  b.  wenn  wegen  Priestermangels  ^  in  einer  Didoese 
obne  Gestattang  des  Binirens  an  den  gedachten  Tagen  der  regelm&ssige  Gottesdienst, 
s.  B.  die  herkömmliche  Frühmesse,  nicht  gehalten  werden  k(^nnte,  c.  wenn  ein  Theil 
der  Pfarrangehörigen  (z.  B.  die  Filialisten)  wegen  weiter  Entfernung  nicht  rechtzeitig 
zu  der  ersten  an  jenen  Tagen  gehaltenen  Messe  zn  kommen  im  Stande  sind^,  endlich 
d.  wenn  die  Kirche  so  wenig  Ranm  bietet,  dass  sie  nicht  alle  Gläubigen  zu  fassen 
rormag,  und  auch  in  den  beiden  letzten  FftUen  kein  anderer  Priester  zur  Gelebrirung 
der  zweiten  Messe  zu  beschaffen  ist  ^.  3.  Endlich  ist  das  Biniren  auch  zufolge  päpst- 
lichen Privileges  oder  zufolge  päpstlicher  Ermächtigung^  gestattet.  Vergünstigungen 
der  ersten  Art  sind  aber  nur  ausnahmsweise  fQr  einzelne  Feiertage  gewährt  worden^. 
Dagegen  ist  die  Erweiterung  der  ZulässigkeitsfäUe  der  Bination  über  den  gemein- 
rechtlichen Umfang  hinaus  durch  Gewohnheitsrecht  unstatthaft,  da  eine  solche  Ge- 
wohnheit einen  Missbrauch  bildet,  es  dem  ersteren  also  an  der  erforderlichen  Ratio- 
nabilität  fehlen  würde  ^. 

Wenn  das  Biniren  gestattet  ist,  so  ist  auch  eine  mehr  als  zweimalige  Gelebrirung 
der  Messe  erlaubt^,  sofern  nur  für  jedes  weitere  Mal  eine  ausreichende  Nothwendig- 
keit  vorliegt  ^<^,  es  sei  denn,  dass  ein  päpstliches  Indult  oder  Privileg  in  dieser  Bezie- 
hnng  eine  besondere  Bestimmung  enthielte  ^^. 

Eine  bestimmte  Strafe  für  das  rechtswidrige  Biniren  ^^  ist  vom  kanonischen  Recht 
nicht  festgesetzt ,  es  kann  also  allein  mit  arbiträren  Strafen  dagegen  eingeschritten 
werden*^ 

5.  OrtderMessfeier.  Die  Messe  darf  nur  in  einer  konsekrirten  oder  wenig- 


^  Also  nicht  an  den  abgeschafften  Feiertagen, 
venn  schon  der  Pfarrer  aa  diesen  pro  populo  die 
Pftmnesse  su  appliciren  hat.  Congr.  rit,  y.  1841, 
Gardellini  ed.  dt.  n.  4932 ;  4,62;  Probst 
S.  83.  B4 ,  doch  sind  für  solche  Tage  in  einzelnen 
Fallen  Yon  der  Gongr.  conc.  Indulte  auf  be- 
stimmte Zeit  gegeben  worden,  s.  Acta  s.  sed.  12, 
230  u.  Lingen  et  Reuss,  oansae  selectae  s. 
eoDgr.  cooc  Ratisbou.  1871.  p.  876.  S.  überhaupt 
NeherS.  115. 

'  Das  ist  der  allseitig  anerlLannte  Normalfall, 
Benedict.  XIV.  const.  Declarasti  cit  und  die 
dort  angeführten ;  NeherS.  100;  ferner  Gongr. 
conc.  ▼.  1884,  Acte  s.  sed.  17,  877. 

*  Dies  wird  namentlich  in  den  Missionsländem 
Torkommen,  Benedict.  XIV.  de  sacrif.  missae 
ni  4.  Den  Missionaren  hat  der  Papst  die  £r- 
laubniss  zu  ertheilen,  eiusd.  const.  Declarasti. 

^Benedict.  XIV.  const.  cit.  unter  Berufung 
auf  das  Konzil  t.  Nismes  1284,  Mansi  24, 538 : 
«In  istis  solemnitatibns  snpra  proxime  dictis ,  si 
omnes  parochiani  ad  unam  missam  simul  non 
possant  convenire  eo  quod  In  dlversis  locis  habi- 
tant  ab  ecclesia  et  remotis ,  sicut  est  in  monta- 
nls,  nee  sunt  in  ecclesia  duo  sacerdotes  et  dicta 
prima  missa  postmodum  parochiani  venlentes 
postalent  missam  aliam  sibi  dicere ,  poterit  ta- 
rnen sacerdos  missam  aliam  celebrare^. 

3  Benedict  XIV.  const.  cit. 

*  Wie  sie  in  den  Quinqnennal-Fakultaten  den 
Biscböfen  mit  der  Befugniss  zur  Subdelegation 
gegeben  wird,   s.  o.  S.  186.  Anm.     Ueber  die 


Praxis  bei  der  Ertheilung  derartiger  Indulte,  s. 
Richter,  Tridentinum  S.  129.  n.  3  u.  Acta  s. 
sed.  1,  50,  sowie  die  Instruktion  der  Propaganda 
▼.  24.  Mai  1870,  Acta  s.  sed.  6,  545,  s.  auch  ibid. 
9,230. 

^  So  in  Betreff  des  Tages  Allerseelen  für  Spa- 
nien und  Portugal  in  der  const.  Benedict  XIV. : 
Quod  expensis  y.  26.  August  1748  cit.  S.  ferner 
Benedict  XIV.  de  syn.  dioeces.  VI.  8.  n.  8. 

8  Benedict.  XIV.  const  Declarasti  cit.  Das 
ist  auch  allseitig  anerkannt.  Nur  Silbernagl, 
K.  S.  S.  511.  n.  11  behauptet  unter  Berufung 
auf  die  Entsch.  d.  Gongr.  conc.  t.  1862,  Acta  s. 
sed.  1,  10  das  Gegentheil.  Die  letztere  erklärt 
indessen  ausdrücklich ,  dass  auf  eine  solche  Ge- 
wohnheit keine  Rücksicht  genommen  werden 
darf. 

9  Probst  S.  84. 

10  Schwerlich  wird  diese  für  ein  mehr  als 
höchstens  dreimaliges  Gelebriren  praktisch  ge- 
geben sein. 

11  So  ermächtigen  die  Quinquennal  -  Fakul- 
täten blos  zu  einem  zweimaligen  Gelebriren. 

12  Vielfach  wird  mit  diesem  Disciplinarver- 
gehen  Simonie  (wenn  der  Priester  die  zweite 
Messe  des  Gelderwerbes  wegen  feiert]  oder  Ver- 
letzung des  Gebotes ,  die  Messe  nüchtern  zu  ce- 
lebriren  (s.  darüber  unten  Nr.  7)  konkurriren. 
In  allen  von  der  Gongr.  conc  bisher  yerhandel- 
ten  Fällen,  s.  Lingen  et  Reuss  p.  833  ff.  und 
Neher  S.  157,  ist  dies  der  Fall  gewesen. 

13  Pignatelli,  consultat.  IV.cons.  1.  n.4ff.; 
Neher  S.  157. 
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stens  benedioirten  ^  Eirohe  oder  Kapelle  \  d.  h.  einem  sei  es  zun  regelmflsingen  oder 
ansserordenüichen  Gottesdienst  bestimmten  Gebftnde,  nicht  aber  in  einem  blossen 
Privat-Oratorium  oder  Bethanse ,  d.  h.  einem  im  Eigenthum  eines  Privatmannes  ste- 
henden,  für  dessen  gottesdienstliche  Zwecke  bestimmten  Oratorium ,  welches  inner- 
halb der  Mauern  eines  Privathanses  beschlossen  ist  und  der  öffentlichen  BenntEong 
nicht  offen  steht 3,  ausser  dass  etwa  der  Papst  ^  eine  Erlaubnisse  oder  ein  Privileg^ 
dafar  ertheilt  hat 7.  Allein  die  Bischöfe^  und  die  Kardinäle^  haben  ihr  frflheres  Vor- 


1  S.  S.  144. 145.  165  und  unten  $.  216. 

2  c.  i.  11.  14.  15.  (Pseado-Uidor)  c.  33  (Be- 
nedict.  Lev.)  Dist  I.  de  oonsecr.  Dass  aber 
fjrühei  in  PriTath&nsem  das  enoharistische  Opfer 
dargebracht  wurde,  zeigt  das  Synodalsohreiben 
V.  Gangra  zw.  316  u.  370,  Bruns ,  canones  1. 1, 
107,  das  Verbot  in  c.  58  Laodic.  zw.  343  u.  381, 
das  sacrament.  Gallic.  bei  Mabillon,  Mus. 
Ital.  1,  364,  und  c.  21.  Agath.  v.  506,  welches 
zu  der  Messfeier  in  Priyat^Oratorien  blos  für  be- 
stimmte Festtage  die  Erlaubniss  des  Bischofs 
fordert  Während  die  s.  g.  statuta  Bonifacii  c.  2 
die  Yollziehnng  der  Mysterien  an  anderen  als 
geweihten  Statten  verbieten,  Mansi  12,  383, 
lassen  c.  31  TruUan.  y.  692 ;  c.  12  (Mainz  888 
c.  9)  Dist.  I.  eit;  Pavia  875  c.  9,  Mansi  17, 
327;  London  1321  c.  6,  1.  c.  25,  676;  London 
1324  c.  1. 1.  c  p.  1157;  Angers  1365  c.  33,  L  c. 
26,  444,  das  Messelesen  an  anderen  Orten ,  na- 
mentlich in  Privatoratorien ,  auch  mit  Erlaub- 
nlss  des  Bischofs  zu. 

Für  das  geltende  Recht  Trid.  Sess.  XXIL  decr. 
de  obs.  in  celebr.  missae :  „ .  .  .  nere  patiantur 
(ordlnarii)  priyatis  in  domibus  atque  omnino  ex- 
tra ecclesiam  et  ad  divinum  tantum  cultum  de- 
dicata  oratoria,  ab  eisdem  ordinaiiis  designanda 
et  visitanda  sanctum  hoc  saciiflcium  a  saecula- 
ribus  aut  regularibus  quibuscumque  peiagi''. 
(S.  auch  unten  $.  214.) 

Die  Kirche  oder  Kapelle  darf  auch  nicht  exe- 
krirt  oder  poUuirt  (s.  darüber  $.  216),  noch 
mit  dem  Interdikt  (s.  unten  im  Strafrecht  in 
der  Lehre  vom  Interdikt)  belegt  sein. 

3  Vgl.  darüber  unten  $.  214. 

^  Bis  zum  Tridentinum  genügte  die  Erlaub- 
niss  des  Bischofs,  s.  o.  Anmerk.  2.  Die  Streit- 
frage, ob  durch  dasselbe  das  bisherige  Recht  be- 
seitigt worden  und  dem  Papst  ausschliesslich  die 
Bdfugniss,  Ausnahmen  zu  gestatten,  vorbehalten 
geblieben ,  s.  darüber  B  ar  b  o  s  a  de  off.  episcop. 
II.  23.  n.  7  ff.,  ist  von  der  Kurie  stets  im  Sinne 
des  Textes  beantwortet  worden ,  Congr.  conc.  in 
Richter,  Tridentinum  S.  131.  n.  9;  Bene- 
dict. XIY.  de  sacrif.  miss.  III.  6;  eiusd.  const. 
Magno  V.  2.  Juni  1751.  §.  11,  eiusd.  bull.  3, 169, 
auch  bei  Ri  chter  a.  a.  0.  S.  510. 

^  Diese  kann  der  Bischof  auch  nicht  vorüber- 
gehend, selbst  nicht  für  einmal,  z  B.  für  eine 
Krankenkommunion  geben,  Congr.  conc.  bei 
Fagnan.  ad  c.  30.  X.  de  privileg.  V.  33.  n.  13 
u.  Anal.  iur.  pont  1858.  p.  634.  Nur  bei  ganz 
dringenden  Ursachen,  namentlich  solchen,  unter 
welchen  überhaupt  von  der  Feier  in  der  Kirche 
abgesehen  werden  könnte  (s.  nachher  im  Text) 
findet  eine  Ausnahme  statt,  Congr.  conc.  v.  1856, 
Anal.  iur.  pont.  p.  640:  „An  episcopus  possit 
iusta  interveniente  causa  facultatem  ooncedere 


oelebrandi  in  oratoriis  privatls  in  oasu  ?  Negative, 
nisi  tamen  magnae  et  urgentes  adsint  causae  et 
per  modum  actus  tantom^  (also  nicht  per  modnm 
habitns,  d.  h.  ohne  dass  ein  dauerndes  Uecht 
daraus  entsteht).  Die  Ermächtigung  in  den 
Quinquennal-Fakultäten  der  deutschen  und 
österreichischen  Bischöfe  n.  15,  s.  Bd.  III.  S.  802 
u.  Ginzel,  K.  R.  Anhg.  S.  36:  „celebrandi  .  . . 
sub  die  et  sub  terra  in  loco  tamen  decenti**  be- 
greift auch  die  Befugniss  in  sich ,  in  Nothfallen 
die  Celebration  in  Privatoratorien  zu  gestatten. 
Dass  in  Oesterreich  noch  heute  die  Bischöfe  in 
allen  Fällen  statt  des  Papstes  die  Genehmigong 
ertheilen  können,    so  Richter-Kahl,  K.  R. 

7.  Aufl.  S.  913.  n.  21  unter  Berufung  auf  Hel- 
fe rt,  von  den  Rechten  der  Bischöfe  S.  289,  ist 
nicht  richtig,  s.  auch  das  Prov.-Konz.  v.  Prag 
1860,  conc.  coli.  Lac.  5,  462. 

«  Das  nach  c.  30  (Honor.  lU.)  X.  de  privü. 
III.  33  den  Franziskanern  und  Dominikanern  zu- 
stehende und  auch  anderen  Mönchsorden  ertheilte 
Privileg,  ausserhalb  der  Kirchen  und  Kapellen  zu 
celebriren,  ist  durch  das  Trid.  Sess.  XXII.  1.  c, 
welches  ausdrücklich  der  Regularen  erwähnt  und 
an  seinem  Schluss  die  kassatorische  Klausel  ent- 
hält, beseitigt  worden,  s.  auch  Dekret  Clemens' 
XI.  V.  15.  Dezember  1703,   u.  a.  bei  Ferraris 

8.  V.  Oratorium  n.  5.  Es  können  also  nur  nach 
rechtlich  solche  Privilegien  in  Betracht  kommen, 
welche  nach  dem  Tridentinum  ertheilt  sind. 

Ueber  die  Praxis  der  römischen  Kurie  bei  £r- 
theilung  solcher  Privilegien  und  Indulte  und 
über  die  dadurch  gewährten  Befugnisse  findet 
sich  eine  ausführliche  Erörterung  in  Benedict. 
XIV.  const.  dt  Magno  $.  12  ff. 

"^  Alles  Gesagte  bezieht  sich  nicht  auf  die  Bet- 
häuser oder  Oratorien  in  Klöstern ,  Seminarien, 
Spitälern,  Gefangenen  -  Anstalten ,  denn  diese 
sind  im  Sinne  des  Tridentinums  keine  domus 
privatae,  vgl.  Ferraris  s.  v.  Oratorium  n.  68. 
72  ff. ;  P  r  0  b  s  t ,  Eucharistte  als  Opfer  S.  98  und 
unten  $.  214. 

8  c.  12  (Bonifac.  VIII.)  in  VIto  y.  7:  ,0uo- 
niam  episcopi  eorumque  superlores  se  habent 
diversis  ex  caufeis  a  suis  eccleslis  et  dioecesibus 
absentare  frequenter,  nee  possunt  commode  ad 
ecclesias  accedere  pro  missa  celebranda  vel 
audienda  in  ipsis ,  sine  qua  eos  transire  non  de- 
cet  absque  causa  rationabili  uUam  diem,  prae- 
senti  constitutione  Indulgemus  eisdem,  ut  altare 
possint  habere  viatlcum  et  in  eo  celebrare  aut  fa- 
cere  celebrari,  ubicumque  absque  interdicti  trans- 
gressione  Ulis  permittitur  celebrare  aut  aadire 
divina^  Das  gilt  auch  für  die  Titularbischöfe 
(episcopi  in  partibus)  s.  Congr.  conc.  bei  Fer- 
raris 1.  c.  n.  69  u.  Bd.  U.  S.  178. 

»  Bd.  L  S.  362. 
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recht  ^  behalten ,  die  Messe  in  ihrer  Amtswohnang  oder  in  jedem  anderen  Hanse, 
in  welchem  sie  bei  erlaubter  Entfernung  von  ihrem  Amtssitze  vorübergehend  Woh- 
nasg  genommen  haben ,  gleichviel  ob  innerhalb  oder  ausserhalb  ihrer  Diöoese, 
zu  lesen. 

In  inssersten  NothfiHlen,  wenn  der  regelmässige  Gottesdienst  nicht  gehalten  und 
Ar  das  reUgiOse  Bedttrfhiss  nicht  anders  gesorgt  werden  kann ,  z.  B.  wenn  die  Be- 
natzung  der  vorhandenen  Kirche  oder  KapeUe  in  Folge  kriegerischer  Ereignisse^ 
wegen  Epidemien,  wegen  Zerstörung  oder  Entweihung  ausgeschlossen  ist,  darf 
die  Messe  an  jedem  anständigen  Orte  celebrirt^,  und  falls  der  Ordinarius' 
nicht  angegangen  werden  kann,  auch  von  seiner  Erlaubnisse  dabei  abgesehen 
werden. 

In  allen  Fällen  muss  aber  die  Messe  auf  einem  konsekrirten  Altar  ^  und  zwar 
für  gewisse  Fälle  in  der  Earche  oder  in  den  Oratorien  auf  dem  festen  {altare  stabUum, 
fixwm,  nmnobile)y  sonst,  namentlich  bei  der  Feier  in  anderen  Räumen  und  im  Freien 


1  Du  Tiidentiuum  1.  c  hat  diesefl  Privilegium 
nfcht  beseitigt ,  denn  es  betrifft  nnr  solche  do- 
mos  privaUe ,  welche  der  Aufsicht  der  Ordina- 
rien als  kirchlicher  Oberer  unterstehen  ^  und  die 
Oratorien  In  den  Wohnungen  der  Bischöfe  gelten 
nicht  als  Privatoratorien,  s.  Benedict.  XIY. 
eouBt.  dt.  Magno  $.  2  ff.  u.  elnsd.  de  saoriflcio 
missae  III.  6.  Durch  Dekret  v.  1703  hatte  wegen 
ftattgehabter  Missbrauche  Clemens  XL  das  Pri- 
rileg  auf  die  regelmassige  Amtswohnung  der  Bi- 
schöfe beschrankt,  die  const.  Innooenz'  III.: 
ApostoUd  ministeril  ▼.  1723  (s.  Bd.  I.  S.  352. 
D.  1)  hat  dasselbe  Indessen  wieder  auf  den  im 
Text  n&her  bezeichneten  Umfang  erweitert 

'  Daraber,  dass  derNothfall  vom  Tridentinum 
nicht  betroffen  wird ,  Ist  die  Doktrin  stets  einig 
gewesen,  s.  Ferraris  s.  y.  missa  art.  IV.  n.  3 ; 
Benedict.  XIY.  de  sacrit  missae  Hb.  III.  c6; 
s.  auch  eiusd.  const  Inter  omnigenas  v.  %  Fe- 
bruar 1744  S-  ^  1-  'o  eiusd.  bull.  1 ,  136. 
üebrigens  erhalten  die  Bischöfe  in  den  Quln- 
quennal- Fakultäten  (s.  o.  8.  188.  n.  5),  fer- 
ner auch  die  Feldvlkare  (s.  das  Breve  Plus*  VI. 
f3i  den  österreichischen  y.  1778  bei  Glnzel, 
K.  R.,  Anh.  S.64)  eine  darauf  gehende  Ermäch- 
tigung. 

Vielfach  wird  hierher  noch  der  Fall  gerechnet, 
dass  der  Baum  der  Kirche  die  Masse  des  Volkes 
ui  einem  Festtage  nicht  zu  fassen  Yormoge.  Das 
ist  aber  nur  unter  der  Voraussetzung  richtig,  dass 
die  Gläubigen  verpflichtet  sind ,  an  dem  betref- 
fenden Tage  die  Messe  zu  hören  und  dem  be- 
stehendeu  Bedürfniss  nicht  in  anderer  Weise  ab- 
geholfen werden  kann.  VgL  auch  die  Entsch.  d. 
Gongi.  rit.  Y.  27.  August  1836,  Gardellini 
ed.  cit.  n.  4788;  3,  184,  welche  die  Bewilligung 
eines  beantragten  Indultes  abgeschlagen  hat, 
weil  diese  Voraussetzungen  nicht  vorlagen. 

Für  grössere  Truppenkörper  liegt  ein  Bedürf- 
niss nur  dann  Yor ,  wenn  sie  Im  Felde  oder  Im 
Lager  beflndlloh  sind ,  also  nicht  bei  Paraden 
und  ihnüohen  Gelegenheiten. 

Ob  auch  die  Messe  auf  Schiffen  celebrirt  wer- 
den darf,  darüber  Ist  Ylel  gestritten  worden,  s. 


darüber  Ferraris  L  c.  art.  IV.  n.  6  ff.  Jeden- 
falls Ist  die  Yon  Pro  b st  S.  89  als  sicher  hinge- 
stellte Meinung ,  dass  dies  im  Falle  der  Noth  an 
Festtagen  auf  einem  im  Hafen  liegenden  Schiff 
geschehen  dürfe ,  nicht  als  die  gemeine  zu  be- 
zeichnen. Benedict.  XIV.  de  sacrlf.  missae 
l.  c.  billigt  sie  nicht.  Richtiger  muss,  da  auf 
Jedem  Schiff  die  Gefahr  der  Verschüttung  des 
konsekrirten  Weines  obwaltet,  das  Schiff  also  im 
allgemeinen  kein  geeigneter  Ort  Ist,  die  Zuläs- 
sigkeit  Yemeint  werden.  Doch  sind  wiederholt 
Yon  den  Päpsten  auch  für  Fahrten  auf  hoher  See 
bei  ruhigem  Meer  Indulte  gegeben  worden,  Be- 
nedlct  Xrv.  l.  c.  und  Ferraris  1.  c  n.  7  ff. 
(s.  auch  das  Breve  Benedikts  XIV.  für  die  Jo- 
hanniter Y.  15.  Januar  1752,  eiusd.  bull.  1,  49), 
Mit  dieser  Messe  Ist  die  früher  vorgekommene,  s.g, 
mUaa  sieea  oder  nauUca^  bei  welcher  Priester 
nur  die  nicht  auf  die  Konsekration  und  die  Kom- 
munion bezüglichen  Orationen  sprach,  also  nicht 
oelebrirte,  nicht  zu  verwechseln,  s.  darüber 
Neher,  die  Blnation  S.  63.64.  Benedict 
XIV.  l.  c.  reproblrt  dieselbe  mit  einer  Reihe 
von  Theologen  als  unwürdige  Nachahmung  des 
Messopfers. 

3  Das  wird  z.  B.  in  dem  ersten  In  der  vor. 
Anm.  angeführten  Falle  für  die  Regel  möglich 
sein. 

4  Probst  S.  89.  Unrichtig  Ist  es  daher,  wenn 
Glnzel,  K.  R.  2,  326  allgemein  für  aUe  Noth- 
fälle  päpstliche  Erlaubnlss  verlangt. 

5  c.  13.  (Epaon.  517)  c.  32  (Agde  506)  Dist. 
I.  de  consecr. ;  Missale  roman.  rubr.  gen.  XX.: 
^Altäre  In  quo  sacrosanctum  missae  sacrifldum 
celebrandum  est,  debet  esse  lapideum  et  ab 
eplseopo  sive  ab  abbate  facultatem  a  sede  aposto- 
lioa  habente  consecratum  vel  saltem  area  lapidea, 
slmiliter  ab  eplseopo  vel  abbate ,  ut  supra ,  con- 
seorata,  in  eo  Inserta,  quae  tam  amplasit,  ut 
hostiam  et  malorem  partem  callcis  caplat''.  Ist 
die  Kirche  oder  Kapelle  nicht  konsekrirt,  son- 
dern nur  benedlclrt,  so  muss  der  Altar  oder 
mindestens  der  Altarstein  doch  konsekrirt  sein, 
Gongr.  rit.  In  Acta  s.  sed.  3  ,  592  u.  595;  de 
Her  dt,  s.  Uturgiae  praxi«  t.  1.  n.  176. 
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auf  einem  tragbaren  oder  beweglichen   (a.  portaüle,  mobile^  viaticum^),  oelebrirt 
werden  *. 

6.  ZeitderMesae.  Die  Messe  darf  an  allen  Tagen  ',  mit  Ausnahme  des  Ghar- 
freitags^,  gelesen  werden,  aber  nur  zu  den  geziemenden  Stunden^.  Nach  der  herr- 
schenden Praxis  wird  die  statthafte  Zeit<^  einerseits  durch  die  Morgendftnimerung 
(aurora),  d.  h.  einen  Zeitraum  von  einer  bis  zwei  Stunden  vor  Sonnenaufgang  ^  und 
andererseits  durch  die  Mittagsstunde  des  Tages  begrenzt,  sofern  nicht  etwa  die  Feier 
gewisser  Messen  auf  bestimmte  Stunden  fixirt  ist^.  Indessen  ist  es  erlaubt,  mit  der 
Messe  so  zeitig  zu  beginnen,  dass  sie  schon  mit  dem  Eintritt  der  Morgendämmerung 
beendigt  wird,  andererseits  sie  am  Tage  so  sp&t  anzufangen,  dass  ihr  Schlius  erst 
nach  der  Mittagszeit  statt  hat  ^.  Nachts  ist  das  Messelesen  nur  am  Weihnaohtstage 
gestattet  ^^,  femer  wenn  ein  dringender  Fall  es  nothwendig  macht  ^  ^,  oder  endlich  wenn 


1  DloBOT  Ist  ein  Stein ,  welchen  man  überall 
mit  herumführen  kann.  Er  muss  aber  gleichfalls 
konsekrirt  sein,  s.  Pontiflcale  roman.  t.  II.  de 
altarls  portatilis  consecratione.  Ueber  den  Unter- 
schied zwischen  beiden  Arten  Ton  Altiren  s. 
Probst,  Eucharistie  als  Opfer  S.  104;  v.  d. 
Herdt,  l.  c.  Probst  In  Wetzer  n.  Weite, 
Kirchenlexikon,  2.  Aufl.  1,393  u.  nnten  $.222. 

2  Der  Altar  darf  ebenso  wenig  wie  die  Kirche 
exekrirt  sein,  Probst,  Eachailstie  a.  a.  0. 
S.  103.  Doch  gewihren  die  S.  188.  n.  &  erwähn- 
ten Fakultäten  den  Bischöfen  aach  die  Voll- 
macht, im  Nothfalle  auf  einem  durch  Brach  ent- 
weihten Altar  zu'celebriren. 

8  Dieser  Qebiaaeh  geht  bis  in  das  5.  Jahr- 
hundert zurück ,  c  13  (Innoc.  I.)  Dist.  111.  de 
(*x>nsecr.,  wenngleich  er  erst  später  allgemein 
geworden  ist ,  denn  Tarragona  t.  516.  c  7  setzt 
noch  TorauB,  dass  in  den  Landkirchen  die  Messe 
nicht  taglich  gefeiert  wird,  s.  auch  Hefele, 
Konz.  Gesch.  2.  Aufl.  2,  676 ,  dagegen  ergeben 
c  72  (Ghalons  813)  Dist.  I.  de  cons.  und  c  71 
(Paschasius  Radbertus)  Dlst  IL  de  consecr.  schon 
eine  feste  Uebung. 

4  An  diesem  wird  nur  die  s.  g.  missa  prae- 
sanctifleatorum ,  d.  h.  eine  solche ,  für  welche 
die  Hostie  schon  -vorher  konsekrirt  und  blos  vom 
Priester  genossen  wird,  gehalten,  Probst, 
Eucharistie  als  Opfer  S.  291  ff.  Die  erste  Spur 
in  der  römischen  Kirche  findet  sich  im  s.  g.  sa- 
cramentar.  Gelasianum,  Mabillon  praes.  in 
ord.  Roman,  p.  LXXXIV  ff.  Dagegen  verbietet 
schon  c.  49  Laodicea  zw.  343  u.  381  die  Opfe- 
rung des  Brotes  wahrend  der  ganzen  Quadra- 
gesima,  ausser  am  Sonnabend  und  Sonntag, 
ebenso  gestattet  das  Trullanum  y.  692  c  62  wäh- 
rend dieser  Zeit  nur  die  liturgia  praesancti- 
flcatorum. 

Ein  Verstoss  gegen  diese  Vorschrift  würde  eine 
schwere  Sünde  sein.  Probst  S.  81,  also  auch 
disdpttnarisch  bestraft  werden  können. 

^  Trld.  Sess.  XXII.  decr.  de  obs.  miss.  „.. .  ne 
saoerdotes  aliis  quam  debitis  horis  celebrent". 
c.  öl  (Leo  1)  Dist.  L  de  cons.  schreibt  Tor,  dass  auch 
prima  parte  diel  die  Messe  gehalten  werden  soll, 
wenn  ein  Thell  der  Bevölkerung  der  regelmäs- 
sigen Messe  nicht  beiwohnen  kann ,  dagegen  soll 
nach  c.  48  (Pseudo-Isid.)  ibid.  die  Messe  nicht 
Tor  der  dritten  Stunde  des  Taget  gelesen  wer- 


den. Beide  Stellen  handeln  aber  nicht  tob  der 
Zeit,  in  welcher  überhaupt  Messe  celebrlrt  wer- 
den darf,  sondern  von  derjenigen.  In  welcher  die 
regelmässige  Messe  für  die  Gläubigen  zu 
lesen  ist. 

^  Missale  rom.  rubr.  gen.  XV.  n.  1  :  „Mitsa 
privata  saltem  post  matntinum  et  laudee  qua- 
cnmque  hora  ab  aurora  usque  ad  meridiem  dld 
potest^. 

7  Je  nach  der  geographischen  Lage  des  Ortes, 
Probst  S.  86,  für  welche  gewöhnlich  beeonders 
berechnete  Tafeln  hergestellt  werden,  s.  de 
Herdt  1.  0.  t.  I.  n.  102.  Auf  eine  rein  mathe- 
matische Berechnung  kommt  es  dabei  nicht  an, 
es  kann  daher  auch  der  Tagesanbruch  blos  nach 
den  socialen  Gewohnheiten ,  wo  es  herkömmlich 
ist ,  also  nach  der  Zeit,  zu  welcher  die  Nacht- 
ruhe beendigt  und  die  Arbeit  anlj^nommen  zu 
werden  pflegt ,  bestimmt  werden ,  namentlich  in 
den  Gegenden ,  in  welchen  es  abwechselnd  an- 
dauernd des  Nachts  hell  und  am  Tage  dunkel 
ist,  s.  auch  Oongr.  rit.  v.  18.  Sept.  1634,  Gar- 
dellini ed.  cit.  n.  1007;  3,  201. 

9  Wie  bei  den  öffentlichen  Messen ,  s.  nnten 
III.  Daher  erwähnt  das  Missale  (Anm.  6)  auch 
nur  die  Privatmesse. 

9  Weil  nicht  genau  mathematisch  gerechnet 
wird;  ja  Benedikt  XIII.  hat  durch  ein  Dekret 
gestattet,  die  Messe  20  Minuten  vor  der  Morgen- 
dämmerung und  ebenso  spät  nach  der  Mittags- 
stunde zu  beginnen ,  Benedict.  XIV.  Institut 
XIII.  n.  4.  5. 

10  S.  0.  S.  187.  n.  4.  Doch  ist  es  verboten, 
alle  drei  Messen  in  der  Nacht  hinter  einander  zu 
lesen,  s.  Congr.  rit.  e.  1360,  Gardell  ini  ed. 
dt  1,  236;  Probst  S.  270.  Ueber  den  Ge- 
brauch in  der  päpstlichen  Kapelle,  die  Weih- 
nachtsmesse schon  vor  Mitternacht  zu  beginnen, 
s.  Benedict  XIV.  de  syn.  dioeces.  VL  8. 
n.  13  ff. 

11  Also  wenn  ein  Sterbender  das  Abendmahl 
begehrt  und  der  Priester  in  Ermangelung  einer 
Hostie  in  der  Nacht  zu  celebriren  genötbigt  ist 
ferner  wenn  ein  Theil  der  Bevölkerung  an  den 
vorgeschriebenen  Festtagen  die  regelmässige 
Messe  zu  hören  ausser  Stande  ist  und  sonst  gar 
nicht  zur  Messe  kommen  würde,  Probst  8.  §8, 
und  de  Herdt  1.  c.  n.  102. 
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Beftens  des  Papstes  ein  PriTÜegiam  ^  oder  eine  besondere  Ermftchtigang  ^  dazn  ertheilt 
worden  ist.  Andererseits  darf  anoh  die  Messe  nicht  später  als  eine  Stunde  nach  der 
IGtUgszeit,  insbesondere  nicht  des  Nachmittags  oder  Abends ',  sofern  nicht  die  er- 
wlhnten  Ausnahmen  vorliegen^,  oelebrirt  werden^. 

Alles  Bemerkte  gilt  nur  im  Allgemeinen^  also  von  den  Privatmessen  ®,  nicht  aber 
?on  denjenigen,  welche  einen  wesentlichen  Theil  des  öffentlichen  und  regelmässigen 
Gottesdienstes  bilden  7. 

7.  Was  die  Gelebrirung  der  Messe  selbst  betrifft,  so  darf  sie  der  Priester 
nur  vornehmen,  wenn  er  sich  im  Zustande  natürlicher  Nüchternheit  [iejunwm  natu-- 
nik]  ^  befindet,  widrigenfalls  er  mit  der  grossen  Exkommunikation  bestraft  werden 
kami^  Nur  dringende  NothfäUe  rechtfertigen  eine  Ausnahme  ^<^. 


1  Solche  Privilegien  sind  namentlich  seit  dem 
15.  Jahrhundert  ▼erschledenen  Mönchsorden  ge- 
währt worden,  Ferra  rls  s.  t.  mlssa  art  V.  n. 
6.  7.  Doeh  sind  die  früheren  durch  das  Trident. 
Sets.  XXH.  deer.  de  ohs.  miss.  aufgehoben  wor- 
den, s.  auch  das  S.  188.  n.  6  citlrte  Dekret  Cle- 
mens' XI.  y.  16.  Dezember  1703. 

2  So  gewähren  z.  B.  die  Qninqnennalfaknltaten 
iör  die  dentschen  und  österreichischen  Bischöfe 
(s.  0.  S.  188.  n.  5)  die  Befugnlss :  ^celehrandl 
per  unam  horam  ante  auroram  et  aliam  post 
mexidiem^.  Noch  weiter  gehende  Vollmachten 
für  Missionegebiete  in  Collect,  const  s.  sedis  n. 
384. 386.  p.  196. 197. 

3  Die  const.  Pli  V. :  Sanctissimns  in  Christo 
Mter  Ad  cnins  t.  29.  März  1666,  bull.  Taur.  7, 
433,  veibietet  das  ^missas  yespertino  tempore 
fldehrare  Tel  celebrari  faeere  sub  poena  perpe- 
taae  suspensionis  a  diTlnis". 

^  S.  die  betreffenden  Anmerkungen. 

^  Yieltach  wird  noch  angenommen,  s.  z.  B. 
Probst  S.  88;  de  Herdt  I.e.,  dass  der  Bl- 
wliof  (bei  Regularen  ihr  Ordensoberer)  ans  einem 
^rechtfertigten  Grande  in  Betreff  des  geltenden 
temdnus  a  quo  und  des  terminus  ad  quem  zu 
dispensiien  befugt  ist,  und  die  Feier  bis  zu 
einer  Stunde  vor  dem  ersteren  und  nach  dem 
letzteren  bei  einem  solchen  Grunde  (z.  B.  wegen 
einer  Reise  und  eines  öffentlichen  Gebets-  oder 
Xisalonsgottesdienstes ,  wegen  der  Ertheilung 
der  Weihen  durch  den  Bischof,  wegen  des  Be- 
gebnisses eines  Magnaten)  statthaben  dart  Das 
hat  aber  keinen  festen  Anhalt. 

•  8.  0.  8.  190.  n.  6. 

^  Darüber  s.  unten. 

s  8.  0.  S.  180.  n.  2;  Macon  D.  ▼.  685.  c.  6 : 
,Item  deremlmus,  ut  nullns  presbyter,  confertus 
dbo  aut  erapulatus  vlno  sacrlflda  contreetare  aut 
niiisss  priYfttis  festisque  diebus  concelebrare 
praesumat  .  .  .  si  quis  hoc  attentare  ouraverit, 
dignltatem  omittat  honoris*'.  Auch  Braga  572 
e.  10  droht  Absetzung ,  dagegen  Toledo  VII.  v. 
646  c  2  in  e.  16.  C.  VII.  qu.  1  nur  die  Exkom- 
munikation an.  Vgl.  ferner  Seligenstadt  1023 
a4;  Hlrsch-Bresslau,  Heinrich  IL  3,350: 
-vt  pteebyter  allquis  post  galll  eantum  bibens 
aastlvls  noetibus  proxlmo  die  missam  non  ce- 
lebiet ,  biemslibus  slmiliter  nisl  summa  neces- 
sitas  eogat^;  eono.  Const.  Sess.  XIII.  t.  1415, 
M anal  27,  727:  „ss.  canonum  auotoritas  lauda- 


bilis  et  approbata  eccleslae  consuetudo,  serravlt  et 
serratf  quod  huiusmodi  sacramentum  non  debet 
conflci  po5t  coenam  nee  a  fldelibus  recipi  non 
ielunis,  nisi  in  casu  inflrmltatis  aut  alterius  ne- 
oessitatls  a  iure  vel  ecclesia  concesso  yel  ad- 
misso^ ;  Missale  roman.  de  defectibus  circa  mis- 
sam occarr.  IX.  n.  1 :  ,.81  quis  non  est  ielnnus 
post  mediam  noctem,  etiam  post  sumptionem 
solius  aquae  vel  alterius  potus  aut  clbi  per  mo- 
dum  etiam  medicinae  et  in  quantacumque  parra 
quantitate  non  potest  communioare  nee  oelebrare^. 
n.  2 :  „Si  nullum  ante  mediam  noctem  cibum 
aut  potum  sumpserit,  etiamsl  postmodum  non 
dormierlt  nee  slt  dlgestus,  non  peccat:  sed  ob 
perturbationem  mentls  ex  qua  devotio  tollitur, 
consuUtur  aliquando  abstinendum^. 

Deswegen  darf  der  Priester,  welcher  am  Weih- 
naehtsfest  oder  auch  an  anderen  Tagen  mehrere 
Male  celebrirt,  s.  o.  8.  184  ff.,  erst  am  Schluss 
der  letzten  Messe  die  Ablatlon  (s.  8.  185.  n.  2) 
nehmen,  c.  5  (Innoc  III.)  X.  de  mlssar.  celeb. 
III.  41 ;  Missale  roman.  1.  c.  IX.  n.  4,  vgl.  auch 
die  Citate  a.  a.  C;  Benedict.  XIY.  de  syn. 
dloec  VI.  &  n.  11;  N  eh  er,  Bination  8.  137. 

9  Nach  c.  16  (Tolet.  VII.)  C.  VII.  qu.  1.  dt. 

10  Wenn  es  erforderlich  ist,  um  das  Messopfer 
zu  Ende  zu  bringen  (s.  S.  192) ,  also  wenn  der 
Priester  nach  der  Konsekration  sich  erinnert, 
dass  er  nicht  nüchtern  ist,  wenn  er  aus  Verwech- 
selung statt  des  Weines  Wasser  konsekrirt  und 
dasselbe  genossen  hat,  wenn  ein  Priester,  welcher 
nicht  mehr  nüchtern  ist,  eintreten  muss,  um  die 
von  einem  anderen  begonnene,  aber  wegen 
plötzlichen  Todes  oder  plötzlicher  Erkrankung 
nicht  vollendete  Messfeier  zu  Ende  zu  bringen, 
wenn  er  nach  der  Purlflkation  des  Kelches  noch 
konsekrlrte  Partikeln  der  Hostie  auf  dem  Altare 
oder  an  den  Wänden  des  Kelches  erblickt  (sofern 
sie  von  demselben  Opfer  herrühren),  wenn  er  die 
Messe,  z.  B.  die  Pfarrmesse,  nicht  ohne  schweres 
Aergerniss  zu  erregen,  unterlassen  könnte,  wenn 
er  unter  Androhung  des  Todes  gezwungen  wird, 
Messe  zu  lesen ,  nicht  aber  deshalb ,  weil  er  das 
Vlatikum  spenden  will,  vgL  Ferraris  s.  v. 
missa  art.  XI.  n.  8ff.  ;Probst,  Eucharistie  als 
Sakrament  S.  188  ff. ,  s.  auch  die  Instruct  Pa- 
derborn. ▼.  1867,  Arch.  f.  kath.  K.  R.  20,  376. 

Eine  Dispensation  von  der  Pflicht  zum  jejn- 
nium  kann  nur  der  Papst ,  nicht  der  Bisehof  er- 
theilen,  vgl.  Benedict  XIV.  eonst.  Quadam 
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Ferner  soll  jeder  Priester  die  Messe  in  andächtiger  nnd  würdiger  Weise  lesen  ^ 
und  dabei  genau  die  von  der  Kirche  vorgeschriebenen  rituellen  Yorsohriffcen  beob^ 
achten 2,  insbesondere  a.  einen  Gehfilfen  (s.  g.  Ministranten)  ^  zuziehen^,  welcher  in 
Ermangelung  von  Klerikern  bei  der  Privatmesse  auch  ein  Laie  nUlnnlichen  Ge- 
schlechtes ^  sein  muss,  kein  Häretiker,  Schismatiker,  ferner  nicht  exkommunieirt  sein 
darf^,  und  als  welcher  niemals  der  etwaige  uneheliche  Sohn  des  celebrirenden 
Priesters  fungiren  solF.  b.  Muss  er  die  Messe  in  den  vorgeschriebenen  liturgischen  Oe- 
wändern^,  c.  nur  mit  brennenden  Wachskerzen^,  d.  allein  unter  Benutzung  eines 
konsekrirten  Kelches  aus  Gold  oder  Silber  ^o,  sowie  e.  nicht  in  Gegenwart  yon  Un-* 
gläubigen^S  von  Häretikern,  von  Schismatikern ^^  und  von £xkommunicirten^^>  welche 
vitandi  sind'*,  feiern^*. 

f.  Endlich  besteht  für  jeden  Priester  die  Pflicht,  die  Messfeier,  wenn  er  sie  be- 
gonnen hat  1^,  in  der  vorgeschriebenen  Weise  zu  Ende  zu  führen,  also  sie  weder  Aber- 


de  more  v.  24.  März  1756.  §.  4,  bull,  eiusd.  4, 
175  und  Probst  a.  a.  0.  S.  186. 

1  Tiid.  See».  XXII.  decr.  oit.  Bei  YerstÖBseu 
dagegen  kann  der  Bischof,  selbst  auch  gegen 
Regularpnestei^  Gensuren  verhängen.  Fagnan. 
ad  c.  19.  X.  de  off.  lud.  oidln.  I.  31.  n.  46  und 
Benedict.  XIY.  const.  Accepimus  y.  16.  Juli 
1746, 1.  f.  eiusd.  bull.  2,  59. 

2  Trld.  I.  c.  Auch  hier  gilt  das  In  der  vorigen 
Anm.  Gesagte. 

3  c  61  (nach  Regino  I.  193)  Dist.  I.  de  cons. 
verlangt  für  die  mlssa  solemnior  zwei ,  dagegen 
c.  6.  i.  f.  (Alex,  in.)  X.  de  fll.  presbyt  1. 17  nur 
einen.  Nach  der  Praxis  der  Congr.  conc.  ist  so- 
gar die  Zuziehung  von  zweien  bei  der  Privat- 
messe  verboten ,  Acta  s.  sed.  3,  690  n.  YII.  u« 
S.  694  mit  der  Ausnahme:  ;,quoad  missas  pai- 
ochlales  vel  similes  diebus  solemuioribus  et  quoad 
missas  quae  celebrautur  loco  solemnis  atque  can- 
tatae  occasione  lealis  atqne  usitatae  celebrltatis 
et  solemnitails  tolerari  posse  duos  ministros  mis- 
sae  inservientes^ 

^  Gegen  das  alleinige  Celebriren  erklärt  sich 
schon  Mainz  813  c.  43,  Mansi  14,  74;  Paris 
829  I.  48,  Ibld,  p.  667;  Capit.  v.  Worms  829 
c.  8,  LL.  1,  342.  Diese  s.  g.  mma  solitaria 
scheint  im  9.  Jahrhundert  namentlich  in  den 
Klöstern  vorgekommen  zu  sein,  s.  Regino  1.  c. 

s  Die  Verwendung  von  Frauen  zu  solchen 
Diensten  verbietet  o.  1  (Nannet.  v.  895)  X.  de 
cohabit.  der.  III.  2.  Das  gilt  auch  von  Nonnen, 
de  Herdt  l.  c.  1. 1.  o.  298,  im  Nothfall  darf 
aber  ein  Frauenzimmer  respondiren,  indessen 
nicht  die  anderen  Hilfsleistungen  machen,  Congr. 
rit.  V.  27.  Aug.  1836  Nr.  10,  Gar  de  Hin  1  ed. 
cit  n.  4782,  t.  3  app.  p.  183. 

Die  Zuziehung  des  Ministranten  kann  in 
dringenden  Fällen ,  z.  B.  wenn  behufs  Weihung 
des  Yiatikums  celebrirt,  wenn  eine  für  das  Volk 
vorgeschriebene  Messe  gelesen  werden  muss, 
vgl.  Probst,  Eucharistie  als  Opfer  S.  79  u.  de 
Herdt  1.  c.  n.  296  unterlassen  werden ,  sodann 
auch  bei  besonders  ertheilter  päpstlicher  Ermäch- 
tigung, wie  sie  z.  B.  in  den  Qulnquennalfakul- 
taten  n.  15  (s.  o.  S.  188.  n.  6)  und  in  den  Fa- 
kultäten für  die  Missionäre,  Collect,  const.  s. 
sed.  mission.  n\  31.  p.  19.8ub  23,  gewährt  ist. 


0  Das  folgt  aus  der  Ausschliessung  dieser 
Personen  von  der  communlcatio  in  saczis,  s.  auch 
die  Constit  Plus'  VI.  für  den  Osten.  Feldviku 
V.  1788:  „dummodo  inserviens  missae  non  sit 
haeretlcus  vel  excommunlcatus'^,  Ginzel,  K. 
B.  Anhang  S.  64. 

7  c.  16  (Innoc.  III.)  X.  de  fll,  presb.  I.  17; 
Trid.  Sess.  XXV.  c.  15  de  ref. 

8  Missale  rom.  rubr.  gen.  XVIII.  XIX.  Vgl. 
auch  Probst  S.119ff.,  deHerdtl.  c.  p.  196 ff. 
u.  p.  217  ff.;  Gihr  S.  260 ff.  281  ff. 

9  c.  14  (Honor.  III.)  X.  de  celebr.  miss.  HI. 
41 ;  Missale  1.  c  XX.  Nur  zufolge  päpstlichen 
Indultes  sind  Kerzen  aus  Fett ,  Harz  oder  auch 
Oellicht  gestattet,  de  Herdt  1.  c.  n.  182  ff.; 
Gihr  S.  297.  n.  2—4;  Collect,  cit.  n.  414  ff. 
p.  211  ff. 

JO  c.  44  (Tribur  895).  c  45  (incert)  Dist  I. 
de  consecr.,  c.  14  (Honor.  III.)  X.  de  celebr. 
miss.  III.  41,  blos  im  Falle  äusserster  Armuth 
sind  zinnerne  Kelche,  niemals  hölzerne  oder  glä- 
serne erlaubt,  vgl.  Probst  S.  114,  de  Herdt, 
1.  c.  n.  172  ff.  und  Gihr  S.  242. 

"  c.  1.  S-  1  (Isidor.)  Dist.  26. 

12  Das  folgt  aus  dem  Verbote  der  communl- 
catio in  sacris. 

13  c.  1.  §.  1.  Dist.  cit.  i  c.  43  (Innoc.  HI.)  X. 
de  sent.  excomm.  V.  39;  c.  18  (Bonif.  VIIL)  in 
VIto  eod.  V.  11 ,  c.  8  (id.)  in  VIto  de  privileg. 
V.  7. 

1^  Die  tolerati  haben  zwar  ihrerseits  die 
Pflicht,  sich  in  üeberelnstimmung  mit  den  Vor- 
schriften der  Kirche  von  dem  Messopfer  fem  zu 
halten,  der  celebrlrende  Priestex  ist  aber,  weil 
ihm  der  Verkehr  mit  ihnen  gestattet  ist,  nicht 
verbunden,  sie  von  der  Theilnahme  ausznschiies- 
sen,  Kober,  Kirchenbann.  2.  Aufl.  S. 323. 326. 

1^  Da  sich  diese  Vorschrift  in  den  Missions- 
gebieten  und  in  Gegenden  mit  gemischter  Be- 
völkerung nicht  streng  durchfuhren  lässt ,  so  er- 
halten die  Missionäre  und  auch  die  Bischöfe  in 
einzelnen  Ländern  in  ihren  Fakultäten  die  Er- 
mächtigung „praesentibus  haeretlds,  schisma- 
ticis ,  infldelibus  et  excommunicatls ,  si  aUter 
celebrarl  non  possit^,  zu  celebriren  und  diese 
Befugnlss  zu  subdelegiren,  s.  o.  Anm.  5. 

10  D.  h.  wenn  ex  nach  Zubereitimg  des  Altais 
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hanpt  nnyolleiidet  zn  lassen,  noch  in  die  Celebration  eine  dazu  nicht  gehörige  Hand- 
Inig  einzuschieben  and  dann  erst  die  Messe  zn  Ende  zu  lesen  ^ 

Wenn  indessen  die  Messfeier  noch  nicht  weiter  als  bis  zu  dem  zweiten  Theile^ 
der  Konsekration,  gelangt  ist  2,  und  plötzlich  die  Gefahr  einer  Verunehrung  der  hei- 
ligen Handlung  und  der  zu  konsekrirenden  Elemente,  also  die  Entweihung  der 
Kirche  eintritt  3,  ein  feindlicher  Einbruch  oder  eine  Ueberschwemmung  oder  der 
Einsturz  der  Kirche  droht^ ,  so  hat  der  Priester  nicht  nur  das  Recht ,  sondern  auch 
die  Pflicht,  die  Messe  abzubrechen.  Dasselbe  gilt ,  wenn  nach  Beginn  der  Messe  ein 
exeommunicatus  vitandus  die  Eürche  betritt  oder  dessen  Anwesenheit  erst  nachher 
von  dem  Priester  bemerkt  wird,  sofern  der  Exkommunicirte  sich  nicht  auf  Aufforde- 
rang  des  Priesters  entfernt  und  auch  nicht  aus  der  Kirche  ohne  Verletzung  der  der- 
selben schuldigen  Ehrfurcht  entfernt  werden  kann^.  Endlich  hat  der  Priester  die  Weiter- 
eelebrirung  der  Messe  auch  dann  einzustellen ,  falls  er  sich  erst  nach  Beginn  der- 
selben erinnert,  dass  er  nicht  mehr  nüchtern,  dass  er  exkommunicirt  oder  suspendirt 
ist,  dass  er  eine  begangene  Todsünde  noch  nicht  gebeichtet,  oder  dass  die  Kirche 
oder  Kapelle  dem  Interdikte  unterliegt^,  und  in  diesen  Fällen  durch  die  Abbrechung 
der  Messe  kein  Aergemiss  entstehen  würde  ^. 

Femer  ist  der  Priester  wenigstens  berechtigt,  beim  Vorliegen  dringender  Gründe, 
so  wenn  es  nothwendig  wird,  einem  Sterbenden  die  Sakramente  der  Taufe,  der  Busse, 
des  Viatikums  oder  der  letzten  Oelung  zu  spenden ,  sowohl  vor ,  wie  auch  nach  der 
Konsekration^  mit  der  Messfeier  einzuhalten^. 

Unterbricht  er  ausser  den  gedachten  Fällen  die  letztere,  so  kann  der  Ordinarius, 
wenn  er  die  Messe  nach  der  Konsekration  unterbrochen  hat,  ihn  mit  Censuren, 
sonst  blos  mit  angemessenen  Bussen  belegen  ^^. 


wieder  von  demselben  hernnter  gestiegen  und 
die  Worte:  In  nomine  dei  patris  eto.  vor  dem 
nMhfolgenden  Antiphon :  Introibo  ad  altare  ge- 
sprochen hat,  Missale  roman.  ritns  celebr.  III. 
a3ii.6;  Probst  S.  157  ff. ;  Oihr  S.  335. 

»  c  16  (Tolot  VII.  V.  646)  C.  VIL  qu.  1 ;  c.  67 
(Rom  T.  743)  Dist.  I.  de  consecr. ;  Missale  rom. 
L  e.  n.  4. 

-  Unentschieden  nnd  streitig  ist  es ,  ob  die 
}le8ae  eubstantlallter  mit  dem  Lesen  des  Kanon 
oder  mit  dex  Vornahme  des  eigentlichen  Konse- 
kiBtioneaktee  (s.  0.  S.  178.  n.  6)  beginnt,  ob  also 
der  erate  oder  der  zweite  Zeitpunkt  entscheidend 
ist,  Probst,  Encharlsäe  als  Opfer  S.  147.  Das 
Mlsiale  (i.  die  folgende  Anm.  4)  spricht  für  das 
efstere. 

>  &  18  in  VIto  V.  11.  cit.  n.  folgende  Anm. 

*  MiMale  rom.  de  defect.  circa  missam  X. 
n.  2 :  gSI  sacerdote  celebrante,  yioletur  ecclesia, 
Ute  canonem  dimittatur  missa,  si  post  canonem, 
000  dimittatar.  Si  timeatnr  incnrans  hostium 
▼el  allaTionia  Tel  mina  loci,  nbi  eelebratnr,  ante 
eonseeratlonem  dimittatur  missa,  post  conse- 
ciationem  vero  sacerdos  accelerare  poterit  fnnc- 
Üonem  saoramenti  omissis  aliis^. 

*  e.  18  in  VI*«  dt.  V.  11 ;  Clem.  2  de  sent. 
exeomm.  V.  10;  Probst  S.  146.  147;  Kober 
S.  324.  23Ö. 

*  MlMal.  L  c.  VIU.  n.  4.  5;  Probst  S.  146; 
deHerdtl.  e.  t.  2.  n.  157  ff.  160. 

HiBfchins,  Kirchenreoht.  lY. 


"^  Sonst  hat  er  die  Messe  zu  Ende  zu  lesen, 
aber  in  den  entsprechenden  Fällen  mit  dem 
Vorsätze,  die  Absolution  der  gegen  ihn  ver- 
hängten Censuren  herbeizuführen  oder  die  Tod- 
sünde nachträglich  zu  beichten. 

Ohne  Rücksicht  auf  ein  etwa  sich  ergebendes 
Aergemiss  muss  er  die  Messe  immer  abbrechen, 
wenn  er  vor  der  Konsekration  bemerkt,  dass  die 
Materie  ungeeignet  (die  Hostie  oder  der  Wein 
rerdorben)  ist,  und  keine  taugliche  beschafft 
werden  kann.  Probst  S.  24. 

8  Im  letzteren  Falle  hat  der  Priester  die  schon 
geweihten  Elemente  sorgfältig  zu  verwahren  und 
nachher  die  Messe  zu  Ende  zu  lesen  ,  sofern  die 
Unterbrechung  nicht  zu  lange  gedauert  hat, 
Benedict.  XIV.  de  sacrlf.  missae  III.  14; 
Probst  S.  149. 

0  Die  Spendung  anderer  Sakramente  als  der 
genannten  berechtigt  aber  nicht,  die  Messe  zwi- 
schen der  Wandelung  und  der  Kommunion  aus- 
zusetzen, Probst  S.  148,  vgl.  auch  Benedict. 
XIV.  1.  c.  III.  14. 

10  c.  16.  0.  VII.  qu.  1  cit  droht  die  Exkom- 
munikation und  c.  57.  Dist.  I.  de  consecr.  die 
Suspension  an.  Die  Gongr.  conc  hat  wiederholt 
erkannt ,  dass  diese  Strafen  nicht  ipso  iure  ein- 
treten, und  der  Ordinarius  sie  nur  unter  der  im 
Texte  gedachten  Voraussetzung  verhängen,  in  an- 
deren aber  allein  Bussen  auferlegen  darf ,  B  e  - 
nedict.  XIV.  1.  c. 

13 


194 


I.  Die  Hierarohie  und  die  Leitung  der  Kirche  dureh  dieselbe. 


r§.  207. 


Sollte  endlich  der  oelebrirende  Priester  durch  Tod  oder  durch  plötzliche  Krank- 
heit an  der  Fortsetzung  der  Messe  verhindert  werden,  so  musS)  falls  dieselbe  bereits 
bis  zur  Konsekration  vorgeschritten  war,  ein  anderer  Priester '  die  begonnene  Messe 
zu  Ende  lesen 2,  sofern  ein  solcher  nur  irgendwie  zu  beschaffen  ist'. 

lü.  Besonderheiten  bei  den  verschiedenen  Arten  von  Messen. 
A.  Fest-  und  Tagesmessen  und  Votivmessen.  Wegen  des  mannigfaltigen 
Charakters  und  der  mannigfaltigen  Wirkungen  der  Messe  kann  dieselbe  in  der  ka- 
tholischen Kirche  zu  den  verschiedensten  gottesdienstlichen  Zwecken  verwendet  wer- 
den. Die  katholische  Kirche  betrachtet  sie  als  den  würdigsten  und  vollkommensten 
Gottesdienst,  und  daher  hat  sie  in  der  regelmässigen,  nach  dem  Kirchenjahr  bestimm- 
ten und  stets  einzuhaltenden  Oottesdienstordnung ,  der  gottesdienstlichen  Feier  der 
kirchlichen  Festtage  und  sonst  kirchlich  bedeutsamen  Tage ,  insofern  diese  letzteren 
vor  Allem  durch  die  Celebrirung  der  Messe  gefeiert  werden ,  ihre  centrale  Stellung. 
Die  Oottesdienstordnung  ist  also  zum  Theil  Messordnung ,  beide  stehen  im  innigsten 
und  engsten  Zusammenhange.  Wie  die  verschiedene  Bedeutung  der  einzelnen  Feste 
und  Tage  dem  Oottesdienst  einen  besonderen  Charakter  verleiht,  so  ist  dies  auch  der 
Fall  mit  den  an  diesen  Tagen  zu  haltenden  Messen.  Die  Messe  hat  zwar  bestimmte 
wesentliche  und  sich  stets  gleich  bleibende  Bestandtheile^,  aber  innerhalb  dieses 
festen  Rahmens  kommen  je  nach  dem  Tage ,  für  welchen  die  Messe  celebrirt  wird, 
gewisse  auf  das  kirchliche  Fest  oder  das  kirchlich  bedeutsame  fireigniss  Bezug 
habende  Besonderheiten,  besondere  Riten,  zur  Anwendung.  Die  Oesanmitheit  dieser 
Messen  bildet  die  regelmässige,  das  Kirchenjahr  hindurch  einzuhaltende  Ordnung  ftlr 
den  äusseren  und  öffentlichen  Oottesdienst  der  katholischen  Kirche,  und  die  an  den 
einzelnen  Festen  und  Tagen  zu  feiernden  Messen  in  ihrer  eigenthtlmlichen,  durch  das 
Kirchenjahr  bedingten  Gestaltung  sind  die  s.  g.  missae  de  tetnpore  oder  temporales, 
d.  h.  einerseits  die  Festmessen  [missae  de  festo)  und  andererseits  die  Tagesmessen 
[missae  feriales)  *». 

Es  giebt  aber  auch  in  dem  religiösen  und  kirchlichen  Leben  Ereignisse,  welche 


^  Deshalb  sollte  nach  dem  11.  Konzil  y.  To- 
ledo y.  676  c  14  bei  Kirchen  mit  mehreren  Geist- 
licheu  dem  celebrirenden  Priester  stets  ein  an- 
derer znr  Seite  sein ,  um  bei  solchen  Nothfällen 
die  Messe  zu  Ende  lesen  zu  können. 

3  c.  16  G.  YII.  qu.  1  cit. ;  Missale  rom.  1.  c. 
X.  n.  3 :  „Si  sacerdos  ante  consecrationem  gra- 
viter  inflrmetur  vel  in  syncopem  inciderit  aut 
moriatar,  praetermittitur  missa;  si  post  conse- 
crationem corporis  tantum  ante  consecrationem 
sanguinis  vel  utroque  cousecrato  id  accidit,  missa 
per  alium  sacerdotem  expleatur  ab  eo  loco ,  ubi 
ille  desiit,  et  in  casu  necessitatis  etiam  per  uon 
jejuuum.  Si  autem  non  obierit,  sed  fuerit  In- 
flrmus,  adeo  tamen  ut  possit  communicare  et  non 
adsit  alia  hostia  consecrata ,  sacerdos  qui  missam 
supplet}  dividat  hostiam ,  et  unam  partem  prae- 
beat  inflrmo,  aliam  ipse  sumat.  Si  autem  semi- 
prolata  forma  corporis  (d.  h.  wenn  er  die  Konse- 
krationsworte über  das  Brod  zwar  begonnen,  aber 
nicht  bis  zu  Ende  gesprochen  hat)  obiit  sacerdos, 
qula  non  est  facta  consecratio  ,  non  est  necesse, 
ut  missa  per  alium  suppleatur.  Si  yero  obierit 
semiprolata  forma  sanguinis ,  tunc  alter  prose- 
quatar  Missam  et  super  eumdem  calicem  repetat 
integram  formam  ab  eo  loco:  „SimiU  modo  post^ 


quam  eoen<Uum  est ;  vel  posset  super  alium  calieem 
praeparatum  integram  formam  proferre ,  et  bo- 
stiam  primi  sacerdotis  et  sanguinem  a  se  conse- 
cratum  sumere  ac  deinde  calicem  relictum  semi- 
consecratum^ 

3  Daher  kann  die  Beendigung  auch  durchweinen 
nicht  mehr  nüchternen  Priester,  s.  0.  S.  191. 
n.  10  u.  vor.  Anm.,  ja  selbst  im  äussersten  Noth- 
falle  durch  einen  exkommunicirten ,  snapendir- 
ten  oder  irregulären,  was  freilich  nicht  ganz  un- 
bestritten ist,  erfolgen,  Benedi  ct.  1.  c.  III.  14. 

*  S.  0.  S.  178  n.  6. 

ä  Probst,  Eucharistie  als  Opfer  S.  256. 257. 
Dabei  kommt  weiter  der  Unterschied  in  Betracht 
zwischen  den  Messen  für  die  in  der  ganzen  Kirche 
gefeierten  Feste  und  für  die  s.  g.  festa  propiia, 
d.  h.  solche,  welche  allein  einer  einzebien  Diö- 
cese ,  Kirche  oder  einem  Orden  eigenthümlich 
sind ,  so  dass  nur  für  diesen  Bezirk  oder  Kreis 
von  Personen  gerade  an  dem  betreffenden  Tage, 
wie  z.  B.  am  Tage  der  Kirch  weihe,  des  Kirchen- 
patrons ein  besonderes  offLdnm  eio gehalten 
wird ,  a.  a.  0.  S.  321  ff.  Die  allgemein  in  der 
Ordnung  des  Kirchenjahren  zu  feiernden  Fest- 
und  Tagesmessen  weist  das  Missale  romanum  in 
seinem  ersten  Haupttheile ,  dem  s.  g.  pfoprinm 
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zn  einer  besonderen  kirchliehen  Feier  und  zur  Anrufung  Gottes  wegen  besonderer 
Bitten  Anlass  bieten,  und  für  welche  die  nach  dem  ELirohenjahr  festbestimmte  Gottes* 
dienst-  nnd  Messordnung  keine  feste  Stelle  hat  und  haben  kann.  Die  Gebete,  welche 
in  den  durch  die  letztere  bestimmten ,  regelmässigen  Fest-  oder  Tagesmessen  vor- 
kommen, passen  vielfach  nicht  zu  dem  Zweck,  zu  welchem  in  den  erwähnten  FäUen 
die  Messe  gefeiert  werden  soll,  und  daher  hat  die  katholische  Kirche  für  solche  Zwecke 
eigene  Messen  mit  besonderen  Messformularen  zugelassen.  Es  sind  dies  die  s.  g. 
mi$iae  voHoaef  die  Votivmessen,  d.  h.  diejenigen  Messen,  welche  ausserhalb  der  regel- 
mSssigen  Ordnung  des  Gottesdienstes  und  der  Messe  des  Eärchenjahres  stehen  ^  und 
fDr  specielle  Zwecke,  sei  es  der  ganzen  Earche ,  sei  es  einer  kirchlichen  Korporation 
oder  Genossenschaft,  sei  es  eines  einzelnen  Gliedes  der  Kirche,  gefeiert  werden. 

Des  Näheren  scheiden  sie  sich  in  3  Klassen  ^:  a.  die  regelmässig  als  Fest-  oder 
Tagesmessen  vorkommenden  Messen,  deren  Feier  als  Votivmesse  verlangt  wird,  denn 
68  kann  die  Celebrirung  einer  Messe  an  einem  bestimmten  Tage  aus  besonderer  An- 
dseht  zu  einem  göttlichen  Geheimniss ,  einer  göttlichen  Person  oder  zu  einem  Heili- 
gen, obwohl  zn  deren  Ehren  während  des  Kirchenjahres  innerhalb  der  regelmässigen 
Gottesdienstordnung  eine  Messe  gefeiert  wird,  gewünscht  werden,  b.  di€|jenigen  Mes- 
sen, welche  zwar  auch  als  Tagesmessen  vorkommen,  für  welche  aber,  weil  sie  speciell 
in  ihrem  Bitus  auf  den  Charakter  der  Festzeit  Rücksicht  nehmen,  die  Kirche,  um  sie 
zn  Votivmessen  geeignet  zu  machen ,  besondere ,  jenen  Charakter  abschwächende 
Formulare  aufgestellt  hat  3,  c.  endlich  diejenigen,  welche  aus  verschiedenen  äusseren 
Vorkommnissen  gelesen  werden  und  der  Bitte  um  Abwendung  eines  Uebels  oder  um 
Zuwendung  eines  Gutes,  sowie  dem  Dank  für  Entfernung  eines  Uebels  oder  Gewäh- 
nmg  eines  Gutes  dienen^. 

Für  das  Becht  gewinnt  der  Unterschied  zwischen  den  Fest-  und  Tagesmessen 
einerseits  und  den  Votivmessen  und  ihren  verschiedenen  Arten  andererseits  in  fei- 
enden Beziehungen  Bedeutung : 


ftmantm  de  tempore ,  Mei  für  die  Zeit  vom 
eisten  Adventssonntage  bis  znm  Chaisonnabend, 
vod  ferner  in  dem  nach  dem  s.  g.  ordo  missae 
(bez.  dem  canon  missae)  folgenden  Theile  fiii 
dieZeit  Tom  ersten  Osterfeiertag  bis  znm  Schlüsse 
des  Kirchenjahres,  endlich  die  Messen  für  die  ein- 
zelnen Heiligentage  in  dem  proprium  mUsarum 
de  «oneft»,  auf. 

Weiter  unterscheidet  man  noch  nach  den 
Tigen  missae  dominieales,  missae  in  honorem 
Mnetomm,  missae  de  yigilia  (am  Tage  vor  einem 
Iwhen  Feste). 

^  Missale  röhr,  genei.  pr. :  „Missa  dicitur  .  .  . 
6t  extra  ordinem  officii  votiva  Tel  pro  defanctis"; 
Ferraris  s.  v.  missa  art  XIII.  n.  1;  Frohst 
8.  349  ff. ;  d e  H erdt  1.  c.  1.  n.  26 ,  ahgeleltet 
nicht  Ton  votnm ,  sondern  von  voluntas,  weil  sie 
spedell  von  Jemand  gewünscht  wird. 

«  Frohst  S.  361.  365.  370.  380. 

^  Das  Missale  weist  in  dem  Theile :  Commune 
Mndorum  8  solcher  Messen  anf :  de  trinitate,  de 
Ajigelis,  de  ss.  Apostolis  Fetro  et  Paulo,  de  spi- 
ritn  sancto ,  de  ss.  eucharistiae  sacramento ,  de 
8.  crnce ,  de  passione  d.  n.  Jesn  Christi ,  de  s. 
Mada,  F  r  o  h  s  t  S.  371  ff.  Für  die  ührigen  Apostel 
und  für  die  Heiligen  sind  keine  derartigen  spe- 


ciellen  Formulare  anfgestellt,  vielmehr  gieht  das 
Commune  sanctorum  nur  eine  Reihe  von  Ge- 
neralformularen (z.  6.  in  vlgilia  unius  apostoli, 
commune  nnius  martyris  pontiflcis,  pro  virgine 
et  martyre)  zur  Auswahl,  falls  die  zu  Ehren  eines 
Heiligen  zu  lesende  Fest-  und  Tagesmesse 
nicht  verwendet  werden  kann,  Frohst  S.  367. 
*  Die  14  Formulare  in  Commune  sanctorum 
beziehen  sich  theils  auf  das  allgemeine  Wohl  der 
Kirche  (missa  pro  eligendo  summo  pontiflce ,  in 
anniversario  electionis  seu  consecrationis  epi- 
scopi,  ad  toUendum  schisma,  contra  paganos),  auf 
das  hürgerliche  Wohl  (missa  tempore  hell! ,  pro 
pace,  pro  tempore  pestilentiae) ,  oder  das  Wohl 
des  Einzelnen  (pro  quacumque  necessltate,  pro 
remissione  peccatorum,  ad  postulandam  gratlam 
hene  moriendi,  pro  inflrmis,  pro  peregrinauti- 
hus,  pro  spouso  et  sponsa),  theils  auf  alle  drei 
Fälle  (wie  das  Formular  pro  gratiarum  actione). 
Endlich  gehören  hierher  auch  die  gewöhnlich 
von  den  Votivmessen  geschiedenen  s.  g.  Be- 
quiemsmessen  (für  den  Todes-  oder  Begrähniss- 
tag,  den  dritten,  siehenten  und  dreissigsten  Tag 
nach  dem  Todestage,  sowie  für  den  Jahrestag  des 
Todes  und  die  zur  besonderen  Andacht  für  die 
armen  Seelen),  Frohs  t  S.  392  fl. 
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1 .  Die  Fest-  und  Tagesmeasen  sind  durch  das  öffentliche  Recht  der  Kirche, 
die 'Gottesdienst-  und  Messordnang,  vorgeschrieben.  Sie  müssen  der  Regel  nach  ge- 
mäss derselben  an  dem  betreffenden  Tage ,  wie  sie  fttr  denselben  angeordnet  sind, 
(nach  dem  s.  g.  ofiScinm  des  Tages),  gefeiert  werden  ^. 

Die  Votivmessen  sind  als  solche  nicht  an  bestimmte  Feste  und  Tage  gebunden 
und  bilden  nicht  Theile  der  regelmässigen  Oottesdienstordnung. 

Die  Pflicht,  eine  solche  zu  feiern,  kann  allerdings  für  eine  bestimmte  Gelegen- 
heit durch  kirchliches  Gesetz  oder  Gewohnheitsrecht  begründet  sein^.  Femer  ist  der 
Ordinarius  für  seinen  Amtssprengel  berechtigt,  bei  wichtigen,  die  Kirche  betreffenden 
Angelegenheiten  die  Feier  einer  solchen  anzuordnen  3. 

Aber  andererseits  hat  auch  jeder  Gläubige,  sofern  er  nicht  der  grossen  Exkom- 
munikation unterliegt  4,  wegen  des  ihm  zustehenden  Rechtes  auf  alle  statthaften  kirch- 
lichen Handlungen  die  Befugniss ,  die  Celebrirung  einer  Votiymesse  zu  verlangen  ^, 
falls  nur  ein  vernünftiger  Grund  dazu  vorliegt.  Eine  Pflicht  des  angegangenen 
Priesters,  dem  Begehren  nachzukommen,  besteht  aber  allein,  wenn  er  die  Votivnoiesse 
ohne  Vernachlässigung  der  Pflichten,  welche  ihm  wegen  seines  Amtes  oder  seiner 
kirchlichen  Stellung  oder  wegen  etwaiger  bereits  anderweitig  übernommener  Yei^ 
pflichtungen  obliegen,  zu  lesen  im  Stande  ist^,  femer  die  betreffende  Messe  überhaupt 
als  Votivmesse''  und  auch  zu  der  geforderten  Zeit^  gelesen  werden  darf,  und  dem 
Priester  endlich  ein  Stipendium  für  die  Celebrimng  zugesichert  wird  ^.  Weil  letzte- 
res kaum  ohne  eine  ausreichende  Ursache  geschehen  wird ,  erachtet  die  herrschende 
Meinung  das  Versprechen  oder  die  Gewährung  eines  Stipendiums  schon  für  einen  ge- 
nügenden Grund  zur  Rechtfertigung  des  Verlangens  nach  einer  Votivmesse  *^. 

2.  Die  Pflicht,  alle  vorgeschriebenen  Fest-  und  Tagesmessen  zu  lesen,  besteht 
für  die  Kathedral-  und  die  KoUegiatkircheni^.  Sie  ist  durch  die  tägliche  Feier  der 
s.  g.  Konventualmesse^^  zu  den  festgesetzten  Stunden  ^^,  ausserdem  aber  auch  noch 


^  Missalo  roman.  rubr.  gen.  pr. :  „Missa  qno- 
tidie  dicitur  secundum  ordiuem  offlcii :  de  festo 
dupUci  vel  semidupllci  vel  simplici ,  de  domi- 
nica  vel  feria  vel  vigilia  vel  octava''. 

^  Wie  die  Abhaltung  der  missa  de  epiritu 
sancto  vor  der  Wahl  der  Bischöfe  s.  Bd.  II. 
S.  661,  und  des  Papstes,  s.  Bd.  I.  S.  276.  n.  5. 

3  Z.  B.  aus  Anlass  einer  abzuhaltenden  Mis- 
sion, s.  de  Herdt  1.  c.  t.  I.  n.  27. 

^  Weder  der  toleratus  noch  vitandus  hat  ein 
Recht  auf  die  gottesdienstUchen  Handlungen  der 
Kirche. 

^  Zar  Geltendmachung  des  Rechtes  muss  er 
aber  auch  das  erforderliche-  Unterscheidungsver- 
mögen besitzen. 

^  Denn  diese  Pflichten  gehen  vor.  In  Betreff 
des  letzteren  Punktes  s.  unten  unter  C.  2. 

"^  Nicht  als  Votivmessen  dürfen  die  Fest-  und 
Tagesmesseu  von  den  Sonntagen,  von  den  Tagen 
der  Advents-  und  Fastenzeit,  sowie  von  allen 
beweglichen  Festen  ,  wie  Ostern  u.  s.  w. ,  femer 
auch  nicht  Messen  zu  Ehren  eines  blos  Beatifl- 
cirten  oder  eines  s.  g.  tolerirten  Heiligen,  d.  h. 
eines  solchen,  welcher  blos  privatim  verehrt 
wird,  ohne  dass  die  Kirche  widerspricht,  gelesen 
werden,  Probst  S.  365.  366;  de  Herdt  t.  I. 
n.  36—38, 


8  S.  nachher  unter  Nr.  2. 

ö  Probst  S.  354.  355;  de  Herdt  1.  c  n.  27. 

10  Probst  S.  355;  de  Herdt  1.  c. 

11  c.  11  (Honor.  III.)  X.  de  celebr.  miss.  lU. 
41;  Bd.  U.  S.  141.  143;  Bouix  de  eapitnUs. 
ed.  II.  p.  316;  de  Herdt  1.  c.  n.  14;  Ballay, 
de  missa  conventuali  im  Arch.  f.  kathol.  K.  R. 
36,  298.  Dagegen  ist  es  streitig,  ob  diese  Ver- 
pflichtung sich  auch  auf  die  Konveiitskirchen 
der  Regalaren,  Insbesondere  der  Nonnen  bezieht. 
Manche  läugnen  eine  solche  —  und  das  ist  rich- 
tig —  für  das  gemeine  Recht  überhaupt  und 
lassen  dieselbe  nur  durch  die  besonderen  Kon- 
stitutionen des  Ordens  oder  durch  Gewohnheits- 
recht begründet  sein.  Andere  nehmen  allein  die 
Kirchen  der  Bettelorden  aus.  Allseitiges  Ein- 
verständniss  herrscht  dagegen  darüber ,  dass  die 
Regularen  die  Konventualmesse  taglich  in  Ge- 
mässheit  der  Vorschriften  des  Missale  lesen 
können,  vgl.  Gavalieri  1.  c  P.  III.  c.  8.  decr. 
VII.  (52);  Ballay  1.  c.  p.  298;  de  Herdt,  s. 
liturg.  praxis  p.  I.  n.  14. 

12  Bd,  II.  S.  141.  143. 

18  Vgl.  unten  zu  B.  bei  der  Erörterung  über 
die  solenne  Messe.  Eine  Aenderung  der  Stunden 
ist  nicht  statthaft,  selbst  nioht  durch  abweichende 
Gewohnheit,  Acta  s.  sed.  10,  240. 
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an  bestimmten  Tagen  durch  die  Feier  einer  zweiten  ^  (mitunter  sogar  einer  dritten  ^) 
derartigen  Messe  zu  erfüllen  K  Da  diese  Messen  Namens  des  Kapitels  zu  celebriren 
Bind,  so  liegt  die  Verbindlichkeit  zunächst  den  Kapitelsgliedern  ob  * ,  aber  auch  die- 
jenigen, welche  zum  Chordienst  verpflichtende  Benefizien  haben  (die  s.  g.  vtcarü,  ca- 
pdkrüy  mansionarn,  porthnarn)  ^,  können  die  Verpflichtung,  dazu  mitzuwirken,  nicht 
ablehnen^.  Sie  haben  aber  ebenso  wie  die  celebrirenden  Kapitularen  Anspruch  dar- 
auf, dass  ihnen  für  jede  derartige  Messe,  welche  sie  feiern,  aus  der  massa  communis, 
dem  für  die  Distributionen  bestimmten  Fonds  "^ ,  das  in  der  Diöcese  übliche  Mess- 
stipendium 8  entrichtet  werdet 

Ebensowenig  wie  gemeinrechtlich  etwas  darüber  bestimmt  ist ,  in  welchem  Um- 
fange die  an  sieh  zur  Feier  der  erwähnten  Messen  verpflichteten  Dignitäten  und 
stimmberechtigten  Mitglieder  des  Kapitels  bei  der  Erfdliung  der  gedachten  Pflicht  zu 
konkurriren  haben  ^o,  ist  dies  der  Fall  in  Betreff  des  gegenseitigen  Verhältnisses  der 
Etpitnlaren  und  der  Domvikarien  ^^  Es  entscheidet  auch  in  dieser  Beziehung,  wie  in 
Betreff  der  eben  erwähnten  Funkte,  das  besondere  Statut,  die  hergebrachte  Gewohn- 
heit oder  auch  eine  etwa  getroffene  üebereinkunft  ^\ 

In  den  Pfarrkirchen  braucht  die  Messe  blos  an  den  Sonntagen  und  Festtagen 
gelesen  zu  werden  ^',  in  Betreff  anderer  Kirchen  besteht  eine  solche  Pflicht  überhaupt 


1  Misnie  roman.  rubr.  gen.  III.  1 :  „In  feiiis 
tarnen  quadngesimae ,  qnatnor  tempornm ,  ro- 
gationnm  et  Tiglliis ,  etiamsi  duplex  vel  semi- 
dnplex  festum  (b.  darüber  S.  198)  vel  octava 
occnnit,  in  ecclesils  cathedralibus  et  rx>llegiati8 
cantantnr  duae  misaae,  Qna  de  feste  postTertiam, 
alla  de  feria  post  Nonam",  weitere  Fälle  ibid. 
n.  2.  u.  V.  1. 

2  Nämlich  abgesehen  von  Weihnachten  1.  c. 
XV.  4  auch  au  einem  auf  den  Tag  vor  Himmel  fahrt 
einfaUenden  festum  duplex  und  semiduplex ,  s. 
die  Specialrnbrik  des  Missales  zu  :  In  Tigilia  as- 
cenaonis.  Vgl.  näheres  bei  deHerdt,  praxis 
eapitnlaris.   LoYanii  1881.  p.  292. 

'  Selbst  durch  uuTordenkllche  Gewohnheit  kann 
eine  Befreiung  tob  diesen  Pflichten  nicht  herbei- 
geführt werden,  B  e  n  e  d  i  c  t.XIY .  c^nst  Cum  sem- 
peroblatasv.  19.  August  1744.  §.16,  eiusd.bull. 
1,  165  (welche  zwar  nur  an  die  Italienischen 
Bischöfe  gerichtet  ist,  aber  mit  Rücksicht  darauf, 
dass  sie  eine  Reihe  von  gemeinrechtlichen  Streit- 
fragen entscheidet  und  auch  nicht  auf  Italien 
bezügliche  Entscheidungen  der  Gongr.  conc.  be- 
stätigt, für  die  ganze  katholische  Kirche  Bedeu- 
tung hat) ,  insbesondere  auch  nicht  von  der 
Pflicht,  die  ferneren  Messen  zu  lesen,  Entsch.  d. 
Congr,  cona  r.  1873,  Acta  s.  sed.  7,  626.  Doch 
Verden  darauf  gehende  Befreiungs-Indulte  ge- 
▼»hit,  8.  a.  a.  0. 

*  Bd.  II.  S.  141  und  Benedict.  XIV.  const. 
eil  $.  12 :  ^ecclesiae ,  cuius  serritio  addicti  sunt 
qnicamque  in  eadem  sIto  dignitates  sive  cano- 
nicatus  sive  mansionariatus  sive  beneflcia  cho- 
nlia  obtinent  et  missam  conventualem  suis  re- 
spective  vidbus  celebrant^'. 

*  S.  die  vor.  Anm.  und  Bd.  II.  S.  84. 

*  Congr.  conc.  v.  1822,  Richter,  Triden- 
tinum  S.  134.  n.  30,  v.  28.  Januar  1855  (für  Pa- 
derborn und  Mainz)  Acta  s.  sed.  2.  21 ,  s.  auch 
ibid.  p.  194  u.  4,  531. 


•^  S.  darüber  Bd.  III.  S.  236.  237,  nöthigen- 
falls  muss  ein  Fonds  dafür  gebildet  werden,  Be- 
nedict. XIV.  const.  cit  %.  19;  Acta  s.  sed.  2, 23. 

8  Eine  Erhöhung  der  Diocesantaxe  trifft  auch 
ohne  Weiteres  diese  Stipendien,  Analecta  iur. 
pontif.  1869  p.  1038  u.  Actas.  sed.  3,  412. 

»Benedict.  XIV.  const.  dt.  %,  18;  Acta  s. 
sed.  2,  204;  Analecta  iur.  pontif.  1869.  p.l038. 
Bestehen  gesonderte  Distributionsfonds  für  die 
Kapitularen  und  die  Domvikarien ,  so  erhalten 
die  letzteren  den  Betrag  aus  dem  für  sie  be- 
stimmten, 1.  c.  p.  1040;  Acta  s.  sed.  2,  194. 

10  Bd.  II.  S.  141.  142;  de  Herdt  1.  c.  p.306. 

11  Auch  die  const.  Benedict  XIV.  bestimmt 
darüber  nichts.  Z.  B.  können  die  Messen  an  den 
Feiertagen  durch  die  Kanoniker,  an  den  Wochen- 
tagen durch  die  Vikarien  bez.  den  Hebdomadar 
der  einen  oder  andern  Klasse  (Bd.  II.  S.  142) 
celebrirt  werden,  Acta  s.  sed.  4,  532. 

1«  Vgl.  Acta  s.  sed.  8,  222;  de  Herdt  1.  c. 
p.  306. 

13  Trld.  Sess.  XXIII.  c.  14  de  ref. ;  Bene- 
dict. XIV.  de  syn.  dioec.  XIII.  25.  n.  4;  de 
Herdt,  s.  liturg.  praxis  1. 1.  n.  14.  Eine  von 
Innocenz  XII.  bestätigte  Entsch.  d.  Congr.  conc. 
V.  1681  hat  erklärt,  dass  der  Pfarrer,  welcher 
reichliche  Einkünfte  (redditus  pingues)  beziehe, 
täglich  die  Pfarrmesse  celebriren  müsse,  Ferra- 
ris s.  V.  missa  art.  III.  n.  3 ;  wegen  der  in  Be- 
treff der  Bemessung  der  Höhe  der  Einkünfte 
entstandenen  Streitigkeiten  hat  aber  Benedict. 
XIV.  in  der  const  Cum  semper  oblatas  cit.  §.  6, 
eiusd.  bull.  1, 164,  erklärt:  ^^nobis  abunde  satis- 
factum  fore  vobisque  proinde  satis  esse  posse,  dum 
ii,  qui  anlmarum  curam  exercent,  sacriflcium 
missae  pro  populo  celebrent  atque  applicent  in  do- 
minicis  alilsque  per  annum  diebus  festis  de  prae- 
cepto".  Neuere  Provinzialsynoden  ermahnen  aber 
alle  Seelsorger,  täglich  Messe  zu  lesen,  so  z.  B. 
Köln  1860,  coli.  conc.  Lac.  5,  379.    Dass  durch 
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nicht,  da  ihre  Zweckbestimmiing  fär  den  in  ihnen  abzuhaltenden  Gottesdienst  das  ent- 
scheidende ist,  nur  muss  die  Messe^^in  ihnen  tftglich  gefeiert  werden,  wenn  das  h.  Sa- 
krament der  Eucharistie  dauernd  in  ihnen  aufbewahrt  wird  ^. 

Da  die  Votivmessen  keine  feste  Stellung  in  der  Messfeier  des  Kirchenjahrea 
haben,  also  eine  Aenderung  der  regelmässigen  Abhaltung  derselben  bedingen,  so  tritt 
zwischen  ihnen  und  den  Tages-  und  Festmessen  eine  Kollision  ein.  Die  regelmis»ge 
Messfeier  muss  der  Votivmesse,  wenn  dieselbe  überhaupt  statthaben  soll,  weichen, 
aber  sie  kann  dann  nicht  zurücktreten,  wenn  es  sich  um  die  hervorragenden  Feste 
handelt,  an  deren  regelmässiger  Feier  die  Kirche  nothwendig  festhalten  muss.  Die 
Lesung  jeder  Yotivmesse  ist  daher  ausgeschlossen  an  allen  gebotenen  Festtagen  ersten 
Ranges  ^,  Ausserdem  darf  eine  solenne  Yotirmesse  nicht  an  den  Sonntagen  der  ersten 
ELlasse^,  am  Aschermittwoch,  an  den  Wochentagen  der  Gharwoche,  an  den  Ti^en 
(Vigilien)  vor  Pfingsten  und  vor  Weihnachten^,  eine  private  Yotiymesse,  abgesehen 
von  den  eben  gedachten  Zeiten ,  femer  an  keinem  Sonntage ,  keinem  festum  duplex 
(zweiten  Ranges] ,  nicht  innerhalb  der  Oktaven^  von  Epiphania,  Ostern,  Pfingsten, 
an  der  Vigil  vor  Epiphania,  an  Allerseelen^,  endlich  nicht  innerhalb  der  Oktave  des 
Frohnleichnamfestes  ^  celebrirt  werden. 

B.  Private  und  öffentliche  Messen  {missae  prwataeunä  publieae].  Die 
Privatmesse ,  durch  deren  Gegensatz  erst  der  Begriff  der  öffentlichen  Messe  bestimmt 
werden  kann,  wird  verschieden  definirt^.  Als  Privatmesse  wird  theils  diejenige 
Messe,  welche  in  Privatoratorien  blos  in  Gegenwart  der  einen  oder  anderen  Person 
gelesen,  und  als  öffentliche  jede  andere,  also  eine  solche,  welche  in  Kirchen  an  Sonn- 


be«ondere  Anordnung  des  Bischofs ,  wenn  genü- 
gende geistliche  Kräfte  an  der  Pfankirche  yot- 
handen  sind ,  der  tägliche  Messgottesdienst  ein- 
gerichtet werden  kann,  Ist  zweifellos.  Die  ci- 
tlrten  Vorschriften  handeln  nur  von  der  persön- 
lichen Yerpflichtung  des  Pfarrers  als  solchen. 
Darüber  s.  des  weiteren  unter  B. 

i  So  die  Gongr.  rit  t.  19.  März  1833,  Gar- 
dellini ed.  cit  u.  4700,  3.  app.  p.  nO, 

2  D.  h.  den  festa  duplida  primae  classls.  Die 
Feste,  welche  an  einem  bestimmten  Tage  des 
Jahres  gefeiert  werden  und  deren  Feier  niemals 
unterlassen  werden  darf,  werden  als  duplicia 
und  semldupllcla  bezeichnet,  und  zwar  hat  diese 
Unterscheidung  Bedeutung  sowohl  für  das  nach 
dem  Brevier  zu  betende  Officium,  wie  auch  für  die 
Messfeier.  Die  Doppelfeste,  die  duplicia,  bilden 
die  wichtigste  Klasse  der  Festtage.  Die  semi- 
duplicia  stehen  dagegen  im  allgemeinen  den 
Sonntagen  gleich,  vgl.  Probst,  Breyler  und 
Breviergebet  S.  185. 187. 190 ;  P  r  o  b  s  t ,  Eucha- 
ristie als  Opfer  S.  343 ;  de  Herdt  1.  c.  n.  17— 
19.  Den  ersteren  ist  aber  durch  die  Unterschei- 
dung von  duplicia  1  classls  und  2  classis  ein  be- 
stimmtes Rangverhältnlss  beigelegt ,  well  sie  in 
Folge  ihrer  Zahl  und  bei  der  Beweglichkeit  einer 
Reihe  von  Festen  zusammentreffen  können  und 
deshalb  eine  Bestimmung  darüber  erforderlich 
wird,  welches  der  beiden  Feste  seine  ursprüng- 
liche Stelle  behauptet,  und  welches  verlegt 
werden  muss.  Das  semiduplex  hat  mit  den  du- 
plicia das  gemein ,  dass  es  wie  die  duplicia  im- 
mer zu  feiern,  also  auch  nöthigenfalls  zu  ver- 


legen Ist,  während  das  letztere  bei  dem  festum 
Simplex  nicht  der  Fall  ist,  Probst,  Brevier 
S.  187. 190;  Eucharistie  als  Opfer  S.  343.  Tgl. 
welter  Missale  rubr.  gen.  I. :  „Missa  dicitur  de 
duplici  Ulis  diebus  quibus  in  Kaiendario  ponitui 
haec  nota :  duplex  et  in  festis  mobilibus ,  quan- 
documque  officium  est  duplex.  In  duplldbos 
dicitur  una  oratio  tantum,  nisl  aliqua  comme- 
moratio  fleri  debeat ..."  II.  „Missa  de  semi- 
dupUci  dicitur,  qnando  in  Kaiendario  ponltur 
haec  vox :  $emiduplex,  Praeterea  in  dominicis  et 
diebus  inf^a  octavas.  In  semiduplidbus  tarn 
festis  quam  dominicis  dicuntur  plures  orationes"; 
vgl.  auch  1.  c.  IX. 

s  Das  sind  diejenigen ,  an  welchen  die  wich- 
tigsten Geheimnisse  der  Schöpfung  und  Erlö- 
sung gefeiert  werden,  also  alle  Adventssonntage, 
alle  vom  Sonntag  Septuagesimä  bis  zum  weissen 
Sonntag,  der  Pflngstsonntag  und  der  Sonntag 
Xrinitatls,  de  Herdt  1.  c.  n.  20. 

«  Missale  l.  c.  IV. ;  Gongr.  rit.  v.  27.  März 
1779,  GardelUnl  ed.  cit.  n. 4393. XX;  2, 501. 
Ö02;  Probst,  Eucharistie  als  Opfer  S.  3ö8. 

&  Der  achte  Tag  nach  einem  Feste ,  weil  die 
Feier  desselben  diese  Zelt  lang  fortgesetzt  wird. 
Probst,  Breviers.  193. 

0  Missale  1.  c,  Probst,  Eucharistie  als 
Opfer  S.  364. 

^  Gongr.  rit  v.  21.  JuU  1670,  approbirt  v.  Cle- 
mens X.,  Garde  11  Inll.  c.  n.  2505;  1,430. 

8  Vgl.  darüber  Benedict.  XIV.  de  sacrif. 
miss.  II.  22;  F.  X.  Schmidt,  Liturgik.  2. Aufl. 
1,293. 
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tagen  und  Festtagen  gefeiert  wird ,  bezeichnet  ^  Theils  setzt  man  den  Unterschied 
darin,  dass  bei  der  Privatmesse  der  Priester  allein  kommunicirt  und  die  Gemeinde 
blos  als  am  Opfer  geistig  theilnehmend  gedacht  wird  2.  Ferner  wird  als  das  wesent- 
liche Merkmal  der  Umstand  betont,  ob  die  Messe  auf  das  Anliegen  Einzelner  oder 
aas  einem  anderen  Grunde  gehalten  wird  ^. 

Die  Kommentatoren  der  Rubriken  und  die  kirchliche  Gewohnheit  verstehen  in- 
dessen unter  der  Privatmesse  jede,  welche  von  dem  celebrirenden  Priester  sine  cantu 
gehalten,  blos  gesprochen  ^  und  unter  der  öffentlichen  eine  solche ,  welche  in  cantu 
(mit  Gesang)  celebrirt  wird  ^.  Diese  Unterscheidung  hat  an  den  Rubriken  des  Mis- 
sales ihren  Anhalt.  Sie  ist  auch  praktisch  die  brauchbarste  und  ist  der  Behandlung 
der  hier  einschlagenden  Fragen  zu  Grunde  gelegt. 

Die  öffentliche  Messe  {missa  publica)  zerfilUt  weiter :  a.  in  die  feierliche ,  die 
missa solemnis  (auch  Hochamt)  und  b.  die  nicht  feierliche,  nicht  solenne  oder  gesun- 
gene (mitunter :  Amt  im  Gegensatz  zu  Hochamt) ,  die  missa  cantata  oder  media  ®. 

Das  Wesen  der  feierlichen  Messe  besteht  einmal  in  gewissen  Eigenthttmlich- 
keiten  ihres  Ritus ^,  in  der  s.  g.  solemnitas  inirinsecaj  welche  freilich,  je  nachdem  die 
Messe  an  einem  wichtigeren  oder  minder  bedeutenden  Feste  (duplex,  semiduplex 
a.  8.  w.)  celebrirt  wird,  eine  grössere  oder  geringere  ist  ^.  Ausserdem  kommt  ihr  auch 
eine  s.  g.  solemnitas  extrinseca  zu  ^.  8ie  wird  unter  Assistenz  von  s.  g.  ministris  sacris, 
von  Klerikern,  darunter  einem  Diakon  und  Subdiakon,  als  Ministranten  i^,  ferner  mit 
einer  s.  g.  pompa  solemnior  ^1,  z.  B.  Incensation  (Beräucherung  des  Altars)  1^,  beson- 
derer Zurichtung  des  Altars  ^^  u.  s.  w.  celebrirt  ^^,  Endlich  können  die  solennen  Mes- 
sen nicht  während  der  ganzen  o.  S.  190  gedachten  Zeit,  sondern,  weil  sie  sich  an 
die  kanonischen  Hören  anschliessen  sollen,  allein  zu  bestimmten,  dazu  passenden 
Stunden  gesungen  werden  1^. 


1  Im  Zusammenhang  damit  ^rd  auch  die 
Messe  an  einem  Seitenaltaie  (die  Yon  Luther  als 
Winkelmesse  bezeichnete,  Steltz  in  Herzogs 
Real'Encyklopädie.  2.  Anfl.  3,  638),  oder  die 
Messe  an  einem  Wochentage  als  Prlyatmesse 
ehankterisiit. 

*  So  z.  B.  Benedict.  XIV.  const.  Certiores 
▼.  13.  Nov.  1754,  hnll.  ciusd.  1,  94;Richter- 
Krahl,  K.  R.  S.  910.  Verfehlt  Ist  die  übliche 
Berufung  auf  das  Trid.  Sess.  XXII.  c.  6.  Wenn 
dieses  sagt :  „nee  tamen  . .  .  missas  illas,  in  qai- 
bns  solus  sacerdos  sacramentallter  commnnicat, 
nt  priTstas  et  illicitaa  daranat,  sed  probat",  so 
beisst  das  nur  soviel ,  als  dass  das  Konzil  sie 
nicht  als  Privatmessen  verurtheilt. 

8  So  z.  B.  Permaneder,  K.  R.  %.  426.  Da- 
mit sind  aber  diejenigen  Votlvmessen  deflnirt, 
welche  nur  als  Privatmessen  gefeiert  werden 
dörfen. 

^  Welche  Theile  der  Messe  dies  sind ,  erglebt 
Missale  rühr.  gen.  XVI.  n.  1.  Man  nennt  diese 
Messe  daher  auch  vielfach  stille  Messe,  Lese- 
messe  (missa  bassa,  plana,  lecta,  qnotidiana). 
Schmidt  a.a.  0.  S.  294. 

^  Cavalieri,  opp.  liturg.  t.  III.  c.  9.  n.  1 ; 
Probst,  Encharistie  als  Opfer  S»  2;  de  Herdt 
1.  c.  n.  13.  Wenn  also  der  Priester  nicht  singt, 
aber  wohl  der  respondirende   Chor,   ja   selbst 


Maslkbegleitang  vorhanden  ist,  bleibt  die  Messe 
immer  eine  private. 

®  Probst,  Eucharistie  als  Opfer  S.  1;  de 
Herdt  1.  c.  n.  13. 

'^  Diese  ergeben  die  verschiedenen  Rubriken 
des  Missales.  Der  Rltns  ist  näher  dargestellt  bei 
Probst  S.  231  ff.;  deHerdtl.  c.  n.  306  ff. 

8  Cavalieri  1.  c.  P.  II.  c.  28.  deoret.  I.  n.  1. 

9  Probst  S.  1.  Auch  diese  geben  die  Rn- 
briken  an. 

lOdeüerdtl.  c.  n.  302.  Gebraucht  werden 
mindestens  9  Kleriker,  Probst  S.  231.  Bios 
mit  einem  Diakon  und  Snbdiakon  ohne  andere 
Ministranten  darf  sie  nach  Congr.  rit.  v.  16. 
März  1681,  nicht  celebrirt  werden ,  Acta  s.  sed. 
3,  646.  647. 

"  Cavalieri  1.  c. 

«  Probst  S.  150 ,  de  Herdt  n.  302. 

13  Doch  ist  nicht  nöthig,  dass  alle  diese  äus- 
seren Solemnitäten  zusammen  beobachtet  wer- 
den, es  genügt  die  eine  oder  andere,  Cava- 
lieri 1.  c;  Probst  S.  1.  2. 

1*  Nur  eine  besondere  Art  der  feierlichen 
Messe  ist  die  Pontifikalmesse  (mi'Ma  pon- 
tificalis),  welche  yon  einem  Bischof  oder  einem 
Piriilaten  mit  dem  Rechte,  sich  der  bischöflichen 
Insignlen  zu  bedienen,  celebrirt  wird.  S.  darüber 
Caeremoniale  eplscopor.  II.  n.  9. 

15  Missale  rubr.  gen.  XV.  2:    „Missa  autem 
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Der  zweiten  Art  der  öffentlichen  Messe,  der  s.  g.  nmsa  catUata,  fehlt  die  üiner- 
liche  Solemnität  der  feierlichen.  Ihr  Ritus  ist  im  allgemeinen  der  der  Privatmeaae  ^ 
Es  genügt  weiter ,  wenn  sie  nur  unter  Assistenz  eines  Lektors  celebrirt  wird  ^ ,  auch 
kann  im  Nothfalle  ein  anderer  Kleriker  3,  ja  selbst  ein  Laie  als  Ministrant  fongiren; 
ferner  ist  es  gestattet ,  dass  zwei  Akoluthen  dabei  assistiren  ^. 

Die  Eintheilung  der  Messen  in  private  und  öffentliche,  bz.  feierliche  und  gesun- 
gene j  beruht  auf  einem  anderen  EintheUungsprinzip  als  die  in  Temporal-  und  in 
Votivmessen.  Es  giebt  daher  sowohl  private,  wie  auch  öffentliche,  feierliche  und  blos 
gesungene  Temporal-,  wie  auch  Votivmessen. 

In  Privatangelegenheiten  darf  nur  eine  private  Messe  gefeiert  werden.  Da  aber 
die  Innehaltung  der  regelmässigen  Gottesdienst-  und  Messordnung  keine  Privat- 
angelegenheit bildet,  so  ist  die  solenne  unzulässig,  wenn  es  sich  um  eine  Votiv- 
messe  und  zwar  für  ein  privates  Anliegen  handelt '^.  Wohl  aber  darf  eine  solche  als 
solenne  gefeiert  werden ,  wenn  eine  öffentliche  kirchliche  oder  auch  weltliche  oder 
staatliche  Angelegenheit  in  Frage  steht  ^.  Ob  eine  Sache  dieser  Art  vorliegt,  hat  der 
Ordinarius,  bz.  auch  der  Papst  zu  entscheiden  ^. 

Was  dagegen  die  Temporalmessen,  Tages-  und  Festmessen  betrifft,  so  bestehen 
darüber  keine  allgemeinen  gemeinrechtlichen  Vorschriften^,  inwiefern  diese  in  der 
Form  der  solennen  oder  gesungenen  Messe  gefeiert  werden  müssen  und  gar  nicht 
als  Privatmessen  gelesen  werden  dürfen.  Nur  soviel  lassen  die  Rubriken  des  Missales 


conventualls  et  solemnis  sequenti  ordlne  diel 
dehet  In  festis  dapliclbns  et  semldaplidbas, 
in  dominicis,  et  infra  octavas,  dicta  in  chorOf 
hora  Tertia.  In  festis  simplicibns  et  in  feriis 
per  annam ,  dicta  Sexta.  In  Adv.  Qnadrag.  et 
Quat.  temporibus ,  etiam  infra  octavam  pente- 
costes  et  vigilüs,  quae  leinnantnr ,  qnamviB  slnt 
dies  solemnes,  missa  de  tempore  debet  cantari 
post  Nonam^'.  .  .  .  ^5.  Missae  votiYae ,  qnia  non 
correspondent  officio,  si  solemniter  oelebrentur 
pro  re  gravi  vel  publica  causa  cum  populi  fre- 
qnentia  dicantnr  post  Nonam^. 

1  Vgl.  MiBsale  ritns  celebrandi  YI.  n.  8;  de 
Herdtl.  c.  n.  300. 

2  Missale  1.  c.  u.  de  Herdt  1.  c  n.  300.  ^  1. 

3  Also  aach  ein  Akolnth,  Subdiakon  oder 
Diakon,  doch  fnngiren  diese  dann  nicht  in  der- 
selben Weise  wie  bei  der  solennen  Messe ,  d  e 
Herdtl.  c.  §.  2  u.  u.  301.  S- 3. 

4  de  Herdtl.  c.  n.  300.  §.  3. 

5  ProbstS.  362.  353;  de  Herdt  I.e.  n.27. 
0  Eine  res  gravis  vel  publica  ecclesiae  causa, 

wie  die  Rubriclsten  sagen,  wobei  unter  der  er- 
steren  vielfach  die  weltliche  oder  staatliche  An- 
gelegenheit verstanden  wird,  Probst  S.  357. 
Beispiele  für  beides  bilden  das  Wohl  und  die 
IDrhaltung  des  Papstes,  des  Bischofs,  desLandes- 
herm  oder  seiner  Familie ,  die  Danksagung  für 
Abwendung  eines  dem  Gemeinwesen  drohen- 
den Uebels,  wie  eines  Krieges ,  einer  Epidemie, 
oder  die  öffentliche  Bitte  um  Fernhaltung  der- 
artiger Unglücksfalle.  S.  auch  Probst  S.  358. 
Dagegen  gilt  die  Professablegung  eines  Reli- 
giösen, die  Wahl  einer  Aebtissin,  die  erste  Messe 
eines  neu  geweihten  Priesters  (Primiz)  nicht  als 
ausreichender  Grund  für  die  Celebrirung  einer 
solenneu    Votivmesse,   Probst  S.   356.  389; 


de  Herdt  1.  c  n.  27  und  die  dort  citirten  Ent- 
scheidungen d.  Gongr.  rit. 

^  Denn  diese  sind  die  zustandigen  Kirchen- 
oberen,  Probst  S.  367.  Der  letztere  behauptet 
freilich  nach  dem  Vorgänge  von  Ferraris  s.  v. 
missa  art.  XIII.  n.  6,  dass  darüber,  ob  eine  res 
gravis  im  Sinne  einer  allgemeinen  weltlichen 
oder  staatlichen  Angelegenheit  vorläge ,  der  Bi- 
schof und  der  Klerus  zu  befinden  haben.  Das 
entspricht  zwar  der  von  Ihm  citirten  Entsch.  d. 
Gongr.  rit  v.  19.  Mai  (nicht  März)  1607 ,  In- 
dessen keineswegs  dem  authentischen  Text  der- 
selben, Gardellini  ed.  dt.  n.361.  XV  ;  1,82. 
Nach  dem  letzteren  hat  die  Gongr.  rit.  In  Betreff 
der  Bitten  um  Regen ,  um  gutes  Wetter,  um 
Wiederherstellung  des  Fürsten  u.  s.  w.  erklärt : 
„In  Omnibus  casibus  propositis  potest  dici  res 
gravis,  quando  ab  episcopo  et  universo  clero  et 
civitate  missa  votiva  solemniter  celebratur  cnm 
interventu  magistratus  et  populi''.  Es  wird  darin 
also  blos  die  faktische  Xheilnahme  des  Klerus 
und  der  Bevölkerung  betont,  weil  daraus  ein 
Moment  für  die  Allgemeinheit  der  Bitten  im 
Gegensatz  zu  blossen  Privatanllegen  entnommen 
werden  kann.  Davon,  dass  der  Bischof  die  Zu- 
stimmung des  Klerus  (welche  Geistlichen  sollten 
dies  sein  ?  das  Kapitel  oder  der  ganze  Dlöcesan- 
klerus?)  vorher,  ehe  er  die  Votivmesse  gestattet, 
einzuholen  hat,  steht  kein  Wort  in  der  Ent- 
scheidung. 

S  Doch  kann  auch  das  Provinzialkonzll  dar- 
über Bestimmungen  treffen.  S.  z.  B.  Köln  1860, 
coli.  conc.  Lac.  6,  341  :  „Diebus  dominicis  et 
festis  semper  missa  solemnis  celebranda  est, 
canente  sacerdote^.  Ueber  speciell  für  einzelne 
Fälle  in  Frage  kommenden  Vorschriften  s.  nach- 
her im  Text. 
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erkeimen,  dass  an  den  Festtagen  auch  der  Bedentang  dieser  Tage  entsprechend  so- 
lenne Messen  gefeiert  werden  sollen.  Aber  andererseits  Iftsst  sich  diese  Vorschrift 
bei  kleineren,  selbst  Pfarrkirchen  (z.  B.  mit  einem  Geistlichen)  nicht  ohne  Ausnahme 
duiehfflhren  ^ ,  und  es  steht  deshalb  die  nähere  Bestimmung  darflber  denjenigen 
Kirchenoberen  zu ,  welche  über  die  betreffenden  Kirchen  die  Jurisdiktion  besitzen, 
also  auch  die  specielle  Gottesdienst-Ordnung  fttr  dieselben  festzusetzen  haben.  Für 
die  Regel  ist  dies  der  Bischof  (Ordinarius)  ^.  So  hat  derselbe  insbesondere  die  Be- 
fngniss,  obschon  nach  gemeinem  Recht  der  Pfarrer  seiner  Pflicht  zur  Applikation 
der  Pfarrmesse  fUr  seine  Gemeinde  durch  die  Lesung  einer  blossen  Privatmesse  ge- 
nügt', flr  die  Festtage  die  Celebrirung  einer  solennen  Messe  anzuordnen  4. 

Dagegen  muss  die  missa  eotwenktaiis^  täglich  in  cantu,  also  als  solenne  Messe®, 
mindestens  aber  als  gesungene  Messe'',  celebrirt  werden^.  Dasselbe  gilt  auch  von 
denjenigen  Messen,  welche  das  ELapitel  zu  gewissen  Zeiten  ®  neben  der  eben  gedach- 
ten (der  missa  de  tempore)  an  demselben  Tage  zu  feiern  hat  ^^ ,  sofern  nicht  etwa 
dnreh  päpstliche  Indulte  eine  Ausnahme  gestattet  ist^^ 


^  So  hat  selbst  die  Congr.  rit  für  den  Grün- 
donnerstag, an  welchem  anch  in  den  Pfarrkirchen 
die  Messe  solenn  gefeiert  werden  soll ,  erlaubt, 
dass  die  Ordinarien  auf  jedesmalige  vorherige 
Auflage  dem  PfazreT,  neben  welchem  keine  an- 
deren Kleriker  vorhanden  sind ,  die  Celebrlrnng 
einer  Piivatmesse  gestatten  können,  Acta  s.  sed. 
1,492. 

2  Wegen  der  Mitwirkung  des  Domkapitels  s. 
Bd.  II.  S.  154.  156,  und  der  Rechte  der  Kapitel 
in  dieser  Hinsicht  a.  a.  0.  S.  133.  Vgl.  auch 
Congr.  Tit.  v.  3.  August  1837,  Gardellini  ed. 
eit  n.  4062 ;  2,  365 :  JLII.  An  eplscopus  possit 
de  le  praescribere  horas,  in  quibus  celebraii  de- 
beant  misaae  lectae  in  ecclesia  cathedrali  seu  po- 
tini  cum  eonsensu  capituli?  Negative  ad  pri- 
mam  partem ;  affirmative  ad  secundam". 

a  Bd.  II.  S.  295.  Weder  in  Bezug  auf  die  Art 
der  Messe,  noch  in  Bezug  auf  die  Stunde  ist  die 
Verpflichtung  durch  das  Tridentinum  und  die 
bezQglichen  päpstlichen  Konstitutionen  näher 
normirt.  8.  auch  die  Entsch.  d.  Congr.  rit.  v. 
27.  Februar  1827,  Gardellini  ed.  cit.  n.  5079; 
4,  126:  ^IV.  An  parochus  privatim  celebrans 
poisit  applicare  pro  suis  vel  teneatur  appUcare  fa- 
eeiepropopulo  summum  sacrum?  Posse  vel  per  se 
Tel  per  alium,  quin  requiratur  missa  solemnis^, 
B.  vom  22.  Juli  1848,  1.  c.  n.  5129 ;  4, 145 ;  „Be- 
sponaionem  datam  d.  27.  Febr.  1847  intelligen- 
dam  esse  quoad  missam  solemnem^;  s.  auch 
Bouix  de  parooho  ed.  III.  p.  578.  581. 

*  Wenn  aber  der  Pfaner  an  einem  solchen 
Tage  zwar  nicht  eine  solenne,  wohl  aber  eine 
Piivatmesse  za  lesen  im  Stande  ist ,  so  darf  er, 
da  die  Pflicht ,  für  die  Gemeinde  zu  appUciren, 
ihm  persönUeh  obliegt  (s.  nachher  unter  0),  wohl 
die  Celebrirung  der  feierlichen  Messe  einem  an- 
deren Geistlichen  übertragen ,  aber  derselbe  hat 
diese  nicht  pro  populo  persönlich  zu  appllciren, 
sondern  der  Pfarrer  muss  seine  desfallslge  Yer- 
pfliehtnng  durcb  die  von  Ihm  gelesene  Privat- 
messe  erfüllen,  Bouix  1.  c.  p.  581. 


^  Const  Benedict.  XIY. :  Cum  semper  oblatas 
V.  19.  August  1744.  S-  li-  (▼«!•  ol>en  S.  197. 
n.  3.) :  „ut  in  singulls  diebus  in  eccleslis  pa- 


triarchalibus ,  cathedralibus  et  coUegiatls  tum 
horae  oanonicae  debitis  modo  et  forma  recitentur, 
tum  etiam  missa  oonventnalls  celebretur^. 

«  Congr.  rltv.  17.  Juli  1627,  Gardellini 
ed.  cit.  n.  697 ;  1 ,  156 :  „An  in  feriis  quadra- 
gesimae  possit  adstringere  (eplscopus)  canonicos, 
ut  a  capellanis  canere  faciant  missam  conven- 
tualem  f eriae  cum  dlacono  et  subdiacono  ?  Posse 
adstringl";  s.  auch  ibid.  n.  775.  1931;  1,  167. 
326;  Ferraris  s.  v.  canonicus  art.  V.  n.  66ff.; 
de  Herdt.  praxis  capitularis.  Lovanil  1881. 
p.  298;  Ballayl.  c.  p.  296. 

"^  Wenn  nicht  die  genügende  Zahl  von  assisti- 
renden  Klerikern  zu  beschaffen  ist,  de  Herdt 

1.  c.  p.  299,  s.  auch  p.  303. 

s  Ausnahmsweise  darf  die  Konventualmesse 
als  Privatmesse  gelesen  werden,  wenn  der  Bischof 
selbst  an  dem  betreffenden  Tage  pontiflcallter  ce- 
lebrirt, Congr.  rit.  v.  12.  November  1831  zu 
Nr.  20,  Gardellini  1.  c.  n.  4669;  3  app.  p.  74. 
77 ;  ferner  am  Frohnleiohnamstage ,  wenn  der 
Bischof  selbst  in  einer  Privatmesse  das  Sakra- 
ment für  die  Prozession  bereitet ,  Caerem.  epl- 
scop.  II.  33.  n.  31.  Die  Noth wendigkeit ,  ausser 
der  Konventualmesse  des  Tages  noch  eine ,  z.  B. 
eine  Yotivmesse  zu  feiern,  entbindet  aber  das 
Kapitel  nicht  von  der  gedachten  Pflicht,  de 
Herdt,  praxis  capitularis  p.  298.  299. 

ö  S.  o.  S.  197. 

10  Missale  rnbr.  gen.  UI.  1. 2.  u.  XV.  2 ;  Congr. 
rit  V.  1630,  Gardellini  ed.  cii  n.  851;  1, 
177  u.  V.  1737.  1750.  n.  4062  XL  u.  n.  4233  I. ; 

2,  365.  438;  Ballay  1.  c.  p.  302. 

ii  Solche  Indulte  bei  Gardellini  n.  4880 
u.  n.  4924  II. ;  4,  50.  57 ,  sowie  Acta  s.  sed.  9, 
600.  Eine  dahin  gehende  Gewohnheit  ist  aber 
nicht  rechtsverbindlich,  Gardellini  n.  4542. 
V.;3,  97  ;  Actas.  sed.  9,  601. 
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I.  Die  Hierarchie  und  die  Leitung  der  Kirche  durch  dieselbe. 


[§.  207. 


Endlich  hat  auch  der  Bischof  an  bestimmten  Festtagen  eine  solenne  Messe,  eine 
s.  g.  Pontifikalmesse,  zu  haltend 

C.  Besonderheiten  in  Folge  der  Applikationspflicht  bestimmter 
Messen.  Gemeinrechtlich  besteht  keine  allgemeine  Regel  darüber,  für  welche  Per- 
son die  einzelne  Messe  von  dem  Celebranten  zu  appliciren  ist^.  Innerhalb  der  o. 
8.  182  gedachten  Grenzen  hat  daher  jeder  Priester  seinerseits  darüber  zu  bestimmen. 
Er  kann  daher  nach  seinem  Belieben  die  Messe  für  sich  selbst  oder  für  eine  andere 
Person  appliciren.  Ja,  der  kirchliche  Obere  ist  nicht  berechtigt ,  ihm  in  dieser  Hin- 
sicht bindende  Vorschriften  zu  machen  ^. 

Diese  Freiheit  ist  aber  nicht  ausnahmslos.   Zunächst  verpflichtet : 

1.  das  gemeine  Recht  einzelne  kirchliche  Amtsträger,  kraft  ihres  Amtes 
(ratione  ofificii)  gewisse  Messen  in  einer  bestimmten  Weise  zu  appliciren. 

Es  gehört  hierher  erstens  die  Pfarrmesse  (missa  parocMalis)  ^.  Jedem  Pfarrer 
oder  jedem  anderen  Geistlichen,  welcher  kraft  seiner  Stellung  die  Seelsorge  selbst- 
ständig  zu  verwalten  hat^,  liegt  die  Pflicht^  ob,  eine  Messe 7,  und  zwar  persönlich^, 


1  Das  Caeremon.  episcopor.  II.  16. 29  veilangt 
die  Celebrirung  durch  den  Bischof,  wenn  irgend 
angängllch,  am  Ostersonntag,  ferner  an  Epipha- 
nia.  Ausserdem  bezeichnet  es  eine  Reihe  yon 
Festtagen  (z.  B.  Weihnachten,  Gründonnerstag, 
Himmelfahrt,  Pflngstsonutag)  als  solche,  an 
welchen  die  Bischöfe  selbst  herkömmlicher  Weise 
celebrlren.  Vgl.  anch  Bd.  III.  S.  226. 

2  GlhrS.  167. 

3  Well  dies  dem  gemeinen  Recht  widersprechen 
würde,  und  er  dasselbe  nicht  abzuändern  be- 
fugt ist. 

*  Bd.  II.  S.  295. 

^  Trid.  Sess.  XXIII.  c.  1  de  ref.  spricht  von  „om- 
nos,  quibus  cnra  animarum  commissa  sit'^  (s.  auch 
ibid.  c.  14),  Benedict  XIY.  const.  Cum  semper 
oblatas  v.  19.  August  1744.  $,  4,  eiusd.  bull.  1, 
163  von:  „omnes  et  slnguli,  qui  actu  animarum 
curam  exeroent,  et  non  solum  parochi  aut  t1- 
caril  saeculares,  verum  etiam  parochi  aut  vioarii 
regulares'S  const.  Pii  IX.  :  Amantissimi  v.  3. 
Mai  1858,  Arch.  f.  kath.  K.  R.  3,  230  von 
„paroohos  aliosqne  omnes  animarum  curam  actu 
gereutes^  Es  gehören  ausser  dem  eigentlichen 
Pfarrer  also  hierher  amovibel  angestellte  Seel- 
sorger ,  wie  MissionS'  und  Succursalpfarrer  und 
Mönche,  welche  eine  Pfarrei  verwalten ,  Pfarr- 
administratoren  (vicarii  residentes) ,  Bd.  II. 
S.  324 ,  die  Vikare ,  welche  für  einen  mit  der 
cura  habitualis  ausgestatteten  Bischof  oder  ein 
Dom-  oder  KoUegiatkapitel  die  aktuelle  Seel- 
Borge  ausüben,  Congr.  conc.  v.  1878  u.  1882, 
Acta  s.  sed.  15,  323;  endlich  auch  die  aposto- 
lischen Vikare  und  Missionare  in  den  Missions- 
gebieten, aber  allein  unter  der  Voraussetzung, 
dass  ihnen  eine  Missionspfarrei  (Bd.  III.  S.  360) 
zur  Verwaltung  übergeben  ist,  Propaganda  v. 
1863,  Acta  s.  sed.  1,  407  u.  GoUectan.  s.  sedis 
mission.  p.  189.  n.  375.  Dass  dagegen  unter 
keinen  Umständen  Seelsorger  an  Frauenklöstern, 
Spitalern  und  Gefängnissen ,  sowie  Militärgeist- 
liche die  Pflicht  haben,  weil  ihnen  die  Seelsorge 
nicht  vermöge  ihres  Amtes  ,  sondern  durch  spe- 
cielle  Delegation  des  Bischofs  übertragen  ist ,  so 


Probst,  Eucharistie  als  Opfer  S.  45,  geht  zu 
weit ,  denn  es  giebt  organisirte  Militarseelsorge- 
Bezlrke  mit  besonderen  Militärpfarrem  (Bd.  II. 
S.  339,  s.  dazu  Jetzt  noch  Arch.  f.  kath.  K.  R. 
51, 163),  Anstaltspfarreien  mit  eigenen  Anstalts- 
pfarrem,  welche  ein  Amt  im  eigentlichen  Sinne 
(Bd.  II.  S.  364),  also  ein  SeeUorger-Amt  haben 
und  nicbt  blos  Delegirte  des  Bischofs  sind. 

Die  Pflichten  liegen  auch  den  Seelsorge-Geist- 
lichen der  unirten  Orientalen  ob,  aber  in  BetrefT 
der  Tage  ist  das  Recht  der  Ocddentalen  nicht 
massgebend.  Acta  s.  sedis  1,  408. 

^  Nicht  direkt  nach  göttlichem  Recht,  weil  das 
Pfarramt  nicht  auf  dem  ins  divinum  beruht, 
denn  das  durch  das  letztere  angeordnete  Seel- 
sorge-Amt ist  das  des  Bischofs.  Aber  weil  das 
Pfarramt  ein  Hülfsamt  des  bischöflichen  ist,  hat 
die  Kirche  diese  Pflicht  auch  auf  dasselbe  über- 
tragen. Wenn  sie  also  immer  indirekt  aus  dem 
göttlichen  Recht  herfliesst,  so  bleibt  sie,  weil 
sie  durch  das  menschliche  Recht  normirt  ist, 
doch  dispensabel ,  s.  die  Erörterung  in  Acta  s. 
sed.  1,  390. 

7  S.  0.  S.  201. 

^  Das  ergiebt  die  Fassung  des  Tridentinnms, 
und  ist  unstreitig,  sowie  feste  Praxis  der  Congr. 
conc,  s.  die  Entscheidungen  bei  Bouix  de 
parocho  p.  576  und  Acta  s.  sedis  8,  186,  u.  14. 
332;  vgl.  auch  Bd.  III.  S.  233.  Weder  eine  diese 
Pflicht  beseitigende  Gewohnheit  oder  eine  Ge- 
wohnheit, dass  der  Seelsorger  sich  beliebig 
durch  einen  andern  von  ihm  ermächtigten  Geist- 
lichen vertreten  lasst ,  selbst  wenn  sie  seit  un- 
vordenklicher Zeit  geübt  worden  sein  sollte ,  ist 
rechtsgültig,  Benedict.  XIV.  const.  Cum  semper 
cit.  $.  5  und  die  Entscheidungen  d.  Congr.  conc. 
in  Richter,  Tridentinum  S.  135  n. 36  u.  Acta 
s.  sed.  7,  187.  Dagegen  ist  ein  abwechselndes 
Appliciren  durch  den  Pfarrer  und  die  ihm  be- 
stellten Hülfsgeistllohen,  wenn  diese  gerade 
nach  den  Anstellungsbedingungen  oder  den  Be- 
stimmungen der  Fundationsurkunde  ihres  Amtes 
zur  Aushülfe  in  den  seelsorgerischen  Functionen 
dienen  sollen,  statthaft,  Acta  s.  sed.  7,  187,   and 
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falls  nicht  ein  dringender  Hindernngsgnmd  ^  vorliegt  ^^  in  der  Pfarrkirche  ^  an  Sonn- 
und  Feiertagen 4  fOr  die  ihm  anvertraute  Gemeinde^  zu  appliciren®. 


ebenso  eine  Ue1>iing ,  dass  bei  obwaltender  cara 
kabitnalis  des  Kapitels  statt  des  mit  der  aktuellen 
Seelsoige  betrauten  Vikars  die  Domherren  selbst 
nach  einem  bestimmten  Turnus  die  Pfarrmesse 
eelebriren,  1.  e. ,  denn  das  zur  Seelsorge  berech- 
tigte Kapitel  kann  sich  selbst  bestimmte  pfarr- 
amtHche  Obliegenheiten  yorbehalten ,  vgl.  auch 
AeU  8.  sed.  11,  242. 

*  Z.  B.  eine  berechtigte  Abwesenheit  (Ur- 
laub), Krankheit ,  die  Pflicht ,  die  Konventual- 
messe  zu  celebriren,  falls  der  Seelsorger  zugleich 
Kanoniker  ist,  Benedict.  XIY.  const  Cum  sem- 
per  dt  $.  17.  Bei  zwei  aeque  prineipaliter  oder 
per  subieetionem  unirten  Pfarrelen  muss  die  für 
bdde  vorhandene  Pflicht  erfüllt  werden,  weil  sie 
für  diese  fortbesteht.  Daher  kann  der  Pfarrer 
nicht  in  der  einen  oder  andern  blos  eine  Messe 
lesen  und  sie  für  beide  Gemeinden  appliciren, 
vielmehr  muss  er  an  demselben  Tage  in  Jeder 
eine  Pfarrmesse  lesen ,  falls  er  aber  zu  biniren 
(a.  0.  S.  186)  ausser  Stande  Ist ,  in  der  zweiten 
Pfiirrei  die  Messe  durch  einen  Stellvertreter  auf 
seine  Kosten  halten  lassen  und  in  Ermangelung 
eines  solchen  für  die  letztere  nachträglich  in 
der  Woche  selbst  appliciren,  Bd.  III.  S.  429, 
AcU  8.  sed.  8,  33.  701  und  17,  377. 

*  In  solchen  Fallen  darf  aber  die  Pfarrmesse, 
weil  sie  an  den  betreffenden  Tagen  in  der  Pfarrei 
gehalten  werden  soll ,  nicht  unterbleiben ,  viel- 
mehr hat  der  Stellvertreter  des  Pfarrers  diese  zu 
feiern ,  und  wenn  ein  solcher  bei  Yerhinderung 
des  Pfarrers  nicht  bestellt  wird,  muss  der  Pfarrer 
selbst  für  einen  solchen  sorgen,  so  z.  B.  wenn  er 
durch  die  Gelebrirung  der  Konventualmesse  oder 
durch  die  Verwaltung  einer  andern  Pfarrei  in 
Anspruch  genommen  ist,  s.  vor^  Anm.  Doch  ge- 
nügt er  bei  legitimer  Abwesenheit  seiner  Pflicht, 
wenn  er  durch  einen  andern  in  der  Pfarrkirche 
Hesse  lesen  läset  und  selbst  an  seinem  Auf- 
enthaltsort für  seine  Gemeinde  eine  Messe  liest 
snd  applicirt,  Acta  s.  sed.  7,  191. 

'  Das  folgt  daraus,  dass  er  für  seine  Pfarr- 
angehörigen die  Messe  zu  celebriren  hat ,  sowie 
daraus,  dass  die  letzteren  ihren  gottesdienstlichen 
Vereinigungspunktin  der  Pfarrkirche  haben,  an- 
dererseits der  Pfarrer  zur  Residenz  bei  derselben 
and  zur  Vornahme  der  Pfarr-Funktionen  in  der 
letzteren  verpflichtet  ist,  s.  auch  Barbosa  de 
offlrio  paroohi  I.  11.  n.  3;  Bouix  1.  c.  p.  680 
nnd  die  dort,  sowie  Acta  s.  sed.  7,  188  ange- 
führten Entscheidungen  d.  Congr.  conc  Jede 
davon  abweichende  Gewohnheit  ist  ebenfalls 
unzulässig.  Die  vor.  Anm.  a.  £.  citirte  Ent- 
scheidung steht  nicht  entgegen,  denn  sie  betrifft 
alldn  die  Frage,  wie  der  berechtigter  Weise  ab- 
wesende Pfarrer  seiner  Pflicht  genügen  kann. 

*  An  den  Feiertagen  de  praecepto  und  nach 
der  dt.  const.  Pil  IX. :  Amantisslmi  v.  3.  Mai 
1868 :  „tum  illls  etiam  qui  ex  huius  apostolicae 
sedla  indnlgentia  ex  dierum  de  praecepto  festorura 
numero  sublati  sc  translati  sunt ,  quemadmodum 
ipsl  animamm  curatores  debeant,  dum  memorata 
Urbani  VHI.  constitutio  (nämlich :  Uni  versa  per 
orbem  v.  13.  September  1642,  bull.  Taurin.  15, 


206)  in  pleno  suo  robore  vigebat,  autequam 
festlvi  de  praecepto  dies  imminuerentur  et  trans- 
ferrentur.  Quod  vero  attinet  ad  festos  translatos 
dies  id  unum  excipimus,  ut  scilicet  qaando  una 
cum  solemnitate  divinum  officium  translatum 
fuerit  in  dominicum  dlem,  una  tantum  missa  pro 
populo  Sit  a  parocho  applicandum,  quandoquidem 
missa  quae  praedpua  divini  offlcil  pars  est ,  uua 
simul  cum  ipso  officio  translata  existimari  debet^' 
auch  an  allen,  nach  der  gedachten  Konstitution 
angeordneten ,  aber  jetzt  als  de  praecepto  aufge- 
hobenen Feiertagen,  deren  Officium  nicht  auf 
einen  Sonntag  verlegt  ist  (an  denen  also  die 
Gläubigen  arbeiten  dürfen  und  die  Messe  zu 
hören,  nicht  mehr  verpflichtet  sind ,  Fessler, 
Arch.  f.  kath.  K.  R.  ö,  342,  vgl.  auch  §.  213). 
In  Betreff  früher  erlassener,  weiter  gehender  Be- 
fireiungsindulte,  wie  z.  B.  des  zum  französischen 
Konkordat  v.  1801  gehörigen  v.  9.  April  1802, 
bestimmt  die  Konstitution:  ^,Et  quoniam  non 
desunt  animamm  curatores ,  qui  pecullare  ali- 
quod  reductionls,  ut  dlcunt,  indultum  ab  hac 
apostollca  sede  obtlnuere,  concedimus,  ut  huius- 
modi  Indult!  beneflcio  perfrui  pergant,  iuxta 
tamen  ooncessiones  in  Indulte  expressas  et  donec 
parochorum  officium  exercuerint  in  paroeciis, 
quas  in  praesentlarum  regunt  et  administrant^, 
s.  dazu  auch  Acta  s.  sed.  12,  614,  Bouix  1.  c. 
p.  672 ff.,  Verhoufen,  de  missae  sacriflclo  . . . 
offerendo  diebus  dom.  et  festis  etiam  Indult, 
apost  d.  9.  April  1682  suppressls.  Lovan.  1842. 
Bei  unirten  Pfarreien  kann  der  Pfarrer ,  wenn  er 
für  solche  Festtage  keine  Befugniss  zur  Blnatlon 
hat ,  die  Messe  für  die  zweite  Pfarrei  an  einem 
anderen  Tage  appliciren,  Acta  s.  sed.  8,  33. 

&  Daher  kann  der  Pflicht  nicht  durch  Lesung 
der  Konventualmesse  (s.  nachher  oben  im  Texte) 
genügt  werden ,  Richters  Tridentinum  S.  135 
n.  35  und  Acta  s.  sed.  16,  323  (vgl.  femer  auch 
unten  S.  204  n.  6) ,  ebensowenig  dadurch ,  dass 
der  Pfarrer ,  welcher  an  den  Festtagen  eine  so- 
lenne Messe  für  eine  an  der  Pfarrkirche  errichtete 
Brüderschaft  zu  celebriren  hat,  diese  für  die  Ge- 
meinde applicirt  und  in  der  Woche  eine  andere 
Messe ,  welche  er  dann  für  die  erstere  applicirt, 
liest,  1.  c.  3,  97. 

6  Die  Geringfügigkeit  des  Pfarreinkommens, 
oder  der  Remuneration  für  die  Verwaltung  der 
Seelsorge ,  selbst  wenn  der  Betrag  so  niedrig  ist, 
dass  der  Geistliche  genöthigt  ist,  durch  Lesen 
von  Messen  gegen  Stipendien  das  zum  Lebens- 
unterhalt Erforderliche  dazu  zu  erwerben,  beseitigt 
die  Pflicht  nicht,  doch  gewährt  die  const.  Bene- 
dict. XIV. :  Cum  semper  $.  8  den  Bischöfen  für 
solche  Fälle  die  nachstehende  Dispensations- 
befugniss :  „Quia  vero  .  .  .  agnovimus ,  aliquos 
esse  parochos  adeo  pauperes ,  ut  forme  ex  elee- 
mosynis ,  quas  a  fldelibus  pro  missarum  celebra- 
tione  accipiunt,  vivere  cogantur,  eos  vero  qui 
ecolesia  parochiali  vacante  ad  animamm  curam 
exercendam  sub  vlcaril  seu  oeconomi  nomine  de- 
putantur,  aliquibus  in  locis  adeo  iUiberaliter 
tractari,  ut  exigua  redditus  Ipsis  constituti  et 
pauca  incerta  emolumenta  eisdem  obvenieutia 
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L  Die  Hierarchie  und  die  Leitung  der  Kirche  durch  dieselbe. 
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Ferner  ist  auch  der  Bischof  verpflichtet,  die  Messe  fftr  seine  Diöcesan- 
Angehörigen  darzubringen  ^  Die  frflher  bestehende  KontroTcrse ,  ob  derselbe  die 
Messe  nur  ab  und  zn  oder  an  bestimmten  Festen  fttr  diese  zn  appliciren  habe  2,  hat 
Leo  XIU.  durch  die  Bulle:  In  suprema  rei  v.  10.  Juni  1882  ^  dahin  entschieden,  daas 
alle  Bischöfe  mit  Ausnahme  der  Titularbischöfe ,  an  allen  Sonntagen  und  an  allen 
Feiertagen  dieses  zu  thun  verpflichtet  sind  ^,  dass  aber  bei  aeque  principaliter  nnirten 
Bisthtlmem  eine  einzige  Messe  fttr  die  gesammten  Diöcesen  beider  genügt  ^. 

Endlich  sind  die  Dom-  und  KoUegiat-Kapitel ^  verbunden'',  die  täglich  zu 
feiernde  Konventualmesse  ^  fllr  die  besonderen  Wohlthäter  der  betreffenden  Kirche 
im  Allgemeinen  und  insgesammt  ^  zu  appliciren. 


aegre  &d  eoram  viUe  necesftaria  suflLoiant ,  quod 
iis  quoqve  uou  raro  eyenlre  solet ,  qni  in  aliqni- 
bu8  ecclesiis,  habituall  oura  apad  alios  mauente, 
actuall  tantum  exercitio  saut  addlcti ....  quod 
perdnet  ad  praediotos  parochos  egentes,  unicuique 
vestrum  faoultatem  concedlmus ,  cum  iia ,  quos 
re  Vera  tales  esse  noreritis ,  oppoitane  dispen- 
sandis ,  adeo ,  ut  etiam  diebus  festis  huiusmodi 
eleemosynam  ab  allquo  pio  offerenie  redpere  et 
pro  ipso  sacriflcium  applicare ,  quatenus  id  ab  eo 
requiratur,  libere  et  licite  possint  et  Taleant, 
dnmmodo  ad  necessariam  populi  commoditatem 
in  ipsa  ecclesia  parocMali  missam  celebrent ,  ea 
tarnen  adiecta  conditione,  ut  tot  missas  infjra  heb- 
domadam  pro  populo  appUcent,  quot  in  diebus 
festis  infra  eandtem  hebdomadam  occurrentlbus 
iuxta  peculiarem  intentionem  alterius  pii  bene- 
factoris  obtulerint  y'^  s.  auch  Richters  Triden- 
tinum  S.  136  n.  34. 

Wird  die  Pflicht  nicht  erfüllt,  so  sind  die  be- 
treffenden Messen  immer  noch  nachträglich  zu 
lesen  und  pro  populo  zu  appliciren,  Acta  s.  sed. 
7,  191,  doch  wird  in  Fällen,  wo  aus  gegründeten 
Ursachen  oder  aus  Irrthum  der  Vorschrift  nicht 
genügt  ist,  Tom  päpstlichen  Stuhle  Absolution 
gewährt,  Acte  s.  sed.  8,  3a  474.  705.  Auch 
kann  der  Bischof  bei  pflichtwidrigen  Versäum- 
nissen mit  arbiträren  Strafen  im  Disciplinarwege 
einschreiten. 

1  Und  zwar  nach  dem  ius  divinum ,  Trident. 
XXUI.  c.  1  de  ref. 

2  Denn  während  das  Trienter  Konzil  die  Pflicht 
der  Pfarrer  näher  in  der  im  Text  angegebenen 
Weise  normirt  hat,  hat  es  dies  in  Betreff  der 
Bischöfe  unterlassen  (Trld.  1.  c.  c.  14  bezieht 
sich  nicht  auf  diese).  Vgl.  P  r  0  b  st ,  Eucharistie 
als  Opfer,  S.  53;  AcU  s.  sed.  1,  392  ff.  u.  14, 
536  ff. 

3  Arch.  t  kath.  K.  R.  49,  269. 

4  A.  a.  0.  S.  263 :  „decemimus  et  deolaramus, 
omnes  et  singulos  episcopos,  quaoumque  digni- 
tate,  etiam  cardinalitia  auetos,  item  abbates  iuris- 
dictionem  quasi  episcopalem  in  clerum  et  popu- 
lum  cum  territorio  separate  habentes,  in  domini- 
cis  aliisque  festis  diebus,  qui  ex  praecepto  adbuo 
servantur  et  qul  ex  dierum  de  praecepto  festorum 
numero  sublati  sunt  (s.  S.  203  n.  4),  omni  exi- 
guitatis  redituum  excusatione  aut  alia  quavis  ex- 
ceptione  remota,  ad  missam  pro  populo  sibi  oom- 
misso  celebrandam  teneri  .  .  .  ea  quae  supra  con- 
stituta  sunt,  ad  episcopos  non  spectare,  qui  titu- 
lares  dicantur^'. 


&  .  .  ,,declaramu8,  eosdem  episcopos  et  abbates 
hulc  officio  satis  esse  facturos  per  celebrationem 
unius  missae  pro  universo  populo  sibi  commiaso, 
etiamsi  plures  dioeceses  vel  abbatias  aoque  prin- 
cipaliter unitas  reganf"  (also  auch  wenn  blo«  eine 
unio  per  subiectionem  vorliegt). 

Wenn  aber  der  Bisehof  zugleich  Pfarrer  einer 
Pfarrei  ist,  so  erfüllt  er  die  Pflicht,  die  Pfarr- 
messe für  die  Parochianen  zn  appliciren,  nicht 
durch  die  Messe  für  die  Di5cesanen,  Acta  s.  sed. 
1 ,  408  u.  11 ,  338,  anders  wenn  er  blos  kraft 
seines  bischöflichen  Amtes  in  einer  Takanten 
Pfarrei  celebrirt,  1.  c.  14,  654. 

8  c.  11  (Honor.  III.)  X.  de  celebr.  miss.  III. 
41 ;  Bd.  II.  S.  141.  143;  Const.  Benedict  XIV. 
Cum  semper  cit  (s.  0.  S.  201  n.  5). 

'^  Auch  dann ,  wenn  in  der  Fundationa-  oder 
Erektionsurkunde  nichts  darüber  bestimmt  ist. 

8  Sind  mehrere  Konventualmessen  an  einem 
Tage  zu  feiern  (s.  0.  S.  197) ,  so  gilt  das  auch 
von  diesen,  Entsch.  d.  Congr.  in  Richters  Tri- 
dentinum  S.  133.  n.  23  und  in  Acta  s.  sed.  9, 
333 ,  nach  der  Const.  Benedict.  XIV.  oit.  $.  2!2 
aber  nur  dann,  wenn  eine  feste  Gewohnbeit  dafür 
besteht. 

9  Benedict  XIV.  const  cit  S-  11  •  t*^t  sdlicet 
missa  oonventualis,  quae  singulis  diebus  canitnr 
a  clero  predictamm  ecolesiarum  pro  earundem 
benefactoribus  in  genere  quotidie  applieetni^, 
es  genügt  also  nicht  ($.  12) ,  daas  die  Messe  „pro 
certo  aliquo  ecclesiae  benefactore  vel  gratl  animl 
vel  ex  vi  oneris  impositi"  gefeiert  wird  oder  gar, 
dass  blos  ($.  13)  „pro  benefactoribus  in  genere 
aliquae  preces  interdum  flaut  vel  anniversaxla 
statis  diebus  sacrlflcia  pro  illls  peragantnr^ ,  s. 
auch  Richters  Tridentinum  S.  134.  n.  28.  W, 

Die  Pflicht  kann  nicht  durch  Gewohnheit, 
selbst  nicht  durch  eine  unvordenkliehe  beseitigt 
werden,  const  cit  $.  16.,  s.  auch  Congr.  conc  in 
Richters  Tridentinum  S.  133  u.  21  und  AcU 
s.  sed.  3,  633. 

Eine  Ausnahme  ist  nach  const.  cit.  $.  22  bei 
den  Kapiteln  zugelassen ,  bei  denen  eine  solche 
Applikation  bei  der  zweiten  oder  dritten  Messe 
nicht  hergebracht  ist,  „dummodo  in  oommemoia- 
tione  pro  defunctis  ecclesiae  benefactomm  in  ge- 
nere non  obliviscantur'' ,  ferner  kann  eine  solche 
für  die  zweite  und  dritte  Messe  oder  eine  Be- 
schränkung der  ersten  auf  Festtage  durch  papst- 
liches Indult  gewährt  werden :  „attenta  canonlea- 
tuum  et  benefleiorum  tenuitate",  s.  l.  c  $.  21, 


§.  207.] 


Die  Verwaltung  des  übrigen  Kultus.  Die  Messe. 


205 


2.  MeBBBtiftnngen  und  Manual-Messen  ^  Abgesehen  von  den  eben  be- 
sprochenen FftUen  kann  eine  bestimmte  Applikationspflicht  a.  durch  die  besonde- 
ren Fundationsbedingungen  eines  zum  Zwecke  der  Messfeier  errichteten  Bene- 
fiziuns  oder  einer  besonderen  Messstiftung ^,  gleichviel,  ob  dieselbe  als  selbststän- 
dige Stiftung  (z.  B.  als  s.  g.  capella  laicalis) '  errichtet  oder  einer  Kirche  oder  einem 
bestimmten  Benefizium  zugewendet  worden  ist,  begrfindet  sein.  Ja,  selbst,  wenn 
oichtB  ttber  den  WiUen  des  Stifters  bekannt ,  namenüich  von  ihm  nichts  über  die 
Applikation  der  zu  haltenden  Messen  angeordnet  worden  ist,  hat  der  Priester ,  wel- 
chem das  Benefizium  tibertragen  ist  oder  welchem  sonst  die  Celebrirung  der  Messen 
obliegt,  die  Pflicht,  diese  für  den  Stifter  {pro  amnui  fundaioruf)  zu  appliciren^.  Nur 
dann,  wenn  nach  den  obwaltenden  Umständen  eine  dringende  Yermuthung  dafllr 
vorliegt,  dass  der  Wille  des  Stifters  nicht  dahin  gegangen  ist,  tritt  diese  Verbindlich- 
keit nicht  ein^. 

Sofern  fundationsmässig  nichts  anderes  bestimmt  ist,  ist  diese  Pflicht,  die  Messe 
ZQ  lesen  und  zu  appliciren,  eine  dauernde  und  unterliegt  keiner,  selbst  nicht  der 
hondertiähiigen  Verjährung  ^. 

b.  Endlich  wird  eine  derartige  Pflicht  auch  in  den  o.  S.  182  erwähnten  Fällen 
begründet,  in  welchen  der  Priester  ein  s.  g.  Stipendium*^  [eiUemoti^,  genauer  im 
Gegensatz  zu  dem  fundationsmässig  zu  gewährenden,  ehem.  manuaUsy  auch  sUpendium 
mamtalej  adoenäüum),  zur  Feier  einer  Messe  [missa  manualU)  oder  eine  mit  einer  sol- 
chen Verbindlichkeit  belastete  einseitige  Zuwendung,  z.  B.  ein  Legat,  annimmt ^, 
weil  derartige  Messen  kaum  jemals  anders  als  zu  bestimmten  Zwecken,  d.  h.  unter 
einer  näheren  Bestimmung,  wie  sie  applicirt  werden  sollen,  verlangt  werden. 

In  den  zu  a.  gedachten  Fällen  fliesst  die  Pflicht  zur  Feier  und  Applikation  der 
Messe,  sofern  eine  solche  Last  auf  einem  Benefizium  ruht,  aus  der  mit  der  Annahme 
des  letzteren  von  selbst  gegebenen  Amtspflicht  her,  und  nicht  minder  ist  sie  eine 
smfliehe,  wenn  eine  besondere  Messstiftung  mit  einem  bestimmten  Benefizium  ver- 
banden ist 

Dagegen  wird  in  dem  Falle  b.  die  Pflicht  durch  den  Willensakt  des  Priesters 


AeU  8.  sed.  9,  333;  Richters  Tridentinnm 
S.  133.  n.  26.  27. 

Ob  die  drei  WeihnachtBmessen  sämmtlich  für 
die Wohlthiter applicirt  werden  müssen,  ist  strei- 
tig, s.  de  Herd  1 1.  c.  p.  297. 

^  Darüber,  In  wie  fem  die  Mer  erörterten 
Grandsätze  durch  das  in  den  einzelnen  Staaten 
bestehende  Becht  Abändemngen  erleiden,  kann, 
wdl  dabei  lediglich  die  Tennogensrechtliche 
Seite  in  Frage  kommt,  erst  später  in  der  Lehre 
▼om  kirchlichen  Vermögen,  insbesondere  von  den 
URhlichen  Stiftungen  nnd  kizchlichen  Gebüh- 
ren, gehandelt  werden. 

«  Bd.  11.  8.  292. 

>  Darfiber  s.  a.  a.  0.  S.  393. 

*  Nach  der  festen  Praxis  der  Congr.  eonc, 
Kiehter,  Tridentinnm  S.  136.  n.  46,  öl.  53— 
fö;  AcU  s.  sed.  3,  525  u,  15,  195. 

^  So  die  Congr.  oone. ,  s.  Biehter  a.  a.  0. 
S.  137.  n.  55  n.  Acta  s.  »ed.  15,  199.  Als  solche 
AvsnahmefiUe  hat  sie  es  erklärt,  wenn  nach  An- 
oidnimg  des  Stifters  die  Oelebration  zu  Ounsten 
der  Pfarrgemeinde  oder  bestimmter  Klosterfrauen 


erfolgen ,  wenn  blos  eine  bestimmte  Anzahl  von 
Messen  für  ihn  applicirt  werden,  dem  oelebiiren- 
den  OeistUchen  aber  das  Nähere  überlassen 
bleiben  soll ,  R  i c  h  ter  1.  c  n.  55 ,  femer  wenn 
der  Stifter  gleichzeitig  zwei  derartige  Stiftungen 
gemacht  und  blos  in  Betreff  einer  die  Applikation 
für  sich  selbst  angeordnet,  in  Betreff  der  anderen 
dagegen  Jede  nähere  Bestimmung  unterlassen 
hat,  1.  c  n.  52. 

8  Congr.  conc  1.  c.  S  138.  n.  75  ;  Acta  s.  sed. 
13,  224.  Vgl.  auch  Richter  S.  13a  n.  76: 
„Missae  planae  eeUbrandae  in  perpttuum  duranU 
taemUo  onns  durare  ultra  spatium  oeutum  an- 
norum  transaotoque  termino  non  remanere  ex- 
stinctnm''. 

^  Quil.  Geiger,  de missarum stipendiis Mo- 
guntlae  1864.  lieber  die  Entstehung  dieser  Sti- 
pendien Tgl.  die  Geschichte  des  kirchlichen  Yex- 
mögensreohtes. 

s  Gleich  steht  auch  der  viel  seltener  Torkom- 
mende  Fall,  dass  sich  der  Priester  freiwillig 
yerpflichtet,  ohne  Stipendium  für  Jemand  eine 
Messe  zu  lesen.   S.  darüber  unten  zu  c 
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erzeagt,  und  zwar  durch  einen  einseitigen  bei  Annahme  einer  einseitigen  Zuwen- 
dung (eines  Legates)  ^  durch  einen  zweiseitigen  bei  der  Uebereinkunft  mit  einem 
Gläubigen. 

Die  eleemosyna  manualis ,  das  süpendkan  missae  gut  als  Liebesgabe ,  welche  der 
Besteller  dem  angegangenen  Priester  zu  seinem  Lebensunterhalte  darbietet  ^ ,  ohne 
dass  es  allerdings  auf  die  Dflrftigkeit  des  letzteren  ankäme,  also  wohUutbenden 
Geistlichen  verwehrt  wäre^  solche  Stipendien  anzunehmen  2.  Damit  aber  jeder  simo« 
nistische  Handel,  insbesondere  ein  Unterbieten  in  Bezug  auf  den  Betrag  des  8ti- 
pendiumS;  andererseits  aber  eine  jede  übermässige  Forderung  hinsichtlich  der  Höhe 
desselben  ausgeschlossen  bleibt,  hat  sich  im  Anhalt  an  die  Vorschriften  des  Triden- 
tinums  ^ ,  nach  welchem  die  Ordinarien  jede  Simonie  bei  der  Verwaltung  des  Hess- 
Opfers  fernhalten  sollen,  die  Sitte  gebildet,  dass  die  Bischöfe,  sei  es  mit  der  Diöceaan- 
synode,  sei  es  ohne  dieselbe^,  einen  angemessenen  Betrag  für  das  zu  gewährende 
Stipendium  festsetzen  ^.  Mehr  als  diese  Taxe  bestimmt,  dfirfen  die  Priester  nicht  for- 
dern®, wennschon  es  ihnen  gestattet  ist ,  ein  ihnen  freiwillig  in  höherem  Betrage  ge- 
botenes Stipendium  anzunehmen^.  Andererseits  sind  sie  nicht  verbunden,  gegen 
ein  geringeres  Stipendium  Messe  zu  lesen  ^,  haben  sie  aber  daaselbe  einmal  angenom- 
men, dann  wird  aber  dennoch  die  Pflicht  dazu  fflr  sie  begrflndet^. 

Für  die  Fundationsmessen  bestimmt  sich,  sofern  nicht  etwa  die  Celebrirung  der 
Messe  zu  den  dem  Geistlichen  wegen  seines  Benefiziums  obliegenden  Amtspflichten 
gehört,  also  die  Einkünfte  des  Benefiziums  zugleich  fUr  die  betreffenden  Mühewaltun- 
gen mitgewährt  werden ,  das  Stipendium  nach  Massgabe  der  Stiftungsbedingungen, 
in  Ermangelung  solcher  Bestimmungen  nach  der  bestehenden  Taxe  fär  die  Manual- 
benefizien.  Aeussersten  Falls  hat  der  Ordinarius  einen  angemessenen  Betrag  dafür 
festzusetzen^^.  Damit  aber  ein  ausreichendes  Stipendium  gewährt  werden  kann,  hat 
der  Ordinarius  bei  der  etwa  ihm  obliegenden  Prüfung  ^^  von  Stiftungen  für  ewige 
Messen  oder  Messen  auf  eine  längere  Zeit  darauf  zu  sehen,  dass  ein  ausreichendes 
Stiftungskapital  ausgesetzt  wird^^. 


t  Benediot  XIV.  de  syn.  dioeces.  Y.  8. 
n.  öflf. ;  Phillips,  Lehrbuch  d.  K.  R.  2.  Aufl. 
S.  551;  Geier  1.  c.  p.  37. 

2  Ein  desfallfliges  Verbot  besteht  nicht ,  doch 
ist  die  Frage  nicht  ganz  unbestritten  gewesen, 
vgl.  darüber  Fagnan.  ad  0.  11.  X.  de  praeb. 
III.  5.  n.  41  &. 

9  Trid.  Sess.  XXII.  decr.  de  obs.  in  cel.  mlssae : 
„ .  .  .  cuiusYis  generis  mercedum  conditlones, 
pacta  et  quicquid  pro  missis  novis  datur  necnou 
importunas  atque  illiberales  eleemosynarum 
exactiones  potius  quam  postulationes  aliaque 
hulnsmodi  quae  a  simoniaca  labe  yel  certe  a 
turpi  quaestu  non  longo  absunt,  omnino  prohi- 
beant".  Vgl.  Geler  l.  c.  p.  41.  42. 

^  Daher  Synodal-  oder  Diöceaan-Taxe.  Auch 
für  die  von  den  Regularen  in  ihren  Kirchen  zu 
lesenden  Manualmessen  ist  der  Ordinarius  be- 
rechtigt ,  die  Höhe  des  Stipendiums  zu  bestim- 
men. Richter,  Tridenüuum  S.  138.  n.  71. 

^  Beispiele  bieten  die  Limburger  und  die 
Rottenburger  bischöOiohe  V.  ▼.  1862  bez.  1869 
im  Arcb.  f.  kath.  K.  R.  11,  428  ff.,  und  bei  v. 
Vogt,  Sammig.  y.  Verordn.  f.  d.  Bisth.  Rotten- 
burg 8.  210,   sowie  die  Paderborner  Diöcesan- 


synode  v.  1867,  cit  Arch.  20,  116.  In  Ermange- 
lung einer  solchen  ist  die  gewohnheitsmäasige 
Höhe  entscheidend,  Richter  a.  a.  O.  S.  138. 
n.  72. 

6  Für  besondere  Leistungen,  z.B.  einen  weiten 
Weg,  ist  dies  aber  gestattet,  Geier  1.  c.  p.  43. 

"^  Nach  d.  Ck)ngr.  conc.  kann  der  Ordinarius 
dies  nicht  einmal  yerbieten,  Richter  S.  138. 
n.  70. 

s  Der  Ordinarius  ist  sogar,  weil  er  die  Herab- 
würdigung des  Messopfers  und  des  geistlichen 
Standes  zu  verhindern  hat,  berechtigt,  den 
Geistlichen  die  Uebernahme  Ton  Mauaalmessen 
gegen  zu  geringe  Stipendien  zu  verbieten, 
Richter,  Tridentinum  S.  13a  n.  73. 

0  Von  UrbanVIII.  bestaügte  Entsch.  d.  Congr. 
conc  (tertlo)  bei  Richter  a.  a.  0.  S.  144. 146. 

w  S.  a.  a.  0.  (Quinto)  S.  144.  146  u,  Congr. 
conc  a.  a.  0.  S.  138.  n.  72. 

1^  Die  Behauptung  v.  Schulte^s,  daae  alle 
Mossstiftungen  unter  kirchlicher  Verwaltung 
stehen  (Lehrb.  d.  K.  R.  3.  Aufl.  S.  566.  567^,  ist 
thatsächllch  nicht  richtig,  s.  z.  B.  Acta  s.  sed. 
14,  261. 

>'  Vgl.  z.  B.   die  cit.  Limburger  V,  v.  1862, 
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Die  fandationBmftssig  oder  durch  Annahme  eines  Manualbenefizinma  begründete 
Pflicht,  die  Messe  zn  lesen,  ist  im  Allgemeinen  keine  persönliche.  Der  Geistliche, 
welchem  sie  obliegt,  kann  sie  vielmehr  anch  durch  einen  anderen  erfüllen  lassend 
Dies  gilt  im  ersten  Fall  sowohl,  wenn  die  Messstiftung  einer  Kirche  oder  Kirchen- 
fabrik gemacht  2,  wie  wenn  sie  mit  einem  Benefizium  verbunden  oder  ein  eigenes 
Benefizium  für  die  Celebrirung  gewisser  Messen  gegründet  worden  ist.  Hat  aber  der 
Stifter  ausdrücklich  die  Persolvirung  der  Messe  durch  einen  bestimmten  Geistlichen 
oder  durch  den  Benefiziaten  angeordnet ,  so  kann  ein  solcher  die  persönliche  ErfÜl- 
IttBg  nur  beim  Vorliegen  eines  dringenden  Hinderungsgrundes  unterlassen  und  hat 
bei  Iftngerer  Dauer  desselben ,  z.  B.  bei  anhaltender  Krankheit ,  die  Messe  durch 
einen  anderen  lesen  zu  lassen  ^.  In  diesen  Fällen  muss  aber  dem  Stellvertreter,  wel- 
cher die  Messe  für  einen  anderen  celebrirt,  der  volle  Betrag  des  dem  Vertretenen 
zakommenden  Stipendiums  ohne  jeden  Abzug,  selbst  wenn  das  letztere  höher  als  die 
Di9eesantaxe  ist,  verabfolgt  werden^.  Wenn  indessen  die  Pflicht  auf  einem  Bene- 
fizinm  ruht  oder  stiftungsgem&ss  mit  einem  Benefizium  verbunden  ist,  kann  der  Bene- 
fiziat  den  Ueberschuss  für  sich  behalten ,  weil  in  diesem  Falle  die  für  die  Feier  von 
Messen  ausgesetzten  Vortheile  den  Charakter  des  Amtseinkommens  haben  ^. 

Ebensowenig  braucht  eine  Fundations-  oder  Manual -Messe,  wenn  sich  nicht 
etwas  Anderes  aus  der  Art  der  Stiftung  ergiebt  oder  besonders  angeordnet  worden 
ist,  m  einer  bestimmten  Kirche  oder  an  einem  bestimmten  Altar  gelesen  zu  werden  ^. 


AicK  t  kath.  R.  R.  11,  429,  und  die  Pader- 
bomer  Diöceaansynode  v.  1867,  s.  a.  0.  20,  117. 
Bei  einer  Yon  dem  Ordinarius  anal)hängig6u 
Hesssüfknng  fällt  diese  Prüfung  allerdings  fort. 
Wenn  z.  B.  den  Erben  Tom  Testator  aufgegeben 
ist,  bestimmte  Messen  lesen  zu  lassen ,  so  haben 
diese  den  OeistUchen  zn  beschaffen ,  und  dann 
kommen  die  Grundsitze  von  den  Manualbene- 
izien  zur  Anwendung.  Bei  einer  mit  nicht  aus- 
rdehendem  Kapital  gegründeten  eapella  laicalis 
würde  dagegen  der  Bischof  die  Annahme  der  Stif- 
timg und  die  Einränmuug  eines  Altars  oder  einer 
Kapelle  (s.  Bd.  II.  S.  393)  verweigern  können. 

1  Das  ist  feste  Praxis.  S.  auch  die  folgenden 
Anmerkungen. 

^  In  diesem  Falle  hat  die  betreffende  Kirche, 
Namens  derselben  der  leitende  Geistliche  (für 
die  Regel  also  der  Pfarrer),  die  Pflicht,  für 
die  Celebrirung  zu  sorgen.  Werden  die  Messen 
von  ihm  selbst  oder  von  einem  der  angestellten 
Hülfsgeistlichen  gelesen ,  so  geschieht  dies  kraft 
ihrer  Amtspflicht,  weil  die  betreffenden  Geist- 
lichen die  ihrer  Kirche  obliegenden  kirchlichen 
Lasten  zu  erfüllen  haben.  Wegen  der  s.  g.  ca- 
pellae  laicales  s.  noch  Bd.  II.  S.  393. 

3  Congr.  conc.  bei  Richter  S.  138.  n.  66. 
Vgl  auch  Bd.  lU.  S.  242.  n.  4. 

*  Richter  L  c.  n.66.695  von  Urban  VIII.  be- 
stätigte Entscheidung  v.  21.  Juni  1626  declmo 
Richter  a.  a.  O.  S.  14Ö.  146;  s.  auch  bull.  Taur. 
13, 836  u.  20, 807;  Acta  s.  sed.  8,  75. 84  Gar  nichts 
erhalt  der  Kaplan  des  Pfarrers,  wenn  er  innerhalb 
der  ihm  bei  der  Anstellung  auferlegten  Pflichten 
für  die  Ihm  gewahrten  Einkünfte  auch  dem  Pfar- 
rer bei  dem  Messelesen  Aushülfe  zu  leisten  hat, 
Arch.  f.  kath.  K.  R.  11,  432.    Lastet  die  Pflicht, 


die  Messen  celebriren  zn  lassen,  auf  einer  Kirche 
oder  Kirchenfabrik  oder  einer  frommen  Anstalt, 
so  darf  von  den  Verwaltern  an  Ausgaben  für 
Unterhaltung  des  Kirchengebäudes ,  des  Altars, 
sowie  für  Beschaffung  von  Ministranten,  Para- 
mente,  Lichter,  Wein ,  Hostien  u.  s.  w.  allein, 
wenn  diese  Anstalten  keine  anderen  Einkünfte 
beziehen,  das,  was  wirklich  für  die  einzelne 
Messe  nothwendig  war,  abgezogen  werden ,  a.  a. 
O.  ad  septimum,  s.  auch  Acta  s.  sed.  4,  537. 

^  A.  a.  0.  Ad  octavum,  s.  auch  Arch.  f.  kath. 
K.  R.  11,  431.  Dasselbe  gilt,  wenn  den  Pfarrern 
in  dieser  ihrer  Eigenschaft  etwaige,  die  Diöcesan- 
taxe  übersteigende  Stipendien  als  Theil  ihrer 
Congrua  zufiiessen  und  sie  Messen  durch  andere 
Priester  persolviren  lassen,  Gongr.  conc.  v.  1874, 
Acta  s.  sed.  8.  65,  oder  wenn  ein  höherer  Betrag 
aus  Rücksicht  auf  die  Person  des  Empfängers, 
z.  B.  des  Pfarrers,  gegeben  worden  ist ,  1.  c.  14, 
256.  Endlich  ist  es  gestattet,  dass  der  Mehr- 
betrag zurückbehalten  wird ,  wenn  der  Vertreter 
ihn  freiwillig  zurückweist,  Geier  1.  c.  p.  51. 
lieber  Ausnahmefälle,  wo  durch  Indulte  der 
Gongr.  conc.  solche  Abzüge  gestattet  worden 
sind,  vgl.  ibid.  8,  650. 

0  S.  hierzu  Benedict.  XIV.  const.  Qnanta  cura 
V.  30.  Juni  1741.  §.  2,  eiusd.  buU.  1,  25:  „in 
illa  enim  potius  missas  esse  celebrandas  quisque 
vult,  ad  quam  religionis  et  pietatis  stimulis  duc- 
tus  eleemosynas  confert  aut  in  qua  quispiam 
fortasse  tumulatus  est,  quam  in  alia  ecclesia  sibi 
prorsus  Ignota^. 

Der  Geistliche ,  welcher  kraft  der  seinem  Be- 
nefizium obliegenden  Pflicht,  nicht  in  seiner, 
sondern  in  einer  anderen  Kirche  celebrirt ,  hat 
daher  die  Auslagen  für  Wachskerzen,  Wein, 
Hostien  und  Abnutzung  der  Paramente  zu  er- 
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Andererseits  müssen  aber  die  Messen  an  den  Ti^en,  an  welchen  sie  vorgeschrie- 
ben oder  bestellt  sind,  oder  innerhalb  des  vorher  bestimmten  oder  sich  ans  den  Um- 
ständen ergebenden  Zeitraumes  celebrirt  werden.  Daher  soll  kein  Geistlicher  Sti- 
pendien fflr  Messen  annehmen,  welche  an  dem  bezeichneten  Tage  nicht  gelesen 
werden  dürfend  Ebensowenig  darf  er  nene  Messen  annehmen,  wenn  er  bereits  Sti- 
pendien fUr  eine  so  grosse  Anzahl  erhalten  hat,  dass  er  diese  erst  im  Verlaufe  län- 
gerer Zeit  zu  persolviren  im  Stande  ist^,  widrigenfalls  er  die  empfangenen  Stipendien 
zurttckznerstatten  hat  3. 

Sodann  ist  die  Messe,  soweit  dies  flberhanpt  erlaubt  ist^,  nach  der  Intention  des 
Stifters  oder  des  Bestellers  zu  appliciren  ^,  und  daher  gilt  fflr  die  Fundations-  and  die 
Manual-Messen  derselbe  Grundsatz ,  wie  fUr  die  Pfarr-  und  die  Konventual-Messen, 
dass  der  Pflicht  allein  durch  die  Feier  einer  besonderen  Messe  genflgt  werden  kann*. 
Wenn  daher  eine  bestimmte  Anzahl  von  Messen  für  den  als  Stipendium  gewährten 
Betrag  vom  Stifter  oder  Besteller  vorgeschrieben  sind ,  so  müssen  sie  alle  celebrirt 
und  applicirt  werden ''.    Endlich  ist  es  auch  nicht  statthaft,  Messen  im  Voraus  Ar 


setzen,  Richter  a.  a.  0.  S.  137.  n.  62.  Wer- 
den aber  missas  rellctas ,  d.  h.  ein  für  alle  Mal 
in  einer  bestimmten  Anzahl  zn  lesende  Messen 
in  einer  Klosterkirche  von  den  Mönchen  seihst 
gehalten,  so  ist  nichts  für  die  erwähnten  Aas- 
lagen zu  entrichten,  n.  63. 

J  S.  0.  S.  198. 

2  Von  UrhanVlII.  bestätigtes  Dekret  d.  Gongr. 
conc,  Richter  a.  a.  0.  S.  142:  „Eleemosynas 
yero  mannales  et  qaotidianis  pro  missis  cele- 
hrandis  ita  demum  iidem  accipere  possint,  si 
oneribns  antea  impositls  ita  satisfecemnt ,  ut 
nova  quoqne  onera  suscipere  valeant,  alioqnin 
omnino  ahstineant  ah  hninsmodi  eleemosynis, 
etiam  sponte  ohlatis  in  futarum  recipiendis ,  et 
capsulas  auferant  ah  ecclesiis  cum  insciiptione 
illa:  eUemosyfM  pro  mißBia  Tel  alla  simili  snb 
iisdem  poenis  ipso  facto  incnrrendis ,  ne  fldeles 
hac  ratione  fnistrentar^  Näher  ist  diese  Bestim- 
mung dahin  deklarirt,  dass  1.  die  Strafen  (inter- 
dictio  ingressns  ecclesiae,  für  Mönche  Verlast 
der  Aemter,  sowie  des  aktiven  und  passiven 
Wahlrechtes,  verbanden  mit  Unfähigkeit  zum 
Erweihe  von  Aemtem)  nur  Anwendung  finden 
hei  der  Uehemahme  von  onera  missarum  perpe- 
tua  ohne  Eilauhniss  der  Oberen,  2.  dass  die 
Uehernahme  neuer  Messen  nicht  verboten  ist, 
wenn  allen  bereits  übernommenen  Verpflich- 
tungen „infra  modicum  tempus"  genügt  werden 
kann ,  oder  der  Besteller  sich  damit  einverstan- 
den erklärt,  dass  die  früheren  Obliegenheiten 
erst  erfüllt  werden. 

Partikularrechtlich  ist  das  modicum  tempus 
näher  flsLirt,  so  durch  die  Diöcesansyn.  v.  Pa- 
derborn 1867  und  von  Neapel  v.  1882,  Arch. 
f.  k.  K.  R.  20,  117  u.  51,  61  dahin,  dass  der 
Geistliche  nicht  mehr  an  Messen  pro  defunctis 
übernehmen  darf,  als  er  in  einem  Monat,  an 
Messen  pro  vivis,  als  er  in  zwei  Monaten  zu  lesen 
im  Stande  ist,  während  das  Prov.  Konz.  v.  Wien 
1858,  coli.  conc.  Lac.  5,  166  für  beide  Fälle  den 
Zeitraum  auf  2  Monate  festgesetzt  hat.  Die 
Gongr.  conc.  hat  1655  einen  Monat  als  modicum 
tempus  erklärt,  Richter  S.  141  n.  90. 


3  Das  Zuwiderhandeln  gilt  allgemein  als  Sunde, 
s.  Probst,  Eucharistie  als  Opfer,  S.  68  ff.  Dar- 
aus folgt  aber  auch  die  Pflicht,  das  sündhaft 
zurückbehaltene  Stipendium  zu  restituiren ,  wie 
dies  auch  ausdrücklich  für  den  in  Anm.  7  ge- 
dachten Fall  vorgeschrieben  ist 

4  S.  0.  S.  182. 

5  S.  0.  S.  205. 

6  Richter  a.  a.  O.  S.  138  n.  67,  s.  auch 
Gongr.  conc.  best  v.  Urban  YIIL  a.  a.  O.  S.  146 : 
„Sacerdotes,  quibus  diebus  tenentur  missaa  eele- 
brare  ratione  benefidi  seu  capellae,  legati  aat 
salarii,  si  eleemosynas  pro  aliis  etiam  missis  cele- 
brandis  susceperint,  nonposseper  eandem  missam 
utrlque  obligationl  satisfacere".  Sind  daher  von 
mehreren  Bestellern  die  vollen  Stipendien  gege- 
ben worden ,  um  eine  Messe  zu  gleichem.  Zweck 
zu  lesen,  z.  B.  in  die  commemorationis  omniom 
fldelium,  so  kann  dieser  Pflicht  nicht  durch  eine 
einzige  Messe  genügt  werden ,  es  sei  denn ,  dass 
alle  Besteller  einverstanden,  oder  vorher  auf  an- 
gemessene Weise,  z.  B.  durch  eine  in  der  Ktrehe 
angebrachte  Bekanntmachung  darüber  belehrt 
worden  sind,  dass  dies  geschehen  werde,  s. 
Gongr.  conc.  v.  1877,  Acta  s.  sed.  10, 120.  Nach 
der  von  Alexander  VII.  unterm  24.  September 
1665  vemrtheilten  prop.  8  :  „Dnplicatam  stipen* 
dium  potest  sacerdos  pro  eadem  missa  licite  ac- 
cipere, applicando  petenti  partem  etiam  spe- 
cialissimam  fructus.  ipsimet  celebranti  corre- 
spondentem  idque  post  decretum  ürbani  YIII.", 
bull.  Taur.  17,  388 ,  kann  der  Priester  dadurch, 
dass  er  den  ihm  zukommenden  fructus  speoialis- 
simus  (s.  0.  S.  179)  dem  Besteller  zuwendet, 
kein  Recht  auf  ein  doppeltes  Stipendium  er- 
halten, also  auch  nicht  dadurch ,  dass  er  diesen 
einem  anderen  Besteller  zuweist ,  eine  einzige 
Messe  für  zwei  gleichzeitig  celebrlren. 

">  Gongr.  conc.  bestät  v.  Urban  YIH.,  Richter 
a.  a,  0.  S.  142:  ^^ita  ut  alioquin  ii,  ad  quos 
pertinet,  suae  obligationl  non  saüsfaciant ,  qul- 
nimo  graviter  peccent  et  ad  restitutionem  te- 
neantur'^ 
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Panonen^  welche  etwa  später  eine  solche  verlangen  nnd  ein  Stipendium  dafür  ge- 
wiliren  sollten,  za  celebriren  nnd  zn  appliciren^. 

N«chdem  die  von  der  Gongregatio  conoilii  und  der  Praxis  entwickelten  Grund- 
8itie  in  Betreff  der  Fnndations-  und  Manualmessen  dargelegt  sind,  erübrigt  es  noch, 
dsD  rechtlichen  Charakter  des  Verhftltnisses  zwischen  dem  Priester  und  zwischen  dem 
fieatelier  einer  Manual-Messe  zu  erOrtem^. 

Daran,  dass  zwischen  beiden  überhaupt  ein  Rechtsverhältniss  begründet  wirdj 
dass  also  der  Priester  sich  durch  beliebige  Rückgabe  des  Stipendiums  nicht  von  der 
Celebrimng  der  Messe  befreien,  und  ebensowenig  der  Besteller  es  willkürlich  vorher 
znrfiekfordem  kann,  lässt  sich  nach  dem  Mitgetheilten  kein  Zweifel  erheben.  Fordert 
doeh  die  Kirche,  dass  die  übernommenen  Verpflichtungen  pünktlich  erfüllt  werden, 
wie  dies  vor  Allem  die  Anordnung  zeigt,  dass  die  Priester  nicht  zum  Nachtheil  schon 
frfliier  eingegangener  Verpflichtungen  neue  Messen  übernehmen  sollen  ^, 

Entsteht  aber  die  rechtliche  Gebundenheit  beider  Theile  schon  durch  eine  Ver- 
embanmg  über  die  Gewährung  des  Stipendiums  und  über  das  Lesen  der  Messe?  Ist 
das  Yerhältniss  ein  zweiseitiger  Konsensualvertrag,  nach  welchem  der  Priester  gegen 
Rdchang  des  Stipendiums  die  Messe  zu  lesen  verpflichtet  und  gegen  Anerbieten  der 
Messe  das  Stipendium  zu  fordern  berechtigt,  der  Besteller  das  letztere  gegen  Offen- 
rang  der  Messe  zu  zahlen  verbunden  und  gegen  Reichung  die  Feier  derselben  zu 
Terlangen  befugt  wäre?  Bei  dieser  Auffassung  würde  das  Verhältniss  als  ein  oneroser 
Vertrag,  bei  welchem  die  Gewährung  des  Stipendiums  die  Gegenleistung  für  die  Cele- 
brinmg  der  Messe  wäre,  erscheinen,  also  den  Charakter  eines  simoniatischen  Ge- 
schäftes haben,  obwohl  gerade  solche  Verträge  in  Betreff  der  Messen  besonders  ver- 
boten sind^,  und  die  katholische  Kirche  die  wegen  der  Zulassung  der  Messstipendien 
in  dieser  Züchtung  erhobenen  Vorwürfe  zurückweist^.  Der  gedachten  Konsequenz 
ent^ht  man  auch  nicht  dadurch ,  dass  man  das  Wesen  des  Stipendiums  als  eines 
Beitrags  zum  Lebensunterhalt  des  Geistlichen  betont,  denn  wenn  Jemand  freiwillig 
die  Verbindlichkeit  eingeht ,  einen  solchen  in  bestimmter  taxmässiger  Höhe  gerade 
flir  die  Celebrimng  einer  Messe  zu  entrichten ,  so  ist  es  immer  die  heilige  Handlung, 
wegen  deren  nnd  ftlr  welche  das  geldwerthe  Aequivalent  gegeben  wird ,  und  der 
Charakter  desselben  als  Gegenleistung  wird  dadurch  nicht  beseitigt,  dass  man  ihm 
ooch  die  besondere  Zweckbestimmung,  zum  Lebensunterhalt  des  Celebrirenden  zu 
dienen,  beilegt  <^. 


I  Biehter  a.  «.  O.  138.  n.  68.  Nach  dem 
cü  Dekret  d.  Gongr.  cono.  a.  a.  0.  8. 142 ,  sind 
>Üe  frftker  daianf  gegebenen  Indulte  wider- 
raffln. 

'  Die  Messfandationen  itelien  unter  den 
Bwhtiregeln  der  Stiftungen,  und  diejenigen, 
velelie  Beneftzien  sind,  unter  denen  der  letz- 

'  S.  0.  S.  208.  Die  wenigen  Aelteren,  welche 
ttf  die  Frage  eingehen ,  s.  S.  210  n.  1,  zweifeln 
ebensowenig  an  dem  Vorhandensein  eines  Rechts- 
Terhaltnisfles. 

^  Trid.  Sess.  XXU.  decr.  de  obs.  miss. 

^  S.Z.  B.  Geier  L  c.  p.  1.  36. 

*  Das  ist  aUerdinga  der  Qmnd ,  ans  welchem 

Hins  eh  im,  Kireh«nrecht  IV. 


vielfach  für  den  Kleriker  jede  Stipulirung  eines 
Stipendiums  oder  eines  angemessenen  Beitrags 
zum  Unterhalt,  ehe  er  sich  zur  Spendung  von 
SpirituaUen  verpflichtet,  für  gültig  erachtet  wird, 
s.  Schmalzgrueber  Y.  3.  n.  89 ff.  und  die 
dort  angeführten.  Aber  die  Zweckbestimmung 
des  Stipendiums  liegt  hier  ganz  ausserhalb  des 
Rahmens  des  Yerhältnlsses  und  ist  für  dessen 
Juristische  Konstruktion  gleichgültig.  Der  Geist- 
liche ist  nicht  gehindert  das  Stipendium  zu  an* 
deren  Zwecken,  z.  B.  zur  Unterstützung  von  Ar- 
men zu  Yerwenden,  wie  er  es  gleichfalls  anzuneh- 
men berechtigt  ist,  wenn  er  mehr  als  das  zu  sei- 
nem Lebensunterhalt  Nöthige  an  Einkünften  be- 
zieht, s.  o.  S.  206  n.  2. 
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Die  Klippe,  ein  simonistisches  OeschAft  zu  konstniiren,  kann  man  nnr  umgehen, 
wenn  das  Yerhältniss  nicht  als  ein  oneroses  anfgefasst  wird. 

Von  dem  katholiseherseits  vertretenen  Standpunkt  aus,  dasa  das  Stipendium  eine 
Liebesgabe  znm  Unterhalte  des  Priesters  ist  (s.  o.  S.  206),  erscheint  die  Hingabe 
eines  solchen  als  Schenkung.  Das  damit  verbundene  Verlangen  einer  Messe  seitens 
des  Bestellers  stellt  sich  dann  als  eine  der  Schenkung  gemachte  Auflage,  ala  8.  g. 
modus,  dar  ^  Nimmt  der  Geistliche  das  Stipendium  an ,  so  entsteht  dadurch  für  ihn 
die  Pflicht,  die  Auflage  zu  erfüllen,  also  die  Messe  in  der  geforderten  Weise  zu  cele- 
briren.  Andererseits  ist  aber  auch  der  Besteller  insofern  gebunden,  als  er  die  Hin- 
gabe des  Stipendiums,  ebensowenig  wie  eine  andere  perfekte  Schenkung,  seinerseits  nicht 
beliebig  widerrufen  darf.  Dagegen  kann  er  das  gewährte  Stipendium  zurflckfordem, 
wenn  der  Priester  sich  nicht  in  der  Lage  befindet^,  die  Auflage  zu  erftUlen  oder  sie 
nicht  innerhalb  der  vorgeschriebenen  Zeit^  oder  nicht  in  der  gewünschten  Art  erfüllt 
hat.  Femer  steht  ihm  auch  das  Recht  zu,  die  Erfüllung  der  mit  dem  Stipendium 
übernommenen  Auflage ,  soweit  dies  nach  den  öffentlich  rechtlichen  kirchlichen  Vor- 
schriften möglich  ist^,  zu  verlangen. 

Die  rechtliche  Bindung  beider  Theile  vollzieht  sich  also  mit  der  Perfektion 
des  durch  Hingabe  und  Annahme  des  Stipendiums  eingegangenen  Schenkungs- 
vertrages. 

Kann  sie  aber  allein  dadurch  bewirkt  werden  oder  ist  es  rechtlich  möglich,  dass 
schon  durch  eine  blosse  Verabredung  dahin,  dass  der  Besteller  das  Stipendium  unter 
der  gedachten  Auflage  schenken ,  der  Geistliche  die  Schenkung  annehmen  und  die 
gewünschte  Messe  lesen  werde  (mit  anderen  Worten:  durch  einen  obligatorischen 
Schenkungsvertrag  über  eine  donatio  sub  modo] ,  ein  rechtlich  bindendes  Verhältniss 
zwischen  beiden  Theilen  zur  Entstehung  gelangt?  Dies  muss  m.  E.  verneint  werden. 
Die  Erfüllung  eines  solchen  Schenkungsvertrages  ist  nicht  Schenkung,  vielmehr  ist 
in  Folge  desselben  schon  die  rechtliche  Verpflichtung  des  Bestellers  begründet.  Die 
Gewährung  des  Stipendiums  würde  sich  also  als  rechtlich  nothwendige  Erfüllung  dea 
Vertrages,  nicht  mehr  als  die  den  Vertrag  begründende  Reichung  einer  Liebesgabe 
darstellen.  Der  Geistliche ,  welcher  in  einem  solchen  Falle  das  Stipendium  fordert, 
beansprucht  eine  ihm  rechtlich  zustehende  Leistung,  während  Liebesgaben  nicht 
kraft  Rechtspflicht  verlangt,  sondern  nur  freiwillig  dargeboten  werden  können.  Fer- 


1  Fagnan.  ad  c3.  X.  desepnlt  111.28.  n.  81 
erklärt  das  Verhältniss  als  stipulatio  und  „con- 
tractus,  qualis  dicitnr  celel)rari  inter  dantem  elee- 
mosynam  et  sacerdotem ,  nempe  do ,  at  facias^, 
Plgnatelll  consult  can.  t.  IV.  eonc  '227  n.  3 
'  für  eine  „obligatio  mutua  quae  consurgit  inter  sa- 
cerdotem et  dantem  Stipendium",  und  die  Theo- 
logen bemerken,  dass  ^e  Pflicht  zur  Celebrlrung 
der  Messe  in  Folge  der  Annahme  des  Stipendiums 
ex  titulo  jnstitiae  hervorgehe ,  vgl.  Geierl.  c. 
p.  44.  Das  weist  alles  auf  die  Auffassung  als 
Kealkontrakt  hin,  nähert  sich  aber  der  hier  ver- 
tretenen Auffassung.  Die  Konstruktion,  s.  z.  B. 
Schmalzgrueber  V.  3.  n.  96,  Geier  1,  c. 
p.  45 ,  dass  es  sich  am  einen  Vertrag  Aber  die 
nähere  Bestimmung  der  naturalen  Verpflichtung 
der  Gläubigen,  für  den  Unterhalt  des  Geistlichen 
zu  sorgen,  handelt,  erscheint  jedenfalls  verfehlt 
Die  Gerechtigkeit  erfordert  es  allerdings,   dass 


der  Geistliche  seinen  Unterhalt  von  den  Gläubi- 
gen empfangt,  aber  doch  nur  von  denjenigen, 
dann  aber  auch  von  allen,  für  welche  er  die 
geistlichen  Funktionen  zu  vollziehen  hat  Bs  ist 
jedoch  nicht  in  der  Gerechtigkeit  begründet,  daas 
derjenige,  welcher  von  einem  Priester  eine  ein- 
zige geistliche  Funktion  beansprucht,  diesem  d&a 
Unterhalt  oder  auch  nur  einen  Th^  desselben 
gewährt. 

2  Z.  B.  die  Messe  an  dem  Tage,  an  welcl&em 
sie  verlangt  ist,  nicht  gelesen  ,  s.  o.  S.  198,  oder 
nicht  so  wie  gefordert,  applicirt  werden  dAxf, 
s.  0.  S.  i82. 

^  Selbst  wenn  die  Messe  etwa  zu  spät  gelesen 
ist,  Geier  l.  c.  p.  53.  64. 

^  Also  nicht  in  dem  in  der  Anm.  2  erwähn- 
ten Falle,  ebenso  wenig,  wenn  der  Geistliche  die 
Messe  unzulässiger  Welse  gegen  das  o.  S.  208 
gedachte  Verbot  übernommen  hätte. 
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aer  wird,  da  das  Stipendium  allein  gegen  das  Erbieten ,  die  Anflage  zu  erffillen,  ge- 
fordert werden  k^^nnte,  dadurch  die  Oelebrining  der  Messe  in  die  Btellnng  der  Gegen- 
Idrtiuig  geeehoben,  d.  h.  das  Gesehift  nimmt  die  Natar  eines  zweiseitigen  Vertrages 
mit  Leistung  and  Gegenleistong ,  mithin  den  Charakter  eines  simonistischen,  an^ 
Dennaeh  wird  man  eine  Verabredung  auf  Lesung  einer  Manual-Messe  zwischen 
emem  Priester  und  dem  Besteller  derselben  allein  als  eine  vorläufige,  nicht  bindende' 
Vereinbarung,  nicht  aber  als  einen  rechtsgültigen  Schenkungsvertrag,  aus  welchem 
jeder  Theil  wider  Willen  des  anderen  die  Erfüllung  fordern  dürfte,  behandeln 
kömien^. 

Begründet  demnach  allein  die  vorgängige  Leistung  des  Stipendiums  die  Pflicht 
zur  Celebrirung  der  gewOnschten  Messe,  so  tritt  nur  derjenige  Geistliche ,  welcher 
das  Stipendium  vom  Besteller  empfangen  hat,  zu  diesem  in  ein  Rechtsverhältniss, 
selbst  wenn  er  nach  der  Lage  des  Falles  berechtigt  ist,  die  der  Schenkung  gemachte 
As^e  durch  einen  anderen  erftUlen ,  also  die  Messe  duroh  einen  von  ihm  substi- 
toirten  Geistlichen  lesen  zu  lassen,  d.  h.  er  haftet  dem  Besteller  daftlr,  dass  sein  Ver- 
treter die  Messe,  sowie  sie  gewünscht  worden  ist,  persolvirt,  und  hat  dem  ersteren, 
wenn  dies  nioht  geschieht,  das  Stipendium  zurflckzugewähren.  Die  Ansicht,  dasd  der 
sibstitilirteGeistliehe,  weil  der  vom  Besteller  angegangene  Priester  die  Obligation  von 
sieh  ablehne,  diese  mit  dem  ihm  voll  von  dem  letzteren  auszuzahlenden  Stipendium  auf 
sieh  nehme  ^,  ersohebt  haltlos.  Die  Pflicht  des  Snbstituenten,  dem  von  ihm  gewählten 
Penolventen  das  Stipendium  voll  auszuzahlen,  entsteht  nicht  aus  dem  Empfange  des- 
selboi  seitens  des  Bestellers  der  Messe  und  bildet  keine  gegenttber  diesem  letzteren 
bestehende  Obligation.  Der  Besteller  will  nur  ErfOllung  der  von  ihm  gemachten 
Auflage,  fllr  ihn  ist  es  völlig  gleichgültig ,  ob  der  von  ihm  ersuchte  Priester  das  Sti- 
pendium an  den  Persolventen  entrichtet  oder  nicht  *.  Dass  derselbe  den  empfangenen 


*  Du  erklärt  sich  daraus,  dass  schon  die  Sach- 
Bchenkung  mit  einem  modus  zum  Besten  des 
Sckenkers  keine  vollkommen  reine  Schenkung 
ist,  und  diese  Trübang  des  Scheukungsbegriffes 
bd  einem  solchen  obligatorischen  Schenkungs- 
▼ertrage  nur  noch  starker  hervortritt.  Ein  Ver- 
trag, in  welchem  sich  A  verpflichtet,  dem  B  10 
zQ  schenken  unter  der  Auflage ,  dass  letzterer 
eioe  bestimmte  Handlung  zu  seinen  Gunsten 
Tomimmty  kommt  praktisch  auf  den  onerosen 
Vertrag,  nach  welchem  A  dem  B  10  fflr  die  Vor- 
nahme der  Handlung  verspricht ,  also  auf  eine 
Dienstmiethe,  hinaus.  Man  nehme  an ,  dass  ein 
kithelischei  Priester  während  weniger  Tage  mit 
30  bis  40  Personen  derartige  Verträge  auf  das 
Lesen  von  30  bis  40  Messen  sehliessen  und  dann 
TOBJedem  Besteller  den  versprochenen  Betrag  ge- 
gen Srbieten  mr  Celebrirung  der  Messe  einfordern 
wiiide.  Hier  kann  man  unmöglich  die  Auffas- 
8ong,  dass  die  Messen  als  Mittel  zum  Oelderwerb 
disnea  sollen,  also  juristisch  gesprochen,  Gegen- 
leistttagen  für*  den  zu  zahlenden  Betrag  sind, 
▼00  der  Hand  weisen,  mindestens  stehen  Ver- 
käHolBie  in  Fimge ,  j^quae  a  simoniaca  labe  vel 
carte  a  torpi  quaestn  non  longo  absunt^  (s.  oben 
S.206.  n.  3).  Selbst  diejenigen,  welche  wie 
Schmalzgrueber  1.  a  (s.  o.  S.  209.  n.  6) 
Vertrige  über  Meeesti^pendlen  an  sich  für  bin- 
dend erachten,  bemerken:  „abesse  debet  tnrpe 


pactum  vel  exactio  avaritiae  speciem  praeferens, 
qualls  esset,  si  denegaret  aliquis  peragere  spiri- 
tualia  antequam  pecunia  numeretur  vel  cautio 
pro  ea  praestetur ,  uam  in  his  animus  et  affectus 
quodammodo  simoniacus  exprimitur^. 

>  Der  Priester ,  welcher  auf  Grund  einer  sol- 
chen Uebereinkunft  vor  Empfang  des  Stipen- 
diums, wenn  auch  in  Erwartung  desselben  die 
Messe  gelesen  hat,  wird  dasselbe  daher  nicht  ein- 
fordern können.  Speciell  erörtert  ist  die  Frage, 
soweit  ich  sehe ,  nicht  Für  die  Richtigkeit  des 
hier  vertretenen  Standpunktes  spricht  aber  der 
Umstand ,  dass  die  vorher  angeführten  Entschei- 
dungen und  Dekrete  der  Gongregatio  concilii  und 
die  citirten  partikulären  Verordnungen ,  so  weit 
sie  von  den  hier  in  Betracht  kommenden  Ver- 
pflichtungen handeln ,  stets  den  Empfang  des 
StipeTidiums  seitens  des  Geistlichen  voraus- 
setzen, niemals  aber  den  Fall  einer  blossen 
Verabredung  zwischen  einem  Geistlichen  und 
dem  Besteller  einer  Messe  ohne  Entrichtung  des 
Stipendiums  bebandeln.  Ebenso  sprechen  die 
0.  S.  210.  n.  1  genannten  Schriftsteller,  vgl. 
femer  G  e  i  er  p.  56,  nur  davon,  dass  die  Obligation 
durch  das  Geben  und  Annehmen  des  Stipen- 
diums entsteht. 

»  S.  Pignatelli  1.  c.  t  IV.  cons.  227.  n.  8. 

*  Wenn  Pignatelli  meint,  der  Besteller  be- 
stimme das   Stipendium   blos    für   denjenigen, 
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Betrag  fttr  die  Regel  in  voller  Höhe  herausgeben  mass,  ist  vielmehr  eine  durch  das 
öffentliche  Recht ,  im  Interesse  der  Femhaltung  jedes  simonistisehen  Handels  gege- 
bene Vorschrift,  deren  Anwendung  für  den  einzelnen  Fall  der  Besteller  nicht  einmal 
durch  seine  Willensbestimmung  zu  hindern  oder  zu  modifioiren  beftagt  ist.  Es  er- 
scheint daher  als  eine  Verkehrung  des  richtigen  Verhältnisses ,  wenn  gesagt  worden 
ist,  dass  auf  dem  Stipendium  das  onus  celebrandi  missam  hafte  und  mit  dieser  letz- 
teren Verpflichtung  das  Recht  auf  das  erstere  auf  deigenigen ,  welcher  die  Last  auf 
sich  nehme,  übergehe  K 

c.  Darüber  endlich ,  dass  der  Priester  sich  zur  Celebrirung  einer  Messe  einem 
dritten  gegenüber  rechtsgültig  ohne  Stipendium,  also  ohne  jede  Gegenleistung 
verpflichten  kann,  besteht  in  der  kanonischen  Doktrin  kein  Zweifel^. 

d.  Die  Sicherung  der  Persolvirung  der  Messen,  die  Kondonation, 
die  Reduktion  (Mutation)  und  Translation  derselben.  Die  kolossale 
Anzahl  von  Stiftungen  und  Legaten  zu  Messen  in  Verbindung  mit  der  Uebemahrae 
von  Manualmessen  hat  seit  Jahrhunderten  eine  so  grosse  Last  von  Messverpflich- 
tungen ftlr  eine  Reihe  Kirchen  und  deren  Geistliche  herbeigeführt,  dass  vielfach  und 
wiederholt  die  Unmöglichkeit  hervorgetreten  ist,  diesen  Verbindlichkeiten  zu  genUgen. 

Zur  Verhütung  solcher  Missstände  hat  die  Oongregatio  conciiii,  abgesehen  von 
dem  schon  erwähnten  Verbot  in  Betreff  der  Manualmessen  3,  hinsichtlich  der  Ueber* 
nähme  von  ewigen  Messlasten  folgende  Anordnungen  getroffen^: 

Kirchliche  Korporationen  (Kapitel),  Kongregationen,  Gesellschaften  und  kirch- 
liche Institute  jeder  Art  ^  können  keine  derartigen  Lasten  (Stiftungen  oder  L^ate) 
durch  ihre  Vertreter  rechtsgültig  ohne  die  schriftliche  (aber  unentgeltliche)  Erlaub- 
niss  des  Ordinarius  oder  seines  General-Vikars^  auf  sich  nehmen^.  Behufs  Eithei- 
lung  der  Genehmigung  soll  genau  geprüft  werden,  ob  die  zur  Disposition  stehenden 
geistlichen  Kräfte  die  früheren  und  die  neu  zu  übernehmenden  Lasten  zu  erftülen  im 
Stande  sind,  und  die  zugewiesenen  Einkünfte  ihrer  Höhe  nach  zu  einer  genügenden 
Honorirung  der  Geistlichen  und  zur  Deckung  der  entstehenden  Kosten  und  Auslagen 
ausreichen^. 


welcher  wirkllcli  celebriie »  so  ist  das  eine  An- 
nahme ,  welche  jedenfalls  nicht  in  allen  Fällen 
zutrifft. 

^  SoPignatelli  1.  c,  welcher  das  Stipen- 
dium ratione  obligationis  ad  offerendum  sacri- 
flcium  erworben  werden  lasst,  während  nach  den 
Ausführungen  des  Textes  diese  Obligation  ge- 
rade erst  durch  die  Annahme  des  Stipendiums 
entsteht,  aber  nicht  vorher  begründet  ist. 

2  Fagnan.  ad  c.  3.  X.  de  sepult.  III.  28. 
n.  81 ,  weil  nach  kanonischem  Recht  Jedes  er- 
laubte Pactum  gehalten  werden  muss,  c  1  (Garth. 
348)  X.  de  pact.  I.  35,  und  hier  von  Simonie 
keine  Rede  sein  kann. 

Was  die  Errichtung  von  Stiftungen  und  die 
letztwilligen  Zuwendungen  zum  Zweck  der  Ce- 
lebrirung von  Messen  betrifft,  so  fallen  solche 
ebenfalls  nach  der  einstimmigen  Annahme  und 
der  Jahrhunderte  langen  Praxis  der  Kirche  nicht 
unter  das  Simonie-Yerbot ,  Sohmalzgrueber 
y.  3.  u.  82  ff.,  da  es  sich  hierbei  nicht  um  we- 
sentlich onerose  Geschäfte  handelt. 

3  S.  0.  S.  208. 


*  S.  die  von  Urban  YIIT.  bestätigten  Dekrete 
V.  21.  Juni  1626,  Richter  a.  a.  O.  S.  141. 

6  Vgl.  auch  das  v.  Innocenz  III.  hestatf^te 
Dekret  der  Gongr.  conc.  ▼.  23.  Dezember  1697. 
S.  27,  Richter  a.  a.  0.  S.  148. 

0  Bei  den  Regularen  ist  Erlanbnlss  des  Ge- 
nerals oder  Provinzials  nothlg. 

7  L.  c.  %%.!.  8,  Richter  a.  a.  O.  S.  iA% 
S.  hierzu  auch  die  oitirten  Limburger  u.  Rotten- 
burger  Yerordn.  Auf  die  Annahme  ohne  die 
vorgeschriebene  Genehmigung  sind  die  S.  206. 
n.  2  gedachten  Strafen  als  latae  sententiae  ge- 
setzt. Doch  hat  das  für  die  Weltgeistlichen  an- 
gedrohte interdictum  ab  ingressu  ecclesiae  zu- 
folge der  Oonst.  Pü  IX. :  Scdis  apostolicae  v. 
12.  Oktober  1869  seinen  Oharaktär  als  censuza 
latae  sententiae  verloren. 

8  Ferner  sollen  die  Zuwendungen  In  sfeheree 
Depositum  gegeben  und  sobald  als  mdglleh  in 
fruchttragenden  Grundstücken  unter  ausdrück- 
licher Kundmachung  der  darauf  ruhenden  Lasten 
angelegt,  auch  wenn  diese  Immobilien  veräussert 
werden  müssen,  ebenfalls  in  derselben  Weise  in 
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Damit  stets  eine  leichtere  Uebersioht  Aber  die  bestehenden  Verpflichtungen  zu 
gewinnen  ist,  soll  in  jeder  Kirche  an  einem  zugänglichen  Ort  eine  tabella  onemm 
perpetnomm  et  temporalium  ausgehängt  werden  ^  Ausserdem  müssen  in  der  Sakristei 
swei  Bllcher  gehalten  und  gefllhrt  werden ,  eins  fttr  die  onera  perpetua  und  tempo- 
lalia,  das  zweite  fttr  die  Manual-Messen ,  in  welchen  das  Erforderliche  Hber  die  Er- 
fUlnng  der  betreflfenden  Verpflichtungen  einzutragen  ist^,  damit  diese  alljährlich 
durch  den  Ordinarius-''  kontroHrt  werden  kann^. 

Endlich  ist  die  Fllhrung  dieser  Tabellen  und  Bflcher  auch  ftlr  Brüderschaften, 
GeseUflehaften,  Hospitäler,  Kapellen  und  fromme  Institute^,  welche  entweder  unter 
der  auBsohliesslichen  Verwaltung  von  Laien  oder  der  gemeinsamen  von  Laien  und 
Geistliehen  stehen,  und  welchen  die  Last  von  Manual-  und  ewigen  Messen,  sowie  auch 
Ton  Messen  ftlr  bestimmte  Zeiten  obliegt,  angeordnet^. 

Ehe  diese  Vorschriften  erlassen  worden  waren ,  hatte  sich  schon  das  Trienter 
Konzil  veranlasst  gesehen  7,  mit  Rücksicht  auf  die  zu  seiner  Zeit  eingetretenen  üebel- 
stände  den  Bisehöfen,  wenn  in  den  ihrer  Leitung  unterstehenden  Kirchen  die  nach 
den  Zuwendungen  verstorbener  Wohlthäter  zu  lesenden  Messen  so  zahlreich  wären, 
daBS  ihnen  in  der  vorgeschriebenen  Weise  nicht  genügt  werden  könne,  oder  wenn 
dafllr  wegen  unzureichender  Fonds  blos  so  geringe  Stipendien  gewährt  werden  könn- 
ten, dass  sich  nur  sehr  schwer  Geistliche  zur  Gelebrirung  solcher  Messen  bereit  finden 
Hessen,  die  Vollmacht  zu  ertheilen,  auf  der  Diöcesansynode^  die  geeigneten  Mittel 
znr  Beseitigung  dieser  Verhältnisse  zu  ergreifen^. 

Die  Congregatio  concilii  hat  die  Ermächtigung  des  Konzils  nur  als  eine  vorüber- 
gehende und  ausserordentliche  Vollmacht,  welche  allein  in  Betreff  der  schon  vorher 
bestandenen  Messlasten  und  zwar  auf  der  nächsten  abzuhaltenden  Diöcesansynode 
ansgeübt  werden  dürfe  ^^,  aufgefasst  ^^,  und  in  Folge  dessen  hat  das  unter  der  Auto- 


Betreff der  Wiederanlegnng  yerfahren  werden, 
1. 1.  8-  7. 

t  Du  verordnet  das  ▼.  Innocenz  XII.  bestä- 
tigte Dekret  der  Gongr.  cono.  v.  23.  Dezember 
1697.  $.  18,  8.  Richter  a.  a.  0.  S.  147.  Wenn 
die  sieb  ans  der  Tabelle  ergebenden  Belastun- 
gen die  Annahme  neuer  Verpflichtangen  ans- 
seUieMen,  so  soll  dies  auch  auf  dieser  selbst  be- 
merkt werden. 

>  L.  c.  %.  19.  Auf  die  NlchterfOlIung  dieser 
Terpfliehtnng  sind  f&r  Weltgelstliohe  die  Sus- 
pension, für  Regulären  die  S.  208.  n.  2  gedachten 
Stiafen  gesetzt  $.  21  a.  a.  O. 

*  Die  Kontrole  wird  mitunter  d  en  Dekanen  über- 
tngen,  s.  die  dtirte  Limbnrger  Yerordn.  v.  1862, 
AidL  11,  433. 

*  Die  Unterlassung  der  Kontrole  Ist  mit  den 
vorhin  (Anm.  2)  angegebenen  Strafen  bedroht, 
$.  21.  dt. 

»  Das  dtirte  Dekret  v.  1697  $.  27  zahlt  auf: 
i^ueldeonfraAeniitates ,  confratemitates ,  sodeta- 
tet,  eongiegatlonee ,  hospltalla,  altaria,  capellas, 
onloiia  et  eceledas  ac  alia  looa  et  opera  pia'% 

*  Die  Niehtbeobachtung  der  gedachten  Vor- 
lehxUten  soll  mit  arbiträren  Strafen ,  eventuell 
der  Exkommunikation  geahndet  werden,  $.28cit. 

7  Sesa.  XXV.  c  4  de  ref. 

s  Die  gldehe  Vollmacht  ist  auch  den  Aebten 


und  den  Generalen  der  Orden  gegeben ,  welche 
die  betreffenden  Massregeln  auf  ihren  General- 
Kapiteln  festzusetzen  haben. 

9  Jedoch  so:  „ut  eorum  semper  defunctorum 
commemoratio  flat,  qui  pro  suarnm  aiiimarum 
Salute  legata  ea  ad  pios  usus  rellquemnt^. 

10  Richter,  Tridentinum  S.  139.  n.  88  u. 
Benedict.  XIY.  de  syn.  dloec.  XIII.  26.  n.  18. 
Auch  hat  sie  erklärt,  dass  die  Befugniss  sich 
nicht  auf  die  bei  der  Fundation  dnes  Bene- 
flziums  auferlegten  Lasten  erstrecke. 

ii  Deutlich  und  klar  ist  die  Vorschrift  des  Tri- 
dentinums  in  dieser  Beziehung  nicht,  Uebrigens 
waren  schon  in  Bezug  auf  das  yortridentinische 
Recht  die  Meinungen  nicht  einig.  Thdls  erach- 
tete man  unter  analoger  Anwendung  des  o.  12 
X.  de  constit.  I.  2  den  Bischof  bei  eingetretener 
Unzulänglichkeit  der  für  die  Messstipendien  be* 
stimmten  Fonds  zur  Verminderung  der  Messver- 
pflichtungen  kraft  seiner  ordentlichen  Juris- 
diktion für  befugt,  oder  wenigstens  dann, 
wenn  die  den  Erben  obliegenden  Leistungen 
vermindert  worden  waren,  theils  wurde  auf 
Grund  der  Giern.  2  de  relig.  domib.  III.  11  eine 
solche  Berechtigung  des  Bischofs  bestritten  und 
in  Trid.  Sess.  XXV.  e.  4.  dt  eine  Bestötigung 
dieser  Anrieht  gefunden,  Fagnan.  ad  c.  12  X. 
L  2.  cit.  n.  20  ff,;  Benedict.  XIV.  1.  c  n.  17. 


214 


I.  Die  Hierarchie  und  die  Leitung  der  Kirche  durch  dieselbe. 


[§.  M7. 


rit&t  Urbans  YIU.  von  ihr  erlassene  ^  and  von  Iimooeii2  Xu.  nrnto*  firratomngen 
bestätigte  Dekret  ^  die  entsprechenden  Massregeln  für  die  Zaknnft  aosscblieaalieh  dem 
apostolischen  Btohle  vorbehalten^. 

Als  solche  kommen  in  Frage:  1.  die  rtdueüo,  auch  moderaUo  genannt,  und  2.  die 
commutaUo  oder  mutaüo  y  nicht  aber  die  freilich  gleieh&Us  nneigentlicher  Weise  als 
reducHo  bezeichnete  eondonatio^  remksio  oder  absohtüo. 

Diese  letztere  ist  die  Entbindung  von  der  Pflicht,  eine  Messe,  welche  berdtB 
hätte  celebrirt  werden  müssen,  miüun  versäomt  worden  ist,  naohaoholen.  Sie  erstreckt 
sich  also  allein  auf  die  Vergangenheit^  und  kann  den  Missaftäaden ,  wdehe  ans  der 
übermässigen  Anhäufung  der  Messverpflichtungen  entstanden  sind,  niemalB  für  die 
Zukunft  abhelfen ,  wennschon  die  eingetretene  Unterlassung  der  Persdvirang  vieler 
Messen  unter  Umständen  einen  Beweis  dafür  liefert,  dass  die  firfftUong  der  bestehen- 
den Messlasten  zur  Unmöglichkeit  geworden  ist,  also  die  Veranlassung  zu  den  er- 
wähnten, auf  die  Zukunft  berechneten  Massnahmen  abgeben  kann^.  Die  Befugniss 
zu  solchen  Kondonationen<^  steht  ausschliesslich  dem  Papste^  zu^,  und  sie  soll  nur 
gegeben  werden ,  wenn  wirklich  dringende  Qrttnde  für  die  Unterlassung  vorhanden 
gewesen  sind,  namentlich  die  Unterlassung  nicht  absichtlich  im  Hinblick  auf  die  sn 
erwirkende  Kondonation  erfolgt  ist^. 


1  V.  21.  Juni  1625.  S-  3i  Richter  a.  a.  0. 
S.  141. 

2  V.  23.  Dezember  1697.  %  %.  16.  17,  a.  a.  O. 
S.  147. 

3  §.  3  cit. :  „Ac  primo  districte  prohibet  atque 
Interdldt ,  ne  episcopl  in  dioeceaana  synodo  aut 
generaloB  in  capitulis  generalibas  vel  alias  quo- 
quomodo  redncant  oneia  nlla  mlssarum  celebran- 
dämm,  aut  post  idem  conciliam  imposita  aut  in 
limine  fundationis,  sed  pro  his  omnlbas  ledu- 
cendis  ant  moderandis  Tel  oommutandis  ad  apo- 
stolicam  sedem  recuTratnr,  quae  re  diligenter 
peispecta  id  statnet ,  quod  magis  in  domino  ei- 
pediie  arbitrabltur ;  alioquin  lednctioaes,  mode- 
rationes,  commotationea  huiuBmodl,  si  quas 
contra  buius  probibitionia  formam  fleii  conti- 
gerit ,  omnlno  nallaa  atqne  inanea  decemit'*. 
Die  frühere  Doktrin  hat  vielfach  angenommen, 
daaa  dieae  Yorachrift  nur  da  Geltung  habe ,  wo 
das  betreffende  Dekret  dea  Tiideutlnuma  and  die 
citirten  Dekrete  der  Oongr.  oonc.  reclpirt  worden 
aeien  ,  ao  daaa  bei  der  Nichtreception  beider  der 
Biachof  allein  (aelbat  ohne  die  Dlöcesanaynode) 
zn  den  erwähnten  Maaaregeln  befugt  aei,  vgl. 
Garcia 8,  Tractat  de  benef.  P.  YU.  c.  1.  n.l37 
(welcher  diea  für  einzelne  apanlache  Biathümer 
behauptet),  Seh  malz  grueber  III.  41.  n.  148. 
149. 154  (für  Deutachland  in  denjenigen  Theüen, 
in  welchen  die  jährliche  Abhaltung  von  Diöoesan- 
ayuoden  nicht  üblich  aei).  Femer  iat  diea  auch 
in  Frankreich  Praxia  geworden,  und  anacheinend 
beateht  dieaelbe ,  wenn  auch  nicht  unangefoch- 
ten, noch  jetzt,  H^ricourt,  loix  eccleaiaatiquea 
de  France  p.  530 ;  A  n  d  r  ^ ,  coura  alphab<$tlque 
etc.  de  la  Itfgialation  elvile  eccleaiaatlque.  Paria 
1868.  a.  V.  fondationa  3,  135;  Gralaaon,  ma- 
nuale  totiua  iuris  canonici,  ed.  YI.  Pictavii  1877 
n.  1047,  1,  551,  und  Fabrlkdekiet  v.  30.  Dezem- 
ber 1809.  Art.  29. 


Die  neuere  Disciplin  der  Kirche  beobachtet 
aber  auaser  in  Italien  auch  in  Oeaterreich,  & 
Wiener  ProY.-Syn.  t.  1868,  coli.  conc.  Lac  5, 
166,  Prag  1860,  ibid.  p.  464,  in  BeatscUand,  a. 
Dumont,  Samml.  kirchl.  Erlaaae  für  die  Erz- 
didceae  Köln  S.  45 ,  Paderbomer  Diöcesansynode 
V.  1867,  Areh.  f.  kath.  K.  R.  20 ,  118,  fui4  iB 
Holland,  Utrecht  1865,  coU.  Lac.  5, 852  die  Vor- 
achriften  der  erwähnten  Dekrete. 

«  Benedict.  XIY.  de  ayn.  dioecea.  XIII. 26. 
n.  15. 

B  Daher  wird  vielfach  eine  Abaolution  oder 
Kondonation  für  die  Yergangenheit  mit  solchen 
Massnahmen  verbunden ,  s.  z.  B.  Acta  s.  aed.  3, 
440,  und  die  weiteren  Anführungen  in  den  die 
Reduktion  betreffenden  Anmerkungen. 

0  Dieae  atellen  aich  als  gesetzgeberiache  Mass- 
nahmen der  Bd.  III.  S.  827  unter  Nr.  5  gedachten 
Art  dar ,  weil  derjenige ,  welcher  zur  Cele- 
bration  oder  zur  Bewirkung  derselben  (Aota  s. 
sed.  12,  615.  618)  verpflichtet  war,  von  dieser 
Yerbindlichkeit  befreit  wird. 

7  Die  Ertheilung  erfolgt  durch  die  Poniten- 
tarien  oder  auch  die  Congr.  oonc  (namentlidh  in 
den  zu  Anm.  5  erwähnten  Fillen)  oder  aaefa 
durch  die  Gongr.  fabricae  S.  Petri  (s.  Bd.  I. 
S.  482),  vgl.  Benedict.  XIY.  1.  c  n.  15. 

»  Daa  Trid.  Seaa.  XXY.  c  4  de  ret  berührt  die 
Kondonation  nicht. 

^  Wenn  aie  von  der  Gongr.  fabrleae  S.  Petri 
ertheüt  wird,  ao  iat  an  die  Fabiica  ein  massiger 
Betrag,  eine  a.  g.  <icm^o$üio^  zu  entriohten  ,  und 
zugleich  wird  einigen  dazu  an  der  YatHianlaehoA 
Baailika  angestellten  Kapelläaen  der  Auftrag  ge- 
geben, eine  angemessene  Anzahl  von  Mesaeii  fOz 
die  Seelen  derjenigen  zu  lesen ,  für  welche  die 
unterlaaaenen  Mesaen  hatten  appUoirt  irerden 
aolleu,  Benedict.  XIY.  Lau.  16.    Mit  Bezug 
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Die  Reduktion,  welche  dem  pftpstüchen  Stahle  mit  AoBnahme  des  Falles  vor- 
behalten ist,  dasB  von  Tornhefein  der  Stifter,  der  Donatar  oder  der  Testator  dem 
Bischof  die  Befngniss  dazu  seinerseits  eingerftnmt  hätte  ^  und  meistens  daroh  päpst^ 
Behes  Indult  den  Bischöfen  anf  bestimmte  Zeitperioden  übertragen  wird  2,  besteht  in 
der  Yerraindernng  der  auferlegten  Messyerpffiohtungen  ^,  Sie  kann  nur  statt^nden 
bei  solchen  Messen,  welche  onera  perpetua  sind^.  In  Betreff  der  Manualmessen 
ist  dagegen  blos  eine  Eondonation  statthaft^.  Femer  bezieht  sich  ein  päpstliches 
Mnlt  auf  Reduktion  durch  den  Bischof  niemals  auf  diejenigen  derartigen  Ver- 
biadlichkeiten,  welche  durch  besondere  Vereinbarungen  der  kirchUehen  Oberen 
oder  Instünte  oder  Oenossenschaften  mit  den  betreffenden  Donataren  Hbernommen 
worden  sind^. 

Die  Reduktion  wird  beim  Vorliegen  dringender  Gründe  vorgenommen,  vor  Allem, 
wemi  eine  Verringerung  der  ursprünglich  zur  Erftlllung  der  Messverpflichtungen  be- 
stimmten Einkünfte  fAr  alle  Zukunft  eingetreten  isf^.  Besteht  daher  ein  Anspruch 
gegen  den  Rechtsnachfolger  des  Stifters  oder  des  Testators  auf  Ergänzung  des  ver- 
loren gegangenen  Betrages s,  so  bleibt  die  Massregel  ausgeschlossen,  und  es  ist  vor- 
erst von  dem  Verpflichteten  das  von  diesem  nachträglich  zu  Leistende  einzufordern 
and  beizntreiben^. 

Ferner  kann  eine  Reduktion  stattfinden,  wenn  die  ursprünglichen  Fonds  zwar 


hienuf  besümmt  das  Dekret  v.  1697.  $.  17: 
aprta&tas  condonationes  et  reduotlones  ab  eadem 
sede  nonxüsi  ex  rationabili  causa  Bea  aequa  com- 
ffiiseiatlone ,  composltiones  veto  a  dicta  fabrica 
itente  sqIb  facoltatiLbiiB  et  privilegÜB,  nonnisi 
ex  causa  pariter  rationablli  et  cum  clansulis  op- 
poituüB  et  praesertim  eam  illa :  Dummodo  ma- 
Uthte  non  omUerint  antno  habendi  eomposi- 
Honem,  alias  gratia  nuUo  modo  suffragetur  ad- 
mitti  eonsneviBse  et  BOlere^  Deijenige,  welohei 
absoMrt  wird ,  bat  übrigens  femer  aucb  selbst 
doe  ibm  bestimmte  Anzahl  von  Messen  für  die- 
jenigen, für  welche  er  die  nntedassenen  zu  ap- 
plieiren  batte,  als  Sühne  zn  lesen ,  Acta  s.  sed. 
3,440;  13,8a  Endlieh  werden  auch  die  Bi- 
schöfe dnroh  Indulte  anf  eine  gewisse  Zahl  von 
Jahren  zox  Ertheilnng  solcher  Kondonatlonen  er- 
miebtigt,  AeU  s.  sed.  3,  440. 

'  Gongr.  eone.  in  dem  ▼.  Innocenz  XU.  bestä- 
tigten Dekret,  $.15,  Richter  a.a.O.  8.144.146. 

^  Bei  den  O^en  den  Generalen ,  Benedict. 
XIV.  de  syn.  dioee.  1.  c.  n.  20.  21.  Die  Er- 
DüchtigangsfoTmnlaTe  coli,  concil.  Lac.  H,  369 
lad  Acta  s.  sed.  8,  440.  Tgl.  auch  die  dem  Se- 
kretär der  Oongr.  conc  znstebenden  YoUmaohten, 
bei  Bangen,  die  r5misehe  Knrie  S.  495.  Nr.  6. 
7. 10. 19  bis  22. 

3  Uneigentlicher  Weiae  spricht  mau  anch  von 
SednlEtion,  wenn  die  Messstiftnng  von  einem 
BetheOigten,  dem  Erben,  als  nichtig  angefochten 
imd  dadurch  hinfallig  gemacht  wird,  femer  wenn 
Hessen,  welche  allein  in  bestimmter  Zahl  oder 
ffir  eine  bestimmte  Zeit  haben  celebrlrt  werden 
•ollen ,  nach  ErfBllnng  der  Zahl  oder  der  Zeit 
Entfallen,  Benedict  XIY.  L  c.  n.  9.  Beide 
nUe  gehören  nicht  hierher. 

*  Aneh  den  Lasten,  welche  in  noch  nicht  accep- 


tirten  Zuwendungen  auferlegt  sind,  Benedict. 
XIV.  1.  0,  n.  19.  Doch  ist  hier  der  Vorbehalt  zu 
machen ,  dass  der  zur  Minderung  derselben  Be- 
rechtigte einer  solchen  nicht  zugestimmt  hat. 
Wäre  dies  der  Fall,  so  könnte  you  einer  Keduk- 
tlon  nicht  die  Rede  sein,  weil  bei  der  Minderung 
▼or  erfolgter  Annahme  die  Last  überhaupt  und 
von  vornherein  nnr  in  dem  yerringerten  Betrage 
rechtlich  wirksam  geworden  wäre. 

5  Benedict.  XIV.  1.  c.  n.  29. 

6  Gongr.  conc.  bei  Richter  a.  a.  0.  S.  140. 
n.  85;  Benedict.  XIV.  1.  c.  n. 25. 

7  Benedict  1.  c.  n.  28;  Richter  a.  a.  0. 
S.  139.  n.  82;  Lingen  et  Beuss,  causae  se- 
lectae  congr.  conc.  p.  331  ff. 

8  Das  hängt  von  der  Art  der  Zuwendung  ab, 
also  davon,  ob  durch  den  Testator  oder  Stifter 
eine  bestimmte  Anzahl  von  Vermögensstücken 
oder  auch  eine  bestimmte  Summe  allein ,  unter 
Beschränkung  anf  das  Ausgesetzte,  gewidmet  ist, 
um  die  Messverpflichtungen  zu  erfüllen  ,  oder  ob 
er  die  Persolvirung  derselben  unter  allen  Um- 
ständen hat  vorschreiben  und  seinen  Rechts- 
nachfolgern selbst  für  den  Fall,  dass  die  zur 
Reallsirung  dieser  Absicht  in  erster  Linie  be- 
stimmten Vermögensbestandtheile  nicht  dauernd 
zureichen  sollten ,  die  Pflicht  zur  Ergänzung  der 
Fonds  hat  auferlegen  wollen.  Die  kanonistische 
Doktrin  und  Praxis  bezeichnet  den  ersten  Fall 
als  eine  taxative ,  den  zweiten  als  eine  demori' 
stratwe  erfolgte  Zuwendung,  Benedict.  XIV. 
1.  c,  n.  32;  Richter  a.a.O.  S.  139  n.  79;  Acta 
s.  sed.  1,569;  3,376;  13,  310;  Lingen  et 
Ren  SS  causae  selectae  conc.  Trtdent.  p.  329; 
Acta  6.  sed.  17,  470  u.  18,  143. 

8  S.  unten  S.  216  n.  3. 
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nicht  verringert  sind,  aber  wegen  der  verftnderten  Preis-  und  GeldverhAltnisse  nicht 
mehr  zur  Qewfthning  ausreichender  Honorare  für  die  auBgeaetete  Zahl  von  Meaaen 
hinreichen  S  weiter  wenn  es  wegen  der  Armath  der  Priester,  welche  fUtr  den  geringen 
ausgesetzten  Betrag  nicht  celebriren  kennen,  unmöglich  wird ,  die  Messen  celebriren 
zu  lassen  2,  endlich  auch,  wenn  diejenigen,  welche  die  ndthigen  Fonds  zu  gewähren 
haben ,  wegen  Yermögensausfalles  oder  Armuth  nicht  im  Stande  sind ,  die  erforder- 
lichen Zusohllsse  zu  geben  ^. 

In  den  drei  zuletzt  erwähnten  Fällen  ist  ftir  den  Umfang  der  Reduktion  das  für 
Manualmessen  fibliche  Stipendium  zur  Grundlage  zu  nehmen,  und  die  Zahl  der  Messen 
so  weit  herabzumindern ,  dass  f&r  jede  der  Betrag  des  Stipendiums  gewährt  werden 
kann^. 

Die  Reduktion  wird  nach  der  Praxis  der  Gongregatio  concilii  in  jedem  Bedlirf- 
nissfall  nur  einmal,  nicht  wiederholt  ertheilt^,  ausser  wenn  etwa  später  ein  neuer 
und  weiterer  Grund  für  eine  solche  eintreten  sollte^. 

Wenn  sie  aber  gewährt  worden  ist,  wirkt  sie  fdr  alle  Zukunft'.  Ausnahmsweise 
wird  sie  indessen  unter  umständen  auch  nur  auf  Zeit  gegeben^. 

Die  cammutaüo  oder  muUUio  besteht  in  der  Aenderung  der  Art  der  Persolvinmg 
der  vorgeschriebenen  Messen,  also  z.  B.  in  der  Anordnung,  dass  statt  der  vom  Stiiter 
gewollten  missae  cantatae  blos  Privatmessen  gefeiert  werden  sollen.  Sie  ist  nichts 
als  eine  Abart  der  Reduktion,  weil  auch  bei  ihr  eine  Aenderung  und  Minderung  der 
vom  Stifter  oder  Testator  auferlegten  Lasten  herbeigefdhrt  werden  i^U^,  und  unter- 
liegt daher  denselben  Grundsätzen,  wie  die  blosse  Reduktion. 

Nichts  als  eine  besondere  Art  der  Kommutation  ist  endlich  die  Translation  der 
Messen,  d.  h.  die  Ueberweisung  solcher  Messen,  welche  nach  den  Vorschriften  des 
Stifters  in  einer  bestimmten  Kirche  oder  an  einem  bestimmten  Altare  gehalten  werden 
sollen,  behufs  ihrer  Persolvirung  an  eine  andere  Kirche  und  an  deren  Geistliche ,  sei 
es  in  derselben  oder  in  einer  anderen  Diöcese.  Sie  ist  ein  Mittel,  die  Reduktion  der 
Messen  zu  vermeiden,  wenn  die  oben  S.  215  ff  gedachten  Gründe  nicht  vorliegen,  aber 


1  Das  wird  namentlich  dann  eintreten ,  wenn 
wegen  der  gedachten  Umstände  das  Stipendium 
für  Mannalmessen  schon  hat  erhöht  werden  müs- 
sen, Benedict.  XIV.  1.  c  n.  Q18:  Richter 
a.  a.  O.  S.  139.  n.  82;  Acta  s.  sed.  3,  420;  18, 
205;  Arch.  f.  kath.  K.  R.  3,  561. 

«  Richter  a.  a.  O.  S.  139.  n.  82. 

»  A.  a.  0.  S.  139  n.  82;  Acta  s.  sed.  12,  445, 
615;  13,80. 

Doch  sind  anch  in  anderen  Fällen  Reduktionen 
vorgenommen  worden ,  so  z.  B.  behufs  Erhöhung 
der  Remuneration  von  Hülfsgeistllchen  hei  völli- 
ger Armuth  der  Gemeinde,  Arch.  f.  kath.  K.  R. 
3,  442 ;  behufs  Ermöglichuug  eines  regelmässi- 
gen Chordienstes,  Lingen  etReuss,  causae  se- 
lectae  congr.  conc  p.  349  ff. 

4  Benedict.  XIV.  1.  c.  n.  28.  Ruhen  auf 
den  Fonds  noch  andere  Lasten  zu  frommen 
Zwecken  als  Messverpflichtungen,  so  ist  zunächst 
in  Betreff  der  ersteren  die  Reduktion  zu  verfügen, 
es  sei  denn,  dass  nach  den  Umstanden  als  sicher 
anzunehmen  wäre,  dass  dem  Stifter  oder  Testator 
die  Erfüllung  heider  Arten  von  Pflichten  gleich 
wichtig  gewesen  sei ,  in  welchem  Fall  heide  ver- 


hältnlssmässig  zu  reduciren  sind,  Benedict.  XIV. 
1.  0.  n.  23;  Richters,  a.  O.  S.  139  n.  80.  81. 

S  Reductio  reduetionis  non  conceditnr,  R 1  o  h  - 
ter  a.  a.  0.  S.  140.  n.  82. 

<>  Z.  B.  wenn  nach  eingetretener  Redaktton 
der  damals  noch  ührig  gebliehene  Betrag  der 
Fonds  später  durch  Irgend  welche  Zufälle  eine 
weitere  Yermlnderang  erlitten  hat,  a.  a.  O. 

7  Jedoch  wird  sie  herkömmlicher  Weise  unter 
der  Klausel:  „Qnod  si  reditus  augeantor,  angeri 
quoque  deheat  missarum  numerus"  ertheiit. 

8  Wenn  sich  z.  B.  durch  Zuschlagung  der  za 
Messen  zu  verwendenden  Beträge  die  verringerten 
Fonds  wieder  ergänzen  lassen,  Richtera.  m.  O. 
S.  139.  n.  82.  Andere  Fälle  s.  Acte  s.  sed.  s! 
476  u.  18,  206. 

^  Sie  wird  auch  vielfach  mit  einer  Redaktion 
verbunden  sein ,  z.  B.  wenn  für  die  vom  Stifter 
vorgeschriebenen  missae  cantatae  die  Einkünfte 
nicht  ausreichen  und  erstere  nach  Masag abe  der 
üblichen  Höhe  des  Stipendiums  auf  eine  diesen 
entsprechende  Zahl  reducirt  werden,  der  etwa 
verbleibende  Ueberschuss  aber  xur  Gelebzimng 
blosser  missae  lectae  verwendet  wird,  oder  gar 
bei  einem  auf  beide  Arten  von  Messen  geriehta- 


jt2ö7.J 


Die  Verwaltung  des  übrigen  Kultus.  Die  Messe. 
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flOBSt  diingeiide  UmstAnde  eine  solche  Massregel  reehtfertigen  ^  namenüieh  die  Mess- 
verpfliditaBgen  wegen  einer  sn  geringen  Zahl  von  Geistlichen  an  der  Kirche,  in  welcher 
dieHesaen  eigentlich  celebrirt  werden  sollten,  nicht  erfüllt  werden  können  ^,  Da  hierin 
wie  in  den  vorher  gedachten  Fällen  eine  Abweichung  von  den  fdr  die  Meselasten 
bindenden  Anordnungen  Dritter  liegt ,  kann  sie  ebenfalls  nur  vom  Papste  erlaubt 
werden',  doch  werden  auch  darauf  den  Bischöfen  Vollmachten  ftlr  gewisse  Zeit- 
räume übertragen^. 

IV.  Die  Pflicht,  der  Messfeier  beizuwohnen.  Nach  Älterem  Recht  hatten 
die  Oläubigen  die  Rechtspflicht,  der  Messfeier  an  allen  Sonntagen  und  Festtagen  bei- 
niwohnen  und  dieser  Pflicht  in  der  eigenen  Pfarrkirche  zu  genügen^.  In  Folge  der 
Loekening  des  Pfamrerbandes  ^ ,  insbesondere  in  Folge  der  Ausbildung  des  öflbnt- 
liehen  Qottesdienstes  in  den  Klosterkirchen  ^  und  der  den  Mönchsorden  ertheilten 
Privilegien  ^  ist  aber  die  eben  gedachte  Beschränkung  fortgefallen  ^.  Es  genügt  daher 
nach  heutigem  Recht  ^o,  wenn  die  Messe  an  den  gedachten  Tagen  voll  und  ganz  ^^ 
tnsser  in  der  PÜEirrkirche  in  einer  anderen  öffentlichen  Kirche  oder  öffentlichen  Ka- 


teo,  aber  nnzareichendem  Legat  die  missae  can- 
tatae  ganz  beseitigt  und  dafür  dieselbe  Anzahl 
TOD  PriTatmessen  vorgeschrieben  wird  ,  Bene- 
dict. XIY.  I.e.  n.  34;  Richters,  a.  0.  S.  140 
D.  83.  84. 

1  Sie  wird  namentlleh  dann  gestattet,  wenn 
der  Testator  In  erster  Linie  sein  Seelenheil  in 
Betracht  gezogen  hat,  nicht  aber  dann ,  wenn  er 
gerade  ans  besonderen  Gründen  die  bestimmte 
Kirche  gewählt ,  z.  B.  die  Verehrang  eines  be- 
stimmten Heiligen  oder  die  Vermehrung  des 
Gottesdienstes  in  einer  bestimmten  Kirche  für 
die  daza  gehörigen  Gläubigen  im  Auge  gehabt 
hat,  Richter  a.  a.  0.  S.  140  n.  86. 

s  S.  Areh.  f.  kath.  K.  R.  14,  133  und  Lingen 
et  Renas,  cansae  select.  congr.  conc.  p.  317. 
EincD  Fall,  wo  sie  wegen  Krankheit  des  Priesters 
auf  eine  gewisse  Zelt  gestattet  worden  ist,  ibld« 
P.36Q. 

'  Wenn  aber  die  MessTerpfllchtnng  an  einem 
beliebigen  Orte  erfüllt  werden  kann,  ist  dies 
nicht  n5thlg.  Dann  darf  derjenige ,  welcher  für 
die  PenolTlrang  der  Messen  zn  sorgen  oder  diese 
selbst  TOTznnehmen  hat,  die  Messen  auch  an  einem 
Orte  celebriren  lassen. 

*  Vgl.  die  Vollmachten  des  Sekretärs  der 
Congr.  conc.  bei  Bangen,  röm.  Curie  S.  496. 
No.  6.  8 — 10.  S.  femer  r.  Vogt,  Samml.  t. 
Venrdn.  t  d.  Blsth.  Rottenburg.  S.  213. 

&  c  64  (Agde)  Dist.  I.  de  cons.  setzt  für  die 
Terletzung  der  Pflicht  als  Strafe  oifentliche  Rüge 
durch  den  Bischof  fest,  c.  66  (statuta  ecoles.  ant) 
ibid.  Exkommunikation ,  wenn  der  Gottesdienst 
an  einem  Festtage  wegen  Thellnahme  an  Schau- 
spielen versäumt  worden  Ist,  ygl.  auch  c.  35 
(Agde)  1.  c.  Fremde  Parochianen,  welche  aus 
Verachtung  ihres  eigenen  Pfarrers  die  Messe  in 
einer  anderen  Pfarrkirche  hören  wollten,  sollten 
daher  ans  dieser  ausgewiesen  werden ,  o.  4.  5 
(Nantes  IX.  saec?)  C.  IX.  qu.  2  u.  c.  2  (Id.)  X. 
de  paroch.  III.  29. 

6  Die  späteren  partikularrechtlichen  Bestim- 


mungen ,  welche  für  die  Nichtbeachtung  der  ge- 
dachten Pflichten  Strafen ,  z.  B.  Versaguug  des 
kirchlichen  Begräbnisses,  Pomesan.  Statuten 
1480,  Jacobson,  Gesch.  der  Quellen  d .  kath. 
K.  R.  V.  Preussen.  Anh.  S.  169;  halbes  Pfund 
Wachs,  bei  Wiederholungen  Femhaltuug  von  der 
Osterkommunlon ,  Trier  1678,  Hartzhelm  10, 
67  androhen,  s.  auch  Bd.  11.  S.  300  n.  7,  hatten 
die  Tendenz,  diese  Entwicklung  aufzuhalten. 

"^  Vgl.  c.  2  Extrav.  comm.  I.  9,  s.  dazu  Bd.  II. 
8.  300  n.  4. 

8  S.  Gonst.  Leon.  X.  t.  13.  November  1517 
bei  Benedict.  XIV.  de  syn.  dioec  XL  14.  il  8: 
„omnes  christi  fldeles  qul  non  contempto  proprio 
sacerdote  parochlall  in  ecclesiis  fratrum  men- 
dlcantlum  domlnlcis  et  festis  dlebns  mlssas  audl- 
ant,  satisfaoere  praecepto  eccleslae  de  mlssa 
audienda  nee  In  allquam  labem  mortalls  peccati 
poenamve  Incnrrere^,  s.  auch  daselbst  die  weite- 
ren Privilegien  von  Plus  V.  v.  1567  und  von 
Clemens  VIII.  ▼.  1592,  von  denen  sich  das  letz- 
tere auch  auf  die  Jesuiten  bezieht. 

d  Denn  das  Tridentinum  decr.  de  obs.  miss. 
enthält  allein  die  Anordnung,  dass  die  Bischöfe 
die  Gläubigen  ermahnen  sollen,  wenigstens  an 
Sonntagen  und  Festtagen  der  Messe  In  Ihrer 
Pfarrkirche  beizuwohnen. 

10  Abgesehen  von  den  für  die  Mönchsorden  ge- 
gebenen Privilegien  hat  sich  dies  lediglich  durch 
Gewohnheit  festgestellt,  Benedict.  XIV.  1.  c. 
n.  10. 

11  Also  alle  drei  Thelle  ein  und  derselben 
Messe  (s.  o.  S.  178  n.  6),  da  schon  c.  64  Dist.  I. 
de  oonsecr.  dt.  das  Verlassen  der  Kirche  vor  der 
Beendigung  der  Messe  verbietet  S.  auch  die  von 
Innocenz  XL  unterm  2/4.  März  1679  reproblrte 
prop.  53,  Bull.  Taur.  19,  148:  „Satisfacit  prae- 
cepto eccleslae  de  audiendo  sacro ,  qui  duas  elus 
partes ,  Imo  quatuor  simul  a  dlversls  celebrantl- 
bus  audlt".  Weitere  Kasuistik  bei  Ferraris 
s.  V.  mlssa  art.  XVI.  n.  3  ff. 
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pelle  ^  gehört  wird  2.  Ja  es  sind  sogar  partikuläre  Anordnungen^  welche  die  Erfalhrag 
der  Pflieht  auf  die  erstere  beschränken ,  nichüg  ^  weil  dadurch  das  geltende  geneise 
Gewohnheitsreoht  abgeändert  wird  \  Dagegen  ist  das  frühere  Recht  inaofer»  in  Ctol- 
tung,  als  die  Verbindlichkeit  der  Gläubigen  immer  noch  eine  Rechtspitcht  geMBeben 
ist^,  also  bei  ersichtlicher,  gröblicher  Verletzung  derselben  auch  mit  aiMtiiren 
Strafen  und  Gensuren  ^  eingeBchritten  werden  kann. 

§.  208.    2.   Die  öffentlichen  öebeU  und  Andachten^. 

Dem  Zweck  des  Gottesdienstes,  der  Erhebung  und  Vereinigung  der  Seele  mit 
Gott,  dient  vor  Allem  das  Gebet,  welches  demselben  Verehrung  und  Dank  entgegen- 
bringt und  Bitten  darlegt.  Die  Gestaltung  des  Gebetes  ist  dem  einzelnen  Kirchen- 
gliede  frei  überlassen,  jedoch  innerhalb  der  Schranke ,  dass  es  dabei  nicht  gegen  die 
Glaubenslehren  der  Kirche  Verstössen  darf  7.  Aber  schon  der  Erlöser  selbst  hat  ftlr 
alle  Zeiten  ein  Mustergebet  hinterlassen,  und  ebenso  haben  sich  in  der  Kirche  ver^ 
schiedene  Gebetformen  festgestellt^.  Diese  kann  jeder  Gläubige  ohne  Weiteres  i&r 
seine  Zwecke  gebrauchen,  nicht  aber  die  Gebete ,  welche  von  einzelnen  Geistlichen 
oder  Privatpersonen  entworfen  sind ,  insbesondere  nicht  die  Sammlungen  derartiger 
Gebete,  also  Gebets-  oder  Andachtsbücher.  Diese  bedürfen  vielmehr  der  Appro- 
bation durch  den  Bischof,  ehe  sie  für  die  private  Andacht  verwendet  werden  könnend 

Nach  den  Vorschriften  des  Evangeliums  ^^  sollen  die  Gläubigen  fleissig  dem  Ge- 
bete obliegen ,  aber  die  Kirche  hat  für  dieselben  in  dieser  Hinsicht  weder  überhaupt 
noch  auch  in  Betreff  des  Gebrauches  bestimmter  Gebete  cineBechtspflichtfes^esetEt  ^1. 
Eine  solche  besteht  nur  hinsichtlich  des  täglichen  Gebetes  fllr  die  Kleriker  der  höheren 
Weihen  und  fOr  alle  Geistlichen,  welche  ein  kirchliches  Benefizium  besitzen  >^. 


^  Also  auch  in  den  Kapellen  der  Kardin&le 
and  BiBchöfe,  well  diese  nicht  als  PriTatoratorien 
gelten,  Ferraris  1.  c  n.  14,  nicht  aber  in  den 
Privatkapellen  oder  Oratorien,  abgesehen  von 
demjenigen,  welcher  das  Indult  erhalten  nnd  von 
den  sonst  nach  demselben  znr  Theilnahme  an 
einer  solchen  Messfeier  berechtigten  Personen. 
Vgl.  darüber  J.  214. 

2  Krankheit,  dringende  Amtspflichten,  Mutter- 
pflichten ,  nicht  aufschiebbare  Geschifte ,  noth- 
wendige  Reisen ,  Uebenchwemmnngen  n.  s.  w. 
entbinden  aber  von  der  Erfüllung  der  Pflicht, 
Ferraris  1.  c  n.  6. 

8  Vgl.  Benedict.  XIV.  1.  c.  n.  11,  nament- 
lich kann  der  Bischof  selbst  bei  hartnäckiger 
Verweigerung  des  Besuches  der  Pfarrkirche  keine 
Strafen  androhen ,  so  die  Congr.  conc ,  s.  conc 
Trident  ed.  Galle  mar  t.  p.  246  n.  %,  Auch  hat 
Alexander  VII.  durch  Dekret  v.  30.  Januar  1669 
erklärt,  dass  die  Lehre,  es  sei  Niemand  in  seinem 
Gewissen  gebunden  ,  an  Festtagen  der  Messe  in 
seiner  Pfarrkirche  beizuwohnen,  keine  Oensnr 
verdiene,  Ferraris  1.  c.  n.  11. 

^  Die  erwähnte  Entwicklung  hat  niemals  die 
Rechtspflicht  an  sich  in  Frage  gestellt,  sondern 
nur  die  älteren  Vorschriften  über  den  Ort  der 
Erfüllung  geändert. 

^  Penn  das  geschriebene  Recht  hat  ausser  der 


olfontllchen  Rüge  (s.  o.  S.  217  n.  6)  keine  Strafen 
festgesetzt. 

0  Probst,  Lehre  u.  Gebet  in  den  drei  «rsten 
christlichen  Jahrhunderten.   Tübingen  1871. 

7  Denn  diese  haben  die  Gläubigen  anzunehmen 
nnd  EU  beachten.  Eine  Verletzung  dieser  Schranke 
kann  unter  Umständen  das  kirchliche  Verbrechen 
der  Ketzerei  bilden. 

8  Wie  das  Ave  IMaria  (der  s.  g.  en^ohe 
Grass,  seit  dem  11.  Jahrhundert  gebräuchlich), 
das  aus  dem  Pater  noster  und  dem  Ave  Maria 
kombinirte  Rosenkranz-Gebet ,  das  Angelas-Ge- 
bet (Danksagung  für  die  Menschwerdung  Christi, 
welches  des  Morgens ,  Mittags  und  Abends  auf 
ein  gegebenes  Glockenzeichen  gebetet  wiid,  in 
der  jetzigen  Gestalt  seit  dem  lÖ.  Jahrhundert 
üblich),  s.  Gihrin  Wetzerund  Weite,  Kir- 
chenlexikoii  2.  Aufl.  1,  846 ;  ferner  die  Litaneien. 

9  Diese  Approbation  giebt  aber  noch  nicht 
das  Recht  zur  öffentlichen  Einführung,  z.  B. 
beim  Kirchen-  und  Schulgebrauch,  denn  die- 
selbe bezieht  sich  nur  auf  die  kirchliche  Korrekt- 
heit solcher  Bücher,  nicht  auf  ihre  praktische 
Brauchbarkeit,  vgl.  Dumont,  Sammig.  kirchl. 
Erlasse  f.  d.  Erzdiocese  Köln  S.  28. 

W  Luc  XVin.  1 ;  Rom.  XIL ;  Ephes.  VI.  18. 
^i  Namentlich  hat  sie  auf  die  Verletzung  dieser 
Pflicht  als  solcher  keine  Strafen  gesetzt, 
la  Bd.  I.  S.  142. 
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Das  Gebet  eignet  sieh  aber  atieh  weiter  dasn^  Theil  des  änsseren  und  des  öffent- 
Behen,  von  dem  Klerus  geleiteten  Gottesdienstes  zn  sein.  Oebete  bilden  einen 
Theil  des  Spendnngs-Ritas  der  Sakramente  und  der  Sakramentidien,  femer  einen 
1M1  der  Messfeier. 

Femer  kennt  die  katholische  Kirche  einen  besonderen  öffentlichen  Gebets- 
Odttesdienst  in  dem  s.  g.  officium  divinum,  welches  in  den  Kathedral-  und  KoUegiat-, 
sowie  in  den  Klosterkirchen  nach  den  Vorschriften  des  römischen  Breviers  abzu- 
halten ist  1. 

Da  indessen  mit  diesen  ftlr  die  ganze  Kirche  im  wesentlichen  einheitlich  gere- 
gelten GebetBdiensten  fbr  das  religiöse  Bedürfniss  der  Gläubigen  noch  nicht  genügend 
gesorgt  ist,  können  femer  auch  andere  gemeinsame  und  öffentliche  Gebetsgottesdienste 
(Andachten,  Anbetungen^)  fftr  die  einzelnen  Theile  der  EJrche,  z.  B.  einzelne  Diö- 
cesen,  oder  auch  blos  fiir  einzelne  Kirchen  eingerichtet  werden  ^. 

Ebensowenig  wie  der  Staat,  weil  er  der  Kirche  die  Autonomie  in  ihren  An- 
gelegenheiten zu  gewähren  hat  und  heute  auch  f&r  die  Regel  verfassungsmässig  ge- 
währleistet, principiell  ihr  die  Gottesdienstordnung  vorzuschreiben  berufen  ist^, 
ebensowenig  ist  er  berechtigt^,  von  den  kirchlichen  Behörden  die  Einlegung  einer 
besonderen  Fürbitte  (far  den  Landesherrn,  die  Obrigkeit^)  oder  bei  besonderen  An- 
lässen die  Veranstaltung  öffentlicher  Gebete  oder  öffentlicher  Dankfeste  zu  bean- 
spruchen ^.  Allerdings  nehmen  eine  Beihe  der  neueren  Staatsgesetze  einen  anderen 
Standpunkt  ein.  Das  preussische  allgemeine  Landrecht ^,  die  französischen 
Olganischen  Artikel^,  welche  heute  noch  für  Eis ass- Lothringen  in  Betracht 
kommen,  das  bairische  Religionsedikt ^<^,  die  königlich  sächsische^^  die  sach- 


«  A,  a.  O.  S.  143. 

*  Vgl.  z.  B.  die  erzMsohöfiiche  Kölner  V.  von 
1865  über  die  EinfGhTttng  der  Salve  -  Andacht 
zmn  Oedäehtnlsfl  der  Einführung  des  Dogmas  von 
der  onbefleekten  Empfangniss  der  Jungfran  Ma- 
ria, Dumont  a.  a.  0.  S.  185. 

'  Ueber  da«  Recht  zur  Anordnung  8.  o.  S.  13 
und  Aber  die  Znlassnng  der  Volkssprache  dabei 
8. 13  Tl.  1  n.  8.  14  n.  6. 

*  8.  o.  S.  16. 

^  Der  Standpunkt  der  katholischen  Kirche, 
weleher  allein  In  dieser  Beziehung  nicht  mass- 
gebend sein  kann,  ist  näher  dargelegt  in  der 
eenst  Benedict.  XIV. :  Quemadmodnm  preces  ▼. 
23.  MiTZ  1743,  einsd.  bull.  1,  119,  welche  den 
Pursten  das  Becht  zur  Anordnung  öffentlicher 
Oebete  abspricht. 

*  Darüber,  dass  in  der  katholischen  Kirche 
aofib  die  Messe  für  den  nicht  katholischen  Lan- 
desherm  applieirt  werden  kann ,  s.  o.  S.  183. 
Bas  Missale  enthält  in  der  Liturgie  des  Ghar- 
fieftags  eine  oratio  pro  Imperatore ,  welche  aber, 
well  sie  sich  auf  den  Kaiser  des  ehemaligen  rö- 
mlsehen  Reiches  deutscher  Nation  bezog,  ent- 
fallen nnd  nach  der  Auflösung  desselben  zufolge 
einzelner  bischöflicher  Verordnungen  durch  eine 
«ratio  ffir  den  Landesherm  ersetzt  worden  ist ,  s. 
z.  B.  für  Württemberg  Lang,  Sammig.  der  wür- 
ttemb.  Kirchengesetze  S.  158.  166.  170. 

T  A1>weichender  Ansicht  Richter-Kahl,  K. 


R.  8.  938  ;Thudiehum,  deutsch.  Kirchenrecht 
2,  9,  welcher  meint,  dass  sich  dies  auch  vom 
Standpunkt  der  Gewissensfreiheit  vertheidigen 
Hesse. 

8  IL  11.  S-  3^:  »i^ie  Anordnung  öffentlicher 
Bet-,  Dank-  und  anderer  ausserordentlicher  Fest- 
tage hängt  allein  vom  Staate  ab". 

ö  Von  1802.  Art  49 :  „Lorsque  le  gouveme- 
ment  ordonnerades  priores  publiques,  leseveques 
se  concerteront  avec  le  prüfet  et  le  commandant 
militalre  du  lieu,  pour  le  joiir,  l'heure  et  le  mode 
d'extfcutiou  de  ces  ordonnances*.  Dies  Recht  hat 
aber  das  Staatsoberhaupt  selbst  wahrzunehmen, 
das  Staatsministerium  kann  das  Recht  alloin  kraft 
besonderen  Auftrags  ausüben ,  I)  u  r  s  y ,  Staats- 
kirchenrecht  in  Elsass  -  Lothringen  1 ,  348 ; 
Gaudry,  trait^  de  la  Itfgislation  des  cultes. 
Paris  1856,  1,  244  Für  Elsass  -  Lothringen  ist 
diese  Befugnlss  dem  Statthalter  nicht  übertragen. 

10  Vom  26.  Mai  1818.  J.  56:  „Der  Regent 
kann  bei  feierlichen  Anlässen  in  den  verschiede- 
nen Kirchen  Seines  Staates  durch  die  geistlichen 
Behörden  Öffentliche  Gebete  und  Daukfeste  an- 
ordnen". 

ti  Gesetz  v.  23,  August  1876:  „Dem  Könige 
steht  zu,  in  den  katholischen  Kirchen  des  König- 
reichs Feierlichkelten  und  Gebete  zu  verlangen, 
und,  vorbehaltlich  der  besonderen  Einrichtungen 
des  katholischen  Gottesdienstes,  Über  die  Art 
solcher  Feierlichkeiten  zu  bestimmen". 
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I.  Die  Hierarchie  und  die  Leitung  der  Kirche  dureh  dieselbe. 


[§.  208. 


sen-weimarisohe^)  sowie  die  sachsen-gothaiBche^-coburglBohe^  Oe- 
setzgebnng  *  l^en  dem  Landesherni  das  Reoht  bei,  öffentliche  Qebete  und  Daiikfeste 
anzuordnen  oder  zu  verlangen^. 

Femer  ist  in  einzelnen  Staaten  die  regelmassige  Abhaltung  des  Eirchengebetea 
fflr  den  Landesherm  durch  die  Staatsgesetzgebung  vorgeschrieben  ^.  Alle  diese  An- 
ordnungen gehören  mit  Ausnahme  des  königlich  sächsischen  und  weimarischen  Ge- 
setzes noch  der  Periode  des  StaatskirchenthumB  an ,  und  auch  die  beiden  letzteren 
sind  noch  von  den  Anschauungen  des  letzteren  beherrscht  7. 

Von  der  hier  vertretenen  Auffassung  des  Verhältnisses  zwischen  dem  Staate 
und  der  katholischen  Kirche  aus  ist  der  erstere  allein  berechtigt,  ein  Recht  der  vor- 
herigen Zustimmung  in  Anspruch  zu  nehmen ,  wenn  dergleichen  Gottesdienste  von 
der  Kirche  mit  obligatorischer,  also  mit  einer  sich  auf  das  öffentliche  und  büi^erüche 
Leben  erstreckenden  Wirkung  angeordnet  werden  sollen,  und  nur  insoweit  können 
fUlrPreussendie  vorhin  erwähnten  Vorschriften  des  Landrechts  und  der  organiachen 
Artikel  noch  in  Kraft  stehend  erachtet  werden®,  nicht  aber  insoweit,  als  sie  den 
kirchlichen  Behörden  die  Rechtspflicht  auferlegen,  jeder  staatlichen  Anordnung  der 
gedachten  Art  Folge  zu  leisten.  In  denjenigen  Ländern,  in  welchen  diese  Pflicht^ 
noch  heute  gesetzlich  besteht,  fehlt  es  übrigens  fast  überalH^  an  jedem  Mittel ,  die 
Erfüllung  derselben  zu  erzwingen^^ 


i  Gesetz  y.  6.  Mai  1857  fib.  Abänderung  des 
Gesetzes  y,  7.  Oktober  1823.  $.  1,  Arch.  t  kath. 
K.  R.  45,  211 : . . .  „Werden  aber  Yon  dem  Landes- 
herm bei  besonderen  Ereignissen,  z.  B.  einer 
Dank-,  Erlnnerungs-  oderTranerfeier,  kirchliche 
Feierlichkeiten  als  allgemeine  Feste  angeordnet, 
so  wird  nach  vorgängigem  Benehmen  auch  von 
der  bischöflichen  Behörde  das  Geeignete  Torge- 
schrieben  werden". 

2  RegnlatlY  v.  1811.  $.  29,  Aich.  f.  kath.  K. 
B.  36,  223:  „Wenn  der  Landesherr  ausserordent- 
liche Gebete  yorschreibt ,  so  sind  solche  in  der 
katholischen  Kirche  ebenso  wie  in  der  lutheri- 
schen zu  yerrichten". 

9  RegulaÜT  y.  24.  Juni  1813.  %.  12 ,  Arch.  f. 
kath.  K.  R.  32,  423 :.  .  „In  dem  gewöhnlichen 
Kirchengebet  ist,  wie  in  den  protestantischen 
Kirchen,  für  den  Landesherrn  und  dessen  fürst- 
liche Familie  zu  beten,  und  die  ausserordentlichen 
im  Lande  yorgeschriebenen  Gebete  sind  in  der 
katholischen  Kirche,  wie  in  der  protestantischen 
zu  verlesen  ,  weshalb  der  katholische  Pfarrer  die 
Anordnungen  des  herzoglichen  Konsistoriums 
(jetzt  Staatsministeriums)  zu  erwarten  hat". 

^  Hierher  gehört  auch  Lübeck,  s.  Regulativ 
für  d.  kirchl.  Gemeinde  v.  14  JuU  1841.  Art.  Ö 
(Samml.  d.  Yerordn.  10,  6). 

6  Nicht  hierher  gehört  französisch,  organ. 
Art.  40  v.  1802 :  „Aucnu  cur^  ne  pourra  ordonner 
des  priores  publiques  extraordinaires  dans  sa 
paroiflse,  sans  la  permisslon  de  Ttfveque",  well 
dieser  das  Recht  des  Bischofs  zu  sichern  bezweckt. 

6  Weimarlsches  Gesetz  v.  7.  Oktober  1823. 
$.  9:  „Das  Gebet  für  den  Grossherzog  und  das 
grossherzogl.  Haus  wird  in  das  Kirchengebet 
für  allgemeine  Anliegen  eingeschaltet.  Das 
dieserhalb  von  der  bischöflichen  Behörde  entwor- 
fene Formular  ist  zur  landesherrlichen  Genehmi- 
gung  vorzulegend  Gothaer  Regulativ  v.  1811. 


$.  7 :  ,^uch  ist  bei  Einrichtung  des  Kultus  auf 
Verrichtung  eines  Kirchengebets,  in  welchem  des 
Landesherrn  und  seines  Hauses  Erwähnung  ge- 
schieht, Rücksicht  zu  nehmen  und  hierzu  das  von 
dem  Landesherrn  vorzuschreibende  Formular  za 
brauchen  ;"Goburger  Regulat  $.  12  (o.  Anm.  3). 

"^  So  bemerken  die  Motive  zu  dem  sächsischen 
Gesetz  v.  1876,  Ztschr.  f.  K.  R.  14,  209,  nur: 
„Die  Berechtigung  des  Landesherm,  aus  Anlassen 
des  staatlichen  Lebens  kirchliche  Feierlichkeiten 
und  Gebete  zu  verlangen,  ist  ausser  Zweifel^. 

8  In  Folge  der  durch  die  preussisohe  Yei^ 
fassungsuxkunde  v.  1850  Art.  15  der  kAthoÜBchen 
Kirche  eingeräumten  Autonomie  in  ihren  An- 
gelegenheiten. Die  Ministerialpraxis  nach  18Ö0 
hat  übrigens  ebenfalls  die  Genehmigung  zu  den 
blos  kirchlich  zn  feiernden  Gottesdiensten  für  be- 
seitigt erachtet,  Richter  in  der cit.ZUchr.  1, 112. 

0  In  der  Fassung  der  citirten  gesetzlichen  Be- 
stimmungen waltet  allerdings  der  Unterschied  ob, 
dass  in  dem  bairischen  Religionsedikte  und  in 
den  organischen  Artikeln  den  geUtliohen  Behör- 
den die  Pflicht  auferlegt  wird,  die  Anordnungen 
über  die  Feier  auf  das  Erfordern  des  Landeshenn 
zu  treifen ,  während  die  übrigen  das  Recht  zur 
Anordnung  dem  Landesherm  oder,  wie  das  säch- 
sische Gesetz,  ihm  das  Recht,  solche  Gottesdienste 
allgemein  in  den  katholischen  ELlrchen  zn  ver- 
langen, beilegen.  D.  h.  im  ersteren  Fall  trilTt  die 
Rechtspflicht  nur  die  geistliche  Behörde ,  im  an- 
deren Falle  auch  die  einzelnen  Geistlichen,  welche 
die  Feier  vorzunehmen  haben ,  vom  Standpunkt 
des  Staates  bedarf  es  also  für  diese  nicht  erst 
einer  besonderen  Anweisung  durch  den  Bischof, 
wie  in  Baiern  und  in  Frankreich. 

10  Nach  dem  sächsischen  Gesetz  v.  1876.  $.  34 
sind  allerdings  Exekutivstrafen,  namentlich  Geld- 
strafen zulässig. 

1^  Es  bliebe  nur  Übrig,  den  Gottesdienst  duieh 
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Dasselbe  nrnss  auch  von  der  Pflicht  zur  Abhaltang  eines  regelmäsrigen  Kirchen- 
gebetes  oder  einer  r^elmlsaigen  Fttrbitte  für  den  LandeBherm  gelten  K 

umfassendere  Rechte  können  auch  in  den  flbrigen  deutschen  Staaten ,  in  denen 
keine  besonderen  gesetzlichen  Bestimmnngen  bestehen  j  also  namentlich  nicht  in 
Württemberg,  Baden,  Hessen  und  Oldenburg  (ebensowenig  in  0  es  ter- 
ra ich),  in  Anspruch  genommen  werden ,  weil  eine  weitergehende  Beftigniss,  als 
die  vorher  erwfthnte,  nicht  principiell  ans  dem  Rechte  der  Staatsgewalt  folgt. 

Seitens  der  kirchlichen  Behörden  wird  allerdings  derartigen  Anforderungen  des 
Staates,  sofern  die  gewünschten  Gottesdienste  nicht  eine  den  kirchlichen  oder  den 
herrschenden  ultromantanen  Anschauungen  widerstehende  oder  auch  unliebsame  Be- 
dentong  haben,  Rechnung  getragen.  So  wird  die  Feier  des  Geburtstages  des  Landes- 
herm  und  auch  der  Mitglieder  der  landesherrlichen  Familie  regelmassig  auf  Anord- 
nimg  der  kirchlichen  Behörden  begangen  3.  Auch  ist  bei  den  regelmftssigen  Gottes- 
diensten ein  Gebet  fllr  die  deutschen  Regenten,  insbesondere  den  deutschen  Kaiser  ', 
ftr  den  Landesherm  und  mitunter  auch  fOr  seine  Familie  llblich^,  ja  theils  durch  den 
Papst,  in  den  Konkordaten^  oder  durch  besondere  Indulte*  Torgeschrieben ^ 

§  209.   3.  Die  ProKeuümm^. 

I.  Begriff  und  Arten.  Die  Prozessionen  (sacrae  processionea  »,  mipp- 
Ueatumee)  sind  festliche ,  mit  gottesdienstlichen  Feierlichkeiten  (namentlich  Gebeten 


einen  Prieetei ,  welcher  sich  etwa  beieit  finden 
Hesse  —  was  heute  freilich  kaum  der  Fall  sein 
wnd  —  halten  su  lassen,  vgl.  auch  Qaudry 
L  e.  1,  244.  245. 

^  Bechtlich  verhält  es  sieh  damit  nicht  anders, 
wie  mit  jedem  anderen  Gebete.  Vgl.  auch  unten 
Anm«  7. 

*  S.  z.  B.  für  Preussen  die  Erlasse  bei  D  u  - 
mont  a.  a.  0.  &  176;  für  Württemberg  hei  t. 
Vogt,  SammL  kircbl.  Yerordn.  f.  Bottenburg. 
&  310.   312.    Anders  in  Italien,    s.  G  ei  gel 
in  ArehiT  t  kath.  K.  R.  54,  309. 
»  ▼.  Vogt,  a.  a.  0.  S.  243. 
^  Z.B. in  Baiern,  Si Ib er nagl,  Verfassung 
simmtL  Religionsgesellschaften.   2.  Aufl.  S.  69; 
fai  Württemberg  v.  Vogt  a.  sl  O.  S.  308. 309. 
^  Art.  8  des  französischen  Konkordats  t.  1801 , 
Nussi,  eonrentiones  inter  s.  sedem  et  dvllem 
potestatem  p.  141 :  „Post  divina  offtcia  in  Omni- 
bus catholicis  Galliae  templis  sie  orabitur :  Do- 
mine, salvam  fac  rempublieam ,  domine,  salvos 
fac  eonsules'' ,  wofür  1804  durch  Anordnung  des 
Papstes :  t^D^pwtorem  nostrum  Napoleonem"  ge- 
setzt worden  ist,  Dursy,    Staatskirchenrecht, 
Elsass-Lothringen  S.  348,  Tgl.  auch  die  folgende 
Anmerkung. 

0  So  für  den  Kaiser  von  Oesterreich  in  sehr  wei- 
tem Umfange ,  vgl.  Arch.  f.  kaih.  K.  R.  6,  37a 
466,  and  1867  für  den  Kaiser  Napoleon  II., 
Dursy  a.  a.  O.  S.  349. 351. 

7  Durch  das  Ordinariat  für  Württemberg, 

a.  die  Erlasse  bei  v.  Vogt,  a.  a.  O.  S.  308.  309. 

Allerdings  haben  einzelne  dieser  Anordnungen 

ihrenAjihalt an  früher  ergangenenlandesherrlichen 

oder  staatlichen  Erlassen ,  so  z.  B.  beruht  das  in 


Baiern  und  Württemberg  übliche  Kirchen- 
gebet noch  auf  solchen ,  DGllinger  Samml .  2, 
96 IT.;  V.  Vogt  a.  a.  O.  S.  308.  n.  2  u.  Lang, 
Samml.  klrchl.  Gesetze  S.  24.  275.  In  Baiern 
hat  die  Beilage  IV.  §.  4  zur  Verf.-Urk.  v.  1818 
femer  ein  Kirchengehet  für  die  Standesherren 
und  deren  Familien  in  den  Standesherrschaften 
vorgeschrieben,  vgl.  dazu  auch  Döllinger 
Samml.  4,  38  u.  22,  186. 

Für  Franlueich  ist  auf  Grund  des  Konkordates 
(s.  Anm.  6)  durch  die  organischen  Artikel  (51) 
bestimmt :  „Les  curtfs ,  aux  prdnes  des  messes 
paroissiales,  prieront  et  feront  prior  pour  la  pros- 
perittf  de  la  republique  frau^aise  et  pour  les 
consuls^,  und  es  sind  in  Folge  der  Verfassungs- 
änderungen in  FrankreiGh  nach  dem  Sturze  Na- 
poleons L  die  Bestimmungen  über  die  Aenderung 
der  Worte :  consules  durch  die  Staatsgewalt  ge- 
troffen worden,  s.  D  u  r  s  y  a.  a.  O.  S.  347  (vgl.  aber 
auch  Anm.  Ö).  In  Elsass-Lothringen  wird  dieses 
Gehet  für  den  deutschen  Kaiser  gehalten,  Gei- 
gel,  das  französische  und  reichsländische  Staats- 
kirchenrecht  S.  41.  42. 

Für  das  französische  Rechtsgebiet  Preussens 
gilt  das  französische  Konkordat  nicht ,  die  Be- 
stimmung des  Art.  51  ist  hier  aus  den  schon  o. 
S.  220  n.  8  erwähnten  Gründen  für  aufgehoben 
zu  erachten. 

8  Jac.  Gretserus,  de  sacris  ecclesiae- pro- 
cessionihus  et  supplicationibus  libr.  II.  Ingol- 
stadt 1606  (auch  in  opp.  Raüsbon.  1734  1735. 
t.  V.);  Joseph.  H.  de  Bonis,  de prooessioni- 
bus  ecolesiasticis.  Mediolani  1773;  F.  X. 
Schmidt  in  Wetzer  und  Weite,  Kirchen- 
lexikon 1.  Aufl.  8,  803;   Gihr  ebendaselbst 
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und  Gestagen)  miter  geistüeher  Leitinig  yeraiuitialtete  kifohlieke  Unurtlge  der  Qeisi^ 
lichkeit  einer  Kirohe  oder  eines  Ortes  oder  der  AiLgeh(^rigen  dnea  Klosters  oder  auch 
der  Geistlichkeit  und  der  Laien  einer  Pfarrei;  einer  Stadt  oder  einer  bestimmtoi  Oe- 
nossenschaft  (z.  B.  einer  kirchliehen  Brtderaehaft)  zu  g^rttesdienstlichen  Zwecken,  d.  h. 
behufs  Abstattnng  des  Dankes  gegen  Oott,  behufis  Anflehung  seiner  Hflila,  oder  behufe 
Beförderung  der  Frömmigkeit  (der  Anbetnng  Gottes  oder  det  Verehrung  der  Heiligen  i). 

Die  Prozessionen  sind  entweder  öf  f  ent  lic  h  e  {pubUoae,  gtnerales)  j  wenn  sie  unter 
Betheiligung  der  Oeistliohkeit  aller  Kirchen  eines  Ortes,  einer  Stadt,  oder  private 
(privatae,  partictilarei\^  wenn  sie  blos  in  einer  Kirche  (z.  B.Pfarr-  oder  Klosterkirche) 
gehalten  werden  \ 

Femer  sind  sie  ordentliche  [ordmaria«),  welche  an  bestimmten  Tagen  des  Jahres, 
sei  es  nach  allgemeiner  kirchlicher  Vorschriit,  sei  es  auch  nur  nach  der  Gewohnheit 
der  betreffenden  Kirche  gefeiert  ^  oder  ausserordentliche  [extraordmariae] ,  welche 
bei  besonderen  Anlässen^  Yorgeschrieben  werden. 

Endlich  werden  auch  die  prociSMonw  solenrnet  and  non  solmnMi  geschieden.  Zu 
den  ersteren  gehören  vor  Allem  die  s.  g.  theophorischen^  weiclie  unter  Tragong 
der  Eucharistie  gehalten  werden  (wie  die  Prozessionen  am  Frohnleichnamsfeste ,  zur 
Zeit  des  40 -stündigen  Gebetes),  ausserdem  die  Prozesdonen  am  Markustage,  am 
Tage  Maria  Reinigung,  am  Palmsonntage  und  die  pro  rogationibus ^.  Alle  sonstigen 
sind  nicht  solemnes  ^. 


%  Aufl.  2,894;  Ygl.  ubei  das  Geschichtliche 
auch  Binteiim,  Denkwüidigkeiten  der  christ- 
kathol.  Kirche  Bd.  IV .  Th.  I.  S.  655  ff. 

^  Ritttale  roman.  tit.  IX.  o.  1  n.  1 :  ^^Puhlicae 
sacraeqne  processlones  seu  supplicationes,  quibus 
ex  aQtiqiiissfmo  ss.  patmm  Instituto  catholiea 
ecdesia  vel  ad  excitandam  fldeliam  pietatem  vel 
ad  commemoranda  del  heneficia  eique  gratias 
agendas  vel  ad  dlTlnum  auxiliam  implorandam 
ati  oonsuevit,  qoa  par  est  religione  celebrarl  de- 
bent ;  continent  enim  magna  ao  divina  mysteiia, 
et  salntares  ehiistianae  pietatis  fmctos  eos  pleex- 
sequentes  a  deo  conseqnnntnr :  de  quibus  fldeles 
praemoneie  et  erudire,  quo  tempore  magis  oppor- 
tunum  fuerit,  parochoram  offloinm  est". 

2  S.  die Tor.  Anm. ;  Bamffaldus  ad  ritnale 
roman.  comm.  tit.  LXXVI.  n.  7;  de  Herdt,  s. 
liturgiae  praxis  t.  III.  n.  313. 

3  Rituale  roman.  1.  a  n.  8 :  ^Processlones  aatem 
qnaedam  sunt  oidinaiiae  quae  flunt  eertis  diebas 
per  annum,  ut  in  feste  purifloationls  b.  Mariae  sem- 
per  Tlrginis  et  in  dominica  palmamm  et  in  litanlis 
maloribas  in  festo  S.  Marci  et  in  minoxibus  roga- 
tionum  triduo  ante  adscensionem  domini  et  in 
festo  corporis  Christi  vel  alüs  diebus  pro  consneti- 
dine  eecleslarunu"  Die  Formulare  für  den  Ritus 
dieser  Prozessionen  s.l.  c  2 — 5  und  für  die  beiden 
ersten  auch  im  Missale  an  den  entsprechenden 
Tagen.  Über  die  Abhaltung  der  gedachten  Pro- 
zessionen bei  der  Kathedrale  s.  ferner  Gaere- 
moniale  episooporum  II.  16.  21.  32.  33.  Vgl. 
auch  Anm.  6. 

^  Rituale  1.  c.  a  1.  n.  9 :  „Quaedam  Tero  snnt 
extraordlnariae,  ut  quae  variis  ac  publicis  eccle- 
slae  de  causis  in  dies  indicuntur^,  und  Oaeremon. 
ep.  IL  33  n.  8 :  ^d  similltudinem  harum  (am 
Feste  des  h.  Marcus)  regulari  poterunt  et  allae 


processlones  extraordlnariae,  quae  fieri  qnan- 
docunque  contingat  ad  placandam  icam  del.''  n.  9 : 
^,81  Yero  eelebrandae  erant  processlones  ex  causa 
laetltiae  et  pro  gratianun  actione  aut  etiam 
pro  tianslatione  aliquafum  Insigninm  rellqnia- 
rum  sanctorum,  ordinari  poterunt  ad  exemplnm 
processionls  sanctissiml  saeramenti."  Fflr  solche 
ausserordentliche  Prozessionen  hat  das  Rituale 
folgende  Formulare  c.  6 :  „AdpetendampluTiam**, 
c.  7:  ^,Ad  postulandam  serenitatem^,  c  10: 
„tempore  mortalitatis  vel  pestis",  eil:  ^n  qua- 
cunque  tribulatione^  und  c.  14 :  „in  translatlone 
saoranun  reliqularum  inslgnlum." 

5  Über  diese  vgl.  Probst  Sncharisüe  als 
Opfer.    8.  60  ff. 

6  Gongr.  Tit.  Y.  1606,  Gaidellinl  ed.  III.  n. 
330;  1,  75:  „cum  ex  privllegio  fl  r.  Gregor.  Xm 
dlctl  firatres  obtiunerint,  ut  mulleres  recto  trami- 
te  possent  eomltari  processlones  solemnes  quae  per 
daustra  mouasterlorum  eiusdem  rellglonis  flerl 
contigerit,  petilt  dedararl :  quaenam  intelligan- 
tur  prooeselones  solemnes?  an  lUae  quae  llniit 
pro  solemnl  proeessione  smi  saoramentl  vel  quan» 
do  smum  sacramentum  pro  qtiaeumque  causa 
publica  Tel  pilTata  defertur  In  prooessione  et 
quae  llunt  pro  festo  8.  Marci  et  pro  rogationlbui 
et  In  die  purlfloationis  b.  ftfarlae  et  in  dominica 
palmamm?  an  etiam  illae  intelligantur  solem- 
nes processlones,  quae  flunt  pro  losarlo,  pro 
B.  Maiia  de  Garmine,  pro  cordula  S.  Franeiscl 
et  dntura  8.  Monlcae,  ut  aliqul  exlstlmant?  8. 
R.  G.  declaravlt :  solemnes  processlones  esse  In- 
telligendas  primas  Mc  nomlnatas ,  caeteras  Tero 
de  rosario,  de  carmine  etc.,  non  esse  solemnes, 
nlsi  In  propriis  ecclesUs,  ubl  a  prlndplo  fuenint 
instltutae^ 

^  Ausser  denjenigen  besonderen  Prozessionen, 
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II.  Das  Reeht  zur  Anordnang  von  Prosessionen  steht  abgesehen  von 
dem  Papste  dem  Ordinarius  innerhalb  seines  Amtssprengeis  zu  K 

Es  können  aber  ohne  seine  Genehmigung :  1 .  diejenigen  processiones  particulares, 
welche  im  Ritoale  oder  Missale  ^  für  bestimmte  Tage  rorgeschrieben  sind^,  in  den 
Kathedralen  und  den  KoUegiat^  nnd  anderen  S&knlar-Kirohen  gehalten  werden,  weil 
diese,  wenn  irgend  angänglich,  gefeiert  werden  sollen^.  2.  Dasselbe  gilt  von  anderen 
kergebraefaten  Prozessionen,  mögen  sie  private  oder  aneh  öffentliehe^  sein,  jedoeh  ist 
der  Bischof  aus  gerechtfertigten  Gründen  befngt,  diese  trotz  der  für  dieselben 
bestehenden  Gewohnheit  zu  beseitigen^.  3.  Was  qseciell  die  Regalaren  und  die 
Idrchliehen  Brflderschaflien  betrifit,  so  haben  diese  das  Recht,  öffentliche  Prozessionen 
am  Frohnleiobnamstage  nnd  in  der  Oktave  des  Frohnleichnamsfestes  ohne  Erlaub- 
niss  des  Bischof^  zn  veranstalten^.  Andere  Prozessionen^  dürfen  sie,  wennschon 
dieselben  dnrob  ihre  Regeln  oder  Eonstitationen  vorgesehrieben  oder  genehmigt  sind  ^, 
allein  innerhalb  ihrer  eigenen  Kirchen  und  Klöster  halten,  nnd  falls  die  ersteren 
emes  Klosters  entbehren ,  zwar  ausserhalb  der  Kirche ,  aber  nur  im  Umgänge  um 


welehe  bei  bestimmten  Kiiohon  zuerst  einge- 
führt sind.  Wegen  dieser  letzteren  s.  die  vor. 
Anm.  t.  B. 

Der  Begriff  der  processio  publica  und  p.  ordi- 
naria  deckt  sich  also  nicht  mit  dem  der  processio 
iolemnis.  Die  pioeestio  solemnis  am  Frohnleich- 
nanutage,  am  S.  Markustage  und  die  processio 
rogationum  sind  allerdings  auch  zugleich  pro- 
eesviones  pnblicae  imd  ordinarlae,  die  processio 
un  Palmsonntag  und  an  Maria  Reinigung  ist  da- 
gegen eine  particularis ,  andererseits  aber  eine 
ordinarla  und  solemnis. 

Nicht  zn  den  hier  zu  besprechenden  Pro- 
zessionen gehören  die  Prozessionen  zum  Empfange 
einea  höheren  Prälaten  oder  eines  Fürsten  (vgl. 
Caerem.  episcop.  I.  2  und  pontiflcale  roman. 
P.  m  ord&es  ad  recipiendum  proeessionaliter 
pnelatnm  Tel  legatum,  imperatorem,  regem, 
prindpem  magnae  potentiae ,  imperatricem  yel 
reginam,  principissam  magnae  potentiae).  Diese 
dfid  solenne  Begrfissnngen  der  gedachten  Per- 
sonen, dienen  aber  nicht  gottesdienstlichen 
Zwecken.  Das  letztere  ist  dagegen  der  Fall  bei  der 
Piozesslon,  mittelst  welcher  am  grünen  Donners- 
tage nach  der  Messe  die  für  den  Gharfreitag  ge- 
weihte Hostie  Innerhalb  derselben  Kirche  an  ihren 
Aofbewahrongsort  getragen  und  derjenigen,  mit- 
telst welcher  dieselbe  am  Gharfreitag  nach  dem 
Hochaltar  zurückgebracht  wird,  Probst,  Encha- 
listie  als  Opfer  S.  287.  297.  Bei  beiden  handelt 
es  sich  um  Integiirende  Bestandteile  des  Gottes- 
dienstes der  betreffenden  Tage ,  sie  reihen  sich 
also  der  Prozession  am  Palmsonntag  an. 

^  Das  folgt  ans  der  iurisdictio  episoopalis,  de 
Bonisl.  c.  P.  11.  c  1;  Ferraris  s.  ▼.  proces- 
siones n.  4;  de  Herd 1 1.  c.  n.  314. 
«  S.  a  S.  222  Anm.  8. 

^  Dies  sind  die  an  Maria  Reinigung,  am  Palm- 
Mttntag,  sowie  die  am  grünen  Donnerstag  und 
Gharfreitag,  weil  diese  in  jeder  Kirche  besonders 
gehalten  werden  nnd  sich  nicht  ausserhalb  der 
iüiehe  bewegen. 
*  deHerdt,  L  c.  n.  3i4. 


6  Von  den  ordentlichen  öffentlichen  konunen 
hier  in  Frage  die  Frohnleichnamsprezession  und 
die  Prozessionen  am  Markustage ,  sowie  die  pro- 
cessio rogationum,  denn  diese  sind  nicht  auf  eine 
Kirche  beschränkt,  s.  auch  Gongr.  rit  v.  1661, 
aardellini  ed.  rit.  n.  2139;  1,  364. 

8  Gongr.  rit.  bei  Gardelllnl  n.  528.  933. 
2685;  1   131. 190.  445. 

7  GongT.rit.y.l889,Gardellinil.c.n.4866; 
4,  29.  Diese  Regel  hat  sich  auf  Grund  der  Gonst. 
Gregor  Xin. :  Gum  iuterdum  v.  11.  März  1573 
S«  2,  bull.  Taur.  8, 41,  gebildet :  „Universis  et  sin- 
gulis  cleroetclericisacpersonisecclesiasticis,  tarn 
saecularibuB  quam  ordinum,  religlonum  ac  mlli- 
tiarnm  regularibus  ....  liceat  ipsis,  tarn  die  ipsa 
dominica  infraoctavam  corporis  Ghristiqaam  aliis 
totius  octatae  praedlctae  diebus  processiones  suas 
celebrare  nee  super  eo  tam  ab  ordinis  praedica- 
torum  huiusmodi  quam  aliis  quibuscunque  perso- 

nls quomodolibet  molestari ,  inquietari 

Tel  perturbari . . .  tenore  praesentium  eoncedimus.'* 

8  Decretum  generale  der  Gongr.  eonc,  Gongr. 
episcop.  et  regnl.  u.  der  Gongi.  rit.  t.  27.  Juli 
1628  bestätigt  von  Urban  VIII.  am  21.  Aug.  1628, 
1.  c  n.  1934;  1,  326:  „Regularibus  autem  et 
confraternitatibns  in  ecclesiis  regnlaiium  esse  per- 
missum  intra  eorum  ecclesias  et  claustra  tantum 
proccesiones  facere  et  non  extra :  si  yero  ecclesiae 
claustro  careant,  eisdem  regularibus  et  confrater- 
nitatibus  Heere  processiones  facere  intra  ambitum 
dumtaxat  earumdem  ecclesiarum,  h.  e.  prope 
mnros  ecclesiae ,  sIyo  exeundo  a  ianua  ecclesiae 
et  intrando  per  aliam,  sIto  per  eamdemianuam  et 
semper  prope  muros  ecclesiae  et  non  extra  dictum 
ambitum,  nisi  de  licentia  et  consensu  ordinarii  aut 
cum  cruce  parochi,  privilegiis  pailter ,  ut  supra 
apostolicis  (d.h.  s.  Tridentlno  concillo  posteriori- 
bus)  contrarlum  disponentibus ,  quibus  per  hoc 
decretum  minime  censeatur  derogatum" ;  erlassen 
auf  Grund  einer  früheren  Entsch.  d.  Gongr.  conc 
8.  Richters  Trideutinum  S.  4i6  n.  10. 

9  Gongr.  rit.  n.  1343 ;  1 ,  233  u.  n.  3670  zu 
XXT.  n.  XXII. ;  2,  220. 
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dieselbe )  es  sei  denn,  dass  ihnen  die  Genehnugong  des  Bischofs ^  oder  des  P&rrers, 
dessen  Pfarrei  die  Prozession  berflhren  solP,  gegeben  worden,  oder  dass  sie  ein  wdter 
gehendes  Privileginm  des  päpstlichen  Stahles ,  welches  aber  nach  dem  Konzil  von 
Trient  gew&hrt  sein  mnss,  anfznweisen  hätten  ^.  Digenigen  Brflderschaften ,  welche 
keine  eigenen  Säknlar-Kirchen  besitzen,  sondern  in  anderen  errichtet  sind,  bedflrfen 
zn  solchen  Prozessionen,  selbst  wenn  ue  blos  innerhalb  der  Kirche  veranstaltet  wer- 
den sollen,  stets  der  Erlanbniss  des  Pfarrers  oder  des  Vorstehers  derselben^.  Wird 
den  Regalaren  oder  den  Brflderschaften  die  vorgeschriebene  Genehmignng  des  Bischöfe 
oder  des  Pfarrers  verweigert,  so  können  sie  sich  an  den  apostolischen  Stahl  wenden, 
damit  dieser  die  Erlaabniss  ergänzt^. 

Jede  Prozession,  welche  nicht  vom  Bischof  angeordnet®  ist  and  von  einer  Pfarr- 
kirche aasgeht,  kann  allein  mit  Oenehmigang  des  betreffenden  Pfarrers  dorch  andere 
Pfarreien  geführt  werden^.  Nar  fflr  die  Prozessionen  am  Frohnleichnamsfeste  and 
in  der  Oktave  desselben  ist  eine  solche  nicht  erforderlich^. 

Fflr  alle  Prozessionen ,  welche  ohne  bischöfliche  Erlaabniss  abgehalten  werden 
dürfen,  gilt  der  Grandsatz,  dass  sie  stets  den  Weg,  welchen  sie  das  erste  Mal  ge- 
nommen haben,  einhalten  müssen,  and  dass  za  einer  Aenderang  desselben  die  Be- 
willigang  des  Bischofs  einzuholen  ist^. 

Das  Recht  des  Ordinarias  in  Betreff  der  Prozessionen  bethätigt  sich  demnach 
1 .  wenn  es  sich  um  die  Anordnang  öffentlicher  aasserordenüicher  oder  aach  neuer 
privater  Prozessionen  oder  2.  am  die  Abänderang  der  Wege  der  hergebrachten  Pro- 
zessionen, selbst  wenn  für  dieselben  an  sich  seine  Erlaabniss  nicht  nöthig  ist,  oder  3. 
am  die  Verlegang  derartiger  Prozessionen  handelt  i<>.  Bei  den  desfallsigen  Beschlass- 
fassangen  hat  er  das  consiliam  capitali  einzuholen  ^^  Der  Generalvikar  ist  zur  Ver- 
tretung des  Bischofs  allein  kraft  ihm  ausdrücklich  ertheilter  Specialvollmacht  oder 
im  Falle  der  Abwesenheit  des  Bischofs  ermächtigt  ^^, 

II.  Die  Pflicht  zur  Betheiligung  an  den  Prozessionen.  A.  Auf  Er- 
fordern des  Ordinarius  haben  sich  die  Säkular-  und  Regulargeistlichen ,  selbst  wenn 


i  S.  0.  S.  223  n.  8  und  n.  3760  zu  XXII.  cit. 

2  L.  c  n.  723  u.  n.  1636;  1,  159  n.  287;  b. 
aoeh  das  Dekret  in  n.  8,  S.'223,  in  welchem  das  cum 
cruee  paroehiali  soviel  als  Konsens  oder  Betheili- 
gung des  Pfarrers  an  der  Prozession  bedeutet. 
Neben  der  Genehmigung  des  Pfaners  ist  aber  die 
des  Bischofs  nicht  nöthig,  s.  ausser  den  cltlrten 
Entsch,  noch  n.  873  u.  n.  970  zu  1. 1,  180  u.  196. 
Andererseits  hat  der  Pfarrer,  falls  der  Bischof 
die  Erlauhniss  erthellt  hat,  seinerseits  nicht  noch 
besonders  zuzustimmen,  sein  Widerspruch  Ist 
also  rechtlich  unerheblich,  1.  c.  n.  1&07.  n.  2Ö12; 

1,  262.  431,  n.  2970  zu  VI.  n.  3670  zu  XXII. ; 

2,  35.  220;  Gongr.  cone.  bei  Richter  S.  416 
n.  10. 

8  S.  0.  S.  223.  n.  8.  Ein  solches  Privileg 
haben  z.  B.  die  Dominikaner  für  die  processlo  s. 
rosaril  am  ersten  Sonntag  des  Monats  Oktober, 
Ferraris  1.  c.  n.  31. 

*  Congr.  rlt.  n.  1263  u.  I. ;  1,  226. 

s  S.  die  Entsch.  der  Gongr.  eplsoop.  et  regul. 
bei  Ferraris  1.  c.  n.  27.    Bei  Weigerung  des 


Pfarrers  ist  selbstverständlich  auch  Beschwerde 
an  den  Bischof  zulässig. 
^  Vgl.  Anm.  2  a.  E. ;  femer  n.  4841 ;  4,  24. 

7  Congr.  rlt.  n.  1790,  1,  307,  und  n.  4841  dt. 
Für  das  Domkapitel  ist  aber  eine  solche  nicht  er- 
forderlich, n.  609.  1154;  1,  127.  217. 

8  L.  c  n.  1706;  1,  297  und  n.  4841  dt.  Vgl. 
auch  S.  223  n.  7. 

«  L.cn.  513.  2454;  1,127.421. 

10  Congr.  rlt.  n.  528.  933.  2685;  1, 131. 19a 
Daraus  folgt,  dass  das  Kapitel  oder  der  Pfarrer 
nicht  das  Recht  besitzen ,  private  Prozessionen 
selbstständig  dnzuführen ,  s.  die  dt.  Entschei- 
dungen und  Ferraris  1.  c.  n.  4.  S.  11.  Wegen 
der  Verlegung  s.  noch  Qardelllni  1.  o.  n.  32^. 
3395 ;  2,  142.  14a 

"  L.  c.  n.  880,  1.  c.  1,  181 ;  n.  3201.  qu.  L 
II;  2,  101,  vgl.  auch  Bd.  II.  S.  156  u.  Ph. 
Schneider,  d. bischöflichen  Domkapitel.  Mainz 
1885  S.  352. 

12  L.  c.  n.  880,  n.  2585,  n.  3201  cit  zu  in. 
Selbstverständlich  bedarf  der  Oeneralvikar  auch 
des  gedachten  consiliums. 
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sie  exemt  Bisd  S  «d  den  öffentlichen  ProKessionen,  d.  h.  den  hergebrachten 
nnd  ferner  allen  ansserordentlichen ,  welche  der  Ordinarius  aus  einer  öffentlichen 
Unaehe  angeordnet^  hat,  zu  betheiligen  '. 

Von  den  Klerikern  nnd  aber  diejenigen  befreit,  welche  weder  ein  kirchliches  Be- 
nefisinni  noch  ein  kirchliches  OfBcinm  inne  haben  ^,  es  sei  denn  dass  sie  der- 
jenigen Kirche,  welche  die  Prosesaion  veranstaltet,  adacribirt  w&ren^,  femer  die« 
jenigea,  welche  ansserhalb  der  Stadt  bei  einer  Kirche  mit  einer  eigenen  Gemeinde 
nsidiren,  insbesondere  die  P&rrer  von  Landparochien^. 

Hinsichtlich  der  Regnlaren  erstreckt  sich  das  Recht  des  Bischof^  nicht  auf  die- 
jenigen, welche  in  strengerer  Klansnr  leben  ^,  femer  nicht  anf  diejenigen,  deren 
Klöster  Aber  eine  halbe  MeUe  von  der  Stadt  entfernt  liegen  ^,  endlich  anch  nicht  auf 
Bolehe,  welche  nach  dem  Tridentinnm^  dnrch  besondere  pftpsüiche  Privilegien  Be- 
freiung von  der  gedachten  Verpflichtong  erhalten  haben  ^^. 

Im  Falle  der  Weigemng  ist  der  Ordinarius  berechtigt,  sowohl  gegen  die  Welt- 
geisüichen,  wie  anch  gegen  die  Regnlaren  trotz  etwaiger  Exemtion,  weil  er  insoweit 
die  Jwnsdiktion  besitzt,  mit  Kommonitorien,  Androhung  nnd  Verfttgnng  von  Gensaren 
und  andren  arbiträren  Strafen  (z.  B«  Geldstrafen)  vorzugehend^,  um  die  Erfallung 
der  Pflicht  zu  erzwingen,  sowie  auch  die  Verletzung  der  letzteren  zu  ahnden. 

Ob  die  kirchlichen ,  aus  Laien  bestehenden  Brüderschaften  verbunden  sind ,  an 


»  Trid.  Se«8.  XXV.  c.  13  de  reguL  . . .  «Ex- 
emptl  aotem  omnes,  tarn  derlei  aaeenlaies  quam 
legnUiet  qvtoanqae  etiam  monacbi ,  ad  publicas 
piMesiioiies  Tocati  aocedete  eompellantur ,  Üb 
tantom  ezeeptis  qui  in  strictiori  elauBnra  peipe- 

'  Die  Ck>iigr.  conc.  hat  nach  ihren  Entochei- 
dangen  die  Bedeutong  der  procesflio  publica  in 
c.  13  eit  dahin  erklSlrt :  „solltae  et  eonsuetae  et 
necnon  eae  qnae  Indlctae  fnerant,  pro  bono  pu^ 
Mieo  pnbllcoTe  honore^,  Richter,  Tridentlnam 
S.415.n.  1. 

3  Du  bezieht  sich  aber  nicht  auf  die  einem 
territoiiam  separatum  angehorigen  Kleriker, 
Barbosa  de  off.  et'pöt.  epl^c  alleg.  78.  n.  9. 
10 ,  denn  für  dieses  Gebiet  steht  der  praelatas 
SQlUiis  dem  Bischof  gleich,  Bd.  IT.  S.  343. 

*  S.  die  Entscheidungen  der  Congr.  conc  hei 
Baihosa  L  e.  n.  910;  Ferraris  1.  o.  n.  67; 
deBonis  La  P.  IL  c  4.  n.  16.  Solche  Geist- 
li€he  können  nur  znr  Bethelligang  ermahnt 
werden. 

&  Benedict  XIY.  inetlt.  31  und  de  Bonis 
L«.n.  16.  17. 

*  Gongr.  conc  in  Richters  Tridentlnum 
S.  416.  D.  7. 

'  Trid.  Sess.  1.  a ,  d.  h.  diejenigen ,  welche 
nicht  im  Chor  singen  und  auch  keine  Todten  zu 
Orahe  begleiten,  Barhosa  L  e.  n.  16  ff. 

^  So  nach  einer  Bestimmung  Gregors  XIII., 
Fagnan.  ad  c.  16  X.  de  exe  praelat  Y.  31. 
B.  il ;  de  Beul 8  1.  (X  c  5.  n.  19.  Falls  aher  eine 
entgegengesetzte  Gewohnheit  yorliegt,  fallt  diese 
Befreiung  fort ,  Richters  Tridentlnum  S.  416. 
n.6. 

'  Das  eiglebt  sieh  aus  der  Derogationsklausel 
Hinifckiaf,   Kirckenrecht  IV. 


In  Trid.  Sess.  XXV.  c  22  de  reg.,  ygL  Fagnan, 
ad  c.  16  olt  n.  10. 

10  £iae  Anzahl  derartiger  Privilegien  finden 
sich  aufgezählt  bei  Ferraris  1.  c.  n.  73ff. ;  s. 
auch  deBonl8LQLCL6.  Z.  B.  gehören  hierher 
die  Jesuiten  nach  der  const  Gregorli  XIIL : 
Quarumoumque  sacraium  religionum  t.  16.  Juli 
1676,  hua  Taurin.  8,  143. 

11  Dieses  Recht  folgt  aus  der  Befugniss  zum 
eomjpeUere ,  welche  das  c  13  Trid.  olt  den  Ordi- 
narien gewährt  YgL  auch  die  Entsch.  d.  Congr. 
conc.  hei  Richter  a.  a,  0.  S.  415.  n.  8;  Bar- 
hosa n.  26;  Pignatelli  cons.  can.  t  III.  cons. 
46;  Ferraris  n.  13.  67;  de  Bonis  L  c.  c  6. 
n.  22.  23,  speziell  in  Betreff  der  Regularen  auch 
das  von  Urban  YIU.  am  21.  August  1628  bestä- 
tigte General-Dekret  der  Gongr.  conc,  der  Gongr. 
eplscop,  et  regnl.  und  der  Congr.  rlt  v.  27.  Juli 
1628,  GardeiliniLc.n.1934;  1,326.:  ^?osse 
episcopos  poenle  sibi  bene  vlsis  compellere  quos- 
f^umque  reguläres  recusantes,  etiam  monachos 
et  quomodoUbet  exemptos,  ad  infra  seriptas  pxo- 
cessiones  accedere  atque  illis  Interesse ,  exceptis 
dumtaxat  In  strictiori  cUusura  ylventlbus  et  mo- 
nasteriis  ultra  medium  mllliaie  a  eivitate  distan- 
tlbus ,  nempe  in  .die  festo  ssml  corporis  Christi, 
in  litaniis  maioribus,  in  rogatlonlbus  ac  in  qui- 
busvis  aliis  publicls  et  consuetis  vel  pro  bono, 
causa  et  honore  publico  ab  eplscopis  Indlctis  pro- 
cessionibus ,  non  obstantibus  quibuscumque  pri- 
vilegiis,  consuetudinibus  Tel  praescriptionibus 
etiam  immemorabiUbus ;  prlvllegiis  tantum  apo- 
stolicis  s.  Tridentino  concilio  posterioribus  con- 
trarium  desuper  disponentibua  minime  snblatis.^^ 
Es  ist  daher  die  Beschränkung  auf  andere  Strafen 
als  Censuren,  namentlich  auf  Geldstrafen,  welche 
einzelne  Schriftsteller  machen  wollen ,  durchaus 
ungerechtfertigt. 
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den  erwähnten  Prozessionen  anf  Erfordern  des  Bischofs  theilinnehmen,  und  ihre  Be- 
theilignng  anf  dieselbe  Weise ,  wie  gegen  die  Weltgeistlichen  und  die  Begnlaren  er- 
zwungen werden  kann,  ist  streitig  ^  Im  Allgemeinen  wird  die  Pflicht  derselben  zu 
verneinen  sein,  weil  sie  nur  Vereinigungen  zu  bestimmten  und  sehrverschiedenartigen 
kirchlichen  Zwecken  sind,  und  die  Jurisdiktion  des  Bischöfe  Aber  dieselben  ihm  kein 
Recht  giebt,  ihnen  ausser  den  in  ihren  Statuten  und  Konstitntionen  ftbemommenen 
Verbindlichkeiten  andere  Pflichten  aufzuerlegen.  Wohl  aber  ist  der  Ordinarina  die 
Theilnahme  an  der  Prozession  zu  verlangen  befugt ,  wenn  diese  innerhalb  der  ge- 
meinsam zu  erfflUenden  Zwecke  der  Genossenschaft  liegt  ^  oder  eine  solche  durch  die 
Statuten^  oder  das  Partikularrecht ^  vorgeschrieben  oder  durch  Gewohnheitsrecht 
begründet  ist^  In  wie  weit  er  Zwangsmittel  anwenden  kann,  das  bestimmt  aieh 
gleichfalls  nach  Massgabe  des  Partikularrechtes  ^  oder  der  Gewohnheit  ^  Abgesehen 
davon  wird  der  Ordinarius  nur  dann  mit  arbiträren  Censuren  und  Strafen  einschreiten 
können,  wenn  eine  absolute  Pflicht  zur  TheUnahme  an  der  Prozession  ^  nach  Maas- 
gäbe  des  Vorstehenden  begrflndet  ist  ^. 

Für  die  übrigen  Kirchenglieder,  welche  Laien  sind,  besteht  eine  derartige 
Rechtsverbindlichkeit  nicht,  es  ist  also  gegen  diese  jeder  rechtliche  Zwang  ansge- 
geschlossen  ^^. 


1  Für  die  verneinende  Ansicht  z.  B.  Barbosa 
1.  c.  n.  24.  Weiteres  Material  über  die  Streitfrage 
deBoni8Lo.c7n.6468fl: 

2  Wenn  sie  sich  der  besonderen  Yerehrnng 
eines  Heiligen  gewidmet  haben,  and  bei  einer 
öffentlichen  Kalamität  der  Bischof  eine  Prozession 
zu  Ehren  und  zur  Brwirkung  der  Fürbitte  des- 
selben anordnet. 

3  Darüber  herrscht  Einstimmigkeit 

^  Das  ProTinzialkonzll  y.  Avignon  y.  1849 
statuirt  eine  solche  Päicht  für  die  piocessiones 
generales,  welche  im  Laufe  des  Jahres  hergebracht 
oder  welche  yom  Ordinarius  angeordnet  sind, 
setzt  aber  als  Strafe  allein  die  Yersagung  einer 
eigenen,  besonderen  Prozession  oder  die  der 
Theilnahme  an  der  Frohnleichnamsprozession 
fest,  coli.  conc.  Lac.  4,  364. 

&  Für  die  Meinung,  welche  in  allen  Fällen  das 
Bestehen  einer  Pflicht  annimmt,  wird  in  der 
Kegel  Bezug  genommen  auf  die  Entsch.  d.  Congr. 
conc.  y,  1622  u.  1627,  Ferraris  1.  o.  n.  84^ 
Mühlbauer decr. authent  congr. ss. rit. 2, 845 : 
„processionibus  solitis,  ut  confratres  conyeniant, 
compellere  potest  episoopus  sub  poenis  arbitrio 
ilUus,  maxime  staute  possessioae  eos  yocandi  per 
edicta'',  d.  h.  also  wenn  der  Bischof  gewohnheits^ 
massig  das  Recht  ausgeübt  hat.  Damit  ist  aber, 
wie  andere  mehrfach,  s.  z.  B.  bei  Pignatelli 
cons.  can.  t.  I.  cons.  307;  de  Bonis  1.  c  n.  08 
angeführte,  spätere  Entscheidungen  ausdrücklich 
lauten,  nur  eine  durch  Gewohnheit  begründete, 
nicht  eine  allgemeine  Pflicht  anerkannt.  Wenn 
endlich  die  Congr.  rit.  n.  3341,  1.  c.  2,  136  eine 
Yerbindlichkeit  yon  Brüderschaften ,  welche  in 
der  Kirche  yon  Franziskaner-Konyentualen  er- 
richtet waren ,  an  bestimmten  Prozessionen  der 
letzteren  Theil  zu  nehmen,  anerkannt  hat,  so 
wird  damit  ebensowenig  eine  allgemeine  Pflicht 
aller  Konfratemitäten  ausgesprochen.  Das  Pro- 
vinzialkonzil  y.  Rayenna  18Ö5,  colL  conc  Lac.  6, 


209  erkennt  ebenfalls  nur  eine  lege  sea  legltima 
oonsuetudine  bestehende  PJUcht  an. 

8  S.  Anm.  4. 

7  Denn  dadurch  wird  der  Inhalt  dex  Pflicht 
näher  bestimmt.  So  geht  die  durch  das  Konzil 
y.  Ayignon  (a.  Anm.  4)  auferlegte  Yerbindlidi' 
keit  nicht  auf  Betheüigung  unter  alleii  Um- 
ständen, sondern  die  Nichtbetheiligung  fuhrt  nur 
gewisse  Nachtheile  herbei. 

^  S.  die  yor.  Anm. 

9  Und  zwar  auf  Grund  der  ihm  allgemein  zu- 
stehenden Jurisdiktion  ,  kraft  welcher  er  befugt 
ist,  die  Erfüllung  der  kirchlichen  Rechtspflichten 
zu  erzwingen ,  nicht  aber  auf  Grund  des  Trid. 
Sess.  XXY  c  13.  de  reg.  Aus  dieser  AuflTaseung 
erklärt  sich  wohl  die  yon  Pignatelli  1.  c.  eitirte 
Entsch.  der  Congr.  oonc.  y.  1663,  welche  stante 
obligatione  inducta  ex  synodo  proyindallet  st&nte 
oonsuetudine  interyeniendi  omnibus  processioni- 
bus  die  Befugniss ,  mit  Rücksicht  auf  c  13  dt. 
Zwang  anzuwenden,  yemeint  hat. 

^0  Kein  Kirchengesetz  hat  eine  solche  Yerbind- 
lichkeit ausgesprochen.  Das  Rituale  loman«  L  c 
n.  1  (s.  0.  S.  222  Anm.  1)  weist  in  Überein- 
stimmung damit  auch  nur  den  Pfarrer  an ,  die 
Gläubigen  über  den  Werth  und  die  heilsamen 
Folgen  der  Prozessionen  zu  belehren.  Von  den 
Entscheidungen  der  Gongr.  rit.,  welche  Mühl- 
bauer 1.  c.  p.  802  und  p.  846  unter  obli^^atio 
laicorum  beibringt,  bezieht  sich  die  eine,  Gar- 
dellini L  cn.  3470  zu  lY;  2, 167  nur  auf  die 
Pflicht  der  Gläubigen  yon  Pfarrkirchen,  am  Fxohn- 
leichnamstage  in  Prozession  zur  Mutterkirche  zu 
kommen.  Hier  handelt  es  sich  also  nicht  am  die 
Pflicht  zur  Teilnahme  an  einer  Firozession  fiber- 
haupt,  sondern  um  die  Yerbindlichkeit,  einen 
die  matricitas  anerkennenden  Akt  yorzunehmen, 
6.  Bd.  11.  S.  408;  die  andere,  Gardelllni  n. 
4016  zu  lY ;  2,  337  geht  dahin,  dass  der  B^gistrat 
von  Fano,  einem*  zum  Kirchenstaate  gehörigen, 
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B.  Was  die  partikulären  oder  privaten  Prozessionen  betrifit)  so  besteben 
über  diePfficht  zur  Theilnahme  an  diesen  keine  besonderen  Bestimmnngen.  Aas  der 
Natar  der  Sache  ergiebt  sieh  aber,  dass,  da  diese  Prozessionen  allein  von  einer  be- 
stimmten, einzelnen  Kirche  abgehalten  werden,  blos  diejenigen,  welche  zn  derselben 
gehören,  sieh  an  solchen  zu  betheiligen  verpflichtet  sein  können.  Unter  denselben 
trifft  die  Verbindlichkeit  aber  nur  die  Personen ,  welche  zufolge  ihrer  Stellung  und 
ihres  Amtes  die  Pflicht  haben,  den  von  und  bei  der  betreffenden  Kirche  veranstalteten 
gotteadienstlichen  Handlungen  beizuwohnen  ^  also  bei  den  Dom-  und  KoUegiatkirchen 
die  Kanoniker  und  den  übrigen  Klerus,  bei  den  Pfarrkirchen  den  Pfarrer,  seine  Kap- 
liiie  und  Httlfsgeistlichen^,  mithin  nicht  die  Laien,  als  solche'.  Diese  können  aber 
kraft  besonderer  genossenschaftlicher  Pflicht  dazu  gehalten  sein,  wenn  sie  einer 
Brüderschaft  angehören  und  diese  innerhalb  ihrer  statutarischen  Zwecke  eine  Pro- 
Session  veranstaltet. 

m.  Das  Recht  zur  Betheiligung  an  den  Prozessionen.  Da  die 
Prozession  eine  gottesdienstliche  Handlung  ist,  so  hat  im  allgemeinen  jeder  Gläubige^, 
sofern  er  das  nöthige  Unterscheidungsvermögen  besitzt  ^,  das  Recht,  sich  an  solchen 
za  betheiligen,  insbesondere  ist  auch  das  weibliche  Oesohlecht  nicht  ausgeschlossen  ^. 
flospendirt  ist  aber  das  Recht  fllr  die  in  der  grossen  Exkommunikation  Befindlichen'', 
fllr  die  Häretiker  und  Schismatiker^.  Das  Recht  auf  Antheilnahme  an  den  kirchlichen 
Plrozessionen  unterliegt  aber  noch  weiteren  Beschränkungen,  denn  daraus ,  dass  Je- 
mand im  Allgemeinen  nicht  als  unqualifizirt  zurfickgewiesen  werden  darf,  folgt  noch 
■ieht  seine  Befugniss ,  sich  überhaupt  an  jedweder  kirchlichen  Prozession  zu  be- 
theiligen. 

Zwar  sind  selbstverständlich  sämmtliche  Personen,  Körperschaften  und  Genossen- 
sehaften,  welche  die  Pflicht  haben,  an  bestimmten  Prozessionen  theilzunehmen,  auch 
dazu  berechtigt^,  aber  diejenigen,  welche  blos  ein  Theilnahmrecht  ohne  irgend  welche 
Verpflichtung  besitzen,  können  eine  Betheilignng  nur  dann  beanspruchen ,  wenn  sie 


direkt  unter  Born  stehenden  Bisthum,  die  Pfliclit 
^t,  sicli  bei  bestimmten  Prozessionen  zu  bethei- 
ii^o.  Es  liegt  auf  der  Hand,  dass  es  sieb  dabei 
«in  besondere  Beziehungen  der  Stadtobrigkeit 
zom  Bisebof  gehandeU  hat ,  und  dass  Jedenfalls 
daraus  sieb  eine  allgemeine  Regel ,  dass  sich  die 
Obrigkeiten  den  Prozessionen  anschliessen  müs- 
wn,  nicht  herleiten  lisst 

1  Dass  sich  Trident  Sess.  XXY.  c  13  de  reg. 
lof  solche  Prozessionen  nicht  bezieht,  hat  die 
CoDgi.  oonc.  nach  Pignatelli  L  c  t.  lY.  cons. 
30  n.  4,  entschieden. 

<  &  auch  Pignatelli  L  c  t  VII.  cons.  46. 
il7. 

'  Da  sie  nicht  zur  Theilnahme  an  allen  gottes- 
dienstUchen  Funktionen  ihrer  Pfarrkirche  ver- 
banden sind,  B.  auch  vorher  im  Text 

*  Also  Ahatholiken  nicht,  weil  es  sich  hier  um 
eine  aktive  Betheiligung  am  Gottesdienst  der  ka- 
tiiolischen  Kirche  handelt 

^  Nur  diejenigen ,  welche  noch  in  so  unreifem 
Alter  sind,  dass  wegen  mangelnden  Verstand- 
nisaes  Störungen  von  ihnen  befurchtet  werden 
können,  sind  selbstverständlich  ausgeschlossen, 
öle  Congr.  rit  n.  2423  zu  VII,  1.  c  1,  414  unter- 


sagt nur  die  auch  sonst  verbotene  Darstellung 
von  Engeln ,  Heiligen  durch  Knaben  und  Mäd- 
chen (unter  7  Jahren).  Unerwaohsene  sohliesst 
die  bestehende  Praxis  nicht  aus. 

^  Rituale  L  c.  n.  4 :  „Laicl  a  deriois ,  f eminae 
a  viris  separatae,  orantes  prosequantur". 

^  Das  folgt  aus  ihrer  Stellung,  s.  auch  Kober, 
Kirchenbann  2.  Aufl.  S.  326,  und  zwar  ohne  Unter- 
schied zwischen  viUmdi  und  toUrati,  nur  besteht 
in  Betreff  der  letzteren  keine  Pflicht,  sie  von  der 
Theilnahme  auszuschliessen.   S«  auch  S.  193. 

s  Wegen  des  Verbotes  der  communicatio  in 
sacris.  Notorische  und  öffentliche  Sünder  können 
dagegen  mangels  einer  besonderen  Bestimmung 
nicht  für  ausgeschlossen  erklärt  werden,  denn 
die  Gründe,  welche  ihre  Fernhaltung  von  der 
Pathensohaft  (s.  o.  S.  40) ,  von  dem  Empfange 
des  Abendmahls  (s.  o.  S  .o9)  und  von  den  Bene- 
diktionen (s.  0.  S.  162)  bedingen,  walten  hier 
nicht  ob  ,  um  so  weniger,  als  die  Theilnahme  an 
einer  Prozession  gerade  aus  bussfertiger  Gesin- 
nung hervorgehen  kann. 

V  S.  0.  S.  226 ,  und  diejenigen ,  bei  welchen 
die  Verpflichtung  blos  in  ihrem  eigenen  Interesse 
beseitigt  ist  (s.  z.  B.  S.  226  n.  8> 
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zu  dem  Bedrka  ^  oder  der  Kirche  ^  oder  der  Körperschaft  oder  Genossenschaft  ge- 
hören ,  von  welcher  nnd  fttr  welche  die  Prozession  yeranstaltet  wird.  Die  gottes- 
dienstlichen  Handlungen  sind  in  erster  Linie  stets  für  einen  gewissen  lokalen  Bezirk 
und  fttr  die  dazu  gehörigen  Gläubigen  bestimmt.  Dies  ist  im  Interesse  einer,  die  all- 
seitige BefHedigung  der  religiösen  Bedürfnisse  aller  Gläubigen  herbeifllhrenden  Ord- 
nung des  Gottesdienstes  und  der  heiligen  Handlungen  geboten,  und  damit  ist  der 
Rechtsanspruch  auf  gottesdienstliche  Funktionen  auf  den  lokalen  Bezirk ,  welchem 
der  einzelne  angehört,  beschränkt.  Für  die  einzelnen  Körperschaften  und  Genossen- 
schaften insbesondere  ergiebt  sich  dies  daraus,  dass  diese  ihre  gottesdienstlichen 
Handlungen  zunächst  für  ihre  Mitglieder  ausüben.  Desshalb  ist  es  aber  nicht  aus- 
geschlossen, dass  auch  andere,  an  sich  überhaupt  theilnahmeffthige  Personen,  zu- 
gelassen werden  dürfen^,  sofern  dadurch  nicht  die  öffentliche  Ordnung  gestört  wird^ 
oder  sofern  nicht  etwa  besondere,  für  den  einzelnen  Fall  in  Frage  kommende  kirchen- 
rechtliche  Vorschriften  entgegenstehen  ^ 

Selbstverständlich  ist  endlich,  dass  die  Ausübung  des  Rechtes  der  Theilnahme 
an  der  Prozession  durch  ein  würdiges  und  andäehtiges ,  dem  religiösen  Zweck  der- 
selben entsprechendes  Benehmen  bedingt  ist^,  und  dass  jede  an  sich  fUhige  Person, 
welche  sich  dem  widersprechend  yerhält,  namentlich  durch  ihr  Benehmen  Anatoss 
erregt  7,  von  der  ferneren  Teilnahme  an  derselben  ausgeschlossen  werden  kann. 

IV.  Das  Recht  zur  Leitung  der  einzelnen  Prozession,  sofern  diese  eine 
öffentliche  ist  oder  für  die  Kathedralkirche  gehalten  wird ,  steht  dem  Bisehofe,  in 
seiner  Abwesenheit  dem  Generalyikar^  zu.  In  diesem  Rechte  liegt  die  Befhgnias  die 
Stunde  für  die  Prozession  ^,  den  Versammlungs-  und  Ausgangsort ,  sowie  den  End- 
punkt,  falls  diese  nicht  schon  durch  die  Natur  der  Prozession  bestimmt  sind^^^, 


1  Also  bei  den  öffentlichen  Prozessionen  In 
einer  StAdt  diejenigen  Braderschaften  in  der- 
selben, welche  an  sich  nicht  zur  Betheiligung 
Terpfiichtet  sind ,  femer  auch  die  Regulären 
der  dort  befindlichen  Kloster,  deren  Orden  ein 
Privileg  auf  Befreiung  besitzt. 

s  Bei  der  Partikularprozession  einer  Pfarrei 
brauchen  also  fremde  Parochianen  nicht  zuge- 
lassen zu  werden. 

3  Wer  die  Befngniss  dazu  hat ,  darüber  nach- 
her unter  lY. 

4  Also  etwa  bei  einer  in  einer  kleinen  Kirche 
zu  haltenden  Prozession  die  Menschenmenge 
durch  die  Betheiligung  von  Fremden  so  gross 
wird,  dass  jede  Ordnung  aufhört  und  die  Würde 
des  Gottesdienstes  dadurch  beeinträchtigt  wird. 

^  Wie  die  über  die  Klausur  bei  den  von  den 
Orden  innerhalb  ihrer  Klöster  veranstalteten  Pro- 
zessionen. So  hat  die  Congr.  rit.  nach  Aufhe- 
bung einer  gegentheiligen  Bestimmung  Pauls  V. 
durch  Oregor  XIII.  es  wiederholt  verboten ,  dass 
Frauen  bei  derartigen  Privatprozessionen  oder 
auch  bei  Irgend  welchen  anderen  ohne  Erlaubniss 
des  apostolischen  Stuhles  in  die  Klausur  einge- 
lassen werden ,  alle  vivae  Yocis  oraculo  ertheil- 
ten  Indulte  für  kassirt  erklärt  und  die  Gewährung 
solcher  wiederholt  abgeschlagen;  Gardellini 
1.  c.  n.  816.  904.  912.  920.  1033.  1215.  2430. 
2784.  2836  zu  III.;  1,  173.  186. 187.  188.  2üi. 
221.  415.  486.  497.  Auch  dürfen  an  den  Prozes- 
sionen der  Nonnen  innerhalb  der  Klausur  nicht 


zu  dem  Kloster  gehörige  Personen  nicht  theil- 
nehmen,  Ferraris  1.  c  n.  36. 

^  Vgl.  auch  Rituale  roman.  U  e.  n.  2.  3.  6. 

7  Unter  diesem  Gesichtspunkt  wird  auch  noto- 
rischen und  öffentlichen  Sündern  die  Theilnahme 
verwehrt  werden  können. 

A  Nicht  dem  Kapitel  ausschliesslich,  selbst 
nicht  bei  Abwesenheit  des  Bischofs  für  den  Thell 
der  Prozession,  In  welchem  es  mit  den  Beneflzia- 
ten  der  Kathedrale  seinen  Platz  hat ,  con|^.  rit. 
bei  Gardellini  1.  c  n.*l81.  2586;  1,  42.  4451 

0  L.  c.  n.  317;  1,  72.  Doch  ist  die  Einholung 
des  Konsiliums  des  Kapitels  erforderlich,  L  a 
n.  3201  zu  I. ;  2,  101. 

^0  Also  z.  B.  bei  der  Frohnleichnamsprozession 
in  der  Bischofsstadt  die  Kathedrale  oder  ihr  Vor- 
platz, Caeremon.  eplscop.  II.  23,  ein  anderes  Bei- 
spiel bei  Gardellini  1.  c  n.  2814;  1,  493.  Die 
allgemeine  Regel  ist ,  dass  die  YersammlaBg  hei 
der  Kirche  stattfindet  und  die  Prozession  hei  der- 
jenigen endet,  von  welcher  die  Prozession  aus- 
geht, 1.  c.  n.  2221  zu  HL;  1,  376;  n.  2273  zu 
IV. ;  1,  386 ;  n.  3118.  a.  3179  zu  II. ;  2,  77.  95. 
Dieser  Ort  ist  aber  für  die  öffentlichen  Proxessio- 
nen  die  angesehenste  Kirche  des  Ortes,  somit  iu 
der  Bischofsstadt  die  Kathedrale,  1.  c.  n.  691. 
1901 ;  1,  166.  301 ;  n.  4022  zu  VII.  2,  340 ,  in 
anderen  die  Pfarrkirche ,  n.  3027 ;  2,  60 ,  sonst .{ 
die  angesehenste  Kollegiatklrche  n.  4042  tu  II. ; 
2,  348,  bei  mehreren  Pfarrelen  die  erste  Pfarr- 
kirche, also  namentlich  die  etwaige  Matterkirche, 
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sowie  deft  Weg  der  letzteren  und  die  von  derselben  zn  betretenden  Kirchen  ^,  end- 
lich aaeh  iimerhAlb  der  bestehenden  Vorschriften  die  Ordnung  der  sich  an  der  Pro- 
session  betheiligenden  Personen,  Körperschaften  nnd  Genossenschaften  festzusetzen  2, 
snsserdem  die  weitere  Befngniss,  unberechtigte  Theilnehmer  und  solche ,  welche  die 
Ordnung  stören,  anszuschliessen  \  Betheiligt  sich  der  Bischof  an  der  Prozession,  so  ist  er 
der  Fahrer  derselben^,  und  in  seiner  Abwesenheit  tritt  der  Oeneralvikar  für  ihn  ein^. 

Die  Prozessionen  in  den  Pfarreien  werden  von  dem  Pfarrer  ^,  die  besonderen 
der  Regularen  von  dem  Vorsteher  des  Klosters ,  die  der  approbirten  Brüderschaften 
von  ihrem  etwugen  Kaplan  geführt ,  so  fem  sie  in  eigenen  Kapellen  oder  Kirchen 
errichtet  sind  ^. 

Eine  Jurisdiktion^  wie  der  Bischof,  besitzt  zwar  der  Pfarrer  oder  der  Kapellan 
einer  Brüderschaft  nicht,  aber  trotzdem  wird  ihm  die  Befugniss,  die  Ordnung  der 
Prozession  zu  bestimmen  ^  und  unberechtigte  Teilnehmer  fern  zu  halten,  zugesprochen 
werden  müssen,  da  die  ih9ep  obliegende  Leitung  einer  gottesdienstlichen  Handlung 
ohne  die  Befugniss,  hinsichtlich  der  äusseren  Feier  die  nothwendigen  Anordnungen 
SU  treffen,  nicht,  gehandhabt  werden  kaon^. 

Die  Zulassung  und  Abhaltung  zweier  Prozessionen  an  demselben  Orte  an  dem- 
selben Tage  zu  gleicher  Zeit  ist  für  die  Regel  verboten  ^^,  nur  einzelnen  Regularen  ist 
dies  ausnahmsweise  erlaubt ,  bei  solcher  Konkurrenz  müssen  aber  die  Prozessionen 
anf  verschiedene  Stunden  verlegt  werden  ^  ^.  Die  erforderlichen  Anordnungen  in  dieser 
Beziehung  hat  der  Ordinarius  zu  treffen  ^2. 


D.  1047  ZQ III. ;  1,  206  u.  u.  4013  zu  I. ;  2,  336. 
UebiigeaB  sind  diese  Yonobrlften  auch  für  die 
RefuUien,  welche  der  Prozession  beizuwohnen 
Tsipflkhtet  sindj  massgebend ,  b.  die  Torhei  ci- 
tirten  Entscheidnngei). 

1  M  diesen  Festsetzangen  hat  der  Bischof 
oder  Geneialvikar  aber  vorher  das  Konsilium  des 
Kapitels  einzuholen,  1.  c  n.  614.  1388.  1417. 
1549  zu  III ;  1,  144.  238.  263  und  n.  3201  zu  I. ; 
2,101. 

2  VgL  darüber  nachher  unter  Y. 

'  Dies  folgt  ebenfalls  aus  dem  Leitungsrecht 
des  Bischofs. 

*  Das  bedingt  aber  nicht,  dass  er  an  der  Spitze 
der  Prozession  geht.   Vgl.  darüber  zu  V. 

^  Der  anwesende  Bischof  trägt  bei  der  Frohn- 
leiehnamsprozession  das  Sanktissimum,  bei  seiner 
Abwesenheit  tritt  in  dieser  Beziehung  aber  nicht 
der  Generalrikar,  sondern  der  erste  Dignitar, 
eTentuell  der  diesem  an  Bang  nachfolgende  Dig- 
■Üar  oder  Kanonikus  ein,  welcher  vorher  die 
Heese  celebrirt  hat,  Gaerem.  episcop.  II.  33.  n. 
35.  Dies  gilt  auch  für  die  übrigen  theophori- 
icheii  Prozessionen,  bei  denen  sonst  der  etwa  an- 
weioide  Bisehof  das  Sanktlsslmum  trägt ,  G  a  r  - 
dellini  n.  110  zu  II.  n.  363.  366.  739.  1013 
zu  m.  Q.  lY.  n.  101&  1047  zu  II.  n.  1053. 1054. 
1073.  1077.  1324.  1480.  1586.  1753;  1,  76.  86. 
!»2.  203.  206.  207.  209.  210.  231.  257.  276.  303 
ind  n.  3900  zu  lU. ;  2,  297.  Der  Führer  oder 
Leiter  der  Prozession  und  der  s.  g.  Gelebrant  sind 
also  nicht  immer  identisch. 

*  Dies  ergiebt  sich  daraus,  dass  er  den  Gottes- 
dienst in  der  Paroehie  zu  leiten  hat,  und  findet 
auch  Anwendung ,  wenn  bei  der  Kirche  ein  be- 
lODderes  Kollegiatkspitei  oder  eine  besondere 


Brüderschaft  errichtet  ist,  1.  c  n.  3034  u.  3048; 
2,  52.  57.  Bei  mehreren  PfarrQi^A  (fsUs  die  Pro- 
zession nicht  als  partikulare  für  eine  Pfarrei  ge- 
halten wird),.«^  demselben  Ort,  ist. es  der  Pfar- 
rer oder  Leiter  derjenigen  Kirche ,  bei  welcher 
die  Prozession  ihren  Ausgangspunkt  hat ,  s.  0.  S. 
228  n,  10. 

'^  de  Bon is  1.  c.  c  7  n.  64ff. ,  oder  eine  an- 
dere als  eine  Pfarrkirche  zur  Disposition  haben, 
Ferraris  s.  v.  confraternitas  art.  6.  n.  42.  Bei 
den  Partikularprozessionen  trägt  dieser  auch  das 
Sanktlsslmum,  Gongr.  cona  bei  Bens s  et  Li n- 
gen  L.c.  p.  814. 

s  Das  wird  praktisch  wichtig  bei  öffentlichen 
Prozessionen,  welche  der  Pfarrer  zu  leiten  hat 

9  Das  Recht  ist  aber  ein  beschrankteres  als  das 
des  Bischofs ,  weil  es  sich  dabei  nur  um.  herge- 
brachte oder  besonders  vom  Bischof  zugelassene 
Prozessionen  handeln  kann  und  für  diese  die 
schon  gedachten  Schranken  bestehen,  s.  0.  S. 
223  u.  S.  224. 

^  Gongr.  rit  n.  1426;  1,  247  u.  Gongr.  couc. 
bei  Mühlbauer,  decreta  auth.  s.  congr.  rit.  2, 
847.  Diejenige  Prozession ,  welche  später  ein- 
geführt ist,  muss  zurücktreten.  Insbesondere 
gilt  das  Yerbot  für  die  Frohnleiohnamsprozession, 
welche  nur  von  der  Kathedrale,  Mühlbauer  1.  c. 
p.  801 ,  oder  von  der  Mutterkirche  aus  gehalten 
werden  darf,  Gardellini  n.  630;  1,  147  und 
n.  4850;  4,  29. 

^^  YgL  die  von  Innocenz  XII.  bestätigte  £ntsch. 
der  Gongr.  rit.  v.  1696  bei  F  errar is  L  c  n.  29 ff. 
u,  Mühlbauer  1.  c.  p.  848,  sowie  die  am  letz- 
teren Grte  mitgetheilten  Entsch.  d.  Gongr.  episc. 
et  reguL 

1'  3.  die  Gltate  in  den  vorhergehend.  Anmerk. 
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V.  Die  Ordnung  der  Prozession  bestimmt  sich  im  Allgemeinen  nach  den 
Regeln  Aber  die  Präcedenz  der  kirchlichen  Beamten  unter  einander^.  Der  Ehren- 
platz in  der  Prozession  befindet  sich  nicht  an  der  Spitze ,  sondern  am  Schlüsse  des 
Zuges ^.  Demnach  nehmen  die  Spitze  desselben  die  Laien  ein',  Ihnen  folgen  die 
Laien-Brfiderschaften^,  demnächst  die  Regulären^,  dann  der  Sftkularklerus *  (unter 
diesem  zuerst  die  Pfarrer,  nach  ihnen  die  Kollegiafkapitel  und  hinter  diesem  der  Ea- 
thedralklerus ''),  schliesslich  der  Bischof^. 


«  Vgl.  Bd.  n.  s.  376. 

^  Massgebend  sind  nach  der  Gongr.  rit.,  Gar- 
dellini n.  4081  zu  I.  n.;  2,  373,  die  Vor- 
schriften des  Caeremon.  episcop.  S.  ibid.  II.  33. 
n.  5:  „ui  praecedant  conAraternitates  laieomm, 
doinde  religiosi  secnndnm  ordinem  antlqnitatis 
yel  pront  de  iure  vel  consnetadlne  praecedere 
solent;  postmodnm  onriales  et  offleiales  portantes 
intorticia  accensa ,  Inter  quos  ultimo  loco  ibunt 
nobiliores  et  magistratus,  et  deinde  clerus,  h.  e. 
primo  minister  portans  cmoem  ecdesiae  cathe- 
dralis ,  medlus  inter  duos  clericos  portantes  II 
candelabra  cum  candelis  accensis;  deinde,  si 
aderant,  clerid  seminarü  et  post  eos  curat!  eccle- 
siarum  paroohialium  cum  cottis;  tum  ecclesiae 
collegiatae  cum  eorum  insigiiibus ,  si  alias  lila 
deferre  solent ;  et  ultimo  loco  dems  ecclesiae  ca- 
thedralis,  cuius  saltem  VIII  benefidatl  seu  man- 
sionaiii  erunt  parati  cum  pluTlalibus  albls 
pro  deferendis  hastis  baldachlni  in  prindpio 
processionis,  ut  infra  dicitur,  et  deinde  ibunt 

ante  cauonioos Incipiendo  a  iunioribus 

et  inferioribus  hoc  ordine,  Tid.  piimo  subdiaconi 
et  diaconi .  .  .  deinde  presbyterl .  •  ultimo  loco 
dignitates  . .  et  sl  erlt  archieplscopus  portabitur 
immedlate  ante  praedictos  VIII  benefldatos  pa- 
rates et  canonicos  per  aliquem  subdlaconum  pa- 
ratum,  medium  Inter  II  acolythos  ceroferarios 
crnx  arc1liepiscopalis^  n.  6:  „Ante  episcopum 
immediate  iblt  minister  de  baculo  servlens  seu 
iuxta  lod  consuetudinem  dlgnitas  yel  canonicus 
paratus  pluTlali  baculum  praedictum  a  terra  am- 
babus  manlbus  portans,  prout  in  c.  XVII.  $.  4.  Üb. 
I.  de  mitra  et  de  baculo  pastorali  didtui^.  n.  7  : 
„A  lateribus  hlnc  Inde  ibunt  VIII  capellani  cum 
cottis,  qul  in  mlssa  serrlerunt ,  IV  pro  qualibet 
parte  ...  et  post  eos  II  acolytbl  cum  duobus 
thurlbulis  contlnue  sacramentum  per  ylam  tburi- 
flcantes^  n.  8 :  „Sequetnr  eplscopus  sub  balda- 
chlno  caplte  detecto  portans  manlbus  suis  sanc- 
tisslmum  sacramentum  in  tabemaculo  seu  osten- 
sorlo  inclusum,  medius  inter  II  diaconos  asslsten- 
tes  paratos ,  hlnc  Inde  pluvialis  flmbrias  elcTan- 
tes".  n.  9 :  ,^ost  episcopum  Immedlate  minister 
de  mitra  serriens ,  cum  cotta  et  ycIo  ad  coUum, 
mltram  Ipsam  manlbus  gestans^  n.  10:  „Sl  ade- 
rit  legatus  de  latere  Tel  allns  cardlnalis  aut  me- 
tropolltanus  seu  nuntlus  apostoUcus  habens  fa- 
coltatem  legati  de  latere ;  yel  alius  praelatus  ipso 
eplscopo  superior ,  ibunt  immedlate  post  episco- 
pum cum  cappa^.  n.  11 :  „Alil  yero  eplscopl  ex- 
tranel  et  praelatl  post  eos  in  habltu  eorum  ordl- 
uario ,  h.  e.  mantelletto  supra  rocchettum''  . . . 
Das  Rituale  roman«  1.  c.  c  1  n.  3  bestimmt  nur, 
dass  die  derlei  „suo  loco"  gehen  sollen. 

s  Unter  diesen  gehen  die  Kinder  und  Jüng- 


linge Toran.  üeber  die  Trennung  nach  Geschlech- 
tern s.  S.  227  n.  6. 

^  Vor  diesen  abgesondert  von  den  fibrigan 
Laien  der  etwaige  Patron  wegen  seine«  honor 
processionis ,  s.  Bd.  IIL  S.  64 und  deBonlsl. 
c  P.  n.  CL 11. 

Ueber  das  Verhältniss  der  Brüderschaften ,  s. 
de  Bonls  1.  c.  c.  10.  Unter  mehreren  hat  die- 
jenige, welche  Im  Besitze  des  Voirechtea  ist, 
eyentuell  die  früher  errichtete  den  Vorzug,  6  a  r  - 
delllni  L  c  n.  103;  1,  25,  doch  gebührt  bei 
den  theophorlschen  Prozessionen  einer  etwa  Tor- 
handenen  eonfraternitas  ss.  sacramentl  der  Vor- 
zug ,  aofem  sie  den  sonsticen  Prozessionen  und 
zwar  unter  Anerkennung  des  ihr  im  Uebzl^en 
gebührenden  Platzes  anwohnt,  und  bei  anderen 
Prozessionen  immer  einer  solchen  Brüderschaft, 
welche  sich  in  Qemässhelt  der  eonat  Qregor  XHI. 
y.  1583  (Bd.  U.  S.  378  n.  1)  als  Kleidung  des 
8.  g.  Saccus  bedient  oder  zuerst  bedient  hat,  Q  «r- 
delllnl  n.  377.  439.  1079. 1164.  1739.  2153: 
1,  9^  108.  210.  217.  301.  365;  n.  4302;  2,  464 
und  n.  4571.  4598;  3,  163.  243,  sowie  die 
Entscheidungen  der  Gongr.  eonc  In  Acta  s.  eod. 
3,  306;  13,  162  u.  17,  114. 

In  Betreff  der  Musiker  und  Sänger  be- 
stimmt das  caerem.  episcop.  für  einzelne  Fälle 
(s.  z.B.  1.  c.  I.  2.  n.  4) ,  dass  sie  hinter  dem 
Kreuz  des  Säkular- Klerus  (s.  Anm.  2),  also 
nach  den  Regularen  gehen  sollen,  doch  ist  diese 
Anordnung  keine  allgemeine  und  obllgatoilsche, 
der  Bischof  kann  ihnen  ylelmehr  einen  anderen 
passenden  Platz,  jedoch  nicht  unter  den  olerid  be- 
nefldati,  wohl  aber  namentlich  nach  den  Brüder- 
schaften und  yor  den  Regularen  anweisen,  indes- 
sen soll  aus  der  ihnen  zugethdlten  Stelle  niemals 
irgend  ein  Pri^udlz  für  die  Zukunft  hergeleitet 
werden,  Gardellini  a  434.  435. 1620.  1670. 
1647.  2386.  2399  zu  ID.,  1,  107.  284.  291.  313. 
407.  409 ;  n.  4815  und  n.  4981 ;  4,  6.  82. 

5  Ueber  ihre  Bangordnung  unter  einander 
Bd.  IL  S.  376;  de  Bonls  1.  c.  c  9  und  die  £nt- 
schddungen  bei  Mühlbauer  1.  c  p.  780 ff. 

^  Des  Naheren  s.  Bd.  II.  a.  a.  O.;  de  Bonis 
L  c  c  8;  Mühlbauer  1.  c.  p.  791  ff.,  und  anch 
Acta  s.  sed.  14,  126. 

^  Vor  diesem  die  Vertreter  der  wdtlichcn 
Obrigkeit,  der  maglstratus  (s.  Anm.  2J;  Gar- 
delllni  n.  1401  zu  VIU.;  1,  240;  M&hl> 
bauer  p.  43.  Nach  dem  Caeremon.  I.  14.  n.  2 
und  II.  33.  n.  13  kann  der  Bischof  bei  liD^eren 
Wegen  Mitglieder  der  Obrigkeit  neben  Adligen 
und  angesehenen  Bürgern  deputiren,  um  abwech- 
selnd mit  den  Klerikern  die  Stangen  des  Bal- 
dachins zu  tragen. 

8  Wegen  anderer  hoher  kirchlicher  Würden- 
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Streitigkeiten»  welche  bei  öffentlichen  Prozessionen  über  die  Rangordnung  ent- 
stehen, &t  der  Ordinarina  «of  der  Stelle  and  summarisch  zu  entscheiden  berechtigt  \ 
Sein  Ausspruch  izt  sofort  yoUstreckbar,  und  die  Befolgung  desselben  kann  von  ihm 
durch  Geldstrafen,  sowie  durch  Androhung  und  Verhftngung  der  Exkommunikation 
erzwungen  werden  2. 

VI.  Die  Staatsgesetzgebungen.  Das  frtlhere  Staatskirchenthum  hat  in 
Folge  der  Tendenz,  in  Gem&ssheit  seiner  Anschauungen  die  Kirche  zu  reformiren 
and  das,  was  nach  diesen  als  Missbrauch  oder  als  unnttz  erschien,  abzustellen,  der 
Entwicklung  der  kirchlichen  Prozessionen  keinen  freien  Raum  gelassen,  vielmehr  die 
Zulassung  derselben  vielfach  in  erheblichem  Maase  beschränkt  3. 

Da  der  moderne  Staat  der  Kirche  die  Gestaltung  ihres  Kultus  zu  überlassen 
hat,  so  erseheinen  Anordnungen  des  gedachten  Charakters  als  unstatthaft.  Aber 
andererseits  hat  die  katholische  Kirche  nur  einen  Anspruch  darauf,  ihren  Gottesdienst 
in  den  besonderen  dazu  bestimmten  Gebäuden  zu  entfalten.  Oeffentliche  Strassen 
und  Plätze  sind  nicht  zur  Abhaltung  des  Gottesdienstes  bestimmt,  und  es  ist  daher 
keine  Verletzung  der  Kultusfreiheit,  wenn  die  staatliche  Gesetzgebung  die  Prozes- 
sionen lediglich  auf  das  Innere  der  gottesdienstlichen  Gebäude  beschränkt. 

Sollen  sie  aber  ausserhalb  der  letzteren  zugelassen  werden,  so  kommt  nicht  nur 
der  polizeiliche  Gesichtspunkt  in  Frage,  dass  die  Benutzung  der  öffentlichen  Strassen 
und  Plätze  zu  ungewöhnlichen,  den  Verkehr  beschränkenden  und  hemmenden 
Zwecken  nicht  ohne  vorgängige  Genehmigung  der  betreffenden  Staatsbehörde  er- 
folgen darf ,  sondern  es  handelt  sich  ausserdem  auch  darum ,  in  welchem  Umfange 
eine  solche  Benutzung  der  katholischen  Kirche  gegenüber  den  durch  die  staatliche 
Kirchenhoheit  zu  wahrenden  Interessen  zu  gestatten  ist.     Hierbei  kommen  die  den 


tnger,  welche  sieh  «n  der  Pieietsion  betheiligen, 
t.  0.  S.  230  n.  2. 

t  Nach  Xrld.  Sess.  XXY.  c  13  de  reg. ,  b.  Bd. 
IL  a  378. 

'  Caeiemon.  epiBC  II.  33.  d.  3.  Die  gedachte 
BefagnisB  des  Bischolii  wird  vielfach  auf  Jedwede 
Pioceaidoa  ausgedehnt,  0.  Ferrari88.v.  praeoe- 
dentia  L  c  d.  1  ond  die  dort  ciürten.  Es  ist  un- 
nrelXelhaft,  dasa  der  Bischof  kraft  «einer  Juris- 
diktion auch  dergleichen  Streitigkeiten,  sofern 
es  sich  am  nicht  exemte  handelt,  zu  entscheiden 
hat,  aher  die  sofortige  Yollstreckharkeit  ist  einer 
soleheB  Entscheidung  gesetzlich  nicht  beigelegt 
AUerdings  wird  sich  der  dadurch  Beschwerte  zu- 
nähst jedes  Zuwiderhandelns  gegen  den  bischöf- 
lichen Aussprach  enthalten  müssen ,  aber  er  ist 
auch  nicht  Torpflichtet ,  ihn  positiv  zu  befolgen, 
d.  h.  er  wfiide  trotz  der  bestehenden  Pflicht,  sich 
an  der  Prozession  zu  betheiUgen,  um  nicht  einen 
seiner  MeinoDg  nach  ihm  zu  Unrecht  zugewie- 
senen Platz  einzunehmen,  ohne  Rechtsuachthelle 
fem  bleiben  dürfen,  was  bei  einer  auf  Grund  des 
Tridentiniims  gefällten  Entscheidung  nicht  statt- 
haft wlze. 

Handelt  es  sich  um  eine  Prozession ,  welche 
ein  Pfarrer  oder  ein  kirchlicher  Amtsträger  ohne 
Episkopalgewalt  leitet,  so  kann  es  sich  hier  nur 
danim  handeln ,  Aufsehen  und  Skandal  zu  ver- 
hüten, und  nur  in  so  weit  darf  der  Betheiligte 
den  Anweisungen  desselben  nicht  direkt  ent- 
gegentreteB.  Damit  Streitigkeiten  möglichst  ver- 


mieden werden  und  auch  vorher  ausgeglichen 
werden  können,  sollen  die  Anordnungen  über  die 
Rangordnung  schon  vorher  zeitig,  in  der  Bischofs- 
stadt unter  Zuziehung  des  Ceremonienmelsters, 
getroffen  werden ,  Gaerem.  episc  II.  33  n.  3.  4, 
8.  auch  Baruffaldus  comm.  in  Rituale  roman. 
tit.  76  II.  41. 

3  So  hat  Joseph  II.  durch  Dekret  v.  2.  Dezem- 
ber 1782,  codex  iur.  ecdes.  Joseph.  Frankfurt 
1788. 1,  128,  abgesehen  von  den  Prozessionen  in 
der  allgemeinen  Bittwoche  und  den  theophori- 
schen ,  sowie  etwaigen  aus  besonderen  allgemei- 
nen Ajiliegen  (z.  B.  wegen  Bitte  um  Regen  an- 
geordneten), alle  übrigen  verboten  und  nur  in 
Jedem  Jahr  2  weitere,  an  einem  Feiertage,  nicht 
an  einem  Sonntage  abzuhaltende  Prozessionen 
gestattet  VgL  noch  Friedberg,  Gränzen  zwi- 
schen Staat  und  Kirche  S.  179.  611.  Nach  dem 
preusslschen  Landrecht  war  die  staatliche 
Genehmigung  zu  Prozessionen  ebenfalls  noth- 
wendig ,  da  öffentliche  Dank-  und  Betfeste  der 
Anordnung  des  Staates  vorbehalten  waren  (IL  11. 
1.  c  34.  s.  0.  S.  219  n.  8),  und  die  Genehmigung 
des  Staates  für  die  kirchlichen  Ordnungen  in  Be- 
treff der  äusseren  Form  und  Feier  des  Gottes- 
dienstes (a.  a.  0.  SS.  46.  47)  erfordert  wurde.  In 
der  ersten  Hälfte  unseres  Jahrhunderts  waren  in 
Württemberg  die  Prozessionen  an  Sonntagen 
verboten,  Lang,  SammL  d.  württemb.  Kirohen- 
gesetze  S.  794.  Auch  haben  in  der  damaligen 
Zeit  die  Bischöfe  selbst  mitunter  auf  die  Be- 
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I.  Die  Hierarchie  und  die  Leitung  der  Kirche  durch  dieselbe. 
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ttbrigen  Kirchen  und  Religionsgesellschaften  staatlicherseits  gew&hrte  Stellung  nnd 
die  Rücksicht  anf  die  rel]gi(>sen  Anschauungen  der  Mitglieder  dieser  Anstalten  und 
Vereinigungen^  sowie  das  Verhalten  der  katholischen  Kirche  zu  diesen  ^  und  zu  dem 
einzelnen  Staate ^  als  massgebende  Momente,  deren  Beuriheilung  nicht  innerhalb 
der  Zuständigkeit  der  mit  der  Wahrung  der  Strassen-  und  Verkehrspolizei  betravten 
Behörde  liegt  und  liegen  kann  s,  in  Frage. 

Von  den  heute  noch  geltenden  Gesetzen  verbieten  das  gothaisehe^,  nnd  das 
coburgische^  sowie  das  Iflbeckische  Regulativ^  alle  Prozessionen  ausswhalb 
der  für  den  katholischen  Kultus  gewidmeten  Gebäude^.  In  Frankreich  und 
Elsass-Lothringen^  sind  sie  nur  an  denjenigen  Orten  untersagt^  an  welchen 
sich  Gotteshäuser  verschiedener  Konfessionen^  befinden,  in  soweit  nicht  etwa  der 
andere  Religionstheil  zustimmt  i^.  Die  nach  diesen  Bestimmungen  an  sich  stattliafteB 
Prozessionen  können  aber  immer  aus  polizeilichen  Gründen  verboten  werden  ^^. 


ßchrünknng  der  ProzesBlonen  hlugewiikt ,  b.  a.  a. 
0.  S.  766. 

1  Z.  B.  die  Frage ,  ob  nicht  etwa  eine  Stömng 
des  konfesBionellen  Friedens  zu  befürchten  ist. 

2  Der  Gesichtspunkt,  ob  nicht  ans  einer  Ge- 
stattnug  solcher  Prozessionen  weitergehende  An- 
sprüche hergeleitet  oder  diese  zn  kirchenpolitl- 
sehen  Demonstrationen  benutzt  werden  können. 

'  Anscheinend  a.  M.  Fr  1  e d  ber  g ,  K.  R.  2.  Aufl. 
S.  285,  welcher  nur  Ueberwachung  vom  polizei- 
lichen Standpunkte  aus  für  zulässig  zu  halten 
scheint, 

«  Regulat  V.  1811.  S-  33  (Arch.  f.  kaih.  K.  R. 
36,  223):  „Alle  kirchlichen  Handlungen  und 
Geremonien  dQrfen  in  der  Regel  nur  in  der  dem 
katholischen  Kultus  gewidmeten  Kirche  verrich- 
tet und  insbesondere  ausser  derselben  keine 
öffentlichen  Umgänge  gehalten  werden.  Bei  sol- 
chen gottesdienstlichen  Verhandlungen  aber, 
welche  ihrer  Natur  nach  ausserhalb  dieser  Kirche 
bewirkt  werden  müssen,  wie  dies  bei  Begräb- 
nissen und  bei  Reichung  des  Abendmahls  an 
Kranke  der  Fall  ist,  insbesondere  aber  bei  der 
durch  die  letztere  Veranlassung  nothwendig  wer- 
denden Ueberbringung  der  Monstranz  in  die 
Wohnung  des  Kranken ,  haben  die  Pfarrer  und 
Glieder  der  katholischen  Kirche  Alles  zu  ver- 
meiden, was  den  Bekennern  einer  anderen  Kon- 
fession auffallend  und  anstössig  sein  oder  ein 
öffentliches  Aergerniss  nach  sich  ziehen  konntet 

*  V.  V.  24.  Juni  1813.  S-  13  (clt.  Arch,  32, 
424)  gleichlautend  mit  dem  in  der  vor.  Anm. 
citlrten  $.  33 ,  nur ,  dass  die  Worte  des  zweiten 
Satzes  von  :  „wie  bei  Begräbnissen^'  bis :  „in  die 
Wohnung  des  Kranken''  fehlen  und  es  dann  statt: 
;,die  Pfarrer*  heisst :  „der  Pfarrer". 

»  Für  die  katholische  Gemeinde  v.  14.  Juli  1841 
Art.  10.  Samml.  d.  Veiordn.  10,  6:  „Wie  der 
Geistliche  von  den  Gebräuchen  selnerKlrohe  nichts 
zu  öffentlicher  Schau  bringen,  also  auch  keiner- 
lei ProzeBsionen  und  Aufzüge  halten  darf  so''  etc. 

^  Eine  besondere  Strafe  ist  für  das  Zuwider- 
handeln nicht  angedroht  Es  kann  also  mit  Ad- 
ministrativzwang dagegen  eingeschritten  und  auf 
Grund  der  Verletzung  des  polizeilichen  Verbotes 
öffentlicher  Aufzüge  jeder  Art  Polizeistrafe  ver- 
fügt werden,  s.  auch  G.  Meyer,  Lehrb.  d. 
dentBoh.  Staatsrechtes  S.  605.  622. 


8  Organ.  Art  4Ö  v.  1802 :  ^Aucune  o^rtfmonie 
rellgieuse  n*aura  Heu  hors  des  ^diflces  consacr^s 
au  culte  catholique,  dans  les  vUles,  oft  11  y  a  dea 
temples  destintfs  k  dlfftfrentes  oultea." 

0  Jedoch  nur  solcher  Religionsgesellschaflen, 
welche  als  öffentliche  Anstalten  oder  Korpor»- 
tlonen  anerkannt  sind,  also  der  katholischen, 
lutherischen  und  reformirten  Kirche ,  sowie  der 
Juden,  G  elge  1 ,  f^anzöB.  Staatskirohenrecht  S. 6, 
46.  Die  Synagoge  muss  aber  eine  Synagoge  am 
Konslstorial  -  Hauptorte  sein  (d.  h.  eine  solche, 
welche  mit  juristischer  Persönlichkeit  ausgestattet 
ist,  nicht  eine  blosse  Rabblnatssynagoge,  welche 
der  letzteren  entbehrt) ,  G  a  u  d  r  y ,  traittf  de  la 
Hglslation  des  cultes  1,  307.  602.  Dass  die 
protestantische  Kirche  des  Ortes  eine  Konsisto- 
rial klrche  (für  Pfarreien  von  zusammen  mindestens 
6000  Seelen)  ist,  wie  früher  von  der  Mlnisterial- 
Praxls  angenommen  worden,  Gaudry,  1.  c  p. 
1,  306,  erscheint  nicht  erforderlich,  s.  Hln.-ErL 
V.  1849,  Arch.  f.  kath.  K.  R.  43,  417,  Dursy , 
Staatskirchenrecht  in  Elsass-Lothringen  1,  354, 
wohl  aber  muss  in  der  Kirche  ständiger  und 
regelmässiger  GottesdlenBt  gehalten  weiden.  Vgl. 
Geigel,  S.46n.  1. 

10  Dazu  genfigt  schon  das  Unterlassen  des  Ein- 
spruchs gegen  die  Prozession,  s.  den  Min. -EM. 
V.  1849  (vor.  Anm.).  Auch  dann  findet  eine  Aus- 
nahme statt ,  wenn  das  Staatsoberhaupt  die  Er- 
richtung des  Gotteshauses  der  anderen  Konfession 
blos  mit  dem  Vorbehalte  genehmigt  hat,  dass  der 
bisherige  Umfang  des  Kultus  des  bis  dahin  allein 
vorhanden  gewesenen  Rellgionstheils  nicht  be- 
schränkt werde,  Geigel  S.  47.  n.  3.  Die  fran- 
zösische Verwaltungspraxis  erachtet  demnach 
den  Art.  46  nicht  als  eine  absolut  gebietende 
Vorschrift  des  öffentlichen  Rechtes ,  welche  im 
Interesse  des  öffentlichen  Friedens  derReUgtons- 
parteien  und  im  Interesse  des  Staates  gegeben  Ist 

Auf  feierliche  Lelcheuprozessionen  llndetArt.46 
nachDekr.v.23.Prair. XII Art  18,  Dursy,  1,364, 
ebenfalls  Anwendung,  doch  ist  das  Verbot  nicht 
überall  zur  Anwendung  gebracht  worden,  Q  e  1  g  e  1 
S.  47.  n.  4.  Unbedingt  trifft  der  Art  46  für  die 
feierliche  Einholung  eines  höheren  Oeistlichsn 
durch  den  Pfarrer  im  Kirehen-Omate  und  unter 
Prozession  der  Gläubigen  zu ,  G  e  i  g  e  1  a.  a.  O.  n.  2. 

1^  Wenn  öffentUche  Unruhen  au  beffliehtan 
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Während  frflher  in  Baiern  Prosessionen  llberhanpt  nnr  dann  gehalten  werden 
koimtenj  wenn  es  die  Staatsbehörde  gestattet  hatte  ^,  gilt  eine  solche  Erlanbniss  jetst 
Ar  die  regelmissigen  nnd  gewöhnlichen  als  ein  ftlr  alle  Mal  ertheilt^.  Ausserordent- 
iiehe  Prozessionen  ausserhalb  der  Kirche  bedürfen  indessen  der  Oenehmigai^  der 
Distriktspoliseibehdrde  ^,  ausnahmsweise  der  des  Königs,  wenn  sie  aus  Anlass  eines 
politischen  Ereignisses  stattfinden  oder  die  Kirchenangehörigen  von  der  Kircbenbe- 
körde  sur  Theilnahme  unter  Einstellung  der  Arbeitsth&tigkeit  im  Gewissen  verbinden 
oder  Geistliche,  welche  die  bairisohe  Staatsangehörigkeit  nicht  besitzen  oder  einem  im 
ialande  nicht  angenommenen  Orden  angehören ,  zur  Vornahme  ausserordentlicher 
Feiern  von  der  kirchlichen  Oberbehörde  herbeigerufen  oder  ermächtigt  werden  sollen  *. 

Eine  Reihe  anderer  Gesetzgebungen  unterwerfen  die  Prozessionen  ausserhalb 
der  gottesdienstlichen  Gebäude  lediglich,  und  zwar  dies  theilweise  selbst  nur  mit  ge- 
wissen Beschränkungen;  den  allgemeinen  polizeilichen  Vorschriften  ttber  Vereini- 
gungen im  Freien  und  ttber  Aufzüge  auf  öffentlichen  Strassen  und  Plätzen. 

Hierzu  gehört  zunächst  Preu88en,wodie  Prozessionen  ausserhalb  der  Kirche 
der  vorgängigen  schriftlichen  Genehmigung  der  Ortspolizeibehörde  bedürfen  ^  aber 


gind  oder  die  Bfiokslcht  aof  den  V erkelir  dies  noth- 
wendig  encheinen  lisst,  so  Ordonnance  t.  1842, 
Omdry,  l,225n. Min.-Eil.  ▼.  1849(Tor.  Anm.). 
Denn  die  Terkehispolizellichen  Bestimmungen 
berührt  der  Art  45  nicht.  Doch  ist  die  Frage 
niehtnnbestritten,  Gau  dry,  1,225.391;  Oeigel 
8. 48.  n.  6.  Soviel  ist  allerdings  sicher,  dass  die 
OitspoUzel  kein  generelles  Verbot  der  Prozes- 
lionen  erlassen  darf,  da  dadarch  der  Art.  45  ganz 
beseitigt  werden  würde.  Bei  Zuwiderhandeln  der 
Kirehenbehurde  gegen  die  betreffenden  Bestim- 
mimgen  ist  Bekurs  wegen  Amtsmissbrauch  an 
den  Staatsrath  zulassig  (Organ.  Art  6 ;  Gandry 
i,  391)  und  Bestrafung  wegen  Verletzung  Ton 
FblizeWerordnungen  über  die  Benutzung  öffent- 
liches Wege  (s.  auch  code  ptfnal  art  471.)  statt- 
hift,  wahrend  umgekehrt  auch  die  kirchliche 
Behörde  bei  unzulässigen  Beschränkungen  durch 
die  Verwaltungsbehörden  zur  Erhebung  des  Be- 
kuses  berechtigt  ist  (Organ.  Art.  7.). 

^  So  nach  dem  Beligionsedikt  y.  1818;  denn 
nach  ^  76  bilden  „alle  Anordnnngenjüber  den  aus- 
seien Gottesdienst"  und  „über  die  Beschdlnkung 
oder  Aufhebung  der  nicht  zu  den  wesentlichen 
TheUen  des  Kultus  gehörigen  Feleriiohkeiten , 
Prozessionen''  s.  g.  Gegenstände  gemischter  Natur, 
in  Betreff  deren  Yon  der  Kirchengewalt  ohne  Mit- 
wirkung der  weltlichen  Obrigkeit  keine  einsei- 
tigen Anordnungen  geschehen  dürfen  ($.  77),  und 
bei  denen  der  Staatsgewalt  zusteht,  „Einsicht  zu 
nehmen  nnd  dnreh  eigene  Verordnungen  dabei 
•Bes  daejenige  zu  hindern,  was  dem  öffentlichen 
Wohle  nachtheilig  sein  könnte'' ;  ygl.  E.  M  ay  e r , 
die  Kirehenhoheltsrechte  des  Königs  v.  Baiem. 
München  1884.  S.  403. 

*  Das  folgt  aus  den  Bestimmungen  der  zur 
Ausführung  des  Beligionsediktes  erlassenen  kön. 
Entschl.  y.  20.  Juni  1851,  Günther,  Amts- 
bsndlnng  1  d.  prot.  Geistlichen  d.  Kön.  Bayern 
d.  d.  Bb.  N.  Aufl.  München  1883.  1,  373  (auf- 
lechterhaHen  im  Erl.  y.  20.  Noyember  1873, 
ZtKhr.  f.  K.  B.  12,  259),  denn  dieselbe  lässt  nur 
die  im  Text  erwähnten  Beschränkungen  bestehen ; 


Silbernagl,  Verfassung  sämmtl.  Beligions- 
genossenschaften  in  Bsiem.  2  Aufl.  S.  29.  299  ^ 
E.  Mayer  a.  a.  0. 

8  Nach  Beligionsedikt  $.  79  ist  die  speeielle 
königliche  Genehmigung  für  alle  ausserordent- 
lichen kirchlichen  Feierlichkeiten,  besonders 
wenn  sie  an  Werktagen  stattflnden  sollen ,  yor- 
geschrleben.  Sie  ist  jetzt  ein  für  alle  Mal  ge- 
geben, aber  mit  dem  Vorbehalt,  dass  die  Distrikts- 
polizeibehörde nach  Massgabe  des  Vereinsgesetzes 
y.  26.  Februar  1850  Art.  4,  nach  dessen  Abs.  2 
herkömmliche  Prozessionen  und  Bittgänge  nicht 
zu  den  erwähnten  Feierlichkeiten  zu  rechnen 
sind,  zu  erthellen  hat.  Das  Zuwiderhandeln 
kann  auf  dem  Administrationswege  gehindert  und 
nach  dem  Vereinsgesetze  bestraft  werden. 

«  S.  die  Anm.  2.  citlrte  Entschliessungy.  1851. 

5  Vereinsgesetz  y.  11.  März  1850.  $.  9: 
„Oeffentllche  Versammlungen  unter  freiem  Him- 
mel bedürfen  der  yor^nglgen  schriftlichen  Ge- 
nehmigung der  Ortspolizeibehörde.  —  Die  Ge- 
nehmigung ist  yon  dem  Unternehmer,  Vorsteher, 
Ordner  oder  Leiter  derselben  mindestens  48 
Stunden  yor  der  Zusammenkunft  nachzusuchen 
und  darf  nur  yersagt  werden,  wenn  aus  Abhaltung 
der  Versammlung  Gefahr  für  die  öffentliche 
Sicherheit  oder  Ordnung  zu  befürchten  ist.  — 
Soll  die  Versammlung  auf  öffentlichen  Plätzen, 
in  Städten  und  Ortschaften  oder  auf  öffentlichen 
Strassen  stattflnden,  so  hat  die  OrtspoHzeibehörde 
bei  Ertheilung  der  Erlaubnlss  auch  alle,  dem 
Verkehr  schuldige  Bücksicht  zu  beachten.  Im 
Uebrlgen  finden  auf  solche  Versammlungen  die 
Bestimmungen  der  $$.  1. 4. 5. 6  u.  7  Anwendung.** 
%,  10:  „Den  in  den  yorher  erwähnten  $5-  ®'" 
wähnten  Versammlungen  werden  öffentliche  Auf- 
züge in  Städten  und  Ortschaften  oder  auf  öffent- 
lichen Strassen  gleichgestellt.  Bei  Einholung 
der  Genehmigung  ist  der  beabsichtigte  Weg  an- 
zugeben. Gewöhnliche  Leichenbegäng- 
nisse, sowie  Züge  der  Hochzeitsyer- 
sammlungen,  wo  diese  hergebracht 
sind,  kirchliche  Prozessionen,  Wall- 
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frei  gehalten  werden  können,  wenn  sie  an  den  betreffenden  Orten  hergebracht  sind^ 
nnd  in  der  hergebrachten  Art  stattfinden'.  Im  Grosshersogthnm  Hessen ^  bedaif 
es  gleichfalls  der  Oenehmignng  der  Obrigkeit^,  indessen  braucht  diese  hier  weder 
schriftlich  noch  nnter  allen  Umstftnden  vorher,  sondern  sie  kann  anch  nachtrftglich 
nnd  fitillschweigend  ertheilt  werden  ^,  so  dass.  praktisch  der  Bechtssnstand  dem  in 
Prenssen  sehr  Ähnlich  ist^. 

Im  Königreich  Sachsen  ist  dagegen  ohne  Ausnahme  ftlr  alle  Proaesaionen 
▼orgftngige  Genehmigung  der  Strassenpolizei-Behörde  erforderlich  ^. 

Sachsen-Weimar^  endlich  gestattet  nur  solche  Prozessionen,  welche  in  der 


fahrten  und  Bitt gange,  wenn  stein  der 
hergebrachten  Art  stattfindeni  be- 
dürfen einer  Yorgangigen  Genehmi- 
gung und  selbst  einer  Anzeige  nichf 

1  S.  das  Tor.  Anm.  dt.  Gesetz.  §.  10. 

2  Die  Auslegung,  dass  es  blos  auf  das  in  der 
katholischen  Kirche  Hergebrachte  ankomme ,  s. 
Erk.  des  Eompetenzgerlchtshofes  v.  1856,  Arch. 
f.  kath.  K.  R.  19,  472  ist  unhaltbar,  ebenso  die 
darin  erfolgte  Gleichstellung  der  Leichenbegäng- 
nisse und  hergebrachten  Hochzeitszüge  mit  den 
Prozessionen,  welche,  weil  sie  eine  lediglich  auf 
eine  bestimmte  Kirche  beschränkte  Bedeutung 
haben  und  die  Ausübung  eines  spezifisch  kon- 
fessionellen Gottesdienstes  bilden,  sich  von  den 
Aufzügen  der  erstgedachten  Art  wesentlich 
unterscheiden.  Sprachlich  kann  das  „in  der  her- 
gebrachten Art"  im  Zusammenhang  mit  der  Be- 
stimmung über  die  Angabe  des  beabsichtigten 
Weges  nur  auf  das  lokale  Herkommen,  nicht  die 
durch  die  kirchlichen  Anordnungen  oder  durch 
allgemeine  kirchliche  Gewohnheit  allgemein  fest- 
gestellte Art  bezogen  werden,  was  sich  Übrigens 
auch  aus  den  Materialien  des  Gesetzes  ergiebt. 
Die  Prozession  muss  also  am  Orte  ihrer  Art,  ihrer 
Zeit  und  Form  nach  hergebracht,  also  wiederholt 
bei  den  gegebenen  Anlässen ,  in  der  Welse  wie 
sie  stattfindet  oder  stattfinden  soll,  gehalten  sein. 
So  auch  die  Praxis  des  früheren  Ober-Tribunals, 
8.  Entsch.  24.  S.  497  (PräJ.  v.  14.  April  18531 ; 
Goldtammer,  Arch.  für  preuss.  Strafrecht  1., 
381,  9,  335 ;  10,  770  u.  11,  604,  Entsch.  40.  S. 
43,  Zeitschrift  f.  K.  R.  4,  226 ;  und  des  Kammer- 
gerichts,  Jahrb.  d.  Entsch.  des  Kammergerichts, 
2,  245,  s.  auch  ^eskr.  des  Ministers  des  Innern 
und  des  Kultusministers  v.  1874,  Ztschr.  f. 
K.  R.  13,  231.  Doch  gilt  die  Befreiung  auch  für 
solche  Prozessionen ,  in  Betreif  deren  sich  erst 
nach  Erlass  des  Yereinsgesetzes  ein  Herkommen 
gebildet  hat 

Widerrechtlich  gehaltene  Prozessionen  können 
aufgelöst  werden ,  $.  6  des  olt.  Gesetzes.  Die 
Veranstaltung,  Leitung,  Thellnahme  ist  mit 
Polizeistrafe  bedroht,  $.  17. 

8  Ges.  betr.  die  rechtliche  Stellung  der  Kirchen 
gez.  ▼.  23.  AprU  1875.  Art.  4  Abs.  5,  Ztschr.  f. 
K.  R.  13,  213 :  „Oeflrentllche  Wege  und  Plätze 
können  zu  kirchlichen  oder  religiösen  Feierlich- 
kelten nur  mit  Zustimmung  der  Obrigkeit  be- 
nutzt werden." 

^  D.  h.  der  Polizeibehörde,  s.  Motive :  „Es  soll 
durch  diese  Bestimmung  dem  Missverständniss 
Torgebeugt  werden,  als  ob  in  dem  Recht  der 
öfifentllohen  GottesYerehrung  das  Recht  enthalten 


sei,  öffentliche  Wege  und  Plätze  zu  gottesdienst- 
lichen Handlungen  auch  dann  benutzen  zu  dürfen, 
wenn  einer  solchen  Benutzung  polizeiliche  Rück- 
sichten im  Wege  stehen''. 

^  Vgl.  die  Motive :  „Uebrigens  ist  es  nicht  die 
Absicht,  die  Einholung  einer  ausdrüekliehen 
polizeilichen  Erlaubniss  inj  edem  einzelnen  Falle , 
soweit  dieselbe  nicht  schon  nach  anderen  gesetz- 
lich bestehenden  Bestimmungen  nöthig  ist,  tot- 
zuschrelben.  Vielmehr  kann  die  Zustimmung 
der  Obrigkeit,  von  welcher  hier  die  Bede  ist, 
auch  stillfiohwelgend  erfolgen,  und  es  wird  eine 
solche  stillschweigende  Zustimmung  insbesondere 
dann  der  Regel  nach  vorauszusetzen  sein ,  wenn 
diese  Feierlichkeiten,  um  die  es  sich  handelt, 
unreinem  bisher  geübten  Herkommen 
entsprechen.'' 

^  S.  die  vor.  Anm.  Auch  ergiebt  sich  aus  den 
cltlrten  Motiven,  dass  bei  Verstoss  gegen  die 
Bestimmungen  Polizeistrafe  und  polizeiliche 
luhlbirung  auf  Grund  der  V.  betr.  die  Verhütung 
des  Missbrauchs  der  Volksversammlungen  v.  17. 
September  1849  $.  12  staUhaft  ist. 

f  Vereinsgesetz  v.  22.  November  1860,  S  13, 
Schreyer,  cod.  d.  i.  Kon.  Sachsen  geltenden 
Sohulrechts  S.  722  :  „Versammlungen ,  sowie 
öffentliche  Auf-  und  Umzüge  und  Festlichkelten, 
zu  welchen  öffentliche  Plätze  und  Strassen  in 
Ortschaften  benutzt  werden  sollen,  bedürfen  der 
vorgängigen  Genehmigung  derjenigen  Behörde, 
welcher  die  StrassenpoUzel  über  Jene  Räumlich- 
keiten zusteht.  Dass  diese  Genehmigung  gehörig 
nachgesucht  werde,  dafür  haben  die  Unternehmer, 
Vorsteher,  Ordner  und  Leiter  der  Versammlung, 
des  Auf-  und  Umzugs  oder  der  Festlichkeit  ge- 
meinschaftlich zu  haften.  S.  auch  $  17,  welcher 
die  Anwendbarkeit  des  cit.  $  13  auf  die  Ver- 
sammlungen ,  welche  lediglich  „d)  zur  regelmas- 
sigen kirchlichen  Erbauung  nach  der  Verfassung 
der  einzelnen  Konfessionen  stattfinden",  nicht 
aber  auf  Prozessionen  ausschliesst  Ueber  die  Be- 
rechtigung zur  Auflösung  gesetzwidriger  Aufzüge 
und  zur  Verhäugung  von  Polizeistrafen  s.  $$.  30. 
33  des  Gesetzes. 

8  Ges.  Y.  6.  Mal  1857.  $.  2:  „Pruzessionen 
richten  sich  nach  dem  Herkommen  der  Paiochie, 
bei  welchem  es  auch  femer  bewendet;  Jedoch 
bleibt  bei  denselben  wie  bei  Wallfahrten,  sobald 
Gefährdung  der  öffentlichen  Ordnung  oder  der 
Sittlichkeit  zu  besorgen  ist,  die  geeignete  poli- 
zeiliche Massnahme  vorbehalten.  Der  $.  8  des 
Gesetzes  vom  7.  October  1823  ist  hierdureh  auf- 
gehoben." 
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betreffenden  Paroehie  berkGmmlioh  sind,  jedoch  kann  die  Polizeibehörde  auch  diese 
bei  TorMegender  Beaorgniss  einer  Oefthrdnng  der  öffentlichen  Ordnung  oder  der 
Sitfliehkeit  bestimmten  Einschränkungen  unterwerfen  oder  ganz  yerbieten. 

Im  Gegensatz  zu  den  erwähnten  Gesetzgebungen  lässt  Oesterreich  alle  Pro- 
zessionen ZU;  nur  ist  die  Regierung  berechtigt;  wenn  einer  darauf  bezüglichen  kirch- 
lichen Anordnung  öffentliche  Rflcksichten  entgegenstehen ,  die  Prozession  zu  unter- 
sagen ^ 

Was  die  bisher  nicht  erwähnten  deutschen  Staaten  betriffb,  in  denen  keine  spe- 
ziellen gesetzlichen  Vorschriften  in  Betreff  der  Prozessionen  bestehen  y  so  bestimmt 
sieh  in  diesen  zunächst  ihre  Zulässigkeit  oder  ünstatthafHgkeit  nach  der  Stellung, 
welche  prinzipiell  der  katholischen  Kirche  in  dem  betreffenden  Lande  gewährt  ist. 
Fehlt  ihr  im  Allgemeinen  das  Recht  zur  öffentlichen  Ausflbung  ihres  Gottesdienstes 
mid  ist  derselbe  nur  an  bestimmten  Orten  und  in  gewissen  Kirchen ,  sowie  allein 
unter  bestimmten  Beschränkungen  gestattet,  wie  inWaldeck^  und  Mecklenburg', 
so  ist  jedes  Ueberschreiten  dieser  Grenze  —  und  ein  solches  wUrde  auch  die  Veran- 
staltung von  Prozessionen  ausserhalb  der  Kirche  bilden  —  ohne  besondere  Staats- 
genehmigung unstatthaft  ^.  Eine  solche  muss  auch  in  den  Staaten,  welche,  wie  Braun- 
schweig  zwar  öffentliche  Religionsübung  gewähren  ^,  aber  diese  der  Aufsicht  des 
Staates  unterstellen^,  sowie  für  jede  specielle  Verfügung  eines  auswärtigen  kirchlichen 
Oberen  das  Placet^  yorbehalten,  fllr  erforderlich  erachtet  werden. 

Anders  verhält  es  sich  mit  denjenigen  Staaten,  in  welchen,  wie  in  Württem- 
berg^ und  Bad  en^  der  katholischen  £[irche  das  Recht  der  öffentlichen  Gottesdlenst- 
flbung  prinzipiell  eingeräumt  und  das  Verhältniss  derselben  zum  Staat  in  den  einzelnen 
Beziehungen  auf  Grundlage  der  Anerkennung  der  Stellung  als  einer  öffentlichrecht- 
lichen Anstalt  und  der  Autonomie  der  eigenen  Angelegenheiten  geregelt  ist.  Wenn 
auch  damit  an  sich  nur  die  Freiheit  der  Ausübung  des  Gottesdienstes  in  den  dafär 
bestimmten  Gebäuden  gewährt  ist,  so  ergiebt  sich  doch  daraus,  dass  die  Prozessionen 
keinen  besonderen,  aus  dem  EUrchenhoheitsrecht  herfiiessenden  Beschränkungen 
unterworfen  sind*®,  die  weitere  Konsequenz,  dass  sie  nicht  an  und  für  sich  als  ver- 


«  G«.  y.  7.  Mai  1874.  §.  17  (o.  S.  18  n.  9). 
in  Zuaammenlialt  mit  dem  alleidings  formell 
aufgehobenen  Konkordate  v.  1856  Axt.  4 :  „  . . 
epiMopifl  .  .  .  liberum  erit ...  3.  praeecribere 
Tel  indicare  preces  pnblicas  aliaqne  pia  opera, 
euD  id  bonnm  eccleaiae  ant  Btatnspopnliveposta- 
lai,  aopplicationes  et  peregrinatlones  indlcere." 
Die  Mittel ,  die  Anordnung  durchzusetzen,  be- 
stehen uacb  $  60  des.  Qes.  in  Geldbussen  und 
anderen  zulässigen  Zwangsmitteln ,  also  hier  in 
der  Aufloeung  der  Prozession.  Dem  Vereinsge- 
setze  T.  15.  NoTomber  1867  unterliegen  die 
Prozessionen,  Wallfahrten  und  sonstigen  Aufzüge 
zur  Feier  eines  gesetzlich  anerkannten  Kultus 
nicht ,  U  l  h  r  1  c  h ,  Staatsrecht  der  Ö8terr.-ungar. 
Monaxohie  in  Marquardsen,  Hdboh.  d.  offen tl. 
B.  IV.,  1,  52. 

s  I>ie  Verfassungsurkuhde  v.  17.  August  1852. 
$}.  40-— 42  gewährt  der  katholischen  Kirche  wohl 
Autonomie  In  ihren  Angelegenheiten,  aber  nicht 
freie  öffentliche  Ausübung  Ihres  Gottesdienstes, 
T0.  aneh  Yering,  K.  R.  2.  Aufl.  S.  216. 

9  (G.  T.  Schroter)D.kathol. Religionsübung 


in  Mecklenburg  -  Schwerin ,  geschichtlich  und 
rechtlich.  Jena  1852.  S.  74;  Yering  a.  a.  0. 
S.  212. 

^  Dasselbe  dürfte  auch  von  Anhalt,  Mei- 
ningen, Schwarzburg-Sondershausen, 
Hamburg  und  Bremen  gelten,  wo  die  Ver- 
hältnisse der  in  geringer  Anzahl  vorhandenen 
Katholiken  sich  lediglich  nach  den  besonderen, 
von  den  Regierungen  gewährten  Konzessionen 
bestimmen,  s.  auch  Yering  a.  a.  0.  S.  231. 

&  Landschaftsordnung  v.  11.  Oktober  1832. 
S 211 ;  vgl.  Yering  a.  a.  0.  S.  210. 

^  Cit.  Ordn.  $  27 :  ...  ^Aeussere  Religions- 
übung ist  der  Oberaufsicht  des  Staates  unter- 
worfen". 

^  Bd.  m.  S.  761.  n.  4.  Vgl.  auch  Yereins- 
gesetz  V.  4.  Juli  1853.  %%.  17  ff. 

8  Verf.  ürk.  v.  25.  September  1817.  §8-  70.  78 
und  dazu  Gesetz  v.  30.  Januar  1862. 

0  Ges.  V.  9.  Oktober  1860.  %  1. 

10  Das  cltlrte  württembergische  und  das  ba- 
dische  Gesetz  kennen  solche  nicht. 
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boten  erscheinen,  dass  sie  vielmehr  nur,  weil  sie  sich  als  öffentliche  Anfsttge 
darstellen  und  mit  ihnen  eine  Benutzung  der  öffenttichen  Wege  und  Plfttse  Terbunden 
ist,  den  in  dieser  Beziehung  geltenden  polizeilichen  Vorschriften  unterworfen  sind  ^. 

Dasselbe  wird  auch  für  Oldenburg,  obwohl  hier  die  Regelung  des  VerhAlt- 
nisses  noch  auf  den  Prinzipien  des  früheren  Staatsrechtes  beruht  2,  wegen  der  spiteren 
gesetzlichen  Beseitigung  der  gerade  für  den  Fall  zurAnwendung  kommenden  älteren 
Bestimmungen  3  angenommen  werden  müssen. 

In  allen  Fallen  kann  aber  seitens  der  katholischen  Kirche  bei  der  Öffentlichen 
Veranstaltung  von  Prozessionen  von  den  ihr  nicht  Angehörigen  niemals  ein  Verhalten 
beansprucht  werden,  welches  eine  Anerkennung  der  religiösen  und  dogmatischen  An- 
schauungen dieser  Kirche  zum  Ausdruck  bringt,  z.  B.  die  Zollung  besonderer  Ehren- 
bezeigungen (wie  Hutabnehmen,  Niederknieen  bei  Vorbeitragung  des  Sanktissimum), 
wenngleich  allerdings  der  Nichtkatholik  sich  andererseits  jeder  Bezeignng  von  Miss- 
achtung,  noch  viel  mehr  der  von  Spott  und  Hohn  gegen  Dinge,  welche  einer  anderen 
Religionspartei  heilig  sind,  zu  enthalten  hat  ^.  Vollends  der  Gewissensfreiheit  wider- 
sprechend und  ungerechtfertigt  ist  es ,  wenn  der  Staat  in  Nachgiebigkeit  gegen  die 
Ansprüche  der  katholischen  Kirche  auf  Alleinherrschaft  diejenigen ,  welche  wie  die 
Beamten^  und  Militftrs^  in  einem  besonderen  Treurerhältniss  zu  ihm  stehen,  in 
Folge  ihrer  Amts-  und  Dienstpflicht,  namentlich  wenn  sie  einer  anderen  Konfession 
als  der  katholischen  angehören,  zwingt ,  den  Prozessionen  beizuwohnen  oder  dabei 
Ehren  zu  erweisen,  welche  mit  ihren  religiösen  Gefühlen  und  Anschauungen  unver- 
einbar sind  ^. 


<  Cit.  bad.  Gesetz  %,  13:  „In  ihren  bürger- 
lichen und  staatsbQrgeTlichen  Beziehungen  blei- 
ben die  Kirchen  • .  .  den  Staatsgesetzen  unter- 
worfen.'' S.  auch  badisches  Vereinsgesetz 
V.  21.  NoTember  1867.  %,  10  ff. 

In  Württemberg  fehlt  es  an  einem  das  Yereins- 
uud  Versammlungsrecht  regelnden  Gesetz,  s. 
G an p p ,  württemb. Staatsrecht belMarqnard- 
sen  a.  a.  0.  III.  1,  29. 

Dieser  Gnippe  muss  auch  Lippe-Detmold 
und  Schwarzburg-Kudolstadt  angereiht 
werden.  Hier  Ist  durch  Edikt  v.  9.  März  1854, 
bez.  durch  V.  ▼.  1872  (Arch.  f.  kath.  K.  R.  36, 
41 1)  dem  Bischof  von  Paderborn  dieselbe  Stellung, 
wie  den  preussischen  Bischofen  eingeräumt,  also 
für  die  katholische  Kirche,  soweit  nicht  besondere 
Bestimmungen  bestehen,  eine  gleiche  Rechtslage 
wie  In  Preussen  geschaffen. 

«  S.  d.  V.  V.  5.  April  1831,  das  Normativ  von 
demselben  Tage  und  den  Vertrag  v.  5.  Januar  1850, 
A.  Müller,  Lexikon  des  K.  R.  1.  Aufl.  5, 
399,  ff 

s  Der  Prozessionen  erwähnen  die  citirten  Ord- 
nungen nicht.  Wegen  der  Ausdehnung  des  Pla- 
cets  auf  Jede  Verfügung  des  Bischofs  (Bd.  III.  S. 
761 .  n.  3)  bedurften  sie  aber  der  staatlichen  Ge- 
nehmigung. Das  Placet  ist  indessen  durch  die 
Verfassungsurkunde  v.  1852  (a.  a.  0.  S.  763.  n.  1) 
beseitigt  worden.  Weiter  finden  vereinspolizei- 


liche Beschränkungen  nach  Art.  75  auf  Religions- 
gesellschaften mit  Korporationsrechten  keine  An- 
wendung. So  bleiben  daher  die  Prozessionen 
jetzt  nur  den  etwaigen  polizeilichen  Vorschriften 
über  die  Benutzung  öffentlicher  Strassen  und 
Wege  zu  Aufzügen  unterworfen. 

^  Weiter  geht  das  Österreichische  Gesetz 
vom  28.  Mai  1868  (betr.  die  interkonfessionellen 
Verhältnisse  d.  Staatsbürger)  Art  13,  Zteelir;  L 
K.  R.  8,  149,  welches  die  Unterlassung  alles  des- 
jenigen, ^was  eine  Störung  oder  eine  Beeinträch- 
tigung der  Feier  zur  Folge  haben  konnte ,  bei 
den  herkömmlichen  Prozessionen  auf  den  Plätzen 
und  in  den  Strassen ,  durch  welche  sich  der  Zug 
bewegt**,  vorschreibt. 

6  So  mussten  sich  in  Baiern  unter  König 
Ludwig  I.  die  Beamten  in  Uniform  au  der  Frobn- 
lelchnamsprozession  betheiligen,  Silbernagl 
a.  a.  0.  S.  299. 

^  Noch  heute  hat  in  Baiem  jede  Wache ,  also 
auch  der  protestantische  Soldat,  bei  Vorbeitra- 
gung des  Sanktissimum  unter  das  Gewehr  zu 
treten ,  bei  der  Frohnleichnamsprozesslon  muss 
die  Garnison  ausrücken ,  wennschon  seit  1873 
protestantische  Soldaten  bei  Bildung  des  Spaliers 
bei  diesen  Prozessionen  nicht  mehr  verwendet 
werden  dürfen,  Silbernagla.a.  0. 

^  Vgl.  auch  Thudichum,  deutseh.  K.  R. 
1,37. 
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§210.    4,  Die   Wallfahrten^ 

Die  Wallfahrt  [peregrinaHo)  ist  eine  ans  Frömmigkeit  nnternommene  Reise  oder 
Wanderung,  um  eine  entfernte  heilige  Stätte^,  einen  Gnaden-Ort  oder  ein  Gnaden- 
Bild^  zu  besuchen  und  dort  in  Betrachtung  der  sich  an  solche  knüpfenden  Erinnerungen 
und  Gnaden  oder  unter  Verehrung  des  betreffenden  Heiligen  einer  besonderen  An- 
dacht obzuliegen. 

Die  Wallfahrt  kann  von  einem  Einzelnen  oder  auch  von  Mehreren ,  gleichviel, 
ob  diese  durch  irgend  ein  gemeinsames  Band,  wie  z.  B.  die  Mitglieder  derselben 
Pfarrei,  derselben  Brüderschaft ,  verknüpft  sind  oder  nicht,  ausgeführt  werden.  Die 
von  einer  grösseren  Anzahl  von  Gläubigen  unternommene  Wallfahrt  unterscheidet 
sich  von  der  Prozession  dadurch,  dass  sie  nicht,  wie  die  letztere  ein  regelmässiger 
Theil  des  Kultus  oder  eine  bei  ausserordentlichen  Gelegenheiten  von  der  Kirchen- 
behörde besonders  angeordnete  kirchliche  Feierlichkeit  ist,  sondern  von  der  katholi- 
schen Kirche  nur  als  ein  lobenswerthes  und  verdienstliches  frommes  Werk  betrachtet 
wird^.  Die  Veranstaltung  von  Wallfahrten  ist  daher  dem  freien  Entschlüsse  der 
Olänbigen  tberlassen.  Eine  kirchliche  Pflicht,  eine  solche  zu  unternehmen ,  besteht 
nicht.  Nur  ausnahmsweise  kann  sie  durch  ein  darauf  gerichtetes  Gelübde  oder  durch 
Auferlegung  einer  Wallfahrt  als  Busswerk  begründet  werden^.  Die  Wallfahrten  sind 
also  immer  eine  Privatangelegenheit  eines  oder  mehrerer  Kirchenglieder  und  daraus 
erklärt  es  sich,  dass  das  Kirohenrecht  sehr  wenige  Normen  in  Bezug  auf  dieselben 
aufzuweisen  hat. 

Nachdem  Rituale  romanum^  sollen  die  Wallfahrer,  gleichviel  ob  einer  oder  meh- 
rere, von  ihrem  Ordinarius  oder  ihrem  Pfarrer  einen  offenen  Brief  oder  ein  Empfehlungs- 
schreiben^ erbitten  und  ausgehändigt  erhalten,  sowie  nach  Ordnung  ihrer  Angelegen- 
heiten und  nach  Ablegung  der  Beichte  die  Messe  anhören^  und  die  Eucharistie  em- 
pfangen. Am  Schlüsse  der  Messe  wird  ihnen  endlich  die  besondere  henedieUo 
peregrmorum  ertheilt.  Wenn  auch  Wallfahrten  ohne  Beobachtung  dieser  Vorschriften  an 


^Joan.  Stalenius,  Peregrlnus  ad  loca  sancta 
orthodoxas  et  piu8  demonstratus  sWe  ylndiciae 
saciar.  petegrlnattonum.  Colon.  1649 ;  J.  M  a  r  x, 
d.  WaUfahiten  1.  d.  kathol.  Kirche.  Trier  1842; 
G.  Patifls,  die  Wallfahrten  In  Ihrer  providen- 
tlellen  Bedeutung  fär  unsere  Zeit  Mainz  1875 ; 
▼gl.  aucb  Binterim,  Denkwürdigkeiten  der 
christkath.  Kirche.  Bd.  IV.  Th.  I.  S.  606  ff. ; 
JacobusGretserus  (zu  $.  221  n.  8). 

2  Namentlich  die  h.  Stätten  in  Jerusalem, 
femer  die  Gräber  von  Aposteln  (z.  B.  der  Apostel 
Petrus  und  Paulus  in  Bom) ,  von  Märtyrern  oder 
Heiligen ,  oder  solche  Orte ,  an  denen  Reliquien 
Ton  Christus,  der  Apostel,  Märtyrer  und  Heiligen 
aufbewahrt  werden. 

'  D.  h.  diejenigen  Orte  und  Bilder,  an  wel- 
chen oder  durch  welche  Gott  öfters  und  in  augen- 
fälliger Weise  den  Gläubigen  auf  ihr  Gebet  in 
besonderer  und  wunderbarer  Weise  Gnaden  er- 
zeigt hat. 

4  Vgl.  Trid.  Sess.  XXV.  decr.  inyocat.  sancto- 
Tum  ;  M  a  r  X  S.  118  ff. 


5  Das  Nähere  darüber  bei  den  betreffenden 
Lehren. 
«  tlt.  VIII.  c  11. 

7  Ein  Formular  dafür  bei  B ar  u  f  f  a l du  s ,  ad 
rituale  roman.  comm.  tit  LIV.  n.  16,  ed.  elt  2, 
24.  Der  Zweck  ist  einmal,  die  Wallfahrten  unter 
die  Aufsicht  der  Kirche  zu  stellen,  um  entweder 
unnütze  oder  schädliche  Wallfahrten  zu  yerhln- 
dem,  andererseits  bei  zu  billigenden  Wallfahrten 
den  Betheiligten  die  erforderlichen  Anweisungen 
und  Belehrungen  zu  geben ,  femer  den  letzteren 
auf  der  Reise  und  am  Bestimmungsort  die  Erlan- 
gung der  nöthigen  Hülfe  und  Unterstützung  zu 
erleichtern,  endlich  den  kirchliehen  Oberen  und 
Amtsträgern  an  den  zu  berührenden  Zwisehen- 
orten  und  an  dem  Ziel  der  Reise  die  Möglichkeit 
einer  Kontrole  zu  gewähren  und  sie  gegen  Aus- 
beutung durch  Betrüger  zu  schützen,  Patiss 
S.113;  Probst,  kirchliehe BenedikÜonenS.  136. 

8  Die  besondere  (Votiv-)  Messe  des  Missales 
pro  peregrlnantibus  oder  eine  Messe ,  in  welcher 
die  Oration  für  diene  letzteren  eingelegt  ist. 
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sich  nicht  ausgeschlossen  sind ,  so  sind  doch  Wallfahrten  im  Sinne  der  Kirche  nur 
diejenigen,  bei  welchen  sie  beobachtet  worden  sind  ^ 

Die  Kontrole  über  die  Wallfahrten  und  die  Wallfahrer  steht  den  Ordinarien 
des  Ortes,  von  welchem  aus  die  letzteren  ihre  Wallfahrt  unternehmen,  derjenigen  Orte, 
welche  sie  berühren,  und  endlich  des  Ortes,  welcher  das  Ziel  der  Wallfahrt  ist,  za^. 
SchidUche  und  unnütze  Wallfahrten  ist  der  Ordinarius  des  erstgedachten  Ortes  au 
hindern  berechtigt^.  In  diesem  Fall  haben  die  Wallfahrer  kein  Recht  auf  die  Ge- 
währung der  kirchlichen  Httlfe  und  der  kirchlichen  Segnung,  welche  das  Rituale 
Romanum  vorschreibt.  Was  insbesondere  die  Segnung  betrifft,  so  ist  dieselbe  weiter 
davon  abhängig,  dass  selbst  bei  gebilligter  Wallfahrt  die  übrigen  Bedingungen,  also 
die  Ablegnng  der  Beichte,  die  Anhörung  der  Messe  und  der  Bmiiiang  der  Eucharistie 
erfüllt  sind,  weil  die  Kirche  diese  als  Mittel  der  gehörigen  und  würdigen  Vorbereitung 
zu  einer  heilbringenden  und  erfolgreichen  Wallfahrt  erfordert. 

Wird  eine  Wallfahrt  von  einer  grösseren  Anzahl  von  Personen  veranstaltet ,  so 
soll  sie  —  doch  ist  dies  kein  Reehtsgebot ,  sondern  nur  ein  Rath,  —  womöglich  von 
einem  Geistlichen,  mindestens  aber  von  einem  erfahrenen,  von  dem  Pfarrer  dazu  em- 
pfohlenen Manne  geführt  werden  ^,  damit  Missbräuche,  namentlich  ungeeignete  Gebete 
und  Gesänge  verhütet  werden,  und  die  Theilnehmer  Anleitung  zu  einem  frommen  und 
würdigen  Benehmen  erhalten.  Eine  Jurisdiktion  über  die  Wallfahrer  gewährt  das 
Kirchenrecht  einem  solchen  Leiter  nicht,  wohl  aber  wird  er  befugt  sein,  die  faktischen 
Mittel,  welche  sich  zur  Aufrechterhaltung  der  Ordnung  darbieten,  zu  gebrauchen, 
also  sich  unwürdig  verhaltende  Mitglieder  zurückzulassen,  die  übrigen  zur  Abbrechung 
jedes  Verkehrs  mit  solchen  aufzufordern  und  nöthigenfalls  die  Hülfe  des  Ordinarius 
in  Anspruch  zu  nehmen ,  in  dessen  Sprengel  er  sich  mit  den  Theilnehmem  der  Pro- 
zession befindet. 

Das  Rituale  weist  endlich  ein  Formular  für  die  Segnung  der  Wallfahrer  nach 
ihrer  Rückkehr  auf  ^.  Diese  Benediktion  ist  eine  Danksagung,  andererseits  eine  An- 
wünschung,  dass  die  Früchte  der  Wallfahrt  fortdauern,  und  Gott  die  Wallfahrer  fort 
und  fort  beschützen  möge.  Die  Nachsuchnng  derselben  ist,  wenn  schon  für  die  Wall- 
fahrer die  ethisch-religiöse  Pflicht  zum  Dank  gegen  Gott  besteht,  keine  Rechtspflicht, 
trotzdem  gehört  die  Erfüllung  dieser  Vorschrift  aber  immer  zu  einer  ordnungsmässigen 
Wallfahrt  im  Sinne  der  Eärche. 

Für  das  staatliche  Gebiet  hat  die  Veranstaltung  der  Wallfahrt  seitens  eines 
Einzelnen  oder  mehrerer  Personen,  welche  sich  nach  Art  sonstiger  Reisenden  zu  den 
heiligen  oder  Gnaden-Orten  begeben ,  kein  besonderes  Interesse.    Selbstverständlich 


1  SelbstveiBtandlich ,  sofexn  sie  beobachtet 
weiden  können.  Das  ist  aber  bei  den  als  Buss- 
werke  auferlegten  Wallfahrten  nicht  immer  in 
allen  Beziehungen  der  Fall,  z.  B.  kann  der  in  der 
grossen  Exkommunikation  Befindliche  die  ge- 
dachten Vorschriften  nicht  alle  erfüllen,  -weil 
ihm  das  Abendmahl  und  die  Benediktion  ver- 
weigert werden  muss,  s.  o.  S.  66  u«  161.  An 
fr^willig  unternommenen  kirchlichen  Wallfahr- 
ten können  daher  diejenigen,  welche  kein  Recht 
auf  die  erwähnten  Sakramente  und  Segnungen 
haben,  nicht  theil nehmen  und  sind  nöthigenfalls 
Yon  ihnen  auszusohliessen. 


2  Vgl.  auch  Prager  Provlnzialkonzil  ▼.  1860, 
coli.  conc.  Lac.  5,  478. 

s  Der  Pfaner  kann  nur  davon  abmahnen ,  sie 
aber  nicht  deilnitiv  verbieten ,  weil  er  keine 
Jurisdiktion  besitzt  Dass  der  Ordinarius  einzel- 
nen Geistlichen,  falls  die  Erfüllung  ihrer  Amts- 
pflichten wichtiger  erscheint  als  die  Wallfahrt, 
die  Theilnahme  untersagen  kann ,  versteht  sich 
von  selbst,  s.  auch  Bd.  III.  S.  225  ff. 

*  S.  Prag  a.  a.  O.  p.  478 ;  Colocza  1863 ,  L  e. 
p.  712. 

*  L.  c.  c.  12. 
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sind  aber  solche  Wallfahrer  den  in  jedem  Lande  nnd  in  den  betreffenden  Orten  be- 
stehenden fremden-  und  reisepolizeilichen  Vorschriften  unterworfen. 

Anders  verhält  es  sich  mit  den  Wallfahrten,  w^che  in  grosseren  Massen  nnd  in 
geschlossenen  Zügen  nntemommen  werden  und  sich  durch  ihr  äusseres  Verhalten, 
I.  B.  dnrch  Oebete  und  Oesänge,  durch  die  Theilnahme  von  Geistlichen  u.  s.  w.  ohne 
Weiteres  ihrem  Charakter  nach  als  kirchliche  Aufzüge  kundthun.  Diese  behandeln 
einzelne  Staatsgesetzgebnngen  unter  ausdrücklicher  Erwähnung,  sodiepreussische' 
nnd  die  weimarische  2  rechtlich  ebensowie  die  Prozessionen,  oder  sie  sind  den  letz- 
teren dadurch  gleichgestellt,  dass  sie  ebenso  wie  diese  unter  die  Kategorie  der  öffent- 
liehen  Umgänge  (so  Gotha^  und  Coburg^),  der  öffentlichen  Aufzüge  (Sachsen^), 
der  religiösen  Feierlichkeiten  ausserhalb  der  Kirchen  (z.B.  Frankreich,  Elsass- 
Lothringen^,  Baiern^,  Hessen^),  subsumirt  werden  müssen.  In  Betreff  ihrer 
Znlässigkeit  und  der  etwaigen  für  sie  zur  Anwendung  kommenden  Beschränkungen 
gelten  also  die  o.  S.  232  ff.  dargelegten  Grundsätze. 


5.  Die  Verehrung  der  Heiliffen^  ihrer  Reliquien  und  Bilder. 

§  211.  A.  Die  Verehrung  der  Heiligen  {beattficaHo,  canonisatio^). 

I.  Geschichte.  In  den  ersten  christlichen  Jahrhunderten,  während  der  Zeit  der 
Verfolgungen  genossen  diejenigen  Glieder  der  Christengemeinden,  welche  sieh  durch 
lebendigen  Glauben ,  musterhaften  Wandel  nnd  standhaftes  Bekennen  im  Leben  nnd 
im  Sterben  als  Geheiligte  des  Herrn  hervorgethan  hatten,  besonderer  Verehrung. 
Wie  den  Christen  das  Bewusstsein  der  fortdauernden  Gemeinschaft  mit  ihren  abge- 
Bchiedenen  Glaubeni^enossen  theuer  und  werth  war,  so  bewahrten  sie  vor  allem  das 
Andenken  an  diejenigen,  welche  als  Blutzeugen,  martyree,  für  den  christlichen  Glauben 
ihr  Leben  hingegeben  hatten.  Schon  seit  der  2.  Hälfte  des  2.  Jahrhunderts  wurde 
es  Sitte,  dass  ganze  Gemeinden  an  den  Todestagen  ihrer  Märtyrer  (Y^v^&Xia  xcov  fiap- 
tupiov,  wUaUiiamartyrum)  ^<^,um  die  fortdauernde  Gemeinschaft  mit  ihnen  zu  bekunden, 
und  zwar  an  den  Orten,  wo  die  Leiber  derselben  bestattet  waren,  Gottesdienst  ab- 
kielten, bei  welchem  die  Geschichte  ihres  Leidens  und  Bekenntnisses  vorgetragen,  und 
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S.  0.  S.  233.  n.  5. 

S.  0.  S.  234.  n.  8. 

&  0.  S.  232.  o.  4. 

8.  0.  S.  232.  n.  6. 

a  0.  &  234.  n.  7. 

S.  0.  S.  232.  n.Sund  Oeigel  a.  a.  0.  S.  47. 

S.  0.  S.  233.    und   Silbernagl   a.   a.  0. 
S.299. 

s  8.  0. 8. 234  n.  3.  Wegen  de?  übrigen  Staaten 
i.a235. 

*  Mich.  Salier,  eoelealae  catholicae  de 
colta  sanetonun  doctrina.  Monaeh.  1747. —  Codex 
coBStitiitlonnm  quaa  sammi  pontiflces  edidernnt 
in  aolemnl  canonizatione  Banctonunah  a.083  ad  a« 
1729 aeenrante  Insto  Fontanino.  Rom  1729; 
GL  F.  deMatta  de  eanoniaatioDe  sanctoram, 
Rom  1678;  Benedict  na  XIY,  de  seryoromdei 
bestiflcatioae  et  beatonim  canonlsatione.  Bonon. 
1734;  ed  II.   PaUy.  1743.  IV  Toml  (in  der  Ge- 


sammtansgabe  der  Werke  von  A  z  e  y  e  d  o.  Rom 
1747.  Bd.I— IV  und  die  appendices  in  Bd.  Vit) ; 
Benedict!  XIY  acta  canonizatlonis  sanctorum 
.  .  .  nna  cnm  apostolieis  literia  (In  oit  Ausgabe 
der  Werke  Bd.  Y);  Benedicti  XIY  acta  et 
decreta  in  causis  beatülcatlonum  etc.  (cit.  Ausgabe 
Bd.  YI);  Ferraris  prompta  blblloth.  5.  v. 
veneraüo  sanotorum  ;  y.  M  o  y ,  Beatlflcation  u.  Ka- 
nonisation  in  Wetzeru. Weite,  Kirchenlezi- 
kon.  2.  Aufl.  2,  141.  Der  kurze  Aufsatz  in  den 
Analecta  iur.  pontif.  1861.  p.  1067.  de  la  cano- 
nisation  zählt  im  Wesentlichen  nur  die  wichtigeren 
Kanonisationen ,  deren  bis  Gregor.  XYI.  1^  er- 
folgt sind,  auf. 

10  Geburtstag  In  höherem  Sinne  genannt,  weil 
man  annahm,  dass  die  Märtyrer  durch  ihren  Tod 
zum  Paradlese  eingingen,  Gieseler,  Kirchen- 
geschiehte ,  4,  Aufl.-  I.  1 ,  244.  Ygl.  auch  die 
folg.  Anm. 
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die  Kommimion  unter  Darbringnng  der  oblatio  pro  defunetifl  auch  fbr  sie  gefdert 
wurde  *. 

Nachdem  die  christliche  Kirche  im  4.  Jahrhundert  als  berechtigte  Religions- 
genoBsenschaft  im  römischen  Reiche  anerkannt  worden  war,  und  damit  die  Ver- 
folgungen ihr  Ende  erlangt  hatten,  strahlte  das  Märtyrerthnm  nur  noch  in  höherem 
Glänze.  Man  baute  nunmehr  Kirchen  und  Kapellen  Aber  den  Gräbern  der  Märtyrer  ' 
oder  hob  ihre  körperlichen  Ueberreste  aus  denselben  hervor,  um  sie  in  den  Kirchen, 
namentlich  unter  den  Altären,  aufzubewahren^.  Zugleich  macht  sich  die  Anschannng 
geltend,  dass  den  bei  dem  Herrn  weilenden,  abgeschiedenen  Märtyrern  als  himm- 
liehen  Fürsprechern  Bitten  und  Anliegen,  um  fOr  dieselben  bei  Gott  einzutreten,  unter- 
breitet werden  könnten  4. 

Damit  entwickelt  sich  aus  der  Märtyrer -Verehrung  ein  ausgedehnter  Hei* 
ligenkultus,  indem  man  nunmehr  auch  andere  durch  frommen  Wandel  und 
Verkehr  ausgezeichnete  Christen,  namentlich  Mönche,  von  denen  Wunder  bei  ihren 
Lebzeiten  verrichtet  oder  an  ihren  Gräbern  geschehen  sein  sollten,  den  Mär- 
tyrern anreihte.  Der  Unterschied  gegen  die  ersten  Zeiten  des  Christenthums  liegt 
darin,  dass  diejenigen,  welche  fftr  heilig  erachtet  werden,  über  die  Linie  des  rein 
Menschlichen  hinaustreten ,  dass  für  sie  nicht ,  wie  für  die  übrigen  abgeschiedenen 
Gläubigen  gebetet  zu  werden  braucht^,  dass  sie  vielmehr  wegen  ihrer  Verdienste, 
welche  ihnen  den  unmittelbaren  Zutritt  zu  Gott  verschafft  haben,  mit  Bitten  und  An- 
liegen angegangen  werden  können ,  und  dass  ihrer  Fürbitte  bei  Gott  eine  besondere 
Kraft  zukommt.  Zwar  gebührt  ihnen  nicht  Anbetung,  XaTpe(a,  adoratio,  wie  Gott  und 
Christus,  wohl  aber  Verehrung  und  Anrufung,  SooXeia,  itpocxdvTjaic,  iM>ocatio^,  Für 
nothwendig  hat  die  katholische  Earche  die  Heiligenverehrung  freilich  niemals  erklärt. 


*  BnndBchrelben  der  Gemeinde  Smyma  über 
den  M&rtyrertod  ihres  Bischofs  Polykarp  (n. 
106—117)  bei  Eusebins  bist,  eccles.  IV.  23  (1d), 
ed.  Laemmer,  p.  286:  „xoikov  (i.^  y^  ^^^^ 
^vra  ToD  ^eot>  (d.  h.  Christas)  npocxuvou(icVy 
To6c  hi  (AdpTupac  d>c  fAaBTjTdc  xal  (jupT^rdc  toO 
xuplou  dl7atcd»(Aev  d^duc  i  £vnuv  eövotac  dvuncp- 
ßX-f^Tou  r9)c  eic  t^  l^iov  ßaoiXia  xal  (il^doxoXov.  »v 
Y^voiTO  xal  "^{idc  ou^xotNcsvoOc  xe  xal  ouii.(xaB7]Tdc 
Ytv^o^ac  .  • .  •  o5tqk  t8  i^^ctc  dorcpov  avcXöpievoi 
Td  Tifjit(6Tepa  X(d(uv  fcoXuTeX&v  xal  Soxtpu^repa 
&ic^D  YPuolov  Ö9Td  a^oO  dTce^^pieda  Snou  xal 
dx^Xouvov  ^N .  Ivda  <bc  (uvot^y  ^(jiiv  ouvo^opkivoic 
hi  dYYaXXidoet  xal  ^apa  icap^^i  o  xOpioc^mxeXeiv 
Tol)  uapruptou  auxoD  (d.h.de8  Polykarp)  if^jiipav  ^e* 
^ddXiov,  eU  T8  xifjv  xc&v  ':ipo7]dXir]x6xo>v  jivryiTjv 
xal  xdiN  (AcXXövxav  doxino(v  xe  xal  IxoipLaoCa^^. 
Vgl  aach  Cypiiau.  ep.  39.  ed.  Hertel  2,  683 : 
^acdiicia  pro  eis  semper ,  nt  meministis  offeri- 
mns,  qnotlens  martynun  passiones  et  dies  anni- 
yersaria  commemoratione  celebrama9. 

^  Solcher  erwähnen  die  Konzilien  seit  dem 
4.  Jahrhundert  mehrfach,  s.  Laodlcea  343 — 381 
c  9;  Carth.  VI.  v.  401  o.  17  (cod.  eceles.  Afric 
c.  83,  auch  c  76  Dict.  I  de  consecr.) :  „Item  plaouit, 
ut  altariä,  quae  passlm  per  ag;ros  et  per  yias  tam- 
quam  memoriae  martynun  constituuntur,  in  qui- 
busnullum  corpus  autreliquiae  martyrum  conditae 
probantur,  ab  episoopisquilocis  iisdem  praesunt, 
sl  fleri  possunt,  evertantur.  Si  autem  hoc  per 
tumultns  populäres  non  sinitur,    plebes  tarnen 


admoneantur,  ne  lila  looa  frequentent,  nt  qui 
recte  sapiunt,  nulla  ibi  sapeistltione  devineü 
teneantur.  Et  omnino  nuUa  memoria  martyrum 
probabiliter  acceptetur,  nlsi  ubi  corpus  aut  aliqnae 
rellquiae  sunt  aut  origo  alicuiu«  habitatlonia  Tel 
possessionis  yel  passionis  fldelissima  orlgine  tra- 
ditur.  Nam  quae  per  somnia  et  per  inanes  quasi 
revelationes  quorumlibet  homlnum  ublcumqne 
constituuntur  altaria,  omni  modo  improbentur.*' 
Nach  Chalcedon,  461.  c.  6  können  Priester  auf 
eine  solche  Kapelle  ordinirt  werden ,  vgl.  auch 
H e f  e  le ,  Cono.  Geach.  2.  Aufl. 2,  467.  458.  523. 

>  Gieselera.  a.  0.  1.2,265. 

«  Gieseler  a.  a.  0.  S.  2,  267  ff. 

B  Ja  Augustin  serm.  17.  erklärt  dies  Mgmr  für 
unschicklich :  „Iniuria  est  enim  pro  martyreorarc, 
culuB  nos  debemus  orat^onibui  commendazi*'. 
Vgl.  ferner  Gieseler  a.  a.  0.  S.  271,  s.  auch 
c.  6  $.  2.  (Innoe.  III)  X.  de  celebr.  missar.  III. 
41,  worin  er  die  dtirte  Stelle  Augustins  all  sa£ne 
scripturae  auctoritas  anführt,  um  4''dureh  die 
Aenderung  der  alten  Formel  ^^annue  npbis  ,  do- 
mine ,  ut  animae  famuli  tui  LeonlB  haeo  protit 
oblatio'^  in  die  neuere :  „annue  nobia,  quaesomiu, 
domine,  ut  inteicesaione  b.  Leonu  haec  nobis 
prosit  oblatio"  zu  rechtfertigen. 

8  So  schon  das  KonzU  y.  NioU  v.  781  seaa.  VII, 
Mansi  13,  377,  Hefele  3,  472. 

Eine  Geschichte  des  Heiligenkultiia  in  der 
katholischen  Kirohe  kann  natfirlieh  hier  nicht 
gegeben  werden. 
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woU  aber  ist  sie  der  Verwerfung  derselben  entgegengetreten  und  erachtet  sie  nicht 
nur  fBr  nützlich  nnd  heilsam  \  sondern  hat  auch  die  Verehrung  bestimmter  Heiligen 
znm  regelmftssigen  Theile  ihrer  Oottesdienstordnnng  gemacht^. 

Ftlr  die  rechtliche  Betrachtung  tritt  die  Frage  in  den  Vordergrund,  welchem 
kirchlichen  Organ  während  der  besprochenen  Entwicklung  die  Befugniss  zugestanden 
hat,  einem  Abgeschiedenen  den  Charakter  eines  Heiligen  beizul^en,  ihn  also  für 
eine  Person,  welcher  die  Glftubigen  die  schon  gedachte  Art  der  Verehrung  entgegen- 
bringen durften,  zu  erklären. 

In  der  ältesten  Zeit ,  als  es  sich  blos  um  die  Bewahrung  des  Andenkens  der 
Mirtyrer  handelte,  hing  die  Einführung  einer  gottesdienstlichen  Gedächtnissfeier 
offenbar  von  den  Vorstehern  und  später  dem  Bischof  deijenigen  Einzelgemeinde  ab, 
welcher  ein  solcher  Märtyrer  angehört,  und  in  welcher  er  gelebt  und  gelitten  hatte, 
da  die  Thatsache  des  Martyriums  klar  vor  aller  Augen  lag ,  und  es  keiner  weiteren 
Untersuchungen  darflber  bedurfte  '\  Von  hervorragenden  Märtyrerthaten  wurde  an- 
deren Oemeinden  vielfach  Kunde  gegeben  ^,  oder  es  verbreitete  sich  eine  solche  durch 
mflndliche  oder  schriftliche  Ueberlieferung  weiter  ^,  und  daher  war  es  natürlich,  dass 
mit  der  Entwicklung  des  Heiligenkultus  eine  Anzahl  Märtyrer,  deren  Ruhm  über  ihre 
Heimathsgemeinde  hinaus  gedrungen  war ,  auch  in  weiteren  Kreisen  als  Heilige  ver- 
ehrt wurden.  Im  übrigen  war  es  wesentlich  das  christliche  Volk ,  welches  angeregt 
durch  die  Visionen  Einzelner ,  sowie  durch  die  Entdeckung  wirklicher  oder  angeb- 
licher Märtyrer-Gräber,  auch  bewogen  durch  die  besonderen  Tugenden,  Entsagungen 
und  durch  erlebte  oder  berichtete  Wunder  fronmier  Männer  und  Frauen,  neue  Heilige 
Behuf,  indem  es  diesen  seine  Verehrung  darbrachte.  Für  kirchengesetzliche  Anordnungen 
Aber  die  Heiligsprechung  lag  daher  in  den  ersten  Jahrhunderten  der  christlichen  Kirche 
kein  Bedürfniss  vor,  im  Gegentheil  sahen  sich  einzelne  Synoden  durch  manche  hervor- 
getretene Missbräuche  veranlasst,  der  Ausbreitung  des  Heiligenkultus  durch  das  Verbot 
der  Märtyrerkapellen ,  in  denen  keine  Leiber  der  Heiligen  ruhten  oder  an  solchen 
Orten,  zu  welchen  ein  Märtyrer  in  keiner  Beziehung  gestanden  hatte,  entgegenzutreten, 
ond  die  Bischöfe  mit  der  Durchführung  dieser  Anordnung  zu  betrauen^,  und  noch 


i  TrLd.SeB8JX.XV  de  InYOcatlone  eto.  sanctoram : 

^badat  b.  synodns  omnibas  episeopis  et  oeteris 

docendi  mmnaB  corarnque  snstlnentlbnB,  at  iuxta 

cathollcae  et  apoBtolicae  ecclesiae  usum  a  pri- 

maeria  christianae  religionis  temporibns  recep- 

tua,  £8.  patrom  eonsenslonem  et  as.  conciliorum 

deeieta,  in  pTimis  de  aanctoram  IntercesBlone, 

fOTocatiODc,  zellqniarum  honore  et  legitimo  ima- 

gbram  usu  fldeles  dlligentei  instraant,  docentes 

eos,  BanctoB  nna  cum  Ghiisto  regnanteB  orationes 

fsas  pio  hominibiiB  deo  offerre,  bonam  atqne 

«tile  esse  svpplicitez  eoB  invocare  et  ob  beneflcia 

impetranda  a  deo  per  fllinm  eins  leBum  Gbrlstum 

dominiim  nostram,  qni  solus  noster  redemptoi 

«t  salTatoT  est,  ad  eomm  orationes ,  opem  aaxi- 

livmqne  confagere,  illOB  vero,  quinegant,  Banctos 

*etemji  felidtate  in  coelo  fruentes  inyocandoB 

esse ,  aut  qni  asserunt ,  Tel  illos  pro  hominibus 

Aon  orare  vel  eoram,  nt  pro  nobls  etiam  singnlis 

orent,  invoeationem  esse  idolatiiam  vel  pngnare 

«vm  verbo  del  adyersariqne  honori  unius  me- 

diatOTis  dei  et  hominom  lesn  Christi,  vel  staltum 

ease,  in  roelo  regnantibns  voce  vel  meiito  snp- 

Hi  Back  in  8,  Kirchenr^cht  lY. 


pUcare,  impie  sentire^.  In  dem  Trienter  Glau- 
bensbekenntniss  von  Pins  IV.  (1564):  „similiter 
(seil,  constanter  teneo)  et  sanctos  nna  cum  Christo 
regnantes  venerandos  atque  invocandos  esse 
eosque  orationes  deopronobis  oifeire^ist  dagegen 
die  Nothwendigkeit  der  Yerehrung  mindestens 
angedeutet. 

3  Durch  die  Feier  von  regelmässigen  Festen, 
s.  auch  0.  S.  183.  194.  195. 

«  S.  0.  8.  240.  n.  1. 

^  Das  8.  240  n.  1  dt  Rundschreiben  der  ix- 
xXT]oia  Toü  ^eou  V)  irapoixouoa  2{ii6pvav  ist  adres- 
sirt:  „x^  ixxXTjoi^  toö  ^eoü  x-j  Tcapoixo6qQ  dv 
OtXo|i.t]Xlq)  xal  icaaaic  xaTc  xaxd  itdvxa  xoxrov 
x^;  a^ioLi  xa^oXwttj«  dxxXTjjta«  ttapoix(aic".  Vgl. 
auch  Benedict.  XIY.  de  beatiflc.  I.  c  4. 

^  So  namentlich  durch  die  Martyrologien,  vgl. 
(Rettberg)-Zöckleri.  Herzogs  Real-En- 
cyklopädie.  2.  Aufl.  1,  121  ff. 

8  S.  Carth.  VI.  v.  401  c.  17  (o.  8.  240.  n.  2). 
Für  Italien  haben  sich  die  Päpste  seit  dem  5.  Jahr- 
hundert das  Recht  der  Zustimmung  zur  Konse- 
kration von  Oratorien  vorbehalten,   um  die  De- 
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die  karolingische  Oesetzgebang  war  genöthigt,  derartige  AnordHimgeii  an  wiederholen  K 
Zogleiok  ergiebt  sieh  hieraas ,  dass  die  Zustttndlgkeit  in  Betreff  des  HeiligenknÜiifl 
nnd  damit  auch  die  Befugniss ,  die  Verehnmg  von  Heiligen  nach  stattgehabter  Prfl- 
fang  znzalassen,  den  Bischöfen  oder  den  partikaUüren  Synoden  zokam,  und  die 
gleichzeitigen  und  sp&teren  Nachrichten  best&tigen  es ,  dasa  dieses  Recht  yon  ihnen 
bis  in  das  12.  Jahrhandert  hinein  geübt  worden  ist 2. 

Seit  dem  10.  Jahrhandert  wandten  sich  aber  schon  einzelne  Bisehöfe,  am  für 
die  Verehrang  eines  Heiligen  eine  grössere  Autorität  zu  erlangen  und  dieselbe  Aber 
die  Grenzen  ihres  Bisthums  hinaus  zn  verbreiten,  an  den  römischen  Stahl.  Die  erste 
sichere  derartige  Heiligsprechung  ^  ist  die  des  h.  Ulrich  von  Angsburg  seitens  des  Papstes 
Johann  XY.  y.  J.  993  ^.  Diese  und  die  weiteren  aus  dem  1 1.  Jahrhundert^  sind  unter 
Zuziehung  von  Synoden ,  namentlich  von  grösseren  (den  von  mir  als  päpstliche  be- 
zeichneten) vorgenommen  worden  ^.  Im  folgenden  Jahrhandert  hat  aber  der  päpstliche 
Stahl,  wenngleich  er  freilich  bei  sich  darbietenden  Oelegenheiten  noch  mehrfach  all- 


dlkation  derselben  für  unbekannte  nnd  ungeeig- 
nete Personen  zn  hindern,  s.  darüber  unten  J.  215. 

1  Die  admonitio  generalis  Karls  d.  Gr.  y.  789. 
e.  42,  Boretius  capit.  1,  56  wiederkolt  das 
eben  cit.  c.  17  Im  Auszuge ;  vgl.  ferner  Reichs- 
synode V.  Frankfurt  v.  794.  c.  42  a.  a.  0.  p.  77 : 
„Ut  nulli  novl  saneti  colantur  aat  fnvoeentur,  nee 
memoria  eorum  per  vias  erigantur ;  sed  hü  soli 
in  ecclesia  venerandi  sint  qui  ex  auctoritate  pas- 
sionnm  aut  Titae  merito  eleeti  sint^ ;  Capit.  mis- 
sor.  in  Theodon.  YÜia  II.  v.  805  c.  17,  a.  a.  0. 
p.  126  :  „De  ecclesiis  seu  sanctis  noviter  sine  auc- 
toritate inyentis ,  nlsi  episcopo  probaiite  minime 
venerentur:  salva  etiam  de  hoc  et  de  omnibus 
ecclesiis  canonica  auctoritate". 

2  Ueber  das  5.  Jahrhundert  s.  Gregor.  Turon. 
X.  31 ,  SS.  rer.  MeroYing.  1.  445,  wonach  der 
Bischof  Perpetuus  v.  Tours  (460—490)  die  Feier 
von  Natalia  mehrerer  Heiligen  angeordnet  hat. 
Vgl.  femer  Gesta  eplscoporum  Gamerac.  I.  35 
zum  J.  728,  SS.  7,  415 :  „Huius  (Hadulfl  epis- 
copi  Gamerac  et  Atrebat.)  vero  sanctitas  proce- 
deute  tempore  multis  mirisque  portentis  ostensa 
est.  Quorum  predpuus  testis  edituoa  monasterii 
8.  Vedasti  Engrano  Gameraoensi  episcopo  visiones, 
qusB  plerumque  viderat,  propalayit.  Qui  ergo 
testem  idoneum  animadvertens  sanctnm  corpus 
levavit.  In  qua  eloTatlone  ad  deelaranda  sauctl 
▼in  merita,  mulier  quaedam  ab  immundo  spiritu 
mlriflce  liberata  est,  unde  episcopus  laetus  verbo 
facto  ad  populom,  b.  Hadulfl  solemnia  in  nnmero 
sanctorum  notiflcavit,"  und  für  das  12.  Jahrh. 
Sigeberti  Gemblac  chron.  a.  1110,  SS.  6,  372: 
;,Wibertus  fundator  Gemmelacensis  cenobü,  ubi 
et  sepultus  requiescit,  quem  deus  multis  et  mag- 
nis  miraculorum  signis  per  annos  XII  longo  late- 
que  clariflcaverat  auctoritate  Frederici  Golonien-» 
Blum  archiepisoopi  et  assensu  generalis  synodi  a 
domno  Obberto  Legiensi  (Lüttich)  eplsoopo  ele- 
vatur.  Quae  elevatio  InnumerablU  concursu  et 
gaudio  populorum  celebrata  est  IX.  Kai.  octo- 
bris".  Die  synodus  generalis  ist  hiei,  da  der  Suff- 
ragau  Otbert  v.  Lüttich  die  Zulassung  der  Hei- 
ligenverehrung beantragt,  entschieden  als  Pro- 
vinzialsynode  zu  denken,  s.  auch  Bd.  III.  S.  488. 
Selbst  noch  im  J.  1163  hat  der  Erzbisohof  Hugo 


▼.  Ronen  einen  MSnch  heilig  gesprochen,  Pagi 
breviarium  pontlfleum  romanor.  3,  115. 

^  Darüber,  dass  Leo  III.  nicht  den  h.  Suidbert 
804  keilig  gesprochen  hat ,  ist  man  lingst  einig. 
8.  Benedict.  XIV.  L  c  t.  7  n.  12.  13;  Fer- 
raris 1.  c.  n.  20. 

*  Mansi  19,  169:  „Gumque  pexleeta  euet 
irita  praedicti  ss.  episcopi,  yentum  est  ad  mira- 
cula  quae  sive  in  corpore  sive  extra  corpus  gesta 
sunt,  yld.  ooeeos  illuminaese,  daemonea  ab  ob- 
sessis  corporibus  effugasse. . . .  Quae  omnia  lepida 
satis  urbanitate  expolita  recepimus  et  communi 
condlio  deererimus,  memoriam  ilbus,  i.  e.  a.  Udal- 
rid  episcopi,  affectu  püssimo,  devotione  flde- 
lissima  vencrandam :  quoniam  sie  adoramus  ( !  s. 
0.  S.  240)  et  colimus  reliquias  martymm  et  con- 
fessorum,  ut  honor  redundet  in  dominum  .  . .  ac 
perinde  nos  qul  fldudam  nostrae  iustitiae  non 
habamus,  illorum  precibns  et  meritis  apud  de- 
mentissimum  deum  iugiter  adinvemur,  quia  di- 
vina  saluberrima  praecepta  et  ss.  canonum  ac 
yenerabil.  patrum  instabant  efflcaciter  documenta 
omnium  ecclesiamm  del ,  pro  con^ideratlonis  in- 
tuitn ,  immo  apostolici  moderaffllnia  annisu,  uti- 
Utatum  oommoditatem  atque  flrmitatis  perfleere 
integritatem,  quatenns  memoria  Udalrici  .... 
divino  cultui  dicata  existat  et  in  laudibus  dei  de- 
YOtlssime  persolvendis  semper  valeat  proflcere^. 

^  Des  kSimeon  durch  Benedikt  IX.  1042, 
Beyer,  mittelrhein.  Urkdbch.  1,  370;  Gerhards 
y.  Toul  durch  Leo  IX.  1050,  SS.  4,  606  und 
Mansi  19,769;  des  Eremiten  Theobald  dureh 
Alexander  IL  zw.  1066  u.  1073,  Fontan. 
ood.  cit  p.  23  (hier  mit  Unrecht,  s.  Jaf f€  leg. 
ed.  IL  n.  4766,  Alexander  III.  zugewiesen);  des 
Nikolaus  Peregrinus  durch  U  rban  IL  1097,  Aeta 
SS.  Jan.  1,  249;  Migne  patroL  iöl,  488;  der 
Kaiserin  Adelheid  durch  denselben  zw.  i08d — 
1099,  Loewenfeld,  epistolae  pontif .  Roman. 
Li]wiae  1885  p.  65;  des  Peter  y.  Anagni  durch 
PasohalisIL  1109,  Mansi  20,  lOOL 

6  Die  Heiligsprechung  yon  993  ist,  wie  die 
Unterschriften  zeigen ,  auf  einer  Synode  der  zur 
römischen  Proylnz  gehörigen  Bischöfe  erfolg 
Darauf  deutet  wohl  auch  das :  „ooUetta  BomanI 
cleri  splendlda  fratemitate"  in  der  Bulle  Bene- 
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gemeiiie  oder  p&pstliche  Synoden  zur  Mitwirkung  herangezogen  hat  ^,  die  Zustimmung 
solcher  nicht  mehr  für  rechtlich  nothwendig  erachtet^,  was  offenbar  mit  der  gerade 
m  dieser  Zeit  hervortretenden  Anschauung  zusammenhängt ,  dass  die  Beschlüsse  der 
Synoden  erst  durch  den  römischen  Bischof  die  erforderliche  Autorität  erlangen  ^. 
Dass  trotzdem  wiederholt  in  derselben  Zeit  von  den  Päpsten  betont  worden  ist,  dass 
nach  der  bestehenden  Praxis  eine  Heiligsprechung  für  die  Regel  allein  auf  einer 
grösseren  (päpstlichen)  oder  einer  allgemeinen  Synode  erfolgen  dürfe  ^^  kann  nicht 
befremden.  Einmal  erhielt  dadurch  eine  Heiligsprechung  durch  den  Papst,  blos  unter 
Zuziehung  der  Kardinäle  und  der  eben  bei  ihm  anwesenden  Bischöfe,  den  Charakter 
einer  beeonderen  Gnnatbezeigung ,  und  andererseits  wurde  durch  das  Betonen  der 
erwähnten  Uebung  die  bisherige  Praxis,  nach  welcher  die  kirchlichen  Lokalgewalten 
das  Becht  zu  Heiligsprechungen  geübt  hatten,  zwar  nicht  ausdrücklich»  aber  wenig- 
stens indirekt  gemissbilligt^ 

Vorgekommene  Missbräuche  boten  Alexander  HI.  Anlass,  den  Lokalinstanzen 
ihr  bisher  geübtes  Recht  insoweit  ausdrücklich  abzusprechen,  als  die  öffentliche  Ver- 
ehrung einer  Person  als  eines  Heiligen  stattfinden  sollte  ^,  und  die  Gestattung  einer 
solchen  ausschliesslich  der  Genehmigung  des  päpstlichen  Stuhles  vorzubehalten ''. 


dikts  IX.  Um  Leo  IX.  wai  eine  s.  g,  päpst- 
liehe  Synode  Yenammalt,  •.  Bd.  III.  S.  517.  n.  8. 
Die  BaUe  AlexAodeis  II.  erw&lmt  keiner  Synode, 
da  ea  aber  in  denelben  heisst:  ^lam  celebil 
BMffioria  dlgnnm  deoreTii  Romana  ecclesia"  und 
dieiei  Papat  wiederholt  Synoden  gehalten  hat, 
Bd.  HL  S.  518w  n.  6 ,  so  hat  wahrscheinlich  ein 
Koiiiil  mitgewirkt.  Die  vonUrban  IL  Tollzogenen 
Heilippxeehungen  sind  nach  den  cit.  Briefen: 
,in  synodali  eoneülo"  und  ,4^  synodo  Romana" 
also  wohl  auf  päpstlichen  Synoden  auagesprooheu 
vorden,  «.  Bd.  IIL  S.  521.  n.  4.  Vgl  fexner  auch 
Urbans  U.  ep.  zw.  1088  und  1099,  betreffend  die 
Heiligspreehang  des  Abtes  Qurloesius,  Analecta 
in.  pontiC  1869  p.  514 :  ^non  enim  sanctorum 
^aisqne  debei  eanoni  admisceri,  nisi  et  testes 
idsint,  qui  eina  visa  miracula  suis  oculis  attesten- 
toi  et  plenariae  synodi  flrmetnr  assensu"  (d.  h. 
einer  allgemeinen  oder  päpstlichen  Synode). 

1  Zur  Heiligaprechung  des  Bischofs  Konrad 
T.  Constanz  duxch  Galixt  IL  die  Lateran-Synode 
T.  ii23,  Mansi  21,  289;  des  Bischof^  Godehard 
T.  Hildesheim  durch  Innocenz  IL  die  päpstliche 
(synodua  plenaria)  zu  Bhelms  von  1131 ,  1.  c. 
f.  463,  und  zu  der  des  Abtes  Sturm  von  Fulda 
dueh  denselben  die  Lateranensische  yon  1139, 
Lcp.  638. 

s  Schon  der  Brief  Paschalis*  U.  (S.  242.  n.  5) 
erwähnt  der  Betheiligung  einer  Synode  nicht 
mehr.  Ebensowenig  ifit  die  Heiligsprechung  des 
Bischofs  Hugo  t.  Grenoble  durch  Innocenz  II. 
iw.  1134«.  1136,  Mansi  21,  417,  unter  Hit- 
«iikung  einer  solchen  erfolgt.  Ja  Eugen  IIL  er- 
klärt bei  der  HeiUgsprechung  des  Kaisers  Hein- 
lish  IL  (TgL  B  e  r  n  h  a  r  d  i,  Konrad  IIL  2,  476  ff.) 
aasdräckllch,  ep.  ad  Egilbert  episc.  Bamberg,  t. 
1146,  Mansi  2l,  631 :  „devotlonem  Yestram  et 
eccleeiae  Bambergensis  . .  .  diligenter  conside- 
imtes ,  tametsi  huiusmodi  petitio  nisi  in  gene- 
laUhus  conclliis  admitti  non  soleat,  auctoritate 


tamen  s.  Romanae  eccleslae ,  qnae  omninm  con- 
dliorum  flnnamentum  est,  petitionibus  restris 
aequlescimua  atque  eiusdem  memorabilis  vir!, 
cuius  exaltationem  requiritis,  fratrum  nostiorum 
archiepiscoporum  et  episooporum,  qui  praesentes 
aderant,  communlcato  consilio,  memoriam  inter 
sanctos  de  caetero  fleri  censemus  et  anniversarium 
ipsius  diem  celebrari  constituimus^'. 

3  S.  die  ep.  clt.  Eogen.  III.  in  d.  vor.  Anm., 
sowie  Bd.  lU.  S.  352.  n.  2  und  S.  371.  Deshalb 
beruht  es  schwerlich  auf  einer  unyollständigen 
Ueberlieferung,  wenn  bei  der  Heiligsprechug 
durch  Paschalis*  II. ,  s.  S.  242.  n.  5 ,  nichts  von 
der  Zuziehung  einer  Synode  berichtet  wird.  An- 
dererseits konnte  Eugen  III.  mit  Rücksicht  auf 
die  in  den  vor.  Anm.  zusammengestellten  Fälle 
sehr  wohl  die  vorher  mitgetheilte  Aeusserung 
machen. 

*  S.  0.  S.  242.  n.  6  und  die  Anm.  2.  Ja,  Alex- 
ander III.  hat  noch  1161  bei  der  Heiligsprechung 
König  Eduards,  des  Bekennen,  von  England, 
erklärt,  Mansi  21,  871.  1047:  „quamvis  nego- 
tium arduum  et  sublime  non  frequenter  soleat 
nisi  in  solemnibus  concilüs  de  more  concedl''. 

'  Wo  es  geschehen  konnte ,  Hess  der  römische 
Stuhl  wenigstens  seine  Legaten  mitwirken ,  so 
ist  dies  bei  der  Heiligsprechung  des  Bischofs 
Arnulf  T.  Soissons  auf  der  1120  für  mehrere  erz- 
bischöfliche Provinzen  abgehaltenen  Synode  von 
Beauvais  geschehen,  s.  Bd.  111.  S.  536. 

^  c.  1  X.  de  rellquiis  lU.  45 :  „quod  quidam 
.  .  .  hominem  quemdam  in  potatione  et  ebrietate 
occisum  quasi  sanctum  more  infldelium  veneran- 
tur".  Piese  vielfach  willkürlich  bestimmte  De- 
kretale ist ,  was  Friedberg  in  seiner  Ausgabe 
und  ebenso  Jaf  f  tf  reg.  ed.  I.  n.  9260  entgangen 
ist,  an  König  Kanut  von  Schweden  zw.  1171 
und  1180  erlassen,  s.  Liljegren  dipl.  Succ. 
1,  61,  auch  bei  Jaff  ^  n.  8767. 

"^  L.  c.  ^Inm  ergo  praefatnm  non  praesumatis 
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Da  gerade  an  Alexander  III.  eine  grossere  Anzahl  von  Gesuchen  um  Heilig- 
sprechungen als  an  seinen  Vorgänger  gerichtet  worden  sind  ^  so  hat  er  ausreichende 
Gelegenheit  gehaht ,  den  neuen  Grundsatz  in  die  kirchliche  Praxis  einzufahren,  und 
seihst  gegenüber  einer  sich  geltend  machenden  Opposition  ^  zur  Anerkennung  zu 
bringen. 

Auch  darin  bildet  die  Regierung  Alexanders  III.  den  Wendepunkt,  dass  er,  ob- 
schon  die  Mitwirkung  von  Synoden  durch  ihn  selbst  noch  als  herkömmlich  bezeichnet 
worden  ist^,  seinerseits  niemals  eine  solche  zu  den  von  ihm  vorgenommenen  Heilig- 
sprechungen zugezogen  hat^.  Aensserlich  endlich  tritt  die  Umbildung  des  bis- 
herigen Rechtes  weiter  darin  hervor,  dass  seit  seiner  Zeit  das  früher  nicht  gebrauchte 
Wort:  eanonizare^  und  namentlich  die  vorher  sehr  selten  vorkommende  Wendung: 
adscriberej  annumerare  catalogo  sanctorum^  Üblich  wird. 

Die  Nachfolger  Alexanders  III.  haben  das  neue  Reservatrecht  unbeanstandet  und 


de  ceteio  colere,  quam  etiamsi  per  eum  miracaU 
plurima  flerent,  nonliceretTobialpsampio  sancto 
abgque  anctoritate  Romanae  ecclesiae  jpuhlice 
venerari'*.  (Die  cursiv  gedruckten  Worte  sind 
partes  declsae.) 

1  Alexander  III.  hat  1161  Eduard  den  Beken- 
ner ,  S.  !243.  n.  4.  u.  Reuter,  Geschichte  Ale- 
xanders III.,  2.  Aufl.  2,  179;  1169  Herzog  Knud 
Laward  v.  Schleswig  (ermordet  1131),  Thor- 
kelln,  diplomat.  Arna-Magnaennm.  Hann.1786. 
1,  27,  Reuter  3,  773;  1173  Thomas  Becket  v. 
Ganterbury,  Gllbertl  Foliot  epist.  ed.  Glles. 
Oxon.  1845.2,  58,  Reuter  a.  a.  0.  3,  166; 
1174  Bernhard  v.  Glalrvaux,  Jaf  f^  reg.  ed.  I. 
n.  8287— 8290;  Man sl  21,  1048;  Reuter  3, 
184,  hellig  gesprochen.  Ausserdem  sind  bei  Ihm 
die  Heiligsprechungen  des  Erzbischofs  Anselm 
▼.  Canterbury  und  des  Peters  v.  Tarantaise  nach- 
gesucht worden,  Reuter  1,  289  u.  3,  523.  525. 

2  Diese  ging  sogar  von  seinen  eigenen  Partei- 
gängern aus,  blieb  aber  vereinzelt.  Thomas  Becket 
war  schon  gleich  nach  seiner  Ermordung  (Ende 
1170)  zum  Gegenstande  der  Verehrung  gemacht 
worden,  Reuter  3, 111  ff.  523,  ja  einzelne  eifrige 
Thomisten  hatten  sich  dabin  ausgesprochen,  dass, 
da  Gott  Ihn  selbst  durch  Wunder  als  Heiligen 
bewährt  habe,  es  der  Aussetzung  der  Verehrung 
und  des  Gottesdienstes  bis  zu  einer  päpstlichen 
Heiligsprechung  nicht  bedürfe,  Reuter  S.  523. 
Durch  die  Vornahme  der  letzteren  seitens  des 
Papstes  (s.  vor.  An  m.)  ist  aber  der  Streit  zu  Gun- 
sten der  päpstlichen  Ansprüche  erledigt  worden. 

Wenn  dagegen  1 1 68  der  Erzbischof  Rainald  Das- 
sel T.  Köln  die  Heiligsprechung  Karlsd.  Gr.  unter 
der  Autorität  des  Gegenpapstes  Paschalls  III., 
Reuter  2,  213.  586,  vollzogen  hat,  so  beweist 
dies  nur  dafür,  dass  die  Nothwendlgkeit,  sich  der 
Zustimmung  des  päpstlichen  Stuhles  zu  verge- 
wissem, In  weiten  Kreisen  anerkannt  war. 

3  S.  S.  243.  n.  4. 

^  in  Betreff  der  Heiligsprechung  Anselms  v.  Can- 
terbury hat  er  dem  Thomas  Becket  folgende  Er- 
mächtigung ertheilt;  Gllberti  Foliot  epist  2,  61 : 
„quatenusepiscopos. .  .suifraganeostuos  etabbates 
atque  alias  religiosas  personasln  tnaprovlnciacon- 


stitutas  . . .  convoces  et . . .  (Anselmi)  vita  periecta 
et  miraculorum  serie  pubUce  deelarata  eum  con- 
sllio  et  assensu  convenientium  fratrum  super  illo 
canonlzando ,  secundum  quod  In  consilio  eorum 
inveneris,  nostra  fultus  auctorltate  procedas",  d. 
h.  also  aus  eigener  alleiniger  Machtvollkommen- 
heit die  Befugniss  zur  Heiligsprechung  delegirt. 
Bei  der  Heiligsprechung  Bernhards  v.  Glairraux 
wird  nur  des  Belraths  der  anwesenden  Bischöfe 
gedacht,  M  a  n  s  1 21. 1048 :  „omnlbus  pensatls . . 
In  concilio  fratrum  nostrorum  expositis^  S.  fer- 
ner Bosonis  Ylta  Alex.  III  a.  1173,  Watt  er  ich, 
pontlf.  roman.  vltae  2 ,  420 :  ^Romanus  pontifex 
eundem  martyrem  (Thomam)  canonizavit  auctorl- 
tate apostoUca  et  inter  caeteros  sanctos  conseribi 
praeceplt.  In  die  namque  purlflcationls  b.  Mailae, 
convocatis  episcopls  abbatlbusque  Gampaniae  apud 
Slgnlam  In  honore  Ipslus  speclaliter  missarum 
solemnia  celebravit  et  passionis  eins  diem  IV. 
Kai.  Januarll  perpetuo  agi  constituit.''  Die  Hei- 
ligsprechung hat  also  der  Papst  allein  verfügt,  und 
die  Bischöfe  und  Aebte  sind  von  Ihm  nur  zu  der 
veranstalteten  Feier  zugezogen  worden ,  s.  auch 
S.  243.  n.  4. 

^  ep.  admonach.  Garthaus.  1473,  J af  f  tf  ad.  L  n. 
8201,  Mansl21,  905:  „praefatum  archlepiseo- 
pum  (Thomam) . . .  deliberato  cum  fratribus  nostris 
consilio  solemniter  canonlzavimus  eumque  decre- 
vimus  sanctorum  coUegio  annumerandum",  eben- 
so Ibid.  p.  906,  Jafftf  n.  8202,  nur ,yBanetoram 
catalogo  adscribendum".  —  Jaff^  n.  8212, 
Fo  n  t a n  1  n.  cod.olt.  p.  18 :  „canonlzavimus  cata- 
logo sanctorum  numerantes" ,  s.  femer  ep.  1 174 
ad  reg.  Francor. ,  J.  n.  8290 ;  F.  L  c.  p.  20 : 
„canonlzandiim  decrevlrnus*^ ,  ep.  ad  GlaidTal!., 
J.  n.  8281 ;  F.  1.  c.p.  22 :  „canonizatlonem  ipslus 
postulastls'^   Vgl.  auch  Anm.  4 

0  Dieser  Ausdruck  findet  sich  allerdings  schon 
in  dem  in  ep.  Urban  H.  mltgetheilten  Antrage, 
s.  S.  242.  n.  5 :  „eundem  .  .  .  auctorltate  nostra 
in  sanctorum  catalogo  adnnmerarl  Instantissime 
postulavit",  nicht  aber  in  derDecisive.  Im  Qbri- 
gen  vgl.  die  vor.  Anm.  Allein  ohne  canonizare 
steht  die  Wendung  in  ep.  v.  1174,  J.  n.  8289; 
Mansl21,  1048. 
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iwtf  gleichfalls  ohne  jede  Mitwirkong  von  Synoden ^  aoBgeübt^,  und  Gregor  IX. 
konnte  nicht  nur  die  dasselbe  prinzipiell  zum  ersten  Male  beanspruchende  Dekretale 
Alexanders  lU.  in  seine  als  Gesetzbuch  publicirte  Dekretalensammlung  aufiaehmen, 
sondern  auch  dabei  die  von  Alexander  in.  in  Betreff  der  Gestattung  der  öffentlichen 
Verehrung  gemachte  Beschränkung  ^  fallen  lassen  ^. 

Ohne  Zweifel  hatte  durch  diese  gesetzliche  Vorschrift  auch  die  Gestattung  jeder 
beschränkten  Verehrung,  sowohl  blos  innerhalb  eines  Ortes  oder  innerhalb  einer  Ge- 
meinschaft  (z.  B.  innerhalb  eines  Ordens),  wie  auch  in  Betreff  des  Gottesdienstes  voii 
der  Genehmigung  des  apostolischen  Stuhles  abhängig  gemacht  werden  sollen,  und  seit 
Alexander  HE.  sind  auch  nachweisbar  derartige,  auf  eine  blos  beschränkte  Verehrung 
gehende  Bewilligungen  von  dem  päpstlichen  Stuhle  ertheilt  ^  (d.  h.  nochmals  s.  g«  Beati- 


>  Yielmehi  nur  der  Kardinäle.  Auch  ist  et 
üblich  gewesen ,  andere  in  Rom  anwesende  Prä- 
laten, namentlich  dieJenigeD,  welche  zur  Be- 
treibimg  der  Heiligsprechung  dorthin  gekommen 
wuen,  dabei  zuzuziehen,  ygl.  die  folgende  Anm. 

s  Clemens  IH.  t.  1189,  Man si  22,  549,  An- 
weisung an  mehrere  Bischöfe  und  Aebte :  ^qua- 
tenas  de  vita  ipsins  —  des  Bischofs  Otto  y.  Bam- 
berg —  et  miraculis  dillgenter  inqniratls  ...  et 
«i  non  inreneritis  aliqnid  qnod  obstat,  ipsom  ca- 
nonizatnm,  auctoritate  freiiapostolicasolemniter 
et  publice  annnncietis'' ;  1189,  Jafftfn.  10141, 
F  ou  ta n.  cod.  cit  p.  27 :  „utjipsam  —  Stephannm 
ordinis  Orandimontensis  institutorem  —  inter 
sanctos  anctorltate  qna  fungimnr ,  nos  denunolet 
adscripsisse ,  deinceps  in  sanctorum  catalogo  nn- 
merandum,'*  1190  (betr.  den  Bischof  Malachias 
f.Idsnd),  J.  n.  10183,  F.  1.  c.  p.  642:  ^n  sancto- 
nun  catalogo  et  commnni  fratrum  nostrorum  con- 
lilio  duximns  adscribendam'';  Goelestin  III. 
1192,  Mansi  22,  696:  „de  oommuni  fratrum 
conriUo .  .  ,  canonizantes  praedictum  sanctnm 
auctoritate  bb.  apostolorum  Petr.  et  Pauli  (betr. 
den  Bischof  UbaldY.Gubbio);  1193,  J.n.  10404; 
F.  p.  29 :  „fratrum  nostrorum  deliberatione  ha- 
bita praedictum  rcTorend.  vlrum  —  Bischof  Bem- 
watd  V.  Hildesheim  —  in  sanctorum  catalognm 
duximus  numerandum'' ;  1193,  J.  n.  10438, 
F.  p.  31 :  „canonizavlmus  et  numero  confessorum 
Christi  deereYimus  adiungendum"  (seil.  Johaunem 
Galbertum  institutorem  congregat  Yallis  Umbro- 
§anae);  ▼.  1195  (betr.  den  Bischof  Peter  y.  Ta- 
rantaise) :  „de  fratrum  nostrorum  consilio  sanc- 
torum cathalogo  censuimns  adscribendum"  (L  o  e  - 
wen  fei d  epist.  cit  p.  257);  y.  1197,  J. 
n.  10645,  F.  p.  33 :  (seil.  Geraldnm  fundatorem 
monast.  SilYaemaioris]  ^^de  fratrum  nostrorum 
eonsilio  canonizaYimus  et  decreYimns  in  sancto- 
rum catalogo  numerandum";  Innocenz  III., 
dessen  Bullen  sich  durch  ausführlichere  Mitthei- 
longen  über  die  Verdienste  und  die  Wunder  der 
Heiliggesprochenen  Yon  den  früheren  unterschei- 
den, 1199  (betr.  Homobonus  v.  Cremona] ,  opp. 
ed.  Migne  1,  483;  F.  p.  36:  „ipsum  catalogo 
lanctorom  duximus  adscribendnm'^ ;  1200  (Kai- 
serin Kunigunde),  M 1  g  n  e  4,  69 ;  F.  p.  39 :  „de 
fratrum  nostrorum  consUio  et  pontlflcum  multo- 
nim  apud  sedem  apostolicam  existentium  ipsum" 
etc.  (wie vorher);  1203  (Bischof  Wülsten  y.  Wor- 
chetter)  M  i  g  n  e  2,  69 ;  F.  p.  40  (mit  derselben 


Formel);  —  HonoriusIII.  1218  (Erzbischof 
Wilhelm  y.  Bourges)  P  o  1 1  h  a  s  t  reg.  n.  5803 ;  F. 
p.  50 ;  1220  (BUchof  Hugo  v.  Lincoln)  P.  n.  6195 ; 
F.  p.  62  (beide  mit  der  angegebenen  Formel) ; 
1224  (Abt  Wilhelm  y.  BoskUde)  P.  n.  7146 ;  F. 
p.  54 :  „de  fratrum  nostrorum  et  multorum  prae- 
latorum  apud  sedem  apostolicam  consistentium 
oanonizavimus  consilio  et  sanctorum  sUtuimus 
catalogo  adscribendum'' ;  1226  (Erzbischof  Lau- 
rentius  v.  Dublin)  P.  n.  7605 ;  F.  p.  54 :  „cate- 
logo  sanctorum  adscripsimus  et  annumerandum 
decreYimus  collegio  confessorum";  1226  (Erz- 
bischof Wilhelm  V.  York)  P.  n.  7551 ;  F.  p.  59 : 
„ipsum  de  communi  fratrum  nostrorum  et  aliorum 
praelatorum  qui  praesentes  erant,  consilio  ad- 
scripsimus Yel  potius  adscriptum  denuaciavimus 
sanctorum  confessorum  catelogo^';  Gregor  IX., 
unter  welchem  die  Formel :  „catelogo  sanctorum 
duximus  adscribendum^'  am  häufigsten  ist,  1228 
(Franz  y.  Assisl)  P.  n.  8236  u.  8242;  F.  p.  63. 
60 ;  1232  (Minorit  Antonius)  P.  n.  8937.  8938. 
8941 ;  F.  p.  66.  64;  1233  (Erzbischof  Virgilius 
Y.  Salzburg)  P.  n.  9238;  F.  p.  68;  1234  (h.  Do- 
minikus)  P.  n.  9489 ;  F.  p.  70;  1235  (Landgräfln 
EUsabeth  y.  Thüringen)  P.  n.  9929 ;  F.  p.  73. 

3  S.  0.  S.  243.  Praktisch  hatte  dieselbe  aller- 
dings keine  Bedeutung  gehabt,  da  mit  dem  Ver- 
bot der  Öffentlichen  Verehrung  auch  die  Abhal- 
tung des  Gottesdienstes  durch  den  Klerus  aus- 
geschlossen war. 

^  Dadurch,  dass  in  c.  1  X.  cit.  III.  46  (s. 
S.  243.  n.  7)  das  publice  gestrichen  wurde. 

^  £p.  Inuocent.  III.  ad  episcop.  Grosselan.  y. 
1202,  Font  au.  cod.  cit.  p.  644:  „cum  b.  m. 
Martinus  praedecessor  tuus  olim  ad  fei.  record. 
Alexandri  (III.)  praedecessoris  nostri  praeseutiam 
accessisset,  supplicsYlt  eidem,  ut  b.  Guillelmum 
sanctorum  adscriberet  catalogo  Yenerandum.  Idem 
.  .  .  exauditurum  se  preces  ipsius  promisit  tem- 
pore opportune ,  et  Interim  mandaYit  eidem ,  ut 
in  anuiYersario  pro  dlYlni  nominis  gloria  et  oius- 
dem  sancti  memoria  officium  confessoris  solem- 
niter  celebraret  et  in  sua  dloecesi  faceret  solem- 
niter  oelebrari.  Ideoque  .  .  mandamus,  quateiius 
et  tu  praedecessoris  nostri  mandatum  in  maiori 
ecclesia  exequaris  et  dioecesanis  tuis  nuncies  exe- 
quendum".  Honorius  III. ,  ep.  ad  abbat  Molis- 
mensem Y.  1222,  Potthast  reg.  n.  6758,  bull. 
Taurin.  3,  383,  erklärt  auf  die  Nachsuchung  der 
Kanonisation  des  früheren  Abtes  Robert ,  dass  er 
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fikationen  vorgenommen)  worden.  Bei  solchen  war  aber  die  Einreihang  der  betreflfen- 
den  Person  in  die  Zahl  (den  s.  g.  Katalog  oder  Kanon  der  Heiligen) ,  wie  bei  den 
bisher  besprochenen  Kanonisationen  nicht  möglich,  da  es  sich  bei  den  letzteren  nm  die 
Anerkennung  nnd  Verehrung  als  Heilige  in  der  ganzen  Kirche  handelte  ^  Es  ent- 
wickelte sich  daher  seit  jener  Zeit  der  unterschied  zwischen  der  von  dem  Papst  ver- 
fügten Heiligsprechung  nnd  der  blos  gestatteten  lokalen  Verehrung.  Der  Kanonisirte 
heisst  nunmehr  ausschliesslich  sanctw^,  während  dagegen  Ar  denjenigen,  dessen 
Verehrung  p&pstlicherseits  blos  in  einem  gewissen  beschränkten  Umfange  gestattet 
wurde ,  die  früher  vielfach  mit  sanetus  als  gleichbedeutend  gebrauchte  Bezeichnung : 
heatus^  sich  im  kurialen  Sprachgebrauch  als  ofißziell  erst  viel  später,  nämlich  erst  mit 
dem  17.  Jahrhundert,  festgestellt  hat^. 


zwei  Bischöfe  mit  der  Untersuchung  des  Lebens 
und  der  Wunder  des  letzteren  betraut  habe ,  zu- 
gleich aber :  „concedimus  Tobls,  ut  eum  tanquam 
sanctum  in  yestra  ecclesla  venerantes ,  eins  apud 
deum  suffragia  flducialiter  imploretis".  Nach  Acta 
SS.  28.  April  3,  601  soll  femer  Gregor  X.  den 
Kultus  des  Lucbesius  gestattet  haben. 

Benedikt  XIY.  erklärt  I.  44.  n.  13  (im 
Widerspruch  mit  seiner  mit  der  Ansicht  des 
Textes  fibereinstimmenden  Annahme  In  I.  37. 
n.  9)  das  oben  erwähnte  Schreiben  Urbans  II.  in 
Betreff  des  Nikolaus  Peregrinus  (s.  S.  242.  n.  5) 
ffir  die  erste  s.  g.  Beatillkation ,  indem  er  be- 
hauptet, I.  44  n.  9,  dass  die  Päpste  niemals  die 
Vornahme  ton  Heiligsprechungen  anderen  kirch- 
lichen Würdenträgern  überlassen  hätten.  Das 
letztere  ist  entschieden  unrichtig,  wie  dies  die 
von  Benedikt  XIY.  übersehene  Delegation  der 
Heiligsprechung  Anselms  ron  Ganterbury  an 
Thomas  Becket  (s.  o.  S.  244.  n.  4)  beweist  (selbst 
wenn  man  die  Ermächtigung  Clemens'  III.  in 
Betreff  des  Bischofs  von  Bamberg,  S.  245  n.  2. 
80  Benedikt  XIY.,  welcher  sich  darauf  steift,  dass 
es  in  dem  Schreiben  nicht  „canonlzetis",  sondern 
„canonizatum  annuncietis''  heisst ,  nicht  hierher 
rechnen  will).  Abgesehen  davon ,  gestattet  aber 
der  Brief  TJrbans  II.  auch  die  ihm  von  Bene- 
dikt XIV.  gegebene  Auslegung  nicht  Wenn 
Urban  II.  auf  den  Antrag  des  Erzblschofs  von 
Trani,  den  Nikolaus  „in  sanctorum  catalogo  adnu- 
merari'^,  erklärt :  „nos  causam  Ipsam  eidem  fratri 
nostro  commisimus ,  de  eins  nimirum  probitate 
ao  scientla  nihil  haesitantes,  ut  quod  ei,  revelante 
domino,  visum  fuerit,  maturiori  deliberatione 
constituat  ad  laudem  et  gloriam  iUius ,  qui  gra- 
tuita  misericordia  famulos  suos  miriflce  gratiflcare 
consuevit" ,  so  ist  die  delegirte  causa  die  Heilig- 
sprechung im  eigentlichen  Sinne ,  und  von  der 
Beschränkung  der  Delegation  auf  die  später  s.  g. 
Beatlflkation  ist  nicht  die  Rede,  da  der  Papst 
seinem  Delegaten,  wie  die  weitere  Anweisung 
zeigt,  ausdrücklich  volle  Freiheit  nach  eigenem 
Ermessen  zu  handeln,  einräumt. 

1  Einzelne  der  vorher  (S.  244  ff.)  citirten 
päpstlichen  Briefe  über  Heiligsprechungen 
haben  nicht  allgemeine  Adressen,  wie  an  alle 
Prälaten  der  Kirche  oder  an  alle  Christen, 
sondern  richten  sich  an  die  Bischöfe  bestimmter 
Provinzen,  die  Aebte  einzelner  Orden  u.  s.  w., 
aber  wegen  der  in  ihnen  gebrauchten  Ausdrücke 


unterliegt  es  keinem  Zweifel ,  dass  es  sich  dabei 
um  die  Verehrung  in  der  ganzen  Kirche  handelt, 
so  auch  Benedict  XIY.  1.  c.  I.  39.  n.  11.  12. 

<  Diese  Bezeichnung  kommt  schon  in  den  älte- 
ren Bullen  vor. 

3  Diesen  Sprachgebrauch  ergiebt  namentlich 
das  vielfach  Übliche  Prädikat  beata  virgo  für  die 
Jungfrau  Maria.  Weitere  Naehweisungen  bei 
Benedict  XIV.  1.  o.  I.  37.  n.  7. 

^  In  dem  S.  246.  n.  5  citirten  Schreiben  Inno- 
cenz*  III.  wird  der  nach  späterem  Sprachgebrauch 
Beatiflcirte  noch  sanetus  genannt,  und  in  dem 
Schreiben  Honorius  ITI.  (s.  a.  a.  0.)  angeordnet, 
ihn  „tamquam  sanctum^  zu  verehren.  Auch  fin- 
det sich  keine  der  Kauonisationsformel  ent- 
sprechende feste  BeatlflkationsformeL  Dasselbe 
gilt  auch  noch  für  das  15.  und  16.  Jahrhundert, 
vgl.  das  BreveSlxtuslV.  v.  1481,  Fon  tan.  1.  o.  p. 
189 :  ;,Cum  alias  animo  revolveremus  merlta  bea- 
tommMartyrumBerardi,  Petri,  Othonls,  Accursii 
et  Adjuti ,  qui  ordine  ff.  mlnorum  .  . .  fueruut, 
qui  post  multa  tormcnta  sub  rege  Maroehiorum 
pro  Christo  mortem  subierunt  (1220)  et  martyrii 
palmam  gloriose  promerentes,  plurimis  miraculis 
ipsa  morte  et  post  daruerunt  .  .  .  ooncessimns 
ex  auotoritate  apostolicaet  benignitate  vlvae  voda 
oraoulo,  ut  fratres  praedictl  ordiuis  minoram  pos- 
sint  publice  et  solemniter  celebrare  in  suis  ecclesils 
mlssas  et  horarum  ofAcium  de  supra  memoratis 
sanctis  martyrlbus  .  .  .  ne  tam  divinum  et  pium 
opus  possit  aliquis  in  posternm  impedlre,  tenore 
praesentlum  ex  certa  scientla,  auctorit«te  aposto- 
lica  concedimus ,  quod  praedictl  fratres  minores 
ublque  solemniter  et  publice  officium  plnrimorum 
martyrii  m  pro  Ipsis  Berardo,  Petro,  Accursio, 
Adiuto  et  Othone  snb  officio  duplici  maiore  ac  de- 
mum  etiam  die  XV.  Januarii,  qua  die  ab  hoc  sae- 
sulo  per  martyrium  decesserunt,  libere  ac  cum 
sana  et  serena  conscientla  dicere  ac  celebrare  pos- 
sint ,  Inhibentes  praefata  apostolica  auctoritate, 
ne  quis  huic  nostrae  concessioni  audeat  se  op- 
ponere,  non  obstantibus  in  contrarlum  facientlbus 
quibuscumque" ;  Leon  X.  v.  1513  (betr.  Frands- 
cus  V.  Paula,  Acta  SS.  April  1, 165) :  „Nos  igitur, 
qui  fldeles  quosllbet  ad  sanctorum  dei  venera- 
tlonem  et  iugem  erga  eos  devotionem  indt^mus 
.  .  .  libenter  ,  huiusmodi  supplicationibus  incli- 
nati  eisdem  fratribus ,  ut  .  .  .  in  eorum  domi- 
bus  offldum  in  memoriam  eiusdem  Frandsd  de 
uno  oonfessore  sub  nomine  beati  Frauciscl  huiu*- 
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Es  lüUigt  diea  effenbar  damit  saBaomieii ,  dASS  das  Terfahren  ftr  die  Heilig- 
spieebuigeii  oder  Ejunonisatioiieii ,  theils  wegen  der  heryorragenden  Bedeatnog  der 
fragUehen  Angelegenheitoi,  iheik  anoh  wegen  des  viel  früheren  Eingreifena  des 
fl^stiieheB  Stuhles  zuerst  seine  genauere  Ausbildung  gefunden  hat^  während  die 
seg.  Bealifikationen  natn^emias  eine  mehr  untergeordnetere  Bedeutung  hatten^. 

Gerade  deswegen  war  auch  die  an  sieh  richtige  Auffassung  der  Dekretale 
Alexanders  IQ.,  dass  dadurch  zugleich  die  blosse  Beatifikation  dem  pftpstiichen  Stuhle 
Tcrbehalten  worden  sei  (s.  S.  243),  nicht  zu  durchaus  unbestrittener  Anerkennung  in 
der  Kirche  gelangt,  yielmehr  haben  sogar  nooh  bis  in  das  17.  Jahrhundert  liinein 
einzelne  Bischöfe  die  öffentliohe  Verehrung  Ton  fh>mmen  llilnnem,  welche  sich  nach 
ihrem  Tode  durch  Wunder  bewAhrt  hatten,  angeordnet^.    Dazu* kam  weiter,  dass 


Bodi  «Didt  slfigmlis  at  snpra  (voilier  slad  die  Ttge 
näher  aBgegeben)  celebrare  et  in  eorain  missis 
et  matntlnis  et  yesperis  eiasdcm  FrandBci  com- 
memmatloiuna  sab  aemlne  beaü  Fr&ndsei  de 
Paula  huiusmodi  lecitare  elasque  Imaginem 
depingi  facere  et  In  eccleslls  domornm  suarum  . . . 
teuere  libexe  et  lidte  Taleant,  ordinurlorsm  loeo- 
mm  et  cniaa^s  alterius  licentla  super  hoc  mlnime 
leqoisita,  auctoritate  apostolica  tenore  piae- 
«lluii  lioentiam  et  faeultatem  ooneedlmus'*.  In 
beiden  Schreiben  kommt  zwar  die  Bezeichnung 
beatuB  Tor ,  aber  nicht  In  der  Weise ,  dasB  die 
Beatifleirten  für  beati  erklirt  werden ,  Boadem 
umr  in  dem  gewöhnlichen  Sinne  von :  fromm, 
selig ,  und  bellig ,  wie  denn  auch  nicht  nur  in 
froherer,  sondern  aoeh  In  derselben  Zelt  dieses 
Piidikat  denjenigen  ,  welche  kanonisirt  werden, 
in  den  betreffenden  Bullen  beigelegt  wird ,  s.  z. 
B.  Fontan.  p.  12.  24.  51.  161.  192.  Wenn  es 
in  dem  Bre^e  Sixtus'  IV.  bei  Raynald  ad  a. 
1260  n.  51  heisst :  „concedimus,  quod  ipse  beatus 
Joannes  Bonns ,  ut  pie  inter  sanctos  in  supema 
patria  collocatus  .  .  .  posslt  pro  beato  in  om- 
nlbaa  et  eingnlis  dTitatibus,  terris  et  lods  ac 
monaateriis  et  eccleaÜB  yenerari  et  ad  eum ,  nt 
beatnm  preeea  porrigi  et  suffragia  eius  implorari, 
donee  aliud  per  nos  Tel  sedem  praedictam  fuerlt 
aolemniter  ordinatum'*  (ähnlich  anch  in  dem  Cle- 
mens' VII.  T.  1527,  AcU  SS.  Juli  1 ,  492),  so  zeigt 
sich  hier  schon  der  Ansatz  zu  einem  festen 
^raehgebraufh,  aber  auch  nicht  mehr,  da  das 
vorher  dtlrte  Schreiben  desselben  Papstes  andere 
Wendungen  aufweist. 

1  So  inirden  zur  Feststellung  der  Wunder  und 
zur  Heiligsprechung,  sowie  zur  Berathung  über 
dieeelbea  zuniehst  die  Synoden  zugezogen ,  s.  S. 
242,  dann  seit  Alexander  III.  die  KardinUe  und 
die  in  Rom  anwesenden  PrSlaten,  s.  o.  S.  244.  n. 
4  5  und  S.  245.  n.  1.  Seit  Innocenz  III.  hat  man 
auch  Zeugen  bei  der  Kurie  verhört  und  vereidigt, 
8.  die  Gitate  a.  a.  0.  n.  2.  und  Delegaten  er- 
nannt, um  an  Ort  und  Stelle  Erhebungen  zu  ver- 
anlaaseo,  ep.  Honoiii  III.  cit.  v.  1218  u.  1224. 
1225  (a.  a.  O.),  vgL  auch  Benedict  XIV.  1.  c. 
I.  1. 14.  Auch  wurden,  nach  der  Ausbildung  der 
papetliehen  Kondstoiien  (s.  Bd.  I.  S.  364),  ehe 
die  Sache  an  die  Kardinale  und  die  Prälaten  ge- 
bracht wurde,  zunächst  Vorberathungen  In  den 
geheimen  Konsistorien  mit  den  Kardinälen  ge- 


halten, Bulle  Nikolaus' V.  betr.  den  Mlnoiiten 
Bernhard  v.  Sieua  v.  1450,  Fontan.  p.  167,  s. 
auch  ibid.  p.  173,  denen  mitunter  noch  ein  öffent- 
liches Konsistorium  und  die  Anordnung  von  Ge- 
beten um  Erleuchtung  in  der  grösseren  Versamm- 
lung gefolgt  ist  (so  unter  Sixtus  IV.  1482 ,  1.  c 
p.  192.  209).  Zuletzt  fand  dann  in  der  eben  ge- 
dachten Zelt  die  feierliche  Vollziehung  der  Ka- 
nonisation  in  der  Kirche  (S.  Peter)  statt,  1.  c.  p. 
173.  179.  186.  192.  199.  209;  vgl.  auch  Beue- 
diot.  XIV.  1.  c.  I.  21. 

2  Die  im  Vergleich  zu  den  Kanonisationsbullen 
in  viel  geringerer  ZaU  überlieferten  Beatifl- 
kationsbullen  oder  Breven  lassen  keine  ge- 
naue Ausbildung  des  Beatiflkatiousverfahrens 
erkennen ,  wennschon  man  allerdings  auch  hier 
vorher  Untersuchungen  angestellt  hat,  s.  die  S.246. 
n.  4  citirte  Bulle  Leos  X.  Damit  stimmt  es  auch 
überein,  dass  die  Glossatoren  undKonunentatoren 
des  13.  Jahrhunderts  In  ihren  Erörterungen  zu 
cl.X.  III. 45,  s.Z.  B.  Innocenz IV.  apparat.  ad  c. 
1. 1.  c ;  Hostlensis  summa  aurea  1.  c.  n.  34;  glossa 
zu  c.  1.  dt.  8.  V.  mlracula  und  zu  c.  un.  in  VI. 
h.  t  IIL  22.  s.  V.  apostoUoae ,  und  aueh  Thomas 
von  Aqnino,  vgl.  quaest.  quodlib.  IX.  qu.  7.  art. 
16  der  Beatifikation  im  Gegensatz  zur  Kanoni- 
sationniemals  besonders  erwähnen.  Ja,  selbst  die 
eonst  Slxtus' V.  Immensa  v.  1587  (Bd.  I.  S.  471) 
gedenkt  bei  der  Bestimmung  über  das  Ressort  der 
Gongr.  rituum  nur  der  Kanonlsationen,  nicht 
aber  besonders  der  Beatiflkationen.  Ebenso  spridit 
der  Umstand,  dass  noch  Im  16.  Jahrhundert  in  den 
Beatiflkaäonsschrelben,  s.  z.  B.  das  Julius'  II.  v. 
1512,  ActaSS.  April  1, 596 unddas  Clemens'  VU. 
V.  1527,  ibid.  Jul.  1,  492  und  bei  Raynald  a. 
1527.  n.  105,  Glauseln,  wie :  proptereaeanoni%atu9 
ofut  aUoB  ayprobatus  non  censeatur  oder  ähnliche 
beigefügt  worden  sind,  dafür,  dass  für  die  sog.  Bea- 
tiflkationen noch  keine  so  feststehenden  Formen 
und  Formeln,  wie  für  die  Kanonisatlon ,  ent- 
wiekelt  waren. 

3  Chronic,  episc  Mindensium  a.  1373,  Pisto- 
rius  rer.  germ.  Script.  Batlsbon.,  1731.  3,  816: 
„Eodem  anno  s.  Felicianus  mlraculis  coruscare 
coeplt  et  ideo  praedlctus  episoopus  Wedekindus 
(n.  1369 — 1383)  festum  eius  per  totamdioeceslm 
Mindensem  celebrarl  Instltuit^.  Femer  hat  Franz 
Piccolomlnl,  Bisohof  v.  Slena  (nachmals  Pins  III.) 
1 489  die  Verehrung  der  Wittwe  Aldobrandesoa  an  - 
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der  fromme  Eifer  der  Gläubigen ,  sowie  der  Mitglieder  einselner  Ordm  und  Kongrega- 
tionen vielfach  geneigt  war,  hervorragenden  Personen,  welche  nach  allgemräier  An- 
nahme als  Heilige  gestorben  waren,  diesen  unbekflmmert  darum,  ob  ihnen  die  offizielle 
Beatifikation  oder  Kanonisation  zu  Theil  geworden  war ,  dieselben  Ehren ,  wie  den 
kirchlieh  anerkannten  Heiligen  zn  erweisen  ^  nnd  dass,  wenn  anch  eine  private  Yer- 
ehrang  solcher  Personen  nicht  verboten  war,  es  doch  bei  manchen  derartigen  Hand- 
lungen^ in  Zweifel  gezogen  werden  konnte,  ob  sie  sich  innerhalb  dieser  Grenze  hiel- 
ten oder  darüber  hinausgingen.  Gegen  die  zuerst  gedachten  Missbräuche  war  der 
pftpstliche  Stuhl  schon  seit  Jahrhunderten  mit  Einzelverboten  wiederholt  einge- 
schritten^.  In  letzterer  Hinsicht  sah  sich  Clemens  VKI.  (1592 — 1605]  veranlasat^^ 
eine  allgemeine  Regelung  der  Angelegenheit  in  Angriff  zn  nehmen ,  jedoch  führten 
die  betreffenden  Schritte  nicht  zu  einem  Ergebniss. 

Nachdem  dann  im  16.  Jahrhundert  kurz  vorher  durch  die  Reorganisation  der 
Kurial-Behörden  unter  Sixtus  Y.  in  der  Gongregatio  ritnum  ein  besonderes  Organ  filr 
die  Bearbeitung  der  hier  fraglichen  Angelegenheiten  geschaffen  worden  war  ^ ,  fand 
sich  schliesslich  Urban  VUI.  durch  die  erwähnten  Uebelstände  bewogen,  mit  geseta- 
geberischen  Massnahmen  einzuschreiten,  welche  noch  jetzt  die  Grundlage  f&r  das 
geltende  Recht  bilden^.  Die  betreffenden  Bestimmungen  behalten  vor  Allem  daa 
Recht,  die  öffentliche  Verehrung  von  Abgeschiedenen  zu  gestatten,  dem  päpstlichen 
Stuhle  vor,  verbieten  bestimmte  Arten  der  Verehrung  der  noch  nicht  vom  päpstlichen 
Stuhle  beatificirten  oder  kanonisirten  Personen ,  regeln  die  zulässige  vorläufige  Er- 
hebung des  Thatbestandes  durch  die  Ordinarien  behufs  späterer  Beatifikationen  nnd 
Kanonisationen,  und  ordnen  endlich  das  Verfahren  in  diesen  Angelegenheiten^.  In 
Folge  dessen  fand  nunmehr  auch  das  Beatifikationsverfahren  seine  feste  Gestaltong, 
und  die  Beatifikation  wurde  in  einen  näheren  Zusammenhang  mit  der  Kanonisation 
gestellt,  insofern  als  sie  jetzt  als  Vorstufe  der  letzteren  behandelt,  und  jede  Kanoni- 
sation ohne  vorgängige  Beatifikation  ausgeschlossen  wurdet. 


geordnet,  Acta  SS.  April  3, 476.  n.  37.  Ja  der  Erz- 
bischof Mathias  V.  Mecheln  hat  noch,  nach  stattge- 
habterüntersnchung,  in  Betreff  des  Bischof  Bonifaz 
y.  Lausanne  (f  1239)  folgendes  Dekret  1.  J.  1603 
erlassen,  Acta  SS.  Februar  3, 154 :  „Qua  de  oansa 
ros  hls  lltteris  assentimar ,  ut  praedlctum  corpus 
in  posterum  elevatum  maneat  et  tamquam 
yenerabilis  et  beati  vir!  honoretur,  ometur  et  de- 
vote visitetur  ab  omnibus  christi  fldelibus  et 
devotis  personls,  non  tarnen  honorem  admittimus 
ei  fleri,  qui  canonlzato  proprlus  est''. 

i  Benedict.  XIV.  1.  c.  II.  c.  8.  9.  Dabei  ist 
es  auch  öfters  vorgekommen,  dass  Personen,  denen 
nach  der  Anschauung  der  Kurie  solche  Ehren  nicht 
gebührten,  derselben  theilhaftlg  wurden. 

2  Oeffentliche  Nennung  des  Namens  mit  dem 
Prädikat :  Sanctus  oder  beatus,  Knieeu  und  An- 
rufen der  betreffenden  Person  seitens  einzelner 
Gläubigen  am  Grabe  derselben. 

3  S.  z.  B.  die  Breven  Urbans  Y.  a.  1368  bei 
Benedict  XIV.  l.  c.  II.  8.  n.  2.  3. 

«  Benedict.  XlV.  1.  c.  II.  c.  8. 

5  Bd.  I.  S.  391.  471. 

•  Dekrete  Urbans  VIII.  v.  13.  März,  2.  Oktober 
1625,  V.  12.  März  1631,  v.  12.  März  1642,  femer 
Breve :  Caelestis  Hierusalem  v.  5.  Juli  1634 ;  const 


Sacrosancta  v.  15.  März  1642.  Sie  stehen  im 
app.  I  zu  Hb.  II  des  citlrten  Werks  Benedikts 
XIV.  (opp.  ed.  A  ze  ved  0  7,  257  ff.),  ferner  zum 
Theil  in  den  Bullarien  (Taurln.  13,  308;  14,  436 
u.  15,  170)  und  einzelne  sind  auch  sonst, 
80  z.  B.  bei  Ferraris  1.  c.  n.46  ff.,  Nioollis, 
praxls  canonlca2,  553  abgedruckt.  Von  spateren 
päpstlichen  Erlassen  kommen  noch  in  Betracht  das 
Dekret  Innocenz' XL  Sanctissimus  v.  15.  October 
1678,  bull.  Taurin.  19,  123  und  das  Schreiben 
Benedikts  XIV. :  SoUcitudinl  v.  1.  October  1745, 
elusd.  bull.  1,  260. 

7  Das  Nähere  darüber  bei  der  Darstellung  des 
geltenden  Rechtes. 

8  Seit  Urban  Vni.  wird  die  offizielle  Wen- 
dung: beattu  nuneupari^  titulo  beaii  deeorari 
stehend  gebraucht,  und  der  Titel :  beatus  tech- 
nisch, elusd.  const.  V.  10.  Oktober  1625,  bull. 
Taur.  13,  332  und  die  Anführungen  bei  Bene- 
dict. XIV.  1.  c  l.  24.  n.  8.  u.  215.  n.  2.  Die  Vor- 
nahme eines  feierlichen ,  die  Beatifikation  ab- 
schliessenden Aktes  in  Rom  selbst  naoh  Analogie 
der  Kanonisation  (s.  a.  S.  247.  n.  1)  ist  Indeesen 
erst  später ,  nämUch  erst  unter  Alexander  VII. 
1.  J.  1662  aufgekommen,  BenedlctLc.  L  24. 
n.  1.  5. 
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II.  Geltendes  Recht  A.  Begriff  and  Unterschied  der  Heilig* 
und  der  Seligsprechnog.  Die  Heiligsprechnng  (canonkaiio)  ist  der  durch  das 
Oberhaupt  der  Earche  abgegebene  Ansspruch^  dass  ein  abgeschiedener  Diener  Christi 
als  Heiliger  [sanekis]  zu  betrachten  ^  dem  Verzeichniss  (Albnm^  Katalog)  der  Heiligen 
einzardhen,  soine  in  nnd  von  der  ganzen  Kirche  zu  verehren  sei^.  Dagegen  besteht 
die  Seügsprechnng  [bioiificatio)  in  der  Erkl&mng  des  Papstes ,  dass  ein  solcher  Ab- 
gOBohiedenrnr  flir  selig  (beaiw)  zn  erachten,  und  innerhalb  eines  beschränkten 
Thfiiles  der  Kirche,  also  an  einem  Orte,  in  einer  Diöcese,  in  einem  Lande  oder  inner- 
halb eines  Ordens  verehrt  werden  könne  oder  auch  (freilich  seltener)  mtlsse«  ja  mit- 
unter, was  principiell  nicht  ausgeschlossen  ist^  ihm  Verehrung  iu  der  ganzen  Kirche 
in  Theil  werden  dllrfe^. 

Der  Unterschied  zwischen  beiden  beruht  nicht  darin ,  dass  etwa  nach  Annahme 
der  Kirche  der  Heilige  eines  höheren  Grades  der  Seligkeit  als  der  blos  Beatificirte 
fteilhaflig  geworden  sei.  In  dieser  Hinsicht  stehen  sieh  vielmehr  beide  gleich,  von 
beiden  erachtet  die  Kirche,  dass  sie  zur  ewigen  Seligkeit  eingegangen  sind.  Der 
Unteisehied  besteht  vielmehr  darin ,  dass  die  Eärche  ihr  eigenes  Verhftltniss  und  das 
ihrer  Mitglieder  zu  den  beiden  Kategorien  verschieden  bestimmt.  Die  gewöhnliche 
Meinuig  charakterisirt  dies  in  Betreff  der  Heiligen  dahin,  dass  die  kirchliche  Ver- 
ehnmg  derselben  obligatorisch  und  allgemein  fttr  die  ganze  Kirche  angeordnet,  in 
Betreff  der  Seligen  aber  nur  erlaubt  und  zwar  blos  unter  der  Beschränkung  auf  einen 
bestimmten  Theil  der  Kirche  gestattet  werde  ^,  Aber  einmal  sind,  wenngleich  freilich 
selten,  von  den  Päpsten  Beatifikationsbreven  erlassen  worden,  welche  die  kirchliche 
Verehrung  von  Seligen  innerhalb  eines  gewissen  Umfanges  vorschreiben  *.  Femer 
haben  sie  auch,  allerdings  sehr  vereinzelt,  die  Verehrung  eines  Seligen  in  der  ganzen 
Kirche  erlaubt  ^.    Darum  kann  der  Unterschied  nicht  in  die  eben  erwähnten  beiden 


i  Darüber  sind  alle  Schriftsteller  einig,  b.  z.  B. 
Faguaii.adcl.X.III.45cit.  n.  2;  Relffen- 
Btnel,  inj  canon.  IIl.  46.  n.  2;  Ferraris  1.  c. 
B.  4.  Es  ergiebt  sieh  dies  aach  aas  der  gesohiohi- 
licken  Entwieklung,  femer  aas  der  Kanooisation»- 
fonnel.  Die  ältereren,  s.  o.  S.  244  ff.  Die  jeUt 
ibUshe,  s.  das  toü  Leo  XIII.  erlassene  Dekret 
▼.8. Dezember  1881,  AcU  s.  sed.  14,  238  lautet: 
«id  honorem  sanctae  et  indlTldaae  trinitatis ,  ad 
ezaltatlonem  fldel  eatholioae  etreligionis  christi- 
inae  angmentum,  aactoritate  domini  nostri  Jesu 
Christi,  bb.  apostolorom  Petri  at  Pauli  (hier  hin- 
ter ist  sicherUoh  durch  einen  Druckfehler  ausge- 
fsllen :  ae  nostra,  matara  deliberatione  praehabita 
et dlvina ope  saepius  implorata ,  s.  Benedict. 
XIY.  acta  oanoniz.  opp.  dt.  5 ,  492 ,  und  die 
Kanonisaüon  unter  Pins  IX.  t.  J.  1862,  Acta 
<!one.  ooIL  Lac.  6,  873)  ac  de  venerabiL  foatrum 
Bostxorum  s.  Bomanae  eccleeiae  cardinalium,  pa- 
triarehamm,  archieplscoporum  et  episcoporum  in 
Urbe  existentium  consilio,  beatos  Joannem  Bap- 
tUtam  de  Rubels,  Lanrentlum  a  Brundusio,  Bene- 
dietum  Josephum  Labre ,  confessores ,  et  Ciaram 
s  Gruce  virginem,  sanctos  esse  decerni- 
mts  et  definimus  ac  sanctorum  oata- 
logo  adscribimus,  statuentes ab  ecclesia  uni- 
tenali  iUorum  memoriam  quolibet  anno ,  nempe 
Joannis  B&ptistae  die  XXIII  Mali,  LaurentilVlI 
JolU,  Benedict!  Josephi  XVI  Aprills  inter  sanctos 
eonfessores  non  pontiflces ,  Glarae  die  XVIII  Au- 


gusti  inter  sanotas  virgines  pia  doTOtione  recoli 
debere.  In  nomine  patris  et  fllii  et  spiritas  sanctU 
Amen"".  VgL  auch  Benedict  XIY.  de beaüf . L 
36.  $.  7. 

2  S.  die  folgende  Anmerkung. 

3  Daher  wird  abweichend  Ton  der  von  mir  im 
Text  hingestellten  Begriffsbestimmung  seitens  der 
herrschenden  Lehre  das  die  Beatiflkatioa  von  der 
Kanonisation  unterscheidende  Wesen  iu  die  bei- 
den Momente  blosser  Gestattung  (nicht  Anord- 
nung) der  Verehrung  und  Beschränkung  derselben 
gesetzt ,  s.  die  Anm.  1  citirten ,  femer  Wal- 
ter, K.R.$.29i;  Permaneder\K.R.  $.431; 
Bangen,  röm.  Kurie  S.  218;  de  Angelis, 
praelectiones iur.  canon. III. 46.  n.2;  Richter- 
Kahl,  K.  R.  $.  242.  Dagegen  Benedict.  XIV. 
Lc.  L  39.  n.  7ff. 

*  S.  die  bei  Benedict.  XIV.  1.  c. n.  8  ange- 
führten Bremen  Leos  X.  und  Clemens^  IX.  v.  1669 
(letzteres  für  Peru:  ^ipsiusque  beatae  Rosae 
festum  in  universo  regno  huiusmodi  de  patrona 
prindpaliori  ab  omnibus  utriusque  sexus  Christi 
fldeUbus  illic  degentibus  de  praecepto  scrvari  et 
siout  alia  festa  de  praecepto  celebrari  eiusque 
officium  ab  universo  clero  tum  saeculari  tum 
regulari  de  principallori  patrojia  iuxta  rubricas 
breviarii  Romani  inibi  recitari...  mandamus^). 

5  S.  das  0.  S.  246.  n.  4  citirte  Breye  Sixtua' 
IV..  betreffend  Johannes  Bonus. 
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I.  Die  Hierarchie  und  die  Leitung  der  Kirche  durch  diewlbe. 
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Momente  gesetzt  werden ,  wenngleich  sie  der  Regel  nach  bei  der  Beatifikation  ob- 
walten. Das  eigenthflmliche  Wesen  der  Kanonisation  bildet  vielmehr  der  Umstand, 
dasB  der  Papst  dnroh  dieselbe  einen  definitiyen  Ansspmoh  Aber  die  Heiligkdt  des 
abgeschiedenen  Dieners  Christi  giebt  ^,  als  dessen  Folge  die  Nothwendigkeit  der  Ver- 
ehmng  desselben  in  der  ganzen  Kirche  erscheint,  während  derBeatifikationserklirmig 
ein  solcher  Charakter  nicht  znkommt,  nnd  diese  nur  die  Bedeatnng  hat,  dasB  die  An- 
nahme,  der  für  selig  Erklärte  sei  gewtkrdigt,  das  Antlitz  Gottes  zu  schanen,  wenig- 
stens in  soweit  begründet  ist  ^,  dass  die  Verehmng  iimerhalb  gewisser  Grenzen  ge- 
stattet, ja  anch  angeordnet  werden  kOnne.  Von  diesem  Standpunkt  ans  ist  allerdings 
die  Verbindung  des  Gebotes ,  den  selig  Gesprochenen  in  der  ganzen  Kirche  zn  yer- 
ehren,  mit  der  Beatifikation  ansgeschlossen  3,  weil  damit  materiell  das  definitive  Dr- 
theil  über  die  aUgemein  anzuerkennende  Heiligkeit  gesprochen,  mithin  eine  Kanoni- 
sation erfolgt  sein  würde. 

B.  Das  Recht  zur  Beatifikation  und  Kanonisation  steht  nach  dem  gel- 
tenden Rechte  dem  Papste  aasschliesslich  zu^.  Die  Frage,  ob  auch  ein  allgemeines 
Konzil  dazu  berechtigtist,  hat  keine  praktische  Bedeutung  mehr,  denn  dasselbe  ist  nach 
dem  jetzigen  Recht  nichts  ohneden  Papst,  und  eine  unter  Zustimmung  der  Minorität  von 
dem  letzteren  getroffene  Anordnung  würde  reohtsgiltig,  ein  von  ihm  nicht  genehmigter 
Beschluss  der  Mehrheit  der  Konzilmitglieder  aber  nicht  rechtswirksam  sein^.    Die 


1  Benedict  XIY.  1.  c.  n.  14.  Daher  haben 
schon  Tiele  Schriftsteller,  so  anch  Benedikt  XIV. 
selbst,  I.  c.  42.  43,  vor  dem  Vatikanischen  Kon- 
zile angenommen,  dass  der  Kanoiilsationsaus- 
sprnch  des  Papstes  als  unfehlbar  zu  betrachten 
sei,  nnd  vom  Standpunkt  des  Yatikanums  wird 
diese  Ansicht  als  richtig  erachtet  werden  müssen, 
dafür  auch  de  An  gel is  1.  c  n.  2.  II.  2,  340. 

2  Darüber  glebt  die  Beatifikation  also  nur  eine 
provisorische  Entscheidung ,  was  namentlich 
durch  die  Uteren  hierher  gehörenden  päpstlichen 
Anordnungen ,  s.  o.  S.  245.  n.  5 ,  bestätigt  wird. 
Allerdings  hat  sich  schon  vor  längerer  Zeit  auch 
hinsichtlich  der  Beatifikation  die  Ansicht  geltend 
gemacht,  dass  die  betreifende  Anordnung  des 
Papstes  gleichfalls  unfehlbar  sei,  Tgl.  darüber 
Benedict.  XIV.  l.  c.  I.  42.  n.  2.  Aber  dieser 
selbst  erklärt  sich  dagegen,  1.  c  n.  9  fP.,  well  da- 
mit der  bloe  proTisorlsche  Charakter  der  Beatifi- 
kation verläugnet  werde.  Aus  demselben  Grunde 
wird  auch  noch  nach  dem  Vatikanum  die  Unfehl- 
barkeit zu  verneinen  sein,  so  auch  deAugelis 
1.  c. 

8  Benedict  XIV.  l.  c  c.  39.  n.  13. 

Nach  der  Ausführung  dos  Textes  ist  also  anch 
die  vielfach  vertretene  Ansicht,  dass  die  Beatifi- 
kation ihrem  Wesen  nach  dasselbe,  wie  dieKano- 
sation  sei,  und  sich  beide  nur  aocidentell ,  näm- 
lich wie  eine  partikuläre  und  generelle  unter- 
scheiden, s.  Pignatellit.  4*  consultat.  53.  n. 
2;  Ferraris  1.  c.  n.  11.  12,  welche  beide  frei- 
lich den  Papst  auch  in  Betrefl*  der  Beatifikation 
für  unfehlbar  erachten,  nicht  haltbar.  Auch 
Benedict  XIV.  L  c  n.  2.  9.  14  erklärt  sich 
gegen  die  Annahme ,  dass  die  Beatifikation  eine 
partikuläre  Kanonisation  sei. 

«  c.  1.  X.  III.  46  cit ,  0.  S.  243 ;  Dekret  Urbans 
VIII :  Sanctissimus  v.  13.  März  1624  $.  1  (opp. 


Benedict.  XIV.  cit.  p.  257):  „  .  .  .  decrevlt,  ne 
quorumvls  homlnum  cum  sanctitatis  eeu  martjprii 
fama  (quantacumque  illa  sit)  defunctorum  ima- 
gines  aliaque  praedicta  et  qaodcunque  aliud 
venerationem  vel  cultum  prae  se  ferens  et  in- 
dicans  in  oratoriis  aut  loeis  publicis  seu  prlvatis 
vel  ecclesiis  tam  saecularibus  tarn  regularibus 
cuiuscunque  religionis,  ordinis,  instituti,  con- 
greg&tionls  aut  sooletatis  apponantur,  ante- 
quam  ab  apostolica  sede  canonizentut 
autbeatl  declarentur  et  (si  quae  appositae 
sunt)  amoreantur,  prout  eas  siatim  amoveri  mau- 
davlt" ;  eiusd.  oonst.  Oaelestis  Hiernsalem  ▼.  ö  Juli 
1634.  8$.  1.  2. 

^  Bd.  III.  S.  629. 630.  Was  das  TorvaUkaikiftche 
Recht  anlangt,  so  musste  sich  die  Frage  naeh  der 
herrschenden  Lehre  vom  Verhältnlss  dos  Papstes 
zum  allgemeinen  Konzil  entscheiden.  Ffii  die 
mittelalterliehe  Zeit  und  die  Zeit  des  Tilden* 
tinums  ist  die  Ansicht,  s.  auch  Benedict  XIV. 
1.  c.  I.  11.  n.  6  fr. ,  dass  ein  allgemeines  Konzil 
ohne  den  Papst ,  selbst  im  Falle  der  Erledigiuig 
des  päpstlichen  Stuhles  keine  derartige  Akte  vor- 
zunehmen berechtigt  ist ,  als  begründet  zu  er- 
achten, s.  auch  Bd.  III.  S.  361.  625.  Fax  die 
Zeit  der  Reformkonzilien  kann  dies  allerdings 
nicht  angenommen  werden,  denn  von  dem  Stand- 
punkt, dass  das  allgemeine  Konzil  die  Ver- 
tretung der  gesammten  Kirche  bilde  uftd  seine 
Gewalt  unmittelbar  von  Christus  habe,  s.  a.  a.  O. 
S.  380.  404.  406,  ist  es  unmöglich ,  ihm  die  be- 
treffende Befugniss  abzusprechen.  Eine  Kano- 
nisation oder  Beatifikation  hat  indessen  keine  der 
Reformkonzilien  vorgenommen.  Ueber  die  in 
derartigen  Sachen  erlassenen  vorbeieitenden  An- 
ordnungen des  Konstanzer  Konzils  vgL  Bene- 
dict. XIV.  1.  0.  n.  11  ff. 
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gedachte  Befiigniss  des  Papstes  ist  an  seine  Person  gebanden  ^.  Er  kann  sie  nicht 
durch  Delegation  auf  einen  anderen,  selbst  nicht  auf  einen  legatns  a  latere  ttbertmgen, 
und  noch  viel  weniger  ist  der  letztere  kraft  seiner  Stellang  berechtigt ,  Heilig-  und 
Seligsprechungen  vorznnehinen^.  Den  Bischöfen  ist  die  Bereohtignng  dazu  in  Folge 
der  bereits  (8.  243)  dargelegten  Bechtsentwicklung  entzogen,  wohl  aber  kommt  ihnen 
—  nnd  ebenso  den  sonstigen  Ordinarien^  —  noch  die  Zuständigkeit  ftlr  die  Fest- 
stellung etwaiger  Wunder  und  die  Fflhmng  des  jede  Beatifikation  und  Kanonisation 
einleitenden,  nach  dem  geltenden  Recht  dafttr  nothwendigen,  ersten  prozessualischen 
Verfahrens  zu^,  und  zwar  ausschliesslich  ^ 

C.  Subjekt  der  Beatifikation  und  Kanonisation.  Unfähig,  beatificirt 
oder  kanonisirt  zu  werden,  sind  nicht  getaufte^  Personen ,  femer  diejenigen,  welche 
noch  am  Leben  sind  ^,  endlich  auch  Kinder,  welche  bei  ihrem  Tod  noch  nicht  das 
Unterscbeidungsvermögen  erlangt  hatten  ^,  ausser  wenn  sie  ansHass  gegen  den  Christ- 
liehen  Glauben  oder  bei  einer  Verfolgung  der  Bekenner  desselben  getödtet  worden 
sind^ 


1  Darüber ,  dass  dies  nicht  die  ursprünglicbe 
Aaffassung  gewesen  ist,  s.  o.  S.  244.  n.  4  und  S. 
245.  n.  5.  Die  geltende  Rechts&affassung  ist  es 
aber  entschieden.  Ganz  abgesehen  davon,  dass 
die  Oongreg.  ritnum  zu  allen  die  Vorbereitung 
der  fraglichen  Angelegenheiten  betreffenden 
Alten  der  Genehmigung  des  Papstes  bedarf,'  Bd. 

1.  S.  472 ,  ist  dies  auch  dadurch  bedingt ,  dass 
für  die  Kanonisationen  die  Unfehlbarkeit  be- 
hauptet wird,  und  diese  letztere  allein  dem  Papste 
fui  seine  Person  zukommt. 

^  c.  1  (Innoc  IIl.)  X.  de  off.  leg.  I.  30  und 
Benedict.  XIV.  1.  c.  11.  n.  4. 

^  Da  es  sich  hierbei  nur  um  die  jurisdictlo 
episcopalis  handelt,  so  steht  nicht  nur  der  kon- 
finnirte,  aber  noch  nicht  konsekrirte  Bischof, 
sondern  auch  der  Kapitels- Verweser,  der  aposto- 
lische Vikar,  der  bischofliche  Koadjutor  und  der 
praelattts  nullius  dioecesis  dem  bereits  konsekrir- 
ten  episcopus  gleich,  Benedict!  XIV.  const. 
Solicltudlnl  dt.  §.  6;  Benedict.  XIV.  1.  c.  11. 

2.  n.  1  ff.,  8.  auch  Bd.  n.  S.  240.  266.  260.  344. 
675.  Den  päpstlichen  Nuntien  sind  indessen 
solche  Erhebungen  ausdrücklich  durch  die  Congr. 
eone.  1.  J.  1631  yerboten  worden,  Benedict. 
XIV.  1.  c.  n.  10.   Vgl.  auch  die  folg.  Anm. 

^  Denn  dieses  Recht  ist  den  Ordinarien  durch 
c  1.  X.  III.  45  cit.  niemals  genommen  worden, 
Benedict.  XIV.  1.  c.  II,  c.  1.  n.  2,  s.  auch 
Trid.  Sess.  XXV.  decr.  de  invocat :  ;,nulla  etlam 
sdmittenda  esse  noya  miracula  nee  noras  reliquias 
redpiendas,  nisi  eodem  recognoscente  et  appro- 
haute  episoopo,  qui  simulatque  de  iis  aliquid 
eompertum  habuerit,  adhibitis  in  consilium  theo- 
Isgis  et  alils  pils  viiis  ea  faciat,  quae  veritati  et 
pietali  consentanea  iudicaverit".  Des  Wdteren 
▼gL  über  diese  Stelle  den  folgenden  J.  Über  die 
Reliquienyerehrung  S.  265.  n.  6  u.  S.  266.  n.  1. 

^  Nach  einer  seit  Ende  des  16.  Jahrh.  fest- 
stehenden Praxis  wird  der  Prozess  in  Rom  nie- 
mals, ohne  dass  das  vorbereitende  Verfahren  vor 
dem  Bischof  stattgefunden  hat,  eingeleitet, 
wenngleich  dies  allerdings  mit  päpstlicher  Dis- 
pensation zulisdg  wäre,  Benedict.  1.  c  n.  4. 


Andererseits  ist  durch  Dekret  Urbans  VIII.  vom 
12.  März  1631  (ed.  cit.  7,  283),  allen  „personis 
ecclesiasticls,  tarn  saecularibns  quam  regularibus, 
etiam  s.  Joannis  Hierosolymitanl,  societatis  Jesu 
Tel  aliorum  quantumvis  speciall  nota  dignorum" 
ausser  den  Ordinarien  untersagt,  „ne  audeant 
Ipsi  per  se  aut  per  alios  capere  informationes 
super  sanctitate  aut  miraculis  alicuius  defuncti 
neque  ullo  modo  exquirere  aut  obtinere  ad  hunc 
effectum  extraiudiciales  testificationes  aut  sub- 
scriptionessubpoenls  arbltrio  sacr.  congregatfonis 
infligendis^  Offen  gelassen  Ist  nur :  „Quodsi  su- 
periori,  sacristae  seu  alteri  offlclali  ilUus  ecclesiae, 
in  qua  requlesdt  corpus  ipsiusmet  defuncti  rel 
alterius  etiam  ecclesiae  fuerint  revelata  aliqua 
miracula  seu  prophetiae  dona,  possint  ea  redpere 
sub  slglUi  secreti  ab  ipsls  tan  tum  relatoribus, 
in  quorum  gratiam  contigisse  narrabltur.  Tene- 
antur  tarnen  quam  primum  commode  poterunt 
eadem  deferre  vel  obsignata  transmlttere  epis- 
copo  loci  cum  eipressa  declaratione,  quod  reve- 
lationes  sie  ut  supra  receptae,  non  faciant  allquem 
probationis  gradum  etiam  cuiusvls  longisslmi 
temporis  cursu^'. 

®  Die  Taufe  braucht  aber  nicht  die  Wasser- 
taufe gewesen  zu  sein ,  namentlich  kommt  auch 
die  Bluttaufe  In  Betracht 

Die  Heiligen  des  alten  Testaments  sehdden 
deshalb  aus,  weil  sie  Gott  selbst  in  der  h.  Schrift 
den  Menschen  als  Heilige  offenbart  hat ,  Bene- 
dict. XIV.  1.  c.  I.  14.  n.  2,  und  daher  dem 
Papst  in  Betreff  ihrer  nur  die  Bestimmung  über 
die  Art  ihres  Kultus  offen  bleibt,  1.  c.  lib.  IV. 
P.  II.  c.  29. 

7  Benedict.  XIV.  I.  14.  n.  11  ff. 

8  Weil  sie  nicht  die  Möglichkeit  gehabt  haben, 
sich  in  diesem  Leben  als  Heilige  zu  bewähren, 
Benedict.  XIV.  1.  c.  I.  14.  n.  3. 

9  So  hat  die  Kirche  die  auf  Veranlassung  des 
Herodes  getödteten  Kinder  schon  seit  früher  Zeit 
als  Märtyrer  verehrt.  Doch  giebt  es  kein  Beispiel, 
dass  eine  derartige  Kanonisation  seitens  der 
Fapste  erfolgt  ist,  Benedict.  XIV.  1.  c  n.  3ff. 
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I.  Die  Hierarchie  und  die  Leitung  der  Kirohe  durch  dieselbe. 


[§.  21 1 . 


Eine  fähige  Person  darf  aber  allein  dann  zum  Gegenstande  der  öffentlichen  Ver- 
ehrung in  der  Kirche  erhoben  werden ,  wenn  sie  sich  in  ihrem  Leben  durch  sog.  he- 
roische Tugenden  >,  d.h.  durch  solche,  welche  die  Anforderungen  der  Natur  überschrei« 
tend  den  höchsten  Grad  der  Vollkommenheit  darthun,  und  welche  den  damit  Geziert^i 
weit  über  die  anderen  Gerechten  emporheben  2,  bewährt  hat.  Als  höchster  Beweis 
der  erforderlichen  heroischen  Tugenden  gilt  das  freiwillige  Erleiden  eines  gewalt- 
samen Todes  um  des  christlichen  Glaubens  oder  der  Ausübung  christlicher  Tugenden 
willen  ^.  Ausserdem  ist  aber  erforderlich ,  dass  die  zu  beatifioirende  oder  kanoni- 
sirende  Person^  von  Gott  durch  Wunder^,  insbesondere  nach  ihrem  Tode,  verherr*- 
licht  worden  ist  ^. 

D.  Die  Beatifikation  und  die  Kanonisation  kann  für  die  Regel  nicht  an- 
ders erfolgen,  als  dass  ihre  Voraussetzungen  in  einem  besonders  und  genau  geregelten 
Verfahren,  dem  s.  g.  Beatifikations-  bez.  Kanonisationsprozess  festgestellt  werden^, 


t  Benedict.  XIV.  1.  c.m.  c.  21. 

2  Besonders  müssen  in  solchem  Grade  die  diel 
theologischen,  sich  auf  Gott  beziehenden  Tugen- 
den, Glauben,  Liebe  und  Hoffnung ,  feiner  auch 
die  yler  Kardinaltugenden  der  Klugheit,  der  Ge- 
rechtigkeit, des  starken  Muthes  und  der  Mässi- 
gung  mit  allen  ihren  Voraussetzungen  und  Wir- 
kungen Torhanden  gewesen  und  in  einer  Mehr- 
zahl, nicht  in  wenigen  Fällen  heroisch,  sowie 
bereitwillig  und  freudig  geübt  worden  sein,  auch 
darf  die  betreffende  Person  niemals  die  Bahn  der 
Tugend  verlassen  haben.  Es  ist  aber  nicht  er- 
forderlich ,  dass  alle  Kardinaltugeuden  in  glei- 
cher Weise  heroisch  bethätigt  worden  sind,  son- 
dern es  genügt ,  dass  es  gerade  bei  denjenigen, 
deren  Uebung  durch  die  Stellung  der  betreffen- 
den Person  Tor  Allem  gegeben  war,  also  bei 
Männern  in  staatlichen  und  kirchlichen  Würden 
den  Tugenden  der  Gerechtigkeit  und  Massigkeit, 
bei  Päpsten  dem  Eifer  für  die  Erhaltung  und 
Ausbreitung  des  christlichen  Glaubens,  sowie 
für  die  Reform  der  Kirche  und  die  Wahrung  ihrer 
Rechte,  der  Fall  gewesen  ist.  Ausführlich  han- 
delt über  dies  Alles  Benedict.  XIV.  1.  c.  III. 
c.  21  ff. 

3  Ueber  den  Begriff  des  Martyriums,  soweit  ei 
hier  in  Frage  kommt,  Tgl.  Benedict  XIV.  1.  c 
III.  c  11  ff.,  8.  auch  Ferraris  s.  Y.  martyrium. 
Daher  wird  in  Prozessen ,  welche  Märtyrer  be- 
treffen, das  BeweisTorfahren  nicht  auf  die  heroi- 
schen Tugenden  als  solche ,  wie  bei  den  Nicht- 
märtyrem  oder  confessores,  sondern  auf  das  Mar- 
tyrium gerichtet  Das  dubium  lautet  hier  nicht : 
an  constet  de  virtutibuB ,  sondern  :  an  constet  de 
martyrio  ti cau$a martyrii^  Benedict.  XIV.  1.  c. 
I.  c.  17  n.  16. 

^  Das  gilt  auch  bei  der  Beatifikation  und  Ka- 
uouisatlon  wegen  des  Martyriums ,  so  gegen  die 
abweichenden  Meinungen  einzelner  älterer 
Schriftsteller  Benedict  XIV.  1.  c.  I.  c  28  und 
die  feste  Praxis  des  päpstlichen  Stuhles,  a.  a.  0. 
c.  29.  30. 

&  Dass  beide  im  Text  erwähnten  Erfordernisse 
erfüllt  sein  müssen,  ist  gleichfalls  feste  Praxis, 
welche  an  dem  Wortlaute  einzelner  älterer  Ka- 
nonlsationsbullen  ihren  Anhalt  hat ,  s.  z.  B.  ep. 


Innoc  IIT.  ▼.  1199,  S.245  n.  2:  ,,duo  tarnen,  vir- 
tus  Yidelicet  morum  et  Tirtus  signorum,  opera 
seil,  pietatis  in  vita  et  miraculoram  signa  post 
mortem ,  ut  quis  reputetur  sanctus  in  militantis 
ecclesia,  requiruntur^' ;  fast  wörtlich  wiederh<>lt 
in  ep.  Gregor.  IX.  v.  1232,  F.  p.  65,  s.  oben 
a.  a.  0. 

Ueber  den  Begriff  des  Wunders  handelt  aus- 
führlich Benedict  XIV.  l.  c.  IIb.  IV.  P.  1.  c 
1.  2.  6  ff. 

6  üeber  die  Zahl  der  Wunder  Tgl.  decret  gen. 
Benedict  XIV.  v.  23.  April  1741  c.  1  feiusd.  acta 
et  decreta  in  causis ,  ed.  cit  6,  6)  n.  6 :  ^Deinde 
vero  tum  in  causis  beatiflcationis  per  viam  cultus 
immemorialem  aut  indulto  proeedentibns  (^gl. 
unten)  de  stylo  praesentl  sit,  ut  approbato  iam  ex 
testibus  de  auditu,  ut  supra  adminiculatis,  mar- 
tyrio aut  virtutibus  in  gradu  heroico,  ex  duobus 
deinde  miraculis  ad  solemnem  eorum  canoaiza- 
tionem  deveniatur,  in  posterum  non  duo,  ut  hac- 
teuus,  sed  quatuor  ad  eorum  canoniza tio- 
nem  probari  debeant  miracula,  et  qui- 
dem,  ut  dictum  est  de  visu.  n.  7 :  In  causis  autem 
simplicium  serTorum  dei  procedentibus  per  viam 
non  cultus  (vgl.  unten)  serretur,  qui  iam  pridem 
invaluit  mos,  ut  probatis  ex  testibus  de  tIsu  vir- 
tutibus, ex  duobus  deinde  miraculis  ad 
beatiftcationem  procedatur.  At  ubi  yirtutes  aut 
martyrium  ex  testibus  de  auditu,  ut  supra ,  f ae- 
rint  probatae,  non  duo,  uthactenus,  sedqaa- 
t  u  0  r  omnino  ad  beatiftcationem  ac  deinde  duo 
alia  post  illam  facta ,  ut  moris  est,  ad  eorum  ca- 
nonizatlonem  ex  testibus  pariter  de  visu  debeant 
approbari^ 

"^  Zum  VerständuisB  der  yerschiedenen  in  Frage 
kommenden  Bestimmungen  ist  eine  kurze  Dar- 
stellung der  wesentlichen  Grundzüge  des  Ver- 
fahrens erforderlich. 

I.  Das  erste  vorbereitende  Verfahren 
findet  vor  dem  Ordinarius  des  Ortes,  an  welchem 
der  8.  g.  Diener  Gottes  (servus  dei)  begraben  ist, 
statt,  B.  0.  S.  2Ö1  n.  5.  Diejenigen ,  welche  das 
Verfahren  betreiben  wollen,  die  s.  g.  posiuUUores^ 
haben  einen  procurator  zu  bestellen,  welcher  nin 
die  Einleitung  des  Verfahrens  beim  Ordinarius 
mit  der  ausdrücklichen  Bitte,  seiner  Zeit   die 


J.  21 ).]  Die  Verwaltung  des  übrigen  Kultus.  Die  Verehrung  der  Heiligen. 
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nnd  zwar  muss  jetzt  jeder  Kanonisation  erst  die  Beatifikation  vorangehen.  Das  Beati- 
fikationsrerfahren  schliesst  mit  der  Ansfertignng  des  Breves  Aber  die  vom  Papst  be- 


Akten mn  den  päpstlichen  Stuhl  elnzaaenden, 
nachsucht.  Das  Verfahren  wird  von  dem  Ordi- 
narius oder  Ton  dem  Ton  ihm  deputirten  General- 
Tikar  oder  Ton  einem  anderen  durch  den  ersteren 
delegirten,  mit  einer  Dignltät  bekleideten  Geist- 
lichen nnter  Zuziehung  des  promotor  flscalis  und 
des  Mschöfliohen  Kanzlers  (Notars)  als  ProtokoU- 
nihrers  —  beide  sind  vorher  speciell  de  officio 
Adeliter  exercendo  zu  vereidigen  —  geführt  Das 
Verfahren  zerf&llt  a.  in  einen  speciellen  Prozess 
ie  nan  euUu  vel  de  paritione  deeretorum  und 
b.  einen  allgemeinen  de  tancUtait  viiae  (virtuti- 
bus)  €t  miraeuUs. 

a.  Der  specielle  Prozess  ist  zufolge  der  Gonst. 
Urbans  VIII.  cit.  %.  1  mit  Rücksicht  darauf,  dass 
durch  die  Dekrete  vom  13.  M&rz  und  2.  Oktober 
1G2Ö  die  5irentUche  Verehrung  vor  der  Beatifl- 
kation ,  bez.  Kanonisation  untersagt  worden  war 
(s.  0.  S.  250.  n.  4),  erforderlich,  weil  die  congre- 
gatio  rituum,  falls  ein  früherer  Kultus  festge- 
stellt wird,  ihrerseits  nicht  das  vor  sie  gehörende 
Yeifahien  beginnen  darf.  Durch  das  Urthell  des 
Ordinarius  soll  das  Unterbleiben  des  Kultus  oder 
die  Befolgung  der  gedachten  Dekrete  ausge- 
brochen werden ,  woraus  sich  die  erwähnte  Be- 
tdehnung  für  diesen  speciellen  Prozess  erklärt. 
I>en  erforderlichen  Beweis  haben  die  Antrag- 
iteller  durch  ihren  Piokurator  zu  erbringen ,  wo- 
gegen der  Prokurator  von  amttwegen  opponlrt. 
Zum  Beweisverfahren  gebort  auch  die  vom  Richter 
voizunehmende  s.  g.  visitatlo  sepulcri  (des  Die- 
ners Gottes),  um  festzustellen ,  dass  dort  keine 
Zeichen  religiöser  Verehrung  angebracht  sind. 

Die  Anordnungen  Urbans  VIII.  beziehen  sich 
ihrem  Wortlaute  nach  {s,  Dekret  v.  13.  März  1625, 
ed.  cit.  7,  268)  nicht  auf  diejenigen :  „qul  aut 
per  eommunem  ecclesiae  consensum  vel  imme- 
moiialis  temporis  cursum  aut  per  patrum  vlro- 
rumquesanctorum  scripta  vel  longisslmi  temporis 
sdentiA  ac  tolerantia  sedis  apostoUcae  vel  ordi- 
aaiii  eoluntur^,  wo  unter  der  unvordenklichen 
oder  der  sehr  langen  Zeit  nach  der  const.  Gae- 
lestis  cit.  (1.  c.  p.  262)  ein  Zeitraum  von  100 
Jshren  zu  verstehen  ist.  Liegt  ein  solcher  Fall 
vor,  so  muss  dies  durch  das  Verfahren  und  das 
Urthell  des  Ordinarius  festgestellt  werden.  Der 
betreffende  Prozess  heisst  dann  processus  mper 
eaau  exeepto ,  doch  ist-  er  entbehrlich ,  wenn  für 
den  Kultns  ein  päpstliches  Indult  vorliegt  oder 
davon  durch  den  Papst  dlspensirt  wird ,  Bene- 
dict. XIV.  de  beatif.  II.  17.  n.  4.  ö. 

bi  Nach  dem  speciellen  Prozess  folgt  der  al  1- 
gemeine,  in  welchem  die  Antragsteller  durch 
ihren  Prokurator ,  während  der  Promotor  wider- 
spricht, den  Beweis  für  die  Tugenden  und  Wun- 
der zu  erbringen  haben  (vgl.  dazu  auch  noch 
Benedict.  XIV.  const.  Solicitudini  dt.  §.  ö).  Mit 
dem  Aktensehluss  ist  in  diesem  Verfahren  die 
Thätigkeit  des  Ordinarius,  welcher  aber  sein  Gut- 
achten über  die  Sache  und  die  Personen  der 
Zeugen  den  Akten  beizufügen  hat,  beendet 

Die  Originalakten  beider  Prozesse  werden,  nach- 
dem beglaubigte  Abschriften  genommen  worden 


sind,  in  getrennten  Umschlägen  nach  Rom  an  die 
Congr.  rituum  eingesendet,  vgl.  über  Alles  Be- 
nedict. XIV.  de  servor.  dei  beatif.  I.  c.  22; 
Bangen,  römische  Kurie  S.  227. 

II.  Verfahren  vor  der  Congregatio  ri- 
tuum im  Beatif  ikationsprozess.  a.  Vor- 
bereitungsverfahren. Für  die  Betreibung 
der  Angelegenheit  bei  der  gedachten  Behörde 
haben  die  Antragsteller  einen  procurator  (s.Bd.  I. 
S.  473)  zu  bestellen,  und  um  Eröffnung  der  ver- 
siegelten Prozessakten  und  Deputirung  eines  s.  g. 
Kardinal -Belators  zu  bitten,  jedoch  kann  dies 
nach  dem  Dekret  Innocenz'  XI.  (s.  o.  8. 248.  n.  6) 
ohne  päpstliche  Erlaubniss  nicht  früher  als 
10  Jahre  nach  der  Einreiohung  der  Akten  ge- 
schehen. Da  die  Beatiflkation  und  Kanonisation 
eine  öffentliche  Angelegenheit  der  Kirche  ist, 
müssen  femer,  wie  die  Dekrete  Urbans  VIII. 
vorschreiben,  eine  Reihe  von  Gläubigen,  nament- 
lich angesehene  Personen ,  wie  Fürsten ,  darum 
wiederholt  bitten,  weshalb  derartige  Gesuche 
dem  Antrage  beizufügen  sind.  Darauf  erfolgt 
die  commissio  Introductionis  causae  durch  den 
Papst,  d.  h.  die  Ueberweisung  der  Sache  zur  vor- 
läufigen Verhandlung  an  die  Ritus-Kongregation, 
Benedict.  XIV.  1.  c  II.  c.  36  (s.  auch  Acta 
8.  sed.  17,  399.  512),  demnächst  in  einer  ordent- 
lichen Sitzung  derselben  der  Erlass  des  Dekretes 
über  die  Eröffnung  der  Prozessakten ,  sowie  fer- 
ner die  Ernennung  des  Kardinal-RelatorB  durch 
den  Papst.  Der  Kardinal  berichtet  in  der  näch- 
sten ordentlichen  Sitzung  über  den  Hauptinhalt 
der  Akten  nnd  die  Beobachtung  der  wesentlichen 
Förmlichkeiten,  und  in  einer  weiteren  wird  dann 
auf  erneuten  ausführlichen  Vortrag  des  Relators, 
welcher  vorher  den  promotor  fldei  gehört  hat 
(Bd.  I.  S.  472),  darüber  beschlossen :  „an  locus 
Sit  admissionis'*.  Nach  bejahendem  Votum  er- 
lässt  der  Papst  die  General-Kommission  an  die 
Ritus-Kongregation,  d.  h.  die  Ermächtigung  für 
die  Leitung  des  ganzen  Prozesses  (das  Formular 
dazu  in  den  Dekreten  Urbans  VIII. ,  ed.  cit  7, 
269).  Die  Kongregation  prüft  zufolge  desselben 
zunächst  unter  Zuziehung  des  Prokurators  und 
des  promotor  fldei  den  vom  Ordinarius  geführten 
Prozess  super  non  cultu.  Auf  Vortrag  des  Kar- 
dinal-Relators  wird  in  einer  ordentlichen  Sitzung 
darüber  befunden :  ^^An  sententia  ordinarii  N.  de 
non  cultu  conflrmanda  sit  vel  inflrmanda^  (vgl. 
auch  Acta  s.  sed.  3,  109).  Wenn  gegen  den  Pro- 
zess nichts  zu  erinnern  ist,  ergeht  der  Beschluss 
„Affirmative,  si  videbitur  sanctissimo'S  und,  hat 
der  Papst  seine  Genehmigung  ertheilt ,  so  wird 
nach  weiterer  Vorbereitung  durch  den  Kardinal- 
Relator  unter  Anhörung  des  promotor  fldei  in 
einer  anderen  ordentlichen  Sitzung  unter  Berück- 
sichtigung des  vom  Ordinarius  geführten  Pro- 
zesses über  die  Frage  berathen :  „An  sint  conce- 
dendae  litterae  remissoriales  et  commissoriales 
et  compulsoriales  ad  effectum  confleiendi  pro- 
cessum  super  sanctitate  vitae ,  virtutibus  et  mi- 
raculls  servi  dei  N.  in  genere?''  Erst  mit  der 
günstigen,  vom  Papst  bestätigten  Entscheidung 
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[§.  211. 


schkflseaeSeligBprechimg  und  mit  der  Publikation  desMlben  an  einem  von  ersterem  be- 
stimmten Tage  in  der  Peterskirche  ^  durch  den  Archivisten  und  Notar  des  dortigen  Ka- 
pitels unter  Zuziehung  des  Notars  der  Rituskongregation  während  eines  feierlichen 
Gottesdienstes  in  Gegenwart  der  Kardinäle  der  Rituskongregation  und  der  Konsultoren 
der  letzteren  ab  ^.  Erst  nachdem  dieser  Akt  vollzogen  ist,  darf  die  öffentliche  Yerehning 


dieser  Frage  eudet  das  PräliininaiTerfahren,  und 
nunmehr  gelangt 

b.  der  Beatiflkationsprooess  in  sein 
erstes  Stadium,  die  auf  Grund  der  päpst- 
lichen Vollmacht  vorzunehmende  General-In- 
quisition über  das  Leben,  den  Knf  der  Heilig- 
keit, die  Tugenden  und  Wunder  des  Verstorbenen. 
Die  Kongregation  erlässt  in  Folge  des  -vorhin  ge- 
dachten Beschlusses  s.  g.  litterae  remlssoriales  et 
eompulsoriales  (Formel  in  den  Dekreten  Urbans, 
ed.  clt.  7,  274)  in  genere  an  mehrere  Ordinarien 
der  Bezirke ,  in  denen  der  Diener  Gottes  gelebt, 
gestorben  und  Wunder  gewirkt ,  oder  In  welchen 
überhaupt  etwas  über  sein  Leben  zu  ermitteln 
ist,  und  zwar  unter  Beilegung  yon  Beweisartikeln 
und  Fragestüeken.  Die  yon  diesen  Kommissarien 
▼orzunehmenden  Untersuchungen  haben  den 
Zweck,  ein  festes  Fundament  für  die  weitere 
Verhandlung  zu  schaffen,  da  die  Erhebungen  des 
Ordinarius  (s.  la.)  blos  provisorische  sind  und  nnz 
zur  Information  für  dieEntschliessung  des  Papstes, 
ob  der  von  ihm  allein  einzuleitende Prozess  über- 
haupt in  Gang  gebracht  werden  soll,  dienen.  Es 
handelt  sich  bei  der  General-Inquisition  darum, 
den  allgemeinen  Ruf  der  Heiligkeit  und  die  all- 
gemein in  den  erlaubten  Grenzen  stattgehabte 
Verehrung  deflnitiT  festzustellen,  noch  nicht  aber 
darum ,  über  die  spedellen  Erfordernisse  ffli  die 
Beatiükation  (die  heroischen  Tagenden  und  die 
Wunder  im  einzelnen)  Ermittelungen  anzustellen. 
Nach  Eingang  der  betreffenden  Verhandlungen 
hat  die  Kongregation  in  der  früher  erwähnten 
Weise  darüber  zu  entscheiden:  „An  constet  de 
Tsliditate  Processus  remissorialis  et  compulsorialis 
in  genere ,  an  testes  in  eo  sint  rite  et  recte  exa- 
minati  et  an  iura  in  eo  producta  sint  ilte  oom- 
pulsata,  incasu  et  ad  effectum  de  quo  agitur  etc.^' 
Ist  derBemissorialprozess  korrekt  geführt,  so  wird 
in  einer  weiteren  tou  dem  Papst  selbst  zu  halten- 
den Sitzung,  Jetzt  meistens  ohne  sein  Beisein  — 
in  welchem  Fall  an  ihn  zu  berichten  ist  —  da- 
rüber befunden :  „An  constet  de  relevantla  Pro- 
cessus remissorialis  super  fama  sanctitatis ,  vir- 
tutnm  et  mlraculoium  In  genere  et  ad  effectum 
dandi  remissoriainspecie^  Jedoch  kann  auf  beide 
Dubien  auf  Anweisung  des  Papstes  in  ein  und 
derselben  Sitzung  entschieden  werden.  Bei 
günstigem  Ausfall  der  Entscheidung  tritt  der 
Prozess 

c.  in  das  zweite  Stadium,  welches  den 
Zweck  hat,  den  heroischen  Grad  der  theologischen 
und  moralischen  Tugenden  und  die  VoUbringang 
Ton  mindestens  zwei  Wundem  (s.  S.  252.  n.  6), 
auf  Fürbitte  des  serrus  del  zu  Gott  festzustellen« 
Die  Kongregation  lässt  zu  diesem  Zweck  die  s.  g. 
remlssoriales  in  spede  (Formel  a.  a.  O.  7,  280) 
an  die  betreffenden  Ordinarien  ausfertigen.  Sind 
die  von  den  letzteren  geführten  Verhandlungen 
eingegangen  ,  so  ist  Yon  der  Kongregation  wieder 
zunächst  über  die  Gültigkeit  dieses  Speeialpro- 


zesses  zu  befinden.  Mit  Rücksicht  auf  die  Vor- 
schrift in  den  Dekreten  Uxbans  VIII.,  dass  eine 
Beatiff kation ,  bez.  Kanouisation  erst  ÖO  Jahre 
nach  dem  Tode  der  betreffenden  Person  vorge- 
nommen  werden  soll  (B  e  n  e  d  i  et  XIV.  de  bea- 
tiflcat.  L  22.  n.  9),  werden,  falls  diese  Zeit  noch 
nicht  abgelaufen  ist ,  die  Akten  rersiegeli,  und 
alle  weiteren  Erörterungen  eingestellt  Auch 
kann,  wenn  daxauf  der  Termin  abgelaufen  ist, 
eine  Wiederaufhahme  des  Verfahrens  nux  auf 
ausdrücklichen  Befehl  des  Papstes  erMgeo. 

Wenn  dagegen  der  entgegengesetzte  Fall  tot- 
Uegt,  so  Ist  darüber  zu  befinden :  „An  oonstot  de 
yirtutibus  theologalibus :  flde,  spe  eteharitaite,  et 
cardinalibus :  prudentia,  iusUtia,  fortitudine  et 
temperantla  In  casu  etc.  et  ad  effectum  etc.''  Da- 
rüber wird,  wie  über  alle  weiteren  massgebenden 
Fragen,  in  einer  unter  dem  Vorsitze  des  Papstes 
gehalteneu  General  -  Kongregation  entschieden. 
Darauf  ist  noch  das  zweite  nothwendige  Dnbi- 
um:  „An  et  de  quibus  mlraculis  oonstet  &U," 
zu  erledigen.  Wird  dieses  bejaht,  so  sind  die 
Erfordernisse  der  Beatiflkation  festgestellt.  Doch 
pflegt  in  neuerer  Zeit  der  Papst  zunächst  noch 
ein  consistorium  semipublieum  zu  halten,  in 
welchem  namentlich  die  in  JRom  anwesenden 
Prälaten  erscheinen  (Bd.  I.  S.  366.  n.  6),  und  in 
welchem ,  was  freili^  blosse  Form  ist,  noch  die 
Frage  beantwortet  wird :  „An  stante  probatlone 
virtutum  et  miraoulorum  tuto  prooedl  poeait  ad 
indultum  beatiflcationis^  Dann  beschliesst  der 
Papst  die  Beatiflkation,  und  es  wird  nunmehr 
Ton  der  secretaria  brevium  ein  Breve  über  die- 
selbe ausgefertigt.  Die  Jetzt  übliche  Form  des 
wesentlichen  Theiles  lautet,  s.  die  Breyen  Bene- 
dikts XIV.  in  dessen  acta  et  deoreta.  Bomae,  ed. 
cit  6 ,  107  ff. :  „de  supradictae  eongregatioiiis 
(sc.  ritttum)  consilio  et  assensu,  auotontate  apos- 
tolica  tenore  praesentium  indulgemus ,  nt  idem 
seryus  dei  Camillos  de  Lellis  in  posterom  Beati 
nomine  nuncupetur  eiusqne oorpus  et  rell- 
quiae  yenerationi  üdelium  (non  tarnen  in  pso- 
cessionibus  circumferendae)  exponantnr,  ima- 
gines  quoque  radüs  seu  spleudoribuB  eiementur 
ao  de  eo  quolannis  XV  m.  Jolii  redtetor  officium 
et  missa  de  communi  confessons,  non  pontiflcis, 
cum  oratione  a  nobis  approbata  iuxta  rubrioas 
breviarii  et  mlssalisRomani^  (worauf  dann  naliexe 
Anordnungen  über  den  Gottesdienst,  welehe  na- 
türlich für  die  einzelnen  Falle  yerschieden  sind, 
folgen).  VgL  hierzu  Benedict  XIV  de  bestif. 
I.  22.  24;  Bangen  a.  a.  0.  S.  236 ff.  Wegen 
des  Kanonisationsprozesses  s.  unten  S.  255.  n.  4. 

^  Oonst  Benedict.  XI V. :  Adsepnlcray.23.  Mo- 
yember  1741,  bull,  eiusd.  i,  42 ;  auchopp.  7^  23w 
S.  aucho.S.  248Ln.  a 

3  Protokolle  über  solche  Publikationen  in  app. 
IV.  ad  Ben  ed.  XIV.  de  beatit  Üb.  I,  ed.  cit  7, 
114  ff. ;  8.  auch  1.  c.  üb.  I.  c  24  n.  3it 
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des  SeliggeBprocheMii  beginnen,  und  der  in  dem  Breve  gestattete  Gotteidienflt  ^  zu 
seineii  Ehren  in  anderen  Kirehen  gehalten  werden^. 

Naeh  der  Beatifikation  wird  nicht  sofort  zur  Kanonisa tion  geschiitten,  ftr 
diese  st  vielmehr  erlorderlieh,  nicht  nur  dass  sich  der  Ruf  der  Heiligkeit  des  Selig- 
gesprochenen weiter  rerbreitet  und  die  Verehning  desselben  anter  dem  Volke  ge- 
steigert hat,  sondern  anch,  dass  nach  der  Beatifikation  anf  seine  Fttrbitte  durch  Qott 
BOth  weitere,  nündestens  zwei  Wander  gewirkt  worden  sind  ^.  Ist  dies  in  dem  darttber 
tngestellften  Verfahren  (dem  Kanonisations-Prozess)^  dargethan,  so  sehliesst  die 
Ksnonisati<»i  mit  der  feierlichen,  vom  Papst  selbst  in  der  Peterskirche  ^  vorzandimen- 
den  Heüigsprechnng  *  ab  ^,  ftber  welche  demnächst  eine  besondere  Bolle  ausgefertigt 
wird*. 


1  D«8  Nihere  darüber  Benedict  XTV.  de 
beatif.  lib.  lY.  P.  II.  c.  1—5. 

9  Benedict  XIV.  1.  e.  1.24.  n.  14.  DIei 
wiidancb  stets  aaadrflcklieh  In  den  Beatiflkationa- 
breven  bestimmt. 

>  S.  Dekret  Urbans  Vin.  nnd  Giemen«*  IX.  t. 
10.  Sept.  1668 1.  c.  c.  25.  n.  2.  4. 

*  Das  Vexfabren  wird  duicb  Antrag  nnd  Me- 
moriale  des  Proknrators  der  PoBtulatoren  an  die 
Gongr.  rit  in  Gang  gebracht.  Anf  Vortrag  in  der 
Koogiegation  ertheilt  der  Papst,  wenn  er  zn- 
itimmt,  derselben  die  eommissio,  nnd  die  Kon- 
gregation erlasst  dann  an  die  betreffenden  Oidi- 
udenBemiseorialien,  worauf  diese  die  nothwen- 
digen  Feststellungen  Tomehmen.  NaehEinsendnng 
der  VeriModlnngen  wird  die  Gülti^eit  des  Ver- 
hknuB  (das  dubinm  de  raliditate)  geprüft ,  nnd 
bei  günstigem  Ausfall  die  weitere  Frage :  i^An 
omstet  de  reloTantia  oontentomm  in  processibus 
H.  N.  de  iis  quae  superrenernnt  post  indnltam 
besto  N.  Tenerationem  in  casn  etc.^,  erörtert 
Wild  sie  bejaht,  so  ist  das  Verfahren  in  der  Bitus- 
koBkxegation  beendet  Nunmehr  hält  der  Papst, 
na^dem  er  die  Bntscheidung  der  letzteren  be- 
ititigt  hat  (8.  auch  Acta  s.  sed.  14,  237.  238), 
mnächst  ein  geheimes  Konsistorium,  in  welchem 
M  den  KaidinUen  seinen  Entschluss  mittheilt, 
den  Seliggesprochenen  zu  kanonlBiren,  und  diese 
m  ihran  Rath ,  um  ihr  plaeet  oder  nicht  plaeet, 
betegt;  dann  folgt  ein  weiteres  öffentliches  Kon- 
Kistorium ,  in  welchem  ein  Konsistorial- Advokat 
ZOT  Information  aber  dieKanonisatlon  einen  Vor- 
txsg  halt  (Bd.  I.  S.  366.  n.  2),  —  dies  ist  aber 
Jetzt  bedeutungslos  (vgl.  B  an  g  e  n  a.  a.  0.  S.  246) 
—  und  endlich  ein  drittes,  und  zwar  ein  semi- 
pebUeum ,  zu  welchem  die  in  Rom  anwesenden 
Bisehöfe,  gleichfallsznr  Abgabe  ihres  Gutachtens, 
tsgezogen  werden.  In  diesem  wird  der  Bndbe- 
KhlQss  vom  Papste ,  nachdem  zuerst  die  Kar- 
dinale ,  dann  die  Bischöfe  geficagt  worden  sind, 
gefasst,  und  das  Nöthige  in  Betreff  der  Vornahme 
des  solennen  Aktes  der  Kanonisation  angeordnet, 
Benedict  XIV.  L  c  Üb.  I.  o.  34,  während 
Bangen,  a.  a.  0.  S.  245,  das  letzte  Konsistorium 
als  ein  oJfentliches  bezeichnet,  eine  Differenz, 
vdche  aber  keine  sachliche  Bedeutung  hat ,  s. 
Bd.  I.  S.  366.  In  der  coli,  condl.  Lac.  6,  859. 
861  (betreffend  dieKanonisationen  t.  1862)  wird 
äbiigens  das  Konsistorium  ebenfalls  als  semi- 
pablicum  bezeichnet. 

^  Wenn  der  Papst  in  Born  residirt,  Tgl.  da- 


rüber Benedict  XIV.  debeatif.  I.  36.  $.1.2. 

«  Die  Formel  s.  o.  S.  249.  n.  1. 

"f  An  dem  bestimmten  Tage  begiebt  sieh  der 
Papst  in  feierlicher  Prozession  in  die  Kirche.  £r 
nimmt  auf  dem  Throne  Platz,  und  nach  Empfang 
der  Obedienz  durch  die  Kardinäle,  Bischöfe,  Äbte 
und  Pönitentiarien  stellt  ein  Konsistorial- Advo- 
kat in  Gegenwart  des  fär  die  Postulation  der  Ka- 
nonisation boYollmächtigten  Prokurators  dreimal 
die  Bitte,  dieselbe  yorznnehmen.  Auf  die  ersten 
beiden  Male  eröffnet  der  Sekretär  der  Breven  (Bd.  I. 
8.  446)  die  Meinung  des  Papstes  dahin,  dass 
erst  inständige  Gebete  an  Qott  gerichtet  werden 
mflasten ,  und  es  wird  naeh  dem  ersten  Male  die 
Litanei  der  Heiligen,  nach  dem  zweiten  der 
Hymnus :  Veni  creator  Spiritus  gesungen.  Brst 
nach  dem  dritten  Male  erklärt  der  Sekretär ,  dass 
der  Papst  die  Kanonisation  Tomehmen  werde,  und 
nunmehr  spricht  der  Papst  diese  unter  Gebrauch 
der  oitirten  Formel  (s.  o.  S.  249.  n.  1)  aus.  Daranf 
blttetder  Konsistorial-Advokat  unter  Darbringung 
seines  Dankes  den  Papst  darum,  die  Ausfertigung 
der  Kanonisationsbulle  anzuordnen.  Dieser  ant- 
wortet mit :  Decemimus.  Nunmehr  ersucht  der 
AdYokat  die  anwesenden  Piotonotarien  um  die 
Aufnahme  einer  oder  mehrerer  Urkunden  fiber 
dieKanonisatlon,  was. von  dem  ältesten  Proto- 
notar  durch  die  Anrufung  der  um  den  päpstlichen 
Thron  Versammelten  mit  den  Worten:  „vobls 
testibus"  zugessgt  wird.  Demnächst  wird  das: 
Te  deum  laudamus  angestimmt  In  dem  Ck>uflteor, 
welches  durch  den  Diakon  gesungen  jirird,  und  in 
der  Oration  wird  des  Namens  des  neuen  Helligen 
gedacht  Bndlich  ertheilt  der  Papst  die  Absolu- 
tion und  den  Segen,  ebenfalls  unter  Erwähnung 
des  Kanonisirteu ,  Benedict  XIV.  L  c.  §.9. 
Die  Feierlichkeit  sehliesst  mit  einer  feierlichen 
Messe,  welche  der  Papst,  oder  bei  seiner  Verhin- 
derung durch  Alter  oder  Krankheit,  einer  der  Kar- 
dinäle zu  Ehren  des  neu  kanonisirteu  Helligen 
celebrirt,  1.  c.  $.  10.  Über  die  dabei  nnd  zwar 
bei  dem  Offertorlum  dargebrachten  symbolischen 
Oblationen  (Wachskerzen,  Turteltauben,  Brode, 
Fässchen  Wein  u.  s.  w.)  vgl.  1.  c.  $$.  11 — 13. 
S.  auch  die  in  den  Acta  canonizationis  Benedicti 
XIV.  (opp.  cit.  Bd.  V.)  enthaltenen  Aktenstücke, 
namentlich  daselbst  p.  478  ff.  und  den  Berieht 
über  die  Kanonlsationen  Pias'  IX.  v.  J.  1862  in 
den  Acta  cone.  coli.  Lac.  6,  866  ff. 

B  Beispiele  solcher  Bullen  bei  B  e  u  e  d  i  c  t  XIV. 
acta  cit.  p.  5 16 ff.    Vgl.  auch  Benedict  XIV. 
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I.  Di«)  Hierarchie  und  die  L«tung  der  Kirohe  durch  dieselbe. 


[§.  211. 


Neben  der  eben  besprochenen  Art  der  Beatifikation,  bez.  Kanonisationy  der  s.  g. 
heati/icatio^  bez.  canonizatio  formaUs  kommt  noch  aU  Ausnahme  die  h.  oder  can,  (lequi- 
pollens  YOTy  d.  h.  eine  solche ,  welche  der  Papst  ohne  Vorganges  gerichtliches  Ver- 
fahren nnd  ohne  Feierlichkeiten  in  der  Weise  verfttgt,  dass  er  zu  Ehren  eines  Dieners 
Gottes,  dessen  Verehrung  hergebracht  ist,  über  dessen  heroische  Tugenden  oder  Aber 
dessen  Martyrium  nach  der  tibereinstimmenden  üeberlieferung  kein  Zweifel  obwaltet 
und  dessen  fortwirkende  Wunderkraft  vom  Volk  angenommen  wird,  die  Abhaltong 
eines  Offiziums  und  die  Celebration  der  Messe  an  einem  bestimmten  Tage  anordnete 

Das  Verbot  der  öffentlichen  Verehrung  eines  Seligen  oder  Heiligen  ohne  Yor- 
gängige  Beatifikation  oder  Eanonisation,  sei  sie  eine  formalis  oder  aequipollens,  triflt 
nach  den  Vorschriften  Urbans  VIU.  nicht  die  s.  g.  casw  exceptio,  d.  h.  diejenigen,  in 
denen  eine  solche  Verehrung  entweder  auf  der  Uebereinstiimmung  der  ganzen  oder 
des  grössten  Theiles  der  Kirche  ^  oder  auf  der  Üeberlieferung  der  Kirchenväter  oder 
anderer  heiliger  Männer^  oder  auf  einen  Indult -"^  des  päpstlichen  Stuhles  oder  der 
Congregatio  rituum  ^  oder  auf  einer  unvordenklichen ,  d.  h.  mehr  als  hundert  Jahre  ^ 
zurückreichenden  Gewohnheit  beruht^.  Die  Beobachtung  und  Festhaltung  des  bis- 
herigen Kultus  ist  in  diesen  Fällen  nicht  davon  abhängig,  dass  von  irgend  einer  Seite 


de  beatlf.  1. 36.  $.  14.  Neben  dieser  allgemeinen 
Kanonisationsballe  werden  mitunter  aueh  noch 
päpstliche  Schreiben  über  die  Kanonlsation  an 
alle  Bischöfe  des  Vaterlandes  des  Heiligen,  oder 
an  einzelne  Mönchsorden  oder  auch  an  einzelne 
Fürsten  erlassen,  welche  zugleich  zur  Verehrung 
des  Kanonisirten  auffordern. 

1  Benedict.  XIV.  de  beatif.  I.  40.  n.  1  und 
41.  n.  1.  Ein  Beispiel  bietet  die  Kanonlsation 
des  h.  Romulus  durch  Clemens  VIII.,  Tgl.  const 
Pia  mater  t.  9.  Juli  1693,  bull.  Taur.  10,  201 : 
„cardlnalium  congregationi  ss.  rituum  praeposi- 
torum  consilio  et  assensu  eiusdem  s.  Romualdi 
nomen  et  diem  festum  in  Kaiendario  romano . . . 
die  VII.  febr.,  quo  die  eins  translatio  facta  est, 
adscribendum  eiusque  officium  a  quibuscumque 
personis  ecclesiasticis  saecnlaribus  et  regularibus 
ubique  terrarum  existentibus  sub  ritu  dupliei  de 
communi  confessorum  non  pontiiicum ,  ubi  pro- 
prium deest,  praeter  lectiones  secundi  noctumi, 
quae  propriae  assignantur ,  ab  eiusdem  congre- 
gationis  cardinalibus  approbatae,  celebrandum 
esse  . .  .  decernimus  et  statuimus^  Weitere  Bei- 
spiele bei  Benedict.  XIV.  1.  c.  %%.  2 ff. 

^  S.  252.  n.  7.  Ueber  diese  im  Allgemeinen 
Benedict.  XIV.  l.  c.  II.  17. 

3  Nicht  aber  blos  eines  einzelnen  Theiles. 
Hierunter  können  indessen  die  Fälle,  in  denen 
TOT  der  Reservation  Alexanders  III.  die  Ver- 
ehrung in  der  Kirche  sich  bereits  nach  anfäng- 
licher Genehmigung  durch  den  betreffenden  Orts- 
bischof festgestellt  hat,  nicht  verstanden  werden, 
da  der  Papst  den  so  nach  ftaherem  Recht  gültig 
zum  Heiligen  oder  Seligen  Erklärten  nicht  noch 
einmal  beatificiren  oder  kanonisiren  kann.  Des- 
halb ist  dieser  Ausnahmefall  unpraktisch  geblie- 
ben, Benedict  l.  c  II.  19.  n.  3. 

*  Benedict,  l.  c.  n.  Ö  ff.  Doch  ist  nach  dem- 
selben kein  Fall  vorgekommen ,  wo  dieser  casus 
ezcepttts  allein  ohne  gleichzeitige  Bezugnahme 


auf  die  unvordenkliche  Zeit  festgestellt  worden 
wäre.  • 

6  In  dem  o.  S.  262.  n.  7.  oitirten  Dekret  fin- 
det sich  dieser  Fall  nicht  ausdrücklich  erwähnt, 
wohl  aber  in  den  das  Verfahren  betreffenden  De- 
kreten Urbans  VIII.  (Benedict.  XIV.  acta  et 
decr.  cit.,  opp.  7.  269) :  „  . .  quando  aliqals  pos- 
tulator  allegaret,  se  versari  in  uno  easibus  exoeptis, 
nempe  quod  cultus  fuerit  adhibltus  ex  indulto 
summoram  pontificum  vel  permisslone  saciae 
eongregationis  vel  per  communem^  (das  folgende 
bis  vel  ordinarii  wie  in  der  angeführten  Stelle). 
Das  Indult  kann  auch  vivae  vocis  oracnlo  gegeben 
sein,  Benedict.  XIV.  de  beatif.  II.  20.  n.  3. 

0  Dies  ist  vor  Urban  VIII.  vorgekommen.  Da 
aber  seitdem  die  Kongregation  in  allen  hier- 
her gehörigen  Angelegenheiten  die  päpsüiehe 
Bestätigung  ihrer  Entscheidungen  einzuholen 
hat  (Bd.  I.  S.  472.  n.  4),  so  ist  der  Fall  seitdem 
unpraktisch,  Benedict  XIV.  l.  c.  11.21.  n.  1. 

7  S.  0.  S.  252.  n.  7 ;   vgl.  auch  die  folg.  Anm. 

8  Dies  ist  der  praktisch  häufigste  Fall.  YgL 
über  ihn  Benedict.  XIV.  1.  c.  II.  22.  23  (s. 
auch  Acta  s.  sed.  17,  398).  Andere  Fälle  zählt 
Benedikt  XIV.  nichtauf  ,  indem  er  die  letztenWorto 
der  cit.  Dekrete  Urbans  VIII. :  ,)vel  longissimi 
tempoils  sdentia  ac  tolerantia  sedis  apostolicae 
vel  ordinarii"  als  gleichbedeutend  mit :  „per  Im- 
memoriabilem  temporis  cursum",  IL  19.  n.  2.  und 
22.  n.  2,  auffasst,  und  für  beide  Fälle  den  Nach- 
weis der  Kenntniss  oder  Duldung  des  aposto- 
lischen Stuhles  oder  des  Ordinarius  verlangt,  L  c 
C.23.  n.l  1 ,  offenbar  wegen  der  Vorschrift  des  Breves 
Urbans  VIII.  Gaelestls:  „Insuper  longisslmam 
tempus  illiasve  immemoriabilem  cursum,  de  quo 
in  praedicto  decreto  intelligl  declaravimus  esse 
tempus  centum  annorum  metum  excedens^,  durch 
welche  allerdings  der  Unterschied  zwischen  der 
unvordenklichen  Zeit  und  dem  longissimum  tem« 
pus  verwischt  worden  ist. 
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die  Beatifikation  oder  die  ELanonisation  beantragt  wird  ^.  Bestehen  Zweifel ,  ob  die 
erwähnten  Voranssetznngen  vorliegen,  so  hat  der  Ordinarins  darüber  zn  befinden 2. 
Eine  Bestätigung  seines  Ausspruches  durch  den  Papst  ist  nicht  erforderlich  K  An 
den  päpstlichen  Stuhl  kann  eine  solche  Angelegenheit  allerdings  durch  Anfrage  sei- 
tens des  Ordinarius  gebracht  werden.  Auch  entscheidet  der  Papst  unter  Beihülfe 
der  Congregatio  rituum,  wenn  bei  ihm  ausdrücklich  um  Genehmigung  des  bisherigen 
Kultus  gebeten  wird^.  Erfolgt  in  einem  solchen  Fall  eine  günstige  Entscheidung,  so 
liegt  darin  eine  beatificaüo  oder  canonizaHo  aequipoÜens  ^. 

Zu  dem  Specialprozess,  durch  welchen  das  Vorliegen  eines  s.  g.  casus  exceptus 
festzustellen  ist®,  kommt  es  dagegen  allein,  wenn  von  den  Betheiligten  die  Selig-  oder 
Heiligsprechung  formell  betrieben  wird ''.  Allerdings  ist  es  in  einem  solchen  Falle, 
luehdem  der  casus  exceptus  dargethan  worden  ist,  keineswegs  ausgeschlossen,  dass 
der  Papst  ohne  weiteres  formelles  Verfahren  zu  einer  beatificatio  oder  canonizatio 
sequipollens  schreitet^. 

£.  Die  Wirkung  der  Beatifikation  und  der  Kanonisation.  1.  Ver- 
ehrung der  Heiligen  und  Seligen  im  Allgemeinen.  Die  Beatifikation  und 
Kanonisation  unterscheiden  sich  in  ihren  Wirkungen  dadurch ,  dass  den  Kanoni- 
sirten  eine  grössere  Verehrung  als  den  blos  Beatificirten  gebührt.  Die  Heiligge- 
sprochenen ^  sind  1 .  in  der  ganzen  Earche  und  von  allen  Gläubigen  als  Heilige,  sancti, 
uizuerkennen  ^^.  2.  Sie  werden  in  den  öffentlichen,  namens  der  Kirche  gehaltenen 
Gebeten  um  ihren  Beistand  und  ihre  Fürbitte  angerufen  ^^  3.  Zu  Ehren  und  zum 
Andenken  der  Heiligen  dürfen  Kirchen  und  Altäre  errichtet  und  Gott  geweiht  wer- 
den. 4.  Es  ist  gestattet,  sie  bei  der  Darbringung  der  Messe  und  bei  Abhaltung  der 
kanonischen  Tageszeiten  anzurufen  ^2.    5.  Die  Kirche  feiert  zu  Ehren  jedes  Heiligen 


1  L.  e.  II.  17.  n.  7.  Beispiele  für  die  ofFent- 
Uehe  Verehiung  nicht  Beatiflcirter  und  nicht 
Kanoniairtei  1.  c.  c.  18. 

*  Trid.  Seaa.  XXV.  decr.  de  Invocat.  vener.  et 
KliquÜB,  Benedict  XIV.  1.  c.  II.  17.  n.  7. 

>  Benedict.  XIV.  L  c. 

«  Benedict.  XIV.  1,  c.  n.  7. 

^  L.  e.  I.  40.  n.  1.  Der  Kaltas  darf  aber  dann 
ohne  päpatliehe  Genehmigang  nicht  über  den 
frfiheren  Umfang  ausgedehnt  werden,  doch  ge- 
wifart  der  Papst  bei  der  Beatifikation  vielfach 
erweiternde  Goncesslonen,  1.  c.  n.  IIb.  IV.  P.  II. 
e.  3.  Es  ist  aber  aach  möglich ,  dass  der  Papst, 
obwohl  er  den  Kultns  nicht  billigt,  ihn  doch  nicht 
direkt  untersagt,  ihn  vielmehr  mit  Rücksicht  auf 
die  bestehenden  Verhältnisse,  namentlich  mit 
Rücksicht  auf  die  Gläubigen  des  betreffenden 
Ortes,  Colerirt,  also  den  Status  quo  bestehen  lässt, 
sieh  aber  andererseits  gegen  Annahme  einer  Bll- 
Hgang  seinerseits  verwahrt.  Darin  Hegt  natürlich 
keine  beatifloatio  aequlpollens.  Beispiele  dafür 
I.e.  1.40.  n.2ff. 

•  8.  o.  S.  263  Anm. 

^  Benedict  XIV.  1.  c  II.  17.  n.  Iff. 

9  Ein  Beispiel  dafür  bei  Benedict.  XIV. 
l.  c«  L  41.  $.  6.  Der  Papst  wird  selbstverständ- 
lich eine  best  oder  can.  aequlpollens  nur  vor- 
nehmen, wenn  die  Erfordernisse  eines  casus  ex- 
ceptus Torliegen,  weil  erst  dann  die  nöthigen 
Voraussetzungen,  welche  sonst  durch  den  for- 

HinsckiiaB,  Kinshonrecht.  IV. 


mellen  Prozess  festgestellt  werden,  dargethan 
sind.  Der  processus  specialis  super  casu  excepto 
ist  aber  dazu  nicht  nothwendig,  und  es  ist  daher 
unrichtig,  wenn  v.  Moy  a.  a.  O.  S.  lÖl  das  We- 
sen der  beat.  aequlpollens  darin  sieht ,  dass  ein 
solcher  Prozess  vorausgeht. 

»  Benedict.  XIV.  1.  c.  I.  38. 

10  Das  drückt  die  Formel:  Einverleibung  in  den 
Katalog  der  Heiligen,  s.  0.  S.  249,  aus.  Ein  be- 
sonderer, offizieller  derartiger  Katalog  wird  in  Rom 
bei  der  Kurie  nicht  geführt ,  auch  ist  darunter 
nicht  etwa  das  Martyrologium  romanum,  in  wel- 
chem neben  den  sanctl  auch  beati  Yorkommen, 
zu  verstehen,  vielmehr,  wie  die  betreffenden 
Schriftsteller  sich  ausdrücken ,  der  „mentalis  in 
corde  et  mente  ecclesiae  catalogus^',  also  die  Ein- 
reibung unter  die  Zahl  der  HelUgen,  Bene- 
dict. XIV.  L  0.  I.  38.  n.  2. 

ii  Deshalb  darf  auch  nicht  für  siegebetet  wer- 
den, s.  0.  S.  240.  n.  5. 

13  Das  aber  nicht  ohne  Weiteres.  Sofern  dies 
nicht  etwa  schon  zu  der  Zelt,  als  der  Kanonisirte 
beatiflcirt  wurde.  In  einer  Kirche  und  In  be- 
stimmtem Umfange  gestattet  worden  ist ,  genügt 
weder  die  feierliche  Kanonisation ,  noch  die  Ka- 
nonisationsbulle  allein ,  um  ein  Recht  oder  eine 
Pflicht  zur  Feier  der  Messe  und  zur  Recitation 
des  Offiziums  in  der  ganzen  Kirche  zu  begründen, 
vielmehr  bedarf  es  dazu  noch  einer  besonderen 
päpstlichen  Anordnung ,  selbst  dann,  wenn  bei 
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jiüirlich  einen  oder  mehrere  Festtage  ^  6.  Ihre  Bildnisse  dürfen  mit  den  Sachen  der 
Heiligkeit,  Strahlen  oder  einer  Krone  oder  einem  sonstigen  entsprechenden  Behmnck 
in  den  Kirchen  angebracht ,  sowie  7.  ihre  Körper  oder  Reliquien  der  letzteren  in 
entsprechender  Weise  in  der  Kirche  aufbewahrt  und  zu  gewissen  Zeiten  zur  öffent- 
lichen Verehrung  für  die  Gläubigen  ausgestellt  werden. 

Den  Seligen  (beati)  darf  dagegen  die  öffentliche  Verehrung  allein  in  demjenigen 
Umfange ,  wie  sie  seit  unvordenklicher  Zeit  hergebracht  oder  in  dem  Beatifikations- 
Induite  zugelassen  worden  ist,  erwiesen  werden*^.  Sofern  aber  auf  diese  Weise  der 
Kultus  nicht  näher  bestimmt  werden  kann,  ist  die  Herumtragung  ihrer  Reliquien  m 
Prozession  ausgeschlossen^.  Auch  bleibt  die  Ausdehnung  ihrer  öffentlichen  Ver- 
ehrung über  den  Ort  hinaus,  für  welchen  sie  gestattet  ist,  verboten*.  Femer  dürfen 
ihre  Bildnisse  und  Reliquien  nicht  öffentlich  in  den  Kirchen,  Sakristeien  oder  irgend 
welchen  Oratorien,  vor  allem  nicht  in  solchen,  in  denen  Messe  gelesen  wird,  ohne 
päpstliche  Erlaubniss  ausgestellt  ^,  falls  aber  eine  solche  ertheilt  ist ,  doch  nicht  auf 
den  Altären,  sondern  nur  an  den  Wänden  angebracht  werden^.  Zur  Errichtung  von 
Altären  und  zur  Feier  besonderer  Feste  zu  Ehren  der  Seligen  bedarf  es  gleichfalls 
einer  päpstlichen  Genehmigung'^,  und  ebensowenig  dürfen  ohne  Weiteres  die  kanoni- 
schen Tageszeiten  öffentlich  zu  ihren  Ehren  abgehalten^,  noch  ihre  Namen  in  die 
Kirchengebete  eingeschaltet  werden  ^. 

Ist  die  Errichtung  von  Altären  durch  den  Papst  gestattet  worden,  so  ist  damit 
noch  nicht  die  Erlaubniss  ertheilt ,  die  Seligen  in  der  Messe  und  in  den  kanonischen 
Tageszeiten  anzurufen  ^^.  Wenn  aber  die  Feier  der  Messe  zu  Ehren  derselben  aus- 
drücklich vom  Papste  erlaubt  sein  soUte^S  so  dürfen  trotzdem  nicht  einmal  andere 
Geistliche  als  diejenigen,  welche  zu  der  bezüglichen  ELirche  oder  zu  der  bezüglichen 
Gemeinschaft  (z.  B.  dem  Orden)  gehören ,  eine  solche  in  der  betreffenden  Kirche 
celebriren  ^^.  Endlich  können  Feste  zu  Ehren  der  Seligen  nur  zufolge  speciellen 
päpstlichen  Indultes  gefeiert  ^^,  und  ihre  Namen  allein  in  die  Kalender  für  diejenigen 


der  Kanonisatioii  oder  iu  der  Bulle  der  Messfeier 
und  des  Offiziums  beftonders  erwähnt  ist ,  weil 
auch  in  dem  letzten  Fall  der  Ritus  und  die  Art 
des  Festes  (ob  dnplex  n.  s.  w.)  noch  nicht  fest- 
steht und  nicht  ans  den  Rubriken  des  Missales 
und  Breviers  entnommen  werden  kann,  Bene- 
dict. 1.  c.  n.  3 — 7.  Über  die  Art  der  die 
Messe  und  das  Offizium  gewährenden 
Konzession  s.  des  Näheren  1.  o.  Hb.  lY.  P.  II. 
c.  6. 

1  Hier  gilt  das  Vorbemerkte. 

2  Dekr.  d.  Congr.  rit.  v.  ö.  Okt.  1652,  öar- 
dellinl  ed.  clt  n.  1654;  1,  289  u.  Benedict 
XIV.  1.  c.  I.  37.  n.  13,  ferner  Dekret  Alexanders 
VII.  ▼.  27.  Sept.  1659,  Benedict.  XIV.  I.e.  u. 
Gardellini  n.  2002;  1,  337:  „Sacra  tarnen 
congr.  . .  .  remoTore  non  intendit  cultum  beatis 
per  oommunem  ecdesiae,  consensum  vel  Im- 
memorabllem  temporis  cnrsum  aut  per  pa- 
trum  virorumque  sanctorum  scripta  vel  tem- 
poris G  annorum  metam  excedentis  soientiam  ac 
tolerantlam  sedis  apostolicae  aut  ordinarlorum 
hactenus  praestitumac  certis  modo  et  forma  ab  eo 
tempore  eis  exhibltum.  Verum,  si  a  G  annls  cltra 
cultus    huiusmodi   aliqua  ex  parte   oonstiterit 


auctus  et  extensus,  oo  casu  s.  eadem  congr.  eun- 
dem  in  pristlnum  statum  reducl  iubet.'' 

*  Decret.  Alex.  cit.  n.  11. 

*  L.  c.  n.  4. 
•"^  L.  c.  u.  1. 

^  L.  c.  n.  2.  Gestattet  ist  es  aber ,  wenn  die 
Messe  zu  Ehren  des  Seligen  kraft  päpstlicher  Er- 
laubniss celebrirt  werden  darf,  Oongr.  rit  t. 
17.  April  1660,  Gardelllni  n.  2046.  I.;  1, 
346;  Benedict.  XIV.  1.  c. 

7  Decr.  Alex.  cit.  n.  3. 

8  L.  c.  n.  5. 

»  L.  c.  n.  9.  10. 
w  L.  0.  n.  3. 

11  In  den  Kirchen,  in  denen  dies  gestattet  ist, 
dürfen  auch  ihre  Reliquien  ausgestellt  werden, 
Congr.  V.  17.  April  1660  cit.,  Gardellini  b. 
2046.  IV. 

12  Dies  gilt  selbst  von  den  Kardinälen,  doi^ret. 
Alex.  cit.  n.  6,  und  in  Betreff  der  Kirchen  einei 
Ordens  von  den  demselben  angehörigeii  Bischöfeo, 
auch  wenn  diese  zufolge  besonderen  päpstlichen 
Indultes  trotz  ihrer  Promotion  (s.  dazu  Bd.  II. 
S.  489)  noch  der  Privilegien  des  Ordens  thell- 
haftig  geblieben  sind,  Congr.  rit.  cit.  n.  1660.  V. 

13  Decret.  Alex.  cit.  n.  7. 
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Orte  und  diejenigen  Personen-Gesammtlieiten^  fflr  welche  der  Kultus  mit  Messfeier 
und  Abhaltung  der  kanonisohen  Tageszeiten  gestattet  ist,  eingetragen  werden  ^ 

2.  Insbesondere  von  der  Verehrung  der  Heiligen  als  Kirchen- 
pstrone^.  Nur  die  Heiligen,  sancti,  nicht  die  beati,  d.  h.  diejenigen,  welche  ka- 
nonisirt  oder  als  Heilige  in  der  ganzen  Kirche  rechtmässig  verehrt  werden  3,  können 
ZQ  s.  g.  paironi,  Patronen  gew&hlt  werden  ^,  d.  h.  es  dürfen  Kirchen,  Kapellen,  Ora- 
torien, ferner  einzelne  Ortschaften,  Diöcesen,  Provinzen  und  Länder,  sowie  kirchliche 
Genossenschaften  (Orden,  Kongregationen,  Brüderschaften  ^)  unter  den  Schutz  eines 
Heiligen  gestellt  werden ,  welcher  vorzugsweise  für  die  zu  den  betreffenden  Insti- 
tuten ,  Bezirken  und  Oemeinschaften  gehörigen  Personen  als  Fürsprecher  bei  Gott 
erseheint  ^  und  darum  seitens  derselben  einer  besonderen  und  ausgezeichneten  Ver- 
ehrong  geniesst.  Die  Wahl  des  Patrons ^  steht,  wenn  es  sich  um  eine  Ortschaft;  oder 
einen  Distrikt  oder  um  ein  Land  handelt,  dem  Volke  (nicht  allein  den  Kommunal-  oder 
Staatsbeamten)  unter  Zustimmung  des  Bischofs  und  des  Klerus^  zu,  und  bedarf  der 
Bestätigung  der  Congregatio  rituum  ^.  Was  dagegen  die  Patrone  von  Kirchen  betrifft, 
80  hat  diese  endgültig  derjenige  kirchliche  Obere  zu  bestimmen ,  welcher  für  Er- 
richtung der  kirchlichen  Anstalt  zuständig  ist  ^^.  Wird  die  Kirche  nach  dem  Patron 
genannt,  so  heisst  et patronus  HhUaris^^.  Es  ist  auch  zulässig  für  eine  Kirche  oder 
einen  Distrikt  oder  Ort  statt  eines  mehrere  Patrone  zu  wählen  ^^,  jedoch  kann,  abge- 


»  L.  c  n.  8. 

'  Patrons  et  titulaires  in  den  Analect.  lur.  pon- 
tif.  1865.  p.850ff. 

^  Daher  aach  die  Engel  und  die  Jungfrau  Maria, 
Benedict.  XIV.  debeatlf.  Hb.  IV.  P.  11.  c.  30. 
u.  6ff.;  Probst,  Brerier.  2.  Aufl.  S.  268. 

*  Nicht  also  blosse  beaUf  decr.  Urbani  VIII.  v. 
23.  März  1630,  u.  1,  Gardellini,  1.  c  u.  862; 
i,  178  and  Ferraris  8.v.  patroni  sancti  n.  1. 
Vor  dem  cit.  Dekrete  ist  dies  allerdings  vorge- 
kommen und  auch  TOm  päpstlichen  Stuhl  zuge- 
lassen worden,  s.  Benedict  XIV.  I.e.  c.  14. 
n.  3.  6ff. 

^  So  hat  Leo  XIII.  auf  Ansnchen  den  h.  Yin- 
conz  V.  Panla  zum  Patron  aller  Brüderschaften, 
welche  Werke  der  christlichen  Barmherzigkeit 
üben,  erklart.  Acta  s.  sed.  18,  46  ff. 

'  Gott  selbst  kann  daher  nicht  zum  Patron  ge- 
wählt werden,  ebensowenig  Christus ,  well  die- 
ser, wenn  auch  Fürsprecher  der  Menschen,  es 
doch  in  höherem  Sinn,  und  zugleich  Blchter  dor- 
selbenist,  Probst  a.  a.  O.  S.  26& 

^  Decr.  Urban.  dt. :  „2.  Quod  de  patrono  civi- 
tatis electio  fleri  debeat  a  populo  mediante  oon- 
silio  generali  illius  civitatis ,  non  autem  ab  offi- 
cialibus  solum  et  qnod  accedere  debeat  consensus 
ezpressus  episcopl  et  cleri  illius  civitatis.  Idemque 
servari  debeat  in  patrono  regni ,  qui  pariter  eligi 
debeat  a  populo  singularum  ciiitatum  proviuciae, 
non  autem  a  repraesentautibus  regnum ,  nlsl  ad 
hoc  habeant  speciale  mandatum  et  pariter  cum 
eoiisensn  episcopi  et  cleri  dictarum  civitatum. 
3.  Quod  causae  electionis  novorum  patronorum 
debeant  in  s.  Bituum  Congregatione  deduci  et 
examinari ,  ao  demum  causa  cognita ,  ab  eadem 
congregatione  approbari  et  confimurl''. 

^  Sind  in  dem  Lande  mehiere  Bischöfe,  so 
werden  alle  zuzustimmen  haben,  unter  dem  Kle- 
rus ancb  der  Regularklerus ,   namentlich  weil 


er  das  Offizium  und  die  Messe  zu  Ehren  des  Pa- 
trons mitzufeiern  hat,  Benedict.  XIV.  1.  c. 
n.  4.  6. 

9  Orden,  Congregationen  und  Kloster  sind  zur 
Wahl  eines  Patrons  mit  der  Wirkung ,  dass  das 
Offizium  desselben  gefeiert  wird,  allein  kraft 
päpstlichen  Indultes  fähig,  Gardellini  l.  c. 
u.  3833  IL;  2,  276;  de  Herdt  sacr.  liturg. 
praxis  t  III.  n.  119,  weil  der  Stifter  ihres  Ordens 
ihr  Patron  ist  S.  überhaupt  Analecta  1856  p.  882. 

10  Also  bei  Kathedralen  und  KoUegiatkirehen 
der  Papst,  Bd.  IL  S.  385.  387,  bei  Pfarr-  und 
anderen  Kirchen  der  Bischof  a.  a.  0.  S.  388.  Die 
Noth wendigkeit,  einen  bestimmten  Pation  zu  wäh- 
len, kann  aber  dadurch  begründet  werden ,  dass 
derjenige ,  welcher  keine  kirchenrechtliche  Ver- 
pflichtung hat,  zum  Bau  einer  Kirche  die  Mittel 
zu  gewähren,  an  die  Hergabe  der  letzteren  eine 
darauf  gehende  Anordnung  knüpft,  s.  a.  a.  0. 
S.  392.  Schon  bei  der  Benediktion  des  Grund- 
steines und  dann  bei  der  Konsekration  oder  Be- 
nediktion der  Kirche  wird  der  Name  des  Patrons 
ausdrücklich  genannt,  s.  die  betreffenden  For- 
mulare im  Pontificale  und  Rituale. 

ii  Denn  titulus  ist  der  Name,  die  Bezeichnung 
der  Kirche,  Bd.  I.  S.  63.  n.  4.  Es  ist  indessen 
nicht  erforderlich,  dass  die  Kirche  nach  dem  Pa- 
tron benannt  wird ,  es  kann  vielmehr  ihre  Be- 
zeichnung auch  von  einem  göttlichen  Geheimniss, 
der  h.  Trinitat,  dem  h.  Geist,  dem  h.  Herzen 
Jesu,  hergenommen  werden.  In  diesen  Fällen  ist 
der  titulus  und  das  patrocinium  der  Kirche  nicht 
identisch,  der  Patron  also  nicht  zugleich  titnlaris 
der  Kirche,  Probst,  Brevier  S.  268. 

12  Das  geschieht  auf  dieselbe  Weise ,  wie  in 
Betreff  des  Hauptpatrons,  Analecta  1855  p.  864. 
865;  de  H  erdt  l.  &  n.  120.  Am  häufigsten  fin- 
den sich  für  die  Ortschaften  solche  Nebenpatrone, 
Probst  S.  274. 

17* 


260 


I.  Die  Hierarchie  und  die  Leitung  der  Kirche  durch  dieselbe. 


[§.  211. 


sehen  von  einem  besonderen  päpstlichen  Indult  oder  einer  unvordenklichen  Ge- 
wohnheit nur  einer  zum  Schutzpatron  (/»a^rontM/^nnctjpo/M  oder  principalior^)  bestimmt 
werden.  Die  anderen  gelten  neben  ihm  nur  als  Fürsprecher  in  zweiter  Linie  (als 
s.  g.  patroni  niimts  principales,  secundarit)  und  dllrfen  daher  nicht  in  derselben  Weise, 
wie  die  ersteren  gefeiert  werden^. 

Abgesehen  von  einer  Snppression  der  betreffenden  Kirche  ^  kann  der  Patron 
allein  mit  Zustimmung  des  päpstlichen  Stuhles  geändert  werden  *,  und  wird  erst  nach- 
träglich ein  weiterer  Patron  gewählt  y  so  tritt  er ,  falls  ein  päpstliches  Indult  nichts 
anderes  bestimmt,  dem  Mheren  nur  als  patronus  secundarius  zur  Seite  ^. 

Der  Unterschied  zwischen  den  Haupt-  und  Nebenpatronen  hat  wesentlich  für 
den  öffentlichen  Gottesdienst  Bedeutung.  Das  Fest  des  Patrons,  pairanus prmci- 
paUsj  kann  und  muss  als  festum  duplex  erster  Klasse^  mit  der  Oktave^  gefeiert  wer- 
den^, und  zwar  in  suo  loco  oder  in  ecclesia^,  jedoch  ^t  dies  nicht  ftlr  blos  öffentlich 
zugängliche  Kapellen  oder  Oratorien,  welche  sich  in  bischöflichen  Palästen,  in  Semi- 
narien,  Spitälern,  Ordens-  und  auch  Privathäusem  befinden  ^o,  so  dass  also  praktisch 
allein  die  Küthedralen,  Kollegiat-,  Pfarr-  und  Klosterkirchen  ^^  sowie  solche  nicht 
mit  Pfarr-Rechten  ausgestattete  Earchen,  in  welchen  täglich  Messe  gelesen  ^*^  wird, 
und  welche  fflr  den  allgemeinen  Gottesdienst  bestimmt  sind,  sofern  ein  besonderer 
Klerus  an  ihnen  angestellt  ist  ^^,  in  Frage  kommen.  Die  Kirche  braucht  nicht  kon- 
sekrirt  zu  sein,  es  genügt,  wenn  sie  nur  benedicirt  ist^^. 

Kirchlich  zu  feiern  hat  das  Fest  der  Klerus,  soweit  er  zu  demjenigen 
Kreise  gehört,  auf  welchen  sich  das  Patrocinium  des  betreffenden  Hauptpatrons 
bezieht.  Mithin  ist  das  Fest  des  Patrons  der  Diöcese,  der  Kathedrale  oder  der 
Bischofestadt  ^^  von  allen  zur  Diöcese  gehörigen  ELlerikem  ^®,  insbesondere  auch  von 


1  Zvel ,  wenn  sie  so  eng  verbunden  gedacht 
werden ,  dass  sie  von  der  Kirche  an  einem  Tage 
gefeiert  werden,  wie  z.  B.  Peter  und  Paul,  Ger- 
Tasius  und  Protaaius,  deHerdtl.  c 

2  DaB  wird  aus  der  Vorschrift  in  der  Gonst. 
Urbans  VIII. :  UniyerBa  v.  13.  September  1642, 
bull.  Taur.  15,  206  über  die  Feier  der  Festtage 
der  patroni  principaliores  als  festa  de  praecepto 
hergeleitet.  S.  auch  Oardellinil.  cn.  4587 ; 
3,  210  und  Anm.  1  dazu,  und  n.  4954;  4,  70; 
Benedict  XIV.  1.  c.  c.  15.  u.  3.  de  Herdt 
1.  c.  n.  122. 

3  S.  Bd.  II.  S.  461. 

«  Oardellinil.  c.  n.  1888;  1,  318;  n. 4954 
cit. ;  Qardellini  Note  1  zu  3,  210  u.  n.  1  im 
app.  ibid.  p.  138. 

5  Gardellini  L  c  n.  4687  cit;  de  Herdt 
1.  0.  n.  123. 

«  S.  0.  S.  198.  n.  2. 

7  S.  a.  a.  0.  n.  5. 

8  Breviar.  roman.  rubr.  gen.  I.  n.  1 :  ^Officium 
fit  duplex  ...  in  feste  patroni  unius  vel  plurium 
alicuius  loci  vel  titularis  ecdesiae" ;  rubr.  gen. 
VII.  n.  1 :  ^De  octa-ra  flt  officium  vel  saltem  com- 
memoratio  (quando  aliquo  feste  vel  dominica 
impeditur)  per  VIII  dies  continuos.  Fit  de  oc- 
tava  ...  in  festo  principalis  patroni  et  titularis 
loci  vel  ecclesiae'';  Probst,  Brevier  S.  269,  de 
Herdt  1.  c.  t.  II.  n.  222,  und  zwar  an  dem 
Todestage  des  Patrons  (beim  Märtyrer  dies  na- 
talis,  8. 0.  S.  239.  n.  10,  beim  Gonfessor  dies  trän- 


Situs  oder  deposltionis  genannt) ,  Probst,  Eu- 
charistie als  Opfer  S.  375,  bei  der  Jungfirau  Ma^ 
ria,  wenn  sie  ohne  weiteren  Beisatz  zur  Patronin 
gewählt  ist ,  an  Maria  Himmelfahrt ,  Gongr.  rit 
beiOardellinin.  4427zul.  II.;  3,  15. 

A  Das  ergiebt  der  Begriff  des  Patrociniums, 
Probst,  Breviers.  270. 

10  Gongr.  rit  vom  12.  Nov.  1831  n.  4669  zu 
XXXIV.;  Oardellini  3  app.  p.  75.  78:  „An 
festum  titularis  eapellarum  publicarum  et  orato- 
riorum  quae  existunt  in  aedibus  episcopalibus, 
seminarUs,  hospitalibus ,  domibus  regularium 
domibusque  privatis  celebrarl  debeat  sub  rita 
duplici  I.  dass.  cum  credo  et  octava  (nam  ora- 
toria  publica  vocantur  etiam  ecelesiae)?  Nega- 
tlve'^ ,  womit  aber  nur  die  Feier  als  Fest  ersten 
Ranges,  nicht  jede  Feier  überhaupt  verboten  ist, 
Probst,  Brevier  S.  277.  278. 

11  deHerdtl  c.  t.  II.  n.  219. 

12  Dass  es  ab  und  zu  geschieht,  genügt  nicht, 
Oardellini  1.  c.  u.  5079  zu  II.;  4,  126. 

13  Oardellinil.c.  n.5183zuXVL;4, 169. 
1«  L.  c.  3833  zu  I.;  2,  275;  de  Herdt  1.  c. 

n.  219;  Probst,  Brevier  S.  271.  272. 

15  OewöhnUch  ist  dies  für  alle  drei  Falle  der- 
selbe Heilige. 

16  So  die  Gongr.  rituum  für  den  Patron  der  Diö- 
cese, Oardellini  1.  c.  n.  4044  zu  I.  und 
n.4611;  2,  355.  u.  3,  282;  für  den  der  Kathe- 
drale, 1.  c.  n.  4119  zu  VIII. ;  2,  388;  für  den  der 
Bischofsstadt,  l.  c»  n,  1155  zu  I.  u.  n.  1883;   1, 
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den  Mönchen  und  Nonnen ,  selbst  wenn  sie  exemt  sind  und  ein  anderes  Brevier  als  das 
römische  gebrauchen  S  das  des  Patrons  einer  anderen,  insbesondere  der  Pfarrkirche, 
Ton  denjenigen  Geistlichen,  welche  an  derselben  ein,  wenn  auch  noch  so  geringes 
Benefizium  inne  haben  ^  oder  derselben  von  dem  zuständigen  Ordinarius  fest  zuge- 
theilt  sind  ^,  nicht  aber  von  solchen ,  welche  in  der  Pfarrei  wohnen  und  blos  im  Ein- 
Terstftndniss  des  Ordinarius  einzelne  Amtshandlungen  im  Interesse  der  Eingesessenen 
ausüben  * ,  zu  feiern.  Die  Pflicht  und  das  Recht  zu  einer  derartigen  solennen  Feier 
fIHt  aber  in  Betreff  der  Patrone  der  Bischofsstadt ,  Kathedrale  oder  Diöcese  fttr  die- 
jenigen Geistlichen ,  in  deren  Kirchen  ein  specieller  Patron,  sei  es  der  Kirche  oder 
des  Ortes,  verehrt  wird,  fort^. 

Der  Landes-  oder  Btadtpatron  endlich  wird  in  der  erwähnten  solennen  Weise 
nieht  in  dem  ganzen  Lande  und  im  Bezirke  der  Stadt,  vielmehr  allein  in  denjenigen 
Orten  und  Earchen,  welche  eines  eigenen  Patrociniums  entbehren  <^,  gefeiert. 

Das  Hauptpatrocinium  unterscheidet  sich  femer  von  dem  Nebenpatrocinium 
dann,  dass  der  Ordinarius  die  Feier  des  ersteren  zu  einem  Festtage  de  praecepto  fßr 
die  betreffenden  Gläubigen  zu  erheben  berechtigt  ist^,  jedoch  nur  das  Patrocinium  des 
Ortspatrones  ftlr  die  Ortschaft  und  das  des  Patrons  eines  grosseren  Bezirkes  ftlr  den 
letzteren  ^,  soweit  nicht  in  den  Ortschaften  der  Kirchen  derselben  ein  besonderer 
Hauptpatron  verehrt  wird  ^. 


217.  319.  Ein  Widerspruch  zwischen  diesen  Ent- 
s^eidungen  liegt  nicht  vor ;  es  rnnss,  wenn  die 
Pitione  verschieden  sind ,  das  Fest  eines  jeden 
gefeiert  werden,  so  f&r  den  Patron  der  Kathedrale 
und  der  Stadt  1.  c.  n.  3019.  zn  1.  jl  n.  4349;  2, 
48. 479 ;  sofern  nicht  eine  abweichende  Gewohn- 
heit fQr  die  Feier  eines  einzigen  besteht ,  d  e 
Herdtl.  c.  n.  224. 

^  Jedoch  feiern  es  die  Regalaren  ohne  OktaTe, 
Oardellini  l.  c.  n.  866;  1,  179;  n.  3134  zn 
1.  u.  n.  3803 ;  2,  84.  265,  falls  ihnen  nicht  das 
Gegentheil  dnrch  päpstliches  Indult  oder  durch 
die  päpstlich  approbirten  Konstitntionen  gestattet 
ist,  deHerdtL  c.;  Probst,  Brevier  S.  276. 

>  de  Herdtl.  c.  n.  220. 

'  S.  g.  derlei  eoclesiae  stricte  adscripti,  de 
Herdt  1.  c  n.  227. 

*  S.  g.  elerici  non  stricte  adscripti,  s.  deHerdt 
L  e.  Deshalb  haben  die  in  der  Pfarrei  ansässigen 
Begolaren  das  Fest  des  Pfarrpatrons  nicht  mit  zu 
feiern,  Probst,  Brevier  S.  277  und  Eucharistie 
als  Opfer  S.  333.  Bei  ihnen  tritt  das  Titularfest 
der  Klosterkirche  an  die  Stelle,  s.  Probst,  Eu- 
charistie als  Opfer  S.  333.  Im  übrigen  ist  der  Pa- 
tion eines  Ordens  im  eigentlichen  Sinne  der  Stifter 
deswlben,  haben  sie  aber  noch  einen  andern  pa- 
troons  prlndpalis,  s.  o.  S.  259.  n.  9 ,  so  finden 
auf  diesen  die  Regeln  über  den  patronuslod  oder 
eecleslae  Anwendung)  Probsta.  a.  0.  S.  334. 

^  YgL  im  Allgemeinen  Gardellini  1.  c.  n. 
4404  zu  I ;  2,  356 :  „An  in  occurrentia  festorum 
dosdem  ritus  et  alias  quomodocumque  parium 
fit  eomm  praelatlonis  causa  religio  aut  etiam 
natio.  .  .?  Primo  loco  habebit  offldum  eecleslae 
particalaris,  2.  ordinisseureligionis,  3.  dioecesls, 
4.  lutloniB,  Ö.  eecleslae  universalis'^;  für  denYor- 
rang  des  epeciellen  Kirchen-  oder  Ortspatrons  vor 
dem  Patron  der  Bischofsstadt  L  c.  n.  1883  u.  1933 ; 
1. 319, 326 ;  Breve  Pins'  VU.  v.  1818,  1.  c  n.  4562 ; 


3,  130;  n.  4611  zu  I,  ibid.  p.  282;  4642  zu  I. 
1.  c  app.  p.  46 ;  n.  5207  zu  1 ;  4,  180 ;  s.  auch 
Cavalieri  opp.  liturg.  1. 1.  c. 3.  decr.  6  (35) ; 
de  Herdt  1.  c.  n.  225.  In  anderer  Weise,  nur 
nicht  mit  der  Oktave,  darf  aber  das  Fest  kirchlich 
gefeiert  werden. 

«  Vgl.  Gardellini  1.  c.  n.  4404.  cit.  (s.  vor. 
Anm.)  und  n.  2207;  1,  374,  Vgl.  Probst,  Bre- 
vier S.  276  und  Eucharistie  als  Opfer  S.  332. 
Ebenso  steht  das  Fest  des  Ortspatrons  gegenüber 
dem  Fest  des  besonderen  Kirchenpatrons  zurück, 
Probst,  Brevier  S.  278. 

"^  D.  h.  sie  werden  dann  verpflichtet,  der  Messe 
beizuwohnen  und  sich  aller  knechtischen  Arbeiten 
zu  enthalten,  s.  darüber  $.213  über  die  Feiertage. 

8  Oonst  Urban  VIII. :  Universa  v.  13.  Sept. 
1642,  buU.  Taurin.  15,  206:  „  . .  .  dumUxat 
dies  pro  festis  ex  praecepto  colendos  esse .... 
unius  ex  prindpdioribus  patronis  in  quocumque 
regno  sive  provincia  et  alterins  in  quacumque 
civltate,  oppldo  vel  pago,  ubi  hos  patronos 
haberi  et venerari  contigerit^' ;  Gongr.  rit  bei  G  ar  - 
dellini  1.  c.  n.  4131.  zu  I;  2,  393. 

^  So  nach  der  Praxis  der  Congr.  rit,  welche  die 
Bulle  Urbans  VIII.  (s.  vor.  Anm.)  in  dieser  be- 
schränkenden Weise  auslegt,  1.  c.  n.  4611  zu  I; 
3,  282  und  namentlich  1.  c  n.  4667  zu  XLI ;  3, 
app.  p.  76 :  „Civitates  et  oppida  quae  iam  habent 
patronum  prindpalem  debentne  aut  saltem  pos- 
sunt  continuare  celebratlonem  protectoris  prin- 
dpalis  dioecesis  sub  ritu  duplici  I  classis  cum 
octavis  et  cum  obligatione  utriusque  praecepti 
ex  consuetttdine  ?  Affirmative  ad  I  partem  seu  con- 
tinuationem  offlcü,  negative  quoad  seoundam 
seu  quoad  obligationem  utriusque  praecepti  iuxta 
decreta  alias  edita''.  Die  abweichende,  einen 
Spedalfall  betrefTende  Entscheidung  1.  c  n.  4532 ; 
3 ,  38,  ist  besonderer  päpstlicher  Bestätigung 
unterbreitet  worden. 
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I.  Die  Hierarchie  und  die  Leitung  der  Kirche  durch  dieselbe. 


[§.211. 


Das  Fest  des  Nebenpatrons  wird  zwar  ebenfalls  als  festam  duplex  mains,  aber 
immer  ohne  Oktave  gefeiert  i,  sofern  nicht  eine  Gewohnheit  fttr  eine  weitere  solenne 
Celebration  besteht^.  Verpflichtet  znr  Feier  sind  diejenigen  Sftknlar-Kleriker,  welche 
es  anch  in  Betreff  des  Hanptpatrons  sind  ^^  niemals  aber  die  Regalaren  und  Nonnen  *. 
Ansserdem  ist  das  Fest  des  Nebenpatrones  kein  f&r  die  Olftnbigen  verbindlicher 
Feiertag  nnd  darf  nicht  einmal  vom  Ordinarins  zu  einem  dies  festns  de  praecepto  er- 
hoben werden  \ 

Was  endlich  die  Feier  der  Patrocinien  der  o.  8.  260  gedachten  Kapellen  nnd 
Oratorien  betrifft,  in  welchen  die  solenne  Celebration  selbst  des  Hanptpatrons  unzu- 
lässig ht^j  so  sind  diese  nach  dem  durch  den  Kalender  vorgeschriebenen  Ritus  zu 
feiern'. 

F.  Die  Verehrung  nicht  kanonisirter  oder  beatificirter  Diener 
Gottes,  d.  h.  solcher  Personen ,  welche  im  Gerücht  der  Heiligkeit  verstorben 
sind ,  oder  welche  nach  der  Meinung  des  Volkes  Wunder  gewirkt  haben ,  ist  an 
sich,  d.  h.  so  lange  sie  kirchlicherseits  in  Betreff  einer  einzelnen  Person  nicht  ver- 
boten worden  ist,  statthaft^.  Aber  der  Kultus  derselben,  der  s.  g.  sancH  toleraü, 
darf  kein  öffentlicher ,  sondern  nur  ein  privater  sein.  Damit  ist  zunächst  jede  Feier 
derselben  durch  die  Geistlichkeit  in  der  Kirche,  also  die  Gelebration  der  Messe  oder  der 
Recitation  der  kanonischen  Tageszeiten  zu  Ehren  solcher  Personen,  sowie  jede  sonstige 
kirchliche  Feier  ihres  Todestages  ausgeschlossen  ^.  Ebensowenig  dürfen  ihre  Bilder 
oder  Statuen  in  den  Kirchen  oder  öffentlichen  oder  Privatoratorien  ^®  und  an  ihren 
Gräbern  angebracht  oder  an  oder  bei  den  letzteren  brennende  Lichter  oder  Lampen 
aufgehängt  werden  ^^     Kurz,  es  sind  alle  Beweise  der  Verehrung  seitens  einzelner 


1  Das  Umgekehrte  Ist  nach  Breviar.  rubr.  gen. 
VII.  n.  1.  (s.  o.  S.  260.  n.  8)  anznlä«8ig.  Im 
Übrigen  vgl.  Probst,  Brevier  S.  274  nnd  Eucha- 
ristie als  Opfer  S.  330 ;  d  e  H  eid  1 1.  c  II.  n.  223. 

2  CongT.  conc.  1.  c.  n.  4134  zn  II.  u.  n.  4218, 
1.  c.  2,  395.  431. 

8  deHerdtl.  c.  n.  223. 

4  Sie  dürfen  es  nur  mit  päpstlicher  Erlaubniss 
feiern,  Gongr.  rlt  1.  c.  n.  3019.  zn  I.  und  3143 
znIV.  n.  V.,1.  c2,  47,  86;  deHerdtl.  c. 

5  Vgl.  die  const.  cit.  Urban.  VIII. 

8  Die  Qeistlichen  derselben  haben  aber  in  der 
gedachten  Weise  das  Hanptpatrocinlnm  derjeni- 
gen Kirche,  zn  welcher  ihre  Kapelle  gehört,  mit- 
zufeiern ,  Gongr.  rit.  n.  5079  zn  III.  u.  IV. ;  4, 
126;  Probst,  Brevier  S.  277. 

"7  Probst  a.  a.  0.  S.  278  und  Eucharistie  als 
Opfer  S.  333;  de  Herdt  1.  c.  n.  219  u.  t.  III. 
n.  125. 

Die  Altäre  können  ebenfalls  zn  Ehren  eines 
Heiligen  konsekrirt  werden,  aber  für  diesen  wird 
ebensowenig,  wie  bei  den  im  Text  gedachten 
Kapellen  das  Patrocinium  als  eigenes  und  ausge- 
zeichnetes Fest  gefeiert ,  und  es  gilt  auch  hier 
das  im  Text  Bemerkte.  Vgl.  Probst,  Brevier 
S.  278  nnd  Eucharistie  als  Opfer  »S.  333 ;  d  e 
Herdt  1.  c.  III.  n.  125. 

8  Benedict  XIV.  de  beatif.  II.  9.  n.  1.  4. 

9  L.  c.  n.  4. 

10  Dekret  Urbans  Vlll.  o.  S.  260.  n.  4.  §.  1. 
1»  Gitirtes  Dekret  Urbans  VIII.  S-  3 :  „Ad  he- 
rum sepnlcra  vetuit  etiam  ac  inhibuit  tabellas 


atque  imagines  ex  cera  aut  argento  seu  ex  alia 
qnacumque  materia,  tarn  pictas  quam  fictas  atque 
exoulptas  appendi  ant  afflgi  lampades  sive  alia 
quaecumque  lumina  accendl  sine  recognitione 
ordlnarii  omnino ,  prout  supra  facienda  sedique 
apostolicae  referenda  ac  probanda**.  Das  weitere 
Dekret  v.  2.  Oktober  1625  erläutert  dies  dahin, 
dass,  wenn  Bilder  oder  ähnliche  Zeichen  der  Ver- 
ehrung als  Beweis  für  gewirkte  Gnaden  dem 
Leiter  von  Kirchen  und  Oratorien  übergeben  wer- 
den, dieselben  nicht  zurückgewiesen,  sondern 
mit  Bescheinigungen  der  Darbringenden  und  et- 
waiger Zeugen  der  Vorgänge  nach  eingeholter 
Qenehmigung  der  Ordinarien  an  einem  beson- 
deren, nicht  zu(^nglichen  Orte  aufbewahrt  wer- 
den sollen ,  damit  sie  später  bei  einem  etwaigen 
Beatiflkations-  oder  Kanonisationsprozess  als  Be- 
weismittel benutzt  werden  können. 

Ferner  bestimmt  das  zuerst  angeführte  Dekret 
^  2 :  ,,Ac  pariter  imprimi  de  caetero  inhibnit  II- 
bros  eornmdem  hominum,  qul  sanctitmtis  sive 
martyrii  fama  vel  opinione  (ut  praefertur)  oele- 
bres  e  vita  migraverint,  gesta,  mlracula  vel  reve- 
lationes  seu  quaecunque  beneflcia  tanquam  eomm 
intercessionibus  a  deo  accepta  continentes ,  sine 
recognitione  atque  approbatione  ordlnarii ,  qni  in 
iis  recognoscendis  theologos  aliosque  pios  ac  doe- 
tos  viros  in  consilium  adhibeat ,  et  ne  deinceps 
ftaus  aut  error  aut  allquld  novnm  ac  inoidina- 
tum  in  re  tam  gravi  eommittatur,  negotiam  tn- 
structum  ad  sedem  apostolicam  transmittateinsqne 
responsnm  expectet". 
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Die  Venraltung  des  übrigen  Kultus.   Die  Verehrung  der  Reliquien. 


263 


GUobigen  anagesehlossen,  welche  sieh  nicht  rein  als  Akte  der  persönlichen  und  pri- 
Taten  WerthschütEung  des  Einzelnen  darstellen  nnd  äusserlich  knndthnn  ^  Daher  kann 
der  Einzelne  wohl  den  Abgeschiedenen  als  Heiligen  bezeichnen ,  seine  Ftirbitte  an- 
refen  y  Bilder  nnd  Statuen  ohne  Heiligenschein  und  Ähnliche  Zeichen  in  seiner  Be- 
hansuBg  aufhängen  nnd  aufstellen ,  fttr  sich  auch  an  dem  Orabe  Gebete  verrichten 
uid  sonst  zu  seinen  Ehren  am  Todestage  oder  an  anderen  Tagen  beten,  sowie  zu 
seraen  Ehren  fasten  oder  andere  Kasteiungen  vornehmen.  Gleichgültig  ist  es,  ob  dies 
andere  Personen  sehen  nnd  hören  ^,  weil  dadurch,  dass  die  Verehrung  des  Einzelnen 
nieht  geheim  erfolgt ,  noch  nicht  ohne  Weiteres  der  Schein  erzeugt  wird ,  als  ob  der 
Kultus  unter  der  Autorität  der  Earche  gettbt  wird,  dies  aber  zum  Begriffe  des 
öffentUohen  Kultus  wesentlich  ist. 

Ausschreitungen  über  die  erlaubten  Grenzen  haben  die  Ordinarien^  zu  über- 
wachen nnd  zu  ahnden,  gegen  Kleriker  nöthigenfalls  mit  Suspension  nnd  Entziehung 
ikrer  Aemter  ^,  gegen  Laien  mit  arbiträren  Strafen  K 

§.212.    B,   Die  Verehrung  der  Reliquien  und  der  HeOigenbiMer^. 

I.  DieReliquien.  A.  Einleitung.  In  Verbindung  mit  dem  Heiligenkultns 
hat  sich  im  4.  Jahrhundert  auch  die  Verehrung  der  s.  g.  reliquiae  (XsC^ava),  d.  h.  der 
Heiligenleiber  und  der  üeberreste  derselben,  sowie  derjenigen  Gegenstände,  welche 
von  Christus  oder  der  Jungfrau  Maria  herrühren,  entwickelt^.  Bei  dem  grossen 
Werth,  welchen  man  auf  den  Besitz  derartiger  Gegenstände  legte,  und  bei  dem  Be- 
streben, sich  solche  auf  jede  mögliche  Weise  zu  verschaffen,  war  schon  die  römische 
Kaisergesetzgebung  Ende  des  4.  Jahrhunderts  genöthigt,  mit  Anordnungen  zum 
Schutze  der  Märtyrerleichen  einzuschreiten^. 

Von  Erfolg  war  dies  freilich  nicht.  Im  Abendlande ,  in  welchem  zunächst  der- 
gleichen Reliquien  nicht  so  leicht  zu  erlangen  waren ,  musste  man  sich  vorerst  zum 
grossen  Theil  mit  blossen  Andenken  an  die  Heiligen  oder  mit  Tüchern ,  mit  welchen 
die  Körper  derselben  berührt  worden  waren  ^,  begnügen  ^^. 


'  Dieses  Prinzip  lässt  sich  aus  den  Anordnun- 
gen Urbans  YIIT.  entnehmen. 

2  Vf  1.  Reiffenstuel  ins  csnon.  III.  46. 
n.  21.  22. 

3  Nach  dem  Dekret  Urbans  VIII.  y  13.  März 
1626.  %,  5  anch  die  Ketzer-Inqnlsitoren,  ebenso 
avcli  eonst.  cit.  Gaelestis  $.  6. 

*  S.  a.  a.  O.  1.  c. 

^  Gegen  diese  setzt  das  Dekret  im  Allgemeinen 
keine  Strafen  fest ,  die  const.  $.  6  lässt  arbiträre 
Censnren  und  Strafen  zn ,  ordnet  aber  in  Ueber- 
eJnstimmiing  mit  $.  7  des  Dekretes  an:  „Qni 
amtem  libros  impresserint  antimagiues  pinxerint, 
flcalpserint  sen  qnomodo  afflxerint  vel  formave- 
ilnt  eeteriqne  arüflees  ciroa  praemissa  qualiter- 
ciunqne  delinqnentes  praedicta  omnia  amittant 
et  Insnper  peenniariis  alüsqne  corporalibns  poe- 
ttis  ioxta  crimlnis  gravitatem  eommdem  ordina- 
Tioram  sen  inqnisitomm  arbitrio  afflciantnr'^ 

Gegen  die  Regnlaren  ist  in  beiden  Erlassen  11. 
flc.  als  Strafe  Verlust  ihrer  Offizien  nnd  snspen- 
slo  a  dirinis  festgesetzt. 

e  Dom.  Anfossius,  de  sacrar.  reliqniarum 
cnltia  et veneratione.  Brix.  1610 ;  Mich. Sail e r , 


ecclesiae   cathol.    de  cultn  sanctornm  doctrina. 
Monach.  1797. 

'^  Hauck  in  Herzogs  Real  -  Eneyklopädie. 
2.  Aufl.  12,689;  Qieseler,  Kirchengesch.  1. 
2,  269. 

S  c.  7 (Gratian, Yalentinian  u.Theodosius  n.  386) 
üb.  IX.  tit  17  :  „Humatum  corpus  nemo  ad  al- 
terumlocum  transferat;  nemomartyrem  distrahat, 
nemo  mercetnr''  (zum  Theil  auch  c.  3.  G.  lust. 
1.2). 

»  S.  z.  B.  bei  Gregor  I.  ep.  IV.  30,  v.  594,  ed. 
Bened.  2,  709 :  „ .  .  .  Romanis  consnetudo  non 
est,  quando  sanctorum  rellquias  dant ,  ut  quid- 
qnam  tangere  praesumant  de  corpore ,  sed  tantum 
in  pyxide  brandeum  (leinenes  Tuch)  mittitur  at- 
que  ad  sacratissa  corpora  sanctornm  ponitnr. 
Qnod  levatum  in  ecclesia,  quae  est  dedicanda 
debita  cum  veneratione  reconditur :  et  tantae  per 
hoc  ibidem  Yirtutes  flunt ,  ac  si  illnc  specialiter 
eornm  corpora  deferantui^'.  Vgl.  auch  F.  X. 
Kraus,  Roma  sotterranea.  Freiburg  i.  Br.  2.  Aufl. 
1879.  S.  30.  31. 

iO  So  übersendet  Gregor  I.  ep.IX.  122,  v.599, 
ed.  Ben.  2,  1031,  dem  WestgothenkönigReccared 
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,tn. 


Bei  dem  überall  hervortretenden  BedflrfhisBe  nach  sinnlichen  Oegenstftnden  des 
Kultus  und  dem  nicht  nur  im  Volke,  sondern  auch  unter  der  Oeistlichkeit  herrschen- 
den Wunderglauben  fand  die  kirchliche  Gesetzgebung  in  den  ersten  Zeiten  seit  der 
Ausbildung  der  Reliquienverehrung  keine  Veranlassung,  mit  besonderen  Bestim- 
mungen einzugreifen.  Die  wenigen  derartigen  Vorschriften ,  welche  sich  vorfinden, 
ergeben  aber  so  viel  als  unzweifelhaft,  dass  den  partikulären  Gesetzgebungsorganen, 
vor  Allem  den  Synoden  und  den  Bischöfen  das  Recht  zu  näheren  Anordnungen  ttber 
die  Behandlung  und  Verehrung  der  Reliquien  i,  insbesondere  den  letzteren  die  Be- 
fugniss  zur  Prüfung  der  Aechtheit  derselben  zukam  ^. 

Dieser  Rechtszustand  hat  sich  nicht  nur  während  der  karolingischen  Zeit,  seit 
welcher  die  Einführung  ächter  und  unächter  Reliquien  in  das  Frankenreich  einen 
besonderen  Aufschwung  nahm  ^,  namentlich  weil  es  jetzt  in  Gemässheit  einer  Vor- 
schrift des  Nicänischen  Konzils  v.  787  ^  üblich  geworden,  keine  neuen  Kirchen  ohne 
Niederlegung  von  Reliquien  in  ihnen  zu  konsecriren  ^,  sondern  auch  noch  lange  über 
dieselbe  hinaus  erhalten  ^. 

Erst  als  immer  neue  Reliquien  entdeckt  wurden ,  um  die  Gläubigen  zu  frommen 
Gaben  für  die  sie  aufbewahrenden  Kirchen  zu  bestimmen^,  und  als  in  Folge  der  Kreuz- 
Züge  zahllose  derartige  Heiligthümer  nach  dem  Abendlande  gebracht  waren  und  der 
Handel  mit  denselben  immer  grössere  Ausdehnung  annahm  ^,  griff  die  allgemeine  Oe- 


einen  Nagel,  in  welchem  Eisen  Ton  den  Ketten 
des  h.  Petras  eingeschlossen  war.  Eine  Anzahl 
derartiger  Gegenstände  werden  in  den  Schriften 
Gregors  v.  Tonrs  erwähnt,  s.  die  Zusammen- 
stellang  bei  Hanck  a.  a.  0.  S.  691. 

1  Vgl.  die  spanischen  Provinzialkonzilien  von 
Saragossa  592.  e.  2 :  „nt  reliquiae  In  qnibuscum- 
que  locis  de  Arlana  haeresi  in^entae  faerint,  pro- 
latae  a  sacerdotihus  in  qaorum  ecclesüs  reperiun- 
tuT,  pontiflclbas  praesentatae  Igneprobentnr",  und 
Braga  675.  c.  5,  welches  gegen  die  Eitelkeit  ein- 
zelner Bischöfe ,  sich  die  Reliquien  um  den  Hals 
zu  hängen  und  sich ,  als  ob  sie  selbst  die  Reli- 
quienschreine wären,  hemmtragen  zu  lassen, 
eifert  In  beiden  Fällen  sind  es  ganz  specielle 
Gründe,  welche  die  betreffenden  Vorschriften  her- 
vorgerufen haben.  Ausserdem  erwähnt  nur  die 
für  mehrere  Provinzen  zu  Toledo  597  abgehaltene 
Synode  (s.  Bd.  III.  S.  629}  c  2  beiläufig,  gelegent- 
lich einer  anderen  Yorschrift,  des  ^ostiarius  qui  et 
sanctarum  reliquiarnm  Inminaria  omni  subse- 
quente  nocte  accendat^ 

2  Das  zeigt  c.  2,  Saragossa  592  (s.  vor.  Anm.), 
welches  den  Bischöfen  aufgiebt ,  die  Feuerprobe 
mit  den  Reliquien  behufs  ihrer  Aechtheit  anzu- 
stellen, aber  nicht,  so  He  feie,  Gonc.  Gesch. 
2.  Aufl.  3,  57,  die  Verbrennung  durch  Priester 
(I)  anordnet  Auch  die  o.  S.  240.  n.  2.  citirte 
Carthagische  Unlversalsynode  spricht  für  dieses 
Recht  der  Bischöfe. 

lieber  die  im  Zusammenhang  mit  dem  Bilder- 
stürme (s.  unter  II)  stehende  Verfolgung  der  Re- 
liquien durch  Kaiser  Konstantin  Kopronymus  und 
die  spätere  Empfehlung  der  Reliquienverehrung 
durch  das  Konzil  v.  Nicäa  v.  787,  s.  Hefele, 
Concil.  Gesch.  2.  Aufl.  3,  417.  428.  466.  472. 

3  Gieseler,  Kirchengesch.  II.  2, 153 ft.  Man 
stahl  zu  diesem  Zweck  auch  Reliquien  in  Rom, 


Roth,  Gesch.  d.  Beneflclalwesens.  Erlangen  1860. 
S.  255. 

'«  c*7,  Mansii3,427.  Hefele  a.  a.  0.3,7a 
versteht  den  o.  2  der  Ihrem  Orte  nach  zweifel- 
haften fränkischen  Synode  des  7.  Jahrhunderts, 
B  r u n  s  1. 2, 259 :  „Ut  altaria  alibi  consecrari  non 
debeant  nisl  In  bis  tantum  ecdesiis ,  nbi  oorpor« 
sepulta  non  slnt'',  dahin ,  dass  die  Konsekration 
von  Altären  in  anderen  Kirchen  als  in  denen ,  in 
welchen  sich  Heiligen-Leiber  befänden,  Terboten 
wird ;  aber  c.  2  spricht  nicht  von  Heiligen-Lelch« 
namen,  und  ordnet  gerade  an,  dass  Altäre  da,  wo 
Leichname  begraben  seien,  nicht  geweiht  werden 
sollen. 

5  Für  die  karolingische  Zeit  vgl.  o.S.242.  n.  1. 

6  S.  ferner  Mainz  813.  c.  61,  Mansi  14,  75  (c; 
37  Dist.  I.  de  eons.).*„Delncepsvero  corpora  sane- 
torumde  loco  ad  locum  nullus  praesumat  transjEexre 
sine  consilio  principis  vel  eplseoporum  et  sanctae 
synodi  licentia^. 

So  prüft  z.  B.  Bischof  Mein  werk  v.  Pader- 
born den  ihm  im  J.  1030  geschenkten  Korper  des 
h.  Felix  auf  seine  Aechtheit,  vita  Meinweik  c  209, 
SS.  11 ,  156 :  „experiri  volens  ipsins  anxilio  si 
sibi  suoque  succurrere  posset  populo,  xo^m 
maximum  in  medio  daustri  snb  dio  fleri  praeee- 
pit,  in  quem  cum  terdo  corpus  misisset  totiensqne 
in  favillam  redactus  Ignis  exstinctns  foisBei,  eam 
maxima  omnium  exaltatione  et  laudnm  iubila- 
tione  corpus  manibus  propriis  excipiena ,  super 
principale  altare  detulit  et  omnium  veneratiooe 
solempnem  sanctum  illum  deinceps  haberi  insti* 
tuit«. 

^  Gieselera.  a.  0.  II.  1,  308fr. 

8  A.  a.  0.  II.  2,  458  fT.  Vgl.  auch  die  grossere, 
von  päpstlichen  Legaten  gehaltene  Synode  toh 
Poitiers  1160  (Bd.  UI.  S.  535  Anm,)  e.  12, 
M  a  n  s  i  20 , 1 124 :  „Ut  sanotornm  reliqniaa  eauaa 
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setegebnng  der  Kirche  ein.  Das  IV.  Lateranensisehe  Konzil  v.  1 2 1 5  ordnete  an,  dass 
Beliqoien  niemals  ausserhalb  ihrer  Behälter  gezeigt ,  noch  gegen  Entgelt  ausgestellt, 
fenier,  dass  nene  Reliquien  nicht  ohne  vorgftngige  Genehmigung  des  Papstes  öffent- 
lieh  verehrt,  auch  seitens  der  Prälaten  alle  Täuschungen  der  Gläubigen  durch  falsche 
Reliquien  und  falsche  Beglanbigungsdoknmente  derselben  verbätet  werden  sollten  ^ 
Auch  spätere  Partikularsynoden  sind  gegen  die  gedachten  Missbräuche  eingeschritten  2. 
und  wenn  dann  das  Trienter  Konzil  den  Bischöfen  zur  Pflicht  gemacht  hat,  gegen 
solche,  sowie  g^en  jeden  bei  dem  Reliquienkultus  hervortretenden  Aberglauben  ein- 
zuschreiten, femer  seitens  desselben  die  Aufnahme  neuer  Reliquien  in  die  Kirchen  von 
der  vorgängigen  Untersuchung  und  Billigung  der  Ordinarien  abhängig  gemacht  wor- 
den ist^,  so  hat  es  doch  die  Reliquien- Verehrung  im  Gegensatz  gegen  die  protestan- 
tische Lehre  nicht  nur  den  Gläubigen  empfohlen ,  sondern  auch  die  Verwerfung  des 
Reliquien-Kultus  als  unnützen  und  flberflflssigen  Dienst^  verdammt. 

B.  Geltendes  Recht.  1.  Reliquien  [reli^mae)  sind  Leichname  oder  Ske- 
lette von  Heiligen,  einzelne  Theile  oder  Stflcke  solcher  Körper  oder  Skelette  (Kopf, 
Finger,  Haare,  Knochen} ,  die  daraus  entstandene  Asche  oder  der  von  dieser  her- 
rflhrende  Staub ,  sowie  diejenigen  Gegenstände ,  welche  die  Heiligen  bei  ihren  Leb- 
zeiten, wie  Kleider,  Marterwerkzeuge,  gebraucht  haben,  oder  in  welche  ihre  Körper 
oder  Theile  derselben  nach  dem  Tode  eingehüllt  gewesen  sind^. 

2.  Eine  öffentliche  Verehrung  ist  nur  in  Betreff  von  Reliquien  der  schon 
Ksnonisirten  oder  Beatificirten  gestattet.  Die  etwaige  Aechtheit  solcher  hat  der  Bischof 
festzustellen,  und  erst,  nachdem  er  die  Bewilligung  ertheilt  hat,  ist  der  Kultus  erlaubt  ^. 


pecntüae  et  quaestus  circamferentefl ,  ad  praedi- 
eatlonein  non  admittantur^. 

1  e.  62,  Mansi  22,  1049  (in  c.  2  X.  1.  c.  t. 
III.  4ö):  ^Cmn  ex  eo  qnod  qnidam  sanctocnm 
reUqniaa  exponant  yenales  et  eas  pasaim  OBten- 
dimt,  Ghriatiaiiae  leligioni  sit  detractam  saepina : 
ne  detrahatu  in  poatenuii)  piaesenti  deoreto  sta- 
taimns,  11t  «ntiqnae  reliqniae  amodo  extra  cap- 
um  non  ostendantnr  nee  exponantnr  venales. 
loTentaa  antem  de  novo  nemo  pablice  venerari 
piaenimat ,  nlsi  prina  antboritate  lomani  ponti- 
fldi  faerint  approbatae.  Praelati  Tero  de  cetera 
Mn  permittant  illoa  qnl  ad  eonun  eccleaiaa  causa 
Te&eiationis  mccedant ,  vanis  flgmentia  aut  falsis 
dectpi  docamentia,  aieat  et  In  plerlaque  locia  oc- 
eaaione  qnaestas  fieri  conanevlt'^. 

2  So  irlederholt  Bordeaux  1255.  c  9 ,  1.  c  23, 
859,  die  Yonehxiften  des  lateranensiachen  Kon- 
zils, Ravemui  1311 ,  L  e.  25,  463 ,  ordnet  Prü- 
fung aUer  Reliquien ,  welche  auaaerhalb  der  Al- 
tiie  anfbewahit  werden ,  an ,  und  schreibt  vor, 
öasi  diejenigen ,  deren  Aechtbeit  nicht  featzn- 
itellen  ist,  zurückgelegt  and  nlobt  für  das  Volk 
augeatellt  werden  sollen,  Martiac  1326  c.  41, 
ibid.  p.  793  unter  Republikation  der  Anordnung 
der  Lateiansynode :  „neo  quaestor  aliquls  per- 
Bittatur  portare  reliquias,  crucem  vel  catenas 
uc  publice  in  eccleslis  praedicare  ultra  suarum 
eontinentiam  Uterarnm  propter  falsa  quae  inter- 
dam  intoxsenint:  nlsi  de  eorum  ordlnariomm 
Ueentia  speciaU''. 

'  Vgl.  darüber  des  Naheren  unter  B. 

*  Seas.  XXV.  deor.  de  Inyocat  ven.  [et  reli- 


quils  .  .  .  „Sanctorum  quoque  martyrum  et  alio- 
rum  cum  Christo  viventium  sancta  corpora  quae 
ylva  membra  fuerunt  Christi  et  templum  spirltus 
sanoti,  ab  ipso  ad  aetemam  vitam  suscitanda  et 
glorifleanda  a  fldelibus  veneranda  esse,  per  quae 
multa  beneflda  a  deo  hominibus  praestantur,  ita 
ut  affinnantes  sanctorum  reliquiis  yenerationem 
atque  honorem  non  deberl  vel  eas  aliaque  sacra 
monumenta  a  fldelibus  inutlliter  bonorarl  atque 
eorum  opis  Impetrandae  causa  sanctorum  memo- 
rlaa  frusta  frequentari,  omnino  damnandos  esse, 
prout  lam  pridem  eos  damnavit  et  nunc  etiam 
damnat  eoclesia". 

^  Das  ist  die  herkömmliche  Definition  in  der 
katholischen  Kirche,  ygl.  Ferraris  s.  v.  vene- 
ratio  sanctor.  n.  52;  Reiffenstuel  lU.  45 
n.  24.  Sie  geht  also  über  den  Wortlaut  des  Tri- 
euter  Konzils  hinaus ,  da  dieses  der  Gebrauchs- 
gegenstände nicht  ausdrücklich  erwähnt.  S.  aber 
0.  S.  263. 

^  Vgl.  die  oben  S.  251.  n.  4  angeführte  Stelle 
aus  dem  cit.  Dekret  des  Trldentinums.  Bei  der 
Untersuchung  soll  er  Theologen  und  andere 
fromme  Männer  als  Beirath  zuziehen  und  (s.  decr. 
dt.)  „Quodsi  allquis  dubius  aut  dlfficilis  abusns 
sit  exstirpandus  vel  omnino  aliqua  de  üs  rebus 
grayior  quaestio  incidat,  episcopus  antequam 
controyersiam  dirimat ,  metropoUtanl  et  compro- 
vindalium  episcoporum  in  concilio  proyinciali 
senteutlam  exspectet;  ita  tamen,  ut  nihil  inoon- 
sulto  sanctissimo  Romano  pontiflce  noyum  aut  in 
ecclesia  hactenus  inusitatum  decernatur^  Der 
Sicherheit  wegen  unterbreiten  aber  die  Bischöfe 
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[§.  212. 


Was  dagegen  aufgefundene  Reliquien  solcher  frommer  Personen  betri£ft^  welche 
zwar  im  Rufe  der  Heiligkeit  gestorben,  aber  bisher  weder  der  Kanonisation  noch  der 
Beatifikation  theilhaftig  geworden  sind  y  so  ist  deren  Untersuchung  und  Approbation 
ausschliesslich  dem  päpstlichen  Stuhle  vorbehalten  ^ 

Der  öffentliche  Kultus  besteht  darin  y  dass  die  Reliquien  nach  Anordnung  des 
Bischofs  2  in  den  Kirchen  ^  auf  den  Altären  £ur  Verehrung  der  Gläubigen  ausgestellt 
und  ihnen  zum  Kttssen  dargereicht,  sowie  dass  sie,  sofern  sie  von  kanonisirten  Hei- 
ligen herrühren^,  in  Prozession  hemmgetragen  werden  könnend  Wenn  endlich  die 
Reliquie  eine  s.g.  reHquia  insigim  eines  Sanctuty  welcher  sich  im  römischen  Ifartyro- 
loginm  verzeichnet  findet,  ist^,  d.  h.  in  dem  ganzen  Körper  desselben  oder  in  einem 


vielfach  derartige  Angelegenheiten  der  Congre- 
gatio  indulgentlamm  (s.  die  folg.  Anm.)  zur  Ent- 
scheidung, Ygl.  Acta  B.  sed.  2,  102.  168.  245. 

^  c  2  X.  dt.  III.  45  spricht  yon  den :  „reliquiae 
inventae  de  novo'',  das  Tridentinum  an  der  citirten 
Stelle ,  in  welchem  es  den  Bischofen  das  Recht 
zur  Bekognition  niid  Approbation  der  Reliqnien 
beilegt,  von  :  „novae  reliqniae  reeipiendae".  Diese 
nicht  vollkommen  mit  einander  harmonlrenden 
Stellen  vereinigt  die  herrschende  Doktrin  in  der 
Weise,  dass  sie  annimmt ,  c.  2  X.  cit.  sei  durch 
das  Tridentinnm  nicht  beseitigt ,  und  In  Folge 
dessen  die  Anordnung  des  letzteren  auf  die  Re- 
liquien von  schon  Kanonisirten  oder  Beatiflcirten 
beschränkt ,  das  c.  2  X.  cit.  aber  auf  solche  be- 
zieht ,  welche  von  noch  nicht  heilig  oder  selig 
Gesprochenen  herrühren ,  Fagnan.  ad  c.  2X. 
cit.  n.  5iT. ;  Barbosa,  de  otf.  episc  P.  III. 
alleg.  97.  n.  11 ;  Reiffenstuel  lU.  46.  n.  28; 
Benedict.  XIV.  de  beaüf.  II.  1.  n.  12 ;  Ban- 
gen, die  römische  Kurie  S.  218.  n.  2.  Diese 
Vereinigung  hat  ihre  wesentliche  Stütze  darin, 
dass,  wenn  man  die  den  Bischöfen  durch  das 
Trlenter  Konzil  beigelegte  Befngniss  auch  auf 
die  Reliqnien  der  zuletzt  gedachten  Art  beziehen 
würde,  damit  diesen  wenigstens  indirekt  das  dem 
Papst  reservirte  Recht  zur  Heilig-  und  Selig- 
sprechung beigelegt  wäre. 

Die  päpstliche  Behörde ,  welche  die  betreffen- 
den Angelegenheiten  bearbeitet ,  ist  die  Oongre- 
gatlo  indulgentiarum  et  ss.  reliquiamm,  s.  Bd.  I. 
S.  473.  Nach  erfolgter  Approbation  in  Rom  hat 
der  Bischof  desjenigen  Ortes,  an  welchem  die 
Reliquien  öffentlich  verehrt  werden  sollen,  immer 
noch  vorher  die  Identität  der  In  Rom  approbirten 
mit  den  ihm  vorliegenden  zu  prüfen,  Dekret  d. 
Gongr.  rit.  v.  12.  August,  bestätigt  von  Inno- 
cenz  XII.  am  19.  Oktober  1691  (den  Ausgaben 
des  römischen  Breviers  vorgedmckt,  s.  auch 
Anm.  6  —  die  dafür  gewöhnlich  ausserdem 
angeführte  const  Sixti  V.  v.  13.  Noy.  1688,  bull. 
Taur.  9,  41  betrifTt  einen  Specialfall  und  enthält 
nichts  hierher  Gehöriges  — ) ;  Oardellini  ed. 
cit.  n.  4542.  Anm.  1 ;  3,  99 ;  d  e  H  er  dt  1.  c.  t. 
II.  n.  192. 

Der  Ortsbischof  kann  dagegen  bei  den  von 
einem  anderen  Bischof  innerhalb  seiner  Zustän- 
digkeit approbirten  Reliquien,  wennschon  eine 
solche  Approbation  für  den  Privatkultus  genügt, 
de  Her  dt  1.  c. ,  seinerseits  die  Prüfung  noch 
selbstständig   vornehmen,    s.   die   Entsch.    der 


Gongr.  indulg.  v.  1749,  GoUectan.  mission.  Paris 
1880  n.  1173,  p.  628. 

Das  gedachte  Prüf  ungs-  und  Approbationsrecht 
kommt  dem  Bischof  auch  hinsichtlich  der  exemten 
Regularen  zu,  denn  das  Trienter  Konzil  gewährt 
ihm  diese  Befugnisse  ausschliesslich,  Ferraris 
8.  V.  reguläres  art  II.  n.  53. 

2  S.  das  cit.  Dekret  v.  1691,  auch  in  Betreff 
der  Kirchen  der  Regularen,  vor.  Anm.  a.  E. 

3  Und  zwar  der  Reliquien  der  Kanonisirten  in 
allen  Kirchen,  Gongr.  rit.,  s.  Gardellini  l.  c 
n.  3231 ;  2, 109 ,  der  von  Beatillclrten  aber  nur 
in  dei^enigen  Kirchen ,  in  denen  Offizium  und 
Messe  zu  Ehren  derselben  gehalten  werden  dür- 
fen ,  s.  o.  S.  268.  n.  11.  Dass  die  Aussetzung 
nicht  offen ,  sondern  nur  in  entsprechenden  Be- 
hältern geschehen  soll,  ordnet  schon  c.  2  X.  m. 
45  cit.  an.  Des  Weiteren  vgL  über  die  nähere 
Art  der  Aussetzung  (Lampen ,  Lichter  n.  s.  w.) 
de  Her  dt  1.  c.  n.  194.  Ueber  die  den  Reli- 
quien durch  Kniebeugung  oder  Yemeignng  des 
Hauptes  zu  erweisende  Ehre  seitens  des  Priesters, 
welcher  sich  anschickt ,  an  dem  betreffenden  Al- 
tar Messe  zn  lesen,  s.  1.  c.  1. 1.  n.  200,  nnd  über 
die  Incensation  ausgestellter  Reliqnien  bei  der 
feierlichen  Messe,  s.  Missale,  ritns  oelebrandi  IV. 
n.  5  nnd  de  Her  dt  1.  c  1. 1.  n.  309. 

<  S.  0.  S.  267. 

^  Nicht  aber  mit  dem  Sanctissimnm  znum- 
men.  Des  Näheren  s.  de  Her  dt  1.  c  t.  II. 
n.  196. 196.  Ygl.  auch  Rituale  roman.  t.  IX.  c  14. 

<(  S.  das  Anm.  1  eitirte  Dekret  ▼.  1691: 
,,Offlcia  sanctorum  ratione  corporis  seu  insagnis 
reliquiae  recitanda  ex  decr.  sao.  rit  cong,  11 
August.  1691  intelligi  debere  de  sanotis  dnm- 
taxat  in  martyrologio  Romano  descriptls,  et  dnm- 
modo  constet  de  identitate  corporis  seu  reliqniae 
insignis  illiusmet  sancti ,  qni  repeiitar  in  mar- 
tyrologio descriptus;  de  caeterls  antem  sanctis 
in  praedicto  martyrologio  non  deseriptis  ant  qni- 
bus  a  s.  sede  non  fnertt  specialiter  conoeesnm, 
offlda  recitari  et  missas  celebrari  vetuerant,  non 
obstante  quod  ipsorum  corpora  vel  insignae  reli- 
quiae in  ecclesiis  asserventur,  qnibns  tarnen  ab 
ordinariis  locomm  approbatls  debitam  fldelinm 
venerationem  (prout  hactenns  servatum  est)  ex- 
hlbendam  esse  censnemnt ,  sed  absqne  offldo  et 
missa  sub  poenis  de  non  satisfadendo  prmeceplo 
recitandi  officium  aliisqne  in  oonstltntione  s. 
Pii  V.  (s.  Bd.  I.  S.  143)  eontentis«. 
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grosseren  Theile,  Schädel ,  Arm  oder  Bein  oder  auch  in  einem  wenn  anch  kleineren 
KOrpertheil)  an  welehem  der  Märtyrer  gelitten  hat',  besteht 2,  so  kann  ^  in  derjenigen 
Kirehe,  in  welcher  eine  solche  Reliquie  aufbewahrt  wird^,  an  dem  Tage  des  Todes 
oder  des  Martyriums  des  betreffenden  Heiligen  ^  das  Offizium  und  die  Messe  ^  gefeiert 
▼erden  ^. 

Ebensowenig  wie  in  Betreff  der  nicht  heilig  -  oder  seliggesprochenen  Frommen 
ist  aber  der  private  Kultus  von  Reliquien  derselben  durch  die  vorgängige  päpstliche 
oder  bischöfliche  Approbation  bedingt^.  Jeder  Gläubige  kann^  solche  nicht  blos  in 
seinem  Hause  haben,  sondern  anch  bei  sich  tragen ,  sie  kflssen  und  ihnen  sonst  Ver- 
ehrung erweisen  ^^. 

3.  Der  rechtliche  Charakter  der  Reliquien  und  die  Möglichkeit 
Ton  Rechtsverhältnissen  an  ihnen.  Von  manchen  Kanonisten  ist  behauptet 
worden,  dass  die  Reliquien  als  res  sacrae  in  Niemandes  Eigenthum  stehen  können  ^^ 
Sie  werden  also,  wenngleich  man  diese  Behauptung  vor  Allem  zur  Begründung  ihrer 
Unverkäuflichkeit  aufgestellt  hat ,  als  Sachen ,  welche  ausserhalb  jedes  Verkehres 
stehen ,  betrachtet.  Andere  nehmen  dagegen  die  Möglichkeit  eines  Eigenthums  an 
ihnen  an,  insofern  sie  ihre  Veräusserung  nur  desshalb  ausgeschlossen  wissen  wollen, 
weil  sie  zu  den  werthvoUsten  Gegenständen  der  Kirche  gehören  ^2. 

Bei  einer  prinzipiellen  Erörterung  der  Frage  kann  es  zunächst  nicht  in  Betracht 
kommen ,  dass  nach  der  heutigen  gemeinrechtlichen  Lehre  der  Leichnam  eines  Men- 
sehen, welcher  zur  Ruhe  bestattet  werden  soll  oder  bestattet  worden  ist,  in  Nieman- 
des Eigenthnm  steht ,  und  nur  durch  das  öffentliche  Recht  gegen  jede  Entweihung 
oder  Störung  seiner  Ruhe  geschlitzt  wird  ^^.  Denn  einerseits  ist  allgemein  anerkannt, 
dass  unter  Umständen  auch  Skelette  und  Theile  von  Leichen  im  Privateigenthum 
stehen  können  <^,  weil  nur  der  Leichnam ,  welchem  der  ewige  Friede  des  Grabes  zu 


I  Gongr.  rit  bei  Gardellini  ed.  eit.  n.  539 
I,  n,  740.  III.  n.  892;  1 ,  135. 162.  183;  Oongr. 
imliilg.  T.  1822,  Acta  s.  ted.  3,  270;  Tgl.  de 
Herdt  1.  c  n.  197;  Probat,  Encharlstie  als 
Opfers.  341. 

*  Als  rdiquiac  imignU  gelten  ansseidem  nooh 
Thetle  Yom  Kreuze  des  ErlSsera  oder  ron  der 
Domenkione  desselben,  sovie  die  Instrumente 
seines  Leidens,  GaTalierl  op.  litarg.  t.  I.  c  4 
decr.  81 ;  de  Herdt  1.  e.  n.  197.  In  Betreff  der 
Alt  des  Knltos  dieser  Reliquien  bestehen  beson- 
dere PriTÜegien,  deHerdtL  c.  n.  199,  wenn- 
gleich  ein  besonderes  Fest  zu  Ehren  derselben 
allein  bei  einem  darauf  gehenden  päpstlichen 
Indult  gefeiert  werden  darf,  Gardellini  I.e. 
a.  4474.  IV. ;  3,  38. 

*  Xuss  es  aber  nicht,  denn  als  festum  de  prae- 
eepto  ist  eine  solehe  Feier  nirgends  Torgeschrie- 
bea.  Andererseits  bedarf  es  indessen  keiner  beson- 
deren Brlanbniss  der  Gongregatio  rituum  oder 
des  Ordinarius  dazu,  deHerdtl.  c  n.  198  zu  3. 

*  Also  auch  nur  von  den  derselben  angehori- 
nn  Geistlichen,  deHerdtl.  c.  198  unter  6. 

*  A.  a.  O.  unter  3. 

*  Und  zwar  sub  ritn  dnplici  minori ,  Congr. 
ift  bei  Oardellini  1.  c.  n.  4409.  III.;  3,  8. 
Das Nihere darüber  bei  deHerdt  1.  c unter 5. 

"*  Wenn  nicht  eine  reliqnia  insignls,  wohl  aber 
eine  s.  g.  notabllis  in  der  Kirehe  vorhanden  ist, 


so  kann  eine  Feier  allerdings  durch  päpstliches 
Indult  oder  durch  die  Gongr.  rit.  gestattet  wer- 
den, s.  Gardellini  1.  0.  (vor.  Anm.). 

S  Darüber  ist  die  Doktrin  einig,  da  ein  solcher 
Kultus  niemals  Torboten  worden  ist,  Fagnan. 
adc2X.  dt.  n.  11.  12;  Reiffenstuel  1.  c. 
n.29;  Ferraris  reneratio  sanetorum  n.  60. 

^  Sofern  nur  jeder  Aberglaube  dabei  vermie- 
den wird. 

to  Reiffenstuel  1.  c.  n.  30. 

li  Gonzalez  Tellez,  ad  c  2  X.  III.  45  cit. 
n.  7;  Fagnan.  ad  c.  2  eit.  n.  2 ;  Ferraris!, 
c.  n,  68,  unter  Berufung  auf  1.  9  D.  de  rer.  div. 
I.  8;  c  8  G.  de  ss.  eccles.  I.  2.  (s.  o.  S.  263.  n.  8) 
oder  gar  auch  1.  38.  $.  4  D.  de  leg.  3.  XXXII. 

^2  Engel,  oolL  iur.  un.  can.  III.  13.  n.  5; 
Schmier,  iurispmd.  can.  civil.  1.  HI.  tr.  I.  P. 
U.  c.4.  n.  45,  welcher  dies  aber  auf  die  reliquiae 
notabües  beschränkt. 

Wt.  Wächter,  Pandekten.  Leipzig  1880.  1, 
276;  Unger,  osterr.  Privatreoht  1 ,  368.  n.  28. 
Deshalb  kannte  auch  das  gemeine  deuteche  Straf- 
recht, s.  Heffter,  Lehrb. d. Strafrechtes  $.354 
ein  besonderes  Vergehen  der  sepulcri  violatio, 
wie  auch  das  heutige  Reichsstrafgesetzbuch  J.  160 
und  $.367  Nr.  1  die  Wegnahme  eines  Leichnams 
als  Yergehen  und  die  von  Leichentheilen  als 
Uebertretung  ahndet 

"  Vgl.  V.  Wächter  und   Unger  a.  a.  O. 
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I.  Die  Hierarchie  und  die  Leitung  der  Kirche  durch  dieselbe. 


[§.  512. 


Theil  geworden  ist,  sich  ausserhalb  jedes  Verkehres  befinde,  und  andererseits  sind 
nicht  alle  Reliquien  menschliche  Körper  oder  Theile  von  solchen ,  sondern  es  fallen 
unter  diesen  Begriff  auch  andere  Sachen^  n&mlich  die  Oegenstände,  welcher  sich  die 
Heiligen  w&hrend  ihrer  Lebzeiten  bedient  haben,  ja  die  werthyoUsten  Reliquien, 
wie  die  Leidensinstrumente  Christi,  Stücke  vom  Kreuze  desselben,  Theile  der  Domen- 
krone u.  s.  w.  gehören  der  zuerst  erwAhnten  Kategorie  Überhaupt  nicht  an. 

Schon  desshalb  ist  eine  juristische  Konstruktion  auf  der  eben  gedachten  Grund- 
lage ausgeschlossen.  Dazu  kommt  aber  weiter,  dass  die  Heiligenleiber  und  die  Theile 
derselben  gerade  zum  Zweck  ihrer  kirchlichen  Verehrung  der  Ruhe  des  Grabes  ent- 
rissen sind. 

Fasst  man  die  allgemeine  kirchliche  Gesetzgebung  und  die  Praxis  der  Kirche  in 
das  Auge ,  so  ist  durch  die  erstere  das  Ausstellen  der  Reliquien  behufii  des  Geld- 
erwerbes untersagt^,  und  die  Partikulargesetzgebung ^,  sowie  die  Doktrin'  haben 
daraus  auch  das  Verbot  der  entgeltlichen  Entäusserung  derselben  abgeleitet.  Damit 
ist  aber  noch  nicht  die  Möglichkeit  jedweden  Rechtsverhältnisses  an  den  Reliquien, 
wie  dies  namentlich  die  zum  Gottesdienst  bestimmten  und  geweihten  Sachen  zeigen^, 
ausgeschlossen.  Im  Gegentheil  ist  es  gestattet,  aus  den  römischen  Katakomben  reli- 
quiae  insignes  an  Kirchen  von  einer  gewissen  Bedeutung,  an  hervorragende  Priüaten 
und  Fflrsten,  geringere  Reliquien  sogar  an  andere  Personen  zu  ttberlassen  ^.  In  pipst- 
lichen  Schreiben  wird,  um  von  der  Praxis  des  Mittelalters,  welche  ebenfalls  die  Mög- 
lichkeit von  Rechtsverhältnissen  an  Reliquien  angenommen  hat^,  abzusehen,  wieder- 
holt eines  concedere  oder  donare  von  solchen  erwähnt^,  und  mehrfach  ist  die  Rflck- 


Daher  wird  auch  die  Möglichkeit  eines  Dleb- 
Btahles  an  solchen  Gegenständen  angenommen, 
B.  7.  B.  H.  Meyer,  Lehrb.  des  Straf  rechtes 
%,  174  und  Y.  Liszt,  Lehrb.  d.  Strafrechtes. 
2  Anfl.  1884.  S.  327.  623. 

^  Nur  das  kann  das  :  ^nec  ezponantor  venales^' 
in  c.  2.  X.  III.  45  clt.  (s.  o.  266  n.  1)  bedeuten. 

2  Edikt  des  Provikars  von  Rom  t.  1716,  Fer- 
raris c  Y.  agnofl  dei  n.  8:  „che  nessan  oreflce 
oYYero  oltra  persona . .  .  ardisca  pnblicamente  nh 
privatamente  vendere ,  far  vendere  o  tenere  per 
vendere  in  oasa,  bottega  e  in  mostra  di  detta  bot- 
tega  0  altrOYe  qualsivoglia  sorte  di  saore  reliqnie 
e  agnus  dei  nd  pnre  piocole  parti  di  esse^ 

3  8.  K.  B.  Glossa  zn  c.  2  IIL  45  clt  s.  v.  ve- 
nalea;  Fagnan.  ad  c.  2  cit  n.  2;  Beiffen- 
Btuel  IIL  45.  n.  31;  Ferraris  s.  y.  Yeneratio 
aanctonim  n.  68.  Eine  MeinnngsYerschiedenhelt 
besteht  nicht.  Bei  diesen  Eiorternngen  wird 
wiederholt,  s.  z.  B.  Gonzalez  Tellez  L  c  n. 
7,  Schmalz gruebex  IIL  45.  n.  57.  58  die 
Tbatsache  erwähnt,  dass  einzelne  Christen  Reli- 
quien Yon  Ungläubigen  gegen  Entgelt  erworben 
haben,  und  dies  nicht  als  ein  Kanf,  sondern  als 
Zahlung  für  die  Beseitigung  der  Gefahr  der 
Schändung  bezeichnet  Dagegen  lässt  es  de  An- 
gel is,  praelectlones  iuris  oanon.  II.  2,  343 
als  Ausnahme  Yon  dem  Verbot  wegen  des  löb- 
lichen Zweckes  gelten. 

*  S.  0.  S.  167  ff. 

&  BreYe  Clemens'  X.  y.  13.  Januar  1672  bei 
Benedict.  XIV.  de  beatif.  üb.  IV.  P.  2.  c.  28. 
n.  11 :  „Quoniam  Yero  eadem  sancta  corpora  et 


insignes  reliquias  .  . .  nee  in  priYatis  aedibus 
neque  apud  laicos  homines ,  sed  in  ecelesia  re- 
ligiöse et  coUocari  fas  est ,  ideo  iubemua,  ea  et 
eas  nemlni  in  posteium  ooncedi ,  qui  oidinaiii 
literas  non  afferat ,  quibus  ad  . . .  pro  tempore 
existentem  Yicarium  (y.  Rom)  commendetnr  ec- 
clesiae ,  pro  qua  petantur,  dignitas  testatumque 
flat,  operae  pretium  esse,  petitis  sanctorum  reli- 
quiis  ecclesiam  illam  donaii,  ut  in  futurum  ea, 
qua  decet ,  religione  custodiiantur  et  colantui. 
ExcipiendoB  tamen  Yolumus  magno«  principes 
et  praecipuos  ecclesiae  praelatos,  cum  quibus 
Uberalior  ageudum  erit,  et  ne  oeteiorum  quoqne 
fldelium  pietas  hoc  sancto  munere  omnino 
priYotur ,  minus  insignes  reliquiae  Ulis  con- 
cedentur"  (auch  bulL  Taur.  18,  296> 

^  S.  den  Schiedsspruch  des  päpstlichen  Le- 
gaten Y.1225,  GustaY  Schmidt,  Urkdbeh.  d. 
Hochstifts  Halberstadt,  Leipzig  1883,  1,  507, 
wonach  ein  Streit  über  Yerschiedene  Bieliquien, 
welche  der  Bischof  you  Halbecstadt  Yersehenkt 
hat,  dahin  entschieden  wird,  dass  die  Streittheile 
die  Reliquien  in  bestimmter  Weise  theilen  sollen. 

'^  Ausser  der  Anm.  ö  Ygl.  auch  Clem.  VIII. 
BreYe  y.  1692  1.  o.  &  22.  n.  17 :  „de  consensu 
ordlnarii  Antuerpiensis  ecclesiae  presbyteromm 
S.  J.  praedietae  ciYitatis  ab  eodem  ctre  donata 
freliquia)  fuerit'',  und  Gongr.  rlt.  y.  1614,  ibid. 
18:  „Ut  possint  brachium  eiusdem  b.  Ooniadi 
dare  et  concedere  canonids  et  deio  d.  ciYitatis 
Placentinae^  Femer  erwähnt  Ferraxis  1.  e. 
einer  weiteren  Entsoh.  y.  8.  Juli  1606,  nach  wel- 
cher eine  reliquia  modica  iam  facta  alienabilis 
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gäbe  eiBer  heimlieh  entfremdeten  und  einer  anderen  Kirche  zugewendeten  ^  sowie 
emer  wegen  feindlicher  Verfolgungen  einer  Kirche  zur  Aufbewahrung  ttbergebenen 
Reliquie  an  die  berechtigte  Kirche  durch  die  Päpste  unter  Androhung  von  Kirchen- 
stnfen  angeordnet  worden  ^ 

Die  Annahme  eines  Eigenthums  an  Beliquien  erscheint  also  durch  die  kirchliche 
Gesetzgebung  und  Praxis  nicht  ausgeschlossen.  Wenn  man  die  res  sacrae  unter  Be- 
nifluig  auf  nicht  mehr  passende  römische  Rechtsanschauungen  als  ausserhalb  jedes 
reehtiiehen  Verkehrs  stehend  erklärt  hat,  so  fUlt  der  dabei  in  Betracht  kommende 
Gnmd  ftr  die  Beliquien  fort,  weil  bei  ihnen  die  irriger  Weise  der  römischen 
MioaHo  gleichgestellte  eoMecraÜo^  nicht  vorkommt.  Die  Beliquien  sind  ihrer 
Beschaffenheit  nach  nicht,  wie  z.  B.  Licht,  Luft  u.  s.  w.,  von  jedem  Bechtsverkehr 
inigaschlossen,  und  eine  ausdrückliche  Vorschrift  des  Earchenrechts,  welche  sie  ge- 
letzlich  flir  res  extra  commercium  erklärt,  giebt  es  nicht.  Es  ist  daher  nur  geboten, 
sie  in  soweit  dem  Verkehr  zu  entziehen,  als  dies  durch  die  besonderen  Eigenschaften, 
welche  ihnen  die  kirchliche  Lehre  beilegt,  und  durch  die  nach  derselben  von  ihnen 
wa  erfllllende  Zweckbestimmung  bedingt  wird.  Da  sie  nach  kirchlicher  Auf- 
fassung die  Ueberreste  von  Heiligen,  also  von  solchen  Abgeschiedenen  sind ,  deren 
Ptirbitte  bei  Gott  von  den  Gläubigen  erfleht  werden  kann,  und  den  letzteren  durch 
die  Verehrung  der  Beliquien  religiöse  Wohlthaten  erwiesen  werden,  so  stehen  sie, 
Bofern  sie  kirchlich  approbirte  Beliquien  sind^  den  durch  die  Weihung 
mt  einer  besonderen  viriu»  hahituaUs  ausgestatteten  res  sacrae^  gleich^.  Es  müssen 
daher  fOr  sie  im  Allgemeinen  die  flir  die  letzteren  geltenden  Bechtsnormen  zur  An- 
wendung kommen. 

Demgemäss  ist  auch  hier  der  Grundsatz  an  die  Spitze  zu  stellen,  dass  nur  die- 
jenigen Bechte  und  Bechtsverhältnisse  von  ihnen  ausgeschlossen  sind,  welche  eine  der 
ihnen  gebflhrenden  Verehrung  widersprechende  Behandlung  bedingen,  und  dass  alle 
Hechtsgeschäfte ,  welche  auf  die  Begründung  derartiger  Bechte  abzielen ,  als  nichtig 
behandelt  werden  müssen  (s.  o.  S.  167.  168). 

Das  Eigenthum  als  solches  ftUt  aber  nicht  unter  die  erwähnte  Kategorie.  Ge- 
rade der  Eigenthümer  ist  wegen  seiner  unbeschränkten  Verfügungsgewalt  in  der 
Lage,  die  ihm  gehörenden  Beliquien  vor  jeder  unehrerbietigen  oder  profanirenden  Be- 
Undlung  zu  sichern.  Deshalb  erscheint  auch  weiter  jedes  Bechtsgeschäft  auf  Er- 
werbung des  Eigenthums,  welches  keine  Simonie  enthält,  also  Schenkung <^,  letzt- 
willige Verfügung,  ja  selbst  ein  Tausch,  sofern  die  andere  Sache  ein  geistliches  Gut, 


sUevl  ooelertae  yel  oratoiio  donari  potest"  (bei 
Gardellini  findet  sie  sich  freilich  nicht).  S. 
tteh  dieSynodalstataten  des  Enb.  Max.  Heinrich 
▼.  Köln  (1612^1650),  Dnmont,  Sammlung 
UioU.  Erlasse  f.  Köln.  S.211 :  ^In  elargiendis  s. 
KÜqqiis  haec  ratio  delncepsobserretor,  ut  nemini 
doneDtniamqiiam,  nisi  nt  loco  sacro  reponantur, 
miore  ant  non  minore  saltem  pietatis  studio 
Udem  senrandae ,  quam  nbi  antea  serr abantnr ; 
Qouliiles  vero  reliqnlamm  partes,  ne  nllus  prae- 
lit«8,  reetor  eceletlae  aliasTe  saperior  extrahere, 
mnlto  nduna  ex  d^itate  et  dloecesi  nostra  Golo- 
nioisi  exportare  ant  dare  transferendas  alicni, 
sne  spedaU  summi  pontlfids  sen  nostra  lieentia 
seripto  obtenta  praesnmat,  giaTissime  inter- 
üeimna**. 


1  Vgl.  die  bei  Benedict.  XIV.  1.  c  26  n.  23 
mitgetheilten  drei  Schreiben  Clemens'  VIII. 
(ohne  Datum). 

«  S.  0.  S.  163. 

3  S.  0.  S.  266.  Wegen  deijenlgen,  welche 
blos  privatim  verehrt  werden  dürfen,  s.  am 
Schlnss  dieser  Erörtening. 

<  S.  0.  S.  141. 

^  So 'rechnen  sie  z.  B.  Schmier  1.  c.  c  1.  n. 
178  und  Rreyttmayr,  Anmerkungen  z.  Cod. 
Maxim,  bavar.  zu  Th.  IL  Kap.  1.  $.2.  n.  2 
geradezu  zu  den  res  sacrae. 

«  S.  0.  S.  26a 
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z.  B.  gleichfalls  eine  Reliquie  ist^  statthaft  und  gültig,  während  jedes  onerose  Geschlft, 
namentlich  der  Kauf  >  der  Nichtigkeit  unterliegt  2.  Ebensowenig  würde  der  nnentgelt- 
liehen  Ueberlassung  an  einen  anderen  zur  Verehrung  ^  oder  der  Deposition  bei  einer 
anderen  Kirche  etwas  entgegenstehen  ^. 

Wenn  die  Ueberweisung  von  Reliquien  aus  den  römischen  Katakomben  in  ge- 
wissen Beziehungen  beschr&nkt  ist^,  so  wird  man  doch  diese  Anordnung  nicht  dahiB 
auffassen  können,  dass  damit  nur  die  0.  S.  268  erwähnten  Personen  fftr  fähig  erklärt 
worden  sind ,  allein  Eigenthum  von  Reliquien  zu  erwerben.  Ausdrflcklioh  ist  dies 
weder  in  dem  gedachten  Breve  noch  sonst  durch  ein  Kirchengesetz  bestimmt,  und  das 
erstere  will  offenbar  blos  Vorsichtsmassregeln  im  Interesse  einer  würdigen  Aufbe- 
wahrung der  Reliquien  treffen. 

An  sich  wird  man  daher  jeden  Katholiken  des  Eigenthums  von  Reliquien  fOx 
fähig  erklären  mflssen  ^.  Andererseits  hat  aber  der  Katholik  die  Pflicht ,  sich  den 
Anweisungen  der  kirchlichen  Oberen  ^  hinsichtlich  der  Behandlung  der  Reliquien  zu 
unterwerfen,  weil  diese  nicht  nur  berechtigt  sind,  die  Art  ihrer  Verehrung  zu  regeln, 
sondern  auch  die  Pflicht  haben,  die  erforderlichen  Massregeln  gegen  eine  Profanimng 
derselben  zu  treffen.  Wegen  der  eigenthümlichen  Beschaffenheit  des  Objektes  muss 
aber  hier  diese  Befugniss  eine  viel  weiter  gehende ,  als  bei  den  res  sacrae ,  die  im 
Privateigenthum  stehen  ^,  sein. 

In  der  That  erklärt  auch  die  kirchliche  Praxis  die  Aufbewahrung  von  reliquiae 
insignes  (s.  0.  S.  266)  durch  Laien  und  in  Privathäusem  für  unstatthaft*,  und  es  wird 
selbst  von  den  Fflrsten,  denen  solche  überwiesen  werden,  gefordert,  dass  sie  dieselben 
in  gottesdienstlichen  Räumen  niederlegen  ^^. 

Das  Eigenthumsrecht  ist  femer  insofern  beschränkt ,  als  selbst  die  kirchlichen 


J  S.  0.  S.  268. 

2  Dm  gilt  aber  nm  von  der  Reliquie  als 
solcher.  In  Betreff  des  Behältnlsees  oder  der 
Fassung ,  in  der  sie  sich  befindet ,  ist  ein  one- 
roses  Geschäft  weder  verboten  noch  nichtig. 
Solche  erklärt  auch  das  Edikt  des  römischen 
Provikars  v.  1716  bei  Ferraris  s.  v.  agnus  dei 
n.  8  für  gestattet 

3  Wenn  z.  B.  ein  Fürst  eine  ihm  gehörige  Re- 
liquie, ohne  sein  Eigenthum  daran  aufzugeben, 
einer  Kirche  überweist ,  damit  sie  dort  der  Ver- 
ehrung durch  die  Gläubigen  zugänglich  gemacht 
wird. 

*  S.  das  bei  Benedict.  XIV.  1.  c.  c.  26.  n. 
24  citirte  Schreiben  Clemens'  VIII.  an  den  Bi- 
schof V.  Zamora,  in  dessen  Kirche  der  Körper  des 
h.  Ildefonso  zur  Sicherung  vor  den  Sarazenen  de- 
pouirt  war.  Verpfändung  und  Yermiethung  wäre 
dagegen  unstatthaft  und  nichtig. 

5  S.  0.  S.  268.  n.  5. 

^  Im  Geiste  des  kanonischen  Rechtes  müssen 
aber  Juden  und  Ungläubige,  fernerauch  Häretiker 
für  unfähig  erklärt  werden.  Juden  können  nach 
der  0.  S.  152.  n.  7  u.  S.  164.  n.  4  gedachten  Spe- 
cialvorschrift nicht  einmal  konsekrirte  Kirchen 
in  Eigenthum  haben.  Uebrlgens  bemerkt  auch 
Benedict  XIV.  1.  c.c  26.n.21,  dass  die  Weg- 
nahme von  Reliquien,  welche  sich  im  Besitze  von 
Ungläubigen  befinden ,  kein  Diebstahl  sei.  EHe 
Häretiker  sind,  well  ihr  Vermögen  der  Konfis- 


kation unterliegt,  überhaupt  erwerbsunfähig,  & 
c.  10  (Innoc.  UI.)  X.  de  haeret  V.  7. 

7  Also  der  Ordinarien  und  in  zweifelhaften 
und  schwereren  Fällen  des  allein  zuständigen 
Papstes,  bez.  für  ihn  der  Congr.  rlt.,  s.  Trld.Sess. 
XXV.  decr.  dt. 

s  Denn  bei  diesen  kann  etwaigen  Missbrauehen 
und  ProfaniruDgen  schlimmstenfalls  durch  Ent- 
ziehung der  Sacertät  (s.  o.  S.  170)  entgegenge- 
treten werden ,  bei  der  einmal  kirchlich  appvo* 
birten  Reliquie  ist  es  aber  unmöglich ,  ihr  die 
Eigenschaft  als  eines  der  Verehrung  würdigen 
Gegenstandes  wieder  abzusprechen. 

9  So  Benedict.  XIV.  1.  c  c.  28.  n.2  In  An- 
halt an  das  Breve  Clemens'  X.,  s.  0.  S.  268.  n.  5. 

10  L.  0.;  Cavalleri,  opp.  liturg.  1 1.  c  4 
decr.  58un.  13ff.  —  In  der  Entgeh,  d.  Congr.  rit 
V.  1Ö94,  Gardellini  1.  c  n.  77.,  1,21:  ^D. 
Gometii  a  Mesena  pli  ac  praestantis  viri  snppli- 
oationi  satisfierl  posse ,  Ita  ut  ei  liceat  sacras  le- 
liquias  domi  suae  in  aliquo  loco  decenti  religiöse 
asservare  easque,  cum  voluerit,  devote  ao  deMta 
cum  veneratione  etlam  ad  coUum  deferre",  han- 
delt es  sich  offenbar  um  eine  reliquia  non  iuslgnis. 
Man  wird  aus  derselben  nicht  herleiten  können, 
dass  zur  Aufbewahrung  solcher  Reliquien  In 
einem  Privathause  stets  die  Ctonehmigung  der 
gedachten  Kongregation  erforderlich  ist ,  da  die 
Erlaubniss  sehr  wohl  zur  Erlangung  der  zuletzt 
erwähnten  Befugniss  nachgesucht  sein  kann.  S. 
auch  Cavalleri  1.  c.  n.  13. 
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iBBtitote)  weil  dies  der  gebflhrenden  Verehrung  widerspricht,  ihre  Reliquien  nicht 
lertheiien  dUrfen  K  Eine  Zerstttekelnng  ist  vielmehr  nur  mit  päpstlicher  Erlaubniss 
gesttttet^. 

Endlieh  hat  die  päpstliche  Praxis  bestimmte  Normen  ttber  die  s.  g.  translatio 
nüquiarwn  ausgebildet.  Man  versteht  darunter  die  Ueberfifthnmg  einer  Reliquie  von 
ihrem  Anfbewahrungsort  in  einer  Kirche  an  einen  anderen '.  Eine  solche  darf  bei  den 
Reliquien  von  Beatificirten  aliein  mit  Genehmigung  der  Congr.  rituum  oder  des 
Papstes  vergenommen  werden  4.  In  Betreff  der  Translation  von  Reliquien  der  Hei- 
ligen herrscht  Streit^.  Nach  einer  Meinung  soll  dazu  die  Genehmigung  des  Bischofs 
unter  eingeholtem  Konsens  des  Kapitels  gentigen  ^,  nach  anderer  allein  die  des  Papstes  7. 

Juristisch  kann  die  Translation  eine  sehr  verschiedene  Bedeutung  haben.  Wird 
Mos  der  Aufbewahrungsort  geändert ,  um  die  Reliquien  vor  Verderben  zu  schützen, 
oder  um  sie  an  einem  besseren  Aufbewahrungsort«  z.  B.  in  einer  statt  der  alten  er- 
bauten neuen  Kirche  unterzubringen ,  so  steht  eine  rechtlich  gleichgültige  Handlung 
in  Frage.  Die  Translation  kann  aber  auch  Restitution  einer  entfremdeten  Reliquie 
oder  Deposition  einer  solchen  in  einer  anderen  Kirche  zur  Aufbewahrung ,  sowie 
Rückgabe  einer  deponirten  sein  ^,  endlich  aber  auch  eine  Veräusserung  enthalten. 

Die  Praxis  der  Kurie  beansprucht ,  dass  für  alle  Fälle  der  Translationen  der 
Reliquien  von  Heiligen,  welche  sich  in  Earehen  befinden,  die  Genehmigung  des  päpst- 
lichen Stuhles  eingeholt  wird  ®,  sofern  es  sich  nicht  um  die  blosse  Veränderung  des 
Aufbewahrungsortes  in  derselben  Kirche  handelt  ^^.  Der  Grund  dafür  liegt  offenbar  in 


1  Nicollls,  praxlB  canonica  T.  II.  Llt.  R. 
S.  i.D.  11;  PignatelliconBult.  IV.  107.  ii.4. 

Nicht  Hin  aus  demael'beii  Grande,  sondern  auch 
wegen  des  darin  herrortretenden  Aberglanbens 
Itt  es  onzalaBsig,  von  den  Gebeinen  der  Heiligen 
Stückclien  abznscbaben  und  diese  Kranken  in 
Flfiflsigkeiten  znm  Einnehmen  zn  geben,  Nl- 
eolllsl.  0.  n.  9. 

<  S.  0.  S.  268.  n.  7.  Auch  ist  in  dem  einen  der 
0.  S.  269.  n.  1  gedachten  Fälle  bei  der  Rück- 
gabe des  blos  deponirten  Heiligenkörpers  die 
ZorüokhaltaDg  einiger  Partikeln  des  letzteren  der 
Kirche,  in  welcher  derselbe  bisher  aufbewahrt 
vorden  war,  gestattet  worden. 

'  Gleiebgestellt  wird  auch  die  Veränderung 
des  Behälters .  in  welchem  die  Reliquie  auf  be- 
wahrt wird,  ders.  g.  capsa,  Benedict  XIV.  1. 
f.  22.  n.  7.  8. 

*  Benedict  1.  c  n.  7ff.  Dabei  wird  auch 
zigleich  entschieden ,  ob  die  Üeherführang  cum 
pompa  oder  sine  pompa ,  mit  Feierlichkeiten  (z. 
B.  in  Prozession)  erfolgen  soll.  Die  vorgängige 
Genehmigung  der  Congr.  rit  oder  des  Papstes 
wild  offenbar  deshalb  verlangt,  um  den  be- 
schränkten Kultus  der  Beatiflcirten  (s.  o.  S.  268) 
innerhalb  der  erforderlichen  Grenzen  zu  halten. 

^  Auf  die  Ansicht,  dass  die  Genehmigung  des 
Ftlrsten  nöthig  ist,  Tgl.  darüber  Fagnan.  ade 
2  X.  m.  4Ö.  n.  17,  braucht  nicht  näher  einge- 
gangen zu  werden.  Sie  beruft  sich  auf  c  1.  10. 
i4  G.  de  relig.  UI.  44  und  1.  8  D.  de  relig.  XI. 
7,  Stellen ,  welche  selbstverständlich  nicht  von 
Reliquien,  sondeni  von  Leichen,  welche  der  Be- 
stattung übergeben  sind,  handeln.  Das  Mainzer 
Konzil,  0.  87  Dlst  I.  de  oons.  (s.  o.  S.  264.  n.  6) 


fordert  blos  das  consilium  phncipls  und  hat  nur 
Bedeutung  für  die  karolingische  Zeit 

^  So  Fagnan.  1.  c.  n.  14ff.  29  u.  Schmalz- 
grueber  1.  c.  III.  4Ö.  n.  60 ff.  unter  Berufung 
auf  c.  37  cit.,  sowie  auf  die  Stellung  des  Bischofs 
und  des  Kapitels.  lieber  die  Unteransicht,  dass 
der  Bischof  dazu  nur  berechtigt  sei,  wenn  es  sich 
um  Korper  und  Reliquien  handelt ,  welche  noch 
nicht  dauernd  der  Bestattung  überwiesen  sind, 
vgl.  Benedict.  XIV.  l.  c,  n.  12. 

^  Dafür  werden  die  Anm.  5  cit.  leges  aus  dem 
Corpus  iuris  civilis  in  Bezug  genommen ,  indem 
bemerkt  wird,  dass  hei  der  Natur  der  Angelegen- 
heit der  Papst  an  Stelle  des  romischen  princcps 
treten  müsse,  Reiffenstuel  III.  46.  n.  32, 
oder  man  beruft  sich  auf  c.  un.  (Ambitiosac 
Pauls  II.  1468)  in  Extr.  comm.  III.  A,  s.  nament- 
lich Pignatelli  consuU.  IV.  107.  n.  1,  wo- 
gegen Fagnan.  1.  c.  n.  35  bemerkt,  dass  sich 
dieses  Kapitel  allein  auf  vermogenswerthe  Sachen 
bezieht 

8  S.  0.  S.  269. 

9  Diese  Praxis  belegt  Benedict  XIV.  durch 
eine  Reihe  von  Beispielen,  1.  c.  c.  22.  n.  15 ff. 
S.  auch  die  von  ihm  n.  14  angeführten  Entsch. 
der  Congr.  conc.  ohne  Datum :  .,An  qui  trans- 
tulerunt  corpus  s.  Christinae  virginis  et  martyris 
inclderint  in  poenam  excommunicationis  ?  Ss. 
mos  dominus  noster  respondit,  transferentcs  non 
esse  excommunicatos ,  sed  tarnen  obtinult  hodie 
ex  stylo,  talem  translationem  non  esse  faciendam 
inconsulta  sede  apostolica''.  (Vgl.  dazu  noch 
unten  S.  272.  n.  3.) 

^^  Darauf  beziehen  sich  offenbar  die  Ausfüh- 
rungen Benedikts  XIV.  nicht  (s.  namentlich  noch 
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der  BefügnisB  des  päpstlichen  Stahles,  die  n&heren  Bestimmuiigeii  Aber  die  Verehrang 
der  Heiligen  und  ihrer  Reliqnien  zu  treffen.  Damit  ist  aber  nicht  ausgesprochen,  dass 
eine  Translation  lediglich  desshalb  vorgenommen  werden  kann ,  weil  sie  der  päpst- 
liche Stuhl  genehmigt,  vielmehr  werden  je  nach  der  juristischen  Bedeutung  des  Aktes 
die  im  Uebrigen  zur  Vornahme  desselben  zuständigen  Organe  eine  solche  Massregel 
zu  beschliessen  haben.  Bei  der  Translation,  mit  welcher  eine  Verftusserung  der  Reli- 
quien verbunden  sein  soll,  müssen  daher  die  Verwalter  der  Kirche,  welcher  die  Reli- 
quie gehört,  also  bei  einer  Kathedrale  der  Bischof  mit  hinzutretendem  Konsense  des 
Kapitels  S  unter  Beobachtung  der  ftr  die  Veräusserung  bestehenden  Normen  2,  den 
entsprechenden  Beschluss  fassen ,  ja  nach  der  Kurialpraxis  ist  bei  der  Veräussenuig 
einer  reliquia  insignis  auch  die  päpstliche  Oenehmigung  erforderlich  ^.  Dass  der  Papst 
kraft  seiner  Machtvollkommenheit  auch  einer  kirchlichen  Anstalt  das  Eigenthum  duroh 
einen  gesetzgeberischen  Akt  zu  entziehen  befugt  ist,  steht  ausser  Zweifel ,  ebenso 
dass  er  in  Folge  seines  Rechtes  fELr  die  angemessene  Aufbewahrung  der  Reliquien 
Sorge  zu  tragen,  femer  die  Ueberfllhrung  einer  bedeutenden  Reliquie  aus  einer  kleinen 
Kirche  in  eine  hervorragendere  anordnen  kann. 

Aus  dem  Umstände,  dass  die  Reliquien  den  res  sacrae  gleichstehen,  ergiebt  sich 
endlich  für  das  strafrechtliche  Gebiet ,  dass  die  profanirende  Behandlung  einer  Reli- 
quie, ebenso  wie  die  einer  ressacra,  das  kirchliche  Vergehen  des  sacrüegntm*  bildet^. 

Alle  vorstehenden  Ausführungen  treffen  nur  fttr  diejenigen  Reliquien  zu,  welche 
kirchlich  approbirt  sind ,  denen  also  ein  öffentlicher  Kultus  gewidmet  werden  kann 
(s.  0.  S.  266).  Bei  den  anderen  fehlt  dasjenige  Moment,  welches  eine  den  res  sacrae 
gleiche  rechtliche  Behandlung  statthaft  erscheinen  lässt.  Sie  sind  Gegenstände,  wel- 
chen nur  von  einzelnen  Gläubigen  nach  ihrer  privaten  Auffassung  ohne  kirchliche 
Billigung  Verehrung  erwiesen  wird,  und  können  dadurch  keine  besondere  rechtliehe 
Qualität  erhalten». 


l.  c.  c.  22.  11.  14.).  Derselben  Meinung  auch 
Pignatellil.cn. 3. 9;  Ferraris s. v. yeneratio 
sanctomm  n.  64. 

1  S.  Bd.  II.  S.  153  ;  Fagnan.  ad  0.  2  X.  III. 
45.  n.  29;  Reiffenstnel,  ins  can.  III.  45.  n. 
32 ;  femer  bei  einer  Pfarrkirche  die  Verwalter 
des  Lokal -Kirchenyermdgens,  mithin  der  Pfar- 
rer und  die  Kirchenyater. 

2  Stellt  sich  die  Translation  blos  als  eine  Ver- 
waltnngsmassregel  von  Bedeutung  dar ,  wie  z.  B. 
wenn  die  Beliquie  in  einer  anderen  Kirche  depo- 
nirt  werden  soll,  so  hat  der  Bischof  nnr  das  cou- 
silium  capituli  einzuholen,  s.  Bd.  II.  S.  156. 

3  So  hat  die  Oougr.  conc.  am  S.Juli  1602  ent- 
schieden, B.  Ferraris  s.  v.  alienatio  art  I.  n. 
s  ;  Bouix,  tract.  de  Iure  regulär,  ed.  II.  2,  292; 
vgl.  auch  Barbosa  de  off.  episc.  alleg.  95.  n.  39. 

Streitig  ist  dagegen,  ob  die  in  der  Extrav. 
Ambitiosae  (s.  S.27i.  n.  7)  vorgesehenen  Strafen, 
namentlich  die  dort  angedrohte  excommunicatio 
latae  sententiae  Anwendung  findet  Gegen  das 
Eintreten  dieser  Strafen  Fagnan.  1.  c  n.  35, 
welcher  die  Extravagante  überhaupt  nicht  auf  die 
Veräusserung  von  Reliquien ,  welche  keine  ver- 
mögenswerthen  Sachen  seien,  bezogen  wissen 
will.  Unentschieden  Benedict.  XIV.  1.  c.  n. 
22  n.  14,  Wenngleich  der  Wortlaut  der  Extra- 
vagante ,  welche  von  „pieoiosa  mobilia^'  spricht, 


nicht  direkt  entgegen  steht,  so  hat  doch  die  oonat 
Plus'  IX. :  ApostoUcae  sedis  v.  12.  Oktober  1868 
(excommunlcationes  nemini  reservatae  n.  3)  indem 
sie  die  durch  die  Extravagante  angedrohte  Ex- 
kommunikation nur  für  die„alienante8et  redpere 
praesumentes  bona  eccleslastiGa  absque  benepU- 
clto  apostolicae  sedis",  aufrecht  erhält,  also  durch 
den  Gebrauch  der  Worte :  „bona  eccleidaBtlca''  die 
Ansicht  billigt ,  dass  es  sich  bei  den  mobilia  um 
Vermögensstücke ,  die  einer  Schätzung  in  Geld 
fähig  sind,  handeln)  müsse,  vgL  Avanzlnl 
comment.  in  constit.  apostol.  sedis  2,  146.  n.  1 ; 
Heiner,  d.  kirchlichen  Gensuren.  Paderborn 
1884.  S.  268 ,  die  Unzulässigkeit  der  gedachten 
Strafen  ausgesprochen.  Es  können  deshalb  nnr 
poeuae  arbltrariae  zur  Anwendung  gebracht  wer- 
den. 

*  S.  o.  S.  169. 

s  Vgl.  Ferraris  veneratio  sanctor.  n.  69; 
Sohmalzgrueber  l.  c.  n.  65.  S.  übrigens 
auch  o.  S.  270.  n.  6  a.  E. 

^  Mit  Rücksicht  aber  darauf,  dass  solche  Sachen 
später  in  Folge  der  Beatlflkation  oder  Kanoni> 
sation  derjenigen  Person,  von  welcher  sie  her- 
rühren ,  die  Eigenschaft  als  Reliquien  erhalten 
können ,  hat  sich  bei  der  Kurie  die  Praxis  fest- 
gestellt, dass  eine  translatio  derartiger  Ueberreste, 
wenn  der  Papst  die  General-Kommission  für  den 
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Was  sehliesslich  die  Frag^  betrifft,  in  wie  wßit  die  vorstehend  ent* 
wickelten  Ornndsätze  in  Dentschland  flir  das  weltliche  Gebiet  An- 
erkennung SU  beanspruchen  haben,  so  mflssen  sie  im  Allgemeinen,  weil  das 
kireUiche  Becht  fOr  die  gottesdienstlichen  Verhältnisse  im  Mittelalter  das  allein  mass- 
gebende geworden  ist,  als  gemeinrechtliohe  betrachtet  werden.  Indessen  wer- 
den durch  die  heut  verftnderte  Stellung  der  katholischen  Kirche  folgende  Ab- 
weichungen bedingt.  Aus  dem  o.  S.  172  gedachten  Ornnde  können  sie  nicht  mehr  in 
Betreff  aller  kirchlich  approbirten  Reliquien,  sondern  allein  deijenigen,  welche 
ftr  die  Offentiiche  Verehrung  bestimmt,  also  dem  öffentlichen  Gottesdienste  ge- 
widmet sind*,  zur  Anwendung  kommen^.  Ebensowenig  sind  nach  dem  heutigen 
gemeinen  Recht  die  Nichtkatholiken  vom  Erwerbe  von  Reliquien  ausgeschlossen  3, 
ud  endlich  kann  ein  Erwerb  gegen  Enl^elt  nach  demselben  nicht  als  nichtig  be- 
»»ehnet  werden  4. 

Das  Gleiche  muss  fBr  das  Königreich  Sachsen  angenommen  werd^i,  weil  hier 


Beadfiiatioiisptozeflfl  bereits  gezeichnet  hat  (s.  o. 
8. 253  Aam.),  nicht  ohne  die  Genehmigung  des 
letzteren  statthaft  ist ,  wählend  sonst ,  ^sofern  es 
sieh  um  die  Ueherführang  bestatteter  K5rpei 
oder  Körperthelle  solcher  frommer  Abgeschiedener 
handelt ,  denen  ein  zulässiger  Priyatkultns  ge- 
widmet wird ,  die  Anordnung  des  Bischofs  für 
gsnagend  erklärt  wird,  Benedict.  XIV.  1.  c. 
e.  22.  n.  3. 4 

Sind  die  Ansf&hrnngen  des  Textes  Über  die 
Mö^iehkeit  des  Eigenthnms  an  Reliquien  richtig, 
sosTgiebt  sieh  als  Konsequenz,  dass  die  Erhebung 
imdUeberführungyon  solchen  bisher  bestatteten 
Leibern  und  Theilen,  welche  bisher  in  Nieman- 
des Eigenthum  standen,  zugleich  die  Erwerbung 
des  £igenthnms  (und  zwar  durch  Occupation) 
für  diejenige  Kirche,  für  welche  jene  Ueherreste 
erhoben  und  in  welcher  sie  zur  Aufbewahrung 
BiedffiTgelegt  werden,  bildet,  und  dass  sie,  wenn 
die  kirehliehe  Approbation  stattgefunden  hat,  der 
rechtlichen  Eigenschaften  der  Reliquien  theil- 
haftig  werden« 

Besondere  Bestimmungen  endlich  hat  der  päpst- 
Hehe  Stuhl  für  die  Erhebung  tou  Reliquien  aus 
den  römischen  Katakomben  erlassen.  Die  Weg- 
nihme  Ton  Reliquien  aus  diesen,  sofern  es  gewiss 
iat ,  dass  sie  von  Märtyrern  herrühren  (über  die 
Kennselohen,  auf  Ghmnd  deren  dies  angenommen 
viid,TgL  Benedict  XIV.  1.  c.  c.  27.  n.  13 it) 
und  in  soweit  sie  in  Leibern  oder  Theilen  solcher 
bestehen,  darf  nur  mit  schriftlicher  Erlaubniss  des 
vleaiius  urbis  (Bd.  I.  S.  485)  erfolgen ,  und  das 
Zuwiderhandeln  ist  für  die  Thäter,  deren  Ge- 
hilfen und  Begünstiger  mit  der  dem  Papst  Yor- 
hehaltenen  ezcommunicatio  maior  latae  sententiae 
(anfreehterhalten  durch  die  const.  Apostolicae 
tedie  Pius'  IX.  cit.,  s.  unter  diesen  Exkommuni^ 
ksttonen  n.  15)  bedroht  Bei  der  Ausgrabung 
mus  ein  von  dem  gedachten  Vikar  beToUmäch- 
tlgter  Priester  anwesend  sein ,  um  die  Qualität 
der  Beliquien  zu  konstatiien ,  sie  in  Behältnisse 
ni  thun ,  diese  zu  Tersiegeln ,  und  die  Reliquien 
ftbniHefem,  damitsle  der  Oongregatlo  Indulgentia- 
nim  et  ss.  reltquianim  zur  Approbation  übergeben 
werden.  Erstdann  dürfen  sie  an  einzelne  Kirchen 
md  einzelne  Personen  vertheüt  werden  (s.  o.  S. 

Hinichivs,  Kirehenrecht  lY. 


268  n.  5).  Yorher  werden  sie  aber  erst  in  ein  be- 
sonderes Verzeichniss  unter  Angabe  der  Em- 
pfänger und  der  Kirchen ,  denen  sie  überwiesen 
sind,  eingetragen.  Tgl.  über  AUes  das  clt  Breve 
Clemens'  X.  v.  1672  und  Benedict.  XI V.  1.  c.  c. 
28.  n.  1  ff.,  welcher  noch  weitere  hierher  gehörige 
Anordnungen  angiebt  S.  auch  desselben  Breve : 
De  Gongregationis  y.  5,  März  1742,  bull,  e^usd. 
1,  58.  Uebrigens  wird  solchen  Reliquien,  wenn 
nicht  festzustellen  Ist,  von  welchem  Märtyrer  sie 
herrühren,  um  die  Gläubigen  zu  eifriger  Yer^ 
elirung  zu  yeranlassen ,  ein  Name  beigelegt  (in 
der  Kurialsprache  wird  diese  Namengebung  mit 
haptizare  bezeichnet,  weshalb  solche  Heiligen 
sanoti  baptitaU  genannt  werden),  jedoch  nur  ein 
nomen  appellatlTum ,  welches  auf  alle  Helligen 
passt,  wie  felix,  fortunatus,  deodatus  u.  s.  w.,  wo- 
bei als  Qrund  die  Yerhütnng  Ton  Täuschungen 
der  Gläubigen  angegeben  wird,  B  e  n  ed  i  c  t .  XI Y. 
1.  c.  n.  12ff. ;  Gavalieri  opp.  liturg.  P.  I.  c. 

4.  decr.  56.  n.  17. 

1  S.  0.  8. 173.  Es  ermangeln  also  nicht  blos 
die  nicht  kirchlich  genehmigten ,  sondern  auch 
die  kirchlich  approbirten  Reliquien ,  sofern  sie 
nicht  in  öffentlichen  GK)tteshäusem ,  z.  B.  wenn 
sie  in  PriTstkapellen  aufbewahrt  werden ,  nach 
staatlichem  Recht  der  besehränkten  Extrakom- 
merzial-Qualiat 

^  Wegen  des  straftechtlichen  Schutzes  s.   o. 

5.  177. 

8  Denn  die  Grundsätze  des  kanonischen  Rechts 
(s.  0.  8.  270.  n.  6)  über  die  Rechtsstellung  der 
Ungläubigen  und  Ketzer  sind  in  Folge  der  ver- 
änderten Stellung  der  Religionsgesellschaften 
beseitigt,  und  eine  besondere  positlTO  Yorschrif  t, 
welche  diese  yom  Erwerbe  ausschliesst,  weist  das 
gemeine  Recht  nicht  auf.  Praktisch  kann  der 
Fall  yorkommen,  wenn  z.  B.  eine  Missionskirche 
auf  den  Namen  eines  katholischen  Privatmannes 
im  Grundbuche  eingetragen  Ist ,  und  diese  mit 
den  darin  befindlichen,  demselben  gehörigen  Re- 
liquien ,  auf  einen  Protestanten  durch  Erbgang 
übergeht 

*  Das  weltliche  Recht  kennt  das  Yergehen  der 
Simonie  als  solches  nicht,  und  ebensowenig  ein 
Yeränsserungsverbot  der  Reliquien. 

18 
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I.  Die  Hierarohie  und  die  Leitung  der  Kirehe  duieh  dieeelbe. 


[§.212. 


durch  das  bflrgerliche  Qesetzbaoh  das  frflhere  Beoht  in  Betreff  der  dffenfliclieD  gottes- 
dienstliclien  Sachen  nicht  beseitig  worden  ist  ^  nnd  anch  die  Vorschriften  des  prens- 
sischen  Landrechts  ftthren  Air  das  Oebiet  des  letsteren  zu  demselben Besnltate 2. 

Nach  französischem  Recht  ist  dagegen  bd  Beliqnien  die  Voranasetamg  der 
durch  dasselbe  abweichend  vom  deutschen  Recht  bestimmten  Bxtrakommenial- 
Qnalitftt  die  dauernde  Einverleibung  in  eine  Kirche'. 

Allein  nach  österreichischem  Recht  ist  die  entgeltiiche  Verflusserung  von 
Kreuzpartikeln  und  Reliquien  ausdrflcklich  verboten  ^.  Insowdt  stimmt  also  das  er- 
wähnte Recht  mit  dem  kanonischen  flberein.  Weil  aber  die  Zahlung  eines  Oeidftquiva- 
lentes  für  die  Fassung  der  Reliquien  nicht  für  unstatthaft  erklärt  ist  ^^  wird  man  umso- 
weniger  annehmen  können ,  dass  nach  österreichischem  Recht  die  Möglichkeit  dnee 
Eigenthums  an  ihnen  ausgeschlossen  ist.  Ferner  können  sie  Gegenstand  einer  frei- 
gebigen und  letztwilligen  Verfflgung  sein<^.  Sie  haben  also  nur  dieselbe  besehrSnkte 
Extrakommerzialität,  wie  nach  kirchlichem  Recht  ?•  IGt  demselben  harmonirt  aber 
abweichend  vom  gemeinen  Recht  das  österreichische  auch  insofern,  als  es 
Akatholiken ,  also  namentlich  Protestanten  und  Juden  y  des  Erwerbes  von  Reliquien 
ftlr  unfähig  erklärt  ^. 

n.  Die  Verehrung  der  Bilder^.    A.  Einleitung.  Wie  man  anch  die 


i  S.  o.  8. 176. 

^  Die  Reliquien  müssen  xn  den  im  ^  179. 
11.  11.  A.  L.  B.  (g.  0.  S.  171.  n.  6)  erwähnten 
gottesdienstliohen  Sachen  gerechnet  werden.  Es 
finden  also  des  weiteren  auch  die  S.  175  darge- 
legten Chrunds&tze  des  prenssischen  Rechts  An- 
wendung. 

s  Also  dass  sie  z.  B.  In  einem  Altar  snr  danem- 
den  Anfbewahrang  niedergelegt  sind,  vgl.  Oei- 
gel  a.  a.  0.  S.  107.  n.  9  und  o.  S.  176. 

4  Hofkanzleidekret  t.  30.  Sept.  1805,  Kro- 
patschek.  Samml.  d.  Gesetze  20,  644:  „Der 
Verkauf  der  Monstranzen  und  Piramiden  nach 
dem  Werthe  derselben  ist  gestattet,  jedoch  auf 
das  strengste  verboten ,  die  in  denselben  enthal- 
tenen Krenzpartikeln  und  Reliquien  als  gehei- 
ligte Dinge,  welche  keiner  Geldsehätzung  unter- 
liegen ,  und  weder  zum  Kauf  noch  Verkauf  ge- 
eignet sind,  in  Anschlag  zu  bringen^.  Vgl.  ferner 
Hofdekret  v.  16.  (bez.  Justiz-Hofdekret  v.  25.) 
November  1826,  cit  Sammlung,  Fortsetzg.  von 
Grutta  52,  387:  „Dass,  da  Kreuzpartikeln  und 
Reliquien  kein  Gegenstand  der  Schätzung  und 
Veränsserung  sind ,  deren  Verkauf  sowohl  in  als 
ausser  dem  Versteigerungswege,  sowie  deren  Be- 
schlagnehmung  in  Goncurs-  und  Verlassen- 
sohafts-Fällen,  dann  die Uehertragung an  Akatho- 
liken als  Erben  nicht  gestattet  werde,  dass  daher 
in  allen  diesen  Fällen,  wenn  sich  Kreuzpartikeln 
oder  Reliquien  in  s.  g.  Reliquiazlen  befinden, 
mit  Zuziehung  eines  Kommissärs  des  katholischen 
Konsistoriums,  wenn  dieses  im  Orte  sich  befindet, 
sonst  des  katliolischen  Ortsseelsorgers  die  Kreuz- 
partikeln oder  Reliquien  von  der  Fassung  zu 
trennen,  und,  wenn  dieses  unthunlich  befunden 
werden  sollte ,  dieselben  sammt  der  Fassung  an 
das  Konsistorium  oder  den  Ortsseelsorger  zu  über- 
geben seien.  Die  Art,  wie  sich  die  Ortsaeelsorger 
hierbei  zu  benehmen,  wie  sie  über  die  über- 


nommenen heiUgen  Sachen  zu  Torfügen  haben, 
ist  von  dem  Ordinariat  zu  bestimmen^. 

<^  S.  das  cit.  Dekret  v.  1826. 

ö  S.  a.  a.  O. 

7  Das  ist  auch  die  Auffassung  der  keatigen 
österreichischen  Jurisprudenz  im  Gegensatz  zu 
der  fHlheren  Ansicht,  dass  die  Reliquien  abeolut 
extra  commercium  seien ,  vgl.  U  n  g  e  r ,  5eterr. 
PriYatrechtl,366n.l6;  Randa^  Besitz.  3.  Aufl. 
S.  313;  Schiff ner,  österr.  Prlyatieeht,  Heft  3 
S.  19. 

8  Das  dt.  Dekret  v.  1826  spricht  alleidings 
nur  von  doc  Uebertraguiig  zu  Erbrecht.  Die 
Ausdehnung  auf  unentgeltlichen  Erwerb  unter 
Lebenden  (der  entgeltliche  ist  überhaupt  Miage- 
Bchlossen)  kann  aber  wegen  der  Gleiehbeit  des 
Grundes  keinem  Bedenken  unterliegen. 

Die  rechtlichen  Folgen  bei  entgeltlicher  Ver- 
änsserung oder  bei  Uebertragung  an  eLnen  Aka- 
tholiken sind  in  den  cit.  Dekreten  nicht  beatimnu. 
Es  wird  aber  Nichtigkeit  des  Geschäftes  und  der 
Veränsserung  anzunehmen  sein,  weil  die  Extr»- 
kommerzlal- Qualität  In  Betreif  dieser  beiden 
FäUe  anerkannt  ist.  Weün  das  Dekret  t.  1826 
weiter  bestimmt,  dass  bei  der  NothwendigkeU 
der  Veränsserung  die  Reliquien  von  der  Fassung 
getrennt  werden  und  an  den  Bischof  oder  Orts- 
pfarrer  übergeben  werden  sollen  und  nur,  sofern 
eine  solche  Trennung  unthunlich  ist,  die  Reliquie 
mit  der  Fassung  an  die  erwähnten  kirdilielien 
Beamten  auszuliefern  ist,  so  bezieht  sich  dies 
offenbar  auf  Fälle ,  in  denen  der  Eigenthümer 
das  Eigenthum  nicht  behalten  wilL  Eine  &<»- 
fiskation  zur  Strafe  spricht  das  Dekret  nicht  aus. 

*  Gabriel  Pallaeotus,  desaoris  Imapni- 
bus.  Ingolstadt  1598;  Lüdtke,  Bilder  in  der 
Kirche  u.  Bilderverehrung  in  We  t  z  e  r  u.  We  1  le, 
Kirchenlexikon.  2.  Aufl.  1,  814  u.  828;  Her- 
zog, Bilderverehrung  In  seiner  Real-Encyklo- 
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Mreitfrage ,  in  weleKer  Weise  aieh  die  älteste  Kirche  sur  Kniuit  gestellt  hat ,  beant* 
Worten  mag  ^  so  kann  es  doch  nicht  in  Abrede  gestellt  werden,  dass  erst  seit  dem 
5.  Jahrhundert  die  Verehrung  von  Bildern  Gettes,  von  Christas  und  der  Heiligen  und 
iwir  suerst  im  Orient  sich  za  verbreiten  angefangen  hat  2,  während  man  dieselbe  im 
Abendlande  damals  noch  fbr  verwerflich  erklärte  ^. 

Oegen  die  im  Orient  immer  mehr  llberhand  nehmende  Bilderverehmng  schritt 
in  8.  Jahrhnndert,  Kaiser  Leo  III.  der  Isanrier  (716—741)  ein,  indem  er  dieselbe 
ab  G^tiendienst  abcnstellen  befahl  und  die  Bilder  in  und  an  den  Kirchen,  sowie  an 
iideren  Oebänden  aerstören  liess^.  Nicht  nnr  eine  Partei  unter  den  morgenUndi- 
Bohen  Bischöfen  ^  sondern  auch  die  römische  Kirche  und  Italien  trat  dieser  Verfolgung 
der  Bilder  entgegen  ^.  Nachdem  der  Nachfolger  Leos  III.,  Konstantin  V.  Kopronymus 
(741 — 775)  die  Befehle  seines  Vaters  durch  eine  Synode  v.  Konstantinopel  i.  J.  754  ? 
hstte  kirehlieh  Sanktioniren  lassen,  ging  er  mit  noch  grösserer  Strenge  und  Härte 
gegen  die  Bilderverehrung  und  gegen  die  Anhänger  derselben,  namentlich  gegen  die 


pidie  f&r  proCeetantiiche  Theologie.  2.  AuS. 
2, 470. 

i  S.  die  cit.  Artikel  v.  Lüdtke  u.  Herzog, 
feiner  ¥.  X«  Kram,  Roma  Botterranea.  2.  Aufl. 
S.  216  ff. 

-  Ol  es  el  er,  Kirchengeach.  4.  Aafl.  I.  2, 
430  ff. 

3  Synode  y.  Elviia  y.  306  c.  36 :  „Placoit ,  ut 
pictuias  in  ecdesia  esse  non  debere,  ne  quod  co- 
litnr  et  adoratoi  in  parietibus  depingataT"*.  Wer 
diesen  Kanon  unbefangen  betrachtet ,  muss  ihn 
dihin  Yontehen ,  dass  Gemälde  aus  den  Kirchen 
dbechaupt  ansgeechlosaen  sein  sollen,  damit  man 
nicht  dasjenige,  was  verehrt  und  angebetet  wird, 
aof  die  Wände  malt  So  hat  ihn  auch  H  e  f  e  1  e, 
Condl.  Gesch.  1.  Aufl.  1 ,  141  yerstanden  und 
dek  gegen  die  Tielfaehen  Versuche  an  dieser  für 
die  katholische  Lehre  unbequemen  Bestimmung 
kerumzudeuten  und  sie  beschrinkend  auszulegen 
fliklärt,  8.  darflber  Gleseler  a.  a.  0.  I.  1,  376 
n.  5  und  Funk,  Tflbinger  theolog.  Qnartalschz. 
Jakxgang  1883  (Bd.  65)  S.  271.  Neuerdings  hat 
sich  Hefele  (2.  Aufl.  1,  170)  aber,  ebenso  wie 
Kraus  a.  a.  O.  S.  222 und  Bossi,  Boma3,  475, 
da  Erklärung  angescbloesen,  dass  wegen  der 
diokletianisoben  Yerfolgong  die  Bilder  in  den 
Kirchen  über  der  ErdoYor  der  Verunehrung  duroh 
die  Heiden  nicht  sicher  gewesen  waren,  und  die 
STOode  deshalb  die  Anbringung  Ton  solchen 
vntenagt  habe.  Ctogea  diese  för  die  hier  rer- 
tietene  Aufiisssung  jetzt  noch  Funk  a.  a.  0. 
&27Ö. 

Auch  Gregor  I.  erklärt  noch  in  ep.  ad  Seren. 
MsssiL  r.  599.  ed.  Ben.  IX.  lOö;  2,  1006: 
,indloo  dudum  ad  nos  pervenisse,  quod  fratemi- 
tas  Testra,  quoedam  imaginum  adoratores  adspi- 
denseaademin  ecclesiis  imagines  oonfregit  atque 
pioiedt.  Et  quidem  zelum  tos,  ne  quid  manu- 
isetun  adoraxi  possit,  habuisse,  laudamus,  sed 
l^angere  easdem  picturas  non  debuisse  iudici^ 
mus.  Idcireo  enim  pictura  in  ecclesils  adhibetnr, 
ut  hl  qui  Utteras  nesciunt,  saltem  in  parietibus 
legaut,  qoae  legere  in  codieibus  non  yaleant^ 
(zum  Theil  auch  in  c.  26  Dist.  m.  de  consecr.). 
Anders  lautet  allerdings  dess.  ep.  ad  Secundinum 
▼.  (yd9,  ed.  Ben.  IX.  52,  2,  964 :  „Sdo  quod  ima- 


ginem  salvatoris  noetri  ideo  non  petis,  ut  quasi 
deum  colas,  sed  ob  reeordatlonem  fllü  dei  in  eins 
amore  recalescas,  cuius  te  Imaginem  yidere  desi- 
deras.  Et  nos  quidem  non  quasi  ante  dlYinitatem 
ante  iUam  prostemimus,  sed  illum  adoramns, 
quem  per  imaginem  aut  natum  aut  passum ,  sed 
et  in  throne  sedentem  recordamur" ,  aber  diese 
Stelle  gehört  zu  den  in  der  einen  der  beiden 
überlieferten  Textrecension  fehlenden  Stücken 
dieses  Briefes ,  und  scheint  ein  späterer  Zusatz 
zu  sein,  vgl.  auch  Jaff  ^,  reg.  II.  ed.  n.  1673. 

*  Die  Ansicht,  dass  dies  schon  durch  ein  Edikt 
T.  726  und  nicht  eist  durch  ein  Elches  t.  730 
angeordnet  worden  ist ,  erscheint  die  begründetere, 
namentlich  ergeben  dies  die  zum  Schutze  der 
Bildervehrung  geschriebenen  Briefe  Gregors  U. 
an  den  Kaiser,  Mansi  12,  959  u.  976,  von 
denen  der  erstere  jedenfalls  vor  730,  etwa  1.  d. 
J.  729  zu  setzen  ist,  Jaf  f  tf  reg.  U.  ed.  u.  2180. 
2181.  Vgl.  darflber  Hefele  Conc  Geech.  2. 
Aufl.  3 ,  376.  Daselbst  ist  auch  S.  371  die  Li- 
teratur angegeben.  Uebersicbtliche  Darstellungen 
des  Bilderstreites  enthalten  die  Artikel  t.  L  ü  d  t  k  e 
bei  Wetzer  u.  Weite  a.  a.  0.  S.  821  und  von 
Vogel  bei  Herzog  a.  a.  0.  S.  468. 

»  Hefele  a.  a.  O.  S.  380.  407. 

"  Vgl.  die  cit.  Briefe  Gregors  II.  (Anm.  4)  und 
die  römische  Patriarchal  -  Synode  Gregors  IIL  v. 
731  (Bd.  IIL  S.  509.  n.  2) ,  viu  Gregorii  IIL  in 
Vignoli  lib.  pont.  2,  43:  „Ut  si  quis  deinceps 
sacrarum  imaginum  depositor  atque  destructor 
et  profanatorvel  blasphemus  extiterit,  sit  extoirls 
a  corpore  et  sanguine  Jesu  Christi  vel  totlus  ec- 
clesiae  unitate  atque  oompage". 

7  Sie  war  als  eine  allgemeine  beabsichtigt,  von 
338  Bischöfen  besucht,  unter  welchen  aber  nicht 
nur  der  Bischof  t.  Rom ,  sondern  auch  die  unter 
sarazenischer  Herrschaft  stehenden  Patriarchen  v. 
Alexandrien,  Antloohien  und  Jerusalem  fehlten, 
Hefele  a.  a.  0.  S.  411.  In  dem  von  der  Synode 
erlassenen  Spoc,  Mansi  13,  206heis8tesp.324: 
6£(Co(Aev  dic6ßAt}Tov  elvat  xal  dXXoTpiav  xal 
ip&€XuY(iLivT]v  ht,  T?)c  xSr*  Xpiottavcsv  ^xXtjoIoc 
icaooEV  eiTuiva  tm  navxolac  CXt)«  xal  ^po^AaToupYi- 

%ffi   T»V    CeitP^^pSBV    «a»OT£^v(aC    7C67C0tt)|Af^^. 
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an  derselben  festhaltenden  Mönehe  vor^  Aber  es  gelang  ihm  nicht,  dieselbe  TöUig 
zn  unterdrücken  ^.  Die  Kaiserin  Irene,  welche  nach  dem  Tode  ihres  Gemahls  Leos  IV. 
(775 — 780)  die  Regiemng  für  ihren  mindeijährigen  Sohn  Konstantin  VI.  Porphyro- 
genitas  führte,  und  der  Bilderverehmng  freundlich  gesinnt  war,  berief,  um  das  im 
Morgenlande  entstandene  Schisma  und  die  Trennung  des  Orients  von  Italien  zu  be- 
seitigen, eine  allgemeine  Synode  nach  Nicaea  (die  siebente  ▼.  787)  ein',  an  welcher 
auch  Abgesandte  des  Papstes  theilnahmen  ^.  Diese  stellte  die  Bilderverehmng  wie- 
der her,  indem  sie  die  Wiederanbringnng  der  Bilder  Christi,  der  Jungfrau  Maria, 
der  Engel  und  der  Heiligen  anordnete,  damit  der  Beschauer  dadurch  zur  Verehrung 
der  Urbilder  (nicht  der  allein  Oott  gebührenden  Anbetung),  angeregt  werde,  weil  der- 
jenige, welcher  das  Bild  verehre,  auch  der  durch  dasselbe  dargestellten  Person  Ehre 
erweise  *. 

Im  Frankenreich  fanden  indessen  die  Beschlüsse  des  erwfthnten  Konzila  keine 
Anerkennung,  vielmehr  wurden  sie  auf  der  von  Karl  d.  Qr.  zu  Frankfurt  i.  J.  794 
abgehaltenen  Synode  verworfen®.  Die  fränkische  Kirche  nahm  den  Standpunkt  ein^, 
dass  zwar  die  Bilder  aus  den  Kirchen  nicht  zu  entfernen  seien,  dass  ihnen  aber 
keine  Verehrung  gebühre  ^,  sie  vielmehr  blos  bestimmt  sein  sollten ,  zur  Erinnerung 
und  zur  Belehrung  zu  dienen  ^.  Dieselbe  Anschauung  hat,  als  die  Gesandtschaft  des 
Kaisers  Michaels  11.  des  Stammlers  (820 — 829)  in  Folge  des  im  Orient  durch  seinen 
Vorgänger  Leo  V.  den  Armenier  (813 — 820)  von  Neuem  eröffineten  Bildersturms 
König  Ludwig  d.  Fr.  zu  gewinnen  suchte  ^^y  die  zuParisi.  J.  825  zusammenberufene  Sy- 
node vertreten  ^^  und  so  ist  die  Bilderverehmng  in  der  fränkischen  Earche  während  des 
9.  Jahrhunderts  verworfen  geblieben.  Einen  Versuch,  die  römische  Lehre  im  Franken- 
reich zur  Oeltung  zu  bringen,  haben  die  Päpste  nicht  unternommen  ^^,  wohl  aber  Hess 
Nikolaus  I.  auf  der  von  ihm  863  einberufenen  Patriarchalsynode^'  mit  Rücksicht  auf 


1  Hefelea.  &.  0.  S.  418.  421. 

2  Die  unter  den  Sarazenen  stehenden  Patriar- 
chen y.  Alexandrien ,  Antiochien  nnd  Jernsalem 
erkl&rten  sieh  für  dde  Blldenrerehrung,  ebenso 
auch  die  Lateransynode  v.  769  unter  Stephan  IIL, 
s.  Bd.  III.  S.  532.  n.  1 ,  act.  lY,  s.  femer  Dens- 
dedlt  coli.  can.  II.  131. 

8  Bd.  III.  S.  333.  Anm.  2  a.  E. 

«  Bd.  I.  8.  601.  Vgl.  auch  die  Schreiben 
Hadrians  I.  v.  786,  Mansi  12,  1056.  1077, 
Jaf f tf  IL  ed.  n.  2448.  2449, 

5  S.  den  6poc  der  sess.  YIL,  Mansi  13, 
377 :  „6p(Cop£v . . .  iiapairX7}o((oc  TtoTOitou  toO  . . . 
otaupou  dvarC^eo^at  toIc  oenrdtc  xat  obf  (ac  e(x6vac 
.  .  .  ^  taic  Mai^  Toü  %eo\j  ixxX7}8(aic»  iv  lepoU 

xai  85oic . . .  xai  Ta6tatc  doicaa^tov  %a\  Tip.Tjxtx'^v 
irpocx6v7]oiv  dTTov^uietv  (oö  jii?jv  t9jv  taxa  itloriv 
i^(jLwv  dXTj^iv^v  Xaxpelav,  ii  wp^itci  fiövig t^ 
^tiq.  ^U06t ,  dXV  8v  tpÖTCOv  Tcp  xuntp  tou  .  .  . 
oraupou  xal  Totc  dY{ot(  euo^YT^^^ou  %al  xou  Xoitcoic 
lepoTc  dva^|xaai)  xal  OuftiafAdlToiv  xat  «ditov 
itpocaYooYiPjv  irpöc  Ti?jv  to6tübv  tIjitjv  icoietovai . . . 
i\  Ydp  tfjc  elxövoc  TifA*?)  ini  tö  icporötuicov  5ia- 
ßatvet  xai  6  irpocxuvdv  T^|V  elxöva  irpocxuvei  £v 
aÄTTQ  ToQ  iffpaf^itjtiorj  t?|v  öitöoraaiv '',  Vgl. 
auch  das  Glaubensbekenntniss  der  Synode  ibid. 
p.  132 :  „Tdc  djlac  xal  oeircdc  eixövoc  dno^x^pi^^a 

xal  d37raC<i(Aeda  xai  TipLTjTixS«  7tpocxuvojp£v". 


«  S.  Bd.  IIL  S.  706.  n.  6. 

7  Dies  ergeben  die  auf  Veranlassung  von  Karl 
d.  Gr.  u.  790  abgefassten  s.  g.  Ubri  Garolini,  YgL 
Hefele  a.  a.  0.  S.  694fr;  Wagenmann  in 
Herzo  g,  Real-Eneyklopadle  2.  Aufl.  7,  535ff. 
S.  auch  Reuter ,  Geaeh.  d.  rellgioeen  Aufklä- 
rung i.  Mittelalter.  Berlin  1875.  1,  10  ff: 

8  Freilich  haben  weder  die  Frankfurter  Synode 
noch  die  iibri  Garollni  den  von  dem  Niciner 
Konzil  gemachten  Unterschied  zwischen  X<ztpe(a 
(adoratio)  und  icpocx6vY}9tc  (veneratio)  beach- 
tet, woU  irregeleitet  dureh  die  schlechte,  Ton 
Hadrian  I.  an  Karl  gesandte  lateinische  lieber- 
Setzung  der  Akten  dee  gedaohten  Konzils,  He  fei  e 
a.  a.  0.  S.  694 

0  Deshalb  erklären  sich  auch  die  Iibri  Gsrolini 
gegen  die  Gleichstellung  der  Bilder  mit  dem 
Kreuz,  der  h.  Schrift,  den  heiligen  Gefassen,  den 
Reliquien  der  Leiber  und  der  Kleider  der  Hei- 
ligen, welche  nach  alter  Tradition  im  Abend- 
lande Terehrt  würden ,  s.  die  Zusammenstellung 
bei  Hefele  a.  a.  0.  S.  707  und  danach  bei 
Herzog  a.  a.  0. 7,  543.  Damit  hielt  die  fränki- 
sche Kirche  im  wesentlichen  den  Standpunkt 
Gregors  L  (s.  o.  S.  275.  n.  3)  fest 

10  Hefelea.  a.  0.  4,  lit  38ff. 

11  Bd.  m.  S.  706.  n.  7;  Hefele  a.  a.  O.  4, 
42ff.;  Simsen,  Ludwig  d.  Fr.  1,  248. 

«  VgL  Gieseler  a.  a.  O.  U,  1,  99.  n.  10. 
13  Bd.  HI.  S.  509.  n.  3.    Es  war  dieselbe  Sy- 
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die  ostfOmischen  Verhältnisse^  die  von  Rom  angenommene  Lehre  wieder  emeuem^ 
nid  das  unter  Betheiligong  von  päpstlichen  Gesandten  abgehaltene'  8.  allgemeine 
Konzil  von  Eonstantinopel  (869)  hat  ebenfalls  eine  mit  derselben  und  mit  der  Synode 
von  Nicfta  fibereinstimmende  Anordnung  getroffSen^. 

Seit  dem  Ende  der  karolingischen  Epoche  ist  mit  der  zunehmenden  Heiligen-  und 
Beliquien-Verehrung  die  römische  Anschauung  fiber  den  Biiderkultus  zu  allgemeiner 
Geltung  im  Abendlande  gelangt,  und  das  Konzil  Yon  Trient  hat  zwar  gegenflber  den 
Vorwürfen  der  Protestanten  betont,  dass  nicht  auf  die  Bilder  als  solche  Vertrauen  zu 
setiea  sei,  indessen  den  von  den  erwähnten  allgemeinen  Synoden  und  von  der  römi- 
schen Kirche  seit  dem  8.  Jahrhundert  vertretenen  Standpunkt  festgehalten^. 

n.  Geltendes  Recht.  A.  Verehrung  gebührt  den  Bildern  (Gemälden  und 
Statuen)  Christi^,  der  Jungfrau  Maria,  der  Engel,  Apostel,  Evangelisten ^  und  der 


Dode,  auf  welcher  Photius  y.  Konstantlnopel  ab- 
gesetzt wurde,  Hefele  4,  269. 

iVgL  Hefelei,  106ff.228ff. 

^  e.  6  in  ep.  ad  Michael,  imp.  (welches  frei- 
lich der  7.  allgemeinen  Synode  nicht  erwihnt), 
Manii  15,  182:  „difflnimnB  de  sacris  et  Tone- 
nodif  imagliilhas  dorn.  n.  Jesu  Christi  eiusque 
semper  vlrginis  genitricia  Mariae,  omninm  sanc- 
tomm ,  qni  deo  ab  Abel  insto  placnisse  credan- 
Uir,  quos  eoelesia  sancta  in  unlTexso  orbe  düTnsa 
atiquitiia  aeoeplt  quaeqae  sedii  apostoUcae  prae- 
nies  pro  eis  deereyernnt,  lUibata  persistere  atque 
iotemezata  manere'';  wiederholt  in  ep.  ad  der. 
CkmsUntlnop.  ibid.  p.  249  n.  16,  109. 

3  Bd.  I.  S.  öOi  u.  Bd.  III.  S.  336. 

^  &  3,  Mansi  16,  161:  „Sacram  imaglnem 
d.  n.  Jesu  Christi ....  aequo  honore  com  libro 
nnctomm  eyangelioramadoiarideoemlmns.  Sie- 
lt enim  pez  syllabarum  eloqaia  qnae  in  llbro 
feraotar,  salutem  eonsequemiiT  omnes,  Ita  per 
eolomm  imaginariam  operationem  et  sapientes  et 
idiotae  cnncti ,  ex  eo  qnod  in  prompta  est,  per- 
fruBtor  utiHtate ;  quae  enlm  In  syllabis  sermo, 
haec  et  sertptora  quae  in  coloiibns  est,  praedicat 
et  eommen&t ;  et  dlgnnm  est,  ut  seeundum  oon- 
giaentiam  rationis  et  antiqnissimam  traditionem 
piopter  honorem ,  qnla  ad  principalia  ipsa  refe- 
rantu,  eüam  deriyatiye  iconae  honorentur  et 
adorentnr  aeque  nt  sanctonun  sacer  eyangellomm' 
liber  atqne  typns  pretiosae  crods.  Si  quis  ergo 
non  adorat  Iconam  salvatoris  Christi ,  non  yideat 
formam  eins,  qnando  yeniet  in  glorfa  patema 
l^oriilcari  et  gloiiflcare  sanctos  snos ,  sed  alienus 
lit  a  eommnnione  Ipsins  et  daxitate ;  similiter 
satem  et  imaglnem  Intomeratae  matrls  eins  et 
deS  genitricis  Mariae ;  insuper  et  Iconas  sancto- 
nm  angelomm  deplngimns ,  qnemadmodnm  eos 
Agurat  diyina  seriptnra ;  sed  et  landabilisslmomm 
apostolomm,  prophetaram ,  martyrom  et  sancto- 
nun yiromm  simnl  et  omninm  sanctomm  et  ho- 
noramns  et  adonmns.  Kt  qni  sie  se  non  habent, 
iBithemi  sint  a  patre  et  fliio  et  spiritn  sancto**. 

'  Decz.  dt.  de  Inyoc.  Sess.  XX. V. :  .  .  „Ima- 
gioes  pono  Christi ,  deiparae  yliglnis  et  allomm 
saaetomm  in  templis  pxaesertim  habendas  et  re- 
tfaendas  eisqne  debltom  honorem  et  yeneratio- 
nem  imperdendam ,  non  qnod  oredatnr  inesse 
aUqva  in  eis  dlyinltas  yel  vlrtns ,  propter  quam 


sint  ooleudae  yel  qnod  ab  eis  sit  aliquid  peten- 
dum  yel  quod  flducia  in  imaglnibus  sit  Agenda, 
yeluti  flebat  olim  a  gentibus,  quae  in  idolis  spem 
suam  Gollocabant,  sed  quoniam  honor,  qui  eis  ex- 
hlbetur  f  refertnr  ad  prototypa ,  quae  illa  reprae- 
sentant,  ita  ut  per  iroagines,  quas  osculamur  et 
coram  quibus  oaput  aperimns  et  procumbimus, 
Christum  adoremus ,  et  sanctos  quorum  illae  si- 
miUtudinem  gerunt,  veneremur.  Id  quod  concl- 
liorum,  praesertim  yero  llae  Nicaenae  synodi  de- 
eretis  contra  Imaginum  oppugnatores  est  sand- 
tum.  Illud  yero  dlllgenter  doceant  episcopi,  per 
hlstorlas  mysteriorum  nostrae  redemptionis,  pic- 
turis  yel.alils  dmilitudinibus  expressas  erudiri 
et  eonilrmari  populum  in .  articulis  fldei  oomme- 
moxandis  et  assidne  recolendis ;  tum  yero  ex  Om- 
nibus sacris  imaglnibus  magnum  fructum  perdpl, 
non  solum  qula  admonetur  populus  beneflciomm 
et  munerum ,  quae  a  Christo  slbi  collata  sunt, 
sed  etlam  quia  dei  per  sanctos  mlracula  et  salu- 
taria  exempla  oculis  fldelium  subiciantur,  ut  pro 
ils  deo  gratlas  agant ,  ad  sanctorumque  imltatio- 
nem  yitam  moresque  componant  excitentuique 
ad  adorandum  ac  dillgendum  deum  et  ad  pletatem 
colendam.  Si  quis  antem  his  decretis  contraria 
docuerit  aut  senserit :  anathema  sit". 

8  Der  Bilder  €h>ttes  erwähnt  das  Trldentinum 
ebensowenig  wie  dies  seitens  der  allgemeinen 
KonzlUen  y.  Nlc&a  (787,  s.  o.  S.  276.  n.  &)  und 
y.  Konstantinopel  (y.  869«  s.  o.  Anm.  4)  und 
der  römischen  Synode  y.  863  (s.  S.  276.  n.  13) 
geschehen  ist.  Alexander  VIII.  hat  aber  durch 
Dekret  y.  7.  Dezember  1690,  bull.  Taurln.  20, 
168  n.  26  die  Behauptung  reproblrt :  „Del  patrls 
sedentls  dmulacrum  nefas  est,  chiistlano  In 
templo  coUocaxe",  und  es  gilt  als  erlaubt ,  Gott 
In  den  Gestalten,  In  denen  er  nach  der  h.  Schrift 
den  Menschen  erschienen  Ist,  abzubilden,  da  das 
Tridentlnum  dies  keineswegs  yerboten  hat ,  Be- 
nedlctl  XrV.  Breye:  Solidtudinl  y.  1.  Okt  1746 
$$.  11  ff.,  elusd.  bull.  1,  260.  Auch  gebührt 
nach  der  katholischen  Lehre  des  Näheren  den 
Bildern  Gottes  und  Christi  zwar  nicht  eine  ab- 
solute, wohl  aber  dne  relatWe  Anbetung  (latrla), 
nicht  blos  eine  rdatlye  Verehrung  (yeneratlo,  du- 
bia, ygl.  0.  S.  240),  s.  Ferraris  s.  y.  Imagines 
n.  26.  27. 

7  Diese  drd  Kategorien  nennt  das  Trldentinum 
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kanoniBirten  Heiligen  K  Aber  aaoh  nur  diese  ^  dürfen  öffentiieh  verehrt  werden.  Zu 
diesem  Zwecke  werden  sie  auf  den  Altären  aufgestellt  3,  und  sie  können  auch  in  Pro- 
zession herumgetragen  werden^. 

In  den  Bildern  und  in  den  Statuen  sollen  die  Gestalten  Christi  und  der  Heiligen 
nicht  anders  als  in  der  in  der  katholischen  Kirche  seit  alter  Zeit  faeikömmlichen  Weise 
dargestellt  werden^.  Vor  Allem  ist  die  Anfiitellung  von  anstössdgen  und  Iflstemen 
Bildern,  sowie  von  solchen,  welche  falsche  dogmatische  Auffassungen  bekunden  oder 
Ungebildeten  ku  gefährlichen  Irrthftmem  Veranlassung  geben  können,  verboten^^. 

Ausserdem  darf  die  Au&tellung  ungewöhnlicher  Bilder  und  Statuen  zur  öffent- 
lichen Verehrung  in  Kirchen  und  an  anderen  Orten  niemals  ohne  Erlaubniss  des 
Diöcesanbischofs  erfolgen  7. 

Eine  vorgftn^e  Benediktion  ist,  ehe  ein  Bild  oder  eine  Statue  der  öffentlichen 
Verehrung  gewidmet  wird,  nicht  erforderlich^,  wohl  aber  gestattet  und  vielfach 
übUch». 

B.  Was  den  rechtlichen  Charakter  der  in  Frage  stehenden  Bilder  und 


allerdings  nicht  nach  der  Jnngf^nu  Maria,  sie 
sind  aber  in  demselben  unter  den  „dei  sancti^ 
begiüfen ,  vgl.  oonst.  Urbans  YIU. :  Sacrosanota 
Tridentina  t.  15.  Mai  1645,  bnll.  Taurin.  15, 170. 
i  S.  auch  0.  S.  268. 

2  Wegen  der  Beatlfldrten  s.  o.  8.  268. 

8  Darüber  Tgl.  de  Herdt  1.  c.  t.  I.  n.  191. 
n.  t  II.  n.  26.  II ,  nnd  über  die  Incensation  bei 
der  feierlichen  Messe  die  Gitate  v.  S.  266  n.  3  a.  E. 

*  F  erraris  s.  ▼.  prooesaionea  n.  37.  38. 

3  Gonst.UrbaniyiII.  dt.,  welche  dasselbe  anoh 
in  Betreff  der  Bekleidung  derStatnen  vorschreibt 
nnd  namentlich  die  Darstellnng  in  der  Tracht 
vom  religiösen  Orden  verbietet.  Vgl.  hierzu 
Benedict.  XJV.  de  beatit  lib.  IV. P.  II.  c.  21. 
n.  4  ff.  nnd  die  Entscfa.  d.  Gongr.  rit.  bei  d  e  H  e  r  d  t 
1.  c.  t  I.  n.  191  nnd  de  Angelis,  praelect. 
inr.  ean.  II.  2,  347  ff. 

8  Trld.  Sess.  XXV.  decr.  cit.  und  Urbans  Vm. 
oonst.  dt.,  welche  in  Betreff  der  Durchführung 
der  in  ihr  gegebenen  Anordnungen  bestimmt  (s. 
auch  vor.  Anm.):  „Quatenns  vero  ipd  (d.  h.  alle 
geistlichen  Institute ;  Korporationen,  Würden- 
träger nnd  Personen)  praesertim  reguläres  ac 
moniales,  praesentibus  literis  ao  omnibus  in  eis 
contentis  parere  neglexerint,  posdnt  et  debeant 
episoopi  et  locorum  oidinaiii  et  metropolitani, 
Primates  et  patriarchae,  nnndi  et  legati  apostolici 
de  latere  missi  tamquam  in  hoc  a  sede 
apostollca  speeialiter  delegatl,  contra 
omnes  et  singulos  praedictos  et  quoscumque  alios 
quomodolibet  inobedientes  et  transgressores  pro- 
eedere  et  quacunqneappellatione,  recursu,  recla- 
matione  aliisque  iuris  et  facti  remediis  ordinaziis 
et  extraordinariis  penitus  et  omnino  lemotls  ad 
ommmodam  observantiam  illos  praevia  unica 
mo  ni ti o n e  censuris ecclesiastids  et  aliis eorum 
arbitrio  et  praesertim,  quoad  loci  superiores  etiam 
privationis  offlcii  et  vods  activae  et  passivaepoenis 
compellere". 

^  Trid.  Sess.  XXV.  decr.  dt :  ,,  .  .  .  nemini 
licere  nllo  in  loco  vel  eccleeia,  etiam  quomodo- 
libet exempta,  ullam  insolitam  ponere  vel 
ponendam    curare  imaginem,    nisi  ab  episcopo 


approbata  fuerit^  Das  gilt  also  auch  für  die 
Exemten  und  ihre  Kirchen,  also  namenüieb  für 
die  Regulären.  Bd  dnem  Zuwiderhandeln  gegen 
diese  Vorschrift  wird  in  den  meisten  FSllen  auch 
gegen  die  Anordnungen  der  oonst  Urban.  VIII. 
Verstössen  sein,  also  der  Bischof  mit  den  dort  (s. 
vor.  Anm.)  gedachten  Massregeln  vorgehen  kön- 
nen. Sollte  die  erwihnte  Voraussetzung  nicht 
zutreffen ,  so  ist  er  immer  nach  gemeinem  Recht 
in  der  Lage,  die  Wegnahme  solcher  Bilder  durch 
Gensuren  zu  erzwingen,  und  zwar  auch  nach  dem 
Tridentinum  gegen  die  Exemten. 

Manche  Synodalstatnten,  so  die  v.  M  ü  n  s  t er , 
Krabbe,  stat.  syn.  Monast.  p.  63,  die  Provinzial- 
synoden,  Wien  1868,  Köln  1860,  coli.  oone.  Lac.6, 
179.  342,  sowie  die  Diöeesansynoden  v.  Pader- 
born 1867,  Arch.  f.  kath.  K.  R.  20, 423 ;  Neapd 
1882,  a.  a.  0. 61, 66,  verlangen  für  die  Aufstellung 
neuer  Bilder,  schlechthin  die  Genehmignng  des 
Bischofs  oder  Ordinarius.  Diese  Vorschriften 
Verstössen  in  sofern  nicht  gegen  da«  Tridentinum, 
als  nach  demselben  der  Bischof  bereditlgt  und 
verpflichtet  ist ,  alle  Mlssbr&uche  in  Betreff  der 
Bilderverehmng  zu  verhindern,  und  das  Konzil 
blos  eine  absolut  zu  beobachtende  Massregel  fest- 
gesetzt hat,  ohne  wdter  gehende  auszuschliessen. 

S  Das  ist  zwar  streitig.  Für  die  Nothwen- 
digkelt  der  Benediktion  Baruffaldus  ad  ri- 
tuale  Roman,  comment.,  tit  LXX.  n.  6,  dagegen 
Gavalieri  opp.  litnrgle.  P.IV.  c.  11.  decr.  188 
und  de  Herdt  1.  c.  t.  III.  n.  290,  welche  mit 
Recht  darauf  hinwdsen,  dass  die  Rubriken  des 
Pontmkalee  und  des  Rituales  (s.  o.  S.  146.  n.  3.) 
kdne  Pflicht  zur  Benediktion  einfflhren,  und 
dass,  wenn  nicht  einmal  die  Altarkreuze  bene- 
didrt  zu  werden  brauchen  (s.  a.  a.  O.),  dies  noch 
viel  weniger  hindchtlich  der  Bilder  der  Fall  sein 
könne. 

0  Partikularrechtlieh  ist  vorgängige  Benedik- 
tion vielfach  vorgeschrieben,  s.  D  n  m  o  n  t ,  Samm- 
lung kirchl.  Erlasse  für  Köln.  S.  164;  Provinz. 
Syn.  V.  Lyon  u.  Bonrges  1860,  coli*  oondL  Lac. 
4,  479  u.  1113,  sowie  Urbino  1869  u.  Bavenna 
1865,  1.  c.  6,  27.  180. 
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StttDen  betrifft,  so  mflssen  Ar  sie,  falls  sie  zur  öffentiioheii  Verehnmg  bestimmt  sind, 
die  e.  8.  163  ff.  entwickelten  Ornndafttze  Aber  die  dem  Gottesdienste  gewidmeten 
m  taerae  *  snr  Anwendung  kommen  3,  weil  sie  dem  gleichen  Zwecke  dienen.  Dies  gilt 
iber  mckt  blos,  wenn  sie  benedieirt,  sondern  anch  wenn  sie  ohne  Benediktion  zur 
Offiaatiiehen  Verehrung  anfjgestellt  worden  sind ,  da  bei  ihnen  die  Benediktion  nicht 
den  Akt  bildet ,  durch  welchen  sie  anssohliessUch  ^  ihrem  Zwecke  gewidmet  werden 
dflrfen. 

§.  213.   6.  Die  FeiUage  und  Feiertage^. 

I.  B  egriff.  DieFeier  des  Qottesdienstes  kann,  wie  alles  menschliche  Thon,  allein 
innerhalb  der  Zeit,  an  einzelnen  Tagen,  aber  andererseits  anch  an  jedem  Tage  statt- 
finden. In  der  That  wird  schon  seit  Ungerer  Zeit  in  vielen  katholischen  Kirchen  (in 
den  Kathedralen-,  in  den  hervorragenden  KoUegiat*  und  Pfarrkirchen]  täglich 
Gottesdienst  gehalten.  Aber  die  gottesdienstliche  Feier  an  sich ,  selbst  wenn  sie  ftlr 
bestimmte  Kirchen  und  eine  bestimmte  Klasse  der  an  ihnen  angestellten  Oeistlichen 
vorgeschrieben  ist^,  macht  den  Tag,  an  welchem  sie  statthat,  noch  nicht  zum  Feier- 
tag oder  Festtag  [dies  fesiua,  /eaium) .  Das  Wesen  desselben  beruht  vielmehr  darin, 
daas  der  Gottesdienst  an  einem  solchen  in  Erinnerung  an  die  bedeutungsvollen  Momente 
der  christlichen  Erlösung^  oder  an  andere  für  die  Kirche  und  ihre  Entwicklung  wich- 
tige Begebenheiten  ^  und  desshalb  auch  in  entsprechender  liturgischer  Ausgestaltung 
(vielfach  mit  besonderen  Feierlichkeiten)  gehalten  wird,  dass  daher  einerseits  die  Ver- 
pflichtung zur  Feier  fUr  alle  Kirchen ,  welche  den  regelmftssigen  gottesdienstlichen 
Bedürfnissen  der  Gläubigen  oder  bestimmter  Kreise  derselben  dienen,  besteht,  an- 


t  S.  0.  S.  167  ff.,  171 ;  flelbstrentandllch,  lo- 
wett  es  sleli  um  das  Gebiet  deaweltliohen  Hechtes 
kindelt,  aach  die  dort  dargelegten  Nonnen  des 
gemeinen  und  des  Partlkulazrechtes. 

Geweüite  Bildez  dagegen ,  welche  sich  im  Ge- 
bnoehe  der  einzelnen  Gläubigen  befinden  und 
diesen  elgenihfimUch  gehören ,  stehen  rechtlich 
den  geweihten  Kerzen,  Palmen  n.  s.  w.  gleich. 
S.  0.  S.  162.  Nicht  einmal  dieüeberlassnng  der- 
selben an  Heiden  ist,  falls  keine  Gefahr  der  Pro- 
faidnmg  vorliegt,  and  die  Absicht  obwaltet ,  die 
letzteren  dadurch  zum  christlichen  Glauben  zu 
fohlen,  TOD  derCongr.  off.  Terboten  worden,  Col- 
lect, mitelon.  Paris  1880.  p.  628.  n.  1174. 

>  Wenn  dieCk>ngr.  couc.  entschieden  hat,  dass 
lelehe  Bilder ,  welche  in  hoher  Verehrung  beim 
Telke  stehen,  nicht  ohne  Genehmigung  des  päpst- 
lichen Stahles  transferirt  oder  Teräussert  werden 
»Uen,  Bonix,  traet.  de  regularibus  ed.  II.  % 
292;  Ferraris  s.  y.  imagines  n.  37,  so  braucht 
dsflir  die  Extravagante  Ambitiosae  (s.  o.  S.  271. 
D.7.)  nicht  massgebend  gewesen  zu  sein,  vielmehr 
kann  dafür  auch  dieo.  S.  271  gedachte  Anschauung 
den  Ausschlag  gegeben  haben. 

Wegen  der  profanirenden  Behandlung  solcher 
BOder  s.  o.  &  169  und  c.  2  i.  f.  (Gregor  X.)  in 
VIto  de  off.  ordin.  I.  16. 

>  Wie  dies  bei  den  oben  S.  163  besprochenen 
xes  sacne  der  Fall  ist* 

«  L.  Thomessin,  historia  festor.  Per.  1682. 
IL  öfter;    Jac.  Gretserus,  de  festis  christia- 


norum  lib.  II.  in  opp.  Batiabon.  1735.  Tom.  Y. 
P.  II;  Jos.  Yal.  Paur,  d.  h.  Zeiten  u.  Feste 
d.  kath.  E.  geschieht!,  dargestellt  Prag  1820; 
M.  A.Nickel,  die  heil.  Zeiten  und  Feste  nach 
ihrer  Geschichte  und  Feier  in  d.  kath.  Kirche. 
Mainz  1836.  2.  Ausg.  1844.  6  Bde.;  Augusti, 
die  Feste  d.  alten  Christen  (Denkwürdigkeiten, 
Leipz.  18i7ff.  Bd.  I— ni)  3Bde.;  Binterim, 
Denkwürdigkeiten  d.  christ.-kath.  Kirche.  Bd.  V. 
Th.  1.  S.  Iff.;  Probst,  Art  Feste  in  W e t z e r 
u.  Weite,  Kirchenlexikon.  2.  Aufl.  4,  1391  ff.; 
Prosper.  Lambertini  (BenedietXIV.),  com- 
ment  de  J.  Ohr.  matrisque  eins  festis.  Patav.  1745. 
1752.  2  Tom. ;  N.  Nilles,  de  rationibus  festo- 
rum  mobilium  utriusque  ecdesiae  ocdd.  atque 
Orient  comm.  Vlndob.  1868;  Traittf  des  fetes  in 
den  Analect  iur.  pontif.  1863 ,  p.  1349 ff.;  Jos. 
F essler,  Ueber  die  abgeschafften  Feiertage  etc. 
in  Arch.  f.  kath.  K.  B.  5,  186.  321.  (Vermischte 
Schriften.  Freiburg  1869.  S.  216 ff.);  Bouix, 
de  iure  liturgico.  ed.  3.  Paris  1873.  p.  347. 

&  Wie  die  Konventualmesse  und  der  Ghordienst 
bei  den  Kathedralen  undKollegiatkirchen,  Bd.  IL 
S.  141. 

^  So  der  Sonntag  zur  fortwährenden  Erinne- 
rung  an  die  Auf  erstdiung  Christi,  femer  vor  Allem 
Weihnachten,  Ostern,  Pfingsten. 

^  Wie  die  Marienfeste,  Festtage  der  Apostel, 
Märtyrer  oder  die  Feste  zur  Feier  besonderer  Ge- 
heimnisse, das  Frohnleichnamsfest 
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dererseits  auch  diese  letzteren  yerbniideB  sind  ^  dem  Gottesdienste  beuEiiwohnen  nnd 
sieb  der  Andacht  zn  widmen,  sowie  auoh  aller  Arbeiten,  Geschäfte  nnd  Vergnttgongen, 
welche  diese  stören  nnd  hindern,  zn  enthalten.  Vom  Standpunkte  der  spfttoren  Elni- 
Wicklung  und  der  heutigen  Verhältnissen  genügt  aber  sohon  das  Vorhandensein  der 
erstgedachton  Pflicht,  um  den  Tag  noch  immer  als  kirchlichen  Festtag  erscheinen  sa 
lassen,  und  das  Hinzutreten  des  zweiten  Momentes  begründet  nur  einen  besonderen 
rechtlichen  Charakter  der  betre£fenden  Festtage  ^ 

U.  Geschichte.  Die  Feier  der  wichtigsten,  an  die  Begebenheiten  der  christ^ 
liehen  Erlösung  erinnernden  Feste,  wie  auch  des  dem  Andenken  an  die  Auferstehung 
Christi  gewidmeten  Sonntags  hat  sich  naturgemftssvon  selbst  in  den  ersten  christlichen 
Gemeinden,  also  durch  Gewohnheit  festgestellt 2,  und  ist  selbstverständlich  seitdem 
mit  der  Ausdehnung  des  Christenthums  weiter  verbreitet  worden^.  Zu  besonderen 
desfallsigen  Anordnungen  der  kirchlichen  Leitungsorgane  lag  daher  zunächst  kein 
Bedürfiiiss  vor,  und  noch  Jahrhunderte  lang  hat  sich  ein  solches  kaum  geltend  ge- 
macht. Lokale  Feiern  wuchsen  aus  dem  Bedürfnisse  des  Volkes  und  der  Geistlichkeit 
heraus,  und  die  Uebertragung  der  in  einzelnen  Theilen  der  Kirche  gefeierten  Feste 
auf  andere  Gebiete  geschah  gleichfalls  durch  Gewohnheit,  indem  die  Verbreitung  der 
verschiedenen  Ealendarien  und  Martyrologien  über  ihre  Entstehungskreise  hinaus 
dabei  fördernd  hinzutrat.  Für  diese  Art  der  Entwicklung  spricht  der  umstand,  dasa 
fdr  eine  Reihe  von  Jahrhunderten  hindurch  sehr  wenige  Anordnungen  über  die  Ebi- 
führung  von  Festtagen  vorhanden  sind,  und  dass  auch  diese  mehr  das,  was  sich  ge- 
wohnheitsmässig  festgestellt  hatte,  fixiren,  als  dass  sie  neue  Bestimmungen  treffen^, 
andererseits  aber  im  9.  Jahrhundert  gegenüber  den  älteren  Zeiten  eine  entschiedene 
Vermehrung  der  kirchlichen  Feste  und  Feiertage  hervortritt  \ 

Nach  der  Lage  der  damaligen  Verfassungsgestaltung  der  katholischen  Kirehe, 
in  welcher  sich  noch  nicht  das  oberste  Gesetzgebungsrecht  einer  Centralinstanz ,  des 
Papstthums,  entwickelt  hatte,  waren  es  allein  die  partikulären  Verwaltungs-  und  Oe- 
setzgebungsorgane  für  die  einzelnen  Theile  der  Kirche  und  für  die  verschiedenen  Län- 
der,  welchen  die  rechtliche  Befugniss  zukommen  konnte,  in  Betreff  der  kirchlichen 
Festtage  Anordnungen  zu  erlassen.  Das  verhältnissmässig  geringe,  erhaltene  Quellen- 
material ergiebt,  dass  ein  solches  Recht  von  den  einzelnen  Bischöfen^,  femer  aber 


*  Dass  der  Tag  jährlich  in  regelmäsBlger  Wie- 
derkehr gefeiert  wird ,  gehört  nicht  znm  Begriff 
des  Festtages,  sondern  nnr  des  ordentlichen.  Der 
ansserordentliche  Festtag,  welcher  ans  Anlass 
eines  besonderen  für  die  Kirche  wichtigen  Er- 
eignisses gefeiert  wird ,  ist  gleichfalls  ein  Fest- 
tag ,  wenn  mindestens  das  eine  der  im  Text  ge- 
dachten Momente  vorliegt. 

2  Die  apostolischen  Konstitutionen  VIII.  32 
schreiben  die  Einsetzung  dieser  Feste  der  An- 
ordnung der  Apostel  Petrus  und  Paulus  zu,  wohl 
deshalb ,  weil  diese  wenigstens  zum  Thell  schon 
von  den  Aposteln  gefeiert,  und  demnächst  auch 
von  den  ältesten  Christengemeinden  beobachtet 
worden  sind. 

3  Dass  in  diesen  Zeiten,  wie  auch  noch  später, 
die  ganze  Entwicklung  wesentlich  auf  Gewohn- 
heit beruht,  zeigt  der  Umstand,  dass  sich  bei  den 
meisten  Festen  nicht  genau  bestimmen  lässt, 
wann  und  wo  sie  aufgekommen  sind,  vgl.  F  e s s- 
leri.  clt  Arch.  S.  190. 191. 


*  S.  die  Anführungen  in  den  folgenden  An- 
merkungen. 

^  Vgl.  die  nachfolgenden  Oitate  aus  der  karo- 
lingischen  2eit;  femer  die  In  den  Beginn  des 
9.  Jahrh.  zu  setzenden  8.g.  Statuta  Bonifac  c.34, 
Mansil2,  386;  cap.  Salisburg.  a.  799  0.  800. 
c.  41 ;  Boretius  capit  1,  230  (in  Betreff  der 
Marlenfeste).  S.  auch  FesslerS.  190 ff. 

^  S.  die  Aufzählung  der  bei  Gregor.  Turon. 
bist.  Francor.  X.  31,  SS.  rer.  Meroving.  1. 1,  445, 
von  dem  Bischof  Perpetuus  v.  Tours  (etwa  460 
bis  490)  eingeführten  Feste.  Vgl.  auch  die  fol- 
gende Anm.  und  Binterim  a.  a.  0.  S.  295. 

Für  die  karolingische  Zeit  s.  c.  8  der  Ga- 
pituU  des  Bischofs  Hatte  v.  Basel  u.  822,  Mansi 
14,  395:  „Octavo  pronuntiandum  est,  ut  soiant 
tempora  feriandi  per  annum,  1.  e.  omnem  dorn!« 
nicam  a  mane  usque  ad  vesperam,  ne  iudaismo  ca- 
piantnr.  Feriandi  vero  per  annum  ist!  sunt  diea : 
Natalis  domini,  s.  Stephan! ,  s.  Johannis  eraage- 
listae,  InnocenÜum,  octava  domini,  Theophania, 
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aneb  von  den  National-  oder  Reiehssynoden  \  ja  selbst  von  den  Fürsten ,  so  lange 
sie,  wie  die  Karolinger ,  snnflohst  in  ihrem  Reich  In  kirchlichen  Sachen  die  Gesetz* 
gebongsgewalt  besassen^,  ansgelibt  worden  ist  3.  Als  das  letssiere  im  Verlauf  der 
mütelalterlichen  Entwicklung  fortge&llen  war  *,  waren  es  nunmehr  znnftchst  die  Bi- 
aehöfe^  und  die  kirchlichen  Synoden^,  welche  noch  allein  eine  derartige  BeAigniss, 
fteüich  blos  fllr  ihre  Sprengel,  besassen. 

Seit  dem  11.  Jahrhundert,  etwas  früher  als  das  pftpstliche  allgemeine  Gesetz- 
gebnngsreeht^,  hat  sich  aber  das  Recht  des  Papstes ,  Festtage  für  die  ganze  Kirche, 


pariflcatio  t.  Mariae,  8.  Pascha  .  .  .  logationibus 
triboB  diebns,  ascensio  domlul,  sabbatums.  Pen- 
tecoftes,  B.  Joannis  bapüstae,  XII  apostoloram, 
maiime  as.  Petri  et  Pauli. . .  assumptio  b.  Mariae, 
dedieatio  basllloae  s.  Michaelis  archangeli ,  de- 
dlatiocniuBaimqueoratorii  seu  ooluslibetsancti, 
in  colns  honore  eadem  ecolesia  f undata  est,  quod 
neinistantum  dieummorantibus  Indicendum  est, 
tton  generaliter  omnibus ....  Reliquae  festlvl- 
tates  Teio  per  aimam,  s.  Remigii,  s.  Mauiitii,  s. 
Hartiiii  non  sunt  cogendae  ad  feriandum,  nee 
ttmen  prohibendum,  si  plebes  hoc  caste  et  zelo 
dei  capiunt  exexcere''  (mit  gewissen  Aendeiuogen 
ueh  in  a,  1.  Dist.  HI.  de  cons.),  s.  ferner  cap. 
Hoardi  archiep.  Turon.  a  858,  c  61,  H ardo u i n 
5,  454;  cap.  Walteri  Aurelian.  a  871.  c.  18, 
Mansi  15,  ÖOa 

1  So  hat  die  erste  von  Chlodwig  511  nach  Or- 
leü»  bemfeDe  merowingisehe  Nationalsynode 
(Bd.  UI.  S.  539)  G.  27  die  Feier  der  dreitägigen 
Bogationen  für  alle  Kirchen  des  Reiches  Torge- 
Kkrieben ,  nachdem  diese  wahrscheinlich  zuerst 
foo  dem  \k.  Mamertus ,  Bischof  t.  Yienne  (um 
die  Mitte  de«  5.  Jahrh.)  für  seine  Diocese  ange- 
(adnet  waren,  Glhi  In  Wetzer  u.  Weite, 
Kirehenlexikon.  2.  Aufl.  2,  894,  und  die  west- 
gothisehe  Reichssynode,  X.  von  Toledo  656,  c  1, 
die  Feier  von  Maiiä  Verkündigung  im  Interesse 
der  Einheit  in  den  spanischen  Kirchen  auf  den 
18.  Dezember  —  abweichend  von  dem  romischen 
Bnuehe,  nach  welchem  das  Fest  für  die  Regel 
am 25. März  gefeiert  wurde  und  wird,  B  In  ter  i  m 
a.  a.  0.  S.  154  —  festgesetzt. 

«  Bd.  DL  S.  706  ff. 

'  So  ordnet  von  den  belAnsegiscapituLlib.  II. 
Bitgetheilten  Kapitularien  Ludwigs  d.  Fr.  c  33 
1.  a.  auch  die  Feier  der  assumptio  s.  Marlae  an. 
Die  gewöhnliche  Auffassung  (soBinterima.a. 
0.  S.294;  Boretius  capit.  1,  178)  geht  dahin, 
dan  dies  durch  das  Konzil  v.  Mainz  813,  c.  36, 
Mansi  14, 73.  geschehen  sei.  Dasselbe  war  aber 
blos  eine  vorbereitende  Synode,  Bd.  III.  S.  550; 
wenn  es  daher  in  dem  capit.  Caroli  M.  bei  An- 
aegis.  I.  168.  a.  £.  heisst :  .J>e  adsumptione  s. 
Marlae  interrogandum  reliqulmus"  (s.  auch  Bo- 
letius  1,  178.  0.  19),  also  darüber  noch  eine 
weitere  Berathung  (offenbar  mit  den  Bischöfen) 
vorbehalten  wird ,  so  kann  die  Mainzer  Synode 
nieht  in  ihxem  c.  36  diese  Frage  zum  Abschluss 
gebracht  haben ,  sondern  es  hat  vielmehr  umge- 
kehrt Karl  d.  Chr.  auf  ihren  Vorschlag  in  dem  cit 
e.  36  die  deflnitlve  Beschlussfassung  bis  zur  Ein- 
holung der  Qutachten  der  Bischöfe  anderer  Pro- 
vinzen ausgesetzt   Das  wird  dadurch  bestätigt, 


dass  Ansegis  noch  827  das  Kapitular  Karls  in 
Buch  I.  als  c.  154  aufgenommen  hat,  und  erst  in 
II.  33.  die  betreffende  Anordnung  Ludwigs  d.  Fr., 
welche  fast  wörtlich  dem  c.  36  des  Mainzer  Kon- 
zils entspricht,  wiedergiebt  Der  letztere  kann 
also  die  fragliche  Bestimmung  in  Gemässbeit  der 
y erschlage  der  gedachten  Synode  (vgl.  auch  Bo- 
retius 1,  312.  c.  3)  erlassen  haben. 

Dafür,  dass  für  das  karoliugisohe  Reich  nur 
durch  den  König,  bez.  Kaiser  allgemeine  Fest- 
tage eingeführt  werden  konnten,  spricht  auch  ep. 
Cathaulfi  ad  Carol.  M.  u.  775,  Jafftf ,  monum. 
Garol.  p.  340 :  „ml  rex,  sl  vobis  placeat  hoc  con- 
silium,  pro  bis  omnibus ,  pro  te  et  pro  exerdtu 
christianorum :  ut  unum  diem  post  ieiunium  in 
anno  in  honore  s.  trinitatis  et  unitatlB  et  ange- 
lorum  et  omuium  sanctorum  celebrem,  constitues 
super  regnum  tuum  cum  consillo  synodi  Fran- 
eorum ;  et  missam  s.  Michaelis  et  s.  Petri  passio- 
nem  in  publice  celebrare  xegno  tue  constitues.'' 

*  Der  Uebergangszelt  in  Deutschland  gehört 
das  in  Anschluss  an  das  Erfurter  Konzil  v.  932 
in  demselben  Jahre  abgehaltene  bairische  zu 
Dingolflng  an ,  welches  gleichfalls  die  zu  feiern- 
den Festtage  bestimmt  hat,  LL.  3,  483. 

^  In  c.  1.  Dist.  III.  de  consecr.  ist  (schon  nach 
dem  Vorgang  Burchards  v.  Worms  II.  77,)  die  o. 
S.  280.  n.  6.  mitgetheilte  Stelle  aus  Hatte  v.  Basel 
nach  den  Worten :  „dedicatlo  cuiuscumque  ora- 
torii'S  dahin  geändert :  „et  omnium  sanctorum  et 
s.  Martini  et  Ulae  festivitates ,  quas  singuli  epis- 
copi  in  suis  eplscoplis  cum  populo  coUaudaverint, 
quae  vicinis  tantum  ciroummorantlbus  indicendae 
sunt,  non  generaliter  omnibus",  also  das  Recht 
der  Bischöfe,  nach  Bedürfniss  des  Volkes  lokale 
Feste  anzuordnen,  allgemein  anerkannt,  und  dies 
ist  auch  in  c.  5  (Gregor.  IX.)  X  de  feriis  II.  9 : 
„ceterisque  seien  nitatibus  quas  singuli  episcopi 
in  suis  dioecesibus  cum  dero  et  populo  duxerint 
solenniter  venerandas''  wiederholt  Vgl.  ferner 
c.  2  (Alex.  III.),  eod.,  nach  welchem  das  Trini- 
tatsfest  noch  nieht  in  Rom  eingeführt  war ,  aber 
die  Feier  In  den  verschiedenen  Provinzen  bei 
etwaigem  Herkommen  unbeanstandet  gelassen 
wird. 

0  Desfallsige  Bestimmungen  in  den  Provinzial- 
synoden  v.  Oxford  1222.  c.8,  Mansi  22,  1153; 
Trier  1227.  c  6.  i.  f.  und  Tarragona  1239.  c.  3, 
L  c.  23,  31.  513;  Marciac  1326.  c.  42,  1.  c  25, 
793;  London  1328.  o.  1.  2,  1.  c.  p.  829,  ferner 
in  der  von  mehreren  Provinzen  gehaltenen  Synode 
V.  Toulouse  1229  (Bd.  HI,  S.  536.  537)  c.  26, 
1.  0.  23,  200. 

7  Bd,  III.  S.  725  ff. 
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I.  Die  Hierarchie  und  die  Leitung  der  Kirche  durch  dieselbe. 


[§.  213. 


deren  Anordnung  Ar  die  erwähnten  Organe  wegen  ihres  territorial  beschrftnkteii 
Wirkungskreises  unmöglich  war^  Im  Zusammenhange  mit  den  snnächst  ron  einzelnen 
Bischöfen  nachgesuchten  Heiligsprechungen  ^  entwickelt.  Nachdem  die  Pftpste  zuerst 
nur  die  Verehrung  des  neuen  kanonisirten  Heiligen  angeordnet  hatten  2,  war  es  blos 
ein  weiterer^  nahe  liegender  Schritt,  wenn,  wie  dies  schon  von  Benedikt  IX.  ^  (1042) 
und  von  Leo  IX.^  (1050)  geschehen  ist,  zugleich  ein  bestimmter  Tag  als  Feet  des 
Heiligen  vorgeschrieben  wurde  ^.  Als  sich  im  Lauf  des  1 1 .  Jahrhunderts  das  oberste 
päpstliche  Gesetzgebangsrecht  festgestellt,  und  demnAdist  das  Papstthum  seine  cen- 
trale Stellung  erlangt  hatte,  verstand  sich  die  erwähnte  Befugniss  als  Ausfluss  des 
ersteren  von  selbst,  und  ist  von  den  Päpsten  namentlich  seit  dem  13.  Jahrhundert <^ 
fort  und  fort  ausgeübt  worden.  Mit  der  in  Folge  der  Kreuzzüge  und  der  Vermehrung 
der  Mönchsorden  eingetretenen  Erweiterung  der  Zahl  der  Heiligen  und  der  immer 
grössere  Ausdehnung  annehmenden  Verehrung  der  Jungfrau  Maria  ^  wuchs  die  Zahl 
der  allgemeinen  und  der  lokalen  Kirchenfeste  und  damit  die  der  Festtage  so^  an, 
dass  dadurch  nicht  nur  das  bürgerliche  Erwerbsleben  empfindliche  Störungen ,  son- 
dern auch  die  Moral  des  Volkes  schwere  Schädigungen  erlitt,  und  seit  dem  14.  Jahr- 
hundert sowohl  seitens  der  Geistlichkeit^,  wie  auch  seitens  der  Fürsten  eine  Reihe 


1  S.  darüber  8.  242  ff. 

2  In  der  ältesten  Kanonisationsbulle  Johanns 
XY.  V.  993  für  den  heil.  Ulrich  Ton  Angsbnrg, 
M  a  n  8 117, 170  heiut  es  nur :  ^^qnatenns  memoria 
Udalrici  .  .  .  diTlno  cultul  dlcata  existat  et  In 
landlbns  dei  devotlsslme  persolvendis  semper 
valeat  proflcere.'' 

8  Beyer,  mlttelrhein.  Urkdbob.  1,  870,  betr. 
den  h.  Simeon  ▼.  Trier:  „sanctnm  procnl  dubio 
esse  nominandnm  eiusqne  natalem  singulls  annis 
recnrrentem  passim  soUempniter  observandum 
et  ferialiter  oelebrandnm  ae  venerandum  ad  instar 
diei  festi.^ 

4  Auf  der  römischen  Synode  y.  lOÖO,  Bd.  III. 
S.  517.  n.  8. 

6  Maus!  14,  770:  „Decrevimus  igitur  sie  an- 
nuente  et  laudante  synodo,  nt  ex  hoe  sanctus 
habeatur  (Gerhard  ▼.  Toni)  et  sanctns  eolatur 
8  Kai.  Maias  tarn  Lenchae,  sieut  s.  Mansnetus  et 
s.  Aper,  qttam  ubique  terrarum  sicut  caeteri 
sancti.^  Eine  gleiche  Festsetzung  für  Campanien 
in  Betreff  des  heiliggesprochenen  Peter  ▼.  Anagni 
in  der  Kanonisationsbnlle  Paschalis'  II.  v.  1109, 
Man8i20,  1001. 

«  8.  0.8.9.  n.  1. 

^  Vgl.  Gieseler,  Kirohengesch.  4.  Aufl.  II. 
2,  458 ff.  467  ff.  und  II.  3,  477.  478. 

5  8.  die  folgende  Anmerkung. 

9  Vgl.  das  vom  Erzbischof  v.  Ganterbnry  1362 
abgehaltene  Konzil  v.  Maghfleid,  Ma  n  s  1 26, 417 : 
„inconstantia  tarnen  hnmana,  nt  plerumque  in 
deteriora  labente,  quod  in  electorum  dei  receptum 
erat  honorem,  eouversnm  est  in  blasphemiam 
et  abominationem ,  dum  videlicet  conTonticalae, 
negotiationes  et  alia  exercitia  illicita,  dlebns 
huiusmodi  potissime  ingeruntur:  qnod  vero  ad 
doTottonis  parabator  compendinm,  in  dissoln- 
tionis  erigitur  cumnlum,  dum  in  Ipsis  festivi- 
tatibus  colitur  tabema  potius  quam  ecclesia, 
commessatlones  abuudant  et  ebrietates  ubertus 
quam  lacrymae  et  orationes ;  lasoiiriis  inslstitur 


et  contumeliis  magis  quam  otio  eontemplatioBls 
et  quod  praetermittendum  non  est,  mercenaxii, 
sine  quorum  operibns  reapublica  xegi  non  ]M»terit, 
snb  coloreliclto  sicabopeiibus  meehanicis  diebus 
etlam  quos  sibi  festiYOS  oonstituunt,  et  sanotornm 
Yigiliis ,  abstinent ,  licet  non  minus  per  hebdo- 
madam  caplentes  propterea  de  salario ,  quo  atl- 
Utas  reipublieae  gratlter  retaidatur ,  quin  potius 
impeditur :  nee  propter  dei  honorem  sieut  deoeret, 
sabbatizant,  sed  etlam  iuxta  praemissa,  deum 
ipsum  et  sanetam  ecclesiamln  diebus  haiasmodl 
per  abominationes  suas  peseimas  soandalizaitt, 
tamquam  solemnitates  ipsae  ad  profiuiationes  oi 
perversltatls  exerdtlum  gratis  faeilnt  instttatae; 
quaequanto  magis  protenduntur  in  numero,  tanio 
abundantius  cultores  abusionum  huluamodl  in 
suis  excessibus  insolescunt.  Ut  igitur  tarn  super- 
stitiosls  adinventionibus .  . .  oecuiratur  .  .  .  re- 
servata  facultate  viiis  ecolesiasticis  allisqao  ma- 
ioribus  ac  sibiipsis  sufftelentibus  quorumcarnque 
festorum  ...  in  ecclesiis  suis  Tel  cappelliA  so- 
lemniter  celebrandi ,  de  f^atmm  nostrornni  con- 
silio  dies  festos  praesentlbus  inserere  duKtmut, 
quibus  videlioet  ao  universis  populaxium  opecibna 
etlam  reipublieae  utllibus ,  per  nostram  Gantaa- 
riens.  prorinciam  fueritregulaiiterabstinendum : 
In  primis  sacr.  diem  dominicum  ab  hora  diel  sab- 
batl  vespertinainchoandum,  non  antehoram  ipaam 
praeyeniendum ,  ne  iudalcae  oonfessloniB  partl- 
cipes  vldeamur,  quod  in  festls  quae  suas  habent 
vigiUas  observetur.    Item  festa  nataüs  domini; 
sanctorum  Stephaui,  Joannis,  Innoeentliuii,  Tho- 
mae  martyrls;    elrcumdsionis ,  epiphaniae    do- 
mini,  puriflcatlonisb.Mariae,s.  Matthiae  apostell, 
annunoiatlonis  s.  Marlae,  s.  parasceves  ,   paseliae 
cum  III  diebus  sequentlbus,  s.  Mard  erangeUstae, 
apostolorum  Philippi  et  Jaoobi,   inTentloiiis  a. 
crucis,  ascensionis  domini ,  pentecostee   enia  III 
diebus  sequentlbus,  corporis  Christi,  nativitatis 
8.  Joannis  baptistae ,  translationis  e.  TKomae ,  a. 
Mariae  Magdalenae,  s.  Jacobi,  assumptionis  a. 


}.  213.] 


Die  Verwaltang  des  Kultus.  Die  Festtage  und  Feiertage. 


283 


TOI  Klagen  wegen  der  durch  die  vielen  Feiertage  herbeigefthrlen  üebelsiände  erbeben 
wurden'.  Trotzdem  bat  das  Trienter  Konzil  keine  entschiedenen  Reformen  vor- 
genonmien^,  vielmehr  ist  erst  durch  Urban  VIII.  in  seiner  Buller  Umversa  vom 
13.  September  1642  in  Folge  der  Bitten  vieler  Bischöfe,  welche  ihm  die  Unhaltbarkeit 
der  bestehenden  Verhältnisse  dargelegt  hatten ,  die  Zahl  der  von  den  Olftobigen  zu 
feiernden  Festtage  vermindert  ^  und  gleichzeitig ,  um  eine  abermalige  Vermehrung 
solcher  Tage  durch  lokale  Feiern  zu  verhindern,  an  die  Ordinarien  die  Ermahnung 
erlassen  worden,  sich  möglichst  der  Anordnung  neuer,  allgemein  zu  beobachtender 
Feiertage  zu  enthalten 4.  Die  Bulle  ürbans  Vni.  erwies  sich  aber,  weil  sie  noch 
niokt  eingreifend  genug  vorgegangen  war ,  ftlr  die  Beseitigung  der  bisherigen  Miss- 
nüade  nicht  als  ausreichend^.  Schon  in  der  ersten  Hälfte  des  18.  Jahrhunderts 
vnrden  von  den  Bischöfen  verschiedener  Länder,  zum  Theil  aueh  von  einzelnen 
weltlichen  Fürsten ,  unter  Hinweis  auf  die  frflher  schon  wiederholt  hervorgetretenen 
vsd  nicht  definitiv  beseitigten  Nachtheile,  dem  päpstlichen  Stuhle  ^  mehrfach  Gesuche 


Muiae,  b.  Bartiiolom&ei,  b.  LanTentÜ,  natititatis 
s.  Mariae,  exaltatlonls  a.  Grads,  s.  Mattbael  apoa- 
toli,  ft.  Mlohaelia,  s.  Lucae  evangelistae ,  aposto- 
loram  Simonis  et  Judae ,  omnium  sanctorum ,  s. 
Andieae  apostoli,  s.  Nicolai,  conceptionis  b.  Ma- 
die, &  Thomae  apostoli,  dedicationnm  ecclealamm 
paiodiialliim  et  sanctoram,  in  quornm  bonore 
eceleeiae  paiocbiales  dedieantur,  -aliaque  festa 
qaae  singulis  dictae  pTovlndae  dloeeeslbus  per 
loconim  ordinariOB  ex  oerta  sclentia  peeullariter 
Indieantiir.'* 

1   8.  namentUcb  die  centam  graTamina  der 
deotsoben  Nation  o.  37,  Gaertner,  Corp.  lur. 
eedea.  2,  182 :  „Insnper  et  feriamm  featorumque 
dleram  tanta  copia  laiconim  Tulgns  non  medio- 
edter  nTgetnr.  Nlmlniin,  qnnm  tot  aint  leligioBl 
facti  dies,  nt  tIx  aegre  tempne  agrleolis  Buppetat, 
quo  fraetuB  agrl ,  tot  Budoribns  e  terra  pellectos, 
ijiqnando  aqua,  plnvla  immodioove  aesta ,  non 
nro  etlam  grandine  aliave  tempestate  periolitantes, 
in  borrea  eonferant ,  qnoB  tarnen  fraetns ,  bI  non 
ferianun  solennlbns  praepeditl  forent,  oommode 
ant  citra  lactnmm  ex  agro  legere  domnmque  ferre 
potaiBsent.    Adde ,  quod  feriatis  qnoqne  diebuB, 
qni  dubio  proenl  bono  conslllo  ao  in  dei  opt  max. 
honorem  primnm  bene  sunt  ferlati ,  innumera 
peipetrantnr  delleta  peocataque  et  Boelera  potins, 
quam  bis  omnipotenB  eolatnr  veneretnrqne.   Id 
qnod  res  ipse  notorlnm  faeit ,  tantnm  abest  nt 
testibns  boc  egeat.  £amqne  ob  cansam  Sacr.  Ro- 
man. Imp.  BtatUB  lald  consnltins  pntent  ac  rel- 
pnblleae  cbrlstianae  oondndbillus,   si  effraenls 
fertamm  (qnae  anlmlB  qnam  extemo  cnltn  chris- 
ttaniSy  h.  e.  bis,  qnlbns  a  peccatis  semper  f eriandnm 
est,  reetiuB  eelebrantnrj  feBtommqne  dlerum  nn- 
mere  panlo  ooerceatur  in  arotnm  mlnnatnrqne.^ 

'  8es6.  XXY.  decr.  de  inyoe.  sanotor.  bestimmt 
mir :  ^^et  sanotoram  oelebratione  ac  reliqnlamm 
▼isitattone  bomines  ad  commeflsationes  atqne 
eMetates  non  abntantnr ,  quasi  festi  dies  in  ho- 
BoreiD  sanctorum  per  Inxnm  ac  lasdvlam  agan- 
ter.** 

>  BnlL  Tanrin.  16,  206:  „dedaramns  iufra 
scriptas  dnmtaxat  dies  pro  festis  ex  prae- 
eepto  eolendos  esse ,  qnos  nempe  vel  ab  inltio 
Teneimnda  sacravit  autiqnitUB  vel  universalis  ec- 


elesiae  probavit  oonsnetndo  vel  omninm  gentium 
unanlmls  pietasveneratur:  dominicoB  soll,  totius 
anni,  nativitatis  d.  n.  J.  C,  drcumoislonis,  epi- 
pbaniae,  resnrrectionis  com  duabus  pariter  se- 
qnentlbus  ferils,  ascenslonis,  pentecostes  cum  II 
pariter  sequentibuB  ferlis,  bb.  ^nltatis,  solemnl- 
tatls  corporis  Ghiisti  et  inventtonls  sanctae  emois, 
neonon  pnriflcattonis,  annuntiationis,  assumptio- 
nis  et  nativltatiB  deiparaevirginis,  dedicationis  s. 
Micbaelis  arcbangeli ,  nativltatiB  s.  Joannls  bap- 
tlBtae,  BS.  Petri  et  Pauli,  8.  Andreae,  s.  Jaoobl,  s. 
Joannls,  s.  Tbomae,  ss.  PhlUppl  et  Jacobi,  s.  Bar^ 
tbolomael,  s.  Mattbael,  bb.  Simonis  et  Judae  et 
B.  Mattblae,  Christi  domlnl  apostolorum,  item 
s.  Stephanl  protomartyris ,  s.  Silvestfl  papae  et 
oonfessoris,  s.  Joseph!  oonl  et  s.  Annae  deiparae, 
respectlve  sponsi  ac  genetrids,  solemnltatis  om- 
nium sanctorum,  atque  unlus  ex  princlpalioribus 
patronls  In  quorumque  regno  sive  provinda  et 
alterluB  pariter  prindpalioris  in  qnacumque  clvl- 
tate,  oppldo  velpago,  ubl  boB  patronos  baberl  et 
venerarl  contigerit.'' 

*  L.  c. :  „Ne  antem  dies  festos  a  locorum  ordi- 
narllB  nlmla  aliquorum  faeÜltate  ant  populorum 
Importuultate  delnceps  multiplicarl  contlngat, 
eoBdem  ordinailos  in  domlno  monemus,  ut  ad 
ecclesiaBticam  ublqne  servandam  aequalltatem, 
de  caetero  perpetuls  futuris  temporlbus  ab  In- 
dictione  sab  praeoepto  novomm  festornm  studeant 
abBtinere." 

^  Allerdings  hatte  Urban  YIU.  eine  Reihe  von 
FeBten  im  Vergleich  zu  den  in  c.  6  (Gregor.  IX.) 
X.  II.  9  dt.  aufgeführten  beseitigt,  Indessen  auch 
einzelne  neue  eingeführt ,  s.  die  nähere  Nach- 
weisung bei  Fessler  a.  a.  0.  S.209.  Dazu  trat, 
nachdem  schon  InnooenzX.  das  duich  Urban  VIII. 
zur  Unzufriedenheit  der  Spanler  aufgehobene  Fest 
der  Empfangniss  Maria  ffir  Spanien  durch  die 
const.  In  Ms  v.lO.  November  1644,  bull.  Taurln. 
16,  333,  wieder  eingeführt  hatte,  dieses  Fest  zu- 
folge der  const.  Clement  XI. :  Commissi  v.  6.  De- 
zember 1708,  1.  c  21,  338,  für  die  ganze  Kirche. 
Ueber  später  für  einzelne  Länder  neu  angeordnete 
Feste  8.  Analecta  lur.  pontif.  1863,  p.  1365  ff. 

^  Zuerst  aus  der  Provinz  Tarragona  1727,  noch 
unter  Benedikt  XIII.,  dann  seitens  einer  Reihe 
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am  weitere  Vermindening  der  Festtage  oder  wenigstens  um  Dispensation  von  dem 
Verbot  der  kneohtischen  und  groben  Arbeiten  an  den  letzteren  unterbreitet.  Dadurch 
fand  sich  Benedikt  XIV.^  veranlasst,  eingehenderVerhandlungen  Aber  die  zu  treffen- 
den Massnahmen  zu  veranstalten.  Das  Ergebniss  derselben  war,  dass  der  Papst  eine 
weitere,  der  von  ürban  YHI.  vorgenommenen  ähnliche  allgemeine  Verminderung  der 
Festtage  ablehnte,  dagegen  Abhfllfe  durch  Dispensertheilung  in  der  Weise  in  Aussicht 
stellte,  dass  unter  Festhaltnng  der  kirchlichen  und  weltlichen  Feier  der  wichtigeren 
Festtage  auf  das  Ansuchen  der  einzelnen ,  mit  den  Verhältnissen  ihrer  DiOceeen 
besser  vertrauten  Bischdfe  ftr  eine  Reihe  von  minder  hohen  Festen  zwar  die  Pflicht 
eine  Messe  anzuhören ,  für  die  OUubigen  fortbestehen ,  aber  den  Aermeren  die  Er- 
laubniss  zur  Verrichtung  ihrer  Arbeiten  gewährt  werden  sollte  2.  Diesen,  von  Bene- 
dikt XIV.  nach  dem  Vorgange  Benedikts  Xm.  betretenen  Weg  ^  hat  der  päpstliche 
Stuhl  bisher  eingehalten.  Keiner  der  Nachfolger  Benedikts  XIV.  hat  eine  weitere  allge- 
meine Reduktion  der  Festtage  vorgenommen ,  wohl  aber  sind  seitdem  fttr  eine  ganse 
Reihe  von  Ländern  Dispensationen  der  gedachten  Art  und  zwar  auch  mit  gleichzeiti- 
ger Reducirung  der  Festtage  und  mit  Entbindung  von  der  Pflicht,  die  Messe  an 
den  beseitigten  Tagen  zu  hören,  ertheilt  worden^. 


spanischer  Bischöfe  und  König  Philippfl  V.,  sei- 
tens der  Bischöfe  von  Neapel  und  Sisilien  und 
König  Karls  lY.,  sowie  seitens  des  Fürstbischofs 
Yon  Bamberg  In  den  Jahren  1740 — 1746  (unter 
der  Regierung  Benedikts  XIY .),  Fesslera.a.0. 
S.  212.  213.  Schon  Benedikt  XIII.  hatte  in  Folge 
dessen  eine  Dispensation  betreffs  der  Enthaltung 
Ton  Arbeiten  für  gewisse  Festtage  gewahrt. 
Aehnliche  Bewilligungen  Benedikts  XIV.  für 
einzelne  spanische  Diöcesen  und  für  Nizza  v« 
3.  September  1742  u.  11.  Aprill746,  eiusd.  bull. 
1,  94.  227.  S.  auch  die  folgende  Anm. 

1  Benedikt  XIY.  Terfasste  selbst  eine  umfang- 
reiche dlssert  de  Imminutione  festorum  de  prae- 
cepto,  welche  in  sein  Werk :  de  servorum  dei  bea- 
tiflcatione  et  canonizatione  beatorum  IIb.  lY.  p.  U. 
c.  16  aufgenommen  ist,  und  in  welcher  die  Im 
Text  und  in  der  vor.  Anmerkung  besprochenen 
Yorgänge  näher  dargelegt  werden,  und  unterbrei- 
tete sie  einer  Anzahl  gelehrter  Männer,  Kardinä- 
len, Bischöfen  und  Professoren  der  Theologie  und 
des  kanonischen  Rechts  zur  Begutachtung,  wie 
er  selbst  in  seiner  const,  Non  mnltl  v.  14.  No- 
vember 1748,  1.  c.  2,  231  erzählt.  Ygl.  auch 
Analecta  1.  c.  p.  1373. 

^  Gonst  Non  multi  clt. :  „ut  flrmam  et  ratam  re- 
linquentes  utramque  legem  de  audlenda  missa  et 
de  abstlnendo  ab  operibus  servillbus  in  omnlbus 
diebus  domlnlcls  et  in  praecipuis  qulbusdam  annl 
festivitatlbus ,  aliarum  minus  solemnium  sancti- 
iicationem  Ita  delnceps  fierl  permltteiemus ,  ut 
audlta  missa  reliquum  diel  tempus  pauperibus 
liberum  esset  ad  laboriosa  quaeque  opera  exer- 
cenda.  Neque  vero  facllem  adltum  apud  nos  in- 
veaerunt  aliorum  antlstltum  preces  qnl  festorum 
dlerum  Immlnutlonem  aUa  via  et  ratlone  in  suis 
dloeceslbus  flerl  optabant ,  translatls  nlmlrum  In 
dies  domlnicos  sauctorum  festivitatlbus  per  heb- 
domadas  occurrentibus".  Ygl.  auch  Benedict. 
XIY.  de  syn.  dioec.  XIH.  1&  n.  12. 

8  Const.  Cum  slcut  quaedam  v.  12.  Dezember 


1748  (reductio  in  regno  Neapolltano)  1.  c  2,  234 
und  ein  gleichlautendes  Breve  für  Oesteneloh  v. 
1745  Acte  hlstoiico-ecclesiastica  16,  907  ff.; 
Fesslera.  a.  0.  S.  217. 

i  So  schon  für  die  österreichischen  Erblande 
auf  Ansuchen  von  Maria  Theresia ,  weil  sieh  das 
von  Benedikt  XIY.  gegebene  nicht  ausreichend 
erwiesen  hatte,  von  Clemens  XIY.  Im  Breve  Tom 
22.  Juni  1771,  nach  welchem  auch  an  den  abge- 
schafften Feiertagen  die  Pflicht  zur  Anhörung 
der  Messe  aufhören  sollte ,  Fachmann,  K.  R. 
3.  Aufl.  2,  496;  FesslerS.  218 (ausserdem  von 
Plus  YI.  1776  für  die  unlrten  Griechen  der  Diö- 
cesen Fogaras,  Munkacs  und  Swidnitz,  Jetzt 
Kreuz,  mit  der  Ermächtigung  für  die  betreffen- 
den Bischöfe,  ausser  bestimmten  Hanptfeaten, 
die  sonst  bei  den  Orlechen  übliohen  Feiertage 
nach  eigenem  Ermessen  zu  vermindern ,  F  e  a  8  - 
1er  S.  219). 

Für  die  östlichen  Thelle  der  preussi- 
sehen  Monarchie  kommt  in  Betracht  das  zu- 
nächst für  Breslau  von  Clemens  XIY.  eriassene 
Breve  v.  27.  Januar  1772  und  das  für  die  gleiche 
Diöcese  ergangene,  dasselbe  ergänzende  nnd  re- 
produdrende  Breve  Plus'  YI.  v.  19.  April  1788, 
u.  a.  abgedruckt  bei  D  u  m  0  n  t,  Samml,  d.  kixehl, 
Erlasse  f.  die  Erzdlöcese  Köln  8.  164.  167,  des- 
sen massgebende  Bestimmungen  lauten :  „Reti- 
neantur  nempe  ac  celebrentur  festlvi  dies  resur- 
rectlonls  cum  sequenti  et  pentecostes  item  cum 
sequentiL  alilque  per  annum  dies  dominici  necnon 
nativltatls  domlni  n.  J.  C,  circumdsionis ,  epi- 
phaniae,  ascensionis  et  corporis  Christi ;  tum  T, 
dlcati  b.  Marlae  virgini,  s.  puriflcationls,  annuucia- 
tionis,  assumptlonls ,  natlvitatis  et  conceptlonia, 
praeterea  ss.  apostoL  Petri  et  Pauli,  omnium  sauc- 
torum et  s.  Stephanl  protomartyris  et  unius  tan  tum 
prlnclpalioris  patroni.  Sed  si  alicubi  plures  patvo- 
nos  aeque  principalioreshaberl  contigerit,  dili|pea- 
ter  Inquiras  necesse  est,  vener.  firater,  qninam  ex. 
diotls  prlnclpalioribus  potiorem  cultum  et  vene- 
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In  Frankreioh  hat  man  trotz  dieser  Entwieklnng  bis  zum  Ende  des  18.  Jahr- 
hnndertB  noch  daran  festgehalten ,  dass  den  Bischöfen  auf  Omnd  der  alten  Kanones 
du  Recht  zustehe,  die  Festtage  zu  vermindern  K  Daher  sind  nach  dem  Erlass  Bene- 


ntionem  in  ea  vel  elTitate  vel  oppido  vel  pago 
kabMt  et  elas  tantam  festivitatls  praeoeptum 
designes.  Dies  autem  f estivltatis  patroni  culusque 
loci  Don  ea  imposterum  slt,  quae  piopria  dicitnr, 
8ed  dominlca  lUes ,  quae  propriam  diem  proxlme 
gubeeqnetai  in  eamque  festum  cum  officio  et 
müsa  eadere  necnon  et  praeceptom  intelligatur 
. . .  ladulgemus  etiam  ac  Tolumus ,  ut  solemnia 
«SBomptionts  et  naTitatis  b.  Mariae  virg.  festa 
(quaeomnino  retlnenda  sunt)  transferas  in  do- 
ndnicam  diem  infra  octa^am ,  ita  ut  ea  ipsa  die 
offtda'et  miasae,  tanquam  lila  festa  suo  loco  mota 
non  faerint,  celebrentur,  facta  In  officio  et  missa 
eommemoxatione  dominicae  iptoque  etiam  trans- 
Uto  in  antecedentem  sabbati  diem  ieiunio  .... 
ti  in  aliqno  loco  sit  ipse  (s.  Laurentius)  princi- 
ptlior  patronus,  pio  eo  loco  .  •  mandamus,  ut 
is  piindpalior  patronus ,  s.  nlmirum  Laurentius, 
snam  babeat  flxam  statamque  festivltatem  in  ea 
dominica  die  quae  diem  propriam ,  Xam  nempe 
ID.  Angusti  proxlme  antecedit    Praeterea  cum 
Bomssiae  rex  significayerit  nobis,  se  vebementer 
cnpeie ,  ut  deslgnetur  dies  pro  solemnibus  quo- 
tuuils  ad  deum  faclendis  predbus  ad  obtinendos 
oberes  ex  agrls  proventus ,  qui  dies ,  seil,  feria 
lYa  Illae  hebdomadae  post  pasoha  sit  festivus 
. . .  tibi  committimus,  ut  eum  ipsum  assignes 
pro  solemnibus  eiusdem  precibus  quolibet  anno 
eelebrandis  diem  tuisque  dioeeesanis  ....  indi- 
eas.   In  praefatis  igitar  omnibus  festis  diebus 
pro  vetere  catbolicae  ecolesiae  instituto  ohristi- 
lldeles  sacria  adesse ,  a  servlllbus  operlbus  absti- 
aere  et  ieiunium  in  eorundem  vigiUis ,  quibus 
adnexum  sit,  observare  debeant  et  teneantur.  In 
reUquis  Tero  festis  non  solum  laboriosas  artlum 
eierdtationea  et  serrilia  opera  pexmittimus  et 
indulgemos ,  sed  insuper  eosdem  christifldeles  a 
qaaeumque  Tlgiliae  seu  ieiunii  praecedentlbus, 
dommodo  aliunde  Tel  ratione  quadragesimae  Tel 
xatlone  qnatuor  temporum  non  praeclpiatur  et 
aadiendi  misaam  in  praedictis  festis  obligatione 
absolTimus  et  liberamus'^     Für  die  Erzdiöeese 
PosenTgl.übrigensnoch Fürsten tbal,  SammU 
aller  d.  Kirchen-  und  Scbulwesen  betr.  Gesetze. 
Coslin  1838 ff.  1,  414,  femer  Lemann,  Pro- 
Tinzialreeht  der  ProTinz  Westpreussen ,  Leipzig 
1830. 1,  'iea   [FOr  das  linke  Rbeinufer  galt  das 
tarn  f^nzöslschen  Konkordat  gehörige  indultum 
de  reductione  festomm  t.  9.  AprU  1802,  We  i  s  s, 
eoipus  iur.  eecles.  cathol.  p.  74.    Indessen  ist 
dareh  das  BreTO  Leos  XU.  t.  %  Dezember  1828, 
bull.  Roman,  contin.  17,  419,  auch  bei  Dumont 
s.  s.  0.  S.  169,  und  durch  das  das  letztere  erläu- 
ternde BreTe Plus'  YIIL  v.  7.  August  1829,  Du- 
mont &  174,   die  Festordnung  der  ostlichen 
Pnrrinzen  auch  auf  die  westlichen,  in  denen 
dorch  das  In^lt  t.  1802  ihre  Zahl  noch  mehr 
verringert  war,  übertragen.  Jedoch  mit  Büoksicht 
aaf  die  Yermehrnng  der  Festtage  zugleich  die 
Bestimmung  getroffen  worden  (s.  das  zuletzt  d- 
tirte  BreTe)  :  „ut  catholid  quique  in  urbibus  Tel 
oppidia  Tel  psgis  tuae  Ck>loniensis  dioecesis  ad 


utram  que  Rheni  ripam,  qui  acatholicis  mixti  diuma 
mereede  Tltam  sustentant,  festis  diebus,  exeep- 
tis  dominicis  festivitatibusque  natlTltatis  et  as- 
censionis  d.  n.  J.  G.  et  omninm  sanctorum  nec- 
non assumptionis  b.  Mariae  Tirg.  immaculatae 
(quod  tamen  festum  in  proximam  dominicam, 
proat  asseritur,  translatum  est)  sacro  audlto,  ope- 
rlbus serriUbus  possint  Tacare  atqne  ita  in  tua 
dioecesi  ac  aliis  metropolitico  iure  eidem  subieo- 
tis  haue  disdplinam  conformem  foturam  declara- 
mus**  (s.  ferner  die  Festordnung  für  die  Erz- 
diöeese Köln  T.  7.  Mai  1829  nebst  Nachtrag  t. 
3.  November  dess.  J.  bei  Dumont  S.  170. 176). 
Ueberhaupt  fQr  Preusseu  noch  zu  Tgl.  F.  Pi- 
per, Kirehenrechnung.   Berlin  1841.    S.  65  ff . 

Die  Postordnung  in  Bai  er  n  gründet  sich  auf 
ein  BreTO  Clemens'  XIY.  t.  16.  Mai  1772,  pu- 
blicirt  durch  V.  t.  14.  Dezember  1772,  Döl- 
linger,  Samml.  8,  1182.  Danach  sind  die  ge- 
botenen Festtage :  Oster  -  Sonntag  und  Montag, 
Pfingst-Sonntag  und  Montag,  alle  Sonntage  des 
Jahres,  Weihnachtsfest ,  Neujabrstag,  Fest  d.  h. 
drei  Könige,  Christi  Himmelfahrt,  Frohnleich- 
nam ,  Maria  Reinigung  (Lichtmess) ,  Maria  Ver- 
kündigung, Maria  Himmelfabrt ,  Maria  Geburt 
und  Empiängniss ,  die  Feste  des  h.  Joseph ,  Jo- 
hannes des  Täufers,  der  Apostel  Petrus  und  Pau- 
lus, Allerheiligen,  das  Fest  des  Erzmärtyrers 
Stephan  und  des  Tomehmsten  Patrons  Jeder 
Kirche,  im  ehemaligen  Uerzogthum  Baiem  noch 
das  Fest  d.  h.  Benno,  wofür  in  den  später  erwor- 
benen Landen  der  Mhere  Landespatron  an  die 
Stelle  gesetzt  werden  darf,  endlich  die  Feier  des 
Diöoesanpatrons  (im  Umfang  der  betreffenden 
Diöcese,  aber  ohne  Nöthigung  zur  Einstellung 
der  Arbeit),  wogegen  in  der  Rheinpfalz  das  oben 
erwähnte  französische  Indult  Ton  1802  gilt, 
Sllbernagl,  Verfassung  sämmtl.  Religions- 
genossenschaften in  Balem,  2.  Aufl.  S.  307. 

Für  das  Königreich  Sachsen  kommt  das  Breve 
Plus'  VlIL  V.  14  November  1830,  A.  Mull  er, 
Lexikon  des  K.R.  2.  Aufl.  2,  872,  endlich  für  die 
Diöcese  Mainz  das  BroTo  Gregors  XVI.  v.  19.  De- 
zember 1836,  auf  wel<ftiem  die  bischöfliche  V.  v. 
10.  Februar  1837,  Schumann,  Samml.  d.  das 
Kirchen-  und  Schulwesen  betr.  landesherrl.  u. 
bischöfl.  Verordnungen  u.  Erlasse.  Mainz  1840. 
S.  250,  ruht,  in  Frage. 

Eine  Uebersicht  über  die  Ton  Clemens  XIII. 
bis  Gregor XVI.  für  die  verschiedenen  Bisthümer 
und  Länder  erlassenen  derartigen  Indulte  in  den 
Analecto  iur.  pontif.  1863,  p.  1388  ff. 

^  S.  0.  S.  2ol.  n.  Ö,  indem  man  aus  dem  dem 
Bischof  zustehenden  Recht  der  Einfuhrung  auch 
die  Befugniss  zur  Aufhebung  der  Festtage  her- 
leitete. Daher  haben  mehrere  französische  Pro- 
vinzialkouzilien  im  16.  Jahrhundert  die  Bischöfe 
ermahnt,  die  Feiertage  so  Tiel  wie  möglich  zu 
redudren,  Durand  de  Mailiane,  dicüon- 
nalre  de  droit  canonlque.  IL  tfd.  2, 476 ;  B  o  u  1  x , 
de  iure  liturgico  p.  348,  und  es  ist  dieses  Recht 
nicht  nur  im  17.  und  18.  Jahrhundert  von  den 
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diktg  XIY.  ans  den  firanzösischen  Dideesen  keine  Qesnehe  nm  Bednktionen,  wie  ans 
denen  anderer  Linder  gestellt  worden,  und  erst  in  Folge  des  AbsehluBsea  des  Kon- 
kordates von  1801  gelang  es  dem  Papst,  fttr  Frankreich  das  betreffende  Beeht  durch 
das  noch  heute  massgebende  Indult  v.  9.  April  1802  ^  zur  Ausübung  zu  bringen. 
Aber  sowohl  vorher,  wie  auch  noch  kurz  nachher  haben  auch  einzelne  deutsche  Ordi- 
nariate ,  beeinflusst  von  den  gallikanisehen  Anschauungen  ^,  dergleichen  Verminde- 
rungen vorgenommen',  welche  noch  heute  ftlr  die  betreffenden  DiGcesen  massgebend 
geblieben  sind^. 

in.  Das  Recht  zur  Anordnung  und  Aufhebung  der  Festtage.  Wie 
sich  aus  der  vorangehenden  Uebersicht  ergiebt ,  kommt  nach  dem  jetzt  geltenden 
Recht  dem  Papste  (bez.  dem  allgemeinen  Konzil)  die  erwfthnte  Befugniss  in  Betreff 
der  für  die  ganze  Kirche  zu  feiernden  Feste  zu. 

Fllr  die  Bischöfe  und  andere  Ordinarien  kann  ihrer  Stellung  nach  blos  das  Recht 
zur  Einführung  neuer  Feste  in  ihren  Amtssprengeln«  und  zur  Aufhebung  dieser, 
femer  die  Befugniss  zur  Beseitigung  der  allgemein  in  der  Kirche  gefeierten  Fest- 
tage in  Frage  kommen.  In  der  früheren  Zeit  haben  sie  diese  Beftagnisse  sftmmtlich, 
also  auch  die  zuletztgedachte,  besessen'^,  und  bis  zum  Ende  des  16.  Jahrhunderts 
sind  sie  ihnen  nicht  einmal  seitens  des  pApstlichen  Stuhles  bestritten  worden  ^ 
Erat  seit  dem  Erlass  der  Const.  üniversa  Urbans  Vni.  (s.  o.  S.  283)  ist  es  frag- 
lich geworden,  ob  und  in  wieweit  ihnen  die  betreffenden  Beftignisse  genommen 
worden  seien.  Eine  Ansicht,  welche  namentlich  von  den  Oiedlikanem''  vertreten 
worden  ist^,  behauptet  die  Fortdauer  des  früheren  Rechts  und  betrachtet  die  Er- 
mahnung ürbans  YIU.  an  die  Ordinarien ,  sich  der  Einführung  neuer  Feste  zu  ent- 
enthalten ^,  nicht  als  ein  rechtliches  Verbot  ^^,  Von  anderer  Seite  ist  aber  der  letzteren 


f ranKöslBChen  Bischöfen  geübt  worden ,  Actes  du 
clergtf  deFrance,  ed.  1716.  5,  1904;  Bouix  I.e. 
p.  H&4,  sondern  anch  durch  das  kön.  Edikt  ▼. 
1695,  Art.  28  (s.  Dursy,  Staatskirchenreoht  v. 
Elsass-Lothilngen ,  1,  48.  n.  2.)  ausdrücklich, 
vorbehaltlich  der  kön.  Genehmigung,  anerkannt 
worden.  Gegen  diese  auch  ausserhalb  Frank- 
reichs (Kopp,  kathol.  Kirche  im  19.  Jahr- 
hundert. Mainz  1830.  S.  331)  verbreitete  Auf- 
fassung, 8. Benedict  XIY.  de  syn.  dloecXIII. 
18.  n.  11.  Vgl.  übrigens  auch  noch  unten  Nr.  III. 

1  S.  285.  Anm. 

2  Rechnet  doch  noch  Ff  ey,  krlt  Kommentar 
über  das  K.  R.  2,  146  die  betreifende  Befugniss 
des  Papstes  zu  den  zufälligen  Rechten  des  Pri- 
mates. 

s  S.  die  bischöflich  Konstanzer  Yerordn.  ▼. 
1782  u.  1803,  welche  sich  auf  die  Breven  Cle- 
mens XrV.  für  Oesterreich  (s.  o.  S.  284.  n.  4.) 
und  für  Balem  (s.  o.  S.  285  Anm.)  beziehen ; 
Lang,  Samml.  d.  Württemberg.  Kirohengesetze 
S.  80.  54,  und  die  Würzburger  Ordinarlats- 
y.  V.  1803,  a.  a.  0.  S.  32.  Femer  erklärt  die 
badische  Regierungsverordnung  v.  20.  April 
1811  über  die  zu  feiernden  Festtage,  dass  sie 
nach  Rücksprache  mit  den  betreffenden  bischöf- 
lichen Yikariaten  erlassen  worden  sei,  Re- 
gierungs  -  Blatt  v.  1811.  S.  53.  Ob  die  bei 
Richter-Kahl  (K.  R.  S.  937.  Anm.  10}  ohne 
Quelle  oitlrte  bisohöfl.  Y.  für  Fulda  v.  18.  Juni 
1778  hierher  gehört,  muss  dahingestellt  bleiben. 


*  Soweit  sich  nach  Massgahe  des  gedruckten 
Materials  Übersehen  lasst,  ist  das  der  Fall  in  der 
Diöcese  Rotteuburg  mit  den  1.  d.  vor.  Anm.  an- 
geführten Yerordnungen. 

ß  S.  0.  S.  281. 

6  Das  Trldentinum  Sess.  XXY.  de  reg.  o.  1^: 
„Dies  etiam  festi,  quos  in  dioeoesi  servandos  idem 
episcopuspraeeeperit,  ab  exemptia  omnihoe,  etiam 
regularibus,  serventur*'  erkennt  das  Recht  der 
Bisehöfe  zur  Einführung  neuer  Festtage  noch  an, 
und  Clemens  YIU.  (1592—1605)  hat  nach  einem 
Brief  des  Kardinals  d'Ossat  an  Heinrich  IV.  von 
Frankreich  mit  Bezug  auf  eine  von  dem  letsteren 
gewünschte  Yerminderung  der  Feste  erklärt,  eine 
solche  müsse  dem  Urtheil  der  Ordinarien  über- 
lassen bleiben,  Actesduelergtf  de  France  5, 1283; 
Bouix  1.  o.  p.  349. 

7  S.  0.  S.  285. 

8  Man  berief  sich  dabei  auf  die  alten  Kanones 
und  das  Trldentinum,  sowie  darauf,  dase  die  Balle 
ürbans  YIII.  diesem  letzteren  nicht  besonders 
derogirt  habe,  vgl.  auch  Bouix  1.  c.  p.  S57. 
Andere  Kanonlsten  wie  z.  B.  R  e  i  f  f  e  n  b  t  u  e  1  IL 
9.  n.  12;  Pirhlng  n.  9.  n.  10.  setzen  diese  Be- 
fugniss der  Bischöfe  stillschweigend  voraus. 

fl  S.  0.  S.  283.  n.  4. 

10  So  z.  a  auch  Ca valieri  opp.  Utnrg.  T.  IL 
c.  13.  decr.  4  (i04.)  n.  13.  und  Ferraris  I.  & 
festa  n.  2. 
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dieser  Charakter  beigelegt,  und  von  dieaem  Standpunkt  ans  die  Befagniaader  Bisohöfe, 
uidere  als  die  in  der  Eonstitation  zugelassenen  Feste  einsnflLhren  and  die  vom  Papste 
festgesetzten  zn  ändern,  abgesprochen  worden ,  nmsomehr  als  man  bei  jener  Aaf- 
ikasaBg  der  gedachten  monitorischen  Klaosel  auf  den  Grundsatz  verweisen  konnte, 
ds88  die  Bisehdfe  keine  Macht  besitzen^  allgemeine  Anordnungen,  welohe  der  Papst 
ftr  die  ganze  Eirehe  erlassen  hat ,  zu  Andern  und  zu  beseitigen.  Diese  Ansicht  ist 
seit  der  Konstitation  Urbans  VIU.  die  bei  der  Kurie  herrschende  ^  gewesen,  und  aus- 
drflcklich  auch  von  der  Congregatio  rituum  angenommen  worden^.  Sie  muss  auch 
nach  Massgabe  des  heutigen  Rechtszustandes  für  die  allein  begrflndete  erklärt  werden. 
Die  frohere  Freiheit  der  Bisehdfe  konnte  gegenUber  den  Zwecken,  welche  Urban  YIU. 
mit  seiner  Bulla  verfolgen  wollte ,  nicht  mehr  bestehen  bleiben ,  und  wenngleich  der 
Wortlant  der  von  ihm  ausgesprochenen  Ermahnung  diese  nicht  als  rechtliches  Verbot 
duffaktmsirt,  also  der  Bulle  gegenttber  immer  noch  das  alte  Recht  als  geltend  be^ 
trachtet  werden  musste ,  so  ist  die  Frage  doch  durch  die  gedachte  Entscheidung  der 
Gongregatio  rituum,  sowie  dadurch  erledigt,  dass  die  fär  die  einzebien  Didoesen  und 
LiDder  erlassenen  Breven  über  die  Verminderung  der  Festtage  ^  sieh  als  positiv  ge- 
bietende und  verbietende  Anordnungen  des  hdchsten  Gesetzgebers  der  Kirche  dar- 
stellen, und  daher  seitens  der  einzelnen  Bischöfe  nicht  durch  abweichende  Bestim- 
mugen  geändert  werden  können. 

Es  steht  also  nach  heutigem  Recht  den  Ordinarien  nicht  mehr  die  Befbgniss  zu, 
die  durch  päpstliche  Anordnungen  vorgeschriebenen  allgemeinen  Feiertage  zu  be- 
seitigen ,  oder  gar  neue  obligatorische  Feiertage  einzuführen ,  und  nur  insoweit,  als 
ihnen  die  besonderen  ftr  ihre  Diöcesen  erlassenen  Breven  oder  Indulte,  in  Er- 
mangelung solcher  aber  die  Vorschriften  der  cit.  Conat.  Urbana  VIII.  in  Betreff  der 
Bestimmung  der  Festtage  der  Patrone  ausdrücklich  Freiheit  lasaen,  haben  sie  noch  das 
Becht,  solche  Tage  festzusetzen,  die  so  eingeführten  abzuändern  und  zu  beseitigen  ^. 

Damit  hat  auch  fllr  das  geltende  Recht  die  Mher  vielfach  erörterte  Streitfrage, 
ob  die  Bischöfe  hinsichtlich  der  Anordnung  von  Festtagen  an  die  Zfustimmung  des 
Elems  und  des  Volkes  ^  oder  blos  an  den  Konsens  ihrer  ELapitel  gebunden  sind,  ihre 


1  YgL  z.  B.  Benedict.  XIY.  de  epis.  dioec. 
Xia  18.  n.  11. 

2  a  Entselu  ▼.  23.  Jmü  1703,  Gaidelllni, 
äea,  «nth.  congreg.  rit  III.  ed.  n.  3661,  n.  U. 
2,214:  „An  episoopat  in  saa  dioecesi,  fesU 
piiodicU  (i.  e.  lila  qnae  conflimata  erant  Voto 
alieidas  commooltatls)  poaalt  oaniinnare,  adeo 
ut  gint  obUgatorla  et  an  alia  f^sta  InsÜtuere  de 
praeoepto  praeter  lila  quae  in  dlota  bolla  (Ur- 
bana YIU.)  expreasa  sunt?  NegatlTe.^' 

3  S.  o.  S.  284. 

*  SoBouix  1.  cp.  361.  Dagegen  wird  vlel- 
fick  noch  In  der  neaeien  Literatur  den  Bischöfen 
fir  Ihre  Diöcese  und  auch  den  ErzMsehöfen  für 
flue  Provinz  das  Becht  zugesprochen,  besondere 
Festtage  einzuführen,  diese  zu  verändern  und 
«ifrahehen,  s.  Permaneder,  K.  B.  $.433; 
Ginzel,  K.  B.  2,  331;  SUhernagl,  K.  B. 
S.626;  Bichter-KahL  8.  Aufl.  S.  937.  Da- 
Wi  Ist  aber  übersehen,  dass  eine  derartige  Be- 
sduinkang  der  Bechte  des  Bischofs  weder  an  der 
Bulle  Urbans  YIII.  noch  an  den  späteren  Breven 
ibien  Anhalt  findet,  und  dass  es  gerade  auf  die 
BettimmaBg  des  Yerhältnisses  des  Bechtes  des 


Papstes  und  der  BlsehOfe  ankommt,  für  welche 
die  blosse  Unterscheidung  zwischen  dem  Gebiete 
der  ganzen  Kirche  und  der  einzelnen  Diöcese 
nicht  ausreicht 

5  Wegen  der  Yorschrlft  In  c  1.  I>i6t  III.  de 
consecr.  und  c.  6.  X.  de  ferils  II.  9.  (s.  o.  6.  281. 
p.  Ö.  und  auch  Bd.  IL  S.  154,)  so  z.  B.  noch 
Plrhlngl.  c.  n.  10;  Ferraris  1.  c.  n.  9. 10, 
welcher  allerdings  zwei  Entscheidungen  der 
Gongr.  rit  v.  1602  und  1604  anführt,  nach  wel- 
chen neue  obligatorische  feste  nicht  wider  Willen 
des  Yolkes  eingeführt  werden  sollen.  Bei  Gar- 
de Hin  1  finden  sich  diese  nicht  Selbst  wenn 
sie  acht  sind ,  können  sie  sehr  wohl  die  Bedeu- 
tung haben,  dass  der  Bischof  nicht  ohne  Bedfirfniss 
neue  Feste  einführen  soll,  dies  aber  bei  entschie- 
denem Widerspruch  des  Volkes  nicht  als  festge- 
stellt anzunehmen  ist ,  brauchen  aber  nicht  so 
aufgefasst  zu  werden,  dass  der  Konsens  des  Volkes 
absolute  Bedingung  für  die  rechtsgültige  Ein- 
führung ist ,  um  so  weniger  als  eine  solche  An- 
nahme nicht  einmal  durch  die  dtirteu  Kanones 
gerechtfertigt  wird. 
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praktische  Bedeatang  verloren,  denn  eine  solche  Massnahme  kann  heute  flberhanpt 
nur  innerhalb  der  vorhin  gedachten  Schranken  vorkommen.  Nach  dem  jetsdgen  Recht 
genügt  jedenfalls  der  Konsens  des  Kapitels  ^. 

IV.  Die  Feier  der  Sonntage  nnd  Festtage  besteht  einerseits  in  der  Ab- 
haltimg des  Gottesdienstes  in  den  einseinen ,  dafftr  bestimmten  Kirchen  seitens  der 
bei  diesen  angestellten  oder  verwendeten  Geistlichen,  andererseits  in  der  Theilnahme 
der  Glftnbigen  (einschliesslich  der  nicht  zum  Amtiren  verpflichteten  Kleriker)  an  dem 
Gottesdienst ,  endlich  in  einem  der  religiösen  Bedeutung  der  betreffenden  Tage  ent- 
sprechenden Verhalten  derselben. 

Je  nachdem  der  Tag  in  allen  gedachten  Beziehungen  zu  feiern  ist  oder  nur  eine 
gottesdienstUche  Feier  durch  die  ELirche  stattfindet,  unterscheidet  man  die  fesia fori 
und  festa  ehori,  eine  Unterscheidung,  welche  schon  seit  dem  9.  Jahrhundert  mit  der 
Vermehrung  der  Feiertage  hervortritt  \  Die  ersteren  bezeichnet  man  auch  mit  Bflck- 
sicht  auf  das  an  ihnen  stattfindende  Ruhen  der  Gerichtsverhandlungen  und  der  Arbeit 
als  düs/ertandi,  d./enati  oder  feriae^  und  im  Hinblick  auf  die  Pflicht  der  Gläubigen, 
an  ihnen  dem  Gottesdienst  beizuwohnen  und  femer  im  üebrigen  der  Feier  obzuliegen, 
als/Mfo  depraecepto^y  gebotene  Festtage  ^ 

Die  Art  der  kirchlichen  Feier  der  Feste  und  ihre  Reihenfolge  zu  bestimmen, 
steht  nach  dem  heutigen  Recht  dem  Papste  zu.  Ftlr  die  regelmftssigen  Feste  sind 
aber  die  betreffenden  Vorschriften  längst  in  den  verschiedenen  liturgischen  Bflchem, 
deren  o.  S.  Off.  des  Näheren  gedacht  ist,  gegeben ^ 

Den  Ordinarien  kommt  eine  solche  Befugniss  nur  noch  insoweit  zu,  als  die  be- 
treffenden Ritualien  oder  besondere  päpstliche  Anordnungen  nichts  festsetzen  oder 
ihnen  derartige  Verfügungen  ausdrücklich  offen  lassen  7. 

Was  die  Feier  der  Sonntage  und  Festtage  durch  die  Gläubigen  betriflft,  so 
schreiben  schon  die  älteren  kirchlichen  Gesetze  vor,  dass  die  letzteren  dem  Gottes- 
dienste an  den  betreffenden  Tagen  ^  und  zwar  in  deijenigen  Kirche ,  zu  welcher  sie 
gehören  (der  Kathedrale,  später  auch  der  Piarrkirchej *  beizuwohnen»  verbunden 


1  S.  Bd.  II.  S.  154.  n.4.  undPh.  Sehneider, 
Die  bischöflichen  Domkapitel.  Mainz  1885.  S.  364. 

s  S.  z.  B.  das  Kapitel  Hatto's  v.  Basel,  o.  S.  280. 
n.  6. 

s  Vgl.  die  in  d.  vor.  Anm.  dtirten  Kapitel  und 
c.  5.  (Gregor.  IX.)  X.  de  feriis  II.  9. 

«  So  seit  der  Balle  Urbans  VIII.  (s.  o.  S.  283. 
n.  3.) 

ft  Den  Gegensatz  bilden  die  dies  non  de  prae- 
cepto,  die  nicht  gebotenen  Feiertage.  In  der  Mitte 
stehen  diejenigen,  an  denen  zwar  die  Gläubigen 
der  Messe  beizuwohnen  Terpflichtet  sind,  aber 
sich  nicht  der  Arbeit  zu  enthalten  brauchen,  s.  o. 
S.  284.  n.  2.  4. 

^  Ueber  die  Pflicht  zur  Messapplikation  an  den 
seit  Urban  VIII.  aufgehobenen  Festtagen  s.  o. 
S.  203.  n.  4. 

^  Vgl.  auch  o.  S.  13  ff. 

s  ElYira  v.  305  o.  306.  e.  21 :  „Si  quls  in  d- 
▼itate  posltus  III  dominicas  ad  ecclesiam  non 
accesserit,  pauoo  tempore  abstineatur,  ut  correp- 
tus  yideatur^  (d.  h.  er  soll  Yon  der  Theilnahme 
am  Gottesdienst,  von  der  Gemeinschaft  des  Ge- 
betes und  den  aktiven  kirchlichen  Rechten  auf 


kurze  Zeit  ausgeschlossen  sein ,  Hefele ,  Conc. 
Gesch.  2.  Aufl.  1,  164;  Kober,  Depoeition 
S.  59),  eine  Vorschrift,  welche  Sardica  v.  343 
c.  11  (griech.  T.)  u.  c.  14  (lateln.  T.)  »nf  die 
Bischöfe  ausdehnt:  „Memlnl  autem  superiore 
concilio  fratres  nostros  constituisse,  ut  si  quls 
laicus  in  ea  qua  commoratur  dvitate ,  in  domi- 
nioos  dies ,  1.  e.  per  III  septimanas  non  eele- 
brasset  oonventum,  communione  privaretar.  Si 
haec  circa  laloos  constituta  sunt,  multo  magis 
episcopo  nee  licet  nee  decet,  si  nuUa  gravis  ne- 
oessitas,  quae  detlneat,  ut  amplius  a  supra  seripto 
tempore  absens  slt  ab  ecclesia  sua.  Universi  dixe- 
runt,  placere  sibl'',  wiederholt  im  Trallmn.  a. 
692.  c  8  unter  Androhung  der  Absetzung  für 
Jeden  Kleriker  und  der  £zkommunika.tion  ffir 
die  Laien. 

9  S.  die  vor.  Anm. ,  bei  Abwesenheit  in  der 
nächsten  Kirche,  c.  31  Aurel.  I.  v.  511  (c.  4  Dlst. 
III.  de  consecr.) :  „Episcopus  si  inflnnitata  non 
fuerit  impedituB ,  ecclesiae ,  oui  proximus  fii«iit, 
die  dominico  deesse  non  lieeat".  Wegen  der 
Oratorien  auf  dem  Lande  vgl.  c  25  ibid.  und 
0.  35  Dlst  1.  de  conser.,  s.  auch  Bd.  11.  S.  263. 
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sind.  Diese  Pflicht  ist  eine  Rechtspflicht ,  denn  ihre  Verletzung  ist  mit  kirchlicher 
Strafe  bedroht  K 

Während  die  älteren  Kanonen  allgemein  die  Theilnahme  am  Gottesdienste  for- 
dern^, betonen  schon  einzelne  Konzilien  des  sechsten  Jahrhunderts  nur  die  Pflicht, 
der  Messe,  dieser  aber  voll  und  ganz  anzuwohnen^.  In  Folge  der  Bedeutung,  welche 
die  Messe  im  Gottesdienste  der  katholischen  Kirche  erlangt  hat,  und  der  im  Zu- 
sammenhange damit  aufkommenden  Sitte,  nicht  mehr  blos,  wie  in  alter  Zeit,  einmal, 
sondern  mehrere  Mal  in  derselben  Kirche  Messe  zu  lesen  ^,  ist  indessen  die  Rechts- 
pflicht der  Gläubigen  darauf  beschränkt  worden,  an  den  Sonntagen  und  den  übrigen 
gebotenen  Festtagen  ^  eine  Messe  ganz  zu  hören,  und  auch  die  Nothwendigkeit,  dies 
in  der  Pfarrkirche  zu  thun^,  ist  später  fortgefallen. 

Die  Sonntage  und  Festtage  sollen  aber  nicht  nur  durch  Theilnahme  am  Gottes- 
dienst, sondern  auch  durch  fromme  und  religiöse  Betrachtungen  gefeiert  werden^. 
Deshalb  haben  sich  die  Gläubigen ,  um  diesen ,  namentlich  dem  Gebet,  obliegen  zu 
können,  nieht  nur  aller  öffentlichen  und  lärmenden  Lustbarkeiten  zu  enthalten,  son- 
dern auch  die  Besorgung  ihrer  täglichen  Nahrungs-  und  Berufsgeschäfte  einzustellen, 
sowie  die  Erledigung  anderer  weltlicher  Angelegenheiten  ruhen  zu  lassen. 

Durchführbar  waren  aber  die  Anforderungen  hinsichtlich  der  Feier  der  Sonn- 
tage und  Festtage  nur  dann ,  wenn  der  Staat  seine  Ansprüche  an  die  Gläubigen  in 
Betreff  der  staatlichen  Verwaltung,  der  gerichtlichen  Thätigkeit  und  des  Militär- 
dienstes seinerseits  gleichfalls  für  diese  Tage  ^  aufgab  oder  mindestens  nachliess. 
Nachdem  das  Ghristenthum  im  römischen  Reiche  als  berechtigte  Religion  anerkannt 
war,  wurden  daher  auch  von  den  Kaisem  eine  Reihe  von  Verordnungen,  welche  den 
Christen  in  dieser  Beziehung  die  erforderliche  Freiheit  zu  gewähren  bestimmt  waren, 
erlassen.   Kirchliche  Vorschriften  über  die  Pflicht  der  Gläubigen,  an  dem  betreffen- 


<  S.  S.  288.  n.  8  o.  9.  Sp&tere  Eonzillen  setzen 
raeli  weltliche  Strafen  fest,  so  veilangt  z.  B. 
roulouge  V.  1229.  c.  26,  Man 8 i  23,  200  Besuch 
der  Predigt  und  der  Messe  hei  Strafe  von  12  Ta- 
lonesen,  Ton  denen  die  Hälfte  dem  Qnindherm, 
die  Hälfte  dem  Priester  und  der  Kirche  zufallen 
soU,  YgL  anch  Beziers  1233  c.  5,  Alhi  1264.  c. 
30,  L  0.  p.  271.  839.  Hier  hat  es  sich  aher  um 
Massnahmen,  welche  unter  Mitwirkung  der  welt- 
liehen Gewalt  zur  Ausrottung  der  Ketzerei  ge- 
troffen worden  sind,  gehandelt,  s.  Bd.  III.  S.  537 
Anm.  4  u.  S.  636. 

2  S.  o.  S.  28a  n.  8,  vgl.  auch  Macon  v.  586 
e.  1. 

»  S.  a  &  217.  n.  5  u.  11. 

*  YgL  darüher  Neher,  die  Bination  nach 
ihrer  gesch.  Entwicklung  u.  nach  d.  heut.  Recht 
Begensbnrg  1874.  8,  17  ff. 

5  S.  o.  S.  288. 

•  S.  o.  S.  217. 

^  Maoou  T.  585.  c.  1 :  „estote  omnes  in  hym- 
Bls  et  laadibus  dei  anlmo  corporeque  intenti . .  . 
siiit  oeuli  manusque  vestrae  toto  illo  die  ad  deum 
expansae,  ipse  est  enim  dies  requietionis  perpe- 
tnos^ ;  Tgl.  auch  c.  16  Dist.  IIl.  de  consecr. 

8  So  hat  Konstantin  schon  321  das  Ruhen  der 
gerichtlichen  Verhandlungen  (mit  Ausnahme  Ton 
Emaneipationen  und  Freilassungen) ,  sowie  die 

Hinaehivs,  IQrchenrecht  IV. 


Einstellung  aller  Geschäfte,  abgesehen  Ton  noth- 
wendigen  Feldarbeiten  am  Sonntag  (nach  Sozo- 
men.  hist.  eccles.  I.  8  auch  am  Freitag)  angeord- 
net ,  c.  1  0.  Th.  de  feriis  U.  8 ;  c.  3  (2)  C.  J. 
eod.  tit.  III.  12,  wiederholt  mit  der  Erweiterung 
auf  die  Schiedsrichter  und  die  Einforderung  von 
Schulden  i.  J.  386  durch  c  18  G.  Th.  ibid.  Dann 
wurden  398  u.  399  die  Girkusvorstellungen  und 
Schauspiele  an  Sonntagen  verboten,  c.  20.  23 
ibid. ;  und  389  und  392  die  Feier  auch  auf  die 
Osterzeit  (8  Tage  vor  und  8  Tage  nach  Ostern, 

c.  19.  21.  L  c,  c.  8  [7]  C.  J.  III.  12) ,  i.  J.  400 
auf  Epiphania  und  Weihnachten,  c.  24  1.  c.  und 
1.  J.  426  auf  Pfingsten ,  c.  5  G.  Th.  de  spectac. 
XV.  5.  ausgedehnt,  vgl.  c  7  (6)  0.  J.  de  fer. 
lU.  12,  welche  die  c.  19  cit.  mit  Interpolationen 
aus  den  anderen  citirten  Stellen  des  Godex  Theo- 
dosianus  wiedergiebt.  Die  in  den  älteren  Aus- 
gaben des  Godex  Justinianeus  III.  12  sich  fin- 
dende c  2  ist  unecht,  s.  V.  Savigny,  Gesch. 

d.  rom.  Rechts  2.  Ausg.  4,  367  ff.  Vgl.  übrigens 
anch  noch  in  Betreff  des  Ruhens  der  Kriminal- 
prozesse während  der  Quadragesima  c  4  G.  Th. 
de  quaest  IX.  36  (380)  und  c.  6  (6)  G.  J.  III. 
12  (Ausnahmen  für  Quästionen  gegen  Räuber 
in  c  7  G.  Th.  IX.  35  v.  408,  auch  o.  10  [8]  G.  J. 
III.  12).  S.  endlich  noch  die  die  früheren  Ver- 
bote zusammenfassende  o.  11  (9)  G.  J.  1.  c.  v.  469. 
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I.  Die  ELierarohie  und  die  Leitung  der  Eirclie  durch  dieselbe. 


Q.  213. 


den  Tage  die  Feiertagsnüie  zu  beobachten,  finden  sich  dagegen  in  jenen  Zeiten  nur 
spärlich  1,  nnd  dies  erklärt  sich  darans,  dass  für  derartige  Anordnungen  noch  kein 
Bedflrfhiss  Torlag,  nnd  es  sich  allein  darum  handelte;  vorerst  die  unter  der  Herrschaft 
des  Heidenthums  der  Festtagsfeier  entgegenstehenden  Hindemisse  zu  beseitigen. 

In  den  Oermanenreichen  erwiesen  sich  indessen  dergleichen  Vorschriften  als  er- 
forderlich. Hier  sind  sie,  so  lange  die  katholische  Kirche  unter  romanischen  Hen- 
schern  stand,  von  den  Provinzial-Konzilien  oder  den  Konzilien  mehrerer  Provinzen 
erlassen  worden^.  Im  merovingischen  Reiche  waren  es  die  Reichssynoden ^  welche 
hierhergehörige  Anordnungen  getroffen  haben.  Da  aber  die  von  diesen  beschlossenen 
Kanones  nur  kirchliche  Geltung  hatten,  also  allein  mit  kirchlichen  Mitteln  durchge- 
führt werden  konnten,  trat  hier  noch  die  Sanktion  des  Königs  hinzu,  um  sie  nut  Staat- 
lieber  Kraft  zu  bekleiden  und  durch  staatliche  Massregeln  zu  sichern'. 


i  c.  29  Laodlcea  zw.  343  u.  381  ordnet  die 
Feier  des  Sonntags  an  nnd  verbietet  die  des  Sab- 
baths,  nnd  e.  6  Gaitb.  V.  v.  401  (cod.  ecdes. 
Afric  61}  untersagt  an  den  Sonntagen  nnd  Feier- 
tagen Schauspiele  und  ähnliche  Lustbarkeiten. 

2  Aus  dem  Westgothenreich  gehört  von  den 
Synoden  der  letzteren  Art  die  von  Agde  mit 
c.  47  (c  64.  Dist.  I.  de  consecr.),  s.  Bd.  III. 
S.  329.  n.  7.  und  diesen  Bd.  o.  S.  217,  welches 
nur  kirchliche  Strafe  androht ,  hierher.  Femer 
kommt  das  Verbot  der  Provinzialsynode  v.  Tarra- 
gona  516.  c.  4.  (c.  1.  C.  XY.  qu.  4.)  an  die  Bi- 
schöfe und  Kleriker,  Sonntags  Qerichtsverhand- 
lungen  zu  halten,  in  Betracht. 

3  Klar  zeigt  dies  c.  1.  Macon  v.  586  :  „nullus 
vestrum  litlum  fomitibus  vacet ;  nullus  causarum 
actiones  exerceat ;  nemo  sibi  talem  necessitatem 
exhibeat  quae  iugum  cervicibus  iuvencorum  im- 

ponere  cogat Si  quis  itaque  vestrum  hanc 

salabrem  exhortationem  parvi  penderit  aut  con- 
temptul  tradiderit ,  seist  se  pro  qualltatis  merito 
principaliter  a  deo  puniri  et  deinceps  sacerdotali 
quoque  irae  implacabiliter  subiacere :  si  causl- 
dlGus  fuerit)  irreparabiliter  causam  omittet;  si 
rusticus  aut  servus ,  gravioribus  fustium  ictlbus 
verberabitur ;  si  clericus  aut  monachus,  mensi- 
bus  VI  a  consortio  suspendetur  fratrum'',  und 
das  Edikt  Quntrams  v.  586  dazu,  Boretius 
capit.  1,  11  :  „Idcirco  huius  decretl  ac  deflnl- 
tionis  generalis  vigore  decernimus ,  ut  in  Omni- 
bus diebus  dominicis  ...  vel  quibuscunque  re- 
liquis  solemnitatibus ,  quando  ex  more  ad  vene- 
randa  templorum  oracula  universae  plebis  con- 
iunctiodevotionis  congregatur  studio,  praeter  quod 
ad  victum  praepararl  convenit,  ab  omni  corporali 
opera  suspendatur  nee  ulla  causarum  praecipue 
iurgia  moveantur."  Wenn  die  weltlichen  Strafen 
des  Verlustes  des  Rechtsstreites  und  der  Prügel 
für  Bauern  und  Sklaven  nicht  in  dem  Edikt, 
sondern  Im  Kanon  stehen ,  so  erklärt  sich  dies 
daraus,  dass  der  König  das  Konzil  selbst  zur 
Beschlussfassung  über  die  im  Edikt  bestätigten 
Punkte  aufgefordert  und  wahrscheinlich  den- 
selben Vorlagen  darüber  hatte  zngehen  lassen, 
s.  Bd.  111.  S.  542.  n.  3.  Die  anderen  fränkischen 
Konzilien,  s.  Orleans  III.  538.  c.  28,  welches  die 
Uebertreibung  der  Feier  in  jüdischer  Weise  unter- 
sagt und  die  Enthaltung  von  Feldarbelton  vor- 


schreibt, femer  Ghalons  C644--660)  e.  18  (Wie- 
derholung der  letztgedachten  Anordnung),  selbstr 
verständlich  auch  die  Dlöoeaansynode  ▼.  Aoxene 
585  (578)  c.  16  (gleiche  Bestimmung)  drohen  keine 
weltlichen  Strafen  an ,  die  beiden  ersteren  sogar 
ausdrücklich  nur  castlgatio  oder  disttictio  saoer- 
dotis,  andererseits  verordnet  aber  &  14  decret. 
GhUdeberti  II.  v.  596 ,  Boretius  1.  &   p.  17: 
jfie  die  domlnloo  simüiter  placult  obsecvaie ,  ut 
si  qulscumque  ingenuus,   excepto  quod  ad  eo- 
quendum   vel    ad  manducandum  pertlnet,  alla 
opera  In  die  dominlca  faceie  praesumpserit,  si 
Salicus  fuerlt,  solides  XV  eomponat;  si  Bomanus 
VII  et  dlmidium  solid!  Servus  vero  aut  III  soU- 
dos  reddat  aut  de  dorsum  suum  componal.''  Noch 
härtere  Strafen  finden  sich  für  Baiem  und  Ale- 
mannien,  L  Baiuav.  app.  1,  LL.  3, 334  :  „Si  quis 
die  dominico  operam  servilem  feoerit :  Über  home, 
si  bovem  lunxerit    et  cum  carro   ambulaverlt, 
dextram  bovem  perdat,  si  autem  seeaverlt  fennra 
vel  coUegerit  aut  messem  secaveiit  aut  collegerit, 
vel  aliquod  opus  servile  fecerlt  die  dominico  eor- 
rlpiatur  semel  vel  bis  et  sl  non  emendaTeiit,  rum- 
patur  dorso  eins  50  percussiones ,  et  si  Iterum 
praesumpserit  operare  die  dominico,  aufera.tnr  de 
rebus  eins  tertlam  partem,  et  sl  nee  cessaverit, 
tuno  perdat  Ubertatem  suam  et  sit  servus  qul 
noluit  in  die  sancto  esse  llber.    Sl  servus,  autem 
pro  tale  crimine  vapuletur,  et  sl  non  emendaverit, 

manum  dextram  perdat et  sl  quis  In  Itinere 

posltus  cum  carra  vel  cum  nave ,  pauset  die  do- 
minico usque  in  secunda  ferla.  Et  sl  noluerit 
custodire  praeceptum  dominl ....  cum  1^  solidis 
condamnetur,  et  si  f requens  hoc  fecerlt,  snperiora 
sententla  subiaceat*' ;  1.  Alamannor.  (unter  Land- 
fried 717— 719 ,  so  Brunner,  Sitzungsberichte 
d.  Akademie  d.  Wissenschaften  v.  i%  Februar 
1885.  Vni.  S.  23),  s.  g.  Hlothar.  38,  LL.  3,  57 : 
„Ut  die  dominico  nemo  opera  servile  praesumat 
facere ...  Sl  quis  servus  in  hoc  vicio  Inventns 
fuerit,  vapuletur  fustibus.  Llber  autem  coTxipiatiiz 
usque  ad  terdum.  Si  autem  post  terciam  eor- 
repclonem  in  hoc  vlclo  inventus  fuerit  et  deo  va- 
care  die  domenlco  neglexerit  et  opera  servilem 
fecerlt,  tunc  tertiam  partem  de  heredltatem  suam 
perdat.  Si  autem  super  haec  Inventos  faerit,  ut 
die  domenlco  honore  non  impendat  et  opera  ser- 
vilem fecerit,  tunc  coactus  et  probatns  eoram 
comite,  ubi  dux  tone  ordinaverlt  in  servicio  tnr 
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Im  karolingiflchen  Beiche  haben  dagegen  in  Folge  des  veränderten  Verhältnisses 
swiflchen  Staat  nnd  Kirche  und  der  dadurch  herbeigefiihrten  Umbildung  der  Syno- 
den ^^  die  Herrscher,  sei  es  mit  den  BeichstageU)  bes.  Synoden,  sei  es  allein  eine  Reihe 
Iderher  gehöriger  Bestimmungen  getroffen ,  jedoch  ist  es  bemerkenswerth ,  dass  in 
diesen  fllr  die  Verletzung  der  Sonntagsfeier  keine,  insbesondere  keine  weltlichen 
Stilen  angedroht  werden  3.  Die  Ahndung  der  betreffenden  Vorschriften  ist  also 
ledigfieh  der  Kirche  Überlassen  geblieben,  d.  h.  diese  konnte  allein  mit  ihren  kireh- 
liehen  Strafinitteln  einschreiten'.  Die  letxteren  haben  indessen  offenbar  nicht  ausge- 
reieht^  oder  sind  nicht  regelmässig  zur  Anwendung  gebracht  worden,  denn  seit  dem 
Ende  der  Begierung  Karls  d.  Gr.  und  nnter  seinen  Nachfolgern  sind  yon  den  kirch- 
liehen  Synoden  wiederholt  Anträge  auf  Durchführung  der  äusseren  Feier  der  Sonn- 
tage und  Festtage  gestellt  worden^,  ohne  dass  freilich  die  Gesetzgebung  unter  den 


datoi  ei  qni  nolait  deo  Tae&ie  in  Bempitenium 
serras  permaneat"  Der  Yerlnst  des  Drittels  des 
Termdgens  als  Strafe,  welchen  beide  Stellen 
baben,  kommt  in  dem  s.  g.  PoenitTheodoiiCan- 
toar.  XL  $.  1 :  „Qni  operantnr  die  dominica,  eos 
Qneei  prima  ^ce  arg;nnnt ,  secnnda  toUunt  ali- 
qsid  ab  eis,  tertta  ^Ice  partem  tertiam  de  rebns 
eoinm  anl  yapnlaat  yel  YII  diebns  poeniteant", 
Wasserschieben,  Bnssordnnngen  S.  195(s. 
udi  S.  146.  167)  nnd  poenit  Gnmmean.  XII. 
$.  5,  vor.  Offenbar  sind  diese  Beiehtbüeher  das 
Vorbild  der  lex  Alamannomm  gewesen ,  welche 
dann  wieder  in  Baiem  benutzt  weiden  ist ,  mag 
mandieEntstehnngszeitdesappend.  1.  leg.  Baiuar. 
«Btei  Karl  Maxtell  oder  wie  R 1  e  z  1  e  r  i  Forschgn. 
L  dentKh.  Gesch.  16,  441  ff.  erst  zw.  756  nnd 
769  0.  770  setEen. 

Die  westgothischen  Beichskonzilien, 
wddie  nach  der-Bekehmng  der  Westgothen  ge- 
balten worden  sind,  weisen  keine  einschlagenden 
Vonchziften  auf,  allein  das  ProTlnzialkonzil  y. 
Narbenne  dioht  wegen  Verletzung  der  Sonn- 
ti^eier  durch  Arbeiten  gegen  Freie  Geldstrafen, 
90080  SklaTen  Prügel  an.  8.  dszAber  des  Näheren 
Bd.  m.  8.  69a  n.  1.  Aus  der  lex  Wisigothomm 
{oböit  hiwher  Üb.  II.  L 1  (yon  Ohindaswinthoder 
iieestwinth),  welche  die  Abhaltung  von  Qerichts- 
Tsrbandlungen  nnd  die  Beitreibung  Yon  Schul- 
te untersagt. 
»Bd.  III.  8.  647  ff.,  702  ff. 
*  Das  OapituL  Yemens.  t.  755  unter  Pippin 
C.14)  Boretlus  1,  36,  Tgl.  dazu  Bd.IlI.  S.548, 
viederiMdt  die  Vorschrift  des  3.  Konzils  v.  Or- 
Ittasv.  538u  c.  28,  welches  castigatio  sacerdotis 
TOisehreibt  (b.  o.  S.  290.  n.  3.) ;  s.  ferner  die  s.  g. 
idiBonitlo  generalis  Oarol.  M.  v.  789,  c  81, 
Bot  et  ins  1,  61 :  JStatuimus  qnoque  secundum 
qood  et  in  lege  dominus  praecipit,  ut  opera  ser- 
tilia  diebus  dominids  non  agantur ,  sicut  et  b. 
B.  genitor  mens  in  synodalibus  edietis  mandavit 
(i.  cap.  Tem.  cit.),  i.  e.  quod  nee  ylri  mialia 
opeia  exereeant  neo  in  Tinea  eolenda  nee  in  cam- 
J^  atando  metendo  Tel  foenumseoandoTelsepem 
psnendo  nee  in  silvis  stipare  vel  arbores  oaedere 
▼el  in  petris  labonure  nee  domos  construere  nee 
inortolaborare;  nee  ad  pladta  conveniuit  nee 
ve&ationea  exeiceant.  Et  IIL  carraiia  opera  licet 
flsxi  in  die  dominico,  i.  e.  ostilia  carra  yel  tIc- 
tttlia  Tel  si  forte  neeesse  erit  corpus  cuiuslibet 


ducere  ad  sepulcmm.  Item  feminae  opera  textUia 
non  faciant  nee  capulent  Tostitos  nee  consnent 
vel  acupictile  faciant ;  nee  lanam  carpere  nee  11- 
num  battere  nee  in  publieo  Testimenta  laTaze  nee 
berbioes  tundere  habeant  licitum ,  ut  omnimodis 
honor  et  requies  diel  dominicae  servetur.  Sed  ad 
missamm  solempnia  ad  aecleslam  undique  con- 
veniant  et  laudent  deum  in  omnlbns  bonis ,  quae 
nobis  in  iUa  die  fecit**  Selbst  die  zur  Regelung 
der  Yerhältnisse  in  Sachsen  erlassene  capitu- 
latio  (77^—790,  welche  fQr  die  Festhaltung  des 
Heidenthums  Todesstrafe  androht,)  c.  9.  10, 
Boretlus  1,  69,  bestimmt  nur  c.  18:  „Ut  in 
dominids  diebus  conventus  et  placita  publica 
non  fadant,  nisl  pro  magna  necessitate  aut  hos- 
tilitate  cogente,  sed  omnes  ad  eeclesiam  recurrant 
ad  audiendum  yerbum  dei  et  orationibus  et  iustis 
operibus  Tacent  Simüiter  et  festlTltatibus  prae- 
claris  deo  et  ecclesiae  conyentui  deserriant  et 
secularia  placita  dimittant^.  Diese  Anordnung 
steht  in  auffälligem  Gegensatz  zu  den  harten 
Strafen  der  lex  Alamannomm  und  lex  Baiuar.  s. 
S.  290.  n.  3 ,  sowie  auch  zu  der  Anordnung  des 
Dingolilnger  Konzils  unter  Thassilo  769—771. 
c  1 ,  LL.  4,  459 :  „De  die  dominico  ita  eonstituit, 
ut  tali  honore  habeatur ,  sicut  in  lege  (s.  die  an- 
geführte Stelle)  seriptum  est  et  in  decretis  cano- 
num.  £t  si  quis  praesumpsit  frangere  contra  le- 
gem aut  decreta  canonum  tali  poena  subiaceat, 
dcut  ibi  scriptum  est".  Die  Oitote  v.  Richt- 
hofens  LL.  5,  41.  n.  33,  welche  in  Vorstehen- 
dem nicht  angeführt  sind ,  dnd  keine  Kapitula- 
rien, ändern  übrigens  sachlich  nichts. 

3  Das  wird  durch  c  14  Yemens.  755  (s.  Tor. 
Anm.  a.  Anfg.)  bestätigt. 

^  Namentlich  nicht  gegenüber  den  höheren 
Beamten,  den  Grafen,  tou  denen  die  Einstellung 
öffentlicher  Terhandlungen  und  die  Freilassung 
Ton  angeordneten  öffentlichen  Arbeiten  an  den 
Feiertagen  abhing. 

^  So  schon  Ton  den  Torbereitenden  Synoden 
des  J.  813,  nämlich  Arles  c  16,  Man  si  14,  61, 
(wiederholt  in  den  capit  ex  can.  excepta  bei  Bo  - 
retius  1,  174.  c  16)  und  Mainz  c.  37  (auch  in 
Bened.  LcTit.  I.  153),  Man  ei  14,  73,  und  zwar 
dahin,  dass  an  Sonntagen  die  Abhaltung  von 
Märkten  und  öffentlldien  Verhandlungen,  ins- 
besondere die  Verhandlung  Yon  Anklagen  auf 
Hand  und  Hals,  sowie  die  Vornahme  knechtischer 
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L  Die  Hierarehie  und  die  Leitime^  der  Kirche  durch  dieselbe. 
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späteren  Karolingeni  ihren  bisher  eingehaltenen  Standpunkt  aufgegeben  und  sieh 
dazu  verstanden  hätte,  mit  weltlichen  Strafen  einzuschreitend 

Abgesehen  von  der  Auferlegung  von  Bussen  bei  der  Handhabung  des  Beicht- 
Sakramentes  ^  blieb  die  Kirche  nach  wie  vor  auf  die  Anwendung  ihrer  kirchliehen 
Strafmittel  beschränkt,  im  Laufe  des  9.  Jahrhunderts  nach  der  Ausbildung  der  Send- 
gerichte zog  sie  aber  die  Sonntagsentheiligung  als  Sendvergehen  vor  diese',  wo  sie 
auf  Sendrttge^  mit  den  fiblichen  Sendgerichtsstrafen  belegt  wurde  ^  Mit  dieser  Ent- 
wicklung war  aber  andererseits  der  Grundsatz  zur  Anerkennung  gelangt ,  dass  die 
Anordnung  und  Durchführung  der  Festtagsfeier  zur  Zuständigkeit  der  Kirche  gehöre. 
Und  in  den  wenigen  Ausnahmefällen,  in  denen  bis  zur  Abfassung  der  ältesten  Samm- 
lungen des  Corpus  iuris  canonici  die  weltliche  Oewalt  bei  dem  Erlasse  hierher  ge- 
höriger Bestimmungen  mitbetheiligt  gewesen  ist,  hat  es  sich  entweder  um  Vorscliriften 
gehandelt,  für  welche  diese  Zustimmung  von  wesentlichstem  Nutzen  war®,  weil  sie 
das  staatliche  Leben  berührten,  oder  um  Fälle ,  in  welchen  die  Durchftihrung  des 
Ghristenthums  in  Frage  stand,  und  Earche  und  Staat  durch  das  gemeinsame  Interesse 
an  derselben  zu  vereintem  Handeln  bewogen  wurden  7. 


Arbeiten  verboten  Bein  sollte.  Die  Pariaer  Sy- 
node von  829  1.  50  (b.  auohlU.  19),  Mansi  14, 
532.  603 ,  fordert ,  dass  der  Kaiser  an  Sonntagen 
Markte,  Placita,  Feldarbeiten  und  carrigationes 
(Arbeitsfohren)  untersagen  möge ,  nnd  Meanx- 
Paris  845.  846.  e.  77,  Mansi  14,  840,  dass  das- 
selbe an  den  acht  Tagen  des  Osterfestes  in  der 
gleichen  Weise  beobachtet  werden  solle. 

1  Die  einzige  Vorschrift,  welche  sich  findet, 
ist  die  im  capit.  missor.  ▼.  853.  c.  8,  LL.  1,  419: 
„Ut  missi  nostri  oomitibns  et  Omnibus  rei  pu- 
blicae  ministris  flrmiter  ex  verbo  nostro  denun- 
cient  et  praecipiant ,  ut  a  IV  feria  ante  initium 
quadragesimae  nee  in  ipsa  quarta  feria  usque 
post  octavas  paschae  nullum  yel  placitum  publi- 
cum, nlsi  de  concordia  et  paciflcatlone  discordan- 
tium  teuere  praesumant^. 

Die  italienischen  Synoden  des  8.  u.  9.  Jahr- 
hunderts, s.  Friaul  ▼.  791.  c.  13,  Mansi  13, 
852;  femer  conc.  Roman.  ▼.  826  c.  30.  31.  35, 
welche  die  Festfeier  einschärfen,  und  yon  denen 
die  letztere  das  Verkaufen  Ton  Waaren ,  Abhal- 
tung von  Kriminalsitzungen  und  Tänzen  Ter- 
bietet,  drohen  gleichfalls  keine  Strafen  an. 

*'  Ueber  die  Vorschriften  in  den  Bussbüchem 
vgl.  die  Zusammenstellung  bei  Schmitz,  die 
Bussbücher  und  die  Bussdisciplin  der  Kirche. 
Mainz  1883  S.  860  im  Register  unter:  Sonntag. 

3  S.  c.  15  der  nicht  in  das  7.,  sondern  sicher 
in  das  9.  Jahrhundert  gehörigen  Synode  y.  Ronen 
(Tgl.  Hefele,  Conc.  Gesch.  3,96;  Doto  in 
Ztsch.  t  K.  R.  4,  44) :  „Ut  populus  admoneatur, 
ut  in  dominicis  et  festls  diebus  omnes  ad  yesperas 
et  noctumas  yigilias  et  ad  mlssam  omni  modis 
occurrant  et  ut  decanl  in  dyltatibus  et  in  yicis 
publicis  yirl  yeraces  et  denm  timentibus  consti- 
tuantur  qui  desides  et  negligentes  commoneant, 
ut  ad  dei  senritlum  absque  dilatione  properent, 
et  ut  ipsi  decani  sacramento  adstringantur ,  ut 
nulla  iDteryeniente  causa,  seil,  aut  amoris  aut 
timoris  aut  propinquitatis,  muneris  negligentes  et 
transgressores  reticeant  quin  proprilssacerdotibus 
proprias  eorum  culpas  manifestent    Sacerdotum 


autem  erlt ,  ita  eorum  yitia  zelo  et  amore  diyino 
cum  debita  discipllna  corrigere,  sicut  ipil  nolant 
pro  aliorum  reatibus  sententiam  iustae  damna- 
tionibuB  susdpere.  £t  ut  dies  festi  a  yespera 
usque  ad  yesperam  absque  opere  seryili  oom  de- 
bito  honore  celebrentur^ ,  in  welcher  Stelle  die 
decani  jedenfalls  nicht  als  kirchliche  Land- 
dekane oder  Erzpriester,  yielmehr  als  Laien 
zu  betrachten  sind;  ob  als  obrigkeitliehe  Pei^ 
sonen  oder  Verwalter  yon  geistliehen  Gütern  (so 
Doye  a.  a.  0.  S.  43.  44),  bleibt  freiUch  zweifel- 
haft, da  auch  an  ad  hoc,  d.  h.  zur  Rfige  des  be- 
treffenden Vergehens  bestellte  Männer  gedacht 
werden  kann,  ygl.  die  Sendfrage  bei  Regino  II.  5. 
n.  69:  ^Si  in  unaquaque  parocbia  decani  sunt 
per  yillasconstituti,  yirl  yeraces  et  denm  tlmentes, 
qui  ceteros  admoneant ,  ut  ad  eeclesiam  pergmni 
ad  matutinas,  missam  et  yesperas,  et  nihil  opeiis 
in  diebus  festis  faciant,  et,  sl  horum  quisquam 
transgressus  fuerit,statim  presbytero  adnunoient^, 
weil  ein  solcher  decanus  in  jeder  Parochie  einge- 
setzt werden  soll  und  zu  dieser  Funktion  doch 
nicht  jeder  Gutsyorsteher  oder  Gflteryerwalter 
ohne  Weiteres  immer  geeignet  erscheinen  konnte. 

^  Regino  II.  5.  n.  57 :  „Est  aliquis  qui  in  die 
dominica  yel  in  praeoipuis  festiyitatibUB  qnid- 
quam  operis  faciat  et  si  ad  matutinas  et  ad  mi^ 
sam  et  yesperas  bis  diebus  impraetermisse  omnes 
concurrant?''  S.  auch  Doye  a.  a.  O.  5,  5. 

fi  Doyea.a.  0.  5,  34 ff. 

0  Es  gehört  hierher  die  yon  der  Reichssynode 
zu  Erfurt  (Bd.  UI.  S.  560.  n.  9.)  932,  c.  2^  LL. 
2,  18.  unter  Zustimmung  König  Heiiiriehs  I.  er- 
lassene Anordnung,  dass  an  Sonntagen  und  Feet- 
tagen  keine  gerichtlichen  Verhandlungen  der 
weltliehen  Gerichte  gehalten,  sowie  keine  ge- 
richtlichen Ladungen  an  diesen  Tagen  nnd  zu 
gewissen  heiligen  Zeiten  ergehen  sollten  ,  anck 
in  c.  2.  G.  XV.  qu.  4,  wo  freilieh  das  „rex  ad 
augmentum  christlanae  religionis  eoncessit"  in : 
„presente  rege^  abgeändert  ist. 

7  S.  das  als  Sendrecht  der  Main-  und  Rednits- 
wenden  bezeichnete  Synodalstatut,  LL.  3,  486, 
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Den  Yorhin  erwähnten  Standpunkt  nimmt  das  Dekret  Gratian's^,  vor  Allem 
aber  die  Dekretalensammlnng  Gregors  IX.  ein .  Gregor  IX .  liess  die  For demng  des  Main- 
zer Eonäls  y.  81 3  2,  dass  an  Sonntagen  und  Festtagen  keine  Märkte,  keine  Öffentlichen 
Versanualnngen,  insbesondere  nicht  Gerichtsverhandlungen  in  peinlichen  Sachen  ge- 
hiltes,  sowie  alle  knechtiBchen  Arbeiten  unterbleiben,  auch  keine  Eidesleistungen 
ststtbaben  sollten',  als  erstes  Gesetz  des  betreffenden  Titels  in  seine  Sammlung  auf- 
nehmen^ und  flQgte  selbst  die  neue  Bestimmung  hinzu ,  dass  bei  einer  Verletzung  des 
etstgedaehten  Verbotes,  auch  wenn  die  Parteien  damit  einverstanden  gewesen  wären, 
jede  Prozeashandlnng  und  jede  Sentenz  nichtig  sein  sollte^.  Nicht  minder  wurde 
die  Dispensation  von  dem  Verbote  der  Feld-  und  anderer  Arbeiten  ftlr  dringende 
FlUe  als  ausschliessliches  Recht  der  kirchlichen  Gewalt  in  Anspruch  genommen^. 

Da  in  beiden  erwähnten  Sammlungen  ausreichende  Anordnungen  über  die 
aosserldrchliche  Feier  der  Festtage  enthalten  waren  und  auch  das  leitende  Prinzip 
in  ihnen  hinreichend  klar  hervortrat  7,  blieb  der  späteren  Partikulargesetzgebung 
der  Kirche  nur  noch  flbrig,  dieselben  von  neuem  einzuschärfen  und  für  einzelne  be- 
sondere Fälle  zur  Anwendung  zu  bringen,  sowie  gegen  etwaige  eingerissene  Missbräuche 
mit  Androhung  von  Censuren  einzuschreiten^.    Auch  die  allgemeine  Gesetzgebung' 


DoTe  L  Ztschr.  f.  K.  R.  4,  160,  welches  der 
Itliten  der  Diöoese  Wfirzbuxg  und  dem  Ende  des 
9.  oder  10.  Jahrhunderts  znweist,  B  i  e  z  1  e  r  aber 
io  den  Forschgn.  z.  deatsoh.  Gesch.  16,  397  ff.  für 
einen  wahrscheinlich  unter  königlicher  Bestilti- 
gnngeigangenen  EichstadterSynodalbeschluss  ans 
dem  10.  Jahrhundert  erklärt.  Dasselbe  droht  für 
Nichtbeachtung  der  Feiertage  und  Yomahme  von 
Aibeitenan  denselben  erst  Pfändung  eines  werth- 
ToUen  Gegenstandes,  z.   B.  eines  Rindes,   als 
Zwangsmittel  zur  Bussleistung  und  bei  weiterer 
Hartnäckigkeit  Exkommunikation  undWegnahme 
des  Ton  dem  Fiskus  oder  Herren  überlassenen 
Onles  an.  Diese  harten  Strafen  erklären  sieh  aus 
dem  Streben ,  die  Ghristianirung  durohzuführen. 
Disielbe  gilt  Ton  den  Konstitutionen  König  Ste- 
plMBs  ▼.Ungarn  u.  1016,  welche  c  6  die  Handarbeit 
mit  Konfiskation  der  gebrauchten  Thlere  (Rinder, 
Pferde)  und  Werkzeuge,  sowie  c  7  hartnäckige 
Yemadüässigong  des  Kiiehenbesuches  an  den 
Binem    mit    Prügeln    und  Kahlscheeren    des 
Kopfes  bedrohen,  M  a  n  s  i  19 ,  370.  371 ;    theil- 
veiie  und  anter  Ausdehnung  auf  das  Jagen  wie- 
derkolt  in  der  Synode  v.  Szaboles  v.  1092.  o.  11. 
12,  Mansi    20,  763   (unter   Androhung   der 
Ssspension  für  Kleriker  im  letzteren  Fall).   Da- 
gegen schreibt  die  spanische  Reichssynode  von 
Coyaea  (Bd.   in.  S.  576.   Anm.)   1060.    c  6, 
Mtnsi  19,  788,  ohne  jede  Straffestsetzung  vor, 
dass  die  Gläabigen  am  Sonnabend  zur  Vesper, 
ui  Sonntag  zur  Matutin  und  zur  Messe  kommen 
■ad  den  Hören  beiwohnen,  auch  nicht  knechtische 
Aibeiten  yeiriehten  sollen. 

*  Das  zeigt  die  Aenderung,  welehe  In  c  4. 
C  XVL  qu.  4.  an  dem  Texte  gemacht  ist,  s.  o. 
8.291  n,  6. 

s  S.  0.  S.  291.  n.  5. 

*  Dieses  Verbot  ist  ein  Zusatz ,  welcher  sich 
sckon  bei  Regino  I.  3^.  und  in  den  nachfolgen- 
d«D  Sammlungen  findet. 

*  G.  1.  X.  de  fexiis.n.  9. 


^  c  5.  X.  eod.  tit 

^  Durch  Aufnahme  der  eine  solche  Dispen- 
sation gewährenden  Dekretale  Alexanders  III,  in 
c.  3.  X.  eod. 

7  S.  c  1.  2.  0.  XVX.  qu.  4.  dt,  c  16  (Sma- 
ragdi  expos.  regulae  s.  Benedicti)  Dist  in.  de 
oonsecr.  ....  „die  autem  dominloo  nihil  agen- 
dum,  nlsi  deo  vacandum.  NuUa  opexatio  in  illa 
die  saneta  agatur,  nisi  tan  tum  ymnis  et  psalmis 
et  canticis  spiritualibus  dies  illa  transigatur^ ; 
femer  c.  1.  3.  Ö.  X.  II.  9.  cit 

8  S.  z.  B.  Paris  1212  o.  1213.  P.  IV.  o.  18 
(Einschärfung  der  Ueberwachung  des  Verbotes 
der  Hand-  und  Feldarbeiten ,  M  a  n  s  i  22^  843) ; 
Bourges  1286  c.  32  (Zuwiderhandlungen  gegen 
das  eben  gedachte  Verbot  sollen  die  Priester  bei 
Vermeidung  der  Suspension  dem  Bischof  behufs 
Verhängung  arbiträrer  Strafen  anzeigen,  1.  c.  24, 
641) ;  Bouen  1299.  c.  2  (Androhung  der  excom- 
municatio  ipso  facto  an  weltliche  Richter,  welche 
Qerichtssitzungen  halten)  1.  c.  p.  1204  (wieder- 
holt von  Notre  Dame  du  Pr^  bei  Ronen  1313. 

c.  3, 1.  c  26,  526) ;  Trier  1310  c.  35  (Verbot  an 
die  weltlichen  Herren,  ihre  Unterthaneu  zu 
Frohndiensten  anzuhalten),  1.  c.  26,  259;  Be- 
ziers  1310.  c  15  (Verbot  des  öffentlichen  Feil- 
haltens Ton  Waaren  bei  Strafe  des  Interdikts, 

d.  h.  der  Exkommunikation  ipso  iure)  1.  c  p.  363 ; 
ValUdoUd  1312  c  4  (Verbot  der  Hand-  und 
Feldarbeiten  ohne  Erlaubniss  des  Bischöfe  bei 
Strafe  der  Exkommunikation)  1.  c  p.  698;  Apt 
1365.  c.  13  (Verbot  der  Märkte  unter  Androhung 
arbiträrer  Strafen  und  der  Herbeiführung  des 
Einschreitens  der  weltlichen  Obrigkeit),  Mansi 
26,450. 

9  Das  Tridentinum  enthält  allein  die  S.  283. 
n.  2  oitirte  Stelle  und  erwähnt  in  Sess.  XXV. 
contin.  de  delectu  ciborum  der  dieram  festorum 
devota  et  religiosa  celebratio  als  eines  Mittels, 
dessen  sich  die  Gläubigen  zur  Vermehrung  der 
Frömmigkeit  bedienen  sollen.  Die  const.  Pius'  V. : 
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igt  seitdem  nur  mit  einzelnen  Specialyerordnnngen  in  besonderen  Fällen  einge- 
schritten ^. 

Nach  heutigem  Recht  sind  gemeinrechtlich,  wenn  der  Inhalt  der  bisher  an- 
geführten Vorschriften  znsammengefasst  werden  soll,  an  den  Bonntagen  und  den 
gebotenen  Festtagen  gerichtliche  nnd  andere  Öffentliche  Verhandlungen  Aber  welt- 
liche Angelegenheiten,  die  Vornahme  von  Arbeiten  des  landwirth-  nnd  forstwirth- 
schafflichen,  gewerblichen  und  Handels -Betriebes^  nnd  die  Abhaltung  der  regel- 
mässigen Klein-  oder  Wochen -Märkte  ^  verboten.  Femer  ist  mindestens  während 
der  Stunden  des  Gottesdienstes  die  Abhaltung  von  Jahrmärkten  4,  das  Offenhalten 
von  Läden  und  Magazinen  behufs  Verkaufs  von  Waaren  ^,  sowie  die  Bewirthung  von 
Gästen  in  offenen  Wirthshäusern ,  endlich  die  Veranstaltung  von  öffentlichen  Auf- 
zUgen,  Schauspielen  und  anderen  Schaustellungen  ausgeschlossen,  ohne  dass  es  der 
kirchlichen  Partikulargesetzgebung  verwehrt  wäre,  in  den  oben  gedachten  Beziehungen 
strengere  Vorschriften,  wenn  deren  Durchftlhrung  sich  ermöglichen  lässt,  zu  treffen  \ 

Andererseits  sind  aber  die  Sountage  und  Feiertage  der  Kirche,  letztere  abgesehen 
von  gewissen  Ausnahmen  ^,  Tage  der  Freude.  Deshalb  werden  den  Gläubigen,  sofern 
sie  ihre  kirchlichen  Pflichten  erMlen,  Vergnflgungen,  welche  mit  der  Bedeutung  der 
gedachten  Tage  nicht  unverträglich  erscheinen,  gestattet^. 

So  weit  es  sich  um  die  Beachtung  der  erwähnten,  die  weltliche  Festfeier  be- 
treffenden Bestimmungen  handelt,  wird  der  Sonntag  und  der  Festtag  nach  einer  seit 
mehreren  Jahrhunderten®  feststehenden  Gewohnheit  in  bürgerlicher  Weise,  d.  h.  von 
Mitternacht  zu  Mittemacht  gerechnet  ^<>. 


Cum  primum  apostolatns  v.  1.  April  1566.  $.  7, 
bull.  Taurin.  7 ,  436 ,  verbietet  glelohfalls  nur 
generell  „aervlle  opus,  mereatas,  profanas  nego- 
clationes  et  iudiclorom  strepitna". 

1  Hierher  gebort  die  constit.  Benedict.  XIV. : 
Nihil  profeeto  v.  12.  Angast  1742  eiusd.  bull. 
1,  92,  welche  gewisse  in  italienischen  Diocesen 
an  Festtagen  üblich  gewordene  Renn-  und  Ring- 
spiele nackter  Jünglinge  untersagt ;  femer  des- 
selben const  Ab  eo  tempore  r.  6.  Norember  1745, 
1.  c  p.  260,  betreffend  das  Verbot  der  M&rkte. 

2  Doch  sind  in  einzelnen  Fallen  bei  Armuth 
der  Berolkerung,  z.  B.  füT  Fischer,  welche  sonst 
nicht  ihren  ansreichenden  Lebensunterhalt  ge- 
winnen konnten y  dorch  die  Gongr.  conc.  Indulte 
dahin  gewährt  worden ,  dass  das  Gewerbe  früh 
Morgens  vor  und  Abends  nach  dem  Gottesdienste 
betrieben  werden  dürfe,  Richters  Tridentinum 
S.  470.  n.  8;  const.  Benedict.  XIV. :  Ab  eo  tem- 
pore cit  $.  26. 

3  Mereatua ,  nach  Benedict  XIV.  const  clt. 
^  16 :  „qui  flunt  in  rebus  minoribus  ad  quoti- 
dianas  necessitates  pertinentibus  et  flunt  singulis 
septimanis  et  ab  hominibus  de  yicino  ibidem 
convenientibus''. 

^  Nundinae  (italienisch:  fUre)  Im  Gegensatz 
zu  meroatus  nach  Benedict  XIV.*  l.  e. :  „quae 
sunt  de  rebus  maioribus  et  semel  in  anno  flunt 
vel  raro  in  eodem  loco  et  de  longinquo  ibidem 
conyeniunt  homines^  Diese  schliesst  der  Papst 
in  der  const  clt.,  um  nicht  durch  ein  ganzliches 
Verbot  den  Glaubigen  die  Möglichkeit  zum  Ein- 
kauf zu  entziehen  und  den  HandelsTorkehr  nicht 
zu  sehr  zu  schm&lem,  nicht  unbedingt  aus. 


^  S.  z.  B.  Prager  ProTinzialkonzil  Ton  1860, 
coli.  conc.  Laeens.  5,  469. 

^  Das  ergiebt  sich  daraus,  dass  die  S.  293.  n.  9  u. 
diese  Seite  n.  1  erwihnten  Terbote  bloss  das  Mini- 
mum sind,  welches  durch  eine  im  Sinne  der  Kirche 
zu  beobachtende  Festtagsfeier  bedingt  wird,  nicht 
aber  als  das  höchste  zulässige  Maximum  betTMhtet 
werden  können,  wie  dies  auch  aus  den  Entschei- 
dungen der  Congr.  conc. ,  welche  Benedikt  XIV. 
Inder  cit.  const  mitgethellt,  s.  auch  Richter 
a.  a.  O.  S.  470.  n.  3  ff. ,  zu  entnehmen  ist.  So 
enthält  auch  das  Edikt  der  Bisehöfis  der  Marken 
und  der  Provinz  der  Urbino  ▼.  1850 ,  coli,  conc 
cit.  6,  78 ,  zum  Theil  strengere  Bestimmungen. 

^  Wie  z.  B.  die  Feiertage  in  der  Fastenzeit 

8  Eine  Stiftung,  um  zur  Ehre  des  Patrons 
einer  Stadt  an  dessen  Festtag  nach  der  Kirche 
gewisse  Vergnügungen  für  das  Volk  zu  Teran- 
stalten,  hat  die  Gongr.  conc.  1868  für  gültig  er- 
klärt. Acta  s.  sed.  4,  36.  S.  auch  cit  Präger 
Konzil  l.  c.  p.  469. 

d  Gonzalez  Tellez  ad  c  1  X.  de  ferlls  11. 
9.  n.  3  u.  Gongr.  conc.  bei  Richter  a.  a.  O. 
S.  471.  n.  8. 

10  Im  Gegensatz  zu  der  Berechnung  fOr  die 
kirchliche  Feier,  d.  h.  Tom  Vorabend  des  Sonn- 
tags  oder  des  Festtags  bis  zum  Abend  desselben, 
Laodic.  c.  29;  Admonitio  gen.  ▼.  789.  c.  15^ 
Boretius  1,  66:  „ut  a  yespera  uaque  ad  ves- 
peram  dies  dominioa  serretur^,  ebenso  oone. 
Francof.  v.  794.  c.  21 ,  l.  c  p.  76  u.  Ronen  (9. 
Jahrb.),  s.  S.  292.  n.  3.  Dies  war  früher  auch 
für  die  weltliche  Feier  massgebend.  Schon  Ale- 
xander III.  hat  aber  c  2  X.  de  feiüs  II.  9.  er- 


§.J13.] 


Die  Verwaltung  des  Kultus.  Die  Festtage  und  Feiertage. 


295 


Von  den  bestehenden  Verboten  kann  ftlr  NotbfWe  der  Bischof  oder  dessen 
Oeneralyikar  dispensiren^,  auch  ist  dnrch  partikuläre  Anordnungen  das  Recht 
dazu  entweder  allgemein^  oder  auch  fQr  besonders  dringende  Fälle,  in  denen  der 
Bisehof  nicht  angegangen  werden  kann  ^,  auf  die  Pfarrer  flbertragen  worden. 

Die  in  das  corpus  iuris  aufgenommenen ,  als  gemeinrechtlich  zu  betrachtenden 
Normen  enthalten  fflr  die  Verletzung  der  besprochenen  Vorschriften  keine  Straf- 
androhungen. Früher  wurden  Strafen  dnrch  die  Sendgerichte  verhängt^,  und  seit 
dem  13.  Jahrhundert  haben  einzelne  Partikularsynoden  ^ ,  später  auch  bischöfliche 
Verordnungen  Censuren  und  Strafen^  angedroht.  Die  Festsetzung  und  Verhängung 
solcher  ist  auch  nach  heutigem  Recht  nicht  ausgeschlossen  "^^  namentlich  wenn  es  sich 
omgrobe  und  Aergemiss  erregende  Verstösse  handelt.  Indessen  haben  die  neuerdings 
zusammengetretenen  Provinzialsynoden^  sich  derartiger  Straffestsetzungen  enthalten. 
Nach  der  bestehenden  Praxis  wird  jetzt  bei  der  Handhabung  des  Beichtsakramentes 
af  die  Beobachtung  der  betreffenden  Bestimmungen  hingewirkt  und  gegen  die  Ver- 
letaimg  derselben  mit  den  Mitteln,  welche  die  Beichtpraxis  gewährt,  eingeschritten. 

V.  Die  Stellung  des  Staates  zur  Kirche  hinsichtlich  der  Fest- 
tagsfeier. Die  modernen  Staatsgesetzgebungen.  Das  seit  dem  16. 
Jahrhundert  entwickelte  Staatskirchenthum  hat  in  Folge  seiner  Tendenz,  refor- 
mirend  in  die  kirchlichen  Angelegenheiten  einzugreifen  und  die  Kirche  als  eine  den 
staatliehen  Zwecken  dienende  Anstalt  zu  behandeln ,  mehrfach  ein  direktes  Anord- 
mingsrecht  in  Betreff  der  Regelung  der  Festtagsfeier  für  den  Staat  in  Anspruch  ge- 
nommen. Wenn  ein  solches  selten  hinsichtlich  der  Aufhebung  der  kirchlichen  Festtage 
ausgeübt  worden  ist,  so  erklärt  sich  dies  daraus,  dass  die  Kurie  selbst,  welche  der  herr- 
schenden Strömung  seit  dem  17.  Jahrhundert  nicht  mehr  absoluten  Widerstand  leisten 
konnte,  ihrerseits  eine  Reduktion  der  Festtage  vorgenommen  hatte ^  und  weiter- 
gehenden Wünschen  der  einzelnen  Fürsten  durch  die  Gewährung  von  Indulten  ent- 
gegengekommen ist  ^^. 

Dagegen  haben  die  Regierungen  wiederholt  für  Festtage,  deren  Begehung  ihnen 
angemessen  erschienj,  auch  die  kirchliche  Feier  angeordnet ^i,  wenngleich  die  Kurie 


Utft,  dass  in  Betreff  des  Anfanges  nnd  des  Endes 
die  Oswohnheit  der  einzelnen  Kirchen  als  ent- 
aeheidend  in  Betiaclit  komme. 

*  Ferraris  s.  y.  festum  n.  21  ff.  Die  Er- 
]aal»nis8  mnss  aber  gratis  erthellt  werden. 

'  ProTins.  Konz.  y.  Wien  1868,  colL  conc  cit 
5,156. 
3  Prager  Konzil  a.  a.  0.  6,  469. 
«  S.  0.  S.  292. 
5  S.  o.  8.  293.  n.  8. 

•  Vgl.  Ferraris  1.  c  n.  28 ff.  Für  das  Gebiet 
des  Kirchenstaates  sind  auch  wiederholt  weltliche 
Stnfen,  so  Geldstrafen,  Gefangniss,  Konfiskation 
der  unerlaubter  Weise  zum  Verkauf  ausgebotenen 
Waaren  angedroht  worden,  s.  das  Edikt  des  Kar- 
dioalTikars  t.  1727  bei  Ferraris  n.  17  und  das 
&  294.  n.  6.  dtirte  Edikt  Yon  1850. 

^  Gonst  Pii  V. :  Cum  primum  apostolatus  y. 
L  April  1566.  $.  7. ,  bulL  Taurin.  7,  436 :  „Qui 
▼ero  in  dlebus  praefatls  opus  aliquid  illidtum 
fedsse  deprehensus  fuerit,  praeter  divinam  ul- 
tiimem  et  amissionem  animalium,  quibus  ad  yoc- 
tixam  utetur,  etiam  graves  poenas  incurrat  arbi- 


trio  nostro  seu  Yicarii  nostriin  urbe,  in  aliis  autem 
locis  arbitrio  ordinariorum  et  aliorum  magistra- 
tuum,  ita  ut  praeventioni  locus  sit"  Die  ange- 
ordnete Konfiskation  der  Zugthiere  ist  freilich 
nicht  praktisch  geworden ,  8.Plgnatelli  con- 
Bultat  VIII.  10.  n.  26  u.  Ferraris  i.  y.  festa 
n.  30. 

8  In  den  Beschlüssen  der  Bd.  III.  S.  505  er- 
wähnten Synoden  finden  sich  wohl  Anordnungen 
und  Ermahnungen  in  Betreff  der  Feier  der  Sonn- 
tage und  Festtage,  aber  nirgends  Straffest- 
setzungen. 

»  S.  0.  S.  283. 

^  S.  0.  S.  284.  Ein  Beispiel  der  Reduktion  you 
Festtagen  durch  die  Regierung  bildet  die  ba- 
dische Verordnung  y.  1811,  s.  o.  S.  286.  n.  3. 

^^  So  in  Mailand,  z.  B.  das  BroYO  Innooenz*  X. 
Y.  1653  bei  Ferraris  n.  8.  Für  Schlesien  ist 
1742  die  Feier  eines  Busstages  befohlen  worden ; 
Fr.  Lehmann,  Preussen  und  die  katholische 
Kirche  seit  1640.  2,  111.  114.  120.127,  obgleich 
die  äussere  Feier  den  Katholiken  zunächst  frei- 
gestellt wurde,  a.  a.  0.  S*  236.  238.   Offenbar 
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unter  Festhaltung  ihres  früheren  Standpunktes,  dass  der  staatlichen  Gewalt  keine  der- 
artige Befhgniss  zustehe  ^j  dies  als  unstatthaft  erklärt  hat.  Ja  selbst  in  Betreff  der 
Art  der  gottesdienstlichen  Feier  sind  mitunter  seitens  der  weltlichen  Gewalt  nähere 
Vorschriften  erlassen  worden  2. 

Vom  prinzipiellen  Standpunkt  aus  ist  der  moderne  Staat,  welcher  der  Kirche 
die  Autonomie  in  ihren  Angelegenheiten  zu  gewähren  hat,  nicht  berechtigt,  der- 
gleichen Anordnungen  zu  erlassen.  Die  Festtage  zu  bestimmen,  aufzuheben  und  ihre 
kirchliche  Feier  zu  regeln ,  sowie  Vorschriften  über  das  Verhalten  der  Gläubigen  an 
diesen  Tagen,  soweit  es  sich  dabei  um  das  religiöse  Verhalten  handelt^,  zu  geben,  steht 
derKirchezu,  weil  einer  ihrer  wesentlichen  Zwecke  die  Gottesverehrung  ist,  und  ihr  des- 
halb auch  die  Befugniss  zukommen  muss,  die  Art  und  Weise  derselben  festzusetzen. 
Das  staatliche  Interesse  wird  erst  dann  berührt,  wenn  die  Kirche  in  einseitiger  Weise 
ihre  Forderungen  ohne  Rücksicht  darauf,  dass  die  ihr  Angehörigen  auch  im  weltlichen 
Leben  stehen  und  ihrer  Beru&arbeit  und  ihren  weltlichen  Geschäften  nachgehen  müssen, 
so  überspannt,  dass  dadurch  die  Erfüllung  der  weltlichen  Pflichten^  welche  die  Sorge 
für  den  Lebensunterhalt,  den  Beruf  und  die  Familie  an  den  einzelnen  stellt,  gehin- 
dert oder  dass  gar  durch  die  wegen  einer  zu  grossen  Zahl  von  Festtagen  im  Ueber- 
mass  gebotene  Unthäligkeit  statt  der  von  der  Kirche  zu  erstrebenden  Heiligung  des 
weltlichen  Lebens  Müssiggang  und  Laster  hervorgerufen  werden.  Treten  solche  Miss- 
stände ein ,  dann  erscheint  allerdings  der  Staat  berechtigt,  seinerseits  einzuschreiten 
und  nicht  nur  von  der  Kirche  eine  Minderung  der  Festtage  und  Einschränkung  der 
Festfeier  zu  beanspruchen,  sondern  auch  nöthigenfalls,  wenn  dieselbe  sich  ablehnend 
verhält,  seinerseits  selbstständig  darauf  abzielende  Anordnungen  zu  erlassen. 

Mit  Rücksicht  darauf,  dass  die  katholische  Kirche  durch  die  schoü^o.  S.  2S3 
erwähnte  Minderung  der  Festtage  seit  dem  17.  Jahrhundert  den  früheren  Miss- 
ständen ^  abgeholfen  hat,  haben  die  neueren  Gesetzgebungen  deijenigen  deutschen 
Staaten,  welche  noch  auf  den  alten  staatskirchlichen  Anschauungen  beruhen,  für  die 
Landesherren  oder  die  Regierungen  nur  noch  das  Recht  in  Anspruch  genommen, 
ausserordentliche  Festtage  anzuordnen^,  und  einzelne  derselben  ferner  die  Bestim- 


steht  ancli  das  preussiscbe  Landrecht  auf  dem- 
selben Standpunkt,  denn  wenn  es  II.  11.  $.  35 
bestimmt :  „In  wie  fem  die  bereits  angeordneten 
Kirchenfeste  mit  Einstellung  aller  Handarbeiten 
und  bürgerlichen  Gewerbe  begangen  werden  sollen 
oder  nicht,  kann  nur  der  Staat  bestimmen^,  an- 
dererseits aber  dem  Staate  $.  34  die  Anordnung 
„ausserordentlicher  Festtage^  Yoibehält ,  so  sind 
unter  den  letzteren  alle  „bisher  nicht  angeord- 
neten^' zu  yersteben. 

^  S.  das  dt.  Breve  Innocenz*  X. :  „cum  prin- 
clpes  laici  ....  non  habeant  facnltatem  Impe- 
randi  dies  festos  in  honorem  sanctomm.^' 

2  In  Schlesien  waren  zwar  in  Ueberelnstim- 
mung  mit  dem  für  Oesterreich  1746  erlassenen 
Breve  (0.  S.  283.  n.  6.)  die  Festtaee  reducirt, 
Lehmann,  a,  a.O.  3,  395.  397.  436.  441.  461. 
515,  nichtsdestoweniger  wurde  Yon  Friedrich  II. 
angeordnet,  dass  die  Messe  an  den  freigelassenen 
Festtagen  nicht  über  8  Uhr  Morgens  hinaus  j  um 
das  Volk  nicht  yon  der  Arbeit  abzuhalten,  ge- 
lesen werden  sollte,  a.  a.  O.  S.  546.  550;  4,  167 
und  auch  Strafe  für  das  Zuwiderhandeln  ange- 


droht, a.  a.  0.  S.  187.  210.  240.    Vgl.  übrigens 
auch  0.  S.  16.  n.  6. 

s  So  auch  Thudlchum,  deutsch.  K.  B.  1, 
123. 

<  S.  0.  S.  282. 

B  S.  0.  S.  219. 220.  Weiter  geht  allerdings  das 
weimarische  Gesetz  v.  7.  Oktober  1823.  $.  7: 
„Diejenigen  Feier-  und  Festtage ,  welche  beiden 
Konfessionen  bisher  gemeinschaftlich  waren,  z.B. 
Ostern ,  werden  Yon  beiden  beibehaltea  Solche 
Feste  hingegen ,  welche  entweder  yon  den  Ka- 
tholiken oder  von  den  Protestanten  allein  be- 
gangen werden,  sind  in  der  Regel  auf  den  nichst 
yorhergehenden  oder  den  nächst  folgenden  Sonn- 
tag zu  yerlegen.  Der  Gharfreitag,  inglelchen  der 
Busstag  in  der  Adyentszeit  Ist  yon  beiden  Kon- 
fessionen ,  gemäss  den  darüber  bestehenden  ge- 
setzlichen Anordnungen,  zubegeben.^  Vgl. daza 
noch  das  Abänderungsgesetz  y.  6.  Mal  1857,  5-  ^t 
Arch.  f.  kath.  K.  R.  45,  214 :  ,,In  Beziehung  auf 
die  bisher  beiden  Konfessionen  gemeinsehaft- 
llchen  allgemeinen  kirchlichen  Feiertage,  sowie 
auch  in  Beziehung  auf  die  besonderen  klrch- 
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mong  getroffen ,  dass  die  landesherrlieh  angeordneten  allgemeinen  Feste  auch  von 
den  Katholiken  zn  feiern  sind  ^,  abgeschafite  Festtage  aber  nicht  mehr  beobachtet  wer- 
den dürfen^.  Abgesehen  davon  halten  aber  von  diesen  Gesetzgebungen  noch  die  b ai- 
rische^,  gothaische^,  coburgische  ^  und  die  elsass-lothringische  (fran- 
zösische)^ daran  fest,  dass  die  Earche  keine  neuen  Feiertage,  selbst  nicht  blos 
kirclüioh  zu  begehende,  ohne  staatliche  Genehmigung  anordnen  darf. 

Diese  Beschränkung  der  Kirche  geht  sicherlich,  sofern  blos  Festtage  mit  kirch- 
licher Feier  ohne  Gebot  der  Theilnahme  der  Gläubigen  an  dem  Gottesdienste  in  Frage 
kommen,  zu  weif,  da  der  Staat,  falls  sich  durch  eine  übermässige  Vermehrung  solcher 
Tage  oder  aus  anderen  Gründen  Missstände  ergeben  sollten,  seine  Interessen  genügend 
durch  Repressivmassregeln  zu  wahren^  in  der  Lage  ist.  Ja  selbst,  wenn  die  Kirche 
die  TheUnahme  der  Gläubigen  am  Gottesdienste  verlangt  oder  gar  unter  Androhung 
von  Straf-  und  Zuchtmitteln  vorschreibt®,  erscheint  eine  derartige  Sicherung  für  den 
Staat  noch  nicht  geboten. 

In  den  übrigen,  bisher  nicht  genannten  deutschen  Staaten,  insbesondere  in  den- 


lieben  Festtage  jeder  einzelnen  Konfession  be- 
wendet es  bei  dem  Jetzigen  Gebranohe''. 

^  Hierher  gehört  Sachsen-Weimar  (s.  vor. 
Anm.);  das  Gothaer  Regulativ  t.  1811.  $.30, 
Aieh.  f.  k.  K  IL  36,  223 :   „Die  kathollBche  Ge- 
meinde hat  In  der  Regel,  ausser  den  Sonntagen 
nnd  denjenigen  Festtagen ,  welche  anch  in  der 
lutherischen  Kirche  dieses  Landes  beibehalten 
worden  sind ,  sowie  die  hiemäohst  Ton  dem  Lan- 
desberni  angeordneten  allgemeinen  Feste,  in  so- 
fern sie  der  lutherischen  Kirche  nicht  eigenthüm- 
lieh  sind,  zn  feiern.  So  wie  daher  die  abgeschaffte 
Feier  der  dritten  Feiertage  auch  in  der  kathoU- 
schen  Kirche  nicht  stattfinden  darf,  so  hat  sich 
bingegen  jdieselbe  der  Feier  des  Bnsstages ,  des 
Smdtefestee  oder  anderer  anzuordnenden  ähn- 
Uehen  Feste,    nicht  zu  entziehen^;    das   Go- 
hnrger  Regulativ  v.  24.  Juni  1813.  §.  11 :  „AUe 
Feste  und  die  allgemeinen  Buss-  und  Bettage 
weiden  in  der  katholischen  Kirche ,  wie  In  der 
protestantischen,  in  sofern  sie  der  letzteren  nicht 
dgenthümUoh  sind,  nach  den  bevorstehenden 
Tonchriften  des  Landes  gefeiert.'' 
^  S.  da«  Oothaer  Regulativ  in  der  vor.  Anm. 
'  ^gi-SS*  ^-  '^^'  des  Religionsediktes  v.  1818 
nnd  dazu  o.  S.  17.  n.  10,  femer  die  königL  Ent- 
tchüets,  ▼.  20.  Juni  1861 ,  G  ü  n  t  h  e  r,  Amtshand- 
bttch  f.  d.  prot.  Gelsti.  Neue  Aufl.  1883.  1, 374, 
nach  welcher  zwar  nicht  mehr  die  Einholung  der 
Genehmigung,  sondern  nur  eine  vorgängige  An- 
xdge  bei  der  Anordnung  aller  nicht  gewohn- 
liehen kirchlichen  Feierlichkeiten  und  Andachten 
zu  machen  ist,  welche  sich  Indessen  nur  auf 
«isserordentliche,  d.  h.  einmalige  Feierlichkeiten, 
nicht  auf  die  neu  einzuführenden,  regelmäseigen 
Festtage  bezieht    Die  Feier  eines  ohne  Geneh- 
migung der  Staatsgewalt  eingeführten  Festtages 
kann  nach  $.  78  dos  Rel.  Ediktes  durch  Admini- 
strativzwang gehindert  werden. 

«  Cit  Regulativ  v.  1811.  §.  30:  .  .  .  „Nicht 
minder  hat ,  soviel  die  der  katholischen  Kirche 
dgenthümlichen  Feste  betrifft,  der  Pfarrer  ein 
VerzeichnlBS  derjenigen,  welche  seine  Gemeinde 
regelmäseig  zu  feiern  wünscht,  bei  dem  Ober- 


Conslstorio,  als  der  bestellten  Behörde,  einzu- 
reichen und  dlesfallaige  Genehmigung  zu  er-' 
warten."  $.  31 :  ,.^u8ser  den  in  der  vorgedachten 
Masse  regulirten  Festtagen  darf  auf  keinerlei 
Veranlassung  oder  Verwand  Irgend  ein  Festtag 
angesetzt  und  gefeiert  werden,  wenn  solches 
nicht  bei  vorkommenden  ausserordentlichen  Fäl- 
len zuvor  bei  der  vorgesetzten  Behörde  angezeigt 
und  von  dieser  genehmigt  worden  ist/' 

5  Oit  Regulativ  v.  1813.  S-  H :  »  •  •  •  Sollte 
die  katholische  Gemeinde  ausser  diesen  (s.  Anm. 
1.)  für  sich  besonders  ein  Fest  regelmässig  zu 
feiern  wünschen ,  so  hat  sie  dieses  bei  dem  her- 
zogL  ConslBtorlum  als  der  bestellten  Behörde  an- 
zuzeigen und  desfallsige  Genehmigung  zu  er- 
warten''. Vgl.  auch  $.  6  a.  a.  0. 

^  Organ.  Art.  v.  1802.  Art.  41 :  „Aucune  feto 
li  Texception  du  dimanche  ne  pourra  etre  Stabile 
Sans  la  permission  du  gouvemement."  Von  D  u 
Pin,  manuel  du  droit  public  eccHsiastique 
fran^s.  Paris  1847.  p.  223  wird  diese  Anord- 
nung blos  auf  die  s.  g.  f^tes  chöm^es,  d.  h.  die- 
jenigen, welche  auch  bürgerlich  durch  Enthaltung 
Ton  der  Arbeit  gefeiert  werden  sollen,  bezogen, 
dagegen  aber  Gaudry,  tralt^  de  laMgislation 
des  cultes.  Paris  1856. 1 ,  247,  welcher  selbst  eine 
Ankündigung  von  blos  für  die  Gewissen  der  Gläo- 
bigen  verbindlichen  Festtagen  für  unstatthaft  er- 
klärt Femer  sollen  die  aufgehobenen  Festtage 
weder  in  den  zum  Gottesdienst  gebrauchten  Bü- 
chern besonders  hervorgehoben,  noch  die  Gläu- 
bigen an  diesen  Tagen  durch  das  übliche  Geläute 
zur  Feier  eingeladen  oder  gar  zur  Beiwohnung 
derselben  kirchlich  angehalten  werden.  S.  die 
Girkulare  bei  Dursy  a.  a.  0.  1,  355;  vgl.  Gel- 
gel,  französ.  u.  relchsländisch.  Staatskirchen- 
recht. S.  49. 

7  A.  M.  Thudichum  a.  a.  0.  1,  123. 

8  Vgl.  0.  S.  296. 

9  Des  Näheren  ist  über  diesen,  sowie  über  den 
hiervon  zu  unterscheidenden  Fall,  in  welchem 
ausserdem  absolute  Enthaltung  von  den  bürger- 
lichen Geschäften  kirchllcherseits  geboten  vrlrd, 
noch  das  nachher  im  Text  Gesagte  zu  vergleichen« 
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jenigen;  in  welchen  man  bei  der  Kegelnng  des  VerhältnisseB  von  Staat  nnd  Kirche  den 
früheren  staatskirchlichen  Standpunkt  verlassen  hat;  wie  namentlich  inPrenssen^, 
Wfirttemberg,  Baden,  Hessen  nnd  Sachsen^,  bestehen  gesetzlich  keine 
derartigen  Beschränkungen.    Dasselbe  gilt  auch  ftlr  Oesterreich^ 

Was  dagegen  die  staatliche  und  bürgerliche  Feier  betrifft;  so  hat  in  dieser 
Beziehung  der  Staat  allein  zu  befinden  und  die  betreffenden  Anordnungen  zu  erlassen. 

Soweit  der  Stillstand  oder  die  Beschränkung  der  Amtsthätigkeit  der  Behörden, 
des  Dienstes  der  staatlichen  Verkehrs -Anstalten;  des  Unterrichts  an  den  staatüchen 
und  Öffentlichen  Schulen,  des  militärischen  Dienstes,  der  Zwangs- Arbeit  in  den  öffent- 
lichen (Gefangen-,  Korrektions-,  Besserungs-  etc.)  Anstalten,  femer  die  gänzlielie 
oder  zeitweise  Hemmung  des  öffentlichen,  Gewerbe-  und  Handelsverkehrs,  sowie  die 
damit  zusammenhängende  Festsetzung  von  weltlichen  Strafen  für  die  Verletzung  der- 
artiger Beschränkungen,  endlich  die  rechtliche  Behandlung  gewisser  Tage  als  Festtage  ^ 
in  Frage  kommt,  handelt  es  sich  lediglich  um  Verfügungen ,  welche  die  staatliche 
und  bürgerliche  Sphäre  berühren.  Ueber  diese  steht  der  Kirche  keine  Herrschaft 
zu.  Sie  ist  also  nicht  befugt,  darauf  bezügliche  Vorschriften  zu  erlassen.  Weder  der 
Staat  noch  die  einzelnen  Unterthanen  brauchen  diese ;  weil  sie  staaüich  nichtig  sind, 
anzuerkennen  und  zu  beachten;  ja  die  Beobachtung  kann  sogar  rechtliche  Nachtheile 
zur  Folge  haben  \ 

Es  fragt  sich  indessen  weiter,  ob  die  Kirche,  welche  einen  Festtag  ohne  Ge- 
nehmigung des  Staates  anordnet,  befugt  ist ,  indirekt  die  bürgerliche  Feier  desselben 
dadurch  zu  erzwingen,  dass  sie  kirchliche  Verbote  oder  gar  Androhungen  von  kirch- 
lichen Strafen  in  Bezug  auf  die  Vornahme  von  Arbeiten,  das  Betreiben  der  Handeia- 
und  Gewerbethätigkeit  u.  s.  w.  an  die  einzelnen  Gläubigen  erlässt.  Soweit  diese 
letzteren  wegen  einer  etwaigen  staatlichen  oder  öffentlichen  Dienstpflicht,  weil  aie 
z.  B.  Staats-  oder  Kommunal-Beamte  sind,  oder  in  Folge  civilrechtlicher  Verpflich- 
tungen ,  wie  Handlungsgehilfen ,  Gesellen ,  Dienstboten ,  zur  Leistung  von  Diensten, 
Arbeiten  und  zur  Verrichtung  anderer  Handlungen  verpflichtet  sind;  greift  eine  der- 
artige Anordnung  zweifellos  über  das  kirchliche  Gebiet  hinaus ,  weil  die  Beachtung 
einer  solchen  die  Nichterfüllung  der  erwähnten;  auf  dem  staatlichen  Rechte  beruhen- 
den Verbindlichkeiten  bedingen  würde.  Eine  Lösung  von  derartigen  Verpflichtungen 
oder  eine  Aufschiebung  ihrer  Erfüllung  kann  aber  nicht  die  Kirche,  sondern  nur  der 


1  Die  S.  296.  n.  11  citirteu  Vorschriften  des 
A.  L.  R.  II.  11.  $$.  34.  35  müssen  durch  den 
freilich  später  aufgehobenen  Art.  15  der  Verf. 
Urk.  1850  insoweit  für  beseitigt  erachtet  werden, 
als  es  sich  nm  die  Anordnung  von  blossen  kirch- 
lich zu  feiernden  Festtagen  handelt.  So  auch 
die  Minlsterlal-Praxls ,  welche  die  Staatsgeneh- 
migung allein  dann  für  erforderlich  erklärt  hat, 
wenn  die  Kirche  yeilangt ,  dass  die  Festtage  sei- 
tens der  Behörden  und  im  Verkehr  Anerkennung 
finden  sollen,  Richter,  Zeitschr.  f.  K.  R.  1, 112 
und  Reskr.  v.  8.  Mai  1852 ,  Beiträge  z.  preuss. 
K.  R.  Hft.  2.  S.  8. 

>  Die  neueren,  für  diese  Länder  In  Frage  kom- 
menden Gesetze  enthalten  in  dieser  Beziehung 
keine  einschränkenden  Vorschriften. 

8  Das  Konkordat  r.  1855  Art  4  lit  d.  hatte 
den  Bischöfen  darin  volle  Freiheit  gelassen ,  und 


das  Gesetz  v.  7.  Mal  1874.  $.  17  erkennt  diese 
Indirekt  dadurch  an,  dass  der  Regierung  allein 
das  Recht  gegeben  ist,  gegen  eine  den  öffentlichen 
Gottesdienst  betreffende  kirchliche  Anordnung 
ein  Verbot  zu  erlassen ,  wenn  öffentliohe  Rück- 
sichten der  Feier  entgegen  stehen.  Vgl.  auch  das 
Minist.  Reskr.  v.  1869,  Arch.  f.  d.  kath.  K«  R. 
23,  121. 

^  Z.  B.  als  solcher,  an  welchen  dvilrechtltcbe 
Verbindlichkeiten  nicht  erfQUt  zu  werden  brau- 
chen. 

6  Z.  B.  Givilrechtllche  wegen  Nlohtbezahlang 
einer  Schuld,  straf-  und  dlsdpUnarrechtliche 
wegen  Nichtleistung  vorgeschriebener  militäri- 
scher Dienstleistungen  oder  Nlchtlnnehalten  der 
Bureaustunden  durch  einen  Beamten  an  cdnem 
nur  kirchlich  vorgeschriebenen,  aber  nicht  staat- 
lich anerkannten  Feiertage, 
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Staat  aussprechen.  Ja,  dasselbe  mnss  anch  von  solchen  Verftgongen  der  Kirchen- 
gewalt gelten,  welche  blos  Theilnahme  am  Gottesdienste  ohne  Einstellung  der  Arbeit 
an  Festtagen  yerlangen ,  insofern  dadurch  die  dem  einzelnen  Gläubigen  kraft  recht- 
licher Pflicht  obliegenden  Leistungen  ganz  oder  theilweise  unmöglich  werden  ^  In 
Betreff  derartiger  Anordnungen  der  Kirche  gilt  das  vorher  Bemerkte  ^. 

Sofern  andere  als  die  gedachten  Personen  in  Frage  stehen,  also  z.  B.  Gewerbe- 
treibende ,  welche  in  der  Lage  sind ,  ihre  Magazine  und  Läden  zu  schliessen ,  Ar- 
beiter, welche  auf  Tagelohn  ausgehen,  also  an  sich  das  Arbeiten  fttr  einen  Tag  unter- 
lassen können,  möchte  man  vielleicht  geneigt  sein,  da  hier  eine  Beeinträchtigung  von 
bestehenden  rechtlichen  Verbindlichkeiten  nicht  stattfindet,  der  Kirche  eine  An- 
ordnungsgewalt in  dem  erwähnten  Umfange  zuzugestehen.  Indessen  wird  ihr  diese 
gleich&lls  abgesprochen  werden  müssen.  Es  ist  ein  staatliches  Interesse ,  dass  das 
Verkehrsleben  nicht  Aber  die  Gebühr  geschmälert  und  den  ünterthanen  die  Mög- 
lichkeit, ihrem  Erwerbe  nachzugehen,  nicht  ohne  PrüAing  der  daraus  ffir  das  All- 
gemeinwohl hervorgehenden  Polgen  beschränkt  werde*.  Durch  kirchliche  Vor- 
aebnften  der  gedachten  Art  geschieht  dies  aber  mindestens  indirekt,  und  es  wird 
dadurch  auf  einem  Umwege  eine  Pflicht  zur  bürgerlichen  Feier  von  Festtagen  herbei- 
gefUirt,  welche  der  Staat  seinerseits  als  solche  nicht  anerkennt  und  vielleicht  nicht 
anerkennen  will.  Ueberdies  greifen  die  verschiedenen  Thätigkeiten  des  staatlichen 
Verkehrs-  und  Erwerbslebens  so  in  einander,  dass  eine  Unterscheidung  der  ge- 
dachten Art  durchaus  unangemessen  sein,  ja  sogar,  da  der  Staat  vielfach  solche  Be- 
triebe, in  welchen  neben  ihm  Private  thätig  sind,  in  der  Hand  hat,  der  Gerechtigkeit 
widersprechen*  würde. 

Hieraus  ergiebt  sich,  dass  auch  Anordnungen ,  welche  die  Einstellung  der  Ar- 
beiten,  der  bürgerlichen  Erwerbsthätigkeit  und  der  ErftlUung  der  Berufspflichten  an 
den  kirchlich  angeordneten  Feiertagen  seitens  der  einzelnen  Gläubigen  fordern,  nicht 
von  der  Kirche  einseitig  und  gültig  erlassen  werden  können.  Solche  Bestimmungen 
bertthren  nicht  mehr  die  kirchliche ,  sondern  die  bürgerliche  Feier ,  selbst  wenn  sich 
die  Kirche  darauf  beschränken  will  und  beschränkt,  sie  mit  ihren  kirchlichen  Mitteln 
zur  Durchführung  zu  bringen. 

Die  dargelegten  Grundsätze  müssen  daher  auch  in  allen  vorhin  genannten 
Staaten  [s.  o.  S.  298),  in  denen  der  Kirche  die  Einführung  von  Festtagen  mit  kirch- 


<  Das  kann  z.  B.  bei  Beamten  der  Fall  sein, 
wenn  sie  genotUgt  sind ,  wegen  der  Theilnahme 
am  Gottesdienst  ihre  Dienststanden  zu  versäumen. 

'  Es  würden  sogar,  wenn  durch  die  Androhung 
von  Straf-  und  Zuchtmitteln  die  Erfüllung  staat- 
lidi  gebotener  Dienstleistungen  kirchUcherseits 
▼erhindert  •  werden  sollte ,  nach  Massgahe  der 
staatlichen  Gesetze  über  die  Anwendung  solcher 
Mittel  zur  Beeinträchtigung  der  Beobachtung  der 
gesetzliehen  Vorschriften,  z.  B.  nach  dem  preus- 
•ischen  Gesetze  v.  13.  Mai  1873  %^  2.  3,  Krimi- 
nalstrafen gegen  die  kirchlichen  Oberen  verhängt 
werden  können. 

'  Der  Tagearbeiter  hat  es  allerdings  in  der 
Hand,  an  einem  Tage  nicht  zu  arbeiten ,  aber  er 
wird  für  die  Regel,  um  sich  und  seiner  Familie 
den  Unterhalt  zu  sichern ,  die  Arbeit  nicht  ein- 
steUen  können. 


*  Der  Staat  kann  unmöglich  kirchliche  An- 
ordnungen, welche  den  Betrieb  der  Eisenbahnen, 
Bergwerke  u.  s.  w.  an  einem  Festtage  verbieten, 
für  diese ,  wenn  er  selbst  der  Eigenthümer  ist, 
als  unverbindlich ,  aber  für  die  in  Händen  von 
Privaten  oder  Privatgesellschaften  befindlichen, 
als  statthaft  und  bindend  gelten  lassen. 

Dazu  kommt  endlich ,  dass  die  Kirche  selbst 
kein  Interesse  hat,  eine  solche  Unterscheidung 
aufirecht  zu  erhalten.  Wenn  der  Staat  einen 
Festtag  far  diejenigen  Glieder  der  Kirche,  welche 
die  erwähnten  öffentlichen  oder  privatrechtlichen 
Pflichten  haben,  nicht  als  massgebend  anerkennt, 
hat  es  keinen  Sinn  mehr ,  die  Beobachtung  der 
Festtagsfeier  von  einem  Theil  der  Bevölkerung 
zu  fordern. 
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I.  Die  Hierarchie  und  die  Leitung  der  Kirche  durch  dieselbe. 


[§.  213. 


licher  Feier  ohne  Genehmigung  des  Staates  freisteht,  als  geltenden  Rechtes  anerkannt 
werdend 

Andererseits  hat  aber  der  Staat ,  wenn  er  der  katholischen  Kirche  wegen  der 
Zahl  ihrer  Angehörigen  und  wegen  ihrer  Bedeutung  Ar  das  Kulturleben  dea  in  ihm 
wohnenden  Volkes  die  Stellung  einer  Anstalt  des  öfifentlichen  Rechtes  gewährt,  darauf 
Rücksicht  zu  nehmen ,  dass  er  der  von  ihr  vorgeschriebenen  Festtagsordnung ,  inso- 
weit es  mit  den  staatlichen  und  wirthschaftlichen  Interessen  vereinbar  ist,  freie  Be- 
thütigung  offen  lässt,  also  auch  die  bürgerliche  Feier  der  erforderlichen  Anzahl  von 
Festtagen  zu  gestatten.  Das  ist  aber  in  den  deutschen  Staaten  im  allgemeinen  der 
Fall ,  da  überall  die  bürgerliche  Feiertagsordnung  auf  der  christlichen  beruht,  und 
sich,  wenngleich  nicht  vollständig ,  doch  in  Betreff  der  christlichen  Hauptfeste  mit 
derselben  deckt.  Ueberdies  ist  auch  in  vielen  Staaten  die  bürgerliche  Feier  einzelner 
specifisch  katholischer  Feiertage,  wenngleich  freilich  nicht  aller  in  den  päpstlichen 
Indulten^  als  geboten  bezeichneten,  angeordnet '. 

Die  staatliche  Gesetzgebung  ist  aber,  theils  mit  Rücksicht  darauf,  dass  die  kirch- 
liche Festtagsordnung  auch  der  bürgerlichen  entspricht,  theils  darauf,  dass  die  katho- 
lische Eorche  die  Stellung  einer  privUegirten  Anstalt  des  öffentlichen  Rechts  einnimmt, 
noch  weiter  gegangen,  insofern  sie  ihrerseits  Vorschriften  erlassen  hat,  welche  die  Art 
und  Weise  der  bürgerlichen  Feier  näher  bestimmen  und  dazu  dienen ,  die  kirchliche 
Feier  durchzuführen  und  zu  sichern. 

Die  deutsche  Reichsgesetzgebung  weist  blos  vereinzelte,  hierher  gehörige 
Vorschriften  auf.  Sie  überlässt  die  Bestimmung  der  Festtage  dem  Partikularreoht, 
hat  aber  andererseits  auch  nur  die  in  den  Einzelstaaten  durch  diese  oder  mindestens 
unter  staatlicher  Anerkennung  festgesetzten  Feiertage ,  also  nicht  blos  kirchlich  an- 
geordnete, im  Auge^.  Zunächst  gehört  hierher  der  §.  366  des  Str.-G.-B.,  welcher 
die  Wirksamkeit  der  landesgesetzlichen  Bestimmungen  über  die  Feier  der  Sonntage 
und  Festtage  zu  sichern  bezweckt  \ 

Femer  schützt  die  Reichsgewerbe-Ordnung  die  gewerblichen  Arbeiter,  nament- 
lich die  jugendlichen,  gegen  die  Verkümmerung  ihrer  Sonntags-  und  Festtagsfeier  in 
gewissem  Umfange  ^. 


1  Für  Oesterreich  b.  insbesondere  noch  O  i  n  - 
zel,  K.  B.  2,  334.  Hier  wird  die  Nothwendig- 
keit  der  Staatsgenehmigang  znr  Einführung  ge- 
botener, also  bürgerlich  zu  feiernder  Festtage 
darauf  gegründet ,  dass  auf  Ansuchen  der  Regie- 
rung eine  Verminderung  dieser  letzteren  durch 
päpstliches  Indult  stattgefunden  hat.  Das  ist 
aber  eine  petitio  principii,  denn  es  fragt  sich,  ob 
nicht  mit  der  Freiheit,  kirchliche  Festtage  ein- 
zuführen, die  im  Text  gedachte  Befugniss  ge- 
währt ist. 

2  S.  0.  S.  284. 

8  Vgl.  0.  a.  a.  0.  n.  4. 

*  So'auch  das  Reichsger.  In  Bezug  «uf  $.  681  ct.  R. 
Giv.  Proz.  Ordn.,  Entsch.  d.  Strafsachen 2, 398.  Die 
Kritik  dagegen  Arch.  f.  k.  K.  R.  47.  79,  wonach 
ein  allgemeiner  Feiertag  ein  yon  der  Bevölkerung 
allgemein  gehaltener  und  von  der  Kirche  gebote- 
ner Feiertag  sein  soll,  ist  yöUig  unzutreffend. 

Daran,  dass  die  Bezeichnung:  allgemeiner 
Feiertag  in  der  R.  C.  P.  u.  St.  F.  0.,  dem  deutsch. 


Handels- G.  B.  und  der  deutsch.  Wechs.  Ordn. 
(s.  die  folgenden  Anm.)  mit  dem  Ausdruck: 
Festtag  in  dem  R.  Str.  G.  B.  und  der  R.  Chwerbe- 
Ordn.  gleichbedeutend  ist,  kann  kein  Zweifel 
sein.  Er  bedeutet  einen  zufolge  staatlicher  An- 
ordnung, also  von  Allen  bürgerlich  zu  feiernden 
Tag,  gleichviel  ob  diese  Feier  für  das  ganze 
Staatsgebiet  oder  nur  für  einzelne  Theile  dessel- 
ben oder  einzelne  Orte  angeordnet  ist.  Für  die 
letzteren  ist  der  Tag  immer  ein  allgemeiner 
Feiertag. 

5  „Mit  Geldstrafe  bis  zu  sechszig  Mark  oder 
mit  Haft  bis  zu  vierzehn  Tagen  wird  bestraft: 
1)  wer  den  gegen  die  Störung  der  Feier  der  Sonn- 
und  Festtage  erlassenen  Anordnungen  zuwider- 
handelt". 

«  y.  21.  Juni  1869  In  der  Fassung  des  Ab- 
änderungsgesetzes V.  17.  Juli  1878.  $.  105 : . . . 
„Zum  Arbeiten  an  Sonn-  und  Festtagen  können 
die  Gewerbetreibenden  die  Arbeiter  nicht  ver- 
pflichten,  Arbeiten,  welche  nach  der  Natur  des 
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Weiter  baben  sich  nach  der  Reichs- Civ.-  und  Reichs -'Str.- Pr.- Ord- 
nung^ die  Gerichte  und  gewisse  der  Rechtspflege  dienende  staatliche  Organe 
abgesehen  Ton  dringenden  Fftllen^  an  Sonntagen  und  Feiertagen  ihrer  amt- 
lichen Thfttigkeit  zu  enthalten,  und  damit  ist  auch  den  Parteien  und  anderen 
sonst  betheiligten  Personen  (wie  z.  B.  den  Zeugen)  die  Möglichkeit  der  Festtags- 
Feier  gewährt. 

Endlich  beseitigen  das  deutsche  Handelsgesetzbuch  ^  und  die  deutsche  Wechsel- 
ordnung *  die  Nothwendigkeit  der  Erfüllung  von  Handels  -  und  wechselrechtlichen 
Verpflichtungen,  sowie  der  Vornahme  der  für  die  Erhaltung  des  Wechselrechtes  noth- 
wendigen  Handlungen  an  Sonntagen  und  Feiertagen  ^ 

Wie  diejenigen  Tage,  welche  bürgerlich  zu  feiern  sind,  in  Deutschland  durch 


G«ireTl)e1>etriebe8  einen  Anf  schul)  oder  eine  Unter- 
brechung nicht  gestatten ,  fallen  unter  die  Yor- 
stehende  Bestimmung  nicht.  —  Welche  Tage  als 
festläge  gelten ,  bestimmen  die  Landesregierun- 
gen''^ $.  1^6 :  .  .  „Er  (der  Lehrherr)  darf  dem 
Lehrling  die  zn  seiner  Ausbildung  und  zum  Be- 
suche des  Gottesdienstes  an  Sonn-  und  Festtagen 
eiCorderliche  Zeit  und  Gelegenheit  durch  Ver- 
wendnng  zu  anderen  Dienstleistungen  nicht  ent- 
ziehend %.  134:  „Auf  Fabrikarbeiter  finden, 
wenn  die  Fabrikarbeiter  als  Lehrlinge  anzusehen, 
die  Bestimmungen  der  $$.  126  bis  133  Anwen- 
dung". (Andererseits  gelten  aber  $$.  105.  126 
n&ch  $.154  nicht  für  Gehülfen  und  Lehrlinge  „in 
Apotheken  und  Handelsgeschäften''.)  $.  136 :  . . . 
^n  Sonn-  und  Festtagen,  sowie  während  der 
▼on  dem  ordentlichen  Seelsorger  für  den  Kate- 
chumenen-  und  Konfirmanden-,  Beicht-  und 
Kommunion-Unterricht  bestimmten  Stunden  dür- 
fen jugendliche  Arbeiter  nicht  beschäftigt  wer- 
den^. Das  Zuwiderhandeln  gegen  $.  136  wird 
SB  den  Gewerbetreibenden  nach  §.  14o  mit  Geld- 
strafe bis  zu  2000  Mark,  im  Unvermögensfalle 
mit  GefängnisB  bis  zu  sechs  Monaten  geahndet. 
YgL  auch  das  Österreich.  Abändernngsges.  zur 
Gew.  0.  ▼.  8.  März  1885,  welches  §.  75  Abs.  1 
alle  gewerbliche  Arbelt  an  Sonntagen  yerbietet 
und  Abe.  4  bestimmt:  „An  den  Feiertagen  ist 
den  Hilfsarbeitern  die  nöthige  Zelt  einzuräumen, 
um  den  ihrer  Konfession  entsprechenden  Yer- 
pfliehtungen  zum  Besuche  des  Yormittagsgottes- 
dienstes  nachzukommen". 

1  C.  P.  0.  $.  193 : . .  „Auf  Sonntage  und  auf  all- 
gemeine Feiertage  sind  Termine  nur  in  Noth- 
fallen  anzuberaumen". 

J.  171 :  „An  Sonntagen  und  allgemeinen  Feier- 
tsgen  darf  eine  Zustellung  ,  sofern  sie  nicht 
durch  Aufgabe  zur  Post  bewirkt  wird ,  nur  mit 
lichterlieher  Erlaubnlss  erfolgen**»  Das  gilt  nach 
S-  37  Str.  Pi.  O.  auch  für  den  Strafprozess,  Jedoch 
kann  nmoh  $.  36  a.  a.  0.  die  Genehmigung  bei 
den  von  der  Staatsanwaltschaft  veranlassten  Zu- 
steUnngen  auch  seitens  des  Staatsanwaltes  ertheilt 
Verden. 

$.  681  G.  P.  0. :  . .  „An  Sonntagen  und  allge- 
meinen Feiertagen  darfeine  Yolls  treck  ungs- 
bandlnng  nur  mit  Erlaubnlss  des  Amtsrichters 


erfolgen,  in  dessen  Bezirke  die  Handlung  vorge- 
nommen werden  soll.  Die  Yerfügung,  duroh 
welche  die  Erlaubnlss  ertheilt  wird ,  ist  bei  der 
Zwangsvollstreckung  vorzuzeigen**. 

S.  210  a.  a.  O.:  .  .  „Fällt  das  Ende  einer 
Frist  auf  einen  Sonntag  oder  allgemeinen  Feier- 
tag ,  so  endigt  die  Frist  mit  Ablauf  des  nächst- 
folgenden Werktages**;  ebenso  auch  Str.  P.  O. 
S.43. 

2  Die  Str.  P.  O.  hat  daher  keine  dem  $.  193 
d.  G.  P.  0.  entsprechende  Yorschrift  In  Betreff 
der  Termine.  Desshalb  ist  insbesondere  die  Fort- 
setzungeiner unterbrochenen  Hauptverhandlung, 
welche  spätestens  am  vierten  Tage  fortgesetzt 
werden  muss,  $.  228  Str.  P.  O.,  an  einem  Sonn- 
tage oder  Feiertage  nicht  ausgeschlossen.  Auch 
muss  an  solchen  die  Yernehmung  eines  Yerhaf- 
teten  oder  Yorgeführten  erfolgen,  $$.  115.  129. 
132.  135,  wenn  der  Yorschrift,  dass  diese  späte- 
stens am  nächstfolgenden  Tage  vorzunehmen  ist, 
nicht  anders  genügt  werden  kann. 

3  Art.  329 :  „Fällt  der  Zeitpunkt  der  Erfül- 
lung auf  einen  Sonntag  oder  allgemeinen  Feier- 
tag, so  gilt  der  nächste  Werktag  als  der  Tag  der 
Erfüllung*'.  Art.  330 :  ...  „Fällt  der  letzte  Tag 
des  Zeitraums  auf  einen  Sonntag  oder  allgemei- 
nen Feiertag,  so  muss  spätestens  am  nächst- 
vorhergehenden Werktage  erfüllt  werden**. 

4  Art.  92:  „Yerfällt  der  Wechsel  an  einem 
Sonntage  oder  allgemeinen  Feiertage ,  so  ist  der 
nächste  Werktag  der  Zahlungstag.  Auch  die 
Herausgabe  eines  Wechsel-Duplikats,  die  Erklä- 
rung über  die  Annahme,  sowie  jede  andere  Hand- 
lung können  nur  an  einem  Werktage  gefordert 
werden.  Fällt  der  Zeitpunkt,  in  welchem  die 
Yomahme  einer  der  vorstehenden  Handlungen 
spätestens  gefordert  werden  musste,  auf  einen 
Sonntag  oder  allgemeinen  Feiertag,  so  muss  diese 
Handlung  am  nächsten  Werktage  gefordert  wer- 
den. Dieselbe  Bestimmung  findet  auch  auf  die 
Protesterhebung  Anwendung'*. 

^  Wegen  der  einheitlichen  Bestimmungen, 
welche  In  Betreff  des  Gamisondienstes  beste- 
hen, vgl.  Thudichum,  deutsch.  K.  R.  1,  122. 
n.  1. 
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die  Partiknlar^esetzgebung  festgesetzt  sind^,  so  ist  des  Weiteren  ai^ch  die  Art  ihrer 
bürgerlichen  Feier  auf  demselben  Wege^  geregelt^. 

Des  näheren  wird  durch  die  hierher  gehörigen  Anordnungen  tibereinstimmend 
verboten: 

Die  Verrichtung  aller  Arbeiten  des  landwirthsohaftlichen,  des  forstwirthschaft- 
liehen  und  des  Gewerbe-  und  Fabrikbetriebes  ^,  das  Feilbieten  von  Waaren  im  Um- 
herziehen y  sowie  aller  Handel  auf  öffentlichen  Strassen  und  Pl&tzen  (also  auch  die 


^  InPreussen  sind  nacli  den  verBchiedenen 
dar&bei  ergangenen  königlichen  Anordnungen  ge- 
setzliche, d.  b.  kirchlich  nnd  bürgerlich  zu  feiernde 
Festtage  (vgl.  P.  Hinschius,  preuas.  K.-R. 
S.  19.  n.  41)  ausaer  den  Sonntagen :  Neujahr,  der 
erste  und  zweite  Tag  von  Weihnachten ,  Ostern 
und  Pfingsten,  der  Charfreitag,  ein  am  Mittwoch 
nach  Jubilate  abzuhaltender  Buss  -  und  Bettag, 
Himmelfahrt  und  der  Allerheiligentag  (nur  für 
die  Katholiken) ;  diese  gelten  auch  für  die  Rhein- 
provinz, 8.  die  Kab.-O.  v.  6.  Juli  1832,  7.  Februar 
1837  und  22.  Juli  1839.  Dies  sind  weniger  Tage, 
als  die  in  den  o.  S.  285  Anm.  erwähnten  päpst- 
lichen Breven  als  gebotene  Festtage  angeordneten. 
Diese  letzteren  sind  nach  der  ausdrücklichen  Er- 
klärung in  der  erst  citirten  K.-O.  nicht  als  ge- 
setzliche Festtage  anzusehen,  und  es  soll  an  ihnen 
weder  eine  Einstellung  der  Amtsverrichtongen 
der  öfTentUchen  Behörden  erfolgen,  noch  sind  sie 
unter  den  gesetzlichen,  die  Festtage  erwähnenden 
Vorschriften  zu  begreifen.  Da  die  Kab.-O. 
weiter  bemerkt ,  dass  sie  dagegen  als  kanonisch 
gültige  Feiertage  nur  kirchlich  cn  beobachten 
seien ,  so  besteht  also  auch  keine  staatliche  Ver- 
pflichtung für  die  Gläubigen,  den  bürgerlichen 
Gewerbe-  und  Handelsverkehr  einzustellen,  wohl 
aber  eine  kirchliche ,  denn  insoweit  hat  der  Staat 
die  betreffenden  Anordnungen  anerkannt.  • — 
lieber  Baiern  s.  o.  S.  285  Anm.,  über  das 
Königreich  Sachsen  Schreyer,  Codex  d.  1. 
Sachsen  geltenden  Kirchenrechts.  2.  Aufl.  S.  221. 
n.  2j  für  Württemberg  sind  die  bürgerlich  zu 
feiernden  Festtage  durch  die  V.  v.  27.  Dezember 
1871  $.  1 ,  vgl.  auch  $.  1 1 ,  u.  A  bei  V.  V  0  g  t,  Samml . 
d.  kirchl.  Verordn.  für  Rottenburg  S.  612,  AUg. 
Kirchenbl.  f.  d.  ev.  Deutschld.  v.  1872  S.  992; 
für  Baden  durch  V.v.  28.  Januar  1869  SS-  1-3. 
u.  a.  bei  v.  Sp  oh n ,  Kirchenrecht  d.  ev.  Kirche  in 
Baden  2,  277.  und  Ergänzungs -Verordn.  v.  20. 
November  1879,  Allg.  Kirchenbl.  v.  1880.  S.  69 
bestimmt;  über  Hessen  vgl.  Köhler,  Handbch. 
d.  kirchl.  Gesetzgebg.  1.  Grosshgthm.  Hessen- 
DarmsUdt  1847.  2,  427 ff. ;  fOr  Oldenburg 
Sonn-  und  Festtagsordn.  v.  3.  Mai  1856 ,  Allg. 
Kirchenbl.  v.  18ö6.  S.  587;  für  Gotha  V.  d. 
Staatsministeriums  v.  6.  Sept.  u.  1.  Dezember 
1879,  a.a.O.  1881.  S.  17.88;  für  Frankreich 
und  Eisass-Lothringen  s.  Dur sy,  Staats- 
kirchenrecht 1 ,  354 u.  G e i g  e  1,  ftanzös.  u.  reichs- 
länd.  Staatskirchenrecht  S.  49. 

2  Das  Buch  von  Irmischer,  Staats-  u.  Kir- 
chenverordnungen über  die  christl.  Sonntagsfeier, 
Abth.  I. ,  Erlangen  1839  ist  veraltet.  Vgl.  jetzt 
die  Zusammenstellung  d.  in  d.  deutschen  Bundes- 
staaten geltenden  Gesetze  nnd  Verordnungen  betr. 
die  Ruhe  an  Sonn-  und  Feiertagen  i.  d.  Druck- 
sachen des  Reichstages  6.  Legisl.  Periode  II.  Ses- 


sion 1885/86.  Nr.  71 ,  auch  separat  BerUn  1886 
erschienen. 

3  Und  zwar  theils  auf  dem  Wege  allgemeiner 
Gesetze  und  Verordnungen  oder  speciellerPolizei- 
verordnungen  für  elnzelneBezirke(Pro  vinzen  etc.). 
In  erster  Beziehung  vgl.  die  in  der  vorrorigan 
Anm.  enthaltenen  Gitate  für  Württemberg, 
Baden,  Oldenburg  und  Gotha;  dazu  tritt 
für  Baiern  die  Kon.  V.  v.  30.  Juli  1862,  Allg. 
Kirchenbl.  1872.  S.  197,  die  Nachtrags -V.  t. 
4.  August  1883  (G.  u.  V.-Bl.  S.  393ff;  vgl.  auch 
Polizeistrafgesetzbuch  v.  26.  Dezember  1871.  Art. 
2  Nr.  2 und v.  Biedel,  d.  Polizeistraf geaetzbuch 
f.  Bai  er  n.  3  Aufl.,  Nördlingen  1875.  S.  120); 
für  das  Königreich  Sachsen  das  Ges.  u.  Aus- 
führungs-V.  v.  10.  Sept.  1870,  Allg.  Kirchenbl. 
1871.  S.  529.  534;  für  Hessen  Polizei- Straf- 
gesetzbuch V.  10.  Oktober  1871,  Art.  224—228; 
B  r  a  un  s  c  h  w  e  1  g  Ges.  V.  22. 1 31.  Dezember  1870; 
Gotha  V.  V.  6.  Sept.  1879;  Coburg  V.  v. 
30.  Sept.  1879;  für  Sohwarzburg-Rudol- 
stadt  V.  V.  9.  März  1855  u.  v.  10.  Mai  1876, 
Allg.  Kirchenbl.  1858.  S.  112  u.  1879.  S.  560 
(vgl.  im  übrigen  die  vor.  Anm.  cit.  Zusammen- 
stellung) ;  für  Frankreich  das  Gesetz  v.  12.  JuU 
1880  u.  für  Eisass-Lothringen  daa  durch 
letzteres  beseitigte  französische  Gesetz  y.  18.  No- 
vember 1814,  dessen  Geltung  in  Frankreich  frei- 
lich gegenüber  der  Charte  V.  1830  schon  in  Zweifel 
gezogen  war,  s.  Andr^,  conrs  alphabtftlque  etc., 
de  Itfgislation  civile  eccMsiastique  4.  ed.  2, 448ff., 
Geigel  a.  a.  0.  S.  50.  51.  Für  Preussen 
kommen  dagegen  eine  Anzahl  einzelne  Punkte 
betreffende  Kab. -Ordres  (s.  P.  Hin  ach  ins, 
preuss.  K.-R.  S.  19.  u.  43)  und  specielle  Erlaase 
der  Verwaltungsbehörden  in  Frage,  s.  die  in  der 
vor.  Anm.  cit.  Zusammenstellung  S.  5  ff.  und  die 
Ober  -  Präsidial  -  Erlasse  für  die  Provinz  Schle- 
sien V.  1880  Allg.  Kirchenbl.  1880.  S.  364.  Der 
bei  Richte r- Kahl  cit.  Ob.-Prä8id.-£rl.  für 
Sachsen  v.  1882 ,  AUg.  Kirchenbl.  1883.  S.  400 
ist  vom  Kammergericht  für  ungesetzlich  erklärt 
worden ,  Jahrbach  d.  Entschdgn  d.  Kammerge- 
richts 4,  256.  Vgl.  auch  noch Rödenbeck,  d. 
Polizeiverordnungsrecht  in  Preussen  mit  beson- 
derer Beziehung  auf  die  Sonntagsruhe.  Magde- 
burg 1885.  —  Das  österr.  Abändemngageaetz 
zur  Gewerbe  -  Ordn.  v.  8.  März  1885  beatimmt 
$.  75 :  „An  Sonntagen  hat  alle  gewerbliche  Arbeit 
zu  ruhen.  Ausgenommen  hiervon  aind  alle  an 
den  Gewerbelokalen  und  WerksvorrichtoBgen 
vorzunehmenden  Säuberungs-  und  Inständig 
tungsarbeiten".  Ausnahmen  kann  derHandelf- 
minister  im  Einvernehmen  mit  den  Ifinistem  des 
Innern  und  dem  Kultusminister  gestatten.  S.  die 
betreffende  V.  v.  27.  Juni  1885,  R.-G.-B.  Nr.  83. 

*  Jedoch  werden  ausgenommen  Arbeiten  för 


§.  213.] 


Die  Verwaltung  des  Kultus.  Die  Festtage  und  Feiertage. 
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AbhaltiiBg  von  Jahr-  und  Woehenmftrkten)  ^,  die  Abhaltang  öffentlicher  Versteige- 
rungen, und  die  Veranstaltung  von  Treibjagden. 

Dagegen  ist  Mos  während  der  Standen  des  Gottesdienstes  jedes  störende  und 
Iftrmende  Geräusch  in  der  Nähe  der  Kirchen  untersagt ,  femer  auch  und  awar  zum 
Theil  allein  während  des  Vonnittagsgottesdienstes  das  Offenhalten  der  Magazine, 
Läden,  Verkau&stellen  nnd  Buden  der  Handels-  und  Gewerbsleute,  die  Veranstaltung 
von  öffentlichen  Aufzügen  und  von  öffentlichen  Versammlungen,  jeder  lärmende  Ver- 
kehr (Zechen,  Kegel-,  Karten-Spielen)  und  jede  geräuschvolle  Belustigung  (z.  B.  Kon- 
zerte) in  Gast-  und  Wirthshäusem,  die  Veranstaltung  von  öffentlichen  Vorstellungen, 
und  andern  öffentlichen  Lustbarkeiten  (Vogel-,  Scheiben-Schiessen,  Tanzbelustigungen 
und  Bällen)  2,  endlich  vielfach  auch  die  Vornahme  von  Feuerwehr-,  Schiess-  und 
ähnlichen  üebungen  ausgeschlossen. 

An  gewissen  Feiertagen,  namentlich  solchen,  welche  Tage  der  Trauer,  der  Busse 
mid  der  Stthne  sind,  z.  B.  am  Charfreitage,  am  Todtenfest  und  am  Landesbusstage  ', 
ist  aber  die  Feier  eine  strengere,  da  an  diesen  alle  öffentlichen  Belustigungen,  nament- 
lich anch  Bälle  und  Tanzvergnügungen^  sowie  Theatervorstellungen  mit  Ausnahme 
der  in  stehenden  Theatern  stattfindenden^,  ganz  verboten  sind. 

Ftir  die  Verletzung  der  betreffenden  Verbote  tritt  auf  Grund  des  R.-Str.-G.-B. 
§.  366,  Nr.  1  die  dort  angedrohte  Strafe  ein^ 

Der  Betrieb  der  öffentlichen  Verkehrsanstalten,  vor  Allem  der  Eisenbahnen, 
wird  im  allgemeinen  nicht  eingestellt,  bei  einzelnen  aber,  so  bei  den  Post-  und  Tele- 
graphen-Anstalten, der  Verkehr  mit  dem  Publikum  beschränkt.  Das  Nähere  darüber, 
ebenso  wie  in  Betreff  der  Einstellung  der  Thätigkeit  der  öffentlichen  Behörden,  der 
Aussetzung  des  Unterrichts,  der  Arbeit  in  öffentlichen  Straf-  nnd  ähnlichen  Anstalten 
ist  in  den  besonderen  Anordnungen  der  betreffenden,  leitenden  Aufsichtsbehörden 
bestimmt^. 

Endlich  kommen  noch  die  auf  dem  partikulären  Civilrecht  beruhenden  Vor- 
schriften in  Betreff  der  Befreiung  von  der  Vornahme  von  Rechtshandlungen,  nament- 
lich von  der  Erfüllung  von  Verbindlichkeiten  in  Betracht  7. 


dringende  Bedürfhigse  znm  taglichen  Bedarf  (z.  B. 
Betrieb  des  Drosclikenkntschei-Gewerbes),  nnaof- 
•ehiebbare  Arbeiten  während  der  Ernte  und  Wein- 
lese, Arbeiten,  welche  wegen  ihrer  Technik  eine 
Unterbrechung  nicht  zulassen  (wie  z.  B.  der  Betrieb 
▼on  Hochöfen),  Arbeiten,  welche  von  dem  Arbeits- 
herm  und  seinen  Hausgenossen  im  Innern  der 
Räume,  ohne  sich  durch  Geräusch'oder  sonst  offent- 
nch  bemerkbar  zu  machen,   verrichtet  werden. 

'  Diese  können  jedoch  nach  manchen  Gesetzen 
iosnahmsweise  ausserhalb  der  Zeit  des  Gottes- 
dienstes zugelassen  werden. 

'  Die  Veranstaltung  von  olTentlichen  Tanzbe- 
lustigungen ausser  der  gedachten  Zeit  ist  mehrfach 
von  besonderer  polizeilicher  Genehmigung  ab- 
hängig gemacht. 

^  Nach  einzelnen  Verordnungen  treten  diesen 
auch  andere  hohe  Feiertage ,  so  z.  B.  die  ersten 
Festtage  des  Weibnachts-,  Oster- ,  Pflngstfestes, 
auch  wohl  das  Frohnleichnamsfest  und  Maria- 
Himmelfahrt  hinzu. 

^  Vorstellungen  in  den  letzteren  sollen  nach 
manchen  Verordnungen  auch  an  einzelnen  Tagen, 


z.  B.  am  Charfreitag  unterbleiben,  und  es  sind 
an  solchen  allein  Konzerte  mit  ernsten  Musik- 
auffuhrungen  gestattet. 

5  Vgl.  a.  S.«  300. 

^  Nur  einzelne  der  a.  S.  302  n.  3  citirten  Ge- 
setze und  Verordnungen ,  so  z.  B.  das  sächsische 
Gesetz  ^.  2  und  die  badische  Verordnung  J.  2 
Zusatz  enthalten  hierüber  besondere  Vorschriften. 
Wegen  der  Thätigkeit  der  Gerichtsbehörden  vgl. 
0.  S.  301.  Die  partikularrechtlichen  Bestimmungen 
kommen  nur  für  die  nicht  durch  die  Reiohsjustiz- 
gesetzgebung  organisirten  Gerichte,  d.  h.  die  der 
partikulären  Bestimmung  überlassenen  Sonder- 
gerichte zur  Anwendung. 

"^  Die  Vorschriften  des  römischen  Rechts  s.  o. 
S.  289.  —  Vgl.  femer  preuss.  A.-L.-R.  113. 
$.  48:  „Trifrt  die  Erfüllung  einer  Pflicht  auf 
einen  Tag,  an  welchem  nach  allgemeinen  Polizei- 
verordnungen oder  nach  den  Religionsgrundsätzen 
des  Verpflichteten  dergleichen  Handlungen  nicht 
vorgenommen  werden  dürfen,  seist  der  Verpflich- 
tete in  der  Regel  an  dem  nächstfolgenden  Tage 
zur  Leistung  verbunden".   Damit  sind  aber  nicht 
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Die  erwähnten ,  die  bürgerliche  Feier  betreffenden  BeBtimmnngen  haben ,  falls 
der  betreffende  Tag  staatlich  als  Feiertag  anerkannt  ist ,  bei  einem  nnr  einer  Kon- 
fession; z.  B.  der  katholischen  Kirche  angehörigen  Festtage,  anch  die  Zugehörigen 
aller  anderen  Kirchen  und  Religionsgesellschaften  zu  beachten,  weil  der  fragliche  Tag 
nicht  blos  als  kirchlicher,  sondern,  mag  der  Grnnd  selbst  in  der  konfessionell  kirch- 
lichen Bedeutung  desselben  liegen,  zugleich  als  staatlicher  Feiertag  anerkannt  ist.  Je 
mehr  aber  der  Staat  sich  in  seiner  Festtagsordnung  den  Anschauungen  einer  be- 
stimmten Kirche ,  namentlich  einer  solchen ,  welche  im  Vergleich  zu  anderen  eine 
grosse  Anzahl  solcher  Festtage  feiert,  unterordnet,  desto  mehr  werden  dadurch  die 
Angehörigen  anderer  Konfessionen  benachtheiligt.  Zu  einer  aktiven  und  positiven 
Feier  solcher  Tage  sind  diese  zwar  nicht  verbunden  S  wohl  aber  haben  sie  sich  einer 
Reihe  von  Th&tigkeiten  und  Geschäften  zu  enthalten,  welche  nach  ihrer  religiösen 
Auffassung  erlaubt  sind.  Kann  dies  auch  in  einem  gewissen  beschränkten  Umfange 
gefordert  werden,  weil  die  verschiedenen  Konfessionen  in  demselben  Staate  zu- 
sammenleben und  deshalb  in  gewissen  Beziehungen  gegenseitig  auf  einander  Rflck- 
sicht  zu  nehmen  haben,  so  wird  doch  durch  die  Vermehrung  solcher  Festtage,  welche 
wenigstens  negativ  von  den  Angehörigen  der  anderen  Konfession  gefeiert  werden 
müssen ,  für  diese  eine  Rechtsungleichheit  und  ein  zu  weitgehender  Gewissensdmck 
herbeigeführt.  Die  hieraus  entstehenden  Schwierigkeiten  lassen  sich  anfeine  doppelte 
Art  vermeiden.  Entweder  erklärt  der  Staat  nur  die  gemeinsamen  christlichen  Feste 
und  vielleicht  den  einen  oder  anderen  katholischen  Festtag,  diesen  auch  nur  für  be- 
stimmte Orte  und  Bezirke  mit  starker  katholischer  Bevölkerung  ftlr  bürgerliche  Feier- 
tage ^  und  schützt  etwa  noch  ausserdem  an  gewissen  anderen,  einer  Konfession  eigen- 
thümHchen  Festtagen  den  Gottesdienst  in  den  Kirchen  vor  äusseren  Stömngen'. 
Oder  er  gewährt  in  Betreff  der  von  ihm  auch  für  bürgerliche  erklärten  Festtage  der 
einen  Konfession  den  Anhängern  der  anderen  unter  gewissen  Voraussetzungen  be- 
stimmte Milderungen^.    Bei  diesem  System  ist  es  selbstverständlich  nicht   ansge- 


dle  blos  kirchlich  zu  feiernden  Festtage  gemeint. 
Das  ergiebt  sich  aus  SS-  34.  35  und  SS-  ^ff-  ü- 
1 1  daselbst.  Das  sächsische  bürgerliche  Ge- 
setzbnch  enthält  keine  entsprechende  Vorschrift. 
Nach  den  Motiven  za  S-  "^11  wollte  man  eine 
solche  nicht  aufnehmen,  vielmehr  die  Pflicht, 
Verbindlichkeiten  an  Sonntagen  und  Feiertagen 
zu  erfüllen ,  soweit  nicht  die  polizeilichen  Vor- 
schriften dies  hindern,  bestehen  lassen,  s.  Gom- 
mentar  Y.  Siebenhaar  a.  a.  0.  Das  cit.  Ge- 
setz V.  1870  hat  aber  S-  ^  angeordnet :  „Arbeiten 
oder  Dienste,  zu  deren  Leistung  Jemand  sich  ver- 
pflichtet, dürfen,  soweit  nicht  durch  den  Zweck  der 
Leistung  oder  den  ausgesprochenen  Vertragswillen 
etwas  anderes  bedingt  wird,  an  Sonn-,  Fest-  und 
Busstagen  nicht  gefordert  werden".  Der  Code 
civil  und  das  osterreich,  allgemeine  bürgerliche 
Gesetzbuch  weisen  ebensowenig  eine  dem  preus- 
sischen  Landrecht  gleiche  allgemeine  Vorschrift 
auf.  Wiegen  einzelner  besonderer  Bestimmungen 
8.  Dalloz,  rtfpertoire  de  It^glslation  s.  v.  jour 
feritf  24,  t  29.  p.  212  und  Schiff ner,  Lehrb. 
d.  österr.  allg.  Civilrechts.  Bd.  I.  Wien  1882. 
Hft.  5.  S.  157. 

1  Das  spricht  das  bair.   Bei.- Edikt  S-  80: 
,;Kelne  Kirchengesellschaft  kann  verbindlich  ge- 


macht werden,  an  dem  äusseren  Gottesdienste  der 
anderen  Antheil  zu  nehmen",  ausdrücklich  aus, 
es  versteht  sich  dies  aber  überall  da,  wo  Ge- 
wissensfreiheit, wie  in  den  deutschen  Staaten 
besteht,  von  selbst. 

3  So  ist  es  in  Preussen,  s.  o.  S.  302  n.  1, 
in  Sachsen  und  Baden. 

3  Cit.  Sachs.  Ges.  S-  9:  i^Dle  Bestimmungen 
dieses  Gesetzes  leiden  auf  den  Gründonnerstag 
und  die  Lokalfeiertage ,  an  welchen  öffentlicher 
Gottesdienst  gehalten  wird,  z.  B.  Kirchweihfeste 
keine  Anwendung,  vielmehr  ist  an  diesen  Tagen, 
jedoch  unter  Vermeidung  störenden  Geräusches 
in  der  Nähe  der  Kirchen  der  Handels-  und  Ifarkt- 
verkehr,  der  Betrieb  der  Landwirthschaft ,  sowie 
der  Gewerbe-  und  Fabrikbetrieb  gestattet".  Die 
cit.  b  ad  i  scheu  Verordnungen  S-  *^y  bez.  ^  3 
machen  den  Ausschluss  aller  geräuschvollen  Be- 
schäftigungen und  Handlungen,  durch  welche 
der  Gottesdienst  und  andere  religiöse  Feierlich- 
keiten gestört  werden,  davon  abhängig,  dass  der 
feiernde  Religlonstheil  in  der  betreffenden  (Ge- 
meinde Pfarr  -  Rechte  besitzt.  S.  femer  den  dt. 
Ob.-Präsid.-Eri.  für  Schlesien  $.  6. 

^  In  Bai  er  n  entscheidet  in  konfessionell  ge- 
mischten Orten  (vgl.  dazu  v.  Riedel,  d.  Polizei- 
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seUossen,  dass  daneben  auch  fUr  andere  kirchliehe  Festtage,  nnd  um  den  Ansprüchen 
der  einen  Kirche  in  noch  weiterem  Umfange  gerecht  zu  werden ,  blos  in  der  schon 
erw&hnten  Weise  Bt<)ningen  des  Oottesdienstes  durch  staatliche  Anordnungen  fem- 
gehalten werdend 

Dasselbe  Yerhftltniss,  dass  ein  kirchlicher  Feiertag  zwar  nicht  als  bürgerlich 
gebotener  gilt,  aber  die  Abhaltung  des  Oottesdienstes  an  demselben  durch  staat- 
liche Anordnungen  geschützt  wird  (man  nennt  solche  mitunter  halbe  Feiertage)  ^, 
bum  femer  abgesehen  von  dem  Gmnde ,  dass  der  betreffende  Tag  blos  für  die  eine 
oder  andere  Eonfession  in  Betracht  kommt,  auch  dadurch  herbeigeführt  werden,  dass 
der  Staat  eine  kirchliche  Feier  desselben  für  angemessen ,  aber  es  andererseits  nicht 
Ar  zweckmässig  erachtet,  die  regelmässige  Thätigkeit  seiner  Behörden  einzustellen 
und  das  wirthschaftliche  und  öffentliche  Leben  zu  beschränken  ^. 


ittttflgesetzbueli  inBtlefrn.  8.  Aufl.  1.  121)  1>e- 
züglich  der  Binatellnng  der  Axbeits-  und  Gewerbe^ 
Üilügkeit,  sowie  der  ScMlessung  der  Läden  die 
Yeielnbining  zusehen  beiden  Rellgionsthellen. 
In  Snnangelung  einer  solchen  findet  $.  82  des 
BeL-Ed.  Anwendung,  nach  welchem  keiner  schul- 
dig ist,  die  besonderen  FeierUge  des  anderen 
BdigionstheUes  mltsnf eiern,  ylelmehr  an  solohen 
Tigen  sein  Gewerbe  nnd  seine  Handthiemng 
siuüben  darf,  Jedoch  ohne  Störung  des  Gottes- 
dienstes des  anderen  Theils  nnd  ohne  die  anderen 
BeliglonsgeseUschaften schuldige  Achtung  zu  ver- 
letzen ;  s.  S 1  Ib er n a g  1  a.  a.  0.  309.  Aehnlich 
lisrt  die  cit.  württemb,  V.  g.  13  för  kon- 
fessioneU  gemischte  Orte  In  erster  Linie  eine 
Tereinbsmng  oder  ein  Herkommen  darüber  ent- 
scheiden, in  wie  weit  der  andere  Theil  die  allge- 
meinen staatlichen  Verbote  wegen  der  Festfeier 
an  solchen  Tagen  zu  beachten  hat.  Es  bindet 
ihn  aber  in  Ermangelung  einer  UebereinkuRft 
oder  eines  Herkommens  unbedingt  an  die  ge- 
dachten Yorschriften,  falls  nur  der  feiernde 
Beligionstheil  an  dem  betreffenden  Orte  regel- 
missigen  Gottesdienst  ausübt.  Geschieht  dies 
durch  beide  Thefle,  so  hat  der  nicht  feiernde  sich 
blos  aller  geräuschvollen  Beschäftigungen  und 
Handlangen,  durch  welche  der  Gottesdienst  oder 
andere  religiöse  Handlungen  der  den  Tag  feiern- 
den Konfession  gestört  würden^  zu  enthalten. 
Dm  österreichische  Gesetz  v.  2ö.  Mal  1868 
(über  die  interkonfessionellen  VerhSltnisse  der 
Staatsbürger)  Art.  13 :  „Niemand  kann  genöthigt 
werden,  sich  an  den  Feier-  und  Festtagen  einer 
ihm  fremden  Kirche  oder  Religionsgesellschaft  der 
Arbeit  zu  enthalten.  —  An  Sonntagen  ist  Jedoch 
während  des  Gottesdienstes  jede  nicht  dringend 
noth  wendige  öffentliche  Arbeit  einzustellen.  Fer- 
ner mnss  an  den  Festtagen  was  Immer  für  einer 


Kirche  oder  Religionsgenossenschaft  wahrend  des 
Hauptgottesdiensted  in  der  Nähe  des  Gotteshauses 
Alles  unterlassen  werden,  was  eine  Störung  oder 
Beeinträchtigung  der  Feier  zur  Folge  haben 
könnte^,  gehört  nicht  hierher.  Es  «Enthält  keinö 
Anordnungen  über  die  Art  der  Feier  der  von  dem 
Staate  angeordneten  Fest-  und  Feiertage ,  son- 
dern bestimmt  lediglich  darüber,  In  wie  fem  eine 
Kirche  oder  eine  Religionsgesellschaft  die  Beach- 
tung der  von  ihr  allein  eingeführten  Feiertage 
seitens  der  Anhänger  der  anderen  zu  fordern  be- 
rechtigt ist.  Das  ergiebt  sich  nicht  nur  aus  dem 
Zweck  des  Gesetzes  und  dem  Wortlaut  des  Art.  13, 
sondern  auch  daraus,  dass  die  österrei9hische  Re- 
gierung davon  ausgegangen  ist,  dass  die  Fest- 
stellung der  Festtage  zu  den  der  staatlichen  Ein- 
wirkung entrückten  inneren  Angelegenheiten  der 
Kirchen  und  Religionsgesellschaften  gehöre,  und 
IhT  eine  direkte  imperative  Einwirkung  auf  die 
Yerminderung  der  Feiertage  nicht  zustehe,  Min. 
Reskr.  v.  1869  im  Arch.  f.  S.  K.  R.  23,  121. 

1  So  erklärt  die  württemb.  Y.  $.  1  Frohnlelch- 
nam  und  Maria  Himmelfahrt  für  staatlich  gebotene 
Feiertage,  auf  welche  die  in  der  vor.  Note  ge- 
dachten Yorschriften  Anwendung  finden ,  in  die 
im  Texte  erwähnte  Kategorie  stellt  sie  dagegen 
$.  11 :  Maria  Geburt,  Maria  Empfängniss,  Aller 
Heiligen  und  Joseph. 

s  Korrekt  ist  der  Ausdruck  freilich  nicht,  denn 
man  kann  den  blos  kirchlichen  Feiertag  Im  Ge- 
gensatz zu  dem  bürgerlichen  nicht  halben  Feier- 
tag nennen. 

8  Freilich  kommen  beide  Gründe  gewöhnlich 
zusammen  in  Betracht.  Nur  bei  nicht  konfessionell 
gemischter  Bevölkerung  tritt  der  letztere  bei  den 
blos  katholischen  Festtagen,  wie  z.  B.  dem  Frohn- 
leichnamsfeste  und  ähnlichen,  mehr  in  den  Yor- 
dergrund. 


■         I 
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I.  Die  Hierarohie  and  die  Leitung  der  Kirohe  dnreh  dieselbe. 


[§.  214. 


7.  Die  für  den  QoUeediemt  bestimmten  OerÜiehkeiten,  insbesondere  die 

gottesdienstlichen  Oebäude^. 

§  214,    A*  Im  AUg&memm.    Die  verschiedenen  Arten  der  ffoUesdienstiichen  Oebäude. 

I.  Einleitung.  Die  Vornahme  der  gottesdienstlichen  Handinngen  erfolgt  fllr 
die  Regel  an  ein  für  alle  mal  dazu  bestimmten  Orten  und  xwar  in  besonders  zu  diesem 
Zwecke  hergerichteten  Gebäuden,  nicht  unter  freiem  Himmel,  ebensowenig  in  Rftu- 
men,  welche  weltlichem  Gebrauche  dienen.  In  beiden  Beziehungen  sind  bei  der 
Spendung  der  Sakramente  unter  bestimmten  Voraussetzungen  Ausnahmen  zulSssig^. 
Bei  gewissen  Segnungen  ist  die  Vollziehung  derselben  ihrer  Natur  nach  in  der  Kirche 
ausgeschlossen  3.  Femer  bedingen  die  Prozessionen  und  Wallfahrten  ^^  erstere  wenn- 
gleich nicht  immer  ^,  die  Verrichtung  von  Andachtsübungen  ausserhalb  der  Kirche. 
Endlich  kommen  derartige  Ausnahmen  in  Betreff  der  Feier  der  Messe  vor  <^. 

Soweit  keine  gemeinrechtlichen  Vorschriften  über  die  Regel  und  die  Ausnahme 
bestehen,  ist  der  Bischof  und  jeder  andere  Ordinarius  kraft  seiner  jnrisdictio  beftigt^, 
Ausnahmen  der  bezeichneten  Art  zu  gestatten  K 

n.  Die  verschiedenen  Arten  der  gottesdienstlichen  Gebäude. 
Die  gottesdienstlichen  Gebäude,  Kirchen,  ecolesiae^,  unterscheiden  sich  je  nach  der 
Art  des  Gottesdienstes  ^^,  für  weichen  sie  bestimmt  sind,  und  ftir  diese  bildet  das  ver- 
schiedene Bedürfniss ,  welchem  sie  in  der  kirchlichen  Organisation  und  Verwaltung 
dienen,  das  entscheidende  Moment. 

Zugleich  wird  damit  aber  auch  ein  Unterschied  in  der  rechtlichen  Stellung  der 
betreffenden  Gebäude  begründet,  denn  gewisse  Gottesdienste  und  gewisse  kirchliehe 
Funktionen  dürfen  nicht  in  anderen,  als  den  dafür  bestimmten  Kirchen  ^^  oder  wenig- 


^  F.  P.  yan  de  Burgt,  de  eeolesUs.  2  YolU 
ültraiect  1872,  ed.  U.  1874. 

^  Wegen  der  Taufe  s.  o.  S.  36,  wegea  des 
Abendmahles  S.  76.  82,  wegen  des  Beichtsakra- 
mentes S.  124,  wegen  der  letzten  Oelung  S.  137 
und  wegen  der  Ordination  Bd.  I.  S.  111. 

3  So  z.  B.  der  Konsekration  des  Grundsteines 
einer  Kirche  (o.  S.  14Ö),  der  Benediktion  eines 
neuen  Gottesackers  fs.  S.  146],  der  benediotio 
domus  oder  agrorum  (o.  S.  149). 

«  S.  0.  S.  222  237. 

5  S.  0.  S.  223. 

6  S.  0.  S.  188.  189. 
•^  Vgl.  auch  0.  S.  13. 

s  So  wird  in  Missionspfarreien  unter  Umstän- 
den, B.  Bd.  II.  S.  390.  n.  1  der  Bischof  Yorläuflg 
die  Benutzung  eines  geeigneten  Saales  für  den 
Pfarrgottesdlenst  erlauben  können.  Ebenso  hat 
er  die  Erlaubnlss  zur  Abhaltung  von  Gottes- 
diensten bei  s.  g.  Yolksmissionen  unter  freiem 
Himmel  zu  erthellen. 

^  Das  ist  die  umfassendste  Bezeichnung.  Neben 
hxk-f^Qia,  eceU$ia^  s.  z.  B.  c  38.  52  Eliber.  a.  306 ; 
c.  28  Laodicea  zw.  343.  u.  381  (c.  4.  Dlst  XLII) 
kommen  auch  In  älterer  Zeit  folgende  Ausdrücke 
vor:  oixoc  toO  ^eou,  domiu  deiy  c  6  Laodicea 


u.  yers.  Dlonyt.;  xupiax^  (seil.  olxsTov),  o.  28 
cit.  u.  Euseb.  hlst.  eooles.  IX.  10 ,  In  der  totb. 
Dionys.  t.  c.  28  mit  damieüium  dioimmn  wieder 
gegeben;  basilieay  r,  5.6  (Gelas.  I)  Dist  I  de 
consecr. ;  c  4  Dlst.  XLII,  s,  auch  Bd.  IL  S.  263  ff, 
266.  n.  3,  im  Frankenxeioh  gewöhnlich  für  Kapel- 
len, 8.  auch  L  ö  nln  g,  Gesch.  d,  deuteah.  KiiclMn- 
rechts  2,  354.  n.  2;  icpo<;(uxT:f)piov ,  Euseb.  L  e. 
YUL  1  und  lateinisch  Oratorium  y  c  7  (Gela&  I) 
Dlst.  I  de  consecr.  (namentlloh  für  kleineie  Kir- 
chen, B.  Bd.  II.  a  263);  tiUdus,  s.  Bd.  L  3.  63. 
310  ff.  335.  338  u.  Bd.  II  S.  267,  sowie  Löning 
a.  a.  0.  Das  Wort  iemplwn  ist  in  den  eisten 
Jahrhunderten,  weil  es  die  Bezeichnung  für  heid- 
nische Kultusstätten  war,  so  gut  wie  nicht  ge- 
braucht worden,  vgl.  B  i  n  t  e  r  i  m ,  Denkwürdig- 
keiten d.  chrlstkath.  Kirche  IV.  1,  18.  19. 

10  In  Bezug  auf  das  Halten  Ton  Predigten 
besteht  Im  allgemeinen  kein  rechtlicher  Unter- 
schied. Solche  können  in  den  gotteedienstlielien 
Gebäuden  Jeder  Art  stattfinden,  ygl.  des  Näheren 
darüber  unten  J.  227.  Nr.  V.  u.  VIL 

11  Z.  B.  die  Taufe,  falls  eine  Taufkirche,  eecle- 
sia  baptismalis,  für  einen  bestimmten  Bezirk  be- 
steht, allein  in  dieser,  s.  Bd.  IL  S.  28L  307  und 
Acte  s.  sed.  9,  435.  436  u.  17,  545,  dss  offtetom 
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stoss  diejenigen ,  welelie  an  gottesdienstliohe  Oebftnde  einer  höheren  Ordnung  ge- 
bunden sind,  nieht  in  denen  einer  niederen  vorgenommen  werdend  Abgesehen 
davon  kann  aber  ein  weiterer  reehtlieher  Unterschied  anch  innerhalb  der  Kirchen 
d«r  Reichen  Gattung  dadaroh  heryorgerafen  werden,  dase  einzelne  von  diesen 
mit  besonderen  Privilegien  ansgestattet  sind,  und  in  Folge  dessen  innerhalb  ihrer 
Kategorie  eine  besonders  bevorrechtigte  Stellnng  Tor  den  Obrigen  erhalten  haben  ^. 

Massgebend  ist  für  die  rechtliche  Stelhing  in  erster  Linie  der  Unterschied  ewi- 
schcB  denjenigen  kirchlichen  Qebänden,  welche  dem  Wenüichen  und  denjenigen, 
welche  dem  Privatgottesdienst  gewidmet  sind. 

1.  Die  Ö  ffent liehen  kirchliehen  Gebäude  sind  solche,  in  welchen  ein  fttr  alle 
Srchenglieder  ohne  Unterschied  der  Person  berechneter,  jedem  zugänglicher,  also 
dffentllcher  Gottesdienst  gehalten  wird  und  welche  daher  auch  mindestens  einen,  für 
jeden  offenen  und  freien ,  von  den  öffentlichen  Verkehrswegen  ans  zu  erreichenden 
Eingang  haben  sollen 3.   Zu  ihnen  gehören: 

a.  Die  Kathedral-Kirchen.  Die  ecclena  cathedralis  oder  Domkirche^  ist 
die  Kirche  des  Diöcesanbischofs.  8ie  ist  Ar  Vornahme  der  Pontifikalhandlungen^ 
seitens  des  Bischofs  und  die  kraft  seines  bischöflichen  Hirtenamtes  abzuhaltenden 
Qottesdienste  ^,  und  zugleich  auch  Itlr  die  Verrichtung  der  dem  Domkapitel  obtiegen- 
den  gottesdienstlichen  Funktionen  bestimmt  ^.  In  ihr  befindet  sich  die  cathedra  des 
B]seho&^,  und  von  ihr  gehen  die  öffentlichen  Prozessionen  aus  ^.  Kurz  sie  hat  die  erste 
Stelle  vor  allen  anderen  Kirchen  derDiöcese  und  heisst  daher  auch  ecclena  matrix^^. 

Die  Metropolitan-  (Primatial-)  und  Patriardialkirchen,  welche  im  allgemeinen 
rechtlich  den  Kathedralen  gleichstehen,  haben  den  Vorrang  vor  den  zu  ihren  Be- 
zirken gehörigen  bisehöflichen  Kathedralen,  weil  dem  bei  ihnen  residirenden  Bischof 
als  Erzbischof  [Primas]  oder  Patriarch  ein  höherer  Rang  zukommt  ^^  Anders  verhält 
68  sieh  mit  den  fünf  s.  g.  Patriarohalkirchen  oder  btuHioae  maiore»  oder  patnarehaies 
in  Rom  ^^.  Unter  diesen  ist  die  Laterankirche  die  eigentliche  Kathedrale  des  Papstes, 


diTinvm  und  die  KonTentualmetse  ,  welche  dM 
DonkApitel  lu  halten  hat,  nur  in  der  Kathedrale, 
a.  a.  O.  S.  141. 

1  8o  darf  die  Hesse  in  allen  öffentlichen  Kir- 
chen, nieht  aber  in  Privatoratorien  gelesen  wer- 
den, 8,  naehher. 

*  Wie  z.  B.  die  s.  g.  hasilieae,  worüber  das 
Wettere  bei  Anm.  12. 

>  Die  Richtigkeit  dieser  Begriffshesttmmnng 
argtebt  die  nähere  Ansfflhrang  über  den  Begriff 
der  priT«tea  kirchlichen  Oebände,  Dass  das  Ge- 
bäude eine  Thür  oder  Pforte  nach  einer  öffent- 
lichen Strasse  oder  einem  Öffenüiehen  Wege  hat, 
Ist  zwar  ein  regelmässiges  Kennzeichen  des  ora- 
todom  pabllcnm  oder  der  öffenUiehen  Kapelle, 
Ferraris  s.  v.  oralorinm  n.  4;  Analecta  inr. 
pontif.  1858.  p.  661;  Tan  de  Bnrgt  1.  c.  p. 
206,  aber  nloht  absolut  wesentlich.  8.  darüber 
unten  in  diesem  %.  unter  Nr.  2. 

*  VgL  Bd.  n.  S.  62.  n.  1. 
»  Bd.  II.  S.  40. 

«  Bd,  ni.  S.  226  u.  226. 

7  Bd.  U.  8. 14L ;  s.  auch  o.  S.  196. 

8  Bd.  n.  8. 47. 

'  8.  0.  S.  228.  n.  10.    Ebenso  werden  auch  in 


derselben,  nieht  in  einer  anderen,  selbst  nicht  in 
der  Kollegiatkirche  desselben  Ortes  die  h.  Oele 
aufbewahrt,  um  zum  Gebrauehe  in  den  Pfarreien 
der  Diöoese  vertheilt  zu  weiden ,  Congr.  rit.  von 
1619,  Gardellini  ed.  dt.  n.  574  zu  IH;  1,  140. 

10  c.  22  (Innoo.  m.)  X.  de  V.  8.  V.  40. 

H  Bd.  I.  S.  574.  632  u.  Bd.  II.  8.  376. 

1'  Nämlieh  8.  Gio?anni  in  Laterano,  8.  Pietro 
in  Yaticano,  8.  Paolo  füori  le  mura,  8.  Maria 
Maggiore  (oder  Liberiana)  und  8.  Lorenzo  fuori 
le  mura.  Tgl.  darüber  Gaetano  Moroni 
dizionario  di  erudizione  storleo-eeclesiastica  11, 
262  u.  12,  19.  236.  200.  109.  62.  Patriarohal- 
kirchen helssen  sie,  weil  sie  als  Kirchen  der 
Patriarchen,  nämlich  der  Lateran  als  die  des 
Bischofs  yon  Rom ,  des  Patriarchen  des  Abend- 
landes ,  8.  Peter  des  Patriarehen  von  KoDStanÜ- 
nopel,  8.  Paul  des  P.  von  Alexandrien,  8.  Maria 
des  P.  von  Antiochlen  und  8.  Lorenz  des  P.  von 
Jerusalem  gedacht  werden ,  um  der  Universalität 
und  der  Einheit  der  katholischen  Kirche  in  Rom 
einen  sichtbaren  Ausdruck  zugeben,  Moroni 
11,  262;  Heuser  1.  Wetzer  n.  Weite,  Kir- 
chenlexikon 2.  Aufl.  2,  20. 
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L  Die  Hierarchie  imd  die  Leitung  der  Kirche  durch  dieselbe. 
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also  schob  wegen  dieser  ihrer  Stellnng  die  erste  Kirche  in  der  kathoUachen  Welt  K 
Die  flbrigen  ^  gelten  gleichfalls  als  vom  Papst  neben  seiner  Hanptkathedrale  benntite 
ELathedralen  ^  und  würden  daher  auch  schon  deswegen  vor  allen  ftbrigen  Kirchen  den 
Vorrang  besitzen.  Aber  abgesehen  davon  sind  sie  vor  diesen  anch  noch  dnrob  be- 
sondere Privilegien  ansgezeichnet,  welche  ihnen  eine  hervorragende  and  eigenthflmiiche 
Stellang  verleihen^,  and  sie  damit  in  die  Klasse  der  s.  g.  banUcae  im  eigentlichen 
Sinn^,  d.  h.  der  besonders  bevorrechtigten  Kirchen  erheben^. 

b.  Die  ecelesiae  eonoeniuaies'^  oder  coUegiatae^  im  weiteren  Sinne,  d.  h.  dicgen^^en 


t  Dies  ist  ausdrücklich  anerkannt  durch  die 
const.  Gregors  XI. :  Super  universas  ecdeslas  y. 
13.  Januar  1372,  bull.  Taurln.  1,  634:  ^s.  La- 
teran, ecclesiam  . .  ,  intei  omnes  alias  urbis  et 
orbis  ecolesias  ac  basilicas,  etiam  super  ecclesiam 
seu  basilicam  principls  apostolorum  de  Urbe 
supremum  locum  teuere  eamque  de  Iure  maiorem 
Omnibus  aliis  ecclesiis  ac  basillcis  supradictis  ac 
super  omnes  et  singulas  praefatas  ecclesias  seu 
basilicas  prioritatis,  dlgnitatis  et  pzaeeminentiae 
honore  laetari^ ,  bestätigt  durch  const.  Plus'  Y. : 
Inflrma  aerl  v.  21.  Dezember  1669,  1.  c  7,  794. 

3  Denn  die  Patriarchate,  für  welche  sie  be- 
stimmt gelten  (s.  S.  307  u.  12) ,  existiren  nicht 
als  lateinische  Patriarchate,  s.  Bd.  I.  S.  660.  661. 

^  In  Jeder  befindet  sich  ein  p&petlicher,  der 
Haupt- Altar,  an  ^reichem  ausser  dem  Papst  Nie- 
mand, nicht  einmal  ein  Kardinal  ohne  Indult 
desselben  celebrlren  darf,  MoroniLo.il,  262^ 

*  Vor  allem  haben  sie  das  Privileg ,  dass  der 
Papst  In  Ihnen  bestimmte  Funktionen  Yomlmmt 
(das  Nihere  darüber  bei  Moroni  IL  ec. ,  a.  auch 
d.Tor.  Anm.),  sowie  das  weitere,  dass  (abgesehen 
Ton  S.  Lorenzo)  der  Jubiläums- Ablass  durch  den 
Besuch  dieser  vier  Kirchen  oder  einiger  derselben 
gewonnen  wird ,  c.  1  (Bonlfac.  VIÜ.  v.  1300)  in 
Extrar.  comm.  de  poenit  Y.  9  und  die  Jubiläums- 
bulle Benedikts  XIY.  ▼.  6.  Mal  1749  $.  6,  elusd. 
bull.  3,  59.  60.   S.  auch  die  Anm.  6. 

s  Unter  basilica  im  weiteren  Sinne  wird  über- 
haupt eine  Kirche  (s.  o.  S.  306  n.  9)  oder  ge- 
wöhnlich eine  durch  ihre  Grosse  oder  durch  Schön- 
heit oder  durch  eine  andere  Eigenschaft  herror- 
ragende  Kirche,  wie  es  die  Kathedralen  mehrfach 
sind,  verstauden,  s.  auch  Fagnan.  adc9X. 
de  immun,  eccles.  Ul.  49.  n.  4. 

^  Ausser  den  eben  gedachten  s.  g.  basilicae 
maiores  giebt  es  auch  s.  g.  haülicat  minores.  In 
Rom  haben  8  Kirchen  diese  Stellung,  welche  fast 
alle  Kardinalütel  sind,  Moroni  1.  c.  II,  263. 
Auch  sind  wiederholt  Kathedralen  ausserhalb 
Roms  (s.  die  Breven  Gregors  XYI.  y.  1834  für 
Parma,  Lucera  und  Yercelli,  buUar.  roman. 
conün.  19,  641.  651  u.  657)  zu  basilicae  minores 
,cum  Omnibus  et  singulis privileglls, quibus  basili- 
cae minores  utuntur  et  fruipossunt"  (u.das  Breve 
Hus'  IX.  für  Orleans  v.  1865,  Keif  f  ens  tuel, 
ins  canon.  ed.  Pelletier  6,  717  „ad  instar  ba- 
slUcarum  minorum  almae  Urbis  nostrae^)  erhoben 
worden.  Die  Congr.  rit.  hat  1836  erklärt,  dass  unter 
diesen  Privilegien,  welche  rechtlich  nirgends  be- 
stimmt sind,  folgendes  zu  verstehen  ist,  G  ar  d  e  1  - 
Uni  ed.  dt.  n.  4781,  3app.  p.  173 :  „oonopaeum, 
omni  tamen  auri  et  argenti  omato  ab  eo  excluso, 
titlnnabulum  et  usum  magiiae  cappae''.     Cono- 


patum  (magnum  umbraculum,  tabemaculum, 
padiglione,  sinnicchlo)  ist  ein  zeltartiger  Sehlrm, 
welcher  mit  einem  GlÖokchen  (tlntlnnahulum)  an 
eiuMu  aus  Holz  geschnitzten  GFestell  bei  den  Pro- 
zessionen der  Basilika  und  den  gemeinsamen 
Prozessionen  des  römischen  Klerus  mit  dem  Kreuze 
vor  der  Geistlichkeit  der  betreifenden  KImhe  ge- 
tragen wild,  s.  Moroni  L  c.  49,  49  u.  60,  102, 
eappa  magna  der  Chormantel  mit  Hermelin  ge- 
füttert für  den  Winter,  welchem  im  Sommer  die 
Cotta,  Chorrock  mit  weiten  Aermeln  von  Lein« 
wand  und  mit  Spitzen  entspricht.  Diese  Aus- 
zeichnungen haben  natürlich  auch  die  hasUlose 
maiores,  ja  von  ihnen  führt  die  Laterankirehe 
2  Kreuze,  2  Titinnabula  und  2  Padiglioni,  Mo- 
roni 12,  33.  Nur  fällt  das  Tragen  der  Cappa 
magna  für  diejenigen  Basiliken  beider  Art  fort, 
in  welchen  der  Gottesdienst  von  Regularen  abge- 
halten wird,  ebensowenig  ist  thatsichlich  das 
Conopeum  bei  diesen  iuj  Gebrauch ,  Heuser 
a.  a.  0.  S.  22.  Da  die  8  basilicae  minores  In  Rom 
keine  Kathedralen  sind,  so  ergleht  sieh  schon 
daraus,  dass  die  prlTÜegirte  Stellung  der  haaillca 
nicht  nothwendig  durch  die  Eigenschaft  der 
Kirche  als  Kathedrale  bedingt  ist,  wie  denn  auch 
1817  eine  Kolleglatkirche  zu  Caltagirona  (Si- 
zilien) zur  basilica  minor  erhoben  worden  ist, 
allerdings  mit  der  Beschränkung,  dass  die  Aus- 
zeichnungen nur  in  der  Eirche  und  nicht  bei 
Funktionen,  bei  denen  das  Kapitel  der  Dom- 
kirche  mit  betheiligt  ist,  gebraucht  werden 
dürfen,  s.  Gardellini  I.e. p.  175.  Anm.  Daraus 
folgt  also,  dass  eine  Kirche  durch  die  Privi- 
leglrung  als  basilica  lechtlioh  nicht  aue  der 
Kategorie,  welcher  sie  an  sich  angehört,  heraua- 
gehoben  wird.  Uebrigens  hat  auch  Bene^kt  XIY. 
die  Franelskanerklrche  zu  Asslsi  nicht  nur  zur 
päpstlichen  Kapelle,  sondern  auch  zur  htuüka 
TpatriatehalUf  als  das  caput  und  die  mater  Ordinis 
fratrum  minorum  S.  Franeisci  erhoben ,  b.  coast. 
Fidelis  dominus  t.  25.  Man  1764  %.  5,  eiusd. 
bull.  4,  83. 

7  Alex.  ILep.  gen.  1061—1068  (Jafftf  ed.n. 
n.4641,  y.  Pflugk-Harttung  AcU  pontif. 
roman.  Tübingen  188L 1,  36  (f  ür  eine  KoUegiat- 
kirche  mit  Klerikern  und  mit  Tita  communis), 
aus  dem  13.  Jahrh.  Mecklenburg.  Urkbeh.  1,  364 : 
„ecclesiam  conventualem  canonleorum**;  W  Ü  rdt- 
wein,  dloeces.  Mogunt  i,  69:  „ecoleeiam 
collegLatam  slve  oonventualem^ ;  Miraeusopw 
dlplom.  1 ,  444 :  „ecdesla  oollegiata  et  conven- 
tualis*'  (dipL  t.  1303). 

8  Für  Klosterkirchen  in  e.  3  0nno&  UI.)  X. 
de  elect  I.  6,  s.  auch  Bd.  II.  S.  fö.  n.  i. 
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SrebeD,  bei  welchen  em  einheitlioli  unter  einem  Vorsitzenden  organifiirtes  Kollegium 
(oder  ein  KonTeiit)  gleichbereohtigter  Mitglieder  den  Gottesdienst  rersieht,  und  welche 
meht  zugleich  Kathedralen  sind  ^. 

Es  gehören  hierher  asunftchst  die  eccleaias  coUegiatae,  Kollegiatkirchen, 
Stiftskirchen  im  eigentlichen  Sinne,  d.  h.  diejenigen,  bei  denen  das  Kollegium 
entweder  aus  Weltgeisäiden  (Sftkular-Kanonikem  oder  Stiftsherren)  mit  festen  Ka* 
nonikaten  ^  oder  aus  Ordensgeistliohen  (Regnlar-Kanonikem,  d.  h.  nach  mönchischer 
Art  unter  Ablegung  der  drei  Mönchsgelübde  lebenden  Kanonikern ',  deren  wesent^ 
lieber  Zweck  die  Verwaltung  des  Ck^ttesdienstes  in  der  betreffenden  Kirche  ist)  ^ 
besteht. 

In  den  SUndar-KoUegiatkirchen  ist  das  divinum  officium  nach  dem  Breviarium  ^ 
und  die  Konventuahnesse  zu  halten^.  Und  wenngleich  in  ihnen  die  Eucharistie  nicht 
aufbewahrt  werden  darf  ^^  so  ist  doch  die  fllr  den  grilnen  Donnerstag  vorgeschriebene 
Messfeier  ^  in  ihnen  erlaubt '.  Ebenso  ist  die  Ausstellung  des  Sanktissimum  während 
der  Oktav  des  Frohnleichnamfestes  i^,  fSr  das  40stflndige  Gebet  i>  und  auch  mit  Er- 
laubnifls  des  Bischoft  fOr  kürzere  Zeit  gestattet  ^K  Endlich  können  in  diesen  Kirchen 
oder  Seitens  der  bei  ihr  angestellten  Priester  alle  rein  priesterlichen ,  nicht  aber  die 
paroehialen  gottesdienstUchen  Funktionen  vorgenommen  werden  ^\  also  z.  B.  wohl 
die  Abhörung  von  Beichten  ^^,  nicht  aber  die  Vollziehung  von  feierlichen  Taufen  ^^,  die 
österliche  Kommunion  ^^y  die  Spendung  des  Viatiknms  i^,  die  Eheeinsegnung,  die  Aus^ 
8^;nung  der  Wöchnerinnen ,  die  Segnung  der  Häuser  am  Ostersonnabend  und  die 
feierliche  Segnung  der  Frttchte  und  Adckw^^. 

Die  Regular-Kollegiatkirchen  und  ebenso  die  Klosterkirchen  (die 
iodeaae  eo9weniuaiw)  haben  insofern  eine  andere  Stellung,  als  sie  im  Gegensatz  zu  den 
Säkular-Kollegiatkirchen ,  welche ,  öbschon  sie  zugleich  Pfarrkirchen  sein  können, 
es  doch  nicht  ihrem  Begriff  und  Wesen  nach  sind ,  stets  wegen  der  bei  ihnen  vor- 
handenen Regulären,  welche  von  der  Pfarr-Gewalt  ausgenommen  sind,  ftlr  diese  die 
Seelsorge-Kirche  bilden,  also  mit  ihnen  immer  Pfarrei-Rechte  verbunden  sind.  Daher 
können  in  denselben  alle  Pfarr- Rechte  und  alle  Pfarr- Funktionen  für  die  Mönche 


*■  Jft  selbst  die  DomkiTchen  werden  mit  Rück- 
sicht auf  das  bei  Ihnen  einen  conTentus  bildende 
Domkapitel  Im  weiteren  Sinne  unter  den  ecelesiae 
convaUuaUa  begriffen,  c.  14  (Coelest  III.)  X. 
de  eleet.  I.  6,  c.  25  (Glem.  III.)  X.  de  Inrepatr. 
lU.  38,  Bd.  IlL  S.  61.  n,  6  n.  S.  62.  n.  1. 

>  Tgl.  auch  Acta  s.  sed.  16,  181.  • 
»  Bd.  n.  S.  67.  58. 

*  (Gerade  dadurch  unterscheiden  sie  sich  von 
den  Rlosterklichen ,  eonoentuaUs  eeelesiae  im 
dgentliehen  Sinne,  bei  welchen  dem  Mönchs- 
koBTent  des  betreffenden  Klosters  als  solchem 
diese  Funktion  nicht  obliegt ,  wennschon  sie  In 
den  hier  fraglichen  Hechten  denselben  gleich 
stehen,  üebrlgens  werden  einzelne  Pfarr-  und 
aoch  andere  Kirchen  mitunter  blos  ad  honorem 
zu  Kollegiatklrchen  erhoben.  Dann  haben  sie  blos 
den  Ehrenvorrang  der  Kollegiatklrchen ,  s.  Acta 
s.  sed.  18,  34. 

»  Bd.  I.  S.  143. 

>  Vgl.  Bd.  n.  S.  141  u.  diesen  Band  o.  S.  196. 
201.204. 

7  S.  0.  S.  83. 


s  Probst,  Eucharistie  als  Opfer  S.  284. 

^  Das  hängt  damit  zusammen ,  dass  am  Ohar- 
freltag  keine  Hostie  konsekrlrt  werden  darf,  o. 
S.  190  und  dass ,  wenn  die  Messfeier  am  Gran- 
donnerstag gehalten  wird,  die  für  den  Freitag 
bestimmte  Hostie  aufbewahrt  werden  muss,  Oa- 
Tallerl  opp.  liturg.  t.  IV.  -c.  1.  decr.  II. 

10  Gaeremon.  eplscopor.  II.  33.  n.  33 — 35. 

11  Denn  zu  den  funetiones  mere  parochiales 
gehört  diese  expositlo  nicht ,  decr.  Gongr.  rit.  ▼. 
1703,  GardelUnl  ed.  cit.  n.  3670  zu  XL; 
2,  221 ;  s.  auch  Acta  s.  sed.  18,  29a 

ö  van  de  Bürgt  1.  c  1 ,  204.  247  und  die 
dort  angeführten  Entscheidungen  der  Gongr. 
concim. 

w  Vgl.  dazu  Bd.  n.  S.  300.  301 ,  s.  auch  Bd. 
III.  S.  233. 

M  S.  0.  S.  113.  124. 

15  S.  0.  S.  36. 

1«  S.  0.  S.  72. 

"  S.  0.  S.  83. 

w  Vgl.  0.  S.  149. 
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nnd  diejenigen  Personen ,  welche  sonst  zur  Familie  des  Klosters  gehören  <,  ansgeflht 
werden.  Weiter  ist  die  fortdauernde  Aufbewahrung  der  Eucharistie  in  ihnen  ge- 
stattet 2.  In  ihnen  wird  in  Gemftssheit  des  ftlr  sie  geltenden  Missales  nnd  Breviers 
der  Gottesdienst  abgehalten '.  Es  kann  in  ihnen  endlich  dnroh  ordnnngsmftssig 
approbirte  Begolaren  ^  etwaigen  nicht  aar  EloBtergemeinde  gehörigen  Pers<meii  die 
Bdchte  abgenommen,  nnd  diesen  die  Eucharistie  mit  Ausnahme  des  Ostersonntages 
selbst  während  der  Messe  gereicht^,  sowie  Jede  andere  priesterliche  Funktion^  vor-« 
genommen  werden,  während  die  Regularen  ausserhalb  der  Kirche  nicht  einmal  ohne 
Weiteres  ^  zur  Ausübung  dieser,  geschweige  denn  der  Pfiur-Bechte  und  Pfiurr^Funk- 
tionen  ^,  berechtigt  sind  *. 

c.  Die  eeoUnae paroMd&8 ,  Pfarrkirchen,  sind  diejenigen  kirchlicheil  Ge- 
bäude, welche  zur  Vornahme  aUer  die  Seelsorge  betreffenden  Handlungen  und  kirch- 
lichen Verrichtungen  fllr  eine  gewisse  Anzahl  von  Personen  bestimmt  sind,  und  welche 
daher  die  regelmässige  Stätte  für  die  Ausübung  der  Ffarr-Bechte  und  Pfarr- 
Funktionen  ^^  bilden.  Die  Personen ,  deren  religiösen  Bedttrfbissen  die  Pfarrkirche 
dient,  cund  für  die  Regel  durch  ein  geographisches  Gebiet  (die  Pfarrei  oder  Paroohie) 
und  den  Wohnsitz  in  derselben  bestimmt,  indessen  wird  ausserdem  mitunter  noA  eine 
besondere  Eiigenschaft,  wie  die  als  Militärperson  bei  Garnisonkirchen,  femer  die 
dauernde  oder  vorübergehende  Zugehörigkeit  zu  dner  gewissen  Anstalt,  dies  z.  B. 
bei  Kirchen  in  Krankenhäusern^^,  Gefltagnissen,  s.  g.  Anstaltskiichen,  wenn 
solche  EdTchen  die  Rechte  der  Pfiurrkirchen  erhalten  haben,  erfordert 

Dass  eine  Pfarrkirche  im  kirchlichen  Eigentum  steht,  erscheint  nicht  noth- 
wendig  ^^, 

Ebensowenig  bedingt  es  der  Begriff  der  Pfarrkirche,  dass  dieselbe  lediglich  und 
ausschliesslich  der  Vornahme  der  vorhin  gedachten  Funktionen  gewidmet  ist,  viel- 
mehr können  Kirchen  sowohl  höherer  Berechtigung,  wie  die  Kafliedralen  i>,  als  auch 


1  S.  0.  S.  73. 

3  Vgl.  0.  S.  83.  Die  AüBsetznng  ist  aber  nur 
mit  ErlaubniBB  des  Ordinarius  (s.  0.  S.  14.  n.  2), 
abgesehen  von  der  Oktare  des  Ffohnleiolinams- 
festes  wahrend  der  Messe  nnd  bei  der  Vesper 
zül&ssig.  Gongr«  rit.  y.  1641,  Gardellini  ed. 
dt  n.  1321;  1,230. 

>  S.  darüber  0.  S.  11.  n.  4.  Wegen  der  Feier  der 
Messen  zur  Zelt  der  Pfamnesse  oder  Tor  dersel- 
ben, s.  anch  nnter  d. 

*  S.  0.  8.  95. 

^  Vgl.  0.  S.  65  nnd  8. 74. 

0  Wegen  der  Prozessionen  insbesondere  s.  o. 
8.223. 

7  Wohl  aber  kraft  PriTileges ,  wie  z.  B.  znm 
Beiohthören,  0.  S.  91  ff.  und  wie  zur  Abhaltung 
gewisser  Prozessionen,  0.  8.  223.  Ueber  das 
Recht  der  Regularen,  die  Kommunion  (abgesehen 
vom  Vlatlkum)  ausserhalb  d^r  Klosterkirchen  In 
den  Häusern  zu  spenden,  wird  gestritten.  Einen 
direkten  Anhalt  dafQr  geben  die  Priyileglen  für 
die  Mönchsorden  nicht  (s.  0.  8.  65),  rlelmehr  sind 
sie  der  richtigen  Ansicht  nach  auf  die  8pendung 
der  Eucharistie  In  der  Kirche  zu  besohrünken, 
so  anch  Gongr.  rit.  v.  1609,  Gardellini  ed. 
clt.  n.  407  zu  11;  1,  100:  „Non  posse  religiosos 


minlstrsre  sacramentain  domibus  tertiariomm  seu 
centuratorum  aggregatorum  praeterquam  Sacra- 
mentum  poenitentiae,  administratlonem  Tero 
caeterornm  saoramentomm  perdnere  ad  enratnm'' ; 
s.  auch  8ohmalzgrueber  III.  29.  n.  13, 
Benedict.  XIY.  de  syn.  dioec  IX.  16.  n.  3; 
ansführlichüber  die  Streitfrage  vandeBurgtl, 
222  ff.  Wegen  Erthellung  der  ersten  Konunnnlon 
s.  0.  8.  68  n.  4. 

s  Also  z.  B.  nicht  die  Häuser  der  Laien  am 
Gharsonnabend  zn  segnen. 

9  Was  speolell  die  Klosterkirchen  der 
weiblichen  Orden  betrifft,  so  bedingt  bei 
diesen  die  Klausur  eine  Theilung  der  Kirche  in 
einen  inneren  (den  Chor)  nnd  in  einen  äusseren 
und  allgemein  zugänglichen  Raum.  In  diesem 
letzteren  sind  dieselben  gottesdienstlichen  Funk- 
tionen, wie  in  den  Klosterkirchen  der  Mannsorden 
für  die  Gläubigen  gestattet,  s.  van  de  Bnrgt 
1,  213. 

»  Bd.  II.  S.  295.  301.  302. 

11  8.  den  Fall  in  AoU  s.  sed.  17,  482. 

«  8.  0.  8.  164.  n.  8. 

«  Vgl.  Bd.  II.  8.  302 ff. 
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gdehe,  welchen  an  si^  geringere  Beohte  als  den  Pfarrkirchen  zukommen  i,  zugleich 
die  rechtliche  Stellung  dieser  letzteren  haben. 

Gndlich  wird  die  Eigenadiaft  als  Pfarrkirche  dadurch  niciht  beeinträchtigt ,  dass 
dnzchM  Pfiarr*-Seclite,  wie  namentlich  die  Taufe,  in  derselben  nicht  vorgenommen 
werden  dOrfen^,  die  Pfarr-AngehOrigen  wegen  dieser  vielmehr  an  eine  andere  Kirche 
gcwieseiisind^  \ 

d«  Die  öffentlichen  Kapellen  oder  die  öffentlichen  Oratorien  (co- 
fdlae^pMiWy  (rtrakuria^ pt/hhoa) .  Diese  sind  solche  kirchliche  Oebftude^  in  welchen, 
Bei  es  regelmässig,  sei  es  nur  ansnahmsweise  bei  gewissen  Gelegenheiten  öffentlicher 
Gottesdienst  gehalten  wird ,  welche  aber  der  rechtlichen  Eigenschaft  als  Pfarrkirche 
ermtageln  *. 

Demgemftss  ist  in  ihnen  ausgeschlossen ' :  die  Spendung  der  feieriichen  Tanfe  ^, 
die  Eheeinsegnung  ^,  die  Aussegnung  der  Wöchnerinlien  ^^,  die  Oelebrimng  der  feier-* 
Uehw  Messe  ^^  am  Orfladonners^  ^^,  sowie  die  anderer  feierlichen  Messen  wfthrend 
doB  Jahres  i',  die  dauernde  Aufbewahrung  der  Eucharistie^^,  endlich  fbr  die  Regel 
auch  die  Feier  mner  gelesenen  oder  gesungenen  Messe  vor  der  Pfamnesse  ^^.  Statthaft 
ist  dagegen  die  Feier  einer  solennen  Messe  an  den  besonderen  Festtagen  der  Kapelle  ^^, 


1  Wie  K.  B.  die  KoUesiatkiiohen,  Bd.  XI.  S.  304, 
s.  Acte  s.  sed.  13, 20,  wonach  bei  einer  Theilang 
einer  Pfarrei  in  mehrere  für  eine  der  nenen 
Pfarreien  eine  einer  Bmdenohaft  gehörige  und 
dieser  belassene  Kirche  zugleich  zur  Pfarrkirche 
eilioben  worden  Ist. 

>  S.  die  n&here  Erortemng  darftber  Bd.  II. 
S.306ir. 

'  Wie  namentlich  an  eine  besondere  Tanf- 
kirehe  oder  Tanfkapelle,  a  g.  eeeluia  hapUrnnaUif 
8.  darüber  Bd.  IL  S.  307. 

^  Das  Wort  capeUa,  seit  der  karollngischen 
Zeit  gebTäuchlich,  wird  abgeleitet  von  der  Mantel- 
kapaze  (cappa ,  capella)  des  h.  Martin  v.  Tonrs, 
des  Heiligthnms,  welches  die  firinklschen  Könige 
Bit  In  den  Krieg  nahmen,  and  bedeutet  zunächst 
den  Ort,  wo  diese  aufbewahrt  wurde ,  dann  auch 
sine  für  den  Konig  beslmmte  Kirche ,  W  a  1 1  z , 
deutsehe  Yerfassungsgesch.  2.  Aufl.  3,  516 ff., 
(ohne  dass  damit  der  Begriff  eines  kleineren 
Gotteshauses  Yeibunden  wird ,  so  helsst  die  von 
Karl  d.  Gr.  zu  Aachen  errichtete  KoUegiatkirche 
Tlelfach  capella,  Elnhard.  ann.  a.  829,  SS.  1,  218, 
s.  audi  Abel- Simsen,  Karl  d.  Gr.  2,  557. 
B.  3),  —  femer  schon  Im  9.  Jahrh.  ebenfalls  die 
Kirchen  der  weltUchen  Grossen,  Paris  v,  846 
e.  74,  Mansl  14,  839,  s.  auch  Bd.  U.  S.  267. 
n.  2^  und  endlich  die  nicht  mit  Pfarr  -  Rechten 
Yeisehenen  Kirchen  auf  dem  liande,  s.  Bd.  II. 
S.  188.  B.  9.  Selbst  die  Dekretalen  weisen  noch 
keinen  festen  Sprachgebrauch  auf,  so  begreift 
oapell  a  In  c  33  (Innoc.  III)  X  de  praeb.  III.  6, 
e.  25  (Clem.  III)  X  de  lurepatr.  III.  38  u.  c.  1 
(Luc  Ul)  X  de  N.  0.  N.  V.  32  auch  die  Pfarr- 
kirchen ,  Ja  mit  diesem  Ausdruck  wird  sogar  In 
6. 16  (^Innoc  UI)  X  de  prlrlleg.  Y.  33  eine  Kol- 
legiatklrcbe ,  welche  zugleich  die  Hofkirche  des 
Herzogs  t.  Burgund  Ist,  bezeichnet. 

'  S.  o.  S.  306  n.  9 ;  auch    oraeulum  Ist  in 
früherer  Zelt  gebräuchlich,  Bd.  II.  S.  206.  n.  3. 


Ferner  kommt  noch  der  Ausdruck  saceUum  vor, 
Bd.  II.  S.  321.  n.  6. 

0  Ton  den  KoUeglatklrchen  unterscheiden 
sich  die  Kapellen  dadurch,  dass  bei  Ihnen  kein 
für  die  Wahrnehmung  des  Gottesdienstes  organl- 
slrtes  Kollegium  Yon  gleichberechtigten  Geist- 
lichen besteht. 

7  Für  die  Abgrencung  der  Berechtigten  kommt 
vor  Allem  das  o.  S.  149.  n.  3  oitlrte  Dekret  der 
mtuskongregatton  v.  1703  In  Betracht  Dasselbe 
bezieht  sich  allerdings  auf  das  Yerbältnlss  der 
Pfarrer  und  Pfarrkirchen  zu  den  Bruderschaften 
und  deren  Kapellen,  aber  da  seine  Anordnungen 
auf  der  Scheidung  von  Pfarr-  und  priesterlichen 
Funktionen  beruhen ,  so  hat  es  allgemeine  Be- 
deutung, so  auch  Benedict.  XIV.  Instit.  GY, 
n.  109  ff.  und  die  Praxis  der  Gongr.  rlt  selbst, 
Gardelllnl  ed.  «lt.  n.  3874  u.  n.  4026.  2,  289 
u.  427. 

8  S.  0.  S.  36.  Daher  kann  auch  die  Einseg- 
nung des  Taufsteins,  welche  ebenfalls .  eine 
functlo  paroohlalis  ist,  in  einer  solchen  Kapelle 
nicht  Torgenommen  werden. 

«  S.  o.  S.  149. 
»  S.  a.  a.  0. 
ii  a  0.  S.  199. 
i2  01t.  Dekret  v.  1703  n.  8. 
^  A.  a.  0.  n.  10,  &  aber  wegen  der  Aus- 
nahme unten  Anm.  16. 

1^  Clt  Dekret  n.  26 ,  wonach  es  dazu  eines 
päpstlichen  Indultes  bedarf. 

IB  A.  a.  0.  n.  19,  doch  kann  der  Bischof  darüber 
eine  andere  Bestimmung  treffen.  Ygl.auch  S.312. 
n.  1.  Zur  Aufstellung  von  Beichtstühlen  zum 
Beichthören  bedarf  es  derErlaubniss  des  Bischofs. 
Gonfr.  rlt.  v.  1749,  Gardelllnl  t.  ed.  clt. 
n.  4206  zu  in,  2,  427. 

18  S.  0.  Anm.  13. 
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I.  Die  Hiemwhie  und  die  Leitung  der  Kirehe  durah  dieaelbe. 
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die  Celebrirnng  von  PrivatmessenS  die  AiiMetziiBg  des  Sakramentes  behnfr  des  vierzig- 
stflndigen  Gebetes  ^  und  zugleich  mit  der  Aassteilnng  der  Reliquien  und  der  Heiligen- 
bilder der  Kapelle  ',  die  Abhaltung  von  Prozessionen  innerhalb  und  im  Umkreis  des 
Oebftudes  ^,  endlich  auch  die  Reeitation  der  kanonischen  Hören  mit  und  ohne  Gesang  ^. 
Damit  sind  diejenigen  Funktionen  bezeichnet ,  welche  Hberhaupt  in  den  Offentiiehen 
Kapellen  stattfinden  dürfen ,  also  das  Maximum  der  Rechte,  welches  ihnen  in  gottes- 
dienstlicher  Beziehung  zustehen  kann.  Wie  weit  aber  innerhalb  dieser  Grenze  die 
Berechtigung  einer  einzelnen  Kapelle  reicht ,  das  richtet  sich  nach  dem  Zweck ,  zvl 
welcher  sie  gegründet  worden  ist,  sowie  nach  den  nAheren  dabei  getrofifenen^  oder 
den  allgemein  dafür  geltenden  ^  Bestimmungen.  So  werden  vielfach  in  den  KapeUen 
der  Hospitftler,  Kranken-,  Armenhäuser,  Gefangen- Anstalten  und  Brüderschaften  alle 
erwähnten  Funktionen  vollzogen.  Andererseits  kann  aber  auch  nur  die  eine  oder 
andere  Funktion  in  ihnen  erlaubt  sein,  z.  B.  bei  einer  kleinen  Kapelle,  welche  blos 
behufe  Celebrirung  einer  Frühmesse  errichtet  ist,  oder  einer  solchen,  in  welcher  nur 
die  Feste  bestimmter  Heiligen  gefeiert  werden  sollen. 

Im  allgemeinen  sind  die  Kapellen  als  solche  von  dem  Pfarrer  der- 
jenigen Kirche,  in  deren  Pfarrei  sie  belegen  sind,  unabhängig  %  weil  demselben  eine 
jurisdictio  externa  nicht  zukommt.  In  Folge  dessen  ist  er  auch  nicht  berechtigt,  selbst 
in  ihnen  ohne  Weiteres  gottesdienstliche  Handlungen  vorzunehmen  und  Anordnungen 
über  den  Gottesdienst  daselbst  zu  treffen.  Diese  Befugnisse  stehen  nicht  ihm,  sondern 
dem  Ordinarius  derjenigen  Diöcese  zu,  zu  welcher  die  Kapelle  gehört. 

Andererseits  giebt  es  aber  Kapellen ,  welche  in  rechtlicher  Abhängigkeit  von 
einer  Pfarrkirche  oder  einer  anderen  Kirche  stehen.  Hierher  gehören  zunächst  alle 
diejenigen,  welche  einen  Theil  derselben  bilden,  oder  mit  ihr  sonst  räumlich  (z.  B.  als 
Anbau)  verbunden  sind.  Wenngleich  in  ihnen  zufolge  besonderer  Stiftungsbedingungen 
oder  der  Bestimmung  der  Kirchenoberen  (wie  des  Bischofs)  gewisse  Gottesdienste 
gehalten  werden,  so  besitzen  sie  doch  keine  Selbstständigkeit.   Deshalb  hat  derjenige 


1  Aber  nur  asflentiente  ozdinario,  wennschon 
contiadioente  paioclio,  eit.  Dekret  n.  15.  Im  In- 
teresse des  Besnohes  der  Pfairmesse  an  den  Sonn- 
tagen und  gelMtenen  Feiertagen  kann  aber  der 
Bischof  die  Feier  Ton  Messen  gleichzeitig  mit  der 
ersteren  oder  Torher  verbieten,  B  e  n  e  d  i  ct.  XIY. 
const.  Etsi  minime  t.  7.  Febrnar  1742.  $.  14, 
eiusd.  bnll.  1 ,  60 :  „qnoad  parvas  ecoleslas  pa- 
rochiali  proximas  expressa  lege  (durch  den 
Bischof)  cayeatur,  ne  quisantea  sacrifloinm  faciat, 
quam  parochus  missam  celebraverit ,  sermonem 
habuerit  ceterasque  sui  munerls  partes  absol- 
Terit".  Vgl.  F  erraris  d.  V.  missa  art.  6.  n.  34 ; 
Benedict.  XIV.  de  syn.  dloeces.  XII.  7.  n.  7; 
Aetas.  sed.4,  260;  12,  249.  u.  14,  404.  Bei 
abweichender  Fundationsbestimmung  darf  jedoch 
der  Bischof  die  Celebrirung  zur  Zelt  der  Pfarr- 
messe oder  vorher  nicht  hindern,  Gongr.  con. 
V.  1869,  Anal.  lur.  pontif.  1869.  p.  1081.  Auf 
die  Kirchen  der  Regnlaren  bezieht  sich  dies  aber 
nicht  Den  letzteren  kann  der  Bischof  nicht  ver- 
bieten ,  vor  und  zu  der  Zeit  der  Pfarrmesse  die 
Glocken  läuten  und  Messe  halten  zu  lassen, 
Pll  y.  const.  Etsi  mendicantium  V.  16.  Mal  1667. 
$.  2  n  22  bull.  Taur.  7 ,  680 :  ^Prohibemus 
Insuper  eisdem  ordlnarlis  ac  aliis  quibuscumque 


personis,  ne  impediant  Ipsos  fratres ,  quando  eis 
placuerit,  tam  in  diebus  dominleis  seu  festivls  sen 
aliis  totins  annl  temporibus  campanas  pnlsare  et 
etlam  tempore  quo  ipsl  celebraverlnt ,  misaas 
celebrare'^;  Ferraris  s.  v.  oampana  n.  18  nnd 
s.  V.  missa  art.  3.  n.  29;  Bonix,  traotat.  de  Jure 
regulär,  ed.  II.  2,  341;  Acta  s.  sed.  11,  596. 

2  Git.  Dekret  n.  11. 

«  A.  a.  0.  n.  12. 

«  S.  0.  S.  223  u.  dt.  Dekret  n.  21. 

^  Was  für  die  Kapellen  der  Brüderschaften 
praktisch  ist,  dt  Dekret  n.  14,  aber  mit  der  Be- 
schränkung :  „nisi  aliter  statuat  Ordinarius  ex  ratio- 
nabln  causa.**  Daher  kann  er  die  Redtation  wah- 
rend oder  vor  der  Pfarrmesse  untersagen.  Wegen 
der  Benediktion  der  Kerzen,  Palmen  u.  s.  w.  s.  o. 
S.  149. 

^  Durch  den  Ordinarius  oder  den  Stifter  unter 
Zustimmung  desselben. 

"^  Durch  Diocesansynodalstatuten  oder  durch 
Vorschriften  der  Provinzlalsynode ,  s.  z.  B.  Aach 
V.  1851,  coli.  conc.  Lac  4,  1192. 

8  S.  das  dt  Dekret  v.  1703 ,  vgl.  auch  die 
Entsch.  d.  Gongr.  conc.  v.  1877  in  Acta  s.  sed. 
10,  605. 


§.  214.] 


Die  Verwaltung  des  Kultus.  Die  gottesdiensUiohen  Geb&ude. 


313 


oder  kirchliclie  Beamte ,  welcher  die  Anordnungen  Aber  den  Cbttesdienst 
in  der  Eirehe  zn  treffen  berechtigt  ist,  vorbehaltlich  der  besonderen  Zweokbestimmnng 
derselben  S  tlb^r  die  Benntsmig  dieser  Kapellen  zn  gottesdienstliohen  Funktionen  zu 
Ysrftgwi^. 

Das  Gebäude,  welches  den  Zwecken  einer  anderen  Kirche  dient^  kann  aber  auch 
eiae  eigene,  s^bsistftndige ,  an  einem  anderen  Orte  befindliche  Kirche  oder  Kapelle 
sem.  Eine  solche  Abhängigkeit  wird  durch  VerfUgung  des  kirchlichen  Oberen  (m  Be- 
treff der  Kapellen  zu  Ounsten  der  Pfarrkirchen  durch  den  Bischof^)  oder  durch  Ver- 
jlkrung^  begrilndet.  So  kommt  es  häufig  vor,  dass  eine  besondere  Kapelle  für 
einen  entlegeneren  Theil  einer  Pfarrei  besteht,  damit  fftr  die  dort  wohnenden  Pfarr- 
Eingeeessenen  durch  einen  eigenen ,  sei  es  auf  ein  festes  Benefizinm  oder  blos  als 
Hlltilq;eistl]ehen,  angestellten  Priester  ^  bestimmte  Gottesdienste  und  geistliche  Fnnktio-< 
■en  ▼orgenommen  werden  *.  £ine  solche  Kirche,  welche  eßchsia  wccurwlia,  adfuirix 
n^erßliaUs  heisst  ^,  hat  in  gottesdienstlicher  Hinsicht  rechtlich  keine  andere  Stellung, 
als  eme  mit  der  Hanptkirche  räumlich  verbundene  Kapelle  ^.  Der  Pfarrer  der  ersteren 


^  Aber  wokl  zur  Krgänzung  deitelben.  Wenn 
X.  a  der  Stifter  die  Zeit  für  die  in  der  Kapelle 
ra  eelebiirenden  MeMen  nicht  bestimmt  hat ,  so 
bat  der  Pfarrer  das  Nihere  darüber  anzuordnen, 
Tgl.  Acta  8.  sed.  3,  92. 

*  Cit  Deiret  ron  1703 :  „I.  An  conftetemltar 
tM  laloonim  legithne  ereetae  in  eoeleslis  paiodbla- 
Ubis  babeant  dependentiam  a  parooho  in  explen- 
dit  faneüonibuB  eodesiasticis  non  parochlalibus? 
IL  An  dietae  confratendtates  ereetae  In  capellis, 
ontertls  tarn  publids  qnam  privatia  adneids  pa- 
roeUalalnis  eodesüs  et  ab  eis  dependentibns  ba- 
beant dietam  dependentiam  a  parocbo  qnoad  dlc- 
tai  Ametlones?  Ad.  I.  et  II.  AfflrmatiTe".  Vgl. 
wsk  Aeto  s.  ted.  18,  193. 

>  Gonst.  Innoe.  XIII. :  Apostolid  ministerii 
T.  13.  Hai  1723  $.  14;  bnlL  Taarin.  21,  936: 
^fuoties  ob  locoram  distantiam  sire  itineiis  diffl- 
cdtatem  paroebiani  sine  magno  Ineommodo  pro 
ncramentis  perdpiendis  dlTinisqne  offtoiis  an- 
diendis  aeoedere  ad  eodesiam  paxocbialem  ne- 
qneant ,  tune  quidem  memineiint  eplseopi  licere 
liM  pro  suo  arbitrio  inritis  etiam  reetoribus  Tel 
tntia  easdem  parocldas  destinare  alias  eeelesias, 
in  qnibns  saoeidotes  paroeboram  coadintores  sa- 
ezamenta  ministEent  et  cultnm  divlniim  exbibeant 
▼el  noras  paioohlas. . .  eonstitaere".  Ygl.  Bd.  IL 
8.417.  427n.  Tan  de  Bargt  1.0. 1,  244. 
«  Bd.  H.  S.  468. 
ft  Bd.  II.  S.  323. 

•  Bd.  n.  8.  306.  307  nnd  auch  Acta  s.  sed. 
16,  137  (Entsch.  d.  Congr.  conc.  v.  1888,  betref- 
fand  eloe  besondeie  HÜlliibfrehe  mit  dem  Rechte 
dar  Geisfliehen  znr  Gelebrlmng  der  Messe  an 
Festtagen ,  znr  Spendnng  der  Sakramente,  auch 
der  Sterbe-Sakramente,  sowie  znr  Kat(>;hi8mns- 
\An  mter  Yorbehalt  der  Taufe ,  der  Eheeinseg- 
mmg,  der  österlichen  Kommunion,  der  Kinder- 
Kommimion  nnd  der  Begribnissftinktionen  für 
den  Plkirer  der  Haaptkirehe). 

"^  Ein  solches  Yerhiltniss  kann  anoh  zufolge 
einer  s.  $,  nnio  sabieetiva  entstehen.  Bd.  II. 
8.  427.  430.  Dies  Mntter-  nnd  Tochter-Yeih&lt- 
niss  nnterscheidet  sich  Ton  der  Bd.  11.  8.  307 
n.  S.  408  gedachten  matricitas  dadurch,  dass  bei 


letzterer  die  ftlia  nicht  rechtlich  in  der  Abh&n- 
gigkeit  einer  Hülfskirche  zur  s.  g.  mater  steht. 

s  In  Hannover  heissen  solche  Hülfskirchen 
Kapellen  und  die  dazu  gehörigen  Pfaneingeses- 
senen:  Kapellen-Gemeinden,  P.  Hinschius, 
Kirchengesetze  t.  1874  u.  187Ö.  8.  122.  Anm.  2. 
Femer  geboren  hierher  die  in  Frankreich  und  in 
der  RbeinproTlnz  Torkommenden  Kapellen  und 
Kapellengemeinden  (ehaptUes ,  genauer  ehapeUe$ 
vkariaU$)j  d.  h.  solche  kirchlichen  (Gebinde 
nebst  Ihren  Zugehörigen ,  welche  für  eine  Kom- 
mune zu  deren  Bequemlichkeit  (z.  B.  wegen  zu 
grosser  Entfernung  von  der  Pfarrkirche ,  wegen 
beschwerlicher  Wege,  wegen  räumlicher  Be- 
schränktheit der  Hauptklrohe)  innerhalb  einer 
eigentlichen  oder  einer  Sukkursal-Pfarrei  (Bd.  IL 
S.  294.  n.  1)  errichtet  sind,  unter  Leitung  eines 
der  Aufsicht  des  Pfarrers  oder  des  Besservants 
der  Sukkuisal-Pfarrei  unterworfenen ,  zur  Resi- 
denz yeipflicbteten  Kaplans  stehen  und  you  allen 
zur  Kapelle  gehörigen  Einwohnern  der  Kommune 
unterhalten  werden,  weshalb  diese  keine  Beiträgo 
zu  den  Kultuskosten  der  Pfarrkirche  zu  leisten 
haben,  femer  die  duipeUe»  $ifnple8  ou  eomfituna- 
Ut,  welohe  sich  TOn  den  ersteren  dadurch  unter- 
scheiden ,  dass  der  Kapellan  bei  ihnen  nicht  zu 
residiren  braucht ,  nicht ,  wie  der  Yikar  bei  der 
Yikariatskapelle  ein  Staatsgehalt  bezieht ,  sowie 
dass  falls  ihm  keine  Wohnung  beschafft  ist,  die  zur 
Kapelle  gehörigen  Oemeindeglieder  auch  zu  den 
Kosten  der  Pfarrkirche  mit  beizutragen  haben, 
s.  Dekret  ▼.  30.  September  1807  Art.  8  ff. ,  ins- 
besondere art.  13:  ,,Les  chapelles  ou  annexes 
dtfpendront  des  eures  ou  succursales  dans  Tarron- 
dissement  desquelles  elles  seront  plactfes.  Elles 
seront  sous  la  surreillance  des  cur^s  ou  desser- 
▼ants  et  le  prfitre  qui  y  sera  attachtf  n*exercera 
qu*en  quaüttf  de  Ticaire  ou  de  chapelain^  Andr  tf 
oours  alphab^tique  de  Itfgislation  dTile  ecded- 
astique  lY.  ^.  4,  420;  Dursy,  Staatsklrchen- 
rechti.  Elsass-Lothringen  1,  200;  Staatsraths- 
gutachten  v.  10.  Dezember  1810,  Dursya.a.0. 
1,  205;  Ordonnanz  ▼.  25.  August  1819,  a.  a.  0. 
1,  101,  TgL  ferner  Gaudry,  tralttf  de  l^gislation 
desculteB2,  307;  Andrtf a.a.O.  2,  92;  Gei- 
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ist  also  befi^fe,  Aber  die  Verwaltnag  des  OottesdienateB  nsier  denyorluii  uigBgebeiteii 
Besehränkitiigeii  xn  bestimmen  und  auch  selbst  im  derselben  zu  ftungiren^. 

2.  Die  Privatoratorien  oder  PriTatkapellen.  Den  Gegensatz  gegen  die 
bisher  besprochenen  ö£fentliohen  gottesdienstlichen  Geb&nde  bilden  die  s.  g.  armieria 
prwata  oder  domeMtica,  capellae  dooHsHoae^,  d.  h.  derjenige  Banm  in  einem  gewöhn- 
lichen Hanse  oder  auch  ein  selbststXndiges  Qebände,  in  wdehem  gotteadienaliiehe 
Funktionen  durch  einen  Priester  für  einzelne  Personen  oder  einen  besfimBiten  Per- 
sonenkreis, ohne  dass  andere  das  Recht  des  beliebigen  und  freien  Znlntts  haben»  vor- 
genommen, und  nicht  blos  seitens  einzelner  GUubigen  oder  mehrerer  private  An- 
dachtsllbnngen  nnd  Gebete  verrichtet  werden.  Besondere  Rftnme  der  letzteren  Axt 
(oratoria  privata  im  wdteren  Sinne]  kann  sich  jeder  ohne  Genehmigung  der  kiroh.- 
Uchen  Oberen ',  namentlich  des  Bischofs  ^,  herstellen  lassen.  Sie  bleiben  aber  ^beoBQ 
profane  Orte,  wie  die  Wohn-  und  anderen  Zimmer  y  in  denen  Jemand  regelmiaaig  zu 
beten  nnd  seine  Andachtsabungen  abzuhalten  pflegt. 

Sollen  in  solchen  Bftumen  nnd  Banliehkeiten  dagegen  gtftteedienstUche  Yerrioktun- 
gen  durch  einen  Priester  vorgenommen  werden,  so  bedarf  es  der  Erlaubniss  der  geist- 
lichen Oberen.  Nach  (Üterem  Recht  war  fttr  das  Messelesen  die  Genehmigung  des 
Bischofs  erforderlich^,  nach  dem  Tridentinum^  genflgt allein  ein  päpstliches  In- 


ge i,  d.  firanzSs,  u.  relchslixidliche  StaatBklrdien- 
recht  S.  185;  ferner  die  ekapelUs  de  secourf, 
HülfakapeUen,  welche ,  d»  sie  weder  einen  eige- 
nen Geistlichen  haben ,  sondem  der  Gottesdienst 
In  ihnen  zn  bestimmten  Zelten  (mehrmsla  Im 
Monat)  Ton  den  GelstUchen  der  Pfarrhlrchen  be- 
sorgt wird ,  nnd  da  Ihnen  aach  kein  besonderer 
Sprengel  Innerhalb  der  Pfarrei  zngetheüt  wird, 
weder  in  vermdgensreehtlicher  Beziehung  noch 
sonst  als  selbststandig ,  sondem ,  obgleich  ranm- 
lieh  getrennt,  doch  nur  als  Nebenaltare  der  Pfair- 
kirche  gelten,  Gandry  a.  a.  O.  p.  316;  Andrtf 
2,  98;  Geigel  a.  a.  O.  S.  187,  endUch  die  s.  g. 
Annexkirehen,  annexefj  welche  nicht ,  wie 
die  eben  gedachten  Kapellen  Einrichtongen  der 
Kommune  sind,  sondem  auf  Verlangen  eines 
Theiles  der  höchsthesteuerten  Mitglieder  einer 
solchen  (der  Pfarrei)  gegen  eine  Ton  ihnen  durch 
prlYatiechtlichen  Akt  Üheraommene  Unterhai- 
tungspfllcht  gegründet  sind ,  ohne  dass  die  Ver- 
pflichteten dadurch  Yon  den  übrigen  Pfarrlasten 
frei  werden,  und  an  denen  ein  besonderer  Kaplan 
fungirt,  s.  das  dt.  Dekret  y.  30.  September  1807, 
Gaudry  a.  a.  0.  2,  315;  Andr^  a.  a. 0. 1, 168; 
Geigel  a.a.O.  S.190,  vgl.  such  Van  denesch, 
die  Kapellen  u.  Annexkirchen  auf  dem  linken 
Rheinufer.  Paderborn  1874  8o  Terachleden  die 
Bechtsstellung  dieser  Kapellen  hinsichtlich  ihrer 
äusseren  Verhaltnisse  (der  yermögensrechtUchen 
Stellung  und  Unterhaltungspfllcht)  ist,  so  dienen 
sie  doch  alle  in  gottesdienstlloher  Beziehung  den 
Zwecken  der  Pfurkirrhe,  in  deren  Sprengel  sie 
belegen  sind,  und  der  bei  ihnen  funglrende  Geist- 
liche ist  in  diesen  Beziehungen  Ton  dem  Pfarrer 
abhangig,  s.  das  cit.  Dekret.  Art.  13 ;  Auch  v. 
1851,  coli.  conc.  Lac.  4,  1193:  „OratoriA  ruralia, 
quae  Yulgo  ecdesiae  annexae  dicuntur,  subjician- 
tur  parocho.  In  his  annuente  ^iscopo  et  conctis 
in  statu  deoentl  corapositis  celebrare  licet  Quoad 
alias  fanctlones  pastorales  ilUe  tantom  peragen- 


tur  quae  ab  episeopo  faerint  detemlnatac^;  nur 
bei  den  Vikariatskap eilen  erhUt  öften  der 
Vikar  oder  Kaplan  yob  dem  Bischof  die  otdiBBt- 
Uehe  Pfan^uxisdiktion  übertragen  und  iat  denn 
in  der  Verwaltung  derselben  Yon  dem  Pfanw  un- 
abhängig, Albi  V.  1850, 1.  o.  4,  il6:  „Gom  pen- 
sionem  stabilem  . .  .  a  gubemio  redplant«  eom- 
munins  conceditur,  ui  proprio  nomine  egant  et 
iurisdictione  fruantut  ordinaiia :  potiuntnr  ig[lt«u 
iurlbus  parochoram  et  foce  eisdem  pariter  suM»- 
oent  onexlbus.  Posteriores  Tero  (die  Ka]^iiie  der 
Annexkirchen)  precaxio  tantum  stlpendie  donati, 
commutiiter  inzUdictlonem  mere  delegatam  red- 
piunt,  et  in  muneribns  obeundis  parocho  pifliiei- 
paus  eodesiae  subiiciuntur,  nisl  eplscopua  enlua 
est  suam  culque  iurlsdietionem  determlBaie)  all- 
ter  statuerit^ 

1  S.  0.  S.  313.  B.  1  u.  2. 

2  Gianbattista  Gattioo  de  orateilU  do- 
mesticis  et  de  usu  altaris  portatUls.  Rem  175^ 
1770,  auch  Rom  1766  (mit  Jos.  deBonis,  tr. 
de oratozüs publids  u.  Fortunatusa  Brizl«, 
de  oiatorüs  domestiois).  Diese  beiden  letstem 
Abhandlungen  stehen  auch  in  der  xu  $•  Q£ti 
Anm.  dt.  Ausgabe  der  Schrift  Ton  AiWfuneiiuii. 
Traittf  des  chapelles  domestlques  luden  Anal, 
iur.  pontif .  1858.  p.  616  IT. 

8  Denn  sie  haben  für  das  Recht  keine  Bedeatmig. 

«  c  33  (Pseado-Oaplt  Ingelheim  v.  826.  c.  6> 
Walte r  corp.  iur.  can.  2,  370  aus  Bened«  Ijot.  ll 
383  u.  U.  102}  Dist.  I.  de  eouseor. 

5  S.  0.  S.  188.  n.  2.  Allerdings  verMetoa  Boek 
Paris  T.  829.  L  47  das  Messelesen  in  Prlvaa- 
hiusern,  Nothfille  ausgenommen,  Mansl  14, 
366;  schlechthin  Mainz  861  o.  862  c.  24,  LU 
1,  415,  und  Metz  888c.  8,  Mansl  18,  80,  in-> 
dessen  ist  mit  Rücksicht  auf  die  oben  oltixtest 
Stellen  wohl  zu  ergiinzen :  ohne  Erlaubniaa  des 
Bischofs. 

«  S.  0.  8.  188.  n.  2.  a.  £. 


§.  214.] 


Die  Yerwaltttng  des  Knltua.  Die  gotteadieaBtliehen  Qeb&ade. 
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doli  ^.  Es  gewfthrt  ttblieher  Weise  das  Beoht,  die  Messe  (aber  keine  fMerliche  ^]  diiroh 
einen  yom  Ordinariiis  des  Orts '  approbirten  Weltpriester  oder  einen  mit  Erlanbniss 
Beines  Oberen  versehenen  OrdensgeistUehen  ehunal  an  jedem  Tage  ^  mit  Ausnahme 
der  hehen  Festti^  &  lesen  tn*  lassen.  Y^raussetinng  ist  aber,  dass  der  als  Oratorium 
benutite  Bannt  ans  Mauerwerk  hergestellt  und  passend  eingerichtet  ist^,  und  dass  der 
Ordinarius  nach  voiigftngiger  Untersuchung  und  TauglichkeitserUärung  die  Oeneh- 
mgmig  zu  der  Messfeier  erthellt  7.  Das  Priiileg  ist  an  das  Haus  oder  Gebäude ,  ftlr 
velehes  es  gewährt  worden  ist ,  gebunden  ^  Die  Messe  darf  gefeiert  werden ,  nicht 
mirwenn  derPrivilegirie,  an  welchen  das  Breye  gerichtet  ist,  sondern  auch  eine  andere 
Penon,  welcher  im  Text  des  Breves  die  Beäigniss  gewährt  ist,  die  Messfeier  zu  Ycr-* 
kDgen ,  derselben  anwohnt^.  Der  kirchlichen  Pfficht,  die  Messe  an  allen  Sonntagen 
und  an  den  gebotenen  Festtagen  ztt  hdren  ^^,  kann  der  Privilegirte  und  jeder,  welchem 
in  dem  Privileg  die  Be&gttiss  zur  Anwesenheit  bei  der  Messe  beigelegt  ist^S  in  dem 


1  Denn  das  TrldentbiiiBi  hl«  du  frftkenBeeht 

beseitigt.  Dabin  bat  Bieb  Bobon  Paul  Y.  in  einer 

Eneyklika  ▼.  1615 ,  mitgetbellt  bei  B  e  n  e  d  i  o  t. 

XIV.  de  BMiÜlaio  Bkifsae  III.  0,  antgespiooheB, 

Tgl.  aneb  Fagnan.  ad  c  27  X.  de  cens.  IIL  39. 

n.  18  AT.  S.  ferner  Benedict.  XIT.  eonst.  Mag^io 

BUflre  T.  2.  Jnni  1751.  $$.  11  ff.,  eissd.  t>nll. 

3, 171.    Ein  BOlebea  Indult  lautet  Beinern  ber- 

kSmmllcben  Inhalte  nach :  .  . .  ,,Tibi ,  ut  in  pri- 

nSB  dBrnus  tuae  aolitae  babitatiODis  in  dioeoeai 

N.  exlBtentis  oratorio  ad  boc  decenter  muro  ex- 

stroclo  et  oznato  Ben  ezatruendo  et  omando  ab 

omnibuB  domestieiB  usibuB  libero  per  ordinarium 

prioB  TiBitande  et  a]^robando  ae  de  ipeiuB  ordi- 

Biril  UoenÜa,  etuB  arbitrla  doxaturo,  nnam  mia- 

sam  pro  unoquoque  die,  dummodo  in  eadem  domo 

eelebraadi  lieentia  qnae  adbne  duxet,  alter!  con- 

eeiBa  non  fnerlt,  per  quemeumqne  Bacerdotem  ab 

eodem  ordinario  approbatom  Baeculaiem  aeu  de 

BQpcrionim  lieentia  regulärem,  eine  tarnen  qwH 

mmeumque  inrium  paxocbialiam  praeiudicio  ao 

paaebaUa  reaunectioDiB ,  penteooetea,  natiTitatlB 

dmlni  noetri  Jesu  Gbrlati  alfiaque  Bolemniodbus 

anni  feetis  diebuB  (ygl.  dazu  Benedict  XIV.  conat. 

etcj.  12:  „quee  Intei  etiam  emunerantur  dies 

epiphanlae  et  aaeensioniB  domini,  annunctationia 

et  asBnmptionia  b.  Mariae  Tirg. ,  omnlum  aaneto* 

rvm  neciion  aa.  apoetelorum  Petri  et  Pauli  ac  ti- 

tulaiia  eceleeiae  loei^  exoeptia.  In  tua  ac  familiae 

etboepitum  nobiliiui  tuorum  pcaesentia  oelebrari 

iaeere  libeie  ei  Ueite  posaia  et  yaleaa  auotoritale 

apoalQtica  tenore  praeaentium  conoedirnua  et  in- 

dulgemna  non  obatantibua  ete.  Yolnrnua  antem, 

quod  Üamiliarea  aerritüa    tuia   tempore  diotae 

laiaaaa  aeta  non  neoeaaarUa  ibidem  miaaae  buiua- 

BMidi  intereeaentea  ab  obligatione  audtendi  mifl- 

aaii  in  eccleela  diebua  featia  de  praeeepto  mlnime 

libeii  eenaeantur''  (bei  Ferraris  s.  r.  Oratorium 

Q.  e>  YgL  dam  aueb  Analecta  L  e.  p.  642.  Die 

Bebörde,  -welcbe  die  PriTÜegien  ertbeilt ,  iat  die 

Sakteteiie  der  Breven,  Bd.  I.  S.  422,  in  zweifei* 

baften  Fällen,  wo  2.  B.  beaonderoBegfinatigungen 

in  Fnge  kommen ,  aueb  die  Oongregatio  conoilii 

oder  iltaum  oder  epiaeopemm  et  regularium, 

Analeet.  1.  e.  p.  642. 

*  Aoalecto  1.  c.  p.  648. 


S  Nur  übearbsupt  zum  Meaaeleaen ,  nicbt  ape« 
dell,  Ferrari 8  1.  c.  n.  40. 

^  Privilegien  auf  die  Feier  einer  zweimaligen 
Meaae  aind  alleidingB  aueb  Torgekommeu ,  Bene- 
dict. XIY.  oonBt  dt.  g.  13.  Ist  daa  Privileg 
zwar  auf  eine  Mease,  aber  auob  an  den  sonst  aua- 
genemmenen  Feättagen  gewährt ,  ao  können  zu 
Weibnacbten  drei  MoBaen  (a.  o.  S.  185)  celebrlrt 
werden.  1.  c  $.  18. 

B  8.  daa  mitgetbattto  Fommlar. 

0  Er  BoU  allem  profknen  Gebraucbe  entzogen, 
daber  duicb  Hauern  von  den  übrigen  Bäumen 
abgeseblOBBen  aein ,  die  Form  einer  Kapelle  und 
eine  besondere  Xbür  beaiftzen,  Benedict  XIY. 
oonat.  oit^  $•  12,  s.  aucb  Analeet.  1.  o.  p.  644; 
Ferraris  1.  c.  n.  17;  Probat,  Bucbariatie  als 
Opfer  S.  99. 

f  Daa  in  Born  gebrauchlicbe  Approbationa- 
dekret  Analeota  1.  o.  p.  645.  Wenn  der  Ort  ge- 
eignet iat,  musB  der  Bisobof  die  Erlanbniaa  geben, 
da  er  daa  p&patUcbe  Privileg  zur  Geltung  zu  brin- 
gen verpfllebtet  iat  und  es  ntebt  durob  sein  Ver- 
balten iUuBorlaob  maeben  darf,  Ferraris  1.  o. 
n.  23. 

s  Soll  der  Baum  innerbalb  desselben  verlegt 
werden,  so  bedarf  daa  neu  eingericbtete  Oratorium 
wiqder  der  Approbation  dea  Ordtnacius,  Analeet. 
1.  c.  p.  645. 

9  S.  Benedict.  XJY.  conat.  dt.  %%.  14ff.; 
Probst  a.  a.  O.  S.  101. 

10  8.  0.  8.  217. 

ii  Unter  der  familia  des  PrivUegirten  werden 
die  naben  Angehörigen  des  Privüegirten,  also 
seine  Frau,  femer  seine  Kinder,  Eltern,  Qe- 
sebwister,  andere  Verwandte  und  deren  Ebe- 
gatten,  aber  nur,  sofern  sie  zu  Beinem  Hauaatande 
geboren,  veratanden,  nicbt  aolcbe,  welcbe,  ob- 
gleich sie  in  demselben  Gebäude  wobnen ,  doob 
eine  eigene  getrennte  Wirtbacbaft  fflbren ,  F er- 
raris  1.  c  n.  51.  55.  Die  femer  berechtigten 
boBpites  nobiles  sind  zufblge  ihres  Geacblecfatee 
oder  ihrer  Würde  oder  ihrer  Stellung  angesehene 
Gaatfreunde,  welche  vorübergehend  im  Hauae  dea 
Indnltara  verweilen.  Weiteres  Detail  a.  a.  O. 
n.  57.  58.  Die  Familiären  des  letzteren,  also 
namentlicb  seine  Dienstleute ,  gehören  im  All- 
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I.  Die  Hierarchie  und  die  Leitung  der  Kirche  durch  dieselbe. 


[§.  214. 


Oratorinm  genflgen  K  Die  Eommnnion  darf  in  demselben  während  der  Messe  allein 
mit  Erlanbniss  des  Bischofs^  ertheilt,  nnd  das  Sakrament  der  Bnsse  nnr  in  solehen 
Fällen,  in  denen  dies  aneh  sonst  in  Privathänsem  statthaft  ist^,  verwaltet  werden*. 
Ansgesehlossen  ist  endlieh  die  Vornahme  von  Paroehiai*Fnnktionen ,  —  also  insbe- 
sondere die  feierliche  Taufe,  die  Eheeinsegnnng,  die  Anssegnnng  ron  Wöchnerinnen, 
sowie  die  Spendnng  der  öffentlichen  Kommunion  nicht  zulässig  K 

Hat  der  Bischof  nach  stattgehabter  Untersuchung  die  Erlanbniss  zur  Ausllbung  des 
Privilegs  ertheilt,  so  ist  er  später  zu  beliebigen Visitatiohen  berechtigt*,  nicht  blos  ans 
gegebenen  Anlässen  (z.B.  auf  Denunziation,  zufolge  umlaufender  öffentlicher  Oerflehte) 
befugt,  sich  davon  zu  flberzeugen,  ob  das  Oratorium  in  dem  geeigneten  Stande  unter- 
halten wird  7.  Wenn  das  nicht  der  Fall  ist ,  so  kann  er  die  gegebene  Erlanbniss  zur 
Benutzung  zurückziehen  ^,  womit  freilich  das  Privilegium  als  solches  nicht  erlisclit*. 

Auch  die  Widmung  des  Oratoriums  zu  profanen  Zwecken,  wozu  der  Privilegirie 
an  sich  berechtigt  ist,  womit  aber  die  Befngniss,  die  Messe  weiter  lesen  zu  lassen, 
aufhört ,  beseitigt  das  Privileg  nicht  seiner  Substanz  nach  ^^,  der  Begünstigte  kann 
also  später  unter  den  schon  gedaehten  Bedingungen  ein  neues  Oratorium  anlegen  und 
dann  wieder  von  seinem  Privileg  Gebrauch  machen  ^^ 

Wohl  aber  fällt  dasselbe  mit  dem  Tode  des  Privilegirten  zusammen  ^^  und  geht 
nicht  auf  dessen  Erben  über^^. 

Ohne  das  Vorliegen  eines  päpstlichen  Privilegs  darf  der  Ordinarius  selbst  nicht 
einmal  vorübergehend  im  Falle  eines  gerechtfertigten  Grundes  das  Messelesen  in 
Privatoratorien  gestatten  ^^,  vielmehr  ist  dies  nur  unter  denselben  Yoranssetziingen 


gemeinen  niebt  zu  denjenigen  Personen ,  welche 
doioh  Anwohnnng  einer  solchen  Messe  der  be- 
zeichneten Pflicht  nachkommen,  vielmehr  ist 
dies  nur  der  Fall  bei  solchen ,  welcher  der  Privi- 
legirte  während  der  Zelt  der  Messein  seinem  Hanse, 
also  nicht  gerade  (z.  B.  wegen  Krankheit  bei  der 
Messe)  selbst  benöthigt  ist,  a.  a.  0.  n.  02.  60. 

<  Für  die  Festtage ,  an  denen  die  Messe  nicht 
gelesen  werden  soll ,  gilt  dies  selbstrerständlieh 
nicht,  es  sei  denn ,  dass  das  Privileg  darauf  lau- 
tet ,  oder  gerade  deshalb ,  weil  der  Privilegirto 
wegen  Krankheit  nicht  znr  Kirche  gehen  kann, 
erthellt  worden  ist. 

2  Denn  mit  dem  Privileg  Ist  eine  solche  Er- 
lanbniss  nicht  ohne  Weiteres  gegeben ,  vgl.  Be- 
nedict. XIY.  const  dt.  %,*2S,2i]  einsd.  insttt. 
XXXIY.  n.  12.  FQr  den  Fall  der  Noth  bedarf  es 
der  Gestattang  nicht.  Des  Weiteren  s.  o.  S.  76. 

3  8.  0.  S.  124. 

«  Const  Benedict.  XIV.  dt.  $.  20. 

6  Nach  dem  ausdrflcklichen  Wortlaut  der  In- 
dnlte. 

s  Das  schrdben  auch  besonders  die  Prov. 
Konzilien  v.  Tarragona  1717  n.  Auch  1851,  coli, 
cono.  Lac.  1,  762  o.  4,  1193  vor. 

7  Die  Doktrin,  welche  die  Yisitationsberechti- 
gnng  des  Ordinarius  verneint ,  hat  dies  ans  c.  27 
rOregor.  IX.)  X.  de  censib.  UL  39  n.  c.  1  $.  1 
(Innoc  rv.)  in  Vit«  eod.  III.  20,  wonach  von  Privat- 
oratorien keine  Yisltations-Pioknration  gefordert 
werden  kann,  hergeleitet,  s.  darflber  Fagnan. 
dlscept.  de  grangiis  hinter  c.  27  X.  dt  n.  25; 
Ferraris  1.  c.  n.  26}  Acta  s,  sed.  17,  24,  in- 


dessen mit  Unrecht,  denn  das  Yerbot  der  Proku- 
ration  schliesst  das  Yisltationsreeht  als  eolehes 
nicht  ans,  vgl.  aneh  die  vor.  Anm. 

S  Denn  ebensowenig,  wie  er  die  Erlanbniss 
willkürlich  verweigern  darf,  o.  8.  315.  n.  7,  iat 
er  befugt  de  beliebig  und  ohne  gerechtfertlgCan 
Grund  zurückzunehmen,  Analeeta  1.  c  p.  646. 

s  Nur  die  Ausübung  des  Privilegs  ist  von  der 
Erlanbniss  des  Ordinarius  abhängig,  folglich  kaon 
die  Zurückziehung  dleeer  das  Privileg  selbst  nidit 
vernichten. 

io  Wdl  darin  allein  noch  keine  konkludente, 
einen  Yerzleht  begründende  Handlung  Hegt ,  5. 
auch  Bd.  III.  8.  816. 

11  Dies  ist  audi  die  herrsebende  Mdnung, 
Ferraris  1.  c  n.  20. 

^  Denn  es  wird  immer  für  eine  bestimtnte 
oder  mehrere  bestimmte  Personen  ertbdlt,  ist 
also  ein  persönliches,  s.  auch  Bd.  HI.  8. 817. 

^  Im  übrigen  kommen  die  allgemeinen  von 
den  Privilegien  geltenden  Grundsltze  zur  An- 
wendung. 8o  erlischt  es  z.  B.  nicht  mit  dem 
Tode  des  Papstes,  welcher  es  erthdlt  hat,  wohl 
aber  kann  es  der  Papst  widerrufen,  Bd.  m. 
8.  817.  818. 

1*  Dies  hat  man  früher  mehrfach  angenommen, 
s.  Gallemart,  cono.  Tildentin.  See«.  XXIL 
decr.  de  obs.  celebr.  mlssae  n.  6  nnd  die  Anfüh- 
rungen bei  Bon  ix,  tractat  de  episeopo  ed.  II. 
2,  126,  so  auch  noch  Probst  8.  99,  indem  das 
Yerbot  des  Tridentinums  nur  auf  die  lleentia 
perpetua  celebrandl  per  modum  habitus,  nidit 
aber  auf  die  lleentia  per  modnm  actus  pro  ftllquo 
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mUtosig ,  unter  welchen  anoh  an  jedem  anderen  anatftndigen  Orte  ausserhalb  der 
Yoxgeschriebenen  Särchen  celebrirt  werden  darf'. 

Die  praktisoh  wiehtige  Frage  nach  der  Znstindigkeit  des  Biseho&  and  des  Papstes 
rar  Qestattong  der  Messfeier  und  andwer  gottesdienstlioher  Funktionen  in  den  Ora- 
torien bestimmt  sieh  also  danach,  ob  dasselbe  ein  dffenüiehes  oder  prirates  ist.  Ent- 
sehmdend  daftlr  ist  einmal  die  Zweokbestimsinng ,  welche  der  Eigenthllmer  dem  yon 
ihm  errichteten  Oratorium  geben  will,  und  femer  der  weitere  Umstand,  ob  dasselbe 
Dach  Beschaffenheit  und  nach  Lage  für  den  gewollten  Zweck ,  namentlich  wenn  es 
em  dffentliohes  sein  soll,  gebraucht  werden  darf.  Ein  Oratorium,  welches  nur  durch 
die  Privatrtume  des  Eigenthflmers  betreten  werden  kann ,  erscheint  für  den  öffent- 
lichen Gebrauch  nicht  geeignet  Liegt  dasselbe  zwar  innerhalb  der  Privaträume,  ist  es 
indessen,  ohne  dass  es  sich  an  einer  öffentliohen  Strasse  befindet,  z.  B.  durch  Privat- 
wege oder  durch  einen  Hofraum  frei  zugänglich,  so  ist  seine  Benutzung  als  öffent- 
Uches  Oratorium  nicht  absolut  ausgeschlossen 2.  Es  genügt,  dass  in  einem  solchen 
Falle  der  Eigenthllmer  in  einer  öffentlichen  Urkunde  die  Verpflichtung  übernimmt, 
den  etwaigen  seiner  Yerfllgung  unterstehenden  Zugang  für  die  gottesdienstlichen 
Zwecke  stets  offen  zu  halten  \ 

Da  das  Tridentinum^  die  Messfeier  nur  in  Privathäusem  verbietet,  so  gelten  die- 
jenigen Oratorien,  welche  ihrer  Lagenach  zwar  als  private  zu  betrachten  sein  würden, 
aber  sich  in  anderen  als  Privat-Oebftuden  befinden,  nicht  als  private,  sondern  als  öffent- 
fiehe.  Dies  ist  der  Fall  bei  den  Oratorien  in  den  Palästen  der  Kardinäle  und  Bischöfe  ^, 


tempoie  beeogen  wuxde.  Das  Tiidentinusi  macht 
aber  diesen  Untersdded  nieht,  üiid  ao  hat  aehon 
Fagnan.  ad  e.  30  X.  de  pxiYileg.  Y.  Sa  u.  13 
sidi  vnter  BeroAuig  aaf  mehrere  Eutacheidnugeii 
der  Congr.  eone.  dagegen  eckl&rt  Damit  stimmt 
aadi  die  neuere  Prasda  der  letsteMu  übeseln ,  a. 
die  EntBdu  1847  für  Mdatter ,  Analeet.  1.  0. 
a634,  Benaa  et  Llngen,  cauaae  aelectae 
Gongr.  eone.  8.  866:  „non  licere  ^Ucopo  hnlua- 
Bodi  lieentlaa  qnoenmqne  aab  obtenta  coneedere 
me  pre  actn  quidem  mere  traiiaennte: 
bane  faeoltatem  eate  soU  lUnnano  pontiflei  reaer- 
Tatam,  eldemqne  episcopo  literaa  a.  coagzegatio- 
Uli  a  Paolo  Y.  appiobataa  ezpedixi  et  qaoad  fa- 
enltatea  hnenaqae  alias  quam  a  Bomano  pontlfloe 
coneesaas  consaLendnm  Sanctissimo  pro  earum« 
demsanetione'',  s.  aneh  die  Entaeh.  von  1861, 
Beaaa  et  Llngen  L  c.  p.  866.  868. 

^  a  o.  S.  189.  Nnr  so  ist  die  Entsch.  d.  Gongr. 
me.  T.  1866,  AnaleeU  L  e.  p.  640  (s.  0.  8. 188. 
n.  6)  xn  Terstehen. 

'  Insbesondere  wird  die  Tangliehkeit  nieht  da- 
dmeh.  beseitigt,  dass  das  Ocatorinm  nieht  gans 
fteistebi  nnd  nioht  von  den  benachbarten  PriTat- 
binsem  isolirt  ist,  Analecta  1.  c.  p.  662. 

3  So  nach  der  Praxis  der  Gougr.  oonc.  1.  c. 
^  661.  662.  Ans  früherer  Zeit  haben  sieh  in 
maneben  DiScesen  Oratorien  oder  Kapellen  erhal- 
len, welche  miUen  in  Sehlössem  oder  Pausten 
Hefen,  in  welehen  aber  ansser  der  Familie  des 
Stgentbflmeis  ein  Theil  der  nahe  wohnen- 
den BerSlkening  regelmisaig  die  Messe  gehört, 
aadi  wohl  die  Beichte  abgelegt  und  die  Bncha- 
ristie  empfangen  hat,  für  welche  mitunter  sogar 


kirchliche  Beneflcien  errichtet  nnd  endlich  selbst 
Ablasaprivilegiea  ertheilt  sind ,  ohne  dass  diese 
Qebande  eiaen  Zugang  Yon  der  öffentlichen  Strasse 
ans  beaitsen.  S.  hierher  gehörige  Fälle  bei  Fe r- 
raris  1.  c  n.  87  ff. :  Analecta  1.  e.  p.  636«  664; 
Acta  s.  sed.  8,  69.  60;  Benss  et  Llngen, 
oansae  aelectae  p.  868  (vgl.  auch  H.  ▼.  n.  z.  A  n  f - 
s  e  s  8,  Bechtsverhäliniss  des  PriTst-Gottesdienstes 
n.  des  öffentlichen  Gottesdienstes,  nachgewiesen 
a.  d.  Gesch.  d.  Schlosskapelle  zu  Freyenfels.  Er- 
langen 1846.  a  16.  39.  86.  116.  136).  Die  Oon- 
greg.  eonc.  hat  solche  Oratorien  für  öffentliche 
eikUrt ,  und  die  bestehenden  Yerhaltnisse  unter 
der  Bedingung  auftochterhalten ,  daas  entweder 
der  Eigenthümer  auf  das  Eigenthum  des  Zugangs- 
terrains verzichtet  oder  mindestens  eine  Erkl&mng 
der  im  Text  gedachten  Art  ausstellt. 

«  S.  o.  S.  188.  n.  2. 

(^  S.  0.  S.  188.  In  diesen  können  die  Bischöfe 
die  Messe  lesen  nnd  auch  biachöfliche  Funktionen 
Tornehmen,  z.  B.  Armen  und  ordiniren,  sofern 
nicht  etwa,  wie  für  die  General- Ordinationen, 
durch  daa  Gesetz  die  Benutzung  einer  bestimm- 
ten Kirche  (Bd.  I.  S.  114)  vorgeschrieben  ist, 
oonst.  Benedict.  XIY.  Magno  dt.  $.  1 ;  van  de 
Bürgt  L  c.  p.  200.  201.  Auch  dürfen  andere 
Priester  selbst  w&hxend  der  Yakanz  des  bischöf- 
lichen Stuhles  in  denselben  die  Messe  lesen.  Die 
Gläubigen,  welche  der  Messe  in  einer  solchen 
Kapelle  beiwohnen ,  genügen  der  vorgeschriebe- 
nen Pflicht  (s.  0.  S.  217),  8.  die  Entsoh.  d.  Gongr. 
conc  bei  Ferraris  1.  c  n.  69.  u.  d.  Gongr.  rit. 
bei  Gardellini  ed.  eit.  n.  2107;  1,  369  nnd 
n.  5200;  4,  178. 
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I.  Die  Hieraroliie  und  die  Ldtung  der  Kirelie  dmeh  dieselbe» 


B.216. 


in  den  Klöstem  ^,  in  den  fllr  kirdiliehe  und  fromme  Zwecke  mit  Genehmigm^  der  kirch- 
lichen Oberen  (des  Papstes  oder  der  Bischöfe)  gegründeten  An«tjdten ,  so  in  den 
HftnBem  ordensfthnlichw  Kongregationen,  in  dto  kirchlichen  Seminarien,  Hoq^itftlem, 
Waisenhftnaem,  Ereiehungsanstalten  und  in  den  Hftasem  kirchlidier  Brndersohaften  ^, 
endlich  auch  in  solchen  Anstalten,  welche  2waar  nicht  nnter  kirchlichor,  aber  Öffent- 
licher, staatlicher  oder  kommunaler  Avtoritftt  (wiedieOefimgen-yWaisei^*  and  Kranken- 
häuser) errichtet  sind  ^  In  allen  diesen  FAllen  kann  also  der  Bischof,  soweit  ae 
nicht  exemt  sind^,  die  Oelebration  der  Messe  und  alle  Fnnktionen,  weiche  an  sich  in 
öffentlichen  Kapellen  vorgenommen  werden  dttrten^,  gestattend  Es  können  also 
auch  die  Glftubigen,  soweit  sie  nicht  durch  das  Kirchengesete  gehindeirt  sind  7,  oder 
etwa  der  Bischof  oder  der  Obere  der  Anstalt  Nichtangehdrigen  den  Zutritt  verbietet^, 
dem  Gottesdienst  beiwohnen  und  ihrer  Pflicht  in  Bexug  auf  die  Messe  genügen*. 

§.215.    B,  Die  Errichtung  der  kirchlichen  Gebäude  ^^. 

I.  Das  kirchliche  Recht.  Soweit  die  Errichtung  von  kirchlichen  Gebäuden 
gleichzeitig  mit  der  Neubegrflndung  kirchlicher  Organisationen  oder  Anstalten  (z.  B. 
eines  Bisthums,  einer  Pfarrei  oder  einer  Kollegiatkirche)  und  mit  der  Veränderung 


^  Sofern  dieselben  mit  Genehmigung  der  Ge- 
neral- oder  ProYlnzial  -  Oberen  (nicht  blos  der 
Lokal-Oberen)  errichtet  sind,  Reiffenstnel 
m.  41.  n.  19;  Ferraris  1.  c  n.  72 ff.  79,  und 
zwtti  ]Loni\ea  in  denselben  nicht  nur  Begular-, 
sondern  anch  Weltpriester  die  Messe  lesen,  «owie 
die  GUabigen  ihre  Pticht,  die  Messe  En  hören, 
erfüllen.  Die  Oratorien  tn  den  gfangiae  der 
Kloster  oder  Mönche,  d.  h.  in  Iftndliehen,  den 
Zwecken  des  Ackerbaues  dienenden^  wesentlich 
für  Laienbrüder  bestimmten  Gebinden  oder  In 
solchen,  in  welchen  nnr  einzelne  Mönche ,  k.  B. 
enr  Erholung  sich  aufhalten,  bei  welchen  aber 
kein  JCdiTent  besteht,  sind  indessen  oratoria  pri« 
Tata,  für  welche  dasselbe ,  wie  f üx  die  gewöhn- 
lichen Privat-Oratorien  gilt,  Fagnan.  dlsc.  de 
grangUs  ad  c.  27  X.  de  cens.  UU  39.  n.  2.  3; 
Ferraris  1.  c  n.  78;  Tan  de  Bürgt  1.  c. 
p.l9a 

In  den  Nonnenklöstern,  d.  h.  solchen ,  welche 
der  lUausur  unterworfen  sind ,  dürfen  zwar  auch 
Oratorien  errichtet  werden ,  aber  diese  können, 
weil  dies  durch  die  Klausur  gehindert  wlzd,  nicht 
der  öffentlichen  Benutzung  freistehen,  also  nicht 
öffentliche  Oratorien  sein,  wennschon  durch 
päpstliches  Indult  das  PriTilegiam  gewAhrt  wird, 
nach  Untersuchung  des  Ordinarius  dort  für  kranke 
Nonnen  die  Messe  zu  lesen  und  ihnen  die  Bncha- 
xistie  zu  spenden,  Fagnan.  ad  c.  27  dt.  n.  26; 
ran  de  Bürgt  p.  197. 

a  Fagnan.  ad  o.  1  X.  de  prlTileg.  V.  38. 
n.  21  ff. 

>  Bntsch.  d.  Oongr.  Cono.  y.  1847  bei  Lln gen 
u.  Beuss  1.  c  p.  ^8. 

^  Ist  dies,  wie  bei  den  Oratorien  in  den  Klö- 
stern der  exemten  Orden  der  Fall,  so  hat  der 
Otdensobere  das  Beoht  zur  Ertheilnng  der  noth- 
weudigen  Genehmigung. 


5  S.  0.  S  311. 

8  Ist  es  QOch  selbst  zulässig,  dass  dergleichen 
Anstalten  zu  Pfarreien  erhoben  werden  können, 
s.  0.  S.  310 

7  Z.  B.  Frauen  an  der  TheUnahme  des  Gott^ 
dienstes  in  den  Innerhalb  der  Klausur  belegeneu 
Oratorien  in  Maansklöstem. 

s  Zunächst  sind  diese  KapeUsn  für  die  Zwecke 
der  betieffenden  Anstalt  und  die  Zugehörigen 
derselben  besttmmt,  und  h^ben  deswegen  nicht 
den  Charakter  der  öffentUcben  Kapellen,  weit 
der  Besuch  jedem  Gläubigen  freisteht,  sondern, 
weil  die  (Gebinde,  in  denen  sie  sich  beflnden, 
im  Sinne  des  Tüdentinums  nicht  zu  den  PriTat- 
häusem  gerechnet  werden  können*  BegilfBieh 
ist  also  bei  Ihnen  die  Fee nhaltung  andeier  Per- 
sonen nidht  ausgeschlossen,  und  eine  solehe  kann 
gerade  Im  Interesse  der  Anstalten  und  der  ficrai- 
chung  ihrer  Zwecke  (wie  z.  B.  bei  Gefaogeaeii- 
Anstäten)  oder  aus  anderen  Gründen  (z.  B.  bei 
Hospitälern  für  mit  ansteckenden  Krankheiten 
behaftete  Persenen)  geboten  sein.  So  auch  Tan 
deBnrgtl.  c.  p.  201.  206. 

*  Das  ist  in  Bezug  auf  die  zuletzt  bespioohe- 
nen  Anstaltskapellen ,  in  Betreff  welcher  krine 
direkten  Yorschslften  darüber,  wie  in  den  Privi- 
legien für  die  Regularen  vorliegen ,  nicht  unbe- 
stiitten ,  entsprieht  aber  der  herrschendem  Mei- 
nung, Tgl.  darüber  ran  de  Bürgt  1.  e.  p.  204« 
Diese  eraeheint  begründet,  well  der  Pfarrzwung  in 
Bezug  auf  die  Messverpfliehtnng  überhaupt  nicht 
mehr  besteivt  (Bd.  II.  8.  300)  und  weil,  wenn  die 
Kapellen  dieser  Anstalten  rechtlich  als  öffentlich 
gelten,  kein  Grund  vorliegt,  rie  in  der  fesgUeheii 
Hinsicht  anden  zu  behandeln ,  als  die  soiMtIgeir 
Ovatorlen  der  gedachten  Art^  s^  o.  S.  188. 

K>  Jo.  Phil.  Oarrach,  diss.  de  Iure  cendeDdi 
oapellar.  Hai.  SaL  1760. 


{.  315.]        Die  Vermutung  des  Kultua.  Die  Emelituiig  der  kirehliehen  Qebaude. 


319 


soleker  (wie  s.  B.  emer  Pfarr-DisMeiiibriiticnD)  erfolgt,  kommen  die  sohon  Bd.  U. 
8.  387  ff.  besproehenen  GmndiUlise  aur  Anwendmig.  Hier  steht  daher  nur  noeh  die 
Erriohtong  «aderer  KIrehen,  welehe  nicht  den  erwAhnten  Zwecken  dienen,  wie 
namentiioh  die  von  öffentlichen  Kapellen  in  Frage  ^ 

Erforderlieh  ist  daftr 

1.  die  Znatimminig  des  Bischofs  ^  oder  des  Ordiaarins  ^  der  betreffenden  Diöcese, 


t  W«8  die  Bfiiehtmig  ^roa  Rlosteridrchen-  be- 
trifft, 80  gelten  daffix  die  Regeln  über  die  Neu- 
begrdndnng  von  Klöstern  überhaupt,  welche  erst 
«nten  in  der  Lehre  Ton  den  Orden  besproehen 
weiden  können. 

»  c,  44  (capit  ap.  Salz  v.  803)  0.  XVI.  qn.  1 ; 
c  4  (Alex.  IV.  T.  1266)  in  VI»o  de  priTll.  V.  7. 

Die  Genehmigung  des  Papstes  ist  niemals  für 
alle  Kirchen  gefordert  worden.  DasFragm.  Nlcol.  I. 
iw.  868  «.  867  ad  elernm  et  pleb.  Nonens.  (o. 
Noeens.)  bei  Densdedit  cell.  can.  I.  128  u.  c  8 
Dist  L  de  consecr. :  „ecclesla,  1.  e.  oatholicomm 
QoUeetio,  quomedo  eine  apostelieae  sedls  Instl- 
tnetor  natu,  quando  luxta  sacra  decreta  nee  ipsa 
debet  absque  preceptione  papae  basllica  noviter 
constrai,  qve  ipaae  eathelleerum  intra  semet 
amplecti  catervam  dinosdtnr^,  bezieht  sich  wohl 
auf  die  Bnichtang  einer  Kathedrale,  wozn  bereits 
im  9.  Jebrhnndert  die  Zustimmung  des  Papstes 
gefordert  wurde,  Bd.  n.  8.  381.  382,  da  schon 
i.  879 ,  also  bald  nachher  ein  Bischof  von  Nona 
(spiler  mm  ErzMst&um  Spoleto  gehörig)  Tor- 
kommt,  Game,  serles  episoopomm  p.  411 ,  und 
die  Dekretale  fQglioh  die  Gründung  dieses  Bis- 
tkams  beteoflan  haben  kann. 

im  Itriien  haben  die  rSmiseben  Bisehöfe  seit 
dem  5.  Jahrhundert  allerdings,  allein  innerhalb 
der  Grensera  des  römischen  Hontropolltanbeiirks, 
twar  niefat  die  Befugniss  der  Zustimmung  kui 
Meu-Etriehtung  von  Kirehen  und  Oratorien,  wohl 
abegr  die  praktisch  zu  demselben  Brgebniss  füh- 
lende Befugniss»  die  Erlaubniss  zur  Konsekration 
zu  ertiullen,  in  Ansprueh  genommen,  ep.  Gelas.  I. 
ad  eplse.  LuesD.  t.  494  c.  4  (in  c.  6  pr.  Dist  I  de 
eonseer«) :  „basilieas  noTlter  instltutas  nenpetitls 
ex,  nune  praeeeptlonibus  dedieaxe  non  audeant^u« 
e.2ö(&4  Dist.oit.);  ftegm.  Gelas.  L494o.  496 
(e.  5.  Dist.  eit.) .  fragm.  eiusd.  496  o.  498  (c.  7 
Dist.  elt.) .  s,  auch  die  Anirelsung  Gelasius  I. 
▼.  493  0.494  an  den  Bischof  t.  Laidno  auf  Bitten 
der  Otander  einer  BasUicS)  diese  zu  dediciren, 
bei  L  oe  w  e  n  f  e I  d ,  epistolae  pontil  roman.  p.  1 , 
und  dieses  Recht  ist  praktisch  von  ihnen  auch 
Us  in  das  7.  Jahrhundert  hinein  geübt  worden, 
8.  gleiche  Anweisungen  v.  Pelagius  II.  zw. 
66&— Ö60  bei  Densdedit  UI.  207,  Mansi  9,  734 
(Bd.  I.  316.  n.  2.) ;  v.  Gregor  I.  ep.  IX.  84 ,  ed. 
BoMd.  2,  994;  X.  2,  l.  e.  p.  1043;  Xn.  11 , 1. 
t,  p«  1187  u.  Bd.  I.  8.  316.  n.  7.  (Jaf  f «  reg.  U. 
ed.  n.  1707.  1692. 1696)  und  die  Oltute  Bd.  II. 
8w  316.  n.  3,  sowie  im  Über  diumus  ed.  de 
Roxi^re  n.  10  p.  36  (petitio  dedicationis  ora- 
tsrli)  und  n.  11  p^  38  (responsum  oratorü  dedi- 
eaadi),  vgl.  aueh  n.  18U~20.  p.  46  ff.  Die  römi^ 
sdien  Bisdiöfe  haben  diese  Befugniss  zur  Ctel- 
taug  zu  bxtngea  gesnoht,  um  die  Dedikation  der 
Kirdien  für  unbekannte  Heilige  oder  gar  als 
Ketzer  verstorbene  Personen  zu  verhindern,  ep. 


eitb  sd  episo.  Lucaa  c  26.  Thi el  p.  376 :  „Ho6 
Bumus  tamen  indicio  detestablliore  permoti,  quod 
in  quocunqae  nomine  defanctorum,  et  quantum 
didtur,  neeomnino  fldelium,  constractiones  aedl- 
flcatas  sacris  processionlbus  (d.  h.  dem  öffent- 
lichen Gottesdienst,  s.  Bd.  11.  S.  619.  n.  4)  au- 
daeter  institnere  memorantui^  nnd  dies  h&ngt 
mit  der  Tendenz  zusammen,  die  sich  immer  mehr 
ausbreitende  Heiligen -Verehrung  (s.  o.  8.  241 
n«  6)  wenigstens  auf  den  Kultus  geeigneter  Per- 
sonen zu  beschränken ,  wie  dies  namentlich  der 
Umstand  ergiebt,  dass  In  dem  citirten  Schreiben 
stets  der  Heilige  erwihnt  wird ,  und  in  den  For- 
mularen des  Über  diumus  sich  ebenfalls  eine  ent- 
sprechende Stelle  dafür  findet.  Dass  dabei  nicht 
die  Prüfung  der  ZuUssigkeit  der  Errichtung  der 
Kirchen  und  Oratorien  überhaupt  in  Frage  ge- 
standen hat,  zeigt  sich  darin,  dass  diese  .gewöhn- 
lieh ausdrücklich  dem  Bisehof  seitens  des  Papstes 
überlassen  wird  (s.  z.  der  Worte :  „si  in  tua  dioe- 
cesi  memorata  constructio  Iure  consistit"  Id  ep.  cit. 
Pelagii  I.  und  Über  diumus  n.  11).  Ausserhalb 
des  römischen  Metropolltanbezirkes  ist  daher  auch 
von  der  Nothwendigkelt  der  päpstlichen  Ge- 
nehmigung zur  Konsekration  und  Dedikation 
nicht  die  Bede ,  ja  Zachaiias  I.  weist  selbst  in 
einem  Briefe ,  in  welchem  die  seit  Gelasius  I. 
vorkommenden  Fovmulare  benutzt  sind,  die 
Konsekration  unbeschrankt  den  Bischöfen  zu 
(Bd.  1. 8.  316.  n.  4> 

Wie  in  fränkischer  Zeit  das  Reeht  des  Bisehofs 
zur  Ertheilung  der  Genehmigung  ffir  die  Errioh- 
tnng  und  KonsekrAtitm  von  Kirohen  und  Oiu- 
torien  (s.  auch  Bd.  II.  8.  384;  Löning,  Gesch. 

d.  deutsch.  Kirchenrechts  2 ,  361)  nirgends  be- 
zweifelt wird,  so  ist  auch  später  durch  die  Par- 
Ükulaisynoden  gegen  viel&ch  vorkommende  Ver- 
letzungen das  Recht  des  Bischofs  zur  Konsens- 
ertheilung  wiederholt  betont  worden,  s.  z.  B. 
London  1102.  a  16,  Mansi  20,  1161 :  „Ne  novae 
capellae  flaut  sine  consensu  episcopl** ;  London 
1138  c  12,  1.  c21,  613 :  „ue  quis  absque  licentU 
episoopl  sul  in  possessione  sua  eecleslam  vel  Ora- 
torium eonsütuat" ;  Madnz  1261  o.  14, 1.  c.  23, 1084 
(gegen  die  Mönche  unter  Androhung  der  Zer- 
störung der  80  erbauten  „ecclesla^);  Mailand 
1287  c.  24  (1.  c.  24 ,  879 :  ^ratoria ,  alUria,  ca- 
pellae et  eoclesiae*);  Trier  1310  c.  62  Q«  c.  26, 
264 :  „ecolesiae,  capellae,  oratorla,  hospitalia  seu 
alia  pU  loca  et  religiosa'') ;  ParU  13li  e.  11, 1. 
c.  p.  636  (gegen  den  Bau  von  „oratorla  vel  oa- 
pellae''  dureh  Bxemte);  Mardao  1326.  c  37,  L 

e.  p.  790  (desgleichen);  Magdeburg  1370  c  31, 
1.  c.  26,  683  (desgleichen);  SynodalsUtuten  v. 
Oaminaus  d.  16.  Jahrh.  im  Arch.  t  kath.  K.-B. 
37,  236. 

3  Also  z.  B.  des  praelatus  nullius,  Bd.  II. 
S.  344 ;  bei  Erledigung  des  blsohöfllohen  Stuhles 
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und  zwar  auch  in  dem  Falle ,  daaa  innerhalb  dwftelben  die  Errichtung  settena  tines 
exemten  Ordens  oder  einer  exemten  Körperschaft  beabsichtigt  wird  ^,  wogegen  solche 
Neugrflndnngen  seitens  der  leisteren  innerhalb  ihrer  exemten  Gebiete  allein  der  Ge- 
nehmigung des  Papstes  bedtlrfen^. 

Ob  die  Zustimmung  des  Bischofs  ausdrücklich  ^  oder  stiUsohweigend^y  schon  vor 
der  Errichtung  oder  nach  derselben  ertheilt  werden  muss,  ist  streitig.  Aus  dem  dem 
Bischof  fElr  die  Neugrttndung  vorgeschriebenen  Verfahren  ergiebt  sich  aber  ^,  dass  diese 
Genehmigung  eine  ausdrückliche  sein  muss  §.  Im  Voraus  braucht  sie  nicht  gegeben 
zu  werden,  vielmehr  kann  der  Bischof  auch  ein  schon  vorhandenes ,  geeignetes  ein- 
gerichtetes  Gebäude  zur  Kirche  oder  ELapelle  bestimmen  und  konsekriren^. 

2.  Muss  emejusta  causa,  ein  genügender  Grund,  eine  neeestitas  oder  eine  uHhias 
oder  ein  s.  g.  tneremenium  cultua  vorliegen  ^. 

3.  Wird  selbst  für  eine  blosse  öffentliche  Kapelle  eine  ausreichende  do$,  Dotation 
für  die  bauliche  Unterhaltung  derselben,  diß  sächlichen  Ausgaben  des  Gottesdienstes 
und  für  den  besonderen  Geistlichen ,  falls  ein  solcher  zur  Verwaltung  des  letzteren 
angestellt  oder  auch  und  widerruflich  damit  betraut  werden  soll,  verlangt^.  Das 
Maass  dei^enigen,  was  in  dieser  Hinsicht  erforderlich  ist ,  hat  der  zuständige  kirch- 
liche Obere  mit  Bücksicht  auf  den  Zweck,  welchem  die  Kapelle  dienen  soll,  su  be- 
stimmen *®. 

Die  Dotation  hat  derjenige  zu  beschaffen ,  welcher  die  Kirche  oder  Ejipelle  er- 
richten lässt  und  sie  der  öffentlichen  Benutzung  übergeben  will  ^^  Die  Quellen  ver- 
langen daher ,  dass  der  Erbauer  sich  in  einem  öffentlichen  Instrumente  zur  Heigabe 


des  KapitelsTerwesers,  &.  a.  0.  S.  244.  Dem  Ge* 
neralvikar  steht  ohne  Special -Vollmacht  das 
Recht  nicht  zu,  da  es  sich  um  eine  Onadensaohe 
handelt,  a.  a.  0.  S.  214,  van  de  Bürgt  p.  21. 

i  c.  4  In  Vlto  n.  7  cit. 

2  c.  4  cit.  Wenn  van  de  Bürgt  p..  19  es 
nach  dem  Worlaut  der  Stelle  onentsohieden  sein 
lasst ,  ob  nicht  ausserdem  die  Genehmigung  des 
Bischofs  erforderlich  sei ,  so  erscheint  diese  Auf- 
fassnng  deshalb  unhaltbar,  weil  der  letztere  in 
den  exemten  Gebieten  keine  Jurisdiktion  besitzt 
Das  verlangt  auch  z.  B.  MaUand  1287  c  14 
(S.  319  n.  2),  welches  im  wesentlicben  das  &  4 
cit.  reproduzirt,  nicht 

Statt  des  Bischoüs  kann  auch  der  Papst  die 
Erlaubniss  zur  Nengcündung  gewähren  (s.  z. 
B.  Clemens  III.  1196,  Jaff^  reg.  ed.  I.  reg. 
n.  10619)  oder  ein  dahin  gehendes  Privileg  (fQr 
Mönchsorden,  wie  dieMlnoriten,  Innocenz  IV. 
1243,  Potthast  n.  lllöö;  die  Augustiner- 
Eremiten  Innocenz  lY.  1.  c.  n.  14060 ;  die  Klu- 
niacenser  und  die  Karmeliten  Urban  IV..  1261. 
1.  c  u.  12865  u.  n.  18326 ;  fär  ein  Hospital  der 
Augustiner  NikoUus  IV.  1291, 1.  c  n.  13738)  er- 
theilen,  doch  gilt  im  Zweifel  die  Erlaubniss  des 
Diöcesanbischofs,  welche  dann  freilich  allein  aus 
einem  gerechtfertigten  Grunde  verweigert  werden 
kann,  als  vorbehalten,  so  die  Oongr.  conc.  bei 
Ferraris  s.  v.  ecdesia  art.  III.  n.  14. 15.  An- 
weisungen an  Bisehöfe,  die  Erbauung  zu  gestatten 
voninnocenz  HI.  1207,  Potthast  reg.  n.  3184; 
Innocenz  lY.  1245,  L  c.  n.  11809 ;  Alexander  lY. 
12Ö6, 1.  c  n.  16Ö61. 

s  So  z.  B.  Reiffenstuel  III.  48.  n.  7. 


^  Durch  stillschweigende  Duldung  dez  Endck- 
tung  ohne  nachtrigUche  Baühabition ,  so  Bar- 
bosa  Jus  eccL  II.  2.  n.  5. 

^  Pontif.  Boman.  P.  II.  de  benedlctione  et  ioa- 
positione  prlmaril  lapidis:  „Nemo  ecdeitam 
aediflcet,  priusquam  pontillois  indicio  loeus  et 
atrium  designentur  et  quid  ad  luminarla,  q«id 
ad  cectoris  ministrorumque  stipendia  snfnolat, 
quldque  ad  ecclesiae  dotem  pertineat ,  deüniatur 
et  per  eum  vel  eins  auctoritate  per  saoerdotem 
crox  In  loco  flgatur  et  lapl#  primarlns  In  funda- 
mento  ponatur^,  eine  Rubrik,  welche  im  weeent- 
liehen  c.  9  (nov.  Justlnian.  67.  c  1)  Dist.  I.  de 
consecr.  wledergiebt. 

0  Neuere  Provlnzialsynoden  verlangen  schrift- 
liche Genehmigung  I  Wien  1858 ,  coli.  eone. 
Lac  6,  179,  oder  vorgingige  Einieiokang  der 
Bauzeichnungen,  Köln  1860,  1.  c  p.  373;  Px»g 
1860, 1.  c.  p.  525.  529. 

7  Gongr.  rit  v.  1843  bei  Gardellini  ed.  olt. 
n.  4969,  4, 18. 

8  Bd.  II.  S.  388.  YgL  dazu  auch  weiter  unten 
zu  Nr.  4. 

d  S.  die  Stellen  in  Anm.  6,  femer  e.  1  G.  I.  qu.  2 
u.  c.  8  (Honor.  I]LI)  X.  de  consecr.  ecdes.  III.  40. 

10  Bei  Kapellen,  welche  blos  für  einzelne 
gottesdienstliche  HiAdlungen,  z.B.  zur  Feier  von 
Messen  an  bestimmten  Heiligentagen  eirichtet 
werden  sollen ,  und  an  welchen  kein  beeondeier 
Geistlicher  augestelU  wird ,  bedarf  es  daher  blos 
eines  Fonds  für  die  baullohe  Unterhaltung;  und 
die  sächlichen  Kosten,  einschliesslich  der  Mi 
Stipendien. 

li  S.  Anm.  9. 
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der  Dotation  yerpfllohte^.  Anoh  ist  ein  solcher  selbst  ohne  die  Uebemahme  einer 
derartigen  Verbindlichkeit  ^y  sowie  nach  seinem  Tode  sein  Erbe  ^,  zwar  nicht  lediglich 
durch  die  Thatsache  der  Errichtung ,  wohl  aber ,  wenn  anf  seine  Veranlassung  die 
Kirobe  konsekrirt  oder  benedicirt  worden  ist  ^,  fttr  die  Dotation  verhaftet.  Die  älteren, 
bisher  citirten  Quellen  setzen  voraus,  dass  der  Erbauer  sich  sowohl  des  Eigenthnms 
des  von  ihm  beschafften  Bauplatzes  und  des  zur  Kirche  bestimmten  Gebäudes,  wie 
auch  der  zur  Dotation  ausgewiesenen  VermOgensstflcke  entäussere.  Wie  man  aber 
in  der  karolingischen  Zeit  die  Konsekration  einer  Kirche  mit  der  Fortdauer  des  Eigen- 
thnms des  Stifters  nicht  Air  unvereinbar  gehalten  hat  <^,  so  ist  es  auch  nach  heutigem 
Becht  nicht  ausgeschlossen,  dass  die  Kirche  oder  Kapelle  mit  ihrer  Einrichtung  und 
den  fUr  ihre  kirchlichen  Zwecke  gewidmeten  Fonds  im  Eigenthum  ihres  Erbauers 
verbleibt^.  Eine  absolute  Nothwendigkeit,  die  Abtretung  des  Eigenthnms  vor  der  Qe- 
nehmigung  des  Gebrauchs  des  Gebäudes  zur  Kirche  oder  Kapelle  und  vor  der  Kon- 
sekration oder  Benediktion  desselben  zu  verlangen,  besteht  daher  filr  den  kirchlichen 
Oberen  nicht.  Seine  Prflfnng  hat  sich  vielmehr  nur  darauf  zu  erstrecken ,  ob  die 
dauernde  Benutzung  des  Gebäudes  zu  den  in  Frage  kommenden  gottesdienstlichen 
Zwecken  und  die  Femhaltung  jeder  Profanation,  sowie  die  bauliche  Unterhaltung  des 
Gebäudes  und  die  Beschaffting  der  sonst  erforderlichen  Kosten  gesichert  ist.  Dies 
wird  aber  für  die  Regel  der  Fall  sein ,  wenn  Kirchen  und  Kapellen  durch  kirchliche 
Korporationen  oder  Genossenschaften,  z.  B.  durch  ein  Kloster  oder  eine  fromme 
Bruderschaft  oder  vom  Staat  oder  von  einer  Kommune  fidr  ihre  Zwecke  (als  Bruder- 
Schafts-,  Garnison-,  Krankenhaus-,  Strafanstalts- Kapellen]  gegründet  werden.  Ja 
selbst,  wenn  ein  Privatmann  mit  Vorbehalt  seines  Eigenthnms  unter  Darbietung  der 
nOthigen  Sicherheiten  ^  eine  KapeUe  errichtet,  wird  der  Ordinarius  ^  befugt  sein,  falls 


*  S.  die  TOTber  in  Bezug  genommenen  Stellen 
ans  dem  Dekret.  Die  seit  Gelaslns  I.  gel>Tänch- 
Hehen  Formulare  fQr  Genehmignng  der  Kon- 
•ekrmtion  Ton  Oratorien  (s.  o.  S.  319  n.  2)  setzen 
Tielfmcb  vorherige,  geborig  Insinnirte  Sobenkung 
In  den  Worten :  „snccepta  oder  percepta  primitns 
donatione  •  .  .  gestisqne  mnnlclpallbns  allegatis" 
voimns.  Anch  bente  Ist  es  nocb  gebranchlicb, 
derartige  sehriftlicbe  TerpflicbtnngserkUrungen 
tu  fordern,  Prag  1860,  coli,  conc  Lac.  5,  529. 

«  c.  8  X  m.  40  clt. 

S  Das  Ist  die  gemeine  Meinung ,  s.  z.  B.  Fer- 
raris 1.  c.  n.  36. 

«  S.  darüber  Bd.  IH.  8.  26.  n.  2.  Falls  der 
Erbauer  oder  sein  Erbe  unvermögend  sind,  soll 
nach  der  berrscbenden  Annahme  der  Kanonisten, 
s.  Barbosa  J.  £.  U.  II.  2.  n.  21 ;  Relffen- 
stuel  in.  40.  n.  9  und  Ferraris  1.  c.  n.  9, 
sowie  die  dort  citirten,  der  Bischof,  welcher  die 
Kirche  ohne  das  Yorbandensein  einer  genügenden 
Dotation  konsekrirt  bat,  für  diese  zwar  nicht  mit 
dem  Vermögen  seiner  Kirche,  wobl  aber  mit  sei- 
nem eigenen  Vermögen  nach  Analogie  der  TJnter- 
baltangspfilcbt  des  Ordlnators  gegenüber  dem 
obne  Titel  geweihten  Kandidaten ,  Bd.  I.  8.  78, 
haften.  Das  Ist  Indessen  unhaltbar.  Einquellen- 
misslges  Fundament  bat  diese  Ansicht  nicht,  und 
so  weit  mir  bekannt ,  bat  sich  in  der  Praxis  kein 
dahin  gehendes  Gewohnheitsrecht  gebildet  Da 
man  übrigens  darüber  einig  ist ,  dass  der  Bischof 
beim  Mangel  eigenen  Vermögens  nicht  haftet, 

Hlmsekiaa,  Kirebaiureeht.  lY. 


SO  lässt  sich  die  Konsequenz,  dass  notbigenfalls 
die  Kapelle  oder  Kirche  wieder  exekrirt  werden 
muss,  falls  sich  Niemand  zur  Beschaffung  der 
n5thlgen  Mittel  bereit  finden  lUst,  doch  nicht 
abwenden. 

5  Bd.  11.  8.  623. 

«  8.  0.  8.  163.  164. 

7  Dafür,  dass  die  gottesdienstUcbe  Benutzung 
dauernd  gestattet  bleibt,  und  fem  er  dafür,  dass 
neben  dieser  kein  profanirender  Gebraucb  ge- 
macht wird.  In  letzterer  Beziehung  kommt  auch 
die  Art  der  Anlage  des  Gebäudes,  namentllcb 
sein  Zusammenhang  mit  auderen  Räumlichkeiten 
in  Betracht.  Nach  fester  Praxis  der  römischen 
Kongregationen  (eplscoporum ,  rituum  ,  concilll 
und  immunltatla)  Ist  weder  die  Anlegung  von 
Fenstern  mit  Aussicht  In  die  Kirche,  um  von  dort 
aus  die  Messe  und  den  Gottesdienst  zu  boren,  noch 
die  OefTuung  von  privaten  Thüren  nachdem  eige- 
nen Hause,  selbst  für  weltliche  Grosse,  gestattet, 
und  es  werden  nur  unter  besonderen  Umständen 
(z.  B.  wegen  schwerer  Krankheit  des  Bittstellers, 
besonderer  Verdienste  um  die  Kirche)  Indulte 
darauf  gewährt,  s.Ferrarlss.v.  ecclesla  art  5. 
n.  1  lt.  und  die  Entsch.  bei  Reuss  et  Lingen, 
causae  selectae  oongr.  conc.  p.  863.  864.  866. 
Femer  soll  soviel  als  möglich  verbindert  werden, 
dass  sich  Schlafzimmer  über  den  Decken  und 
Wölbungen  der  Kapellen  befinden,  Reuss  et 
L 1  n  g  e  n  1.  o. 

s  Vgl.  dazu  auch  o.  8.  168. 
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die  Gründung  einer  solchen  wttnschenBverth  erscheint ,  dieselbe  aber  nnter  anderen 
Bedingungen  nicht  erlangt  werden  kann,  die  Genehmigung  zu  ertheüen  und  das  Ge- 
bäude zu  benediciren  oder  zu  konsekriron  ^ 

4 .  Ferner  hat  der  Ordinarius  darauf  zu  sehen ,  dass  die  Neu  -  Errichtung  niobt 
zum  Nachtheil  der  bereits  vorhandenen  kirchlichen  Anstalten  gereicht  2. 

Diese  sollen  für  die  Regel  dadurch  an  ihrem  Verm()gen  keine  filnbusse 
erleiden  ^.  Dagegen  hindert  der  mögliche  Verlust  an  zufWigen  Einnahmen  ans  firei- 
willigen  Gaben  der  Gläubigen,  z.  B.  an  Oblationen,  Messstipendien  für  eine  schon  be- 
stehende Kirche,  die  Einrichtung  einer  anderen  oder  einer  Kapelle  nicht  ^. 

Ausser  dieser  materiellen  Seite  kommt  aber  weiter  als  bestimmendes  Moment  der 
umstand  in  Betracht,  ob  nicht  durch  die  Neu-Errichtung  die  Erfüllung  der  gottea- 
dienstlichen  Zwecke ,  zu  welchen  gerade  die  bereits  bestehende  Kirche  bestimmt  tat, 
eine  empfindliche  Schmälerung  erleiden  würde.  Deshalb  sollen  im  Falle  der  Neu- 
gründung von  Kapellen ,  welche  nicht  den  Zwecken  des  Pfarrgottesdienstes  und  der 
Pfarr -Verwaltung^,  sondern  anderen  gottesdienstlichen  Handlungen  dienen^,  der 
Pfarrkirche  ihre  Pfarr-Bechte  vom  Ordinarius  bei  Ertheilung  der  Erlaubniss  vorbe- 
halten werden  ^.  Daher  ist  auch  im  Mittelalter  bei  der  privatrechtlichen  Behandlmig 
öffentlicher  Gerechtsame  vielfach  die  Zustimmung  der  berechtigten  alten  Kirche,  bez. 
ihres  Vorstehers  gefordert  worden  s. 


^  Da  derartige  Kapellen  in  einzelnen  Diocesen 
seit  alter  Zeit  bestehen ,  s.  o.  S.  317.  n.  3 ,  so 
kann  es  auch  nicht  absolut  Yerboten  sein ,  ihre 
Nen-Errichtang  zuzulassen.  Diejenigen ,  'welche 
die  unhaltbare  Meinung  yertreten,  dass  ein  Prl- 
vateigenthum  an  kirchlichen  Gebäuden  überhaupt 
ausgeschlossen  ist,  müssen  allerdings  die  Aus- 
führungen des  Textes  für  unrichtig  erklaren. 

3  c.  44  (capit.  ap.  Salz  803  c.  3,  Boretius 

1,  119]  C.  XYI.  qu.  1 :  .  .  ^Yerum  tarnen  omnino 
proyidendum  est  episcopo,  ut  aliae  ecciesiae  anti- 
quiores  propter  novas  suam  iustitiam  aut  decimam 
non  perdant,  sed  semper  ad  antiquiores  ecclesias 
persolvantur" ;  c.  1  (Luc  III.)  X.  de  N.  0.  N. 
y.  32 :  ^,nulla  ecclesia  in  praeiudiclnm  estalterius 
construenda^^ 

8  S.  jedoch  Bd.  II.  S.  407. 
^  Weil  die  alte  Kirche  darauf  kein  Recht  hat, 
8.  auch  van  de  Bürgt  1.  c.  p.  30. 

5  S.  darüber  Bd.  II.  S.  403.  409  und  o.  S.  312. 

6  Wie  z.  B.  Bruderschafts-Kapellen  oder  Ka- 
pellen zu  Ehren  einzelner  Heiligen. 

'  Das  ist  feste  Praxis  der  Congr.  conc,  s.  F  e  r  - 
raris  s.  y.  ecclesia  art.  III.  n.  43  ff.  Schon  die 
0.  S.  320.  n.  2  angeführten  päpstlichen  Schreiben 
enthalten  z.  B.  eine  die  Pfarr- Rechte  wahrende 
Klausel.  S.  auch  const.  Benedict.  XIY.  o.  S. 
31^  n.  1. 

8  S.  z.  B.  dipl.  des  Bischofs  v.  Schwerin  für 
Kloster  Doberan  v.  1280,  Mecklenb.  ürkdbch. 

2,  632:  „iodu^S^ni^s,  ut  in  area  vestri  monasterii 
quam  habetis  Rozstoc  iutra  terminos  parrochie  s. 
Jacobi  Oratorium,  sc.  capellulam  habeatis  in  qua 
audire  possitis  officium  et  per  vos  aut  aliquem 
Testrum  in  eadem  nichilominus  celebrare ,  adii- 
cientes  etiam  de  consensu  .  .  .  Heinrici  plebani 
loci  eiusdem ,  quod  si  qui  seculares  clerici  vel 
laioi  quandoque  ad  audiendum  divinum  officium 
causa  deTOdonls  accesserint  ibique  saas  oblatio- 


nes  pro  reverencia  divina  obtulerint ,  eas  ...  In 
usus  vestri  monasterii  couTertere  yaleatis ,  ita 
tarnen  quod  per  hoc  eadem  panochialis  oeclesi& 
debitis  et  consuetis  oblationibus  non  fraudetoi^ ; 
Tgl.  auch  die  Urkunde  t.  1380  bei  Binterim 
Mooren,  Erzdiöceae  Köln  4,  289.  Ja,  gegen- 
über den  im  Mittelalter  herTortretenden  Bestre- 
bungen, für  besondere  Zwecke  und  aus  rein  ape- 
dellen,  sei  es  religiösen,  sei  es  egoistischen  Mo- 
tiven Kirchen  und  Kapellen  zu  gründen,  sind 
Tielfach  Ton  den  Päpsten  einzelnen  kirchlichen 
Instituten  Zusicherungen  und  Privilegien  d»hin 
ertheilt  worden,  dass  dies  nicht  ohne  Zustim- 
mung derselben  (und ,  wie  Tielfach  hinzugefugt 
wird,  des  Diöcesanbischofs)  geschehen  solle,  so 
T.  Urban  II.  für  ein  Regularstift  bei  Soissons 
1089  (Jaf  f  (^  ed.  II.  n.  5391,  AnalecU  iur.  pon- 
tlt  1869.  p.  515 :  ;,nnlUque  liceat  novam  eccle* 
Slam  vel  atrium  infra  terminos  parochiarum  vestra- 
Tum  sino  Testro  et  episcopl  vestri  consensu  con- 
stituere^;  Lucius  III.  für  das  Domkapitel  t.  Pia- 
cenza  v.  1182,  Jaf  f  ^  ed.  I.  n.  9463  (hier  aber 
vorbehaltlich  der  Ertheilung  päpstlicher  Erlaub* 
niss)  und  ein  anderes  v.  1184.  ibid.  n.  9611 
(vgl.  auch  das  Schreiben  Urbans  III.  v.  1186/B7 
bei  Loewenfeld  epist.  pontit  roman.  p.236); 
T.  Honorius  III.  1220  zu  Gunsten  eines  Klosters 
in  Schottland  für  die  Pfarreien  desselben  P  o  1 1  - 
hast  reg.  n.  6253.  Aus  derselben  Erscheinung 
erklären  sich  auch  die  wiederholten  Androhungen 
der  Partikular-Konzilien  seit  dem  13.  Jahxhiui- 
dert,  8.  0.  S.  319.  n.  2,  dass  ohne  Konsens  des 
Bischofs  gebaute  Kirchen  wieder  zerstört,  und  die 
Gründer  mit  Amtssuspension,  Exkommunikation 
und  anderen  Strafen  belegt  werden  sollen,  ferner 
Anordnungen,  wie  die  Honorius'  III.  t.  1221, 
Potthast  n.  6737,  an  den  Erzbischof  v.  Niko- 
sia, die  überflüssigen,  ohne  hischöflicbe  Genek- 
migung  und  ohne  Dotation  errichteten  Kapellen 
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Das  gemeine  Beeht  ist  moht  so  weit  gegangen,  hat  aber  den^jenigen,  welcher 
neh  darch  einen  vom  Bischof  gestatteten  idrchlichen  Nenban  beschwert  fählt,  abge- 
sehen von  der  ihm  an  den  firsbischof  zustehenden  Appellation  oder  der  Be«- 
sehwerdo  an  den  päpstlichen  Stahl  ^  anch  die  römisehrechtliche  twvi  operis  nunoioHo 
gewfthrt^.  Die  Nnntiation  kann  wegen  eines  beabsichtigten  Neubaues  erhoben  wer- 
den, so  lange  derselbe  noch  nicht  vollendet  ist  ^,  und  zwar  gegen  dei^enigen,-  welcher 
die  neue  Kirche  oder  Kapelle  errichtet.  Bie  hat  die  Wirkung ,  dass  der  letztere  zn- 
Blchat  unter  allen  Umständen  mit  dem  Bau  einhalten  muss,  widrigenfalls  er  zur 
Wiederherstellung  des  früheren  Zustandes  auf  seine  Kosten  verpflichtet  wird^.  Selbst 
durch  Bestellung  einer  Sicherheit  fflr  die  künftige  Zerstörung  des  Gebäudes  erlangt  er 
die  Befugniss,  den  Bau  fortzusetzen,  nicht,  vielmehr  msss  er  dem  Nuntianten  3  Monate 
zur  Geltendmachung  seines  Widerspruchsrechtes  offen  lassen  ^.  Da  aber  nach  römi- 
aehem  Becht  die  Nuntiation  berechtigter  Weise  nur  auf  ein  durch  den  beabsichtigten 
Bau  beeinträchtigtes  Frivatrecht  ^  oder  eine  kraft  Gesetzes  allgemein  gewährleistete  Be- 
fugniss  7  gegründet  werden  kann,  so  wird  sie  nach  kanonischem  Becht  in  dem  hier  in  Bede 
stehenden  Anwendungsfall  allein  für  statthaft  erachtet  werden  dürfen,  wenn  etwaige 
dem  Nuntianten  oder  dem  von  demselben  vertretenen  Institute  wirklich  zukommende 
Beehte,  nicht  blosse  Yortheile  durch  die  beabsichtigte  Neu -Errichtung  in  Frage  ge- 
stellt werden^.  Dass  deijenige,  welcher  den  Bau  unternimmt,  der  dem  Nuntianten 
vorgesetzte  Kirchenobere  ist,  hindert  die  Nuntiation  nicht ^,  sofern  nur  noch  über 
demselben  eine  höhere  kirchliche  Instanz,  welche  über  die  Beehtmässigkeit  der  Nun- 
tiation, bez.  die  Bemission  derselben  befinden  kann,  vorhanden  ist^<^.  Wohl  aber 
muss  die  Nuntiation  in  denjmigen  Fällen  als  unstatthaft  erachtet  werden,  in  welchMi 
der  kirchliche  Obere  kraft  gesetzlicher  Vorschrift  berechtigt  ist ,  Neu-Errichtungen 
von  kirchlichen  Gebäuden  zum  Prl^udiz  bestehender  Kirchen  zu  verfügen,  also 
namentlich ,  wenn  er  aus  Anlass  der  Dismembration  einer  Pfarrei  den  Neubau  einer 
Pfarrkirche  für  die  abgezweigte  Pfarrei  oder  die  Erbauung  einer  Filial-  oder  Hülfs- 


u  beseitigen,  Hac  Lfttrie  hUtoiie  de  Chypie. 
PaiU  1865.  3,  6ia 

üeber  die  Bpatex  den  Mönchsorden  ertheilten 
Privilegien ,  dass  überhaupt  in  einer  bestimmten 
Entfernung  von  ihren  .Klöstern  keine  andere 
öffentUehe  Klosterkirche  oder  keine  Kirche  mit 
gemeinsam  lebenden  Weltgeistlichen  errichtet 
werden  dürfe  ygl.  Barbosa  J.  £.  U.  II.  13. 
n.  73 ff.;  Ferraris  1.  c.  azt  UI.  n.  20. 

1  Barbosa  J.  £.  U.  IL  2.  n.  4;  Ferraris 
s.  V.  ecclesia  art.  3.  n.  43  ;  van  de  Bargt  1.  c. 
p.  90. 

«  c.  1  (Luc III.)X.  deN.  0.  N.  V. 32.  Vgl.  Dlg. 
XX2JX.  l;Cod.  YlII.ll;  Windscheid,  Pan- 
dekten %,  466. 

3  L.  1.  D.  tit  cit. 

4  L.  20  pr.  g.  8  D.  eod. 

^  0.  un.  C.  Ut  cit ,  c.  3  (Hanoi.  III.)  u.  c.  4 
(Gregor.  IX.)  X.  de  N.  0.  N. 

^  Wie  die  Freiheit  des  Eigenthums  oder  eine 
negative  Dienstbarkeit. 

'^  Betreffs  der  Benutsung  öffentlicher  Sachen, 
L  1.  SS- 16  ff.  D.  1.  «. 

^  Also  die  Pfarrei-Rechte  durch  Bau  einer  zur 
AnsuhuBg  solcher,  bestimmten  Kapelle ,  ebenso 
die  Taulrechte  einer  ecelesla  baptismalis,  o.  1  X. 


cit ,  die  Eigenthumsrechte  durch  Bau  auf  dem 
Grund  und  Boden  einer  anderen  Kirche,  c.  3  X. 
tit.  cit.,  nicht  aber,  weil  der  Geistliche  einer 
Kapelle  befürchtet,  dass  ihm  in  Folge  der  Errich- 
tung einer  weiteren  in  nicht  allzu  grosser  Ent- 
fernung freiwillige  G&ben  der  Glaubigen  ent- 
gehen können. 

9  Dafür  kann  man  sich  freilich  nicht  mit 
Reiffenstuel  Y.  32.  n.  13  auf  1.  8.  pr.  D. 
tit  dt  berufen,  in  welcher  der  superior  nicht 
der  Obere,  sondern  ein  höher  gelegener,  nicht 
unmittelbar  angrenzender  Nachbar  ist,  indessen 
schUesBt  das  kanonische  Recht  die  Nuntiation 
gegen  den  Oberen  als  solchen  nicht  aus ,  wie  na- 
mentlich c.  2  (Innoc  III.)  X.  h.  t.  zeigt,  in  wel- 
chem die  Nuntiation  gegen  den  vom  Erzbischof 
unternommenen  Bau  einer  Kirche  für  Säkular- 
Kanoniker  seitens  der  das  Kathedral-Kapitel  zu 
Canterbury  bildenden  Mönche  wogender  Beein- 
trächtigung der  desfallsigen  Rechte  desselben  für 
gerechtfertigt,  und  der  Amtsnachfolger  für  die 
Handlungen  seines  Amtsvorgängers  fQr  haftbar 
erklärt  wird,  s.  auch  F  a  gn  an.  ad  c.  2  cit.  n.  3  ff. 

10  Darum  ist  gegen  den  Papst,  welcher  die 
Neu-Errichtung  einer  Kirche  anordnet,  die  Nun- 
tiation ausgeschlossen. 

21* 
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I.  Die  Hierarchie  und  die  Leitung  der  Kirche  durch  dieselbe. 


[§.  215. 


kirche  zur  Vornahme  einzelner  Parochial-Handlongen  für  entfernt  wohnende  Pfarr- 
Eingesessene  angeordnet  hat,  weil  das  speoielle  nnd  individuelle  Recht  der  beein- 
trächtigten Kirche  stets  dem  öffentlichen  Interesse  der  Beschaffung  ausreichender 
kirchlicher  Einrichtungen  untergeordnet  ist,  und  die  Befriedigung  der  dadurch  be- 
dingten Bedürfnisse  nicht  auszuschliessen  geeignet  erscheint  ^ 

U.  Die  staatlichen  Oesetzgebungen.  In  Betreff  der  Frage  nach  der 
Mitwirkung  des  Staates  bei  der  Errichtung  neuer  kirchlicher  Oebftude  kommen  die 
schon  Bd.  II.  8.  464  ff.  besprochenen  Vorschriften  zur  Anwendung,  sofern  die  Errich- 
tung im  Zusammenhang  mit  der  Begründung  oder  Aenderung  von  Bisthflmem  nnd 
Pfarreien  steht,  die  bisherige  Pfarreintheilung  berührt  oder  endlich  gleichzeitig  mit 
der  Schaffung  einer  neuen  Pfründe ,  fttr  deren  Inhaber  die  betreffende  Kirche  be- 
stimmt ist,  erfolgt  ^. 

Soweit  solche  Verhältnisse  nicht  in  Frage  stehen ,  also  soweit  es  sich  um  die 
Neu -Errichtung  von  KapeUen,  welche  für  den  öffentlichen  Gottesdienst  bestimmt 
sind,  oder  in  denen  ein  allgemein  allen  zugänglicher  Oottesdienst  gehalten  wird,  oder 
gar  um  die  Begründung  vonPriyatkapellen  handelt,  bedarf  es  in  den  meisten  deutschen 
Staaten  (in  Baiern,  Sachsen,  Württemberg,  Baden,  Hessen,  Olden- 
burg, in  den  preussischen  Provinzen  Hessen-Nassau,  Hannover,  Schles- 
wig, HohenzoUern,  sowie  in  Lippe-Detmold)  keiner  Genehmigung  der 
Staatsregierung  3. 

Dagegen  ist  eine  solche  ausdrücklich  Yorgeschrieben  für  die  altprenssi- 
schen  Provinzen,  in  denen  das  Landrecht  -gilt^,  ftLr  Sachsen-Weimar^ 
nnd  für  Holstein®  zur  Errichtung  von  kirchlichen  Gebäuden,  sofern  sie  für 
öffentlichen  Gottesdienst  bestimmt  sind 7.  Ja,  das  französische  Recht  geht 
noch  weiter,  indem  es  die  staatiiche  Genehmigung^  nicht  nur  fttr  die  Errich- 
tung der  Vikariats-  (einfachen  oder  kommunalen)^,  der  Hülfs-Kapellen  oder 


1  In  den  erwähnten  beiden  Fällen  Ist  die  Appel- 
lation mit  Snspensiv-EiTekt  ausgeschlossen ,  Bd. 
II.  S.  409 ,  um  die  Ausführung  dei  Massregel 
Dicht  auf  zu  lange  Zeit  in  Frage  zu  stellen.  Die 
Zulassung  der  Nuntiation  des  Pfarrers  der  altea 
Stammpfarrei  würde  aber  gerade  dieselbe  Wir- 
kung haben.  Auch  das  bestätigt  die  Richtigkeit 
dei  Ausführung  des  Textes.  Erörtert  sind  die 
oben  berührten  Fragen ,  soweit  ich  sehe ,  In  der 
früheren  Literatur  überhaupt  nicht. 

Von  der  Nuntiation  ist  selbstverständlich  die 
Geltendmachung  eines  Nichtigkeitsgrundes  beim 
Ordinarius,  z.  B. ,  dass  eine  Kirche  oder  Kapelle 
ohne  die  vorgeschriebene  Genehmigung  des  Bi- 
schofs von  einer  Korporation  oder  einem  Privat- 
mann errichtet  worden  sei,  oder  dass  es  an  der 
erforderUohen  Dotation  fehle ,  zu  unterscheiden, 

s  S.  namentlich  Bd.  II.  S.  468. 

^  Die  betrefTenden  staatlichen  Gesetze  sind 
a.  a.  0.  S.  466  fr.  mitgetheilt 

*  n.  11.  «S.  176.  177,  Bd.  II.  S.  466.  n.  5  u. 
S.  468.  n.  li.  S.  dazu  auch  P.  Hinschius, 
preuBsisches  Kirchenreoht  im  Gebiete  des  allg. 
Landrechts.  S.  275.  n.  77.  Die  Genehmigung 
glebt  der  Minister  der  geistlichen  Angelegen- 
heiten. Eine  Verpflichtung  zur  Ertheilung  der- 
selben besteht  nur ,  wenn  die  im  ^,  177  vorge- 
sehenen Voraussetzungen  vorliege». 


8  Bd.  IL  S.  467.  n,  7  und  S.  468.  n.  12. 

6  Bd.  II.  S.  468.  n.  12.  u.  ^.  4  des  dort  dtlr- 
ten  Gesetzes  v.  14  Juli  1863.  $.  4 :  „Oeffentliche 
religiöse  Handlungen  dürfen  nur  in  solchen  Ge- 
bäuden . . .  vorgenommen  werden,  welche  für  die 
Abhaltung  derselben  mit  Genehmigung  der  Re- 
gierung bestimmt  sind**. 

'  Für  Preussen  und  Sachsen-Weimar 
ergiebt  dies  das  im  A.-L.-B.  gebrauchte  Wort : 
Kirche,  für  Holstein  die  vor.  Anm. 

B  Und  zwar  des  Staatsoberhauptes. 

*  Bei  beabsichtigter  Errichtung  solcher  Ka- 
pellen (s.  0.  S.  313.  n.  8)  ist  da»  Gesuch,  welches 
von  einzelnen  Einwohnern  der  Gemeinde  aas- 
gehen kann,  dem  Bischof  einzureichen.  Da  der- 
artige Kapellen  nur  beim  Vorliegen  der  im  Dekret 
V.  30.  Sept.  1807  art  8  (s.  a.  a.  0.):  ^ans  las 
parolsses  ou  succursales  trop  tftendues  et  lonque 
la  difficult^  des  Communications  Texigera,  il 
pourra  Stre  Stabil  des  ehapelles"  bezeichneten 
Gründe  errichtet  werden  dürfen ,  muss  das  er- 
forderliehe darüber  im  Gesuche  angegeben  sein. 
Der  Bischof  theilt  dasselbe,  wenn  er  einver^ 
standen  Ist,  dem  Präfekten  mit.  Letzterer  hat  es 
dem  conseil  munlcipal  zu  unterbreiten,  und  die- 
ser darüber  unter  Bestimmung  des  Gehalts  des 
Kaplans  Besohluss  zu  fassen.  Der  Präfekt  legt 
darauf  dem  Kultisminister  den  Gemeindeiaths* 
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chen<  und  der  8.  g.  Annexkirohen^,  sondern  sogar  anoh  fElr  die  Erriehtang  von 
Priratkapellen  fordert '.  Diese  Vorschriften  haben  noch  inElsass-Lothringen 
volle  OeltongS  in  der  preussischen  Rheinprovinz  aber  nur  insoweit,  als  es  sich 
m  die  Errichtung  öffentlicher,  nicht  um  die  von  blossen  HauBkapellen^  handelte 


beidkliuB  mit  gntocktliolieiii  Berichte  Tor ,  und 
ebenso  reicht  der  Bischof,  welchem  gleichfalls 
eine  A.usfeitlgung  des  Beschlusses  zuzustellen 
ift,  bei  demselben  sein  Gutachten  ein.  Schliess- 
lich wird  auf  Vortrag  des  Kultusministers  und  des 
IGnicters  des  Innern  und  auf  Berathung  im  Staats* 
nth  die  Ordonnanz  des  Staatsoberhauptes  erlassen, 
I.  die  AusfOhrungsTerordnungen  v.  Io09  bis  1833 
bei  Dursy  a.  a.  0.  1,  201  ff;  vgl.  auch  Andrtf 
Ic.  1, 169  u.  2,  92ff;  Geigel  a.  a.  0.  S.  185. 

^  Ueber  die  Eirichtung  dieser  (s.  o.  a.  a.  0)  hat 
Euiaehst  der  Fabiikrath  zu  besohliessen ,  aber  es 
bedarf  anoh  eines  zustimmenden  Qemeinde- 
beschlossee  wegen  der  etwa  entstehenden  Be- 
lestuDg  der  Gemeinde  durch  die  Kosten  des 
Gottesdienstes  und  die  Pflicht  zur  baulichen  In- 
itandhaltung.  Im  übrigen  haben  die  in  der  ror. 
AmD.  bezeidineten  Instanzen  in  derselben  Welse 
mitzuwirken,  Andrtf  2,  98;  Geigel  S.  188. 

«  VgL  0.  a.  a.  O.  Dekret  v.  30.  Sept.  1807. 
trt.  1 1 :  ^n  pourra  tfgalement  etie  tfrig^  une  annexe 
rar  la  demande  des  principaux  contribnables 
dVne  commune  et  sur  robllgation  personelle, 
quils  souseriront  de  payer  le  Ticaire.  laquelle 
Rta  rendue  extfeutoire  par  Thomologatlon  et  ^ 
ladiUgence  du  prtffet,aprds  Ttfrection  de  Tannexe^; 
art^  12:  „Exp^ditions  des  dltes  delibtfiations, 
demandes,  engagements,  obligations  seront 
adress^es  au  prüfet  du  d^partement  et  )t  V^rdque 
dioc^sain,  lesquels  aprfts  s'Stre  concert^s/adresse- 
rant  shacun  leur  avis  sur  l'tfreetlon  de  Vannexe  ii 
notre  ministre  des  cultes ,  qui  nous  en  fera  rap- 
poit^.  Des  Näheren  s.  über  das  Yerfahren  die 
schon  citirten  AusführungsTerordnungen  bei 
Bnrsy  a.  a.  O.  u.  AndrS  1,  169.  Ygl.  auch 
Geigel  S.  190. 

'  Organ.  Art.  44 :  „Los  chapelles  domestiques, 
les  oratoires  parttculiers,  ne  pourront  etre  tftablis 
Sans  une  permission  expresse  du  gouvemement, 
aecordtfe  sur  la  demande  de  T^T^ue'^.  Das  firanzd- 
sische  Recht  versteht  darunter  auch  diejenigen 
Kapellen,  welche,  wie  die  Oratorien  you  Bi- 
sdiSfen,  Ton  kirchliehen  Genossenschaften  und 
▼on  kirchlichen  und  Öffentlichen  Anstalten  im 
Sinne  des  Tridentinums ,  also  kirchenrechtlioh 
nicht  als  Privatkapellen  betrachtet  werden  (s.  o. 
S.  317),  s.  Dekret  r.  1812,  Andr^  2,  100  u. 
Dursy  1, 212)art.2:  „Les  demandes  d'oratoires 
particuliers  pour  ]es  hospices,  lesprisons,  les 
malsons  de  dtftention  et  de  travail ,  les  tfcoles  se- 
pndaires  eccltfsiastiques ,  les  congrtfgations  reli- 
gieuses,  les  lyc^  et  les  colMges  et  des  chapelles 
et  oiat€4res  domestiques  k  la  ville  ou  k  la  cam- 
psgne,  pour  les  individus  ou  les  grands  Etab- 
lissements de  fabriques  et  manufactures  seront 
ascordtfes  par  nous  en  notre  conseil ,  sur  la  de- 
mande des  Erdques.  A  ces  demandes  seront  join- 
tes  les  dAiberations  prises  k  cet  effet,  par  les  ad- 
Bduistzateurs  des  Etablissements  publice  et  Vavis 
dcsmalresetdesprEfets^;  art.3:  „Lespensionnats 
pour  les  jeunes  Alles  et  les  Jeuues  gar^ns  pour- 


ront Egalement  et  dans  les  m^mes  termes,  obtenir 
un  oratoire  particulier ,  lorsqu'U  s'y  tronvera  un 
nombre  süffisant  d'Eldves  et  qu'il  y  aura  d*autres 
motifs  dEterminants^  (s.  auch  die  Instr.  v.  1823 
bei  Dursy  1,  213).  In  den  Städten  soll  für 
solche  Prlvatoiatorien  die  Srlaubniss  nur  aus  ge- 
wichtigen Gründen  und  allein  auf  die  Lebens- 
dauer des  Eigenthümers  gegeben  werden  (Art.  5), 
während  in  den  Privatkapellen  auf  dem  Lande  der 
Gottesdienst,  welcher  den  Pfarrgottesdienst  nicht 
beeinträchtigen  darf,  blos  durch  die  vom  Bischof 
ermächtigten  Priester  gehalten,  auch  die  Erthei- 
lung  der  Sakramente  durch  die  letzteren  nur  mit 
besonderer  Ermächtigung  des  Ordinarius  und  unter 
Oberaufsicht  des  zuständigen  Pfarrers  erfolgen 
soll  (Art  6.  7>  Die  Einweihung  solcher  Ka- 
pellen kann  der  Bischof  nicht  anders ,  als  nach 
Vorlegung  einer  Ordonnanz  des  Staatsoberhauptes 
vornehmen  (Art.  4).  Werden  sie  ohne  diese  Er- 
mächtigung zum  Gottesdienste  benutzt ,  so  sind 
sie  durch  die  Staatsgewalt  zu  schliessen  (Art.  8). 
YgL  Geigeis.  37  n.  1. 

*  Nur  tritt  an  Stelle  des  Staatsoberhauptes  der 
StaUhalter,y .  v.  28.  September  1885  Nr.  1 ,  Beichs- 
gesetzbl.  S.  273,  des  Präfekten  der  Bezlrkspräsi« 
dent  und  des  Unterpräfekten  der  Kreisdirektor. 

5  Allerdings  nimmt  das  R.  des  Kultusministers 
V.  30.  September  1874 ,  P.  Hinschius  preuss. 
Kirchenrecht  S.  275.  n.  77  an ,  dass  der  o.  Anm. 
3  citirte  Art.  44  über  die  Hauskapellen  durch 
die  preuss.  Yerfassungsurkunde  nicht  aufgehoben 
ist.  Das  geht  aber  insofern  zu  weit,  als  dadurch 
auch  die  Staatsgenehmigung  sogar  zur  Errichtung 
solcher  Kapellen,  welche  blos  dem  Gottesdienste 
des  Eigenthümers  und  der  Angehörigen  desselben 
dienen,  verlangt  wird.  Einen  solchen  Gottes- 
dienst zuzulassen,  ist  Sache  der  E^irche,  nicht  des 
Staates.  Seine  Interessen  werden  dabei  nicht  im 
Mindesten  berührt ,  denn  sollten  auch  einzelne 
Parochianen  dem  Gottesdienst  in  der  Hauskapelle 
beiwohnen,  so  hat  doch  der  Staat  als  solcher  nicht 
über  die  Wahrung  des  Pfarrgottesdienstes  zu 
wachen.  In  Betreff  der  äusseren  Parochialver- 
pflichtungen  wird  durch  die  Errichtung  einer 
solchen  Hauskapelle  nichts  geändert,  ebenso- 
wenig wie  eine  derartige  Kapelle  die  Rechte 
eines  privilegirten  Gebäudes  und  der  an  der- 
selben fungirende  Geistliche  wegen  dieser  Stel- 
lung die  staatlichen  Privilegien  der  Geistlichen 
erlangt,  da  er  nicht  im  eigentlichen  Kirchen- 
dienste angestellt  oder  verwendet  wird,  s.  P. 
Hinschius  a.  a.  0.  S.  47.  n.  27.  Das  Reskript 
ist  also  nur  insoweit  aufrecht  zu  erhalten ,  als  es 
sich  um  solche  Kapellen  handelt,  welche  zwar 
das  französische  Recht  unter  den  Privatkapellen 
begreift,  die  aber,  wie  die  Anstalts-  etc.  Ka- 
pellen nicht  der  blossen  Andacht  eines  Privat- 
mannes dienen  (s.  die  vor.  Anm.). 

^  XJebrigens  ist  die  unmittelbare  Anwendbar- 
kelt der  S.  324  n.  9  ff.  citirten  französischen  Aus- 
führungsverordnungen in  der  Rheinprovinz  aus« 
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Endlich  können  auch  in  dei^enigen  deutschen  Staaten ,  in  weichen  der  katholi- 
schen Kirche  keine  yolie  und  freie  Entfaltung  ihrer  Enltas-Einrichtnngen,  sondern 
die  Ausübung  ihres  Qottesdienstes  blos  in  einem  sachlich  und  lokal  beschränkten  und 
festbestimmten  Umfang  gewährt  ist,  also  in  Brannschweig,  Sachsen-Kobar^ 
und  Gotha,  Schwarzburg-Rudolstadt,  Mecklenburg,  Lübeck^,  ohne 
besondere  staatliche  Genehmigung  keine  neuen,  dem  öffentlichen  Gottesdienst  ge- 
widmeten Kirchen  oder  Kapellen  ^  errichtet  werden. 


§.216.    C.    Die  Konsekration y  B&nedikUon  tmd  EeeonciUation  der  kirchUehen 

(TihUi  eccleswe.   PolhUion,  ExekraÜan), 


I.  Konsekration  und  Benediktion.  Jede  ftlr  den  öffentlichen  und  feier- 
lichen Gottesdienst  bestimmte  Kirche  muss ,  ehe  sie  in  Gebrauch  genommen,  inabe- 
sondere ehe  Messe  in  derselben  gelesen  wird ,  geweiht ',  d.  h.  konsekrirt  oder  min- 
destens benedicirt  werden  K 

Die  Konsekration  ist  eine  reale  Weihe ,  welche  unter  Anwendung  von  Ghrisam 
und  unter  besonderen  Feierlichkeiten  durch  den  Bischof  vollzogen  werden  muss  ^ 


gOBchlossen,  nicht  nur,  weil  die  ZuBtandlgkeit 
der  Behörden  anders  geregelt  iBt,  statt  des  Staats- 
oberhauptes ertheilt  der  Minister  der  geistlichen 
Angelegenheiten  die  Genehmigung,  s.  Ges.  ▼. 
20.  Juni  1875  $.  60  Nr.  4  u.  ▼.  7.  Juni  1876  J.  2 
Nr.  ö,  V.  V.  27.  Septemher  1875  Art.  1  u.  V.  v. 
29.  September  1876.  Art.  1,  Hlnschius  a.a.O. 
S.  262.  268.  456.  459 ,  sondern  auch  deshalb, 
well  der  Fabrlkrath  durch  die  nach  dem  cltlrten 
Gesetz  y.  20.  Juni  1875  gewählten  KlrchenTor- 
stände  (s.  §.  57)  ersetzt  ist,  und  well  von  einer 
Mitwirkung  der  bürgerlichen  Gemeinde  in  Folge 
der  durch  Gesetz  y.  14.  März  1880.  $.  1  beseitig- 
ten Pflicht  zur  Aufbringung  der  Kultusbedürf- 
nisse nicht  mehr  die  Rede  sein  kann. 

i  S.  die  Nachweisungen  o.  S.  17  u.  S.  19.  20. 

2  Die  Errichtung  Yon  Hauskapellen  für  den 
Gottesdienst  des  Elgenthümers  und  seiner  Fami- 
lie Ist  aber  daduich  nicht  ausgeschlossen ,  sofern 
überhaupt  die  katholische  Bellglon  geduldet  Ist. 
Doch  kommen,  soweit  es  sich  um  Funktionen  Yon 
Geistlichen  In  diesen  handelt,  die  o.  S.  19. 20  ge- 
dachten Beschränkungen  zur  Anwendung.  Für 
Mecklenburg-Schwerin  ist  die  Frage  In 
der  Y.  Eettenburg *schen Angelegenheit  prak- 
tisch geworden,  s.  die  Protokolle  der  BundesYer- 
sanimlung  y.  J.  1853  in  d.  Beiträgen  z.  preuss. 
u.  deutsch.  Kirchenrechte.  Paderborn.  1854  ff. 
Hft.  3.  S.  61  ff. 

8  8.  0.  S.  141. 165. 

«  S.  die  0.  S.  165  n.  4  und  S.  188  n.  2  auge- 
führten Stellen.  Einzelne  dieser  Stellen  nehmen 
die  Fälle  der  magna  oder  summa  necessitas  aus. 
Damit  sind  aber  solche  gemeint ,  In  denen  auch 
ausserhalb  Jedes  kirchlichen  Gebäudes,  selbst  im 
Freien  Messe  gelesen  werden  könnte,  s.  o.  S.  189. 
Einen  weiteren  Ausnahmefall  bildet  ferner  der 
Umstand,  dass  statt  der  bisher  Yon  Katholiken 
und  Protestanten  gemeinschaftlich  gebrauchten 
alten  Simultankirche    eine  neue  errichtet 


wird.  AUeidings  ist  In  Deutschland  die  Praxis 
In  dieser  Hinsicht  eine  Yerschiedene  gewesen, 
hier  haben  einzelne  Bischöfe  die  Konsekration 
und  Benediktion  abgelehnt,  andere  die  Konse- 
kration YoUzogen,  wenn  sie  der  protestantischen 
Einweihungsfeier  zu Yor  kommen  konnten,  s.  Arch. 
f.  kath.  K..R.  22,  265;  ooU.  eonc.  Lac.  5,  1052. 
Vgl.  auch  unten  $.  220. 

s  S.  das  Pontlflcale  Roman.  II.  de  eeoleeUe  de- 
dicatlone  seu  oonsecratlone.  Den  Kern  der  Hand- 
lung bildet  die  Zeichnung  Yon  12  Kreuzen  mit 
Chrlsma  an  die  Kirchenwände ,  welche  der  Bi- 
schof Yon  der  Rückseite  des  Altars  anfang^id 
Yornlmmt,  Indem  er  bei  jedem  Kreuze  die  Worte 
spricht :  „Sanctülcetur  et  oonsecretur  hoc  temp- 
lum.  In  nomine  patris  et  fllll  et  Spiritus  sancti 
in  honorem  dei  et  glorlosae  Ylrglnis  Mariae  atqne 
omnium  sanctorum  ad  nomen  et  memoriam  sancti 
N.  Fax  tibi^.  Die  Congr.  zit.  erachtet  diese  Hand- 
lung für  so  wesentlich,  dass  sie  in  einem  Falle,  in 
welchem  der  Bischof  durch  Krankheit  Yerhindert 
war,  den  Konsekratlonsritus  bis  zu  derselben  Yor- 
zunehmen,  die  Wiederholung  desselben  Yon  An- 
fang an  für  erforderlich  erachtet  hat.  s.  Entsch.  y. 
12.  April  1614,  Gardellini  ed.  dt.  n.  486,  1, 
118.  Die  Feier  der  am  Schlüsse  des  Konsekrations- 
aktes zu  haltenden  Messe,  c.3(cap.  Wormat  829) 
Dist.  I  de  consecr. ;  PontüBlcale  roman.  1.  c. ,  ist 
dagegen  für  die  Konsekration  nicht  wesentlicli. 
Kann  die  letztere  auch  an  jedem  Tage  gültig  Tor- 
genommen  werden,  c.  2(Innoe.III.)X  de  consecr. 
III.  40,  so  soll  sie  doch  möglichst  an  einem  Sonn- 
tage oder  Heiligenfeste  statthaben.  Pontlflcale  1.  e. 

Die  Yon  den  Klrchenmauem  mitnmschlosaene 
Sakristei  wird  durch  die  Konsekration  der 
Kirche  ebenfalls  zu  einem  konsekrlrten  Ort, 
Arch.  f.  kath.  K..B.  41,  405. 

Der  Konsekration  oder  an<''h  der  Benediktton 
der  Kirche  geht  die  Benedlktlon  des  Grundsteines 
der  Kirche  Yoran,  Pontlf.  loman.  tit.  U.  de  bene- 
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wSlurend  die  Benediktion  als  verbale  Weihe  ^  durch  einen  vom  Bischof  delegirten 
Priester  vorgenommen  wird  2.  Die  Benediktion  bildet  nnr  einen  Nothbehelf^.  Bie 
findet  statt,  wenn  ein  Bedflrfhiss  nach  sofortiger  Benutsnng  einer  neuen  Kirche  vor- 
liegt, und  sieh  die  Konsekration  dnrch  den  Bischof  nicht  vorher  ermöglichen  lässt 
Diese  letstere  soll  aber  später  in  solchen  Fällen  immer  nachgeholt  werden^. 

Dagegen  erhalten  die  öffentlichen  Oratorien  oder  Kapellen  allein  die  Benediktion, 
sieht  die  Konsekration  \  Privatkapellen  endlich  dtlrfen  überhaupt  nicht  benedicirt 
werden®,  weil  die  Dauer  ihrer  gottesdienstliehen  Bestimmung  von  dem  Willen  des 
Eigenthtmers  abhängt 

Zuständig  für  die  Konsekration  ist  der  Bischof  des  Ortes  7,  an  welchem  die 
Kirehe  errichtet  ist,  für  die  Benediktion  ein  von  diesem  delegirter  Priester^.  Die 
Konsekration  durch  den  nicht  kompetenten  Bischof  ist  nicht  nichtig^,  wohl  aber 
trifft  denjenigen  Bischof,  welcher  eine  solche  ohne  Erlaubniss  des  zuständigen  Ordi- 
narius in  einem  fremden  Besirk  vornimmt,  eine  ipso  facto  eintretende  einjährige  Sus- 
pension von  der  Ausübung  seiner  Pontifikalrechte^<^. 

Die  einmal  konsekrirte  Kirche  darf ,  so  lange  die  Wirkung  der  Konsekration 
nicht  durch  einen  besonderen  umstand  beseitigt  ist^^,  nicht  zum  zweiten  Male  kon- 


diettone  et  impodtlone  piimaxii  lapidis  pio  eocle- 
sU  aediflcanda  und  Rituale  zoman.  tit.  VIII.  c.  26, 
doch  ist  dies  keine  wesentllcbe  Yoibedingung  für 
die  Konsekration ,  da  anch  Gebäude ,  ebne  dass 
sie  Ton  Anfang  zn  gottesdlenstUcben  Zwecken 
bestimmt  waren,  nacbträglicb  in  klrcblicben  Qe- 
braaeh  genommen  nnd  zu  diesem  Bebufe  kon- 
Bekdrt  werden  können,  s.  o.  8.  320. 

1  Rituale  roman.  tit  VIII.  e.  27.  Hierbei  fallt 
die  In  der  -vor.  Anm.  gedachte  Bezeichnung  mit 
den  Kreuzen  fort  An  ihre  Stelle  tritt  nur  die 
Besprengung  der  Wände  mit  Weibwasser,  und  der 
eigentliche  Benediktionsakt  beginnt  mit  der 
Oratio:  „Omnipotens  et  miserlcors  deus"  und 
scbliesat  mit  der  Oratlon :  „Dens  qui  loca  nomini 
toodieandasanctificas,  effunde  super  hanc  ora- 
tionis  domum  gratiam  tuam ,  ut  ab  omnibus  bic 
nomen  tuum  invocantibus  auxillam  tuae  mlserl- 
eoidiae  sentiatur.  Per  dom.  nostr.  Jos.  Christum 
fllium  tuum,  qui  tecumvivlt  et  regnat  in  unltate 
Spiritus  sancti  etc.'' 

s  8.  o.  8.  146. 

3  Denn  die  Konsekration  ist  nach  dem  Pontl- 
flcale  roman.  1.  c.  das  Regel  massige,  s.  auch 
Probst,  kirchliche  Benediktionen  S.  290. 

«  Rituale  rom.  tit.  YIII.  c.  27.  n.  13 :  „Ecdesia 
▼ero  quamvls  a  slmpllci  saoerdote ,  ut  supra,  slt 
benedicta,  ab  eplscopo  tarnen  oonsecranda  evtf*. 
Oonc.  Medlolan.IY.  t.  1576, 1.  19,  Hardouln 
10,  828 :  „Eedeslae  saltem  paroohiales,  non  oon- 
secratae  Intra  annum  in  civltate ,  per  dloeoesim 
▼eroinfra  blennium  omnlno  oonseorentur^ ;  das 
Römische  ProYinzialkonzil  y.  1725,  coli.  conc. 
Lac  1,  386  schreibt  nach  London  1237.  c.  1, 
Hansl  23,  447  Tor,  dass  die  Kathedral-  und 
Pfankirehen  spätestens  innerhalb  2  Jahre  kon- 
sekilrt  werden  sollen. 

^  Das  ergiebt  sich  daraus,  dass  das  Pontillcale 
1.  c  nox  einen  Ritus  für  die  conseoratio  eeeUtia- 
rwn,  das  Rituale  dagegen  einen  solchen  für  die 
Benediktion  einer  nova  ecclesia  sea  publicum 
oiatoiiam  aufweist,  und  nur  die  benedidrte  ec- 


clesia, nicht  das  Oratorium  publicum  nachträglich 
kousekrirt  werden  soll,  s.  die  Tor.  Anm.   Vgl. 
auch  Baruffaldus,    ad  rit.    Roman,   comm. 
tit.  72.  n.  89.  80. 
«  S.  0.  S.  16a  n.  1. 

7  Ein  päpstliches  Prlylleg  für  den  Erzbischof 
y.  Magdeburg,  die  Kirchen  auf  seinen  Besitz- 
thümem  in  fremden  Diöcesen  zu  konsekriren 
y.  1312  bei  G.  Schmid,  päpsü.  Urkunden  und 
Begesten,  HaUe  1886.  8.  81. 

8  8.  0.  S.  147. 

»  8.  o.  8.  146.  147. 

10  Trident.  Sess.  VI.  c.  5  de  ref.  Die  durch  c. 
28.  C.  VII.  qu.  1  (s.  0.  8.  148.  n.  6)  weiter  fest- 
gesetzte suspenslo  latae  sententlae  yom  Messe- 
lesen für  ein  Jahr  tritt  nach  der  const.  Pli  IX. : 
Apostolicae  sedis  y.  1869  nicht  mehr  ein. 

Wegen  der  päpstlichen  Indulte  für  die  Kon- 
sekratiou  yon  Kirchen  durch  blosse  Priester  ygl. 
0.  8.  144.  n.  5.  Die  Regularen  haben  das  Prl- 
ylleg, dass  sie,  wenn  der  Diöcesanbischof  auf  Er- 
suchen nicht  den  Grundstein  für  ihre  Kirchen 
benedicirt  oder  dieselben  nicht  konsekrlrt  oder 
dies  über  4  Monate  anstehen  lässt,  diese  Akte 
durch  jeden  anderen  Bischof  yomehmen  lassen 
können,  ein  Prlyileglum,  welches  Honorlus  lY. 
zuerst  den  Dominikanern  1286  ertbeilt  bat,  Rl- 
poll,  bullar.  ord.  If.  praedicator.  Rom  1729  CT. 
§.  5  (Potthast  reg.  n.  2254ö>  Dasselbe  ist 
durch  das  Tridentinam  c.  5  cit.  nicht  aufgehoben, 
da  es  nur  gemeines  Recht  enthält ,  ygl.  c  1.  X. 
de  soppl.  negllg.  derloor.  I.  10;  Barbosa  de 
officio  episc  P.  II.  alleg.  27.  n.  11. 

Ferner  haben  die  General-,  Proylnzial-  und 
Lokal-Oberen  der  Mönchsorden  kraft  päpstlichen 
Priyllegs  die  Befogniss,  die  Benediktion  der  Kir- 
chen und  öfTentlicben  Kapellen  ihres  Ordens  mit 
der  Wirkung,  dass  in  denselben  Gottesdienst, 
namentlich  die  Messfeier,  gehalten  werden  kann, 
zu  yoUzlehen,  Barbosa  Lc.  n.  44;  Ferraris 
s.  y.  ecclesia  art.  lY.  n.  8. 

11  Ygl.  darüber  nachher  unten  in  diesem  $. 
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sekrirt  werden  K  Erscheint  es  aber  Eweifelhaft ,  ob  eine  Konaekration  stattgefunden 
hat 2,  so  ist  eine  solche  immer  noch  zu  vollziehend 

Der  Tag  der  Konsekration  wird  später  als  Fest  der  Kirchweihe  (anniversarium 
dedicaüonia)  alljährlich  an  dem  entsprechenden  Datam^  (nicht  an  einem  anderen  Ta^e) 
gefeiert^,  sofern  der  Konsekrator,  was  ihm  indessen  allein  während  des  Aktea  der 
Konsekration  und  am  Schlüsse  der  dabei  zu  celebrirenden  Messe ^  freisteht'',  nicht 
einen  anderen  Tag  dabei  bestimmt  hat  ^.  Fflr  blos  benedicxrte  Earchen^  also  namentlich 
fttr  öffentliche  Kapellen  oder  Oratorien  ist  dagegen  ein  solches  Fest  nicht  gestattet  ^. 

U.  Die  Pollution  und  Reconciliation.  Der  Charakter,  welcher  emem 
kirchlichen  Gebäude  durch  die  Konsekration  oder  die  Benediktion  aufgeprägt  worden 
ist,  kann  durch  gewisse  Handlungen  in  den  Augen  der  Gläubigen  der  Art  beein- 
trächtigt werden ,  dass  dasselbe  nicht  mehr  als  eine  heilige  und  reine  Stätte  fflr  die 
gottesdienstlichen  Verrichtungen  erscheint,  also  der  Gottesdienst  vorläufig  eingestellt 
werden  muss,  bis  eine  Stlhne  der  dem  Orte  angethanen  Schmach  erfolgt  ist.  fi«ine 
solche  Beeinträchtigung heissttechnischjpo^^^o,  BXLcHivtolaiio^^  (Befleckung).  Sie 
tritt  nicht  durch  jede  verbrecherische  Handlung  ein,  sondern  nur,  wenn 

1 .  innerhalb  der  Kirche  widerrechtlich  eine,  eine  schwere  Sflnde  darstellende 
Gewaltthat^^  gegen  einen  anderen  vorsätzlich  oder  fahrlässiger  Weise  verflbt  worden  ^^ 
ist,  welche  eine  erhebliche  Vergiessung  menschlichen  Blutes  ^^  zur  Folge  gehabt  ^^  hat, 


1  c.  3  (Inoeitam)  Dist  LXYIIL,  wiederholt 
c.  20  Dlst  I.  de  consecr. 

s  Fehlt  es  an  Schriftstücken ,  an  Zengen ,  an 
den  Kreozen  der  Wände  (b.  o.  S.  326  n.  6],  bo 
gilt  anch  der  UmBtand,  dasB  regelmäBsig  das 
Kirchweihfest  (s.  im  Text)  gefeiert  worden  ist, 
als  Beweis  f&r  die  Konsekration,  Congr.  rit.  y. 
1706,  Gardelllnl  ed.  dt  n.  3756;  2,  250. 

s  0.  16  (Psendoisid.)  n.  c.  18  (oaplt.  reg. 
Franc  zw.  810  n.  813  c.  6 ;  Anseg.  1. 145,  Bor e- 
1 1  n  s  1 ,  178  n.  412 :  ^Ut  ecclesiae  Tel  altarla,  qnae 
amblguae  sunt  de  conseoratlone ,  conseorentnr'Q 
Dlst.  I.  de  consecr. 

«  Ck>ngr.  rit.,  ed.  Gardelllnl,  n.  254.  1012. 
1605. 2676.  4898.  I. 

ft  Vgl.  ProbBt,  Enchailstie  als  Opfer  S.  325 
Tl.  de  Hexdt  1.  c  t  m.  n.  114  ff.  Doch  hat  dies 
bei  der  Bedndmng  and  der  Verlegung  der  Fest- 
tage anf  Sonntage ,  Insbesondere  der  Feier  aller 
Kirchen -AnnlTersarlen  auf  einen  bestimmten 
Sonntag  praktisch  keine  Bedentung  mehr,  s. 
Probsta.  a.0.  S.327n.  de  Herdt  l.o.n.114; 
über  Balem  Insbesondere  Sllbernagl,  Ver- 
fassung s&mtl.  Religlonsgesellsohaften  2.  Aufl. 
S.  308  u.  Arch.  t  d.  K.  R.  17,  339. 

^  Wenn  er  das  Volk  segnet  und  die  Ablässe 
▼erkündet 

7  S.  Congr.  rit.  ▼.  1844, 1.  c.  n.  4976 ;  4,  80. 

S  Später  bedarf  er  zur  Bestimmung  des  Tages 
besonderer  päpstlicher  Erlaubnlss,  1.  o.  n.  2427, 
1,  405;  n.  2873.  zu  I;  2,  9;  n.  4735  zu  I; 
3  app.  p.  137. 

»  Congr.  rit  ▼.  1195,  n.  4463  zu  I;  3,  3^ 

Ueber  die  Wahl  des  tltulus  bez.  des  Patrons 
für  die  Kirche  s.  o.  S.259.  Die  dort  angegebenen 
Regeln  gelten  auch ,  wenn  etwa  der  tltulus  und 
der  Patfon  Terschieden  sind  (s.  o.  S.  269.  n.  11), 
für  den  tltulus. 

«0  a  die  ClUte  i.  d.  Anm.  1 ;  c.  10  (Gregor  IX.) 


X.   de  consecr.  III.  40 ;  e.  un.  (Bonifao.  VIIL) 
In  VIto  eod.  III.  21. 

11  c.  19  Dlst  I.  de  consecr. ;  c.  un.  in  VI^o  IIT. 
21  clt ,  s.  auch  Rituale  roman.  tit  VIII.  c  28  : 
Ritus  reconcillandl  ecolesiam  Yiolatam.  Vgl.  dazu 
Baruff  aldus  1.  c.  tit  73.  n.  5ff. 

12  Von  den  Quellen  bezeichnen  die  betreffe&de 
Handlung  c.  3  Dlst  LXXVin,  bez.  c  20  Dist.  I 
de  consecr.  cit.,  c  10  X  clt  u.  c.  an.  In  VI^o  nur 
als  effu8io  ionguinis,  c  4  X III.  40  als  vulnewa  in- 
ferre.  Die  nähere  Bestimmung  des  Thatbestan- 
des  Ist  durch  die  Doktrin  erfolgt,  In  den  Qrond- 
Zügen  findet  sich  sie  schon  In  der  Glosse  zu  c.  im. 
in  VIto  eit  Im  casus  und  b.  t.  sanguinis. 

^  Eine  zufällige  Verletzung  der  gedachten  Art 
oder  eine  durch  einen  Unzurechnungsfähigen 
herbeigeführte  stellt  sich  also  ebensowenig  als 
Pollution  dar,  wie  die  Zufügung  einer  solohan  im 
Zustand  der  Nothwehr  oder  die  Begehung  einer 
Handlung ,  welche  nicht  als  schwere  Sünde  be- 
trachtet werden  kann ,  z.  B.  eine  gegenseitige 
Schlägerei  Yon  Knaben  oder  eine  geringe  Üeber- 
schreltung  des  väterlichen  Züchtigungsrechtes. 
Eine  kulpose  Handlung  poUuirt ,  da  die  Doktrin 
nicht  ohne  Grund  hier  die  Regeln  über  die  iiregn- 
laritas  ex  delicto  (s.  Bd.  I.  a  41.  45)  als  Ajia- 
logie  herangezogen  hat,  Barbosa  de  olL  epiac» 
n.  28.  n.  15. 

1^  Nicht  alBO  die  Vergiessung  einiger  Tropfen 
Blutes,  selbst  wenn  die  Gewaltthat  an  sich  eine 
sehr  schwere  gewesen  ist. 

15  Die  That,  welche  diesen  Erfolg  gehabt  hat, 
musB  also  in  der  Kirche  selbst  begangen  oder  wenig- 
stens in  derselben  zum  Abschluss  gelangt  sein 
(wie  bei  der  Verwundung  einer  in  der  Kirche  be- 
findlichen Person  durch  einen  Schuss  von  ausaenJL 
Daher  liegt  eine  Pollution  vor ,  wenn  der  in  der 
Kirche  Verwundete,  ehe  ein  starker  Blutverlati 
eingetreten  ist,  noch  hat  entfliehen  können,  nicht 
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2.  wenn  innerhalb  derselben  Torsfttzlieh  oder  fahrlässiger  Weise  widerrechtlich 
eise  den  Tod  eines  Menschen  bewirkende  Handlung  vorgenommen  worden  ist^, 

3.  wenn  in  der  Kirche  eine  yorsfttaliche  und  unerlaubte  oder  sündhafte  Ver- 
gieesnng  menschlichen  Samens  stattgefunden  hat^, 

4.  endlich,  wenn  in  derselben  eine  nicht  getaufte  Person  oder  ein  exoommunicatns 
yituidus  (also  auch  ein  notorins  percussor  deriei)  beigesetzt  oder  begraben  worden  ist^, 

jedoeh  ist  in  allen  F&llen  weiter  erforderlich,  dass  die  Thatsachen,  welche 
die  Pollution  bewirken,  auch  öffentlich  bekannt  oder  notorisch  geworden  sind^, 
sei  es  sofort  oder  auch  erst  sp&ter^ 


»ber,  wenn  Jemand  auB  der  Kirche  auf  eine 
avsserlialb  derselben  befindliche  Person  schiesst, 
oder  naehdem  ei  ausserhalb  derselben  verwundet 
worden  ist,  in  der  Kirche  einen  starken  Blutver- 
lust edeldet. 

Ueber  die  in  den  Anm.  13  bis  15  angegebene 
Begründung  des  Thatbestandes  ist  die  Doktrin 
einig,  s.  Barbosa  de  off.  eplscop.  II.28.n.30ff; 
Beiffenstuel  lU.  40.  n.  26ff.  u.  Ferraris 
8.  T.  ecdesia  art.  4.  n.  26  ff.  Vgl.  auch  den  Fall 
im  Arch.  f.  kath.  K.  R.  2,  217. 

1  fi.  19  (incert.)  Dist  I  de  cousecr.  u.  c  4  X III. 
40.  dt ,  in  welchen  schleehthin  des  homicidium 
srwihnt  wizd.  Es  ist  in  diesem  Falle  also  gleich- 
gültig ,  ob  die  Tödtung  unter  Blutvergiessen  er- 
folgt ist  oder  nicht.  Auch  der  im  zurechnungs- 
fihigen  Zustande  begangene  Selbstmord  poUuirt 
die  Kirohe,  so  schon  Johannes  Andreae  zu  c.  un. 
in  Ylto  III.  21  cit.  und  übereinstimmend  die 
spätere  Doktrin  (s.  die  unten  folgenden  Citate). 
Ist  die  Zurechnung  oder  die  Strafbarkeit  ausge- 
schlossen (also  bei  Wahnsinn  und  Nothwehr), 
dann  tritt  die  Pollution  nicht  ein.  Wegen  der 
kulposen  Tödtung  s.  S.  328  n.  13.  Der  Zweck  der 
Todtimg  erscheint  gleichgültig.  Die  Kirche  wird 
daher  auch  dadurch  poUuirt ,  dass  Jemand  in  ihr 
den  Mixtyzertod  erieidet.  Es  genügt  femer  schon 
rar  Pollution ,  dass  die  Handlung  widerrechtlioh 
in  der  Kirche  vorgenommen  wird ,  ohne  dass  sie 
selbst  als  solehe  widerrechtlich  ist,  wie  z.  B.  die 
Himichtung  eines  Yerurtheilten.  Ueber  die 
Frsge ,  Sn  wiefern  die  Handlung  in  der  Kirche 
bhw  vorgenommen ,  bez.  zum  Abschluss  gelangt 
sein  oder  auch  ihre  Wirkung  geäussert  haben 
muBS,  gilt  das  in  der  vor.  Anm.  Bemerkte.  Vgl. 
Barbosa  l.&n.  2ff;  Beiffenstuell.  c.n.19; 
Ferraris  L  o.  n.  SitL 

^  Nach  c.  19  Dist.  I.  dt.  wird  die  Pollution 
herbeigefilhit :  adultexio,  nach  c  20  ibid.  u.  c.  10 
X.  m.  40  cit  semine,  nach  c  un.  in  Ylto  m.  21 
dt.  seminis  effnsione,  also  durch  eineBeischlafs- 
vollziehung,  welche  sich  als  fornicatio,  stupratio, 
sduiterium  darstellt  oder  durch  Begehung  der 
Sodomitezei  und  Päderastie,  nicht  aber  durch  un- 
freiwilligen Samen-Erguss  oder  durch  Menstrua- 
tbn.  Auch  die  Vollziehung  des  Beischlafes  unter 
den  Ehegfttten  wird  von  den  Kanonisten  hierher 
gerechnet,  und  nur  der  Nothfall  (z.  B.  wenn  die 
hatten  zur  Zeit  eines  Krieges  in  der  Kirche  zu 
wohnen  genothigt  sind,  und  eine  Gefahr  der  Un- 
enthaltsamkeit  vorliegt)  ausgenommen ,  glossa  s. 
V.  seminis  zu  c  un.  in  YI^  dt.;  Barbosa 
o.42ff;  Beiffenftueln.20;  Ferrarisn.45. 
>  Arg.  c  27  (Poen.  Theod,)  Dist,  I.  de  cons. : 


„Ecclesiam  ubi  paganus  sepultus  est,  non  lioeat 
consecrare  neque  missas  in  ea  celebrare  sed  iactare 
foras  et  mundari  oportere^,  s.  femer  c.  7  (Innoc. 
III.)  X  de  consecz.  III.  40.  Ob  unter  die  nicht 
getauften  Personen  auch  die  ungetauften  Kinder 
von  Katholiken  zu  rechnen  sind,  Ist  in  der  Dok- 
trin nicht  unbestritten^  vgl.  F  e r  r  a  r  i  s  1.  c.  n.  53, 
die  überwiegende  Meinung  stellt  sie  aber  den 
übrigen  Ungetauften  gleich ,  s.  R  e  i  f  f  e  n  s  t  u  e  1 
1.  c.  n.  21 ,  so  auch  die  Entsch.  d.  Congr.  im» 
munit.  V.  18.  August  1821 ,  Analect.  iur.  pontlf. 
1863.  p.  1567.  1568,  und  macht  nur  eine  Aus- 
nahme zu  Gunsten  der  Katechumenen,  Barbosa 
1.  0.  n.  53. 

Nach  älterem  Recht  (so  lauge  der  Unterschied 
zwischen  den  excommunicati  tolerati  und  vitandi 
noch  nicht  eingeführt  war)  trat  die  Pollution 
durch  die  Beisetzung  Jedes  Exkommunicirten  in 
der  Kirche  ein,  c.  7  X  cit.  Da  aber  mit  Rück- 
sicht auf  die  Neuerung  Martins  Y.  durch  die 
const.  Ad  vitanda  v.  1418  den  excommunicatl 
tolerati  die  Beerdigung  an  gewdhter  Stätte  nicht 
mehr  versagt  wird,  K  o  b  e  r ,  Kirchenbann,  2,  Aufl. 
S.  337 ,  so  kann  jetzt  folgewdse  auch  die  Pol- 
lution allein  durch  die  Bestattung  eines  excom- 
municatus  vitandus  —  und  zu  diesen  gehört  auch 
der  notorins  percussor  deriei,  s.  Bd.  I.  S.  121  — 
bewirkt  werden,  vgl.  Reiffenstuel  III.  28. 
n.  91  u.  Kober  a.  a.  O.  S.  339. 

Die  Beisetzung  anderer  unwürdiger  Kirchen- 
gUeder  poUuirt  die  Kirche  nicht.  Dies  gilt  auch 
von  den  notorischen  Ketzern,  denn  das  c.  2 
(Alex.  IV.)  in  VIto  de  haeret  V.  2  ist  Jetzt  nur 
noch  auf  die  namentlich  in  den  Bann  gethanen 
Ketzer  zu  beziehen,  so  auch  die  herrschende 
Mdnung,  Reiffenstuel III. 40. n.21u. Fer- 
raris n.  54. 

*  Die  Quellen  sprechen  dieses  Erforderniss 
nicht  aus ,  aber  schon  die  Glosse  s.  v.  pollul  zu 
c.  un.  in  YI^o  III.  21  hat  dasselbe  unter  Heran- 
ziehung des  Satzes :  j,quae  saucta  sunt,  coinqui- 
nari  non  possunt^,  s.  o.  5  (Nlcol.  I.)  0.  XY.  qu.  6 
u.  c.  7  (Luc  III.)  X.  de  cohablt.  der.  III.  2 
aufgestellt,  weil  die  Kirche  nach  c.  llTAlex.  11.) 
Dist.  XXXII  u.  c.  34  (Innoc  III.)  X.  de  sim. 
y.  3  nicht  über  das  Verborgene  urtheile,  und  die 
Heiligkeit  der  Stätte  erst  durch  eine  bekannt  ge- 
wordene Pollution  in  den  Augen  der  Gläubigen 
beeinträohtigt  werde.  Diese  Auffassung  ist  dann 
in  Doktrin  und  Praxis  herrschend  geworden ,  s. 
Barbosa  n.  37ff;  Reiffenstuel  IIL  40. 
n.22u.  Ferraris  n.  66.  67. 

^  S.  die  Anführungen  a.  £.  d.  vor.  Annu 
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I.  Die  Hierarchie  und  die  Leitung  der  Kirche  durch  dieselbe. 


[§.  216. 


Von  dem  Augenblick  ab ,  in  welchem  die  die  Pollution  bewirkende  Handlung 
öffentlich,  d.  h.  in  einer  Weise,  dass  sie  zur  allgemeinen  Eenntniss  gelangt  ist,  statt« 
gehabt  hat  oder  anderenfalls  später  allgemein  bekannt  geworden  ist,  darf  in  der 
poUuirten  Kirche  weder  die  Messe  gelesen  noch  sonst  Gottesdienst  gehalten  ^  noeh 
eine  Leiche  begraben  werden^. 

Andererseits  soll  aber  sobald  als  mOglich  der  polluirende  Oegenstand  beseitigt', 
und  die  Entsflhnung  der  Kirche  yorgenommen  werden^.  Diese  heisst  technisch : 
reeonciUoHo^.  Sie  hat,  da  die  Pollution  die  Wirkung  der  einmal  erfolgten  Konse- 
kration oder  Benediktion  nicht  gftnzüch  aufhebt,  sondern  nur  suspendirt,  nieht  die 
Bedeutung  einer  neuen  Konsekration  oder  Benediktion  <^,  sondern  nur  die  einer 
Wiederherstellung  des  frliheren  Zustandes  7. 

Falls  die  Kirche  konsekrirt  war,  hat  nur  ein  Bischof  die  Fähigkeit,  die  Recon- 
ciliation  zu  vollziehen^.  Befugt  dazu  ist  der  Diöcesanbischof  des  betreffenden  Ortes 
oder  ein  anderer  mit  seiner^  oder  auch  pftpstlicher ^^^  Erlaubniss.  Eine  blos  benedi- 
cirte  Kirche  zu  rekonziliiren,  ist  dagegen  ein  Priester  fähig,  doch  bedarf  er,  um 
dies  erlaubter  Weise  thun  zu  können,  der  Deputation  durch  den  örtlich  zuständigen 
Bischof!«. 


1  dO  X  m.  40  dt.,  8.  auch  o.  27.  28  (Poen. 
Theodor.)  Dist.  I.  de  consecr.  Ueber  das  AIh 
brechen  der  Messe  bei  eintretender  Pollution,  s. 
0.  S.  193  n.  3. 

Die  Irregularität  trifft  den  Priester,  welcher  In 
einer  pollnlrten  Kirche  celebrirt ,  nicht,  Bd.  I. 
S.  53.  n.  9,  wohl  aber  begeht  er  eine  schwere 
Sünde  und  ein  Disziplinarrergehen.  Daher  kann 
der  Bischof  jedenfalls  mit  arbiträrer  Strafe  gegen 
ihn  Yorgehen. 

^  Auch  nicht  anf  dem  sie  umgebenden  oder 
an  sie  anstossenden  Kirchhof ,  denn  dieser  wird 
durch  die  Pollution  der  Kirche  ebenfalls  pollulrt, 
c.  uu.  In  Vlto  m.  21  clt. 

'  Wegen  der  Entfernung  der  unzulässiger 
Welse  besUtteten  Leichen  s.  c.  27.  28  Dist.  I. 
clt.,  im  übrigen  c.  10  X.  III.  40  clt. 

*  c  4.  9,  0.  10  X.  clt.  Früher,  s.  c.  20  (cap. 
Inc.)  Dist.  I.  de  cons. ,  wurde  eine  neue  Konse- 
kration Torlangt.  c.  21  ead.  (Pseudo-Isld.)  ge- 
hört nicht  hierher ,  da  hier  eine  ungültige  Kon- 
sekration vorausgesetzt  ist. 

B  Durch  die  Feier  einer  Messe  wird  die  pol- 
lulrte  Kirche  nicht  rekonciliirt ,  so  Gongr.  rit. 
V.  1634,  collect,  mission.  n.  393.  p.  205. 

®  Sie  wird  daher  auch  nicht  In  diesen  Formen 
vollzogen,  vielmehr  blos  unter  Gebrauch  von 
Weihwasser ,  Wein  und  Asche,  Pontif.  roman. 
tit.  II.  de  eccleslae  et  coemeteii  recondliatlone, 
durch  den  Bischof,  dagegen  nur  unter  Benutzung 
des  Weihwassers,  Rituale  roman.  tlt.  YIII.  c.2d, 
durch  den  Priester. 

7  Vgl.  Baruffaldus  1.  c.  tlt.  73.  n.  12ffj 
Probst,  kirchliche  Benedlktlonen  S.  307. 

s  c.  9  (Gregor  IX.)  X  de  consecr.  III.  40.  Da- 
nach darf  er  „qula  licet  eplscopus  commlttere  valeat 
quae  lurlsdlctionis  existunt ,  quae  ordinls  tarnen 
eplsoopalls  sunt,  non  potestlnferloris  gradus  cle- 
rlcls  demandare''  auch  nicht  einen  einfachen  Prie- 
ster zu  diesem  Akte  delegiren ,  wohl  aber  kann 
dies  der  Papst  thun,  s.  Oongr.rlt.  1607,  Gar- 
dellini n.  351  zu  X;  1,  82;  Rituale  1.  c.  clt 


n.  8:  ;, Simplex  saoerdos  tantum  ex  privilegto 
sedis  apostolicaepoteet  eccleslam  ab  epltcopo  cou- 
secratam  reconclliare  et  tnnc  utatur  ritn  in  pon- 
tlflcali  praescrlpto ,  proeedatque  Indntus  amleta, 
alba ,  cingulo ,  stola  et  pluviall  albl  oolorls ,  ad- 
hlbltis  secum  alils  presbyteris  et  oleiicls  super- 
pelllcels  Indutls ,  cum  aqua  ab  episcopo  ad  kunc 
usum  rltebenedicta''.  Dahin  gehende  Privilegien 
(doch  unter  Gebrauch  des  Tom  Bischof  benedi- 
cirten  Weihwassers ,  falls  dieser  nicht  über  zwei 
Tagerelsen  entfernt  Ist)  haben  die  Genenl-, 
Provinzlal-  und  Lokal -Oberen  der  Moneheoiden 
für  die  Ihnen  untergebenen  Kirchen  seit  Leo  X., 
Ferraris  1.  c  n.  68.  69.  Auch  wird  den  Bi- 
schöfen in  den  Quinquennal- Fakultäten  n.  11 
(Bd.  III.  S.  801.  Anm.  3)  die  Yollmaeht  eriheUt, 
einfache  Priester  mit  der  ReoonoiUatlon  zu  be- 
trauen. Die  Ermächtigung  eines  Abtes  schon  in 
ep.  Glem.  VI.  y.  1350  bei  G.  Schmld,  päpst. 
Urkund.  u.  Regesten.  Halle  1886.  S.  393. 

0  S.  0.  S.  327,  Insbesondere  auch  Anm.  10,  und 
Congr.  rlt  1608,  1.  c.  n.  371 ;  1,  87. 

10  S.  das  Privileg  Clemens'  V.  1312  bei  G. 
Schmidt,  päpstl.  Urkunden  u.  Regesten  S.81. 
Ein  Privileg  Clemens*  VI.  v.  1350  auf  Auswahl 
eines  beliebigen  Bischofs  a.  a.  0.  S.  393. 

il  DleDelegatlon  wird  von  manchen,  s.  Beif- 
fenstuel  IH.  40.  n.  28;  Ferraris  1.  c  n.  72; 
Benedict.  XIV.  de  syn.  dloec.  XIIL  15.  n.  2. 
mit  Rücksicht  auf  c  10  X.  dt.  («aqua  piotiBUS 
exorolzata  lavetui,  ne  dlvlnae  laudls  Organa  so»- 
pendantur")  nicht  für  erforderlich  erklärt;  a]>er 
das  Rituale  roman.  tlt.  YIII.  c.  28n.  1  bestimmt: 
^eccleslae  violatae  reeondliatio  per  SMerdotem  ab 
episcopo  delegatum  flat  hoc  mode^.  Demnach 
handelt  also  der  Priester  ohne  bischöfliche  Yoll- 
maeht unerlaubt.  Auch  erseheint  der  Grund,  dass 
die  Reconcittation  durch  die  Einholung  der  bi- 
schöflichen Yollmaeht  entgegen  der  Absicht  des 
e.  10  X  dt.  zu  lange  aufgehalten  werden  würde, 
an  sich,  und  vor  Allem  gegenüber  den  heutigen 
Yerkehnmltteln,  unzutreffend.   Dass  die  Recon- 
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HL  Die  ezscraiio,  Entweihung.  Die  Entweihung  unterscheidet  sich  von  der 
Pollution  dadurch,  dasa  sie  den  einem  kirchlichen  Geb&ude  durch  die  Konsekration 
oder  die  Benediktion  aufgeprägten  Charakter  und  die  damit  verbundenen  Wirkungen 
aufhebt.  Sie  erfolgt  einmal  dadurch,  dass  das  Gebäude  durch  die  zuständigen  kirch- 
lichen Organe  wieder  in  den  freien  Verkehr  zu  profanem  Gebrauch  gegeben  wird  ^ 

Femer  aber  tritt  sie  ein ,  wenn  mit  dem  Gebäude  eine  solche  Veränderung  vor- 
geht, welche  die  Wesensgleichheit  des  veränderten  mit  dem  frttheren  aufhebt,  d.  h. 
wenn  eine  Kirche  abgerissen  oder  zerstört  worden  ist',  mag  sie  auch  mit  denselben 
Materialien  wieder  aufgebaut  sein  3,  wenn  sie  unter  Einreissung  der  Haupttheiie, 
namentlich  der  Wände  umgebaut  wird^,  wenn  Feuer  den  grösseren  Theil  der  letzteren 
namentlich  an  der  inneren  Seite  zerstört  hat,  oder  die  Wände  in  demselben  Umfange 
behnfli  der  Restauration  abgekratzt  worden  sind^,  nicht  aber,  wenn  Mos  ein  Anbau 
?on  geringeren  Dimensionen  als  die  Kirche^  oder  eine  Restauration  im  Innern  vor- 
genommen worden  ist^,  oder  eine  Zerstörung  des  Daches  oder  anderer  Aussentheile 
durch  Feuer  oder  sonstige  Ereignisse  stattgehabt  hat  ^,  endlich  nicht,  wenn  nur  einzelne 
Theile  erneuert  worden  sind,  sollte  auch  durch  eine  nach  und  nach  wiederholte  Vor- 
nahme solcher  Erneuerungen  das  Gebäude  dadurch  ein  völlig  anderes  als  das  ursprflng^ 
lieh  geweihte  geworden  sein*. 

Die  exekrirte  Kirche  steht  der  neuerrichteten  gleich.  Es  bedarf  daher  fUr  sie 
stets  einer  neuen  Konsekration  oder  mindestens  einer  nochmaligen  Benediktion  '^. 


eiüation  ohne  eine  solche  nicht  nichtig  ist ,  vez- 
steht  sich  von  selbst ,  d»  sogar  eine  von  einem 
Pdesler  ohne  pipstllche  Delegation  vollzogene 
Beeoncüiation  einer  konsekrlrten  Kirche  trotz  der 
anselieinend  anderes  ergehenden  Aeasserung 
Gregors  IX.  in  e.  9  X.  clt  (s.  S.  330.  n.  8)  nicht 
an  Nichtigkeit  leiden  würde,  s.  Arch.  t  kath.  K. 
R.  2,  219  u.  o.  8.  146.  n.  147. 

Wenn  eine  hlos  benedldrte  Kirche  pollulrt 
▼Orden  ist,  so  muss  natürlich  die  Recondllation 
der  Konsekration  vorhergehen.  Dagegen  kann 
TOB  der  Pollution  einer  noch  nicht  benedicirten 
Kirche,  selbst  wenn  der  Grandstein  benedicirt 
wir,  begriinich  nicht  die  Rede  sein.  Vor  der  Be- 
nediktion mfissen  allerdings  auch  bei  einem  sol- 
chen Oebände,  falls  eine  sonst  die  PoUntion  be- 
wirkende Handlang  Spuren  hinterlassen  hätte, 
diese  getilgt,  also  z.  B.  etwa  dort  bestattete  Lei- 
eben  entfernt  werden,  c.  27.  2&  Dlst.  I.  dt. 

*  Einen  besonderen  Ritas  glebt  es  dafür  nicht, 
f.  0.  S.  170.  Ueber  die  Gründe  hat  der  Bischof 
za  befinden ,  da  sich  keine  näheren  Normen  da- 
rüber entwickelt  haben.  Immerhin  müssen  es 
triftige  Grunde  sein,  namentlich  die  Unmöglich- 
keit, die  Kirche  welter  zu  unterhalten ,  s.  oben 
S.  170.  171.  und  Bd.  U.  8.  462,  vgl.  auch  Oongr. 
oonc  T.  1886 ,  Acta  s.  sed.  18,  253 ,  welche  na- 
menttieh  das  o.  8.  171  Ausgeführte  bestätigt. 

2  c  24  (ep.  Vi^lii  a  Pseudo-  Jsld.  deformata, 
Jaf  f^  ed.  II.  n.  907)  Dist.  I.  de  consecr. 

^  Denn  unter  dieser  Voraussetzung  ist  das  Ge- 
bäude Immer  ein  neues,  s.  Barbosa  de  off. 


eplBc  P.  II.  alleg.  27.  n.  14.  15;  Reiffen- 
stuellll.  40.  n.  11;  Schmalzgrueber  IIT. 
40.  n.  24. 

^  c.  6  (Innoo.  III.)  X«  de  consecr.  III.  40. 
Dass  auf  die  Yeränderung  der  Innenseite  der 
W&nde  soviel  Gewicht  gelegt  wird ,  erklärt  sich 
aus  dem  Ritus  der  Konsekration  und  Benediktion, 
s.  0.  8.  326  n.  5.  u  8.  327.  n.  1. 

s  Entsoh.  d.  Oongr.  rlt  v.  1859  In  Acta  s.  sed. 
3,628. 

^  Hier  brauchen  die  neuen  Wände  blos  mit 
Weihwasser  besprengt  zu  werden.  Wenn  der 
Anbau  aber  so  bedeutend  ist ,  dass  die  frühere 
Kirche  sich  nur  als  ein  verhältnissmässig  kleiner 
Theil  des  nunmehrigen  Gebäudes  darstellt,  so 
gilt  das  Umgekehrte,  Barbosa  1.  c.  n.  19; 
Reiffenstuel  n.  14;  Schmalzgrueber 
n.  29. 

"^  Aber  ohne  die  im  Texte  bezeichneten  Ver- 
änderungen der  Wände. 

s  Well  die  Konsekration  oder  Benediktion  an 
der  Innenseite  der  Wände  haftet ,  Schmalz- 
graebern.  23. 

d  Die  Glossatoren  und  Kommentatoren  haben 
vielfach  das  Gegentheil  angenommen,  die  neuere 
Meinung  hat  sich  aber  mit  Recht  gegen  sie  er- 
klärt ,  denn  bei  der  Vollendung  der  jeweiligen 
Erneuerung  ist  die  Kirche  immer  noch  dieselbe, 
welche  sie  vorher  war,  s.  Reiffenstuel  n.  12; 
Schmalzgrueber  n.  27. 

10  G.  24  Dlst.  1.  dt.  u.  c.  6  X.  cit. 
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§.217.    D,    Die  Bestimmung  über  die  äussere  und  imiere  EinriehHmg  sowie  die  dauernde 

Ausschmückung  der  kirchliehen  Oebäude, 

I.  Aeussere  nnd  innere  Einrichtung.  A.  Geeignetheit  fftr  den 
QebranchBzweck.  Die  äussere  und  innere  Einriehtang  der  kirchlichen  Gebäude 
bestimmt  sich  Yor  Allem  durch  die  besonderen  Zwecke,  denen  die  einzelne  Kirche 
dienen  soll.  Dieselbe  muss  so  eingerichtet  sein ,  dass  sie  Ar  die  gottesdienstUcheii 
und  liturgischen  Funktionen ,  welche  in  ihr  ihrer  Bestimmung  gemäss  zu  verrichten 
sind)  geeignet  ist^ 

Darüber  hat,  sofern  es  sich  um  die  Neu-Begrilndung  einer  kirchlichen  Einrich- 
tung, welche  ein  Eirchengebäude  erfordert,  handelt,  derjenige  kirchliche  Obere  zu  be- 
finden, welcher  ftir  die  Errichtung  der  ersteren  zuständig  ist,  d.  h.  er  hat  den  Bau- 
plan und  den  Plan  fttr  die  innere  Einrichtung  des  neu  aufzuftlhrenden  Gebäudes  zu 
genehmigen  oder  zu  prüfen,  ob  ein  etwa  schon  vorhandenes  Gebäude  ftlr  den  Zweck 
der  beabrichtigten,  neuen  kirchlichen  Anstalt  passend  erscheint,  und  welche  baulichen 
Aenderungen  an  demselben  etwa  zu  diesem  Behufe  erforderlich  sind  2. 

Handelt  es  sich  um  die  Begründung  neuer  Bisthümer  oder  Kollegiatstifter,  so 
kommen  diese  Befugnisse  dem  Papste ',  in  allen  übrigen  Fällen  dem  Ordinarius  zu^. 

Wenn  dagegen  blos  die  Wiederherstellung  verfallender  Gebäude  oder  Erweite- 
rungs-  oder  Abänderungsbauten  an  solchen  in  Frage  kommen,  so  gilt  zwar  für  die 
zuletzt  gedachten  Fälle  das  gleiche^,  aber  nicht  für  die  Kathedralen  und  Kollegiat- 
stifter <^.  Bei  diesen  hat  vielmehr  der  Bischof  und  zwar  bei  der  Kathedralkirche  unter 
Einholung  des  Rathes  des  Kapitels^  darüber  zu  bestimmen,  ob  die  beabsichtigten 
Bauten  und  die  dabei  in  Aussicht  genommenen  Aenderungen  und  inneren  E^inrich- 
tungen  den  liturgischen  Anforderungen  entsprechen. 

B.  Bestimmung  über  Baustil  und  sonstige  Einrichtungen  bei  an 
sich  geeigneten  Gebäuden.  Innerhalb  der  gedachten  Grenze  bleibt  aber  noch 
ein  grosser  Raum  fär  Verschiedenheiten  in  Bezug  auf  den  Baustil  und  die  Art  der 


^  Für  eine  Kathedrale  ist  selbatrerstindlich 
eine  andere  iuasere  nnd  innere  Einrichtnng  als 
fOr  eine  sonstige  Kirche,  für  eine  Kollegiatkircbe 
eine  andere  als  fttr  eine  Pfarrkirche  in  der  Stadt 
oder  anf  dem  Lande  nothwendig. 

s  Dies  folgt  darans,  dass,  soweit  für  die  kirch- 
liche Anstalt  ein  besonderes  gottesdienstliches 
Qebände  erfordert  wird ,  die  Bestimmnng  in  Be- 
treff des  letzteren  ein  wesentlicher  Bestandtheil 
des  Enichtnngsaktes  ist,  nnd  eine  solche  Bestim- 
mung nur  unter  Prüfung  der  Oeeignetheit  des- 
selben erfolgen  kann. 

Vorausgesetzt  ist  hier ,  dass  die  nothwendigen 
Mittel  für  die  Herstellung  des  Gebäudes  Tor- 
handen  sind.  Die  Erörterung  darüber ,  in  wel- 
chem umfange  diese  von  etwaigen  Pflichtigen 
zu  beschaffen  sind ,  gehört  nicht  in  diesen  Zu- 
sammenhang. 

s  Bd.  n.  8.  887.  Freilich  wird  gewöhnlich  die 
nähere  Bestimmung  dem  herkömmlicher  Welse 
für  die  Durchführung  der  erforderliöhen  Mass- 


nahmen ernannten  pipsüiohen  Exekuttir  über- 
lassen, s.  a.  a.  O. 

*  In  Uebereinstimmung  hiermit  schreiben  die 
neueren  Partikularsynoden  Tlelfach  die  Torj^n- 
gige  Einreichung  der  BaupUne  ror,  s.  o.  S.  320. 
n.  6;  s.  auch  Diöoes.  Syn.  Neapel  1882^  Aich.  f. 
kath.  K.  R.  61,  54:  ^Nemo  praesumat  allquam 
ecclesiam  aut  Oratorium  publicum  exigere  sine 
praoTla  nostra  Itcentia  et  appiobatione  de  loco, 
fonna  et  decore  ipsius  ecclesiae  vel  oratoiil^ 
Dabei  kommt  auch  der  8.  321.  n.  7  gedachte 
Gesichtspunkt  in  Betracht 

B  Die  in  der  Tor.  Anm.  dt.  Synoden  solireiben 
die  bischöfliche  Genehmigung  ebenfalls  für  solche 
Aenderungen  vor. 

^  Denn  dem  Papst  ist  allein  die  Ezriehtung 
und  Yerilnderung  der  Bisthümer  und  KoUeglat^ 
Stifter  als  solcher  yorbehalten.  Darum  handelt 
es  sich  hier  aber  nicht. 

7  Weil  hier  immer  eine  wichtigere  Yer&adeiuog 
in  Frage  steht,  Bd.  II,  8.  166. 
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inneren  Einriohtiuig  der  Eirehe  offen.  Die  Entscheidung  darüber  gehdrt  an  sich  nicht 
zn  dem  Geschftftskrois  der  den  kirchlichen  Oberen  soBtehenden  Leitung  der  gcttes- 
diensiliohen  Einrichtungen  und  ihrer  Aufsicht  Hber  dieselben ,  vielmehr  kommt  diese 
denjenigen  zu,  welche  das  Qebftude  auf  ihre  Kosten  errichten  lassen  oder  zu  er- 
riehten  verpffichtet  sind ,  beziehentlich  den  Organen  der  kirchlichen  Anstalt,  welche 
dss  YermOgen  der  letzteren  zu  verwalten  und  aus  diesem  oder  aus  den  fftr  die 
Anstalt  au  beschaffenden  Mitteln  die  Baukosten  zu  gewähren  haben  *. 

Soweit  es  sich  um  die  freiwillige  Uebemahme  eines  Kirchenbaues  handelt,  ist 
deijenige,  welcher  das  Geld  dazu  gewährt,  (z.  B.  der  Stifter  einer  Elirche)  beftigt, 
die  näheren  Bedingungen  ftr  die  Verwendung  seines  Oeldes  festzusetzen. 

Nicht  anders  liegt  der  Fall,  wenn  der  Baulastpffichtige  oder  ein  kirchliches 
Yerm(^6n8verwaltungs-0rgan,  welches  für  eine  Pflichtige  Gemeinde  aus  demEirohen- 
Termögen  oder  durch  Ausschreibung  von  Auflagen  die  Kosten  zu  decken  hat,  mehr  als 
den  Bothwendigen  durch  die  rechtliche  Pflicht  bedingten  Betrag  sich  aufzubringen 
verbietet. 

Der  kirchliche  Obere  ist  kraft  seiner  Oberaufsicht  ttber  die  Vermögensverwal- 
tmg  nur  einzugreifen  beftigt,  wenn  es  sich  lediglich  um  den  nothwendig  zu  gewäh- 
lenden  Betrag  handelt ,  weil  er  das  Mass  des  absolut  Erforderlichen  zu  bestimmen 
bat,  und  soweit  das  Verwaltungsorgan  mehr  als  dieses  gewähren  will,  insofern  als 
er  solche  Aufwendungen,  welche  für  die  kirchlichen  und  finanziellen  Verhältnisse 

m 

der  betheiligten  Gemeinde  unangemessen  sind  und  sich  als  Verschwendung  darstellen 
wurden,  zu  untersagen  befugt  ist. 

Abgesehen  davon  folgt  aber  weiter  aus  dem  Oberaufrichtsrecht  der  kirchlichen 
Oberen  Aber  die  Gottesdienstverwaltung,  dass  ihnen  die  PrttAing  darflber  zusteht, 
ob  die  in  Aussicht  genommene  äussere  und  innere  Einrichtung  des  kirchlichen  Ge- 
bäudes nicht  nur  mit  der  Wärde  des  katholischen  Gottesdienstes  vereinbar  ist,  son- 
dern auch  ob  dieselbe,  wennschon  sie  die  Baulichk^t  in  ihrer  Gestalt  und  Einrich- 
tong  als  an  sich  zum  liturgischen  Gebrauch  geeignet  erscheinen  lässt,  der  kirchlichen 
Anschauung,  dem  kirchlichen  Herkommen  und  dem  Stil  kirchlicher  Kunst  flberhaupt 
entspricht. 

in  den  Fällen,  in  denen  die  Stiftung  einer  Kirche  freiwillig  angeboten  ist,  bleibt 
allerdings,  wenn  der  Stifter  sich  nicht  fügen  will,  nichts  anderes  ftbrig,  als  die  Ge- 
nehmigung für  die  Errichtung  derselben  abzulehnen. 

Dagegen  kann  der  Eorchenobere  in  den  anderen  Fällen,  selbst  wenn  die  Baupflich- 
tigen mehr  als  das  unbedingt  NOthige  auf  denBau  verwenden  wollen,  beanspruchen,  dass 
eine  Aenderung  der  Vorschläge  in  den  von  ihm  beanstandeten  Punkten  erfolgt,  und 
nOthigenMls  selbst, wenn  keine  Einigung  zu  erzielen  ist,  die  erforderlichen  Festsetzungen 
machen.  Die  ihm  amtlich  untergebenen  Verwalter  kirchlicher  Mittel  haben  rechtlich 
eine  andere  Stellung  als  eine  Person,  welche  der  Kirche  aus  dem  zu  ihrer  freien  Ver- 
fügung stehenden  Vermögen  Zuwendungen  macht.  Sie  sind  verpflichtet,  die  kirch- 
lichen Fonds  nach  kirchlichen  Gesichtspunkten  zu  verwalten  und  zu  verwenden, 
dürfen  also  auch  da,  wo  sie  im  kirchlichen  Interesse  mehr  als  das  gerade  rechtlich 
Erforderliche  zu  gewähren  beschliessen,  nicht  dieses  oberste,  ihre  amtliche  Thätigkeit 


*  Z.  B.  dem  Patron  fflr  die  Patronatkirohe,      den  Eirchenaltesten ,  in  Prenssen  dem  Kirchen- 
wenn  er  die  Banlast  allein  tr2gt,  dem  Pfarrer  mit      Yoistande  für  eine  Pfarrgemeinde. 
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I.  Die  Hierarehie  und  die  Leitung  der  Sirelie  durch  dieselbe. 


[§.  «7. 


regelnde  Prinzip  aas&er  Adit  lassen,  und  wo  dies  gesoMeht,  ist  der  kii ehUehe  Obere 
bereeUigty  kraft  seines  Anfsichtsreohtes  korrigirend  einzagreifen  ^. 

n.  Dauernde  Ausschmückung  der  kirchlichen  Gebftnde.  Abge- 
sehen von  der  inneren  Einrichtung  des  kirchlichen  Qebftudes,  welche  zum  gottes- 
dienstlichen  Qebrauch  nothwendig  ist,  kommt  ferner  die  zur  Vermehrung  der  Andacht 
und  zur  Verschönerung  dienende  Ausstattung  oder  Ausschmückung  der  Kirche  ^ 
sowie  die  Anbringung  von  Erinnerungszeichen  an  besondere  Begebenheiten  und  an 
einzelne  verdiente  Personen,  namentlich  solche,  welche  zu  der  Kirche  in  Beziehung 
gestanden  haben,  in  Frage'. 

So  weit  dergleichen  Gegenstftnde  aus  dem  Vermögen  der  betreffenden  kirehliehen 
Anstalt  beschafft  werden  sollen,  hat  das  zur  Verwaltung  desselben  bestimmte  Ocgan^ 
bei  Kirchen,  welche  im  Eigenthum  einer  nicht  kirchlichen  juristischen  oder  physiacheii 
Person  stehen,  diese  darüber  zu  befinden,  es  sei  denn,  dass  die  Kirche  ausschliess- 
lich  und  ledigUch  dem  öffentlichen  Gebrauche  überwiesen  worden  wäre^.  Handelt 
es  sich  um  freiwillige  Zuwendungen  solcher  Sachen  durch  dritte  Personen ,  so  ist 
auch  die  Annahme  derselben  durch  da^enige  Organ ,  welches  die  durch  die  Frei- 
gebigkeit bedachte  Kirche  in  vermögensrechtlicher  Beziehung  vertritt  <^,  erforderlich. 

Weiter  kommt  hier  ebenfalls  der  Gesichtspunkt  in  Betracht,  dass  alle  diese 
Gegenstftnde  nichts  der  Lehre  der  katholischen  Kirche  Widersprechendes  darstellen, 
mit  der  Würde  des  Gotteshauses  und  Gottesdienstes  Unvereinbares  und  das  fromme 
GeAhl  und  die  Andacht  Störendes  enthalten  dürfen.  Die  Entscheidung  darüber  liegt 
in  den  Hftnden  desjenigen  kirchlichen  Beamten,  welcher  den  (Gottesdienst  zu  leiten 
hat  Dieser  ist  also  bef^,  die  Aufstellung  und  Anbringung  von  Gegenständen, 
welche  den  gedachten  Erfordernissen  nicht  entsprechen,  zu  untersagen  und  nöthigen- 
falls  solche  entfernen  zu  lassen.  Dieses  Becht  ist  aber  seiner  Natur  nach  ein  negir 
tives^,  und  enthält  nicht  die  Befngniss,  positive  Anordnungen  über  die  Beschaffung 
und  Anbringung  solcher  Gegenstände  zu  treffen^. 


*  Zu  weit  geht  daher  m.  E.  das  Prager  Prov. 
Konz.  y.  1860,  coli.  oonc.  Lac.  5,  625:  „Archi- 
tecturae  forma  seu  dispositio  cum  multlplez.  esse 
poBsit,  illa  pro  arbitrio  episcopi  eligatar,  quae 
praesertim  repraesentandls  orthodoxae  fldei  mys- 
teriis  et  traditioni  eccleaiasticae  aeqiie  ac  arti, 
duce  ecclesia  excultae,  apprime  convenit" ,  wenn 
68  alles  in  das  BeUeben  des  Bischofs  stellt.  Nicht 
so  weit  Köln  1860, 1.  c.  p.  373. 

2  Durch  Gemälde ,  Statuen ,  gemalte  Fenster, 
Reliefs  an  den  Kanzeln ,  Yerzlemng  der  Altare, 
der  Clborien  u.  s.  w. 

3  Von  Inschriften,  Grab-  und  anderen  Monu- 
menten, Statuen  oder  Bilder  berühmter  Personen 
(z.  B.  der  Stifter  oder  Geistlichen  der  Kirche). 

*  S.  0.  S.  333.  n.  1  Torbehaltlich  der  Mitwir- 
kung des  kirchlichen  Oberen  kraft  seiner  An^ 
sieht  über  die  Vermögensverwaltung  (s.  darüber 
0.  S.  333).  Für  das  Gebiet  des  französischen  Rechts 
Tgl.  Fabrikdekret  ▼.  1809  Art  37 :  „Les  charges  de 
la  fabrlque  sont :  ...  3.  de  pourvoir  &  la  d^coratlon 
et  aux  d^penses  relatives  ä  Tembellissement  In- 
terieur de  r^gllse^,  so  dass  also  hier  in  Ueberein- 
Btimmung  mit  dem  im  Text  entwickelten  Prin- 
zip das  Klrchmeisterbureau  (le  bureau  des  nar- 
quilliers)  entscheidet  (vorbehaltlloh  der  Zustim- 


mung des  Fabrikrathes  bei  Ausgaben  über  den 
Betrag  Ton  50  frcs.,  1.  c.  Art  12) ,  Tgl.  aneh 
Andre,  coars  alphab^tique  de  la  ItfgislaAion  d- 
Tile  eccMsiastiqne  4.  4ä.  %  533,  so  auch  in  £1- 
sass- Lothringen,  während  In  der  pFenss. 
Rheinprovinz  der  Kirohenvorstand  nach  dem,  Ges. 
vom  20.  Juni  1875  SS-  ö.  8.  67  an  Stelle  des 
Kirchmelsterbureftus  getreten  ist 
'  fi  Denn  dann  hat  sich  der  Eigenthumer  jeder 
Disposition  über  die  Kirche  begeben.  An  seine 
Stelle  tdtt  das  die  Kirche  verwaltende  Oxgmn. 
Anders  steht  es  bei  den  dem  öffentlichen  Gottes- 
dienste überlassenen  Kapellen ,  welche  in  erster 
Linie  noch  den  Zwecken  des  EigentiiüineiEs  di»> 
neu,  s.  S.  317.  n.  3. 

0  Weil  es  hier  eines  vermogensreoliitUchen 
Aktes,  nämlich  der  Annahme  der  Schenkung 
oder  der  letztwilligen  Zuwendung  bedarf ,  selbst 
dann,  wenn  keine  Lasten  damit  verbunden  sind. 

f  Ungeeignete  Gegenstande,  welche  dritte 
stiften  wollen ,  müssen  auf  Anordnung  des  ra- 
Ständigen  kirchlichen  Beamten  durch  die  zur  An- 
nahme befugten  Organe  zurückgewiesen  Trerden, 
und  ist  eine  solche  bereits  erfolgt,  se  dürfen  eie 
doch  nicht  in  der  Kirche  aufgestellt  weiden. 

8  Denn  in  dieser  Beziehong  kommt  nicht  das 


§.  217.]        Die  Verwaltung  des  Kultus.  Die  Ausschmückung  d.  kirohl.  Gebäude. 
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Der  sast&Bdige  kirohliche  Beamte,  welcher  das  gedachte  Recht  auBsnüben  hat, 
ist  derjenige  Oeistliehe,  welchem  die  unmittelbare  Leitung  des  Gottesdienstes  an  der 
in  Frage  stehenden  Kirche  zukommt^ ,  also  far  die  Regel  der  Pfarrer 2.  Partiknlar- 
leehtUch  ist  aber  die  An&tellung  und  Anbringung  neuer  Bilder  und  Statuen  tlber- 
]ianpt^,  sowie  die  Errichtung  und  Aufstellung  von  Denkmälern,  die  Anbringung  von 
Inschriften,  Wappen  und  ähnlichen  Erinnerungszeichen  von  der  Erlaubniss  des  Or- 
dinarius^ abhängig  gemacht. 

Ueber  Aenderungen  in  Betreff  der  genannten  Gegenstände  und  der  damit  au- 
sammenhängenden  Einrichtungen,  femer  über  ihre  Entfernung  aus  der  Kirche  haben 
dieselben  Personen  und  Organe^  zu  beschliessen ,  welche  über  die  Zulassung  und 
Anbringung  zu  bestimmen  berechtigt  sind®,  und  ebenso  hat  dabei  der  zur  Leitung 
des  Gottesdienstes  berufene  Geistliche  das  vorhin  gedachte  Widerspruchsrecht. 
Partikularrechtlioh  ist  aber  für  derartige  Verfügungen.,  sofern  sie  erhebliche  Yerän- 
dernngen  bedingen  oder  werthvoUe  Gegenstände  betreffen,  gleichfalls  die  Genehmi- 
gung des  Ordinarius  vorgeschrieben  7. 


Beeht  xut  Leitung  des  Gottesdienstes ,  sondern 
die  Frage  lutoh  der  zeohtlichen  Pflicht  zur  Be- 
Eoliaffimg  der  für  den  Gottesdienst  nothigen 
Sachen  nnd  die  Befngnlss ,  die  £rf QUnng  dieser 
Pfiidit  XU  eizwingen,  in  Betracht. 
<  a  auch  Andr^  1.  c  2,  553. 

*  Das  gemeine  Recht  Terlangt  allein  für  die 
Aofstellnng  aagew$hnlioher  Bilder  und  Statuen 
die  Genehmigung  nicht  des  Ordinarins  ,  sondern 
des  Dlöceaanhisehofs  (s.  o.  S.  278)  und  bestätigt 
dadurch  die  im  Text  hingestellte  Regel.  In  Ueher- 
elnsdnunung  hiermit  die  neueren  Partiknlar- 
cynoden,  s.  die  ProT.  Konz.  t.  Wien  1858 ,  Köln 
1860  n.  Utrecht  1860,  coli,  conc  Lac  5,  17& 
373  o.  864;  Tgl.  femer  Quebec  1854  u.  Tuam  1858, 
1.  c  3 ,  860 ,  880 ;  Dlöces.  Syn.  v.  Fünfkirchen 
1863,  Arch.  f.  kath.  K.  R.  12,  442 ;  Prag  1863, 
a,  a.  0. 14,  287 ;  Paderborn  1867,  a.  a.  0. 20,  423. 

3  S.  0.  S.  278.  n.  7. 

*  S.  Utrecht  1865,  coli.  conc.  Lac  5, 865  (^,monu- 
menta,  mausolea  vel  alia  id  genus  engere  Ütulosve 
lapidi  consignatos  inscribere") ;  Urblno  1869, 
1.  c  9,  30  (^elogia ,  inscriptiones  et  qaae  sunt 
hoiiu  genezis^') ;  RaTenua  18ÖÖ ,  a.  a.  O.  6,  175 
(inseiiptionea  aut  epitaphia,  res  gestas  defancto- 
nun  aut  viztates  referentia") ;  Neapel  1882,  Ärch. 
f.  kath.  K.  R.  61 ,  55  („novas  inscriptiones  ap- 
ponere  slve  in  muris  slve  in  atrlis  sive  in  pavl- 
mentU  sive  in  sacrarlo  ipsius  ecclesiae  vel  ora- 
toili^  Diese  Beschränkung  des  Rechtes  des  Pfar- 
rers ist  gemeinxechtUch  statthaft ,  weil  es  sich 
hierbei  nicht  um  Dinge  handelt ,  welche  an  sich 
für  den  gottesdienstlichen  Gebrauch  des  Gebäudes 
bestimmt  sind  oder  diesem  zu  dienen  bezwecken, 
also  die  Bestimmung  darüber  schon  über  die 
blosse  gottesdienstUche  Leitung  und  Aufsicht  des 
Pfarrers  hinausgeht.  Es  kommen  hierbei  eine 
Reihe  anderer  Gesichtspunkte,  so  namentlich  die 
Aufrechterhaltung  einer  einheitlichen  Praxis  für 
Ehrenbezeugungen,  welche  dabei  gewissen  Per- 
sonen  und  deren  Familien  erwiesen  werden,  wei- 
ter die  Prüfung  der  Bedeutung  der  durch  kirch- 
liehe Inschriften  zu  Tezewigenden  Ereignisse, 
ferner  (so    bei    der  Anbringung  von  Wappen, 


welche  als  Beweismittel  für  Patronat-  nnd  andere 
Rechte  auf  Kirchen  benutzt  werden  können, 
Ferraris  s.  y.  arma  n.  14fr),  die  Untersuchung 
der  Berechtigung  darauf  gehender  Ansprüche  und 
die  Wahrung  der  kirchlichen  Rechte  in  Frage. 

Das  franzosis.  Fabr.  Dekr.  y.  30.  Dezember 
1809  Art.  73 :  „Nul  c^notaphe,  nullesinscriptions, 
nuls  monuments  fundbres  ou  autres  de  quelque 
genre  que  ce  soit,  ne  pourront  etre  plaotfs  dans  les 
tfglises  que  sur  la  proposition  de  P^y^que  dioc^sain 
et  la  permission  de  notre  ministre  des  cultes^  ver- 
langt ausser  der  Genehmigung  des  Bischofs  auch 
die  des  Kultusministers  (in  Elsass-Loth- 
ringen  des  MiniBteriums),  An d r  tf  L  c.  3,  247 ; 
G  e  1  g  e  1,  d.  französ.  u.  reichsLänd.  Staatskirchen- 
recht S.  38.  Für  die  preussische  Rhein provinz 
ist  aber  die  letztere  durch  den  Art.  16  der  Verf. 
Urk.  V.  1850  beseitigt  worden,  da  es  sich  hierbei 
um  die  Verfügung  über  den  inneren  Raum  der 
Kirche  handelt,  und  diese  weder  eine  staatliche 
Angelegenheit  ist ,  noch  das  staatliche  Interesse 
berührt. 

6  S.  0.  S.  334. 

0  Bestehende  Rechte  auf  Beibehaltung  solcher 
Gegenstände,  z.  B.  das  Recht  des  Patrons  auf  sein 
Wappen,  Bd.  111  S.  66,  oder  ähnliche  durch  Vor- 
behalt bei  der  Stiftung  für  den  Stifter  und  seine 
Erben  begründete  Rechte  dürfen  aber  nicht  be- 
einträchtigt werden. 

"7  Utrecht  1865,  coli.  conc.  Lac  5,  866 :  nAbe- 
que  consensu  ordinarii  nulla  altaria  flxa  diruere 
licet,  uullas  pictnras ,  statuas  aliasve  sculpturas 
amovere  et  cum  aliis  immutare,  nulla  monumenta 
demoUri«;  Westminster  1852,  1.  c3.  942: 
„Nihil  innovet  (rector)  vel  addendo  vel  alienando 
vel  etiam  notabiliter  Immutando,  inconsulto 
eniscopo" ;  Fünfkirchen  1863,  Arch.  f.  kath.  K.  R. 
12, 442 :  „necantiqna  altaria  diruanturvel  monu- 
menta destruantur  sine  annutu  ordlnariatus" ; 
Neapel  1882,  a.  a.  0.  61,  56:  „nefas  sit,  Ulis 
(rectoribuB  ccclesiarum)  tabulam  principalem  al- 
tarium  vel  quamcumque  aliam ,  etiam  praetextu 
novam  et  meliorem  substituendi ,  a  suis  locis 
amovere  sine  nostra  vel  vicarii  nostri  generalis 
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I.  Die  Hierarchie  und  die  Leitung  der  Kirohe  dureh  dieselbe. 


[fWl. 


in.  Die  Votiv^Geschenke^  Voten,  Votivtafeln.  Schon  seit  dem 
5.  Jahrhundert  ist  die  Sitte  bezeugt;  dass  die  Glftnbigen  ans  Dankbarkeit  ftr  erfolgte 
Gebetserhörungen  Bilder,  welche  anf  den  Vorgang  beztlgliehe  Darstellnngen  ent- 
hielten, oder  auch  Nachbildungen  von  Eörpertheilen  aus  edlem  Metali  oder  ans 
Wachs  zur  Anfstellnng  nnd  Anfhftngong  in  den  Kirchen  nnd  an  den  Altiren  dar- 
brachten^, und  diese  Gewohnheit  hat  sich  bis  heate  in  der  katholischen  Kirche  er- 
halten. Solche  Gegenstände  haben  im  Gegensatz  zn  den  nnter  U.  gedachten  in  erster 
Linie  den  Zweck,  der  Befiiedigang  der  religiösen  Gefdhle  des  einzelnen ,  nicht  dem 
allgemeinen  Zweck  einer  angemessenen  Ausstattung  und  Ausschmttckung  des  kirch- 
lichen Gebäudes  zu  dienen  K  Zweifellos  sollen  solche  Sachen  nach  der  Absicht  der 
sie  widmenden  Gläubigen  in  das  Eigenthum  derjenigen  kirchlichen  Stiftung,  fttr 
welche  sie  bestimmt  sind,  fibergehen.  Die  Schenkung  ist  aber  hier  mit  dem  Modus 
belastet,  dass  diese  Gegenstände  an  einer  bestimmten  Stelle  der  Kirche  aufgehängt 
oder  aufgestellt  werden.  Darflber,  ob  die  Erffillung  dieser  Auflage  statthaft  ist,  hat 
unter  der  Berücksichtigung  der  darüber  bestehenden  allgemeinen  und  partikular- 
rechtlichen Normen,  welche  gewisse  Gegenstände  ausschliessen^,  deijenige  (Geist- 
liche, welchem  die  Leitung  des  Gottesdienstes  zukommt,  zu  befinden,  sofern  nicht 
etwa  in  einzelnen  Fällen  dem  Ordinarius  die  Befugniss  dazu  vorbehalten  ist^,  denn 
hierbei  kommen  die  o.  S.  335  gedachten  Gesichtspunkte  ebenfalls  in  Betrachts 

Was  die  Nothwendigkeit  einer  Zustimmung  des  das  Kirchengut  verwaltenden 
Organs  oder  des  Eigenthümers  des  kirchlichen  Gebäudes  betrifit ,  so  erscheint  diese 
fär  den  Fall ,  dass  in  einer  DiOcese  oder  einer  Kirche  die  erwähnte  Sitte  besteht, 


lieentla,  qnae  post  visltotionem  localem  in  scrip- 
ÜB  eoncedetur.  Qai  secas  fecerint ,  praeter  poe- 
nas  nostro  arbitrio  iafligendaa  tenentui  omnia  In 
pristiniim  quam  citissime  resütaere . . .  Item  sine 
nostra  IJcentia  et  approbatione  nefas  sit,  Teteres 
inscrlptiones  a  proprio  loco  removere^.  Tgl. 
über  die  Nothwendigkeit  der  erzbischoflichenOe- 
nebmignng  für  Köln  Dnmont,  Samml.  kircbl. 
Erlasse  8.  2ö8.  2Ö4  (wegen  Aufbewahrung  Ton 
Kriegsdenkmünzen  in  der  Sakristei).  Nicht  soweit 
geht  Wien  1868,  coli.  Lac.  5,  176:  „Imagines  et 
omamenta,  qnae  vetustate  deform  ata  esse  riden- 
tnr,  absqueTlroram  peritoram  consiliis  non  remo- 
reantor,  ne  contlngat,  nt  rebus  arte  et  Indnstrla 
potloribns  substitnantnr  aliae  quae  nnllam  qnam 
noTitatls  commendatlonem  habeut''.  Derartige 
Anordnungen  ,  wie  die  mitgethellten ,  liegen  in 
der  Zuständigkeit  der  Provinzial  -  Synoden  und 
Ordinarien,  well  hier  auch  die  Oberaufsicht 
Über  die  Bewahrung  werthvoUer  Kirchensachen, 
also  das  Recht  zur  Leitung  der  Vermögensver- 
waltung, mit  in  Frage  kommt. 

*  S.  Theodoret,  Bischof  v.Gypern,  'EXXtjvix&v 
0epaiceuTtxi^  ica^fidtrav  (ed  Herrn.  Gaisford. 
Oxon.  1839)L8;  vgl.  Binterlm,  Denkwürdig- 
keiten der  christkatholischen  Kirche  lY.  i,  658  ff. 

*  Daher  trugen  diese  Geschenke  vielfach  die 
Bezeichnung :  ex  voto. 

^  Selbstverständlich  können  ans  denselben 
Gründen  auch  solche  Sachen,  welche  für  die  zu- 
letzt gedachten  Zwecke  und  für  den  kirchliehen 
Gebrauch  (wie  z.  B.  Kelche)  bestimmt  sind ,  ge- 
stiftet werden. 


*  S.  0.  S.  278  u.  Congr.  rlt.  t.  1881 ,  Areh.  t 
k.  K.  R.  49,  129,  wonach  Wachsbilder,  welche 
geheilte  Korpertheile  darstellen,  nicht  aufgehängt 
und  unter  Belehrung  des  Volkes  möglichst  ent- 
fernt werden  sollen.  Ans  früher  Zeit  gehört  hier- 
her Auxerre  t.  685  (o.  578)  c.  3 :  „  .  •  .  quioum- 
que  TOtum  habuerit ,  in  ecclesla  vlgilet  et  matd- 
culae  (dem  Verzelchniss  der  Kleriker,  zum  Besten 
derselben)  ipsum  TOtum  aut  pauperibos  reddat, 
nee  sculptilia  aut  pede  aut  homine  lineo  (soll 
helssen  ligno,  s.  c.  4  und  He  feie,  Gonc.  G<«ch. 
342)  fleri  penitus  praesumat",  aus  der  neuesten, 
8.  Dioces.  Syn.  Neapel  v.  1882 ,  Areh.  f.  kath. 
K.  R.  51,  56 :  „Imaginea  ex  cera  Tel  tabellas  vo- 
tivas ,  sl  quid  minus  honest!  prae  se  femnt,  pa- 
rletibus  eccleciae  Tel  aris  vel  simnlacris  in  testi- 
monium  accepti  beneflcii  suspendi  prohlbemus: 
et  generatim  quaecumque  picturae  et  seulptuiae 
genera  in  ecclesia  apponi  sine  curiae  nostrae 
districte  vetamns.  Item  imagines ,  quae  anlmas 
in  purgatorio  poenam  admlssomm  luentes  re- 
praesentant,  ab  altaribus  removeri  luhemus''. 

6  S.  die  S.  335  in  den  Anmerkungen  citlrten 
Stellen,  welche  in  Bezug  der  Bilder  und  Statuen 
nicht  nach  dem  Zwecke ,  zu  welchem  sie  aufge- 
stellt werden  sollen,  unterscheiden,  alao  auch 
fQr  solche  Weihegeschenke,  zur  Anwendung 
kommen. 

0  Wird  die  Aufstellung  oder  Aufhängung  aus 
derartigen  Gründen  verweigert ,  so  ist  die  Sache 
dem  £lgenthümer  zurückzugeben ,  weil  der  Mo- 
dus nicht  erfüllt  werden  kann. 
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nicht  eiforderlieh,  weil  durch  die  Besümmnng  des  kirchlichen  Gebäudes  zur  gottes- 
dienstlichen  Verehrnng  dasselbe  auch  ohne  Weiteres  mit  fttr  diese  Zwecke  ^  znr  Yer- 
fttgnng  gestellt  ist^.  Sowie  aber  solche  Weihegeschenke  einen  anderen  als  den  üb- 
lichen Charakter  haben,  oder  nicht  an  dem  dafür  bestimmten  Platz  nntergebracht 
werden  kdnnen^^  fällt  die  Anbringung  solcher  aus  dem  Rahmen  des  stillschweigend 
Gestatteten  hinaus,  und  stellt  sich  entweder  als  eine  besondere  Ausstattung  oder  Aus- 
Bchmtteknng  des  Innern  des  Gebäudes  oder  mindestens  als  eine  Disposition  über  den 
nicht  zu  dem  gedachten  Zwecke  ein  für  alle  Mal  bestimmten  Raum  dar.  Es  wird  da- 
her in  solchen  Fällen  dasjenige  Organ  oder  dasjenige  Rechtssubjekt,  welches  über 
das  Kirchengut  zu  verfügen  hat,  seine  Zustimmung  zu  ertheilen  haben  ^. 

E.  Die  Benutzung  der  kircMichen  Oehäude. 

§.  218.  a.  Zu  den  besÜmmungsmässigengottesdienstUchen  Zwecken.  Besondere  Verhaltniese 
bei  gewissen  Kirchen,   Gebrauchsrechte  an  den  Kirchen  und  den  Kirchensitzen. 

I.  Im  allgemeinen.  Jedes  kirchliche  Gebäude,  welches  ordnungsmässig  zum 
Gottesdienste  bestimmt  ist,  dient  in  erster  Linie  denjenigen  gottesdienstlichen  Zwecken, 
zu  welchen  es  errichtet  ist.  Zu  diesen  kann  und  soll  es  nach  Massgabe  der  näheren 
Zweckbestimmung^  und  nach  Massgabe  der  allgemeinen  liturgischen  Vorschriften <^, 
sowie  der  besonderen  fär  die  Didcese^  bestehenden  und  der  lokalen  Gottesdienst- 
ordnung ^  benutzt  werden.  Werden  besondere  Anordnungen  erforderlich,  so  hat 
diese  der  Ordinarius,  beziehentlich  auch  der  Vorsteher  der  betrefifenden  Kirche  zu 
erlassen^. 

EL.  Die  Benutzung  der  öffentlichen  Kirchen  und  Kapellen,  welche 
im  Priyateigenthum  nicht  kirchlicher,  juristischer  oder  physischer 
Personen  stehen.  Das  Gesagte  gilt  auch  bei  den  Kirchen  oder  Kapellen,  welche 
nicht  im  kirchlichen  Eigenthum  stehen,  sofern  sie  nach  der  Bestimmung  oder  in  Folge 
der  Gestattung  des  Eigenthümers  dem  öffentlichen  Gottesdienste  gewidmet  worden 
sind  ^^.  Denn  auf  diesen  steht  dem  Eigenthümer  als  solchem  keine  Einwirkung  zu, 
und  hat  er  einmal  den  Gebrauch  zu  dem  gedachten  Zwecke  gestattet,  so  hat  er  sich 
damit  auch  der  Einwirkung  auf  die  nähere  Bestimmung  desselben  begeben.  Eine 
solche  muss  er  sich  vorher  wahren,  ehe  er  das  Gebäude  der  kirchlichen  Benutzung 
anheim  giebt.  Dabei  ist  er  berechtigt,  die  Dauer  derselben  zu  bestimmen ^^,  ferner 
Bedingungen  hinsichtlich  der  Art  des  Gottesdienstes  zu  machen,  so  fern  diese  nach 
den  allgemein  geltenden  liturgischen  Vorschriften  an  sich  statthaft  ^'^,  und  die  etwaigen 
Modalitäten  der  Abhaltung  mit  diesen  vereinbar  sind^^. 


1  Das  gilt  namentlich  ffir  Wallfahrtskirchen,  ^  S.  9. 

fOr  welche  eine  solche  Sitte    oft  Jahrhunderte  "^  S.  13  if. 

lang  besteht  ^  S.  15.  n.  1. 

)  In  der  hier  ein  für  alle  Mal  gestatteten  Auf-  ^  S.  S.  16.  n.  1  ff. 

hangnng  liegt  anch  zugleich  die  stillschweigende  ^0  Vgl.  o.  S.  168. 

Annahme  der  Schenkung.  *^  Also  auch  den  Gebrauch  nur  precario  oder 

s  Wenn  es  sich  z.  B.  nm  ein  grosses,  sehr  viel  auf  Widerruf  einzuräumen,  s.  o.  S.  174  n.  2. 

Platz  beanspruchendes  Gemälde  oder  eine  grosse  ^^  Wie  die  Abhaltung  bestimmter  VotiYmessen, 

Sutne  bandelt.  s.  o.  S.  194.  196.  196. 

«  Vgl.  0.  S.  334.  *3  So  kann  z.  B.  nicht  die  Abänderung  der  11- 

^  S.  o.  S.  306 ff.  turgischen  Formulare  bei  der  Messe,  nicht  die 

Hinsehitts,  Eiichenrecht  IV.  22 
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Derartige  BeschrAnknngen  können  ausdrQoklich  oder  stillschweigend  gemacht 
werden.  Das  letztere  ist  namentlich  der  Fall,  wenn  das  kirchliehe  Oebftade  nicht 
schlechthin  ftlr  den  öffentlichen  Gottesdienst,  sondern  blos  zu  den  Zwecken  und  fQr 
die  Bedflrfhisse  einer  bestinunten  Anzahl  von  Personen  überlassen  wird,  wenn  z.  B. 
der  Staat  eine  Garnison-,  eine  Gefilngniss-,  eine  Kommune  eine  Krankenhaus-Kirche 
errichtet.  Hier  soll  die  Kirche  stiftungsmässig  gerade  fAr  den  Gottesdienst  dieser 
Personen  dienen,  und  daher  haben  die  kirchlichen  Oberen,  wenn  sie  die  gottesdienst- 
liche Bestimmung  solcher  Kirchen  durch  ihre  Widmung  oder  ihre  Konsekration  ge- 
nehmigt haben,  die  Gottesdienstordnung  für  dieselben  nach  den  gedachten  Bedflrf- 
nissen  einzurichten  und  in  Gemflssheit  der  letzteren  auch  den  Gottesdienst  abhalten  zu 
lassen  ^  Da  aber  auch  in  diesen  Fällen  den  Leitern  und  Behörden  solcher  Personen- 
kreise  und  Anstalten  an  sich  kein  Recht  zu  gottesdienstlichen  Anordnungen  zusteht, 
so  sind  diese  nicht  befugt,  die  Abhaltung  ausserordentlicher  Gottesdienste  ohne  die 
Genehmigung  der  zuständigen  Kirchenbehörde  vorzuschreiben^. 

Eine  analoge  Stellung,  wie  die  Leiter  und  Behörden  der  erwähnten  Anstalten 
hat  ferner  der  Eigenthflmer  bei  einer  Kapelle,  welche  von  demselben  zwar  in  erster 
Linie  fdr  seinen  eigenen  Gottesdienst  und  den  seiner  Familie  errichtet  worden  ist, 
welche  aber,  weil  er  auch  andere  Personen  daran  theilnehmen  lässt,  den  Charakter 
öffentlicher  Kapellen  erhalten  hat^.  Auch  dieser  kann  nicht  kraft  seines  Eigenthums- 
rechtes,  aber  kraft  der  Zweckbestimmung,  welche  er  seiner  Kapelle  gegeben  hat, 
zunächst  die  Berücksichtigung  seiner  gottesdienstlichen  Bedflrftiisse  seitens  der  von 
ihm  angestellten  oder  zugezogenen  Geistlichen,  soweit  es  sich  um  die  äussere  Ord- 
nung des  Gottesdienstes  innerhalb  der  vorhin  gedachten  Grenzen  handelt,  verlangen. 
Rflcksicht  auf  die  Bedflrfnisse  derjenigen  Personen ,  welche  er  an  dem  Gottesdienste 
theilnehmen  lässt,  braucht  er  nicht  zu  nehmen,  da  es  ftlr  den  öffentlichen  Charakter 
der  Kapelle  schon  genügt,  dass  er  ihnen  ein  fflr  alle  Mal  den  Zutritt  gewährt*.  Be- 
schränkungen in  dieser  Beziehung  können  aber  dadurch  eintreten,  dass  er  den  kirch- 
lichen Oberen  oder  einer  kirchlichen  Gemeinde  ein  fdr  alle  Mal  ein  festes  Recht  auf 
einen  bestimmten  gottesdienstlichen  Gebrauch  gewährt  hat,  wobei  selbstverständlich 
das  Mass  dieser  Einräumung  des  Näheren  über  den  Umfang  der  Benutzung  ent- 
scheidet^. 

Ebensowenig  erscheint  eine  Ersitzung  eines  derartigen  gottesdienstlichen  Qe- 
brauchrechtes  gegen  den  Eigenthttmer  zu  Gunsten  einer  Pfarrgemeinde  ausge- 
schlossen®, wobei  sich  der  Umfang  nach  Massgabe  der  Ersitzungshandlungen  be- 
stimmt. 

Endlich  schützt  auch  die  unvordenkliche  Verjährung  diejenigen,  welche  eine 


Abhaltangderflelben  an  einem  daza  ungeeigneten 
Tage  (z.  B.  am  Gharfreitage)  und  zu  einer  unzu- 
lässigen Stunde  yorgeschrieben  weiden,  s.  o. 
S.  190  ff. 

^  S.  0.  S.  16.  Ueber  das  Recht  zur  Aus- 
schliessung fremder  Personen,  s.  o.  S.  318.  n.  8. 

2  S.  0.  S.  219. 

8  S.  0.  S.  317. 

*  S.  0.  S.  317. 

^  Der  Eigenthümer  kann  z.  B.  die  Abhaltung 
des  Pfarrgottesdienstes  während  des  Umbaues  der 
Pfarrkirche  gestatten ,  er  kann  aber  auch  seine 
Kapelle  für  den   Gottesdienst   einer  Missions- 


pfarrel ,  welche  bisher  keine  eigene  Kirche  be- 
sitzt, einräumen. 

0  Denn  derartige  Rechte  sind  an  sich  nicht  von 
der  Ersitzung  ausgenommen,  da  das  kanonische 
Recht  dieselbe  bei  kirchlichen  Rechten  in  weite- 
stem Umfange  znlässt,  s.  Bd.  II.  S.  457,  und  auch 
der  Charakter  des  Gebäudes  als  eines  gottesdienst- 
lichen die  Erwerbung  der  erwähnten  Rechte  nicht 
hindert,  s.  o.  S.  169.  Die  Erfordernisse  der  Er- 
sitzung sind  die  allgemeinen  kanonischrecht- 
lichen, Tgl.  Bd.  III.  S.  82,  sofern  nicht  etwa,  wie 
in  Preussen,  besondere  partikularrechtUche  Nor- 
men gelten. 
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derartige  Kapelle  oder  Kirclie  ftlr  ihren  gotteadienstlichen  Zweck  gebraucht  haben, 
gegen  jede  Einschränkung  oder  gar  gegen  die  Verhinderung  der  seit  solcher  Zeit 
getlbten  Benntzung  derselben  \ 

Besteht  aber  eine  Verpflichtung  des  Eigenthttmers  seine  Kirche  dauernd  dem 
gottesdienstlichen  Gebrauch  zu  erhalten,  falls  dieselbe  nicht  eine  Privatkapelle  in  der 
0.  S.  314  näher  dargelegten  Bedeutung  ist? 

V7enn  die  Kirche  ftlr  die  Zwecke  einer  bestimmten  Anstalt  oder  einer  gewissen 
Personenklasse  errichtet  war ,  so  liegt  in  dieser  Widmung  schon  vornherein  die  Be- 
schränkung, dass  beim  Eintritt  von  Umständen,  welche  solche  Veränderungen  in 
Betreff  der  Anstalt  oder  des  Personenkreises  herbeiftlhren ,  dass  das  Gebäude  für 
diese  nicht  mehr  gebraucht  werden  kann  2,  die  Verbindlichkeit  fftr  den  Eigenthttmer 
aufhört,  sich  einer  anderweitigen  Verffigung  über  das  Gebäude  zu  enthalten.  In 
diesen  Fällen  ist  daher  der  kirchliche  Obere  auch  verpflichtet ,  die  etwa  geweihte 
Kapelle  zu  exekriren'. 

Im  übrigen  entscheidet  sich  die  Frage  zunächst  nach  dem  Umfange  der  Ver- 
bindlichkeiten ,  welche  der  Eigenthümer  bei  der  Einräumung  des  öffentlichen  Ge- 
brauches seiner  Kapelle  auf  sich  genommen  hat.  Hat  er  blos  anderen  Personen  die 
Theilnahme  an  dem  für  sich  und  seine  Familie  gehaltenen  Gottesdienste  gestattet,  so 
wird  selbst,  wenn  er  die  o.  8.  317  erwähnte  Erklärung  über  die  Offenhaltung  des 
Zuganges  zur  Kapelle  abgegeben  hat ,  im  Zweifel  nicht  anzunehmen  sein ,  dass  er 
sieh  damit  für  immer  jeder  Verfügung  über  sein  Eigenthum  habe  begeben  wollen, 
vielmehr  kann  er  den  Gottesdienst,  sowie  für  ihn  das  Bedürfniss  nach  einem  solchen 
fortfiült^  einstellen  und  die  Exekration  der  Kapelle  seitens  des  kirchlichen  Oberen 
fordern. 

Bestehen  aber  durch  Vertrag  oder  Ersitzung  oder  unvordenkliche  Veijährung 
erworbene  Gebrauchsrechte  für  Dritte,  so  kann  er  diese  dagegen  nicht  einseitig 
schmälern^. 

Was  andererseits  die  Frage  betrifft,  ob  der  kirchliche  Obere  berechtigt  ist,  die 
gottesdienstliche  Benutzung  von  Kapellen  der  einen  oder  anderen  Art  wider  Willen 
des  Verfügungsberechtigten  oder  Eigenthümers  für  immer  zu  hindern ,  so  wird  die- 
selbe zu  verneinen  sein.  Ist  der  gottesdienstliche  Gebrauch  einer  solchen  öffentlichen 
Kapelle  einmal  genehmigt,  und  ist  dieselbe  gar  geweiht,  so  ist  die  Einrichtung  Theil 
des  kirchlichen  Organismus  seines  Sprengeis  geworden.  Das  dauernde  Verbot  des 
Gottesdienstes  würde  in  seiner  Wirkung  der  Suppression  kirchlicher  Anstalten  und 
Benefizien  gleichkommen,  und  wie  eine  solche  nicht  ohne  gerechtfertigten  Grund  statt- 
haben soll ,  so  wird  dies  auch  für  einen  solchen  Fall ,  wenn  es  sich  gleich  nicht  um 


i  DeDn  auch  diese  findet  nach  kanonischem 
Reehtauf  solche  Befugnisse  Anwendung,  s.  Bd.  II. 
8. 4Ö7  u,  Bd.  III.  S.  29. 

2  Wenn  die  Oarnison  ans  der  Stadt,  in  Mrelchei 
sieh  die  bisherige  Garnisonkirche  heJlndet ,  oder 
eine  Gefangen- Anstalt  an  einen  anderen  Ort  yer^ 
legt,  eine  Brüderschaft,  welcher  der  Eigenthümer 
den  Gebranch  seiner  Kapelle  eingeräumt  hat, 
sich  auflöst  oder  durch  den  Bischof  aufgehoben 
▼iid. 

»  S.  o.  8.  171. 

*  Also  wenn  er  z.  B.  seinen  Wohnsitz  verlegt, 
wenn  er  zu  einer  anderen  Konfession  übertritt, 


denn  die  Zweckbestimmung  geht  in  solchen  Fäl- 
len wesentlich  auf  das  eigene,  nicht  auf  das  Be- 
dürfniss Fremder. 

5  üeber  die  Frage,  in  wie  fern  er  auch  für  die 
bauliche  Unterhaltung  einzustehen  hat,  ist  damit 
noch  nichts  entschieden.  Darüber  das  Nähere  in 
der  Lehre  von  der  Baulast.  Hier  mag  nur  darauf 
hingewiesen  werden,  dass  den  Gebrauchsberech- 
tigten durch  Vertrag  diese  Pflicht  ganz  oder  theil- 
weise  auferlegt  sein  kann ,  und  sie  sich  während 
der  Ersitzungszeit  ebenfalls  bei  den  Reparaturen 
betheiligt,  also  die  Gebrauchsrechte  blos  unter 
dieser  Beschränkung  ersessen  haben  können. 

22* 
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eigentliche  Benefizien  handelt,  für  massgebend  erachtet  werden  müssen  ^  da  durch  die 
Beseitigung  solcher  Einrichtungen  stets  eine  Beschränkung  des  Gottesdienstes  her- 
beigeftlhrt,  ja  mitunter  die  Befriedigung  der  religiösen  Bedürfnisse  bestimmter  Per- 
sonenklassen,  z.  B.  von  Elranken,  Oefangenen,  empfindlich  geschmälert  wird. 

Was  dagegen  die  zeitweise  Einstellung  des  Gottesdienstes  betrifft^,  so  richtet 
sich  diese  nach  denselben  Grundsätzen,  welche  fttr  andere  Kirchen  gelten,  denn  in 
dieser  Hinsicht  bedingt  der  Umstand,  dass  die  hier  fraglichen  Kapellen  nicht  im 
kirchlichen ,  sondern  im  Eigenthum  anderer ,  physischer  oder  juristischer  Personen 
stehen,  keine  Besonderheiten. 

in.  Die  Benutzung  der  Kirchen  durch  die  Gläubigen.  A.  Im  all- 
gemeinen. Jeder  Katholik'  hat  das  Recht,  den  öfifentlichen  Gottesdiensten, 
d.  h.  solchen,  welche  in  den  Öffentlichen  Eirchen  und  Kapellen  gehalten  werden^, 
anzuwohnen^.  Was  dag^en  die  Privatkapellen  betrifft,  so  ist  das  Betreten  derselben, 
da  sie  allein  ftlr  die  religiösen  Bedürfnisse  des  Eigenthümers  oder  einer  besonderen 
Personenklasse  bestimmt  sind,  von  der  ausdrücklichen  oder  stillschweigenden  Ge- 
nehmigung des  Eigenthümers  oder  des  sonstigen  Verfügungsberechtigten  abhängig^. 

Femer  ist  auch  jeder  Katholik  befugt,  die  gedachten  Gotteshäuser  zu  denjenigen 
Tageszeiten,  an  welchen  sie  offen  gehalten  werden,  zu  seinen  Privatandachten  zu 
benutzen  und  sie  zu  diesem  Zweck  zu  betreten  7. 

Die  Gläubigen  dürfen  aber  dem  Gottesdienst,  vor  Allem  der  Feier  der  Messe, 
nicht  in  dem  für  die  Geistlichkeit  bestimmten  Raum,  dem  Chor  oder  dem  Pres- 
byterium,  beiwohnen s.  Das  gilt  auch  für  Laien  von  hervorragender  Stellung,  z.  B. 
für  Fürsten,  hohe  Beamte,  welche  in  dieser  ihrer  Stellung  an  dem  Gottesdienste 
theilnehmen  ®.  Nur  regierenden  Fürsten  wird  ein  Platz  im  Presbyterium  eingerftomt  ^^. 


1  S.  Bd.  II.  s.  460. 

2  Also  z.  B.  wegen  einer  etwaigen  Pollntion 
oder  wegen  einer  dnrch  Zerstörung  oder  ähnliche 
Ereignisseherbeigefahrten  Exekratlon,  wegen  des 
äusseren  Zustandes  des  Gebäudes ,  welcher  das- 
selbe für  den  gottesdienstlichen  Gebrauch  nicht 
mehr  geeignet  erscheinen  lässt. 

'  In  wie  fern  jugendliches  Alter  und  ähnliche 
Verhältnisse  eine  Ausnahme  bedingen ,  davon  in 
der  Lehre  von  den  Rechten  der  einzelneu  Kirchen- 
glieder. 

Nicht  katholische  Christen  und  Ungetaufte 
haben  das  erwähnte  Recht  nicht ,  doch  hat  man 
ihnen  von  jeher  die  Theilnahme  am  Gottesdienst 
(früher  allein  an  der  missa  catechumenorum)  er- 
laubt und  gestattet  sie  noch  heute,  c.  6  Laodi- 
cea  zw.  343  u.  381  steht  mit  seinem  Verbote  für 
die  Häretiker ,  so  lange  sie  in  der  Ketzerei  ver- 
harren ,  vereinzelt  da.  Ja ,  c.  84  des  s.  g.  conc. 
Garth.  v.  398  (oder  s.  g.  statuta  eccles.  antiqu., 
in  Wahrheit  eines  gallischen  Konzils  aus  der 
2.  Hälfte  des  6.  Jahrh.)  untersagt  dem  Bischof, 
solche  Personen  aus  der  iUrche  weisen  zu  lassen. 
S.  auch  He  feie  Conc.  Gesch.  1,  753. 

♦  S.  0.  S.  307  ff. 

5  Daher  verbietet  die  Newyorker  Dioces.  Syn. 
V.  1882,  Arch.  f.  kath.  K.  R.  51,  26  die  Erhebung 
eines  Eintrittsgeldes  mit  Recht. 

^  S.  0.  S.  314  und  wegen  derjenigen  Kapellen, 
welche  nicht  in  Privathäusern  belegen  sind  und 
deshalb  aU  öffentliche  gelten  o.  S.  318.  n.  8. 


^  Das  Gesagte  bezieht  aber  nicht  auf  diejenigen 
Räume  der  Kirche,  in  welchen  kein  offentliGber 
Gottesdienst  gehalten  wird,  namentlich  nicht  anf 
die  SakristeL  Da  diese  zur  Aufbewahrung 
der  h.  Gefässe  und  Paramente ,  sowie  zur  Vorbe- 
reitung der  Geistlichen  auf  den  Gottesdienst  be- 
stimmt ist ,  so  darf  sie  von  den  Laien  für  die 
Regel  nicht  betreten  nnd  auch  nicht  als  Durch- 
gang benutzt  werden,  Prag  1860,  coli.  conc.  Lac 
5,543. 

8  c.  4  Tours  567  in  c.  1  X  de  vita  et  honest. 
cleilc  III.  1 ;  c.  69  Trullanum  v.  692;  c.  30  (syn. 
Roman.  826)  Dist.  I  de  consecr. ;  c.  1 1.  f .  (syn. 
cit.)  X  de  cohabit.  deric.  III.  2;  s.  g.  statuta 
Bonifacii  c.  6,  Man  si  12  app.  p.  108;  Rom  964, 
1.  c.  18,  474.  Vgl.  Congr.  rit  bei  Gar  dellin  1 
ed.  cit.  n.  233.  257.  413.  2269.  2373.  2414; 
1, 54.58. 101. 404.414.  Auch  einzelne  nenere  Kon- 
zilien, Köln  1860  ,  Prag  1860  und  Utrecht  1866, 
coli.  conc.  Lac.  5,  339.  464. 866  haben  diese  Vor- 
schriften wieder  eingeschärft ,  letzteres  mit  dem 
Vorbehalt:  „nisi  forte  populi  frequentiae  snJÜcere 
aliter  non  valeat  sacrae  aedls  angustia".  Wegen 
des  Empfanges  der  Kommunion  s.  o.  S.  77.  n.  2. 

d  Nach  dem  Gaeremon.  episcopor.  L  13.  n.  13 
sollen  die  Sitze  ,,pro  nobilibus  virls  laicia,  ma- 
gistratibns  ac  principibus  quantumlibet  magnis 
et  primariae  nobilitatis''  stets  ^,extra  chorum  et 
presbyterlum^' hergerichtet  werden,  b.  auch  Qar- 
dellinll.cn.  2320;  1,  394. 

10  c  69  Trullanum  dt.  gestottet  dem  Kaiser 
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Abgesehen  dayon  haben  die  Laien  nicht  nnr  in  passender  E^eidnng^  beim 
Gottesdienst  zn  erscheinen,  sondern  sich  anch  der  sonst  in  der  Kirche  eingeftlhrten 
Ordnung  zn  ftlgen^,  sowie  jedes  Verhalten,  welches  mit  der  Würde  des  Gotteshauses 
und  mit  der  Pflicht,  den  gottesdienstlichen  Handlungen  mit  Andacht  beizuwohnen', 
nnvereinbar  ist^«  namentlich  den  Gottesdienst  und  die  Andacht  anderer  stören 
könnte,  zu  yermeiden.  ^ 

Soweit  darüber  nicht  nähere  Anordnungen  von  den  Provinzial-  oder  DiOcesan- 
Synoden  oder  den  Ordinarien  getroffen  sind ,  ist  anch  der  Leiter  des  Gottesdienstes 
in  der  betreffenden  Kirche,  also  für  die  Regel  der  Pfarrer  zuständig,  derartige  Vor- 
schriften zu  erlassen^.  Ebenso  steht  ihm  das  Recht  zu,  darüber  zu  wachen,  dass 
seitens  der  einzelnen  in  der  Kirche  anwesenden  Personen  nicht  gegen  die  gedachten 
Yorschriflen  Verstössen  werde ^.  Er  ist  auch  befugt,  nöthigenfalls  Personen,  welche 
sich  unwürdig  und  unpassend  benehmen ,  aus  der  Kirche  entfernen  zu  lassen  ^,  und 
das  Einschreiten  des  Ordinarius  mit  entsprechenden  Censuren  und  arbiträren  Strafen 
gegen  dieselben  zu  veranlassen^. 

B.  Die  Gebrauchsrechte  an  Kirchen  platzen  und  Kirchen  sitzen^^^. 
In  älterer  Zeit  hatten  die  Laien  dem  Gottesdienst  stehend  anzuwohnen <^,  während  der 


aUein  behufs  des  Opfers  den  Eintritt  In  das  Pres- 
byteriom,  iras  freilich  anch  anderen  Laien  frei- 
stand.  In  Byz&nz  war  Indessen  dem  Kaiser  ein 
für  alle  Mal  ein  Platz  in  dem  gedachten  Ranm 
Torbelulten,  Theodoret.  bist  eccles.  VI.  18;  So- 
zomen.  bist,  eccles.  VIT.  25.  Nacb  dem  Berichte 
beider  soll  Xbeodosins,  als  er  dieser  Sitte  gemäss 
in  Mailand  nacb  dem  Opfer  im  Presbyterium  ge- 
blieben nnd  Ton  Ambrosias  auf  die  Unznlässig- 
keit  seines  Verhaltens  aufmerksam  gemacht  wor- 
den war ,  seinen  Sitz  im  Presbyterium  auch  in 
Byzanz  aufgegeben  haben.  Im  Abendlande  bat 
man  aber  dem  Kaiser,  welcher  in  einzelne  Stifte, 
selbst  in  Rom  als  Kanonlcus  aufgenommen  wurde 
und  bei  gewissen  felerlicben  Gelegenheiten  als 
Subdiakon  fnngirte ,  Bd.  II.  S.  76  wieder  einen 
Bolcben Ehrenplatz,  später  sogar  allen  reglerenden 
Fürsten  eingeräumt.  Die  cit.  Stelle  des  Gaerem. 
hat  man  auf  die  letzteren  niemals  für  anwendbar 
erklärt,  Pignatelll  consult.  IIL  3.  n.  9  u.  van 
de  Bürgt  1.  c  p.  139. 

1  So  wird  namentlich  den  Frauen  verboten,  in 
auffälligem  Potz  in  der  Kirche  zu  erscheinen, 
decr.  Giern.  XI.  v.  1701  n.  3  (s.  die  Anm.  4) ; 
eone.  coli.  Lac.  6,  80.  747. 

2  Z.  B.  der  Trennung  der  Geschlechter  in  der 
Kirche,  welche  in  manchen  Kirchen  Deutsch- 
Unds,  Prankrelchs,  Grossbritannlens  nnd  Italiens 
vorkommt,  s.  decr.  Giern.  XI.  cit  n.4;  coli.  conc. 
Lac.  3,  881  u.  6,  747;  Andr^  cours  alphabtfti- 
qae  etc.  4  ^d.  4,  109,  oder  der  Ausschliessung  der 
Frauen  von  gewissen  Theilen  der  Kirche,  wie  den 
Emporen,  D  n  m  o  n  t ,  Sammig  kirchl.  Erlasse  für 
Köln.  S.  408. 

3  Trld.  Sess.  XXII  decr.  de  observand.  in  Be- 
treff der  Messe:  „ac  nisi  prius  qui  intersint  de- 
center  oomposito  corporis  habitn  declaraverlnt, 
se  mente  etiam  ac  devote  cordls  affectu,  non 
Bolnm  corpore  adesse^ 

*  Vgl.  eonst.  Pii  V. :  Gum  primum  v,  1,  April 


1566,  bull.  Taurin.  7 ,  434  nnd  für  Italien  auch 
die  auf  Befehl  Olemens  XL  publicirte  Encyklika 
der  Gongr.  episcopor.  et  reg.  v.  26.  Juli  1701 
bei  Ferraris  c.  v.  ecclesia  art.  V.  n.  48;  das 
von  den  Bischöfen  der  Marken  nnd  von  Um- 
brien  1849  zu  Loretto  erlassene  Edikt,  coli,  conc 
Lac.  6,  79.  80. 

s  Verboten  sind  auf  Grund  der  cit.  const.  Pii  V 
§.  4  in  Italien  namentlich  „vana  atque  profana 
coUoquia,  deambulationes ,  strepitus,  clamores, 
amores"  1.  c.  6,  63.  747;  das  Mitbringen  von 
Waffen,  Hunden ,  von  Körben  mit  Hühnern,  das 
Betteln  in  den  Kirchen  (s.  const  Pii  V.  cit.  $.  5) 
und  unmittelbar  in  den  Vorräumen ,  decr.  Giern. 
XL  cit.  5.  n.  12;  L  c.  6,  80. 

^  Ein  Formular  für  Frankreich  bei  Andrtf 
1.  0.  p.  109. 

^  Diese  kirchenpolizeüloheBefugniss  des  Rek- 
tors der  Kirche,  welche  aus  seinem  Recht  der 
Leitung  des  Gottesdienstes  folgt,  erkennen  z.  B. 
die  französischen  und  italienischen  Provinzialkon- 
zilien  ausdrücklich  an ,  coli.  conc.  Lac.  4 ,  266. 
330;  6,  63.  747.  Als  untergeordnete  Organe 
haben  unter  seiner  Leitung  die  Küster,  Kirchen- 
diener u.  s.  w. ,  s.  Bd.  m.  S.  322.  324  für  die 
Aufrechterhaltung  der  Ordnung  zu  sorgen. 

8  Schlimmstenfalls  mit  Hülfe  der  Polizei. 

9  Vgl.  B.  Str.  G.  B.  S.  166 :  „, . .  wer  in  einer 
Kirche  oder  an  einem  anderen  zn  religiösen 
Versammlungen  bestimmten  Orte  beschimpfen- 
den Unfug  verübt ,  wird  mit  Gefängnis»  bis  zu 
drei  Jahren  bestraft",  und  o.  S.  19. 

10  Die  Literatur  über  das  Kirchstuhlrecht  in 
der  evangelischen  Kirche  Ist  absichtlich  nicht 
aufgeführt,  weil  hier  die  Verhältnisse  anders, 
wie  in  der  katholischen  Kirche  liegen. 

11  In  älterer  Zeit  werden  sie  daher  als  :  stantes, 
stantium  plebs  bezeichnet,  Gyprian.  ep.  19,  ed. 
Hartel  2,  526 ,  s.  auch  die  S,  340.  n.  8  ange-» 
führten  Stellen. 
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I.  Die  Hierarchie  und  die  Leitung  der  Kirche  durch  dieselhe. 


[§.  218. 


Bischof  und  die  Geistlichkeit  sich  der  Sitze  zu  bedienen  berechtigt  waren,  und  es 
noch  sind^  In  späterer  Zeit  hat  man  aber  auch  fidr  die  Laien  den  Gebrauch  von 
Sitzen,  Stühlen  oder  Bänken  [sedes,  sedilia,  mhsellia,  seamna]  gestattet^,  nur  dürfen 
sie  für  diese  unter  keinen  Umständen  im  Presbyterium  aufgestellt  werden  ^, 

Ob  der  Gebrauch  derartiger  Sitze  erlaubt  werden  soll,  hängt  von  dem  Befinden 
des  zuständigen  Ordinarius  ab  ^.  Die  Genehmigung  dazu  kann  selbst  stillschweigend 
durch  blosse  Duldung  ertheilt,  ebenso  die  Entscheidung  darüber  von  ihm,  auch  auf  die 
eben  gedachte  Weise  dem  Vorsteher  der  betreffenden  Kirche  (z.  B.  dem  Pfarrer]  über- 
lassen werden^.  Wird  die  Erlaubniss  gegeben,  so  kann  diese  dahin  gehen,  dass  sich 
die  Laien  entweder  ihre  eigenen  Stühle,  welche  dann  in  ihrem  Eigenthum  verbleiben, 
halten  dürfen^,  oder  es  können  auch  solche  auf  Kosten  der  Kirche  zur  Benutzung  für 
die  Laien  angeschafft  werden^. 

Femer  hat  der  Ordinarius  oder  der  Leiter  der  Earche  über  die  Form  der  Stühle, 
Sitze  oder  Bänke,  über  den  Raum ,  in  welchem  dieselben  aufgestellt  oder  angebracht 
werden  sollen,  sowie  über  die  Art  ihrer  Anbringung,  z.  B.  darüber,  ob  sie  am  Boden 
befestigt  ^  oder  blos  beim  Gottesdienst  hingestellt  werden  sollen  ^,  zu  befinden. 

Weiter  unterliegt  die  nähere  Bestimmung  über  die  Art  der  den  Laien  zu  ge- 
stattenden Benutzung  der  Verftigung  des  Ordinarius.  Nur  soll  er  nach  der  Praxis  der 
Kurialbehdrden  nicht  gestatten,  dass  den  Laien  dauernde  und  ewig  währende  Rechte 
auf  solche  Sitze  und  mit  dem  Charakter  der  beliebigen  Uebertragbarkeit  eingeräumt 
werden  10,  es  sei  denn,  dass  der  Stifter  einer  Kirche  sich  ausdrücklich  ein  solches 


1  Ueher  die  cathedra  episcopalis ,  deren  sich 
aucli  privilegirte  Prälaten  bedienen  dürfen ,  s. 
Bd^U.  S.47. 346.  348;  über  die  stalla  deiStifts- 
herm  a.  a.  0.  S.  62,  van  de  Bnrgtl.  c.  p.  132 
und  übei  die  Sitze  der  celebrirenden  Geistlichen 
1.  c.  p.  136. 

2  Erwähnt  werden  eie  schon  im  13.  Jahrhun- 
dert ,  wenngleich  damals  ihr  Gebranch  noch  ein- 
geschiänlit  wird,  Bd.  III.  S.  64.  n.  6. 

8  S.  340.  u.  9;  Qardellini  1.  c.  n.  123a 
1394.  2320;  1,  224.  239.  394;  n.  3129.  3156. 
3182;  2,  81.  88.  96,  welche  den  Erwerb  eines 
Rechtes  darauf  dnrch  Veijahrang  oder  unTor- 
denklicheu  Besitz ,  selbst  zn  Gunsten  Ton  welt- 
lichen Grossen  und  Obrigkeiten  für  unstatthaft 
erklären.  Auch  die  neueren  Partikularsynoden 
schärfen  das  Verbot  wieder  ein,  Rom  1725,  coli, 
oonc.  Lac.  1 ,  75  und  Köln  1860 ,  1.  c.  5,  373, 
Diöces.  Syn.  Neapel  1882,  Arch.  f.  kath.K.  R.  51, 
65.  Wegen  des  Patrons,  welchem  eine  konnl- 
rirende  Praxis,  namentlich  früher,  einen  Sitz  im 
Chor  gestattet  hat,  s.  Bd.  III.  S.  64. 

Dagegen  ist  es  nach  dem  y.  Clemens  XI.  be- 
stätigten Dekret T.  3.  Oktober  1701,  s.  Ferraris 
L  c.  n.  28  verboten,  dass  sich  die  Laien  (nur  per- 
sonae  regales  ausgenommen)  Teppiche  und 
Polster  (strata)  mit  in  die  Kirche  bringen,  und 
die  Kirchenrektoren,  welche  dies  dulden,  sind 
mit  der  Exkommunikation  bedroht ,  jedoch  ist 
diese  heute  nicht  mehr  eine  excommunicatio 
latae  sententiae ,  da  sie  in  der  const.  Pii  IX. : 
Sedis  apostolicae  nicht  aufrechterhalten  ist 

^  Da  er  zu  allen  Anordnungen  in  Bezug  auf 
den  Gottesdienst  für  seinen  Sprengel  zuständig 


ist,  so  auch  die  Gong,  episo.  et  reg.,  s.  Ferraris 
s.  V.  ecclesla  art.  I.  n.  22. 

^  Ferraris  1.  cn.  10;  van  deBurgtLc 
p.  140. 

^  Sie  können  dann  in  einem  Nebenranme  der 
Kirche  aufbewahrt  werden. 

''Die  Bereitstellung  solcher  für  Arme  schreibt 
die  Synode  ▼.  Utrecht  1865  vor,  coli.  conc.  Lac. 
5,  866. 

8  Die  Entsch.  d.  Congr.  rit  bei  Gardellini 
ed.  cit.  n.  88;  1,  23  untersagt  dies  blos  für  eine 
bestimmte  Kapelle,  enthält  also  kein  allgemeines 
Verbot 

®  Ebenso  darüber,  ob  solche  Leute,  welche  be- 
wegliche Stühle  für  ihre  Rechnung  vermlethen, 
zugelassen  werden  sollen ,  Neapel  1882,  Arch.  f. 
kath.  K.  R.  51,  57. 

10  Die  Gongr.  episc.  et  reg.  hat  1583  n.  1685 
erklärt :  „Non  si  dee  permettere  quella  proprleti 
de'  luoghi ,  che  alcuni  si  persuadono  avere  nelle 
chiese,  quasichd  loro  fossero  eredetarii,  eome 
sono  le  case  et  le  possessioni ,  che  si  comprano'*, 
Ferraris  1.  c.  n.  8,  s.auch  Oongr.oonc.  v.  1665, 
ibid.  n.  9.  Nichtig  würde  aber  mangels  eines  Ver- 
botsgesetzes eine  solche  dauernde  üeberlassung 
nicht  sein.  Die  Entsch.  d.  Congr.  rit.  v.  1642, 
Gardellini  ed.  cit  n.  1418;  1 ,  246  :  ^Utnun 
laicis  aliquod  ius  adquiratur  in  sedibus  et  scam- 
nis,  quae  in  ecclesiis  teuere  consuevenint,  ita  ut 
ab  ipso  episcopo  removeri  non  possint?  Besp. 
Laicis  ius  in  praedictis  non  adquiri  quominus 
episcopo  liceat  ex  causa  super  his  diaponere", 
handelt  blos  von  der  öffentlich  rechtlichen  Be- 
fugnisB  des  Bischofs,  nöthigenfalls  derartige 
Rechte  zu  beseitigen.   S.  darüber  nachher. 


§.  218.]  Die  Verwaltiing  des  Kultus.  Die  Gebrauohsrechte  an  Kirohensitsen. 
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daaerndes  Recht  für  sich  oder  anch  Ar  seine  Familie  and  andere  Personen  vorbe- 
balien  hat^. 

Dag^en  ist  ihm  nioht  yerwehrt,  die  entgeltliche  üeberlassnng  zn  gestatten,  nnd 
zwar  kann  diese  in  der  Wmse  geschehen ,  dass  eine  zn  bestimmten  Zeiten  wieder- 
kehrende Miethe)  je  nach  Umstftnden,  für  einen  8itz  oder  einen  Platz  anf  einer  Bank, 
welche  znm  Inventar  der  Kirche  gehört,  oder  anch  blos  ftr  eine  räumlich  bestimmte 
SMle  (im  Kirchengebände,  nm  dort  einen  Ton  der  Kirche  bereit  gehaltenen  oder  einen 
im  Eigenthnm  des  Miethsberechtigten  stehenden  Stahl  aofznstellen)  entrichtet,  oder 
dass  flir  die  Einrftumang  solcher  Gebraachsrechte  anf  eine  Reihe  von  Jahren  ein  für 
aUeMal  ein  bestimmtes  Entgelt,  also  als  Kaufpreis,  gezahlt  wird.  Ansgeschlossen 
sind  derartige  Rechtsgeschäfte  nicht,  da  die  Extrakommerzial-Qualität  der  kirchlichen 
Oebftnde  nur  in  einem  bestimmten  Umfange  wirkt,  und  gerade  die  hier  fraglichen 
Rechte  nicht  in  diesen  Kreis  fallen  >.  Ebensowenig  können  solche  Geschäfte  unter 
dem  Gesiehtspnnkt  der  Simonie  ftr  nichtig  erklärt  werden  ',  denn  das  Entgelt  stellt 
fdeh  nicht  ab  die  den  Erwerb  eines  geistlichen  Gates  bestimmende  Gegenleistung, 
vielmehr  lediglich  als  ein  Aequivalent  für  die  Gewährung  eines  festen  Platzes  oder 
Sitzes  und  als  Beitrag  ftr  die  Unterhaltung  des  letzteren  und  der  Kirche  dar. 

Endlich  hat  der  Ordinarius  anch  darüber  zu  bestimmen,  wie  hoch  die  etwaigen 
Qeldleistungen  bemessen  werden  sollen ,  und  nicht  minder  darüber,  ob  derartige  Ge- 
bTauchBrechte  auch  anderen  Personen  ab  dei^enigen,  für  welche  die  fragliche  Kirche 
bestimmt  bt,  überlassen  werden  dürfen. 

Alle  desfalbigen  Anordnungen  des  Ordinarius  beruhen  auf  seiner  öffentlich 
rechtlichen  Stellung,  kraft  welcher  er  die  Art  der  gottesdienstliohen  Benutzung  der 
kirchlichen  Gebäude  näher  zu  regeln  hat^,  nicht  auf  seiner  Stellung  als  Vertreter 
und  Verwalter  der  betreffenden  einzelnen  Kirchen  und  des  Vermögens  der  letzteren. 
Daraus  folgt,  dass  gegen  seine  desfallsigen  Anordnungen  keine  Rechte  yon  den 
Verwaltern  der  letzteren  eingeräumt  noch  solche  seitens  anderer  Personen  giltig  er« 
werben  werden  können. 

Wenn  daher  die  Benutzung  eines  bestimmten  Raumes  zur  Aufstellung  eigener 
Ton  den  Laien  beschaffter  Stühle  oder  fest  angebrachter  Bänke  durch  eine  derartige 


i  Denn  um  eine ge0etzlio]i  yerbotene  Stiftungs- 
bedlngnng  handelt  es  sich  hierbei  nicht ,  nm  so 
weniger,  als  für  den  Patron  ein  solches  Becht 
anerkannt  Ist,  s.  Bd.  U.  S.  392  u.  Bd.  m.  S.  64. 

«8.0,3.  168.  169. 

'  Das  würde  allerdings  der  Fall  sein^  wenn 
nur  Personen,  welche  eine  Kirchstnhlmlethe  ent- 
richtet bitten,  zum  Gottesdienst  zugelassen  wür- 
den, well  in  diesem  Fall  die  Theilnahme  an  dem- 
selben durch  die  Entrichtung  eines  Geldwerthes 
bedingt  wäre.  Die  kanonistisohe  Theorie  steht  anf 
dem  Standpunkt  des  Textes ,  Pignatelli  con- 
snlt  IX.  147;  Reiffenstnel  III.  28.  n.  69; 
▼  an  de  Bnigt  I.  c  p.  141 ;  auch  ist  eine  Yer- 
miethnngTon  Kirchenstdhlen  sowohl  in  einzelnen 
DIöeesen  Deutschlands,  in  der  Kölner  s.  Du- 
mont ,  Sammig  kirchl.  Erlasse  f.  Köln ,  S.  408, 
in  Berlin,  in  den  balrischen  DIöeesen,  Silber- 
nagl,  Verfassung  u.  Yerwaltnng  sämmtL  Reli- 
gionsgeseUschaften.  2.  Aufl.  S.  414.  n.  18  a.  E. 
u.  AroK  f.  kath.  K.  B.  17 ,  177 ,  sowie  auch  in 


nicht  deutschen  (über  Frankreich  s.  nachher 
unten  bei  der  Besprechung  der  Partikularrechte), 
in  ItaUen,  G  ei  gel,  Arch.  f.  kath.  K.  R.  64,  319, 
Nordamerika,  Konzil  ▼.  Baltimore  1856,  coli, 
conc  Lac  3 ,  162 ,  Syn.  ▼.  Newyork  1882 ,  Arch. 
f.  kath.  K.  B.  61,  263,  Halifax  1857,  coli,  cit  3, 
766,  und  in  Australien,  1.  c  p.  1076,  üblich. 

Selbst  wenn  die  kirchlichen  Gebäude  nicht  im 
Eigenthum  kirchlicher  Institute,  sondern  anderer 
physischer  und  juristischer  Personen  stehen,  sind 
solche  Rechtsgeschäfte  nicht  ausgeschlossen ,  so- 
fern nur  die  Einnahme  für  die  Unterhaltung  der 
Stühle  und  der  Kirche  nicht  zu  anderen  Zwecken 
yerwendet,  und  die  Theilnahme  am  Gottesdienst 
nicht  ohne  Entgelt  ganz  ausgeschlossen  wird. 

^  Daher  können  auch  die  Diöcesan-  und  Pro- 
vinzialsynoden  derartige  Anordnungen  erlassen, 
s.  z.  a  S.  342.  n.  7  und  Tuam  t.  1858,  coli.  conc. 
Lac  3 ,  881 :  ,,Nemini  in  ecclesia  pro  sedilibus 
imponendls  loca  conoedantur.  Sedilium  positorum 
dominium  nuUi  tribuatur''. 
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[§.  218. 


Anordnnng  nnr  widerruflich  oder  bis  anf  Weiteres  gestattet  ist,  so  sind  Mieths-  oder 
Kaufverträge  der  erwähnten  Art  nichtig  und  ebensowenig  wflrde  ein  festes  Recht  auf 
den  Gebrauch  durch  die  an  sich  statthafte  Ersitzung  ^^  weil  die  Benntsung  in  einem 
solchen  Falle  allein  auf  einem  Precarium  beruht,  möglich  sein. 

Andererseits  folgt  aber  aus  dem  oben  Bemerkten,  daas,  wenn  die  Einräumung 
fester  Rechte  durch  die  für  die  Diöcese  oder  die  einzelnen  Kirchen  in  Betracht  kom- 
menden Anordnungen  des  Ordinarius  oder  der  Partikularkonzilien  nicht  ausge- 
schlossen ist ,  die  Bestellung  derselben  nicht  in  den  Befugnissen  des  Ordinarius  als 
solchen  liegt,  sondern  dass  derartige  Rechte,  da  es  sich  um  die  Verwaltung  des 
Kirchengutes  handelt,  allein  durch  Rechtsgeschäfte  mit  den  zur  Vermdgensverwal- 
tung  legitimirten  Organen  oder  gegen  diese  durch  Ersitzung  erworben  werden 
können. 

Bestehen  keine  allgemeinen  Anordnungen  fftr  die  Diöcese  oder  Provinz  darflb^, 
ob  besondere  Rechte  auf  Plätze  oder  Sitze  in  der  Kirche  eingeräumt  werden  dllrfen, 
und  in  welcher  Weise  dies  des  Näheren  zu  geschehen  hat,  so  haben  die  eben  ge- 
dachten Organe  freie  Hand,  darüber  zu  verfügen,  da  keine  der  gedachten  Be- 
nutzungsarten durch  das  gemeine  Recht  verboten  ist ,  und  aus  diesem  Umstände  in 
Verbindung  mit  der  Thatsache ,  dass  in  den  einzelnen  Diöcesen  eine  sehr  verschie- 
dene Praxis  statthaben  kann  und  obwaltet,  die  Annahme  gerechtfertigt  erscheint,  dass 
der  Ordinarius  den  einzelnen  Kirchenvertretungen  (unter  Kontrole  des  Rektors  der 
Kirche,  soweit  es  sich  um  die  Wahrung  der  für  den  Oottesdienst  in  Frage  kommen- 
den Gesichtspunkte  handelt) ,  habe  freie  Hand  lassen  wollen ,  nach  Massgabe  der 
lokalen  Verhältnisse  und  Bedürfhisse  die  entsprechenden  Einrichtungen  zu  treffen. 

Unter  der  gedachten  Voraussetzung  kann  also  der  einzelne  Gläubige  ein  Ge- 
brauchsrecht auf  einen  Platz  in  der  ELirche,  sei  es  zur  Aufstellung  seines  eigenen 
oder  eines  der  Kirche  gehörigen,  oder  auch  auf  einen  in  derselben  befindlichen  Bitz 
oder  auf  einen  festen  Platz  auf  einer  dort  angebrachten  Bank  erwerben. 

Dieses  Recht  hat  insofern  eine  den  privaten  Gebrauchsrechten  an  Sachen  ver- 
wandte Natur,  als  es  den  Interessen  des  Berechtigten  dient,  aber  eine  privatrecht- 
liche Befugniss  ist  es  nicht  2.  Sein  Inhalt  geht  nicht  auf  eine  privat-  und  vermögens- 
rechtlichen Zwecken  dienende  Benutzung,  vielmehr  auf  eine  solche,  welche  theils 
in  Ausübung  der  öffentlich  rechtlichen  Befugniss  des  Kirchengliedes,  theils  in  Er- 
füllung der  öffentlich  rechtlichen  Pflicht  desselben ,  dem  Gottesdienst  anzuwohnen, 
erfolgt  3.  Bei  dem  Erwerbe  einer  derartigen  Berechtigung  kommt  der  Berechtigte 
nicht  schlechthin  als  einzelnes  Individuum  oder  Rechtssubjekt,  sondern  in  erster  Linie 
als  Glied  der  kirchlichen  Gemeinschaft  in  Betracht,  denn  nur  als  solches,  als  in  den 
gedachten  Beziehungen  Berechtigter  und  Verpflichteter,  kann  er  das  Recht  überhaupt 
erwerben^,  und  es  handelt  sich  bei  der  Kirchstuhlberechtigung  nur  um  die  nähere 
Bestimmung  der  Ausübung  des  betreffenden  Benutzungsrechtes  der  Kirche  und  der 


»  S.  0.  S.  169. 

2  Anderei  Meinung  W  a  p  p  ä  u  s ,  Lehre  y.  d. 
dem  Rechtsverkehr  entzogenen  Sachen  S.  70  und 
das  Reichsgericht,  Entach.  1.  Civilsachen  7,  136 
u.  Seuffert,  Archiv  38,302,  wo  die  Privat- 
rechtanator  daraus  hergeleitet  wird,  daas  das 
Recht  aus  prlTatrechtlichen  Erwerbstiteln  ent- 
steht, obwohl  Vertrag,  Ersitzung  u.  s.  w. 
auch  Titel  öffentlicher  Rechte  sein  können.  Vgl. 


auch  Wach,  Hdbeh.  d.  deutseh.  OiTÜprozess- 
rechts,  Leipzig  1885.  1,  90.  91. 

3  Denn  der  Inhalt  des  Rechtsyerhiltnlsses, 
folgeweise  auch  die  Berechtigung  und  Verpflich- 
tung des  Einzelnen  als  Gliedes  gegenfiher  dem 
Ganzen  entscheidet  über  die  privatrechüiehe 
oder  Öffentlich-rechtliche  Natur,  Wach  a.  a.  0. 
S.  93.  94. 

«  S.  340.  n.  3, 
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Art  der  ErfUlimg  der  entspreehenden  Pffioht  K  Dass  ans  einem  solchen  öffentlich 
reehtiiehen  VerlüÜtniM  Beziehnngcn  entstehen,  welche  nach  privatrechtlichen  Orond* 
Bätien  sn  benrtheilcn  sind,  ist  eine  bekannte  Erscheinung,  welche  den  Charakter  der 
Berechtigung  an  sich  nicht  flndert^. 

Das  Recht  auf  Benutzung  eines  EUrchenplatzes,  Kirchensitzes  oder  Stuhles  kann 
durch  Gesets',  durch  Rechtsgeschlft  und  durch  Ersitzung  erworben  werden. 

Das  BechtsgeschAft  kann  ein  einseitiges  oder  zweiseitiges  sein.  Das  erstere  ist 
der  Fall,  wenn  sich  der  Stifter  ein  derartiges  Recht  bei  der  Stiftung  einer  kirchlichen 
Anstalt  vorbehftlt,  das  letztere,  wenn  das  Recht  durch  Vertrag,  sei  es  ohne  Entgelt^ 
oder  g^en  ein  einmal  zu  zahlendes  oder  in  bestimmten  Perioden  zu  entrichtendes 
Aequivalent  begrflndet  wird. 

Das  Tcrtragsmissige  Recht  richtet  sich  des  näheren  nach  dem  Inhalt  der  getrof- 
fenen Vereinbarungen  ^  Danach  bestimmt  sich  also  die  Dauer  des  Rechtes,  der  Umfang 
desselben,  die  Höhe  und  die  Art  der  Entrichtung  des  etwaigen  Aequivalentes,  sowie 
die  Frage,  ob  dasselbe  an  andere  Personen  flberlassen  werden  darf  oder  nicht <^.  Ist 
in  letzterer  Beziehung  nichts  yereinbart,  so  wird  man  eine  absolute  ünflbertragbarkeit 
lieht  annehmen  können,  denn,  obwohl  das  Recht  dem  persönlichen  Bedflrfiiiss 
des  Einzelnen,  dem  Oottesdienst  anzuwohnen,  dient,  so  befinden  sich  doch  immer 
eine  Anzahl  anderer  Personen  in  dem  gleichen  Falle,  und  können  darum  auch  von  dem- 
selben (Gebrauch  machen.  Aber  andererseits  ist  das  Recht  kein  yermögenswerthes, 
Aber  welches  der  Einzelne  beliebig,  um  dadurch  Gkld  zu  erwerben,  Tcrfttgen  könnte. 
Das  letztere  wflrde  wenigstens  der  Simonie  sehr  nahe  kommen.  Deshalb  wird  be- 
ikuh  der  Kontrole  die  Nothwendigkeit  der  Genehmigung  des  kirchlichen  Oberen  bei 
einer  beabsichtigten  Uebertragung  geforderi;  werden  mUssen'^. 


1  Füz  den  Fall ,  dus  naoh  kirchlicher  Anord- 
nung zwar  kein  Kirchstuhlgeld  gezahlt  wird,  viel- 
mehr den  Kirchengliederii  bestimmte  Plätze  nn- 
eotgeltUeh  zur  Verfügung  gestellt  werden,  dafür 
aber  Ton  ihnen  nach  ihrem  Vermögen  Jahrlich 
eineStener,B.g.  Kirchstnhlstener,  ansgesehriehen 
wird,  düifte  Niemand  behaupten,  dass  es  sich  nm 
ein  priTatrechtliohes  Gebrauchsrecht  handelt  Da- 
dnreh  aber,  dass  nur  derjenige,  welcher  sein  Recht 
der  Benutzung  der  Kirche  bequemer  als  andere 
aoiüben  and  seine  Pflicht  bequemer  erfüllen  will, 
einen  besonderen  Beitrag  zu  entrichten  hat,  wird 
der  juristische  Charakter  des  Verhältnisses  nicht 
ein  anderer,  um  so  weniger  als,  wenn  die  klrch- 
Hebe  Gemeinschaft  ihre  ölTentlich  -  rechtliche 
Pflicbt,  den  zur  Anwohnung  des  Gottesdienstes 
▼eipflichteten  Kirchenglied  em  die  Möglichkeit 
dazu  zu  gewahren ,  unter  Herstellnng  besonderer 
bequemerer  Einrichtungen  erfüllt ,  sie  Ton  den- 
jenigen, welche  diese  benutzen,  für  ihre  Zwecke 
höhere  Leistungen  zu  fordern  berechtigt  ist. 

'  Denn  publidstische  Leistungen,  Zahlungen^ 
Eigenthnmsfibertragungen  u.  s.  w.  können  sich 
eben  nicht  anders  vollziehen,  als  die  privatrecht- 
Uehen,  Wach  a.  a.  O.  S.  97. 

'  Das  ist  der  Fall  bei  dem  allerdings  blos  par- 
tlkularfechtllehenhonorsedisdes  Patrons,  Bd.  III. 
S.64. 

*  Auf  diese  Welse  kann  es  an  bestimmte  Fa- 
milien oder  Hiuser  in  der  Gemeinde  überlassen 


werden,  s.  den  fürstbischöfl.  Erlass  für  Brixen 
V.  1860,  Arch.  f.  kath.  K.  R.  6,  465.  Eine  Schen- 
kung liegt  hier  nicht  vor,  weil  weder  eine  Ver- 
minderung des  Vermögens  der  Kirche  noch  eine 
Vermehrung  des  Vermögens  des  Berechtigten 
eintritt 

&  Mögen  sie  des  näheren  festgestellt  werden  oder 
in  den  erlassenen  amtlichen  Bekanntmachungen, 
z.  B.  den  Kirchstuhlordnungen ,  enthalten,  und 
darum  für  jeden  einzelnen  Fall  als  vereinbart 
anzusehen  sein. 

<^  So  yerbietet  der  dtirte  Erlass  (s.  Anm.  4) 
die  Uebertragung  bei  Strafe  des  Verlustes  des 
Rechtes.  Ist  das  Recht  ausdrücklich  einer  be- 
stimmten Familie  oder  einem  Hause  überlassen, 
so  ist  damit  von  selbst  die  Unübertragbarkeit  ge- 
geben. 

''  Das  ist  auch  der  Standpunkt  der  Congr.  oonc, 
s.  F  e  rr  a  r i  s  1.  c  n.  9.  Anderer  Ansicht  W  a  p  - 
p&u  8  S.  70,  welcher  eine  beliebige  und  entgelt- 
Uohe  Veriusserung  zulissl  Eine  solche  wird  Tom 
Standpunkt  des  katholischen  Klrehenrechts  nur 
zulässig  sein,  yreaa  d^  Veräussemde  nicht  mehr 
erhält,  als  dasjenige,  was  er  yerauslagt  hat. 

Die  Ausübung  kann  allerdings  einem  anderen 
precario  überlassen  werden .  freilich  dann  nicht, 
wenn  dem  Berechtigten  mit  Rücksicht  auf  seine 
amtliche  Stellung  ein  besonderet  Ehrenplatz  ein- 
geräumt worden  ist. 
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Wenn  Aber  den  Umfang  der  Bereehtignng  niehts  nftheres  beftimmt  ist ,  wird 
ansnnehmen  sein,  dMs  es  sich  anf  die  Benutzung  des  Platses  oder  Stahles  bei 
allen  Gottesdiensten  fttr  die  betreffende  Oemeinde,  mögen  dieselben  regelmSsaig 
oder  auch  nur  ansserordentlicher  Weise  gehalten  werden  ^  erstreckt  ^  dass  es 
aber  nicht  Ar  ansserordentliche  Gottesdienste,  welche  nicht  fttr  die  Gemeinde  bestimmt 
sind,  z.  B.  für  einen  von  einer  Braderschaft  abgehaltenen  Gottesdienst,  und  fllr  kirch- 
liche und  gottesdienstliche  Handinngen,  welche  Mos  für  einzelne  Personen  oder 
einzelne  Personenklassen  yorgenommen  werden,  wie  fllr  die  Katechismnslehre,  Trau- 
nngen  von  Brautpaaren,  eingerftnmt  ist. 

Ob  das  Recht  einen  blos  obligatorischen  oder  dinglichen  Charakter  haben  soll, 
hängt  in  erster  Linie  von  dem  Inhalt  des  begründenden  Reohtsgesch&ftes  ab.  Im 
Zweifel  wird  man  das  letztere  anzanehmen  habend  Der  Zweck  des  Rechtes  geht 
darauf,  dem  Berechtigen  den  ausschliesslichen  Gebranch  einer  bestimmten  Kirchen- 
steUe  oder  eines  bestimmten  Sitzes  zu  gewähren.  Dieser  Zweck  wird  schon  erreicht, 
wenn  der  Berechtigte  in  eine  direkte  Beziehung  zur  Sache  gesetzt  und  ihm  die  Befngnias 
gewährt  wird,  Störungen  seines  Rechtes  durch  Dritte  selbst  abwehren  zu  können. 
Femer  ist  die  Bestellung  eines  dinglichen  Rechtes  ftlr  die  Earche  günstiger,  da  ihre 
Verpflichtungen  in  diesem  Falle  geringer  sind.  Hat  sie  dem  Berechtigten  ein  ding* 
Hohes  Recht  best^t,  so  ist  es  Sache  des  letzteren,  sich  selbst  gegen  die  Eingriffe 
Dritter  zu  schützen,  während  sie  ihrerseits  stets  gegen  solche  im  Interesse  eines  blos 
obligatorisch  Berechtigten  kraft  ihrer  obligatorisdien  Verpflichtung  aof  dessen 
Verlangen  einzuschreiten  verbunden  ist  2.  In  Uebereinstimmung  hiermit  wird  aneh 
von  einzelnen  Eanonisten  die  Möglichkeit  eines  Besiiaschutzes  angenommen  3. 

Was  den  Erwerb  durch  Ersitzung^  betrifft^  so  bedarf  es  zur  Neubegrflndnng 
gegen  die  Earche,  ausser  dem  erforderlichen  arUmus^  und  der  bona  ßdes  eines  40  jäh- 
rigen Besitzes^.  Falls  aber  das  bestehende  Recht  gegen  den  bisherigen  Berechtigten 
durch  einen  anderen  ersessen  werden  soll,  genügt  beim  Vorliegen  eines  iustus  iUuku 
die  10,  bez.  20  jährige,  ohne  diesen  die  30jährige  Ersitzung  7. 


1  Vgl.  hierza  auch  Meurer,  Begriff  und 
EigentliümeT  d.  heiligen  Sachen  S.  34  in  Bezag 
auf  eine  verwandte  Frage. 

3  Y.  Schulte,  Lehrb.  d.  K.  R.  3.  Anfl. 
S.  683  nimmt  ohne  Grand  an ,  dasg  das  Recht 
immer  ein  persönliches,  d.  h.  also  ohligatorischos 
sei;  ebenso  Wappäus  S.  71,  letzterer,  well 
nichts  anderes  übrig  bleibe,  da  keins  der  romisch 
rechtlichen  dingliehen  Rechte,  insbesondere  auch 
nicht  der  usns  auf  das  Yerhaltniss  passe.  Dabei 
ist  aber  übersehen,  dass  schon  das  römische  Recht 
selbst  andere ,  beschränkte  dingliche  Qebranchs- 
rechte,  welche  durch  letztwillige  Verfügung  be- 
gründet waren ,  anerkannt  hat ,  und  weiter,  dass 
das  moderne  Recht  überhaupt  auch  andere  ding- 
liche Gebrauchsrechte,  als  die  römisch  rechtlichen 
Typen  derselben  zulässt,  vgl.  auch  Wind- 
scheid, Pandekten  ^  203;  Dernburg,  Pan- 
dekten $.  260. 

3  Vgl.  Ferraris  1.  Ow  n.  13.  15  und  die  dort 
citirten.  Auch  die  Praxis  der  obersten  deutschen 
Gerichtshöfe  steht  (allerdings  bei  Kirchstühlen 
in  protestantischen  Kirchen)  auf  demselben 
Standpunkt,  s.  Seof  f  ert,  Archiv  6,  336  u.  11, 
415. 


*  Diese  wird  auch  von  Ferraris  1.  c.  n.  13 
u.  van  de  Bürgt  1.  c  p.  140  für  statthaft  er- 
klärt. 

s  Ans  der  blossen  Benutzung  des  Sitzes  wird 
aber  dieser,  wenn  die  Kirohenstühle  unent- 
geltlich überlassen  werden,  nicht  leicht  allein 
gefolgert  werden  können,  s.  auch  8  en  ff  ert  Ar- 
chiv 26,  171. 

0  Ferraris  1.  c.  spricht  merkwürdiger  Weise 
blos  von  lOjährlger  Ersitzung,  aber  gegenüber 
der  Kirche  ist  diese  ausgeschlossen.  Dagegen  lat 
ein  iastus  titalus  (s.  c  1  In  VI^o  de  praescript 
11.  13)  nicht  erforderlich,  wenn  In  der  betreffen- 
den Kirche  die  Sitte  besteht,  feste  Rechte  auf 
Kirchensitze  einzoränmen. 

^  Der  erforderliche  titalus  kann  z.  B.  in  einem 
bischöflich  genehmigten  Uebertragungsgeschift, 
welches  eine  nicht  berechtigte,  aber  für  berechtigt 
gehaltene  Person  abgeschlossen  hat,  bestehen. 

Bei  den  an  Häuser  und  Hofstellen  gebundenen 
Rechten  ist  ebenso  wie  beim  dinglichen  Pationat- 
recht,  Bd.  III.  S.  83 ,  nur  eine  translative  Ersit- 
zung zugleich  mit  dem  Hause  denkbar. 
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Oleich  steht  dem  Erwerbe  durch  BechtsgesohAfte  oder  ErsitEiiiig  endlich  auch 
die  Ausübung  des  Bechtes  während  unvordenklicher  Zeit^. 

Das  Becht  erlischt  durch  Ablauf  der  Zeit,  für  welche  es  bestellt  ist^,  durch  den 
Fortfall  des  Subjektes  ^^  durch  Verlust  der  kirchlichen  BechtsfUhigkeit  seitens  des 
letzteren^,  durch  solche  Veränderungen  in  und  mit  der  Earche,  welche  die  Fortdauer 
das  Bechtes  auBschliessen  ^  und  endlich  durch  tuucapio  Hberiaüs  seitens  der  Ekirche  \ 

Da  das  Becht  kein  Privatrecht,  sondern  nur  ein  in  der  Sphäre  des  Öffentlichen 
Bechtes  sich  bestätigendes  Individualrecht  ist  ^,  so  unterliegt  zunächst  seine  Ausflbung 
allen  denjenigen  Beschränkungen,  welche  im  Interesse  der  öffentlichen  kirchlichen 
Ordnung  und  in  Folge  einer  vorliegenden  Nothwendigkeit  oder  eines  augenschein- 
lichen Nutzens  im  öffentlichen  Interesse  der  kirchlichen  Verwaltung ,  namentlich  im 
Interesse  der  Aufrechterhaltung  der  Wtlrde  des  Gottesdienstes  und  der  Befriedigung 
der  kirehlichen  Bedflrfnisse  bedingt  und  von  den  zuständigen  Organen  verfUgt  werden. 
Der  Qebrauchsberechtigte  ist  daher  nicht  befugt,  jeden  ihm  angemessen  scheinenden 
Sohmack  an  seinem  Earchenstuhl  anzubringen,  die  Oeffnung  der  Kirche  zu  den  Zeiten, 
za  welchen  dieselbe  verschlossen  gehalten  wird,  behufs  seiner  Privatandacht  zu  bean-- 
sprachen,  oder  bei  Streitigkeiten  zwischen  ihm  und  einem  Prätendenten  sich  der  pro- 
visorisdien  Anordnung  der  Earchenbehörde  Aber  den  Gebrauch  des  Stuhles^  zu  wider- 
setzen. Er  hat  sich  femer  eine  vorübergehende  Beschränkung  oder  Entziehung  des 
Gebrauches  seines  Stuhles  gefallen  zu  lassen,  wenn  diese  durch  Emeuerungsarbeiten 
(z.  B.  einen  neuen  Oelanstrich  an  demselben^  oder  einen  Umbau  in  dem  betreffenden 
Theile  der  Kirche  ^  ^)  erfordert  wird  oder  bei  besonderen  F  estgottesdiensten  wegen  Theil- 
nahme  des  Bischofs  und  einer  grösseren  Anzahl  von  Geistlichen  oder  wegen  ähnlicher 
Orflnde  eine  Aenderung  in  der  Vertheilung  der  Plätze  sich  als  nothwendig  ergiebt 
Ebensowenig  kann  er  Widerspruch  erheben,  wenn  sein  Kirchensitz,  weil  er  sich  bei 
der  Verwaltung  des  Gottesdienstes  als  hinderlich  erweist,  an  eine  andere  Stelle  ver- 
legt wird ,  oder  wenn  z.  B.  wegen  Anwachsens  der  Bevölkerung  zur  Beschaffung 
grösseren  Baumes  in  der  Kirche  die  Sitze  enger  als  frflher  angebracht  werden.  In 
allen  diesen  Fällen  ist  daher  sowohl  eine  Besitzschutzklage,  wie  auch  eine  das  Becht 
selbst  zur  Anerkennung  bringende  (petitorische)  Klage  ausgeschlossen. 

Aber  nicht  blos  gegen  Einschränkungen  seines  Bechtes ,  sondern  auch  gegen 
eine  völlige  Beseitigung  desselben  ist  ein  Widerspruch  des  Beseitigten  unstatthaft, 
fidls  das  letztere  durch  die  Nothwendigkeit  oder  durch  einen  augenscheinlichen 
Nutzen  fär  die  Kirche  bedingt  wird.  Dies  ist  z.B.  der  Fall,  wenn  die  bisherige  Kirche 
abgerissen  wird,  mag  eine  neue  dafür  errichtet  werden  oder  nicht,  wenn  die  Kirche 


^  So  FeTxarlB  1.  c.  Q.  ISundyandeBuigt 
p.  140l  Ein  einzelner  kann  ftllerdlngs  eine  solche 
ilnsöbnng  nicht  für  sich  geltend  machen ,  wohl 
aber  kann  der  Fall  praktisch  werden ,  wenn  es 
sieh  um  ein  Recht  handelt,  welches  für  eine  Fa- 
milie oder  ein  Hans  in  Anspruch  genommen  wird. 

'  Oder  anch  dnrch  andere,  bei  der  Bestellung 
besonders  bestimmte  Erlöschungsgründe,  s.  z.  B. 
0.  a  345.  n.  6. 

^  Also  Aussterben  der  berechtigten  Familie. 
Anf  die  Erben  geht  es  nur  über,  falls  es  als  erb- 
liebe« eingeräumt  worden  ist. 

*  Durch  Ketzerei ,  Apostasie  und  Schisma  des 
Berechtlgteii.  Hier  muss  dasselbe,  wie  beim  Pa- 


tronatrecht  gelten,  Bd.  III.  S.  92.  S.  im  übrigen 
auch  S.  220. 

&  Also  durch  Suppression  d.  kirchlichen  Anstalt 

^  Hier  kommen  ebenfalls  dieselben  Gesichts- 
punkte, wiebeimPatronatreohtin  Frage,  s.  Bd.  III. 
S.  90.  91. 

^  S.  0.  S.  344. 

8  D.  h.  bis  im  Possessorium  oder  Petltorium 
entschieden  worden  ist. 

0  Oder,  well  die  Entfernung  alter,  die  Kirche 
verunzierender  Stühle  und  die  Anbringung  neuer 
beschlossen  worden  ist. 

10  Oder  auch ,  wenn  ein  Erweiterungsbau  tot- 
genommen  wird. 
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die  Zahl  der  OlAubigen  beim  Gottesdienste  nicht  mehr  sn  fassen  vermag  und  mn  Ab- 
hülfe zn  schaffen,  die  vorhandenen  Eirchensttthle  oder  bestimmte  Reihen  derselben 
entfernt  werden  mflssen,  wenn  die  Ueberlassnng  von  Rechten  an  KirchenstUblen 
wegen  vieler  nnd  ärgerlicher  daraus  entstandener  Streitigkeiten  Hberhanpt  ver- 
boten wird. 

In  keinem  dieser  Fälle  kann  der  Berechtigte  eine  Entschädigung  dafbr  ver- 
langen, dass  ihm  sein  Recht  für  die  Zukunft  entzogen  ist,  weil  eine  Befiigniss 
in  Frage  steht,  welche  keinen  Vermdgenswerth  hat,  und  welcher  von  vorn  herein  die 
Möglichkeit  der  Beseitigung  im  öffentlichen  Interesse  anhaftet. 

Was  dagegen  die  Frage  nach  dem  Ersatz  desjenigen  betrifft;,  was  er  materiell 
wegen  der  bisher  von  ihm  gemachten  Leistungen  einbüsst,  so  erleidet  er  eine  solche 
Einbusse  bei  unenigeltlicher  erfolgter  Einräumung  des  Rechts  flberhaupt  nicht,  nnd 
hier  kann  daher,  wegen  des  Mangels  eines  onerosen  Bestellungsaktes,  von  einer  Ent- 
schädigung keine  Rede  sein. 

Wenn  dagegen  das  Recht  entgeltlich  gewährt  worden  ist,  so  ist  immer  zu  be- 
achten, dass  die  das  Erlöschen  des  Rechtes  herbeifährenden  Massregeln  nicht  von 
dem  anderen  Kontrahenten,  d.  h.  dem  kirchlichen  Vermögensorgane,  ausgehen,  son- 
dern von  den  kirchlichen  Oberen,  also  hier  seitens  des  ersteren  als  solchen  ^  niemals 
eine  Verletzung  der  bestehenden  vertragsmässigen  Verpflichtungen  erfolgt.  Die  Be- 
seitigung des  Rechtes  wird  daher  fttr  beide  Theile  lediglich  durch  casus  herbeige- 
fflhrt.  Daraus  ergiebt  sich,  dass,  wenn  der  Oebrauch  gegen  Zahlung  eines  periodisch 
zu  entrichtenden  Miethszinses  gewährt  ist  2,  zwar  die  Pflicht  dazu  von  der  Zeit  ab, 
mit  welcher  das  Recht  erloschen  ist,  fortfällt,  und  der  Betrag,  welcher  etwa  fttr  diese 
Zeit  voraus  entrichtet  worden  ist,  zurückgewährt  werden  muss;  dass  aber  anderer- 
seits bei  stattgehabter  Entrichtung  eines  einmaligen  Betrages  für  die  Bestellung  des 
Rechtes  nichts  zurückzuzahlen  ist,  da  die  kirchlichen  Verwaltungsorgane,  wenn  sie 
ihrer  Verpflichtung  das  Recht  zu  gewähren,  nachgekommen  sind,  für  die  später  durch 
Zufall  eingetretene  Unmöglichkeit,  dasselbe  weiter  auszuüben,  nicht  haften  K 

Wenn  indessen  trotz  derartiger  Anordnungen  die  Fortgewährung  des  Rechtes 
wenigstens  in  einer  analogen,  seinen  Zweck  erfüllenden  Weise  möglich  bleibt,  so  fällt 
in  so  weit  die  übernommene  Pflicht  und  zwar  auch  selbst  bei  unentgeltlicher  Einräu- 
mung des  Rechtes  nicht  fort.  Das  Rechtsgeschäft,  welches  die  Pflicht  zur  Gewährung 
des  Rechtes  begründet  hat,  wird  als  solches  nicht  aufgelöst,  sondern  es  bleibt  nur 
die  Haftbarkeit  für  die  Nichterfüllung  desselben  ausgeschlossen.    Eine  ünmöglich- 


1  Denn  die  Befngnigs  zn  derartigen  MasB- 
nahmen  steht  nicht  den  0.  S.  344  gedachten 
Organen  der  betreffenden  Kirche,  sondern  nnr 
dem  Ordinailns  zn.  Ueberlässt  er  ihnen  aus- 
drücklich die  Anordnung  solcher  Massregeln, 
z.  6.  das  Entfernen  Ton  Stühlen ,  so  handeln  sie 
dabei  in  seiner  Vertretung  kraft  übertragener  Be- 
fagniss.  Dies  zeigt  sich  namentlich  darin ,  dass 
die  Beschwerde  an  den  Ordinarius  offen  bleibt, 
und  dass ,  wenn  diese  abgelehnt  wird ,  sich  die 
Anordnung  stets  als  eine  Verfügung  des  letzteren 
darstellt. 

3  Oleichgültlg  erscheint  es  dabei ,  ob  blos  ein 
liiiethsYertrag  vorlag,  also  die  Kirche  obliga- 
torisch zur  Oewihning  des  Platzes  verpflichtet 
oder   ob    für    die    Ausübung   eines  bestellten 


dinglichen  Gebrauchsrechts  ein  Miethzins  Ter- 
einbart  war. 

3  van  de  Bürgt  1.  c  p.  147  will  hier  einen 
entsprechenden  Theil  des  gezahlten  Aequlvalentes 
zurückgewährt  wissen.  Dieser  ist  aber,  wenn  das 
Recht  einer  Person  auf  unbestimmte  Zeit  oder 
zu  Gunsten  einer  Familie  oder  eines  Hauses  be- 
stellt ist,  gar  nicht  festzustellen.  Welcher  Be- 
trag soll  z.  B.  zurückgezahlt  werden ,  wenn  eine 
Familie  gegen  Zahlung  von  200  Mark  den  Sitz 
10  Jahre  benutzt  hat  und  nun  die  Beseitigting 
fester  Plätze  Tom  Bischof  angeordnet  wird?  Un- 
billig erscheint  das  Ergebnlss  nur  dann ,  wenn 
eine  derartige  Verfügung  bald  nach  der  Bestel- 
lung des  Rechtes  und  der  Zahlung  des  einmaligen 
Betrages  erfolgt. 
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keit  der  EifÜlliing  liegt  in  den  gedachten  Fällen  nicht  vor,  weil  der  wesentiiche  Inhalt 
desBechtes  auf  Benatznng  einer  Stelle  bei  bestimmten  Oottesdienaten  als  solchen  geht, 
und  das  Geb&nde,  in  welchem  diese  gehalten  werden,  erst  in  zweiter  Linie  daftlr  in 
Frage  kommt.  Daher  sind  die  kirchlichen  Organe,  falls  statt  der  alten,  abgerissenen 
Kirche  eine  nene  hergestellt  wird,  verbunden,  den  bisherigen  Berechtigten,  deren 
Recht  andernfalls  anf  die  früheren  Sitze  unberührt  geblieben  wäre ,  in  der  letzteren 
entsprechende  neue  Eirchenstellen  anzuweisen^,  soweit  nicht  etwa  die  im  öffent- 
lichen Interesse  erlassenen  Anordnungen  des  kirchlichen  Oberen  über  die  Benutzung 
des  neuen  Gebäudes  dies  ausschliessen. 

Streitigkeiten  über  die  Gebrauchsrechte  von  Eirchensitzen  oder  ELirchenstellen 
sei  es  mit  derEkirohe  oder  den  kirchlichen  Organen,  sei  es  mit  anderen  Prätendenten, 
gehören  nach  katholischem  Eirchenrecht  mag  es  sich  um  das  Possessorium  oder  um 
das  Petitorium  handeln,  vor  die  geistlichen  Behörden 2.  Dagegen  hat  sich  aber  in 
Deutschland,  freilich  wesentlich  beeinflusst  durch  das  protestantische  Eorchenrecht 
und  die  Verhältnisse  bei  protestantischen  Kirchen,  bei  welchen  das  Earchenstuhlrecht 
viel  häufiger  Anwendung  gefunden  hat  und  findet,  als  in  der  katholischen  Kirche,  in 
der  Praxis  die  Anschauung  festgestellt,  dass  petitorische  und  possessorische  Klagen 
Aber  das  Kirchenstuhlrecht  vor  die  ordentlichen  Gerichte  gehören^.  Dies  erklärt  sich 
ans  denselben  Gründen,  wie  bei  dem  Patronatrechte,  welches  ebenfalls  nach  heut^em 
Gewohnheitsrecht  als  ein  im  Civilprozesse  verfolgbares  Recht  betrachtet  wird  ^.  Und, 
soweit  es  sich  in  derartigen  Streitigkeiten  um  Beeinträchtigungen  handelt,  welche 
nicht  aus  dem  Leitungsrechte  des  kirchlichen  Oberen  als  solchem  herfliessen  ^,  wird 
sich  diese  Praxis,  weil  insoweit  die  privatrechtlichen  Grundsätze  analog  für  das 
Recht  zur  Anwendung  gebracht  werden  müssen^,  nicht  anfechten  lassen. 

Für  diejenigen  Länder,  in  denen  der  katholischen  Kirche  die  autonomische  Ver- 
waltung ihrer  Angelegenheiten  eingeräumt  ist,  haben  die  vorstehend  entwickelten 
Qmndsätze  Geltung  zu  beanspruchen,  sofern  nicht  etwa  besondere  partikularrechtliche 
Bestimmungen 7  in  Frage  kommen^.  In  umfassendem  Masse  ist  dies  aber  nur  in  den 
Umdrechtlichen Provinzen  Preussens^  und  da,  wo  die  französische  Gesetzgebung 


1  S.  Ferraris  1.  c.  n.  26,  welcher  aach  eine 
BntseheidoDg  der  Rota  anführt,  und  van  de 
Bargtl.  cp.  142. 

2  So  aach  v.  Schulte,  Lehib.  des  K.  B. 
3.  Aufl.  S.  686,  anerkannt  im  Konz.  v.  Hallfax 
▼.  1867,  coli.  conc.  Lac.  8,  756. 

3  S.  das  citirte  Urthell  des  Reiehsgeilchts  in  d. 
Entsch.  f.  ClTllsachen  7,  187. 

*  Vgl.  Bd.  III.  S.  8,  inshefiondere  Anm.  8. 

5  S.  a  S.  347. 

«  S.  0.  S.  845. 

7  Denn  diese  sind  ans  den  Bd.  III.  S.  8  ange- 
fahrten ,  auch  hier  zutreffenden  Gründen  nicht 
beseitigt. 

^  Das  hat  auch  das  Reichsgericht  stUlschwel- 
gend  L  d.  clt,  ürthelle  für  Kurhesseu  anerkannt. 

9  Die  S$.  676ff.  II.  11.  A.  L.  R.  stehen  im 
wesentlichen  auf  dem  Boden  der  hier  rertretenen 
Anschauungen.  1.  Lassen  sie  den  kirchlichen 
Oberen  freie  Hand  darüber  zu  befinden,  ob  über- 
haupt Slirchenstellen  besonders  angewiesen  wer- 
den sollen,  %  Qehen  sie  davon  aus,  dass  der  Ab- 
tchluaa  Ton  Rechtsgeschäften  Sache  der  Organe 


der  kirchlichen  YermögensYerwaltung  ist  (^  676 
a.  a.  0 :  „Wo  die  Yermiethung  der  Kirchstellen 
hergebracht  ist,  da  gebührt  selbige  den  Vor- 
stehern", d.  h.  Jetzt  nach  dem  Gesetze  t.  20.  Juni 
1875  $.  9.  1  ff.  dem  Kirchenvorstande ,  nur  für 
die  Erhöhung  der  bishex  üblichen  Stellengelder 
bedarf  es  der  Zustimmung  der  Gemeindevertre- 
tung, $.  678.  II.  11  und  $.  21  Nr.  9  des  oit  Ges., 
ebenso  dieser,  des  Patrones,  welcher  Lasten  trägt, 
sowie  auch  des  geistUchen  Oberen ,  falls  es  sich 
um  die  Yerthellung  Ton  Stellen  in  einem  neu 
errichteten  Kirchengebäude  handelt,  $.  680  a.  a.O. 
und  Ges.  y.  20.  Juni  1875.  $$.  21.  40.  8.  Als 
regelmässige  Art  der  Ueberwelsung  wird  dasVer- 
miethen  des  Gebrauchsrechtes,  welches  aber  nicht 
durch  öffentliche  Yersteigerung  erfolgen  soll,  an- 
gesehen, §S.  676.  679  a.  a.  O.,  es  sind  die  Ge- 
brauchsrechte daher  im  preussischen  Rechte,  so- 
wie der  Berechtigte  in  den  Besitz  gelangt  ist,  stets 
dinglich.  Dabei  ist  den  Eingepfarrten  ein  Yor- 
zugsrecht  vor  den  Fremden  eingeräumt  ($.  677), 
welches  gemeinrechtlich  sich  als  solches  nicht 
begründen  Übst  Ausserdem  kennt  das  L.  R.  auch 


350 


I.  Die  Hierarchie  und  die  Leitung  der  Kirehe  dureh  dieselbe. 


[§.218. 


gilt,  also  in  denOebieten  des  rheiniflchen  Rechts  und  in  Elsass-Lothringen 


Gebrauchsrechte  au  Kirchstühlen,  welche  Jeman- 
dem mit  Rücksicht  auf  sein  Amt  oder  seine  Würde 
zugewiesen  oder  ständig  bestimmten  Häusern 
oder  Gütern  zugeschlagen  sind  ($§.  684.  685). 

4.  Diese  letzteren  können  keinem  anderen  über- 
lassen werden,  ebensowenig  ist  das  aber  auch  bei 
anderen  Gebrauchsrechten  durch  Verfügung  unter 
Lebenden  und  von  Todeswegen  der  Fall  ($.  682), 
nur  solche,  welche  gewissen  Personen  oder  Fa- 
milien erblich  Terliehen  sind ,  können  an  andere 
vermiethet  und  zum  Gebrauche  eingeräumt 
werden,  und  auch  auf  Nachkommen,  aber  allein  auf 
diese,  nicht  auf  sonstige  Intestat-  oder  Testaments- 
erben  vererbt  werden  ($.  681).  Einen  Erwerb  durch 
Ersitzung  hat  die  preussische  Praxis  ebenfalls  für 
statthaft  erachtet ,  und  ebenso  lässt  sie  die  Ver- 
folgung des  Rechtes  im  Petitorium  und  Posses- 
sorium ,  aber  nicht  gegenüber  solchen  Beschrän- 
kungen ,  welche  die  geistliche  Aufsichtsbehörde 
kraft  dieser  ihrer  Stellung  verfügt,  zu,  vgl.  die 
Nach  Weisungen  beiP.  Uin8chius,d.  preussi- 
sche Kirchenrecht  im  Gebiete  des  Allgem.  Land- 
rechts. S.  394.  Anm.  65  ff.  Die  Frage,  in  wiefern 
bei  Aufhebung  des  Rechtes  durch  solche  Anord- 
nungen Entschädigung  verlangt  werden  kann,  ist, 
soweit  mir  bekannt,  noch  nicht  zur  richterlichen 
Entscheidung  gekommen.  Wenn  allerdings  in 
einzelneu  veröffentlichten  Erkenntnissen  die 
Möglichkeit  einer  solchen  ohne  nähere  Begrün- 
dung angenommen  wird,  so  dürfte  sich  diese  Auf- 
fassung bei  einer  näheren  Prüfung   aus  den  a. 

5.  348  dargelegten  Gründen  nicht  als  haltbar 
erweisen. 

1  In  Frankreich,  wo  schon  in  den  früheren 
Jahrhunderten  der  Gebrauch  von  Kircfaenbänken 
und  Stühlen  sehr  verbreitet  gewesen  ist,  Du- 
rand de  Mai  Haue,  dictionnaire  de  droit  oano- 
nique  s.  v.  bano,  ed.  IL  1,  269,  wird  unter- 
schieden zwischen  den  ftone«  (stalles ,  tribunes), 
welche  sofern  sie  mit  dem  Gebäude  dauernd  und 
fest  verbunden  sind,  wie  dieses  Immobiliarqua- 
lität  haben,  und  zwischen  ehaUety  beweglichen 
Stühlen.  Die  ersteren  stehen  als  Zubehör  der 
Kirche  Im  Eigenthum  desselben  Rechtssubjektes, 
welchem  die  letztere  gehört,  während  die  Stühle 
sich  im  Eigenthum  der  Kirchenfabrik  befinden, 
G  a  u  d  ry,  traittf  de  la  Itfgislatlon  des  cultes  2, 591. 
Jeder  Gläubige  hat  das  Recht  auf  unentgeltlichen 
Zutritt  zum  Gotteshause  und  auf  Benutzung  des- 
selben zum  Stehen  während  des  Gottesdienstes, 
Dekr.  v.  18.  Mal  1806.  Art  1,  Dursy,  Staats- 
kirchetitecht  in  Elsass-Lothringen  1 ,31 1 ,  u.Fabrik- 
dekret  V.  30.  Dez.  1809.  Art  65,  und  deshalb  ist  In 
den  Kirchen  der  nöthige  Platz  für  solche  Kirch- 
gänger freizulassen.  Ueber  die  Aulstellung  von 
.Bänken  und  Stühlen  hat  allein  der  Fabrikrath 
(In  Preussen  der  Kirchenvorstand,  Ges.  v.  20. 
Juni  1875.$«  57)  zu  bestimmen,  s.  Dekr.  v.  1806. 
Art  2 ;  Fabrikdekret  art  36  Nr.  5  u.  6.  Daher 
sind  die  Gläubigen  berechtigt,  sich  einen  eigenen 
beweglichen  Stuhl  zur  Benutzung  beim  Gottes- 
dienst nur  dann  mitzubringen ,  wenn  dies  nicht, 
was  jeden  Augenblick  zulässig  ist,  auf  Beschluss 
des  Fabrikrathes  untersagt  worden  ist,  s.  Dursy 
l,312^Gaudry2)593;Andrtf,  eounalphab^ti- 


que  de  la  l^gislation  civile  eccltfsiastique  IT.  4A. 
2,  67.  85;  Gel  gel,  französisches  Staatskirehen- 
recht  S.  172.  n.  2. 

Zu  der  beabsichtigten  Art  und  Weise  der  Auf- 
stellung der  Stühle  oder  Bänke  hat  der  Pfarrer 
oder  Desservant  seine  Zxutimmung  zu  gebea,  Je- 
doch kann  bei  der  Yerweigerung  derselben  der 
Fabrikrath  sich  beschwerend  an  den  Bischof  wen- 
den, Fabr.  Dekr.  Art.  30 ;  D  u  r  s  y  1, 312 ;  während 
der  letztere  frei  darüber  zu  beschlieasen  hat ,  ob 
in  der  Kirche  Bänke  oder  Stühle  aufgestellt  oder 
etwa  vorhandene  Bänke  dnroh  Stühle  und  umge- 
kehrt ersetzt  werden  sollen,  Andrtf  2,  72. 

Des  Weiteren  geht  das  französische  Recht  da- 
von aus,  dass  die  Stühle  und  Bänke  zur  Exzielung 
von  Einnahmen  für  die  Kirche  benutzt ,  also  für 
die  Regel  allein  gegen  Entgelt  an  die  Gläubigen 
zum  Gebrauche  beim  GK^ttesdienst  überlasten 
werden  sollen.  Die  Tarife  dafür  hat  das  Kirch- 
meisterbüreau  unter  Zustimmung  des  Fabrik- 
rathes ,  Fabr.  Dekr.  Art.  64  (jedoch  ohne  Gene- 
migung  einer  staatlichen  oder  kirchlichen  Auf- 
sichtsbehörde,  Andrtf  2,  77.  78,  in  Preussen 
der  Kirchenvorstand  unter  Zustimmung  der  Ge- 
meindevertretung und  der  staatlichen  Aufsichts- 
behörde, Ges.  V.  20.  Juni  1875  SS-  8-  21  Nr.  9 , 
50  Nr.  6 ;  57 ,  d.  h.  des  Regierungspräsidenten) 
festzusetzen,  und  diese  sind  durch  Aushang  in  der 
Kirche  bekannt  zu  machen. 

I.  Die  entgeltliche  Benutzung  her  Stahle  und 
Bänke  kann  zugelassen  werden  1.  als  loecUion  des 
hanes  oder  det  ehaiaea ,  d.  h.  als  Gestattung  des 
Gebrauches  für  ein  Mal  bei  einem  bestimmten 
Gottesdienste  gegen  Entrichtung  der  tailfinäs- 
sigen  Abgabe,  welche  Je  nach  den  Fest- ,  Sonn- 
und  Wochentagen,  den  Tagesstunden  und  der 
Art  des  Gottesdienstes  verschieden  bemessen  Ist, 
Andr^  2,  79.  Dabei  ist,  je  nach  Besohlnss  des 
Fabrikrathes  oder  auf  vorgängige  £rn]A€litigung 
seitens  des  letzteren  nach  Beschluss  der  Kirch- 
meisterstube (in  Preussen  des  Kirchen  Vorstan- 
des) eine  s.  g.  loeation  en  f€g%e  oder  eine  loeaii<m 
par  müe  en  ftrme,  Fabr.  Dekr.  Art.  66,  statthaft, 
wennschon  diese  beiden  Arten  der  Ausnutzung 
fast  nur  bei  Stühlen ,  selten  dagegen  bei  Hinken 
vorkommen,  Andr^  1,  442  u.  2,  65. 

a.  Die  loeation  en  rigie  ist  die  Besorgung  der 
Yermietbung  durch  die  Kirohmeisterstube  selbst 
Unter  Kontiole  der  letzteren  wird  durch  eine  von 
dieser  angenommene  Person  die  tarifmässige  Ab- 
gabe direkt  von  den  Kirchgängern  vor  der  Jedes- 
maligen Benutzung  des  Stuhles  für  die  Kirchen- 
kasse erhoben  und  an  den  Schatzmeister  des 
Fabrikrathes  abgeliefert,  Gaudry  2,  593;  An- 
drtf  1,  442  u.  2,  65.  82.  Es  können  dabei  auch 
Abonnements  für  ein  halbes  oder  ganzes  Jahr  zur 
Vermeidung  des  lästigen  Yorausbezahlens  zuge- 
lassen,.) a  einzelnen  Personen,  z.  B.  denVerwandten 
und  Dienstleuten ,  welche  zum  Haushalt  der  an 
der  Kirche  amtirenden  Geistlichen  gehören ,  die 
Stühle  unentgeltlich  gewährt  werden,  Andrtf 
L  c.  2,  73.  83. 

b.  Die  loeation  par  miseen  ferme  besteht  In  der 
Verpachtung  der  Erhebung  und  des  Bezuges  der 
Einnahmen  aus  den  Stühlen  an  einen  Pächter 
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»nf  bestimmte  Z^t  (anf  ein  Jahr  oder  mehrere) 
im  Wege  der  öffentlichen  Yersteigemng  nnd  des 
Zuschlages  an  den  Meistbietenden ,  Fabr.  Dekr. 
Art.  67.  Der  A4J«dikatar  erlangt  hier  das  Recht, 
die  Stühle  in  derselben  Welse ,  wie  im  vorigen 
Fall,  seinerseits  zn  den  im  Tarif  festgesetzten 
Gebühren  nnter  Ueberwachnng  durch  die  Kirch- 
meisterstube zu  vermiethen,  und  zahlt  dafür  den 
dnieh  die  Versteigerung  festgestellten  Pachtzins 
za  den  in  den  Yeistelgemngsbedingangen  be- 
stimmten Terminen «  G an  dr  y  2,  594 ;  A  n  d r ^ 
2,66;  Geigeis.  in 

In  beiden  Fallen  dürfen  die  Personen,  welche 
rar  Erhebung  der  Gebühren  bestellt  sind ,  nicht 
ohne  Genehmigung  des  Pfarrers  angenommen 
veiden,  und  dieser  hat  auch  die  nöthigen  Anord- 
nungen zn  treffen,  um  eine  unangemessene  Art 
der  Einforderung  der  Gebühren  tu  verhindern, 
Andr<2,74.  75. 

Im  ersteren  Fall  wird  ein  Miethsverttag  über 
den  Gebrauch  eines  Platzes  und  eines  Stuhles  in 
der  Kirche  zwischen  dem  Kirchgänger  und  der 
Kirehenfabrik ,  im  letzteren  zwischen  ihm  nnd 
dem  Pachter  oder  A^judlkatar  geschlossen. 

%  Die  eonce$Bion  de  banes  ou  de  pkiees  besteht 
in  der  entgeltlichen  Ueberlaasnng  einer  Bank  oder 
«ines  Platzes  anfeiner  solchen,  nicht  blos  für  ein- 
zelne Gottesdienste,  sondern  für  lingere  Zeit, 
mehrere  Monate,  ein  Jahr  oder  auch  für  meh- 
me,  Geigel  S.  173  n.  9;  Andrtf  1,  422,  466. 
t.  SoU  der  Gebrauch  gegen  eine  jährlich  zu  ent- 
richtende Miethe  gewährt  werden,  steht  also  eine 
s.  g.  conoenion  par  baU  pour  une  pratation  an- 
muUe  in  Frage ,  so  kann  darüber  der  Fabrikrath 
(inPrenssen  der  KiroheuTorstand)  allein  unter 
Bestimmoiig  des  Jährlichen  Zinses  besohliessen, 
Fabr.  Dekr.  Art  70,  jedoch  darf  dies  nicht  anders 
&ls  nach  vorgängiger  öffentlicher  Versteigerung 
in  einem  bestimmten  Termine  oder  auf  dem  Wege 
des  schriftlichen  Submissionsverfahrens  gesche- 
llt —  falls  es  sich  indessen  blos  nm  die  Ver- 
gebung einzelner,  frei  gewordener  Plätze  handelt, 
unter  Öffentlicher  Bekanntmachung  des  bereits 
erfolgten  Angebots  eines  Konzessionsnachsuchers, 
damit  andere  Personen  bessere  Gebote  machen 
können,  Fabr.  Dekr.  Art. 69.  70;  Andrtf  1,  460. 
Sine  solche  Konzession  kann  in  diesen  Fällen 
übrigens  auch  auf  Lebenszeit  gewährt  werden, 
Art.  68  n.  70  a.  a.  O,  und  zwar  gleichzeitig  auf 
die  Lebenszeit  der  Frau  und  der  Kinder ,  jedoch 
müssen  diese  in  der  Konzession  ausdrücklich  als 
Konzessionäre  aufgeführt  sein,  Andr^  1 ,  486. 
b.  Eine  eonce$$ion  au  prix  d'wn  oapital  ou  d'un 
hnmeuble ,  also  gegen  eine  einmalige  Abfindung, 
mag  diese  in  Grundstücken ,  Geld  oder  Mobillen 
bestehen,  ist  ebenfalls  höchstens  auf  Lebenszeit, 
Art  68  a.  a.  O,  nach  vorgängiger  öffentlicher  Be- 
kanntmadinng  (s.  vorher)  und  nur  unter  Geneh- 
migung derjenigen  staatlichen  Behörde  statthaft, 
welche  sonst  eine  solche  für  den  Erwerb  des  be- 
treffenden Objektes  durch  die  todte  Hand  zn  er- 
theUenhat.  Art  71;  Geigel  S.  174;  Gandry 
2,587. 

IL  Eän  Recht  auf  unentgeltliche  Be- 
ontznng  einer  Bank  haben  1.  kraft  Amtsrechtes 
die  Mitglieder  des  Fabrikrathes,  sowie  die  mar- 
guilliers  d*honneur  (inPreussendie  Kirchen- 
Torsteher)  und  zwar  soll  sich  diese  Bank  (6afic  de 


roeisore)  an  einer  ausgezeichneten  Stelle,  womög- 
lich vor  der  Kanzel  befinden,  Fabr.  Dekr.  Art  21. 
Den  ersten  Platz  auf  derselben  hat  der  Pfarrer 
oder  der  Desserrant,  da  er  auch  Mitglied  des 
Fabrikrathes  (bez.  Kirchenvorstandes)  ist ,  wäh- 
rend andere ,  namentlich  die  Staats  -  und  Kom- 
munal-Beamten  des  Ortes  als  solche  kein  Recht 
anf  einen  solchen  Platz  besitzen,  Andr^  1,  421. 

2.  Kann  sich  der  Stifter,  welcher  auf  seine 
Kosten  eine  Kirche  erbaut,  sowie  eAne  solche  mit 
dem  Grund  nnd  Boden  einer  Kirchen -Verwal- 
tung geschenkt  oder  eine  Kirche  ganz  wiederher- 
gestellt hat,  für  sich  selbst  und  seine  Familie, 
d.  h.  für  seine  Frau  nnd  seine  Descendenten, 
Gaudry 2,  584;  Andr^  1 ,  423,  ein  derartiges 
Recht  vorbehalten,  Fabr.  Dekr.  Art  72,  wozu  an 
sich  keine  Genehmigung  der  Staatsauisichtsbe- 
hörde  nöthig  ist,  wennschon  dieselbe  indirekt, 
weil  dabei  immer  die  Eröffnung  eines  neuen 
Gotteshauses  und  der  Erwerb  an  die  todte  Hand 
in  Frage  steht,  erfordert  wird,  G  ei  g  e  1 S.  175  n.  3. 

3.  Endlich  kann  auch  auf  Beschluss  des  Fabrik- 
rathes (in  Preussen  des  Kirchenvorstandes) 
mit  Genehmigung  des  Bischofs  und  des  Kultus- 
ministers (inElsass-Lothringen  des  Ministeriums, 
Abtheilung  für  Justiz  und  Kultus,  während  in 
Preussen  nach  dem  Gesetz  v.  20.  Juni  1875  $.  50 
eine  solche  nicht  erforderlich  erscheint)  jedem 
Schenker  oder  Wohlthäter  einer  Kirche ,  welcher 
ihr  eine  erhebliche  Zuwendung  gemacht  hat, 
Andrei,  489;  Geigel  S.  175  n.  4,  für  sich 
oder  auch  für  seine  Familie  in  dem  zu  2  gedachten 
Umfange  die  Konzession  für  eine  Bank  erthelit 
werden,  Fabr.  Dekr.  Art  72. 

Andere,  auf  längere  Zeit,  als  die  Lebensdauer 
einer  Person  ertheilte  Konzessionen  sind  nichtig, 
Andrei,  423. 

Die  Erwerbung  des  Gebrauchsrechtes  auf  Bänke 
durch  Ersitzung  gilt  als  ausgeschlossen ,  da 
die  Bänke  ebenso  wie  das  Kirchengebäude  als  res 
extra  commercium  betrachtet  werden,  Andrtf  1, 
427.  428,  s.  auch  o.  S.  176.  n.  5. 

Das  Rechtsverhältniss  des  Konzessionärs  einer 
Kirohenbank  wird,  wenn  ein  wiederkehrender 
Zins  gezahlt  wird,  von  der  französischen  Juris- 
prudenz nicht  als  ball  im  eigentlichen  Sinne, 
sondern  als  ein  droit  d'usage  anfgefasst,  Gaudry 
2,  588;  Andrtf  1,  4da  Daher  darf  der  Berech- 
tigte die  Bank  wohl  für  sich  persönlich ,  sowie 
für  seine  Familie  und  seine  Hansgenossen  zum 
Gottesdienst  gebrauchen,  aber  nicht,  wie  der 
Miether  (code  civil  art  1717)  sein  Recht  an  einen 
Dritten  abtreten  oder  weiter  vermiethen  (s.  a.  a. 
O.  art  631),  ebensowenig  die  Bank  beliebig  zn 
anderen  Zwecken  benutzen  oder  sie  derartig  ver^ 
schliessen,  dass  dieselbe  ausser  der  Zeit  des 
Gottesdienstes  nicht  für  andere  kirchliche  Zwecke, 
z.  B.  bei  der  Katechlsation  der  Kinder  gebraucht 
werden  kann ,  Gaudry 2,  589 ;  Andrtf  1,  462. 
463.  In  den  Fällen,  in  welchen  das  Recht  ent- 
weder gegen  eine  einmalige  Abfindung  oder 
dem  Stifter  oder  Wohlthäter  einer  Kirche  gewährt 
isti  hat  es  dieselbe  Natu,  da  hier  überhaupt  von 
einem  Miethsvertrage  nicht  die  Bede  sein  kann. 
Allerdings  bezeichnet  das  Fabr.  Dekr.  Art.  72 
das  Recht ,  welches  sich  der  Stifter  vorbehalten 
kann ,  als  ^propri^ttf  d'un  banc",  aber  die  Praxis 
lässt  sogar  die  von  dem  Komsessionär  selbst  enieh- 
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I.  Die  Hierarchie  und  die  Leitung  der  Kirche  durch  die  selbe. 


[§.  218. 


der  Fall.    Dagegen  fehlt  es  namentlich  in  Oesterreich^  an  besonderen  Normen 
darüber  ^. 

lU.  Eine  vor flb ergehende  Ansschmflcknng  der  kirchlichen  Oebände 
und  ihres  Innern  an  kirchlichen  Feiertagen ,  namentlich  an  besonders  wichtigen 
Festen,  entspricht  dem  Wesen  der  Sache  und  der  kirchlichen  Sitte.  Liturgisch  geord- 
net ist  sie  allein  ftlr  die  Eathedral-  und  Eollegiatkirchen  ^.  Ln  üebrigen  kann  sie 
durch  die  lokalen  Leitungsorgane,  also  die  Provinzial*  und  Diöcesan-Synoden,  sowie 
die  Ordinarien  ^  vorgeschrieben  und  nAher  geregelt  werden  ^.   Fehlt  es  an  derartigen 


tete  Bank  als  Theil  des  Gotteshauses  gelten,  über 
welche  derselbe  nicht,  wie  ein  Eigenthümer,  son- 
dern nur  nach  Maassgabe  der  Konzession  ver- 
fügen darf,  und  Torlangt  daher,  dass,  wenn  er  zu 
weitergehenden  Verfügungen,  als  ein  sonstiger 
Konzessionär  berechtigt  sein  soll ,  ihm  dies  oder 
das  Eigenthum  ausdrücklich  in  der  Konzessions- 
urkunde^ vorbehalten  werden  muss,  Andr^  1, 
428;  Geigel  S.  lOa  n.  3  u.  S.  176.  n.  3. 

Das  Recht  Jedes  Konzessionärs  auf  die  Bank 
erlischt  abgesehen  von  den  Gründen,  welche  durch 
die  Bedingungen  der  Konzession  bestimmt  sind, 
also  durch  Eintritt  des  Todes,  durch  nicht  recht- 
zeitige Zahlung  des  Zinses,  auch  durch  Verzicht 
und  durch  Nichtgebrauch  während  eines  Zeit- 
raumes von  30  Jahren  (code  civil  art  617.  621), 
nicht  aber  schon  durch  blosse  Verlegung  des 
Wohnsitzes  ausserhalb  derParochie,  so  Gaudry 
2, 583.590,  Andrtf  1,448,  da  der  Berechtigte  vor 
Ablauf  der  Veig&hrungsfiist  zurückkehren  kann, 
es  sei  denn ,  dass  dies  ausdrücklich  in  den  Kon- 
zessionsbedlngungen  festgesetzt  ist,  oder  dass  das 
Aufgeben  der  Paroehie  unter  Umständen  erfolgt, 
aus  welchen  ein  Verzicht  geschlossen  werden 
kann,  z.  B.  wenn  der  Konzessionär  auswandert. 

Das  Recht  des  Konzessionärs  ist  auch  nach 
französischem  Rechte  dem  dffentlicheu  Interesse 
des  Gottesdienstes  und  der  kirchlichen  Verwal- 
tung untergeordnet.  Wenn  daher  die  Entfernung 
oder  die  Versetzung  der  Bank ,  weil  sie  gottes- 
dienstUche  Funktionen  (z.  B.  die  Austheilung  der 
Kommunion)  hindert,  den  hinter  sitzenden  den 
Anblick  des  Sanktuariums  entzieht ,  femer  weil 
die  Anbringung  eines  Beichtstuhles  oder  eines 
Stützpfeilers  erforderlich  erscheint ,  beschlossen 
oder  wenn  die  Kirche  wegen  BaufalÜgkeit  kassirt 
wird,  so  hat  der  Konzessionär  kein  Recht  zum 
Widerspruch,  auch  kann  er  sein  Recht  nicht 
im  Wege  der  Civllklage  verfolgen,  Andrtf  1, 
442.  446.  Die  französische  Jurisprudenz  giebt 
aber  in  den  ersteren  Fällen,  weil  die  Fabrik  ihre 
Verpflichtungen  als  Vermiethernioht  erfüllt,  dem 
Konzessionär  das  Recht,  eine  Reduktion  des  Prei- 
ses der  Konzession  oder  auch  Auflösung  des  Ver- 
trages zu  fordern,  G  au  dr y  2,  588,  in  den  Fällen 
der  letzteren  Art,  d  h.  wenn  die  Kirche,  selbst 
ausser  Gebrauch  gestellt  wird ,  aber  nicht,  weil 
nach  code  civil  art.  1722  der  Miether  den  Zufall 
trägt.  Doch  nimmt  man  das  Wiederaofleben  der 
Rechte  der  Konzessionäre  an ,  wenn  die  Fabrik, 
selbst  ohne  dringende  Gründe,  die  Errichtung 
einer  neuen  Kirche  beschliesst.  Hier  gilt  die 
Fabrik  als  verpflichtet ,  in  der  neuen  Kirche  die 
alten  Bänke  oder  andere  neue  entsprechende  auf- 
zustellen ,  und  den  Berechtigten  wird ,  falls  sie 


sich  die  neuen  nicht  gefallen  lassen  wollen,  kein 
Entschädigungsanspruch,  sondern  blos  das  Recht, 
von  der  Konzession  abzugehen,  gewährt,  An- 
drrf  1,447. 

Uebrigens  kann  der  Stifter  oder  Wohlthäter 
statt  einer  Konzession  auf  eine  Bank  auch  äne 
solche  auf  eine  Kapelle  in  der  Kirche  (eha- 
pelle  particulidre  dans  Nglise)  für  sich  und  seine 
FamiUe  erhalten,  Fabr.  Dekr.  Art.  72.  Hierfür 
gilt  rechtiich  ganz  dasselbe  wie  für  die  Kirehen- 
bank  des  Stifters  oder  Wohlthäters ,  Andrtf2, 
101;  Geigeis.  176. 

1  Es  kommen  daher  hier  die  für  das  gemeine 
katholische  Kirchenreeht  o.  S.  344  ff.  dargelegten 
Rechtsgrundsätze  zur  Anwendung.  Auf  Grund 
der  Vorschriften  des  Konkordates  v.  1856  Art 
10  ff.  über  die  Zuständigkeit  der  geistlichen  Ge- 
richte und  Art.  29  ff.  über  die  Selbstständigkeit 
der  Kirche  in  Betreff  der  kirchlichen  Vermögens- 
verwaltung war  durch  Min.  Erl.  t.  1860,  Arch.  f. 
kath.  K.  R.  6,  465,  ausgesprochen,  dass  Streitige 
keiten  Über  Kirchenstühle,  welche  als  Theil  der 
Kircheneinrichtung  im  Sinn  des  Konkordates  zu 
dem  Kirchenvermögen  zu  rechnen  seien,  der  Zu- 
ständigkeit der  geistlichen  Behörde  unterliegen. 
Dies  ist  aber  gegenüber  dem  Gesetze  v.  7.  Mai  1874 
$.  38  Abs.  2 :  „Rücksichtiich  der  Frage  des  Eigen- 
thums  und  sonstiger  privatrechtlicher  Verhältnisse 
bezüglich  des  Kirchen-  und  Pfiründenvermögena 
sind  die  Bestimmungen  des  allgemeinen  börger- 
lichen  Rechts  massgebend ;  im  Fall  de«  Str^tee 
steht  die  Entscheidung  den  Gerichten  zu'',  nieht 
mehr  aufrechtzuerhalten ,  vielmehr  müssen  jetzt 
für  Prozesse  über  Kirchenstühle ,  soweit  privat- 
rechtliche Gesichtspunkte  dabei  in  Frage  kommen, 
ebenso  wie  im  Gebiete  des  gemeinen  deutschen 
Rechts  (s.  0.  S.  349)  die  ordentUchen  Givilgeriohte 
für  zuständig  erachtet  werden. 

^  Wegen  des  Rechtes  Fenster  oder  Thüren  in 
einer  Kirche  zu  haben  s*  o.  S.  321.  n.  7. 

s  Durch  das  Caeremoniale  episoop.  1. 12.  n.  1  ff. 
22  ff.  u.  IL  13.  n.  2. 

^  Specielle  Anordnungen  der  ersteren  atnd 
nicht  häufig  (s.  aber  Gran  1858  und  Köln  1800, 
coli.  conc.  Lac.  5,  32.  373),  offenbar  deshalb,  weil 
sich  kein  Bedürfniss  dazu  gezeigt  hat. 

^  Das  im  Text  Gesagte  bezieht  sieh  anch  auf 
die  Ausschmückung  bei  kirchlichen  Feiern,  welche 
einzelne  Kirchenglieder  betreffen,  z.  B.  auf 
Trauungen.  Vgl  Kölner  Prov.  Syn.  v.  1860« 
coli,  conc  Lac.  5,  353 :  „abusum  .  . '.  quo  sponais 
ditioribus  ecclesia  singularem  in  modam  exor- 
natur,  dum  tennioribns  quasi  nuda  relinquitur, 
prorsus  interdicimus". 
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AnordnoBgen ,  so  hat  lediglieh  der  den  Gottesdienst  leitende  Geistliche ,  (also  ftlr  die 
Begel)  der  Pfarrer,  nicht  aber  der  Eigenthümer  der  betreffenden  Kirche  nnd  eben- 
sowenig die  znr  Verwaltang  des  Vermögens  derselben  berufene  Behörde  die  näheren 
Besttmmnngen  zn  treffen.  Es  handelt  sich  hierbei  nm  einen  in  die  Sphäre  der  gottes- 
dienstlichen Leitang  fallenden  Akt,  weil  eine  solche  Ansschmflcknng  zur  Yerherr- 
liehnng  bestimmter  kirchlicher  Feste  dient ,  und  die  Ausschmückung  in  üeberein- 
stimmnng  mit  ihrer  Bedeutung  und  ihrer  liturgischen  Feier  erfolgen  muss  ^ 

Alle  solche  Anordnungen  sowohl  der  erwähnten  Organe,  wie  der  einzelnen 
Geistliehen  haben  stets  die  über  die  Feier  besonderer  Tage  als  Festtage  geltenden  Vor- 
schriflen  ^  und  ferner  die  allgemeinen  liturgischen  Prinzipien  zu  beachten  ^.  Insbe- 
sondere darf  daher  eine  solche  Ausschmückung  der  Kirche  nicht  an  anderen  Tagen, 
als  an  solchen,  welche  kirchlich  als  Festtage  zu  feiern  sind ,  erfolgen,  selbst  dann 
nicht,  wenn  ihnen  staatlicherseits  ein  derartiger  Charakter  beigelegt  ist.  Ja,  die  Staats- 
imd  Kommunalbehörden  haben  aus  den  oben  S.  219  dargelegten  Gründen  nicht 
einmal  das  Recht,  eine  solche  zu  beanspruchen^,  sollte  auch  nur  eine  äussere 
Ausschmückung  des  Gebäudes,  welche,  wie  die  Illumination  desselben,  oder  die 
Anbringung  von  Fahnen^,  an  sich  gar  keine  kirchliche  Bedeutung  hat,  in  Frage 
stehen  ^.  Anders  verhält  es  sich  freilich  mit  denjenigen  kirchlichen  Gebäuden,  welche 
sieh  im  Eigenthum  des  Staates  befinden  und  nicht  ausschliesslich  zum  katholischen 
Oottesdienste  bestimmt  sind^,  da  in  diesen  Fällen  das  staatliche  Verfügungsrecht  nur 
insoweit  eingeschränkt  ist,  als  der  Gottesdienst  dadurch  nicht  gehindert,  und 
nicht  etwas  mit  der  gotte^dienstliohen  Bestimmung  des  Gebäudes  Unvereinbares  vor- 
genommen wird^. 


1  Eine  Mitvirkung  der  YennögenBYerwaltnng 
der  Kirche  kann  alleidings  dann  erfordeilich 
werden ,  wenn  die  Ansschm&ckang  mit  den  ein 
fDr  alle  Mal  für  tolehe  Zwecke  bestimmten  Geld- 
mitteln nickt  za  bestreiten  Ist,  nnd  besondere  Be- 
willignngen  dafür  erforderlich  werden ,  s.  anch 
Axt.  37  des  Fabrikdekr.  (o.  S.  934.  n.  4),  welcher 
sieh  gleichfalls  auf  Torübergehende  Aasschmück- 
nngen  bezieht,  G e ig el ,  französis.  n.  reichsländ. 
Staatsklrchenxecht  8.  179.  n.  9. 

2  Vgl.  darüber  o.  S.  13,  S.  219  n.  S.  284.  287. 
'  Diese  ergeben  sich  ans  dem  Oaerem.  epis- 

eopor.  (s.  Q.  8.  352  n.  3),  dessen  allgemeine 
Grundsätze  (z.  B.  dass  der  Schmuck  der  höheren 
oder  geringeren  Bedeutung  des  Festes  entspre- 
ehead  sein  soll)  für  alle  Fälle  Anspruch  auf  Gel- 
tung haben.  Demgemiss  bestimmt  auch  das 
Kölner  ProT.  Konz.  v.  1860,  coli.  conc.  Lac  5, 
373 :  „Exomatioaltazlum  vero,  quae  dlebus  domi- 
nieift  et  fsstU  quam  maxlme  commendanda  est, 
secondum  caeiemoniale  episooporum  ordinetur". 

*  Selbstrentandlich ,  sofern  nicht  besondere 
peeiÜTe  Normen,  s.  o.  a  219  u.  S.  296,  den  Staats- 
behörden ein  Beoht  geben ,  auch  die  kirchliche 
Feier  zu  fordern  und  darüber  niUiere  Bestim- 
mmigen  zu  treffen. 

ft  Ob  eine  solche  Ausschmückung  für  Kirchen 


überhaupt  angemessen  erseheint,  ist  freilieh  eine 
andere  Frage.  Für  die  Beantwortung  derselben 
kommen  die  besonderen  Yolksanschauungen  und 
Yolkssitten  in  Betracht.  In  den  romanischen 
Ländern,  namentlich  in  Italien ,  sind  z.  B.  Illu- 
minationen der  Kirchen  an  Kirohenfesten  viel- 
fach üblich. 

^  Doch  hat  man  in  Frankreich  seitens  der  Ver- 
waltung ein  solches  Recht  der  Kommunalbehör- 
den aus  dem  £igenthum  der  Civllgemeinden  an 
den  Kirchen  hergeleitet,  Arch.  f.  kath.  K.  R.  48, 
48.  lieber  einen  hierher  gehörigen  Fall  aus  Baden 
s.  a.  a.  O.  9,  426»  Die  Möglichkeit  des  Erwerbes 
von  derartigen  Gebrauchsrechten  ist  allerdings 
nicht  ausgeschlossen,  s.  die  Erk.  des  bair.  oberst. 
Gerichtshofes  v.  1878,  a.  a.  0.  50,  246. 

"^  So  z.  B.  mit  Gamisonkirchen,  in  denen  der 
Militargottesdlenst  für  die  katholischen  und 
evangelischen  Soldaten  gehalten  wird. 

8  Da ,  wo  ein  solches  Geb&ude  im  staatliehen 
Eigenthum  steht,  aber  ausschliesslich  dem  katho- 
lischen Gottesdienst  gewidmet  ist,  kann  der  Staat 
auf  Grund  der  in  Anm.  4gedachten  Bestimmungen 
allerdings  auch  eine  solche  Ausschmückung  durch- 
setzen ,  nicht  aber  in  den  Landern ,  in  welchen 
die  im  Text  in  Bezug  genommesen  Prinzipien 
zur  Anwendung  kommen. 


Hinaekinf,  Kirekenrecht  IV. 
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I.  Die  Hierarchie  und  die  Leitung  der  Kirche  durch  dieselbe. 


»  219. 


§  21 9.  b.  Die  vorübergehende  Benutzung  der  kirchlichen  Gebäude  zu  anderen  als  den  he- 
stimmungegemässen  [profanen  und  sonstigen  gottesdienstlichen)  Zwecken. 

I.  Statthaftigkeit  der  Benntznng  zu  andern  als  gottesdienst- 
lichen Zwecken.  Die  für  den  gottesdienstlichen  Gebrauch  gewidmeten  kirchli- 
chen Gebäude  ^  sind  zwar  wesentlich  fftr  die  Zwecke  desselben  bestimmt  j  es  ist  aber 
darum  an  sich  nicht  jede  andere  Benutzung  derselben  ausgeschlossen. 

Nach  gemeinem  Rechte  ist  zunächst  ein  solcher  Gebrauch  unstatthaft ,  welcher 
die  Abhaltung  der  in  der  betreffenden  Kirche  nach  den  aligemeinen  Anordnungen 
und  nach  den  besonderen,  bestehenden  Verpflichtungen  ^  zu  feiernden  gottesdienst- 
lichen  Handlungen  hindern  oder  stören  wflrde ,  weil  dies  mit  der  Bestimmung  des 
Gebäudes  unvereinbar  ist.  Das  gilt  nicht  etwa  blos  für  die  Benutzung  zu  auBser- 
kirchlichen  Zwecken,  sondern  auch  für  den  Fall ,  dass  das  kirchliche  Gebäude  zu 
gottesdienstlichen  Zwecken ,  welche  seiner  Bestimmung  fremd  sind ,  z.  B.  für  die 
gottesdienstliche  Feier,  welche  eine  fromme  Brüderschaft  veranstalten  will,  gebraucht 
werden  soll. 

Femer  hat  aber  auch  das  gemeine  Recht  jeden  profanirenden  Gebrauch  eisea 
solchen  Gebäudes  ^  in  dem  früher  näher  erörterten  Sinne*  verboten. 

Die  nähere  Durchführung  dieser  Prinzipien  steht ,  da  das  gemeine  Recht  blos 
einzelne  hierher  gehörige  Vorschriften  ausweist i^,  der  Partikulargesetzgebung,  aLso 
den  Provinzial-,  Diöcesan-Synoden  und  den  Ordinarien  zu. 

Sie  haben  daher  die  Befugniss  nicht  nur  diejenigen  Gebrauchsarten,  welche 
unter  dem  zuletzt  gedachten  Gesichtspunkte  als  profanirend  zu  betrachten  sind  <^,  ein 
für  alle  Mal  zu  bezeichnen,  sondern  sie  sind  auch  berechtigt^,  die  Benutzung  der 
Kirchen  zu  allen  nicht  gottesdienstlichen  und  kirchlichen  Zwecken  ^  zu  verbieten  ^, 
weil  das  gemeine  Recht,  wenngleich  es  einen  nicht  profanirenden  Gebranch  keines- 
wegs absolut  ausschliesst,  doch  keine  Anordnung  aufweist ,  dass  die  kirchlichen  Ge- 
bäude für  einen  solchen  offen  gehalten  werden  müssen ,  und  ein  derartiges  Verbot 
gerade  am  sichersten  jede  Profanation  der  Kirchen  zu  verhüten  geeignet  erscheint. 

U.  Die  Zuständigkeit  zur  Bewilligung  der  Benutzung.  A.  Im 
allgemeinen.  Sofern  die  Benutzung  eines  kirchlichen  Gebäudes  an  sich  nach  ge- 
meinem und  nach  dem  neben  demselben  in  Frage  kommenden  partikularen  Reokt 


1  Nicht  blos  die  benedicirten  oder  konsekrirten, 
s.  0.  S.  165. 

3  Z.  B.  in  Betreff  der  stiftangsgemäBS  zu  ce- 
lebrirenden  Messen. 

3  c.  9.  X.  de  immuD.  III.  49,  s.  o.  S.  16&.  n.  3. 

*  S.  S.  167. 

5  S.  0.  S.  167.  n.  4. 

e  Vgl.  z.  B.  ürbino  1869,  coU.  conc.  Lac.  6,  30 : 
„Neminiprofana  instrumenta  autpaleas,  hordeum 
et  quae  sunt  huiusmodi,  in  ecclesias  vel  oratoria, 
quamTis  non  eonsecrata,  inferre  liceat  aut  in  Ulis 
seryare'*,  ähnlich  auch  Ravenna  1855,  1.  c  p.l76. 

"^  So  werden  namentlich  neuerdings  alle  ,,pro- 
fana  conventicula" ,  s.  Prov.  Konz.  Quebec  1868, 
coli.  conc.  Lac.  3,  710,  und  politische  Reden  und 
Demonstrationen,  Insbesondere  durch  Geistliche, 
Arch.  f.  kath.  K.  R.  8,  163  (Lemberg)  in  Anhalt 


an  c.  2  in  VIto  m.  23  (s.  o.  S.  167  n.  4)  ▼er- 
boten.   Vgl.  auch  die  folg.  Anm. 

8  Vgl.  Dioces.  Neapel  1882,  Arch.  f.  kath. 
K.  R.  51,  57:  „Omnem  actum  profannm,  qni  ad 
pietatem  ac  religionem  fOYendamnon  periinet,  in 
Qcolesia  fleri  interdiotum  est.  Quamobrem  oou- 
cioues  clvlles ,  comitla  ad  oonsiUarioB  dvicos  tqI 
oratores  populäres  legibus  ferendis  eligendos, 
cantus  theatrales,  scenica  artiflcia,  academiaa 
etiam  argumenti  sacri,  distributiones  praemioram 
alumnis  scholarum  in  omnibus  eedesÜB  nostime 
aichidioecesis ,  etiam  remota  ab  altari  ss.  eaeha- 
ristia,  omnino  prohibemus''. 

®  S.  die  in  der  vor.  Anm.  angeführte  Synode, 
welche  nur  eine  freilich  nicht  sehr  eng  begrenzte 
Ausnahme  macht. 


§.  219.]      Die  Yerwah.  d.  Kultus.  Die  yorabergeh.  Benutiung  d.  kirchl.  Gebäude. 
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flberhanpt  zalisa^  ist,  bedarf  es  doch  in  jedem  einzelnen  Falle  einer  besonderen  Er- 
lanbniss  dazu,  sobon  deshalb,  weil  Niemand  ein  ihm  fremdes  Gebäude  zu  irgend  wel- 
chem, an  sich  anchyGllig  erlaubten  Zwecke  zu  gebrauchen  befngt  ist.  Bei  einer  Kirche 
kommt  einmal,  wie  bei  andern  Sachen,  der  Eigenthümer  oder  das  dasEigenthums- 
Bubjekt  Tertretende  Organ,  ferner  aber  noch  der  mit  der  Leitung  des  Gottesdienstes  be- 
traute Geistliehe  oder  der  kirchliche  Obere  desselben  in  Betracht.  Es  ist  zwar  die  An- 
sieht aufgestellt  worden,  dass  es  sich  bei  der  Einräumung  eines  kirchlichen  Gebäudes 
OL  einem  nicht  kirchlichen  Zwecke  allein  um  eine  in  den  Bereich  der  Verwaltung  des 
Kirehengutes  fallende  Angelegenheit  handlet  Dieser  Auffassung  steht  indessen 
entgegen,  dass  die  Verwaltung  des  Kirchengutes  lediglich  in  Gemässheit  der  kirch- 
liehen  Zwecke  zu  führen  ist,  und  diese  zu  yerwirklichen  hat.  Im  vorliegenden  Fall, 
aoU  aber  das  gottesdienstliohe  Gebäude  gerade  zu  einem  andern,  als  einem  kirchli- 
ehen Zwecke  vorübergehend  benutzt  werden,  und  die  Entscheidung,  welche  dabei 
in  erster  Linie  zu  treffen  ist,  richtet  sich  darauf,  ob  dieser  Zweck  mit  der  Bestimmung 
der  Kirche  vereinbar  erscheint.  Darüber  zu  befinden ,  ist  Sache  der  Gottesdienst- 
verwaltung. Dies  indessen  freilich  allein  insoweit,  als  es  sich  um  die  Frage  handelt, 
ob  der  beabsichtigte  ausserkirchliche  Gebrauch  eine  Störung  der  Gottesdienstordnung 
and  eine  Profanation  der  Kirche  herbeiführen  würde  oder  nicht ^.  Erst  dann,  wenn 
die  unter  diesen  Gesichtspunkt  vorzunehmende  Prüfung  die  Statthaftigkeit  der  Be- 
nutzung ergiebt,  kann  die  Bewilligung  des  Gebrauches  überhaupt  in  Frage  kommen. 
Eiine  solche  Genehmigung  zu  ertheilen ,  ist  allerdings  Sache  des  Eigenthümers  oder 
des  denselben  vertretenden  Organes,  weil  das  Becht  dazu  aus  dem  Eigenthum  und 
der  Befugniss,  über  dasselbe  zu  verAlgen,  herfliesst^. 

Nach  diesen  Gesichtspunkten  bestimmt  sich  die  Zuständigkeit  dahin,  dass  in 
erstgedaehter  Beziehung  der  Ordinarius  die  Prüfung  vorzunehmen  und  die  Entschei- 
dimg zu  geben  hat,  nicht  der  Geistliche,  welchem  die  gottesdienstliche  Leitung  der 
betreffenden  Kirche  zusteht.  Denn  kraft  dieser  seiner  Stellung  besitzt  der  letztere 
allein  die  Zuständigkeit  für  alles  dasjenige ,  was  den  Gottesdienst  in  der  Kirche  selbst 
betrifft,  nicht  aber  für  solche  Anordnungen,  welche  nicht  mehr  innerhalb  des  Kreises  der 
dazu  gehörigen  Angelegenheiten  liegen,  mögen  sie  gleich  dazu  in  Beziehung  stehen 
und  deshalb  im  weiteren  Sinne  zu  den  Geschäften  der  Kultusverwaltang  gehören.  Die 
hier  fragliehe  Zuständigkeit  kann  allein  demjenigen  Beamten,  welcher  die  volle  Juris- 
diktion in  Betreff  der  letzteren  hat,  d.  h.  dem  Ordinarius,  zukommen  4.  Allerdiogs  ist 


1  So  Ton  Herrmann  1.  d.  Ztschi.  f.  K.  R.  5, 
248  ff.  o.  18,  208 ff.,  allerdings  allein  fax  das 
piotest&ntisehe  Kircbenrecht. 

<  So  auch  v.  Soheurl  i.  d.  cit.  Ztsch.  17,  417 
gegen  Herrmann.  Letzterer  bemerkt  ö ,  249 
ganz  richtig ,  das«  die  rechtliche  Kategorie  einer 
Angelegenheit  sich  nur  nach  ihrem  Qegenstande, 
nicht  nach  der  Art  der  Entacheidungsgrände  be- 
•timmt ,  begeht  aber  den  Fehler ,  dass  er  als 
fiegenstand  allein  daa  Kirchengebände ,  insofern 
es  Eigenthomsobjekt  und  Kixchengat  ist,  in  Be- 
tiacht  zieht,  also  übersieht,  dass  die  Kirche  auch 
ingleich  einen  Qegenstand  der  KultusTcrwaltung 
bildet,  and  dass  in  soweit  den  Vermögensverwal- 
tnngsorganen  keine  Bestimmung  über  dieselbe 
enkommi. 

3  Unksomehr  als  bei  einer  solchen  Verfügung 
auch  Termogensrechtliche  Interessen,  z.  B.  der 


Ersatz  von  Reinigangs-  und  Beleuchtungskosten 
für  die  benutzte  Kirche ,  die  Oefiahr  möglicher 
Beschädigung  von  Sachen,  welche  sieh  in  der 
Kirche  befinden,  mit  in  Frage  kommen. 

^  So  auch  y.  Schulte,  Lehrb.  d.  kath.  Eu  R., 
3.  Aufl.  S.  551,  8.  auch  Fe  rr  aris  s*  y.  ecdesia 
art.  5.  n.  52.  Wenn  ersterer  hinzufügt,  dass  nach 
Aussen  hin  der  Pfarrer  (bez.  Rektor  der  Kirche) 
legitimirt ,  jedoch  gehalten  sei ,  bei  dem  gering- 
sten Zweifel  sich  au  den  Bischof  zu  wenden ,  so 
ist  soviel  richtig,  dass  der  betreffende  Gesuch- 
steller mit  dem  ersteren  verhandeln  und  es  sich 
genügen  lassen  kann  ,  dass  der  Pfarrer  ihm  auf 
Grund  einer  etwaigen  bischöflichen  Ermächtigung 
die  Erlaubniss  erthellt.  Wenn  es  indessen  an 
dieser  letzteren  fehlt ,  so  bleibt  die  Einräumung 
der  Kirche  zu  dem  gewünschten  Gebrauche  immer 
rechtsungültig. 
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I.  Die  Hierarohie  und  die  Leitung  der  SJrohe  dajrQh  dieselbe. 


[§.  219. 


derselbe  berechtigt  die  Entsclxeiduag  darüber  ein  ftlr  alle  Mal  den  lokalen  Leitern  der 
einzelnen  Kirchen  (also  dem  P£arrer),  sei  es  ansdrücklich  S  sei  es  dnrch  stiUsohwei^ 
gende  Duldung  zu  Übertragen^,  aber  gemeinrechtlich  besitzen  die  letzteren  diese  Be^ 
fugniss  nicht. 

Soweit  bei  der  Bewilligung  der  Benutzung  der  Kirche  der  zweitgedaohte  Ge- 
sichtspunkt, also  die  Ertheilung  der  Erlaubniss  selbst  in  Frage  steht,  ist  bei  den  im 
kirchlichen  Eigenthum  befindlichen  Gebäuden  dasjenige  Organ,  welches  das  Vermö- 
gen derselben  verwaltet,  dafür  zuständig  ^,  und  dasselbe  gilt  auch ,  wenn  das  Ge- 
bäude einer  nicht  kirchlichen  juristischen  oder  einer  physischen  Person  zu  Eigen- 
thum gehört,  aber  dauernd  und  ausschliesslich  dem  öffentlichen  Gottesdienst  gewidmet 
ist  Dient  dasselbe  aber  dem  letzteren  allein  nebenbei,  so  konunt  die  betr^ende  Be- 
stimmung dem  Eigenthflmer  zu,  weil  er  unter  diesen  Umständen  daa  Recht  zar  Ver- 
waltung seines  Eigenthums  behalten  hat. 

Endlich  entsteht  die  Frage ,  wie  es  sich  mit  denjenigen  Gebäuden  nicht  kirch- 
lichen Eigenthums  verhält,  welche  von  dem  Eigenthümer  allein  in  einem  gewissen 
Umfange  für  den  öffentlichen  katholischen  Gottesdienst,  aber  nicht  ausschliesslich  für 
denselben,  (z.  B.  zugleich  auch  für  den  Gottesdienst  einer  anderen  Konfession)  be- 
stimmt sind^.  Ein  solches  Gebäude  untersteht  der  Verfügung  des  katholischen 
Kirchenoberen  ^  nur  in  einem  beschränkten  Umfange.  Deshalb  kann  derselbe  hier 
einen  anderweiten ,  den  katholischen  Gottesdienst  nicht  störenden  Gebrauch  nicht 
untersagen,  und  daher  braucht  in  solchen  Fällen  auch  keine  Genehmigung  zu  einem 
solchen  von  ihm  erfordert  zu  werden.  Gegen  eine  profanirende  Benutzung  wird  er 
allerdings,  weil  sie  mit  der  Zweckbestimmung  des  Gebäudes  unvereinbar  ist,  Ein- 
spruch erheben  können,  aber,  falls  der  Eigenthümer  keine  rechtlich  bindende  Ver- 
pflichtung für  die  Gewährung  des  Gebäudes  zu  dem  erwähnten  Zweck  übernommen, 
sondern  dasselbe  nur  freiwillig  bis  auf  Weiteres  dazu  überwiesen  hat^,  bei  Erfolg-- 
losigkeit  seiner  Remonstration  nur  die  Einstellung  des  Gottesdienstes  anordnen  können  L 


*  So  die  Newyorker  Dioec  Syn.  ▼.  1882,  Arok 
f.  kath.  K.  R.  61, 266.  267:  „nisi  id  Bingulis  Tici- 
biis  approbaTerltrector,  qul  de  negata  vel  conceBsa 
venia  rationem  archiepiscopo  reddere  tenetui^'. 

2  Das  wird  namentlich  angenommen  werden 
können,  wenn  ein  bestimmter  Gebrauch  wiederholt 
Yom  Pfarrer  gestattet,  und  der  Bischof  niemals 
Widerspruch  dagegen  erhoben  hat. 

8  Bei  den  Pfarrkirchen  ist  dies  nach  gemeinem 
Recht  der  Pfarrer  mit  den  etwa  Torhandenen 
Kirchenvorstehem  ,  sonst  das  partikularrechtlich 
zur  Verwaltung  des  KirchenTermögens  legitl- 
mirte  Organ.  Wenn  das  A.  L.  R.  II.  11.  $.  173 
(s.  o.  8. 171.  n.  6)  die  Einwilligung  der  Gemeine 
fordert,  so  steht  es  auf  demselben  Standpunkte. 
Diese  wird  jetzt  durch  den  KirchenYorstand  auf 
Grand  des  Gesetzes  t.  20.  Juli  187Ö.  $$.  1 ,  8 
Nr.  5  yertreten.  Der  Einwilligung  des  geistlichen 
Oberen  gedenkt  das  L.  R.  allerdings  nicht,  es 
schliesst  indessen  die  Entscheidung  desselben 
über  die  Vorfrage  keineswegs  aus,  sondern  wahrt 
der  Gemeine  allein  das  Recht,  dass  der  Obere 
nicht  ohne  die  Zustimmung  ihres  Organs  Über  die 
Kirche  zu  derartigen  Zwecken  rerfügen  kann. 

*  Hierher  gehören  z.  B.  Gamlsonkirohen  im 
staatlichen  Eigenthum. 


^  Also  des  Bischof^  oder  in  dem  in  der  tot. 
Anm.  gedachten  Fall  bei  Exemtion  des  Militii« 
Yon  der  bischöflichen  Jurisdiktion,  des  FeldTikazs 
oder  Feldbischofs. 

^  Wenn  dies  z.  B.  seitens  der  MilitärrenrsUaiig 
mit  einem  im  staatlichen  Eigenthum  stehenden 
Gebäude  für  den  Gottesdienst  der  kAthoUschen 
Soldaten  geschehen  ist. 

^  Was  die  Simultankirchen  (s.  $.  220.  J.  1) 
betriflTt,  so  kommt  es  hier  darauf  an,  ob  ehie  der 
beiden  Konfessionen  das  Eigenthum  an  einer 
solchen  besitzt,  oder  die  eine  an  der  der  an- 
deren eigenthümlichen  Kirche  ein  blosses  Ge- 
brauchsrecht hat.  Im  letzteren  Fall  untersteht, 
soweit  dasselbe  nicht  in  Frage  kommt,  die 
Kirche  im  Uebrigen  der  Leitung  der  Oberen  nnd 
der  Organe  der  eigenthnmsberechtigten  Konfes- 
sion, und  es  gelten  also  die  im  Text  für  andere 
öffentliche  Kirchen  entwickelten  Grnndeitze. 
Wenn  sich  dagegen  die  Slmultankirche  im  Mit- 
eigenthum  beider  Konfessionen  befindet,  so  sind 
die  betreifenden  Oberen  und  Organe  beider  gleich 
betheiligt,  und  es  kann  eine  Benutzung  zu  ende* 
reu  als  den  bestimmungsmässlgen  gottesdieust- 
liehen  Zwecken  allein  unter  ihrer  beiderseitigen 
Zustimmung  bewilligt  werden. 


§.  219.]      Die  Verwalt.  d.  Kultus.  Die  Torübergeh.  Benutsung  d  kirchl.  Geb&ude. 
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B.  Die  Zuständigkeit  znr  Bewilligung  der  Benntznng  fllr  einen 
anderen  als  den  bestimmnngsmftssigen^  gottesdienstliohen  Oebranch. 
Die  oben  S.  354  ff.  entwickelten  Grundsätze  mflssen  aneh  im  allgemeinen  zur  An- 
wendung kommen,  wenn  die  Benutzung  eines  kirohlicben  Gebäudes  far  gottesdienst- 
liehe  Zwecke,  zu  deren  ErfttUung  es  nicht  gewidmet  ist  \  verlangt  wird^.  Wenngleich 
es  hier  stets  ausser  Frage  steht ,  dass  der  Gebrauch  kein  profanirender  ist ,  so  bleibt 
doch  immer  die  Möglichkeit  offen,  dass  das  Interesse  des  bestimmnngsmässigen 
Gottesdienstes  dadurch  beeinträchtigt  wird,  nnd  femer  kommt  dabei  gleichfalls  das 
Yerftgangsrecht  des  Eigenthümers  oder  des  denselben  vertretenden  Organes  in  Be- 
tracht. Indessen  liegt  die  Sache  dann  anders ,  wenn  es  sich  um  eine  ausschliesslich 
dem  öffentlichen  Gottesdienst  gewidmete  Kirche  nnd  ein  diese  vertretendes  kirchliches 
Vermdgensverwaltnngs-Organs  handelt,  nnd  gMchzeitig  das  Gebände  fflr  solche  gottes- 
dienstliche Zwecke  gefordert  wird,  welche  im  Interesse  der  allgemeinen  Kirche  3,  der 
DiOeeae  ^  oder  der  betreffenden  Pfarrei  ^  liegen,  oder  deren  Erfüllung  die  christliche 
Liebespflicht  gebietet <^.  Das  Organ,  welches  das  Vermögen  einer  solchen  Anstalt 
verwaltet ,  hat  die  Pflicht,  seine  Verwaltung  nach  kirchlichen  Gesichtspunkten  und 
zum  Wohle  der  Kirche  zu  ftthren,  also  auch  dabei  die  Aber  die  speciellen  Zwecke  der 
vertretenen  Anstalt  hinausgehenden  Interessen  nicht  ausser  Acht  zu  lassen,  diese  viel- 
mehr ihrerseits  zu  fördern.  Verweigern  derartige  Verwalter  daher  in  solchen  Fällen,  wo 
die  specielle  gottesdienstliche  Bestimmung  des  kirchlichen  Gebäudes  nicht  beeinträchtigt 
wird,  die  Benutzung  desselben  ohne  Grund  oder  aus  Eigensinn,  so  handeln  sie  pflicht- 
widrig, und  der  Ordinarius  ist  kraft  seines  Aufsichtsrechtes  über  die  Vermögensver- 
waltung befugt,  die  mangelnde  Einwilligung  zu  ergänzen  ^.  Da  aber  den  von  diesen 
Organen  vertretenen  Vermögensmassen  und  den  in  Ermangelung  von  solchen  für  die 
Aufbringung  der  kirchlichen  Bedflrfuisse  haftbaren  Personen  keine  Lasten  für 
Zwecke,  für  deren  Erfüllung  eine  gesetzliche  Verpflichtung  nicht  besteht,  aufgebürdet 
werden  dürfen,  so  ist  die  Ablehnung  der  Benutzung  niemals  eine  grundlose,  falls 


1  Nickt  hlerker  gehören  ausserordentliche 
Ctottesdienste,  welche  der  zast&ndige  Kirchen- 
Obere  (Papst,  Ordinarius)  für  die  ganze  Kirche, 
Diocese  oder  Pfarrei  in  den  öffentlichen  Kirchen 
anordnet  (s.  o.  $.  208),  da  die  letzteren  nicht 
nnr  für  die  Zwecke  des  regelmassigen ,  sondern 
auch  des  ansserordentlichen  Gottesdienstes  be- 
stimmt  sind.  Ebensowenig  kommt  hier  die  Ge* 
stattnng  der  Vornahme  einzelner  gottesdlenst- 
licber  Handinngen  dnrch  fremde  Geistliche  in 
Frage.  "Werden  diese  in  Vertretung  der  ange- 
stellten Geistlichen  vorgenommen ,  so  handelt  es 
sich  ebenfalls  nm  einen  bestimmnngsmässigen 
Oebranch  der  Kirche.  Wenn  dagegen  einem 
fremden  Geistlichen  das  Messelesen,  z.  B.  znr 
Erf&Unng  seiner  desfallsigen  Pflicht  (s.  o.  S.  182), 
oder  das  Predigen  erlaubt  wird,  so  liegt  ein 
Gebrauch  der  Kirche  vor,  welcher  kraft  allge- 
meinen Gewohnheitsrechtes  Überall  gestattet  wird, 
welchem  dieselbe  also  gleichfalls  ordnungsmässig 
dient  Wegen  der  etwa  entstehenden  Kosten  der 
Messe  vgl.  o.  S.  206.  n.  6. 

Die  Einräumung  der  Kirche  an  die  Anhänger 
eines  anderen  anerkannten  Ritus  als  des  lateini- 
schen zur  Vornahme  gottesdlenstllcher  Handlun- 
gen ist  gestattet,  vgl.  unten  §.  226. 


2  Wenn  z.  B.  eine  Brüderschaft  oder  ein  kirch- 
licher Verein  einen  besonderen  Gottesdienst  feiern 
will.  Umgekehrt  kann  aber  auch  die  öifentllche 
Kapelle  einer  Brüderschaft  nach  dem  Dekret  der 
Oongr.  rlt.,  bz.  Clemens'  XI.  v.  10.  Dezemb.  1703 
Nr.  17,  Gardelllnl,  decr.  congr.  rit  n.  3670; 
2,  220,  nicht  wider  Willen  derselben  vom  Pfar- 
rer zur  Katechismuslehre  benutzt  werden. 

3  Zum  Gottesdienst  für  Missiousvereine. 

*  Für  Vereine  zur  Beförderung  der  kirchlichen 
Kunst. 
5  Für  eitlen  kirchlichen  Armenvereln. 

0  Wie  z.  B.  wenn  die  in  der  Pfarrei  wohnenden 
Anhänger  eines  anderen  Ritus  die  Kirche  zur 
Vollziehung  einer  gottesdienstlichen  Feier  nach 
diesem  erbitten. 

^  Bei  kirchlichen  Gebäuden  ,  welche  von  dem 
EigenthÜmer  nur  in  gewissem  Umfange  dem  öf- 
fentlichen Gottesdienst  eingeräumt  sind  (s.  o. 
S.  356),  trifft  aber  das  Gesagte  nicht  zu.  Dieser 
braucht  sich  eine  weiter  gehende  Benutzung  als 
die  von  ihm  gewährte  wider  seinen  Willen  nie- 
mals gefallen  zu  lassen. 


358 


L  Die  Hierarchie  und  die  Leitung  der  Kirche  durch  dieselhe. 


[§.  220. 


diejenigen,  welche  den  Qehranoh  der  Kirche  eingeränmt  vetlangen,  die  dadurch  er- 
wachsenen Kosten  (für  Reinigung ,  AnsschmUcknng ,  BelenchtUBg  n.  s.  w.)  nichl 
übernehmen  wollen,  und  der  Ordinarius  darf  die  Benutzung  niemals  anders,  als 
unter  Wahrung  des  eben  gedachten  Interesses  gestatten. 

§.  220.  c.  Die  Benutzung  der  UrchUcTien  Gebäude  für  die  gottesdienstlichen  Zwecke  anderer 
christlicher   Konfessionen.     [Dtis   Simultaneum   zwischen  Katholiken  und  Protestanten. 

Altkatholiken,) 

I.  Die  kirchlichen  Rechtsnormen  und  die  kirchliche  Praxis  ge- 
genüber den  Protestanten  und  den  Altkatholiken^.  Die  kirchlichen  Ge- 
bäude der  katholischen  Earche  sind  für  ihren,  d.  h.  den  katholischen  Gottes- 
dienst bestimmt.  Die  in  unserer  Zeit  wieder  praktisch  gewordene  Frage,  ob 
und  unter  welchen  Bedingungen  die  katholische  Kirche  dieselben  anderen  christli- 
chen Religionsparteien  zu  ihrem  gottesdienstlichen  Gebrauch  überlassen  kann  ^,  war 
von  der  Zeit  ab,  in  welcher  sie  als  allein  berechtigte  Earche  im  römischen  Reich  an- 
erkannt war,  bis  zum  Ausgange  des  Mittelalters  ausgeschlossen ,  da  sie  den  Anhftn- 
gem  solcher  christlichen  Secten ,  welche  von  ihrer  Lehre  abwichen  und  denen  sie 
die  Existenzberechtigung  absprach,  selbstverständlich  kein  Recht  auf  eigenen  Gottes- 
dienst zugestehen  konnte,  und  andererseits  die  Häretiker,  wo  sie  überhaupt  vorüber- 
gehend zu  einiger  Bedeutung  gelangten,  sich  ihrerseits  an  Stelle  der  katholischen 
Kirche  zu  setzen  und  die  katholischen  Kirchengebäude  an  sich  zu  reissen  suchten. 

Aus  demselben  Grunde  erklärt  es  sich,  dass  die  frühere  kirchliche  Gesetzgebung 
in  der  gedachten  Beziehung  keine  Vorschriften  aufgestellt  hat.  Allerdings  verstand 
es  sich  von  selbst,  dass  sie  die  Einräumung  von  Earchen  zu  häretischem  Gottesdienst, 
namentlich  zur  Feier  der  Messe  durch  Häretiker  missbilligen  musste,  und  diese  An- 
schauung, welche  zuerst  in  kirchlichen  Privatsammlungen  ausgesprochen  worden  ist', 
hat  durch  Aufnahme  der  betreffenden  Stellen  in  das  Dekretum  Gratians  allgemeine 


1  Reu  8ch ,  das  Verfahren  deutscher  Bischöfe 
bezüglich  der  den  AI tkatholiken  zum  Mltgebrauch 
eingeräuDiten  Kirchen.  Bonn  1875 ;  Hirschel, 
d.  kirchliche  Verbot  für  Katholiken  bezüglich 
des  Mitgebrauches  der  den  s.  g.  Altkatholiken  zur 
Benutzung  eingeräumten  Kirchen,  Mainz  1875 
(Abdruck  aus  dem  :  „Katholik^*  von  1875,  April- 
heft S.  362  ff. ;  derselbe  ArchlT  t  k.  K.  R.  46, 
329) ;  Anti-Rensch  oder  JnristischeB  Urtheil  über 
d.  theolog.  Gutachten  des  Herrn  Reuse  h  betr. : 
„das  Verfahren'^  etc.  Regensburg  1875. 

2  Von  der  Einräumung  an  nichtchristliche  Re- 
ligionsgesellschaften zu  ihrem  Gottesdienste  kann 
keine  Rede  sein ,  weil  dies  eine  dem  Zwecke  der 
christlichen  Kirche  widersprechende  Profanation 
sein  würde. 

«  In  c.  41  $.  1  0.  XXIV.  qu.  11 :  „Si  qnis  per- 
miserit  hereticum  missam  suam  celebrare  in  ec« 
desia  catholica  et  nescit,  IT  dies  peniteat ;  sl  pro 
reyerentia  eins,  annnm  unum  peniteat;  si  pro 
dampnatione  eoclesiae  catholicae  et  consuetudinis 
Romanorum,  proiciatur  ab  ecclesia,  sicut  hereticus, 
nisi  habeat  penitenciam ;  si  habuerit ,  X  annos 
peniteat".   Diese  Stelle  mit  der  Inscription :  „  Jn- 


lianus  papa"  findet  sich  in  dem  Poenltentlale 
Theodori  I.  5.  %%,  7 — 9,  W&ssersch leben, 
Bnssordnnngen  S.  189;  Schmitz,  Bussbücher 
S.  529 ,  und  im  poenit.  Cummeani  XI.  SS-  ^6. 
27,  W.  S.  481  i  Schm.  8.  639.  Sie  belegt  den- 
jenigen, weichereinem  Häretiker,  ohne^on  dessen 
Ketzerei  etwas  zu  wissen,  das  Messelesen  in  einer 
katholischen  Kirche  gestattet  hat,  mit  einer  Busse, 
nnd  verbietet  dadurch  die  Einräumung  einer 
solchen  an  Häretiker  zu  gottesdienstlichen  Hand- 
lungen. Eine  andere  Stelle  findet  sich  im  Cor- 
pus iuris  nicht.  Insbesondere  gehört  c.  36  (cap. 
incert.)  Dist.  I  de  conseor. :  „Tribus  ex  causis 
loea  sanctorum  transmutanda  sunt.  Prima,  onm 
necessitas  persecutorum  loca  eomm  gravaTerit. 
Secnnda  cum  difficultas  locomm  fuerit.  Terda, 
cum  malorum  societate  gravantur'',  nicht  hierher, 
wie  Hirschel,  d.  kirchl«  Verbot  f.  d.  Katho- 
liken etc.  S.  12  und  Arch.  a.  a.  O.S.  331  annimmt, 
denn  hier  ist  in  dem  dritten  Falle  yon  der  Ver* 
unehrung  der  Kirchen  durch  Böse  die  Rede,  aber 
unter  diesen  sind  nicht  blos  Häretiker  und  eben- 
sowenig unter  der  Verunehrung  blos  gottesdienst- 
liche Handlungen  der  letzteren  zu  verstehen. 
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Verbreitang  geAuden.  Sie  ist  in  gegebenen  Fftllen  in  späterer  Zeit,  als  in  Folge  der 
Yerinderong  der  politischen  und  kirchliohen  Verhältnisse  die  katholische  Kirche  ge- 
swnngen  war,  andere  Eärehen-  und  andere  Beligionsgesellschaften  zum  Theil  mit 
?oller  Oleiehbereehtigong  im  Staate  neben  sich  zu  dulden ,  insbesondere  auch  vom 
päpstlichen  Stuhl,  in  EinzelfiUlen  stets  zur  Anwendung  gebracht  worden  K  Es  mnss 
demnach  als  Rechtsgrundsatz  der  katholischen  Kirche  bezeichnet  werden ,  dass  ein 
katholisches  Kirchengebäude  niemals  durch  die  kirchlichen  Behörden  und  Organe 
nicht  katholischen  Christen  zum  Gebrauch  fflr  ihren  Gottesdienst  eingeräumt 
werden  darf  ^. 

Aber  andererseits  hat  die  katholische  Kirche  die  Vornahme  vongottesdienstlichen 
Handlnngen  durch  Häretiker  in  einer  katholischen  Kirche  zu  keiner  Zeit  als  einen 
Grund  betrachtet,  welcher  die  Benutzung  einer  solchen  fftr  ihre  eigenen  gottesdienst- 
lidien  Zwecke  auch  nur  Yorttbergehend  auszuschliessen  vermöchte  ^.  Sie  hat  sich 
damit  die  Möglichkeit  offengehalten,  nicht  nur  in  ihren  von  Häretikern  in  Besitz  ge- 
nommenen Kirchen  katholischen  Gottesdienst  feiern  zu  lassen,  sondern  auch  4a 7  wo 
68  die  Umstände  erfordern,  die  kirchlichen  Gebäude  anderer  christlichen  Konfessio- 
nen zu  diesem  Zwecke  zu  benutzen.  Allgemein  geltende  Bestimmungen  darüber,  unter 
welchen  Voraussetzungen  katholischer  Gottesdienst  zulässig  oder  unstatthaft  ist,  sind 
niemalB  ergangen,  und  werden  auch  kaum  erlassen  werden.  Von  ihrem  prinzipiellen 
Standpnnkt  aus  mllsste  die  katholische  Kirche  eine  solche  Biitbenutzung  vermeiden,  weil 
avB  derselben  eine  Anerkennung  der  Gleichberechtigung  der  anderen  Beligionspartei 
geschlossen  werden  könnte  4.  In  der  That  hat  sie  auch  eine  solche  Praxis  unter  Um- 
ständen, wo  sie  sich  stark  genug  fühlt,  und  wo  sie  Vortheil  davon  erwartet ,  beob- 
achtet \  Andererseits  aber  bildet  ein  solcher  Mitgebrauch  nicht  nur  das  Mittel,  sich 
einen  erschtitterten  Besitzstand  zu  wahren^,  oder  besonderen  katholischen  Gottes- 
dienst zu  halten,  wo  dieser  sonst  nicht  möglich  wäre^,  sondern  er  bietet  auch  eine 
Handhabe  zur  Ausbreitung  des  Katholicismus^  und  fflr  die  Wiedereroberung  der 


1  Das  ist  z.  B.'nach  den  Verhandlangen  der 
deuteeh.  Bischöfe  i.  J.  1848  zu  Wunborg  far 
Sehlesieii  geschehen,  Aich.  f.  kath.  K.  R.  22,  264 
IL  eoU.  conc  Lac.  ö,  1062. 

'  Besondere  Strafen  sind  dafür  nicht  ange- 
droht, es  können  also  Je  nach  den  Umstanden 
arbitAre  Strafen  verhängt  werden.  Femer  kom- 
men, falls  in  der  Einränmong  zugleich  eine  Be- 
theiligung an  der  Ketzerei  liegen  sollte ,  die  für 
diese  letztere  angedrohten  Strafen  zur  Aniren- 
dong. 

3  Es  tritt  dadurch  weder  eine  Pollution  noch 
eine  Exekration  der  Kirche  ein,  s.  0.  S.  328. 331 ,  ja 
in  C.2  X  (Honor.  III.)  de  sacram.  non  iteraud.  I. 
16  wird  die  neue  Konsekration  oderReconciliation 
eines  von  einem  schismatisohen ,  exkommnni- 
eiiten  oder  degradirten  Priester  zur  Messe  be- 
nutzten Altars  für  unnöthig  erklärt  Ebenso- 
wenig führt  die  Vornahme  solcher  Handlungen 
lux  die  betrefTende  Kirche  ipso  iure  das  Interdikt 
herbei,  Kober  i.  Arch.  f.  k.  K.  R.  22,  33. 

4  OdoT  eine  Oleichgültigkeit  gegen  die  wahre 
fieliglon,  so  dasBreve  Plus'  IX.  v.  1873  in  Betreff 
der  Altkatholiken,  Arch.  f.  kath.  K.  R.  29,  434 
«.bei  Hirschel,  d.kirehlicbe  Verbot  für  Katho- 
liken etc.  &  4  n.  1.    Noch  weiter  Ist  die  Gongr. 


propag.  1627  (für  Zara)  gegangen,  soUect.  mis- 
sion.  n.  391  p.  204 :  „ne  in  ecclesia  s.  Joannis  de 
Cartella  catholici  cum  Qraecis  schlsmatlds  ce- 
lebrent,  nam  quamvis  altaribus  diTersis  utantur, 
tamen  propter  ecdesiae  identitatem  est  commn- 
nicare  cum  schismaticis  in  dlTinis'',  eine  An- 
schauung, welche  sioh  Plus  IX.  nicht  angeeignet 
hat 

s  S.  die  TOS.  Anm.  und  femer  auch  dieEntscb. 
a.  a.  O.  n.  390.  p.  204. 

^  S.  die  Entsch.  d.  Gongr.  offlcii  t.  1634,  1.  c 
n.  392.  p.  204 :  „In  ecclesiis catholicorum  Rhaetiae 
ab  haereticls  occupatls ,  missionarii  possunt  sua 
exeroitla  continuare''. 

TZ,  B.  wenn  bei  Einrichtung  einer  beson- 
deren katholischen  Militärseelsorge  die  bisher 
lediglich  für  den  evangelischen  Militärgottesdienst 
benutzte  staatliche  Garnisonkirche  auch  für  den 
Gottesdienst  des  kathollBchen  Militärs  staatllcher- 
seits  eingeräumt  wird,  s.  Arch.  f.  kath.  K.  R.  32, 
103.  104. 

8  So  hat  der  apostolische  Vikar  für  Sachsen 
i.  J.  1848  auf  der  deutschen  Blschofsyersamm- 
lung  zu  Würzburg  erklärt,  dass  er  froh  sei,  wenn 
ihm  nach  langen  Kämpfen  für  die  Missions- 
gottesdienste  der  Gebrauch  protestantischer  Kir- 
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verlorenen  Stellungen  in  ehemals  ganz  katholischen  Gebieten,  und  wo  solohe 
Zwecke  erreicht  werden  können,  da  ist  eine  Mitbenntziing  yielfaeh  geduldet  worden, 
ja  man  sucht  sie  sogar  möglichst  festzuhalten  und  zu  erweitem. 

In  Deutschland  zeigt  sich  die  Verschiedenheit  des  Verhaltens  dentlioh  einer- 
seits in  der  Stellung,  welche  die  katholische  Kirche  gegenüber  den  Protestanten  nach 
ihrer  reichsgesetzlichen  Anerkennung  eingenommen  hat,  und  andererseits  in  den  Maas- 
regeln,  welche  von  ihr  neuerdings  gegenüber  den  Altkatholiken  ergriffen  worden  sind. 

1.  Der  Simultangebrauch  kirchlicher  Oebftude  mit  den  Prote- 
stanten^  A.  Die  Entstehung  von  Simultanverhältnissen  in  Deutsch- 
land. Die  Veranlassung  zur  Entstehung  von  Simultanverhältnissen,  welche  nament- 
lich im  Westen  und  Südwesten  Deutschlands  vorgekommen  sind  und  sich  bis  heute 
erhalten  haben,  hat  zunächst  (freilich  sehr  vereinzelt)  die  Einziehung  einer  Reihe 
von  Eirchengütem  durch  die  Protestanten  nach  dem  Augsburger  Religionsfrieden 
und  die  mit  der  Gegenreformation  verbundene,  zufolge  des  Restitutionsediktes  vom 
6.  März  1629  stattgehabte  Restitution  derselben  an  die  Katholiken  gegeben  2.  W^- 
ter  sind  sie  durch  die  während  des  dreissigjährigen  Krieges  voi^ekommenen  Verän- 
derungen in  der  Stellung  und  im  Besitzstande  der  einzelnen  Religionsparteien  in  den 
einzelnen  deutschen  Ländern  und  die  Vorschriften  des  Westphälisohen  Friedens 
über  die  theilweise  Wiederherstellung  des  früheren  Zustandest  herbeigeführt  wor- 
den, vor  allem  aber  durch  die  Massnahmen,  welche  die  zum  Katholicismns  überge- 
tretenen protestantischen  Landesherren  im  Interesse  der  Förderung  der  katholischen 
Religion   getroffen  habend,   sowie  durch  diejenigen,  welche  in  Folge  der  fran- 


ohen  gestattet  weide ,  Aroh.  f.  katb.  K.  R.  22, 
264  TL  coli.  oonc.  Lac.  ö,  1052;  u.  In  Anhalt- 
Kothen  ist ,  als  der  Herzog  Ferdinand  1825  in 
Folge  seiner  Konversion  den  katholischen  Qottes- 
dienst  in  der  reformtrten  Schlosskapelle  gestattet 
hatte,  nicht  nnr  dieser  dort  abgehalten,  sondern  die 
Kirche  mit  Erlanbnlss  des  apostolischen  Nuntius 
in  München  sogar  benedlcirt  worden ,  Aroh.  f. 
kath.  K.  R.  22,  265. 

1  H  i  r  8  c  h  e  1 ,  die  rechtlichen  Verhältnisse  be- 
zQgUch  der  Simultan kirchen  1.  Arch.  f.  kath. 
K.  R.  46,  329.  Vgl.  ferner  Ph.  S.  v.  d.  Aurach, 
die  kirchlichen  Simultan- Verhältnisse  1.  d.  Pfalz 
am  Rhein.  Eine  historische  Skizze.  Mannhelm 
1866;  M.J.  Härtung,  d.  kirchUche  Recht  d. 
Protestanten  i.  Yormal.  Herzogthum  Sulzbach, 
herausgegeb.  y.  W.  Engelhardt,  Erlangen 
1872;  K.  Kohler,  Kirchenrecht  d.  evangel. 
Kirche  des  Grossh.  Hessen,  Darmstadt  1884. 
S.  478. 

s  T  upetz  ,  d.  Streit  um  die  päpstlichen  Güter 
und  das  Restitutionsedikt  (1629),  Wien  1883. 
S.  17. 18 ff.  76.  95. 211ff.  Wenn  Köhler  S. 480 
dies  bestreitet,  so  beseitigt  sich  sein  Widerspruch 
durch  T  u  p  e  t  z  S.  223 ,  wo  ein  solches  Verhält- 
nlss  für  die  Stiftskirche  in  Wetzlar  nachgewie- 
sen ist. 

^  S.  die  zwischen  Kurpfalz  und  Mainz  zur 
Ausführung  des  gedachten  Friedens  geschlossenen 
Vergleiche,  den  Bergs trässlschen  Recess  v.  1650 
und  den  Regensburger  Vergleich  v.  1653  bei 
Dahl,  Beschreibung  des  Fürstenthums  Lorsch, 
Darmstadt  1812.  ürkden  S.  44.  47. 


*  So  z.  B.  In  dem  zur  Kurpfalz  gehörenden 
Fürstenthnm  Sulzbach.     Hier  waren  nach  den 
Vorschriften  des  J.  P.  0.  V.  $.  31.  32  die  Pitn 
testanten  gegenüber  der  während  des  30  jährigen 
Krieges  durchgeführten  Gegenreformation  In  den 
Besitz  ihrer  Kirchen  restituirt  worden,  JE  a  r  t  a  n  g 
a.  a.  0.  S.  19  ff.  Aber  in  dem  Kolner  Vergleich  t. 
1652  zwischen  den  Pfalzgrafäi  Philipp  Wilhelm 
und  Christian  August,  worin  der  erstere  auf  einige 
Hoheitsrechte  im  Sul zbaohlschen  verzichtete,  Ter- 
sprach  der  letztere :  „sollen  Inskünftige  sowolil 
die   katholische  als  Augsburg.  KonfessionBTer- 
wandte  in  allen  und  Jeden  Pfanen  und  Filial- 
Klrchen  (als  welche  neben  den  Schulen,  Spitälern 
und  Gottesäckern  beider  Religion  Zuge- 
thanen  zu  gemeinem  Gebrauch  zage- 
hörig sein  sollen)  in  Stadt-  und  Ijandgeridit 
Sulzbach,  wie  auch  Pflegamt  Flossenbürg  und 
Gericht Vohenstrass,  sodann  gemeinsehaftl.  Stadt- 
und  Landgerichte  Parkstein  und  Weiden,  aneh 
dann  Jeden  Orts  (ausgenommen  denen  in  unser«! 
Schlössern)  sich  befindenden  Kapellen  ihr  öffent- 
liches Rellgions  -  Exereitlum  haben  und  yerrich- 
ten.   Zum  anderen  sollen  die  Stunden  also  alter- 
natlye  abgetheilt  sein ,  dass ,  so  einen  Tag  die 
Katholiken  die  Frühstunden  bis  um  9  Uhr  und 
die  Augsb.  Konf.  Verwandte  Ton  9  bis  2  Uhr 
Nachmittag  gehabt,  den  anderen  Tag  die  A.  K. 
Verwandte  eben  denselben  Vorgang  auch  haben 
und  Gleiches  mit  den  Katholiken  Ton  9  Ms  2  Uhr 
Nachmittags  gehalten  und   also   diese  richtige 
Ordnung  von  dem   ersten  bis   letzten  Tag  der 
Woche  fortan  suceessiTe  da«  ganze  Jahr  aus  nnd 
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fösiflchen  Okkupation  des  linken  Rheinnfers  (1685)  <  znr  Ansfahrnng  der  freilich 
iliier  Rechtsgllltigkeit  nach  bestrittenen,  den  Katholiken  günstigen  Klansei  des 
Friedens  von  Ryswik  (1697)2  in  der  PfaU'  ergriffen  worden  sind.  In  allen 
diesen  Fällen  hat  es  sich  nm  die  Znrflckdrftngnng  der  Protostanten,  insbesondere 


ein ,  anangeeelien  einfallenden  Fettes  obseryirt 
weiden.  Diittens  sollen  alle  za  diesen  obbemel- 
deten  und  gelegnen  Kirchen,  Filialen,  Kapellen, 
Sdiulen  und  Gottesäckern  gestiltet  und  gehörige 
Benten,  Zins,  Gölten,  Spenden,  um  Verzinsung 
ausgeliehene   Almosengelts ,    auch  Spital-  und 
andere  dergleichen  zu  chilstlichen  und  milden 
Gebräuchen  gestiftetes  Einkommen  in   gleiche 
Theüe  Tertheüt  werden  und  beiden  Religions- 
rerwandten  die  Anwendung  ihres  Antheils  und 
zirar  ohne  Verwendung  ausser  unser  Pfalzgraf 
Christian  August  Erbämtern  ungesperrt  und  frei- 
stehen".   (Härtung  8.  !^7.)    Dieser  Vergleich, 
veleher  für  die  Lebensdauer  der  beiden  Fürsten 
unter  Vorbehalt  der  Aufrufung  desselben  durch 
die  Nachkommen  und  Erben  derselben  geschlossen 
var,  aber  von  diesen  niemals  aufgehoben  worden 
ist,  Härtung  S.  42 ff.  61  ff. ,  widersprach  den 
YoTSchriften  des  westfälischen  Friedens  (a.  a.  0. 
S.  ^9,  s.  auch  J.  J.  Moser,  die  Landeshoheit 
im  Geistlichen  8.  614).    Er  ist  aber  nicht  nur 
nnter  der  Regierang  des  Pfalzgrafen  Christian 
Angost,  welcher  4  Jahre  nach  dem  Abschlüsse 
loffl  KathoUcismus  übergetreten  war ,  durchge- 
ffthrt  worden ,  sondern  es  sind  dabei  die  Pro- 
testanten auch    noch   über   die  Bestimmungen 
desselben  hinaus  bei  der  Mitbenutzung  der  ihnen 
uipTünglich    gehörenden    Kirchen    beschränkt 
'worden  (so  ist  ihnen  in  einzelnen  derselben,  z.  B. 
das  Betreten  und  die  Benutzung  des  Hochaltars 
▼erboten,  ihz  Gottesdienst  auf  die  Zeit  von  8  Uhr 
Morgens  verlegt ,  den  eyangelisehen  Gelstilohen 
die  Benutzung  der  Sakristei  verwehrt ,  der  Altar 
BdtHtiligenatatuen  geschmückt  worden,  Här- 
tung S.  32 ff.)  der  Axt,  dass  die  Protestanten 
noch  bis  in  unser  Jahrhundert  hinein  fortwährend 
Beschwerden  wegen  Beeinträchtigung  ihrer  Rechte 
^ben  eiheben  müssen,  a.  a.  0.  8.  36  ff. 

'  In  den  TOn  den  Franzosen  eingenommenen 
Landstrichen  wurde  durch  Ludwig  XIV.  die  ka- 
tkolisehe  Beligionsübung ,  wo  sie  noch  nicht  be- 
stand, eingeführt,  und  die  Franzosen  wiesen  ent- 
weder den  Katholiken  besondere  Kirchen  dazu 
an  oder  räumten  ihnen  den  Simultangebraueh  von 
solchen  neben  den  Protestanten  ein ,  so  dass  der 
Religionatand  in  1922  Ortschaften  zu  Gunsten 
der  Katholiken  Terandert  wurde,  Hirschel 
i.  Areh.  t  kath.  K.  B.  46,  353. 

'  Durch  diesen  Frieden  wurde  dem  tou  dem 
Sinfslle  der  Franzosen  hauptsächlich  betroffenen 
pfilzlseben  Hause  Tollständige  Restitatlon  auch 
ia  Betreff  der  sog.  Reunlonen  ausserhalb  des  El- 
sasses gewährt ,  aber  mit  der  in  dem  Artikel  4 
des  Friedens  (Schmauss,  corp.  iur.  publ.  p. 
1104) aufgenommenen  Klausel:  „religione  tarnen 
eatholiea  romana  in  lods  sie  restitutis  in  statu, 
quo  nunc  est,  remanente'^.  Diese  Klausel  war  in 
letzter  Stunde  auf  Andringen  des  französischen 
Gesandten  in  das  Friedensinstrument  eingefügt 
weiden.  Deshalb  hatten  die  Gesandten  der 
meisten     eyangelisehen     Stände    die    Unter- 


schrift Terweigert,  und  obwohl  in  Folge  dessen  in 
einem  Postskriptum  des  Reichs -Ratiflkations- 
Gutachtens  t.  26.  Noyember  1697  auf  eine 
Versicherung  angetragen  worden  war,  dass  die 
Katholiken  sich  gegen  die  protestantischen  Stande 
dieser  Klausel  nie  bedienen  würden,  hat  der  Kai- 
ser den  Frieden  doch ,  ohne  darauf  einzugehen, 
unbedingt  ratiflcirt,  s.  Pütt  er,  histor.  Ent- 
wickig. d.  Staatsverfassung  des  deutseh.  Reichs 
2.  Anfl.  2,  300;  Neuhaus,  d.  Friede,  v.  Rys- 
wik,  1873.  8.  276  ff.  Aus  diesem  Grunde  be- 
stritten die  Protestanten  die  Rechtsgültigkeit  der 
gedachten  Klausel  und  suchten  (freilich  vergeb- 
lich) ihre  Beseitigung  herbeizuführen,  vgl. 
J.  J.  Moser,  vollständ.  Bericht  von  d.  so  be- 
rühmt als  fatalen  Clausula  art.  IV.  Pads  Rys- 
wicensis,  Frankfurt  1732;  Garol.  Gasp.  de 
Pidoll,  diss.  inaug.  de  clausula  art.  IV.  Pac 
Ryswic.  Treviris  1762,  auch  bei  8  c  h  m  i  d  t ,  thes. 
iur.  eocles.  4 ,  359 ,  vgl.  auch  Zeitschr.  f.  K.  R. 
17 ,  329.  Da  aber  in  den  Friedensschlüssen  v. 
Baden  (i.  Aargau)  1714  und  von  Wien  1738  der 
Friede  v.Ryswik  ohne  Vorbehalt  bestätigt  wurde, 
Hirschel  a.  a.  0.  8.  356,  so  konnte  die  Gültig- 
keit der  Klausel  später  nicht  mehr  mitRecht  in 
Frage  gestellt  werden. 

'  In  Ausführung  der  in  der  vor.  Anm.  erwähn- 
ten Klausel  des  Ryswiker  Friedens  führte  der 
katholische  Kurfürst  Jobann  Wilhelm  durch 
Edikt  vom  29.  Oktober  1698  das  s.  g.  Simultaneum 
für  Reformirte ,  Lutheraner  und  Katholiken  ein : 
„sämmtlichen  denen  dreyen  im  H.  Rom.  Reich 
tolerirten  Religionen  Zugewandten,  insoweit  Ihre 
Ghurf.  Durchl.  der  Ryswikische  Friedens-Traktat 
hierinn  nicht  im  Wege  stehet,  den  gemein- 
samen Gebrauch  in  dem  Gottesdienst  sämmt- 
llch  in  Ihren  Churf.  Landen  befindlicher  Pfarr- 
und  anderer  Kirchen,  auch  Freudhdfe  dermahlen 
in  Gnaden  zu  verstatten.  Welches  die  Ghurf. 
Pfältzische  Regierung  obgedachten  dreyen  Reli- 
gfions -Verwandten  also  zu  publidren  ,  und  die- 
selbe, vornehmlich  aber  dero  Geistliche  dahin 
nachdrücklich  zu  erinnern ,  dass  sie  ihre  Gottes- 
dienst in  solche  Zeiten  vertheilen  und  solcher- 
gestalt anstellen,  damit  ein  Thell  dem  andern  an 
dessen  freyer  ungehinderter  Uebung  nicht  beein- 
trächtiget und  sich  hierinu  und  sousten  gegen 
einander  solchergestalt  bezeigen,  wie  es  die 
christliche  Liebe  von  selbsten  erfordert  und  ge- 
treuen friedliebenden  Unterthanen  oblieget"  (B. 
G.  Struve,  ausführlicher  Bericht  v.  d.  Pfälzi- 
schen Kirchenhistorie.  Frankfurt  1721,  8.  812), 
wogegen  die  Katholiken  im  Alleinbesitz  ihrer 
Kirchen  belassen  werden  (s.  a.  a.  0.  8.  799).  Im 
Zusammenhang  damit  wurde  i.  J.  1699  die  Ver- 
waltung des  allgemeinen  Kirchenvermögens  einer 
aus  Katholiken  und  Protestanten  bestehenden  s. 
g.  Administrations-Kommission  übertragen.  Die 
Beschwerden  der  durch  die  Anordnungen  verletz- 
ten Reformirtenbeim  Reichstage  blieben  erfolglos, 
und  erst  als  Preussen  mit  gleicher  Behandlung 
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der  Befonnirten,  and  die  Festhaltnug  oder  Gewinnung  von  festen  Positionen  m 
protestantischen  Gebieten  gehandelt ,  and  dämm  ist  der  Mitgebranch  der  protestan- 
tischen Kirchen  niemals  seitens  der  katholischen  Kirche  beanstandet  worden,  viel- 
mehr wird  das  Recht  anf  Mitbenntzong  von  den  katholischen  KirchenbehOrden  aneh 
noch  in  nnserer  Zeit  mit  aller  Energie  festgehalten  K 

B.  Die  rechtlichen  Grundsätze  über  den  Simnltangebranch  der 
kirchlichen  Gebäude.  Bei  der  Art  und  Weise,  wie  sich  der  Simultangebrauch 
der  Katholiken  und  Protestanten  an  Kirchengebäuden  in  Deutschland  historisch  ent- 
wickelt hat  und  bei  der  oben  S.359  bezeichneten  Stellung  der  katholischen  Kirche 
gegenüber  einer  derartigen  gemeinsamen  Benutzung  ist  es  begreiflich,  dass  das  katho- 
lische Ejrchenrecht  keine  näheren  Normen  über  solche  Verhältnisse  ausgebildet  hat. 
Fttr  die  rechtliche  Beurtheilung  derselben  kommen  vielmehr  die  erwähnten  Friedens- 
schlüsse und  Reichsgesetze,  die  früheren  landesherrlichen  Erlasse  und  endlich  die 
etwaigen  partikularrechtlichen  Vorschriften,  —  solche  bestehen  freilich  nur  in  Alt- 
preussen  und  inBaiern^  —  in  Betracht. 

a.  Begriff  des  Simultaneums.  Das  s.  g.  simulianeum  im  eigentlichen  Sinne 
liegt  allein  dann  vor,  wenn  die  Anhänger  zweier  Beligionsparteien  in  ihrer  lokalen 
kirchlichen  Organisation  ein  festes  Recht  auf  den  Gebrauch  ein  und  desselben  kirch- 
lichen Gebäudes  ^  haben ,  nicht  aber  dann ,  wenn  blos  die  eine  Religionspartei  der 


der  Katholiken  in  seinen  Ländern  drohte,  M. 
Lehmann,  Preussen  u.  die  kath.  Kirche  seit 
1640.  1 ,  380  (ygl.  anoh  v.  d.  An  räch  a.  a.  0. 
S.  33  ff.),  verstand  sich  der  Kurfürst  dazu,  durch 
die  8.  g.  Religionsdeklaration  d.  d.  Düsseldorf 
V.  21.  NoYember  1705  das  Simultaneum  im  all- 
gemeinen wieder  aufzuheben.  Ausgenommen 
wurden  aber  diejenigen  Kirchen,  an  denen  es 
schon  vor  dem  Aussterben  der  pfalz-simmemschen 
Linie  (1686)  bestanden  hatte;  femer  sollte  in 
den  Haupt-  und  Oberamtsstädten  mit  zwei  oder 
mehr  Kirchen  wenigstens  eine  den  Katholiken 
eingeräumt,  in  den  übrigen  Oberamtsstädten,  so- 
wie an  der  Heiliggeistkirche  in  Heidelberg  den 
Reformirten  das  Langhaus ,  den  Katholiken  das 
Chor  zur  Benutzung  zustehen.  Die  Kirchen  in 
den  übrigen  Städten  und  anf  dem  Lande,  sowie 
die  Einkünfte  des  allgemeinen  reformirten  Kir- 
chenrermögens  wurden  zu  ^7  den  Reformirten, 
zu  '/y  aber  den  Katholiken  zugewiesen.  Endlich 
sollten  „die  Glocken  und  Kirchhöfe  von  denen 
Kirchen  dependiren ,  jedoch  dass  ein  Theil  dem 
andern  um  die  Gebühr  bei  denen  Begräbnissen, 
Hochzeiten  u.  dergl.  Läuten  und  auch  wo  nur  ein 
Kirchhof  vorhanden,  denselbigen  gesambten  Re- 
ligionen Ihre  Todten  zu  begraben,  gemeinschalft- 
lich  erlaubt  und  einer  Jeden  Religion  ihre  Gesänge 
und  Ceremonien  dabey  zu  üben  ungehindert  seyn 
solle",  Struve  a.  a.  0.  S.  1117 ff.  Im  spani- 
schen Erbfolgekriege  wurde  in  Folge  der  erneuer- 
ten Besetzung  des  linken  Rheinufers  wieder  eine 
Reihe  von  Kirchen,  welche  der  Ryswiker  Klausel 
zuwider  den  Reformirten  allein  übergeben  worden 
waren,  den  Katholiken  von  Neuem  zum  Simultan- 
gebrauch  überwiesen,  und  dies  durch  den  Frieden 
1714  (s.  S.  361.  n.  2)  bestätigt.  Auf  diesen 
Grundlagen  ruht  im  wesentlichen,  wennschon  die 


Durchführung  der  betreffenden  Anordnungen  den 
Reformirten  ebenfalls  vlel&ch  Grund  zu  Klagen 
gegeben  hat,  ▼.  Aurach  a.  a.  O.  8.  40  ff. ,  noch 
der  gegenwärtige  Zustand  in  den  ehemals  pfäl- 
zischen Landestheilen. 

Wegen  der  besonderen  Verhältnisse  in  Pfalz- 
Zweibrücken,  welches  an  König  Karl  XI.  von 
Schweden  gefallen  war,  und  über  welches  im 
Ryswiker  Frieden  der  Artikel  IX.  eine  beson- 
dere, mithin  die  Klausel  des  Art.  IT.  aosschliet- 
sende  Bestimmung  erlassen  hat,  s.  ▼.  d.  A  urach 
a.  a.  O.  S.  50  ff.  und  die  Nachweisungen  1.  der 
Ztschr.  f.  K.  R.  17,  329  ff. 

1  S.  die  Erklärung  des  Regensburger  Ordina- 
riates V.  1837 ,  „dass  . .  daher  die  Katholiken  in 
Weiden  auf  ihrem  Rechte  und  Besitzstand  des 
Simultan-Genusses bestehen'',  Hartnnga.aO. 
S .  38.  Auch  au  f  der  Würzburger  Blsehofsversamm- 
lung  ▼.  1848  ist,  wenngleich  sieh  die  Bisehofe 
gegen  die  Begründung  neuer  SimultauTerhältmsse 
ausgesprochen  haben,  doch  Im  übrigen  der  Stsnd- 
punkt  Ton  ihnen  yertreten  worden  ,  dass  dn  Si- 
multaneum, welches  sich  auf  gültigen  Bechtsütel 
stützt,  beibehalten  werden  müsse,  und  insbeson- 
dere hat  der  Erzbischof  von  Köln  erUärt ,  dass 
er  eine  neue  statt  der  alten  Simultankirche  er- 
baute Kirche  auf  Ansuchen  möglichst  schnell 
konsekrlre,  um  der  protestantischen  ElnweihsDgs- 
feierlichkeit  zuvorzukommen ,  weil  dann  das  Oe- 
bäude  eine  geweihte  katholische  Kirche  weide^ 
coli.  conc.  Lac.  5 ,  10Ö2  u.  Arch.  f.  kath.  K.  B. 
22,  264.  266. 

2  A.  L.  R.  IL  11.  SS.  309—317  und  bsir.  Be- 
Ugionsedlkt  v.  26.  Mai  1818.  SS-  00—99,  wel- 
ches das  preusB.  L.  &  zum  Vorbild  genommen  hat. 

3  Damit  ist  auoh  manchmal  ein  Slmnltsneiun 
des  Friedhofes  verbunden,  jedoeh  kann  ein  Mit- 
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•Bderen  bittweise  oder  vorflbergeliend  (z.  B.  während  des  Umbaues  der  Kirche)  ihr 
gottesdienstliehes  Gebäude  zun  kirchlichen  Gebrauche  einräumt. 

Nach  den  oben  S.  359  gedachten  Grundsätzen  der  katholischen  Kirche  ist  eine 
üeberlassnng  der  letzteren  Art  in  Betreff  der  dem  katholischen  Gottesdienst  aus«- 
flchliesslich  gewidmeten  Gebäude  an  andere  christliche  Konfessionen  unzulässig,  die 
Kachsuchung  einer  yorabergebenden  Benutzung  ni<^t  katholischer  Kirdien  aber 
nehtlieh  nicht  ausgeschlossen,  jedoch  wird  zu  einer  solchen  nur  in  den  Fällen  der 
Noth  oder  auch  eines  augenscheinlichen  Nutzens^  geschritten  werden  können.  Ein 
Recht  auf  die  Benutzung  der  Kirche  entsteht  in  solchen  Fällen  nicht  ^.  Der  Umfang 
derselben  richtet  sich  lediglich  nach  der  Bewilligung  oder  dem  Zwecke,  zu  welchem 
der  Gebrauch  gestattet  ist  Ja,  wenn  diese  bittweise  Benutzung  selbst  auf  längere 
Zeit  eingeräumt  worden  ist,  dllrfen  bisher  ungewöhnliche  Gottesdienste^  nicht  ohne 
Erlanbniss  der  zuständigen  Organe  der  ausschliesslich  berechtigten  Religionspartei 
eingeführt  werden^.  Endlich  sind  die  letzteren  berechtigt,  jeden  Augenblick  die  g&- 
vährte  Benutzung  zu  untersagen. 

Ebensowenig  liegt  endlich  ein  Simultaneum  im  eigentlichen  Sinne  vor,  wenn  der 
Staat  oder  eine  Kommune  kraft  ihrer  Fürsorge  für  gewisse  Personenklassen  in  einer 
Omen  gehörigen  Kirche  sowohl  protestantischen ,  als  auch  katholischen  Gottesdienst 
abhalten  lassen^,  denn  derartige  Verhältnisse  stehen  lediglich  im  Zusammenhang  mit 
der  Organisation  bestimmter  öffentlicher  Einrichtungen,  und  beruhen,  wie  diese  selbst, 
auf  staatlichen  oder  kommunalen  Yerwaltungs-Anordnungen. 

b.  Bechtlicher  Charakter  des  Simultaneums.  Das  Simultaneum  im 
eig.  8.,  wie  es  sich  historisch  in  Deutschland  entwickelt  hat ,  ist  ein  auf  dem  öffent- 
liehen  Rechte  beruhendes  Gebrauchsrecht  einer  lokalen  katholischen  Kirchenstif- 
tmig^  an  einem  gleichfalls  dem  protestantischen  Gottesdienst  gewidmeten,  vielfach 
sogar  vor  der  Begründung  des  Simultaneums  ausschliesslich  ^  für  diesen  bestimmt 
gewesenen  Kirchengebäude,  gleichviel  ob  mit  diesem  Gebrauchsrecht  ein  Miteigen- 
thnm  an  dem  letzteren  verbunden  ist^,  oder  nicht  ^.  In  Bezug  auf  die  Benutzung 
des  £[irchengebäudes  stehen  sich  zwei  verschiedene  Rechtssubjekte,  d.  h.  zwei 
▼erschiedenen  Religionsparteien  angehörige  Kirchenstifliingen  (auf  protestantischer 


gebraaeh  desselben  auch  aus  anderen  Gründen 
tit  den  hier  in  Frage  stehenden,  Torkommen. 
8.  darüber  unten  in  der  Lehre  Yom  Begräbnise 
ssd  Ton  den  Kirchhöfen. 

1  So  z.  B.  für  Missionsz wecke,  s.  anch  S.  359. 
n.8. 

>  VgL  anch  die  Recfatsfalle  1.  d.  Zeitscbr.  f. 
K.  R.  17,  326  n.  1.  Areb.  f.  kath.  K.  R.  4S,  280. 
283. 317. 

'  (fleiehTiel ,  ob  er  in  der  katholischen  Kirche 
iberhanpt  neu  eingef  Shrt  oder  nnr  blsber  in  der 
betreffenden  Kirche  nicht  gehalten  worden  ist 

*  PrensB.  L.  R.  II.  11.  %.  317:  „So  lange 
eine  Gemeine  den  Mitgebranch  nnr  bittweise  hat, 
BUS  sie  bei  jedesmaliger  Ausübung  einer  bisher 
nieht  gewöhnlichen  gottesdienstlichen  Handlung 
die  besondere  Erlanbniss  der  Yorsteber  dazu 
oschsnchen" :  wörtlich  ebenso  bair.  Relig.  Ed. 
S.97. 

^  So  in  Oamifion-,  Gefangen-Anstalten  und 
Kiuikenhans-Kirohen,  s.  o.  S.  359.  n.  7. 

*  Das  Wort :  Kixchengemeinde  ist  wegen  der 


bekannten  Streitfrage  über  das  Eigenthnmssnb- 
jekt  des  katholischen  Kirchenvermögens  absicht- 
lich vermieden. 

"^  Natürlich  seit  der  Zeit  nach  der  Reformation, 
also  namentlich  seit  dem  17  Jahrhundert. 

^  Ein  solches  ist  mitunter  bei  Einführung  des 
Simultaneums  den  Katholiken  zugesprochen  wor- 
den, s.  0.  S.  360.  n.  4. 

9  S.  z.  B.  den  Rechtsfall  1.  Ztschr.  f.K.  R.  20, 
46.  50.  67.  Auch  in  dem  Rechtsfall  i.  Arch.  f. 
kath.  K.  R.  48,  281  ist  katholischerseits  nnr  ein 
Recht  auf  Benutzung  der  protestantischen  Kirche 
für  gewisse  Kasualhandlnngen  behauptet  worden. 
Selbst  der  für  das  Elsass  ergangene  Erlass  ▼. 
1727,  Dursy  2,  460:  „Dass,  sobald  künftig  ka- 
tholische Familien  in  einem  Dorf  wohnen  ,  den 
Katholiken  der  Chor  der  Kirche  zur  Feier  des 
Gottesdienstes  eingeräumt  und  der  Kirchhof  zwi- 
schen Katholiken  und  Protestanten  gotheilt  wer- 
den Boir',  gewährt  den  Katholiken  kein  Miteigen- 
thum  an  der  Kirche. 
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I.  Die  Hierarchie  und  die  Leitung  der  Kirche  durch  dietelbe. 


[§.  220. 


Seite  auch  Kirchengemeinden) ,  jede  mit  ihrem  GebrauchBrecht  gegenüber.  Db 
neuerdings  von  Hirschen  angestellte,  eigenthflmliche  Ansicht ,  dass  die  beiden 
Reli^onsparteien  bezüglich  der  Simnltankirohe  reohtlieh  nicht  als  Ton  einander  ge- 
trennte Gesellschaften,  sondern  als  eine  einzige  Gemeinde ,  ftlr  deren  Terschiedene 
Theile  blos  zn  rerschiedenen  Zeiten  Gottesdienst  abgehalten  werde,  zn  beintohtea 
seien,  widerspricht  nicht  nnr  der  historischen  Entwicklung  des  Bimnltanenms^,  son- 
dern erscheint  anch  juristisch  unmöglich  und  fOr  die  juristische  Behandlung  des 
Institutes  völlig  unbrauchbar.  Die  Annahme  einer  aus  Katholiken  und  Protestaiiteii 
gebildeten  einzigen  Kirchengemeinde  widerspricht  dem  Wesen  der  erangelischeB 
Kirche  oder  läugnet  mindestens  das  Recht  der  protestantischen  Kirche  auf  gleichbe- 
rechtigte Existenz  \  Sie  ftthrt  auch  praktisch  zu  gar  keinen  Ergebnissen,  denn  wenii 
die  zum  Gebrauch  einer  Simultankirohe  berechtigten  Katholiken  und  Protestanten 
rechtlich  als  eine  Einheit  aufgefasst  werden,  so  ist  es  gerade  von  diesem  Standpunkt 
aus  unmöglich,  fttr  jeden  Theil  —  und  darum  handelt  es  sich  —  die  besonderen 
Berechtigungen  an  der  Kirche  zu  bestimmen^,  und  daher  ist  auch  Hirsehel  gar 
nicht  in  der  Lage  gewesen,  seine  Theorie  konsequent  durchzufahren  ^. 


i  A.  *.  0.  S.  366  ff. 

2  Nach  Hirsehel  hat  man  in  den  massgeben- 
den Friedensschlüssen  nnd  ReichBtagsabschieden, 
namentlich  in  dem  Angsbnrger  Religionsfrieden 
nnd  dem  westfälischen  Frieden  die  Religions- 
Verschiedenheit  nicht  als  eine  endgültige ,  son- 
dern nnr  als  eine  Yorübergehende  angesehen  und 
sich  nnr  soweit  auseinandergesetzt,  als  es  zur  Er- 
haltung der  Ruhe  und  des  Friedens  unbedingt 
noth wendig  war,  indem  es  im  Uebrigen  bei  der 
bisherigen  Gemeinschaft  belassen  worden  sei. 
Namentlich  sollen  die  Kirchengebäude,  da  sie  als 
solche  nicht  zn  den  Gegenständen  gehören ,  hin- 
sichtlich welcher  eine  Verschiedenheit  nnd  ein 
Gegensatz  in  der  religiösen  Betrachtungsweise 
hervorgetreten  wäre,  nach  wie  vor  beiderseits  als 
zum  Gottesdienst  bestimmte  Sachen  angesehen 
und  bezüglich  ihrer  die  alten  Verhältnisse  auf- 
recht erhalten  worden  sein.  Hier  wird  die  aller- 
dings richtige  Thatsache ,  dass  man  in  Deutsch- 
land die  Religionsspaltnng  im  16.  Jahrhun- 
dert zu  beseitigen  hoffte,  nnd  anch  der  West- 
fälische Frieden  noch  mehrfach  eine  solche  Mög- 
lichkeit erwähnt  hat  (J.  P.  0.  art.  V.  %%,  1.  14. 
^.  31. 48)  dahin  verkehrt,  dass  man  auch  in  den 
einzelnen  Gemeinden  eine  gewisse  Einheit  ge- 
wahrt habe,  nnd  dass  die  Begründung  des  Simnl- 
tanenms  friedlich  unter  gegenseitiger  Zustimmung 
zn  Stande  gekommen  sei,  als  ob  es  keine  Gegen- 
reformation, keinen  30  jährigen  Krieg  gegeben 
hätte,  nnd  das  Simnltanenm  nicht  gerade  vielfach 
den  protestantischen  Gemeinden  anfigezwungen 
worden  wäre  (s.  o.  S.  360.  361). 

3  Wenn  man  sich  auf  den  katholischen  Stand- 
punkt, welchen  Hirsehel  allerdings  bei  seinen 
Ausführungen  nicht  betont,  stellt,  dass  die  Protes- 
tanten als  getaufte ,  aber  nicht  berechtigte ,  son- 
dern nnr  den  kirchlichen  Gesetzen  unterworfene 
Mitglieder  zn  der  betreffenden  katholischen 
Kirchengemeinde  gehören,  für  welche  ein  Simnl- 
tanenm statthat 

*  Falls  in  einer  einheitlichen  Gemeinde  für 
die  verschiedenen  Theile  derselben  Gottesdienste 


abgehalten  werden  sollen,  steht  dem  IdvohlieheD 
Oberen  die  Bestimmung  zu.  Ein  solcher  ist  aber 
für  die  Hirscheische  katholisch-protestanti- 
sche Kirchengemeinde  völlig  nnerflndbar,  falls 
man  nicht  nach  Massgabe  der  in  der  vol  Anni. 
bezeichneten  Auffassung  den  katholischen  Bischof 
als  diesen  bezeichnen  will. 

^  Eine  Folge  derselben  ist  allerdings  die  eigea- 
thümliche  Behauptung  (a.  a.  0.  S.  370),  dass, 
wenn  eine  Simultankirche  auf  den  Namen  der 
„Gemeinde^  schlechthin  Im  Grundbnche  einge- 
tragen sei,  darunter  offenbar  (I)  weder  die 
bürgerliche  noch  die  eine  oder  andere  kirchliche, 
sondern  nnr  die  ungetrennte,  ans  Katholiken  und 
Protestanten  bestehende  Gemeinde  zu  verstehen 
sei,  obwohl  man  dieser  bie  anf  Hirsehel  niemals 
Rechtspersönlichkeit  beigelegt  hat;  ferner  die 
Annahme  (S.  374),  dass  eventuell  die  Ünter- 
haltungslast  nach  der  Zahl  der  Mitglieder  der 
beiden  Gemeinden  nnd  nach  Massgabe  des 
Vermögens  der  einzelnen  Glieder  getragen 
werden  müsse,  nnd  endlich  die  weitere  (S.  381), 
dass  wenn  die  Kirche  für  einen  Theil  zn  kletai 
wird,  der  andere  Theil  nach  Massgabe  der  Seelen- 
zahl zum  Erweiterungsban  mit  beizutragen  ver- 
pflichtet ist,  weil  nunmehr  die  Kirche  für  die 
ganze  Gemeinde  nicht  mehr  ausreiche.  Praktifch 
heisst  das  soviel ,  dass  in  ersterem  Fall  die  Ka- 
tholiken immer  Mlteigenthnm  erhalten  ,  und  im 
zweiten  und  dritten  Fall  die  etwa  an  Zahl  stärken 
nnd  vielleicht  anch  reichere  protestantisdie 
Kirohengemelnde  zum  grössten  Theil  durch  ütre 
Beiträge  die  Simnltanklrche  unterhält  nnd  zn 
Gunsten  der  sich  vermehrenden  Katholiken  er- 
weitert 

Dagegen  schlägt  Hirsehel  a.  a.  0.  6.381 
seiner  eigenen  Theorie  von  der  Einheit  der  Ge- 
meinde wieder  in  das  Gesicht,  wenn  er  ausfalot, 
dass  in  dem  vorhin  erwähnten  dritten  Fall  zufolge 
Weigerung  des  einen  Thelles  einen  Erweiteronis- 
bau  vorzunehmen ,  für  diesen  der  Verlust  Jedes 
Rechtes  an  der  Simnltanklrche  eintritt,  denn 
man  entzieht  doch  sonst  deiO^^^lS^n,  welche  ihre 


r 
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Die  Verwaltung  des  Kultiu.  Bas  Simultaneum  an  Sirchen. 
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Die  Konneii  ftlr  die  reohtliohe  Behandlung  des  Simoltangebrauches  ergiebt  das 
^entiiehe  Becht,  dureh  welehes  derselbe  eingeführt  ist  Da  ein  solcher  Qebranch 
nieht  anf  einem  privatrechtiiohen  Titel  beraht,  so  kann  er  nicht  nach  den  in 
den  einaelnen  dentschen  Landestheüen  geltenden  Civürechten  benrtheilt  werden', 
und  das  omsoweniger,  als  das  Becht  anch  seinem  Inhalte  nach,  wdl  es  anf  die  Be- 
nntKong  eines  Gebftades  einer  Anstalt  des  öffenüiohen  Bechtes  znm  Gottesdienst  geht, 
Bioht  innerhalb  der  privatrechtlichen  Sphftre  liegt  ^.  Das  Becht  znm  Simnltange- 
brauch  ist  also  GffentLlchrechtlichen  Charakters,  und  zwar  gilt  dies  anch  dann,  wenn 
etwa  beide  BeligioBsparteien  das  Miteigenthom  an  der  Bimnltankirche  haben.  Das 
letztere  ist  nicht  die  Quelle  des  Simultaogebraiiches,  und  konnte  es  nicht  sein,  weil 
im  16.  tind  17.  Jahrhundert,  als  sich  die  hier  in  Bede  stehenden  Verhältnisse  ent^ 
wiekelt  haben,  in  den  betreffenden  Landestheüen  das  Becht  der  Ansllbnng  der  katho- 
lischen oder  der  protestantischen  Beligion  überhaupt  in  Frage  stand,  nnd  das  Eigen- 
thnm  an  einem  kirchlichen  Gebäude  ftlr  das  Becht  der  Benutzung  desselben  zu  dem 
Gottesdienst  der  einen  oder  anderen  der  gedachtenBeligionsparteien  auf  ihre  Beligions- 
fibang,  ehe  diese  Frage  entschieden  war,  nicht  von  Bedeutung  sein  konnte  \  Hiermit 
stimmt  es  auch  flberein,  dass  durch  die  Offentlichrechtlichen  Akte,  welche  filr  die  Si- 
araltanyerhältnisse  in  Betracht  kommen,  gerade  erst  zufolge  der  Ctostattnng  der  bei- 
derseitigen Beligionsausübung  das  bestehende  Gemeinschaftoverhältniss  an  kirchlichen 
QebAuden  als  gemeinsames  Eigenthum  anerkannt^,  oder  gar  erst  bei  Einführung  der 


Btnpfiieht  nicht  erfüllen,  nicht  ihr  Reoht  anf 
Benntzang  des  Kirehengebindes.  Nicht  minder 
wldenpiieht  es  ihr,  dass  Ihr  Urheber  wiederholt 
Ton  einem  Mitbesiu  (S.  367)  nnd  Mitelgenthum 
(S.  369.  374)  der  beiden  Gemeinden  an  der  Si- 
moltankiiche  ledet,  wählend  TOm  Standpunkt 
der  einheitUoh  zn  denkenden  Gemeinde  doch  nur 
von  einem  Alleiu-Besltz  nnd  Ton  einem  AUeln- 
Hsenthnm  dieser  letzteren  die  Rede  sein  könnte. 
Kqiz,  in  den  fi  ir  sehe  lache  n  Anaführan^en 
enckeinen  bald  die  einzelne  katholiache  und  pro- 
tettantische  Gemeinde,  anecheinendlndei  Eigen- 
tchaft  einer  Juristischen  Person,  bald  die  einheit- 
lieh  gedachte  Miseh-Gemeinde  und  hinter  dieser 
inuner  alle  einzelnen  Gemeindemitglieder  als 
Iwzechtigt  and  Terpflichtet,  letzteres  merkwür- 
diger Weise,  wie  nachgewiesen,  da,  wo  dies  für 
die  KathoUken  praktisch  günstige  Konsequenzen 
herbeiführt,  ein  Umstand,  welcher  bereits  dem 
Zdtsehr.  t  K.  B.  20,  69  mltgetheUten  UrtheU  des 
Landgerichts  zn  Mainz  nicht  entgangen  ist.  S. 
ftbrigens  auch  Köhler  a.  a.  0.  S.  74. 

^  So  hat  auch  in  Bezug  anf  die  Vorschriften 
des  eode  oItU  das  Oberappellationsgericht  zu 
Darmstadt  1868.  erUnnt,  Arch.  L  kath.  K.  R.  26, 
85,  8.  auch  daselbst  S.  53.  73. 

'  Anderer  Ansicht  auch  hierüber  Hirse  hei 
ft.a.0.  S.  366.  367.  Daraus,  dass  die  früher 
erwähnten  Friedensschlüsse  die  Thatsache  des 
Besitzes  als  vollgültigen  Rechtetttel  für  das  Si- 
moltaneum  anerkannt  haben,  folgert  er,  dass  da- 
mit anch  den  einzelnen  Rellgionspatteien  ein 
PüTatreeht  nuf  Ausübung  ihres  Gottesdienstes 
eingeräumt  worden,  und  dass  daher  das  Simultan- 
vohältniaa  ein  privatrechtliehes  Institut  sei. 
Hierbei  Qberaleht  er  aber,  dasp  sowohl  das  J.  P.  O. 
ait  y.  $.  31  als  der  Art.  4  des  Ryswiker  Frie- 


dens den  Besitz  der  Religionsausübung  zu  den 
betreffenden  Normalzelten  ohne  jede  Rucksicht 
auf  das  EigenthumsTerhiltniss  oder  auf  ein  son- 
stiges privatrechtliches  Verhaltnlss  der  einzelnen 
Religionspartei  zu  einem  bestimmten  Kirchen-, 
gebäude  schützen,  und  dass  es  auch  einen  Besitz 
an  öffentllohen  Rechten,  mithin  auch  an  dem 
Reoht  der  Religionsausübung,  giebt.  Die  Dar- 
stellung bei  £.  M  a  y  e  r ,  Klrchenhoheitsreohte  des 
Königin  Bayern,  München  1884  S.  273,  welcher 
in  den  Bestimmungen  des  preuss.  L.  R.  und  des 
bair.  Religionsedikts  nur  Normen  über  priyat- 
rechtliohe  Befugnisse,  über  Eigenthum  und  ding- 
liche Rechte,  sieht,  verkennt  ebenfalls  den  histo- 
risch gegebenen  Begriff  des  Slmultaneums. 

3  Das  zeigt  übrigens  auch  der  In  der  vor.  Anm. 
hervorgehobene  Umstand  in  Verbindung  damit^ 
dass  das  J.  P.  0. 1.  c  nach  der  Bestimmung  über 
die  Religionsausübung  und  nach  Erwähnung  der 
Annexe  derselben  noch  ausdrücklich  den  Besitz 
jeder  Religionspartei  an  den  Kircheogebäuden,  wie 
er  im  J.  1624  bestand,  für  geschützt  erklärt  hat 

^  Dies  gilt  von  dem  o.  S.  360.  n.  3  erwähnten 
Bergsträsslschen  Recess  v.  1650 :  „dass  in  denen 
cedirten  Dorfschafken  Hentschuchsheim,  Dossen- 
heim  und  Seckenheim  die  Katholischen  das  £x- 
ercltium  publicum  ReUgionis  in  denen  daselbsti- 
gen Kirchen  und  Schulen  .  . .  behalten ,  die  ka-. 
thoUschen  Pfarrer,  Kirchen»  und  Schuldiener 
daselbsten  verbleiben,  ...  die  Reformirten  auch 
das  Exercitlum  publicum  Ihrer  Religion,  doch 
ausserhalb  des  Ghors  . .  .  haben  und  behalten, 
eistgedaehte  Reformirte  auch  das  Exercitlum 
Rellgionls  zu  Newenheim,  Besoldung  ihrer  Pfar- 
rer und  Sohuldiener ,  wie  bis  anher  verbleiben, 
und  den  Katholischen  daselbsten  gleichergestalt. 
ihr  Exercitlum  .  •  .  veistattet  und  ohnverwehrt, 
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katholiaohenReligioiiaaiiBflbniig^  oder  bei  der  nftherenBefttimmnng^desVerliiltnigseB 
der  Religionsparteien  ein  Miteigenthnm,  bei;  gemeinMBieB  Eigeathiim  dnreli  diese 
Akte  begrtlndet  worden  ^  ist. 

c.  Existenz  nnd  Umfang  der  Simnltanberechtignng.  Ans  dem  unter 
b.  Bemerkten  ergiebt  sich,  dass  über  die  Existenz  einer  SimnltanberechtigangY  über 
die  Art  des  Gebranches  der  Simnltankirche  zum  Gottesdienst^ ,  über  die  Art  der 
darin  yorznnehmenden  gottesdienstlichen  Handlungen^,  über  die  Tage  und  die  Stun- 
den, an  welchen  diese  vollzogen  werden^  dürfen ,  über  die  Benutzung  des  Gebftndes 
für  die  Aufbewahrung  der  zum  Gottesdienst  gebrauchten  Kirchengeräthe  und  anderen 
Utensilien^,  über  den  Mitgebrauch  der  Orgel ^,  über  die  Aufrtellung  eines  festea 
Altars  <^,  über  die  Art  der  Aufbewahrung  der  Schlüssel  zum  Kirchengeblude^^  über 


und  dei  Kirchen  halber  aUe  gegen  einander  cedi- 
render  und  abtretender  Orte  nachfolgender  Gestalt 
obserrirt  werden,  dass  das  Chor  die  Katholi- 
schen allein,  die  untere  Kirche  aber 
den  Reformirten  verbleiben  (jedoch  ein 
oder  andern  Theil  frei  stehen  soll  eine  absonder- 
liche Kirche  auf  seine  Kosten  dem  andern  Theil 
an  seinem  Klrchentheyl  und  Rechten  ohnnach- 
theilig  zu  bauen),  dann  forters  Chor  und  Kirche 
alsobald  und  aus  den  Kirchengefallen  von  ein- 
ander unterschieden,  kein  Theil  von  dem  anderen 
in  seinem  offenen  Exeroitio  (deswegen  sieh  beider- 
seits bemeide  der  Zeit  halbens  miteinander  zu 
vergleichen  haben)  verhindert  oder  andere  den 
Gottesdienst  besuchende  einheimische  oder  fremde 
utriusque  religionis  davon  abgehalten ,  bey  Kir- 
chen, Glockengeläut,  Schulen,  Kirchen-  und 
Kinderlehre  ohnmolesürt  und  ohnturbirt  gelassen 
.  .  .  werden  solle''. 

i  Nach  dem  o.  S.  360.  n.  4  angeführten  Kölner 
Vergleich  t.  1652  für  Sulzbach  erscheinen  die 
Anordnungen  desselben  über  die  Zuweisung  der 
Kirchen  an  beide  Religionsparteien  lediglich  als 
Ausführungsbestimmungen  der  im  Eingang  hin- 
gestellten Erklärung :  „und  sollen  Wir  .  .  .  das 
simultaneum  exeroitium  der  katholischen  Reli- 
gion in  unsern  Erbämtem  aus  Ursachen  nnd  Gon- 
dition,  wie  Eingangs  mehrem  gemeldet,  Introdu- 
ciren  und  zulassen,  und  soll  es  mit  solchen  nach- 
folgenden klaren  Inhalt  gemäss  verhalten  und 
festiglich  nachgelebt  werden ,  als  erstlich^  (folgt 
die  oben  citirte  Stelle). 

2  Vgl.  die  Düsseldorfer  Religionsdeklaration 
Y.  1705  (s.  0.  &  361.  n.  3):  „Wie  Wir  dann  zu- 
gleich gnädigst  verordnen,  damit  gesambte  unsere 
liebe  Unterthanen  in  jeder  Religion  ihr  besonders 
apartes ,  öffentliches ,  freyes  und  unbehindertes 
Religions-Exercitinm  ruhig  haben ,  dass  es  mit 
den  Kirchen ,  Pfair-  und  Schulhäusern  .  . .  auf 
hernach   beschriebene  Weise   gehalten  werden 

solle Jedoch  behalten  .  . .  die  Catholische 

....  das  Chor  der  Heil.  Geist-Kirchen  daselbst 
(zu  Heidelberg) ,  welches  mit  einer  Mauer  sepa- 
rirt  und  nicht  durch  den  navem  eoclesiae,  sondern 
Ton  aussen  her  der  Eingang  gemacht  werden  solle, 
privative,  da  hingegen  die  Reformirte  navem  ec- 
clesiae  sothaner  Heil.  Geist -Kirchen  mit  dem 
Thurm  (dessen  Gebrauch  sambt  dem  Geläat  mit 
denen  CathoUsehen  gemeinschaftlich  seyn  solle) 
....  privative  eingeräumt  wird ....  In  welchem 
Obex-Ampt  aber  nur  eine  Kirche  oder  Kirchen- 


Plata  sich  befindet,  daselbst  solle  navis  ecclesiae 
cum  perünentiis  denen  Reformirten,  das  Chor 
aber  denen  Catholischen  gelassen  und  mit  einer 
Mauer  auf  beyder  Theile  Kosten  separirt  werden, 
auch  jedem  Theil  froystehen,  wo  Raum  vorhanden, 
noch  etwas  an  seinem  Theil  anzubauen''. 

s  Wie  denn  andererseits  auch  bei  diesen  Akten 
eine  Reihe  von  Kirchen  der  einen  oder  anderen 
Religionspartei  zur  Durchfühmag  der  Oeetattung 
der  beiderseitigen  Religionsübung  zum  Allein- 
Eigenthum  überwiesen  sind.  S.  die  in  der  vor. 
Anm.  citirte  Düsseldorfer  Religions-Deklaration. 

^  Ob  jeder  Religlonstheil  das  ganze  Gebäude 
oder  nur  einen  Theil  zu  gebrauchen  berechtigt 
ist.  Bei  der  häufig  vorkommenden  Benutzung  des 
Chors  durch  die  Katholiken  und  des  Schiffes  durch 
die  Protestanten  (so  auch  in  den  Simultan-Kir- 
chen  desElsass  nach  dem  Erlass  v.  1727,  Dursy 
2,  462)  Ut  entweder  Chor  und  Schiff  (s.  die  tot. 
Anm.)  durch  eine  Mauer  abgetrennt,  so  dass, 
wenn  die  Kirche  im  gemeinsamen  Eigenthum 
steht,  jede  Religionspartei  an  dem  betreflienden 
Theil  der  Klrehe  AUein-Eigenthum  hat,  oder  es 
findet  eine  solche  DurobtheHnng  der  Kirche  nieht 
statt  (s.  S.  365.  n.  4).  In  diesem  Falle  haben 
die  Katholiken  den  ausschliesslichen  Gebrauch 
des  Chores  und  den  Mitgebrauch  des  LanghiuM, 
Letzteres  kann  dann  sieh  im  Miteigentkum  beider 
Religionsparteien,  ersteres  im  Allein-Eigenthom 
der  Katholiken  befinden.  S.  dazu  auch  den 
Rechtsfall  i.  Arch.  f.  kath.  K.  R.  16,  310.  3ia 

&  Z.  B.  ob  regelmässige  Gottesdienste  und  Ca- 
sual  -  Handlungen ,  oder  blos  das  eine  oder  das 
andere,  s.  die  Fälle  i  eil  Arch.  48,  281  u.  Ztochx. 
f.  K.  R.  20,  47. 

6  Ob  jeden  Sonntag,  bz.  Feiertag  und  an  den 
Wochentagen,  ob  blos  an  den  ersteren  regelD&ssig 
oder  nur  einen  Sonntag  um  den  anderen  u.  s.  w., 
dt.  Arch.  25,  61  u.  Ztschr.  f.  K.  R.  20,  49. 

"f  Ob  die  Katholiken  z.  B.  einen  Paramenten- 
schrank  in  der  Kirche  oder  in  der  Sakristei  haben 
oder  die  Paramente  und  anderen  Geräthe  nach 
dem  Gebrauch  beim  Gottesdienst  an  einen  an- 
deren Ort  ausserhalb  der  Kirche  zur  Aufbe- 
wahrung bringen  müssen,  Ztsohr.  £  K.  R.  !20,  47. 
s.  auch  Arch.  f.  k.  K.  R.  26,  61.  68. 

8  Bez.  das  Recht  zur  Aufstellung  eines  Har- 
moniums, Ztschr.  f.  K.  R.  20,  47.  48. 

0  S.  den  Rechtsfall  i.  cit.  Arch.  16,  311. 

«0  Ztschr.  f.  K.  B.  20,48  u.  dt  Arch.  06,  61. 
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den  Oebraneh  des  Odtates  und  Aber  den  Umfang  desselben  ,^  in  erster  Linie 
die  betreffenden,  fttr  die  Begrflndnng  und  ihre  Regelung  massgebenden  Offentüchen 
Akte,  die  o.  S.  360  erwähnten  FriedensschlUsse,  gesetzlichen  Anordnungen  der  Lan- 
desherren und  Vertrage  entscheiden^. 

Da  diese  aber  vielfach  keine  genauen  Bestimmungen  enthalten  und  selbst  zum 
Theil  den  Beeitestand  zu  gewissen,  von  ihnen  festgesetzten  Normalzeiten  zu  Grunde 
gelegt  haben,  so  kommt  dieser  in  Ermangelung  solcher  principaliter  oder  im  letzteren 
Fall  neben  den  gedachten  Vorschriften  in  Ergänzung  derselben  in  Betracht  K 

Ein  solcher  Besitzstand  laset  sich  aber  vielfach  fdr  die  einzelnen  Oebrauohshand- 
Inngen  nicht  mehr  bis  zu  den  betreffenden  Zeiten  hinauf  nachweisen.  Es  genflgt  da- 
her, falls  überhaupt  nach  Lage  der  bestehenden  Verh&ltnisse  an  der  fraglichen 
Kirche  ein  Simultanverhaltniss  möglich  ist^,  der  Nachweis  des  unvordMiklichen  Be- 
sitzstandes ^.  Ist  endlich  auch  ein  solcher  nicht  zu  erbringen,  so  kann  allein  der  vor- 
handene Besitz  zur  Entscheidungsnorm  genommen  werden^  (jedoch  mflssen  die 
Besitzhandlungen  ungestört  und  nicht  heimlich  ausgeflbt,  auch  nicht  etwa  von  dem 
andern  Theil  blosprecario  gestattet  worden  sein'^j,  es  sei  denn,  dass  etwa  Uber  den 
Gebrauch  in  der  einen  oder  anderen  Beziehung  zwischen  den  zur  Vertretung  der 
beiden  Gremeinden  berechtigten  Organen  unter  Zustimmung  derjenigen  Obern,  welche 
ftber  die  gottesdienstliche  Benutzung  der  kirchlichen  Geb&ude  zu  bestimmen  haben, 
also  bei  den  Katholiken  des  Bischofs  oder  Ordinarius,  besondere  Vereinbarungen  ge- 
troffen worden  sind  ^. 

Unzuläasig  ist  es  dagegen  besondere  Berechtigungen  in  Betreff  der  Existenz  des 


*  Ob  also  vorher  um  dasselbe  bei  dem  anderen 
Theil  nacbgesueht  irerden  mass,  welche  Reli- 
Sionsptrtei  die  Sonntage  und  ehristllehen  Fest- 
tage  einsnlanten  hat,  ob  die  Katholiken  das 
Läuten  für  die  besonderen  katholischen  Feiertage 
oder  bei  anderen  Gelegenheiten  (z.  B.  bei  dem 
Sinxng  des  Bischofs)  beanspruchen  können, 
Ztschr.  t  K.  R.  20,  50.  öl.  n.  dt  Aroh.  25,  61 ; 
Amtshandbnch  f.  d.  protest.  Geistlichen  d.  Königr. 
Bayern  d.  d.  Rh.  N.  Aufl.  1,  405  ff. 

2  So  anch  p  r  e  u  s  s.  L.  R.  II.  11  $.  309  und  wört- 
Ueh  gleichlautend  bair.  Religions  Ed.  $.  90. 

3  Für  den  zuletzt  gedachten  Fall  kann  also 
%.  310  pienss.  L.  R.  a.  a.  O.  und  der  Ihm  wört- 
lich entsprechende  $.  91  des  bair.  Rel.  £. : 
gKangelt  es  an  solchen  Bestimmungen ,  so  wird 
Termnihet,  dass  eine  jede  dieser  Gemeinen  mit 
der  anderen  gleiche  Rechte  habe^  nicht  zur  An- 
vendnng  kommen,  s.  auch  Silbernagl,  Verf. 
•faBmtL  Religionsgesellschaften  1.  Bayern,  2.  Aufl. 
S.  31.  n.  1. 

*  D.  h.,  wenn  die  Kirohe  in  von  den  gedachten 
Akten  betroffenen  Gebietstheilen  liegt  und  über- 
haupt nach  Hassgabe  derselben  ein  Simultaneum 
an  ihr  denkbar  war. 

»  S.  auch  dt  Arch.  26,  67.  86. 

*  So  übereinstimmend  Hirsch el  a.  a.  0. 
S.  369  n.  Köhler,  K.  R.  d.  Grossb.  Hessen, 
S,  478,  B.  auch  cit  Arch.  25,  51  n.  Ztschr.  f.  K. 
R.20,  72.  Den  Besitz  haben  femer  die  chur- 
pftlzische  Religionsdeklaration  t.  9.  Mai  1799. 
$.  5  und  dae  Hl.  badische  Organisations-Edikt  ▼. 
11.  Febniar  1803.  $.  18 ,  s.  dt  Arch.  16 ,  3ia 


319.  320  für  massgebend  erklärt  Dem  gegen- 
über stellen  sich  die  Anm.  3  dtirten  Tor- 
Schriften,  welche,  soweit  es  sich  um  die  Existenz 
der  Berechtigung  handelt ,  abgesehen  toii  dem 
daselbst  gedachten  Fall,  die  Beachtung  des 
unvordenklichen  Besitzes  und  eines  etwaigen  lang- 
jährigen Besitzes  ansschliessen ,  als  singulare, 
nicht  für  andere  Rechtsgebiete  massgebende  Be- 
stimmungen dar.  Wenn  aber  das  A.  L.  R.  a.  a.  0. 
J.  312  in  Betreff  der  „näheren  Massgabeu  wegen 
der  Ausübung  dieser  llechte''  hauptsächlich  auf 
dasjenige,  was  bisher  üblich  gewesen ,  Rücksicht 
genommen  wissen  will ,  so  kommt  es  praktisch 
auf  dasselbe  hinaus ,  da  die  Berechtigung  an  der 
Simultankirche  als  solche  und  die  nähere  Aus- 
übung derselben  sich  bei  dem  Mangel  dnes  festen 
Inhaltes  des  Simultanrechtes  nicht,  wie  das  Land- 
recht thut,  in  allen  Fällen  scheiden  lassen. 

1  S.  Ztschr.  f.  K.  R.  17,  326  u.  cit  Arch.  26, 
87  n.  48,  283.  309.  S.  übrigens  auch  $.  314.  II. 
11.  A.  L.R.  u.  $.  94:  „Wenn  nicht  erhellet,  dass 
beide  Gemeinen  zu  der  Kirohe  wirklich  berech- 
tigt sind ,  so  wird  angenommen ,  dass  diejenige, 
welche  zu  dem  gegenwärtigen  Mlt^ebrauche  am 
spätesten  gelangt  ist,  denselben  nur  bittweise, 
d.  h.  als  widerrufliche  Gefälligkeit  erhalten  habe". 

s  Das  ist  unbedenklich  zuläsdg,  da  das  Simul- 
taneum im  Interesse  der  beiden  Gemeinden  ein- 
geführt ist,  um  so  mehr  als  sich  dadurch  eine 
Reihe  von  Strdtigkdten  beseitigen  lassen,  s.  anch 
dt  Arch.  16,  311  und  die  Anm.  2  dtirten  Ge- 
setzesstellen. 
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I.  Die  Hierarchie  und  die  Leitung  der  Kirehe  durek  dieselbe. 


[§.  220. 


Simuitaneums  und  der  Art  des  Gebrauches  aub  einem  etwaigen  Miteigentkum  oder 
aus  der  Ersitzung  besonderer  Gebrauchsrechte  herzuleiten  S  weil  der  Simuttange- 
brauch  von  dem  Eigenthum  völlig  unabhängig  ist  2,  und  die  letzteren  sich  nicht  nach 
privatrechtlichen  Normen  bemessen  3. 

Weil  das  Simultaneum  an  Kirchen  als  ein  eigenttittmliches ,  lediglich  als  ein 
durch  besondere  historische  Verhältnisse  henrorgerufenes  Reehta-Inatitat  ersckeint, 
ist  eine  NeubegrUndung  desselben  rechtlich  ausgeschlossen. 

Es  ist  allerdings  denkbar ,  dass  zwei  Religionsparteien  bindende  Verträge  Aber 
die  Benutzung  ein  und  desselben  Gebäudes  ftlr  ihre  besonderen  Gottesdienste  sehlies- 
sen^  sofern  nicht  wie  nach  französischem,  elsass-lothringlschem^  und 
badischem  Becht<^  die  Begründung  eines  solchen  Verhältnisses  aosdrUcUich  Ter- 
boten,  abo  ein  des&llsiger  Vertrag  nichtig  ist.  Aber  selbst  dann  wflrde  das  Verhütmas 


1  Das  thut  namentlich  Mayer  (».  0.  S.  366. 
n.  2),  welcher  bei  etwaigem  Zweifel  über  die  Na- 
tur des  Oebranchsreohtes  nnzulusiger  Weise 
immei  für  Miteigentham  prasumirt 

2  Allerdings  meint  das  ürtheil  des  ehem.  badi- 
schen OberhofgeriohtST.  1860,  cit.Aroh.16,  318» 
dass  das  Recht  zweier  Kirohengemeinen  ver- 
schiedener Keligionsparteien  auf  ein  gemeinsames 
Kirchengebände  nadi  den  freilich  durch  Kator 
und  Zweck  des  Simuitaneums  zu  modiflcirenden 
Qrundsätzen  des  Miteigenthums  zu  benrtheilen 
sei.  Das  ist  aber  nicht  genan ,  denn  soweit  der 
SimuUangebrauch  in  Frage  steht,  können  die 
letzteren  eben  nicht  zur  Anwendung  kommen,  s. 
des  Weiteren  0.  S.  366.  Wie  gleichgülüg  die 
Eigen thumsf rage  ist,  zeigt  sich  auch  darin,  dass 
wenn  man  etwa  von  der  für  das  Gebiet  des  französi- 
schen Rechts  bestrittenen  Ansicht  ausgeht ,  dass 
die  restituirten  Kirchengebiude  im  Eigenthum  der 
bürgerlichen  Gemeinden  stehen  und  dies  auch 
für  die  restituirten  Simultankirchen  annimmt  (s. 
darüber  Torlauflg  Hirsohel  a.  a.O.  S.363.  364), 
eine  solche  Annahme  für  die  Frage  nach  den 
Simultanberechtigungen  yöUig  gleichgültig  sein 
würde. 

3  So  auch  das  Urtheil  i.  cit.  Arch.48,  308  und 
p  reu  SS.  L.  R.  II.  11.  ^  315:  „Selbst  ein  viel- 
jähriger Mitgebrauch  kann  fürsic^  allein  die  Er- 
werbung eines  wirklichen  Rechts  duichVerjährung 
iuderRegel  (wofür  das  sonst  übereinstimmende 
balr.  Rel.  £d.  §.  96  künftig  setzt)  nicht  be- 
gründen (Th.  I.  tit  9.  S.  Ö89y.  Dagegen  wider- 
spricht es  der  hier  vertretenen  AuiTassung  nicht, 
wenn  §.316  s.  ».  0.  (und  g.  96  des  cit.  Ed.)  wei- 
ter bestimmen:  „Wenn  jedoch  ausser  diesem 
Mitgebrauch  auch  die  Unterhaltung  der  Kirche 
von  beiden  Gemeinden  bestritten  worden,  so  be- 
gründet dies  die  Yermuthung,  dass  auch  der 
spater  zum  Mitgebrauoh  gekommenen  Gemeinde 
ein  wirkliches  Recht  darauf  zustehe^ ,  weil  hier 
ausnahmsweise  (s.  S.  367.  n.  6)  den  Besitzhand- 
langen unter  gewissen  Voraussetzungen  Bedeu- 
tung für  die  Existenz  des  Simultanrechtes  bei- 
gelegt wird.  Völlig  unhaltbar  erscheint  es,  wenn 
Mayer  S.  274  dem  Worüaut  des  dt.  §•  316 
entgegen  annimmt ,  dass  dadurch  nicht  die  ge- 
wöhnliche und  ungewöhnliche  Ersitzung,  son- 
dern nur  die  Immemorialpräscription  ausgeschlos- 


sen sei,  welche  das  Landrecht,  da  es  dieselbe 
überhaupt  nicht  kennt,  doch  hier  nicht  besonders 
zu  verbieten  brauchte.  Das  Gitat  des  $.  689. 
I.  9 ,  welches  Mayer  irre  geführt  hat,  bedeutet 
blos,  dass  die  Präsumtion  des  §.  314  II.  11  (s. 
S.  367.  n.  7)  auch  nicht  durch  blossen  vfeSjilirigeu 
Gebrauch  widerlegt  wird. 

^  S.  indessen  0.  S.  369. 

^  Organ.  Art  46  :  „Le  m^me  temple  ne  ponrra 
etre  consacrtf  qu'k  un  memo  culte".  Die  Im  £1- 
sass  vorhandenen  Simultanverhiltnlsse  sind  aber 
dadurch  nicht  beseitigt  worden ,  A  n dr  tf ,  cours 
alphab^tique  de  la  Mgislation  civile  eccMsiatlque 
IV.  tfd.  4,  378;  Geigel,  f^anzös.  u.  reicbsländ. 
Staatskirchenrecht  S.  109;  s.  auch  Darsy  2, 
460  ir.  Uebrigens  l&sst  sich  die  Vorschrift  nicht 
dahin  auülsssen,  dass  nicht  aushülfsweise  und 
precario ,  also  vorübergehend  der  Gebrauch  einer 
Kirche  einer  anderen  Religionspartei  eingenumt 
werden  könnte. 

6  I.  Konstitutionsedikt  v.  14.  Mai  1807.  $.  10, 
(welches,  soweit  er  das  Simultaneum  betriJR, 
nicht  aufigehoben  ist,  Spohn,  bad.  Staats* 
kirohenrecht  S.  34) :  „Auch  ein  getheiltes  oder 
gemeinschaftliches  Recht  des  Gebrauches  oder 
Genusses  der  Kirchen ,  der  Pfarr-  und  Sehnige- 
bände  oder  des  kirchlicheu  Vermögens  soll  unter 
keinerlei  Vorwand  eingeführt  noch  mit  irgend 
einer  Angabe  der  Unschädlichkeit  gerechtfertigt 
werden.  Nur  da,  wo  ein  solches  Simultaneum 
jetzt  schon  besteht  oder  angeordnet  ist,  bleibt  es 
femer ,  so  lange  nicht  die  Theilhaber  unter  sieh 
eine  Abtheilung  einverständlich  beschliecsen 
oder  die  Stoatsgewalt  durch  eine  Auskunft,  die 
jedem  Theile  gleichheitlich  und  billig  seine  se- 
parate Kirchen-Konvenienz  zuweiset,  sich  in  den 
Stand  gesetzt  hat ,  ihre  Thellungs  -AJaordnnngen 
gegen  etwaige  eigenwillige  Hindemisse  durchzu- 
setzen, indem  jede  noch  bestehende  Gemein- 
schaft nicht  zwar  durch  gerichtliehe  Klagen,  wohl 
aber  durch  Aujfordemng  der  Entscheldang  der 
obersten  Staats -Polizey  aufgehoben,  andi  von 
einem  Theile  allein  auf  Theilung  gedrungen  vrer- 
denkann,  sobald  billige  Theilunga-VorBcfalige 
gemacht  werden  können.  Für  einen  verbo- 
tenen Mitgebrauch  soll  jedoch  derjenige  nicht 
geachtet  werden  dürfen,  der  nur  für  einen  Noth- 
fall  auf  eine  kurze  Zeit)    z.  B»  wegen  Brand- 
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sieht  ein  Sinmltaneam  im  eigentlichoB  Sinne  sein^  und  sieh  nicht  nach  den  hier  frag- 
fiehen  Nonnen  bemessen,  sondern  dasselbe  müsste.  lediglich  nach  dem  Inhalte  des 
Vertrages  nnd  nach  Analogie  der  civilrechtUchen  Regeln  ftber  Gebranchsrechte  be- 
nrtheilt  werden. 

Endlich  erscheint  anch  die  Ersitznng  eines  Gebranchsrechtes  der  einen  Eon- 
ftesion  an  dem  kirchlichen  Gebäude  einer  andern,  selbst  wenn  es  sich  nicht  als  81- 
umltanenm  in  dem  hier  fraglichen  Sinne  darstellt  (abgesehen  vom  preussischen 
imdbairischen  Recht^)  sowohl  nach  gemeinem,  wie  nach  französischem  und 
badisehem  nicht  möglich,  nach  den  letzteren  beiden  schon  wegen  der  bereits  er- 
wähnten Verbote  3,  nach  dem  ersteren,  weil  eine  bestimmte  Religionspartei  nnd  ihre 
Mitglieder  prinzipiell  kein  Recht  anf  die  Benutzung  der  kirchlichen  Gebäude  einer 
aadem  zu  ihrem  eigenen  Gottesdienste  wider  Willen  der  ersteren  zu  erwerben  fiLhig, 
nnd  weil,  soweit  es  sich  um  katholische  Kirchen  handelt,  an  diesen  gottesdienst- 
liehe Gebrauchsrechte  anderer  Eonfessionen  ausgeschlossen  sind^. 

d.  Das  Subjekt  der  Simultanberechtigung  und  die  Verfügungs- 
berechtigung dar  Aber.  Die  Berechtigung  zum  Simultangebrauche  ist  ein  Recht 
nicht  der  einzelnen  Angehörigen  der  einen  oder  anderen  Konfession  oder  der  Geist- 
liehen derselben,  vielmehr  bildet  das  Subjekt  derselben  die  für  den  bestimmten  Ort 
oder  Bezirk  der  Simultankirche  bestehende  kirchliche  Organisation  der  zum  Gebrauch 
berechtigten  Religionspartei  ^,  also  bei  den  Eatholiken  die  lokale  kirchliche  Stif- 
tung* als  juristische  Person  gedacht,  denn  diese  ist  nicht  nur  der  Träger  von  Ver- 
mögens-, sondern  auch  von  öffentlichen  Rechten 7.  Die  rechtliche  Vertretung,  na- 
mentlieh  bei  Streitigkeiten  in  Betreff  der  Berechtigung  und  ihres  ümfanges  hat  also 
dasjenige  Organ,  welches  die  Eirchenstiftung  überhaupt  zu  vertreten  befugt  ist,  nach 
katholischem  Eirchenrecht  mithin  der  Pfarrer  der  simultan  berechtigten  katholischen 
Gemeinde  ^.    Ob  zu  einzelnen  der  von  der  Vertretung  ausgeübten  Akte ,  z.  B.  zur 


scliiden,  Kirchen -Aushessening  oder  fnr  wan- 
delnde Gemeinden,  mithin  für  vorübergehende 
Anlässe ,  z,  B.  f.  eingelegte  Kriegs  -Völker  ver- 
Ungt  wird.  Hierüber  bleibt  der  Staatsgewalt  jede 
Anordnung,  welche  den  Gennss  der  elgenthums- 
berechtigten  Kirche  nicht  schmälert  oder  hindert, 
mibeaommen". 

1  Ebensowenig  die  o.  S.  363.  n.  5  erwähnten 
Yerhältnisse. 

-  Hier  Ist  sie  ausdrücklich  ansgesohlossen ,  s. 
8.  368.  n,  3.  Wenn  Mayer  a.  a.  O.  S.  274.  n.  3 
die  Znlässigkeit  der  Ersitsnng  yon  Gebrauchs- 
Toehten  annimmt,  s.  dagegen  anch  a.  a.  0. ,  so 
spricht  der  im  Text  weiter  erwähnte  Gmnd,  wel- 
ker sowohl  für  das  prenssische,  wie  anch  das 
bairisehe  Recht  zntrifiPt,  gegen  ihn,  ebenso  wie 
der  Ton  ihm  nicht  beachtete  Umstand,  dass  beide 
Rechte  nnr  von  dem  historisch  begründeten  Si- 
mnltaneam  handeln,  aber  keineswegs  Regeln  über 
die  Nenbegründung  von  solchen  aufstellen. 

3  S.  auch  Hlrsohel  a.  a.  0.  S.  381. 382. 

4  a  o.  S.  369. 

5  Die  <K  S.  360  ff.  erwähnten  Friedensschlüsse 
nnd  landesherrlichen  Erlasse  sprechen  zwar 
sohleohthin  Ton  Katholiken  nnd  Augsbnrger  Kon- 
feseionsverwandten,  aber  wenn  sie  ihnen  die  Re- 
llgionsaasübnng  einräumten,  so  lag  darin  selbst- 

HinsekiiiB,  Kirchenrecht  lY. 


▼erstandlich  anch  die  Anerkennung  der  für  diese 
bestehenden  kirchlichen  Organisationen. 

^  Man  bezeichnet  diese  fireiltch  yielfach  anch 
als  Kirchengemeinde. 

^  Wie  z.  B.  von  Patronatreohten,  s.  Bd.  IIL  S.  22. 
Ausgeübt  wird  das  Recht,  sofern  es  die  Abhaltung 
des  Gottesdienstes  umfasst,  durch  den  Pfarrer 
nnd  die  sonst  angestellten  Geistlichen,  soweit  es 
die  sonstige  gottesdienstliche  Benutzung  der 
Kirche  betrifft,  durch  die  zu  der  Kirchengemeinde 
gehörigen  Mitglieder ,  weil  letztere  kraft  dieser 
ihrer  Stellung  die  Befugniss  dazu  besitzen.  Es 
kann  aber  das  Recht  auch  nur  anfeinen  Theil 
der  zu  einer  Gemeinde  eingepfarrten  Gläubigen 
beschränkt  sein ,  s.  z.  B.  Ztschr.  f.  K.  R.  20,  46, 
und  dieser  die  Simultankirche  alsFilial-Gemeinde 
benutzen,  cit.  Arch.  48,  286.  287. 

8  Da,  wo  £Urohenvor8teher  vorhanden  sind,  so* 
weit  nicht  lediglich  die  Ausübung  des  Gottes* 
dienstes  in  Frage  steht,  mit  diesen,  denn,  wenn 
auch  das  Simultanrecht,  falls  es  lediglich  anf  die 
Benutzung  der  Kirche  geht ,  keinen  vermögens- 
rechtlichen Charakter  hat,  so  kommen  doch  dabei 
immer  vermögensrechtliche  Gesichtspunkte  in 
Betracht,  nicht  nur ,  weil  Prozesse  darüber  mög- 
licher Weise  das  Kirchenvermögen  belasten,  son- 
dern auch  weil  die  Ausübung  des  Gottesdienstes 
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I.  Die  Hierarchie  und  die  Leitung  der  Kirche  durch  dieselbe. 


[§.  220» 


ProEesBftthmiig  und  zu  Verträgen  Aber  eine  andere  als  die  bisherige  Benntsong  des 
Simnltangebftndes  die  Oenehmigang  des  kirchlichen  Obern,  insbesondere  des  Bisehoft 
erforderlich  ist,  das  richtet  sich  nach  den  betreffenden  rechtlichen  Bestimmungen 
über  die  Legitimation  zn  den  verschiedenen  Verftgongsakten  ^ 

e.  Aendernng  und  Anfhebung  des  Simaltaneums.  Bei  bestehendem 
Simnltangebranche  kann  eine  Aendernng  der  Art  der  bisherigen  Benntzong^  des 
gottesdienstlichen  Gebftndes  niemals  einseitig ,  vielmehr  nur  durch  gfltliche  Verein- 
bamng  beider  Theile  erfolgen 3.  Wenn  aber  Verhältnisse  eintreten,  welche  eine 
solche  Aendernng,  z.  B.  eine  Reparatur  oder  einen  ümban  der  Simultankirohe  noth- 
wendig  machen,  und  eine  Einigung  nicht  erzielt  werden  kann,  so  bleibt  nichts  übrig 
als  dass  die  sonst  zur  Entscheidung  von  Streitigkeiten  berufene  Behörde^  die  erfor- 
derlichen Festsetzungen  trifft,  sowie  dass  die  letztere  auf  dem  ein  fllr  alle  Mal  dafür 
gewiesenen  Wege  von  einer  Partei^  angerufen  wird  ^. 

Das  Simultanrecht  an  einer  Kirche  hört  auf:  1.  durch  gegenseitige  Vereinbarung 


selbst  manche  Kosten  Temrsacht,  und  mit  dem 
Simoltaneum  vielfach  die  UnterhaUungspfllcht 
in  Bezug  auf  das  kirchliche  Gebäude  verbunden 
sein  kann.  Von  diesem  Gesichtspunkt  aus  hat 
auch  offenbar  die  Praxis  da,  wo  nach  Partikular- 
recht  besondere  Yertretungsorgane  ftlr  die  Ver- 
mögensverwaltung der  Kirohengemeinden,  wie  in 
B  a  d  e  n  die  Stiftungskommissionen,  in  H  e  s  s  e  n 
die  Rirchenvorstande  bestehen ,  diese  zu  Klagen 
in  Betreff  des  Simultaneums  für  berechtigt  ge- 
halten, cit.  Aroh.  16,  312;  2Ö,  2  u.  48,  288  u. 
Ztschr.  f.  K.  R.  20,  52.  Da  nach  preuss.  L.  K. 
n.  11.  $.  313  die  Gemeine  als  das  berechtigte 
Subjekt  betrachtet  wird,  so  mussten  früher  die 
Kirchenvorsteher  als  ihr  Organ  die  Prozesse 
führen.  An  ihre  Stelle  ist  Jetzt  auf  Grund  des 
Gesetzes  v.  20.  Juni  1876  der  Kirchenvorstand 
getreten.  Basselbe  muss  für  die  übrigen  Gebiete 
Preussens,  auch  für  das  Gebiet  des  rheinischen 
Rechts  gelten ,  für  welches  früher  die  Praxis  die 
Klrchcnfabrlkrathe  (Art  77  des  Fabrikdekretes 
V.  20.  Dez.  1809)  für  legitimirt  erachtet  hat ,  s. 
preuss.  Justiz-Min.  Bl.  v.  1864  S.  278  u.  v.  1866 
S.  96.  In  B  ai  er n  endlich  ist  die  s.  g.  „Kirchen- 
verwaltung^  das  legitimirte  Organ.  Schwierig- 
keiten treten  ein,  wenn  wegen  der  üngetheiltheit 
des  Vermögens  der  Slmultankirrhe  eine  s.  g. 
Simultanklrohen Verwaltung  besteht  (s.  Silber- 
nagl,  Yerfassg.  simmtlicher  Religionsgenossen- 
sohaften  in  Bayern.  2.  Aufl.  Regensburg  1883. 
S.397).  Hier  müsste  eine  besondere  Kirchenverwal- 
tung für  Jeden  der  beiden  Rellgionstheile  gebildet 
werden,  s.  auch  Amtshandboh.  f.  d.  protest.  Geist- 
lichen L  Bayern  diess.  d.  Rheins.  Neue  Aufl.  1, 404. 

^  So  Ist  zur  Klage- Anstellung  die  Genehmi- 
gung des  Bischofs  nach  katholischem  Kirohen- 
reeht  erforderlich,  ebenso  zu  Yereinbarungen, 
durch  welche  von  den  vorhandenen  Rechten  etwas 
aufgegeben  werden  soll.  Ob  ausserdem  die  Ge- 
nehmigung einer  staatlichen  Behörde  nothwendig 
ist,  bestimmt  sich  auf  Grund  des  Partikularrechts 
nach  denselben  Gesichtspunkten. 

>  Die  Vornahme  Jedweder  Aendernng  kann 
nicht  ausgeschlossen  sein,  denn  es  ist  unmöglich 
Jahrhunderte  lang  Alles  in  dem  früheren  Zustande 
XU  erhalten.    Ein  Altar ,  ein  Paramentensohrank 


u.  8.  w.  muss  nach  bestimmter  Zeit  ersetzt  wer- 
den. Wesentlich  ist  nur,  dass  durch  die  Aende- 
rnng nicht  zu  Gunsten  des  einen  Theiles  eine 
weiter  gehende  Benutzung  als  bisher  herbeigeführt 
wird.  Denn  es  kommt  nicht  auf  die  einzelnen 
Sachen  an,  welche  bei  Ausübung  des  Gebrauchs- 
rechtes benutzt  werden ,  sondern  nur  darauf,  in 
welchem  Umfange  dies  geschieht,  und  dass  nicht 
durch  Anwendung  einer  anderen  Sache,  z.  B. 
wie  bei  der  Ersetzung  eines  Harmoniums  durch 
eine  Orgel ,  eine  andere  Art  der  Benntcung  eiu- 
geführt  wird. 

'  Legitimirt  sind  dazu  die  unter  d.  gedachten 
Organe  mit  etwaiger  Zustimmung  ihrer  voigesetz- 
ten  Kirchenbehörden. 

*  S.  darüber  unten  unter  f. 

^  Also  auf  dem  Wege  der  Beschwerde  oder  der 
Klage.  An  einer  nothwendigen  Instanz  fehlt  es 
somit  nicht,  wie  K  ö  h  l  e  r  a.  a.  0.  S.  478  meint. 

0  Für  Frankreich  u.  Elsass-Lothrin- 
gen  kommt  speciell  in  Frage  das  Arret^  des 
Justiz-  und  Kultusminist  v.  22.  April  1843, 
Andrste.  4,379;  Dursy  1,295:  „  .  . .  Oon- 
sid^rant  que  .  .  nulle  Innovation  k  IVtat  actnel 
des  ohoses,  en  ce  qui  touche  la  pratique  du  simul- 
taneum  ne  saurait  etre  Jastifltfe  que  par  une  n^ 
oessit^  reelle ,  dont  il  est  convenable  que  Tauto- 
rittf  superieure  se  reserve  Tapprtfciation ,  avons 
arret^  et  arr^ns  ce  qui  suit:  art.  1.  Au€un  chan- 
gement,  aucune  modiflcation  dans  Tusage  du  si- 
multaneum  et  dans  la  dlsposition  inttfrieuie  des 
tfgUses  mixtes  ne  seront  entrepris  sans  que  la  de- 
mande  en  ait  M  adresstfe  par  les  curtfs  et  desser- 
vants  il  l'aroheveque  ou  II  Tev^que  dioc^saln  et  par 
les  pasteurs  protestanta  au  directoire  de  la  confes- 
sion  d^Augsbonrgou  illeur  consistoirerespectif  ponr 
le  culte  rtfformtf :  Tarchev^que  ou  Teveque,  le  di- 
rectoire ou  les  consistoires  transmettiont  ees  de- 
mandes  au  prüfet  qui  devra  nous  en  riUtef  pour 
etre  d^flnitivement  ordonntf  par  nous  (in  Eisass- 
Lothr.  durch  das  Ministerium)  ce  qu^il  appar- 
tlendra  aprds  une  instmotion  pr^alable  dans  la- 
quelle  auront  M  provoqutfs  les  observations  ou 
contredits  de  Tarcheveque ,  de  l*ev^ue,  da  di- 
rectoire ou  du  consistoire  suivant  le  cas°,  s.  aoch 
Geigeis.  110. 
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ier  betheiligien  Kirohenstiftiuigen  oder  Kirchengemeinden  ^ ;  2.  durch  Verzioht  der 
em6B  derselben  2,  3.  nach  Parfikalarreeht  durch  Verfügung  der  Staatsgewalt  ^  im 
VenraltaiigBwege,  moht  aber  an  sich  durch  Nichtgebrauch,  denn  dieser  ist  kein  all- 
gemeiner Erlöschungsgrund  für  alle  Rechte.  Es  kann  aber  in  demselben  möglicher 
W^e  ein  Verzicht  liegen.  Auch  kann  der  Nichtgebrauch  indirekt  zur  Beseitigung 
des  Simultaneums  führen,  weil  die  Existenz  desselben  vielleicht  unter  den  obwalten- 
den Umständen  allein  durch  stattgehabte  Besitzhandlungen  zu  erweisen  ist,  und  bei 
Jahre  lang,  namentlich  seit  unvordenklicher  Zeit  unterlassener  Ausübung  sol-cher,  der 
Nachweis  des  Bimultanrechts  unmöglich  wird. 

Ebensowenig  erlischt  das  Simultanrecht  dadurch,  dass  die  Simultankirohe  durch 
Alter  oder  sonstige  Ereignisse  zu  Grunde  geht  oder  filr  beide  Theile  zu  klein  oder 
isbrauchbar  wird^,  vielmehr  bleibt  das  VerlüÜtniss  bestehen,  und  der  Simnltange- 
brauch  muss  auf  die  an  Stelle  der  alten  neu  gebaute  oder  erweiterte  Kirche^  flber- 
tragen  werden.  Der  Simultangebrauch  ist  die  Folge  der  Qewfthmng  der  Öffentlichen 
Religionsfibnng  für  zwei  an  einem  bestimmten  Orte  bestehende  kirchliche  Organisap- 
tkaen  verschiedener  KonfSsssionen  gewesen.  Diese  bestehen  aber  trotz  des  Wegfalles 
des  Kirehengebftudes  mit  ihren  gotteadienstiichen  Bedürfnissen  und  ihren  bisherigen 
Beehten  fort<^.  Wenn  daher  an  Stelle  der  früheren  eine  neue  Kirche  hergestellt  wird, 
80  ergreifen  diese  die  letztere  von  selbst  7. 


1  Allerdings  ist  die  Berechtigung  eine  öffent- 
lich reehüiche ,  aber  sie  ist  zu  Onnsten  der  be- 
theiUgten  Kiiohenstiftnngen  eingeführt,  und  es 
liestektkein  Sffentllehreehtliohes  Interesse,  solche 
Verhältnisse,  welche  vielfach  zn  Streitigkeiten 
fthien ,  -wider  Willen  der  Betheiligten  aufirecht 
za  erhalten.  So  anch  Hirschel  a.  a.  0.  S.  379. 
Das  bair.  Rel.  Ed.  $.  08  u.  das  cit  bad.  Konst. 
Ed.  (S.  368.  n.  6)  gestatten  dies  ausdrfieklioh, 
ersteres  nicht  blos  dann ,  wenn ,  wie  E.  M  a  y  e  r 
a.  a.  0.  S.  275  meint,  die  Aufhebung  durch  Yer- 
mSgenstheilnng  erfolgt,  sondern  es  verlangt  nur, 
falls  mit  der  Anfhebnng  auch  eine  Theilung  des 
Vermögens  erfolgen  muss,  zu  dieser  letzteren  die 
königliehe  Genehmigung.  Ueber  die  Organe, 
welche  diese  Vereinbarung  zu  schliessen  und  zu 
genehmigen  haben,  s.  a  S.  369. 

'  Das  folgt  aus  den  in  der  vor.  Anm.  angege- 
benen Gründen.  Von  etwaigen  Verpflichtungen 
kann  sieh  aber  kein  Theil  wider  Willen  des  An- 
deren frei  machen. 

'  So  nach  d.  bair.  Rel.  Ed.  $.  99 :  ^Auch  kann 
eine  solche  Abtheilung  von  der  Staatsgewalt  aus 
polizeilichen  oder  administrativen  Erwägungen 
oder  auf  Ansuchen  der  (d.  h.  beider)  Betheiligten 
verfugt  werden".  Ueber  Badens,  das  cit.  Konst. 
Ed.  (o.  S.  368.  n.  6). 

Mangels  derartiger  Vorschriften  bleibt  in  Fäl- 
len, wo  ein  dringendes  Bedürftalss  oder  eine  Noth- 
wendigfcelt  zur  Besettigung  derartiger  VerhUt- 
nSsee  eintritt,  selbstverstindlich  der  Weg  des  Ge- 
setzes offen.  Das  läugnet  allerdings  Hirschel 
a.  a.  O.  8. 368  wegen  des  an  sich  nicht  zutreffen- 
den J.  P.  O.  art  V.  ^  31,  und  zwar  um  so  mehr 
ohne  Grund,  als  nach  Wegfall  des  ehemaligen 
deutBehen  Reiohes  die  Partlknlar-Gesetzgebung, 
soweit  sie  nicht  dnreh  das  nene  deutsche  Reich 
Beschrankungen  erfahren  hat,  souverän  ist. 


«  So  Hirschel  a.  a.  0.  S.  380  vom  Stand- 
punkt seiner  o.  S.  364  besprochenen  Theorie, 
weil  gerade  bezüglich  der  weggefallenen  Kirche 
die  betheiligten  Gemeinden  als  eine  ungesonderte 
Gemeinschaft  zu  betrachten  wären,  und  mit  dieser 
Kirche  der  Gegenstand  des  Besitzes  und  der  Grund 
des  Slmultanenms  fortgefallen  sei.  Die  Un- 
richtigkeit dieser  Ansicht  zeigt  sich  schon  darin, 
dass  sie  nicht  zutreffend  ist ,  wenn  ausser  dem 
Simultangebrauch  an  der  Kirche  noch  der  Simul- 
tangebrauoh  eines  Kirchhofes  besteht  und  ge- 
meinsames Vermögen  vorhanden  ist 

^  Ob  eine  Pflicht  dazu  besteht,  und  wem  sie 
obliegt,  das  Ist  eine  besondere  Frage,  welche 
nicht  hier,  sondern  erst  in  der  Lehre  von  der 
kirchlichen  Baulast  erörtert  werden  kann.  Jeden- 
falls ist  es  aber  wieder  unhaltbar,  wenn  Hir- 
se h  e  1  a.  a.  0.  S.  380  behauptet ,  es  könne  kein 
Theil  zum  Bau  einer  neuen  Simultankirche  ge* 
nöthigt  werden.  Die  neue  Kirche  steht  rechtlich 
der  alten  gleich  und  tritt  an  ihre  Stelle.  Daher 
ist  der  banlastpflichtige  Theil ,  wie  er  zu  umfas- 
senden Reparaturen  der  Kirche  verbunden  ist, 
auch  zu  einem  neuen  Ersatzbau  verpflichtet. 
Damit  erledigt  sich  zugleich  der  weitere  Einwand 
Hirscheis,  dass  der  Errichtung  einer  neuen 
Simultankirohe  für  den  katholisdien  Theil  das 
Verbot  in  Betreff  der  Einräumung  der  Kirchen- 
gebäude zum  Gottesdienste  an  anders  Gläubige 
entgegensteht.  In  der  hier  vertretenen  Weise 
haben  auch  die  deutsohen  Bischöfe  zu  Würzburg 
die  Sache  aufgefasst,  da  einzelne  erklärt  haben, 
dass  sie  solche  neue  Ersatzkirchen  möglichst 
schnell  konsekriren,  andere ,  dass  sie  eine  solche 
Konsekration  nicht  vornehmen  würden ,  s.  oben 
S.  326.  n.  4  u.  S.  362.  n.  1. 

0  S.  auch  Anm.  4. 

^  Das  ist  auch  vielfach  in  der  Praxis  so  ge- 
halten worden ,  s.  ausser  den  Erklärungen  der 
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f.  Rechte  des  Staates  and  der  Staatsbehörden,  insbesondere 
bei  Streitigkeiten  über  das  Simultanenm.  Das  Simaltaneom  ist  ein  Rechts- 
institat,  welches  durch  das  öffentliche  Recht  eingeführt  ist  und  die  interkonfessio- 
nellen Beziehungen  der  Katholiken  und  Protestanten  betrifft.  Die  gesetzliche  Ord- 
nung der  Simultanverhältnisse,  sowie  die  Befngniss  zur  Regelung,  Prftfang  und 
Entscheidung  von  Streitigkeiten  in  Bezug  auf  dieselben  kommt  allein  dem  Staate  S 
keiner  der  berechtigten  Kirchen,  selbst  wenn  ihnen  die  Autonomie  mit  der  Stellung 
einer  privilegirten  Anstalt  des  öffentlichen  Rechtes  eingeräumt  worden  ist^,  zu. 

Was  insbesondere  die  Streitigkeiten  tlber  das  Bimultaneum  anlangt,  so  gehören 
diejenigen,  welche  tlber  die  Existenz  des  Simultangebrauchsrechtes  einer  Kirehenge- 
Seilschaft  an  einer  bestimmten  Kirche  entstehen,  nach  fester  deutscher  Praxis  ^  und 
auch  nach  dem  Partikularreoht  yor  die  ordentlichen  Ciyilgerichte.  Das  gilt  naeh 
gemeinem  Recht  selbst  hinsichtlich  des  streitigen  Umfanges  und  der  Art  der  Simnltaa- 
benutzung,  sowie  in  Betreff  des  possessorischen  Schutzes  für  die  sowohl  ihrer  Exi- 
stenz, wie  ihrem  Umfange  nach  bestrittene  Simultanberechtigung.  Doch  erfolgt  in 
Preussenund  Baiern  flir  solche  Fälle,  in  welchen  die  gesetzliche  Vermuthang 
flr  die  Oleichberechtigung  beider  Theile  zur  Oeltung  kommt,  mangels  eines  zwischen 
den  beiderseitigen  Jdrehlichen  Obern  über  die  Ansübung  zu  erzielenden  Einver- 
ständnisses die  Entscheidung  des  Streites  unter  näherer  Festsetzung  der  Austtbung»- 
Modalitäten  durch  das  Staatsoberhaupt^,  bez.  den  Verwaltungsgerichtshof^. 


deutschen  Bischöfe,  S.  326.  n.  4  u.  S.  362  n.  1, 
noch  den  In  der  Zeitschr.  f.  K.  B.  20,  46  er- 
wähnten Fall. 

t  S.  0.  S.  371.  n.  3. 

2  Deehslb  sind  such  die  wiederholt  dtirten 
Vorschriften  des  prenssischen  Landrechts  und 
des  badischen  KonsÜtntionBediktes  durch  die 
neueren  staatskircbllchen  Gesetzgebungen  dieser 
Lander  nicbt  aufgehoben  worden. 

3  Früher  konnte  mit  Rücksicht  darauf,  dass 
das  Simultanrecht  auf  den  FriedensschlüMen  des 
deutschen  Reiches  beruht,  kein  Zweifel  Über  die 
Zuständigkeit  der  Reichsgeiichte  sein,  und  in  den 
Territorien  traten  beim  Mangel  einer  Yerwaltungs- 
Jurisdiktion  in  Streitigkeiten  des  öffentlichen 
Rechtes  ebenfalls  die  gewöhnlichen  Gerichte  ein. 
Das  ist  die  Praxis  in  Baden,  Arch.  f.  kath.  K. 
R.  16,  318;  Hessen,  a.  a.  0.  26,  2  u.  48,  284, 
Ztschr.  f.  K.  R.  20,  52;  in  Frankreich,  El- 
sas s- Lothringen,  Geigel  S.  llOu.  Dursy 
2,464,  Inder  preuss.RheinproTinz,  preuss. 
J.  M.  Bl.  1864,  S.  274 ,  für  welohe  freüich  mit- 
unter der  Gesichtspunkt,  dass  es  sich  um  priTSt- 
reohtliche,  aus  dem  Miteigenthum  fliessende 
Rechte  handle,  bestimmend  gewesen  ist.  So  auch 
Hirschel  a.  a.  O.  S.  368.  Gesetzlich  aner- 
kannt ist  diese  Praxis  durch  das  preuss.  L.  R. 
II.  11.  $.  313:  „Wird  aber  darüber  gestritten, 
ob  eine  oder  die  andere  Gemeinde  zu  der  Kirche 
wirklich  berechtigt  sei ,  so  gehört  die  Entschei- 
dung rot  den  ordentlichen  Richter''  und  in  dem 
gleichlautenden  $.  93  des  bair.  Rel.  £d. 

«  A.  L.  R.  U.  11.  $.  311 :  „Die  näheren  Mass- 
nahmen wegen  Ausübung  dieser  Rechte  müssen 
bei  entstehendem  Streite,  nach  dem  Ein^erständ- 
nisie  der  beiderseitigen  Oberen  und  wenn  dies 


nicht  stattfindet,  durch  unmittelbare  landesherr- 
liche Entscheidung,  festgesetzt  werden".  $.  312: 
„Dabei  ist  Jedoch  auf  dasjenige,  was  bisher  üblich 
gewesen  ist,  hauptsachlich  Rücksicht  zu  nehmen". 
Das  Wort  „dieser^  und  das  Erfozdemiss  des  Ein- 
verstindnisses  der  beiderseitigen  Oberen  zeigt, 
dass  die  %.  311.  312  sich  nur  auf  den  FaU  des 
▼orhergehenden  $.  310  (s.  o.  S.  367.  n.  3  und 
n.  6)  beziehen,  nicht  aber  allgemeine  Vor- 
schriften für  alle  Falle  des  Streites  über  Si- 
multanyerhiltnisse  treffen.  Es  kann  daher  da, 
wo  der  hier  gedachte  Fall  nicht  Yorliegt,  aneh 
nach  preussischem  Rechte  eine  Possessorienklage 
nicht  für  ausgeschlossen  erachtet  werden,  wenn- 
schon §.313  anscheinend  nur  des  Petitoriums 
gedenkt 

5  Balr.  Rel.  Ed.  %.  92:  „Die  Entscheidung  der 
über  Ausübung  dieser  Rechte  entstehenden 
Streitigkeiten ,  wenn  die  Betheiligten  sie  durch 
gemeinschaftliches  EinTerstindnlss  nicht  beizu- 
legen yermögen,  gehört  an  das  Staatsmlnlsterium 
des  Innern'^ ,  für  welches  das  in  der  ror.  Anm. 
Bemerkte  gilt,  weil  der  $.  Ol  a.  a.  O.  dem  $.  310 
das  A.  L.  R.  entspricht.  An  Stelle  des  Staats- 
ministeriums ist  Jetzt  nach  d.  Ges.  ▼.  8.  August 
1858  betr.  die  Errichtung  des  Verwaltungageri^ts- 
hofes  der  letztgedachte  Gerichtshof  in  der  Weise 
getreten,  dass  er  in  dritter,  dagegen  die  Diatrikls- 
TCTwaltungsbehörden  in  erster,  die  Kreisregie* 
rungen  ,  Kammern  des  Innern  in  zweiter  Instanz 
entscheiden,  s.  Art.  10.  n.  11 ;  Art.  13.  n.  1  und 
Art  45.  Abs.  4  des  dt.  Ges.  Entscheidungen  des 
Staatsministeriums ,  welche  auf  Grund  des  dt. 
$.  d2  ergangen  sind,  im  Amtshdbch.  f.  protaet. 
Geistl.  d.  Königr.  Bayerns.  Nene  Ausg.  1, 406  ff. 
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Endlieh  ist  es  nieht  zweifblhaft,  dass  die  nach  dem  betreffenden  Landesstaats- 
reekt  xnstftndige  Polizeibehörde  bei  Streitigkeiten  zuischen  den  beiden  Religions- 
parteien immer  einzugreifen,  also  anch  vorlftnfige  interimistiscbe  Festsetzungen  nnd 
Regalatire  nber  die  gottesdienstlicbe  Benutzung  der  SimultankiTche  zu  erlassen  be- 
fiBgt  ist;  wenn  die  öffentliche  Ordnung,  namentlich  der  Gottesdienst  der  einen  oder 
andern  Partei  durch  solche  Zwistigkeiten  gestört  worden  ist  oder  eine  derartige 
Störung  zu  befürchten  steht,  da  die  Kirchen  öffenüiche  Orte  sind,  an  denen  ein 
9fientliehes  Zusammenkommen  erfolgt,  und  das  Recht  und  die  Pflicht  der  Polizei ,  die 
Ordnung  aufrecht  zu  erhalten,  sich  aucb  auf  diese  Räume  erstreckte  Solche  poli- 
zeiHehe  Anordnungen  haben  aber  selbstrerstftndlich  nur  eine  provisorische  Natur  und 
hindern  die  Beschreitung  des  Rechtsweges,  jedenfalls  die  Anstellung  des  Petito- 
rhims^,  nicht. 

Das  Petitorium  bleibt  endlich  auch  der  einzige  Weg  Differenzen  der  S.  370  ge- 
dachten Art  zum  Austrag  zu  bringen',  denn  auf  irgend  eine  Art  müssen  dieselben  ent- 
seMeden  werden*,  und  die  gedachte  Klage  erscheint  unter  dem  Gesichtspunkte  ge- 
rechtfertigt, dass  die  Verweigerung  der  Zustimmung  zu  nothwendigen  Aenderungen 
den  Simultangebrauch  des  andern  Theils  schmälert  oder  unmöglich  macht  ^.  Es 
kann  dieser  Auffassung  nicht  entgegengehalten  werden ,  dass  eine  richterliche  Ent- 
aeheidung  für  solche  Fälle  nicht  angemessen  sei ,  da  das  Gericht  sehr  wohl  in  der 
Lage  ist  den  Simultan-Gebrauch  in  einer  dem  Mheren  Umfange  möglichst  analogen 
Weise  •  zu  reguliren. 

2.  Der  Mitgebrauch  katholisch  kirchlicher  Gebäude  durch  die  Alt- 
Katholiken''.  A.  Rechtliche  Natur  der  Interdicirung  der  von  den  Alt- 
katholiken benutzten  katholischen  Kirchengebäude.  Aus  Anlass  der 
Einräumung  einzelner ,  bisher  dem  katholischen  Gottesdienste  ausschliesslich  gewid- 
meter Kirchen  seitens  der  Staatsre^erungen  verschiedener  deutscher  Länder,  hat 


*  Die  betreffenden  Yerfügangen  haben  also  anch 
in  PreoBsen  nnd  Baiern  einen  anderen  Charakter 
als  die  S.  372  zn  den  Anm.  4  n.  5  gedachten  Ent- 
leheidnngen.  Für  die  prenssische  Rbeinprovinz 
vgl.  die  Regierungs-Regniative  nnd  Entschei- 
dungen des  Gerichtshofes  für  Kompetenzkonflikte 
i.  prenss.  Jnst.  Min.  Bl.  t.  1864.  S.  4.  273  n.  y. 
1866  S.  95. 

'  Des  PoBsessoiinms  allerdings  dann,  wenn 
naeh  dem  Landeastaatsrecht,  wie  z.  B.  in  Prens- 
sen,  dasselbe  gegen  polizeiliche  Verfügungen 
aasgeschlossen  ist,  s.  die  Anführungen  i.  d.  YOr. 
Anmerk. 

*  Das  gilt  freilieh  nicht  für  Frankreich  nnd 
BIsass-Lothiingen ,  s.  o.  S.  370.  n.  6 ,  und  dazu 
den  Min.  ErL  t.  16.  Mai  1843,  Dursy  1,  465. 
Uebilgens  sind  in  Frankreich  aueh  die  Standen, 
zu  welchen  der  Gottesdienst  abgehalten  werden 
soll,  durch  ein  Reglement  des  Prifekten  (Bezirks- 
pfialdeaton),  welches  der  Vollstreckbarkeitserkli- 
reng  durch  das  Staatsoberhaupt  bedarf,  zu  be- 
stlramen.  Dekr.  t.  18.  Febr.  1807  citirt  bei 
Andr«4,  379. 

*  Denn  sonst  konnte  unter  Umständen  dem 
einen  Theil  bei  Ablehnung  Jeder  Verständigung 
Ober  nothwendige  Repaiaturbanten  oder  Über 
einen  Neubau  durch  den  anderen  sein  Recht  yol- 


lig  illusorisch  gemacht  werden,  weil  die  Simultan- 
kirche überhaupt  unbrauchbar  wird. 

^  Aber  nur  unter  diesem  Gesichtspunkt  kann 
die  Frage  nach  Massgabe  der  im  Text  entwickel- 
ten Grandsätze  auf  den  Rechtsweg  gebracht  wer- 
den. Unabhängig  davon  ist  die  Frage ,  wer  etwa 
verpflichtet  ist,  die  Kosten  der  Aenderung,  z.  B. 
bei  Bauten  zu  tragen.  Das  richtet  sich  im  letz- 
teren Fall  nach  den  Regeln  von  der  Baulast, 
ebenso  wie  sich  danach  auch  die  Behörde  be- 
stimmt, welche  Über  die  Nothwendigkeit  eines 
Baues  zu  entscheiden  hat. 

^  So  z.  B.  wenn  bei  einem  stattgehabten  Er- 
satzbau  Streit  über  den  Ort  und  die  Art  der  An- 
legung von  Paramentenschränken  oder  von  Orgeln, 
über  die  Aufbewahrung  der  Schlüssel  entsteht, 
oder  darüber  eine  Differenz  obwaltet,  ob  die  Ka- 
tholiken dieKirche  zu  benediciren  oder  konsekriren 
(s.  0.  S.  326.  n.  4  u.  362.  n.  1)  berechtigt  sind.  Ist 
letzteres  bei  der  alten  Kirche  nachweisbar  nach 
Einführung  des  Simultaneums  der  Fall  gewesen, 
so  wird  es  auch  nunmehr  den  Katholiken  nicht 
zu  verweigern  sein ,  während  sie  sonst  kein 
Recht  darauf  haben.  Das  trifft  auch  für  die  Be- 
nediktion der  Kirche  trotz  der  Ausführungen  o. 
S.  151. 152,  zu,  weil  diese  hier  als  Akt  einseitiger 
katholischer  Religionsübung  in  Betracht  kommt. 

1  S.  0.  S.  358.  n.  1. 
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I.  Die  Hierarohie  und  die  Leitung  der  Kirche  dureh  dieselbe. 


[§.  2io. 


die  katholische  Kirehe  Abweichend  von  der  in  Betreff  der  Simoltaneen  mit  den  Protestan- 
ten noch  hente  gellbten  Praxis  die  Schärfe  des  o.  8.  359  gedachten  Prinaipes  hervor- 
gekehrt, freilich  nicht  in  der  Art,  dass  sie  sich  durch  eine  allgemeine  gesetaüche 
Anordnung  hierbei  die  Hände  gebunden  hätte ,  sondern  dass  durch  eine  blos  ver- 
traulich den  Bischöfen  mitgetheilte  Instruktion  des  Papstes  ^  also  auf  dem  blosaea 
Verwaltungswege,  diesen  aufgegeben  worden  ist,  falls  sich  etwuge  vorher  bei  den 
Regierungen  zu  erhebende  Yorstellangen  und  in  geeigneten  Fällen  auch  Klagen  bei 
den  Gerichten  als  erfolglos  erweisen  sollten,  die  von  den  Altkatholiken  bemtaiteD 
Kirchen  zu  interdiciren,  d.  h.  die  gottesdienstlichen  Funktionen  fllr  die  Katholiken  in 
denselben  einstellen  zu  lassen.  Eine  rechtliche  Nothwendigkeit  zu  diesem  Schritte 
lag  nach  den  Vorschriften  der  katholischen  Earche  nicht  vor  3.  Es  sind  ledigUeh 
Zweckmässigkeitsgründe,  nämlich  das  Bestreben,  die  Altkatholiken  in  mögliehst 
deutlicher  Weise  als  Ketzer  zu  bezeichnen  und  die  übrigen  Gläubigen  vor  dem  Ab- 
fall zu  bewahren,  gewesen,  welche  zu  der  betreffenden  Massnahme  geftthrt  haben  ^. 
Das  ergiebt  nichts  deutlicher  als  der  Charakter  dieser  letzteren  sdbst  Es  ist  den 
Bischöfen  aufgetragen  worden«  die  von  den  Altkatholiken  benutzten  Kirchen  zu  intar- 
diciren.  Damit  kann  weder  das  spezifisch  kirchenrechtUche  Interdikt^  noch  die 
kirchenrechtlich  anerkannte  ceufUio  a  ämnU  gemeint  sein,  weil  die  angeordnete  s.  g. 
Interdicimng  der  betreffenden  Earohen  weder  den  Voraussetzungen  des  ersteren 
noch  der  letzteren  entsprach^,  und  in  dem  absoluten  Verbot  der  Abhaltung  jedweden 


1  Erlassen  Yon  Pias  IX.  in  italienischer  Sprache 
nnterm  13.  M&rz  1873  an  den  Nnntins  in  München, 
lateinisch,  Arch.  f.kath.  K.R.  29,  434:  «...  In 
casa,  de  quo  agitur,  nempe  quando  civilis  auctori- 
tas  aliqnam  catholicam  eeclesiam  contra  eplseopi 
Yoluntatem  neohaaretids  adiudicare  praesumit, 
tanc  ab  ordlnario ,  praemissis  opportunis  oppo- 
sitionibns  et  etiam  scriptis  reclamationlbas  coram 
tribnnali,  si  haec  omnia  inntilia  eyadant,  in- 
terdicenda  est  ecclesia  neohaereticis 
attribnta  et  meliori  qno  fleri  poterit  modo 
consulendum  erit  fldellbas  catholicornm  necessl- 
taübns.  Si  ex  nna  parte  allqnod  materiale  in- 
oommodum  vel  damnum  emanat,  ex  altera 
salTaet  firma  remanebnnt  principia.  £xo- 
ptandum  valde  foret,  ut  omnes  episcopi  in  simili- 
bus  casibus  constituti  eandem  agendi  rationem 
seqnerentnr,  quia  vis  nnita  fortior".  Schon  1877 
war  in  Wien  durch  das  erzbischöfliche  General- 
vikariat  so  verfahren  worden,  a.  a.  0. 28,  XXXIV. 

«  S.  0.  S.  358.  n.  3  u.  S.  359.  n.  3.  Weiter 
ist  allerdings  auch  (so  z.  B.  das  Schreiben  des 
ehem.  prenss.  Armeebischofs  y.  1874 ,  cit.  Arch. 
32,  106)  behauptet  worden ,  dass  durch  die  Yon 
einem  altkatbolischen ,  also  exkommunicirten 
Priester  dargebrachte  Messe  ein  Sakiileginm  be- 
gangen, und  dadurch  die  Kirche  eo  ipso  für  den 
katholischen  Gottesdienst  geschlossen  werde,  in- 
dessen bildet  eine  solche  Gelebrining  der  Messe 
kein  SakrUegium  (genauer  Real-Sakrilegium), 
da  ein  solches  nur  durch  Missbrauch  mit  einem 
Sakramente  oder  durch  unanständige  Behandlung 
einer  geheiligten  Sache  begangen  wird,  Ferra- 
ris s.  Y.  sacrilegium  n.  6ir. ;  Pachmann  K.B. 
3.  Aufl.  3,  324,  und  überdies  eine  Kirche  durch 
ein  Sakrilegium   weder  poUuirt  noch   exekrirt 


noch  interdicirt  wird,  s.  o.  S.  359.  n.  3.  EndUeh 
kann  auch  nicht  einmal  Yon  einer  verbotenen 
commtLUicatio  in  sacris,  s.  c  1  (Leo  I.)  C.  XXJY. 
qu.  2,  die  Rede  sein,  wenn  Katholiken  und  Alt- 
katholiken  dasselbe  Gebäude  sn  vencfaiedoBen 
Stunden  benutzen  (so  ansoheinead  Hirschait 
cit.  Arch.  46,  330),  umsowenlger,  als  ein  Simul- 
tangebraueh  einer  Kirche  duroh  Katholiken  und 
Protestanten  unbeanstandet  zugelassen  wird. 

Zeigt  schon  das  auffällige  Schwanken  einzelner 
deutscher  Bischöfe  in  der  Begründung  des  Ver- 
botes des  Gebrauches  der  gedachten  Kirchen  (so 
z.  B.  des  preussischen  Armeebischofs ,  welcher 
nach  und  nach  sich  gegenüber  der  Regierung  auf 
fast  alle  hier  als  haltlos  dargelegten  Gesichts- 
punkte berufen  hat,  s.  stenogr.  Berichte  d.  preuss. 
Abgeordnetenh.  v.  1875.  S.  644) ,  dass  es  kein 
derartiges  kirchenrechtliches  Verbot  giebt,  so 
wird  dies  vollends  auf  das  klarste  durch  die 
päpstliche  Instruktion  v.  1873 ,  welche  ein  sol- 
ches nicht  einmal  in  Bezug  zu  nehmen  vermocht 
hat,  bewiesen. 

9  S.  die  Motivirong  der  dt.  Instniktion,  o. 
Anm.  1. 

^  Das  Wort  interdictom  ist  offisnbar  aJbsiditiick 
in  der  päpstlichen  Instraktlon  vermieden,  aOer- 
dings  ist  es  in  dem  Anm.  1  angeführten  cb- 
bisohöiUehen  Erlass  gebraucht. 

A  Das  inleidletum  als  kiiehliehe  Oensv  kann 
nur  wegen  eines  schweren  kirdüioiien  VorgeheBs 
im  äussersten  Nothfall  verfügt  werden,  Kober 
i.  cit.  Arch.  22,  23 ff.,  und  muss  begriflUeh  mia* 
destens  den  Schuldigen  treffen,  wenn  es  auch  fSr 
Unschuldige  mitwirkt.  Dem  Schuldigen  vor 
Allem  soll  Nachtheil  zugefügt  werden,  diss 
seinetwegen  die  gottesdienstlichen  FunktiODen 
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fifittosdienstes  in  denselben  bestand ,  dieser  2weok  aber  durch  die  Verhftngiing  des 
Isteräkto  im  eigentliohen  Sinne  gar  nioht  zu  erreichen  war  K  Die  angeordnete  Inter- 
didrang  stellt  sich  also  als  eine  Verwaitongsmassregel  eigenthttmlichen  und  beson- 
deren Charakters  dar^,  welehe  freilich  im  Geiste  des  starren,  gegen  Andersglftubige 
OBduldflaiaen  katholischen  Hechtes  lag,  und  welche  die  Kirchenoberen  nach  diesem 
knft  ihrer  Belugniss,  jede  Gefahr  fftr  den  rechten  Glauben  ihrer  Untergebenen  mOg- 
liehst  femsuhalten,  za  verlüfaDgen  berechtigt  waren. 

B.  Stellung  des  Staates.  Gesetzliche  Regelung  in  Preussen  und 
ia  Baden.  Wenngleich  anerkannt  werden  muss,  dass  die  Interdidmng  der  er- 
wShuten  Gebftude  eine,  dem  Recht  der  katholischen  Kirche  keineswegs  wider- 
sprechende Yerwaltungsmassregel  war,  so  folgt  daraus  noch  nicht,  dass  der  Staat 
die  Verpffichtung  hatte,  sich  nach  derselben  in  seinem  Verhalten  gegenftber  den  Alt- 
kathoBken  zu  richten. 

Ffir  den  modernen  Staat,  welcher  Religions-  und  Gewissensfreiheit  gewfthrt,  und 
für  welchen  es  keine  Ketzer  im  kirchenrechtlichen  Sinne  giebt,  besteht  keine  Pflicht, 
sieh  m  seinen  Massnahmen  irgendwelchen,  auf  der  alten  Ketzergesetzgebung  beruhenden 
Bechtsnormen  der  katholischen  Kirche ,  geschweige  denn  blossen  Verwaltungsmass- 
T^eln,  welche  dem  Geiste  derselben  entsprechen,  zu  fttgen,  und  diese  ftlr  sich  als 


eingestellt  werden,  und  dass  er ,  weil  auch  eine 
Reibe  unschuldiger  derselben  entbehren  müssen, 
ia  den  Augen  der  letzteren  als  Yeranlasser  dieser 
Massregel  erscheint.  Alles  dies  passt  nicht  auf 
die  hier  fragliehe  Interdleimng.  Strafen  wollte 
die  Instruktion  weder  die  Regierung  oder  die 
Kommune ,  durch  welche  den  Altkatholiken  der 
Gebrauch  der  Kirchen  eingeräumt  war,  noch  viel 
weniger  die  Katholiken,  welche  die  letzteren  bis- 
her benutzt  hatten.  Femer  wollte  sie  die  Katho- 
liken auch  gar  nicht  von  der  Theilnahme  an  den 
kirchlichen  Funktionen  Oberhaupt  ausschliessen, 
sondern  blos  die  Vornahme  derselben  in  be- 
stimmten Baamen  verhindern. 

Während  bei  dem  Interdikte  die  Entziehung 
der  kijohlichen  Funktionen  für  einen  bestimmten 
Kids  Ton  Gläubigen ,  nioht  die  Einstellung  des 
Gottesdienstes  als  solche  in  Frage  kommt,  ist 
dies  allerdings  bei  der  oessatlo  a  divinis  der  Fall. 
Aber  daeaelbe  wird  yon  der  Kirche  als  Zeichen 
der  Trauer  über  eine  ihr  zugefügte  Unbill  yer- 
hängt,  Schmalzgrueber,  ius  canon.  Y.  39. 
n.402y  und  mag  der  Papst  vom  katholischen  Stand- 
punkt aus  die  Einräumung  von  Kirchen  an  die 
Altkatholiken  als  ein  der  Kirche  angethanes  Un- 
recht zu  hetrachten  befugt  sein ,  so  liegt  es  doch 
nicht  im  Wesen  der  cessatio  a  divinis ,  dass  sie 
gerade  den  gottesdienstUchen  Gebrauch  eines 
bestimmten  Gebäudes  wegen  solcher  Gründe, 
welche  dieses  aUein  betreffen,  ausschliesst.  Des- 
halb sagt  auch  die  päpstliche  Instruktion  kein 
Wort  daTon,  dass  die  Massregel  unter  dem  Ge- 
sichtspunkt der  cessatio  a  divinis  verfügt  wor- 
den ist. 

Hirschel  L  cit.  Arch.  46,  335  meint  aller- 
dings :  „Diese  einfache  Unterlassung  des  katholi- 
schen Gottesdienstes  in  einer  von  den  Häretikern 
benutzten  Kirche  (cessatio  a  divinis,  s.  c.  13. 
$.  1  X  de  off.  lud.  ord.  1. 31,  c.  11  X  de  sponsal. 


IV.  1,  c.  2.  8  in  VIto.  de  off.  lud.  ord.  I.  16.  u. 
dem.  1  de  sent.  excomm.  Y.  10)  oder  auch  das 
Interdikt  köimen  und  sollen  von  den  kirchlichen 
Oberen  in  den  angegebenen  Umständen  hinsicht- 
lich solcher  von  den  Häretikern  in  Gebrauch  ge- 
nommenen Kirchen  ausgesprochen  werden .  .  ., 
was  im  engern  und  eigentlichen  Sinn  durch  die 
Yerhängong  des  Interdikts  über  die  fragliche 
Kirche  oder  im  weiteren  Sinne  durch  das  Yerbot 
aller  geistlichen  Yerrichtungen  in  derselben 
(cessatio  a  divinis)  geschehen  kann.  Ob  das 
Eine  oder  das  Andere  vorliege,  muss  ans  der  Art 
und  Weise ,  wie  die  Anordnung  der  kirchlichen 
Oberbehörde  sich  ausdrückt,  entnommen  werden'', 
indessen  behandelt  keine  der  citirten  Stellen, 
welche  theils  vom  Interdikte,  theils  von  der 
cessatio  a  divinis  handeln ,  den  Fall ,  dass  Häre- 
tiker eine  Kirche  benutzen.  Ueberdies  ist  die 
Möglichkeit,  die  in  der  päpstlichen  Instruktion 
angeordnete  Interdicirung  als  Interdikt  oder  als 
cessatio  a  divinis  zu  verhängen ,  nicht  nur  durch 
das  vorher  Bemerkte,  sondern  auch  dadurch 
ausgeschlossen ,  dass  der  Papst  in  derselben  ein 
glelchmässiges  Yerfahren  der  Bischöfe  als  wün- 
schenswerth  erklärt. 

^  Weil  man  sich  doch  bei  der  Kurie  nicht  ein- 
bilden konnte,  dass  die  Regierungen ,  welche  gar 
nicht  von  dem  Interdikt  betroffen  wurden ,  des- 
halb ihre  Massnahmen  ändern  würden.  Schreibt 
doch  die  Instruktion  auch  ausdrücklich  vor,  dass 
die  Interdicirung  erst  dann  vorgenommen  werden 
soU,  wenn  die  Kirche  nicht  dem  ausschliesslichen 
Gebrauch  der  Katholiken  zurückgegeben  ist. 

2  Deshalb  dürfte  es  auch  mit  Recht  in  Zweifel 
gezogen  werden  können,  ob  die  für  die  Yeiletzung 
des  interdictum  locale  durch  Yornahme  geist- 
licher Funktionen  in  der  interdicirten  Kirche  an- 
gedrohte Irregularität,  Bd.  L  S.  53,  auf  diese  Art 
der  Interdicirung  Anwendung  findet 
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bindend  ansnerkennen.  Wenn  daher  einzelne  Staaten  dasn  gesohritten  sind ,  dmeh 
ihre  Geaetagebnng  die  volle  Oleiohberechtigang  der  Altkatholiken  mit  den  vatlkani- 
sohen  Katholiken  anzuerkennen  S  nnd  von  diesem  Standpunkt  ans  den  letzteren  bxlA 
gewisse  Rechte  an  dem  bisherigen,  vor  der  Spaltung  für  beide  Theile  bestimmten  Ver- 
mögen der  katholischen  Kirche  zn  gewahren,  wie  dies  in  Preussen^  und  Baden' 
geschehen  ist ,  so  konnte  ihnen  bei  der  nftheren  Regelung  dieser  Verh&ltnisse  auch 
nicht  das  Recht  abgesprochen  werden,  trotz  der  in  der  papstlichen  Instruktion  ange- 
ordneten Interdicirung  fOr  die  Altkatholiken  gewisse  Mitgebrauchsreohte  an  den  ka- 
tholischen Kirchengebäuden  festzusetzen,  —  das  umsoweniger,  als  nach  dem  gelten- 
den Recht  der  katholischen  Kirche  durch  eine  solche  Einräumung  des  Mitgebrauches 
kirchlicher  Gebäude  der  Kultus  der  übrigen  Katholiken  in  denselben  nicht  einmal 
ausgeschlossen  wurde,  vielmehr  das  Hindemiss  dafflr  erst  kUnstlieh  durch  eine  kireh- 
liche  Yerwaltungsmassregel ,  deren  rechtliches  Fundament  der  moderne  Staat  nicht 
mehr  anzuerkennen  in  der  Lage  ist,  geschaffen  worden  war. 

Was  speciell  die  erwähnten  gesetzlichen  Bestimmungen  in  Preussen  nnd 
Baden  betrifft,  so  ist  jede  s.  g.  altkatholische  Gemeinschaft,  d.  h.  in  Preussen  jede 
unter  der  erforderlichen  staatlichen  Mitwirkung  organisirte  altkatholische  Pfarrge- 
meinde und  jeder  als  kirchlich  organisürt  vom  Ober-Präsidenten  anerkannte  altkaiho- 
lische  Verein'*,  in  B  aden  ^  jede  mit  Genehmigung  des  Ministeriums  des  Innern^,  also 
staatlich  anerkannte  kirchliche  Gemeinschaft,  berechtigt,  unter  der  weiteren  Voraus- 
setzung, weichein  Baden  allerdings  schon  behufs  staatlicher  Anerkennung  festge- 
stellt sein  muss  7,  dass  ihr  aus  der  katholischen  Kirchengemeinde  des  Ortes  eine  er- 
hebliche Anzahl  von  Gemeindemitgliedern  beigetreten  sind  %  die  Einräumung  des 


^  Eine  Brorterung  über  die  prinzipielle  Be- 
handlang des  YerhältnlBses  zwischen  den  yatl- 
kanischeu  Katholiken  und  den  Altkatholiken  ge- 
hört natürlich  nicht  hierher. 

^  Gesetz  betr.  d.  Rechte  der  altkatholischen 
Kirchengemeinschaften  an  d.  kirchlichen  Ver- 
mögen y.  4.  Juli  1875,  P.  Hinschius,  Kom- 
mentar zu  d.  preuss.  Kirchengesetzen  y.  1874  u. 
1876  S.  179  ff. 

3  Gesetz  ▼.  15.  Juni  1874 ,  die  Rechtsverhält- 
nisse  d.  Altkatholiken  betr.,  Ztschr.  f.  K.  R.  12, 
258  nnd  Arch.  f.  kath.  K.  R.  32,  451. 

4  Oit.  Ges.  $.  ö :  „Altkatholische  Gemeinschaf- 
ten im  Sinne  dieses  Gesetzes  sind  sowohl  die  zn 
gottesdienstlichen  Zwecken  gebildeten  altkatho- 
lischen Vereine,  sofern  dieselben  von  dem  Ober- 
präsidenten als  kirchlich  organlsirt  anerkannt 
worden  sind,  als  auch  die  altkatholischen  Pa- 
rochien^  Wegen  der  altkatholischen  Vereine  vgl. 
übrigens  auch  Bd.  III.  S.  667.  n.  1. 

&  Angef.  Ges.  Art.  2 :  „Zur  Bildung  einer  sol- 
chen kirchlichen  Gemeinschaft  ist  die  Genehmi- 
gung der  Regierung  erforderlich.  Diese  wird  Je- 
doch einer  kirchlich  konstituirten  Gemeinschaft 
nicht  versagt  werden ,  sobald  im  Verhältniss  zur 
Gesammtheit  der  Kirchspiels-,  bez.  Gemeinde- 
Genossen  eine  erhebliche  Anzahl  von  Altkatho- 
liken vorhanden ,  für  die  Pastoration  derselben 
gesorgt  ist  und  die  zur  Bestreitung  der  kirch- 
lichen Bedürfnisse  erforderlichen  Mittel  für  einige 
Jahre  nachgewiesen  sind^.  Demnach  umfasst  der 


Begriff:  Gemeinschaft  in  Baden  ebenfalls  sowohl 
die  alt  katholischen  Vereine,  wie  auch  die  Pa- 
rochien. 

•  Vgl.  cit.  QeB.  Art.  6.  S.  auch  d.  Min.  V.  ▼. 
1874  bei  Friedberg,  Aktenstücke  die  altkath. 
Bewegung  betr.  S.  444. 

'^  S.  Anm.  5. 

8  Preuss.  Ges.  ^  1 :  ,;In  dei^enlgen  katholi- 
schen Kirohengemeinden ,  ans  welchen  eine  er- 
hebliche Anzahl  von  Gemeindemltglledem  einer 
altkatholischen  Gemeinschaft  beigetreten  ist,  wird 
die  Benutzung  des  kirchlichen  Vermögens  im  Ver- 
waltungswege bis  auf  Weiteres  nach  Maassgabe 
der  folgenden  Bestimmungen  geordnet^.  Danach 
sieht  das  Gesetz  ron  einem  proportionalen  Ver- 
hältniss ab ,  es  muss  eine  Zahl  Torhanden  sein, 
welche  fähig  und  bereit  ist ,  eine  regelmissige 
Seelsorge  durch  einen  Geistlichen  zu  besohaifen 
und  dasBedQrfnisB  nach  gottesdienstlichen  Hand- 
lungen in  der  Kirche  besitzt.  Das :  erheblich  ist 
also  absolut  zu  nehmen ,  vgl.  P.  Hinschlns, 
cit.  Kommentar  S.  181.  Die  entgegengesetzte 
Auffassung  hat  das  badische  Gesetz.  Aber  hier 
handelt  es  sich  um  ein  Erfordemias  der  staat- 
lichen Anerkennung,  und  die  staatlich  anerkannte 
Gemeinschaft,  auch  wenn  ihre  Mitgliederzahl 
nachher  gesunken  ist,  hat  die  Im  Text  gedachte 
Befugniss ,  während  in  Preussen  die  erhebliche 
Zahl  Voraussetzung  der  Beanspruchung  des  Mit- 
gebrauches ist. 
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HttgebnaeliB  der  an  demselben  befindliehen  Kirche  ftkr  ihren  Gottesdienst  zu  ver- 
langen  ^  Die  Einräumung  erfolgt,  wenn  die  erwähnten  Voraussetzungen  nachge- 
wiesen worden  sind,  in  P reussen  durch  den  Ober-Prftsidenten^,  in  Baden  durch 
das  Ministerium  des  Innern  K  Ebenso  haben  diese  Behörden  dabei  die  näheren  Be- 
sfimmnngen  Aber  die  Art  und  den  Umfang  des  Mitgebrauches  ^  zu  treffend  Ais  Akte 
derVerwidtung  sind  dieselben  im  Wege  der  Administrativ-Exekution  durchführbar  <'. 

In  idlen  diesen  Fällen  handelt  es  sich  um  die  Einräumung  öffentlich  rechtlicher 
BehgmuMie,  welche  lediglich  provisorisch  auf  dem  Wege  der  Verwaltung  gewährt 
▼erden  7,  nicht  um  Gebrauchsrechte  privatrechtlichen  Charakters.  Deshalb  würde 
aoek  bei  entstehenden  Streitigkeiten  zwischen  beiden  berechtigten  Parteien  nicht  von 
einaa  petitorisdien  und  possessorischen  Schutze  durch  die  Ciyilgerichte  die  Rede  sein 
kennen ,  yielmehr  mflssten  etwaige  Streitigkeiten  lediglich  durch  die  gedachten  Ver- 
waitangsbehörden  entschieden  werden^. 

Praktisch  ist  die  Frage  nicht  geworden,  da  die  katholischen  Kirchenbehörden  in 
denjenigen  Kirchen,  welche  den  Altkatholiken  inPreussen  und  Baden  auf  Grund 
der  erwähnten  Bestimmungen  zur  Mitbenutzung  eingeräumt  worden  sind,  in  Gemäss- 
heit  der  bereits  o.  8.  374  besprochenen  päpstlichen  Instruktion  die  Einstellung  des 
Gottesdienstes  angeordnet  haben®. 

Durch  blosse  Verwaltungsmassregeln  ist  dagegen,  soweit  bekannt  geworden,  in 
keinem  deutschen  Staate  den  Altkatholiken  ein  Mitgebrauchsrecht  an  solchen  katho- 
lischen Kirchen,  welche  im  Eigenthum  katholisch  kirchlicher  Instutitnte  oder  katho- 
lischer Kirchengemeinden  stehen,  gewährt  worden  ^^.  Abgesehen  von  der  prinzipiellen 
Frage,  in  wie  weit  überhaupt  eine  staatliche  Verfügung  Aber  solche  Kirchen  zu 
Ounsten  des  gottesdienstlichen  Gebrauches  anderer  christlicher  Konfessionen  tlber- 


1  Preuss.  Ges.  $.  2:  „Dei  altkatholiflchen 
Gemeinachaft  wird  der  Mitgebuuch  der  Klicke 
und  des  Kirchhofs  eingeräumt.  Sind  mehrere 
Kirchen  (Kapellen  u.  s.  w.)  vorhanden,  so  kann 
eine  Qebranohstheilimg  nach  bestinunten  Ob- 
jekten Terfögt  werden.  —  Die  nämliche  Ge- 
branehstheilang  findet  bezüglich  der  kirchlichen 
Gei&thsehaften  statt.  —  Ist  der  altkatholischen 
Gemeinschaft  die  Mehrheit  der  Gemeindemit- 
glieder beigetreten,  so  steht  der  Gemeinschaft 
der  Mttgebxanoh  der  Kliehe  In  den  zur  Abhaltung 
des  Haaptgottesdienstes  herkömmlich  bestimmten 
Stunden,  bei  mehreren  Kirchen  der  Gebrauch  der 
HamptUiehe  zn''.  Bad.  Ges.  Art  4:  ;,Nach  der 
staatlichen  Anerkennung  einer  solchen  kirchlich 
konstltalrten  Gemeinschaft  werden  die  Yerhält- 
Bisse  derselben  im  Verwaltungswege  bis  auf 
Weiteres,  wie  folgt,  geordnet:  1.  Der  Gemein- 
schaft wird  die  Mitbenutzung  der  Kirche  und  der 
IdrehÜehen  Geräthschaften  eingeräumt.  lieber 
die  Art  und  Weise  der  Ausübung  und  den  Um- 
fiaijg  der  Mitbenutzung  trifft  die  Regierung  die 
nothigen  Bestimmungen.  Bestehen  in  einem 
Kiiehsplel,  bez.  in  einer  Gemeinde  mehrere 
Kirchen,  Kapellen  u.  s.  w.,  so  kann  eine  Ge- 
brmucluthellung  nach  bestimmten  Objekten  mit 
Bflcksieht  auf  das  Zahlenyerhältniss  beider  Theile 
▼orgenommen  werden". 

^  Cit.  Ges.  $.1  U.P.  Hins  Chi  US,  Kommen- 
tar 8.  183.  Gegen  seine  Verfügung  ist  Be- 
sehwerde au  den  Kultusminister  statthaft. 


'  Statt  des  Mitgebranches  kann  nach  dem  Er- 
messen dieser  Behörden  beim  Vorhandensein 
mehrerer  Kirchen  eine  ausschliesslich  den  Alt- 
katholiken überwiesen  werden,  s.  Anm.  1. 

*  InPreussen  ist  der  Ober-Präsident  dabei 
aber  durch  die  Vorschrift  des  $.  2  letzter  Satz 
beschränkt,  im  Uebrigen  s.  $.  6  des  Ges. 

3  Berufung  istinPreussen  an  den  Kultus- 
minister offen  gelassen,  %.  6.  a.  a.  0. 

^  Preuss.  Ges.  J.  6.  Dasselbe  gilt  auch  in 
Baden,  da  hier  die  Ministerien  befugt  sind, 
ihre  Anordnungen  selbstständig  durch  Verwal- 
tungsexekution zu  Tollziehen,  Schenkel,  bad. 
Staatsrecht inMarquardsen,  Hdbch. d. öffent- 
lichen Reclits,  m.  1.  3.  Abth.  S.  28. 

"^  Preuss.  Ges.  $.2,  bad.  Ges.  Art.  4,  s.Anm.  1. 

8  P.  Hinschius,  Kommentar  S.  192  und 
Kommissionsber.  d.  badischen  zweiten  Kammer 
bei  Friedberg  a.  a.  0.  S.  426. 

^  Wäre  es  zu  einem  Simultangebrauch  gekom- 
men ,  so  würde  sich  dieser  doch  von  dem  herge- 
brachten Simultaneum  zwischen  Katholiken  und 
Protestanten  (s.  o.  S.  360  ff.)  durch  die  mass- 
gebende Einwirkung  der  Verwaltungsbehörden 
auf  den  Umfang  desselben  und  seine  bloss  proTi- 
sorische  Natur  unterschieden  haben. 

10  Mit  Kirchen  im  staatlichen  und  städtischen 
Eigenthum  ist  dies  allerdings  geschehen.  S. 
hierüber  unter  Nr.  lU. 
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haapt  statthaft  ist  (s.  darfiber  nachher  unter  No.  II),  wftre  dies  allerdisga  in  den- 
jenigen Staaten  rechitlich  möglich  gewesen,  in  denen  die  Beschlüsse  des  vatikaniaeheD 
Konzils  des  Placets  überhaupt  oder  mindestens  für  ihre  staatliche  Qeltovg  be- 
durften 1,  diese  aber  ohne  dasselbe  publicirt  worden  sind.  Denn  in  solchen  Lftnden 
konnten  die  Altkatholiken  als  der  allein  staatlich  berechtigte  Theil  der  baahen^eB 
nicht  gespaltenen  katholischen  Kirche  betrachtet  werden  2.  Indessen  hat  man  in  den- 
selben gegenüber  der  Thatsache,  dass  jene  Beschlüsse  von  den  Bischikfen  opd  einem 
Theil  der  Katholiken  anerkannt  und  von  dem  grdssten  Theil  der  letzteren  niiadeatens 
ohne  Widerspruch  hingenommen  worden  sind,  davon  abgesehen,  um  nicht  daich 
die  Konsequenz  genöthigt  zu  werden,  die  katholische  Hierarchie  und  die  über- 
wiegende Anzahl  der  katholischen  Unterthanen  aus  ihrer  bisherigen  Rechtsstellung 
und  aus  ihrem  bisherigen  Besitzstände  zu  entfernen  K 

II.  Ein  Verfügungsrecht  des  Staates  als  solchen  kraft  seiner 
Kirchenhoheit  über  den  gottesdienstlichen  Gebrauch  deigenigenKircheii- 
gebäude,  welche  im  kirchlichen  Eigenthum  in  dem  vorhin  s.  0.  S.  377  gedachten  Sinne 
stehen,  also  auch  das  Recht  desselben ,  durch  Verwaltungsmassregeln  einen  solchen 
zu  gestatten,  ist  im  allgemeinen  nicht  anzuerkennen.  Kraft  seiner  Souverftoittt  er- 
scheint er  weder  befugt,  in  das  Eigenthumsrecht  der  einzelnen  kirchlichen  Institiite 
oder  Kirchengemeinden  und  die  daraus  folgenden  Dispositionsrechte  der  Vertretungs- 
Organe  derselben  einzugreifen.  In  denjenigen  L&ndem,  in  welchen  der  kafholjsohen 
ELirche  gesetzlich  die  Autonomie  gewährt  ist,  würde  er  durch  derartige  MassregeLuanch 
dieses  Recht  beeinträchtigen,  weil  es  hier  derselben  überlassen  bleiben  muss,  über 
den  Gebrauch  der  gedachten  Geb&ude ,  über  welche  sie  die  ausschliessliche  Ver- 
fügung hat,  in  der  erwähnten  Richtung  allein  zu  bestimmen.  Ein  solches  Recht 
kann  der  Staat  nur  auf  Grund  besonderer  gesetzlicher  Vorschriften  in  Anspruch  nehmen, 
und  zu  der  Schaffung  von  solchen  wird  blos  unter  anomalen  Verhältnissen,  wie  sie 
einst  durch  die  Reformation,  neuerdings  durch  das  vatikanische  Konzil  hergeführt 
worden  sind,  ein  Bedürfoiss  eintreten.  Abgesehen  von  den  bereits  besprochenen, 
die  Altkatholiken  betreffenden  Gesetzen  bestehen  auch  derartige  Bestimmungen  in 
keinem  deutschen  Staate  ^. 

III.  Das  Verfügungsrecht  des  Eigenthümers  und  anderer  Berech- 
tigter. Während  für  die  im  kirchlichen  Eigenthum  stehenden  gottesdienstlichen 
Gebäude  der  katholischen  Kirche  (s.  0.  S.  377)  der  schon  gedachte  Grundsatz,  dass  sie 
nicht  zu  dem  gottesdienstlichen  Gebrauch  einer  anderen  christlichen  Konfession  ein- 
geräumt werden  dürfen  (s.  0.  S.  359),  unbedingt  massgebend  ist  und  auch  praktiseh 


*  So  namentlich  in  Baiern,  Württem- 
berg, Baden  und  Hessen,  Bd.  III.  S.  480. 
841.  842. 

2*S.  a.'a.  0.  S.  841.  842  n.  P.  Hinschius, 
die  Stellung d.  deutschen  Staatsiegieningen  gegen, 
d.  Beschlüssen  des  vatik.  Konzils.  Berlin  1871. 
S.  12.  13. 

3  Darin,  dass  die  Regierung  in  Baiern  von  dem 
im  Text  gedachten  Standpunkte  aus  einzelne  ka- 
tholische Geistliche,  welche  das  Vatikanum  nicht 
anerkannt  hatten,  hald  nach  demselben  trotz  der 
von  den  Bischofen  gegen  sie  verfugten  Strafen  hat 
weiter  amtiren  lassen  und  sie  nicht  auf  Ansuchen 
der  letzteren  aus  ihren  Aemtern  entfernt  hat, 


Friedberg,  Sammig.  d.  Aktenstücke  d.  vatik. 
Concil.  S.  60.  878.  879  u.  Friedberg,  Akten- 
stücke d.  altkath.  Bewegg.  betr.  S.  18,  lag  keine 
Einräumung  der  Kirchen  als  solcher  an  die  Alt- 
katholiken zum  Gottesdienat. 

*  Denn  die  Vorschriften  des  preuss  L.  R.  n. 
des  bair.  Rel.  Ed.  (s.  0.  S.  362)  beziehen  sich 
nur  auf  das  historisch  hergebrachte  Stmultaneum. 
Die  0.  S.  368.  n.  6  citirte  Vorschrift  am  Sehloss 
des  J.  10  des  badischen  Konst.  Ed.  mus«, 
weil  sie  sich  nicht  auf  dieses  bezieht  und  dtf 
Autonomie  der  katholischen  Kirche  widerspricht, 
auf  Grund  des  bad.  Ges.  v.  9.  Oktober  1860. 
%%.  7.  17  für  aufgehoben  erachtet  werden. 
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ohne  Weiteres  zur  Geltang  gebracht  werden  kann,  bleibt  noch  die  Frage  offen  j  wie 
68  üeh  in  dieser  Beziehung  mit  deigenigen  Gebftaden  yerhftlt ,  welche  im  Eigenthnm 
nicht  kirchlicher  physischer  oder  anderer  juristischer  Personen  stehen. 

Soweit  es  siek  nm  phy^ohe  Personan  handelt ,  welche  der  kaÜLölischen  Kirche 
angehören,  hat  das  Verbot  Ar  diese  ebenfalls  bindende  Kraft,  selbst  dann,  wenn 
Messe  Privatkapellen  oder  andere  Kapellen,  wdidlie  nicht  unbedingt  und  auBsohUeea- 
lieh  zum  Mfentliehen  Gottesdienst  gewidmet  sind ,  in  Frage  stehen  S  denn  diese 
EigenthUmer  sind  als  Glieder  der  katholischen  Kirche  den  Anordnungen  derselben 
interworfen. 

Bei  denjenigen  Kirchen  dagegen ,  welche  sich  im  Eigenthum  juristischer  Perso- 
nen befinden,  ist  zu  unterscheiden,  ob  sie  ausschliesslich  dem  öffentlichen  katholi- 
schen Gottesdienste  gewidmet  sind  oder  nicht. 

Aus  dem  o.  8.  B37  gedachten  Grunde  kommt  in  ersterem  Falle  allein  den  katho- 
lischen Kirchenoberen  die  Verftlgung  Aber  das  Gebäude  zu,  und  diese  sind  dabei 
gieiehfalls  an  das  gedachte  Gebot  gebunden. 

Anders  verhält  es  sich  in  dem  zweiten  Falle.  Bei  denjenigen  Kirchen ,  welche 
im  Eigenthum  des  Staates  oder  einer  Kommune  stehen,  und  welche  zur  Be- 
Medigung  der  religiösen  Bedürfnisse  von  Angehörigen  verschiedener  christlicher 
Betigioiu^arteien  bestimmt  sind  oder  wenigstens  nach  den  bestehenden  Verhältnissen 
oder  Verwaltungsnormen  dazu  benutzt  werden  müssen  oder  können ,  also  bei  Garni- 
son-, Straf-Anstalts-,  Krankenhaus-Kirchen  wird  die  betreffende  Behörde  ftlr  be- 
fiigt  erachtet  werden  müssen,  sie  auch  für  den  Gottesdienst  der  dazu  gehörigen  Per- 
sonen anderer  christlicher  Konfessionen  einzuräumen,  denn  insoweit  hat  sie  wegen 
der  Zweckbestimmung  dieser  Gebäude  ^  ihr  Verfügungsrecht  behalten ,  und  macht 
der  katholischen  Kirche  dadurch,  weil  diese  das  Simultaneum  mit  den  Protestanten 
ihrerseits  aufrecht  erhält,  und  auch  die  Benutzung  der  Kirche  durch  andere  Christ- 
b'che  Beligionsparteien,  insbesondere  durch  die  Altkatholiken  nicht  kirchenrechtlich 
gehindert  wird  (s.  o.S.374),  nicht  einmal  die  Feier  ihres  Gottesdienstes  unmöglich^. 

Derselbe  Grundsatz  muss  aber  auch  bei  Kirchen  der  gedachten  juristischen  Per- 
sonen und  solcher  physischen  Personen,  welche  nicht  Glieder  der  katholischen  Kirche 
sind ,  sofern  die  gedachten  Gebäude  nur  nicht  ausschliesslich  für  den  katholischen 
Gottesdienst  bestimmt  sind,  in  Betreff  der  Miteinräumung  an  Gemeinden  anderer  christ- 
licher Konfessionen  zur  Anwendung  gebracht  werden.  Denn  die  gedachten  Personen 
sind  nicht  an  die  Vorschriften  des  katholischen  Kirchenrechts  gebunden  und  brau- 
chen sich  in  denjenigen  Ländern,  in  welchen  verschiedene  Religionsparteien  als  gleich 
berechtigt  neben  einander  bestehen,  nicht  den  Anschauungen  der  katholischen  Kirche 
Aber  ihre  allein  berechtigte  Stellung  zu  fügen ,  ja  noch  viel  weniger  blosse 
Verwaltnngsmassregeln  der  kirchlichen  Oberen,  welche  die  betreffenden  Grundsätze 
lediglich  um  des  Prinzips  willen  aus  Zweckmässigkeitsgründen  in  aller  Schärfe  zur 
Geltung  zu  bringen  suchen,  als  für  sie  bindende  Normen  anzuerkennen  3. 


<  S.  auch  0.  S.  33a 

2  Wollte  man  dies  yernelnen ,  so  wurde  man 
nch  den  Bischofen  das  Kecht  gewähren,  indirekt 
den  Staat  und  die  Kommnnen  zur  Besohafifang 
betondexerGainlsonkirchen,  Strafanstalts-,  Kran- 
kenhane-Kiichen  oder  Kapellen  fCLr  die  Altkatho- 
Uken ,  Pfotestanten  n.  s.  w.  zu  zwingen     selbst 


wo  dies  nach  Lage  der  Saohe  und  nach  den  In- 
teressen der  betreifenden  Yerwaltnngen  nicht 
möglich  ist 

3  Es  war  daher  Tollkommen  berechtigt ,  wenn 
die  preussische  Milltirverwaltung  die  im  staat- 
lichen Eigenthum  befindliche  S.  Pantaleonsklrche 
in  Köln,  welche  bisher  fOr  den  evangelischen  und 
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I.  Die  Hierarchie  und  die  Leitung  der  Kirohe  durch  dieselbe. 


[§.  221. 


§.  221.  F.  Das  Asylrecht  der  kirchlichen  Oehäude  *. 

I.  Das  Asylrecht  in  seiner  Entwicklung  bis  zam  13.  Jahrlinn- 
d  er  t.  Wenngleich  das  Asylrecht,  d.  h.  das  durch  gewisse  Orte  und  Stalten  gewfthrte 
Recht  auf  Frieden  und  Schutz^  namraitlich  gegen  Gewalt  und  Strafe,  dem  vorchmt- 
liehen  Alterthum^  schon  bekannt  gewesen  ist,  so  hat  die  BntwieUung  desselben  auf 


katholischen  Militargottesdienst  benutzt  wurde, 
1872  den  Altkatholiken  zum  Mitgehrauch  einge- 
räumt hat,  Arch.  f.  k.  K.  R.  32,  105,  und  es 
würde  kathoUseherseitfl  dies  wohl  kaum  bestritten 
worden  sein ,  wenn  die  Mitbenutzung  nicht  den 
Altkatholiken,  sondern  einer  protestantischen 
Civilgemeinde  gestattet  worden  wäre.  Ueber  ahn- 
liche Fälle  in  Baiern  und  Baden,  s.  Friedberg, 
Samml.  d.  Aktenstücke  z.  vat.  Conc.  S.  890  u. 
Friedberg,  Aktenstücke  d.  altkath.  Bewegg. 
betr.  S.  22. 167ff.,  und  in  Wien  Arch.  f.  k.  K.  R. 
28,  XXIX  ff.,  wo  die  Einräumung  meistens  durch 
die  städtiflchien  Behörden  erfolgt  ist,  lasit  edeh 
kein  Urtheil  ahgeben ,  da  nicht  genügendes  Ma- 
terial zur  Beurtheilung  der  Rechtsverhältnisse  an 
den  betreffenden  Kirchen  publicixt  ist.  In  Baiem 
und  Baden  konnte  man  sich  dabei  allerdings  auch 
auf  den  Mangel  des  Placets  (s.  o.  S.  378)  berufen, 
und  dies  ist  sogar  in  Baden  geschehen ,  Fried- 
berga.  a,  0.  S.  167. 

1  R  e  m  i  g.  de  G  0  n  n  y,  de  immunltate  ecdesia- 
mm  qnoad  penonas  oonfugientes  ad  ea  traotatus. 
Tolosae  1550;  Barciu  1574;  A.  Peregrinus, 
tractatus  de  immunltate  eoclesiastica  aliorumque 
sacrorum  locorum  quoad  poBonas  deHnquentes 
quae  adilla  oonfugiunt.  Cremen.  1621  {  Georg. 
Rittershusii,  tractatus  de J ure asylorum.  Ar- 
gent.1624;  Prosp.  Farinacius,  deecolesiar. 
immunltate  et  ad  eas  conf  ngientum.  Francotl622 ; 
Jo.  Yolck.  Bechmann  ^esp.  Greiner)  dlsp. 
de  jure  asylorum.  Jenae  1664;  Petr.  Barpi 
(alias  P.  Pauli  Servitae)  de  jure  asylorum  lib. 
singnl.  Lugd.  Bat.  1622.  Venet  1677. 1683  (fran- 
zösisch y.  Amelot  de  la  Houssaye.  Amster- 
dam 1685);  G.  Carl  hol  m,  tractatus  de  asylis. 
Upsal.  1682;  Wiestner ,  de  jure  asyli.  Ingoist. 
1689  ;J.Alstorphius,  disp.  iur.  inaug.  de  asy- 
lis. Groning.1701 ;  F  a  1 1  o  1  i,  theatrum  immunitaüs 
et  libertatis  ecclesiast.  Rom.  1714;  Steph.  a 
P  u  t  eo ,  de  jure  asyU  qua  sacri  qua  profani  tracta- 
tus ex  ecclesiast.  et  ciyil.  sanctlonibus  depromptus 
Trident.  1717;  Prosp eri  Lambertini  discur- 
Bus  etcRomae  1716,  auch  luden  Analect.iur. pon- 
tif.  Y.  1861,  p.  1068  ff. ;  Lor.  Masoambrone 
degli  asili  de*  cristianl.  Roma  1731 ;  Bart  hei  de 
iure  asyU  17S8  in  Opuscul.  iuridiea.  Bamb.1756. 2, 
638ff.;  (Pompeo  Neri  Melzl^  discorso  sopre 
Tasilo  ecclesiastico.  Firenze  1763;  (dagegen) 
Giacom.  Pistorozzi,  ragionamento  sul  di- 
riUo  de'  sacri  asili.  Roma  1766;  Jo.  Aloys. 
Assemani,  de  ecclesUs,  earum  reverentia  et 
asylis.  Rom  1766 ;  vanEspen,  diss.  can.  de 
asylo  templorum.  Loyan  1721  (auch  in  den  Wer- 
ken dess.  P.  VI.);  Georg  Jos.  Wagner,  de 
jure  asyll.  Mogunt.  1722;  F.  X.  Zech,  de  be- 
nignitate  moderata  eccles.  Rom.  in  crlminiosos 
ad  se  confugientes.    Ingolstadt  1761  (auch  in 


Schmidt,  thesaur.  jur.  eccles.  5,  284);  Je. 
Phil.  Hahn,  de  ancipiti  in  terris  mixt,  relig. 
asylior.  iur.  Mogunt  1755  (SchmldtLcÖ,  426) ; 
Giao.  Pistorrozal,  aul  diiitto  de'  aaerl  aaUi 
etc.  Rom.  1766  ;Hedderich,de  yero  et  genuino 
statu  asyli.  Bonn  1778;  Helfrecht,  Ton  den 
Asylen.  Hof  1801;  Bulmerineq,  datf  Asyl- 
recht  und  die  Auslieferung  flüchtiger  Yerbreeher. 
Dorpat  1853 ;  J  a  c  o  b  s  o  n  in  d.  Real-£nc>  klopädie 
f.  Protest.  Theologie  2.  Aufl.  1.  734;  fiilden- 
brandi.  Wetzer  u.  Weite,  Kirchenlexlkon. 
1.  Aufl.  1,  489;  (Ayanzini  et)  Pennacchi, 
oomment.  in  oonst.  apoatolioae  tedia.  Bmn. 
1883.  app. XIX. p.  644ff.:  Thomassin,  yet.  et 
nov.  discipl.  S.  II.  lib.  3.  c.  95—100;  Dann, 
über  d«  Ursprung  des  As^^rechts  und  dessen 
Schicksale  u.  Ueberreste  in  Europa  in  Ztschr.  f. 
deutsch.  Recht  3,  327;  Wilda,  Strafrecht  d. 
Germanen.  HaUa  1842.  S.  537;  DeBeanrepaire, 
essai  sur  Tasile  religleux  dans  Tempire  romain  et 
la  monarchie  fran^aise  in  Biblioth^que  de  T^eole 
des  chartes.  3.  Btfrie  (1853)  lY.SlS.  573.  Y.  151. 
341;  0.  Grashoff,  d.  Gesetze  d.  rom.  Kaiser 
üb.  das  Asylrecht  d.  Kirche  i.  Arch.  f.  kath.  K. 
R.  37,  8;  K.  Löning,  Gesch.  d.  deutseh.  Kir^ 
chenrechtsl,  317;  2,  535;  J.  J. A.  Proost,  da 
droit  d*asile  religieux  en  Belglque  Gand  1870; 
P.  Frauenstädt,  Blutrache u.  Todtachlagsahne 
i.  deutsch.  Mittelalter.  Leipzig  1881. 

^  In  Griechenland  waren  gewisse  Tempel  and 
Städte  im  Besitze  eines  solchen  Rechtes,  welches 
indessen  nur  durch  besondere  Yerleihung  erwor- 
ben werden  konnte,  Schoemann,  grlech. Alter« 
thümer  2,  185.  Pagegen  galten  in  Born  nur 
einige  Tempel  als  Zufluchtsstätten  für  Sklayen 
(nicht  alle  Tempel  schlechthin  als  Asyle,  so 
Bulmerineq  S.  64,  s.  aber  Beanrepalre 
p.  359).  Erst  in  der  Kaiserzeit  hat  sich  die 
Anschauung  festgestellt,  dass  die  Bilder  und 
Statuen  der  Kaioer  einen  Schutz  gegen  Yaifolgnng 
bieten,  Taoit.  ann.  UI.  36.  lY.  67 ;  Sueton.  Tlbr« 
c  53.  58;  Friedländer,  Sittengesch.  Roma. 
5.  Aufl.  3,  210,  und,  soweit  es  sich  um  geflohene 
Sklayen  handelte ,  wurde  sie  im  2.  Jahrh.  nickt 
nur  gesetzlich  anerkannt,  Gaius  I.  53 ;  1. 28  (Ca- 
listratus)  S.  7  D.  de  poen.  XLYIU.  19;  Pern ioe 
Labeo  1,  116,  sondern  erhielt  sich  auch  noch  bis 
in  das  4.  Jahrb.,  c.  un.  (386)  C.  Ih.  de  his  qui 
ad  statuas  confugiunt  IX.  44  und  c  un.  C.  J.  I. 
25.  Bei  den  Hebräern  endlich  war  der  nicht  ge- 
flissentliche Todtschläger  nur  an  dem  Brandopfer- 
altar der  mosaischen  Stiftshütte  und  im  salomo- 
nischen Tempel,  sowie  In  sechs  ausdrücklich 
dafür  bestimmten  Städten  yor  der  Blutrache  ge- 
sichert, 2.  Mos.  XXI.  12  ff. ;  4.  Mos.  XXXV,  10  ff. ; 
5.  Mos.  XIX.  2;  Dann  a.  a.  0.  S.  330. 
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dem  Boden  der  Kirche  doch  nicht  unmittelbar  an  die  heidnischen  Verhältnisse,  viel- 
mehr an  die  von  den  Bischöfen  im  römischen  Reich  geübte  Sitte>  bei  dem  Kaiser  und 
bei  den  Gerichten  Fürbitte  fbr  Angeklagte  nnd  Vernrtheilte  wegen  Erlasses  oder 
IGldernng  der  Strafe  einzulegen  S  angeknüpft.  Um  ein  solches  Einschreiten  des  Bi- 
sehofs  herbeizufOhren,  flüchteten  diese  letzteren  in  die  ELirohen,  nnd  da  bei  der  den 
heiligen  Stätten  gezollten  Ehrfurcht  die  Anwendung  von  Gewalt  behufs  der  Entfer- 
nang  der  Geflüchteten  erschwert  oder  auch  ganz  verhindert  wurde,  so  erlangten  die 
letzteren  dadurch  einen  gewissen  Schutz  gegen  Verfolgung,  welcher  freilich  davon  ab- 
hängig war,  dass  der  Bischof  sich  ihrer  annahm  und  sie  nicht  aus  der  Kirche  entfernen 
Hess.  Denn  an  sich  wurde  der  Geflüchtete  durch  das  Betreten  der  Kirche  nicht  straflos 
noch,  faUs  er  Sklave  war,  dem  Eigenthum  seines  Herrn  entzogen.  Faktisch  waren 
also  die  <diristlichen  Kirchen  in  gewissem  Sinne  Asyle,  aber  ein  Asyl  recht  ist  da- 
mals im  römischen  Kaiserreich  weder  durch  die  kirchliche^,  noch  durch  die  weltliche 
Gesetzgebung  ^  anerkannt  worden.  Im  Gegentheil  suchte  die  letztere  in  der  2.  Hälfte 
des  4.  Jahrhunderts  eine  Reihe  von  Missständen,  welche  in  Folge  der  bisherigen 
milden  Praxis  eingetreten  waren,  zunächst  zu  beseitigen^,  und  hob  dann  bald 
(i.  J.  398)  die  bisher  geduldete  Vergünstigung  gänzlich  auf  ^.    Für  Angeklagte  nnd 


»  Socrat.  hiflt.  eccle«.  V.  14.  u.  VII.  17,  Lö- 
D  ing  1, 31 1,  namentUch  auoh  c  15. 16. 24  (t.  392. 
398  u.  419)  G.  Tb.  de  poen.  IX.  40  n.  e.  31  (v.  392) 
G.  Tb.  qaoT.  appell.  XL  36|,  welche  gegen  die 
Richter  einschieiten  und  sogar  Strafen  androhen, 
wenn  sich  diese  durch  die  Fürbitte  der  Oeist- 
lieben  und  Mönche  von  der  Erfüllung  ihrer 
Richterpflicht  in  Strafsachen  abhalten  lassen,  und 
zugleich  zeigen ,  dass  dieses  Eingreifen  des  Kle- 
rus schwere  Schädigungen  für  die  StraiQnstiz  her- 
beigeführt haben  muss.   L  ö  n  i  n  g  1,  310  CT. 

2  Mehlfach  wird  behauptet ,  dass  das  Konzil 
T.  Saidika  t.  343  c.  7  (c.  28  G.  XXIII.  qu.  8)  eine 
gesetzliche  Anerkennung  ausgesprochen  habe,  so 
z.B.  von  Bulmerincq  S.  74,  während  nach 
Löning  1  ,  319  und  Grashoff  a.  a.  0.  S.  3 
dasselbe  den  Bischöfen  die  Pflicht  auferlegt  haben 
soll,  den  in  die  Kirche  geflüchteten  Personen 
ihre  Yermittelung  beim  Kaiser  oder  bei  den  Ge- 
richten nicht  zu  versagen.  Das  erstere  ist  ent- 
lehieden  unrichtig,  aber  auch  das  letztere  er- 
scheint nicht  haltbar.  Beide  Schriftsteller  über- 
sehen, daas  das  Konzil  c.  7. 8  u.  9  von  den  Reisen 
und  Anliegen  der  Bischöfe  an  das  kaiserliche 
Hoflager  (s.  Bd.  III.  S.  221)  handelt.  Indem  es 
diese  verbietet ,  lässt  es  als  Ausnahme  die  Für« 
bitte  für  diejenigen ,  welche  in  die  Kirchen  ge- 
flohen fiind,  oifen,  und  gestattet  die  Beförderung 
solcher  Intercessionen  durch  einen  Diakon.  Dem- 
Dsch  hat  es  an  der  bisherigen  Befugniss  zu  solchen, 
welche  allezdlngs  in  den  Augen  der  Kirche  von 
jeher  zugleich  eine  christliche  Pflicht  war,  nichts 
indem  vollen,  und  auch  nichts  geändert. 

3  Von  einem  desfallsigen  weltlichen  Gesetze 
findet  sieh  nirgends  eine  Spur,  s.  auch  LÖning 
1,  319.  D.  2. 

«  c  1  (Theodosius  d.  Gr.  392)  G.  Th.  de  bis 
qul  ad  eccL  IX.  46  ordnet  an ,  dass  die  Staats- 
fichuldner  aus  den  Kirchen  geholt  oder  dass  die 
Bisehöfe  und  Kleriker,  welche  sich  ihrer  anneh- 
men, das  von  ihnen  Geschuldete  bezahlen  sollen, 
und  c.  2  (Arcadius  u.  Honorius  397),  ibid.  (auch 


als  c.  1.  J.  XIL  1)  bestimmt,  dass  die  mit  einer 
Anklage  oder  mit  Schulden  belasteten  Juden, 
welche  ihren  Uebertritt  zum  Ghristenthum  si- 
muliren ,  um  durch  Flucht  in  die  Kirchen  einer 
Anklage  oder  der  Bezahlung  ihrer  Schulden  zu 
entgehen,  von  derselben  femgehalten  und  nicht 
eher  aufgenommen  werden  dürfen ,  bis  sie  ihre 
Schulden  berichtigt  oder  ihre  Unschuld  dargethan 
haben. 

<^  c  3  (Arcadius  u.  Honorius)  G.  Th.  IX.  45. 
In  der  dort  mitgetheilten  Fassung  bestimmt  sie 
nur,  dass  Sklaven,  Sklavinnen,  Gnrlalen,  öffent- 
liche und  Privatschuldner,  kurz  alle^  welche 
gegen  den  Staat  oder  gegen  Private  Verpflich- 
tungen zu  erfüllen  haben ,  nicht  mehr  von  den 
Klerikern  in  den  Kirchen  geschützt,  vielmehr 
ausgeliefert  werden  sollen.  Ueber  angeklagte 
und  vernrtheilte  Yerbrecher,  welche  in  die  Kir- 
chen geflohen  sind,  enthält  das  Gesetz  nichts. 
Dass  auch  für  diese  die  bisherige  Vergünstigung 
beseitigt  wurde,  ergeben  die  sonstigen  Berichte 
über  das  Gesetz,  Socrates  bist,  eccles.  VI.  5; 
Sozomenus  bist,  eccles.  VUL  c.  7,  Johannes 
Ghrysostomus  hom.  in  Eutrop.  t  3,  opp.  3,  383 ; 
Prospems  de  promiss.  III.  38 ,  biblioth.  maxim. 
patrum  3 ,  42.  Demnach  enthält  c.  3  nur  einen 
Theil  des  Gesetzes ,  während  der  andere  bei  der 
Redaktion  des  Godex  mit  Rücksicht  auf  die  in- 
zwischen erfolgte  Abänderung  des  Rechtszu- 
standes fortgelassen  worden  ist,  s.  auch  Löning 
1,  320.  n.  1.  Besatigt  wird  diese  Auffassung 
auch  durch  den  Beschluss  der  Synode  v.  Garthago 
V.  399,  Hef  ele,  KoncU.  Gesch. 2,  77,  von  wel- 
cher (hinter  c.  56  cod.  eccles.  Afric.)  zwei  Bischöfe 
als  Gesandte  an  den  Kaiser  abgeordnet  werden, 
;,ut  pro  confugientibus  ad  ecclesiam,  quocumque 
reatu  Involutis ,  legem  de  gloriosissimis  prind- 
pibus  mereantur,  ne  quis  audeat  abstrahere'^ 
Daraus  ergiebt  sich  femer,  dass  das  Gesetz  v.  398 
auch  sofort  im  abendländischen  Reich  publicirt 
worden  sein  muss. 
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vernrtheilte  Verbrecher  wurde  sie  aber  bereits  ein  Jahr  nachher  wieder  zngelassen  K 
Darin  lag  also  die  erste  gesetzliche  Anerkennnng  des  Asylrechtes. 
Im  weströmischen  Reicht  ist  dann  i.  J.  419  der  Bezirk  des  Asyls  auf  einen  Dm« 
kreis  von  50  Schritten  von  der  Kirchthttr ^  ab,  und  im  oströmischen  im  J.431  auf 
den  Vorhof  zwischen  der  Kirche  und  den  die  sonstigen  kirchlichen  Baulichkeiten,  wie 
die  bischöfliche  Wohnung,  die  Säulengänge  u.  s.  w.  einschliessenden  ümfassnngs- 
mauem  ausgedehnt  worden  *,  indem  zugleich  die  Todestrafe  ftlr  die  gewaltsame  Ent- 
fernung der  FlUchtlinge  aus  den  gedachten  Zufluchtsstätten  angedroht  wurde  ^. 

Im  J.  466  unternahm  Leo  I.  eine  Neuregelung  des  Asylrechts ^.  Durch  diese 
wurde  dasselbe  unter  Beseitigung  des  früheren  Rechts  7,  —  namentlich  der  Haftbar- 
keit der  Bischöfe  und  Kleriker^  —  auf  diejenigen,  welche  wegen  Schulden  in  die  Kir- 
chen geflohen  waren,  ausgedehnt,  und  gleichzeitig  dabei  die  Art  und  Weise  der 
Beitreibung  dieser  letzteren  näher  bestimmt^. 


i  Das  sagen  die  in  der  vor.  Anm.  angeführten 
Berichte.  Die  Anordnung  über  die  Sklaven, 
Schuldner  und  Gutialen  blieb  aber  bestehen.  Das 
zeigt  die  Aufnahme  dieses  Thelles  des  Gesetzes 
in  den  Codex  Theodosianns. 

3  Nach  Orashoff  S.  7.  8  und  Löningl, 
320  soll  durch  ein  Gesetz  y.  409  die  Verletzung 
des  Asyls  für  ein  Majest&tsverbrechen  erklärt 
worden  sein.  Die  hierher  gehörige  gerade  an  die- 
ser Stelle  verderbte  c.  19  G.  Th.  de  Jndaeis, 
coelicolis  et  Samaritanis  XYI.  8 :  „Et  idcirco  lu- 
bemus ,  ne  ecclesiis  quisquam  nocens  vel  cuius- 
quam  abducere  fldell  ac  devota  deo  praeceptione 
sancimus ,  sub  hac  Tidelieet  deflnitione ,  ut ,  si 
quisquam  contra  haue  legem  venire  tentaverit, 
sciat,  se  ad  maiestatls  crimen  esse  retlnendum'', 
kann  dem  Zusammenhange  nach  unmöglich  für 
die  Verletzung  des  Asylrechtes  die  Strafe  des 
Majestätsverbrechens  androhen,  denn  das  Gesetz 
handelt  von  der  Sekte  der  Goelicolen  und  will 
gegen  diese  einschreiten.  Die  verderbte  Stelle 
kann  vielmehr  nur  die  Abwendigmachung  ortho- 
doxer Christen  vom  rechten  Glauben  betroffen 
haben  (so  hat  auch  Gothofred  verbessert).  Dass 
c.  2  C.  J.  de  his  qui  ad  eceles.  I.  12  die  verderbte 
Stelle  des  Gesetzes  dahin  wiedergiebt :  „iideli  de- 
votaque  praeceptione  sancimus,  nemini  licere  ad 
sacrosanctas  ecclesias  confugientes  abducere, 
sub  hac  videlicet  deflnitione  etc.*',  also  sich  auf 
das  Asylrecht  bezieht,  steht  nicht  entgegen,  denn 
in  den  Justinianeischen  Codex  ist  nur  dieser 
Theil  des  Gesetzes  aufgenommen.  Das  letztere 
ist  also  zu  dem  gedachten  Zweck  geändert  worden. 

3  c.  13  const.  Sirmond,  ed  Haenel  p.  467, 
indem  zugleich  für  die  Verletzung  die  Strafe  des 
Sakrilegs  angedroht  wurde.  480  hatte  femer  Va- 
lentinian  UI. ,  oonst .  Sirmond.  21 ,  Haenel  corp. 
leg.  p.  241 ,  dem  Asylrecht  die  eigenthümliche  Aus- 
dehnung gegeben :  (j,äe  obnoxiis  . . .  qui  ambula- 
verint  cum  episcopo  vel  cum  presbytero  vel  etiam 
diacono  .  .  .  nullo  pacto  eo  retineri  vel  adduci 
iubemus ,  quoniam  in  sacerdotibus  ecclesia  con- 
stat^,  dass  jeder  Schuldige  (wohl  nicht  blos 
Schuldner,  s.  auch  Lönlng  1,  321.  n.  1),  wel- 
cher sieh  in  Begleitung  eines  der  genannten 
Geistlichen  befand,  nicht  verhaftet  werden  d  nrfte. 
Dieses  Gesetz  ist  aber  nicht  in  den  Codex  Theo- 


dosianns aufgenommen  und  hat  daher  nur  kurze 
Zeit  In  Geltung  gestanden. 

4  c.  4  (Theodoeius  II.  und  ValenÜnian  UI.) 
C.  Th.  IX.  45,  auch  c.3  C.  J.  Xn.  1  (vollständig 
bei  Haenel  corp.  leg.  p.  243  u.  Ausg.  d.  G. 
Theod.  p.  969).  Des  Näheren  wird  noch  verboten, 
dass  die  Flüchtenden  Waffen  mit  in  die  Kirche 
bringen,  und  ihnen ,  wenn  sie  dieselben  auf  Er- 
mahnung der  Geistlichen  abzulegen  verweigern, 
das  Asylrecht  entzogen ,  so  dass  sie  mit  Wissen 
des  Bischofs  auf  Befehl  des  Kaisers  oder  des  6e« 
richts  aus  der  Kirche  entfernt  werden  sollen. 

5  1.  e.  ^  2:  „(clerlds)  docentibus,  capitalem 
poenam  esse  propositam ,  si  qui  eos  eonentnr  in- 
vadere^.  Dazu  trat  noch  ein  Gesetz  v.  432,  c.  Ö. 
C.  Th.  IX.  45,  betreffend  das  den  Sklaven  zu  ge- 
währende Asylrecht.  Falls  diese  ohne  Waffen  in 
eine  Kirehe  flohen ,  sollte  die  Geistlichkeit  dem 
Herrn  innerhalb  eines  Tage«  Anzeige  machen,  nnd 
ihm,  wenn  er  Verzeihung  versprochen  hatte,  den 
Sklaven  herausgeben. 

«  c  6.  C.  J.  1. 12,  wobei  dl«  ftOheren  Gesetze 
über  den  räumlichen  Umfang  des  Asyls  aufreckt 
erhalten  wurden.  ^ 

7  S.  0.  S.  381.  n.  4  u«  oben  Anm.  1. 

8  c.  6  clt :  „nuUos  penitus  cuiuscumqne  con- 
dicionis  de  sacrosanctis  ecclesiis  otthodoxae  fldei 
expelli  aut  tradi  vel  protrahi  eon^ngas  nee  pro 
his  venerabiles  episcopos  aut  religiöses  oeconomos 
exlgi,  quae  debeantur  ex  eis :  qui  h^  moliri  snt 
facere  ant  nuda  saltim  cogltatione  iMit  tractatn 
ausi  fuerint  temptare,  capitali  et  nltlnro  snpplicii 
anlmadversione  plectendl  sunt''.  > 

0  Die  Flüchtlinge   sollten    unbeschitdet   des 
Asylrechtes  den  Richtern  Rede  stehen,  nqjthigen- 
falls  dazu  aus  ihrem  Versteck  in  den  Raunen  der 
Kirche  durch  den  Oekonomen  oder  einen  anderen 
Geistlichen  vorgeführt  werden.  Bei  Verweigetnng 
der  Einlassung  konnte   zur  Exekution  in  du 
ausserhalb  der  Kirche  befindliche  Vermögen  ge- 
schritten werden.   Das,  was  im  Asyl  beflndllcli 
oder  bei  den  Klerikern  verborgen  war,  sollte  ton 
dem  Oekonomen  zn  dem  gedachten  Behufe  ^^^ 
gegeben  werden.   Sklaven,  Colonen,  adscriplittl, 
Dienstboten  und  Freigelassene,  welche  Stehen 
zerstört  oder  entwendet  oder  sich  selbst  d«r  Ge- 
walt ihrer  Herren  entzogen  hatten ,  tolMen  mit 
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Die  Jnstinianeisehe  Gesetzgebung  sah  sich  dagegen  wegen  der  durch  die  zu 
weite  Ausdehnung  des  Asyireehtes  für  die  Reohtspiiege  entstandenen  Uebelstftnde  wieder 
veranlasst,  dasselbe  einzuschrftnken.  Einmal  wurde,  was  die  Verbrecher  betraf,  den 
Mördern,  Ehebrechern  und  Jungfr&uenräubem  die  Vergünstigung  des  Asyls  genom- 
men ^.  Femer  schloss  Juslinian  dieselbe  auch  ffir  diejenigen,  welche  Öffentliche  Abga- 
ben schuldeten,  aus  ^,  insbesondere  aber  entzog  er  den  Einnehmern  der  letzteren,  welche 
dieselben  zum  Nachfheil  des  Fiskus  zurflckhielten ,  den  Schutz  des  kirchlichen 
Asyls',  indem  er  zugleich  die  Bischöfe  und  Kleriker,  welche  solche  Flflchlige  in 
ihren  Kirohen  dulden  würden,  für  die  dem  Staate  entstehenden  Ausf&Ue  haftbar  er- 
klärte, und  mit  der  Strafe  der  Entfernung  aus  ihren  kirchlichen  Aemtem  bedrohte^. 
Fftr  diejenigen,  welche  wegen  Privatschulden  in  die  £[irche  flüchteten ,  wurde  das 
Asylrecht  zwar  nicht  beseitigt ,  indessen  sollte  ihre  Vorführung  vor  Gericht  ^,  unter 
Wahrung  ihres  Rechtes  auf  Rückkehr  in  das  Asyl,  und  selbst  die  Vollstreckung 
der  Exekution  unter  Beobachtung  der  den  Kirchen  schuldigen  Ehrftircht  nicht  aus- 
geschlossen sein. 

Das  Asylrecht,  wie  es  sich  im  römischen  Reich  gestaltet  hatte,  suspendirte  dem- 
nach im  Interesse  der  Wahrung  der  Heiligkeit  der  kirchlichen  Gebäude  ^  das  Recht 
der  öffentiichen  Gewalt  und  der  öffentlichen  Beamten ,  bestimmte  Personen,  welche 
in  die  Kirche  geflüchtet  waren,  zwangsweise  und  wider  ihren  Willen  aus  derselben 
und  den  dazu  gehörigen  Rftumen  zu  entfernen,  um  sie  zur  Bestrafung  zu  ziehen  oder 
sie  durch  Zwang  zur  Erfüllung  ihrer  Verpflichtungen  anzuhalten.  Ein  Recht  auf 
Straflosigkeit  oder  Freiheit  von  seinen  Verbindlichkeiten  erhielt  der  Flüchtige  seiner- 
seits nicht.  Die  weitere  Bestimmung  über  das  Schicksal  des  Flüchtigen  stand  in  der 
Hand  der  Kirche,  d.  h.  des  Bischofs,  welcher  das  Recht,  aber  nicht  die  Pflicht  hatte, 
ihn  in  der  ELirche  und  den  dazu  gehörigen  Räumen  zu  dulden,  und  für  ihn  Fürsprache 
bei  der  weltlichen  Obrigkeit,  bei  dem  Gläubiger  oder  bei  dem  Herrn  einzulegen. 
R^el  war  es  wohl,  dass  er  den  Flüchtling  nicht  aus  der  Kirche  entfernen  Hess  und 
ihm,  schon  um  ihn  nicht  zu  lange  innerhalb  der  kirchlichen  Räume  beherbergen  zu 
müssen,  Erleichterung  seiner  Lage  oder  Milderung  der  ihm  drohenden  Strafe  zu 
verschaffen  suchte  7. 


der  gebülirenden  kirehlichen  Strafe  belegt  oder 
zurechtgewiesen,  und  nachdem  ihnen  eidlich 
Verzeihung  zugeaichert  worden  war,  ihren  Herren 
zarüelcgegehen  werden,  „ne  patronia  sen  dominis 
per  ipsoTttm  abaentiam  obseqnia  insta  denegentnr 
et  ipsi  per  Incommodum  ecolealae  egentinm  et 
panperiim  alantnr  expensia^.  Endlich  wnide  den 
Oekonomen  nnd  Defenaoreu  der  Kirche  die  Pflicht 
auferlegt,  die  VerhUtniase  der  Flüchtigen  behnfa 
Mittheilung  des  Erforderlichen  an  die  Richter 
und  die  sonst  Betheiligten  zn  nntersnchen. 

1  Not.  17  (v.  536)  c.  7.  pr.  n.  Nov.  37. 

s  c  7  $.  1. 1.  c,  unter  gleichzeitiger  Wiederein- 
lührnng  der  eigenen  Haftbarkeit  der  Oekonomen 
and  DeZensoren  für  den  Fall,  daas  sie  die  Flüch- 
tigen den  ExekntiTbeamten  entziehen  oder  die 
Uebung  von  thiäichem  Widerstand  gegen  diese 
goattttten  sollten. 

»  Nov.  12a  e.  1  y.  535  IL  edlct  II.  pr.  S- 1.  Vgl. 
Mnth  noch  ediet  X  c.  1. 

*  Bd.  X«  dt.    Vgl.  fibrigens  für  Alexandrien 


und  Aegypten  noch  edlct.  Xlll.  c.  10.  c  11.  $.  3. 
c.  20.  c.  24.  SS.  3.  4. 

5  Der  Provinzialvorsteher  konnte  dem  in  An- 
spruch genommenen  einen  s.  g.  X^yo;,  einen 
Sicherheits-  oder  Geleitsbrief,  aber  auf  nicht 
länger  als  30  Tage  ertheilen ,  um  so  seine  Yor- 
führung  vor  Gericht  und  die  Verhandlung  des 
Prozesses  zu  ermöglichen.  Verzichtete  der  Be- 
klagte nach  seiner  Verurthellung  nicht  auf  den 
Xd^oc,  so  sollte  er  in  das  Asyl  zurückgeführt,  und 
dann  mit  der  Exekution  vorgegangen  werden. 
Nov.  17.  c.  6,  edict.  II.  pr.  S»  1. 

6  0as  zeigt  namentlich  die  schwere  Strafe  für 
die  Verletzung  des  Asylrechtes,  s.  o.  S.  382. 

7  Die  kirchlichen  Kanones  enthalten  nur  sehr 
vereinzelt  Bestimmungen  darüber ,  wie  sich  der 
Bischof  gegenüber  den  In  das  Asyl  Geflohenen 
verhalten  sollte.  Es  gehört  hierher  Orange  I.  v. 
441.  c.  5 :  „Eos  qui  ad  ecdesiam  oonfugerint  tradi 
non  oportere ,  sed  loci  reverentia  et  Intercessione 
defendi'';   femer  Arles  II.  v.  443  o.  452.  c.  31, 
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In  den  germanischen  Reichen  konnten  in  Folge  der  hier  verbreitoten  Be- 
arbeitungen des  römischen  Rechts  die  Grundsätze  desselben  über  das  Asylrecht  nicht 
unbekannt  bleiben.  Aber  gegenüber  den  hier  in  Geltung  befindlichen  Institaten  der 
Blutrache  und  der  Fehde  war  es  nicht  möglich,  sie  unverändert  zur  Anwendung  zu 
bringen.  Ein  unbedingtes  Recht  des  Bischofs,  über  die  Auslieferung  des  Fiflchtlinga 
zu  entscheiden,  war  mit  den  germanischen  Rechtsanschauungen  nicht  vereinbar,  man 
gewährte  vielmehr  hier  dem  Flüchtigen  mit  Rücksicht  darauf,  dass  er  das  kirchliche 
Asyl  in  Anspruch  genommen  hatte ,  nur  eine  Milderung  der  Strafe ,  namentlich  die 
Befreiung  von  der  Todesstrafe  oder  auch  von  anderen  körperlichen  Strafen,  also 
da^enige,  was  höchstens  durch  die  Vermittelung  des  Bischofs  zu  erreichen  war.  Die 
Geistlichkeit  hatte,  wenngleich  ihre  Vermittelung  immer  zunächst  nachgesucht  werden 
musste,  und  eine  gewaltsame  und  unberechtigte  Verletzung  des  Asyls  unter  Strafe 
gestellt  war,  die  Pflicht,  den  Flüchtigen  auszuliefern,  mindestens  dann,  wenn  ihr  Ge- 
währ für  die  vorgeschriebene  Milderung  der  Strafe  gegeben  war.  Dies  ist  der 
Standpunkt,  welchen  die  burgundische-  und  die  westgothisehe  Gesetzge- 
bung einnehmen  2. 

Im  mero  vingischen  Reiche  hat  nicht  die  staatliche,  sondern  die  kirchliche 
Gesetzgebung  das  Asylrecht  zuerst  zur  Geltung  zu  bringen  gesucht.  Aber  auch  hier 
musste  die  Kirche  das  römische  Recht,  nach  welchem  der  Bischof  die  freie  Verfügung 
über  den  Flüchtigen  hatte ,  einschränken,  und  sah  sich  genöthigt,  bestimmte  Voraus- 
Setzungen,  unter  welchen  die  Auslieferung  erfolgen  musste ,  auäustellen.    Das  erste 


welches  zugleich  für  Sklaven  die  kirchliche 
Intercession  hei  den  Herren  derselhen  vorschreiht, 
und  die  letzteren,  wenn  sie  ihre  Sklaven,  welche 
In  Folge  des  Eintretens  der  Kirche  für  sie  frei- 
willig das  Asyl  verlassen  hahen ,  hestrafen ,  als 
Feinde  der  Kirche  exoommnnicirt.  Dagegen  er- 
giebt  c.  10  (Gelas.  I.)  C.  XVII.  qn.  4  in  der  frag- 
lichen Beziehnng  nichts. 

1  Nach  1.  Rom.  Bnrg.  tit.  U,  %.  5  wird  für  Mord 
nnd  Todtschlag  die  Todesstrafe  durch  das  Asyl 
ausgeschlossen,  dagegen  soll  der  Thäter  mit 
der  Hälfte  seines  Vermögens  den  Erben  des  Ge- 
tödteten  zugesprochen  werden,  während  die 
übrige  Hälfte  seinen  eigenen  Erben  zufällt.  Auf 
denselben  Anschauungen  beruhen  $$.  2.  6  ibid. 
u.  l.  Gundob.  LXX.  2.  Das  Nationalkonzil  von 
Epaon  V.  617  c.  39 :  „Servus  reatn  culpabilis,  si 
ad  ecclesiam  confugerit ,  a  corporallbus  tantum 
snppllcils  excusetnr.  De  capillis  vero  vel  quo- 
cumque  opere  placuit  a  domino  luramenta  non 
exigi"  (nach  welchem  also  der  Herr  den  Sklaven 
scheeren  lassen  kann ,  s.  Löningl,  575.  n.  2) 
stimmt  mit  der  1.  Rom.  Burg.  U.  $.  3  überein, 
da  letztere  dem  Sklaven  ,  wenn  er  des  Todtschlags 
schuldig  ist,  gleichfalls  Freiheit  von  der  Todes- 
strafe zusichert.  Aus  dem  römischen  Recht  ist 
die  Vorschrift  (1.  c.  $.  4)  entnommen ,  dass  das 
Asylreeht  einem  bewaffneten  Sklaven  nicht  zu 
statten  kommt ,  dieser  vielmehr  unter  Mitwissen 
des  Bischofs  aus  der  Kirche  entfernt  werden  solL 

2  Das  Breviarium  Alaricianum  (C.  Th.  IV.  34. 1} 
glebt  allerdings  noch  das  römische  Recht  wieder, 
Dahn,  Könige  der  Germanen  6,  374(2.  Ausg.), 
und  von  den  spanischen  Konzilien  vor  der  Be- 
kehrung der  Westgothen  enthält  nur  Leridav. 


524  0.  546.  c  8  (c.  19  0.  XVII.  qu.  4)  eine  die 
Wahrung  des  Asylreehtes  für  die  eigenen  Sklaven 
und  die  Schüler  der  Kleriker  betreifende  Bestim- 
mung. Die  1.  Visigoth.  VI.  tit.  V.  16  gestattet 
dagegen,  den  Todtsohläger  oder  Mörder,  wenn 
Ihm  eidlich  Freiheit  von  der  Todesstrafe  zuge- 
sichert ist ,  nicht  nur  mit  Wissen  der  Geistlich- 
keit aus  der  Kirche  zu  entfernen ,  sondern  vex- 
pflichtet  die  letztere  sogar  dazu  (was  conc.  Tolet. 
V.  681  c.  10,  auch  in  c.  35.  C.  XVII.  qu.  4,  all- 
gemein auch  für  andere  Fälle  ausspricht).  Femer 
tritt  in  Folge  der  Aufsuchung  des  Asyls  statt 
der  Strafe  des  Feuertodes  für  Ehebruch  oder 
Eheschliessung  einer  Frau  mit  dem  eigenen  Skla- 
ven oder  Freigelassenen  die  Sklaverei,  m.  Üt.  2. 
und  für  die  auf  die  Entführung  gesetzte  Todes- 
strafe die  ebengedaohte  Strafe,  III.  tit.  III.  2, 
endlich  für  die  sonst  ebenfalls  mit  dem  Tode  zu 
büssende  Fahnenflucht  des  Centenars  Degradation 
und  Geldstrafe  ein,  IX.  tit.  II.  3  ,  während  für 
Ueberläufer  und  Landesverräther  die  MUdenuig 
der  Strafe  in  der  Hand  des  Königs  steht,  oonc. 
Tolet.  VI.  V.  638.  c.  12.  Die  gewaltsame  Ent- 
fernung des  Geflüchteten  aus  dem  Asyl ,  welehee 
Altar,  Chor  und  Portikus,  also  die  Kirche,  feiner 
das  Haus  des  Bischofs  und  einen  Umkreis  von 
30  Schlitten  umfasst,  VI.  tit.  V.  16;  IX.  tit.  U. 
3  cit.  u.  Üt.  III.  2;  conc.  Tolet.  XII.  v.  681. 
c.  10  cit.,  wird  bei  vom  Könige  zu  verhängender 
Strafe  und  unter  Androhung  der  Exkommuni- 
kation verboten,  cono.  Tolet.  cit.,  1.  Visig.  IX. 
tit.  III.  1.  2.  4,  jedoch  bezieht  sieh  dies  nickt 
auf  solche ,  welche  bewaffnet  in  die  Kirehe  ge- 
flohen sind.  Schuldner  und  Sklaven,  welolie  das 
Asyl  in  Anspruch  nehmen,  sollen  von  der  Geist- 
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Nationalkonsil  von  OrleasB  ^  machte  dieselbe  davon  abhängig,  dass  dem  in  die  Kirche 
oder  in  das  Hans  des  Bischofii  geflohenen  Verbrecher  eidlich  die  Befreiung  von  der 
Todes-  nnd  anderen,  namentlich  verstfimmelnden  Strafen ,  sowie  die  Empfangnahme 
der  Bosse  sagesichert  wnrde,  indem  es  zugleich  die  Nichtinnehaltung  dieser  eidlichen 
Zusicherung  mit  der  Exkommunikation  bedrohte  2.  Erst  spftter  wurde  die  Verletzung 
des  Asylreohtes  durch  Gewalt  und  List  mit  derselben  kirchlichen  Strafe  belegt',  und 
die  Aufhebung  der  letzteren  von  der  Rflckgabe  des  gewaltsam  Entfernten  in  die  Kirche 
abhängig  gemacht.  In  diesem  Umfange  hat  dann  auch  die  weltliche  Gesetzgebung 
das  Asylrecht  anerkannt^.  Nichts  destoweniger  ist  dasselbe  oft  genug  bei  dem  ge- 
waltth&tigen  Sinne  der  damaligen  Zeit  verletzt  worden^,  und  daher  hat  sich  die 
Kirche  wiederholt  genöthigt  gesehen,  die  darüber  erlassenen  Vorschriften  zu  er- 
neuernd^. 


Hdhkeit,  nackdem  dieselbe  in  Betreff  der  Tilgung 
der  Schuld  und  der  Verzeihung  des  Herrn  die 
Vermittelung  übernommen  hat ,  gleichfallB  nicht 
treiter  in  der  Kirche  geduldet  werden ,  1.  c.  IX. 
tlt.  m.  3.  4  u.  V.  tit.  V.  17.  Vgl.  auch 
Dahn  a.  a.  0. 

Das  0  « t  g  0 1  h  1 B  c  h  e  Beeht,ed.Theodorio.SS.70. 
71  giebt  in  Betreff  der  Sklaven  und  der  öffent- 
lichen Sehuldner  das  römische  Recht  wieder,  s. 
«.  S.  881.  n.  4  u.  S,  382.  n.  5.  Wenn  nach 
GsMlodoc  Yar.  IH.  47  für  einen  In  die  Kirche 
geflüchteten  TodtschlSger  durch  den  König  die 
Todesstrafe  in  lebenslängliches  Exil  verwandelt 
worden  ist ,  so  schliesst  dies  die  gemachte  An- 
nahme nicht  ans ,  da  der  Bischof  unter  solchen 
Umständen  die  Herausgabe  der  Flüchtigen  nicht 
gut  Terweigem  konnte.  S.  auch  Dahn,  Könige 
d.  Gexmanen  3,  190. 

1  Vom  J.  511.  c.  1  (anch  als  e.  36.  G.  XYIL 
qtt.4):  ^De  homiddls«  adulteris  et  furibus,  si  ad 
eecleeUm  oonfbgerlnt,  Id  constitulmus  observan- 
dum ,  qnod  ecdesiastlci  canones  decreverunt  et 
lex  Bomana  eonstituit ,  ut  ab  eccleslae  atriis  vel 
domo  epiteopi  eos  abstrahi  omnlno  non  lieeat,  sed 
nee  allter  eonsignaii  nisi  ad  evangelia  datis  sacrar 
mentls  de  morte,  de  debllltate  et  omni  poenarum 
geoere  slnt  securi,  ita  ut  el  eul  reus  fuerit  criml- 
nosus  de  satisfactione  conveniat.  Quod  si  sacra- 
menta  sna  qnis  convlctus  fuerit  Tlolasse,  reus 
peijurii  non  solum  a  commnnione  eccleslae  vel 
omnium  clerioomm,  verum  etiam  a  eathoUoorum 
eonvivloseparetur.  Quod  si  Is  cui  res  est,  noluerit 
ilbi  intentione  faciente  componi  et  ipse  rens  de 
eedesla  aetus  timorediscesserit,  ab  eccleslae  cle- 
rieis  non  quaeratur^  (der  letzte  Satz,  von  H  e  f  e  1  e 
2,  661  missverstanden  bedeutet,  dass,  wenn  der 
▼erletzte  sieh  anf  den  Vergleich  nicht  einlassen 
will ,  und  der  Schuldige  aus  Furcht  geflohen  ist, 
die  OeistUchen  nicht  von  dem  verfolgenden  Richter 
verantwortlich  gemacht  werden  können ,  s.  auch 
Loning2,ö37. 

'  c.  2  des  dt  Konzils  (c.  3  C.  XXXYI.  qu.  1) 
enthält  noch  besondere  Vorschriften,  nach  denen 
der  Entfflhzer  unter  Verschonung  mit  der  Todes- 
und  anderen  Strafen  entweder  Sklave  werden 
oder  sich  durch  Zahlung  des  Wergeides  an 
die  Entführte  oder  ihren  Muntwalt  lösen  soll. 
Bndlich  müssen  nach  c  3  (e.  36.  $.10.  XVU, 

Hintehitts,  Kiiohenxecht.  lY« 


qu.  4)  geflüchtete  Sklaven  Ihrem  Herrn,  wenn 
dieser  eidlich  ihnen  Frdheit  von  Strafe  zuge- 
sichert hat,  zurückgegeben  und  dann  auch  wider 
ihren  Willen  aus  der  Kirche  entfernt  werden, 
wogegen  der  Herr,  falls  er  seine  eidliche  Zusage 
bricht,  mit  der  Exkommunikation  bestraft  wird. 
Vgl.  hierzu  auch  Gregor.  Turon.  bist.  v.  3. 

«  c  21  Orleans  IV.  v.  541. 

*  Decretio  Ghloiharil  regis  (von  Boretlus 
eapil  1 ,  3  zwischen  611  u.  668  gesetzt ,  s.  auch 
Hartmann,  Forschgen.  z.  deutsch.  Gesch.  16, 
608)  c  14 :  „Nullus  latronem  vel  quemllbet  cul- 
pabilem ,  sicut  cum  eplsoopis  convenit ,  de  atrio 
eccleslae  extrahere  praesumat.  Quod  si  sunt 
eccledae,  quibus  atiiae  dausae  non  sunt,  ab 
utriusque  partlbus  parletum  terrae  spadum  ari- 
pennls  pro  atrio  observetur  . .  .  c.  15 :  „Quod  d 
culusllbet  servus  deserens  dominum  suum  ad 
ecdedam  confugerit,  ubl  primum  dominus  eins 
advenerit,  eontinuo  excusatus  reddatur,  futurum 
ut,  8i  de  precium  convenerlt,  non  negetur.  Quod 
si  repetenti  domlno  datns  non  fuerlnt ,  sed  fu- 
gerint,  Uli  qul  eum  reddere  noluerit  dns  precium 
reddat:  postmodum,  d  invenitnr  et  placuerit, 
receptum  precium  domlno  reformetur''.  Sicher 
dnd  diese  Bestimmungen  nach  dem  1.  Konzil  v. 
Orleans,  dessen  Vorschriften  de  offenbar  vor  dch 
gehabt  haben ,  erlassen ,  ob  aber  auch  erst  nach 
dem  4.  Konzil,  bleibt  zwdfelhaft.  Sie  erkennen 
das  Asylrecht  an ,  setzen  aber  keine  weltliche 
Strafe  auf  die  Verletzung  desselben. 

Femer  bestimmt  die  decretio  Childebertl  IL  v. 
596  (Boretlus  Lei,  16)  e.  4  in  Betreff  der 
Entführung ,  dass  der  Entführer  die  sonst  ange- 
drohte Todesstrafe  wegen  des  Asylrechtes  nicht 
erleiden,  sondern  alldn  oder,  wenn  die  Entführte 
in  die  Entführung  eingewilligt  hat,  auch  diese 
mit  Verbannung  bestraft  werden  soll ,  setzt  aber 
andererseits  auch  die  Pflicht  des  Bischofs  fest, 
die  Flüchtigen  herauszugeben. 

5  Gregor.  Turon.  bist  IV.  13.  18;  V.  3;  VI. 
12;  VII.  22.  29.  Fälle ,  in  denen  das  Asylrecht 
geachtet  worden  Ist,  ibid.  V.  2;  IX.  3.  58. 

8  Allgemein  Macen  II.  585.  0.  8 ;  conc.  Inc. 
lod  c  9,  Rheims  624  0.  626.  c.  7;  Gliohy  626. 
c.  9 ,  speciell  In  Betreff  der  Sklaven  Orleans  V. 
649.  c.  22. 
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I.  Die  Hierarohie  und  die  Leitung  der  Kirche  durch  dieselbe. 


[§*M1. 


Die  karolingisohe  Gesetsgebnng  ist  dadurch,  dass  sie  an  dem  früheren 
Grundsatz )  dass  durch  das  Asylrecht  die  Anwendung  van  Todea-  und  anderen 
Leibesstrafen  ausgeschlossen  werde,  festgehalten ,  die  Auslieferung  aber  nicht  von 
der  Zusicherung  der  Versohonung  mit  diesen  Strafen  ^  abhängig  gemaeht  hat',  in 
demselben  Standpunkt,  wie  früher  das  burgnndische  und  westgofhische  Recht 3,  ge- 
langt. Eigenthllmlich  ist  ihr  aber,  dass  sie  den  schon  sum  Tode  verurtheiiten  Ver- 
brechern^ das  Asylrecht  versagt^.  Obwohl  allerdings  seitens  der  Geistlichkeit  in 
letzterer  Beziehung  eine  Aenderung  beantragt  worden  zu  sein  scheint^,  hat  die 
karolingische  Gesetzgebung  doch  an  dem  einmal  eingenommenen  Standpunkt  nn- 
verrückt  festgehalten  7. 


i  Wie  die  merowiDgiBchen  Konzilien ,  s.  o. 
S.  385. 

2  Oap.  leg.  add.  ».  803.  c.  3 :  „Si  quls  ad  eccle- 
siam  confaginm  fecerit,  in  atrio  ipsltu  ecdesiae 
pacem  habeat  nee  alt  ei  neceise  eccleslam  ingxedi, 
et  nnlluB  enm  inde  per  vim  abstrahere  prae- 
sumat;  sed  Uceat  ei  coaflteri,  qnod  fectt  et  in- 
de per  manus  bonorum  hominum  ad  diflcassionem 
in  publico  perdueatur^' ;  auch  Anseg.  cap.  I.  144 
(.Boret.  1,  113.  411),  und  femer  c.  2  Caplt.  de 
partib.  Saxon.  v.  775—790,  L  c.  p.  68 :  ^Si  quia 
conf ugium  fecerit  in  ecolesiam  nuUuB  eum  de  eccle- 
sia  per  yiolentiam  expellere  praeanmat,  sed  pacem 
habeat  usque  dum  ad  pladtum  praesentetur  et 
piopter  honorem  dei  aanctorumque  eccleslae  ipslus 
reyerentiam  concedatur  ei  Tita  et  omiiia  membra. 
Emendet  antem  causam  in  quantum  potuerlt  et 
ei  fueritiudicatum :  et  sie  ducatnr  adpraesentiam 
domni  regia  et  ipse  eum  mittat ,  ubi  clementiae 
ipsiuB  placuerit'^ 

«  S.  0.  S.  384. 

«  Ob  die  decr.  Childeb.  U.  v.  596  (b.  o.  S.  386. 
n.  4)  lediglich  den  Fall  des  bereita  zum  Tode  rer- 
urtheilten  Entführers  im  Auge  hat,  sov.  Bicht- 
hofen,  zur  lex  Saxonum.  Berlin  1868.  S.  193, 
ist  nach  dem  Wortlaut  nicht  sicher. 

^  Gap.  Haristall.  v.  779  c.  8.  Boret.  1 ,  48: 
„Ut  homicidas  aut  caeteros  reos,  qui  legibus  mori 
debent ,  si  ad  eccloBiam  oonfugerint ,  non  excu- 
sentur,  neque  eis  ibidem  vietus  detur'S  ^u^d  dazu 
lex  Saxon.  c.  24:  ;,Capitl8  damnatus  nusquam 
habeat  pacem;  si  in  ecclesiam  confugerit,  red- 
datur^'.  Man  hat  zwischen  dieser  letzteren  Stelle 
und  der  dt.  caplt.  de  part.  Saxon.  einen  Wider- 
spruch sehen  wollen,  Rettberg,  Kirchengesch. 
2,  748;  Waitz,  Yerfassungsgesch.  4,  429; 
U  Singer,  Forschungen  z.  lex  Saxon.  Berlin 
1857.  S.  20;  Abegg  i.  Ztsch.  f.  Rechtsgesch.  7, 
269 ,  und  behauptet ,  dass  durch  die  capit.  (s. 
Anm.  2)  dem  Asylrecht  für  Sachsen  aus  Politik, 
im  InteresBe  der  Erhöhung  des  Ansehens  des 
Christenthums,  eine  grossere  Ausdehung  hat  ge- 
geben werden  sollen.  Dabei  ist  aber  völlig  über- 
sehen, dass  dies  letztere  Oesetz  yon  den  zum  Tode 
Yerurtheilten  Verbrechern  nicht  das  Mindeste  er- 
wähnt, während  die  lex  Saxon.  geradeivon  diesen 
allein  handelt ,  ebenso  wie  auch  oap.  Harist.  dt. 
blos  auf  die  schon  zum  Tode  Terortheilten  be- 
zogen werden  kann,  ygl.  y.  Richthofen  a.  a. 
0.  S.  192ff.  424.  u.  in  LL.  5,  64  n.  78. 

Eudiich  trifft  nach  den  Gap.  legibus  addenda 
818.  819  c.  1.  Boret.  1 ,  281  denjenigen,  wel- 


cher einen  anderen  In  der  Kirche  getödiet  hat, 
stets  die  Todesstrafe. 

Die  lex  Alamann.  tit.  III.  (LL.  3,  47)  steht  im 
wesentlichen  auf  dem  Standpunkt  der  merovingl- 
schen  Konzilien  (s.  o.  S.  385) ,  nur  Terlangt  sie 
statt  der  eidlichen  Zusicherung  der  Yerschonung 
mit  Strafen  die  Bestellung  eines  wadium  durch 
den  Herrn  und  bestraft  tit.  IV.  die  Verletzung 
des  Asylrechts  mit  Komposition  an  die  Kirche  und 
mit  firedum  an  den  Fiskus,  ohne  ausdrücklich 
das  Prinzip,  dasB  durch  das  ABylrecht  Todes-  und 
Leibesstrafen  fortfallen,  auszusprechen.  Dies 
thut  dagegen  die  lex  Baiuwarior.  tit  I.  $.7  prin- 
zipiell, während  sie  die  Zahlung  tou  Komposition 
und  Fredum  allein  für  den  Fall  der  eigenmäch- 
tigen Entfernung  eines  flüchtigen  Sklaven ,  wel- 
chen freilieh  die  lex  Alamannorum  auch  haupt- 
sächlich behandelt,  festsetzt. 

^  Die  Forderung  des  Konzils  von  Mainz  813 
c  39,  Mansi  14,  73  (auoh  c  9  C.  XVII.  qu.  4) : 
„Beum  confngientem  ad  ecclesiam  nemo  abstra- 
here audeat  nee  inde  donare  ad  poenam  ▼•!  ad 
mortem,  ut  honor  dei  et  sanctorum  eins  conser- 
vetur.  sed  rectores  eedesiamm  pacem  et  vltam 
ac  membra  eins  obtinere  stndeant,  tarnen  legi- 
time componat  qnod  inique  fedt''  (s.  Bd.  III. 
S.  550),  hat  nur  dann  eine  Bedeutung,  wenn  man 
sie  in  diesem  Sinne  yersteht ,  denn  andexenfaUs 
würde  sie  nur  dasjenige  beansprucht  haben,  was 
schon  gesetzlich  anerkannt  war. 

^  Denn  eine  Aenderung  ist  nicht  erfolgt,  na- 
mentlich enthalten  die  Capit  y.  813  (s.  Bd.  III. 
S.  550.  n.  7)  nichts  über  das  Asylrecht  Bene- 
diktus  LoYita,  welcher  I.  337  (s.  auch  c.  20.  C. 
XVII.  qu.  4)  die  Vorschrift  der  L  Baiuaw.  tit  L 
7  cit  über  die  gewaltsame  Entfernung  des  Skla- 
Yon  durch  den  Herrn  aus  dem  kirchlichen  Asyle 
wiedergiebt  und  sie  durch  Androhung  der  öffent- 
lichen Kirchenbusse  für  diesen  Yerschärft,  wie- 
derholt zwar  III.  174  die  Bestimmungen  des 
römischen  Rechts  über  den  Verlust  des  Asylreehts 
far  bewaffnete  Flüchtlinge  und  über  die  Todes- 
strafe für  Verletzung  des  Asyls  der  Kirche  und 
der  Perünenzen  desselben.  Dies  sind  indessen 
nur  Wünsdie  der  kirchlichen  Reformpartei  ge- 
wesen, welche  nicht  praktisches  Recht  geworden 
sind. 

Auch  das  angelsächsische  Recht  hat  den- 
selben Grundsatz,  wie  die  übrigen  germanischen 
Rechte,  dass  der  flüchtige  Verbrecher  durch  das 
Asylrecht  Freiheit  you  Todes-  und  Leibesstrafe 
erlangt,  s.  König  Ine's  Gesetae  c5,  Schmld, 
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In  den  nftchsten,  der  karoliagischen  Zeit  folgenden  Jahrhunderten  fliessen  die 
Quellen  über  das  Asylrecht  sehr  spärlich.  Weltlicherseits  hat  man  offenbar  an 
dem  froher  begründeten  Beehtszuatande  niehts  geändert^.  Die  Kirche  begnügte 
sieh  damit,  die  gewaltsame  Verletzung  des  Asylreohts  zu  verbieten ^  and 
einzelne  zweifelhafte  Punkte ,  so  namentlich  die  privilegirten  kirchlichen  Räumlich- 
keiten näher  festzustellen^.  Ja,  das  Papstthum  hat  selbst  in  der  Zeit  seiner  Macht- 
hohe nidit  nur  den  in  der  früheren  germanischen  Zeit  festgehaltenen  Grundsatz, 
dass  das  Asylreeht  keine  Straflogkeit  herbeiführe,  und  die  Kirche  die  Entfernung 
des  fiflehtigen  Verbrechers,  falls  er  mit  Todes-  und  anderen  Leibesstrafen  verschont 
bleibe^,  nicht  hindern  dürfe,  ausdrücklich  anerkannt,  sondern  auch  im  Interesse  der 
Rechtssicherheit  ftlr  gewisse  schwere  Verbrecher,  für  die  öffentlichen  Räuber^,  die 
näehiliehen  Verwüster  von  Aeekem^,  die  Mdrder'^  und  für  diejenigen,  welche  ab- 
siehtüch,  um  des  Schutzes  der  Kirche  zu  gemessen ,  andere  gerade  in  derselben  oder 
auf  dem  Kirchhofe  tOdten  oder  verstümmeln  ^,  das  Asylrecht  für  ausgeschlossen 
erklärt. 

n.  Die  kanonistische  Lehre  vom  Asylrecht.  Auf  Grund  des  im 
Dekretum  Gratians^  und  des  in  den  Dekretalensammlungen^^  enthaltenen,  nicht  allzu 
reichen  Quellen-Materials  hat  die  kanonistische  Doktrin  seit  dem  13.  Jahrhundert 
die  Theorie  vom  Asylrecht  des  Näheren  ausgebildet,  und  diese  ist  seit  dem  16.  Jahr- 
hundert durch  die  päpstliche  Gesetzgebung  ^^  theils  mit  gesetzlicher  Anerkennung  ver- 
sehen, theils  einzelnen  Aendernngen  unterworfen  worden. 

Heute    ist   allerdings    das    Asylrecht   nicht    mehr  praktisch,    aber   da  die 


Ciesetze  d.  AngeUAolueu  %  Aufl.  S.  23 ;  vgl.  femer 
Aelfieds  leg.  Anglleae  e.  Ö,  a.  a.  O.  S.  73.  S.  aaoh 
Wilda,  Strafrecht  S.  540.  642  u.  Phillips, 
angelfliehs.  Bechtogeaeh.  $.  52. 

1  S.  z.  B.  die  spanlBohe  Reiebssynode  ▼.  Goyaca 
V.  1050  (Bd.m.  S.  576  Anm.)  cl2,  Mansl  19, 
789 :  „praecipimns,  nt  b1  qulUbet  homo  pro  qaali- 
cnmque  culpa  adecclealam  conftigerit,  non  sit  an- 
8118  allquis  eam  indevlolenter  ahstrahere  neeperse- 
qul  intra  dextrot  eccleslae  qnl  sunt  XXX  paBsns 
aed  snblato  mortis  pericalo  et  oorporis  detur- 
batione,  fadat  quod  lex  Oothica  labet.  Qai 
aliter  feceiit,  anatbemasitetsolvateplscopolOOD 
soüdos  puriasimi  aigenti". 

2  Nicolai  I.  resp.  ad  Bnlgar.  v.  866.  c.  95, 
ManBil5,  430;  Pi?all35cl4,  ManBi  21, 
490  unter  Androhung  der  Exkommunikation; 
ebeneo  Rheims  1148  c.  14,  ibid.  p.  717.  Von 
PartlkularBynoden  gehören  hierher  noch  Rouen 
1190  c  18,  MauBi  21,  584.  u.  S.  Quentin  1231. 
c  6,  Go  u 8  BO  t ,  leB  acteB  de  la  proyince  eccl^s.  de 
Reims  2,  357  ff.  Das  Dekret  Gratians  weist  eine 
Reihe  der  früheren  Vorschriften  aus  verschiedenen 
Zeiten  bis  zur  Lateransynode  y.  1059  aut  Sie 
sind  in  den  vorangehenden  Anmerkungen  citirt. 

*  Gone.  Later.  1059,  s.  ep.  Nicolai  11.  ad  episc. 
GalUae,  Mansl  19,  873:  „De  conflniis  coeme- 
terloram  . . .  statalmus  Ita :  ut  maior  eodesla  per 
drenltum  LX  passus  habeat ,  capellae  rero  sive 
minoies  eeclesiae  XXX.  Qul  autem  confinlum 
eonun  Inftlngere  tentaverit  velpersonam  hominis 


aut  bona  eins  inde  abstraxerlt,  nlsi  publlcus  latro 
fuerlt,  quonaque  emendet  et  quod  rapuerit,  red- 
dat,  excommonicetur'' .  auch  In  o.  6  0.  XYII. 
qu.  4 ;  Clermont  1095.  c29. 30,  Man si  20,  818, 
dehnt  das  Asylreeht  auch  auf  die  Kreuze  am 
Wege  ans. 

*  Das  spricht  auch  c.  30  Olermont  cit.  aus- 
drücklich aus. 

s  So  schon  Later.  y.  1059  cit.  S.  des  Näheren 
darüber  unten  S.  390. 

0  c.  6  (Innoc.  111)  X  de  immunit  eocles.  III. 
49,  die  Hauptatelle  für  die  ganze  Lehre. 

7  c  1  (Exod.  XXI.  14)  de  homlc.  Y.  12. 

8  c.  10  (Gregor.  IX)  X  h.  t. 

9  S.  darQber  Anm.  2. 

^0  Es  kommt  nur  III.  49  in  Betracht,  und  zwar 
ausser  den  citirten  Stellen  noch  c.  9  (Gre- 
gor IX> 

li  S.  Const.  Gregor.  XIY.  Cum  alias  y.  24.  Mal 
1591  ausser  in  den  Bnllarien  auch  wiederholt 
abgedruckt,  z.B.  bei  Reiffenstuel  IIL  49. 
n.  82  u.  Ferraris  s.  y.  immunltae  art.  II.  n.  89 ; 
femer  const  Benedict  Xm. :  Ex  quo  divina 
8.  Juni  1725,  bei  Reiffenstuel  n.  155  u. 
Ferraris  n.  90;  Clemens  XII.  const.  In  supre- 
mo  iustitiae  y.  1.  Februar  1734,  $$.  10  IT.  bull. 
Taurin.  24 ,  33  (allerdings  nur  für  Rom  und  den 
Kirchenstaat)  u.  Benedict  XIY.  conat  Offlcil 
nostrl  15.  März  1750,  eiusd.  bull.  3,  126. 
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I.  Die  Hierarchie  und  die  Leitung  der  Kirehe  durch  dieselbe. 


[5.221. 


katholische  Kirche  dasselbe  im  Principe  noch  festhält  ^,  so  ist  es  erforderlich ,  hier 
näher  auf  das  kirchliche  Recht  einzugehen?. 

1 .  Das  jus  asyliy  auch  kmmmitas  localis  ecelesiarum^j  ist  das  den  Kirchen  nnd 
anderen  gottesdienstlichen  oder  kirchlichen  Stätten  zustehende  Recht,  dasa  diejeni- 
gen, welche  in  dieselben  fliehen,  ans  den  letzteren  nicht  gewaltsam  entfernt  und  nicht 
an  Leib  und  Leben  gestraft  werden  dürfen  ^.  Das  Privileg  steht  allen  unter  Auto- 
rität der  zuständigen  geistlichen  Oberen  errichteten  Kirchen ,  selbst  ehe  sie  konao- 
krirt^  und,  wenn  sie  auch  interdicirt  oder  poUnirt^  sind,  aUen  damit  zusammen- 
hängenden Baulichkeiten  und  Räumen'',  sowie  einem  Umkreis  von  40  Schritten  um 
grössere,  von  30  Schritten  um  kleinere  Kirchen^,  femer  den  ordnungsmässig  su 
ihrem  Gebrauche  bestimmten,  selbst  abgesondert  von  den  Kirchen  liegenden  Kirch- 
höfen*, den  dem  öffentlichen  Gottesdienst  gewidmeten,  sogar  in  Priyathäusem  be- 
findlichen Oratorien  ^^,  den  Klöstern  und  den  von  den  Mauern  derselben  umschlosse- 
nen Baulichkeiten  und  Räumen,  den  kirchlich  errichteten  Hospitälern  und  anderen 
frommen  Anstalten  ^^,  sowie  den  Palästen  der  Bischöfe  zu^'. 


i  So  ist  noch  in  dem  Österreich.  Konkordat  ▼. 
1836  art  15  und  in  dem  mit  Eeuador  v.  1862 
Art  10  bestimmt,  dass  das  Asyliecht,  soweit  es 
mit  der  offentlicben  Sicherheit  und  der  Rechts- 
pflege TertrigUch  ist,  gewahrt  werden  soll,  und 
die  Gonst.  Pii  EL  Apostollcae  sedis  t.  1869  hält 
nnter  den  dem  Papst  einfach  reservirten  Exkom- 
munikationen latae  sententiae  noch  die  gegen  die 
„immunitatem  asyli  eeclesiastlci  ausn  temerario 
violare  iubentes  aut  violantes'*  aufrecht  Vgl. 
auch  die  Entsch.  d.  Congr.  offlc.  t.  1880  in  Acta 
8.  sed.  15,  537  u.  bei  Heiner,  die  kirchl.  Cen- 
suren.  Paderborn  1884.  S.  176. 

3  Der  Kürze  halber  stelle  ich  das  Recht,  wie  es 
durch  die  späteren  Konstitutionen  gestaltet  ist, 
gleich  hier  mit  dar,  wennschon  manche  Aenderun- 
gen  durch  das  Ankämpfen  der  weltlichen  Gewalten 
gegen  das  Asylrecht ,  worüber  das  Weitere  unter 
Nr.  III,  hervorgerufen  worden  sind. 

3  S.  die  Citete  in  Anm.  1.  Vgl.  auch  o. 
S   167.  n.  3. 

*  Das  ist  die  herkömmliche  Definition  bei  den 
älteren  Kanonisten ,  welche  sich  an  c.  6  X  h.  t 
cit.  anlehnt,  s.  Schmalgrueber  IIL49.n.89; 
Reiffenstuel  in.  49.  n.  20;  Ferraris  1.  c. 
art  II.  n.  1.  Darüber,  ob  das  Asylrecht  auf  dem 
ins  divinum,  naturale  oder  bloss  auf  dem  dvile  ca- 
nonicum beruht,  ist  früher  viel  gestritten  worden. 
Die  überwiegende  Meinung  nahm  das  letztere 
an,  8.  Schmalzgrueber  1.0.  n.  93;  Ferra- 
ri sn.ö;  Ayanzini-Pennaechi  1.  c.p.646ff., 
da  sie  das  Trid.  Sess.  XXY.  c.  20  de  ref .  nicht 
auf  das  Asyliecht  bezogen  wissen  wollte. 

Femer  ist  unter  den  älteren  auch  darüber  ver- 
handelt worden,  ob  das  Asylreoht  durch  Gewohn- 
heitsrecht beschrankt  oder  beseitigt  werden  kann, 
B.  darüber  Reiffenstuel  1.  c.  n.  21.  27  und 
Avanzini-Pennacchi  1.  c.  p.  667. 

Dagegen  ist  durch  Pius  IX.  in  der  const  Mul- 
tlpliciter  inter  v.  10.  Juni  1851  u.  im  syllabus 
V.  1864.  n.  30,  ArcK  f.  kath.  K.  R.  13,  316  u. 
339  die  Lehre  reprobirt:  „eoolesiae  et  personarum 
ecclesiastlcarum  immunitas  iure  civili  ortum 
habuit". 


5  c.  9  X  h.  t.  dt. ;  Ja  man  hat  das  Recht  auch  auf 
den  für  die  Kirche  bestimmten  Raum,  sowie  aar 
der  Grundstein  vom  Bischof  gelegt  und  das  Kreuz 
unter  Bezeichnung  des  Raumes  für  den  Altar  und 
das  Atrium  gesteckt  ist,  ausgedehnt,  Schmalz- 
grueber n.  114;  Avanzini-Pennacohi 
p.  662. 

^  Darüber  herrschte  in  der  Doktrin  Einstimmig- 
keit,  Fagnan.  ad  c.  9  X  dt  n.  11  —  13; 
Schmalzgrueber  n.219if. ;  Reiffenstuel 
n.  28;  Ferraris  1.  0.  n.  6;  Avanzini-Pen- 
nacchi p.  660  ff.  Auch  den  zerstörten  Kirchen, 
sowie  sie  nur  nicht  durch  den  kirohlieken 
Oberen  exekrirt  waren,  wurde  das  Privileg  bei- 
gelegt, s.  die  dtirten. 

"^  Also  der  Sakristei,  den  GloekenthUrmen, 
Yorhöfen,  Säulenhallen,  Fagnan.  1.  c.  n.  15; 
Avanzini-Pennacchi  p.  66311. 

8  Auf  Grund  des  c  6.  0.  XYII.  qu.  4  cit.  (s. 
0.  S.  387.  n.  3>  Doch  ist  später  die  Ansieht 
herrschend  geworden ,  dass  dies  nur  gelte ,  wenn 
eine  Gewohnheit  dafür  spreche,  Ferraris  I.e. 
n.  21.  Vgl.  auch  Avanzini-Pennacchi 
p.  667. 

0  S.  c.  20.  36.  C.  dt  u.  c.  6  (Luc.  III.)  X. 
h.  t.  in.  49.  Ueber  die  Berechnung  der  im  Text 
erwähnten  Zahl  der  Schritte ,  wenn  der  Kirchhof 
um  die  Kirche  herumliegt,  s.  Reiffenstuel 
n.  33. 

10  Ferra  risn.  30,  nach  einerweit  verbreiteten 
Ansicht  auch  schon  solchen  Privatoratorien, 
welche  mit  Genehmigung  des  Bischofs  errichtet 
sind,  Schmalzgrueber  n.  131;  Reiffen- 
stuel n.  42;  Avanzini-Pennacchi  p.  667. 

"  Vgl.  GregorU  XIV.  const  cit  $.  2. 

^  c.  36.  C.  XVII.  qu.  4.  Ob  auch  solchen 
ausserhalb  der  Diocese  war  streitig,  Fagnan. 
n.  29;  Schmalzgrueber  n.  137;  Ferraris 
n.  71. 

Ebenso  bestand  eine  Kontroverse  über  das 
Asylrecht  der  Paläste  solcher  Kardinäle ,  welche 
nicht  Bischöfe  sind,  s.  Bd.  1. 356,  F  ag  n  a  n«  n.  32 ; 
Schmalzgrueber  n.  139;  Reiffenstuel 
n.  53  und  dazu  adnot.  LVIIl.  d.  Ausgabe  v.  V. 


fv  211.]         Die  Verwaltung  des  l^ultuff.  Da?  Asjireeht  der  kirchlioEen  Geb&ude. 
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2.  Was  diejenigen  Personen  betrifft,  welehe  an  sicli  des  Asylreclites  theilhaftig 
werden  kennen,  so  sind  dies  nicht  nur  katholische  Laien,  selbst  wenn  sie  namentlich 
interdicirt  oder  exkommnnicirt  sind^,  sondern  anch  Kleriker^  und  Mönche ^  sowie 
ferner  üngetaufte  ^,  und  nach  einer  weit  verbreiteten  Meinnng  anch  Ketzer,  sofern  sie 
nicht  gerade  w^en  der  Ketzerei  verfolgt  werden  und  dagegen  den  Schutz  des  kirch- 
liehen Asyls  nachsuchen  \ 

3.  Den  an  sich  des  Asylrechtes  fähigen  Personen  steht  dasselbe  zu ,  wenn  sie 
a.  wegen  eines  Verbrechens  oder  auch  b.  wegen  einer  blossen  civilrechtlichen 
Schuld  y  um  sich  der  Verhaftung  zu  entziehen  <^,  in  eine  kirchliche  Asylst&tte  ge- 
flohen sind. 

Im  ersteren  Falle  ist  es  gleichgttltig,  ob  sie  bereits  verurtheilt  waren  ^  oder  nicht, 
und  ob  sie  sich  der  Verhaftung  durch  ihre  Flucht  entzogen  haben  oder  aus  dem 
Untersuchungs-  oder  gar  aus  dem  Strafgeftngniss  nach  begonnener  Verbftssung  der 
Strafe  entwichen  sind^. 

Im  Interesse  der  öffentlichen  Sicherheit  und  der  prompten  Handhabung  der 


Pelletier  toI.  V.  p.  719;  Ferraris  n.  71; 
Afanzini-Pennaoehi  p.  672>. 

Dem  auB  den  Mlttheilungen  im  Text  her?or-> 
gehenden  Bestreben ,  das  Asylreckt  als  ein  Pxi- 
▼ileg  der  Klrehe  zu.  erweitern,  entspracli  es, 
wenn  man  dasselbe  aaeh  denjenigen,  welcher 
sieh  an  die  Seite  eines  das  Sanktissimum  tragen- 
den Priesters  und  In  eine  mit  dem  Sakramente 
efnherzlehende  Prozession  geflüchtet  hatte ,  nm' 
deswillen  beilegte,  well  Christus  durch  seine 
Gegenwart  jeden  Ort  hellige,  und  weil  seinem 
Leibe  dasselbe  Beeht,  wie  den  Statuen  der  römi- 
sehen  Kaiser  (s.  o.  8.380.  n.  2)  zukommen  müsse, 
sah  sich  nun  aber  gezwungen,  das  Becht  für  den 
Im  Kerker  beflndllchen  Gefangenen,  welchem  der 
Prleeter  das  Sakrament  brachte,  und  Tollends  für 
demjenigen,  welcher  die  Eucharistie  nahm ,  aus- 
znschlieasen,  Schmalzgruebern.  143;  Beif- 
fenstnel  n.48;  Ferraris  n.!27.  Konnte  man 
mit  der  Analogie  nicht  mehr  ausreichen  oder  er- 
sebien  dieselbe  zweifelhaft,  so  Hess  man  wenig- 
stens die  Erweiterung  gelten ,  wenn  sie  auf  Ge- 
wohnheit beruhte,  80  in  Betreif, des  Asylrechts  der 
Kieuze  an  den  Wegen,  da  die  betrefTenden  Stellen 
dee  Konzils  v.  Clermont  (s.  o.  387.  n.  3)  nicht  in 
das  Ooipus  iuris  Aufnehme  gefunden  hatten, 
Schmalzgrneber  n.  150. 

*  Darüber  war  man  in  der  Doktrin  einig, 
Schmalzgrneber  n.  156;  Eeiffenstuel 
n.  55;  Ferraris  n.  137;  Avanzini-Pen- 
naeehi  p.  678. 

s  Darüber  hat  man  ftüher  yiel  gestritten.  Die 
verneinende  Ansieht  hat  sich  namentlich  auf  die 
oonat  Gregor.  XIY.  dt. ,  welche  blos  ron  den 
laiei  sprldit,  gestützt,  Schmalzgrneber 
n.  164;  Belf fenstnel  n.58.  Vom  SUndpunkt 
des  kanonischen  Bechts  konnte  dabei  nur  die 
Frage  für  die  Jurisdiktion  der  geistlichen  Gerichte 
in  Betracht  kommen,  well  die  Kleriker  von  der 
Gewalt  jedes  weltlichen  Blchters  befreit  waren. 
Die  Congr.  episo.  u.  immunit.  haben  sich  aber 
für  die  Ansicht  des  Textes  ausgesprochen,  Fer- 
raris n.  132  und  auch  die  Oonst.  Clement.  XII. 


cit.  und  Benedict.  XIV.  dt  $.  6  stehen  auf  dem- 
selben Standpunkt.  S.  auch  Avanzlni-Pen- 
nacchi  p.  674. 

'  In  Betreff  dieser  sind  früher  ebenfalls  Zweifel 
erhoben  worden,namentlich  darüber,  ob  sie  gegen- 
über ihren  Oberen  das  Asylrecht  geniessen, 
Schmalzgrneber  Lc;  Eeiffenstuel  n.73. 
Die  Kurial-Praxls  hat  aber  hier  dieselbe  Stellung, 
wie  in  Betreff  der  in  der  vor.  Anm.  gedachten 
Streitfrage  eingenommen,  Ferraris  n.  133  ff. ; 
ATanzini-Pennaochi  p.  675  und  Bene- 
dict. XIY.  const  dt.  S.  7. 

^  Also  namentlich  Heiden  und  Juden,  so  nach 
der  herrschenden  Meinnng,  Fagnan.  adc.9X. 
dt.  n.  59;  Schmalzgruebern.  160;  Eeif- 
fenstuel n.  77;  ATanzini-Pennacchi 
p.  678  u.  nach  der  Praxis  d.  Gongr.  immun,  s. 
Ferraris  n.  137. 

5  Die  Oonst  Gregor.  XIY.  dt  $.  3  schliesst 
allerdings  schlechthin  die  haeresls  rei  aus ,  aber 
die  herrschende  Mdnung  hat  diese  Stelle  auf  die 
Untersuchung  und  Bestrafung  wegen  der  Ketzerei 
beschränkt,  Schmalzgrneber  n.  157;  Eeif- 
fenstuel n.  80;  Ferraris  n.  139;  Avan- 
zini-Pennacchi  p.  678. 

0  Fagnan.  ad  c.  9  X.  dt.  n. 57;  Schmalz- 
gruebern. 175,  so  auch  die  Praxis  der  Oongr. 
immun.,  s.  Ferrarisn.  155.  Die  Oonst  Gregor. 
XIY.  cit  $.  2  setzt  den  criminum  rei  die  fraudu- 
lenti  decoctores  gegenüber. 

''Die  abwdchende  Vorschrift  der  karolingischen 
Gesetzgebung,  s.o.  S. 386,  ist  durch  die  kirchlichen 
Bechtsquellen  nicht  recipirt  worden ,  und  daher 
hat  sich  die  gemeine  Meinung  auch  zu  Gunsten 
der Yerurtheilten entschieden,  Schmalzgrue- 
bern. 155. 

s  S.  die  Entscheidungen  der  Oongr.  immunit, 
bei  Ferraris  n.  145. 149.  151.  152. 

Ebensowenig  lässt  die  gedachte  Oongr.  das 
PriYÜeg  dadurch  verwirkt  sein,  dass  der  Yer- 
brecher  bewaffnet  in  die  Kirche  geflohen  war, 
Ferrarisn.  14a 
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Strafrechtspflege  hat  aber  das  kirchliche  Recht  gewissen  schweren  nnd  gemeinge- 
fthrlichen  Verbrechern  den  Schutz  des  Asyles  versagt. 

Nach  dem  Dekretalenrecht  gehören  hierher  a.  die  publici  latrones^j  b.  die 
depoptdatorea  agrortim^j  o.  die  Mörder ^^  femer  nach  den  seit  dem  16.  Jahr- 
hundert erlassenen  päpstlichen  Konstitationen,  d.  die  viarum  ^raasatores^  e.  die- 
jenigen j  welche  einen  andern  in  einer  Kirche  oder  auf  einem  Earehhofe ,  oder 
von  einem  dieser  Orte  ans  getödtet  oder  verstUmmelt  haben  ^^   f.  die  Assassinen  ^j 


*  S.  0.  S.  387;  8.  auch  consi  Gregor.  XIV.  cit 
§.  3.  Was  darunter  zu  verstehen  ist,  erscheint 
zwei f elhaft.  Dass  der  latro  den  Beraubten  getödtet 
haben  muss,  so  Reif  fenstuel  n.  91 ;  Avan- 
zini-Pennacchi  p.  683,  ist  aber  jedenfalls 
nicht  erforderlich.  S.  im  Uebrigen  die  Erörte- 
rungen bei  Schmalzgrueber  n.  187  ;  Reif- 
fenstuel  n.  90;  Ferraris  n.  94,  namentlich 
Verden  die  Piraten  und  die  Raubritter  hierher 
gerechnet,  s.  auch  Fagnan.  1.  c.  n.  21.  Zu 
einem  abschliessenden  Resultat  ist  die  Frage 
durch  die  Aelteren  nicht  gebracht ,  weil  man  bei 
dem  Bestreben ,  möglichst  scholastische  Unter- 
scheidungen zu  machen,  übersehen  hat,  dass  pu- 
blicus  latro  sowohl  ein  Räuber  ist,  welcher  seine 
Raubthaten  öffentlich  ausübt ,  als  auch  ein  sol- 
cher, dessen  Vergehen  notorisch  ist. 

Die  const.  Gregor.  XIV.  cit  $.  3  reiht  den  la- 
trones  die  viantm  gra8$atore$  an ,  d.  h.  Wege- 
lagerer, welche  sich  auf  den  öffentlichen  Strassen 
oder  in  der  Nähe  derselben  aufhalten  oder  in  Hin- 
terhalt legen  und  die  dortVerkehrenden  ausrauben. 
Durch  die  Art  der  Begehung  des  Raubes  unter- 
scheiden sie  sich  Ton  den  latrones.  Ferner  brau- 
chen sie  nicht  p^Uei  gr(U8aU>re$  in  dem  vorhin 
erwähnten  Sinne  (s.  den  vor.  Absatz)  zu  sein,  doch 
hat  man  über  das  Unterscheidungsmerkmal  des 
grassator  und  des  latro  ebenfalls  gestritten, 
Schmalzgrueber  n.  192;  Reiffenstuel 
n.  94.  C.  6  X.  h.  tit.  HI.  49  dt. :  „nlsi  publicus 
latro  fuerit  vel  noctumus  depopulator  agrorum, 
qui  dum  itinera  fi^quentata  vel  publicas  stratas 
obsidet  agressionis  insidiis,  ab  eeclesia  extrahi 
potest"  giebt  den  Zwischensatz  „qui*' bis  „obsidet'', 
welchen  die  const.  Gregor.  XIV.  cit.  zur  näheren 
Qualifikation  der  grassatores  benutzt  („publioi 
latrones  viarumque  grassatores ,  qui  itinera  fre- 
quentata  publicasque  stratas  obsldent  ac  viatores 
ex  insidiis  aggrediuntur'*)  nur  als  Grund  für  die 
Ausschliessung  des  Asylrechtes  an ,  wie  dies  na- 
mentlich die  Worte  der  pars  decisa  hinter  insidiis 
(„pro  facinoris  magnitudine,  quum  et  communem 
utilitatem  impediat  et  nocere  omnino  mollatur'Q 
zeigen. 

Vgl.  endlich  noch  Const.  Benedict.  XIII.  cit. 
$.  3 :  „unicam  tantum  grassationem  in  via  pu- 
blica aut  vicinali  admissam  sufftcere  ad  hoc ,  ut 
quis  publicus  latro  et  grassator  dlci  valeat,  dum- 
modo  tamen  grassati  mors  aut  mutilatio  mem- 
bromm  secuta  fuerit,  .  .  .  deflnimus''. 

2  c.  6  X.  III.  49  cit.  und  constit.  Gregor.  XIV. 
cit. ,  welche  aber  das  Beiwort:  ,,noctumu8"  fort- 
gelassen hat.  Unter  den  depopulatores  agrorum 
sind  diejenigen  zu  verstehen,  welche  Aecker  und 
Weinberge  verwüsten,  Saaten  verbrennen  oder 
sonst  zerstören,  sei  es  aus  Rache,  sei  es ,  um  sie 


zu  rauben,  Schmalzgrueber  n.  195;  Reif- 
fenstuel n.  97. 

'  c  1  X.  de  homicid.  V.  12  dt.  Da  die  const. 
Gregor.  XIV.  cit.  den  Ausschluss  des  Asylrechtes 
für  diejenigen  ausspricht  „qui  proditorie  proxl- 
mum  Buum  occiderint" ,  so  hat  die  Doktrin  darin 
eine  Einschränkung  auf  diejenigen  gefunden, 
welche  eine  ihnen  näher,  durch  ein  Verwandt- 
schafts-, Abhängigkeits- ,  FreundBchafts-  oder 
sonstiges  Verhältniss  verbundene  Person  mit 
Vorsatz  und  Ueberlegung,  namentlich  ohne 
vorangegangenen  Streit  oder  Zank,  ermorden, 
Schmalzgrueber  n.  220;  Reiffenstuel 
n.li6;  Ferraris  n.  108 ff.  Die  eonst.  Bene- 
dict. XIII.  cit.  deklarirt  die  Worte  Gregors  XIV. 
dahin:  „interfldentes  proximum  suum  anlmo 
praemeditato  ae  deliberato^,  hatalso,  da  proximum 
nur  soviel  wie  Nächster  heisst ,  ebenso  wie  c.  1 
X.  cit.  den  Mord  überhaupt  im  Auge,  doch  ist 
man  vielfach  bei  der  früheren  beschränkenden 
Auslegung  stehen  geblieben,  s.  Reiffenstuel 
u.  Ferraris  11.  cc.  Die  freilieh  nur  für  die 
päpstlichen  Gebiete  erlassene,  aber  auch  auf 
andere  Länder  ausgedehnte  const.  Giern.  XII. 
cit.  hat  dann  femer  die  im  Streit  mit  Waffen  oder 
anderen  tödtlichen  Instrumenten  begangene,  also 
die  vorsätzliche  Tödtung  dem  Morde  gleichgestellt 
und  erklärt ,  dass  die  const.  Benedikts  XIXI.  auf 
volljährige,  wiemindeijährigeKlerikerund  Laien, 
femer  nicht  nur  auf  den  Thäter,  sondern  auch  auf 
den  Anstifter ,  Mitthäter,  Gehülfen  Anwendung 
finden  solle.  Vgl.  endlich  auch  noch  die  bestäti- 
gende const.  Benedict.  XIV.  dt.  $$.  9  ff.,  weldie 
die  vorsätzliche  Körperverletzung  mit  todtlichem 
Ausgang  der  Tödtung  gleich  behandelt  wissen  wilL 

*  S.  Anm.  1. 

6  So  in  Erweitemng  von  c  10  X.  III.  49  dt. 
const.  Gregor.  XIV.  cit  $.  3 :  „quive  homioidia 
aut  mutüationes  membrorum  in  ipsis  ecctesiis 
earumque  coemeteriis  oommittere  non  verentur", 
und  Benedict.  XIII.  const.  dt.  %,  4 :  „qui  stantes 
in  eeclesia  vel  coemeteriointerftdunt  stantes  extra 
ecdesiam  vel  ooemeterium  aut  ipsis  membrum 
mutilant  necnon  eos  qui  stantes  extra  ecclesiam 
aut  coemeterlum  ooddant  stantes  intra  eceleslam 
vel  coemeterlum  aut  iis  membram  mutllantf'. 

^  D.  h.  diejenigen,  welche  dnen  Mord  begehen, 
nachdem  sie  dch  durch  Geld ,  Geldeswerth  oder 
sonstigeVersprechungen  dazuhaben  dingen  lassen, 
Schmalzgrueber  n.  241;  Reiffenstuel 
n.  130  nach  const.  Gregor.  XIV.  dt.  ^.  3.  Er- 
weitert durch  const.  Benedict  XIII.  y  6:  ^M 
crlmine  assassinii  non  modo  mandatarios  .  .  .  sed 
etiam  mandantes,  qui  certum  praemium  aut  mer- 
cedem  dve  in  pecunia  sive  in  allis  rebus  tradide- 
rtnt  aut  promlserint,  quamvis  promissio  nuUum 
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g.  die  KeiBer,  sofern  sie  wegen  der  Ketzerei  verfolgt  werden  ^,  h.  diejenigen,  welche 
gegen  die  Person  des  Landesherm  selbst  ein  Majestätsverbrechen  begehen  ^,  i.  die- 
jemigen,  welche  sich  der  Verletzung  des  kirchlichen  Asylrechts  schuldig  gemacht 
haben',  k.  die  VerfUseher  päpstlicher  Schreiben^,  1.  die  Beamten  von  öffentlichen 
Kassen  oder  von  Depositenbanken,  welche  eine  mit  ordentlicher  Strafe  zu  belegende 
Venmtrennng  oder  Fälschung  hinsichtlich  der  ihnen  anvertrauten  Gelder  begangen 
habend  m.  diejenigen,  welche  gangbare  Gold-  nnd  Silbermflnzen  nachmachen,  ver- 
nUschen,  verringern  oder  wissentlich  derartige  Mflnzen  in  den  Verkehr  bringen  oder 
zn  bringen  soeben^,  n.  diejenigen,  welche  unter  dem  Vorgeben  obrigkeitliche  Be- 
amte zu  sein,  zur  Begehung  von  Räubereien  in  fremde  Häuser  eindringen  und  bei  der 
Verfibung  des  Raubes  zugleich  eine  dort  befindliche  Person  tödten  oder  verstümmeln  7, 
endlich  o.  diejenigen,  welche  einen  andern  im  Zweikampfe  getödtet  oder  so  schwer 
verwundet  haben,  dass.der  Tod  nachher  erfolgt  ist^. 

4.  Die  Wirkungen  des  Asylrechtes.  Der  Fluchtige ,  welcher  die  privi- 
legirte  Stätte  einmal  betreten  oder  erreicht^  hat,  darf  weder  von  derselben  zurfick- 
gewiesen,  noch  wider  seinen  Willen  durch  einen  anderen,  selbst  nicht  durch  die 
Organe  der  öffentlichen  Rechts-  und  Sicherheitspfiege  ^o,  entfernt  ^^,  ja  auch,  da  ihm 
das  Privileg  nieht  persönlich  zusteht,  sondern  ihn  das  lokale  Privilegium  der  Stätte 
nur  mittelbar  schätzt,  nicht  einmal  mit  seinem  Willen  verhaftet  oder  abgeführt ^^ 
werden.    Femer  ist  jede  Bewachung  oder  gar  die  Gefangenhaltung  des  Flüchtigen 


habnerit  effectam ,  dummodo  assasaimuin  patn- 
tum  fuerit,  ab  ecclesiastlcae  immunitatis  bene- 
fleio  exclndimus^,  a.  aneh  FerraTisn.  117. 

«  S.  0.  S.  389. 

2  Gregor.  XIY.  cit.  %.  3:  „laesae  maiestatis 
in  penonam  ipsiuamet  pzincipis  rei'^. 

>  Benedict.  XIII.  const.  dt.  $.  4 :  ^qui  confu- 
gientibns  Yim  inferant  atque  ipsos  ab  ecclesia 
alio^e  loeo  Immuni  Tlolenter  extiabunt  et  abdu- 
eont,  declaiaates  .  .  .  eiiumodl  reos  non  Ullas 
tantnin  ecclesiae,  quam  ylolarant,  aed  calas- 
cnmqne  alteilua  eaclesiae  immimitate  gandere 
neqnaqnam  posae  aut  debeie^ 

«  L.  e.  ^  6 :  ^Falsiiloantes  Uteraa  apostolicaa". 

B  L.  c :  „miiüatios  montla  pletatis  Tel  alterlas 
pnbliei  telonel  ant  band  pro  deposltia  prlndpls 
privatarumqae  personaxam  destinati  furtom  ant 
falaitatem  in  praedietis  lods  eommittentea,  coIub 
rattone  azca  peconiaiia  ita  minnatnr ,  ut  poenae 
ordinaiiae  loena  tAif*, 

s  If.  e. :  „Conflantea,  adalterantea  yel  touden- 
tes  qnaaeonqne  monetaa  anxeaa  yel  argenteas, 
etiam  prindpnm  extetonim,  qaotiescamqne  in 
loco  ant  piOTlnda,  nbi  crimen  admittltni,  Übe- 
mm  habeant  naam  et  commerdom  Yel  ipaaa  mo- 
netaa oonflataa,  adnlteratas  aut  detonsas  sdentes 
ita  ezpendeie  et  eiogare  piaeanmentea,  nt  fraadis 
eonseii  aut  partidpea  eenaeri  poasint^. 

"v  L.  c. :  ^08  demum ,  qoi  sab  nomine  cnriae 
aase  intiodnennt  in  alienaa  domo«,  aaimo  ibidem 
perpetiandi  rapinaa  eaaqne  re  Ipaa  committont 
com  homiddio  ant  mntllatlone  membiomm  all- 
eoina  ex  domeatida  earnmdem  aedlnm  Tel  etiam 
extranel,  quem  ibl  forte  reperiii  contigerit,  dum- 
modo homiddium  Tel  membromm  mntilatio  ae- 
qnator^. 


8  Benedict  XIY.  const  Detestebilem  t.  10. 
November  1762.  §.  8,  eluad.  bull.  4,  17:  „nt  sl 
qnia  in  dnello  aive  publice  dve  privatim  indicto 
bominem  occlderit,  sivebic  mortnus  fuerit,  in  loco 
confllctns  alve  extra  illum  ex  vulnere  in  duello 
accepto ,  tamqnam  intexfldena  proximnm  suum 
animo  praemedltato  ac  dellberato  ad  formam 
conat.  .  .  .  Benedict.  XU.  (s,  o.  S.  390.  n.  3)  . . . 
ab  ecdedaaticae  immunitatis  benefldo  excluaus 
et  repulsus  omnino  censeatur''. 

0  Also  z.  B.  die  Thürme  oder  die  Wände  einer 
Kirche  berührt  oder  das  Dach  derselben  erklettert 
hat,  Schmalgrueber  n.  123,  Belffenatuel 
n.  30  und  die  Sntach.  d.  Congr.  1mm.  bei  Fer- 
raris n.  15. 

10  Selbst  auch  nicht  von  den  Verwaltern  der 
kirchlichen  Gerichtsbarkeit. 

li  c.  6  X.  IIL  49  cit  Damit  er  nicht  indirekt 
durch  Hunger  zur  Aufgabe  des  Asyls  gezwungen 
wird,  soll  er  auch  im  Nothfalle,  wenn  er  tou  seinen 
Verwandten  oder  anderen  kdne  Nahrungsmittel 
erhält,  diese  auf  Kosten  der  kirchlichen  Stätte, 
in  welcher  er  sich  befindet,  empfangen.  Dafür  be- 
rufen sich  die  Kauonlflten  auf  die  c  6.  0.  J.  I.  12 
dt,  sowie  darauf,  dass  sonst  das  Asylreoht  nicht 
durchfuhrbar  sei,  Belffenatuel  n.  157;  Fer- 
raris art.  III.  n.  29.  Die  Verhinderung  der  Zu- 
atellung  Ton  Lebensmitteln  durch  die  Öffent- 
lichen Organe  gilt  aus  demselben  Grunde  eben- 
falls als  Verletzung  des  Asylrechts.  Vgl.  auch 
const  Benedict.  XIV.  Offidi  nostr.  dt.  §.  14. 

12  Denn  es  sollen  überhaupt  derartige  obrig- 
keitliche Akte  nicht  beliebig  in  der  Kirche  vor- 
genommen werden,  Keiffenstuel  n.  161; 
Ferraris  n.  3. 
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I.  Die  Hierarofaie  und  die  Leitung  der  Kirche  durch  dieselbe. 


[§.   Ml. 


an  der  AsyLitätte  ausgeBeMossen  \  Ebensowenig  dflrfen  ihm  diejenigen  Saelien, 
welche  er  in  dieselbe  mitgebracht  ^^  ja  selbst  nicht  einmal  seine  Waffen  abgenommen 
werden  ^.  Endlich  ist,  so  lange  er  in  dem  Asyle  weilt,  eine  Yernrtheiinng  cum  Tode 
oder  zu  einer  Körperstrafe^  gegen  ihn  unstatthaft ^  Alle  Rechtshandlungen,  nament- 
lich alle  prozessualischen  Akte,  welche  unter  Verletzung  der  gedachten  Bestimmun- 
gen Yoi^nommen  worden  sind,  ermangeln  der  Gültigkeit,  und  ist  der  OeflUehtete 
selbst  unzulässigerweise  aus  der  Asylstätte  entfernt  worden,  so  muss  er  zuvörderst  in 
dieselbe  zurflckgeliefert  werden^. 

5.  Die  Auslieferung  des  Flüchtigen.  Während  nach  dem  Dekretalen- 
recht  die  Auslieferung  des  Flüchtigen  wider  seinen  Willen  durch  den  Vorsteher  der 
kirchlichen  Stätte,  in  welche  er  geflohen  war,  erfolgen  konnte  7,  falls  der  Richter  die 
Verschonung  mit  Strafe  an  Leib  und  Leben  gesichert  hatte,  hat  die  spätere  Doktrin 
und  die  Kurial-Praxis  ^  dies  für  alle  Fälle,  in  denen  es  sich  nicht  um  ein  mit  Verlust 
des  Asylrechtes  bedrohtes  Verbrechen,  um  einen  s.  g.  casus  exceptus,  handelte,  für 
unstatthaft  erklärt  d. 

Wurde  dagegen  das  Vorliegen  eines  solchen  Ausnahmefalles  von  der  weltlichen 
Obrigkeit  behauptet^  so  war  dieselbe  nicht  berechtig^,  den  Flüchtigen  ihrerseits  aus 
dem  Asyl  zu  entfernen  und  sich  seiner  zu  bemächtigen  ^^,  vielmehr  hatte  sie  sich  an 
das  geistliche  Gericht  zu  wenden,  damit  das  letztere  nöthigenfalls  unter  Beihülfe  des 
weltlichen  Richters  die  erforderliche  Untersuchung ,  den  s.  g.  Informativprozess, 
darüber  anstellte,  ob  ein  die  Auslieferung  rechtfertigendes  Verbrechen  vorläge,  und 
die  Ueberführung  des  Flüchtigen  aus  derAsylstätte  in  ein  kirchliches  oder  auch  unter 
den  erforderlichen  Cautelen  über  die  Restitution  des  Verbrechers  in  ein  weltliches 
Gefängniss  veranlasste  ^^.  Die  definitive  Entscheidung  darüber,  ob  ein  Verbrechen  der 
gedachten  Art  begangen  worden,  also  die  Auslieferung  zu  erfolgen  habe ,  war  aus- 
schliesslich dem  Bischof  oder  seiner  vorgesetzten  Instanz,  unter  Ausschluss  jedes 
andern  kirchlichen  Ordinarius,  selbst  des  praelati  nullius  ^^  und  päpstlich  ernannter 


1  SclimalzgraebeT  n.  268;  Reiffen- 
stuel  11. 171 ;  Ferraris  n.  9ff. 

2  So  die  Doktrin  aaf  Grund  des  g.  6  G.  XVII. 
qa.  4  („Tel  bona  eins^ ,  aber  nur  in  Betreff  der 
dem  Flüchtigen  eigenthümlich  geborigen ,  nicht 
fremder  Sachen,  Schmalzgrneber  n.  270; 
Reiffenstueln.  170. 

s  S.  die  Entach.  d.  Gongr.  immnnit.  bei  Ferra- 
ris n.  32flL,  wohl  aber  mit  Erlanbniss  des  Papstes. 

*  Zu  diesen  Strafen  rechnet  man  auch  Ga- 
leerenstrafe und  Exil,  S  chm  al  z  gru  ober  n.271. 

A  Wohl  aber  andere,  namentlich  Geldstrafen. 
Auch  konnte  gegen  ihn  auf  Schadenersatz  geklagt, 
und  nöthigenfalls  die  Exekution  in  das  ausser- 
halb des  Asyls  befindliche  Vermögen  ToUstreckt 
werden,  Schmalzgrneber  n. 271. 292;  Reif- 
fen stuel  n.  166. 

6  Schmalzgrneber  n.  172.  173.  299;  auch 
Ferraris  n.  70ff. 

7  c.  6.  X  III.  49  dt. 

^  Seit  dem  Erlass  der  const.  Gregor.  XIV.  dt 
0  Schmalzgrneber  n.  363;  Reiffen- 
stueln. 178.  Die  Congr.  immun,  hat  die  Ent- 
fernung eines  solchen  Flüchtigen  auf  Veranlas- 
sung des  Bischofs  ohne  päpstliche  Erlaubniss  für 
unstatthaft  erklärt ,  F  e  r  r  a  r  1  s  n.  46  ff.   Da ,  wo 


aber  die  Belassung  des  Flüchtigen  in  der  Kirche, 
namentlich  eines  solchen ,  welcher  sich  den  An- 
griffen seiner  Gläubiger  zu  entziehen  suchte,  der 
Gerechtigkeit  zu  sehr  Hohn  gesprochen  haben 
würde ,  sind  päpstliche  Indulte  zur  Ausweisung 
aus  der  kirchlichen  Stätte  erthdlt  worden ,  1.  o. 
n.  64  ff. 

«>  Const  Gregor.  XIV.  dt  $.  4 ;  Benedict  XIII. 
%.  8;  Benedict.  XIV.:  Offidi  $.  14.  Nach  der 
ersteren,  $.  3  i.  f.,  konnte  der  Flüchtige,  wenn  es 
notorisch  oder  unzweifelhaft  war ,  dass  ein  casus 
exeptus  in  Frage  stand,  ohne  Weiteres  durch  die 
kirchlichen  Vorsteher  ausgeliefert  werden,  so 
wenigstens  nach  einer  Meinung,  s.  Reiffen- 
stuel  n.l82. 183.  Das  ist  aber  jedenfalls  dureh 
die  const  Benedict  XIII.  1.  c  beseitigt  worden. 
S.  auch  Ayanzini-Pennaochi  p.  694.  n.  1. 

"  Gregor  XIV.  C.  6;  Benedict  XIII.  1.  c; 
Benedict.  XIV.  $.  12. 

IS  So  durch  Gregor.  XIV.  $.  4 ,  nach  welchem 
noch  die  Deputfrung  eines  anderen  Beamten  durch 
den  Bischof  zugelassen  war.  Das  letztere  ist  aber 
durch  Benedict  XIII.  $.  9  beseitigt  worden. 
Während  indessen  nach  $.  8  der  Bischof  immer 
schon  zu  der  Untersuchung  einen  Beamten  ab- 
zuordnen hatte ,  ist  ihm  durch  Benedikt  XIV. 
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Consernttoren  yorbehalten  S  und  falls  die  Ansliefening  beschlosBen  wurde,  sollte 
sie  nur  unter  ansdrfloklioher  Zasichemng  des  weltlichen  Riehters ,  dass ,  falls  durch 
die  spätre  Untersuchung  das  Vorhandensein  eines  Ausnahmefalles  nicht  festgestellt 
werden  würde,  eine  Rücklieferung  des  Flüchtigen  an  die  geistliche  Obrigkeit  und  in 
das  Asyl  erfolgen  werde  2. 

6.  Die  Strafe  für  die  Verletzung  des  Asylrechtes.  Als  Strafe  fttr 
jede  Art  der  Verletzung  des  Asybechtes ,  welche  als  sacrüegkun  gilt  \  kennt  das 
Eirohenrecht  die  grosse  Exkommunikation^  laiae  sentmOae^.  Die  Absolution  ist  dem 
Papste^  vorbehalten,  und  wird  allein  unter  der  Bedingung,  dass  der  Schuldige  der  ver- 
letzten Kirche  Oenugthuung  leistet,  und  namentlich  der  Flüchtige  wieder  zurückge- 
geben wird,  gewährt.  Sie  entbehrt,  falls  diesen  Erfordernissen  nicht  vorher  genügt 
worden  ist,  der  Gültigkeit  ^. 

in.  Die  weitere  Entwicklung  des  Asylrechtes  seit  dem  13.  Jahr- 
hundert, seine  Beschränkung  und  Beseitigung  durch  die  weltliche 
Gewalt.  Das  weltliche  Recht  des  Mittelalters  ist  ebensowenig,  wie  das  frühere 
germanische  Recht,  dem  auf  dem  Boden  der  Kirche  entwickelten  Asylrecht  prinzi- 
piell entgegentreten,  da  dasselbe  in  denjenigen  Zeiten,  in  welchen  die  Selbsthülfe 
noch  nicht  zu  beseitigen  war,  und  die  öflfenüiche  Strafe  durch  Uebereinkunfl  abgelöst 
werden  konnte,  sich  als  ein  geeignetes  Mittel  erwies,  den  Verbrecher,  meistens  den 
TodtsehUger,  gegen  eine  rohe  und  grausame  Ausübung  der  Rache  zu  schützen. 
Von  weltliehen  Fürsten  ist  das  Recht  sogar  vielfach  an  EllGster^,  und  ferner 
auch  an  nicht  kirchliche  Oertlichkeiten ,  z.  B.  an  einzelne  Städte ^^  verliehen  wor- 
den. Wenn  die  Partiknlarsynoden  dieser  Zeit  stets  von  Neuem  die  Beachtung  des 
Asylrechtes  dnschärften  ^0,  so  lagen  die  immer  wiederkehrenden  Verletzungen  dessel- 


%.  12  gestattet,  diese  in  dringendeu  F&llen  diurek 
die  Ticarii  foranei  oder  andere  Deputirte  vor- 
nelimen  za  lassen. 

^  Füiexemte  Asylstitten  hatte  also  der  Bischof 
des  nächstgelegenen  Bischofssitzes  die  betreffen- 
den Funktionen  wahrzunehmen,  nnd  dasselbe 
gilt  hei  der  Erledigung  des  zuständigen  Blschofs- 
Bftses,  da  der  Kapitularrlkar  ausgeschlossen  war, 
Ferraris  n.  44. 

'  Für  die  Nlchtlnnehaltung  dieser  Verpflloh- 
tang  ist  die  im  Text  zu  6  erwähnte  Gensur  an- 
gedroht, const.  Benedict.  XIII.  $.  8. 

»  c.  10  (Gelas.  I.)  c.  21  (Johann  VIIL)  0.  XVII. 
qu.  4.   S.  auch  o.  8.  169. 

*  Die  übrigen ,  in  den  älteren  Stellen  ange- 
drohten  Strafen ,  s.  z.  B.  c.  21  G.  dt.  hat  man 
mit  Rücksicht  auf  c  G.  10.  19.  36  ead.  nicht 
mehr  angewendet  und  fand  später  dafür  in  const 
Gregor  XIV.  $.  4  eine  gesetzliche  Bestäügang. 

^  Nach  den  in  der  Tor.  Anm.  dtiiten  Stellen 
des  Dekretes  war  die  excommonicatio  ferendae 
■ent.,  ZOT  latae  s.  ist  sie  erst  durch  Gregor  XIY. 
t.  a.  0.  gemacht. 

^  Auf  Grund  you  c.  3  (Paul  II.  v.  1468)  in 
Kxtr.  eomm.  de.  poenlt.  V.  9  (,;Offensae  libertatis 
eeelesiastlcae'9  und  der  Bulle :  Goena  domini, 
hesUtigt  durch  Benedikt  XIII.  1.  c.  $$-  &  9*  An 
SteUe  dieser  früheren  Vorsehriften  ist  endlich 
die  Gonst  Pii  IX. :  Sedis  apostoUcae  y.  12.  Okto- 
ber 1869  getreten,  s.  0.  8.  388.  n.  1.  Danach 
ist  aber  der  blosse  Versuch ,  die  Beihülfe  und 


die  Anstiftung  ohne  folgende  That  nicht  mehr, 
wie  früher,  unter  Strafe  gestellt,  ebensowenig  eine 
nicht  gewaltsame  und  nicht  f reiwilllgeVerletzang, 
s.  darüber  AYanzlnl-Pennaechi  p.  697; 
Heiner,  die  kirchlichen  Gensaren  S.  176. 

^  Entsch.  d.  Gongr.  immunit.  bei  Ferraris 
n.  16^ 

s  Derartige  PriYilegien  sind  Yon  Friedrich  I. 
1188  den  Ghorherren  der  Kirche  zu  Goslar,  you 
Friedrich  II.  1228  dem  Kloster  zum  h.  Grabe  in 
Speier ,  you  Heinrich  VII.  1225  dem  Schotten- 
kloster in  Nürnberg,  you  Wenzel  1392  dem  Stift 
Reicheuau,  Yon  Heinrich  Pfalzgraf  zu  Rhein  und 
Herzog  Y.Baiem  1335  dem  Kloster  zu  Sossau  er- 
theilt  worden,  Frauenstädt,  Blutrache  S. 55 ; 
andere  PriYÜegien  bei  Pfeffinger,  Vitriarins 
illustratus  3,  1267. 

9  F  raue  ns  t  äd  t  S.  56. 57  u.  Pfeffinger  I.e. 

10  Von  deutschen  Köln  1280.  c.  13,  1.  c.  24, 
358;  Prag  1349.  c.  44,  1.  c.  26,  93;  Yon  franzö- 
sisohen  S.  Quentln  1271  c.  2  (als  Strafe  ein- 
jährige interdictio  ingressus  ecdesiae),  M  an  s  i  24, 
19;  Boarges  1276.  c.  12  (Exkommunikation  ipso 
facto  und  Entziehung  der  Yon  der  Kirche  ab- 
hängigen Lehne),  1.  c  p.  175,  Nogaret  1303 
c.  6  (hier  auch  Verbot  der  Entziehung  der 
Lebensmittel),  1.  c.  25,  114;  Marciac  1326  c.  11 
(ebenso)  1.  c.  p.  779 ;  you  spanischen  Valladolid 
1322.  c  17  (ebenfalls  Verbot  der  Abschneidung 
der  Lebensmittel)  1.  c.  25,  712. 
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I.  Die  Hierarchie  und  die  Leitung  der  Kirche  durch  dieaelbe. 
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ben  an  dem  gewaltthätigen  Sinne  der  Zeit ,  da  weder  die  Verletsten  noch  auch  die 
öffentlichen  Gewalten,  wenn  sie  dem  üebelthäter  anf  der  Spur  waren,  bei  den 
vielfach  sich  durchkreuzenden  und  wenig  umfangreichen  Jurisdiktioni^ebieien  leicht 
geneigt  waren,  yor  der  Asylstfttte  Halt  zu  machen. 

Aber  je  weiter  die  kirchliche  Doktrin  das  Asylrecht  auszudehnen  suchte ,  desto 
mehr  musste  sie  mit  dem  weltlichen  Rechtsbewusstsein  in  Widerstreit  gerathen  ^, 
denn  mit  der  Vermehrung  der  Zahl  der  kirchlichen  Freistfttten  traten  die  nachtheüi- 
gen  Wirkungen  des  Asylrechtes,  dass  dadurch  gefi&hrliohe  Verbrecher  der  wohlTer- 
dienten  Strafe  entzogen,  und  die  öffentliche  Ordnung  und  Sicherheit  in  bedenklichster 
Weise  beeintrftchtigt  wurde,  immer  st&rker  hervor  ^.  Die  Kirche  hatte  allerdings  in 
Berücksichtigung  cUeser  üblen  Wirkungen  schon  einzelne ,  die  öffentliche  Sicherheit 
gefährdende  Missethäter ,  die  latrones  pubUci  und  die  depopulatores  agrorten  noeturm 
des  Asylrechtes  fttr  verlustig  erkUrt  ^,  indessen  handelte  es  sich  dabei  nur  um  ver- 
einzelte Ausnahmen,  und  überdies  war  die  weltliche  Straf  rechtspflege  dadurch  gehemmt, 
dass  die  Kirche,  ehe  sie  sich  zur  Auslieferung  verstand,  das  Recht  beanspruchte,  Aber 
das  Vorhandensein  der  Voraussetzungen  derselben  zu  befinden.  So  musste  das  Asylrecht 
in  vielen  Fällen  als  eine  ungerechtfertigte  Beeinträchtigung  der  weltlichen  (Gewalt 
erscheinen,  und  diese  wurde  seit  dem  14.  Jahrhundert  um  so  stärker  empfunden,  alz 
die  weltliehen  Obrigkeiten  die  übermässige  Ausdehnung  der  geistlichen  Gerichtsbar- 
keit, welche  noch  indirekt  durch  das  Asylrecht  auf  Kosten  der  weltlichen  Jurisdik- 
tion erweitert  wurde,  wieder  einzuschränken  begannen.  Bei  den  politischen  Kämpfen 
der  Landesherren  und  weltlichen  Grossen^,  in  Deutschland  auch  der  Städte  mit  den 
Kirchenfürsten  bot  das  Asylrecht  den  letzteren  von  selbst  dadurch  einen  erheblichen 
Machtzuwaohs,  dass  sie  durch  dasselbe  ihre  Anhänger  den  Verfolgungen  ihrer  Geg- 
ner entziehen  konnten.  Kein  Wunder ,  dass  daher  in  diesen  Streitigkeiten  von  der 
benachtheiligten  Partei  das  Asylreoht  fast  immer  verletzt  wurde  ^,  dass  die  weltliche 
Gewalt  nunmehr  das  Asylrecht  durch  eigene  Maassnahmen  zu  beschränken  begann^, 
namenüich  aber  bestimmte  Kategorien  von  Verbrechern  desselben  fftr  verlustig  er- 


i  Die  süddentschea  BeohUbücher,  welche  des 
Asylieehtes  erwähnen,  Schwahensp.  (ed.  Lasfl- 
beig)  art.  329;  Stadt  u.  Landiechtsbnch  Rup- 
recht V.  Freydng  c  209,  und  weaentliob  £e 
o.  S.  386.  n.  6  oit.  Stelle  d.  lex  Alamannor. 
wiedergeben ,  ebenao  das  Angsbnrger  Stadtreeht 
V.  1276  Art.  13,  kennen  nnr  ein  Aaylreeht  für 
Kirchen  und  Kirchhöfe,  nicht  für  sonstige  kirch- 
liche Stätten ,  namentlich  nicht  für  die  Klöster. 
Dafür,  dass  es  diesen  nicht  ohne  Weiteres  zuge- 
standen hat,  spricht  auch  der  Umstand,  dass  sich 
dieselben  von  Kaisem  und  Fürsten  darauf  gehende 
Privilegien  haben  ertheilen  lassen,  s.  o.  S.  393. 

2  Das  erkennt  schon  die  Synode  v.  Köln  1280 
c  13  cit.  an :  „nonnulli  homlcidia  mntilationes 
membrorum  et  alia  maleflda  perpetrant,  quae  non 
essent  perpetraturi ,  nisi  quia  sperant  quod  ab 
ecclesliB  ad  quas  confngiunt ,  se  tueri  possint  et 
impunitatem  suorum  excessuum  obtinere  . .  .'^ 

3  S.  o.  S.  390. 

^  In  England,  wo  das  Asylrecht  auch  in  anglo- 
normanischer  Zeit  (über  die  frühere  s.  S.  386. 
n.  7)  in  Geltung  geblieben  war,  Leg.  Wilhelmi 


conquest.  1. 1,  S ch m i  d,  Gesetze  d.  AngeUaehsen 
S.  322 ,  traten  derartige  Kämpfe  zwiso^en  den 
geistlichen  und  weltlichen  Baronen  schon  in  der 
zweiten  Hälfte  des  13.  Jahrh.  hervor,  s.  die  Sy- 
noden V.  Morton  1258,  Mansl  23,  980,  and 
Lambeth  1261,  L  c.  p.  1068,  welche  namentlich 
auch  die  Entziehung  der  Lebensmittel  und  die 
Bewachung  des  Schuldigen  In  den  Kirchen  ver- 
bieten. 

s  In  dieser  Weise  haben  sich  vielfach  die 
Städter  in  ihren  Streitigkeiten  mit  den  Bischofen 
zu  helfen  gesucht,  s.  Beispiele  seit  dem  14.  J&brK 
bei  Frauenstädt  S.  54;  Osenbrüggen, 
Alamannisches  Strafrecht  S.  129;  Kriegk, 
deutsches  Bürgerthomi.  Mittelalter  1,  214.  Ueber 
Belgien  s.  Proost  1.  c.  p.  36 ff.: 

^  Schon  in  den  Privilegien  der  Kaiser ,  s.  o. 
S.  393.  n.  8,  so  z.  B.  in  dem  v.  1228,  wurde  das 
Asylrecht  allein  für  bestimmte  Vergehen,  gewöhn- 
lich bloss  für  Todtschlag  und  schwere  Körper- 
verletzung ertheilt  Weitere  derartige  spedelle  Er- 
lasse, welche  sich  seitdem  mehren,  bei  Frauen- 
städt a.  a.  0.  S.  59. 


§.  221.]         Die  Verwaltung  dea  Kultus.  Das  Asylreoht  der  kirchlichen  Gebäude. 
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klftrteS  oder,  wo  sie  sich  nicht  mit  der  kirchliehen  Ansehanang  in  Widersprach 
setzen  oder  den  Widerstand  der  Oeistliehkeit  von  vornherein  ansschliessen  wollte, 
päpstüehe  Indnlte  anf  das  Becht  znr  Entfernung  derartiger  Verbrecher  aus  den 
kirehliohon  Asylen  sn  erlangen  suchte  2.  Seit  dem  15.  Jahrhundert  blieb  das  Asyl- 
recht  in  Folge  dessen  im  wesentlichen  allein  ftlr  diejenigen  Vergehen,  welche  nicht  an 
die  Ehre  gingen,  also  namentlich  ftlr  den  fahrlässigen  oder  im  Affekte  verfibten  Todt- 
schlag,  praktisch  K  Dieser  Strömung  konnte  sich  die  päpstliche  Oesetzgebung  selbst 
sieht  mehr  entziehen,  umso  weniger,  als  nicht  nur  im  16.  Jahrhundert  die  Konflikte 
zwischeB  den  weltlichen  und  kirchlichen  Obrigkeiten  wegen  des  Asylrechtes  fort- 
dauerten ^,  sondern  dasselbe  auch  in  Frankreich  durch  die  den  Richtern  gestattete  Ver- 
haftung von  Flflchtigen  in  den  Asylen,  so  gut  wie  ganz  beseitigt  worden  war^.    In- 


1  Landfrieden  d.  Herzöge  Stephan,  Albrecht 
and  Wilhelm  y.  Baiem  t.  1352,  Quellen  z. 
devtsch.  n.  baier.  Gesch.  6,  421 :  „Bei  erstem 
wollen  wir,  dass  alle  nnseie  Amtlente  nnd  ancb 
alle  Lent  gemeinigilleh  zu  Niederbaiem  allen 
schidliehen  Leuten ,  es  seien  Räuber ,  Brenner, 
Morder  oder  Diebe  unser  Land  verbieten  und  sie 
daraus  entsehla^en,  also  dass  sie  an  keiner  Statte, 
is  alter  oder  In  neuer  Frelung,  Fried  noch  Sicher* 
heit  behalten  sollen'^.  Die  Mainzer  Pfaffen- 
laehtnng  von  1435  bestimmt,  dass  notorisohe 
Mlisetliater ,  irelehe  Leib  und  Leben  verwizkt 
haben,  ans  dem  Asyl  weggeführt  werden  dürfen, 
W  ft  r  d  t  w  ei n ,  subsldia  dlplom.  13, 57 ;  H  e  ge  1, 
Ver&ssungsgeseh.  v.  Mainz.  Leipzig  1882.  S.  131. 
Das  1434  zwischen  Philipp  v.  Burgund  und  dem 
Bisehof  t.  Utrecht  geschlossene  Konkordat  er- 
klärt in  Uebereinstimmnng  mit  firüheren  Ver- 
ordnungen die  Morder  und  Hochverrither  des 
Aiylrechts  für  Terlustig,  Friedberg,  Gränzen 
zw.  Staat  n.  Kirche,  S.  5d2.  5d4.  In  Oesterrelch 
wurden  dagegen  durch  Herzog  Rudolf  in  der 
StadtiHrdnung  für  Wien  ▼.  1361  die  Asylrechte 
mil  Ausnahme  zweier  kirchlicher  Stätten  in  der 
Stadt  beseitigt,  eine  Verordnung,  welche  freilloh 
zagieick  anf  die  Beschränkung  der  weltlichen 
Asyle  abzielte ,  Berehtold,  die  Landeshoheit 
Oestemioha.  München  1862.  S.  210. 

2  So  erhielt  der  Herzog  Johann  IV.  v.  Brabaut 
1418  Ton  Martin  V.  ein  solches  Privileg,  wobei 
freilich  den  Bisehüfen  die  Untersuchung  über  das 
Vcdlegen  des  betreffenden  Verbrechens  gewahrt 
wir,  8.  Zech  dJjs.  dt  bei  S  chmldt,  thesaur. 
inr.  eceles.  5,  344;  Proost  1.  c.  p.  60;  ein 
weiteres  für  England  v.  Julius  II.  y.  1504  Zech 
iUd.  p.  345;  für  Antwerpen  ▼.  1459  ▼.  Plus  II. 
Proost  p.  62.  Vgl.  famer  die  clt  Bulle  Gre- 
gors XrV.  Y.  1591  im  Eingang:  „Cum  alias  non- 
HvUi  praedecesseies  nostri  et  praesertlm. . .  SIk- 
tos  papa  (1471— -1484)  neonon  Plus  etiam  V. 
(1566—1572) . . .  dlTersas  facultates  et  Indulte 
atrahendi  ettam  in  easibns  qnlbusdam  a  iure 
non  permisals  ex  ecdesiia  criminosos  et  delln- 
quentes,  eomplurlbus  saecularibus  piincipibus 
eonimque  enziis  et  magistratlbus  sub  vazlis  modis 
et  formis  eoneesseänt". 

3  Diese  Unterscheidung  machen  eine  Anzahl 
von  österreichischen  Weisthümem  aus  dem  15. 
Jahrh.,  8.  die  Anführungen  bei  Frauen stä dt 
S.  61.  n.  41.    Auch  die  von  dem  Bischof  Georg 


V.  Bamberg  1507  erlassene  Bambergische  Hals- 
gezlchtsordnung  (wie  die  ihr  nachgebildete  Bran- 
denburgische v.  1516)  steht  auf  demselben  Stend- 
punkt,  s.  Art.  207,  Zoepfl,  d.  peinL  Gerichts- 
ordnung Kaiser  KarFs  V.  3.  Ausg.  Leipzig  u. 
Heidelberg  1883.  S.  152:  „Item  in  geweyhten 
odergefreyten  stetten  sein  ausgeschlossen,  öffent- 
lich Rauber  oder  diejhenen  die  weg  and  stimssen 
mit  mdrderey  und  rauberey  verlegen  und  un- 
sicher machen ,  Auch  welche  die  lewt  an  jrn 
eckem  und  fruchten  mit  brennen  oder  anderen 
bösen  ubeltatten  beschedigen  und  Torderben, 
Auch  welche  dleselbigen  zu  verbrlngung  der  ob- 
bestlmpten  übel  hausen  oder  halten,  Mere,  welch 
an  geweyhten  oder  gefireyten  stetten  ein  ubelthat 
thun,  die  können  sich  derhalb  söllicher  stet  fiey- 
heit  nit  gebrauchen ,  Und  mögen  die  obgemelten 
nbeltetter  alle  (darüber  doch  der  weltlich  gewalt 
peynllch  zu  richten  hat)  von  desselben  ordent- 
lichen weltlichen  gewalts  wegen  auff  Zulassung 
der  recht,  doch  so  es  ein  geystlich  freyheit  betrifft, 
mit  wissen  des  pfaners  oder  obersten  derselben 
kirchen,  unversehrt  und  nuTerprochen  derselben 
freyheit,  zu  rechtlicher  und  peynlicher  straf  ge- 
nommen werden  und  dass  die  Ursachen  darumb 
sölich  nehmung  auss  geysülchen  fireyheiten  (als 
ob  stet)  zugelassen  ist,  nachmals  mit  genügsamen 
glauben  vor  unserm  bischöflichen  geystlichen 
gewalt  (Brandenburg.  vordembUchöflichen  geyst- 
lichen gewalt ,  dahin  ein  yede  solliche  sach  or- 
dentlich gehören)  angezeygt  bewisen  und  auss- 
gefürt  werde ,  dann  wo  das  also  nit  geschehen, 
so  were  durch  deren  eingriff  die  geystlich  frey- 
heyt  verprochen ,  Und  die  eingreyffer  derhalb  in 
die  pene  der  recht  gefallen.  Wo  sich  auch  begebe 
das  yemant  in  einer  geystlichen  freyheyten  (als 
ob  stet)  verpreche,  und  durch  den  weltlichen 
Richter  mit  ordentlicher  peynlicher  rechtlicher 
straffe  an  seinem  leyb  oder  leben  nit  gestrafft 
werden  möchte  oder  wurde ,  So  gepüret  die  buss 
und  straff  söllicher  verbrechung  oder  enderung- 
halb  der  geystlichen  stete  sunste  niemand  dann 
dem  ordentlichen  geystlichen  Richter"  (ein  Ar- 
tikel, welcher  In  die  Carolina  nicht  übergegan- 
gen Ist). 

^  VgL  Hegel,  Verfassungsgesch.  von  Köln. 
Leipzig  1877.  S.  CCLXUL;  Osenbrüggen 
a.  a.  0.  S.  129. 

&  Ordonnanz  v.  VilUers-Coterest  v.  1539  art  66 : 
„qull   n'y  aura   Heu   d*immunlttfs  pour  dettes 
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dem  Gregor  XIY.  in  seiner  wiederholt  angefllhrten  Bulle  v.  159H  den  herrschenden 
Anschanungen  gemäss  eine  Anzahl  von  Verbrechen  des  Asylrechies  ftr  nnwflrdig 
erklärte,  suchte  er  dnrch  diese  Nachgiebigkeit  der  Kirche  die  Anfreehterhaltiuig  des 
Asylreohtes  im  Prinzip  zu  ermöglichen,  nnd  ihr  das  nicht  mehr  flberall  belassene 
Recht  der  Entscheidung  Aber  die  Auslieferung  deijenigen,  welche  des  Asylreehtes 
verlustige  Ifissethaten  begangen  haben  sollten  ^^  zu  wahren.  Aber  gegenflber  dem 
sich  immer  mehr  entwickelnden  Staatsbewnsstsein  und  gegenflber  dem  herrschenden 
Staatskirchenthum  blieb  seine  Nachgiebigkeit  von  geringem  praktischen  £rfolg^,  viel- 
mehr vermehrte  sich  seitdem  die  Zahl  derjenigen  Länder,  in  denen  das  Aaylrecht 
seitens  der  Staatsgewalt  den  verschiedensten  Beschränkungen  unterworfen  wurde, 
stetig^.  Auch  die  weiteren  Zugeständnisse,  welche  die  Kurie  im  18.  Jahrhundert 
dieser  Strömung  machte^,  änderten  nichts®,  und  es  war  damals  f&r  sie  schon  bedeu- 
tungsvoll, wenn  sich  die  Staatsgewalten  flberhaupt  noch  von  ihr  bestimmte  Ermäch- 


ni  autreB  maüdres  civlles  et  se  pourront  tontea 
personnes  prendre  en  francbise  (et  sauf  I  lea 
rtfint^grei) ,  quand  11  y  aura  prlse  de  corps  dtf- 
cerntfe  oontred^eux,  sui  lea  informatlons  f altes 
des  cas  dont  Üb  sonl  chargtfs  et  aoeustfs ,  et  qu'il 
seit  alnsi  ordountf  pai  les  jagest  Danach  sollte 
Jeder  Flflohtige  durch  die  Organe  der  weltlichen 
Gewalt  auch  an  Asylst&tten  verhaftet  werden 
können,  falls  aber  der  weltliche  Richter  Ihn  eines 
nicht  ausgenommenen  Verbrechens  schuldig  be- 
funden hatte,  restitnirt  werden.  Damit  hatte 
also  die  weltliche  Gewalt  die  Entscheidung  in  die 
Hand  genommen ,  und  da  oft  genug  der  aus  dem 
Asyl  entfernte  nicht  zurückgegeben  werden 
mochte ,  ist  das  Asylrecht  in  Frankreich  seitdem 
thats&chlldh  ganz  beseitigt  gewesen,  Tgl.  Tan 
Espen,  diss.  dt  C.7.  n.  5;  Durand  de  Mail- 
iane dlctionnaire  de  droit  canonique,  s.  t.  Im- 
munlttf ;  Beaurepairea.a.O.&,  362;  Schaeff- 
ner,  Gesch.  der  RechtSTorfassung  Frankreichs. 
2.  Aasg.  2,  661. 

1  S.  0.  8.  387.  n.  11. 

2  S.  0.  S.  395.  n.  2.  3  u.  ö.  Das»  Gregor  XIV. 
richtig  erkannt  hat,  dass  gerade  mit  dem  Ver- 
luste dieses  Rechts  das  Asylxecht  für  die 
Kirche  praktisch  Terloren  war,  zeigt  sich  darin, 
dass  er  alle  auf  die  Bewilligung  dieser  Befugnlss 
gehende  PriTilegien  seiner  Vorgänger  in  der  ge- 
dachten Bulle  $.  2  widerrufen,  und  in  derselben 
genaue  Bestimmungen  über  die  Auslieferung  ge- 
troffen hat,  s.  0.  S.  392  u.  8.  395.  n.  2. 

3  In  Deatschland  um  so  weniger,  als  die  Pro- 
testanten das  Asylrecht  nicht  anerkannten ,  das- 
selbe also  in  den  protestantischen  Lindem  fort- 
fiel, und  auch  den  in  den  letzteren  nach  dem  west- 
fälischen Frieden  zur  Religionsausübung  berech- 
tigten Katholiken  für  ihre  Eklrehen  nicht  bewil- 
wllligt  wurde,  obgleich  die  rechtliche  Haltbarkeit 
dieser  Praxis  bestritten  war,  J.  H.  Boehmer, 
J.  E.  P.  III.  49.  SS-  34  ff. 

^  In  Baiern  wurden  seitdem  Ende  des  17. 
Jahrhunderts  Zücbtlinge,  und  dann  auch  Deser- 
teure des  Asylreehtes  für  Terlustig  erklärt, 
Friedberg,  Gränzen  zw. Staat u.  Kirehe  8. 248. 
n.  2;  in  Oesterreich  1645  das  Recht  den 
Klosterkirchen  in  Wien  genommen,  a.  a.  0. 8. 133. 
134 ,  über  die  Beschränkungen  unter  Karl  V.  in 


Brabant  und  Im  Hennegau  s.  Tan  Espen 
1.  c.  c.  8,  wo  nach  den  getroffenen  Vereinbarungen 
die  Befngnlss  über  Verletzung  des  Asylreehtes 
seitens  der  weltlichen  Richter  zu  befinden ,  dem 
Fürsten  beigelegt,  und  den  Gerichten  das  Beeht, 
bestimmte  Mlssethäter  aus  den  Asylstätten  zu 
entfernen,  zugestanden  war,  Tgl.  femer  Proost 
l.  c.  p.  116  ff.  Die  Republik  Venedig  gewährte 
schon  im  16.  Jahrb.  dss  Asylrocht  nur  für  leich- 
tere Vergehen  und  Tedangte  daher  die  Beachtung 
desselben  Mos  seitens  der  niederen,  nicht  seitens 
der  höheren  Richter,  welche  über  sehwere  Ver- 
brechen zu  urthellen  hatten,  F.  Scaduto,  ststo 
e  chiesa  seeondo  fTa  Paolo  Sarpl  Flrenze  1885. 
p.  132.  n.  249;  Friedberg  a.  s.  O.  S.  604. 

*  8.  0.  8.  387.  n.  11. 

0  In  Oesterreich  wurde  1752  und  dann 
dureh  V.  T.  15.  Sept.  1776  das  Asylresht  für  eine 
Anzahl  tou  Verbrochen  ganz  ausgeschlossen,  fer- 
ner auf  diejenigen  geweihten  Stätten ,  in  denen 
die  Ausspendung  des  Sakramentes  erfolgte  oder 
das  Sanktlssimum  aufbewahrt  wurde,  beschränkt, 
sodann  die  Richter  ermächtigt,  falls  die  Ausliefe- 
rung nicht  sofort  erfolgte,  diese  auch  mit  Gewalt, 
wennschon  unter  Vermeidung  jedes  AufiMhens 
zu  erzwingen,  sowie  über  das  Vorhandensein 
eines  Ausnahmefalles  zu  entscheiden,  und  end- 
lich die  Verbergang  oder  Fortschaffang  der  in  das 
Asyl  Geflüchteten  bei  schwerer  Strafe  Terboten. 
Allerdings  sollte,  wenn  das  Vorhandensein  eines 
des  Asylrechtes  theilhaftigen  Vergehens  festge- 
stellt war,  der  Mlssethäter  der  Kirehe  wieder  zu- 
gestellt werden,  Friedberg  a.  a.  0.  S.  149; 
Dann  a.  a.  O.  8.  356.  In  Toskana  wurde  das 
Asylrocht  dureh  die  Anordnungen  Leopolds  I.  t. 
1769 ,  nach  welchen  alle  in  kirchliche  Asyle  Ge- 
flüchteten ,  mit  Ausnahme  tou  GlTilsohuldnem 
Terhaftet  und  mit  möglichst  wenig  Aufsehen  In 
die  staatlichen  Gefängnisse  abgeliefert  weiden 
sollten,  so  gut,  wie  ganz  beseitigt,  F.  Scaduto, 
State  e  chiesa  sotto  Leopolde  I.  Flrenze  1886. 
p.  238.  239;  Friedberg  a.  a.  0.  S.  686.  Für 
Kurtrier  ordnete  die  LandesTorordnung  Ton 
1786,  J.  J.  Scotti,  Sammig.  trier.  Gesetze,  n. 
863 ,  die  Auslieferung  aller  Deserteure  ans  den 
Asylen  an. 
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tigiiBgeii  Ea  ihrem  Vorgehen  in  den  mit  ihr  abgeschlossenen  Konkordaten  ^  oder  in 
besonderen  Ladnlten  ^  ertheilen  Hessen,  nnd  dadurch  die  von  der  Kirche  festgehaltene 
AaylbereehtigiiBg  wenigstens  prinsipiell  anerkannten. 

Im  Laufe  des  18.  Jahrhunderts  schritten  endlieh  schon  einzelne  Staaten  zur 
▼ölligen  Beseitigang  des  Asylrechtes  ^,  und  in  diesem  Jahrhundert  ist  diese  überall 
erfolgt^,  da  der  moderne  Staat  seinerseits  keine,  seine  Strafrechtspflege  hemmende 
und  die  öffentliche  Sicherheit  gefährdende  Einwirkung  der  Kirche  zu  dulden  in  der 
Lage  ist,  und  bei  dem  völlig  veränderten  Strafen-Systemen  irgend  ein  Bedtlrfiiiss  für 
die  Aufrechterhaltung  des  Asylrechtes  nicht  besteht.  Wenn  trotzdem  die  päpstliche 
Gtesetsgebung,  obwohl  sie  sich  sogar  ihrerseits  i.  J.  1831  veranlasst  sah,  dasselbe 
fär  das  Gebiet  des  Kirchenstaates  zu  beschränken^,  die  Androhung  von  kirchlichen 
Strafen  für  die  Verletzung  des  Asybechtes  noch  in  unserer  Zeit  erneuert®  und  auch 
in  den  von  ihr  abgeschlossenen  Konkordaten  eine  Hindeutung  auf  dasselbe  aufge- 
nommen^ hat,  so  hängt  dies  offenbar  mit  ihrer  traditionellen  Politik  zusammen,  nie- 
mals auf  kirchlicherseits  geltend  gemachte  Ansprüche  zu  verzichten,  und,  soweit  sich 
die  Gelegenheit  darbietet,  ihre  prinzipielle  Anschauung  auch  unter  Verhältnissen 
zum  Ausdruck  zu  bringen >  unter  denen  jede  Aussicht  auf  ein  damit  praktisch  zu  er- 
zielendes Ergebniss  geschwunden  ist. 

Obgleich  die  Kirche  heute  allerdings  noch  das  Verlangen  erheben  kann,  dass  die 
in  die  Kirche  geflüchteten  Verbrecher  unter  möglichster  Schonung  des  Gottesdienstes 
und  unter  Beobachtung  der  der  Heiligkeit  der  Kirchen  entsprechenden  Rücksicht  von 


>  So  in  dem  spanischen  Konkordat  v.  1737, 
Alt.  2.  3 ,  welcher  namentlich  das  Asylrecht  füi 
Landkiichen,  in  welchen  das  Sakrament  nicht 
aufbewahrt  wnrde,  beseitigt,  Nnssi,  conyentio- 
■es  de  lebns  ecdesiastlcls  inter  s.  sedem  et  dvi- 
lem  potestatem.  Mognnt.  1870.  p.  57.  68;  im 
Konkordat  für  das  Königreich  helderSizilien 
T.  1741  Q.  2 ,  in  welchem  noch  weiter  gehende 
Beeehiänkimgen  der  Asylstatten  gemacht  worden, 
nnd  die  sofortige  Heransgabe  der  flüchtigen  Yer- 
bxeeher  an  den  weltlichen  Richter  durch  die  kirch- 
liehen  Oberen,  nm  sie  im  Namen  der  Kirche  Tor- 
lanüg  in  Haft  zn  halten,  yorgesohiiehen,  auch  bei 
▼erweigerter  Herausgabe  die  Verhaftung  nnd  Ent- 
femnng  durch  die  staatlichen  Beamten  gestattet 
ist,  1.  &  p.78,  in  den  Konkordaten  mit  Sar- 
dinien 1742  art  9  und  1770.  art.  2ir.,  in  wel- 
eben  eich  ähnliche  Vorschriften  befinden ,  1.  c. 
p.  107.  137. 

<  Ein  solches  Indult  hat  der  Kurfürst  Karl 
Theodor  v.  Baiem  auf  sein  Ansuchen  ton  Cle- 
mens XUL  für  die  hairischen  Bischöfe  und  zwar 
dahin  erhalten,  dass  diese  militärische  Yer- 
hieeher  aus  den  kirchlichen  Asylstatten  gegen 
das  Versprechen  der  Verschonung  mit  Todes-  und 
andttien  schweren  Körperstrafen  an  ihre  Vorge- 
setzten auszuliefern,  ermichtigt  wurden ,  Zech 
in  Schmidt  thesaur.  5,  364. 

3  So  Friedrieh  d.  Gr.  ffir  Schlesien,  s.  Ed.  v. 
7.  Februar  1743,  Theiner,  ZusUnde  d.  kath. 
Kirohe  1.  Schlesien.  Regensburg  1862.  1,  263; 
femer  M.  Lehmann,  Preussen  u.  d.  kathol. 
Kliehe.  2,  236.  261.  347.  360  u.  Friedberg 
a.  s.  O.  S.  274,  und  dann  allgemein  A.  L.  R.  II. 
11.  $.  176:  lySie  (die  Kirchengebände)  sollen  zu 
keinen  Freistatten  fOr  Verbrecher  dienen ,  son- 


dern die  weltliche  Obrigkeit  ist  berechtigt ,  die- 
jenigen, welche  sich  dahin  geflüchtet  haben, 
herauszuholen  und  in*s  Oefingniss  bringen  zu 
lassen*^.  In  Oester reich  wurde  das  Asylrecht 
stillschweigend  durch  den  Josephinlsoheu  Straf- 
kodex ▼.  1787  (s.  Hei  fort,  heilige  Handlungen 
S.  383  ff.);  in  Toskana  durch  Leopold  I.  auch 
wohl  für  die  CiTÜschuldner  beseitigt ,  S  c  a  d  u  t  o 
1.  c.  p.  239  (8.  0.  S.  396.  n.  6.) ,  ja  selbst  geist- 
liche Fürsten  sind  in  Deutschland  dazu  geschrit- 
ten ,  so  Joseph  in. ,  Bischof  t.  Passau  (1783  bis 
1794),  s.  Sehr ö dl,  Passavia sacra.  Passau  1879. 
8.386. 

*  So  ausdrücklich  in  Württemberg  durch  Y.  y. 
28.  Mai  1804,  Reyscher,  Samml.  würt.  Oes. 
10,  76  n.  f ;  im  Königr.  Sachsen,  Mandat  Tom 
19.  Februar  1827.  236,  Schreyer,  Cod.  des 
Sachs.  K.  R.  2.  Aufl.  S.  286;  in  Sachsen- 
Weimar,  Qes.  T.  7.  Oktob.  1823.  g.  10;  in  Sar- 
dinien durch  das  s.  g.  Siccazdfsche  Gesetz  vom 
9.  April  1860,  Friedberg  a.  a.  0.  S.  716.  In  den 
übrigen  Staaten  ist  es  indirekt  dadurch,  dass  die 
Stralsesetzbücher  und  Strafprozessordnungen  das- 
selbe nicht  aufgeht  erhalten  haben,  fortgefallen. 

^  Vgl.  den  Erlass  Gregors  XYI. ,  welcher  noch 
eine  Reihe  von  Verbrechen,  so  namentlich  die 
Theilnahme  an  den  durch  apostolische  Schreiben 
Torbotenen  Vereinen  und  Versammlungen ,  den 
crimina  excepta  anreiht,  Avanzini-Pen- 
nacchl  p.  681.  n.  1  u.  p.  690.  n.  1. 

•  S.  0.  S.  388.  n.  1. . 

7  S.  0.  S.  388.  n.  1.  Die  Einscharfung  der 
Beobachtung  des  Asylrechtes  im  Concll  you  Ra- 
Tonna  1865,  coli.  conc.  Lac.  6,  176,  hängt  damit 
zusammen,  dass  die  Provinz  damals  noch  zum 
Kirchenstaate  gehörte. 
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I.  Die  Hierarchie  und  die  Leitung  der  Kirche  durch  dieselbe. 


[§.221 


den  staatlichen  Organen  verhaftet  werden,  so  ist  dies  doch  eine  Forderung,  welche  mit 
dem  ehemaligen  kirchliehen  Asylrecht  nichts  zu  thnn  hat^,  sondern  durch  den  Ghar 
rakter  der  betreffenden  Stätten,  in  welchen  auch  jede  andere  profiinircnde  Handlung 
zu  vermeiden  ist,  gerechtfertigt  wird. 

8.  Die  unmittelbar  zum  Gottesdienst  bestimmten  Sachen, 

§.  222.    Ä.  Die  Altäre  \ 

Wesentlich  für  die  Feier  der  Messe  ist  ein  Altar  {dUare)^  eine  Tischplatte,  auf 
welchem  das  Opfer  dargebracht  wird^.  Daraus,  dass  das  letztere  den  wesentlichsten 
Theil  des  katholischen  Gottesdientes  bildet^,  folgt,  dass  in  jedem  demselben  gewid- 
meten Gebäude,  in  jeder  Kirche  oder  Kapelle  ein  Altar  errichtet  werden  muss^.  Da 
es  aber  unter  Umständen  erforderlich  wird ,  das  Messopfer  ausserhalb  einer  Kirche 
darzubringen  ^,  und  es  dazu  ebenfalls  eines  Altars  bedarf,  so  kennt  die  katholische 
Kirche  zwei  Arten  von  Altären,  den  festen  Altar  [altareßxum,  stabile j  immobile) 
und  den  tragbaren  Altar  (Trag-Altar,  a,  portaiüey  mobHey  viaOcum,  aravia- 
toria)  ^. 

I.  Die  verschiedenen  Arten  von  Altären,  ihre  Errichtung  und 
ihr  Gebrauch.  1.  Die  festen  Altäre.  Der  feste  Altar  ist  derjenige,  dessen 
Tischplatte  sich  auf  einem  in  dem  Kirchengebäude  errichteten  und  mit  diesem  ver- 
bundenen unterbau  ^  (Basis]  erhebt  und  mit  dem  letzteren  ein  einheitliches,  untrenn- 
bares Ganzes  bildet  ^.  Nach  der  jetzigen  Disziplin  der  Kirche  muss  der  Altar  von 
Stein  sein  *o,  jedoch  genügt  es,  wenn  eine  Steinplatte  aus  einem  Stück  oben  auf  dem 


<  Da«selbe  gilt  auch  von  den  VorsclixlfteD  des 
italienischen  GaranÜegesetzes  vom  13.  Mal  1871 
Art  7 :  „Nessnno  nfflclale  della  pnblica  antoriti 
ed  agente  della  foTza  publica  puö ,  per  esercltare 
attl  del  proprio  nffleio ,  Introdnrsi  nel  palazzi  e 
luoghl  dl  abitnale  residenza  o  temporaria  dimora 
del  Sommo  ponteflce  o  nel  qnali  sl  trovl  radonato 
nn  conclave  o  an  concillo  eoumenioo,  se  non  anto- 
rizzato  dal  Sommo  Ponteflce ,  dal  GonclaTe  o  dal 
Concillo"  (s.  anch  art.  8),  denn,  wenn  Indirekt 
dadurch  auch  nnter  Umstanden  dieselbe  Wirkung, 
wie  durch  das  Asylrecht  herbeigef&hrt  werden 
kann,  so  Ist  Ihr  Zweck  doch ,  die  höchste  Gewalt 
In  der  Kirche  als  unverletzlich  und  keiner  Kon- 
trole  unterworfen  hinzustellen ,  s.  auch  F.  S  c  a  - 
d  u  1 0,  guarentlgiepontiflcie.  Torlno  1884.  p.  157. 

*G.  Slevogt,  kurze  Abhdlg.  v.  d.  Rechten  der 
Altare.  Jena  1727 ;  T  hl  e r  s  les  prinelpaux  autels 
des  ^gllses.  Paris  1668;  A.  Sohml  d,  d.  christl. 
Altar  und  sein  Schmuck.  Regensburg  1871 ; 
Laib  und  Schwarz,  Studien  über  die  Ge- 
schichte des  christl.  Altares.  Stuttgart  1857. 

3  S.  0.  S.  189. 

*  0.  S.  178. 

s  c  32  (Agde  606),  Dlst.  I.  de  consecr. ;  de 
Her  dt ,  s.  liturg.  praxls  t.  I.  n.  176. 

«  0.  S.  189. 

^  0.  S.  189. 

8  Tischplatte  und  Unterbau  müssen  aber  ver- 
schieden sein.  '  Der  Altar  darf  daher  nicht  bloss 
aus  einem  einzigen  Felsstücke  bestehen ,  Areh. 
f.  k.  K.  R.  2,  203. 


®  Dies  sind  die  aUaiia  fza  Im  eigentliehen 
Sinne,  vgl.  Gongr.  rit  v.  1864,  Acta  s.  sed.  3, 663, 
d  e  H  er  d  1 1.  c.  n.  176. 1 ,  239.  In  einem  anderen 
Sinne  sind  nach  d.  Entsch.  Congr.lndu]g.T.186i, 
Acta  8.  sed.  3,  100  flxa  auch  diejenigen,  bei  wel* 
chen  eine  kleinere,  zur  Gelebration  der  Messe 
bestimmte,  an  sich  bewegliche  Platte  In  die  obere 
FlUohe  des  festen  Mauerwerks  eingelegt  wird : 
„suffleere  ad  oonstltuendam  qualitatem  altaris  flxi , 
ut  In  medio  altaris  stabllls  et  inamovibllls ,  licet 
non  conseoratl,  lapls  eonsecratus  etiam  amovibüis 
pouatur'';  de  Herd 1 1.  o.  1,  238. 

10  S.  o.  S.  189.  n.  6.  In  der  »testen  Kirche 
bediente  man  sieh  ausser  den  In  die  steinernen 
Wände  der  Goemeterlen  eingehauenen  Altären 
vielfach  hölzerner  Platten  oder  hölzerner  Tische, 
welche  bei  den  Verfolgungen  leieht  entfernt  wer^ 
den  konnten,  B Interim,  Denkwürdigkeiten  d. 
chrlstkath.  Kirche  IV.  1,  102;  Probst  1. 
Wetzer  u.  Weite,  Kirohenlexikon.  2.  Aufl. 
1,  586.  Seit  dem  4.  Jabrh:  sind  aber  steinerne 
AJtare  oder  wenigstens  steinerne  Altar -Platten 
oder  Steine  Immer  gebräuchlicher  geworden ,  s. 
a.  a.  0.,  und  seit  dem  6.  Jahrh.  finden  sich  schon 
einzelne  partikuläre  Anordnungen ,  c  31  (Bpaon 
617)  Dist  I.  de  consecr.,  dass  bloss  steinerne 
Altäre  konsekrirt  werden  sollen.  Aber  nodi  die 
Synode  v.  Goyaca  1050,  Mansl  19,  787  sebärft 
ein :  „Altaris  vero  ara  tota  lapldea  slt  et  ab  epis- 
oopis  consecrata". 
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Aliar  mit  dem  oberen  Theile  nnd  dem  Unterbau  fest  znaammengefttgt  ist,  und  dieselbe 
solche  Dimensionen  aufireiBt,  dass  die  für  die  Aufnahme  der  zu  kensekrirenden  Ma- 
terien bestimmten  Gefitose  darauf  aufgestellt  werden  können  ^ 

Ein  fest  dureh  Mauerwerk  mit  der  Kirche  verbundener  Altar  erscheint 
nicht  blos  als  Zubehör  des  kirchlichen  Oebäudes ,  sondern  als  eine  einen  Theil  der- 
selben bildende  Nebensache ,  weil  er  diesem  gegenflber  keine  Selbstständigkeit  be- 
wahrt 2,  und  steht  daher  in  dem  Bigenthum  derjenigen  physischen  oder  juristischen 
Person,  welcher  das  kirchliche  Oebäude  gehört. 

Der  eine  Altar,  welcher  für  jedes  ausschliesslich  zum  katholischen  Gottesdienste 
bestimmte  Gebäude  ^  wesentlich  ist,  muss  von  der  eben  gedachten  Beschaffenheit  sein  ^. 
Wahrend  in  den  ersten  Jahrhunderten  der  christlichen  Zeitrechnung  jede  Kirche  nur 
einen  einzigen  Altar  hatte,  ist  seit  dem  4.  Jahrhundert  im  Abendlstud  die  Gewohnheit  auf- 
gekommen^, in  einer  und  derselben  Kirche  mehrere  Altäre  au&urichten.  Diese  Sitte 
ist  später  durch  die  allgemeine  Kirchengesetzgebung  ausdrücklich  anerkannt  wor- 
Aesk^.  Damit  war  die  Unterscheidung  zwischen  dem  Haupt-  oder  Hochaltar 
[aliare  summum ,  mmts ,  prtne^ale)  und  den  Nebenaltären  [aUaria  nwnor<i\  gegeben. 
Der  erstere  ist  derjenige ,  an  welchem  der  feierliche,  in  der  betreffenden  Kirche  nach 
ihrer  Bestimmung  abzuhaltende  Gottesdienst  verrichtet  wird ,  während  die  anderen 
Altäre  für  die  Abhaltung  von  nicht  wesentlichen  und  nicht  feierlichen  Gottesdiensten 
bestimmt  sind,  also  fehlen  können.  Daher  muss  bei  der  Konsekration  der  Kirche  immer 
zugleich  auch  der  Hauptaltar  konsekrirt  werden  7. 

Die  Errichtung  emes  Altars  in  einer  Kirche  oder  Kapelle  kann  nur  mit  Geneh- 
migung des  Ordinarius  erfolgen  ^.    Wegen  der  Nothwendigkeit  des  Hauptaltars  gilt 


1  Ferraris  8.  t.  altare  n.  6,  s.  0.  S.  189.  n. 5. 
Baber  ist  auch  für  den  Unterbaa  Stein  nicht  ab- 
solut erforderlich,  sofern  nur  die  Altarplatte  anf 
Ecksteinen  ruht,  Arch.  f.  kath.  K.  R.  %  204,  und 
es  genügt  im  üebrlgen  eine  mit  dem  Mauer- 
werk Yerbundene  Holzkonstruktion,  Probst, 
Eucharistie  als  Opfer  S.  103;  Gongr.  rlt.  bei 
6ardelllnled.eitn.463u.21i0;  1,  113.364. 
Ygl.  auch  Areh.  f.  kath.  K.  B.  2,  201. 

3  Ohne  dass  er  ganz  zerstört  wird,  Ist  eine  Ent- 
fernung eines  solchen  für  die  Regel  nicht  mög- 
lich, und  daher  ein  gesondertes  Eigenthum  an 
demselben,  eine  abgesonderte  Verfügung  darüber 
aosgeschloesen.  Vgl.  auch  M  e  u  r  e  r ,  Begriff  u. 
Elgenthümer  d.  h.  Sachen  2,  8.  Vielfach  wird  der 
Altar  freilich  bloss  als  Pertinenz  betrachtet, 
a.  a.  0.  lieber  die  Frage,  in  wie  fem  ein  beson- 
deres Eigenthum  von  Altarstiftnngen  an  den 
festen  Altären  möglich ,  welche  vielfach  bejaht 
vlrd,  a.  a.  0.  S.  9,  im  kirchlichen  Vermögensrecht 

>  Für  Kirchen,  welche  gleichzeitig  mit  anderen 
Konfessionen  benutzt  werden  (o.  $.220)  gilt  dies 
nicht   S.  nachher  unter  2. 

4  de  Herdt  1.  c.  n.  176  ;  1,  23a  239.  241. 

^  S.  Binterim  a.  a.  0.  S.  96;  Meureri. 
Herzog,  Real-Bncyklop&dle  f.  protest.  Theologie 

0.  Aufl.  1,  309 ;  Probst  i.  dt  Kirchenlexikon 

1,  585.  Die  Folge  der  zunehmendenHeiligen- Ver- 
elnnmgwar  auch  eine  Vermehrung  der  Altire.  In 
InroUnglscherZeit  sah  man  sich  schon  genöthlgt, 
dieser  Schranken  zusetzen,  cap.  missor.ln  Theod. 
Tille T.  805.  c.  8  (Boret  cap.  1, 121):  ,;de  al- 
taribas,  utnon  superflua  sint  in  ecceleslis"  (wie- 


derholt bei  Benedict  Lot.  II.  266.  $.  6  und  Re 
gino  I.  31 ;  o.  18  Dist  I.  de  cons.). 

®  c.  5  (Alex.  III.)  X  de  oonsecr.  III.  40. 

"^  Gongr.  Tit  Y.  1665,  Oardellinl  ed.  dt 
n.  2343.  II .  1,  397 :  „Debet  cum  ipsa  (ecclesia) 
omiiino  consecrari  altare  malus ,  nam  istud  est 
principale  et  si  hoc  tantum  slt  in  ecclesia ,  suf- 
fldt :  alia  ^ero  aceessoria ,  pro  quibus  datur  con- 
seoratlo  distincta ,  sine  ecclesiae  consecratlone,^ 
s.  auch  n.  5204;  4,  180  (v.  Jahre  1854)  u.  Acta 
s.  sed.  4,  50  (v.  1866),  wie  denn  nach  dem  Pon- 
tiilcale  T.  II.  de  ecclesiae  dedlcatione  die  Kon- 
sekration dieses  Altars  einen  intergrirenden  Theil 
der  Konsekration  der  Kirche  ausmacht  und  vor- 
her zu  vollenden  ist ,  ehe  der  wesentliche  Akt 
dieser  letzteren,  die  Bekreuzung  der  Wände  (s.  o. 
S.  326.  n.  5)  vom  Bischof  vorgenommen  wird. 

Aus  demselben  Grunde  erklärt  es  sich,  dass 
noch  heute  der  Hauptaltar  die  Stelle  in  der  Kirche 
erhalten  muss,  welche  früher  der  einzige,  in  der- 
selben befindliche  Altar  eingenommen  hat,  näm- 
lich im  Presbyterium  oder  im  Chor  derselben, 
Binterim  a.  a.  O.  S.  94;  Probst  im  cit 
Kirchenlexikon  1 ,  586;  M eurer  bei  Herzog 
1,  311;  van  de  Bürgt,  de eccleslis  1,121.  Eben- 
so wird  in  den  Pfarr-  und  Regulär -Kirchen  das 
Sanktissimum  im  Tabernakel  dieses  Altars  auf- 
bewahrt, 0.  S.  84.  n.  1. 

B  c.  25  (s.  g.  Statuta  Bonifadl  c.  3,  Mansi 
12 ,  383 ;  Bened.  Lev.  H.  202)  Dist.  I.  de  cons. 
Diese  Stelle  ist  zwar  ihrem  Ursprung  nach  un- 
sicher, aber  sie  bezeugt  eine  sich  aus  allgemeinen 
Grundsätzen  ergebende  Rechtsnorm  und  die  im 
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aber  eine  solche  fttr  diese  mit  der  fflr  den  Bau  einer  Eirehe  ertheilten  Erlanbniss 
ohne  Weiteres  als  gegeben.  Über  die  Zahl  der  Altäre,  welche  in  einer  Kirche  tu 
gestatten  sind,  hat  ebenfalls  der  Ordinarius  zu  befinden,  gleichviel  ob  bei  der  Nea- 
begründung  einer  Kirche  mehrere  Nebenaltäre  gleichseitig  errichtet  werden  soUen 
oder  in  einer  schon  yorhandenen  Kirche  die  nachträgliche  Erbauung  eines  neuen 
Altars  in  Frage  kommt  ^  Femer  muss  der  Ordinarius  auch  jetzt  noch  darflber 
wachen,  dass  keine  überflüssigen  Altäre  2,  also  nicht  solche,  ftlr  welche  keine  beson- 
deren Gottesdienste,  namentlich  aus  Mangel  der  erforderlichen  Geistlichen  oder  der 
nothwendigen  Dotation,  gehalten  werden  können,  erbaut  werden.  Daraus  folgt,  dass 
die  seitens  eines  Dritten,  einer  juristischen  oder  physischen  Person  beabsichtigte 
Stiftung  eines  Neben- Altars  vom  Ordinarius  allein  dann  genehmigt  werden  kann, 
wenn  ausreichende  Mittel  für  die  Unterhaltung  des  Altars  und  die  Oelebrimng  des 
gewünschten  Gottesdienstes  gewährt  werden  ^  oder  vorhanden  sind.  Bei  der  Genehmi- 
gung der  Altäre  kommt  dem  Ordinarius  auch  die  Prüfung  über  die  Stelle  zu,  an  welcher 
der  Altar  in  der  Kirche  errichtet  werden  soll  *.  Hierbei  ist  vor  Allem  darauf  zu  achten, 
dass  an  diesem  Orte  Niemand  begraben  liegt  oder  dass  dort  bestattete  Leichname^ 
oder  die  Reste  von  solchen  vorher  entfernt  werden^. 

Die  gedachten  Befugnisse  des  Ordinarius  fliessen  theils  aus  seiner  jurisdictio, 
soweit  sich  diese  auf  die  Errichtung  und  Veränderung  kirchlicher  Anstalten  bezieht, 
theils  aber  aus  seinem  Recht  zur  Ueberwachung  der  Abhaltung  des  Gottesdien- 
stes und  zur  Femhaltung  alles,  desjenigen  was  liturgisch  unzulässig  ist.  Neben  diesen 
steht  aber  immer  das  Verfügnngsrecht  des  Eigenthümers  der  Kirche,  also  namentlich 


AuschlnsB  daran  festgestellte  Pnxis  det  Kirche. 
Nor  Tereinzelt  heben  daher  schon  die  alteren 
Partikalarsynoden  s.  z.  B.  Mainz  1261.  c.  15  u. 
1310,  Mansi  23,  1084  n.  25,  329:  „Altaria 
snpeiflua  per  ecolesias  parochiales  omnlnotolUn- 
tui,  cum  singnlls  ecdesiis ,  non  conTentaalibns, 
ad  plns  trla  snfflclant;  nee  altaie  aliqnod  de 
noYO  flat,  nlsi  episcopo  permittente  ac  tantnm 
eldem  altari  in  piOTentibas  assignetor,  nt  saltem 
lumlna  habest  competentia",  dies  noch  ausdrück- 
lich herror,  nnd  die  neuesten,  s.  Prag  1860,  coli, 
conc.  5.  530;  Urbino  1859,  1.  c  6,  30,  setzen  es 
auch  nur  yoraus.  Die  Ertheilung  der  Erlanbniss 
ist  ein  Jurisdiktionsakt,  daher  kann  sie  auch  der 
Kapltularvikar  während  der  Erledigung  des 
Bisohofsstuhles  geben. 

Hat  der  Papst  kraft  seiner  Zuständigkeit  die 
Errichtung  einer  Kathedrale  oder  einer  Kollegiat- 
kirche  zu  genehmigen  (s.  0.  S.  318. 319),  so  kann 
er  oder  der  Ton  ihm  ernannte  Exekutor  die  Zahl 
det  Altare  bestimmen.  Doch  ist  für  die  spatere 
Errichtung  neuer  in  solchen  Kirchen  bloss  die  Zu- 
stimmung des  Bischofs  erforderlich ,  es  sei  denn 
dass  die  ursprüngliche  Zahl  als  eine  unüberschreit- 
bare  Norm  bei  der  Errichtung  festgestellt  wäre. 

1  S.  die  Tor.  Anm.  In  exemten  Kirchen  be- 
darf es  der  Genehmigung  des  Papstes. 

^8.0.8.  399.  n.  5  und  n.  8,  nach  wel- 
cher für  andere  als  KoUegiat-  und  Regular- 
kirchen  drei  ausreichend  erklart  werden;  vgl. 
femer  cit.  Prager  Synode,  1.  c.  p.  531:  „tres 
in  parochialibuB  praesertim  ecdesiis  mensae 
communiter  suffloere  poterunt^;  Urbino  1.  c: 
.Altaria  quaelibet  ecclesla  oonlegiata  praesertim 


et  parochialis ,  habeat  numero ,  altltudine  ac  de- 
core  congrua^. 

s  Sei  es  toh  ihm  selbst  oder  einem  aaderen, 
denn  das  KircheuTermögen  und  die  zur  Auf- 
bringung der  kirchlichen  Lasten  Yerpfiiehteten 
können  nicht  für  unnöthige  Ausgaben  in  An- 
spruch genommen  werden.  8.  auch  nachher  im 
Text 

4  Für  den  Hauptaltar  ist  diese  Stelle  gegeben, 
s.  0. 399.  n.  7.  Geht  der  Konsekration  der  Kirche 
die  Benediktion  des  Grundsteines  Toran  (s.  8. 326. 
n.  5),  so  wird  bei  der  letzteren  das  Kreuz  an  der 
Stelle  aufgepflanzt ,  an  welcher  sp&ter  der  Hoch- 
altar zu  stehen  kommt,  Probst,  Benediktionen 
S.  298.  Ueber  die  SteUen  für  die  Nebenaltäie 
finden  sich  mitunter  in  den  ProTinzialkonzilien 
Anweisungen,  s.  z.  B.  Prag  1860,  oolL  oonc. 
Lac.  5,  531. 

&  Derartige  Verbote  finden  sich  schon  Mh ,  s. 
0.  S.  264.  n.  4. 

«  Congr.  rlt.  v.  1766,  Gardellini  ed.  rit. 
n.  4332;  2,  474:  „Ssmus  oonflrmando  deereto 
congreg.  ss.  rit.  de  non  oelebrando  ss.  mtasee 
sacriflcio  in  altari ,  sub  quo  sepulta  exlstunt  ca- 
dayera  defnnctorum,  mandaTit  missas  non  esse 
celebrandas  in  altari,  de  quo  in  predbus,  donee 
sint  sub  eo  eiusque  pradella  cadaTcra ,  quae  ex* 
human  debebunt,  iuxta  mentem  decreti,  qnod 
alias  sub  die  24  Jul.  1752  ad  similes  preces  edi- 
dit  pontifex  Benediotus  XIY.  sie  explioatum  R. 
P.  D.  Secretario  eiusdem  Gongreg.,  oonoessit,  nt 
Interim ,  si  missae  ex  aliqua  obligatione  in  ee- 
dem  celebrari  deberent ,  celebrentnr  in  alio  altari*'. 


§.  222.] 


Die  Verwaltung  des  Kultus.  Die  Alt&re. 
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bei  den  dem  öffentlichen  Gottesdienste  aussehliesslich  gewidmeten  kirchlichen  Qe- 
bftnden  das  des  Vermögensverwaltangsorganes.  Diese  letztere  Befugniss  tritt  gegen- 
flber  der  Jurisdiktion  nur  insoweit  zurück,  als  die  Errichtung  von  Altären^  welche 
f)lr  die  betreffende  Kirche  nothwendig  sind,  gefordert  wird.  Darllber  hinaus  kann  der 
Ordinarius  eine  solche  nicht  erzwingen.  Wenn  ein  Dritter  in  einer  derartigen  Kirche 
einen  Altar  zu  besonderen  Zwecken  stiften  will ,  so  genügt  dazu  die  Genehmigung 
des  Ordinarius  allein  nicht,  sondern  es  bedarf,  weil  darin  immer  eine  Verfügung 
Aber  das  Kirchengebäude  liegt,  noch  der  Zustimmung  des  Eigenthümers,  also  ins- 
besondere des  gedachten  Verwaltungs-Organes ,  und  wider  Willen  desselben  ist  der 
kirchliche  Obere  nicht  befugt,  die  Errichtung  eines  neuen  Altars  zu  erzwingen,  sofern 
es  sich  nicht  etwa  um  einen  solchen  handelt ,  welcher  ftlr  die  Kirche  nothwendig  er- 
scheint, oder  die  beabsichtigte  Stiftung  einen  augenscheinlichen  Nutzen  gewährt  und 
keine  neuen  Lasten  auferlegte 

Da  die  Messe  nur  an  einem  konsekrirten  Altare  gefeiert  werden  darf  2,  so  muss 
jeder  Altar  in  einer  Kirche,  selbst  wenn  die  letztere  blos  benedicirt  ist',  konsekrirt 
werden. 

Ueber  die  Berechtigung  zur  Konsekration  gilt  dasselbe ,  wie  Aber  das  Recht  zur 
Konsekration  einer  Kirche.  Fflr  die  Regel  ist  also  der  Bischof  des  Ortes ,  zu  dessen 
Diöcese  die  betreffende  Kirche  und  der  Altar  gehört,  daftir  zuständig^. 

Fflr  die  Konsekration  ist  die  Beschaffung  von  Reliquien^  mehrerer  Heiligen 
nothwendig  <^.  Eine  von  diesen  muss  die  eines  von  der  Kirche  als  Heiligen  anerkann- 


1  Denn  im  letztern  Fall  handelt  das  Yerwal- 
tnngsoTgan  pflichtwidrig ,  wenn  ea  aus  blossem 
Eigensinn  die  Annahme  der  Stiftung  ablehnt, 
nnd  der  Ordinaiins  Ist  kraft  seines  Aufsicht»- 
rechtes  über  dleYermogensTerwaltungkorrlgirend 
einzugreifen  berechtigt 

2  a  0.  S.  189. 

s  S.  a.  a.  0.  Anm.  6.  Denn  eine  der  Bene- 
diktlon  der  Kirche  analoge  Benediktion  des  Altars 
giebt  es  nicht,  yielmehr  wird  bei  der  ersteren  der 
Altar  gleichzeitig  in  demselben  liturgischen  Akte 
gesegnet,  Rituale  rom.  t.  YIII.  c.  27;  Baruf- 
f  alduB  comm.  ad  Bit  rom.  tit.  LXXII.  n.  68. 

^  S.O.S.  327.  Nichtig  ist  aber  wedereine  durch 
einen  anzuständigen  Bischof  noch  durch  einen 
Priester  ohne  päpstliche  Delegation  vorgenommene 
Konsekration.  Wenn  die  Congr.  rit  v.  1844, 
Oardellini  ed.  dt  n.  4990.  U.;  4,  87  auf  die 
Frage  :  „  An  ss.  missae  sacriflcium  celebrari  queat 
super  altaribus  secundi  generis  (i.  e.  portatili- 
bos)  a  simpUdbus  saoerdotibns  consecratis  abs- 
qiie  appositioue  reliquiamm  ye\  an  ista  debeant 
itemm  consecrari  sanctorum  reliqniie  appositis'^ 
geantwortet  hat :  „altaria  esse  denno  consecranda, 
nt  in  Rhedonens.  d.  28.  September  1837",  so  er- 
glebt sich  aus  dieser  zuletzt  citirten  Entscheidung 
(1.  p.  n.  4828.  p.  18) ,  dass  sie  die  Konsekration 
nicht  wogender  Yollziehnng  durch  einen  Priester, 
sondern  wegen  Mangels  eines  wesentlichen  Aktes 
der  Konaekrationshandlnng ,  nämlich  wegen  der 
Unterlassong  der  £infögang  von  Reliquien,  für 
nichtig  erklärt  hat 

Einzelne  ältere  Kanonlsten  (so  namentlich 
Barbosa  J.  E.  U.  II.  7.  n.  12)  nehmen  an,  dass 
In   einer  nicht  konsekrirten  Kirche  ein   altare 

Hineebius,  Kirchenreehi  IV. 


flxum  allein  mit  päpstlicher  Erlanbniss  konse- 
krirt werden  darf,  aber  die  dafür  angezogenen 
c.  25.  26.  Dist  de  oonsecr.  (s.  0.  S.  399.  n.  8  u. 
S.  240.  n.  2)  beweisen  absolut  nichts.  Auch  ist 
die  Praxis  entgegen,  a.  Ferraris  s.  t.  altare 
n.3ö. 

K  S.  0.  S.  265,  nnd  zwar  von  eigentlichen 
Sancti,  nicht  von  blos  Beatiflcirteu,  es  sei  denn, 
dass  die  Genehmigung  zur  Errichtung  eines  festen 
Altars  für  einen  solchen  Tom  päpstlichen  Stuhl 
ertheilt  ist,  Aroh.  f.  k.  K.  B.  2,  209.  In  früherer 
Zeit  fügte  man  den  Reliquien  auch  die  Eucha- 
ristie bei  oder  legte  sie  in  Ermangelung  Yon  Re- 
liquien allein  in  den  Altar  —  s.  Galchut  v.  816 
o.  2,Bi  a  nsi  14,  356  -—  doch  ist  dies  längst  abge- 
kommen und  erscheint  Jetzt  unzulässig,  Fer- 
raris l.  c.  n.  18. 

®  Die  Praxis ,  Reliquien  innerhalb  des  Altars 
niederzulegen ,  hat  sich  aus  der  Sitte  Über  den 
Ghräbem  der  Märtyrer  Kirchen  und  Kapellen  zu 
bauen  im  Znsammenhang  mit  der  Yerbreitung 
der  Heiligenverehrung  entwickelt ,  s.  o.  S.  240. 
n.  S.  264  Ygl.  übrigens  auch  den  Bericht  über 
die  Konsekration  der  Altäre  i.  J.  1012  in  der 
neu  errichteten^  Domkirche  zu  Bamberg  bei 
Jaff^,  monum.  Bamberg,  p.  479;  SS.  17, 
635.  Da  es  im  Gorpus  iur.  oan.  keine  Stelle 
giebt,  welche  diese  Niederlegung  Yorschreibt, 
und  diejenigen  Stellen,  welche  von  der  Kon- 
sekration der  Altäre  handeln,  einer  solchen  nicht 
erwähnen ,  s.  c.  31 ,  32  cit  Dist  I.  de  oonsecr., 
so  haben  viele  Kanonisten  behauptet ,  dass  sie 
nach  strengem  Rechte  nicht  erforderlich  und 
wesentlich  sei,  s.  z.B.  Reiffenstuel  ins  can. 
III.  40.  n.  40  u.  Ferraris  l.  c.  n.  24  (ebenso 
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ten  Märtyrers  sein  ^  die  ttbrigen  können  aber  aneh  von  anderen  Heiligen ,  also  von 
blossen  Konfessoren  ^^  namentlich  von  denjenigen ,  zn  deren  Ehren  die  Kirche  oder 
der  Altar  geweiht  wird  ^,  herrühren.  Oeeignet  dazn  sind  aber  blos  Körpertheile,  nicht 
Stttcke  von  Kleidern  oder  andere  Gebrauchsgegenstände  der  betreffenden  Heiligen  *. 
Die  Niederlegnng  der  Reliquien  in  den  Altar  bildet  ein  wesentliches  Erforder- 
niss  der  Gflltigkeit  der  Konsekration^.  Dasselbe  gilt  von  den  durch  das  Pontifikale 
vorgeschriebenen  Salbungen  ^. 


Probst,  Eucharistie  als  Opfer  S.  103),  obgleich 
sie  bemerken,  dass  <iex  Bischof  in  der  Praxis  von 
der  Sitte  nicht  abgehen  soll.  Andererseits  wird 
die  Niederlegung  für  nothwendig  erklärt,  so  z.  6. 
von  Barbosal.c.n.  7;  Schmalzgr  aeber  III. 
40.  n.  19;  Giraldi  exposit.  iar.  pontif.  P.  I.  s. 
699.  Diese  letztere  Ansicht  ist  die  richtige. 
Denn  das  pontiflcale  roman.  P.  II.  (de  dedi- 
catione  ecclesiae,  de  consecratione  altarts  und  de 
eonsecr.  altaris  portatllis}  schreibt  den  Gebrauch 
der  Reliquien  vor,  und  es  ist  nicht  möglich,  ohne 
diese  den  Konsekrationsakt  in  der  vorgeschrie- 
benen Form  zu  vollziehen.  Der  von  den  Gegnern 
hervorgehobene  Umstand ,  dass  ältere  Missalien 
In  der  Rubrik  den  Passus  aufweisen  :  „Si  reliquiae 
non  fuerint  in  altari,  omittatur  illa  particula  ora- 
tionis . . .  scilicet :  Oramus  te,  domine,  per  merita 
sanctorum  tuorum ,  quorum  reliquiae  hie  sunt^', 
diese  Stelle  aber  in  dem  jetzigen  Missale  (s.  Ri- 
tus celebrandl  missam  IV.  n.  1)  fortgeblieben  ist, 
beweist  gerade,  dass  die  Konsekration  nicht  ohne 
Reliquien  erfolgen  soll.  Uebrigens  entspricht 
auch  die  konstante  Praxis  der  Oongr.  rit.  dem 
hier  vertretenen  Standpunkt,  s.  die  Instruktion 
v.  i837beiGardellinied.cit.n.4828;4,  18: 
„Altare  super  quo  celebratur  missa  vel  flxum  yel 
portatile,  scilicet  cum  petra  saera  tantum ,  con- 
secratum  omnino  esse  debet ;  ac  pro  ipso  altare 
portatili  sive  petra  sacra,  praecipuus  ritus  obser- 
vandus,  unctiones  adhibendao,  reponendae  in  se- 
pulchro  reliquiae  sanctorum  martyrum  luxta 
yerba  apocalypsis :  vidi  suh  aliart  dei  anima% 
interfeetOTWn,  Reliquiae  ibi  reponuntur  ob  rela- 
tionem  ac  mysticam  analogiam  inter  dorn.  Jesum 
Christum  caput  martyrum  eiusque  membra  iuxta 
s.  AuguBtiui  verba :  Ck)nTenienter  autem  et  quasi 
quodam  consortio  ibi  martyribus  sepultura  de- 
creta  est,  ubi  mors  domini  quotidie  celebratur; 
scilicet,  ut  qui  propter  mortem  eins  mortui 
fuerunt,  sub  sacramenti  eins  mysterio  requies- 
cant.  Ideo  sacerdos  post  coTifessionem  osculans 
altare  profert  ea  verba :  Quorum  rdiquiae  hie  sunt 
(Missale  roman.  1.  c).  Ex  quibus  etiam  patet 
necessitas ,  ut  in  altari  sit  sepulchrum  reliquia- 
rum.  Reliquiis  enim  non  appositis  et  deficienti- 
bus  snperflna  et  vana  essent  ea  verba.  Praeterea, 
sicut  altare  quodcumque  vel  immobile  vel  por- 
tatile evadlt  execratum  ob  fracturam  vel  per  se 
enormem  ob  quantitatem  vel  enormem  propter  lo- 
cum  unctionum ,  licet  levis  in  se  fractura  esset ; 
ita  execratum  evadit  ob  reliquiarura  amotionem, 
ex  hoc  etiam  liquido  ostenditur  reliquiarum  ne- 
cessitas in  altarium  consecratione.  Hluc  si  a  ce- 
teris  ritibus  observandis  dispensavit  aliquando 
sedes  apostolica,  numquam  a  ritu  dispensavit  re- 
positionis  reliquiarum  et  a  caeremoniis  necessario 
in  hoc  observandis.  Sic  Gongr.  ss.  rit  in  Augustana 


21.  AprlL  1668  (s.  Ga.rdelli  ni  n.  3404;  2,151) 
episcopo  supplicanti  pro  facultate  reconciliaudi 
plurima  milUaria  altarium  execratorum  ob  solam 
remotioneln  reliquiarum  ,  quae  propterea  Iterum 
consecrauda  omnino  erant  ,  cum  sola  repositione 
reliquiarum  üb  tantummodo  servatls  caeremoniis 
quae  in  pontiflcali  romano  praeecribuntur ,  re- 
spondit:  In  hoc  casu  gratiam  petitam  posse  C4)ncedi, 
quae  a  s.  m.  demente  IX.concessa  fuerit*\  Vgl. 
auchl.cn.  3104}  2,74. 

1  Das  ergiebt  die  eben  citirle  Instruction  ,  s. 
auch  deHerdtl.  n.  178,  denn  nach  dem  Pontif. 
roman.  U.  co.  wird  in  den  Behälter  der  Reliquien 
zugleich  eine  Pergamenturkunde  mit  der  In- 
schrift :  MDGCC.  die  N.  mensis  N.  Ego  N.  epi»- 
copus  N.  coneescravi  ecdesiam  et  altare  hoc  (oder 
blos  altare  hoc),  in  honorem  s.  N.  et  reliquias 
SS.  martyrum  N.  et  N.  In  eo  inclnsl  et  singulis 
Ghristi  fldelibus ,  hodie  uuum  annam  et  in  die 
anniversario  consecrationis  huiusmodi  ipsam  visi- 
tantibns  XL  dies  de  yera  indulgentia  in  forma 
ecclesiae  consueta  concessi**  eingelegt. 

2  Arch.  f.  kath.  K.  R.  2,  209. 

3  Weder  der  Patron  noch  der  Titalar-HelUge 
der  Kirche  (s.  o.  S.  269)  braucht  aber  derjenige 
Märtyrer  oder  Heilige  zu  sein  ,  dessen  Reliquien 
in  den  Haupt-  oder  einen  Nebenaltar  niedergelegt 
werden,  nur  der  Patron  und  der  Titel  der  Kirche 
und  des  Hauptaltars  muss  derselbe  sein ,  s.  die 
vor.  Anm  1. 

*  So  nach  der  neuesten  Praxis  der  Gongr.  rit, 
de  Herdt  I.e.  n.  178.  Freilich  ist  das  friiher 
nicht  immer  beobachtet  worden,  s.  Arcb.  f.  kath. 
K  R  2  209 

5  S.  S.  401.  n.  4  und  n.  6.  Für  die  Nieder- 
legung der  Reliquien  ist  im  Altare  eine  be- 
sondere Höhlung  im  Steine,  nicht  im  Metall, 
Arch.  f.  k.  K.  R.  2,  204 ,  das  s.  g.  $epulehrum 
oder  auch  (nach  dem  Pontifikale)  die  eonfessio 
bestimmt.  Dieses  kann  rieh  in  dem  Altarsteiue 
(der  mensa)  selbst  oder  im  Unterbau  des  Altars, 
sowohl  in  der  Mitte ,  wie  am  Rande  des  Altars 
oder  verborgen  unter  dem  Altarsteine  selbst  auf 
der  Gberfl&che  der  Basis  befinden.  In  dem  letz- 
teren Falle  wird  es  durch  die  Altarplatte  oder  den 
Altarstein  bedeckt.  Es  muss  durch  einen  beson- 
deren Stein  verschlossen  werden ,  nachdem  der 
von  dem  Bischof  vorher  mit  Wachs  versiegelte 
Behälter  mit  den  Reliquien  bei  dem  Konse- 
krations-Akte in  dasselbe  gesetzt  ist.  Wegen  des 
Verschlusses  heisst  das  sepulchrum  auch  ji- 
gillum^  c.  1  (Alex.  III.)  X  de  conseer.  ecclea.  III.  40. 

fi  Gesalbt  wird  1.  mit  Ghrisma  durch  Kreuze 
in  den  4  Ecken  das  sepulchrum  vor  Einsetzung 
des  Reliquienbehälters ,  2.  durch  ein  Kreuz  in 
der  Mitte  die  untere  Seite  des  zum  Verschluss 
des    sepulchrum   bestimmten    Steines,    ebenso 
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Wenn  ein  Altar  einmal  gültig  konsekrirt  ist,  so  darf  er  nicht  nochmals  konse- 
krirt  werden  ^ .  Dagegen  ist  eine  Konsekration  statthaft  ^,  wenn  Ungewissheit  darüber 
besteht,  ob  eine  solche  früher  gültig  vorgenommen  worden  war  ^. 

Wird  die  Kirche  pollnirt,  so  werden  anch  alle  Altäre  von  dieser  Pollution  mit 
betroffen^.  Eine  selbstständige  und  alleinige  Pollution  des  einen  oder  anderen  Altars 
ist  nicht  denkbar  ^.  Daher  wird  auch  die  Pollution  der  Altäre  zugleich  durch  die 
Reeonciliation  der  Kirche  wieder  beseitigt®. 

Dagegen  erscheint,  weil  sowohl  die  Kirche  als  auch  die  Altäre  besonders  kon- 
sekrirt werden,  eine  selbstständige  Exekration^  der  letzteren  möglich.  Ja,  so  weit 
nicht  eine  absichtlich  durch  den  kirchlichen  Oberen  vorgenommene  Profanation 
der  Kirche,  nm  diese  wieder  in  den  freien  Verkehr  zu  bringen^,  in  Frage  kommt,  ist 
die  fixekration  der  Altäre  und  die  der  Kirche  unabhängig  von  einander  ^.  Eine  Exe- 
kralion  des  Altars  tritt,  abgesehen  von  dem  eben  gedachten  Fall  dann  ein,  wenn  der- 
selbe in  solcher  Weise  zerstört  ist,  dass  er  nach  seiner  Wiederherstellung  nicht  mehr 
aJla  derselbe  früher  konsekrirte  Altar  betrachtet  werden  kann  i^.  Deshalb  können 
derartige  Veränderungen  an  dem  Kirchengebäude  selbst,  welche  nicht  in  der  ge- 
dachten Weise  auf  den  Altar  einwirken  ^',  keine  Exekration  desselben  herbeiführen, 
and  umgekehrt  kann  die  blosse  Exekration  des  Altars  nicht  die  der  unversehrt  blei- 
benden Earche  zur  Folge  haben. 

Insbesondere  wird  eine  Exekration  des  Altars  herbeigeführt,  wenn  a.  die  Verbin- 
dung der  Altarplatte  oder  des  Altarsteines  mit  dem  Altarkörper  gelöst  ^^  oder  b.  anch 
nur  von  der  Verbindung  zwischen  beiden  eines  derjenigen  Stücke  weggebrochen  ist,  an 


B.  Dach  £inffigaiig  und  nach  ausgeführter  Yer- 
maaerong  des  letzteren  die  obere  Seite  des- 
selben ,  darauf  4.  der  Altarstein  und  zwar  zwei- 
mal nach  einander  mit  Katechumenen-Oel  durch 
fünf  Kreuze  (eins  in  der  Mitte,  die  anderen  4  in 
den  Ecken)  und  das  dritte  Mal  mit  Ghrisma  in 
der  gleichen  Weise,  endlich  durch  Aufgieasen 
von  Katechumenen-Oel  und  Chrlsma  und  durch 
Yertheilaug  dieser  Flüssigkeit  über  die  ganze 
Platte,  5.  wieder  bloa  mit  Ghrisma  durch  ein 
Kreuz  die  Vorderseite  der  Altarbasis  In  der  Mitte, 
und  endlich  6.  Jede  Verbindung  des  Altarsteines 
mit  der  Basis  an  den  4  Ecken  in  Form  eines 
Kreuzes.   Im  übrigen  b.  o.  S.  401.  n.  6. 

<  Ebensowenig  wie  die  Kirche  selbst,  s.  o. 
S.  32a  n.  1. 

2  c.  18  Dist.  I.  de  consecr.  s.  o.  S.  328.  n.  3. 

3  Ein  besonderes  dem  Kirchweihfest  (s.  o. 
S.  328)  entsprechendes  Anniversarium  der  Altar- 
weihe giebt  es  nicht,  s.  Probst,  Eucharistie 
als  Opfer  S.  328.  Wegen  der  Patrone  von  Altä- 
ren s.  0.  S.  262.  n.  7. 

^  Denn  die  Pollution  hindert  die  Abhaltung 
dee  Gottesdienstes,  namentlich  die  Feier  der 
Messe.  Diese  letztere  wird  aber  gerade  an  den 
Altaren  gefeiert,  und  deshalb  würde  die  Pollution 
der  Kirche  ohne  gleichzeitig  eintretende  Pollution 
der  Altäre  keine  Wirkung  haben  können.  Mit 
den  Trag- Altären  (s.  nachher  unter  2)  yerhält  es 
flicb  anders. 

^  Well  diejenigen  Handlungen,  welche  die 
Pollution  herbeifuhren,  s.  o.  S.  328,  selbst  wenn 
sie  ea  oder  gar   auf  einem  Altar  vorgenommen 


worden  sein  sollten,  doch  immer  in  der  Kirche  ge- 
schehen wären. 

Dadurch,  dass  sich  über  der  Kirche  korre- 
spondirend  mit  dem  Altar  ein  Schlafzimmer 
befindet  und  dort  geschlafen  wird,  tritt  keine 
Pollution  des  Altares  ein,  wennschon  dergleichen 
Verhältnisse  beseitigt  werden  sollen,  und  für  die 
Regel  bis  dahin  die  Feier  der  Messe  an  dem  Altar 
einzustellen  ist ,  Congr.  rit.  G  a  r  d  e  1 1 1  n  i  1.  c. 
n.  1325  u.  4895 ;  1 ,  231  u.  4,  44';  de  Herdt 
1.  c.  n.  177 ;  s.  auch  o.  S.  321 .  n.  7. 

^  Dies  folgt  aus  dem  in  der  vor.  Anm.  ange- 
gebenen Grunde.  Deshalb  weist  auch  weder  das 
Pontiflkale  noch  das  Rituale  roman.  einen  beson- 
deren ordo  de  altaris  reconciliatione  auf. 

7  S.  0.  S.  331. 

8  S.  o.  S.  331. 

»  c.  1  (Alex.  III.)  h.  t.  III.  40.  Darüber  ist 
die  Doktrin  einig ,  s.  z.B.  Relffenstuel  III. 
40.  n.  41 ;  Ferraris  1.  c.  n.  27. 

10  Das  Ist  das  aus  c.  1  u.  c.  3  (Innoc.  III.)  X. 
h.  t  zu  abstrahirende  Prinzip. 

11  Wie  z.  B.  die  innere  Zerstörung  der  Wände. 
8.  0.  S.  331. 

12  c.  1  u.  3  X.  h.  t.  u.  dt.  Congr.  rit  v.  1819 
bei  Gardellini  ed.  cit.  n.  4562;  3,  144;  also 
nicht,  wenn  der  ganze  Altar,  d.  h.  der  Altar- 
körper und  die  Altarplatte,  ohne  dass  dabei  eine 
Trennung  der  letzteren  von  dem  ersteren  statt- 
findet, an  eine  andere  Stelle  versetzt  wird,  Gar- 
dellini  ed.  cit.  3,  144.  n.  1 ;  de  Angelis, 
praelect.  lur.  can.  III.  40.  n.  5;  deHerdtl.  c. 
n.  177. 

26* 
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welchem  eine  der  Salbungen^  vollzogen  war^,  c  wenn  der  Altarstein  einen  bedeu- 
tenden Bmch  erlitten  ',  d.  h.  wenn  sich  dadurch  die  Altartafel  in  zwei  oder  mehrere 
Theile  gespalten  und  ihren  einheitlichen  Zusammenhalt  verloren  hat^,  d.  wenn  der 
Altarstein  mit  einem  Instrumente  abgeschabt  worden  ist  ^,  e.  wenn  die  Reliquien  ans 
dem  Altar  genommen  worden  sind^,  /.  wenn  das  Sepulchrum  geöffnet  worden^, 
g.  wenn  das  letztere  selbst  oder  der  dasselbe  schliessende  Stein  zerbrochen^,  oder 
auch  blos  dieser  letztere  entfernt  worden  ist  ^. 

Der  exekrirte  Altar  muss,  da  die  Konsekration  desselben  ihre  Wirkung  verloren 
hat,  von  Neuem  konsekrirt  werden,  ehe  er  wieder  benutzt  werden  darf  ^^,  doch  hat 
der  pftpstliche  Stuhl  in  Fällen ,  in  welchen  die  Exekration  durch  Verletzung  des  Se- 
pulchrums  (s.  vorher  ^  bis  y)  herbeigeführt  worden  war,  wiederholt  gestattet,  von 
der  Konsekration  Abstand  zu  nehmen  und  den  Altar  blos  durch  Niederlegnng  von 
Reliquien  zu  rekonziliiren  ^^  oder  auch  wohl  ausnahmsweise,  bis  das  letztere  mOglich, 
auf  demselben  zu  celebriren  ^^. 

Nur  der  feste  Altar,  aber  in  der  weiteren  Bedeutung  dieses  Wortes^',  kann  ein 
altare  privüegiatum  ^^  sein.  Das  dem  Altar  diesen  Charakter  gebende  Privileg  besteht 
gewöhnlich  darin  i'*,  dass  mit  einer  an  demselben  gelesenen  Messe  ein  vollkommener 


i  S.  0.  S.  402.  n.  6. 

2  Weil  dadurch  die  Wirkung  der  Salbung  be- 
seitigt ist,  s.  de  Herdt  1.  c.  n.  177. 

3  c.  3  X.  b.t.  „tabula,  sl  enormiter  fracta  fnerit". 
^  Also  namentlich,  wenn  die  Stellen,  an  denen 

die  Salbungen  stattfinden,  s.  o.  S.402.  6;  so  auch 
die  Congr.  rlt.  s.  o.  S.  401.  n.  6,  yon  dem  Bruch  oder 
den  Brüchen  betroffen  worden  sind,  Gardellini 
1.  c  3 ,  170.  Anm. ,  gleichviel  ob  auf  dem  einen 
oder  anderen  Bruchstück  noch  Kelch  und  Hostie 
hingestellt  werden  können  oder  nicht,  de  A  n  g  e- 
lis  1.  c.  n.  Ö.  Vgl.  de  Herdt  1.  c.  Ebenso  gilt 
der  Bruch  schon  als  ein  bedeutender ,  wenn  auf 
keinem  der  Theile  Hostie  und  Kelch  mehr  Raum 
haben,  Ferraris  1.  c.  n.  21  ;  Probst,  Eucha- 
ristie als  Opfer  S.  104.  Falls  dagegen  nur  ein- 
zelne Ecken  (aber  nicht  an  den  obengedachten 
Stellen)  abgebrochen  sind,  oder  sich  an  nicht  ge- 
salbten Stellen  einzelne  kleine  Risse  zeigen, 
wird  der  Altar  nicht  exekrirt ,  s.  auch  c.  6  (In- 
noc.  III.)  X.  h.  t.  ni.  40.  Besteht  ein  Zweifel 
darüber,  ob  der  Bruch  ein  s.  g.  enormer  ist  oder 
nicht,  so  hat  der  Bischof ,  well  er  für  die  Konse- 
kration zuständig  Ist  und  die  Voraussetzungen 
derselben  zu  prüfen  hat,  darüber  zu  befinden, 
Ferraris  1.  c. ;  de  An  gell  s  1«  c 

s  Denn  davon  werden  diejenigen  Stellen, 
welche  mit  Katcchumenen-Oel  und  Ohrisma  ge- 
salbt sind,  betroffen,  s.  de  Herdt  1.  c. 

0  Diejenigen,  welche  die  Einfügung  von  Reli- 
quien in  den  Altar  nicht  für  nothwendig  erklären 
(s.  0.  S.  401),  müssten  konsequenter  Weise  auch 
bei  Entfernung  derselben  keine  Exekration  des- 
selben annehmen.  Doch  neigen  sich  manche 
Anhänger  dieser  Ansicht ,  offenbar  in  Folge  der 
Ihnen  entgegen  stehenden,  langen  und  festen 
Praxis  der  Congr.  rlt.  zu  der  Meinung  des  Textes, 
8.  z.  B.  Ferraris  1.  c.  n.  2Ö.  26.  Wegen  der 
Praxis  der  gedachten  Congr.  s.  S.  401.  n.  6  u. 
Oardellini  ed.  cit.  n.  4997;  4,  89. 

"^  Gardellinln.  5162;  4,  157,  selbst  wenn 


es  nachher  wieder  geschlossen  wird,  Congr.  rlt. 
Acta  s.  sed.  3,  649. 

»  Oardellini  n.  4739;  3,  141;  n.  4990 
u.  6162;  4,  87,  157. 

9  Gardellini  n.  5162  clt.  Vgl.  auch  de 
H erdt  1.  c.  Wenn  dagegen  nnr  das  Wachssiegel, 
mit  welchem  der  Bischof  den  Rellquienbehälter 
versiegelt  hat  (S.  402^  n.  5),  entfernt  oder  ge- 
brochen Ist ,  so  tritt  keine  Exekration  ein ,  weil 
die  Besiegelung  der  Reliquien  keine  wesentliche 
Formalität  der  Konsekration  ist.  Vgl.  Oardel- 
lini n.  4805 ;  3,  app.  p.  199  n.  n.  5037;  4,  107 
und  dazu  de  Herdt  1.  c  p.  243. 

10  S.  die  Cltate  in  den  vorhergehenden  An- 
merkungen. Ueber  Erleichterungen ,  welche  der 
päpstliche  Stuhl  hierbei  mitunter  in  der  Form 
gestattet,  s.  die  folg.  Anm.  a.  E. 

11  S.  0.  S.  401.  n.  6.  Die  Form  wird  dabei  von 
Congr.  rlt.  vorgeschrieben,  da  eine  blosse  einfache 
Niederlegung  nicht  für  ausreichend  erachtet  wird, 
Gardellinln.  4824;  1,  19;  vgl.  z.  B.  n.  6162, 
Ibid.  4,  158:  ;,ut  archlepiscopus  Biturlcen.  vel 
per  se  vel  per  alles  simpllces  presbyteros  hoc  tan- 
tnm  in  casu  apostollcae  sedls  nomine  delegandos 
certas  reliqulas  in  lisdem  aris  reponat,  üs  solum- 
modo  caeremonlis  servatis,  quae  in  pontlflcall 
Romano  praescrlbuntur,  dum  In  sepulchro  renon- 
duntnr  reliquiae  et  superponltnr  lapls,  seil,  nt 
slgnetur  s.  chrismate  confesslo  slve  sepulchrum 
ac  dicatur  oratio  comterttuf  et  Banctifieetwr^  postea 
reconditts  reliqulls  cum  trlbus  granls  thnris  et 
superposito  operculo  ac  flrmato,  dicatur  altera 
oratio  Deu»^  qui  ex  omnium  eohabitatione  saneto^ 
rum  et  nihil  aliud" ;  ebenso  Acta  s.  sed.  17,  350, 
wo  es  sich  allerdings  um  eine  in  Ihrer  Gültigkeit 
zweifelhafte  Konsekration  gehandelt  hat. 

»«  Congr.  rlt  v.  5081 ;  4,126. 
1»  S.  398.  n.  9. 

**  S.  dazu  Ferraris  s.  V.  altare privllegiatiun; 
Probst,  Eucharistie  als  Opfer  S.  106. 

15  Massgebend  ist  Jetzt  das  generelle  Dekret, 
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Ablass  fUr  eine  Seele  ^  im  Pargatorium  verbunden  ist  2,  indessen  kommen  auch  an- 
dere Privilegien  vor^. 

2.  Die  Trag-Altftre  oder  beweglichen  Altäre,  welche  seit  dem  8.  Jahr- 
hundert^, als  die  festen  unbeweglichen  in  den  Kirchen  die  Regel  geworden  waren, 
von  diesen  als  eine  besondere  Art  unterschieden  werden ,  bestehen  blos  aus  einem 
einfachen  8tein.  Fflr  diesen  kann  ein  besonderer  Altarkörper  oder  eine  besondere 
Basia  hergerichtet  sein,  aber  wesentlich  ist  es,  dass  der  Stein  mit  der  letzteren  nicht 
fest  verbunden  ist,  sondern  beliebig  aus  derselben  entfernt  werden  kann  \ 

Die  Erlaubniss  zum  Gebrauche  eines  beweglichen  oder  tragbaren  Altars  hat,  so- 
fern die  Partiknlarsynoden  darflber  keine  allgemeinen  Anordnungen  getroffen  haben  <^, 
der  Ordinarius  zu  ertheilen  ^.  Wenngleich  das  Kirchenrecht  keine  allgemeinen  Vor- 
schriften Aber  die  Voraussetzungen ,  unter  denen  dies  geschehen  kann ,  aufgestellt 
hat^,  und  nach  der  herrschenden  Disciplin  allein  der  Hauptaltar  in  jeder  Kirche  ein 


welches  Clemens  XIII.  auf  Antrag  der  Oongr. 
Indulgeutiarum  erlassen,  und  welches  erhebliche 
Aenderongen  in  der  früheren  Disciplin  (diese 
noch  bei  Ferraris  1.  c.)  bewirkt  hat,  u.  A.  bei 
Probst  a.  a.  0.  S.  105  n.  1 :  „CLemenspp.  XII L 
.  .  .  revocatis  Omnibus  huiusmodl  pri^ileglatis 
altaribus  praecedenter  iutaito  paroeeiae  sive  in 
perpetaum  sive  ad  tempus  iam  concessls  Indulsit 
d.  19.  Mail  17Ö9,  omuibus  ecclesils  parochialibus 
orbis  Christian!  absque  nllo  onere  ralssaruni ,  al- 
tare  privilegiatum  quotidianum  ad  septennium, 
ea  tarnen  adiecta  lege ,  ut  quilibet  episcopus  pro 
sna  respectiva  dioecesl  de  hniusmodi  gratia  sap- 
plicet  Expleto  vero  septeonio,  sancütas  sua  prae- 
eipit  Omnibus  episcopiSf  abbatibus  et,  sede  va- 
cante,  vieariis  capitularibns  sive  in  spiritnalibos 
abbatiarum  admiulstratoribas ,  ut  pro  unaqnaque 
snamm  dioeeesinm  paroecia  supplicent  pro  con- 
flrmatioue  eiosdem  privilegli  ad  aliud  septennium. 
Idque  fteri  iubet  sub  unico  tautam  brevi  atque 
Tult  hoc  unicam  breve  snffragari  omnibus  unius- 
Guinsque  dioecesis  ecclesils  parochiallbiis.  Ne 
antem  paxoohi  expensls  graventur,  vetat  omnibas 
tarn  episcopomm,  quam  abbatnm  offlcialibus,  sab 
poeoa  nallitatis  praefaü  privilegii ,  ne  quicquam 
penitus  exigant  a  paroohis  sive  pro  ipsis  certi- 
orandis  sive  in  expedieodis  litteris  pro  designa- 
tlone  altaris  privilegiati  in  eorum  paroeciis.  Prae> 
terea,  ne  huiusmodl  privilegio  fraudentur  aliae 
ecdesiae  pollentes  spedali  praerogativa,  velati 
oollegiatae  vel  abbatiales  nnllius  et  parochiales 
a  se  dependentes,  sanctitas  saa  pari  benevolentia, 
modo  sapra  indicato  hoc  idem  Privilegium  mox 
enunetatls  ecclesils,  commanicatum  voluit".  Die- 
ses PrlTileg  ist  nicht  an  den  Altarstein ,  sondern 
an  einen  bestimmten ,  za  Ehren  eines  Helligen 
geweihten  Altar  geknüpft.  Es  kann  also  nicht 
auf  einen  anderen  Altar  verlegt  werden ,  dauert 
aber  fort,  wenn  der  ursprüngliche  Altar  abgeris- 
sen und  ein  neuer  dafür  unter  demselben  Titel 
errichtet  wird,  s.  auch  Acta  s.  sed.  3,  101. 

1  Nicht  mehrere,  s.  die  Entsch.  d.  Oongr.  in- 
dulg.  V.  1864  u.  1880,  Acta  s.  sed.  1,  626  und 
13,  133. 

'  CJongr.  propag.  von  1844,  collect,  mission. 
n.  661.  p.  317 :  „Ecelesia  per  altare  privilegiatam 
intelligit,  per  missam  celebratam  in  praedicto  al- 
tari  (vel  ab  eo  qui  eodem  privilegio  personaliter 


fruatnr')  pro  anima  cuiuscamqne  fldelis,  quae  deo 
charitate  couiuncta  ab  hac  luce  migraverit ,  ani- 
mam  ipsam  de  thesauro  ecdesiae  per  modum 
safiPragii  indulgentiam  consequi,  ita  ut  d.  n.  Jesu 
Christi  BufFragantibus  meritis,  a  purgatorii  poeuis 
libeTetur'^ 

3  So  sind  mit  dem  Besuche  bestimmter  Altäre 
(z.  B.  in  S.  Peter  im  Vatikan)  gewisse  Ablässe 
verbunden,  oder  es  können  an  dem  Altare,  wie  in 
vielen  Wallfahrtskirchen  an  gewissen  Doppel- 
festen Votivmessen  gelesen  werden,  welche  an 
sich  nicht  an  diesen  Tagen  gestattet  sind  ,  vgl. 
noch  o.  S.  198.  S.  auch  de  Herdt  I.  n.  66. 
Anm.  3. 

*  Vgl.  Binterim  a.  a.  0.  S.  107  und  c.  9. 
Mainz  V.  888,  Mansi  18,  67:  „In  itinere  vero 
positis,  si  ecelesia  defuerit ,  sub  divo  seu  in  ten- 
toriis,  si  tabula  altaris  cousecrata  caeteraque  mi- 
nisteria  sacra  ad  id  officium  pertinentia  adsunt, 
missarum  solemnia  celebrarl  permittimus^ ,  aach 
in  c.  30  Dist.  I.  de  consecr. 

&  GardelUnll.  c.  3,  144.  n.  1. 

6  S.  Anm.  4.  Vgl.  auch  Prager  Prov.  Syn.  v. 
1349  c.  40,  Mansi  26,  90:  „Si  cui  per  nos  aut 
suffraganeoTum  nostrorum  aliquem  oonceditur, 
quod  in  altari  viatico  portatili  divina  coram  ipso 
possint  offlda  celebrari ,  non  in  loco  ventoso  seu 
alias  periculoso  vel  iuhoneste  hoc  fleri  debere  in- 
telligimus''. 

^  Das  folgt  aus  seinem  Recht,  den  Gottesdienst 
in  seiner  Diöcese  zu  leiten  und  zu  ordnen ,  s. 
übrigens  auch  die  vor.  Anm. 

Für  die  exemten  Gebiete  und  für  den  ganzen 
Umfang  der  katholischen  Kirche  steht  das  Recht 
dem  Papste  oder  der  von  ihm  dazu  bevollmäch- 
tigten Behörde  oder  den  von  ihm  delegirten  Kir- 
chenbeamten za,  s.  die  Fakultät  v.  1^9  für  die 
Missionäre  der  nach  China  entsandten  und  künf- 
tig zu  entsendenden  apostolischen  Vikare  „oele- 
brandi  ss.  missae  sacriflcium  super  altari  portatili 
in  itinere  tarn  eundo  ad  suas  missiones  quam  ab 
eis  redeundo  et  in  locis  Infldelium  ac  ubi  ecde- 
siae apertae  non  invenluntur^',  collect,  mission. 
cit.  n.  400.  p.  206.  Wegen  der  Regularen  s.  auch 
Ferraris  s.  v.  altare  n.  7. 

8  Wegen  der  besonderen  Privilegien  der  Kar- 
dinäle und  Bischöfe  in  ihrer  Amtswohnung  und 
da ,  wo  sie  vorübergebend  Wohnung  genommen 
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unbeweglicher  zu  sein  brancht^,  so  wird  doch  eine  solche  Genehmigung  nur  gewährt 
werden  können,  wenn  ein  genügender  Grund  dafür  vorliegt,  ohne  dass  freilich  mftn- 
gels  eines  solchen  die  Messe  unerlaubter  oder  gar  nichtiger  Weise  an  einem  beweg- 
lichen Altar  gefeiert  würde.  Ein  solcher  Grund  ist  aber  vorhanden,  wenn  die  Abhaltung 
eines  Messgottesdienstes  im  Freien  ^  oder  in  nicht  dauernd  zum  katholischen  Gottes- 
dienst bestimmten  Räumen  ^  erforderlich  erscheint,  ferner  wenn  die  Messe  in  Kirchen, 
welche  nicht  von  einer  christlichen  Konfession  allein  benutzt  werden,  celebrirt  wird  ^, 
endlich,  wenn  es  sich  in  einer  ausschliesslich  und  dauernd  dem  katholischen  Gottes- 
dienste gewidmeten  Kirche  blos  um  die  Errichtung  von  Neben-Altären  ^  handelt. 

Auch  der  bewegliche  Altar  bedarf  der  Konsekration  \  lieber  die  Befugniss  da- 
zu gilt  das  o.  S.  401  Bemerkte ''.  Die  Konsekration  wird  indessen  bloss  an  dem 
Altarsteine  vollzogen^.  Die  Einfügung  von  Reliquien  in  denselben  ist  dabei  aber 
eben  so  nothwendig  und  wesentlich,  wie  in  den  festen  Altar®. 

Weil  der  bewegliche  Altarstein  beliebig  aus  der  Kirche ,  in  welcher  er  sich  be- 
findet, entfernt,  also  auch  auf  demselben  in  einem  anderen  kirchlichen  Gebäude  Messe 
gelesen  werden  kann,  so  wird  er  nicht  polluirt,  wenn  eine  Pollution  der  betreffenden 
Kirche  eintritt  *^. 

Eine  Exekration  der  Kirche  zieht  niemals  die  Exekration  eines  Tragaltars  in 
derselben  nach  sich.  Dieselbe  tritt  aber  selbstständig  in  den  unter  o.  8.  404  unter 
c  bis  ff  aufgeführten  Fällen  ^^  ein.  Wegen  der  Erneuerung  der  Konsekration  gilt  das- 
selbe ,  wie  bei  dem  unbeweglichen  Altar  ^^. 


haben,  Messe  zu  lesen,  womit  zugleich  nothwen- 
dig das  Recht  der  Benutzung  eines  Tragaltars  ver- 
bunden ist.  Tgl.  Bd.  I.  S.  362  und  diesen  Band 

0.  S.  188. 

1  S.  0.  S.  399.  n.  4. 

2  Vgl.  0.  S.  189. 

3  Also  In  Missiousbezirken,  In  welchen  die  Ab- 
haltung des  Messgottesdleustes  nur  von  Zeit  zu 
Zeit  in  Betsalen  möglich  ist. 

^  So  in  Simultan-  und  Militär-,  Gefangen-, 
Krankenbaus-Kirchen ,  in  welchen  sich  nur  ein 
Altar  befindet,  und  in  welchen  dann  auf  diesem 
ein  Tragaltar  angebracht  wird ,  Aroh.  f.  kath.  K. 
R.  22,  264  u.  coli,  conc  Lac.  6,  105^ 

6  Denn  diese  brauchen  nicht  altaria  flxa  zu 
sein,  Arch.  f.  kath.  K.  R.  2,  203  u.  de  Her  dt 

1.  c.  1,  241.  Doch  sollen  sie  ausser! ich  nicht  den 
Eindruck  von  Tragaltären  machen,  Oardellini 
n.  2140;  1,364. 

®  Das  wird  mit  Unrecht  entgegen  dem  Pontlf. 
Roman.,  dem  Missale  (s.  o.  S.  189.  n.  5),  der 
feststehenden  Praxis  der  Gongr.  rlt.  und  der  herr- 
schenden Meinung,  s.  die  Cltate  bei  Meurer, 
Begriff  u.  ElgenthSmer  d.  heiligen  Sachen  1 ,  216, 
bestritten  von  Schmid,  d.  christl.  Altar  S.  452. 

7  Far  die  Regel  hat  also  der  Bischof  die  Be- 
fngniss,  die  Altarsteine,  welche  in  seiner  Diöcese 
gebrancht  werden  sollen,  zu  konsekriren.  Ist  da- 
gegen ein  Altarstein  in  einer  anderen  Diöcese 
schon  konsekrirt,  so  bedarf  es  nach  dem  im  Text 
S.  406  Bemerkten,  für  seine  Benutzung  in  dem- 
jenigen Sprengel,  in  welchen  er  gebracht  ist, 
stets  der  Erlauhniss  des  Ordinarius. 

8  Pontiflc.  roman.  P.  II.  Dabei  werden  zuerst 
die  S.  402.  n.  6  unter  4  gedachten  Salbungen  in 
Kreuzform  vorgenommen,  dann  wird  das  im  Steine 


selbst  angebrachte  Sepulchrum  in  der  Mitte  mit 
Ghrisma  gesalbt,  und  nachdem  dasselbe  geschlos- 
sen ist,  die  Salbung  des  ganzen  Steines  durch 
Bestreichung  mit  Katechumenen-Oel  und  Ghrisma 
vollzogen.  Die  Abweichung  erklärt  sich  daraus, 
dass  die  Salbung  der  Basis  und  der  Verbindung 
des  Altarsteines  mit  dieser  ausgeschlossen  ist. 

»  S.  0.  S.  401. 

<0  Darüber  herrscht  Einstimmigkeit ,  s.  z.  B. 
Reiffenstuel  III.  40.  n.  36;  Ferraris  s.  t. 
altare  n.  32.  Doch  wird  die  Pollution  dann  ein- 
treten, wenn  er  lediglich,  um  für  diebetreffende 
Kirche  gebraucht  zu  werden,  sich  in  einem  Neben- 
altar (s.  0.  Anm.  5)  befindet,  weil  er  dann  Perti- 
nenz  derselben  ist,  s.  aucli  Meurer  a.  a.  O. 
2,  10.  n.  4. 

Es  wäre  an  sich  möglich,  dass  solche  Hand- 
langen ,  welche  eine  Pollution  der  Kirche  bewir- 
ken (s.  0.  S.  328),  auf  einem  Tragaltar  vorgenom- 
men werden  (z.  B.  dass  gerade  auf  einem  auf  der 
Erde  gelegten  Altarsteine  Jemand  getodtet  wird). 
Die  kirchlichen  Rechtsquellen  sprechen  aber  an 
den  entscheidenden  Stellen  allein  von  der  Pol- 
lution der  Kirche,  nicht  von  deijenigen  des  Al- 
tars, offenbar  deshalb ,  weil  Fülle  der  vorausge- 
setzten Art  kaum  blos  in  Bezug  auf  den  Altar 
praktisch  vorgekommen  sind.  Es  tritt  daher  in 
den  Fällen,  in  denen  eine  Kirche  polluirt  werden 
würde,  nicht  eine  selbststandige  Pollution  des 
Tragaltars  ein.  Dafür  spricht  auch  der  schon 
S.  403.  n.  4  a.  E.  hervorgehobene  Grund. 

11  In  den  zu  a  und  b  erwähnten  Fällen  ist  sie 
wegen  der  Art  der  Konsekration  des  Tragaltars 
(s.  0.  Anm.  8)  ausgeschlossen. 

«  S.  0.  S.  404. 
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U.  Die  Beseitigung  nnd  Anssergebrauchstellung  der  Altäre.  Da 
der  Ordinarius  über  die  Errichtung  der  Altäre  in  den  Kirchen,  mögen  dieselben  feste 
oder  bewegliche  (Neben-Altäre)  ^  sein,  zu  bestimmen  hat,  so  folgt  daraus  auch,  dass 
seine  Genehmigung  zu  Veränderungen,  welche  mit  ihnen  vorgenommen  werden  sollen  ^, 
oder  zur  Zerstörung  und  Aussergebrauchstellung  derselben^  erforderlich  ist*.  Eine 
solche  erscheint  auch  fttr  diejenigen  Fälle,  in  denen  der  konsekrirte  Altarstein  nicht 
mehr  gebraucht  werden  soll,  nothwendig,  denn  eine  totale  Zerstörung  desselben,  um 
ihn  vor  profanem  Gebrauche  zu  bewahren  oder  eine  Exekration  (Profanation)  durch 
Wiederhingabe  in  den  Verkehr,  ist  ebenfalls  ohne  eine  solche  Erlaubniss  nicht  statt- 
haft ^  Aus  demselben  Grunde  ist  der  Ordinarius  auch  befugt,  falls  er  die  Benutzung 
von  Trage-Altären  gestattet  hat,  den  weiteren  Gebrauch  derselben  zu  verbieten«. 

üeber  die  Voraussetzungen ,  unter  denen  solche  Veränderungen  vorgenommen 
werden  dürfen ,  also  der  Ordinarius  seine  Genehmigung  dazu  zu  ertheilen  berechtigt 
ist,  weisen  die  kirchlichen  Rechtsquellen  allein  die  Vorschrift  auf,  dass  überflüssige 
Altäre  beseitigt  werden  sollen  ^.  Wenn  damit  sogar  dem  Ordinarius  für  einen  Fall 
die  Pflicht  auferlegt  ist,  die  Zerstörung  von  Altären  herbei  zu  ftihren,  so  wird  man 
berechtigt  sein,  ihm  jedenfalls  die  Befugniss  zuzusprechen,  in  allen  Fällen,  in  denen 
eine  Nothwendigkeit  vorliegt  ®,  die  erwähnte  Erlaubniss  zu  den  erforderlichen  Ver- 
änderungen und  zu  Suppressionen  von  Altären  zu  geben.  Da  aber  ferner  auch  Ver- 
änderungen bei  bestehenden  kirchlichen  Anstalten  und  Benefizien  in  Fällen  eines 
augenscheinlichen  Nutzens  statthaft  sind,  und  dieser  Grundsatz  eine  allgemeine  Be- 
deutung für  alle  kirchlichen  Einrichtungen  beanspruchen  kann  ®,  so  steht  nichts  ent- 
gegen, ihn  gleichfalls  auf  die  Veränderungen  an  Altären  in  den  Elrchen  analogisch  zur 
Anwendung  zu  bringen  *®.  Somit  wird  es  als  Rechtsgrundsatz  hingestellt  werden  kön- 
nen, dass  eine  Yerändernng  an  den  Altären  in  einer  Kirche  nicht  willkührlich,  selbst 
nicht  einmal  vom  Ordinarius ,  vorgenommen  werden  darf,  dass  dies  aber  im  Falle 
einer  Nothwendigkeit  oder  eines  augenscheinlichen  Nutzens  statthaft  ist,  und  in  die- 
sen Fällen  der  Ordinarius  die  Genehmigung  dazu  zu  ertheilen  hat^^. 


«  S.  0.  S.  401.  406. 

^  Z.  B.  wenn  wegen  eines  Erweiterungsbaues 
dem  Altar  eine  yeränderte  Stellung  gegeben  oder 
wegen  Baufälligkeit  der  Basis  eine  erhebliche 
Reparatur  oder  ein  Umbau  erfolgen  muss. 

3  In  Fällen,  in  denen  der  Altar  überflüssig 
wird, 

*  Für  die  Zerstörung  eines  fixen  Altars  wird 
dies  allgemeiu  angenommen ,  s.  z.  B.  B  a  r  b  o  s  a 
J.  E.  ü.  II.  7  n.  14;  Ferraris  I.  c  u.  37;  de 
Herd  1 1.  c  1,  244,  und  auch  von  einzelnen  Parti- 
kular-Syuoden  angeordnet,  s.  o.  S.  ^5.  u.  7  und 
statuta  synodalia  Monastr.  ed.  Krabbe  p.  153. 
Für  den  beweglichen  Nebenaltar  muss  aber  das- 
selbe gelten,  da  hier  die  dcflnitive  Herausnahme 
des  konsekrirten  beweglichen  Altarsteines  die 
gleiche  Wirkung,  wie  die  Zerstörung  des  fixen 
Altars  hat.  Die  von  den  Ranonisten  gemachte 
Beschränkung  auf  den  konsekrirten  Altar  versteht 
sich  Tou  selbst,  da  erst  die  Konsekration  den 
Altar  zum  Altar  im  eigeutlichen  Sinne  macht. 
Vorher  ist  der  fixe  Altar  nur  Bestandthcil  des 
Gebäudes,  und  derjenige,  welcher  über  dasselbe 
zu  verfügen  hat,  kann  auch  über  seine  Aenderuug 
und  Zerstörung  bestimmen,  also  z.  B.  der  Stifter 


eines  Kirchengebäudes ,  ehe  er  dasselbe  für  den 
kirchlichen  Gebrauch  gewidmet  oder  einer  kirch- 
lichen Anstalt  geschenkt  hat. 

^  S.  o.  S.  170.  Unter  dieser  Voraussetzung 
ist  selbst  der  Verkauf  eines  Altarsteines  nicht 
unstatthaft,  Gongr.  rit.  y.  1606,  Gardclliui 
ed.  cit.  n.  311;  1,  71. 

«So.  S.  405. 

7  S.  0.  S.  399.  n.  5. 

s  Z.  B.wenn  die  Dotation  solcher  Nebenaltäre, 
welche  nur  specielleu  Zwecken  dienen,  fortge- 
fallen ist,  und  nicht  mehr  an  ihnen  cclebrirt 
werden  kann. 

ö  S.  Bd.  II.  S.  396. 

10  Es  wird  also  danach  beispielsweise  eine 
Verlegung  von  Altären,  welche  den  Raum  in 
einer  Kirche  bei  wachsender  Bevölkerung  ein- 
engen ,  gestattet  sein ,  wenn  dadurch  für  mehr 
Personen  Platz  geschaffen  werden  kann. 

11  Dieselbe  Reohtsauffassung  haben  auch  ein- 
zelne Partikular-Statuten.  S.  z.  ß.  die  Synodal- 
statuten des  Erzb.  Max  Heinrich  v.  Köln  v.  1662, 
Dumont,  Sammig.  kirchl.  Erlasse  f.  d.  £rz- 
diöceseKöln.  S.  228:  „Nullum  altare  consecratum 
absque  legitima  causa  et  expressa  licentia. 
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§.  223.    B.   Die  zum  OottestUenst  hesfimmten  Kirchengeräthschaftm  und  Paramente, 

I.  Die  geweihten  und  die  nicht  geweihten  gottesdienstlichen 
Sachen.  Für  die  Verwaltung  der  gottesdienstlichen  Handlungen  bedarf  es  bestimm- 
ter Geräthe  und  anderer  Sachen,  namentlich  der  sog.  Paramente  [vestes  sacrae) ,  wor- 
unter sowohl  die  vorgeschriebenen  Bekleidungen  der  Altäre ,  als  auch  die  für  die 
gottesdienstlichen  Funktionen  erforderlichen,  priesterUchen  Gewänder  verstanden 
werden.  Nicht  minder  werden  Geräthe,  Behälter  und  Geftsse  für  die  Aufbewahmng 
gewisser  Sachen ,  wie  der  zu  konsekrirenden  Hostien ,  der  heiligen  Oele ,  des  Weih- 
wassers bis  zu  ihrer  Benutzung  beim  Gottesdienste  oder  durch  die  Gläubigen  ge- 
braucht. 

Nicht  alle  derartigen  Sachen  werden  benedicirt  oder  gar  konsekrirt.  Die  Litur- 
gik  kennt  die  Eonsekration  allein  für  den  bei  der  Messe  gebrauchten  Kelch  und  die 
dazu  gehörige  Patene  ^  die  Benediktion  ^  für  die  leinenen  Altartttcher,  für  das  Kor- 
porale, für  die  Palla',  für  die  Pyxis  (oder  das  Ciborium),  für  die  Monstranz,  für  die 
Reliquienbehälter,  für  die  Gefässe  zur  Aufbewahrung  der  h.  Oele  und  des  Chrisma, 
für  die  priesterlichen  Gewänder  4,  für  Kreuze  und  Heiligenbilder. 

Für  diese  Sachen ,  welche  res  sacrae  sind ,  kommen  die  schon  oben  dargelegten 
allgemeinen  Grundsätze  über  Sachen  der  zuletzt  gedachten  Art  zur  Anwendung  \ 
Hier  ist  aber  noch  hervorzuheben,  dass  sie  ihre  Eigenschaft  als  res  sacrae,  auch  ab- 
gesehen von  einer  absichtlichen,  behufs  der  Rückgabe  in  den  Verkehr  vorgenomme- 
nen Profanation  ^  ebenso  wie  die  Kirchen  und  Altäre  auch  durch  eine  anderweit  ein- 
tretende Exekration  verlieren  können.  Dies  ist  der  Fall,  wenn  sie  diejenige  Form  and 
Gestalt ,  in  welcher  sie  konsekrirt  oder  benedicirt  sind ,  auf  irgend  eine  Weise  so 
verlieren,  dass  sie  nicht  mehr  als  die  früher  geweihte  Sache  erscheinen  ''^  oder  wenn 


nee  nisl  certis  precibns  et  caeremoniis  adhibitis 
destmi  debet^'. 

Bei  den  Trag- Altären ,  welche  ausserhalb  der 
Kirchen  benutzt  werden  (s.  o.  S.  406) ,  handelt 
es  sich  nur  um  vorQbergehende  Zwecke,  nicht  um 
dauernde  kirchliche  Einrichtungen.  Hier  ist  also 
der  Ordinarius  oder  der  sonst  zuständige  Obere 
befugt,  die Erlaubniss  zurückzuziehen,  sowie  der 
für  die  Gestattung  obwaltende  Grund  fortfällt, 
oder  sich  ünzuträglichkeiten  herausstellen. 

1  S.  0.  S.  144. 

>  Tgl.  zum  folgenden  o.  S.  144  ff. 

5  In  Betreff  des  Streites  wegen  das  Kelchvelums 
und  des  Purlflkatorlums  B.  Probst,  Benediktio- 
nen S.  317;  de  Herdt  1.  c.  I.  n.  168. 

^  Jedenfalls  für  den  Amictus  oder  das  Hume- 
rale),  die  Alba ,  die  Stola ,  den  Manlpel  und  die 
Casula,  nach  der  herrschenden  Ansicht  auch  für 
die  Dalmatica,  die  Tunicella,  das  Pluviale  und 
denChorrock,  Probst  S.  312.  313;  de  Herdt 
1.  c.  I.  n.  168. 

6  Vgl.o.  S.  163ff. 
«  8.  0.  S.  170. 

'^  Also  z.  B.  der  Kelch,  wenn  der  Becher 
^euppa^vom  Fnsse  gestreunt  wird,  mit  Ausnahme 
des  Falles ,  dass  der  erstere  nur  aufgeschraubt 
worden  ist,  und  die  Verbindung  beider  durch 


blosses  Zusammenschrauben  wiederhergestellt 
werden  kann.  Probst,  Benediktionen  8.  322, 
Eucharistie  als  Opfer  S.  115;  de  Herdt  1.  c.  I. 
n.  174 ;  femer,  wenn  aus  einem  oder  mehreren 
Kelchen  ein  neuer  durch  Umschmelzen  herge- 
stellt wird,  Arch.  f.  kath.  K.  R.  2,  219.  221; 
wenn  der  Kelch  eine  neue  Vergoldung  erhält, 
weil  dann  die  Oberfläche,  mit  welcher  das  Sakra- 
ment in  Berührung  kommt,  nicht  mehr  konsekrirt 
ist,  Congr. rit.  v.  1845,  ed.  Ga  rd el  11  ni  n.  501  i; 
4,  96  u.  V.  1867,  Acte  s.  sed.  3,  568 (vgl.  dazu 
auch  Arch.  f.  kath.  K.R40,  17.  u.  2),  nicht  aber 
dann ,  wenn  die  Vergoldung  bloss  durch  den  Ge- 
brauch abgenutzt  worden  ist,  P  r  o  b  s  t  a.  a.  O.  u.  d  e 
Herdt  1.  c.  n.  174;  die  priostorlichen  Ge- 
wänder, wenn  sie  auch  bloss  Yorü beigebend 
behufs  Ausbesseruug  zertrennt  werden,  wenn  aus 
einem  Gewände  z.  B.  der  Alba  ein  Amictus,  aus 
der  Stola  ein  Manlpel  gemacht ,  wenn  von  der 
Alba  der  Aermel  getrennt  wird ,  wenn  das  Cin- 
gulum  zerroisst  und  kein  Theil  mehr  zum  Gürten 
hinreicht,  nicht  aber,  wenn  einem  Gewände  bloss 
behufs  der  Ausbesserung  und  ohne  Zertrennung 
ein  kleineres,  nicht  benedicirtes  Stück  eingefügt 
wird,  Probst,  Benediktionen S. 314;  de  Herdt 
1.  c  n.  169;  Arch.  f.  kath.  K.  R.  2,  221. 
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sie  darch  Brach  oder  durch  Abnaiznng  oder  durch  Schrnntz  zum  weiteren  Gebrauch 
thaisftchlich  untauglich  geworden  sind  *,  oder  wenn  sie  wegen  der  gedachten  Umstände 
anständiger  Weise  nicht  mehr  zum  Gottesdienste  benutzt  werden  können^. 

Die  gedachten  Sachen  nehmen ,  wenn  sie  dauernd  und  ausschliesslich  für  die 
gottesdienstlichen  Zwecke  einer  bestimmten  kirchlichen  Anstalt,  z.B.  einer  Kirche 
oder  einer  öffentlichen  Kapelle  durch  den  zur  Yerfflgung  über  dieselben  berechtigten 
Eigenthflmer  oder  die  an  dessen  Stelle  zu  Dispositionen  befugte  Person  gewidmet 
werden,  die  Eigenschaft  von  Pertinenzen  der  erwähnten  Anstalten  an^. 

Es  fragt  sich  daher,  ob  dadurch ,  dass  sie  in  Folge  einer  Exekration  die  Eigen- 
schaft als  res  sacrae  verloren  haben,  auch  ihre  etwaige  Pertinenz-Qualität  von  selbst 
erlischt.  Dies  ist  zu  verneinen,  denn  die  letztere  beruht  darauf,  dass  sie  den  Zwecken 
der  Hauptkirche  dienen ,  und  erlischt  erst ,  wenn  dieses  Verhältniss  zu  der  letzteren 
gelöst  ist.  Die  Exekration  als  solche  hebt  aber  die  Zweckbestimmung  nicht  in  allen 
Fällen  auf,  weil  trotz  derselben  die  Absicht  obwalten  kann,  die  exekrirte  Sache  weiter 
ftlr  ihren  bisherigen  Zweck  zu  benutzen  ^,  und  sie  zur  Ermöglichung  eines  solchen  Ge- 
brauches wieder  von  Neuem  weihen  zu  lassen.  Die  Pertinenzqualität  verlieren  daher 
solche  Sachen  allein  dann,  wenn  sie  vernichtet  sind,  mag  auch  ihr  Material  zur  Her- 
stellung einer  neuen  Sache  gleicher  Art  benützt  werden  ^  oder  wenn  ihre  bisherige 
Zweekbestimmung  durch  den  Verfügungsberechtigten  geändert  wird. 

Endlich  dürfen  die  h.  Gef^se ,  so  lange  sich  in  ihnen  das  Sakrament  befindet, 
[abgesehen  von  einem  Nothfall ,  wie  namentlich  der  Gefahr  der  Profanation)  ohne 
Todsünde  von  Niemand  anders  als  von  einem  Priester  und  einem  Diakon  berührt  wer- 
den ^  Das  Verbot  beruht  allerdings  nicht  auf  der  Zweckbestimmung  dieser  Geräth- 
schaften,  sondern  auf  der  Wahrung  der  Ehrfurcht  vor  dem  Sakramente.  Aber  wegen 
des  erstgedachten  Grundes  dürfen  nach  der  Konsekration  oder  Benediktion  diejeni- 
gen Gefässe  und  Behälter ,  welche ,  wie  der  Kelch ,  die  Patene ,  die  Pyxis  und  die 
Lunula  in  der  Monstranz  mit  den  Gestalten  des  Sakramentes  in  unmittelbare  Berüh- 


*  Also  der  Kelch ,  die  Pateue  ,  die  Pyxis  (Ci- 
borimn)  einen  Riss  erhält,  welcher  so  gross  ist  oder 
sich  Ml  einer  solchen  Stelle  befindet ,  dass  die 
Oefahr  besteht ,  dass  das  Sakrament  mit  anderen 
nngeweibten  Sachen  in  Beruhrnng  kommt,  oder 
sich  im  Kelch  ein  auch  nur  kleines  Loch  auf  dem 
Boden,  dnrch  welches  der  Weiu  herauslaufen 
kann,  zeigt,  Probst,  Eucharistie  S.  115;  de 
Herdtl.  c.  n.  174. 

^  Dies  kann  namentlich  bei  den  Altartüchern 
and  priesterlichen  Gewändern  Yorkoromen, 
Probst,  Benediktionen  S.314-,  deHerdt  I.e. 
0.  169. 

Eine  Pollution  der  hier  fraglichen  Sachen  als 
Analogie  zu  der  Pollution  der  Kirche  ist  der  Li- 
torgik  anbekannt,  vielmehr  wird  bei  ihnen  durch 
einen  piofanirenden  oder  sacrilegischen  Gebranch 
die  einmal  ertheilte  Weihe  nicht  beeinträchtigt, 
de  Herdtl.  c  n.  169.  i.  f.  u.  n.  174.  L  f. 

'  VgL  M  e  ur  e  r,  Begriff  und  Eigenthümer  der 
h.  Sachen,  2,  7.  11. 

*  Wenn  z.  B.  ein  Kelch,  an  welchem  der  Fuss 
abgebrochen  ist,  zur  Reparatur  gegeben  wird, 


oder  wenn  die  Zertrenn nng  eines  Messgewandes 
behnfs  der  Ausbesserung  nothwendig  wird,  und 
dasselbe  nach  erfolgter  Znsammesetzung  wieder 
gebraucht  werden  soll.  In  diesen  Fällen  ist  der 
Gebrauch  nur  vorübergehend  ausgeschlossen,  und 
da  die  Möglichkeit,  die  Sache  wieder  zu  benutzen, 
besteht,  so  dauert  auch  die  Zweckbestimmung 
fort. 

S  Also  wenn  ein  goldener  oder  silberner  Kelch 
eingeschmolzen  wird ,  um  aus  dem  Metall  einen 
neuen  zu  verfertigen. 

0  Dies  hat  manaus  c.  26.30(Laodiceac.  21  zw. 
343  u,  381)  Dist.  XXIIL  hergeleitet ;  vgl.  Ferra- 
r i 8  s.  v. vasa sacra n.  8;  Probst  Eucharistie  als 
Opfer  S.  119;  de  Herdtl.  c.  n.t75,  obwohl  der 
Kanon  (JOri  o6  Sei  intTjo^Ta«  ^X^^"^  ^c6pav  h  xtp 
Sia%ovix(J>  xal  ÄTtreodai  oeoTroriTt&v  OTceu&v**)  nur 
den  Zweck  hat,  den  Subdiakonen  dieAnmassnng 
der  Funktionen  der  Diakonen  zu  verbieten ,  vgl. 
Hefele,  Conc. Gesch. 2.  Aufl.  1,  765,  undnichts 
davon  erwähnt ,  dass  sich  das  Sakrament  in  den 
h.  Gefassen  befindet 
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mog  kommen,  fttr  die  Regel  allein  von  den  Klerikern  >  und  nur  im  Falle  einer  beste- 
henden langjährigen  Gewohnheit  auch  von  blos  Tonsurirten^  in  die  Hand  genommen 
werden,  von  Laien  dagegen  der  Kelch  und  die  Patene  ohne  Qenehmigang  des  Ordi- 
narius 3  blos  dann ,  wenn  ein  Nothfall  oder  ein  gerechtfertigter  Grund,  wie  nament- 
lich die  Nothwendigkeit  einer  Reparatur  ^,  vorliegt  ^  Desgleichen  sollen  von  den  Pa- 
ramenten  das  Korporale ,  die  Palla  und  das  Purifikatorium ,  abgesehen  von  den  Aus- 
nahmen, unmittelbar  nach  dem  Gebrauche  blos  von  denjenigen  berflhrt  werden,  wel- 
chen dies  in  Betreff  der  leeren  h.  Gefässe  erlaubt  ist  ^. 

Bei  anderen  kirchlichen  Geräthen,  als  den  vorhin  erwähnten ,  also  namentlich 
bei  den  Leuchtern,  den  Lampen,  den  Altar- Antipendien,  den  Rauchfässern,  den  Weih- 
wasser-Kesseln ,  Messkännchen ,  Kanontafeln,  Fahnen,  Orgeln,  ist  weder  eine  Weihe 
vorgeschrieben  noch  gebräuchlich.  Da  die  Eigenschaft  einer  res  Sacra  allein  durch 
die  Konsekration  oder  Benediktion  begründet  werden  kann^,  eine  solche  aber  an  den 
gedachten  Sachen  nicht  vorgenommen  wird,  so  unterliegen  sie,  trotzdem  dass  sie  zum 
gottesdienstlichen  Gebrauche  bestimmt  sind,  nicht  den  über  die  res  sacrae  geltenden 
Rechtsregeln  ^.  Der  Eigenthümer  einer  Privatkapelle  wird  daher  z.  B.  die  Lenchter, 
Messkännchen,  Kanontafeln  sowie  andere  derartige  Sachen,  welche  er  zum  Gebrauch 
beim  Gottesdienste  in  derselben  bestimmt  hat,  diesem  wieder  beliebig  entziehen 
und  veräussem  können ,  ohne  dass  er  verpflichtet  ist ,  sie  vor  profaner  Benntzang 
zu  sichern^. 

Die  gedachten  Gegenstände  sind  aber  in  demselben  Umfange,  wie  die  res 
sacrae  fähig,  Pertinenzen  einer  kirchlichen  Anstalt,  einer  Kirche  oder  öffentlichen 
Kapelle  zu  sein  *^.  So  lange  dieses  Pertinenzverhältniss  dauert,  theilen  sie  das  recht- 
liche Schicksal  der  Hauptsache,  sie  gemessen  also  die  beschränkte  Extrakommerzial- 
Qualität,  welche  der  letzteren  zukommt,  in  demselben  Umfange,  und  verlieren  sie 
erst  dadurch,  dass  das  gedachte  Verhältniss  rechtsgültig  gelöst  wird.  Unter  den  ge- 
dachten Voraussetzungen  und  für  die  gedachte  Zeit  stehen  sie  daher  den  res  sacrae 
im  wesentlichen  gleich,  freilich  mit  der  Ausnahme,   dass  schon  jede  rechtsgültige 


^  Des  Näheren  sollen  die  Gefasse  nach  dem 
Gebrauche  nur  berührt  werden  von  den  Frlesteru, 
den  Diakonen  und  den  Subdiakonen.  Der  A  koluth 
kann  es  auch,  soweit  es  sich  um  den  Dienst  beim 
Altar  selbst  handelt,  vgl.  c.  32  (Martin  t.  Braga] 
Dist  XXIII.  behufs  Vorbereitung  der  Gefasse, 
endlich  dürfen  andere  Kleriker  beim  Vorliegen 
eines  genügenden  Grundes  dazu  zugelassen  wer- 
den, Congr.  rit.  v.  1626  II,  cd.  Gardellinil. 
c.  n.  624;  i,  146.   Vgl.  de  Herd 1 1.  c.  n.  179. 

2  Vgl.  deHerdtl.  c. 

«  L.  c. 

^  de  Herd t  1.  c. ,  doch  wird  von  Manchen, 
z.B.  Gardellini  1.  c4,  213  Anm.,  für  den 
letzteren  auch  die  Genehmigung  des  Bischofs 
verlangt.  Ueber  darüber  hinausgehende  päpstliche 
Privilegien  für  fratres  cx)nversi  und  Nonnen  von 
geistlichen  Orden,  damit  diese  die  gedachten  Ge- 
fasse mit  Erlaubniss  ihrer  Oberen  reinigen  kön- 
nen f  vgl.  Ferraris  s.  v.  calix  n.  46  und  s.  v. 
vasa  Sacra  n.  11. 

5  Vor  dem  Gebrauch  dagegen  dürfen  Laien  die 


Pyxis ,  die  Monstranz  und  die  Lunula  berühren, 
nicht  aber  nach  demselben,  deHerdlLc. 

s  deUerdtl.G. 
^  S.  o.  S.  166. 

8  Diejenigen,  welche  wie  z.  B.  Wappäus 
(o.  S.  166)  die  Rechtsfolgen,  welche  man  mit  der 
Saoertät  verbindet,  schon  durch  die  gottesdienst- 
liche  Zweckbestimmung  einer  Sache  entstehen 
lassen ,  können  einen  rechtlichen  Unterschied 
zwischen  den  hier  fraglichen  und  den  geweihten 
Sachen  nicht  maoheiu  Wie  sich  Meurerbei 
seiner  Auffassung  (s.  o.  S.  166)  zu  dieser  Frage 
stellt,  ist  nicht  ersichtlich,  da  er  sich  (1,  219  n. 
2,  11.  12)  darüber  nicht  ausspricht. 

B  Ebenso  wie  auch  im  Privateigenthum  und 
zu  profanen  Zwecken  gebrauchte  Leuchter  in  Er- 
mangelung anderer  auf  dem  Altar  anfgestellt 
und  zu  denselben  Zwecken  nach  gemachtem 
Gebrauche  wieder  verwendet  worden  dürfen. 
Probst,  Benediktionen  S.  315. 

10  Vgl.  0.  S.  409.  Die  Orgeln  rechnet  G  i  t  z  1  er, 
Lehrb.  d.  K.  B.  S.  398,  allerdings  zu  den  wesent- 
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AsAebiing  der  Pertimenzqualitftt  die  ungeweihte  Sache  wieder  in  den  vollen  Verkehr 
briigt,  es  alsa  nicht  erst  einer  Beseitigang  der  Sacertät  durch  den  kirchlichen  Obe- 
ren, wie  bei  der  res  sacra,  bedarf  K 

Das  Gesagte  trifil  aber  nnr  für  das  Kirchenrecht ,  nicht  mehr  für  das  heutige 
gemeine  Civilrecht^  und  ebensowenig  für  das  p reu ssis che ^  sächsische^, 
Österreichische^  und  französische  Recht^"  zu.  Denn  nach  allen  diesen  Rechts- 
Systemen  erhalten  die  res  sacrae  der  katholischen  Kirche  ihre  besondere  Rechtsstellung 
nieht  mehr  durch  die  Weihe  oder  Benediktion,  sondern  durch  ihre  Zweckbestimmung 
forden  öffentlichen  gottesdienstlichen  Gebrauch.  Rechtlich  besteht  also  auf  diesen 
Reehtsgebieten  kein  Unterschied  zwischen  den  konsekrirten  oder  benedicirten  kirch- 
lichen Sachen  und  denjenigen,  an  welchen  die  katholische  Kirche  keinen  Weihe- Akt 
vollziehen  iftsst,  vielmehr  wird  die  rechtliche  Scheide  durch  die  Zweckbestimmung 
n  gottesdienstlichem  Gebrauche  und  zwar  zu  einem  Öffentlichen  derartigen  Gebrauch 
gebildet. 

n.  Rechtliche  Bedeutung  der  liturgischen  Vorschriften  in  Bezug 
luf  die  kirchlichen  Geräthe.  Welche  der  in  Frage  stehenden  Sachen  bei  den 
einzelnen  gottesdienstlichen  Handlungen  gebraucht  werden  dürfen,  insbesondere 
welche  yon  ihnen  dafür  absolut  erforderlich  sind  7,  welche  Beschaffenheit  die  einzel- 
nen Sachen  haben  müssen ,  insbesondere  ob  sie  geweiht  sein  müssen  oder  es  nicht  zu 
seio  brauchen^,  das  ergeben  die  liturgischen  Bestimmungen. 

Rechtliche  Bedeutung  haben  diese  letzteren :  l .  insofern ,  als  sie  das  fnr  die 
Ausstattung  eines  gottesdienstlichen  Gebäudes  nothwendige  Inventar,  also  damit  den 
Umfang  der  Pflicht  desjenigen ,  welcher  eine  solche  Ausstattung  zu  beschaffen  hat, 
festsetzen,  und  den  kirchlichen  Oberen  nicht  nur  das  Recht  geben,  auf  die  Erfüllung 
dieser  Pflicht  zu  dringen ,  sondern  auch  darüber  zu  wachen ,  dass  die  nothwendigen 
Geräthe  in  dem  vorgeschriebenen  Zustande  erhalten  werden,  und  ein  ordnungs- 
nässiger  Ersatz  des  Abganges  stattfindet ; 

2.  insofern  als  sie  die  Norm  für  die  Bestimmung  abgeben,  ob  das,  was  an  solchen 
Greräthen,  mag  auch  dabei  mehr  als  das  Nothwendige  in  Frage  stehen ,  angeschafft, 
gestiftet  oder  geschenkt  worden  ist,  der  Form  und  dem  Stoffe  nach  liturgisch  gebraucht 
werden  darf  oder  nicht,  und  für  den  liturgischen  Gebrauch  angemessen  erscheint ; 

3.  insofern,  als  das  Zuwiderhandeln  gegen  die  liturgischen  Vorschriften  bei  der 
Vollziehung  einer  gottesdienstlichen  Handlung  für  den  Geistlichen,  welcher  eine  solche 
yomimmt,  je  nach  der  Art  der  gottesdienstüchen  Handlung^  und  je  nach  der  Art  des 
Verstosses  eine  leichtere  oder  schwerere  Verletzung  der  Amtspflichten,  also  ein  leich- 
teres oder  schwereres  Disciplinar -Vergehen  bildet  und  Disciplinarstrafe  nach  sich 
ziehen  kann. 

Heben  Bestandtheileu  des  Kirchengeliäudes.  Das  ^  S.  o.  S.  171  ff. 

iftAber  nicht  richtig,  da  sie  ihre  Selbstständig-  ^  Q.  S.  175. 

keit  nicht  Terlieren,  -wie  er  sie  auch  selbst  S.  414  *  S.  176. 

•IsPeitiuenzstüeke  bezeichnet.  Vgl.  anchMeu-  &  S.  176. 

rer  a.  a.  0.  2,  8.  9.  »  8.  176. 

*  S.  0.  S.  170.   Bei  dem  Diebstahl  einer  sol-  ^  So  z.  B.  für  die  Messe  der  Kelch  und  die 

eben  Sache  liegt  ferner  der  in  der  Wegnahme  Patene. 
slner  res  non  saera  ans  einer  res  saera  bestehende  ^  S.  o.  8.  408. 

Fall  des  sacrilegium ,  nicht  der  einer  res  saera  ^  So  vor  allem  bei  der  wichtigsten ,  der  Gele- 

«Qs  einer  res  saera  vor,  was  allerdings  praktisch  brirung  der  Messe,  s.  o.  S.  191  ff. 
ohne  Bedentoog  ist 
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ni.  Die  nähere  Bestimmung  überUmfang,  Zahl  und  Beschaffen- 
heit der  kirchlichen  Geräthschaften  und  Paramente.  Die  Bestimmiing 
darüber,  welche  kirchlichen  Geräthschaften  fflr  eine  gottesdienstliche  Anstalt  oder 
eine  kirchliche  Einrichtung  (z.  B.  bei  der  Einführung  eines  blossen  Misaionsgottes^ 
dienstes  an  einem  Orte  ohne  Kirche  in  einem  Betsaale)  nothwendig  sind,  kommt  dem- 
jenigen kirchlichen  Oberen,  welcher  die  Begründung  der  Anstalt  oder  die  Einrichtung 
zu  genehmigen  hat  ^,  also  für  Pfarrkirchen,  öffentliche  Kapellen  und  Privatkapellen,  dem 
Ordinarius  zu.  Handelt  es  sich  aber  um  schon  bestehende  Anstalten  ^,  so  hat  zunächst 
der  gottesdienstliche  Leiter  derselben  darüber  zu  befinden-^,  und  nur  dann,  wenn  der 
zur  Beschaffung  derselben  Verpflichtete  ^  die  Nothwendigkeit  bestreitet,  kann  der  Or- 
dinarius um  seine  Elntscheidung  angegangen  werdend  DsAselbe  gilt  in  Betreff 
der  Frage,  ob  die  Geräthschaften,  mögen  sie  nothwendig  sein  oder  nicht 
(s.  nachher) ,  in  Bezug  auf  Stoff  oder  Materie  oder  Form  den  liturgischen  Vorschriften 
entsprechen. 

Soweit  es  sich  aber  darum  handelt,  ob  etwa  mehr  als  das  Nothwendige  beschafft 
werden  soll,  kommen  über  das  Recht  zur  Entscheidung  darüber  dieselben  Grundsätze 
zur  Anwendung,  welche  für  die  Bestimmung  über  die  innere  Einrichtung  und  dauernde 
Ausschmückung  der  Kirchengebäude  gelten  ^,  d.  h.  die  Berechtigung  dazu  steht  den 
Vermögens-Verwaltungs-Organen  der  betreffenden  Kirche ,  deren  Eigenthümer  CHler 
den  diesen  repräsentirenden  Behörden  bei  den  dem  öffentlichen  Gottesdienst  gewid- 
meten, aber  nicht  im  kirchlichen  Eigenthum  stehenden  Kirchen  oder  endlich  dem  Stifter 
einer  Kirche,  welcher  dieselbe  zugleich  mit  den  erforderlichen  Geräthschaften  aus- 
stattet ,  zu.  Unter  dem  Gesichtspunkte  der  Aufsicht  über  die  Vermögensverwaltnng 
wird  der  mit  dieser  betraute  kirchliche  Obere  nur  insoweit  gegen  solche  Beschlüsse 
der  zuerst  gedachten  Organe  einschreiten  können ,  als  er  darüber  zu  wachen  hat, 
dass  das  kirchliche  Vermögen  nicht  zu  unnützen  Ausgaben  verwendet  oder  gar 
verschleudert  wird '. 

Soweit  bei  den  einzelnen  Geräthen,  mögen  sie  nothwendig  sein  oder  nicht,  eine 
Auswahl  in  Bezug  auf  Stoff  oder  Form  gegenüber  den  liturgischen  Vorschriften  offen 
bleibt,  sind  die  vorhin  gedachten  Organe  diese  gleichfalls  zu  treffen  berechtigt.  Ab- 
gesehen aber  von  einer  Korrektur  der  Beschlüsse  kirchlicher  Vermögensverwaltun- 
gen aus  dem  eben  hervorgehobenen  Gesichtspunkt^,  ist  gegen  dieselben  auch  ein 
Widerspruch  zulässig ,  wenn  Geräthschaften  angeschafft  werden  sollen ,  welche  ihrer 
Beschaffenheit ,  ihrem  Stoff  und  ihrer  Form  nach  nicht  der  kirchlichen  Anschauung, 
dem  kirchlichen  Herkommen  oder  dem  kirchlichen  Stile  ^  entsprechen  oder  gar  durch 


1  Denn  dies  (i^ehurt  zu  der  demselben  zuste- 
henden BeuTtheilnnj^,  ob  die  Dotation  ausreichend 
ist,  s.  Bd.  II.  S.  386.  389;  Bd.  III.  S.  23  und 
diesen  Band  o.  S.  318  £f. 

2  Also  namentlich  um  die  Anschaffung  neuer 
nothwendiger  Geräthschaften  an  Stelle  ver- 
brauchter. 

3  Es  giebt  keine  kirchenrechtliche  Bestim- 
mung, welche  dies  Recht  ausschliesslich  dem 
Ordinarius  vorbehält  (vgl.  auch  unten  S.  413. 
n.  3j.  Dass  dieser  aber  von  Aufsiehtswegen  de 
Beschaffung  des  Noth wendigen  verlangen  kann, 
versteht  sich  von  selbst. 

*  Also  z.  B.  der  Kirchen  vorstand. 


5  In  wie  weit  diese  Entscheidung  partikular- 
rechtlich  massgehend  ist  oder  etwa  der  Rechts- 
weg dagegen  offen  hleiht,  darüber  ist  nicht  hier, 
sondern  in  der  Lehre  von  der  Beschaffung  der 
Mittel  für  die  kirchlichen  Bedürfnisse  zu  handeln. 

ö  S.  0.  8.  332  ff. 

'^  Wenn  z.  B.  der  Kirchen  vorstand  einer  Dorf- 
kirche eine  übergrosse  Zahl  von  Kelchen ,  Pate- 
nen  u.  s.  w.  anschaffen  wollte. 

8  Also  falls  der  Kirchenvorstand  einer  niehi 
vermögenden  Kirche  theure  goldene  Kelche  Ton 
besonderem  Knnstwerthe  anzukaufen  beschlieast. 

9  Vgl.  den  bischöfl.  Sri.  v.  1863  in  v.  Yogi, 
Sammig.  klrchl.  Verordn.  f.  Rottenborg.  S.  318. 
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ihre  Gestalt  oder  ihr  sonstiges  Aeussere  die  Wflrde  des  Gottesdienstes  beeinträchtigen 
oder  das  Gefllhl  der  GlAnbigen  verletzen  könnten  ^  Soweit  es  sieh  nicht  dabei  nm 
die  erste  Einrichtung  einer  gottesdienstlichen  Anstalt  handelt  2^  kommt  dieses  Wider- 
spmchsrecht  dem  Geistlichen  zu,  welcher  den  betreffenden  Gottesdienst  zu  leiten 
hat  3,  nnd  nur  in  Streitftllen  oder  in  zweifelhaften  Fällen  ^  in  denen  sich  der  Rektor 
der  Kirche  an  den  Ordinarius  zu  wenden  hat,  entscheidet  der  letztere. 


§.224.     C   Die  Kirchenglocken  ^. 

I.  Das  Recht  Glocken  zu  habend  Der  Gebrauch  der  Glocken  (campanae^ 
noloBy  9ignay  cloccae^)  zu  kirchlichen  Zwecken,  vor  Allem  zu  dem  Zweck,  den  Gläubi- 
gen die  Zeiten  des  Gottesdienstes  oder  der  Andacht  kund  zu  thun,  und  sie  zu  dem 
eisteren  in  die  Kirche  zu  rufen,  hat  sich  seit  dem  5.  oder  6.  Jahrhundert ^  von  Ita- 
lien ^  Aber  das  Abendland  verbreitet  und  ist  hier  schon  in  der  Mitte  des  neunten  Jahr- 
hunderts^ allgemein  geworden  ^^. 

Das  Recht,  Glocken  zu  haben,  d.  h.  sich  des  Geläutes  derselben  öffentlich  zu 
bedienen ,  kommt  nur  den  öffentlichen  Kirchen ,  also  den  Kathedralen ,  KoUegiat-, 
Ronventual-  und  Pfarr-Kirchen  sowie  derartigen  Kapellen  zu ,  weil  das  Geläute  we- 
sentlich dazu  bestimmt  ist,  die  Gläubigen  zum  Gottesdienst  zu  laden,  und  bei  den 
Privatkapellen  ein  Bedflrfniss  dazu  nicht  vorliegt  ^^    Seit  dem  9.  Jahrhundert  wurde 


1  Auch  klerbeT  gilt  das  0.  S.  334  Bemerkte. 

I  Ueber  diesen  Fall  s.  0.  S.  412. 

3  Hier  trifft  das  S.  412.  u.  3  Gesagte  ebenfalls 
zn.  Die  Diocesanverordnnngen  gehen  übrigens  in 
BetreiT  der  Beschaffung  der  Klrchengerathschaften 
und  Paramente  von  derselben  Auffassung  ans, 
f.  z.  B.  Paderborner  Diocesan-Synode  ▼.  1867, 
Arch.  f.  kath.  K.  R.  20,  423  n.  Kölner  V.  y.  18&3 
bei  Dumont,  Sammlung  kirchlicher  Erlasse. 
8.246. 

^J.M.  Eschen  Wecker,  (praes.  J.  P.  Lnde- 
w  i  g)  diss.  de  eo  quod  iustnm  est  circa  campanas. 
Hai.  Magd.  1708.  1739. 

^  Von  dem  Recht  des  Glockenläutens  als  Zei- 
chen der  öffentlichen  Religionsaosrtbung  ist  an 
dieser  Stelle  selbstverständlich  nicht  zu  handeln. 
Dasselbe  Ist  vielmehr  hier  als  rechtlich  bestehend 
vorausgesetzt 

*  Ueber  diese  Bezeichnungen  s.  Binterlm, 
Denkwürdigkeiten  d.  christ  kath.  Kirche  IV.  1, 
288 iL;  G.  Otte,  Glockenkunde.  2.  Aufl.  Leip- 
zig 1884.  S.9ff. 

^  Schon  Gregor  v.  Tours  erwähnt  derselben, 
bist  Franc  111.  15,  SS.  rer.  Meroving.  1 ,  125: 
ndguum  ad  matutlnas  motum  est";  mirac.  S. 
Mtftini  II.  46 :  ,^gaiim  quod  matntinis  commoverl 
iolee. 

B  In  Anhalt  an  die  schon  den  Römern  bekannte 
Sitte,  Klingeln  {tHitiimahulä)  zum  Wecken  und 


zum  Zusammenrufen  zu  gebrauchen,  Otte  a.  a. 
O.  S.  9.  10.  12. 

«  Edict.  legat.  V. 789. 0. 34,  Boretlus  1,  64: 
„Ut  cloccas  non  baptizent  nee  cartas  per  perticas 
appendant  propter  grandinem"  (vgl.  dazu  Otte 
S.  16 n ;  Gap.  a.  sacerdotib.  proposita  c.  8,  ibid. 
p.  106 :  „Ut  omnes  sacerdotes  boris  conpetenti- 
bns  diel  et  noctis  suarum  sonent  aecclesiarum 
Signa  et  sacra  tunc  deo  celebrent  offlcla^. 

w  OtteS.  14. 

"  Vgl. c  10(Coelest.  III.)X  de  privileg.  V.  33 : 
.  . .  „utrum  templariis,  hospltalarlis  et  aliis  oratoria 
in  domibus  suis  habentibus  liceat  campanas  in 
eis  ponere  publiceque  pulsaie.  Respondemus  . .  . 
quod  non  licet  eis  hoc  agere ;  quin  potius  per  te 
censura  ecclesiastica  app.  rem.  coercendl  sunt, 
ut  ita  slnt  suo  iure  content!,  quod  iustitiam  non 
impediant  aliornm'*.  Die  Stelle  setzt  nooh  eine 
frühere  Stufe  der  Entwicklung  des  Mönchswesens 
voraus,  bei  welcher  die  Oratorien  nur  für  die 
kirchlichen  Zwecke  der  Mönche  selbst  dienten, 
und  diese  in  der  Regel  noch  keinen  öffentlichen 
Gottesdienst  für  das  Volk  hielten.  Sie  wider- 
spricht daher  nicht  c  16  (Gregor.  IX.)  X.  de 
exe.  praelat.V.  31,  worin  den  weltlichen  Prillaten 
untersagt  wird,  die  Mönche  im  Gebrauch  ihrer 
Glocken  zu  hindern  (;,neo  tustlnentes,  eos  ha- 
bere campanam^,  well  hierbei  sehen  das  Recht 
zur  Abhaltung  öffentlleher  Gottesdienste  in 
den  Kapellen  vorausgesetzt  wird  (über  die 
früheren  verschiedenen  Ausgleiehungsversnehe 
dieser  buiilen  Stellen  vgl.  Fagnau.  ad  c.  10  dt. 
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es  Sitte,  statt  der  ursprflBglich  eiiizigen  Glocke  mehrere  zu  benutsenS  indessen  hat 
das  gemeine  Recht  allgemein  für  die  einzelnen  Kirchen  nach  deren  Stellang  nnd  Be- 
dentnng  weder  eine  Minimal-  noch  eine  Maximalzahl  festgestellt.  Bios  für  die  Kir- 
chen der  Mendikanten-Orden  ist  durch  Johann  XXII.  die  Zahl  der  Glocken  anf  eine 
einzige  fflr  den  kirchlichen  Gebrauch  derselben  beschränkt  worden  •^.  Da  ihnen  in- 
dessen die  Beibehaltung  mehrerer  Glocken,  soweit  sie  diese  bisdier  ohne  Streit  und 
Widerspruch  benutzt  hatten,  gestattet  blieb,  und  sich  später  die  Konflikte  zwischen  den 
Bettelorden  und  der  wegen  ihres  Eindringens  in  die  weltliche  Gottesdiestverwaltang 
und  Seelsorge  eifersüchtigen  Geistlichkeit  minderten,  ist  das  Verbot  schon  längst  durch 
eine  entgegenstehende  Gewohnheit  ^  beseitigt  worden^.  Im  Uebrigen  blieb  die  Be- 
stimmung der  Zahl  dem  Belieben  der  einzelnen  kirchlichen  Anstalten  und  ihren  Ver- 
tretern, vorbehaltlich  näherer  Nornürung  durch  den  Ordinarius  oder  durch  die  Parti- 
kularsynoden,  überlassen.  Auf  Grund  solcher  Anordnungen,  welche  auch  über  ihren 
Entstehungskreis  ein  hervorragendes  Ansehen  erlangt  haben  ^ ,  hat  sieh  vielfach  ftlr 
die  Pfarrkirchen  die  Zahl  von  drei,  eventuell  zwei ,  fflr  die  öffentlichen  Kapellen  von 
einer,  für  die  KoUegiatkirchen  von  drei  und  für  die  Kathedralen  von  mindestens 
fünf  festgestellt «. 

IL  Die  Benediktion  der  Glocken  (s.  g.  Glockentaufe)  und  ihrcRechts- 
wirkung.  Da  die  für  den  kirchlichen  Gebrauch  bestimmten  Glocken^  benedicirt wer- 
den müssen,  so  sollen  sie,  ebenso  wie  die  übrigen  derartigen  gottesdienstlichen  Sachen  ^, 


II.  7  ff.).  Mit  Recht  hat  daher  die  Doktrin  den 
im  Text  gedachten  Rechtssatz  aus  dem  Prinzip 
des  c.  10  entwickelt  nnd  hält  ihn  übereinstim- 
mend fest,  indem  sie  das  Verbot  der  Glocken  bei 
den  Mönchen  auf  Oratorien  in  deren  privaten 
Häusern,  namentlich  in  den  Grangien  beschränkt, 
Fagnan.  1.  c  n.  22;  Gonzalez-Tellez  ad 
c.  10  cit.  n.  8;  Schmier,  iurisprud.  eanonic. 
civil.  1.  III.  p.  2.  n.  17Ö;  Schmalzgraeber 

III.  40.  n.  57 ;  van  d  e  B  n  rg  t ,  de  ecclesiis 
i ,  144.  Der  Gebrauch  einer  kleineren  Glocke, 
welche  nicht  öffentlich  geläutet  wird,  bleibt  aber 
trotz  des  Verbotes  offen ,  s.  die  citirten. 

1  OtteS.  14. 

^  i.  J.  1323,  c.  an.  in  Extr.  comm.  de  off. 
cuBtodis  I.  6:  „advertentes  quod  eo,  quod  non- 
nulll  mendicantium  professores  in  nonnuUis  suis 
conventibas  plures  oampanas  obtlnentet  in  poste- 
rum  satagunt  obti  nere,  cathedrales  ac  ecclesiae  aliae 
Buaequeruntnr  proptereaiustitlae  detrahi  etexiude 
eivitatibus  locorum  interdum  afferri  divinis  ofA- 
ciis  impedimentum  .  . .  nos  .  .  .  ordinamas,  quod 
religiosl  dictorum  ordinam  mendicantium  In  nuUo 
conventu  suo  seu  loco  plures  campanas  habeant 
sine  sedls  apostolicae  licentia  speciali ,  sed  una 
tantummodo  pro  loco  quolibet  slnt  content!. 
Quodsi  forsan  eommunitaa  seu  unlversitas 
aliqua  ecclesiastlca  vel  mundana  seu 
iidem  religiosl  pro  Ulis  In  aliquo  ipsorum  locorum 
campanam  aliam  habuerint  vel  nunc  habent,  non 
illam ,  sed  aliam  solam  eomm  speeialiter  usibus 
deputatam ,  pulsare  valeant  horis  diurnis  et  noc- 
tnmls ,  missls  et  aliis  eonsuetis.  Cetemm  reli- 
giosia  lisdem  permittimus ,  quod  ubl  hactenus 
plures  campanas  sine  fite  et  contradictione  qnali- 
bet  in  usua  duntaxat  proprios  habueiint  et  nunc 


habent,  Ulis  etiam  deinceps  libere  nti  possint, 
aliis  qnibuscunque  per  eos  habitls  intra  trium 
mensium  spatium  de  suis  locis  seu  campanilibus 
deponendis  et  nuUatenus  iterum  reponendis. 
Verum  campanulas  quae  in  refectoriis,  saerlstiis, 
capitnlis  et  aliis  forsan  offlcinis  religlosornm  ip<- 
sorum  oonsueverunt  haberi,  sub  Ista  nostra  ordi- 
uatione  noiumus  oomprehendl''. 

3  Auch  sind  päpstliche  Privilegien  auf  das 
Recht  Glocken  zu  haben  gegeben  worden ,  s.  ein 
solches  V.  Clemens  VI.  v.  1350  bei  G.  S  c  h  m  i  d  t, 
päpstl.  Urkunden  und  Regesten.  Halle  1886. 
S.  393. 

*  Das  bezeugen  Gonzalez  Tellez  1.  c.n. 8; 
Schmier  1.  c. n.  174;  Schmalzgraeber  i.e. 
n.  56  und  die  von  ihnen  citirten. 

^  Namentlich  der  4.  Provinzialsynode  des  h. 
Karl  Borromäus  v.  Mailand  (1576)  l.  16,  Har« 
douin  10  ,  824:  ^Parochlalis  ecclesia,  si  cam- 
panas tres ,  grandlorem  sei  licet  mediam  et  mini- 
mam  habere  non  possit,  saltem  dnas  nbi  fleri  po- 
test  habeat  easque  distincto  soni  eoncentu  inter 
se  recte  consentientes  pro  varia  divlnorum  ofA- 
ciorum  quae  flunt,  ratione  et  sigiilfieatione. 
Simplex  ecclesia  oratoilumve  unam  tan  tum  cam- 
panalam  habeat ,  ut  Joannis  XXII.  pontif.  con- 
stitutione sancltum  est^. 

^  van  de  Bargt  1.  c.  p.  144. 

^  Sie  müssen  für  die  Regel  aus  dem  üblichen 
Glockengut  (Kupfer  und  Zinn  vgl.  des  Näheren 
Otte  S.  68 ff.)  verfertigt  sein.  Es  dürfen  aber 
auch  Stahlglocken  gebraucht  und  benedicirt  wer- 
den, Congr.  rlt  1858,  Acta  s.  sed.  3,  602. 

8  S.  o.  S.  166.  166  u.  S.  408. 
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nicht  eher,  als  die  Weihe  '  an  ihnen  vollzogen  worden  ist ^,  zu  solchen  Zwecken 
bemitzt  werden  ^. 

Dangen  hat  die  Benediktion  derselben  als  solche  keinen  Einflnss  auf  das  Eigen- 
ihams Verhältnisse.  In  der  R^el  sind  sie  Pertinenzen  einer  Kirche  oder  des  Glocken- 
thurmes  ^,  und  befinden  sich  dann  im  Eigenthum  derjenigen  physischen  oder  juristischen 
Person,  welcher  das  Kirchengebftude  oder  der  Glockenthurm  gehört,  also  falls  das 
Kirchengebäude  nicht  einer  kirchlichen  Anstalt  eigenthümlich  zusteht,  in  weit- 
liehem  Eigenthnm  <^.  Femer  ist  es  nicht  ausgeschlossen,  dass  die  auf  kirchlichen  Ge- 
binden und  Thfirmen  angebrachten  Glocken  sich  im  Eigenthum  anderer  Personen 
als  diese  Baulichkeiten  selbst  befinden  7.  Fflr  das  erstere  spricht  allerdings  die  Ver- 
mnthung,  welche  freilich  durch  Gegenbeweis  widerlegt  werden  kann  ^. 


*  S.  o.  S.  144.  Die  Glockenweihe  hat  man 
früher  vielfach  als  Qlockentaufe  bezeichnet,  und 
dies  geschieht  auch  theilweise  noch  heute. 
WeuQgleich  das  Poutiflcale  das  Wort:  Taufe 
nicht  kennt,  und  auch  der  Ritus  der  Benediktion 
flieht  der  Taufritus  ist,  so  weist  derselbe  doch 
—  er  ist  viel  umfangreicher  als  die  Benediktionen 
bei  anderen  Kirchengeräthen  —  eine  entfernte 
Aehuliehkeit  mit  der  Taufe,  namentlich  wegen  der 
Abwaschung,  sowie  des  Gebrauches  des  h.  Oeles 
(wenn  auch  nicht  in  derselben  Art)  auf,  und  dies 
hat,  Tor  Allem  nachdem  seit  dem  10.  Jahrhundert 
die  Sitte  aufgekommen  war,  den  Glocken  Namen 
zn  geben  und  dann  auch  die  Gewohnheit,  Pathen 
zuzuziehen,  vgl.  Otte  S.  22.  23,  im  Volk  die 
VorsteUong  erzeugt,  als  ob  die  Benediktioii  der 
Glocken  ein  Analogen  zu  der  Kindertaufe  bilde. 
Darüber  und  über  die  vielfachen  bei  den  s.  g. 
Olockentaufou  'eingerissenen  Missbräuche  vgl.  die 
Gentum  gravanima  v.  1522  c.  51,  Gaertner 
corp.  iur.  eccles.  2,  189:  ^Item  sulTraganei  ex- 
cogitaverunt,  ut  solum  ipsi  et  nnllus  alius  sacer- 
dos,  laicis  eampanas  baptlzent,  cTedunt  deinde 
simpliciores,  ita  afflrmantibns  sufTraganeis,  tales 
eampanas  baptizatas  daemones  et  tempestates 
pellere.  Quapropter  innumeri  plerumque  adhi- 
bentar  eompatres ,  praecipue  vero ,  qui  fortuna 
pollent,  exorantur,  qui  baptizationis  tempore 
fanem,  quo  campana  religata  est,  tangunt  ac 
BufFraganeopraecinente(quemadmodum  in  parvu- 
loram  baptizatione  fleri  seiet)  omnes  pariter  re- 
spondent  ac  campanae  nomen  ingeminant  veste- 
quenova(qnemadmodum  et  christianis  fleri  seiet) 
eampana  indnitnr.  Inde  ad  sumptuosa  propera- 
tor  Gonvivla\  quibus  praecipue ,  ut  eo  larglns 
manera  otferant,  adhibentur,  necnon  suffragauei 
6t  eorum  capellani  cum  multis  allis  ministris 
regaliter  paseuntur.  Nee  hoc  satls  est ,  sed  et 
suftraganeo  mercedem  persolvere  necesse  est, 
quam  illi  munuseulum  vocare  solent.  Inde  evenit, 
ut  aliquando  etiam  in  parvis  villis  G  floreni  in 
tali  absumantur  et  expendantnr  baptizatione. 
Qnae  res  non  solum  superstitlosa ,  sed  etiam 
cbrlstianae  religloni  contraria  vel  simplieiorum 
seduetio  et  mera  est  exactio.  Verum  tamen  opis- 
^i,  ut  suffraganeoB  vel  vilissima  obaerare  pos- 
■int  mereede ,  talia  et  adhuc  absnrdlora  tolerant 
Ses  igitur  tam  nefanda  et  illicita  merito  aboleri 
^ebet^.  Eine  Erörterung  darüber,  wer  berechtigt 
Ist,  die  Pathen  bei  der  Glockentaufe  zu  bezeich- 
Mn,  woraus  sich  ergiebt,    dass  diese  Sitte  in 


Frankreich  noch  heute  vorkommt ,  bei  A  u  d  r  ^ , 
conrs  alphab^Üque  de  la  l^gislation  civile  eccM- 
siastique  4.  ^d.  2,  192. 

2  lieber  das  Recht  zur  Benediktion  s.  o.  S.  144 
u.  Arch.  f.  kath.  K.  R.  2,  222. 

^  S.  das  Pontiflcale  roman.  h.  t  Nach  den 
Entsch.  d.  Congr.  episc  u.  d.  Congr.  rit.  kann  der 
Bischof  das  Läuten  mit  nicht  benedlcirten  Glocken 
verbieten,  Ferraris  s.  v.  campana  n.  7. 

*  S.  o.  S.  164. 

^  Und  wenn  derselbe,  was  vielfach  der 
Fall ,  seinerseits  Pertinenz  der  Kirche  ist,  auch 
der  letzteren.  So  jedenfalls  nach  kanonischem 
und  gemeinem  Civilrecht,  Krk.  d.  Berlin.  0.  Tr. 
v.  1861  U.1864,  Arch. f.  k,  K.  R.  8,  49,  Striet- 
horst,  Archiv  39,  352,  Entscheidungen  d.O.Tr. 
54,  343,  s.  auch  38,  273;  M eurer,  Begriff  und 
Eigenthümer  d.  h.  Sachen  2,  12ff. ;  ebenso  nach 
preuBsischem  L.  B.  I.  2.  $.  80.  (^£s  wird  ver- 
muthet,  dass  eine  bewegliche  Saclie  zum  Perti- 
nenzstucke  eines  Gebäudes  bestimmt  sei ,  wenn 
dieselbe  eingegraben ,  eingegossen ,  eingemauert 
oder  durch  Zimmer- Arbeit  damit  verbunden  ist", 
und  II.  11.  $.  191  (;;Das  bei  einer  Kirche  beflnd- 
liehe  Geläute  ist  in  der  Regel  als  ein  Eigenthum 
der  Kirchengesellsehaft  anzusehen''))  P>  Hin- 
seh  ins,  preuss.  Kirchenrecht  S.  408.  n.  4;  für 
das  französische  Recht  s.  code  civil  art524. 
626.563;  G ei  gel,  französ.  u.  reichsländ.  Staats- 
kirchenrecht. S.  107.  n.  6;  Andrtf  1.  c.  2,  210 
und  die  hessischen  Urthelle  in  Ztschr.  f.  K. 
R  18,  76.  81. 

^  Z.  B.  bei  Garnisonkirchen  des  Staates,  bei 
Hospital-  und  Krankenhaus-Kirchen  auch  einer 
Stadtgemeinde. 

"^  Aus  dem  o.  S.  414.  n.2  angeführten  c.  un.  i.  Extr. 
comm.  1. 5  erglebt  sich,  dass  nicht  nur  die  Mönche 
auf  ihren  Klosterkirchen  besondere  Glocken  für 
den  Gebrauch  anderer ,  kirchlicher  sowie  welt- 
licher Korporationen  zur  Verfügung  gestellt  ha- 
ben ,  sondern  auch  dass  die  Glocken  selbst  im 
Eigenthum  der  letzteren  verbleiben  und  mit  Zu- 
stimmung der  Mönche  auf  deren  Kirchen  oder 
Häusern  zum  Gebrauche  aufgehängt  werden 
konnten.  Ein  Revers  des  Pfarrers  zu  Kamberg 
(Nassau)  v.  1780 ,  in  welchem  anerkannt  wird, 
dass  die  Pfarrkirche  an  der  im  Glockenthnrme 
derselben  aufgehängten  Rathsglocke  kein  Recht 
besitzt,  bei  M eurer,  a.  a.  O.  2,  14. 

^  Nach  M eurer  a.  a.  O.  S.  13  nur  durch: 
strictesten  Gegenbeweis.  Dieser  nicht  tech- 


416 


I.  Die  Hierarchie  und  die  Leitung  der  Kirche  durch  dieselbe. 


[§.  224. 


III.  Die  Beschaffung  der  Glocken.  Wenngleich  das  geschriebene  ge- 
meine Kirchenrecht  keine  Pflicht  zur  Beschaffung  von  Glocken  fflr  die  öffentliches 
Kirchen  festgestellt  hat,  so  ist  doch  durch  allgemeine  Gewohnheit  der  Gebrauch 
der  Glocken  ftlr  diese  seit  Jahrhunderten  üblich  geworden.  Es  gehören  in  Folge 
dessen  die  Glocken  zu  der  regelmässig  fflr  eine  derartige  Kirche  erforderten  Aus- 
stattung. Deshalb  ist  der  Ordinarius  befugt,  die  Beschaffung  mindestens  einer  oder, 
wo  dies  durch  das  partikuläre  Recht  vorgeschrieben  oder  in  der  Sitte  und  in  dem 
Herkommen  der  Kirche  begründet  ist,  auch  zweier  oder  dreier  zu  fordern.  Die 
Kosten  haben  diejenigen,  welche  sonst  fflr  die  noth wendigen  kirchlichen  Bedflrfniase 
aufzukommen  verpflichtet  sind,  zu  bestreiten. 

Soweit  dagegen  nicht  das  Nothwendige  in  Betracht  kommt,  sondern  es  sich 
darum  handelt ,  eine  grössere  Zahl  von  Glocken  anzuschaffen  oder  alte  Glocken  am- 
giessen  zu  lassen  oder  durch  neue  zu  ersetzen,  müssen  hier  dieselben  Grundsätze, 
wie  in  Betreff  der  für  den  gottesdienstlichen  Gebrauch  bestimmten  Geräthe  zur  An- 
wendung gebracht  werden.  Es  hat  also  darüber  das  Vermögens- Verwaltungsorgan^ 
oder  der  Eigenthümer  der  betreffenden  Kirche  zu  befinden  ^.  Der  Ordinarius  ist  da- 
bei blos  unter  dem  Gesichtspunkte  der  Aufsicht  über  die  Vermögensverwaltung  ^  und 
der  Aufsicht  über  die  Innehaltung  der  liturgischen  Vorschriften  *  und  über  die  gottes- 
dienstliche Verwaltung^  mitzuwirken  befugt^. 

IV.  Der  kirchliche  Gebrauch  der  Glocken.  Die  benedicirten '^,  also 
für  den  kirchlichen  Gebrauch  bestimmten  Glocken,  mögen  sie  auch  nicht  im  kirch- 
lichen Eigenthum  stehen ,  und  nicht  auf  der  Kirche  oder  auf  dem  Kirchthurm,  son- 
dern auf  einem  im  weltlichen  Eigenthum  befindlichen  Thurm  oder  Gebäude  angebracht 
sein,  dürfen  für  die  Regel  ^  nicht  zu  profanen  Zwecken  gebraucht  werden. 

Die  MrcMiehen  Zwecke^,  für  welche  sie  benutzt  werden  können,  sind  1.  gottes- 


niache  Ausdrack  soll  offenbar  Mob  soviel  be- 
deuten, dass  Thatsachen  behauptet  und  voll  be- 
wiesen werden  müssen ,  welche  das  Eigenthum 
der  kirchlichen  Anstalt  anszuschliessen,  und  das 
des  Beweisführers  darzuthun  geeignet  sind.  Das 
ist  aber  selbstrerständlich ,  und  ebensowenig 
kann  es  zweifelhaft  sein,  dass  dazu  eine  blosse 
Behauptung ,  ein  anderer  habe  die  Glocken  auf 
seine  Kosten  beschafft  oder  umglessen  lassen, 
Ztschr.  f.  K.  R.  18,  69.  75,  nicht  ausreicht,  weil 
damit  die  £z.istenz  des  Eigenthums  eines  Dritten 
nicht  unverträglich  erscheint 

1  Auch  im  Gebiete  des  franzosischen  Rechts 
bedarf  es  dabei  keiner  Betheiligung  des  Ge- 
meinderathes  der  bürgerlichen  Kommune,  A  n  d  r  ^ 
1.  c.  'l  195.  214. 

2  Sofern  diesem  die  Disposition  über  die  Kirche 
zukommt. 

8  Nach  den  hier  in  Frage  kommenden  allge- 
meinen Grundsätzen ,  sofern  also  z.  B.  zur  Auf- 
nahme von  Darlehnen  für  Beschaffung  der  Glocken 
seine  Genehmigung  erforderlich  ist.  S.  übrigens 
auch  S.  412. 

4  Soweit  es  sich  also  um  das  zu  den  Glocken 
verwendete  Metall  und  die  Form  der  Glocken 
handelt. 

^  In  sofern  er  darüber  zu  wachen  hat ,  dass 
nicht  eine  für  die  rechtliche  Stellung  der  Kirche 
unangemessene  Zahl  von  Glocken,  z.  B.  für  eine 


blosse  öffentliche  Kapelle  5  oder  mehr  Glocken 
beschafft  werden. 

In  den  hier  und  in  der  Anm.  4  gedachten  Fällen 
ist  allerdings  in  erster  Linie  der  Leiter  der  Kirche 
(z.  B.  Pfarrer^  ebenfalls  zur  Entscheidung  be- 
rufen, aber  in  Bezug  auf  die  erforderliche  Bene- 
dlktlon  kann  er  dem  Bischof  nicht  präJudiziren. 
Deshalb  wird  er  da,  wo  er  sich  nicht  ablehnend 
verhält,  immer  in  die  Lage  gebracht,  an  den  Bi- 
schof zu  berichten. 

0  Eine  Mitwirkung  der  Staatsbehörden  wird 
abgesehen  von  etwaigen  in  Frage  kommenden 
Akten  der  Vermögensverwaltung  und  abgesehen 
von  baupolizeilichen  Gesichtspunkten  (z.  B.  wegen 
Anbringung  schwerer  Glocken  auf  den  Kirchen 
und  deren  Thfirmen)  nicht  erfordert.  Dsa  gtlt 
auch  nach  französischem  Recht,  Andr^  Lc  % 
214;  G  e  i  g  e  1 ,  franzöa.  u.  reichsländisehes  Staats- 
kirohenrecht.  S.  39.  Anm.  12. 

"^  Glocken ,  welche  profanen  Zwecken  dienen, 
Insbesondere  auch  solche  Glocken  von  Kirch- 
thurmuhren ,  welche  allein  für  die  letzteren  be- 
stimmt sind ,  sollen  überhaupt  nicht  benedieirt 
werden,  Gongr.  rit  v.  1594,  Gazdellini  ed. 
cit.  n.  83. 1;  1,  22  u.  v.  1822.  n.  4590U;  3, 
216.  220. 

8  Ueber  die  Ausnahmen  s.  unten. 

9  S.  die  Memorialverse  in  der  Glosse  zo  e.  hb. 
in  Ez.tr.  comm.  L  5  cit. :  „Laudo  deum  vemm. 
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Die  Verwaltung  des  Kultui.  Die  Kirehengloeken. 
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dieBstUche,  dann  2.  aaeh  solche,  -welche  innerhalb  der  kirchlichen  Verwaltung  liegen 
und  endlich  3.  solche,  welche  durch  die  Pflicht  der  Eirche,  bei  öfifentlichen  UnglUcki- 
Men  Ar  die  Oläubigen  mit  ihrer  Holfe  einzutreten,  gegeben  sind. 

Unter  den  erstgedachien  Gesichtspunkt  ftllt  das  Läuten  der  Olocken ,  um  den 
Gläubigen  den  Beginn  des^  Gottesdienstes  ^^  also  namentlich  der  Messe ,  die  kano- 
nischen Stunden,  den  kommenden  Sonntag  oder  Festtag  anzuzeigen^,  um  Mbi^ens, 
IGtUgs  und  Abends  das  Zeichen  zum  Gebet  des  Angelus  ^  zu  geben,  femer  das  Läu- 
ten, während  eine  Prozession  von  einer  Kirche  ausgeht,  bei  ihr  rorbeizieht  und  in  sie 
znrllekkehrt^.  Sodann  gehört  hierher  das  Läuten  bei  Anlässen,  welche  fär  das  ein- 
zelne kirchliche  Gemeindeglied  eine  wichtige  religiöse  Bedeutung  haben,  um  die 
llbrigen  Gläubigen  zum  Gebet  und  zur  Theilnahme  zu  veranlassen^. 

Was  die  zu  2.  erwähnten  Fälle  betrifft,  eo  kommt  hier  das  Läuten  der  Glocken 
beim  Einzüge  und  Empfang  des  Bischöfe  oder  eines  anderen  hohen  kirchlichen 
WUrdenträgers^,  am  Tage  vor  dem  Beginne  und  an  dem  der  ErOfihung  der  Provinzial- 
synode^,  sowie  andererseits  behuft  Zusammenberufung  der  Kinder  zur  Katechismus- 
lebre  in  Frs^e  ^. 

Endlich  fällt  unter  die  dritte  Gruppe  das  sog.  Wetterläuten ,  d.  h.  das  Läuten 
der  Glocke,  um  verheerende  Wetter,  namentlich  Gewitter  fernzuhalten  und  zu  ver- 
treiben®, femer  das  Läuten  bei  einer  anderen  öffentlichen,  z.  B.  einer  Feuers-  oder 
Wassersgefahr  ^^. 

Gerade  wegen  dieser  verschiedenen  Zwecke,  zu  welchen  die  Glocken  gebraucht 
werden,  hat  sich  die  Sitte  festgestellt  und  erhalten ,  mehrere  solcher,  und  zwar  von 
?erschiedener  Grösse  zu  benutzen ,  um  durch  den  verschiedenen  Ton  der  einzelnen 
besser  und  leichter,  als  dies  blos  durch  die  verschiedene  Art  des  Läutens  oder  des 


(lebem  toco  ,  eongrego  clemm.  Defunctos  ploro, 
pertem  fugo,  fesU  decoro". 

^  Gaerem.  episc.  1. 15.  n.  4 ;  Gongr.  lit  t.  1698, 
Lc  11.141;  1,33;  deHerdtl.  c t  in.  n.  140 ; 
Probst,  Benediktionen  S.  212. 

^  Bas  8.  g.  Einläuten  der  Sonntage  and  Fest- 
tage an  der  Vlgilia ,  am  Abend  TOrher ,  b.  z.  B. 
Krabbe,  statuta  synod .  dloee.  Monaster.  p.  3 1 .  43. 

'  Anch  an  bestilnmten  Tagen  zu  anderen  Ge- 
beten, wie  z.  B.  das  Angstlänten  des  Freitags  am 
Mittag,  Andr.  Schmid  in  Wetzeru.Welte, 
Kircbenlexikon.  2.  Anfl.  1,  854. 

*  Gongr.  rit.  ed.  cit.  n.  144.  II.  nnd  4428 ; 
1,  33a.  3,  15;  deHerdtl.  c. 

^  So  namentlicb  beim  Tode  nnd  beim  Begräb- 
nis« Rltnale  rom.  tit.  Y.  c.  8.  In  exspiratione 
n.  2 :  „Tanc  nbi  'viget  pia  consaetndo ,  pulsetnr 
campana  parochialis  eccl&siae  allquibas  ictibns, 
ad  significandnm  fidelibns  in  nrbe  tel  extra  in 
subnrbanis  existentibas ,  instantem  mortem 
aegroti,  nt  pro  eo  denm  rogare  possint''  n.  n.  4: 
rJnterim  detar  campana  Signum  transitns  de- 
fimcti  pro  loci  consuetndlne ,  nt  audlentes  pro 
eius  anima  deum  precentur",  tit  VI.  c.  3.  Exe- 
quiaram  ordo.  n.  1:  „constituto  tempore,  quo 
corpus  ad  eccleslam  deferendum  est ,  convocetur 
clems  et  alll ,  qni  fnn.eri  Interesse  debent .  .  . 
M  datls  certis  campanae  slgnis  eo  modo  et  ritn, 
quo  in  eo  loco  fleri  debet ,  parocbus  .  . .  clerlco 
praeferente  cmcem  et  alio  aqnam  benedic- 
tam  ad  doAinm  ddfancti   nna    cnm   aliis  pro- 

Hinsebius,  Kirehenrecbt  IV. 


cedit"  (In  der  zweiten  Stelle  bezlebt  sieb  con- 
suetndo  auf  die  Ajrt  des  Anschlagens  der  Glocke, 
nlcbt  auf  das  Läuten  überhaupt,  Gavallerl 
opp.  lltnrg.  t.  III.  dec  113.  n.2).  Doch  Ist  dieses 
Geläut  nicht  überall  üblich,  namentlich  nicht  in 
grösseren  Städten ,  weil  hier  wegen  der  Zahl  der 
Bevölkerung  in  allen  derartigen  Fällen  nicht  ge- 
läutet werden  kann,  Tgl.  de  Her  dt  1.  c.  n.  140. 
unter  2. 
8  de  Her  dt  1.  c.  unter  6. 

'  Gaereremon.  episcop.  I.  31.  n.  10. 

8  de  Herdt  1.  c.  unter  6. 

9  Rituale  n>man.  tit.  IX.  c  8.  Preces  ad  repel- 
lendas  tempestates  n.  1:  „Pulsentur  campanae". . . 

10  Vgl.  Pontiflcale  rom.  de  benedict  campanae 
(zweite  Oration) :  „Et  cum  melodia  llllus  aurlbus 
Insonuerit  popiüorum,  crescat  in  eis  devotio  fldei; 
procul  pellantur  omnes  insldiae  Inimlcl ,  fragor 
grandlnum,  procella  turbinum,  Impetus  tem- 
pestatum ;  temperentur  Infesta  tonltrua ,  ven- 
torum  flabra  flaut  salubriter  ac  moderate  sus- 
pensa  ;  prosternat  aereas  potestates  dextera  tuae 
Tirtutis ,  ut  hoc  audlentes  tintlnnabulum  contre- 
miscant  et  fagiant  ante  s.  crucis  fllil  tui  in  eo 
deplctum  vexlllum'' ;'  auch  gegen  Gefahren  von 
Seuchen  (die  letzte  Oration  a.  a.  0.):  „Ita  dum 
huius  vasculi  sonltus  translt  per  nuMla,  ecclesiae 
tuae  conventum  manus  consetvet  angellca;  fruges 
credenüum ,  mentes  et  corpora  salvet  protectlo 
sempiterna" ;  deHerdtl.  c  n.'  139  unier  4. 

27 
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AnBchlageng  einer  eiiuEelneu  möglich  ist,  die  Bedentang  des  jeweiligen  GeUates  kund 
SU  thiu  ^. 

Zum  Zeichen  der  Traner  der  Kirche  über  das  Leiden  Christi  wird  wfthrend  der 
drei  letzten  Tage  der  Charwoche ,  n&mlich  von  der  Messe  am  Gründonnerstage  ^  bis 
zu  der  am  Charsonnabend  ^  alles  GlockengeUnt  eingestellt.  Jede  Kirche  hat  dasselbe 
schweigen  zn  lassen ,  sowie  dies  bei  der  Messe  in  der  Haupt-  oder  Mutterkirche  des 
Ortes  ^  geschehen  ist  und  darf  dasselbe  erst  an  dem  zuletzt  gedachten  Tage  wieder 
au&ehmen,  wenn  dies  seitens  der  erwähnten  Kirche  erfolgt  ist  ^.  Die  Beobachtung 
dieser  Vorschrift  kann  der  Bischof  nöthigenfalls  durch  Strafen  erzwingen  ^. 

Soweit  der  kirchliche  Gebrauch  der  Glocken  nicht  durch  die  verschiedenen  Bitoal- 
bflcher^  geregelt  ist,  können  die  Partikularsynoden  oder  die  Ordinarien  die  erforder- 
lichen Vorschriften  darflber  ^  erlassen^.  In  den  Flülen,  für  welche  der  Gebranch  durch 
die  liturgischen  Bücher  gestattet  ist,  kann  er  aber  nicht  ganz  ^^^  sondern  nur  Yorflber- 
gehend  aus  dringenden  Ursachen  ^^  verboten,  und  auch  nicht  für  den  jedesmaligen  Fall 
der  Benutzung  von  der  Erlaubniss  des  Ordinarius  abhängig  gemacht  werden,  denn  durch 
derartige  beschränkende  Anordnungen  würde  gegen  den  gemeinrechtlichen  Satz  vei^ 


1  Je  nach  dem  Zweck  weiden  dann  Tenohie- 
dene  Glocken,  welche  man  als  Festtagsglocke 
(dies  ist  die  grÖBSte) ,  Sonntags-,  Alltags-,  Bet-, 
Todten-  oder  Seelenglocke  bezeichnet,  gebiancht, 
OtteS.  271L 

s  Bei  dem  gloria  in  exeeUU  In  derselben  wer- 
den sie  zum  letzten  Mal  geläutet.  Statt  ihrer  be- 
dient man  sich  während  der  folgenden  Tage ,  bis 
sie  wieder  geläutet  werden  dürfen,  hölzerner 
Klappern  (erotalüy  erepitaetüa)^  Probst,  Eucha- 
ristie als  Opfer  S.  28ö;  de  Herdt  1.  c.  n.  37; 
OtteS.  30. 

8  Und  zwar  gleichfalls  wieder  beim  gloria  in 
excelsls,  Probst  a.  a.  0.  S.  307;  de  Herdt 

1.  0.  n.  65. 

^  Also  in  Rom  der  Laterankirche ,  in  der  Bi- 
schofstadt der  Kathedrale,  In  einem  andern  Ort 
der  Pfarrkirche ,  bei  mehreren  der  ältesten  oder 
herroiragenderen ,  und  das  letztere  gilt  auch, 
wenn  selbst  eine  Kollegiatkirche  vor  der  Pfarr- 
kirche in  anderen  Beziehungen  den  Vorrang  hat, 
Congr.  rit.  G  a r  d e II  i ni  ed.  cit  n.  565 ;  1, 138 ; 
Ferraris  S.Y.  campana  n.  15.  Auch  die  exem- 
ten  Regularen  sind  an  diese  Vorschrift  gebunden, 
Congr.  rit.  n.  2574  VI ;  1 ,  443  u.  n.  3722.  III ; 

2,  238.   S.  noch  die  folgende  Anm. 

ft  Gonst  Leon.  X. :  Dum  intra  (betreffend  die 
Indulte  der  Mendikanten  und  anderer  Orden)  y. 
19.  Dezember  1516.  $.  14,  bull.Taurin.  5,  687: 
„Et  ut  debitus  honor  matrici  ecclesiae  reddatur, 
tam  ipsifratresquam  alii  derlei  saeculares,  etlam 
super  hoc  apostolicae  sedis  privilegio  munitl,  die 
Sabbati  maioris  hebdomadae,  ante  quam  cam- 
pana cathedralis  vel  matricis  ecclesiae  pulsaverit, 
campanam  in  ecdesiis  suis  pulsare  minime  pos- 
sint.  Contrafacientes  poenam  C  ducatorum  in- 
currant^  S.  auch  Caerem.  episcop.  II.  27.  n.  23. 
Vgl.  ferner  Congr.  rit.  n.  251  u.  n.  3526;  1,  51 
u.  3526  (wegen  der  Regularen),  und  überhaupt 
n.  540. 1137. 1147. 1912. 2014 ;  1,  135. 215. 216. 
323. 341,  namentlich  aber  das  allgemeine  Dekret 
y.  1703.  IX.  l.  c  n.  3670;  2,  220:  „An  prima 


pnlsatio  campanamm  in  sabbato  sancto  sit  de 
dictls  iuribus  parochlallbus?  Negatlye  prout 
lacet,  sed  speetare  ad  ecdeslam  dignioiemad 
formam  const.  Leon.  X.  n.  22.  §.  14". 

Nach  der  Congr.  episcop.  bei  Ferraris  1.  c 
n.  15;  Probst,  Benediktionen  S.  215.  n.  18, 
kommen  aber  die  gedachten  Regeln  nicht  zur  An- 
wendung, falls  eine  ununterbrochene  „antiqoa 
observantla  habeatur  in  contrarium**  oder  falls : 
qOcclesiae  plurimum  distent" ,  d.  h.  so  weit  yon 
der  Mutterkirche  entfernt  sind,  dass  das  Glocken- 
geläute der  letzteren  nicht  mehr  bei  ihnen  gehört 
werden  kann,  ygl.  dazu  Cayalieri  opp.  lit.  P. 
IV.  c.  21  decr.  349. 

^  Auch  gegen  die  Regularen  Congr.  rit. 
n.  632;  1,  148.  Auf  Grund  des  Caerem.  episcop. 
dt.  wird  aber  yorherlge  Mahnung  für  erforder- 
lich erachtet,  Cayalieri  l.  c  n.  5.  6.  S.  auch 
die  const.  Leon.  X.  cit 

^  Vgl.  0.  S.  417.  n.  1.5u.  9. 

8  Also  namentlich  über  die  Dauer  und  Art  des 
Läutens ,  die  einzuläutenden  Festtage ,  die  Zahl 
der  für  die  yerschiedenen  Arten  des  Gottesdien- 
stes zu  gebrauchenden  Glocken  (falls  mehrere 
yorhanden  sind),  über  die  Benutzung  der  Glocken 
für  kirchliche  Zwecke,  welche  nicht  die  Gesammt- 
heit ,  sondern  nur  einen  Einzelnen  angehen ,  z. 
B.  bei  Taufen,  Hochzeiten,  s.  auch  Krabbe, 
Statute  Monast.  p.  31.  43.  154.  Der  Vorbehalt 
bestimmter  Glocken  für  gewisse  beyorrechtigte 
Stände  ist  aber  unstetthaft,  s.  Congr.  rit.  y.  1683 
bei  Cayalieri  1.  c.  P.  IV.  c.  15.  n.  12a 

9  S.  z.  B.  den  Ordinariats-Erl&ss  für  Trier  y. 
1853,  Arch.  f.  kath.  K.  R.  4,  236. 

10  Congr.  rit.  y.  1601  bei  Cayalieri  L  e. 
n.  11 :  „episcopus  prohlbere  non  potest  ne  cam- 
panas  pro  funeribus  pulsent  sine  licentia  Ipsins 
episcopi^ 

^^  Z.  B.  während  einer  yerheerenden  Seaehe, 
um  nicht  durch  das  beständige  Läuten  der 
Sterbeglocke  die  Panik  zn  yermehren,  Caya- 
lieri 1.  c. ;  de  Herdt  1.  o.  n.  140. 
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stoflsen  werden,  dass  die  Olooken  m  eigenflieh  kirchliehen  Zweeken  benntst  werden 
dflrfen.  Deshalb  ist  auch  der  Leiter  der  betreffenden  Eirehe  beftigt,  innerhalb  der 
gedaehten  Grenzen  Aber  den  Gebrauch  der  Qlooken  im  Torkonunenden  Falle  zn  be- 
stimmen^, nnd  hat  seinerseits  aiusohliesslieh  das  Recht,  die  Sehlflssel  in  dem  Olocken- 
ranm  an  bewahren  oder  Ar  deren  Anfbewahning  Sorge  zn  tragen^.  Nnr  diejenige 
Benntanng  der  Olooken,  welche  zwar  erlaubt  ist,  aber  nicht  zn  ansschliesslich  kirch- 
fieken  Zwecken  erfolgt  (vgl.  darfiber  o.  8.  417  zn  3),  kann  wegen  der  Flflssigkeit 
der  Grenzen  gegenflber  dem  nnr  profanen  Gebraneh  von  der  ausdrücklichen  Erlaub- 
idfls  des  Ordinarius^  abhftngig  gemacht  werden^,  doch  soll  der  letztere  sie  fttr 
aolehe  Zwecke  ein  fBr  alle  Mal  ertheilen  und  nicht  von  der  Stellung  eines  Yorherigen 
Antrages  fttr  jeden  einzelnen  Fall  abhftngig  machend 

In  denjenigen  Lftndem,  in  denen  die  Kirche  die  Stellung  einer  mit  der  selbst- 
stftndigen  Verwaltung  ihrer  Angelegenheiten  ausgestatteten  Anstalt  des  öffentlichen 
Rechtes  hat,  kommt  es  ihren  Organen  ausschliesslich  zu,  den  Gebrauch  der  Glocken 
zn  gottesdienstlichen  und  anderen  kirchlichen  Zwecken  zu  regeln.  Die  frühere 
staatskirchliche  Gesetzgebung  einzelner  Lftnder  hat  freilich  mitunter  ohne  Scheidung 
der  verschiedenen  in  Frage  kommenden,  der  kirchlichen  und  staatlichen  Gesichts- 
punkte reglementirend  auch  in  den  rein  gottesdienstlichen  Gebrauch  eingegriffen  ^. 
Daneben  bleibt  aber  auch  in  den  zuerst  gedachten  Ländern,  weil  selbst  die  autonome 
Kirche  der  allgemeinen  Polizeihoheit  des  Staates  unterworfen  ist,  dem  letzteren  die 
Befhgniss,  so  weit  es  das  Öffentliche  Interesse  gebietet,  also  z.  B.  wenn  durch  den 
Gebrauch  der  Glocken  eine  für  die  öffentliche  Ordnung  gefahrbringende  Aufregung"^ 
oder  eine  übermftssige  Belästigung  der  Einwohner^  entstehen  würde,  einschränkende 
Bestimmungen  zu  erlassen,  welche  die  nothwendige  kirchliche  Benutzung  des  Ge- 
läutes nicht  schmälern. 

Den  Gebrauch  desselben  fär  weltliche  Zwecke  zu  regeln,  ist  dagegen  nicht  Sache 
der  Kirche,  wenn  sie  selbst  ihrerseits  einen  solchen  beabsichtigt*.  Dies  liegt  nicht 


1  Du  zaiYermSgensTeTwaltang  berufene  kireh- 
liclte  Gemeinde- Organ  hat  hierfür  keine  ZnsUn- 
difkeU.  £b  kann  daher  anoh  gegen  derartige 
kiichliehe  Anordnungen  des  Biaehofs  oder  Pfar- 
len  nicht  wegen  Beritzatörnng  Uagen,  so  ehen- 
faUt  der  oberste  osterr.  Geriehtshof  Aieh.  £  kath. 
K.  R.  32,  446. 

>  S.  den  S.  418.  n.  9  eitliten  Trierer  Erlass 
nntero. 

'  Jedoeh  kann  er  aneh  dnrch  fortdanemde 
Diddnng  stillschweigend  seine  Oenehmlgnng  zn 
bestimmten  Gebranohsarten  ertheilen. 

*  Zu  rein  profanem  Gebranch  Ist  diese  Immer 
nothwendlg,  Tgl.  de  H  erdt  1.  c.  n.  140  nnter9; 
Probst,  Benedlktlonen  S.  212.  Vgl.  des  weite- 
ren unten  S.  420. 

^  So  nach  der  Gongr.  rit.  ▼.  1602  selbst  bei 
einem  statthaften  profanen  Gebranch,  Oava- 
Ilsri  1.  c  n.  116:  „Pro  pnlsatione  eampanamm 
sd  praefatos  nsns  necesse  non  est  ab  ordlnario 
lioenüam  petere  totles ,  qnotles  pnlsaadae  snnt, 
sed  snffleit  eamdem  petere  semel  pro  semper^'. 
Der  Trierer  Erlass  gestattet  nnter  f.  In  allen  Fäl- 
len ansserordentllchen  Bedürfbisses,  z.  B.  Im  Fall 
allgemeiner  Gefahr,  wo  schlennlge  Hülfe  noth- 
vtndig  ist,  das  Linten. 


^  Hierher  gehört  die  bair.  Y.  v.  14.  Febmar 
1807,  Amtshandbnoh  f.  d.  protesUnt.  GeistL  N. 
Ansg.  4,  894,  s.  anch  8 11  her  na  gl,  Yerfassg. 
s&mmil.  Religionsgenossenschaften  in  Baiem. 
2.  Anfl.  8.  801. 

'f  So  kann  nach  d.  dt.  V.  v.  1807  in  Baiem  die 
Ortspollzelbehörde  bei  epidemischen  Krankheiten 
das  Lsnten  der  Sterbeglocken  nntersagen ,  femer 
ist  dnrch  diese  Y.,  abgesehen  von  der  Ghrlstmette 
nnd  von  dem  mittem&chtlichen  Ghorgeläut  in 
Klöstern,  das  Linten  In  der  Nacht  verboten,  da- 
mit es  nicht  mit  dem  GeUnt  bei  ausserordent- 
lichen Nothfällen  nnd  Gefahren  verwechselt  wird. 

Welter  gehört  hierher  der  Fall,  dass  in  kon- 
fessionell gemischten  Orten  das  öffentliche  Ge- 
linte beim  Elnzng  des  katholischen  Bischöfe  be- 
absichtigt wird ,  nnd  die  Gefahr  einer  Störong 
des  konfessionellen  Friedens  vorliegt 

8  Z.  B.  wenn  dnrch  zu  langes,  starkes  und  sich 
täglich  unnütz  wiederholendes  L&uten  ruhestö- 
render Läim  erregt  wird.   ■ 

0  Ueber  die  Frage,  in  wie  fem  eine  solche 
Benutzung  seitens  der  Behörden  oder  anderer 
Personen  von  der  Kirche  gefordert  werden  kann, 
s.  unten  S.  421. 
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in  der  Sphftre  ihrer  Antonomie  ^,  vielmehr  gehören  die  betreffenden  Anordnungen, 
da  für  dieselben  die  eben  gedachten  Gesichtspunkte  allein  und  ansschliesslich  in 
Frage  kommen,  zur  Znstftndigkeit  der  Staats-,  namentlich  der  Polizeibehörden^. 

y.  Die  Benutzung  der  Glocken  zu  weltlichen  Zwecken.  A.  Um- 
fang  und  Oestattung  der  Benntznng.  Ein  (Gebrauch  der  benedicirten  Glocken 
zu  rein  weltlichen  Zwecken  ist,  ebensowenig  wie  der  der  übrigen  res  sacrae  absolut  aus- 
geschlossen', aber  aus  dem  o.S.  167.  gedachten  Prinzip  in  Betreff  der  Benutzung  der 
letzteren  ergiebt  sich,  dass  die  Glocken  zu  solchen  Zwecken,  welche  mit  den  Aufgaben 
und  Zielen  der  Kirche  nicht  rereinbar  oder  von  ihr  gar  gemissbüQgt  oder  verboten 
sind,  nicht  gebraucht  werden  dlirfen^.  Dahin  gehört  das  Läuten  bei  rein  weltliehen, 
namentlich  rauschenden  Vergnflgungen,  femer  behuft  Aufbietung  der  waffenfUugen 
Mannschaft  zum  Kampfe  nnd  behufis  Kandthuong  der  Hinrichtung  eines  Verbrechers  K 


1  Denn,  wenn  sie  anoh  christlicher  Liebes- 
pflicht  ihr  Gelinte  für  solche  Zwecke  zur  Ver- 
fügung stellt  (b.  0.  S.  417),  80  handelt  es  sich 
doch  beim  Läuten  wegen  Feaers- ,  Wassers-  nnd 
anderen  Gefahren  immer  um  Angelegenheiten 
der  Wohlfahits-  und  SicherheitspoUsei. 

s  Von  diesem  Standpunkt  aus  sind  die  in  Bai- 
ern  und  Württemberg  erlassenen  Verbote 
gegen  das  s.  g.  Wetterläuten  während  des  Ge- 
witteis ,  und  die  Beschränkung  auf  ein  kurzes 
Zeichen  Tor  dem  Ausbruch  des  Gewitters  zur  Er- 
weckung der  Andacht,  s.  bair.  Y.  t.  1832,  Amts- 
handbuch a.  a.  0.  S.  401  und  württemb.  T.  v. 
1807,  Y.  Vogt,  Samml.  t.  Yerordngn.  f.  Rotten- 
burg S.  1 98 ,  gerechtfertigt.  In  Oesterreich 
ist  jedes  Läuten  bei  Gewittern,  auch  zu  dem  zu- 
letzt gedachten  Zweck  1783  u.  1788  untersagt 
worden,  doch  hat  man  seit  1790  das  Läuten  zur 
Andacht  bei  einzelnen  Fällen  wieder  zugelassen, 
und  nach  dem  Konkordat  ist  demselben  seitens 
der  Staatsbehörden  nicht  mehr  entgegen  getreten 
worden,  Arch.  f.  kath.  K.  R.  26,  303  u.  26,  59. 
60.    Ueber  Frankreich  s.  gleich  nachher. 

Eine  allgemeine  Regelung  weist  im  übrigen 
nur  die  französische  Gesetzgebung  auf.  Der 
Organ.  Art  48:  ^Jj^y^que  se  concertera  avee  le 
prüfet  pour  i^gler  la  maniftre  d'appeler  les  flddles 
au  Service  divin  par  le  son  des  cloches.*  On  ne 
pourra  les  sonner  pour  tonte  autre  cause  sans  la 
permission  de  la  police  looale"  (welcher  auch,  so- 
weit er  hier  in  Frage  steht,  durch  das  Gesetz 
über  die  munidpale  Organisation  v.  6.  April 
1884,  Art.  100,  Arch.  f.  kath.  K.  R.  62,  279,  und 
unten  S.  423,  nicht  abgeändert  ist),  zeigt  insofern 
seinen  staatskirchlichen  Ursprung,  als  er  dem 
Bischof  blos  die  Regelung  der  Benutzung  der 
Glocken  zu  rein  gottesdienstlichem  Gebrauche 
überlässt,  und  ihn  dabei  von  vornherein  auch  an 
das  Einvernehmen  mit  dem  Präfekten  (in  Elsass- 
Lothringen  dem  Bezirkspräsidenten)  bindet,  also 
nicht  nur  ein  repressives  Einschreiten  der  Staats- 
behörde offen  hält  Ferner  macht  er  Jeden  weite- 
ren Gebrauch  der  Glocken ,  d.  h.  jeden  nicht 
gottesdienstlichen ,  wenngleich  kirchlichen ,  also 
z.  B.  das  Läuten  bei  der  Ankunft  des  Bischofs, 
sowie  jede  andere  Art  des  Gebrauches ,  welcher 
nicht  in  dem  zwischen  der  bischöflichen  und  der 
Staatsbehörde  vereinbarten  Reglement  vorgesehen 
ist,  zu  gottesdienstlichen  Zwecken,  also  z.  B.  das 


Läuten  zu  den  bisher  nioht  üblichen  Nachtstuu* 
den  von  der  Erlaubniss  der  Lokalpolizei  (des 
Bürgermeisters) abhängig,  Gei  g el  a.  a.  O.  S.  39. 
Anm.  11,  jedoch  werden  in  den  Reglements  (s. 
A  n  d  r  tf.  L  0. 2, 199. 201)  oft  schon  Festoetzungen 
in  der  zuerst  gedachten  Beziehung  getrofTen, 
z.  B.  das  Wetterläuten  verboten.  Das  Gesagte 
findet  nicht  blos  Anwendung  auf  die  Gloeken  der 
öffentlichen  Kirchen,  sondern  auch  derjenigen 
Kapellen ,  welche  blos  für  die  Benutzung  einer 
klösterlichen  Genoasenschaft  bestimmt  sind, 
Andrtf  1.  o.  2,  201.  (Für  die  preussische 
Rheinprovinz  ist  aus  den  im  Text  gedachten 
Gründen  znfolge  des  dort  in  Geltung  gewesenen 
Art.  16  der  Verfassgsurk.  y.  1860  die  Nothwen- 
digkeit  des  vorgängigen  Einvernehmens  der 
Staatsbehörde  für  die  Regelung  des  Gebrauches 
zu  kirchlichen  Zwecken  fortgefallen.) 

Selbstverständlich  besteht  daneben  auch  die 
Befugniss  des  Präfekten  oder  des  Bürgermeisters 
aus  polizeilichen  Gründen ,  z.  B.  bei  Epidemien, 
vorübergehend  den  Gebrauch  der  Glocken  zu 
untersagen  und  zu  beschränken ,  vgl.  Geigel  a. 
a.  0.  Anm.  12. 

»  S.  0.  S.  416. 

«  Ferraris!.  o.n.2ff.;  Probst  Benediktio- 
nen S.  212;  de  Herdt  1.  c  n.  140  unter  9. 

Aus  dem  gedachten  Prinzip  folgt  weiter,  dass 
die  Glocken  nicht  auf  eine  die  Ehrfurcht  ver- 
letzende Weise  gebraucht  werden  dürfen.  Unter 
diesem  Gesichtspunkt  könnte  jedoch  wesentlich 
allein  die  Art  des  Läutens  in  Betracht  kommen, 
nnd  dieser  Fall  hat ,  da  dergleichen  Ungehörig- 
keiten  durch  den  die  Glockenläuter  beaufsich- 
tigenden kirchlichen  Beamten,  Küster  oder  Pfar- 
rer abgestellt  werden  können ,  keine  praktisehe 
Bedeutung. 

^  Gongr.  rit.  v.  1689,  Gavalieri  L  c.n.li6: 
„de  consensu  episcopi  campanae  benedictae  pul- 
sari  poflsunt  ad  usus  profanos,  ad  quos  non  se- 
qunntur  causae  sanguinis  et  praesertim,  si  eom- 
mnnitatis  expensis  constructae  fuerint,  jqnantnm- 
vis  tale  ins  sibi  non  reservasset^.  Doch  wird  das 
Läuten  behufs  des  kriegerischen  Aufgebotes  für 
zulässig  erklärt,  wenn  es  sich  um  Bekämpfung 
der  Feinde  der  Kirche  handelt  oder  in  äussersten 
Nothfällen  kein  anderes  Mittel  gebraucht  werden 
kann,  —  bei  der  Hinrichtung,  wenn  dadurch  das 
Volk  nicht  zur  Beiwohnung  zusammengerufen, 
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Offea  bleibt  dagegen  die  Benatsung  bei  solchen  Anlftssen,  an  welohen  die  Earche  als 
Bokhe ,  wenn  auch  nicht  wegen  ihrer  eigentlichen  Aufgaben ,  Antheil  zn  nehmen  in 
der  Lage  ist^,  z.B.  bei  wichtigen  politischen  oder  kommunalen  Festen,  bei  der  An- 
kunft des  Fürsten  2,  oder  fllr  Zwecke,  welche  fttr  die  Kirche  gleichgültig  smd,  wie  das 
Lfluten  znr  Zusammenberafung  der  Gemeindebehörden '. 

Eine  derartige  Benutzung  darf  immer  nur  unter  Zustimmung  des  Ordinarius, 
meht  des  blos  zur  gottesdienstlichen  Leitung  der  Kirche  berufenen  Vorstehers  (also 
namentlich  nicht  des  Pfarrers  allein)  stattfinden,  weil  es  sich  um  eine  Verfolgung  han- 
delt, welche  nicht  innerhalb  des  dem  letzteren  zukommenden  Anordnungsrechtes 
Aber  die  gottesdienstliche  Verwaltung  liegt  ^.  Jedoch  kann  der  Ordinarius  fflr  ge- 
wisse Fftlie  dem  betreffenden  Beamten  die  Befugniss  dazu  delegiren  ^,  und  femer  soll 
er,  wenn  ein  solcher  Gebrauch  seinem  Zwecke  nach  ein  wiederholter  und  dauernder 
ist^,  seine  Genehmigung  ein  für  alle  Mal  geben '^. 

Da  aber  die  Kirchenglocken  andererseits  zum  Kirchengut  gehören,  so  hat  das- 
jenige Organ,  welches  dasselbe  verwaltet,  darüber  zu  befinden,  ob  die  Glocken  zu 
einem  nicht  kirchlichen  Gebrauchszweck  eingeräumt  werden  sollen  ^,  und  wider  den 
Willen  desselben  kann  der  Ordinarius,  welcher  kraft  seiner  jurisdictio  in  Betreff  der 
Oottesdienstrerwaltung  nur  über  die  Statthaftigkeit  des  Gebrauches  zu  entscheiden  hat, 
eine  solche  Benutzung  nicht  einmal  erlauben. 

Das  gilt  nicht  nur  für  diejenigen  Kirchen  oder  Glocken ,  welche  im  kirchlichen 
Eigenthum  stehen,  sondern  auch  für  solche,  welche  Eigenthum  einer  physischen  oder 
weltlichen  juristischen  Person  sind,  sofern  die  Kirche  oder  die  Glocken  durch  den 
£igenthümer  ausschliesslich  zum  öffentlichen  gottesdienstlichen  Gebrauch  überwiesen 
flind^,  falls  er  sieh  nicht  etwa  mit  Zustimmung  des  kirchlichen  Oberen  den  Gebrauch 
derselben  zn  profiwen  Zwecken  vorbehalten  hat  ^^.  Denn  fehlt  es  an  dieser  Voraus- 
setzung, so  ist  die  freie  Verfügung  des  Eigenthümers  nach  den  schon  früher  0.  S.  168. 
337  dargelegten  Grundsätzen  durch  die  kirchliche  Widmung  gebunden  ^^ 

Anders  liegt  der  Fall  bei  denjenigen  Kirchen  und  Glocken ,  welche  der  Eigen- 
thümer  blos  in  einem  gewissen  Umfange  für  den  öffentlichen  katholischen  Gottes- 


sondern  blos  zum  Gebet  für  die  Seele  der  Yer- 
brechert  ermahnt  werden  soll,  CaYalieril.  c; 
Probst  S.t213;  de  Her  dt  1.  c 

1  Wie  der  0.  S»  417  gedachten,  welche  im 
weiteren  Sinne  als  kirchliche  betrachtet  werden. 

*  Dies  ▼erbietet  zwar  die  Gongr.  rit. ,  Gar- 
dellinl  ed.cit.  n.  1407;  1,  243,  ferner  n.li26; 
i.214  (4n  adventu  baronum  locomm  dioecesis^ ; 
aber  n.  1065  ▼.  1638 ;  1 ,  209  blos  mit  dem  Zu- 
satz :  ^ine  licentla  ordlnarii'^),  s.  auch  S.  420.  n.  5. 

3  CaTalieril.cn.115.116;  deHerdtlc. 

*  S.  die  in  Anm.  2  angeführten  Entsoh.  d. 
Gongr.  nUy  Tgl.  anoh  den  dt.  Trierer  Ordin.  Er- 
lass  unter  g,  Areh.  f.  kath.  K.  R.  4,  237. 

^  S.  den  c&t.  Erlass  unter  e. 

*  Z.  B.  für  die  Zusammenberufung  der  Ge- 
meindebehörden. 

f  8.  0.  S.  419.  n.  6.  Nach  Probst  8.  213  ist 
er  durch  die  Gerechtigkeit  verpflichtet,  dies  zu 
thun,  wenn  die  Glocke  auf  Kosten  der  Gemeinde 
gegossen  worden  ist  Soll  damit  eine  rechtliche 
Pflicht  gemeint  sein,  so  erscheint  diese  Annahme, 


welche  wedef  durch  den  Yon  ihm  oitlrten  CaT  a- 
lieri  1.  c.  n.  115  noch  durch  die  Entsch.  der 
Gongr.  rit.  0.  S.  420.  n.  5  gehalten  wird,  unrichtig. 

s  Aus  den  0.  S.  364  ff.  entwickelten  Gründen. 

'  Haben  diese  Kirchen  kein  Vermögen,  und 
fehlt  es  daher  an  einem  Verwaltungsorgan ,  so 
disponlrt  allein  der  Kircbenobere  über  den  pro- 
fanen Gebrauch ,  so  z.  B.  bei  katholischen  Gar- 
nisonkirchen ,  welche  im  Eigenthum  des  Staates 
geblieben ,  aber  ausschliesslich  für  den  katholi- 
schen Gottesdienst  bestimmt  sind,  im  Fall  einer 
Exemtion  des  Militärs  der  Feldvlkar  oder  Feld- 
bischot  Weiter  ergiebt  sich  aus  dem  im  Text 
Gesagten ,  dass  hier  die  Kontroverse  des  franzö- 
sischen Rechts  über  das  kirchliche  oder  kommu- 
nale Eigenthum  von  Kirchen  und  Glocken  ein- 
flusslos ist. 

10  Dies  ist  trotz  der  Benediktion  zulässig,  weil 
auch  der  Ordinarius  einen  profanen  Gebrauch  der 
Glocken  erlauben  kann,  s.  oben  im  Text. 

li  Vgl.  auch  die  S.419.  n.  1  angeführte  Ent- 
scheidung und  Meurer  a.  a.  0.  2,  16. 
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dienst  gewidmet  hat^.  Hier  ist  seine  Disposition  aUein,  soweit  es  der  gedachte  Zweek 
erfordert,  beschrftnkt.  Er  ist  also  berechtigt,  seine  Glocken  anch  an  weltliehen 
Zwecken  zn  gebrauchen  und  andere  daau  gebrauchen  su  lassen,  ohne  dass  es  dazu 
der  Einwilligung  des  Ordinarius  bedarf  2. 

B.  Gebrauchsrechte  an  Glocken.  Abgesehen  von  dem  Fall,  dass  sich  der 
Stifter  oder  der  EigenthOmer  einer  Kirche  bei  der  Widmung  derselben  zum  aus- 
schliesslichen gottesdienstlichen  Gebrauch  ^  oder  der  Schenker  die  Benutzung  einer 
Eirchenglocke  zu  weltlichen  Zwecken  vorbehält,  kann  ein  derartiges  Gebraucharecht 
auch  durch  civilrechtliche  Titel,  durch  Vertragt  und  durch  Ersitzung ^  falls  diese 
nicht  etwa  partikularrechtlich  ausgeschlossen  ist^,  begründet  werden^. 

Nach  gemeinem  Recht  wird  ein  solcher  Titel  auch  durch  den  unvordenk- 
lichen Besitz  ersetzt,  während  nach  preussischem  Becht  in  Ermangelung  eines 
solchen  ^  schon  die  hergebrachte  Observanz  genügt  *. 

Es  fragt  sich  aber  weiter,  ob  sich  auch  eine  auf  dem  Öffentlichen  Recht  beruhende 
Befugniss  der  Gemeinden  oder  des  Staates ,  die  kirchlichen  Glocken  zu  öffentlichen 
Zwecken ,  d.  h.  bei  allgemeinen  Gefahren  (z.  B.  bei  Feuer-,  Wassersgefahr)  und  Un- 
glücksfällen, sowie  bei  feierlichen  und  festlichen  Gelegenheiten  zu  benutzen,  begrün- 
den lässt.  Jedenfalls  ist  es  im  Mittelalter  und  darüber  hinaus  allgemeine  Rechtsan- 
schauung in  Deutschland  gewesen  ^^,  dass  dem  Grund-  und  Gerichtsherm  und  der  Ge- 
meinde ein  selbstständiges  Recht  auf  die  Benutzung  der  Eirchenglocken  ^^  für  ihre  und 


«  VgL  0.  S.  337.  33a 

3  AnB  den  oben  am  angeführten  Orte  ent- 
wickelten (Gründen. 

3  Z.  B.  eine  Kommune,  welche  freiwillig  eine 
Kirche  baut  oder  der  Staat,  welcher  ein  Gebäude 
zum  auBschlieBslichen  gottesdiengtUchen  Ge- 
brauch überweist.  Vgl.  übrigens  auch  S.  421.  n.  9. 

4  lieber  die  Zulässigkeit  eines  solchen  s.  0. 
S.  168.  Vgl.  auch  preoss.  A.  L.  R.  II.  11.  $.  192 : 
„Wo  nach  Yertnlgen  oder  hergebrachter  Obser- 
vanz ,  auch  eine  andere  Gemeine  oder  Religions- 
partei auf  den  Gebrauch  desselben  Anspruch 
machen  kann ,  da  kann  dennoch  dieser  Mitge- 
brauch während  des  Gottesdienstes  der  Kirchen- 
gesellsohaft,  welcher  die  Glocken  gehören,  nicht 
verlangt  werden^. 

Abzuschliessen  ist  der  Vertrag  durch  das 
YermogensTerwaltungsorgan  unter  Zustimmung 
des  Ordinarius,  s.  auch  0.  S.  421. 

s  Nach  kanonischem,  gemeinem, 
preussischem  und  österreichischem 
Recht  Vgl.  0.  S.  173  it  Auch  nach  franzSsischem 
Recht  ist  die  Ersitzung  nicht  absolut  ausgeschlos- 
sen ,  weil  die  Glocken  nicht  in  allen  Fallen  zu 
den  0.  S.  176  gedachten  Sachen  gehören ,  TgL  in 
letzterer  Beziehung  Geigel  a.  a.  0.  S.  41.  n.  14. 

^  Das  sächsische  bürgerliche  Gesetzb.  J.  648 
schliesst  die  Ersitzung  persönlicher  Gebrauchs- 
rechte aus. 

"^  Folglich  ist  auch  ein  Besitzschutz  an  solchen 
Gebrauchsrechten  möglich,  vgl.  Arch.  f.  kath. 
K.  R.  48,  169. 

8  Das  preussische  Recht  kennt  diesen  nicht. 

'  S.  Anm.  4. 

10  Das  ergeben  für  fast  alle  Theile  Deutsch- 
lands die  aus  dem  13.  bis  16.  Jahrhundert  zusam- 
mengestellten Weisthümer  von  JaoobGrtmm, 


Göttingen  1840.  6  Bde. ,  vgl.  dazu  den  RegUter- 
band  1878  v.  R.  Schröder  S.  282,  wo  nmd 
300  hierhergehörige  Stellen  naehgewieeen  siad. 

11  Emmeler  Weisthum  (Untermosel)  ▼.  1532, 
2,  360 :  „Yort  wannehe  der  vogt  gössen  hat  and 
80  innen  dunoket  zeit  sein  vom  tag,  so  soll  er 
den  hotten  schicken  in  des  schultheissen  haus 
zu  unsers  gn.  hern  amptmann  von  WitUch  und 
ime  ansagen ,  Innen  dunoket  zeit  sein  von  tag, 
das  man  zu  dem  gerioht  leuden  wül ,   alsdan  der 
bott  die  botschafft  gethan  hätt ,  so  soll  er  in  die 
kirch  gehen  und  die  klock  leuten  drei  mal  zum 
gericht,  dar  soUent  kommen  alle  di^enige,   die 
erb  und  eigen  zu  Emmel  ime  gerioht  haben"  .  .  . 
u.  p.  352 :  „Wan  dan  dass  also  gechehen  ist ,   so 
mag  der  richter  in  die  klroh  gehen  and  lassen  die 
klock  leuten  dreimal  und  mag  gepiethen  alle  die- 
jenigen ,  die  uff  der  gemeinden  wonen,  dass  sie 
anspannen  und  fueren  den  wein  zu  Honolstein 
mit  der  sonnen ,  aber  der  scheffen  soll  des  ttei  sein, 
und  diess  ist  die  rendt  und  gult  so  der  sdlieflien 
zuweist  einem  vogthern  In  dem  dorf  Emmel^; 
Krafter  Weisthum  1686,  3,  817 :  „Item  man  ma 
vor  der  kirchen  zu  Cr.  mit  geluithei  glooken  ge- 
beuth  oder  verbeuth,  dasselb  gebeuth  und  verbeath 
man  von  des  gotshautz  und  der  gemeinde  wegen''; 
Lommersam  (zw.  Zülpich  and  Bonn)  2 ,  723 : 
„Darumb  dat  das  vurss.  oloster  den  zehendenn 
hat,  sali  idt  den  boedenn  upder  kyrspels  kiiohen 
in  godem  baw  haldenn,  und  der  bodenn  wais  mit 
bley  gedeoket,  ist  nu  aifgebrochenn ,  weist  man 
vor  unrecht  Auch  sali  dat  vurgemelte  eloster  des 
heim  bannklock  in  gutem  baw  haldenn,  und  der 
pastolr  sali  büwlg  halten  den  cboir.  Item  de  hÜ^ 
genn  sollen  die  niederlasser  büwig  halten.  Item 
die  nachbam  sollen  den  thnm  büwlg  halten^ ; 
Logenheim  1404  (BUass)  4,  150:  „daxam  soll 
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zwar  sowohl  pubUcistiBeheii  ^,  wie  asch  gmndheirlichen^  Zwecke  zukommt.  In  den- 
jenigen OmneindeB,  in  welohen  sieh  diese  Rechtsanffassung  bis  heute  praktisch  be- 
thfttigt  hat,  11^  also  fttr  den  weltlichen  Gebranoh  der  Kirohenglooken  eine  unvor- 
denkliche Verjährung  oder  ein  langjähriges  Herkommen  vor  \ 

Zugleich  ergiebt  sich  daraus ,  dass  selbst  in  deigenigen  dentschen  Staaten, 
in  welchen  der  katholischen  Kirche  die  Autonomie  verfassungsmässig  zugesichert  ist, 
die  gesetzliohe  Feststellung  gewisser  Gebrauchsrechte  Ar  öffentliche  Zwecke  an  den 
Kirohenglooken  dadurch  nicht  gehindert  wird,  weil  hierbei  Objekte  in  Frage  stehen, 
welche  nach  einer  Jahrhunderte  alten  Beohtsanschanung  keinen  ausschliesslich  gottes- 
dienstlichen Qebrauohscharakter  besessen  haben.  £s  war  daher  keine  Beeinträchti- 
gang  der  katholischen  Kirche,  wenn  neuerdings  in  Preussen  fttr  die  links- 
rheinischen Landestheile  eine  solche  Bestimmung  erlassen  worden  ist^. 

Von  den  noch  auf  staatskirchlichem  Boden  stehenden  Qesetzgebungen  gewährt 
die  französische  '^  den  Gemeinden  ein  Mitbenutzungsrecht  der  Glocken  zu  bestimm- 


denelbe  kllwart  zu  allen  gedlagen  laten*^,  s.  auch 
p.  146.  230.  In  allen  diesen  Fallen  (nicht  min- 
der 4,  28.  55.  226;  5,  411  n.  413;  6,  325)  ban- 
den ee  sieli  sweifellOB  um  die  Kiiehenglooken, 
welche  aach  zu  gottesdienstlichen  Zwecken  be- 
nutzt werden,  nicht  etwa  nm  besondere,  ans- 
sohliessliob  für  weltliche  Zwecke  bestimmte 
Qtocken.  Desgleichen  können  nnr  Kirckenglocken 
diejenigen  sein ,  welche  als :  „gemein  klook", 
a.  a.  0.  2,  209 ;  „grosse  klocke''  4 ,  571 ;  5,  455. 
468;  „klock  af  dem  thorn*'  6,  C37  bezeichnet  wer- 
den. Allerdings  bedeutet  der  Ausdruck :  „glocken 
aaffdem  ratkans''  3,  531  eine  nicht  kirchliche 
Glocke ,  80  auch  wohl :  „mit  der  barger  docken'^ 
2,  748  und  „hofCglock''  2 ,  223 ,  während  die  Be- 
zdchnnngen :  „kleine  glocke''  4,  625,  „des  herm 
bumkloek^  2,  723,  „campana  bannl''2,  735, 
„heircnklocken*' 4,766,  „wynglocke"  1,608;  5,673 
(welche  zax  Angabe  der  Polizeistunde ,  mit  wel- 
cher das  Wirthshaus  zu  yerlassen  ist,  geläutet 
wird)  und  „zinsglocklin"  nicht  ausschliessen,  dass 
darunter  kirchliche  Glocken  verstanden  werden 
können.  Abgesehen  von  diesen  wenigen  Weis-» 
thümem ,  in  denen  sich  solche  nähere  Bezeich- 
nungen der  Glocken  finden ,  wird  in  mehr  als 
200  nur  sohleohthiu  das  Läuten  mit  der  Glocke 
oder  mit  den  Glocken  erwähnt.  Nach  Lage  der 
mittelalterlichen  Verhältnisse  kann  hier  nur  an 
die  Kirchenglocken,  nicht  an  andere  weltliche 
Glocken  gedacht  werden ,  insbesondere  kann  in 
den  zahlreichen  Formeln ,  in  denen  dem  Grund- 
oder Geriehtsherm  als  Recht  gewiesen  wird: 
Wald,  Wiesen  und  Glockenschlag  oder  Glocken- 
klang, Weide,  Wonne  und  Glockenschlag,  Glocken- 
schlag  und  Nachfolge,  also  das  Recht,  die  Unter- 
thanen  zum  Gericht,  im  Kriege  und  bei  anderen 
öifentlichen  Gefahren  aufzubieten,  z.  B,  2,  649 ; 
3, 132,  keine  besondere  Glocke  gemeint  sein. 

1  Dahin  gehört  die  Pflicht  zur  Nachfolge  auf 
den  eben  erwähnten  Glookenschlag  (bei  Kriegs- 
gefahr 4,  402,  Landesnoth  und  Feuersgefahr  2, 
168.606. 649),  namentlich  aber  die  Ankündigung 
des  abzuhaltenden  Gerichts  und  anderer  Dinge, 
B.  die  vor.  Anm.,  so  der  Wahl  des  Meiers  6,  718, 
femer  auch  die  Herbeiruf ung  der  Leute  zur  Yer- 
folgung  von  Verbrechern  und  zur  Aburtheilung 


bei  handhafter  That,  2,  213.454. 636.  681. 761 ; 
4,  689 ;  6, 728,  endlich  die  Bekanntmachung  von 
Verordnungen  3,  818;  4,  601. 

3  So  namentlich  die  Ankündigung  der  Zelten, 
an  denen  die  Abgaben,  Zinsen  und  Dienste  1, 
613.  686;  2,  119.  130,  z.B.  Jagddienste,  5,  509, 
Schneiden  des  Kornes  6,  592  (6,  526  WeinUefe- 
rungen)  zu  maohen  sind. 

3  S.  o.  S.  422. 

4  Gesetz,  betr.  die  Bestimmung  d.  Kosten  für 
die  Bedürfnisse  der  Kirohengemeinden  v.  14. 
März  1880.  $.  4:  „Den  bürgerlichen  Gemeinde- 
behörden steht  die  Benutzung  der  Kirchenglocken 
bei  feierlichen  oder  festlichen  Gelegenheiten,  bei 
Unglücksfällen  oder  ähnlichen  Veranlassungen 
zu,  ingleichen  die  Fortbenutzung  der  in  den 
kirchlichen  Gebäuden  befindlichen,  feuerpolizei- 
lichen Zwecken  dienenden  Lokale.  —  Zur  Sicher- 
stellung  und  Regelung  dieser  Befugnisse  trifft 
der  Oberpräsident  die  erforderlichen  Anordnungen 
und  setzt  diejenigen  feierlichen  und  festlichen 
Gelegenheiten  nicht  kirchlichen  Charakters  fest, 
bei  welchen  die  Kirchenglocken  zu  benutzen 
sind."  Nach  dem  dazu  ergangenen  Oberpräsidial- 
Vollzuses-Erlass  v.  20.  JuU  1881 ,  Arch.  f.  kath. 
K.  R.  46,  300  sind  als  festliche  Tage  festgesetzt : 
der  Geburtstag  des  Kaisers  und  der  Vorabend 
dieses  Tages ,  der  feierliche  Einzug  des  Kaisers 
oder  der  Kaiserin  in  einer  Gemeinde  und  der 
2.  September  (Sedantag).  Die  kirchliche  Orts- 
behörde ist  zuerst  zum  Läuten  nach  Massgabe 
der  Anordnungen  der  bürgerlichen  Behörde  auf- 
zufordern und  nur ,  wenn  sie  es  ablehnt ,  ist  die 
letztere  berechtigt,  das  Läuten  durch  ihre  Be- 
auftragten besorgen  zu  lassen  und  nöthlgenfalls 
dazu  den  Zugang  zu  den  Glocken  zu  erzwingen. 
Bei  Unglücksfällen  und  ähnlichen  Veranlassungen 
können  die  bürgerlichen  Gemeindebehörden  oder 
deren  Beauftn^  sofortigen  Zutritt  zu  den 
Glocken  verlangen  und  zwangsweise  durchführen. 
Endlich  haben  die  Gemeindebehörden  auch  das 
Recht,  sich  den  erforderlichen  Schlüssel  anfer- 
tigen zu  lassen  und  unter  sicherem  Verschluss 
aufzubewahren. 

ö  Lei  sur  Torganisation  munioipale  du  5  avril 
1884.  art  100:  „Les  cloches  des  ^glises  sont  sptf- 
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ten  öffenttiehen  Zwecken.  Weiter  kommen  hier  noch  alle  diejenigen  Gesetzgebungen 
in  Frage y  welche  die  Staatsbehörden  berechtigen,  öflfentliche  Gottesdienste  nnd 
Fflrbitten  anzuordnen,  da  zu  der  Feier  solcher  auch  die  hergebrachte  Ankflndignng 
durch  Glockengeläut  gehörte 

Abgesehen  von  diesen  positiven  gesetzlichen  Bestimmungen  wird  man  indessen  auf 
Grund  der  o.  S.  422.  dargelegten  deutschen  Rechtsanschauung  nicht  ohne  Weiteres 
ein  publicistisches  Gebrauchsrecht  der  Gemeinde  oder  Staatsbehörden  an  den  Kirchen- 
glocken zu  öffentlichen  Zwecken  annehmen  können.  Die  blosse  Bechtsanschaanng, 
mag  sie  noch  so  alt  und  fest  sein,  ist  an  sich  kein  objektives  Recht,  sondern  wird  es 
erst,  wenn  sie  sich  im  Herkommen  oder  in  der  Gewohnheit  oder  im  Gesetze  verkörpert 
und  dadurch  bindende  Kraft  gewinnt  2. 

VI.  Die  Benutzung  der  Glocken  für  die  kirchlichen  Zwecke  an- 
derer christlicher  Konfessionen.  Während  die  katholische  Kirche  die  fOr 
ihre  gottesdienstlichen  Zwecke  bestimmten  Kirchengebäude  anderen  christiiclien 
Konfessionen  nicht  zu  ihrem  Gottesdienst  llberlässt  ^,  hat  sie  diesen  strengen  Stand- 
punkt in  Bezug  auf  die  Kirchenglocken  nicht  eingenommen.  Es  ist  namentlich  von 
ihr  prinzipiell  die  Benutzung  derselben  zum  Läuten  bei  der  Beerdigung  von  Ange- 
hörigen anderer  christlichen  Konfessionen  niemals  fOr  absolut  unzulässig  erklärt ,  im 
Gegentheil  da ,  wo  dies  nicht  als  ein  Recht  beansprucht  worden  ist,  mehrfach  in  Er- 


cialement  affecttfes  aux  ctfrtfmonies  da  cnlte. 
N^anmoliis  elles  peuTent  Hre  employtfes  dsns  les 
cas  de  pMl  commun  qui  exigent  un  prompt  se- 
coors  et  dane  les  circonstances  oü  cet  emploi  est 
prescrit  par  les  disposltions  oa  rftglements  on 
antoiistf  par  les  usages  locaux.  —  Les  sonneries 
rellgleases,  comme  les  sonneries  dvlles  feront 
Tobjet  d'un  r^gloment  concerttf  entre  T^T^que  et 
le  prüfet  on  entre  le  prüfet  et  les  consistoires  et 
arrettf  an  cas  de  d^saccord ,  par  le  ministre  du 
cnlte'^ ;  art.  101 :  „Une  r.lef  du  clocher  sera  d^- 
pos^e  entre  les  mains  des  tltnlaireseccMsiastiqaes, 
une  autre  entre  les  mains  du  maire,  qul  ne  pourra 
en  faire  usage  que  dans  les  circonstances  pr^Tues 
par  les  lois  ou  rdglements.  —  Sl  l'entrtfe  du 
clocher  n*estpas  indtfpendante  de  celle  de  T^glise, 
une  clef  de  la  porte  de  IMglise  sera  dtfpos^e 
entre  les  mains  du  malre''. 

In  Elsass-Lothringen  ist  es  bei  dem 
früheren  franzosischen  Recht  geblieben.  Wäh- 
rend das  Staatsrathsgutaehten  t.  21.  Juli  1835, 
D  u  r  s  y  ,  das  Staatskirchenrecht.  Elsass  -  Loth- 
ringen 1,  307  aus  dem  organ.  Art  48  (s.  o.  S.  420. 
n.  2)  gefolgert  hat,  dass  die  Ortspollzelbehorde 
das  Lauten  in  eigener  Zuständigkeit  anzuordnen 
befugt  sei,  und  nur  ein  Einyemehmen  zwischen 
dem  Bürgermeister  und  Pfarrer  für  wQnschens- 
werth  erachtete,  hat  das  Staatsrathsgutaehten  y. 
17.  Juni  1840,  Dursy  a,  a.  0.  S.308;  Andrtf  L 
c.  2,  191  zwar  in  Anerkennung  der  gottesdienst- 
lichen Bestimmung  der  Glocken  Nr.  3  ausge- 
sprochen, dass  der  Maire  kein  Recht  besitzt, 
neben  dem  Pfarrer  einen  zweiten  Schlüssel  zu 
haben,  andererseits  aber:  „Que  les  usages  exis- 
tants  dans  les  diverses  localittfs  relatlvement  au 
son  des  doches  des  tfgllses,  s'ilsne  pr^sentent 
pas  des  graves  incouT^nients  et  slls  sont  fond^s 
sur  de  vrals  besoins ,  doivent  Stre  respect^s  et 


maintenus;  4.  Quli  cet  tfgard  le  malre  doit  le 
concerter  avec  le  curtf  ou  dessenrant;  qne  les 
dlfficulttfs  qui  pourraient  s'^erer  entre  eux  snr 
Tapplication  de  eette  rdgle  dolvent  etre  sonmiM» 
ä  IMyeque  et  au  prüfet ...  7.  Que  dans  les  cas 
de  ptfril  communs  qui  exigent  un  prompt  seooiirs 
ou  dans  les  circonstances  pour  lesqueUes  oes  dis- 
posltions de  lois  ou  de  r^lements  ordonnent  de 
sonneries ,  le  curtf  ou  desservaut  doiyent  obtem- 
ptfrer  aux  rtfquisltions  du  maire  et  qu*en  cas  de  re- 
fus,  le  maire  peut  faire  sonner  les  cloches  de  son 
autorittf  priv^e^  Dasselbe  hält  also  das  Herkom- 
men In  der  Benutzung  der  Glocken  zu  öffentliehon 
Zwecken  der  Gemeinden  aufrecht  und  gewahrt  in 
allen  Fällen  ein  solches  Recht  bei  öffentlichen 
Gefahren  ,  ygl.  femer  Circular  ▼.  1869,  Dnrs  y 
1,  310;  Gel  gel  a.  a.  0.  S.  40.  n.  18  u.  Ajrch. 
f.  kath.  K.  R.  8,  89.  Ausserdem  ist  in  Frank- 
reich für  die  Staatsaufsichtsbehörde  aneh  des 
Recht  in  Anspruch  genommen,  die  festlichen 
Gelegenheiten  politischer  Art ,  bei  welchen  die 
Kirohenglocken  zu  läuten  sind  ,  zu  bestimmen, 
s.  Geigel  a.  a.  0.  S.  39.  n.  12^. 

1  S.  0.  S.  219. 

2  In  Aitpreussen,  Baiern,  Württem- 
berg, Baden  und  Hessen  bestehen  keine 
analogen  gesetzlichen  Bestimmungen,  wie  In  der 
preussischen  RhelnproTiuz  und  in  Frankreich. 
Heber  Italien  s.  Geigel  i«  Arch.  t  kath.  K.  R. 
55,  5.  Für  Unglücksfalle  stellt  übrigens  die  ks- 
thoUsohe  Kirche  auch  heute  noch  unbeanstandet 
den  Gebrauch  der  Glocken  zur  Verfügung  der 
bürgerlichen  Gemeinden,  s.  o.S.  419,  bei  fest- 
lichen Gelegenheiten  politischen  Charakters  aller- 
dings nicht  in  allen  Fällen,  TgL  o.  S.  221. 

>  S.  0.  S.  359 ;  vgl.  auch  noch  Arch.  L  kath. 
K.  R.  56,  77. 


§.  224.] 


Die  Verwaltung  des  Kultus.  Die  Kirchengloeken. 
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mangeluDg  einer  eigenen  Eirehe  and  eigner  Gloeken  wldemiflioh  gestattet  worden  ^. 
Dies  erklärt  sich  daraus,  dass  die  Glocken  nicht  als  ansschliesslich  gotteddienstUche 
Sachen  gelten,  und  dass  das  Länten  mit  denselben  nicht  als  eine  specifisch  katho- 
lische Ealtushandlnng  betrachtet  werden  kann  and  wird  ^. 

Prinzipiell  ist  daher  anch  die  Begründang  vonOebraachs-  and  Benatzungsrechten 
für  die  kirchlichen  Anstalten  oder  kirchlichen  Gemeinden  anderer  Konfessionen  oder 
weh  fbr  die  bfl^erlichen  Gemeinden  zu  gottesdienstlichen  oder  kirchlichen  Zwecken 
dieser  Religionstheile  an  katholischen  Kirchenglocken  nicht  ausgeschlossen.  Abge- 
sehen Ton  denjenigen  Fällen,  wo  eine  solche  Benutzung  zugleich  mit  dem  Gebrauche 
Ton  Kirchengebäuden,  wie  beim  Simultaneum^  und  auf  Grund  der  staatlichen 
Einräumung  von  Kirchen  an  A Itkat ho liken^  verbunden  sein  kann,  ist  es.  möglich, 
dass  ein  solches  Recht  unabhängig  davon  durch  Gesetz  ^,  durch  Vertrag  ^  oder  auch 
durch  Ersitzung  7  erworben  wird.  Gleich  steht  diesen  Erwerbstiteln  der  unvordenk- 
liche Besitz  ^  und  nach  Partikularrecht  ferner  das  Herkommen  ^.  Allgemeine  Grund- 
sätze Aber  den  Umfang  des  Gebrauches  lassen  sich  nicht  au&tellen,  vielmehr  kommt 
in  dieser  Beziehung  des  näheren  der  Inhalt  des  Gesetzes  und  des  Vertrages,  und 


1  S.  Arch.  f.  kath.  K.  R.  8,  35. 

^  Au8  demselben  Grunde  bisncht  die  katholische 
Kirche  ikrerseits  einen  Mitgebraach  der  Gloeken 
protestantischer  Kirchengebäude  noch  ^el  weniger 
abznlehnen  als  die  Mitbenutzung  von  solchen 
Rirchengebäuden,  s.  o.  S.  369,  namentlich  Anm.  8i. 

3  S.  0.  S.  367. 

*  S.  0.  S.  376. 

'  So  ist  es  denkbar,  dass  auf  Grund  des  J.  P.  0. 
ait.  Y.  ^  31  ein  derartiges  Recht  begründet  sein 
kann. 

Femer  bestimmt  das  balrische  Religions- 
edikt T.  1818  $.  103 :  „Der  Glocken  auf  den  Kirch- 
höfen kann  sich  jede  öffentlich  aufgenommene 
Kirchengemeinde  bei  Ihren  Leichen feierllch- 
keiten  gegen  Bezahlung  der  Gebühren  bedienen". 
Seiner  Stellung  nach  (im  Abschnitt :  Vom  Simul- 
tangebrauche der  Kirchen-  und  Kirchhöfe)  und 
mjt  Rücksicht  darauf ,  dass  der  die  Vorschriften 
über  die  Kirchhöfe  einleitende  $.  100  verordnet : 
„Wenn  ein  Religionstheil  keinen  eigenen  Kirch- 
hof besitzt  oder  nicht  bei  der  Theilung  des  ge- 
meinschaftlichen Kirchenvermögens  einen  sol- 
ehen  für  sieb  anlegt ,  so  ist  der  im  Orte  beflnd- 
Hehe  als  ein  gemeinschaftlicher  Begräbnissplatz 
fär  simmtliche  Einwohner  des  Ortes  zu  betrach- 
ten, zu  dessen  Anlage  und  Unterhaltung  aber 
aaeh  simmtliche  Religionsverwandte  yerhaltniss- 
mäisig  beitragen  müssen**  kann  $.  103  nur  auf 
den  Fall  bezogen  werden ,  dass  der  Kirchhof  ge- 
meinschaftlich von  zwei  Religionsparteien  be- 
nutzt wird,  so  auch  die  Praxis,  £.  Mayer, 
Kiichenhoheitsreehte  des  Königs  v.  Bayern. 
München  1884.  S.  276.  n.  a  Gleichgültig  ist  es 
aber ,  ob  es  sich  dabei  um  einen  besonderen  Be- 
gribnissplatz  und  eine  darauf  erbaute  Kirchhofs- 
kapelle oder  um  einen  die  Pfarr-  oder  Filialkirche 
umgebenden  Kirchhof  handelt,  vgl.  Amtshand- 
buch  f.  die  prot.  Geistlichen  1.  Baiem.  N.  Aufl. 
1, 412.  Dagegen  Silbernagl,  Verfassg sämmtl. 
Beligionsgenossenschaften  in  Bayern.   2,  Aufl. 


S.  33,  Anm.  7  aus  dem  unhaltbaren  Grunde,  dass 
dadurch  eine  solche  Kirche  ungesetzlicher  Weise 
gleiohsam  zu  einer  Simultankiiche  gestempelt 
würde. 

Ueber  Baden,  wo  auf  Grund  der  Leichen- 
ordnungen einzelner  Städte  die  Beerdigung  pro- 
testantischer Ortseinwohner  von  der  Gemeinde- 
behörde das  Geläute  beansprucht  wird ,  s.  Arch. 
f.  katb»  K.  B.  8,  33.  Die  staatliche  Verwaltuags- 
praxis  hält  dies  für  berechtigt.  Die  Entschei- 
dung der  Frage  hängt  davon  ab,  in  wiefern  diese 
Ordnungen  Gesetzeskraft  haben ,  was  ich  beim 
Mangel  an  publiclrtem  Material  nicht  prüfen  kann. 

0  Ueber  die  Abschliessung  eines  solchen  gilt  das 
0.  S.  422.  n.  4  Bemerkte.  Freilich  werden  die  ka- 
tholischen Ordinariate  solche  zu  Gunsten  Von  Pro- 
testanten schwerlich  genehmigen.  Rechtlich  un- 
statthaft sind  sie  aber  nicht ,  vgl.  auch  preuss. 
L.  R.  II 11.  S.  192,  0.  S.  422.  n.  4. 

^  Sofern  diese  nicht  überhaupt  auch  für  Ge- 
brauchsrechte zu  weltlichen  Zwecken  partikular- 
rechtlich ausgeschlossen  ist ,  s.  o.  S.  422.  n.  6. 
Was  das  Recht  der  katholischen  Kirche  betrifft, 
so  wird  nach  diesem  mit  Rücksicht  auf  die  recht- 
liche Unfähigkeit  der  Mitglieder  anderer  christ- 
licher Kirchen,  Rechte  in  der  katholischen  Kirche 
zu  erwerben,  auch  eine  Ersitzung  an  den  im 
kirchlichen  Eigenthum  stehenden  Glock<*n  für 
ihren  gottesdienstlichen  und  kirchlicheu  Ge- 
brauch als  unstatthaft  zu  betrachten  sein.  Nach 
dem  heutigen  gemeinen  Glvilrecht  wird  man  aber 
das  Umgekehrte  anzunehmen  haben,  da  nach  dem 
modernen  staatlichen  Recht  eine  solche  Unfähig- 
keit nicht  mehr  besteht,  und  ausserdem  die 
Glocken  nicht  als  Objekt  ausschliesslich  gottes- 
dienstlichen Gebrauches  gelten ,  also  keine  an- 
deren Grundsätze  hier  in  Frage  kommen  als  für 
die  Ersitzung  zu  sonstiger ,  rein  weltlicher  Be- 
nutzung. 

8  S.  0.  S.  422. 

*  So  im  preuBsischen  Recht,  s.  o.  S.  422.  n.  9. 
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bei  der  Ersitzangy  der  anTordenklichen  Yerjährung  nnd  dem  Herkommen  der  Um- 
fang des  aoflgettbten  Besitoes  in  Betraoht  ^. 

§.  225.     V,  Das  Verhättniss  der  verschiedenen  Riten  zu  einander^. 

I.  Allgemeines.  Wie  schon  o.  8.  13.  bemerkt  ist,  hat  die  katholische 
ELirohe  für  die  anirten  Orientalen  die  Besonderheiten  ihrer  Litnrgie  in  Geltang  ge- 
lassen. Den  Inbegriff  der  fllr  jeden  Zweig  dieser  Orientalen  hinsiehtlich  der  gottes- 
dienstliohen  Gebräuche  bestehenden  Verschiedenheiten  nnd  der  auf  dem  Gebiete 
des  Rechtes  nnd  des  kirchlichen  Lebens  gestatteten  Besonderheiten ,  in  denen  sich 
die  Eigenthümlichkeit  dieser  einzelnen  kirchlichen  Gruppen  innerhalb  der  kaihoti- 
sehen  Gesammtkirche  ausprägt,  pflegt  man  mit  dem  Ausdruck  ritus  zu  bezeichnen'. 
Der  Einheit  des  kirchlichen  Dogmas ,  welches  für  die  lateinische  Kirche ,  wie  für  die 
gedachten  Gruppen  dasselbe  ist,  steht  demnach  die  Verschiedenheit  der  Riten,  die 
dkersitoB  riiuium,  gegenüber. 

Da  diese  Verschiedenheit  ausdrücklich  gesetzlich  anerkannt  ist,  so  soll  jeder 
Ritus  in  seinem  Bestände,  in  seiner  Eigenthümlichkeit  und  unter  Femhaltung  jeder 
Vermischung  mit  anderen  Riten  in  seiner  Reinheit  erhalten  bleiben  ^.  Es  ist  daher 
die  sog.  permixHo  riiuum  Ycrboten  ^  Auch  hat  femer  jeder  Ritus  für  die  Regel,  wenn 
schon  niohtimmer,  seine  besondere  Hierarchie  ^,  welche  lediglich  die  Anhänger  desselben 
kirchlich  zu  leiten  und  zu  regieren  berufen  ist  7.  Mit  Rücksicht  darauf  dass  die  Zu- 
gehörigen des  einen  Ritus  mitunter  vermischt  mit  denen  eines  oder  mehrerer  anderer 
zusammenwohnen  ^,  hat  sich  für  die  katholische  Kirche  die  Nothwendigkeit  Er- 
geben, die  dadurch  entstehenden  Wechselbeziehungen  zu  regeln. 


^  Als  Interpretationsregel  wird  aber  hier  die 
Vorschrift  des  pieuss.  L.  R.  II.  11.  $.  192  (S.  422. 
n.  4)  mit  in  Frage  gezogen  werden  können. 

2  Vgl.  0.  S.  13.  n.  2.  Weitere  Literatur  i. 
Arch.  f.  k.  K.  R.  7,  169.  n.  2. 

«  Vgl.  Hergenrötheri.  Arch.  f.  k.K.  R.  7. 
S.  170,  in  diesem  Sinne  mit  Bezug  auf  die  La- 
teiner und  Griechen  schon  in  c.  9  (Goelest.  III.) 
X  de  tempoT.  ordin.  I.  11. 

Solcher  Riten  (im  Gegensatz  zu  ritus  im  Sinne 
▼on  ritus  specialis,  worunter  die  Mos  auf  liturgi- 
schem Gebiete  noch  bestehenden  Verschieden- 
heiten, wie  der  mozarabische  u.  s.  w. ,  s.  o.  S.  8. 
n.  4,  S.  11  und  S.  13.  n.  1  verstanden  werden, 
Hergenröther  a.  a.  0.  172)  sind  neben  dem 
als  dem  fundamentalen  und  universalen  gelten- 
den lateinischen  Ritus  sechs:  1.  der  grlechi- 
sehe,  wozu  a.  die  Gräcomelchiten  unter  dem 
antiochenischen  Patriarchat  (Bd.  I.  S.  562),  b.  die 
Ruthenen,  griechisch  unlrte  Slaven  in  Russland, 
0.  die  Ruthenen  in  Oesterreich,  und  d.  die  Italo- 
gräci,  s.  0.  S.  13.  n.  2,  gehören,  TgL  Hergen- 
r  0 1  h  e  r  S.  173,  2.  der  armenische,  s.  Bd.  L  S.  666 
(Anhänger  desselben  auch  in  Lemberg ,  Bd.  II. 
S.  40),  3.  der  maronitische,  s.  Bd.  I.  S.  663, 
4.  der  chaldUsche,  a.  a.  0.  S.  565,  5.  der  syri- 
sche, a.  a.  0.  S.  564,  und  6.  der  koptische ,  vgl. 
Hergenröther  S.172^ anerkannt  Mitunterwer- 
den allerdings  der  maronitische  und  chaldälsohe 
zum  syrischen  gerechnet ,  da  sich  diese ,  wie  der 


eigeatlloh  syrische,  besonders  in  Syrien  Terlinden, 
so  You  Benedict.  XIV.  const.  AUatae  t.  26.  Juli 
1755.  $.  3,  eiusd.  bull.  4.  123;  s.  auch  Arch,  f. 
k.  K.  R.  9,  199. 

*  Dieser  Grundsatz  ist  schon  ausgesprochen  in 
c  14  (Innoc.  lU.  Uter.  IV.  v.  1215)  X  de  off. 
iud.  ord.  I.  31 ,  s.  Bd.  II.  S.  39.  n.  6  u.  S.  4D. 
n.  2.  Vgl.  auch  Leo  IX.  ep.  oben  S.  8.  n.  3  a.  £. 
u.  Hergenröther  S.  180. 

5  So  schon  c.  9  X  1. 11  dt.  hinsichtlich  der 
Riten  der  Ordination.  Vgl.  auch  ferner  nachher 
-unter  G. 

^  lieber  die  Patriarchate  der  unirten  Orientalen 
s.  Bd.  L  S.  562  ff.  (in  Betreff  des  Patriarchen  der 
Ghaldaer  vgl.  noch  Bd.  II.  S.  691  Anm.;  Neher 
i.  Wetzer  u.  Weite  2.  Aufl.  3,  44;  Acte  s. 
sed.  11,  468;  und  in  Betreff  des  armenischen 
Patriarchates  v.  GUicien,  dessen  SiU  seit  18dl 
nach  Konstantinopel  verlegt  ist,  Bd.  II.  a.  a.  O.; 
Hergenröther  inWetzer  u.Welte  a.  a.0., 
1,  1340;  Acta  s.  sed.  14,  54).  Ueber  die  Erz- 
bischöfe der  verschiedenen  Riten  in  Lemberg  s. 
Bd.  II.  S.  40.  n.  3. 

^  Ueber  Ausnahmen,  welche  namentUch  für 
die  Italogräd  vorkommen,  s.  Bd.  Ü.  S.  40.  181. 

S  Wenn  in  diesen  Bezirken  Jeder  Ritus  seine 
besonderen  Leiter,  besondere  Patriarchen  oder 
Erzbischöfe  oder  Bischöfe  hat,  s.  Anm.  6,  so  wird 
ihre  Juridiktion  durch  das  persönliche  Moment 
der  Zugehörigkeit  der  Bewohner  zu  dem  bestimm* 


§.  225.]      Die  Venralt.  d.  Kultus.  Verh&ltniss  d.  versohiedenen  Riten  eu  einander. 
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IL  ImEinzelnen^  A.  DieZagehOrigkeit  za  dem  beatimmteiiBitas. 
Jeder  gehört  deiqjeiiigen  Bitua  an,  nach  welebem  er  die  Taufe  erhalten  hat,  es  aei 
denn  daaa  ihm  dieselbe  blos  wegen  eines  Nothfalles  oder  znfolge  pfipetUcher  Er- 
mächtigung seitens  des  Priesters  eines  anderen  Bitas  gespendet  worden  ist^.  Kinder 
Yon  Eltern,  welche  ein  und  demselben  Ritus  angehören,  müssen  die  Taufe  nach 
dem  Ritus  der  letzteren  erhalten,  jedoch  können  die  Eltern  sie  übereinstimmend  und 
mit  Genehmigung  des  kompetenten  Ordinarius ,  falls  ihr  Ritus  nicht  der  lateinische 
ist,  nach  diesem  taufen  lassen^.  Wenn  die  Eltern  verschiedenen  Riten  folgen,  so 
sollen  die  Kinder  des  lateinischen  Vaters  die  Taufe  nach  dessen  Ritus  erhalten  4, 
immer  können  aber  die  Kinder  einer  lateinischen  Mutter  mit  Zustimmung  des 
Vaters  die  Taufe  nach  lateinischem  Ritus  empfiuigen^ 

Die  einmal  auf  diese  Weise  herbeigeführte  Zugehörigkeit  zu  einem  bestimmten 
Ritus  bleibt  für  die  Folgezeit  auch  der  Art  massgebend,  dass  derjenige,  welcher  Kle- 
riker werden  will,  die  Ordination  allein  innerhalb  seines  Ritus  empfangen  kann*. 


ten  Ritus  begründet  Ein  solchex  kiicliliolier 
Obere  kann  also  über  die  Anhangei  eines  an- 
deren Ritus,  weil  Ihm  die  Kompetenz  dazu  fehlt, 
nicht  gültig  Juridiktionshandlnngen  aasüben, 
s.  Benedict.  XIY.  const.  Demandatam  ▼.  24. 
Dezember  1743.  $.  12,  elnsd.  bnll.  1,  130.  An- 
ders verhalt  es  sich,  wenn  die  Zagehörigen  eines 
Ritus  dem  Oberen  eines  anderen  zugleich  mit 
onterstellt  sind,  s.  Bd.  I.  S.  92  u.  Bd.  II.  S.  40; 
Hergenröther  i.  Arch.  f.  k.  K.  B.  7,  181. 

1  Ich  bexücksiohtige  hier  nur  die  für  dieses 
Kapitel  in  Betracht  kommenden  Paukte ,  also 
di^eoigen,  welche  für  die  Sakraments-  und 
gottesdienstliche  Verwaltung  Ton  Bedeutung 
sind.  Die  sonstigen  Verschiedenheiten  in  der 
Verfaseong  und  in  dem  Recht  der  einzelnen 
Riten ,  welche  theils  schon  berücksichtigt  slnd^ 
s.  die  Anführungen  aus  den  früheren  Bänden  in 
den  Torstehenden  Noten ,  theils  noch  später  Er- 
wähnung finden  werden,  gehören  nicht  in  diesen 
Znsammenhang.  Vgl.  übrigens  noch  diesen  Bd. 
0. 8. 136.  n.  1 ;  S.  137.  n.  2;  S.  143;  S.  187.  n.4. 

2  Benedict.  XIV.  const.  £tsi  pastoralis  y.  26. 
Mai  1742  e.  2.  n.  11,  eiusd.  bull.  1,  76 :  ^nfantes 
ad  eins  parochi  iuiisdictionem  pertinent ,  cuius 
ritu  sont  baptizati ,  cum  per  baptismum  flat  sus- 
cepti  rltos  Oraeci  Tel  Latini  professio ,  ita  ut  ad 
Latinum  ritum  spectent  qui  latlnis  caeremonüs 
baptizati  fuerint,  qui  Tero  ritu  Qraeco  sacramen- 
tom  baptismi  susceperint ,  in  Qraecorum  numero 
sint  habendi ;  adeoqae  si  ante  usum  rationis  de- 
cesaerint,  a  proprio,  coius  ritu  baptizati  sunt, 
paroeho  et  in  propria  parochia  sunt  iure  communi 
sepeliendi,  nisi  iis  baptlsmus  collatus  fuerit  Tel 
ob  grarem  necessitatem ,  cum  lümirum  morti 
pzozimi  fuerint  nee  haberi  potuerit  proprii  pa- 
rochi Tel  ritus  copia  Tel  ex  dispensatione  aposto- 
Uca,  cum  Tidel.  facultas  data  fuerit,  ut  Latiue 
quidem  baptLsentur ,  sed  in  suo  ritu  Ghneco  per- 
maneant.  In  bis  enim  easibus  non  eensentur  a 
proprio  ad  alium  ritum  transüsse''.  S.  auch  eiusd. 
const.  Demandatom  t.  24.  Dezembez  1743  %%.  16 
bis  18,  1.  6.  p.  131. 

Bekehrt  sich  ein  gültig  getaufter  Häretiker  zum 
katholischen  Glauben ,  so  hat  er  selbstTerständ- 
lich  den  römischen  Ritus  als  den  allgemeinen  an- 


zunehmen, bei  den  übertretenden  schismatischen 
und  häretischen  Orientalen  dagegen  sollen  die 
Missionäre,  soweit  es  ihnen  möglich,  dafür  Sorge 
tragen,  dass  sie  sich  den  ünirten  ihres  Ritus  an- 
schliessen,  Hergenröther  S.  185.  186. 

8  Const.  Etsi  pastoralis  ^  2.  n.  8  und  Deman- 
datam %  17. 

^  Const.  Etsi  pastoralis  %,  2.  n.  9  und  Deman- 
datam $.  17. 

s  Const.  Etsi  pastoraUs  $.  2.  n.  10. 
Alle  Torerwähnten  Bestimmungen  betreflfen 
nur  das  Verhältniss  des  lateinischen  und  griechi- 
schen Ritus.  Da  aber  der  hier  anerkannte  Grund- 
satz ,  dass  der  Wille ,  bez.  der  Ritus  der  Vater? 
entscheidet,  ein  allgemein  gültiger  ist,  so  dürfen 
sie  auch  analog  auf  das  Verhältniss  der  anderen 
Riten  angewendet  werden,  s.  auch  t.  Schulte, 
Lehrb.  d.  K.  R.  3. Aufl.  S.  535.  Allein  für  Galizien 
besteht  die  besondere  Ausnahme ,  dass  bei  Ehen 
zwischen  Lateinern  und  Ruthenen  die  Kinder 
je  nach  ihrem  Geachlechte  dem  Ritus  des  Vaters 
oder  der  Matter,  sofern  sie  aber  einen  rutheni- 
sohen  Geistlichen  zum  Vater  haben,  ohne  unter- 
schied des  Geschlechtes  dem  Ritus  des  letzteren 
folgen ,  Dekret  d.  Propaganda  t.  1863 ,  unter  D. 
c,  coli.  conc.  Lac.  2,  564 ;  Arch.  f .  k.  K.  R.  14, 
12.  13.  Wenn  Vering,  K.  R.2.  Aufl.  S.  833. 
n.  13  das  letztere  für  alle  Ehen  als  massgebend 
erklärt ,  so  hat  er  übersehen ,  dass  die  im  cit 
Arch.  9.  S.  209  mitgetheilte  Bestimmung  später 
in  Rom  geändert  worden  ist 

6  Das  folgt  aus  dem  allgemeinen  Prinzip  und 
dem  Verbot  desWechsels  des  Ritus  s.  unter  B.  Auch 
hat  die  const.  Etsi  pastoralis  $.  7.  n.  21  bestimmt, 
dass  die  im  lateinischen  Ritus  geborenen  und 
erzogenen  Personen  sich  nicht,  um  dem  Keusoh- 
heitsgeblübde  zu  entgehen  oder  um  ihre  Frauen 
zu  behalten,  nach  griechischem  Ritus  weihen 
isssen  dürfen.  Ferner  ordnet  die  maronitische 
Synode  t.  Libanon  1736,  coli,  conc  Lac  2,  256, 
an,  dass  die  Angehörigen  eines  anderen  Ritus  nicht 
Ton  den  maronitischen  Bischöfen  und  die  Maro- 
nlten  nicht  Ton  den  Bischöfen  eines  anderen 
Ritus  ohne  Genehmigung  des  Papstes  oder  des 
Patriarchen  geweiht  werden  sollen.  Vgl.  auch 
S.  42a  n.  3. 
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I.  Die  Hierarchie  und  die  Leitung  der  Kirche  durch  dieselbe. 


[§.  225. 


B.  Der  Wechsel  des  Ritus,  gleichylel  ob  er  zwischen  dem  UteimBchen 
und  einem  orientalischen,  sowie  zwischen  dem  einen  und  dem  anderen  orientalisehen 
erfolgen  soll,  steht  dem  einzelnen  nicht  beliebig  frei,  vielmehr  ist  der  Uebertriit  vom 
lateinischen  zu  einem  anderen  Ritus  verboten  ^,  im  übrigen  aber  kann  er,  sofern  es 
sich  nicht  um  Personen  handelt,  welche  schon  frtther  von  einem  orientalisehen  Ritus 
zu  dem  lateinischen  llbergegangen  sind  und  spftter  zu  dem  ersteren  zurflckkehren 
wollen  ^  der  Regel  nach  allein  mit  päpstUeher  Erlaubniss  '  statthaben*. 


1  Dagegen  sohoii  die  oonst.  Nicolaas'  Y.  y.  6.  Sep- 
tember 1448,  coli.  conc.  Lac.  2.  601 ;  const.  Etsi 
pastoralls  $.  2.  n.  17:  „ritas  enim  latinns  propter 
snam  praestantiam  eo  quod  alt  ritas  s.  Romanae 
ecciesiae ,  omnlam  eccleslarum  matris  et  ma- 
gistrae ,  aic  aupra  Graecum  titam  prae^alet ,  •  .  . 
ut  non  modo  ab  ipso  ad  Graecum  transitus  nuUa- 
tenus  permittatur ,  verum  etiam  a  Graecis  semel 
assumptus  absque  apoBtollca  dispensatione  deaeri 
nequeat. 

3  Denn  diesen  soll  nur  bei  ganz  besonderen 
Umstanden  eine  päpstliche  Genehmigung  ertheilt 
werden ,  const.  Bened.  XIV. :  Allatae  cit  $.  20, 
welche  die  in  der  ror.  Anm.  mitgetheilte  Vor- 
schrift in  dieser  Weise  einschränkt. 

3  Eine  solche  verlangt  die  const.  Etsi  pastoralis 
S.  2.  n.  14  für  die  Welt-  und  Säkular-Geistlichen 
der  Italogräd  und  für  die  ganze  Gemeinde  der- 
selben ,  wenn  sie  vom  griecbisclien  zum  lateini- 
schen Ritus  übergehen  wollen,  die  const  Deman- 
datam  cit.  $.16  antersagt  den  Gräco-Melchiten 
einen  solchen  Uebertritt  ganz.  Dagegen  gestattet 
das  cit.  Dekret  der  Propaganda  v.  1863  unter  A. 
für  die  Ruthenen  und  für  die  Lateiner  in  Gali- 
zien  den  Wechsel  des  Ritus  mit  päpstlicher  Ge- 
nehmigung (übrigens  im  Gegensatz  zu  dem  im 
Text  Bemerkten  ohne  den  Uebertritt  vom  lateini- 
schen zum  ruthenischen  besonders  auszuschlies- 
sen),  endlich  erlaubt  auch  die  const.  Deman- 
datam  cit.  $.12  den  Wechsel  des  gräcomelchiti- 
scheu  mit  dem  maronitischen  Ritus  gleichfalls 
nur  mit  besonderer  Zustimmung  des  Papstes. 

*  Die  Genehmigung  des  Ordinarius  (Bischofs) 
genügt,  wenn  ein  einzelner  Italogracus  (Laie)  in 
Italien  zum  römischen  Ritus  Übertreten  will, 
oder  wenn  das  Kind  eines  Italogracus  und  einer 
lateinischen  Mutter,  welches  griechisch  getauft 
ist,  von  der  Mutter  dem  lateinischen  Ritus  Über- 
geben werden  soll,  und  der  griechische  Vater  da- 
mit einverstanden  ist,  const  Pastoralis  cit  $.  14. 
V.  Schulte  a.  a.  0.  S.  536.  537  will  mit 
Rucksicht  auf  die  speciell  nur  für  besondere 
Fälle  erlasseneu  Konstitutionen  und  Bestim- 
mungen (s.  auch  die  vor.  Anm.)  den  im  Text 
hingestellten  Grundsatz  nicht  als  einen  allgemein 
gültigen  angesehen  wissen ,  vielmehr  nimmt  er 
an,  dass  nach  gemeinem  Recht  jedem  Laien 
(nicht  dem  Geistlichen)  der  Uebertritt  von  einem 
orientalischen  zum  romischen  Ritus  beliebig  frei- 
steht, sofern  nicht,  vrie  durch  die  citirten  Be- 
stimmungen ,  eine  besondere  positive  Ausnahme 
gemacht  sei.  Wenn  er  sich  darauf  stützt,  dass 
die  römische  Anschauung  die  Einheit  des  Ritus 
wünscht ,  so  trifft  dies  ausnahmslos  nur  für  die 
lateinische  Kirche  zu,  nicht  aber  für  die  anderen 
Riten ,  welche  Rom  wegen  der  Erleichterung  der 


Bekehrungen  und  der  Union  mit  den  schismati- 
schen Orientalen  aufirechtzuerhalten,  ein  Interesse 
hat.  Gerade  darum  soll  jeder  Ritus  iu  seinem 
Bestände  geschützt  werden,  und  darum  verbietet 
sogar  Benedikt  XIV.  in  der  const.  Allatae  dt 
$.  21  den  Missionaren ,  die  schismatischen  Grie- 
chen ,  welche  zur  katholischen  Kirche  zurück- 
kehren wollen ,  zum  Verlassen  ihres  Ritus  und 
zur  Wahl  des  romischen  zu  bewegen  (vgl.  auch 
0.  S.  427.  Anm.  2  a.  E.).  Ebensowenig  durch- 
schlagend ist  der  weitere  Grund ,  dass  nach  ge- 
meinem Recht  jeder  Laie  seine  Diöcese  und  seine 
Pfarrei  zu  verlassen  berechtigt  sei.  Denn  derWeoh- 
sel  des  Ritus  bedingt  zwar  auch  einen  Wechsel 
der  Pfarrei  und  mitunter  der  Diöcese,  aber  er  Ist 
eben  nicht  blosser  Wechsel  der  beiden  letzteren, 
und  da  die  Zugehörigkeit  zum  Ritus  nicht  wie  die 
zur  Pfarrei  oder  zur  Diöcese  lediglich  durch  den 
Wohnsitz,  sondern  durch  die  Taufe  nach  dem  be- 
treffenden Ritus  begründet  wird  (s.  o.  S.  427), 
so  kann  man  auf  das  Verlassen  des  Ritus  auch 
nicht  ohne  Weiteres  die  Grundsätze  über  die  Ver- 
änderung der  Pfarrei  und  der  Diöcese  anwenden. 

Dass  die  Auffassung  des  Textes  (so  auch 
Herg^nröthera.  a.0.  S.  184) der  Anschauang 
der  Kurie  entspricht,  ergiebt  die  neuerdings  für 
Galizlen  gegebene  Vorschrift,  und  der  Umstand, 
dass  in  einzelnen  Fällen  die  Genehmigung  dem 
Ordinarius  übertragen  und  damit  offenbar  die 
Gewährung  einer  Erleichterung  beabsichtigt  wor- 
den ist. 

Demgemäss  wird  man  für  alle  Fälle,  in  denen 
nicht  durch  ausdrückliche  Beetimmungen  die  bi- 
schöfliche Erlaubniss  für  genügend  erklärt  wor- 
den ist ,  die  päpstliche  Genehmigung  auch  ohne 
besondere  specielle  Vorschrift  erfordern  müseen. 
Fehlt  es  an  dieser  oder  an  der  ausnahmsweise 
genügenden  Zustimmung  des  Ordinarius,  so  ist 
der  Wechsel  des  Ritus  nichtig  (ausdrücklich  für 
Galizlen  ausgesprochen,  s.  Anm.  3). 

Die  Gründe  für  die  Erthellung  der  Geneh- 
migung stehen  im  Ermessen  des  Papstes ,  doch 
dürfte  der  Umstand,  dass  sich  Jemand  unter  Auf- 
gabe seines  bisherigen  Domizils  dauernd  an  einem 
Ort  niederlässt,  an  welchem  kein  anderer,  alB  der 
lateinische  herrschend  ist,  stets  für  genügend  er- 
achtet werden. 

Dass  vorher  der  berechtigte  Uebertritt  dem 
Ordinarius  des  bisherigen  Ritus  mltgetheilt  nnd 
von  diesem  dem  Ordinarius  des  anderen  knnd- 
gethan,  sowie  unter  Einsendung  der  Gutachten 
beider  die  Genehmigung  des  Papstes  eingeholt 
wird ,  ist  nur  für  Galizlen  (s.  o.  Anm.  3)  vorge- 
Bchrleben. 

Allgemein  sind  Strafen  für  die  Geistlichen, 
welche  übertretende  Personen  ohne  Beachtung 


§.  225.]       Die  Yerwalt.  d.  Xnltus.  VerhSltaiM  d.  Terfohiedenen  Riten  zu  einander. 
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C.  Ans  dem  Verbot  der  permia^  riiuum  folgt,  1.  dass  die  Kleriker  eines 
bestimmten  Ritns  bei  der  Spendnng  der  Sakramente  nnd  der  Sakramentalien,  der 
Yenraltnng  der  Messe  nnd  der  flbrigen  gottesdienstlichen  Handinngen ,  sowie  hin- 
sichtlieh  der  Beobachtung  der  Festtage  nnd  Feiertage  sich  lediglich  an  die  Vorschrif- 
ten ihres  Bitns  ^  zu  halten  haben  ^,  nnd  die  einzelnen  gottesdienstlichen  Handlangen 
weder  ganz  noch  theilweise  nach  den  filr  einen  anderen  Bitos  geltenden  Nonnen 
volbdehen  dflrfen'.  Im  Nothfalle  ist  allerdings  der  Geistliche  (Priester,  Pfarrer, 
Bisohof)  eines  bestimtKiten  Bitns  berechtigt,  den  Angehörigen  eines  anderen  mtns 
die  Sakramente  der  Tanfe  nnd  der  letzten  Oelnng  zn  spenden^,  ja  für  das  Sakra- 
ment der  Busse  ist  sogar  von  der  eben  gedachten  Voranssetznng  mehrfach  durch 
besondere  Anordnungen  Abstand  genommen  worden^,  aber  selbst  in  allen  solchen 


der  gedachten  YorAchriften  wissentUcli  sich  ihrem 
Bitas  zugesellen  lassen,  nicht  vorgeschrieben, 
sondern  nur  für  specielle  Fille ,  so  in  der  const. 
Demandatam  cit  über  die  Oräco-Melchiten  $.19 
nnd  in  dem  Dekret  für  GaUzien  t.  1863. 

^  Die  Yeischiedenheiten  der  Riten,  welche  bei 
den  im  Text  gedachten  Punkten  in  Betracht  kom- 
men, 6indTonHergenr5theraa.0.8.S.161ff. 
des  Naheren  besprochen,  vgl.  auch  o.  S.  83.  n.  5 
nnd  56.  Anm.  1  a.  £.,  sowie  die  S.  427.  n.  1  a. 
£.  dtirten  Stellen. 

«  Const.  Pü  V. :  Providentia  Romani  v.  21. 
Anguat  1566,  n.  A.  coli.  conc.  Lac.  2, 450 :  „qni- 
busvia  presbyteris  tarn  Graecis  quam  Latinis ,  in 
virtute  s.  obedientiae  et  snb  indignationis  nostrae 
ac  perpetuae  suspensionis  a  dlvinls  poenis  dis* 
trictiusinhibentes,  ne  deincepspresbyteri  Graed, 
praeeipue  nxoiati,  Latino  more  et  Latin!  Graeco 
fltn  .  .  .  missas  et  alla  divina  ofllcia  celebrare 
Tel  eelebrari  facere  praesnmant^ ;  Benedict  XIY. 
const.  Etsl  pastoralis  dt  $.  6.  n.  10;  const  AUa- 
tae  cit.  S$.  38.  85;  Dekret  d.  Propaganda  für 
(Hlizien  V.  1863  unter  B.  Dispensation  durch 
den  Papst  ist  aber  statthaft  nnd  auch  In  einzelnen 
Nothfallen  gewährt  worden,  s.  const  Allatae 
J.  20,  Hergenröther  a.  a.  0.  7.  S.  191. 

3  So  darf  der  Lateiner  bei  der  Messe  nicht  in 
pane  fermentato  (unter  Gebranch  gesäuerten  Bio- 
des),  der  Orientale  (über  die  Ausnahmen  s.  H  er- 
genröther  a.  a.  0.  8.  S.  127)  nicht  In  az}rmo 
(nnter  Gebranch  des  nngesanerten)  celebiiren. 
Const.  Allatae  $.  34.  Ebenso  Ist  die  Benutzung 
Ton  Misealien  und  von  Paramenten  eines  anderen 
Ritas  verboten.  Für  Nothfalle  sind  aber  päpst- 
liche Dispensationen  ertheilt  worden ,  s.  darüber 
Hergenröther  a.  a.  0.  7.  8.  191. 

Da  die  griechische  Kirche  vielfach  in  Bezug 
anf  den  Ordo  von  der  lateinischen  Kirche  ab- 
weicht ,  80  muss  die  Weihe  nach  griechischem 
Rftns  nnd  zwar  von  einem  berechtigten  Bischof 
dieses  letzteren  ertheilt  werden.  Nur  für  drin- 
gende Fälle  wird  ein  Indult  für  den  Bischof  eines 
anderen  Kitus  seitens  des  Papstes  gewährt,  vgl. 
Hergenröther  a.a.O.  8.  S.  180;  Bd.  I.  S.  92; 
Bd.  II.  S.  181. 

*  Die  Tanfe  bei  Lebensgefahr  des  Kindes ,  wenn 
kein  Pfarrer  oder  Geistlicher  desselben  Bitns  zur 
Hand  ist,  Const  Etsi  pastoralis  cit.  $.  2.  n.  11 
(S.  427.  n.  2) ,  Dekret  ▼.  1868  für  GaUzien 
unter  €.  a. 


In  BetrefP  der  letzten  Oelnng  nnd  des  Viati- 
kuma  s.  a.  a.  0. :  „d.  81  ad  inflrmnm  saeramentis 
providendum  propril  ritns  saeeidos  haberi  ne- 
quit,  potest  llli  etlam  alterlus  xltns  sacerdos  ex- 
tremam  nnctlonem  oleo  saero  in  sno  rltn  admi- 
nlstrare:  saeram  toio  viatlenm  etiam  inilrmls 
nonnisi  ioxta  eomm  ritnm  a  proprii  rltus  sacer- 
dote  ponlgt  debet.  Deilclente  antem  sacerdote 
proprii  ritus  valeat  ex  apostoHoo  indnlto  Latinns 
a  presbytero  Rntheno  in  fermentato  et  Rnthenus 
inflrmns  a  presbytero  Latino  in  azymo  saeram 
viatlenm  accipere**.  Die  Nothwendigkeit  des 
päpstlichen  Indultes  liegt  für  den  Fall  des  Y  ia- 
tikums  deshalb  vor,  weil  der  Gläubige  an  sich 
nur  berechtigt  ist,  die  Encharistie  in  der  Gestalt 
seines  Ritns  zn  empfangen,  nnd  der  Priester  des 
anderen  sie  ihm  nicht  nach  dem  letzteren ,  son- 
dern nur  nach  dem  eigenen  Ritns  gewähren 
könnte.  Sind  solche  Indulte  nieht  gegeben,  so 
muss  daher  selbst  für  den  Nothfall  die  Spendnng 
des  Viatikums  unterbleiben,  nnd  es  kann  nur  die 
sakramentale  Absolution  ertheilt  werden.  S.  auch 
Hergenröther  a.  a.  0.7.  S.  191. 

Wegen  der  Busse  s.  Instruktion  Clemens  VIII. 
v.  81.  August  lö9ö  n.  8,  oolL  cono.  Lac.  2,  449: 
„In  casu  necessitatis  presbyteri  graed  cathollci 
possint  Latinos  absolvere^;  Benedict.  XIY.  const 
Etsi  pastoralis  cit  %.  5.  n.  6.  In  diesen  Fällen 
bedürfen  die  Priester  nicht  einmal  der  Appro- 
bation zum  Beichthören,  s.  o.  S.  91. 

^  So  kann  nach  der  const.  Etsi  pastoralis  cit. 
$.  ö.  n.  6  für  die  Italogräci  der  lateinische  Ordi- 
narius den  als  tanglich  befundenen  griechischen 
Priestern  dieYollmachtertheilen,  auch  ohne  vor- 
liegenden Nothfall  zu  absolviren ,  die  von  Ihren 
Ordinarien  approblrten  maronitisohen  Priester 
sind  berechtigt,  den  in  ihren  Gegenden  sich  auf- 
haltenden Angehörigen  aller  anderen  orientali- 
schen Riten  die  Beichte  abzunehmen,  Congr. 
offlcii  V.  1716,  coa  conc.  Lac.  2,  506.  EndUch 
können  in  Rom  alle  Orientalen  bei  lateinischen 
Priestern  beichten,  HergenrötherS.  S.  169. 

Für  GaUzien  s.  das  cit.  Dekret  unter  C. : 
„b.  Fideles  utrlnsqne  ritus  apnd  sacerdotem  La- 
tin! vel  Rntheni  ritus  a  sno  episcopo  ordinario 
adprobatnm  peocata  sua  conflteri  et  beneflcinm 
sacramentalis  absolutionis  valide  ac  liclte  obtlnere 
possunt''  und  nnter  E. :  „b.  Omnis  sacerdos  a  suo 
ordinailo  adprobatus  et  a  respectivo  rectore  requi- 
sltns  absque  ritus  discrimlne  fldeUum  confessio- 
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I.  Die  Hienrohie  und  die^Leitong  der  Eirohe  duxch  dieselbe. 


[§.  225. 


FÜlen  hat  der  Oeisiliohe  diese  Sakfamente  immer  nach  seinem,  mcht  nach  dem 
fremden  Ritas  des  Empftngers  an  verwalten  ^ 

Eine  verbotene  Yermisehnng  des  Ritas  liegt  aber  nioht  vor,  wenn  der  Oeiatlielie 
eines  fremden  Ritas  gottesdienstliche  Handlangen  in  der  Eirehe  eines  anderen  Ritas  vor- 
nimmt 2.  Dies  ist  daher  nioht  nnzalftssig.  Der  Priester  des  fremden  Ritas  bedarf  aber 
daza,  wie  der  des  gleichen  Ritas,  sofern  nicht  die  Voranssetaangen,  anter  denen  dies 
geschehen  darf,  durch  besondere  Bestimmangen  des  Ordinarius'  oder  gar  ditreh 
päpstliche  Anordnungen 4  anders  geregelt  sind,  der  Genehmigung  des  sustindigeii 


nem  »udire  et  eosdem  a  peeoatis  et  Y&Ude  absol- 
yere  potest.  In  assignandlB  satisfactioDlB  operlbas 
ratio  dlveiBitatlB  litna  habeatar  et  nonnisi  talia 
eligantüi  opera,  qaae  in  litn  poenitentia  sunt 
usitata.  NuUi  saoerdoti  ad  hoc  uon  autorizato 
absoWere  a  reaerratia  ab  ordlnailis  licebit^. 

i  S.die  Oitate  in Anm.  4 S.429  andDekiet  für 
GaliKien  untex  0.  b. :  ^ .  • .  Saezam  reio  commanio- 
nem  nemo  aliter  ac  in  sno  lita  lumat,  ao.  Latini 
anb  nna  specie  et  in  pane  azymo,  Bntheno-eatho- 
lld  aub  ntraqne  apeele  et  in  pane  fermentato*'. 
Die  Erleiöhterangen  bei  der  Bnaae  (8.T0X.  Anm.) 
erkllzen  aieb  darana ,  daaa  gerade  in  Betreff  der 
Spendnng  dieeea  SakiamenteB  keine  weaentlioben 
Abweichungen  zwiachen  der  lateinischen  Kirche 
nnd  der  orientaliaohen  bestehen,  Ja  die  lateini- 
sche, indihatiTe  Abeolntionsformel,  s.  0.  8.  86. 
n.  2  sogar  Ton  einzelnen  Orientalen  nnter  Auf- 
gabe der  alten  deprekatlTen  (vgl.  anch  S.  86. 
n.  9)  angenommen  worden  iat,  sowie  daraus,  dasa 
die  lateinische  Kirche  diese  letztere  mit  Bück- 
sicht auf  die  übrigen  begleitenden  Riten,  in 
denen  die  Handlung  des  absolTirenden  Priesters 
genügend  gekennzeichnet  erscheint,  als  ans- 
reichend erachtet,  Hergenröther8.S.167.i68. 

Dnrch  die  Empfangnahme  eines  Sakramentes 
ans  der  Hand  des  Priesters  eines  fremden  Bitns 
wird  In  den  erwähnten  Fällen  keine  Zagehörig- 
keit zn  dem  letzteren  begründet ,  s.  0.  S.  427. 
n.  2  und  daa  Dekr.  für  GaUzien  nnter  0. :  „e.  Nee 
baptismus  a  aacerdote  alterias  ritus  urgente  ne- 
cessitateTol  in  gravi  dlfficnltate  . . .  coUatns  nee 
coniessio  peccatomm  coram  tall  aacerdote  facta 
nee  Sacra  eommnnio  ex  ignorantia  siye  inadver- 
tentia  aut  consillo  ittam  mntandi  inxta  altemm 
ritnm  sumpta  nee  deniqne  saciamentumextremae 
nnctionia  ab  alterina  ritvs  aacerdote  in  artieolo 
mortis  ebtentum,  transitnm  ab  nno  ad  altemm 
ritnm  prodacere  possunt''. 

s  Const.  Benedict.  XIY . :  Allatae  cit.  %,  35 : 
„ . . .  interdicta  ritns  permiztio  appellari  nnnquam 
poterit,  si  ob  legitimem  aliquam  cansam  aacer- 
dotea  orientaUs  ritns  ab  apostoUca  sede  probati, 
in  Latinomm  ecclesiam  admittantnr,  utibimiBsam 
caeteraaqne  fnnctiones  celebret  et  sacramenta 
popnlo  nationis  anae  administret  Id  palam  Ro- 
mae  fleri  intuemnr,  nbi  sacerdotibns  Armenis, 
Gophtis,  Melohitis  et  Qraecis  patent  ad  misBam 
eelebrandam  templa  nostra,  nt  illorum  pietati 
satisflat,  qnamvis  snas  pecnliarea  ecelesias  ha- 
beant,  nbi  rem  divinam  facere  poaannt" ;  Pii  IX 
literae  ad  oiientales  v.  6.  Januar  1848,  Acta 
Pii  IX  ed  Romae  1,  82:  „Eodem  pertinet,  qnod 
saeerdotibus  orientalibna  in  ocoidentem  TenienÜ- 


buB  nedum  liberum  est,  proprio  nationis  suae  rita 
celebrare  in  sacris  Latinomm  aedibos,  sed  patent 
etiam  diversiB  in  loeis  ac  Bomae  prasertim,  templa 
in  peculiarem  ipsoram  nsum  aedlflcata''. 

S  In  Rom  des  Kardinal-Vikars,  Benediet  XIV. 
const.  Allatae  $.  85.  dt. ;  Diöcesansynode  Neapel 
1882,  Arch.  f.  k.  K.  B.  öl,  59:  „lituB  ab  eccleeia 
Latina  diyersoB  profltentes ,  ut  Graeci  et  Annen! 
aliique  ad  celebrandum  non  admlttuntur,  niei 
facta  coram  yicaiio  nostro  fldel  professioni  ad  f or- 
mam  Gregorii  XIII.  statutam  rel  nisi  legitimfe 
docnmentls  constltexit,  illam  eos  Romae  emiaiase 
et  omnia  inxta  apostolicam  instmctionem  Cle- 
mentlB  YIII  adimplevisse  .  .  .  Sacerdotee  Teio 
Italograeci  qnando  quidem  ab  episcopis  Latlnia 
dependent,  ut  possint  celebrare ,  indlgent  facul- 
täte  nostrae  cnriae  non  secns  ac  presbyterl  exteri 
habiüs  literifl  dicessorialibus  proprii  episcopi''. 

*  Oonst.  Etsl  pastoralis  1.  0.  n.  16 :  „Nee  pres- 
byterl et  derlei  Oraed  in  ecclesüs  Laünoram 
inoonsnlto  episcopo,  cni  illae  sabidiuitar 
▼el  dus  in  spiritualibus  Ticario  generali ,  miaaaa 
et  alia  dlTinaofliolacnmsolemnitatibua  et 
cantn  celebrent.  Ut  antem  praefatos  episoopaa 
siTeTicarius  generalis  praefatam  licentiam  rite 
concedere  Taleant ,  nulla  praedsa  neoesdtas  pro 
cauaareqniritnr,  sed  satisest,  ut  allqua  spiri- 
tualis  utUitas  inde  speretnr"  (d.  h.  für  dieetillen 
Messen  ist  nnr  die  firlanbniss  des  Rektors  der 
Kirche  erforderlich);  s.  femer  ibid.n.  15 :  gCete- 
rum  ad  tollendam  ritaum  oommixtionem  et  oon- 
fnsionem  presbyted  et  derlei  Latini  in  eeelesiia 
Graeoornm  neque  mlBaas  celebrare  neqne  fnneii- 
bus,  nnptiis  ac  baptismls  et  aliis  Oraecorom  ao- 
tibns  pnblids  et  pdTatls  Interesse  aut  aese  im- 
miscere,  nisi  ad  haec  spedaliter  per  ipsoa  Qrae- 
cos  Tocati  fnerint,  andeant  yel  praeaumant^. 
Dekret  für  Galizien  ▼.  1863  nnter  B.:  „a.  Ut- 
riüsqne  ritus  sacerdotes ,  qni  censuria  ligati  noa 
sunt ,  in  ecclesüs  mutuis  cnm  f acnltate  reotoria 
eccleaiae  lidte  super  altadbna  dve  oonsecratia 
sive  portatilibns  dve  super  antimensiis ,  ut  In 
eccleaia  graeea  moris  est,  singuli  tamen  sno  ritn 
et  saa  lingna  litnrgica  ex  apostolico  indnlto  (s. 
S.  431.  n.  3)  missas  celebrare  possnnt.  b.  Pari  nüodo 
offeire  possnnt  sacrifldnm  nüssae  in  oratoriia  pii- 
Tads  canonice  erecds  aut  aacellis  cum  llcentla 
episooporom  in  pagis  et  coemeteriis  reperibilibua 
sacerdotea  utrinsque  ritns  et  semper  praevia  li- 
oenda  parochi ,  in  cnius  inrisdicdone  saoellam 
situm  est  In  oratoriia  Latinomm  saoerdotea  L»a* 
dni  ritnS)  inxta  bullam  Benedicd  XIV.  qnae  in- 
dpit:  Impodto  nobis  (y.  29.  Mirz  1751 ,  eiaad. 


§.  225.]      Die  Venralt.  d.  Kultus.  Verh&ltaiss  d.  yersehiedenen  Riten  zu  einander. 
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OrdiBarins K    Auch  soll  er  in  solehen  Fsllen  immer  nur  nach  seinem  eigenen,  nicht 
nach  dem  ttkr  die  betreffende  Kirche  massgebenden  Bitns  celebriren^. 

2.  Weiter  ergiebt  sich  ans  dem  Verbot  der  Yemdschang  der  verschiedenen 
Biten,  dass  die  einem  bestimmten  Bitns  angehörigen  GlAnbigen  blos  ein  Recht  anf 
die  Spendnng  der  heiligen  Handlungen  und  anf  die  Vornahme  der  gottesdienstlichen 
Funktionen  ftr  sie  nach  ihrem  ^enen  Ritas  und  allein  dnreh  Priester  des  letiteren 
haben 3,  ja  dass  ihnen  die  Sakramente  nnd  anderen  heiligen  Handinngen,  abgesehen 
Ton  gewiss«!  Ausnahme-^  und  Nothftllen^,  gar  nicht  nach  einem  anderen  Ritas  und 
auch  nicht  seitens  eines  Geistlichen  ^  desselben  gespendet  werden  dürfen.  Den  gottes- 
dienstlichen Handlungen  eines  fremden  Ritus  beizuwohnen^,  ist  ihnen  allerdings 
nicht  verwehrt,  indessen,  soweit  eine  kirchliche  Verpflichtung  für  den  Besuch  be- 
stimmter Gottesdienste  besteht s,  erfüllen  sie  diese  dadurch  nicht,  sondern  allein  da- 
durch, dass  sie  an  dem  Gottesdienste  ihres  eigenen  Ritas  theilnehmen  9. 


bon.  3,  161),  tantum  super  consecTato  altail  vel 
saper  lapldea  pariter  eonsecrata  tabula,  non 
autem  super  antlmenstls  mlssas  celebraie  tenen- 
tor.  c.  Si  localis  rector  oensuerit  deyoüozd  et 
aedillcationi  fldelium  Id  profaturum,  ut  in  maiori 
popnli  ooncursu  penolTatui  devotlo  nonnlsi  in 
alteio  usitato  zitn,  e.  g.  parastatis,  aut  decantatlo 
oTangeliorum  tempore  comitadoiils  funerum  ant 
dU  gimilia,  nihil  obest,  quatenus  deTotLones 
tales  peragantur.  Peragi  autem  debent  nonnlsi 
ab  iUie  sacerdotibus ,  in  quorum  ritu  devotiones 
illae  usttantoT ,  et  remuueratlo  quae  pro  tali  de- 
Totlone  offeitur,  non  rectori  eocleslae ,  sed  sacer- 
doti  functionem  peragenti  cedat.  d.  Non  licet 
saeezdottbus  unius  ritus  In  eeclesla  altezlus  litus 
(nisi  a  respectlvo  parocho  expresse  invltati  f ue- 
rint),  ben^ctiones  salis,  aquae,  frugum,  tburis 
ete.  peragere.'' 

^  Denn  dieser  aber  hat  an  sich  über  Jeden  nicht 
besümmungsmässigen  gottesdienstUohen  Qe- 
brauch  der  klrehUehen  Qebaude  zu  befinden ,  s. 
0.  S.  354  u.  367.  Kraft  ausdrückUchen  oder 
BtülBehweigenden  Auftrages  kann  auch  der  Rek- 
tor der  betreiFenden  Kiiehe  von  Ihm  dazu  ermäch- 
tigt sein,  8. 0.  S.  355.  356.  Ueber  Fälle,  In  denen 
durch  päpstliche  Konstitutionen  die  Erlaubniss 
des  Rektors  für  ausreichend  erklärt,  dieser  also 
ein  für  alle  Mal  dazu  ermächtigt  ist,s.  die  Yor.  Anm. 
SelbstTerständlioh  ersetzt  aber  eine  solche 
Genehmigung,  welche  nur  vom  Standpunkt  der 
Gottesdienstverwaltung  in  Frage  kommt,  nicht 
die  aueserdem  auch  sonst  erforderliche  Eriaub- 
niss  des  Eigenthümers  der  Kirche ,  s.  o.  S.  357. 

^  Die  Anführungen  in  den  vorhergehenden 
Noten  zeigen,  dass  es  unrichtig  ist,  wenn  Ye  r  1  n  g 
s.  a.  O.  832.  833  den  Grundsatz  als  allgemeine 
Begel  hinstellt,  dass  blos  im  Nothfall  ein  Priester 
eines  bestimmten  Ritus  in  der  Kirche  eines  an- 
deren celebiiren  darf. 

'  S.  die  Citate  In  den  früheren  Anmerkungen. 
Soüem  nicht  besondere  Indulte  gegeben  sind, 
müssen  daher,  wie  dies  für  die  Orientalen,  welche 
in  römischen  Kirchen  celebriren,  ausdrücklich 
vorgesehrieben  Ist,  die  Priester  des  fremden 
Ritus  für  die  Messfeier  Ihre  Paramente  und 
Ministranten  desselben  Ritus  mitbringen ,  const 
Benedict.  XIV.  AUatae  $.35,  s.  auch  Hergen- 


rother  8.  S.  177.  Aus  demselben  Grunde  dür- 
fen auch  die  Lateiner  in  griechischen  Kirchen, 
nicht  auf  den  Antimensien  (d.  h.  auf  den  an 
Stelle  des  Tragaltars  bei  den  Griechen  gebrauch- 
ten Tüchern,  In  deren  Ecken  sich  Reliquien  be- 
finden, und  welche  auf  die  Tafel  des  nicht  kon- 
sekrirten  Altaitisches  gelegt  werden)  die  Messe 
celebriren,  eiusd.  const.  Etsl  pastoraUs  dt.  $.  6. 
n.  19,  es  sei  denn,  dass  dies  durch  den  Papst  be- 
sonders gestattet  wäre  (vgl.  für  Galizlen  o.  S.  430. 
n.  4  und  die  const  Etsi  pastoraUs  cit.  %.  6.  n.  17, 
welche  umgekehrt  den  Italogräd ,  wenn  sie  sich 
nicht  der  Antimensien  bedienen  wollen,  den  Ge- 
brauch der  von  lateinischen  Bischöfen  konsekrlr- 
ten  Trsgaltire  gestattet).  S.  des  Weiteren  noch 
Hergeniother  8.  S.  177 ff. 

Eine  Ausnahme  im  Interesse  derYermehTung 
der  Andacht  gestattet  allerdings  das  Dekret  für 
Galizlen  unter  B.  c. 

*  So  das  Sakrament  der  Busse ,  s.  o.  S.  429. 
n.  4. 

fi  Wegen  der  Taufe,  der  letzten  Oelung  und  des 
Yiatikums  s.  oben  a.  a.  0. 

6  Eine  Ausnahme  macht  die  const.  Benedict. 
KI V.  Etsl  pastoraUs  $.  6.  n.  13  für  die  Italogräd, 
welche  für  den  Fall,  dass  sich  an  Ihrem  Wohnort 
keine  besondere  griechische  Pfarrei  befindet ,  in 
der  lateinischen  Kirche  das  Abendmahl  in  azymo 
vom  lateinischen  Priester  nehmen  dürfen ,  wäh- 
rend sie  für  die  Lateiner  n.  12  dies  verbietet, 
also  an  dem  Prinzip  festhält 

"^  Z.  B.  der  Messe. 

B  Da  der  Gottesdienst  der  unlrten  Orientalen 
ebenfalls  katholischer  Gottesdienst  ist  Vgl.  auch 
das  dt  Dekret  für  Galizlen  unter  B. :  „e.  Vidtare 
loca  thaumatuzga  (sive  sub  regimine  latlnorum 
slve  Rutheno-catholicorum  sacerdotum  ezlstant) 
cuiUbet  liberum  maneat^  Indessen  nach  C.  unter 
b. :  „curent  episcopl,  ut  in  locls  thanmaturgis . . . 
tot  alterius  ritus  sacerdotes  a  parochis  invitentur, 
quot  sufficere  possint  ad  missam  celebrandam  et 
saoram  communlonem  distribuendam  iuxta  pro- 
prium fldelium  sive  Ruthenorum  sive  Latlnorum 
ritum''. 

9  Das  folgt  ebenCaUs  aus  der  Getrenntheit  der 
Riten.  Eine  Ausnahme  ist  aber  für  den  Fall  zu 
machen ,  dass  an  dem  Orte  kdne  kirchUche  An- 
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L  Die  Hierarchie  und  die  Leitung  der  KJrelie  durch  dieselbe. 


[§.  228. 


Andererseits  genflgt  aber  auch,  da  jeder  Olftubige  bloa  die  Vorschriften  seiaeB 
Ritus  zu  beobachten  hat,  die  Erfüllung  der  nach  demselben  bestehenden  Gebote. 
Deshalb  hat. auch  jeder  nur  die  Feiertage  und  Festtage  seines  Ritus  zu  feiern  und 
die  Fasttage  desselben  zu  halten^.  Dieser  Qrundsats  hat  sich  indessen,  weil  hierbei 
nieht  blos  die  einzelne  Person  für  sich  in  Frage  konunt,  in  solchen  Bezirken,  in 
denen  die  Anh&nger  yersehiedener  Riten  untermischt  mit  einander  wohnen,  nieht 
streng  durchführen  lassen,  und  es  sind  daher  zur  Vermeidung  von  Kollisionen  fttr 
solche  Gegenden  besondere  Bestimmungen  sowohl  in  Betreff  der  Feiertage  ^  als  auch 
in  Betreff  der  Fasttage  erlassen  worden  K 

Zweites  Kapitel :  Die  Verwaltung  des  maffisterium, 
[Die  Mtchliohe  LehrtAätiffkeit  und  die  kirchliche  Lehrgewalt.) 

§.  226.    /.  Im  AUgemelnm, 

I.  Die  LehrvoUmacht  oder  der  Lehrauftrag  und  die  Lehrge- 
walt. Ausser  der  potestas  ordinis  ist  der  Kirche  auch  die  potestas  magisterU  ^  die 
Vollmacht,  die  Lehre  Christi  zu  bewahren  und  zn  verkflnden^,  11bergeben<^,  und  zwar 
ist  dieselbe  nach  der  Auffassung  der  heiligen  Schrift  seitens  der  katholischen  Kirche 
dem  Papst  als  Nachfolger  des  Apostels  Petrus®  und  den  Bischöfen  als  den  Nach- 
folgern der  übrigen  AposteF  übertragen. 

Versteht  man  unter  der  potestas  tnagisierü  die  Feststellung  dessen,  was  der  Offen- 
barung Christi  entspricht,  das  Verwerfen  abweichender  und  irriger  Auffassungen  und 
das  Lehren  der  Offenbarung  Christi  in  der  richtigen,  von  der  Kirche  gebilligt«!  Aus- 
legung, so  handelt  es  sich  um  Thätigkeiten,  welche  begrifflich  von  der  Spendong  der 


stalt  des  eigenen  Ritus  besteht  und  die  Gläubigen 
daher  die  des  anderen  Ritus  benützen  müssen. 

»  Hergenröther  a.  a.  O.  7.  S.  189  u.  8. 
S.  194ff. 

s  Da,  wo  die  Angehörigen  des  einen  Ritus  keine 
eigenen  Pfarreien  besitzen ,  haben  sie  die  Fest- 
tage des  anderen,  überwiegenden  Ritus  ebenfalls 
zu  halten ,  Instruktion  Olemens  VIII.  t.  1595. 
n.  35,  coli.  conc.  Lac  t2,  450.  Also  kann  z.  B. 
ein  Lateiner  seine  griechischen  Dienstboten  nicht 
an  einem  Tage ,  welcher  für  diese  kein  Festtag 
ist,  zu  knechtischen  Arbeiten  zwingen.  Femer 
haben  die  Griechen ,  welche  lateinischen  Ordi- 
narien unterstehen ,  auch  die  gebotenen  lateini- 
schen Festtage  zu  feiern ,  Benedict.  XIV.  const. 
Etsl  pastoralis  §.  5.  n.  6.  Für  die  Ehen  und 
Familien  der  Angehörigen  yersehiedener  Riten 
bestimmt  das  Dekret  für  Galizien  unter  D. : 
„6.  .  .  .  Ad  eritanda  autem  gravia  Incommoda  in 
famillis  mixtl  ritus,  per  dispensationem  ab  ordi- 
narlis  impetrandam  facultas  flat  dies  festos  et 
jejunia  observandl  iuxta  unum  eundemque  ri- 
tum ,  si  ita  parentes  inter  se  convenlant ,  quin 
exinde  ritus  Ipslus  rautatio  uUo  modo  deduci 
Taleat  In  matrimoniis  tarnen  clericorum  Ruthe- 
norum  abhinc  universa  proles  sequi  debebit  ritum 
patris  atque  -uxoT  latina  per  dispensationem  ab 
ordlnario  impetrandam  faoultatem  obtineat  festos 


dies  et  ieiunia  serrandi  Inxta  rltum  Rnthenum. 
EpisGopi  pariter  dispensare  poterunt  cum  famu- 
litioin  famillis  mixti  ritus  sustentato,  ut  circa  ie- 
iunia et  festos  dies  sese  aeeommodent  conven- 
tioni  inter  coniuges,  ut  supra  dictum  est,  Initae; 
ast  dlebus  dominids  et  festis  in  utioque  ritu  in 
eamdem  diem  inoidentibus  devotiones  In  ecclesia 
sui  natlTi  ritus  tarn  coniuges  ac  fllii  quam  famull 
peragere  possunt.  Praedictas  vero  dlspeusationes 
ordlnarii  conoedent  tamquam  apostolicae  sedis 
delegatl".  (Vgl.  dazu  auch  Areh.  f .  k.  K.  R.  14 
16.  17.) 

8  S.  das  Dekret  für  Galizien  in  der  Tor.  Anm. 
Ueber  die  Italogräci  vgl.  Benedict.  XIV.  const 
Etsi  pastoralis  cit.  $.  9.  n.  7 IT.  und  Hergen- 
röther 7.  8.  189. 

«  8.  Bd.  I.  S.  163  (T. 

»  Matth.  XXVm.  19.  20  (Bd.  I.  S.  196, 
n.  2.) 

«  Bd.  I.  S.  195.  n.  8.  VgL  femer  Trideni. 
Sess.  YII.  de  bapt.  c.  3;  Sess.  XI Y.  de  extr. 
unct.  cap.  3 ;  Sess.  XXII.  de  sacrif.  missae  cap.  8, 
wo  ebenso  wie  in  dem  a.  a.  0.  dtirten  IV.  Lata- 
ran-Konzil  die  Romana  ecclesia  Als  die  „mater  et 
magistra  omnium  aliarum"  bezeichnet  wird.  S. 
auch  conc.  Yatican.  c  3.  4  (Bd.  II.  8.  705  und 
Bd.  III.  8.  467.  n.  5). 

7  Bd.  11.  8.  41. 
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Sakramente  (der  potestas  ordmisjj  sowie  von  der  Lenkung  und  Leitung  der  Kirche  (der 
poiesftu  iurisdictumis)  verschieden  sind  ^ 

Die  katholische  Kirche  hält  sich  bekanntlich  ftlr  allein  zur  Verwaltung  der  christ- 
lichen Lehre  und  zur  Spendung  der  von  Christus  eingesetzten  Sakramente  berechtigt 
und,  soweit  es  sich  um  die  Feststellung  der  Lehre  handelt,  für  unfehlbar.  In  Folge 
dessen  kennt  sie  für  die  ihr  angehörenden  Personen,  d.  h.  für  alle  christlich  Oe- 
tauften  keine  Freiheit,  dasjenige,  was  sie  ihrerseits  als  der  christlichen  Offenbarung 
entsprechend  lehrt,  anzunehmen  oder  abzulehnen,  vielmehr  fordert  sie  von  ihnen  als 
Bechtspflicht  die  Unterwerfung  unter  die  von  ihr  als  Inhalt  des  christlichen  Glaubens 
festgestellten  Dogmen. 

Kraft  ihrer  alleinigen  Berechtigung  zur  Bewahrung  und  zur  Verkündung  der 
christlichen  Offenbarung  beansprucht  sie  femer,  dass  Niemand  ohne  die  Genehmigung 
und  ohne  die  Controle  der  mit  dem  Lehrauftrage  ausgestatteten  schriftmässigen  Or- 
gane die  christliche  Religion  lehre ,  und  sie  sucht  auch  diesen  Anspruch ,  soweit  es 
ihr  möglich  ist ,  mit  äusseren  Mitteln,  insbesondere  mit  äusserem  Zwang  durchzu- 
setzen. 

In  beiden  Beziehungen  hält  sie  sich  also  für  berechtigt,  Rechtszwang  zu  üben. 
Aller  Rechtszwang  anf  dem  Gebiete  der  Kirche  fällt  aber  in  das  Gebiet  der  potestas 
krist^iumia,  Uebt  sie  diesen  zur  Wahrung  und  zur  Sicherung  ihres  Lehrauflrages 
oder  ihrer  Lehrvollmacht  in  Konsequenz  ihrer  oben  gedachten  Stellung  aus,  so  kann 
sie  dies  nur  kraft  der  ihr  zustehenden  Jurisdiktion ,  nicht  aber  kraft  ihres  Lehrauf- 
trages thun.  Das  heisst,  erst  durch  diese  Beziehung  der  Jurisdiktionsgewalt  auf  den 
letzteren  und  die  Verwendung  der  ersteren  für  ihren  Lehrauftrag  wird  dieser  zur 
Lehrgewalt  oder  zur  potestas  magisterii  im  engsten  Sinne  des  Wortes. 

Es  ist  daher  nicht  zutreffend,  wenn  vielfach  die  potestas  magisterii  als  in  der  po- 
testas iurisdictionis  inbegriffen  erklärt  und  ihr  jede  Selbstständigkeit  abgesprochen 
wird 2.  Wenn  man  sich  dafür  auf  einzelne  päpstliche  Aussprüche^,  vor  Allem  auf 
das  vatikanische  Konzil  *  beruft,  so  erklären  diese  nichts  anderes,  als  dass  der  Rechts- 
zwang, mit  welchem  das  kirchliche  Lehramt  ausgestattet  ist,  aus  der  iurisdicOo  fliesst  ^, 


1  Bd.  I.  S.  164.  Selbst  Schneemann,  d. 
kirchliche  Lehrgewalt.  Freibarg  i.  Br.  1868, 
S.  40,  welcher  die  potestas  magisterii  zur  potes- 
tas iurisdictionis  rechnet ,  will  die  Dreitheilung 
iD  der  Theorie,  etwa  beim  Aufbau  eines  wissen- 
schaftlichen Systems,  nicht  tadeln. 

'  So  ausser  den  Bd.  1.  S.  164.  n.  3  genannten 
noch  y OTin  g  K.  R.  2.  Aufl.  S.  407  (abweichend 
Ton  seiner  früheren  Meinung);  Heinze,  das 
Lehramt  i.  d.  kath.  Kirche  u.  d.  päpstliche  pri- 
matua  ordinis.  Wien  1876.  S.  6.  9  (Abdruck  aus 
Orünhut,  Zeitaohr.  f.  d.  Privat-  und  öffent- 
liche Recht.  Bd.  3.  S. 536 ff.);  Schneemann 
La.  O.  S.  39;  de  Hammerstein  de  ecclesia 
et  statu.  Trevir.  (1886)p.l5ö.  Wenn  Schnee- 
mann a.  a.  0.  bemerkt:  „Es  ist  der  Jurisdiktion 
eigen,  das  Zusammenwirken  der  Mitglieder  auf 
das  Ziel  der  Kirche  zu  leiten  und  zu  regleren ; 
dies  aber  thut  ja  auch  die  Lehrautoiität ,  Indem 
sie  den  Anfang  der  Hellswirkung,  den  Glauben, 
zu  regeln  übernimmt  Und  was  fehlte  der  Lehr- 
gewalt an  dem  Charakter  einer  wahren  Juris- 
diktion? Sie  befiehlt  ja,  droht,  straft  und  trifft 
P^ventiTmaasregeln  ebensogut,  wie  diese;  ja 

Ui  BS  China,  Kirchenrecht  IV. 


nirgends  ist  die  Anwendung  des  Bannes  häufiger 
als  auf  ihrem  Gebiete'',  so  werden  hier  blos  Juris- 
diktionshandlungen aufgeführt,  nicht  aber  Thä- 
tigkeiten  der  Kirche ,  welche  sich  als  Ausübung 
des  Lehrauftrages  darstellen.  An  der  Dreitheilung 
hält  dagegen  fest  v.  Schere?,  Hdbch.  d.  K.R.  1, 
19  u.  21. 

»  Der  Syllabus  verwirft  Nr.  33  (Arch.  f.  k.  K. 
R.  13,  317)  den  Satz :  „Non  pertinet  ad  eccle- 
slasticam  potestatem  proprio  ac  natlvo  iure  diri- 
gere  theologicarum  rerum  doctrlnam.'* 

*  Gonst.  Pastor  aeternus  v.  18.  Juli  1870.  c  3 
(Bd.  II.  S.  705)  n.  c.  4:  „Ipso  antem  aposto- 
llco  primatu,  quem  Romanus  pontifex  Petri 
princlpls  apostolorum  Buccessor  in  unlyersam 
ec^.lesiam  obtinet,  supremam  quoque  magisterii 
potestatem  comprehendi,  haee  s.  sedes  sempei 
tenult,  perpetuus  eceleslae  usus  comprobat,  ipsa 
oecumenioa  concilla  .  . .  declaraverunt.'' 

6  Das  zeigt  in  No.  33  des  Syllabus,  s.  Aum.  3, 
der  Ausdruck:  dirigere  und  c.  3  cit.  const.  Pastor 
aeternus  in  der  Stelle :  „Romani  pontiflcis  iuris- 
dictionis potestatem  .  .  .   immediatam  esse  .  .  . 
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I.  Die  Hierarchie  und  die  Leitung  der  Kirche  durch  dieselbe. 


r§.  226. 


oder  mit  anderen  Worten :  es  wird  in  ihnen  unter  der  potestas  magisterU  nicht  der 
Lehranftrag  oder  die  Lehrvollmacht  schlechthin,  sondern  die  Lehrgewalt  in  dem  vor- 
hin erwähnten  engen  Sinne  verstanden. 


non  solnm  in  rebus  quae  ad  lldem  et  mores ,  sed 
etiam  in  üb  quae  ad  disciplinam  et  regimen  .  .  . 
eeclesiae  pertinent",  da  hier  von  der  Anwendung 
der  Jurisdiktion  zur  Ausstattung  der  Glaubens- 
£nt8cheidungen  mit  verbindlicher  Kraft  die  Rede 
ist   Diese  Auffassung  wird  auch  dureb  die  Vor- 
arbeiten zur   const  cit.   bestätigt.      Das   erste 
Schema  de  ecciesia  (Bd.  III.  S.  462.  n.  6.)  c  4 
(ecclesiam  esse  societatem  visibilem)  erklärt,  dass 
in  der  Kirche  vorhanden  sei  ein  visibf  le  magis- 
terium  und  ein  vislbile   regimen,   und  c.  10: 
„Christi  autem  eoclesla  non  est  societas  aequa- 
lium  .  .  .  verum  est  societas  inaequalis  . . .  ma- 
xime  quod  in  ecciesia  est  potestas  divinitus  in- 
stituta,  qua  alii  ad  sanctifleandum,  docendum  et 
regendum  praediti  sunt,  alii  destituuntur.   Cum 
vero  eeclesiae  potestas  alia  sit  et  dicatur  ordinis, 
alia  iurisdictionis :  de  hao  altera  docemus ,  eam 
non  solum  esse  fori  intemi  et  sacramentalis,  sed 
etiam  fori  externi  ac  public! ,  absolutam  atque 
omnino  plenam,  nimirum  leglferam,  iudiciariam 
et  coercitivam"  (Friedrich  docum.  ad  illustr. 
conc.  Yatican.  2,  91)  richtet  sich,  wie  die  An- 
merkungen dazu  zeigen  (a.  a.  0.  S.  134 ff.),  nur 
gegen   die   Laugnung    der    rechtsverbindlichen 
Kraft  der   kirchlichen  Lehre,    also   gegen    die 
Laugnung  der  Jurisdiktion ,  welche  die  Kirche 
für  das  Lehramt  in  Anspruch  nimmt.    Ferner 
macht  zu  den  Worten  desselben  Schemas  c.  11 
(nachmals  c.  1  der  const.  dogmat.  I  de  ecciesia, 
Bd.  IIL  S.  464  und  dann  c.  1  der  const.  Pastor 
aeternus),  die  die  Lehre  deijenigen  verwerfen, 
welche  „negant,  Petrum  prae  omnibus  apostolis. . 
veroproprioquelurisdictionisprimatu 
fuisse  a  Christo  iustructum",  der  Bericht  der 
dogmatischen  Kommission  (Bd.  III.  S.  464.  n.  7) 
die  Bemerkung,  Friedrich  1.  c.  p.  296:  ^ni- 
madvertitur  phrasi  iufiadictionU  primcUu  adden- 
dam  esse :  et  magisierii.    Sed  potestas  magisterii 
ecclesiastici,  cuiusmodi  est  potestas  docendi,  tum 
iu  episcopis  omnibus  tum  In  episcopo  episcoporum 
ad  potestatem  iurisdictionis  pariter  spectat,  secus 
ac  heterodoxi  opinantur,  de  quibusvide  ad  Schema 
de  ecciesia  Christi''  (d.  h.  die  vorhin  citirte  An- 
merkung zu  c  10).  Da  hier  blos  des  Papstes  und 
der  Bischöfe  erw&hnt  wird ,  also  der  Träger  der 
iurisdictio,  so  kann  das  Lehramt  nur  in  sofern  es 
zugleich  Lehrgewalt  im  eigentlichen  Sinne,  ge- 
meint sein.    Aus  allen  diesen  Gründen  ist  man 
m.  £.  berechtigt  zu  sagen,  dass  das  Yatikanum, 
wenn  es  das  oberste  Lehramt  aus  dem  Primate 
des  Papstes  herleitet  und  dasselbe  zur  Jurisdik- 
tion des  letzteren  rechnet ,  blos  das  Lehramt ,  so 
weit  es  mit  der  Jurisdiktion  umkleidet  ist,  d.  h. 
die  Lehrgewalt  im  engsten  Sinne,  oder  die  An- 
wendung der  Jurisdiktion  auf  das  Lehramt,  ver-. 
standen  hat.  Ja,  es  ist  m.  £.  unmöglich,  dass  das 
Konzil  jedes  Lehramt  oder  jede  Lehrthätigkeit 
in  der  Kirche  dem  Gebiete  der  Jurisdiktion  hat 
zurechnen  wollen,  denn  von  diesem  Standpunkte 
aus  müsste  angenommen  werden,  dass  jeder,  wel- 
cher kirchlicherseits  zum  Lehren  berufen  ist,  sei 


es  kraft  Amtes,  wie  der  Pfarrer  (Bi.  II.  S.  295),  sei 
es  kraft  Auftrages ,  wie  ein  Religionslehrer,  mit 
einer  iurisdictio  externa  ausgestattet  sei  (so  auch 
V.  Scher  er  a.  a.O.  S.  21),  und  umgekehrt,  dass 
jeder,  welcher  die  bischöfliche  Jurisdiktion  zn 
verwalten  hat,  wie  der  Generalvikar,  aueb  das 
Lehramt  selbst  auszuüben  berufen  sei. 

In  Uebereinstimmung  hiermit  bemerkt  H  e  1  n  z  e 
S.  32 :  .,Die  Ansprüche,  mit  welchen  die  katho- 
lische Kirche  ihr  Lehramt  gegenüber  den  Be- 
lehrenden aasgestattet  hat,  fallen  in  die  Kate- 
gorie der  potestas  lurisdlctlonlg".  Allerdings  steht 
es  damit  nicht  vollkommen  im  Einklang ,  wenn 
er  S.  8,  9,  13  hervorhebt,  dass  die  potestas  ma- 
gisterii den  Typus  der  potestas  iurisdictionis  trage, 
und  dass  der  Grund  des  Gehorsams,  welchen  die 
Diöcesanen  den  Bischöfen  hinsichtlich  der  Lehre 
schulden,  auf  dem  Gebiete  des  magisterinm  ein 
anderer,  als  auf  den  übrigen  Gebieten  der  iuris- 
dictio sei.  Auf  dem  letzteren  habe  der  Bischof 
wegen  seiner  Stellung  als  kirchlicher  Vorgesetz- 
ter, welcher  kraft  seines  Amtes  berufen  ist ,  die 
einem  Bischof  zukommenden  EntSchliessungen 
zn  fassen,  den  Anspruch  auf  Unterwerfung  bei 
Lehranssprüchen  aber  deshalb ,  weil  er  zur  Ver- 
breitung und  Auftechterhaltung  der  wahren  Lehre 
berufen  sei,  also  im  letzten  Grunde  wegen  einer 
besonderen  persönlichen  Eigenschaft  nnd  Leis- 
tungsfähigkeit, für  welche  die  Yermuthung 
spreche ,  welche  freilich  aber  auch  im  Einzelfall 
fehlen  könne.  Nach  diesen  Ausführungen  er- 
scheint das  kirchliche  Lehramt  überhaupt  be- 
griMich  mit  Zwang  ausgestattet,  und  es  wird  für 
das  Gebiet  des  magisterinm  eine  eigenthümllche, 
von  der  sonstigen  iurisdictio  externa  speziflseb 
verschiedene  Jurisdiktion  angenommen.  Diese 
Auffassung  H  e  1  n  z  e '  s  widerspricht  aber  zunäclist 
dem  vatikanischen  Konzil.  Abgesehen  davon  hat 
H  einze  auch  übersehen ,  dass  der  Bischof  seine 
Lehraussprüche  doch  nur  ebenfalls  kraft  seines 
Amtes  abzugeben  hat,  und  dass ,  wie  er  bei  der 
Verwaltung  der  iurisdictio  externa  seine  Ent- 
schliessungen  nur  nach  dem  geltenden  Recht 
fassen  darf,  er  seine  Lehraussprüche  ebenso  allein 
in  uebereinstimmung  mit  der  kirchlichen  Lehre 
'thun  kann,  sowie  dass  der  Mangel  seiner  persön- 
lichen Leistungsfähigkeit  seinen  rechtlichen  An- 
spruch auf  Gehorsam  nicht  im  Mindesten  beein- 
trächtigt. Ebensowenig  ist  es  als  richtig  anzner- 
kennen,  wenn  Heiuze  S.  15  die  angeblich  spe- 
zifisch anders  geartete  Gehorsamspflicht  in  Glau- 
benssachen direkt  auf  die  Unfehlbarkeit  der  Kirche 
als  Rechtsgrund  zurückführt.  Der  Bischof,  wel- 
cher etwas  der  kirchlichen  unfehlbaren  Lehre  für 
entsprechend  oder  widersprechend  erklärt  (über 
seine  Zuständigkeit  dazu  s.  unten  zu  No.  111.), 
ist  in  diesem  seinem  Ausspruch  nicht  unfehlbar, 
nichtsdestoweniger  ist  er  aber  berechtigt,  Gehor- 
sam dafür  zu  beanspruchen.  Diesen  kann  er,  wie 
bei  allen  anderen  Anordnungen,  kraft  seiner 
iurisdictio  für  die  Diöcese ,  aber  auch  nur  kraft 
dieser  letzteren  fordern. 
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n.  Die  oberste  Lehrgewalt.  A.  Begriff.  (Rechtliche  Bedetttnng 
der  Unfehlbarkeit.)  Die  katholische  Kirche  kennt  ein  höchstes  Lehramt ,  eine 
tufrema  poiestas  magtsterü  *.  Die  Lehre,  das  Objekt  der  potestas  magisterii,  kann  nur 
eine  nnd  dieselbe  für  die  ganze  Kirche  sein,  und  diese  eine  Lehre  ist  anch  die  reine 
nnd  wahre.  Eine  Scheidung  in  eine  bessere  oder  richtigere  Lehre  nnd  eine  Abstufung 
des  Lehramtes  nach  diesem  Gesichtspunkt  ist  begrifflich  ausgeschlossen  3.  Die  iuris- 
dictio  ist  aber  mannigfacher  Abstuftingen  fähig,  und  daher  sind  solche  unter  den  Trä- 
gem des  Lehramtes  nur  möglich,  wenn  dasselbe  zugleich  mit  der  iurisdictio  bekleidet, 
also  zur  Lehrgewalt  im  engsten  Sinne  wird^. 

Die  höchste  Lehrgewalt  kann  demnach  allein  den  Organen ,  welche  die  höchste 
inrisdictio  Aber  die  Kirche  besitzen,  welche  die  Befligniss  haben,  die  gelehrten  Glau- 
benssätze als  bindende  Normen  für  die  ganze  Kirche  und  alle  Gläubigen  vorzu- 
sehreiben, und  sie  mit  Zwang  durchzuführen,  zustehen.  Das  Recht,  die  Gewissen  der 
Gläubigen  in  dieser  Weise  zu  binden,  entnimmt  die  katholische  ELirche  ihrer  Unfehl- 
barkeit, nnd  daher  wird  sie  durch  die  Konsequenz  dazu  geführt,  dem  Organ,  welches 
für  die  ganze  Kirche  die  Lehre  mit  dieser  verpflichtenden  Kraft  festzustellen  befugt 
ist,  diese  also  dabei  repräsentirt,  gerade  wegen  der  obersten  JurisdikÜon  auch  die 
Unfehlbarkeit  in  Bezug  auf  seine  Lehrausprüche  zuzuschreiben. 

Die  Unfehlbarkeit  bildet  die  Legitimation  für  die  höchste  Jurisdiktion  zur  An- 
wendimg  des  Rechtszwanges.  Sie  kann  daher  auch  keinem  anderen  Organ  in  der 
Kirehe,  als  demjenigeii,  welches  die  höchste  Jurisdiktion  besitzt,  zukommen,  und  selbst 
diesem  begrifflich  nicht  in  weiterem  materiellen  Umfange,  als  die  Grenzen  dieser  Ju- 
risdiktion sich  erstrecken,  d.  h.  nicht,  soweit  die  beliebige  Abänderung  oder  Neu- 
einffthrnng  von  Dogmen  oder  die  Beseitigung  von  Sätzen  des  jus  divinum  in  Frage 
steht«. 

Diese  Konsequenzen,  welche  sich  aus  der  Lehrgewalt  in  einer  sich  als  unfehl- 
bar betrachtenden  Religionsgemeinschaft  ergeben,  hat  die  katholische  Kirche  ihrer- 
seits in  vollem  Umfange  gezogen.  Vor  dem  vatikanischen  Konzil  war  das  allgemeine 
Konzil  der  Träger  der  obersten  Lehrgewalt,  also  berechtigt,  Glaubensgesetze  inner- 
halb des  gedachten  Umfanges  zu  erlassen  ^,  und  es  galt  in  Bezug  auf  diese  seine 
Festsetzungen  ftlr  unfehlbar  <^.  Dem  Papst  hat  man  allerdings  kraft  seines  Primates 
schon  vor  dem  Vatikanum  in  Glaubenssachen  dasselbe  Recht,  wie  dem  allge- 
mdnen  Konzile,  d.h.  das  Recht,  mit  allgemein  bindender  Kraft  neue  Lehren  am  Dogma 
zu  prüfen  und  irrige  Lehren  zu  verwerfen,  sowie  das  Dogma  zu  deklariren,  beigelegt. 
Aber,  so  lange  die  Unfehlbarkeit  des  Papstes  nicht  dogmatisch  feststand,  musste  seine 
Jurisdiktion  gerade  in  Bezug  auf  die  fundamentale  Aufgabe  der  Kirche,  die  reine  Lehre 
festzustellen,  begrifflich  eine  geringere  als  die  des  allgemeinen  Konziles  sein. 

War  das  Konzil  bei  seinen  Glattbensentscheidungen ,  welche  es  mit  bindender 
Kraft  fftr  die  ganze  Kirche  festsetzte,  unfehlbar,  so  hatte  es  die  Macht,  in  denselben 
ewig  bindende  und  unabänderliche  Gesetze  zu  erlassen.  Die  unfehlbare  Glaubens- 
entscheidnng  ist  für  alle  Zeiten  untrüglich  und  wahr.    Das ,  was  sie  als  Lehre  fest- 

*  S.  c.  4  conti.  Pastor  aeterniis  (o.  S.  433.  n.  4).       potestas  ans  dem  Primate,  also  der  obersten  Juris- 

«  Bd.  I.  S.  166  nnd  H  e  i  n  z  e  S.  12,  30.  "^TbI^^Tl^S!"  769.  *^'^^*''** 

'  Dies  steht  in  yöUiger  Uebereinstimmnng  da-  ^  Bd.  III.  S.  614. 

mit,  dass  c.  4  const.  oft  die  snprema  magisterii  ^  Bd.  111.  S.  629. 
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gesetzt  hat,  wird  eine  Norm,  welche  die  Kirche,  ein  späteres  allgemeines  Konzil  und 
den  Papst  bei  der  Handhabung  des  Lehramtes  und  der  Lehrgewalt  ffir  immer 
bindet,  und  der  Verwendung  der  Jurisdiktion  des  einen  oder  anderen  Organs  für  zu- 
künftige Lehrentscheidungen  eine  Schranke  setzt. 

Gerade  diese  Macht,  welche  das  kraft  der  Jurisdiktion  erlassene  Oesetz  ftlr  alle 
Zeiten  wirksam  macht,  fehlte  dem  Papste,  so  lange  seine  Unfehlbarkeit  nicht  allseitig 
in  der  Kirche  anerkanntes  Dogma  war.  Die  Lehrentscheidungen,  welche  er  erlassen 
hatte,  konnten  zwar  kraffc  seiner  Jurisdiktion  über  die  ganze  Kirche  Geltung  und  Ge- 
setzeskraft beanspruchen.  Begrifflich  bestand  aber  zwischen  ihnen  und  den  anderen 
Kirchengesetzen,  welche  der  Papst  erliess,  kein  Unterschied,  denn  ebenso  wie  die  letz- 
teren waren  die  von  ihm  gegebenen  Glaubensgesetze  der  Aufhebung  unterworfen, 
und  da  das  allgemeine  Konzil  rechtlich  befugt  war,  jedes  Glaubensgesetz  des  Papstes 
abzuändern  und  die  desfallsige  Entscheidung  des  ersteren  Unfehlbarkeit  und  Unab- 
änderlichkeit zu  beanspruchen  hatte ,  so  hatte  das  allgemeine  Konzil  in  so  weit  theo- 
retisch immer  noch  eine  höhere  Jurisdiktion  als  der  Papst  ^  oder  mit  anderen  Worten : 
das  Episkopalsystem  war,  so  lange  das  Dogma  der  päpstlichen 
Unfehlbarkeit  nicht  proklamirt  war,  keineswegs  vollkommen  be- 
seitigt^. 

Erst  durch  das  Vatikanum  ist  dieser  letzte  Schritt  geschehen.  In  voller  Ueber- 
einstimmung  nüt  den  obigen  Ausführungen  (s.  S.  435)  erklärt  dasselbe  ^  den  Papst 
für  seine  Person,  aber  als  Nachfolger  des  Apostels  Petrus  in  dem  Primate  über 
die  Kirche,  d.  h.  als  Inhaber  der  höchsten  Jurisdiktion,  für  unfehlbar,  des  Näheren 
nicht  in  allen  seinen  amtlichen  Akten  und  Entscheidungen,  sondern  allein  in  dem  Fall, 
dass  er  ex  cathedra  lehrt,  d.  h.  dass  er  in  Betreff  des  Glaubens  und  der  Sitten  eine  Ent- 
scheidung trifft,  und  gleichzeitig  von  seiner  höchsten  Jurisdiktion  über  die  Kirche  Ge- 
brauch macht,  also  eine  solche  Entscheidung  mit  bindender  Gesetzeskraft  für  die  letz- 
tere und  alle  Gläubigen  ausstattet'^. 

Die  Unfehlbarkeit,  d.  h.  juristisch  gesprochen :  die  ewig  dauernde  gesetzliche 
Verbindlichkeit  der  päpstlichen  Anordnungen ,  welche  bei  Verlust  des  Seelenheiles 
von  allen  Gläubigen  angenommen  werden  müssen,  ist  auf  diejenigen  Entscheidungen, 
welche  in  Sachen  des  Glaubens  und  der  Sitten  erlassen  sind ,  beschränkt.    Dies  ist- 


i  Daher  hat  die  frühere  Theorie  auch ,  soweit 
sie  die  Unfehlbarkeit  des  Papstes  nicht  als  fest- 
stehend angenommen  hat,  s.  Bd.  1.  S.  292,  dem- 
selben nur  das  Recht  beigelegt,  in  Glaubens- 
saehen  provisorische  Entscheidungen  zu  er- 
lassen. Dies  gilt  selbst  von  solchen  Schriftstel- 
lern, welche  nicht  auf  dem  Boden  des  Eplskopal- 
systemes  gestanden  haben,  s.  z.  B.  Walter  K. 
R.  12.  Aufl.  (1866)  S.  345.  n.  9;  Richter  K. 
R.  ö.  Aufl.  (1858)  S.  245,  ja  sogar  Zallwein, 
principia  iuris  eccles.  t.  I.  qu.  4  c.  2  $.  4  be- 
hauptet nur,  dass  solchen  Dekreten  „omnino  stan- 
dum  erit,  quin  sine  maxima  temeritate  (plus  dico) 
sine  suspicione  errorls  et  haereseos  ea  respuere, 
contemnere  liceai",  ohne  dass  er  die  Abweichung 
als  Ketzerei  zu  bezeichnen  wagt  Andererseits 
haben  selbstverständlich  diejenigen,  welche  den 
Papst  schon  vor  dem  Vatikanum  als  unfehlbar 
betrachtet  hatten  (statt  aller  vgl.  Phillips  K. 
R.  2,  315)  völlig  konsequenter  Weise  den  Satz, 


dass  die  Glaubensdekrete  des  Papstes  blos  provi- 
sorische Kraft  haben,  für  falsch  erklärt. 

2  Auch  diese  Betrachtung  bestätigt  somit  die 
früher  von  mir  vertretene  Auffassung  (Bd.  III. 
S.  468),  dass  das  Vatikanum  den  definitiven  Ab- 
schluss  der  mit  dem  Konzil  von  Ferimra-Florenz 
beginnenden  rückläufigen  Entwicklung  (a.  a.  0. 
S.  417  ff.)  gebildet  hat. 

3  Const.  Pastor  aeternns  dt  c  4 ,  Bd.  HI. 
S.  467.  n.  5. 

4  Nur  dieses  Kriterium  ergiebt  c  4  ett  So 
sagt  auch  Schneemann  a.  a.  0.  S.  151 :  „seine 
Definitionen  ex  cathedra,  nämlich  seine  Lehr- 
entscheidungen in  Sachen  des  Glaubens  und  der 
Sitten ,  zu  deren  Annahme  er  die  ganze  Kirche 
verpflichtet"  u.  S.  154 :  „Es  handelt  sich  um  eine 
Lehrentscheidung ,  welche  zur  inneren  Zustim- 
mung strenge  verpflichtet  und  zwar  nicht  nur 
einzelne  Gläubige,  sondern  die  Gesammtklrche''. 
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indessen  allein  eine  scheinbare  Schranke ,  denn  unter  der  doctrina  de  ßde  vel  mortbus 
können  nicht  blos  die  eigentlichen  Dogmen  und  eigentliche  Sittenlehren,  sondern 
aneh  Folgemngen  ans  Glaubens  Wahrheiten^,  ja  alles,  was  sich  auf  die  ungeschmälerte 
Bewahrung  des  Glaubens  und  der  Sittenlehre  unmittelbar  oder  mittelbar  bezieht,  ver- 
standen werden^.  Darüber,  was  dahin  gehört,  hat  allein  der  Papst  zu  bestimmen, 
und  so  entscheidet  er  im  Grunde  ausschliesslich  ttber  das  Gebiet,  für  welches  er  von 
seiner  höchsten  Lehrgewalt  oder  von  seiner  Unfehlbarkeit  Gebrauch  machen  will. 

Eben  so  wenig  enthält  die  weitere  Voraussetzung,  dass  die  Anordnung  des  Papstes 
eine  Definition  ex  cathedra  sein  mttsse ,  eine  feste  Grenze.  Die  katholische  Kirche 
kennt  weder  eine  bestimmte  Form  fttr  die  Aeusserung  des  Willens  des  Gesetzgebers, 
noch  far  die  Publikation  desselben  als  Voraussetzungen  der  verbindlichen  Kraft  eines 
päpstlichen  Erlasses  3.  In  jedem  zweifelhaften  Falle  ist  also  aus  allen  einzelnen  in 
Frage  kommenden  Umständen  die  Absicht  des  Papstes,  eine  Definition  in  Betreff  der 
fides  und  der  mores  abzugeben  und  zur  Verbindlichmachung  der  Kirche  durch  die- 
selbe von  seiner  obersten  Gesetzgebungsgewalt  Gebrauch  zu  machen,  festzustellen^. 


t  So  Schneemann  8.  a.  0.  S.  68. 

^  So  z.  B.  von  den  Jesuiten,  Weninger,  die 
Unfelübarkeit  des  Papstes  als  Lehrer  der  Kirehe 
etc.  1869.  S.  y. ;  P.  R  a  d  i  s ,  Petra  Romana. 
Regensbnrg  1869.  1.  Aufl.  S.  30  fr. ;  Schnee- 
mann S.  78ff. ,  welcher  auch  das  Gebiet  der 
Dlsciplln,  d.  h.  diejenigen  Aeusserungen  des 
kiichlicben  Lebens,  welche  nicht  unmittelbar  von 
Gott,  sondern  durch  die  Kirche  angeordnet  sind, 
als  der  unfehlbaren  Festsetzung  nicht  entzogen 
l>etraehtet.  Vgl.  femer  noch  Reinkens,  über 
päpstliche  Unfehlbarkeit.  München  1870.  S.374ff., 
▼.  Schulte,  die  Macht  d.  römischen  Päpste. 
2.  Aofl.  Prag  1871.  S.  67  ff. 

»  Bd.  III.  8.  772.  773.  Die  materiellen  und 
formeUen  Kriterien,  durch  welche  die  frühere 
Doktrin  den  Begriff :  ex  cathedra  seit  seiner  Auf- 
stellang  im  16.  Jahrhundert  zu  bestimmen  ver- 
sacht  hat,  wie  einerseits  Vergewisserung  der  zu- 
Btinuneuden  Anschauung  der  Kirche  durch  all- 
gemeine oder  Partikular-Konzilien  oder  Anhö- 
nuig  hervorragender  Theologen,  Anrufung  des 
h.  Geistes,  Enthaltensein  der  verkündeten  Lehre 
im  Depositum  der  göttlichen  Offenbarung,  anderer- 
seits :  Verdammung  Widerstrebender  oder  Adres- 
slning  des  Erlasses  an  die  ganze  Kirche  (s.  P  h  1 1  - 
lips  K.  R.  2,  331;  Schneemann  a.  a.  O. 
S.  155;  Hergen röth er,  Anti-Janus.  Freibarg 
i.  Br.  1870.  S.  36 ff.;  Derselbe,  kath.  Kirche 
WL  Christi.  SUat.  Freiburg  i.  Br.  1872.  S.  933; 
Reiukens  a.  a.  0.  S.  54  ff.;  Frommann, 
Gesch.  d.  Vatikan.  Konzils  S.  401),  hat  man  nie- 
mals als  wesentliche  Voraussetzungen  einer  Ka- 
thedral-Entscheidung  betrachtet ,  und  gegenüber 
dem  Wortlaut  des  c.  4  cit.  wäre  dies  auch  jetzt 
vollends  unzulässig. 

*  Auf  ein  anderes  Resultat  sind  im  Grunde  die 
früheren  Definitionen  des  Begriffes  :  ex  cathedra 
nicht  hinausgekommen.  Nach  Lage  der  Sache  war 
dies  auch  nicht  möglich,  und  selbst  gegenüber  dem 
Vatikanum  ist  eine  andere  und  festere  Begriffsbe- 
stimmung ausgeschlossen.  Dieser  schwankende 
Begriff  leistet  gerade  insofern,  als  durch  das  Dogma 
der  Unfehlbarkeit  auch  alle  früheren  Päpste  für 


unfehlbar  erklärt  worden  sind  (Bd.  III.  S.  470. 
630),  die  entsprechenden  Dienste,  weil  der  histo- 
rische Nachweis,  dass  die  Päpste  in  einer  Reihe  von 
dogmatischen  Entscheidungen  geirrt  haben  (des- 
fallsige  Versuche  s.  z.  6.  bei  J  anus,  d.  Papst  und 
das  Goncil.  S.  54ff.  ;  F rommann  a.  a.  0. 
S.  432ff. ;  V.  Schulte,  die  Stellung  d.  Con- 
eilien,  Päpste  u.  Bischöfe  etc.  Prag  1871.  S.  174 ; 
dagegen  Hergenröther,  Anti-Janus  S.  48), 
immer  damit  entkräftet  werden  kann ,  dass  die 
betreffenden  Erlasse  und  Erklärungen  nicht  ex 
cathedra  ergangen  sind.  Die  Unbestimmtheit 
des  Begriffes  verschuldet  es  ferner ,  dass  in  Be- 
treff einzelner,  namentlich  das  Verhältniss  von 
Staat  und  Kirche  betreffender  Bullen  nicht  nur 
über  ihre  Unfehlbarkeit,  sondern  auch  darüber, 
in  wieweit  dieselben ,  ob  ihrem  vollen  Inhalte 
nach  oder  blos  in  ihrem  entscheidenden ,  deflni- 
lenden  Theile  (im  Gegensatz  zu  der  Begründung 
der  Entscheidung)  unfehlbar  sind ,  gestritten 
wird  (s.  z.  B.  wegen  der  Bulle  Pins'  IX.  Quanta 
cura  V.  1864.  Bd.  III.  S.  470.  768  Anm.  und 
wegen  der  Bulle  Bonifaz*  VIII. :  Unam  sanctam 
v.l302a.a.O.S.  768;  Hergenröther,  kathol. 
Kirche  S.  761  ff. ;  P.  Hinschius,  Stellung  d. 
Staatsregierungen  etc.  S.  61),  in  welcher  letz- 
teren Kontroverse  die  beschränkende  Ansicht  als 
richtig  erscheint 

Wenn  sich  früher,  als  man  blos  das  allgemeine 
Konzil  in  Glaubenssachen  für  unfehlbar  hielt, 
kein  Bedürfniss  ergeben  hat,  die  Voraussetzungen 
näher  zu  deflniren,  so  lag  dies  daran,  dass  allge- 
meine Konzilien  verhältnissmässig  selten  gehal- 
ten worden  sind ,  und  dass  sich  schon  aus  dem 
Anlass  ihrer  Zusammenberufung  gewöhnlich  er- 
gab, dass  dogmatische  Streitigkeiten  entschieden 
werden  sollten  (Bd.  III.  S.  614).  Nachdem  man 
aber  dem  Papst  die  Unfehlbarkeit  beizulegen  be- 
gann ,  musste  sich  mit  Rücksicht  darauf ,  dass 
dieser  fortdauernd  die  Kirche  leitet  und  in  Folge 
dessen  alle  möglichen  Amtshandlungen  auszu- 
üben hat,  die  Noth wendigkeit  ergeben,  unter 
diesen  eine  Unterscheidung  zu  machen.  Jeden- 
falls besteht  zwischen  dem  allgemeinen  Konzil 
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Wie  es  das  vatikaiiisohe  Konzil  aasdrttcklioh  hervorhebt,  bleibt  die  oberste,  an- 
fehlbare  Lehrgewait  des  Papstes,  doch  ebenso  wie-die  des  allgemeinen  Konzils  durch 
das  Dogma  und  das  göttliche  Recht  beschränkt  ^  Aber  thatsächlich  ist  auch  dies 
nicht  von  Bedeutung,  denn  darüber,  ob  eine  Entscheidung  des  Papstes  ex  cathedra 
sich  innerhalb  dieser  Grenzen  hftlt,  kann  wieder  Niemand  anderes  befinden,  als  er 
selbst,  da  er  die  höchste  Gewalt  in  der  Kirche  besitst,  und  das  allgemeine  Konzil 
nicht  mehr  Aber  ihm  steht  2. 

Die  Unfehlbarkeit  steht  dem  Papst,  in  sofern  er  den  Primat  des  Apostels  Petrus 
fortsetzt,  also  die  oberste  Jurisdiktion  in  der  Kirche  besitzt,  fflr  seine  Person  zu.  Sie 
ist  eine  durch  das  Amt  gegebene  und  durch  dasselbe  vermittelte  persönliche  Eigen- 
schaft^. Daher  ist  es  ausgeschlossen,  dass  der  Papst  seine  oberste  Lehrgewalt  mit 
dem  gedachten  Vorrecht  auf  einen  anderen  zur  Ausübung  überträgt^.  Andererseits 
aber  folgt  auch  daraus,  dass  der  Papst  diese  Eigenschaft  und  die  daraus  sich  ergeben- 
den Rechte  in  dem  Augenblick  erlangt ,  in  welchem  er  die  päpstliche  Jurisdiktion, 
d.  h.  mit  der  Annahme  der  Wahl,  erwirbt^  und  dass  er  sie  mit  seiner  Jurisdiktion, 
z.  B.  durch  die  an  sich  mögliche  Niederlegung  des  päpstlichen  Amtes  ^,  verliert. 

Da  somit  die  päpstliche  Unfehlbarkeit  sich  als  eine  durch  den  göttlichen  Beistand 
gegebene  und  auf  übernatürliche  Weise  erfolgte  Ausrüstung  mit  einer  besonderen 
geistigen  Kraft  darstellt,  so  hat  der  Papst  im  Vergleich  zu  allen  anderen  Amtsträgem 
in  der  katholischen  Kirche  eine  eigenartige,  von  der  der  übrigen  spezifisch  verschie- 
dene Befähigung ^.    In  Folge  derselben  ist  er  allein  legitimirt  und  befugt,  Anord- 


uud  dem  Papste  in  Betreff  des  Umfangs  der  Un- 
fehlbarkeit keine  Verschiedenheit,  nud,  wenn 
man  dies  auch  früher  kaum  betont  hat ,  so  neh- 
men doch  selbst  die  Infallibilisten  an,  wasselbst- 
yerständlich  in  der  Natui  der  Sache  liegt ,  dass 
die  Unfel)lbarkeit  des  Konzils  sich  gleichfalls 
auf  Entscheidungen  über  die  Sitten  erstreckt ,  s. 
z.  B.  Schneemann  a.  a.  0.  S.  40 ff. 

1  c.  4  cit. :  „  .  . .  Neqne  enimPetrl  snccessori- 
bus  spiiitns  sanctns  promiSBUs  est,  nteorevelante 
novam  doctrlnam  patefacerent,  sed  ut  eo  assistente, 
traditam  per  apostolos  revelationem  seu  fldei  de- 
positum  sancte  cnstodirent  et  fldeliter  expone- 
rent".  Vgl.  auch  S ch n ee ma n n  a.  a. 0.  S.  203 ; 
Hergenröther ,  christl.  Kirche  S.  928. 

8  S.  Bd.  lU.  S.  630.  631. 

3  Also  beruht  sie  nicht ,  wie  bei  den  Konzils- 
vätem,  welche  personlich  der  Unfehlbarkeit  ent- 
behren, auf  einer  Inspiration ,  s.  v.  Schulte 
a.  a.  O.  6.  47  ff.  Gegen  die  Inspiration  des 
Papstes  bei  der  Kathedral*  Entscheidung  vgl. 
Kellner,  Verfassung,  Lehramt  u.  Unfehlbarkeit 
der  Kirche.  Kempten  1873.  S.  20  („die  Unfehl- 
barkeit ist  eine  Amtsguade**) ;  Hergenröther 
a.  a.  0.  S.  930;  Heinze  a.  a.  O.  S.  22ff.  und 
die  dort  Giürten. 

*  D.  h.  80  dass  die  Anordnungen  als  unfehl- 
bare, also  bei  Verlust  des  Seelenheiles  unabänder- 
lich bindende  Gesetze  zu  betrachten  wären. 

5  Bd.  I.  S.  290. 

^  Bd.  I.  S.  294.  308.  In  dem  von  Heluze 
S.  35  berührten  Fall  der  Geisteskrankheit  des 
Papstes  Ist  der  letztere  wegen  Unzurechnungs- 
fähigkeit nicht  im  Stande,  Jurisdiktionshand- 


lungen  auszuüben,  d.  h.  mit  andern  Worten  von 
seiner  Unfehlbarkeit  Gebranch  zu  machen ,  weil 
dieselbe  ron  der  Vornahme  einer  Juriadiktiona- 
handluug,  welche  sich  auf  einen  GUubenasatz 
bezieht,  abhängig  ist. 

"^  Wenn  H  el  n  z  e  S.  26  darin  das  innere  Wesen 
des  ordo  ausgedrückt  findet  und  deshalb  die  Stel- 
lung des  Papstes  als  prlmatus  ordinis  bezeichnet 
(s.  auch  S.  19.  31.  32),  so  halte  ich  dies  nicht 
für  richtig.  Eine  Gleichheit  kann  zwiaehen  dem 
ordo  des  Bischofs  und  Priesters  einerseita  und  der 
Unfehlbarkeit  des  Papstes  lediglich  darin  ge- 
funden werden,  dass  sowohl  die  beiden  ersteren, 
wie  der  letztere  eine  übernatürliche  geistige 
Kraft  besitzen,  im  übrigen  bestehen  abei  wesent- 
liche Verschiedenheiten.  Die  Befähigung  des 
Bischofs  und  Priesters  äussert  sich  auf  dem  Ge- 
biete der  Verwaltung  der  Sakramente  und  der 
sonstigen  heiligen  Handlungen  (Bd.  I.  S.  117. 
163),  die  des  Papstes  aber  auf  dem  Gebiete  der 
Jurisdiktion.  Darum  kann  sie  nur  durch  das 
Jurisdiktlons-Amt  erworben  werden ,  und  ist  an 
dasselbe  gebunden  (s.  0.  im  Text) ,  während  der 
ordo  die  betreffende  facultas  spirltualls  der  Per- 
son ohne  Rücksicht  auf  das  Amt  gewährte  Wenn 
Heinze  S.  32ff.  in  Bezug  auf  den  Erwerb,  die 
Uebertragung  und  den  Verlust  des  päpstlichen 
ordo  das  Vorhandensein  von  Abweichungen  gegen- 
über dem  bischöflichen  und  priesterlichen  ordo 
hervorhebt,  und  darin  Inkonsequenzen  und  einen 
Mangel  an  Symmetrie  findet ,  so  existiren  diese 
Missstände  lediglich  nach  seiner  Theorie,  sind 
aber  in  Wahrheit  gar  nicht  vorhanden.  Folgt  die 
Unfehlbarkeit  aus  dem  Primat,  so  kann  sie  be- 
grifflich nur  durch  den  Erwerb  desselben ,    nicht 
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noDgen  des  yopIub   (S.  436)   erwähnten   Charakters    fUr    die  ganze  Kirche    zu 
erlassen. 

Das  allgemeine  Konzil;  welches  früher  dasselbe  Recht  hatte,  ist  naeh  dem  Va- 
tikannm  bedentangslos  geworden.  Denn  ohne  den  kraft  seines  Amtes  mit  der  Unfehl- 
barkeit ausgestatteten  Papst  kann  sich  die  Unfehlbarkeit  der  Kirche  nicht  mehr  be- 
th&tigen,  und  zwar  gilt  dies  nicht  nur,  wenn  der  päpstliche  Stuhl  besetzt  ^ ,  sondern 
auch  wenn  er  erledigt  ist.  Die  gegentheiUge  Ansicht  ^^  welche  selbst  heute  noch  das 
Konzil  im  letzteren  Falle  für  unfehlbar  erklärt  3,  stellt  den  Papst  und  den  zum  Konzil 
yersammelten  Episkopat  als  zwei  selbstständige  Organe  der  Unfehlbarkeit  gegenüber. 
Nach  dem  Vatikanum  erscheint  dies  aber  nicht  mehr  zutreffend  ^.  Wenn  nach  dem- 
selben nur  der  Papst  allein  und  der  Episkopat  blos  in  Verbindung  mit  demselben 
unfehlbar  ist,  so  verändert  sich  durch  den  Fortfall  der  Person  des  Papstes  die  Stellung 
des  Episkopates  nicht,  und  da  das  allgemeine  Konzil  während  der  Erledigung  des 
päpstlichen  Stuhles  nicht  in  den  Primat  des  Papstes  succedirt,  so  erlangt  es  auch 
nicht  die  an  denselben  geknttpfte  Prärogative  der  Unfehlbarkeit. 

Nach  dem  heutigen  Recht  der  katholischen  Kirche  steht  demnach  die  oberste 
Lehrgewalt  dem  Papste  allein ,  dem  allgemeinen  Konzil  aber  nur  in  Verbindung  mit 
ihm ,  in  keinem  Falle  ohne  ihn ,  zu. 

B.  Inhalt  der  obersten  Lehrgewalt.  Die  oberste  Lehrgewalt  enthält 
vor  Allem  1.  das  Recht,  die  allgemein  verbindliche  Lehre  für  die  Kirche  festzustellen. 
Dies  kann  geschehen  (und  auf  diese  Weise  ist  das  Recht  auch  thatsächlich  geübt 
worden)  durch  den  Erlass  dogmatischer  Bestimmungen  über  einzelne  Olaubenswahr- 
heiten  ^,  durch  Darlegung  der  wichtigsten  Glaubenslehren  in  zusammenfassenden,  sich 


durch  Uebertragung  seitens  eines  bereits  mit  der- 
selbeu  geistigen  Kraft  ausgerüsteten  Trägers  (wie 
dies  beim  bischoflichen  ordo  der  Fall  ist)  erlangt 
werden,  und  deshalb  wird  die  katholische  Kirche 
nie  im  Stande  sein ,  die  von  H  e  i  u  z  e  yermisste 
Symmetrie  herzustellen.  Uebrigens  erscheint  der 
Ausdruck:  primatns  ordinis  auch  deshalb  irre 
führend  und  schief,  well  mau  im  Kirchenrecht 
herkömmlicher  Weise  von  einer  hierarchia  or- 
dinis spricht,  und  bei  der  Beziehung  des  ordo  auf 
die  Verwaltung  der  Sakramente  und  der  heiligen 
Handlungen  die  gedachte  Bezeichnung  die  falsche 
Yorstellung  erregen  muss ,  als  ob  der  Papst  ge- 
rade in  Bezog  auf  die  potestas  ordinis  in  dem 
eben  erwähnten  Sinne  eine  besondere  höhere 
Stellung,  insbesondere  gegenüber  den  Bischöfen, 
einnimmt. 

1  Bd.  III.  S.  629  fr. 

2  So  auch  Sc^hneemann  a.  a.  O.  S.  209. 

8  SoHeinzeS.  37. 

*  Pias  IX.  hat  in  der  Const.  Oum  Romanis 
pontiflcibus  v.  4.  Dezember  1869  (Friedberg, 
Aktenstücke  S.  401)  kurz  yor  Eröffnung  des  vati- 
kanisehen  Konzils  die  Anordnungen  getroffen, 
dass  für  den  FaU  seines  Todes  während  desselben 
der  neue  Papst  nicht  dnrch  das  Konzil ,  sondern 
die  Kardinäle  gewählt ,  und  dass  das  erstere  so- 
fort als  suspendirt  und  vertagt  gelten  sollte ,  bis 
es  durch  den  kanonisch   gewählten  Nachfolger 


wieder  aufgenommen  werde,  sowie  dass  diese 
Bestimmungen  auch  später  für  alle  gleichen  Fälle 
Anwendung  finden  sollten.  H  ei  u  z  e  S.  37  sieht 
darin  einen  Versuch ,  die  Geltendmachung  der 
dem  Konzil  bei  Vakanz  des  päpstlichen  Stuhles 
zukommenden  Jurisdiktion  zu  verhindern,  und 
ein  Zeugniss,  wenn  nicht  für  die  rechtliche ,  so 
doch  faktische  Macht  eines  Konzils,  welches  sede 
ne  vacante  versammelt  ist.  Ganz  abgesehen  da- 
von ,  dass  es  sich  dabei  blos  um  Vorschriften 
gehandelt  hat,  welche  Jeder  Anmassung  der  päpst- 
lichen Jurisdiktion  durch  das  Konzil  vorbeugen 
sollten,  jedenfalls  nicht  um  ein  rechtliches  Aner- 
kenntniss  derselben,  kann  diese  Konstitution 
sicherlich  nach  der  dogmatischen  Feststellung  der 
päpstlichen  Unfehlbarkeit  nicht  mehr  als  Beweis 
für  die  selbstständige  Unfehlbarkeit  des  Konzils 
verwendet  werden. 

Praktisch  wird  unter  normalen  Verhältnissen 
die  ganze  Frage  nicht  werden ,  umsoweniger  als 
die  gedachte  Konstitution  als  Kirchengesetz  in 
Geltung  steht.  Die  Möglichkeit ,  dass  sich  ein 
allgemeines  Konzil  bei  eintretenden  Krisen 
darüber  hinwegsetzt  (s.  auch  Bd.  III.  S.  631), 
iässt  sich  nicht  bestreiten ,  aber  ebensowlg  Jetzt 
übersehen,  welche  Richtung  die  dann  nothwendig 
werdende  neue  Rechtsentwicklung  einschlagen 
wild. 

5  S.  0.  S.  436  und  Bd.  III.  S.  769.  n.  3. 
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I.  Die  Hierarchie  und  die  Leitung  der  Kirche  durch  dieselbe. 


[§.  226. 


als Glaabensbekeniitnisse  darstellenden  Erklärungen  (sog.  Symbolen^), sowie  endlich 
durch  die  Entscheidung  von  Glaubens-  und  Lehrstreitigkeiten  2. 

Es  fällt  ferner  in  den  Bereich  der  obersten  Lehrgewalt  2.  die  Feststellung  der 
Quellen  der  Lehre,  also  der  Erlass  von  Anordnungen  ttber  die  Schriften,  welchen  der 
Charakter  der  Heiligkeit,  d.h.  der  göttlichen  Inspiration  zukommt 3,  sowie  ttber  das- 
jenige, was  in  der  Kirche  als  auf  göttlicher  Tradition  beruhend,  zu  gelten  hat ; 

3.  die  Sorge  fflr  die  Verbreitung  der  reinen  Lehre  unter  den  Glftubigen,  d.  h. 
der  Erlass  von  Anordnungen  über  den  Gebrauch  der  heiligen  Schriften  in  der  Kirche  < 


1  Von  den  Symbolen  der  katbolischen  Kirche 
(s.  J.  T.  L.  D  a  n  z ,  llbri  symbol.  eccles.  Rom.- 
catholicäe.  Vimar.  1836;  F.  W.  Streitwolf  et 
R.  £.  Klener,  llbri  symbolici  eocles.  cathol. 
cum  prolegom.  not  et  indic.  Gottlng  1835.  1838. 
2.  Voll. ;  H.  Denzinger,  cnchiridion  eymbo- 
lorum  et  deflnitionum  quae  de  rebus  fldel  et  mo- 
lam  a  conciliis  oecnmen.  et  samm.  pontiflc. 
emanarunt.  Wirceb.  1854]  sind  durch  allgemeine 
Konzillen  festgestellt :  1.  das  Nioänisohe  v.  325, 
Uefele,  Konzil.  Gesch.  2.  Aufl.  1,  314;  2.  das 
Konstantinopolitanische  t.  381  (s.  indessen  Bd.IlI. 
S.  348. 677  Anm.) ;  3.  das  Lateranensische  y.  1210; 
4.  das  Lyoner  V.  1245  und  5.  dasVienner  ▼.  1311 
(a.  a.  0.  S.  357.  n.  1). 

Das  früher  als  das  älteste  betrachtete  Symbol, 
das  apostolische,  welches  seinem  wesent- 
lichen Gehalt  nach  allerdings  schon  in  der  zwei- 
ten Hälfte  des  2.  Jahrhunderts  das  Bekenntuiss 
der  römischen  Gemeinde  gewesen  ist,  seiner 
jetzigen  Gestalt  nach  aber  erst  aus  dem  5.  Jahr- 
hundert und  aus  Gallien  herrührt,  vgl.  G  a  s  p  a  ri, 
ungedruckte  etc.  Quellen  zur  Geschichte  des 
Taufsymbols  und  der  Glaubensrogel  1869  ff. 
3Bde. ;  A.  Uarnack  in  Herzog,  Real-Enoyk- 
lopädie  f.  protest.  Theologie  2.  Aufl.  1,  565,  hat 
gewohuheitsrechtUch  seine  Geltung  In  der  Kirche 
erlangt,  weil  es  nach  alter  Ucberlieferung  von  den 
Aposteln  selbst  festgestellt  sein  soll  (das  lehrt 
auch  noch  der  Gatech.  Roman.  P.  I.  c.  1.  qu.  2.  3). 
Ebenso  hat  das  s.  g.  symbolum  Athanasianum 
oder  Quicuiiqne  vult  saWus,  welches  erst  aus  dem 
Schluss  des  5.  Jahrhunderts  herrührt,  s.  G.  Plitt 
a.  a.  0.  1 ,  747 ,  in  der  lateinischen  Kirche  auf 
demselben  Wege  Anerkennung  erhalten.  Beide 
Symbole  sind  in  das  römische  Brevier  (Psalterium 
im  Anfang  u.  hinter  Ps.  118)  aufgenommen  wor- 
den. 

Was  die  Päpste  betrifft,  so  hat  Pins  IV.  auf 
Grund  des  Tridentinums  die  professio  fldei  1564 
herausgeben  lassen  (Bd.  III.  S.  220),  ferner  sind 
behufs  Vereinigung  mit  den  Orientalen  derartige 
Zusammenstellungen  in  den  Bullen  Eugens  IV. 
für  die  Armenier  (1439)  und  für  die  Jacohiten 
(a.  a.  O.  S.  419.  n.  8)  gemacht,  sowie  auf  Ver- 
anlassung Gregors  XIII.  1575  und  Urbans  VIII. 
Glaubensbekenntnisse,  unter  dem  ersteren  für 
die  unirten  Griechen  (gedruckt  1623),  unter  dem 
letzteren  für  die  unirten  Orientalen  (gedruckt 
1642),  vgl.  Benedict.  XIV.  const.  Allatae  v.  26. 
Juli  1755.  S-  17,  eiusd.  bull.  4,  126,  verfasst 
worden.  Beschränkt  mau  den  Begriff  des  Sym- 
bols auf  solche  Zusammenstellungen  von  Glau- 
benswahrheiteu ,  welchen  die  Unfehlbarkeit  zu- 
kommt, so  haben  die  gedachten  Erlasse  diesen 


Charakter  nicht ,  sie  können  also  nicht  (so  z.  B. 
Permaneder  K.  R.  %,  363;  Ginzel  K.  R. 
1,  160.  n.  1;  Walter  K.  R,  J,  178)  als  gleich- 
werthig  neben  den  zu  Abs.  1  erwähnten  aufge- 
zählt werden.  Ihre  verbindliche  Kraft  lasst  sieh 
allerdings  nicht  läugnen,  vgl.  auch  Richter, 
Dove$.  249  u.  Phillips  K.R.  $.  230. 

2  In  älterer  Zeit  haben  solche  Streitigkeiten 
vielfach  zur  Einberufung  von  allgemeinen 
Konzilien  und  zum  Erlass  von  dogmatischen  Be- 
stimmungen durch  diese  die  Veranlassung  ge- 
geben, 8.  Bd.  III.  S.  769.  n.  3. 

3  Vgl.  Trid.  Sess.  IV  decr.  de  canonicis  scri- 
pturis :  ., . .  .  omnes  libros  tarn  veteris  quam  novi 
testamenti,  quum  utriusque  unus  deus  sit  auctor 
uec  non  traditiones  ipsas  tum  ad  fldem ,  tum  ad 
mores  pertinentes,tamquani  vel  oretenus  a  Christo 
vel  a  spiritu  s.  dictatas  et  continna  socoessione 
in  ecclesia  catiiolica  conservatas,  pari  pietatis 
affectu  ac  revercntia  suscipit  et  veneratur.  Sacro- 
rum  vero  librorum  iudicem  huic  docreto  ftdscri- 
bendum  censuit ,  ne  cui  dubitatio  suboriri  pos- 
sit ,  quinam  sint  qui  ab  ipso  syiiodo  suscipiun- 
tur  .  .  .  Si  quis  autem  libros  ipsos  integros  cum 
Omnibus  suis  partibus,  prout  in  ecclesia  catbolica 
legi  consueverunt  et  in  veteri  vulgata  latlna  edi- 
tione  habentur,  pro  sacris  et  canonicis  non  susoe- 
perit  et  traditiones  praedictas  sciens  et  prndcns 
contempserit,  anathema  sit." 

*  Hierher  gehört  die  Vorschrift  des  Triden- 
tinums über  den  Gebrauch  d.  h.  Schrift  in  der 
lateinischen  Uebersetzung  und  zwar  derjenigen, 
welche  man  die  Vulgata  nennt ,  die  hinsichtlich 
des  neuen  Testamentes  auf  einer  Verbesserung 
der  ältesten  lateinischen  Uobersetzung  (IteUn) 
durch  Hieronymus  (383,  384),  hinsichtlich  des 
alten  auf  einer  Uobersetzung  des  letzteren  aus 
dem  Grundtext  beruht  (über  die  Vulgata  s.  L. 
va n  E 8 s ,  pragmatisch- kritische  Geschichte  der 
Vulgata;  Kaulen,  Gesch.  d.  Vulgata.  Mainz 
1868;  0.  F.  Fritzsche  1.  Herzog,  Real- 
Eucyklopädio  8,  445).  Nach  Sess.  IV  decr.  cit, 
und  decr.  de  ed.  et  usu  ss.  librorum :  ^ .  .  ut 
haec  ipsa  vetus  et  vulgata  editio,  quae  tot  saecn- 
lorum  usu  in  ipsa  ecclesia  probata  est,  in  pnblicis 
lectionibus,  disputationibus,  praedicationibus  et 
expositionibus  pro  authentica  habeatur  et  nemo 
illam  reiicere  quovis  praetextu  audeat  yoI  prae- 
sumat''  ist  die  Vulgata  allein  die  authentische 
Uebersetzung,  welche  von  und  in  der  Kirche  für 
gottesdienstliche  und  andere  kirchliche  Zwecke 
gebraucht  werden  darf  (wenn  schon  das  Verhält- 
niss  dieser  Uebersetzung  zum  Grundtexte  völlig 
im  Unklaren  gelassen  ist,  und  zu  verschiedenen 
Kontroversen  Veranlassung  gegeben  hat,  b.  noch 
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nnd  dnrch  die  Laien  *,  die  Feststellung  der  für  den  kirchlichen  Reli^ons-Unterricht  in 


G.  Riegler,  krit.  Geeeh.  d.  Yiügata.  Tübingen 
1824.  S.  111  ff.).  Durch  das  Trldentinum  war 
das  Bedürfniss  einer  neuen  Ausgabe  bervorge- 
mfen  worden,  nnd  Siztus  Y.  bat  1Ö88  durch 
eine  besondere  Kongregation  eine  solche  anfer- 
tigenlasaen.  Sie  ist  als  biblia  Tulgatae  editionis  ad 
eoue.  Trident.  praeseript.  emend.  et  a  Sixto  V. 
P.  M.  recognita  et  approbata.  Roma  ex  tipogr. 
apost  Vatic  1590  (3  Theile)  erschienen.  Die  da- 
zu gehörige  const.  y.  1.  März  1689  erklärte  sie  ffir 
die  yera,  legittma^  authentica  et  indubitata  in 
emnibns  publicis  prlvatisque  disputationibus, 
gebot  bei  Strafe,  sie  ohne  jede  Aenderung  abzu- 
drucken und  untersagte  andere  Abdrücke.  Unter 
Gregor  XI Y.  wurde  eine  Yerbesserung  in  Angriff 
genommen,  das  Werk  der  betreffenden  Kommis- 
sion ist  aber  erst  unter  Clemens  YIII. ,  welcher 
am  13.  Februar  1692  die  Unterdrückung  der 
Exemplare  der  früheren  Sixtinischen  Ausgabe 
angeordnet  hatte,  vollendet  worden,  und  Ende 
des  J.  1592  erschien  die  neue,  nunmehr  authen- 
tische Ausgabe:  biblia  s.  yulgatae  editionis 
Slxti  Y.  P.  M.  iussu  recognita  atque  edita.  Ro- 
mae  ex  typ.  apost.  Yat.  1592  (vgl.  femer  const. 
Clement.  YIII. :  Cum  sacror.  bibl.  ▼.  9.  November 
i59!2,  bull.  Taur.  9,  636),  ohne  dass  der  Name 
Clemens*  YIII.  genannt  wurde.  Weitere  Aus- 
gaben sind  dann  in  Rom  1593  und  1598  veröffent- 
licht worden,  in  denen  allerdings  von  dem  früheren 
Text  wieder  abgewichen  ist.  Die  späteren  Aus- 
gaben ruhen  auf  den  clementinischen  (die  neueste 
römische  von  C.  Yercellone  besorgt.  Rom 
1861),  und  daher  ist  der  authentische  Text  nicht 
einmal  an  allen  Stellen  sicher ,  vgl.  Fritzsche 
a.  a.  O.  S.  456  ff. 

1  Das  Lesen  und  der  Gebrauch  derYulgata  steht, 
da  sie  den  authentischen  Text  enthält,  jedem 
Laien  frei.  Was  dagegen  die  Benutzung  von 
Uebersetznngen  in  der  Yolkssprache  betrifft ,  so 
hatte  die  Kirche,  als  die  Kenntiiiss  des  Lateini- 
schen unter  den  Laien  immer  mehr  abnahm,  zu- 
nächst  keine  Yeranlassung,  diese  Frage  einer  Re- 
gelang zu  unterziehen,  daUebersetzungenin  den 
Yolkssprachen  kaum  vorhanden  waren.  Der  mit- 
unter als  erstes  Yerbot  einer  Bibelübersetzuug 
bezeichnete  Brief  Gregors  YII.  an  Herzog  Wratis- 
laus  II.  von  Böhmen  v.  1080,  reg.  YII.  11,  ed. 
Jaff<$  p.  393:  „quia  vero  nobilitas  tua  postu- 
lavit,  quod  secundum  Sclavonicam  linguam  apud 
vos divinum celebrari  annueremus officium,  scias, 
nos  huic  petitioni  tuae  nequaquam  posse  favere. 
Ex  hoc  nempe,  saepe  volventibus  liquet,  non  im- 
merito  sacram  scripturam  omnipotenti  deo  pla- 
cnisse  quibusdam  locis  esse  occultam :  ue,  si  ad 
liquidum  cuncüs  pateret,  forte  vilesceret  et  sub- 
iaceret  despeetui  aut ,  prave  intellecta  a  mcdio- 
eribus,  in  errorem  induceret^',  zeigt  einmal  in 
Uebereinstimmnng  mit  der  schon  o.  S.  8  hervor- 
gehobenen Tendenz  das  Bestreben,  alles,  was  die 
Yerschiedenheit  in  derLlturgie  vermehren  könnte, 
zu  verhindern ,  zweitens  aber  auch  die  Befürch- 
tung ,  dass  die  volle  Kenntniss  der  Bibel  Anlass 
zu  ketzerischen  und  antihierarehischen  Lehren 
geben  könne.  Ein  direktes  Yerbot  der  Bibel- 
übersetzung enthält  sie  nicht.  Auch  Innocenz  III. 
hat  auf  eine  Mittheilung  des  Bischofs  v.  Metz, 


dass  sich  Laien  in  dessen  Diöcese  die  h.  Schriften 
in  das  Französische  haben  übersetzen  lassen,  um 
dieselben  in  Konventikeln  auszulegen,  irrige 
Lehren  nachzuweisen  und  darüber  zu  predigen, 
i.  J.  1199,  Potthast  n.  780,  opp.  ed.  Migne 
1,  695,  c  12  X  de  haeret.  Y.  7,  es  nicht  tadelns- 
werth  gefunden ,  dass  die  Laien  ein  Yerlaugen 
nach  der  h.  Schrift  tragen,  und  wenn  er  anderer- 
seits auch  hervorhebt,  dass  selbst  die  Weisen  und 
Gelehrten  den  tiefen  Sinn  der  h.  Schrift  nicht  zu 
erschöpfen  vermöchten ,  so  hat  er  ebensowenig, 
wie  Gregor  YII.  den  Gebrauch  von  Uebersetznngen 
in  der  Landessprache  untersagt,  vgl.  Hurt  er, 
Gesch.  P.  Innocenz'  III.  2.  Aufl.  2,  260  ff.  Erst 
im  Zusammenhange  mit  den  anderen  Massregeln 
gegen  die  Ketzerei  der  Albigenser  in  Südfrank- 
reich hat  die  Synode  der  südfranzösischen  Kir- 
chenprovinzen (Bd.  III.  S.  537  Anm.)  zu  Tou- 
lonse  1229.  c.  14,  Maus i  23,197:  „Prohibemus 
etiam ,  ne  libros  veteris  testamenti  aut  novl  laici 
permittantur  habere,  nisl  forte  psalterlum  vel 
breviarium  pro  divinis  offlciis  aut  horas  b.Mariae 
aliquis  ex  devotione  habere  velit.  Sed  ne  prae- 
missoB  libros  habeant  in  vulgär!  translatos  arctis- 
sime  prohibemus'' ,  den  Laien  den  Besitz  der 
h.  Schriften  überhaupt,  insbesondere  auch  in 
Uebersetznngen  in  der  Landessprache  verboten, 
ja  die  Prov.  Syn.  v.  Tarragona  1233  c  2,  1.  c. 
p.  329 :  „ne  aliquis  libros  veteris  vel  novi  testa- 
menti in  Romanioo  habeat.  Et  si  aliquis  habeat, 
iufra  YIII  dies  post  publicationem  huiusmodi 
constitntionis  a  tempore  sententiae  tradat  eos 
loci  episcopo  combnrendos;  quod  nisl  fecerit  slve 
dericus  fuerlt  slve  laious,  tanquam  suspectus  de 
haeresi,  quousque  se  purgaverit,  habeatur^,  das 
Yerbot  in  Betroff  der  Uebersetzungen  sogar  auf 
die  Kleriker  ausgedehnt  (und  nach  Beziers  1246, 
c.  36,  1.  c.  p.  724  sollen  die  Inquisitoren  die 
Statuten  „de  librls  theologicis  non  tenendis  etiam 
a  laicis  in  latino  et  neque  ab  ipsis  neqne  a  elericis  in 
vulgari  et  de  poenis  contra  praedictos"  beachten). 
Ebenso  wurde  in  England  durch  die  Prov.  Synode 
V.  Oxford  1408,  c.  7,  M ausi  26, 1038 :  „ut  nemo 
deinceps  aliquem  textum  s.  scripturae  auctoritate 
sua  in  lingaam  Anglioanam  vel  etiam  transferat 
per  viam  libri ,  li  belli  aut  tractatus,  nee  legatur 
aliquis  huiusmodi  liber,  libellus  aut  tractatus 
iam  noviter  tempore  d.  Joannis  Wyclif  sive  citra 
composituB  aut  in  posterum  componendus  iu  parte 
vel  in  toto ,  publice  vel  occulte ,  sub  maioris  ex- 
communicationis  poena ,  quousque  per  loci  dioe- 
cesanum  seu,  si  res  exegerit,  per  concilium  pro- 
vinciale  ipsa  translatio  fuerlt  approbata.  Qul 
contra  fecerit,  ut  fautor  haeresis  et  erroris  sirai- 
liter  puniatur^S  jedes  Anfertigen  von  Uebersetz- 
ungen und  das  Imeson  derselben  ohneGenehmigung 
des  Bischofs  oder  des  Provinzialkonzils  unter- 
sagt. 

Als  seit  dem  15.  Jahrhundert  die  Angriffe  auf 
das  herrschende  Klrchenthum  und  die  reforma- 
torischen Tendenzen  immer  weitere  Ausdehnung 
erlangten,  und  ihre  Stütze  iu  der  h.  Schrift  such- 
ten, fand  in  den  massgebenden  kirchlichen  Kreisen 
die  Anschauung  von  der  Gefährlichkeit  des  Ueber- 
setzens  und  des  Lesens  der  Bibel  immer  mehr 
und  mehr  Nahrung ,  andererseits  wurde  die  letz- 
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tere  Jetet  nicht  nar  in  TenchiedeDe  Landes- 
sprachen (in  das  Deutsche,  Französische  und 
Italienische)  übersetzt ,  sondern  es  konnte  auch 
nach  der  Erfindung  der  Buchdrackerkunst  diesen 
Uebersetzungen  eine  viel  grossere  Verbreitung 
als  früher  unter  dem  Volke  gegeben  werden ,  s. 
Oleseier Kirchengesch.  11.  4,  348 ff. ;  Stre- 
ber in  Wetzer  und  Weite,  Kirchenlexikon 
2.  Ausg.  2,  741.  761.  Vereinzelt  wurde  nun- 
mehr von  manchen  Kirchenoberen  (so  1486  ron 
Erzb.  Leopold  v.  Mainz  1486,  0  u  d  e  n,  cod.  dlpl. 
Mogunt.  4,  469)  mit  Verboten  gegen  den  Druck 
und  den  Verkauf  solcher  Uebersetzungen  einge- 
schritten. Aber  erst  die  deutsche  Reformation 
und  das  durch  sie  reranlasste  Konzil  TOn  Trlent 
gab  den  Anstoss  zu  einer  allgemeinen  Regelung 
der  besonders  durch  die  lutherische  Uebersetzung 
brennend  gewordenen  Frage.  Nach  den  ron  der 
Trieuter  Index-Kommission  aufgestellten  und 
päpstlich  genehmigten  Regeln  t.  1564  (Bd.  I. 
S.  452  u.  Reu  seh,  d.  Index  der  verbotenen 
Bücher,  Bonn  1883.  S.  325  ff.),  und  zwar  nach 
reg.  III. :  ....  „Librorum  autem  veteris  testa^ 
menti  versiones  vlris  tantum  dootis  et  plis  indicfo 
eplscopi  concedl  poterunt ,  modo  hulusmodl  ver- 
slonlbus  tanquam  eluddationibus  vulgatae  edl- 
tionls  ad  intelligendam  sacram  scrlpturam ,  non 
autem  tanquam  sano  textu  utantur.  Versiones  vero 
novi  testamcntl  ab  auctorlbus  primae  dassls 
huius  indicis  factae  nemini  ooncedantur,  quia 
utilitatis  parum ,  periculi  rero  plurimum  lecto- 
rlbus  ex  earum  lectlone  manare  seiet.  Si  quae 
vero  annotationes  cum  hulusmodl  quae  permlt- 
tuntur,  yersionlbus  vel  cum  rnlgata  editlone  cir- 
cumferuntur,  expunctls  locls  suspectls  a  facnl- 
tate  theologloa  aliculus  universltatls  cathoUcae 
aut  inqnlsltione  generali ,  permitti  elsdem  pote- 
runt, qulbus  et  versiones  .  .  .^  kann  das  Lesen 
der  Uebersetzungen  des  alten  Testamentes  auch 
von  häretischen  Verfassern  (nicht  aber  der  von 
solchen  herrührenden  des  neuen  Testamentes) 
seitens  der  Bischöfe  frommen  und  gelehrten 
Männern  gestattet  werden ,  sofern  sie  diese  nur 
als  Erläuterungen  der  Vulgata  und  zum  Ver- 
ständniss  d.  h.  Schrift ,  nicht  aber  als  wirklichen 
Text  gebrauchen.  Dasselbe  gilt  in  Betreff  der 
Anmerkungen  zu  diesen  Uebersetzungen  oder  zur 
Vulgata ,  wenn  vorher  die  verdächtigen  Stollen 
von  einer  katholischen  theologischen  Fakultät 
oder  von  der  Inquisition  entfernt  sind.  Die  reg. 
IV. :  „Quum  experimento  manifestum  sit,  sl  sacra 
biblia  vulgari  llngua  passim  sine  disorimine  per- 
mittantur,  plus  inde  ob  hominum  temeritatem 
detrimenti  quam  utilitatis  oriri,  hac  in  parte  iu- 
dldo  eplscopi  aut  inquisitorlB  stetur,  ut  cum 
consilio  parochi  vel  confessarii  bibliomm  a  catho- 
licis  auctorlbus  versorum  lectionem  in  rulgari  lln- 
gua eis  concedere  possint ,  quos  intellexerint  ex 
hulusmodl  lectione  non  damnum,  sed  fidel  atque 
pietatls  augmentum  capere  posse,  quam  facultatem 
in  scriptls  habeant.  Qui  autem  absque  tali  facul- 
tate  ea  legere  seu  habere  praesumpserit ,  nisi 
prius  bibllis  ordinario  reddltis  peccatorum  abso- 
lutionem  percipere  non  possit.  Bibliopolae  vero, 
qui  praedlctam  facultatem  non  habenti  biblia 
Idiomate  vulgari  conscrlpta  vendiderint  vel  alle 
quovis  modo  concesserint,  librorum  pretlum  in 
nsuB   pios  ab  episcopo  convertendum   amittant 


aliisque  poenls  pro  delicti  qualltate  eiuadem  epls- 
copi arbitrio  sublaceant.  Reguläres  vero  non- 
nisi  facultate  a  praelatis  suis  habita ,  ea  legere 
aut  emere  possint" ,  ordnet  sodann  in  Betreff  der 
Uebersetzungen  katholischer  Verfasser  an,  1.  dass 
die  Bischöfe  oder  die  Inquisitoren  das  Lesen  nach 
dem  Rathe  der  Pfarrer  oder  Beichtväter  einzelnen 
Gläubigen,  welche  dadurch  keinen  Sehaden  neh- 
men ,  sondern  eine  Stärkung  in  ihrem  QUnben 
und  in  ihrer  Frömmigkeit  erlangen  können ,  in- 
dessen nur  schriftlich ,  erlauben  dürfen ,  2.  daas 
aber  derjenige,  welcher  ohne  die  gedachte  Er- 
laubnlss  eine  Bibel  in  der  Volkssprache  liest 
oder  in  seinem  Besitze  hat,  nicht  eher,  als 
bis  er  diese  an  den  Bischof  abgeliefert  hat, 
die  Absolution  erhalten  kann,  3.  dass  Buch- 
händler, welehe  derartige  Bibeln  an  Leute  ohne 
die  erwähnte  Erlaubnlss  rerkaufen  oder  sonst 
überlassen,  den  Preis  derselben  als  vom  Bischof 
zu  frommen  Zwecken  zu  verwendende  Strafe  ent- 
richten und  überdies  nach  Lage  des  Einzelfalles 
vom  Ordinarius  arbiträr  bestraft  weiden  sollen, 
4.  dass  die  Regularen  solche  Bibeln  allein  mit 
Erlaubnlss  ihrer  Oberen  zu  lesen  und  zu  kaufen 
berechtigt  sind. 

In  dem  Index  Slxtus*  V.  v.  1590,  reg.  7  ist 
indessen  die  Erlaubniss  des  römischen  Stahles 
unter  Beseitigung  des  Rechtes  der  Bischöfe  zur 
Ertheilung  derselben  vorgeschrieben,   Ren  seh 

1,  833.  601,  und  dies  auch  in  dem  Index  Cle- 
mens* VIII.  V.  1696,  welcher  die  Trieuter  Re- 
geln gegenüber  den  Aenderungen  Sixtus'  V. 
wieder  hergestellt  hat  (Breve :  Saerosanetnm  v. 
IT.October  1696,  bulLTaurin.  10,231),  durch  eine 
besondere  observatio  zur  Regel  IV  aufrecht  er- 
halten worden,  Reusch  1,  333.  632,  so  dass 
der  Bischof  die  Genehmigung  allein  kraft  papst- 
licher Vollmacht  gewähren  kann.  In  dem  Index 
Benedikts  XIV.  (Bd.  I.  S.  466)  wurde  sodann 
der  4.  Regel  ein  Dekret  der  Index-Kongregation 
V.  1767  beigefügt,  nach  welchem  die  Uebersetz- 
ungen der  h.  Schrift  blos  dann  erlaubt  werden 
dürfen,  wenn  sie  entweder  vom  Papst  ^tge- 
heissen  oder  mit  Anmerkungen  aus  den  Schriften 
der  h.  Väter  oder  anderer  gelehrter  und  frommer 
Männer  versehen  sind;  Reusch  2,  862.  In 
Folge  dessen  ist  darüber  Streit  entstanden ,  ob 
diese  Aenderung  dahin  aufzufassen  sei ,  dass 
Uebersetzungen  der  letzteren  Art  von  Jeder- 
mann ohne  die  sonst  erforderliche  specielle  per- 
sönliche Erlaubnlss  gelesen  werden  dürfen  oder 
ob  die  Regel  dahin  verschärft  sei,  dass  die 
Ertheilung  der  besonderen  Erlaubnlss  allein  bei 
diesen  statthaben  dürfe.  Erst  unter  OregorXVI. 
ist  durch  Dekret  d.  Index-Kongregation  ▼.  1886 
die  letztere  Meinung  gebilligt  worden,  Re  n  seh 

2,  862.861;  O.SchmldinWetzer  U.Weite 
Kirchenlexikon.  2.  Aufl.  2,  682:  „Revocanda 
iterum  esse  in  memorlam  quae  alia  decreta  sunt : 
vernaculas  sdl.  biblorum  versiones  non  esse  per- 
mittendas,  nisi  quae  fuerint  approbatae  s  sede 
apostolica  aut  editae  cum  annotationibus  ex  sane- 
tis  ecdesiae  patrlbus  vel  ex  dootis  catholioisqne 
viris*«  (s.  auch  Arch.  f.  kath.  K.  R.  66,  46). 

Die  gedachten  Grundsätze  hat  die  Kurie  aber 
schon  nach  Erlass  des  Index  in  den  L&ndern 
nördlich  der  Alpen,  namentlich  in  Deutschland, 
Frankreich  und  Holland,   nicht  durchzuführen 
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der  ganBen  Kirche  an  benutsenden  Btteher  * ,  sowie  der  Erlass  von  Anordnungen 
Aber  die  Begrflndang  und  Einrichtung  der  Bildungsanstalten  fttr  Kleriker  und  die 
oberste  Leitong  derselben  2,  nicht  minder  endlich  die  oberste  Leitang  und  Ueber- 
vachung  des  ReMgionsunterrichtes  ^; 

4.  die  SicherstelluDg  der  kirchlichen  Lehre  gegen  Missdeutungen,  Irrthümer  und 


vennocht,  da  gegenüber  den  hier  seit  dem  16. 
Jahrhundert  erschienenen  kathollschenBibelUbei- 
setzaugen  die  4.  Regel  des  Index  in  diesen  Län- 
dern nicht  als   yerbindlich  betrachtet  vnrde, 
Reasch  1,  335  ff.  n.  2,861,  s.  auch  Bd.  I.  S.463, 
während  die  Prov.  Syn.  v.  Neapel  1699,  coli. 
eoDc.  La4s.  1,  166  anf  dem  korrekten  kurialen 
Standpunkt  steht :  (^biblia  aacra  Tulgari  llngua 
ne  cum  ordinär!!  quidcm  facnltate  retlneri  pos- 
sant;  eis  enim  ex  apoatolieo  mandato  ademta  est 
potestas   eiusmodi   faenltatem  largiendi'Q.    Ja, 
Benedikt  XIY.  selbst  hat  den  Bischöfenge- 
rathen,  syiu  dioec  VI.  o.  11.  n.  10,  daaa  sie  da, 
vo  sich  bei  der  Benatzuug  von  Bibelübersetzungen 
keine  Missstande   ergeben   hätten,    dies   still- 
sdiweigend  dulden  sollten ,  und  das  cit.  Index- 
Dekret  ▼.  1757  bot  in  seiner  milderen  Auslegung 
'  eine  weitere  Handhabe  daf  Qr,  von  der  Nothwen- 
digkeit  der  speciellen  päpstUohen  Erlaubniss  ab- 
zosehen.    Vollends  konnte  in  der  jetzigen  Zeit 
nach  EinfOhrung  der  Pressfreiheit  von  der  Äuf- 
rechterhaltung  der  gedachten  strengen  Bestim- 
mungen keine  Rede  mehr  sein.  Unter  den  neuer 
ren  Partikulaisynodeu   schärft  allerdings  noch 
Ton  den  italienischen  XJrbino  18Ö9,  1.  c.  o,  9,  die 
Beobachtung  der  eben  besprochenen  Vorschriften 
ein,  aber  Ravenna  1855,  1.  c  6,  146  Terlangt  die 
besondere  p&pstliche  Erlaubniss  allein  für  den 
Besitz  und  das  Lesen  solcher  Uebersetzungeu, 
welche  nicht  vom  päpstlichen  Stuhl'  approblrt 
oder  nicht  mit  Anmerkungen  von  katholischen 
Schriftstellern  versehen  sind.     Anf  demselben 
Staudpunkt  stehen  Utrecht  1866,  1.  c.  5,  804; 
Bonrgea  1860,  1.  c.  4,  1104 ;  Quebec  1868, 1.  c 
3,  713 ,  welche  für  die  Uebersetzungeu  der  letz- 
teren Art  noch  ausdrücklich   die  Genehmigung 
des  Ordinarius  fordern,  und  femer  diejenigen, 
welche  wie  Köln  1860  u.  Prag  1860, 1.  c  6,  282 
U.445  den  Gebrauch  kirchlich  approbirter  Uober- 
setzungen  verlangen.    Dagegen  wird  auf  allen 
neueren  Synoden  (s.  die  citirten)  in  Uebereiu- 
stimmuug  mit  der  Regel  III  des  Index  das  Ver- 
bot der  Uebersetzungeu  von  Ketzeni,  namentlich 
solcher,  welche  von  den  Bibelgesellschaften  ver- 
breitet werden,  eingeschärft. 

1  Auf  Grund  der  Ermächtigung  des  Xrienter 
Konzils  Sess.  XXV.  cont.  de  indlce,  Bd.  III. 
S.  446 ,  hat  Pins  V.  den  römischen  Katechismus 
anfertigen  und  1566  publioiren  lassen.  Derselbe 
soll  zwar  bei  dem  Religionsunterricht  benutzt 
weiden,  Jedoeh  ist  niemals  der  alleinige  Gebrauch 
bei  demselben  unter  Ausschluss  jedes  anderen 
Katechismus  angeordnet  worden,  vgl.  nochBreve 
Clemens'  XIII.  v.  14.  Juni  1761  (den  Ausgaben 
des Gatechismus  roman.  vorgedruckt) :  ,^hunc  lib- 
rum  quem  veluti  catholioae  fldei  et  christianae 
disciplinae  normam,  ut  etiam  in  tradendae  doctri- 
nae  ratione  constaret  omnium  oonsensio,  Roman! 
pontifices  pastoribus  propositum  voluerunt,  vobis, 


veiierabiles  fratres,  nunc  maxime  commendamus 
vosqne  etiam  euixe  in  domino  exbortamvr,  nt 
iubeaüs  ab  omnibus,  qui  curam  aniiharum  geriint, 
informandis  catholica  veritate  popuUs  adhlberi, 
quo  tum  eruditionis  unitas ,  tum  obarltas  animo- 
rumque  servetnr  concordia''. 

In  diesen  Zusammenhang  würde  auch  die  noch 
von  Glnzol  erwähnte  Creirung  von  Kirchenleh- 
rern gehören ,  wenn  es  sich  dabei  in  erster  Linie 
nm  Zwecke  der  Lehre  handelte.  Die  katholische 
Kirche  unterscheidet  unter  den  kirchlichen 
Schriftstellern  (vgl.  Phillips  K.  R.  3,  574 ff.) 
die  Kirchenväter  (patres  eecle$taej,  d.  h.  diejeni- 
gen ,  welche  sich  durch  Ihre  kirchliche  Schriften 
und  ihre  Heiligkeit  im  Alterthum  und  bis  zum 
13.  Jahrhundert  ausgezeichnet  haben,  und  deren 
Schriften  für  die  Feststellung  'der  Tradition  in  Be- 
tracht kommen,  und  ferner  die  Kirchenlehrer 
(doetorei  iecletiae)^  d.  h.  diejenigen,  welche  sich 
durch  Klarstellung  der  Glaubenslehre  hervorge- 
than  haben  (vgl.  auch  Benedict.  XIV.  const. 
Militantis  V.  13.  Oktober  1754,  eiusd.bnll.  4,  98  : 
„doctores,  qui  nedum  sublimioris  virtutis  exemplo 
ffdelium  mores  ad  sanctitatem  lustltiamque  com- 
ponerent,  sed  etiam  doctrinae  vi  et  excellentia 
eosdem  in  fldei  sinoeritate  et  salutaris  seien tiao 
veritate  continerentf').  Beide  Begriffe  decken  sich 
nur  zum  Thell.  Die  bedeutendsten  Kirchenlehrer 
gelten  allerdings  auch  als  die  hervorragendsten 
Kirchenväter,  aber  ausser  den  vier  grossen  Lehreni 
des  Abendlandes,  Ambrosius ,  Augustinus ,  Hie- 
louymus  und  Gregor  I.  und  den  4  Morgenländern 
Athanasius ,  Ghrysostomus ,  Basilius  und  Gregor 
V.  Nazianz,  denen  ihre  Schriften  thatsächlich 
diese  Stellung  verschafft  haben,  sind  von  den 
Päpsten,  zuerst  v.  Pins  V.  eine  Reihe  Heiliger 
und  kirchlicher  Schriftsteller,  so  z.  B.  Leo  I. 
(s.  const.  Bened.  XIV.  cit),  Thomas  Aquino  (von 
PiusV.),  dann  auch  neuerdings  andere  (von 
Plus  IX.  Alphons  v.  Liguori  1871,  Arch.  f.  kath. 
K.  R.  26,  III  und  Franz  v.  Sales  1877,  a.  a.  0. 
39. 49)  zu  doctores  ecclesiae  erklärt  worden.  Die 
praktische  Bedeutung  einer  solchen  Erhebung 
zum  doctor  ecclesiae  besteht  darin ,  dass  bei  dem 
Offizium  und  derMesse  eines  solchenHeiligen  diese 
Bezeichnung  gebraucht  wird  oder  besondere  auf 
seine  Stellung  bezügliche  Einschaltungen  statt- 
finden (s.  die  früheren  Citate),  weshalb  auch  die 
Congregatio  rituum  diese  Angelegenheiten  bear- 
beitet. Der  Zweck  der  Oreirung  von  doctores 
ecclesiae  ist  also  nicht  der,  auf  ihre  Schriften  be- 
sonders aufmerksam  zu  machen,  und  es  handelt 
sich  dabei  nicht  um  die  Ausübung  der  Lehrgewalt, 
sondern  vielmehr  um  die  des  Rechtes,  die  Gestal- 
tung des  Gottesdienstes  für  einzelne  Heilige 
näher  zu  ordnen. 

2  S.  darüber  das  dritte  Kapitel. 

3  Vgl.  des  Näheren  im  vierten  Kapitel. 
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ketzerisohe  Angriffe  durch  die  aasdrückliche  VerwerfiiBg  irriger,  insbesondere  ketie- 
rischer  Lehrmeinungen  ^ ,  femer  durch  die  Handhabung  der  Bllcher-^ensur  und  das 
Verbot  religionsfeindlicher  und  sittengefilhrlicher  Schriften  ^,  sowie  durch  Ergreifung 
geeigneter  Massregeln  gegen  die  Verbreitung  der  letzteren  3;  endlich 

5.  die  Sorge  ftlr  die  Verbreitung  des  katholischen  Glaubens  und  der  katho- 
lischen Lehre  unter  den  Ungläubigen  und  Ketzern  durch  die  Aussendung  von  Glaa- 
bensboten  y  die  Errichtung  der  fflr  die  Mission  erforderlichen  Anstalten  und  durch 
die  Leitung  dieser  und  der  Missionsgebiete  ^. 

Bei  den  vorstehend  gedachten  Funktionen  der  obersten  Lehrgewalt  handelt  es 
sich  nicht  um  die  Ausübung  des  der  Kirche  gewordenen  Lehrauftrages  als  solchen, 
also  nicht  um  die  eigentliche  Lehrthätigkeit,  oder  mindestens,  wie  bei  der  Feststellung 
der  Dogmen,  nicht  um  diese  allein,  vielmehr  um  gesetzgeberische  und  Verwaltungs- 
Anordnungen  ,  d.h.  um  die  Verwendung  der  obersten  Jurisdiktion  im  Interesse  der 
Leitung,  Wirksammachung  und  Sicherung  der  gesammten  kirchlichen  Lehrthätigkeit 
Dies  liegt  in  der  Natur  der  Sache,  denn  die  Ausübung  der  Lehrthätigkeit  als  solcher 
setzt  eine  direkte  Beziehung  und  unmittelbare  Einwirkung  auf  die  Glieder  der  Kirche 
voraus,  welche  unmöglich  zwischen  dem  obersten  Träger  der  Lehrgewalt,  dem  Papst  ^, 
und  den  Aber  den  ganzen  Erdkreis  verstreut  wohnenden  Gläubigen  herzustellen  ist^. 

lU.  Die  Lehrgewalt  der  Bischöfe.  Kraft  göttlichen  Rechtes  steht  den 
Bischöfen  das  Lehramt  in  der  Kirche  zu^.    Für  die  Ausübung  desselben  und  zur 


1  Dies  ist  vielfach  sowohl  Yon  den  allgemeinen 
Konzilien ,  wie  auch  von  den  Päpsten  bei  Fest- 
stellung von  Glaubens  Wahrheiten  geschehen ,  s. 
Bd.  III.  S.  613.  769.  781,  aber  auch  unabhängig 
davon  von  den  letzteren,  s.  die  ep.  Innoc.  II.  v. 
1141,  Jafftf  reg.  ed.  II.  n.  8147.  8148,  8.  Bern- 
hardi  opp.  ed.  Mabillon  Par.  1719.  1,  186  u. 
1  app.  p.  LXVl.  (M  a n 8  i  21,  564.  Ö6ö)  betreffend 
die  Vernrtheilnng  der  Lehren  Abälards;  die  ep. 
Alexandrl  IV.  v.  1266,  Potthast  reg.  n.  16665 
betr.  die  Irrthümor  Wilhelms  v.  Amour;  die 
Bulle  Johanns  XXII.  v.  12.  November  1323  in 
dem  Streit  mit  den  Minoriten  in  c  4  in  Extrav. 
Joann.  XXII.  de  V.  S.  tit.  XIV.  (vgl.  ferner 
wegen  Johanns  XXII.  o.  S.  94.  n.  2);  die  Bulle 
Leos  X.  Exsurge,  Bd.  III.  S.  769.  n.  2;  oonst. 
Innoc.  X.:  Quum  occa6lonev.31.  Mai  1653  (betr. 
die  Irrthümer  Jansens),  Richter  corp.  iur.  2, 
138;  die  Dekrete  Alexanders  VII.  v.  24.  Sep- 
tember 1666,  bull.  Taur.  17,  388  n.  v.  18.  März 
1666,  ibid.  p.  427,  welche  eine  ganze  Reihe  von 
Propositionen  verdammen ,  ein  ähnliches  Dekret 
Innoconz*  XI.  v.  4.  März  1679 ,  1.  c.  19,  146 ; 
const.  Innoc  XI. :  Coelestis  pater  v.  20.  Novem- 
ber 1687,  ibid.  p.  775;  das  31  Sätze  vorurthei- 
lende  Dekret  AlexandersVIII.v.7.  Dezember  1690, 
l.  0.  20, 158;  const  Clemens.  XI. :  Unigenitus  v. 
8.  September  1713,  U.A. Richter  corp.  iur.  2, 139 
(betreffend  PaschasiusQuesnell);  const.  Benedict. 
XIV.:  Detestabilem  v.  10.  November  1752,  einsd. 
bull. 4, 16;  const.PilVI.:  Auctorem  fldei v.  1794 
(s.  Bd.  III.  S.  600);  Breve  Plus' IX.  z.22.  August 
1861  (betr.  kirchenrechtliche  Lehren  des  Turiner 
Professor  Nuytz,  Gi  n  z e  1  Arch.  f.  Kirchengesch. 
2, 294) undconst.  Pii  IX:  Qnantacurav.  8.  Dezem- 
ber 1864  mit  dem  Syllabns,  Arch.  f.  k.  K.  R.  13,294. 


2  S.  darüber  Bd.  I.  S.  451  ff.  Vgl.  zu  der  dort 
angegebenen  Literatur  noch:  Fr.  Sachse,  d. 
Anfänge  der  Bücheroensur  i.  Deutschland.  Leip- 
zig 1870;  G.  Reusch,  der  Index  d.  verbotenen 
Bucher.   Berl.  1883  ff.  2  Bde.  i.  3  Abthlgen. 

3  Dahin  gehört  namentlich  dieVerurtheilnng 
der  Bibelgesellschaften,  sowie  das  Verbot  der 
Theilnahme  an  denselben ,  und  der  von  ihnen 
gedruckten  Bibeln,  Breven  Pins*  VII.  an  die 
Erzbischöfe  v.  Gnesen  u.  Mohilew  v.  1816,  En- 
cyklika  Leos  XII. :  UM  primum  v.  5.  Mai  1824 ; 
Pins'  VIIL  :  Traditi  humiliUti  v.  24.  Mai  1829, 
Gregors  XVI. :  Inter  praecipuas  v.  8.  Mai  1844 
(diese  Dokumente  in  Acta  s.  sed.  9  ,  580  ff.  691. 
620  u.  bei  M  al 0  n ,  la  lectnre  de  la  Sainte  Bible 
etc. Louvalu  1846,  deutsch  v.  L.  G 1  arns.  Regens- 
burg 1848,  2,  518  ff.);  Pius'IX.Encykllka:  Qoi 
pluribns  v.  9.  November  1846  (Arch.  f.  k.  K.  R. 
10,  416  u.  13,  327;  coli.  cono.  Lac.  6,  82)  und. 
Noscitis  et  nobiscum  v.  8.  Dezember  1849  (a. 
a.  0.  13,  337;  coli.  dt.  6,  89),  sowie  Syllabns 
v.  8.  Dezember  1864.  %.  IV.  (Arch.  13,  314).  S. 
auch  Hund  hausen  in  Wetzer  n.  Weite, 
Kirchenlexikon.  2.  Aufl.  2,  649  ff. 

4  Vgl.  Bd.  I.  S.  474ff.  und  Bd.  IL  S,  3ö3ff. 

5  Denn  dieser  kommt  heute  praktisch  allein  in 
Betracht,  s.  auch  o.  S.  439. 

6  Selbst  durch  den  Erlass  allgemeiner  Ency- 
kliken,  welche  für  alle  Gläubigen  bestimmt  sind, 
ist  eine  direkte  Einwirkung  immer  nur  insofern 
möglich,  als  die  einzelnen  wirklich  davon  Kennt- 
niss  erhalten ,  und  dazu  bedarf  es  der  Vermitte- 
lung  durch  die  lokalen  Organe,  Bischöfe,  Pfarrer 
und  andere  Priester.  Wegen  des  Predigtamtes 
des  Papstes  s.  den  folg.  $.  227. 

^  S.  0.  S.  432. 
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SicheniDg  der  dnrch  ihre  Lehrthätigkeit  zu  erzielenden  Erfolge  haben  sie  ebenfalls 
ihre  Jurisdiktion  zn  verwenden,  d.  h.  sie  besitzen  ebenfalls  eine  Lehrgewalt. 

Diese  ist  aber  eine  beschränkte.  Sie  erstreckt  sich  zunächst  räumlich  allein  auf 
die  Diöcese  und  die  in  derselben  befindlichen  Personen,  weil  die  Jurisdiktion  des  Bi- 
schofs sich  nur  auf  diese  bezieht.  8chon  deshalb  ist  fdr  den  Bischof  die  Ausübung 
aller  derjenigen,  oben  8.  439  ff.  erwähnten  Funktionen  ausgeschlossen,  bei  denen  all- 
gemeine, die  ganze  Kirche  bindende  Anordnungen  und  Massregeln  in  Frage  stehend 

Diese  örtliche  Beschränkung  der  Jurisdiktion  ftthrt  indessen  auch  zugleich  die 
materielle  herbei,  dass  der  Bischof  nichts  gegen  die  allgemein  die  ganze  Kirche  bin- 
denden Qlaubensnormen  oder  gegen  die  für  dieselbe  geltenden  Gesetze  und  Ent- 
scheidungen (z.  B.  in  Bezug  auf  irrige  Lehren ,  verbotene  Bttcherj  oder  gegen  allge- 
mein getroffene  Bestimmungen  (über  den  Gebrauch  des  römischen  Katechismus,  die 
Einrichtung  der  Seminarien)  zu  verfügen,  auch  nichts,  was  begrifflich,  wie  die  Fest- 
stellung streitiger  Glaubenslehren,  der  einheitlichen  Regelung  bedarf,  anzuordnen 
befagt  ist^. 

Abgesehen  davon  ergiebt  sich  aber  für  die  Lehrgewalt  des  Bischofs  eine  weitere 
and  besondere  Schranke  daraus,  dass  er  nicht,  wie  der  Papst,  kraft  seines  Amtes  mit 
der  Unfehlbarkeit  ausgestattet  ist,  also  in  Bezug  auf  die  Lehre  keine  unabänderlich 
fflr  immer  bindenden  Normen  erlassen  kann.  . 

Aus  diesen  Gründen  ist  dem  Bischof  nicht  nur  das  Recht  entzogen ,  streitige 
Glaubenslehren  festzustellen ,  sondern  auch  die  Befugniss ,  definitiv  irrige  Meinungen 
und  Lehren  zu  verwerfen.  Indessen  hat  er,  weil  dies  seiner  beschränkten  Jurisdiktion 
entspricht,  bei  entstehenden  Lehrstreitigkeiten  den  streitenden  Parteien  erforderlichen 
Falls  Stillschweigen  zu  gebieten,  und  wenn  nöthig,  ein  provisorisches  Urtheil,  vorbe^ 
haltlich  der  Einholung  des  definitiven  Spruches  des  Papstes,  abzugeben.  Ferner 
kann  er  die  bereits  von  der  höchsten  Lehrgewalt  für  irrig  und  ketzerisch  erklärten 
Lehren  und  solche,  welche  mit  den  von  der  Kirche  festgestellten  Glaubenswahrheiten 
in  Widerspruch  treten ,  verwerfen ,  sowie  sie  mit  den  Mitteln  seiner  Jurisdiktion  be- 
kämpfen 3,  nicht  minder  das  Lesen  von  Büchern  oder  Schriften,  welche  sie  verbreiten  oder 
dem  Glauben  verderblich  und  sittengeftlhrlich  sind,  für  seine  Diöcese  verbieten^. 

Kraft  seines  Amtes  hat  der  Bischof  weiter  das  Lehramt  selbst  durch  die  Predigt,, 
die  Katechese  und  die  Lehre  der  Theologie  in  seiner  Diöcese  auszuüben  ^.  Da  er  in- 
dessen dieser  Pflicht  wegen  seiner  anderen  amtlichen  Obliegenheiten  nicht  in  aus- 
reichendem Masse  zu  genügen  im  Stande  ist,  so  hat  er  zufolge  seiner  Jurisdiktion,  d.  h. 
zufolge  seiner  Lehrgewalt,  die  dafür  geeigneten  Priester,  soweit  die  kraft  ihrer  Amts- 
pflicht zur  Verwaltung  des  Lehramtes  unter  seiner  Aufsicht  berufenen  Amtsträger 
(die  Pfarrer)  ^  ftlr  die  Erftlllung  der  lehramtlichen  Funktionen  nicht  ausreichen ,  zu 


1  S.  0.  S.  439  ff.  und  zwai  ist  dies  fast  bei  allen 
dort  gedachten ,  einzelnen  BefugnisBen  der  Fall. 

s  Vgl.  fibrigens  auch  Bd.  JII.  S.  830. 

3  Vgl.  Benedict.  XIV.  de  syn.  dioec  VI.  c.  3. 
n.  7,  namentlich  also  durch  Einschreiten  gegen 
die  sie  verbreitenden  Geistlichen  und  Laien  mit 
seiner  Straf-  nnd  Disciplinargewalt ,  also  durch 
Verhangung  von  Ceiisuren,  im  äussersten  Fall  bei 
Oeistliehen  anch  dnrch  Absetzung. 

*  Anerkannt  im  bair.    Konkordat  von   1817 


Art  13  und  im  österr.  Konkordat  v.  1856  Art.  9, 
8.  auch  Decr.  d.  Index-Congr.  v.  1825,  Arch.  f. 
kath.  K.  K.  56,  46. 

5  Bd.  II.  S.  41.  S.  ferner  die  folgenden  SS- 
Wegen  der  Pflicht  des  Bischofs,  die  Theologie  zu 
lehren,  vgl.  das  folgende  Kapitel. 

6  A.  a.  0.  S.  295.  Vgl.  im  üebrigen  die  folgen- 
den SS-  Ueber  die  Rechte  des  Bischofs  In  Betreff 
des  Religionsunterriehtes  in  den  Schulen  und  in 
Betreff  der  Religionslehrer  s.  Kapitel  4. 
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beauftragen^,  die  für  den  Religionsnnterricht  sn  gebranobenden  Lebrbfleher^,  na- 
mentlich die  Katechismen  zn  bestimmen  nnd  tu  approbiren  ',  ferner  allgemeine  An- 
weisungen über  den  Religionsunterricht  und  die  Katechese  zu  erlassen ,  endlich  die 
AuBfibnng  des  Predigtamtes,  sowie  die  Ertheilung  des  Religionsunterrichtes  zu  flber- 
waehen,  und  etwaige  dabei  hervortretende  Missstände  abzustellen. 

Da  alle  diese  Funktionen  der  Lehrgewalt  Ausflflsse  der  Jurisdiktion  des  Biachofb 
sind,  so  kann  er  dieselben  von  dem  Zeitpunkt  seiner  Bestfttigung  ab  ausüben^,  nnd 
es  tritt  bei  der  Verwaltung  der  DiOcese  während  der  Erledigung  des  bischöflichen 
Stuhles  der  Kapitularvikar  an  seine  Stelle^.  Der  Generalvikar  ist  ohne  Spezialvoll- 
macht des  Bischof  wohl  befugt,  Geistlichen  den  Lehrauftrag  zu  ertheilen*  und  die 
Handhabung  des  Lehramtes  durch  diese  zu  fiberwachen,  nicht  aber  allgemeine  An- 
ordnungen Aber  die  Ertheilung  des  Religionsunterrichts ,  tlber  die  Einffthmng  von 
ReUgionsbflchern  und  Katechismen  zu  erlassen  oder  gar  entstehende  Lehratreitig- 
keiten  provisorisch  zu  entscheiden  und  Bücher  und  Schriften  zu  verbieten^. 

Die  persönliche  Ausübung  des  Lehramtes  durch  den  Bischof  ist  nicht  an  die 
Konsekration  gebunden,  denn  sie  ist  kein  Ausfluss  der  potestas  ordinis^,  aber  weder 
dem  General-  noch  dem  Kapitelsverweser  steht  das  Lehramt  als  solches  und  die  Aus- 
übung desselben  zu ,  denn  beide  haben  blos  die  Jurisdiktion  des  Bischofii ,  nicht  die 
sonstigen  demselben  zukommenden  Funktionen  zu  verwalten^,  wogegen  der  statt  des 
unfähigen  Bischofs  amtirende  coadiutor  und  der  apostolische  Vikar  diese  Befngniss 
besitzen  ^^. 


t  A.  a.  0.  S.  41. 

2  Wie  Bücher  über  biblische  Geschichte ,  Tgl. 
z.  B.  die  y.  bei  Dumont,  kirchl.  Erlasse  f.  d. 
Erzdiöcese  Köln  S.  14.  15. 

»  Vgl.  die  V.  bei  Dumont  S.  13  n.  v.  Vogt, 
Sammig.  d.  V.  f.  d.  Bisth.  Rotteubnrg  S.  137. 
Wenngleich  der  ausschliessliche  Gebrauch  des 
römischen  Katechismus  nicht  vorgeschrieben  ist, 
0.  S.  443.  n.  1,  so 'Wird  doch  kircblicherseits  mög- 
lichste Gleichheit  bei  den,  namentlich  dem  Volke 
in  die  Hände  zu  gebenden  Katechismen  ge- 
wünscht. Schon  Benedikt  XIV.  hat  in  der 
const.  Etsl  minime  v.  7.  Februar  1742 ,  %.  17, 
einsd.  bulL  1,  56,  den  Gebrauch  des  auf  Veran- 
lassung Clemens*  VIII.  vom  Kardinal  Bellarmin 
verfassten  kleinen  Katechismus  empfohlen ,  und 
die  neuen  Provinzialsynoden  stellen  zum  Thell 
die  Gleichheit  des  Katechismus  für  dieselbe  erz- 
bischöfliche Provinz  oder  auch  für  alle  Diöcesen 
eines  Landes  als  erstrebenswerthes  Ziel  hin,  z.  B. 
Prag  1860,  coli.  Lac.  5}  451,  Bordeaux,  Sens  und 
Bourges  v.  1850,  1.  c.  4,  557.  902.  1129.  Das 
dem  vatikanischen  Konzil  vorgelegte  Schema  de 
parvo  cathechismo,  Bd.  III.  S.  462;  Arch.  f.  k. 
K.  R.  24,  XXIX. ,  wollte  den  kleinen  Katechis- 
mus Bellarmins  für  die  ganze  Kirche  obligatorisch 
einführen  und  den  Bischöfen  allein  noch  gestat- 
ten, daneben  besondere  Unterweisungen  über  die 
Punkte,  welche  gerade  für  ihre  Diöcese,  z.  B. 
wegen  der  dort  herrschendenirrthümer  von  Wich- 
tigkeit seien ,  herauszugeben ;  die  betreifenden 
Verhandlungen  sind  aber  nicht  zu  einem  defini- 
tiven Abschlnss  gelangt. 

«  S.  Bd.  n.  8.  675.  691.  694;  vgl.  auch 
Schneemann,  kirchliche  Lehrgewalt  S.  40. 


&  Bd.  II.  S.  241.  Dieselbe  Befugniss  hat  der 
coadintor,  welcher  die  Diöcese  selbstständig  ver- 
waltet, und  ein  papstlioh  bestellter  Vikar  oder 
Administrator,  a.  a.  0.  S.  255  ff.  259. 

®  Da  er  auch  ohne  eine  solche  Belchtv&ter  ap- 
probiren darf,  Bd.  U.  S.  216. 

'  Denn  bei  allen  diesen  Gegenstanden  bandelt 
es  sich  um  wichtige  Verwaltiingsakte ,  welche 
dei^enigen,  die  ihm  sonst  entzogen  sind,  an  Be- 
deutung gleich  stehen,  Bd.  II.  S.  214. 

S  Allerdings  ist  den  Bischöfen  der  Lehrauftrag 
oder  die  Lehrvollmacht  als  Nachfolgern  der  Apos- 
tel ertheilt,  und  diese  Stellung  erhalten  sie  voll 
und  ganz  erst  durch  die  Konsekration.  Mag  man 
demnach  selbst  den  Unterschied  maehen  können, 
dass  der  Bischof  durch  die  Konsekration  erst  den 
auf  gottlichem  Recht  beruhenden  Titel  für  sein 
Lehramt  erlangt ,  vorher  dasselbe  aber  blos  kraft 
menschlichen  Rechtes  ausübt ,  so  wird  man  ihm 
dasselbe  vorher  doch  immer  nicht  ganz  und  gar 
absprechen  können ,  da  selbst  ein  Laie  kraft 
'  bischöflicher  Ermächtigung  zu  lehren  befugt  ist, 
und  der  noch  nicht  geweihte  Bischof  einer  Er- 
mächtigung für  seine  Diöcese,  In  welcher  er  am- 
tirt,  nicht  bedarf,  üebereinstlmmend  mit  der 
Ansicht  des  Textes  auch  Fagnan.  ade.  43.  X. 
de  sent  ezeomm.  V.  39.  n.  15. 

0  Diejenigen  ,  welche  die  potestas  maglsterii 
im  Sinne  von  Lehrauftrag  oder  Lehrvollm&eht 
(^Im  Gegensatz  zu  der  engeren  Bedeutung  der 
Lehrgewalt)  zur  Jurisdiktion  rechnen  (a.  o. 
S.  433),  müssen  konsequenter  Weise  beiden  auch 
das  Lehramt  zusprechen. 

10  Denn  beide  sollen  den  Bischof  in  allen  Be- 
ziehungen vertreten ,  wie  sie  anch  zu  Titularbi- 
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lY.  Die  LehrvoUmaoht  und  die  Lehrgewalt  im  üebrigen.  AlleLehr- 
Tollmacht  and  alle  Lehrgewalt,  welche  im  Uebrigen  in  der  EJrche  vorkommt,  ist  Ans- 
fluss  der  daranf  gehenden  päpstlichen  und  bischöflichen  Rechte. 

Abgesehen  von  dem  Bischofsamt  ist  das  Lehramt  nur  noch  an  das  Amt  der  eine 
Kirche  leitenden  Prälaten^  und  an  das  Beelsorge-  oder  Pfarr-Amt  gekntpft^,  und 
wd  ohne  Weiteres  mit  denselben  erworben.  Es  können  zwar  besondere  darauf 
gehende  Aemter  errichtet  werden  ^,  aber  nur  durch  den  Papst  oder  den  Bischof,  nnd 
femer  bedarf  es,  soweit  eine  kirchliche  Lehrthätigkeit  ohne  festes  Amt  au^eübt  wer- 
den soll,  dazu  der  Ermächtigung  (misno)  des  DiOcesanbischofe  ödes  des  Papstes^. 

Was  sodann  die  Lehrgewalt  im  eigentlichen  Sinne  betrifft,  so  giebt  es  ausser 
dem  Bischofsamt  nur  noch  das  Amt  des  praelatw  mUltM  dioeeeseos ,  mit  welchem  eine 
Bolehe  in  demselben  Umfange,  wie  mit  dem  bischoflichen,  verbunden  ist.  Die  Ordens- 
oberen bei  den  exemten  Orden  haben  allerdings  kraft  ihrer  Btellnng  auch  in  Bezug 
auf  die  Lehrthätigkeit  ihrer  Untergebenen  die  Jurisdiktion,  also  die  Lehrgewalt  aus- 
zulthen,  namentlich  dieselben  zum  Predigen  in  den  Ordenskirchen  zu  ermächtigen^,  die 
besonderen  Bildungsanstalten  des  Ordens  zu  leiten  und  die  Lehrer  an  diesen  anzu- 
stellen, gegen  irrige  und  ketzerische  Lehren  in  ihren  Klöstern  einzuschreiten,  aber  die 
Ansflbung,  die  Verwaltung  der  Predigt  durch  die  Regularen  untersteht  der  Aufeicht 
nnd  der  Jurisdiktion  des  Bischofs  ® ,  und  femer  sind  die  Regulären  in  Sachen  des 
Olanbens  und  der  Lehre  nicht  ihren  Oberen,  sondern  den  Bischöfen  oder  den  päpst- 
lichen Inquisitoren  unterworfen  7. 

V.  Die  Art  der  Ansflbung  der  Lehrthätigkeit.  Jede  Lehrthätigkeit 
setzt,  wenn  sie  einen  gedeihlichen  Erfolg  haben  soll,  eine  direkte  Einwirkung  des 
Lehrenden  auf  die  zu  Belehrenden  voraus.  Die  regelmässige  Art,  wie  diese  in  der 
Kirche  geflbt  werden  soll ,  ist  die  Predigt  und  der  Religionsunterricht  bei  Eondern 
nnd  bei  Erwachsenen.  Als  ausserordentliches  Mittel  kennt  die  kirchliche  Praxis  die 
8.  g.  Missionen.  Bei  allen  diesen  Mitteln  handelt  es  sich  nicht  um  die  Einwirkung 
aof  eine  einzige,  sondern  um  die  gleichzeitige  Einwirkung  auf  mehrere,  ja  zum  Theil 
aof  viele  Personen ,  und  gerade  deshalb  hat  die  Kirche  fttr  die  Verwaltung  der  ge- 
dachten Mittel  auch  besondere  Rechtsnormen  entwickelt,  welche  in  den  folgenden 
Paragraphen  dargestellt  werden  sollen. 

Mit  der  Ausflbung  dieser  Mittel  ist  aber  die  Pflicht  desjenigen,  welcher  ein  kirch- 
liches Lehramt  verwaltet  oder  einen  Lehrauftrag  erhalten  hat,  abgesehen  von  dem 
Fall,  in  welchem  etwa  von  vornherein  blos  eine  bestimmte  Art  der  Lehrthätigkeit  (wie 
z.  B.  das  Predigen)  den  Inhalt  des  Amtes  oder  Auftrages  bildet,  keineswegs  erschöpft. 


Kbofen  geweiht  werden,  um  die  iura  ordinis  aus- 
fiben  zu  kfinneD. 

>  Vgl.  Bd.  II.  S.  370.  371,  da  sie  eben  falls  zum 
Predigen  Yerpflichtet  sind,  s.  den  nächsten  $. 

«  Bd.  II.  8.  295. 

'  Z.  B.  Aemter  für  Prediger,  s.  den  folgenden  $. 

^Darauf,  nämlich  au  fpäpstliohes  Privileg,  führt 
das  Recht  zu  lehren  (namentlich  zu  predigen)  bei 
den  Mönchsorden  zurück.  S.  weiter  den  nächsten 
$.  In  den  Hissionsländem,  welche  unter  aposto- 
Uschen  Präfekten  oder  apostolischen  Vikaren 
stehen,  beruht  alle  Amtsthfttigkelt  im  Gründe 
auf  päpstlichem  Auftrag,  8.Bd.]T.  S.  853. 355 ff. 


B  Denn  diese  PHllaten  haben  die  -volle  bischöf- 
liche Jarisdiktion  in  ihrem  territoriam  sepaiatum 
und  stehen  für  dasselbe  abgesehen  von  der  po- 
testas  ordinis  dem  Bischof  gleich,  Bd.  III.  S.  343. 
Daher  hat  die  Congr.conc.  ihnen  auch  das  Recht, 
die  Regularen  zum  Predigen  zu  ermächtigen,  zu- 
gesprochen, Ferraris  s.  v. praedicatio  n. 34.  36. 

6  S.  den  folg.  %, 

7  c.  9  i.  f.  (Luc.  III.)  X  de  haeret.  V.  7 ;  c.  11 
s.  V.  Denique  (Clemens  IV.)  in  VIto  eod.  V.  2; 
vgl.  Ferraris  s.  v.  reguläres  artll.  n.9  und  das 
Weitere  unten  in  der  Lehre  von  den  Orden  und 
der  bischöflichen  Jurisdiktion  über  dieselben. 
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§.  m 


Er  hat  vielmehr,  um  die  erforderlichen  Wirkungen  seiner  Lehrth&ügkeit  zn  erssielen, 
anch  andere  Mittel  anzuwenden,  vor  Allem,  wenn  der  gemeinsame  Unterricht  und  die 
Predigt  sich  bei  Einzelnen  nicht  ausreichend  zeigen ,  nöthigenfalls  diesen  besondere 
Belehrung  zu  ertheilen,  und  die  letztere  femer  auch  dann  zu  gewähren,  wenn  er  von 
einzelnen  Gläubigen  darum  angegangen  wird  ^, 

VI.  Die  staatlichen  Vorschriften  Aber  die  Ausflbnng  der  kirch- 
lichen Lehrgewalt  und  der  kirchlichen  Lehrthätigkeit.  Ffir  das  Ver- 
hältniss  des  Staates  zu  der  Ausübung  der  kirchlichen  Lehrgewalt  und  der  kirchUchen 
Lehrthätigkeit  kommen  dieselben  Gesichtspunkte  wie  in  Betreff  der  Verwaltung  des 
Gottesdienstes  in  Betracht  (s.  o.  S.  16). 

Die  Feststellung  der  Glaubenslehre,  die  Entscheidung  von  Lehrstreitigkeiten,  die 
Verwerfung  irriger  und  falscher  Lehren,  die  Bestimmung  der  als  kanonisch  geltenden 
Schriften ,  die  Anordnungen  Aber  die  Ertheilung  des  kirchlichen  Religionsunterrichts 
und  die  bei  demselben  zu  benutzenden  Religionsbüoher  sind  Angelegenheiten,  welche 
dem  innersten  Gebiete  der  Kirche  angehören  und  prinzipiell  ihrer  Regelung  unter- 
stehen. Abgesehen  von  dem  Staatsklrchenthum  der  römischen  Kaiserzeit  ^  hat  das 
spätere  Staatskirchenthum  sich  direkter  Eingriffe  in  diese  Gebiete  der  Kirche  ent- 
halten ^,  und  die  modernen  Staatsgesetzgebungen  erkennen  den  gedachten  Grundsatz 
mehr  oder  minder  ausdrücklich  an^. 

Soweit  aber  nach  denselben  noch  das  PI ac et  in  Geltung  steht  ^  findet  dasselbe 
auch  auf  Anordnungen ,  welche  kraft  der  kirchlichen  Lehrgewalt  erlassen  werden, 
Anwendung®. 

Indessen  versteht  es  sich  in  denjenigen  Staaten,  welche  dasPlacet  aufgegeben 
haben,  gleichfalls  von  selbst,  dass  Anordnungen  der  kirchlichen  Lehrgewalt,  nament- 
lich Dogmen,  welche  mit  den  geltenden  Staatsgesetzen  oder  rechtsgültig  bestehenden 
staatliehen  Einrichtungen  in  Widerspruch  treten,  ftlr  den  Staat  keine  rechtliche  Wir- 
kung äussern  können,  also  nichtig  sind^,  und  die  katholischen  Unterthanen  durch 
die  Berufung  auf  solche  nicht  von  den  ihnen  gesetzlich  obliegenden  Pflichten  befreit 
werden^. 

Was  die  Ausflbnng  der  Lehrthätigkeit  betrifft,  so  kann  diese,  weil  sie  mit  zur 
öffentlichen  Religionsübung  gehört,  in  denjenigen  deutschen  Staaten,  in  welchen  der 
katholischen  Kirche  eine  solche  eingeräumt  ist,  auch  öffentlich  in  den  für  ihren  Kultus 
bestimmten  Gebäuden  erfolgen ,  und  die  Störung  derselben  untersteht  ebenfalls  dem 
strafrechtlichen  Schutz^. 


1  So  hinsichtlich  der  Bischöfe  Fagnan.  ad 
c.  1.  X  de  summa  trin.  1. 1.  n.  24.  Für  diese,  wie 
für  die  übrigen  mit  Lehrvollmacht  ausgestatteten 
Geistlichen  folgt  dieseVerhindlichkeit  prinzipiell 
ans  der  Pflicht,  welche  ihnen  das  Lehramt  oder 
der  Lehrauftrag  auferlegt 

2  Bd.  III.  S.  672. 

3  Von  den  neueren  staatskirchlichen  Gesetzen 
rechnet  das  balrische  Religionsedikt  v.  1817. 
^.  38  ausdrücklich  :  „die  Gegenstande  der  Glau- 
benslehre^' zu  den  der  kirchlichen  Regelung  an- 
heimgegebenen „inneren  Kirchenangelegenhei- 
ten", B.  auch  das  o.  S.  17.  n.  2  citirte  Gothaer 
u.  Gobnrger  Regul.  ^  5. 

4  Für  die  S.  17  genannten  Staaten  vgl.  da- 
selbst die  Anmerkungen  3ff.  n.  P.  Uinschius 


in  Marquardsen,  Hdbch.  d.  offentl.  Recht  I. 
1.  S.  247.  248. 
»  Vgl.  0.  S.  17.  18  und  Bd.  ID.  S.  839  ff.  863. 

c  Wegen  der  Anwendung  desselben  auf  die 
Beschlüsse  des  vatikanischen  Konzils  vgl.  a.  a.  0. 
S.  470  u.  S.  852. 

^  Daher  haben  die  Verbote  der  Bibelüber- 
setzungen (s.  o.  S.  441.  n.  1)  und  anderer  Schrif- 
ten gegenüber  der  bestehenden  Pressfrelhcit  keine 
sUatllche  Gültigkeit  mehr. 

8  Vgl.  Bd.  III.  S.  470.  842.  n.  3  a.  E.  848  u. 
P.   Hinschins  bei  Marquardsen  a.  a.  0. 

S.  248. 

0  Es  kommen  auch  hier  die  o.  S.  18.  19  ge- 
dachten Gesichtspunkte   in   Frage.    Vgl.  noch 
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üeber  die  Berechtigung  zur  Wahrnehmniig  der  kirchlichen  Lehrth&tigkeit  end- 
lich gilt  im  Allgemeinen  dasselbe ,  was  ftlr  die  Vornahme  der  gottesdienstlichen  Ver- 
richtungen in  den  einzelnen  Staaten  gesetzlich  vorgeschrieben  ist,  da  dieselbe  ebenso 
wie  die  letztere^  eine  Ansftbung  von  kirchlichen  Amtshandlnngen  bildet  ^. 

//.    Die  Ausübung  der  Lehrthätigkeit 

§.  227.    1,  DieFredigtK 

I.  Begriff  und  Einleitung.  Die  Predigt  ist  ein  dflfentlicher,  zusammen- 
hftngender  Vortrag  Aber  die  von  der  Kirche  festgestellten  Wahrheiten  der  Glaubens- 
nnd  Sittenlehre,  um  die  Angehörigen  der  Kirche  Aber  diese  zu  belehren,  sie  dadurch 
zu  erbauen,  sowie  den  wahren  Glauben,  cbristiiiche  Religiosität  und  christliche  Tugen- 
den in  ihnen  zu  fördern.  Hervorgegangen  ist  die  spätere  und  heutige  Predigt  aus 
der  bei  dem  gemeinsamen  christlichen  Oottesdienst  an  die  Verlesung  der  heiligen 
Schriften  geknflpften  Ermahnung^  der  Vorsteher^,  dem  Gehörten  nachzuleben  ^,  und 
aus  der  später  mit  derselben  verbundenen  Erklärung  der  verlesenen  Texte  ®  (derHomilie 
im  eigentlichen  Sinne  ^) .  Erst  nachher  kommen,  wohl  zunächst  aus  Anlass  der  Feste  und 
der  Gedächtnissfeiern  der  Märtyrer,  synthetische  Vorträge  vor,  welche  durch  die  Ein- 
heit eines  Grundgedankens  beherrscht  sind  ^,  und  seit  dem  4.  Jahrhundert  insbesondere 
solche,  welche  mit  Rflcksicht  auf  die  die  Kirche  bewegenden  dogmatischen  Streitig- 
keiten einzelne  Dogmen  zum  Gegenstand  ihrer  Erörterungen  machen  ^.  In  derselben 
Zeit  wird  es  ferner  Sitte ,  Predigten  aus  Anlass  einzelner  die  Gemeinde  oder  auch 
einzelne  Glieder  derselben  betreffenden  Ereignisse  zu  halten  ^^. 

Damit  waren  die  Grundlagen  für  das  noch  heute  bestehende  Predigtwesen  ge- 
schaffen. Die  Predigt  fügte  sich  schon  in  den  gedachten  Zeiten  dem  eucharistischen 
Gottesdienste  und  der  Liturgie  desselben  ein  *S  konnte  aber,  wie  dies  auch  heute  der 


wegen  Predigten  und  Missionen  ansserhalb  der 
KSrehen  die  lietreffenden  naehfolgendeu  ^%. 

1  S.  0.  S.  i9ff.  Ueber  einzelne  speeiellePankte 
ist  das  Erfoiderllelie  in  den  folgenden  $$.  be- 
merkt. 

2  Probst,  Lehre  n.  Gebet  1.  d.  drei  ersten 
ebristl.  Jahrhunderten.  Tübingen  1871.  S.  189  fr.; 
Probst,  Katechese  n.  Predigt  y.  Anfg.  d.  4. 
bU  Ende  des  6.  Jahrh.  Breslau  1884.  S.  134  ff. 

3  Palmer  in  Herzog,  Real-Ency klopädie  f. 
Protest.  Theologie  1.  Aufl.  20,  412  im  Gegensatz 
zu  der  charismatischen  Predigt  und  Lehrweise 
der  Apostel,  Propheten  und  Lehrer  (der  Xa- 
XouvTCc  T^  Xöyov  Tou  dcoO,  SiSa^i^  Ttov  S(6$ev.a 
dicooTÖXov  IV.  1  (s.  auch  Hebr.  XII.  7),  vgl.  über 
diese  A.  Harnack,  Texte  u.  Untersuchungen 
II.  Ausgabe  der  Dldache,  Prolegom.  S.  93  ff., 
welche  ihren  Beruf  zur  Verkündung  Christi  auf 
ein  göttliches  Mandat  oder  ein  ihnen  zu  Theil 
gewordenes  Charisma  zurückführten.  8.  übrigens 
aaeh  Probst,  Lehre  S.  191.  198. 

^  8.  die  Tor.  Anm.  und  A.  Harnack,  Üb. 
d.  Drspmng  des  Lektorats.  (Hessen  1886.  S.  12. 32. 

*  Justini  apoL  maior.  o»  7;  const  apostoLII.  57: 
jjt^i  irap antaXeiTiDOav  ot  icpeoßuxepoi  t6v  Xaöv, 

HinBehias,  Kurckenreeht.  lY. 


6  xa^ic  autmv,  piV)  dTravcsc»  xal  TeXeuxaloc 
fcdivTwv  6  ditioxoiro^,  8c  lotxe  xußepv/^-nQ",  nach 
welchem  mehrere  Priester  und  dann  zuletzt  der 
Bischof  die  Ermahnungen  halten. 

^  Dies  etwa  seit  dem  Beginne  des  dritten  Jahr- 
hunderts. Hierher  geboren  die  Homilien  des 
Origenes  (186  o.  186  —  2&4?),  Probst,  Lehre 
S.  203. 

^  Lateinisch  sermo,  vgl.  Ohr  istlieb  in 
Herzog  Real-Enoyklopädie  2.  Ausg.  6,  270; 
Probst,  Lehre  S.  202.  203. 

8  Probst,  Lehre  S.  203  u.  Katechese  S.  148. 
200. 

0  Probst,  Katechese  S.  191. 

10  BeiUnglücksfallen  (Verheerungen  durch  Un- 
wetter), bei  der  Ordination  der  Bischöfe  und  beim 
Begräbniss ,  Probst,  Katechese  S.  205.  Seit  dem 
4.  Jahrhundert  kommen  für  die  Predigt  ausser 
den  Worten:  homilia,  sezmo  noch  die  Bezeich- 
nungen praedieatio,  tractatus,  disputatio,  doc- 
trina  vor,  s.  a.  a.  0.  S.  136, 

11  8.  Anm.  5;  Probst,  Liturgie  i.  d.  drei 
ersten  ebristl.  Jahrhunderten.  Tübingen  1870. 
8.  153.  220.  363;  Probst,  Lehre  S.  226. 
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I.  Die  Hierarchie  und  die  Leitung  der  Kirche  durch  dieselbe. 


[§.  227. 


Fall  ist^  unabhängig  Ton  beiden,  als  selbstständige   kirchliche  Handlung^  vor- 
kommen 2. 

II.  Das  Recht  zum  Predigen 3.  1.  Geschichte.  In  den  ältesten  Zeiten 
der  christlichen  Kirche  war  das  Recht,  das  Wort  Gottes  zu  verkflnden,  nicht  ein  aoa- 
schliessliches  Vorrecht  der  kirchlichen  Gemeinde-Beamten  ^,  vielmehr  hatten  auch  die 
übrigen  GliederderGemeinde^  das  Recht,  dies  zu  thun  ^.  Mit  der  fortschreiten- 
den Ausbildung  des  Episkopats  und  eines  eigenen  geistlichen  Standes,  sowie  mit  der 
Feststellung  einer  geregelten  Gottesdienstordnung  verminderte  sich  nicht  nur  das 
Bedürfniss  zu  einer  derartigen  Thätigkeit  der  Laien,  sondern  es  musste  eine  solche 
auch  im  Interesse  der  Aufrechterhaltung  sowohl  der  Stellung  der  leitenden  kirch- 
lichen Amtsträger  als  auch  der  Ordnung  der  gottesdienstlichen  Verwaltung  an  die  Ge- 
nehmigung derselben  gebunden  werden^.  Schon  im  3.  Jahrhundert  ist  dies  der  Fall 
gewesen,  aber  das  Recht  zum  Predigen  besitzen  in  dieser  Zeit  die  Laien  noch  immer, 
so  hat  es  vor  Allem  z.  B.  Origenes  unter  Zustimmung  der  Bischöfe  ^  ausgefibt^,  und  erst 
im  5.  Jahrhundert  hat  Leo  I.  den  Laien  ein  solches  Recht  im  Interesse  der  Auf- 
rechterhaltung der  kirchlichen  Ordnung  abgesprochen^^.  Nach  Lage  der  damaligen 
Verhältnisse  bildete  diese  Vorschrift  noch  nicht  ein  die  ganze  Kirche  bindendes  Verbot  ^ '. 
Indessen  war  in  den  Germanenreichen  ^^  bei  der  mangelnden  Bildung  der  Laien  das 


1  Also  ohne  das  encharistische  Opfer  nur  ver- 
banden mit  Gebet  und  Schriftyerlesung,  vgl.  die 
folg.  Anm. 

^  In  einzelnen  Gegenden  und  an  einzelnen 
Orten  ist  wenigstens  zu  gewissen  Zeiten  das  Wort 
Gottes  täglich  verkSndet ,  also  gepredigt  worden, 
wie  dies  die  Homllleu  des  Origenes  zeigen,  Probst, 
Lehre  S.  226 ,  namentlich  in  der  Quadrageslma 
nnd  in  der  Osterwoche,  Probst,  Katechese  S.  138. 
Nach  Socrates  hist.  eccl.  V.  22:  ,^Au^u  oe  £v 
'AXe^aN^pel^  XTJj  xeTpdtSi  xai  ttq  Xe-yofxlvig  llapa- 
oxeuig  YP^?^^  TedlvaYtviAvxovTai  xal  o(  otodoxaXoi 
Taixac  dp|jL7)N£6ouat,  iravTaTexa  ouvdl^eox  i^verat, 
hiya  Ttjc  Töav  p.uoT7)p(ojv  TeXer^c",  wurde  zn  folge 
einer  alten  Sitte  in  Alexandrien  am  Mittwoch 
nnd  Freitag  gepredigt  Basilios  undChrysostomus 
haben  auch  Abends  Predigten  gehalten,  Probst, 
Katechese  S.  138. 

3  Von  der  Fähigkeit  ist  in  diesem  $  nicht  mehr 
zu  handeln.  S.  darüber  Bd.  I.  S.  165  und  den 
vorigen  S- 

^  Anderer  Ansicht  Pro  b  s t ,  Lehre  S.  4.  7. 

5  Act.  apost.  VlIJ.  4;  XI.  19—21;  XIIL  1; 
I.  Gor.  XI].  28;  Ritschi,  EnUtehung  d.  alt- 
kathol.  Kirche.  2.  Aufl.  Bonn  1857.  8.  360; 
Weingarten  i.  V.  Sybel,  histor.  Ztschr.  Jahrg. 
1881  (Bd.  45)8.449;  Hatch,  d.  Gesellschafts- 
verfassung  d.  christlichen  Kirchen  i.  Alterthum, 
Uebersetzung v. Uarnack.  Giessen  1883.  S.  1 15 ; 
von  katholischen  Schriftstellern:  Kober,  Sus- 
pension S.  99.  In  den  ältesten  Zeiten  erscheint 
das  Lehren  als  ein  von  jeder  amtlichen  Berufung 
und  Stellung  unabhängiges  Charisma.  Diejenigen, 
welche  von  einer  solchen  Befähigung  Gebrauch 
machten,  Messen  StScüoxaXoi  und  wanderten  viel- 
fach von  Gemeinde  zu  Gemeinde,  Harnack 
Texte  a.  a.  0.  S.  96  ff. ;  s.  auch  o.  8.  449.  n.  3. 

0  Abgesehen  von  den  Frauen,  1.  Gor.  XIY .  34 ; 
Gonst  apostol.  III.  6 :  „o6x  ^iriTpeiro^ev  oi>v  ^u- 
vaixa;  oifiaoxeiv  iv  äxxXTjola". 


^  In  Aegypten  scheint  sich  neben  der  epis- 
kopalen Organisation  noch  das  Institut  der  hild- 
oxoXoi,  doetores,  Lehrer,  zu  denen  aneh  Origenes 
gehört  hat, erhalten  zu  haben,  Harnack,  Texte 
a.  a.  O.  S.  115. 

s  Als  dieser  noch  vor  seiner  Ordination  in  Pa- 
lästina auf  Ansuchen  der  dortigen  Bischöfe  öffent- 
lich die  heiligen  Schriften  erklärt,  und  der  Bisehof 
Demetrius  von  Alexandrien  den  letzteten  darüber 
Vorstellungen  gemacht  hatte,  antworteten  ihm  die 
Bischöfe  von  Jerusalem  und  Cäsarea:  „Ttpool- 
^7}xe  he  Totc  YP^^f^l^ttotv,  9ti  to&to  odfi^TCori '^ou- 
oöirj  oüße  2o>c  vöv  YEf^vrjTai,  tö  itapovroiv  im- 
o%6iro>v  Xa(xou(  6{i.iXeiv,  o6x  oW  Sitok  icpo^vö; 
oüx  dXijÄtj  X^Y*"^'  2^^^  t^^^  eupioxovrai  ol  iizvdi- 
heioi  irpoc  TÖdicpeXetv  to&c  ^^X^ou«,  xat  nofaxa- 
Xouvxai  T(j>  Xatjl»  icpoocpLiXsTv  &icd  xAv  dyivn  Itn- 
ox6ico>v,  &07CSP  i^  Aapdiv5otc  EGeXntc  uicö  Nioivo«, 
xal  is  'Ixov(tp  üauXivoc  bit^  K^oou  xai  ^  Xu- 
vd&ou  Beö^oipoc  (>ic6*Axxixou  twv  pLaxoplcnv  d^- 
cpo>v.  e(x6<  ^xal  ^vdfXXoic  xöicok  touxo  f(veo9ai, 
tjp.£(  hk  |jl9)  ei&^at'')  Enseb.  hist.  eedea.  VI.  19. 
Vgl.  Probst,  Lehre  S.  19. 

9  S.  anehConst.  apost  VIII.  31 :  JO  hildaxw, 
e{  xal  Xatx6c  tq  ,  Ipnteipoc  hi  xou  Xö-yoü  xat  xöv 
xp6irov  oepivöc,  JioaoxCTiu'  loovxatYdp  icrfrrsc  ht~ 
Öaxxol  %toJy*. 

10  c.  19  (Ep.  v.  453,  Jaffrf  ed.  II.  n.  495,  s. 
auch  Bd.  I.  S.  165.  n.  8.)  C.  XVI.  qu.  1 :  „ut 
preter  domini  sacerdotes  nuUus  audeat  predlcare 
sive  monachus  sive  laicus  ille  sit^  (Das  Original 
hat :  „nullus  sibi  ins  docendi  et  praedicandi  au- 
deat vendicare'*). 

1»  Bd.  III.  S.  687. 

^2  Dagegen  kommt  für  den  Orleat  TiuUan.  v. 
692.  c  64,  welcher  den  Laien  das  öffentliche  Auf- 
treten in  Religionssachen  als  Redner  oder  Lehrer 
bei  Strafe  40  tägiger  Aussohlieesung  ans  dar  Kir- 
chengemeiuschaft  verbietet,  in  Betracht 
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Predigen  derselben  praktisch  so  gnt  wie  ansgeschlossen  ^  Ja,  das  Bedttrfhiss  nach  der 
Emenerung  einer  derartigen  Bestimmnng  trat  erst  im  13.  Jahrhundert  hervor,  al«  die 
damals  immer  weiter  um  sich  greifenden  Ketzereien  die  Kirche  zum  Einschreiten  ver- 
anlassten. Aber  selbst  in  jener  Zeit  ist  nnr  das  Predigen  ohne  Genehmigung  des  Bi- 
schofs oder  des  apostolischen  Stahles  bei  Strafe  des  grossen  Kirchenbannes  unter- 
sagt worden  ^y  wennschon  diese  Anordnung  praktisch  einem  völligen  Verbot  fUr  die 
Laien  gleich  kam^ 

Was  die  kirchlichen  Amtstrftger  selbst  betrifift ,  so  stand  in  der  ältesten 
Zeit  den  Diakonen  selbstverstftndlieh  das  Recht  zum  Predigen  zu.  Mit  der 
festeren  Ausbildung  der  kirchlichen  Verfassung  mussten  sie  aber  ebenfalls  hinsicht- 
lieh der  Ausflbung  desselben  vom  Bischof  abhängig  werden.  Im  dritten  Jahrhundert 
sind  sie  schon  zum  Theil  * ,  wenn  gleich  nicht  überall  vom  Predigen  ausgeschlossen 
worden,  und  erst  seit  dem  7.  Jahrhundert^  hat  sich  die  neue,  noch  heute  geltende 


1  Allerdings  setzen  die  der  zweiten  Hälfte  des 
5.  Jahrh.  aiigehörigen  Statuta  eccles.  ant.  (s.  g. 
Carthag.  IV.  v.  398)  c.  98  (Bd.  I.  S.  165.  n.  6.) 
noch  die  Ausübung  des  Lehramts  durch  Laien 
▼oraufi,  da  sie  ihnen  dies,  abgesehen  von  einem 
Auftrag  der  anwesenden  Geistlichen ,  verbieten. 
Warum  unter  dem  docere  in  Gegenwart  der  Geist- 
lichen nicht,  so  Probst,  Katechese  S.  142,  das 
Predigen  zu  verstehen  sein  soll,  ist  nicht  erfind- 
lich ,  umsoweniger  als  c  99  (c.  29  Dict.  XXIILJ 
bestimmt :  „Mulier  quamvis  docta  et  saucta  vires 
in  conTentn  docere  non  praesamat". 

2  c  13  (Later.  IV.  1216.  c  3)  J.  6  X.  de  haer. 
V.  7 :  „Qnia  vero  nonnulli  sub  specie  pietstis 
auetoritatem  sibi  vendieant  praedioandi  .  .  . 
omnes  qui  prohiblti  vel  non  missi  praeter  aueto- 
ritatem ab  apestoUca  sede  vel  oatholico  episoopo 
loci  susceptam  publice  vel  privatim  praedica- 
tlonis  officium  usurpare  praesumpserint,  excom- 
mnnlcatlonis  vinculo  innodentur  et  nisi  quam  ei- 
Üosresipuerint,  aliacompetenti  poenaplectentnr^. 
Alldll  c.  12 (Inno«*.  III.)  u.  e.  14  (Greg.  IX.)  eod. 
verbfteten  nur ,  dsss  die  Laien  das  officium  prae- 
dfisadonis  usurpent.  Ebenso  nimmt  auch  Tarra- 
goiia  1317.  e.  2,  Man  si  26,  628:  „quod  illf  qui 
revera  fnerintdetertia  regula  b.  Francisel,  ipsam 
faerlnt  professi  . .  .  nee  libros  habeant  theolo- 
gleos  in  vulgarl  nee  prsedicent,  doceant  aut  re- 
petant  aliquid  de  flde  nisi  in  ecciesiis,  prout  aliis 
ftdelibuB  laicis  est  permtssnm**  nicht  eine  absolnte 
Anascbliessnng  der  Laien  an.  Hatte  doch  Inno- 
ceBz  III .  selbst  1209  der  Genossenschaft  des  Franz 
T.  Assis!,  welche  anfanglich  kein  Orden,  sondern 
eine  Oenossensehaft  von  Laien  und  Klerikern  zur 
Fredigt  des  Reiches  Gottes  und  der  Busse  unter 
dem  Volke  auf  den  Strassen,  Plätzen  und  im 
freien  Felde  war,  zur  Ausübung  dieser  Thitig- 
keiten  die  Ermächtigung  ertheiit,  C.  Mfiller, 
die  Anfange  des  Miiioritenordens.  Freiburg  i.  Br. 
1886.  S.  30. 33.  39.  42. 

3  Unter  den  Fragen ,  welche  nach  der  Bulle 
MartiiisV. :  Inter  cunotas  1418,  s.Bd.  III.  S.  385, 
die  Ketzer-Inquisitoren  stellen  sollen ,  befindet 
sieh  auch  die  (Nr.  37) :  „utrnm  credat,  quod  liceat 
laieis  utriusque  sexus,  viris  seil,  et  mulieribus, 
libere  praedicare  verbum  dei^,  Mansi  27,  1213. 

Uebrigens  hat  noch  1680  die  Congr.  conc.  Ver- 
anlassung genommen,  ausdrücklich  zu  erklären, 


dass  der  Bischof  wohl  einem  Kleriker  der  nied- 
rigen Weihen,  aber  niemals  einem  Laien  die  Aus- 
flbung des  Piedigtamtes  übertragen  dürfe,  Fa- 
gnan.  ad  c43.  X.  V.  39.  n.  19;  Ferraris  s.v. 
praedicatlo  n.  18. 

«  Die  coust.  apost.  III.  20  i.  t  schliessen  die 
Diakonen  da^on  aus.  Andererseits  konnten  sie 
aber  auch  ebenso  wie  die  Laien  (s.  S.  460.  n.  8) 
mit  bisch öflicherErlaubniss  predigen,  s.  J.  Nep. 
S  ei  dl ,  d.  Diakonat  i.  d.  kath.  Kirche ,  Regens- 
burg 1884.  S.  149.  Femer  erkennt  auch  Ancyra 
314  c  2:  „Atox^ouc  6(ao(q>c  (^6o<xvTa<  [u^ä  hk 
Taura  dvaicaXaloavra«  t9)v  jxiv  ÄXXTrjv  •np.'^v  Ixew, 
tccTcauo^at  hk  a6touc  ndfat)«  t7)c  iepäc  XetTOU|>Y(ac, 
T?j«  te  TOöÄptovt)  itonfipiov  dva^ipctv  ^  xtjpüocctv" 
insofern  es  den  gefallenen  Diakonen  das«v)p6eGctv 
verbietet ,  die  Befngniss  der  Diakonen  an  sich 
an.  Dass  xT)puoeeiv  blos  die  Worte ,  welche  der 
Diakon  in  der  Liturgie  zu  sprechen  hatte ,  be- 
deutet, so  Probst,  Lehre  S.  19,  ist  nicht  nach- 
weisbar ,  denn  xTjpOaoetv  bezeichnet  ebensowohl 
das  Predigen,  Hefele,  Gonc.  Gesch.  2.  Aufl. 
1,  224 ;  so  übersetzt  auch  die  Hispana  das  Wort 
mit :  sermonem  ad  populura  faoere  und  die  Dio- 
nysiana  mit :  praedicare ,  s.  auch  S  e  i  d  1  a.  a.  O. 
S.  160.  Derdiaconus  regens  plebem  der  Synode 
V.  Elvira  y.  306  c.  77  (Bd.  U.  S.  263.  n.  l)wird 
ebenfalls  nicht  vom  Predigtamt  ausgeschlossen 
gewesen  sein. 

5  Vaison  II.  629.  c.  2  (Bd.  II.  S.  264.  n.  7) 
gestattet  ihnen  bei  Verhinderung  des  Priesters 
nicht  mehr  selbst  zu  predigen ,  sondern  nur  Ho- 
milien  der  Väter  zu  verlesen.  Andererseits  be- 
zeichnet c  1.  S.  7  (Isidor.)  Dlst  XXV.  noch  das 
praedicare  evangelium  und  apostolum  als  Funk- 
tion der  Diakonen  (Bd.  L  8.  2.  n.  2).  Gregor  I. 
hat  auf  der  romischen  Synode  v.  696  c.  1,  Jaffa 
reg.  II.  ed.  p.  167,  c.  2  Dist.  XIII  angeordnet, 
dass  Diakonen ,  „quos  ad  praedieationis  officium 
.  .  .  vacare  congruebat^',  nicht  als  Sänger  in  der 
römischen  Kirche  verwendet  werden  sollen,  Ja 
auch  nach  Pauli  Diaeoni  vlta  1. 41  Diakonen  pre- 
digen lassen.  Vigilius  640  rügt  in  dem  Briefe  au 
die  Diakonen  Rusticus  und  Sebastian,  Mansi 
9,  366.  367 :  „Adieclstis  etiam  exesecranda  su- 
perbia ,  quae  nee  leguntur  nee  sine  sui  pontiflcis 
inssione  aliquando  ordinis  vestri  homines  prae- 
snmpserunt,    auetoritatem  vobIs   praedieationis 
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Disciplin  festgestellt,  dass  der  Diakon  für  die  Regel  ^  das  Predigtamt  nicht  aoszutlben 
berechtigt  ist,  aber  im  Gegensatz  zum  Laien  ausnahmsweise  vom  Ordinarius  dazu  er- 
mächtigt werden  darf  ^. 

Was  endlich  die  Ausübung  des  den  Bischöfen  und  den  Priestern  zukommenden 
Predigtrechtes  anlangt ,  so  hat  das  IV.  Lateran.  Konzil  in  seinen  wesentlich  gegen 
die  Ketzer  und  Laien  gerichteten  Vorschriften  allgemein,  also  auch  für  die  Priester, 
eine  vorgängige  Erlaubniss  des  Papstes  oder  des  betreffenden  Diöeesanbischofs  er- 
fordert 3. 

Die  im  13.  Jahrhundert  gegründeten  Bettel-Orden^,  welche  ihre  Haupt- 
thfttigkeit  auf  die  Predigt  unter  dem  Volke  richteten ,  hatten  zu  diesem  Behnfe  von 
den  Päpsten  das  Privileg  erhalten,  überall  das  Predigtamt  durch  ihre  Mitglieder  aus- 
üben zu  lassen  ^.  In  Folge  der  Klagen  der  Weltgeistlichkeit  verbot  indessen  Inno- 
cenz  IV.  das  Predigen  in  den  Klosterkirchen  der  Mönche  vor  der  Pfamnesee  und 
zur  Zeit  derselben ,  machte  die  feierliche  Predigt  in  den  Pfarrkirchen  von  der  Zu- 
stimmung des  Pfarrers  abhängig  und  untersagte  ihnen  endlich  dieselbe  für  jeden  Tag 
und  Ort,  an  welchem  der  Diöcesanbischof  oder  der  Stellvertreter  desselben  eine 
solche  halten  würdet.  Aus  den  o.  S.  92  gedachten  Gründen  wurde  aber  diese  An- 
ordnung sehr  bald  durch  Alexander  IV.  ausser  Kraft  gesetzt,  und  den  Mönchen 
das  Predigen  mit  blosser  Erlaubniss  der  Bischöfe  oder  der  päpstlichen  Legaten  ge- 
stattet ^,  und  erst  B  o  n  if  az  VIU.  traf  dann  ( 1 300),  um  den  fortdauernden  Uebelst&nden 


contra  omnem  consuetudinem  vel  canones  vindi- 
care^  die  Anmassung  des  Predigtamtes  ohne  Ge- 
nehmigung des  Bischofs. 

*  Seit  dem  7.  Jahrhundert  sind  wenige  Fälle 
überliefert ,  in  denen  die  Diakonen  das  Predigt- 
amt aasgeubt  hahen.  Vorgekommen  ist  dies  frei- 
lich noch,  so  hat  Guido  v.  Mailand  1057  nach 
Entfernung  des  Priesters  Anselm  für  diesen  das 
Predigtamt  durch  7  Diakonen  abwechselnd  ver- 
aehen  lassen,  Landulf i  hist.  Medioh  III.  5., 
SS.  8,  76;  Hefele,  Gonc  Ge8ch..4,  794. 

^  S.  den  vom  Konstanter  Konzil  1415  veror- 
thelUen  Wicleffschen  Satz  14:  „Licet  alicui  dia- 
oono  vel  preshytero  praedicare  verbum  dei  absque 
auctorltate  sedis  apostolicae  vel  episcopi  catho* 
lici'S  Hefele,  Gonc.  Gesch.  7,  117  Anm.,  und 
Bulle  Martins  Y.  v.  1418 :  Inter  ounctas,  Maust 
27,  1204.  1208;  ferner  die  Entsch.  d.  Congr. 
conc.  V.  1580,  s.  o.  S.  451.  n.  3. 

3  Vgl.  0.  S.  451.  n.  2,  wiederholt  von  Trier  1227 
c.  8,  Ma  n  s  i  23,  32  (hier  wird  für  jeden  mit  Aus- 
nahmeder  Dominikaner-und  Franziskaner-Mönche, 
s.  Anm.  5 ,  schriftliche  Erlaubniss  des  Bischofs 
gefordert,  von  Ravenna  1311.  c.  7  in  Betreff  der 
alienigenae,  1.  o.  25,  455). 

^  Früher ,  als  die  Mönche  noch  Laien  waren, 
fanden  auf  sie  die  Vorschriften  über  die  letz- 
teren Anwendung,  s.  auch  o.  S.  450.  n.  10  ii.  c.  4 
(Hleron.)  C.  XYI.  qu.  1.  Spater,  nachdem  sie  dann 
auch  die  Weihen  emptngen,  hatte  die  Frage  nach 
der  Ausübung  des  Predigtamtes  durch  dieselben 
bei  der  nicht  unmittelbar  auf  das  Volk  berech- 
neten Thätigkeit  der  älteren  Orden  keine  wesent- 
liche praktische  Bedeutung,  c.  11  (Alex.  II.  v. 
1064,  Jaf  f  tf  reg.  II.  ed.  n.  4552)  ead.  verbietet 
aUerdings  den  Benediktinern  das  Predigen  ausser- 
halb der  Klöster. 


5  S.  0.  S.  92.  n.  1. 

6  s.  die  S.  92.  n.  3  dUrtß  Dekretale  v.  1264: 
„  .  .  .  Et  ne  parochialibua  ecdesiis  deTOtio  debita 
subtrahatur  ante  mlssarum  solemnia,  ad  quae 
audlenda  paroohiani  prima  dlei  parte  in  suis  con- 
Bueverunt  et  debent  eccleaüs  conveoire ,  neqna- 
quam  in  vestris  eocleaiis  praedicetis  nee  hora  lila 
solemnes  in  eis  faciatls  sermonee,  ne  propter  hos 
audiendoB  ad  voe  populus  oonfluens  pazoehiales 
ecclesias  dereliuquat:  et  nee  ad  praedioandun 
solemniter  ad  alias  parochias  aecedatls,  niai  a 
sacerdote  parochiarum  istarum  fueritis  invitati 
vel  saltem  nisi  ad  iUud  humiliter  petieiitls  et 
obtinueritis  vos  admitti.  Et  ut  debitut  honor 
episcopis  deferatur ,  eadem  die  qua  dloecesanua 
episcopus  vel  alius  loco  eins  solemniter,  maiime 
in  ecclesla  cathedrali ,  nollus  vestmm  in  eadem 
civitatevel  loco  praedicare  praeiomat,  nesalubria 
praedicatlonis  doctrina  ex  fre^nentieonculcatione 
huiusmodl  quasi  taedium  generans  eontemnatur.*' 

"^  S.  o.  S.  92.  n.  5  und  dazu  die  erweltemden 
Bullen  Martins  Y.  v.  1282  ebendaselbst  n.  7. 

Wenn  es  zweifelhaft  war,  ob  ein  Orden  daa  er- 
forderliche Privileg  besais,  ao  konnte  sich  der 
Bischof  dies  nachweisen  lassen,  darauf  beruht 
0.  25  Mediolan.  1287.  c.  25,  Mansl  24,880: 
^Jtem  quia  Humiliati  indifferenter  officium  prae» 
dicationis  uanrpant ,  confesaiones  audiunt .... 
hoc  duximus  statuendum ,  quod  ai  super  hoc  a 
sede  apostolica  vel  legatis  Ipsiua  aliquo  privilegio 
vel  privllegils  assenmt  seu  oredunt  se  fore  mu- 
nitos, Infra  III  menses ,  postquam  praesens  con- 
stitutio  fuerit  in  dvitate  nostra  et  civitatibtta 
nostrae  provinclae  publicata,  dioecesano  vel  elna 
offlciali  aut  capitulo  cathedralis  ecoleaiae,  si  va- 
caret  vel  eins  vicario,  de  huiusmodl  privilegio  seu 
privilegiis  fadant  plenam  fldem.  Alioquin  eos  et 
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and  StreitigkeiteD  ^  ein  Ende  zu  machen,  wieder  einschränkende  Bestimmungen, 
welche  sich  an  die  frühere  Verordnung  Innocenz'  FV.  anlehnen,  aber  nicht  einmal  so 
weit  wie  diese  gehen  2.  Es  wird  den  Dominikanern  und  Franziskanern  das  Predigen 
in  ihren  Kirchen  und  Hftusern ,  sowie  auf  den  Strassen  nur  zu  der  Stunde  untersagt, 
an  welcher  die  Prälaten  des  betreffenden  Ortes  oder  ihre  Stellvertreter  eine  feierliche 
Predigt  halten  \  Femer  wird  das  Predigen  in  den  Pfarrkirchen  zwar  wieder  an  die 
Genehmigung  der  Pfarrer  geknUpft,  aber  ausdrücklich  bestimmt,  dass  diese  nicht  er- 
forderlich ist,  wenn  der  Bischof  oder  ein  anderer  höherer  Prälat  den  Mönchen  den 
Auftrag  zum  Predigen  ertheilt  hat.  Wenngleich  diese  Vorschriften,  wie  schon  oben 
S.  91  bemerkt,  durch  Benedikt  XI.  aufgehoben  worden  sind^,  so  hat  sie  das  Konzil 
▼on  Vienne  (1311)  doch  wieder  in  Kraft  gesetzte  und  sie  sind  unverändert  bis  zum 
fünften  Lateran.  Konzil  i.  J.  1 5 1 6  in  Geltung  geblieben,  denn  erst  das  letztere  hat  alle 


eoram  qnemlibet  auctoriUte  praesentis  concilii 
admonemus  primo,  secuudo,  tertio,  ut  a  prae- 
diotifl  deaistaDt;  qnod  si  praedieta  facere  vel  all- 
quid  praedictorum  praeaampaerint,  ipsos  et 
eoram  qnemlibet  excommunlcationis  vinoalo  iii- 
nodamos^. 

1  S.  S.  93.  n.  1  und  fernef  die  Mainzer  Synode 
V.  1261  c.  45,  Mansi  23,  1100,  wodurch  dou 
Mönchen  verboten  wird,  zur  Zeit  der  Prozessionen 
und  feierlichen  Bittgänge  durch  Predigten  das 
Volk  davon  abzuhalten. 

2  c.  2  in  Extrav.  comm.  de  sepuU.  III.  6  (s.  0. 
8.  93.  n.  2) :  „  .  .  ordinamas  ut  dictorum  ordinum 
(Dominikaner  und  Franziskaner)  fratres  in  eccle- 
BUS  et  locis  eoTum  ac  in  plateis  communibns  li- 
bere  valeant  eiero  et  popnlo  praedicare  ac  propo- 
nere  verbum  dei»  hora  illa  duntaxat  excepta ,  in 
qua  locorum  praelati  praedicare  voluerint  vel  eo- 
ram se  facere  solenniter  praedioari ,  in  qua  prae- 
dicare cessabunt,  praeterquam  si  aliud  de  praela- 
torum  ipsorum  voluntate  processerit  ac  llcentia 
speciaii.  In  studiis  autem  generalibus ,  ubl  ser- 
mones  ad  clerum  ex  more  flerl  soieut  diebus  Ulis, 
quibus  praedicarl  solenniter  consuevit,  ad  funera 
etiam  mortuorum  et  in  festis  specialibus  slve  pe- 
cttliaribus  eorundem  fratrum,  possunt  iidem  fra- 
tres et  liceat  eis  libere  praedicare,  nisi  forte  illa 
hora ,  qua  seiet  ad  clenim  in  praedictis  locis  dei 
verbum  dei  proponi,  episcopus  vel  praelatus  su- 
perior  clerum  ad  se  generaliter  convocaret  aut  ex 
aliqua  ratione  vel  causa  urgente  clerum  ipsum 
duceret  congregandum.  In  ecdesiis  autem  pa- 
rochialibus  fratres  illi  nullatenus  audeant  vel 
debeant  praedicare  vel  proponere  verbum  dei, 
nisi  fratres  praedicti  a  parochialibus  sacerdotibus 
invitati  fuerint  vel  vocati  et  de  ipsorum  bene- 
pladto  et  assensu  seu  petita  llcentia  fuerit  et 
obtenta,  nisi  episcopus  vel  praelatus  superior  per 
eosdem  firatres  praedicare  mandaret''. 

>  Ueber  das  besondere  Privileg  der  studia  ge- 
neralia  s.  den  Text  in  d.  vor.  Anm. 

*  Durch  c.  1  in  Bztrav.  comm.  de  privil.  V.  7 
(v.  1304,  Potth.  n.  2Ö370),  welches  gegenüber 
der  Konstitution  Bonifaz.*  YIII.  in  Betreff  der 
Ausübung  des  Predigtamtes  das  Vorrecht  dazu 
stärker  betont  und  noch  gewisse  Brleichterungen 
gewährt :  „  ,  .  .  ut  priorum  ordinum  fratres ,  qul 


ad  hoc  deputati  fuerint,  in  ecclesiis  ac  locis  ipso- 
rum ,  quae  in  praesentiarum  habent  et  in  poste- 
ram  obtinebunt ,  ac  in  plateis  communibus  seu 
publicis  libere  absque  dioecesanorum  et  aliorum 
praelatorum  petita  llcentia  valeant  clero  et  po- 
pulo  praedicare  elque  proponere  verbum  deL  Ga- 
veant  tamen  omnino,  ne  hora,  in  qua  dioecesani 
praedicti  praedicarent  vel  eoram  se  facerent  prae- 
dicarl, praedicent  iidem  fratres.  Putamus  etenim 
dignum,  ut  maiori  minor  et  superiorl  inferior  de- 
ferat  in  hac  parte ,  nisi  forsan  aliud  circa  hoc 
facerent  de  voluntate  dioecesanorum  ipsorum  aut 
in  studiis  generalibus  praedicarent  diebus  Ulis 
duntaxat,  quibus  sermonos  ad  clenim  fleri  solent 
et  solenniter  praedicarl  seu  mortuorum  funeribus 
vel  eorundem  fratrum  festis  specialibus  seu  pe- 
cnlisribus ,  quia  in  bis  casibas  cum  dioecesanls 
in  praedicatione  coucurrere  poterunt  UM  vero 
iidem  dioecesani  vocarent  generaliter  ad  se  cle- 
rum aliqua  ratione  vel  urgente  causa  illnm  duce- 
rent  congregandum.  ea  hora  in  studiis  memoratis 
diebus  saepe  dlcti  fratres  ab  hulusmodi  praedi- 
catione cessabunt.  In  ecclesiis  autem  parochiali- 
bus fratres  ipsi ,  invitis  eorum  rectoribus  seu  sa- 
cerdotibus (nisi  iussl  a  superiorlbus  eorundem) 
non  audeant  praedicare^. 

5  dem.  2  de  sepult  ni.  7  und  0.  S.  94.  Bei 
den  fortdauernden  Uebergriffen  der  Mönche  such- 
ten die  Synoden  ebenso  wie  in  Betreff  der  Beichte 
(s.  a.  a.  0.  n.  2)  diese  auch  in  Bezug  auf  das  Pre- 
digen zu  beschränken,  so  wiederholt  z.  B.  Mainz 
1310  c.  144,  Mansi  26,  345,  die  Vorschrift  der 
früheren  Synode  ▼.  1261  fs.  0.  Anm.  1).  Ra- 
venna  1311 ,  c.  13  1.  c.  p.  4ö7,  ordnet  an ,  dass 
auch  Mönche  vor  dem  dreissigsten  Jahre  nicht 
zum  Predigen  zugelassen  werden  dürfen ,  wäh- 
rend die  Päpste  ihrerseits  wieder  die  Mönche  in 
Schutz  nahmen  und  einzelne  Bischöfe  mit  der 
Aufrechterhaltung  ihrer  Privilegien  besonders 
betrauten,  s.  die  Bullen  Benedikts  XI.  y.  1304 
bei  O.  Schmidt,  päpstl.  Urkunden  und  Re- 
gesten.  Halle  1886.  S.  56  und  bei  Potthast 
n.  25387.  25388,  Rlpolli  bull.  ord.  Praed.  2, 
92.93;  sowie  Johanns  XXILv.  1318,  G.  Schmid 
a.  a.  0.  S.  108.  Unter  den  S.  94.  n.  2  gedachten 
Sätzen  des  Jean  Oorel  befand  sich  auch  der,  dass 
den  Mönchen ,  nicht  aber  den  Pfarrern,  das  Pre- 
digen principaliter  und  essentiell  zustehe. 
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I.  Die  Hierarchie  und  die  Leitung  der  Kirche  durch  dieselbe. 


[§.  227. 


Mönche  yerpflichtet^  vor  der  Austtbung  des  PredigUmtes  dem  Ordinaritts  der  Didoese 
den  Nachweis  der  Prüfung  durch  ihre  Oberen  zu  fflhren  *. 

2.  DasgeltendeRecht.  Nicht  die  ausschliessliche  BeflUhigung  zum  Predigt- 
amt y  wohl  aber  die  ausschliessliche  Berechtigung  dazu  kommt  nach  der  jetzt  herr- 
schenden Disciplin  der  Kirche  allein  dem  Papste ,  den  Bi  schöfen,  den  Priestern 
und  auch  den  D  i  akon  e  n  ^  und  zwar  der  Art  zu,  dass  diese  sie  entweder  wie  der  Papst' 
und  die  Bischöfe  ^  ohne  Weiteres  kraft  ihres  Amtes  von  der  Erwerbung  desselben  ab, 
also  auch  noch  vor  der  bischöflichen  Konsekration^  ausüben,  oder,  wie  die  beiden 
letzteren  Klassen ,  zur  Ausübung  berufen ,  oder  ermächtigt ,  oder  damit  beauftragt 
werden  können. 

Der  Papst,  welcher  kraft  seines  Primates  der  oberste  Lehrer  der  ganzen 
Christenheit  ist,  besitzt  die  Beiugniss  zum  Predigen  für  die  ganze  katholische  Welt 
und  für  alle  katholischen  Kirchen  ®,  der  Bischof  dagegen,  weil  seine  Berechtigung 
zur  Ausübung  des  Predigtamtes  aus  seiner  bischöflichen  Stellung  fliosst,  nur  inner- 
halb des  seiner  Leitung  unterstehenden  Territoriums,  aber  innerhalb  dieses  in  jeder, 
selbst  auch  in  einer  Regularkirche  7.  Dagegen  bedarf  er  zum  Predigen  in  der  Kirche 
eines  anderen  bischöflichen  Sprengeis  oder  in  der  Quasi- Diöcese  eines /»ra«^/iM 
nullius  der  Erlaubniss  des  betreffenden  Ordinarius  \ 

Was  die  Priester  betrifft,  so  stehen  diejenigen ,  welche  kraft  des  ihnen  über- 
tragenen Amtes  die  Berechtigung  zum  Predigen  besitzen ,  —  es  gehören  hierher  die 
praelati  nullius ,  femer  die  übrigen  Prälaten ,  welche  Kirchen  zu  leiten  haben  ^,  die 
Inhaber  selbststftndiger  Seelsorge- Aemter,  wie  namentlich  die  eigentlichen  Pfarrer  ^^^ 
endlich  diejenigen,  welchen  ein  selbststftndiges  Predigt- Amt  *  ^  oder  Prftdikatnr-Bene- 


1  8688.  XI.  coust.  Leon.  X  Supernae  maiestatis 
-rom  19.  Dezember  1516,  Hardouin  9,  1806. 
1808. 

2  Diese  müssen  trotz  der  o.  S.  461  gedachten 
Entwioklaug  auch  fQr  das  geltende  Recht  den 
Priestern  an  die  Seite  gestellt  werden ,  denn  das 
noch  heute  massgebende  Pontiflcale  Romanum 
rechnetdaspraedicare  zu  ihren  Funktionen,  Bd.I. 
S.  2.  n.  6.  In  Uebereinstimmung  hiermit  ver- 
ordnet die  ProT.  Syn.  Venedig  1859 ,  coli.  conc. 
Lac.  6,  294 :  „Generatim  nemini  praedicandi  fa- 
cultas detur ,  qui  saltem  non  sit  diaconus  et  pie- 
tate  praestans  doctrinae  testlmonium  coram  epis- 
copo  non  praebuerit'*.  Ja  ein  Diakon ,  welchem 
ein  Pfarr-Amt  verliehen  worden  ist ,  ehe  er  den 
ordo  presbyteralls  erworben  hat,  Bd.  II.  S.  482, 
ist  nicht  nur  berechtigt,  sondern  auch,  wie  jeder 
andere  Pfarrer,  Bd.  II.  S.  29Ö  und  unten  unter 
III.,  verpflichtet,  das  Predigtamt  auszuüben,  vgl. 
Pignatelli  oonsult.  can.  IV.  206.  n.  7. 

8  S.  0.  S.  432.  4U. 

«  S.  0.  S.  432.  444  und  conc.  Trid.  V.  c.  2  de 
ref.  (s.  unten  Anm.  9). 

fi  S.  o.  S.  446. 

^  Als  der  Papst  im  Mittelalter  noch  Legaten 
aussendete ,  konnte  er  daher  auch  durch  diese  in 
deren  Provinzen  predigen  lassen. 

7  Und  zwar  sogar  wider  Willen  der  Regulä- 
ren,  s.  die  Gongr.  episcop.  1686  bei  Barbosa 
J.  E.  U.  I.  13.  n.  6;  Pignaielli  1.  c.  n.  63; 
Ferraris  1.  c  n.  22;  Benedict.  XIV.  de  syn. 
dloec.  IX.  17.  n.  7. 


9  So  auch  die  Co  ngr.  episc.  v.  1614,  Ferraris 
1.  c.  n.  22. 

«  Vgl.  Trid.  SesB.  V.  c.  2  de  ref. :  „Quia  vero 
christianae  reipubllcae  non  minus  necessaria  est 
praedicatio  evangelii  quam  lectio  et  hoc  est  prae- 
cipuum  episcoporum  munus,  statuit  et  decrevlt 
cadem  sancta  synodus  ,  omnes  episcopos ,  archi- 
episcopos,  primates  et  omnes  alios  ecclesiarum 
praelati  teneri  per  sc  ipsos ,  si  legitime  impodjti 
non  fuerint,  ad  pracdicandum  s.  Jesu  Christi 
evangelium^  Ausser  den  praelati  nullius  gehören 
also  hierher  die  praelati  cum  iurisdictione  quasi 
cpiscopali  und  die  Rlosterprälaten,  wie  die  Aebte, 
welche  eine  Klostergemeinde  zu  leiten  haben, 
Bd.  II.  8.343  ff.  371. 

10  Ausser  diesen  auch  die  Misslons-  und  Suk- 
kursal-Pfarrer,  Bd.  II.  S.  294.  n.  1  n.  S.  363; 
die  Verweser  von  Pfarreien,  Bd.  II.  S.  324  und 
die  Inhaber  von  Seelsorge-Kaplaneien. 

11  In  Baiern  gicbt  es  in  6  Städten  Stellen 
für  8.  g.  selbstst'andige  Prediger,  Stadtpfarr- 
prodiger, welche  in  Folge  der  Säkularisation  ge- 
gründet sind,  und  auf  welche  die  vom  König  pra- 
sentirten  Geistlichen  unter  Ertheilung  der  missio 
canonica  vom  Ordinarius  fest  angestellt  werden, 
8  t in  gl,  Bestimmungen  des  bayer.  Staats  üb.  d. 
Verwaltg.  d.  kath.  Pfarr- Amtes.  Mfinohen  1879. 
S.  272;  Silbernagl,  Verfassg.  sammtl.  Reli- 
gion sgenossenschaften  In  Bayern.  %  Aufl.  S.  256. 

Ferner  gehört  auch  hierher  das  officium  oon- 
cionatoris  apostolici  (für  Predigten  Im  palatiLom 
apostolicum),  welches  nach  const  Benedict.  XIV. : 
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firivm  ^  flbertragen  ist, — den  Bischöfen  insofern  gleich,  als  sie  ihr  Recht,  zu  predigen, 
ebenfalls  ohne  weitere  Voraussetzungen  innerhalb  ihres  Amtssprengeis  oder  inner- 
halb der  ihrer  Leitung  unterstehenden  Kirchen  ^  oder  in  den  Kirchen,  für  welche  sie 
angestellt  sind',  bez.  deren  Bezirken  ansflben  dürfen. 

Im  Uebrigen  ist  ein  Priester  nur  berechtigt  zu  predigen ,  wenn  der  Ordinarius, 
also  der  Bischof  oder  der  praelatus  nullius^  des  betreffenden  Bprengels,  keinen  Wi- 
deraprneh  erhebt^,  und  dasselbe  muss  auch  von  denjenigen  Amtstrftgem  gelten,  welche 
innerhalb  bestimmter  Kirchen  oder  bestimmter  Bezirke  zu  predigen  berufen  sind,  so- 
fern sie  dies  ausserhalb  derselben  zu  thun  beabuchtigen  ^,  widrigenfalls  der  Ordinarius 
mit  arbiträren  Censuren  und  Strafen  gegen  sie  einzuschreiten  befugt  ist^. 

Der  Ordinarius  soll  in  der  Lage  sein ,  die  Tauglichkeit  des  Priesters  zu  prflfen. 
Deshalb  darf  der  letztere  nicht  mit  dem  Predigen  beginnen  und  einen  etwaigen 
Widerspruch  des  ersteren  abwarten ,  er  hat  vielmehr  vorher  von  demselben  die  Er- 
laubniss  einzuholen^.  In  der  Ertheilung  der  Erlaubniss  liegt  einmal  die  Approbation^, 
d.  h.  die  TaugUchkeitserklärnng ,  zweitens  aber  auch  eine  Ermächtigung  zum 
Predigen  insofern,  als  dadurch  festgestellt  wird,  dass  der  Ordinarius  gegen  die  Aus- 
llbnng  der  Predigt  seitens  des  betreffenden  Priesters  in  der  Diöcese  nichts  zu  erinnern 
habe,  aber  keineswegs  die  Ertheilung  des  Rechtes  auf  ungehinderte,  beliebige  und 
freie  Ausflbung  der  Predigt  in  allen  Barchen  der  Didcese  oder  auch  nur  des  Bezirkes, 
ftlr  welchen  etwa  die  Ermächtigung  gegeben  ist,  —  mit  anderen  Worten,  die  Ucentia 
bedeutet  nur  soviel,  dass  jeder,  welcher  das  Recht  hat,  einem  Priester  das  Predigen 
zu  gestatten ,  ihn  dazu  zu  berufen  oder  damit  zu  beauftragen ,  befugt  ist ,  einen  der- 
artig ^^  ermächtigten  Priester  zum  Predigen  auszuwählen,  und  dass  der  letztere  unter 


Inclytam  ▼.  2.  März  1743,  eiusd.  bull.  1,  109, 
stets  einem  Professen  aus  dem  Kapaziner-Oiden 
fibertngen  werden  soll. 

1  Diese  kommen  gleichfalls  in  Bsieru  vor,  s. 
die  Citate  i.  d.  Tor.  Anm. 

'  Wie  die  piaelatl  cum  iurisdictione  qnasi 
episcopalls ,  welehe  nicht  praelati  unlllns  sind. 

3  Wie  die  Stadtprediger  und  die  Pradikatnr- 
Beneilzisten. 

4  Ferraris  s.  t.  praedicatio  n.  33  ff. 

^  Tiid.  Sess.  XXIY.  c.  4  de  ref. :  ,,NaUuB  antem 
sseoularis  sive  regularis ,  etiam  in  ecclesiis  sno- 
rum  ordinum  contradioeiite  eplscopo  praedioare 
pTsesnmat". 

0  Denn  nur  soweit  seine  amtlichen  Fnnktionen 
reichen,  ist  ein  solcher  Priester  zum  Predigen  er- 
mächtigt, im  übrigen  steht  er  jedem  anderen 
Priester  gleich.  So  auch  ProY.  Syn.  Siena  von 
IBÖO,  coli.  cono.  Lac.  6,  260:  „Nemo  ex  clericis, 
ne  psrochls  quidem  exceptis,  extra  ipsorum  ec- 
elesiam  praedicationis  officium  suscipere  poterit, 
nisi  de  sul  episeopi  venia,  litteris  vel  saltem 
oxetenns  expressa ,  quam  vis  alias  approbatus  ad 
id  monns  faerit**. 

f  Denn  bestimmte  Strafen  droht  das  gemeine 
Recht  nicht  an,  s.  auch  const.  Gregor.  XVf. :  In- 
semtabUi  v.  6.  Februar  1622.  $.  6  (unten  S.  457. 
n.  3). 

s  So  ist  die  Vorschrift  des  Tridentinums  stets 
in  der  Praxis  und  Doktrin  verstanden  worden, 
weil  der  Priester  nicht  befugt  ist,  ohne  Weiteres 
lediglich  kraft  seines  priesterlichen   Ordos  das 


Lehramt  auszuüben.  Auch  spricht  Trid.  Sess. 
y.  e.  2  bei  den  Regalaren  von  der  licentia  des 
Bischofs. 

0  Das  Tridentinnm,  1.  c,  braucht  diesen  Aus- 
druck nur  für  die  Tauglichkeitserklärung  der 
Mönche  durch  ihre  Oberen :  Reguläres  vero  cuius- 
cunque  ordiuis,  nisi  a  suis  superioribus  de  morl- 
bus  et  Bcientiaexaminati  et  approbati  fuerint  ac  de 
eorum  licentia,  etiam  in  ecclesiis  suornm  ordi- 
num praedicare  non  possint,  cum  qua  licentia 
personaliter  se  coram  eplscopis  praesentare  et  ab 
eis  benedictionem  petere  teneantnr,  antequam 
praedicare  indpiant".  Die  Gongr.  conc. ,  Ri  ch  - 
ter,  Tridentinnm  S.  22.  n.  6.  7,  und  die  Dok- 
trin, vgl.  Ferraris  1.  c.  n.  32 brauchen  :  appro- 
batio  als  identisch  mit  licentia.  Korrekt  druckt 
sich  dagegen  Siena  (s.  o.  Anm.  6)  aus,  ebenso 
Auch  1851,  coli,  cit,  4,  1203:  „sacerdoti  vero 
allenae  dioecesis  bene  noto  aut  commendatitiis 
litteris  mnnito  et  ad  praedicationem  approbato 
semel  aut  iterum  conclonem  permittere  possint 
parochi'*'. 

10  Mehrfach,  s.  Barbosa  de  off.  parochi  1. 14. 
n.  8;  Ferraris  s.  v.  paroehus  art.  II.  n.  79  wird 
behauptet,  dass  der  Pfarrer  einem  ihm  bekannten, 
nicht  ermächtigten  Priester  wenigstens  ein  oder 
zweimal  das  Predigen  in  seiner  Kirche  gestatten 
darf.  Das  Tridentfnum  macht  aber  eine  solche 
Ausnahme  nicht.  Auch  einzelne  neuere  franzo- 
sische Provinzialsynoden  verbieten  dies  ausdrück- 
lich, s.  coli.  conc.  Lac.  4,271.  525,  Toulouse 
1850, 1.  0.  p.  1065 ,  sogar  bei  Strafe  der  Suspen- 
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dieser  Voraasaetzung  berechtigt  ist^  von  seiner  Befilhigang  and  seiner  Ermtchtigiing 
Gebrauch  zn  machen  ^ 

Die  Ertheilung  der  Ermftchtigong  in  diesem  Sinne,  anch  mismo  ^  genannt,  ist  ein 
Akt  der  bischöflichen  inrisdictio.  Deshalb  kommt  das  Recht  dazu  ausser  dem  Bisolief 
auch  dem  Kapitular- Vikar,  sowie  dem  aliein  und  anssohliesslich  amtirenden  ooadiator 
und  dem  General- Vikar  ^  zu. 

Was  die  Mitglieder  der  geistlichen  Orden,  welche  Priester  sind, 
betrifft ,  so  bedurften  dieselben ,  sofern  der  Orden  flberhaai»t  ein  auf  Ausfibong  des 
Predigtamtes  gehendes  Privileg  hatte,  nach  dem  mittelalterlichen  Recht  fflr  die  Predigt 
in  ihren  Kirchen  und  Häusern  wegen  ihrer  Exemtion  keiner  bisohdfliehen  Licenz, 
vielmehr  hatte  ihnen  der  Ordensobere  sowohl  die  Approbation,  wie  aneh  die  Erlanb- 
niss  und  den  bestimmten  Auftrag  zur  nftheren  Ausflbnng  des  Predigtamtes  *  an  er- 
theilen.  Bei  diesem  Rechtszustand  ist  es  auch  nach  dem  Tridentinum^  verblieboi, 
insoweit  lediglich  die  Verwaltung  der  Predigt  fflr  die  zur  Ordensgenossensehaft  ge- 
hörigen Personen  in  Frage  steht  ^. 

Wenn  sie  dagegen  in  den  K  i  r  0  h  e  n  i  h  r  e  s  0  r  d  e  n  s,  in  welchen  auch  andere  Perso- 
nen Zutritt  haben,  predigen  sollen,  so  mflssen  sie  zwar  gleichfalls  die  Approbation  und 
die  Erlaubniss  (licentia)  ihrer  Oberen  besitzen,  aber  sie  haben  sich  mit  dieser  dem  Bi- 
schof ^  persönlich  vorzustellen  und  von  ihm  die  Segnung  (benedictio)  ^  zu  erbitten*,  ehe  sie 


sioD  für  den  Pfarrei.  Der  Bischof  kann  aber  den 
Pfarrer ,  weil  os  sich  hierbei  um  einen  Akt  der 
Jurisdiktion  handelt,  für  derartii^  Fälle  zur  Zu- 
lassung ermächtigen,  und  dasselbe  kann  auch  ein 
für  allo  Mal  durch  die  Provinzialkonzilien  ge- 
schehen, 8.  die  vor.  Anm.  a.  £.  vgl.  ferner  coli, 
cit.  4,  982.  1127. 

1  Die  hier  unterschiedenen  drei  Akte,  Appro- 
bation (d.  h.  Tauglichkeitserklärung),  Ermächti- 
gung und  Berufung  zum  Predigen  können  selbst- 
verständlich äusserlich  zusammenfallen,  z.  B. 
wenn  der  Ordinarius  einen  Priester  behnfs  seiner 
eigenen  Vertretung  zum  Predigen  deputirt. 

2  Venedig  1869,  1.  c.  6,  294:  „nemini  Heere 
verbum  dci  praedicare  sine  legltima  missione, 
itaque  sine  episcopi  licentia  nemo  praedicare 
audeat;'*  Utrecht  1866,  1.  c  5,  807. 

3  Spezialmandat  erscheint  für  denselben  nach 
den  Ausfüllrungen  Bd.  II.  S.  216  nicht  erforder- 
lich, da  die  Ertheilung  der  licentia  nicht  wichti- 
ger als  die  approbatio  der  Beichtväter  und  die 
Abhaltung  des  Pfarr-Konkurses  ist  Nach  Pig- 
natelli  l.  c.  u.  55  hat  die  Congr.  conc.  1649 
zwar  entschieden,  dass  der  Vikar  praesente  ordi- 
nario  die  Prediger  nicht  doputiren  kann,  das  be- 
zieht sich  indessen  nicht  auf  die  Ertheilung  der 
licentia,  s.  auch  unten  S.  461. 

^  Diese  drei  verschiedenen  Akte  (s.  o.  S.  455) 
lassen  sich  auch  hier  wie  bei  dem  Bischof  schei- 
den. So  war  z.  B.  ein  mit  der  Approbation  und 
Licenz  des  Oberen  versehener  Reguläre  früher  be- 
rechtigt ,  auf  Aufforderung  des  Pfarrers  in  einer 
Pfarrkirche  zu  predigen,  S.  453.  n.  4. 

^  Denn  dasselbe  regelt  an  den  oitirten  Stelleu 
blos  die  Verhältnisse  der  kirchlichen  Säkular-, 
nicht  der  internen  Oidensverwaltung.  Diese  Auf- 
fassung wird  bestätigt  durch  die  const.  Clemens* 


X.;  Superua  v.  21.  Juni  1670  5-3  (Richter, 
Tridentinum  S.  544) :  ^et  huiusmodi  benedieüo- 
nem  (s.  o.  S.  456.  u.  9  und  nachher  oben  Im  Text) 
teneri  etiam  reguläres  petere,  si  in  quibuscunque 
oratoriis  suis  ordinis  sermonem  coram  populo  vel 
in  ecclesiis  (welche  an  sich  dem  Volk  geöffnet 
sind)  aut  ad  crates  monasteriorum  sanctimonia- 
lium  eorum  iurisdictloni  subiectarum,  licet  elau- 
sis  ianuis  et  nullus  saecularis  ibi  interoessit,  ha- 
bere volnerint''.  Das  ist  auch  unbestritten,  und 
für  den  zuletzt  erwähnten  Fall  aasdrücklich  von 
der  Congr.  eonc  1752,  Boulx,  traet.  de  iure 
regul.  ed.  II.  2,  266 :  „An  ad  oratea  eoclesiae  ee« 
collocutoril  aut  alibi  liceat  commlBsario  monia- 
lium  sermonem  aut  conciones  habere  ad  monialea 
sine  episcopi  licentia?  Affirmative  pro  solis  mo- 
uialibus  et  clausis  ianuis^  die  blschöfliclie  Er- 
laubniss für  überflüssig  erklärt. 

^  Also  z.  B.  in  der  für  die  Laien  verschlösse- 
nen  Klosterkirche. 

7  Gleich  steht  dem  Bischof  der  praelatu^  nul- 
lius, Ferraris  l.  c.  n.  34.  35. 

8  Trid.  Sess.  V.  c  2  cit, ,  s.  o.  S.  465.  u.  9 ; 
Gregorii  XVI.  c^nst.  Inscrutabili  v.  5.  Februar 
1622.  S.  3,  Richter,  Tridentinum  S.  540.  Das 
gilt  auch  für  den  Anm.  6  a.  E.  gedachten 
Fall  der  Predigt  für  Nonnen ,  welche  unter  der 
Jurisdiktion  desselben  Ordens  stehen,  denn  die 
cit.  Entsch.  der  Congr.  d.  conc  bezieht  sich  nur 
auf  die  Erlaubniss,  und  hat  in  Betreff  der  Bene- 
diktion die  Vorschrift  der  oonst.  Clem.  X.  nicht 
berührt. 

9  Für  grosse  Diöcesen  hat  die  Congr.  cona  den 
Bischöfen  empfohlen ,  einen  Delegaten  mit  der 
Ertheilung  der  benedictio  zu  betimuen  oder  den 
vicarius  foraneus  dazu  zu  ermächtigen,  Pigna- 
telli  oons.  can.  IV.  206.  n.  67. 
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mit  dem  Predigen  ^  beginnen  dflrfen  2,  widrigenfalls  der  Biaobof  als  pApstiieher  Dele- 
gat mit  arbiträren  Strafen  nnd  Censaren  gegen  sie  vorgehen  darf  ^ 

Erkiflrt  sieb  der  Biscbof  auf  ihr  Ansneben  nieht,  so  sind  sie  nieht  gehindert ,  zn 
predigen^. 

Andererseits  ist  aber  der  Kschof  berechtigt;  der  Ansflbang  des  Predigiamtes  zu 
widersprechen ,  nnd  damit  gilt  dem  betreffenden  Regalaren  die  ErmAohtignng  zum 
Predigen  yerweigert^.  Die  Bechtswirksamkeit  des  Widerspruchs  ist  zwar  nicht  davon 
abhingig^,  dass  er  ans  einem  gerechtfertigten  and  vernünftigen  Grande  erhoben 
worden  ist ,  wohl  aber  soll  der  Biscbof  ihn  nar  anter  dieser  Voraassetzang  geltend 
machen^,  nnd  er  ist  femer  verpflichtet,  anf  Beschwerde  dem  römischen  Stahle^,  wenn 
auch  nicht  den  Ordensoberen,  die  Gründe  seines  Widersprachs  anzogeben  ^. 

Vor  seiner  Entschliessnng  und  behnfs  Fassang  derselben  ist  der  Bischof  zwar 
nicht  befhgt ,  den  Regalaren  einer  Prüfung  za  nnterwerfen  *® ,  dagegen  kann  er  von 
demselben  die  vorgäogige  Ableistung  der  professio  fidei  fordern  ^^ 

Juristisch  hat  das  eben  besprochene  Erforderniss  der  Nachsuchung  der  bene- 
dietio  keine  andere  Bedeutnng  als  die  der  Einholung  einer  Licenz  des  Bischofs  ^2,  denn 


I» 


I 


1  Dahin  gehört  anch  die  Auseinandersetzung 
der  h.  Geheimnisse  und  die  Aussprechung  from- 
mer ErmahnEDgen  an  die  Oläuhigen  bei  dei  Be- 
dtation  des  Rosenkranzes,  Gougr.  conc.  bei  Pi  g- 
natelli  cons.  can.  I.  407. 

3  Das  aehieibt  Sess.  Y.  e.  2  cit  ausdrüoklich 
▼or.  Andererseits  genügt  aber  die  einmalige 
Naeb8ii<;hnng,  selbst  wenn  der  Regalaro  f  Qr  einen 
bestimmten  Zeitraum,  z.  B.  während  der  Qnadra- 
gesima  von  seinen  Oberen  znm  Predigen  bestellt 
ist,  und  in  Folge  dessen  eine  Reihe  ron  Predigten 
ZV  halten  hat. 

3  Gonst.  Gregor.  XVI. :  Inscrutabili  oit.  $.  6, 
Richter,  Tridentlnum  S.  541 :  ,,Ac  demum  ha- 
beat  episeopos ,  tamqium  dictae  aedis  delegatus 
anetoritatem  coercendi  ac  pnniendi  qaoscmique 
exemptos  tarn  saecnlaies  qnam  reguläres ,  qui  in 
alienis  ecdeails  aut  quae  snorum  ordinum  non 
snnt,  absque  episeopi  licentia  et  in  ecclesiis  suis 
aut  suorum  ordinum  non  petita ilUus  benedictione 
aut  ipso  contradicente  praedicare  praesumpserint, 
ita  nt  episeopi  in  suprascriptis  caslbns  in  prae- 
nominatas  personas  in  praemissis  Omnibus  et  sin- 
golis  aut  eirca  ea  quoque  modo  delinquentes, 
qnotiee  et  quando  opus  fuerit ,  etiam  extra  yisi- 
tationem  per  censnras  ecclesiasticas  aliasque  poe- 
aas  uti  elusdem  sedis  delegati  procedere  om- 
nemque  iurisdictionem  exercere  libere  et  licito 
Taleant". 

*  Gonst.  Olem.  X.  cit  ^  3 :  ;;Regulares  qui  in 
ecelesüs  soi  ordinis  praedicare  Toluerint ,  teneri 
ab  episcopo  dioecesano  benedictionem  petere ; 
praedicare  tarnen  posse,  quamvis  non  obtinuerint", 
denn  dann  ist  dem  Erforderniss  des  Tridentinnms 
(Sess.  XXIV.  c  4  dt.  s.  o.  8.  455.  n.  5),  dass 
der  Bischof  nicht  widersprochen  haben  mnss,  ge- 
nügt 

^  L.  c. :  „Quodsi  episcopus  benedictionem  ne- 
dum  non  coneeaserit  et  etiam  oontradixerlt  neo  in 
praedictig  quidem  ecclesiis  licere  regularibus 
praedicare  eosqne  oontravenientes  ab  illo,  tan- 
qnam  sedis  apostolicae  delegato,  censuris  aliisque 


poenis  ecciesiasticis  in  vim  const.  fei.  rec  Gre- 
goril  XVI.  praedecess.  nostri  incipientis  Inscruta- 
bili .  .  coerceri  et  puniri  posse'^,  s.  Anm.  3. 

^  Wenn  der  Regalare  diesen  nicht  beachtet, 
kann  er  also  vom  Bischof  bestraft  werden,  s.  vor. 
Anm. 

"^  Gonst.  cit.  nach  der  Anm.  5  angeführten 
Stelle :  „Episcopnm  tamen  absqne  iusta  et  ratio- 
uabili  causa  contradicere  non  debete^. 

s  Also  der  Gongr.  episc.  et  reg.  oder  auch  der 
Gongr.  conc,  welche  hier  beide  rom  Papst  depu- 
tirt  weiden  Icönnen. 

0  So  die  Gongr.  conc. ,  Pignatelli  consult. 
can.  IV.  cons.  QlSö.  n.  68  u.  Ferraris  l.  c  n.  73. 
Darauf  führt  auch  die  Analogie  bei  verweigerter 
Approbation  zur  Beichte,  s.  o.  S.  97.  n.  8. 

10  Denn  diese  haben  nach  dem  Tridentlnum 
die  Ordensoberen  vorzunehmen,  so  auch  die 
Gongr.  episc.  bei  Ferraris  1.  c.  n.  81. 

11  Wenngleich  die  const.  Pii  IV. :  In  sacro- 
sancta  b.  Petri  v.  10.  November  1564  (Richter, 
Tridentlnum  S.  573)  die  Pflicht  zur  Ableguiig 
dieser  professio  (s.  Bd.  III.  S.  220)  nur  den  Dela- 
toren ,  Magistern  nnd  Lehrern  an  Schulen  aller 
Art  auferlegt,  so  ist  doch  Jeder  Prediger  auch 
im  weiteren  Sinn  Lehrer,  und  daher  Icann  der 
Bischof,  welcher  die  Predigt  des  reinen  katholi- 
schen Glaubens  zn  überwachen  hat,  auch  von  sol- 
chen die  professio  fordern,  so  auch  die  congr.  conc. 
s.  Ferraris,  fldei  professio  n.  4.  22.  Uebrigens 
ist  eine  solche  Pflicht  durch  die  Provinzlal-Sy- 
noden,  s.  Neapel  1699,  coli.  conc.  Lac  1,  159; 
Gran  1858,  1.  c.  6,  16;  Auch  1851,  1.  c.  4,  1173; 
den  zum  Predigen  bestimmten  Welt-  und  Re- 
gulär-Geistlichen, oder  auch  durch  die  Diöcesan- 
synoden,  Neapel,  1882,  Arch.  f.  k.  K.  R.  50,  383, 
den  Fastenpredigem  auferlegt.  Nach  der  letz- 
teren können  aber  die  Regulären  die  professio 
vor  ihren  Oberen  ablegen  und  brauchen  dem 
Bischof  blos  eine  Bescheinigung  darüber  beizu- 
bringen. 

12  S.  auch  S.  458.  n.  4. 
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ihre  ansdrflckliche  Oewährang  ist  (abgesehen  von  dem  einen  vorhin  erwähnten  Fall) 
Voraussetzung  der  Ausübung  des  Rechtes  zum  Predigen.  Der  unterschied  besteht  darin, 
dass  diese  Art  der  Licenz  nur  insoweit  erforderlich  ist  und  wirkt,  als  sie  sich  nicht  auf 
die  Predigt  ftir  die  Angehörigen  des  Ordens  bezieht ,  und  dass  sie  durch  ein  konkln- 
dente  Handlung,  die  Segnung,  oder  durch  Unterlassung  jeglichen  Widerspruchs  er- 
theilt  wird.  Die  Vermeidung  der  Bezeichnung:  licentia  im  Tridentinum  erkllrt  sich 
oJSenbar  daraus,  dass  man  wenigstens  der  Form  nach  die  Rechte  des  Bischofs  gegen- 
über den  ezimirten  Orden  für  den  hier  fraglichen  auf  der  Grenzlinie  zwischen  der 
internen  Ordensverwaltnng  und  der  Diöcesanverwaltung  liegenden  Fall  möglichst  ge- 
ring hat  erscheinen  lassen  wollen. 

Endlich  ist  der  Bischof  nicht  befugt,  schlechthin  und  allgemein  den  Regnlaren 
das  Predigen  in  ihren  Kirchen  zu  verbietend 

Für  die  Ausübung  des  Predigtamtes  ausserhalb  der  Kirchen  ihres  Or- 
dens^, also  nicht  nur  in  den  Säkular-,  sondern  auch  in  den  Kirchen  eines  anderen 
Ordens  als  des  eigenen',  bedürfen  die  Regularen  abgesehen  von  der  Approbation  und 
Ermächtigung  ihres  Ordensoberen  stets  der  gratis  zu  ertheilenden  licentia  (Erlanbniss) 
desjenigen  Ordinarius^,  in  dessen  Diöcese  sie  predigen  wollen.  Andernfalls  kann 
derselbe  mit  Strafen  und  Censuren  gegen  sie  einschreiten^. 

Vor  der  Gewährung  der  Ermächtigung  ist  der  Ordinarius  in  diesem  Falle  nicht 
nur  befugt,  die  Ablegung  des  Glaubensbekenntnisses^  von  ihnen  zu  verlangen  ,  son- 
dern sie  auch  einer  Prüfung  in  Bezug  auf  reine  Lehre  zu  unterwerfen  7. 

In  Folge  der  bischöflichen  Ermächtigung  ist  der  betreffende  Reguläre  befugt, 
unter  denselben  Voraussetzungen,  wie  der  Säkularpriester  (s.  o.  S.  455],  von  seinem 
Recht  zum  Predigen  Gebrauch  zu  machen  ^. 

Die  gedachten  Vorschriften  über  die  Regularen  und  Exemten  kommen  nur  zur 
Anwendung,  wenn  das  päpstliche  Privileg  derselben  zum  Predigen  unzweifelhaft 
feststeht.  Ist  dies  in  Betreff  eines  Ordens  oder  einer  Genossenschaft  (s.  B.  einer 
solchen  von  Weltpriestem) ,  oder  in  Betreff  des  einzelnen  Geistlichen  hinsichtlich 


*  Gonst.  dem.  X . :  Snpenia  cit.  §.  3 :  „Noii 
posse  tarnen  episcopum  generatim  prohibere  re- 
gularibuB,  quin  in  ecciesiis  auorum  ordinaroprae- 
diceTit'^.  Ein  derartiges  Verbot  ist  nichtig.  Die 
Regularen ,  welche  die  erforderliche  Benediktion 
erbalten  haben,  können  also  weiter  predigen. 
Wird  demnach  eine  solche  einzelnen  später  da- 
rum nachsuchenden  lediglich  wegen  des  gene- 
rellen Verbotes  verweigert,  so  liegt  darin  kein 
rechtlich  gültiger  Widerspruch  des  Ordinarius  und 
der  Regalare  gilt  als  zum  Predigen  ermächtigt, 
B.  S.  467.  n.  4. 

2  Trid.  Sess.  V.  c  !2  cit. :  „In  ecciesiis  vcro 
qnae  snorum  ordinum  non  sunt,  ultra  licenttam 
snorum  superiorum  etlam  episcopi  licentiam  ha- 
bere teneantur,  sine  qua  in  ipsis  ecciesiis  non 
snorum  ordinum  nullo  modo  praedioare  possint. 
Ipsam  autem  licentiam  gratis  episcopi  concedant". 

8  Pignatelli  consult.  can.  IV.  206.  n.  20. 

*  Also  nicht  der  Benediktion,  welcher  hier  die 
licentia  gleich  steht.  Das  bestätigt  die  S.  457. 
dargelegte  Auffassung.  Wegen  umfangreicher 
Diöcesen  kommt  auch  hier  das  S.  456.  n.  9  Be- 
merkte in  Betracht. 


*  S.  457.  n.  3. 

«  S.  457.  n.  11. 

"^  Gonst.  dem.  X.  cit.  $.  3 :  ,,Po8se  autem  epls- 
copum  licentiam  coneessunim  regvlaribas  in  ee- 
rlesiis,  quae  snorum  ordinum  non  (dieses  ent» 
scheidende  non,  bull.  Taur.  18,  56,  fehlt  in  dem 
Abdruck  bei  Richter  S.  544)  sunt,  prsedlcare 
volentibus,  illos ,  qnamvis  ab  universitatibas  aat 
a  magistratibas  laicis  nominatos,  etlamsi  epis- 
copi antecessores  per  tempus  immemoriale  hanc 
licentiam  absqueexamincconcedere  conBUeverint, 
quoad  doctrinam  examinare,  si  ita  ipsins  arbltrio, 
quod  raoderatum  et  discretnm  esse  debet ,  visnm 
fuerit  et  licentiam  praedicandi  semel  iisdem  oon- 
cessam  ob  rationabiles  causas,  licet  oocultas,  prse- 
dicationem  conoenientes,  suspendere".  Ueber  die 
Verweigerung  der  Erlaubnlss  gilt  analeg  das  o. 
S.  457.  Bemerkte ,  ygl.  Pignatelli  1.  c.  »na. 
206.  n.  64 ;  B  o  n  i  x,  tractat.  de  iure  regnl.  %  267. 

s  Früher  konnte  er  allerdings  ohne  Weiteres, 
die  Erlaubnlss  seiner  Oberen  vorausgesetzt ,  öf- 
fentlich auf  den  Strassen  predigen  (s.  o.  S.  453. 
n.  4).   Das  ist  aber  jetzt  unpraktisch. 
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seiner  ZagebGrigkeit  in  einer  derartigen  Genossensehaft  nicht  der  Fall,  so  ist  der 
Ordinarins  niekt  nnr  berechtigt,  sondern  a«cb  verpfliohtet,  die  ErUabniss  zorückzn- 
halten  and  bei  dem  päpstlichen  Stahl  die  erforderliche  Anakunjft  einznEiehen  K 

Endlich  darf  den  qoaesiuarii,  d.  h.  denjenigen  Geistlichen  und  Mönchen,  welche 
Almosen  für  fromme  Zwecke ,  namentlich  ffir  einzelne  Orden  und  Klöster  einsammeln, 
niemals  die  ErLaubniss  zum  Predigen  ertheilt  werden  2,  und  die  Ordinarien  haben 
gegen  die  predigenden  Quästuarien,  selbst  wenn  sie  exemt  sind,  mit  allen  geeigneten 
Mitlein  (also  mit  Censuren  und  Strafen)  einauschreiten  '\ 

Die  Ermächtigung  zum  Predigen  soll  der  Bischof  jedem  Geistlichen ,  welcher 
Ketzereien  oder  Irrthttmer  predigt  oder  durch  seine  Predigten  Aergerniss  erregende 
Lehren  unter  dem  Volk  verbreitet^,  entziehen^,  gleichTiel,  ob  der  Prediger  ein  Welt- 
juriester  oder  ein  Reguläre,  und  der  letztere  blos  in  den  Kirchen  seines  Ordens  oder 
auch  ausserhalb  derselben  zu  predigen  ermächtigt  ist  ^,  femer  gleichviel ,  ob  es  sich 
nor  um  einen  zum  Predigen  ermächtigten  oder  besonders  dazu  deputirten  oder  einen 
kraft  seines  Amtes  dazu  berufenen  Geistlichen  handelt  ^. 

Ob  der  Ordinarius  im  übrigen  befogt  ist,  beliebig  die  Ermächtigung  eines 
Priesters  zum  Predigen  zurückzuziehen,  richtet  sich  nach  allgemeinen  Grundsätzen  ^. 
Soweit  die  Befugniss  auf  einem  Amte  beruht,  wird  sie  nur  gleichzeitig  durch  Ent- 
ziehung oder  Buspension  von  diesem  entzogen  werden  können^.  Wenn  aber  der  Bi- 
achof  den  Umfang  einer  Httlfsstellung  beliebig  zu  bestimmen  berechtigt  ist  oder  gar  blos 


ü 


^  Trid.  Sess.  V.  c.  2  eit. :  „CaToaut  praeterea 
epiicopl ,  ne  aliquem  Tel  eorum ,  qui  cum  siut 
nomine  regialares ,  extra  claostra  tarnen  et  obe- 
dientiam  religionum  su&rum  vivunt,  vel  presby- 
teioniiD  Baecularium.  nisi  ipsis  noti  sunt,  et  mo- 
libas  atque  doctrina  probat! ,  etlam  quornmlibet 
piiTilegioiam  praetexta  in  sua  dvitate  Tel  dloe- 
eeri  piaedicare  permittant ,  doneo  ab  ipsis  epls- 
eopia  super  ea  re  saneta  sedes  apostolioa  consii- 
latur,  a  qua  piivilegia  huiusmodl,  nisi  tacita 
veritate  et  expresso  mendacio  ab  Indignis  extor- 
qaeri  verisimile  non  est". 

2  Das  Predigen  derselben  war  schon  früher 
c.  14  (Latcr.  IV.  1215)  X.  de  poen.  V.  38;  c  11. 
^.  2  (Clem.  IV.)  in  Vlto  de  haeret.  V.  2;  Clem. 
2  de  poen.  V.  9  verboten  worden. 

'  Trid.  l.  c. :  „Quaestores  vero  eleemosynarli, 
quietiam  qnaestaarii  vulgo  dicuntur,  cuiuscanque 
conditionis  existant ,  nnllo  modo  nee  per  se  nee 
per  alium  praedicare  praesumant  et  contra  fa- 
cientes  ab  episcopis  et  ordinariis  locorum ,  privi- 
legiis  quibnscunque  non  obstantibus,  opportunis 
remedüs  omnino  arceantor'*. 

*  Trid.  1.  c. :  ^Si  vero  quod  absit,  pracdicator 
errores  ant  scandala  dissemlnaverit  in  populum, 
etiamsi  monasterio  sui  vel  alterius  ordinis  prac- 
dicet,  episcopus  ei  praedicationem  interdlcat'*. 

^  S.  ferner  noch  die  besondere  Vorschrift  1.  c : 
■jQuodai  haereses  praedicaverit ,  contra  eum  se- 
cnndum  iuris  dispositionem  aut  loci  consuetudi- 
nem  procedat,  etlanui  praedicator  ipse  generali 
vel  special!  prlvilegio  exemptum  se  esse  praeten- 
derety  quo  casu  episcopus  auctoritate  apostolica 
et  taaquam  sedis  apostolicae  delegatus  procedat". 

^  8.  Anm.  4. 


"^  Denn  das  Tridentlnum  macht  unter  den 
praedicatores  keinen  Unterschied,  und  auch  die 
ratio  legis  bedingt  diese  Auslegung.  Für  die 
Inhaber  von  Seelsorge-Aemtern  ist 
damit  eine  besondere  suspensio  vom 
Predigen  eingeführt. 

8  Sllbernagl  K.  R.  S.  406  gewährt  dem 
Bischof  diese  Befugniss  ohne  jede  Beschränkung. 
Die  von  ihm  in  Bezug  genommene  Entsch.  der 
Congr.  episc.  v.  1858,  Actas.  sed.  4,  91,  handelt 
aber  von  einem  Fall,  iu  welchem  die  Zeit  für  die 
nur  zeitlich  beschränkte  Ermächtigung  abgelaufen 
war.  Aus  Trid.  Sess.  XXIV.  c.  4,  s.  0.  S.  466. 
n.  6,  dass  Niemand  „contradicente  episcopo"  pre- 
digen soll ,  lässt  sich  die  absolute  Freiheit  des 
Widerrufes  ebenfalls  nicht  herleiten ,  da  hierin 
nur  ein  allgemeines  Prlnoip  ohne  nähere  Aus- 
gestaltung ausgesprochen  ist ,  und  sich  der  Satz 
jedenfalls  dem  Zusammenhange  nach  nicht  auf 
die  fest  angestellten  Amtsträger  beziehen  kann. 

9  Denn  der  Amtsträger  hat  ein  Recht  darauf, 
sein  Amt  in  vollem  Umfange  auszuüben,  und 
ebensowenig  wie  ihm  dasselbe  willkürlich  ent- 
zogen werden  kann ,  darf  ihm  beliebig  die  Aus- 
übung einzelner  in  demselben  liegender  Befug- 
nisse ohne  gesetzliche  Gründe  (in  Betreff  des 
Predigens  stellt  Trid.  l.  c ,  s.  Anm.  7 ,  einen  sol- 
chen auf)  untersagt  werden.  Selbst  für  die  Fälle, 
wo  der  Inhaber,  wie  z.  B.  bei  den  Sukkursal- 
Pfarreien,  ad  nutum  amovibel  angestellt  ist ,  s. 
Bd.  III.  S.  300,  wird  dies  auch  mit  der  Massgabe 
gelten ,  dass  ihm  die  Ermächtigung  zu  predigen, 
nur  mit  der  Entfernung  oder  Suspension  vom 
Amte ,  abgesehen  von  der  eben  gedachten  Aus- 
nahme des  Tridentinums ,  genommen  werden 
kann. 
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eine  Ermächtigung  sam  Predigen  ertheüt  hat,  dann  ist  er  In  der  Lage,  die  betreffende 
Erlaabnifls  jeder  Zeit  zu  widernfen^,  wennschon  er  bei  rein  wiUkttrlichem  Widerruf 
nicht  erlaubter  Weise  handelt. 

Einem  Regalaren,  welcher  die  Erlaabniss  znm  Predigen  ausserhalb  der  Kirchen 
seines  Ordens  besitzt,  ist  der  Ordinarius  berechtigt^,  die  Licenz  aus  geheimen,  aber 
gerechtfertigten,  die  Ausflbung  des  Predigtamtes  betreffenden  '  Gründen  zu  entziehen^. 
Dagegen  muss  ihm  die  Befogniss  dazu  in  Betreff  deijenigen  Regularen ,  welche  blos 
zum  Predigen  in  den  Kirchen  ihres  Ordens  von  ihm  durch  Benediktion  oder  still- 
schweigend durch  Unterlassung  des  Widerspruchs  ermächtigt  worden  sind^,  abge- 
sprochen werden®. 

Der  ordnungsgemäss  ermächtigte  Priester  ^  kann,  sofern  ihn  nicht  andere  Pflich- 
ten binden^,  in  allen  Kirchen  der  Diöcese  predigen,  falls  er  von  dem  Rektor  einer 
solchen  dazu  aufgefordert  oder  ihm  die  Erlaubniss  dazu  ertheilt  wird.  Das  Recht 
dazu  steht  dem  letzteren  zu ,  wenn  er  nur  nicht  dadurch  die  ihm  selbst  obliegende 
Pflicht  zu  predigen^,  von  sich  abzuwälzen  sucht i<^. 


1  Den  Umfang  der  Tbätigkeit  der  yoii  ilim  ge- 
sendeten Hölfspriester  kann  der  Bischof  beliebig 
bestimmen,  und  ebensowenig  erhält  der  blos  zu 
geistlichen  Amtsbandlungen  von  ihm  ermächtigte 
Priester  dadurch  ein  festes  Recht  auf  dieselben. 

Uebrigens  zeigt  sich  auch  hier  wieder  die  Noth- 
wendigkeit  der  Unterscheidung  zwischen  der  Er- 
mächtigung zum  Predigen  und  der  Deputirung 
dazu  durch  den  Bischof,  s.  o.  S.  465.  Die  Zurück- 
nahme der  ersteren  hindert  den  Betreffenden 
immer,  das  Predigtamt  weiter  auszuüben,  der 
Widerruf  der  Deputirung  aber  braucht  nicht  eine 
solche  Zurücknahme  in  sich  zu  enthalten,  wenn- 
gleich dies  der  Fall  sein  kann.  Der  mit  dem 
Gura-Instrument  yersehene  HQlfspriester,  wel- 
cher auf  8  Tage  einem  erkrankten  Pfarrer  zur 
Aushälfe  zugewiesen  wird ,  der  schon  Torher  zum 
Predigen  ermächtigte  Priester,  welchen  der  Bi- 
schof zum  Predigen  an  seiner  Statt  deputtrt  hat, 
und  dann  abberuft,  verliert  damit  seine  Ermäch- 
tigung ,  seine  licentia,  nicht. 

2  Nach  ausdrücklicher  Yoiscbrlft  der  const. 
Clem.  X.  oit.,  s.  o.  S.  468.  n.  7. 

9  Also  wegen  der  Berührung  unpassender  Ge- 
genstände in  der  Predigt,  wegen  Aufreizung  des 
Volkes  gegen  die  Weltgeistlichkeit,  wegen  Aerger- 
nisse,  welche  die  Predigt  erregt ,  denn  das  letz- 
tere kann  unter  dem  scandala  dissemlnare  des 
Tridentinums  (s.  o.  S.  459.  n.  4)  nicht  verstanden 
werden  ,  weil  hier  vorausgesetzt  wird ,  dass  das 
vom  Prediger  Vorgetragene  sich  als  scandala  dar- 
stellt. 

^  Vorläufig  muss  der  Reguläre  nach  dem  Wider- 
ruf des  Ordinarius  das  Predigen  unterlassen. 
Wegen  der  Beschwerde  gilt  das  S.  467  und 
S.  468.  n.  7  Bemerkte. 

«  S.  0.  8.  467. 

^  Denn  die  const.  Clem.  X.,  S.  468.  n.  7, 
spricht  blos  vom  Widerruf  der  lioentia,  und  diese 
Bezeichnung  wird  für  die  Ermächtigung,  welche 
der  Bischof  in  dem  hier  fraglichen  Fall  giebt, 
weder  In  der  const.  noch  im  Trid.  Sess.  V.  c.  2 
gebraucht  Ganz  abgesehen  davon ,  dass  eine 
benedictio,  die  Form,  in  welcher  hier  die  Ermäch- 


tigung zu  geben  ist,  begrifflich  nicht  widerrufen 
werden  kann,  kommt  noch  in  Betracht,  dass  mit 
der  Zurücknahme  derselben  dem  Regularen  die 
von  seinem  Ordensoberen  zum  Predigen  in  den 
Ordenskirchen  ertheilte  Ermächtigung  fortdauern, 
also  der  bischöfliche  Widerruf  nur  praktische 
Wirkung  haben  würde ,  wenn  der  Bischof  das 
Recht  besässe,  den  Ordensoberen  die  Schliessung 
ihrer  Kirchen  für  alle  nicht  zum  Kloster  gehöri- 
gen Personen  zu  befehlen.  Soweit  hat  das  Tii- 
dentinum  aber  die  Exemtion  der  Orden  nicht 
durchbrochen  und,  wie  die  blosse  Vorschrift  Über 
die  Einholung  der  Benediktion  zeigt ,  auch  nicht 
durchbrechen  wollen ,  vgL  femer  o.  S.  458i  Der 
Bischof  wird  sich  daher  in  Fällen ,  wo  Veranlss- 
sung  vorliegt,  den  Regnlaren  das  Predigen  za 
untersagen,  an  die  Oberen  desselben  wenden 
müssen,  damit  ihm  diese  die  Ermächtigung  ent- 
ziehen. 

"^  Der  Regularpriester  nur  dann ,  wenn  er  er- 
mächtigt ist,  ausserhalb  der  Kirchen  seines 
Ordens  zu  predigen,  s.  o.  S.  467. 

8  Er  also  z.  B.  nicht  als  Pfarrer  und  als  HQlfs- 
priester  eines  solchen  amtliche  Funktionen  io  der 
betreffenden  Pfarrei  zu  versehen  hat. 

»  S.  unter  III. 

10  In  Betreff  der  Regularpriester  ist  es  sas- 
drücklich  für  die  Pfarrer  anerkannt,  s.  o.  S.  453. 
n.  2.  Einzelne  Provinzialsynoden  empfehlen  so- 
gar die  Zulassung  und  Zuziehung  solcher  Priester, 
Bourges  1860,  coli.  conc.  Lac  4,  1127:  „paiochis 
caeterisque  ecclesiarum  rectoribus  fas  erit  ad- 
scire  quoslibet  sacerdotes  in  dioeoesi  approbato« 
ad  habendas  conciones ,  exceptis  tarnen  lis  qoae 
stationum  mlssionumve  nomine  nnncupantor^ ; 
Bordeaux  1860,  l.  c.  p.  603 :  „parochis  mdorum 
civitatumcommendamns,  utad  stationes  adventiu 
et  quadragesimae  non  adhibeant,  nisl  praedi- 
catores  zelo  et  pietate  oommendabiles" ;  Nen- 
Granada  1860,  1.  c.  6,  489:  „  .  .  .  obsecramos 
sacerdotes,  . .  .  ut  postquam  a  nobis  vel  a  vicazüs 
nostris  geueralibns  ad  praedicationis  mnnusobeun- 
dum  fuerint  admissi,  studlosisslmi  de  aetens 
animarum  salute  se  demonstrent .  .  .  nt  diligen- 
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Der  Ordinarius  ist  aber  aach  kraft  seiner  Jurisdiktion  Aber  die  Diöeese  berech- 
tigt, einen  Priester  mit  der  Predigt  in  einer  dem  öffentlichen  Gottesdienst  gewidmeten 
Kirche  an  beanflragen^  nnd  zwar  nnabhilngig  von  dem  Bdttor  derselben,  sofern  nicht 
das  Beeht  des  letzteren  anf  die  Ansflbung  des  Predigtamtes  '  dadurch  geschmälert 
wird  2,  also  namentlich  fOr  die  Pfarrer  Httlfsgeistliche  >  weiche  neben  der  Anshfllfe 
in  den  flbrigen  Funktionen  aneh  für  denselben  £u  predigen  haben,  zu  depntir^i^.  In 
diesen  Fallen  leitet  der  beauftragte  Geistliche  sein  Recht  aus  dem  Jnrisdiktionsakt 
des  Ordinarius  her  ^. 

Wenn  der  Bischof  an  der  Erf&Uung  des  ihm  obliegenden  Predigtamtes  gehindert 
ist,  hat  er  nicht  blos  das  Becht,  sondern  auch  die  Pflicht,  zu  seiner  Vertretung  in  dem- 
selben  einen  geeigneten  Priester  zu  ernennen  ^.  In  diesem  Falle  handelt  er  nicht  in  Aus- 
fibung  seiner  bischöflichen  Jurisdiktion,  weil  er  nicht  Anordnungen  Aber  die  Ausdbung 
des  Predigtamtes  trifft ,  sondern  sich  blos  für  die  ihm  au  sich  persönlich  obliegende 
Funktion  einen  Substituten  bestellt^.  Dies  ist  lediglich  seine  persönliche  Angelegen- 
heit, und  da  ihn  der  General -Vikar  nur  bei  Ausübung  der  Jurisdiktion  vertritt,  so 
kann  der  letztere  eine  solche  Substitution  oder  Deputirung  nicht  vornehmen  ^.  Eben- 
sowenig hat  das  Domkapitel  eiu  Recht,  dabei  mitzuwirken^,  ja  jede  unvordenkliche 
Gewohnheit,  dass  ein  anderer  den  Prediger  an  der  Kathedrale,  welcher  den  Bischof 
in  der  gedachten  Beziehung  zu  vertreten  hat,  auswählt  oder  vorschlägt,  ist  gegenüber 
der  positiven  Vorschrift  des  Konzils,  welches  alle  entgegenstehenden  Privilegien  und 
Gewohnheiten  beseitigt,  ausgeschlossen^. 


tlos  id  valeant  praesUre  .  . .  nihil  optatlns  erit 
iiobiSy  quam  QDam  ex  ecclesÜs  qnotidianis  offlciis 
nonaddietaiDTel  parochiali  digDitate  non  insigiii- 
tam,  BacerdotalibQs  eorum  BollicitaditilbuB  ad- 
atgnare'*. 

1  Wie  z.  B.  des  PCanen,  b.  unter  III. 

<  Für  die  Pfarrkixehen  Ist  dies  in  Betreff  der 
Mönche  ansdracklieh  anerkannt,  s.  S.  453.  n.  2. 
In  Betreff  der  Begularkirehen  bat  der  Ordinarius 
ein  solches  Beck!  nicht,  aber  die  Gongr.  conc  hat 
eine  darauf  gehende  Gewohnheit  als  gültig  aner- 
kannt, selbst  wenn  sie  auf  die  Sendung  von  an- 
deren als  Priestern  desselben  Ordens  geht,  Pig- 
natelli  1.  c  n.  43. 

3  Wo  er,  wie  in  Deutschland,  s.  Bd.  IL  S.  320, 
▼gl.  auch  noch  Yering  K.  R.  2.  Auft.  S.  608; 
&oh  n  i.  Arch.  f.  k.  K.  R.  39,  16  solche  Hülfs- 
prieater  ernennt.  Die  hier  üblichen  Gura-ln- 
Btramente  fSi  diese ,  s.  o.  S.  89.  n.  4,  enthalten 
zogleieh  die  Ermächtigung  zum  Predigen. 

4  Der  Hülispriester  hat  dasselbe  aber  neben 
dem  Plaxxer  blos  unter  dessen  Leitung  und  nach 
deaeen  Anweisung  auszuüben,  Bd.  III.  8.  233. 

6  Trid.  sess.  XXIY.  e.  4  de  ref :  „Praedica- 
tionia  raonus ,  quod  episeoporum  praedpnum  est 
euplena  e.synodus,  quo  frequentius  possit  ad  flde- 
lluni  aalntem  exerceri ,  canones  alias  super  hoe 
editoa  aub  feL  rec.  Paulo  III.  (d.  h.  Sess.  V.  o.  2 
de  ref.)  aptius  praesentium  teraporum  usui  ac- 
«ommodando,  mandat,  ut  in  eoolesia  sua  ipsi  per 
ae,  ani  ai  legitime  impediti  f nerint,  per  eos,  quos 
a4  praedicatloiiis  mnnus  assument,  in  aliis  antem 
eedeaiia  per  paroehos,  sIto  üs  impeditis,  per  alios 
ab  epiacopisimpenstaeomm,  qui  easpraestareTel 
tenentur  vel  solent,  deputandos  in  civitate  aut  iu 


quacuiique  parte  dioecesis  ceusebunt  expedire, 
saltem  Omnibus  dominicis  et  solemnibus  diebus 
festis,  tempore  autemieiuniorum,  quadragesimae 
et  adventus  domtni,  quotidie  yel  saltem  tribus 
in  hebdomada  diebus ,  si  ita  oportere  duxerint, 
sacrsa  scripturas  diYlnamque  legem  annuneient, 
et  alias ,  quotiescunque  id  opportune  fleri  posse 
iudicaTerint^. 

0  Daher  unterscheidet  auch  Trid.  Sess.  1.  c. 
zwischen  dem  assumere  nnd  deputare.  In  Ueber- 
einstimmung  mit  dieser  Auffassung  hat  die  Gongr. 
episc.  1699  entschieden  ,  dass  der  von  der  iuris- 
dictio  episcopalis  auf  Zeit  suspendirte  Bischof, 
demein  apostolischer  Vikar  bestellt  ist,  trotzdem 
seinerseits  die  Substitution  yorzunehmen  habe, 
F  e  T  r  a  r  1  s  1.  c.  n.  42.  Ist  der  betreffende  Priester 
Torher  noch  nicht  zum  Predigen  approbirt  und 
erm&chtigt  gewesen  ,  so  liegt  beides ,  also  auch 
die  Ausübung  eines  Jurisdiktionsaktes,  zugleich 
in  der  Substitution. 

f  8.  466.  n.  3.  Wenn  die  dort  citirte  Ent- 
scheidung dies  auf  die  Gegenwart  des  Bischofs 
beschrankt,  so  ist  damit  nicht  gesagt,  dass  der 
Oeneralvikar,  welcher  nicht  Vertreter  des  Bischofs 
in  Betreff  der  Lehrrollmacht  ist,  dies  in  Ab- 
wesenheit des  Bischofs  thun  könnte.  Er  ist  höch- 
stens kraft  der  bischöflichen  Jurisdiktion,  um 
auch  für  die  Verwaltung  des  Prodi gtamtes  Sorge 
zu  tragen,  befugt,  Prediger  zu  deputiren,  welche 
aber  dann  nicht  als  Substituten  des  Bischofs  zu 
betrachten  sind. 

B  Das  Konzil  erwähnt  auch  dieser  Mitwirkung 
nicht.  So  auch  die  Gongr.  oonc.,  Pig natelli 
L  c.  n.  43. 

9  So  nach  der  Praxis  der  Gongr.  conc. ,  Pig- 
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Vor  dem  Eoii2il  hatte  sloh,  so  nacmentiich  in  Italien,  die  Bitte  gebildet,  dass  Kom- 
munen «  Universitäten ,  Fflrsten  nnd  andere  grosse  Herren  neben  den  r^eknAssigen 
Seelsorgern  nnter  Zustimmung  der  Bischöfe  besondere  Prediger  vorllbergehend ,  vor 
Allem  ftlr  die  Fastenzeit ,  gegen  Zahlung  einer  eleeraosyna  oder  eines  Stipendinmfl 
zum  Predigen  veranlassten.  Daraus  haben  sich  PräsentaMons-  oder  Yorschlagsrechte 
in  Betreff  solcher  Geistlichen  entwickelt  * ,  da  kirchlicherseits  kein  Interesse  rorlag, 
gegen  eine  solche  Vermehrung  der  Predigerkräfte,  deren  Kosten  der  Kirche  nicht  zur 
Last  fielen,  einzuschreiten  2. 

Dieses  Vorschlags-  oder  Präsentationsrecht  stellte  sich  als  Beschränkung  des  an 
sich  zum  Predigen  verpflichteten  Bischofs  oder  sonstigen  Amtsträgers  in  der  Auswahl 
seines  Substituten  oder  in  der  Bestimmung  der  vom  Ordinarius  kraft  seiner  Juris- 
diktion zu  beauftragenden  Prediger  oder  endlich  in  der  Wahl  der  Personen ,  welche 
der  leitende  Geistliche  einer  Kirche  zum  Predigen  aufforderte  oder  zuliess,  dar.  Falls 
der  erwählte  Geistliche  noch  nicht  die  Ermächtigung  zum  Predigen  hatte ,  oder  fflr 
gewisse  Arten  von  Predigten ,  wie  z.  B.  die  Fastenpredigten,  durch  partikuläre  An- 
ordnung die  Einholung  einer  besonderen  Ermächtigung  vorgeschrieben  war,  be- 
durfte es  seit  dem  Tridentinnm  stets  in  allen  gedachten  verschiedenen  Fällen  einer 
Präsentation  an  den  Ordinarius,  um  die  erforderliche  Ermächtigung  nach  stattge- 
habter  Prüfung  und  Approbation  für  ihn  zu  erlangen  \ 

Alle  derartigen  Rechte ,  soweit  sie  durch  unvordenkliche  Verjährung  begrflndet 
waren ,  und  sich  nicht  auf  eine  Beschränkung  der  vom  Bischof  selbst  vorzunehmen- 


iiatelll  ].  c.  n.  32ir. ;  Ferraris  n.  43fr.  So- 
weit aber  eine  solche  Gewohnheit  blos  dahin 
gegangen  ist,  dass  das  Kapitel  an  bestimmten 
Festtagen  (abgesehen  von  dem  bischöfliohen  Pre- 
diger und  Stellvertreter)  noch  einen  anderen 
QelstUeben  xum  Predigen  aufgefordert  hat,  Ist 
sie  nicht  beseitigt,  Congr. conc.  hei  Pignatelli 
l.  c.  n.  61. 

1  Die  in  den  vorangehenden  Anmerkungen 
citlrten  Entscheidungen  d.  Congr.  conc.  betreffen 
derartige  Yerhältnisse ,  auch  erwähnt  ihrer  noch 
das  Prov.  Konz.  v.  Benevent  1725,  coli.  conc. 
l.ac.  1,  25. 

*^  Um  so  weniger,  als  es  sieh  hierbei  auch  viel- 
fach um  Kirchen  handelte,  welche  im  Eigenthum 
der  betreffenden  Korporationen  oder  Fürsten 
standen. 

3  Darauf  beruht  es  oflTenbar ,  dass  nach  fester 
Praxis  der  Congr.  conc.  die  Präsentationsschreiben 
an  den  Bischof  nicht  lauten  dftrfen:  eligimus^  de- 
putamtu  ac  tUdum  ae  deputatum  decla^amus, 
sondern  blos  die  Formel :  nomifMmus  et  praesen' 
tamus  f Qr  statthaft  erachtet  wird ,  Pignatelli 
1.  c.  n.  54;  Richters  Tridentinnm  S.  22.  n.  10, 
denn  die  Ermächtigung  hat  nur  der  Ordinarius, 
nicht  der  Pr&sentationsberechtigte  zu  geben. 
Dass  es  gerade  die  Nothwendlgkeit  der  Ermäch- 
tigungist welche  in  allen  Fällen  die  Präsentation 
an  den  Bischof  bedingt ,  zeigt  auch  conc.  Benev. 
1726  cit :  „ut  quadragesimales  concionatores 
possint  ab  episcopo  ad  optatum  animarum  pro- 
fectum  probari,  universitatihus  caeterisque 
existentibus  in  quasi  possessione  praesentandi 


concionatores  ob  legitimum  praeserlptum  tempus 
episcopus  praeflgat  terminnm  ad  praesentandnm 
per  totum  diem  ss.  Epiphaniae ,  quo  elapso  et 
praesentatione  non  facta ,  ius  nominandl  pro  illa 
vice  ad  ipsum  episcopnm  devolvatur  et  nniversi- 
tates  caeterlqne  praedicti  nihilomlnus  teneantur 
expensas  suhministrare  inxta  solitum''.  Auf  der- 
selben Anschauung  beruhen  auch  die  Eni^h.  d. 
Congr.  conc,  dass,  wenn  ein  Ordensoberer,  wel- 
cher för  eine  die  eleemosyna  zahlende  Kommune 
oderUniversitötin  seiner  Regnlarkirche  predigen 
lässt,  den  auszuwählenden  Prediger  nicht  selbst 
deputlren  kann ,  d.  h.  die  bischöfliche  Ermiefa- 
tignng  für  ihn  einholen  muss,  Ferraris  s.v. 
praedioatio  n.  53,  und  dass  da,  wo  eine  regti- 
mässige  Annahme  von  Fastenpredigem  gegen 
Entrichtung  einer  dafür  hestimmten  eleeroosyui 
üblich  ist ,  bei  nicht  rechtzeitiger  Präsentation, 
fflr  welche  ein  Termin  durch  partikularrechtUebe 
Anordnung  festgesetzt  werden  kann  ,  der  Ordi- 
narius selbst  den  Prediger  bestimmt,  aber  nichts 
destowenlger  diesem  von  den  sonst  yerpfliehteten 
die  eleemosyna  zu  zahlen  ist,  Ferraris  l.  c 
n.  48  ir.  und  conc.  Benevent,  cit.  In  einer  sol- 
chen Bestimmung  liegt  einmal  die  Erthellungder 
Ermächtigung,  im  Uebrlgen  aber  Je  nach  Lage 
der  Fälle  die  Auswahl  der  Person  des  Predigers 
statt  des  Berechtigten  oder  die  freie  Deputirong 
des  gewählten  kraft  der  Jurisdiktion  oder  aoeb 
kraft  der  Pflicht,  einen  Substituten  zu  bestellen 
(s.  die  folg.  Anra.),  unter  Fortfall  der  dem  Be- 
rechtigten zustehenden  Befugniss  zur  Bezeieb- 
nung  der  zu  depntirenden  Personen  wegen  der 
Versäumniss  der  Ausübung  des  Rechtes. 


§.  227.] 


Die  Verwaltung  des  magisterram»  Die  Predigt. 
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den  Sttbstitation  seinea  eigenen  Vertreters  an  der  Kathedrale  bezogen  haben  ^  y  sind 
durch  das  Konzil  von  Trient  nicht  beseitigt  worden  2. 

ni.  Die  Pflicht  znm  Predigen.  1.  Geschichte.  Nach  der  Ausbildung 
der  bisdiöflichen  Verfassung  hatte  vor  Allem  der  Bischof,  als  der  zur  Verwaltung  des 
I^ehramtes  berufene  kirchliche  AmtstrJIger ,  die  Pflicht,  seine  Gemeinde  durch  die 
Predigt  SU  belehren  3.  Dieser  kam  er  bei  der  Abhaltung  der  regelmässige  und  her- 
gebrachten Gottesdienste  an  Sonntagen  und  Festtagen  nach^.  Ein  Bedflrfniss  nach 
näherer  Regelung  dieser  Verpflichtung  hat  sich  offenbar  in  den  ersten  Jahrhunderton 
der  Kirche  nicht  gezeigt ,  weil  die  Bischöfe  ^  die  gedachte  Pflicht  ^Irig  erfttllten<^,  ja 


*  S.  o.  S.  461.  Nach  der  Praxis  der  Congr. 
conc.  kann  aber  der  Bischof  bei  der  Kathedrale 
aus  Billig)(6lt  ein  solebes  Präsentationsrecht 
fort  beatehen  lassen  und  die  bisher  entrichtete 
eieemesyna  weiter  fordern.  Thnt  er  dies  nickt 
und  entscheidet  er  sich  für  freie  Substitution 
seinee  Vertreters,  so  ist  er  nicht  mehr  befugt,  den 
biaberigen  Praaentationsbereehtigten  zur  weiteren 
Qewäbmng  der  eleemosyna  anzuhalten ,  muss 
diese  Tielmehr  seinerseits  dem  Vertreter  zahlen, 
Congr.  eouc.  in  der  Ausgabe  des  Tridentinums 
V.  Qallemart.  Köln  1722.  S.  405;  Ferraris 
8.  ▼.  praedieatio  n.  38  if. 

2  Das  hat  die  Gongr.  conc.  in  fester  Praxia  für 
alle  Reebte,  welche  sieh  nicht  auf  Kathedralen  be- 
zogen baben  unter  der  Yoraussetzung,  dass  sie  auf 
BUTordenklicher  Veijahruiig  beruhen ,  angenom- 
inen ,  und  zwar  gleichTiel ,  ob  der  Präsentations^ 
berechtigte  dem  Prediger  eine  eleemosyna  gezahlt 
hat  oder  nicht,  wahrend  sie  im  Fall  einer  anderen 
als  der  anvordenklichen  Yerjähning  den  Bisehof 
zwar  nicht  für  t erpflichtet  erachtet  hat ,  das  bis- 
herig Ycnschlagarecht  anzuerkennen ,  ihm  aber 
dann  auch  das  Keeht  abgesprochen  hat ,  die  Ent- 
riehtimg  der  eleemosyna  seitens  des  Dritten  zu 
Yerlangen,  Pignatelli  1.  c.  lu  37fr. ;  Ferra- 
ris n.  4aff. 

Die  französische  QesetzgebuAg  erkennt 
noeh  heute  ein  solches  Yorschlagsrecht  an.  Nach 
dem  Fabrik-Dekret  v.  30.  Dezember  1809  Art.  32 : 
i,Le8  prtfdicateurs  seront  nomm<(s  par  les  mar- 
gwilliera  a  la  pluralit^  des  suffrages ,  sur  la  Prä- 
sentation faite  par  le  eui4  on  desservant,  et  a  la 
Charge  par  les  dits  prtfdieateurs  d'obtenir  Tau- 
toriaation  de  Tordinaire"  und  Art.  37 :  „Lies  Char- 
ge» de  la  fabrique  soiit :  .  .  .  2 ,  de  payer  Thono- 
raire  dea  pr^dicateurs  de  Tavent ,  dn  careme  et 
anires  aolennittfs%  hat  die  Kirchmeiäterstabe, 
weil  die  Kirchenfabrik  die  eleemosyna  zu  zahlen 
▼erptlichtet  werden  kann  (Tgl.  Andrtf,  oours 
alphabtftique  de  la  Itfgislation  eivile  ecd^siasti« 
qne  lY.  M.  4,  121)  im  Anhalt  an  die  frühere 
Uebnog,  s.  a.  a.  O.  S.  120,  das  Recht,  auf  Yor- 
seblag  des  Pfarrers  die  ausserordentlichen  Prediger 
zu  bestimmen.  Dass  sich  Art.  32  nur  auf  diese  be- 
liebt, ergiebt  Art.  37  und  femer  der  organische 
Artikel  50 :  „Les  prtfdieations  solennelles  appel- 
Itfee  aermons  et  eelles  eonnues  sous  le  nom  de 
etatlone  de  Varent  et  du  careme  ne  seront  faites 
que  par  dea  prelrea  qui  en  auront  obtenn  une 
aatorisation  sp^iale''  in  Yerbindung  mit  dem 
Umstand,  dass  die  Pfarrer,  DesserTants  und  Yi- 
kaxe  den  regelmässigen  Predigtdienst  zu  versehen 


haben,  A  ndr^  1.  c.  p.  120.  Für  den  gewählten, 
ausserordentlichen  Prediger  ist  dann  noch  die  Er- 
mächtigung, licontla  des  Bischofs ,  nicht  Geneh- 
migung (so  nicht  korrekt  G  ei  gel,  dasfranzös. 
und  rei<jisländische  Staatskirchenrecht  8.  2&4) 
einzuholen.  Mangels  einer  Einigung  zwischen 
der  Kirchmeisterstube  entscheidet  der  Bischof 
nach  Anhörung  des  Fabrikratiies,  G  eig  el  8.316. 
n.  3,  d.  h.  er  hat  dann  ausser  der  Ertheilung  der 
Ermächtigung  auch  noch  das  Recht  der  Auswahl. 
In  der  preussi sehen  Rheinprorinz  ist  das  be- 
treffende Recht  der  Ernennung  zufolge  J.  57  des 
Gesetzes  t.  20.  Juni  1875  über  die  Yermogens- 
verwaltung  i.  d.  kath.  Gemeinden  auf  den  Kir- 
chenyorstaiid  übergegangen. 

s  Diese  Amtspflicht  folgte  aus  der  Stellung 
des  Bischofs ,  s.  auoh  den  allgemein  sich  auf  die 
Ausübung  des  Lehramtes  beziehenden  can.  68 
apost  :  *£7t(oxoico<  ^  icpc8ß6Tepoc  dfjLsA.mv  toO 
xXTjpoü  tj  Tou  Xaoü  %ja\  (i^  itat6e6o>v  aÖTOuc  ti^v 

xa9aif)6(odQ>.  Sardic.  343  0. 1 1  (s.  Bd.  11 1. 8. 221. 
n.  3),  welches  sieh  gegen  das  längere  Yerweilen 
der  Bischöfe  in  fremden  Städten  richtet,  hat  die- 
selbe Tendenz,  und  zeigt  („forte  enim  evenit, 
episcopum  loci  non  esse  tarn  instructum  neque 
tarn  doctum,  is  vero  qui  advenit,  incipiat  contem- 
nere  eum  et  freqnenter  facere  sermonem.  ut 
dehonestet  et  inflrmet  illius  personam"),  welches 
Gewicht  gerade  auf  die  Ausübung  des  Predigt- 
amtes  gelegt  wurde. 

4  S.  die  Anführungen  8.  449.  n.  3— ö  und 
S.  460.  n.  2. 

^  Sofern  sie  überhaupt  ihres  Amtes  selbst  wal- 
teten ,  denn  anderenfalls  konnte  sich  das  gesetz- 
liehe Einschreiten  nicht  blos  auf  die  Ausübung 
der  Predigt  beziehen,  s.  Bd.  III.  8.  221. 

6  Wie  z.  B.  Gregor  v.  Nyssa ,  BasiUus ,  Gregor 
V.  Nazianz ,  Johannes  Ghrysostomos ,  im  Abend- 
lande Ambfosins,  Augustin,  dann  ^äter  'von  den 
römischen  Bischöfen  Leo  I.  und  Gregor  I.,  P  r  o  b  s  t , 
Katechese  8.  221  ff.  Dass  dabei  zum  Theil ,  na- 
mentlich im  Morgenlande,  die  Eitelkeit,  als  Red- 
ner zu  glänzen,  einen  Beweggrund  abgegeben 
bat,  kann  nicht  in  Abrede  gestellt  werden;  wurde 
doch  sogar  den  Predigern  in  der  Kirche  durch 
Klatschen  mit  den  Händen  und  Stampfen  mit 
den  Füssen  Beifall  gespendet ,  wie  sich  dies  aus 
dem  mehrfachen  Tadel  dieser  Sitte  ergiebt,  G  ie  - 
seler,Kirchengesch.]I.2,  320.n.l6;  Probst, 
Katechese  S.  144.  Schon  die  Synode  v.  Antio- 
chien  269  wirft  dem  Bischof  Paul  v.  Samosata 
TOr,  dass  er  sich  in  der  Kirche  eine  Rednerbühne 
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sogar  die  Presbyter,  obwohl  sie  sich  dabei  der  Mithflife  derselben  bedienen  konnten  \ 
mitunter  vom  Predigen  ausschlössen^. 

Im  merovingisofaen  Reiche  musste  dagegen  dem  verweltlichten  Episkopate  die 
Pflicht  zum  Predigen  schon  eingeschärft  werden-*,  ohne  dass  dies  unter  damaligen 
Verhältnissen  von  entscheidendem  Erfolg  gewesen  sein  mag.  Ja ,  die  karoUngiaehen 
Gesetze  und  die  karolingischen  Synoden  sahen  sich  (offenbar  w^en  der  Inanspnich- 
nähme  der  Bischöfe  durch  andere,  namentlich  die  politiacheii  GesohlAe^)  genöthigt, 
von  der  Forderung  einer  persönlichen  Ausflbung  des  Predigtamtes  aeitens  den^ben 
Abstand  zu  nehmen ,  und  beanspruchten  nur,  dass  der  Bischof  durch  seine  Qehfilfen 
predigen  lassen  ^  und  für  eine  ausreichende  Wahrnehmung  des  Predigtamtes  seitens  der 
Priester  und  der  Pfarrer  und  für  eine  dem  Volke  verständliche  Predigt  sorgen  sollte^. 


habe  orrichten  lassen,  beim  Predigen  theatralisch 
agirt,  namentlich  an  die  Sehenkel  geschlagen  und 
mit  den  Füssen  gestampft ,  auch  Claqueurs  mit- 
gebracht und  Yi'ie  ein  Sophist  sich  selbst  gerühmt 
habe,  Euseb.  bist  eccles.  VII.  30. 

1  Const.  apcst.  U.  57,  S.  449.  n.  6;  Probst, 
Lehre  S.  20;  Probst,  Katechese  S.  141.  Auch 
konnte  einem  fremden  anwesenden  Bischof  das 
Predigen  gestattet  werden,  const  apost.  1.  c. 

'^  Sozom.  VlI.  19:  „llapol  hk  'AXe^avopeuai 
|jiövo(  6  Tijt  icöAecD«  iidoxoKOQ  (hthdatst),  <I><iot  &e 
ToüTo  o6  Ttp^epov  einftöc  ^itiY^veodai ,  tj  d<f  ou 
"Apeioc  TcpeopuTcpoc  o^v^irept  tou  SÖYpaTOciiaXe-yö- 
(icvo«  dveoaxipiae''. 

3  Edict.  Guntramnl  y.  585  (betr.  die  Sonn- 
tagsfoler)  Bor  et.  cap.  1, 11 :  „Ad tob  ergo,  saoro- 
sancti  pontiflces, . .  .Imprimis  nostrae  serenitatis 
sermo  dlrigitur,  sperantes  quod  ita  popalum  .  . . 
praedicatione  stndeatis  eorrigere  et  pastorali 
studio  gubemare ,  quatenus  . .  .  concedatur  eon- 
gnu  saWatio  populomm  .  . .  Sed  vos  .  .  langen- 
tes  vobiscum  oonsacerdotee  Testros  et  fllios  senioris 
eeelesiae  ae  iudiees  locoram  .  .  ita  universam 
popnli  mnltitadinem  constanti  et  Tel  deo  pladta 
iugiter  praedicatione  corrigite,  ut  et  beneTiventes 
mystieuB  adhortationis  sermo  mnlceat  et  ex- 
cedentesadviam  recti  Itineris  correotio  paetoralis 
addneat" ;  S.  Jean  de  Losne  zw.  670»673  c  18 
(Bd.  HI.  S.  540.  n.  2)  :  ,,ut  quieamque  episcopas 
ecdesiae  praeesae  \idetur,  omnibns  dominicis 
diebns  Tel  solemnltatibus  sanctis  plebem  sibi 
oommlssam  praedicatione  dlTina  adloqnatur  et 
sancta  intentione  perTigilet,  ut  gregem  sibi  com- 
missum  alimentis  spiritallbns  foveat".  Auch 
früher  schon  haben  die  s.  g.  statuta  eeelesiae 
antiqua  c.  20  (c.  6  Dist.  LXX  XVIII.)  aus  dem 
5.  Jahrb.  angeordnet:  „ut  episcopus  nullam  rei 
famillaris  curam  ad  se  reToeet,  sed  leetioni  etora- 
tionl  et  Terbi  dei  praedicationi  tantummodo  Taoet". 

«  Wegen  der  Klagen  darüber  s.  Bd.  111.  S.  480; 
insbesondere  bitten  die  Bischöfe  auf  der  Beichs- 
Synode  t.  Verneuil  844  c  2,  LL.  1,  384,  ihnen 
Müsse  für  die  Predigt  zu  lassen.  Den  Verfall  des 
Predigtwesens  in  Italien  theils  dureh  Schuld  der 
Bischöfe  hebt  ansdrücklieh  das  rescript.  consultat 
episcoporum  an  Kaiser  Ludwig  II.  n.  856,  B  a  1  u  z  e 
capit  2,  352,  auch  M  a  n  si  17  app.  p.  239,  herYor. 

5  Cap.  Aqulsgr.  t.  817.  c.  28,  LL.  1,  209: 
„Episcopos  Tero ,  ut  sIto  per  se  sIto  per  Ticarlos 
pabnlum  Teibi  diTini  sedulo  populis  adnuntleut, 
qnia  ut  alt  b.  Gregorius  iram  contra  se  occulti 


iudicis  excitat  sacerdoa,  si  sine  praedieationis 
sonilu  inoedit'.  S.  femer  die  Synoden  von  Aachen 
836  0.  IL  e.  11,  Mansi  13,  679,  wonach  der 
Bischof  seinen  minister,  d.  h.  seinen  Ohorbisehof, 
Archipresbyter  oder  Archidlakon,  TgL  G.  II. 
c.  4  bis,  ibid.  p.  680 ,  gehörig  unterrichten  soll, 
damit  er  bei  seiner  Erkrankung  oder  sonstiger 
Verhinderung  oder  im  Fall  einer  Vakanz  predigen 
könne;  Valenoe  855.  c  16,  l,  c.  15,  10  (nach 
welcher  der  Bischof  selbst  in  der  Stadt  und  auf 
dem  Lande  predigen  oder  dies  dureh  seine  mi- 
nistri  besorgen  lassen  soll)  und  PaTla  876.  e.  7, 
LL.  1 ,  530  (welche  eine  ahnliche  Vorschrift  giebt)L 
6  Admonitio  gener.  t.  789  c.  82,  Boret,  cap. 
1,  61:  „vestrum  Tidendum  est  .  .  TonerabÜes 
pastores  .  . .,  ut  presbyteros  quoe  mittUis  perpa- 
loohias  Testras  ad  regendum  et  praedicandum  per 
ecdesias  populum  deo  servlentem,  ut  reete  et 
honeste  praedioent ;  et  non  sinatis  noTa  Tel  noa 
eanoniea  aliqnoe  ex  suo  sensu  et  non  seeundum 
soripturas  saeras  fingere  et  praedieare  populo. 
Sed  et  Tosmetipsi  utilla,  honesta  et  reeta  et  quie 
ad  Titam  dneunt  aetemam  praedicate  aliosqne  io- 
strulte ,  ut  haec  eadem  praedleent^  (woran  sieh 
eine  nähere  Anweisung  über  die  Gegenstände, 
über  welche  gepredigt  werden  soll ,  anschliesst, 
Tgl.  übrigens  auch  über  die  Aon  Karl  Teranstal- 
tete  Sermonensammlnng,  Bd.  III.  8.  706.  n.  &\\ 
Cap.  de  exam.  eccles.  802?  c  4,  1.  e.  p.  HO: 
„  .  .  et  in  officio  praedioandl  ....  quaUter  eos 
(populos)  agere  doceant^  (presbyteri) ;  Cap.  ecoles. 
810—813?  c.  15  L  c.  p.  179:  „üt  nnusqulsque 
presbyter  capitula  habeat  de  maiorlbus  Tel  mino- 
rlbus  Titiis,  per  quae  cognoseere  Taleat  Tel  pne- 
dicaie  snbditis  suis ,  ut  caTeant  ab  iusidiis  disr 
bell";  Capit.  813  c  14,  1.  c  p.  174:  „De  o01cio 
praedieationis  ut  iuxta  quod  Infellegere  Tulgis 
possit ,  asslduae  flat".  Diese  letztere  Vorschrift 
steht  im  Zusammenhang  mit  den  Vorschlägen  der 
1.  J.  813  abgehaltenen  Beformsyneden  (Bd.  lU. 
S.  550),  Ton  denen  Arles  c  10,  Mansi  14,  60, 
Terlangt,  dass  die  Priester  nicht  nur  In  den  Städ- 
ten, sondern  auch  auf  dem  Lande ,  Mainz  c  25, 
1.  c.  p.  72,  dass  bei  Abwesenheit,  Krankheit  oder 
Verhinderung  des  BischofiB  an  Sonn-  und  Fest- 
tagen ein  anderer  für  ihn  und  zwar  allgemeiB 
Terständllch  predige.  Vgl.  ferner  Bheims  c  15 
1.  e.  p.  78  („ut  eplsoopi  sermones  et  homilias  is. 
patrum,  prout  omnes  intelllgere  posslnt,  seeun- 
dum proprietatem  linguae  praedieare  studeant")i 
sowie  Tours  o.  4,  L  c.  p.  84 :  „SoUidte  sto- 
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WenB  dann  wieder  im  10.  Jahrhundert  die  BiBehOfe  und  Priester  auf  der  Reichs- 
synode  zu  Hohenaltheim  916  zur  Ausflbung  des  Predigtamtes  verpflichtet  wurden  ^ 
so  iflt  die  Durchführung  dieser  Vorschrift  offenbar  ebenfalls  an  den  faktischen  Ver- 
haltnJBSen  gescheitert,  und  yon  einer  regelmässigen  Ausübung  des  Predigtamtes  durch 
die  ersteren,  abgesehen  von  einzelnen  Ausnahmen^,  nicht  die  Rede  gewesen^.  Da  die 
Predigt  gegenllber  dem  sich  immer  fester  und  reicher  ausgestaltenden  Kultus  der  ka- 
tholischen Kirche  zurflcktrat^,  so  fand  sowohl  die  allgemeine,  wie  auch  die  partiku- 
läre Gesetzgebung  kaum  Veranlassung,  energisch  auf  die  Ausübung  des  Predigtamtes 
zu  dringen  und  Vorschriften  darüber  zu  erlassen  ^. 

Erst  im  13.  Jahrhundert,  als  die  Predigtweise  einer  Anzahl  ketzerischer  Sekten 
durch  ihre  Einfachheit  und  Verständlichkeit  sich  für  die  Ausbreitung  der  Ketzereien 
forderlich  erwiesen  hatte,  schärfte  das  IV.  Lateranensische  Konzil  v.  1215  den 
Bischöfen  die  Fürsorge  fQr  die  Handhabung  der  Predigt  ein,  fireilich  ohne  sie  persön- 
lich zum  Predigen  direkt  zu  verpflichten,  vielmehr  nur  mit  der  Anweisung,  an  den 
Kathedralen  und  an  den  Konventualkirchen  geeignete  Geistliche  dazu  zu  bestellen  ®. 
Demnächst  haben  auch  manche  partikuläre  Synoden  ihrerseits  die  gehörige  Verwal- 
tung des  Predigtamtes,  bald  durch  die  Bischöfe  und  durch  andere  von  ihnen  zu  be- 
stimmende Personen  ^ ,  bald  auch  durch  die  Pfarrgeistlichkeit  ^ ,  angeordnet,  indessen 


deat  nunc  quisqne  episcopus  giegem  alM  com- 
missam  sacra  praedlcatione ,  quid  agere ,  quid 
eyltare  debet ,  Informare'*  (ähnlich  Ghalons  c  4 
1.  c  p.  94) ;  8.  auch  Tours  c.  7,  L  c.  p.  86 :  „ut 
quUibet  eplscopus  habeat  homilias  oontinentes 
neeessarias  admonltiones ,  quibus  subiecti  eru- 
diantui  .  .  .  ut  eaadem  homilias  quisqne  aperte 
transferre  studeat  In  rusticam  romanam  Unguam 
aat  theotiscam,  quo  faclllus  cuncü  possint  in- 
teiligere  qaae  dicuntui^  (wiederholt  Mainz  847 
c  2,  L  c.  p.  903). 

Auch  die  Diöcesanvorschzlften  soharfen  den 
Priestern  die  Pflicht  zum  Predigen  ein,  cap. 
Tbeodulf.  Auiel.  u,  797  c.  28,  1.  c.  13,  1001 : 
„Hoxtamar  tos  paratos  esse  ad  docendas  plebes. 
Qai  Bcripturas  seit,  piaedlcet  scriptnras :  qul  yero 
nescit,  saltem  hoc  quod  notissimum  est,  plebibus 
dic&t,  nt  declinent  a  malo  et  faclant  bonum'^; 
Hinemarl  cap.  ad  presbyt.  u.  852  c.  1  1.  o.  15, 
475 :  „Ut  nunc  qulsque  presbyterorum  expositio- 
nem  symboli  atque  oratlonis  domiuicae  iuxta 
traditlonem  orthodoxorum  patram  plenius  dlscat, 
exlnde  praedicando  populum  slbi  commissum 
Instruaf* ;  Cap. Rudolph! Bituric. a 8, L cl4, 948. 

1  c  5,  LL.-2,  556 :  „episcopos  et  sacerdotes  ad- 
monemus  et  eoram  distilctl  iudicis  oculis  con- 
teatamar,  ut . . .  pabulum  yerbl  dlvini  illis  (po- 
polis)  1.  e.  praedicatlonem  sedulo  administreiit''. 

2  Zu  diesen  gehört  z.  B.  der  h.  Wolfgang 
▼.  Kegensburg  (972 — 994),  Arnold,  de  memoria 
b.  Emmeran.  II.  5 ,  SS.  4,  557 :  „totus  in  divina 
lege  devotus  inter  cetera  pastoralis  curae  ministe- 
lia  aermoue ,  quem  ad  populum  inter  missarum 
solemnia  fecit  ex  more ,  in  tantum  ecolesias  ple- 
bem  aasuefecit  Arequentare,  nt  per  dies  solemnes 
-rix  domi  remanere  viderentur  rei  familiäres  custo- 
des^;  Othlon.  Tita  Wolfkangi  c.  19,  1.  c.  p.  535. 

3  Was  die  Pfarrer  betrifft,  so  weist  die  notitla 
bei  Regino  vor  IIb.  I  unter  den  Sendfragen  als  Nr.  33 
die  auf:  ^Si  ferbum  domini  populo  adnunciet?" 

Hintcliias,  Kirchenr«cht  IV. 


^  Entweder  fiel  sie  ganz  aus  oder  sie  wurde 
sehr  unfruchtbar  und  dem  Volk  wenig  zusagend 
behandelt,  Gieseler,  Kirchengesch. II. 2, 483. 

^  Doch  bestimmt  die  Graner  Synode  t.  1144 
c.  2,  M  a  n  s  i ,  21 ,  100 :  „In  omni  dominico  die 
in  maioribus  ecclesils  evangelium  et  epistola  ex- 
ponantur  populo,  in  minorlbus  vero  fldes  et  oratio 
dominica". 

^  c.  10  (auch  0.  15  X  de  off.  lad.  ordin.  I.  31) : 
„Inter  cetera  quae  ad  salutem  spectant  populo 
chrlstlani,  pabulum  verbi  dei  permaxime  nosdtur 
sibi  ease  necessarium  .  .  .  Unde  cum  saepe  con- 
tingat,  quod  episoopi  propter  occupationes  mul- 
tipllces  vel  invalitudines  corporales  aut  hostiles 
incursus  seu  occasiones  alias  (ne  dicamus  de- 
fectum  scientiae,  quod  in  eis  est  reprobandum 
omnino  nee  de  cetero  tolerandum)  per  se  ipsos 
non  sufflciant  minlstrare  populo  verbum  dei, 
maxime  per  amplas  dioeceses  et  diffusas  •  .  . 
sancimus ,  ut  episcopl  viros  idoneos  ad  s.  prae< 
dicationis  officium  salubriter  exequendum  assu- 
mant ,  potentes  in  opere  et  sermone ,  qul  plebes 
sibi  commissas  vice  ipsorum ,  cum  per  se  idem 
neqniverint,  eas  verbo  aediflcent  et  exemplo, 
quibus  ipsi,  cum  Indigueriut,  congrue  neoessaria 
ministrent,  ne  pro  necessariorum  defectu  com- 
pellantur  desistere  ab  incoepto"  (die  Fortsetzung 
s.  Bd.  I.  S.  428.  n.  3). 

^  Arles  1234.  c.  2 ,  1.  c.  p.  337 :  „ut  qullibet 
episoopus  in  sua  dioecesl  frequenter  fldem  piae- 
dlcet orthodoxam :  et  cum  expediet,  per  alias  ho- 
nestaa  et  discretas  personas  faciat  praedicari" 
(wiederholt  L'Isle  1251.  c  1 ,  1.  p.  793);  vgl. 
folgende  Anm.  Nach  Tarragona  1228.  c.  2,  T  e  - 
jada  eKamiro  colleccion  de  condlios  2,  324, 
sollen  an  jeder  Kathedrale  die  tauglichsten  Män- 
ner ausgewählt  werden,  um  zu  predigen  und 
beichtzuhoren. 

8  Bezieis  1246.  c.  7,  1.  o.  p.  693 :  „quod  sacer- 
dotes parochiales  studeant  exponere  populo  die- 
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sind  derartige  Vorschrifteii  in  jener  Zeit  nicht  zahlreich ,  da  die  inewischen  nen  ent- 
standenen Mönchsorden,  vor  Allem  die  Franziskaner  und  die  Dominikaner,  sieh  in 
ausgedehnter  Weise  der  Predigt  unter  dem  Volke  annahmen^,  und  einzelne  Konzilien 
sogar  die  Geistlichen  ermahnten,  das  Volk  zum  Anhören  der  Predigten  der  Mönche 
anzuhalten^. 

2.  Das  geltende  Recht.  A.  Die  zum  Predigen  verpflichteten 
Amts  träger.  Endlich,  im  16.  Jahrhundert,  ist  die  katholische  Kirche,  genöthigt 
durch  die  hervorragende  Bedeutung,  welche  die  Predigt  im  Protestantismus  erlangt 
hatte ,  zu  einer  anderweiten  allgemeinen  Regelung  der  Pflicht  der  geistlichen  Amts- 
träger zur  AusHbung  des  Predigtamtes  geschritten. 

Das  Konzil  von  Trient,  welches  die  noch  heute  gtlltigen  gemeinrechtlichen  Nor- 
men aufweist,  verpflichtet: 

1.  die  Bischöfe  (Erzbischöfe,  Primaten '), 

2.  diejenigen  Prälaten^,  welche  eine  Kirche  zu  leiten  haben ^,  und  endlich 

3.  alle  diejenigen  Geistlichen ,  welche  eine  fär  die  Seelsorge  bestimmte  Krche 
oder  ein  Seelsorge-Amt  verwalten,  mithin  vor  Allem  die  Pfarrer^, 

zur  persönlichen  Wahrnehmung  des  Predigtamtes. 

Von  der  AusQbung  desselben  sind  sie  nur  beim  Vorliegen  eines  genflgenden 
Hinderungsgrundes  entbunden  ?. 

Da  aber  den  genannten  Amtsträgem  sehr  verschiedenartige  Amtspflichten  ob- 
liegen, und  gerade  die  Nothwendigkeit  der  Erfüllung  derselben  den  wichtigsten  Hin- 
derungsgrund für  die  Ausübung  des  Predigtamtes  bildet,  so  erhält  dadurch  thatsäch- 
lieh  ihre  persönliche  Verpflichtung  eine  sehr  verschiedene  Ausdehnung. 

Beim  Bischof,  welcher  allein  in  seiner  Kirche,  der  Kathedrale,  zu  predigen  ver- 


bns  dominicis  articaloB  fldei  simpliclter  ac  dis- 
tincte";  wiederholt  Albi  1254.  c.  17,  1.  c.  p.  836 
mit  dem  Znsatz :  ^Et  ad  hoc  Idem  in  sna  dioecesl 
freqnentins  et  diligentins  qnlllbet  episcopns  sit 
intentus ,  et  cum  per  se  non  poterit ,  per  alias 
honestas  persont«  et  discretas  plane  ac  ex- 
pliclte  fldem  catholicam  et  ipsius  artlcalos  faciat 
praedicari''. 

»  Vgl.  0.  S.  4Ö^ 

2  S.  z.  B.  Trier  1227.  c.  8,  Mansi  23,  32: 
„  . .  .  nt  TITOS  Teligiosos ,  bs.  fratres  praedicatores 
et  minores  .  . .  benigne  reciplatis  (d.  h.  die  De- 
kane) ...  et  plebes  toMs  snbditas  ad  hoc  indn- 
catis,  nt  ab  ipsis  verbnm  dei  aadiant". 

3  Sess.  V.  c.  2  de  ref.  (Anfang  o.  S.  454.  n.  9. 
Dann  folgt):  „Sl  vero  contigerit,  eplscopos  et 
alios  praedictos  legitimo  detinerl  impedlmento, 
inxU  formam  generalis  concilli  (d.  h.  das  IV. 
lateranens.  o.  S.  465.  n.6)viros  idoneos  assnmere 
teneantur  ad  hniasmodi  praedicationis  offlciom 
salubriter  exseqnendnm.  81  qnis  autem  hoc 
adimplere  contempserit ,  districtae  sabiaceat 
ultlonl«;  Sess.  XXIV.  c  4  de  ref.  (s.  o.  S.  461. 
n.  5). 

«  Trid.  Sess.  XXIV.  c.  4  erw&hnt  ihrer  nicht, 
wohl  aber  Sess.  V.  c.  2  de  ref.  Da  sich  aber  die 
erst  citlrte  Vorschrift  nicht  als  eine  die  letztere 
aufhebende,  sondern  als  eine  sie  Mos  ergänzende 
und  modiflclrende  Anordnung  darstellt  (s.  anch 
die  Schlassklansel :  „In  reliqnis  ea  qnae  de  prae- 


dicationis mnnere  sab  eodem  Paulo  III.  decreta 
fnerunt,  suum  robur  obtineant^),  so  kann  die 
persönliche  Pflicht  derselben  nicht  f  Qr  beseitigt  er- 
achtet werden.  Das  Fortbestehen  derselben  setzen 
auch  Barbosa,  J.  E.  U.  1. 13.n.3.20;  Pigna- 
teil!  1.  o.n.2;  de  Luca  adnotat.  ad  conc  Trld. 
disc.  III.  n.  1  Toraus. 

»  S.  0.  8.  454. 

«  Trid.  Sess.  V.  c.  2  cit :  „...  Archipresbyteri 
quoque  plebani  et  quicunque  parochialea  Tel 
alias  curam  animarum  habentes  ecclesias  quo- 
cunque  modo  obtinent  per  se  vel  alios  idoneoa,  si 
legitime  impeditl  fuerint,  diebus  saltem  domini- 
cis et  festis  solemnibus  plebes  tibi  commlssaa 
pro  sua  et  earum  capacitate  pascant  aalntaribuf 
Terbis ;  docendo  qnae  scire  omnibus  neoessarlnm 
est  ad  salntem  annunciandoqne  eis  cum  brevitate 
et  faellitate  sermonis  yitia  quao  eos  declinare  et 
yirtutes  qnas  sectari  oporteat,  nt  poenam  aetemam 
evadere  et  coelestem  gloriam  consequi  Taleanf; 
Sess.  XXII.  doctr.  de  sacrlf.  missae  c.  8 :  „ . .  .man- 
dat  s.  synodus  pastoribus  et  singuUs  curam  ani- 
marum gerentibus  ,  et  firequenter  inter  missarom 
celebrationem  vel  per  se  Tel  per  alios  ex  ils  quse 
in  missa  leguntur ,  aliquid  exponant  atque  inter 
cetera  ss.  huius  saerlilcli  mysterium  aliquod  de- 
clarent,  diebus  praesertim  dominicis  et  festig,  i* 
auch  Sess.  XXIV.  a  4  dt.  (o.  S.  461.  n.  5). 

f  Sess.  V.  c.  2  u.  Sess.  XXIV.  c.  4  lassen  nur 
fQr  die  legitime  impeditl  eine  Vertretung  zu. 
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bnnden  ist,  beschränkt  sich  die  Yerpflichtang  darauf,  dass  er  im  Jahre  wenigstens 
einige  Male  an  Feiertagen  oder  an  Sonntagen  selbst  predigt  ^  Umgekehrt  verhält  es  sich 
mit  den  Pfarrern^,  welche  bei  ihrer  amtlichen  Stellung  sehr  wohl  im  Stande  sind,  der 
Pflicht  nachzukommen  und  daher  dieselbe  für  die  Regel  persönlich  erftlllen  müssen  \ 

Kraft  seines  Predigtamtes  hat  aber  der  Bischof^  zugleich  die  Verbindlichkeit,  ftlr 
den  Fall  seiner  Verhinderung  —  und  im  Gegensätze  zum  Pfarrer  ist  dies  thatsächlich 
die  Regel  —  einen  geeigneten  Prediger  auf  seine  Kosten  ^  zu  substituiren*,  welcher  ftlr 
ihn  das  Predigtamt  in  der  Kathedrale  ^  (aber  auch  nur  in  dieser)  wahrzunehmen  hat^. 

Im  flbrigen  haben  die  Pfarrer  und  die  anderen  Träger  von  Seelsorge- Aemtem  an 
ihren  Kirchen  die  Pflicht,  das  Predigtamt  persönlich  auszuüben®,  da  sie  in  dieser  Be- 
ziehung die  ein  für  allemal  eingesetzten  Oehülfen  des  Bischofs  sind  ^o.  Ist  aber  ein 
solcher  verhindert,  so  hat  er  seinerseits  nicht  das  Recht,  sich  einen  Vertreter  zu  sub- 
stitniren,  vielmehr  steht  dieses  allein  dem  Bischof  ^>  zu  >2. 


1  Ebensowenig  wie  das  Tridentinnm  g:i6bt  daa 
CaeTemon.  episoop. ,  Tgl.  I.  7.  n.  4 ;  ^.  n.  1 ; 
U.  8.n.  48  einen  Anhalt,  diese  personliche  Pflicht 
des  Bisehofs  naher  zn  bestimmen.  Vgl.  anch 
Bd.  III.  S.  226. 

Eine  eleemosyna  für  die  in  Aasübnng  seines 
Amtes  gehaltenen  Predigten  zu  fordern,  ist  eT 
nicht  berechtigt,  Ferraris  1.  o.  n.  24. 

2  Und  den  ihnen  gleichstehenden  Verwaltem 
von  SeelsoTge-Aemtern,  s.  o.  S.  464.  n.  10,  s.  fer- 
ner Bd.  III.  S.  229,  und  wegen  der  Missionspfarrer 
noch  Diöces.  Syn.  Newyork  t.  1882,  Arch.  f. 
kath.  K.  R.  51,  263. 

9  In  der  Mitte  zwischen  dem  Bischof  nnd  dem 
Pfaner  stehen  diepraelati  nullius  nnd  die  übrigen 
praelaü  cum  Jurisdletione  quasi  episoopali. 

^  Ebenso  anch  die  gedachten  Prälaten  in  Be- 
treff derKiiche,  welche  sieieiten.  S.  noch  unten 
Anm.  11. 

^  Also  auf  Kosten  der  Einkünfte  seiner  mensa, 
Gongr.  oonc.  bei  Ferraris  s.v.  alimenta  n.  116 
n.  die  Ausgabe  des  Tridentinums  ▼.  Qallemart 
S.  407,  s.  auch  Bd.  II.  8.  320.  n.  9. 

«  Vgl.  darüber  auch  o.  8.  461. 

7  Falls  an  der  Kathedrale  zugleich  eine  beson- 
dere, selbststandige  Pfarrei  errichtet  ist,  wie  z.  B. 
in  Hecheln^  s.  de  Herdt,  praxis  eapltularis 
p.  89,  hat  für  die  Parochianen  dieser  letzteren 
der  betreifende  Dompfarrer,  wie  jeder  andere 
Pfarrer  (vgLnachher  im  Text)das  Predigtamt  wahr- 
zunehmen, s.  auch  Oongr.  eonc.  bei  Richter, 
Tridentinnm  S.  22.  n.  6.  Bei  etwaiger,  dem  Ka- 
pitel oder  einer  Dignit&t  zustehenden  onra  habi- 
tnalis,  Bd.  II.  8.  304,  kommt  das  Recht  und  die 
Pflicht  demjenigen  zu,  welchem  die  cura  aotualis 
obliegt,  Gongr.  eonc.  v.  1882,  Acta  s.  sed.  16, 
333  und  de  Herdt  1.  c.  p.  92. 

<^  Der  theologus  an  der  Kathedrale  hat  kraft 
seines  Amtes  Vorlesungen  über  die  h.  Schrift, 
▼or  Allem  für  den  Klerus  zu  halten,  Bd.  II. 
S.  119 ,  ja  nach  der  neueren  Praxis  der  Gongr. 
eonc,  welche  sich  auf  dfeEncykllka  Gregors XYL: 
Inter  praeeipuas  t.  9.  Mai  1844.  $.  3 ,  AcU  s. 
aed.  9,  621,  stützt,  genügt  er  dieser  nicht ,  wie 
früher  angenommen  wurde,  durch  Lehren  der 
sebolastischen  Theologie,  Acta  dt.  8,  336 ;  9, 606. 
616;  10,  629;  13,  88u.  16,  464.    Der  Zweck 


dieser  Schrifterkl&rung  ist  ein  wesentlich  anderer 
als  derjenigen ,  welche  in  der  Predigt  Torkommt 
(s.  Gongr.  oonc.  bei  Sentis  j  d.  praebenda  theo- 
logalis  u.  poenitentialis  S.  11.  n.  44* :  „aliam  esse 
Terbi  divini  praedicandi  rationem  a  parochis, 
aliam  a  canonicis  theologis  sequendam**).  Des- 
halb hat  der  theologus  als  solcher  keiue  Verbind- 
lichkeit zu  predigen ,  und  der  Bischof  ist  nicht 
berechtigt,  ihn  dazu  zu  zwingen,  Bd.  II.  8.  119. 
n.  7  a.  E.  u.  Gongr.  eonc.  1847,  Acta  cit.  9,  617 
u.  10, 611.  Die  alteren,  bei  Ferraris  1.  c.n.  110 
mttgetheilten  Entscheidungen  haben  jedenfalls 
in  Folge  der  gedachten  neuen  Praxis  ihre  Be- 
deutung verloren. 

9  Bd.  III.  8.  233  u.  Anm.  8  dazu,  s.  auch 
Gongr.  eonc  bei  Richter  a.  a.  0.  8.  22.  n.  3. 
Eine  den  Pfarrer  yon  seiner  Pflicht  befreiende 
Gewohnheit  hat  die  Gongr.  eonc.  als  nicht  ratio- 
nabiUs  und  als  cormptela  wegen  Trid.  Sess.  V. 
c.  2  cit.  (y.  „neque  huius  decretl  executionem 
eonsuetudo  impedire  yaleatf^  für  rechtsungültig 
erklärt,  es  aber  dem  Bischof  überlassen,  bei  regel- 
mässiger Wahrnehmung  des  Predigtamtes  den 
Pfarrer  Ton  der  Erfüllung  der  Pflicht  an  dem 
einen  oder  anderen  Festtage  zu  entbinden,  Entsch. 
T.  1878  in  AcU  cit  9,  466. 

10  Deshalb  ist  der  Pfarrer  einerseits  berechtigt, 
selbst  zu  predigen  und  braucht  sich,  wenn  er 
nicht  verhindert  ist ,  die  Bestellung  eines  Ver- 
treters durch  den  Bischof  nicht  gefallen  zu  lassen, 
Ferraris  1.  c  n.  27,  andererseits  aber  ist  er 
nicht  befugt,  dafOr,  dass  er  dieser  seiner  Amts- 
pflicht nachkommt,  eine  eleemosyna  zu  fordern, 
1.  c  n.  29  und  s.  t.  parochus  art.  I V.  n.  77 ;  P 1  g  - 
natellil.  c.  IV.  '206.  n.  62. 

11  In  den  Territorien  nullius  dioeceseos  dem 
praelatus  nullius.  Die  übrigen  Prälaten  haben 
das  Recht  nicht ,  indessen  können  sie  sich  nach 
Tiid.  Sess.  V.  c.  2  cit.  im  Falle  eigener  Verhin- 
derung einen  Substituten  ernennen ,  aber  einem 
solchen  hat  der  Bischof  die  licentia,  die  Ermäch- 
tigung (s.  0.  S.  466. 466)  zn  ertheilen.  Dies  Alles 
folgt  daraus,  dass  sie  nicht  vom  Diöcesanverbande 
exirairt  sind.  So  auch  die  Congr.  oonc.,  Pigna- 
telli  1.  c  n.  2  und  Ferraris  s.  v.  praedicatio 
n.  34flf. 

12  Obwohl  der  Pfarrer    nach   dem   froheren, 

30» 


46ä 


I.  Die  Hierarchie  und  die  Leitung  der  Kirche  durch  dieselbe. 


[§.221. 


Abgesehen  von  den  bisher  besprochenen,  durch  das  Tridentinnm  normiiteD 
Fällen  kann  ferner  eine  Pflicht  zum  Predigen  begründet  werden : 

a.  durch  die  üebertragung  eines  Amtes  oder  Benefizinms ,  dessen  Funktion  ge- 
rade die  Ausflbung  des  Predigtamtes  bildet^, 

b.  oder  eines  solchen ;  mit  welchem  zwar  nicht  das  gemeine,  aber  das  partikuläre 
oder  statutarische  Recht  eine  solche  Pflicht  yerbindet^, 

c.  durch  besonderen  Auftrag,  durch  Deputation  des  Ordinarius,  mag  der  erstere 
lediglich  auf  das  Predigen  ftlr  einen  Einzelfall  oder  für  längere  (z.  B.  fttr  die  Fasten-) 
Zeit  oder  auch  zugleich  auf  andere  Funktionen  (wie  z.  B.  bei  der  Deputirung  von 
Hülfspriestem  in  die  Pfarreien  ^)  gerichtet  sein, 

d.  durch  Substitution,  um  fUr  den  Ordinarius  das  Predigtamt  wahrzunehmen^, 

e.  endlich  auch  durch  persönliche  Uebemahme  der  Pflicht  gegenflber  einer  Kom- 
mune,  einer  Kirche,  einer  frommen  Brüderschaft  oder  gegenllber  einem  anderen 
Geistlichen  ^. 

B.  Der  Umfang  der  Pflicht  zum  Predigen.  Das  Tridentinnm  ^  verlangt, 
dass  das  Predigtamt,  sei  es  durch  die  persönlich  zum  Predigen  verpflichteten  kirch- 
lichen Amtsträger,  sei  es  durch  die  Vertreter  derselben  an  allen  Sonntagen  und  an  allen 
gebotenen  Feiertagen  ^,  femer  während  der  Fastenzeiten  der  Quadragesima  und  des 
Advents s  täglich  oder  wenigstens  dreimal  in  der  Woche ^  worüber  der  Ordinarius^ 
nähere  Bestimmung  zu  treffen  hat  ><^,  oder  auch  sonst  noch,  so  oft  es  nach  seinem  £r- 


dnrcb  das  Tridentinnm  nicht  beseitigten  Recht 
die  Befngniss  hat ,  sich  f Qr  seine  übrigen  Funk- 
tionen die  Gehülfen  selbst  anzunehmen.  Wo  aber 
diese  letztere  Jetzt  ebenfalls  durch  den  Bischof 
geübt  wird ,  s.  o.  S.  461.  n.  3 ,  fällt  der  Unter- 
schied fort. 

Was  die  noch  hierher  gehörige  Vorschrift  des 
Trid.  Sess.  XXIV.  c.  4  cit.  über  die  Kosten  einer 
solchen  Bestellung  betrifft  („impensis  eorum,  qui 
eas  praestare  vel  tenentnr  vel  solent^ ,  so  liegt 
die  Pflicht  (^tenentur)  den  Pfarrern  selbst  ob, 
Ferraris  s.  y.  alimentan.  115  n.  Bd.  II.  S.  320. 
n.  9.  Wenn  indessen  wegen  des  zu  grossen  Um- 
fanges  der  Pfarrei  Oehülfen  bestellt  werden  müs- 
sen oder  der  Pfarrer  nicht  mehr  als  die  congma  be- 
zieht, so  haben  diejenigen,  z.  B.  die  Gemeinden, 
anfznkomaien ,  welche  im  Allgemeinen  für  die 
kirchlichen  Bedürfnisse  einzutreten  y erpflich- 
tet sind,  s.  Bd.  II.  S.  321,  sofern  nicht  besondere 
Gewohnheiten  (das  bezeichnet :  solent)  in  Frage 
kommen,  Ferraris  l.  c  n.  114  n.  o.  S.  462. 

>  Wie  einer  selbstständigen  Predigerstelle  oder 
eines  Prädikaturbeneflziums,  s.  o.  S.  4Ö4. 

^  S.  z.  B.  ProY.  Konz.  Nengranada  1868,  coli, 
conc.  Lac.  6,  490:  „Abrogata  igltur  qnacunque 
contraria  consuetudine  .  .  .  mandamus,  ut  omnes 
et  singuli ,  qui  canonica  pollent  dlgnitate  ,  sine 
Ulla  retributionis  spe ,  diebus  auctoritate  nostra 
deslgnandis ,  bis  sattem  in  hebdomada  tempore 
qnadragesimaeet  adYentus  alternatim  pabulocoe- 
lestis  doctrinae  populos  enutriant'^ 

8  S.  0.  S.  461  u.  467.  n.  12. 

«  S.  0.  S.  461. 

&  S.  0.  S.  462.  Hierbei  handelt  es  sich  um 
einen  öffentlich-rechtlichen  Vertrag,  da  das  Pre- 
digen eine  öffentliche  kirchliche  Funktion  ist  und 
nicht ,  wie  das  Lesen  Yon  YotiYmessen ,  zur  Be- 


friedigung der  religioflen  Bedürfnisse  eines  ein- 
zelnen Glaubigen ,  s.  o.  S.  182.  n.  8  u.  S.  196, 
erfolgt,  Yielmehr  in  allen  solchen  Fillen,  in 
denen  eine  derartige  Uebereinkunft  statt  hat,  die 
Yertretungs-  oder  anshülfsweise  Wabmehmang 
derjenigen  Funktion  in  Frage  steht,  welche 
der  eigentlich  mit  der  Ausübung  des  Predigt- 
amtes betraute  kirchliche  Amtsträger  (wie  der 
Bischof  oder  Pfarrer)  kraft  seiner  öffentlieh  recht- 
lichen Stellung  zn  Yollziehen  hat. 

^  Sess.  XXIV.  0.  4  cit  Diese  Stelle  muss  ge- 
genüber den  anderen  unbestimmteren  Yorsckrif- 
tenin  Sess.  V.  c.  4  u.  Sess.  XXII.  eit  (s.  o.  S.466. 
n.  6)  als  die  massgebende  betrachtet  werden ,  s. 
auch  0.  S.  466.  n.  4. 

f  Denn  nur  diese  kommen  in  Betracht.  So 
auch  Rom.  ProY.  KonzU  1726,  coli.  Lac.  1,  347; 
Kölner  y.  y.  1854,  Dumont,  Sammig.  kirehl. 
Eriasse  f.  Köln  S.  7. 

S  Nicht  zu  anderen  Zeiten ,  namentlich  nicht 
an  den  Vigilien,  Ferrariss.  y.  praedieatio d. 6. 

0  Also  der  Bischof  oder  der  praeUtns  nnlUos, 
der  erstere  aber  anch  für  die  Kirchen  eines  xa 
seiner  Diöcese  gehörigen  praelatus  cum  iurisdic- 
tione  quasi  episcopali. 

10  Dass  auch  der  Bischof  das  Predigen  blos  an 
den  Wochentagen  zur  Zeit  der  Qnadragesima  an- 
ordnen und  die  Unterlassung  an  allen  Wochen- 
tagen zur  AdYontszeit  gestatten  kann ,  so  Bar- 
bosa  de  off.  episo.  P.  IIL  alleg.  76.  n.  30;  Fer- 
raris 1.  c.  n.  6,  entspricht  dem  Wortlaut  dei 
Tridentlnums  nicht,  denn  das  „si  ita  oporten 
duxerinf^  lässt  ihm  nur  die  Wahl ,  es  an  allen 
Wochentagen  oder  wenigstens  an  dreien  zu  Ysr- 
langen.  Mit  Rücksicht  darauf,  dass  man  die  Ad- 
Yontszeit später  nicht  mehr  zu  den  eigentlichen 
Fastenzeiten  gerechnet  hat ,  Gallemart,  Ans 
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messen  wünschenswerth  erscheint  ^ ,  ansgeUbt  werden  soll.  Die  Predigt  kann  wäh- 
rend der  Messe  gehalten  werden  2.  Absolut  nöthig  ist  dies  aber  nicht,  vielmehr  darf 
es  anch  vor  Beginn  derselben,  ja  aneh  ganz  unabhängig  von  derselben,  wie  z.  B.  des 
Nachmittags  ^,  geschehen. 

Eine  Pflicht,  zweimal  an  demselben  Tage  zn  predigen,  ist  keinem  kirchlichen 
Amtsträger  gemeinrechtlich  auferlegt  *,  wennschon  da ,  wo  ein  Bedttrfniss  yorliegt, 
die  Anordnung  erlassen  werden  kann  und  auch  partikularrechtlich  getroffen  ist^  dass 
während  der  Frühmesse  der  Pfarrer  selbst  nach  Massgabe  seiner  Arbeitskraft  oder 
durch  einen  Hülftgeistlichen  eine  kurze  Schrifterklärung  an  Stelle  der  Predigt  zu 
halten  hat^,  oder  dass,  wenigstens  zu  bestimmten  Zeiten,  ebenfalls  des  Nachmittags 
gepredigt  werden  soll  ^. 


gäbe  des  Tridentiniims  S.  406,  hat  sioh  aber  zum 
Tbeil  die  Uebung  gebildet,  es  an  den  Wochen- 
tagen in  dieser  ganz  zu  unterlassen ,  Barbosa 
und  Ferraris  1.  c.  Die  neueren  partikulären 
Vorschriften ,  s.  die  clt.  Kölner  V.  v.  1854  und 
unten  Anm.  ö  u.  6,  schreiben  wieder  das  Predigen 
in  der  Adventszeit  Tor. 

*  S.  Trid.  Sess.  XXIV.  c.  4  de  ref.   Vgl.  auch 
unten  Anm.  6  u.  6. 

<  Tiid.  Sess.  XXII.  de  sacrif.  missae  0.  8  cit., 
und  zwar  Yor  dem  Offertorium,  s.  0.  S.  178. 
n.  6 ;  Missale  ritus  oelebr.  VI.  n.  6 :  ,,Si  autem 
Sit  pnedicandum ,  conelonator ,  flnito  eyangello 
piaedlcet  et  sermone  slve  condone  expleta ,  dl- 
catDx :  Gredo  Tel  si  non  sit  dlcendum ,  cantetnr 
otfertorlnm".  Für  die  Regel  während  dei  Haupt-, 
d.  b.  in  Pfarrkirchen  der  Pfarrmesse,  Conc.  prov. 
Bom.  1725,  coU.  conc.  Lac.  1,  347;  Wien  1868; 
Köln  1860, 1.  c.  5,  182.  342. 

'  S.  darüber  nachher  Anm.  6.  Jedoch  Ist 
das  für  die  Regel  nur  statthaft,  wenn  auch  Vor- 
mittags an  einem  Tage ,  an  welchem  die  Predigt 
obligatorisch  ist,  eine  solche  gehalten  worden  ist, 
denn  an  solchen  muss  für  dieselbe  möglichst  eine 
Zeit  gewählt  werden ,  zu  welcher  ihr  die  Gläu- 
bigen am  leichtesten  beiwohnen  können,  vgl. 
aber  Utrecht  1866  (unten  Anm.  6). 

*  Haben  sie  eine  Filialkirche  mit  zu  versehen, 
so  müssen  sie  abwechselnd  auch  in  dieser  pre- 
digen, s.  Prov.  Konz.  Tarragona  1696,  coli.  conc. 
Lac  1,  744. 

*  Wien  1868,  coli.  dt.  5,  182:  „Ubi  paiocho 
nnns  saltem  labornm  soduspraesto  e8t,ln  dominicis 
et  festis  praeter  copiosum  sermonem  ante  rel  inter 
mi88a.m  ,  quae  solemniori  rltu  celebratui ,  dloen- 
dom  ,  mane  in  erangeUnm  ea  die  legendum  ho- 
miUa  brevis  fiudllsque  habeatur^;  Utrecht  1866, 
ibid.  p.  806 :  „ut  omnibns  diebus  dominicis  et  festis 
in  missa  quae  solemniori  fltn  celebiatur ,  condo 
nberior  flat  de  iis ,  quae  ad  yirtutem  Indtamento 
sintet  a  vitüs  quaedominantur  abhorrere  faciant; 
in  aliis  autem  mlsds,  quae  statutls  locls  die  do- 
minir« ,  si  non  est  primae  classls  et  festum  In 
popnlo  feriandom  non  occunlt,  brefis  Instructlo 
habeatnr  ad  populum  in  flde  chrlstianisque 
obUg^ationibus  instltuendum  aliave  expllcanda 
qnae  ad  sacramenta  ac  preüosum  ecclesiasti- 
eae  lituiglae  thesanxum  pertinent.  Ubl'  vero 
seltt«  est  paiochus ,  condonem  Tel  Instructlonem 
in  prima  yel  secunda  missa  saltem  altematim  ha- 
beat.    Si  locorum  circumstaatlae  id   postulent 


vel  allae  legltlmae  ratlones  suadeant ,  poterlt  Or- 
dinarius sublnde  concedere,  ut  condo  et  instructlo 
omittantur"  und  dazu  der  BischofskonYent  der- 
selben ProTinz  v.  1868,  Ibid.  p.  931 :  „Quae  ibi- 
dem exponunturde  concloneTol  instructlone  ha- 
benda  diebus  dominicis  et  festlTis ,  In  locls,  ubi 
solus  est  parochus,  ita  acclplenda  sunt,  ut  satls- 
faciat  obligationl ,  dummodo  sub  prima  Tel  se- 
cunda missa  praedieet,  1.  e.,  condonem  Tel  in- 
structlonem habeat;  quamTis  in  hoc  altemata 
exercltia  praescribantur ,  ita,  ut  si  condo  hac 
domlnica  aut  feste  habita  est,  sequenti  instructlo 
flat.  Vehementer  tamen,  ubi  Taletudo  parochl 
Id  permittlt,  commendatur,  ut  in  singula  missa 
diebus  dominicis  Instructlonem  aut  condonem 
habeat'';  Slena  1860,  L  c.  6,  260:  „In  ecdesUs 
ruralibus ,  ubi  tam  ingens  est  populi  copla ,  ut 
necessarium  sit,  ipsum  per  duas  partes  dividl  et 
dlTorsls  horis  ad  sacrnm  conTonlre  . . .  ut  prae- 
ter exposltlonem  eTangelU,  quae  a  parooho  in 
sua  missa  conflcletnr,  quaedam  alla  moialis  con- 
do Tel  saltem  lectlo  in  alla  missa  habeatur'' ; 
Bourges  1860 ,  1.  c.  4,  1127 :  „Istud  agent .  . . 
singulis  saltem  dominicis  diebus  et  festis  solem- 
nioribus  in  missa  parochiali  et  in  altera,  ubi  plu- 
res  celebrantur,  saeplus  etiam  tempore  adventus 
et  quadragedmae''.  S.  auch  die  dt.  Kölner  V.  t. 
1864.  Aeltere  derartige  Verordnungen  dtlrt  bei 
Permaneder,  K.  R.  S.  776. 

^  Prag  1860,  L  c  6,  448 :  J[n  maioribus  urblbus 
etpraesertim  cathedralibus,  proTidebuntepiscopi, 
ut  iteratis  per  decursum  annl  Ticlbus ,  nee  non 
diyersls  in  eccledis  oondones  tempore  pomeri- 
diano  Tel  Tespertlno  habeantur  .  .  .  Opportunum 
habendis  hlsce  conclonibus  extraordinarils  occa- 
donem  praebent  sacrata  adTentus  et  maxime 
quadragesimae  tempora,  qulbus  sanetisslma,  quae 
recoluntur ,  mysteria  et  dogmata  fldd  morumque 
nexu  systematico  magno  cum  fructa  exponl  po- 
terunt  Slmlll  modo  mense  Maio ,  cultul  b.  ^- 
glnls  Mariae  prae  ceteris  dlcato ,  slnguUs  diebus 
doTotio  Tospertlna  occurrit,  quae  oonTonientl 
sermonl  Tel  condderatloni  Inncta ...  in  pluribus 
huius  proTinciae  eccleslls  flexi  et  a  fldellbus  piis< 
dmafrequentari  consueTlt . . .  Concionlbus  extra- 
ordinarils ansam  quoque  praebent  et  materlam 
subminlstrant  slngulares  maiores  momentl  oTon- 
tus  temporis  locorumqne ,  qul  dum  anlmos  oocu- 
pant,  oorda  ad  excipiendum  praedlcationls  Ter- 
bum  promptlora  reddunt'';  Utrecht  1866,  1.  c. 
p.  8O0 :  „Infra  annum  etlam,  cum  maiores  reour- 
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Ob  der  gemeinrechtlich  znm  Predigen  Verpflichtete,  also  der  Bischof,  Prälat  und 
Pfarrer,  seiner  Verbindlichkeit  allein  dadurch  genügt,  dass  er/ormalHerpraedicai,  d.  h. 
eine  Predigt  im  eigentlichen  Sinne,  also  eine  erbauende  nnd  belehrende,  ein  be- 
stimmtes religiöses  Thema  durchfidhrende  Rede  hftlt  oder  schon  dadorch,  dass  er  blos 
einzelne  Stellen  der  h.  Schrift  (z.  B.  im  Anhalt  an  das  Eyangelinm  der  Messe)  oder 
einzelne  kirchliche  Dogmen ,  Sakramente  und  Einrichtungen  erkUrt  oder  auch  nur 
belehrende  und  ermahnende  Worte  über  die  religiösen  Pflichten  an  die  Gl&ubigen 
richtet,  darüber  hat  das  Tridentinum  keine  direkte  Bestimmung  getroffen  ^  Indessen 
lässt  sich  aus  seinen  Vorschriften  entnehmen,  dass  die  Pfarrer  und  anderen  Seelsorger 
im  Allgemeinen  schon  durch  Ansprachen  und  Belehrungen  der  zuletzt  gedachten  Art 
ihre  Pflicht  zur  Verwaltung  des  Predigtamtes  erftlllen  2.  Seitens  der  Bischöfe  und 
ihrer  Substituten  wird  dagegen  mit  Rücksicht  auf  die  Würde  ihres  Amtes  und  auf 
die  Stellung  der  Kathedrale,  sowie  auf  die  Feierlichkeit  des  Gottesdienstes  in  derselben 
eine  formelle  Predigt  verlang^  werden  müssen'. 

Ausgeschlossen  ist  es  dagegen  keineswegs,  dass  durch  die  Partikulargesetzgebung, 
also  durch  die  Provinzial-  und  Diöcesan-Synoden ,  sowie  durch  bischöfliche  Verord- 
nungen den  Pfarrern  unter  Berücksichtigung  der  Bildung  des  Klerus,  der  Bedeutung 
ihrer  Kirchen^,  der  geistigen  Reife  und  der  Verhältnisse^  ihrer  Gemeinden,  sowie 
des  Vorhandenseins  von  ausreichenden  Hülfskräften^  und  der  bestehenden  Einrich- 


lent  Bolemnitates ,  tnimarum  reotoies  eorabunt, 
ut  extraordlnarilhabeantaradpopalamBermones, 
in  officio  pTtesertlm  pomeridlano.  Ipsa  diel 
solemnitas,  ubi  aliae  dreamBtantiae  Id  exigant, 
Bleut  et  tempua  quadia^simae  ratio  esse  poteat 
transferendi  ad  horas  pomeiidlanas  inatructionem 
Tel  conoionem ,  quae  in  misaa  fleri  debuiaaet .  .  . 
parocbis  vehementer  commendamus ,  ut  nuUam 
praeteriro  faciant  occasionem,  quin  et  ad  pla 
exeroitia  et  ad  verbum  dei  audiendum ,  auoe  pa- 
loehianoa  infta  annum  veaperüno  tempore  con- 
Toeent  Id  nominatim  eos  praestituros  oonfldimua 
omnea  occaaione  mensiB  Miji,  qui  b.  Mariae  virg. 
cultul  peculiari  ratione  dicatus  eat'' ;  Padeiboni. 
Dioec.  Syn.  1867,  Arch.  f.  k.  K.  B.  20,  97:  „ut 
tempore  quadrageaimall  Tel  mane  inter  miaaam 
vel  ubi  propter  locorum  rationea  id  opportuniua 
Tldetur  vespere  una  cum  devotione  huic  aacro 
tempori  adaptata  In  quavia  eoclesia  parochiali 
Sacra  ooncio  babeatur,  qua  potissimum  expo- 
sitione  ss.  huiua  temporis  mysteriorum  populi 
ohristiani  fldes  nutriatur  eiusque  pietas  excitetur 
vel  explieatione  praeceptorum  del  et  eoolesiae 
fldeles  a  vitiis  deterreantnr,  ad  vlrtutes  trabantur 
simulque  ad  dig^am  aacramentorum  poenitentiae 
et  communionis  paschalia  celebrationem  prae- 
parentnr^. 

1  Seas.  V.  c.  2  cit.  verpfliebtet  die  Bischöfe  „ad 
praedicandum  s.  evangelium",  die  Seelsorger  dazu 
„pro  saa  et  plebium  capacitate  plebes  paacere 
salutaribus  verbis  doeendo  quaescire  neceaaarium 
oat  ad  salutem'',  Sess.  XXII  de  sacr.  misaae  c.  8 
dt.  dleletateren  zum  „exponere  aliquld"  und  end- 
lich SesB.  XXIY  c.  4  rit.  Bischöfe  und  andere 
Seelsorger  zum  „annunciare  sacram  scripturam 
divinamque  legem^,  während  ea  allerdiogs  gldch- 
zeitig  von  den  Substituten  spricht ,  welche  sich 
die  ersteren  „ad  munus  praedlcatlonla  assument^ 

s  So  auch  die  Congr.  oonc.,  vgl.  Plgnatelli 


l.ciy.206.n.9ff.;  ProBp.  Lambertini  (Be- 
nedict. XIV.)  Inat  ecclea.  X.n.  Ifl.;  Richter, 
Tridentinum  8.  22.  n.  2 ,  irle  sich  dies  nament- 
lich aus  den  Worten :  „pro  sua  et  plebium  capa- 
dtate^  erglebt  Vgl.  übrigena  die  fUr  Spanien  er- 
laaaene  const.  Innoc.  XHI. :  Apoatolid  minlaterii 
V.  23.  Mal  1723,  $.  11  bull.  Taurin.  21,  935, 
bestätigt  durch  const.  Bened.  XIII. :  In  supiemo 
V.  23.  September  1724  $.  2, 1.  c.  22,  100,  welche 
ebenfalls  keine  praedlcatio  formalis  verlangen. 

'  Das  wird  auch  dadurch  bestätigt,  dass  das 
Tridentinum  gerade  hlnsichtUch  der  Bischöfe  du 
Wort :  praedieare  braucht. 

«  Köln  1860,  coli.  Lac  ö,  342 :  „Ubi  complom 
missae  diebus  dominlels  et  featia  celebrantur,  in 
snmmo  sacro  ooncio  uberlor ,  in  una  autem  alte- 
rave  mlsaa  homilia  etiam  ad  populum  Instituen- 
dum  flat.  Condo  autem  uberior,  ut  alngulia  die- 
bus  dominlels  et  festis  ....  accurate  habeatv, 
serio  mandamus ,  eademque  Bomper  cum  missa 
solemnl  habenda  est  etlam  in  urbibua  et  ubi  con- 
suetudo  haec  non  vlget,  Introducenda  est^,  a.  auch 
Utrecht  1865,  0.  S.  469.  n.  5. 

6  Münstersche  Y.  v.  1843,  Krabbe,  sUtuU 
synod.  dioec  Monaater.  Monast.  1848  p.  9 :  „Mnlti 
sunt,  praeBertim  In  parochlis  mrallbus,  qul  vd 
pecorum  cura  vel  offloüs  domesüda  occnpatl  per 
totum  fere  annum  .  .  .  uec  condonem  audiunt 
.  .  .  Quae  mlBcria  evltarl  neqult,  nisi  praeter  con- 
donem ordinariam  et  prindpalem  poat  mlsaam 
matutinam  Ben  prlmam  dlebua  dominlels  et  festi- 
vis  condo  aUa  seu  Instructio  babeatur  .  .  .  Con- 
donem matutinam  hanc  Ipsam  quod  attlnet .  . 
imprlmiB  slmplex  dt  et  brevls,  quartam  horae 
partem  non  excedeua.  Praeter  lectionem  evan- 
gelli  elua  explanationem  vd  uniua  articuli  legiave 
chrlstlanae  expllcationem  cum  congraa  admonl- 
tione  contlneat". 

6  Wien  1858,  0.  S.  469.  n.  5. 
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tang  des  Gottesdienstes,  in  gewissem  Umfange ,  also  namentlieh  wenigstens  abwech- 
selnd oder  Yon  Zeit  zu  Zeit,  die  Verbindlichkeit  zur  Haitang  einer  formalen  Predigt  ^ 
auferlegt  wird'^. 

Was  die  übrigen  Oeistliohen  betrifft,  welche  zum  Predigen  verpflichtet  sind  (s.  o. 
S.  468),  so  bemisst  sich  der  Umfang  ihrer  Pflicht  nach  Massgabe  der  Funktionen 
ihres  Amtes,  sowie  des  Zweckes  ihrer  Beauftragung,  ihrer  Substitution  oder  ihrer  Er- 
mächtigung zum  Predigen. 

G.  Die  Strafen  für  die  Verletzung  der  Pflicht  zum  Predigen.  Nach 
dem  Tridentinum  ^  sollen  diejenigen  Seelsorger ,  welche  ihrer  Pflicht  zum  Predigen 
während  eines  Zeitraumes  von  drei  Monaten  nicht  genügt,  d.  h.  entweder  das  Pre- 
digen ganz  unterlassen,  oder  doch  ohne  ausreichenden  Orund  einen  Vertreter  dafür  be- 
stellt oder  im  Fall  ihrer  Verhinderung  nicht  für  einen  solchen  gesorgt  haben ,  selbst 
wenn  sie  fOr  ihre  Person  oder  für  ihre  Kirche  (mag  diese  auch  einem  ausserhalb  der 
Didoese  belegenen  Erlöster  inkorporirt  sein^),  sonst  das  Exemtionsprivileg  zu  bean- 
spruchen berechtigt  sind ,  nach  yorg&ngiger  Mahnung  seitens  des  Bischofs  (oder  in 
einem  territoiium  separatum  seitens  des  praelatus  nullius  ^]  mit  arbiträren  kirchlichen 
Censuren  und  anderen  Mitteln  zur  Erfüllung  ihrer  Amtspflicht  angehalten  werden. 
Auch  kann  zu  diesem  Behufe  in  geeigneten  Fällen  die  Bestellung  eines  Vertreters, 
für  welchen  eine  angemessene  Remuneration  aus  den  Amts -Einkünften  des  nach- 
lässigen Geistlichen  festzusetzen  und  zu  zahlen  ist,  erfolgen®. 


i  Utrecht  1865  u.  1868,  8.  469.  n.  5  n.  6. 

>  Denn  dass  das  Tridentinum  hier  eine  nähere 
Regelaug  offen  gehalten  hat ,  ergeben  die  schon 
citixten  Worte:  pro  9ua  et  plebium  capacitate. 
Was  dazu  nach  Lage  der  einzelnen  Pfarreien  ge- 
hört, kann  die  Parti kular-Gesetzgehung  bestim- 
Dien. 

3  Sess.  V.  c.  2  dt :  . .  .  „Id  vero,  sl  qnis  eo- 
rum  praestare  negllgat,  etlam,  si  ab  episcopl 
iarifidictione  qnavis  ratione  exemptum  se  esse 
praetenderet  y  etiam  si  eeolesiae  quovis  modo 
exemptae  dlceientur  aut  alicni  monasterlo,  etlam 
extra  dioecesim  existenti,  forsan  annexae  vel 
nnitae ,  modo  re  ipsa  in  dioecesi  sint ,  provlda 
pastoralls  episcoponim  solUdtado  non  desit ,  ne 
iUnd  Impleatur :  PaiYuli  petienintpanem,  et  non 
erat  qui  frangeret  eis.  Itaque  abi  ab  episcopo 
moniti  trium  mensiam  spatlo  muneri  sao  defae- 
rint ,  per  censuras  ecclesiasticas  sen  alias  ad  Ip- 
ffios  episcopl  arbitrlnm  eogantur,  ita  ut  etiam,  si 
ei  sie  expedlre  visum  /aerlt,  ex  beneflciornm 
fructibus  alter! ,  qui  id  praestet ,  honesta  allqua 
merces  persolvatur,  donecprincipalis  ipse  resipis- 
cens  officium  suum  Impleat". 

^  8.  aber  die  folgende  Anm. 

*  Auf  den  Fall ,  dass  die  Pfarrkirche  in  einem 
solchen  Territorium  liegt,  ist  die  weiter  folgende 
Vorschrift  von  Sess.  Y.  c.  2  cit :  „Si  quae  ^ero 
parochiales  ecclesiae  reperiantur  subiectae  mo- 
nasteriis  in  nulla  dioecesi  existentibus,  si  abbates 
et  reguläres  praelati  In  praedictis  negligentes 
fuerint ,  a  metropolitanis ,  in  quoinm  proYincils 
dioeceses  ipsae  sitae  sunt ,  tanquam  ad  hoc  sedis 
apostolicae  delegatis.  compellantur,  neque  huius 
decreti  exsecutionem  consuetudo  vel  exemptio 
aut  appellatio  aut  reclamatio  sive  reouisus  impe- 
dire  valeat ,  quousque  desuper  a  competenti  iu- 


dlce,  qui  summarie  et  sola  facti  yeritate  inspecta 
procedat,  cognitum  et  decisum  fuerit^,  wegen 
Sess.  XXY.  c  11.  i.  f.  de  reg.  nicht  zu  be- 
ziehen, s.  auch  Pignatelli  1.  c.  206.  n.  19, 
yielmehr  ist  in  Sess.Y.  cit.  Yorausgesetzt,  dass  eine 
in  der  Diöcese  eines  BischofiB  befindliche  Pfarr- 
kirche einem  in  einem  tenitorlum  nullius  bele- 
genen Kloster  inkorporirt  ist.  In  diesem  Falle  soll 
nicht  wie  sonst,  bei  von  anderen  als  den  praelati 
nullius  abhängigen  Kirchen ,  der  Bischof,  wenn 
der  Regular-Pnllat  es  verabsäumt ,  für  gehörige 
Predigt  in  der  Pfarrkirche  zu  sorgen,  sondern  nuz 
der  Erzblsohof  der  betreffenden  Provinz  als  ein 
für  alle  Mal  bestellter  apostolischer  Delegat  ein- 
zuschreiten befugt  sein ,  offenbar  deshalb ,  weil 
man  den  praelatus  nullius  nicht  unter  den  Bi- 
schof hat  stellen  wollen. 

6  Daraus,  dass  das  Tridentinum  erst  eine  drei- 
monatliche Yemachlässigung  des  Predigens  für 
ein  so  schweres  Disdplinarvergehen  erklärt,  dass 
mit  Censuren  und  Strafen  dngescbritten  werden 
darf,  folgt,  dass  diese  bei  geringereu  Nachlässig- 
keiten in  der  gedachten  Beziehung  nicht  statthaft 
erscheinen  ,  vielmehr  nur  Ermahnungen  zulässig 
sind,  es  sei  denn ,  dass  andere ,  eine  discipUua- 
rische  Ahndung  rechtfertigende  Pflichtversäum- 
nisse (wie  z.  B.  die  Yerletzung  der  Residenz- 
pflicht, Bd.  III.  S.  232)  zugleich  mit  konkur- 
riren. 

Ebensowenig  können  die  gedachten Yorschriften 
auf  Pflichtversäumnisse  solcher  Geistlichen  an- 
gewendet werden ,  welche  nur  kraft  besonderen 
Auftrages  u.  s.  w.  zu  predigen  haben.  Gegen 
diese  kann  der  Bischof  an  sich  frei  mit  Gensuren 
und  Strafen  vorgehen,  aber  auch  hier  können 
dieselben  nur  in  Fällen  schwerer  Nachlässigkeit 
oder  schwerer  Yerletzung  der  Gehorsamspflicht 
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I.  Die  Hierarchie  und  die  Leitung  der  Kirche  durch  dieselbe. 
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Gegen  die  Bischöfe  und  die  Prälaten,  welche  ihre  Pflicht  persönlich  zn  predigen 
oder  die  Bestellong  geeigneter  Vertreter  im  Falle  der  Verhindernng  nnterlassen,  droht 
das  Tridentinum  keine  bestimmten  Massregeln  an  ^ 

IV.  Besondere  Vorschriften  über  den  Inhalt  der  Predigt.  Vor- 
schriften darüber ,  wie  die  Predigt  oder  die  erbaaliche  Ermahnung  des  näheren  zu 
gestalten,  and  welche  Stoffe  und  Themata  in  Berücksichtigung  der  verschiedenen  Be- 
deutung der  einzelnen  Abschnitte  des  Kirchenjahres  oder  der  in  Fra^e  kommenden 
Festtage  in  ihr  behandelt  werden  sollen,  gehören  nicht  in  das  Gebiet  des  Bechtes^. 

Für  dasselbe  kommt  aber  in  Betracht ,  dass  es  Amtspflicht  des  predigenden 
Geistlichen  ist,  alles,  was  dem  Wesen  und  Zwecke  der  Predigt  widerspricht,  and 
namentlich  Alles,  was  nach  Inhalt  und  Form  Anstoss  und  Aergemiss  erregen  kann, 
zu  vermeiden^.  In  Anwendung  dieses  Prinzipes  ist  partikularrechtUch  in  neuerer 
Zeit  das  Erörtern  politischer  Tages-  und  Partei -Fragen  untersagt^,  und  ferner,  ¥rie 
schon  in  früherer  Zeit  ^  das  Kritisiren  und  das  Tadeln  einzelner  Personen  unter  so 
genauer  Bezeichnung  derselben,  dass  sie  sofort  erkannt  werden  können,  oder  gar 
unter  Nennung  ihres  Namens ,  sowie  die  Ertheilung  von  Rügen  an  solche  (der  s.  g. 
Nominal-Elenchus)  verboten  worden^.  Endlich  soll  die  Predigt  auch  nicht  benatzt 
werden,  um  Bekanntmachungen  über  weltliche  und  profane  Dinge  an  die  versammelte 
Gemeinde  zu  machen  7. 

Verstösse  dagegen  können  disciplinarisch ,  namentlich  mit  der  zeitweisen  Sos- 
Pension  von  der  Ausübung  des  Predigtamtes,  bez.  mit  der  Zurückziehung  der  Er- 
mächtigung zum  Predigen^  geahndet  werden^. 


wegen  des  sich  ans  dem  Tridentiunm  ergebenden 
Prinzipes  gerechtfertigt  erscheinen. 

^  Trid.  Sess.  V.  o.  2  1.  c.  bestimmt  in  Bezng 
auf  diese  nur:  „Sl  quis  antem  hoc  adimplere  cou- 
tempserit,  distriotaesabiaceataltioni^'.  Die  Auf- 
sicht and  das  Recht  der  Bestrafung  steht  hin- 
sichtlich der  Bischöfe  dem  Papste  zu,  Bd.  II. 
S.  19  (wegen  gleichzeitiger  Verletzung  der  Ke- 
sidenzpflicht  s.  aber  Bd.  III.  S.  229).  Dasselbe 
gilt  auch  in  Betreff  der  praelati  nullius,  denn  die 
S.  471.  n.  5  oitirte  Vorschrift  bezieht  sich  nicht 
auf  die  Wahrnehmung  der  Pflicht ,  persönlich  zu 
predigen.  In  Betreff  der  sonstigen  Prälaten  Übt 
der  Bischof  diese  Rechte ,  sofern  sie  nicht  etwa, 
wie  die  Prälaten  der  exemten  Orden,  von  seiner 
Jurisdiktion  befreit  sind,  vgl.  auch  Bd.  IL  S.  347. 

3  Nähere  Anweisungen  darüber  enthalten  die 
neueren  Provinzialsynoden ,  vgl.  die  Zusammen- 
stellungen in  den  Registern  der  Bände  der  coUectio 
Lacensis  v.  s.  concio.  Vgl.  übrigens  auch  oben 
S.  469.  n.  5  ff. 

3  Das  ist  unter  näherer  Specialisirung  ausge- 
sprochen in  der  von  Leo  X.  auf  dem  V.  Lateran. 
Konzil  sess.  XI.  erlassenen  const.  Supemae  ma- 
iestatis  v.  19.  Dezember  1616 ,  Hardouin  9, 
1806  und  in  der  auf  Befehl  Innocenz^  XI.  seitens 
der  Gongr.  conc.  ergangenen  Encyklika  v.  6.  Juli 
1680,  coli.  Lac.  i,  269. 

*  Utrecht  1865,  1.  c  6,  808;  Avignon  1849, 
Bordeaux,  Sens,  Aix,  Toulouse,  Bourges  u.  Auch 
v.  1860,  l,  c.  4,  347.  567.  901.  982.  1062.  1123. 
1204;  Quebec  1864, 1.  c  3,  663. 

&  Schon  die  cit.  const.  Leos  X.  (s.  Anm.  3)  be- 


stimmt 1.  c.  p.  1808 :  ^,ab  episcoporum  et  praela- 
torum  ac  allorum  superiorum  eorumque  Status 
scandalosa,  quos  eoram  rulgo  et  lalcis  non  modo 
incaute,  sed  etiam  intemperanter  reprehendunt 
et  mordent ,  et  ab  eis  male  gestorum  expressis 
quandoque  nominibus  aperta  et  manifesta  redar- 
gutione  abstineant^,  von  älteren  P&rtikular- 
synoden  gehören  hierher  Bordeaux  1583,  Har- 
douin 10,  1358;  ferner  die  Statuten  v.  £rm- 
land  1610,  v.  Munster  1652,  Hartzheim  9, 
100  u.  897;  und  v.  Culm  1745,  1.  c.  10,  514, 

e  Paderborn  1867,  Arch.  20,  98:  „Nunquam 
Igitur ,  etiamsi  vitia  in  populo  grassantia  repre- 
hendenda  et  detestanda  sint ,  acerbe  in  personas 
privatas  Invehent  vel  nominatim  eas  designando, 
vel  quasi  digito  eas  indicando;  Wien  1860, 
Utrecht  1865 ,  coli.  Lac.  6,  182.  808 ;  s.  ferner 
die  Anm.  4  citirten  französischen  Synoden  4, 
347.  557.  901.  1063.  112a  1204;  Urbino  1859; 
Ravenna  1856,  L  c.  6,  67.  149;  Plen.  Konz. 
Balümore  1866,  1.  c  3,  438 ;  Quebec  1854  ibid. 
p.  653.  Insbesondere  wird  auch  die  Erwähnung 
und  Besprechung  eines  angeblich  dem  Priesnr 
zugefügten  Unrechtes  oder  seiner  Streitigkeiten 
mit  der  Gemeinde  untersagt,  Wien  1858,  Köln 
1860  und  Utrecht  dt,  1.  c.  5,  182.  362.  808; 
Toulouse  1860,  1.  c.  4,  1062.  1063;  cit  Plen. 
Konz.  V.  Baltimore  und  Quebec. 

^  Avignon  1726,  1.  c  1,  566;  Utrecht  1865, 
1.  c.  5,  808. 

8  S.  0.  S.  459. 

9  So  auch  die  Anm.  3  citirte  Encyklika: 
„Ac  si  coudonatores  normam  huiusmodi  trans- 
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Dagegen  erschemt  das  Halten  von  s.  g.  Kontrovers -Predigten,  d.  h.  solehen, 
weioke  die  Lehren  anderer  Kirchen  und  Religion^esellschaften  oder  auch  philo- 
Bophisohe,  dem  Glauben  der  katholischen  Kirche  widersprechende  Anschauungen 
tu  widerlegen  bestimmt  sind,  und  den  Zweck  haben ,  theils  Andersdenkende  zu  be- 
kehren ,  theils  die  Anhänger  der  eigenen  ELirche  vor  dem  Abfall  von  derselben  oder 
mindestens  vor  der  Annahme  von  Irrlehren  zu  bewahren,  &ll8  sich  dieselben 
lediglich  innerhalb  einer  sachlichen  Widerlegung  halten  und  Schmähungen  und  Be- 
schimpfungen Andersdenkender,  namentlich  anderer  Beligionsparteien ,  vermeiden, 
prinzipiell  statthaft.  Ja,  vom  Standpunkt  der  katholischen  Kirche,  welche  sich  selbst 
al8  alleinige  Trägerin  der  reinen  Lehre  betrachtet,  mttssen  sie  sogar  nicht  nur  als  er- 
laubt, sondern  unter  Umständen  auch,  z.  B.  wenn  die  Gefahr  vorliegt,  dass  die  Gläu- 
bigen der  Lehre  ihrer  Kirche  entfremdet  werden,  als  geboten  betrachtet  werden.  So 
haben  die  Päpste  nicht  nur  fär  specielle  Fälle  besondere  derartige  Predigten  vorge- 
sclnieben  ^,  sondern  auch  aus  gegebenen  Anlässen  allgemein  die  Haltung  von  Pre- 
digten zur  Widerlegung  herrschender  und  umsichgreifender  Irrlehren  empfohlen  2, 
und  nicht  minder  einzelne  Partikularsynoden  derartige  Anordnungen  getrofifen  ^. 

Y.  DerOrtderPredigt.  Die  Predigt  ist  für  die  Regel  in  einem  gottesdienst- 
lichen Gebäude  zu  halten.  Das  folgt  daraus,  dass  sie  gleichfalls,  wie  der  ftbrige 
Kultus,  gottesdienstlichen  Zwecken  dient,  und  dass  die  gedachten  Gebäude  diejenigen 
Stätten  sind,  an  denen  sich  die  Gläubigen  zu  solchen  Zwecken  versammeln^.  Pre- 
digten an  anderen  Orten,  namentlich  im  Freien,  sind  abgesehen  von  Kasual-Predig- 
ten  ^  nur  ausnahmsweise  mit  Erlaubniss  des  Ordinarius  beim  Vorliegen  eines  gerecht- 
fertigten Grundes ,  und  ohne  die  erstere  nur  im  äussersten  Nothfall  ^,  erlaubt ''. 

Was  die  gottesdienstlichen  Gebäude  betrifft,  so  ist  die  Predigt  nicht  auf  be- 


giesMB  compererint  (antlstltes) ,  eos  a  praedlca- 
tioois  mnnere  ad  tempas  beneTiBum  suspendant 
aliave  ratione  pro  modo  culpae  plectere  curent, 
subiogando  Interim  alios".  Die  in  der  Bulle 
Leos  X.  angedrohte,  dem  Papst  reservirte  grosse 
Exkommunikation  ist  durch  die  const.  Pii  IX. : 
Apostolicae  sedls  t.  12.  Oktober  1869 ,  Arch.  f. 
k.  K.  R.  23,  326  beseitigt  worden. 

*  Hierher  gehört  die  Bulle  Gregors  XIII. : 
SsDcta  mater  ecclesia  cuius  v.  1.  September  1684, 
ball.  Tanr.  8,  487,  welohe  %,  1  bestimmt,  dass 
die  Bischöfe  und  Prälaten  an  allen  Orten,  in 
deneu  sich  eine  eine  Synagoge  bildende  Juden- 
genossenschaft  befindet,  jeden  Sonnabend  oder 
an  einem  anderen  Tage  jeder  Woche  an  einem 
passenden ,  aber  nicht  zum  christlichen  Gottes- 
dienst gebrauchten  Ort  eine  Predigt  durch  einen 
Magister  der  Theologie  oder  einen  anderen  ge- 
eignetoi  Geistlichen,  womöglich  in  hebräischer 
Sprache,  halten  lassen  sollen,  um  die  Irrthümer 
dai  Juden  zu  widerlegen,  ihnen  die  Wahrheit 
.  des  christlichen  Glaubens  darzuthun  und  sie  zur 
katholischen  Kirche  zn  bekehren,  sowie  $.  2,  dass 
alle  Juden  und  Jüdinnen  über  12  Jahre  diesen 
Predigten  abwechselnd  oder  mindestens  jeder 
dritten  bei  Vermeidung  der  Untersagnng  des  Ver- 
kehrs mit  den  Gläubigen  und  anderen  arbiträren, 
vom  Ordinarius  zn  rerhangenden  Strafen  bei- 
wohnen mfiasen. 

^  S.  z.  B.  Pii  IX.  encycl.  Qui  plurlbus  v.  9.  No- 


vember 1846 ,  coli.  clt.  6,  86.  87 ;  s.  auch  oben 
S.  444.  n.  3. 

3  Diöcesansyn.  Neapel  1882,  Arch.  f.  k.  K.  R. 
60,  388 :  „In  paroeciis  allisque  ecclesiis  princi- 
palioribuB ,  singulis  annis  sermones  ad  populum 
habeantur  per  aliquot  dies,  prout  necessitas  pos- 
tulat,  anditoribus  accomodati ,  quibns  non  solnm 
veritates  fldei  conflrmantur ,  verum  etiam  errores 
oonf utantnr,  quos  homlnes  impii  et  protestantes, 
praesertim  evangelici ,  in  plebis  christianae  inte- 
ritum  spargere  connituntur^' ;  Bourges  1850,  coli. 
Lac.  4,'  1123:  „non  interdloimns,  qnin  cum  omni 
carltate  et  prudentia  systemata  fldei  documentis 
adversantia  confutent^. 

^  Werden  doch  auch  die  Messen  und  die  An- 
dachten, in  Verbindung  mit  denen  sie  stattfindet, 
in  der  Kirche  gehalten,  s.  0.  S.  469. 

6  Vgl.  darüber  unten  S.  475. 

0  Man  wird  analogisch  die  Vorschriften  über 
die  Feier  der  Messe  (s.  0.  S.  189)  zur  Anwen- 
dung bringen  dürfen. 

7  Die  Quellen ,  selbst  die  partikulären,  setzen 
meistens  die  Abhaltung  in  der  Kirche  als  Begel 
voraus,  um  so  mehr,  als  wegen  der  polizeilichen 
Vorschriften  über  die  Abhaltung  von  Versamm- 
lungen im  Freien  (s.  0.  S.  231  ff.)  das  Predigen 
ausserhalb  der  Kirchen  nicht  üblich  ist.  Ein  aus- 
drückliches Verbot  ist  für  die  Erzdiöcese  Köln 
1828  u.  1831  erlassen ,  P  o  d  e  s  t  a ,  Sammig.  d. 
V.  8.  d.  Wieder-Errichtung  d.  Erzdioec.  Köln. 
S.  92.  126. 
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stimmte  Arten  derselben  beschränkt ,  yielmehr  kann  in  Kirchen  und  in  Kapellen 
jeder  Art,  also  nicht  nnr  in  den  Kathedral-  und  in  den  ttbrigen  zur  Seelsorge  be- 
stimmten Kirchen ,  den  Regnlar-Kirchen ,  sondern  im  Allgemeinen  auch  in  den  Kol- 
legiat- Kirchen,  welche  keine  Pfarr- Hechte  haben,  in  den  öflfentliohen  und  in  den 
Privat-Kapellen  ^  gepredigt  werden. 

Dagegen  waltet  insofern  ein  Unterschied  ob,  als  in  den  Kirchen  der  erstgedachten 
Art  gepredigt  werden  mnss,  nnd  als  die  dazn  yerpflichteten  kirchlichen  Amtstriger 
ihrer  desfallsigen  Pflicht  allein  durch  die  Predigt  in  denselben,  nicht  in  anderen  kirch- 
lichen Gebäuden  genügen  können  2.  Fflr  die  übrigen  Kirchen  und  Kapellen  besteht 
eine  solche  Nothwendigkeit  nicht,  wohl  aber  kann  sie  ausnahmsweise  durch  den 
Zweck ,  zu  welchem  eine  Kirche  oder  eine  öffentliche  Kapelle  gestiftet  ist,  oder  wel- 
chem sie  dient  3,  begründet  sein.  Nicht  minder  bestimmt  sich  danach  der  Um&ng, 
in  welchem  Predigten  zu  halten  sind ,  namentlich,  ob  dies  mit  einer  gewissen  Regei- 
mässigkeit^  oder  nur  gelegentlich  zu  geschehen  hat^.  Endlich  kann  auch  durch 
partikuläre  Vorschriften,  da  der  Bischof  dafür  zu  sorgen  hat,  dass  das  Predigtamt 
in  seiner  Diöcese  den  Bedür6iissen  des  Volkes  entsprechend  ausgeübt  wird,  in  an- 
deren als  den  Pfarrkirchen  die  Haltung  von  Predigten  oder  Schrifterklärungen  an- 
geordnet werden  ^, 

VI.  Die  Zeit  für  die  Predigt  Predigten  sollen  am  Tage,  nicht  des  Nachts^ 
gehalten  werden.  Im  Uebrigen  darf  zu  jeder  Tageszeit^  und  an  allen  Tagen  ge- 
predigt werden.  Die  näheren  Bestimmungen  über  die  Tageszeiten  können  die  Pro- 
vinzial  -Konzilien ,  die  Ordinarien  ^  und ,  falls  solche  allgemeine  Anordnungen  nicht 
bestehen,  die  Leiter  der  einzelnen  Kirchen  treffen^<).  Jedoch  sollen  während  der  Pre- 
digt nicht  Messen  celebrirt  und  die  kanonischen  Stunden  nicht  gesungen  werden  i'. 

Wegen  der  Möglichkeit ,  dass  in  den  verschiedenen  Kirchen  ein  und  desselben 
Ortes  gleichzeitig  gepredigt  wird,  und  die  Gläubigen  in  Folge  dessen  von  dem  Gottes- 
dienste in  der  Haupt>Kirche  (in  der  Kathedrale  oder  in  der  Pfarrkirche]  fernbleiben, 
ist  der  Bischof  befugt,  das  Predigen  zu  der  Zeit ,  zu  welcher  er  selbst  eine  Predigt 
hält,  in  den  anderen  Säkular -Kirchen  und  öffentlichen  Kapellen,  nicht  aber  in  den 


i  Denn  so  gut  der  einzelne  für  seine  Privat- 
Andachten  nnd  die  seiner  Familie  einen  Geist- 
lichen zuziehen  kann ,  ist  er  auch  befugt ,  sich 
durch  einen  solchen ,  falls  dieser  dazu  überhaupt 
ermächtigt  ist ,  das  Wort  Gottes  erklären ,  d.  h. 
sich  eine  Predigt  halten  zu  lassen. 

2  S.  0.  S.  466  if.  In  den  Regularkirchen  ist  jeden- 
falls für  die  Klostergemeinde  zu  predigen.  Im 
übrigen  beruht  das  Recht  zur  Haltung  der  Pre- 
digt für  andere  Personen  auf  päpstlichem  Privi- 
leg (s.  0.  S.  462.  456). 

3  Z.  B.  wenn  sie  eine  Filial-  oderHülfskirche 
(s.  o.  S.  313)  oder  eine  für  die  Gottesdienste  einer 
Brüderschaft  errichtete  Kapelle  ist. 

*  Wie  in  der  Kapelle  einer  religiösen ,  nicht 
eximirten  Frauen-Kongregation. 

&  In  einer  Wallfahrtskapelle ,  in  welcher  nur 
zu  bestimmten  Zeiten  Gottesdienst  gehalten  wird. 

^  So  Siena  1850  (nach  der  0.  S.  469.  n.  5)  an- 
geführten Stelle) :  „Hoc  vero  decretum  de  ser- 
mono  vel  TiTa  Toce  vel  per  lectionem  peragendo, 
etiam  in  ecclesiis  uon  parochialibus,  ubi  plerum- 


que  in  festis  missa  celebratur,  servaiidum  esse 
praecipiunt^. 

^  Auch  nicht  einmal  am  Gharfreitag,  so  die 
Congr.  episc  1629,  Pignatelli  oons.  cao.  IV. 
206.  n.  72;  Ferraris  s.  v.  praedicatio  n.  14', 
vgl.  auch  Benedict.  XIV.  oonst.  Singularem  Tom 
31.  August  1745.  SS*  3-  d>  elusd.  bull.  1,  245. 

8  Vgl.  0.  S.  469. 

0  S.  die  Anführungen  in  Anm.  7. 

10  Da  diese  den  Gottesdienst  zu  ordnen  habeo, 
und  die  Predigt  sich  dem  sonstigen  Gottea^ic^'^ 
einfügen  muss. 

11  Pignatelli  I.e.  n.  72;  Ferraris  I.e. 
n.  12,  8.  auch  conc.  Mediolan.  IT.  v.  1576  P.*^!- 
c25,  Hardouin  10,83:  „Dum  vel  episcopas 
yel  parochus  vel  alius  sermonem  concionemque 
habet,  ne  eo  ipso  tempore  in  ecclesia,  ubl  habetur 
in  eiusve  aliquo  sacello  aut  in  alia  eiusdem  parte 
ac  ne  in  ea  quidem  quae  subterranea  .  .  .  misste 
sacriflcium  ab  ullo  quoyis  sacerdote  flat^  nnd 
Köln  1860  (allerdings  nur  für  die  Kathedrale, 
coli.  Lac.  5,  339):  ,JDum  sermo  habetur,  nemini 
missam  celebraie  licet^ 
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Pfarrkirchen^  zu  untersagen.  Femer  hat  er  das  Becht,  ein  solehes  Verbot  für  die 
S&kularkirchenfQr  die  Zeit,  zu  welcher  die  Pfarrmesse  in  der  Pfarrkirche  gefeiert  wird, 
oder  fftr  die  unmittelbar  Yorhergehende  Zeit  ^  zu  erlassen.  Was  die  Regularkirohen  be- 
trifft, so  dürfen  die  Regulären  nicht  in  ihren  Kirchen  ohne  Erlaubniss  des  Bischofs  pre- 
digen, wenn  er  selbst  eine  Predigt  halt  3.  Femer  kann  er  ihnen  das  Predigen  in  der- 
jenigen Stunde  verbieten ,  zu  welcher  er  aus  einer  besonderen  öffentlichen  Ursache 
unter  Znsammenberufnng  des  Elems  und  des  Volkes  in  seiner  Oegenwart  predigen 
llsat,  nicht  aber  deshalb,  weil  er  blos  der  von  einem  anderen  Geistlichen  in  der 
Kathedrale  gehaltenen  Predigt  beiwohnt^. 

Vn.  Die  Pflicht  der  Predigt  anzuwohnen.  Die  OlAubigen  sollen  zwar 
der  Predigt  in  ihrer  Pfarrkirche  an  denjenigen  Sonntagen  und  Festtagen ,  an  denen 
die  Seelsorger  zum  Predigen  gemeinrechtlich  verpflichtet  sind^,  anwohnen  <^,  indessen 
ist  dies  nur  eine  ethisch-religiöse  Vorschrift.  Eine  Bechtspflicht  besteht  ftir  sie  nicht, 
nnd  daher  ist  der  Bischof  nicht  berechtigt ,  sie  durch  Gensuren  und  Strafen  dazu  an- 
zuhalten^. Wohl  aber  kann  durch  ihn  und  durch  die  Provinzialsynode^  den  nicht 
amtlich  in  Ansprach  genommenen  Kanonikern  und  Geistlichen  der  Kathedrale  die 
Verpffichtung  auferlegt  werden,  die  Predigt,  namentlich  zur  Zeit  des  Advents  und 
der  Quadragesima,  anzuhören*. 

Vin.  Die  ausserordentlichen  und  die  Gelegenheitspredigten 
[eoncianes  eztraordmariae  nni  otmuUes).    Unter  diesen  versteht  man  solche,  weiche 


1  So  naeh  der  Praxis  der  Gongr.  conc,  welche 
die  gedachte  Ausnahme  offenbar  deshalb  aner- 
kennt, weil  der  Pfarrer  Terpfliehtet  ist,  In  seiner 
Pfarrkirche  zn  predigen,  and  diese  den  regel- 
mässigen Sammelpunkt  seiner  Parochianen  bil- 
det, B  arbosa  de  off.  parochi  I.  14.  n.  3;  Fer- 
raris 8.  ▼.  paroohus  art.  II.  n.  74  n.  s.  ▼.  prae- 
dicatio  n.  25. 

3  Damit  die  Gläubigen  nicht  von  der  Pfarrmesse 
femgehalten  werden ,  ein  solches  Dekret  für  die 
Piocese  Valence  beiCraisson,  mannale  totios 
iuris  canonici  ed.  Pietavii  1877. 1,  306.  u.  2. 

3  YgL  die  0.  S.  453.  n.  2.  dtirte  const.  Boni- 
&cU  YIII.  und  const.  Pii  Y. :  £t8i  mendicanüum 
T.  16.  Mai  1567.  $.  2  n.  1 ,  buU.  Taur.  7,  576. 
Dies  hat  die  Gongr.  conc.  stets  in  fester  Praxis 
angenommen,  Benedict.  XIY.  de  syn.  dioec  IX. 
17.  D.  7,  ebenso  die  Gongr.  rit  1667,  Oardel- 
11  ni  decret.  antb.  cit.  n.  2422;  1,  413 :  „Nemini 
saeculari,  quam  regulari  etiam  in  eorum  pioprils 
ecclesiis  Ucere  conoionare,  ipso  episoopo  con- 
donante^. 

^  Nach  der  Praxis  der  Gongr.  conc. ,  Entsch. 
Y.  1645,  1.  c,  ^1  ex.  causa  publica  oonvocatis 
dero  ,  magistratn  et  populo  coram  se  pzaedicare 
fadat".  So  hat  dieselbe  das  coram  episeopo  so- 
Umniter  praedieairi  faeere  (const  Bonifacil  YIII. 
dt.}  ausgelegt  mit  Rücksicht  darauf,  dass  andern- 
fsJlB  die  Begularen  an  allen  Tagen ,  an  wdchen 
der  Bischof  herkömmlicher  Wdse  der  Predigt  in 
der  Kathedrde  beizuwohnen  pflegt ,  namentlich 
in  der  Adrents-  und  Fastenzeit,  am  Predigen  in 
Ihien  Kirchen  gehindert  sein  würden,  Bene- 
dict. XIY.  1.  c  n.  7.  8.  Die  damit  nicht  über- 
einstimmenden Entscheidungen  der  Gongr.  rit.» 
wolehe  bei  Pignatelll  1.  c.  lY.  208.  n.  64  an- 
gefahrt sind,  sich  aber  in  der  Sammlung  you  G  a  r  - 


dellini  nicht  linden,  können  demgegenüber, 
wenn  sie  authentisch  dnd ,  keine  Bedeutung  be- 
anspruchen. 

Dagegen  ist  der  Bischof  nicht  berechtigt ,  die 
Predigt  in  den  Regularkiichen  zu  der  Stunde,  in 
welcher  in  der  Pfarrkirche  gepredigt  wird,  zu 
yerbieten. 

5  S.  0.  S.  46a 

8  Trid.  Sess.  XXIY.  c.  4:  ^Moneatque  epis- 
copus  populum  diligenter,  teneri,  unumquemque 
parochiae  suae  Interesse,  ubi  conunode  id  fleri 
potest,  ad  audiendum  yerbum  dei^. 

7  YgL  die  Entsch.  d.  Gongr.  conc.  bei  Pigna- 
telll 1.  c.  n.  61.  Denn  a  62  (c  10  apost.)  u. 
c.  63  (s.  g.  stat.  ecdes«  aut)  Dist.  I.  de  consecr. 
drohen  nur  für  das  Yerlassen  der  Kirche  vor  dem 
Ende  des  Gottesdienstes ,  bez.  der  Predigt ,  und 
zwar  wie  c  62  cit  ausdrücklich  bemerkt,  wegen 
der  dadurch  yerursachten  Störung,  die  Exkom- 
munikation an. 

s  Feimo  1726,  coli  Luc.  1,  591:  „Tempore 
quadragesimae  et  adventus  ne  canonici  aliique 
choro  addicti  sacris  condonibns  quae  in  propria 
ecdesia  habentur,interesse  negligant,  subtractione 
quotidianarum  distributionum  aut  punctatnrls, 
ut  Yocant ,  tertiae  partis  illius  diel  adigantur^ ; 
Gran  1858,  1.  c.  6,  43:  „Imo,  ut  canonicorum 
exemplo  populus  fldelis  ad  audiendum  yerbum 
dd  studiosius  confluat,  ipsi  quoque  intervenire 
contendant^. 

9  Und  zwar  kann  der  Yerlust  der  Distributionen 
des  betreffenden  Tages  (s.  Bd.  III.  S.  237)  ange- 
droht werden,  congr.  conc.  bd  Ferraris  s.  v. 
praedicatio  n.  11,  jedoch  soll  die  Pflicht  bei  An- 
drohung dieser  Strafe  nicht  zu  wdt ,  z.  B.  nicht 
auf  alle  Zeiten  des  Jahres  ausgedehnt  werden, 
PignatelliLc.  n.  61. 
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nicht  an  den  dareh  das  gemeine  Recht  yorgeschriebenen  Tagen  sn  halten  sind ,  also 
z.  B.  die  Predigten  aus  Anlass  gewisser,  wie  z.  B.  der  im  Monat  Mai  stattfindenden 
Marien -Andachten  \  nnd  femer  anch  die  eonciones  camaUsj  d.  h.  diejenigen,  welche 
bei  Gelegenheit  bestimmter  Amtshandlnngen,  z.  B.  der  Tanfe,  der  Traanng,  der  Ge- 
neral-Kommunion, der  ersten  Messe  eines  Priesters  (Primiz),  des  Festes  einer  Bruder- 
schaft oder  zur  Zeit  eines  Jubiläums  statthaben  2.  Im  Wesen  des  Seelsorge -Amtes 
liegt  es,  dass  die  Verwalter  desselben^  derartige  Anlässe  zur  religiösen  Förderung 
der  ihnen  anvertrauten  Gläubigen  nicht  unbenutzt  vorübergehen  lassen^.  In  wie  weit 
dies  geschehen  soll,  darüber  enthält  weder  das  gemeine  noch  das  partikuläre  Recht 
nähere  Bestimmungen,  vielmehr  flberlässt  das  letztere  dies  für  die  Regelt  dem  Er- 
messen des  -Pfarrers  ®. 

IX.  Vorschriften  der  Staatsgesetzgebungen  in  Betreff  der  Aus- 
übung des  Predigtamtes.  Was  die  Verwaltung  des  Predigtamtes  betrilSt,  so 
sind  nach  den  staatlichen  Vorschriften  nur  diejenigen  Geistlichen  dazu  berechtigt, 
welche  überhaupt  nach  Massgabe  derselben  die  Befngniss  zur  Vornahme  von  kirch- 
lichen Amtshandlungen  besitzen  7. 

lieber  die  nähere  Ausübung  des  Predigtamtes  hat  der  Staat,  sofern  er  der  Kirche 
die  autonome  Verwaltung  ihrer  Angelegenheiten  zugesteht,  seinerseits  keine  Bestim- 
mungen zu  erlassen ,  namentlich  auch  nicht  die  Prediger  als  Pufolikationsorgane  für 
staatliche  und  kommunale  Zwecke  zu  benutzen.  Dieser  Grundsatz  ist  jetzt,  während 
das  frühere  Staatskirchenthum  in  beiden  Beziehungen  den  entgegengesetzten  Stand- 
punkt eingenommen  hat  ^,  anerkannt  ^,  und  nur  vereinzelt  enthalten  die  älteren,  noch 
geltenden  staatlichen  Gesetze  dergleichen  Vorschriften  ^®. 

Wohl  aber  ist  auch  der  moderne  Staat  berechtigt,  jeden  Missbrauch  der  Kanzel, 


1  S.  0.  S.  469.  n.  6,  jedooli  ist  der  Sprachgebrauoh 
der  PaitikuUr-Konzllien  kein  fester,  denn  ein- 
zelne reohnen  auch  die  Predigten  an  den  Wochen- 
tagen der  AdTentszeit  und  Quadragesima  zu  den 
eonciones  extraordinariae,  s.  a.  a.  0. 

^  Femer  gehören  hierher  auch  die  Missions- 
predigten,  s.  %.  229. 

3  Also  auch  die  Bischöfe.  Diese  haben  dazu 
Gelegenheit  bei  der  Konfirmation  nnd  bei  der 
Visitation ,  s.  Trid.  Sess.  XXIY.  c.  3  de  ref.  u. 
Prov.  Syn.  t.  Fermo  1726,  coli.  Lac  1,  690. 

^  Das  folgt  ans  dem  Zwecke  ihres  Amtes. 

^  Besondere  Anordnungen  kommen  freilich  für 
die  Leichenpredigten ,  s.  unten  die  Lehre  vom 
Begrab niss,  vor. 

ö  Vgl.  z.  B.  Paderbomer  Diöces.  Syn.  1867, 
Arch.  f.  kath.  K.  R.  20,  99 :  „Animarum  zelus  et 
prudentia  pastoralis  ipsls  suggerent ,  qulbusnam 
talium  occasiouum  eis  utendum  sit  ac  quidnam 
quaeque  occaslone  et  tempore  ao  quomodo  iis  di- 
cendum  sit".  Eine  absolute  Vernachlässigung 
dieser  Seite  ihres  Amtes,  namentlich  unter  Nicht- 
berücksichtigung berechtigter  Bitten  ihrer  Pfarr- 
kinder, würde  selbstverständlich  disciplinarisch 
strafbar  sein. 

7  S.  0.  S.  20  u.  S.  448.  Für  Frankreich  ist  das 
Verbot  Napoleons  L  ▼.  1806,  Priester  ohne  feste 
Anstellung  als  Prediger  zu  rerwenden ,  welche 
früher  Missionare  gewesen  und  welche  nicht  min- 
destens in  Frankreich  zu  Licentiaten  der  Theo- 


logie graduirt  seien ,  schon  seit  langer  Zeit  in 
Vergessenheit  gerathen ,  G  a  u  d  ry ,  tralttf  de  U 
l^glslation  des  cultes.  2,  d27. 

8  So  schärft  z.  6.  ein  Württemberg.  Erlaas  von 
1812,  T.  Vogt,  SammL  v.  Verordn.  S.  569,  das 
fleisslge  und  regelmässige  Predigen  ein.  Vielfsoh 
ist  früher  die  Publikation  von  staatlichen  Ver- 
ordnungen durch  die  Geistlichen  Üblich  gewesen. 
Insbesondere  war  sie  In  Oesterreich  unter 
Joseph  IL  vorgeschrieben ,  nicht  nur  als  aweek- 
mässiger  Modus  der  VeröfTentliehung ,  eondem 
auch  um  die  ünterthanen  über  die  gottlichen 
Strafen  der  Uebertretung  der  fürstlichen  Anord- 
nungen zu  belehren ,  M  aussen,  Neun  Gapltel 
über  fMe  Kirche.  S.  359. 

0  Z.  B.  ist  für  Baiern  1833  ausdrücklich 
angeordnet,  dass  Regletungs-Ansschreiben,  poli- 
zeiliche Erlasse  und  Gemeindebeschlüsse  nicht 
von  der  Kanzel  yeröffentlicht  werden  sollen,  Sil- 
b  e  r  n  a  g  1,  Verfassg.  sämmtL  ReligfonsgenosseD- 
sohaften  i.  Baiem.  2.  Aufl.  S.  257« 

10  So  namentlich  in  Frankreich.  Hierher 
gehört  zunächst  d.  0.  S.  463.  n.  2  dtirte  organ. 
Art.  50 ;  femer  aber  auch  art  53 :  „IIb  ne  feiont 
au  pröne  (d.  h.  gelegentlich  der  erbaulichen  Be- 
lehrung, der  nicht  formalen  Predigt  während  der 
Pfarrmesse)  aucune  publication  tftrangdre  ä  Texer- 
cice  du  culte,  si  ce  n'est  Celles  qul  seront  ordon- 
nfos  par  le  gouvemementf*;  vgl.  dazu  noeh  A  ndr^, 
cours  alphab^tlqne  de  Uglslatlon  civile  ecclMas* 
tlque.  IV.  M.  4,  186.  200. 
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soweit  dadnreh  Angriffe  auf  die  Ehre  einzelner  seiner  Bflrger  yerftbt  ^  oder  anderen 
Konfessionen  Besehimpfnngen  zugefügt^  oder  Angelegenheiten  des  Staates  in  einer 
den  OffentUehen  Frieden  ge&hrdenden  Weise  erörtert  werden  ^^  zu  verbieten. 


§.  228.   2.   Der  kirchliche  Eeligions  -  Unterricht,    [Katechese    Christenlehre ^ 

Vorbereitunffs  -  Unterricht.) 

I.  Oeschichtliche  Einleitung.  So  lange  die  Taufe  ftir  die  Regel  nur  Er- 
wachsenen ertheilt  wurde  *,  und  das  Institut  des  Eatechumenats  seinen  ursprünglichen 
Charakter  bewahrte ,  war  durch  das  letztere  für  einen  genttgenden  Religionsunter- 
richt^ der  neuen  Christen  gesorgt.  Nach  dem  Verfall  des  Eatechumenats  überliess 
man  es  dagegen  im  Allgemeinen  den  Eltern,  ihren  Rindern  entweder  selbst  oder  auf 
irgend  eine  andere  sich  ihnen  darbietende  Weise  ^  die  erforderliche  Kenntniss  der 
wichtigsten  Artikel  des  christlichen  Glaubens,  so  gut  sie  es  vermochten,  zu  vermitteln. 
Wie  mangelhaft  im  fränkischen  Reiche  diese  letztere  im  Allgemeinen  gewesen  sein  muss, 
ergiebt  sich  daraus,  dass  die  Gesetzgebung  Karls  d.  Gr.  von  den  Taufpathen  verlangte, 
dasssie  das  Symbol  und  das  Vaterunser  gelernt  haben  sollten  ^  dass  man  also  ttberhaupt 


*  Daher  ist  das  Verbot  des  Nominal-Elenehas, 
welches  das  kirchliche  Recht  gleichfalls  aufge- 
stellt hat  (s.  0.  S.  472),  auch  staatlicherseits  be- 
rechtigt. Derartige  Urschriften  enthalten  A.  L. 
R.  IL  11.  $.  83  :  ^n  öffentlichen  Vorträgen  muss 
jeder  Geistliche  aller  persönHohen  Anzflglich- 
kelten  sich  enthalten^.  $.  84:  „Schilderungen 
der  in  einer  Gemeinde  herrschenden  Laster  sind 
keine  Anzüglichkeiten".  $.  85 :  „Sie  arten  aber 
darin  aus,  wenn  Peisonen  genannt  oder  durch  in- 
dlTiduelle  Nebenumstande  kundbar  gemacht  wer- 
den''; franz.  organ.  Art  52 :  „lU  (les  our||)  ne  se 
permettront  dans  leurs  instrucHons  aucune  incal- 
pation  directe  ou  indireote ,  sott  contre  les  per- 
sonnes,  solt  contre  les  autres  cultes  autorlstfs  de 
r^tat^.  W&hrendinFrankreichund£lsass- 
L  o  t  h  rl  n  g  e  n  bei  Verletzung  der  eben  gedachten 
Vorschrift  der  appel  comme  d^abus  statthaben 
kann,  Friedberg,  Grenzen  zw.  Staat  u.  Kirche. 
8.  G2S;  Geigeil  das  ftanzös.  und  reiohsländ. 
Staatskirchenreoht  S.  20  ff. ,  hat  im  übrigen  der 
Angegriffene  nur  das  Recht,  Bestra^uig  des  Geist- 
liehen wegen  Beleidigung  zu  beantragen,  R.  Str.  G. 
$^  186  ff.,  sofern  der  Thatbestand  einer  solchen 
vorliegt,  wobei  der  $.  193  dem  Geistlichen  für 
die  Regel  nicht  zu  statten  kommen  wird  ,  da  der 
Noniinal-£lenchus  als  solcher  nicht  unter  die 
„Ihnlichen"  Fälle,  welche  den  tadelnden  Urthei- 
len  über  wissenschaftliche,  künstlerische  oder 
gewerbliche  Leistungen  und  den  Aeusserungen 
zar  Wahrnehmung  berechtigter  Interessen  gleich- 
gestellt sind,  begriffen  werden  kann. 

'2  R.  Str.  G.  $.  166 :  „. .  .  Wer  öffentlich  eine 
der  christlichen  Kirchen  oder  eine  andere  mit 
Korporationsrechten  innerhalb  des  Bundesgebietes 
be«tehende  Religionsgesellschaft  oder  ihre  £iu- 
riehtungen  oder  Gebräuche  beschimpft  .  .  wird 
mit  Geföngniss  bis  zu  drei  Jahren  bestraft^. 
KontcoTeispredlgten  als  solche  (s.  o.  S.  473)  sind 
dadurch  nicht  Torboten ,  Ja  die  einfache  Beleidi- 


gung genügt  nicht  zum  Thatbestande,  Tielmehr  nur 
eine  Beschimpfung,  d.  h.  eine  Beleidigung,  welche 
sich  ihrer  Art,  namentlich  ihrer  Form  nach  als  eine 
rohe  und  eine  Verachtung  darthuende  charakte- 
risirt,  Tgl.  Olshauseu,  Kommentar  z.  Str.  G. 
B.  2.  Aufl.  S.  628. 

3  R.  Str.  G.  $.  130  a  (eingestellt  durch  Gesetz 
T.  10.  Dezember  1871):  „Ein  Geistlicher  oder 
anderer  Religionsdiener,  welcher  In  Ausübung 
oder  in  Veranlassung  der  Ausübung  seines  Be- 
rufes öffentlich  vor  einer  Menschenmenge  oder  an 
einem  anderen  zu  religiösen  Versammlungen  be- 
stimmten Orte  Yor  Mehreren  Angelegenheiten  des 
Staates  in  einer  den  öffentlichen  Frieden  gefähr- 
denden Weise  zum  Gegenstände  einer  Verkündi- 
gung oder  Erörterung  macht,  wird  mit  Gefängniss 
oder  Festungshaft  bis  zu  zwei  Jahren  bestraft''. 
Vgl.  dazu  OlshausenS.  626.  Dagegen  bestraft 
der  code  ptfnal  ait.  201 :  ^.^Les  ministres  des  cul- 
tes, qui  prononceront,  dans  Vexercise  de  leur  mi- 
nistdre  et  en  assembMe  publique,  un  discours 
contenantla  criüque  ou  censuredu  gouYernement, 
d^une  loi,  d*un  d^cret  imperial  ou  de  toute  autre 
actes  de  Tautorit^  publique,  seront  punis  d'empri- 
sonnement  de  trois  molx  k  deux  ans",  ohne  Rück- 
sicht auf  den  Gesichtspunkt  der  Gefährdung  des 
öffentlichen  Friedens  die  blosse  Kritik  der  Re- 
gierung und  der  Reglerungsakte,  während  der 
§.  130  a  des  R.  Str.  G.  Insoweit  umfassender  ist, 
als  er  sich  auf  alles ,  was  den  Staat  angeht ,  be- 
zieht Sofern  durch  die  Predigt  andere  Delikte 
begangen  werden,  s.  z.  B.  $§.  110.  130  a.  a.  O., 
kann  selbstrerständlich  auch  wegen  dieser  eine 
Bestrafung  erfolgen. 

*  S.  0.  S.  30. 

5  S.  23ff. 

^  Z.  B.  durch  einen  Geistlichen  und  einen 
Mönch.   S.  ferner  S.  478.  n.  1. 

7  S.  0.  S.  40.  n.  6, 
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I.  Die  Hierarchie  und  die  Leitung  der  Kirche  durch  dieselbe. 


[§.as. 


Ar  das  Volk  nicht  mehr  fttr  erforderlich  hielt  ^  nnd  dass  neben  den  Eltern  die  Pathen 
and  Verwandten  für  verpflichtet  erklärt  worden ,  die  Kinder  im  christüoben  Olanben 
zn  unterrichten  3.  Hatte  die  karolingische  Oeaetzgebung  dem  Bedflrfoiss  der  Er- 
wachsenen nach  religiöser  Belehrung  und  Erbauung  wenigstens  in  sofern  Rechnung 
getragen,  als  sie  die  Pflicht  zum  Predigen  wiederholt  einschärfte  ',  so  war  ihr  sowohl 
wie  auch  der  damaligen  Oeistlichkeit  der  Oedanke  fem  geblieben ,  dass  es  eine  Ob- 
liegenheit der  Kirche  sei,  auch  für  eine  genügende  religiöse  Unterweisung  der  Kinder 
und  der  heranwachsenden  Jugend  zu  sorgen^. 

Noch  in  den  folgenden  Jahrhunderten  hat  die  Kirche  diesen  Standpunkt  fest- 
gehalten, und  erst  seit  dem  13.  Jahrhundert,  als  die  Verbreitung  von  Ketzereien  die 
ILirche  dazu  gedrängt  hatte ,  wieder  auf  die  Ausflbung  des  Predigtamtes  Gewicht  zu 
legen ,  schrieb  die  kirchliche  Partikulargesetzgebung  in  Verbindung  mit  den  darauf 
gerichteten  Massnahmen  vor ,  dass  die  Kinder  vom  siebenten  Jahre  ab  in  der  Kirche 
im  christlichen  Glauben  unterrichtet^,  und  dass  auch  den  Erwachsenen  die  christ- 
lichen Olaubenslehren  erklärt  werden  sollten*. 


1  So  erklirt  die  Reformsynode  von  Mainz  813 
c  45,  Mansi  14,  74:  „Symbolum ,  quod  est 
slgnACulum  Adel  et  orationem  dominicam  diacere 
semper  admoneant  sacerdotes  populum  christia- 
num.  Yolamutque,  ut  dlsoiplinam  oondignam 
habeant,  qai  haeo  discere  nogUgunt,  aive  in  ieianlo 
fli^e  in  alia  castigatioDe  emendentar.  Propteiea 
dif^nm  est ,  ut  fliios  suos  donent  ad  scholam  sive 
ad  monasteria  sive  foras  piesbyteris.  ut  fidem 
cathollcam  reete  discant,  ut  domi  alios  edocere 
valeant.  Et  qui  aliter  non  potneilt,  vel  in  sua 
lingua  hoc  discat",  woraus  folgt,  dass  beides 
lateinisch  gelernt  werden  sollte. 

«  Oap.  a.813.0. 18,  Boret,  capit  1,  174:  „De 
flde  :*nni]8qiiisqne  oompater  vel  parentes  yel  pro- 
ximi  fliios  snoBBpIritalesoatbolieeinstrnant,  itant 
coram  deo  rationioare  possnnt''  (Qbereinstimmend 
mit  Mainz  813  c.  47,  Mansi  14,  74,  ähnlich  wie 
Arles  813  c  19  ,  1.  c  p.  62).  Die  Bestrebungen 
der  karoUngischen  Zeit  fQr  die  Schulen  galten 
wesentlich  der  Bildung  der  zukünftigen  Geist- 
lichen, 8.  Specht,  Geschichte  des  Unterrichts- 
Wesens  i.  Deutschland.  Stuttgart  1886.  S.  16  ff. 
nnd  unten  das  3.  Kapitel. 

3  S.  0.  S.  464. 

*  Unter  den  Fragen  an  die  Priester  bei  Re- 
gino  I.  notitia  findet  sich  n.  82  noch  die:  „Si 
expositionem  symboli  atque  orationis  dominicae 
iuxta  traditionem  orthodoxorum  patrun\  penes  se 
scriptam  habeat  et  eam  pleniter  intelligat  et  inde 
praedicando  populum  sibi  commissum  sedulo  in- 
struat^.  Danach  kann  es  nicht  Wunder  nehmen, 
dass  sich  im  11.  Jahrhundert  in  Deutschland 
selbst  erwachsene  Leute  fanden,  welche  nicht 
wussten,  was  der  katholische  Glaube  sei,  Haimon. 
viU  Wilhelm.  Hirsaug.  abb.  c  17,  SS.  12,  217. 
Vereinzelt  scheint  man  allerdings  den  Kindern 
auch  seitens  der  Geistlichen  Religionsunterricht 
ertheilt  zu  haben,  so  wird  auf  der  Synode  y. 
Dublin  1186,  Mansi  22,  626  geklagt:  „Nee  in- 
fantes  ante  foras  ecclesiae  sacerdotes  eorum  more 
debito  catechizant^. 

»  Bezier?  1246.  c.  I,  I.e. 21,  693:  „Pueri  quo- 


que  a  septimo  et  snpra  ad  ecclesiam  a  parentibos 
adducantur  diebus  dominicis  et  festivis  et  in  flde 
catholica  instruautur  et  dooeant  (sacerdotes  pa- 
rochiales)  eos  salutaüones  b.  Maiiae,  pater  noster 
et  credo  in  deum" ;  fast  wörtlich  wiederholt  Albi 
i264w  0.  18, 1.  c.  p.  887. 

6  Nach  Breslan  1248.  c  26,  deMontbaeh, 
stat.  synod.  eceles.  WratiHav.  1866.  p.  307,  soll 
das  Volk  an  Sonntagen  nnd  an  Festtagen  Aber  das 
Symbolum  nnd  Yaternnser  nnterrichtet  werden, 
ebenso  nach  Prag  1381,  Mansi  26,  694,  vgl. 
aneh  o.  S.  466.  n.  8;  Lambeth  1281.  c.  10,  1.  c 
24,  410  schreibt  vor,  dass  ,yqnllibet  saeerdos  plebi 
praesidens  .  .  .  semel  in  qualibet  quarta  anni  die 
solemni  Tel  pluribus  per  se  vel  per  allnm  ex- 
ponatappnlo  ynlgariter  .  .  .  XIY  fldel  artieulos, 
X  roanoata  decalogi ,  dno  seil,  geminae  eaxitatis, 
VII  opera  mlsericordiae ,   VII  peocata  capitalia 
cum  sua  progenie,  VII  Tirtutes  prineipales  ac  VII 
gratiae  saeramenti"  nnd  giebt  dafür  eine  kflneie 
Ausführung  und  Erläuterung  zum  Gebrauch  des 
Priesters.     Nach  Valladolid  1323.  e.  2 , 1.  c  26, 
698,  soll  jeder  Pfaner  bei  disclpllnaiischer  Ahn- 
dung in  lateinischer  und  in  der  eigenen  Sprache 
die  Glaubensartikel ,   die  10  Gebote,  die  Sakra- 
mente der  Kirche,  die  Hauptarten  der  Tugenden 
und  Laster  aufgeschrieben  haben  und   sie  ün 
Jahre  zn  Weihnachten,  Ostern,  Pfingsten,  Marii 
Himmelfahrt  und  an  den  Sonntagen  der  Quadia- 
gesima   dem    Volke   kundthun.     Lavanr    1368 
0. 1,  1.  c.  26,  486 bestimmt  nicht  nur:  „qnateous 
nniversi  et  singuli  rectores  ecclesiarum . . .  diebns 
dominicis  et  festivis  in  snam  paioehiam  ex  more 
ad  divina  conveniant,  ipsos  parochianoe  et  snb- 
ditos  ...  ab  ipsins  fidei  nostris  prfnoiplis  sIto 
articolis,  de  X  praeoeptis  dlvinae  legis,  de  VII 
peocatis  mortalibus  et  si  qua  sunt  alia  quomm 
Sit  eognitio  necessaria  ad  salntem,  non  simnl 
quidem  de  omnibus ,  sed  altematim  et  seorsim 
prent  tempus   et  locus  et  eapaeitas  anditomm 
exlgent,  diligenter  instruant  et  informent^,  son- 
dern giebt   auch  den  Geistlichen  ein    kurzes 
Kompendium,  welches  zu  diesem  Behufe  benutzt 
werden  soll,  an  die  Hand. 
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n.  Das  geltende  Recht.  .  1.  Nähere  Oestaltung  des  Religions- 
Unterrichtes.  Allgemein  ist  die  Pflicht,  die  Kinder  der  Olftnbigen  in  der  christ- 
lichen Religion  zn  nnterriehten  ^,  und  anch  die  Erwachsenen  Aber  die  Bedeutung  der 
Sakramente  zu  belehren,  in  der  Kirche  nicht  frflher,  als  durch  das  Konzil  yon  Trient 
eingeführt  worden'.  Das  letztere  hat  aber  diese  Obliegenheit  blos  in  den  allgemeinsten 
Umrissen  bestimmt,  also  des  Weiteren  der  parükulftren  Entwicklung  offenen  Raum  ge- 
lassen ,  und  ebenso  ist  spftter  nach  der  Herausgabe  des  römischen  Katechismus  nur 
die  allgemeine  Anordnung,  dass  der  Religionsunterricht  unter  Zugrundelegung  des- 
selben ertheilt  werden  sollet,  getroffen  worden. 

Im  Uebrig^n  hat  die  partikularrechtliche  Oesetzgebung  über  das  Tridentinum 
hinaus,  welches  nur  den  Unterricht  in  denßdei  rudimenia  ffiT  die  pueri  (von  7  bis  14 
Jahren)  und  die  Vorbereitung  auf  den  Empfang  der  Sakramente  fftr  alle  Qlftubigen 
scheidet,  in  Betreff  des  hier  allein  in  Frage  stehenden  Unterrichtes,  d.  h.  des  i  m  Au  f- 
trage  der  Kirche  von  ihren  Organen  für  die  spezifisch  kirchlich- 
religiöse Vorbereitung  und  Durchbildung  der  Oläubigen  zu  er- 
theilenden  Religions-Unterrichtes  (der  s.  g.  oatechens^  oder  der  doetrina 
ehnsüatm^)  im  Interesse  einer  geeigneteren  Belehrung  und  theilweise  auch  mit  Rück- 
sieht auf  die  in  einzelnen  Lftndem  bestehenden  Schuleinrichtungen  nähere  speziali- 
sirende  Vorschriften  getroffen ,  und  in  Folge  dessen  allerdings  mitunter  die  scharfe 
Al^enzung  zwischen  dem  Unterricht  für  die  Jugend  und  dem  für  die  Erwachsenen 
fallen  lassen. 

Die  Systeme,  welche  heute  vorkommen ,  lassen  sich  je  nach  der  verschiedenen 
Behandlung  des  Unterrichts  der  kleineren  Kinder  in  den  ersten  Elementen  des  christ- 
lichen Glaubens ,  des  Vorbereitungsunterrichtes  für  den  ersten  Empfang  der  Sakra- 
mente (also  der  Kommunion ,  Busse  und  Firmung) ,  sowie  eines  eingehenderen  Reli- 
gionsunterrichtes für  die  gereifteren  Kinder  <^  und  der  Verbindung  des  Unterrichts 
oder  der  Belehrung  der  Erwachsenen  mit  der  eben  gedachten  Stufe  des  Religions- 
unterrichtes in  folgender  Weise  gruppiren. 

Mit  dem  nur  in  seinen  allgemeinen  Umrissen  durch  das  Trienter  Konzil  festge- 
stellten Rahmen  stimmt  am  meisten  die  Einrichtung^  überein,  dass  der  Jugend  über- 


1  Sess.  XXIV.  c.  4  de  ref. :  »  .  .  .  lidem  (d.  h. 
episcopi)  etiam  saltem  dominicis  et  aliis  festlTis 
diebns  paeroB  In  singalis  parochils  fidel  mdi- 
menta  et  obedientiam  erga  Denm  et  parentes 
diligenter  ab  iis  ,  ad  quos  speetabit,  doceri  cara- 
bnnt ,  et  si  opus  alt ,  etiam  per  oensaras  eccle- 
siasticas  eompellent;  non  obttantibns  privilegiilB 
et  eons1letudinib1l8'^ 

>  L.  c.  c.  7.  de  rel :  „  .  .  .  Qt  non  solnm,  qnnm 
haee  (aaeramenta)  per  se  ipsoa  (epiaoopea)  ernnt 
popolo  administranda,  prlua  lllorum  'vim  et  nsnm 
pro  soscipfentinm  capta  explicent,  sed  etiam 
idem  a  slngalis  parocbis  pie  pmdenterqne 
etLam  lingoa  yemacnla ,  sl  opus  alt  et  oommode 
fleri  poterit,  serrari  stndeant,  iaxta  formam  a  8. 
aynodo  in  oateoheal  aingnlis  sacramentia  prae- 
scribendam,  qnam  epiaeopi  in  yulgarem  lingaam 
fldeliter  Teiti ,  atque  a  paiochis  omnlbns  popalo 
exponi  curabnnt;  necnon  nt  inter  misaaram  so- 
lemnla  aat  diTinoram  celebrationem  sacra  eloqnia 
et  aaJatis  monlta  eadem  Temaenla  lingna  ainguUs 
diebns   feaÜTls  et  aolennibna  explanent  eadem- 


que  in  omniam  cordibus ,  poatpoaitia  inatilfbns 
qnaestionibus ,  inserere  atqne  eoa  In  lege  domlnl 
emdire  atadeant*'. 

3  S.  0.  S.  443.  n.  1  n.  S.  446.  n.  3. 

4  Rom  1725 ,  ooU.  Lac.  1 ,  400.  401 ;  Urbino 
1869,  l.  c.  6,  67  n.  Bordeaux  1850 ,  1.  c  4,  557. 

6  Pii  y.  Gonat.  Ex  debito  v.  16.  Oktober  1571. 
%.  1 ,  ball.  Tanr.  7,  945 ;  Benedlot  XIV.  eonst. 
Etsl  minime  ▼.  7.  Febrnar  1742.  $.  2ir.,  eiuad. 
ball.  1 ,  49 ;  Rom  dt.  1725 ;  Wien  1858,  Prag  1860, 
1.  c  5,  182.  450. 

A  FQr  diesen  Unterricht  wird  dann  öfters  Im 
engeren  Sinne  die  Bezeichnung:  catechesls 
gebraucht,  s.  z.  B.  Paderborn  1867,  Areh.  f.  k. 
K.  R.  20,  100  und  auch  Köln  1860,  coli.  Lac. 
5,  342. 

7  Neapel  1699,  Rom  1725,  coU.  Lac  1,  159. 
182.  347.  348;  Embrun  1727,  1.  c.  p.  625.  629; 
Urbino  1859,  1.  c  6,  68;  Rayenna  1855,  I.e.  150. 
151 ;  Diöoes.  Syn.  Neapel  1882,  Arch.  f.  k.  K.  R 
51,80;  Neu  -  Granada  1868 ,  oolL  Lac.  p.  492. 
507;  Utrecht  1865, 1.  o.  5,  809.  821.  822. 
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hanpt  1  an  den  Sonntagen  nnd  Festtagen  ^^  häufiger  aber  während  der  Adventszeit 
und  der  Quadragesima  des  Nachmittags  ^  (mitunter  aber  auch  noch  zu  anderen  näher 
bestimmten  Zeiten),  sowie  femer  den  nicht  genügend  unterrichteten  Erwachsenen^  die 
Orundlehren  des  ohristiichen  Glaubens  erklärt  und  von  ihnen  auswendig  gelernt 
werden  sollen,  andererseits  aber  ab  und  zu  die  Gemeinde  an  den  Festtagen  behofi  des 
würdigen  Empfangs  Hber  die  Sakramente  der  Beichte  und  Busse  zu  belehren  ist^. 

In  anderen  kirchlichen  Provinzen  nnd  DiOcesen,  so  namentlich  in  den  deutschen  ^ 
wird  ein  ausführlicher  Eatechismus-Unterricht  an  den  Sonntagen  und  Festtagen  nur 
den  älteren  Schulkindern^  und  femer  den  bereits  aus  der  Schule  entlassenen^  er- 
theilt,  während  die  jüngeren  Kinder  (zwischen  dem  7.  und  9.  Jahr^)  mit  Rflcksicht 
auf  den  Religions  -  Unterricht  in  der  Schule  ^^j  kirchlicherseits  allein  auf  den  ersten 
Empfang  der  Sakramente  ^^  vorbereitet  werden  ^3. 

Hiervon  weicht  es  nicht  erheblich  ab,  wenn  endlich,  wie  in  Frankreich  ^^  drei 
verschiedene  Katechesen,  wenigstens  soweit  sie  sich  ermöglichen  lassen  i^,  eine  fftr 
die  jüngeren  Kinder  ^^,  eine  als  Vorbereitung  für  die  erste  Kommunion  und  eine  dritte 
ftlr  die  älteren  Kinder  und  die  reifere  Jugend  ^^  verlangt  werden  f^. 

2.  Das  Recht  zur  Ertheilung  des  Religions-Unterrichtes.  Das 
Recht,  den  kirchlichen  Religionsunterricht  (s.  o.  S.  479)  an  die  Kinder  und  Erwach- 


*  Rom  1T26  verlangt  unter  Trennung  der  Ge- 
schlechter, wenn  möglich,  die  Bildung  yerBchie- 
dener,  gleichzeitig  in  der  Kirche  unter  Beihülfe 
Ton  Geistlichen  oder  anderer  geeigneter  Personen 
zu  unterrichtender  Abtheilungen  für  die  Kinder 
Y.  7  bis  12  Jahr,  s.  die  instructlo  1.  c  p.  400. 
401,  wobei  offenbar  vorausgesetzt  wird,  dass 
gleichzeitig  die  Kinder  für  den  eisten  Empfang 
des  Busssakramentes  nnd  der  Eucharistie  nach 
den  weiter  beigefügten  Instruktionen,  p.  466. 461 , 
unterwiesen  werden.  S.  ferner  Embiun  1727; 
Urbino  1869  (Kinder  v.  7  bis  14  Jahr,  auch  hier 
der  gedachte  Vorbereitungsunterricht  offenbar  in 
Verbindung  mit  der  Katechese  1.  c.  6 ,  14.  20), 
Ravenna  1866  (wie  Rom  1726)  und  ähnlich  wie 
Bavenna  Nen-Granada  1868. 

2  Gebotenen ,  so  ausdrücklich  Rom  1726  (Ur- 
bino 1869  ohne  nähere  Angabe  der  Tage  und 
Stunden). 

«  So  Neapel  1699  für  die  rüdes. 

*  Rom  1725  ordnet  für  diese  an ,  dass  sie  nach 
der  Homilie  während  der  Yormlttagsmesse  ange- 
halten werden,  das  apostolische  Symbol,  das 
Vaterunser,  den  englischen  Gruss  u.  s.  w.  aus- 
wendig zu  lernen,  ebenso  Ravenna  1866. 

*  Neapel  1699,  Embrun  1727,  Neapel  1882, 
vgl.  auch  die  vor.  Anm.  (der  Erwachsenen  er- 
wähnen Urbino  und  Utrecht  nicht). 

«  Köln  1860,  coli.  Lac.  6,  342.365;  Pader- 
born. Diöc.  Syn.  1867,  Arch.  f.  k.  K.  R.  20,  100. 
104;  Rottenburg,  v.  Vogt,  Samml.  v.  Verord- 
nungen S.  87.  88.  244  ff. ;  ferner  in  den  bairl- 
schen  Diocesen,  Silbernagl,  Verfassung 
sämtl.  Religionsgenossenschaften  i.  Baiern,  2.  Aufl. 
S.  267.  269.  270  (in  Württemberg  und 
R  a  i  e  T  n  heisst  dieser  Unterricht :  Christenlehre). 

"^  Köln  1.  c.  p.  342:  „singulis  etiam  dominicis 
catechesis  pro  iuventute  provectiore  habeatur  hora 
pomeridiana"  u.  p.  366 :  „ut  omnes,  quum  e  schola 
dimissi   sunt,   ad  certum  aetatis  annum  diebus 


dominlds  doctrinam  ehrlstlanam  audlant^;  Pader- 
born spricht  von  „pueri^  und„iuventuB  provectioi*. 

^  In  Rottenburg  nur  für  die  letzteren  bis  zum 
20.,  in  Baiem  bis  zum  18.  Jahre. 

0  In  Rottenburg  erst  im  13.  Jahre. 

^0  Vgl.  Dumont,  Samml.  klrchl.  Erlasse  für 
Köln  S.  16.  19.  67.  68.  112. 

"  S.  0.  S.  69. 

12  Die  österreichischen  Synoden,  Wien  1868 
und  Prag  1860 ,  coli,  oit  5,  182.  460,  sprechen 
zwar  schlechthin  von  pueri.  Da  die  erstere  aber  des 
Schulunterrichtes  erwähnt  und  vorschreibt ,  dass 
die  Katechesen  so  eingerichtet  werden  sollen,  dass 
Erwachsene  ihnen  gern  beiwohnen,  so  handelt  es 
sich  dabei  ehenfaUs  nicht  um  jüngere  Kinder. 

13  So  Bordeaux  1850.  1868  n.  Sens  1860,  colL 
cit.  4,  667.  826.  902.  Vgl.  ferner  auch  Paris, 
Tours,  Avignon  1849,  1.  c.  p.  23.  273.  347. 

1*  Nach  Sens  in  den  grösseren  Pfarreien. 

15  Diese  tritt  hier  an  Stelle  des  Schul-Unter- 
richts  in  Religion. 

1^  S.  g.  catecheses  perseverantiae,  Tours  1849 
u.  Sens  1860. 

17  luden  nordamerikanischen  Diocesen 
wird,  soweit  ausschliesslich  katholische  Pfarr- 
schulen  bestehen,  der  Religionsunterrteht  der 
jüngeren  Kinder  in  diesen  ,  sonst  von  den  Pfar- 
rern ertheilt,  und  es  kommen  ausserdem  Vor- 
bereitungskatechesen für  die  Sakramente  und  für 
die  erwachsene  Jugend  Baltimore  1866,  coli.  Lae. 
3,  516.  617,  Newyork  1882,  Arch.  f.  kath.  K.  R. 
60, 269, 9.  auch  a.  a.  0. 38,  21 1,  femer  Katechesen 
für  diejenigen  Kinder  ,welche  dieSakramente  schon 
empfangen  haben,  vor,  Baltimore  1866,  coli.  cit. 
6,  516.  528;  Quebec  1864, 1.  c.  p.663.  654,  vgl 
auch  Arch.  f.  k.  K.  B.  38 ,  210,  so  dass  die  Ver- 
hältnisse sich  theils  ähnlich  wie  in  Denteehland, 
theils  wie  in  Frankreich  gestalten. 


§.  228.]        Die  Verwaltung  des  magisterium.  Der  kirchliche  Religions^Unterricht. 
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senen  zu  ertheilen ,  steht  kraft  Amtes,  abgesehen  ron  den  hierbei  praktisch  nicht  in 
Frage  kommenden  Bischöfen  und  anderen  Prälaten ,  den  Inhabern  der  Seelsorge- 
Aemter  ^,  namentlich  den  Pfarrern,  ftir  ihre  Bezirke  zn  ^.  Es  kann  ihnen  daher  auch 
diese  Befngniss  nicht  ohne  Weiteres  durch  den  Ordinarius  genommen  werden,  dieser 
ist  vielmehr  nur  berechtigt ,  für  den  Fall ,  dass  der  Pfarrer  in  einer  Parochie  (z.  B. 
wegen  zn  grosser  Ausdehnung  derselben,  oder  wegen  Ueberhäufung  durch  Geschäfte) 
nicht  im  Stande  oder  sonst  verhindert  ist,  den  Unterricht  zu  geben  oder  ausreichend 
zu  ertheilen,  andere  Oeistliche  neben  ihm  damit  zu  beauftragen^. 

Ausserdem  gebührt  aber  femer  dem  Ordinarius  kraft  seines  Lehramtes  fHi;  die 
ganze  Diöcese,  kraft  dessen  er  fttr  die  gehörige  Unterweisung  der  Gläubigen  in  der- 
selben zu  sorgen  hat,  das  Rechte,  wenn  sich  für  seinen  Sprengel  ein  Bedürfniss 
dazu  herausstellt,  oder  auch  nur  der  Vortheil  einer  aligemeineren  und  besseren 
Belehrung  der  Diöcesanen  erzielt  wird,  Einrichtungen  zu  treffen'^  und  zuzulassend^, 
welche  die  Ertheilung  des  Religions- Unterrichtes  durch  andere  Geistliche,  als  die 
Pfarrer  zum  Zwecke  haben. 

Abgesehen  von  dem  seltenen,  wenn  immerhin  möglichen  Fall,  dass  mit  einem  ande- 


»  S.  0.  S.  464. 

s  Während  das  Trid.  Sess.  XXIV.  c  7  de  ref. 
(o.  S.  479.  n.  2)  aasdrucklich  der  Pflicbt  der 
Pfarrer  erwähnt,  ihnen  also  anch  damit  das  Recht 
verleiht,  bezeichnet  dasselbe  1.  c.  c.  4  de  ref. 
(a.  a.  O.  n.  1)  als  Terpflichtete :  ^1,  ad  qnos  specta- 
hlf ,  kann  aber  damit ,  weil  es  Torher  In  Betreff 
der  Predigt  ausdrücklich  der  Pfarrer  gedenkt, 
anch  nur  diese  in  erster  Linie ,  d.  h.  sofern  sie 
nicht  verhindert  sind,  meinen.  So  auch  Bene- 
dict. XIV.  const  Etsi  minime  vom  7.  Februar 
1742  §.  5 ;  eiusd.  bnll.  1,  49:  „Duo  potissimum 
onera  a  Tridentlna  synodo  curatoribns  animamm 
sunt  Imposita : . . . .  alterum,  ut  pneros  et  radio- 
res  qnosque  dlTinae  legis  fidelque  rudimentis  in- 
forment''.  S.  auch  das  Edikt  Benedikts  XIV.  y. 
1742  aber  die  doctrina  ohristlana  für  die  Pfar- 
reien In  Rom  bei  Denenbourg,  ^tnde  cano- 
niqne  snr  les  vicalres  paroissiaux  p.  201. 

8  Wenn  Kohn  1.  Arch.  f.  k.  K.  R.  47,  92  ff. 
behauptet,  dass  das  Recht  zur  Ertheilung  des 
Unterrichts  nicht  als  ausschliessliches ,  Ja  nicht 
einmal  als  ein  Recht  des  Pfarrers  betrachtet  worden 
sei,  weil  auch  andere  Geistliche  dazu  verpflichtet 
werden  konnten  (s.  nachher  unter  Nr.  3) ,  so  ist 
die  letzte  Annahme  unrichtig.  Denn  der  Amts- 
pflicht entspricht  stets  das  Recht,  die  betreffende 
amtliche  Funktion  wahrzunehmen.  Die  erste  Be- 
hauptung bedarf  dagegen  der  im  Text  hingestell- 
ten Beschränkung.  Die  Stellen,  welche  Kohn 
anführt ,  und  welche  in  erster  Linie  die  Pfarrer 
oder  Verwalter  von  Seelsorge-Aemtern,  und  dann 
erst  die  übrigen  sacerdotes  aufführen,  bestimmen 
über  das  Verhältniss  beider  nichts  Näheres.  Da- 
her trifft  es  nicht  zu ,  dass ,  wie  er  welter  meint, 
der  Kooperator  niemals  in  Vertretung  des  Pfar- 
rers den  Religions-Unterricht  ertheilt.  Ist  dem 
ersteren  ein  solcher  oder  ein  Vikar  oder  Hülfsgeist- 
licher  zugewiesen,  so  übt  der  letztere  immer  eine 
Funktion  aus,  welche  in  erster  Linie  dem  Pfarrer 
zusteht,  s.  auch  Bd.  III.  S.  233 ,  und  amtirt  also 
in  dessen  Vertretung,  Bd.  IL  S.  324. 

4  Benedict.  XIV.  const.  Etsi  minime  dt.  $.  6: 

Hinachiafi,  Kirckenrecht  IV. 


„Verum  satis  experientia  compertum  est ,  impa- 
rem  esse  solius  parochi  laborem,  cum  nequeat 
unus  omnes  instruere ,  ubi  doctoris  diligentlam 
numerus  vincit.  Quoties  tarnen  eplsoopus  toto 
animo  ac  studio  in  eoclesiam  sibi  commissam  in- 
cumbat,  nunquam  neoessariis  et  opportunls  desti- 
tuetur  auxiliis.  Semper  enim  invenias,  qui  ton- 
sura  initiati,  qui  per  minornm,  qui  per  saororum 
ordlnum  gradus  ad  sacerdotii  fastigium  promo- 
veri,  qui  denique  ad  ecclesiastica  beneflcia  viam 
sibi  munire  studeant.  Oravlssimis  idcixco  verbis 
(et  verbis  facta  respondeant)  afflrmet  episcopus, 
numquam  se  factnrum,  uttonsurainauguretgran- 
diores  aetate  aut  minores ,  praesertim  vero  maio- 
res  ordines  iis  conferat,  qui  in  tradenda  christiana 
doctrina  operam  snam  parochis  commodare  ne- 
glexerint.  Hunc  numerunL  idem  episcopus  in 
singulas  suae  civitatis  et  dioecesis  parochias  apte 
distribuat  et  eornm  aliquos  determiuatae  eccle- 
siae  adscrlbat^'. 

5  So  hat  die  Congi.  conc.  1879  u.  1881 ,  AcU 
8.  sed.  13,  506,  für  eine  Diocese,  in  welcher  der 
Religionsunterricht  seitens  der  Pfarrer  vernach- 
lässigt worden  war,  die  vom  Bischof  erlassene 
Anordnung,  dass  in  allen  Kirchen  und  öffent- 
lichen Kapellen  bei  der  Messe  an  den  gebotenen 
Festtagen  der  Katechismus  von  den  celebriren- 
den  Priestern  gelehrt  werden  sollte,  aufrecht- 
erhalten. 

«  Z.  B.  die  Stiftung  einer  Kirche  innerhalb 
der  Pfarrei  auf  Grund  testamentarischer  Bestim- 
mung eines  Laien,  mit  der  Auflage,  dass  der 
Priester  an  den  Sonntagen  bei  der  Messe  zugleich 
den  Katechismus  lehrt.  Eine  solche  hat  die 
Gongr.  conc.  trotz  des  Widerspruchs  des  Pfarrers 
zugelassen,  Jedoch  angeordnet,  dass  der  Unter- 
richt nicht  zu  derselben  Zeit,  wie  In  der  Pfarr- 
kirche selbst ,  statthaben  soll ,  Acta  s.  sed.  2, 
189.  Es  wird  also ,  sofern  nicht  Nachlässigkeit 
der  Pfarrer  selbst  vorliegt ,  deren  Recht  als  ge- 
borener Katechismuslehrer  stets  innerhalb  be- 
stimmter Grenzen  gewahrt. 

31 
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reu  als  einem  Seelsorge-Benefiziam  oder  Amt  kraft  besonderer  Fandationsbestimmung 
die  Pflicht  zur  Eatechismaslehre  verbanden  ist ,  also  der  Inhaber  desselben  mit  der 
Erwerbung  des  Amtes  auch  das  entsprechende  Recht  erlangt,  kommt  die  betreffende 
Befugniss  allen  denjenigen  Geistlichen  zn,  welche  derBischof  damit  beauftragt  *  oder 
wenigstens  dazn  ermächtigt  hat,  im  letzteren  Fall,  sofern  sie  später  von  ihm  oder 
einem  sonst  dazn  Berechtigten  ^  mit  Unterrichtgeben  betraut  werden.  Das  Recht, 
derartige  Aufträge  zu  ertheilen,  hat  aber  auch  der  Pfarrer  3,  denn  abweichend  von  dem 
Fall  der  Predigt  hat  das  Tridentinum  ftlr  diese  Funktion  eine  vorherige  Erlaubnlss 
des  Ordinarius  nicht  vorgeschrieben^,  ja  zu  seiner  Aushülfe  und  Unterstützung  kann  er 
sogar  Geistliche  der  niederen  Weihen  ^  (also  selbstverständlich  auch  der  höheren  wie 
der  Diakonen  ^)  und  selbst  Laien''  heranziehen  ^. 

In  dem  Umfange,  in  welchem  derartige  Aufträge  ertheilt  sind,  besitzen  die  be- 
treffenden Personen  auch  die  Befugniss,  die  gedachte  Funktion  auszuüben  ^. 

Endlich  steht  es  den  Regularen  frei,  die  christliche  Lehre  und  den  Katechismus 
in  ihren  Klosterkirchen,  sofern  sie  die  Erlaubnlss  ihrer  Oberen  dazu  haben,  und  zwar 
ohne  besondere  Ermächügungdes  Ordinarius  ^^  der  Diöcese  vorzutragen  ^S  doch  haben 
sie  sich  in  Betreff  der  Ertheilung  dieses  Unterrichtes  seinen  desfallsigen  Anweisungen 
zu  fügen '2, 


1  S.  Gonst.  Benedict.  XIV.  cit.  %,  6,  S.  481  n.  4. 

2  Wie  der  dem  Pfarrer  zur  Aushülfe  vom 
Ordinarius  gesendete  HOlfspriester ,  wenn  ihm 
der  erstere  den  Auftrag  zur  Katechismuslehre  er- 
theilt 

'  Soweit  er  noch  Jetzt  nach  der  betreffenden 
Praxis  Geistliche  zu  seiner  Aushülfe  annehmen 
kann,  s.  o.  S.  461.  n.  3.  Wegen  der  Approbation 
derselben  s.  Bd.  II.  S.  319. 

^  Das  ergieht  sich  daraus ,  dass  Tiid.  Sess.  Y. 
c.  2  cit.  gar  nicht  des  Religionsunterrichtes  ge- 
denkt ,  Sess.  XXIV.  c.  4  de  ref.  aber  desselben 
erst  am  Ende  (nach  den  Vorschriften  über  die 
Predigt)  erwähnt 

5  Gonst  Benedict.  XIV. :  Etsi  minime  $.  6 
cit.  Einzelne  Partikularsynoden  schreiben  auch 
▼or,  dass  diese  den  Pfarrern  Hülfe  leisten  sollen, 
Neapel  1699,  coli.  Lac.  1,  159;  ygl.  ferner  Rom 
1725  instruct.  cit. ,  1.  e.  p.  400,  Ravenna  1855, 
Venedig  1859,  1.  o.  6,  163.  293 ,  Toulouse  1850, 
l.  c.  4,  1066.  1067. 

^  S.  Sei  dl,  d.  Diakonati.  d.  kathol.  Kirche. 
Regensburg  1884.  S.  202. 

^  Gonst  cit.  S-  7:  „.  .  .  Pluribus  itidem  locis 
pia  et  laudabilis  et  ubi  non  sit  recepta,  inducenda 
consuetudo  inyaluit,  ut  parocho  idem  munus  per- 
sequenti  auxilium  ferant  laici  tum  viri,  tum  mu- 
lieres,  in  christiana  institutione  Telnti  adiutrioem 
operam  naTantes,  qui  audiant  pueros  aut  puellas 
orationem  domlnicam,  angelicam  salutationem, 
symbolum  apostolioum  aliaque  id  genus  memo- 
riter  pronunclantes'' ;  cit.  Synoden  v.  Ravenna 
1855,  Venedig  1859.  Auf  die  Heranziehung 
frommer  Bruderschaften,  welche  zu  diesem 
Zwecke  errichtet  sind ,  namentlich  der  sodalitas 
doctrinae  christianae ,  und  auch  auf  die  Begrün- 
dung solcher  weisen  Pil  V.  const.  £x  debito  v. 
16.  Oktober  1571 ,  bull.  Taurin.  7 ,  945 ;  Bene- 
dict XIV.  const.  cit.  ^  7,  und  einzelne  Provin- 
zialsynoden,  Rayenna  1855,  ooU.  cit  6,  151; 


Prag  1866,  1.  c.  5,  450;  Toulouse  1860,  Halifax 

1857,  1.  c  3,  742^,  Gashel  1853,  Tuam  1854  u. 

1858,  1.  c.  p.  829.  862.  877.  878,  hin. 

8  Eine  besondere  Erlaubnlss  des  Ordinarius 
braucht  der  Pfarrer  dazu  nicht ,  weil  diese  Per- 
sonen blos  neben  ihm  oder  neben  dem  ihn  ver- 
tretenden Priester  nach  gegebener  Anleitung, 
also  nicht  selbstständig  (eine  dahin  gehende  aus- 
drückliche Vorschrift  in  d.  Proy.  Konz.  Bene- 
vent 1698,  coli,  cit  1,  145)  zu  unterrichten 
haben.  S.  übrigens  auch  Benedict.  XIV.  const. 
dt.  in  der  vor.  Anm.  Wohl  aber  wird  der  Ordi- 
narius oder  die  Provinzialsynode  bei  Gefahr  von 
Missbrauohen  eine  solche  Genehmigung  Tor- 
schreiben  können ,  wie  sie  wegen  der  maitresses 
dlnstmctlon  durch  die  Synode  für  die  holländi- 
schen u.  dänischen  Kolonien  1864,  coli,  cit  3, 
1095,  verlangt  wird. 

9  Eine  blosse  Ermächtigung  begründet  für  den 
Katechismus -Unterricht  im  Gegensatz  zur  Pre- 
digt niemals  ein  Recht  (s.  o.  S.  455).  Predigen 
darf  der  mit  bischöflicher  Ermächtigung  versehene 
Priester,  wenn  Ihm  eine  Kirche  dazu  von  dem 
Leiter  derselben  eingeräumt  wird,  aber  nicht  den 
offiziellen ,  kirchlichen  Katechismus-Unterricht 
ertheilen,  weil  dieser  dem  Pfarrer  zukommt  und 
nur  in  seinem  Auftrage  oder  im  Auftrage  des 
Ordinarius  gegeben  werden  kann  (ganz  abgesehen 
davon,  dass  ein  derartiger  Unterricht  mindestens 
eine  gewisse  Zeitdauer  und  Regelmässigkeit  vor- 
aussetzt)i 

10  Diese  Annahme  rechtfertigt  sich  aus  dem 
0.  Anm.  4  angeführten  Grunde.  Die  Oongr.  conc. 
hat  dieselbe  Auffassung,  s.  die  folgende  Anm. 

11  S.  die  Entsch.  d.  Oongr.  conc.  v.  1742.  1861. 
1866,  Acta  s.  sed.  2,  151.  156.  189. 

12  So  die  Oongr.  conc  1.  c.  Dies  rechtfertigt 
sich  daraus,  dass  der  Ordinarius  auch  den  Ex- 
emten  in  Bezug  auf  die  Ausübung  des  Lehramtes 
für  seine  Diöcesanen  Anordnungen  machen  kann. 
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Was  den  Widerruf  der  betreffenden  Berechtigungen  anlangt,  so  kann  ein  solcher 
im  Falle  einer  blossen  Depntirnng  ^  frei  durch  den  beauftragenden  Ordinarius  oder 
Pfarrer 2  erfolgen.  Den  Pfarrer  und  denjenigen,  welchem  das  Recht  kraft  seines 
Amtes  zukommt,  wird  aber  der  Ordinarius  beim  Vorliegen  gewichtiger  Gründe  eben- 
falls yon  der  Funktion  des  Lehrens  zeitweise  oder  ganz  suspendiren  können.  Dagegen 
ist  der  Ordinarius  nicht  in  der  Lage,  in  solchen  Fällen  gegen  die  exemten  Regularen, 
welche  in  ihren  Klosterkirchen  den  Katechismus  vortragen,  einzuschreiten,  muss  sich 
vielmehr  wegen  der  Enthebung  derselben  von  der  gedachten  Funktion  an  ihren 
Ordensoberen  wenden^. 

3.  Die  Pflicht  zur  Ertheilung  des  kirchlichen  Religionsunter- 
richtes haben  kraft  ihres  Amtes  die  Inhaber  der  Seelsorge -Aemter,  namentlich  die 
Pfarrer^,  und  zwar  in  dem  partikularrechtlich  oder  durch  den  Bischof  näher  bestimm- 
ten, mindestens  in  dem  durch  das  Tridentinum  vorgeschriebenen  Umfange^,  widrigen- 
falls sie ,  wenn  nicht  ein  gerechtfertigter  Hinderungsgrund  obwaltet,  von  dem  Ordi- 
narius durch  kirchliche  Gensuren  (Suspension,  Exkommunikation)  dazu  angehalten 
werden  können  <^.  Femer  liegt  die  Pflicht  denjenigen  Geistlichen  ob,  welche  zu  Folge 
eines  anderen  als  eines  Seelsorge-Amtes  die  betreffende  Funktion  auszuftben  haben '', 
aber  nur  in  dem  stiftungsmässigen  Umfange^. 

V^eiter  sind  die  Ordinarien  (diese  mit  oder  ohne  Diöcesan-Synode]  und  die  Pro- 
vinzial- Konzilien,  falls  durch  die  in  erster  Linie  verpflichteten  Pfarrer  eine  aus- 
reicliende  Belehrung  der  Gläubigen  nicht  herbeigeführt  werden  kann  oder  eine  Ver- 
melirung  der  ftlr  den  gedachten  Zweck  thätigen  geistlichen  Kr&fte  wünschenswerth 
ersoheint,  berechtigt,  auch  anderen  Personen ^  einschliesslich  der  Kanoniker  und 


1  Es  gilt  hier  das  o.  S.  459  in  Betreff  der  Pre- 
digt-Befagni88  Gesagte. 

2  Dieser  kann  selbstverständlich  allein  den  von 
ihm  beanitrilteu  Qeistllchen  oder  zur  Aushülfe 
angenommenen  Laien  die  Befuguiss  entziehen. 
doch  Ist  über  seine  desfallslgen  Massnahmen, 
wenn  sie  rein  willkürlich  erfolgen ,  Beschwerde 
bei  dem  Ordinarius  statthaft.  Vgl.  auch  Bd.  II. 
S.  321 .  Den  vom  Bischof  ihm  zugewiesenen  Hülfs- 
geistlichen  ist  er  aber,  wennschon  er  ihn  dadurch, 
dass  er  selbst  die  Katechismuslehre  hält,  von  der- 
selben auszuschliessen  vermag ,  nicht  berechtigt, 
die  £rmächtigung  dazn  zu  nehmen  oder  ihn  bei 
seiner  Verhinderung  unter  Beauftragung  eines 
anderen  Geistlichen  zu  übergehen,  sondern  er 
wird  beim  Vorhandensein  von  Gründen  ,  welche 
solche  Massnahmen  rechtfertigen ,  die  Entschei- 
dung des  Ordinarius  einholen  müssen.  Vgl.  auch 
Bd.  II.  a.  a.  0. 

8  Ein  Beoht  zum  direkten  Einschreiten  ge- 
währt ihm  das  Tridentinum  hier  ebensowenig 
wie  in  Betreff  der  Predigt  in  den  Klosterkirchen, 
vgl.  o.  S.  460. 

*  S.  0.  S.  481.  n.  2.  Dem  Bischof  legt  das  Tri- 
dentinum die  Pflicht  ausdrücklich  blos  für  den 
Fall  auf,  dass  er  dem  Volke  die  Sakramente 
spendet.  Im  Princip  hat  er  sie  als  Hirte  seiner 
Diöcese  ebenso  wie  die  Pfarrer.  Da  er  indessen 
wogen  seiner  anderen  Obliegenheiten  gehindert 
ist ,  einen  andauernden  Unterricht  zu  geben ,  so 
ist  er  freilich  thatsächlich  von  der  Erfüllung  der 
Pflicht  befreit  Wohl  aber  hat  er  kraft  seines 
Amtes  die  Verpflichtung ,  dafür  zu  sorgen ,  dass 


der  Beligions -Unterricht  durch  die  ihm  unter- 
gebene Geistlichkeit  ertheilt  wird ,  und  um  die 
Durchführung  seiner  desfallslgen  Anordnungen 
zu  sichern,  kann  er  auch  geeignete  Vorkehrungen 
treffen,  damit  nicht  durch  die  Begehung  von 
Feierlichkeiten  in  den  anderen  Kirchen  der  Stadt 
oder  der  Diocese  an  Sonntagen  und  Feiertagen 
das  Volk  von  der  Katechismuslehre  abgezogen 
wird ,  und  falls  die  exemten  Regularen  sich  für 
ihre  Kirchen  solchen  Anordnungen  nicht  fügen 
wollen ,  vom  Papst  die  nöthigen  Vollmachten 
erbitten,  Benedict.  XIV.  const.  Etsi  minime  v. 
7.  Februar  1742,  eiusd.  bull.  1,  51. 

5  S.  0.  S.  479. 

«  S.  0.  S.  479.  n.  1. 

f  S.  0.  S.  481.  n.  6. 

s  Auf  diese  bezieht  sich  da's  Tridentinum  nicht. 
Sofern  sie  die  betreffenden  Amtspflichten  ver- 
nachlässigen ,  ist  der  Ordinarius  selbstverständ- 
lich ebenfalls  befugt,  gegen  sie  disciplinarisch 
mit  arbiträren  Strafen  einzuschreiten. 

•  Vgl.  Benedict.  XIV.  const  cit  Etsi  minime 
§.  6,  0.  S.  481.  n.  4.  Die  Gongr.  cono.  hat  1757 
ein  Dekret  des  Bischofs  v.  Nardo :  „ut  quicunque 
sacerdos  in  ecclesia  parochiali  prlmum  sacrum 
acturus  esset  vel  primum  et  secundum  in  aliis 
ecclesiis  et  capelUs  sive  intra  civitatem  sive  in 
XVI  territoriis  et  oppidis,  quibus  constat  unt- 
versa  dioecesis ,  teneretur  post  primum  evange- 
lium  docerepopulumdoctrinam  christianam  iuxta 
methodum  ab  ipso  scriptam  in  folio,  quod  publi- 
cls  formis  Impressum  ecclesiis  omnibus  distribu- 
tum  fuerit^  aufrechterhalten,  Richter,  Triden- 
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I.  Die  Hierarchie  und  die  Leitung  der  Kirche  durch  dieselbe. 


[§.  2i8. 


Dignitare  der  Kathedrale  und  der  KoUegiatstifter  \  ja  auch  nötbigenfaUs  ^  den  exemten 
Begnlaren  für  ihre  Kirchen  die  YerpflicIMang  aafzaerlegen,  bei  der  Feier  gewisser 
Messen  oder  zu  anderen  Zeiten  den  Katechismus  zu  lehren  oder  das  Volk  in  den  wich- 
tigen Artikeln  des  christlichen  Glaubens  zu  unterweisen,  weil  sie  fQr  die  geeignete  Be- 
lehrung der  Diöoesanen  in  den  Glaubenswahrheiten  zu  sorgen  verpflichtet  sind,  und 
die  Priester  kraft  ihrer  priesterlichen  Stellung ,  welche  das  Lehren  ebenfalls  in  sich 
schliesst,  es  nicht  ablehnen  können,  im  Falle  des  Bedürfnisses  neben  den  Pfarrern 
mit  ihren  Kräften  einzutreten^. 

4.  Die  Pflicht  und  das  Recht  zur  Theilnahme  an  dem  kirchlichen 
Religionsunterricht.  Wie  katholische  Eltern  die  Pflicht  haben,  ihren  Kindern 
die  Taufe  ertheilen  zu  lassen  (s.  o.  S.  52),  so  sind  sie  auch  dazu  verbunden ,  sie  zur 
Theilnahme  an  dem  in  ihrer  Pfarrei  oder  an  dem  für  ihren  Aufenthaltsort  eingerichteten 
kirchlichen  Religionsunterricht  anzuhalten.  In  erster  Linie  hat  dafür  der  Vater,  dann 
die  Mutter,  in  Ermangelung  des  Vaters  der  Vormund  oder  derjenige,  welchem  das 
Kind  zur  Erziehung  übergeben  ist,  ferner  auch  der  Pathe  desselben,  zu  sorgen  ^  Die 
Pflicht  ist  eine  Rechtspflicht  und  kann  daher  durch  entsprechende  Mittel  erzwungen 
werden  ^.   Partikularrechtlich  ist  dieselbe  Pflicht  auch  den  Herrschaften  für  das  von 


tlnum  S.  21.  n.  1 ,  ebenso  1861  eine  ähnliche 
Anordoung,  Acta  s.  aed.  2,  184  n.  13,  512.  Für 
schlecht  unterrichtete  Erwachsene  ordnet  Ra- 
Tenna  1865,  coli,  cit  6,  161,  unter  Bezugnahme 
auf  die  Vorschrift  des  Bömischen  Konzils  v.  1726, 
8.  0.  S.  480.  n.  1,  an:  „Idem,  suh  poena  suspen- 
sionis  episcoporum  arbltrio  imponenda  praesteut 
sacerdotes,  qui  ruri  postremam  missam  in  eccle- 
sils  parochialibus  vel  primam  in  oratoriis  et  ca- 
pellis  celebrabunf^ ;  Urbino  1859,  1.  c.  p.  68: 
„vigilent  episcopi,  ut  sacerdotes,  qui  diebus  do- 
minicis  in  ruralibus  ecclesiis  missam  celebrant, 
iniuuctum  onus  adimpleant  catechesim  velimme- 
diate  ante  sacmm  vel  postea  pueris  tradendi 
atque  actus  fldei  cum  populo  recitandi^' ;  Pader- 
born. Diüces.  Syn.  1867 ,  Arch.  f.  k.  K.  R.  20, 
100 :  „UM  moris  est,  etiam  in  ecclesiis  fllialibus 
et  sacellis  diebus  dominicis  a  sacellanis  vel  vi- 
cariis  catechesis  habeatur ;  ubi  hie  mos  nondum 
introductuB  est,  quam  primum  fleri  posfit,  intro- 
ducatur" ;  ähnlich  auch  Prag  1860,  coli.  cit.  5,  450. 

1  Für  die  Kathedral-Kanoniker  und  Dignitare 
8.  Entsch.  d.  Congr.  conc.  v.  1881 ,  Acta  s.  sed. 
13,  512,  für  die  Kollegiat-Kanoniker  eine  solche 
V.  1762 :  „Canonici  .coUegiatae  ecclesiae  terrae 
Stabiae  primam  missam  sub  aurora  celebrantes, 
principaliora  fldei  misteria  edocere  tenentur", 
Arch.  f.  kath.  Kirchenrecht  47,  93. 

2  Nämlich,  wenn  die  Anordnungen  des  Ordi- 
narius dadurch  ,  dass  die  Parochianen  der  Messe 
in  den  Oxdensklrchen  beiwohnen ,  um  sich  dem 
Unterricht  in  den  Säkularkirchen  zu  entziehen, 
wirkungslos  gemacht  werden  würden.  Dass  er 
dazu  als  gesetzlicher  Delegat  des  Papstes  in  Oe- 
mässheit  des  Tridentinums  (Sess.  XXY.  c  11  de 
reg.)  befugt  ist,  hat  die  Gougr.  conc.  auszu- 
sprechen vermieden ,  offenbar  deshalb ,  weil  es 
sich  hier  nicht  um  die  Aufsicht  über  die  Lehre, 
sondern  um  Erzwingung  einer  Pflicht  zur  £r- 
theilnng  des  Unterrichts  handelt ;  ferner  auch 
wohl,  um  die  Konsequenz  abzulehnen ,  dass  der 


Ordinarius  selbst  mit  Censuren  gegen  die  sich 
weigernden  Regularen  vorgehen  kann.  Anschei- 
nend ist  vielmehr  die  Pflicht  der  letzteren  daraus 
hergeleitet  worden ,  dass  sie  durch  ihr  Verhalten 
nicht  die  Hand  dazu  bieten  dürfen,  die  Beob- 
achtung der  vom  Bischof  im  Interesse  einer  ge- 
deihlichen kirchlichen  Entwickelung  vorgesclirie- 
benen  Massregeln  zu  umgehen,  sondern  gerade 
als  Ordensleute  verbunden  sind ,  für  das  gleiehe 
Ziel  mitzuwirken.  Falls  sich  die  Regularen  der- 
artigen Anordnungen  nicht  fügen,  würde  der  Or- 
dinarius von  diesem  Standpunkt  aui^  seinerseits 
nicht  von  Censuren  und  Strafen  Gebrauch  machen 
können,  sich  vielmehr  an  die  Ordensoberen  oder 
den  Papst  zu  wenden  haben. 

3  Vgl.  Bd.  m.  S.  215.  Dass  der  Ordinarius 
nöthigenfalls  auch  Censuren  und  Strafen  ver- 
hängen kann ,  erscheint  zweifellos ,  drohen  doch 
einzelne  Provinzialkonzilien  auch  die  Suspension 
au  (o.  S.  483.  n.  9).  Wenn  einzelne  der  vorhin 
citirten  Entscheidungen,  s.  Acta  s.  sedis  13,  513, 
die  von  den  Ordinarien  in  ihrenVerorduungen  fest- 
gesetzte Strafe  der  Suspension  für  unzulässig  er- 
klärt haben,  so  hat  es  sich  dabei  um  eine  suspensio 
latae  sententlae  gehandelt ,  welche  hier  bei  der 
möglichen  Verschiedenheit  der  Fälle  der  Nach- 
lässigkeit und  der  Pflichtwidrigkeit  als  solche  un- 
geeignet und  unpassend  erscheint. 

^  Das  folgt  aus  der  Stellung  der  erwähnten 
Personen  (in  Betreff  der  Pathen  s.  auch  o.  S.  38). 
Von  den  Provinzialsynoden,  welche  stets  in  erster 
Stelle  der  Eltern  erwähnen,  nennen  ausdrücklich 
die  Mutter  Benevent  1698,  coli.  Lac  1,  145;  die 
Vormünder  Urbino  1859,  Ravenna  1855  1.  c.  6, 
67.  68  u.  150,  Toulouse  1860,  1.  c.  4,  1066;  die 
Pathen  Neu-Granada  1868,  1.  c.  6,  492;  „alii 
quorum  curae  traditae  sunt^  Ravenna  1865  und 
„omnes  ad  quos  pertinet"  Toulouse  1850. 

^  Wennschon  die  meisten  neueren  Provinzial- 
synoden nur  Ermahnungen  an  die  Eltern  Tor- 
schreiben  und  den  Pfarrern  aufgeben,  die  Kinder, 
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ihnen  abhängige  Gesinde  -,  Wirthschaft-  und  Arbeitspersonai ,  soweit  dasselbe  nicht 
genügend  in  der  christlichen  Glaubenslehre  nnterrichtet  ist,  auferlegt*. 

Nicht  minder  können  gegen  Erwachsene,  denen  es  an  der  gedachten  Vorbereitung 
fehlt,  Strafen  angedroht  werden  ^,  wenn  sie  dem  ftr  sie  bestimmten  Unterricht  fern 
bleiben. 

Vom  Standpunkt  der  katholischen  Kirche  ans  haben  die  christlichen ,  nicht  ka- 
tholischen Eltern  allerdings  an  sich  in  Betrefif  ihrer  Kinder  dieselbe  Verpflichtung, 
wie  die  katholischen  \  doch  ist  diese  mit  Rücksicht  auf  die  Beseitigung  der  allein  be- 
rechtigten Stellung  der  katholischen  Kirche  in  den  modernen  Staaten  nicht  mehr 
durchführbar^. 

Es  ist  selbstverständlich ,  dass  der  erwähnten  Pflicht  der  Kinder  und  der  Er- 
wachsenen auch  die  Befugniss  derselben  entspricht,  an  dem  für  den  Pfarr-Bezirk  ein- 
gerichteten Religions-Unterricht  theilzunehmen,  und  dass  die  Eltern,  Vormünder  und 
sonstige  Erzieher  ein  Recht  darauf  haben,  für  die  ihrer  Obhut  unterstehenden  Kinder 
die  Zulassung  und  die  Theilnahme  zu  beanspruchen. 

Dies  muss  selbst  von  den  ketzerischen  Eltern  und  ihren  Kindern  gelten.  Auch 
sind  die  letzteren  wider  Willen  derselben  befugt,  nach  vollendetem  siebenten  Jahr  sich 
an  dem  katholischen  Religionsunterricht  zu  betheiligen.  Denn  da  das  Kind  mit  der 
Erreichung  dieser  Altersgrenze  unabhängig  von  seinen  Gewalthabern  sich  für  den 
Empfang  der  Taufe  entscheiden  kann^,  so  muss  es  auch  das  Recht  besitzen,  hinsicht- 
lich der  ihm  durch  die  Taufe  gegebenen  Pflicht,  sich  im  christlichen  Glauben  unter- 
richten KU  lassen,  frei  zu  handeln. 

Welche  Modifikationen  diese  Grundsätze  durch  das  staatliche  Recht  erleiden, 
darüber  ist  später  in  der  Lehre  von  der  religiösen  Erziehung  der  Kinder  aus  ge- 
mischten Ehen  und  vom  Konfessionswechsel  zu  handeln. 

5.  Wegen  des  staatlichenRechtesin  Betrefif  der  Ertheiiung  des  kirchlichen 
Religionsunterrichtes,  namentlich  hinsichtlich  der  staatlichen  Berechtigung  dazu, 
8.  0.  8.  448  u.  449. 


wnreit  möglich,  dem  ReligionsunteTTlcht  zuzu- 
fahren, 80  ordnen  doch  einzelne  Rügen  durch 
die  Advente-  und  Fastonprediger  und  Auferle- 
gung von  Ponitenzen  durch  die  Beichtv&ter  (b. 
Mailand  v.  1679,  Neapel  1699  und  Siena  1850, 
coli.  eit.  ly  159.  259,  Verweigerung  der  toBtimo- 
nia  de  bonis  moiibus,  Urhino  1859, 1.  e.  6,  67.  68, 
Yerhangung  des  interdictum  personale  durch  den 
Bischof  nach  mehrfacher  Mahnung ,  Rom  1725, 
1.  c  1,  402  odei  AuaschliesBung  Ton  den  Sakra- 
menten, Gindnnati  1858  und  Plenar-Konzil  Bal- 
timore 1866,  1.  c.  3,  210.  517.  518,  an.    In  der 
Ausgabe  des  Tridentiuums ▼.  Gallemart  findet 
sich  p.  406  eine  Entscheidung  der  Gongr.  conc. 
(ohne  Datum),  dass  der  Ordinarius  die  Kinder 
nicht  durch  multae  und  poenae  zur  Theilnahme 
an  dem  gedachten  Unterricht  anzuhalten  befugt 
ist,  da  das  Tridentinum  nur  von  der  Anwendung 
▼on  Oensuren  als  Zwangsmittel  gegen  die  zum 
Unterricht  Yeipflichteten  Geistlichen  ,  nicht  ge- 
gen die  Kinder  und  deren  Eltern  spreche.  Gegen 
die  Kinder  selbst  lassen  sich  allerdings  —  und 
dies  ist  auch  Ton  keiner  der  gedachten  Synode 
geschehen  —  derartige  Mittel  nicht  generell  an- 
drohen.   Einmal  kommt  hier  Btets  in  Frage ,  in 


wie  weit  das  einz^ne  Kiud  über  7  Jahren  doli 
capax  ist.  Ausserdem  würden  multae  (Geld- 
strafen), soweit  sie  in  unserer  Zeit  überhaupt 
noch  praktisch  reallsirbar  sind,  wesentlich  die 
Eltern  und  das  Ton  den  Vormündern  verwaltete 
Vermögen  der  Kinder  treffen,  aUo  für  diese  selbst 
bedeutungslos  sein.  Ferner  müssen  Censureu, 
welche  auf  Feruhaltung  von  den  Sakramenten 
hinauslaufen,  gerade  für  diejenigen,  welche  erst 
durch  den  Unterricht  zum  Empfange  derselben 
vorbereitet  werden  sollen,  völlig  ungeeignet 
erscheinen.  Dass  gegen  Eltern  und  Vormünder 
keine  Mittel  angewendet  worden  dürfen,  sagt  da- 
gegen die  Entscheidung  nicht. 

^  Gegen  die  Herrschaft  drohen  Mailand  1579, 
Neapel  1699,  Rom  1725  und  Siena  1850  diesel- 
ben Nachtheile,  wie  gegen  Eltern  und  Vormünder 
an,  s.  die  vor.  Anm. 

2  Urbino  1869,  1.  c.  ordnet  auch  hier  Verwei- 
gerung des  S.  484.  n.  5  gedachten  Zeugnisses,  Rom 
1725  Verhängung  des  Personal-Interdikts  an. 

3  Hier  gilt  dasselbe,  wie  hinsichtlich  der  Taufe, 
s.  0.  S.  53,  vgl.  namentlioh  auch  S.  54.  Anm.  1. 

*  Vgl.  0.  S.  51. 
^  S.  ebendaselbst. 
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§.229.    3.   Die  Volksmissionen  (Missionen  V- 

I.  Einleitung.  Unter  Missionen,  m/mon««;  genauer  m.  »ooro« 2,  Volksmis- 
sionen^,  missiones  populäres  ^^  versteht  man  im  Gegensatz  zu  den  Missionen  unter 
den  Heiden  und  Akatholiken  (missiones  exterae^Jy  die  unter  bischöflicher  Autorität  er- 
folgende, ausserordentliche  Verkündung  des  Wortes  Gottes  w&hrend  eines  fortlaufen- 
den Zeitraumes  durch  andere  als  die  regelmässig  in  dem  kirchlichen  Bezirk  thätigen 
Priester ,  um  dadurch  in  besonders  wirksamer  Weise  das  Volk  zur  Bekehrung  and 
Busse,  sowie  zur  Versöhnung  mit  Gott  zu  bewegen,  sowie  zum  Eifer  in  der  Erfflllang 
seiner  christlichen  und  kirchlichen  Pflichten  anzuspornen®. 

Das  gemeine  Becht  hat  das  Institut  der  Missionen  nicht  geregelt  Die  ersten 
derartigen  Missionen  sind  von  den  Jesuiten  in  Bekämpfung  des  Protestantismus  zur 
Zurtlckführung  der  Ketzer  und  zur  Bestärkung  der  wankenden  Katholiken  in  ihrem 
Glauben  gehalten  worden  ^.  Später  haben  sich  auch  besondere  Kongregationen  für 
die  Veranstaltung  von  Missionsgottesdiensten  unter  den  Katholiken,  namentlich  fUr  das 


1  Stommer,  Art.  Mission  1.  Wetz  er  und 
Weite,  Kirchenlexikon  1.  Aufl.  7,  167;  Steitz, 
Art.  Mission,  katholische,  in  H  e  r  z  o  g,  Encyklo- 
pädie  f.  Protest.  Theologie  2.  Aufl.  10,  30. 

2  Benedict  XIY.  const.  Gravissimum  yom 
8.  September  1745.  $.  4,  elusd.  biüL  1 ,  248; 
Pii  IX.  Breve  :  Singnlari  v.  17.  M&rz  1866,  coli, 
conc.  Lac.  5,  1241. 

8  Coli,  conc  Lac.  5,  1087. 

4  L.  c.  p.  713.  981,  auchptt*  sceeinu,  s.  Bor- 
deaux 1850  u.  Bouiges  1863,  1.  c.  4,  602.  1128. 

fi  Vgl.  darüber  Bd.  II.  S.  349  ff. 

^  Die  Missionen  werden  auch  publica  exereitia, 
Köln  1860,  coli,  cit  6,  371,  exereitia  pto,  Rheims 
1849  XL.  Bordeaux  1860,  1.  c.  4,  131.  602,  pia 
aposiolieae  praediecUionis  exereitia,  Rheims  1863, 
ibid.  p.  173,  exereitia  spiritualia,  Aix  1850,  ibid. 
p.  1002,  Baltimore  1866,  1.  c.  3,  526,  genannt, 
andererseits  aber  auch  Ton  ihnen  gerade  die  ex- 
ereitia apiritualia  für  die  Laien  in  dem  Sinne  von 
geistlichen  Privatübnngen,  welchen  sich  die  letz- 
teren in  einzelnen  Klöstern  oder  auch  bei  einzel- 
nen Geistlichen  unterziehen,  und  welche  ihr 
Vorbild  In  den  exereitia  splritualia  der  Jesuiten, 
H  aber,  d.  Jesuiten-Orden,  Berlin  1873,  S.  14 ff. 
R.  Bauer  in  Wetzer  u.  Weite,  Kirchen- 
lexikon 2.  Aufl.  4,  1130,  haben,  unterschieden. 
Dies  erklart  sich  ans  dem  glelchenZ wecke,  welchem 
die  Mission  und  die  Uebungen  der  letzteren  Art 
dienen,  und  der  bei  beiden  im  wesentlichen  glei- 
chen Methode,  nur  dass  die  Mission  nicht  auf  ein- 
zelne Personen,  sondern  auf  eine  ganze  Gemeinde 
berechnet  Ist.  Vgl.  Stemmer,  welcher  a.  a.  0. 
S.  169  über  die  Missionen  bemerkt:  „Jener  Oy- 
klus  Ton  Betrachtungen,  geistlichen  Uebungen, 
der  die  Erweckung  des  Busseifers  zum  Ziele  hat. 


behandelt  ausser  der  einleitenden  Gewlssens- 
erforschung  die  Bestimmung  und  das  Ziel  des 
Menschen,  die  menschliche  Freiheit  und  da« 
Bedürfuiss  der  Gnade ,  die  Gerechtigkeit  Gottes, 
die  Mahnungen  der  Ewigkeit ,  die  Nothwendig- 
keit  der  Bekehrung,  die  Gefahren  ihrer  Ver- 
schiebung, die  Schreckllehkeit  der  Sünde ,  ihrer 
Folgen  und  den  Fluch  des  Beharrens  in  der  S&nd- 
haftigkeit,  die  letzten  Dinge,  das  Dasein  der 
Holle,  ihre  Ewigkeit,  die  Schrecken  der  Verdam- 
mung. Daran  reihen  sich  Gottes  Barmherzigkeit 
und  Liebe,  die  Gnadenmittel  der  Kirche ,  wobei 
die  einzelnen  Theile  des  Buss-  und  Altaxs&kra- 
ments  je  besonders  behandelt  werden.  . .  .  £s 
Tereinlgen  sich  alle  Stimmen  der  Ewigkeit  und 
des  Gewissens,  so  dass  auch  der  vieljährige  Ver- 
ächter des  Busssakramentes  nicht  widerstehen 
kann,  sich  selbst  zu  erkennen ,  zu  bereuen  und 
einem  Yielleicht  vordem  nie  gesehenen  Beicht- 
vater sein  ganzes  sündhaftes  Leben  ohne  Rück- 
halt und  Scham  in  einer  Generalbeichte  beken* 
uen  muBs,  um  hinwieder  von  diesem  heilende 
und  sühnende  Belehrungen  und  Mittel  zu  einem 
neuen  und  genugthuenden  Leben  entgegen  zn 
nehmen.  Darum  dauern  solche  Beichten  oft 
stundenlang ,  aber  sie  bringen  die  Wiedeigebort 
des  Christen.  Den  Schluss  der  Mission  Mldet  die 
Erneuerung  des  Taufgelübdes,  die  Uebergabe  der 
Gemeinde  an  die  h.  Jungfrau,  die  Abbitte  und 
Danksagung  vor  dem  Altarsakrament,  die  Errich* 
tung  des  Kreuzes  oder  der  Stationen ,  die  feier- 
liche Ertheilung  des  Missionsablasses  und  die 
Seelenfeier  für  die  in  die  Ewigkeit  eingegangen 
nen  Eltern,  Gatten ,  Kinder,  Geschwister  and 
Freunde''. 

^  Huber  S.  122:  Stemmer  S.  167:  Steit* 
S.  31. 
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geisüieh  verwahrloste  Volk  gebildet  ^.  Die  Einrichtmig  hat  zuerst  in  Frankreich  ^,  dem- 
nächst in  Italien'  Wurzel  gefasst,  nnd  ist  auch  von  den  P&psten  gebilligt  worden'^. 

Allerdings  war  die  Anfklämngsperiode  des  18.  Jahrhunderts  dem  Institut  nicht 
^ttnstig,  ja  die  Synode  von  Pistoja  v.  1786  ^  hat  sogar  die  Nfitzlichkeit  der  Missionen 
angezweifelt^,  weswegen  sie  freilich  der  päpstlichen  Reprobation  verfallen  ist*^. 

In  Frankreich  haben  aber  seit  der  Restauration  die  Missionen  einen  neuen  Auf- 
schwung genommen  ^.  Vor  Allem  hat  dann  die  ultromane  Partei  gegen  die  Mitte 
unseres  Jahrhunderts^,  insbesondere  seit  dem  Jahre  1848  ^^  im  Interesse  der  Schär- 
fiing  des  katholischen  Bewusstseins  und  der  Förderung  ultromantaner  Anschauungen 
in  allen  katholischen  Ländern  das  Institut  wieder  zu  beleben  gesucht,  und  sowohl  der 
päpstliche  StuhPi,  wie  auch  die  seit  jener  Zeit  zusammengetretenen  Provinzial-  und 
DiOcesan-Synoden^^  haben  die  Abhaltung  der  Yolksmissionen  wiederholt  empfohlen, 
und  zugleich  nähere  Vorschriften  über  dieselben  erlassen. 

n.  Eirchenrechtliche  Grundsätze.  Da  die  Abhaltung  von  Yolksmissionen 
eine  besondere  und  ausserordentliche  Art  der  Ausübung  der  kirchlichen  Lehrthätig- 
keitist^'^  go  i^^t  der  Ordinarius  der  DiOcese  kraft  seiner  Lehrgewalt,  d.  h.  seines 
mit  der  Jurisdiktion  bekleideten  Lehramtes^^  darüber  zu  befinden,  ob  solche  überhaupt 
veranstaltet  werden  sollen,  und  über  die  näheren  Modalitäten  ihrer  Abhaltung,  d.  h. 
ttber  die  Zeit ,  die  Orte  seiner  Diöcese ,  die  Dauer  und  die  Zuziehung  der  erforder- 
lichen fremden  Priester  zu  bestimmen  ^^  Indessen  fällt  die  Aufstellung  von  Vorschriften 


1  Z.  B.  die  Kongregation  der  Lazaristen  oder 
Vioeentiner  im  17.,  und  der  Redemptoristen  und 
Lignorianer  im  18.  Jahih.,  Stemmer  S.  158  und 
Steltz  a.  a.  O. 

^  Durch  die  Kongregation  der  Yincentiner. 

^  In  der  Endiocese  Neapel  wurden  Ende  des 
17.  Jahrhunderts  Jährlich  Bdissionen  gehalten, 
coli  conc.  Lao.  1,  265.  Für  das  18.  Jahrh.  vgl. 
die  Mittheilungen  in  der  S.  486.  n.  2  clt.  const. 
Benedict  XlY.  $$.  4.  S.  9.  In  Deutschland 
lind  sie  in  der  Diöcese  Paderborn  anter  dem  Bi- 
schof Ferdinand  U.  (1661-^1683)  Y.  Farstenherg 
eingeführt  worden,  Arch.  f.  k.  K.  R.  20,  99. 

*  Ygl.  die  const.  BenedictXlV.,  welche  die  Ein- 
führung im  ganzen  Königreich  Neapel  anräth. 
Fftr  DeutsehUnd  s.  d.  V.  fiir  Münster  v.  1717, 
Krabbe,  stat  synod.  dioeces.  Monaster.  1848. 
p.  240. 

5  Bd.  III.  S.  599  und  Scaduto,  stoto  e 
chlesa  aotto  Leopoldo  I.  Fiienze  1886.  p.  205  ff. 

^  S.  die  folgende  Note. 

7  Piue  VI.  in  der  Bolle  Auotorem  fideiv.  1794 
(Bd.  HL  a.  a.  O.)prop.  LXY.:  „Propositioenuncians 
—  Irregulärem  strepitum  novarum  institutionum 
qnae  dlctae  sunt  exercitia  vel  missiones,  forte 
Qunquam  aut  saltem  perraro  eo  pertingere,  ut 
ahsolutam  eonverslonem  operentur  et  exteriores 
illos  commotionis  actus,  qui  apparuere,  nil  aliud 
foisse ,  quam  transeuntia  naturalis  concussiouis 
fülgura  —  temeraria,  male  sonans,  perniciosa, 
mori  pie ,  salutariter  per  ecolesiam  frequentato 
et  in  verbo  dei  fandato  ininriosa.'' 

*  Namentlich  durch  die  Gründung  der  Kon- 
gregation des  Abb^  Legris-DuTal  i.  J.  1816, 
Steitz  S.  31  und  Stemmer  S.  159. 

'  In  einzelnen  deutschen  Diöcesen  schon 
früher.    Darüber  und  über  den  ron  einzelnen 


Seiten  gegen  die  Zerstörung  des  Ansehens  des 
DiöcesankleruB  und  gegen  die  dauernde  Wirkung 
der  Missionen  erhobenen  Widerspruch  vgl.  Fried- 
rich, Gesch.  d.  Vatikan.  Konzils  1,  257.  n.  1,  s. 
auch  A.  Müller,  Lexikon  des  K.  R.  2.  Aufl. 

4,  105.   S.  femer  die  folg.  Anm. 

^0  So  hat  die  Yersammlung  der  deutschen  Bi- 
schöfe mit  Rücksicht  auf  die  in  Tirol  und  Salz- 
burg gemachten  Erfahrungen  die  Yolksmissionen 
für  ein  höchst  nützliches  und  dringend  wünschens- 
werthes  Institut  erklärt,  coli.  Lac  5,  981.  1088. 
1089. 

li  Plus'  IX.Encyklika  an  die  Bischöfe  lUliens: 
Nostis  et  nobiscum  v.  8.  Dezember  1849,  coli. 
Lac  6,  92,  und  desselben  Breve  cit.  v.  17.  März 
1866  an  die  Österreich.  Bischöfe ,  ibid.  5,  1246 : 
Schreiben  des  Präfekten  der  Congr.  conc.  t.  1859 
betr.  die  Graner  Provinz  ibid.  5,  5  u.  6. 

12  YgL  Bd.  III.  S.  505.  601.  852  und  die  des- 
fallsigen  Citate  in  den  vorhergehenden  und  nach- 
folgenden Anmerkungen. 

»8  S.  0.  8.  447.  486. 

1^  Dazukommt,  dass  mit  den  Missionen  ausser- 
gewöhnliche  Gottesdienste  verbunden  sind ,  und 
schon  aus  diesem  Grunde  der  Ordinarius  als  Leiter 
der  gottesdienstlichen  Yerwaltung  darüber  zu 
bestimmen  hätte.  Das  betreffende  Recht  der  Bi- 
schöfe ist  auch  ausdrücklich  in  den  die  Mis- 
sionen empfehlenden  päpstlichen  Erlassen  aner- 
kannt ,  s.  0.  Anm.  4  und  11.  Abhängig  ist  die 
Anordnung  nicht  davon ,  dass  sie  von  den  Ge- 
meinden und  deren  Pfarrern  gewünscht  werden, 
was  freilich  mitunter  früher  thatsächlich  der  Fall 
war,  Dumont,  Sammig  kirchl.  Erlasse  f.  Köln. 

5.  20. 

1^  Ygl.  z.  B.  die  Missionsordnung  für  die  Diö- 
cese Paderborn  v.  1850 ,  bez.  1854 ,  G  er  l  a  c  h , 
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darüber  auch  in  die  ZoBtändigkeit  der  Provinzialsynoden,  nnd  soweit  diese  derartige 
AnordBangen  getroffen  haben ,  hat  sieh  der  Ordinarins  bei  seinen  Verftkgangen  in 
die  ersteren  zn  halten  ^ 

Es  ist  andererseits  auch  nieht  ausgeschlossen ,  dass  die  Pfarrer  die  Initiafiye 
zur  Herbeiftihrnng  einer  Mission  ergreifen,  aber  sie  bedürfen  für  eine  solche  ans  dem 
eben  gedachten  Grunde  stets  der  Erlaubniss  des  Ordinarius^. 

Des  Näheren  ist  durch  das  Partikularrecht  die  Abhaltung  solcher  Missionen  in 
periodischen  Zwischenräumen  (mitunter  von  10  Jahren')  für  wünschenswerth  erklärt, 
und  zwar  der  Art,  dass  während  der  betreffenden  Periode  in  jeder  Pfarrei  einmal 
eine  Mission  statthaben  solH. 

Zum  Wesen  der  Mission  gehört  es ,  dass  die  Verkündung  des  Wortes  Gottes, 
also  namentlich  die  Abhaltung  der  Predigten,  welche  während  des  vom  Ordinarios 
festzusetzenden  Zeitraumes  ^^  etwa  von  6 — 14  Tagen®,  stattzufinden  haben,  nicht  durch 
die  gewöhnlichen  Seelsorger  und  ihre  Httlfsgeistlichen ,  sondern  durch  fremde  Geist- 
liche erfolgt.  Es  werden  dazu  entweder  Ordens-Priester  und  Priester ,  welche  Kon- 
gregationen angehören 7,  und  zwar  aus  solchen  Genossenschaften,  deren  Thätigkeit 
sich  hauptsächlich  auf  die  Mission  richtet,  oder  auch  Weltgeistliche  genommen  ^.  Die 
betreffenden  Priester  —  es  müssen  selbstverständlich  mehrere  sein  —  werden  ent- 
weder vom  Bischof  ausgewählt  und  gesendet^,  oder  sie  können  auch  von  den  Pfarrern, 
in  deren  Pfarrei  die  Mission  gehalten  werden  soll,  dazu  veranlasst  werden  ^<^,  bedürfen 
aber  dann  der  Ermächtigung  des  Ordinarius  ^^ 

Die  Sorge  für  die  Beschaffung  der  erforderlichen  Zahl  der  Beichtväter  >^  wird 
dagegen  fast  immer  den  Pfarrern  überlassen,  doch  haben  sie  für  diese  die  nöthige  Ap- 


Paderbomer  DiöceBanrecht.  2.  Aufl.   Paderborn 
1864.  S.  40. 

i  Vgl.  Bd.  III.  S.  645.  832. 

2  S.  z.  B.  Ravenna  1865,  coli.  Lac.  6,  195: 
„Valde  autem  commendandi  parochl  1111,  qni 
yenia  ab  eplscopo  obtenta,  arceasniit  Interdum 
evangelicos  operarios,  qni  ad  formam  saorae  mis- 
slonls  populam  sibi  commissum  ad  yeram  pieta- 
tem  excolunt«.  Auch  Köln  1860 ,  1.  c.  5 ,  331 
empfiehlt  den  Pfarrern  ,  ihren  Gemeinden  solche 
Missionen  zu  verschaiTen ,  s.  auch  die  folg.  Anm. 

3  So  Urblno  1859  und  Konvent  v.  Loretto  1850, 
'welche  beide  alle  5  Jahre  wenigstens  geistliche 
Uebungen  in  forma  sacrarnm  mlssionnm  ver- 
langen, 1.  0.  6,  70.  799.  801 ;  Paderborn  i867, 
Arch.  t  kath.  K.  R.  20,  100.  Nach  Bordeaux  1850 
sollen  die  Pfarrer  daf Qr  sorgen,  dass  für  ihre  Ge- 
meinden womöglich  alle  6  oder  7  Jahre,  nach 
Aix  1850  alle  6 — 10  Jahre  derartige  Missionen 
gehalten  werden,  I.e.  4,  602.  1002.  Der  Konvent 
der  Bischöfe  Siziliens  v.  1850  wünscht  sogar  in 
den  Städten  die  Jährliche  Abhaltung  derselben 
coli,  cit  6,  818,  und  ebenso  sollen  nach  Prag  1860, 
Oolocza  1863,  1.  c.  5,  481.  714  solche,  wenn  an- 
gänglich,  zur  Osterzeit  erfolgen. 

*  Wo  solche  misiionea  generahB  sich  fOr  die 
ganze  Diöcese  nicht  ermöglichen  lassen  —  nnd 
das  ist  mitunter  wegen  Mangels  der  erforder- 
lichen Priester  der  Fall,  sollen  wenigsten«  soweit 


es  möglich  ist,  partietdares  für  einzelne  Pfarreien 
gehalten  werden,  s.  Venedig  1869  u.  Nengranada 
1868  coli,  cit  6,  323.  539. 

B  S.  z.  B.  Colocza  1863,  1.  c.  5,  714. 
0  Vgl.  G  e  r  1  a  c  h  ,  Paderbomer  Diöcesanrecht 
S.  41. 

^  Köln  1860,  Prag  1860,  1.  c.  5,  345.  481; 
Bordeaux  1853,  1.  c.4,  650;  Baltimore  1869, 
1.  c  3,  687. 

8  Bordeaux  1853.  S.  femer  die  folgende  Anm. 
In  einzelnen  Diöcesen  giebt  es  auch  besondere, 
ständige  Diöcesan  -  Missionare ,  so  einen  solcben 
in  Paderborn ,  welcher  vom  Bischof  angestellt 
wird  und  aus  der  Stiftung  des  Blseboft  Ferdi- 
nand II.  (s.  0.  S.  487*  n.  3)  eia  Gehalt  bezieht 
Gerlach  a.  a.  0.  S.  80. 

«  Köln  1860,  Utrecht  1866, 1.  c  5, 882;  Balti- 
more 1866,  1.  c  5,  525;  Dumont  a.a.  O.S.  22. 

»0  Albi  1850,  1.  c  4,430;  Baltimore  1866; 
Cashell853,  1.  c.  3,  829.  Falls  Mangel  an 
Priestem  Ist,  können  auch  die  Pfarrer  gegen- 
seitig in  ihren  Pfarreien  als  Mission spriester  fun- 
giren,  Prag  1860. 

11  Gashel  1853,  s.  auch  o.  S.  455. 

1^  Solche  werden  mit  Rücksicht  darauf,  das» 
gerade  die  Mission  zur  Bosse  und  Beichte  anregen 
soll,  und  dass  die  Missionspriester  ihre  Zeit  mög- 
lichst der  Predigt  widmen  müssen,  gebrauekt 


f.  M9.] 
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probation  nnd  Jnrisdiktioii  \  Bowie  auch  die  etwaigen  VoHmachten  (namentlich  ftlr 
die  Absolution  von  den  BeservatfiUlen ^)  vorher  vom  Bischof  einzuholen^. 

AUe  Missionspriester,  selbst  die  Begularen^,  stehen,  soweit  es  sich  um  die  Aus- 
llbung  der  Missionsthfttigkeit  handelt,  unter  der  Jurisdiktion  des  Bischofs.  Sie  haben 
sich  daher  den  nftheren  Anweisungen  desselben  Aber  die  Abhaltung  der  Hission  und 
Aber  ihr  Verhalten  dabei  su  fügend. 

in.  Staatsgesetzliche  Vorschriften.  Während  in  Frankreich  noch  An- 
lang dieses  Jahrhunderts  die  Abhaltung  von  Volksmissionen  ausnahmslos  untersag 
war<^,  und  diese  Vorschrift,  wenngleich  mansie  thatsftchlich  sehr  bald  nach  ihrem  Eriass 
nicht  mehr  beachtet  hat^,  niemals  aufgehoben  worden  ist,  also  in  Elsass-Loth- 
ringen  jedenfalls  noch  formell  in  Geltung  steht ,  weisen  die  deutschen  Gesetz- 
gebungen keine  derartigen  Verbote  auf.  Indessen  unterliegen  die  Missionen  in 
Deutschland  zunächst  insofern  Beschränkungen,  als  die  staatsgesetzlichen  Be- 
stimmungen über  öffentliche  Versammlungen  auf  solche  Missionsgottesdienste,  welche 
etwa  ausserhalb  der  Kirchen  im  Freien  gehalten  werden,  Anwendung  finden^.  Femer 
bedarf  es  in  den  Ländern ,  in  welchen  das  Placet  noch  im  vollen  Umfange  besteht, 
der  vorgängigen  Oenehmigung  der  Staatsbehörde^,  falls  nicht  etwa  gerade,  wie  z.  B. 
inBaiern,  fllrdie  Missionen  Erleichterungen  gewährt  sind^^  und  dasselbe  muss 
auch  fttr  die  Staaten  gelten,  in  welchen  der  katholischen  Eirche  die  Ausübung  ihres 
Gottesdienstes  blos  in  einem  beschränkten  Umfange  zugestanden  ist^^ 

Endlich  kommen  die  fUr  eine  Beihe  von  Staaten  geltenden  Vorschriften,  welche 
allein  bestimmt  qualificirten  Geisüichen  die  Ausübung  einer  amtlichen  Thätig- 
keit  erlauben  ^^,  und  eine  solche  überhaupt  oder  speciell  die|Abhaltung  von  Missionen 
ausländischen  Geistlichen  ^' oder  den  Mitgliedern  bestimmter  Orden  undKongregationen 
untersagen,  in  Betracht  ^*, 


t  S.o.  S.  8öff. 
«  &  0.  8.  l(»ff. 

5  S.  KdlneT  Veioxdnung  y.  1866,  Dumont 
t.  a.  O.  S.  22,  ygl.  auch  y.  Vogt,  Samml.  y. 
Verordnimgen  für  Bottenbiug.  8.  375. 

Die  Biiohöfe  erhalten  übrlgeni  aaoh  yom  Papst 
fOx  die  Zeit  der  MlMionen  die  auf  eine  bestimmte 
Zahl  yon  Jahren  besehnnkte  Faknlt&t,  besondere 
Abl&sse  zu  gewähren,  Dumont  a.  a.  O.  8.  23, 
y.  Vogt  S.  375. 

*  Denn  dabei  handelt  es  sich  um  die  Predigt 
und  die  Seelsorge  ausserhalb  ihrer  Klosterge- 
meinde,  Trid.  Sess.  XXV.  e.  11  de  ref. ,  s.  auch 
o.  &  458  und  Köln  1860,  coli.  conc.  Lac.  6,  346. 

6  Eine  Anweisung,  wie  sie  Baltimore  1866, 
coli.  dt.  3,  &36  giebt :  „sl  antequam  missionarli 
eoUectas  aggrediantur  yel  etiam  libros  pios,  ro- 
sazia,  cruoes,  monimenta  aliaque  huiusmodi, 
in  eongregationibus  ubi  flunt  missiones  yel  perse 
Tel  alios  yendant,  tarn  pastoris  praeylum  aasen- 
Bum  y  quam  ordlnarii  obtineant  approbationem**, 
könnte  auch  jeder  Bischof  erlassen. 

s  Dekret  y.  26.  September  1809,  Art.  1 ,  An- 
dr^,  cours  alphabtftique  de  la  Itfgislation  ciyile 
eccl^aiastique  IT.  tfd.  3,  663;  Dursy,  Staate- 
kirohenrecht  t  Elsass-Lothringen  1,  320. 

7  Andrtf  l.  c 

s  8.  0.  S.  231  ir. 

•  Tgl.  0.  8.  17. 


10  Da  nach  der  Entschl.  y.  20.  Juni  1861  Nr.  1 
(ygl.  0.  8.  17.  n.  10)  yon  den  in  der  Kirche  ab- 
zuhaltenden Missionsgottesdiensten  nur  Anzeige 
an  die  weltliche  Behörde  zu  machen  ist,  ygl.  auch 
0.  8. 233. n.2u.  Silbern agl,  Yerfassg  sammtl. 
Religionsgeuossenschaften  i.  Bayern.  2.  Aufl. 
S.  268. 

"  8.  0.  8.  236. 

«Vgl.  0.  8.  19ft. 

<s  8. 0. 8. 20  u.  21 ,  namentlich  u.  6.  In  Baiem 
ist  nach  der  Anm.10  eitirten  Entschliessung  durch 
die  Regierung  königliche  Genehmigung  für  solche 
ausUndische  Geistliche  einzuholen ,  welche  zur 
Abhaltung  yon  Missionen  yerwendet  werden 
sollen ,  ygl.  auch  o.  8.  233 ;  Sibemagl  8.  263. 
DerbeiBichter-Kahl,  K.  R.  8.  Aufl.  8.  920 
citirte  preuss.  Eriass  y.  26.  Februar  1861  ist 
durch  die  neuere  Gesetzgebung  (s.  o.  8. 21.  n.  6) 
beseitigt 

1«  ygl.0.  Bd.  IL  8.  610.  Demnach  sind  für  das 
ganze  deutsche  Reich  die  Jesuiten ,  Redempto- 
risten,  Lazaristen  und  Priester  yom  h.  Geiste,  in 
Preussen,  Sachsen  und  Mecklenburg 
alle  Mitglieder  yon  Orden  und  ordensahnlichen 
Kongregationen,  in  Württemberg,  Baden 
und  Hessen  alle  Mitglieder  etwaiger  gesetz- 
widrig eingeführter  geistlicher  Genossenschaften 
oder  der  gesetzwidrig  begründeten  Niederlas- 
sungen der  letzteren  ausgeschlossen. 
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Demnach  ergiebt  sich,  dasain  deigemgen  Staaten,  in  denen  kein  generelles 
Placet  mehr  besteht,  und  in  welchen  die  katholische  Kirche  das  Becht  der  Öffentlichen 
Religionsaofittbnng  nnd  die  Antonomie  ihrer  eigenen  Angel^enheiten  besitzt,  also 
in  Prenssen,  Sachsen,  Wflrttemberg,  Baden,  Hessen,  Oldenburg, 
Lippe-Detmold  und  Schwarzburg-BudolstadtS  femer  auch  in  Oester- 
reich^  innerhalb  der  Kirchen  und  von  den  im  Inlande  zu  amtlichen  Funktionen  be- 
rechtigten Geistlichen  Missionen  abgehaltra  werden  dürfen.  Gegen  dieselben  ist  ein 
polizeiliches  Einschreiten  ^  nur  auf  Grund  der  allgemeinen  Polizei -Gesetze  statthaft, 
wenn  sich  etwa  aus  der  Abhaltung  solcher  Gottesdienste,  z.  B.  bei  der  übermässigen 
Ansammlung  von  Theilnehmem,  eine  Gefahr  für  die  öffentliche  Sicherheit  und  Ord- 
nung herausstellt^,  femer  aber  auch,  falls  etwa  seitens  der  Mission&re  gegen  §.  166 
oder  §.  130*  des  B.  Str.  G.  B.  Verstössen  wird,  im  Geltungsgebiete  des  letzteren  eine 
strafrechtliche  Verfolgung  derselben  wegen  der  betreffenden  Vergehen  zulässig^. 


«  S.  0.  S.  181.  325. 

2  S.  0.  S.  17.  n.  8  und  S.  23Ö.  n.  1,  wo  aller- 
dings anf  Grand  des  $.17  des  Gesetzes  y.  7.  Mal 
1874,  0.  S.  18.  n.  9,  die  Ablialtang  einer  Mission 
verboten  werden  kann. 

^  Vgl.  wegen  Oesterrelch  auch  noch  die 
vor.  Anm.  In  Württemberg  lat  nach  einem 
Erl.  des  kath.  Kirchenraths  v.  24.  Juni  1853  den 
Pfarrern  die  Erstattung  einer  vorgänglgen  An- 
zeige vier  Wochen  vor  Abhaltung  der  Mission 
unter  namentlicher  Bezeichnung  der  Missionare 
und  unter  Beifügung  der  Erlaubniss  der  Mission 
seitens  des  Bischofs  vorgeschrieben,  v.  Vogt, 
Sammig.  v.  Verordnungen  f.  Rottenburg.  S.  375, 
damit  die  erforderliche  Genehmigung  für  etwaige 
ausländische  Missionäre  (s.  o.  S.  489.  u.  14)  er- 
thellt  werden  kann .  eine  Vorschrift,  welche  mit 
Rücksicht  auf  Art.  16  des  Ges.  v.  30.  Januar  1862 
nicht  für  beseitigt  erachtet  werden  kann. 


^  Denn  den  allgemeinen  Polixelgeeetzen  blei- 
ben die  Versammlungen  in  den  Kirchen  immer 
unterworfen.  Das  versteht  sich  von  selbst,  Ist  aber 
noch  ausdrücklich  ausgesprochen  im  B  a  d.  Gesetz 
V.  9.  Oktober  1860.  S-  13,  Abs.  1  und  im  Hess. 
Ges.  V.  23.  April  1875,  die  rechtliche  Stetig,  d. 
Kirchen  betr.  Art.  4,  Abe.  2.  Für  Pxeussen 
vgl.  noch  Richter  1.  Ztsch.  f.  K.  R.  1 ,  120. 
Wenn  In  dem  Erlass  v.  22.  März  1832  bestimmt 
war,  dass  ein  Auftreten  der  Missionare  in  katho- 
lischen Gemeinden ,  welche  mitten  in  evangeli- 
schen Provinzen  liegen,  nicht  geduldet  werden 
könne ,  so  hat  die  Regierung  selbst  1863  erkliit, 
dass  dabei  die  Absicht  eines  allgemeinen  und  un- 
bedingten Verbotes  nicht  obgewaltet  habe ,  und 
es  ist  auch  praktisch  davon  so  gut  wie  kein  Ge- 
brauch gemacht  worden,  vgl.  a.  a.  O.  S.  121. 

5  S.  0.  S.  477. 


Drittes  Kapitel:  Die  Regelung  und  Leitung  der  Erziehung  und  der  Ausbildung 

des  Klerus^. 

I.    Geschichte. 

§.  230.    A.  Die  Vorbildung  der  Geistlichen  und  die  geistlichen  Bildungsanstalten  bis 

zum  Konzil  von  Trient, 

I.  DasBömisclieReicli  nnd  die  früheren  Germanenreiche.  80  lange 
die  Wahl  der  kirchliehen  Gemeindebeamten,  der  Bischöfe,  Prieeier  und  Diakonen 
noch  in  der  Hand  der  Gemeinde  rnhte  ^,  konnte  keine  Rede  davon  sein,  dass  man 
eine  bestimmte  Yorbildnng  als  Voranssetzung  ihrer  Wählbarkeit  forderte.  Man  wählte 
diejenigen,  welche  sich  in  der  christlichen  Gemeinde  durch  Tüchtigkeit  hervorgethan 
hatten,  und  in  der  Wahl  lag  die  Anerkennung  ihrer  Tauglichkeit  3.  Mit  derEntwick* 
lung  des  Bischofsamtes  zu  dem  leitenden  Amte  in  der  Gemeinde,  der  Ausbildung  eines 
besonderen  Klerikalstandes  und  der  Entstehung  einer  Reihe  niederer  und  dienender 
Aemter  unter  dem  Diakonat^  fiel  dem  Bischof  nicht  nur  die  entscheidende  Prüfung  in 
Betreff  der  Aufnahme  der  Kandidaten  für  den  Klerikalstand  anheim^,  sondern  es  bot 
sich  aucKdie  Möglichkeit  dar,  dieselben  durch  die  Verwaltung  der  niederen  Stellungen 
f&r  die  Aemter  der  Diakonen,  Priester  und  Bischöfe  vorzubereiten  ^,  und  bei  der  auf- 


1  GioTannni  dl  Giovanni,  la  storia  de' 
seminaij  cM«rlcali.  Roma  1747  (Joann.  de 
Joanne,  historla  Beminarioram  clericalinm,  ex 
Aal.  in  Lat.  idioma  translatum.  Aug.  Tlndel. 
1787);  Historla  de  los  seminaiiosclericales.  Sala- 
manea.  1787;  Aug.  The  ine  r,  Geschichte  der 
geistliehen  Bildnngsanstalt^n.  Mainz  1836;  Th. 
Poüan,  de  semlnarlo  clerlconim«  Diss.  histor. 
eanonica.  Lovan.  1874 ;  De  r^dncatlon  cltfricale 
et  des  stf mlnaires  proYlnciaüx  in  Anal.  inr.  pontif. 
18ÖÖ.  p.  6&4.  1067;  £dacation  cl^ricale  ibid. 
1868.  p.  281  ff.;  Phillips ,  K.R.  7,  88ir.  Hier- 
her gehöriges  Material  findet  sich  auch  in  S  p  e  c  h  t, 
Geschichte  des  Unterrichtswesens  in  Deutsch- 
land. Stattgart  1886.  S.  femer  Gabr.  Meyer, 
Gesch.  d.  Klosterschale  t.  St  Gallen  Im  Mittel- 
alter Im  Jahrbuch  f.  schweizerische  Geschichte, 
Jahrgang  1886.  10,  33 ff.;  G.  F.  Krabbe,  ge- 
schichtliche Nachrichten  über  die  höheren  Lehr- 
anstalten in  Münster.  Münster  1 862 ;  Thoma- 
sin, Tetns  et  no^a  eecles.  discipllna.  P.  I.  IIb. 
UI.  C.2— 6;  P.  n.  Hb.  I.  C.92— 102;  Wetzer 
and  Weite,  Kirehenlexikon.  1.  Aufl.  10,  46. 

3  S.  Bd.  H.  S.  612;  A.  Harnack,  Ausgabe 
der  Didache.  Leipzig  1884  (Texte  und  Unter- 
sadinngen  Bd.  IL  Hft  6).  S.  232Anmerk. 

'  Die  6.  g.  apostolische  Kirchenordnung  (Har- 
nack a.  a.  0.  S.  232)  c.  16  steUt  die  BUdung 

Hiaschins,  Urchenrecht  lY. 


als  solche  nicht  als  ein  Erfordemiss  für  den 
Bischof  auf.  £s  konnten  also  auch  Lesens-  und 
Schreibensnnkundige  Bischöfe  werden,  rgl.  die 
Unterschriften  unter  dem  Konzil  zu  Ephesas  ▼. 
449,  Mansi  6,  927,  und  Harnack,  über  den 
Ursprung  des  Lektorats  und  der  anderen  niederen 
Weihen.   Glossen  1886.  S.  12.  26. 

*  Bd.I.  S.2ff;  0.  Ritschi,  Cyprlan  ▼.  Kar- 
thago. Göttingen  1886.  S.  231.236,  und  nament- 
lich jetzt  die  in  der  vor.  Anm.  a.  E.  angeführte 
Schrift  Ton  Harnack. 

5  Bd.  IL  S.  616  u.  0.  Ritschi  a.a.O.  S.169. 
Wegen  der  Prüfung  insbesondere  Bd.  I.  S.  107 n.  7. 

6  Vgl.  c.  3  dist.  LXXVII  (s.  die  folgende  An- 
merkung). Es  ist  auch,  namentlich  ehe  sich  die 
spätere  Reihenfolge  der  niederen  ordines  festge- 
stellt hatte,  vorgekommen,  dass  die  Kandidaten 
vor  der  deflnitiven  Aufnahme  in  den  Klerikal- 
stand zu  Probeleistungen  in  denjenigen  Aemtem, 
welche  sie  später  zu  versehen  hatten,  herange- 
zogen wurden,  Gyprian.  ep.  29,  ed.  Hartel,  p. 
648 :  „  feclsse  me  autem  sciatls  lectorem  Saturum 
ethypodiaconum  Optatum  confessorem,  quos  iam 
prldem  communi  consilio  clero  proximos  fecera- 
mus,  quando  aut  Saturo  die  paschae  semel  atque 
iterum  lectionem  dedimus  aut,  modo  cum  pres- 
byteris  doctorlbus  lectores  dillgenterprobaremus, 
Optatum  inter  lectores  doctorum  audientium  con- 
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kommenden  Sitte,  schon  Knaben  für  den  geistlichen  Stand  zu  bestimmen^,  diese  durch 
die  ELleriker  in  dem  nothwendigen  Wissen  zn  unterrichten  nnd  fOr  die  Ansttbnng  der 
kirchlichen  Funktionen  praktisch  anszubilden  2. 

In  Folge  der  Einftthrnng  der  vita  communis  bei  einer  Reihe  von  Kathedralen' 
wurde  auch  das  Zusammenwohnen  der  Elnaben  mit  den  j fingeren  Klerikern^  und 
damit  eine  Erleichterung  der  Ausbildung  derselben  ermöglicht.  Dass  die  oberste 
Leitung  dieser  Vorbereitung  in  den  Händen  des  Bischofs  lag,  kann  bei  den  Einrich- 
tungen der  letzteren  Art  nicht  zweifelhaft;  sein,  und  folgt  fflr  die  Kirchen,  bei  welchen 
ein  gemeinsames  Leben  des  Klerus  nicht  statthatte,  ebenfalls  aus  der  Stellung  und 
den  Rechten  des  Bischofs.  Auch  wird  diese  Annahme  durch  die  freilich  spärlichen 
Vorschriften  aus  dem  6.  und  T.Jahrhundert  für  Spanien,  welche  ein  Zusammenwohnen 
der  dem  geistlichen  Stande  gewidmeten  Knaben  unter  Aufsicht  des  Bischofs  und  unter 
Leitung  eines  besonderen  Vorstehers  anordnen,  bestätigt^. 

Abgesehen  von  diesen  Einrichtungen,  welche  als  die  Vorläufer  der  späteren 
Seminarien  betrachtet  werden  können^,  erhielten,  wenigstens  in  Italien  undSfldgallien, 
die  jüngeren  Kleriker  auf  dem  Lande  durch  die  Priester  (Pfarrer]  deijenigen  Kirchen, 


Btltulmus,  examlnantefl,  an  congraerent  Ulis  om- 
nia ,  quae  esse  deberent  in  hls  qui  ad  clernm 
parabantnr'';  Tergl.  dazu  Ritschi  S.  171  £F.; 
Harnack,  Lektorat  S.  öfT. 

1  £p.  Siricii  ad  Htm.  a.38ö.  c.9,  Constant, 
p.  633  (c  3  Dist  LXXVII):  „Quicumque  ita- 
que  se  eccleslae  vovit  obsequiis  a  sua  infantia 
ante  pubertatis  annos  baptiuri  et  lectorum  debet 
ministerio  sociari . .  Qui  vero  iam  aetate  grandae- 
yus  .  .  ex  laico  ad  sacram  militiam  pervenire 
festinat,  desiderii  sni  fructum  non  allterobtinebit, 
nisi  eo  quo  baptizatur,  tempore,  statim  lectorum 
aut  exoicistorum  numero  societui ...'';  vgl.  fer- 
ner ep.  Zosiml  ad  Hesych.  a.  418.  c.  3,  l.  c.  p. 
970;  ep.  Leon.  I.  a.  446?,  ed.  Baller.  1,  673: 
„Meiito  sanctomm  patrum  venerabiles  sanctlo- 
nes  .  .  eos  dem  am  idoneos  sacris  administratio- 
uibus  ceusuerunt,  quorum  omnis  aetas  a  pnerili- 
bus  exordils  usque  ad  provecüores  annos  per  dls- 
ciplinae  ecclesiasticae  stipendia  cucurrlsset. " 

3  Das  lässt  sich  aus  den  in  der  vor.  Anmerk. 
citirten  Stellen  entnehmen.  S.  auch  Socrat.  hist. 
eccles.  I.  15:  „Tire  hii  xaX  'AXi^avSpo?  6  rn« 
'AXeSovSpelac  irdanoizoi  ....    dxiXeuaIv  xe  frv 

p.rraXafjipdveiv,  d^atp^To);  Se  t6v  '  Aftavdaiov-  eixa 
is  teXcia  YC"vö[Aevov  -^Xixi'f  xal  Stdxovo'V  X^'P®" 
Tovfjaac  .  . " 

»  Vgl.  Bd.  II.  S.  50. 

^  Vgl.  namentlich  in  Betreff  Au gustins  Bd.  IL 
S.  51  n.  1  (auch  Pouan,  p.  14ff.).  Wenn  Au- 
gustin in  serm.  356  (a.  a.  0.  S.  f)0  n.  8)  de  viU 
et  moribus  olericorum  nur  von  Priestern,  Piako- 
nen und  Subdiakonen,  als  Zugehörigen  seines 
Klosters  spricht,  so  zeigt  ep.  269  c.  3,  Migne 
patrol.  33,  954 :  „adolescentem  Antonium  ...  in 
monasterio  quidem  a  nobis  a  parvula  aetate  nutri- 
tum,  sed  praeter  lectionis  officium  nullis  dericatus 
gradibuB  et  laboribus  notum'',  dass  trotzdem  die 
Annahme  des  Textes  gerechtfertigt  ist,  s.  auch 


Phillips  7, 94.  VgL  überhaupt  noch  Th  ein  er, 
S.  10  ff. 

ß  Toledo  II  ▼.  531  (Bd.  lU.  S.  475  n.  5)  c.  2 
(c.  5  Dist.  XXVIII):  „De  hls  quos  voluntis 
parentum  a  prioris  in&ntiaeanniB  clericatas  officio 
manciparit,  hoc  statulmus  observandum,  ut  mox 
detonäi  vel  ministerio  electorum  (richtiger  ist 
die  Lesart:  lectorum)  cumtradltifuerint,  In  domo 
ecclesiae  sub  episcopali  praesentia  a  praeposito 
sibi  debeant  erudiri."  Die  Reichssynode  v.  To- 
ledo (IV  V.  633)  ordnet  an ,  c.  23 ,  dass  die 
Priester  und  Leviten  „in  conclavi  episcopi"  woh- 
nen sollen  und  c.  24  (c  1  0.  XII.  qu.  1):  „ut 
sl  qui  puberes  (die  Lesartbel  GFratian :  impnbercs 
und  die  dritte:  pueri  in  cod.  Salisburg.  S.  Petri 
IX.  32,  Phillips  7,  96  n.  22  scheint  mir  gerade 
unrichtig,  denn  es  handelt  sich  um  jüngere,  über 
14j ihrige  im  Gegensatz  xu  den  vorhin  erwähnten 
Priestern  und  Leviten)  aut  adolesoentes,  omnes 
In  nno  conclavi  atrii  commorentnr,  ut  lubileae 
aetatis  annos  » .  •  .  in  disciplinis  eeclesiasticis 
agant  deputati  probatissimo  senior!  quem  et  ma- 
gistrnm  doctrinae  et  testem  vltae  habeant;  quod 
si  aliqui  ex  hls  (d.  h.  von  den  adoleecentes,  ein 
Wort,  welches  im  Eingang  der  Stelle  offenbar  all- 
gemein fQr  Jüngere  Leute  genommen  wird),  pu- 
pilli  existunt,  sacerdotaU  tutela  foveantnr  . . . 
Qui  autem  hls  praeceptis  reluctaverint,  mona- 
Bteriis  deputentiir'' ;  setit  dabei  offenbar  voraus, 
dass  sich  dieses  ErzlehungshauB  ebenfallB  am 
Bischofssitze  befindet. 

0  Dass  das  Konzil  von  Nicaea  schon  die  Spuren 
von  Seminarien  aufweist,  ergiebt  der  unechte 
Q.  59  der  aus  dem  Arabischen  gemachten  latei- 
nischen Uebersetzung  (üardouin  1, 488)  selbst- 
verstandlich  nicht,  da  diese  Kanones  nicht  nica- 
nisnh  sind.  ^-  Debet  die  theologis  'he  Schule  v. 
Edessa,  welche  die  eigentliche  Pflanzsohnle  des 
Persischen  Klerus  war  und  489  aufgehoben  wor» 
den  Ist,  vergl.  König  in  Wetzer  n.  Weite, 
Kirchenlexikon,  2.  Aufi.  4,  121.  122 
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denen  sie  zur  Hfllfeleistang  ^gewiesen  waren  ^,  die  erforderliche  AnweiBung  und  den 
nöthigen  Unterricht.  Endlieh  dienten  auch  seit  dem  4.  Jahrhundert  die  Klöster  als 
Yorbereitongsstätten  Ar  die  Kleriker,  da  schon  in  dieser  Zeit  die  Erziehung  und 
Ausbildung  derselben  in  den  Klöstern  als  eine  besonders  geeignete  Vorbereitung  für 
den  Klerikalstand  angesehen  wurdet. 

Da  sowohl  die  einzelnen  Priester,  wie  auch  die  Klöster  in  der  damaligen  Zeit 
der  Jniiadiktion  des  Bischofs  unterworfen  waren,  so  ergiebt  sich,  dass  im  römischen 
Reiche  und  in  den  auf  dem  Boden  desselben  gegrflndeten  Germanenreichen^ 
die  oberste,  entscheidende  Leitung  der  Vorbildung  der  Kleriker  dem  Bischof  zustand, 
und  dass  dieser,  soweit  nicht  etwa  die  wenigen  in  Betracht  kommenden  Provinzial-  ^, 
Pximatial-  ^  oder  Reichssynoden  ^  Vorschriften  erlassen  hatten,  die  näheren  Bestim- 
mungen in  der  gedachten  Beziehung  zu  treffen  befugt  war. 

Andererseits  findet  sich  aber  kein  Anhalt  dafür,  dass  die  erforderliche  Aus- 
bildung ftlr  den  Klerikalstand  auf  dem  einen  oder  anderen  der  bezeichneten  Wege 
erworben  werden  musste,  vielmehr  reichte  offenbar  der  Nachweis  genügender  Kennt- 
nisse bei  der  vor  der  Ordination  vorzunehmenden  Prüfung  aus,  gleichviel,  aufweiche 
Weise  sich  der  Kandidat  diese  erworben  hatte ^.  Dafür  spricht  femer  der  Umstand, 
dass  die  Geistlichkeit  die  Hauptträgerin  der  Bildung  in  dem  sinkenden  römischen 
Reiche  und  in  den  neu  entstandenen  Germanenreichen  war,  also  von  der  strengen 
Scheidung  einer  weltlichen  und  einer  geistlichen  Vorbildung  nicht  die  Rede  sein 
konnte,  wie  denn  auch  die  nicht  ausschliesslich  fiElr  die  geistliche  Erziehung  be- 
stinunten  Schulen  vielfach  von  Geistlichen  geleitet  wurden  ^. 

IL  Während  der  karolingischen  Zeit  hat  sich  in  den  gedachten  äusseren  Ein- 
richtongen  im  Wesentlichen  nichts  geändert.  Die  Hauptbildungsstätten  für  die  Heran- 


t  KoniU  n  ▼.  Valson  y.  629  (b.  Bd.  III.  S. 
512  n.  9)  c  1 :  „  .  .  plftcuit,  ut  omnespresbyteri 
qni  sunt  in  p&rochiis  constitntl,  secundumcoii- 
Buetndinem  qnam  per  totam  It&liam 
salobriter  teneri  cognovlmas,  inniores 
lectore»  qaantoscumque  sine  nxore  habuerint, 
secam  in  domo  abi  ipsl  habitareyldentur,  recipiant 
et  608  qnomodo  boni  patres  splrltaaliter  natrientes 
psalmos  paraie,  divlnls  lectiontbns  insistere  et  in 
lef^e  domini  erudire  oontendant,  nt  et  sibi  dignos 
suecessores  provideant  et  a  domino  praemla 
aeteina  recipiant.«  ■ 

2  ep.  Slridl  ad  Hirn,  cit  c.  13  {o.  27  C.  XVI. 
qa.  1) :  „Monaehos  qnoqae«  qnos  tarnen  moram 
gravitas  et  yitae  ao  fldei  institatio  sancta  com* 
mendat,  etoptamns  etvolamus  olerioorum  offlclls 
aggregari,  ita  nt  qul  intra  XXXum  aetatis  an- 
num  sant,  in  minoribns  per  gradus  singalos  eres- 
eente  tempore  promoveantor  ordinlbns  .  .";  ep. 
Innoc.  ad  Victor.  Rotom.  a.  414,  c.  lOCoustant, 
p.  753  Co.  3  C.  XVI.  qn.  1).  Vgl.  auch  Poüan 
p.  60  und  Eiselt)  Dom-  und  Klosterschulen  in 
Wetzer  und  Weite,  Kirchenlexikon,  2.  Aufl. 
3,  1961. 

'  Für  das.merowlngisr.he  Reich  ergiebt  Gregor 
von  Tours,  dass  die  zum  geistlichen  Stand  be- 
stimmten Knaben  vielfach  durch  den  Archidiakon, 
also  bei  der  Kathedrale,  s.  Bd.  II,  S.  186.  n.  4, 
aber  auch  durch  einzelne  Priester,  wenngleich 
zum  Thell  mit  anderen  Knaben,  welche  nicht  für 


den  geistlichen  Beruf  gewidmet  waren,  unter- 
richtet wurden,  Gregor.  Turon.  vitae  patrum 
VIII.  2:  „. . .  praesbiterii  honore  praeditus  (Nice- 
tiuB,  später  Bischof  v.  Lyon,  562 — 673)  .  .  . 
semper  manibus  propriis  operabatur  cum  famulis 
.  .  .  lllud  omnino  studebat,  ut  omnes  pueros  qui 
in  domo  eins  pascebantur,  ut  priraum  . . .  loqui 
potuissent,  statim  litteris  doceret  ac  psalmls 
imbueret;  scllicet  ut,  cum  ad  implendum  cursum 
Oratorium  fuisset  ingressus,  tale  iungeretur  psal- 
lentium  ut  tam  antephonis  quam  meditationibus 
diyersis,  ut  devotio  flagitabat  animi,  possit 
implere". 

*  S.  Toledo  II  V.  631  cit. 

«  Vgl.  Valson  II  v.  629  cit. 

«  S.  Toledo  IV  ▼.  633  cit. 

"^  Denn  die  einschlägigen  älteren  Kanones  ver- 
langen nichts  derartiges  für  die  Zulassung  zur 
Ordination,  s.  auch  Bd.  I.  S.  107  n.7.  Darüber, 
dass  es  •  auch  Im  Merowingerreich  Schulen  für 
Knaben  gab,  in  denen  wenigstens  ein  Theil  der 
erforderlichen  Vorbildung  erworben  werden 
konnte,  s.  Gregor.  Turon.  yitae  patr.  XX.  n.  1:  „Qui 
(b.  Leobardus)  tempore  debito  cum  reliquis  pueris 
ad  scolam  missus,  quaepiamde  psalmis  memoriae 
oommendavit,  et  nesciens,  se  clericum  futurum, 
iam  ad  dominicum  parabatur  innocens  mini- 
sterium''  und  Specht  S.  2  ff. 

8  S.  Thomassin  1.  c.  c.  93  cit.  und  Specht 
S.  2  IT. 
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I.  Die  Hierarchie  und  die  Leitung  der  Kirche  durch  dieflclbe. 


[f.  230. 


üehiuig  der  zukünftigen  Kleriker  blieben  die  bei  den  Kathedralen  und  die  in  d^ 
KlOstem  errichteten  Sehnlen  ^  Daneben  hielten  aber  aaeh  in  manchen  Diöcesea  die 
Pfarrer  nnd  Priester  Schulen  auf  dem  Lande  oder  gaben  Knaben  und  jüngeren  Leuten 
Anweisung,  so  dass  diese  wenigstens  lesen  und  schreiben  lernen  nnd  die  nothwendige 
Ausbildung  fttr  die  Verrichtung  der  niederen  geistlichen  Funktionen  erlangen  konnten  2. 
Aber,  wenngleich  die  Oberleitung  der  einzelnen  Schulen,  ebenso  wie  frflher,  den 
Bischöfen  yerblieb,  so  trat  doch  jetzt  insofern  eine  Aenderung  ein,  als  ihnen  nunmehr 
die  Bestimmung  über  das  Unterrichtswesen  ^  dadurch  entzogen  wurde,  dass  Karl  d. 
Gr.  ^,  freilich  im  vollsten  Einverständniss  mit  der  Geistlichkeit  ^,  die  Begelung  des 
Bildungswesens  selbst  in  die  Hand  nahm,  und  die  ron  ihm  an  seinem  Hof  einge- 
richtete Schule,  welche  der  Pflege  der  Wissenschaften  überhaupt  gewidmet  war,  die 


1  Was  die  Kathedralen  betrifft,  so  setzt  die 
8.  g.  Begel  Chiodegangs  t.  Metz  (a.  760,  Bd.  II. 
S.  62  und  dazu  noch  Oelsner,  Jahrb.  d.  fränk. 
Reichs  n.  Konig  Pippin  S.  225)  c.  2:  »Pueii 
parvi  Tel  adolesoentes  in  oratorio  Tel  ad  men- 
sas  cum  disciplina  ordines  snos  custodiant:  foias 
antem,  nbl  et  nbl  castodlam  habeant  discipli- 
uam*^  das  Bestehen  einer  Schule  für  Knaben 
Toraus,  was  die  Aachener  Regel  t.  817,  Bd.  II, 
S.  52.  100  n.  7,  bestätigt.  Da  die  letztere  sich 
anch  anf  die  Kolleg  lata  tift  er  bezog,  so  war 
überall  da,  wo  die  canonlca  yita  in  üebung  stand 
(vgl.  auch  Bd.  U  S.  52  n.  2),  die  Existenz  von 
Schulen  gesichert.  Allgemein,  ohne  Rücksicht 
auf  das  gemeinsame  Leben,  Ist  die  Einfühmng 
von  Schulen  (abgesehen  von  der  s.  g.  Neuohlnger 
Pastoral-Instruktlon  v.  774,  Westenrieder 
Beitr.  1 ,  22,  welche  gegen  H  e  f  e  1  e ,  Oonc.  Gesch. 
3, 617  für  unecht  zu  erachten  ist,  vgl.  Rettberg, 
Deutschlands  Kirchengesch.  2,  227  u.  Merkel 
in  LL.  2,  246)  allgemein  gefordert  in  den  Admon. 
gener.  Garoll  M.  v.  789,  c.  72,  Boretlus  1, 
59 :  „SacerdotlbuB.  —  Et  ut  scolae  legentlum 
puerorum  flaut.  Psalmos,  notas,  cantus,  compo- 
tum,  grammaticam  per  slngula  monasterla  vel 
eplscopla  et  libros  oatholicos  bene  emendate", 
vgl.  anch  eiusd.  ep«  de  litteris  colendis  v.  780—600, 
1.  c.  1,  79. 

Ausser  den  Kathedralen  kommen  namentlich 
seit  der  Mission  des  Boulfadus  die  von  diesem 
und  seinen  Schülern  gestifteten  Klöster  in  Be- 
tracht, denen  nicht  nur  die  von  den  Eltern  dem 
Mönchsstande  gewidmeten  Knaben  (puer^  oblati), 
sondern  auch  andere,  namentlich  solche,  welche 
später  Oelstliche  werden  sollten,  anvertraut 
wurden,  ep.  Bonifaeli  64.  84,  Jafftf  mou.  Mo- 
gunt  p.  183, 231 ;  Sp  echt  S.  9  ff.,  für  die  Zeit 
Karls  d.  Gr.  s.  Alculn.  ep.  78,  Jaff  tf ,  mon.  AI- 
cuin.  p.  345  (betreffend  die  Schulen  im  Martins- 
kloster zu  Tours),  Admon.  c.  72  dt. ;  cap.  Theod. 
Aurel.  u.  797,  0.  19,  Mansl  13,  993:  „Sl  quis 
ex  presbyteils  voluerit  nepotem  suum  ant 
aliquem  consangulneum  ad  scholam  mittere  in 
ecclesla  s.  Crucis  aut  in  monasterio  s.  Anlani  aut 
s.  Benedict!  aut  s.  Litardl  aut  in  ceteris  de  bis 
coenobiis  quae  nobis  ad  regendum  concessa  sunt, 
ei  licentiam  Id  faciendi  coneedimus" ;  vgl.  auch 
Abel-Simson,  Karl  d.  Gr.  2,  574. 

3  Gap.  depresbyt.  admonend.  c.  5,  Boretlus 
i,  238:  „ut  ipsi  presbyterl  tales  scholarios  hsr 


beant,  1.  e.  ita  nutritos  et  Insinuatos,  ut  sl  forte 
eis  oentingat  non  poste  occurrere  tempore  com- 
petenti  ad  ecoleslam  suam  offleil  gratis  persol- 
vendl,  1.  e.  tertiam,  sextam,  nouam  et  vesperas 
ipsl  scholari  et  Signum  In  tempore  tue  pulsant 
et  offlclum  honeste  deo  peraolvanf ' ;  Theodulph. 
Aurel.  cap.  cit.  c.  20,  Mansl  13.  933,:  nPres- 
byterl  per  vlllas  et  vicos  seholas  habeant,  et  sl 
quilibet  fldelium  suos  paivulos  ad  diseendaa 
literas  eis  commendare  vult,  eos  susdpere  et 
dooere  non  renuant,  sed  oum  summa  caritate  eo» 
doceant .  ." ;  vgl.  auch  Gesta  abbat.  Font&nell. 
c.  16,  SS.  2,  292:  „Snb  huius  tempore  (des  Abtes 

Gerold  787 — 806) presbyteregreglas,  nomine 

Hardulnus  florebat,  qul  in  cella  martyrls  Satur- 
nini ...  ob  gratiam  vitae  contemplativaeremotior 
degens  .  .  .  plurimos  azlthmetlcae  ertis  disd- 
plina  alumnos  imbult  et  arte  soriptorla  erudivlt^ 
Auf  Kandidaten,  welche  in  solchen  Schulen,  jeden- 
falls nicht  in  der  Kathedralschule  gebildet  waren, 
bezieht  sich  offenbar  der  Torschlag  der  Synode 
V.  Tours  V.  813  (Bd.  HL  S.  550)  c  12,  Mansl 
14,  85 :  „Presbyterom  ordinal!  non  debete  ante 
legitlmum  tempus,  h.  e.  XXXum  aetatia  an- 
num,  sed  priusquam  ad  conseoiationem  presby- 
teratus  accedat,  maneat  In  episeopio,  discendi 
gratla  ofildum  suum,  tamdiu  doneo  posslnt  et 
mores  et  actus  eins  animadvertl.  Bt  tarn  d. 
dlgnus  fuerit,  ad  saoerdotium  promoveaiui^. 

8  S.  0.  S.  493. 

*  S.  die  Admon.  gen.  c.  72  dt  und  die  eil  ep. 
de  litteris  colendis  fs.o.  Anm.la.£.).  Sind  euch 
die  der  Zelt  Karls  a.  G.  angehödgen  intezsoga- 
tlones  examlnatlonis  und  quae  a  presbyteils  di»- 
eenda  sint,  Boretlus  1.  0.  234  und  236  sieher- 
llch  keine  Erlasse  desselben,  so  rühren  sie  dooh 
aus  den  Kreisen  der  damaligen  Geistlichkeit  her 
und  geben  sowohl  Aufsehluss  darüber,  wie  man 
des  näheren  die  Yorsdirlft  des  cit.  c.  72  Ter- 
standen  hat,  als  auch  darüber,  was  die  einzelnen 
Priester  zu  lernen  hatten,  was  Ihnen  also  aueh 
in  den  Schulen  gelehrt  werden  musste. 

ö  Vgl.  z.  B.  die  Yorberdtungssynode  v.  CHia- 
lons  V.  813,  Mansl  14,  94:  „Oportet  etiam,  ut 
Bleut  dom.  impemtor  Garolus  ....  praecepit, 
scholas  constltuant,  in  qulbus  et  llttera»  soUerüa 
disclpiinae  et  sacrae  scripturae  doeumenta  dis- 
cantur  et  tales  ibl  erudiantur,  quibus  aaerlto 
dloatur  a  domino  :  Yos  estis  sal  terrae'*;  Abel- 
Simson  2,  566  ff. 
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Bfldnngsstätte  fUr  einen  grossen  Theil  derjenigen  Männer  wurde,  welche  später  die 
bedeutenderen  Bisthflmer  und  Abteien  verwalteten  ^. 

Auch  unter  den  Nachfolgern  Karls  d.  Gr.,  namentlich  unter  Ludwig  d.  Fr.,  be- 
hielt die  weltliche  Oewalt  die  oberste  Verfügung  über  das  Bildungswesen  in  ihrer  Hand. 
Denn  auf  Anregung  des  Kaisers  hatte  die  Geistlichkeit,  wohl  mit  Rücksicht  darauf, 
dass  die  Anordnungen  Karls  d.  Gr.  theilweise  nicht  zu  vollkommener  Durchführung 
gelangt,  theilweise  aber  wieder  in  Vergessenheit  gerathen  waren,  geeignete  Vor- 
schläge zur  Wiederbelebung  der  früheren  Einrichtungen,  insbesondere  hinsichtlich 
der  Schulen  bei  den  Kathedralen  und  fUr  die  Bisthümer  zu  machen^.  Und  wenn  sie 
dann  auch  ihrerseits  die  Errichtung  öffentlicher  Schulen  für  Geistliche  und  Laien  ^  zui* 
gleichzeitigen  Pflege  der  freien  Künste  und  theologischen  Disciplinen,  sowie  zur  Aus- 
bildung geeigneter  Lehrer  vom  Kaiser  forderte^,  so  sind  derartige  Anstalten  doch 
schwerlich  in  das  Leben  gerufen  worden^,  und  ebensowenig  kann  die  Errichtung  der 
DiÖeesanschulen  in  erheblichem  Umfange  zur  Durchführung  gelangt  sein  ^, 


1  Abel-Simson  a.  a.  0.  2,  575  ff.; 
Wattenbaeh,  Deutschlands  Geschieh  tsqnellen. 
5.  Aufl.  1885.  1,  147,  14a 

'  HieTher  gehören  die  capltula  ab  episcopis 
Atüniad  daU  a.  822,  Boretius  1,  357  (vgl. 
Simson,  Lndv.  d.  Fr.  1,  180)  c.  3:  „Scolas 
autem,  de  qnlbns  hactenus  minus  studlosi  fui- 
mus,  qnam  debueramus,  omnino  stadlosissime 
emendare  cnplmas,  qnallter  omnis  homo  sive 
maioiis  sive  minoris  aetatls,  qui  ad  hoc  nntritar, 
nt  in  aliqno  gradu  in  ecciesia  promoveatur,  locum 
denominatnm  et  magistram  oongmnm  habeat. 
Patentes  tarnen  vel  domini  singnlorum  de  victu 
Telsnbstantia  corporali  nndesabsistantprovidere 
stadeant,  qnallter  solaolum  habeant,  ut  pioptei 
Teram  inopiam  doctrinae  stndio  non  recedant. 
Si  vero  necessltas  fnerit  propter  ampUtudinem 
paiTochiae,  eo  qnod  in  nno  loco  colligl  non  pos- 
sunt  pioptei  adminlstrationem  quam  eis  piocn- 
latoies  eornm  provldere  debent,  flat  locis  duobns 
aut  tribuB  vel  etiam  ut  necessltas  et  ratio  diota- 
▼erit'',  0.  4..*  ^Sed  qnia  omnlmodls  doctrlna 
minus  utiliter  agltur,  si  qualiter  his  qui  docero 
debeant  discendl  oportunitas  non  ordlnatur, 
neeesse  est,  ut  his  praesnlibns,  qnlbns  omnl- 
modls agendi  facultas  aut  f undltns  aut  certe  magna 
ex  parte  per  dioceses  suas  deest,  a  domlnls  remm, 
qualiter  id  ileri  congrne  posslt,  p^0Tldeatur'^ 

«  conc.  Paris,  a.  829.  Hb.  III.  c.  12,  Mansil4, 
599:  lySimiliter  obnixe  celsitudinl  suggerimus, 
ut  morem  patemum  sequentes,  saltem  in  tribns 
oongruentissimis  imperli  yestri  locis  scholae 
pnblicae  ex  vestra  auctoritate  flaut,  nt  labor  patris 
▼eetri  et  vester  per  Incuriam,  quod  abslt,  labe- 
factaitdo  non  depereat.  Quoniam  ex  hoc  facto 
magna  utilitas  et  honor  s.  dei  ecclesiae  et  vobis 
magnnm  mercedis  emolumentum  et  memoria 
sempitema  acerescef';  dasselbe  Worms  829 
petltio  episcop.  o.  4,  LL.  1,  339. 

4  Denn  die  Bischofsschulen  (s.  Anmerk.  2) 
können  umsoweniger  gemeint  sein,  als  das  Konzil 
von  Paris  auch  von  diesen  handelt  (s.  unten 
Anmerk.  6).  Offenbar  sind  Schulen  gemeint, 
wie  die  nnter  Karl  d.  Gr.  zu  Tours  bestehende. 
Tgl.   Bettberg,    Kirchengeschichte  Deutsch- 


lands 2,  799;  Specht  S.  37;  Simson,  Ludw* 
d.  Fr.  1,  319. 

S  Bekannt  ist  darüber  nichts,  nnd  die  wachsende 
Zerrüttung  des  Reiches  erklärt  es  hinreichend, 
dass  die  Ausführung  unterblieben  ist.  Auch  die 
erneuerte  Forderung  der  Synode  y.  Langres  v.859, 

c.  10,  Mansi  15,  539:  .  .  .  ,,Gonstituantur  un- 
dique  scholae  publicae,  sdl.,  ut  utriusque  eru- 
diüonis  et  divinae  et  seil,  humanae  in  ecciesia  dei 
fructus  yaleat  accrescere^^  wo  vorher  ebenso  wie 
schon  zuValence  855  c.  18,  Mansi  15,  11,  über 
das  Damlederliegen  der  Studien  geklagt  wird, 
beweist  dies.   Wegen  der  Hofschule  unter  Ludw. 

d.  Fr.  s.  Simson  a.  a.  0.  2,  255. 

ö  Vgl.  die  admonitlo  p.  823—825,  Bore- 
tius 1,  304:  „Scolae  sane  ad  fllios  et  ministros 
ecclesiae  Instrnendos  vel  edocendos,  sicut  nobis 
praeterito  tempore  ad  Attlniacum  promisistis  et 
vobis  iniunximus,  in  congruis  locis,  ubi  necdum 
perfectum  est,  ad  multomm  utilitatem  et  profec- 
tum  a  vobis  ordinär!  non  neglegantur^;  Paris  829 
IIb.  I.  30,  Mansi  14,  558:  „Jam  dudum  .  .  .  a 
domino  Ludovioo  (s.  die  vorhergehende  admonitlo) 
iussum  et  admonitum  est,  ut  rectores  eccleslaram 
in  ecclesils  sibl  commissis  strenuos  milites 
Christi,  qnlbns  deus  plaoari  posset,  praeparent 
et  edncarent . . .  Sed  super  hao  elusdem  principis 
admonitione,  immo  iusslone  a  nonnullis  rectoribu« 
tepide  ac  desldiose  hactenus  actum  est.  Unde 
Omnibus  nobis  visum  est,  et  abhinc  postposita 
totius  corporis  negligentia  ab  omnibus  dlllgentior 
in  educandis  et  erudiendis  militibus  Ohristi  vigi- 
lantlor  adhibeatur  diligentia  et  quando  ad  provin- 
cialeconclliumventumfuerit,  unnsquisque  recto- 
rum  ....  scholastlcos  suos  eidem  concilio  adesse 
faciat,  ut  sunm  solers  Studium  circa  divinum  cul- 
tum  omnibus  manifestum  faciat^  (d.  h.  zur  Kontrole 
der  Durchführung  sollen  die  Bischöfe  die  jLehrer 
mit  zum  Provinzial-Konzil  bringen). — Vergl.  fer- 
ner Flodoard.  bist  Remens.  lY.  9,  SS.  13,  574 : 
^  .  .  .  presul  honorab.  Fulco  (882 — 900)  .  .  . 
duas  scolas  Remis  canonicorum  scilicet  loci  atque 
ruralium  clericorum,  iam  pene  delapsas,  resti- 
tuit  et  evooato  Remigio  Antislodorense  maglstro, 
liberallum  artium  stndiis  adolescentes  clerioos 
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Nicht  minder  griff  die  weltliche  Gewalt  insofern  ein,  als  sie,  allerdings  im  vollen 
Einverständniss  mit  den  massgebenden  Anschanangen  in  den  Kreisen  des  Ordens- 
klerns,  die  Anordnung  erliess,  dass  künftighin  in  den  Klöstern  allein  fttr  die  dem 
Mönchsstande  gewidmeten  Knaben,  nicht  aber  für  andere  Schule  gehalten  werden 
sollte  >.  Nur  die  Fürsorge  für  die  Priester-  and  Pfarrschulen  auf  dem  Lande  ^  blieb 
lediglich  der  Geistlichkeit  überlassen  3. 

III.  Die  Zeit  vom  9.  bis  12.  Jahrhundert.  Mit  der  karolingischen  Zeit, 
während  welcher  in  Italien  schon  die  kirchliche  Gesetzgebung  für  die  Förderung 
des  Schul-  und  Bildungswesens  thätig  gewesen  war  ^,  hört  jede  Betheiligung  der  welt- 
lichen Gesetzgebung  dabei  auf,  und  noch  für  mehrere  Jahrhunderte  sind  es  wieder, 
wie  früher,  die  partikulären  und  lokalen  kirchlichen  Organe,  welche  die  Vorbildung 
der  Geistlichen  ausschliesslich  in  die  Hand  nehmen  und  regeln. 

Die  Bildungsanstalten  bleiben  wie  in  älterer  Zeit  die  Kloster-,  Dom-  und  Stifts-, 
sowie  die  Pfarr-  und  Priesterschulen  auf  dem  Lande. 


exerceri  fecit.  Sed  et  Hucbaldnm  s.  Amandi 
monachum,  virum  quoque  disciplinis  sophlcis 
nobillter  eradltum,  accessivlt  et  ecclesiam  Re- 
mensem  pTeclaris  illustravit  dootrlnis^'. 

^  S.  das  bebttfs  Reform  der  Klöster  zu  Aachen 
erlassene capit.  monastic.  y. 817,  c. 45, Boietius 
1, 346  :  „Utscola  inmonasterlo  non  h&beatnr,  nisi 
eoram  qui  oblati  snnt".  Nach  Specht  S.  o4  fT. 
soll  der  Wirkungskreis  der  Dom-  und  Stiftsschulen 
durch  die  Aachener  Regel  v.  dl7  c.  136  (Bd.  II. 
S.  100  n.  7)  ebenfalls  auf  die  scholares  canonici, 
d.  h.  ^auf  die  geringe  Anzahl  von  Knaben ,  die 
durch  ihre  Aufnahme  zugleich  Präbendare  des 
Stiftes  geworden  und  für  die  Zukunft  die  Anwart- 
schaft hatten,  in  den  Besitz  von  höheren  Pfründen 
des  Stiftes  zu  gelangen '',  eingeschränkt  worden 
sein,  und  die  dadurch  erfolgte  Beschränkung  der 
Schulen  zu  den  Massnahmen  von  Attigny  (s.  S. 
495.  n.  2)  geführt  haben.  Die  citirten  Erklärungen 
zu  Attigny,  zu  Paris  und  die  Ludwigs  d.  Fr.  (s. 
S.  495.  n.  6)  bezeichnen  aber  als  Hauptgrund  des 
Verfalles  der  Schulen  den  mangelnden  Kifer  und 
die  Gleichgültigkeit  der  Geistlichen,  welche,  wie 
die  Vorschläge  über  die  zukünftige  Unterhaltung 
der  Schulen  und  die  Bitte  an  den  Kaiser,  seiner- 
seits scholae  publioae  zu  errichten,  ergeben,  zum 
Theil  aus  Mangel  an  den  nöthigen  Geldmitteln 
oder  auch  aus  der  Unlust ,  sie  für  solche  Zwecke 
zu  verwenden,  hervorgegangen  ist.  Ueberdies 
enthält  die  Aachener  Regel  ein  dem  citirten 
Kapitular  entsprechendes  Verbot  nicht,  wie 
denn  auch  Specht  bei  seiner  Annahme  eine 
Entwicklungsstufe  der  Kapitels  Verfassung  voraus- 
setzt, welche  diese  in  der  karolinglschen  Zelt 
noch  nicht  erreicht  hat.  Dagegen  soll  selbstver- 
ständlich nicht  geleugnet  werden,  dass  in  dieser 
Zeit  allerdings  an  einzelnen  Orten  eine  Trennung 
der  Domschuleu  in  eine  für  die  Kanoniker  und 
eine  für  die  übrigen  Diöcesan-Geistlichen  vor- 
gekommen ist,  8.  S.  495.  n.  6. 

2  S.  0.  S.  494. 

3  Hinomar.  capit.  inquisit.  v.  852.  c,  H, 
Mausi  15,  4S0:  ,,Si  habeat  (presbyter)  clerieum, 
qui  possit  teuere  scholam  aut  legere  epistolam 
aut  canere  valeat,  prout  necessarium  sibl  videtur^ ; 
HerardiTuron.  v.858.  c.  17,  I.e.  16app.  p.679: 


„Ut  scholas  presbyteri  pro  posse  habeant  et 
libros  emendatOB^;  Walter!  Aurelian.  v.  871. 
c.  6,  1.  0.  15,  506:  „Ut  unusquisque  presbyter 
suum  habeat\  clericum,  quem  religiöse  educare 
procuret,  et  sl  possibilitas  illl  est,  schoUm  in 
ecclesia  sua  habere  non  negligat  solerterque  ca- 
veat,  ut  quos  ad  erudlendum  suscipit,  caste  et  sin- 
cere nutriat" .  Thelner,S.  52, bezi ebt merkwür- 
diger Weise  diese  Stellen  auf  kleine  Seminarien« 

^  Es  gehören  hierher  die  die  fränkischen  Vor- 
schriften (s.  Attigny  v.  822,  o.  S.  495.  n.  2.)  zum 
Vorbilde  nehmenden  Anordnungen  des  römischen 
Konzils  V.  826  (Bd.  III.  S.  509  n.  3)  c.  34,  LL. 
2app.  p.  17  (c.  12Dist.  XXXVII):  „De  qui- 
busdum  locis  ad  nos  refertur,  non  magifttros 
ueque  curam  inveniri  pro  studio  litterarum. 
Idcirco  in  univerais  eplscopiis  subiectisque 
plebibuset  aliis  locis,  inquibus  necessltas  occur- 
rerit,  omnino  oura  et  diligentia  habeatur,  ut 
magistri  et  doctores  oonstituautur,  qui  studia 
litterarum  liberaliumque  artium  ac  sancta  haben- 
tcs  dogmata  assidue  doceant :  quia  in  bis  maxime 
divina  manifestanturet  declaranturmandata"  und 
das  römische  v.  853  (s.  a.  a.  O.)  c.  34,  M  a  n  s  i 
14,  1014:  ,;Et  sl  liberalium  artium  praeceptores 
in  plebibus,  ut  assolet,  raro  ioveniantur,  tarnen 
divinae  scrlpturae  magistri  et  institutores  eccle- 
slastißi  offlcii  nullatenus  deslnt,  qui  et  annua- 
liter  proprio  episcopo  de  eiusdem  actionis  opere 
sollicite  inqulsiti  debeant  respondere.Nam  quallter 
ad  divinum  utiliter  cultum  aliquis  accedere  possit, 
nisi  iusta  instructione  doceatur?^ 

Wie  die  Hofschule  Karls  d.  Gr.  die  Pflanzscbule 
für  einen  Theil  der  höheren  kirchlichen  Würden- 
träger des  fränkischen  Reiches  gewesen  ist,  so 
war  dies  auch  der  päpstliche  Palast  und  die 
damit  verbundene  Schule  (palatium  Lateranense, 
patriarchium  Lateran.,  eplscopium  Lateran.)  für 
den  römischen  Klerus,  und  es  sind  aus  der- 
selben eine  Reihe  von  Päpsten,  so  Gregor  II. 
715—731),  Leo  IIL  (795—816),  Paschalis  I. 
^817—824),  Valentinus  (827),  Leo  IV.  (847— 
565),  Nikolaus  I.  (858—867)  und  Uadrian  11. 
(867 — 872)  hervorgegangen,  Thomassini.  c. 
P.  IL  lib.  L  c.  100  n.  3;  Theiner  S.  50; 
PhillipsK.  R.  6.  334. 
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Was  die  Klosterschnlen  anlangt,  so  wnrde  in  Folge  der  Verordnung  t.  817^ 
bei  manchen  Klöstern  die  Einrichtung  getroffen'^,  2wei  verschiedene  Schulen^  eine 
Bchola  interior  und  eine  schola  exterior,  die  erstere  fttr  die  zum  Mönchsstande  be- 
stimmten Knaben,  die  oblati,  innerhalb  der  EJansur,  die  andete,  von  den  der  letzteren 
unterworfenen  Rftnmen  getrennt  3,  fQr  die  übrigen,  also  namentlich  diejenigen,  welche 
für  den  Wellklems  bestimmt  waren,  zu  halten^.  Ftir  die  Aufnahme  in  die  innere 
Schule  war  die  Ellosterregel,  also  in  dieser  Zeit  die  des  h.  Benedikt  massgebend^, 
und  die  betreffenden  Knaben  wurden  als  Zugehörige  des  Klosters  und  des  Ordens 
betrachtet®,  wogegen  hinsichtlich  der  äusseren  Schule  lediglich  das  Ermessen  des 
Klosterkonventes  entschied,  aber  wohl  fttr  die  Regel  kein  Schüler,  fttr  dessen  Unter- 
biilt^  in  genügender  Weise  gesorgt  war,  zurückgewiesen  wurde.  Die  Oberaufsicht 
Aber  diese  Schulen  stand  dem  Abte^  mit  dem  Konvente  zu,  die  unmittelbare  Leitung 
derselben  ®  lag  aber  einem  gelehrten  Mönche  und  zwAr  mitunter  je  einem  für  die 
ftnssere  und  fQr  die  ipnere  Schule  ob  ^^. 

Die  Domschulen  blieben  in  erster  Linie  fttr  die  dem  Stift  als  künftige  Kano- 
niker angehörenden  Knaben  und  Jünglinge  bestimmt  ^i,  und  dasselbe  galt  auch  von 
den  Schulen  an  den  KoUegiatkapiteln  ^\  Für  andere  Knaben,  welche  eine  theolo- 
gische und  gelehrte  Bildung  suchten,  bestand  wohl  bei  den  Stiftern,  ebenso  wie  bei 
den  Klöstern,  mitunter  eine  besondere  Schule  ^^.  Doch  hat  diese  Einrichtung  offenbar 
niekt  dieselbe  Verbreitung,  wie  bei  den  letzteren,  gefunden  ^^.  Denn  bei  den  Stiftern 
lag  das  Bedürfniss  zu  einer  solchen  Scheidung  nicht  vor,  da  hier  die  für  die  Klöster 
nothwendige  Trennung  der  dem  Mönchsstande  gewidmeten  und  der  Klosterregel  unter- 
worfenen Knaben  von  den  übrigen,  welche  dem  Kloster  blos  zum  Unterricht  über- 
geben waren,  nicht  geboten  erschien.    Wenn  allerditigs  trotz  des  Fortfalls  der  vita 


1  S.  0.  S.  496. 

3  Dazu,  um  diese  Elnricbtung,  wie  häufig  ge- 
«eMeht,  alB  eine  aYlgemelnd  bezeichnen  zu  kön- 
nen, sind  die  überlieferten  Nachrichten  zu  dürftig, 
8.  auch  Denifle,  d.  Universitäten  des  Mlttel- 
alterf.  BerUn  1885. 1,  658  n.  20. 

^S.  F.  Keller,  Bauriss  des  Klosters  St. 
Gallen  im  Faksimile  heransgeg.,  Zürl'-h  1844, 
aueh  bei  S  p  e  c  h  t  S.  152. 153.  Der  Plan  summt 
ans  dem  J.  820.  Tgl.  auch  Ekkeharti  (IV)  casus 
S.  CMli  c.  2.  66.  89  ed.  G.  Meyer  von  Knonau. 
S.  Gallen  1877.  p.  10.  238.  657. 

^  TgL  Kunstmann,  Hrabanus  Magnentius 
Maimis.  Mainz  1841.  3.  54,  R.  v.  Raum  er, 
Einwirkung  d.  Chris tentbvms  auf  die  althoch- 
deutsche Sprache. Stuttgart  1845. S.  i99;Speeht 
S.  36.  161.  309.  368.  369.  Diese  Einrichtung 
bat  wohl  schon  vor  817  vereinzelt,  um  der  Regel 
des  b.  Benedikt  zu  genügen,  bestanden,  so  z.  R. 
tn  Reichenan,  H  e  f  el  e ,  Gon<^.  Gesch.  2.  Aufl.  4, 25. 

5  Schon  die  Frankfurter  Synode  t.  794.  c.  16, 
Boretius  1,  76,  hatte  unter  Verbot  jedes  Ent- 
geltes för  die  Aufnahme  auf  die  gedachte  Regel 
(nämlich auf  e. 59,  Migne  patfol.  66,  839.  840) 
bfngewiesen,  nach  welcher  es  allerdings  statthaft 
war,  die  bei  der  Oblation  des  Kindes  dem  Kloster 
angebotenen  Schenkungen  anzunehmen.  Vgl. 
a«e1i  Spechts.  166.   * 

•  Specht  S.  154.  368. 

^  Sei  es  durch  seine  Eltern  oder  Verwandten, 

Hinsehius,  Elrchenreeht  IV. 


sei  es  durch  andere  WohlthSter  oder  auch  durch 
Stiftungen  f&r  ärmere  Schüler,  Specht  S. 
156.  167. 

8  Das  ist  selbstverständlich,  da  sie  zum  Kloster 
gehörten,  Specht  S.  158v 

9  Also  die  Bestimmung  über  die  Studien,  die 
Korrektionsgewalt  über  die  Schüler  und  die  Auf- 
sicht über  die  einzelnen  Lehrer,  S  p  e  c  h  t  S.  158. 

^0  Soz.  B.  im  9.  Jahrhundert  in  Reichenan  und 
in  S.  Gallen,  S  p  e  c  h  t  S.  309. 315. 316. 318.  Dieser 
Leiter  oder  Vorsteher  hiess  taagister  princlpalls, 
später  auch  scholasticus  (interior,  exterior) 
Specht  S.  169. 

ii  Bd.  II.  S.  63.  70. 

«  Vgl.  das  dipl.  des  Mainzer  Erzb.  Willegis  v. 
976  für  das  Kollegiatstif t  Asohaffenbnrg,  G  u  d  e  n 
cod.  diplomat.  1 ,  366 ;  weitere  Nachweisungen  bei 
Specht  S.  174.  330.  333.  337.  350.  387.  u.  bei 
F.  Back,  d.  evang.  Kirche  im  Lande  zw.  Rhein, 
Mosel,  Nahe  u.  Glan.  Bonn  1872.  1,  422  ff. 

13  So  in  Rheims  für  die  Landgeistlichen,  s. 
0.  S.  496  n.  6 ;  auch  in  Hlldeshelra,  Wolfheti 
vita  prior  S.  Godehardl  c.  37,  SS.  11,  194:  „quo 

templo divini  ministeril  instrumentls 

adornato,  scolam  illic  canonlcam  condvit,  cui 
totam  spiritnalis  et  carnalls  alimonlae  suffltlen- 
tlam  omni  vitae  suae  tempore  saluberrime 
providit*. 

14  Anderer  Ansicht  S  p e  c h  t  S.  181 ,  aber  ohne 
Beibringung  eines  genügenden  Materiales. 

32 


498 


L  Die  Hierarchie  und  die  Leitung  der  Kirche  durch  dieselbe. 


i§.  230. 


canonica  während  des  10.  und  11.  Jahrhunderts^  gerade  die  jüngeren^  noch  in  der 
Schule  befindlichen  Kanoniker  unter  der  Leitung  des  Schulvorstehers  zu  gemein- 
samem Leben  vereinigt  blieben^,  so  bedingte  doch  dieser  Umstand  keineswegs,  eben- 
sowenig, wie  die  Pflicht  der  auswärtigen  Schüler,  für  ihren  Unterhalt  aufzukommen 
und  dem  Vorsteher  der  Schule  ein  Honorar  zu  entrichten  ^,  die  Nothwendigkeit  der 
Einrichtung  eines  eigenen  und  besonderen  Unterrichts  für  die  letzteren. 

Die  Stiftsschulen  standen  unter  der  obersten  Aufsicht  und  Leitung  des  Bischofs^ 
welcher,  soweit  es  sich  um  die  Angelegenheiten  der  Domschule  handelte,  das  Kapitel 
zuziehen  musste  ^.  Die  unmittelbare  Leitung  hatte  ein  Mitglied  des  Kapitels,  der  s.  g. 
magüter  seholarumy  scholasticus^,  welcher  auch  selbst,  wenigstens  zum  Theil,  den 
Unterricht  ertheilte.  Seine  Stelle  gehörte  vielfach  zu  den  Personaten  oder  gar  zu  den 
Dignitäten  im  Stifte^,  und  wurde,  wie  diese  letzteren,  also  nicht  überall  in  gleicher 
Weise,  besetzt^,  wenn  schon  bis  zum  12.  Jahrhundert  bei  der  Bedeutung,  welche  eine 
blühende  Stiftsschule  ftlr  das  Bisthum  besass,  und  bei  dem  gemeinschaftlichen  Inter- 
esse des  Bischofs  und  des  Kapitels  an  dem  Gedeihen  derselben,  der  Bischof  die  ent- 
scheidende Stimme  bei  der  Verleihung  behalten  hat  ^. 

Auch  in  dieser  Zeit  bleibt  die  Sorge  für  die  Heranbildung  der  künftigen  Geist- 
lichen noch  den  kirchlichen  Lokalgewalten  überlassen,  von  einer  einheitlichenRegelung 
der  Einrichtungen  und  Ziele  der  gedachten  Bildungsanstalten  ist  ebenfalls  keine 
Bede^,  ja  derjenige,  welcher  in  den  geistlichen  Stand  eintreten  will,  ist  an  sich  be- 


1  Bd.  IL  S.  56.  67. 

2  Bd.  n.  S.  63  und  Specht  S.  175. 

^  lieber  den  Besuch  der  Domschule  zu  Mag- 
deburg seitens  Adalberts  v.  Prag  (f  997)  erzählt 
Joann.  Ganaparll  vita  S.  AdalberÜ  c.  4,  SS.  4, 
583:  „Verum,  ne  a  bonae  operationis  studio 
cessaret,  pater  et  eins  optima  mater  omnia  suffl- 
cienter  dederunt.  Quia  et  magistro  suo  aurum 
et  argentum  et  quaecumque  oculis  hominum 
dlgnissima  erant,  offerentes,  caro  filio  doctrinam 
magno  pretlo  emerunt".  Vgl.  auch  das  Protokoll 
V.  1191,  Guden,  1.  c.  1,  299,  welches  in  Be- 
treff der  Frage :  „quid  Tel  quantum  scolares,  qul 
oon  esseut  canonici,  tenerentur  dare  magistro'* 
folgende  alte  Gewohnheit  fär  Mainz  feststellt: 
„quicumque  scolares  gratis  essent  in  pane  domi- 
norum  (d.  h.  also  solche,  welchen  im  Stifte  die 
Kost,  weil  sie  arm  waren,  gereicht  wurde)  niohil 
deberent  in  Scolis,  nisi  iusticiam  scolasticam 
(Schulgeld) ;  tam  imnutiones  (?),  flnes  librorum 
et  pennas.  Qui  vero  panem  conducerent  domi- 
norum  in  scolis,  magistro,  prout  melius  cum  eo 
oonvenire  possent,  magistri  responderent  labori. 
All!  vero  omnes,  qui  cum  dominis  non  essent, 
similiter  magistri  responderent  labori^.  Vgl. 
weiter  Specht  S.  175.  179. 

Dagegen  wurden  die  Schüler,  welche  Kanoniker 
waren,  aus  ihren  Präbenden  unterhalten,  deren 
Erträgnisse  behufs  Verwendung  zu  diesem  Zwecke 
dem  Scholaster  überantwortet  wurden,  Guden 
1.  0.  1,  295.  298.  355  u.  2,  689. 

*  Das  folgt  aus  der  Stellung  des  Bischofes 
und  des  Kapitels.  Ja,  einzelne  Bischöfe,  wie 
z.  B.  GodehardT.  Hildeshelm  (1022— 1038)  gaben 
den  Knaben  selbst  Unterricht,  Wolfheri  yita 
prior  S.  Godehardi  c.  37,  SS.  11,  195,  oder  über- 


wachten denselben  persönlich  (so  d.  h.  Wolfisuig 
y.  Regensburg  972—994),  Othlon.  Tita  S.  Wolf- 
kangi  c.  18,  SS.  4,  535. 

5  Vgl.  des  Näheren  über  ihn  und  das  Verhilt- 
niss  zum  primicerius  und  cantor  Bd.  II.  S.  100 
u.  S.  97,  s.  auch  noch  Spe  cht  S.  18. 

«  Bd.  II.  S.  HO. 

^  Bd.  II.  S.  613.  614. 

8  Ein  Interesse  des  einen  Faktors  den  anderen 
zu  verdrängen,  lag  gerade  bei  dieser  Stelle  nicht 
vor.  Auch  die  Berichte  über  die  Bemühungen 
einzelner  Bischöfe,  tüchtige  Scholaster  zu  ge- 
winnen, Speoht  S.  188.  323.  327,  sprechen 
dafür,  dassidas  Kapitel  für  die  Regel  die  Besetzung 
dieser  Stelle  nicht  allein  in  die  Hand  bekommen 
hat  Wenn  von  den  die  Berufung  von  Scholastem 
betreffenden  Bamberger  Schreiben  v.  1100 — 
1103,  cod.  üdalr.  n.  96.  97.  109.  HO.  114, 
Jaff^,  mon.  Bamberg,  p.  186.197.199.226, 
alle  bis  auf  das  letzte  von  dem  Kapitel  herrühren, 
dieses  aber  von  Bischof  und  Kapitel  erlassen  ist, 
so  kann  eben  deswegen  die  ausschliessliche  Kapi- 
telsbesetzung für  die  Scholastrie  nicht  ange- 
nommen werden. 

0  Einzelne  Kloster-  und  Stiftssohulen  hat- 
ten blos  die  Bildung  des  Nachwuchses,  für 
welchen  sie  in  erster  Linie  bestimmt  waren,  im 
Auge  und  beschränkten  sich  dann  auf  die  for 
den  praktischen  Kirchendienst  nothwendigen 
Gegenstände,  andere  dagegen  suchten  eine  mög- 
lichst umfassende  Bildung  und  zwar  nicht  nur 
in  den  kirchlichen,  sondern  auch  in  den  welt- 
lichen "Wissenschaften  zu  gewähren.  Ob  das  eine 
oder  andere  der  Fall  war,  hing  theils  von  dem 
Bischof  oder  Abt,  theils  aber  auch  von  dem  Vor- 
handensein der  erforderlichen  Mittel,  der  MÖg- 
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hnis  Erwerbung  seiner  Vorbildung  nicht  einmal  an  eine  bestimmte  Schale  oder  auch 
nnr  an  eine  bestimmte  Art  von  Schalen  gebunden  ^. 

IV.  Die  Zeit  vom  12.  Jahrhundert  bis  zum  Konzil  von  Trient.  Im 
Laufe  des  12.  Jahrhunderts  greift  ein  neues  Moment,  die  Entstehung  der  Universi- 
täten, entscheidend  in  die  weitere  Entwicklung  ein.  Die  neue  wissenschaftliche 
Methode,  welche  diese  vertreten  und  pflegen,  übt  auf  die  weitesten  Kreise  eine  starke 
Anziehungskraft  aus,  und  die  bisher  der  allgemeinen  Pflege  der  Wissenschaft  dienen- 
den Kloster-  und  Stiftsschulen  können  den  neuen  wissenschaftliehen  Bedürfnissen 
nicht  mehr  geniigen 2.  Soweit  sie  nicht,  wie  manche  Domschulen,  eingehen^,  werden 
8ie  vielfach  zu  Vorbereitungsschulen  fElr  die  kirchliche  Praxis^,  insbesondere  für 
ärmere  Kandidaten,  welche  nicht  im  Stande  sind,  die  Kosten  des  üniversitfttsstudiums 
zu  bestreiten^,  und  selbst  da,  wo  einzelne  Dom-  und  Stiftsschulen  sich  in  Blüthe  er- 
halten hatten^,  standen  sie  doch  den  Universitäten,  sowohl  an  wissenschaftlicher 
Bedeutung  als  auch  äusserlich  wegen  des  Mangels  der  den  letzteren  gewährten, 
wichtigen  Privilegien  nach. 

Es  beginnt  damit  die  Zeitperiode,  in  welcher  das  Universit^tsstudinm  als  zur 
hdchsten  wissenschaftlichen  und  theologischen  Ausbildung  der  ELleriker  für  erforder- 
lich erachtet  wird^.  Die  Geistlichen  sind  für  den  Erwerb  derselben  nunmehr  aller- 
dings auf  Unterrichtsanstalten  angewiesen,  welche  weder  die  Stellung  von  specifisch 


liehkeltder  Gewinnung  tüchtiger  Lehrer,  endlich 
auch  von  den  änsseren  politisoheD  YerhältniBsen, 
von  friedlichen  oder  kriegerischen  Zeiten  ab. 
Dieselben  Grunde  haben  auch  öfter  Wandinngen 
in  dem  Charakter  ein  nnd  derselben  Schnle, 
namentlich  ein  bedeutendes  Aufblühen  und  ein 
Herabsinken  von  der  einmal  erreichten  Höhe 
herbeigeführt,  vgl.  hierzu  Specht  S.  192.  296 
ff.;  Denif  le  a.  a.  0.  S.  42.  43. 

^  Dies  zeigt  der  Umstand,  dass  diejenigen, 
welche  sich  eine  umfassende  Ausbildung  erwer- 
ben, namentlich  hei  berühmten  Lehrern  ihre 
Studien  machen  wollten,  vielfach  die  Schulen, 
ohne  Unterschied  zwischen  Kloster-  und  Stifts- 
sdiulen  gewechselt  haben,  so  hat  d.  h.  Wolfgang 
V.  Regensburg  erst  die  Keichenauer  Kloster-,  dann 
die  Würzburger  Domachule  (Schindler,  d.  h. 
Wolfgang.  Prag  1886.  S.  5 «f. ;  Specht,  S.  194), 
der  h.  Godehard  v.  Hildesheim  die  Nieder- 
altaieher  Kloster-,  später  die  Salzburger  Dom- 
schule besucht,  a.  a.  0.  S.  389,  vergl.  weiter 
a.  a.  0.  S.  194  ff.  333.  Ja,  Bischöfe  und  Aebte 
haben  auch  ihrerseits  befähigte  jüngere  Kano- 
niker nnd  Mönche  auf  andere  Schulen  zu  be- 
lühmten  Lehrern  geschickt,  um  später  aus  einer 
solchen  Ausbildung  ihrer  Zugehörigen  für  ihre 
Ansulten  Nutzen  zu  ziehen,  S  p  e  c  h  t  S.  194. 346. 

*  Vgl.  Paulsen,  Gesch.  d.  gelehrten  Unter- 
richts. Leipzig  1885.  S.  14. 

3  Vgl.  Bd.  II.  S.  70.  102. 

*  Mancheder  älteren  berühmten  Schulen  waren 
allerdings  schon  früher  aus  anderen  Gründen  in 
Verfall  gerathen;  s.  z.  B.  wegen  der  Kloster- 
schulen in  Fulda,  Reichenau  und  S.  Gallen 
Spechts.  304.  313.328. 

5  Vgl.  die  schon  Bd.  II.  S.  102  citirten  Anord- 
nungen des  3.  u.  4.  Lateran-Konziles  v.  1179  u. 
1216  in  c.  1.  4  X  de  magistr.  V.  5  wegen  der  An- 


stellung eines  tauglichen  Magisters  an  den  Kathe- 
dralen und  an  den  vermögenden  KoUegiatkirchen, 
^,qui  clericos  eiusdem  ecclesiae  et  scholares 
pauperes  gratis  doceat'',  nach  c.  4  cit.  „in  gram- 
matica  facultate^';  also  nicht  in  der  Theologie 
(vgl.  Denif  le,  die  Universitäten  1,  721),  für 
deren  Pflege  gleichzeitig  die  Anstellung  des 
theologus  vorgeschrieben  wurde,  Bd.  II.  S.  117. 

6  So  z.  B.  in  Köln,  Denifle  a.  a.  0.  1,  387. 

^  Diese  Anschauung  zeigt  z.  B.  Ronen  1231, 
c.  29,  Man8i23,  217:  ,,ut  clerici,  qul  habent 
perpetuoB  vicaril  in  ecclesiis  suis,  si  gint  docibiles, 
studeant  principaliter  in  theologia, 
nisi  iusta  et  rationabili  causa  episcopus  suus  cum 
eis  aliter  duxerit  dispensandum  ;  et  nisi  sint  in 
sacris  ordinibus  constituti,  ad  sacros  ordines 
promoveantur.  IUI  autem,  de  quibus  merito  prae- 
sumendum  sit,  quod  in  studio  proflcere  non 
debeaut,  ordinenturet  in  suis  ecclesiis  deserviant 
in  ordine  sacerdotali,  si  de  eorum  et  vicarlorum 
extiterit  voluntate  vel  alibi  in  eodem  ordine 
domino  studeant  deservire^j  Valladolid  1322, 
c  20,  loc.  25,  717 :  „.  .  .  Cathedrales  ecclesiae 
personls  litteratis,  providis  et  discretis  indigent, 
per  quos  verbum  dei  recte  praedicari  valeat  et 
causamm  ambiguitates  et  strepitus  commodius 
expediri.  Volentes  igitur,  ut  beneflciati  in  ipsis 
ecclesiis  opportunitatem  habeant  proflcleudi  in 
scientia  et  possint  bonis  moribus  informarl, 
statuimus,  ut  in  qualibet  cathedrali  et  collegiata 
ecclesia  aliqui  etiam  ex  beneflciatis  apti  et  doci- 
biles, ludicio  episcopi  vel  praelati  sui  et  capi- 
(uli,  saltem  unus  ex  decem  de  resldenti- 
bus,  asBumantur,  qui  ad  studia  generalia 
theologiae,  iuris  canonici  ao  libera- 
lium  artium  accedere  compellantur  et  ibidem 
utiliter  perseverare  tempore  debito,  donec  ad 
statum  Bcientlae  competentem  perveniant''. 

32* 
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L  Die  Hierarehie  und  die  Leitung  der  Kirche  durch  dieselbe. 


[§.  230. 


Idrohlichen  Instituten  hatten,  noch  nnter  aossohlieBsUoher  Leitung  der  Kirche  und 
ihrer  Organe  standen,  und  deren  Hauptzweck  nicht  die  Vorbildung  zum  geiBtlichen 
Beruf  war.  Aber  diese  Erscheinung  erklftrt  sich  zur  Genüge  daraus,  dass  man 
damals  allseitig  in  der  Kirche,  die  Päpste  mit  eingeschlossen,  in  der  neuen,  an  den 
Unirersitaten  gepflegten,  wissenschaftlichen  Methode,  vor  Allem  in  der  Art  der  Be- 
sandlung  der  Theologie,  wie  sie  in  Paris  gepflegt  wurde,  einen  entschiedenen  Fort- 
hchritt  sah  S  und  die  Kirche  diese  neuen  Anstalten  um  so  mehr  für  ihre  Zwecke  be«- 
nutzen  konnte,  als  dieselben  von  vornherein  nicht  im  mindesten  im  Gegensatz  zu  ihr 
entstanden  waren  ^,  vielmehr  ausser  den  ältesten  die  übrigen  Universitäten  ihre  Stif- 
tung zum  grössten  Theil  der  Mitwirkung  der  Päpste,  welche  ihnen  wichtige  Privi- 
legien, insbesondere  durch  die  Zuweisung  von  Dotationen  in  kirchlichen  Pfründen 
und  Gütern  und  durch  die  Ertheilung  der  Dispensation  von  der  Besidenzpflicht  der 
Kleriker  gewähren  konnten  und  gewährten  \  verdankten  K 

Wenn  mau  gleich  auch  ärmeren  befähigten  Klerikern  den  Besuch  der  Universi- 
täten, durch  Errichtung  von  Kollegien  für  dieselben  in  den  Universitätsstädten,  zu 
ermöglichen  suchte  ^,  so  konnte  man  doch  daneben,  da  die  Universitätsbildung  nicht 
für  alle  Kleriker  zugänglich  war,  selbstverständlich  Schulen  der  o.  S.  499  gedachten 
Art  in  den  Bisthümem  nicht  entbehren.  Man  bemühte  sich  desshalb,  wenigstens  die 
Vorschriften  der  allgemeinen  Konzilien  v.  1179  u.  v.  1215®  über  die  Anstellung  von 
Magistern  und  Theologen  zur  Durchführung  zu  bringen  ^,  und  den  der  Entstehung  von 
Schulen  hinderlichen  Missbräuchen,  namentlich  der  Erhebung  von  Abgaben  für  die 
beim  Domscholastikus  einzuholende  facultas  docendi^  entgegenzutreten.  So  be- 
standen also  trotz  der  hervorragenden  Bedeutung,  welche  das  Universitätsstudinm 
für  die  Vorbildung  der  Geistlichkeit  erlangt  hatte,  neben  den  Universitäten  inuner 


.  1  Denifle  a.  a.  0.  1,  74Ö,  s.  auch  S.  704. 
a  A.  a.  0,  S.  780. 
8  8.  Bd.  III.  S.  224. 

^  S.  über  die  Beziehungen  der  Kirche  zu  den 
mltteUUerllchen  Universitäten  Denifle  1,  763 
ff.  nud  das  folgende  Kapitel. 

B  Ueber  die  Errichtung  solcher  s.  g.  coUegia 

fauperum  scholarium  während  des  18.  bia  zum 
öl  Jahrhundert  s.  z.  B.  D  e  n  1  f  1  e  a.  a.  0.  S.  316 
(Rom),  S.  362  (Avignon),  S.  366  (Cahorg), 
S.  374  (Cambridge),  S.  494  (Salamanca),  S.  506 
(Lerida)  und  S.  5ol  (Perugia),  vgl.  auch  Rel- 
ninger,  die  Archidiakone  . . ..  d.  Bisth.  Würz- 
hurg,  Wurzburg  1886.  S.  112,  Separ.  Abdr.  aus 
Arch.  d.  bist.  Yereins  f.  Unterfranlten.  Bd.  28. 
e  S.  0.  S.  49^.  n.  6. 

7  So  ordnet  die  Synode  Ton  Leiida  1229, 
Kipaßa  Bagrada48,  311  an,  dass  in  Jedem  Arohi- 
^akouate  Schulen  mit  Lehrern  der  Grammatik 
eingerichtet  und  vom  Bischof  dotirt  werden 
sollen;  die  v.  Valladolid  ▼.  1822  c.  20  dt. 
M  a  n  8 1  25,  716:  „ Volentes,  ut  clerici  ad  ecclesi* 
aatioos  ordlnes  promovendi  ntlllus  in  sclentia 
valeant  informari,  optantes  etiam,  ut  constitutio* 
Lateran,  oonc.  effeot  m  debitum  sortiatur,  statiü* 
miis,  ut  in  qunUbet  civitate  et  in  aliis  locis 
intignibua,  duobus  vel  tribus  in  unaquaque 
dioioeai,  ubi  et  pvoiit  praelatis,  considerata  dioe- 
cesis  qualitata  et  latitudiue  Tidebituz  expedire. 


ponantur  magistri  in  grammatica  qui  scholaiei 
in  dicta  soientia  Instriiant  et  Informent  In  ci^l- 
tatlbus  vero  solemnlbus  magiitri  in  logicalibot 
deputentar  et  eis  talaria  de  airournadiacentlbus 
eccleaiis  ipaia  praelatit  snbieotis  asslgnentnr,  se- 
cundum  ordinaüonem  et  proYidentiam  eorundem. 
In  loci»  quoque  maiorlbus,  ubi  opulenta  mon»- 
steria  sunt  constituta  vel  oollegiatae  eceleaiae 
saecularet  oonsiatunt,  magistri  in  grammatioa 
statuantur,  quibui  per  abbates  et  conyentus  da 
ecdesiarum  redditibus  eis  pleno  iure  sublect^ 
rum,  in  quibuscumque  existant  dioeoetibns, 
provideatnr  de  salario  competenti''.  YgL  ferner 
Denifle  1,  413.  414. 

8  Dies  Recht  hatte  er,  kraft  seiner  Oberaufkiokt 
über  das  Schulwesen  der  Diooese,  a.  Bd.  II.  S. 
101,  erlangt,  vgl.  die  2  Sr'hreiben  Alexanden  IIL 
ad  Oddon.  Bitur.  zw.  11&9 — 1181,  Löwen-^^ 
feld  ep.  pontif.  Roman,  p.  202,  welcher  abes 
die  Ausnahme  macht :  „nlsi  forte  aliqula  canoni- 
corum  alicuiiis  ecclesiae  Blturiensis  concanonicis 
suis  aut  clericis  de  choto  ipaius  ecdesiae  taatam 
legere  voluerit'';  weitere  Naehweiaungen  bei 
Spechts.  187. 188.  Schon  das  8.  Latenn.  hatte 
die  Erhebung  einer  Abgabe  für  die  facoHaa 
dooendi  untersagt ;  weitere  Verbote  dagegen 
(auch  scholas  vendere  genannt)  §.  in  ep.  Ale« 
xanderallL  cit,  c.  23  (Alex.  III.)  X  de  magistr. 
y.  6  und  Paris  1211  o.  1212,  I  e.  20,  Mansi 
22.824 
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noeh  eine  Anzahl  kireUicher,  und  geisüicher  Leitung  unterworfener  Schulen  fort^  in 
vekhen  wenigstens  die  absolut  nothwendige  Vorbildung  ftr  den  gelstliehen  Stand 
erworben  werden  konnte  \ 

B.   Seit  dem  Konzü  von  Trient 
§  231.     i.  D(M  Konzil  von  Trient.     Die  tridintinischen  Seminare'^, 

L  Die  Reform  des  Konzils  von  Trient.  Die  ftlr  die  Torbildung  der 
Kleriker  bestehenden  Einrichtungen  konnten,  wie  sie  sich  seit  dem  12.  Jahrhundert 
festgestellt  hatten,  kaum  für  ihre  Zeiten  als  ausreichend  und  zweckentsprechend  er- 
achtet werden. 

FOr  den  höheren  wissenschaftlichen  Unterricht  in  der  Theologie,  in  der.  Philo- 
sophie und  in  dem  kanonischen  Recht  war  zwar  durch  die  Universitäten  genügend 
gesorgt,  aber  es  fehlte  gerade  an  Anstalten  fdr  eine  planmässige  Vorbereitung  auf 
die  höheren,  die  Üniversitftts-Studien,  und  an  solchen,  welche  den  nicht  die  Univer« 
sitat  besuchenden  Klerikern  eine  fdr  ihren  Beruf  hinreichende  und  gründliche  Bil- 
dung gewahrten.  Die  zunehmende  Veräusserlichung  der  Kirche,  die  Herabdrückung 
des  niederen  Klerus  und  die  Verwahrlosung  der  Beelsorge  '  lassen  es  erklärlich  ez^ 
scheinen,  dass  während  des  14.  und  15.  Jahrhunderts  seitens  der  kirchlichen  Ge- 
walten an  ernstliche  und  principielle  Reformen  des  bisherigen  Bildungswesens  nicht 
gedacht  wurde.  Aber  auch  die  Universitäten  konnten  seit  dem  Ende  des  15.  Jahr- 
hunderts, ganz  abgesehen  von  der  durch  sie  geförderten  ungebundenen,  ja  theilweise 
in  Rohheit  ausartenden  Lebensweise  der  Studirenden,  der  die  katholische  Kirche  be- 
herrschenden kurialen  Richtung  nicht  mehr  als  geeignete  Bildungsstätten  für  den 
Klerus  genügen,  seit  der  frühere,  enge  Zusammenhang  mit  der  Kirche  sich  immer 
mehr  zu  lösen  begann,  namentlich  seit  zuerst  der  Humanismus,  dann  aber  auch  die 
deutsche  Reformation  auf  ihre  Weiterentwicklung  Einfluss  gewonnen  hatten. 

Eine  Reform  war  unter  diesen  Umständen  unabweisbar.  Das  Trienter  Konzil, 
welches  eine  solche  verwirklicht  hat^,  griff  in  seinen  hierher  gehörigen  Anordnungen 


1  Neben  diese  traten  aiioh  mit  dem  Anfblälien 
per  Städte  seit  dem  13.  Jahrhundert  Tielfach 
die  neu  eingerichteten  Pfansohulen  oder  etwaige 
in  Anschlüss  an  die  Pfarreien  begründete  be- 
sondere itadtische  Schnlen,  in  denen  wenig- 
stens die  Elemente  der  geistliehen  Vorhildnng, 
Lesen  nnd  Schreiben,  sowie  die  Anfangsgründe 
des  Lateinischen  gelehrt  wnrden,  nnd  welehe 
antdi  Ton  angehenden  Klerikern  benutzt  werden 
konnten,  Spe  ch  t  S.  247  ff. ;  ep.  Joann.  XXII. 
ea den Bathzn Nordhansen t.  1319,  O. Schmidt, 
pSpetl.UrkQsden  n.Regesten.  HaUe  1886.  S.  114: 
^qnod  ab  ollm  . . .  apud  ecclesiam  s.  Grads  de 
dlcto  opido  scole  artinm  foemnt .  .  ordlnate,  qne 
per  seolastienm  einsdem  ecclesie  dlsponantur; 
Temm  qnia  dictom  opldnm  ....  est  adeo  auctam, 
qiiod  scolares  .  .  'propter  lod  dlstantiam  ad  scolas 
Ipsas  .  .  .  aecedere  commode  neqneant  ac  seo- 
faires  ipsl  propter  Ipsonim  mnltltadlnem  per 
iraam  maglatram  dehite  gnbemarl,  nos  ...  11- 
benter  annnlmns  ....  ut  apnd  parrochlalem 
eeolesiam  e.  Petrl  aut  allqnam  ex  aliis  eccleslis 
de  ipso  opido  ob  diylni  enltns  angmentnm  et 


elerl  angmentationem  ac  ad  vestrornm 
Instmctionem  comodam  pneromm  seolas  alias 
artinm  edlfloare  et  magistrom  In  eis . .  •  insti- 
tnere  libere  yaleatls^. 

Dagegen  kommen  seit  dieser  Zelt  die  Kloster- 
sehnlen  für  die  Ansblldnng  der  Weitgeistlichkeit 
nicht  mehr  in  Betracht.  Die  Benediktiner,  deren 
Schulen  seit  dem  12.  Jahrh.  in  Yerfall  gerathen 
waren,  bereiteten  seitdem  nur  Ihre  eigenen  Mit- 
glieder In  ihren  Klöstern  vor,  nnd  die  neu  ent- 
standenen Orden  der  Dominikaner,  Franziskaner 
nnd  andere  richteten  ihre  Schulen  und  Studien- 
Anstalten  ebenfalls  allein  fflr  ihre  Ordensange- 
horigen,  nicht  fCLr  andere  ein,  Denlfle  a.  a.  O. 
1,  711  ff.,  s.  auch  S.  848.  388. 

3  S.  ausser  der  zu  %.  230  cit  Literatur  noch 
Les  s^minalres  In  den  Analect.  iur.  pont.  1867« 
p.  60B  ff. 

3  Bd.  IL  S.  284. 326.  u.  Bd.IH.  S.224.  250 ff. 

4  lieber  die  schon  früher  darüber,  namentlich 
unter  Paul  HI.  1.  J.  1688  gepflogenen  Verhand- 
lungen s.  Analeota  iur^  pontif.  1865.  p.  664, 
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anf  das  alte  Princip  der  Abhängigkeit  aller  geistlichen  Bildnngsanstalten  von  den 
kirchlichen  Organen  zurück,  nicht  minder  aber  auch  auf  die  frtlhere  Sitte  des  gemein- 
samen Lebens,  d.  h.  der  gemeinsamen  Erziehung  der  zukünftigen  ELleriker,  und  zwar 
auf  die  letztere  mit  der  bewussten  Tendenz,  die  angehenden  Geistlichen  von  ihrer 
früheren  Jugend  ab  von  allen  seitens  der  Kirche  nicht  kontrolirbaren  Einflüssen  fem 
zu  halten,  indem  es  zum  Theil  die  Einrichtungen  des  von  Ignatiusvon  Loyola 
i.  J.  1552  zur  Bekämpfung  der  deutschen  Reformation  gestifteten  CoUegium  Gemuh 
nicum^j  und  vor  Allem  die  von  dem  Kardinallegaten  Reginald  Pole  i.  J.  1556  bei 
der  Wiederaufrichtung  der  katholischen  Kirche  in  England  erlassenen  Bestimmungen 
über  die  Begründung  von  Diöcesan  -  Bildungsanstalten,  welche  durch  das  Vorbild 
des  eben  erwähnten  Kollegs  beeinflusst  waren  ^,  zum  Muster  nahm^. 

Das  KonziH  verpflichtet  die  Bischöfe  collepia  oder  aermnaria^  zu  errichten,  in 
welche  Knaben  vom  12.  Lebensjahre  ab  aufgenommen  und  unter  Leitung  derselben 
zum  geistlichen  Stand  vorbereitet  werden  soUen,  also  Anstalten,  in  denen  ein 
gemeinsames  Zusammenleben  der  Zöglinge  unter  geistlicher  Leitung 
statthaben,  und  deren  Lehrplan  unter  Ausschluss  des  Elementar- 
unterrichts die  allgemeine  wissenschaftliche,  die  spezielle  theolo- 
gische und  endlich  die  praktische  Vorbildung  für  den  geistlichen 
Beruf  umfassen  soll. 

IL  Die  Einrichtung  der  Tridentinischen  Seminare^  Was  die  Vor- 
schriften des  Konzils  des  Näheren  betriflt,  so  sind  dieselben  folgende : 

1.  Es  ist  ein  Seminar  der  gedachten  Art  in  jedem  Bisthum  und  für  jedes  solche 
zu  errichten'^.  Sofern  es  aber  dazu  an  den  erforderlichen  Mitteln  fehlte,  hat  entweder 
die  Provinzialsynode  oder  der  Erzbischof  der  Provinz,  letzterer  gemeinschaftlich  mit 
den  beiden  ältesten  Suflraganbischöfen,  darüber  Bestimmung  zu  treffen,  ob  blos  ein 
Seminarium  für  die  ganze  Provinz  am  Metropolitansitze  oder  auch  an  einem  anderen 


^  Vgl.  die  ETrichtungsbulle  JaliuB*  III. :  Dum 
flolUeita  Y.  31.  August  1Ö52,  bull.  Taur.  6,  459 
u.  bei  Theiner  S.  403,  die  Statuten  des  Igna- 
tius  für  das  Kolleg  a.  a.  0.  S.  409;  Jul.  Cor- 
dara,  coUegii  Qeimanici  et  Hungarici  historia, 
libr.lY.  compiehensa.  Romae  1770  (Bearbeitung : 
das  deutsche  Kollegium  in  Rom. . .  von  e. Katho- 
liken. Leipzig  1840);  Theiner  S.  86  ff. ; 
M  e j  er,  Propaganda  1,  74 ff.  (s.  auch  den  folgen- 
den $.  232  unter  II.).  Der  Hauptzweck  dieses 
Kollegs  war  allerdings  die  Heranbildung  von 
Schülern  aus  Deutschland  und  die  spätere  Ver- 
wendung derselben  in  der  Heimath ,  immerhin 
boten  aber  die  Einrichtungen  des  Kollegs  insofern 
ein  Vorbild,  als  von  ihnen  das  Zusammenleben  der 
Zöglinge  unter  strenger  Beaufsichtigung  und  nach 
einer  in  das  Kleinste  hinein  geregelten  Lebens- 
und Studien  weise,  die  Abschliessung  von  aussen 
und  der  festvorgeschriebene,  absolut  massgebende 
Studienplan  auch  auf  andere  Bildungsanstalten 
übertragen  werden  konnten. 

2  S.  Reform.  Angliae  des  Londoner  Konzils  v. 
1556,  decr.  XI,  Hardouin  10,408,  auch  bei 
l'heiner  S.  463,  s.  femer  Analecta  1855,  p. 
668.  Hier  findet  sich  nicht  nur  schon  der  Aus- 
druck :  seminarium^  sondern  auch  die  Anordnung 
über  die  Einrichtung  solcher  Anstalten,  wie  sie 


das  Trienter  Konzil  nachher  verlangt  hat,  und 
eine  im  wesentlichen  gleiche  Bestimmung  über 
die  Aufbringung  der  erforderlichen  Mittel  ond 
Kosten. 

3  Anal.  1865.  p.  672. 

*  Sess.  XXIII.  c.  18  de  ref. 

^  Beide  Ausdrücke  braucht  das  Konzil  ab- 
wechselnd. 

6  Um  Wiederholungen  zu  vermeiden,  berflck- 
sichtige  ich  an  dieser  Stelle  gleich  die  weitere 
Ausgestaltung  der  Konzilsbestimmungen  dnrek 
die  Praxis. 

"'  L.  c. :  „singulae  cathedrales,  metropolitanae 
.atque  his  maioribus  ecclesiae"  (d.  h.  Fiimatial- 
und  Patriarchal-Kirchen  s.  o.  S.  307),  auch  bd 
aeque  principaliter  unirten  Bisthümem,  Poüsn 
p.  154. 

Dem  Bisthum  steht  selbstverständlich  auch  die 
Quasi-Dlöcese ,  das  territoilnm  separatum,  des 
praelatus  nullius  gleich,  PoÜan  p.  152. 

8  Diese  sollen  nach  dem  Tridentlnum  1.  c  duck 
Besteuerung  der  Beneflzien  der  Diöcese,  elo- 
schliesslich  der  mensa  episcopalis  und  durch  In- 
korporationen von  einfachen  Beneflzien  beschafft 
werden.  Das  Nähere  darüber  gehört  in  die  Lebre 
von  der  Vermögensverwaltung  und  von  der  Un- 
terhaltung der  kirchlichen  Institute. 
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geeigneten  Ort  oder  ob  ihrer  mehrere  in  der  Provinz,  jedes  derselben  für  zwei  oder 
mehrere  Bisthtlmer,  begründet  werden  sollen  i. 

Andererseits  ist  der  Bischof  berechtigt,  bei  einer  umfangreichen  Diöcese  mehrere 
Seminare  zn  errichten,  jedoch  dürfen  diese  nicht  als  selbständige  Anstalten  nebenein- 
ander, sondern  nnr  in  Abhängigkeit  oder  in  Unterordnung  zn  einem  Hanptseminar 
bestehen  2. 

2.  Der  Sitz  des  Seminars  soll  der  Ort  der  Kathedrale  oder  ein  anderer,  vom 
Bischof  zn  bestinunender  geeigneter  Ort'  sein.  Znr  Brrichtnng  ist  es  nicht  erforder- 
lich, dass  ein  besonderes,  im  kirchlichen  Eigenthnm  stehendes  Gebäude  benutzt  werden 
mnss,  vielleicht  genügt  es,  wenn  die  geeigneten  Räume,  also  namentlich  solche,  in 
welchen  die  Zöglinge  von  jeder  Berührung  mit  der  Aussenwelt  abgeschlossen  leben 
können,  auch  auf  andere  Weise,  z.  B.  durch  Miethung  passender  Lokalitäten,  be- 
schaff!; werden^. 

3  \  In  die  Seminarien  dürfen  nur  Knaben  aus  derjenigen  Diöcese,  für  welche 
diese  errichtet  sind,  oder,  wenn  es  an  solchen  mangelt,  allein  aus  der  betreffenden 
erzbischöflichen  Provinz  aufgenommen  werden  <^.  Sie  müssen  ehelich  geboren  ^  sein, 
mindestens  ein  Alter  von  12  Jahren  habend,  lesen  und  schreiben  können  und  sowohl 


i  L.  c:  „Si  Tero  In  aliqua  proTincia  ecclesiae 
tanta  paupertate  laborent,  ut  collegium  in  ali- 
quibiu  erigi  non  posslt,  synodus  pTovincialie  vel 
metropolitanus  cum  dnobns  antiquioribus  snffra- 
ganeia  in  eccleaia  metiopolitana  vel  alia  provin- 
ciae  eccleaia  commodiori,  unum  aut  plura  colle- 
fUf  pront  opportunum  ladlcabit,  ex  frnctibna 
dDarom  ant  plnilum  eccleaiaram,  in  qnibus  sin- 
gdis  collegium  commode  institni  non  potest, 
erigenda  cnrabit,  nbi  pneii  illanim  eodesianim 
educentar".  Vgl.  dazu  noch  Poüan  p.  164. 
Ueber  die  besondere  Gestaltung  der  Yerbkltnisse 
bei  der  Errichtung  von  blossen  Provinsialsemi- 
narien  s.  Analeeta  iur.  pontif.  1855.  p.  1067. 

^  L.  c. :  n4^>^  tarnen  ab  illo  uno  quod  in  olvi- 
tate  ereotum  et  constitutum  fuerit,  in  omnibus 
dependeant**,  d.  b.  der  Vorsteher  des  Hauptsemi- 
'nars  muss  auch  die  Oberleitung  der  übrigen  füh- 
ren.  Poüan  p.  162. 

3  L.  c. :  ^n  collegio  ad  hoc  prope  ipsas  eecle- 
tias  Tel  alio  in  loco  couTenienti  ab  episcopo  eli- 
gendo^  Für  die  Geeignetheit  wird  abgesehen 
Ton  der  Beschaffenheit  des  Ortes  (z.  B.  der  ge- 
sunden Lage),  namentlich  das  Yorhandensein 
geeigneter  Räumlichkeiten  und  die  Möglichkeit, 
aosieichende  Lehrkräfte  heranzuziehen,  in  Frage 
kommen.  Dass  das  Seminar  nur  in  Ausnahme- 
fallen nicht  bei  der  Kathedrale  errichtet  werden 
darf,  so  Poüan  p.  152,  schreibt  das  Tridenti- 
num  nicht  Tor,  indessen  wird  praktisch  in  vielen 
Fällen  ein  anderer  Ort  kein  geeigneter  im  Sinne 
des  Konzils  sein. 

Eine  spätere  Verlegung  (z.  B.  tou  dem  Orte 
der  Kathedrale  nach  der  von  diesem  verschiede- 
nen Residenz  des  Bischofs)  macht  die  Oongr. 
■conc  von  ihrer  Erlaubnlss  abhängig,  Richter 
Tiidentinum  S.  212  n.  7. 

Das  Seminargebäude  hat  gleichfalls  das  Privi- 
leg- des  Asylrechts,  s.  o.  S.  888  u.  Poüan 
p.  159. 

^  Ferraris  s.  y.  seminarium  n.  4;  Poüan 
>  154.     Das  Kanonikerhaus  kann  der  Bischof 


aber  nicht  wider  Willen  der  Kanoniker  zugleich 
als  Seminar  benutzen,  Ferraris  n.  5  u.  n.  131. 

^  Vgl.  hierzu  auch  die  institutiones  ad  Uni- 
versum seminarii  regimen  des  H.  Karl  Borromäus, 
acta  ecclesiae  Mediolanensis.  Mediolan.  1846.  2, 
1005  ff. 

^  S.  dazu  die  Stelle  1.  c:  „pro  modo  facul- 
tatum"  etc. 

'^  Der  Bischof  ist  nicht  befugt,  uneheliche 
seinerseits  zu  dispensiren,  auch  reicht  die  bloss 
staatliche  Legitimation  (per  rescriptum  principis) 
nicht  aus,  Congr.  conc.  bei  Richter  a.  a.  0. 
S.  214  n.  29,  wohl  aber  die  legitimatio  per  sub- 
sequens  matrimonium.  A.  M.  unter  Berufung  auf 
die  Worte  des  Konzils  „ex  legitime  matrimonio 
nati''  Poüan  p.  202,  welcher  aber  übersieht, 
dass  die  in  der  gedachten  Weise  legitimirten 
rechtlich  den  ehelich  geborenen  gleichstehen. 

S  Nach  Congr.  conc.  v.  1876,  Acta  s.  sed.  9, 
341  genügt  bei  den  unvermögenden,  „qui  alun- 
tur  expensis  seminarii'*  das  angetretene  12.  Jahr, 
„reliquos  vero  non  comprehendi  in  lege  Triden- 
tina^   S.  dazu  aber  unten  S.  504  n.  4. 

Darüber,  bis  zu  welchem  Alter  die  Aufhahme 
erfolgen  darf,  bestimmt  das  Konzil  nichts.  Da 
es  indessen  bloss  von  pueri  spricht,  so  müssen 
die  Aufzunehmenden  sich  noch  in  einem  bil- 
dungsfähigen Alter,  d.  h.  in  einem  solchen,  wel- 
ches ein  ordnungsmässiges  Durchlaufen  des  Se- 
minars und  ihre  Vereinigung  mit  den  im  12. 
Jahre  aufgenommenen  Zöglingen  bei  dem  Unter- 
richte gestattet,  befinden.  Die  betreffende  Grenze 
hat  die  Partikulargesetzgebung  zu  bestimmen* 
Die  Diöcesansynode  v.  Neapel  v.  1882,  Arch.  f. 
k.  K.  R.  51 ,  90 ,  setzt  das  vollendete  14.  Jahr 
fest.  Wenn  ältere  süditalienische  Synoden,  Gio- 
vanni l.  c.  c.  8.  n.  3,  p.  61,  und  auch  franzö- 
sische und  belgische  die  Grenze  auf  16,  18,  Ja 
auch  wohl  20  Jahre  normiren,  so  erklärt  sich  dies 
zum  Theil  daraus,  dass  in  manchen  Seminaren, 
freilich  nicht  im  Einklang  mit  dem  Tridentinum, 
bloss  das  Studium  der  Theologie  betrieben  wurde, 
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ihrem  Wesen,  wie  «ueh  ihren  Anlagen  nach  zu  der  Hoffiiung  berechtigen,  dass  »^ 
sich  dauernd  dem  geistlichen  Stande  widmen  werden.  ^ 

Pie  Zahl  der  ZOglinge  ist  nach  den  fdr  das  Seminar  zn  Gebote  stehenden  Mittebi 
nnd  nach  der  Grösse,  d.  h.  nach  dem  Bedttrfniss,  der  Biöcese  zn  bemessen  ^. 

Vor  Allem  sollen  die  Böihne  armer  Eltern  Anfni^hme  finden^.  Die  £ander  woUr 
habender  Leute  sind  allerdings  nicht  ausgeschlossen^,  dürfen  aber  nicht  auf  Kosten 
des  Seminars  unterhalten  werden^. 

4.  Gleich  nach  der  Aufnahme  sollen  die  Knaben  die  Tonsur  erhalten  und  von 
dieser  Zeit  ab  auch  dauernd  geistliches  Gewand  tragen  ^. 

5.  Die  aufgenommenen  Zöglinge  leben  gemeinsam  unter  geistlicher  Au&icht  und 
lioitong  nach  einer  vorgeschriebenen  Tages-  und  Hausordnung  innerhalb  der  Semi- 
nar-Räumlichkeiten und  sind  von  dem  Verkehr  mit  der  Aussenwelt  abgeschlossen  7. 
Daher  muss  der  Unterricht  auch  ein  interner  sein  ^.  Es  entspricht  dem  Tridentinum 
daher  nicht,  wenn  die  Zöglinge  ausserhalb  des  Seminars  belegene,  mit  demselben 
niclp^t  im  Zusammenhange  stehende  Unterrichts- Anstalten  besuchen,  und  ebensowenig 
ist  ea  mit  dem  Wesen  des  Seminars  vereinbar,  dass  andere  Knaben  und  Jünglinge, 
welehe  nicht  in  dasselbe  als  Zöglinge  aufgenommen  sind  oder  sich  nicht  einmal  dem 
geistlichen  Stande  widmen  wollen,  an  dem  internen  Unterricht  theilnehmen ;  noch 
viel  weniger,  dass  solche,  welche  einen  andern  Beruf  ergreifen  wollen,  als  Zöglinge 

Anfnahme  finden^.    Dock  sind  hiervon  Ausnahmen  mit  päpstlicher  Genehmigung  . 
statthaft  10. 


T«n  Espen,  J.  E«  U.  P.  IL  tit  U.  c  %  n.  3. 
16,  zum  Thell  daraus,  dass  man  in  den  ersten 
Zeiten  nach  der  Eniclitung  der  Seminare,  nm  den 
Pnestermangel  zn  decken,  auch  Eiwacbisene  be- 
hnfi  ihier  Ausbildnng  zni  Seelsoige  aafnebmen 
mnsste,  Benevent  1567,  coli,  conc  Lac.  1,  81. 

1  Dacübez  bat  der  Bischof  zn  befinden,  nnd 
zwar  nach  einer  von  ihm.  oder  in  seinem  Auf- 
trage, z.  B.  Ton  dem  Yoistande  des  Seminars  an- 
zustellenden Prüfung,  Auch  verlangen  die  Par^ 
tlkularsynoden  mehrlach  die  Einforderung  gut- 
achtlicher Aeusserungen  der  Ortspfarrer,  Neapel 
1699,  colLconc  Lac.  1,  229.  u.  Dioc.  Syn.  1882, 
Arch.  f.  k.  K.  R.  51,  89;  Urbino  1859,  Ravenna 
1856,  Venedig  1859,  coli.  cit.  1,  53.  201.  312. 

2  Weil  der  Unterhalt,  die  Erziehung  und  der 
Unterricht  der  Regel  nach  unentgeltlich  gewährt 
werden  sollen. 

^  S.  die  vor.  Anm.  in  Poüan  p.  197. 

^  Bei  diesen  verlangt  das  Konzil  im  Gegen- 
satz zu  den  armen  Knaben,  dass  sie  „Studium 
prae  se  ferant  deo  et  ecclesiae  inserviendi'^. 
Dass  aber  die  sonstigen  Yorschrifteu  desselben 
über  die  Qualifikation  auf  sie  keine  Anwendung 
finden ,  so  die  Congr.  conc,  o.  S.  503  n.  8,  er- 
scheint mit  dem  Wortlaute  und  dem  Sinne  der 
Stelle  nicht  vereinbar. 

Anderer  als  der  im  Text  gedachten  Erforder- 
nisse erwähnt  das  Tridentinum  nicht.  Wenn  es 
namentlich  kranke  Knaben  und  solche,  welche 
an  erheblichen  oder  eine  irregularitas  corporis 
bildenden  Gebrechen  leiden,  nicht  besonders 
aussohliesst,  so  versteht  sich  dies  schon  wegen 
des  Zweckes  der  Seminarien  von  selbst,  Gio- 
vanni c.  11.  n.  3.  4,  p.  75,  und  ist  auch  aus- 
drücklich In  den  Paitikularsynoden  vorgeschrie- 


ben, s.  z.  B.  Konstanz  1567,  Hartzheim  7» 
471;  Rheims  1583  und  Cambray  1586,  Her- 
douin  10,  1290.  1291.  u.  9,  2177. 

^  Trid.  1.  c :  „nee  tamen  ditiorum  (fllios)  ex- 
cludit,  modo  suo  sumptu  alantuz''.  Solche  Zög- 
linge geistlicher  Bildungsanstalten  werden  nach 
dem  Sprachgebrauche  der  Kirche,  namentlich 
der  Kurie  (Beispiele  s.  im  folgenden  $.)  eonvic 
torea  genannt,  während  für  diejenigen,  welche 
nichts  zu  bezahlen  haben,  der  Ausdruck  ahutuu 
gebraucht  wird. 

^  L.  c:  „Ut  vero  in  eadem  disdplina  ecde- 
siastica  commodius  instituantur,  tousura  staüm 
atque  habitu  clericali  semper  utantur^.  Ygl. 
Poüan  p.  254^ 

7  L.  c  s.  T.  „in  collegio  alere  et  religiöse 
educare  et  eoolesiasticis  disciplinis  instituere 
teneantur'^ 

Sie  dürfen  daher  die  Seminarraume  nur  mit 
Genehmigung  der  Leiter  oder  anderen  Vorgesetz- 
ten verlassen,  namentlich  nicht  die  Nacht  ausser- 
halb  derselben  zubringen.  Zum  Besuche  ihrer 
Verwandten,  insbesondere  ihrer  Eltern  können 
sie  für  einige  Zeit,  vor  Allem  während  der  Fe- 
rien beurlaubt  werden,  sollen  aber  bei  ihrer 
Rückkehr  über  ihr  Verhalten  ausserhalb  des  Se- 
minars ein  Zeugniss  desOrtapfarrers  mitbringen, 
so  z.  B.  Neapel  1882,  Arch.  f.  k.  K.  R.  51,  93;  Prag 
1860,  coli,  cit  5,  430.    S.  auch  Poüan  p.  260. 

B  S.  die  vor.  Note  und  Trid.  1.  c. :  ^n  collegio 
erudiendos  retinebit",  Giovanni  c.  20.  n.  4; 
Analecta  iur.  pontif.  1855.  p.  676. 

0  Bouix,  De  episcopo  ed.  U.  Paris  1873.  % 
74;  Poüan  p.  195. 

10  Vgl.  z.  B.  die  const.  PU  VL  v.  24.  Janusr 
1786,  bull.  Rom.  cont.  7.  474,  worin  die  Aggre^ 
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6.  Eine  eigentliche  Stadien-Ordnung  hat  daa  Konzil  nicht  festgesetzt.  Es  Ter- 
langt  nnr,  dasa  die  Zöglinge  in  der  Grammatik,  dem  Eirchengesang,  der  Berechnung 
des  chrisüiohen  Kalenders  und  der  Feste,  der  heiligen  Schrift,  in  der  sonstigen  kirch- 
lichen Literatur,  in  den  Homilien  der  Yftter,  in  der  Spendung  der  Sakramente,  vor 
Allem  im  Beichthalten,  in  den  liturgischen  Formen,  endlich  auch  in  sonstigen  nfltz- 
liehen  Wissenschaften  unterrichtet  werden  S  und  ttberUast  es  dem  Ermessen  des 
Bischofs  mit  Rücksicht  auf  Zahl,  Alter  und  Bildungsstufen  geeignete  Klassen  für  die 
Zöglinge  einzurichten  ^. 

In  ersterer  Hinsicht  bezeichnet  es  nur  das  Minimum,  da  das  Seminar  den  Zweck 
einer  gründlichen  Vorbildung  des  Klerus  erfüllen  soll.  Was  ausser  den  vom  Konzil 
Toigeschriebenen  Disciplinen  dazu  weiter  erforderlich  ist,  kann  also  die  Partikular- 
gesetzgebung;  das  Provinzial-Konzil,  sowie  der  Bischof  mit  und  ohne  Diöcesan- 
Synode  festsetzen,  und  fast  allgemein  sind  die  Anforderungen  dem  Konzil  gegenüber 
erhöht  worden^. 

7.  Diejenigen  Zöglinge,  welche  sich  trotz  wiederholter  Ermahnungen  und  Be- 
strafungen als  faul,  unfähig,  unsittlich,  mithin  als  ungeeignet  ftlr  den  geistlichen  Beruf 
erweisen,  oder  solche,  welche  auf  ihre  Mitschüler  einen  bösen  Einfluss  ausüben,  sollen 
aus  dem  Seminar  entfernt  werden^.  Dasselbe  muss  auch  von  denjenigen  gelten,  bei 
denen  sich  später  herausstellt,  dass  sie  keine  Absicht  haben,  sich  dauernd  dem  geist- 


gaüon  des  Seminars  zu  ÄTlgnon  an  die  Klassen  der 
Philosophie  und  der  Theologie  der  Universität 
päpstlich  bestätigt  wird,  well  die  Alumnen  des  Se- 
minars nach  den  Statuten  nnr  die  Vorlesungen  des 
SeoiDars  besuchen  dürfen  nullique  extero,  nt 
claasibns  in  ibl  existentlum  adiungi  possit,  permlt- 
titnr.  Auch  in  Rom  besteht  jetzt  für  die  Zög- 
linge des  römischen  (Diocesan-^  Seminars  und 
die  des  Semlnarium  Plum  (s.  g.  232.  II.  a  E.) 
Bor  eine  gemeinsame  philosophlsch-theologisch- 
jnristische  Xrehranstalt,  welche  von  den  Zög- 
lingen beider  besucht  wird,  und  auf  welcher  auch 
andere  Geistliche  den  Yorlesungen  beiwohnen 
können,  Pü  IX.  const.  v.  1853,  Arch.  f.  k.  K.  R. 
1,  649.  669  TL  Anal.  Inr,  pontif.  1855.  p.  563. 
707,  Grisar  In  Wetzern.  Weite,  Eirchen- 
leiikon.  2.  Aufl.  3,  616.  639. 

^  L.  c. :  „Hos  pueros  episcopus  in  tot  dasses 
qnot  ei  vldebltur,  divisos  iuxta  eorum  numerum, 
aetatem  acin  dlsciplina  eccleslastlca  progressum, 
partim,  qnnm  ei  opportunum  ridebitur,  eccle- 
Biarum  ministerio  addicet,  partim  in  colleglo 
emdiendos  retinebit  allosque  in  locum  educto- 
nun  Bufflciet,  ita  ut  hoc  collegium  dei  minlstro- 
nun  Perpetuum  semlnarium  sit ....  grammatlces, 
cantus,  compntl  ecclesiastlci  aliarumque  bona- 
mm  artinm  disclpllnam  discent,  sacram  scriptu- 
Tam,  Ubros  eccleslasticos ,  homillas  sanctorum 
atque  saeramentorum  tradendorum,  maxlme  quae 
ad  oonfessiones  audlendas  ^idebuntur  opportuna 
et  rituum  ac  eaeiemoniarum  formas  ediscent^^ 
Vgl.  dazu  Poüan  p.  235  ff. 

^  £s  ist  mit  dem  Geiste  des  Trldentinum  nicht 
imverelnbar,  daas  die  Zöglinge  der  verschiedenen 
VozbUdongastnfen  In  besonderen,  getrennten 
Anstalten,  welche  sieb  gegenseitig  ergänzen  und 
die  nach  einander  absolvirt  werden  müssen,  aus- 
gebildet, also  ein  Seminar  für  den  allgemeinen 


humanistischen  Unterricht,  ein  zweites  für  das 
theologische  Studium,  und  ein'  drittes  für  die 
praktische  Vorbereitung  auf  den  Klrchendlenst, 
Tor  Allem  auf  die  Seelsorge  eingerichtet  werden, 
Poüan  p.  163. 

*  Schon  ältere  Synoden,  z.  B.  die  V.  von  Mal- 
land unter  Karl  Borromäus  v.  1579.  T.  III.  c.  1, 
Hardouln  10,  1040,  ordneten  auch  Unterricht 
In  der  Kirchengeschichte  und  im  Griechischen, 
femer  in  der  Philosophie,  in  den  Naturwissen- 
schaften, dem  kanonischen  und  Givllrecht  an, 
Giovanni  c.  21.  n.  2  ff.  Für  die  neuere  Zelt 
vgl.  Analecta  iur.  pont  1858.  p.  284  ff.,  ferner 
Neapel  1882,  Arch.  f.  kath.  K.  R.  51,  91,  wel- 
ches Unterricht  vorschreibt  In  den  „litterae  lati- 
nae,  graecae,  itallcae  et  hebraicae,  hlstoria  civilis 
et  eccleslastlca,  archaeologla  sacra,  philosophla 
speculativa  et  moralls,  mathesis,  sclentia  natu- 
ralis, Institutlones  iuris  canonici  et  ins  publicum 
eccleslastlcum,  lue  dvile  et  criminale,  denique 
introductio  ad  s.  scripturam,  theologla  parasce- 
vastica,  dogmatica  et  moralls".  Vgl.  im  übrigen 
darüber,  was  in  den  Kreisen  der  italienischen 
Bischöfe  als  wünschenswerth  betrachtet  wird, 
die  Vorschläge  der  Bischofsversammlung  zu  Lo- 
reto  V.  1850,  coli.  conc.  Lac.  6,  98.  792,  ferner 
die  Stndienordnung  für  die  Lehranstalt  des 
Römischen  (Diöcesan-)  Seminars  und  des  Seml- 
narium Plum  V.  1853,  Arch.  f.  lt.  K.  R.  1,  659, 
Anal.  cit.  1855.  p.  707,  o.  S.  504  n.  10. 

^  L.  0.:  „Dyscolos  et  Incosrlglblles  ac  malo- 
rum  morum  seminatores  acriter  punient,  eos  etiam, 
slopus  fnerit,  expellendoomnlaquelmpedlmenta 
auferentes  quaecunqne  ad  conservandum  et  au- 
gendum  tam  plum  et  sanctum  Instltutum  pertl- 
nere  videbuntur,  diligentez  curabnnt^.  Vgl. 
Poüan  p.  258. 
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I.  Die  Hierarchie  und  die  Leitung  der  Kirche  durch  dieselbe. 


[§.  231. 


liehen  Stande  zn  widmen  ^  oder  dass  ihnen  bei  der  Aufnahme  von  vornherein  die 
dafür  vorgeschriebenen  Eigenschaften  gefehlt  haben.  Sofern  indessen  nicht  ausdrAck- 
lieh  etwas  anderes  in  den  bekannt  gegebenen  Aufnahmebedingnngen  für  das  Seminar 
bestimmt  oder  besonders  vereinbart  worden  ist,  hat  das  Seminar  in  allen  diesen  Fftllen 
kein  Recht  2,  von  dem  ausgestossenen  Seminaristen  oder  seinen  alimentationspflich- 
tigen Eltern  die  verwendeten  Kosten  fflr  Unterhalt,  Erziehung  und  Unterricht  er- 
stattet zu  verlangen  ^. 

8.  Da  die  Seminaristen  für  den  geistlichen  Stand  vorbereitet  werden,  so  haben 
sie  in  Bezug  auf  den  Besuch  der  Messe  und  den  Gebrauch  der  Sakramente  weiter- 
gehende Verpflichtungen  als  die  übrigen  Gläubigen  4.  Der  Bischof  soll  sie  anhalten, 
täglich  der  Messe  beizuwohnen,  mindestens  jeden  Monat  einmal  zu  beichten  und  das 
Abendmahl  nach  Anweisung  des  für  das  Seminar  bestimmten  Beichtvaters  zu  nehmend 
Auch  ist  der  Bischof  berechtigt,  sie  zu  Hülfsleistungen  bei  den  Gottesdiensten  an 
Festtagen  in  der  Kathedrale  und  in  anderen  Kirchen  am  Sitze  des  Seminars  zu  ver- 
wenden 6. 

9.  Die  oberste  Leitung  des  Seminars  steht  dem  Bischof  ^  zu,  dem  Generalvicar 
nur  zufolge  besonderen  Auftrages  des  Bischofs  ^,  doch  hat  er  zwei  ältere  und  ange- 
sehenere Domherren  aus  dem  Kapitel  zu  wäUen^,  welche  er  in  allen  hierher  gehörigen 
Angelegenheiten,  (d.  h.  soweit  es  sich  nicht  um  die  Beschaffung  der  Geldmittel  und  die 


1  Die  älteren  Proylnzialsynoden  verlangen  da- 
her mitunter  bei  der  Aufnahme  ein  eidliches  Ge- 
lobnies, bei  dem  geistlichen  Stande  zu  verharren 
lind  sich  nach  dem  Ermessen  des  Bischofs  im 
kirchlichen  Dienst  verwenden  zu  lassen ,  Bor- 
deaux 1683,  Hardouin  10,  1383.  Andere  for- 
dern die  Ausstellung  einer  schriftlichen  Ver- 
pflichtung seitens  der  Zöglinge  oder  ihrer  Eltern, 
dass  bei  dem  Verlassen  des  geistlichen  Berufs 
die  auf  den  Unterhalt  verwendeten  Kosten  dem 
Seminar  ersetzt  werden,  s.  z.  B.  Cambray  1586, 
1.  c.  9,  2177,  Constanz  1567,  Hartzheim  7, 
470,  Neapel  1699,  coli.  conc.  Lac.  1,  229.  Die 
neueren  Synoden  enthalten  derartige  Vorschrif- 
ten selten,  s.  aber  z.  B.  Cicinnati  1861,  coli.  cit. 
3,  275,  indessen  bestehen  solche  Bestimmungen 
für  einzelne  Seminare  kraft  statutarischer  An- 
ordnung. Bechtlich  unzulässig  ist  die  Forderung 
einer  derartigen  Verpflichtung  nicht,  so  auch  die 
Congr.  conc  in  Anal.  cit.  v.  1858.  p.  291.  292. 

2  Das  Tridentinum  bestimmt  darüber  nichts. 
Abgesehen  von  dem  Fall  eines  behufs  Erlangung 
der  Aufnahme  geübten  Betruges  lässt  sich  eine 
Ersatzforderung  nicht  begründen,  da  die  Kirche 
in  erster  Linie  armen  Knaben  im  eigenen,  nicht 
im  Interesse  der  letzteren,  den  Unterhalt  und  die 
Ausbildung  im  Seminar  gewährt  Das  Plen. 
Konzil  V.  Baltimore  1866,  coli,  conc  Lac.  3, 
452  schreibt  beim  Wechsel  des  Seminars  seitens 
eines  Zöglings  Ersatz  der  Kosten  für  das  auf- 
nehmende Seminar  oder  den  Bischof  an  das  früher 
besuchte  vor. 

3  Wenn  der  Seminarist  in  den  Regularstand 
eintritt,  hat  er  ebenfalls  nichts  zu  erstatten,  ja 
der  Bischof  ist  nicht  einmal  berechtigt,  ihm  für 
diesen  Fall  eine  dahin  gehende  Verpflichtungs- 
erklärung abzufordern ,   Nie.  Nilles,   selectae 


dissertationes  academicae  iur.  ecclesiast  Oenl- 
ponte  1886.  p.  91  ff. 

*  S.o.  S.217undS.  117.  70. 

5  Trid.  1.  c.  s.  v.  „Curet  episcopus"  etc.  Vgl. 
Poüan  p.  255.  Dass  sie  auch  nach  Massgabe 
der  Tages  -  und  Hausordnungen  anderen  Gottes- 
diensten und  Andachten  beizuwohnen,  sich 
geistlichen  Uebungen  und  Werken  der  Barm- 
herzigkeit zu  unterziehen  haben,  versteht  sich 
nach  dem  Zweck  der  Seminar-Erziehung  von 
selbst ,  8,  z.  B.  Neapel  1882 ,  Arch.  f.  k.  K.  B. 
51,  90.  Das  Tridentinum  bezeichnet  nur  das 
Minimum. 

6  Vgl.  Poüan  p.  26öff.  Aber  nicht  zu  Privat- 
diensten, 8.  Const.  Benedict  XIII:  Greditae 
nobis  V.  9. Mai  1725,  u.  A.  bei  Ferraris  1.  cn. 
178.  u.  coli.  conc.  Lac.  1,  454.  Wegen  der  Zu- 
gehörigkeit der  Seminarien  und  der  Zögling 
zum  Pfarrverbande  vgl.  Bd.  II.  S.  299,  vgl.  auch 
oben  S.  73.  Doch  kann  der  Bischof  das  Semüisr 
zu  einer  besonderen  Anstaltspfarrei  erheben 
oder  der  Pfarrei  der  Kathedrale  zuweisen,  vgl. 
die  const.  Pii  VI.  v.  1786,  bull.  Roman,  const  7, 
227. 

7  VgL  Poüan  p.  272. 

8  Poüan  p.  282,  Bd.  IL  S.  216. 

9  Trid.  1.  c. :  „Quae  omnia  atqne  alia  ad  htne 
rem  opportuna  et  necesJkrla  episcopi  slnguli 
cum  consilio  duorum  canonicorum  seniorum  et 
graviorum,  quos  ipsi  elegerint,  prout  spiritus 
sanctus  suggesserit,  constitnent  eaqne  ut  semper 
observentuT  saepius  visitando  operam  dabunt^. 
Der  General  Vikar  ist  aber,  selbst  wenn  er  dem 
Kapitel  angehört,  nicht  geeignet,  weil  er  in  die 
Lage  kommen  kann ,  den  Bischof  zu  vertreten. 
Poüan  p.  282. 
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YenndgensTerwaltung  für  das  Seminar  handelt]  ^ ,  also  bei  der  Abfassung  der  das 
Seminar  betreffenden  Statuten  —  der  Aufstellung  des  Lehrplanes,  der  Studien-,  Haus- 
nnd  Disciplinar-Ordnungen  — ,  bei  der  Auswahl  der  einzufahrenden  Bücher,  bei  der 
Aufnahme  der  Zöglinge^,  bei  der  Bestrafung  und  Ausstossung  derselben,  bei  der  Wahl 
der  Lehrer  3,  Erzieher  und  Beichtväter  ^,  sowie  bei  der  Visitation  mit  ihrem  consilium  ^ 
zuhOren<^hat. 

10.  Hinsichtlich  des  Leitungs-,  Lehr-  und  Erziehungspersonals,  welches  fflr  das 
Seminar  anzustellen  ist,  bestimmt  das  Konzil  nichts  näheres.  Es  giebt  dem  Bischof 
allein  das  Recht '^,  diejenigen,  welche  Scholasterpfründen  haben  oder  denen  sonst 
kraft  ihres  Amtes  die  Pflicht  zum  Lehren  oder  zur  Haltung  von  Vorlesungen  obliegt^, 
selbst  wider  ihren  Willen  als  Lehrer  in  den  ihnen  geeignet  erscheinenden  Fächern 
zu  verwenden  und  von  ihnen  bei  obwaltender  Untauglichkeit  die  Bestellung  etwaiger 
von  ihm  zu  bestätigender  Substituten  bei  Vermeidung  der  eigenen  Deputirung  zu  ver- 
langen. 

Die  Natur  der  Sache  bedingt  es,  dass  ein  besonderer  Beamter,  ein  OeistUcher 
mit  der  unmittelbaren  Leitung  der  Geschäfte  des  Seminars,  welche  der  Bischof  nicht 
zn  ftlhren  im  Stande  ist,  als  s.  g.  rector  oder  praesidens  seminarii^  betraut  wird,  und 
dass  femer  ausserdem  die  erforderlichen  Lehrer  und  Repetenten  für  die  einzelnen 


1  Denn  dabei  bat  die  Bd.  II.  S.  157  erwähnte 
Tieier-Deputation  mitzuvirken,  Poüan  p.  294 
if.  Bau  noch  eine  dritte  Deputation,  eine  depn- 
tatio  leddendae  rationis  Tom  Bischof  zn  bestellen 
und  hei  der  Rechnungslegung  zuzuziehen  ist,  so 
Bonix  de  episcopo  2,  72,  ist  ein  Missyerstand- 
niss  des  Tridentinums,  dagegen  auch  die  Congr. 
eone.  ▼.  1866  hei  Poüan  p.  286.  286. 

2  Hierbei  kann  der  Bischof  aber  insofern  be- 
schränkt sein,  als  wegen  der  Stiftung  Ton  Frei- 
stellen seitens  einzelner  Kommunen  oder  anderer 
Personen  Nomin ations-  oder  Präsentationsrechte 
für  solche  Stellen  vorhehalten  und  auch  die  Er- 
fordernisse der  Aufzunehmenden  (z.  B.  Heimaths- 
recht  an  einem  gewissen  Ort)  näher  bestimmt 
Bind.  Vgl.  einen  Fall  in  Acta  s.  sed.  9,  416  und 
eine  Reihe  v.  Entseh.  d.  Congr.  conc.  bei  P o ü  an 
p.177. 

3  Wegen  des  rector  seminaiii  s.  u.  S.  608.  n.  2. 

*  Entseh.  d.  Congr.  conc.  bei  Ferraris  1.  c. 
n.  92  ff. ;  Acta  s.  sed.  1,  692 ;  coli.  Lac.  6,  312 
Anm. ;  Bonix  de  capitulis  ed.  II.  Paris  1862. 
p.431;  Poüanp.  292.  293. 

.  5  Zu  befolgen  braucht  er  dasselbe  nicht,  aber 
die  Einholung  ist,  wie  sonst,  Bedingung  der 
Gültigkeit  des  Aktes,  s.  die  Tor.  Anm. 

Die  Ton  ihm  ausgewählten  Domherren  kann 
er  aber  nnr  wegen  gegründeter  Ursachen,  z.  B. 
hohen  Alters,  Gebrechlichkeit,  Krankheit,  lang- 
dauernder  Abwesenheit,  dieser  Stellungen  ent- 
heben und  andere  für  sie  auswählen.  Entseh.  d. 
Congr.  conc.  in  Acta  s.  sed.  1,  696;  coli,  conc 
Lac.  6,312;  Bonix  de  capitulis  p.  428;  Poüan 
^287. 

^  Die  Anm.  1.  gedachte  Vierer-Deputation  ist 
der  Bischof  aber  statt  der  beiden  Domherren  nicht 
zuzuziehen  berechtigt,   ebenso  wenig  diese  gar 


allein  zu  bilden,  Congr.  conc.  1864,  Acta  s.  sed. 
1,  667  u.  Analect.  iur.  ponjt.  1867.  p.  868,  wenn 
schon  es  nicht  ausgeschlossen  ist,  dass  diejenigen 
Domherren,  welche  der  Bischof  als  Belrath  für 
die  geistliche  Leitung  des  Seminars  ausgewählt 
hat,  auch  zu  Mitgliedern  der  gedachten  Vierer- 
Deputation  bestellt  werden.  Noch  viel  weniger 
genügt  es,  wenn  der  Bischof  blos  eine  besonders 
Yon  ihm  für  das  Seminar  gebildete  Studien- 
Kommission  anhört.  Eine  solche  kann  in  den 
gedachten  Angelegenheiten  vielmehr  nur  zur 
Vorbereitung  derselben  und  zur  Unterstützung 
des  Bischofs  und  der  beiden  Domherren  fungiren, 
s.  auch  Congr.  conc.  t.  1863  bei  Poüan  p.  287. 

"^  L.  c :  „ut  episcopi  .  .  et  alii  locorum  ordi- 
narii,  scholasterias  obtinentes  etalios,  quibus  est 
lectionis  Tel  doctrinae  munus  annexum,  ad  do- 
cendum  in  ipsis  scholis  instituendos  per  se  ipsos, 
si  idonei  fuerint,  aliquin  per  idoneos  Substitutes 
ab  eisdem  scholasticis  eligendos  et  ab  ordinariis 
approbandos,  etiam  per  subtractionem  fractuum, 
cogant  et  compellant  Quod  si  ludlcio  episcopi 
digni  non  fuerint,  alium,  qui  dignus  sit,  nomi- 
nent,  omni  appellatlone  temota.  Quod  si  ne- 
glexerint,  episcopus  ipse  deputet.  Docebunt 
autem  praedicti  quae  videbuntur  episcopo  ex- 
pedire." 

8  Bd.  II.  S.  102.  S.  119  n.  6  u.  S.  123  n.  8, 
sowie  dazu  die  Ühitseh.  d.  Congr.  conc  v.  1882, 
Acta  s.  sed.  16,  208,  über  die  Pflicht  descanoni- 
cus  magistralis  die  Theologie  im  Seminar  unent- 
geltlich zu  lehren. 

9  S.  z.  B.  Cambray  1686,  Hardouin  9,2177; 
Rouen  1681  u.  Toulouse  1690,  1.  e.  10,  1269. 
1812  und  Neapel  1882,  Arch.  f.  kth.  K.  R.  61, 
90,  auch  primas oder primarius,  Hardouin  1.  c. 
p.  1269.  1383.  Vgl.  ferner  Poüan  p.  208«. 
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I.  Die  Hierarchie  und  die  Leitung  der  Kirche  durch  dieselbe. 


[§.  Ml. 


Fächer,  weiter  besondere  Erzieher,  sowie  yerschiedene  Beichtväter  nnd  aus  diesen 
mn  director  spiriiualis^  an  dem  Seminar  angestellt  werden 2. 

11.  Was  die  Ueb  ertragung  der  unmittelbaren  Leitung  des  Seminars  sei- 
tens des  Bischofs  an  einen  geistlichen  Orden  oder  eine  derartige  Kongregation 
betrifft,  so  würde  diese  an  und  fflr  sich  unter  Einholung  des  Beirathes  der  beiden 
Deputationen  statthaft  sein,  sofern  demBischof  alle,  ihm  dnrch  das  Tridentinum gewähr- 
ten oberen  Leitungsbefugnisse  ungeschmälert  erhalten  bleiben  3.  Da  indessen  die  ge- 
dachten religi(^sen  Genossenschaften  die  Seminarien  allein  dann  fibernehmen,  wenn  ihren 
Oberen  die  Bestellung  und  Entfernung  des  Rektors  und  der  Lehrer  [wenn  auch  im 
Einvernehmen  mit  dem  Bischof)  gestattet,  und  ihnen  die  freie  Verwaltnng  unter  Aus- 
schluss des  beliebigen,  nicht  auf  gerechtfertigte  Gründe  gestützten  Widerrufes  des 
Bischofs  übertragen  wird^,  so  bedarf  es  bei  der  Unvereinbarkeit  dieser  Bedingungen 
mit  dem  Tridentinum  in  allen  diesen  Fällen  der  päpstlichen  Genehmigung^,  ausserdem 
aber  auch  vor  Einholung  der  letzteren  der  Zustimmung  des  Domkapitels^. 

in.  Die  Ausführung  der  Vorschriften  des  Trienter  Konzils^.  In 
den  ersten  Jahrzehnten  nach  dem  Schlüsse  des  Trienter  Konzils  haben  zwar  eine  Reihe 
von  Partikular-Synoden  ^  die  Ausftthrang  der  Bestimmungen  desselben  in  Angriff  ge- 
nommen^ und  sich  die  Errichtung  von  Seminarien  angelegen  sein  lassen;  ja  es  sind 


1  Welchem  die  geistliehe  Fühning  der  Semi- 
naiisten,  namentlich  die  Leitnng  ihrer  geistlichen 
Uebnngen  obliegt,  s.  z.  B.  Venedig  1869,  coli, 
oonc.  Lac.  6,  313. 

3  Ueber  die  Anstellung  nnd  Entfernung  der 
Lehrer,  welche  ebensowenig,  wie  die  de«  Rektors 
und  der  anderen  Beamten  eine  feste  nnd  lebens- 
längliche zu  sein  pflegt  P  0  ü  a  n  p.  21 1 ,  s.  0.  S.  507. 
Die  dort  Anm.  4  cltirten  Entsch.  d.  Congr.  conc, 
B.  auch  eine  weitere  v.  1689,  Anal.  Inr.  pont. 
1867  p.  614  n.  Richter  a.  a.  0.  n.  4,  yerlaugen 
für  die  Deputation  des  Rektors  und  der  Beamten 
(nicht  der  Lehrer)  des  Seminars  und  Ihre  Ent- 
fernung die  Einholung  des  consilium  der  Vierer- 
Deputation,  offenhar  desshalb,  weil  alle  diese 
Angestellten  zugleich  mit  der  Vermögensrerwal- 
tung  des  Seminars  zu  thun  haben.  Soweit  diesel- 
ben aber  andererseits,  wie  der  Rektor,  zugleich  bei 
der  geistlichen  Leitung  betheiligt  sind,  erscheint 
Indessen  auch  derBelrath  der  beiden,  sonst  depu- 
tiiten  Domherren  erforderlich,  während  B  0  u  1  x 
de  capitulis  p.  432.  433  u.  Poüan  p.  294  die 
Einholung  desselben  blos  für  ein  Gebot  der  Vor- 
sicht erachten. 

3  S.  auch  Bouix  1.  c.  p.  443. 

*  Benedict,  de  syn.  dioec.  V.  11.  n.  9;  Bouix 

X.  C  p.  444. 

»  Vgl.  Analect.  lur.  pont.  1865.  p.  1096  ft. 
(auch  Acta  s.  sed.  3.  47  ff.)  u.  Poüan  p.  219. 
Der  Bischof  hat  zu  diesem  Belaufe  einen  Vertrag 
zu  entwerfen  und  denselben  bei  der  Congr.  conc. 
zur  Prüfung  und  Einholung  der  Genehmigung  des 
Papstes  einzureichen  (ein  Beispiel  eines  derartig 
Ton  Plus  VII.  i.  J.  1800  genehmigten  Vertrages 
s.  bull.  Roman,  contin.  11,  28;  Tgl.  auch  ibid.  6, 
168).  Gewahrt  bleibt  dem  Bischof,  abgesehen 
von  den  im  Text  gedachten  Rechten,  seine  son- 
stige bisehöfliche  Jurisdiktion,  sodann  das  Recht 
der  obersten  Aufsicht,  sowie  die  Befugnlss  übar 


die  Aufnahme  der  Zöglinge  zu  bestimmen,  Ck>ngr. 
conc.  bei  Benedict.  XIV.  1.  c.  u.  Richter. 
Tridentinum  S.  212  ^  5.  Endlich  wird  aiich  die 
Pflicht,  Jährlich  dem  Bisehof  und  der  Vierer- 
Deputation  Rechnung  zu  legex^  nieht  beeelttgt, 
Entsch.  d.  Congr.  i.  d.  Anal.  cit.  1807  p.  61Ö. 
634;  Richter  a.  a.  O.  n.  6,  sofern  nicht  etwa 
die  religiöse  Genossenschaft  mit  ihrem  Ver- 
mögen alle  Lasten  trägt  und  der  Vertrag  die 
päpstliche  Genehmigung  erhalten  hat,  wie  in 
dem  cit  FaU  bull.  Rom.  cont.  11,  28. 

Einzelne  zeligiöee  Genossenschaften  besitzen 
das  Privileg,  ohne  besondere  Anfrage  beim  päpst- 
lichen Stuhle  auf  Verlangen  der  Bischöfe  die 
Leitung  von  Seminarien  zu  übernehmen,  AnaL 
cit.  p.  674, 

Wenn  bei  der  Uebergabe  einea  Seminan  an 
einen  exemten  Orden  wegen  der  Pfarr- Rechte 
nichts  bestimmt  ist,  so  tritt  nicht  ohne  Weiteres 
eine  Exemtion  des  ersteren  und  der  Zöglinge  vom 
Pfarrverbande  ein.  Acta  s.  sed.  3,  479;  Bd.  IL 
S.299. 

^  So  die  Congr.  conc.  Analecta  lur.  pontit 
1867  p.  618.  634,  offenbar  deshalb,  weü  es  sich 
um  eine  Massnahme  handelt,  welche  den  Rechten 
des  Kapitels  insofern  präjudlzirt,  Tgl.  Bd.  II.  S. 
164  Nr.  ö,  als  die  Mitwirkung  desselben  bei  der 
Verwaltung  durch  den  von  ihm  zu  deputirenden 
Domherrn  fortfallt,  s.  a.  a.  0.  S.  157. 

7  Vgl.  Poüan  p.  101  ff. 

8  Vorangegangen  ist  Plus  IV.  mit  der  Errich- 
tung des  römischen  Seminars  i.  J.  1564  u.  1565, 
dessen  Leitung  allerdings  Ton  Ihm  den  Jesulton 
übergeben  worden  ist,  Theiner,  S.  104  if.; 
Anal.  lur.  pont.  1885.  p.  1067.  273a  2739,  Tgl. 
auch  const.  Urban.  VIII.  y.  26.  August  1629, 
bull.  Taur.  14,  79. 

ö  Vgl.  z.  B.  die  Synoden  v.  Augsburg  1566. 
P.m.  c.  23;  OoDStonz  1567.  P.  L  a  5;  Stlzbvg 
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anoh  in  Folge  dieser  Bemfllmiigen  eine  Anzahl  solcher  in  das  Leben  gerufen  worden  ^ 
indessen  zn  einer  allgemeinen  Einführung  der  gedachten  Anstalten  ^  und  zur  vollen 
Yerwirklichnng  der  Anordnungen  des  Konzils  ist.  es  nicht  gekommen.  Theils  die 
Lftssigkeit  einzelner  Prälaten  und  Kapitel  ^  in  der  Beschaffung  der  Geldmittel  durch 
die  vorgeschriebene  Besteuerung,  theils  der  Widerwille  der  dadurch  Belasteten,  end- 
lich aber  auch  vielfach  die  Unmöglichkeit,  auf  dem  gedachten  Wege  die  erforder- 
lichen Fonds  zusammenzubringen  4,  haben  die  Hindemisse  gebildet,  welche  nicht 
fiberall  tiberwunden  werden  konnten,  und  vielfach  dazu  zwangen,  dass  man  sich  mit 
der  Errichtung  blos  eines  oder  einzelner  Seminarien  fttr  eine  ganze  erzbisohöfliche 
Provinz^  oder  mit  der  Beschränkung  der  Seminarien  auf  ältere  schon  vorgeschrittenere 
Kandidaten  und  auf  die  höheren  Studien  in  der  Theologie  und  in  den  anderen  in 
Frage  kommenden  Fächern  begütigen  musste  <^. 

In  Deutschland  trat  aber  zu  diesen  Orttnden  noch  die  Beligionsspaltnng  und 
der  dreisaigjährige  Krieg  hinzu,  und  so  ist  die  Yorschriffc  des  Tridentinums  hier  nur 
in  verhältnissmässig  geringem  Umfange  zur  Durchführung  gelangt  7.  Dies  kann  um 
80  weniger  befremden,  als  selbst  in  Italien  bis  in  das  18.  Jahrh.  hinein  nicht  einmal 


1569  const.  60,  Hartzheim  7.201.  467.  378 
u.  880;  Trient  1693  c.  30,  ibid.  8,  424;  Mailand 
1566  u.  1679  (hier  hat  d.  s.  Karl  BorromHos 
aach  seiae  a^r  in  daa  Einzelne  gehenden 
institutionea  ad  Universum  seminarii  regimen, 
siehe  o.  S.  603.  n.  5.  Terfaaat),  Aquileja  1696, 
Hardouln  10,  666.  1038.  1904  ;  Ronen  1581, 
Rhelms,  Bordeaux  und  Tours  l583,  Aix  1585, 
Toulouse  1690,  Avignon  1696,  1.  c.  10,  1256. 
129a  1382.  1437.  1674.  1811.  1863;  Camhray 
1586,  1.  c.  9,  2176,  Hecheln  1570,  Herzogen- 
huachl571,  Hartzheim  7,  626,  732,  Toledo 
und  Gompostella  1586,  Th einer  S.  111.  138. 
S.  aueh  noch  Analecta  lur.  pontif.  1865.  p.  1068. 

i  Da«  erste  1564  zu  Bieti,  Thelner  S.  107, 
▼eitere  zu  Mailand  und  in  den  Suifranganbis- 
tkümern  dieses  Enbisthums  In  Folge  der  Thättg- 
keit  des  b.  Karl  Borromäus,  s.  die  In  d.  tot. 
Anmerk.  cit.  Mailänder  Synoden  und  Thelner, 
S.  139,  ferner  um  dieselbe  Zeit  zu  Yerona,  Bene- 
▼ent,  Larino,  a.  a.  O.;  zu  Osimo  1586,  a.  a.  O., 
8. 165;  zu  Ypem,  s.  Synode  ▼.  1677,  Hartz- 
h ei B  7, 8012 ;  Toulouse  1699.  s.  04>n8t.  Clem.  VIII. 
Ad  exequendam  y.  7.  Mai  1599,  bull.  Taux'. 
10,  494;  spiter  dann  zu  Mecheln  1609,  Hartz- 
heim,  id.  9,  18,  zu  Antwerpen  1610,  id.  8, 
1007,  zu  Herzogenhusch  1612,  id.  9,  239,  und 
zu  Gent  1613, 1.  c.  p.  261,  erst  1669  zuPresburg 
und  Palästlina,  Theiner,  S.  169. 

'  So  dringen  noch  die  Synoden  von  Namur 
1604,  OulB  1606,  Prag  1606,  Mecheln  1607  (s. 
aber  vor.  Anm.),  Konstanz  1609,  Hartzkeim 
8,  611.  668.  761.  790.  889;  Bo^eaux  1624, 
Hardouln  11,  108;  Osnabrack  1626,  Hartz- 
heim  9,  438,  auf  Errtchtung  von  Semin ariea, 
Tgl.  weiter  auch  Theiner,  S.  166. 

^  S.  die  Mitthcilnngen  ilber  päpstliche  Schreiben 
an  den  Btsehof  ▼•  Oubbio,  das  Domkapitel  zu 
iTOia  u.  8.  w.  bei  Thelner,  S.  117  il,  vgl. 
temer  Sw  157. 

^  Die  Energie,  die  Schwierigkeiten  zu  über- 
wlnden^    ist    allerdings    vielfach    dadnrch   ge- 


schwächt worden,  dass  die  Bischöfe  schon  von 
Anfang  an  ihre  Seminarien  den  Jesuiten  zur 
Leitung  übergeben  haben,  so  z.  B.  1564  in  Mainz, 
Theiner  S.  109  (S.  168),  in  Rhelms  1567, 
a.  a.  0.  S.  151,  in  Olmütz  und  Prag,  S.  120,  in 
Salamanca  1666,  a.  a.  0.  S.  138,  denn  zum  Theil 
herrschte  damals  noch  Widerwillen  gegen  die 
letzteren,  s.  a.  a.  0.  S.  108.  159  und  zum  Theil 
verliess  man  sich  darauf,  dass  sich  diese  die  An* 
stalten  möglichst  zu  erhalten  suchen  würden. 

5  So  hat  die  Salzburger  Synode  T.  1669,  Hartz- 
helm 7,  378.  380  von  der  Einrichtung  von  Semi- 
narien fQr  die  Diöcesen  Gurk,  Ghiemsee,  Secoau 
und  Lavant  Abstand  nehmen  und  die  Kandidaten 
aus  denselben  auf  das  Salzbnrger  Seminar  verwei- 
sen müssen,  ebenso  Cambray  1586,  Hardouln 
9,  2177  nur  ein  Seminar  in  Aussieht  nehmen  kön- 
nen, ähnlich  auch  Aquileja  1596,  1.  c  10,  1904. 

«  Vgl.  0.  S.  503.  n.8.  So  erwähnt  Bourges  15S4, 
Hardouln  10,  490  blos  der  Semlnaria  maiora 
für  die  liberales  disciplinae,  Gent  1613  o.  3  be- 
schränkt das  Seminar  auf  Kandidaten  über 
18  Jahr,  welche  bereits  genügend  fQr  das  Stu- 
dium der  Moraltheologie  vorgebildet  sind, 
Hartzh.9,  259;  Gambray  1586,  Hardouln 
9,  2176,  setzt  das  Aufnahme- Alter  auf  20  und 
Mecheln  1609,  Hartzh.  9,  18  auf  18  Jahr  fest. 
Vgl.  ferner  const  Sixti  V :  Vehementer  in  do- 
mino  V.  11.  November  1589,  bull.  Tanr.  9,  127 
für  das  vom  Bischof  von  Lüttich  errichtete  semi- 
narium  cUricortmt  primanum  in  Lüttich  und  das 
vom  Abt  zu  S.  Trond  an  dem  eben  genannten 
Orte  begründete  seminariuni  seeundariunt,  fub" 
altemum,  ,,e  quo  clerici  ibidem  in  christiana 
pietate  ac  bonis  litteris  mediocriter  Institut!  ad 
....  primarium  seminarium  in  ulteriorem  in 
pietate  ac  bonis  litteris  atque  artibus  profectnm 
mitti  dein  de  possint". 

7  So  bestand  z.  B.  für  Köln  noch  im  Reginn 
des  18.  Jahrhunderts  kein  Seminnr,  Theiner, 
S.  208,  vgl.  ferner  daselbst  S.  163.  207. 
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alle  Diöcesen  ein  Seminar  erhalten  hatten  S  und  in  dieser  Zeit  bereits  manche  früher 
begründete  wegen  Mangel  an  den  erforderlichen  Mitteln  schon  in  Verfall  gerathen 
waren,  so  dass  sich  sowohl  Benedikt  XÜL,  wie  anch  BenediktXIY.  yeranksst 
sahen,  die  Bischöfe  an  ihre  Pflicht  znr  Begründung  derartiger  Anstalten  zn  er- 
innern 2. 

Dagegen  hatte  sich  allerdings  in  Frankreich  die  Assembl^e  du  clerg^  en  Melnn 
schon  1579  die  Förderung  der  Seminare  angelegen  sein  lassen 3,  und  gleichzeitig  die 
weltliche  Gesetzgebung  ihre  Unterstützung  für  die  nothwendigen  Massregeln  in  Aus- 
sicht gestellt^,  indessen  waren  auch  hier  diese  Bestrebungen  zunächst  von  geringem 
Erfolge  gekrönt.  Erst  in  der  zweiten  Hälfte  des  17.  Jahrhunderts  trat  eine  Wendung 
ein  K  Die  Stiftung  mehrerer  Priester-Kongregationen,  so  namentlich  der  des  h.  ^n- 
cenz  a  Paula,  welche  sich  der  Mission  und  Seelsorge  unter  dem  Volke,  sowie  der 
Verbesserung  des  sittlichen  Zustandes  und  der  wissenschaftlichen  Bildung  des  ELieros 
widmeten  und  zur  Verfolgung  ihrer  Zwecke  Anstalten  zur  Ausbildung  geeigneter 
Oeistlichen  begründet  hatten,  blieb  nicht  ohne  Einfluss  auf  die  Bischöfe  und  yeran- 
lasste  diese,  zum  Theil  im  Einvernehmen  mit  den  Stiftern  der  gedachten  Oenossen- 
Schäften,  zur  Errichtung  von  Seminarien  zu  schreiten  und  die  Leitung  derselben  den 
Mitgliedern  der  gedachten  Kongregationen  zu  übertragen^.  In  Folge  dessen  sind 
damals,  um  so  mehr  als  die  weltliche  Gewalt,  namentlich  Ludwig  XIV.,  diese  Bestre- 
bungen gefördert  hat^,  eine  ganze  Anzahl  von  Seminarien  in  das  Leben  getreten^, 
aber  anch  diese  haben  keineswegs  in  allen  Beziehungen  den  vom  Tridentinum  auf- 
gestellten Normen'^  entsprochen. 


1  In  Orvieto  ist  z.  B.  erst  i.  J.  1774  unter 
Verwendung  der  Güter  eines  Kollegs  der  Jesuiten 
in  Folge  der  Aufhebung  des  Ordens  derselben 
ein  Seminar  errichtet  worden,  bull.  Rom.  ant. 
4,  665. 

3  Vgl.  die  S.  606.  n.  6.  citirte  const.  Bened. 
XIII. ,  welche  für  ItalienVorschriften  über  die  Auf- 
bringung der  erforderlichen  Geldmittel  enthält 
und  die  Einsetzung  einer  besonderen  congregatio 
seminariorum  vorschreibt,  sowie  const.  Bene- 
dikt. XIV. :  übi  primum  3.  Dezember  1740.  §.  2, 
eiusd.  bull.  1,  3. 

3  Extrait  du  reglement  g^n€ral  conoernant  la 
discipline  eccMslastique  tit  24 :  Leges  seminarii, 

quod  iuxta  conc.  Tiid institul  debet  in 

quavis  dioecesi,  in  collection  des  proc^s-verbaux 
des  assembUes  g^ntfrales  du  clergtf  de  France  Paris 
1772.   Pikees  Instiflcatives  no  X  p.  116  ff. 

^  Ordonnance  t.  Blois  art.  24  t.  1579:  „.  .  . 
enjolgnant  i  tous  nos  offlciers,  tant  de  nos  cours 
souveraines,  qu^autres  de  tenir  la  main  ä  Texe- 
cution  de  ce  qui  en  aura  M  ordonntf  pour  Tin- 
stitution ,  dotation  et[  rdglement  des  dits  semi- 
naires^,  ebenso  Ordonnance  y.  1629,  vgl.  Du- 
rand de  Maillane,  dictionnaire  de  droit 
canonique,  tfd.  II.  4,  446. 

5  Thelner  S.  170. 

«  A.  a.  0.  S.  177  ff. 

^  So  wurden  namentlich  in  dem  Edikt  Yom 
Dezember  1666,  welches  die  Errichtung  Ton 
Klöstern,  Kollegien,  geistlichen  und  weltlichen 


Genossenschaften  von  der  Ertheilnng  der  könig- 
lichen Genehmigung  und  der  Gewähmng  könig- 
licher lettres  patentes  abhängig  macht,  die  Se- 
minarien Yon  dieser  Vorschrift  ausgenommen, 
wennschon  solche  doch  später  immer  noch  nach- 
gesucht worden  sind  (rgl.  Thelner  S.  199), 
weil  die  Begründung  der  Seminarien,  nament- 
lich die  Beschaffung  der  Mittel  durch  Besteue- 
rung nicht  ohne  staatliche  Mitwirkung  mög- 
lich war,  Durand  de  Maillane  1.  c  Ferner 
hat  Ludwig  XIV.  durch  Ordonnanz  ▼.  16.  Dezem- 
ber 1698,  abgedruckt  bei  Thelner  S.  476,  an- 
geordnet, dass  die  Bischöfe  in  allen  Bisthümen, 
in  denen  bisher  keine  Seminarien  vorhanden 
waren,  unverzüglich  znr  Errichtung  solcher 
schreiten  sollten. 

8  Theiner  S.  177.201. 

0  Einmal  waren  viele  derselben  nnr  für  die 
eigentliche  theologische  Ausbildung  bestimmt, 
s.  g.  grossere  Seminare,  vgl.  die  oben  n.  7 
oit.  Ordonnanz :  „d^tftablir  autant  qn*il  seia  pos- 
sible  dans  les  diocdsee,  oü  11  y  en  a  d^ja  pour 
les  clercs  plus  &gez,  des  maisons  particulieies 
pour  r^dncation  des  jeunes  clercs  panvres  depnis 
Tage  de  douze  ans,  qui  paroistront  avoir  de 
bonnes  dispositions  pour  T^tat  eccl^siastiqne'', 
und  femer  waren  nirgends  die  Verwaltungs- 
deputationen ans  den  Domherren  (s.  a  8.  607) 
gebildet,  vielmehr  lag  die  Verwaltung  allein  in 
den  Händen  der  Bischöfe,  Durand  de  Mail- 
lane 1.  c.  4,  448. 
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§.232.    2.  Die  nicht  tridentiniachen  Bildungs-  und  Erziehungsanstalten^, 

I.  Einleitung  nnd  Uebersicht.  Die  von  dem  Konzil  von  Trient  vorge- 
schriebenen Einrichtungen  waren  darauf  berechnet,  den  regelmässigen  nnd  erforder- 
lichen Bedarf  an  Oeistlichen  für  den  kirchlichen  Dienst  in  den  einzelnen  DiOcesen 
innerhalb  derselben  oder  wenigstens  innerhalb  der  erzbischöflichen  Provinz  in  ge- 
eigneter Weise  heranzubilden. 

Daneben  blieben  die  Universitäten  mit  ihren  theologischen  Fakultäten  and  femer 
die  besonderen  Ünterrichts-Anstalten  der  Orden  ftlr  die  AnsbilduDg  der  diesen  ange- 
hangen Novizen  bestehen.  Ein  Verbot  des  Besuches  der  ersteren  hat  die  Kirche  im 
Interesse  der  Förderung  der  Seminarbildung-  niemals  erlassen.  Gerade  die  Einrich- 
tungen des  während  der  Dauer  des  Trienter  Konzils  entstandenen  Jesuiten-Ordens, 
welche  f^r  die  EinfUhrung  der  Diöcesanseminarien  mitbestimmend  gewesen  sind, 
boten  ein  geeignetes  Mittel,  nicht  nur  die  Gefahren,  welche  der  Kirche  aus  der  späte- 
ren Entwickelung  des  üniversitätswesens  entstanden  waren  2,  zu  beseitigen,  sondern 
auch  den  sich  immer  mehr  von  der  Kirche  loslösenden  Universitäten  eine  andere 
Art  von  Bildungsanstalten  gegenüber  zu  stellen,  welche  die  Universitätswissen- 
schaften, vor  Allem  die  Theologie  und  die  Philosophie,  in  voller  Unterordnung  unter 
die  Kirche  und  im  Sinne  der  neueren,  von  der  Kurie  geforderten  Entwicklung  zu 
pflegen  bestimmt  waren.  Zur  Erreichung  dieses  Ziels  bedurfte  es  einmal  der  Aus- 
stattung der  von  der  Earche  abhängigen  Ordensschulen  mit  den  erforderlichen  Lehr- 
kräften, und  der  Offenhaltung  derselben  auch  für  nicht  Ordensmitglieder,  andererseits 
weiter  der  Gewährung  der  Kechte  der  Universitäten  an  diese  Lehranstalten.  Durch 
den  Jesuiten-Orden,  dessen  Häuser  oder  Kollegien  nicht  nur  zu  Bildungsanstalten  für 
die  eigenen  Ordensnovizen  bestimmt  waren,  sondern  auch  zugleich  öffentliche  Gym- 
nasien und  Universitäten  sein  sollten,  wurden  die  beiden  erstgedachten  Bedingungen 
verwirklicht,  und  schon  durch  die  päpstlichen  Breven  von  1552  und  von  1561  ist 
dem  Ordensgeneral  das  Privileg  ertheilt  worden,  durch  die  Rektoren  undPräfekten  der 
Kollegien  den  Schülern  derselben,  Novizen  und  Externen,  nach  vorausgegangenem 
Examen  die  akademischen  Grade  in  der  Philosophie  und  Theologie  mit  derselben 
Wirkung,  wie  wenn  sie  auf  den  privilegirten  Universitäten  erworben  wären,  verleihen 
zu  lassen  3.  Kurze  Zeit  nachher  erfolgte  auch  die  Neugründung  einer  derartigen  noch 
heute  bestehenden  Musteranstalt,  des  CoUegium  Eomanum,  auch  Universitas  Gregoriana 


I  Vgl.  ansser  Theiner,  S.  491  n.  1,  Grlsar 
n.  Steinhuber,  Kollegien,  römische  in  Wet- 
zer n.  Weite,  Kirchenlexikon  2.  AdA.  3,  609; 
Mejer,  d.  Propaganda.  Göttingen  1,  73  u.  22ö 
n.  Art  CoUegia  nationalla  In  Herzog,  Real- 
EncyklopädSe.  2.  Anfl.  3,  313;  A.  Beller- 
heim, Wilhelm  Kardinal  Allen  n.  die  englischen 
Seminare  aaf  dem  Festlande.  Mainz  1886. 

«  S.  0.  S.  501. 

3  Brere  Pins  IT.  Exponl  noMs  v.  19.  August 
1661,  corpus  eonstitntor.  societ.  Jesu.  Antverp. 
1702. 1,  46 :  „moderne  et  pro  tempore  praeposlto 
generali  dictae  societatis,  ut  per  te  Tel  ülum  seu 
allquem  ex  praepositls  Tel  rectorlbus  coUegiorum 
Testrorum,  tarn  in  unlTersitatibus  studlorum  ge- 
nerallum  quam  extra  illas  ublUbet  conslsten- 
tium,   In  qulbus  ordinariae   studlorum  artium 


Uberalium  et  theologlae  lectiones  habebuntur 
cnrsusque  ordlnarli  peragentur,  dict.  societatis 
scbolares  et  pauperes  extenios,  qui  dlctas  lectio- 
nes frequentayerint  et  etiam  divltes  (sl  offlclales 
universltatum  eos  promovere  recusaverint),  cum 
per  examlnatores  vestrae  societatis  idonel  sint 
Inventi  (solutis  tamen  per  diyites  suis  iuribus 
uniyersltatibus),  In  vestris  coUeglis  universitatum 
quarumcunque  et  in  alils  extra  uniyersitates 
consistentlbus  colleglis  yestrls  alios  quoslibet 
scbolares,  qul  Inibl  sab  eorumdem  collegiorum 
obedlentia,  directlone  yel  dlsciplina  studuerlnt, 
ad  quoscumque  baccalaureatus ,  Ucentiaturae, 
maglsteril  et  doctoratus  gradus  praefatos  ac  alias 
in  reliquls  Inxta  litterar.  Julil  praedecessoris 
praedicti(8.  Breve :  Sacrae  religionls  y.  22.  Oktbr. 
1662,  L  c.  p.  38;  bull,  cit  6, 466)  tenorem  pro- 
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I.  Die  Hierarchie  und  die  Leitung  der  Kirche  durch  dieselbe. 


(§.231 


genannt,  in  Rom  seitens  Gregorys  XIII.  i,  welcher  demselben  dabei  das  Recht  gewährte, 
die  akademischen  Grade  in  der  Theologie  und  Philosophie  zn  verleihen.  Gleichzeitig 
und  später  wurden  auch  an  anderen  Orten  von  den  Jesuiten  Anstalten  desselben 
Charakters  eingerichtet  und  ihnen  pftpstlicherseits  die  Rechte  und  Privilegien  der 
Universitäten  ertheilt^. 

Nach  dem  Vorbilde  der  Jesuiten  (öffneten  dann  auch  manche  andere  Orden  die 
in  erster  Linie  für  ihre  Novizen  bestimmten  Schulen  den  nicht  zu  ihnen  gehörigen 
Studirenden  und  erwarben  für  diese  gleichfalls  die  erwähnten  Privilegien  \ 

Endlich  sind  die  letzteren  ebenfalls  einer  Reihe  der  unter  II.  undlll.  zu  erwähnen- 
den,  für  besondere  kirchliche  Zwecke  errichteten  Bildnngsanstalten  übertragen  worden. 
So  sind  seit  dem  16.  Jahrhundert  eine  Anzahl  rein  kirchlicher  und  unter  kirchlicher 
Leitung  stehender  Bildungsanstalten  für  die  Universitätsstudien  und  mit  den  Rechten  der 
Universitäten  entstanden,  deren  Besuch  die  ELirche  ohne  jedes  Bedenken  zulassen 
konnte,  um  so  mehr,  als  vielfach  für  diejenigen  ärmeren  Studirenden,  welche  nicht 
in  dieselben  als  Alumnen  aufgenommen  waren,  oder  aufgenommen  werden  konnten, 
nach  dem  Vorbilde  der  schon  früher  auf  den  Universitäten  gegründeten  Kollegien^ 
an  den  Sitzen  dieser  Anstalten  Eonvikte,  gleichfalls  coüegia  genannt,  errichtet  und 
unter  geistliche  Leitung  gestellt  worden  sind  ^. 

Alle  diese  Anstalten  verfolgten,  soweit  es  sich  bei  ihnen  nicht  um  die  Heran- 


movere,  ipsique  sie  promoti  privllegils  aliisque  in 
eisdem  lltteris  contentifl  plenalle  utl,  potiii  et 
gaudere  libere  et  Ucite  vale&nt,  auctorltate  prae- 
fata  roDcedimas  et  Indulgemus''. 

^  Ursprunglich  war  dasselbe  eine  Ghründung 
des  Ordensstifters,  Ignaz  ▼.  Loyola,  welcher  1.  J. 
1551  die  Gymnasialklassen  des  Kollegs  eröffnen 
Hess,  und  das  Werk  mit  Hilfe  d.  fa.  Frans  t. 
Borgia  so  zu  fordern  wusste,  dass  schon  nach 
einigen  Jahren  auch  philosophische  und  theolo- 
gische Vorlesungen  gehalten  werden  konnten. 
Aber  erst  Gregor  XIII.  hat  1.  J.  1582  den  noch 
jetzt  vorhandenen  kolossalen  Bau  des  Kollegs 
auffuhren  lassen,  neue  Fnndationssnmmen  für 
dasselbe  ausgeworfen,  die  Erweiterung  der  ün- 
terrlchtsgegen stände  angeordnet,  und  der  Anstalt 
das  oben  gedachte  PrlTileg  Terliehen,  indem  die- 
selbe zugleich  für  immer  als  Kolleg  der  Gesell- 
schaft Jesu  bestätigt  und  bleibend  zum  Ordens- 
haus derselben,  yor  Allem  für  die  jüngeren  Mit- 
glieder des  Ordens  aus  den  verschiedenen 
Ländern  erklärt  wurde  (die  betreffende  päpstliche 
Konstitntion  findet  sich  in  den  zugänglichen 
Sammlungen  nicht).  Das  Kolleg  ist  zwar  1773 
in  Folge  Aufhebung  des  Jesuiten-Ordens  an 
Weltprfester  übergeben  worden,  Leo  XII.  hat  es 
aber  1824  den  Jesuiten  wieder  zurückgestellt. 
Nach  der  Einnahme  Roms  durch  die  Italiener  1. 
J.  1870  hat  das  Kolleg  zwar  sein  Haus  rerloren, 
indessen  besteht  es  noch  jetzt  fort  (die  Vorlesun- 
gen werden  in  dem  Gebäude  des  Oolleglum  Ger- 
manirum gehalten  und  Ton  den  Zöglingen  einer 
Reihe  anderer  Kollegien  in  Rom  besucht,  s.  un- 
ter II.  u.  II  1.1,  ja  es  ist  noch  1876  an  demselben 
eine  eigene  Faknität  für  kanonisches  Recht  mit 
der  Befngniss  zu  Promotionen  von  Plus  IX.  ge- 
gründet worden,  Moroni,  dtzionario  dl  erndi- 
zione  storico-ccclesiastlca  14,  184  ff.;    Grisar 


a.  a.  O.  S.  610 ;    Gerarchla  cattoliea  per  ranoo 
1886.  Roma  1886.  p.  664.  666. 

3  Vgl.  E.  B.  die  const.  Gregors  XIII.  t.  &. 
Dezember  1572  u.  v.  30.  Oktober  1579,  bull. 
Taur.  8,  519.  560,  für  die  Jesuiten-Kollegien  zo 
Pont-ä-MouBSon  und  zu  Wilna,  Clemens'  VOL 
T.  29.  August  1594,  1.  c.  10,  151,  für  das  Je- 
suiten-Kolleg in  Kommitau  (Diocese  Plag), 
Pauls  y.  ▼.  2.  April  1616,  1.  c.  12,  269  für  ein 
solches  in  Paderborn,  ürbans  VIII.  v.  10.  Sep- 
tember 1626,  Lc.  13,  491  für  das  Jesuiten- 
Kolleg  in  Nelsse. 

3  So  das  z.  B.  noch  in  Rom  bestehende  eolle- 
gium  d.  h.  Thomas  t.  Aqulno  zu  S.  Maria  sopn 
Minerva,  u.  1580  gegründet,  und  1694  znm  Stu- 
dium generale  der  römischen  Ordensprorinz  der 
Dominikaner  erhoben,  welches  nicht  blos  tod 
Klerikern  des  Ordens,  sondern  anoh  von  anderen 
Studirenden  besucht  wird  und  in  seinen  Untei- 
richtsgegenständen ,  der  Philosophie  und  da 
Theologie,  das  Graduirungsrecht  besitzt,  Mo- 
roni Lc.  p.  213;  Grisar  a.  a.  O.  S.  620;  Ge- 
rarchla cattoliea  cit.  p.  666. 

*  S.  0.  S.  500.  n.  5. 

5  Hierher  gehört  z.  B.  von  den  heute  noch  In 
Rom  bestehenden  Kollegien  das  colUgio  almo 
Copraniceu  {eolUgium  Capraniea\  gestiftet  tob 
dem  Kardinal  Gapranica  (f  14äB),  Pastor, 
Gesch.  der  Päpste.  FreilmTg  1886.  1,  617,  wel- 
ches allerdings  erst  bei  seiner  Reformation 
durch  Plus  V.  unter  geistliehe  Leitang  gestellt 
worden  ist,  und  in  welchem  sieh  jetzt  ärmere 
Stndlrende  des  Kirchenstaates  anf  die  Weihen 
▼orberelten,  indem  sie  zugleich  Philosophte  und 
Theologie  am  Colleglum  Romanum  studiefea, 
Moroni  1.  e.  p.  161;  Grisar  8.  640. 
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bilduBg  ihrer  eigenen  Ordensnovizen  handelte^  ebenso  wie  die  bischöflichen  Semi« 
narien,  den  allgemeinen  Zwecke  ihren  Zöglingen  eine  höhere  wissenschaftliche, 
inabesondere  theologische  Ausbildung  fttr  den  Kirchendienst  überhaupt  zu  geben. 
Bei  den  weiten  Gebieten,  welche  die  katholische  Kirche  umfasste,  bei  dem  von  ihr 
aelt  dem  16.  Jahrhundert  aufgenommenen  Kampf  mit  dem  Protestantismus,  sowie  bei 
ihrer  ansgedehnten  Missionsthätigkeit,  machten  sich  aber  flOr  dieselbe  eine  Reihe 
Ton  Aufgaben  geltend,  fBr  welche  eine  besondere  Ausbildung  ron  Geistlichen  zweck- 
mftssig  und  wflnachenswerth  erscheinen  musste.  Fl&r  diese  Zwecke  hat  die  katho- 
lische Kirche  gerade  seit  dieser  Zeit  eine  Reihe  eigener  Anstalten  (s.  unter  Nr.  U.) 
geschAiFeo,  welche  von  hervorragender  Bedeutung  geworden  sind.  Aber  abgesehen 
von  den  gedachten  wichtigen  Aufgaben  hat  sich  auch  das  Bedflrfhiss  nach  Bildungs^ 
anstalten  fftr  andere  spezielle  Zwecke,  z.  B.  fttr  die  Ausbildung  zum  Dienst  an  be- 
stinunten  Kirchen  oder  fttr  gewisse  Zweige  der  kirchlichen  Verwaltung  geltend  ge- 
macht^, und  es  sind  dafttr  ebenfalls  besondere  kirchliche  Institute,  welche  natur- 
gemftss  einen  sehr  verschiedenartigen  Charakter  tragen,  errichtet  worden  (s.  unter 
Nr.  IV.). 

n.  Die  Bildungsanstalten  fflr  die  Mission  unter  den  Protestanten 
nndunterdenHeiden.  Im  16.  Jahrhundert  kam  für  die  katholische  Elirche  vor 
AUem  die  Bekftmpfung  und  Znrückdrängung  des  Protestantismus  in  Frage.  Gerade 
ftlr  diesen  Zweck  war  das  Collegium  Oermanicumf  dessen  Einrichtung  bei  den  Be- 
sehillssen  des  Tridentin.nms  als  Vorbild  benutzt  wurde,  gegründet  worden  2.  Wie  die 
Errichtung  dieses  Kollegs  nicht  von  der  Kurie  selbst,  sondern  von  Ignaz  von  Loyola 
ausgegangen  ist,  so  verdankt  eine  zweite  Anstalt,  welche  dazu  bestimmt  war,  behufs 
Wiedereinftthrung  des  Katholizismus  in  England  junge  Engländer  als  Geistliche  aus- 
zubilden, die  Reste  der  dortigen  Katholiken  in  ihrem  Glauben  zu  stärken  und  eine 
missionirende  Thätigkeit  in  dem  gedachten  Lande  auszuüben,  das  eng^lische 
Kolleg  zu  Douai,  seine  Entstehung  ebenfalls  der  privaten  Initiative,  nämlich  der 
eines  katholischen,  aus  seinem  Vaterlande  geflohenen  Engländers,  deä  nachmaligen 
Kardinals  A 1 1  e  n  ^. 

Der  diesen  Anstalten  zu  Grunde  liegende  Gedanke,  Angehörige  de^enlgen 
Liandes,  in  welchem  später  eine  geistliche,  namentlich  missionirende  Thätigkeit 
gellbt  werden  sollte,  zu  derselben  in  einer  sie  zum  gemeinsamen  Leben  vereini- 
genden Anstalt  vorzubereiten  und  zu  erziehen,  fand  nicht  nur  in  der  Bestätigung  der 
gedachten  Anstalten  und  ihrer  Einrichtungen  die  offizielle  Anerkennung  der  Kurie  ^, 
sondern  diese  schritt  selbst  —  und  vor  Allem  kommt  dabei  die  umfassende  Wirksam* 


^  Neuerdinge  anoli  für  die  Heranbilduiig  von 
Geistlichen  nach  der  konekten  nltramoutanen 
Methode,  welche  die  heutigen  knrialen  An- 
achnnungen  später  in  ihiei  Heimaih  zu  yeibrei- 
.ten  liettimmt  sind,  s.  anter  No.  III. 

3  S.  0.  S.  502. 

S  Gestiftet  i.  J.  1568,  hestäügt  durch  Pins  V., 
dessen  Bulle  Terloren  ist,  Bellesheim  a.  a.  0. 
S*  33.  36.  1678  mnsste  dasselbe  wegen  der 
Kämpfe  in  den  Niederlanden  nach  Rheims  über- 
siedeln und  ist  erst  1593  wieder  nach  Douai  zurück- 
verlegt worden,  a.  a.  0.  S.  63.  73.  Geschriebene 
•  Statuten  besass  es  zunächst  nicht,  sein  erster  Prä- 
fekt  war  sein  Stifter  Allen,  welcher  diese  Stel- 

HinschiiiB,  Kirehenrecht  lY. 


lung  auch  nach  seiner  Beförderung  zum  Kardinal 
bis  1588  beibehalten  hat,  a.  a.  0.  S.  99.  206. 
Ursprunglich  empfingen  die  Studenten  den  philo- 
sophischen und  theologischen  Unterricht  in  der 
Anstalt  selbst.  Als  aber  nach  der  Zurüekyer- 
legung  nach  Doaai  auch  Knaben,  welche  den 
Unterricht  in  den  Gymnasialfäohern  erhalten 
musBten,  aufgenommen  wurden,  hatten  die  Stu- 
denten die  Vorlesungen  in  einem  anderen,  von 
den  Jesuiten  geleiteten  Kolleg  zu  besuchen,  bis 
i.  J.  1615  von  der  Kurie  die  Vollmacht  zur  Er- 
richtung dreier  Lehrstühle  der  Theologie  in  der 
Anstalt  gewährt  wurde,  a.  a.  0.  S.  211.  220. 
^  S.  die  Tor.  Anm.  u.  o.  S.  502  n.  1. 
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keit  Oregors  XIII.  in  Betraeht  —  zur  Errichtang  derartiger  Kollegien  in  Rom> 
und  beförderte  auch  die  Errichtung  solcher  Anstalten  in  anderen  Städten  2.  Ja,  in 
Folge  der  Centralisirung  der  Leitung  des  Missionswesens  in  der  Hand  einer  einiugen 
oberen  Behörde,  der  1622  geschaffenen  Congregatio  de  propaganda  fide^  fand  der  Ge- 
danke, welcher  sich  von  Anfang  so  fruchtbar  erwiesen  hatte,  jetzt  in  der  Errichtung 
des  Collegium  Urbanum  de  propaganda  ßde  (1627)  ^  seine  Verallgemeinerung  auf  die 
gesammte  Missionsthätigkeit  der  Kirche  überhaupt,  da  in  dasselbe  Jttnglinge  aus  alien 
Nationen  behufs  ihrer  Ausbildung  zum  späteren  Missionsdienste  in  ihrer  Heimath 
aufgenommen  werden  sollten^. 

Allgemeine  Anordnungen  sind  weder  fttr  die  in  Rom  errichteten  Kollegien  noch 
ftir  die  ausserhalb  dieser  Stadt  begründeten  Anstalten  der  gedachten  Art  erlassen 


&  Gregor  XIII.  hat  nach  dem  YorMlde  des  col- 
legium  Germanlcum  noch  folgende  gegründet: 
das  Oraeeo-Ruthenicurrij  const  In  apostolicae 
sedis  V.  13.  Januar  1577,  bull.  Taur.  8,  169,  zur 
Heranbildung  tüchtiger  Priester  des  griechisch- 
katholischen  Ritus,  um  dadurch  zugleich  anf  die 
Wiedervereinigung  mit  den  schismatischen  Grle- 
chen  hinzuwirken,  das  Hungarieum,  const.  Apo- 
stollcl  muneris  y.  1.  März  1679,  1.  c  p.260,  wel- 
ches für  Ungarn  dieselbe  Wirksamkeit,  wie  das 
Germauicum  für  Deutschland,  ausüben  sollte, 
das  Anglieanumy  oonst.  Quonlam  divinae  v.  23. 
April  1579,  1.  c.  p.  208  u.  bull.  Propag.  2,  302 
zur  Aufnahme  von  Engländern  und  zur  Be- 
kämpfung der  Ketzerei  in  England,  s.  auch 
Bell  es  heim  a.  a.  0.  S.  111  ff.,  das  collegium 
Maronitarum,  const.  Humana  sie  t.  27.  Juni 
1681,  1.  c.  p.  476,  zur  Heranziehung  von  maro* 
nitischen  Knaben,  um  unter  ihren  Landsleuteu 
den  wahren  Glauben  zu  verbreiten  und  zu  festi- 
gen, und  das  coUegium  Armtniorum,  const.  Ro- 
mana ecclesla  v.  13.  Oktober  1584,  1.  c.  p.  493 
zu  dem  gleichen  Zwecke  für  die  Armenier.  Das 
letztere  ist  freilich  nicht  in  das  Leben  getreten, 
vielmehr  erst  unter  Leo  XIII.,  vgl.  Breve  dessel- 
ben V.  1.  März  1883,  Acta  s.  sed.  15,  337,  er- 
richtet worden,  Indem  zugleich  die  armenischen 
2^glinge  des  Kollegs  der  Propaganda  (s.  oben  Im 
Text)  In  dasselbe  verpflanzt  worden  sind. 

Das  ungarische  Kolleg  Ist  1680  von  GregorXIII., 
da  sich  die  Mittel  zu  einer  ausreichenden  Dota- 
tion nicht  aufbringen  Hessen,  mit  dem  Germa- 
nlcum vereinigt  worden.  Schon  vorher  hatte  der 
Papst  das  letztere ,  welches  ebenfalls  In  finan- 
zielle Bedrängniss  gerathen  war  und  deshalb 
ausser  den  eigentlichen  Zöglingen  auch  nicht 
für  den  geistlichen  Stand  bestimmte  Pensionäre 
•(convlctores)  hatte  aufnehmen  müssen ,  const. 
Postquam  deo  v.  6.  August  1673,  bull.  Taur.  8, 
52,  seiner  eigentlichen  Bestimmung  zurückge- 
geben und  neu  dotlrt,  so  dass  er  als  der  zweite 
Gründer  des  so  vereinigten  Kollegs  betrachtet 
werden  kann,  dessen  Organisation  er  spater 
durch  die  const.  Ex  coUeglo  Germanico  v.  1. 
April  1584,  1.  0.  p.  447,  auch  bei  Theiner 
S.  415,  neu  geregelt  hat. 

Auch  unter  den  folgenden  Päpsten  sind  noch 
einzelne  derartige  Kollegien  gestiftet  worden,  so 
z.  B.  das  Seotieum  durch  Clemens  YIII.,  const. 


In  supremo  mllitantis  v.  6«  Dezember  1600,  bulL 
Taur.  10,  625. 

Von  diesen  bestehen  heutenochdas 
Germanlcum,  das  Graeeo-Ru thenum, 
das  Anglicanum,  das  Scotlcum,  ferner 
das  von  Urban  YIII.  1.  J.  1628  gestiftete 
Hibernense,  Gerarchia  cattollca  dt  p.  663; 
Grisar  S.  632  ff. 

'  Namentlich  durch  Errichtung  von  Kollegien 
für  Zwecke  der  gedachten  Art,  so  durch  Gregor 
XIlI.,  welcher  in  Mailand  ein  solches  f.  Ausbild ang 
Junger  Schweizer  f.  d.  Mission  in  ihrem  Vaterlandes 
const.  Dum  ad  amplas  v.  1579,  bull.  Taur.  8, 269, 
ferner  zur  Ausbildung  von  Deutschen  für  den- 
selben Zweck  Kollegien  In  Wien,  Prag  und  Fulda 
(letzteres  namentlich  für  Sohne  von  Adligen),  f. 
die  2  Renovations-Bullen  von  Urban  VIII. :  Quo- 
nlam  divinae  v.  1.  Juni  1627  und  (Fulda)  v.  27. 
Dezember  1628,  1.  c.  13,  556.  557  u.  14,  35; 
bull.  Propag.  1,  44.  51.  74  (über  Fulda  vgl.  auch 
noch  Komp,  d.  zweite  Schule  Fulda*«  und  das 
geistliche  Seminar.  Fulda  1877.  S.  26  ff.  37  if.), 
endlich  ein  weiteres  das  Illyricum  für  Dalmatler 
zu  Loretto,  vgl.  Urban  VIII.  const.  Zelo  domos 
V.  1.  Jaul  1627,  buU.  Taur.  13,  541  u.  boll. 
Propag.  1,58  gegründet  hat.  Das  englische  Kolleg 
zu  Doual  (s.  o.  S.  513)  und  das  1676  in  Tooma 
gestiftete  und  nach  mehrfachem  Wechsel  schliess- 
lich in  Doual  verbliebene  schottische  Kolleg  hat 
Gregor  XIII.  gleichfalls  mit  Geldmitteln  unter- 
stützt, B eile s heim  ,  Kardinal  Allen  8.41  und 
d esse  ib.  Gesch.  d.  kath.  Kirche  in  Schottland. 
Mainz  1883.  2,222.  Diesem  letzteren  hat  Clemens 
VIII.  ebenfalls  Snbsidien  zahlen  lassen,  sowie  die 
unter  dem  Einflass  von  Doual  entstandenen,  durch 
Philipp  II.  V.  Spanien  unterstützten  englischen 
Kollegien  zu  Valladolld  (1689)  und  zu  SevilU 
(1592)  bestätigt,  const.  Cum  nullus  v.  3.  Novem- 
ber 1592  u.  Inter  multlplices  v.  16.  März  1694, 
bulL  Taur.  9,  630  u.  10,  138,  vgL  Belles- 
heim,  Kardinal  Allen  S.  237. 244.  Ein  weiteres 
zu  Lissabon  gegründetes  Kolleg  ist  durch  Gre- 
gor XV.  oonst  Mllltantis  eccleslae  v.  22.  Sep- 
tember 1622,  1.  c.  12,  740  besUtigt  worden, 
Beilesheim  a.  a.  0.  S.  250. 

3  Bd.  I.  S.  476. 

*  Const.  Immortalis  v.  I.August  1627,  s.Bd.L 
S.  475,  auch  bull.  Taur.  13,  576. 
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worden,  selbst  nicht,  nachdem  der  erwähnten  Eongregaüon  die  obere  Leitung  des 
lüsaionswesens  anvertraut  worden  war,  jedoch  sind  die  fttr  die  ältesten  Kollegien  gege* 
benen  Bestimmungen  Aber  ihre  Einrichtung,  Aber  die  Auftiahme  von  Alumnen,  über 
die  Rechte  und  Privilegien  der  Anstalten  und  der  Zöglinge  derselben  vielfach  ftlr 
die  jüngeren  Institute  zum  Muster  genommen  und  auf  diese  Abertragen  worden, 
80  dass  sich  in  einer  Reihe  von  Punkten  ein  thatsächlich  gleiches  Recht  festge- 
tteUt  hat. 

Die  in  Rom  gegrAndeten  Kollegien  hat  man  von  jeder  anderen,  weltlichen  oder 
geistlichen,  als  der  päpstlichen  Jurisdiktion  eximirt,  also  dem  Papste  unmittelbar  unter- 
worfen^, während  diejenigen,  welche  zu  den  gedachten  Zwecken  in  anderen  Städten 
errichtet  wordeo  sind,  zwar  mehrfach  ein  Privileg  auf  Exemtion  von  der  Gewalt  der 
Ordinarien  erhalten  haben  ^,  aber  doch  nicht  sämmtlich  von  derselben  befreit  worden 
Bind  ^. 

Die  obere  Leitung  der  römischen  und  der  anderen  der  Mission  dienenden  Kol- 
legien ist  selbst  nach  der  Errichtung  der  Congregatio  de  Propaganda  fide  nicht  allge- 
mein nnd  schlechthin  dem  Oeschäftskreise  der  letzteren  Aberwiesen  worden^,  vielmehr 
haben  die  Päpste  damit,  wie  schon  fr  Aber,  fAr  die  Regel  mehrere  oder  auch  einzelne 


1  Die  in  der  o.  S.  602  cit:  Bulle  Julius  v.  1662 
und  in  der  S.  614  n.  1  angeführten  Bulle  Gie- 
gois  Xin.:  Po8tqnam  deo  y.  1673  für  das  0er- 
manieam  fast  wörtlich  gleiche  Formel  (ich  dtire 
die  letztere}:  „Necnon  colleglum  . . .  Ipslusque 
tectores,  gubematores ,  magistros,  praeceptores 
atqne  seholares  pro  tempore  in  eo  eiListentes  eo- 
romque  bona  mobilia  et  immobilia,  cuiuscnmque 
qnalitatis  et  qnantitatls  in  dicta  urbe  rel  extra 
ae  alias  nblque  locorum  exlstentia  ab  omni  iuris- 
dictione,  correctione,  vlsitatione,  domlnio,  supe- 
rioritate  etpotestatepro  tempore  exlstentlum  sena- 
tOTis,  consalum  et  reformatorum  dictae  urbls  ac 
aliomm  qnommcnmque  indicum  offlcialium  in 
Ipsa  nrbe  Tel  alias  nbilibet  constitutorum  illaqne 
ae  in  propiiis  eomm  rebus  cum  eis  contrahentes  a 
•olntione  et  exactione  qnornmque  pedagii,  gabel- 
lae,  bollettinl,  decimarum  et  culusvls  alterius 
tarn  ordinarii  quam  extraordinarli  oneris  in  dlcta 
nrbe  et  alias  nblque  locorum  et  ex  quaeumque 
eausa  impositorum  et  Imponendorum  exlmimus 
et  pTOrsns  llberarnns  ac  s.  b.  Petri  et  sedls  apo- 
■tolicae  atque  nostra  protectione  suscipimus  no- 
blsqne  et  dictae  sedi  immedlate  subüclmus  ao  libe- 
loa,  immunes  et  exemtos  declaramus"  liegt  auch, 
ft«ili€h  mit  einzelnen  Umstellungen  der  Exim- 
tionaeTtbeilung  für  die  übrigen  o.  S.  614  n.  1  er- 
wähnten Oregorianlschen  Kollegien  zu  Grunde. 
Sie  findet  sioh  ferner  in  noch  erweiterter  Form 
in  den  Bullen  für  das  colleglum  Scoticnm  zu 
UofOk  (t.  Clemens  YIII.')  und  das  colleglum  de 
Propaganda  flde,  o.  S.  614  n.  4. 

2  So  z.  B.  die  englischen  Kollegien  in  Yalla- 
dolld  und  in  SevUla  nach  den  o.  S.  614  n.2  citir* 
ten  Bullen  r.  1692  n.  1694,  femer  das  irische 
Kolleg  in  Lissabon,  Pauls  Y.  const.  Pastoralis 
offleii  enra  v.  22.  April  1613,  bull.  Taur.  12, 
204.  Die  Bullen  Urbans  YIII.  für  die  a.  a.  O. 
aniSgrefahrten  4  Kollegien  weisen  allerdings  keine 
»osdrücklichen  Exemtionsprivilegien  auf,  in- 
dessen ergiebt  sich  die  Exemtion  aus  den  Yor- 


Schriften  über  die  obere  Leitung  derselben  (s. 
nachher)  und  daraus,  dass  die  unmittelbare  Lei- 
tung aller  vier  den  Jesuiten  übertragen  wor- 
den ist. 

^  Dies  gilt  z.  B.  von  dem  Mailänder  Kolleg 
für  die  Schweizer,  welches  durch  die  Bulle  y. 
1679,  s.  S.  614  n.2,  dem  Erzbischof  von  Malland 
unterstellt  ist,  und  welchem  für  seine  Leiter, 
Schüler  und  Güter  nur  diejenigen  Freiheiten 
und  Privilegien  verliehen  worden  sind,  „qulbus 
ecclesla  et  eccieslasticae  personae  quovis  modo 
utuntur";  vgl.  femer  Clem.  XII.  oonst.  Inter 
multiplices  v.  10.  Oktober  1732,  bull.  Prep.  2, 
83  über  die  Errichtung  eines  Kollegs  zur  Aus- 
bildung von  Jünglingen  aus  Epirus  im  griechi- 
schen Ritus  behufs  ihrer  Yerwendung  in  der 
Mission  in  ihrem  Yaterlande  und  im  Orient  zu 
Ullano,  Dlocese  Bisignano,  welches  der  ordent- 
lichen Jurisdiktion  des  Bischofs  vom  Papste 
unterworfen  wird. 

*  Die  Errichtungsbulle,  Bd.  I.  S.  476,  enthalt 
darüber  nichts ;  Ist  doch  selbst  die  Oberleitung 
des  colleglum  de  propaganda  flde  in  der  Begrün- 
dungsbulle nicht  einmal  der  betreffenden  Gon- 
gregation,  sondern  drei  von  dem  päpstlichen 
Stuhle  auszuwählenden,  präbendlrten  und  re- 
sldlrenden  Domherren  derPatrlarchalkirchen  vom 
Lateran,  vom  Yatikan  und  von  S.  Maria  Maggiore 
übergeben  worden.  Ygl.  ferner  die  Bulle  Cle- 
mens XI. :  Ooelestis  patris  v.  13.  Mai  1709, 
durch  welcbe  zwei  vereinigte  Kollegien  in  Avlg- 
non  ausdrücklich  der  Propaganda  unterworfen 
werden,  bull.  Prep.  1,  257  (s.  auch  p.96).  Wohl 
aber  haben  die  Päpste  wiederholt  die  Feststel- 
lung der  von  Ihnen  zu  bestätigenden  Statuten 
für  die  einzelnen  Missionskollegien  der  erwähn- 
ten Behörde  überwiesen,  s.  z.  B.  die  In  Anm.  2 
erwähnten  4  Bullen  Urbans  YIII.,  und  etwaige, 
die  gedachten  Kollegien  betreffende  Angelegen- 
heiten durch  die  Propaganda  bearbeiten  lassen. 
Ygl.  auch  die  folgenden  Noten. 
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Kardinäle  als  s.  g.  proteotores  betrant  ^ ,  wogegen  sich  bei  den  mehtrömisohen  An* 
stalten  in  dieser  Beziehung  mehrfache  Besonderheiten  finden  2. 

Im  Uebrigen  sind  in  den  Errichtnngs-  und  BestätigangsbaUen  nnr  die  Gnindr- 
Züge  der  Verfassung  der  einzelnen  Kollegien  ^y  nicht  eingehende  Bestimmungen  Aber 
die  anmittelbare  Leitung  gegeben  ^^  wohl  aber  kommen  mehrfach  Anordnungen  über 
die  Uebertragung  der  letzteren  an  einzelne  Orden,  namentlich  an  die  Jesuiten  ^  vor. 

Das  Recht  zur  Errichtung  und  Aenderung  der  Statuten^  ist  gewöhnlich  in  die 


1  Vgl.  z.  B.  die  Balle  Gregors  XIII.  für  das 
griechische  Kolleg  zu  Rom  t.  1677  (s.  0.  S.  614 
n.  1) :  „ .  .  ut  ipsius  collegii  conservationi  bono- 
que  regimini  tarn  in  Ms  quae  ad  institutionem 
et  disciplinam ,  quam  ad  Yictum  et  yesütum 
aliaque  huiusmodi  necessaria  pertinent ,  oppor- 

tunius  oonsulatur, (4  genannte)  cardinales 

eiusdem  collegii  proteotores  et  defensores  consti- 
tuimus  et  deputamus ,  quoram  consilio  et  ope 
supradicta  et  alia  quaecumque  ad  eosdem  in  col- 
legio  admittendoB  scholares  retinendosve  spec- 
tantia  agant,  statuant  et  ordlnent,  dantes  elsdem 
et  pro  tempore  protectorihus  plenam  et  Itberam 
facultatem  et  auctorltatem  pro  salubri  directione 
et  conservatione  dicti  collegii  llliusque  bonorum 
et  rerum  ac  iuilum  tam  spirituallam  quam  tem- 
porallum  oeconomos,  advocatos,  procuratores, 
aliosque  mluistros  et  offlciales  in  eo  deputandi 
amovendique  et  alios  in  eorum  loco  sufflciendl 
ordinationesque  et  statuta,  licita  tarnen  et  ho- 
nesta sacrisque  canonibus  et  condlio  Tridentino 
non  lepuguantia  faciendi  et  edendi  eaque  cum 
Yisum  fuerit  revocandi,  immutandi,  oorrigendi 
aliaque  de  novo  condendi,  quae  postquam  facta, 
edita,  reTOcata,  immutata  et  correcta  fuerint, 
perinde  haberl  volumus  ac  si  auctoritate  aposto- 
lica  approbata  et  confirmata  essent  .  .".  Im 
wesentlichen  stimmen  damit  die  Bullen  für  die 
übrigen  Gregorianischen  Kollegien  überein,  nur 
werden  für  das  Germanicum  5  Kardinäle  als 
Protektoren,  für  das  armenische  zwei,  für  welches 
das  Breve  Leo'sXlII.  y.  1883  allerdings  nur  einen 
und  zwar  für  die  Regel  den  Kardinal-Präfekten 
der  Propaganda  zum  Protektor  deputirt  hat,  für 
das  englische  und  maronitische  blos  einer  (ebenso 
auch  in  der  Bulle  Clemens  YIII.  für  das  Scoticum) 
bestellt.  Für  das  Kolleg  de  Propaganda  flde  hat 
Urban  YIII.  unter  Abänderung  seiner  früheren 
Bestimmung,  s.  0.  S.  615  n.  4,  die  Oberleitung 
seinem  Bruder,  dem  Kardinal-Grosspönitentiar, 
welcher  zugleich  Mitglied  der  Propaganda  war, 
unter  der  Verpflichtung,  bei  wichtigen  Ange- 
legenheiten, wie  namentlich  der  Statuten-Er- 
richtung und  Aenderung  den  Rath  der  gedachten 
Behörde  einzuholen,  und  nach  dem  Tode  dessel- 
ben der  Propaganda  durch  die  const.  Bomanus 
pontifex  vom  1.  Juni  1628,  bull.  Prep.  1,  113 
übertragen. 

2  Die  durch  die  Yerschiedenen  Verhältnisse, 
z.  B.  die  Art  ihrer  Begründung  oder  ihrer  Neu- 
organisation, den  Ort  ihrer  Residenz,  die  Lage 
des  Katholicismus  in  dem  Missionslande,  für 
welches  die  Zöglinge  ausgebildet  wurden ,  be- 
dingt waren.  So  wurde  der  Kardinal  Allen  für 
das  Kolleg  in  Doual  nach  Niederlegung  der  Prä- 
fektenstelle    zum   Protektor  desselben   ernannt 


(s.  0.  S.  513  n.  3),  und  es  ist  ihm  auch  yon  Gle- 
mens  VIII.  das  Protektorat  über  die  engliMhea 
Kollegien  in  Valladolid  und  Sevilla  übertragen 
worden.  Über  das  englische,  durch  Gregor  XV., 
const.  dt.  MUitantU  ▼.  1622,  buU.  Taur.  12,  740, 
in  Lissabon  errichtete  Seminar  wird  dagegen  be- 
stimmt: „immediatum  regimen  penes  eundem 
derum  Anglioanum  (welcher  damals  durch  einen 
von  dem  englischen  Kardinal protektor  delegiiten 
Erzpriester  geleitet  wurde,  Mejer,  Propaganda 

2,  39  ff.)  praedictus  fundator  esse  voluit,  iia 
tamen  ut  supremum  Lusitaniae  Inquisitionis 
tribunal  et  ipse  demum  modernus  generalis  Inqui- 
sitor et  eins  pro  tempore  successores  reetori 
praeflciantur  et  coUegio,  qui  totius  admlnistra- 
tionis  rationem  exigendi  ius  et  potestatem  ba- 
beant"  (während  Plus  IX.  —  das  KoUef  besteht 
noch  jetzt  fort  —  den  jeweiligen  Nuntius  in 
Lissabon  zum  Protektor  bestimmt  und  die  Be- 
stellung des  Rektors  unter  Gewährung  eines 
Vorschlagsrechtes  an  den  englischen  Episkopat 
der  Propaganda  übertragen  hat,  coli.  oonc.  Lm, 

3,  1033). 

Urban  VIII.  hat  bei  der  Reformation  der  Kol- 
legien zu  Wien,  Prag  und  Fulda  die  sämmtliehea 
Kardinäle  der  Propaganda  in  dieser  ihrer  Stel- 
lung zu  Protektoren  ernannt,  für  welche  die  be- 
treffenden Erzbischöfe,  bez.  der  Abt  zu  Fulda 
als  Vice-Protektoren  zu  fungiien  hatten,  jedoch 
so,  dass  sie  in  allen  wichtigen  Angelegenheiten 
an  die  Zustimmung  des  apostolischen  Nuntini 
für  die  fraglichen  Landestbeile  gebunden  waren, 
und  ohne  Genehmigung  der  Propaganda  oder  dee 
Papstes  an  den  durch  die  Refonnationsbulle  ge- 
gebenen Bestimmungen  oder  den  von  der  Ken- 
gregation  bestätigten  Statuten  nichts  ändeiB 
durften.  Für  das  Kolleg  von  Loretto  war  da- 
gegen ein  Kardinal  zum  Protektor  bestimmt. 

3  Ausführlicher  wird  gewöhnlich  von  der  A«f- 
nahme  der  Alumnen  imd  von  ihren VerptUchtungeB 
gehandelt,  weil  dies  zur  näheren  Bestimniuig 
des  Zweckes  erforderlich  war. 

^  EineAusnahme  macht  die  Bulle  Gregor» XIII.: 
Ex  coUegio  Germanico  für  das  Germanikum  ▼• 
1584. 

s  Sie  hatten  dieselbe  von  Anfang  an  in  dem 
von  ihnen  gestifteten  Germanlkum ,  fem«r  er- 
hielten sie  dieselbe  im  englischen  Kolleg,  Bei- 
les he  im,  Kardinal  Allen  S.  113,  und  die  De- 
krete Clemens'  XII.  v.28.  September  1739,  buU. 
Propag.  2,  296,  ebenso  überweisen  ihnen  die  4 
Bullen  Urbans  die  mehrfach  genannten  4  Kolle- 
gien zur  Leitung. 

®  Doch  sind  für  einzelne  die  ersten  StaUtMi 
mehrfach  von  der  Propaganda  entwerfen  woidoiy 
B.  0.  S.  615  n.  4. 
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Hinde  der  Protektoren  oder  deij eiligen  Personen,  welchen  die  Oberleitung  oder 
OberanMoht  asyertrant  ist,  gelegt. 

Was  die  anfznnehmenden  Zöglinge  betrifft,  so  mll&sen  diese  Angehörige  des- 
jenigen Landes  sein,  fElr  dessen  Missionsbedttrfnisse  das  Kolleg  bestimmt  ist^  femer 
ein  gewisses  Alter  erreicht  haben  und  eine  gewisse  Yorbildnng  besitzen  ^,  endlich  nach 
den  Yorsehriften  fOr  einzelne  Kollegien  sogar  schon  Kleriker  ^,  nnd  zwar  Weltgeist^ 
liehe  sein  ^.  Die  Auswahl  geschieht  durch  besonders  in  der  Heimath  dafdr  bestellte 
Examinatoren  oder  Yertranensmftnner  oder  durch  die  kirchlichen  Lokal-Behörden  ^, 
endlieh  auch  durch  die  Lokal- Yerwaltungen  desjenigen  Ordens,  welchem  die  Leitung 
des  Kollegs  anyertraut  ist^.  Dagegen  erfolgt  die  definitive,  Über  die  Zulassung  ent^ 
Bcheidende  Prüfung  an  dem  Orte  des  Kollegs  selbst  ?.  Durch  die  Zulassung  werden 
die  betreffenden  Zöglinge  aber  noch  nicht  ohne  Weiteres  wirkliebe  Alumnen  der  An- 
stalt, vielmehr  haben  sie  zunächst  eine  mehrmonatliche  Probezeit^  durchzumachen,  und 
erst  dann  werden  sie  als  solche  nach  weiterer  Prüfung  gegen  das  eidliche  Yersprechen, 
siek  dem  geistlichen  Berufe  dauernd  zu  widmen,  auf  Befehl  in  ihr  Yaterland  zurück 
kehren  und  dort  sich  im  Beelsorgedienst  verwenden  lassen  zu  wollen^,  aufgenom- 
men ^®. 

Die  Zahl  der  Alumnen  ist  entweder  in  den  Fundationsurkunden ,  wenigstens 
ihrem  Minimum  nach,  vorgeschrieben^^,  oder  sie  bestimmt  sich  nach  der  Höhe  der 


<  Eine  Ausnahme  macht  selbstrentindlich  das 
collegium  de  Propaganda  flde  (s.  o.  S.  514),  von 
valebem  prinzipiell  hlos  Italiener,  jetzt  der 
B^iel  nach  anch  solehe,  welche  nicht  ans  Mis- 
sionsländern stammen,  ausgeschlossen  sind) 
Giisar  a.  a.  0.  S.  618. 

'  Für  das  Germaniknm  verlangt  die  eonst.  cit. 
ein  Alter  Ton  ungefähr  70  Jahren  und  geeignete 
Torbildang  für  die  philosophischen  nnd  theolo- 
gisehen  Stadien  (hei  Adligen  dagegen  blos  16 
Jalne  nnd  Kenntniss  der  Grammatik).  Für  das 
eaglisehe  Kolleg  fordern  die  Dekrete  Clemens*XII. 
T.  1739,  dass  die  humanarum  litteramm  stndla 
Ton  den  Zöglingen  absolvirt  worden  sind.  Ebenso 
dürfen  nach  dem  cit  Brere  Leos  XIII.  in  das 
Azmenische  Kolleg  Jetzt  nur :  „hnmanarxun  lit- 
teiamm  pzimordia  supergressi^  aufgenommen 
werden,  Acta  s.  sed.  15,  339. 

3  So  nach,  der  Bulle  für  das  Kolleg  der  Propa- 
ganda :  «sacerdotes  seu  derlei  duntazat  slngula- 
res  qui  ad  sacros  et  maiores  ordines  seu  saltem 
eorum  aliqnem  intra  annum  ad  minus  a  die  eo- 
mm  in  eollegio  seu  seminaiio  receptionis  com« 
putandnm,  promoverl  oranino  debeant  et  tenean- 
tur^,  Jedodi  werden  aus  solchen  Hlsslonsländem, 
weldie  Tor  allen  anderen  der  geistlichen  Hülfe 
bedürfen,  selbst  Knaben  aufgenommen,  welche 
in  der  Anstalt  die  Gymnasialbildung  empfangen, 
Grisar  a.  a.  0.  S.  618. 

Nach  der  const.  y.  lÖ8i  für  das  Germaniknm 
sollen  solche,  welche  schon  kirchliche  Beneflzien 
besitzen,  den  Vorzug  haben. 

*  Wenngleich  die  in  der  tot.  Anm.  dt.  const. 
den  Mönchen  ebenfalls  einen  Vorrang  gewährt, 
io  ist  doch  sehen  im  17.  Jahrhundert  die  Auf- 
nahme derselben  verboten  worden,  Mejer,  Pro- 
paganda 1,  86  n.  3  und  unten  n.  9. 


^  Der  erstere  Modus  war  ursprünglich  für  das 
Anglikan^m  vorgeBchrieben ,  später  ist  aber  der 
letztere  üblich  geworden,  s.  die  dt.  Dekrete  Cle- 
mens XII.  y.  1739,  ferner  den  1.  J.  1841  zu  Rom 
herausgegebenen  prospectus  collegii  Urbani  de 
Propaganda  flde,  auch  bull.  Prop.  5,  !236. 

0  Wie  beim  Germaniknm. 

7  Für  das  Auglikanum  und  das  Armenicum, 
Acta  8.  sed.  15,  339 ,  entscheidet  über  die  Zu- 
lassung der  Kardinal-Protektor,  für  das  Kolleg 
der  Propaganda  der  Präfekt  der  letzteren  in  Ver- 
tretung derselben,  Grisar  S.  618,  für  das  Ger- 
manikum  eine  Kommission  von  3  Examinatoren 
unter  dem  Vorsitz  des  Rektors,  für  die  englischen 
Kollegien  zu  Valladolid  und  Seyilla,  s.  o.  S.  616 
n.  2,  der  JesaitenproTinzial,  der  Rektor  und  ein 
Yom  Kardinalprotektor  deputirter  Geistlicher. 

8  Eine  solche  ist  zuerst  für  das  Auglikanum 
eingeführt,  demnächst  1584  für  das  Germaniknm 
und  sodann  auch  für  die  später  errichteten  Kol- 
legien yorgeschrieben  worden,  Mejer  a.  a.  0. 
8.82. 

d  S.  hierzu  Bd.  I.  S.  76  und  die  Formel  des 
Eides  im  bull.  Propag.  1,  144,  nach  welcher  der 
Alumne  u.  A.  zu  schwören  hat,  „quod  dum  in 
hoc  eollegio  permsnebo  et  postqnam  ab  eo  quo- 
cumque  modo  sIto  completis  sive  non  completis 
studils  exiero,  nullam  religionem,  sodetatem  aut 
congregationem  regulärem  une  spedali  sedis 
apostolicae  licentia  yel  s.  congregationis  de  Pro- 
paganda Fide  ingrediar  neque  in  eorum  aliqua 
professionem  emittam'^. 

10  Die  Entfernung  und  die  Ausstossung  der 
Alumnen  steht  in  der  Regel  denjenigen  leitenden 
Personen  zu,  welche  über  die  Aufnahme  zu  ent- 
scheiden haben. 

11  Z.  B.  beim  Anglikanum. 
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Einkünfte  ^  da  die  Kollegien  f)lr  die  Regel  ihren  Zöglingen  freien  Unterhalt  ge- 
währen ^.  Ihre  theologische  nnd  die  höhere  philosophische  Ansbüdung  empfangen  ^6 
Alumnen  der  römischen  Kollegien  vielfach  nicht  in  ihrem  eigenen  Institut',  vielmehr 
besuchen  sie  gewöhnlich  die  Vorlesungen  anderer  geistlichen  Lehranstalten  in  Rom, 
während  sie  in  ihrem  Kolleg  nur  Anleitung  zum  Durcharbeiten  und  Repetiren  des 
Gehörten  und  einen  besonderen  Unterricht,  welcher  speziell  auf  den  Missionsdienst 
berechnet  ist  und  die  Ausbildung  für  diesen  bezweckt  ^,  erhalten. 

Die  unmittelbare  Leitung  des  Kollegs  führt  ein  Rektor^,  welcher,  wenn  das 
letztere  einem  Orden  übergeben  ist,  aus  den  Professen  durch  den  Ordensgeneral  ^ 
sonst  durch  den  Protektor  ernannt  wird  ^.  Neben  und  unter  ihm  fungiren  noch  ausser 
den  für  bestimmte  Fächer  angestellten  Lehrern,  andere  Geistliche,  welche  theäls  mit 
der  Erziehung,  theils  mit  der  Verwaltung  betraut  sind,  s.  g.  magiatri  rerum  spiritalMm^ 
oder  praefecti  Spiritus^ ^  mimstri^^j  oeconom^^y  welche  auf  dieselbe  Wdse,  wie  der 
Rektor  bestellt  werden  ^^. 

Diejenigen  Missions-Kollegien,  welche  dem  päpstlichen  Stuhle  unmittelbar  unter* 
werfen  sind  und  der  Oberleitung  etwaiger,  von  demselben  bestimmter  Protektoren  unter- 
stehen, mögen  sie  ihren  Sitz  in  Rom  oder  anderwärts  haben,  werden  als  coUegia  pontifida^^ 


*  Vgl.  die  cit.  const.  Gregor.  XIII. :  Ex  coUeglo 
für  das  Germaniknm. 

2  Doch  Bind  auch  zahlende  PenBlonäre,  sog. 
convictort9f  nicht  in  allen  Kollegien  absolut  aus- 
geschlossen gewesen.  Für  das  Anglikanum  er- 
wähnen solche  die  cit  Dekrete  v.  1739,  hüll. 
Prop.  2,  300,  welche  denselben  Regeln  wie  die 
Alumnen  unterworfen  sind,  nur  den  Eid,  in  der 
Mission  zu  dienen,  nicht  zu  leisten  haben.  Nach 
dem  prospectus  des  Propaganda-Kollegs  v.  1841, 
bull.  Prop.  6,  238  dürfen  andere  Schüler  als 
Alumnen  nur  mit  Genehmigung  des  Papstes 
selbst  zugelassen  werden. 

s  So  haben  bis  auf  den  heutigen  Tag  die  Zög- 
linge des  Germanikum,  femer  die  des  Anglika- 
num und  anderer  Kollegien  die  Vorlesungen  des 
ebenfalls  von  den  Jesuiten  gestifteten  und  gelei- 
teten Collegium  Romanum  besucht,  Grisar 
a.  a.  0.  S.  610.  611.  620.  634.  Das  Collegium  de 
Propaganda  Flde  hat  eine  eigene  Lehranstalt  mit 
Lehrstellen  fOi  Philosophie ,  für  Theologie  und 
für  eine  Reihe  von  Sprachen.  An  den  Vorlesun- 
gen desselben  haben  die  Zöglinge  des  Collegium 
graeco-ruthenicum  thellgenommen  und  hören  sie 
auch  noch  Jetzt,  a.  a.  0.  S.  617.  633.  Ebenso  sind 
die  Zöglinge  des  collegium  Armenlcnm  von  Leo 
XIII.  in  Bezug  auf  Vorlesungen  und  Promotion 
an  die  eben  gedachte  Lehranstalt  gewiesen  wor- 
den, Acta  8.  sed.  16,  334.  340. 

*  S.  z.  B.  die  Dekrete  v.  1739  für  das  Anglika- 
num ,  l.  c2, 297 :  „Duo  sint  in  collegio  magistrl, 
unns  contTOTersiarum  et  s.  Scrlpturae,  alter 
theologiae  moralls;  lectiones  vero  proponendae 
aptentur  speclali  instltuto  Anglicae  missionls . . . 
Magister  controversiarum-  sit  etiam  piaefectus 
Btudiorum  et  sedulo  inquirat  de  piofectu  studen- 
tium,  atqne  eos  particularibus  exerceat  disputa- 
tlonibus  . . .  Magister  theologiae  moralls  habeat 
onus  repetendi  lectiones  in  collegio  Romano  au» 
ditas  a  logicis  et  metaphysids'',  s.  auch  p.  300. 


5  Desselben  wird  in  fast  allen  citirten  Bullen 
erwähnt;  s.  auch  Dekret  v.  1739, 1.  c.  p.  297. 

0  Bei  den  Kollegien  in  Rom,  cit.  consL  Gre- 
gor ZIIL:  Ex  collegio,  bei  Theiner  S.  425; 
Dekret  v.  1739,  1.  c.  p.  296,  bei  den  englischen 
Kollegien  von  demselben  und  dem  betrefFenden 
Jesultenprovinzial. 

"^  Bei  dem  collegium  de  Propaganda  üde  von 
dem  Kardinalpräfekten  der  betreffenden  Kon- 
gregation in  Vertretung  derselben,  Grlsai 
S.  618. 

8  Const.  Gregor.,  a.  a.  0.  S.419:  „qui  pietatit 
disclpllnam  primum  quldem  novis  alumnis, 
deinde  etiam  adultis  ceterisque  omnibns  acenn- 
tlssime  tradant^ 

ö  Dekrete  v.  1739.  1.  c.  p.  297. 

10  A.  a.  0. :  ,,patrls  mlntstri  Tigllantlae  eom- 
mittltur,  ut  ab  alumnls  eonstitutiones  nee  non 
decreta  . . .  circa  eoTum  disciplinam  exarata  «da- 
mussim  observentur^. 

11  Const.  Gregor.,  a.  a.  O.  S.  426. 

13  Grisar  S.618;  Dekrete t.  1739, 1.  cp. 296: 
^a  superioribus  d.  yen.  societatis  destinentur  V 
religlosi  sacerdotes, . . .  qulbus  collegii  eura  sit  de- 
mandata, .  .  ex  saoerdotibns  constitnantur  rector, 
minister,  praefectus  Spiritus  et  duo  magistri". 

»  ürban  VIII.  const.  cit  v.  1627  für  Loretto; 
für  Fulda  y.  1628:  „ad  praestandum  iuramen- 
tum  luxta  formulam  ab  eadem  congregaüone 
(Propaganda)  alumnls  pontiflciomm  collegiorum 
praescrlptum^';  Dekr.  Alexanders  Vü.  ▼.  1660, 
bull.  Propag.  1,  140.  144;  Const.  Bened.  XIV: 
Commendatlssimum  v.  5.  April  1763,  bull.  dt. 
3,  294.  296 ;  das  Kolleg  der  Propaganda  wird 
collegium  seu  seminarium  apostolicum,  1.  c.  1, 
66;  collegium  pontlflclum  sen  semlnaxiam  apo- 
Btolicum  1,  69.  263,  collegium  sen  seminaiium 
apostolicum  pontiflcium  pastorale  1,  277  ge- 
nannt. 
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oder  apostoUca^  bezeichnet^.  Herkömmlicher  Weise  werden  ihnen,  d.  h.  den 
Kollegien,  ihren  Rektoren,  den  sonatigen  Angestellten  nnd  den  Alumnen  eine  Reihe 
Yon  Privilegien  verliehen,  so  am  häufigsten  dieselben  Privilegien,  welche  das  Stadium 
generale  (die  Universität)  in  Rom ,  die  Rektoren  und  die  lesenden  Doktoren  des-^ 
selben  besitzen  ^,  femer  das  Privileg,  an  diejenigen,  welche  im  Kolleg  und  anderwärts 
die  erforderliche  Zeit  studirt  haben,  die  akademischen  Grade  zu  ertheilen^,  weiter 


1  Ygl.  die  TOT.  Anm.  und  fem  er  Gerarchia  cat- 
tollca  per  Tanno  1886  clt.  p.  663  (collegi  apo* 
stolici). 

Der  Aucdnick :  colUgium  nationale  1.  c.  2,  83 
Ist  damit  nioht  identisch,  denn  er  ist  yon  dem 
Zifeck,  Ulssionäre  ffir  eine  bestimmte  Nation 
auszubilden,  hergenommen.  Das  colleginm  poD- 
tificlum  braucht  aber,  'wie  das  Propaganda-Kolleg 
zeigt,  nicht  einen  solchen  beschränkten  Zweck 
zu  haben  ^  andererseits  kann  aber  auch  ein  der 
Leitung  und  der  ordentlichen  Jarlsdiktion  des 
Bischofs  unterstelltes  Kolleg  den  gedachten 
Zweck  verfolgen,  also  ein  coUeglum  nationale 
sein,  8.  0.  S.  516  n.  3. 

2  Daa  coUegium  ponüfleiam  bildet  den  Gegen- 
satz zum  coUegium  oder  seminarinm  episcopale, 
eonst.  Bened.  XIY  clt.  für  Wilna  1,  294.  Dass 
der  Sitz  nicht  entscheidend  ist,  ergiebt  sich  aus 
den  Naehweisungen  in  der  Anm.  13  S.Ö18,  ebenso* 
wenig  kommt  es  darauf  an,  ob  der  Papst  einer 
derartigen  Anstalt  Unterstfitzungen  gewährt  Das 
£ntsoheidende  ist,  dass  es  direkt  unter  dem 
Papst  steht  und  die  Oberleitung  speziell  an  von  ihm 
bestimmte  Personen  oder  Behörden  übertragen 
wird,  so  dass  also  diese  nur  übertragene  päpst- 
liche, nicht  eigene  Amtsbefagnisse  ausüben. 
Eine  Reihe  von  Orden  haben  ebenfalls  Kol- 
legien znr  Ausbildung  der  ihnen  angehörigen 
Prof  essen  für  die  Mission  besessen,  ja  sogar  auf 
Anordnung  der  Päpste  errichtet,  so  z.  B.  die 
Franziskaner-Observanten,  s.  bull.  Prop.  1,  151. 
274,  die  Franziskaner-Konventualen  in  Assisi, 
1.  c  p.  281  (vgl.  femer  2,  46;  3,  237),  aber 
diese  sind  Institnte  des  betreffenden  Ordens  und 
stehen  daher  unter  dem  General  des  letzteren, 
4n  seiner  Eigenschaf t  als  oberster  Ordens-Leiter, 
nicht  unmittelbar  unter  dem  Papst.  Deshalb 
werden  sie  auch  niemals  als  collegia  pontiflcia 
bezeichnet  und  in  der  Gerarchia  cattolica  clt. 
p.  664  nach  den  collegi  pontiflci  unter  der  be- 
sonderen Ueberschrift:  collegi  dl  regolarl  auf- 
geführt. 

3  Cit.  Const  Urbans  Till,  für  das  Kollegium 
der  Propaganda,  bull.  Propag.  1,71:  „coUegio 
eeu  seminario,  rectori,  scholaribus,  praeceptori- 
bus,  jnagistris,  oeconomis,  offlciallbus,  ministris 
et  personis  ut  quibuscumque  privilegiis,  exemp- 
tionibus,  libertatibus ,  facultatihus ,  gratiis  et 
indultis,  quibus  Studium  generale  dlctae  urbis 
[est  alia  Germanicae,  Anglicae  et  Graeoae  natio- 
num  collegia  in  ipsa  urbe  a  praedecessoribus 
nostris  Instituts  iUorumque  rectores,  scholares, 
praeceptores,  maglstri,  oeoonomi,  offlciales,  mi- 
nistrl  et  personae]  quovis  modo  utuntur,  potiun- 
tur  et  gaudent  ac  uti,  potiri  et  gaudere  possunt 
et  poterunt,  quomodollbet  in  futurum  non  solum 
sd  eorum  instar,  sed  aeque  prindpaliter  et  parl- 
formiter  in  omnibus  et  per  omnia  uti,  potiri  et 


gaudere  debeant,  dlcta  anctoritate  pariter  perpetuo 
de  speclali  gratia  Indulgemus",  in  kürzerer,  aber 
das  Wesentliche  aufweisender  Form,  in  welcher 
statt  der  eingeklammerten  Stelle  die  Worte :  „et 
rector  lllius  neonon  doctores  et  legentes'*  stehen, 
schon  in  der  const  Julii  III.  v.  1Ö32  für  das 
Germanlkum,  fast  wörtlich  auch  noch  i.d.  const 
V.  1673  für  dasselbe,  und  in  den  Konstitutionen 
Gregors  Xlll.  für  das  griechische,  englische  und 
armenische  Kollege  während  dagegen  die  Grego- 
rianische Bulle  für  das  maronitische  und  die 
const  Clemens*  YIII.  für  das  schottische  v.  1600 
schon  die  ausführlichere  Fassung  hat.  In  der 
kürzeren  Form  findet  sich  das  PriYlleg  auch  in 
den  3  Bullen  Urbans  YIII.  für  die  Kollegien  zu 
Wien,  Prag  und  Fulda,  endlich  in  einer  etwas 
abweichenden  Fassung  in  denen  Clemens'  YIII. 
für  die  englischen  Kollegien  zu  Yalladolid  und 
Sevilla. 

*  Auch  für  dieses  bildet  die  dt  con&t  Julii 
III.  V.  1562  die  Grundlage,  Theiner  a.  a.  O. 
S.  407 :  „Regentibiis  superioribus  dicti  coUegil 
. . .  assistentibus  praefatis  professoribus  seu  ali- 
quibus  ex  eis  aut  de  eorum  consilio  et  expresso 
consensu,  iUos,  quos  in  dicto  collegio  et  alibi  per 
tempus  debitum  studuisse  ao  seientia  et  moribus 
Idoneos  esse  repererint,  in  praedictls  facultati- 
hus ad  baccalaureatus,  licentiaturae  et  doctora- 
tus  ac  magisterii  gradus,  servata  alias  forma  con- 
cilii  Ylennensls  —  vgl.  Clem.  2  de  magistr.  Y.  1 
•^-  iuxta  universitatis  eiusdem  urbis  consuetudi- 
nem  seu  alias  promovendl  et  ipsorum  graduum 
solita  insignia  eis  exhibendi  quodque  in  faculta- 
tihus supradlctis  sie  promoti  lila  legere  et  inter- 
pretari  ac  in  eis  disputare  et  quoscomque  gradus 
seu  gradibus  huiusmodi  convenientes  actus  exer- 
cere  et  alias  omnibus  et  singulis  privilegils,  gratiis, 
favoribus,  praerogativis  et  indultis,  quibus  alii 
in  praedicta  seu  aliis  universltatibus  et  alibi, 
•iuxta  iUius  et  aliarum  universitatum  huiusmodi 
constitutiones  et  mores  ad  gradus  praedictos 
promoti  de  Iure  vel  oonsuetudine  utuntur  et 
gaudent  ac  uti,  potiri  et  gaudere  poterunt  in  fu- 
turum, uti,  potiri  et  gaudere  posslnt  et  debeant 
in  omnibus  et  per  omnia,  ac  ei  gradus  praedictos 
in  ipsa  universitate  iuxta  consuetudines  et  mores 
praedictos,  snsceplssent ,  concedendi  et  indul- 
gendi".  Ein  derartiges  Privileg  ist  ausser  dem 
Germanikum,  für  welches  es  in  der  const.  cit. 
Postquam  deo  v.  1573  wiederholt  ist,  auch  von 
Gregor  XIII.  in  den  betreffenden  Bullen  dem 
griechischen,  englischen  und  armenischen  Kolleg, 
von  Clemens  YIII.  den  englischen  Kollegien  In 
Yalladolid  und  in  Sevilla  (diesen  in  der  Formu- 
lirung,  dass  die  Promovirten  dieselben  Rechte, 
wie  die  in  Oxford  und  Cambridge  Graduirten 
geniessen  sollen)  ertheilt  worden.  Es  findet  sich 
feiner  in  der  zuerst  gedachten  Fassung  in  der 
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eine  Reihe  von  Privilegien  in  Bezug  auf  die  Uebertragung  der  Weihen,  einsehliessUch 
der  höheren  Weihestofen,  an  die  Alnnmen  nnd  die  Erlangung  derselben  dareh  die 
letzteren  ^y  femer  Privilegien  anf  einen  vollkommenen  Ablass  entweder  fOr  die  Alum* 
nen  allein  oder  für  diese  und  die  Leiter,  sowie  die  sonstigen  Angestellten 2,  ja  endlieh 
haben  die  Päpste  den  Zöglingen  der  gedachten  Kollegien  anch  Befreiungen  FomPfarr- 


Balle  Urbans  YIII.  für  Loietto.  In  der  letzteren 
und  in  den  gregorisohen  Bullen,  von  der  für  daa 
Oermanlkum  i.  J.  1673  erlassenen  ab,  ist  die 
Yomahme  der  Promotion  aber  von  der  Assistenz 
oder  der  Zustimmung  der  Protektoren  abhängig 
gemacht ,  dagegen  In  den  beiden  Clemens*  YIII. 
In  die  Hand  der  superiores,  d.  b.  des  Jesuiten* 
provinzlals,  des  Rektors  und  des  vom  Protektor 
deputirten  Geistlichen,  gelegt. 

Das  Privileg  fehlt  in  der  Bulle  Gregors  XIII. 
für  das  maronitiscbe,  in  der  Clemens'  YIII.  für 
das  sehottisohe  Kolleg,  femer  in  den  Bullen 
Urbans  YIII.  für  das  Kolleg  der  Propaganda  und 
für  die  Kollegien  zu  Wien,  Prag  und  Fulda. 
Unter  diesen  Umständen  kann  nur  angenommen 
werden,  dass  die  Uebergebung  absichtlich  erfolgt, 
nicht  aber,  dass  das  Promotionsrecht  von  selbst 
mit  dem  ersterwähnten  Privileg  (s.  0.  S.Ö19  n.  3) 
verliehen  ist.  Der  letztgedachten  Auffassung 
steht  entgegen,  dass  es  bei  derselben  in  den 
Bullen,  welche  das  Privileg  nicht  aufweisen,  an 
einer  Bestimmung  über  die  Ausübung  des  Gra<* 
duirungsrechts ,  welches  niemals  dem  Rektor 
allein  übertragen  wird,  fehlen  würde,  sowie 
femer,  dass  bei  dem  wiederholten  Yorkommen 
beider  Privilegien  neben  einander  In  denselben 
Bullen  nach  kurialer  Anschauung  das  letztere 
nicht  ebne  Weiteres  in  dem  ersteren  entbalten 
sein  kann.  Bestätigt  wird  diese  Ansicht  weiter 
dadurch,  dass  später,  vgl.  den  prospectos  collegli 
Urbanl  S.  Congr.  de  prop.  flde  v.  1841 ,  auch 
bull.  Propag.  5,  236,  dieses  Kolleg  seitens  der 
Päpste  blos  das  Privileg  erhalten  hat :  ^^ut  elus 
alnmni  (also  nicht  andere),  qui  solemni  facto 
seientiarum  perioulo  Optimum  profectus  sui  spe- 
dmea  exhibuerint,  philosophica  aut  theologica 
laurea  ab  Em.  S.  Concllii  Cardinali  praefecto 
donarentnr*'. 

1  Diese  Privilegien,  welche  zuerst  von  Gregor 
XIII.,  und  zwar  dem  Anglicannm  1678  ertheilt 
worden  sind,  gehen  darauf:  .,ut  de  licentia  pro- 
tectoris  ac  dioti  eoUegll  rectorls  consensu  et  exa- 
mine  praecedente,  etiam  eltra  tempora  a  iure 
statuta  interstitlisque  tempore  a  s.  conciUo  Tri- 
dentino  praestitutls  non  exspectatis  et  etlam  abs- 
que  Buorum  ordlnariorum  llteris  dimlssorialibus 
ac  sine  aliquo  beneflcil  et  patrlmonii  titulo  et 
non  obstante  quo  vis  natalium  defectu,  super  quo 
cum  tallbus  per  easdem  praesentes  dlspensamus, 
ad  omnes,  etiam  ad  sacros  et  presbyteratns  ordi- 
nes  promoveri ....  valeant"  (vgl.  Bd.  I.  S.  76. 
97.  113.  115).  Sie  finden  sich  wieder  in  den 
Bullen  Clemens'  YIII.  für  die  englischen  Kolle- 
gien zu  Yalladolld  und  Sevilla ,  In  dem  Breve 
Clemens'  XIH.  v.  1776,  bull.  Prop.  4,  114  für 
das  englische  Kolleg  zu  Doual,  ferner  In  den 
Bullen  Urban's  YIII.  v.  1627  u.  1628  für  Prag, 
Wien,  Fulda  und  Loretto,  hier  aber,  ebenso  wie 
schon  In  der  const.  Gregor's  XIII :  Ex  collegio  v. 


1584  für  das  Oermanlkum  unter  ForÜassung  der 
ein  für  alle  Mal  ertheilten  Dispensation  vom 
defectus  natalium.  Andererseits  weisen  von  den 
nach  1578  erlassenen  Bullen  diejenigen  für  das 
maronitiscbe  und  für  das  schottische  Kolleg,  so- 
vrle  selbst  die  Bulle  Urban's  YIII.  für  das  Kolleg 
der  Propaganda  diese  Privilegien  nicht  auf.  Die 
Ansicht  von  Mejer,  Propaganda  1,  23!l,  dass 
sie  den  eben  erwähnten  Anstalten  durch  das  a 
S.  519  n.  3  erwähnte  Privileg  in  der  durch  Klam- 
mern bezeichneten  Fassung  verliehen  seten,  ist 
unrichtig.  Bei  dem  letzteren  handelt  es  sich  bloi 
um  etwaige,  mit  den  Studienzwecken  zusammen- 
hängende Yorrechte ,  und  überdies  gedenkt  die 
Bulle  Urban's  YIII.  für  Loretto,  welche  ausdrück- 
lich die  Weiheprivilegien  aufweist,  bei  der  oben 
gedachten  Privllegirung  auch  der  Yorrechte  der 
„alia  collegia  quarumcunque  nationum  et  semi- 
nariorum  tarn  in  eadem  alma  urbe,  quam  extxa 
iUam'^,  kann  also  unter  den  letzteren  nieht  die 
Ordinationsprivileglen  begreifen.  Dazu  kommt 
welter,  dass  Urban  YIII.  die  letzteren  durch  ein 
besonderes  Breve  v.  1631  dem  irländischen  Kol- 
leg zu  Rom  (aber  ohne  die  Dispensation  vom 
defectus  natalium),  vgl.  bull.  Prop.  4,  166,  ge- 
währt hat,  und  dass  das  Breve  desselben  v.  1^8, 
ibid.  1,  91,  die  gleichen  Yoneohte  den:  „oon- 
gregatlonis  (sc.  de  Propaganda  flde)  alumnis  et 
convlctoribus  et  alils  qulquoquo  modo  adinstan- 
tiam  eiusdem  oongregationis  in  praesentiarnm 
Romae  vel  alibl  educantur  et  in  futurum  eduea- 
buntur",  d.  h.  den  Zöglingen  des  Propaganda- 
Kollegs  einerseits,  andererseits  aber  auch  den- 
jenigen der  unter  der  Leitung  der  Propaganda 
stehenden  römischen  und  auswärtigen  Kollegien 
(ein  Gegensatz,  welchen  Me j  er  S.  234  n^  Un- 
recht leugnet),  verleiht,  also  offenbar  eine  em- 
pfundene Lücke  ausfüllen  will. 

s  Gregor  XIII  const.  Postquam  deo  v.  1573 
für  das  Germanikum  :  „de  omnlpotentis  dei  mi- 
sericordla  ac  bb.  Petri  et  PauH  apostolorum  eias 
auctoritate  nostraqae  conflsi  omnibus  et  slagulls 
scholaribus  qui  in  Id  colleglum  recepti  fnertnt, 
in  ipso  ingressu  ac  delnde  in  exitu,  sl  quidem 
confessi  et  contriti  sacrsm  communionem  devote 
perceperint  atque  etiam,  sl  eodem  in  collegio 
decedere  eos  ab  humanls  contigerit,  in  mortis 
artlculo  plenariam  omnium  peecatornm  snorum 
Indulgentlam  et  remissionem  concedlmus  et  elar- 
gimur"  femer  die  für  das  englische  (hier  mit  dem 
Zusatz :  rectoribus  et  mlnistrisy  die  Bullen  Urbaus 
YIII.  für  die  Kollegien  in  Wien,  Prag,  Fulda 
und  Loretto  (in  letzterer  blos  für  die  Alumnen). 
Das  Privileg  fehlt  in  den  Bullen  Gregor^  XUl. 
für  das  griechische,  maronlUsche  und  aimeniscbe 
Kolleg,  dagegen  ist  es  in  denen  Clemens'  YIII. 
für  die  Kollegien  zu  Yalladolld  und  Sevilla  durch 
Hinweis  auf  die  den  anderen  Kollegien  ertheilten 
Indulgenzen  gewährt. 
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awanggew&hrt^  and  die  Kollegien  selbst  zu  besonderen  (Anstalts-)  Pfarreien  erhoben^. 
Indessen  sind  die  erwähnten  Privilegien  nicht  einzig  und  allein  an  die  Eigenschaft 
einer  geistlichen  BUdnngsanstalt  als  dnes  pftpstlichen  Kollegs  geknttpft^^  vielmehr 
sind  dieselben  pftpsüicherseits  anch  anderen  Instituten  er&eilt  worden^. 


1  Zuerst  dem  euglischen,  couBt.  Gregorii  XIII 
dt. :  „ac  tam  ipsl  (alumni)  quam  ceteri  in  dicto 
eollegio  degentes,  ut  poenitentiae  ac  euehariatiae, 
etlam  die  pascbatis  et  extremae  ancttonis  sacra- 
menta  a  confesaario  aut  alio  sacerdote  ipsins  col- 
legii  arectoreiniu«  6(Hi8tlt«endo  tuscipere  Hbete 
et  lieite  yaleant,  indulgemus'',  femer  in  faat 
gleicher  Formuliruug  durch  Urhan  VIII.  den  Kol- 
legien sn  Wien,  Piag  und  Fulda.  I>ie  Ballen 
desselben  für  Loretto  und  für  das  Kolleg  der 
Propaganda  weisen  das  PrlTÜeg  nicht  anf.  Nach 
dem  Brere  Clemens'  XI.  t.  18.  August  1708,  bull. 
Prop.  1,  231  hat  aber  die  Propaganda  schon  1.  J. 
1647  durch  zwei  von  luDocenz  X.  bestätigte 
Dekrete  in  Anhalt  an  die  dem  zuletztgedaohten 
Kolleg  zustehende  Befreiung  tou  der  kirchlichen 
JurisdlktioQ  desKardinalvikars  (s.  o.  S.  515)  und 
die  oben  S.  519  n.  3  gedachten  Privilegien  den 
Alumnen  des  Kollegs  und  den  Intra  septa  collegii 
weilenden  ministri  die  Exemtion  vom  Pfarrver- 
bände,  insbesondere  hinsichtlich  des  Begräbnisses, 
der  Euchailstle,  des  Yiatikams  und  der  letzten 
Oelung  zugesprochen,  und  das  cit.  Breve  eximirt 
aus  Anlass  eines  entstandenen  Streites :  „  colle- 
gium . . . .  ac  omnes  et  quoscumqne  Ülius  mini- 
stros,  offlciales,  rectorem,  magistrosseu  lectores, 
alumnos  et  conrictores,  neciion  famulos  alios 
praefatae  cardlnalium  congregationi  ac  ipsl  eol- 
legio quomodo  Übet  inserrientes ,  intra  tarnen 
eiusdem  collegii  ao  illius  palatii  septa  degentes  ** 
'TOn  der  betreffenden  Pfarrei  der  Stadt,  und  über- 
tiigt  dieTorwaltnng  der  Sakramente,  namentlich 
der  Eucharistie,  des  Viatikums  und  der  letzten 
Oelung,  sowie  der  sonstigen  Seelsorge  für  die 
genannten  Personen  dem  Bektor  des  Kollegs  oder 
einem  Ton  der  Propaganda-Kongregation  zu  depu- 
tirenden  Priester,  so  dass  denselben  diese  Rechte 
anter  Aussehlnss  des  Stadtpfarrers  „excepta 
dumtaxat  admlnistratione  matrimonil  quoad 
offlciales  et  alios  inservlentes,  qui  hao  tan  tum 
ratione  parocho  et  parochiae  praedictis  subsint" 
zustehen  sollen  „tam  super  admlnistratione  om- 
nium  aliorum  sacramentorum  quam  iure  sepeli- 
endi  in  ecclesia  dictae  congregationis  cardlnalium 
absque  ulla  quartae  Tel  aliorum  iurium  parochia- 
llum,  etiamsi  in  alia  ecclesia  sepultura  electa 
fuerit,  solutione  ....  non  secus  ac  si  palatlum  et 
coUeglum  praedlcta  extra  limites  dictae  parochiae 
Sita  et  ab  ea  prorsus  dismembrata  essent  ipse- 
qne  collegii  rector  unlcus  ac  rerus  et  proprius 
eanundem  personarum  intra  palatii  et  septa 
collegii  commemorantlum  et,  ut  praefertur,  in- 
servlentiumparochus  existeret".  Dieselben  Rechte 
und  Befreiungen  sind  ferner  durch  Clemens  XI. 
auch  zwei  Tereinigten  Kollegien  in  Avignon  bei- 
gelegt worden,  s.  o.  S  515  n.  4. 

«  So  die  Bullen  CTemens'  VIII.  für  die  eng- 
lischen Kollegien  zu  Yalladolid  und  Sevilla, 
-welche  den  Kirchen  derselben  das  Recht  zur 
Aufbewahrung  des  Sanktissimum  und  zum 
Glockengelaute  bei  der  Messe  und  bei  Begräb- 
nissen ertheilen,  sowie  bestimmen,  dass  der  Rek- 


tor einen  Alumnen  mit  der  Seelsorge  betrauen 
soll,  aber  eTentuell  auch  selbst  diese  wahrnehmen 
kann.   Tgl.  auch  die  vor.  Anm. 

Au  SSM  den  genannten  kommen  aber  auch  noch 
andere  Privilegien  vor,  so  nach  der  clt.  Bulle  für 
das  Anglikanum  das  Recht,  die  Alumnen  von 
allen  kirchlichen  Censuren  und  Strafen,  sowie 
von  allen  noch  so  schweren  Sünden,  selbst  den 
in  der  BuHe  Goenae  domlnl  xeservirten  (abge* 
sehen  von  einigen  Ausnahmen)  loszusprechen, 
und  das  Recht,  sie  von  allen  Irregularitäten 
(ausser  dem  homlcidlum,  der  Bigamie  und  der 
Ketzerei)  zu  dispensiren,  für  den  Rektor-Pres- 
byter und  den  von  ihm  auszuwählenden  Beicht- 
vater, femer  nach  den  Bullen  für  die  mehrfach 
genannten  Kollegien  zu  Yalladolid  und  Sevilla 
das  Recht  des  Rektors,  in  allen  Prozess-  (Civil-, 
Grimlnal-  und  gemischten)  Sachen  des  Kollegs, 
den  Angestellten  und  den  Alumnen  desselben 
Richter  zu  bestellen  und  diesen  die  Jurisdiktion 
zu  übertragen,  endlich  nach  den  Bullen  Urban's 
Vra.  für  Wien,  Prag  und  Fulda  das  Privileg  für 
die  in  den  gedachten  Kollegien  ausgebildeten 
Alumnen,  vorzugsweise  durch  die  Prälaten  und 
Kollatoren  In  den  betreffenden  Landestheilen 
auf  Beneflzlen,  namentlich  Seelsorge- Aemter  be- 
fördert und  dem  Papste  durch  die  Nuntien  und 
die  erwähnten  Prälaten  zur  Berücksichtigung  bei 
den  der  päpstlichen  Besetzung  unterliegenden 
Beneflzien  empfohlen  zu  werden. 

3  'Wennschon  sie  nach  der  Auffassung  der 
Kurie  mit  einem  päpstlichen  Kolleg  verbunden 
sind,  so  erklärt  das  Errichtungsbreve  Leo^s  XlII. 
V.  26.  Oktober  1884  für  das  colleglum  Urbanum 
statuum  foederatorum  Americae  septentrionalis. 
Acta  s.  sed.  17,  175,  Arch.  1  k.  K.  R.  64,  449 
doch  ausdrücklich :  „idem  colleglum  ....  erigi- 
mus  et  constituimus  ac  nomine  pontificio 
decoramus  eidemque  omnia  iura,  praerogativas, 
prlvilegia  huiusmodi  collegiorum  propria  attri- 
buimus  et  elargimur",  und  das  cit.  Breve  für  das 
Armenische  v.  1883:  „fundamus  et  constituimus 
colleglum  clericorum  Armeniorum  eidem- 
que prlvilegia  lusque  omne  legitimi  collegii 
tribuimus'*  (welches  übrigens  auch  in  der  Gerar- 
chla  cattolica  per  Tanno  1886.  Roma  1886,  p. 
664  unter  den  collegi  apostolici  aufgeführt  ist). 
Freilich  bleibt  es  bei  einer  fehlenden  (wenigstens 
nicht  bekannt  gewordenen)  authentischen  Aus- 
legung solcher  Yerleihungen  zweifelhaft,  welche 
der  0.  S.  519  gedachten  Privilegien  damit  gemeint 
sind.  Sicher  darf  wohl  die  Exemtion  von  jeder 
anderen  Gewalt  als  der  des  Papstes,  bez.  des  von 
ihm  bestimmten  Protektors  und  der  sonstigen 
Leiter,  sowie  das  o.  S.  619  zuerst  erwähnte  Yor- 
recht  darunter  verstanden  werden,  wogegen  das 
Privileg  der  Graduirung  als  ausgeschlossen  zu 
betrachten  ist,  da  die  Alumnen  beider  Kollegien 
durch  die  Stiftungsbedingungen  hinsichtlich  ihrer 
Graduirung  an  das  Kolleg  der  Propaganda  ver- 
wiesen werden. 

*  So  hat  Slxtus  Y.  in  den  Konstitutionen  v. 
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lU.  Die  Kollegien  zur  Heranbildung  von  OeiBtlichen  aus  be- 
stimmten Ländern  und  für  dieselben.  In  einer  engen  Verwandtschaft  zu  den 
eben  besprochenen  Missionsanstalten  stehen  die  erst  in  neuerer  Zeit,  seit  dem  Ponti^ 
fikate  Gregorys  XVI.,  namentlich  unter  der  Regierung  Pius'  IX.  errichteten  Kollegien^ 
welche  dazu  bestimmt  sind,  für  einzelne  Länder  aus  den  Angehörigen  derselben  ge- 
eignete Priester  im  Mittelpunkt  der  Kirche  nach  der  in  Rom  herrscbenden,  also  ftr 
die  übrigen  Theile  der  Kirche  hier  als  massgebend  betrachteten  wissenschaftliehen 
Methode  auszubilden,  damit  dieselben  später  für  den  geistlichen  Dienst  in  ihrer  Hei- 
math verwendet  werden^  können.  £s  gehören  hierher  namentlich  das  belgische^ 
das  südamerikanische^,  das  nordamerikaniscbe^  und  das  polnische  Kol- 
leg^, sowie  das  französische  Seminar^.  Eigentliche  Lehranstalten  bilden  diese 
Kollegien  nicht,  vielmehr  blos  Konvikte,  deren  Zöglinge  die  Vorlesungen  des  Colle- 
gium  Romanum  besuchen  7.  Zu  collegia  pontificia  sind  von  ihnen  nur  das  nordameri- 
hische  und  das  polnische  erhoben  ^.  Das  belgische  und  das  nordamerikanische 
stehen  unter  der  Leitung  des  Epilkopates  der  betreffenden  Länder^  und  haben  einen 


1586  n.  1688,  bull.  Taur.  8,  771  n.  9,  45  dem 
von  ihm  für  die  unentgeltliohe  Axifnahme  von 
50  Scholaren,  „theologiae  et  utriusqne  iuris  artlum- 
que  studiis  et  aliis  gcientiis  et  dieciplinis  n&va- 
turis'^,  zn  Bologna  errichteten  Kolleg,  damit  diese 
dort  während  eines  Zeitraumes  von  höchstens 
sieben  Jahren  ihrem  Studium  obliegen  konnten, 
obwohl  dasselbe  keine  geistliche  Bildungsanstalt 
war,  vielmehr  nur  eine  Stiftung  zu  Gunsten  der 
Söhne  der  Einwohner  seiner  Oeburtsstadt  Mon- 
talto  und  der  nahegelegenen  Ortschaften,  welchen 
auch  das  Präsentation sreoht  verliehen  ist,  die 
Exemtion  von  jeder,  nicht  nur  der  Jurisdiktion 
des  Erzbischofs,  sondern  auch  des  Kardinallegaten, 
ferner  einen  besonderen  Kardinal-Protektor,  und 
dieselben  Rechte  und  Privilegien,  wie  der  Uni- 
versität Bologna  gewährt.  Andererseits  ist  von 
Urban  VIII.  das  erzbischofliche  Seminar  zu  Prag 
1.  J.  1638,  bull.  Prep.  1,  92,  obwohl  es  unter  der 
Leituiig  des  Erzbischofs  belassen  ist,  zugleich 
unter  die  Protektion  der  Propaganda-Kongrega- 
tion gestellt,  und  es  sind  dem  letzteren  und  den 
Alumnen  desselben  die  Privilegien  des  Studium 
generale  und  der  Natioual-Kollegien  in  Rom,  S. 
619  n.  3,  das  Recht,  unter  Zustimmung  des  Erz- 
bischofs akademische  Grade  zu  ertheilen,  sowie 
den  Alumnen  die  schon  erwähnten  Yorrechte  in 
Betreff  der  Ordination  (ohne  Dispensation  von  dem 
defectus  aetatis),  das  Vorzugsrecht  bei  der  Be- 
setzung der  einheimischen  Beneflzlen,  o.  S.  621 
n.  2,  und  die  0.  S.  520  gedachten  Ablassprivilegien 
verliehen  worden,  wogegen  allerdings  der  Propa- 
ganda das  Recht  vorbehalten  ist,  Zöglinge  aus 
Böhmen  für  10  Alumnenstellen  zn  nominiren. 
Vgl.  ferner  noch  bull.  cit.  1,  107.  u.  2,  236. 

1  S.  die  Bulle  Plus'  IX.  v.  28.  Febr.  1853  für 
das  seminarium  Pium  (vgl.  nachher  im  Text), 
Arch.  f.  k.  K.  R.  1,  650:  „salutarem  doctrinam 
ex  Ipso  fönte  hauriant  et  omnla  gravissima  ecde- 
siastici  minist-erii  munera  et  saciorum  ritus  ac 
caeremonias  ex  ecclesiae  omnium  matrls  et  ma- 
gistrae  more  institutisque  condiscant  ac  deinde 
Studiorum  curriculo  confecto  in  patriam  redeant" 

2  Im  J.  1844  wesentlich  auf  Betrieb  des  Erz- 


bischofs von  Mecheln,  des  Kardinals  Sterckx,  er- 
richtet, ursprunglich  für  Priester,  welche  bereits 
in  Belgien  ihre  theologischen  Studien  vollendet 
und  Grade  in  der  Theologie  oder  im  kanonischen 
Recht  erworben  hatten,  während  jetzt  auch  An- 
fänger behufs  des  Studiums  der  Theologie  und 
der  Philosophie  eintreten,  Moroni,  dizionario  di 
erudizione  storico-ecclesiastica  42,  57;  Grisar, 
a.  a.  0.  S.  637. 

3  Collegium  Pinm  Latinum  Americanum  i  J. 
1858  eröflfnet,  Moroni,  1.  c.  85,  203  u.  98,  %. 

4  Auf  Anregung  Plus'  IX.,  coli.  conc.  Lac  3, 
268,  gegründet  und  1859  in  Wirksamkeit  getreten. 
Ein  formales  Errichtungs-  und  Bestatigungs- 
breve  ist  aber  erst  von  Leo  XIII.  (S.  521  n.  3) 
ertheilt  worden ,  G  r  1  s  a  r  S.  636. 

6  1865  gegründet,  Grisar  S.  638. 

®  Abweichend  von  den  anderen  Anstalten  Se- 
minar genannt,  zur  Vermeidung  der  Verwechse- 
lung mit  dem  an  der  Kirche  S.  Luigi  dei  Francesi 
bestehenden  Kollegium  der  Kapläne  derselben, 
Moroni,  1.  c.'85,  202;  Grisar,  S.  637.  Das 
Errichtungsschrelben  v.  14.  Juli  1859  ist  mir 
nicht  zugänglich  gewesen. 

"^  Grisar  S.  637.  638,  die  des  nordamerika- 
nischen nehmen  allerdings  an  den  Vorlesungen 
des  Kollegs  der  Propaganda  Theü,  Acta  s.  sed. 
17,  177.  Im  Kolleg  erhalten  die  Zöglinge  nui 
einen  auf  nähere  Erläuterung  und  auf  Repetition 
des  Gehörten  abzielenden  Unterricht,  so  wenig- 
stens nach  demBreve  für  das  nordamorikanische: 
„sacerdos  rerum  theologicarum  et  philosophicarom 
scientia  piaestans  apud  ipsos  commoretoi,  qui 
iisdem  in  susceptis  praelectionibus  explanandis 
et  illustrandis  adiumento  erit." 

8  In  Betreff  des  ersteren,  S.  521  n.  3,  in  Be- 
treff des  letzteren  Grisar  S.  638  u.  Geraichica 
cattolica  per  Tanno  1886,  p.  664. 

0  Grisar  S.  638  und  cit.  Breve  von  1884: 
„administratio  unlversa  collegii  ab  archiepiscopls 
et  episcopis  foederatorum  statuum  Amer.  sep- 
tentrion.  vel  a  praesulibus  ab  ipsis  ad  id  muneris 
legitime  deputatis  geratur'^. 
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Kardinal  zum  Protektor  ^  bezw.  Patron  2.  Diesen  Kollegien  reihen  sich  endlich  die  fttr 
Italien  bestimmten  Anstalten,  das  semmarium  Ptum^  fflr  Jünglinge  ans  allen  DiOcesen^ 


1  So  das  1>el|rl6che. 

2  £Uien  solchen  hat  das  nordsmerikanische 
KoUeg.  Die  Stellung  ist  ein  für  alle  Mal  dem 
Prafekten  der  Propaganda  1>eigelegt. 

Ausreichendes  Material  über  die  nähere  Ver- 
fassung dieser  Kollegien  ist  abgesehen  yon  dem 
cit.  ErrichtungsbreYe  für  das  nordamerikanische 
nicht  pubUclrt,  An  der  Spitze  des  letzteren  steht 
mit  dem  Rechte  der  Leitung  der  übrigen  Beamten 
und  der  Alumnen  ein  Rektor,  welcher  Tom  Papste 
nach  Anhörung  der  Propaganda -Kongregation 
aus  drei  der  letzteren  von  den  leitenden  Bischofen 
Torgesehlagenen  Priestern  ernannt  wird.  Dieser 
hat  sich  mit  Zustimmung  des  Kardinal-Patrons 
einen  StelWertreter  und  mit  Genehmigung  des- 
selben und  der  leitenden  Bischöfe  einen  Kurator 
fnr  die  Verwaltang  des  Hauswesens  zu  bestellen, 
vich  mit  den  betreffenden  Diöeesan  -  Bischöfen 
über  die  Auswahl  neuer  Alumnen  zu  benehmen 
und  die  letzteren  bei  ihrem  Eintritt,  ebenso  bei 
der  Rückkehr  in  ihr  Yaterland  dem  Kardinal- 
Patron  vorzustellen,  sowie  endlich  aus  den  ap- 
probirten  Beichtvätern  für  die  Alumnen  einen 
oidentlioben  Beichtvater  und  magister  pietatis, 
welcher  im  Kolleg  zu  wohnen  hat,  ebenfalls  unter 
Zustimmung  des  Patrons,  auszuwählen.  Der 
Rektor  untersteht  in  allen  das  Kolleg  betreffenden 
Sachen  der  Oberleitung  des  letzteren  und  der  er- 
wähnten Bischöfe,  üebrigens  haben  die  Alum- 
nen, ehe  sie  zu  den  höheren  Weihen  befördert 
werden,  den  o.  S.  517  n.  9  gedachten  Eid  zu 
leisten. 

Das  polnische  Kolleg  hat  ebenfalls  einen  Kar- 
dinal zum  Protektor,  unter  dem  ein  Rektor  die 
eigentliche  Leitung  führt.  Bei  dem  belgischen 
heisst  der  Leiter  nicht  Rektor,  sondern  Präsident. 
Das  südamerikanische  Kolleg  ist  der  Leitung  der 
Jesuiten  anvertraut,  und  das  französische  Semi- 
nar steht  unter  der  der  französischen  Kongrega- 
tion V.  h.  Geiste  und  vom  reinsten  Herzen  Maria, 
Orlsar  S.  637.  638  u.  Gerarchia  clt.  p.  662 ff. 

B  Gestiftet  von  Plus  IX.  durch  die  Bulle:  Cum 
Romani  pontiflces  v.  !28.  Juni  1853 ,  Arch.  f.  k. 
K.  R.  1,  649;   Anal.  iur.  pontif.  1856.  p.  663: 

„in  S.  ApoUinaris  aedibus  seminarium 

qnod . . .  nobis  et  romanis  pontifloibus  successoii- 
hus  noetris  et  cardinali  in  urbe  vicario  imme- 

diate  et  omnino  subiectum  esse  volumus , 

fnndamus,  erlgimus  et  constituimus . . .  statuimus 
quatuoT  adesse  ecclesiasticos  vires  a  summo  ponti- 
Hee  eligendos,  qui  deputatorum  officium  obeun- 
tei  praesto  esse  debeant  cardinali  vicario  in  procu- 
latione  seminaiii  cum  Romani  (d.  h.  des  Diöcesan- 
seminars  für  die  DiöceseRom,  s.  0. 504.  n.  10)  tum 
Pii.  Eorum  munus  erit  in  res  omnes  utriusque 
semlnarii  inquirere  et  illorum  ordini  ac  Prosperi- 
tät! oonsulere,  cardinali  vicario  auxllium  qua 
opere  qua  conslliis  praebere  quin  tamen  idem 
eardinalls  illorum  pladta  sequi  adigatur,  cum 
Immo  ei  liberum  Sit  ea  peragere  quae  potiora 
existimaverit*' 

4  Und  zwar  hat  jede  Diöcese  ein  Recht  auf  eine 
Freistelle,  nur  Sinigaglia,  der  Geburtsort  Plus'  IX., 
SLuf  zwei.   DieQuallflkation  der  aufzunehmenden 


Zöglinge  ist  dahin  festgesesetzt :  „Nemo  admit- 
tetur,  nisi  ex  anteactae  vitae  ratlone  ad  sacerdo- 

tium  SB  vocari  sentiat Sano  praeterea  sint 

corpore,  lingua  minlme  Impedita  et  adspectu 
non  deform!,  grammatioa  ao  rhetorica  periti  (das 
Brave  Leo's  XIII.  v.  30.  Juli  1886,  Acta  s.  sed. 
19,  62  fordert  auch  Kenntniss  der  Anfangsgrunde 

des  Griechischen) Omnes  piopril  episcopl 

testimonlo  slut  praediti;  in  quo  eluceat,  clericos 
ea  in  dioeoesi  ortos  esse  ex  honestis  parentlbus, 
nuUam  sordescentem  artem  exercentibus;  ibique 
domicilium  habere*,  ex  eodem  praeterea  testi- 
monlo Gonstat,  clericos  Ipsos  propter  bonos  eorum 
mores  dioeoesi  utiles  et  deo  fldeles  devotosque 
fore."  Den  Vorzug  haben  diejenigen,  welche 
bereits  in  dem  Seminare  ihrer  Diöcese  die  Tonsur 
erbalten  haben.  Behufs  Nachweisung  der  Quali- 
fikation f &r  die  Aufnahme  ist  vom  Bischof  oder 
Generalvikar  oder  einem  Domherrn  mit  den  Syno- 
dal-Examinatoren  ein  schriftliches  Klausur-Exa- 
men abzuhalten,  und  es  sind  die  Arbeiten  nebst 
den  gutachtlichen  Urthellend^r  Examinatoren  vom 
Bischöfe  mit  einer  Aeusserong  desselben  über 
den  Charakter,  die  Anlagen  und  die  Befähigung 
des  Kandidaten  dem  Kardinal- Vikar  nach  Rom  ein- 
zusenden. Dieser  hat  unter  Belrath  seiner  Exa- 
minatoren und  des  Seminar-Rektors  demn&ohst 
über  die  Aufnahme  zu  entscheiden,  und  beruft 
den  Kandidaten  zum  Beginne  des  nächsten  Stu- 
dienkursus ein.  Wenngleich  die  Zöglinge  im 
Seminar  unentgeltlich  unterhalten  und  unter- 
richtet werden,  so  haben  die  Eltern  doch  beim 
Eintritt  eine  Summe  zu  deponiren,  welche  im 
Falle  der  Entlassung  oder  des  Austrittes  zur  Be- 
streitung der  Kosten  der  Rückreise  und  für  die 
Beschaffung  von  nothwendigen  Kleidern  ausreicht. 
Erst  drei  Monate  nach  dem  Eintritt  wird  der  zu- 
gelassene Kandidat  definitiv  unter  die  Alumnen 
aufgenommen  und  hat  gleichzeitig  einen  Eid 
dahin,  „volle  se  absolutis  in  seminario  studiis  in 
propriae  dioecesis  et  episcopi  servitium  remigrare", 
zu  leisten,  eine  Verpflichtung,  von  welcher  er 
nur  durch  Verwendung  in  einer  auswärtigen 
Mission  für  die  Dauer  derselben  frei  wird.  Ueber 
die  Entfernung  ungeeigneter,  nachlässiger  und 
unwürdiger  Zöglinge  vor  Ablauf  der  Studienzeit, 
welche  auf  höchstens  neun  Jahr  festgesetzt  ist^ 
entscheidet  der  Kardinal-Vikar.  Die  unmittelbare 
Leitung  des  Seminars  führt  unter  Aufsicht  des 
letzteren  (s.  d.  vor.  Anm.)  ein  vom  Papste  er- 
nannter Rektor,  die  anderen  höheren  Beamten 
des  Seminars,  1 .  der  „  prorector  qui  alumnorum 
congressuB,  colloqula  statls  diebus  dirigat,  dum- 
modo  rector  ipse  ab  hoc  officio  se  abstinere  velit% 
2.  der  „magister  pietatis,  qui  debebit  spiritualia 
de  caelestibus  rebus  colloquia  et  sacros  sermones 
festls  diebus  ad  alumnos  habere,  quando  illie 
rector  et  pro-rector  vacare  haud  possint  itemque 
sacramentales  eorum  alumnorum  confessiones 
excipere,  qui  libere  et  sponte  ad  ipsnm  accedere 
'voluerint",  und  3.  der  „oeconomus,  qui  adminl- 
strationem  redituum  omnesque  expensas  curet'', 
werden  von  dem  Kardinal- Vikar  ausgewählt  und 
-vom  Papste  bestätigt. 
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des  ehemaligen  Kirchenstaates  und  das  Collegiwn  Lombardicum  fibr  solehe  ans  den 
oberitalienischen  Sprengein  ^  an. 

IV.  Bildnngsanstalten  fflr  bestimmte  spezielle  kirchliche  Zwecke. 
Während  die  unter  III  gedachten  Anstalten  nur  in  Bom  ihre  Stfttte  haben  kOnnen, 
sind  sowohl  hier,  wie  auch  anderwärts  Bildnngsinstitute  errichtet  worden,  welche 
besonderen  Zwecken  zu  dienen  bestimmt  sind,  und  bei  der  möglichen  Verschiedenheit 
derselben  einen  sehr  verschiedenen  Charakter  besitzen. 

Von  den  noch  jetzt  in  R  o  m  vorhandenen  Anstalten  gehören  hierher  das  tem- 
narium  Vaticanum  zur  Erziehung  von  Klerikern  fftr  den  Dienst  der  Peterskirehe, 
welches  von  ürban  VIII.  gegründet  worden  ist  ^,  ferner  die  academia  eccleaiasiica  oder 


Wenngleich  nach  der  ERiohtungfthulle  das 
Beminarium  Pium  eine  besondere,  Tondem  römi- 
schen Diöcesan-Seminar,  dem  seminarittm  Roma- 
nnm,  getrennte  Anstalt  aein  soll,  so  haben  beide 
nicht  nur  denselben  Palast  bei  St.  ApolUnare, 
sondern  auch  eine  Reihe  von  Einrichtungen  ge- 
meinsam. JHe  Zöglinge  des  semlnarium  Pium 
müssen  ihre  Studien  In  der  Philosophie,  der 
Theologie  und  in  der  Jurisprudenz  (jfiM  autem 
facultates  erunt  addisoendae  ....  unirersa  phllo- 
sophia,  theologia  dogmatica  et  moralis,  divino- 
rum  librorum  et  ss.  patrum  scientia,  lingua 
hebraica,  graeca,  hlstorla  ecclesiaatica,  saeri  ritas 
itemque  ins  canonicum  cl^ile  et  crimlaale  ylca- 
riis  praesertim  generalibus  vel  maxlme  utile  et 
necessarium")  gemeinsam  mit  den  Zöglingen  des 
8.  Romanum  an  der  für  beide  gleichmässig  be- 
stimmten Studien -Anstalt,  mit  einem  eigenen, 
Tom  KardinaWikar  ausgewählten,  yom  Papst  be- 
BtHtigten  praefectUB  stadiorum  an  der  Spitze,  den 
Bcholae  S.  ApoUinaris,  machen,  und  zwar  in  der 
Philosophie  während  eines  2-,  In  der  Theologie 
wahrend  eines  4-,  in  der  Jurisprudenz  während 
elnea  3  jährigen  Kursus,  jedoch  ist  der  letztere 
nicht  obligatorisch,  wennschon  jeder  Zögling  sich 
mit  den  Institutionen  des  ins  canonicum,  civlle 
und  criminale  bekannt  gemacht  haben  mnss; 
Tgl.  die  Bulle  Plus'  IX.  t.  3.  Oktober  1853  über 
die  ratio  atudiorum  in  scholispontiflGiis  seminarii 
Roman!  ad  S.  ApoUinaris,  cit.  Arch.  1,  669;  AnaL 
cit.  1856.  p.  707.  Durch  Leo  XIII.,  welcher  mittelst 
Schreibens  t.  20.  Mai  1886,  Acta  s.  sed.  17,  563, 
auch  die  Einrichtung  von  Lehrstühlen  für  die 
italienische,  lateinische  und  griechische  Sprache 
angeordnet  hat,  ist  femer  ein  1  jähriger  Kursus 
in  denselben  für  nothwendig  erklärt  worden,  wel- 
cher Ton  den  Alumnen  beider  Seminare  während 
des  für  die  Institutionen  der  verschiedenen  Rechte 
bestimmten  Jahres  durchgemacht  werden  kann, 
dt.  Breve  y.  1886,  a.a.O.  19,  51.  Ebenso  wie  das 
e.  Romanum  besitzt  auch  das  s.  Pium  das  Recht,  die 
akademischen  Grade  des  Baccalaureats,  des  Licen- 
tiata  und  des  Doktorats  in  der  Philosophie,  der 
Theologie  und  in  beiden  Rechten  auf  Grund  der 
vorgeschriebeuen  Examina  an  die  Zöglinge  zu  er- 
thellen  und  die  juristischen  Grade  auch  anclerid 
extemi  (nicht  an  Laien;  „qui  studiorum  curriculum 
in  scholis  S.  ApoUinarlB  inierint  Ibique  confece- 
rint  qulque  iuriaprudentiae  operam  dare  volue- 
rint "  und  zwar  mit  allen  Rechten  und  PrlTllegien, 
„ao  si  gradus  ipsos  in  Romano  Sapientlae  ar- 
chigymnasio  et  in  qualibet  alia  uniTorsitate  oon- 


Bequuti  fulBsent''.  Die  Diplome  werden  Ton  den 
Kardinalvikar  und  dem  Leiter  der  Lehranstalt, 
dem  praefeetus  Btudiorum,  ausgestellt.  Der  Rek- 
tor jedes  Seminars  hat  den  Fleiss  der  Zöglings 
zu  überwachen  und  den  jährlichen  Prüfongen 
derselben  anzuwohnen ;  auch  kann  er  die  Vor- 
lesungen der  Professoren  besuchen.  Im  semina- 
rium  Pium  erhalten  die  Zöglinge  noch  Unterricht 
im  cantuB  Gregorianus  durch  einen  Magister,  und 
ferner  durch  einen  geeigneten  Geistlichen,  wel- 
chen der  Rektor  mit  Zustimmung  des  Kaidinal* 
Vikars  auswählt,  Unterrieht  und  Anweiaung  im 
Erklären  der  Evangelien  und  im  Predigen.  End- 
lich bilden  die  beiden  Seminare  mit  ihren  Zög^ 
lingen  eine  besondere,  eigene  Pfarrei,  deren 
Pfarrer  der  geiatliche  Vorsteher  der  Kirehe  S. 
Apollinare  ist,  welcher  naoh  Ben^men  mit  den 
betreifenden  Rektoren  auch  die  Alumnen  zuib 
Altardienst  heranziehen  kann.  Die  höheieii 
Weihen  haben  die  Zöglinge  während  ihres  Aufent- 
haltes im  Seminar  zu  empfangen,  sie  besitzen 
aber  in  dieser  Hinsicht  nicht  die  o.  S.  520  ge- 
dachten Privilegien  der  Missionsanstalten. 

^  Auch  Seminario  dei  sa.  Ambrogio  e  Cado 
von  der  Kirche,  bei  welcher  ob  1862  errichtet 
worden  ist,  genannt.  Ueber  die  Einrichtung  ist 
nichts  näheres  publiclrt.  Vgl.  Grisar,  S.  639 
und  Moroni,  dizlonario,  indice  generale  S.  76. 

3  Durch  Breve  Quonlam  ad  agrum  t.  26.  Ok- 
tober 1636,  bull.  BasilicaeYatican.  Romae  1747, 

3,  253 :  „semlnarium aub  cardinalis  archi- 

presbyteri  pro  tempore  existentis  eapitulique  et 
canquicorum  d.  baailicae  pro  tempore  existentivm 
cura,  gubernio,  regimine  et  adminlatratlone  pio 
pueris  inibi  pie  alendis  ac  religiöse  edncandis, 
.qui  etiam  sacios  ritus  et  caezemoniaa  eedesiasti- 
cas  addiscant  allaque  per  archipreBbyterum  ae 
eapitulum  et  canonicoB  piaescribenda  peragant 
et  eidem  basilicae  in  divlniB  luxta  providam  or* 
dinationem  per  eoedem  archipresbyterum  ae  eapi- 
tulum hulusmodi  faciendam  deservire  teneantur 

erigimus  et  instituimus**.    Auch  sind  dem 

Seminar  und  den  Zöglingen  die  gleiche  Exoation 
vom  Kardin alvikar  und  die  gleichen  Privilegien, 
wie  den  Kanonikern  von  S.  Peter  verliehen  woc^ 
den.  Der  Archipresbyter  v.  S.  Peter  ist  der 
Präfekt  dea  SeminarB,  unter  welchem  ein  RektM 
die  unmittelbare  Leitung  der  Zöglinge  fuhrt 
Diese  erhalten  den  theologischen  Unterricht  dorek 
eigens  dazu  bestellte  Profeasoren.  Die  bei  dem 
Institut  ferner  bestehenden  Gymnaaialknrse  sind 
aber  in  den  letzten  Jahren  auohNichteemiaaristei 
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pant^cia  academia  dd  nobüi  ecelesiaaiici^,  znrYorbereitang  junger  Adliger,  welche  die 
theologischen  Studien  bcTcits  absolvirt  haben,  für  die  höhere  Prälatnr^. 

Als  Beispiele  von  derartigen  Instituten  ausserhalb  Roms  mögen  nur  das  von  Cle- 
menfl  XII.  bestätigte  Kolleg  zu  Piacenza  zur  Aufnahme  von  Sftoular-Klerikern  behufe 
Vomahme  der  exercitia  spiritualia  vor  Empfang  der  höheren  Weihen  und  behufs 
weiterer  Ausbildung  der  Alumnen  des  bischöflichen  Seminars  ^,  sowie  das  noch  heute 
in  Wien  bestehende,  von  Kaiser  Franz  I.  gestiftete  höhere  Priester-Bildungsinstitut 
cum  h.  Augustin^  angefahrt  werden. 

§.233.    3.   Die  Einwirkung  der  staatlichen  Aufsicht  auf  die  EntioicMung  der  geistlichen 

Bildungsanstalten  seit  dem  18.  Jahrhundert, 

Das  1 8.  Jahrhundert,  das  Jahrhundert  der  Auf  klärung,  war  seiner  ganzen  geistigen 
Riebtnng  nach  der  Fortentwicklung  besonderer  geistiicher  Bildungsanstalten,  wie  es 
die  Senunarien  sein  sollten,  an  sich  ungünstig,  ja  selbst  der  zum  Theil  von  den  Ideen 
der  Zeit  beeinflnsste  hohe  katholische  Klerus  zeigte  bei  seiner  antijesuitischen  und 
antikarialen  Richtung  kein  Interesse,  gegenüber  dem  Aufblühen  der  sonstigen  allge- 
meinen ünterrichtsanstalten  Einrichtungen  aufrechtzuerhalten  oder  gar  zu  yer* 
mehren,  welche  bei  der  alten  jesuitischen  Erziehungs-  und  Unterrichtsmethode  ver- 
blieben waren. 


rogingUßh  gemacht  worden,  Moroni,  dinonarlo 
64,  23;  Grlsar  a.  a.  0.  p.  623;  Gerarchia  cat- 
toliea  per  Tanno  1886.  p.  662. 

1  Nach  Moroni  1.  0.  1,  47  und  65,  48  und 
Grlsar  S.  623,  i.  J.  1706  von  Clemens  XI.  und 
dem  Kardinal  Imperiali  gegründet,  wogegen 
iBangen,  rom.  Knrie,  S.  62,  s.  auch  Bd.  I. 
8.388,  die GrOndung  auf  Benedikt  XIY.  zurQck- 
fuhrt. 

s  Früher  auch  für  die  Verwaltung  der  wichti- 
geren Aemter  des  Kirchenstaates. 

Die  Akademie  steht  unter  einem  Kardinal  als 
Protektor  und  wird  durch  einen  dem  höheren 
Prälatenstande  angehörigen  Präsidenten  geleitet. 
An  der  Anstalt  bestehen  Lehrstühle  für  kirch- 
liche Diplomatie,  für  politische  Oekonomie,  bib- 
lisehe  Controversen  und  fremde  Sprachen,  Grl- 
sar a.  a.  .0.;  Gerarehla  cattolica  cit.  p.  661. 

8  Gonst.  clericalem  vitam  v.  13.  Juli  1732,  1. 
c  23,  418:  „colleglum  sub  denomlnatlone  ac  tl- 
tulo  elnsdem  S.  Lasar!  (per  d.  JuUum  cardlna- 
lern  -^  d.  b.  Albexonl  —  elusque  successores  per* 
petao  regendnm  et  gnbemandum  . . .)  ad  hoe,  ut  in 
collegio  erigendo  rectpl  yaleaat  elericl  saeoalares 
BBlveisae  dioecesla  praedlctae  ad  saeros  ordlnes 
^paoiDOvendl,  ut  Ipsi  In  illo  spiritualia  exercitia, 
antequam  ad  quemlibet  ex  sacris  ordlnlbu»  promo- 
▼eaotar,  rite  peragere  Taleant,  quique  ad  c^He- 
f;liiiB  ....  cum  s]^robatione  episcopi  sea  vlcarii 
^Taedictorum  admltti  debeant,  aut  quique  pro 
suis  alimentlB  duiantibus  exerdtlis  praedictis  ab 
el9  SQscipieadl« ,  eongmam  ao  debitam  praesta- 
tlonem  iuxta  temporum  opportunitatem.  solTere 
teoeantor;  all!  toto  olerid,  ex  semlnaili  Placen- 
tini  alumnis  et  convietoribus ,  studla  saerarum 
littoranim  ac  theologlae  theoreticae  et  practieae 


prosequantur  Tenerandosque  Titas  eeclesiasticoSy 
sacras  caeremonias  et  cantum  Gregorianum  sab 
praeceptoribus,  qui  sunt  presbyteri  aaeculares  in 
saera  pagina  ae  verbo  dei  soripto  et  tradito  probe 
eruditi,  perdiscant  et  ipsi  cleriri  hoc  pacto  im- 
buendl,  ex  alumnls  pro  tempore  existentibus 
dictl  semlnaili  prae  aliis  quibuseumque  electl 
gratis  admlttantur  atque  ex  convietoribus  Ibidem 
eiistentibus  eadem  praelatione  parlter  fmi  de- 
beant, ac  sub  lusto  stipendio  redpiantur,  hac 
tarnen  conditione,  ne  alumni  et  conviotores  prae- 
dicti  sine  praevia  approbatioue  episcopi  seu 
vioarli  hulusmodi  in  ....  collegium  ....  admltti 
possint  atque  sub  regimine  presbyterorom  saecu- 
larium  a  d.  Julio  cardinali  elusque  successoribus 
eligendomm  et  deputandorum  vlrere  teneantur^, 
Tgl.  auch  die  oonst.  In  apostolloae  v.  3.  Februar 
1733,  ibid.  p.  475,  nach  welcher  die  vom  Stifter 
vorgeschlagene  Uebertragang  der  Leitung  des 
Kollegs  an  die  Priester  der  Congregatio  missionis 
genehmigt  worden  ist. 

-  *  Die  Anstalt  ist  ein  aus  dem  Keliglonsfond, 
bezw.  aus  Staatsfonds  dotlrtes  Institut,  welches 
den  Kandidaten  des  Priesterstandes  der  5ster- 
reichisoh-nngarischen  DiÖcesen,  einschliesslich 
derjenigen  des  grlechisch-unirten  Ritus  —  (die 
Kandidaten  werden  auf  Vorschlag  des  betreffen- 
den Didcesanblschofs  nach  einem  bestimmten 
Zahlenverhaltniss  aufgenommen)  —  den  Besuch 
der  Wiener  theologischen  Fakultät  zu  ermöglichen 
und  Ihnen  Gelegenheit  zur  Erlangung  des  theo- 
logischen Doktorats,  sowie  zur  Vorbereitung  für 
-kirchliche  Lehrämter  und  höhere  hierarchische 
Stellungen  zu  bieten,  bestimmt  ist.  Sie  hat  einen 
director  superlor,  einen  direetor  splrltualis  und 
3  directores  studiorum ,  Schulte,  Status  dloe- 
'Cesium  eathollcuB.  Gissae  1866.  p.  40. 
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I.  Die  Hierarchie  und  die  Leitung  der  Kirche  durch  dieselbe. 


[§.  m. 


Abgesehen  davon  trat  aber  nunmehr  ein  anderes  Moment  herror,  welches  ifHr  ^e 
weitere  Gestaltung  des  geistlichen  Bildungswesens  bedeutsam  wurde. 

Das  seit  dem  16.  Jahrhundert  auch  in  den  katholischen  Staaten  ausgebildete 
Staatskirchenthum  hatte,  soweit  dasselbe  imUebrigen  in  die  kirchlichen  Angelegen- 
heiten reformirend  einzugreifen  geneigt  war,  doch  vorerst  in  Betreff  der  geistüehen 
Bildungsanstalten  keine  Rechte  in  Anspruch  genommen  und  sich  höchstens  nur 
gegen  das  Eindringen  mangelhaft  vorgebildeter  Geistlichen  zu  schützen  gesucht^. 
Einerseits  lag  der  gedachten  Zeit  der  Gedanke  eines  rein  staatlichen  Unterrichts« 
und  Bildungswesens  und  damit  auch  der  einer  Beaufsichfigung  und  Eontrole  sftmmt- 
lieber  Bildungsanstalten  noch  fem,  und  sodann  war  ein  Bedürfniss  nach  einer  solchen 
Betheiligung  des  Staates  an  dem  geistlichen  Bildungswesen  bei  der  vollkommenen 
Gleichheit  der  Interessen,  bei  dem  Bestreben  der  katholischen  Regenten,  die  Ausbrei- 
tung der  Reformation  durch  Stärkung  des  Eatholicismus  zu  hindern,  und  bei  der 
damit  zusammenhängenden  Förderung  der  Jesuiten,  sowie  der  von  ihnen  errichteten 
Kollegien,  und  der  anderen,  nach  dem  Muster  der  letzteren  eingerichteten  Bildungs- 
anstalten, nicht  hervorgetreten. 

Im  Laufe  des  18.  Jahrhunderts  begann  man  aber  auch  in  den  katholischen 
Ländern  in  Folge  des  Aufblfihens  des  Unterrichtswesens  in  den  protestanüschen 
Territorien  und  der  immer  mehr  um  sich  greifenden  Ideen  der  Aufklärung,  zu  Reformen 
auf  diesem  Gebiete  zu  schreiten,  und  konnte  nun  selbstverständlich  auch  die  geist- 
lichen Bildungsanstalten  nicht  mehr  der  ausschliesslichen  und  unkontrolirten  Herr- 
schaft der  Kirche  überlassen 2.  Ja  in  Oester reich,  wo  das  StaatskirchenUium 
damals  seine  höchste  Ausbildung  erreicht  hatte,  und  man  die  Kirche  sogar  ohne  ihre 
Mitwirkung  und  gegen  ihren  Willen  zu  reformiren  suchte,  ging  man  selbst  so  weit, 
die  Seminar-Einrichtung  gerade  im  Interesse  der  Aufklärung  zu  dem  Zwecke  umzu- 
gestalten, um  einen  von  den  neuen  Ideen  erfüllten  Klerus  heranzuziehen  und  heran- 
zubilden. 

In  Ausfahrung  dieses  Planes  hat  Joseph  11.  nicht  nur  i.  J.  1783  '  alle  bischöf- 
lichen Seminarien  und  gleichzeitig  die  anderen  geistlichen  Unterrichts-Anstalten 
aufgehoben,  sondern  auch  die  Errichtung  von  s.  g.  Oeneral-Seminarien  angeordnet, 
welche  „als  Pflanzschulen  der  Klerisey  der  Ungleichheit  in  dem  Unterricht  der  zum 
geistlichen  Stande  sich  widmenden  Jugend  abzuhelfen^'  bestimmt  waren,  und  deren 
ordnungsmässiger  Besuch  als  nothwendiges  Erforderniss  für  die  Erlangung  der  höhe- 
ren Weihen  und  zum  Eintritt  in  die  geistlichen  Orden  vorgeschrieben  wurde  *.   Aller- 


1  So  hat  man  z.  B.  in  Baiern  schon  im  16.  Jahr- 
hundert die  zu  Pfarrern  bestimmten  Geistlichen 
▼or  der  Possessgebung  einer  staatlich  angeordneten 
Prüfung  unterworfen,  Friedberg,  Grenzen  zw. 
Staat  u.  Kirche  S.  220.  Vgl.  femer  Bd.  II.  S.  501. 

2.  lo  dem  churpfalzbairiscben  Recess  mit  dem 
Ordinariate  zu  Regensburg  T.  1789,  W  a  r  n  k  ö  n  i  g , 
die  staatsrechtliche  Stellung  der  katholischen 
Kirche,  Erlangen  1855,  S.  236,  wurde  z.  B.  nicht 
blos  eine  bestimmte  Einrichtung  des  Seminars 
zu  Regensburg  vereinbart,  sondern  auch  nament- 
lich festgesetzt:  „Wegen  Einförmigkeit  der  Lehr- 
art und  der  Grundsätze  wird  nach  dem  in  den 
bairischen  Churlanden  gnädigst  vorgeschriebenen 
Schulplan  durch gehends  gelehrt''. 

3  Dekrete  v.  30.  März  und. 21.  August  1783, 


Sammlung  aller  unter  Joseph  II.  ergangenen  Ter- 
ordnungen  2,16. 18;  y.  23.  September,  24.  Aa* 
gust  und  23.  Oktober  1783 ,  cod.  iui.  eccles. 
Josephini.  Frankfurt  u.  Leipzig  1784.  1,  297  lu 
2,  224.  238;  vgl.  auch  die  weitere  in  der  eist 
citirten  Sammlung,  Bd.  10  S.  653  ff.  EusammeB- 
gestellten  Yerordnungen. 

^  Errichtet  wurden  solche  General-SeminazieB 
zu  Wien,  Prag,  Olmütz,  Gratz,  Innsbruck,  Frei- 
burg, Lemberg,  Pest,  Pressbarg,  Pavia  und  Löwen 
unter  Verwendung  der  bisherigen  Seminftrfonds 
und  Stiftungen,  welcbe  den  Blsehöfen  entzogen 
wurden.  Die  letzteren  hatten  nur  —  und  daza 
wurden  ihnen  wieder  bestimmte  Fonds  angewle* 
Ben  —  jeder  ein  s.  g.  Priesterhans  zu  halten,  in 
welchem  die  Theologen  nacb   zuröckgelegitem 
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dings  war  sohon  der  Nachfolger  Joseph'BÜ.,  Leopoldll.  genöthigt,  die  Oeneral-Semi- 
narien  aufzuheben  ^,  aber,  wenngleieh  den  Bischöfen  wieder  gestattet  wurde,  ihrer- 
seits fE&r  die  Bildung  ihrer  Diöcesangeistliohkeit  zu  sorgen  und  eigene  Seminarien  zu 
errichten,  so  wnrde  doch  die  Staatsaufsicht  Aber  die  geistlichen  Anstalten  beibehalten 
und  staatlicherseits  die  Stellung  derselben  näher  geregelt^. 

Als  es  sich  in  der  ersten  Hftlfte  dieses  Jahrhunderts  um  die  Wiederher- 
stellung der  katholischen  Kirche  und  ihrer  Einrichtungen  handelte,  erstrebte  die  römi- 
sche Kurie  ihrerseits  die  möglichste  Verwirklichung  der  tridentinischen  Vorschriften 
und  die  Beseitigung  jedes  staatlichen  Einflusses  und  jeder  staatlichen  Aufsicht  Aber 
die  neu  zu  errichtenden  Bildungsanstalten 3.  Indessen  konnte  sie  bei  der  prinzipiellen 
Stellung,  welche  die  Staatsregierungen  hinsichtlich  des  Unterrichtswesens  und  der 
Regelung  des  Verhältnisses  zwischen  Staat  und  Kirche  einnahmen,  um  so  weniger  einen 
Erfolg  zu  erreichen,  als  sie  für  die  Verwirklichung  ihrer  Forderungen  auf  die  mate- 
riellen Mittel  der  Staaten  angewiesen  blieb,  und  die  Regierungen  zum  Theil  noch,  ehe 


General-Seminar  bis  znr  Yenrendung  Im  Seel- 
aorgedienst  (etwa  1  bis  2  Jahr)  verbleiben  sollten. 
In  die  Seminare  selbst  traten  die  Kandidaten  mit 
dem  16.  u.  17.  Jahre  ein  und  hatten  dort  6  Jahre, 
5  snm  Studium  der  Theologie  und  ein  weiteres 
behufs  ihrer  piaktlschen  Vorbereitung,  zu  bleiben. 
Die  Leitung  der  Seminarien  hatte  ein  vom  Staate 
bestellter  Rektor,  und  es  wurde  an  ihnen  yon 
staatlich  berufenen  Professoren  nach  einem  staat- 
lich festgesetzten  Lehrplan  und   nach  staatlich 
bestimmten  Unterrichtsbüchern  gelehrt;   vergl. 
ausser  den  citirtenVeiordnungen  noch  Schrödl, 
General-  Seminare  i.Wetzeru.  Weite,  Kirchen- 
lexikon. 1 .  Aufl.  4, 403 ;  B  r  u  n  n  e  r  a.  a.  0.  2.  Aufl. 
6,  262;    Maassen,  neun  Kapitel  über  freie 
Kirche.    Graz,  1876.  S.  337;     Thelner  S.  303 
(s.  jedoch  die  Berichtigung  dazu  in  Zeitschr.  f. 
kathol.  Theologie.  Innsbruck.   Jahrg.  1  [1877], 
S.1Ö6.167);  Irentfe  Themistor,  Vinstruction 
et  r^ucation  du  clergtf.    Trdves  1884.  p.  101  ff. 
In  Folge  dieser  Anordnungen  waren  die  öster- 
reichischen Theologen  auch  von  dem  Besuch  des 
Colleglum  Germanicum  in  Rom  (s.  o.  S.  502) 
ausgeschlossen.    Als  Ersatz  dafür  war  1783  ein 
besonderes   Kolleg  zu  PsTla  errichtet  worden, 
damit  „gut  unterrichtete  Prister  heraustreteu, 
die  zum  Vortheil  des  Staates  das  Christenthum 
in  Deutschland  und  Ungarn  besorgen'',  s.  cit 
Handbuch  2,  24.  26. 

Ueber  die  staatliche  Reform  der  Seminarien 
in  Toseana  vgl.  Fr.  Scaduto,  stato  e  chiesa 
sotto  Leopolde  I.   Firenze  1886.   p.  344.  346. 

1  Wegen  des  Widerstandes  der  Geistlichkeit, 
namentlich  wegen  des  in  Belgien  durch  die  kirch- 
lichen Beformen  Joseph's  II.  hervorgerufenen 
Aufstandes,  Friedberg,  Grenzen  S.  611; 
Thelner  S.  306ff.;  Poüan  p.  123;  The- 
mistor p.  169.  374  ff. 

2  y.  T.  4.  Juli  1790,  Sammlung  d.  Gesetze  unter 
Leopold  II.  1,348.  So  sollten  die  Lehrer  an  den 
staatlichen  UniTersitaten  oder  Lyceen  geprüft 
sein,  die  für  die  Universität  genehmigten  Yor- 
lesebücher  gebraucht,  auch  die  Geistlichen  nach 
beendeten  Studien  bei  den  Universitäten  exami- 


nlrt  werden.  Durch  die  V.  ▼.  7.  Aug.  1791  (a.  a. 
0. 4, 268)  wurde  sodann  eine  „allgemeine  Richt- 
schnur^ für  die  theologischen  Lehranstalten  in 
den  bischöflichen  Seminarien  aufgestellt  und  an- 
geordnet, dass  die  Theologen  das  Kirchenrecht 
stets  an  der  Universität  oder  dem  Lyceum  des 
Landes  bei  dem  ordentlichen  Juridischen  Lehrer 
(welcher  natürlich  Josephlnisches  Staatskirchen- 
recht vortrug)  zu  hören  hätten. 

Auch  in  Bai  er n  sind  allerdings  erst  Anfangs 
dieses  Jahrhunderts  aus  Anlass  der  Säkularisation 
unter  der  Regierung  Max  Joseph's  (IV)  die  Prie- 
sterserainare  unter  staatliche  Leitung  gestellt,  und 
einzelne  derselben  aufgehoben  worden;  siehe 
Schrodl  a.  a.  0.  S.  406;  v.  Sicherer,  Staat 
und  Kirche  in  Baieru  1799—1821.  S.  42 ;  J.  B. 
Schwab,  FranzBerg.  Würzburgl869.  S.342ff.; 
Brunner  in  Wetzer  u«  Weite  Kirchenlexik. 
2.  Aufl.  6,  264. 

3  Den  Standpunkt  der  Kurie  kennzeichnet  sehr 
deutlich  die  s.  g.  esposizione  dei  sentimenti  dl 
Sus  SantitH  (Plus'  VII)  v.  1819  Nr.  10,  Münch, 
Vollständige  Sammlang  aller  Konkordate.  2, 386, 
worin  die  gänzliche  Abhängigkeit  der  Lehre  von 
den  Bischöfen  gefordert  und  erklärt  wird,  dass 
das  Oberhaupt  der  Kirche  nicht  gleichgültig  dabei 
sein  kann,  dass  die  ,,JQngUnge,  welche  sich  dem 
helligen  Dienste  widmen,  besonders  in  den  hel- 
ligen Wissenschaften  lieber  auf  den  Universi- 
täten, deren  Lehren  nur  zu  sehr  bekannt  sind, 
unterrichtet  werden  sollen,  als  in  den  Seminarien 
und  unter  der  beständigen  Aufsicht  der  Bischöfe. 
Se.  Heiligkeit  und  die  Bischöfe  können  sich  nicht 
für  gesichert  halten,  weder  durch  das  Zeugniss, 
welches  man  vielleicht  von  den  Bischöfen  selbst 
für  diejenigen  erfordern  wird,  welche  zu  Lehrern 
der  h.  Wissenschaften  bestimmt  werden  sollen, 
noch  durch  die  Inspektion,  welche  man  den  Bi- 
schöfen zugestehen  will,  damit  in  den  katho- 
lischen Schulen  nichts  gelehrt  werde,  was  der 
Reinheit  des  Glaubens  und  der  Lehre  zuwider 
sei.  Diese  Mittel  müssen  von  S.  Heiligkeit  fOr 
absolut  unzulänglich  angesehen  werden,  um  die 
Bechtgläubigkeit  der  Lehre  zu  erhalten.** 
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die  Verhandlangen  ihren  Abschlnss  gefdnden  hatten,  ihrerseits  einseitig  nnd  allein 
zn  den  erforderlichen  Organisationen  geschritten  waren. 

Id  Deutschland  hatte  von  den  der  nachmaligen  oberrheinischen  Kirchen- 
provinz  angehOrigen  Staaten  Württemberg  schon  i.  J.  1812  eine  besondere 
kirchliche  Landesuniversität  zu  Ellwangen ^  nnd  ebendaselbst  ein  Priesterseminar 
ftlr  diejenigen  Kandidaten,  welche  den  dreijfthrigen  Universitfttsknrsas  dmrehlaufen 
hatten^,  errichtet'^,  dann  aber  i.  J.  1817  nnter  gleichzeitiger  Yerleguig  des  Seminars 
nach  Rottenbnrg  a.  N.  ^  die  erstere  beseitigt  und  dafür  an  der  allgemeiaen  Landes- 
nniyersitftt  zn  Tübingen  eine  katholisch-theologische  Faknltftt  gegründet^. 

Damit  war  —  entgegen  dem  Tridentinnm  und  den  klerikalen  Anschannngen  -~ 
das  Prinzip  der  Abschliessnng  der  zukünftigen  Oeistlioheii  nnd  der  ansschliesslidieii 
kirchlichen  Leitnng  der  für  diese  bestimmten  Bildungsanstalten  yemeint,  nnd  die  Ans- 
bildnng  der  jungen  Theologen  auf  den  allgemeinen  staatlichen  Unterrichtsanstaltei 
gefordert. 

Nach  den  getroffenen  Einrichtungen  ®  hatten  die  Theologen  die  allgemeine  wissen- 
schaftliche Vorbildung  für  ihren  Beruf  auf  den  Landesgymnasien  zu  erwerben.  Zar 
sicheren  Deckung  des  Bedarfes  an  katholischen  Geistlichen  wurde  aber  i.  J.  1824  in 
Ehingen  und  in  RottweiF  je  ein  s.g.  niederes  Konvikt  errichtet.  In  diesen  sollten 
die  Zöglinge  unentgeltlich  Aufnahme  finden  und  auf  Staatskosten  ihre  Erziehong  and 
Ausbildung®  während  des  yierjährigen  Kursus,  welchen  sie  gleichzeitig  an  den  Gym- 
nasien durchzumachen  hatten^,  erhalten ^^.  Die  Aufsicht  über  die  Konvikte  ftlhrte  die 
Staatsbehörde,  nämlich  der  katholische  Kirchenrath,  welcher  die  zur  BeanfsiohtigoBi; 
der  Zöglinge  bestimmten  ünterinspektoren  (Bepetenten)  anzustellen  hatte,  während 
der  Vorsteher  oder  Inspektor,  auf  Vorschlag  der  gedachten  Behörde,  nach  Bflek- 
spräche  mit  dem  Ordinariat  ^*  ernannt  wurde  ^^. 

Für  die  theologischen  Fachstudien  war  die  Landesuniyersität  Tübingen  and  die 
an  derselben  errichtete  katholisch-theologische  Fakultät  bestimmt.  Als  Glied  der 
Universität  hatte  diese  den  Charakter  eines  staatlichen  Institutes  ^^,  in  Bezog  aef 
welches  jede  Anordnung  des  Bischofs  ausgeschlossen  war  ^^.  ^ 


1  Oder  genauer  eine  theologische  Faknltat. 

*  Unter  staatlicher  Gewährung  der  Mittel  fflr 
40  Zöglinge. 

3  Beide  Anstalten  waren  der  staatliclien  Auf- 
sicht und  Oberleitung  (des  katholischen  geist- 
lichen Raths)  unterstellt^  der  kirchlichen  Behörde 
(damals  dem  General-Vlkariat  zu  Ellwangen) 
war  dagegen  blos  das  Recht  der  Kenntnissnahme, 
der  Visitation  und  der  Stellung  von  Anträgen 
auf  Verhesserungen  an  den  König  zugestanden 
worden,  Longner,  Beiträge  z.  Gesch.  d.  oherrh. 
Kirchenprovinz.  Tübingen  1863.  S.371;  Gol- 
ther,  der  Staat  und  die  katholische  Kirche. 
WüTttcmberg  1874.   S.  39. 

*  V.  V.  11.  Dezember  1817,  Lang,  Samm- 
lung wQrttemb.  Kirch  engesetze.  S.  571. 

6  V.  T.  26.  Oktober  lbl7,  a.  a,  O.  8.  674. 

*  Vgl.  hierzu  auch  Golther  8.  86fr. 

^  V.  T.  20.  September  18^4,  a.  a.  O.  S.  794, 
s,  auch  S.  841. 

^  Das  Aufnahmealter  war  auf  das  zurückgelegte 
14.  und  das  noch  nicht  angetretene  16.  Jahr  fest- 
gesetzt. 


B  Es  handelte  sich  dabei  nur  um  das  s.  g.  oben 
Gymnaslalstudlum. 

10  Das  Konvikt  sollte  dagegen  „ffir  zweek- 
mässlge  Benutzung  dieses  Unterrid^to,  für  Be- 
lebung und  Leitung  des  Privatfleisses,  für  die 
sittliche  und  religiöse  Erziehung  der  Zöglinge, 
sowie  für  die  besondere  Vorbildung  zn  ihrem 
künftigen  Berufe  (Unterricht  im  Kireheng»- 
sang  etc.)  **  sorgen. 

>*  Im  übrigen  war  dem  LandesMschof  blos  dtf 
Recht  eingeräumt,  von  den  Konvikten  Einsieht  n 
nehmen  und  der  Oberaufisichtsbehörde  Anträge 
und  Wünsche  mltzutbeilen,  auch  sollte  dem  Or- 
dinariat jährlich  ein  Bericht  über  die  Zustände 
der  Konvikte  zugestellt  werden. 

^  Alle  diese  Anstellungen  waren  nicht  fest, 
sondern  jederzeit  widerruflich.  Der  Inspektor 
sollte  aus  den  Gymiiasialprofessoren  oder  den 
Kirchendienern  des  Ortes  ausgewählt  werden. 

w  V.  V.  25.  Oktober  1817  und  organ.  BestliB- 
mengen  v.  22.  Januar  1818,  a.a.  0.  S.  678. 5T9. 

14  Nach  den  cit.  Bestimmungen  hatte  der  Bi- 
schof nur  das  Recht :  1.  vor  der  Besetzung  jeder 
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Entsprechend  den  beiden  niederen  war  ferner  in  Tübingen  i.J. 1817  ein  höheres 
Eonvikt  ^  gegrftndet  worden,  in  welehes  die  Zöglinge  der  beiden  ersteren  nach  Ab- 
legang  einer  staatlichen  Reife-Prflfong  fllr  die  Universität  behufs  ihrer  philosophischen, 
philologisehen  and  theologischen  Stadien  ttbei^ehen  sollten  ^^  um  hier  anentgeltlichen 
Unterricht,  Kleidang  and  Verpflegung  zu  empfangen  3.  Auch  dieses  Konvikt  war 
Staaisanstalt  und  stand  unter  der  Oberaufsicht  des  katholischen  Kirchenrathes.  Der 
Konyiktdirektor ,  welcher  katholischer  Oeistlicher  sein  musste ,  wurde  nach  Rflck- 
spräche  mit  dem  Bischof  yom  König  ernannt,  während  die  Ernennung  der  Repetenten 
(ebenfalls  katholischer  Geistlicher)  ^  durch  den  Kirchenrath  geschah  und  blos  der 
bischöflichen  Behörde  angezeigt  wurde.  Im  übrigen  hatte  der  Bischof  in  Betreff  dieser 
Anstalt  ebenfalls  kein  Recht  zu  direkten  Verfügungen,  wohl  aber  die  Befugniss,  den 
abzuhaltenden  Prüfungen  selbst  oder  durch  Kommissare  anzuwohnen  ^. 

Für  die  praktische  Vorbereitung  auf  die  Ausübung  der  8eelsorge  diente  endlich 
das  schon  erwähnte  Priesterseminar  zu  Rottenburg  mit  einem  einjährigen  Kursus, 
in  welches  die  Konviktszöglinge  nach  Ablegung  einer  Prüfung  vor  der  theologischen 
Fakultät  im  Beisein  von  Abgeordneten  des  Bischofs  und  des  Kirchenraths  auf  Staats- 
kosten aufgenommen  wurden  ^.  Das  Seminar  stand  unter  der  unmittelbaren  Leitung 
und  Aufsicht  des  Ordinariats,  andererseits  war  aber  die  „gebührende  Oberaufsicht^ 
dem  Staate  vorbehalten  und  dem  katholischen  ELirchenrath  übertragen''. 

Mit  diesen  Einrichtungen  trat  Württemberg  in  die  demnächst  organisirte 
oberrheinische  Kirchenprovinz  ein. 

Von  den  beiden  massgebenden  Bullen  hatte  allerdings  die  Bulle :  Ad  donunid 
gregts  v.  11.  April  1827  die  Erziehung  des  Klerus  in  tridentinisch  eingerichteten 
Seminaren  vorgeschrieben^,  aber  die  Regierungen  erkannten  mit  Rücksicht  darauf, 
dass  sie  gegen  die  Aufnahme  dieser  Bestimmung  protestirt  hatten^,  die  Bulle  indessen 
nichtsdestoweniger  mit  derselben  von  der  Kurie  publizirt  worden  war^^,  eine  Ver- 


Lehxstelle  gehört,  2.  alle  halbe  Jahre  Yon  den 
GegenBtinden  und  von  dem  Leitfaden  der  Vor- 
leeungen  der  Professoien  nnd  Repetenten  in 
Kenntniss  gesetzt  zn  werden,  3.  durch  Abge- 
ordnete den  Prüfungen  und  Disputationen  der 
Kandidaten  anzuwohnen  und  4.  bei  eintretender 
Nothwendigkeit  einer  Untersuchung  wegen  Aus- 
fibung  des  Lehramtes  dem  Kultusministerium 
unter  Bezeichnung  eines  zu  ernennenden  Kom- 
missars Anzeige  zu  machen,  damit  dieses  die 
UttteTsnchung  gemeinschaftlich  Tomehmen  lassen 
konnte. 

1  Sogen.  Wilhelmsstift 

2  Der  Kursus  war  auf  5  Jahre  festgesetzt. 

»  S.  die  V.  ▼.  26.  Oktober  1817  u.  die  Best  v. 
1818.  Nur  ausnahmsweise  konnten  andere  Kan- 
didaten aufgenommen  werden,  s.  a.  a.  0.  S.  842. 

4  Diese  wurden  für  die  Erhaltung  der  Dis- 
eiplin  und  zur  Nachhilfe  bei  dem  Unterricht  der 
Zöglinge  angestellt. 

^  und  natflrlich  auch  die,  sich  mit  Anträgen  an 
die  Staatsbehörde  zu  wenden. 

6  S.  Dekret  y.  28.  Sept  1812  u.  11.  Dezember 
1817,  a.  a.  0.  S.  411.  674. 

"7  Nach  dem  fteilich  erst  späteren  Statut  Tom 
14.  Mai  1828,  a.a.  0.  S.  1077  wurden  der  Regens 
nnd  Subregens  Tom  König  bestätigt,  allerdings 

Hivsekins,  Kirckenreckt  IV. 


vom  Bischof,  aber  auch  unter  Rücksprache  mit 
dem  Kapitel  und  mit  dem  Kirchenrath,  ernannt; 
die  Repetenten  hatte  das  Ordinariat  (aber  nur 
mit  Zustimmung  des  Kirchenraths  und  blos 
widerruflich)  anzustellen.  Der  Lehr-  und  Bil- 
dungsplan musste  bei  Beginn  Jedes  Kursus  dem 
Kirchenrath  eingereicht  und  durfte  ohne  dessen 
Zustimmung  oder  die  Genehmigung  des  Ministe- 
riums, ebensowenig  wie  die  Disciplinar-  und 
die  Haus-Ordnung,  geändert  werden. 

8  „Quinto:  In  seminario  archiepiscopali  vel 
episcopali  is  clericorum  numerus  all  atque  ad  for- 
mam  decretor.  s.  conc.  Trident  institui  ac  edu- 
cari  debebit,  qui  dioecesis  amplitndini  et  necessi- 
tati  respondeat  quique  ab  episcopo  oongrae  erit 
deflniendus'^  Die  Bulle:  Proyida  solersque  v. 
1821  hatte  sich  unter  Hervorhebung  der  Thatsache, 
dass  bereits  in  4  der  zu  errichtenden  Diöcesen 
tridentinische  Seminare  existirten  —  was  freilich 
nicht  richtig  war  —  damit  begnügt,  die  Errich- 
tung eines  solchen  in  der  fünften  yorzuschreiben. 

»  In  der  Note  y.  4./7.  Septbr.  1827,  Brück, 
oberrhein.  Kirchenproyinz.  Mainz  1868.  S.  546, 
ygl.  0.  MeJ  er,  zur  Gesch.  d.  röm.-deutsch.  Frage 
3,  386 ff.  Anders  freilich  Longner  a.  a.  0. 
S.  571. 

10  0.  Mejera.  a.  0.  S.  391  ff. 
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pflichtnng  zur  DarchfÜhrnng  der  gedachten  VorBchrift  nieht  an  ^.  Wllrttemberg 
war  demnach  in  der  Lage,  es  bei  seinen  bisherigen  Ordnungen  in  Betreff  des  Büdnaga- 
Wesens  der  Geistlichen  zu  belassen^. 

Im  üebrigen  hielten  auch  die  anderen  Regierungen  denselben  Standpunkt  fest» 
und  die  gemeinsam  von  ihnen  ^lassene  Verordnung^,  welche  die  Errichtung  von 
tridentinischen  oder  Knaben-Seminaren  mit  Stillschweigen  Übergeht,  ordnet  nur  das 
Studium  der  Theologie  an  einer  katholisch-theologischen  Fakultät  und  nach  vollen- 
detem theologischen  Studium  einen  einjährigen  Aufenthalt  in  einem  Priesterseminare 
behufs  Ausbildung  für  die  praktische  Seelsorge  an. 

In  Folge  dessen  wurde  ausser  den  bereits  vorhandenen  katholisch-theologisehMi 
Fakultäten  in  Tübingen  und  Freiburg  i.  J.  1830  noch  eine  weitere  in  Giessen 
errichtet  4.  Auch  sorgten  die  Begierungen,  meistens  unter  Benutzung  der  schon  firflher 
bestehenden  Anstalten,  ffir  Priesterseminare  des  erwähnten  Charakters  ^.  Aber  ab- 
gesehen von  einem  Konvikte  ffir  die  Studirenden  der  Theologie  in  Freiburg  ^,  worden 


<  Die  beschränkenden  Ausdrflcke  der  Place- 
timng  in  den  ron  den  Begleningen  nach  einer 
vereinbarten  Formel  erlassenen  Publikations- 
patenten  sollten  u.  A.  anch  das  Placet  gerade  für 
diese  Vorschrift  ansschliessen,  a.  a,  0.  S.  399. 

'^  Vgl.  Fundatlons-Instrnment  für  Rottenburg 
Y.  14.  Mal  1828,  Nr.  13,  Lang  a.  a.  0.  S.  1076. 
Das  letztere  hatte  nnr  die  Dotation  näher  auszu- 
weisen .  Allerdings  ist  damals  ein  neues  Statut  für 
das  Priesterseminar (s.  o.  S.  529  n.  7)  erlassen  wor- 
den, welches  aber  prinzipiell  nichts  geändert  hat 

3  V.  V.  30.  Januar  1830.  S-  ^Ö-  «Ein  jeder 
der  vereinten  Staaten  wird,  wo  dieses  nicht  be- 
reits stattfindet,  für  die  zweckmässige  Bildung 
der  Kandidaten  des  katholischen  geistlichen 
Standes  dadurch  sorgen,  dass  entweder  eine  ka- 
tholisch-theologische Lehranstalt  errichtet  und 
als  Fakultät  mit  der  Landes-Unlversität  vereinigt 
werde,  oder  dass  die  Kandidaten  nothigenfalls 
aus  dem  allgemeinen  katholischen  Kirchenfonds 
derDiöcese  unterstützt  werden,  um  eine  auf  diese 
Art  eingerichtete  Universität  in  der  Provinz  be- 
suchen zu  können''.  $.26:  ^^Die  Kandidaten 
des  geistlichen  Standes  werden  nach  vollendeten 
theologischen  Studien  ein  Jahr  im  Priester-Se- 
minar zum  Praktischen  in  der  Seelsorge  ausge- 
bildet und  zwar  insoweit  unentgeltlich,  als  die 
in  den  Dotations-Urkunden  für  Seminarien  aus- 
gesetzten Summen  zureichen  ".  J.  27:  „  In  das 
Seminar  werden  nur  diejenigen  Kandidaten  auf- 
genommen, welche  in  einer  durch  die  Staats- und 
bischöflichen  Behörden  gemeinschaftlich  vorzu- 
nehmenden Prüfung  gut  bestanden,  und  zur  Er- 
langung des  landesherrlichen  Tischtitels,  der 
ihnen  unter  obiger  Voraussetzung  ertheilt  wird, 
wiirdig  befunden  worden  sind  '*, 

*  Lutte rb eck,  Geschichte  der  katfaolisch- 
theologischen  Fakultät  zu  Giessen.  Giessen  1860. 
S.  lOfT. ;  Brück,  d.  oberrhein.  Kirch enprovinz. 
Mainz  1868.  S.  142;  Arch.  f.  k.  K.  R.  54,  263. 
Durch  diese  Ist  zugleich  die  früher  mit  dem  Se- 
minar in  Mainz  verbundene  theologische  Lehr- 
anstalt beseitigt  worden,  Brück,  S.  143  \  Arch. 
f.  k.  K.  B.  54,  251.  Ausser  den  Theologen  aus 
dem  Grossherzogthum  Hessen  sollten  nach  einer 
i.  J.  1838  getrofTenen  Vereinbarung    auch   die 


Kandidaten    aus  Nassau  in  Giessen  itudiren, 
LutterheckS.  51;  Brück  S.  14dff. 

s  In  Mainz  blieb  das  frühere  Seminar  (s.  vor. 
Anmerk.)  für  die  praktische  Ausbildung,  alw  als 
Prieateneminar,  bestehen;  desgleichen  das  sehen 
in  Fulda  vorhandene  Seminar,  s.  Fundations-In- 
strument  v.  18.  September  1829.  Art  12,  Wal- 
ter, fontes  iur.  ecclesiast.    p.  858:   „Für  die 
wissenschaftliche  Bildung  der  zum  geistlichen 
Stande  bestimmten  Individuen  haben  Wir  durch 
das  in  Fulda  femer  bestehende  KlerikaI*Seminar 
nebst  dem  geistlichen  Studienfond  des  Fürsten- 
thums  Fritzlar  gesorgt,   und  werden  durch  die 
Ertheilung  der  Tischtitel  an  die  zu  Weihenden 
auf  den  Fall  der  nicht  verschuldeten  Dienston- 
tauglichkeit  für  dieselben  sorgen.  —  In  das  Se- 
minar werden  nur  diejenigen  Kandidaten  aufge- 
nommen, welche  in  einer  durch  die  Staats-  und 
bischöfliche  Behörde  gemeinschaftlich  vorzuneh- 
menden Prüfung  gut  bestanden,  und  zur  Erlan- 
gung des  landesherrlichen  TischtiteU,  der  ihnen 
unter  obiger  Voraussetzung  ertheilt  wird,  würdig 
befunden  worden  sind".    Hier  blieb  aber  aadi 
die  früher  mit  dem  Seminar  verbundene  theolo- 
gische Schule  zum  Studinm  der  Theologie  be- 
stehen ,  da  der  Plan,  für  Kurhessen  in  Marburg 
eine  katholisch-theologiBche  Fakultät  zu  eniek- 
ten,  an  dem  Widerstände  des  BisehoCs  und  des 
Domkapitels  von  Fulda  scheiterte,  Brück  a.  a. 
0.  S.  143.  144,  8.  anch  die  blsehofUche  Denk- 
schrift von  1851:  Ginzel,  Arch.  f.  Kircben- 
geschicbte  2,  259.     In  Baden  wnrde  das  be- 
stehende Priesterseminar  1842  von  Freiburg  nack 
der  säkularisirten  Abtei  S.  Peter  im  Schwarzwald 
verlegt.  Brück  S.  152;  Maas  in  Arch.  für  k 
K.  R.  9,  195;  endlich  für  Nassau  in  Gemässheit 
des  Fundatlons-Instrumentes  v.  8.  Dezbr.  1827. 
Art.  12,  in  Limburg  ein  Priesterseminar  errichtet, 
Brück  S.  145. 

^  S.  g.  colleginm  theologicnm ,  das  Statut  ▼. 
6.  Juli  1841 1.  badischen  Reg.-BL  1841.  Nr.  19. 
S.  171.  Es  war  für  Stndirende  der  Theologie 
bestimmt,  und  zwar  sollten  Unbemittelte,  soweit 
die  staatliche  Dotation  ausreichte,  unentgeltlich 
Wohnung  und  Kost  (ffir  die  Regel]  auf  drei  Jahre 
erhalten. 
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weder  andere  höhere  noch  überhaupt  niedere  Eonvikte^  gegründet,  dagegen  Über 
die  erwähnten  Institute  die  Staatsanfticht  in  demselben  Umfange,  wie  in  Württem- 
berg, vorbehalten  nnd  ausgeübt^. 

Anch  in  dem  b airischen  Konkordate  von  1817  war  die  Anfrechterhaltnng  der 
bestehenden  bischoflichen  Seminare,  sowie  die  Stiftung  neuer  in  denjenigen  Diöcesen, 
welche  derselben  ermangelten,  unter  Gewährung  angemessener  Dotationen,  sowie 
die  Einrichtung  und  Leitung  derselben  durch  die  Bischöfe  in  Gemässheit  des  Triden- 
linums  vorgesehen  3.  Indessen  hat  das  gleichzeitig  mit  der  Vereinbarung  publicirte  Reli- 
gionsedikt v.  1818^  den  betreffenden  Artikel  insofern  geändert,  als  es  „die  organischen 
Bestimmungen  über  geistliche  Bildungsanstalten'^  zu  den  „Gegenständen  gemischter 
Natur''  rechnet  und  damit  das  Recht  der  Kirchenoberen  zu  einseitigen  Anordnungen 
und  zu  ausschliesslicher  Leitung  der  gedachten  Institute  ausgeschlossen  hat.  Auch 
hat  die  bairische  Regierung  die  Vorschrift  nicht  auf  Knabenseminare  im  tridentini- 
schen  Sinne  bezogen^,  vielmehr  zur  Ausführung  des  Konkordates  blos  Priestersemi- 
nare errichtet,  welche  allein  zur  Aufnahme  von  Kandidaten  der  Theologie  behufs 
ihrer  Vorbereitung  auf  den  Empfang  der  Priesterweihe  während  der  Dauer  eines  oder 
zweier  Jahre  bestimmt  waren  ^.  und  welche  in  Gemässheit  des  vorher  Bemerkten  der 
Staatsaufsicht  unterstellt  wurden  ^.  Behufs  Erlangung  der  allgemeinen  wissenschaft- 
lichen und  der  theologischen  Vorbildung  hatten  dagegen  die  zukünftigen  Geistlichen 
die  öffentlichen,  ebenfalls  unter  staatlicher  Aufsicht  stehenden  ünterrichtsanstalten, 
also  die  Lateinschulen  und  Gymnasien,  sowie  demnächst  die  katholisch-theolo- 
gischen  Fakultäten*^  oder  die  Ljceen  (Lehranstalten  für  die  philosophischen 
und  theologischen  Disciplinen) ,  welche  für  die  theologischen  und  philosophischen 
Fakultäten  der  Universitäten  Ersatz  zu  bieten  bestimmt  waren,  und  als  staatliche 
Institute  aus  Staatsmitteln  dotirt  worden  sind  o,  zu  besuchen. 

Erst  in  Folge  der  Bemühungen  der  Bischöfe  ist  es  später  gelungen,  in  einzelnen 


*  Wie  die  wfirttembergisclien  in  Ehingen  und 
Bottweil,  B.  0.  S.  528. 

^  D.  h.  die  Ernennung  der  Leiter  und  die  Be- 
stimmung in  l^trelT  der  Haus-  und  Disciplinar- 
Oidnungen  erfolgte  durch  die  Staatsbehörden. 
Der  Bischof  war  dabei  auf  gutachtliche  Aeusse- 
rang,  fem  er  auf  Einsichtnahme  und  aaf  Anträge 
nnd  Beschwerden  an  d.  Regierungen  beschränlct, 
8.  das  i.  d.  Torletzten  Anm.  cit.  Statut,  vgl.  auch 
Maas  a.a.O.  S.  191;  Brück  a.  a.  0.  S.146fr. 

3  Art.  y. :  ,;Sna  singulis  dioecesibns  seminaria 
episcopalia  conserventur  et  dotatione  congrua  in 
bonis  fundisque  stabilibus  provideantur ;  in  ils 
antem  dloecesibus,  in  qulbus  desunt,  sine  mora 
enm  eadem  pariter  dotatione  in  bonis  fundisque 
stabilibus  fundentur.  —  In  seminariis  autem  ad- 
mittentar  atque  ad  normam  s.  conc.  Trident. 
efformabuntur  atque  instituentur  adolescentes, 
quos  archiepiscopi  et  episcopi  pro  necessitate 
▼el  utilitate  dloecesium  in  ils  reciplendos  lud!- 
csYerint.  Horum  seminarioram  ordinatio,  doc- 
ftiina,  gubematio  et  administratio  archiepiscopo- 
ram  et  episeoporum  auctoritati  pleno  liberoque 
luxe  subiectae  ernnt  iuxta  formas  canonicas.  — 
Reetoies  quoque  et  professores  semlnariorum  ab 
aichiepiscopls  et  episcopis  nominabuntur  et  quo- 
tlescnnque  necessarium  aut  utile  ab  ipsis  iudica- 
bitur,  removebuntur.'* 


4  S.  76  11t.  a. 

^  Das  Konkordat  a.  a.  0.  spricht  nicht,  wie 
das  Tridentinum  Yon  pueri ,  sondern  von  adolef- 
centesj  und  die  offlcielle  Uebersetzung  giebt  dies 
durch  ;,Kandidaten''  wieder.  Nach  dem  Inhalte 
des  betreffenden  Artikels  können  aber  nicht 
Kandidaten  für  die  Priesterweihe  und  eigent- 
liche Priesterseminarien  gemeint  sein ,  vielmehr 
überhaupt  Kandidaten  für  den  geistlichen  Stand 
und  Anstalten  für  die  wissenschaftliche ,  theo- 
logische Ausbildung  derselben,  vgl.  Silber- 
nagl,  Verfassung  sämmtl.  Religionsgenosscii- 
schaften  in  Bayern  2.  Aufl.  S.  93. 

OS.  die  Freisinger  bischöfl.  Denkschrift  v. 
1850  bei  öinzel  a.  a.  0.  S.  199;  Arch.  f.  kath. 
K.  R.  29,  446. 

"^  Die  Regierung  wirkte  namentlich  bei  der 
Aufnahme  der  Kandidaten,  sowie  bei  der  An- 
stellung und  Entfernung  der  Lehrer  mit,  vgl. 
Entschl.  V.  8.  April  1862  Nr.  15.  16 ;  cit.  Denk- 
schrift S.  200. 

8  In  Würzburg  und  München. 

0  Ein  solches  Lyceum  findet  sich  in  Jeder  Diö- 
cese,  nämlich  zu  Freising  (für  München),  ^i 
Dillingen  (für  Augsburg),  Passau,  Regensbnrg 
und  Bamberg  mit  Ausnahme  von  Würzburg  und 
Speier,  Silbernagl  S.  93. 

34* 
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L  Die  Hierarolue  und  di«  Leitung  der  Kirche  durch  dieselbe. 


[§.2^3. 


Diöcesen  s.  g.  Enabenseminare  oder  genauer  Enaben-Eonvikte,  deren 
Zöglinge  die  lateinischen  Schulen  und  Gymnasien  besuchen,  zu  errichten  ^  sowie'  ftlr 
die  Studirenden  der  Lyceen  Konvikte  zu  begrflnden,  aber  auch  Aber  diese  Anstalten 
ist  von  der  Regierung  die  Ausübung  der  Staatsaufsicht  beansprucht  worden  ^. 

Für  Preussen  hatte  die  Bulle :  De  salute  ammamm  ^  gleichfalls  die  Forterhaltong 
oder  Neugründung  eines  Seminares  in  jeder  Diöcese  für  die  Unterhaltung  von  Klerikern 
und  für  die  Vorbildung  derselben  in  Gemässheit  der  Vorschriften  des  Trienter  Kon- 
zils  angeordnet  *.  Eigentliche  tridentinische,  also  Enabenseminare  konnten  hierunter 
nicht  verstanden  werden^.  Derartige  Anstalten  sind  auch  zur  Ausführung  der  Bolle 
nicht  errichtet,  vielmehr  nur  solche,  welche  der  praktischen  Vorbereitung  auf  die 
Seelsorge  dienten,  also  s.  g.  Priesterseminare,  und  ferner  andere  Anstalten,  welche 
für  das  wissenschaftliche  Studium  der  Theologie  bestimmt  waren,  von  Neuem  gegrün- 
det, oder  so  weit  sie  schon  in  früherer  Zeit  bestanden,  in  entsprechender  Weise  um- 
gestaltet worden^. 


1  Permaneder,  K.  R.  4.  Aufl.  S.  216.  216; 
cit.  bischofl.  Denkschrift  S.  199.  200;  cit.  Arch. 
29,  446.  Mit  dem  erzbitohöflioben  Knabensemi- 
nai  für  Muncben-Freising  in  Scbeyern  ist  aller- 
dings eine  Ton  Benediktinern  geleitete  Latein- 
schale  verbunden,  Schulte,  Status  p.  109, 
Jedoch  hat  dieselbe  lediglich  die  Rechte  einer 
Privatschule,  und  es  müssen  die  Schüler  beim 
Uebertritt  in  ein  ÖiTentliches  Gymnasium  sich 
der  durch  die  Schulordnung  ▼.  20.  April  1874. 
$•  39  vorgeschriebenen  Prüfung  unterziehen. 

s  Vgl.  d.  ang.  Entschl.  v.  1852.  Nr.  16,  in  wel- 
cher Abstand  von  der  Bestätigung  der  Vorstände 
u.  Lehrer  d.  Knabensemlnarlen  genommen  wird. 

Das  neue ,  vom  Bischof  errichtete  Lyceum  zu 
Eichstädt ,  vrelches  mit  dem  dortigen  Seminar 
verbunden  worden  ist,  ist  1843  als  eine  kirch- 
liche Anstalt  von  der  Regierung  anerkannt, 
aber  der  Bischof  zugleich  bei  Abänderungen  der 
bestehenden  Anordnungen  an  das  Benehmen  mit 
der  Staatsbehörde  gebunden  und  die  königliche 
Bestätigung  für  die  bischöfliche  Ernennung  der 
Professoren  vorgeschrieben  worden,  Min.  Ent- 
schl. V.  24.  Juni  1843  u.  v.  16.  November  1846, 
Dölllnger,  Sammig.  23,  142.  124;  Silber- 
naglS.  94. 

lieber  weitere  erfolglose  Remonstrationen  des 
bairischen  Episkopates  gegen  die  cit.  Entschl.  v. 
1862  vgl.  Arch.  f.  k.  K.  R.  8,  417.  441.  447. 
448.  451.  458. 

8  Vom  16.  JuU  1821. 

*  ,Jn  slngulis  praeterea  clvltatlbus  tam  archi- 
episcopalibuB  quam  episcopalibus  unnm  eleri- 
corum  semlnarium  vel  conservandum  vel  de  novo 
quamprimum  erigendum  esse  statuimus ,  in  quo 
1b  clerlcoTum  numerus  ali  atque  ad  form  am  de- 
cretorum  s.  couc.  Trident.  institul  ac  educari 
debeat ,  qul  respectivamm  dloecesium  amplitu- 
dini  et  necessitati  respondeat  quique  ab  exe- 
quntore  praesentium  literarum  congrue  erit  prae- 
flniendus:  archiepiscopi  tamen  Gnesnensis  et 
Posnaniensis  iudiclo  et  prudentiae  rellnquimus 
vel  in  utraque  civitate  proprium  ac  distinctum 
vel  unum  tantum  in  Posnanlensi  civitate ,  quia 
amplis  aedibus  constat,  pro  clericis  ambarum 
dloecesium  seminarium  constabilire ,  prout  ec- 


clesiarum  utilitas  postulaverit.^  Zur  Dotaüon 
sollten  die  bisher  für  die  fraglichen  Zwecke  be- 
stimmten Fonds  und  die  in  Aussicht  gestelUen 
Staatsmittel  dienen. 

5  Die  amtliche  Uebersetzung  der  Bulle  giebt 
das  eUrieorutn  iemtnarium  durch :  ^angehende 
Kleriker''  wieder,  worunter  sicherlich  Knaben 
von  12  Jahren  nicht  verstanden  werden  können. 

6  Vgl.  darüber  Elchborn,  die  Ausführung 
der  Bulle :  De  aalute  anlmarum  durch  den  FQrst- 
blschof  V.  Ermland.  Königsberg  (o.  J.)  S.  127. 
Der  Bestand  an  derartigen  Bildungsanstalten  war 
nach  völliger  Ausführung  der  Bulle  folgender: 

1)  Priester-  oder  auch  s.  g.  Klerikal- 
seminare für  die  praktische  Ausbildung  nach 
vollendeten  theologischen  Studien  waren  vor^ 
banden  in  Braunsberg  (seminarium  dioecetanum 
für  Ermland),  in  Gnesen  (seminarium  arohl- 
dioeces.  practicum  für  Gnesen-Posen),  in  Bres- 
lau (fOrstbischöfliches  KlerikalseminarJ,  in  Pader- 
born (Piiesterseminar) ,  in  Münster  (Priester- 
seminar) und  in  Köln  (Piiesterseminar),  welche 
sämmtlich  zugleich  Konvikte  (Alumnate  oder 
Internate)  waren  und  Staatszuschüsse  erhielten; 

2)  theologische  Lehranstalten  (aueli 
Klerlkalsemlnare  genannt,  für  die  Ablegung  der 
theologischen  und  philosophischen  Studien)  in 
Posen  (seminarium  archidioeoesanum ,  zugleich 
Konvikt  f.  Posen-Gnesen),  in  Padeibom(academia 
Paderbornensls,  seminarium  Theodoriuium ,  bi- 
schöfliche philosophisch-theologische  Lehranstalt, 
welcher  in  Folge  der  Errichtung  der  Universität 
Bonn  die  Rechte  einer  Universität  im  J.  181^3 
—  diese  waren  ihr  durch  die  Bulle  Pauls  V. : 
In  supereminenti  v.  2.  April  1615,  Bull.  Taur. 
12,  299,  verliehen  —  von  der  Regierung  abge- 
sprochen waren);  3)  Lehranstalten  der  eben  er- 
wähnten Art,  verbunden  mit  Priesterseminarien 
für  die  praktische  Ausbildung :  in  Pelplin  (epis- 
copale  seminarium  dioecesan.  für  Kulm,  zu- 
gleich Konvikt)  und  in  Trier  (bischöfliches 
Priesterseminar,  Konvikt  für  die  älteren,  nicht 
mehr  im  philosophischen  Kursus  befindliehen 
Zöglinge,  von  denen  eine  Anzahl  Freistellen  he- 
sassen,  andere  ein  Kostgeld  zahlten).  4)  An 
blossen  Konvikten  für  Theologen,  welche  die 
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Ebenso  wie  die  Regierangen  in  den  anderen  Staaten,  nahm  auch  die  preussische 
Aber  diese  Anstalten  das  Anfsichtsrecht^  insbesondere  das  Recht  zur  Mitwirkung 
bei  der  Aufstellung  der  Organisationspläne,  der  Statuten  (Haus-  und  Disciplinar- 
Ordnungen),  der  Lehrplftne^,  sowie  der  Aufiiahmebedingungen ',  nicht  minder  bei 
der  Anstellung  der  Leiter  (der  Besetzung  der  Stellen  des  Regens,  Subregens  u.  s.  w.) 
und  der  Lehrer  (Professoren  und  Repetenten]^  in  Anspruch. 

Ausser  durch  die  erwähnten  Anstalten  hatte  endlich  die  Regierung  für  das  Stu- 
dium der  katholischen  Theologie  auch  durch  die  Errichtung,  bezw.  die  Neuorgani- 
sation von  katholisch-theologischen  Fakultäten  an  den  Universitäten  zu 
Breslau  und  zu  Bonn,  sowie  durch  die  von  theologischen  und  philosophischen  Fakul- 
täten an  der  Akademie  zu  Münster  und  dem  Lyceum  Hosianum  zu  Braunsberg,  welche 
s&mmüich  staatliche  und  nicht  kirchliche  Anstalten  waren,  gesorgt  ^ 


theologischen  Faknlt&ten  oder  Lehranstalten  be- 
suebten,  hat  der  Staat  allein  das  katholisoh- 
theologisohe  KonTiktorinm  in  Bonn  errichtet, 
welches  demgemiss  als  staatliche  und  zwar  als 
UniTenitäts*  Anstalt  betrachtet  wurde.  Erst 
später  sind  von  den  Bischöfen  ans  eigenen  oder 
dazu  gewidmeten  Prlvatmitteln  derartige  Kon- 
viktorien in  Breslau  (1840),  in  Münster  (col- 
leginm  Borromaenm  f&r  die  Stndirenden  an  der 
dortigen  Akademie  1857)  und  in  Paderborn  für 
die  des  Seminaxinm  Theodoriannm  1860  ge- 
gründet worden ,  welche  znm  Theil  auch  dnrch 
die  Kostgelder  der  Alnmnen,  soweit  letztere  nicht 
.etwa  FrästeUen  inne  hatten ,  unterhalten  wur- 
den. Vgl.  die  offizielle  Zusammenstellung  y. 
J.  1873  in  Ztschr.  f.  K.  R.  12, 125;  femer  Sauer, 
p£arraratl.  Geschäftsyerwaltung  der  Diocese  Bres- 
lau 1868. S.3Ö;  Oerlach, Paderbomer Dlöcesan- 
recht  2.  Aufl.  8.  6.  22;  Promemoria  betr.  d. 
Beeinträchtigungen  d.  kath.  Kirche  im  Oross- 
bzgth.  Posen  bei  Ginzel,  oit.  Ztschr.  2,  109. 

AUe  erwähnten  Anstalten  sind  in  den  ersten 
Jahren  nach  dem  Inkrafttreten  des  Gesetzes  t. 
11.  Mal  1873  wegen  des  Widerstandes  d  «>Bi- 
sobdfe  gegen  die  durch  dasselbe  vorgeschriebenen 
AufMehtsbestlmmungen  staatllcherseits  geschlos- 
sen worden  oder  Im  Zusammenhang  mit  den 
betreffenden  Massnahmen  eingegangen. 

1  Ygl.  die  Dienstinstruktion  f.  d.  Provinzial- 
Konslfltorien  v.  23.  Oktober  1817  (G.  S.  S.  237) 
S.  4.  Nr.  6  und  dazu  $.  2.  Nr.  6  (j,me  Aufsicht 
über  geistliche  Semlnailen  und  die  Anstellung 

der  Lehrer  bei  denselben^O» 

3  Das  verstand  sich  mit  Rücksicht  auf  das  be- 
stehende Staatskirchenrecht  (s.  vor.  Anm.)  und 
die  in  Aussicht  gestellte  Gewährung  von  Staats- 
fonds von  selbst  y  und  dem  hat  auch  die  Praxis 
des  Kultusdepartements  entsprochen,  s.  übrigens 
auch  die  eit  Schrift  v.  Eichhorn  a.  a.  0. ; 
femer  über  das  Einschreiten  der  Regierung  gegen 
die  einseitige  Aenderung  der  Einrichtungen  des 
Priesterseminais  In  Köln  durch  den  Erzbischof 
i.  J.  1837  die  Schriften :  Beurtheilung  der  That- 
Sachen,  durch  welche  die  Massnahmen  gegen  den 
Erzbischof  v.  Köln  herbeigeführt  worden  sind. 
2.  Aufl.  Frankfurt  a.  M.  1838.  S.  29  ff.  107; 
Darlegung  des  Verfahrens  d.  preuss.  Regierung 
gegen  d.  Erzbischof  v.  Köln.  Berlin  1838.  Bei- 
lagen S.35;  über  die  ministerielle  Genehmigung 


der  Statuten  der  academia  Paderbornensis  und 
des  Priesterseminais  zu  Paderborn  v.  8.  Mai 
1844  s.  Gerlach  a.  a.  0.  S.  7.  25. 

'  D.  Circ-Yerf.  d.  Staatsministeriums  vom 
31.  Juli  1820,  Vogt,  Kirchen-  u.  Ehereoht  f.  d. 
preuss.  Staaten  S.  127,  schreibt  die  Ablegung  der 
Reifeprüfung  für  die  Aufnahme  in  alle  Anstal- 
ten ,  in  welchen  die  theoretische  Theologie  ge- 
lehrt wird,  vor.  Zur  Kontrole  darüber,  ob  diesem 
Erfordemiss  genügt,  und  nicht  Zöglinge,  welche 
nicht  den  betreffenden  Dlöcesen  angehörten,  auf- 
genommen wurden ,  mussten  auch  Verzeichnisse 
der  Alumnen  an  die  Oberpräsidenten  einge- 
reicht werden. 

^  Die  Ernennung  wurde  den  Bischöfen  belas- 
sen ,  aber  es  bedurfte  zu  derselben  der  Eithei- 
lung  des  Plaoets  durch  den  König  oder  den  Mi- 
nister, und  diese  Genehmigung  wurde  auch  in 
den  Bestallungsurkunden  erwähnt,  Ger  lach 
S.  8 ;  cit  Promemoria  bei  G  in  z  el  a.  a.  0.  S.  109 ; 
über  die  Wahrung  dieses  Rechtes  gegenüber  dem 
Erzbischof  v.  Köln,  s.  die  Anm.  2.  a.  E.  ange- 
führten Schriften. 

^  Für. Hannover  hatte  die  Balle:  Impensa 
Romanorum  v.  26.  März  1824  nur  angeordnet: 
/;Donec  autem  proprium  Osnabrugense  semi- 
narium  erlgi  potuerlt ,  huiusce  dioecesis  derlei 
alentur  atque  educabuntur  in  episcopali  semi- 
nario  Hildesimensi,  cui  propterea  bona  ac  reditus, 
quibus  aotu  gaudet,  integre  conservabuntur." 
Dieses  Seminar  war  ebenfalls  kein  tridentinisches 
Knabenseminar,  sondern  ein  Institut,  welches 
sich  aus  zwei  eng  verbundenen  Anstalten  mit 
denselben  Lokalen  und  denselben  Lehrern  zu- 
sammensetzte, nämlich  einer  auf  einen  zwei- 
jährigen Kursus  berechneten  philosophisch-theo- 
logischen Lehranstalt,  für  welche  das  Reifezeug- 
nlss  erforderlich  war ,  und  einem  s.  g.  Klerikal- 
seminar für  die  praktische  Ausbildung ,  in  wel- 
ches die  Zöglinge  der  Lehranstalt  nach  einer 
Schlussprüfung  Übertraten.  Auch  hier  wurde 
nach  $.  d4  des  Landesverfassungsgesetzes  v.  1840 
ein  staatliches  Oberaufsichtsrecht,  insbesondere 
ein  Mitwirkungsrecht  bei  der  Anstellung  der 
Lehrer  ausgeübt  Für  Osnabiüok  ist  erst  nach 
der  deflnitiven  Organisation  dieses  Bisthums 
in  den  50  er  Jahren  ein  besonderes  Priester- 
seminar zur  praktischen  Vorbereitung  errichtet 
worden. 


534 


I.  Die  Hierarchie  und  die  Leitung  der  Kirche  duroh  dieselbe. 


[§.  233. 


Ebensowenig,  wie  in  Deutschland,  ist  es  in  Frankreich  bei  der  Wiederher- 
Stellung  der  kirchlichen  Organisation  zu  einer  vollen  £inftlhmiig  des  Tridentinunu 
gekommen.  Das  Konkordat  v.  1801  hatte  zwar  den  Bischöfen  die  Befugniss  gewährt, 
—  allerdings  unter  Ausschluss  jeder  Ausstattungspflicht  des  Staates^  —  in  ihren 
Diöcesen  je  ein  Seminar^,  womit  offenbar  ein  solches  im  Sinne  des  Tridentinnms  ge- 
meint war 3,  zu  errichten,  aber  durch  die  organischen  Artikel^  wurde  dazu  die  Ge- 
nehmigung der  Regierung  erfordert,  und  ebenso  fflr  die  Reglements  über  die  Organi- 
sation der  Anstalten  die  Bestätigung  des  Staatsoberhauptes  verlangt. 

Des  Weiteren  hat  die  staatliche  Gesetzgebung  zunächst  die  Bischöfe  zur 
Begrtlndung  von  s.  g.  Priesterseminarien  (grands  shninaires) ,  welche  fllr 
die  wissenschafUiohe  und  praktische  Ausbildung  der  Stndirenden  in  der  Theologie 
und  in  der  Seelsorge-Verwaltung  bestimmt  waren ^,  ermächtigt^,  und  ihnen  die 
Ernennung,  sowie  die  Entlassung  des  Direktors  und  der  Lehrer  freigelassen ^ 
Sodann  wurde  ihnen  auch  die  Errichtung  von  Schulen,  Scoles  seeondaires  ecclSnaaUqueSj 
peHts  semtnmresy  Knabenseminaren^,  welche  zugleich  als  Knabenkonvikte* 
für  die  allgemeine  wissenschaftliche  (humanistische)  Vorbildung  der  zukünftigen  E^eri- 
ker  behufs  des  Eintrittes  derselben  in  die  grossen  Seminare  ^®  bestimmt  sein  sollten, 


1  Wohl  aber  h&t  das  Drekret  v.  20  Prärial  X. 
Art.  11  (9.  Juni  1802),  Dursy,  Staatskirchen- 
rccht  in  Elsass-Lothringen  1,  124,  die  an  den 
Bischofsitzen  'befindlichen  Seminargebäude  der 
Disposition  der  Bischöfe  überlassen,  und  das 
Ges.  V.  23  Ventßse  XII  (14.  März  1804).  Art  7, 
a.  a.  S.  124,  für  jedes  Seminar  ein  Haus  und 
eine  Bibliothek  zur  Verfügung  gestellt  Ferner 
hat  das  Dekret  v.  7.  September  1807,  a.  a.  0., 
die  Ge-währung  von  ganzen  und  halben  Stipen- 
dien oder  Freiplätzen  vorgeschrieben,  welche  auf 
Vorschlag  des  Bischofs  durch  das  Staatsoberhaupt 
verliehen  vrerden  sollen. 

2  Art  11 :  ,;Poteruut  iidem  eplscopi  habere... 
unum  seminarium  in  sua  quisque  dioecesi  sine 
dotationis  obligatione  ex  parte  gubemii.^'' 

3  Zufolge  des  kurialen  Sprachgebrauchs,  so 
auch  Lab  and,  Ztschr.  f.  Kizchenr.  15,  51.  52. 

*  V.  18  Germin.  X  (8.  April  180^)  art.  11 : 
.,Les  archeveques  et  ^veques  pourront  avec 
Vautorisation  du  gouvernement  tftablir  daus 
leuTS  dioc^ses  ....  des  s^minaires'^;  art.  23:  ^^Les 
tfveques  seront  charg^s  de  Torganisation  de  leurs 
s^miiiaires  ,  et  les  rdglements  de  cette  Organisa- 
tion seront  soumis  h.  Tapprobation  du  premier 
consul."  Ferner  schreibt  Art.  25  jährliche  Ein- 
sendung von  Verzeichnissen  der  Studirenden 
vor,  vgl.  auch  Dursy  1,  135. 

5  Das  Dekret  v.  9.  April  1809.  Art.  1,  Dursy 
S.  136,  bezeichnet  sie  als :  Scoles  speciales  de 
th<^ologie ,  G  a  u  d  r  y ,  tralttf  de  la  Mgislation  des 
cultes.   Paris  1856.  2,  229. 

6  So  schon  durch  das  cit.  Ges.  v.  23  Ventöse 
XII  (Id.  März  1804,  s.  dasselbe  auch  Dupiu, 
manuel  du  droit  public  eccHsiastlque  frangais. 
Paris  1847.  p.  310)  für  jeden  Metropolitaubezirk. 
Dasselbe  ist  zwar  nicht  zur  Ausführung  gekom- 
men ,  man  hat  aber  seine  Bestimmungen  später 
auf  die  bischöflichen  und  Diocesan-Seminarc 
augewendet,  Dupin  1.  c;  Dursy,  1,  124. 
n.  1;  La  band  S.  52.    Femer  kommt  noch  das 


Dekret  v.  17.  März  1808,  Dursy  S.  120  in  Be- 
tracht. 

7  So  nach  dem  eit  Dekret  v.  1808.  Art  3; 
Laband  S.  64;  Gaudry,  2,  231.  232.  Von 
Staatsaufsichtswegen  war  femer  besümmt ,  daai 
der  Direktor  und  die  Lehiex  eine  schriftliohe 
Verpflichtung  übernehmen  sollten ,  die  Deklara- 
tion des  französischen  Klerns  t.  1682  (Bd.  I. 
S.  199)  anzuerkennen  und  die  Grundsätze  der- 
selben zu  lehren ,  Art  24 ,  sowie  Doktoren  der 
Theologie  sein  müssten ,  Ordonnani  ▼.  28.  De- 
zember 1830,  femer,  dass  die  Zöglinge  den  Grad 
des  bachelier  ds  lettres  behufs  ihrer  Anfnahme 
erwerben ,  Dekret  v.  1808  Art  1,  nnd  sich  io 
einem  zur  Wahl  des  geistUcben  Standes  hin- 
reichend reifen  Alter  (also  16.  Jahr)  befinden 
sollten,  Girk.  v.  24.  n.  29.  April  1809,  Dnrsy, 
S.  141.  176,  aber  aUe  diese  Vorsohriften  sind, 
ebenso  wie  der  cit.  organ.  Art.  26  (s.  oben 
n.  4)  längst,  die  enteren  schon  seit  1814,  ausser 
Uebung  gekommen ,  Gaudry  1,  232;  Gel  gel, 
französ.  n.  reiohsl.  Staatskirehenrecht  8.  276i 
n.  6  u.  S.  278.  n.  11. 

9  Ordonnanz  ▼.  6.  Oktober  1814,  Dnpin  1. 
c.  p.  311;  Dursy,  S.  142,  vgl.  femer  Ordon- 
nanz y.  16.  Juni  1828,  Dnpin  p.  317;  Andrtf, 
eours  alphabtftlque  de  la  l^slatlon  dvile  ee- 
cMsiastique,  4.  tfd.  4,  353. 

0  Denn  schon  1815  hat  eine  Ordonnanz  die 
Aufnahme  von  Extemschülera  verboten ,  ebenso 
die  y.  1828.  Art  28,  jedoch  Ist  einzelnen  Bi- 
schöfen die  Zulassung  von  ausserhalb  der  An- 
stalt wohnenden  Zöglingen  gestattet  worden, 
Gaudry  2,  238;  vgl  auch  Dursy  S.  143. 
145  ff. 

10  Nothwendig  war  ludessen  zum  Eintritt  in 
dieselben  die  Vorbildung  in  den  kleinen  Semi- 
naren nicht,  vielmehr  genügte  die  Ablegnng 
einer  Prüfung  bei  der  faculttf  des  lettres ,  aogef. 
Cirk.  V.  29.  AprU  1809. 
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geyUttet.  Diese  sUnden  im  Gegensätze  va  den  letzteren  unter  der  allgemeinen  Aufsicht 
der  staaüiohen  ünterrichtsverwaltnng  ^,  insbesondere  hatte  diese  die  Zahl  der  Schulen 
und  die  Orte,  an  denen  sie  zugelassen  verden  sollten  2,  sowie  die  Zahl  der  aufzunehmen- 
den Zöglinge  festzusetzen  ^ ;  endlich  bedurften  die  Direktoren  und  Superioren,  welche 
die  Bischöfe  allerdings  zu  ernennen  hatten,  der  Bestätigung  des  Staatsoberhauptes^. 

Wie  die  vorstehende  Darlegung  ergiebt,  war  die  katholische  Kirche  auch  im 
Laufe  der  ersten  Hftlfte  dieses  Jahrhunderts  nicht  in  der  Lage  gewesen,  das  Triden- 
tinum  zur  vollen  Durchf^rung  zu  bringen,  im  Gegentheil  hatte  die  Staatsaufsicht  über 
die  geistlichen  Bildungsanstalten,  seit  der  moderne  Staat  sich  seiner  Rechte  und 
Pffiohten  in  Bezug  auf  das  Bildungs-  und  ünterrichtswesen  bewusst  geworden  war,  eine 
noch  weitere  Ausdehnung  als  dies  bis  gegen  Ende  des  vorigen  Jahrhunderts  jemals  der 
Fall  gewesen  war,  gefunden,  und  insbesondere  blieb  in  Deutschland  in  jener  Zeit 
eine  Isolirung  der  zukttnftigen  Geistlichen  während  ihrer  Erziehung  und  Ausbildung,  da 
dieselben  auf  die  öffentlichen  Gymnasien  und  wenigstens  zum  grössten  Theile  auf  die 
theologischen  Fakultäten  der  Staatsuniversitäten  angewiesen  waren,  ausgeschlossen  ^. 

Nur  widerwillig  hatte  sich  die  Kurie  diesen  Verhältnissen  und  Zuständen  gefQgt. 
Mit  dem  Anwachsen  der  von  Rom  aus  seit  d.  J.  1815  gepflegten  ultramontanen  Be- 
wegung begannen  aber  auch  schon,  freilich  zuerst  vereinzelt.  Versuche,  die  bisherigen 
Fesseln  abzuschfltteln  ^  und  die  Erziehung  und  Bildung  des  Klerus  ausschliesslich 
der  Leitung  der  Kirche  und  der  Bischöfe  zu  unterwerfen,  sowie  dabei  zugleich,  so 
viel  wie  möglich,  die  Vorschriften  des  Tridentinums  und  die  Absperrung  der  angehen- 
den Kleriker  von  der  nationalen  und  staatlichen  Bildung  zur  Durchftthrung  zu  bringen  7. 
In  Folge  der  durch  das  Jahr  1848  veranlassten  Bewegungen  trat  dann  ein  allgemeines 
Vorgehen  auf  der  ganzen  Linie  ein,  indem  nunmehr  von  sämmtlichen  Bischöfen  der 
deutschen  Staaten  in  den  damals  erlassenen  Denkschriften  ^  die  entsprechenden  For- 
derungen erhoben  wurden.  Bei  dem  damaligen  Zurückweichen  der  Regierungen, 
welches  freilieh  zum  Theil  durch  das  Uebermass  der  bisher  festgehaltenen  staats- 
kirchlichen Vorschriften  bedingt  war,  sind  diese  Bestrebungen  überall  mit  Erfolg  ge- 
krönt gewesen,  wenn  schon  der  Umfang  des  Erreichten  in  den  verschiedenen  Staaten 
ein  verschiedener  war,  und  zufolge  der  rückläufigen  Strömung  seit  d.  J.  1871  die  in 
jener  Zeit  staatlicherseits  gemachten  Zugeständnisse  seitens  einzelner  Regierungen 
theilweise  wieder  zurückgenommen  worden  sind. 

Am  Weitesten  kam  man,  abgesehen  von  Oesterreich^,  in  Preussen  den 


1  AIbo  unter  der  8.  g.  Universit^ ,  Ordonnanz 
Y.  1814.  Art  8;  LabandS.  55. 

2  Und  zwar  auf  Antrag  der  Bischöfe  und  Yox- 
sdilag  des  Kultusministers  das  Staatsoberhaupt, 
Ordonnanz  y.  1828.  Art.  1.  2. 

3  Diese  Befugniss  übte  der  Kultusminister, 
a.  a.  0.  Art.  1. 

4  A.  a.  0.  Art.  6.  Behufs  Durchführung  die- 
ser Bestimmungen  war  weiter  angeordnet  art.  8 : 
f^48  Cooles  secondaires  eccl^siastiques,  dans  les- 
quelles  les  dispositions  de  la  präsente  ordon- 
nance et  de  notre  ordonnance  en  dato  de  ce  jour 
(welche  die  Leitung  der  gedachten  Seminare 
durch  Mitglieder  einer  nicht  gesetzlich  anerkann- 
ten geistlichen  Genossenschaft  Terbietet,  Dupin 
p.  316;  Dursy  S.  144)  ne  seraient  pas  extf- 
cnt^es,  cessexont  d'etre  consider^es  comme  telles 
et  rentreront  sous  le  regime  de  TUniversittf.'' 


5  S.  0.  S.  529  ff. 

^  S.  z.  B.  S.  533.  n.  2  u.  4;  Brück,  ober- 
rheinische Kirchenjprovlnz  S.  265. 266.  270.  285; 
Friedrich,  Gesch.  d.  Vatikan.  Konzils.  1,  235; 
über  Frankreich  Lab  and  S.  56. 

'^  Vgl.  hierzu  auch  Fiiedrichf  der  Kampf 
gegen  die  deutschen  Theologen  und  theologischen 
Fakultäten  i.  d.  letzten  20  Jahren.  Bern  1875. 

8  Tgl.  die  Denkschrift  der  deutschen  Bischöfe 
Y.  1848,  Ginzel  a.  a.  0.  2,  53.  54,  die  der 
preussisohen  v.  1849,  der  bairisohen  v.  1850  und 
des  Episkopates  der  oberrheinischen  Kirchen- 
provinz V.  1851 ,  a.  a.  S.  199.  201.  256 ,  für 
Oesterreich  das  bischöfliche  Anschreiben  an 
das  Ministerium  über  den  Unterricht  v.  1849, 
coli,  conc  Lac.  5,  1361. 

9  Siehe  darüber  den  $.  235 ,  da  ich  dort  zur 
Vermeidung  von  Wiederholungen  das  Recht  der- 
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kirchlichen  Forderungen  entgegen,  da  die  Enltusyerwaltang  hier  bei  der  8teUang, 
welche  sie  in  Betreff  der  Aasffthmng  der  VerfaBBnngBurknnden  v.  1848,  bezw.  1850 
eingenommen  hatte,  die  bisherige  Staatsanfsioht  llber  die  Yorbildang  und-  das  PrflftingB- 
wesen  der  Geistlichen,  sowie  über  die  geistlichen  Bildungsanstalten  bereitwillig  ans 
den  Händen  gab  ^. 

So  konnten  hier  eine  Reihe  von  Anstalten,  welche  der  Erziehung  und  Bildung 
der  Kleriker  dienten,  unter  ausschliesslich  geistlicher  Leitung  gegründet  werden,  aber 
trotz  der  gewährten  Freiheit  ist  es  doch  nicht  zur  Errichtung  von  Enabenseminaren, 
seminaria piterorum'^y  welche  in  allen  Beziehungen  den  Vorschriften  des  Tridentinnnis 
entsprochen  hätten,  vielmehr  nnr^  zu  der  Errichtung  von  Eonvikten  für  solche  Kna- 
ben, welche  sich  dem  geistlichen  Stande  widmen  wollten,  gekommen.  Indessen,  wenn 
die  letzteren  auch  in  diesen  Konvikten  keinen  Unterricht  empfingen,  vielmehr  die 
öffentlichen  Gymnasien  besuchten ,  wirkte  doch  die  massenhafte  Entsendung  dieser 
Schüler^  in  einzelne  Gymnasien  zum  Theil  auf  den  Charakter  derselben  bestim- 
mend ein  ^. 

In  der  oberrheinischen  Kirchenprovinz  verhielten  sich  dagegen  die  Regie- 
rungen den  erwähnten  Forderungen  des  Episkopates  gegenüber  zunächst  im  wesent- 


Jenigen  Staaten,  iu  welchen  sich  seit  der  oben 
erwähnten  Zelt  nichts  oder  nur  unwesentliches 
geändert  hat,  behandele. 

1  Richter  in  der  Zeitschr.  f.  K.  R.  1,  112. 

2  Dazu  hat  es  offenbar  an  ansreiohenden  Mit- 
teln gefehlt ,  und  femer  konnten  die  Bischöfe, 
falls  sie  in  solchen  Anstalten  Klassen  für  die 
Gymnasialbildung  errichten  wollten,  die  Auf- 
sicht der  UnterrichtsTerwaltung,  soweit  sie  auf 
die  Gymnasien  Anwendung  fand,  nicht  ganz 
aussohliessen. 

3  Wegen  der  damals  begründeten  Konrikte  für 
Studirende  der  Theologie  s.  o.  S.  532.  n.  6  unter 
Nr.  4. 

*  Z.  B.  von  100  Schülern  aus  dem  Konvikt  zu 
Breslau. 

^  Vgl.  im  Allgemeinen  die  Zusammenstellung 
in  Ztschr.  f.  K.  R.  12,  125;  P.  Hinschius, 
preuss.  Klrchengesetze  t.  1873.  8.  117—118. 

Während  Tor  1848  derartige  Knabenkonvlkte 
nur  in  Braunsberg  (Diöcese  Ermland  ,  hier  seit 
1841  mit  staatlich  bestätigten  Statuten),  fer- 
ner in  Paderborn  (das  s.  g.  seminarium  Liboria- 
num  seit  1847,  s.  die  ministeriell  bestätigten 
Statuten  i.  d.  Mittheilungen  a.  d.  Verwaltung  d. 
Minister,  d.  geistl.  Angeleg.  Berlin  1847.  S.  253, 
Ger  lach,  Paderbomer  Dlöcesanrecht  S.  31), 
endlich  in  Trier  (ebenfalls  mit  staatlich  geneh- 
migten Statuten),  für  welche  keine  Staatsmittel 
gezahlt  wurden ,  bestanden ,  sind  erst  in  der  im 
Text  erwähnten  Zeit  aus  freiwillig  aufgebrach- 
ten Mitteln  und  freiwilligen  Schenkungen  und 
Zuwendungen  eine  weitere  Anzahl  solcher  An- 
stalten gegründet  worden,  welche  meistens 
Korporationsrechte  erhalten  haben  und  zu  deren 
Unterhaltung  die  KouTiktoristen,  soweit  sie  nicht 
etwa  Freistellen  hatten,  durch  Zahlung  eines 
Kostgeldes  beitragen  mussten,  so  das  collegium 
Ludgerianum  in  Münster  (lo49),   das  fürstbi- 


schöfliche  Knaben-Seminar  ad.  S.  Johanneam 
in  Breslau  (1850),  die  erzbischöflichen  Knaben- 
kouTlkte  zur  h.  Maria  (Maiianum)  zu  Neuss 
(seit  1862)  und  zum  h.  Joseph  (Joaephinum)  zu 
Münstereifel  (^1856)  für  die  Erzdiocese  Köln, 
und  das  seminarium  Bonifaoianum  zu  HeUigoD- 
stadt  (für  den  sächBisohen  Theil  der  Pader- 
borner Diocese ,  1858).  Eine  Staatsaufsicht  ist 
über  diese  Anstalten  nicht  mehr  geübt  und  andi 
über  die  schon  früher  errichteten  nieht  mehr 
festgehalten  worden.  So  sind  z.  B.  die  Statuten 
des  seminarium  Liborianwn  zu  Paderborn  ein- 
seitig i.  J.  1867  durch  das  General-Yikariat 
theilweise  abgeändert  worden,  Gerlach  a.  a.0. 
S.  33. 

In  allen  erwähnten  Anstalten  erhielten  die 
Zöglinge  unter  geistlicher  Leitung  Ihre  religiös- 
sittliche  Erziehung  und  wurden  In  ihren  hlus- 
liehen  Arbeiten  überwacht  und  dazu  angeleitet, 
empfingen  aber  den  Unterricht  auf  den  offent^ 
liehen  Gymnasien  der  betreffenden  Orte. 

Einen  anderen,  sieh  den  eigentlichen  Knaben- 
seminaren annähernden  Charakter  hatte  dagegen 
das  bischöfliche  Knabenseminar  (Collegium 
Augustinianum  zu  Gaesdonck  (in  der  Diöoeae 
Münster  seit  1849),  in  welchem  ein  den  oberen 
Gymnasialklassen  bis  Ober-Prlma  entsprechen- 
der Unterricht  nur  von  Weltgeistlichen  ertheilt 
wurde,  dessen  Zöglinge  aber  das  Abiturienten- 
Examen  auf  dem  Gymnasium  zu  Münster  ableg- 
ten, vgl.  P.  Hinschius  a.  a.  O.  S.  118,  wo- 
gegen das  schon  1836  eröffnete  Knabenenie- 
hungs-Institut  (collegium  Mazianum)  zu  Pelplin, 
welches  sich  ebenfalls  allmählich  zu  einem  Pro- 
gymnasium entwickelt  hat,  in  Folge  der  Zurück- 
weisung der  Bestrebungen  des  Bischofs ,  es  In 
ein  bischöfliches  Knabenseminar  umzugestal- 
ten, seinen  Charakter  als  eines  nicht  für  die 
Heranbildung  von  Geistlichen  ausschliesslidi 
bestimmten  Institutes  bewahrt  hat,  also  nicht 
hierher  gehört. 
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Hohen  ablehnend^,  aberinFolgedes  AnsehweUenBdesiiltramoiitanenDraokes^naoh  dem 
Abscblnsa  des  österreiehischen  Konkordates  (1855)  wurde  von  ihnen  in  den  theils  mit 
dem  päpstlichen  Stahle,  theils  mit  den  Bisehdfen  abgeschlossenen  Vereinbarungen  der 
bisher  festgehaltene  Standpunkt  aufgegeben,  den  Bischöfen  die  Freiheit  eingerftumt, 
tridentinische  Seminare  zu  errichten,  diese  ausschliesslich  zu  leiten,  sowie  die  Vorsteher, 
Lehrer,  Erzieher  und  Repetenten  allein  anzustellen  und  abzusetzen',  und  den  kirch- 
lichen Oberen  femer  bis  zur  Begrilndung  solcher  Institute  in  Betreff  der  damals  bereits 
vorhandenen  verschiedenen  Bildungsanstalten  das  ausschliessliche  Bestimmungsrecht 
Aber  die  religiöse  Erziehung  der  angehenden  Theologen  und  Aber  die  Hansordnungen, 
sowie  die  Anstellung  der  Leiter  und  Erzieher  (nur  mit  Vorbehalt  eines  Ausschliessungs- 
rechtes der  den  Regierungen  nicht  genehmen  Persönlichkeiten)  zugestanden  ^. 

Eines  näheren  Eingehen  s  darauf  bedarf  es  nicht,  denn  die  damaligenVereinbarungen 
haben  keine  gesetzliche  Kraft  erlangt,  und  die  in  ihnen  getroffenen  Festsetzungen  sind 
nicht  zur  vollen  Durchführung  gekommen.  Vielmehr  ist  durch  die  gesetzliche  Neurege- 
lung der  Verhältnisse  der  katholischen  Kirche  in  einem  Theile  der  erwähnten  Staaten, 
so  in  Württemberg,  Baden,  später  auch  in  Hessen^,  ebenso  wie  in  Preussen 


1  Die  gemeinsamen  V.  v.  1 .  März  1863,  welche 
allerdings  in  Kurhessen  nicht  pnblizlrt  worden 
Ist,  hat  $.  7.  nor  die  Einrichtung  In  Aussicht 
gestellt,  dftss  die  Kandidaten  ihre  theologische 
Bildung  an  einer  mit  der  Landesunlversltat  zu 
▼•reinigenden  katholisch  «theologischen  Fakul- 
tät In  Verbindung  mit  einer  Anstalt  für  die  ge- 
meinsame Verpflegung  und  Erziehung  der  Zög- 
linge erhalten  sollten ,  und  $.  8  die  Prüfung  für 
die  Aufnahme  In  das  Priesterseminar  (s.  S.  530. 
n.  3)  dem  Bischof  überlassen,  dabei  aber  der 
Regierung  das  Recht  gewahrt,  einen  staatlichen 
Kommissar  zur  Prüfung  abzusenden,  welchem 
die  Befngnlss  zukam,  durch  seinen  Einspruch 
die  Aufnahme  bis  zur  Entscheidung  der  Staats- 
behörde zu  hindern.  S.  Golther  a.  a.  O.  S.  138. 
143.  Praktisch  ist  diese  Theilnahme  des  Kom- 
missars aber  weder  In  Württemberg  noch  In 
Baden  geworden,  s.  darüber  a.  a.  0.  S.  148. 
151.  162  und  Ztschr.  f.  K.  R.  16,  468.  469. 

Andererseits  hat  freilich  die  grossherzoglich 
hessische  Regierung  schon  1.  J.  1851  die  Wie- 
dereröffnung der  philosophisch -theologischen 
Lehranstalt  im  bischöflichen  Seminar  zu  Mainz 
(S.  580.  n.  4)  geduldet,  Brück  a.  a.  0.  S.  806; 
Areb.  f.  k.  K.  R.  64,  !253;  Schreiben  des  Mainzer 
OrdinarUtes  y,  1851  bei  Glnzel,  Archiv 2,  282, 
und  Lutterbeck,  Gesch.  d.  kath. -theologischen 
Fakultät  in  Glessen  S.  85.  Dadurch  wurde  die 
katholisch-theologische  Fakultät  In  Glessen  um 
so  mehr  brach  gelegt ,  als  in  Folge  dessen  auch 
der  Bischof  you  Limburg  die  Theologen  seiner 
Diooese  anwies,  ihre  Studien  in  Mainz  zu  machen, 
Lutterbeck  a.  a.  0.  S.  86  IT.;  Brück  S.  848. 

s  Wegen  der  dazwischen  liegenden  Konflikte 
der  Regierungen  mit  dem  Episkopate,  auf  welche 
hier  nicht  naher  eingegangen  zu  werden  braucht, 
8.  BrfiokS.  348:  Friedberg, GränzenS.44ö ff.; 
Oolther  S.  144 ff. 

3  Württemb.  Konvention  v.  1867.  Art.  7  ff.; 
badlsehe  ▼.  1869.  ArtSff.;  Arch.  f.  k.  K.  R. 
2,  240  n.  5,  80;  Walter,  Pontes  p.  366.  378; 
hessische  Konveutlou  v.  1864 — 1866  mit  den 


römischen  Zusätzen.  Art  2.  4,  Ztschr.  f.  K.  R. 
8,349. 

*  S.  die  Oitate  in  de^  vor.  Anm.  Im  Einzelnen 
waren  die  Zugestandnisse  mit  Rücksicht  auf  die 
Verschiedenheit  der  einzelnen  Blldungsanstalten 
nicht  gleich.  Während  die  Regierung  In  Würt- 
temberg soweit  ging,  die  Abänderung  von  Ein- 
richtungen in  denjenigen  Gymnasien,  welche  zu- 
gleich für  den  Besuch  der  Zöglinge  der  niederen 
Konvlkte  bestimmt  waren  (s.  o,  S.  528),  von  dem 
Einvernehmen  mit  dem  Bischof  ahhängig  machen, 
Gol  ther  S.  182,  wurde  In  Baden  blos  Berücksich- 
tigung der  Anträge  und  Abhülfe  derBesehwexden 
des  Erzbischofs  In  betreff  der  gedachten  Blldungs- 
Institute  seitens  der  Regierung  In  Aussicht  ge- 
stellt, dagegen  gestattete  dieselbe  allerdings 
schon  i.  J.  1857  nach  einer  mit  dem  Erzbischof  ge- 
troffenen Uebereinkunft  die  Wiedereröffnung  des 
während  des  vorangehenden  Konfliktes  geschlos- 
senen coÜeglum  theologicum  zu  Freiburg ,  s.  o. 
S.  680.  n.  6;  Brück  S.  349.  808,  und  überliess 
Ihm  die  freie  und  selbständige  Leitung  dessel- 
ben, a.  a.  0.  S.  416.  Nicht  minder  wurde  ihm 
diese  über  das  Priesterseminar  zu  S.  Peter  (S.  530. 
n.  6)  eingeräumt,  und  auch  hinsichtlich  des  In 
Freiburg  errichteten  Knabensemiuars ,  dessen 
Zöglinge  das  Gymnasium  besuchten ,  sowie  an- 
derer am  Sitze  von  Gelehrtenschuleu  errichteter 
derartiger  Seminare  (oder  vielmehr  Konvlkte) 
nicht  beschränkt,  Maas,  Arch.  f.  k.  K.  R. 
9,  195. 

In  Nassau  hatte  die  provisorische  Mlnisten- 
Verf.  V.  1861.  Art.  2,  Ztschr.  f.  K.  R.  2,  128, 
das  bischöfliche  Knahensemlnar  zu  Hadamar  an- 
erkannt und  dem  Bischof  die  Leitung  desselben 
überlassen,  ihn  indessen  hinsichtlieh  der  Uni- 
versitätsstudien und  der  Berufungsbildung  der 
Kleriker  au  die  vorgängige  Verständigung  mit 
der  Regierung  gebunden. 

^  Kurhessen  und  Nassau  kommen  wegen  ihrer 
Einverleibung  In  Preussen  nicht  mehr  besonders 
In  Betracht 
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l§.234. 


das  staatliche  AufBiohtsreoht  wieder  in  weiterem  Umfange  gewahrt  worden.  Da  die 
gedaohten  Gesetze  noch  jetzt,  wenn  auch  nicht  Überall  die  alleinige,  so  doch  unmer 
noch  zum  Theil  die  Grundlage  für  das  geltende  Becht  bilden,  so  gehört  die  Darleguig 
der  von  ihnen  festgesetzten  Normen  nicht  in  diesen,  sondern  in  den  die  heutigen  Yei^ 
hiltnisse  behandelnden  §.  235  >. 

//.   Dus  geltende  Recht^. 

§.  234.     A.  Das  kirchliche  Recht, 

I.  Der  prinzipielle  Standpunkt  der  Kirche.  Die  katholische  Kirche 
nimmt  das  Recht  zur  ausschliesslichen  Regelung  der  Erziehung  und  Vorbildung  ihrer 
zukünftigen  Geistlichen,  sowie  zur  alleinigen  Leitung  der  darauf  abzielenden  ThAtig- 
keiten  in  Anspruch.  Eine  positive,  direkt  dieses  Recht  feststellende  dogmatische  Vor- 
schrift kann  sie  dafür  nicht  aufweisen^. 

Allerdings  hat  sie  nach  ihrem  Dogma  allein  die  christliche  Lehre  zu  verwalten^, 
und  es  folgt  von  selbst  aus  ihrem  Lehraufferage,  sowie  aus  ihrer  Lehrgewalt  ^  das 
Recht,  die  angehenden  Kleriker  durch  ihre  schriftmässig  eingesetzten  oder  von 
diesen  besonders  bevollmächtigten  Organe^  in  den  Lehren  der  christlichen  Offen- 
barung zu  unterrichten^,  sowie  die  erforderliehen  näheren  Bestimmungen  über  den 
betreffenden,  d.  h.  den  Unterricht  in  den  theologischen  Wissenschaften  zu  erlassend 
Aber  eine  weitere  Befugniss,  d.  h.  das  Recht  auf  die  alleinige  Erziehung  der  geist- 
lichen Kandidaten  von  ihrer  Mhen  Jugend  an,  sowie  auf  die  sonstige,  allgemeine 
wissenschaftliche  Vorbildung  derselben  lässt  sich  aus  dem  Dogma  über  die  ausschliess- 
liche Lehrbefugniss  der  Kirche  nicht  als  nothwendige  und  unabweisbare  Konsequenz 


1  Aach  die  Darstellung  der  heutigen  Verhält- 
nisse in  Baiem  ist  dorthin  verwiesen ,  weil  hier 
das  Religions-Edlkt  v.  1818  keine  gesetzlichen 
Abändemngen  erlitten  hat. 

^  Hein  rieh,  d.  kirchliche  Reform.  Eine  Be- 
leuchtung der  Hirsch  er' sehen  Schrift:  „die 
kirchlichen  Zustande  der  Oegenwart.^'  Mainz 
1850.  S.  86ir.  (s.  dazu  Friedrich,  Gesch.  d. 
vatik.  Konzils  1,  2ö!2ff.);  Bnss,  die  nothwen- 
dige Reform  des  Unterrichts  n.  d.  Erziehung  d. 
kathol.  Weltgeistlichkeit  Deutschlands.  1852.— 
(Oinzel),  die  theologischen  Studien  in  Oester- 
reich  und  ihre  Reform.  Wien  1873.  Dagegen : 
Ferd.  M lo hl,  Wflrdigungd. bischöflichen Kleri- 
kalseminarien  als  Erziehungsanstalten.  Wien 
1873;  (F.  Stanonik),  zur  Reform  der  theolog. 
Studien  in  Oesteneich.  Graz  1873;  Entgegnung 
auf  4  Artikel  d.  Wiener  Allg.  Literaturzeitnng, 
betreifend  die  Schrift  z.  Reform  d.  theol.  Stu- 
dien in  Oesterreich.  Graz  1873;  Ant.  Stira, 
zur  Reform  d.  kath. -theol.  Lehranstalten  in 
Oesterreioh.  Graz  1873  (ygl.  dazu  Arch.  f.  k. 
K.  R.  29,  193.  471;  30«  183.  363  u.  31,  219V, 
IreniuBThemistor(Bi8Ghof  Korumy.Trierj, 
d.  Bildung  und  Erziehung  der  Geistlichen  nach 
katholischen  Grundsätzen  und  nach  den  Mai- 
gesetzen. 1.  u.  2.  Aufl.  Köln  1884;  Justinus 
Friedemann  (Heinrich  Brühl),  d.  Bildung 
und  Erziehung  der  Geistlichen.  Bemerkungen 
aus  Anlats  der  gleichnamigen  Schrift  des  Irenaua 


Themistor.  Aachen  1884;  Ireuius  Tbemistor, 
Friedemann's  Vorschlage  in  Betr.  d.  Bildung  u. 
Erziehung  der  Geistlichen.  Trier  1884;  Irentfe 
Themistor,  Tinstruction  et  l'^ducation  dn 
clergtf .  Tr^Tes  1884 ,  Uebezsetzung  der  2.  Aufl. 
der  zuerst  angeführten  Schrift  unter  Hinmfa- 
gung  der  zuletzt  citirten  Schrift  (da  die  Ueber- 
setzung  vollständiger  als  das  Ori^al  ist,  dtire 
ich  nach  dieser).  —  Die  Einführung  derKna- 
benseminarien  Tom  kirchlichen  Standpunkt 
Schaffhausen  1848. 

3  Das  Tielfaoh  für  das  Becht  der  Kiiehe  ange- 
zogene Trid.  Sess.  XXIII.  c  18  ist  blos  ein  Dil- 
dplinardekret  S.  femer  auch  S.  639.  n.  2  n.  3. 

«  S.  0.  S.  482. 
»  S.  433. 
«  S.  447. 

7  Vgl.  Schulte,  das  Recht  z.  Ertheilung  der 
Befugniss  zum  Lehramte  der  Theologie  i  Arch. 
f.  k.  K.  R.  19,  6. 

8  Der  SylUbus  ▼.  1864  verwirft  Nr.  33  den 
Satz :  „Non  pertinet  unice  ad  ecclesiactloamiaiii- 
dictioniB  potestatem  proprio  ae  nativo  iure  dixl- 
gere  theologicarum  rerum  doctrinam."  Er  ist  dem 
Breve  Plus'  IX.  v.  21.  Dezember  1863,  Arch.  f. 
k.  K.  R.  11,  423  entnommen,  welches  aus  An- 
lass  der  im  Herbst  1863  gehaltenen  katholisohen 
GelehrteuTersammlnng  ergangen  ist,  Friedrieh. 
Gesch.  d.  Tatikan.  Konzils  1,  284.  287.  n.  2. 
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herleiten,  und  es  bemhen  also  die  darauf  gehenden  Anaptflehe  weder  auf  dem  Dogma 
noch  anf  dorn  göttlichen  Rechte 

Ans  der  Katar  der  Saehe  ergiebt  sieh  nur  soviel,  dasa  die  Kirche  in  erster  Linie 
die  Erfordernisse  fflr  die  Aasbildnng  und  Erziehung  derjenigen ,  welche  kflnfidghin 
ihre  Aufgaben  in  ihrem  Dienste  verwirklichen  sollen,  festsustellen  bereeht%t  ist,  weil 
sie  vor  Allem  darüber  zu  urtheilen  berufen  ist,  was  in  dieser  Beziehung  nothwendig 
and  zweckmässig  erscheint,  keineswegs  aber  auch  die  weitere  Konsequenz,  dass  ihr 
ausserdem  die  absolute  Freiheit,  ihre  AufGassung  unter  Kichtbeaehtung  aller  ihrigen, 
'm  Frage  kommenden  Interessen,  und  sogar  im  Widerspruch  mit  denselben  durchzu- 
setzen, also  namentlich  jedes  Recht  des  Staates  in  der  firaglichen  Beziehung  auszu- 
sehliessen,  zukommen  muss. 

Die  Kirche  fordert  freilich  die  erwähnte  Freiheit  in  diesem  weiten  Umfange  als 
ihr  Rechty  indessen  kann  sie  sich  dafür  allein  auf  die  von  ihren  Organen  selbst  er- 
lassenen Disciplinarbestimmungen,  vor  Allem  auf  das  Tridentinum  ^  und  auf  die  neuerer 
Zeit  ergangenen  päpstUch^i  Kundgebungen  ^  berufen. 

n.  Das  kirchliche  Recht  im  Einzelnen.  1.  Die  Befugniss  zum 
Erlass  allgemeiner  Anordnungen  llber  das  Erziehungs-  und  Bildungswesen 
der  Geistlichen  steht  ftir  die  ganze  Kirche  selbstverständlich  nur  der  obersten 
Gesetzgebungsgewalt,  also  dem  Papste  (und  dem  allgemeinen  Konale)  ^,  Ar  die  ein- 
zehien  Theile  derselben  aber  den  mit  dem  Gesetzgebungs-  oder  Anordnungsrecht  fKr 
diese  ausgestatteten  Organen,  also  den  Provinzialsynoden  und  den  Bischöfen  mit 
oder  ohne  Diöcesansynode^  zu,  soweit  nicht  etwa  in  einzelnen  Beziehungen  bereits 
durch  das  allgemeine  Recht  Bestimmungen  getroffen^  oder  einzelne  Bildungsanstalten 
durch  besondere  päpstliche  Erlasse  errichtet  oder  genehmigt  sind,  und  deren  Statuten 
and  Einrichtungen  auf  päpstlicher  Anoi*dnung  oder  Bestätigung  beruhen^. 


'  Ein  solches  jus  dlviuum  hehauptet  aller- 
dings Alp h.  Jansen,  de  facnltate  doceudi  seu 
de  seholis  institutiones  juridtcae.  Aqols^anl 
1885.  p.  88.  89 ,  aber  ohne  jeden  Beweis.  Da- 
gegen führt  Fl.  Ries s,  d.  moderne  Staat  u.  d. 
christUche  Schule.  Freiburg  1.  B.  1868.  S.  171 
die  Freiheit  der  Kirche  hinsichtlich  der  geist- 
lichen Bildungs-Anstalten  auf  den  Gesichts- 
punkt ,  da88  es  sich  dabei  um  eine  Familienan- 
gelegenheit handle  und  jede  fremde  Einmischung 
eine  Verletzung  des  Hausiechtes  darstelle,  zu- 
zurück ;  Themlstor,  Friedemann^s  Vorschläge 
S.  12  leitet  sie  aus  dem  Wesen  der  Kirche  ab. 

^  8.  0.  S.  538.  Die  Begründung  des  c.  18. 
Sess.  XXIII  im  Eingange :  „Quum  adolescentium 
aetas ,  nisl  recte  Instltuatur ,  prona  sit  ad  mundi 
▼oluptates  sequendas  et  nisl  a  teneris  annls  ad 
pietatem  et  religionem  Informetur,  antequam 
vitiorum  habltus  totos  homlnes  possideat,  num- 
quam  perfecte  ac  sine  maxlmo  ac  singulari  prope- 
modum  del  omnipotends  anxilio  in  dlsclplina 
eccleaiastica  persereret,  s.  synodus  statult  etc." 
fShrt  nur  Zweckmässlgkeltsmotlve  an  und  ent- 
hält nicht  einmal  einen  prinzipiellen  Ausspruch 
über  die  beregte  Frage.  Dass  sich  kein  solcher 
aus  älterer  Zelt  findet ,  erklärt  sich  daraus,  dass 
bei  dem  Zustande  des  mittelalterlichen  Bil- 
dungsiresens  die  Kirche  allein  und  ausschlless- 
Uoh  dieses  Recht  üben  konnte,  und  dass  erst  in 


neuerer  Zelt  in  Folge  der  veränderten  Stellung 
des  Staates  zur  Schule  die  prinzipielle  Stellung 
der  Kirche  in  der  beregten  Frage  zur  Erörterung 
hat  gezogen  werden  können.  Uebrlgens  ver- 
gessen die  katholischen  Schriftsteller,  welche 
die  heutigen  Ansprüche  der  Kirche  zugleich 
aus  der  Qeschlchte  zu  begründen  suchen,  s.  z.  B. 
Themlstoi,  Tlnstraction  p.  36,  dass  in  der 
karolingischen  Zeit  auch  der  Staat  durch  seine 
Verordnungen  das  Bildungswesen  der  Kleriker 
geregelt  hat,  s.  o.  S.  494. 

»  Vgl.  die  S.  527.  n.  3  cit.  Esposlzione  v.  1819 
n.  9ff.;  die  S.  529  u.  537  cit.  Konkordate  und 
Oircumscriptionsbullen,  Pll  IX.  allocutio :  Num- 
quam  fore  v.  15.  Dezember  1856,  Arch.  f.  k. 
K.  R.  13,  348  und  daraus  der  im  Syllabus  ver- 
worfene Satz  n.  46:  „in  Ipsls  clericorum  semi- 
nariis  methodus  studlorum  adhlbenda  oivill  aue- 
toritatl  subiioltur'';  ep.  Leon.  XIII.  ad  episc. 
Borusslae :  Jam  pridem  nobls  v.  6.  Januar  1886, 
cit.  Aroh.  55,  464. 

«  S.  0.  S.  443.  VgL  die  Enoyklika  Leo*s  XIII. 
V.  4.  August  1879  über  die  Beförderung  des 
Studiums  d.  Philosophie  des  h.  Thomas  v.  Aquino, 
Acta  s.  sed.  12,  57,  vgl.  auch  p.  225. 

5  Bd.  III.  S.  645.  660.  829. 

«  Bd.  III.  S.  830.  832. 

"^  S.  z.  B.  const.  Sixtus  V.:  Romannm  decet  v. 
24.  April  1587,  bull.  Taur.  8,  837,   betr.  das 
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In  ersterer  Beuehung  kommen  insbesondere  die  Vorsehriften  des  TridentiBiuDB*, 
welehe  die  Seminarerzieliiing  nnd  Beminarbildnng  als  die  geeignetste  für  die  angehenden 
Kleriker  erklftren,  in  Betraeht.  Es  sind  daher  alle  Anordnungen,  welche  die  Errichtimg 
dieser  Seminarien  ansschliessen  oder  hindern,  namentlich  an  ihrer  Stelle  ohne  zureichen- 
den Grand  1  andere  Bildnngsanstalten  einfthren,  oder  anch  in  einzelnen  Beziehnngen 
gegen  die  Bestimmungen  des  Tridentinums,  z.  B.  über  die  Lehrgegenstftnde^,  die 
Aufiiahme  der  ZOglinge^,  Verstössen,  nichtig,  und  es  kOnnen  sich  die  Verordnungen 
der  gedachten  Organe  hinsichtlich  der  erwähnten  Beminarien  gflltiger  Weise  nur  auf 
solche  Einrichtungen  beziehen  ^,  fllr  welche  das  Tridentinum  innerhalb  des  von  ihm 
aufgestellten  Rahmens  freien  Raum  gelassen  hat*. 

Andererseits  fragt  es  sich  aber,  ob  die  partikularen  kirchlichen  Leitungsorgane 
berechtigt  sind^  die  Ausbildung  in  den  tridentinischen  Seminarien  oder  in  denjenigen 
geistlichen  Bildungsanstalten,  welche  in  Ermangelung  solcher  auf  kirchlich  rechts- 
gültige Weiset  zum  Ersatz  derselben  eingerichtet  sind,  als  absolutes  Erfordemiss  fUr 
die  Ertheilung  der  Weihen  oder  gar  fdr  die  Verleihung  von  kirchlichen  Aemtem  auf- 
zustellen. 

Diese  f^rage  ist  zu  rerneinen.  Das  Tridentinum  hat,  so  wtlnschenswerth  es  auch 
die  Seminarerziehung  erachtet,  doch  dieselbe  nicht  obligatorisch  für  s&mmtliche  an- 
gehende Geistliche  vorgeschrieben  ^.  Daraus,  dass  es  mit  seinem  Dekret  Aber  die 
Seminarien  die  Universitäten  nicht  hat  beseitigen  wollen,  vielmehr  die  Privilegien 
derselben  anerkannt^,  insbesondere  fSr  die  Erwerbung  wichtiger  Eirchenftmter  den 
Besitz  akademischer  Grade  vorgeschrieben  hat  ^o,  lässt  sich  allerdings  nichts  Ent- 
scheidendes folgern.  Denn  dasselbe  betrachtet,  ebenso  wie  die  Päpste 'S  die  Univer- 
sitäten als  höhere  Anstalten,  welche  nicht,  wie  die  Seminarien,  zur  Erziehung  des 
Seelsorgeklerus  als  solchen,  sondern  zur  Förderung  der  theologischen  Wissenschaft 
und  zur  Bildung  gelehrter  Theologen  bestimmt  sind.  Wohl  aber  ergiebt  sich  dies, 
abgesehen  von  dem  Mangel  einer  positiv  gebietenden  derartigen  Vorschrift  ^2,  daraus, 
dass  dasselbe  in  erster  Linie  die  Aufnahme  armer  Knaben  vorschreibt  ^^  also  für  die 


Bonomäiffche  Kolleg  zu  Placenza  und  die  die 
Aenderung  der  Statuten  bestätigende  const. 
Paurs  V. :  Alias  fellcis  t.  3.  Dezember  1610,  1. 
c.  11,  656.    Weitere  Beispiele  in  $.  233. 

1  S.  0.  S.  502  ff. 

2  Vgl.  unten  die  folgende  Nr. 
«  S.  0.  S.  506. 

«  S.  0.  S.  503. 

»  S.  0.  S.  603.  n.  8;  S.  505.  n.  3  u.  S.  507. 

0  Daher  ist  auch  die  Uebertngung  der  Leitung 
des  Seminars  in  Asoona  in  der  Dlöcese  Oomo  an 
der  Grenze  des  Mailänder  Sprengeis  an  den  je- 
weiligeii  Erzbischof  des  letzteren  als  Admini- 
strator vom  Papst  angeordnet  worden,  UrbanVIII. 
eonst.  Cupientes  y.  12.  März  1624,  ball.  Tanr. 
13,  123. 

"^  S.  unten  unter  Nr.  2. 

8  Vgl.  hierzu  auch  Analecta  1856.  p.  678. 

0  SesB.  VII.  c  3  de  ttt ;  sess.  XIV.  c.  5  de 
ref. ;  sess.  XXV.  c.  6  de  ref .  u.  c.  9  ibid. 
«0  Bd.  n.  S.  488.  487. 

11  S.  das  Schreiben  Gregorys  XVI.  an  die  belgi- 
schen Bischöfe  v.  13.  Dezember  1833 ,  hetr.  die 
beabsichtigte  Stiftung  der  katholischen  Uni- 
Yersität  zu  Löwen  bei  Theiner  S.  560  und 


Themistor  p.  126.  n.  221:  „At  illud  probe 
intelllgitis  . . .  memoratam  mox  universitatem 
ita  quidem  constitui  oportere ,  ut  nihil  proistts 
derogetur  luribus,  quae  singulis  episcopis  circa 
clericorum  in  suis  dioecesanis  seminariis  instltu- 
tionem  eorumque  in  litteris  et  disciplinls  maxime 
theologicis  eruditionem  Tridentini  patrea  adiadi- 
carunt'^,  und  femer  in  dem  weiteren  Erlass  des- 
selben V.  8.  April  1834,  Themistor  p.  127. 
n.  223:  „Ut  autem  clerici  studiorum  cunicalo 
in  seminariis  peracto ,  maiores  sacris  in  studiis 
profectus  facere  posslnt,  iidem  Yenerabiles  fraties 
altioris  ordlnis  cathedras  Meehlinite 
prope  seminarlum  constituendas  existimaront, 
ubi  praestantiori  Ingenio  clerici  variarum  dioe- 
cesium  in  ecclesiasticas  disciplinas  penitus  ad 
discendas  incumbant  et  maiore  doctrinae 
atque  eruditionis  copia  instructl  gn- 
vloramunera  obire  et  ecclesiae  omamentoacprae- 
sidio  esse  raleant.^ 

12  Eine  solche  enthält  das  c.  18.  sess.  XXIH. 
cit.  nicht,  und  ebensowenig  weisen  sie  c  5.  7. 
12.  14  de  ref.  in  dieser  ebenfalls  Ton  den  Er- 
fordernissen der  Ordinanden  handelnden  Session 
auf. 

13  S.  0.  S.  504. 
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Söhne  reicher  Eltern,  sofern  sich  diese  dem  gmtlichen  Stande  widmen  wollen,  als 
Regel  eine  andere  Art  der  Ausbildung  voraussetzt  und  gestattet,  sowie  ferner  darauf 
Bedacht  nimmt,  dass  seine  Anordnung  wegen  des  Mangels  an  ausreichenden  Mitteln 
nicht  in  allen  Diöcesen  durchgeführt  werden  kann^  mithin  ftlr  junge  Leute,  welchen 
aus  solchen  Gründen  der  Besuch  von  Seminarien  nicht  möglich  ist,  auch  andere  Wege 
der  Vorbildung  offen  lässt. 

■ 

Wenn  indessen  anderentheils  berücksichtigt  wird,  welchen  Werth  das  Triden- 
tinum  auf  die  Seminarbildung  legt,  so  überschreiten  die  gedachten  Organe  ihre  Zu- 
ständigkeit dadurch  nicht,  dass  sie  beim  Vorhandensein  geeigneter  Anstalten  und  bei  der 
Möglichkeit,  unbemittelte  Zöglinge  in  dieselben  aufzunehmen^,  als  Regel  die  Erziehung 
und  Ausbildung  in  solchen  Instituten  durch  allgemeine  Anordnungen  yorschreiben, 
insbesondere  nicht  dadurch,  dass  sie  blos  einen  Aufenthalt  und  ein  Studium  in  den- 
selben f)lr  eine  bestimmte  Zeit  vor  der  Ertheilung  der  höheren  Weihen  verlangen  \ 
denn  derartige  Vorschriften  sind  dem  Geiste  des  Tridentinums  gemäss  und  schliessen 
die  Erlangung  der  Vorbildung  auf  anderen  Wegen  nicht  aus  ^. 

Demnach  steht  den  Partikularsynoden  und  den  Ordinarien  das  Recht  zu,  das  Erfor- 
derliche über  den  Bildungsgang  und  die  geeignete  Vorbereitung,  sowie  auch  über  die 
BeauMchtigung  deijenigen  Kandidaten^,  welche  wegen  Ueberfttllung  ^,  wegen  Kränk- 
lichkeit ^  oder  wegen  anderer  Ursachen  keine  Aufnahme  in  die  tridentinischen  Semi«- 
nare  finden  können  oder  dort  ihre  Ausbildung  nicht  zu  empfangen  beabsiehtigen  ^, 
festzusetzen. 

Weiter  sind  die  gedachten  Organe  befugt,  allgemeine  Anordnungen  über  die 
weitere  und  höhere  wissenschaftliche  Ausbildung  besonders  befilhigter  Kleriker  ®  und 
die  Errichtung  von  Bildungsanstalten  zu  erlassen,  welche  derartige  Zwecke  verfolgen  ^® 
oder  neben  den  tridentinischen  Seminaren  in  anderen  Richtungen  der  Heranbildung 
der  Kleriker  dienen  sollen  ^^ 


1  S.  o.  S.  603. 

*  Dies  beides  ist  als  nothwendige  Yorans- 
Setzung  hincnstellen ,  das  letztere  insbesondere 
deshalb,  weil  das  Tridentinum  als  Regel  kosten- 
freie Eniehnng  der  armen  Zöglinge  Torschreibt, 
aUo  unbemittelten  die  Ergreifnng  des  Klerikal- 
standes  nicht  erschwert  wissen  will ,  ygl.  auch 
Bened.  XIY.  de  synodo  dioec.  XII.  11.  n.  11; 
Po  ü  an ,  de  seminario  clericomm  p.  269. 

3  S.  Diöcesansyn.  y.  Paderborn  v.  1867,  Arch. 
f.  k.  K.  B.  20,  397 :  „Ad  sacmm  subdiaconatue 
ocdinem  nnllns  aliter  admittatni,  qnam  post 
exereitia  spirltnalia  per  III  dies  peracta  et  post 
bienniam  in  seminario  nostro  Tbeodoriano  (siehe 
S.  532.  n.  6)  stadils  theologidslaadabiliter  impen- 
sum*;  ferner  Konvent  der  Bischöfe  Siziliens 
1860,  coli.  cono.  Lac.  6,  812:  „qnoadnsqne  in 
seminarlom  eundum  erit,  a  quo  nemini  posthac 
se  eximere  dabitur,  neque  ad  maiores  ordines 
qnisquam  promovebitur ,  nisi  post  exactum  in 
eins  commoratione  biennium'';  Rayenna  1866, 
ibid.  p.  163 :  „nemini  (sacri)  ordines  conferantur, 
qni  nou  antea  saltem  per  annum  in  seminario 
commoratns  faerit".  Das  römische  Prov.-Konz. 
▼.  1725,  1.  c.  1,  39,  hatte  dagegen  nur  halbj&br- 
Heben  Aufenthalt  gefordert. 

*  Hierbei  kommt  übrigens  auch  der  Umstand 
in  Betracht,  dass  der  Bisehof  das  Reeht  und  die 


Pflicht  besitzt,  sieh  vor  der  Ertheilung  der  Wei- 
hen über  die  Geeignetheit  der  Person  des  Ordi- 
nanden  zu  vergewissem ,  also  auch  befugt  ist, 
dahin  abzielende  Anordnungen  zu  treifen,  s.  auoh 
G  e  r  1  a  c  h ,  Paderborner  Diöcesanreeht.  2.  Aufl. 
S.  13. 

^  Z.  B.  dass  diese  der  Auü^icht  dee  Pfarren 
unterworfen  sein  sollen,  Konvent  d.  Umbrischen 
Bischöfe  v.  1849,  u.  der  siiilisohen  v.  1860,  eoll. 
eonc.  Lac.  6,  7ö9.  812. 

«  S.  z.  B.  Dlöces.-Syn.  Neapel  v.  1882,  Arch. 
f.  k.  K.  R.  61,  94. 

'J  Vgl.  d.  Pisaer  Bisohofsversammlung  v.  1860, 
coli.  cono.  Lac.  6,  230. 

8  S.  darüber  S.  640. 

9  Z.  B.  über  den  Besuch  von  Universit&ten  naeh 
der  Absolvirnng  des  Seminars  Bourges  1860,  1.  e. 
4,  698,  dt  Vers.  v.  Pisa,  L  o.  6,  229  und  über 
die  Einrichtung  besonderer  höherer  theologischer 
Kurse.  Wien  1868,  1.  o.  6,  204. 

^^  Z.  B.  von  geistlichen  Akademien ,  Yers.  d. 
sizil.  Bischöfe  1860, 1.  c.  6, 818,  von  besonderen 
Instituten  für  höhere  Studien,  Rheims,  Avignon 
1849,  Bordeaux  186'>,  1.  o.  4,  164.  362  u.  702, 
oder  von  Konvikten,  um  einer  Anzahl  von  Theo- 
logen den  Besuch  einer  Unlversit&t  zu  ermög- 
lichen, 

11  Also  von  Konvikten  für  diejenigen  ZÖg- 
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I.  Die  Hierarebie  und  die  Leitung  der  Kirohe  durch  dieselbe. 
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Femer  gehört  es  zu  ihrer  KompeteiiE,  in  denjenigen  Diöcesen,  in  welchen  das 
Trideatinnm  nicht  dnrohgefthrt  werden  kann^  die  erforderliehen  allgemeinen  Mass- 
regeln  snr  Hebung  oder  znr  mOgliohgten  Mildemng  eines  solchen  MisBstandes  zu 
treffen^. 

Endlich  haben  sie  nicht  blos  Bestimmungen  über  die  Heranbildung  der  Kleriker 
bis  zu  ihrer  Priesterweihe  und  in  Betreff  der  für  die  Weihen  erforderlichen  PrQAmgen 
zu  erlassen  2,  sondern  auch  solche,  welche  die  weitere  wissenschafüiche  Fortbildung, 
die  Vertiefung  der  Kenntnisse  und  die  religiös-sittliche  Stärkung  und  Förderung  der 
bereits  geweihten  und  im  Kirchendienste  befindlichen ,  insbesondere  der  jflngeren 
Priester  zum  Zwecke  haben  '. 

2.  Die  Errichtung  neuer  geistlicher  Bildungsanstalten  gehört  zur 
Zuständigkeit  des  Papstes,  sowie  der  partikulären  Synoden  und  der  Bischöfe. 

Der  Papst  besitzt  sie  sowohl  in  Betreff  solcher  Anstalten,  welche  den  Zwecken 
der  allgemeinen  Kirche,  also  z.  B.  der  Mission  überhaupt  oder  der  Mission  in  einzel- 
nen Ländern  ^^  wie  auch  den  besonderen  kirchlichen  Zwecken  einer  Anzahl  von  Pro- 
vinzen oder  Diöcesen^,  endlich  auch  denen  einer  einzelnen  Diöcese  dienen,  wenngleich 
die  letzteren  innerhalb  einer  solchen  gegrflndet  werden  sollen.  Die  erwähnten  lokalen 
Organe  haben  dagegen  nur  die  Kompetenz  solche  Anstalten  zu  errichten,  welche  ftlr 
die  Heranziehung  und  Ausbildrung  von  Klerikern  für  ihre  Sprengel  (ihre  Provinz  und 
ihre  Diöcese)  llberhaupt  und  für  einzelne  Bedürfnisse  derselben  <^  bestimmt  sind,  weil 
ihnen  ein  Antheil  an  der  Verwaltung  der  allgemeinen  Kirche  als  solcher  nicht  zu- 
kommt. 

Naoh  Massgabe  der  Vorschriften  des  Tridentinums  liegt  den  Bischöfen  und  auch 
den  Provinzialsynoden  insbesondere  die  öffentlich  reohtliche  Pflicht  ob,  die  von  dem 
Konzile  vorgeschriebenen  Seminarien  zu  errichten  '^.  Sie  sind  daher  allein  befugt, 
solche  Institute,  welche  den  Anordnungen  desselben  nicht  entsprechen,  zu  gründen 
oder  etwaige,  von  anderer  Seite  begründete,  derartige  Anstalten  als  zur  Erziehung 


linge,  welche  nicht  in  die  tridentinischen  Semi- 
narien aufgenommen  sind, 
i  S.  daraber  unter  Nr.  2. 

2  S.  Bd.  I.  S.  20.  108  u.  Bd.  II.  S.  486.  601. 
602;  Paria,  RheimB  1849,  Albi  1860,  coli,  conc 
Lac.  4,  aO.  164.  441;  Pisa  1860,  1.  c.  6,  230; 
Gran  1868,  1.  o.  6,  666. 

3  Hierher  gehört  die  häaflg  vorkommende  An- 
ordnung, dass  die  nea  geweihten  Priester  wäh- 
rend der  ersten  6  o.  6  Jahre  sich  regelmässig  in 
jedem  Jahre  einem  Eicamen  heim  Ordinariat  zu 
unterziehen  haben,  Utrecht  1866,  1.  c.  6,  916; 
Paris  1849,  1.  c.  4,  31  and  die  weiteren  franzö- 
sischen Synoden,  ibid.  p.  164.  264.  362.  486. 
697.  769. 

Ferner  sind  mehrfach  gemeinschaftliche  und 
regelmässige  Konferenzen,  ooUaii<me$j  eongr€9aut 
der  Geistlichen  bestimmter  Bezirke,  zur  Behand- 
lung theologischer  Fragen  und  Gegenstände  vor- 
gesehriehen  worden,  s.  z.  B.  Bourges  1860,  Auch 
1861,  1.  c.  4,  1126.  1210,  Utrecht  1866,  1.  c.  6, 
916,  wennschon  diese  meistens  blos  empfohlen 
werden,  so  Pii  IX.  ep.  ad  episc  Austriae :  Slngu- 
lari  T.  27.  M&iz  1866,  1.  c.  6,  1246 ;  Areh.  f.  k. 
K.  R.  10,  407,  s.  auch  coli.  clt.  4,  31.  164. 

*  Vgl.  S.  232  Nr.  II. 


&  Z.  B.  die  in  Wien  bestehende  Anstalt  zum 
h.  Augustin,  s.  o.  S.  626.  n.  4. 

<i  Z.  B.  zur  Ausbildung  von  Klerikern,  welche 
einer  bestimmten  Sprache  mächtig  sind,  wenn 
der  Sprengel  zweisprachig  ist,  oder  ähnlicher 
Anstalten,  wie  es  das  Hülfspriester-Seminar  zu 
Gaesdonck  war,  welches  zur  Aufnahme  und  zum 
Unterhalt  neugeweihter  Priester  diente,  die  zu- 
gleich den  Pfarrern  des  linksrheinischen  Theils 
der  Diöcese  MQnster  Aushülfe  zu  leisten  hattes. 
Wo  das  Institut  der  Plenarsynoden  besteht,  wie 
z.  B.  in  Nordamerika,  Bd.  III.  S.  662,  sind  diese 
zuständig,  Bildungsanstalten  für  die  Kleriker 
ihres  Bezirkes,  also  z.  B.  mit  Zielen,  wie  die  in 
Anm.  6  erwähnte,  zu  errichten. 

^  Das  ergiebt  das  ^^instituantur^  in  &  18  eit 
(S.  602.  n.  4.),  sowie  die  Anordnung  desselben: 
;,Quod8i  cathedralium  et  aliarum  maiorum  eede- 
aiarum  praelati  in  hao  seminaiii  erectione  dus- 
que  conservatione  negligentes  fuerint . . .  episeo- 
pum  archiepiscopuB,  arohiepisoopum  etsuperioiu 
synodus  provincialis  acriter  oorrlpere  eosque  ad 
omnla  supra  dicta  cogere  debeat  et  ut  quam  pri* 
mum  hoc  sanctum  et  pium  opus,  ubicumqu« 
fleri  poterit,  promOTOatur,  studiose  curabit''.  Vgl. 
auch  Themistor  p.  89  und  o.  S.  602. 
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imd  Yorbildniig  der  Oeistliohen  geeignet  anznerkenneii,  wenn  die  vorhandenen  triden- 
tiaisehen  Seminare  das  bestehende  Bedttrfniss  von  Geistlichen  nicht  decken  kOnnen  ^ 
oder  wenn  die  Unmöglichkeit  besteht,  solche  auf  den  dnrch  das  Tridentinnm  vorge- 
schriebenen Wegen  ^  in  das  Leben  zu  mfen^.  Denn  da  das  TridenÜnnm  eine  kirch- 
licherseitsnicht  kontrolirte  Einzelerziehung  der  Kleriker,  sowie  dieAnsbildnng  derselben 
wegen  anderer  änsserer  Hindemisse,  z.  B.  wegen  etwaiger  die  Seminarien  besohrftnken- 
der  oder  verbietender  Vorschriften  in  Anstalten,  welche  zugleich  fttr  Laien  bestimmt 
sind,  möglichst  ausschliessen  will,  so  entspricht  die  Errichtang  von  Lehranstalten, 
w^he  wenigstens  unter  geistlicher  Leitung  stehen,  wennschon  sie  nicht  vollBtftndig 
nach  seinen  Vorschriften  eingerichtet  sind,  seinen  Anforderungen  immer  mehr,  als 
eine  absolute  Ungültigkeit  der  kirchlichen  Oberen  in  der  erwfthnten  Beziehung. 
Demnach  werden  die  letzteren,  wenn  eine  Begründung  von  Knabenseminaren  aus- 
geachlossen  bleibt^  und  die  angehenden  Geistlichen  sich  die  Gymnasialbildung  auf 
den  allgemeinen  und  öffentlichen  Lehranstalten  erwerben  müssen,  soweit  angftnglioh, 
filr  die  Errichtung  von  kirchlich  geleiteten  Knabenkonvikten,  fbmer  mindestens  ftlr 
die  von  Seminarien  für  die  wissenschaftlich-theologische  Vorbildung  und  im  schlimm- 
sten Falle  wenigstens  für  Seminarien  zur  praktischen  Vorbereitung  auf  den  geist- 
liehen Beruf  zu  sorgen  haben. 

Falls  die  Einrichtung  von  tridentinischen  Seminaren  wegen  anderer  inaserer 
Hindernisse,  z.  B.  wegen  eines  dieselben  beschränkenden  oder  verbietenden  Staats- 
gesetzes  unterbleiben  muss,  wird  dadurch  die  obenerwähnte  Pflicht  der  Kirchenoberen 
rechtlich  nicht  beseitigt.  Sie  sind  zwar  wegen  der  Nichtbefiolgung  des  Tridentinums 
ausser  aller,  insbesondere  in  diesem  Falle  ausser  jeder  disciplinarischen  Verantwortung, 
aber  sie  erhalten  dadurch  nicht  die  Zuständigkeit,  ihrerseits  definitiv  andere  Einrich- 
tangen  zu  schaffen  oder  anzuerkennen  ^,  vielmehr  bedarf  es  dazu,  weil  es  sich  um  Ent- 
bindung von  einer  durch  das  Tridentinum  auferlegten  Pflicht  handelt,  einer  päpsüiehen 
Ermächtigung,  welche  allerdings  auch  stUlsohweigend  gewährt  werden  kann^.  Wohl 


1  Das  ist  denkbar,  weil  das  Tridentinum  die 
Zahl  der  Zöglinge  nicht  blos  nach  dem  BedCLrf- 
niBs  der  Diöcese ,  sondern  auch  nach  der  Höhe 
der  zu  beschaffenden  Mittel  bemessen  wissen 
wiH,  8.  0.  S.  504. 

^  S.  0.  S.  503 ;  also  wenn  wegen  Armuth  der 
Dioeese  oder  der  Provinz  den  Beneflziaten  die 
erfordttrllcben  Auflagen  nicht  gemacht  werden 
können. 

*  Dies  folgt  daraus,  dass  unter  den  gedachten 
YcHwassetzungen  die  durch  das  Tridentinum  fest- 
gesetzte Pflicht  fortfallt,  und  die  Oberen  daher 
die  Freiheit  erlangen ,  in  anderer  Weise  ffir  die 
Ausbildung  ihres  Klerus  Vorkehrungen  zu  tref- 
fen. Die  Schlussbestimmung  des  c.  18  cit. : 
„Poetremo  autem,  si  Tel  pro  unionibus  seu  pro 
poTtionum  taxatione  vel  assignatione  vel  inoor- 
poxatlone  aut  qualibet  alia  ratione  difflcultatem 
aliqnam  oriri  contigerit,  ob  quam  huius  semi- 
nsücii  institutio  vel  conserratio  impediretur  aut 
pertorbaretur,  episcopus  cum  supra  deputatis 
(s.  S.  506.  507)  Tel  synodus  proTlncialis  pro 
regionis  more,  pro  ecclesiarum  et  beneflciorum 
qualitate,  etiam  supra  scripta,  si  opus  fuerlt, 
moderando  aut  augendo,  omnia  et  singula,  quae 
ad  felicem  huius  seminarii  profectum  necessaria 


et  opportana  videbuntur ,  decemere  ac  proTidere 
valeat'',  giebt  den  Bischöfen  die  gedachte  BeAig- 
niss  nicht,  sie  bezieht  sich  Tielmehr  blos  auf  die 
Beschaffung  der  Büttel,  und  gestattet  gerade  zur 
Erleichterung  der  Errichtung  Ten  Seminarien 
Abweichungen  Ton  den  desfallslgen  Vorschriften 
des  Tridentinums. 

Nur  aus  Nothwendigkeit  lassen  s.  g.  seminaria 
mixta ,  in  denen  zugleich  auch  zur  BeschaiTong 
der  Mittel  nicht  f&r  den  Klerikalstand  bestimmte 
Zöglinge  als  Pensionäre  aufgenommen  werden, 
zu  Albi  1850,  coli.  conc.  Lac.  4,  439  und  West* 
minster  1859,  1.  c.  3, 1014,  wozu  noch  zu  Tgl. 
Arch.  t  k.  K.  B.  52,  m 

*  Dass  dies  der  Standpunkt  der  Kurie  ist,  er- 
giebt  sich  namentlich  aus  dem  Württemberg,  und 
dem  badischen  Konkordat  t.  1857,  bez.  t.  1859, 
s.  o.  S.  537  n.  3 ;  Tgl.  femer  die  dazu  gehörigen 
Aktenstücke  bei  Friedberg,  Glänzen  S.  899 
u.  N  u  s  8  i ,  couTentiones  p.  412. 

^  Eine  solche  kann  in  der  bewussten,  längeren 
Duldung  derartiger  Einrichtungen,  femer  auch  in 
der  Nichtbeanstandung'  darauf  bezüglicher  Vor- 
schriften der  ProTinzialsynoden  bei  der  in  Bom 
stattflndenden  Prüfung  derselben,  Bd.  III.  S.647, 
liegen. 
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aber  haben  sie  unter  solchen  Umständen  ans  den  schon  vorher  entwickelten  Orflnden 
die  Befngnias,  provisorisch  geeignete  Massregeln  zu  treffen,  also  provisorisch  Anstal- 
ten das  oben  gedachten  Charakters  zu  grOnden  oder  ihre  Benutzung  zn  gestatten. 

Die  vom  Tridentinam  für  die  Seminare  angeordneten  Einrichtangen  sind  weiter 
als  vorbildliche  Normen  ftlr  die  Erziehung  und  Ausbildung  der  Kleriker  zu  betrach- 
ten. Daher  müssen  auch  die  dem  Konzil  nicht  entsprechenden  Anstalten  eine  den 
Vorschriften  desselben  sich  wenigstens  so  viel  wie  möglich  ann&hemde  OrganisatioB 
erhalten.  Es  hat  sich  also  z.B.  bei  allen  derartigen  Instituten  der  Bischof  die  oberste 
entscheidende  Leitung  und  die  Oberaufsicht  zu  wahren,  femer  bei  Konvikten,  welche 
zugleich  Laien-Pensionäre  aufzunehmen  genöthigt  sind^  den  Erziehungs-  und  Un- 
tenichtsplan,  sowie  die  Hausordnungen  in  erster  Linie  nach  den  ftlr  die  Klerikal- 
Zöglinge  nothwendigen  Bedflrfnissen  zu  gestalten. 

Orflnden  andere  Personen,  als  die  erwähnten  kirchlichen  Oberen  und  Organe 
Institute  ftlr  heranwachsende  Kleriker,  so  können  diese  den  Charakter  kirchlicher 
Bildungsanstalten  allein  dadurch  erlangen,  dass  sie  von  den  letzteren  genehmigt 
werden  2.  Da  indessen  das  gemeine  katholische  Kirchenrecht  die  Erziehung  und  Aus- 
bildung von  Oeistiichen  in  kirchlich  genehmigten  Anstalten  weder  als  absolutes  Er- 
forderniss  ftlr  die  Erlangung  der  Weihen  noch  fttr  den  Erwerb  von  kirchlichen  Aem- 
tem  aufgestellt  hat,  so  wird  der  Besuch  von  solchen  Anstalten,  welchen  die  kirchliche 
Genehmigung  fehlt,  nicht  schlechthin  und  ohne  jede  Ausnahme  verboten  werden 
dürfen',  vielmehr  blos  dann,  wenn  sie  nach  ihrer  Einrichtung  und  Leitung  kdne 
Gewähr  einer  geeigneten  Ernehung  und  Vorbildung  geben.  Wohl  aber  ist  der  Ordi- 
narius berechtigt,  den  angehenden  Klerikern  die  vorgängige  Einholung  einer  Erlaub- 
niss  zum  Besuche  derartiger  Bildungsanstalten  vorzuschreiben^. 

Dass  die  Stifter  von  geistlichen  Bildungsanstalten  sich  entweder  ftlr  sich  oder 
für  andere  gewisse  Rechte  bei  der  Verwaltung  derselben  vorbehalten,  erscheint  recht- 
lich statthaft.  In  Betreff  der  Zulässigkeit  von  Fnndationsbedingungen  kommen  die- 
selben Grundsätze  wie  bei  der  Stiftung  kirchlicher  Aemter  zur  Anwendung  ^.  Die 
Vorbehalte  dflrfen  demnach  weder  dem  Wesen  der  kirchlichen  Rechtsordnung  noch 
dem  Wesen  einer  geistlichen  Bildungsanstalt  widersprechen  ®. 

3.  Alle  geistlichen  Bildungsanstalten,  welche  Diöcesanzwecken 
dienen  ^,  sind,  sofern  nicht  durch  den  Papst  besondere  Ausnahmen  gemacht  oder  be- 


«  Vgl.  S.  543.  n.  3. 

2  Wegen  der  UnlTersitöten  Tgl.  das  folgende 
Kapitel.  Hier  stehen  in  Frage  offen tliohe  Gym- 
naiien,  KommunalBchnlen,  Gymnasial- Alamnate 
n.  s.  w.  unter  der  Leitung  Ton  Laien. 

»  S.  0.  8.  640. 

^  Weil  er  kraft  seiner  Stellung  befugt  ist, 
Alles,  was  auf  den  Bildungsgang  des  einzelnen 
Klerikers  sch&digend  oder  fördernd  einwirken 
kann,  su  prüfen  und  ungünstige  Einflüsse  fem 
EU  halten.  Nach  kirchlichem  Recht  war  daher 
das  bei  Themistor,  Friedemann's  Yorschlige 
S.  19  erw&hnte  Verbot  gerechtfertigt 

6  Bd.  II.  8.  sn, 

^  In  ersterer  Beziehung  wire  die  Beseitigung 
des  Ober-Aufsiehtsrechtes  des  Bischofs ,  in  letz- 
terer die  Ausschliessung  jedes  Rechtes  desselben 
bei  der  Bestätigung  und  Entfernung  der  Lehrer, 
bei  der  Genehmigung  der  LehrpUne  und  Haus- 


ordnungen und  bei  der  Kontrole  der  VermogeBS- 
verwaltung  unsutthaft.  8.  auch  unten  8.  545. 
n*  3  u.  n«  4. 

Zulässig  erscheint  dagegen  die  Wahrung 
eines  Vorschlagsreohtes  in  Betreff  der  aufzuneb- 
menden  Zöglinge  und  die  Festsetzung  bestimmter 
Erfordernisse  für  dieselben,  s.  auch  8.  607. n. 2, 
femer  die  Ansprochnahme  des  Rechts  zur  An- 
stellung der  Lehrer  und  Erzieher,  vorbehaltlieb 
der  Befügniss  des  Bischofs  zur  Prüfung  und  Be- 
stätigung derselben,  endlieh  eines  MitwirkongB- 
reehtes  bei  der  VermögensTerwaltung  oder  eins 
Vorbehalts  dieser  Verwaltung  unter  Kontiole 
des  Bischofs  und  mit  der  Pflicht,  demselben 
Rechnung  zu  legen. 

7  8.  0.  8.  642,  denn  die  für  allgemeine  kinh- 
liehe  Zwecke  bestimmten  stehen ,  sofern  nichtt 
besonderes  bei  Errichtung  bestimmt  ist,  unter 
der  Oberleitung  des  Papstes.     Vgl.  oben  $.  ^ 
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sondere  Anordnungen  getroffen  sind  ^  der  OberAufeicht  und  Oberleitung  des  Bischofs 
unterworfen.  In  Folge  dessen  hat  er  die  Lehr-  u»d  Erziehnngspläne  für  diejenigen 
Anstalten,  welehe  angleich  Konvikte  sind,  auch  die  Haus-  und  Disciplinarordnungen 
2U  prttfen  und  zu  genehmigen,  ferner  die  Vorsteher,  die  Lehrer  und  ^e  Erzieher, 
wenn  nicht  selbst  anzustellen,  doch  in  Bezug  auf  ihre  Qualifikation  einer  l^rflfung  zu 
unterziehen  2  und  ihre  Anstellung  zu  bestätigen  oder  ihnen  den  Lehrauftrag  (die 
mtffjto  canomca)  zu  ertheilen,  auch,  falls  sie  sich  untauglich  erweisen  oder  gar  einen 
sehftdliohen  Einfiuss  auf  die  Zöglinge  ausflben,  ihnen  die  Ermächtigung  zur  weiteren 
AusHbung  ihrer  Funktionen  zu  entziehen '  und  in  schwereren  Fällen  zu  disciplina- 
lischer  Ahndung,  namentlich  zu  ihrer  Absetzung,  zu  schreiten. 

4.  Endlieh  haben  nach  gemeinem  Recht  alle  Lehrer,  welche  Unterricht  er* 
theilen,  also  auch  diejenigen,  welche  an  den  geistlichen  Bildungsanstalten  mit  dieser 
Thätigkeit  betraut  sind,  die  P^icht,  vor  der  Uebertragung  ihrer  Lehrstelle,  eventuell 
vor  Ausübung  ihrer  Lehrthäti^eit  das  tridentinische  Olaubensbekenntniss^  in  die 
Hände  ihrer  vorgesetaten  kirchlichen  Oberen  abzulegen  \ 

§.235.    B.  Das  staatliche  Recht, 

l.  Der  prinzipielle  Standpunkt.  A.  Negative  und  positive  Rechte 
des  Staates.    Wie  schon  o.  S.  538. 539  bemerkt  ist,  spricht  die  katholische  Earche 


I  Z.  B.  wenn  solche  unmittelbar  dem  Papste 
oder  einem  Ton  demielbeii  eingesetzten  Leltungs- 
und  AnfsichtBorgan  unterstellt  wird. 

^  Dass  diese,  überwiegend,  namentlich  soweit 
das  Lehren  der  theologischen  Fächer ,  die  mass- 
gebende, unmittelbare  Leitung  der  Anstalt  oder 
die  Leitung  der  geistlichen  Uebungen  der  Zög- 
linge in  Frage  steht,  selbst  Geistliche  sein  mus- 
aen ,  folgt  aus  dem  Wesen  dieser  Institute ,  da 
nur  diejenigen,  welche  selbst  dem  geistlichen 
Stande  angehören,  die  erforderliche  praktische 
£rfahi«ng  und  Kenntniss  für  die  Heranbildung 
der  zukünftigen  Kleriker  besitzen. 

3  Das  bedingt  die  Lehr-  und  Erziehungsthätig- 
kett.  Andererseits  ist  aber  bei  einer  festen  An- 
stellung des  betreffenden  Lehren  mit  der  Zu- 
rücknahme der  Ermächtigung  demselben  das 
Amt  noch  nicht  ohne  Weiteres  und  Ton  selbst 
entzogen. 

Unzulässig  erscheint  es ,  dass  der  Stifter  sich 
die  BnteebeiduBg  über  die  Entfernung  der  be- 
treffenden Personen  allein  vorbehält. 

<  Bd.  III.  S.  220. 

&  Pii.  IV.  const.  In  sacrosancta  v.  10.  No- 
▼ember  1Ö64,  und  bei  Richter,  Tridentinum 
S.  573:  (J.  2)  ^quod  deinceps  nullus  doctor, 
magister ,  regens  Tel  alius  cniuscunque  artis  et 
faeultatis  professorf  slve  olericus  sive  lalcus  ao 
saecularis  vel  euiusTis  ordinis  regularis  sit ,  in 
qnibusTis  studiorum  generalium  uniTorsitatibus 
aat  gymnasiia  publids  aut  alibi  ordinariam  rel 
extraördinarfam  leetorls  eathedram  assequi  vel 
iam  obtentam  retinere  seu  alias  tbeologiam,  cano- 
nieam  Tel  elTilem  censuram,  medicinam,  philo- 
sopbiam,  grammatleam  yel  alias  liberales  artes 
in  qnlbuseunque  elTitatlbus,  terris,  oppidis  ac 
loels,  etiam  in  ecclesiis,  monasteriis  aut  con- 

Hiasekias,  Kirckennekt  IT. 


ventibus  regularium  quonimcunque  publice  vel 
privatim  quoquomodo  proliteri  seu  lectiones  all- 
quas  in  facultatibus  huiusmodi  habere  vel  exer- 
cere  ..."  (J.  4)  „valeant,  nisi  ...  ad  cathedras  vel 
alias  lectnras  ibi  in  posterum  assumendi  ante 
iliorum  receptionem  in  reotoris  vel  aliorum  su- 
periorum  . . .  manibns  praevio  etiam  processu  vel 
debitainformatione  quantum  eis  sufflccre  videbi- 
tur,  super  religione  fldeque  catholica  reotorum  .. 
doctorum ,  lectorum  . . .  per  ipsos  locorum  ordi- 
nariorum  vel  eorum  vicarios  rite  facta  praecedente, 
eandem  catkolicam  fldem  verbis  iuxta  formae 
infrascriptae  teuerem  conceptis  palam  et  solem- 
niter  proflterl  teneantof",  vgl.  auch  %.  6,  welcher 
alle  unter  Verletzang  der  gedachten  Bestimmun- 
gen ertheilten  Anstellungen  und  Ermächtigun- 
gen für  null  lind  nichtig  erklärt.  Daraus  folgt 
auch,  dasa  die  Erfüllung  dieser  Pflicht  statutarisch 
oder  durch  Stiftungsbedingungen  nicht  völlig 
ausgeschlossen  werden  kann. 

Die  Bestimmungen  der  const  sind  allerdings 
an  manchen  Orten  zu  Folge  der  völlig  veränder- 
ten Stellung  der  Unterrichtsanstalten  ausser 
Gebrauch  gekommen.  Dass  sie  die  Kurie  noch 
als  praktisch  betrachtet,  ergiebt  aber  die  Er- 
weiterung der  Formel  durch  die  Einfügung  der 
Beschlüsse  des  vatikanischen  Konzils,  Bd.  III. 
S.  220  n.  8;  femer  die  Vorschrift  in  Betreff  der 
0.  S.  624.  Anm.  v.  S.  623,  erwähnten  Lehranstalt 
d.  Seminarium  Roman  um,  Arch.  f.  k.  K.  R.  1,  664 : 
„Singuli professores  et  acaderaici  scholarum  semi- 
narii  Roman! ,  inennte  scholastico  anno  fldei 
professionem  iuxta  formulam  a  fei.  rec.  PioIV. 
...  praescriptum  emittant.  Haec  fldei  professio 
ab  ipsis  erit  peragenda  coram  oardinali  vicario 
vel  alio  viro  ecclesiastica  dignitate  insignito, 
quem  idem  cardinalis  elegerit  et  die  quem  cardi- 
nalis  ipse  constituerit." 
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dem  Staat  jedes  Recht  zn  irgend  welcher  Einwirkung  auf  die  Endehong  nnd  die  Vorbil- 
dung der  Geistlichkeit  ab.  Hierbei  wird  indessen  von  ihr  Übersehen,  daas  die  Heranbil- 
dung des  katholischen  Klerus  eine  den  Staat  gleichfalls  in  erheblichem  Masse  berflh- 
rende  Angelegenheit  bildet  i.  Ein  grosser  Theil  seiner  katholischen  UnterChanen  erhUt 
wesentlich  durch  die  Geistlichkeit  seine  religiös-sittliche  Erziehung  und  Bildung.  In 
Folge  des  dem  Klerus  durch  das  katholische  Dogma  beigelegten  Charakters,  sowie 
der  Art  der  ihm  obliegenden  Amtshandlungen,  namentlich  seiner  seelsorgerischen 
Thätigkeit  und  vor  Allem  der  Handhabung  der  Beichte  und  des  Buss-Sakramentes 
übt  derselbe  in  religiösen  und  kirchlichen  DingeUi  ja  yiel&oh  auch  in  anderen  Ver- 
hältnissen einen  bestimmenden  Einfluss  auf  die  Bevölkerung  aus,  und  kann  diesen 
auch  selbst  in  weltlichen  Angelegenheiten  ^  um  so  leichter  und  erfolgreicher  zur  Gel- 
tung bringen,  als  sich  für  solche  stets  religiös-sittliche  und  damit  auch  kirchliche 
Beziehungen  finden  lassen. 

Aber  abgesehen  davon  stehen  die  Angehörigen  des  geistlichen  Standes,  welche 
diese  massgebende  Stellung  in  allen  öffentlichen  und  privaten  Angelegenheiten  be- 
sitzen, zugleich  im  Dienste  einer  Kirche,  welche  den  modernen  Staat  und  viele  seiner 
Einrichtungen,  z.B.  die  Gewissens- und  Beligionsfreiheit,  prinzipiell  bekämpft  und  die 
Oberhoheit  über  den  Staat  beansprucht  ^  indem  sie  die  Verfolgung  ihrer  Herrschafts- 
gelüste  in  die  erste  Linie,  die  ErfUllnng  der  eigentlichen  kirchlichen  Aufgaben  da- 
gegen, die  Förderung  wahren  Christenthums  und  wahrer  Religiosität,  in  die  zweite 
Linie  stellt.  Es  ist  keinem  Zweifel  unterworfen,  und  durch  Geschichte  nnd  Erfahrung 
erwiesen,  dass,  wenn  dieser  Kirche  die  von  ihr  beanspruchte  Freiheit  gewährt  wird, 
die  zukünftigen  Mitglieder  des  geistlichen  Standes  eine  Erziehung  und  eine  Ausbildung 
empfangen,  welche  sie  zu  ebenso  geeigneten,  wie  auch  thätigen  Werkzeugen  f&r  die 
Durchführung  der  gedachten  hierarchischen  Tendenzen  macht. 

Unter  diesen  Umständen  kann  sich  der  Staat,  wie  er  auch  immer  sein  Verhältniss 
zur  katholischen  Kirche  regeln  mag,  gegen  die  Gefahr,  dass  der  katholische  Klenis 
seinen  bedeutenden  Einfluss  auf  das  Volk  für  die  Erreichung  der  erwähnten  Zwecke 
verwerthet  und  an  der  Zerstörung  der  Besonderheit  des  Volksthums,  eines  gesunden 
nationalen  Staatslebens  und  des  Friedens  der  Konfessionen  arbeitet,  nicht  gleichgültig 
verhalten,  vielmehr  hat  er  die  ethische  Berechtigung  und  Verpflichtung,  seine  eigenes 
und  die  Kulturinteressen  seines  Volks  gegen  derartige  Gefahren  zu  schützen,  also  eine 
bestimmte  Mitwirkung  bei  der  Feststellung  der  Anforderungen  an  die  BUdung  der 
katholischen  Geistlichen  zu  beanspruchen^. 

In  denjenigen  Ländern,  in  welchen  die  katholisclie  Kirche  die  Stellung  einer 
privilegirten  Anstalt  des  öffentlichen  Rechts  einnimmt  ^,  tritt  für  den  Staat  noch  das 
weitere  Moment  hinzu,  dass  er  die  Macht  der  Kirche  und  der  Geistlichen  gerade  dorch 
die  Gewährung  einer  solchen  Rechtsstellung  in  den  Augen  des  Volkes  stärkt  nnd 

1  Vgl.  Dove  i.  d.  Ztocbr.  f.  K.  R.  lö,  424  ff.;  gelegenheiten  zu  regieren,  und  daza  gehören 
P.  UinschiuB  in  Marquardsen,  Udbch.  d.  Vorbildung  und  AnateUung  ihrer  Diener',  ibn 
öffentl.  Rechts  I.  1,  287.  vielmehr  nur  berechtigt  erklirt,  den  katholisehen 

2  Wie  z.  B.  bei  politischen  nnd  Kommunal-  Geistlichen,  welche  gewiase  staatUohe  Yorteehta, 
Wahlen.  insbesondere  ataatliche  Besoldungen  geniessen, 

3  Bd.  III.  S.  707  u.  P.  Uinschius  a,  a.  0.  diese  zu  entziehen,  falls  sie  sieh  den  staatlicher' 
S.  218.  seits  in  Betreff  der  Vorbildnng  gemachten  An« 

^  Dagegen  freilich  Geffcken,  Staat  U.Kirche.       forderungen    nicht  fOgen   wollen.    Gegen  eine 
Berlin  1875.   S.  663,  welcher  dem  Staate  das       derartige  Auffassung  aueh  Dove  S.  4^.  427. 
Recht  abspricht,  „die  Kirche  in  ihren  Innern  An-  ^  S.  o.  S.  17. 
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mehrt,  alao  unter  dieser  Yoraussetzniig  auch  dagegen  Fürsorge  zu  treffen  befugt  ist, 
dasa  die  Kirehe  diejenigen  Machtmittel,  welehe  er  ihr  als  der  zur  Pflanzung  und  zur 
Pflege  religids-sitttichen  Lebens  berufenen  Anstalt  zur  Verfügung  stellt,  nicht  zur  Ver- 
folguagyon  Zwecken,  welohedieser  ihrer  Aufgabe  fremd  sind  und  welcher  seine  eigenen 
Interessen  yerletzen,  verwendet. 

Hat  er  allerdings  immer  der  Kirehe  in  erster  Linie  die  Feststellung  der  Anfor- 
deningen  an  die  Bildung  ihrer  zukünftigen  Diener  und  die  Regelung  des  Bildungs- 
ganges der  letzteren  zu  überlassen*,  so  ist  er  doch  sowohl  berechtigt,  wie  auch  ver- 
pflichtet, darüber  zu  wachen,  und  es  nOthigenfalls  auch  zu  verhindern,  dass  diejeni- 
gen, welehe  jene  einflussreiche  Stellung  für  das  öffentliche  und  private  Leben  des 
Volkes  einnehmen,  nicht  von  früher  Jugend  ab  in  einer  einseitigen,  von  den  Grundlagen 
der  allgemeinen  Volks-  und  Bemfi^bildang  losgelösten,  lediglich  durch  die  Interessen 
eines  anssehliesslichen  Konfessionalismus  und  der  hierarchischen  Machtstellung  be- 
stimmten Weise  erzogen  und  zu  prinzipiellen  Gegnern  aller  seiner  Kultur-Interessen, 
Einriehtmigen  und  (Jesetae,  soweit  diese  mit  den  in  der  katholischen  Kirche  herr- 
schenden nltramontanen  Anschauungen  nicht  in  Einklang  stehen,  herangebildet  werden. 

Zunächst  bieten  sich  ihm  dafür  gewisse  negative  Abwehrmittel  dar,  welche  darauf 
berechnet  sind,  derartige  Einwirkungen  auf  die  Erziehung  der  Geistlichen  fernzu- 
halten. Unter  diesem  Gesichtspunkt  sind  im  ganzen  deutschen  Eeich  die  Jesuiten 
und  die  Mitglieder  der  ihnen  verwandten  Orden  und  Kongregationen ''',  in  P  r  e  u  s  s  e  n  ^, 
in  Sachsen  und  in  Hessen  die  Angehörigen  aller  Orden  und  Kongregationen ^ 
sowie  in  Württemberg,  in  Baden^,  in  Baiern ^,  in  Elsass-Lothringen^  und 
in  0  est  erreich^  die  Mitglieder  von  gesetzwidrig  eingeführten  geistlichen  Genossen- 
sehaften  oder  einer  gesetzwidrig  gegründeten  Niederlassung  einer  an  sich  staatlich 
zugelassenen  Genossenschaft  von  jeder  Unterrichtsthätigkeit,  also  auch  von  dem 
Rechte,  den  zukünftigen  Geistlichen  Unterricht  zu  ertheilen,  namentlich  an  den  für 
diese  bestimmten  Unterrichts-  und  Bildungsanstalten  als  Leiter,  Lehrer  und  Erzieher 
zu  wirken,  ausgeschlossen. 

Es  gehören  weiter  hierher  die  in  einzelnen  Ländern  fUr  die  theologischen  Kandi- 
daten erlassenen  Verbote,  an  Anstalten,  welche  unter  Leitung  der  Jesuiten  oder  einer 
ihnen  verwandten  religiösen  Genossenschaft  stehen,  ihr  Studium  abzulegen  \ 

Endlich  ist  der  Staat  berechtigt,  wie  über  alle  sonstigen  Unterrichts-  und  Er- 
ziehungsanstalten, so  auch  über  die  der  Vorbildung  der  Geistlichen  dienenden  sein 


1  S.  o.  S.  539. 

«  Bd.  n.  s.  5ia 

3  Bd.  II.  ».  a.  0.  Die  Gesetze  v.  U.  Juli  1880. 
Art.  6,  V.  21.  Mai  1886.  Art.  13  uud  v.  29.  April 
1887.  Art.  5  haben  insoweit  an  dem  J.  1  des  Ges. 
Y.  31.  Mal  1875  nichts  geändert. 

♦  Bd.  II.  S.  510.  511. 
&  Bd.  II.  S.  511. 

6  Denn  a«ch  hier  können  Orden  vnd  Kongre- 
gftüonen  naeh  Bei.  Ed.  ▼.  1818.  $.  76  lit.  c.  $.  77 
nielit  ohne  Staatkgenehmignng  zagelassen  wer- 
den. Ferner  bestimmt  d.  V.  t.  18.  April  1878. 
$.  ö,  Axeh.  f.  k.  K..R«  29,  443:  ^Die  mit  der 
Eiriebtnng  von  Eniehnngf-  nnd  Unterriehtsun- 
stalten  etwa  yerhnndene  Genehmigung  von  K15- 
Stern,  geistlichen  Genoflsensehaften  oder  Filialen 


derselben  bleibt  der  besonderen  landesherrlichen 
Genehmigung  yorbehaUen." 

^  S.  darüber  P.  H  i  n  s  c  h  i  n  s ,  die  Orden  und 
Kongregationen.  Berlin  1874.  S.  102;  Gel  gel, 
französ.  u.  reiohsländ.  Staatskirehenreeht.  S.  337. 

8  S. Konkordate.  1855.  Art.  18  u.  V.  v.  13.  Juni 
1868,  Arch.  f.  k.  K.  R.  3,  233. 

A  So  in  Baiem  in  Betreff  des  ooUegium  Ger- 
mantcum  in  Rom ,  Min.-£.  v.  29.  August  1873, 
Sllbernagl,  Verfassung  sämmtl.  Rellgions- 
geselkehaften  in  Baiem.  2.  Aufl.  S.  94.  In 
Prenssen  hatte  ein  Min.-E.  v.  1852  das  Stu- 
dium an  den  im  Text  gedachten  Anstalten  von 
ministerieller  Erlanbniss  abhängig  gemacht,  s. 
Richter  in  Ztsehr.  f.  K.  R.  1,  112;  derselbe 
hat  indessen  durch  die  Gesetzgebung  seit  1873 
seine  Bedeutung  verloren. 

35» 
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AHfsichtsrecht  geltend  zu  machen  i,  also  sich  insbeftondere  dnich  BeTiaioBen  dar- 
über zu  vergewissem,  dass  diese  die  staatlichen  Vorschriften  beobachten,  sowie  dass 
in  ihnen  nicht  (selbst  nicht  unter  Form  des  Dogmas)  Gmndsitze  gelehrt  werden«, 
welche  seine  Gesetze  und  Einrichtungen  in  Frage  stellen,  ja  nOthigflnfaHs  s^bat  die- 
jenigen Anstalten,  in  welchen  dagegen  yerstossen  wird,  zu  sehliessen^. 

Durch  diese  und  Ähnliche  ^  Massregeln  kOnnen  indessen  immer  nur  einzelne  Miss- 
stände verhütet  werden.  Sie  sichern  aber  den  Staat  keineswegs  dagegen,  dass  nicht 
ein  mit  einseitigen,  ihm  feindlichen  Tendenzen  erfUlter  Klerus  von  der  Kirche  hwan- 
gezogen  wird.  Die  Wirkungen  einer  in  einer  bestimmten  Bichinng  von  Jugend  an 
geleiteten  Erziehung  und  Bildung  lassen  sich  durch  spätere  Abwehr-  und  Repressiv- 
massregeln  nachträglich  nicht  mehr  beseitigen.  Die  Interessen  des  Staates  sind  daher 
allein  genügend  gewahrt,  wenn  derselbe  von  vomhereia  ein  Mitbestimmiingsreehl  über 
die  Art  der  Vorbildung  und  der  Erziehung  des  Klerus  aasznüben,  in  der  Lage  ist. 
So  wenig  namentlich  in  denjenigen  Staaten,  in  welchen  der  katholischen  Kirche  die 
Autonomie  ihrer  Angelegenheiten  gewährt  ist,  Präventivmassregela  angemessen  er* 
scheinen,  sind  dieselben  doch  insoweit  gerechtfertigt,  als  sie  sieh  dem  Staat  als  die 


1  Diese  Rechte  gesteht  seihst  Geffcken 
a.  a.  O.  S.  667  dem  Staat  zn. 

2  Wegen  des  besondexeu  Chaiaktezs  der  geist- 
lichen Biidangsanstalten  passen  aber  die  allge- 
meinen staatlichen  Vorsclirlften  Über  die  Beanf- 
slohtigong  der  Unterrichts-  und  Eniehnngsan- 
stalten ,  welche  sich  in  den  Händen  des  Staates 
oder  der  öffentlichen  Korporationen,  wie  z.B.  der 
Kommunen,  befinden  oder  Ton  Privaten  geleitet 
werden,  nicht  in  allen  Beziehungen  auf  die 
ersteren. 

3  Hierher  gehören  die  Ton  einzelnen  kleineren 
Staaten  in  Anspruch  genommenen  diskretionä- 
ren Befugnisse,  vor  der  Verleihung  des  Tisch- 
titels oder  vor  der  Zulassung  zu  kirchlichen 
Aemtern  darüber  zu  befinden,  ob  die  Vorbil- 
dung der  fraglichen  Personen  als  eine  geeignete 
zu  betrachten  ist,  vgl.  das  sachsen-weimar- 
sche  Gesetz  V.T.Oktober  1823.  ^16,  Müller, 
Lexikon  des  Kirchenrechts.  %  Aufl.  S.  377 : 
„Junge  Katholiken  des  Orossherzogthums,  welche 
sich  dem  geistlichen  Stande  widmen  und  der- 
einst zu  Priestern  und  Seelsorgern  befordert  sein 
wollen ,  haben  sich :  1)  nach  Beendigung  der 
theologischen  Studien  auf  einer  katholisch-geist- 
lichen Lehr- Anstalt  bei  der  Immediat-Kom- 
mission  (d.  h.  der  zur  Ausübung  der  staatlichen 
Hoheitsrechte  bestimmten  Behörde)  persönlich 
vorzustellen ,  und  derselben  Zeugnisse  über  ihr 
Wohlverhalten  auf  dem  Gymnasium  und  Lyceum, 
über  die  flelssig  und  mit  Nutzen  besuchten  Kol- 
legien ,  über  die  hierüber  mit  ihnen  vorgenom- 
menen Prüfungen,  desgleichen  über  ihr  sitt- 
liches Betragen  vorzulegen.  Geht  2)  dieser  Be- 
hörde kein  Bedenken  gegen  die  Fähigkeiten 
des  Kandidaten,  gegen  dessen  Kenntnisse ,  Sitt- 
lichkeit und  übrigen  hier  zu  berücksichtigenden 
Eigenschaften  zu,  so  spricht  sie  solches  in  einem 
Zeugnisse  ans ,  in  welchem  der  Kandidat  zur 
Haupt-Prüfung  und  zur  Aufnahme  in  das  Semi- 
nar (zu  Fulda)  empfohlen  wird.  Mit  diesem 
Zeugnisse    hat    sich    8)  der   Kandidat  bei  der 


bischöflichen  Behörde  (zu  Fulda)  zu  melden, 
welche  demnächst  Über  die  mit  ihm  vorgenom- 
m«nen  PrSfbngen  und  von  derea  £ifi»lg  abhän- 
gende Aufnahme  in  das  Seminar  das  Weitere 
der  Immediat-Kommission  mittheilen  wird.  — 
Vor  dem  Abgange  in  das  Seminar  sind  die  Kan- 
didaten von  der  Immediat-Kommission  ernstlich 
zu  erinnern,  dass  sie  sich  auf  demselben  und 
▼or  ihfer  Anstellung  anek  mit  den  L«br- 
faohe  (Schulfaehe),  ingleichen  mit  dem  Kirchen- 
Rechnungswesen  bekannt  zu  machen,  und  in 
ersterem  flelssig  zu  üben  haben.  Die  Immediat- 
Kommission  soll  über  das  Betragen  nud  die  Fort- 
schritte der  Seminaristen  von  Zeit  zu  Zeit  Er- 
kundigungen einzieheii,  auch  sieh  fiberkanpi 
den  Haus-  und  Studienplan  mittheileu  lassen.'* 
$.  17:  „Was  die  Verleihung  der  katholischen 
Pfarreien  und  anderer  klKchlieher  Pfründen  an- 
langt, so  kann  dieselbe  ordentlicher  Weise  nickt 
anders  als  an  Landeskinder  geschehen ,  voraos- 
gesetzt  nmi,  dass  sie  dazn  gehörig  Torbereitet 
und  tüchtig  befunden  worden  sind.'' 

In  denjenigen  Staaten ,  in  welchen  ein  unbe- 
schränktes £inspruehsreoht  für  bestimmte  kirch- 
liche Aemter,  wobei  jedoch  fast  ausschliesslich 
das  Pfarramt,  bez.  die  pfarrlichen  Hülfsamter  in 
Frage  kommen,  wie  in  Lippe  nnd  W  a  1  d  e  c k, 
Bd.  III.  S.  183  n.  14,  oder  ein  BesUtigungsreeht 
der  anzustellenden  Person  (Mecklenburg, 
Seh  warzburg-Rudolstadt)  oder  der  er- 
folgten kirchlichen  Ernennung  (Braun- 
schweig),  a.  a.  0.  S.  188,  oder  gar  ein  di- 
rektes Erwählungsreeht  des  Landesberm  in  Gel- 
tung steht  (G o th a  u.  K  obu r g),  a.  a. 'O.  S.  189. 
n.  6,  oder  endUeh  die  Ausübung  der  Seelsoige 
von  der  Vorlegung  der  Urkunden  über  die  erfolgte 
Prüfung  abhangig  gemaeht  ist  (L  Ü  b  e  c  k ,  Art  2 
des  e.  S.  18.  n.  11  eltlrten  ftegnlativs),  können 
Kandidaten  oder  Geistlich«,  deren  Bildungsgang 
vom  Staate  als  seinen  Interessen  nieht  est- 
sprechend erachtet  wird,  ebenfalls  fem  gehalten 
weiden. 


}.  235.] 
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ainsig  iweekentspreoheaden  Mittel  fti  die  Errdiohimg  seiner  Ziele  darbieten,  nnd  als 
es  sich  nicht  um  die  Einwirkung  auf  rm  kirchliche  Angelegenheiten  handelt. 

Was  die  unter  diesen  Gesichtspunkt  fallenden  staatliehen  Anordnungen  im  Ein- 
seinen  betrifll,  so  kann  aus  den  gedachten  Grflnden  kein  Zweifel  darflber  bestehen, 
dass  der  Staat  von  denjenigen,  welche  innerhalb  seines  Gebietes  als  katholische  Geist- 
Bebe  wirken  wollen,  dieselbe  allgemeine  wissenschaftliche  Vorbildung  zu  fordern 
bereekitigt  ist,  welche  er  für  die  llbrigen,  sein  öffentliches  Leben  bestimmenden  und 
beeiofluflsenden  Bemfearten  vorschreibt. 

In  der  That  wird  in  Deutschland  von  den  Geistlichen  als  Erforderniss  bald 
Ar  den  Erwerb  aller  Eirchenftmter,  bald  für  den  bestimmter  Klassen  derselben,  femer, 
allerdings  in  verschiedenem  Umfange  auch  fdr  die  blosse  Ausübung  geistlicher  Funk- 
tionen >  die  Ablegung  der  Gymnasial-Entlassungs-  oder  MaturitAtsprflfung  gesetzlich 
gefordert,  so  in  Preussen^.  in  Sachsen,  in  Hessen  und  in  Badend  Sie  bildet 
femer  wenigstens  fflr  diejenigen  Kandidaten,  welche  den  flblichen  Bildungsgang  in 
Baiern^  und  in  Wtlrttemberg^  durchlaufen,  praktisch  die  Regel. 

AuB  den  hervorgehobenen  Gründen  ist  der  Staat  ferner  zu  verlangen  befugt, 
dass  die  Kandidaten  sich  ausser  der  Gymnasialbildung  auch  die  ftlr  jeden  wissen- 
schaftlichen Beruf  erforderliche  höhere  allgemeine  Vorbildung  (in  der  Geschichte, 
Literatur  und  Philosophie)  erwerben.  Es  war  daher  kein  Eingriff  in  die  Sph&re  der 
Kirche,  wenn  die  preussische,  die  badische  und  die  hessische  Gesetzgebung 
am  Ende  des  üniversitätsstudiums  die  Ablegung  der  Bd.  U.  S.  508  besprochenen 
allgemeinen  wissenschafäiehen  Staatsprttfiing  vorgeschrieben  haben,  und  in  Sachsen^ 
eine  solche  wenigstens  ftlr  diejenigen,  welche  nicht  den  vorschriftsmässigen  Bildungs- 
gang durchmachen,  gefordert  wird 7.    In  Baden  und  in  Preussen  hat  man  diese 


1  Dm  Oenauere  dmifiber  Bd.  II.  S.  505.  506, 
8.  »ueh  o.  S.  19  ff.  Abgesehen  daron  kommt  die 
Eifollang  der  staatliehen  Voisehcifteii  über  die 
Afasbildimg  der  Geiatliehen  auch  ala  Bedingang 
für  die  Verleihang  des  landesherrliehen 
TisehtitelsinBetneht,  s.  Bd.  I.  S.  73;  fer- 
ner säoks.  Gesetz  v.  28.  August  1876.  $.27: 
JDer  8.  g.  Tisflihtitel  darf  nur  an  solche ,  welche 
nach  S$.  19  ff.  sur  Erlangung  eines  geistlichen 
Amte«  befihlgt  sind,  und  seitens  des  Staates 
nur  im  Fall  nachgewiesenen  Bedürfnisses  rer- 
liehen  werden.^  Für  Preussen  vgl.  noch 
P.  Hlnsehlns,  prenss. Klrchengesetae  v.  1873. 
8.  104. 

s  Bd.  n.  8. 608.  Wegen  der  MögUchlielt  einer 
Diepensatton  s.  noch  o.  8.  21.  n.  7. 

s  Bd.  n.  8.  608  und  Anm.  10  dazu. 

^  JBler  ist  für  die  Zulassung  zum  phllosopM- 
sehen  und  theologischen  Stadium  an  den  Uni- 
▼ersltftten  und  an  den  den  katholisch-theologi- 
schen Fakultäten  gleichstehenden  Lyoeen  (s.  o. 
8.  531  und  unten  zu  II.)  ein  in  Gem&asbeit 
der  Schulordnung  von  20.  Aug.  1874.  $$.  31  ff. 
Ges.-  u.  y.-B1.  1874.  S.490,  abzulegendes  Exa- 
men und  die  Beibringung  eines  Gymnasial- Ab- 
■olutorlums  erforderlich,  vgl.  Satzungen  für  die 
Stndirenden  der  LandesunlTertlt&teii  ▼.  23.  Fe- 
bruar 1842,  Ddlllnger,  SammL  24,  80,  und 
Lyeeal-Ordnung  ▼.  SO.  Norember  1833.  Art.  IX, 
a.  a.  O.  9,  643. 

9  Der  hier  für  die  Regel  erforderte  Bildungs* 


gang ,  Bd.  II.  8.  509 ,  bedingt  das  Studium  auf 
der  LandesunlTersltät  zu  Tübingen,  und  für  den 
Beginn  desselben  Ist  ebenfalls  die  Ablegung  der 
Gymnaslal-Entlassungsprüfung  und  für  die  Zög- 
linge der  niederen  Konvlkte,  s.  o.  8.  528  und 
unten  zu  II,  zu  ihrer  An f nähme  in  das  Wilhelms- 
stift zu  Tübingen,  s.  unten  zu  II,  eine  s.  g, 
Konkursprüfung,  welche  die  königliche  Ober- 
studienbehdrde  nach  Massgabe  der  für  die  Abi- 
turientenprüfung geltenden  Vorschriften  abhält, 
erforderlich. 

Für  diejenigen,  welche  auf  nicht  württem- 
bergischen Gymnasien  ihre  Vorbildung  erhalten 
haben,  hat  das  Kultusministerium  darüber  zu 
enteoheiden,  ob  diese  als  eine  entsprechende  im 
Sinne  des  Art.  3  des  Gesetzes  y.  30.  Januar  1862 
anerkannt  werden  kann ,  GoltherS.  284.  285. 

8  Bd.  II.  S.  509. 

^  Man  hat  gegen  den  hier  Tertretenen  Stand- 
punkt, Geffcken  S.  663  (ähnlich  auch 
Knitschky,  Staat  u.  Kirche.  Rostock  1886. 
S.  73),  eingewendet ,  es  sei  ein  Grundlrrthum, 
dass  blosses  Wissen  die  Zauberkraft  habe ,  das 
moralische  und  religiöse  Bewusstsein  zu  ändern, 
sowie  dass  ein  katholischer  Geistlicher  sich  eine 
Menge  poeitlyer  Kenntnisse  in  Geschichte,  Litte- 
ratur  und  Philosophie  aneignen,  dabei  aber  doch 
eine  ultramontane,  ja  staatsfeindliche  Gesinnung 
haben  könne.  Das  ist  allerdings  nicht  zu  bestrei- 
ten, nur  erglebt  sich  daraus  noch  nicht  der  Schluss, 
dass  der  Staat  aus  diesem  Grunde  auf  die  in 
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Prflftuig  allerdings  yor  nicht  langer  Zeit  wieder  beseitigt,  in  Baden  aber  andern 
Erfordemiss  insoweit  festgehalten,  als  der  fleissige  Besnoh  gewisser  dem  Lehrkröse 
der  philosophischen  Fakultät  angehöriger  Vorlesungen  noch  jetBtverlangt  wird  S  wäh- 
rend eine  ähnliche  Anforderung  inPreussen  in  der  neuesten  Gesetzgebung  ganz 
fallen  gelassen  worden  ist  ^. 

Man  kann  über  die  Zweckmässigkeit  einer  solchen  Prüfung  streiten'  und 
namentlich  deshalb  ihre  Aufhebung  befürworten,  wdl  sie  zu  einer  Verflachung  des 
Studiums  oder  gar  zum  blossen  mechanischen  Einlernen  gewisser  pontiyer 


seinem  Interesse  gebotene  Betbeiligung  an  der 
Erziehung  und  Bildung  des  Klerus  verzichten 
müsse.  Sicherlich  ist  es  ein  Unterschied,  ob 
der  letztere  von  vonihereln  systematisch  in  der 
gedachten  einseitigen  Richtung  erzogen  wird, 
und  ob  er  in  allen  seinen  Glledeni ,  welche  auf 
das  Volk  einwirken ,  von  ultramontanen  Gesin- 
nungen erfüllt  ist,  oder  ob  ein  gewisses  Gegen- 
gewicht gegen  die  Einseitigkeit  einer  rein  kleri- 
kalen Erziehung  und  Bildung  geschaffen,  also 
dem  einzelnen  eine  grössere  Kenntuiss  der  wirk- 
lichen Lebensverhältnisse  und  der  verschiedenen 
geistigen  Strömungen  in  der  Nation  vermittelt 
und  ihm  dadurch  für  seine  spätere  Thätigkeit 
ein  freieres  und  weniger  einseitiges  Urtheil  er- 
möglicht wird.  Geistliche,  welche  In  dieser 
Weise  erzogen  und  vorgebildet  sind,  worden  eher 
geeigneter  sein ,  die  wahren  religiösen  Aufgaben 
ihres  Amtes  mehr  zu  betonen,  als  In  erster  Linie 
ultramontane  Kirchenpolitik  zu  treiben.  Aller- 
dings ist  zuzugeben,  dass  die  erwähnten  Momente 
in  manchen  Fällen  wirkungslos  bleiben  mögen, 
und  dass  die  Wirkung,  welche  sie  geäussert  ha- 
ben, später  wieder  beseitigt  werden  kann.  Im- 
merhin gewinnt  indessen  der  Staat  so  viel ,  dass 
eine  systematische  Ausbildung  von  Geistlichen 
zu  geeigneten  Werkzeugen ,  welche  bei  kirchen- 
politischen Actionen  gegen  Ihn  verwendet  wer- 
den können,  gehindert  oder  wenigstens  er- 
heblich erschwert  wird.  Vergl.  auch  Dove, 
a.  a.  0.  S.  432.  435.  439  ff.  und  Jelly,  der 
Kirchenstreit  in  Preussen.  Berlin  1H82.  S.i2ff., 
welcher  S.  14  treffend  bemerkt :  ^^Aber  sehen  das 
blosse  Kennen  der  Schätze  unserer  Literatur  ge- 
währt doch  eine  gewisse  Sicherheit  gegen  die 
Gefahren  geistlicher  Dumpfheit,  bildungsfeind- 
licher Bornirthelt,  und  der  Staat  hat  deshalb 
guten  Grund  zu  verlangen,  dass  die  zukünftigen 
Geistlichen  in  der  Zeit  ihrer  sich  vollendenden 
und  abschliessenden  geistigen  Ausbildung  mit 
denselben  sich  beschäftigen.  Wir  können  uns 
darüber  nicht  täuschen,  die  Kurie  begünstigt, 
von  ihrem  Standpunkt  ans ,  nicht  ohne  Grund, 
die  möglichste  Entfremdung  des  Klerus  von 
unserer  nationalen  deutschen  Bildung,  und  sie 
hat  iu  dieser  Beziehung  bei  uns  leider  grössere 
Erfolge,  als  in  den  romanischen  Ländern  erzielt. 
So  gewiss  darin  ein  schwerer  Schaden  für  unsere 
Entwickelung  gelegen  ist ,  so  gewiss  haben  wir 
alle  Ursache ,  mit  jedem  geeigneten  Mittel  da- 
gegen anzukämpfen.^' 

Knitschky  a.  a.  0.  S.  72  macht  zur  Be- 
kämpfung der  im  Texte  hingestellten  Forderung 
ferner  geltend,  dass  dieselbe  wesentlich  zu  ver- 
hlndeim  bezwecke,  dass  der  Klerus  sich  zum  Ver- 


treter der  päpstlichen  Lehre  über  das  Verhältiiias 
der  bürgerlichen  zur  geisüiohen  Gewalt  mache, 
dass  aber ,  da  diese  Lehre  mindestens  in  einem 
innigen  Zusammenhange  mit  dem  katholischen 
Dogma  stehe  und  daher  in  dem  gedachten  An- 
spruch des  Staates  seitens  der  Katholiken  eine  Ein- 
mischung in  Olaubenssachen  and  eine  Gewissens- 
bedrückung gefunden  worden  könne ,  der  Staat, 
um  die  Bevölkerung  nicht  zum  Widerstände  und 
die  Kirche  nicht  zum  offenen  Kampfe  zn  reizen, 
eine  solche  Massregel,  dnreh  welche  eine  nicht 
geringere  Gefahr,  wie  die  aus  der  ungehinderten 
Verbreitung  der  knrialistisohen  Lehren  erwachse, 
vermeiden  müsse.     Das  ist  ein  einfaches  Em- 
pfehlen des  Zurückweiohens  vor  den  ultramon- 
tanen Auschaunngen ,  und  mit  soiehen  Gründen 
kann  das  Aufgeben  Jedes  staatlichen  Hoheits- 
rechtes gefordert  werden.    Wenn   Knitschky 
S.  76  dabei  zugleich  den  Vorwurf  erhebt ,  dass 
die  Vertretung  einer  den   Anschauungen   des 
Gesammtvolkes  widerstrebenden  Weltauffassnng 
nicht  immer  scharf  genug  von  den  Versnehen 
untersohieden  werde,  letztere  unter  Verletzung  der 
Interessen    des   Staates    thatsächlioh    durchzu- 
führen ,  so  übersieht  er  dabei  in  naiver  Weise, 
dass  die  kurialistisehe  Theorie  innerhalb   der 
katholischen  Kirche  nicht  um  ihrer  selbst  gelehrt 
und  gepflegt  wird,  sondern,  dass  dieselbe  das 
Aktionsprogramm  der  Kirehe  bildet,  welches  in 
Jedem  günstigen  Augenblick  so  viel  wie  möglich 
verwirklicht  wird,  und  dass  eine  einseitige  kleri- 
kale Erziehung  für  diese  Aktion  nicht  nur  zahl- 
reiche und  taugliehe  Werkzeuge  schafft,    son- 
dern  auch  gerade    das  Vorhandensein   solehet 
die  Kirche  zum   Kampfe  mit  dem  Staate  ev- 
muthigt.    Die  Entwicklung  seit  d.  J.  1815,  ins- 
besondere seit   d.  J»  1850  bietet   dafür    den 
schlagendsten   Beweis.      Die  weiteren  Gründe 
Knitsohky's  S.  71,  dass  der  Staat  durch  die 
Anforderung  einer  allgemeinen  höheren  Bildung 
das  Studium  der  Theologie  erschwere  und  mög- 
licherweise ein   solches    in    den    Jugendlichen 
Gemüthem  Zweifel  und  Inneien  Zwiespalt  er- 
rege ,  die  leicht  den  moralischen  Untergang  des 
von  ihr  Ergriffenen  zur  Folge  haben  könne ,  be- 
dürfen keiner  Widerlegung. 

J  S.  0.  S.  21.  n.  2.  4.  5. 

3  Vgl.  über  das  Gesetz  v.  1882.  Art.  3  a.  a.  O. 
u.  7  und  über  das  Jetzt  geltende  Gesetz  ▼• 
21.  Mai  1886.  Art.  6,  o.  S.  VI. 

3  Gegen  diese  Aufhebung  Jolly  a.  a.  0.  S.  13 
(^sie  hält  dem  Studenten,  dem  werdenden  Manne, 
immer  vor  Augen ,  dass  auch  der  Staat  eine  über 
ihm  stehende  Instanz  ist,  vor  welcher  er  sich 
über  das  von  dieser  für  nothwendig  Eiiohtete 


§.  235.]  Die  Regelung  d.  Ausbildung  d.  Klerus.    Geltendes  staatliches  Keoht. 
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ffthrt^  jedenfalls  bleibt  es  fflr  den  Staat  geboten,  seinerseits  eine  Kontrole  über  die 
£rfftUiiDg  der  gedachten  Forderung  auszuüben  ^.  In  dieser  Beziehung  dürfte  sich  die 
Einrichtung  am  meisten  empfehlen,  dass  der  am  Ende  der  Studienzeit  abzunehmenden 
theologischen  Prüfung,  in  welcher  seitens  der  kirchlichen  Prüfungskommission  eben- 
falls in  den  erwähnten  Fächern  geprüft  wird,  ein  staatlicher  Vertreter  beiwohnt, 
welcher  das  Recht  zur  Beanstandung  der  geprüften  Kandidaten  ^  besitzt.  Dazu  kommt, 
dass  dieser  Vorschlag  nicht  jedes  Anhaltes  in  dem  bestehenden  Rechte  entbehrt,  viel- 
mehr bereits  in  Württemberg  wenn  nicht  gerade  eine  solche,  doch  immer  eine 
ähnliehe  Einrichtung  besteht^. 

Darf  aber  der  Staat  —  das  ist  die  weiter  auftuwerfende  Frage  —  auch  seiner- 
seits Anordnungen  über  die  theologische  Fachbildung  der  angehenden  Oeist- 
lichen  treffen? 


wird  ausweisen  mässen ,  und  dringt  duicli  ihr 
Dasein  ancb  dem  Widerstrebenden  gleich  bei 
dem  Beginn  seiner  Laufbahn  das  Bewusstseln 
auf,  dass  er  auch  auf  die  Staatsgemeinschaft 
Rücksicht  zu  nehmen  hat.  Aber  abgesehen 
hierron  ist  die  wissenschaftliche  Staatsprüfung 
an  sich  Ton  höchstem  Werth.  Ple  Gesinnung 
des  Menschen  wird  freilich  nicht  durch  sein 
Wissen  bestimmt;  aber  die  Wirksamkeit  eines 
unwissenden  spanischen  Mönchs  und  die  eines 
unter  der  Zucht  deutscher  Wissenschaft  gebil- 
deten Priesters  wird,  auch  wenn  beide  den 
gleichen  kirchlichen  Tendenzen  huldigen ,  doch 
eine  sehr  verschiedenartige  und  die  des  letzteren 
die   für  unseren   Staat  sehr  Tiel    wünschens- 

werthere  seln'O- 

I  So,  gegenüber  dem  zu  idealistischen  Stand- 
punkte Jelly' s,  DoTe  S.  438 ff.  444,  welcher 
weiter  darauf  hinweist,  dass  die  geforderte  Prüfung 
eine  unnütze  Beschwerung  der  Kandidaten  ist 

s  Dass  dazu  Fleisszeugnlsse  über  den  Besuch 
▼on  Vorlesungen,  wie  sie  Jetzt  In  B  a de n  rorge- 
schrieben  sind,  nicht  ausreichen,  wird  keiner 
weiteren  Ausführung  bedürfen,  s.  auch  Doto 
S.  4Ö7. 

'  Wegen  des  Mangels  der  staatlich  vorge- 
scbrlebenen  Erfordernisse ,  also  insbesondere  des 
Mangels  der  Ablegung  der  Abiturientenprüfung 
und  eines  ordnungsmässigen  UniTersltatsstn- 
dinins  (s.  darüber  nachher  im  Text),  sowie 
wegen  des  Ergebnisses  der  Prüfung  hinsichtlich 
der  erworbenen  allgemeinen  Bildung ,  vgl.  über 
das  Nähere  Dove  8.  437.  Eine  solche  Einrich- 
tiiiig  würde  zugleich  den  Vortheil  haben ,  nicht 
nur  dem  Staat  einen  Einblick  in  die  Mängel  der 
Ton  der  Kirchenbehörde  abgehaltenen  Prüfungen 
zn  eröffnen  und  ihm  eine  bessere  Gelegenheit  zur 
Wahrnehmung  seiner  Interessen  zu  bieten ,  son- 
dern sie  würde  auch  die  kirchliehen  Oberen  Ton 
Tonhereln  zwingen,  die  staatlichen  Interessen 
stets  im  Auge  zu  haben ,  und  bei  der  Handha- 
bung der  Prüfung  und  bei  der  Beurtheilung  des  Er- 
gebnisses in  der  Betonung  eines  rein  einseitigen 
hierarchischen  und  ultramontanen  Sttodpnnktes 
mit  YoTsleht  zu  Terfahren. 

*  Hier  hat  Jeder  inländische  Theologe  bei  dem 
Schlüsse  seiner  Studien  die  s.  g.  akademische 
Seblnseprüfung  abzulegen,  welche  allein  von  der 
kAthoUsch-theologisehen  Fakuiat  in  Tübingen 


vorgenommen  und  geleitet  wird.  Es  wohnen  ihr 
zwei  an  der  Feststellung  des  Prüfungsergebnisses 
nicht  betheiligte  Abgeordnete  des  Bischofs  und 
ein  Mitglied  des  katholischen  Klrchenrathes  als 
RegieruugsTertreter  an.  Dieser  besitzt  zwar  eben- 
falls kein  Stimmrecht,  hat  aber  auf  Orund  seiner 
Wahrnehmungen  und  der  von  dem  Dekanat  der 
katholisch-theologischen  Fakultät  eingesandten 
Prüfungsprotokolle  über  den  Verlauf  und  über 
dasErgebniss  der  Prüfung  der  erwähnten  Staats- 
behörde Vortrag  zu  erstatten,  damit  die  letztere 
nöthigenfalls  wegen  etwaiger  zu  Tage  tretender 
Mängel  an  das  Kultusministerium  berichtet, 
Golther  S.  152.  284;  Zeitschr.  f.  k.  K.R.  15, 
416  u.  477. 

Diese  Einrichtung  weicht  insofern  von  dem 
obigen  Vorschlag  ab,  als  die  Prüfung  von  einer 
Staatsbehörde,  der  theologischen  Fakultät,  und 
nicht  von  den  kirchlichen  Oberen  abgehalten  wird. 
Dagegen  hatte  schon  dieV.  v.  I.März  1863,  $.8. 
eine  ähnliche  Anordnung  getroffen,  s.  o.  S.  537. 
n.  1.  Die  badische  Regierung  ist  bei  der  Vor- 
legung des  Entwurfes  zu  dem  cit.  Gesetze  von 
1880,  0.  S.  21.  n.  2.  4.  6,  zum  Theil  darauf 
zurückgekommen  (s.  Art.  I  d.  Entw. ,  Zeitschr.  f. 
K.  R.  15,  463 :  „Von  der Prüfung  sind  die- 
jenigen Kandidaten  befreit,  welche  nach  beendig- 
tem Universitätsstudium,  bez.  nach  der  durch  ein 
mindestens  2  y2  Jähriges  Universitätsstudium  er- 
langten wissenschaftlichen  Reife  zum  Eintritt  in 
die  praktisch-theologischen  Kurse,  eine  theolo- 
gische Fachprüfung  im  Grossherzogthum  abgelegt 
haben,  sofern  dieser  Prüfung  ein  staatlich  er- 
nannter Kommissar  angewohnt  und  dasErgebniss 
der  Prüfung  der  Staatsbehörde  nicht  Anlass  zur  Be- 
anstandung der  Kandidaten  wegen  Mangels  hin- 
länglicher allgemein-wlssenschaftUeher  Bildung 
gegeben  hat  ^),  wennschon,  was  der  Wortlaut  unbe- 
stimmt lless,  die  Abhaltung  der  Prüfung  durch  die 
theologische  Fakultät  In  Freiburg,  also  die  An- 
nahme des  württembergischen  Vorbildes,  in  Aus- 
sicht genommen  war,  Zeitschr.  f.  K.  R.  a.  a.  0. 
S.  473.  484.  Indessen  ist  der  gedachte  Entwurf, 
trotzdem,da88  das  Kapitelsvikarlat  zuFreiburg  sich 
1.  J.  1880,  a.  a.  0.  S.  494,  bereit  erklärt  hätte, 
den  staatlichen  Kommissar  zur  Prüfung  zuzu- 
lassen, wegen  des  Widerstandes  der  zweiten  Kam- 
mer nicht  Gesetz  geworden,  a.  a.  0.  S.  485,  vgl. 
darüber  auch  D  o  v  e  a.  a.  0.  S.  452  ff. 
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I.  Die  Hierarchie  und  die  Leitung  der  Kirche  durch  dieselbe. 


[§.  235. 


Die  preussische,  die  sächsische^  und  die  oidenburgische^  Geaete- 
gebung  verlangen  ein  theologisches  Studium  an  einer  deoteehen  Staatsuniversit&t,  in 
Württemberg^,  in  Baden  und  in  Hessen^  wird  ein  solches  durch  die  gesetslichen 
Vorschriften  wenigstens  indirekt  bedingt,  und  in  Baiern  kann  thaisächlieh  die  erfor- 
derliche theologische  Ausbildung,  von  einer  einzigen  Ausnahme  abgesehen,  nur  an 
staatlichen  Unterrichtsanstalten,  an  den  katholisch-theologischen  Fakult&teii  der  Uni- 
versitäten und  an  den  Lyceen,  erworben  werden  ^. 

Von  den  verschiedensten  Seiten  hat  man  diese  Anforderungen  als  einen  Uebergriflf 
des  Staates  bezeichnet,  und  behauptet,  dass  derselbe,  wenn  er  seisierseitB  ia  die  Rege- 
lung des  theologischen  Studiums  eingreife,  seine  Zuständigkeit  ttbersohreite  ®. 

Zunächst  kann  selbstverständlich  davon  keine  Rede  sein,  —  und  praktisch  liegt 
nach  den  erwähnten  Gesetzgebungen  die  Sache  gar  nicht  so  —  dass  der  Staat  sich  dne 
Bestimmung  darüber  anmasst,  was  als  katholisches  Dogma  oder  als  katholische  Theo- 
logie gelehrt  und  welches  Mass  von  theologischen  Kenntnissen  seitens  der  Kandidaten 
gefordert  werden  soll.  Es  handelt  sich  vielmehr  (wie  dies  in  der  That  auch  praktisch 
bei  der  obligatorischen  Anordnung  des  Universitätsstudiums  allein  in  Frage  kommt), 
blos  darum,  dass  die  katholischen  Theologen  bei  dem  Studium  der  Theologie  and 
ihrer  Hülfswissenschaften  nicht  lediglich  mit  einer  einseitigen  und  tendenziösen  Methode 
bekannt  gemacht  oder  gar  blos  in  einseitiger  Weise  für  ihren  zukünftigen  praktischen 
Beruf  unter  Mittheilung  der  erforderlich  scheinenden  Kenntnisse  abgerichtet  und  von 
der  freien  Berührung  mit  dem  wissenschaftlichen  und  sonstigen  Leben  der  Universität 
abgeschlossen  werden  7. 


t  Bd.  II.  S.  608. 

'<<  Vertrag  y.  5.  Januar  1830  zur  Regulirung  d. 
DiöceBan-Angelegenhelten ,  §.  32,  Müller, 
Lexikon  d.  K.R.  2.  Aufl.  4,  408:  „Oldeiiburger, 
die  geietUch  werden  und  Theologie  studiren  wol- 
len, lassen  sich  beim  Offlcial  in  Yeohta  einsohrei- 
beu.  Sie  besuchen  demnächst  entweder  die  Aka- 
demie zu  Münster  oder  mit  Yorwissen  des  Bischofs 
eine  andere  katholische  Universität  drei  Jahre 
lang.  Nach  deren  Verlauf  und  nach  überstandener 
Prüfung  treten  sie  in  das  Klerikal- Seminar  zu 
Münster,  um  für  ihren  heiligen  Stand  geistlich 
vorbereitet,  In  dem  Kitaal  unterwiesen  und  zu 
den  Weihen  aufgenommen  zu  werden.  Ihre  Auf- 
nahme erfolgt,  innerhalb  der  Anzahl,  über  welche 
man  sich  vereinigt  hat,  kostenfrei;  die  übrigen 
Aspiranten  werden  unter  gleichen  Bedingungen 
aufgenommen,  als  die  königlichen  Unterthanen'*. 
Dass  hier  eine  deutsche  Universität  gemeint  ist, 
kann  nach  der  Lage  der  Verhältnisse  zur  Zeit  der 
Abschliessung  des  Vertrages  und  bei  der  Erwäh- 
nung der  staatlichen  Akademie  in  Münster  nicht 
zweifelhaft  sein.  Uebrigens  ist  die  Regierung  in 
der  Lage,  solchen  Theologen,  welche  ausserhalb 
des  deutschen  Reiches,  insbesondere  am  Colle- 
gium  romanum  studirt  haben,  sowohl  den  Tisch- 
titel,  Bd.  I.  S.  73  n.  4,  als  die  Bestätigung  für 
alle  Kuratbeneflzien ,  Bd.  III.  S.  188,  zu  ver- 
weigern. 

^  Denn  hier  gehört  das  Theologie-Studium  auf 
der  Landesuniversltät  zudem  regelmässigen  Bil- 
dungsgang, 8.  0.  S.  649  n.  6. 

*  Bd.  II.  S.  508. 

!>  Da  es  abgesehen  von  dem  bischöf  liehen  Ly- 


ceum  in  Eichstädt  nur  staatliche  Lyoeen  giebt, 
s.  o.  S.  631.  532.  u.  2. 

^  Vgl. ,  abgesehen  von  den  katholischen  Schrift- 
steilem,  welche  den  o.  S.  538  dargelegten  Stand- 
punkt ihrer  Kirche  vertreten,  GeffckenS.  604 ; 
v.  Bar,  Staat  u.  katholische  Kiiohe  in  Preussen. 
Berlin  1883.  S.  56  (nach  welchem  der  Staat  kein 
Recht  hat,  einzelnen  Individuen  über  ein  ge- 
wisses Alter  hinaus  einen  Bildungsgang  vorzu- 
schreiben, ein  Satz,  der  in  dieser  Allgemeinheit 
sicherlich  unrichtig  ist).  Ich  habe  früher,  Bd.  I. 
S.  60  und  Stellung  der  Staatsreglerungen  gegen 
d.  Vatikan.  Konzil  S.  62,  denselben  Standpunkt 
eingenommen,  ihn  aber  schon  bei  Mar  qu  a  rdsen 
a.  a.  O.  S.  292.  n.  1.  aufgegeben. 

7  Vgl.  Dove,  Ztschr.  f.  K.  R.  11,  147  u.  16, 
433,  welcher  mltRecht  darauf  aufinezksam  macht, 
dass  sich  eine  Scheidung  der  speziellen  theolo- 
gischen Fachbildung  von  der  höheren  allgemeinen 
wissenschaftlichen  Vorbildung  im  Einzelnen 
praktisch  kaum  durchführen  lässt^ 

Katholischersei ts  wird  von  Friedemann 
(siehe  die  o.  S.  538.  n.2.  eit.  Schrift)  —  über 
Stimmen,  welche  sich  aus  Anlass  des  vatikani- 
schen Konzils  in  Deutschland  und  Fiaakreich 
gegen  die  Semiuarbildung  haben  vernebmen 
lassen,  s.  Friedrich,  Gesch.  d.  Vatikan.  Kon- 
zils 2,  295.  323;  vgl.  femer  anch  (Oinzel)  d. 
theolog.  Studien  in  Oesteireleh  S.  lOoJBT.;  Fried- 
rich a.  a.  0.  1,  315  —  die  Universitätsbildeng 
des  katholischen  Klerus  als  statthaft,  möglich  und 
wünschenswerth  .vertheidigt  insbesondere  «weil 
der  deutsche  Klerus  nur  in  der-Ausrüstung,  welche 
er  durch  diese  Form  der  Bildung  und  Eniehang 


§.  235.]  Die  Begelung  d.  Ausbildung  d.  Klerus.  Geltendes  ataatli^hes  Recht. 
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Die  unabweiflliehe  Voraus&etzuiig  einer  solchen  Anforderung  des  Staates  ist  aber 
die,  dass  er  der  katholisehen  Kirche  und  ihren  Oberen  einen  gewissen  Binflnss  auf 
die  Professuren  der  katholiseh-Aeologisehen  Fakultltten  einräumt  ^  Bin  solches  Ver- 
h&ktniss,  welches  in  Deutschland  historisch  geworden  ist,  trägt  freilich  insofern 
etwas  Widerspruchsvolles  an  sich,  als  die  gedachten  Fakultäten  Theile  konfessionsloser, 
wissenschaftlicher  Staatsanstalten  sind,  ihnen  aber  andererseits  die  Aufgabe  zuge- 
wiesen wird,  die  katholische  Theologie,  welche  zum  Theil  Ueberlieferung  einer  sich 
auf  Autorität  gründenden  Lehre  ist,  zu  pflegen,  und  die  Geistlichen  der  katholischen 
Kirche,  welche  nothwendig  an  das  katholische  Dogma  gebunden  sein  müssen,  auszu- 
bilden^. Ueberdies  entstehen,  weil  die  Kirche  namentlich  seit  neuerar  Zeit  dahin 
a^^t,  die  theologischen  Fakultäten  möglichst  weit  der  Jurisdiktion  der  Bischöfe  zu 
unterwerfen,  andererseits  der  Staat  die  von  bisehöflichen  Massnahmen  betroffenen 
Professoren  schützen  muss  und  er  dioch  einem  bischöf  liehen  Verbot,  bei  solchen  Vor- 
lesungen zu  hören,  ohnmächtig  gegenüber  steht,  eine  Beike  von  praktischen  Schwierig- 
keiten, weil  das  Widerapredhende  des  ganzen  Verhältnisses  ledigUoh  durch  das  fried- 
Uche  Binvemehmen  beider  Theile  praktisch  unschädlich  gemacht  werden  kann.  Aber 
trotzdem  wird  der  Staat  diese  historisch  gegebene  Anomalie  und  die  einzelnen  daraus 
hervorgehenden  Schwierigkeiten  noch  in  absehbarer  Zeit  eher  als  das  kleinere  Uebel  ^ 


gewinnt,  seiner  eigenthümlicben  StoUang  ganz 
and  roll  gerecht  zu  werden  vermag ''  (S.  25). 
Gegen  ihn  sind  die  oben  a.  a.  0.  gleichfalls  an- 
geföhrten  Schriften  yonThemistor  gerlditet, 
welcher  sich  namentlich  gegen  dasTon  Friede- 
mann und  anch  andererseits  gebrauchte  Wort : 
.^nationale  Srziehnug"  (allerdings  wild  dies  besser 
wegen  der  dadurch  herYorgerufenen  MissTerstand- 
nifise  vermieden)  wendet  und  unter  Hervorhebung 
gewisser  allgemeiner  Schäden  des  Universitats- 
lebena,  s.  namentlich  die  Schrift  linstructlon  etc., 
p.  243  ff.,  selbstverständlich  die  Seminarbildung 
als  die  vorzfigllchere  darzuthuu  sich  bemüht,  s. 
auch  Arch.  f.  k.  K.  R.  52, 471.  Dass  sie  dies  vom 
Standpunkt  des  heute  in  der  katholischen  Kirche 
herrschenden  Systems  Ist,  darüber  besteht  kein 
Zweifel,  und  wenn  Themi stör,  Friedemann*s 
Yoracfaläge  etc.,  S.  41  bemerkt:    ^Ja,  nicht  ein- 
mal den  Schluss  kann  man  daraus  ziehen,  dass 
.  die  Universltats-Erzlehung  zu   der  rühmlichen 
Haltung  des  Klerus  während  der  Zelt  des  Kam- 
pfes und  der  Prüfungen  beigetragen  habe.    Man 
darf  ja  nicht  vergessen,  dass  jene  Priester,  die 
im  Kulturkampf  sich  so  rühmlich  bewährt  haben, 
zu  einer  Zeit  herangebildet  wurden,  in  der  die 
Kirche  noch  jene  Freiheit  genoss,   welche  die 
Verfassung  vom  31.  Januar  1860  ihr  zugestanden 
hatte.    Bevor  diese  jungen  Leute  die  Universitäten 
besuchten,  sind  sie  zum  grossen  Theile  in  bischöf- 
lichen Konylkten  erzogen  worden  . . .    Alle  diese 
Jünglinge  waren  unter  dem  besonderen  Schutze 
und  unter  dem  wohl thätigen  Einflüsse  der  Kirche 
herangewachsen,  und  dass  sie  In  Ihrer  guten  Ge- 
sinnung beharrten,  Ist,  wenn  nicht  einzig,  so 
doch  vorwiegend  der  Erziehung  zuzuschreiben, 
welche   sie  in  den  Konvikten  genossen  haben. 
D^  Beweis,  dass  die  Universität  ihnen  einen 
lebendigeren  Glauben  und  eine  glühendere  Liebe 
zur  Kirche  eingeflosst,   wird  Friedemann  wohl 
schwerlich  gelingen.  Wenn  wir  gewisse  notorische 


Vorkommnisse  an  unseren  Universitäten  in  Er- 
wägung ziehen,  ...  so  könnten  wir  vielleicht  mit 
mehr  Wahrheit  das  Umgekehrte  behaupten,  dass 
sie nändichnlditin Folge  der  Universitäts- 
Erziehung,  wohl  trotz  derselben  den  kleri- 
kalen Geist  bewahrt  haben",  so  ist  damit  deut- 
lich gesagt,  worauf  die  Seminarbildung  abzielen 
soll  (vgl.  auch  Friedrich,  der  Kampf  gegen  d. 
deutschen  Theologen  und  theologischen  Fakul- 
täten. Bern  1875.  S.  22)  und  klar  genug  das  be- 
zeichnet, was  der  Staat  von  seinem  Standpunkt 
aus  möglichst  zu  verhindern  suchen  muss.  Die 
Ansicht  von  v.  Bar,  Staat  u.  katholische  Kirche 
in  Preussen.  Berlin  1883.  S.  50.  66,  dass  der 
Besuch  der  Universitäten  durch  die  katholischen 
Theologen  die  letzteren  wissenschaftlich  gehoben 
und  dadurch  zum  Widerstände  gegen  den  Staat 
fähiger  gemacht  habe,  und  dass  die  völlige  Ab- 
scheidung des  Klerus  ton  der  modernen  Bildung, 
ja  von  den  Strömungen  des  Volkslebens  den  Ein- 
fluss  der  Kirche  auf  Null  redncireu  möchte,  wird, 
wie  das  obige  Citat  zeigt  und  die  Haltung  der  Bi- 
schöfe in  Preussen  bewiesen  hat  (s.  o.  S  635. 636), 
in  den  massgebenden  Kreisen  der  katholischen 
Kirche  nicht  getheilt,  und  ist  auch  In  der  That 
unhaltbar.  Der  seminaristisch  gebildete  Klerus 
bleibt  der  grossen  Menge  des  katholischen  Volkes 
an  Bildung  immer  noch  weit  überlegen  und  übt 
durch  die  von  ihm  verwalteten  Gnadenmittel  und 
heiligen  Handlungen  den  wirksamsten  Eiufluss 
auf  dasselbe  ans,  die  katholische  Kirche  braucht 
also,  wie  dies  auch  von  mehreren  Bischöfen  er- 
klärt worden  ist,  Friedrich,  Gesch. d.  Vatikan . 
Konzils  1,  316,  für  ihre  Zwecke  gar  keine  ge- 
lehrten Geistlichen. 

i  S.  darüber  unten  %.  242. 

2  VgL  V.  Bar  a.a.  O.  S.  62;  Zorn,  kritische 
Vierteljahissohrift  26,  120. 

3  Welches  er  desto  mehr  in  enge  Sdiranken 
hält,  je  mehr  er  den  Seminarbesueh  einschränkt, 
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I.  Die  Hienichie  und  die  Leitung  der  Kirdie  durch  dieselbe. 


ß.  235. 


hinsanehmen  haben  S  denn  jedenfalls  können  die  Bischöfe  Aber  die  theologischen 
Faknltftten  und  Aber  die  Professoren  an  den  Btaatsnniyersitftten  nicht  mit  dersel- 
ben freien  und  einseitigen ,  sich  jeder  Kontrole  entziehenden  Machtvollkommen- 
heit schalten  2,  wie  Aber  die  nnter  ihrer  ausschliesslichen  Leitung  stehenden  theolo- 
gischen Lehranstalten  und  Aber  die  von  ihnen  allein  ernannten  und  beliebig  abberaf- 
baren  Lehrer  der  letzteren  '. 

B.  Das  Yerhältniss  der  staatlichen  Anforderungen  zu  den  Rech- 
ten der  Kirche.  Soweit  der  Staat  keine  Anforderungen  an  die  Erziehung  und 
Ausbildung  der  Diener  der  Kirche  stellt,  hat  die  Kirche  dieselbe  zu  regeln.  Der 
Staat  wird  ihr  daher  auch  prinzipiell  das  Recht,  Erziehungs-  und  Bildungsanstalten 
für  die  angehenden  Kleriker  zu  errichten,  nicht  versagen  dArfen.  Aber  abgesehen 
davon,  dass  er  sich  Aber  diese  Anstalten  sein  Aufsichtsrecht  vorzubehalten  hat^,  kaan 
er  der  Kirche  die  Einrichtung  derartiger  Anstalten  nur  insoweit  gestatten,  als  diese 
nicht  nach  ihrem  Charakter  und  ihrem  Wesen  den  Erfolg  derjenigen  Anforderungen, 
welche  der  Staat  in  Betreff  der  Vorbildung  seinerseits  stellt,  zu  hindern  oder  gar  aus- 
zuscfaliessen  bestimmt  sind  oder  auch  nur  ihr  Besuch  ein  solches  Ergefoniss  herbei- 
fllhren  mnss. 

1.  Priesterseminare.  Von  diesem  Standpunkt  aus  hat  der  Staat  der  Kirche 
die  Einrichtung  von  s.  g.  Prie8ter-(Klerikal-)Seminaren  für  die  praktische 
Vorbereitung  auf  den  Kirchendienst  und  namentlich  auf  die  Seelsorge  für  diejenigen, 
welche  bereits  die  vorgeschriebene  allgemeine  und  spezielle  Fachbildung  erworben  haben, 
frei  zu  lassen  ^.   Denn  es  handelt  sich  hierbei  einerseits  um  eine  die  Kirche  allein  be- 


weil er  dadureh  die  Bischöfe  zur  Yorsicbt  in 
ihrem  Vorgehen  gegen  die  Mitglieder  der  theolo- 
gischen Fakultäten  nöthigt,  wenn  sie  nicht  selbst 
ihren  Kandidaten  die  Bildungsstätten  ver- 
schliessen  wollen. 

1  Im  Vergleich  zu  der  ganzlichen  Beseitigung 
der  theologischen  Fakultäten,  wie  sie  mehrfach 
gefordert  wird,  s.  z.B.  Ge ff cken  a.a.O.  S.664, 
welcher  meint,  dass  sich  diese  überlebt  hätten, 
da  sie  den  konfessionellen,  mindestens  den  christ- 
lichen Staat  zur  Voraussetzung  gehabt  hätten. 
V.  Bar  S.  54  will  dagegen  den  Zwang  zum  Be- 
suche der  gedachten  Fakultäten  aufgehoben  und 
jeden  Einfluss  der  Kirche  auf  dieselben  beseitigt 
wissen,  indem  er  meint,  dass  wenn  der  Staat 
Männer  heranzöge,  welche  Ton  vornherein  auf  ihre 
freie  Uebeneugung  und  Forschung  Yerwiesen 
wären,  aber  eine  gemässigte  Gesinnung  zeigten 
und  als  Sehriftsteller  Ausgezeichnetes  leisteten, 
die  obere  Kirchenleitnng  aus  Klugheit  und  Be- 
rechnung den  Besuch  ihrer  Vorlesungen  nicht 
Tcrbieten,  rielmehr  in  gewissem  Umfange  gern 
sehen  würde.  Das  ist  doch  sicherlich  eine  arge 
Täuschung,  wie  die  Lahmlegung  der  UniTczsität 
Glossen  durch  das  Mainzer  Seminar  beweist  (s. 
0.  S.  637.  u.  1),  und  namentlich  hat  t.  Bar  dabei 
verkannt,  dass,  da  die  Kirche,  welche,  wie  er  selbst 
anfuhrt,  für  Jeden  Lehrer  der  Theologie  die  mis- 
cio  canonica  des  Bischofs  fordert,  s.  o.  S.  447  u. 
538,  vgl.  auch  $.  242,  prinzipiell  den  Besuch  sol- 
cher Vorlesungen  verbieten  muss.  Uebrigens 
hebt  dieser  Vorschlag  wieder  das  aus  der  Unirer- 
sitätebildung  gegen  dieselbe  entnommene  Argu- 
ment (s.  S.  663.  Anm.  7  o.  S.  662)  auf. 


2  Dass  bei  einer  schwächlichen  Handhabung 
der  staatlichen  Rechte  durch  den  jeweiligen  Mi- 
nister die  theologischen  Fakultäten  der  Universi- 
täten, wie  V.Bar  S.  66  weiter  hervorhebt,  sich  in 
Pflanzstätten  des  starrsten  Papalismus  verwandeln 
lassen,  ist  richtig.  Aber  alle  staatlichen  Aufdchts- 
rechte  nützen  der  katholischen  Kirche  gegenüber 
selbstverständlich  nichts,  wenn  'sie  von  der  Ver- 
waltung nicht  gehandhabt  werden.  Mit  diesem  Ar- 
gument könnte  man  jedes  HoheitsTecht  des  Staates 
beseitigen. 

9  Selbst  Zorn  a.  a.  0.,  welcher  die  Rechts- 
stellung der  theologischen  Fakultäten  für  prin- 
zipiell unhaltbar  erklärt,  will  sie  nicht  von  heute 
auf  morgen  aufigehoben  wissen. 

«  Vgl.  0.  S.  648. 

5  Das  ist  das  geltende  Recht,  nur  hat  sich  der 
Staat  nicht  überall  die  Kontrole  darüber  gewählt, 
dass  das  Im  Text  gedachte  Erfordemiss  für  die 
Kandidaten  beobachtet  wird.  Des  Weiteren  vgl. 
unten  zu  Nr.  II.  Ich  habe  es  der  Uebersichtlit^- 
keit  wegen  zweckmässiger  gehalten,  bei  derobigeo 
prinzipiellen  Erörterung  ein  Eingehen  auf  die 
speziellen  Vorschriften  der  Staatsgesetzgebungen 
zu  vermeiden,  vielmehr  diese  letzteren  nachher 
und  zwar  für  jede  besondere  Art  der  hier  frag- 
lichen Bildungsanstalten  zusammen  zu  stellen. 
Bei  den  früher  (o.  S.  547)  erwähnten  positiv- 
rechtlichen  Bestlmniungen  war  dies  nicht  geboten , 
well  dabei  ein  geringes  Material  in  Frage  steht, 
und  im  Wesentlichen  auf  frühere  Erort^ongeu. 
in  denen  die  betreffenden  Punkte  schon  behandelt 
weiden  mnssten,  verwiesen  weiden  konnte. 


$.  235.]  Die  Regelung  d.  Ausbfldung  d.  Klerus.  Geltendes  staatliches  Recht 
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rUhrende  Angelegenheit  und  andereneitB  ist  der  Staat  nieht  mehr  berechtigt,  eine 
weitere  Einwirkung  anf  diejenigen  Theologen,  welche  ihren  Bildungsgang  abge- 
schlossen haben,  auszuüben  K 

2.  Ausser  den  Priesterseminaren  kommen  weiter  die  Knabenseminare  und 
Knabe  nkonvikte  in  Betracht.  Unter  diesen  sind  die  von  der  Kirche  gestifteten 
oder  ihr  zugehörenden  oder  ihr  flberwiesenen  und  von  ihr  geleiteten  Anstalten  zu 
yerstehen,  welche  den  Zweck  haben,  Knaben  fttr  den  geistlichen  Beruf  durch  Erzie- 
hung und  Unterricht  vorzubereiten,  mögen  sie  selbst  einzelne  andere  Knaben,  welche 
noch  nicht  entschlossen  sind,  sich  dem  geistlichen  Stande  zu  widmen,  aufnehmen^. 
Des  Nftheren  sind  die  Knaben seminarien  diejenigen  Anstalten,  welche  ein  voll- 
stilndiges  Unterrichtssystem  und  eine  der  Gymnasialbildung  entsprechende  Vorbildung 
fUr  den  geistlichen  Beruf  zu  geben  oder  wenigstens  einen  Theil  des  Gymnasialunter- 
richts, z.  B.  der  höheren  Klassen  zu  gewähren  bezwecken,  die  Knabenkonvikte 
dagegen  solche,  in  denen  die  Zöglinge  unter  gemeinsamer  geistlicher  Anfticht  und 
Leitung  wohnen  und  erzogen  werden,  während  sie  an  dem  Unterricht  der  öffentlichen 
BUdungsanstalten  theilnehmen  und  im  Konvikt  blos  Nachhälfe  und  Repetitionsunter- 
rieht  erhalten.  Jedoch  pflegt  das  Knabenseminar  für  die  Regel  auch  zugleich  Kon- 
vikt in  dem  zuletzt  gedachten  Sinne  zu  sein. 

Gerade  diese  Anstalten  sind  geeignet,  den  Zweck,  welchen  der  Staat  mit  der 
von  ihm  verlangten  Gymnasialbildung  (s.  o.  S.  549)  zu  erreichen  strebt,  entweder 
vollständig  oder  zum  grossen  Theile  zu  vereiteln.  Wenn,  wie  dies  nach  dem  gelten- 
den Recht  der  Fall  ist,  der  gedachten  Forderung  blos  durch  Ablegung  der  Reife- 
prflfiing  bei  ein«m  Gymnasium  genflgt  werden  kann,  ohne  dass  der  Besuch  bestimmter 
Anstalten  vorgeschrieben  ist,  so  hat  der  Staat  sowohl  die  Berechtigung  wie  auch  alle 
Veranlassung,  die  Errichtung  derartiger  Anstalten  zu  verbieten  ^.  Gerade  sie  sollen 
dazu  dienen,  den  Knaben  von  vornherein  eine  einseitige  Bildung  und  Erziehung  zu 
geben  und  dieselben  möglichst  von  allen  anderen  Einwirkungen,  als  denen,  welche 
kircblicherseits  gestattet  werden,  fem  zu  halten.  Die  Kirche  hat  aber  kein  Recht 
darauf,  dass  unreife  Personen,  welchen  es  an  der  eigenen  Urtheilsföhigkeit  fehlt,  von 
vornherein  in  einer  so  einseitigen  Weise  ausgebildet  werden,  dass  ihnen  später  die 
freie  Berufswahl  wesentlich  erschwert  oder  gar  unmöglich  gemacht  wird^. 

Alles  Gesagte  gilt  nicht  blos  von  den  KnabenBcminaren  im  eigentlichen  Sinne, 
sondern  auch  von  den  blossen  Konvikten  ^,  denn  die  gemeinsame  Erziehung  in  diesen 


1  Deshalb  hat  der  Staat  auch  über  den  Plan, 
nach  welchem  diese  Vorbereitung  ertheilt  wird, 
keine  Anordnungen  zu  erlassen.  Wegen  des  po- 
sitiTen  Rechts  s.  unten  zu  II. 

2  Es  kommt  auf  den  Charakter  der  Anstalten 
als  solehe  an,  also  darauf,  ob  sie  imwesenüichen 
mof  die  Yoibereitung  für  den  geistlichen  Stand 
berechnet  sind,  d.  h.  ob  dieser  Zweck  alle  ihre  Ein- 
rieb langen  beherrscht.  Die  äusseren  Kennzeichen 
dafür  bilden  die  im  Text  hervorgehobene  geist- 
liehe Leitung,  femer  die  Ertheilung  des  Unter- 
richts, wenigstens  in  allen  Hauptfächern,  durch 
kstholisehe  Geistliche. 

9  Diese  Forderung  erleben  auch  solche  Sohrift- 
st^er,  welche  im  Uebrlgen  auf  einen  von  dem 
liier  Tertretenen  Tölllg  abweichenden  Standpunkt 
B«eh«i,   so  Geffcken  S.  6M;    Knitsehky 


S.  71 ;  ▼.  Bar  S.  66,  welcher  letztere  bemerkt: 
„  Ein  Einsprach  der  katholischen  Kirche  spesiell 
dagegen  wire  ein  Armuthszeugniss  für  letztere,  er 
würde  nichts  Anderes  bedeuten,  als  dass  sie  unter 
reiferen  Personen  geeignete  und  genügende  As- 
piranten für  ihre  Kirohen&mter  nicht  finden 
könne.  ^ 

Ueber  die  Staaten,  in  denen  ein  solches  Verbot 
besteht,  s.  nachher  unten  zu  II. 

*  Oder  dass  sie,  sofern  ihnen  eine  solche  Wahl 
offen  bleibt,  in  ihrem  anderweiten  Beruf  doch 
als  thätige  Werkzeuge  des  Ultramontanismus  ver- 
wendet werden  können. 

&  Hinsichtlich  der  preusrischen  Gesetzgebung, 
welche  hier  einen  Unterschied  macht,  vgl.  unten 
a.  a.  O. 
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bietet  hinreichende  Oeiegeaheit,  den  Einfloas  deijenigen  BildnngSftBstaH,  welche  die 
Z((glinge  behu6  ihree  UnterrichtB  beauohen,  sn  beseitigen,  ja,  wenn  daa  Konvikt  eine 
grosse  Anzahl  von  Alnmnen  nmfasst,  beherrscht  das  Konrikt  bei  maaaenhaller  £nt- 
seaduDg  derselben  ^  das  Gymnasinm,  mcht  aber  nmgekehrt  ^. 

3.  Was  endlioh  die  kirohlichen  theologischen  Lehranstalten  apd  die 
Konvikte  für  Stndirende  der  Theologie  betrifll,  so  bedingt  die  Fordenmg  der 
UniversitätsbildttBg  ebenfklls  ein  gesetnliches  Verbot  der  ersteren  ^  nnd  wo  ein  solches 
wegen  des  Mangels  einer  hinreichenden  Zahl  von  kathoUsch-theologtsohen  Faknltiien 
nii^t  dnrehaaftthren  ist,  wenigstens  eine  den  Einrichtungen  nnd  LehrpUnen  derselben 
mdgUchst  gleiche  Organisation  der  gedachten  Lehranstalten,  eine  gleiche  QnaMka^ 
tioB  der  Lehrer,  wie  die  der  Universitätslehrer  nnd  endlioh  eine  fortdanemde  Anfiiicht 
des  Staates  ^. 

Die  Konvikte  ffir  die  Stndirenden  der  Theologie  können  dagegen,  wenn 
nicht  einem  zn  groesen  Theile  der  letzteren  der  Besuch  der  Universitäten  ersehwert 
werden  soll,  nicht  entbehrt  werden,  würden  aber  am  besten  in  Verbindung  mit  den 
theologischen  Fakaltftten  als  staatliche  Anstalten^  in  der  Weise,  dass  den  kirchlichen 
Oberen  eine  gewisse  staatlich  kontrelifte  Einwirknng  eingerinmt  wird,  orgnnisirt 
werden  *. 

II.  Das  positive  Recht  in  Betreff  der  geistlichen  Bildnngsan- 
st  a  1  ten.  Was  das  in  den  einzelnen  Staaten  zur  Anwendung  kommende  Recht  betrifll, 
so  ist  dasselbe  folgendes:  Hinsicktlioh  der  Knabenseminare  und  Knabenkon- 
vikte  (s.  o.  S.  553)  haben  die  kirchlichen  Oberen  in  Oesterreich  voUkonuaen 
frrie  Hand,  sowohl  was  die  Errichtung,  wie  auch  die  Organisation  und  Leitung^  der- 


»  Vgl.  0.  8.  536  n.  4. 

3  £0  kann  diesex  Foiderung  aaoh  nicht  ent^ 
gegengehalten  weiden,  das«  dadurch  gerade  den 
Knaben  der  ärmeren  Stande,  aus  denen  vornehm- 
lich die  katholisch«!  Theologen  hem)rgehen,  die 
Möglichkeit  genommen  werde,  die  öffentlichen 
Gymnasien  behnfs  ihrer  Vorbildung  zn  besuchen, 
sowie  dass  es  an  nnd  ffir  sich  misslich  sei,  solche 
Knaben  an  den  Oymnasialorten  einzeln  bei  ärme- 
ren und  nngebildeten  Familien  unterzubringen. 
Die  Errichtung  von  PriTa^ensionaten ,  selbst 
durch  Geistliche  und  unter  Leitung  Ton  solchen, 
ist  durch  das  Verbot  nicht  ausgeschlossen,  eben- 
sowenig die  Begründung  Ton  Gymnasial-Alum- 
naten  oder  Pensionaten^  welche  unter  Aufsicht 
des  Gymnasialdirektors  gestellt  werden.  Ein 
Pensionat  der  enteren  Art  ist  in  neuerer  Zeit  in 
Sigmaxingen  zum  Ersatz  des  früheren  semlnarium 
Fideliannm,  eins  des  letzteren  Charakters  zum 
Ersatz  des  seminarlnm  Bonifadannm  in  Heiligen- 
stadt errichtet  worden.  SelbstTerständlich  unter- 
liegen solche  Anstalten  den  allgemeinen  gesetz- 
lichen Vorschriften  über  die  ExziehnngBanstalten. 
Wenn  die  Bischöfe  die  Mittel,  welche  sie  zur 
Errichtung  und  Unterhaltung  der  Knabensemi- 
nare und  Knabenkonvikte  hinzugeben  geneigt 
sind,  für  solche  Einrichtungen  rerwenden  woll- 
ten, so  würde  dem  hervorgehobenen  Üebelstande 
leicht  zu  begegnen  sein. 

'  Vgl.  darüber  unten  zu  II. 

^  S.  a.  a.  O. 

S  Wie  das  kathol. -theologische  Konviktorium 


in  Bonn,  s.  0.  S.  532.  n.  6  und  dasWilhelmssüft 
in  Tübingen,  unten  zu  II. 

®  Im  Uebrigen  würde  auch  hier  durch  Privat« 
pensionate  geholfen  werden  können,  wie  dies  in 
Freibnrg  geschehen  ist,  unten  zu  II.  Der  rein 
kirchlichen  Konvikte,  welche  jedenfalls  die  Ge- 
fahr mit  sich  bringen,  dass  in  ihnen  die  Einwir- 
kung der  Univemltät  leicht  paralysirt  werden 
kann,  bedarf  es  also  nicht. 

7  Eine  ausdrückliche  Vorschrift  enthält  zwar 
das  Konkordat  t.  18Ö6  nicht,  vielmehr  erkennt 
Art.  17  nur  den  Fortbestand  der  bisherigen  kirch- 
lichen Seminare,  welche  indessen  keine  Knaben- 
seminare waren,  an.  Da  aber  Art.  4  den  Bischöfen 
volle  Freiheit  in  der  Ausübung  ihrer  bischöflichen 
Regierungsgewalt  gewährt  nnd  Art.  ÖlT.  ihnen  die 
weitgehendeten  Befugnisse  hinsichtlich  der  Lei- 
tung des  religiösen  IJnteirichts  zugestehen,  ao 
kann  darüber  kein  Zweifel  obwalten.  DieBefug- 
nisa  zur  freien  Ezriohtung  der  erwähnten  An- 
stalten ist  übrigens  auch  schon  in  dem  Vortrag 
des  Kultusministers  v.  13.  April  1860,  Beiträge 
z.  preuss.  u.  deutseh.  Kliehenreoht  Heft  2.  S.  ^ 
auf  Grund  des  Patentes  v.  4.  März  1849  u.  der 
V.  V.  23.  AprU  1860,  a.  a.  O.  S.  37. 55  anerkannt 
worden. 

Seit  dem  J.  1849  haben  demgemäas  auch  die 
österreichischen  Bischöfe  ohne  jede  staatlidM 
Mitwirkung  und  Unterstützung  s.  g.  Knabeo- 
seminaie  odeor  genauer  Knabenkonrikte  gegründet, 
da  die  ZogUnge  dieser  Anstalten  meistens  die 
öfTentlichen  €^ynmasien  besuohen,  also  in  den- 


{.  235.] 


Die  Regelung  d.  Ausbildung  d.  Klerus.    Geltendes  staatliches  Hecht 
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Belbea  betrifft.  Es  begtehen  liier  für  diese  als  solche  ^  keine  firtaatliehen  Beschrän- 
kangeii. 

OesefUkh  «nsgesohlossen  imd  Tevboten  ist  dagegen  In  Hessen^  and  Baden^ 
die  Neaerriehtiing  von  Enabenseminarien  nnd  von  Enabenkonvikten^. 

Während  Prenssenmit  einem  gleichen  Verbot,  wie  die  beiden  erwähnten  Staaten 
Toraagegangen  war,  ist  dasselbe  in  der  neuesten  Oesetzgebnng^  allein  in  Bezug  anf 
die  Enabenseminare  festgehalten,  nnd  den  kirchlichen  Oberen^  die  Errichtung 
von  Knabenkonvikten,  deren  Zöglinge  die  Gymnasien  besuchen,  ohne  dass  es 
einer  vorgängigen  staatlichen  Erläubniss  bedarf,  freigelassen  worden. 


selben  keinen  allgemein  vissenschaftllchea  Vor- 
Itereitungsantenricht  für  da«  Studium  der  Theo- 
logie erhalten,  und  nur  auanahmsveise  mit  diesen 
Konvikten  oder  Alumnaten  bisoliof  liehe  Gymna- 
sien, 8.  g.  Haasgymnasien,  für  die  Zöglinge  ver- 
bunden sind,  Schulte,  Status  dloecesium  ea- 
thoUcar.  6iefiflenl860.p.4.28.44;  Prorinz.-Syn. 
Wien  1H58  n.  Prag  1860,  coli.  conc.  Lac.  6,  !201. 
429. 

1  Das  Recht,  staatsgfiltige  Zeugnisse  für  die 
Beflhigang  zum  Studiien  an  den  theologischen 
Fakultäten  zu  ertheilen,  also  die  Stellung  als 
dflisntUeher  LehranstalteUi  können  die  am  Schluss 
der  Tor.  Anmerk.  gedaehten  Gymnasien  alleidings 
allein  dureh  die  Staatsbehörde  erhalten,  Kultus- 
Minist- Yeiord.  ▼.  22.  JInner  1869,  Areb.  f.  k. 
K.  R.  22,  157. 

2  Ges.  V.  23.  April  1875,  Art.  3:  „Die  Kirchen 
sindbefogt,  Anstalten  zur  theologisch-praktischen 
Vorbildung  der  künftigen  Geistlichen  zu  unter- 
halten. —  Zum  Besuche  derselben  dürfen  nur 
solche  aufgenommen  werden,  welche  den  Vor- 
»^hiiften  wegen  des  UnlTersitätsbesuches  genügt 
haben.  In  die  bestehenden  Knaben-Seminare 
(Knaben-KouTikte)  dürfen  keine  neuen  Zöglinge 
mehr  aufgenommen  werden  und  sind  diese  Semi- 
nare (Konvikte)  iu  einer  durch  Beschluss  des 
Gesammtmiiiisteriums  nach  Publikation  dieses 
Gesetzes  zu  bestimmenden  angemessenen  Frist 
zu  schliessen.  Neue  Anstalten  dieser  Art 
dürfen  nicht  mehr  errichtet  werden.  — 
Alle  kirchlichen  Anstalten,  welche  der  Vorbil- 
dung der  Geistlichen  dienen,  stehen  unter  Auf- 
sieht des  Staates  und  können  im  Falle  der  Zu- 
widerhandlung gegen  gesetzliche  Vorschriften 
oder  gegen  die  von  den  Staatsbehörden  in  Aus- 
übungder  Staatsaufsichtgetroffenen  Anordnungen 
durch  Beschlüss  des  Gesammtministeriums  ge- 
8<n1ilo88en  werden.'^ 

3  Der  $.  12,  Abs.  2  des  Oes.  ▼.  9.  Oktbr.  1860 
(„Die  Kireben  sind  betagt,  Bildungsanstalten  für 
dic(}enigen,  welche  sich  dem  geistliehen  Stande 
widmen,  zu  erriehten'')  hat  durch  Ges.  r.  19.  Fe- 
bruar 1874,  Art  2  folgende  Fassnng  erhalten : 
^IMe  Kireben  sind  befugt,  Anstalten  zur  theolo- 
gisek-praktisehen  Vorbildung  der  künftigen  Geist- 
lichen zu  eniehtea.  In  die  bestehenden  Knaben- 
eeminaie  und  Knabenkonrikte,  sowie  in  die  Kon- 
Tikte  (Internate)  für  Studirende  der  Theologie 
dfofen  keine  neuen  Zöglinge  mehr  aufgenonmen 
werden.  —  Die  Knabenseminare  und  Knaben« 


konvikt  esind  mit  Ende  des  laufenden  Schuljahres^ 
die  KouYikte  für  Studirende  mit  Ende  des  Som- 
mers 1874  zu  schliessen.  — Anstalteo,  in  welchen 
den  VoTBohiif  ten  dieses  Gesetzes  oder  den  Bestim- 
mungen in  $.  108  d.  Ges.  v.  8.  März  1868  über 
deuElementaruntenicht  zuwider  gehandelt  wird, 
können  durch  die  Staatsregierung  geschlossen 
werden.'' 

*  Das  als  Vorbild  benutzte  preusslsche  Gesetz 
(s.  folg.  Anm.)  hat  nach  den  o.  S.  555  aufgestell- 
ten Gesichtspunkten  Knabenseminar  und  Knaben- 
konyikt  geschied en,  P.  Hinschius,  preuss. 
Kirchengesetz  y.  1873,  S.  118,  vgl.  auch  die  Mo- 
tive zum  hess.  Gesetz,  Art.  3.  Darüber,  dass  der 
Umstand,  dass  auch  externe  Zöglinge  oder  solche, 
welche  nicht  fQr  den  geistlichen  Stand  bestimmt 
sind,  den  Unterricht  im  Seminar  erhalten.,  wie 
dies  z.  B.  bei  dem  geistlichen  Progymnasium  zu 
Dieburg  in  Hessen,  Aroh.  f.  k.  K.  R.  54,  261 
und  bei  dem  bischöflichen  Gymnasium  in  Gaes- 
donck  (o.  S.  536.  n.  5)  der  Fall  war,  nichts  än- 
dert, s.  0.  S.  555. 

»  Ges.  ▼.  11.  Msl  1873.  S-  ^^'  „Knabensemi- 
nare und  Knabenkonrikte  ($.  9)  dürfen  nicht 
mehr  errichtet  und  in  die  bestehenden  Anstalten 
dieser  Art  neue  Zöglinge  nicht  mehr  aufgenom- 
men werden.  —  Im  Falle  der  Aufnahme  neuer 
Zöglinge  ist  der  Minister  der  geistlichen  Anstal- 
ten zur  Schliessung  der  betreffenden  Anstalt  be- 
fugt.*" In  Folge  dieses  Gesetzes  sind  die  o.  8.536. 
n.  5.  aufgeführten  Anstalten,  einschliesslich  des 
Golleginm  Augustinianum  eingegangen,  bezw. 
geschlossen  worden. 

«  Ges.  T.  21.  Mai  1886,  Art.  3:  „Die  kirch- 
liehen Oberen  sind  befugt,  Konvikte  für  Zöglinge, 
welche  Gymnasien,  UniTersitaten  und  kirchliche 
Seminare,  hinsichtlich  deren  die  gesetzlichen 
Voraussetzungen  für  den  Ersatz  des  Unirersltäts- 
studiumsOTfölltsind,  besuchen,  zu  errichten  und 
zu  unterhalten.  —  Dem  Minister  der  geistlichen 
Angelegenheiten  sind  die  für  diese  Konrlkte  gel- 
tenden Statuten  und  die  auf  die  Hausordnung 
bezüglichen  Vorschriften  einzureichen,  sowie  die 
Namen  der  Leiter  nnd  Erzieher,  welche  Deutsche 
sein  müssen,  mitzuthetlen.''  Es  sind  also  Jetzt 
in  dem  dt.  Jj.  14  (s.  vor.  Anm.)  die  Worte :  „und 
Knabenkonrikte''  entfallen,  während  derselbe  Im 
Uebrigen  nicht  beseitigt  ist ,  P.  H  i  n  s  c  h  i  u  s , 
preuss.  Kirehengesetz  ▼.  1886.  Berlin  u.  Leipzig 
188a  8.15.24.91. 
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I.  Die  Hienurehie  und  die  Leitung  der  Kirche  dnrdi  dieselbe. 


[§.  235. 


Endlich  dürfen  derartige  Anstalten  in  BaiernS  Frankreich^  and  Elsaaa- 
Lothringen'  nar  mit  staatlicher  Oenehmigung  begrOndet  werden,  and  deraelbe 
Grandsatz  muss  anch  Ar  W  firt temb  er g  ^  als  massgebendes  Recht  betraefalet  werden. 


1  S.  Religionsedikt  y.  1818  (o.  S.  531)  u.  kgl. 
y.  d.  Eirlefatvng  u.  Leitung  t.  Entohung«-  und 
Unterrichtsanst&lten  betr.  t.  21.  Apiil  1873,  Arcb. 
f.  k.  K.  R.  29,  442  (welche  Sllbernagl,  Ver- 
fassung simmtl.  R^igionsgeDOMensehaften.  2. 
Aufl.  S.  93  und  Thudichnm,  deutsch.  K.  R. 
2,  39  nicht  erwähnen,  obschon  ihre  Anwend- 
barkelt auf  geistliche  BlldungsanstalCen  keinem 
Zweifel  unterliegen  kann,  vgl.  Arch.  a.  a.  0. 
S.  449  ;v.  Scherer, Handb.d.K.K.l,325n. 77): 
„JJ.  1.  Die  Gründung  Ton  Erziehungs- und  Unter- 
rieh tsanstalten  durch  Korporationen,  Vereine  oder 
PrfTate,  sowie  die  Uebemahme  der  Leitung  (Vor- 
standschaft)  einer  solchen  Anstalt  ist  nur  nach 
Yorg'angiger  polizeilicher  Genehmigung  gestattet. 
%,  2.  ZusULndig  zur  Ertheilung  dieser  Genehmi- 
gung sind  im  Allgemeinen  jene  Behörden,  wel- 
chen die  Oberleitung  und  Oberaufsieht  über  die 
entsprechenden  offen tlichen  Erzlehungs-  und 
Unterrichtsanstalten  zukommt  Im  Besonderen 
wird  bestimmt :  I.  dem  kgl.  Staatsministerium  des 
Innern  für  Kirchen-  und  Schulangelegenheiten 
bleibt  die  Bewilligung  vorbehalten  ....  für  alle 
jene  Anstalten,  welche  die  Heranbildung  zum 
geistlichen  Stande  bezwecken.''  Eine  Genehmi- 
gung zur  Errichtung  von  Knabenseminaren  im 
eigentlichen  Sinne  ist  bisher  nicht  gegeben, 
namentlich  die  1855  beantragte  Vereinigung  des 
Knabeneeminars  (Konvikts)  zu  Freising  mit  der 
dortigen  Lateinschule  und  dem  Gymnasium  zu 
einer  rein  kirchlichen  Anstalt  1.  J.  1858  Ton  der 
Regierung  abgelehnt  worden,  Arch.  f.  k.  K.  R. 
8,  446.  451. 

2  Das  Gesetz  v.  15.  März  1850,  welches  das 
frühere  staatliche  Unterrichtsmonopol  durch- 
brochen und  das  Prinzip  der  Unterrichtsfreibeit 
anerkannt  hat,  betrachtet  dieselben  als  Privat- 
schulen „Etablissements  particuliers^,  und  ordnet 
art.  70  an :  „Les  tfcoles  seoondaiies  ecelEsiastiques 
actuellement  existentes  sont  maintenues  sous  la 
Beule  condition  de  rester  soumises  k  la  surveil- 
lance  de  l'^tat.  II  ne  pouxra  en  etre  Stabil  de 
nou volles  sans  Vautorisation  du  gouvemement  % 
vgl.  Laband  in  Ztschr.  f.  K.  R.  15,  56;  Gau- 
dry ,  traittf  de  la  Itfgislatlon  des  cultes  2,  241 ; 
AndrE,  oouis  alphabdtique  de  la  Itfgitlation 
civile  eoeltfsiastique.  4  id.  4,  346.  Die  Geneh- 
migung ertheilt  das  Staatsoberhaupt,  Gel  gel, 
franz.  Staatskircheuxecht.  S.279,  s.  auch  S.634. 

3  Ges.  V.  12.  Febr.  1873  (G.  Bl.  f.  Els.-Lotlir. 
S.  37)  Dursy,  Staatakirchenrecht  1,  148,  wel- 
ches an  Stelle  des  oit.  franz.  Gesetzes  getreten  ist, 
vgl.  Laband  S.  61)  $.  1 :  „Das  gesamrote  nie- 
dere und  höhere  Unterrloht8wesen(en8eignement 
primaire  et  secondaire)  wird  unter  die  Au&icht 
und  Leitung  der  Staatsbehörde  gestellt. . .  Staat- 
liche Gendimigung  iat  erforderlich :  1.  Zur  be- 
rufs-  oder  gewerbsmässigen  Ertheilung  von  Unter- 
richt; 2.  zur  Eröffnung  einer  Sehule ;  3.  zur 
Anstellung  ejinea  Lehrers  an  einer  Schule.  — >- 
Jede  Schule  kann  durch  die  Verwaltungsbehörden 
gescblossen  werden,  wenn  sie  den  staatlichen 


Anforderungen  über  Errichtung  und  Lehrplan 
nleht  entspricht;  $.  2:  Wer  ohne  die  isE&  $.  1 
vorgesehene  Genehmigung  berufs-  oder  gevrerbs- 
mässig  Unterricht  ertheilt  oder  eine  Schule  er- 
öffnet oder  an  einer  von  ihm  gehaltenen  oder  ge- 
leiteten Schule  einen  Lehrer  anstellt,  desgleichen 
wer  an  einer  wegen  Nichtbefolgung  der  staatlichen 
Anordnung  geschlossenen  Schule  den  Unterricht 
fortsetzt  oder  fortsetzen  lässt,  wird  mit  Geld- 
strafe bis  zu  100  Thalem  bestraft.""  Die  Ge- 
nehmigunghatte nach  der  AusfÜhrungs-Terordn. 
V.  10.  Juli  1873, 5$.  1.  7(Ge8.-Bl.f.El8.-LothT., 
S.  166;  Dursy  1,  l&O)  der  Oberpräsident,  an 
dessen  Stelle  jetzt  derOberschulrath,  Verordn.  v. 
21.  April  1883,  S-  3  (Oes.-Bl.  S.  61)  getreten  ist, 
vgl.  Geigel  S.  230.  279,  zu  ertheilen. 

Wegen  der  Beschwerde  Über  die  Versagung  der 
gedachten  Genehmigung  vgl.  die  cit.  Ausfuhrungs- 
Verordn.  v.  10.  Juli  1873,  $.  löff. 

Dsss  alle  diese  Bestimmungen  auf  die  klei- 
nen Seminare  Anwendung  finden,  darüber 
kann  kein  Zweifel  sein,  umsoweniger,  als  die 
dt.  Attsfühmngs-V.  auch  Pensionate,  in  denen 
Unterricht  ertheilt  wird,  in  den  Schulen  im  Sinse 
des  Gesetzes  rechnet.  Nur  reine  Knabenkonvikte 
würden  von  dem  Gesetz  nicht  betroffen  vreidon. 

«  Das  Gesetz  vom  30.  Januar  1862.   Art.  11: 
„Die  für  die  Heranbildung  der  Kandidaten  des 
katholischen    geistlichen    Standes    bestehenden 
Konvikte  in  Tübingen,   Ehingen   und  Rottweil 
sind  in  Absicht  auf  die  dem  Bischof  zukommende 
Leitung  der  religiösen  Erziehung  der  Zöglinge  und 
der  Hausordnung,  insoweit  sie  durch  die  letztere 
bedingt  ist,    der  Oberaufsicht  der  Staatsgewalt 
unterworfen.   In  den  Übrigen  Beziehungen  stehen 
dieselben  unter  der  unmittelbaren  Leitung  der 
Staatsbehörde.  Insbesondere  hängt  die  Aufnahme 
und  Entlassung  der  Zöglinge  von  der  Staatfhe- 
hörde  ab'',  enthält  keine  allgemeine  Besümmung. 
Golther,    Staat  und  Kirche  in  Württemberg. 
S.  287,  will  die  Frage,  inwieweit  etwaige  triden- 
tinische    seminaria  puerorum  in   Württembexg 
eingeführt  werden  können,  danach  entschieden 
wissen,  ob  dieselben  ihren  Zöglingen  die  vom 
Staate  gesetzlich  erforderte,  wissenschaftl.  Bildung 
zu  geben  im  Stande  sind.    Indem  er  das  letztere 
verneint  und  namentlich  darauf  hinweist,  dass 
das  württembergische  Recht  eine  Bildung  in  klö- 
sterlich eingerichteten  Seminaren  ausgeschlossen 
wissen  will,  kommt  er  zu  dem  Ergebulss,  da» 
die  Regierung  die  Errichtung  derartiger  Anstalten 
nicht  einmal  genehmigen  dürfe.    Das  ist  alles 
richtig,  trifft  aber  nur  die  Knabenseminare,  in- 
dessen nicht  die  Konvikte,  deren  Alumnen  dk 
öffentlichen  Schulen  besudien.    Da  das  Gesetz 
V.  1862  in  dieser  Hinsicht  keine  Bestimmung 
enthält,  so  ist  dss  frühere,  für  die  ob«rhelnlsdhs 
Kirohenpiovinz  massgebende  Rec^t  (s.  o.  &  ÖSd 
037),  welches  eine  Freiheit  der  kirchlichen  Obe- 
ren hinsichtlich  der  Gründung  von  gelstUehen 
BildnngsanstaUen  nicht  kannte,  in  Kraft  gehiie* 
ben  (Art.  22  d.  Ges.  v.  1862),  und  es  wird  also 
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In  allen  genannten  Staaten <  sind  die  gedachten  Anstalten  der  Staatsaufsicht 
unterworfen. 

In  Frankreich  erstreckt  sich  diese  allein  ^^auf  die  Sittlichkeit,  Gesundheit 
and  Beinlichkeit'S  und  darf  sich  auf  den  Unterricht  nur  ausdehnen,  um  ermitteln  zu 
kdnnen,  „ob  er  nicht  gegen  die  Moral,  die  Verfassung  und  die  Gesetze  verstösst'* 2. 
In  den  übrigen  erwAhnten  Ländern,  also  in  Elsass-Lothringen^,  iuBaiern^ 
und  in  Preussen^  richtet  sich  die  Aufsicht  auf  die  Befolgung  aller  gesetzlichen 
VM'sohriften,  namentlich  aber,  soweit  dies  in  Frage  kommen  kann  ^,  auch  auf  die 
Lehrplftne  ^  und  die  Beobachtung  der  staatsgesetzlichen  Vorschriften  ttber  die  An- 
stellung und  die  Verwendung  von  Lehrern^. 

Was  die  gesetzlichen  Anordnungen  des  Näheren  betrifft,  so  sind  in  Baiern  alle 
die  Anstalten  betreffenden  Satzungen '*^,  in  Elsass-Lothringen^^  die  Lehrplftne^ 


für  KnabenkouTikte  im  Sinne  des  Textes  der 
Genehmignng  dei  Regierang  bedürfen.  Uebrigens 
bat  die  Kegierang  nicht  nur  i.  J.  1867  erlaubt, 
das«  der  Bischof  in  Rottenburg  ein  unter  gelst- 
lieher  Leitung  stehendes  Konyikt ,  das  Martini- 
haas, welches  Torherrsehend,  obsohon  nicht  aus- 
schlieeslieh,  zur  Aufnahme  Ton  künftigen  Kan- 
didaten des  geistlieben  Standes  behufs  ihrer  Er- 
ziehung und  Ihrer  Vorbereitung  für  die  niederen 
KeuTikte  oder  für  ein  oberes  Gymnasium  bestimmt 
ist  und  dessen  Zöglinge  die  lateinische  Lehr- 
anstalt besuchen y  welches  also  einYorkonviktfür 
die  s.  g.  niederen  KouTikte  zu  Ehingen  und 
Bottweil  bildet,  errichtet  hat,  sondern  dieses  In- 
stitut auch  mit  jurlstiseher  Persönlichkeit  aus- 
gestattet, s.  die  Statuten  bei  ▼.Vogt,  Sammlung 
d.  Verordnungen  f.  Bottenburg  S.  362;  vgl.  femer 
Rfiekgaber,  die  Diöcese  Bottenburg  und  ihre 
Anklager.  Tübingen  1869.  S.  69  und  Arch.  f. 
k.  K.  B.  23,  302;  36,  467. 

1  Abgesehenvon Baden  und  Hessen,  sowie 
aoeh  Ton  Preussen,  hier,  soweit  Knabensemi- 
nare (nicht  KonTlkte)  in  Frage  stehen,  weil  in 
den  genannten  Ländern  die  betreffeuden  Anstal- 
ten wegen  ihrer  Gesetzwidrigkeit  gar  nicht  ge- 
duldet werden  dürfen. 

2  Git.  Ges.  y.lö.Marz  1850.  Art.  11,  Dursy 
S.  148  n.  2.  In  Folge  dessen  sind  die  fiüheren 
Spezialbestimmungen  Über  die  staatliche  Aufsicht 
(s.  o.  S.  534)  entfallen,  s.  Lab  and  S.  60.  61 ; 
Gaudry  2,  242;  Geigel  a.  a.  0.  S.  279. 

3  S.  o.  8.  65a  n.  3. 

4  Ott.  V.  Y.  1873.  S.  12:  „AUe  Erziehungs- 
nnd  Unterrlehtsanstalten  unterstehen  der  Ober- 
aufsieht  des  Staates.  Dieses  Aufsichtsrecht  wird 
dniüb  Jene  Stelle  oder  Behöide  ausgeübt,  welche 
nach  den  Bestimmungen  der  $$.  2.  3  n.  4  (s.  o. 
S.  668.  n.  1)  zur  Ertheilung  der  polizeiliehen 
Genehmigung  für  die  betreifende  Anstalt  zustän- 
dig iat . . . .  Die  zustindige  Aufsichtsbehörde  soll 
wenigstens  einmal  im  Jahre  die  ihr  unterstellten 
Bfziehnugs-  und  Unterrichtsanstalten  inspiclren 
nnd  iusplciren  lassen.  Die  Aufsichtsbehörden 
haben  hierbei  aueh  der  BeschafTenheit  der  von 
den  Erziehungs-  und  Unterriohtsanstalten  be- 
natzten Lokalitäten,  der  Beinlichkelt,  der  Ver- 
pflegung und  überhaupt  der  Beachtung  der  sani- 
tätepolizeilicben  Normen  entsprechende  Aufmerk- 
samkeit zuzuwenden.'* 


s  Ges.  Y.  11.  Mai  1873  über  d.  VorbUdung  der 
Gelstiichen,  $.  9,  Abs.  1 :  „Alle  kirchUchen  An- 
stalten, welche  der  Vorbildung  der  Geistlichen 
dienen  (Knabeuseminare,  Klerikalseminare,  Pre- 
diger-und  Priesterseminare,  Konvikteetc.)  stehen 
unter  der  Aufsicht  des  Staates."  Darüber,  dass 
diese  Vorschrift  durch  das  Ges.  y.  21.  Mal  1886, 
Art  3  u.  5  nicht  beseitigt  ist,  Ygl.  P.  Hinschius, 
d.  preuss.  K.-Ges. y.  1886.  S.  22 ;  s.  weiter  a.  a. O. 
S.  26.  90;  dagegen  freilich  Heiner,  Wo  stehen 
wir  jetzt?  Dessau  1886.  S.  15,  welcher  sich  aber 
mit  dem  Wortlaut  des  Art.  5  und  mit  sich  selbst 
S.  12,  da  er  hier  die  allgemeine  Staatsaufsicht 
als  fortbestehend  erklärt,  in  Widersprach  setzt 
Vgl.  auch  unten  S.  561.  n.  1. 

^  Das  ist  für  Preussen,  weil  es  sich  hier  nur 
um  KnabenkonYlkte  ohne  Unterrioht  handelt,  s. 
0.  S.  657,  ausgeschlossen. 

^  Cit  Bair.  V.  v.  1873.  J.  11 :  „Die  Gründer 
oder  Vorstände  der  Erzlehungs-  und  Unterrichts- 
anstalten haben  mit  dem  Gesuche  um  die  poli- 
zeiliche Genehmigung  ihres  Unternehmens  die 
Satzungen,  Lehrpläne,  Lehrerverzeiehnisse  und 
sonstigen  Nachwelse  über  die  Einrichtung  der 
Anstalt  Yorsulegen  und  die  erforderliehen  Auf- 
schlüsse zu  geben.  Von  der  durch  die  zuständige 
Aufsichtsbehörde  genehmigten  Organisation  darf 
ohne  besondere  Zustimmung  dieser  Behörde  nicht 
abgewichen  werden.'^ 

8  Vgl.  unten  S.  560. 

ö  S.  o.  Anm.  7. 

10  Ausf.-V.  V.  10.  Juli  1873.  S-  7:  „Die  Ge- 
nehmigung zur  Eröffnung  einer  Schule  ist  bei 
derjenigen  Behörde  nachzusuchen,  unter  deren 
Aufsicht  und  Leitung  die  Schule  zu  treten  hat 
—  Wenn  die  Genehmigung  Yon  einer  öffentlichen 
Behörde,  einer  Korporation  oder  Stiftung  nach- 
gesucht wird,  so  ist  gleichzeitig  mit  dem  Gesuch 
ein  Vorsteher  der  Schule  zu  bezeichnen«  Dem 
Gesuche  sind  beizufügen:  1.  Bescheinigungen 
über  Alter  und  Unbescholtenheit  des  Unterneh- 
mers, bezw.  des  bezeichneten  Vorstehers,  sowie 
die  Prüfungszeugnisse  oder  sonstigen  Nachweise 
über  die  Unterrlchtsbefähigang  desselben  (J^  4. 
5) ;  2.  die  Angabe  der  Art  der  zu  errichtenden 
Schule  und  des  in  ihr  zu  befolgenden  Lehrplaues; 
3.  die  genaue  Beschreibung  des  Schullokals,  er- 
läutert dureb  einen  Situationsplan.**  Ja  es  ist 
weiter,  und  das  trifft  auch  die  kleinen  Seminarlen, 
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sowie  genaue  Angaben  über  die  Einrichtung  der  Anstalt;  inPreussen^die  ftr  die 
Eonvikte  geltenden  Statuten  und  die  auf  die  Hausordnung  bezüglichen  YorscbnAen 
der  AufsiclitsbehOrde  einzureichen  ^. 

Die  Leiter  der  Anstalten  und  die  Lehrer  an  diesen  müssen  in  Baiern  eine  Ar 
ihre  Funktion  entsprechende  Berufsbildung,  die  ersteren  auch  ein  streng  sittliches 
und  nntadclhaftes  Verhalten,  die  letzteren  blos  ihre  ünbescholtenheit  nachweisen  \ 
In  Elsass-Lothringen  wird  als  Vorsteher  (Direktor,  Hanptlehrer)  eines  kleinen 
Seminars  nur  ein  unbescholtener  Mann  von  mindestens  15  Jahren,  welcher  seine  Be- 
fähigung, den  Unterricht  in  den  oberen  Klassen  an  öffentlichen  Schulen  der  entspre- 
chenden Art  in  zwei  Hauptfächern  zu  ertheilen,  als  Lehrer  nur  derjenige,  welcher 
unbescholten  und  die  erforderliche  Befähigung  zu  dem  ihm  zu  übertragenden  Unter- 
richt besitzt^,  zugelassen.  Dagegen  ist  in  Preussen  fllr  die  Leiter  und  die  firsieher 
an  den  Enabenkonvikten  blos  die  deutsche  Reichsangehörigkeit  erforderlich  K 

Einer  staatlichen  Genehmigung  der  Anstellung  des  Vorstehers  und  der  Lehrer 
bedarf  es  allein  in  Elsass-Lothringen®,  in  Baiern  ist  dagegen  nur  von  der 
Annahme  eines  neuen  Lehrers 7,  in  Preussen  von  den  Leitern  und  Erziehern  der 
Aufsichtsbehörde  sofort  ^  Mittheilung  zu  machen. 


Labaiid  S.  63  —  nach  dem  Ges.  v.  1873.  $.  4 
(derReicIiBkanzler,  Jetzt)  der  Statthalter,  Reichs- 
gesetz  T.  4.  Juli  1879.  %.  2  (R.  G.  Bl.  S.  165) 
ermächtigt,  über  die  Qualiflkatioii  der  Lehrer, 
über  die  Organisation  und  über  den  Lehrplan  der 
Schulen,  inebesondere  über  die  Unterrichtssprache 
und  über  die  obligatorischen  Lehrgegenstände, 
sowie  über  die  Prüfung  der  Schüler  Regulative 
zu  erlassen  und  deren  Befolgung  durch  Inspek- 
toren zu  sichern  —  eine  Bestimmung,  auf  Grund 
deren  die  vorher  angeführte  V.  v;  10.  Juli  1873 
und  ein  Regulativ  für  die  höheren  Schulen  v. 
10.  Juli  1873  (Dursy  S.  155)  ergangen  ist. 

*  S.  0.  S  557.  n.  6. 

'  Dass  dies  auch  bei  allen  Aenderungen  zu  ge- 
schehen bat,  ist  in  Baiern,  cit.  Yerord.  $.11 
(o.  S.  559.  n.  7)  ausdrücklich  vorgeschrieben,  für 
Preussen  ergiebt  es  sich  aus  dem  Wortlaut  des 
angef.  Art.  3;  für  Elsass-Lothringen  dar- 
aus, dass  die  staatliche  Genehmigung  nach  den 
citirten  Bestimmungen  erforderlich  ist  und  nur 
auf  Grund  der  eingereichten  Pläne  ertheilt  wird, 
wie  denn  auch  J.  8  d.  Ausf.-V.  v.  10.  Juli  1873 
vorschreibt :  „Sie  (die  Genehmigung)  gilt  nur  für 
denjenigen,  für  den  sie  ertheilt  ist,  und  für  die 
darin  ausdrücklich  angegebene  oder  ans  dem  Ge- 
suche ersichtliche  Räumlichkeit  und  Art  und 
Ausdehnung  des  Unterrichts.^' 

»  €it.  V.  V.  1873,  $.  7:  „Die  Erlaubniss  zur 
Gründung  einer  Brziehmigs-  und  Unterrichtsan- 
stalt  ist  durch  den  Nachweis  streng  sittlichen  und 
untadelhaften  Yerfaaltens,  sowie  des  Besitzes  der 
erforderlichen  Mittel  bedingt.«  J.  8 :  „Der  Leiter 
einer  Erziehungs-  und  Unterrichtsanstalt  hftt 
ausser  streng  sittlichem  und  untadelhaftem  bür- 
gerlichen Verhalten  eine  der  Aufgabe  der  be- 
treffenden Anstalt  entsprechende  BerAfsbildung 
nachzuweisen."  $.  9 :  „An  Unterrichtsanstalten, 
welche  ganz  oder  theil weise  für  öffentliche  An- 
stalten des  Staates  Ersatz  bieten  wollen,  dürfen 
diejenigen  Lehrfächer,  für  welche  Staatsprüfun- 


gen eingerichtet  sind,  nur  solchen  Personen  über- 
tragen werden,   welche  die  vom  Staate  für  die 
Anstellung  In  dem  gleichen  Untenichtszwelge 
vorgeschriebenen  Bedingungen  erfüllt  haben.  — 
Für  die  Lehrer  der  übrigen  Fäeher  an  den  In 
Abs.  1  bezeichneten  Anstalten,   sowie  ffir   die 
Lehrer  an  Instituten,  deren  Aufgabe  nicht  ist, 
Ersatz  für  den  Unterricht  der  Sflbndichen  An- 
stalten des  Staates  zu  bieten,  sind  anderweitige 
genügende  Befähigungsnachweise  nach  dem  Er- 
messen  der   Aufsichtsbehofde,   für  sämmtliehe 
Lehrer  aber  Nachweise  ihrer   Ünbescholtenheit 
beizubringen.^'    $.  10:  „Dem  Staatsminieteiium 
des  Innern  für  Kirchen- und  Schulangelegenheiten 
bleibt  vorbehalten,   in  besonderen   Fällen    auf 
Grund  anderweitiger  Belege  Dispensationen 
von  dem  vorschriftsmässigen  Naohweis  der  erfor- 
derlichen Qualifikation  für  einzelne  Lehrer  anf 
einige  Zeit  oder  für  immer  zu  bewilligen."    I>ie 
Entsch.  V.  8.  April  1862  Nr.  16  batte  blosse  An> 
zeige  statt  der  früheren  Bestätigung  der  Vorstände 
und  Lehrer  an  den  Knabenseminarien  verlang 
sie  ist  aber  insoweit  durch  den  Erlass  v.  20.  No- 
vember 1873,  Zeitschr.  f.  K.  R.  12, 2^  beseitigt, 
da  die  Bestimmung  des  letzteren  unter  Nr.  6  sir-h, 
wie  die  in  Bezug  genommene  Min.-EntBch.   ▼. 
4.  Juni  1846,  Döllinger,  Sammlung  23,  104 
ergiebt,  nur  auf  die  Priesterseminarien  betiei&t. 

*  Oit.  Ausf.-V.  V.  10.  Juli  1873.  JS-  ^.  &•  7. 
9. 13. 

5  Ges.  V.  21.  Mai  1886.   Art.  3. 

«  Ges.  V.  12.  Februar  1873.  $.2;  An«f.-V. 
V.  10.  Juli  1873.   %.  9. 

7  Oit.  V.  V.  1873.  S-  11.  Abs.  3:  ^Dic  Vor- 
stände haben  jeden  neu  aufgenommenen  Lehrer 
sofort  unter  Vorlage  der  vorschriftsmässigen  l^nch- 
weise  der  Aufsichtsbehörde  anzuzeigen  und  sind 
verpflichtet,  denselben  wieder  zu  entfernen,  ^orenn 
von  dieser  Behörde  der  QualiflkationsnaAh'vreie 
als  ungenügend  erklärt  wlrd.^ 

ti  Art.  3  des  Ges.  v.  21.  Mai  1886.  Das.,9orort^ 
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Fener  beaitat  die  AnfbichisbehOf de  flberaU  das  Reeht,  RevisionoB  der  erwähn- 
teil  AnsUIten  voreunehmen  oder  vomehnien  zu  lassen,  nm  sieh  ttber  die  Innehaltong 
der  bestehenden  gesetsliohen  Vorschriften  Gewissheit  sn  verschaffen  K 

Endlich  steht  derselben,  bei  Niohtbeachtang  der  ietsteren ,  anoh  das  Recht  zu, 
die  betreffenden  Anstalten  ra  sehliessen^. 

In  W tirtt emb  erg  ist  dagegen  der  frflhere  staatliche  Obarakter  der  beiden  be- 
stehenden niederen  Konvikte  ^  beibehalten  worden.  Die  Leitung  nnd  Aufsicht  fiber 
dieselben,  insbesondere  aneh  die  Anfnabme  nnd  die  Entlassung  der  Zöglinge  ^  kommt 
der  Staatsbehörde  (dem  katholischen  Edrchenrath)  ^  sn  <'.  Nur  ist  dem  Bisehof  das 
Beeht  zur  Leitung  der  religiösen  Ersiehnng  und  zur  Festsetzung  der  dadurch  be- 
dingten Hausordnung'',  sowie  das  Recht  zur  Ernennung  der  Vorsteher  und  Repeten- 
ten gesetslich  zugestanden  worden  ^.  Aber  in  den  beiden  ersteren  Beziehungen  ist 
der  Staatsbehörde  das  Recht  der  Oberaufsicht^  gewahrt.     Es  dllrfen  ferner  vom 


folgt  daians,  dass  dasselbe  schleobthin  die  Mit- 
theilang  des  Namens  Jedes  Leiten  und  aller  £y- 
zieher  anordnet,  nnd  andernfalls  bei  einem 
Wechsel  des  Personals  der  Vorschrift  nicht  genügt 
sein  wftide. 

1  Wegen  Baiern  s.  o.  S.  669.  n.  4,  wegen 
Elsass-Lotbringen  Tgl.  o.  S.  669.  n.  10.  n. 
Ansf.-y.  T.iO.  Jnlil873.  $.  16.   Für  Prenssen 
erglebi  sieh  dies  darans,  dass  die  Konvikte  der 
fltaatliehen  Anfsieht  nnterworfen  geblieben  sind, 
also  in  Folge  dessen  die  allgemeinen  yotschriften, 
welche  für  alle  Erziehungsanstalten  gelten,  In 
Bezug  auf  sie  Anwendung  finden.    Für  diese 
schreibt  aber  das  A.  L.  R.  II.  12.  %.  9  Tor :  „Alle 
offentilohen   Schulen   und  Erziehungsanstalten 
stehen  nnterderAufsleht  des  Staates  und  müssen 
sieh  den  Prüfungen  und  Visitationen  desselben 
zu  allen  Zeiten  unterwerfen";   für  die  übrigen 
Reehtsgebiete  ist  die  Befugniss  die  Konsequenz 
des  Auftiehtsrechtes,  da  derjenige,  welcher  ein 
solches  besitzt,  Jedenfalls  auch  befugt  sein  muss, 
▼on  dem  Zustande    der  zu    beaufsichtigenden 
Objekte  Kenntniss  zu  nehmen.    A.  M.  Heiner 
a.  e.  O.,  weleher  ohne  Grund  darauf  hinweist, 
das«  $.  9  A.  L.  R.  II.  12  durch  die  Yerfassungs- 
Urkunde  stets  als  aufgehoben  betrachtet  (I  ?)  wor- 
den sei,  und  Torkennt,  dass  das  Gesetz  unter  den 
besonderen  Torschrlf ten  wegen  der  Staatsaufsicht 
solche  Terstanden  hat,  welche  abweichend  von 
den  für  alle  Srzlehnngs- und  Unterrichtsanstalten 
geltenden  allein  für  die  geistliehen  Bildungsan- 
sfalten erlassen  worden  waren,  s.P.Hinschius, 
pimiss.  Rirchengesetz  r.  1886.  S.  22.24.  —  Die 
AnfUchtsbehSrde,  welche  diese  Massnahmen  zu 
treffen  hat,  ist  Jetzt  der  Minister  der  geistlichen 
Angelegenheiten,  P.  Hinschiusa.a.  O.  S.  26. 
«  Ott.  Balr.  V.  t.  1873.  $.  18:  „Im  Falle  der 
Nichtbeachtung  der  von  der  zustlndlgen  BehCrde 
gegebenen  Weisungen  oder  falls  es  Im  Interesse 
der  SittÜchkeitfl-  oder  der  Gesundheitspolizei 
erforderlich  wird,  kann  diese  Behörde  die  polizei- 
liche Bewilligung  für  verwirkt  erklftren";    für 
Elsass-Lothringen  Tgl.  cit.  Ges.  y.  1873. 
S-  1,  0.  8.  668.  n.  3  und  Ausf.-Y.  v.  10.  Juli 
1878.  $.  11  ff.  (wegen  der  hier  vorgekommenen 
Schliessung  einzelner  Knabenseminare  s.  G  e  i  g  e  1 
a^.O.  S.279.n.7);  für Prenssenfolgtdas Recht 

Hinsekias,  inrebenreeht  lY. 


aus  der  Staatsaufsicht,  da  diese  nothwendiger- 
weise  die  Befagniss  in  sich  begreift,  das  Fortbe- 
stehen gesetzwidriger  Institute  zu  hindern,  P. 
Hlnschius,  a.  a.  0.  S.  28. 

8  S.  0.  S.  628. 

*  Wobei  es  allerdings  der  Staatsbehörde  frei- 
steht, den  Bischof  darüber  zu  hören,  ob  dem  Auf- 
zunehmenden nicht  etwa  die  kanonischen  Eigen- 
schaften für  die  Erlangung  eines  Kirchenamtes 
fehlen,  und  einem  näher  begründeten  Antrage 
desselben  auf  Entlassung  eines  unwürdigen  Zög- 
lings zu  entsprechen. 

6  Golther  a.  a.  0.  S.  857.  Die  Entfernung 
der  Zöglinge  allerdings  dem  Kultusministerium. 

«  Ges.  Y.  30.  Januar  1882.  Art.  11,  s.  o.  8.668. 
n.  4.  Ebenso  Hegt  die  Regelung  und  Verwaltung 
der  ökonomischen  Verhältnisse  ausschliesslich  in 
der  Hand  der  Staatsbehörde. 

7  Die  halbjährlichen  Hauptberichte  sind  an 
das  Ordinariat  zu  erstatten,  femer  ihm  alle  orga- 
nisatorischen VorschUge  betreffs  der  religiösen 
Erziehung  und  der  Hausordnung,  sowie  die  An- 
träge auf  Bestrafung  der  Zöglinge  zu  unterbreiten, 
Rückgaber  a.  a.  O.  8.  47. 

8  Cit.  Ges.  Art.  12:  „I>em  Bischof  steht  die 
Ernennung  der  Vorsteher  der  drei  Konvikte  (das 
dritte  ist  das  Wilhelmsstift  in  Tübingen,  s.  o. 
S.  629  und  nachher  S.  668)  aus  der  Zahl  der  an 
ihrem  Sitz  angestellten  Professoren  oder  Kirchen- 
diener, sowie  die  Ernennung  der  Repetenten  an 
den  genannten  Lehranstalten  zu.  Auf  diese  Er- 
nennung findet  das  In  Art  4,  Abs.  1  des  gegen- 
wärtigen (Gesetzes  angeführte  Recht  der  Staats- 
regterung  zur  Ausschliessung  missliebiger  Kan- 
didaten (s.  Bd.  III,  S.  184)  Anwendung.  Die 
Geltendmachung  dieser  Rechte  bleibt  der  Regie- 
rung auch  in  dem  Fall  vorbehalten,  wenn  ein 
Vorstand  oder  Repetent  nach  seiner  Ernennung  in 
büigerlloher  oder  politlsoher  Beziehung  derselben 
unangenehm  geworden  ist. 

9  S.  den  dt.  Art.  11,  damit  sie  im  Stande  ist, 
darüber  zu  wachen,  dass  die  Erziehung  der  Zög- 
linge nicht  in  einem  den  Interessen  des  Staates 
feindseligen  und  in  zelotischem  Sinne,  sowie  in 
einer  dem  Unterricht  in  den  von  den  Zöglingen 
besuchten  Gymnasien  entgegenwirkenden  Weise 
geleitet  werde ,  dass  die  Hausordnung  nicht  den 
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Bischof  nur  solohe  Personen  sn  Vorstehern  and  Eepelenten  ernannt  werden,  welche 
nicht  Yon  der  Staatsreg^erung  unter  Anfühmng  von  Thatsachen  ala  ihr  in  bllrgarficher 
oder  politischer  Hinsicht  missfiUlig  erklart  sind,  nnd  swar  mflssen  die  erstttren  ans 
den  am  Orte  des  Konyikts  angestellten  Professoren  oder  Kirehendienem  ausgewählt 
sein/.  Falls  sich  später  nach  der  Ernennung  ein  solcher  Ansschliessmigagmnd  in 
Betreff  eines  der  gedachten  Angestellten  ereignet,  ist  die  Regierang  befligt,  von  dem 
Bischof  die  Enüassnng  desselben  sa  verlangen'.  Dagegen  ist  ihr  ein  Becht  sir  Mit- 
wirkong  einer  vom  Bischof  seinerseits  verfügten  Absetsang  oder  AbbemAug  eines 
der  erwähnten  Konviktbeamten  nicht  mehr  vorbehalten  geblieben'. 

Die  theologischen  Diöcesan- Anstalten^,  philosophiseh-theo* 
logische  Lehranstalten,  Klerikal-Seminare^  Die  ebenerwähnten  An- 
stalten, d.  h.  solche,  welche  fllr  das  Stadiom  der  Theologie  and  ihrer  Hfll&wissen- 
Schäften,  namentlich  der  Philosophie,  bestimmt  sind,  also  dieselben  Bildongssiele  wie 
die  theologischen  Fakultäten  an  den  Universitäten  verfolgen,  sind  in  Baden^,  in 
Hessen^,  und  in  Württemberg^  gesetzlich  ausgeschlossen. 

Die  neueste  preussische  Qesetsgebung^  lässt  dagegen  derartige   Anstalten 


Chaiakter  einer  klösterlich  abgesehlosaenen  Zucht 
an  sieh  trage,  und  dau  endlich  nicht  uninlisiige 
DlBJdpllnarstrafmlttel  zur  Anwendung  kommen, 
OoltherS. 360.  Nach  den  xni  AuBf&hmng  dee 
Konkordates  mit  dem  Ordinariat  Terelnbarten 
MlnlsterialTerfügongen  y.  4.  Mai  nnd  12.  Okto- 
ber 1869,  Golther  S.  858.  360;  Rückgaber 
a.  a.  0.  S.  47,  hatte  der  Bischof  der  Staatsbehörde 
Yon  jedem  bedeutsamen  Yorkommniss  in  den 
Anstalten  alsbald  Anzeige  zn  machen,  ferner  die 
an  ihn  erstatteten  Zustandsberichte  derVoistinde 
unter  summarischer  Angabe  der  Ton  ihm  hierauf 
erlassenen  Verfügungen  alle  Halbjahr  zur  Ein- 
sicht mitzuthellen ,  sowie  jede  beabsichtigte 
Aenderung  in  der  Hans-  oder  Disziplinarordnung 
und  in  den  Amtsinstruktionen  der  Vorstände  und 
Repetenten  zur  TorgäDgigenKenntnisanahme  der 
Regierung  zu  bringen,  damit  sich  diese  schlüssig 
machen  könne,  obide  Tom  staatlichen  Standpunkt 
dagegen  Einsprache  zu  machen  habe.  Daran  hat 
das  Gesetz  nichts  geändert  und  In  der  Praxis  ist 
bisher  in  dieser  Weise  yerfahren  worden« 

1  S.  den  dt  Axt.  12,  o.  S.  561.  n.  8. 

^OoltherS.  365.  Sollte  der  Bischof  diesem 
Verlangen  nicht  nachkommen,  so  würde  die  Re- 
gierung die  betreifende  Person  im  Wege  der 
AdministratiT-Exekution  an  der  weiteren  Thätig- 
keit  im  KouTlkt  hindern  können. 

8  Als  Korrelat  des  Rechtes  der  Ernennung  kommt 
dieses  also  auch  dem  Bischof  zu.  Eine  ^hrsnke 
gegen  Uebergriife  desselben  liegt  für  den  Staat 
darin,  dass  der  erstere  bei  der  Neu-Emennung 
der  VorBteher  an  bestimmte  Personen  gebunden 
ist,  und  dass  die  Professoren  an  denyon  den  Kon- 
▼Iktoristen  besuchten  Gymnasien  staatlich  ange- 
stellt sind,  also  mit  der  bisohöf  liehen  Entf^nung 
aus  der  Stellung  eines  Vorstehers  ihr  soxutiges 
Amt  nicht  Terlieren. 

*  Dies  ist  die  Bezeichnung  In  0  e  s  t  e  ir  e  1  c  h. 
WennlnRlchter-Kahl,  K.R.  8. Aufl.  S.1258. 
n.  1  behauptet  wird,  dass  noch  ein  Generalseminar 
In  Görz  bestehe,  so  handelt  es  sich  dabei  nicht 
um  ein  Generalseminar  Im  josephiulachen  Sinne 


(o.  S.  526),  sondern  um  ein  ZentialBeminax,  wel- 
ches zugleich  du  Seminar  für  dieSrzdlöceee  nnd 
die  Uferdlöeesen  der  Provinz  bildet,  Schulte, 
Status  p.  36.  Das  griechisch-katholische  Zentnl- 
seminar  in  Wien  ist  dagegen  ein  Konvikt,  welches 
den  griechisch-katholischen  Kandidaten  die  Mög- 
lichkeit gewährt,  an  der  theologischen  Fakultät 
die  Yorgeschriebenen  Kurse  durchzumachen. 

B  Nach  dem  Spraohgebrauohe  der  piensslseben 
Gesetze,  s.  S.  559,  Anm.  5. 

0  Da  das  clt.  GeseU  (s.  o.  S.  557.  n.  3)  nur 
die  Errichtung  von  Anstalten  zur  theoL-prmkt. 
Vorbildung  gestattet. 

7  Hier  gilt  dasselbe  wie  für  Baden,  siehe  o. 
S.  557.  n.  2. 

s  Eine  positive  Vorschrift  weist  das  Gesetz  t. 
30.  Januar  1862  In  dieser  Beziehung  nicht  aal 
Es  hat  aber  die  früheren  gesetzliehen  An<«d- 
nnngen,  nach  welchen  das  Studium  der  Theologie 
auf  der  Universität  zu  betreiben  ist,  nickt  anf- 
gehoben,  s.  o.  S.  528.  537,  vgl.  auch  Goltber 
a.  a.  0.  S.  361  und  Motive  zu  dem  cit  Gesetz. 
Art.  14  a.  a.  0.  S.  529. 

»  Ges.  V.  21.Mai  1881.  Art.  2 :  „An  die  Stelle 
des  S*  6  des  Gesetzes  ▼.  11.  Mai  1873  treten  fol- 
gende Bestimmungen:  das  theologische  Studloin 
kann  auch  an  den  zur  wissenschaftliehen  Vorbil- 
dung der  Geistlichen  geeijoieten  Semlnazea, 
welche  Ms  zum  Jahre  1873  bestanden  babea, 
zurückgelegt  werden.  •*-  Zur  Wiedereröfl&nng 
und  Fortführong  dieser  Anstalten  sind :  i)  dem 
Minister  der  geistlichen  Angelegenheiten  die 
Statuten  und  der  Lehrplan  einzureiehen  und  die 
Namen  der  Leiter  und  Lehxei^  welche  Dentsehe 
sein  müssen,  mitzuthellen ;  2)  ist  der  Lehrplaa 
dem  Univeisltätslehrplan  gleichartig  zu  gestalten ; 
3)  es  ist  zur  Anstellung  an  diesen  Anstalten  die 
wlssenschafülche  Befähigung  erforderlich,  na 
einer  deutschen  Staatsuniversität  in  der  Disziplin 
zu  lehren,  für  welche  die  Anstellung  erfolgt.  — 
Diese  Seminare  sind  nur  fürdl^eni^en  bestinunt, 
welche  dem  Sprengel  angeboren,  für  den  das 
Seminar  errichtet  ist.   Hiervon  kann  jedoch  der 
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allein  iniowait  zn,  als  sie  beim  Inkrafttreten  des  Gesetzes  vom  1 1 .  Mai  1873^  bereits 
besondere  haben  ^^  nnd  hat  ausserdem  blos  den  Bischöfen  von  Osnabrück  nnd  Lim- 
bnig  das  Reeht  gewährt,  solche  in  ihren  Sprengein  (aber  auf  eigene  Kosten)  zu  errich- 
ten'. Die  frohere  Beschrinknng,  dass  an  diesen  Seminaren  nnr  solche  Kandidaten, 
welebe  der  DiOcese  angehören,  ftlr  die  das  Seminar  bestimmt  ist,  das  theolo^sche 
Sindinm  ablegen  durften,  ist  nenerdmgs  ebenfalls  beseitigt  4,  nnd  damit  den  Bischöfen 
die  Mdgliehkeit  gegeben  worden,  die  Kandidaten  von  dem  üniversit&tsstadinm  fern- 
zuhalten und  lediglich  anf  den  Seminaren  ausbilden  zu  lassen. 

Eine  besondere  staatüohe  Genehmigung  für  die  Wiedereröfihnng  der  frflher  ge-- 
seUoBsenen  oder  für  die  Eröffhnng  der  neuerdings  zugelassenen  Anstalten  ist  nicht 
efforderiieh^  Die  Bischöfe  sind  ohne  weiteres  dazu  ermächtigt,  sofern  nur  der  Lehr- 
plan dem  der  katholisch-theologischen  Fakultäten  der  Universitäten  gleichgestaltet 
ist*,  und  die  Leiter  der  Anstalt,  sowie  die  an  denselben  dauernd  oder  widerruflich 
ai^pestellten  Lehrer^  die  deutsche  Reichsangehörigkeit,  die  letzteren  auch  die  wissen- 
schaftliche Befthignng  besitzen^,  an  einer  deutschen  Staatsuniversität  in  der  von  ihnen 
vertretenen  Disziplin  zu  lehren  ^,  und  zwar  von  dem  Augenblick  ab,  in  welchem  die 
demnächst  zu  besprechenden  Mittheilungen  dem  Kultusminister  gemacht  worden  sind  ^^. 

Nach  Lage  der  obwaltenden  VeriUÜtnisse  ist  durch  die  erwähnten  Vorschriften 
in  Pr  eussen  wie  frflher  nach  der  Gesetzgebung  des  Jahres  1873,  so  jetzt  wenigstens 
noeh  thatsäehlioh  die  Begrflndung  von  theologischen  Lehranstalten  flir  solche  bischöf- 
liche Sprengel,  in  denen  katholisch-theologische  Fakultäten  bestehen,  ausgeschlossen  ^S 


lOniBter  der  geistliohen  Angelegenheiten  Ani- 
nahmen  gestatten.  —  Der  Minister  der  geist- 
liehen Angelegenheiten  maoht  die  zur  wissen- 
■ehaftUoben  VorUldung  geeigneten  Seminare 
öffentlich  bekannt.  —  Die  Wiedereröffnung  der 
Seminare  f&i  die  Brzdideese  Chiesen-Posen  nnd 
die  Diöeete  Knlm  wird  dnroh  kgl.  Verordnung 
bestimmt." 

1  P«  H In 8 e hin«,  prenss.  Kirchengesetz  Ton 
1886.  S.  10. 

*•  Nach  $.  6  des  dnroh  den  dt.  Art.  2  beseitig- 
ten Gesetzes  t.  11.  Mai  1878  waren  solche  Kleri- 
kalseminare nnr  an  denjenigen  Orten  zugelassen, 
in  welchen  sich  keine  theologischen  Fakultäten 
befanden.  Das  entsprach  dem  thats&ohlichen  Zu- 
Btande,  da  hei  der  Ausführung  der  Bulle:  De 
Balute  animamm  t.  16.  JuU  1821  allein  dierjenigen 
IMdeesen,  in  welchen  keine  UnWersititen  oder 
Akademieen  mit  katholisch-theologischen  Fakul- 
täten Torhanden  waren,  Klerikalseminare  erhalten 
haben, s.o. 8. 692.  n.  ou.  P.  Hinschius  a.a.O. 
8. 10.  In  Folge  der  Nichtbeachtung  des  Gesetzes 
▼on  1873  sind  die  zu  Paderborn,  Trier,  Posen, 
Pelplin,  in  den  neueren  Proylnzen  Fulda  und 
Hildesheim  geschlossen,  jetzt  aber  auf  Orund  des 
«dt.  Art  2  (Ende  1886  und  Anfang  1887)  Trier, 
Padetbom  und  Fulda  wieder  eröflkiet  worden. 

s  Gesetz  y.  29.  AprU  1887.   Art  1.  $.  1. 

*  Durch  das  In  der  Yor.  Anmerk.  dt.  Gesetz 
Art  1.  $.2. 

ft  Alles  im  Text  Angeführte  bezieht  sich  nicht 
anf  Gnesen-Posen  und  Kulm,  da  für  diese 
Pioeesen  durch  Art.  2  des  Ges.  ▼.  21.  Mal  1886 
eine  besondere  Regelung  durch  königliche  Ver- 
ordnung vorbehalten  ist    Durch  königliche  An- 


ordnung ist  im  Juni  1887  übrigens  die  Wieder- 
eröffnung des  Kulmer  Seminars  gestattet  worden. 

^  D .  h.  der  Lehrplan  muss  In  demselben  Maasse, 
wie  der  Lehrplan  der  erwähnten  Fakultäten,  ein 
wissenschaftliches  Studium  der  Theologie  und 
ihrer  Hülfswissenschaften  ermöglichen.  Darüber 
hat  der  Kultusminister  zu  entscheiden,  P.  Hin- 
schius S.  13. 

^  P.  Hinschius  S.  12. 

s  Die  Leiter  blos  dann,  wenn  sie  zugleich  als 
Lehrer  funglren.   . 

0  D.  h.  es  muss  sich  der  betreffende  Lehrer  an 
einer  deutschen  Staatsuniversitat  für  di^enigen 
Fieber,  in  denen  er  an  der  Anstalt  lehron  soll, 
als  PriTatdozent  habilirt  haben  oder,  da  auch 
Gelehrte,  welche  sich  in  anderer  Weise,  z.  B. 
durch  literarische  Thätlgkelt  hervorgethan  haben, 
durch  die  Unterrichtsyerwaltung  in  akademische 
Lehrämter  befordert  werden  können,  die  Erklärung 
des  Kultusministers  darüber  eingeholt  werden, 
ob  er  die  in  Aussicht  genommene  Persönlichkeit 
für  geeignet  erachtet,  als  Privatdozent  an  einer 
StsatsunlTorsltät  thätig  zu  sein,  P.  Hinschius 
a.  a.  0.  S.  12  und  preusslsche  Kirchengesetze  ▼. 
1873.  S.  121.  n.  4. 

10  Sind  die  gedachten  Bedingungen  erfüllt,  so 
ist  der  Bfinlster  yerpflichtet,  die  im  Art  2  ge- 
dachte Anerkennung,  dass  die  betreffende  Anstalt 
zu  wissenschaftlicher  Yorbildung  geeignet  sei, 
d.  h.  geeignet,  das  theologische  Studium  an  einer 
Staatsuniversitat  zu  ersetzen,  seinerseits  zu  er- 
lassen. Das  ist  auch  hinsichtlich  der  Anm.  2  u.  6 
gedachten  Seminare  geschehen. 

11  Vgl  oben  Anm.  2. 
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also  die  Znlassnng  der  ersteren  in  PrenBseii  niehi  ToUkommen  frei  ^  sondern  hloa 
innerhalb  eines  fest  bestimmten  Umfanges  gesetzHeh  statthaft^. 

In  Baiern,  in  Frankreich  und  Elsass-Lothringen  bedarf  ea  anr  Sr- 
richtang  der  hier  fraglichen  Anstalten  der  Genehmigung  der  Staatsbehörde  ',  wogegen 
in  Oesterreich^  eine  solche  nicht  erfordert  wird. 

Die  Anstellung  der  Vorsteher  und  der  Direktoren,  sowie  ihre  Entfernung  stallt 
abgesehen  von  Baiern^  den  Bischöfen  su^  jedoch  ist  in  Oesterreioh  naeh  einem 
i.  d.  J.  1849  u.  1850  zwischen  der  Regierung  und  dem  Episkopat  getroffenen,  auch  nach 
dem  Konkordate  festgehaltenen  Uebereinkommen^  bestimmt,  „daas  eme  theologische 
Professur  fttr  die  RegeP  allein  an  solche,  welche  ihre  Befthigung  duroh  eine  sekrift^ 
liehe  Prflfiing  und  einen mflndlichen  Probevortrag  dargethan  haben ^,  verliehen*,  und 
zu  diesem  Behufe  von  dem  Ordinariate,  an  dessen  Lehranstalt  eine  Stelle  erlMgi  int, 


1  Dass  die  Bischöfe  etwa  beliebig  solche  An- 
stalten unter  Yerzicbt  darauf,  dass  diese  als  staat- 
lich geeignet  (s.  vor.  Anm.)  anerkannt  werden, 
gründen,  wüide  gegen  den  Artikel  2  des  clt.  Oe- 
setzes  nnd  Art  1  des  Ges.  ▼.  29.  April  1887  rer- 
stossen. 

2  Praktische  Bedentnng  hat  diese  Besokrinkung 
freilich  nicht  mehr,  s.  S.  563.  n.  4. 

8  Die  Lyceen,  die  philosophisch-theologischen 
Lehranstalten,  sind  in  Bai  er  n  staatliche  Anstal- 
ten, welche  der  Staat  selbstTerständlich  allein 
errichten  kann.  Es  kommt  daher  hier  nur  in 
Frage,  ob  die  Bischöfe,  wenn  sie  keine  staatlichen 
Mittel  beanspruchen  wollen,  berechtigt  sind, 
ihrerseits  frei  nnd  ungehindert  derartige  Blldungs- 
anatalten  zu  begründen.  Die  Regierung  hat  dies 
stets  anf  Grund  des  Religionsediktes  t.  1818 
(s.  0.  S.  558.  n.  1)  verneint  Während  in  dem 
Eicbstadter  Fall  (s.  o.  S.  632.  n.  2)  eine  Vereini- 
gung getroffen  worden  ist,  hat  die  Regierung  1864 
die  vom  Bischof  von  Speier  ohne  ihre  Zustim- 
mung eröffnete  theologische  Lehranstalt  polizei- 
lich schliessen  lassen,  Arch.  f.  k.  K.  R.  13,  107; 
Silbe rnagl,  Yerfsssung  sämmtl.  Religions- 
genossenschaften. 1.  Aufl.  S.  810.  n.  9 ;  Schrei- 
ben Plus'  IX.  an  die  balr.  Bischöfe  t.  23.  Mai 
1866,  cit.  Areh.  14,  308.  —  Jetzt  kommen  die 
$$.  1.  2  der  schon  angef.  Y.  t.  1873  (o.  S.  668. 
n.  1)  In  Betracht,  nach  welchem  $.2,  I.  die  Be- 
willigung des  Staatsministeriums  des 
Innern  für  Kirchen-  und  Schulsaohen 
„für  alle  Anstalten,  welche  ganz  oder  thellwelse 
Ersatz  bieten  wollen  für  die  Universltilten,  die 
polytechnische  Hochschule,  Lyceen^  Torbehalten 
ist.  —  Ueber  Frankreich  u.  Elsass-Loth- 
ringen  siehe  o.  S.  634.  Staatliche  theologische 
Fakultäten  bestehen  zwar  neben  den  Semlnarien 
in  Frankreich,  sie  kommen  aber  praktisch  nicht 
in  Betracht,  da  sie  nicht  als  kanonisch  errichtet 
gelten  und  von  den  Geistlichen  nicht  besucht  wer- 
den, Andrtf  1.  c.  3,  964. 

4  Vgl.  Art.  17  des  Konkordates  t.  1866  (oben 
S.  666.  n.  7).  Das  Gesetz  t.  7.  Mai  1874.  $.  30 
(s.  Bd.  II.    S.  609)  hat  nichts  geändert. 

Die  theologischen  Diöcesan  -  Anstalten  sind 
hier  mit  den  Klerikal-Semlnaren  (genauer  Kon- 
vikten)  in  der  Art  Terbunden,  dass  die  Zöglinge 
der  letzteren  an  den  ersteren  ihre  theologischen 
Studien  machen,  wennschon  dort  auch,  freilich 


yereinzelti  solche,  die  nlobt  in  die  SemiBaiian 
aufgenommen  sind,  studiren.  Schulte,  atatiu 
p.  6. 

^  Denn  wegen  des  staatlichen  (^arakten  der 
Lyceen  sind  die  gedachten  Beamten  staatUehe, 
über  deren  Anstellung  und  Entfernung  der  Staa^t  za 
befinden  hat.  Die  in  der  Min.-B.  ▼.  8.  Apiü  1852, 
Nr.lSlnAussichtgestellteBflGksichtnahmeaafdle 
Wünsche  der  Bischöfe  bei  der  Besetzung  der  Lehr- 
stellen an  den  Lyceen  Ist  in  dem  Min.-Erlafta  t. 
20.  NoTember  1873  (Zeltsohr.  f.  K.  B.  12,  269) 
nicht  aufrechterhalten ;  vgl.  dazu  auch  Arch.  f. 
k.  K.  E.  29,  460. 

Bei  der  Zulassung  rein  bischöflicher  Lehran- 
stalten (s.  0.  Anm.  3)  würde  nach  $.  14  d.  Vd^. 
(„Werden  einer  durch  Korporationen,  Yeieine 
oder  Private  eirlchteten  Endehungs«  oder  Unter- 
rlchtsanstalt  besondere  Rechte  oder  Zoech&aae 
aus  Staats-  oder  Kreisfonds  bewilligt,  so  können 
hierfür  auch  besondere  Yerpflichtnngen  aafed«gt 
werden")  die  Ernennung  an  die  staatliehe  Bestä- 
tigung geknüpft  werden  können,  wie  diee  bereite 
früher  in  dem  erwähnten  Eiohstidter  Fall  (siehe 
Anmerk.  3)  geschehen  ist. 

^  Wegen  Frankreich  nnd  Elsass-Loth- 
ringen  s.  o.  S.  534;  für  Oesterreieh  folgt 
dies  aus  Art.  17  d.  Konk. 

1  Schreiben  des  Episkopates  t.  16.  Jfuni  1B49, 
coli.  conc.  Lac  6,  1362;  Yortcag  des  Kultasmln. 
V.  13.  April  1860,  Beltr&ge  z.  prenss.  u.  deutaeh« 
K.  R.  Heft 2.  S.60;  Y.  T.  SO.  Juni  1860,  a.m.O. 
S.  73,  femer  Zuschrift  d.  Episkopates  v.  16.  Jimi 
1866,  coli.  conc.  dt.  5,  1261  u.  Y.  d.  Kult-Mla. 
T.  29.  März  1858,  Areh.  f.  k.  K.  B.  2, 768,  welche 
die  In  der  obengedachten  Zuschilft  aufgeatellten 
Yorsohläge  als  dem  Konkordat  entsprechend  an- 
erkennt. Die  Ydg.  t.  1860  u.  1858  auch  bei  F. 
Frh.  ▼.  Sohweickhardt,  SammL  der  für  die 
Osten.  UnlTersititen  gültigen  G^esetze  u.  Yeietd» 
nungen.  2.  Aufl.  Wien  1886.  1,  261.  272. 

8  Die  Prüfung  wird  unter  Leitung  des  Blsehofr 
durch  die  von  ihm  bestimmten  theologischen  Pro- 
fessoren und  einen  Ordinariatskommissar  Tonge- 
nommen.  Männern,  welche  ihre  Fähigkeit  dorek 
Leistungen  als  Lehrer  oder  Sohiiftsteller  hinrei- 
chend bewährt  haben,  kann  indessen  die  Prüf  ang 
erlassen  weiden. 

0  Die  Anzeige  geht  an  den  Statthalter,  weK 
eher  nöthigenfiills  welter  zu  beriditen  hat» 
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eine  KoBkinrprafliiig  ansgesobrieben  werden  soll.  Aueh  ist  der  Staatsregierang  nicht 
nnr  von  der  Anstellnng  der  eben  gedaokten  Professoren,  sondern  anch  aller  anderen 
Lehrer  Anzeige  zn  machen  nnd  anzufragen,  ob  denselben  kein  politisches  Bedenken 
entgegensteht  K 

In  Prenssen  ist  dagegen  allein  eine  Mittheilnng  ttber  die  Personen  der  Leiter 
und  Lehrer  an  den  Knltnsminister  erforderlich  2. 

üeber  die  Qualifikation  der  Leiter  nnd  Lehrer  entscheiden  inOesterreioh^, 
fai  Frankreich  und  Elsass-Lothringen  allein  die  Bischöfe^,  in  Prenssen 
zwar  ebrafalls,  aber  hier  mflssen  die  anzustellenden  Personen  die  bereits  o.  8.  563 
erwAhBteU)  staatlich  vorgeschriebenen  Eigenschaften  besitzen. 

In  Frankreich  und  Elsass-Lothringen  bedflrfen  femer  die  Reglements^, 
d.  b.  alle  die  Anstalten  betreffenden  allgemeinen,  Stadien-,  Haus-  und  sonstigen  Ord- 
nungen *  der  Genehmigung  des  Staatsoberhauptes '  und  können  auch  nur  mit  dieser 
ahgeladert  werden.  In  Prenssen  sind  allein  die  Statuten  der  Lehranstalt  und  der 
dem  Uaiversitfttslehrplan  gleichartig  zu  gestaltende  Lehrplan  dem  Kultusminister 
einzureichen,  und  von  der  Erfüllung  dieser  Vorschrift  hftngt  die  staatliche  Berechti- 
gong  der  Anstalt  zur  Fortexistenz  ab  ^  Dagegen  ist  fltr  Oesterreich  Mos  instruk- 
tionell  vorgeschrieben,  dass  die  Bischöfe  zu  Anfang  Jedes  Studienjahres  eine  Perso- 
nalzstandstabeüe  des  Lehrkörpers,  ein  Yerzeichniss  der  Lehrgegrastände  mit  Angabe 
der  Stundenzahl,  sowie  ein  nach  Lehrgängen  geordnetes  Yerzeichniss  der  Schiller  mit 
Ajigabe  ihres  Alters,  und  bei  denen  des  ersten  Stadienjahres  auch  mit  dem  Nachweis 
ihrer  Vorstudien,  dem  Kultusministerium  durch  die  Statthalterschaft  einzusenden 
habend 

In  Betreff  der  Au&ahme  von  Zöglingen  haben  die  kirchlichen  Oberen  freie  Hand, 
da  auch  in  Preussen  die  frühere  Beschränkung  [s.  0.  S.  563)  fortgefallen  ist.  Nur 
in  Oesterreich  können  nach  dem  schon  gedachten  Uebereinkommen  allein  solche  zu 
den  theologischen  Studien  angenommen  werden,  welche  das  Unter-  und  Obergynma- 
Bium  mit  hinreichendem  Erfolg  zurückgelegt  haben  1®. 


^  Schralbeii  Plus'  IX.,  Optime  noscitis  tom 
6.  Norember  1866,  Awh.  f.  k.  K.  B.  1,  XXVII : 
„  In  leUgendis  Aatem  professoribiis  seu  maglstrlt 
slngnlftien  dlllgeotiam  et  yigilantiam  «dhibete 
et  grftTlsfImimi  docendi  mniifis  noUte  nnquam 
committere,  nidi  iriiig,  qui  religlone,  pletate, 
vitM  integritate,  monim  grailtate  ac  sanae  doo- 

tzliiAe  lande  omnino  praestent ....  Insuper 

«Btequam  ellgatii  aeminarli  professores  et  magis- 
tros  opus  est,  Qt  dülgentlasime  InqniiatlB  et  certl 
•Itis,  niim  ipaa  Caesarea  et  Apostolloa  Maiestas 
«liquid  eontra  lllos  habeat  oirca  res  politieas.*' 
Ein  Anssehliessnngsreoht,  dessen  Verletzung  die 
Nichtigkeit  der  Anstellnng  f&r  den  Staat  herbei- 
fahrt,  Ist  damit  offenbar  nloht  gewährt 

*  Und  zwar  bei  Jedem  Wechsel,  well  der  dt 
Art.  2,  0.  S.  öd!2.  n.  0  gleichfalls  Ton  der  Fort- 
f  Uhmng  der  Anstalten  handelt 

»  Vgl.  0.  8.  564. 

*  8.  0.  S.  684.  n.  7. 

»  8.  0.  8.  684.  n.  4.  Dekret  t.  17.  IKn  1808. 
Alt.  8,  Dnrsy  1,  128. 

*  eandry  1.  e.  2,  182  nnd  Oelgel  S.  272 
▼crlatigea  dies  nnr  fftr  die  grundlegende  Norma- 
tiv-Verordnung, aber  ohne  Anhalt,  da  die  »regle- 


ments  de  cette  Organisation^  alle  die  Einrichtung 
der  Semlnarlen  betreffenden  Ordnungen  umfassen. 

7  Auch  in  Elsass-Lothringen  ist  diese  Befngniss 
nicht  auf  den  Statthalter  übertragen. 

8  Glt  Art.  2  des  Ges.  y.  1886,  ygl.  P.  Hin- 
schins  a.  a.  0.  8.  27. 

•  Vgl.  Kult-Mln.-Vdg.  t.  29.  Min  1868,  Aroh. 
f.  k.  K.  R.  2,  759,  In  welcher  ausdrücklich  her- 
Torgehoben  Ist,  dass  dadurch  ^dle  selbststindige 
kirchliche  Leitung  der  betreffenden  Lehranstalten 
nicht  beirrt  werde  ^,  sowie  dass  seitens  des  Kai- 
sers allerdings  die  Erwartung  ausgesprochen  sei, 
dass  die  BischOfe  die  gedachten  Bestimmungen 
nicht  ohne  Vorwissen  der  Regierung  abändern 
würden. 

10  Vgl.  die  clt  V.  ▼.  29.  Mn  1868,  Aroh.  t  k. 
K.  R.  2,  757  (Nichterfüllung  der  Wehrpflicht 
hindert  die  Auftiahme  nicht,  a.  a.  O.  23,  410), 

Wegen  Frankreich  und  Elsass-Loth- 
ringen s.o.  S.  634.  n.  7.  Wenn  das  Ministerium 
die  ganzen  und  halben  Freiplätze  in  den  grossen 
Seminaren  zu  Strassburg  und  Metz  für  die  Regel 
nnr  Zöglingen  gewährt,  welche  in  Deutsehland 
ansgebUdet  sind,  Gel  gel,  8.277,  so  fällt  dies 
nicht  unter  den  oben  gedachten  Gesichtspunkt. 
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I.  Die  Hierarchie  und  die  Leitung  der.Kirohe  dun>h. 


I|.l». 


Fflr  Preassen  folgt  ferner  au  dar  allgemeiBdn  StMiaanftieht  dasBedit  des 
KultoBininiBters,  Revisionen  der  erwähnte  Anstalten  au  yeranlaasen^ 

Was  die  Dnrehftthrang  der  staatlichen  Beetimmangen  betrifft,  so  ist  der  Knttaa- 
minister  in  Prenssen  bei  der  Nichtbeobachtong  der  o.  8.  562 ff.  besprochenen  Vor- 
schriften nicht  nur  berechtigt,  sondern  auch  sogar  verpflichtet,  die  Anstalten  bis  zur 
ErfQllnng  derselben  zu  schliessen  ^j  die  ftlr  sie  bewilligten  Staatsmittel  eiazobelialten^, 
und  die  weiter  eintretende  Folge,  dass  das  Seminar  nicht  mehr  aur  wissenschaftlichen 
Vorbildung  geeignet  ist,  durch  öffentliche  Bekanntmachung  anszuspreehen^.  In 
Frankreich  und  Elsass-Lothringen  erscheint  eine  Schliessung  bei  unteriamwmer 
Einholung  der  vorgeschriebenen  Genehmigung  ftlr  die  Errichtung  Aet  Seminare  md 
die  Aufstellung  und  Abftnderung  des  Reglements^  ebenfidls  suUssig^^.  Dagegen  be- 
steht in  Oesterreich  kein  Recht  ftlr  die  Staatsregierung,  die  ihr  durch  das  Ueber- 
einkommen  gew&hrten  Beflignisse  mit  Zwang  zur  Durchftlhrung  zu  bringen^. 

Während  die  wflrttembergischC;  badische  und  hessische  Gesetsgebaag 
die  Ablegung  der  theologischen  Studien  auf  einer  Staatsuniversitit  unbedingt^,  die 
preussische  wenigstens  als  Regel  fordert^  steht  in  Baiern^^  und  in  Oesterreich  ^^ 
das  theologische  Studium  an  den  Lyceen,  bezw.  den  bischöflichen  Lehranstalten  dem 
an  den  Universitätsfakult&ten  gleich. 

Die  Konvikte  fflr  Studirende  der  Theologie.  Besondere  Anstalten,  in 
welchen  die  Studirenden  der  Theologie,  mögen  sie  behufs  ihres  Studiums  Fakattiten 


^  Hier  trifft  die  Aasführang  S.  561.il  1  eben- 
falls zu. 

s  Dm  ergiebt  die  Fusang  des  Art  2  des  clt 
Oes.  y.  1886;  P.  Hlnsohlus  a.  s.  0.  S.  27. 

3  Well  der  Staat  für  gesetzwidrig  exlstirende 
Anstalten  keine  Mittel  gew&hren  darf. 

«  P.  Hinschlns  a.  a.  0.  S.  28. 

5  S.  0.  S.  564.  565. 

0  Denn  Yon  der  Innehaltnng  dieser  Erforder- 
nisse hängt  Ihre  staatliche  Berechtigung  ab.  — 
Dass  die  Begiemng  anch  die  Mittel  für  die  Frei- 
platze  an  solchen  Anstalten  zurückhalten  kann, 
yersteht  sich  von  selbst. 

"^  Diese  erscheinen  gegenüber  dem  Art  17  des 
Konkordates,  welcher  die  betreffenden  Beschran- 
kungen nicht  kennt,  blos  als  Konzessionen,  vgl. 
auch  0.  S.  565.  n.  9.  So  hat  auch  die  Allerh.  Ent- 
schliessung  t.  8.  März  1858  nur  angedroht,  dass 
bei  Nichtlnnehaltung  der  erwähnten  Vorschriften 
bei  der  Besetzung  der  Pfründen  landesfürstlichen 
Patronates  oder  des  Patronates  eines  öffentlichen 
Fonds ,  sowie  bei  der  Verwendung  von  Priestern 
zu  offentUohen  Lehrämtern  auf  den  Umstand  werde 
Rücksicht  genommen  werden ,  ob  die  Bewerber 
Ihre  Studien  nach  den  gedachten  Vorschriften 
zurückgelegt  haben,  Arch.  f.  k.  K.  R.  22,  159. 

Was  Bai  er  n  betrifft,  so  würden  für  etwa  frei 
von  den  Bischöfen  errichteten  Anstalten  nach 
Massgabe  des  S.  564.  n.  3  u.  n.  5  Bemerkten  alle 
auch  für  die  Knabenseminare  geltenden  Vor- 
schriften der  Vdg.  v.  1873  (s.  o.  S.  561)  zur  An- 
wendung kommen. 

8  8.  0.  S.  552. 

»  S.  0.  S.  552,  s.  aber  anch  S.  563. 

10  S.  0.  S.  552. 

11  Wennschon  hier  an  einigen  Orten  die  Semi- 


nar-Zöglinge die  theologischen  Fakultäten,  «o 
z.  B.  in  Wien  und  Prag  ( —  solche  bestehen  ausser- 
dem  In  Innsbruck,  Gi&z,  Lemberg  und  Kimkaa, 
femer  zwei  theologische  Fakultäten  ansaerbalb 
des  UniversitätSTerbandes  in  Olmütz  und  Salz- 
burg — }  besuchen,  so  stehen  die  Dlöcesan-Aii- 
stalten  und  die  Fakultäten  doch  nicht  in  dem 
Verhältniss,  dass  die  eine  nothwendig  doich  die 
andeze  ersetzt  werden  müasta,  Tielmehr  sind  die 
Bischöfe  berechtigt,  auch  neben  den  Faknltlten 
beliebig  Dlöcesananstalten  zu  errichten,  sowie  sie 
nur  keine  staatlichen  Mittel  dafür  beanspmehen, 
und  es  können  auch  die  Professoren  der  theolo- 
gischen Fakultät  zugleich  Lehrer  an  den  Dideesan- 
serainaren  sein,  vgl.  anch  Kult-MlB.-VeiDid^.  t. 
30.  Juni  1850,  Beiträge  zum  prenss.  u.  deulecli. 
K.  R.  Heft  2.  S.  77 :  „Die  theologischen  Fakul- 
täten waren  bisher,  ebensowle  dieDiöeesan-Lelir- 
anstalten,  lediglich  dazu  eingerichteti  den  Kan- 
didaten des  geistlichen  Standes  die  Ihnen  füx 
ihren  praktischen  Beruf  unerlassliehe  Bildung  au 
geben.  Es  ist  ein  tief  begründetes  Bedürfnisa, 
dass  sie  fortan  die  Wissenschaft  In  einem  Maaeae 
fördern,  welches  die  gemeinsamen  Bedflxfniase 
der  Bildung  aller  für  die  Seelsotge  bestinunten 
Oelstllchen  übersteigt,  und  es  wird  die  Saolie  der 
Regierung  sein,  nach  Zulass  der  Umstände  für 
die  zu  dem  Ende  erforderliche  Vermehnms  der 
Lehrkräfte  zu  sorgen.  Damit  wird  es  in  den  mei- 
sten Fällen  sehr  wohl  yereinbar  sein,  daae  die 
Professoren  der  Fakultät  oder  einige  ana  Urnen 
Jene  Vorträge  halten,  deren  nächster  Zweek  die 
Bildung  der  Kandidaten  des  geistlichen  Standes 
für  ihren  Beruf  ist  und  dass  daher  die  Diöeetan- 
Lehranstalt  von  denFakultatspxofessoren  mit  be- 
sorgt wezde.^ 
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oder  Didoeeaii-LeliraiiBtdteii  besnohen ,  unter  •geisüieher  Leitung  vereinigt  und  zu 
einer  streng  geregelten  Lebensweise,  sowie  zur  Theilnahme  an  geistiiehen  Hebungen 
ugelifllten  werden,  kennen  in  Oesterreieh  frei  von  den  Bisehöfen  begründet  wer- 
dend In  Preussen^  ist  die  Erriehtnng  solcher  Eonvikte  ftlr  Kandidaten  des  geist- 
liehen Standes  gestattet,  welehe  auf  den  üniversititen  oder  auf  den  staatlioherseits 
fflr  den  Ersatz  desUniyersitfttsstndiums  als  geeignet  anerkannten  Klerikal-Seminaren' 
stodiren.  In  Baiern^  bedarf  es  fRr  neue  derartige  Anstalten  der  Oenehmigning  des 
KultusnuBisters^  In  Wftrttemberg  würde  ebenfalls  eine  staatliche  Erlaubniss  er- 
fordertieh  sein^.  In  Baden^  und  in  Hessen^  ist  die  Errichtung  derartiger  Anstalten 
geaetadieh  ausgesehiomen. 

Einer  Staatsauftieht  unterliegen  diese  Konrikte  in  Oesterreieh  nicht,  nur  ist 
der  Staatsregiemng  das  Recht  zugestanden,  vor  der  Anstellung  der  Direktoren  und 
Lehrer,  welche  in  der  Hand  der  Bischöfe  liegt,  ihre  politischen  Bedenken  geltend  zu 
machen*.  In  Baiern  fiülen  die  bereits  bestehenden  Konvikte,  soweit  sie  nicht  Mos 
PriestenemiBare  im  eigentlichen  Sinne  sind,  unter  dieselben  Yorschriften,  wie  die 


1  Alt.  17  des  Konkordats.  Sie  sind  Mer  mit 
den  DlScesananstalten  Terbunden,  Tgl.  o.  S.  664. 
n.  4;  doch  giebt  es  aiieh  besondere  derartige 
Kon-vikte,  seminaria  derioorum,  deren  Alomnen 
die  Vorlesungen  der  theologisoben  Fakultäten 
boxen,  so  s.  B.  in  Prag  nnd  Wien,  Schnlte , 
Status  p.  22.  44. 

<  Art  3  d.  Oes.y.  21.  Mai  1886,  o.  S.657.  n.6. 

3  S.  0.  S.  568. 

*  Uier  haben  die  staatlichen  Fonds  nur  zur 
Grttndnng  Yon  eigentlichen  Priester-Seminaren 
(such  Klerikalseminaie  genannt),  d.  h.  für  solche, 
in  welche  die  Kandidaten  behnfs  des  letzten  f Qr 
die  Praxis  yorhereitenden  Kursus  unentgeltlich 
aufgenommen  irerden,  ausgereicht,  jedoch  haben 
die  Bischöfe,  soweit  es  ihnen  möglich  war,  in 
Verbindung  mit  diesen  Alumnaten  oder  Konyik- 
leB  anch  Konyikte  für  die  Kandidaten  der  frühe- 
ren Kurse,  also  diejenigen,  welehe  noch  an  den 
Fakultäten  oder  Lyeeen  stndiren,  eingerichtet, 
worin  denselben  gegen  eine  m&sslge  Vergütung 
Veirpflegung  gewirrt  wird.  Schulte,  1.  c.  p.  92; 
Permaneder,  K.  R.  4  Aufl.  S.  216  und  in 
Wetzer  u.  Weite,  Kirchenlexikon.  2.  Aufl. 
3,  1078.  Ausserdem  besteht  in  München  unter 
■taatlieher  Leitung  das  s.  g.  coUegium  Gregoria- 
num,  welches  Studirende  der  Theologie  aus  dem 
ganzen  Lande  aufnimmt. 

5  Nach  der  o.  dt  V.  v.  1873  (s.  o.  S.  558.  n.  1), 
denn  auch  diejenigen  Konyikte,  welche  die  Kan- 
didaten nicht  blos  für  die  praktische  Seelsorge 
Torhereiten,  sind  Anstalten,  welche  die  Heran- 
bildung zum  geistlichen  Stande  bezwecken,  so 
auch  Arch.  f.  k.  K.  R.  29,  448.  AUerdlngs  hat 
mit  Rücksicht  auf  die  Kr.  16  der  Allerh.  Entsch. 
▼.  8.  April  1862  („Von  förmlicher  Bestätigung 
der  Vorstande  und  Lehrer  an  den  bischöflichen 
Klerikal- ...  Seminaren  wird  Umgang  genommen, 
und  soll  die  blosse  Anzeige  genügen,  wenn  nicht 
in  der  einschligigen  Stiftungs-  und  Dotations- 
urkunde ein  besonderes  landesherrliches  Recht 
Torbehalten  ist^  der  Min.-Erl.  t.  20.  NoTomber 
1873  (Zeltsehr.  f.  K.  R.  12,  260)  yerordnet:  „6. 
Bezügl.  der  in  ZilL  16 . . .  Torbehaltenen  Anzeige 


über  die  Anstellung  von  Vorstanden  und  Lehrern 
an  bischöflichen  Seminaren  wird  auf  die  Mini- 
sterialentschliessung T.  4.  Juni  1846  (Do Hin) 
ger,  Verordn. -Samml.  Bd.  23.  $.1931.  S.  124- 
Torwiesen",  welche  letztere  gleichfalls  nur  Anzeige 
der  von  dem  Bischof  vorgenommenen  Ernennun- 
gen an  den  König  verlangt.  Aber  wenn  es  auch 
scheinen  könnte,  dass  der  später  als  die  vorhin 
dt  V,  V.  18.  April  1873  erst  im  November  er- 
gangene Minist. -Erlass  die  gedachten  Konvikte 
nicht  unter  die  letztem  begriffen  vrissen  will,  so 
würde  diese  Annahme  doch  unzutreffend  sein, 
da  der  Minlst-Erlass  die  königliche  Verordnung 
nicht  beseitigen  konnte,  und  femer  die  Entsch. 
V.  1846  offenbar  nur  die  staatlich  fundirten  Prie- 
Bterseminare  im  eigentlichen  Sinne  im  Auge  hat. 
So  löst  sich  wenigstens  am  besten  der  anschei- 
nende Widersprach.  Bei  Silbernagl  a.  a.  O. 
2.  Aufl.  S.94undThudichum,  deutsch.  K.B. 
2,  39  ff.  ist  die  Frage  nicht  berührt. 

«  Hier  trifft  das  o.  S.  558.  n.  4  Bemerkte  zu, 
denn  der  Art.  11  d.  Gesetzes  ▼.  30.  Jan.  1862  be- 
zieht sich  auch  auf  das  Wilhelmsstlft,  das  Konvikt 
für  die  Stndirenden  der  Theologie  in  Tübingen. 

'  Ges.  V.  19.  Fehraar  1874.  Art,  2,  o.  8.  667. 
n.  3.  Wenn  i.  J.1883  nach  Wetzer  u.  Weite, 
Kirchenlexikon  2.  Aufl.  3,  1077  das  Konvikt  in 
Freiburg  wieder  eröffnet  sein  soll,  so  ist  dies 
nicht  richtig,  vielmehr  ist  nur  von  einem  Geist- 
lichen und  Universitätslehrer  in  dem  gemietheten 
Gebäude  des  firüheren  Konvikts  ein  Privatpen- 
sionat für  Theologie  Studirende  gegründet  worden. 

8  Gesetz  v.  23.  April  1876.  Art.  3,  o.  S.  657. 
n.  3,  welches  derartige  Anstalten  nicht  gestattet 
Hier  fällt  übrigens  auch  die  Möglichkeit  der  Er- 
richtung fort,  da  die  Kandidaten  auf  der  Univer- 
sität zu  Studiren  haben  (s.  o.  S.  666)  und  eine 
katholische  theologische  Fakultät  in  Hessen 
nicht  besteht. 

9  O.  S.  666.  n.  1;  Schulte  1.  o.  p.  6  n.  6. 
Ferner  ist  auch  für  die  Alumnen  die  Forderang 
des  staatsgfiltigen  Zeugnisses  (s.  o*  8.  666.  n.  10) 
durch  Kult, -Min.-Erl.  v.  11.  Febr.  1873  wieder- 
holt, V.  S chezer,  Hdbch.  d. K.  R.  1,  325,  n.  76, 
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I.  Die  Hiararohie  und  die  Leitung  der  K.ire|ie  dnroh  dieselbeu 
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EiiabeiiBeiiiinare  ^  und  in  Prenasan  gilt  in  dieser  BoKiehiu^  gleich&llA  dvisdbe, 
WM  fflr  die  letsteren  bestimmt  ist^. 

Das  einzige,  in  Wllrttemberg  (fix  die  Stadirenden  der  Theologie  bestimmte 
Konvikt,  das  Wilhelmsstift  in  Tübingen  ^  ist  eine  stAatUche  Anstalt,  fftr  welehe  die 
staatliche  Leitung  und  Aufsicht,  sowie  die  Beflignisse  des  Bisokofa  in  derselben  Weae, 
wie  bei  den  niederen  Konyikten,  geregelt  sind^. 

Die  Priesterseminare,  mitunter  auch  Klerikalseminare  genannt, 
sind  diejenigen  Anstalten,  welche  fflr  die  praktische  Vorbereitong  der  Eaadidatea 
auf  das  geistliche  Amt,  insbesondere  auf  die  Seelsoxge  nach  zurflokgeiegtem  wissen- 
schaftlichen Studium,  sowie  fflr  die  Erweiterung  und  Vertiefiing  der  theologisohea 
Kenntnisse  bestimmt  sind  und  dieselben  zu  gemeinsamem  Leben  unter  geistlicher  Lei* 
tung  vereinigen,  also  auch  zugleich  den  Charakter  yon  Konvikten  haben.  In  0  eater- 
reicht,  in  Frankreich  und  Elsass-Lothringen^  fallen  sie  mit  den  8.  562 
und  S.  566  erwähnten  Lehranstalten  und  Konvikten  zusammen,  da  die  theologische 
Ausbildung  an  den  ersteren  auch  zugleich  die  praktische  Vorbereitung  mit  unüasst. 

Qesonderte  derartige  Anstalten  kommen  dagegen  in  Baiern,  Prenssen, 
Wflrttemberg,  Baden  und  Hessen  vor. 

Sie  können  in  Preussen^,  Baden^  und  Hessen^  ohne  jede  staatliche  Hit- 
wirkung von  den  kirchlichen  Behörden  errichtet  werden,  während  in  Baiern  i<^  und 
Wflrttemberg^^  eine  solche  nothwen^ig  sein  wflrde. 

Die  Anstellung  und  Entfernung  der  Vorsteher  oder  Direktoren  (Regenten),  der 
Subregenten,  der  sonstigen  Leiter  oder  Erzieher,  sowie  derBepetenten  an  den  Priester- 
seminarienliegtinPreussen^^,  Baiern  ^3,  Wflrttemberg^^,  Baden  und  Hessen  ^^ 
in  der  Hand  der  Bischöfe,  in  den  drei  zuletzt  gedachten  Staaten  kommt  dabei  das 
Einspruchsrecht  gegen   der  Regierung  missliebige  Kandidaten,  wie  hm  anderen 


1  S.  0.  S.  667.  n.  6. 

«  S.  0.  S.  559flf. 

3  Vgl.  0.  S.  529. 

«  Vgl.  0.  S.  561.  Die  Stelle  des  Konvikts- 
dlrekton  wird  blex  nüt  der  des  St&dtpfaxrexs, 
welche  dem  königlichen  Pstronat  unterliegt,  ver- 
banden.  Bei  der  Beeetznng  der  erstereu  Terge- 
wifsert  sich  der  Bisehof  Torher,  ob  die  Krone  den 
in  Aussicht  genommenen  Kandidaten  für  geeignet 
halt  nnd  bei  erreichtem  EinTorstandniss  benennt 
der  Konig  den  Kandidaten  fflr  die  Stadtpfairei, 
worauf  dann  mit  der  Anstellung  auch'  die  Er- 
nennung zum  KonTiktsdirektor  erfolgt,  Golther 
a.  a.  0.  S.  364  622. 

6  Vgl.  0.  S.  564.  n.  4  u.  S.  567.  n.  1. 

6  S.  0.  S.  534. 

^  Das  Ges.  v.  11.  Mai  1873.  $.  9  hat  sie  der 
Staatsaufsicht  unterworfen,  und  d.  Qes.  y.  21.  Mai 
1886.  Art.  4  bestimmt :  «Die  kirchlichen  Oberen 
sind  befugt,  die  zur  theologisch-praktischen  Vor- 
bildung bestimmten  Anstalten  (Prediger-  und 
Priesterseminare)  wieder  zu  eröffnen.  —  Dem 
Minister  der  geistlichen  Angelegenheiten  sind 
die  Statuten  dieser  Anstalten  und  die  f  fir  diesel- 
ben geltende  Hausordnung  einzureiehen,  sowie 
die  Namen  der  Leiter  und  Lehrer,  welche  Deutsche 
sein  müssen,  mitzutheilen." 

8  Ge*.  ▼.  19.  Februar  1874.  Art.  2,  s.  o,  S.  557. 
n.  3. 

0  Ges.  y.  26.  April  1875.  Art3,  s.o.S.557.n.2. 


io  Da  es  sich  um  eine  Angelegenheit,  welche  im 
Sinne  d.  Religionsediktes  y.  1818.  $.  76,  Ut  d. 
u.  ^  77  zu  den  gemischten  gehört,  und  bei  wel- 
cher die  kirohllchen  Oberen  und  die  B^erung 
gemeinsam  wirken  müssen,  handelt. 

"  Das  Gesetz  t.  30.  Januar  1862  hat  In  dieaer 
Beziehung  keine  Freiheit  gewihrt. 

»  S.  Ges.  y.  21.  Mai  1886.  Art.  4,  und  aueh 
Ges.  y.  11.  Mai  1873.  $.  10. 

IS  Min.-EntsGhl.  y.  4.  Juni  1846,  nach  welcher 
dem  Bischof  das  betreffende  Recht  zusteht,  s.  o. 
S.  667.  n.  6. 

i«  Hier  ist  die  o.  S.  529.  n.  7  gedachte  Bestim- 
mung des  Fundationsinstrumentes  für  das  allein 
in  Frage  kommende  Priesterseminar  inRotten- 
burg,  soweit  dasselbe  das  Emennungsrecht  des 
Bischofs  durch  die  Einholung  eines  Gutachtens 
und  der  königlichen  Bestätigung  einschränkt, 
durch  das  Ges.  y.  30.  Januar  1860.  Art  2.  4  be- 
seitigt worden,  s.  auch  die  Motiye  zu  dem  cit 
Art  bei  Golther  a.  a.  0.  S.  487.  Was  die  Ent- 
fernung betrifft,  so  bestimmt  $.  2,  dass  der  Re- 
gens und  Subregens  nur  unter  denselben  Formen 
wie  die  anderen  Kirchendiener  entlassen  werden 
dürfen,  es  gelten  also  jetzt  für  sie  die  die  Dis- 
ziplinargewalt des  Bischofs  anerkennenden  Ar- 
tikel 5  u.  6  des  Ges.  y.  30.  Januar  1862. 

^  In  beiden  Staaten  sind  durch  die  oit  Gesetze 
keine  Beschxiukungen  genieoht 
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Kindieiiiliitoni  mr  AnwendmigS  wikrend  in  Prensaen  und  in  Baiern  btos  An- 
leige  der  enuumtoii  Penonen  aa  des  Evttiianiiiiister^  beaw«  aa  den  Könige  er- 
foidttiiieli  iflt 

Die  QaaKfikatfoii  alt  DentM&er  wird  in  Prenssen ^  und  Hessen ^  fflr  die  Leiter 
nnd  Lebrer,  in  Wlrttemberg^  und  Baden^  ebenfalls  das  Indigenat,  a«asetdem 
ab«r  hier  nnd  in  Hessen  die  für  Kirohen&mtor  allgemein  rorgeselufiebene  wissen- 
setaafHiehe  Bildang  yerlangi^ 

Was  die  L^tang  der  Seminarien  betrifft,  slso  die  Bestinunnng  ttber  die  nähere 
Orgawation,  die  Daner  des  Kn^sns^  iber  den  Lehrplan,  Aber  die  Hans-  nnd  Dis^ 
zipIinar-Ordnnng,  Aber  die  Qualifikation  nnd  die  Anfiiahme  der  Kandidaten,  so  steht 
dies»  in  P r ensse  n  ^  B  aie m  ^<^  nnd  B  ad  e n  ^  ^  dem  Biaohof  ohne  jede  Betheilignng 
der  Staatsbehörde  n  12. 

In  Wflrttemberg  ist  dagegen  allein  die  Anfnahme  soleher  ZögUnge  gestattet, 
woMie  am  Behlnss  ihrer  theologisehen  Studien  die  s.  g.  FaknltHsprflAing  bestandea  ^^ 
in  Hessen  nur  deijettigen,  weldie  drai  gesetaliohen  ^^Yorsehiiften  wegen  dea  Uni*< 
▼eraüfttsbesnehes  genttgt  haben* '  ^^ . 


1  NrlfflftiembeTgB.dtolnAnm.l4Tor.S. 
eit.  MetiTc,  a.  a.  0. :  ,,  Jenes  AiUBohUeasiin^eclit 
greift  also  in  gleicherweise  Platz  ...  bei  Emen- 
nmig  derVontande  und  Repetenten  des  Priester- 
Seminars  in  Bottenbnrg."  Wegen  Baden  s.  Oes. 
▼.  9.  Oktober  1880  n.  Ges.  t.  19.  Februar  1874. 
Axt.  I9  Abs.  6:  „Die  Bestimmungen  dieses  Part* 
graplien  linden  «nebt  Anwendung ...  auf  die  Ver* 
Steher  und  Lehrer  des  Sendnaxs^,  und  wegen 
Heseen  s.  o.  Bd.  HI.  S.  183 ff.,  da  die  Aemterder 
gedachten  Personen  im  Btnne  des  eit.  hessi- 
schen Oesetaes  v.  1876  ebenfalls  als  Kirchen- 
amter  betraehtet  werden  mflssen,  welehe  mit  einem 
OdstUehen  zu  besetzen  sind. 

2  S.  das  dt.  Gesetz  v.  21.  Mai  1886.  Art  4. 
Neeh  dem  Wortlaute  des  letzteren  bezieht  sich 
dies  nllerdings  nur  aul  die  nach  Exlass  des  Ge- 
setzes wieder  eröffneten  Priesterseminare,  also 
nicht  euf  etwaige  neu  von  den  kirchlichen  Oberen 
gegründete,  Tielmehr  sind  für  diese  die  weiter- 
gehenden Vorschriften  des  früheren  Gesetzes  vom 
11.  Mai  1873.  $.  9ff  (also  auch  das  staatliche 
Einspruchsrechte  P.  Hlnschins,  preuBS.  Kir- 
chengesetze T.  1873.  S.  120,  offenbar  in  Folge 
der  eilfertigen  Dorchberathong  des  Gesetzes  aus 
Yeraehen  In  Geltung  gelassen,  P.  Hinsehlus, 
preQee.KirohengesetzeT.  1886.  8.20.21;  Hei- 
ners. 10.  Praktisch  Ist  die  Sache  belanglos,  da 
die  Bieeh5fe  neben  den  früher  vorhandenen,  deren 
WiedererölTnung  —  in  Breslau  und  in  Münster 
Ist  lie  im  Spitherbst  1886  erfolgt  —  nichts  im 
Wege  steht,  kaum  neue  Seminare  begründen 
dürften. 

a  S.  d.  beir.  M.-Bntsch.T.  4.  Juni  1846, 0.  S.  Ö67. 

B.  ÖL 

«  Cil  Art  4  des  Ges.  T.  1886. 

a  6.  0.  Anmeik.  1.  Vgl.  noch  Bd.  II.  S.  604. 

e  8.  a.  a.  O. 

7  Ans  den  a.  a»  O.  angefühlten  Gründen,  vgl. 
noch  Bd.  U.  8.  608.  609  and  für  Baden  Jetzt 
noch  o.  S.  21.  n.  4. 

8  Pieee  betragt  für  die  Regel  ein  oder  zwei 
Jikie. 


»  Gli  Art  4  des  Gesetzes  t.  186a 

10  Vgl  Silbernagl  a.  a.  0.  2.  Anfl.  S.  96. 

1^  S.  unten  Anm.  14. 

^  Behufii  ihrer  Anfbahme  in  das  Priestersemi- 
nar, In  welchem  sie  sp&ter  die  heiligen  Weihen 
empfkngen,  haben  die  Kandidaten  für  die  Begel 
nach  Vollendung  ihrer  wissenschaftliohen  und 
theologischen  Studien  eine  besondere  Aufhahm»- 
Prüfung  (in  Bai  er  n  Synodal-Examen  genannt), 
über  deren  Einrichtung  der  Bischof  zu  bestim- 
men hat,  abzulegen,  vgl.  auch  G erl  ach ,  Pader^ 
bomer  Diöeesanrecht.  2,  Aufl.  8.  22. 

^  6.  0.  8.  561.  n.  4 ,  denn  auf  Grund  beson- 
derer Verhandlungen  wird  diese  vom  Bischof  vor- 
behaltlich seines  Rechtes,  nach  Umstanden  eine 
besondere  Prüfung  abzuhalten,  zugleich  als  Auf- 
nahmeprüf ung  für  das  Seminar  ($.  6  d.  Statutes 
T.  1828)  betrechtet,  und  es  werden  von  ihm  aus 
der  Zahl  der  Ton  der  Fakultät  für  befähigt  er- 
kllrten  Kandidaten  diejenigen  aufgenommen, 
welche  er  nach  dem  Gutachten  der  KonTikts- 
kommlsston  uhd  der  von  ihm  entsendeten  Abge- 
ordneten für  würdig  erachtet.  Die  Aufhahme 
eines  in  der  Schlussprüfung  nicht  bestandenen 
Kandidaten  ist  die  Regierung  zu  verbieten  und 
rückgingig  zu  machen  befugt  8.  auch  o.  8.  629. 
n.  6  u.  7. 

1«  Ges.  V.  2a  April  1876.  Art  3,  Abs.  2,  o.  8. 
667.  n.  2  und  Bd.  U.  S.  60a  Dadurch  Ist  in 
Hessen  die  Vorschrift  des  $.  8  d.  V.  v.  1.  März 
1863,  o.  S.  637.  n.  1  auljgehoben  werden. 

Auch  für  Baden  muss  die  Beseitigung  des 
angef.  ^8  angenommen  weiden,  denn  das  Gesetz 
V.  9.  Oktober  1860.  $.12,  o.  &  667.  n.  3,  hatte 
der  Kirche  in  Betreff  der  Priesterseminare  freie 
Hand  gelassen,  und  das  Gesetz  v.  19.  Febr.  1874 
hat  in  der  hier  fraglichen  Beziehung  keine  be- 
sondere Beschnnkung  eingeführt,  so  auch  die 
Regieiungsmotive  zu  dem  Ges.  v.  6.  Mirz  1880, 
0.  S.  21.  n.  2 1  Zeitsehr.  f.  K.  B.  16,  46a  Prak- 
tiseh  stellt  sieh  also  die  Sache  ahnlich  wie  in 
Hessen,  da  naeh  d.V.d.  erzbiseh.  Kapitels-Vlka- 
riatee  v.  22.  AprU  1860.  $.  1,  Zeitechr.  f .  K.  R, 
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Die  Prieftteneminare  nstoriiegen  in  Prensgen  S  Wirttemberg'iindHeBfeii' 
der  aligemeineii  StaatMuflsicbt.  In  Württemberg  ist  insbesondere  der  LehifdiB 
der  Staatsbehörde  einzureichen  und  darf  ohne  Zastimmnng  derselben  ebensowenig  m 
die  Hans-  nnd  Dissiplinar-Ordnnng  abgeändert  werden^,  wfthrend  iaPrenssendie 
Mittheilnng  des  Lehrplanes  nnd  der  Hausordnung  an  den  KBltoeninister  genügte 

Bndlieh  sind  die  Staatsbehörden  in  Prenssen,  Württemberg  nnd  Hessen 
krait  ihres  Aufsichtsrechtes  auch  zur  Vornahme  von  Revisionen  bereehtigt*  und  be- 
ftigt,  falls  die  bestehenden  gesetzlichen  Bestimmungen  nicht  beobachtet  werden,  rar 
Schliessung  der  Anstalten  zu  schreiten  ^^  sowie  die  zur  Unterhaltung  denelbeB  os* 
gesetzten  Staatsmittel  einzubehalten  ^. 

Die  vorstehend  besprochenen  gesetzlichen  Bestimmungen  über  die  TerschiedeiMn 
Arten  der  geistlichen  Erziehungs-  und  Bildungsanstalten  sind  praktisch  auf  die  regele 
m&ssig  vorkommenden  Institute  der  katholischen  Kirche  berechnet,  welche  den  Bedarf 
an  Inländischen  Geistlichen  zu  decken  bestimmt  sind.  Denkbar  wire  es,  dass  dieselbe 
in  dem  einen  oder  andern  der  erwähnten  Länder  auch  die  Errichtung  von  Anstalten, 
welche  der  Heranziehung  und  Heranbildung  ausländischer  Oeistüeker  (s.  B.  n 
Missionszwecken  in  dem  Heimathslande  der  letzteren)  dienen  sollen,  unternehmen 
wollte  ^.  Ganz  abgesehen  davon,  dass  keine  Regierung  Ausländer,  welche  demrtige 
Zwecke  in  ihrem  Staate  verfolgen,  zu  dulden  braucht,  vielmehr  durch  Ausweiso&g 


16,  166 :  „Die  Kandidaten  der  Theologie  haben 
flp&testena  vier  Woohen  yor  Abhaltang  des  kirch- 
liehen ooncnrras  pro  ■eminarlo  Zengnlsse  über 
die  Ton  ihnen  bestandene  Abiturienten-,  bezw. 
Maturitätsprüfung,  über  dretj&higenBesnch  einer 
deutschen  UnlTersltit,  sowie  darfiber  Toizulegen, 
dass  sie  während  ihres  Uniyersltätsstudiums  drei 
(mindestens  yler  Stunden  in  der  Woche  betra- 
gende) Vorlesungen  aus  dem  Lehrkreise  der 
philosophischen  Fakultät  mitFleiss  gehört  haben. 
— Wir  werden  diese  Zeugnisse  jeweils  dem  gross- 
herzoglichen Ministerium  des  Innern  mittheilen, 
dadurch ,  wie  überhaupt  die  erforderlichen  Schritte 
thun,  damit  der  Verwendung  der  Kandidaten  der 
Theologie  im  Kirchendlenst  kein  staatsgesetzliohes 
Hindemiss  Im  Wege  stehe  \  nur  solche  Kandidaten 
zur  Aufnahme  in  das  Seminar  zugelassen  werden, 
welche  den  Nachweis  der  staatlich  Torgeschrle- 
benen  Bildung,  s.  Bd.  n.  S.  606.  609  und  oben 
S.  21.  n.  4,  erbringen  können. 

1  Ges.  ▼.  11.  Mai  1873.   §•  9»  «•  o.  S.  569.  n.  6. 

2  S.  0.  S.  529.  n.  7.  Das  Stotut  für  das  Priester- 
seminar in  Rottenburg  t.  1828  (Beilage  D.  zum 
Fundationsinstrnment  für  das  Bisthum)  sollte 
zwar  nach  der  Beilage  3  zum  Konkordate,  Rey- 
scher,  d.  Österreich,  u.  wörttemb.  Konkordat 
2.  Aufl.  Tübingen  1868.  8.  143,  aufgehoben 
werden.  Dies  ist  aber  in  Folge  der  Nichtdureh- 
führung  des  Konkordates  unterblieben.  Das  Ge- 
setz V.  1862  hat  allein  (Art.  22)  die  mit  ihm  In 
Widerspruch  stehenden  Vorschriften  der  fdiheren 
Gesetze  beseitigt  und  enthält  abgesehen  von  dem 
S.  669.  n.  1  berührten  Punkt  keine  das  Stotut 
für  das  Prlestereeminar  direkt  oder  indirekt  be- 
einflussenden Bestimmungen. 

^  S.  0.  S.  657.  n.  2.  Das  badlsohe  Gesetze. 
19.  Febr.  1874  Art  2,  o.  S.  567.  n.3,  erwähntdei 
Staatsaufsicht  nicht,  und  der  in  Bezug  genommene 


S.  108  des  Gesetzes  t.  a  Mirz  1868  («Die  Eis- 
richtung  solcher  Prirat-Lehr-  und  Erzlebungs- 
anstalten,  in  welche  aussdüieeslich  Schüler  onler 
oder  über  dem  schulpflichtigen  Alter  aufgenom- 
men werden,  ist  der  Staatsbehörde  anzuzeicei< 
—  Derselben  bleibt  das  Recht  derBinsIchtDaliBie 
vorbehalten  und  sie  kann  die  Schliessung  da 
Anstalt  Terfügen,  wenn  der  Lehrplan  d^selbes 
etwas  den  guten  Sitten  Zuwiderlaufendes  odst 
den  Staat  Gefährdendes  enthält  oder  ihre  Ein- 
richtungen für  die  Gesundheit  der  Schüler  ge- 
fährlich sind")  bezieht  sieh  nur  auf  Anstalteo 
für  Schüler,  zu  welchen  die  Priesteisemlotie 
nicht  gehören. 

•  S.  0.  S.  629.  n.  7. 

»  Oit.  Ges.  Y.  1886.  Art  4. 

8  FürPreussens.o.S.561.  n.1;  fflrWfitt- 
temberg  Statut  von  1828.  $$.  1.  8,  o.  S.  5!29; 
für  Hessen  Ges.  y.  1873.  Art  3,  S.  557.  d.3. 

^  Für  Hessen  s.  d.  dt  Ges.,  für  Prenssen 
und  Württemberg  eigiebt  sich  diese  Befsr 
niss  daraus,  dass  der  Staat  gesetzwidrig besteUad« 
und  Yerwalteto  Anstalten  lidoht  zu  dulden  bnuckt, 
s.  auch  P.  Hinschius,  preusa.  Klrchengawtt 
T.  1886.  S.  2a  Dieses  Recht  ist  auch  durch  dai 
angeführte  badische  Gesetz  y.  1874.  Ai^  ^ 
der  Regierung  gesichert. 

s  Denn  unter  det  gedachten  Yotaussetziuig 
würde  der  Staat  seine  Mittel  für  gesetzwiM» 
Zwecke  gewähren,  P.  Hln8chluea.a.O.  S.S8. 

9  Ueber  derartige  Gründungen  in  fHlheier  Zelt 
s.  O.S.  613  u.  S.  515.  n.  2,  ein  Beispiel  einer  wi- 
chen noch  beuteln  einem  anderen  Staatebestebeo- 
den  Anstalt  bietet  das  Kolleg  in  Lissabon,  s.  <»• 
S.  516.  n.  2. 

Wegen  der  hierher  gehörigen  Institute  in  Bob 
s«  unten  die  letzte  Anm.  zu  diesem  Paragnpk 
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derselben  ^  jedem  derartigen  Inatitat  die  Lebenaftbigkeit  nnterbindem  kJteinte)  würden 
die  gedaehten  geeeisliehen  VorBohriften  aneh  anf  solobe  BildongsanAtalten,  je  naoh 
ihrem  Oharakter^,  Anwendmi^  finden,  weü  sieh  dieselben  auf  alle  innerhalb  ihres 
QeltongsberaeheB  zn  begründenden,  derartigen  Institute  ohne  Bfloksicht  darauf,  ob  in 
ihnen  Uee  die  Sraiehnng  und  Bfidnng  fiftr  den  inUndisehen  Kirohendienst  oder  für 
andere  Zwecke  ertheilt  werden  soll,  beziehen  ^. 

In  den  in  der  vorangehenden  DarsteUnng  nicht  erwähnten  deutschen  Staaten, 
bestehen,  abgesehen  vom  Kdnigreich  Sachsen,  keine  besonderen  hieher  gehörigen 
Vorschriften.  Die  sächsische  Gesetzgebung  erwähnt  der  geistlichen  Bilduiigsan- 
stalten  auch  nicht  einmal  ausdrücklich,  da  sich  ein  Bedürfiiiss  %a  einer  näheren  Bege- 
lung  nicht  gezeigt  hat  4,  jedoch  würde  nach  den  sonstigen  allgemeinen  Bestimmungen 
zur  Errichtung  derartiger  Institute  die  Genehmigung  des  Kultusministers  ^  erforder- 
lich sein  ^. 

In  den  anderen  Staaten,  —  es  sind  die  kleineren  deutschen  Länder,  in  welchen 
sich  keine  Bischofssitze  befinden,  und  in  denen  eine  verhältnissmässig  geringe  Anzahl 
von  Katholiken  dem  Bisthume  eines  Nachbarstaates  zugewiesen  ist  oder  von  dort  aus 
pastorirt  wird  ^,  —  bestehen  keine  geistlichen  Bildungsanstalten  der  katholischenKirche. 
Bischöfliche  Lehranstalten  und  Priesterseminare  dürften  auch  unter  den  gedachten 
Umständen  in  denselben  kaum  errichtet  werden,  höchstens  könnte  bei  einer  Vermeh- 
rung der  Katholiken  die  Errichtung  von  Knabenseminaren  praktisch  in  Frage  kom- 
men. Trotz  des  Mangels  hierher  gehöriger  Bestimmungen  ist  indessen  die  Kirche  in 
diesen  Ländern  jedenfalls  nicht  berechtigt,  geistliche  Bildungsanstalten  irgend  welcher 
Art  frei  zu  errichten,  zu  organisiren  und  zu  leiten.  Vielmehr  würde  es  in  deiyenigen 
Staaten,  in  welchen  das  Placet  nicht  nur  für  allgemeine  Anordnungen,  sondern  auch 
fllr  spezielle,  dem  Gebiet  der  Verwaltung  angehörende  VerfUgungen  in  Geltung  steht, 
d.  li.  in  Sachsen-Weimar^  in  Coburg,  in  Gotha^,  in  Braunschweig/^^  und 
in  L  ü  be  ek  ^i,  femer  in  denjenigen,  in  welchen  der  katholischen  Kirche  blos  bestimmt 
bemessene,  euger  oder  weiter  begrenzte  Bechte  gewährt  sind,  wie  in  Lippe-D et- 
mold^^,  Schwarzburg-Rudolstadt^^  und  Mecklenburg  ^^  stets  einer  beson- 
deren Genehmigung  der  Staatsregierung  zu  derartigen  Massnahmen  bedürfen.  Ja, 
selbst  da,  wo  der  Kirche  verfassungsmässig  die  selbstständige  Ordnung  und  Verwal- 


1  G.  Meyer,  Lehrb.  d.  deutsch.  Staatoceohto. 
2.  Aufl.  S.  638  und  Lekib.  d.  deutsch.  Yerwal* 
tungsrechts  1,  143. 

s  Also  je  nMhdem  dieselben  den  Chankter  eines 
Knaben-,  KleTikal*  oderPriester-Semlnan  haben. 

s  Eine  Beschränkung  auf  Inl&nder  und  auf 
Zwecke  des  inländischen  Kirchendienstes  weisen 
die  gesetsllchen  Torsohriften  nicht  auf,  auch 
wörde  eine  solche  blos  die  Handhabe'  fQr  mög- 
liehe Umgehungen  derselben  bieten. 

^  Ple  katholischen  Oelstlichen,  welche  In 
SachBen  funglren,  empfangen  zum  überwiegenden 
Theil  Ihre  Vorbildung  in  Prag.  Hier  besuchen 
sie  das  Gymnasium  und  die  Universität,  glelch- 
xeitlg  erhalten  sie  Wohnung  und  Unterhalt  In 
einem  für  die  OrmnaslalzögUnge  und  die  Stu- 
denten bestimmten  Konvikt,  dem  s.  g.  wen  dl - 
aehen  Seminar,  welches  unter  der  AufMloht  des 
Stiftes  in  Bautzen  stßht  und  von  einem  seitens 
des  letzteren  ernannten  geistlichen  Inspektor  ge- 


leitet wird,  s.  die  Motive  z.  d.  Gesetz  v.  1876, 
Zeitsehr.  f.  K.  B.  14,  216. 

f>  Nach  dem  Ges.  v.  23.  August  1876.  $.  29, 
Bd.  II.  8.  466.  n.  2  bedürfen  „neue  Einrichtun- 
gen jeglicher  Art^'  dieser  Genehmigung,  und  zu 
solchen  gehören  auch  die  geistlichen  Bildungs- 
anstalten, vgl.  die  Motive  des  Gesetzes,  Ztsohx. 
f.  K.  R.  14,  218.  226. 

6  Ueber  eine  weitere  allerdings  kaumnennens- 
werthe  Ausnahme  betreffend  Sachsen  -  W  e  1  m  ar 
s.  0.  S.  648^  n.  3. 

7  S.  z.  B.  0.  S.  19.  n.  8  u.  9. 

8  Bd.  III.  S.  761  n.  6. 

9  A  a.  O.  a  863. 

10  Landesverfassung  t.  1832.  %.  215,  a.  a.  0. 
S.  761.  n.  4,  s.  auch  ^  212,  o.  S.  17.  n.  2. 

ti  Art  12  des  o.  S.  18.  n.  11  dt.  Begulaüvs. 
12  £rl.  y.  9.  März  1854,  Beiträge  z.  pxeuss.  n. 
deutsch.  K.  B.  Hft  2,  82, 

1«  V.  V.  1872,  Arch.  t  k.  K.  B.  36,  411. 
14  S.  die  o.  S.  1&  n.  11  dt.  Schrift» 
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tong  ihrer  Angelegpeiiheitett  eingerimt  ist,  —  hieriier  gekdiM  Oidenbvrg^  und 
Waldeek^  —  kdiinte  die  Erriehtnig,  die Orgaaisatton  und Leitang  Boleher  Aastal- 
ton,  weil  es  sieh  dabei  keineswegs  um  eine  reia  kirohlielie,  Ar  den  Btsst  gleickgtttSge 
Angelegenheit,  sondern  nm  Erxiehnngs*  nnd  Untefridrts-InBtttiite  handelt,  ineht  ohne 
Beobaehtnng  der  gesetiliehen  Versckriften  tlber  Begrttadang  seleher  AnatsHen  er* 
folgend 


Viertes  Kapitel:  Die  Betheiligung  der  Kirche  an  dem  Unterricht  und  der 

Erziehung  der  Laien  oder  das  rechtliche  Verhältniss  der  Kirche  zu  den 

Bildungsanstalten  ßlr  die  Laien  [zu  den  Volks-,  Mittel-^  gelehrten 

Schulen  und  Universitäten)  *. 

§.  236.  ^  /.  Die  allgemeinen  GrttndsätM  des  kirchlichen  Rechts  \ 

Ans  dem  der  Kirche  ertheilten  Lehraoftrage  folgt  ihr  ausschliessliches  Becht, 
den  Religionsunterricht  an  die  Erwachsenen  und  an  die  Jugend  zu  ertheilen  %  und 
aus  der  ihr  zukommenden  Lehrgewalt  ftlr  die  mit  derselben  ausgestatteten  Organe, 
d.  h.  für  den  Papst  und  die  Bischöfe^  das  Recht,  die  erforderlichen  allgemeinen  An- 
ordnungen Aber  die  Ertheilung  des  gedachten  Unterrichts  und  über  die  dazu  noth- 
wendigen  Einrichtungen  zu  treffen,  sowie  denjenigen,  welchen  nicht  schon  kraft  ihres 
Amtes  die  Befugniss  zum  Unterricht  In  der  Religion  zusteht,  die  Ermächtigung  dazu 
zu  geben  ^. 


1  Roy.  Staatsgrandgesetz  v.  22.  November  1862. 
Art.  78. 

2  Verf,-Ürk.  v.  17.  Augart  185X  S-  *^ 

3  Was  die  ausländischen  Staaten  abgesehen 
Yon  Frankreich  betrifft,  so  hat  für  Italien  das 
Garantiegesets  v.  18.  Juni  1871.  Art  13:  „NeUa 
cittit  dl  Roma  e  nelle  sei  sedl  suburblcarle  i  semi- 
nari,  le  aeademle,  1  collegi  e  gll  altri  Istitutl  catto- 
lioi  ^ondati  per  la  edaeaclone  e  ooltara  degll  ee» 
clesiastlcl  continueranno  a  dipendere  unlcamente 
dalla  Santa  sede  senza  alcuna  Ingerenza  delle 
autorltk  scolastlche  del  regne",  die  rolle  Freiheit 
für  alle  Bildungsanstalten  in  Rom  und  in  den 
saburblkarischen  Blsthümem  gewährt.  Aber  auch 
ausserhalb  dieser  Sprengel  ordnen  die  kirchlichen 
Oberen  die  gesammte  Vorbildung  der  Geistlichen 
völlig  frei  und  unabhängig  vom  Staate,  G  e  1  g  e  1 , 
Italien.  Staatskirchenrecht.  2.  Aufl.  Mainz  1886. 
S.  114 (Arch. f. k.K.R.  65,223);  Fr.  Soadute, 
guarentlgie  pontlflcie.  Torino  1884»  p.  417.  So- 
treit  das  Vermögen  nicht  In  Frage  kommt,  wird 
über  die  Bildungsanstalten  gleichfalls  keine 
Staatsaufsicht  geübt,  jedoch  sind  die  Verzeich- 
nisse der  Beamten  und  Lehrer,  sowie  der  Zöglinge 
der  Knabenseminare  vor  dem  Beginn  Jedes  Schul- 
jahres vorzulegen,  und  es  müssen  die  yom  Mini- 
sterium als  ungeeignet  bezeichneten  Lehrer  ent- 
fernt werden,  GeigelS.116.  Die Poenitentiaria 
hat  unter  der  Bedingung,  dass  sich  der  Bischof 
passiv  verhält  und  der  Leiter  des  Seminars  jedes- 
mal protestlrt,  es  „telerirt^,  das«  dieser  den  Staats- 
behörden die  erforderten  Anzeigen  erstattet  Und 


einer  Revision  der  Anstalt  durch  einen  Staate- 
kommissar  kein  Hlndernlss  In  den  Weg  legt,  so- 
fern sieh  der  Staat  nicht  in  die  Stadien^  und 
Disziplinarordnung  einmischt,  Acta  s.  sed.  9, 111. 
Die  staatlichen  theologischen  Fakultäten  sind 
durch  Gesetz  v.  26<  Januar  1878  aufgehoben  mv 
den,  Fr.  Scaduto,  rabolizloue  delle  facoltü  di 
teologla  in  ItaUa  (1873).  Torino  1886  (das  Gesetz 
a.  a.  O.  p.  44.  n.  42). 

Bei  dem  in  Nordamerika  und  in  Belgien 
herrschenden  System  der  s.g.  Trennung  von  Kirche 
und  Staat  besteht  hier  gleichfalls  völlige  Freiheit 
der  Kirche  In  der  Ausbildung  ihrer  Geistlichen  und 
der  Errichtung  von  geistlichen  Anstalten,  R  fi  tt  i- 
mann,  Kirchen.  Staat  in  Nordamerika,  S.  75; 
Friedberg,  Grenzen  zwischen  Staat  u.  Kiielie, 
S.  637  ff. 

*  Um  eine  Darstellung  des  Schuliechtes  aH 
solchen  kann  es  sich  hier  nicht  handeln,  Tiel- 
mehr  nur  um  eine  Erörterung  deijenigen  Beohie, 
welche  die  Kirche  hinsichtlieh  derSnlehimg  nnd 
Bildung  der  Laien  für  sich  beansprucht,  sowie 
um  die  Darlegung^  inwieweit  die  modernen  Staa- 
ten die  betreffenden  Forderungen  der  ELixche 
ihrerseits  anerkennen. 


&  Alph.  Jansen,  de  facultate  doeendi 
de  soholis  Institutiones  Jnridicae.     Aquisgrani 

1886. 

6  Oben  S.  433. 

^  8.  433.  435.  443.  446. 

«  S.  447, 
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Zweck  der  LehiäiAtigkeil  der  Kirehe,  der  Anatfbiiiig  ihres  LebABftregeB  utd 
ihrer  L^brgewatt,  isl  die  finslehiiBg  der  Menaehheit  mm  ewigen  Heile  durch  Ver- 
mitMug  dev  flbematflrlichen  Wahrheiten.  Die  sonstige  mensohliche  firkenntnise 
und  die  meniohüehe  Wissenaobaft  ist  nach  der  AnCfassnng  der  kaüiolisohen  Kirdbe 
diesen  gegenftber  nicht  eiwas  selbatstAndiges  und  nnabhftngiges  K  Führt  sie  an  Er- 
gebnissen! welche  den  ttbematttrlichen  Wahrheiten  entgegenstehen,  so  können  enrtere 
nur  faLsch,  nnr  Inihttmer^  sein.  Da  die  Kirche  aber  den  ihr  anr  Verwaltung  tber- 
geboien  Glanbenssehata  vor  solehen  an  bewahren  and  diese  an  verwerfSdn  sowohl 
berechtigt  als  anch  verpflichtet  ist',  so  hat  alle  menschliche  Wissenschaft  die  dnrch 
den  katholischen  Glauben  gesteckten  Qrenaen  einanhalten*,  und  es  folgt  daher  aus 
dem  Lehranftrag  und  der  Lehrgewalt  der  Kirche  ihr  Beeht,  einmal  das,  was  echte, 
ehriatBohe  Wissenschaft  ist,  festaustellen,  und  das,  was  nur  scheinbar  sich  lUs  Wissen*- 
sdiaft  darstellt,  au  verartheilen  ^,  femer  das  Becht,  Über  die  Entwicklung  und  die 
Lehre  der  Wissenschaft  eine  beständige  Aufsieht  an  Abren,  und  auf  die  Lehrer  und 
die  Lehranstalten  in  der  Weise  einanwirken,  dass  sie  von  der  Pflege  und  Ceberliefe- 
mng  diristücher  Wissenschaft  nicht  abweichen  %  endlieh  auch  die  Befugniss,  wennschon 
nicht  als  eine  ihr  allein  und  ausschliesslich  anstehende,  selbst  Lehranstalten  aller  Art, 
von  der  Volksschule  bis  aar  höchsten,  ies  Universitftt,  au  errichten  und  au  leiten^. 
Deon  alle  menschliche  Wissenschaft  hat  dem  höchsten  Ziel  der  Menschheit,  der  Hei-- 
lignng  derselben,  au  dienen,  und  di^enige  Anstatt,  deren  göttlicher  Beruf  in  der  Ver- 
wirklichung dieses  Zweckes  besteht,  ist  vor  allen  anderen  dazu  befähigt,  auch  die 
Pflege  der  den  kirchlichen  Zielen  dienenden  Wissenschaften  auf  sich  zu  nehmen  und 
diese  so  zu  gestalten,  dass  sie  der  Erreichung  jenes  höchsten  Zweckes  die  geeignete 
Förderung  gewahrt. 

Wie  sonach  ans  dem  dnrch  das  göttliche  Becht  bestinmiten  Verhältniss  sämmtlicher 
Wissenschaften  zu  den  übernatürlich  geoffenbarten  Wahrheiten  alle  gedachten  Befug- 


1  Yfl.  die  durch  den  Syllabna  von  1864  tct- 
worfenen  Sitze:  VIII:  „Qnvm  latio  hnmana  ipsl 
TOliaftonl  acqniputtur,  iddTco  theologioae  ditci- 
plinae  perinde  ac  pbUoso^eae  tzaeUsdae  rant"; 
IX :  „Omnia  Indlscriminatbn  dogmata  Yellg;ioni« 
clixIatiKnae  sunt  objectom  BatnxaliB  teientii^  aen 
pliiloaopMae;  et  knmana  ratio  Matoilee  tantnm 
•xciiltapoteat  ex  tnls  natnialibna^ixibnaetpiin- 
elpUa  ad  Texam  de  omnibna  eüam  reconditioilbiia 
dogmetibiia  adenttam  perrenlre,  modo  haec  dog- 
mata Ipai  ratloni  tanqnam  oMeotom  propoaita 
faerint'';  XIY:  „PhiloaophlatractaBdaest^nalla 
sapernatnralia  reyelaücnla  ratione  hablta.'' 
Vfl.  daan  Sebreiben  Pil  IX:  Ora-viaalmaa  ^m 
11.  Dezember  1862  betreffend  die  PbUosopbie 
Froeehbammera,  Arob.  f.  k.  K.  K  10,  114, 
und  dat  0.  8.  53a  n.  8»  clt.  Schreiben  v.  1863. 

3  Yen  Pisa  IX,  am  15.  Jnni  1855  genehmigte 
Theaia  der  Congr.Ind.,  Aroh.  f.  k.  K.  K,  10, 419: 
^tei  fldea  ait  anpra  rationem,  nnlla  tarnen  Toxa 
dlMenaio,  nuUnm  dlaaidlum  inter  Ipaoa  invenirl 
nnqtiam  poteat,  qnnm  ambae  ab  xmo  eodemqne 
ünmvtabäi  Yeritatia  fönte,  deo  optimo  maximo, 
oerUntwatqne  Itaaibi  mntnam  opem  ferant",  znm 
Tb«il  vortnch  wiederholt  in  Gonat  dograat.  Ya- 
Uean.  eone.  de  Ade  eatbolica  ▼.  24.  April  1870 
TBd.  IIL  S.  463.  464,  e.  4> 

a  Oben  S.  443.  445. 


4  Syllabna  X:  „Quam  alind  ait  philoaephna, 
aliad  philoaophia,  ille  ins  et  ofAeinm  habet  ae 
anbmittendi  anctoritati,  quam  veram  ipae  pro- 
baverit;  at  philoaophia  neqne  poteat  neqne  debet 
nlli  aeae  anbmittere  anctoiltati'';  XJ:  „Kooleaia 
non  aolum  non  debet  nnqnam  in  philoeophiam  anl- 
madYertere,Temm  etlam  debetipaina  philosophiae 
tolerare  enrorea  eique  relinqnere,  nt  ipaa  ae  ooizi* 
gat'';  XII:  „Apoaiolieae  aedia  lomanammqne 
congregationnm  deoieta  llbemm  aeientiae  pro- 
greaaum  Impedinnf^;  LYII:  „  Philoaophicamm 
remm  mommqne  aeientia  itemqne  oiTÜea  legoa 
poasvnt  et  debent  a  divina  eteeelealaatlca  anc- 
toritate  declinare." 

^  Conat.  dognut  oono.  Yatlcan.  de  flde  caihol. 
cit.  0.  4:  pVoxto  eeeleaia,  qoae  nna  cum  apoifcolioo 
munere  dooendi,  mandatnm  aaoepit  fldei  depoei- 
tum  ouatodiendl,  iua  etiam  et  ofteinm  divinitna 
habet  falai  nominia  adentiam  proacribendl,  ne 
qnia  dedpiatur  per  philoaophiam  et  Inanem  fal- 
ladam'^  und  oanonea  de  flde  lY.  2 :  „Si  qttla  dlxe** 
rit,  diaciplinas  hnmanaa  e*  cum  libertate  «lac- 
tandaa  esse,  nt  earam  aasertionea,  etal  doctiinae 
reloTatae  adveraentnr»  tanqnam  verae  retineil  ne« 
qne  ab  eedeaia  preacribi  poaaint,  anathema  aii.** 

0  Ygl.  hieran  auch  Janaen  p.  61fl. 

7  L.C.  p.  74.  85. 87.  91.  Ygl.  anchdes  Weitem 
ren  die  folgenden  Paragraphen. 
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I.  Die  Hieraxchie  und  die  Leitung  der  Kirehe  duteh  diaadbe. 


B.»6. 


tdaie  der  Kirdie  folgen  und  daher  ^eichfalla  «ns  dem  gOtdiehen  Redit  ^  heTfliesaeii, 
80  ergeben  sie  Bioh  aneh  ang  dem  Recht  and  der  Pfficht  der  Eürche,  die  Menseken 
cum  ewigen  Heile  an  erziehen.  Diese  Thfttigkeit  hatden  Einiefaien  Ton  dem  sartesta 
Alter  an  an  erfassen,  und  da  die  religiöse  Unterweisung  nnd  die  religiös  sittliche  Heran- 
bildung den  Mittelpunkt  aller  Sraiehung  und  alles  Unterrichtes  bilden  mnss,  so  folgt 
aneh  aus  dem  priniipalen,  der  Kirche  kraft  göttlichen  Beohtes  ankommenden  Beeht 
auf  die  christliche  Bnsiehung  der  heranwachsenden  Jugend,  das  aecessorische  Beoht, 
allen  fibrigen  Unterricht  der  Jugend  in  massgebender  Weise  zu  bestimmen  nnd  in 
leiten. 

Durch  diese  kirchlichen  Ansprüche  ist  prinzipiell  jede  Selbstständigkeit  des 
staa^chen  Schulwesens,  sowohl  des  niederen  wie  des  höheren,  ncfi^rt^  Während  fttr 
die  Kirche  die  yoUe  Unterrichtsfreiheit  in  aller  und  jeder  Bedehung  kraft  göttUdien 
Rechtes^  beanspracht  wird,  insbesondere  das  Becht,  nicht  nur  ohne  jede  staafliehe 
Mitwirkung  niedere  und  höhere  Schulen  zu  errichten  und  zu  leiten^,  sondern  auch 
die  Leitung  aller  sonstigen  rom  Staat  oder  anderen  Korporationen  gegrfiadeten,  ftlr 
Katholiken  bestimmten  Lehranstalten  zu  ftlhren  ^,  bleibt  dem  Staate  jede  Befiigniss  in 
Betreff  der  Erziehung  und  des  Unterrichts  den  Eltern  gegenllber^,  sowie  das  Recht, 
die  Gründung  von  Schulen  durch  seine  Uirterthanen  zu  hmdem '  und  den  Sdralzwang 
fSr  die  von  ihm  errichteten  Schulen  einzufahren  ^,  versagt.  Er  kann  allein  dana« 
wenn  anderweitig  nicht  dafür  gesorgt  wird,  die  erforderlichen  Schulen  errichten  ^  äbw 


1  Vgl.  c.  4  const.  dogmat  oonc.  Vttic.  eii; 
Jansen  p.  61  ff.  74. 

^  Der  Syllabus  yerdammt  folgende  Lehren, 
XLV:  ^Totam  scholamm  pnblicarnm  regimen, 
in  quibua  iuYentns  ohilstianae  allcnius  reipubli* 
cae  institoitor,  episcopalibns  dnmtaxat  semina- 
riis  aliqna  ratione  exceptis,  pot68t  ae  debet 
attiibnl  anctoritaü  civili  et  ita  qnidem,  nt  nul- 
Inm  alil  enicümqne  anotorltati  recognoscatnr  ins 
immiscendi  se  in  discipllna  scholanim,  in  regpi- 
mlne  stndiomm,  in  gradnnm  coUatlone,  in  delectn 
aut  approbatione  magistromm'^.  XL VII :  ^Postu- 
lat optima  civilis  sodetatis  ratio,  nt  populäres 
scholae  qnae  patent  omnibns  eninsqne  e  popnlo 
olassis  pneris,  ac  pnbllea  nnlTersim  instltata 
qnae  Utteris  severioribasqne  disdplinis  tradendis 
et  edncatiimi  inventntis  cnrandae  snnt  destl- 
nata,  exlraantnr  ab  omni  eeclesiae  anctoritate, 
moderatrioe  vi  et  ingerentia  plenoqne  dvlllB  ao 
pnbUcae  anctoritatis  arbitrlo  snbiiciantnr  ad  im- 
perantinm  pladta  et  ad  eommnninm  aetatls  opi- 
nionum  amnsslm^'  (tgl.  Schreiben  Pins*  IX.  ▼. 
14.  Jnli  1864,  Arch.  f.  k.  K.  B.  12,  326); 
XLYIII :  „Oatholids  vlrls  probail  potest  ea  in- 
▼entntls  instltnendae  ratio,  qnae  sit  a  catboliea 
flde  et  ab  eceledae  potestate  sdnneta  qnaeqne 
remm  dnmtaxat  natnralinm  sdentlam  ac  terrenae 
sodalls  Titae  flnes  tantnmmodo  vel  saltem  pxi- 
mario  spectet".  S.  aneh  Allokntion  Pins*  IX.  ▼. 
22.  Jnnl  1868  betreffend  das  österr.  Schulgesetz 
T.  1868,  Aieh.  f.  k.  K.  R.  20,  171. 

^  Jansen  1.  c.  p.  74:  s.  femer  Würzbuger 
Bischofsrersammlnng  t.  1848,  Arch.  f.  k.  K.  R. 
21,  266  ff.;  Würzburger  Denkschrift  der  deut- 
schen Blschdfe  Y.  14.  November  1848,  Glnzel, 
Arch.  f.  Klrehengeschlehte.  Hft  2.  S.  50. 

«  Jansen  p.  86.  M.    YgL  auch  den  Protest 


der  preuss.  Blsehdfe  gegen  das  SehulaafktehtS'' 
gesetz  ▼.  1872,  Arch.  f.  k.  K.  R.  28,  36.  Die  tou 
der  Kirche  errichteten  Schulen  erklärt  L.  de 
Hammerstein,  de  ecelesia  et  staita  jvifdice 
consideratts.  Trevlris  (1886)  p.  146  für  rein 
kirchliche  Anstalten  (res  mere  ecclesUstlcae'). 

6  Jansen  1.  c.  p.  79;  v.  Hammerstein, 
die  Schulfirage.  2.  Aufl.  Freiburg  1877.  S.  33; 
de  Hammerstein  1.  c.  p.  146.  158;  Flor. 
Rless,  d.  moderne  Staat  u.  die  christliche 
Sdinle.  Freiburg  1868.  S.  18  leitet  mus  der  Ter- 
verthung  der  oben  Anm.  2  angeführten  Thesen 
des  Syllabus  die  positiven  Sitze  her :  „2)  In  der 
chrlstllohen  Ordnung  ist  die  Schule  kraft  gött- 
lichen Rechtes  zugleich  eine  klr<^iehe  Anstalt; 
sie  sohliesst  deshalb  die  Trennung  von  derKirAe 
aus.  3)  Als  dne  solche  Anstalt  untersteht  die 
christliche  Schule  dem  kirchlichen  Lehrwmte; 
hiermit  uuTertriglidi  Ist  ihre  aussehliesaliehe 
staatliche  Leitung^. 

9  Jansen  1.  e.  149, 

7  L.  c  p.  162w 

B  Jansen  1.  c.  p.  168;  de  Hämmere  teil 
p.  98;  Rless  8.  75ff. 

^  Nach  de  Hammerstein  p.  182,  wenn  dis 
Eltern  dies  verlangen,  und  wenn  ausserdem  dlt 
ErriohtuAg  zum  offsntliehen  Nutzen  gereicht, 
was  aber  nicht  der  Fall  Ist,  wenn  schon  eine  kin* 
rdchende  Zahl  von  Schulen  durch  die  Kirehe^ 
Insbesondere  durch  geistliche  GenoesenschAfteit 
gegründet  ist,  ähnlich  auch  Jansen  p.  166  iit 
Betreff  der  niederen  Schulen ,  wihrend  er  dem 
Staat  das  Recht  zur  Grdndung  hSheier  Schulen 
und  ünlversltilteii  p.  174.  186  zubÜUgt»  iv«n 
diese  von  den  Unterthanen  oder  von  ander«» 
Korporationen  wegen  der  grosseren  Kosten  nl^t 
leicht  errichtet  werden  können. 


§.  137.] 


VerhUtniBa  der  Kirobe  lur  YolksBohule.   Geaohiehte. 
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wück  diefte  unteraieheii  niebt  semer  maaBgebenden  Leitong  S  und  namentliot  ist  er 
nieht  befii^,  die  entscheideiide  EinwirkHiig  der  Eirohe  Mf  dieselben  «oBniscbUeaseii^. 


//.    Dßg  VerhäUnim  der  Ktrohä  tu  dm  venehUdenm  Btldtmgaansißltm. 

A.    Zur  VolkB9chide, 
§.237.    1,   Oeschichtltehe  Einleitung  ^ 

Die  Eirche  hat  zwar  von  jeher  die  Erziehung  und  die  Unterweisung  der  Jngend 
m  den  Kreis  ihrer  Angaben  einbezogen,  indessen  hat  es  sich  fftr. dieselbe  dabei 
weaenffieh  nnr  um  den  Unterricht  in  den  nothwendigen  Olanbenswahrheiten  des 
Ghriatenthnms  ^  und  nm  die  Ansbildnng  von  znkflnftigen  Geistlichen*  gehandelt.  Ab- 
gesehen Yon  der  karolingischen  Periode,  in  welcher  die  Gesetzgebung  bei  ihrer  Ffir- 
sorge  Ar  den  Volksonterricht  gldichfalls  von  den  eben  gedachten  Gesichtspunkten 
beherrBeht  gewesen  ist^,  hat  die  Kirche  die  massgebende  Leitung  des  Unterrichts  bis 
Aber  das  IGttelalter  hinaus  ausschliesslich  in  ihrer  Hand  behalten^. 

War  bis  zum  £nde  des  12.  Jahrhunderts  in  den  Kreisen  der  Laien,  selbst  in 
denen  der  oberen  Stftnde,  kein  Bedflrfhiss  nach  einer  anderen  Bildung  als  der  absolut 
nelhwen^CB  Vorbereitung  in  den  christlichen  Glaubenswahrkeiten  hervorgetreten, 
und  genligten  somit  die  daftlr  bestehenden  kirchlichen  Einrichtungen,  so  blieb  auch 
die  herrsohende  Stellung  der  Kirche  noch  im  wesentlichen  unverftndert,  als  seit  der 
erwähnten  Zeit  unter  den  Bürgern  der  emporblühenden  Städte  sich  die  Nothwendig- 
keit  naeh  einer  besonderen  weltlichen  Bildung,  nach  den  Air  den  Handel,  das  Gewerbe 
und  das  Handwerk  erforderlichen  Kenntnissen  geltend  machte.  In  Anknüpfung  an  die 
frohere  Sitte,  dass  der  P&rrer  Unterricht  ertheilte  und  Schule  hielt,  wurden  seit  dem 
13.  Jahrhundert  in  einer  Reihe  von  Städten  unter  thätiger  Theilnahme  der  Gemeinde- 
bebOrden  und  Bürger  Schulen  bei  den  Pfarreien  begründet^,  da  die  alten  Pfarr-^  und 


1  Jansen  ipilcht  sogar  dem  Staate  (abge- 
seben  von  den  Univergitaten)  das  Recht  der  Lei- 
tung der  Ton  ihm  errichteten  Schalen  überhaupt 
ab.  Bei  niederen  soll  er  diese  den  Kommunen 
übertragen,  bei  höheren  den  letzteren  oder  der 
ProYinz  oder  beiden  gemeinschaftlich  p.  165. 
176.  186. 

s  S.  0.  S.  674  n.  6,  Jansen  p.  91.  166. 187. 

3  Um  die  Geschichte  des  Unterrichtswesens 
und  Insbesondere  des  Volksnnterrichtes  handelt  es 
sieb  hier  nicht.  Ygl.  H.  H  ep  p e,  Gesch.  d. deutsch. 
yollLjsehulwesens.  Gotha  1868—1860.  6  Bde. 
K.  T.  Baum  er,  Gesch.  der  Pädagogik.  Stutt- 
gart 1843  ff.  3.  Aufl.  1867—1861.  4  Bde.; 
J.  W.  Karl,  lieber  die  alten  und  neuen  Schu- 
len. Mainz  1846;  F.  A.  Specht,  Geschichte  d. 
Unterrichtswesens  in  Deutschland  von  den  äl- 
testen Zeiten  bis  zur  Mitte  des  13.  Jahrhunderts. 
Stattgart  1886;  Schonlau,  geschichtliche  No- 
tizen über  Volksschulen  y.  9.  bis  14.  Jahrh. 
Paderborn  1886;  Daisenberger,  d.  Volks- 
aebulen  1.  d.  2.  Hälfte  des  Mittelalters.  Dillingen 
1886;  Fr.  Gramer,  Gesch.  d.  Erziehung  u.  d. 
Unteniehts    1.   d.   Niederlanden   während    des 


Mittelalters.  Stralsund  1843;  Joh.  Müller, 
Vor-  und  frühreformatorische  Schulordnungen 
u.  Schulverträge  in  deutscher  u.  niederländischer 
Sprache.  II.  Abtb.:  Schulordnongen  a.  d.  J. 
1296—1606.  Zsehoppau  1886.  Einzelne  Materia- 
lien auch  bei  Mono,  Schalen  d.  16.  Jahrhun- 
derts 1.  d.  Ztschr.  f.  Gesch.  d.  Oberrheins.  Karls- 
ruhe 1860. 1,  257 ff.  (Stiftsschalen);  2,  128  ff. 
(Süfts-,  lateinische,  Bürger-,  SUdt-  und  Dorf- 
schulen, über  letztere  aus  d.  17.  Jahrh.)  u.  8, 
309-^18  (Bürgerschulen  d.  16.  u.  17.  Jahrb.). 

*  S.  0.  S.  477.  478. 

»  S.  0.  S.  492  ff. 

8  S.  493  ff. 

7  S.  496  ff. 

8  So  werden  schon  i.  J.  1234  Pfarrschulen  in 
Köln,  Ennen,  Gesch.  d.  Stadt  Köln.  Köln.  n. 
Neuss.  1863  ff.  1,  760.  761;  1260  in  Worms, 
Schannat  bist  eplscop.  Wormatiensis  Francof. 
1784.  2,  128.  erwähnt. 

0  In  denen  jetzt  zum  Theil  auch  an  Laien 
Unterricht  gegeben  wurde,  vgl.  die  Nachweisun- 
gen  bei  Tittmann,  Gesch.  Heinrichs  d«  Er- 
lauchten. 2  Ausg.  Leipzig  1860.  2,  73.  74, 
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I.  Die  Hierafchie  und  die  LeituAgtder  Kirdie  dutob  dieselbe. 


B.»7. 


StiftsBehnleii  nieht  aasreieliteB  ^  Von  des  Btiftocholan  tutteraöUeden  sioh  fiete 
neuen  Anstalten  nnr  dadnreb,  daes  in  ibnen  der  niedere  Üntenieht,  d.  h.  Unter- 
ricbt  im  Lesen,  Scbreiben  und  in  den  Anfangsgründen  des  Lateiniscben  ertheüt  wurde, 
wäbrend  den  ersteren  der  böbere  Unterriebt  verblieb  ^.  In  den  biseböfiiehen  Stftdten 
sind  solebe  Sebnlen  nnter  Antoritftt  der  geistliehen  Behörden  erriditet  worden  3.  Die 
letzteren  baben  die  Anordnungen  für  dieselben  erlassen^,  nnd  der  Seholaster  des 
Domsliftes  bat  niobt  nur  das  Anfticbtsrecbt  über  sie  geübt,  sondern  aneh  fftr  die 
Regel  den  Lebrer,  weleber  aus  den  Erträgnissen  des  Sebnlgeldes  besoldet  wurde, 
bestellt  K  Da  andererseits  die  Gemeinden  die  Bebulen  aus  ibren  Mitteln  gegründet 
battea  und  auch  zu  unterhalten  verpfliehtetwaren*',  so  paachten  sie  vielfach  Vetsuehe, 
die  Besetzung  der  Lebrerstellen  in  die  Hinde  zu  bekommen  ^,  indessen  gelang  es 
meistens  den  Sobolastem,  welche  allein  die  venia  doemdi  zu  erttieilen  befugt  wifea^, 
sieh  im  Besitze  ihres  Rechtes  zu  behaupten  ^.   In  den  anderen  Stftdten,  in  denen  aller- 


*  Urk.  d.  KftTdinallegaten  Hoga  an  d.  Biachof 
y.  Lübeck  t.  1262,  Cod.  dipL  Lubee.  T.  1,175: 
„Poriecia  nobis  ex  paxte  conscdam  Lubicenslum 
peütio  continebat,  ut  cum  ad  scolas  maioris 
eecloflae  propter  -viam  lubticam  et  piollxam 
pueris  ipsomm  difflcUis  alt  acceasns,  licenclam 
edifleandi  scolas  alias  laxta  forensem  paroeUam 
pueris  elementarils  oportanas  elsdem  «oncedere 
dignaremur";  Konzession  zur  Gründung  e.  Schule 
b.  d.  S.  Magdalenenkirefae  in  Breslau  t.  1267, 
Korn,  Broslauer  Uxkdbeh.  Breslau  1870.  1 ,  35 : 
„proposulstis  .  .  quod  pueri  vestri  et  maxime 
parvuli  frequentantes  scolas  extra  muros  dyitatis 
YratislaT.,  dum  ad  easiem  seolas  accedunt,  tum 
propter  locorum  distantlam  ac  passus  et  accessus 
difflclles,  qul  sunt  in  pontibus  strictls  et  fractis 
super  flumlna,  tum  etiam  propter  multitudJbAem 
hominum,  carruum  et  equorum  per  praedictos 
pontes  et  vlam  frequentantes  et  assldue  trans- 
euntium  multa  ineommoda  sustUient,  non  sine 
magno  proprlarum  periculo  personaram".  Vgl. 
femer  die  folgenden  Anmerkungen. 

2  Vgl.  Specbt  S.  240.  S.  aueh  die  Gitate  in 
Anm.  4. 

8  S.  0.  Anm.  1. 

«  So  die  s.  a.  O.  eil  ürk.  v.  1267,  '«rolcbe  be- 
stimmt, dass  in  der  neu  ezrirkteten  Schule  die 
kleinen  Knaben  das  Abc ,  das  Vaterunser ,  den 
englischen  Gruss,  das  atbanaslaniscbe  Glaubens- 
bekenntniss ,  die  sieben  Busspsalmen ,  den  Ge- 
sang und  die  regulae  pueriles  lernen^  sowie  im 
Donat,  Gato  und  Theodul  unterrichtet  werden 
sollen,  Tgl.  weiter  die  Urk.  für  die  Elisabeth- 
schule in  Breslau  v.  1203,  Korn  a.  a.  O.  S.  59; 
für  die  Schule  b.  d.  Jacobskircbe  in  Lübeck  t. 
1262,  God.  dipl.  Lubec.  1. 1, 240.  S.  ferner  die 
Satzungen  des  Erzbischofs  Engelbert  II.  ▼.  Köln 
▼.  1270  für  den  Küster  und  Schulmeister  der 
Pfarrkirche  zu  ISigge,  Seibert z,  Urkdbch., 
Landes-  u.  Rechtsgesch.  Westfalens  1,  485  Über 
die  Pflicht  desselben,  persönlich  die  Kirehspiels- 
Jugend  während  bestimmter  Stunden  im  Lesen 
und  Schreiben  zu  unterrichten ,  sowie  über  die 
Androhung  Ton  12  Mark  Strafe  für  die  Pfarrein- 
gesessenen, welche  ihre  Kinder  nicht  in  die 
Schule  schicken. 

5  Bd.  U,  S.  101 ;    die  bisöhafilch  bestätigte 


coneordia  Inter  scholast  Hamb.  et  iuratos  eeeles. 
S.  Nieolai  y.  1289,  Lappenberg,  Bamhutg» 
Urkdbch.  1,  706:  „Scholasticus  Hamburg.  .  .  . 
dlctas  novas  scolas  tenebit  et  possidebit  in  sua 
custodia,  eo  iuie,  quo  soolaa  apud  B.  ifartam  dl- 
noscitur  tenuisse  et  maglstrum  instituat  pro  sua 
Toluntate  .  .  Sl  vero  questns  et  precium  aeola- 
rium  apnd  s.  Nioolama  fkeqveiitaBtiiim  ad«»  fue- 
rit  exile  et  tenue,  quod  scolastious  Hamb.  sine 
dampno  suo  et  salvo  precio  scolartum  freqaen- 
Uoelum  ad  9.  l(«riam  magisiram  sodUs  S.  Nicotai 
non  possit  preUcere  ...  ex  tunc  oonsnles  t^liter 
ordinabunt . . .  ne  supradletus  sooUsticus  in  ma- 
gistro  ptaefidendo  seolis  S.  Nieolai  dampnom  sli- 
quod  paciatui^. 

e  Dipl.  T.  1262  in  God.  dipl.  Lub.  L  1,  240: 
„de  seolis  antedietiB  ediUoaiäls  yel  reficiendis 
in  posterum  nihil  ad  scolastioum" :  Besdilufis  d. 
bremischen  Didcesansynode  t.  loOO,  E  h  m  c  k 
n.  ▼.  Bippen»  biem.  Urkdbeh.  Bieneü  1873. 
1,  566:  „quod  procuiatores  seu  proTisores  ecele- 
siarum,  quibus  fabrica  ac  structurarum  reparatio 
sunt  commisse,  ad  repaiationem  seu  reediJIcatio- 
nem  soolamm  earundem  ecclesiarum  de  iure  te- 
nebuntui'*. 

^  Specht  S.  252.  Tgl.  weiter  über  diese 
Kämpfe  G.  L.  t.  Maurer,  Oeseh.  d.  Städterer- 
fassung  in  Deutschland.  Erlangen  1869  HL  3, 
61  ff.  und  Kriegk,  deutsches  Bürgeribmn  i. 
Mittelalter.  N.F.  Frankfurt  a.  M.  1871.  S.64if.; 
Meister,  d.  deutschen  Stadtschulen  n.  d. 
Schulstreit  i.  Mittelalter.  1868.  S.14ir.;  Räm- 
mel,  Gesch.  des  deutschen  Schulwesens  Im 
Üebergang  T.  Mittelalter  zur  Neuzelt.  Ijieipzig 
1882.  S.65ir.  126  if. 

8  S.  0.  S.  600. 

»  So  in  Lübeck,  eil  Drk.  y.  1262:  ,ut  omiiis 
calumpnlae  scrupulum  füturis  temperibus  axnpu- 
tetur,  memoratus  scolastleus  cum  suis  sueoesae- 
rlbus  ornnem  auetoritatem  et  potestatem ,  Trnilo 
prorsus  articulo  exoepto  yel  excipiendo  super 
singulis  cireumstantiis  in  scoHs  ante  dietis  oVtl- 
nebit,  quam  in  seolis  maioris  eecleslae  dinoseitiir 
hactenus  habulsse^;  in  Hamburg,  ygL  die  Anm. 
5  cit  Urk.  y.  1289,  obwobl  Martin  HT.  i281 
(Pottbast,  reg. n. 21769,  Lappenberg,  Ham- 
burger Urkdbch.  1,  652)  den  Paroefaianen  dieser 
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dbigt  mueh  Schulen  in  Yerbindiuig  mit  KlGstern  oder  Pfarreien  bestanden  ^,  flbten  da- 
gegen vielfach  die  Landesherren  oder  die  Gemeindebehörden  hinBiehtlioh  der  von 
ibnen  begründeten  Schulen  ihrerseits  das  Recht  der  Anstellung  der  Lehrer  und  der 
Sehnlanliiicht  ans  2.  Von  einem  Gegensatz  dieser ^  seit  dem  13.  Jahrhundert  entstan- 
denen Schulen  su  der  Kirche  und  zu  den  kirchlichen  Schulen  ist  indessen  keine  Rede 
geweeen  '.  Die  crwähntenRechte  sind  weder  von  denLandesherren  noch  von  den  Städten 
abr  ptinaipiell  staatliche  oder  kommunale,  noch  viel  weniger  unter  Leugnung  der  Be- 
rechtigung der  ELirche  %ux  Gründung  und  Leitung  von  Schulen  beansprucht  worden, 
vielmehr  nur  nach  Analogie  des  Patronatrechtes  deshalb,  weil  in  Ermangelung  zu- 
reiehender  kirchlicher  Anstalten  die  Fttrsten  und  die  Kommunen  ihrerseits  mit  ihren 
Ifitteln  tut  die  Errichtung  von  Schulen  eingetreten  waren  und  für  die  fortdauernde 
Unterhaltung  derselben  sorgten^. 

Schulen  der  einen  oder  anderen  Art  wurden  seit  dem  13.  Jahrbundert  auch  in 
den  kleineren  Stftdten  errichtet  und  waren  also  hier  zur  Zeit  der  Reformation  vor- 
handen,  während  es  dagegen  bis  dahin  auf  dem  Lande  fttr  die  Kinder  des  Land-' 
▼olkes  an  derartigen  Anstalten  so  gut  wie  ganz  gefehlt  hat  ^,  und  die  letzteren  nur 
den  notbdllrftigen  Katechismusunterricht  erhielten^. 

Erst  die  deutsche  Reformation  gab  einen  bedeutsamen  Anstoss  zur  Weiterent-> 
Wicklung  der  Schuleinrichtnngen  ^,  dessen  Einwirkungen  sich  auch  die  katholisohe 
Kirehe  nicht  entziehen  konnte  ^.  Immerhin  blieb  indessen  vorerst  sowohl  in  der  katho- 


Pfuxei  du  Beeht  im  Strichtang  ipon  Schulen 
und  die  freie  ABstellung  und  Absetzung  des 
Lehren  bewilligt  hatte. 

<  8.  i.  B.  die  Ziutmmenitellung  bei  Titt- 
mann a.a,0.  S.  73.  Diesen  wurden  auch  öfters 
Zuwendungen  gemacht,  um  eine  Schnle  zu  hal- 
ten, so  z.  6.  in  Altenburg  a.  a.  O.  S.  72. 

>  So  wurde  im  13.  JahrK  das  Rektorat  der 
Sehule  in  Haunoyer  durch  den  Herzog  besetzt, 
welektf  fceilieh  1282  den  B&rgem  die  Zuslehe- 
ruBg  ertheilte,  keine  andere  Person,  als  die  von 
den  4  eastellanis  (Borgmannen)  In  Loewenrodhe 
«od  Yon  4  Bürgern  Hannoveis  Torgesehlagene,  an- 
Bttstellen,  Orlgines  Ouelfleae  4,  198  n.  Grote- 
fend  u.  Fiedler,  Urkdbeh.T.HannoTer  1860. 
1, 42.  Weitere  Beispiele  solcher  Uebertzagungen 
des  Ernennungsrechtes  der  Lehrer  durch  die 
Fürsten  an  die  Stadtgemeinden,  wobei  sich  die 
eiTSteren  allerdings  vielfach  die  Bestätigung  yor- 
hehielten,s.  bei  Orot  efend  u.Fiedler,  a.a.O. 
&  250  (1378);  Mecklenburg.  Urkdbch.  2,  612 
(y.  1279),  für  Wismar  1279  u.  1331  in  Sencken- 
berg,  selecta  iuris.  Francof.  ad  Moen.  2,  470  n. 
499;  für  Stendal  die  Urkdn.  t.  1338,  O. 
Schmidt,  ürdbch.  d.  Hochstifts  Halberstadt 
3,  397.  403,  wo  die  früher  bischoflich  ertheüte 
Brlaubniss  für  den  Rath  wegen  der  Ansprüche 
des  exemten  Kollegiatstifts  widerrufen  wird.  S. 
auch  Hone,  Ztschr.  f.  Gesch.  des  Oberrheins 
2,  133. 

9  So  auch  Specht  a.a.O.  S.249;  Panlsen, 
Gesch.  d.  gelehrten  Unterrichts.  Leipzig  1886. 
8.  18.  Dies  eigiebt  sich  insbesondere  daraus, 
daas  die  Reehte  über  die  Schulen  Öfters  durch 
P&psie  und  Bischöfe  den  Stadtgemeinden  Ter- 
liehen  worden  sind,  s.  S.  576  n.  9  nnd  die  in  der 
TOT.  Anm.  aas  Senekenberg  eit  Urkunden,  sowie 
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daraus,  dass  man  in  kleineren  Stidten,  nm  die- 
sen eine  Schule  zu  verschaffen,  das  Glöckneramt 
an  Leute  übertragen  hat,  welche  den  Kindern  im 
Lesen,  Schreiben,  Rechnen,  Im  lateinischen 
Kirchengesang  und  auch  wohl  in  den  Anfangs- 
gründen des  Lateinischen  Unterricht  geben  konn- 
ten. Back,  d.  OTang.  Kirche  im  Lande  zwischen 
Bhein,  Mosel,  Nahe  und  Glan.  Bonn  1872,  1, 
434. 

*  S.  die  Nachweisungen  bei  T  i  1 1  m  a n  n  a.  a.  0.; 
Specht  S.  254;  Riezler,  Gesch.  Baiems. 
Gotha  1878.  2,  194;  Back  S.  434  ff. 

5  Back  S.  429;  Mone,  Ztochr.  f.  Gesch.  d. 
Oberrheins  2, 131.  Die  Olmützer  Synode  t.  1413, 
Hartzheim  5,  41.  terbietet  sogar  mit  Rück- 
sicht auf  herrorgetreteneUebelstande,  namentlich 
mehrfache  von  den  Schülern  verübte  Diebstahle, 
„sub  poena  excommunieatlonis,  ut  nuUns  scholas 
habeat  in  villa,  ubl  dndnm  erectae  non  fueiint 
et  in  qnibQB  tam  rector  quam  soholaies  neoessaria 
habere  non  possunt''. 

e  0.  S.  478. 

"^  Allerdings  zun&chst  (abgesehen  von  den  ge- 
lehrten Schulen)  wesentlich  der  städtischen, 
während  eine  Volksschule  auf  dem  Lande  erst 
gegen  Ende  des  16.  Jahrhunderts  eingerichtet 
worden  ist,  b.  einerseits  die  sächsischen  General- 
Artikel  V.  1580.  Nr.  38,  Schreyer,  Cod.  d.  i. 
Sachsen  geltenden  K.  R.  S.  50  n.  d.  Schulord- 
nung V.  1580,  Cod.  August.  1, 594,  und  anderer- 
seits die  Sachs.  Generalartikel  v.  1557,  Richter, 
evang.  Kirchenordnungen  2,  186,  welche  die 
Doifküster  blos  zum  Lehren  des  Katechismus 
und  christlicher  deutscher  Gesänge  verpflichten. 

8  Erst  seit  dieser  Zeit  weisen  die  Partikular- 
synoden wieder  Bestimmungen  auf,  welche  die 
Errichtung,  bez.  Wiederherstellung  der  Schulen 
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I.  Die  Hierarchie  und  die  Leitung  der  S.irohe  dureh  dieselbe. 


[§.«7. 


lisohen,  wie  aach  in  der  protestantiseheii  Kirohe  die  frtliere  Anselunniiigy  dass  du 
Schulwesen  eine  kirchliche  Angelegenheit  sei,  herraohend,  nnd  daher  hat  auch  nodi 
der  Westfiilische  Frieden  die  Einrichtang  der  Schnlftmter  als  ein  Anneznm  der  Reli- 
gionsUbting  bezeichnete  In  der  evangelischen  Kirche  fllhrte  aber  diese  Avffaaaimg 
dazn,  den  Landesherren,  welche  an  der  Spitze  derselben  standen,  als  AoBflnsB  des 
s.  g-jus  episeopak  das  Recht,  ihrerseits  das  Schulwesen  za  ordnen  und  die  Avftidit 
ttber  die  Schulen  za  führen,  beizulegen^.  Diese  suchten  vor  Allem  nachdem  dreizsig- 
jährigen  Kriege,  während  dessen  das  Schulwesen  der  völligen  Zerrtittang  snlieiii- 
gefallen  war,  dureh  ausführliche  Schulordnungen  den  Vo&sunterrickt  wieder  her- 
zustellen und  zu  fßrdern'.  Auch  wurde  schon  damals  in  einzelnen  Territorien 
der  Schulzwang,  d.  h.  die  Pflicht  der  Eltern  ihre  Kinder  von  einem  gewissen  Alter 
ab^  und  während  einer  bestimmten  Zeit  bei  Vermeidung  von  Strafe  in  die  Sekulen 
zu  schicken,  eingeftlhrt  und  die  Tragung  der  Schullasten  g^egelt.  Hatten  auch  diese 
Bemühungen  auf  dem  Lande  unter  den  leibeigenen  Bauern  keinen  grossen  Erfolg*, 
und  ist  erst  im  folgenden  Jahrhundert,  im  Zeitalter  der  AufUirung,  namentiick  diroh 
die  Bestrebungen  Friedrich  Wilhelms  I.  und  Friedrichs  d.  6r.  *  der  Grund  zu  den 
noch  heute  bestehenden  Yolksschnlei&richtungen  in  Preussen  und  in  den  anderen 
deutschen  Staaten  "^  gelegt  worden,  so  war  doch  damit  der  Auffassung,  dass  der  Staat 
kraft  eigenen  Rechtes  das  Schulweera  zu  regeln  und  zu  fiSrdem  habe,  der  Weg  ge- 
ebnet, so  dass  diese  im  18.  Jahrhundert  die  herrschende  woFden  konnte.  Fflr  die 
staatliche  Neugestaltung  bot  sich  aber  kein  anderer  Anhalt  als  die  früher  kirchlicker- 
seits  eingeführte  Pfarr-  oder  Küsterachule  dar,  und  so  blieb  vorerst  die  alte  Verbin- 
dung zwischen  der  Schule  und  der  Kirche  insoweit  bestellen,  als  der  Küster,  der 
Qehülfe  des  Pfarrers,  zugleich  das  Amt  des  Schullehrers  versah  ^,  nnd  die  kirchlichen 


„in  dTitatibiis,  oppidis  et  pagis"  anordnen,  die 
Prüfung  der  Lehrer  durch  den  Bischof,  General- 
Yikar  oder  einen  damit  beauftragten  Landdekan, 
namentlich  auoh  in  Betreff  ihres  iLirchlichen 
Glaubens ,  ▼orsehrelben ,  ihnen  vor  dieser  Prü- 
fung und  (nach  dem  Trldentinum)  auch  vor  Ab- 
legung des  tridentinischen  Glaubensbekennt- 
nisses die  Ausübung  der  Lehrthitigkelt  und  den 
Pfarrern  die  Zulassung  nicht  qualiflzlrter  Lehrer 
zu  der  letzteren  verbieten,  endlich  eine  regel- 
mässige Aufsicht  durch  die  Pfarrer,  Land- 
dekane und  Scholastict  des  Domstifts  einschärfen, 
8.  z.  B.  Köln  1536.  1550,  Mainz  1549,  Trier 
1549,  Oambray  1560,  Augsburg  1667,  Salzburg 
1669,  Constanz  1667,  Münster  1670,  Breslau 
1680,  ConsUnz  1609,  Augsburg  1610,  Köln 
1612,  Osnabrück  1628,  Münster  1656,  Köln 
1662  und  Paderborn  1688,  Hartzheim  6,  302. 
538.  Ö80. 606.  639.  680 ;  7,  201.  374.  464.  624; 
8,  386.  888;  9,  81.  163.  437.  818.  1064  u.  10, 
129. 

1  L  P.  0.  Art  V.  S.  31 :  „Oniusmodi  annexa 
habentur  institntio  consistoriorum,  minlsteriorom 
tarn  scholastlcorum  quam  eccleslasticorum ,  ins 
patronatus  aliaque  similia". 

^  Reinkingk,  tract.  de  regimlne  seculari  et 
ecolesiast.  III.  Q.  1.  c.  1  (ed.  1641,  p.  496);  B. 
Garpzov,  iurlsprudentia  consistorialis  1.  I.  tit 
I.  def.  9. 

3  Die  allmähliehe  Loslösung  des  landesherr- 


lichen Rechts  von  den  iura  episeopalia  und  der 
Uebergang  zu  der  Auffassung  des  lo.  Jahrb.,  dass 
das  Sekulwesen  eine  Angelegenheit  der  landes- 
herrlichen Pollsei  sei,  zeigt  sieh  jetxt  schon  da- 
rin, dass  die  Regelung  desselbea  nicht  mehr, 
vde  früher,  in  den  Klrchenordnungen,  sondern 
durch  besondere  Sehulgesetse  und  Scbulord- 
nungen  vorgenommen  wird. 

*  Zuerst  durch  die  hessendarmstädttsche  Schul- 
ordnung V.  1628,  dann  durch  die  berühmte 
Sehulordn.  d.  Herzogs  Ernst  v.  Sachsen-Gotha  v. 
1642,  demnächst  auch  In  katholischen  Landern, 
wie  z.  B.  im  Bisthum  Münster  1675  und  In 
Ghurmainz  1682,  Hoppe,  Geschichte  d.  deut- 
schen Tolksschulwesens  2,  37.  218;  3,  192  u. 
2,  89. 

ö  Heppe  3,  37. 

«  Vgl.  V.  V.  28.  September  1717  u.  19.  Sep- 
tember 1736,  Mylius,  oorp.  const  Marehic. 
L  1,  527  u.  L  2/267,  Heppe  a.  a.  0.  3,  8  IL; 
Generallandschaftsreglement  V.  12.  August  1763, 
nov.  corp.  Brandenb.-Pruss.  3,  265,  welches 
die  Grundlage  für  das  A.  L.  R.  ▼.  1794  IL  12. 
S$.  1  ff.  ist;  Heppe  a.  a.  O.  S.  27  ff. 

7  S.  namentlich  über  die  katholischen  Sta&ten 
Heppe  1,18 ff.;  Straok,  Geschichte dee deat- 
schen  Yolksschulwesens.  Gütersloh  1872.  8. 
220  ff.  266  ff. 

8  Mono  a.a.O.  2,  132. 


§.  237.] 


Verhaltiiiss  der  Kirche  stur  Volksschule.    Geschichte. 


679 


AmtBtrIger  die  BohnUutfnoht  Ahrten,  imd  zwar  um  so  mehr;  als  die  eiBzelnen  deut- 
sehen  Territorien  itoA  im  Laufe  dea  18.  Jahrhunderts  überwiegend  ihren  spezifisch 
konfezsioiieUen  Oiarakter  bewahrt  hatten. 

Mit  dem  Yerümf  des  18.  Jahrhunderts  war  somit  die  ursprllngliche  kirchliche, 
dkPiarr-  oderKflatersehole;  welche  haaptsftchlioh  im  Interesse  derKatechismoslehre 
die  Jngend  auch  in  gewissen  elementaren  Kenntnissen  unterwiesen  hatte^  zur  mo- 
dernen Velkssehole  geworden.  Ohne  dass  dieselbe  ihren  frflheren  Charakter  als 
kirdiliche  Endehnngsanstalt  einbflsste,  erhielt  sie  jetzt  die  Bestimmang,  dem  Bflrger 
und  Landmann  die  ftr  das  spAtere  bürgerliche  und  bänerliche  Leben  unentbehrlichen 
KMintnisse  zn  vermitteln,  und  wurde  nunmehr  insofern  eine  staatliche  Anstalt,  als 
ihre  Einrichtungen  durch  den  Staat  geregelt  wurden,  und  die  staatlichen  Behörden 
die  Leitung  und  Aufsicht  des  Schulwesens  zu  üben  hatten  ^  wenngleich  die  Unter- 
haltung der  Sohulanstalten  fast  ausschliesslich  den  Gemeinden  zur  Last  fiel. 

In  Folge  des  Interesses  des  Staates  an  der  Volksschule,  der  Entwickelung  einer 
besonderen  Wissenschaft  der  P&dagogik,  sowie  der  durch  die  erweiterten  Kultur- 
und  Lebensaufgaben  bedingten  besonderen  Heranbildung  der  Volksschnllehrer  ist  der 
staatliche  Charakter  der  Volksschule  im  Laufe  dieses  Jahrhunderts  zu  immer  stärkerer 
AnsprJlgung  gelangt,  und  seitdem  im  Zusammenhange  mit  allen  diesen  Momenten  auch 
besondere  staatliche  Schulyerwaltungen  und  Schulaufsichtsbehörden  errichtet  worden 
sind,  bildete  die  Volksschule  eine  von  der  Kirche  getrennte,  völlig  selbstständige  Ein- 
richtung, zu  welcher  die  letztere  —  wenigstens  in  Deutschland  —  nur  noch  insoweit 
eine  Beziehung  hat,  als  die  religiöse  Erziehung  als  Grundlage  für  den  Volksschnl- 
nnterricht  festgehalten  worden  ist,  und  die  Lokalaufsicht  noch  durch  kirchliche  Organe, 
wenngleich  meistens  nur  kraft  staatlichen  Auftrags,  gehandhabt  wird  ^. 

Als  sich  die  gedachte  Entwicklung  in  Deutschland  zu  vollriehen  begann,  haben 
die  katholischen  Kirchenoberen  theils,  weil  sie  selbst  von  den  Bestrebungen  der  Auf- 
klftrungsperiode  beherrscht  waren,  theils,  weil  zunächst  die  frühere  Verbindung  der 
Kirche  mit  der  Schule  und  der  ausschliesslich  konfessionelle  Charakter  der  letzteren 
aufrecht  erhalten  blieb,  sie  keineswegs  zu  verhindern,  vielmehr  in  einzelnen  Terri- 
torien ihrerseits  sogar  zu  fördern  gesucht. 

Erst  im  Laufe  des  jetzigen  Jahrhunderts,  seitdem  die  Selbstständigkeit  der  staat- 
lichen Schule  sich  immer  weiter  entwickelt  hatte,  und  derselben  bei  der  grösseren  Ver- 
nuBchnng  der  Bevölkerung  nicht  mehr  überall  der  konfessionelle  Charakter  gewahrt 
bleiben  konnte,  hat  die  in  der  katholischen  Kirche  immer  weiter  um  sich  greifende 
imd  sieh  verstärkende  ultramontane  Strömung  in  der  richtigen  Erkenntniss,  dass  eine 


^  Tgl.  preoM.  A.  L.  R.  U.  12.  $.  1 ;  „Schulen 
und  Uniyenitäteu  sind  Vetansteltungen  des 
Staates,  welche  den  Unterricht  der  Jugend  in 
natzllehen  Kenntnissen  und  Wissenschaftea  eor 
AlMieht  habend  $.  2:  „Dergleichen  Anstalten 
sollen  nur  mit  Vorwissen  nnd  Genehmigung  des 
Staates  errichtet  werden''.  .  Selbst  in  den  geist- 
lichen Territorien  wurde  Im  18.  Jahrhundert  die 
Leitung  des  Schulwesens  nicht  einmal  als  eine 
rein  kirchliche,  sondern  mehr  als  landesherrliche 
Angelegenheit  betrachtet,  v.  Sartori,  geist- 
liches und  weltliches  Staatsrecht  d.  deutsch.  Erz- 
etc.  Stute.  Bd.  II.  II.  1,337  ($.1381);  Essez, 
Franz T.  FUrstenberg.  Münster  1842.  S.  162 IT.; 


Schwab,  Fr.  Berg.  Wflrzburg  1869.  S.  107, nach 
welchem  Fr.  Ludw.y.  Erthal,  Bischof  v.WQrzburg 
(1779-— 1791),  es  als  einen  Wahn  bezeichnet  hat, 
„als  sei  das  Schulwesen  eine  Sache,  welcli^  man 
der  Geistlichkeit  überlassen  müsse,  als  gebühre 
ihr  die  Direktion  des  Schulwesens  allein,  und 
der  Beamte  sei  nur  da,  um  Yollstrecker  der- 
jenigen Befehle  zu  sein,  welche  das  Seelsorger- 
amt zu  erlassen  für  gut  finde,  aber  selbst  in  Voll- 
zug zu  setzen  aus  Abgang  äusserer  Zwangsmittel 
nicht  vermöge''. 

2  Ja  auch  zumTheil  der  Kirche  die  Besorgung, 
Leitung  und  Ueberwachung  des  Religionsunter- 
richts überlassen  ist.  S.  den  folgenden  $. 
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I.  Die  Hierarchie  und  die  Leitung  der  Kirche  durch  dief  elbe. 


[§.  237. 


selbstBtändige  staatliche  VolkBSchide  der  Herrschaft  des  UltramontaaiHDUB  eines  der 
grössten  Hindernisse  entgegenstellt,  diese  zn  bekftmpfen  angefimgen.  Nachdem  sn* 
nächst  in  Frankreich,  gegenüber  dem  Lehrmonopol  des  Staates,  der  von  Napoleon 
eingeführten  s.  g.  StaatsaniTorsität  S  die  Freiheit  des  Unterrichts  auf  Grund  der  Rechte 
des  Vaters  und  der  Familie  verktlndet^,  und  dieser  Gmndsats  zuerst  in  Belgien', 
dann  auch  in  Frankreich  selbst  zur  Durchfahrung  gelangt  war*,  wurde  auch  in 
Deutschland,  wo  schon  vorher  die  kirchlichen  Oberen  in  manchen  Staaten  gegen 
einzelne  staatliche  Schuleinrichtnngen  und  Massnahmen  der  Sehulyerwaltung  protestirt 
hatten^,  seit  dem  Jahre  1 848  von  den  Bischöfen  die  Aendemng  der  bisherigen  Volks* 
sohuleinrichtungen  im  Interesse  der  kirchlichen  Beherrschung  der  Schule  in  mehr 
oder  in  minder  umfassendem  Masse  gefordert*.  Freilich  haben  sich  die  meisten  Staaten, 
wenigstens  in  Bezug  auf  die  prinzipielle  Stellung  der  Volksschule,  obgleich  zum  Theil 
erst  nach  einem  gewissen  Schwanken,  diesen  Ansprüchen  ^  gegenüber  ablehnend  ver- 


^  Lebon,  Staatsrecht  d.  franzos.  Republik. 
Freiburg  1886  (Marquardeen,  Hdbcb.  d. 
offeutl.  Rechts  lY.  1.  Abth.  6).  S.  133. 

3  Zuerst  (181 7)  von  Lammen  als,  s.Fiied- 
rich,  Geschichte  des  Tatikanisohen  Konzils. 
Bonn  1877. 1,  69  ff.  123  ff. 

3  Constitntion  v.  26.  Februar  1831.  Art.  17: 
„L'enseignement  est  llbre;  tonte  mesnre  prtf- 
TentlTO  est  interdite :  la  r^pression  des  d^ts 
n^est  regMe  que  par  la  loi^;  vgl.  dazn  auch  loi 
organlqne  de  Tlnstructlon  prlmaixe  t.  23.  Sep- 
tember  1842,  n.  A.  i.  Arch.  f.  k.  K.  R.  46,  276 
und  Friedberg,  Gränzen  S.  640. 

4  Schon  durch  das  Gesetz  t.  28.  Juni  1833  be- 
treffend den  Volkssohulunterricht  (euseignement 
primaire),  später  durch  die  loi  organique  sur 
Venseignement  du  16  märs  1880,  Arch.  f.  k. 
E.  R.  48,  116u.  Andi^,  cours  alphabtftique  de 
Itfgislatlon  ciyile  eccUsiastique.  ^d.4.  3,  368  ff., 
Tgl.  a.  a.  0.  S.263  ff.:  Gaudry,  trait^  de  la  Itf- 
gisIatlDU  des  oultes  2,  661  ff.;  Lebon  a.  a.  0. 
S.  32. 133. 

5  Brück,  d.  oberrheinische  Kirchenprovinz. 
Mainz  1868.  S.  164  ff. 

6  Die  Würzburger  Denkschrift,  o.  S.  674  n.  3, 
verlangt  die  Freiheit  in  der  Ausübung  des  gött- 
lichen Rechtes  „der  Lehre  und  Erziehung^  und 
als  nothwendige  Folge  desselben ,  dass  die  Bi- 
schöfe „alle  zur  Ausübung  desselben  erforder- 
lichen Mittel,  die  zum  Lehren  und  zum  Erziehen 
bestimmten  Individuen  oder  Korporationen  so- 
wohl als  die  Lehrbücher  frei  zu  wählen  und  zu 
bestimmen''  haben.  Auf  dieser  Grundlage  pro- 
testirt die  Denkschrift  der  preussisehen  Bi- 
schöfe V.  1849  gegen  die  Beschränkung  der 
Kirche  auf  den  blossen  Religionsunterricht  in 
der  Volksschule  und  leitet  aus  der  Pflicht  der 
Eltern ,  ihren  Kindern  eine  religiöse  Erziehung 
zu  geben,  und  der  Befugniss  der  letzteren,  eine 
solche  von  der  Kirche  zu  fordern,  für  dieselbe  das 
Recht  her,  über  Jedweden  Unterricht,  da  stets 
die  Erziehung  dabei  mit  in  Betracht  komme,  zu 
bestimmen.  Ferner  wird  das  Recht  auf  die 
kirchliche  Sendung  zum  Religionsunterricht  be- 
tont, und  es  werden  die  vorhandenen  katho- 
lischen Volksschulen  als  kirchliche  Anstalten 
zur   selbständigen    Beaufsichtigung    durch  die 


Kirche  reklamirt,  Indem  die  Bischöfe  behaupten, 
dass  die  vor  dem  Landreeht  vorhandenen  Schalen 
durch  dasselbe  nicht  zu  Staatsschuleu  geworden, 
vielmehr  konfessionelle  Pfarr-  und  Stiftsschulen 
unter  der  gesetzlichen  oder  herkSinmlielien 
nächsten  und  oberen  Aufsicht  der  Kirche  oder 
konfessionelle  Schulen  der  katholischen  Ge- 
meinden geblieben  seien  und  die  Stelle  der  vom 
Landrecht  gewünschten  Primänchulen  vertreten 
hätten,  Ginzel,  Arch.  f.  Kirchengesch.  2,  141. 
146.  161.  Die  Denkschrift  des  balrl sehen 
Episkopates  v.  1860  fordert  für  die  Bischöfe  die 
Mitwirkung  bei  neuen  organischen  Einrichtangen 
im  Volksschulwesen,  die  Genehmigung  der  Be- 
stellung der  VolksschuUehrer,  die  Einforderung 
des  Einverständnisses  bei  der  Anstellung  der 
Lokal-  und  Distrlkts-SchuUnspektoren,  die  Be- 
fugniss, die  Lehrbücher  der  Religion  und  der 
biblischen  Geschichte  zu  bestimmen  und  die 
übrigen  Schullehrbücher  hinsichtlich  ihrer  reli- 
giösen Tendenz  und  etwaiger  bedenklicher  Std- 
len  der  Censur  zu  unterwerfen,  endlich  auch 
ähnliche  und  entsprechende  Rechte  in  Betreff 
der  Schnllehrerseminare,  a.  a.  0.  S.  21&,  wäh- 
rend sich  die  Denkschrift  des  oberrheini- 
schen Episkopates  v.  1861  vorerst  damit  be- 
gnügte, die  Leitung  und  Ueberwachung  dee 
katholischen  Religionsunterrichts,  die  Bestim- 
mung der  Religionslehrbücher  und  die  Betrauung 
der  Lehrer  mit  dem  Religionsunterricht  für  die 
Bischöfe  in  Anspruch  zu  nehmen,  a.a.O.  S. 262. 
S.  aber  die  folgende  Anm. 

"^  In  der  oberrheinischen  Kirchenprovinz  hatten 
die  Regierungen  in  ihren  fowiderungen  der 
Denkschrift  v.  1861  den  Charakter  der  Schulen 
als  StaatsBchulen  und  die  Nothwendigkeit  der 
aus«chliessliehen  Leitung  des  Staates  betont,  den 
Bischöfen  aber  die  Genehmigung  der  einzufüh- 
renden ReligionsbÜoher  zugestanden,  sowie  die 
Ertheilung  und  Beaufsichtigung  des  Rellg^ion»- 
unterrichtes  durch  den  Ortegeistlichen  und  die 
Berücksichtigung  der  kirchlichen  Wünsche,  na- 
mentlich bei  der  Zumessung  und  Einth^ung 
der  Lehrstunden  zugesichert,  Brück  m.  a.0. 
S.  68;  Warnkönig,  üb.  d.  Konflikt  d.  Bpit- 
kopates  d.  oberrhein.  KirchenproTinz  mit  den 
Landesregierungen.  Erlangen  1863.   S.  66.    Die 


|.  237.1 


VerhftItDiss  der  Kirehe  sur  Volksschule.    Qesehichte. 


581 


hidten  *.  In  Folge  dessen  ist  es  in  einzelnen  Ländern  zu  Konflikten  mit  den  kirch- 
lichen Behörden  gekommen  ^^  nnd  femer  sind  solche  nach  dem  Jahre  1870  ans  Anlass 
der  Beschlflsse  des  vatikanischen  Konzils  and  der  altkatholischen  Bewegung  hervor- 
gerufen worden'. 

Im  ganzen  Verlaufe  des  Mittelalters,  als  die  katholische  Kirche  das  Schulwesen  aus- 
schliesslich beherrschte,  hatte  sich  ftir  sie  kein  Bedflrfniss  ergeben,  besondere  Normen 
Aber  das  VerhUtniss  der  Kirche  zur  Schule  au&uatellen,  ja  selbst  während  der  Entwick- 
Ini^  der  Elementarschule  zur  staatlichen  Volksschule  im  18.  Jahrb.  war  ein  solches 
aus  den  schon  o.  S.  579  berührten  Orflnden  noch  nicht  fühlbar  geworden,  vielmehr 
ist  dasselbe  erst  im  Laufe  des  jetzigen  Jahrhunderts  einestheils  in  Folge  des  starkem 
Betonens  des  staaitichen  Oharakters  des  Volksschulwesens  durch  die  weltliche  Gesetz- 
gebung und  anderntheils  in  Folge  des  Bestrebens  der  Kirche  nach  voller  Unabhängig- 
keit vom  Staat  und  nach  voller  Verwirklichung  der  kurialen  Ansprüche  in  Bezug  auf 
die  Schule  hervorgetreten.  Trotzdem  hat  aber  die  kirchliche  Gesetzgebung  allge- 
meine, das  Verhältniss  der  Schale  regelnde  Normen  nicht  erlassen,  vielmehr  müssen 
die  einzelnen  von  ihr  als  massgebend  erachteten  Grundsätze,  welche  sämmtiich  als 
Folgerungen  aus  ihrem  göttlichen  Recht  zur  Erziehung  und  zur  religiösen  Unterwei- 
BOBg  des  Menschengeschlechtes  abgeleitet  werden,  aus  den  offiziellen  Kundgebungen, 
welche  in  Bezug  auf  einzelne  Staaten  nnd  spezielle  Fälle  oder  Konflikte  ergangen 


weitere  Denkschrift  des  Episkopates  v.  18.  Juni 
1868,  Frelburg  1863,  erkl&rte  indessen  ($$.  8  u. 
19)  diese  Zugestindnisse  für  ungenügend  nnd 
▼erlangte  snch  die  Ueberwachung  des  profanen 
Unterrichts  nnd  hlnsioktUek  des  letzteren  ahn- 
liehe Hechte,  irie  sie  Ton  den  bairischen  Bi- 
schöfen (s,  TOT.  Anm.)  gefordert  waren.  In  den 
Ton  Württemberg  und  Baden  1867  a.  1869 
abgeschlossenen  Konkordaten,  Arch.  f.  k.  K.  R. 
2,  240  n.  6,  86  Ist  in  dem  in  beiden  gleichlau- 
tenden Art.  7  aber  nur  bestimmt :  „episcopus 
(arehiepiseopus)  ex  proprü  pastoralis  offlcli  mu- 
nere  rellglosam  catholicae  iuTentutis  tum  instmn- 
tfonem  tum  edueationem  In  omnibus  soholis 
puhlieis  et  priratis  diriget  et  super  utraque  Tigi- 
IsMt.  Perinde  statuet,  qninam  ad  rellglosam  in- 
stmetionem  libri  et  catechlsmi  adhibendl  sint.  — 
In  scholis  elementariis  religiosa  instructio  a  pa- 
rochis  tradetur,  in  rellquis  scholis  nonnisl  ab 
ÜB,  qulbns  ad  hoc  auctoritatem  et  misslonem 
episeopns  eontnlerit  nee  postea  reTocayerit^, 
immerhin  war  damit  die  einheitliche  obere  Lei- 
tang  des  Unterrichts  für  den  Staat  insofern 
aufgegeben,  als  das  Aufsichtsrecht  desselben 
über  den  Religionsunterricht  nicht  gewahrt 
woide,  und  die  württembergische  Regierung  hatte 
überdies  noch  in  der  Beilage  III  zum  Konkordat 
die  bedenkliche  Zusicherung  gemacht :  »Auf  das 
Blementarschulwesen  wird  dem  Bischof  der  mit 
der  bestehenden  Gesetzgebung  und  der  noth- 
wendigen  einheitlichen  Leitung  Tereinbare  Kln- 
flnM  gewihrt  werden*',  TgL  Golther,  Staat  u. 
kathol.  Kirche.  8.  179.  Die  mit  dem  Bischof  ▼. 
Mainz  1864  abgeschlossene  hessische  Konven- 
tion hatte  diesem  unter  VI.  die  Leitung  und 
Ueberwachung  des  katholischen  Religionsunter- 
richts an  den  öffentlichen  Schulen  Jeder  Art,  und 
unter  XYII.  ^bis  zu  einer  Abänderung  der  be- 


stehenden Schulorganisation  allen  Wünschen 
und  Erinnerungen,  welche  die  Sicherstelluug 
der  Schulen  vor  unkirchlichen  und  slttenver- 
derblichen  Einflüssen  bezwecken,  jede  nur  thun- 
liche  Berücksichtigung^  zugesichert,  was  freilich 
der  Kurie  noch  nicht  genügt  hat,  da  sie  dem 
Mainzer  Bischof  bedeutete:  ^Quum  negotium 
quoad  scholas  prlmarlas  seu  elementares  in  ec- 
clesia  catholica  magnl  slt  momenti  eo  quod  ex 
Ipsis  ut  plurimum  fldei  ao  morum  conserratio 
depeodeat,  s.  Pater  vehementer  dolet,  id  adhuo 
suspensum  remanere.  Qua  re  rev.  episcopus  omni 
studio  operam  dabit,  ut  sua  propria  iura 
gubemium  recognoscat  et  praesertim,  ut  sibi 
auctoritas  sit  memoratas  scholas  moderandi,  ma- 
gistros  eligendl  vel  saltem  eorum  electioni  ex- 
plicite  assentiendi,  eos  qui  muneri  suo  non  recte 
saüsfaclunt  expellendi,  catechismum  aliosque  in- 
structionis  libros  approbandi,  vires  qui  sua  vice 
scholas  advigilent,  deputandi  ac  tandem  facultas 
sit  novas  scholas  pro  pueris  catholids  eligendl , 
com  ipsis,  nonnisl  eas  scholas,  ubi  catholica  doc- 
trina  tradatur,  frequentare  ins  sit",  Ztschr.  f.  K. 
R.  8, 360. 364.  In  N  a  s  8  a  u  wurde  dagegen  durch 
die  Min.  V.  v.  26.  Mal  1861  unter  IV,  a.  a.  O. 
2, 129,  dem  Bischof  blos  die  Leitung  und  Ueber- 
wachung des  katholischen  Religionsunterrichts 
an  den  öffentlichen  Schulen ,  sowie  die  thun- 
lichste  Berücksichtigung  seiner  Yoistellungen  in 
Bezug  auf  ihm  anstossig  erscheinende  Lehr- 
bücher zugestanden. 

1  S.  die  Darstellung  des  geltenden  staatlichen 
Rechts  im  folgenden  ^.  238. 

*  So  z.  B.  in  Baden  aus  Anlass  der  Gesetz- 
gebung des  J.1860,  Friedberg,  d.  Staat u.  die 
katholische  Kirche  i.  Grsshzthm.  Baden.  Leipzig 
1871.  S.  74  ff. 

8  Tgl.  unten  die  Anmerkungen  zu  $.  288. 
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sindS  oder  ans  den  mit  einzelnen  Begiernngen  abgesehioBsenen  Veranbanmgen'  ent- 
nommen werden. 


§.238.    2.  Das  Verhaltniss  der  Kirche  zur  Volksschule  nach  dem  heutigen  Rechte j 

insbesondere  in  Deutschland'^. 

I.  Die  allgemeinen  rechtliehen  Grundlagen  des  Volksschnl- 
Wesens.  In  den  deutschen  Staaten  gilt  das  Volksschal  wesen  als  eine  staatliche  An- 
gelegenheit, d.  h.  der  Staat  hat  das  Recht  nnd  die  Pflicht,  fftr  geeignete  Schalen  zu 
sorgen,  die  Anordnungen  Aber  die  Einrichtungen,  die  Lehrplftne,  die  Ausbildung  und 
Qualifikation  der  Lehrer,  ihre  Anstellung  und  über  die  Unterhaltung  der  Schulen 
zu  erlassen,  sowie  die  Oberaufsicht  über  das  gesammte  Volksschulwesen  zu  ftlhren*. 
Die  Kirche  ist  daher  rechtlich  allein  befdgt,  in  Bezug  auf  das  letztere  deiqenigen 
Einfluss  geltend  zu  machen,  welchen  ihr  der  Staat  durch  seine  Oesetzgebung  und  die 
auf  Grund  derselben  rechtsgültig  erlassenen  Anordnungen  einräumt. 

Die  heutige  offizielle  katholische  Lehre  erachtet  es  dagegen  ftr  ein  göttliches, 
durch  den  Staat  unentziehbares  Recht  der  Eltern  und  der  Familie,  über  die  Erziehung 
und  den  Unterricht  der  Kinder  zu  bestinmien  ^.  Sie  erklärt  lediglich  die  Kirche  kraft 
ihrer  göttlichen  Mission  für  befbgt,  die  Eltern  in  der  ErAUlung  der  diesem  Recht 
entsprechenden  Pflicht  zu  beaufsichtigen,  und  nimmt  auf  derselben  Grundlage  aus- 
schliesslich für  die  Kirche  das  Recht  und  die  Pflicht  in  Anspruch,  für  geeignete 
Schulen  zu  sorgen  und  diese  zu  leiten,  damit  die  Kinder  die  erforderliche  kathoHsehe 
Erziehung  erhalten  können  ^.  Von  diesem  Standpunkt  aus  hat  der  Syllabus  die  ge- 
dachten prinzipiellen  Grundlagen  des  heutigen  Volksschnlwesens  und  Volksschul- 
rechtes reprobirt '. 

U.  Die  öffentlichen  und  die  privaten  Schulen.  Nachdem  die  moder- 
nen Staaten  von  dem  Gesichtspunkt  aus,  dass  jeder  Unterthan  im  Literesse  der  £r- 


1  Selbst  die  Reprobationen  in  den  o.  S.  674 
n.  2  cltirten  Sätzen  des  Syllabus,  welche  allge- 
mein gehalten  sind,  beruhen  auf  Kundgebungen 
Pins*  IX.  in  Betreff  des  sardinischen  Unterrichts- 
gesetzes  y.  1848  und  in  Betreff  des  Schulkon- 
fliktes in  Baden,  Arch.  f.  k.  K.  R.  13,  319.  338 
u.  12,  326. 

^  S.  0.  S.  580  n.  7 ;  femer  das  österreichische 
Konkordat  v.  1856.  Art.  5:  ^Omnis  iuventutis 
catholicae  institutio  in  cunctis  scholis  tarn  publi- 
cis  quam  privatis  conformis  erit  doctrinae  reli- 
gionis  catholicae.  Episoopi  autem  ex  propril 
pastoralis  oClicii  munere  dirigent  rellgiosam  iu- 
ventutis educationem  in  omnibus  instructionis 
locis  et  publlcis  et  privatis  atque  diligenter  ad- 
Tigilabunt,  ut  in  quavis  tradenda  disciplina  nihil 
adsit,  quod  catholicae  religioni  morumque  ho- 
nestati  adversetur^;  Art.  8:  „Omnes  scholarum 
elemcntarium  pro  cafholicis  destlnatarum  ma- 
gistri  inspectioni  ecdesiasticae  subditi  erunt. 
Iiispectores  scholarum  dloecesanos  Maiestas  sut 
caesarea  ex  viris  ab  antistite  dioecesano  piopo- 
sitis  nominabit  Casu  quo  iisdem  in  scholis  in- 
tsructioni  religiosae  haud  sufflcienter  proTlsum 
sit,  episcopus  virum  ecclcsiasticum  qui  discipu- 
lis  catechismum  tradat,    libere  constltuet.    In 


ludimagistrum  assumendi  fldes  et  conversatio  iu- 
temerata  sit,  oportet.  Loco  moTebitur  qui  a  recto 
tramite  deflexerit^. 

3  Ber&ckslchtigt  habe  loh  nur  die  Gesetz- 
gebung deijenlgen  Staaten ,  in  denen  sieh  eine 
erheblichere  Anzahl  Katholiken  befindet.  Die 
Abweichungen  von  v.  Schulte,  Lehrb. d. K. R. 
4.  Aufl.  S.  524  ff.  erklaren  sich  daraus ,  dsss 
dieser  von  einzelnen  neuen  Schulgesetzen  (Sach- 
sen, Hessen  und  Oldenburg)  noch  keine  Noflx 
genommen  hat. 

*  Vgl.  G.  Meyer,  Lehrb.  d.  deutsch.  Yenrel* 
tuugsrechts.  1,  224. 225. 228 iL;  Edg.  Löuing, 
Lehrb.  d.  deutsch.  Yerwaltungsrechts.  Leipzig 
1884.  S.  740.  743.  763  ff. 

5  Riess  a.  a.  0.  S.  136  ff.  211;  de  Ham- 
merstein p.  187;  Jansen  146  ff.;  vgl.  andi 
0.  S.  574  n.  9  u.  S.  575  n.  1. 

«  Vgl.  auch  die  Prov.  Konz.  v.Kdln  1860  «nd 
Utrecht  v.  1865,  colL  conc.  Lac  5,  364.  918; 
Adresse  des  küstenländisch-krainlschen  Episko- 
pats V.  1848,  des  österreichischen  v.  1849,  ibid. 
p.  1328.  1366,  und  v.  1877,  Arch.  f.  k.  K.  B., 
40,  101.  S.  femer  die  o.  S.  580  u.  6  u.  7  cl- 
tirten Denkschriften. 

7  Nr.  XLV.  XLVU,  s.  o.  S.  574  n.  2. 
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fUliuig  der  Staatasweeke  em  gewisBea  Minimum  von  Bildung  sich  zu  erwerben  ange- 
halten  werden  mflsse ,  die  Pflege  dea  Unterrichts  und  des  Unterriohtswesens  in  ihre 
Anfgaben  und  Zwecke  einbezogen  haben,  haben  sie  ihrerseits,  wenn  nicht  immer 
selbst  ans  staatliehen  Mitteln  Yolkssohnlen  errichtet,  so  doch  mindestens  die  Gemein- 
den und  die  höheren  kommunalen  Organisationen  oder  auch  eigens  zu  diesem  Zweck 
gebildete  Verbände  (s.  g.  Schul-Gemeinden,  Sozietäten  oder  Verbände)  zur  Gründung 
und  zur  Unterhaltung  von  Volksschulen  verpflichtet,  sowie  die  Einrichtung  dieser 
Anatalten  und  die  Aufricht  der  staatlichen,  mit  der  Verwaltung  des  Schulwesens  be- 
trauten Behörden  Aber  dieselben  normirt  K  Diese  staatlichen  oder  staatlich  geregelten 
nnd  beaufinehtigten  kommunalen  nnd  Verbandsschulen  bilden  die  öffentlichen 
Schulen^. 

Nach  der  Anschauung  der  ELirohe  sind  diese  Schulen  prinzipiell  unberechtigt 
ihren  Zwecken  widersprechende  und  ihr  Erziehungsrecht  verkümmernde  Anstalten. 
Sie  nimmt  daher,  um  den  Besuch  derselben  durch  die  katholische  Jugend  zu  verhüten, 
nicht  nur  das  Recht  in  Anspruch,  eigene,  lediglich  von  ihr  geleitete  Anstalten  zu  er- 
liebten,  sondern  betrachtet  es  auch  sogar  als  ihre  ethische  Pflicht,  nach  Möglichkeit 
derartige  Schulen  selbst  zu  gründen  oder  wenigstens  die  Begründung  derselben  mit 
allen  ihr  zu  Gebote  stehenden  Mitteln  herbeizuführen^. 

Mit  Rücksicht  hierauf  entsteht  die  Frage,  inwiefern  ihr  nach  dem  staatlichen 
Beeht  in  Deutschland  die  rechtliche  Freiheit  offen  bleibt,  die  gedachten  Einrichtungen 
ihrerseits  in  das  Leben  zu  rufen. 

Zunächst  ergiebt  sich  soviel,  dass  etwaige  von  der  Kirche  begründete  Schulen, 
weil  sie  nicht  den  Zwecken  des  staatlichen  Schulwesens  dienen  und  nicht  den  für 
dasselbe  bestehenden  Normen  unterworfen  sein  soUen,  nicht  den  rechtlichen  Charakter 
von  öffentlichen,  sondern  nur  von  Privatschulen  haben.  Und  zwar  gilt  dies  selbst  in 
deiyenigen  deutschen  Staaten,  in  welchen,  wie  z.  B.  in  Preussen,  Sachsen, 


»  Vgl,  G.  Meyer  a.  a.  0.  S.  231  ff. 

<  S.  aaeb  Löning  a.  a.  0.  S.  768  n.  1.  Es 
kann  hier  dablngeatellt  bleiben,  ob  es  richtig  ist, 
wenn  letzterer  Jede  mit  dem  Rechte  der  juristi- 
schen Person  versehene  Schule  als  oifentliehe 
betrachtet 

«  Vgl.  Schreiben  Pius'  IX.  v.  14.  Jeli  1864 
•a  den  Eizblsehof  ▼.  Freibarg,  Arch.  f.  k.  K.  R. 
12,  326 :  i,Certe  qnldem,  nbi  in  qnibusque  lods 
regionibnsque  perniciosissimum  hninsmodi  Yel 
soBciperetur  Tel  ad  exitnm  perduceretnx  consi* 
linm  expellendi  a  scholls  ecdesiae  auctoritatem 
et  iuTentiiB  miserrtme  exponeretnr  damno  circa 
fldem,  tone  ecclesia  non  solum  d  eher  et  instan- 
Üsaimo  studio  omnia  eonari  nnlllaqne  curia  nm- 
quam  parcere,  ut  eadem  iuYentus  neoessariam 
ehiistlanam  institutionem  et  educatlonem  ha- 
best,  vemm  etiam  cogeietur,  omnes  fldeles 
moneie  eisque  dedarare  einsmodi  scholas  catho- 
licae  eceleeiae  adversas  band  posse  in  consdentia 
freqaentaii^  nnd  die  päpstlich  genehmigte  In- 
struktion der  Propaganda  für  Nordamerika  v. 
1876,  a.  a.  0»  38,  210 ,  unter  Bezugnahme  auf 
die  citirte  Stelle :  JSX  haec  quidem,  utpote  fun- 
data  iure  natuxali  ao  divino,  generale  quoddam 
enunciant  prinelpium  Timque  universalem  ha- 
bMit.   Est  autem  •  .  nU  tam  necessazium,  quam 


ut  catholici  ubique  locorum  pioprias  sibi  scholas 
habeant,  eaeque  publicis  scholis  haud  inferiores. 
Scholls  ergo  catholicis  sive  condendis,  nbi  de- 
fuerint,  sive  ampliflcandis  et  perfectius  in- 
struendis  paiandlsque  ut  institutione  ac  disci- 
plina  scholas  publicas  adaequent,  omni  cura 
prospidendum  est.  Ac  tam  sanoto  quidem  exe- 
quendo  consillo  tamque  necessario  haud  inuti- 
liter  adhibebuntux,  si  episcopls  visum  fueilt,  e 
congregationibus  religiosls  sodales  sive  vlri  sive 
muUeres,  sumtusque  tanto  operi  necessarü,  ut 
eo  libentius  atque  abundantius  suppeditentur  a 
fldellbus,  opportune  oblata  occasione,  sive  con- 
donibus  sive  privatis  coUoquiis  serio  necesse 
est,  ut  ipsi  commoneflant,  sese  officio  suo  gra- 
.  viter  defeoturos,  nid  omni,  qua  possunt  cura  im- 
penseque  scholis  catholicis  provideant.  De  quo 
potissimum  monendi  erunt,  quotquot  inter  catho- 
licos  oeteris  praestant  divitiis  ac  auctoritate  apud 
populum  quique  comitiis  ferendis  legibus  sunt 
adscrlpti".  Diese  Schulen  sollen  nur  mit  Ge- 
nehmigung des  Bischofs  errichtet  und  unter  die 
Leitung  erprobter  M&nner  gestellt  werden,  wdche 
die  profesdo  fldei  Tridentina,  Bd.  III.  S.  220, 
abzulegen  haben,  Prag  1860,  colL  conc  Lac.  6, 
464.  Tgl.  auch  Schreiben  Leo's  XUI.  v.  27.  No- 
vember 1886  an  die  englischen  Bischöfe  Acta  s. 
sed.  18^  306. 
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I.  Dio  Hierarohie  und  die  Leitung  der 


dureh  dieselbe. 


B.2I8. 


Württemberg,  Baden,  Hessen  der  kathoUsehen  Kirehe  (Be  Btellnng  einer  privi- 
leg^rten  Anstalt  des  (öffentlichen  Rechts  eingerftnmt  ist,  denn  alle  daraus  henroigekon«* 
den  Rechte  und  Privilegien  berflhren  nur  das  yom  Staat  als  kirdilich  anarkannte 
Gebiet,  nicht  aber  Thätigkeiten,  welche  die  Kirohe  ausserhalb  desselben  ansübt,  selbst 
wenn  sie  diese  ihrerseits  für  kirchliche  eridtrt  und  Ar  sich  alldn,  nnter  Ans-* 
Schliessung  des  Staates  beansprucht  K 

So  weit  nicht,  wie  in  Baden,  wo  „kirchlichen  Korporationen  nnd  Btiftnngen 
die  Errichtung  einer  Lehr-  und  ErEiehungsanstalt  nur  anf  Gmnd  eines  besonderen 
Gesetzes  gestattet"  ist^,  Spezialbestimmnngen  bestehen,  finden  hinaicktUeh  der  Be- 
grflndnng  und  der  rechtlichen  Stellung  von  kirchlichen  Schulen  die  in  dem  betreffiMi- 
den  Staate  ftir  Privat-Ünterrichts-  und  Erziehungsanstalten  geltenden  Normen  An- 
Wendung^  Nach  den  letsteren  bedarf  es  in  deutschen  Staaten  mit  Terschwindenden 
Ausnahmen  der  Staatsgenehmigung  ^.  Diese  wird  nur  solchen  Personen  ertheitt, 
welche  dem  Staat  die  erforderliche  BefUiigung  und  ihre  ritfliche  Wllrdignng  nach- 
gewiesen haben.  Auch  dürfen  als  Lehrer  an  derartigen  Anstalten  Mos  solehe  Per- 
sonen verwendet  werden,  welche  sich  die  staaffich  vorgeschriebene  Qnalifikatien 
erworben  haben.  Endlich  unterliegen  die  gedachten  Sohnlen  ebenso  wie  die  Öffent- 
lichen der  Aufsicht  der  staatlichen  SchnlbehOrden  (^. 

Durch  diese  Bestimmungen,  denen  auch  das  in  Oesterreich  geltende  Recht 
im  Wesentlichen  entspricht  ^,  ist  die  katholische  Kirche  in  den  genannten  Lindem 


1  Es  verbalt  Bieh  hier  ebenso  wie  mit  der 
kirchlichen  GerichtHbarkeit  Die  der  katholi- 
schen Kirche  st&atlicherseits  fast  überall  einge- 
ranmte  Discipllnargerichtsbarkelt  ist  eine  aifent- 
liehe ,  deren  Akte  der  Staat  als  wirksam  aner- 
kennt, wahrend  die  Ton  der  Kirche  aussohUess- 
lich  geforderte  Gerichtsbarkeit  in  Ehesachen 
nicht  als  öffentliche  gilt,  nnd  daher  die  Akte  der- 
selben far  das  staatliche  nnd  rechtliche  Gebiet 
keine  Bedeutung  haben. 

2  Elementarschnlgesetzv.S.Mara  1868.  $.109, 
Friedberg,  der  Staat  n.  die  katholische  Kirche 
in  Baden.  Leipzig  1871.  S.  408. 

»  G.  Meyer  a.  a.  0.  S.227;  Löning  a.a.O. 
S.  769.  Wegen  der  ünterrichtsanstalten  von 
Orden  nnd  Kongregationen  s.  nnten  Nr.  VII.  B. 

*  Prenss.  A.  L.  R.  II.  12.  §.3;  K.  0.  t. 
10.  Jnnl  1834  nnd  Staats-Min.  Instr.  y.  1839, 
Koch,  Kommentar  z.  A.  L.  R.,  8.  Anfl,  4,  694. 
695;  balrische  V.  t.  18.  April  1873.  %%,i,  2, 
o.  S.  558  n.  1 ;  sichs.  Volksschulgesetz  v.  26. 
April  1873.  $.  15,  Codex  d.  sächs.  Kirch,  n.  Schnl- 
rechts.  Snpplem.  von  t.  Seydewitz  S.  387, 
Arch.  f.  k.  K.  R.  46,  64;  württemb.  Gesetz 
betr.  d.  Yolksschnlwesen  v.  29.  September  1836. 
Art  26,  Allg.  Kirchbl.  f.  d.  ev.  Dentschld.  1869. 
S.  113;  hessisches  Volksschulgesetz  v.  16. 
Juni  1874  (Reg.  Bl.  1874.  S.  377)  Art.  28;  über 
Elsass-Lothringen  s.  o.  S.  558  n.  3  nnd 
wegen  der  kleineren  deutschen  Staaten  G.  Meyer 
a.  a.  0.  S.  227.  n.  11. 

Eine  Ausnahme  macht  Oldenburg,  Unter- 
richtsgcs.  V.  3.  April  1866.  Art.  13  (Allg.  K.  Bl. 
f.  d.  evang.  Deutschld.  ▼.  1856.  S.  0Ö8):  ^J.  1. 
Priyatschulen  und  Privaterzlehungsanstalten 
dürfen  nur  nach  rorgingiger  Anzeige 
beim  Lokalinspektor  des  betreffenden  Bezirks 


(Art.  9)  errichtet  werden.  $.  2.  IMeser  hat  die- 
selben wenigstens  einmal  Im  Jahre  zu  besuchen 
und  über  den  Befund  seiner  Visitation  dem 
OberschulkoUeglnm  Bericht  zu  erstattend 

6  Prenss.  A.  L.R.  II.  12.  $$.  4—6,  sowiedleln 
der  Tor.  Anm.  cit.  Vorschriften;  wegen  Baiern 
0.  Elsass-Lothringen  die  Anmerkungen  o. zu 
S.  568  ff.;  im  übrigen  die  Tor.  Note.  Eine  £r- 
lanbniss  zur  ErtheUuug  Ton  Unterricht  an  Privat- 
schulen  Torlangt  übrigens  auch  das  cit.  Olden- 
burg. Gesetz  Art.  17.  Diese  kann  Indessen  bei 
nachgewiesener  technischer  Befähigung  und  bei 
unbescholtenem  Lebenswandel  nicht  Terweigert 
werden.  Inländische  Geistliche  oder  tentlrte  In- 
ländische Kandidaten  der  Theologie  brauchen 
sich  aber  keiner  Prüfung  hinsichtlich  der  Be- 
fähigung zu  unterziehen. 

0  ReichsTolksschulgesotz  Tom  14.  Mai  1869. 
$.  70.  ArcK  f.  k.  K.  R.  60,  128:  „Die  Bnleh- 
tung  Ton  Privatlehranstalten ,  in  welche  sehiü- 
pfllchtige  Kinder  aufgenommen  werden,  daan 
die  von  Anstalten,  In  welchen  solche  Kinder  aueh 
Wohnung  und  Verpflegung  finden  (Erziehungs- 
anstalten'), ist  unter  folgenden  Bedingungen  ge- 
stattet :  1 .  Vorsteher  und  Lehrer  haben  Jene  Be- 
fähigung nachzuweisen,  welche  von  Lehrern  an 
öffentlichen  Schulen  gleicher  Kategorie  gefordert 
wird.  Ausnahmen  kann  der  Minister  für  Kultus 
und  Unterricht  in  Fällen  bewilligen ,  wo  die  er- 
forderliche Lehrbefähigung  in  anderer  Weise 
vollkommen  nachgewiesen  ist  2.  Das  tlttlicke 
Verhalten  der  Vorsteher  und  Lehrer  muss  un- 
beanstandet sein.  3.  Der  Lehrplaa  must  min- 
destens den  Anforderungen  entsprechen,  welche 
an  eine  öffentliche  Schule  gestellt  werden. 
4.  Die  Einrichtungen  müssen  deiart  sein,  dass 
für  die  Geeundhelt  der  Kinder  keine  NaehtheUe 


f.  S38.] 
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gehindert)  rein  kirohliehe  Sehnleiii  wie  in  anderen  Staaten,  in  denen  die  Unterriehts- 
freiheit  herrscht  \  zn  errichten. 

in.  Die  Behnlpfiieht  oder  der  Behnlswang.  Eine  Folge  der  Behand- 
lung des  Unterriehtswesens  als  staatlicher  Angelegenheit  nnd  der  staatliohen  Forde- 
rung einer  bestimmten  elementaren  Bildnng  ftlr  jeden  Staatsnnterthan  ist  die  in  den 
deutschen  Staaten  nnd  in  Oesterreich  bestehende  s.  g.  Schulpflicht  oder 
der  8.  g.  Schulzwang,  d  h.  die  Öffentlich  rechtliche  Pflicht  der  Eltern  oder  der 
mit  der  Eruehnng  betrauten  Personen  (Vormflnder  u.  s.  w.),  die  ihrer  Gewalt  oder 
ihrer  Leitung  unterstehenden  Kinder  von  einem  gewissen  Alter  (meistens  dem  sechsten 
Jahre)  ab  bis  zur  Erreichung  einer  beetimmten  Altersgrenze  (ftr  die  Regel  dem  voll- 
endeten 14.  Lebensjahre)  oder  eine  beirtimmte  Reihe  von  3$ixren.  hindurch  bis  zur 
Erwerbung  der  erforderiidien  Bildung,  in  den  in  der  Volksschule  gelehrten  Gegen- 
ständen bei  Anwendung  von  Zwangsmaasregeln  oder  Strafen  unterrichten  zu  lassen^, 
jedoeh  mit  dem  Unterschied,  dass  dieser  Pflicht  blos  durch  Besuch  einer  (öffentlichen 
oder  einer  staatiich  genehmigten  Priyatschule  seitens  der  Kinder '  oder  durch  Ge- 
währung von  Privatunterricht  an  dieselben  seitens  solcher  Personen,  welche  der 
Staatsbehörde  ihre  Befthigung  zum  Unterrichten  vorschriftsmässig  nachgewiesen 
haben,  genagt  wird,  oder  dass  es  andererseits  ausreicht,  wenn  die  Kinder  den 
entapreehenden  Unterricht,  gleichviel  von  wem^  empfangen,  wobei  allerdings  in  ein- 


za  befürchten  sind.  5.  Jeder  Wechsel  Im  Lehr- 
personale,  Jede  Aendemng  im  Lehrpl&ne  nnd 
jede  VerindeniAg  dee  Lokales  ist  den  Schnlbe- 
horden  Tor  der  Ausführung  mitzuthellen.  —  Zur 
Eröftnung  solcher  Anstalten  bedarf  es  der  Ge- 
neiunigvng  der  LandeMcholbehSrde,  welche  nicht 
▼essagC  werden  kann,  sobald  den  Torsteheud 
unter  1—4  angeführten  Bedingungen  GenQge 
geschehen  ist^  $.  71:  „Die  Privatanstaltcn 
stehen  unter  staatlicher  Aufsicht  Die  Vorsteher 
derselben  sind  für  den  ordnnngsmassigen  Zu- 
stand den  Behörden  Torantwortlich''. 

1  Wie  z.  B.  in  Belgien  (denn  hier  sind  nach 
der  loi  organique  de  Tenseignement  primaire  t. 
20.  September  1884 ,  Areh.  f.  k.  K.  R.  53,  298, 
devtsdi  bei  M.  Lauer ,  Entwlckelnng  u.  Gestal- 
tnng  d.  belg.  Volksschulweeens  seit  lo42.  Berlin 
18815.  S.  108,  Art  0,  von  den  tfcoles  priv^es  nur 
dann  gewisse  Erfordernisse  zu  erfüllen,  wenn  sie 
▼OD  der  Gemeinde,  um  die  Errichtung  einer 
öffentlichen  Kommunalschnle  zn  erübrigen, 
übernommen  (adopttfes)  werden,  oder  wenn  sie 
Unterstützungen  aus  Staats-,  ProTinzial-  oder 
Kommunal -Fonds  empfangen  sollen,  s.  auch 
Art  1,  oder  in  Nordamerika,  womitRück- 
sicht  dszsuf,  dass  in  den  öffentlichen,  aus  staat- 
lieken  oder  kommunalen  Mitteln  unterhaltenen 
Schulen  der  Untenicht  in  Irgend  einer  poeitiTon 
Religion  ausgeschlossen  Ist,  Rüttimann, 
Kirehe  und  Staat  in  Nordamerika.  Zürich  1871. 
8.64;  Jos.  P.  Thompson,  Kirche  u.  Staat 
i.  d.  Tereinigt.  Staaten  ▼.  Nordamerika.  Berlin 
1873.  8.  124,  die  katholische  Kirehe  es  als  ihre 
Aufgabe  betiachtet  hat ,  katholisdie ,  insbeson- 
dere Paiochlalsehulen  unter  kirchlicher  Leitung 
heavstellen,  fgl.  die  Flenai^Konzillen  t.  1862 
u.  18e6,  coli.  cono.  Lac  3, 147.  616,  s.  auch  die 
0.  S.  688  n.  3  dürte  Instruktion. 


2  Vgl.  die  ZusammenstelluDg  bei  G.  Meyer 
a.  a.  O.  1,  229,  s.  auch  Lünlng  a.  a.  O.  S.740. 

*  S.  z.  B.  pren8S.yerf.  Urk.  t.  31.  Januar  1860 
Art  21.  Abs.  2:  ^Eltern  und  deren  Stellver- 
treter dürfen  ihre  Kinder  oder  Pflegebefohlenen 
nicht  ohne  den  Unterricht  lassen,  welcher  für 
die  öffentlichen  Volksschulen  yorgesohrieben  isf*. 
Art  22 :  „Unterricht  zu  ertheilen  und  Unter- 
richts-Anstalten zu  gründen  steht  jedem  frei, 
wenn  er  seine  sittliche,  wissenschaftliche  und 
technische  Bef&higung  den  betreffenden  Staats- 
behörden nachgewiesen  hat",  vgl.  auch  A.  L.  R. 
IL  1^  SS-  7.  8.  43  ff.  u.  K.  0.  v.  14.  Mal  1826, 
Ges.  S.  S.  149 ;  hannov.  Yolkssehulgesetz  v.  26. 
Mai  1846.  SS.  3— 6,  Ebhardt,  Ges.  u.  Ver- 
ordnungen für  HannoTor  In  Kirchen-  und  Sehul- 
sachen  1,238;  schleswig-holsteln.  Schul- 
ordn.  Y.  24.  August  1814.  $$.  31.  66,  systemat. 
Samml.  d.  V.  f.  Schlesw.- Holst  4,  130.  149; 
bair.  Pollzei-Straf-G.  B.  t.  26.  Dezember  1871. 
Art  58,  u.  Englmann,  Hdbch.  d.  batr.  Volks- 
schuliechts.  München  1879.  S.220ff.;  citsächs. 
Volksschulgesetz  t.  26.  April  1873.  SS-  4-  1^; 
württemb.  Ges.  r.  6.  Noyember  1868.  Art  1, 
allg.  KirohenbL  f.  d.  ev.  Deutschld.  1869.  S.133; 
oit  bad.  Gesetz  ▼.  a  MIrz  1868.  $$.  1.  2;  dt. 
hess.  Ges.  t.  16.  Junil874.  Art  19.  27.  28;  V. 
d.  General-Gouverneurs  t.  18.  April  1871.  $$.  1. 2 
f.  El  sass- Lot  bringen,  Althoff  etc.,  SammL 
d.  1.  Elsass-Lothringen  geltenden  Gesetze  3,  16. 

4  So  in  Oldenburg,  wo  die  Schulpflicht 
durch  Ges.  ▼.  26.  Februar  1876,  eit  allg.  Kirch. 
Bl.  ▼.  1871.  S.  467,  auf  d.  ToUendete  6.  bis  zum 
Yollendeten  14.  Jahr  festgesetzt  Ist,  nach  d.  rev. 
Verf.  Urk.  t.  1862.  Art  84 :  „^  i.  Der  hausliche 
Unterricht  unterliegt  keiner  Besohrinkung.  $.  2 : 
Eltern  oder  deren  Stellvertreter  dürfen  ihre  Kin- 
der und  Pflegebefohlenen  nicht  ohne  den  Unter- 
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zelnen  Ltadern  ^  räie  regefanissige  Kontrole  diurflber  geflbt  wird,  ob  dar  befareffeide 
Unterricht  den  volkssohnlmässigen  zu  ersetzen  geeignet  ist 

Die  katholische  Kirche  erklärt  den  staatlichen  SchaLnraiig  fllr  ciiignliiwig  and 
mnss  dies  von  ihrem  Standpunkt  ans  thnn.  Allerdings  finden  sieh  keine  «Ugemeiaea, 
gesetzlichen  Anordnungen,  welche  dies  direkt  nnd  positiv  ansspvechen,  aber  die  Ver- 
werfimg ist  lediglich  eine  Konseqnenz  der  katholischen  Ansehaunng  ▼<«  demgdtäioheii 
Recht  der  Eltern  und  der  Familie,  ungehindert  durch  den  Staat  tkher  die  Kinder- 
erziehnng  zu  bestimmen  ^  sowie  femer  der  von  der  katholischen  Kirche  beanspraditai 
massgebenden  Leitung  der  Jugenderziehung  ',  denn  der  Schulzwaag  nOthigt  die  katho- 
lischen Eltern,  ihre  Kinder  in  eine  mdgüeherweise  nicht  den  Anforderungen  ihrer 
Kirche  entsprechende  Schule  zu  schicken,  und  die  Kirche  selbst,  die  Erziehung  ihrer 
Angehörigen  in  Anstalten  zu  dulden,  auf  welche  ihr  der  gebflhrende  Kinflnsa  versagt 
ist,  und  welche  sie  in  vielen  Fällen  Air  schädlich  eraohtet^. 

Freilich  sind  in  neuerer  Zeit  einzelne  partikuläre  kirchliche  Anordnnagen  er- 
gangen, nach  welchen  die  Pfarrer  auf  den  Besuch  der  öffentlichen  Schulen  darch  die 
Kinder  hinwirken  sollen  K  Dadurch  wird  die  Richtigkeit  des  Gesagten  indessen  nicht 
in  Frage  gestellt.  In  voller  Schärfe  hat  die  katholische  Kirche  den  bezeichneten  prin- 
zipiellen Standpunkt  in  den  deutschen  Staaten,  ganz  abgesehen  von  den  entgegen- 
stehenden rechlichen  Bestimmungen,  schon  wegen  der  Unmögiiehkeit,  der  katte- 
lischen  Bevölkerung  doppelte  Schullasten,  neben  den  gesetzlichen  Lasten  ftlr  die 
öffentlichen  Schulen,  noch  solche  ftlr  die  besonderen  kirchlichen  Schulen  aufzubllrdeB, 
nicht  zur  praktischen  Geltung  zu  bringen  vermocht.  Wo  ihr  ein  ausreichender  Ein- 
fluss  bei  der  Handhabung  des  Unterrichts,  vor  Allem  in  Betreff  des  Religionsunter- 
richts in  den  öffentlichen  Schulen  staatlicherseits  gewahrt  wird,  hat  sie  diese  daher 
des  blossen  Prinzipes  wegen  nicht  bekämpft,  sich  dieselben  vielmehr  fdr  ihre  Zwecke 
dienstbar  zu  machen  gesuchte 


rieht  lasten,  welcher  für  die  unteren  Volksschu- 
len Torgeschileben  ist"",  u.  dt  Untenichtsgesetz 
T.  3.  April  1855.  Art  12 :  „Per  hausUche  Unter- 
richt unterliegt  keiner  Beschrinkung.  Die  Schul- 
Inspektoren  (Art  9)  haben  sich  Indess  tu  über- 
zeugen, dass  die  Kinder,  welche  zu  Hause  unter- 
richtet werden,  mindestens  den  Unterricht 
erhalten,  welcher  ffir  die  Volksschulen  vorge- 
schrieben  ist,  und,  wo  dies  nicht  geschieht,  die 
Eltern  oder  deren  Vertreter  durch  das  zustandige 
Amt  anhalten  zu  lassen,  die  Kinder  und  Pflege- 
befohlenen in  die  Volksschule  zu  schicken", 
femer  In  O esterreich,  Staatsgrundgesetz  t. 
21.  Dezember  1867.  Art  17 :  JDi&  Wissenschaft 
und  ihre  Lehre  ist  frei.  Unterrichts-  und  Er- 
ziehungsanstalten zu  gründen  und  an  solchen 
Unterricht  zu  erthellen,  Ist  Jeder  Staatsbürger 
berechtigt,  welcher  seine  Befähigung  hierzu  In 
gesetzlicher  Welse  nachgewiesen  hat  Der  häus- 
liche Unterricht  unterliegt  keiner  solchen  Be- 
schrinkung. Für  den  Religionsunterricht  in  den 
Schulen  ist  Yon  der  betreifenden  Kirche  oder 
Religionsgeseilschaft  Sorge  zu  tragen.  Dem 
Staate  steht  rückslchtUch  des  gesammten  Unter- 
richts- und  Erziehungswesens  das  Recht  der 
obersten  Leitung  und  Aufsicht  zu";  dt  Reichs- 
volksschulgesetz Y.  14.  Mai  1869.  $.  23 :  „Von 
der  Verpfüchtnng,  die  öffentliche  Schule  zu  be- 


suchen,  sind  . .  entbunden :  . . . .  solche,  die  ze 
Hause  oder  in  einer  PrlTstanstalt  unterrichtet 
werden.  —  In  letzterem  Falle  sind  die  Eliein 
oder  deren  Stellyertreter  dafür  verantwortlich, 
dass  den  Kindern  mindestens  der  für  die  Volks- 
schule vorgeschriebene  Unterricht  in  genügender 
Welse  zu  TheU  werde.  Waltet  in  dieser  Be- 
siehung ein  Zweifel  ob,  so  hat  die  Bezirksschul- 
aufsloht  die  Verpflichtung,  sich  in  angemessener 
Weise  davon  zu  überzeugen,  ob  der  Zweifel  g^ 
gründet  sei  oder  nicht  Den  zu  diesem  B^ufe 
angeordneten  Massregeln  haben  sich  die  Eltern 
oder  deren  Stellvertreter  zu  fügen". 

1  So  in  Baiern,  Baden,  Hessen  und  Ol- 
denburg,  well  hier  die  Ertheilnag  von  blossem 
Privatunterricht  keiner  Beschränkung  unter- 
worfen ist,  s«  die  beiden  vorbeigehenden  An- 
merkungen. 

2  S.  o.  S.  582  n.  6. 
8  8.  674 

4  Vgl.  auch  das  Schreiben  Plus*  IX.  a  &  683 
n.  3. 

6  Vgl.  die  ProvinzialkonzUlen  v.  Kfiln  1860, 
Prag  V.  1860  (wonach  die  Eltern  sogar  auf  die 
den  Schulzwang  anordnenden  Steatsgesetze  hin* 
gewlesen  werden  sollen),  Utrecht  18^»  eolL  eoB& 
Lac  5,  364.  454.  919. 

0  In  den  prensslschen  BheinUndea  und  in 


f.  238.] 
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lY.  Konfessionelle ,  Bimnltan-  nnd  konfessionslose  Sohnlen.  1.  Im 
Allgemeinen.  Die  frtthere  kirehliohe  Bekole  konnte  selbstrerstSndlieh  nnr  eine  kon- 
fessionelle (aneh  konfessionell  getrennte,  nngemisehte),  d.h.  fllr  die  Ange- 
hörigen einer  einzigen  Kixehengemeinscluift  bestimnite  sein.  Daher  hat  man  flberhanpt 
erst  von  konfessiondlen  nnd  mektkonfesakmellen  Sehulen  spreohen  kfonen,  als  die 
Yolkssehole  nioht  mehr  eine  kirehliehe,  sondern  eine  staatliehe  oder  Oemeindeanstalt 
geworden  war,  nnd  in  Folge  dessen  die  früher  Ton  selbst  gegebene  Abhängigkeit  von 
einer  bestimmteB  Kirehe  oder  Konfession  sieh  gelöst  hatte  K 

Da  aneh  die  neaere  Volkssehnle  neben  den  fttr  das  bflrgerliehe  Leben  unnm- 
gftngiieh  nothwendigen  Kenntnissen  nnd  Fertigkeiten  der  Jngend  die  Omndlagen 
sittlich  religiöser  Bildnng  gewähren  sollte,  so  blieb  in  ihr  der  Religionsunterricht  die 
Omndlage^  nnd  weil  dieser  allein  konfessionell  sein  konnte,  so  war  die  Schale  nur 
für  die  ELinder  einer  einzigen  Konfession  bestimmt,  und  die  Lehrer  mnssten  ebenfalls 
der  betreffenden  Konfession  angehören.  So  lange  die  Bevölkerung  in  den  einzelnen 
Territorien  derselben  Konfession  angehörte  und  noch  nicht  in  ein  und  demselben 
Staat  verschiedenen  Kirchen  oder  Konfessionen  die  volle  Oleichberechtigang  gewährt 
worden  war,  ergaben  sich  daraus  keine  Hissstände.  In  Folge  der  Veränderungen  in 
den  eben  gedachten  Verhältnissen  mussten  sich  aber  Schwierigkeiten  (wenngleich  in 
den  verschiedenen  Ländern  in  verschiedener  Weise)  geltend  machen.  Daraus  wird  es  er- 
klärlich, dass  man  in  demjenigen  Territorien  oder  denjenigen  Provinzen  einzelner  Staaten, 
in  denen  das  System  der  Konfessions  schulen  beibehalten  und  noch  jetzt  gesetzlich 
anerkannt  ist,  —  hierher  gehören  vor  Allem  von  den  preussischen  ProvinzenHan- 
nover'  und  Schleswig-Holstein^,  weiter  Württemberg*,  Oldenburg^  und 
aneh  das  Königreich  Sachsen^ — das  Prinzip  insofern  zu  durchbrechen  genöthigt  war, 
als  man  mindestens  einerseits  die  Kinder  der  Konfessionsangehörigen,  ftlr  welche  im 
Sehnlbezirke  keine  besondere  konfessionelle  Schule  errichtet  werden  konnte,  zu  dem 
Unterricht  der  für  diesen  bestehenden  Schule  zulassen^,  ihnen  aber  andererseits  das 
Fernbleiben  von  dem  planmässig  ertheilten  Religionsanterrioht  gestatten  Ihusste  ^. 


Oesterrelcli  haUe  der  Staat,  in  OesteRelcli  durch 
da«  Konkordat,  s.  o.  8.  582  ii.  2,  InPreasien 
au  f  dem  Wege  der  Verwaltung,  L.F.  Seyffaidt, 
d«  kath.  Yolkfliohnlen  am  Nlederrbeln  nnter 
geUilicker  Leitung.  Orefeld  1876.  S.  16  ff.,  zu 
der  Zeit,  als  die  1>elden  ol>en  dtirten  Konzillen 
die  gedaekten  Anordnungen  erlassen  haben,  der 
Kirehe  allen  wflnschenswerthen  Einflnss  einge- 
rinmt.  Das  Prinzip  der  Yenrerfnng  der  öffent- 
Uehen  Sehnlen  hat  nnr  den  praktischen  Zweck, 
die  BeTölkening  Yon  den  nldit  von  der  Kiirhe 
behemehten  Anstalten  fernzuhalten,  andernfalls 
k^nn  die  Kirehe  auf  seine  Anwendung  yerzioh- 
ten.  Das  lässt  das  Schreiben  Plus*  IX.,  S.  583 
n.  3  deuilleh  erkennen,  wie  auch  das  Utreehter 
Konsil  1865  zugleich  den  Eltern  Terbietet,  ihre 
Kinder  In  Schulen ,  in  denen  der  katholische 
Glaube  Oefalur  läuft,  zu  schicken,  ygl.  übrigens 
auch  die  Vorstellung  des  balrlschen  Episko- 
pates T.  1864,  coli.  Lac.  dt.  5,  1197. 

^  Firnhaber,  d.  nassauische  Simultanyolks« 
schule.  Wiesbaden  1881.  1,  331;  Bierllng, 
d.  koofessionttUe  Schule  in  Preussen  u.  ihr  Kecht. 
Gotha  1885.  S.  20.  21. 

>  Geiu  T.  26.  Mai  1846.  $$.  13. 15  und  Gtund. 


Züge  für  die  künftige  Gestaltung  des  christlichen 
Volksschulwesens  belEbhardta.  a.O.  1,  261. 
269. 

3  Glt.  Schulordnung  r.  24.  August  1814  u. 
holstein.  Ges.  t.  14.  JuU  1863.  %f^  7  ff.,  Ztschr. 
f.  K.  R.  4,  267. 

«  Glt  VolkssoholgesetE  ▼.  29.  September  1836. 
Art.  8.  13  ff.  47.  48;  Gaupp,  Staatsrecht  d. 
Königreichs  Württembeif.  Freiburg  1884.  S.  241 
(Marquardsen,  Hdbch.  d.  öffentl.  Keohts  IIL 
1.2). 

li  Git.Unteniohtsges.T.  3.  April  1855.  Art.  46. 

8  Oit.  Volksschulgesetz  y.  26.  Apiii  1873.  %.  6. 
Vgl.  auch  unten  &  588  n.  9. 

7  Vgl.  Ebhavdt  a.  a.  O.  S.247;  Holstein. 
Ges.  $.  11 ;  Gaupp  a.  a.  O.,  dt  oldenbug.  Ges. 
Art46.  S.3;  achs. Ges.  S- 6.  Dieses Becht  wird 
da,  wo  Schulzwang  besteht  (s.  o.  S.  585),  auch 
zugleich,  falls  die  Eltern  nicht  für  den  Unter- 
richt in  anderer  Weise  Sorge  tragen,  zur  Pflicht. 

^  Ausdrücklich  ausgesprochen  holstein.  Ges. 
$.  11 ;  württemb.  Ges.  Art  73.  78  in  Verbin- 
dung mit  Art  13  des  Ges.  t.  30.  Januar  1862; 
Oldenburg.  Gee.  Art  46.  $.  3;  saehs.  Ges.  %  6. 
Doch  muss,  da  der  RellgionsuntenlGht  zu  den 
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In  anderen  Staaten  hat  man,  so  snent*  i.  J.  1817  inNassan^,  dann  freilich 
vieispÜerinBaden'nndinHeBsen^,  aoBserhalb  des  dentsehen  Reiches  in  Oester- 
reioh^  das  System  der  s.  g.  Bimnltan-^  paritätischen^  oder  konfessionell 
nn getrennten  Bohnlen,  angenommen,  d.  h.  solcher,  in  welche  prinnfiiell  Schul« 
aller  Religionsbekenntnisse  Anfhahme  nnd  an  welchen  Lehrer  ohne  Untenidiied  der 
Konfession  Anstellung  finden  kOnnen,  fttr  welche  aber  der  Religionsunterricht,  nun- 
destens  fttr  die  den  beiden  priyilegirten  christlichen  Eorehen  angehSrigen  Kinder,  obli* 
gatorisch  bleibt^  und  ihnen  getrennt  tou  einem  Lehrer  ihrer  Konfession  ertheiit  wird. 
Damit  sind  diese  Schulen  zugleich  gesetslich  fBr  obligatorisch  erkUrt,  und  die  Öffent- 
lichen Schalen  kOnnen  daher  keinen  anderen  Charakter  habend. 


obligatorischen  Oegenstinden  geh9rt,  von  den 
Eltern  oder  Pflegern  nachgewiesen  weiden,  dass 
in  anderer  Weise  für  die  Ertheilung  desselben 
gesoigt  Ist  Vgl.  auch  O.  Meyera.a.0. 1,  227. 
Gewöhnlich  ist  auch  in  Folge  der  Festhaltnng 
des  konfessionellen  Charakters  der  konfessionel- 
len Minderheit  das  Recht  eingei&nmti  nnter  ge- 
wissen Voraussetzungen  und  zwar  selbst  mit  den 
Angehörigen  derselben  Konfession  an  anderen 
Orten  besondere  Konfessionsschnlen  nnter  gänz- 
licher oder  theilweiser  Befreiung  von  den  Schul- 
lasten der  Ortsschule  zu  gründen ,  so  in  Hol- 
stein, Württemberg,  Oldenburg  und 
Sachsen,  s. die  Oltate  i. d. rorheigehenden  An- 
merkungen. 

1  Als  Ausnahme  neben  den  Konfessions- 
schulen kommt  die  Simultanscbule  allerdings 
für  Orte  mit  gemischter  Bevölkerung  schon  früher 
vor,  namentlich  in  dem  schlesisehen  Schulregle- 
ment  y.  la  Mai  1801,  vgL  Bierling  a.  a.  0. 
S.  64  ir.  u.  Firnhaber  a.  a,0.  1,  338,  Ja  schon 
Joseph  II.  hatte  in  Schlesien  die  Errichtung 
paritätischer  Schalen  gestattet,  Firnhaberl, 
336. 

2  Sehuledikt  ▼.  24.  März  1817,  abg^ 
druckt  Tmit  Kommentar)  bei  F 1  r  n  h  a  b  e  r  a.  a.  0. 
Bd.  2.  1883.  S.  8  ff.  Dasselbe  kennt  die  Be- 
zeichnung :  Simnltanschule  nicht,  aber  nach  sei- 
nen einzelnen  Bestimmungen  ist  eine  solche  un- 
zweifelhaft gemeint,  allerdings  in  der  Beschrftn- 
kung  auf  eine  christliche  Schule,  an  der  nur 
christliche  Lehrer  fungiren  können,  ygL  darüber 
Firnhaber  1,  354  358  ff.  und  $.  2  des  oit 
Ediktes :  ;,Zar  Erreichung  dieses  Zweckes  wer- 
den angeordnet  i)  Elementarschulen  für  die 
jedem  Menschen  ohne  Untevsehied  des  Ge- 
schlechts, der  Religion,  des  Standes  und  der 
künftigen  Bestimmung  nothwendlge  allgemeine 
Bildung, . .  .  mit  einem  oder  mehreren  Lehrern 
besetzt,  so  dass,  wo  gemischte  Konfessionen  be- 
stehen und  die  Anzahl  der  Schulkinder  die  An- 
stellung mehrerer  Lehrer  nothwendig  macht, 
diese  von  den  Tersohledenen  Konfessionen  ge- 
nommen werden  sollen. — Da,  wo  die  Elementar- 
schule von  Kindern  besucht  wird,  deren  Eltern 
nicht  zur  Konfession  des  Lehren  gehören,  wird 
von  den  Qeistttehen  ihrer  Konfession  für  den 
Religionsunterricht  derselben  die  erforderliehe 
Fürsorge  eintreten.^  (Wegen  des  Unterrichts  in 
der  allgemeinen  Rellgionslehre  für  alle- Schulen, 
im  Gegensatz  zu  dem  konüessionellen  Religions- 
unterricht, s.  Firnhaber  1,  304  u.  2,  420.) 


>  Durch  das  Gesetz  v.  18.  September  187& 
Art  I ,  Areh.  t  k.  K.  R.  39,  426,  welehes  die 
bisher  nach  ^  9  des  clt  Elementarschulgesetzes 
V.  8.  Mirz  1868  blos  fakultativ  zugelassene 
Simultanschule  für  jede  Gemeinde  obligatorisch 
gemacht  hat 

«  Nach  dem  Gesetz  v.  16.  Juni  1874.  Art  4— 
6,  Indessen  läset  dasselbe  die  schon  yoirhandenen 
konfessionell  getrennten  Schulen  so  lange  be- 
stehen, bis  nicht  der  Vorstand  der  polilischeB 
Gemeinde  und  die  Sehulvorstande  der  blsherigeo 
Schulen  die  Vereinigung  beider  zu  einer  ge- 
meinsamen beschUessen. 

6  GeseU  T.  26.  Mai  1868.  $$.  2.  6,  Aieh.  1  k. 
K.  B.  20,  162  u.  dt  Relchsvolksseholgeseto  ▼. 
14.  Mai  1869.  $$.  2.  6,  a.  a.  O.  60,  109. 

*  Vgl.  über  diese  Bezeichnung  Firnhaber 
1,  257  u.  Bierling  S.  26  ff. 

1  Löning  a.  a.  0.  S.  744  n.  i.  I>le  ferner 
gebrauchten  Bezeichnungen :  konfessions- 
lose, G.Meyer  a.a.O.  S.226,  gemischte  Schu- 
len und  Kommunalschulen  encheinen  nnzutrsf- 
fend.  Die  Kommunalsohule  kann  eben  so  gut 
eine  konfessionelle,  wie  eine  Simultanschale 
sein,  unter  gemischten  Schulen  werden  mit« 
unter  auch  solche  verstanden,  in  denen  die  Kin- 
der beider  Geschlechter  gemeinschaftlich  unter- 
richtet werden.  Konfessionslos  endlieh  passt 
nicht  für  eine  Schule,  in  welcher  der  konfessio- 
nelle Religionsunterricht  obligatorisch  ist  Dt- 
gegen  könnten  dieselben  sehr  wohl  interkon- 
fessionelle Schalen  genannt  werden,  v||. 
Firnhaber  1,  331.  332.  347. 

8  Firnhaber  1,  331.  346,  vergl.  auch  oben 
Anm.  2. 

9  Das  Könlgxeieh  Sachsen,  so  J.  Bona 
Meyer,  die  Simultansohulfrage.  Berlin  1880. 
S.  8,  kann  nicht  in  diese  C^ppe  gestellt  werden, 
da  das  dt  Gesete  t.  1873  kdnen  Untezrieht  in 
der  Religion  für  die  verschiedenen  ReligioDSÜMile 
obligatorisch  vorsohrdbt.  S.  andi  L  ö  n  i  n  g  S.  743. 

Allerdings  ist  zu  beachten,  dass  tliAtsiehlieh 
die  Simultan-  und  die  konfessionelle  Schule  in 
einander  übergehen  können.  Die  letztere  nihot 
sich  der  Simultanschule,  wenn,  was  nicht  blos 
jetzt  Torkommt,  s.  o.  S.  687,  sondern  schon  im 
18.  Jahrhundert  zum  Theil  der  Fall  gewesen  ist, 
Firnhaber  1,  886,  eine  Minderheit  einer  an- 
deren Konfession  wegen  des  Schulzwanges  ver- 
pflichtet ist,  die  Ortsschule  einer  anderen  Kon- 
fession zu  besuchen,  namentlich,  wenn  diese 
Mlnderhdt  beträchtlich  ist  (Firn  h aber  spricht 
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Li  der  Mitte  swueben  den  obengeBAiuiteii  beiden  Qmppen  stehen  die  al  t  p  r  e  n  b  s  i- 
sehen  ProYittzen,  Baiern  and  BlsasB-Lothringen.  Was  die  ersterea  betrifft, 
so  ist  weder  die  konfessienette  noeh  die  ISmnltanschnle  gesetzlich  fttr  obligatoriseh 
erkllrt  ^,  und  die  Verwaltung  hat  daher  freie  Hand,  die  eine  oder  andere  Art  von 
Sehnlen  einsnrichten. 


hier  Ten  latenter  Simoltuitdiiile).  Hier  bleibt 
nur  der  Untenebled  bestehen,  dMs  die  dem  Mi- 
noritilts-BekenntaiM  angebdilgen  Kinder  keinen 
BeHgiensnnterriebt  in  der  fikbnle  empfangen. 
Ufflgekebxt  wird  die  getetEliche  Simnltaaiehole 
tbataiehilieli  faat  sur  konfetflionellen  Sebnle  da^- 
dnreh,  daas  in  dem  Soknlbesirkebloa  eine  geringe 
Miiidcartielt  Tom  Kindern  einer  zweiten  Konfestien 
Twhanden  lat  und  nur  eine  aolebe  die  Simultan- 
echule  beauoht.  Du  iet  um  so  mehr  des  Fall, 
wenn,  wie  s.  B.  nach  dem  dt.  badisoben  Ge- 
setz Y.  1876.  Art.  in,  Areh.  f.  k.  K.  B.  87,  426, 
an  Simultansehulen,  welebe  lediglich  Ton  Kin- 
dern eines  Bekenntnisses  besucht  werden,  blos 
Lehrer  dieses  letzteren,  sonst  aber,  wenn  nur  ein 
Lekrer  fOr  die  Schule  erforderlich  ist,  keine  an- 
deren Personen,  als  solche,  deren  Bekenntniss 
der  Mehrheit  der  Kinder  entspviekt,  angestellt 
werden  dürfen,  oder  wenn,  wie  nach  der  Novelle 
T.  2.  Mai  1883  zum  dtlrt  österreichischen 
Gesetz  t.  14.  Mai  1869.  $.48,  a.  a.  0.  50,  122 

is.  auch  S.141)  zu  Tcruitwortlichen  ScbuUeitem 
einzigen  Lehrern  an  einer  ^entliehen  Yolk»- 
sehiüe  oder  Oberlehrern)  blos  diejenigen  Lehr- 
pevsono)  bestellt  werden  können,  welche  ;,auch 
die  Befähigung  zum  Religionsunterricht  jenes 
Glaubensbekenntnisses  nachweisen,  welchem  die 
Mehrheit  der  Schüler  der  betreffenden  Schule 
nech  dem  Durchschnitte  der  vorausgegangenen 
fünf  Schu^ahre  angehört**  (eine  Torsclirift, welche 
in  Oestexreich  dazu  führt,  dass  die  Leitung  der 
Yolheschulen  so  gut  wie  ganz  allein  in  den  Hän- 
den von  Katholiken  ruht,  vgl.  J.  Bona  Meyer 
S.20). 

1  Dafür,  dass  die  konfessionelle  Schule  un- 
zulSssig  ist,  namentlich  Oneist,  die  konfessio- 
nelle Mrale.  Ihre  UnsulAssigkeit  nach  preuss. 
Landesgeaetzen  und  d.  Nothwendigkeit  eines  Yer- 
wultsngsgexichtshofes.  Berlin  18tö  u.  Qneist, 
die  Simultanschnle.  Berlin  1880,  welchem  v. 
Rönne,  Staatsrecht  d.  preuss.  Monarchie.  3.  Aufl. 
1,  711 ;  Richter-Dove,  K.R.  7. Aufl.  S.  1069 
n.  7;  H.  Schulze,  preuss.  Staatsrecht  2,  566; 
O.  Meyer  a.  a.  O.  S.  226  o.  6,  folgen.  Gegen 
G  n  el  8 1  s.  G 1  ai  s  on ,  de  schola  confessienali  iure 
BoruMlco  probate.  Bonnae  1870.  Endlich  ver^ 
treten  v.  Rönne  a.  a.  O.  2.  Aufl.  1,  582  und  ins- 
besondere Bi erlin g  i.  d.  mehrfach  dt.  Schrift 
die  Ansicht,  dass  die  konfessionelle  Schule  die 
Reipel  zu  bilden  habe,  und  dass  die  Errichtung 
Bolcheir  für  die  Unterrichtsverwaltnng  als  mass- 
gi^MAdes  Prinzip  gelten  müsse,  die  leütere  also 
nur  ausnahmsweise  die  Begründung  von  Simultan- 
sehulen oder  die  Vereinigung  mehrerer  konfessio- 
nellei  Schulen  zu  einer  Simultanschnle  auszu- 
spreehMi  oder  zu  gestatten  berechtigt  sei. 

SHe  Bestimmungen  des  A.  L.  R.  II.  12,  $.  10 : 
„Niemandem  soll  wegen  der  Verschiedenheit  des 
Qlftttbensbekemitnisses  der  Zutritt  in  öffentliche 


Schulen  versagt  werden'';  J.  11:  „Kinder,  die 
in  einer  andern  Religion,  als  welche  in  der  öffent- 
lichen Schule  gelehrt  wird,  nach  den  Gesetzen 
des  Staates  erzogen  werden  sollen,  können  dem 
Religionsunterricht  in  derselben  beizuwohnen, 
nickt  angehalten  werden'' ;  %,  30 :  „Sind  Jedoch 
für  die  Einwohner  verschiedenen  Glaubensbe^ 
kenntnisses  an  einem  Orte  mehrere  gemeine 
Schulen  errichtet,  so  ist  jeder  Einwohner  nur  zur 
Unterhaltung  des  Sohullehrers  nach  seiner  Reli- 
gionspartei  beizutragen  verbunden",  setzen  — 
dasmussBierlingS.  33ff.  zugegeben  werden  — 
nicht  Simultan-,  sondern  konfessioneile  Schulen 
voraus,  verbieten  die  ersteren  aber  andererseits 
ebensowenig,  Ja  das  sehlesische  Sidiulregle- 
ment  v.  28.  Mai  1801,  Bierling  a.  a.  O.  S.  64, 
lisst  sie  sogar  ausdrücklich,  wenngleich  als  Aus- 
nahme, zu  ($.  7 :  „In  scdchtti  gemischten  Dörfern 
ertheilt  der  Schullehrer  allen  Kindern,  ohne 
Unterschied  der  Rdlgion,  den  Unterrieht  im  Le- 
sen, Schreiben  und  allen  solohen  Kenntnissen, 
die  nicht  zur  Religion  gehören  ....  In  der  Reli- 
gion ertheilt  der  Schullehrer  aber  nur  den  Kin- 
dern seines  Glaubens  Unterricht;  die  Kinder  der 
andern  Partei  bleiben  an  den  dazu  bestimmten 
Tagen  oder  Stunden  weg.  Für  den  Unterricht 
dieser  Kinder  muss  der  Pfarrer  oder  Seelsorger 
ihrer  eigenen  Religion,  wozu  sie  eingepfarrt  sind 
Odersich  als  Gäste  hinhalten,  sorgen.  Seine  Pflicht 
als  Yolhslehrer  verbindet  ihn  dazu'^).  Die  Ver- 
waltungsprazis  hat  unter  Friedrich  Wilhelm  in. 
zwar  an  den  konfessionellen  Schulen  als  Regel 
festgehalten,  Bierling  a.  a.  0.  S.  67ff.,  aber 
andererseits  doch  die  Errichtung  von  Simultan- 
sehulen gestattet,  s.  d.  preuss.  Provinzialabsehied 
V.  1888,  a.  a.  O.  S.  71 :  „wie  denn  auch  die  Bil- 
dung neuer  Simultanschuien  und  die  Vereinigung 
vorhandener  K»nfessionssehulen  da  gestattet  wer- 
den soll,  wo  die  Einrichtung  von  Simultansehulen 
entweder  durch  Mangel  an  hinreichenden  Mit- 
teln für  abgesonderte  Konfessionsschulen  geboten 
oder  das  Werk  freier  EntSchliessung  der  von  ihren 
Seelsorgern  berathenen  Gemeinden  ist  und  der 
Genehmigung  sonst  kein  Bedenken  entgegen- 
steht." (Darüber,  dass  die  nicht  publicirten 
KaMnets-Ordres  von  1821  und  1820,  in  welchen 
man  eine  gesetzUche  Anerkennung  des  Prinzips 
der  iLonfessionellen  Volksschulen  hat  flnden  wol- 
len, Bierling  S.  89,  keine  massgebende  recht- 
liche Bedeutung  besitzen,  vgl.  a.  a.  O.  S.  ilO.) 

Die  Verfassungsurkunde  v.  31.  Januar  1860, 
Art  24,  Abs.  1  bestimmt  allerdings  i  „Bei  der 
Errichtung  der  öffentlichen  Volksschulen  sind  die 
konfessionellen  Verhaltnisse  möglichst  zu  be- 
rücksichtigen''. Dieser  für  die  künftige  Unter*- 
riiditsgesetzgebung  maasgebende  Grundsatz  kann 
indessen  keineswegs,  wie  BierlingS.13.93.1Q9 
trelEend  ausführt,  blos  auf  eine  Garantie  der  kon- 
fessienelien  Gestaltung  des 
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uad  die  Leitung  der  Kitehe  durek  dieeelbe. 
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In  B  aiem  sind  dagegea  nach  dem  Mneato»  Beohtdie  V^lkaeehnlea  lagebnisaig 
konfasBieiielle  Schnien,  doch  kdimea  sie  oi^ar  gewieten  V^ravuetnuigeB  ia  „hmr 
feerioMli  gemisoUe  'S  atoo  ia  SinmlbaieehaleB  umgewaadeit  werden  ^ 


bezogen  weiden,  bezieht  sich  irielmehr  auf  die  Eln- 
richtnng  der  Yolksschole  überhaupt,  nnd  Art.  24 
beschränkt  diese  Begel,  wie  der  Knltusminlster 
bei  der  Beiathang  desselben  bemerkte,  dniohdae : 
„mogliohst^  allein,  ^weit  es  die  Beohte  dee  Staates 
nnd  die  Ansprache  gestatten,  welche  er  an  die 
Konfesflionssäiale  zn  machen  hat,  wenn  sie  an 
Stelle  der  öffentlichen  treten  soll  ^,  oder  „soweit 
e«  nach  den  Zahlenyerhiltnlssen  anafOhrbar  ist^ 
Aber  der  Art.  112  d.T.  U. :  „Bis  znm  Eiiass  dee 
in  Art  26  Torgesehenen  Untenrichtsgeeetses  be- 
wendet es  hinsichtlich  des  Schnlweeens  bei  den 
jetct  geltenden  gesetilichen  Bestimmungen", 
hat  nach  seinen  klaven  Wortlaut  den  Art.  24 
Buspendirt  Alles,  waa  er  enthält,  ist  also  nicht 
geltendes  Beeht.  Wenn  Blerllng  S.  14.  109 
dagegen  den  Art.  24  mindeatens  als  eine  zwin- 
gende Direktive  für  die  Verwaltung  innerhalb 
der  gesetzlichen  Sehranken  und  in  dieser  Ein- 
schränkung als  oberste  Yerwaltungsmaiime  für 
alle  weiteren  Verwaltongsanordnungen  erklärt, 
so  war  der  Zweck  des  Art  112  gerade  die  Klaz- 
stelhing,  dass  erst  mit  Erlasa  dea  inAussioht  genom- 
menen Untenicktsgesetzes  die  Yorschrilten  der 
Yeifassungsurkunde  über  die  Schule  in  Kraft  tre- 
ten sollten,  Tgl.  Arndt,  üb.  d. TerfaasungnrechU. 
Grundlagen  des  preuss.  Unteniohtswesens  in 
Labandu.  Stoerk,  Arch.f.öffentl.B.  l,624ff. 
Sowold  die  Haltung  der  Staatsregietung  als  audh 
die  des  Abgeordnetenhauses  ist  in  der  betreffenden 
Frage  zunächst  schwankend  gewesen ,  a.  a.  O.  8. 
517 ff.,  ^er  zuletzt  haben  sich  beide  für  die  An- 
nahme einer  yölligen  Suspension  entschieden,  eine 
Auffassung,  welche  auch  daaObeiCribunal,  s.  die 
Urtheile  v.  1868,  Zeitschr.  f.  K.  B.  5,  466,  u.  t. 
1874,  1876  u.  1877  in  d.  Entsch.  73,  406;  79, 
370;  80,  377  u.  Oppenhoff ,  Beohtsprechung 
d.  O.  Tr.  in  Strafs.  16, 666 ;  17, 10  in  fester  Pra- 
xis Tertreten  hat  I>emnaoh  kann  der  Art.  24, 
eben  well  er  nicht  geltendes  Becht  ist,  auch  nicht 
den  Ohaxakter  einer  bindenden  Norm  für  die  Yer- 
waltnng  haben.  Nur  das  ist  richtig,  dass  die 
letztere  Ihn,  wenn  es  ihr  angemessen  erscheint, 
für  alle  Besiehnngen,  in  welchen  ältexea  gelten- 
des Becht  nicht  entgegensteht,  befolgen  kann, 
S.  630,  denn  eine  Anwendung  der  in  Art.  24 
auageeprochenen  Orundsätze  ist  durch  Art  112, 
insoweit  dadurch  nicht  gegen  bestehendes  Becht 
Verstössen  wird,  nicht Terboten.  Für  die  Frage 
nach  der  Berechtigung  zur  Einführung 
von  konfessionellen  oder  Simultan- 
schulen hat  nach  diesen  Ausführungen 
der  Art  24  gar  keine  Bedeutung. 

Die  Yerwaltnng  hat  daher  in  dieser  Hinsicht 
auch  nach  dem  Erlass  der  Yerfusung  freie  Hand 
behalten.  Demnach  rerstösst  der  Min.-£rlaS8  t. 
16.  Juni  1876 ,  Gentralbl.  für  die  ges.  Untere 
richtsverwaltung&495;  B ier  11  n g  S.  114,  nicht 
gegen  das  geltende  Becht,  wenn  er  bestimmt, 
dass  Über  .die  Einrichtung  von  SimuHanachnlen 
in  jedem  ctatelnen  Fall  nach  Prüfung  aller  dabei 
in  FiBfe  kMunenden  YeihUtnlsse  enteehieden 


werden  soll,  und  weiter  anordnet :  „Insbesondexe 
wird  eine  Anregung  zurYereinigung  biaher  kon- 
fessioneller Schulen  zu  einer  paritätischen  Schule 
von  den  kgl.  Begierungen  nur  dann  gegeben  wer- 
den können,  wenn  mit  den  deonaUgen  Sinrieh- 
tungen  Uebelatande  verbunden  sind,  welche  die 
Erfüllung  der  Aufgabe  der  Schulen  enchwerai 
nnd  auf  anderem  Wege  nicht  beseitigt  wefdei 
können.  Allecdiogs  kann  auch  in  FiUen,  wo 
dies  nic^t  zutrifft,  die  Genehmigung  xn  paxitäti- 
sohen  Sehuleiniiehtuagen  n  icht  veraagt  werden, 
wenn  aof  Grund  einer  Yerelnbarung  unter  det 
Schulgemeiaden  von  diesen  ein  bezüglicher  An- 
trag gestellt  wird,  oder  wenn  dies  da,  wo  die 
Sehulunterhaltungspflieht  der  bürgerlichen  Qe- 
meinde  obliegt,  seitens  der  QemeindBbehdrdeB 
geschieht  Yoraussetzung  ist  aber,  dase  dabei  das 
Schulwesen -des  betreffenden  Ortes  durch  die  he- 
absichttgte  anderweitige  Einriehtung  eine  wesent- 
liche Yerbesserung  ecfahre  \  Obwohl  dieser  Er- 
lass der  Errichtung  der  Sünnltanachulen  günstiger 
ist,  ab  die  frühere  Yerwaltnngspraxis,  so  mesi 
doch  selbst  Bierling  S.  116  anerkennen,  daas 
sich  reohtiiohe  Einwendungen  gegen  denselben 
nicht  erlieben  lassen.  Andererseits  werden  ab« 
auch  solche  nicht  gegen  die  seit  1879  sieh  be- 
merklich machende  Aendemng  der  Praxis,  welche 
wieder  auf  den  früheren  Standpunkt  zurückgeht, 
vgL  0  n  ei s t ,  Simultanschule  8. 16  iL ;  J.  B o  na 
M e y  er ,  die  SimuUanschulfrage  S.  61  ff.  gelt»id 
gemacht  werden  können.  Ygl.  übrigens  aneh 
noch :  GesehichU.  Darstellung  d.  Yerf ahrens  der 
preuss.  Unterrichtsverwaltung  b.  Einriehtung  ete. 
von  Yolksschulen.  BerUn  1878  rS^,-Abdr.  aus 
dem  Gentralbl.  1  d.  ges.  U.  Y.  1878.  Juni-  u. 
Juli-Heft). 

^  YgL  die  durch  die  kön.  EntschUessnng  ▼• 
26.  August  1883,  Arch.  i:  k.  K.  B.  $.  1,  448,  ab- 
geänderte Y.  V.  29.  Aug.  1873,  a.  a.  O.  30,  46a 
%.  7 :  „Die  Yolksschulen  sind  regelmässig  kon- 
fessionelle Schulen,  ausnahmsweise  können  je- 
doch in  ansserordentllflhen ,  durch  zwingende 
Yerhältnisse  bedingten  Fällen  kenfessioneli  ge- 
trennte christliche  Yolksschulen  einer  Gemeiiiie 
auf  Antrag  der  Gemeindebehörde  in  konfessiOBell 
gemischte  Schulen  umgewandelt  werden.  Ein 
solcher  Antrag  erfordert  in  Gemeinden  mit  stadti- 
scher Yerfassnng  die  Zustinunung  des  Kolle- 
giums der  Gemeindebevolbnächtigten,  in  Ge- 
meinden mit  Landgemeindeverfassuttg  nnd  is 
den  Gemeinden  der  Pfalz  die  Zustimmung  da  Ge- 
meindeversammlung in  einem  ordnu  ngamissigea 
gefassten  Beschlüsse.  Diese  Zustimmung  mais 
Jedoch  in  Gemeinden  unter  20000  Seelen.  mB 
einer  Mehrheit  von  awei  Dritteln  der  abgegebenen 
Stimmen  erfolgen.  In  Gemeinden  mit  einer 
gvoesen  Einwohnerzahl  ist  eine  Mehrhe&i  von 
zwei  DrittcOn  der  abgegebenen  Stimmen  eilbi- 
derlich,  wenn  sieh  die  Umwandlung  anXnifikt 
mehr  als  die  Hälfte  der  bestehenden  Ktmlessis- 
nalschulen,  eine  Mehrheit  von  Dreiviertel  aber, 
wenn  sieh,  die  Umwandlung  auf  mehr  als  die 
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Dagegen  koomen  8.  g.  koafesflioBBlose,  religi#ii8lose  Seknlon,  aaek 
AllgemeiBsehnlen  gesjumt,  für  Angekörige  aller  Konfessionen,  in  welchen  ent- 
weder der  Religionsunterricht  vom  Lehrplan  ganz  ansgeschlossen  ist  oder  bloB  ein 
aOgeneiner  ReOgionsuiterricht  oder  Untorrieht  in  der  Moral  unter  Abstreifiing  alles 
Ktafesaienellen  gleichzeitig  an  die  Kinder  der  verschiedenen  Religionsparteien  er- 


Hälfte  dieser  Sclmlen  entreoken  soll.  Vor  Um- 
wandlung konfessioneller  Schalen  in 
konfessionell  gemischte  ist  jedesmal 
da«  Omtaehten  der  kireklichen  Ober- 
behoiden  darüber  sn  erholen,  ob  der 
Ertkellnng  snreiehenden  Religions- 
unterrichts kein  Hindernlss  im  Wege 
stehe.  Die  Yenrandlung  bleibt  nnter  allen 
Umitinden  ansgeschlossen ,  wenn  bei  der  einen 
oder  hei  der  anderen  konfessionellen  Schnle  stif- 
tiagflailatige  Besttmmnngen  in  der  Mitte  liegen, 
die  im  Sinne  des  S.eAbs.4  nnddes  $.  10  Tit.  IV 
derTeirf.  Urk.  nnd  der  $$.  44  n.47  der  BeUagell 
rar  Ycsrf.  ürk.  hindernd  entgegen  treten^;  $.  11 : 
„Bin  Zwang  znm  Besnohe  einer  konfessionell  ge- 
mieehten  Schnle  darf  insolange  nicht  eintreten, 
als  der  Besnch  einer  konfessionellen  Schnle  mög« 
lieh  geioadit  werden  kann.  Den  Mitgliedern  der 
einen  oder  der  andern  Koirfession,  welche  Be- 
denken tragen,  ihre  echnlpflichtigen  Kinder  in 
die  beCieifende  aUgemeine  Volksschule  su 
«ebleken,  mnss  deehaTb,  insofern  nicht  «ine 
ffirrallche  Umschnlnng  ansführbar  nnd  Tom- 
aiehen  ist,  nnbeschadet  der  gesetslichen  Um* 
lagenpflicht,  der  Besnch  einer  benachbarten 
Yolkflschnle  ihrer  Konfession  dann  gestattet 
weiden,  wenn  die  gesetzliche  Yortretang  dieser 
benaehlNfften  Yolksschule  zustimmt,  und  die 
SehnlraamTerhUtnisse  nicht  absolut  hindernd 
im  Wege  stehen.  Ebenso  darf,  felis  in  der  Ge- 
meinde eine  Mehxzahl  Ton  Schulen  sich  beflndet, 
ein  Zwang  fftr  die  Eltern,  ihre  Kinder  einer 
konfessionell  gemischten  Schnle  zuzuweisen, 
nldit  geübt  werden.  Auch  bleibt  es  den 
betheiligten  Eltern  unbenommen, 
eine  Schule  ihrer  Konfession  für  sich 
alleim  oder  in  Yerbindung  mit  Konfessionsver- 
wandten benachbarter  Orte  aus  eigenen  Mitteln 
m  grflnden.  Die  Schulen  der  letzteren  Art 
siBd  in  Beeng  auf  Dotation,  Organisation,  Be« 
«etcnng  und  Leitung  wie  die  öffentUehen  Yolks- 
Bchnlen  zu  behandeln^. 

Was  das  frühere  Recht  betrifft,  so  war  durch 
V.T. 23.  Juni  1816,  im  Gegensatz  zu  dem  frühe- 
ren Bedite,  der  Sehulsprengel  mit  dem  Pfarr- 
sprengel für  identisch  erklärt,  also  allein  auf  die 
demselben  Bekenntniss  angehörigen  Kinder  er- 
streckt worden  ,und  tou  den  vor  1815  auch  in  Baiem 
▼oAsndenen  gemischten  Schulen  sind  blos  ein- 
seine  bestehen  geblieben.  Dadurch  war  die  Kon- 
feealonssehnle  die  Regel  geworden.  Daran  hat  dss 
Sehnldotatlonsgesetz  r.  10.  November  1861,  wel- 
diee  da«  Recht  der  politischen  Gemeinde,  den 
Sehulbedatf  aufenbringen ,  in  eine  Pflicht  Tcr- 
waadelte,  nichts  geändert.  Erst  die  dt.  ¥.29. 
Aag:nst  1878.  $.  7  hat  bestimmt :  „die  konfessio- 
nell gettennten  christlichen  Y^ksschulen  einer 
C^meinde  kennen  auf  Antrag  der  Gemeindebe- 
hörde in  konfeeeiouell  gemischte  Schulen  umge- 


wandelt werden.  Ein  solcher  Antrag  etc.''  (wie  in 
dem  vorher  dt.  $.  7  in  der  Fassung  v.  26.  August 
1888,  nur  dass  der  gesperrt  gedruckte  Satz  fehlt), 
vgL  femer  $.11:  „Den  Mitgliedern  der  einen 
oder  der  andern  Konfession,  welche  Bedenken 
tragen ,  Ihre  schulpflichtigen  Kinder  in  die  be- 
tieifende  allgemeine  Yolksschule  zu  schicken, 
kann  auf  Ansuchen  gestattet  werden,  mit  einer 
benachbarten  Yolksschule  ihrer  Konfessien  in 
Schulverband  zu  treten  oder  für  sich  allein  oder 
in  Yerbindung  mit  konfessionsverwandten  be- 
nachbarten Orten  aus  eigenen  Mitteln  zu  grün- 
den. Die  Schulen  etc.''  (ebenso  wie  in  dem  ge- 
änderten %  11).  Indessen  hat  diese  Erleichte- 
rung der  Begründung  von  Simultanschulen  so- 
wohl bei  den  Katholiken  und  Protestanten 
Anstoss  eiingt,  und  in  Folge  dessen  ist  sie  in  der 
schon  erw&hnten  Weise  1883  erschwert  worden, 
vgl.  E.  M  ay  e  r ,  d.  Kirchonhoheitsrechte  d.  Königs 
v.Baiero.  München  1884.  S.226;  Silbernagl, 
Yerfassung  slmmtl.Religionsgenossenschaften  etc. 
1.  Aufl.  S.  397  u.  2.  Aufl.  8.  472. 

E.  Mayer  a.  a.  0.  S.  229  nimmt  im  Gegensatz 
zu  der  im  Text  vertretenen  Auffessung  an,  dass 
auch  in  Baiem  die  Regierung  die  freie  Wahl 
zwischen  der  Konfessions-  und  der  Simultan- 
schule habe.  Er  findet  zwischen  $.  Ö  und  ^  7 
der  Yerordnung  einen  die  beiden  Yorschilften 
gegenseitig  aufhebenden  Widerspruch,  allein 
dings  nur  deshalb,  weil  er  die  Konfessionsschule 
des  ^  7  als  eine  solche  auf fesst,  welche  im  Sinne 
der  von  ihm  ohne  Noth  hineingetiagenen  frühe- 
ren Gesetzesspraohe  als  eine  solche  auffasat, 
deren  Sprengel  sich  lediglich  auf  dieKonfessions- 
angdiörigen  erstreckt. 

Für  Elsass-Lothringen  kommen  in  Frage 
Art.  16  Abs.  8  des  französischen  Gesetzes  v.  16. 
MIrz  1860,  S.  680  n.  4) :  „H  (le  conseil  acadtf- 
mique,  an  dessen  Stelle  Jetzt  der  Oberschul- 
rath  getreten  ist,  Löning  a.  a.  O.  S.  763) 
dtftermine  les  cas  oü  les  communes  peuvent  l 
raison  des  drconstances  et  provisoirement  ^tablir 
ou  conserver  les  Cooles  primalres  dans  lesquelles 
seront  admis  des  enfents  de  Tun  et  de  Tautre 
sexe  ou  des  enfants  appartenant  aux  difftfrents 
cultes  reconnus^  u.  Art  36  Abs.  1 :  „Tonte  com- 
mune doit  entietenir  une  ou  plusieurs  fcoles 
piimaires . . .  (Abs.  6)  Dans  les  commuaes,  oü 
les  differents  cnltes  sont  piofesstf s  publiquement, 
des  ^coles  stfpartfes  seront  stabiles  pour  les  enfants 
appartenant  li  chaoun  des  cultes,  sauf  ce  qui  est 
dit  k  rart  i6"  (aufrechterhalten  im  Regulativ  f. 
d.  Elementarschulen  v.  4.  Jan.  1874.  $.  8.  Abs.  1. 
u.  2,  Abth.  3,  Althoff  etc.,  Samml  d.  1.  Elsass- 
Lothringen  geltenden  Gesetze.  3, 462,  vgl.  auch 
Recklingh  t  Arch.  f.  k.  K.  R.  43,  426),  also 
auch  hier  bildet  die  Simultanschnle  die  Aus- 
nahme. Ygl.  Andrtf,  couis  alphab^tique  etc. 
lY.  «d.  2,  514. 
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I.  Die  Hierarchie  und  die  Leitung  der  Kirehe  duroh  dieselbe. 


[f.  238. 


theilt  wird;  während  die  Sorge  für  den  konfessioBeUen  BeligionflUDtorricht  daa  Eltern 
nnd  den  einzelnen  ReligionflgeseUschaften  flberUuwen  bleibt ^  in  DentsehUttd 
nieht  vor  2. 

Von  dem  Standpunkt  der  katholischen  Kirche  aas,  dasa  der  Beligionaoiiteniclit 
die  Grundlage  aller  Ernehung  bilde  nnd  die  religiöse  Ersiehuig  aaoh  den  ttt^rigea 
weltlichen  Unterricht  durchdringen  mflssc;  hat  die  katholische  Kirche  sowohl  die 
Simultan-  wie  auch  die  religionslose  Schule  in  unserer  Zeit  yerurtheilt  ^,  und  gegen 


1  Die  für  dieie  Schulen  hin  nnd  wieder  ge- 
branohte  Bezeichnung:  KommnuAlBohulen,  Tgl. 
auch  Löning  a.  a.  O.  S.  744  n.  1,  bezeichnet 
das  Wesen  derselben  nicht  im  Entferntesten, 
ganz  abgesehen  davon ,  dass  auch  von  Manchen 
die  Simultanschulen  so  genannt  woden,  s.  0. 
8.  688  n.  7. 

2  Wohl  aber  ausser  in  Nordamexika  (s.  0.  6. 
586  n.  1)  in  Holland ,  Tgl.  Gesetz  t.  17.  Au- 
gust 1878 ,  Staatsblad  Tan  het  Koningrijk  der 
Nederlanden  187&  p.  127,  deutseh  bei  M. 
Lauer,  Entwickelung  u.  Gestaltung  d.  niedet- 
I&nd.  Volksschnlwesens  seit  1857.  Berlin  1886. 
S.  188,  Auszug  i.  Arch.  f.  k.  K.  R.  46,  462  (aber 
hier  mit  falschem  Datum,  ein  ebenfalls  uniieh* 
tiges  bei  Firnhaber  a.  a.  0.  1,  360),  welches 
zwar  Art.  33  als  Zweck  des  Unterrichts  neben 
dem  Lehren  passender  und  nützlicher  Kennt- 
nisse die  Entwickelung  der  Verstandeskrafte  der 
Rinderund  deren  Erziehung  zu  allen  christ- 
lichen und  gesellschaftlichen  Tugenden  be- 
zeichnet, aber  die  Lehrer  anweist,  sich  zu  ent- 
halten, etwas  zu  lehren,  zu  thun  oder  zuzulassen, 
was  der  Ehrfurcht  widerstrebt,  die  man  den  re- 
ligiösen Ideen  Andersgesinnter  schuldet,  und  die 
Ertheilnng  des  Religionsunterrichts  den  Rell- 
gionslehrem  für  überlassen  erklftrt;  in  Frank- 
reich nach  der  loi  sur  Venseignement  obligatoire 
T.  28.  März  1882,  Arch.  f.  k.  E.  R.  48, 137,  dessen 
Art  1  zu  den  Gegenstinden  des  enseignemeut 
primaire  die  rinstrucdon  morale  et  civique  reeh- 
net,  und  dessen  Art. 2  bestimmt:  ,4es  ^coles  pri- 
maires  publlques  Taqueront.un  jour  par  semaine, 
en  outre  du  dimanche,  afln  de  permettre  aux 
paients  de  faire  donner,  slls  le  dtfsirent,  k  leuis 
enfants,  rinstrnctlon  rellgieuse  en  dehors  des 
tfdlflces  soolaires.  —  L'enseignement  religieux 
est  facultatif  dans  les  ^coles  prirtfes''  (woran 
durch  die  loi  sur  Torganisation  de  Tenseignement 
primaire  t.  30.  Oktober  1886,  cit.  Arch.  67, 406, 
nichts  geändert  ist);  vgl.  auch  Lebon  a.  a.  O. 
8.136.  Das  belgische  Gesetz  t.  1.  Juli  1879, 
cit  Arch.  46,  276,  welches  das  0.  S.  680  n.  3  er- 
wähnte Gesetz  v.  1842  abgeändert  hat,  stand  im 
wesentlichen  auf  demselben  Standpunkte,  in- 
dem es,  Art  4,  den  Religionsunterricht  der  Fa- 
milie und  den  Religionsgesellschaften  überliess,' 
dagegen  den  Dienern  der  letzteren  die  Schul- 
lokale Tor  oder  nach  dem  übrigen  Unterricht  für 
den  Religionsunterricht  zur  Disposition  stellte, 
indessen  ist  dasselbe  durch  die  loi  organique  de 
Tenseignement  primaire  t.  20.  September  1884, 
dt  Arch.  63,  238,  abgeändert  worden.  Nach 
Art.  4  Abs.  3 :  „Les  communes  peuvent  tnscrlre 
Tenseignement  de  U  religion  et  de  la  morale  en 
tete  du  Programme  de  toutes  ou  de  quelques 


unes  de  leuEB  Cooles  piimaires.  Get  entelgnement 
se  donne  au  oommencement  ou  k  la  in  da 
eUsses ;  les  enfants  dont  les  parents  en  fsnt  la 
demande  sont  dispenetfs  d*y  asrister.  —  Loisqne 
dans  une  commune  vingt  oheli  de  famille  aysot 
des  enfants  en  äge  d'tfcole  denandent  que  lenn 
enfants  soient  dispensA  d*assister  anx  eoun  de 
rtfliglon,  le  roi  peut,  k  la  demande  dee  paients, 
obliger  la  commune  k  oiganiser,  k  rnesge  de  ces 
enfants,  une  ou  plnsieun  olsases  spMales.  — 
Si  malgrtf  la.  demande  de  Tingt  cfaeii  de  fiuuille 
ayant  des  enfants  en  ige  d'tfcole ,  1«  comunue 
lef nse  d'inserire  Tenielgnement  de  leur  leUgioB 
dans  le  Programme  ou  met  obstacle  k  ce  que  eeft 
enseignement  soit  donntf  par  lee  mlnlstres  de 
leur  culte  ou  des  personnes  agrtfes  par  cenx-el,  le 
gouTemement  peut,  k  la  demande  des  parsnti 
adopter  une  ou  plnsieurs  Cooles  piiT^es  k  Ijrar 
couTenance,  pourm  qm*elles  rennissent  les  eoa- 
dltions  requises  pour  etie  adoptte  par  la  com* 
mune^  (vgL  euch  0.  S.  686  n.  1). 

s  Allerdings  hat  die  tou  Gregor  XTI.  bestä- 
tigte Instruktion  der  Propaganda  t.  1840  für  die 
irländischen  Bischöfe  inBe^ft  der  Ton  der  eng- 
lischen Regierung  aus  öffentlichen  MittBlu  er- 
richteten nationalen  (Simultan-)  Schulen,  aus 
Bücksicht  gegen  das  englische  Parlament  und 
um  die  katholische  BcTÜlkerung  nicht  dor  Wohl- 
ihat  TOU  staatlich  unterhaltenen  Schulen  tu  be- 
rauben ,  auf  Veranlassung  des  Papstes  eine  de- 
flnitive  Entscheidung  über  die  Frage  abgelehnt, 
und  es  den  Bischöfen  überlassen,  gegen  etwaige 
schädliche  Einflüsse  der  Schulen  auf  die  katho- 
lische Jugend  die  erforderlichen  Maesregelii  zs 
treifen,  indem  sie  als  solche  namentlieh  dk 
Femhaltung  aller  Terderblichen,  insbesondere  der 
katholischen  Lehre  widersprechenden  Bücher, 
und  ferner  die  Ausschliessung  jedes  Bellglonf- 
unterrlchtes  Überhaupt  statt  der  Duldung  eines 
allgemeinen,  nicht  konfessionellen  ReUgions- 
unterrichtes  unter  Vorbehalt  des  konfessionellea 
seitens  der  einzelnen  ReligionsgesellMhafiai 
bezeichnet y  Riess,  d.  moderne  Staat  u.  die 
christliche  Kirche  S.  206  u.  Acte  conc  Lac.  3, 
1376,  ein  Verfahren,  für  welches  wohl  auch  die 
Hoffnung  bestimmend  gewirkt  hat,  dass  bei  den 
Ueberwiegen  der  katholischen  BerOkfiiung  ia 
Irland  und  bei  dem  Bestreben  der  begüterteren 
Protestonten  auf  Errichtung  eigener  säiulen  die 
öffentlichen  Schulen  thatsäohlich  konfessi«Mll 
werden  würden  (dies  bestätigt  auch  Kardinal 
Wisemann,  lettres  sur  rinstruction  pabliqua 
IL  tfd.  Bruxelles  1856.  p.  58)  und  die  katholische 
Kirche  die  massgebende  Herrschaft  über  die- 
selben erlangen  könne  {vgl.  übrigens  aach  neck 
die  weiteren  Anordnungen  der  Synode  Ton  Tuam 
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jede  Massregel  der  modernen  Staaten,  welche  auf  EinfUhning  der  einen  oder  andern 
Art  von  Schalen  gerichtet  war,  ohne  zwischen  beiden  zu  unterscheiden^,  protestirt^. 

Ein  allgemeines  und  absolutes  Verbot  solcher  Schulen  hat  aber  die  katholische 
Kirche,  so  sehr  sie  dieselben  auch  bekämpft,  nicht  aufgestellt,  vielmehr  überlässt  sie, 
da  sie  den  Verhältnissen  in  den  einzelnen  Ländern,  namentlich  der  Lage  der  Katho- 
liken Rechnung  tragen  muss,  es  den  Bischöfen,  zur  Beseitigung  der  nach  ihrer  Aut- 
fassung der  katholischen  Erziehung  aus  diesen  Anstalten  erwachsenden  Gefahren 
die  geeigneten  Massregeln  zu  ergreifen  und  diese  nach  dem  jeweiligen  Bedürfniss  zu 
bemessen  ^, 

Nach  der  oben  charakterisirten  Auffassung  der  Kirche  ist  die  konfessionelle 
Schule  die  allein  berechtigte.  Aber  bei  der  heutigen  Anerkennung  der  Gleichberech- 
tigung der  verschiedenen  christlichen  Kirchen  hat  die  Durchführung  des  Systems 
der  konfessionellen  Schulen  in  Verbindung  mit  dem  Schulzwang  die  Folge,  dass  einer- 


T.  1850,  coU.  cit.  3,  796  u.  Arch.  f.  k.  K.  R.  43, 
64).  Später  hat  aber  die  Kurie  den  im  Text  ge- 
dachten Standpunkt  eingenommen,  8.  das  o.  S. 
583  n.  3  citirte  Schreiben  Pius'  IX.  v.  1864  u. 
die  ebendaselbst  angeführte  Instruktion  der  Pro- 
paganda für  Nordamerika  v.  1876;  Encyklika 
Leo's  XIII.  T.  8.  Februar  1884  an  die  französi- 
schen Bischöfe,  Acta  s.  sed.  16,  243,  Arch.  f.  k. 
K.  R.  Öl,  473:  „Ecclesia  yero  .  .  quae  delata 
sibi  a  deo  conditore  suo  auctoritate,  debet  ad  sa- 
pientiam  chzlstianam  nniversas  vocare  gentes 
itemque  sedulo  ridere ,  qnibus  excolatur  prae- 
ceptis  institutisque  iuventus,  quae  in  ipsius  po- 
testate  sit,  semper  scholas  quas  appellant  mi- 
Btas  Yel  neutras  aperte  damnavit,  monitis 
etiam  patribus  familias,  ut  in  re  tanti  momenti 
anlmum  attenderent  ad  cavendum",  s.  auch 
Schreiben  desselben  t.  1882  an  den  Erzbisohof 
V.  Paris,  Arch.  f.  k.  K.  R.  49,  82,  und  an  den 
Kardinalvikar  von  Rom ,  betreffend  die  Entfer- 
nung der  Katechismuslehre  aus  den  öffentlichen 
Schulen  in  Rom,  v.  28.  Juni  1878,  Acta  s.  sed. 
11,  97,  deutsch  cit.  Arch.  40,  305,  u.  die  Allo- 
kution  T.  20.  August  1880,  a.  a.  0.  44,  437.  Vgl. 
weiter  die  Erklärungen  der  Pattlkularsynoden 
gegen  die  s.  g.  scholae  mistae  oder  indiffe- 
rentes: Bordeaux  1859,  coli.  conc.  Lac.  4, 765 ; 
Colocza  1863,  1.  c.  5,  702;  Baltimore  1866, 
t^uebec  1851,  1.  o.  3,  516.  616;  Westminster 
1873,  Arch.  f.  k.  K.  R.  52,  230.  S.  femer  noch 
Anm.  2. 

1  Vom  Staudpunkt  einer  Kirche,  welche  nur 
eine,  die  eigene  konfessionelle  Auffassung  des 
Christenthums  als  berechtigt  anerkennt,  ist  dies 
durchaus  folgerichtig,  denn  beide  Arten  von 
Schulen  entsprechen  der  Anforderung  nicht, 
dass  der  Katholicismus  den  ganzen  Unterricht 
und  die  ganze  Erziehung  durchdringen  soll,  und 
In  beiden  werden  die  katholischen  Kinder  nicht 
nur  mit  denen  Andersgläubiger  gemeinsam  un- 
tenichtet,  sondern  es  wirken  auch  an  beiden 
Lehrer  der  Torschiedenen  Konfessionen. 

2  Vgl.  die  Erklärungen  der  bairisohen  Bi- 
schöfe y.  1867  aus  Anlass  eines  projektirten 
neuen  Schulgesetzes,  Arch.  f.  k.  K.  R.  19,  124  ff. 
ond  in  Betreff  der  o.  S.  590  n.  1  gedachten  V.  ▼. 
1873,  a,a.O.  31,  157 ff.  u.  35,  138;  der  öster- 

H  ins  Chi  HS,  Kirchenreckt  lY. 


reichisehen  wegen  der  Gesetze  t.  1868  u.  y. 
1869  (o.  S.  588  n.  5),  v.  1868,  coU.  Lac  cit.  5, 
1396  u.  V.  1872  u.  1877,  Arch.  32,  166  ff.  u.  40, 
101  (ferner  der  böhmischen  Bischöfe,  der  Bischöfe 
der  Salzburger  Provinz  und  von  Linz  undBrlxen, 
8.  a.  0.  43,  430ff.l;  des  Freiburger  Kapitels- 
vikariates  v.  1876  betreffend  das  Gesetz  v.  1876, 
0.  S.  588  n.  3,  Arch.  39,  409  (wegen  der  Proteste 
gegen  die  Regierungsmassnahmen  i.  J.  1864  s. 
Friedberg,  Staat  u.  katbol.  Kirche  in  Baden. 
S.  85  ff.),  und  des  belgischen  Episkopats  v. 
1879  aus  Anlass  des  Gesetzes  v.  1879,  S.  592 
n.  2,  Arch.  42,  387.  398  (auch  43,  165). 

3  Wo  die  gesetzlichen  Bestimmungen  nicht 
entgegen  stehen  und  seitens  der  Katholiken  die 
erforderlichen  Geldmittel  aufgebracht  werden 
können,  wie  in  Nordamerika,  befördern  die  Bi- 
schöfe daher  die  Errichtung  besonderer  kirchlich 
geleiteter,  katholischer,  namentlich  der  Pfarr- 
Bchulen  und  erklären  die  Eltern  im  Gewissen 
verpflichtet,  ihre  Kinder  in  diese  zu  schicken. 
Wo  dies  nicht  angäuglich  erscheint,  wird  durch 
den  Katechismusunterricht  möglichst  dem  schäd- 
lichen Einfluss  der  Kirche  entgegengewirkt,  s. 
S.  583  n.  3  und  das  cit.  Konzil  von  Baltimore  y. 
1866,  vgl.  ferner  Utrecht  1865,  coli,  conc  Lac. 
5,  918.  919  und  Neugranada  1868,  1.  c.  6,  549, 
s.  auch  wegen  der  Massnahmen  einzelner  franzö- 
sischer Bischöfe  i.  J.  1882  Arch.  f.  k.  K.  R.  48, 
142.  145  ff.,  oder  es  wird  auf  die  Gesetzgebung 
eingewirkt,  um  die  Simultanschulen  in  die  Stel- 
lung von  blos  ausnahmsweise  zugelassenen  An- 
stalten herabzudrücken,  sodass  in  überwiegend 
katholischen  Ländern  die  katholische  Konfes- 
sionsschule thatsächlich  zur  Regel  v^rd,  ein  Ver- 
fahren, welches  in  Oesterreich  und  in 
Baiern,  S.  588  n.  9  u.  S.  590  n.  1,  mit  Erfolg 
gekrönt  und  zu  einer  der  katholischen  Kirche 
günstigen  Abänderung  der  gesetzlichen  Vor- 
schriften von  1869,  bez.  1873  geführt  hat  (über 
ähnliche  Versuche  in  Belgien,  welche  das 
gleiche  Resultat  in  Betreff  der  konfessionslosen 
Schulen  gehabt  haben,  vgl.  S.  692  n.  2  in  Ver- 
bindung mit  S.  585  n.  1),  oder  die  Bischöfe 
suchen  bei  der  Leitung  und  Verwaltung  des 
Schulwesens  eine  möglichst  ausgedehnte  Mit- 
wirkung zu  erlangen,  vgl.  darüber  weiter  unten. 
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seita  katholische  Kinder  protestantische  konfessionelle  Schulen  und  andererseits  pro- 
testantische die  katholischen  konfessionellen  Schulen  besuehen  müssen^.  Gegen^ 
Aber  den  protestantischen  Schulen,  in  welchen  eine  von  der  katholischen  Kirche 
als  Ketzerei  betrachtete  Religion  die  Qrundlage  der  Erziehung  bildet,  nimmt  die  letz- 
tere selbstverständlich  denselben  Standpunkt,  wie  gegenflber  den  Simultan-  und  kon- 
fessionslosen Schulen  ein  3,  während  sie  die  Zulassung  nicht  katholischer,  namenüich 
protestantischer  oder  schismatischer  Schüler  zu  den  katholischen  Schulen,  sofern  der 
Unterricht  ohne  Berücksichtigung  ihrer  konfessionellen  BedürMsse  auf  katholischer 
Grundlage  und  nach  katholischen  Lehrbüchern  ertheilt  wird,  für  statthaft  erklärt  hat^. 
2.  Die  konfessionellen  katholischen  Schulen  und  die  Altkatho- 
liken.  In  Folge  der  altkatholischen  Bewegung  ist  die  Frage  nach  der  Berechtigung 


»  S.  0.  S.  687. 

3  Schreiben  Leo*8  XIII.  an  den  Kardinalvikai 
y.  Rom.  V.  25.  März  1879  wegen  der  protestan- 
tischen Schulen  daselbst,  Acta  s.  sed.  11,  529 
(deutsch  i.  Arch.  f.k.  K.R.  41,  459);  Instruktion 
der  Propaganda  v.  26.  April  1868  über  die  im 
Orient  errichteten  protestantischen  und  schis- 
matischen Schulen ,  collectio  constlt.  s.  sed.  ad 
usum  mission.  Paris  1880.  p.  34  u.  coli.  conc. 
Lac.  6,  694;  Westminstei  1852,  ibid.  3,  921. 

3  Cit.  Instruktion  y.  1868:  „Passando  ora  a 
parlare  dei  giovani  scismatid  c  protestantl ,  che 
frequentano  le  scuole  cattoliche,  egli  h  chiaro, 
che  in  questo  secondo  caso  non  esistono  pel  glo« 
Yani  tutti  quel  pericoli,  che  si  dissero  concorrere 
nel  caso  preoedente;  imperocchd  essendo  catto- 
lico  11  precettore,  cattolicl  Tinsegnamento  e  i 
libri,  nuUa  v'ha  a  temere  da  questo  lato".  Femer 
wird  der  Gesichtspunkt  betont,  dass  wenn  die 
heterodoxen  Kinder  in  den  katholischen  Schulen 
in  den  Grundsätzen  der  wahren  Religion  erzogen 
und  in  ein  näheres  Yerhältniss  zu  den  katholi- 
schen Lehrern  treten,  die  Hoffnung  vorhanden 
sei,  sie  für  die  katholische  Kirche  zu  gewinnen. 
Unter  allen  Umstanden  sollen  aber  die  Lehrer 
darüber  wachen,  dass  die  nicht  katholischen 
Schüler  keinen  schädlichen  Einfluss  auf  die  ka- 
tholischen Kinder  ausüben.  — 

Ebenso  wie  bei  den  Volksschulen  kann  auch 
bei  den  für  die  Yolksschul-Lehrer 
und  Lehrerinnen  bestimmten  Ausbil- 
dungs-Anstalten, bei  den  Öffent- 
lichen Präparanden  -  Anstalten  und 
Lehrer-  und  Lehrerinuen-Seminarien 
zwischen  konfessionellen  und  gemischten  ge- 
schieden werden,  je  nachdem  nur  Leiter  und 
Lehrer  ein  und  desselben  Bekenntnisses  an  den- 
selben angestellt  und  nur  Zöglinge  eines  solchen 
aufgenommen  werden  dürfen,  oder  die  Anstalten 
Leitern  und  Lehrern  sowie  Zöglingen  verschie- 
dener Bekenntnisse  zugänglich  sind,  nnd  blos 
eine  Trennung  in  Betreff  des  Religionsunterrichts 
stattfindet.  Da,  wo  nur  konfessionelle  Volks- 
schulen zulässig  sind ,  sind  selbstverständlich 
auch  die  gedachten  Vorbildungsanstalten  kon- 
fessionell gesondert,  so  z.B.  in  Oldenburg 
(vgl.  rev.  Staatsgrundgesetz  Art.  89.  §.  1 :  „Für 
die  Bildung  tüchtiger  Volksschullehrer  Ist  durch 
Vervollkommnung  der  dazu  vorhandenen  An- 
stalten zu  sorgen.  Solche  Anstalten  sollen  so 
eingerichtet  und  beaufsichtigt  werden,  dass  da- 


durch  die  religiös-konfessionelle   Bildung    der 
heranzubildenden  Lehrer  gesichert  ist^),  und  in 
Sachsen,    wo    ein    katholisches   Seminar    in 
Bautzen  unter  der  unmittelbaren  Aufsicht  des 
domstiftlichen  Konsistoriums  als  nächster  Auf- 
sichtsbehörde besteht.    Die  Existenz  von  Simul- 
tanschulen bedingt  aber,  nicht  nur,  wenn  sie  die 
Ausnahme  bilden,  wie  in  Baiern,  —  hier  gibt 
es,  abgesehen  von  einem  gemischten  Seminar  in 
Bamberg,  blos  konfessionelle  Präparandensehulen 
und  Schullehrerseminare,  SilbernaglS.  486  ff., 
Englmann  S.  103  n.  6;  S.  114  n«  2  u.  S.  19a 
199,  —  sondern  auch,  wenn  sie,  wie  z.  B.in  Nas- 
sau  und  Baden,  die  Regel  sind,  keineswegs 
nothwendig  auch  simultane  Lehrerbildnngs-An- 
stalten,  da  es,  namentlich  mit  Rücksicht  auf  den 
im  Seminar  zu  ertheil enden  Religlonsnnieiricht, 
zweckmässig  erscheinen  kann,  Lehrer  und  Zög- 
linge verschiedener  Konfession   in   getrennten 
Anstalten  auszubilden.   Obwohl  in  den  eben  ge- 
dachten beiden  Ländern  gesetzlich  dJe  Semina- 
rlen   keinen   konfessionellen   Charakter  tragen, 
sind  sie  doch  dort  thatsächlich  konfessionell  ge- 
worden, Firn  habe  r  2,  24ff.  u.  Joos,  Die  Ge- 
setze etc.  über  Elementarunterricht  in  Baden. 
Heidelberg  1879.  S.  75.    Dagegen  sind  in  £1- 
sass-Lothringen,   obwohl  auch  hier  neben 
den  gemischten  Schulen  konfessionelle  vorkom- 
men ,  die  Lehrerseminare  und  Präparandensehulen 
gemischt,   und  es  besteht  nur  ein  katholisches 
Lehrerinnenseminar ,  Recklinghi.  Arch.  f.  k. 
K.  R.  43, 426,  während  in  H  e  s  s  e  n  die  Seminare 
sämmtlich  ihres  katholisch-konfessionellen  Cha- 
rakters entkleidet  sind,  Arch.  f.  k.  K.  R.  54,  269. 
In  Preusseu  bestehen  mit  Rücksicht  auf  die 
verschiedenen  Schulgesetzgebungen  in  den  ver- 
schiedenen Provinzen  sowohl  konfessionelle,  wie 
auch  gemischte  Anstalten,  aber  auch  hier  sind  die 
ersteren  bei  weitem  überwiegend,  vgl.  das  Ver- 
zeichniss  bei  Schneider  u.  v.  Bremen,  Das 
Volksschulwesen  i.  preuss.  Staate.  Berlin  1886. 
1,  430. 

Dass  die  Stellung  der  katholischen  Kirche 
gegenüber  den  simultanen  Lehrerbildungs-An- 
stalten  dieselbe,  wie  gegenüber  den  gemischten 
Schulen  ist,  versteht  sich  von  selbst,  s.  auch  o. 
S.  580  n.  6,  ja  sie  muss  die  gemischten  Semina- 
rien  noch  mehr  von  der  Hand  weisen,  weil  es 
vor  Allem  für  sie  wesentlich  erscheint,  dass 
gerade  die  Lehrer  selbst  eine  rein  katholiseh- 
rellgiöse  Ausbildung  erhalten,  Tgl.  die  Würz- 
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der  Altkatholiken  auf  die  frflher  für  die  Katholiken  überhaupt  beatimmten  kon- 
fesaioiieUeii  Schuleii  praktisch  geworden.  Vom  Standpunkt  der  neukatholischen  Kirche, 
welche  die  Altkatholiken  als  Ketzer  und  Schismatiker  betrachtet,  ist  selbstverständlich 
jedes  Recht  derselben  zu  verneinen.  Die  deutschen  Staaten  haben  dagegen  unmittel- 
bar nach  dem  vatikanischen  Konzil  die  Stellung  eingenommen,  dass  den  Beschltlssen 
desselben  keinerlei  Rechtswirkuug  oder  Geltung  für  das  staatliche  Gebiet  beizulegen 
sei  ^  Die  strenge  Konsequenz  dieser  Anschauung  hätte  es  bedingt,  die  katholisch 
konfessionellen  Schulen,  da  sie  keine  kirchlichen,  sondern  unter  staatlicher  Leitung 
stehende  öffentliche  Anstalten  sind,  als  solche  Schulen,  welche  ftlr  die  Bekenner  des 
fiüheren  katholischen  Glaubens  bestimmt  waren,  zu  behandeln  2,  d.  h.  in  ihnen  die 
NeukathoUken  von  jeder  Lehrthäligkeit  auszuschliesaen  und  den  Religionsunterricht 
lediglich  nach  Mast^abe  der  älteren  katholischen  Lehre  ertheilen  zu  lassen,  anderer- 
seits aber  den  Kindern  der  vatikanisch  gesinnten  Katholiken  blos  insoweit  Zutritt  zu 
diesen  Schulen,  als  dies  nach  der  bestehenden  Schulgesetzgebung  hinsichtlich  der 
Kinder  anderer  Konfessionsverwandten  statthaft  ist,  zu  gewähren,  sowie  den  vatika- 
nischen Religionsunterricht  für  diese  lediglich  nach  denselben  Grundsätzen,  wie  für 
die  letzteren,  zu  ermöglichen  ^. 

Keine  deutsche  Regierung  hat  indessen  die  gedachten  Folgerungen  in  ihrer 
Yerwaltungspraxis  gezogen^.  Li  Preussen,  Baden  und  Hessen  hat  man  die 
vatikanisch-katholische  Kirche  in  ihrer  bisherigen  Rechtsstellung  belassen,  aber  die 
Altkatholiken  ebenfalls  als  Mitglieder  der  katholischen  Kirche  und  mit  den  Neukatho- 
liken als  gleichberechtigt  anerkannt^.  Eine  Lösung  der  Frage  nach  der  Stellung  der 
bisherigen  katholischen  Konfessionssohulen  war  indessen  von  diesem  Standpunkt  aus 
unmöglich.  Bei  der  Behandlung  beider  Theile  als  Katholiken  würde  sich  als  Konse- 
quenz die  gleichzeitig  alt-  und  nenkatholische  Konfessionsschule,  in  welcher  die 
Kinder  beider  Theile  gemeinschafüich  selbst  in  der  Religion,  gleichviel,  ob  von  Alt- 
oder Nenkatholiken,  zu  unterrichten  gewesen  wären,  ergeben  haben.  Da  jedoch 
durch  die  gleiche  rechtliche  Behandlung  beider  katholischer  Parteien  die  Thatsache, 
dass  dieselben  in  entscheidenden  Glaubenslehren  von  einander  abweichen,  nicht  be- 
seitigt werden  kann,  so  würde  eine  solche  Schule  in  Wahrheit  keine  konfessionelle 
mehr  gewesen  sein,  vielmehr  zwei  verschiedene  Religionsparteien,  mochten  beide 
sich  auch  Katholiken  nennen  und  sich  so  zu  bezeichnen  das  Recht  haben,  als  völlig 
gleichberechtigt  in  sich  vereinigt  haben,  ganz  abgesehen  davon,  dass  die  Anwendung 
von  Zwang  gegen  altkatholische  Kinder  zur  Beiwohnung  des  Religionsunterrichtes 
des  neukatholischen  Lehrers  und  umgekehrt  eine  Verletzung  der  Glaubens-  und 
Religionsfreiheit  gebildet  haben  würde.  Unter  diesen  Umständen  wäre  das  natur- 
gemässe,  durch  die  Sachlage  gebotene  Auskunffcsmittel  die  Verwandlung  der  konfes- 


burger  Blsehofsrensinmlniig  t.  1848 ,  dt  Arch. 
21 ,  243  u.  coli,  conc  Lac  5,  243,  ix.  Yontellang 
d.  bair.  Biscliofe  ▼.  1864,  coli.  cit.  6,  1195. 

1  Bd.lll.  S.470;  Y.  Schulte,  dor  Altkatho- 
lieismus.  Gieftsen  1887.  S.  341. 

«  VgL  auch  0.  S.  378. 

»  8.  o.  S.  587. 

*  Ana  den  0.  S.  378  erwähnten  Gründen. 
Uebrigena  würden  durch  die  Ziehung  der  ge- 
dachten Konteqnenz  an  aolchen  Orten,  an  wel- 
chen die  altkathollaohe  Bewegung  keinen  Fnas 


gefasst  hat,  in  Betreff  der  Schulyerhältnisse, 
ohne  dais  Irgend  Jemand  daTon  Nutzen  gehabt 
hätte,  eine  Reihe  von  Schwierigkeiten  geschaffen 
worden  sein.  Des  Princlpes  wegen  hätte  man 
die  neukatholischen  Lehrer  entfernen  und  für 
altkatholische  sorgen,  ferner  den  neukatholischen 
Religionsunterricht  einstellen  und  den  Eltern 
solcher  Kinder  überlassen  müssen,  für  diesen 
selbst  zu  sorgen. 

^P.  Hinschius,  Preuss.  Kirchengesetze  ▼. 
1874  u.  1876.  S.  179.  180;  t.  Schulte,  der 
AltkatholicismuB.  S.  415  ff. 
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sionellen  in  Simaltanschulen  gewesen,  denn  dadurch  allein  hftite  die  Oleichberechtigiuig 
beider  katholischen  Religionsparteien  unter  Beseitignng  j  edes  Gewissenszwanges  znr  An- 
erkennung gebracht  werden  können  *.  Dieser  Weg  ist  aber,  mindestens  in  Prenssen^, 
nicht  beschritten  worden  ^.  Hier  hat  man  wohl  die  altkatholisch  gewordenen  Lehrer 
in  ihren  Aemtem  geschützt^,  sowie  die  Kinder  der  Neukatholiken  von  dem  Religions- 
unterricht eines  solchen  und  umgekehrt  die  der  Altkatholiken  von  dem  eines  neu- 
katholischen  Lehrers  dispensirt^,  aber  die  katholisoh-konfessionellen  Schulen  sind 
fast  ausnahmslos  in  den  Händen  der  Neukatholiken  geblieben,  und  die  Altkatholiken 
in  die  Lage  versetzt  worden,  ihrerseits  besondere  Schulen  zu  gründen^. 

InBaiern,  wo  die  Altkatholiken  zwar  gleichfalls  den  andern  Katholiken  als 
rechtlich  gleichstehend  behandelt  werden,  indessen  die  Regierungspraxis  dazu  geftlhrt 
hat,  dass  sie  den  letzteren,  blos  soweit  als  es  ihnen  nachtheilig  ist,  gleichgestellt  werden  ^ 
haben  die  Neukatholiken  ebenfalls  die  konfessionellen  Schulen  behalten,  und  es  wer- 
den die  Kinder  altkatholischer  Eltern  blos  von  dem  Religionsunterricht  dispensirt^ 


1  Wenn  dann  die  eine  oder  andere  Partei  die 
Simultanschule  von  der  Hand  gewiesen  hätte,  so 
wäre  sie  ihrerseits  iu  die  Lage  gekommen,  nach 
Massgabe  der  betreffenden  Qesetzgebnug  eine 
besondere  (öffentliche  oder  Prlyat-)  Schule  zu 
gründen ,  ohne  dass  dem  Staate  Irgend  ein  Vor- 
wurf wegen  ungerechter  Behandlung  beider 
Theile  hätte  gemacht  werden  können. 

Der  Grund,  warum  man  den  erwähnten  Aus- 
weg nicht  ergriffen  hat,  liegt  freilich  klar  zu  Tage. 
Staatllcherselts  ist  man  heute  noch  nicht  zu  einer 
völligen  Auseinandersetzung  zwischen  Altkatho- 
liken und  Neukatholiken  durch  ein  Qesetz,  wel- 
ches beide  neben  einander  als  gleich-  und  voll- 
berechtigte  gesonderte  Religionspartelen   aner- 
kennt, geschritten,  denn  selbst  das  badische 
und  preussische  Altkatholikengesetz  v.  1874, 
bez.  1875,  0.  S.  376  n.  2.  3,  verwirklichen  eine 
solche  keineswegs.    Die  Altkatholiken  haben  da- 
her ,  um  sich  die  Rechte  als  Katholiken  zu  er- 
halten, den  Austritt  aus  der  katholischen  Kirche, 
nicht  ohne  Grund,  abgelehnt,  und  weisen  ihn 
noch  heute  von  der  Hand,  v.  Schulte,   Alt- 
katholldsmus   S.  672.     Auch  die  Regierungen 
betrachten  Immer  noch  die  Alt-  und  Neukatho- 
liken als   Mitglieder  der  katholischen   Kirche, 
also  desselben  rechtlichen  Organismus,  obwohl 
sie  innerhalb  dieser  letzteren  besondere  Elnzel- 
organlsatlonen  für  die  Altkatholiken  (so  z.B. die 
Errichtung  eines  altkatholischen  Blsthums  und 
die  von   altkatholischen   Pfarreien)    zugelassen 
haben.    Da  aber  (heute  mindestens)  nicht  ge- 
leugnet werden  kann,  dass  thatsächlich  die  Alt- 
katholiken und  Neukatholiken  verschiedene  Re- 
ligionspartelen bilden,  so  muss  dieser  den  That- 
sachen  widersprechende  Standpunkt,  von  welchem 
aus  beide  als  eine  Religionspartei  behandelt  wer- 
den, zu  schiefen  und  drückenden  Konsequenzen 
führen  und  namentlich  die  Altkatholiken,  welche 
der  weniger  zahlreiche  Thell  sind  und  sich  erst 
besondere  Einrichtungen  zu  schaffen  hatten,  be- 
schweren,  wie  dies  z.  B.  durch  die  in  Preussen 
stattgehabte  Verweigerung  von  Ausschulungen 
der  Altkatholiken  aus  katholischen  Schulsocie- 
täten,  weil  Schulsocietäten  ein  und  derselben 
Konfession  nicht  nach  den  besonderen  Glaubens- 


ansiehten  der  Mitglieder  gesondert  werden  dürf- 
ten, geschehen  ist,  a.  a.  0.  S.  676.  8.  auch  unten 
Anm.  6. 

3  Nur  für  diesen  Staat  liegt  Material  vor. 

3  Wo  das  A.  L.  R.  galt,  konnte  diese  Maas- 
regel sogar  Im  Verwaltungswege  getroffen  wer- 
den, s.  o.  S.  589  n.  1. 

*  Bekannt  geworden  ist  dies  allerdings  nur  in 
Betreff  eines  Gymnasiallehrers  (Fall  von  Wollman 
von  1870),  Friedberg,  Samml.  d. Aktenstücks 
d.  Vatikan.  Konzil.  S.  59.776.783;  v.  Schalte 
a.  a.  0.  S.  470.  Uebrigens  hat  man  auch  das 
Fernbleiben  altkatholischer  Lehrer  von  dem  rö- 
misch-katholischen Schulgottesdienste  gestattet, 
Arch.  f.  k.  K.  R.  29,  432. 

^  Das  Reskr.  d.  Kult  Min.  v.  29.  Febniar 
1872,  Y.  Schulte  S.  470  spricht  diese  Grund- 
sätze freilich  blos  für  die  höheren  Schulen  aas. 
Dass  sie  Indessen  auch  für  die  Volksschulen 
zur  Anwendung  gelangt  sind,  ergeben  die  Mit- 
theilungen a.  a.  0.  S.  573.  Da  femer  die  Dis- 
pensation ,  welche  übrigens  von  dem  o.  Aus.  1 
gedachten  Staudpunkte  aus  als  eine  Inkon- 
sequenz erscheinen  muss,  den  Nachwels  eines 
geeigneten  anderweitigen  Religionsunterridites 
erfordert,  und  die  Altkatholiken  nicht  überall  die 
Möglichkeit  hatten ,  die  nöthigen  Lehrkräfte  zo 
beschaffen,  a.  a.  0.  S.  472,  so  sind  sie  dadoxch 
ebenfalls  gegenüber  den  Neukatholiken  benaeii- 
thelligt  worden. 

0  Denn  in  der  Rheinprovinz  tragen  die  Ge- 
meinden die  Schullasten.  Die  Altkatholiken 
hatten  also  für  die  neukatholischen  Schulen 
durch  die  Kommunalsteuern  mitzuzählen,  wäh- 
rend die  Ihre  eigenen  SchulsocieUten  unterhal- 
tenden Neukatholiken  deswegen  weniger  an 
Kommunalsteuer  entrichteten.  Allerdings  sind 
die  von  den  ersteren  errichteten  Schulen  In  man- 
chen Städten  als  Kommunalschulen  auf  den  Ge- 
meinde-Etat übernommen  worden.  Vgl.  data 
V.  Schulte  S.  572  ff. 

'^  P. Hinsehlus  in  Marquardsen,  Hdbcb. 
d.  öffentl.  Rechtes  I.  1,  370  n.  1. 

8  Min.  Entsch.  t.  27.  Aug.  1872.  Es  mun 
aber  die  Dispensation  seitens  der  Eltern  auf 
Grund  ihrer  Stellung  zum  Vatikannm  oadige- 
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3.  Stiftangsmässig  konfessionell  katholische  Schalen.  Seitens  der 
katholischen  Kirche  ist  wiederholt  bei  der  Bekämpfung  der  neueren  Schnlgesetzgebnngen 
und  der  neueren  Schnleinrichtnngen  behauptet  worden^  dass  die  konfessionell  katho- 
lischen Volksschulen  und  Schullehrer-Bildungsanstalten  als  Stiftungen  der  katho- 
lischen Kirche  und  als  katholisches  Kirchenvermögen  der  Kirche  erhalten  oder  zurück- 
gegeben werden  mflssten^  Hierbei  ist  von  vornherein  die  Entwicklung  des  Volks- 
schulwesens zu  einer  staatlichen  Angelegenheit  völlig  unbeachtet  geblieben,  und 
sowohl  verkannt,  dass  die  erwähnten  Schulen  in  erster  Linie  fflr  die  Bevölkerung 
llberhaupt  bestimmt  waren  ^,  als  auch,  dass  dem  Staat,  wie  er  hinsichtlich  Einrichtung 
der  Schulen  im  Wege  der  Gesetzgebung  die  erforderlichen  Festsetzungen  zu  treffen 
befagt  ist,  auch  das  Recht  zusteht,  Aber  das  zu  Schulzwecken  gewidmete  Vermögen, 
selbst  über  dasjenige,  welches  etwa  nachweisbar  Eigenthum  einer  kirchlichen  Korpo- 
ration oder  eines  kirchlichen  Institutes  gewesen  wäre  ^,  durch  gesetzgeberischen  Akt 
zu  verAgen  ^,    Ja,  selbst  wenn  einer  einzelnen  Schule  durch  eine  besondere  rechts- 


siieht  und  fflr  den  Religionsunterricht  der  Kin- 
der in  anderer  Weise  genügende  Vorsorge  ge- 
troffen werden,  Englmann,  Hdbch.  d.  balr. 
Volksschulreebts  S.  207 ;  S  i  1  b  e  r  n  a  g  1  S.  266. 

Für  Oesterreich  erledigt  sieb  die  Frage 
dadurch,  dass  dort  Simultanschnlen  bestehen,  s. 
o.  S.  688,  nnd  die  Altkatholiken  hier  eine  be- 
sondere als  „altkatholische  Kirehe'^  anerkannte 
Religionsgesellschaft  bilden,  P.  Hinschins 
a.  a.  O.  S.  371  n.  1. 

1  Würzburger  Blschofsyersammlung  v.  1848, 
Areh.  f.  K.  R.  21,  241 ;  Denkschrift  des  prenss. 
Episkopats  y.  1849,  Qinzel  Arch.  2,  141,  und 
des  bair.  ▼.  1867,  cit.  Arch.  19,  164.  Freibnrger 
Vorstellung  v.  1876 ,  a.  a.  0.  29,  412.  Dabei 
wird  auf  den  freilich  durch  den  Papst  verworfe- 
nen (Bd.  III.  S.  766  n.  6)  westf&lischen  Frieden 
und  den  auf  denselben  Bezug  nehmenden  $.  63 
des  Relehsdeputationshauptschlusses  t.  1803  hin- 
gewiesen. 

2  Auch  meistens  blos  nach  der  Lage  der  da- 
maligen Yerhaltnisse,  nicht  in  Folge  besonderer 
stiftangsmässiger  Normen  konfessionell  waren. 

3  Die  erwähnten  Denkschriften  operiren  aller- 
dings ihrerseits  mit  dem  unklaren  Begriff  eines 
Eigenthums  der  Katholiken  oder  der  katholischen 
Kirche. 

*  Da  mit  der  Auflösung  des  früheren  deutschen 
Reichs  die  einzelnen  Staaten  die  Tolle  Souyerä- 
nität  erhalten  hatten,  konnten  sie  nunmehr  auch 
frühere  Reichsgesetze,  wie  den  westf&lischen 
Frieden,  durch  ihre  Gesetzgebung  ändern.  Vgl. 
aach  Warn  konig,  Üb.  d.  Konflikt  d.  Episko- 
pats d.  oberrheinisch.  Kirchenproyinz.  Erlangen 
1863.  S.  71, 

Die  preussisehen  Bischöfe  haben  sich  femer 
auf  den  Art.  12  der  Verf.  Urk.  y.  1848  (nach- 
mals Art.  16  der  t.1860)  berufen,  nach  welchem 
jede  Kirche  ihre  Angelegenheiten  selbständig 
ordnet  und  yerwaltet  und  „im  Besitz  und  Genuas 
der  fflr  ihre  Kultus-,  Unterrichts-  undWohl- 
thätigkeitszwecke  bestimmten  Anstalten  und 
Fonds  bleibt^  Dass  dieser  Art.  sich  aber  nicht 
auf  die  dffenUiehen  Volksschulen  bezieht,  ist 
klar,  denn  yon  diesen  handeln  ganz  speziell  die 
Axt.  20.  21  (später  23.  24),  welche  die  letzteren 


der  staatlichen  Leitung  unterstellen  und  den  Re- 
ligionsgesellschaften nur  bestimmte  Rechte  über 
dieselben  einräumen,  und  im  Uebrigen  war  vom 
Standpunkte  des  staatlichen  Gesetzgebers  auch 
dieöffentliche  Volksschule  weder  eine  katholisch- 
kirchliche  Anstalt,  noch  das  Volkssohul- Ver- 
mögen ein  für  Unterrichtszwecke  der  katholischen 
Kirche  gewidmeter  Fonds. 

Der  bairische  Episkopat  findet,  s.  die  cit. 
Denkschrift  (s.  Anm.  1),  eine  Bestätigung  der 
Bestimmungen  der  gedachten  Reichsgesetze  in 
der  bair.  Verf.  Urk.  v.  26.  Mai  1818.  Tit  IV. 
^  10:  „Das  gesammte  Stiftungsyermogen  nach 
den  drei  Zwecken  des  Kultus,  des  Unterrichts 
und  der  Wohlthätigkeit ,  wird  gleichfalls  unter 
den  besonderen  Schutz  des  Staates  gestellt;  es 
darf  unter  keinem  Verwände  zu  dem  Finanzyer- 
mögeu  eingezogen  und  in  der  Substanz  für  an- 
dere als  die  drei  genannten  Zwecke  ohne  Zu- 
stimmung der  Betheiligten  ....  yeräussert  oder 
verwendet  werden^'  und  in  dem  ^.  9  Abs.  4  a.  a.  0. 
in  Bezug  genommenen  $.  46  des  Relig.  Ed.  y. 
1818:  „Allen  Rellgionstheilen  ohne  Ausnahme 
ist  dasjenige,  was  sie  an  Eigenthum  gesetzmässig 
besitzen ,  es  sei  für  den  Kultus  oder  für  den 
Unterricht  bestimmt,  es  bestehe  in  liegenden 
Gütern ,  Rechten  ,  Kapitalien ,  baarem  Gelde, 
Pretiosen  oder  sonstigen  beweglichen  Sachen, 
durch  den  $.  9  im  IV.  Titel  der  Verf.  Urk.  des 
Reichs  garantlrf^  Hierbei  vtird  aber  ohne  jede 
Berechtigung  die  konfessionelle  Volksschule 
überhaupt  als  eine  durch  Stiftung  konfessionell 
gewordene  und  das  zu  ihrer  Unterhaltung  ge- 
widmete Vermögen  als  ein  fflr  konfessionelle 
Unterrichts-Zwecke  bestimmtes  kirchliches  Stif- 
tungsyermogen betrachtet,  während  die  erwähn- 
ten gesetzlichen  Normen  nur  von  solchen  Schu- 
len und  solchen  Vermögensstücken  handeln, 
welche  durch  eine  spezielle  Stiftung  ausschliess- 
lich katholischen  Unterrichtszwecken  gewidmet 
sind,  Englmann  S.  208;  E.  Mayer,  die 
Kirchenhoheitsrechte  d.  Königs  y.  Bayern  S.230. 
Auch  die  bairische  Regierung  ist  beim  Erlass 
der  V.  y.  29.  August  1873,  cit  Arch.  30,  460  u. 
der  Entschl.  y. 26.  August  1883,  a.  a.  0.  61,448, 
s.  o.  S.  690  n.  1,  von  dieser  Auffassung  aus^e- 
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^tige  stiftungfigemiSBe  Norm  ein  aoBschliesalioh  konfessioneller  Charakter  beigelegt 
worden  wäre,  warde  der  Staat  dieselbe  weder  als  eine  öffentliche  anznerkennen  ver- 
pflichtet 1  noch  auch  gehindert  sein,  im  Wege  der  Oesetsgebnng  ihre  Anfhebnng  oder 
Umwandlung  zu  verfflgen^. 

Es  fragt  sich  aber  weiter,  inwiefern  nach  dem  jetzigen  Recht  die  Erriehtmig 
derartig  rein  konfessioneller  Schalen  durch  besondere  Stiftangsakte,  sei  es  adteiu 
einzelner  kirchlicher  Institute  oder  Korporationen  oder  auch  seitens  einzelner  Privat- 
personen statthaft  ist.  Soweit  eine  derartige  Anstalt  blos  die  Stellung  einer  Privat- 
schule  erhalten  soll,  kommen  die  fllr  die  BegrUndang  solcher  geltenden  Nonnen  b 
Betracht  3.  Wenn  dagegen  der  Stifter  eine  Schule  mit  den  Rechten  der  öffentlichen 
Volksschule  in  das  Leben  zu  rufen  beabsichtigt,  so  kann  in  deiyenigen  L&ndem,  ia 
welchen  die  gemischte  oder  Simultanscbale  nach  der  Gesetzgebung  obligatorisch  ist^ 
seine  Stiftung  nicht  in  Kraft  treten,  weil  dies  gegen  das  öffentliche  Recht  Verstosses 
würde.  Wo  aber  die  Staatsverwaltung  die  Wahl  zwischen  den  konfessionelleD 
und  gemischten  Schulen  hat^,  liegt  es  in  ihrer  Hand,  die  Ansflihrung  der  Stif- 
tung zu  hindern  oder  zuzulassen,  letzteres  freilich  allein  nnter  der  Voraussetzung, 
das3  die  neue  Schule  sowohl  nach  den  Stiftnngsbedingnngen,  wie  auch  thatsftchlieh, 
namentlich  mit  Rücksicht  auf  die  Höhe  der  ausgesetzten  Fonds,  allen  an  die  öffent- 
lichen zu  stellenden  Anforderungen  entsprechen  und  sich  in  Bezug  anf  Aufsicht  u.s.w. 
den  in  Betreff  derselben  geltenden  Vorschriften  fügen  kann.  Wenn  endlich  die  kon- 
fessionelle öffentliche  Volksschule  die  gesetzliche  Regel  bildet®,  wird  die  Gestattang 
der  Errichtung  unter  den  eben  gedachten  Voraussetzungen,  sofern  nicht  etwa  beson- 
dere gesetzliche  Bestimmungen  entgegenstehen'',  nicht  verweigert  werden  können. 

V.  Die  Leitungs- und  Aufsichtsbehörden.  Da  die  Pflege  des  Unter- 
richtswesens in  den  modernen  Staaten  als  staaüiche  Aufgabe  gilt;  so  ruht  die  obere 
Leitung  und  die  obere  Aufsicht  über  die  Volksschulen  in  den  Hftnden  der  höchsten 
oder  Central-Staatsbehörden  (Unterrichtsministerien)  ^,  und  ist  selbst  da ,  wo  die 
Volksschule  gesetzlich  einen  konfessionellen  Charakter  hat,  abgesehen  von  Württemi- 
berg^  und  von  Oldenburg  ^o,  nicht  konfessionell  gesondert.  Selbstverständlich  wird 


gangen,  da  sie  andernfalls  nicht  ohne  Verletzung 
der  Verfassang  die  Yerwandlung  Ton  katholisch- 
konfessionellen  in  Simultanschulen  hätte  zu- 
lassen und  dieselben  nicht  blos  dann  hätte  aus- 
schliessen  dürfen,  wenn  ;,stiftungsmäs8ige  Be- 
stimmungen in  der  Mitte  liegen". 

1  Diese  Frage  ist  in  B  a  d  e  n  praktisch  gewor- 
den, s.  darüber  cit.  Arch.30, 414 ff.  u.  Joes  a.  a. 
0.  H.  186  ff.  192. 

2  Ob  er  dadurch  die  materielle  Gerechtigkeit 
verletzt,  namentlich  dann,  wenn  er  das  Vermögen 
nicht  dem  Stifter  und  dessen  Rechtsnachfolgern 
zurückgewährt,  ist  allerdings  eine  andere  Frage. 
Sollten  etwa  kirchliche  Korporationen  oder  In- 
stitute blos  standige  Zuschüsse  für  Schulen  ihrer 
Konfession  zugesichert  haben,  so  werden  diese 
bei  Verwandlung  der  Konfessionsschule  in  eine 
gemischte  nicht  weiter  gefordert  werden  können, 
Englmann  a.  a.  0.  S.  208  n.  14. 

Ueber  die  Regelung  der  betreffenden  Ver- 
hältnisse in  Baiern  s.  S.  597  n.  4. 

3  S.  0.  S.  584. 

*  Vgl.  0.  S.  588. 
5  S.  589. 


«  8.  687. 

"^  Dahin  würden  aueh,  abgesehen  tob  VoT' 
Schriften,  wie  die  S.  584  erwähnten,  tolehe  ge- 
hören, dass  die  Regierung  das  Bedfirfnisi  zu 
prüfen  hat  oder  dass  sich  der  Sprengel  audi  mit 
dem  Gemeindebezirk  decken  mnss. 

8  Das  Nähere  gehört  nicht  hierher.  S.  0. 
Meyer  1,228  u.LöningS.754.  Wegen  SeMe- 
sien  vgl.  übrigens  noch  Lauen  im  Areh.  f.  k 
K.  R.  19,  119. 

«  Hier  bildet  der  katholische  Kirchenrath, 
dessen  Mitglieder  sämmtlich  Katholiken  sein 
müssen,  die  obere  Schulbehörde,  cit.  Volkssehul- 
gesetz  V.  1836.  Art  78  (.Jedoch  unbeschadet  der 
bischöflichen  Befugnisse  hinsichtlleh  des  ReU- 
gionsnnterrlchts  in  den  katholischen  Schol»''), 
Gaupp,  württemb.  SUatsrecht  S.  245.  268. 

10  Nach  dem  eitirten  Volkssehulgesetz  v.  3. 
April  1865.  Art  1  ff.  sind  hier  unter  Oberasf- 
sicht  des  Staatsministeriums  zwei  obere  Scbal- 
behörden,  Oberschulkollegien,  ein  eTangeliiC^ 
für  das  evangelische  und  ein  katholisches  für  dsi 
katholische  Uuterrichtswesen  errichtet.  Die  Mit- 
glieder des  letzteren,   welches  seinen  Sitz  is 
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aaoh  dnreh  Einriehtangen  der  letzteren  Art  dem  von  der  kfttholisohen  Kirche  er- 
hobenen Ansprache  anf  massgebende  Leitung  des  Schulwesens  ^  nicht  genügt,  da  die 
betreffenden,  lediglich  mit  Katholiken  besetzten  Behörden  immer  staatliche  sind,  also 
weder  den  Anweisangen  der  kirchlichen  Oberen  Folge  zu  leisten  befugt  noch  ver- 
pflichtet sind. 

Noch  viel  weniger  können  Anordnungen  über  die  Nothwendigkeit  der  Zugehörig- 
keit einzelner  Mitglieder  der  centralen  oder  mittleren  Schulbehörden  zur  katholischen 
Religion,  wie  sie  in  einzelnen  Staaten  vorkommen,  die  Anforderungen  der  Kirche 
befriedigen,  denn  diese  haben  nur  den  Zweck ,  eine  sachverständige  Erwägung  und 
Prüfung  der  Bedürfnisse  des  katholischen  Unterrichts  vor  der  massgebenden  Ent- 
scheidung der  betreffenden  einheitlichen,  nicht  konfessionell  gesonderten  Behörde 
herbeizuführen  und  zu  sichern  ^. 

Was  die  lokale  und  die  Kreis-  oderBezirks-Schulaufsichtbetriffl;,  seist 
diese  in  denjenigen  Zeiten,  in  welchen  die  Schule  noch  den  Charakter  einer  kirchlichen 
Anstalt  trug,  namens  der  Kirche  von  dem  Pfarrer  und  den  Landdekanen  geübt  wor- 
den K  Als  später  die  Landesherren  die  Regelung  des  Schulwesens  in  die  Hand  nahmen, 
wurde  diesen  die  Aufsicht  um  so  mehr  belassen^,  als  die  Schale  zunächst  thatsächlich 
konfessionell  blieb,  aber  die  Grundlage  ihrer  Stellung  und  der  damit  verbundenen 
Rechte  und  Pflichten  wurde  damit  insofern  verändert,  als  diese  nun  nicht  mehr  das 
kirchliehe  Beamtenverhältniss,  sondern  die  staatliche  Anordnung  und  die  dadurch 
erfolgte  üebertragung  der  gedachten  Befugnisse  bildete.  Demnach  waren  die  frag- 
lichen Aufsichtsorgane  verpflichtet,  in  allen  Schulangelegenheiten  die  staatlichen  An- 
weisungen zu  befolgen  und  die  Anordnungen  der  staatlichen  Oberschulbehörden  zur 
Ausführung  zu  bringen.  Da  sie  aber  in  erster  Linie  kirchliche  Amtsträger  waren  und 
in  Abhängigkeit  von  ihrer  kirchlichen  Behörde  standen,  so  musste  dieser  Dualismus 
schon  an  sich  eine  einheitliche  Leitung  des  Schulwesens  erschweren  und  in  recht- 
licher Beziehung  Unklarheiten  über  die  Stellung  der  betreffenden  Beamten  hervor- 
rufen ^  ja  für  den  Staat  vollends  unerträglich  werden,  als  die  Kirche  im  Laufe  dieses 
Jahrhunderts  ihre  Ansprüche  auf  eine  massgebende  Beeinflussung  des  Schulwesens 
zur  Geltung  zu  bringen  suchte^.   Gegenüber  diesen  Forderungen,  deren  Konsequenz 


Yeohta  hat ,  müssen  sämmtUoh  der  katholischen 
Religion  angehöreD.  Der  Vorsitzende  und  die 
Mitglieder  werden  zwar  vom  Grosshersog  er- 
nannt, aber  derselbe  ist  bei  der  Beruf ang  der 
Mehrheit  der  Mitglieder,  insbesondere  auch  des 
nothwendig  zum  Mitglied  zu  ernennenden  ver- 
sitzenden Geistlichen  des  bischöflichen  Offlzia- 
lates  zn  Yeehta,  an  das  EluTerständniss  der  zu- 
letzt gedachten  Behörde  gebunden. 

1  S.  o.  S.574.  So  hat  auch  das  Freiburger  Or- 
dinariat bei  den  Verhandlungen  über  die  badische 
Gesetzgebung ,  durch  welche  das  firuhere  Ober- 
anfsichtnecht  des  iLstholischen  Oberkirchenraths 
über  die  katholischen  Volksschulen  beseitigt 
war ,  i.  J.  1865  nicht  nur  die  Errichtung  einer 
lieeonderen  katholischen  Oberschulbehörde  oder 
einer  katholischen  Sektion  des  Oberschulrathes, 
sondern  auch  ein  Recht  auf  EinTernehmen  des 
Ordinariats  bei  der  Ernennung  der  Mitglieder 
und  Zuziehung  eines  Vertreters  der  Kirche  zn 
allen  Sitzungen  der  gedachten  Behörde  verlangt, 


Friedberg,  Staat  u.  katholische  Kirche  i.  Ba- 
den S.  75. 107.  108. 

^  In  Bai  er n  sollen  nach  d.  V.  y.  27.  Februar 
1847.  $.  6,  Amtehdbch.  f.d.  protest.  Geistlichen. 
N.  Aufl.  1,  444,  im  Ministerium  d.  Innern  f. 
Kirchen-  u.  Schulangelegenheiten  die  die  katho- 
lischen Schulen  betreffenden  Sachen  von  katholi- 
schen Schulrathen  bearbeitet  werden.  In  El- 
sass-Lothringen  gehören  nach  d.  Statthalter- 
V.  V.  4.  Dezember  1880.  J.  1,  Althoff  etc., 
Samml.  d.  1.  Elsass-Lothringen  geltenden  Gesetze 
3,  1176,  dem  eine  begutachtende  Stellung  ein- 
nehmenden Bezirksunterrichtsrathe  als  Mitglie- 
der u.  A.  der  Bischof  oder  sein  Delegirter  und 
ein  vom  Bischof  ernannter  Geistlicher  an. 

»  S.  0.  S.  578. 

*  VgL  z.  B.  preuss.  A.  L.  R.  II.  11.  $$.  12. 14— 
17.  25.  44.  46.  49. 

^  So  z.  B.  darüber,  ob  der  Staat  diese  Funk- 
tionen einseitig  dem  Pfarrer  zu  entziehen  be- 
rechtigt war  oder  nicht. 

e  S.  0.  S.  580. 
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die  Wiederherstellang  der  rein  kirchlichen  BcAufsichtigang  der  Volksscholen  durch 
den  Pfarrer  und  durch  den  Landdekan  unter  alleiniger  Leitung  des  Bischofia  gewesen 
sein  würde  S  haben  die  neuesten  Staatsgesetssgebungen,  soweit  sie  noch  überhaupt  an 
dem  System  der  konfessionellen  oder  Simultanschule  festhalten^)  zwar  nicht  den  Geist- 
lichen jedes  Recht  auf  die  Schulaufsicht  entzogen^  aber,  soweit  sie  dieselben  dazu 
zulassen  oder  damit  betrauen,  den  rein  staatlichen  Charakter  der  betreffenden  Funk- 
tionen klargestellt. 

Kraft  gesetzlicher  Anordnung  kommt  noch  heute  in  Baiern ^  inWtIrttem- 
berg^  und  in  Oldenburg^  dem  Pfarrer  die  Stellung  eines  Lokalschnlinspek- 
tors  fiber  die  katholischen  Volksschulen  zu,  er  gilt  aber  in  dieser  Stellung  lediglich 
als  ein  staatlicher  Beamter,  untersteht  also  blos  den  staatlichen  Behörden,  hat  seine 
Funktionen  allein  in  Gemässheit  der  staatlichen  Gesetze  und  Anordnungen  auszuüben 
und  kann  auch  vom  Staate  seiner  Stellung  enthoben  werden^. 


1  S.  0.  S.  580.  581 ;  Eingabe  d.  Österreich.  Bi- 
schöfe T.  15.  Juni  1849,  coli.  conc.  Lac  6, 1366. 
1366,  ProY.  Konz.  Wien  1858,  Köln  1860,  Prag 
1860,  Utrecht  1866,  1.  c  6,  210.  364.  463.  918. 

2  Da,  wo  konfessionsloae  Schulen  bestehen, 
wie  in  Nordamerika,  Holland  n.  Frank- 
reich (s.  o.  S.  592  n.2),  kann  seihstverstandlich 
Ton  einer  Beanfsichtigung  dnich  die  Geistliehen 
als  solche  keine  Rede  sein.  Daher  hat  anch  das 
französische  Gesetz  y.  28.  März  1882  Art.  3  die 
Vorschriften  des  Gesetzes  y.  16.  März  1860  Art 
18  n.  44  abgeschairt :  ^,en  ce  qu'elles  donnent  aux 
ministres  des  cnltes  nn  droit  dMnspection,  de 
snrYeillance  et  de  directlon  dans  les  tfcoles  pri- 
maires  puhliqnes  et  prlY^es^'.  Selbst  in  Bel- 
gien ist  dnrch  das  Gesetz  y.  20.  September  1884 
Art.  10  die  Aufsicht  der  Geistlichkeit  nicht  wie- 
der eingeführt,  sondern  nur  der  Unterricht  in 
der  Moral  und  in  der  Religion  Yon  der  durch  die 
ProYinzial-  und  Kantonal-Inspektoren  zu  Aben- 
den Staatsaufsicht  ausgenommen  worden. 

3  Hier  gehört  er  zugleich  nach  d.  Instruktion 
Y.  15.  September  1808.  %.  2.  u.  d.  V.  y.  21.  März 
1821,  cit.  Amtshdbch.  3,  664.  573  als  Mitglied 
der  aus  dem  Bürgermeister  oder  OrtsYorsteher 
und  Mitgliedern  der  Kommunalbehörden  be- 
stehenden Lokalschulinspektion  an,  und  führt 
auf  dem  Lande  den  Vorsitz,  Silbernagl, 
Verfassung  sämmtl.  Religionsgenossenschaften 
etc.  2.Aufl.  S.476;  Englmann  S,  15.  19.  Wo 
dagegen  Simultansehnlen  bestehen,  werden  die 
Funktionen  des  Lokalschulinspektors  Yon  den 
Pfarrern  der  Yerschiedenen  christlichen  Konfes- 
sionen gemeinsam  Yorwaltet,  doch  kann  auch  auf 
Antrag  der  Gemeindebehörde  bei  Gewahrnng  der 
nöthigen  Mittel  aus  Gemeindefonds  ein  fach- 
männisch gebildeter  Laie  bestellt  werden.  Ferner 
treten  diese  Inspektoren  in  die  Bezirksschul- 
inspektion als  Mitglieder  ein,  cit.  V.  y.  26.  Au- 
gust 1883.  SS-  12. 13. 

4  Volksschulgesetz  y.  29.  September  1836. 
Art.  72 :  „Die  Volksschulen  stehen  in  jedem  Orte 
unter  der  Aufsicht  des  Pfarrers  derjenigen  Kon- 
fession, welcher  der  Schulmeister  angehört  (Art 
48)  und  der  übrigen  Mitglieder  des  Kirchenkon- 
Yents.  Wo  mehrere  Geistliche  einer  Konfession 
angestellt   sind,   wird   einer  derselben  Yon  der 


Ortsschulbehörde  besonders  mit  der  Örtlichen 
Schulaufsicht  betraat."  (Wenn  Kinder  anderer 
Konfession  die  Ortsschule  besuchen ,  so  hat  der 
Pfarrer  ihrer  Konfession  Yon  der  Schule  in  Be- 
ziehung auf  diese  Kenntniss  zu  nehmen  und 
seine  Bemerkungen  dem  Kirchenkonvent ,  bez. 
der  höheren  Behörde  mitzutheilen.)  Soweit  es 
sich  nicht  um  die  technische  Schulanfsicht  han- 
delt, kommt  noch  die  Ortsschulbehörde  in  Frage, 
welche  sich  aus  dem  gemeinschaftlich  mit  dem 
OrtsschnlYorsteher  den  Vorsitz  führenden  Pfar- 
rer, dem  OrtsYorsteher,  dem  Lehrer,  sowie  den 
Yon  der  Schulgemeinde  gewählten  Mitgliedern 
zusammensetzt,  und  in  welcher  dem  Pfarrer  bei 
Stimmengleichheit  die  entscheidende  Stimme  ge- 
bührt, Ges.  Y.  25.  Mai  1866.  Art.  16  ff.  u.  In- 
struktion dazu ,  AUg.  Kirch.  BL  1865.  S.  222. 
278;  V.  V.  3.  Mai  1866.  IL,  a.  a.  0.  1866.  S.95. 

&  Cit.  Unterrichtsgesetz  y.  3.  April  1855.  Art  9: 
„Der  dem  SchnlYorstande  angehörende  GeistUcbe 
Ist  der  Lokalinspektor  der  betreffenden  Schule. 
Demselben  steht  in  dieser  Eigenschaft  die  dienst- 
liche Beaufsichtigung  der  Lehrer  und  des  Unter- 
richts nach  Massgabe  der  bestehenden  oder  Yom 
Oberschulkollegium  zu  erlassenden  Vorschriften 
zu""  (nach  Art.  7.  S-  3  ist  der  erwähnte  Geist- 
liche der  Pfarrer  des  Kirchspiels,  zn  dessen  Be- 
zirk die  Schule  gehört).  Ueber  den  SchuWoi^ 
stand  s.  noch  Gesetz  y.  10.  Januar  1873,  AUg. 
K.  Bl.  1874.  S.  381. 

^In  Baiern  können  die  Lokalinspektoren 
Yon  den  staatlichen  Behörden  ohne  Rücksicht  aef 
die  kirchlichen  ihrer  Funktion  enthoben  werden, 
Min.  Entschl.  y.  16.  April  1815,  Doellinger, 
Samml.  9,  1093,  wenn  auch  des  Weiteren  streitig 
Ist,  ob  sie  im  übrigen  unter  der  staatlichen  Dis- 
oiplin  stehen,  dafür  Englmann  S.  19,  dagegen 
£.  Mayer,  d.  Kirchenhoheitsrechte  d.  Königs  v. 
Bayern  S.  232  n.  22;  Min.  Entschl.  y.  29.  Januar 
1844,  cit.  Amtshdbch.  3.  189;  für  Württem- 
berg s.  Ges.  Y.  30.  Januar  1862.  Art.  5  Abs.  4: 
^Die  Staatsbehörde  ist  befugt,  einem  Geistlichen 
wegen  Unbrauchbarkelt  oder  DienstYerfehlungen 
die  ihm  Yermöge  Gesetzes  oder  besonderen  Auf- 
trages übertragenen  staatlichen  Geschäfte  abza- 
nehmen  und  einem  Stell Yertreter  zu  übertragen; 
über  Oldenburg  s.  die  Yor.  Anm. 
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In  Sachsen  hat  der  Pfarrer  der  Parochie  des  Schulortes  als  Mitglied  des 
Schnlvorstandes  die  diesem  obliegende  Aufsicht  der  Schule  kraft  Auftrages  des 
Staates  in  der  ehrenamtlichen  Stellung  eines  Ortsschnlinspektors  auszuüben  S 
indessen  allein  dann,  ,,wenn  nicht  die  oberste  SohulbehOrde  diesen  Auftrag  wider- 
ruft und  von  Yomherein  einer  anderen  geeigneten  Persönlichkeit  überträgt^' 2.  In 
Folge  dessen  ist  praktisch  der  Rechtszustand  derselbe  wie  in  Preussen,  wo  nach 
dem  neuesten,  ftlr  die  ganze  Monarchie  geltenden  Recht  ein  Anspruch  des  Pfarrers 
oder  eines  anderen  Geistlichen  auf  die  Lokalschulinspektion  nicht  mehr  besteht,  viel- 
mehr die  ünterrichtsverwaltung  freie  Hand  hat,  die  betreffenden  Funktionen  einer 
geeigneten  Persönlichkeit  zu  übertragen,  aber,  wenn  sie  danüt,  wie  dies  allein  bei 
kirchlichen  Amtsträgem  geschehen  kann,  einen  solchen  im  Nebenamt  betraut,  dies 
bloB  widerruflich  zu  thun  berechtigt  ist  -^ 

Wo  keine  besonderen  Lokalschulinspektoren  bestehen,  sondern  die  Aufsicht  durch 
eine  kollegiale  Behörde  wahrgenommen  wird,  wie  in  Baden,  Hessen  und  Elsass- 
Lothringen,hat  der  Ortsgeistliche  bei  Schulen  seiner  Konfession  ein  Recht  auf  den 
Eintritt  in  das  betreffende  Kollegium  4. 

Dagegen  ist  in  den  deutschen  Staaten  den  katholischen  Geistlichen  eine  Bethei- 
lignng  an  der  Bezirks-,  Kreis-  oder  Distrikts-Inspektion  in  viel  geringerem 
Umfange,  als  an  der  Lokalschulaufsicht  zugestanden.   Sie  entfällt  da,  wo  die  erstere, 


1  Jedoch  nicht  über  Schulen,  denen  wegen 
einer  grosseren  Zahl  von  Lehrern  ein  Direktor 
vorgesetzt  ist. 

2  Angef.  sächsisches  Gesetz  y.  26.  April  1873. 
SS2Ö.29. 

3  Preass.  Gesetz  r.  11.  Mirz  1872.  J.  2:  „Die 
Emenniing  der  Lokal-  und  Krels-Schulinspek- 
toren  and  die  Abgrenzung  ihrer  Aufsichtsbezirke 
gebührt  dem  Staat  allein.  Der  vom  Staat  den 
Inspektoren  der  Volksschule  ertheilte  Auf  trag  ist, 
sofern  sie  dies  Amt  als  Neben-  und  Ehrenamt 
versehen,  jederzeit  widerruflich,  vgl.  hierzu  die 
bei  K.  Schneider  und  £.  v.  Bremen,  das 
Yolksschulwesen  im  preuss.  Staate.  Berlin  1886. 
1,  33  ff.  raitgetheilten  Reskripte.  Durch  das  Ge- 
setz ist  selbstverständlich  dem  Pfarrer  in  den- 
jenigen Landestheilen,  in  welchen  er  nach  dem 
bestehenden  Recht  die  Mitgliedschaft  im  Schul- 
vorstande  hatte,  v.  Roenne,  Unterrichtswesen 
des  preuss.  Staates.  Berlin  1855.  4,  321  ff.  und 
preuBS .  Staatsrecht.  $.  490 ;  Schneider  und  v. 
Bremen  a.a.O.  S.68ff.,  diese  nicht  genommen 
worden,  nur  ist  er  als  Mitglied,  dieser  Behörde 
nieht  mehr  ohne  Weiteres  Schulinspektor. 

L^ebrigens  werden  nach  der  neuesten  Praxis  in 
Preussen  thunlichst  katholische  Geistliche  mit 
der  lnspektion  über  katholische  Schulen  betraut, 
R.  T.  6.  April  1880,  Schneidern,  v.  Bremen 
1,  36. 

4  In  Baden  ist  der  Pfarrer  zu  dem  die  ortliche 
AnfBiebt  führenden  Gemeinderath  zuzuziehen, 
aneh  sollen,  wenn  statt  des  letzteren  durch  staat- 
lich genehmigten  Gemeindebeschluss  eine  beson- 
dere Schulkommission  eingesetzt  Ist,  die  Orts- 
pfarrer der  in  der  Gemeinde  vorkommenden  Be- 
kenn tni^se  in  derselben  Vertretung  erhalten, 
Gesetz  ▼.  18.  September  1868.  Art.  II,  Arch.  f. 


k.  K. R.  39,  425.  In  Hessen  gehört  derPfsrrer 
bei  konfessionellen  Schulen  dem  besonders  für 
diese  zu  errichtenden  Schulvorstande  neben  dem 
Bürgermeister ,  Lehrer  und  den  gewählten  Ge- 
meindemitglledem  an,  während  bei  Simultan- 
schulen der  für  diese  Gemeinde  angestellte  Geist- 
liche, und  wenn  verschiedene  Konfessionen  in 
der  Gemeinde  bei  der  Schule  betheiligt  sind,  je 
einer  der  für  die  betreffende  Konfessions-  (Beli- 
gions-)  Gemeinde  angestellten  Geistlichen  ein- 
tritt, hessisches  Gesetz  ▼.  16.  Juni  1874.  Artikel 
69.70.  Ueber  Elsass-Lothringen  vgl.  das 
cit.  Ges.  V.  15.  März  1850.  Art.  44:  ,,Les  anto- 
rit^s  locales  pr^pos^es  k  la  surveillance  et  k  la 
direction  morale  de  Tenseignement  primaire  sont, 
pour  chaque  ^cole  le  maire,  le  cur^,  le  pastenr  ou 
le  dffltfgu^  du  culte  isra^lite,  et  dans  les  oom- 
munes  de  2000  &mes  et  au-dessns,  nn  on  pluai- 
eurs  habitants  de  la  commune  d^ltfgu^s  par  le  con- 
seil  acad^mique  (jetzt  der  Oberschulrath ,  s.  o. 
S.  591  Anm.).  —  Les  ministres  des  difftfrents 
cultes  sont  sp^cialement  charg^s  de  surveiller 
Tenseignement  religieux  de  V^cole.  L'entrtfe  de 
r^cole  leur  est  toujours  ouverte'^  (aufrechterhalten 
durch  Ges.  v.  12,  Februar  1873.  S-  1.  Abs.  2). 

Für  Oesterreich  hat  zwar  das  angeführte 
Gesetz  v.  25.  Mai  1868.  %%.  11.  13  die  früheren 
Rechte  der  Geistlichen  auf  die  Schulaufsicht  be- 
seitigt, da  es  aber  der  Landesgesetzgebung  die 
nähere  Bestimmung  über  die  Einrichtung  der 
Bezirks-  und  Ortsschulräthe  überlässt,  so  ist  da- 
durch die  Möglichkeit  gegeben,  den  katholischen 
Pfarrern  und  anderen  Geistliehen  den  Eintritt  in 
diese  Behörden  zu  gewähren,  wie  dies  z.  B.  durch 
das  oberösterreichische  Schulanfsichtsgesetz  vom 
4.  Januar  1885.  $$.  6.  7.  19,  Arch.  f.  k.  K.  R. 
53,  397  geschehen  ist  S.  übrigens  auch  a.  a.  0. 
47,  92. 
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wie  in  Sachsen,  Baden,  Hessen  und  Eisass^Lothringen,  in  die  H&ndeTon 
technisch  gebildeten  Behörden  gelegt  ist.  In  Prenssen  kann  ihnen  die  firagüehe 
Stellung  unter  denselben  Voraussetzungen ,  wie  die  Lokalinspektion  übertragen  wer- 
den. In  Baiern  sollen  die  Distriktsschulinspektoren  wenigstens  der  Regel  nach  am 
den  Rural-Dechanten  und  Pfarrern  ausgewählt^  ja  in  Wflrttemberg  muss  der 
katholische  Dekan  oder  ein  anderer  katholischer  OeisÜioher  zum  Bezirksanibeber 
bestellt  werden^,  indessen  ist  in  beiden  Lflndem,  da  es  sich  hierbei  um  staatiiche 
Funktionen  handelt,  die  Bestellung  nur  eine  widerrufliche'. 

Dass  mit  dieser  den  katholischen  Oeistlichen  bei  der  Schulaufsicht  und  Schnl- 
Verwaltung  eingeräumten  Mitwirkung  den  Ansprüchen  der  katholischen  Kirche  nicht 
genfigt  ist,  liegt  auf  der  Hand,  denn  in  allen  erwähnten  Ländern  nehmen  sie  die  ge- 
dachten Funktionen  im  staatlichen  Auftrage  wahr,  während  Air  sie  die  Kirche  noch 
weiter  gehende  Rechte  kraft  eigenen  Rechtes  fordert^. 

Was  sodann  die  Frage  betrifft,  ob  die  katholischen  Geistlichen  nach  staatlichem 
Recht  verpflichtet  sind,  die  ihnen  durch  dasselbe  fiberwiesenen  Funktionen  oder 
Stellungen  zu  fibernehmen,  so  wird  dies  verneint  werden  mfissen.  Die  Oeistlicheii 
sind  als  solche  nicht  staatliche  Beamte  ^,  und  die  betreffienden  Gesetze,  welchen  ihnen 
die  Stellung  von  Schulaufsichtsbeamten  oder  die  Betheiligung  an  den  Schulvorständes 
gewähren,  sprechen  keine  derartige  Verpflichtung  aus^.  Andererseits  versteht  es 
sich  aber  auch  von  selbst,  dass  da,  wo  ihnen  die  eben  gedachten  Befugnisse  nicht 
durch  das  Gesetz  gewährt  sind,  sondern  ihnen  nur  durch  die  Staatsbehörden  flber- 
tragen  werden  können,  fttr  die  letzteren  keine  Verpflichtung  besteht,  dies  zu  thnn, 
und  dass  etwaige  Klagen  wegen  Nichtberficksichtigung  der  Geistlichen  ^  rechtlich  an- 
begrflndet  erscheinen. 

Andererseits  entsteht  aber  endlich  die  Frage,  ob  die  Pfarrer  und  die  anderen  Geist- 
lichen die  erwähnten  Funktionen  vom  Standpunkt  der  ELirche  aus  fibemehmen  dfirfen. 
An  sich  steht  der  vorgesetzten  kirchlichen  Behörde,  also  ffir  die  Regel  dem  Bischof, 
die  Prtlfling  darfiber  zu,  ob  die  erwähnten  Geschäfte  mit  den  sonstigen  dienstlichen 


1  Amtsinstruktion  v.  15.  Septbr.  1808.  $.  4, 
cit.  Amtehdhch.  3,  560;  Silbernagl  S.  479; 
wegen  der  Simultanschulen,  für  welche  in  der 
Regel  die  Geistlichen  der  betheiligten  Konfessio- 
nen gemeinsam  fungiren,  vgl.  cit.  EntschUess.  y. 
26.  August  1883.  S- 13,  Arch.  f.  la.  K.  R.  51, 
451. 

8  Cit.  Gesetz  v.  29.  September  1836.  Art.  76 : 
;,Zum  Bezirksau  fseher  wird  von  der  Oherschul- 
behdrde  der  Dekan  oder  einer  der  Geistlichen 
derjenigen  christlichen  Konfession  (Art.  48), 
welcher  die  ihm  untergebenen  Schullehrer  ange- 
hören, in  widerruflicher  Eigenschaft  bestimmt/' 

3  lu  Baiern  gilt  dasselbe,  wie  von  den  Lokal- 
schulinspektoren, 8.  o.  S.  600  n.6;  über  Würt- 
temberg 8.  eben  daselbst  u.  d.  vor.  Anm. 

*  S.  o.  S.  574. 

^  Denn  das  frühere  Staatskirchenthum,  dessen 
Konsequenz  die  Behandlung  der  Geistlichen  als 
Staatsbeamter,  P.  Hinsehius  belMarquard- 
sen  a.  a.'0.  T.  1,  208.  254,  mindestens  als  s.  g. 
mittelbarer,  P.  Hinsehius,  preuss.  Kirchen- 
recht  S.  15  n.  31,   war,  ist  in  den  gedachten 


Staaten,  Preussen,  Sachsen,  Württem- 
berg, Baden,  Hessen,  Oldenburg  und 
Oesterreich  beseitigt.  Auch  in  Baiern  sind 
sie  durch  das  ReUgionsedikt  y.  18i8.  $.  30  Mos 
für  öffentliche  Beamte  erklart  Vgl.  uodi  £. 
Mayer,  d.  Kirchenhoheitsrecht  des  Königs  fon 
Bayern,  S.  232.  Ueher  Baden  s.  Friedberg. 
Staat  u.  kathol.  Kirche  in  Baden,  S.  78.  Eine 
staatsgesetzliche  Pflicht  zur  Uebemahme  der  Orts- 
schulaufsicht nimmt  Thudiohum,  deutsciies 
K.R.  2,23fürBaiern  u.  Württembergotoe 
nähere  Begründung  an. 

^  Keines  der  S.  600  ff.  gedachten  Gesetze  lä»t 
sich  im  Sinne  der  zwangsweisen  Aaferkgnni 
einer  öffentlichen  Funktion  auffassen,  Tielmelir 
nur  dahin,  dass  stillschweigend  eine  Uebemaltne 
der  gewährten  Rechte  durch  die  Geistlichen  vor- 
ausgesetzt wird. 

^  Wie  sie  z.  B.  in  Prenssen  nach  Eriassdei 
Gesetzes  t.  1872  (s.  o.  S.  601  n.  3)  daraber,  dtm 
den  Pfarrern  vielfach  die  Lokalinspektioo  eat- 
zogen  worden  ist,  erhoben  worden  sind,  Arek.  f- 
k.  K.  R.  42,  377. 
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Obliegenhdüen  der  Geistlichen  vereinbar  sind^  Femer  könnte  in  der  Uebemahme 
der  betreffenden  Befugnisse  in  Folge  staatgesetzlicher  Bestimmung  oder  staatlichen 
Auftrages  eine  Vemeinnng  des  kirchlichen  Standpunktes,  dass  die  P&rrer  kraft  ihrer 
kirchlichen  Stellung  die  Aufsicht  Aber  die  Ortsschule  zu  fahren  berechtigt  und  ver- 
pflichtet sind,  sowie  eine  nach  kirchlicher  Auffassung  unzulässige  Beiheiligung  an  den 
von  der  Kirche  reprobirten  Schuleinrichtungen  gefunden  werden.  Indessen  haben  die 
katholischen  Kirchenbehörden  diesen  Standpunkt  blos  vereinzelt  praktisch  zur  Gel- 
tung gebracht^,  und,  wenn  auch  der  päpstliche  Stuhl  keine  allgemein  massgebenden 
Anorduungen  erlassen,  es  vielmehr  den  Bischöfen  anheimgegeben  hat,  aber  die  Zu- 
lissigkeit  der  Uebemahme  der  fraglichen  Funktionen  seitens  der  GeiBtlichen  nach 
Lage  der  Verhältnisse,  insbesondere  unter  Berttcksichtigung  der  Prinzipien  der  ein- 
zelnen Schnlgesetzgebungen  zu  befinden,  so  ist  ihnen  doch  gleichzeitig  die  Direktive 
ertheilt  worden,  möglichst  vereint  vorzugehen  und  den  kirchlichen  iSinfluss  auf  die 
Sehnlemrichtungen  möglichst  zu  bewahren  \  Gerade  der  Gesichtspunkt,  dass  durch 
ein  Verbot  an  die  Geistlichen  die  Kirche  sich  selbst  mehr  als  den  Staat  schädigen 
wflrde,  hat  die  Bischöfe  in  den  meisten  Staaten  bestimmt,  den  ersteren  die  Betheili- 
gung  an  der  Schulaufsicht  in  den  erwähnten  Stellungen  und  Funktionen  zu  gestatten^, 
nur  sind  dieselben  dabei  angewiesen  worden,  falls  die  flbrigen  bei  der  Schulverwaltung 
betheiligten  Organe  durch  ihre  Anordnungen  und  Beschlüsse  die  dem  Geistiichen  ob- 
liegende Vertretung  der  religiösen  und  sittlichen  Anordnungen  unmöglich  und  erfolglos 
machen  sollten,  darflber  an  den  Bischof  zu  berichten,  damit  dieser  sich  wegen  Abhülfe 
mit  den  znständigen  staaüichen  Behörden  in  Verbindung  setzen  oder  nöthigenfalls 
den  Geistlichen  den  Austritt  aus  der  Schulbehörde  oder  die  Niederlegung  der  staat- 
liehen Funktionen  aufgeben  kann  ^. 

VI.  Die  Leitung  des  Unterrichts,  insbesondere  des  Religionsr 
Unterrichts.  Die  modernen,  insbesondere  die  deutschen  Gesetzgebungen  stehen 
anf  dem  Standpunkt,  dass  die  Leitung  des  gesammten  Unterrichts  in  den  öffentlichen 


»  Bd.  I.  S.  138. 

'  So  1864  das  Ordin&iiat  in  Freibarg,  velehes 
onter  Bezagnahme  auf  das  o.  S.  583  n.  3  citlTte 
Schreiben  Pins*  IX.,  mit  Rücksicht  darauf,  dass 
das  badische  Gesetz  über  die  Volksschul-Auf- 
siehtsbehörden  die  Schule  zu  einer  konfessions- 
losen gemacht  haben  soll,  den  Geistlichen  unter- 
sagt hat,  in  eine  Schulbehörde  oder  den  Orts- 
schulrath  einzutreten,  sieh  an  dessen  Geschäften 
zu  betheiligen  oder  mit  ihnen  irgend  einen 
geschäftlichen  Verkehr  zu  pflegen ,  Friedberg, 
Staat  u.  katholische  Kirche  in  Baden,  S.  97.  346. 
347.   S.  aber  unten  Anm.  4. 

^  So  nach  einer  Erklärung  des  Wiener  Nuntius 
y.  1869  in  Bezug  auf  die  österreichische  Gesetz- 
gebung V  1868,  Arch.  f.  k.  K.  R.  26,  307 :  „In- 
stat  autem  sanctitas  sua,  ut  praelaudati  antistites 
prae  ooulis  habentes  unionem,  qua  tantum  gra- 
Tlsaima  ecdesiae  mala  vitari  possunt,  in  decisi^- 
nibufl  huinsmodi  capiendls  nitantur,  quantum 
fleri  poterit,  ooncordes  procedere  et  influxum 
ipsiua  eeclesiae  in  scholas  eammque  institatio- 
nem  pro  viribus  oonserrare.'' 

^  So  die  österreichischen  mit  wenigen 
Ausnahmen,  eit  Arch.  23,  141.  460  u.  26,  308. 


314;  die  preusslschen  i.  J.  1872,  welehe  so- 
gar die  Pfarrer  ein  für  alle  Mal  angewiesen  haben, 
die  Lokalinspektion  über  die  Schulen  ihrer  Pfarrei 
zu  führen,  und  nur  Einholung  einer  besonderen 
Genehmigung  für  die  Uebemahme  einer  solchen 
ausserhalb  der  eigenen  Pfarrei,  sowie  einer  Kreis- 
schulinspektion fordern,  a.  a.  O.  27,  298,  femer 
das  Mainzer  Ordinariat,  a.  a.  0.  36,  297 ;  endlich 
i.  J.  1871  auch  das  Frelburger  Kapitelsvikariat, 
cit  Arch.  26,  266. 

Für  Oesterreich  vergl.  noch  die  papstliche 
Erklärung  ▼.  1874:  „quod  episoopus(T.  Brfinn) 
....  ob  pecuUares  rationes  et  circumstantias  . . . 
permittere  possit  preabyteris  ....  qui  officio  ma- 
gistrorum  religionls  funguntur,  ut  lectionem 
rellglonis  adveniente  etiam  inspeciore  sehclastico 
continuent,  sub  oonditione  tamen,  ne  ipsl  magl- 
stri  religionls  cuicunque  interpellationi  Tel  obser- 
▼ationi  respondeant,  quam  ipsis  Inspector  circa 
eorum  lectiones  abusire  facere  praetendat,  eit. 
Arch  38,  86. 

InBaiern,  Württemberg,  Sachsenund 
Oldenburg  haben  sich,  soweit  bekennt,  keine 
Konflikte  ergeben,  und  es  Aingiren  hier  die  kath(^ 
lischen  Geistlichen  In  den  erwähnten  Stellungen. 

^  Vgl.  die  Anführangen  in  der  Tor.  Anm. 
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Schalen  mit  Einschlnss  des  Beligionsanterrichtes  in  einheitlicher  Weise  nach  Maass- 
gabe der  vom  Staate  erlassenen  Vorschriften  zu  erfolgen  habe  ^,  und  haben  diesen 
Standpunkt  anch  gegenüber  den  seitens  der  katholischen  Kirche  von  ihren  entgegen- 
gesetzten Anschanungen  ^  aus  in  neuerer  Zeit  mehrfach  gemachten  Versuchen,  in  diesen 
Beziehungen,  so  z.  B.  bei  dem  Erlass  allgemeiner  die  Schulen  betreffender  Anordnungen, 
sowie  bei  der  EinftHirung  von  Profan-Lehrbflchem  ^^  eine  massgebende  Mitwirkung 
neben  den  staatlichen  Behörden  zu  erlangen,  festgehalten. 

Allein  bei  der  Leitung  des  Religionsunterrichtes  ist  der  Kirche  nicht  nnr 
in  den  Ländern,  wo  das  System  der  konfessionellen,  sondern  auch  da,  wo  das  der 
Simultanschule  besteht,  eine  Betheiligung,  indessen  in  verschiedenem  Umfange,  ge- 
setzlich eingeräumt  worden. 

1.  In  Baden  steht  derselben  die  Besorgung  und  Ueberwachung  des 
Religionsunteif ichts  zu  ^.  Die  obere  kirchliche  Behörde  (der  Bischof)  hat  den  ge- 
sammten  Lehrplan  für  den  Religionsunterricht  für  die  einzelnen  Stufen  und  Klassen 
der  Volksschule  aufzustellen,  und  es  werden  dafür  in  dem  Lehrplan  der  Volksschule 
bestimmte  Stunden  angesetzt.  Bei  ihren,  den  Reli^onsunterricht  betreffenden  Ver- 
ftlgungen,  haben  sich  die  kirchlichen  Oberen  an  die  bestehende  Schulordnung  zn 
halten,  den  oberen  Schulbehörden,  welche  allein  das  Recht  besitzen,  die  ersteren  den 
Lehrern  zur  Nachachtung  zu  verkflnden,  liegt  aber  die  Pflicht  ob,  dies  zu  thun,  Ms 
nichts  der  allgemepen  Schulordnung  Widersprechendes  in  ihnen  enthalten  ist  Zur 
Ertheilung  des  Religionsunterrichts  können  ausser  den  Geistlichen,  welche  jedoch  in 
ihrer  Stellung  als  Religionslehrer  an  die  Schulordnung  gebunden  sind,  auch  die  Lehrer 
an  den  Volksschulen  in  einem  bestimmten  Umfange  herangezogen  werden,  indessen 
ist  nicht  nur  die  geistliche,  sondern  auch  die  staatliche  Behörde  berechtigt,  die  Schnl- 
^hrer  dieses  Unterrichts  zu  entheben  ^. 


1  S.LÖning  a.a.O.  S.  752. 

2  S.  0.  S.  574.  582.  Vgl.  auch  die  Allokution 
Plus'  IX.  V.  22.  Juni  1868,  in  welcher  die  öster- 
reichischen Gesetze  v.  1868,  darunter  auch  das 
Schulgesetz  als  leges  abominabiles  für  null  und 
nichtig  erklärt  werden,  Arch.  f.  k.  K.  R.  20, 170: 
„Legem  quoquede  scholls  promulgavit,  qua  omnis 
ecclesiae  vis  destruitur  ac  deeeinltur  supremam 
omuem  litterarum  disclpllnarumque  institatio- 
nem  et  in  scholls  inspectionem  ac  Tigilantiam  ad 
statum  pertinere  ac  statuitur,  ut  religiosa  dum- 
taxat  institutio  in  popularibus  scholls  a  culusque 
cultus  auctoritate  dirigatur  atquevariae  culusque 
rellglonls  societates  aperlre  possint  peculiares  et 
proprias  soholas  pro  iuventute  quae  illam  cre- 
d«ndl  normam  prolltetur,  atque  eiusmodi  quoque 
scholae  snpremae  Status  inspectionl  subiiclantur, 
ac  doctrinae  libri  ab  auctoritate  ciTÜi  approben- 
tur,  11s  tantum  libris  exceptis  qui  rellglosae  Insti- 
tution! Inservire  debent  quique  ab  auctoritate 
culusque  cultus  approbandi  sunt."  J0 

3  So  1864  in  Baden,  wo  die  Mitwirkung  eines 
kirchlichen  Vertreters  bei  der  Berathung  Über 
allgemeine  Anordnungen,  bei  der  Bestimmung 
des  Lehrplans,  der  Lehr-  und  Lesebücher,  bei 
der  Schulordnung  u .  s.  w.  verlangt  wurde,  Fried- 
berg  a.  a.  0.  S.  77.  92  (vgl.  dazu  auch  die  fol- 
gende Anm.);  8.  femerdie  Beschwerdeschrift  des 
Klerus  von  Münster  und  Paderborn  Ton  1874, 
wegen  Erlass  des  preuss.  Schulauf  Sichtsgesetzes, 


V.1872,  Arch.  f.  k.K.R.  42,  376.  Auch  die  Prä- 
ger Provinzialsynode  ▼.  1860,  coli.  conc.  Lac.  5, 
452,  schreibt  vor,  dass  für  profane  Unterrieh ts- 
gegenstande  nur  bischoflich  approbirte Lehrbücher 
in  den  Elementarschulen  gebraucht  werden  sollen. 

«  Ges.  y.  9.  Oktober  1860  über  die  rechtUeke 
Stellung  der  Kirchen.  $.  12:  ^Den  Religions- 
unterricht überwachen  und  besorgen  die  Kirchen 
für  ihre  Angehörigen,  jedoch  unbeschadet  der 
einheitlichen  Leitung  der  Unterrichts-  und  £i- 
ziehungsanstalten."  Femer  bestimmt  die  V.  die 
Beaufsichtigung  und  Leitung  des  Sohulweseni 
betr.  y.  12.  August  1862.  %.  4,  Friedberg, 
Staat  u.  kath.  Kirche  in  Baden,  S.  341 :  „Die 
obersten  kirchlichen  Behörden  des  Landes  können 
Vertreter  bezeichnen,  welche  der  Oberschulrath 
zu  seinen  Berathungen  zuziehen  wird,  so  oft  et 
sich  um  Fragen  des  religiösen  Unterrichts  nnd 
dessen  Verbindung  mit  dem  Lehrplan  handelt '' 

5  Git.  Elementar-Unterrichtsgesetz  v.  8.  Min 
1868.  $.  27 :  ,;Für  den  Religionsunterricht  wer- 
den für  Jede  getrennt  unterrichtete  AbUieilung 
der  Schüler  in  dem  Lehrplan  der  Volksschule 
wöchentlich  3  Stunden  aufgenommen.  Der  R^- 
gionsunterricht  wird  durch  die  betreffenden  Kir- 
chen- und  Religionsgemeinschaften  besorgt  und 
überwacht.  Sie  werden  bei  der  Ertheilung  der- 
selben durch  den  gemäss  $.  30  Abs.  3  als  befi- 
higt  erklärten  Schnllehrer  unterstfitzt.  Zn  diesem 
Zweck  sollen  aus  dem  wöchentlichen  Stundea* 


§.  238.] 


Verhftltnigs  der  Kirche  2ur  Volksschule.    Geltendes  Recht. 
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Auf  demselben  Standpunkt  wie  die  badische  steht  die  österreichische 
Gesetzgebung,  welche  den  Kirchenbehörden  ebenfalls  das  Recht  nicht  nur  der  Ueber- 
wachung;  sondern  auch  der  Besorgung  und  Leitung  des  Religionsunter- 
richtesS  und  zwar  im  Wesentlichen  mit  denselben  Befugnissen  einräumt,  nur 
sind  die  Lehrer  allein  dann  zur  Mitwirkung  bei  dem  Religionsunterrichte  in  Gemäss- 
heit  der  durch  die  Schulbehörden  erlassenen  Anordnungen  für  verpflichtet  erklärt, 
wenn  es  an  dem  Schulort  keinen  Geistlichen  giebt,  welcher  den  gedachten  Unterricht 
regelmässig  zu  ertheilen  in  der  Lage  ist^. 

Aus  dieser  Stellung  der  kirchlichen  Behörden  folgt  aber  nicht  das  Recht,  ein- 
seitig (ohne  Zustimmung  der  staatlichen  Schulaufsichtsbehörde)  Religionsbttcher  ein- 


deputat  des  Lehrers  ($.  42  Abs.  1  u.  2),  soweit 
erforderlich,  je  6  Stunden  verwendet  werden.  Im 
üebrigen  geschieht  die  Yertheilnng  der  Religlons- 
stunden  zwischen  dem  Geistlichen  und  dem  Leh- 
rer Im  Kinverstandniss  der  beiderseitigen  Behör- 
den. Der  gesammte  Lehrplan  für  den  Religions- 
unterricht In  den  einzelnen  Stufen  und  Klassen 
der  Volksschule  wird  von  der  oberen  geistlichen 
Behörde  aufgestellt,  welche  die  Ausführung  des- 
selben überwachen  und  Prüfungen  über  den  Re  • 
Ugionsunterrloht  vornehmen  lassen  kann.  Die 
Kirchen-  und  Religionsgesellschaften  haben  bei 
ihren  Verfügungen  in  Betreff  des  Religionsunter- 
richts in  den  Volksschulen  die  bestehende  Schul- 
ordnung zu  achten.  Diese  Verfügungen  verkünden 
auf  Mittheilung  der  geistlichen  Behörden  die 
oberen  Schulbehörden  an  die  Lehrer  zur  Nach- 
achtang.  Die  Verkündung  kann  nicht  versagt 
werden,  wenn  die  Verfügungen  nichts  mit  den 
allgemeinen  Schulordnungen  Unvereinbares  ent- 
halten. Die  Geistlichen  sind  als  Religionslehrer 
in  den  Volksschulen  an  die  Schulordnung  gebun- 
den. Den  staatliehen  sowohl  als  den  geistlichen 
Behörden  bleibt  vorbehalten,  die  Ertheilung  des 
Religionsonterrichts  durch  den  Schullehrer  abzu- 
stellen.^' Vgl.  dazu  die  Min.-Vdg.  v.  1.  Oktober 
1869.  SS.  32—34,  u.  a.  bei  Joes,  Die  Gesetze 
n.  Verordgn.  über  Elementarunterricht  etc.  im 
Giosflh.  Baden.  Heidelberg  1879.  S.  67;  femer 
die  Schulordnung  v.  23.  April  1869.  $$.  52  ff. 
und  Min.-Vdg.  v.  24.  April  1869.  $.  27,  a.  a.  0. 
S.  279.  301,  endlich  den  Kapitels- Vikariats-Erl. 
V.  9.  März  1882,  Arch.  f.  k.  K.  R.  62,  453,  an 
die  Pfarrer  und  die  bereits  1.  J.  1864  ernannten 
erzbiflchöflichen  Sohulinspektoren,  welcher  sich 
als  Ergänzung  der  bereits  unterm  7.  Dezember 
1864  in  Folge  des  Gesetzes  v.  9.  Juli  desselb.  J. 
erUMenen  Instruktion,  a.  a.  0.  13,  269,  Fried- 
berg a.  a.  0.  S.  348  bezeichnet.  Er  hält  sich 
innerhalb  der  durch  das  Gesetz  gezogenen  Gren- 
zen <,  während  die  frühere  Instruktion  insoweit 
aber  das  Gesetz  von  1864  hinausging,  als  die 
kirchliche  Behörde  sich  darin  das  Recht  beigelegt 
hatte,  den  Lehrern  unmittelbare  Weisungen  zu 
ertheilen  und  In  die  Inneren  Einrichtungen  der 
Volksschulen  einzugreifen,  s.  die  Erklärung  des 
bad Ischen  Ministeriums  v.  23.  Dezember  1864, 
Arch.  13,  275;  Friedberg  S.  352  u.  S.  100. 
S.  endlich  wegen  der  Religionsprüfungen  noch 
clt  Arch.  52,  289. 

Uebrigens  ist  eine  Verpflichtung  der  Schüler 
zur  Theilnahme  nur  bezüglich  des  nach  Massgabe 


des  genehmigten  Stundenplanes  in  der  Volks- 
schule ertheilten  Unterrichts  ,jiicht  an  einem 
anderweitigen  und  nicht  an  klrculicherseits  ange- 
ordneten Gottesdiensten  oder  religiösen  üebungen 
begründet,  Joes  S.  70. 

Der  Lehrplan  für  den  Religionsunterricht  in 
den  Präparandenschulen  und  Lehrer- 
semi narien  wird  ebenfalls  durch  die  Kirchen- 
behörde festgestellt,  s.  die  betr.  LehrpVäne  von 
1879.  J.  8,  a.  a.  0.  S.  333.  341. 

1  Nach  dem  Reichsgesetz  vom  20.  Juni  1872, 
Arch.  28,  84  für  die  Regel  unentgeltlich. 

«  Ges.  V.  25.  Mfti  186p  §.  29,  Arch.  f.  k.  K. 
R,20, 162:  „Unbesohader dieses  Aufsichtsrechtes 
(des  Staates)  bleibt  die  Besorgung,  Leitung  und 
unmittelbare  Beaufsichtigung  des  Religions- 
unterrichts für  die  verschiedenen  Glaubensge- 
nossen in  den  Volks-  und  Mittelschulen  der  be- 
treffenden Kirche  oder  Religionsgesellschaft 
überiassen.  Der  Unterricht  in  den  übrigen  Leh^- 
gegenstanden  in  diesen  Schulen  ist  unabhängi| 
von  dem  Einflüsse  jeder  Kirche  oder  Religions- 
gesellschaft",  und  Reichs volksschulgesetz  v.  14. 
Mai  1869.  8-5,  a.a.O.  50,  HO:  „Der  Religions- 
unterricht wird  durch  die  betreffenden  Kirchen- 
behörden .  .  .  besorgt  und  zunächst  von  ihnen 
überwacht.  —  Die  dem  Religionsunterricht  zu- 
zuweisende Anzahl  von  Stunden  bestimmt  der 
Lliirplan.  Die  Vertheilung  des  Lehrstoffes  auf 
die  einzelnen  Jahrescurse  wird  von  den  Kirchen- 
behörden festgestellt.  —  Die  Religionslchrcr,  die 
Kirchenbehörden  und  Religionsgenossenschaften 
haben  den  Schulgesetzen  und  den  Innerhalb  der- 
selben erlassenen  Anordnungen  der  Schulbehör- 
den nachzukommen  ...  Die  Verfügungen  der 
Kirchenbehörden  über  den  Religionsunterricht 
und  die  religiösen  Uebungon  sind  dem  Leiter 
der  Schule  durch  die  Bezirksaufsicht  zu  verkün- 
den. Verfügungen,  welche  mit  der  allgemeinen 
Schulaufsicht  unvereinbar  sind,  wird  die  Ver- 
kündung  versagt.  —  An  jenen  Orten ,  wo  kein 
Geistlicher  vorhanden  ist,  welcher  den  Religions- 
unterricht regelmässig  zu  ertheilen  vermag,  kann 
der  Lehrer  mit  Zustimmung  der  Kirchenbehörde 
verhalten  werden,  bei  diesem  Unterricht  für  die 
seiner  Konfession  angehörigen  Kinder  InGemäss- 
heit  der  durch  die  Schulbehörden  erlassenen  An- 
ordnungen mitzuwirken.  —  Falls  eine  Kirche 
oder  Religionsgesellschaft  die  Besorgung  des  Re- 
ligionsunterrichts unterlässt,  hat  die  Landes- 
schulbehörde  nach  Einvernehmung  der  Bethei- 
ligten die  erforderliche  Verfügung  zu  treffen*'. 


* 
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[§.238. 


zaftthreii;  andererseits  hat  aber  die  letztere  kein  Recht,  ihrerseits  die  Benfltziing 
solcher  einseitig,  ohne  dass  sie  vorher  von  der  kirchlichen  Oberbehörde  Ar  taug- 
lich erklart  worden  sind,  vorzuschreibend 

2.  In  Baiern^  und  Württemberg^  besitzen  die  Kirchenbehörden  (also  die 
Bischöfe]  nicht  das  Recht  der  Besorgung,  sondern  blos  das  Recht  der  Leitung, 
beziehentlich  der  Ueberwachnng  des  Religionsunterrichts  in  den  Volksschulen. 
Demnach  sind  die  Kirchen  nicht  verpflichtet,  wie  in  Baden  und  Oester reich,  den 
Religionsunterricht  zunächst  durch  ihre  Organe  ertheilen  zu  lassen,  vielmehr  hat  der 
Staat,  welcher  den  betreffenden  Unterricht  zum  Theil  des  Lehrplans  der  Volksschule 
gemacht  hat,  seinerseits  in  dieser  Beziehung  Fttrsorge  zu  treffen,  wennschon  es  nicht 
ausgeschlossen  ist,  dass  die  katholischen  Geistlichen  selbst  mit  Zustimmung  der  staat- 


1  So  ausdrücklkh  das  Österreich.  Gesetz  ▼. 
1868.  %,  6 :  ,,Die  Lehrbücher  für  den  Gebrauch  in 
den  Volks-  und  Mittelschulen,  sowie  die  in  den 
Lehrerbildungs- An  stalten  bedürfen  nur  der  Ge- 
nehmigung der  durch  dieses  Gesetz  zur  Leitung 
und  Beaufsichtigung  des  Unterrichtsweseiis  be- 
rufenen Organe.  Religionsbücher  können  jedoch 
erst  dann  diese  Genehmigung  erhalten,  wenn  sie 
von  der  bezügUohen  konfessionellen  Oberbehörde 
für  zulässig  erklart  worden  sind^  Für  Baden 
folgt  der  gleiche  Rechtizustand  daraus,  dass,  da 
der  Religionsunterricht  ein  ^Hieil  des  allgemei- 
nen Unterrichts  ist,  derselbe  nicht  nach  Lehr- 
büchern, welche  den  Zwecken  desselben  wider- 
sprechen ,  ertheilt  werden  darf,  und  die  Ueber- 
wachnng in  dieser  Beziehung  zu  den  Aufsichts- 
rechten der  Staatsbehörde  gehört  So  wird  auch 
in  der  Praxis  yerfahren,  z.  B.  ist  die  Einführung 
4ner  einheitlichen  biblischen  Geschichte  für  den 
katholischen  Religionsunterricht  seitens  des 
Kapitelsvikariats  durch  Erlass  des  Oberschul- 
raths  den  Schulbehörden  und  Lehrern  i.  J.  1876 
bekannt  gemacht  worden,  Joes  a.  a.  0.  S.  302. 

Was  Oesterreich  betrifft,  so  ist  ans  dem 
Umstände,  dass  der  Religionsnnterricht  auch 
hier  die  gedachte  Stellung  hat,  mit  Recht  die 
Konsequenz  gezogen,  Min.  Erl.  y.  1869  cit.  Arch. 
!22,  347,  dass  bei  den  allgemeinen  SchulprÜfnn- 
gen  durch  den  Geistlichen  oder  Religionslebrer 
auch  in  der  Religion  und  zwar  in  Gegenwart  der 
staatlichen  AufBichtsbehörden  (Schulinspekto- 
ren) eine  Prüfung  yorzunehmen  ist,  und  dass  die 
Abhaltung  einer  Religionsprüfung  seitens  der 
kirchlichen  Organe  mit  Umgehung  der  Schul- 
behörden einen  rein  kirchlichen  Akt  bildet,  an 
welchem  die  Kinder  theilzunehmen,  yon  der 
Schule  nicht  angehalten  werden  können,  ygl.  die 
dagegen  gerichteten  Erklärungen  einzelner  Bi- 
schöfe a.  a.  0.  23,  123  u.  32,  169 ,  welche  sich 
freilich  dieser  Anordnung  gefügt  haben,  a.  a.  0. 
33,  353.  —  Femer  bilden  mit  Rücksicht  darauf, 
dass  die  religiöse  Erziehung  der  Jugend  zu  den 
Zwecken  der  Yolksscbule  gehört,  auch  die  von 
den  konfessionellen  Organen  angeordneten  reli- 
giösen Uebungen,  soweit  sie  im  Einklang  mit 
der  Schulordnung  befunden  worden  sind  (vgl. 
dazu  Arch.  29,  283;  41,  456;  44,  267  u,  40, 
102.  103),  einen  integrirenden  Theil  des  Unter- 
richts -  und  Erziehungswesens ,  und  die  Lehrer 
sind  zur  Ueberwachnng  der  Schuljugend  bei  den- 
selben verpflichtet,  weil  sie  dabei  nur  die  Dis- 


ciplin,  wie  bei  anderen  Yersamrolungen  der  Kin- 
der, aufrecht  zu  erhalten  haben,  diese  Ausübung 
ihres  Amtes  sich  aber  für  sie  selbst  nicht  sh 
eine  Religionsübung  darstellt,  cit.  Arch.  30, 467, 
ygl.  auch  den  Erl.  y.  1872,  a.  a.  0.  29,  283.  Et 
liegt  daher  denjenigen  Religionslehrem,  welche 
lediglich  in  ihrer  Eigenschaft  als  Seelsorger  den 
Religionsunterricht  ertbeilen,  die  erwähnte  Pflicht 
nicht  ob,  a.  a.  0.  41,  97  ff. 

In  den  öffentlichen  Lehrerbildnngs-An- 
stalten,  welche  Allen  ohne  Unterschied  des 
Glaubensbekenntnisses  zuginglich  sind,  steht 
den  Religionsgesellschaften  weder  die  Leitung 
noch  Besorgung  des  Religionsunterrichts  gesetz- 
lich zu,  vielmehr  werden  hier  besondere  Reli- 
gionslehrer, sei  es  proyisoriseh,  sei  es  deflnitiv, 
angestellt ,  cit.  Yolksschulges.  $$.  32.  36.  36  io 
der  Fassung  der  Novelle  v.  2.  Mai  1884. 

2  ReUg.  Ed.  V.  1818.  $.  38 :  ;,Jeder  genehmig- 
ten Privat-  oder  öffentlichen  Kirchengesellschaft 
kommt  unter  der  obersten  StaatsauCsieht  D««h 
den  im  III.  Abschn.  enthaltenen  Bestimmungen 
die  Befugniss  zu,  nach  der  Formel  und  der  von 
der  Staatsgewalt  anerkannten  Verfassung  ihm 
Kirche,  alle  inneren  Kirchenangelegenheiten  an* 
zuordnen.  Dahin  gehören  die  Gegenstande  . . . 
d)  des  religiösen  Volksunterrichts  .  ,"  S*  ^^' 
,,Den  kirchlichen  Oberen,  Vorstehern  oder  ihren 
Repräsentanten  kommt  demnach  das  allgemeine 
Recht  der  Aufsicht  mit  den  daraus  hervorgehen- 
den Wirkungen  zu,  damit  die  Kirchengesetze  be- 
folgt, der  Kultus  diesen  gemäss  aufrecht  erhal- 
ten, der  reine  Geist  der  Religion  und  Sittlichkeit 
bewahrt,  und  dessen  Ausbreitung  befordert 
werde.  Der  Antheil ,  welcher  jedem  Einzebien 
an  dieser  Aufsicht  zukommt,  wird  durch  seine 
AmtsvoUmacht  bestimmt^'.  Vgl.  auoh  Engl- 
mann,  Hdbch.  d.  bair.  Volksschulrechtes.  2.  AniL 
S.  93ff. 

8  Cit.  Volksschulgesetz  v.  1836.  Art.  78,  o.  S. 
698  n.  9;  Ges.  v.  30.  Januar  1862.  Art  13:  ,Die 
Leitung  des  katholischen  Religionsunterrichts  in 
den  Volksschulen  (vgl.  Art.  78  des  Volksschul- 
gesetzes  y.  29.  September  1836),  sowie  in  den 
sonstigen  öffentlichen  Schulen  und  Privat-Unter- 
richtsanstalten ,  einschliesslich  der  BestinunnDf 
der  Katechismen  und  Religlons-Handbflcher. 
kommt  dem  Bischof  zu,  unbeschadet  des  dem 
Staate  über  alle  Lehranstalten  zukommenden 
Oberauf sichtsrechts''. 
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liehen  Sehulbebörden  den  Religiomunterricht  oder  einen  Theil  desselben  über- 
nehmen ^. 

Die  Anordnung  oder  die  Leitung  des  Religionsunterrichtes,  welche  den  kirchlichen 
Behörden  in  beiden  Staaten  gesetzlich  zugesichert  ist,  umfasst  die  Bestimmung  über  die 
dem  religiösen  Unterricht  zu  Grunde  zu  legenden  Lehren,  über  die  Art  der  Erthei- 
lung  desselben,  die  Entscheidung  über  die  dabei  zu  benutzenden  Religionslehrbücher, 
Kateehismen,  biblische  Geschichten  u.  s.  w.),  sowie  die  Aufstellung  des  Lehrplanes 
ftlr  die  yerschiedenen,  ein-  oder  mehrklassigen  Schulen^,  endlich  auch  die  Anord- 
nungen über  den  Schulgottesdienst  und  die  religiösen  Uebungen  der  Schu^ugend. 

Andererseits  haben  sich  aber  beide  Staaten  das  Recht  der  Oberleitung  des  Volks- 
Schulwesens  ate  solchen  und  die  Oberaufsicht  über  dasselbe  gewahrt  3.  Daher  kann 
sieh  die  Th&tigkeit  der  kirchlichen  Behörden  blos  innerhalb  der  Grenzen  bewegen, 
welche  durch  die  einheitliche  Leitung  des  gesammten  Unterrichts  gesteckt  sind  ^.  Es 
haben  daher  die  staatlichen  Schulbehörden  darüber  zu  entscheiden,  wie  derkirchlicher- 
seita  festgestellte  Plan  für  den  Religionsunterricht  und  fUr  den  Schulgottesdienst  ^  in  den 
allgemeinen  Schulplan  einzuordnen,  insbesondere  in  wieviel  und  in  welchen  Stunden  der 
erster e  zu  ertheilen  \«t^,  femer  darüber  zu  wachen,  dass  die  Art  der  Ertheilung  nicht 
die  Interessen  des  Staates  gefährdet,  insbesondere  nicht  benutzt  wird,  um  staatsfeind- 
liche Grundsätze  zu  verbreiten  und  den  Frieden  der  verschiedenen  Religionsparteien  zu 
stören '',  nicht  minder  die  von  den  Bischöfen  zur  Einführung  bestimmten  Religions- 


t  So  haben  iu  Baiern  die  Pfarrer  des  Sohul- 
aitzes  nicht  kraft  staatlicher  Pflicht,  wohl  aber 
kraft  ihrer  kirchlichen  Stellang  und  in  Folge 
kirchlicher  Anordnung  fflr  die  Regel  den  Reli- 
gionsunterricht selbst  oder  durch  ihreHülfsgeist- 
Uohen  ertheilen  zu  lassen,  und  nur  bei  Yerhin- 
deriiDg  derselben  tritt  der  Lehrer  ein,  Silber- 
nagl  a.a.O.  8.255;  Englmann  a.a.O.  S.297; 
E.  Mayer  S.  231,  die  Pfarrer  sind  also  in  der 
gedachten  Stellang  keine  staatlichen  Beamten 
und  unterstehen  daher  nicht  der  staatlichen  Dis- 
ciplin. 

DsM  w  ö  r  1 1  e  m  b.y olkssehulgesetz  Art.  2  Abs.2 : 
^er  Religionsunterricht  ist  in  allen  Volksschu- 
len, soweit  nicht  in  besonderen  Fällen  die  Ober- 
schnlbehdrde  etiras  anderes  anordnet,  unter 
angemessener  Thellnahme  der  Schullehrer  Ton 
den  OrtflgeistUchen  zu  ertheilen^  kann  eben- 
falls, namentlich  mit  Rücksicht  auf  die  heutige 
reehtliehe  Stellung  der  katholischen  Kirche  und 
der  katholischen  GeistUchen  in  Württemberg, 
nieht  dahin  aufgefasst  werden,  dass  es  den  Geist- 
lichen eine  staatliche  Pflicht  auferlegt,  vielmehr 
wahrt  es  gegenüber  den  Ansprüchen  der  Kirche 
das  Recht  auf  Betheiligung  des  Lehrers  an  dem 
Religionsunterricht  und  die  Befugniss  der  Schul- 
behörde,  den  Geistlichen  davon  auszuschliessen. 
Im  übrigen  ygl.  den  Ordinariatserlass  y.  1853, 
V.  Vogt,  Samml.  v.  Verordn.  f.  Rottenburg 
S-  678. 

9  Vgl.  S.  606  n.  2  u.  3;  Sllbernagl  a.a.O. 
S.  255;  Englmann  a.  a.  O.  S.  93  ff.  297  ff.; 
Go  1  ther,  Staat  u.  kathol.  Kirche  in  Wurttem- 
iMTg  S.  377  ff.  Die  bair.  Entschl.  v.  8.  April 
1862.  Nr.  23,  Arch.  f.  k.  K.  R.  8,  400:  „Vor 
£rla8sang  wichtiger  Verfügungen  über  das  Schul- 


wesen, soweit  es  sich  um  Unterricht  in  Religion 
und  Sitte  und  um  Forderung  religiös-sittlicher 
Gesinnungs-  und  Handlangsweise  handelt,  sollen 
die  Bischöfe  gleichfalls  gehört  werden^,  ist  durch 
die  Erkl.  v.  20.  November  1873,  cit.  Arck.  31, 
177,  zurückgezogen  worden,  wahrend  die  bairi- 
scheu  Bischöfe  1853,  a.  a.  O.  8,  420,  das  Recht 
der  Anordnung  über  diese  Angelegenheiten  be- 
ansprucht haben.  Dies  letztere  ist  nur  begrün- 
det, soweit  direkt  den  Religionsunterricht 
oder  das  religiöse  Leben  betreffende  Verfügungen 
in  Frage  stehen,  nicht  aber  solche,  welche  blos 
indirekt  den  ReUgionsunterrioht  und  die  leligiös- 
sittliche  Erziehung  beeinflussen  können,  Engl- 
mann a.  a.  0.  S.  93  n.  1.  Zu  den  das  religiöse 
Leben  betreffenden  Anordnungen  gehören  ins- 
besondere die  Anordnungen  über  den  Schulgottes- 
dienst und  die  Theilnahme  an  religiösen  Uebun- 
gen und  Feierlichkeiten,  Englmann  S.  341. 
lieber  Württemberg  s.d.  Ordinariat«-Erl.  v. 
1870,  V.  Vogt,  Samml.  d.  Verordn.  für  Rotten- 
burg S.  584.  590. 

3  S.  vor.  Anm.  u.  S.  606  n.  3. 

*  VgL  o.  a.  a.  O. 

s  Englmann  S.  249. 

fi  Golther  a.  a.  0.  S.  378.  381,  jedoch  ist 
dabei  zu  beachten,  dass  die  Regierung  das  Lei- 
tungsreeht  der  kirchlichen  Behörde  verletzen 
würde,  wenn  sie  den  Religionsunterrrioht  in  eine 
unpassende  Zeit  verlegen  und  die  Zahl  der  Stun- 
den dafür  so  beschränken  sollte,  dass  derselbe 
eine  gedeihliche  Wirkung  nicht  zu  änssern  ver- 
mag. 

7  Das  folgt  ebenfalls  aus  dem  staatlichen  Recht 
der  Oberaufsicht  und  der  Leitung  des  Schul- 
wesens. 
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I.  Die  Hierarchie  und  die  Leitung  der  Kirche  durch  dieselbe. 


[§.  238, 


lehrbfleher  in  Bezug  auf  die  erwähnten  Oeeichtspankte  zu  prttfen  und  gegebenen 
Falles  zn  verbieten,  weiter  durch  ihre  Verftlgungen  die  kirchlicherseits  fttr  gedgnet 
erklärten  Bflcher  einznftthren  ^  endlieh  die  kirchlicherseits  an  die  Lehrer  nnd  die  den 
Religionsanterricht  ertheUenden  Geistlichen  erlassenen  Anordnungen  zu  prüfen  und 
diesen  zur  Nachachtung  mitzutheilen^. 

Eine  Ueberwachung  des  Religionsunterrichtes  ist  den  kirchlichen  Behörden  blos 
ausdrflcklich  in  Baiern  eingeräumt 3.  Das  ihnen  in  Württemberg  gewährleistete 
Recht  der  Leitung  bedingt  aber  gleichfalls  eine  Ueberwachung,  weil  ohne  Kenntoiss 
des  Verhaltens  der  Lehrer  der  Erlass  der  erforderlichen  Anordnungen,  namentlich 
die  Abstellung  von  Missständen,  nicht  möglich  erscheint^. 

3.   Im  Gegensatz  zu  den  eben  beiden  gedachten  Staaten  ist  dagegen  in  8  ac  hsen^ 


1  Für  beide  Staaten  ergiebt  sich  dies  aus  dem 
dort  geltenden  Placet,  Bd.  lU.  S.  760.  763.  839; 
balz.  Min.  EtI.'y.  9.  Oktober  1854  Nr.  16,  Arch. 
f.  k.  K.  R.  8,  437;  Englmann  a.  a.  0.  S.  93; 
Silberiiagl  S.  255;  für  Württemberg  auch 
daraus,  dasB  nach  Art.  17  des  cit.  Yolksschulges. 
y.  1836  die  betreffenden  Bücher  von  den  Eltern 
angeschafft  werden  müssen,  also  dabei  eine 
nach  Art.  7  dea  Qea.  r,  30.  Januar  1862  nur  sei- 
tens des  Staates  durchführbare  Verfügung  in 
Frage  steht,  Golther  S.  382.  383.  628. 

2  Das  folgt  sowohl  aus  dem  stMtlicheu  Placet, 
B.  vor.  Anm.,  wie  auch  aus  dem  staatlichen  Recht 
der  Oberleitung,  welches  eine  unkontrollrte, 
mit  dem  gesammten  Unterricht  möglicher  Weise 
in  Widerspruch  stehende  Direktion  einer  frem- 
den Behörde  ausschliesst.  Andererseits  darf  aber 
die  MittheÜung  von  solchen  Verfügungen,  welche 
sich  innerhalb  der  oben  gedachten  Grenzen  han- 
deln, nicht  verweigert  werden,  weil  dies  das 
Recht  der  kirchlichen  Leitung  beeinträchtigen 
würde. 

3  S.  0.  S.  606  n.  2. 

*  Vgl.  auch  cit.  Volksschulges.  Art.  76  Abs.  3: 
„Uebrigens  bleiben  die  katholischen  Dekane  ver- 
pflichtet, bei  Gelegenheit  der  ihnen  obliegenden 
Kirchenvisitationen  neben  den  gewöhnlichen 
Kirchenvisitationsberichten  einen  die  Religions- 
und Sittenlehre  in  den  Volksschulen  umfassen- 
den Hauptberioht  an  die  bischöfliche  Behörde  zu 
erstatten. 

Nach  Silbernagl  S.  481  haben  die  bai- 
rischen  Bischöfe  auf  Grand  des  Konkordates 
V.  1817.  Art.  V  (,,Gum  episcopls  inoumbat  fldei 
ae  morum  doctrinae  invigilare,  in  huius  offlcii 
exercitio  etiam  circa  scholas  publicas  nullo  modo 
impedientur*')  das  Recht,  die  Volksschulen  in 
Person  oder  durch  ihre  Bevollmächtigten  zu  visi- 
tiren  und  auf  Abstellung  wahrgenommener  Ge- 
brechen zu  dringen  beanspracht,  s.  auch  die 
Denkschrift  v.  1860,  Ginzel,  Arch.  2, 216.  Ein 
Recht  zu  beliebigen  Visitationen  spricht  ihnen 
aber  das  Konkordat  nicht  zu.  Ebensowenig  hat 
die  Regierung  ein  solches  anerkannt,  vielmehr 
in  der  zurückgezogenen  (s.  o.  S.  607  n.  2)  Ent- 
Schliessung  v.  lb'62.  Nr.  22  nur  erklärt:  „Dem 
Pfarrklerus  bleibt  nach  Massgabe  des  organischen 
Edikts  V.  16.  September  1808  (Reg.  Bl.  S.  2493  ff.) 
lind  der  Normativentschliesäung  v.  24.  Juli  1833 
die  nächste  Beaufsichtigung  und   I^eitong  des 


Unterrichts-  und  Erziehungswesens  an  den^deut- 
schen  Schulen  überiassen.  Bei  Bestellung  d«r 
Distriktsschulinapektoren  und  der  Inspektoren 
der  Schullehrerseminarien  sollen  die  Bischöfe 
gutachtlich  vernommen  werden,  und  versieht 
sich  die  Staatsregierung  zu  dem  Klerus,  dass  er 
die  seiner  Aufsicht  anvertraute  wichtigste  Schule 
der  Volksbildung,  die  Elementarschule,  mit 
Sorgfalt  und  Liebe  pflege".  Die  Regierung  er- 
achtet also  offenbar  durch  diese  regelmässige 
Aufsicht  des  Pfarrklerns  den  $.  39  des  Bei.  Ed., 
allerdings  im  Widerspruch  mit  der  Auffassung 
der  Bischöfe,  cit  Arch.  8,  419,  für  gewahrt. 
Gegenüber  dem  Wortlaute  des  $.  39  werden  in- 
dessen die  Bischöfe  selbst  oder  die  von  ihnen  be- 
sonders ermächtigten  Geistlichen  nicht  von  der 
Visitation  ausgeschlossen  werden  können.  Da 
aber  der  Staat  die  einheitliche  Leitung  der  Volks- 
schule zu  führen  hat  und  die  beliebige  Vornahme 
ausserordentlicher  Visitationen  den  LTntorrickt 
stören  könnte,  so  wird  sich  der  Bischof  vor  der 
Abhaltung  einer  solchen  vorher  mit  den  Schul- 
behörden ins  Einvernehmen  zu  setzen  haben. 

Was  die  Präparanden- Anstalten  und 
Lehrerseminarien  betrifft,  so  hat  anch  über 
diese  die  kirchliche  Oberbehörde  das  Aufsichts- 
recht  in  Betreff  der  Religions-  nnd  Sittenlehre 
und  des  religiös-sittlichen  Lebens  der  Zöglinge 
zu  üben,  Englmann  S.  106.  118. 

Ganz  dieselben  Gesichtspunkte  müssen  übri- 
gens bei  der  völlig  gleichen  Lage  der  Verhüte 
nisse auch  inWürttemberg  (s.o.  8.600  u. 6021 
zur  Anwendung  kommen.  Hier  bestellt  das  Or- 
dinariat die  Dekane  und  Schulinspektoren  be- 
sonders zu  Kommissaren  für  die  bischöfliche  Be- 
aufsichtigung des  Religionsunterrichts ,  hat  sieb 
aber  das  Recht  vorbehalten,  sich  auf  ausser- 
ordentliche Weise  von  der  Ertheilung  des  Reli- 
gionsunterrichts in  den  Schulen  Kenntnis«  es 
verschaffen.  Ordinär.  £rl.  t.  1870,  v.  Vogt, 
Samml.  S.  682. 

6  Cit  Volksschulges.  V.  26.  AprÜ  1873.  Art.  29 
Abs.  6:  „Die  der  kirchlichen  Oberbehörde  zu- 
stehende Aufsicht  über  den  Religionsunterri<^t 
übt  der  Ortsgelstliche  als  solcher,  beziehentlich 
der  höhere  kirchliche  Aufsichtsbeamte  aas*; 
Ausführungs-V.  dazu  v,  26.  August  1874.  J.  37. 
V.  Seydewitz,  Cod.  des  sächs.  SLirchen-  und 
Schul-R.  Suppl.  S.  440 ;  Arch.  f.  k.  K.  R.  46, 
126 :  „Bei  Ausübung  der  Aufsicht  über  den  Be- 
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und  in  HeiSsen^  den  kirchlichen  Behörden  blos  ein  Recht  der  Aufsicht  über  den 
Beligionsanterricht,  nicht  die  Leitung ^  desselben  eingeräumt.  Wie  in  Baiern  und 
Wllrttemberg  hat  also  auch  hier  der  Staat  für  das  Lehrpersonal,  welches  den  plan- 
massigen  obligatorischen  Religionsunterricht  in  der  Volksschule  ertheilt,  zu  sorgen  ^, 
wennschon  derselbe  nach  Vereinbarung  mit  der  Kirchenbehörde  auch  den  Orts- 
pfarrem  oder  Ortsgeistiichen  überlassen  werden  kann^.  Aber  gegenüber  den  eben 
gedachten  beiden  Oesetzgebungen  besteht  der  Unterschied,  dass  wegen  der  den  kirch- 
lichen Behörden  fehlenden  Leitungsbefugniss  die  Aufsicht  derselben  lediglich  eine 
Mitanfsieht,  welche  neben  der  allgemeinen  auch  über  den  Religionsunterricht  zu  üben- 


ligtonsunteiricht  h&t  der  betreffende  GeisUiclie 
sicli  das  als  Anhalt  dienen  za  lassen ,  was  Im 
j|.  29  Abs.  3  des  Gesetzes  den  Ortsscbalinspekto- 
ren  Torgeschrleben  ist  (d.  b.  „von  dem  Zustande 
der  Schule"  —  also  hier  des  Religionsuiitenicbts 
—  qdurch  öfteren  Besuch  der  Klassen  Kenntniss  zu 
nehmen,  sich  mit  dem  Lehrer  im  Einvernehmen 
zu  erhalten  und  denselben  auf  etwa  vorgefundene 
Mingel  aufmerksam  zu  machen,  während  des  Un- 
terrichts sich  jedoch  und  vor  den  Schülern  jeder 
tadelnden  Bemerkung  über  den  Lehrer  zu  enthal- 
ten''). Von  der  ihm  zustehenden  Befugniss,  dem 
Religionsunterrichte  beizuwohnen,   wird  er  so 
oft,  ala  Ihm  im  Interesse  des  letzteren  zu  liegen 
seheint,  Gebrauch  macheu.    Ueber  etwaige  Aus- 
stellungen wird  er  sich  dem  Lehrer  gegenüber 
äussern  oder  sie  nach  Umständen  im  ächulvor- 
stande,    l>eziehentlich    bei  dem  Bezirksschul- 
Inspektor  zur  Sprache  bringen.    Der  Schulvor- 
stiad,   beziehentlich  der  Bezirksschulinspektor 
haben  die  bei  ihnen  angebrachten  Wünsche  oder 
Beschwerden  des  beaufsichtigenden  Geistlichen 
in  sorgfaltige  Erw&gung  zu  ziehen  und  dem  letz- 
teren ihre  EntSchliessung  darauf  zu  eröffnen,  da- 
mit derselbe,    sofern  eine  Verständigung  nicht 
zu  erzielen  sein  sollte,   seine  vorgesetzte  Be- 
hörde^um  Yermittelung  angehen  kann^'. 

Was  das  katholische  Lehrerseminar  in 
Bautzen  betrifft,  so  übt  hier  das  kathoUsche  dom- 
stiftüche  Konsistorium  die  nächste  Aufsicht  aus, 
ees.  V.  22.  August  1876.  $.  67.  v.  Seydewitz, 
Oodex  etc.  Supplement  8.  472,  hat  diese  also 
auch  über  den  Religionsunterricht  zu  führen. 

i  Yolkssehulgesetz  v.  16.  Juni  1874.  Art.  68 
Abs.  4 :  „Die  UeberwachuDg  des  Religionsunter- 
richts steht,  neben  dem  Schulvorstande  und  den 
oberen  Sehulbehorden ,  auch  den  im  Schulvor- 
itande  oder  mit  (Hnehmigung  unseres  Ministe- 
riums des  Innern  hiermit  besonders  beauftragten 
(Geistlichen  als  solchen  und  beziehungsweise  den 
oberen  kirchlichen  Behörden  zu.  Bei  Ausübung 
dieses  Aafsiehtsrechts,  sowie  bei  Ertheilung  von 
Rettgionsunterrieht  in  den  Schulen  durch  die 
Qeistilchan  müssen  die  hinsichtlich  des  Yolks- 
schulwesens  bestehenden  oder  noch  erlassen  wer- 
denden Gesetze ,  Verordnungen  und  Reglements 
sorgfältig  beachtet,  auch  ebenso  der  Konflrman- 
dennntenicht  der  Regel  nach  nicht  während  der 
fOr  die  betr.  Schulen  festgesetzten  Unterrichts- 
zeit —  von  dem  Religionsunterricht  abgesehen  — 
abgehalten  werden^;  Hin.-Ausfühxungs-ErL  v. 
14.  September  1876 ,  Aroh.  f.  k.  K.  R.  36,  292 : 
;,!.  Zur  Ausübung  des  den  Gelsüiehen  als  sol- 

Hiaachins,  Kirchenrecht  lY. 


eben  und  beziehungsw.  den  oberen  kirchlichen 
Behörden  durch  das  Gesetz  zugewiesenen  Beauf- 
sichtigungsrechts über  den  Religionsunterricht 
in  den  Volksschulen  sind  befugt:  i)  der  im  be- 
treffenden iSchulvorstande  betin dllche  Geistliche 
oder  der  mit  unserer  Genehmigung  hiermit  be- 
sonders beauftragte  Geistliche,  2j  die  betreffenden 
oberen  (und  obersten)  kirchlichen Behördeo.  An- 
dere Geistliche  als  die  oben  genannten  können  eine 
Ueberwachuug  des  Religionsunterrichts  in  Volks- 
schulen nicht  in  Anspruch  nehmen  oder  ausüben. 
II.  lit  Ausübung  des  unter  I  bemerkten  Mitauf- 
sichtsrechts  über  den  Religionsunterricht  in  den 
Volksschulen  kann  der  im  betreffenden  Schul- 
vorstande befindliche  oder  mit  unserer  Genehmi- 
gung betraute  Geistliche,  sowie  die  betreffende 
obere  (oberste)  kirchliche  Behörde  ohne  vorherige 
Anfrage  oder  Mittheiiung  bei  der  Schulbehörde 
wahrend  der  im  genehmigten  Stundenplan  für 
den  Religionsunterricht  vorgesehenen  Stunden 
die  Schule  besuchen  und  sich  durch  Beiwohnung 
bei  dem  Religionsunterricht,  Prüfung  der  Kin- 
der, von  dem  Stande  des  Religionsunterrichts 
verlässigen.  —  Wünscht  die  betreffende  obere 
(oberste)  kirchliche  Behörde  eine  Prüfung  einer 
Schule  oder  iSchulklasse  hinsichtlich  des  Reli- 
gionsunterrichts ausserhalb  der  für  den  Reli- 
gionsunterricht im  genehmigten  Stundenplan 
voigesehenen  Zeit  vorzunehmen,  so  hat  sich  die- 
selbe wegen  Anberaumung  dieser  Prüfung  mit 
der  betreffenden  Kreisschulkommission  in  Be- 
nehmen zu  setzen ,  und  haben  die  Kreisschul- 
kommissionen begründeten  desfalsigen  Wün- 
schen der  oberen  Behörden  zu  entsprechen.'' 

'  Die  entgegengesetzte  Angabe  von  Löning, 
Yerwaltnngsrecht  S.  7ö2.  763,  welcher  die 
sächsische  und  hessische  Gesetzgebung 
als  der  bairischen  und  württembergi- 
schen völlig  gleichartig  behandelt,  ist,  wie  die 
in  den  Anmerkungen  mitgetheilten  gesetzlichen 
Bestimmungen  ergeben,  unrichtig. 

a  Vgl.  dt.  Sachs.  Ges.  v.  1873.  S-  12,  hess. 
Ges.  V.  1874.  Art  4.  Abs.  4:  „Bei  dem  Unter- 
richt in  der  Religion  sind  die  Kinder  stets  kon- 
fessionell getrennt,  und  wird  dieser  Unterricht, 
soweit  derselbe  nicht  nach  getroffener  Verein- 
barung zwischen  den  oberen  Kirchen-  und  Schul- 
behörden von  dem  betr.  Geistlichen  oder  einem 
besonderen  Religionslehrer  übernommen  ist,  von 
dem  oder  den  Lehrern  d  er  betr.  Konfession  ertheilt " 

*  S.  hess.  Ges.  Art.  4.  Abs.  4;  Maiazer  Or- 
dinär. Erl.  V.  1875,  Aroh.  f.  k.  K.  R.  35,  290; 
Min.  Ausf.  Erl.  ▼.  1875  No.  IV  a.  a.  0.  S.  293. 

39 


610 


L  Die  Hierarchie  und  die  Leitung  der  Kirche  durch  dieselbe. 


[§.  238. 


den  Aufsicht  der  staatUchen  Schulbehörden  konknrrirt  ^  sein  kann^  ferner  dass  die 
massgebende  Bestimmnng  über  den  Religionsonterricht  (Lehrplan,  Zahl  der  Stunden, 
Religionsbttcher  u.  s.  w.)  in  der  Hand  der  eben  gedachten  Organe  ruht,  sofern  nicht 
gesetzlich  dabei  ein  vorgängiges  Benehmen  mit  der  kirchlichen  Behörde  —  und  ^es 
ist  in  Sachsen  bei  allen  Entsohliessnngen  Aber  alle  Angelegenheiten  des  Beligions- 
Unterrichts 2,  inHessen^  bezflglich  des  Lehrplanes  und  der  generellen  Anordnungen 
fflr  den  Keligionsunterricht  der  Fall  —  angeordnet,  oder  femer  wie  in  Hessen  die 
Auswahl  und  die  Einfflhrung  der  Religionslehrbflcher  der  kirchlichen  Behörde,  frei- 
lich unter  Wahrung  des  Einspruchsrechtes  des  Ministeriums  des  Innern^,  flberlassen 
ist.  Endlich  ergiebt  sich  der  weitere  Unterschied,  dass  die  kirchlichen  Anftichta- 
behörden,  selbst  bei  wahrgenommenen  Mängeln  und  Missständen,  keine  den  Religions- 
unterricht betreffenden  Anordnungen  oder  Verfügungen  an  die  Lehrer  oder  Schul- 
behörden zu  erlassen  berechtigt  sind,  sich  vielmehr  unter  Mittheilung  ihrer  Wahr- 
nehmungen mit  den  fflr  erforderlich  erachteten  Anträgen  an  die  staatlichen  Schulbehörden 
wenden  müssen,  damit  diese  nach  stattgehabter  Prüfung  die  geeigneten  Massnahmen 
ergreifen^. 


1  Ertheilt  der  Ortsgeistlicbe  den  Religlons- 
unterricht,  so  ist  ei  dabei  ebenfalls  dieser  Anf- 
Bicbt  und  den  geltenden  Yorscbriften  unteiwoF' 
fen,  Tgl.  für  Hessen  den  ciu  Min.-AuBf.-£rl. 

y.  1876.  No.  IV :   „Die  ....  von  dem  betr. 

Geistliclien  zn  übemebmenden  Beligionsstunden 
müssen  Yon  demselben  pünktlich  gebalten  und 
müssen  bierbei  die  Bestimmungen  des  nach  Be- 
nehmen mit  den  betr.  obersten  kircblicben  Be- 
hörden Yon  uns  erlassenen  Lebrplans  für  den 
betr.  Religionsunterricht  in  den  Volksschulen 
genau  beachtet  werden.  Ohne  Genehmigung 
der  betr.  Kreisschulkommission  ist  der  betr. 
Geistliche  nicht  befugt ,  sich  in  Ertheilung  der 
Religionsstunden  durch  einen  andern  Geistlichen 
vertreten  zu  lassen.  V.  In  Ausfluss  der  allge- 
meinen staatlichen  Sohulauf sieht ...  steht  selbst- 
Yerständlich  auch  den  staatlichen  Schulbehörden 
das  Recht  zu  ...  von  dem  von  dem  Geistlichen  er- 
theilt  weidenden  Religionsunterricht  Kenntniss 
zu  nehmen  und  zu  diesem  Behufe  diesem  Unter- 
richt beizuwohnen.  Nur  haben  sich  die  Kreis- 
Bchulkommissionen ...  einer  Einwirkung  auf  den 
sachlichen  Inhalt  des  ....  Religionsunterrichts 
zu  enthalten  und  ihr  Augenmerk  darauf  zu  rich- 
ten, dass  der  Unterricht  pünktlich  zur  festge- 
setzten Zeit  nach  Massgabe  des  Yorgeschrlebenen 
Lehrplanes  ertheilt  wird  und  dass  der  ....  Reli- 
gionsunterricht nichts  enthält,  was  den  bürgor- 
lichen  und  staatsbürgerlichen  Pflichten  zuwider- 
läuft. Findet  eine  Kreisschulkonunission  .... 
Anstände  und  lassen  sich  diese  Anstände  nicht 
kurzer  Hand  durch  Benehmen  der  Kreisschul- 
kommission  mit  dem  betr.  Geistlichen  beseitigen 
oder  sind  die  Anstände  erheblicherer  Art,  so  hat 
sich  —  falls  nicht  nach  Lage  der  Sache  eine  so- 
fortige Berichterstattung  an  die  Ministerialab- 
theilung  für  Schulangelegenheiton  geboten  er- 
scheint —  die  betr.  Kreissohulkommlssion  mit 
der  betr.  oberen  kirchlichen  Behörde  In  Beneh- 
men zu  setzen  . . .  Lässt  sich  ein  EluYernehmen 
nicht  erzielen ,  so  ist  Yon  der  betr.  Kielsschul- 


kommission  an  die  Minist  AbtheUung  f.  Seh. 
A.  Vorlage  zu  machen." 

s  Git  Ges.  $.  37  a.  Schi.:  ^ei  EntsohlieMun- 
gen  über  alle  Angelegenheiten  bezüglich  des 
Religionsuntenichts  oder  über  kirebendienstUche 
Verrichtungen  und  Bezüge  hat  sich  die  oberste 
Schulbehörde  mit  der  kirchlichen  Oberbehoide 
der  betr.  Konfession  in  Vernehmung  zu  setzen. 
Auch  kann  die  letztere  auf  Grund  ihrer  Wahr- 
nehmungen über  den  Zustand  der  religiöaen 
Jugendbildung  Anträge  an  das  Unterrichtsmini- 
sterium stellen.*^  Vgl.  auch  den  nach  Vonehr 
mung  mit  dem  apostolischen  Vicariate  festge- 
stellten Lehrplan  für  den  Unterricht  in  der  Re- 
ligions-  u.  Sittenlehre  für  die  sächsisohea 
Volksschulen  y.  1876,  y.  Seydewitza.  a.  0. 
S.  475. 

8  Cit.  hess.  Ges.  Art.  12.  Abs.  3:  „TPen  aH- 
gemeinen  Unterrichtsplani  in  welchem  die  Lehr- 
stoffe und  die  auf  jeden  Unterrichtszweig  zn  Yer- 
wendende  Zeit  näher  zu  bezeichnen  ist,  stellt 
Unser  Ministerium  des  Innern  auf.  BazügüA 
des  Lehrplanes  und  der  übrigen  generellen  An- 
ordnungen für  den  in  der  Schule  zn  erlheUendea 
Religionsunterricht  wird  dasselbe  sich  zuYor  mit 
den  betr.  oberen  kirchlichen  Behörden  in  Be- 
nehmen setzen.  **  S.  den  Lehrplan  für  den  katho- 
lischen Religionsunterricht  im  cit.  Axch.  35, 287. 

«  A.  a.  0.  Art.  13.  Abs.  2:  „Die  Beetlmmmig 
der  für  den  Religionsunlerridht  zu  wählenden 
Lehrbücher  gehört  unter  Aufsicht  Unseres  Mini- 
steriums des  Innern,  gegen  dessen  Einsprache 
die  betr.  Bücher  In  den  Schulen  nicht  gehrsneht 
und  eingeführt  werden  dürfen,  zum  Bessort  der 
kirchlichen  Behörden.^ 

&  Vgl.  für  Sachsen  o.  Anm.  2  und  S.  608. 
n.  6;  cit.  hess.  Min.-Ansf.-£rl.  y.  1875.111: 
Findet  der  betr.  Geistliche  oder  die  betr.  obere 
kirchliche  Behörde  in  Ausübung  ihres  MiUuf- 
sichtsreohts ....  hinsichtlich  der  Srthellnng dieses 
Unterrichts  in  einer  Schule  oder  Schnlklsss«  einer 
Gemeinde  Anstände  und  lassen  sieh  diese  An- 
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Anaser  Oldenbarg^  miiBs  endlich  auch  PrensBen  in  dieselbe  Gruppe,  wie 
Sachsen  und  Hessen  eingereiht  werden.  Die  preossische  Yerwaltnngsarknnde 
bestunmt  awar:  „Den  religiösen  Unterricht  in  der  Volksschule  leiten  die  betreiSenden 
Beligionsgesellschaften  "  ^.  Aber  nichtsdestoweniger  stehen  den  katholischenEirchen* 
behdrden  nicht  die  oben  S.  606  gedachten  Rechte  zu,  denn  die  betreffende  Vorschrift 
der  Verfassnngsnrkunde  ist  suspendirt  und  enthält  nicht  geltendes  Recht  ^  vielmehr 
and  die  frftheiren  gesetzlichen  Bestimmungen  bestehen  geblieben^.  Eine  Leitung  in 
dem  0.  B.  606. 607  gedachten  Sinne  haben  diese  letzteren  der  Kirche  als  solcher  nicht 
eiDgerftumt^y  vielmehr  hatten  die  katholischen  Pfarrer  und  Dekane  blos  in  dieser 
ihrer  Eigenschaft  die  Lokal-  und  Ereis-Schulinspektion  zu  führen®,  und  die  ersteren 
thoilweise  auch  den  Religionsunterricht  zu  ertheUen^.  Die  erst  erwähnten  Funktionen 
werden  aber  seit  dem  Gesetze  v.  1 1.  März  1872  ^  von  ihnen  blos  als  staatliche  kraft 
Staatsauftrages  versehen,  und  auch  bei  der  Ertheilung  des  Religionsunterrichts  han- 
delten die  Pfarrer,  da  ein  Theil  des  durch  den  Staat  schulplanmäasig  festgesetzten 
Unterrichts  in  Frage  stand,  nicht  kraft  kirchlichen,  sondern  staatlichen  Auftrags. 

Unter  diesen  Umständen  hatte  die  Verwaltung  selbst  nach  Erlass  der  Verf.  Urk. 
nieht  einmal  das  Recht,  der  Kirche  und  den  kirchlichen  Organen  die  massgebende 
Leitung  des  Religionsunterrichts  zu  flberlassen^,  denn  damit  würde  sie  die  ihr 


•ttnde  lüeht  kuner  Hand  im  EinTemehmen  mit 
4em  l»etr.  Lehrer  oder  Sohulvorstuide  erledigen 
oder  sind  die  Anstände  erheblicherer  Art  oder 
Verden  beeondeie  Anordnungen  gewünscht,  dann 
hat  lieh  die  betr.  obere  kiiehliche  Behörde  mit 
der  betr.  KreiMoholkommission  in  Benehmen  zu 
«etien  oder  iet  sich  nach  Lage  der  Sache  von  der 
hetr.  obenten  kirchlichen  Behörde  an  die  Mi- 
niftterlalabthellang  f.  Seh.  A.  zn  wenden.  Dies 
gut  inabesondere  auch,  wenn  die  dienstliche 
Wirksamkeit  des  betr.  Lehrers  als  Beligionslehrer 
n  Klagen  Anlass  giebt  und  Vorstellungen  nicht 
nm  Ziele  führen,  indem  dem  betr.  (östlichen 
lud  beziehungsweise  den  oberen  (obeisten) 
kirchlichen  Behörden  ein  Recht  der  Verweiser- 
theUungy  überhaupt  eine  Strafbefugniss  gegen 
den  Lehrer  als  Religionslehrer  nicht  zusteht" 

>  Die  rev.  Verf.  Urk.  ▼.  22.  November  1852. 
S*  B2.  ^  7  bestimmt  nur:  „Die  nothwendige 
Verbindung  zwischen  Kirche  und  Schule  wird 
unter  Berücksichtigung  der  konfessionellen  Yer- 
kiltnisse  durch  das  Gesetz  geregelt."  Das  auf 
Grund  derselben  erlassene  Unterrichtsgesetz  v. 
3.  Apiil  1865 ,  All.  K.  Bl.  f.  d.  ev.  Deutsuhl. 
1865.  S.  464  gewährt  1)  jedem  Pfarrgeistlichen 
(Alt.  36.  $.  1)  „auch  wenn  er  nicht  Mitglied  des 
Schulvorstandes  Ist,  das  Recht,  s&mmtlicbe 
Schulen  seines  Pfarrsprengels  jeder  Zeit  zu  be- 
suchen, um  sich  von  dem  Zustande  der  Schule 
in  Bezug  auf  religlös-koniiMsionelle  Bildung  der 
Jugend  fortwihrend  in  Kenntniss  zu  erhalten", 
2)  den  die  Kiiebenvisltationen  vornehmenden 
ktiehlichen  Behörden  das  Recht,  dabei  auch  die 
Schulen  zu  vlsitiren  (Art.  3.  Nr.  7.  Abs.  2:  ^.Die 
KSrehenvlsltationen  erstrecken  sich  auf  die 
Schulen  nur  in  Beziehung  auf  die  religiös-kon- 
fessionelle Bildung  der  Jugend.  Die  oberen 
Kirohenbehörden  werden  die  Ergebnisse  solcher 
YisitationeA,  soweit  sie  die  Schulen  betreffen, 
den    Obersehulkollegien    mittheilen'O   endlich 


S)  der  oberen  Kirchenbehörde  (Art  6)  das  Recht, 
dass  „die  Einführung  neuer  dem  Religionsunter- 
richt zum  Grunde  zu  legender  Lehrbücher  bei 
den  öffentlichen  Schulen"  durch  das  katholische 
ObersohulkoUegium  (s.  o.  S.  698  n.  10)  ihrer 
„vorgehenden  Zustimmung"  bedarf,  also  keine 
entscheidenden  Leitungs-,  sondern  nur  Aufsichts- 
und Ueberwachungsreehte.  Allerdings  h&lt  Art 
69.  $.  1  die  dnrch  das  Gesetz  nicht  geänderten, 
das  katholische  Schulwesen  betreffenden  Anord- 
nungen aufrecht,  aber  gerade  soweit  der  %.  34 
des  Normativs  v.  6.  April  lö31,  Müller,  Lexi- 
kon des  K.  R.  2.  Aufl.  5,  421,  dem  Offlzial  um- 
fassendere Rechte  zuweist,  sind  diese  durch  die 
Vorschriften  des  angeführten  Gesetzes  beseitigt. 

8  Verf.  Urk.  v.  31 .  Januar  1860.  Art.  24.  Abs.  3. 

^  A.  a.  0.  Art.  112:  ffiis  zum  Erlass  des  im 
Art.  26  vorgesehenen  Gesetzes  bewendet  es  hin- 
sichtlieh des  Schul-  und  Unterrichtswesens  bei 
den  jetzt  geltenden  Bestimmungen*'. 

*  S.  0.  S.  690  n.  1  V.  S.  689. 

6  Wenn  $.  8  d.  Dienstinstruktion  f.  d.  Pro- 
vinzial-Konsistorien  v.  23.  Oktober  1817  den 
Bischöfen  ,41^ren  Elnfluss,  soweit  er  verfassungs- 
und  gesetzmässig  ist,  auf  den  Religionsunter- 
richt in  den  öffentlichen  Schulen''  vorbehält,  so 
untersteht  dieser  Einflnss  nach  $.  6.  8.  a.  a.  0. 
ebenfalls  der  Staatsaufsicht  (vgl.  auch  Instruktion 
für  die  Regierungen  v.  23.  Oktober  1817.  S.  18), 
und  von  einer  Einräumung  selbstständiger  Lei- 
tungsrechte ist  darin  nicht  die  Rede. 

•  0.  S.  699. 

'  S.  z.  B.  A.  L.  R.  n.  12.   S-  ^ö. 

^  S.  0.  S.  601 ;  wie  schon  nach  dem  früheren 
Recht,  s.  Entsch .  d.  0.  Tr.  v.  1863  in  Ztsch.  f. 
K.  R.  6,  465. 

»Yering,  K.R.,  2.  Aufl.  S.  179,  behandelt 
allerdings  ohne  jede  Rücksicht  auf  Art.  112  den 
Art.  24  der  Y.  U.  als  geltendes  Recht. 

39» 
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gesetzlich  zugewiesene,  entscheidende  Bestimmung,  welche  die  Staatsbehörden  kraft 
ihres  sich  anf  den  Religpionsunterricht  mit  beziehenden  obersten  Leitongs-  und  Anf- 
sichtsrechtes  zu  flben  haben,  im  Widerspruch  mit  dem  bestehenden  Recht  aus  der 
Hand  gegeben  haben.  Es  war  daher  dem  geltenden  Recht  vollkommen  entsprechend, 
wenn  die  Verwaltung  bei  dem  Mangel  spezieller  gesetzlicher  Vorschriften  seit  dem 
Jahre  1876  nachstehende  Grundsätze  zur  Durchführung  gebracht  hat^ 

Die  Ertheilnng  des  schulplanmässigen  Religionsunterrichts  liegt  in  erster  Linie 
den  Yorschriftsmässig  qualifizirten  Lehrern  unter  Auftiicht  des  Staates  ob,  es  kann  aber 
auch,  falls  keine  Bedenken  entgegenstehen,  der  Ortspfarrer  ^  an  dem  gedachten  Unter- 
richt betheiligt  werden  ^. 

Keinem  Geistlichen  als  solchem  kommt  ein  Recht  der  Leitung^  des  Religions- 
unterrichts zu  ^,  vielmehr  hat  der  gesetzlich  bestellte  Ortspfarrer  oder  ein  anderer 
seitens  der  kirchlichen  Behörde  bezeichneter  und  staatlich  anerkannter  Geistlieh^, 
aber  nur  bei  gleichzeitigem  Fortbestehen  der  Aufeicht  der  staatlichen '  Organe,  die 
Mitaufsicht  Aber  den  Religionsunterricht  auszuflben  ®. 


1  Erl.  d.  Kult.  Min.  t.  18.  Februar  1876, 
Schneider  u.  v.  Bremen  1,  109,  Arch.  f.  k. 
K.  li.  36,  464.  Einzelne  anf  Grund  desselben 
erlassene  Regierungs-Instrnktionen  1.  Arch.  36, 
447  u.  Schneider  u.  ▼.  Bremen  1,  110,  111. 

2  Clt.  Erl.  No.  1  u.  2. 

3  A.  a.  0.  No.  3 :  ;,Wo  es  bisber  üblich  war, 
den  sohulplanmässigen  Keligionsnnterrioht  zwi- 
schen dem  angestellten  Lehrer  und  dem  Pfarrer 
oder  dessen  ordentlichem  Vertreter  (Vikar,  Kap- 
lan) dergestalt  zu  theilen,  dass  ersterer  die  bib- 
lische Geschichte,  letzterer  den  Katechismus 
übernimmt,  kann  es  unter  der  Voraussetzung 
auch  fernerhin  dabei  bewenden ,  dass  der  Geist- 
liehe  in  Bezug  auf  seine  Stellung  zum  Staat  der 
Scbul-AufsichtsbehÖrde  kein  Bedenken  erregt 
und  allen  ressortsmassigen  Anforderungen  der- 
selben, insbesondere  hinsichtlich  der  Lehrbücher, 
der  Vertheilung  des  Unterrichtsstoffes  auf  die 
einzelnen  Klassen ,  der  Sohulzucht  und  pünkt- 
lichen Innehaltung  der  Lehrstunden  pllicht- 
mässig  entspricht.  Demgemäss  sind  Geistliche, 
welchen  wegen  Nichterfüllung  einer  dieser  Vor- 
aussetzungen die  Kreis-  oder  Lokal-Schulin- 
f  pektion  hat  entzogen  oder  welche  von  der  Lei- 
tung des  schulplanmässigen  Religionsunterrichts 
haben  ausgeschlossen  werden  müssen,  selbst- 
redend auch  von  der  ErtheUung  des  letzteren 
auszuschliessen. " 

^  Ueber  diesen  Begriff  der  Leitung  s.  u.  Anm.  6. 

5  Oit.  Erl.  No.  7:  .„Anlangend  die  Leitung 
des  Religionsunterrichts,  so  ist  von  mir  wieder- 
holt darauf  hingewiesen  worden,  dass  dieselbe 
nach  Art.  24  der  Verf.  Urk.  den  Religionsgesell- 
schaften zustehen  soll,  dass  jedoch  einerseits 
dieser  Art.  wohl  der  näheren  Bestimmung  seines 
Inhalts  durch  das  ....  zu  erlassende  Unter- 
rinhtsgesetz  bedarf,  dass  indess  andererseits  nichts 
im  Wege  steht ,  die  darin  enthaltene  allgemeine 
Norm  insoweit  zur  Anwendung  zu  bringen,  wie 
dies  die  bestehenden  Gesetze  und  die  &taatliohen 
Interessen  gestatten.  —  Danach  hat  kein  ein- 
zelner Geistlicher  ohne  Weiteres  ein  Recht, 
diese  Leitung  zu  beanspruchen ,  es  ist  jedoch  in 


der  Regel  oder  so  lange  die  kirchlichen  Oberen 
ein  anderes  Organ  daxn  nicht  bestimmen,  der 
gesetzlich  bestellte  Ortspfarrer  als  das  zur  Lei- 
tung des  Religionsunterrichts  berufene  Organ  zu 
betrachten.     Sowohl  der  Ortspfaner,  als  aveh 
der  sonst  von  den  kirchlichen  Oberen  znr  Leitung 
des  Religionsunterrichts    bestimmte   Geistlidie 
darf  aber  dieselbe  nur  ausüben,  so  lange  er  durch 
sein  Verhalten  nicht  diejenigen  Zwecke  gefahr^ 
det,   welche  der  Staat  mit  der  Erziehung  der 
Jugend    durch    die    Volksschule  Terfolgt.^  < — 
No.  8:    „Tritt  ein  solcher  Fall  ein,  so  hat  die 
staatliche  Aufsichtsbehörde  dem  Geistliehen  zu 
eröfllien ,    dass  er  zur  Leitung  des  Religions- 
unterrichts nicht  femer  zugelassen  werden  kann. 
Der  Beschluss  ist  gleichzeitig  zur  Kenntniss  der 
kirchlichen  Oberen   mit  dem  Anheimgeben  zu 
bringen,  der  staatlichen  Aufsichtsbehörde  einen 
andern  Delegirten  zu  bezeichnen.     Findet  die 
staatliche    Aufsichtsbehörde    gegen     denselbea 
nichts  zu  erinnern ,  so  Ist  derselbe  zur  Leitung 
des  Religionsunterrichts  zuzulassen.'' 

6  A.  a.  0.  No.  9:  „Der  als  Organ  der  bett. 
Rellgionsgesellschaft  anerkannte  Pfarrer  oder 
sonstige  Geistliche  ist  berechtigt,  dem  sehnlplm* 
massigen  Religionsanterrioht  in  den  dafür  fest- 
gesetzten Stunden  beizuwohnen,  durch  Frages 
und  soweit  erforderlich,  stellenweises  Eingreifen 
in  den  Unterricht  sich  daTon  zn  überzeugen,  ob 
dieser  von  dem  Lehrer  ToUstandig  und  sachge 
mäss  ertheilt  wird ,  und  welche  Fortschritte  die 
Schüler  darin  gemacht  haben,  femer  den  Lehier 
(jedoch  nicht  in  Gegenwart  der  Kinder)  sachliek 
zu  berichtigen,  Wünsche  oder  Beschwerden  in  Be- 
zug auf  den  Religionsunterricht  der  staatliebeo 
Aufsichtsbehörde  Yorzu tragen  und  endlich  bei 
der  Entlassungsprüfung,  wo  eine  solche  sttti- 
findet,  nach  vorherigem  Examen  die  Gensnr  in 
der  Religion  festzustellen."  —  No.  10:  „Dnni 
die  zu  9  bezeichneten  Befugnisse  wird  niehti 
geändert  in  dem  Recht  der  Aufsicht,  welches  der 
Staat  durch  seine  Organe  .  .  .  über  den  gesantm- 
ten  Unterricht  jeder  Schale  und  damit  auch  aber 
den    katholischen    Religionsuaterricht    in   der 
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Endlich  ist  auch  den  kirchlichen  Behörden  von  der  Unterrichtsverwaltnng  ein 
Recht  der  gutachtlichen  Aenssening  ])ei  der  Einführung  dar  dem  Religionsunterricht 
zu  Gninde  zu  legenden  Lebr-  und  Lernbücher  zugestanden  worden  S  andererseits 
hat  sich  aber  dieselbe  die  massgebende  Entscheidung  darüber  vorbehalten,  ob  ein  von 
den  kirchlichen  Behörden  für  geeignet  erklärtes,  derartiges  Buch  vom  staatlichen 
Standpunkt  aus,  insbesondere  in  pädagogischer  und  didaktischer  Beziehung  unbrauch- 
bar erscheint,  und  sich  das  Recht  gewahrt,  die  EinführuDg  ungeeigneter  Bücher  ab- 
zulehnen oder  etwa  schon  im  Gebrauche  befindliche  zu  beseitigen^. 

Trotz  mannichfacher,  katholischerseits  gemachter  Versuche,  in  der  eben  ge- 
schilderten Praxis  eine  Aenderung  herbeizuführen  ^,  ist  dieselbe  bisher  von  der  Central- 
Verwaltung  konsequent  aufrecht  erhalten  worden^. 

VII.  Die  Lehrer  an  den  Volksschulen.  1.  Die  Lehrer  überhaupt. 
A.  Im  Allgemeinen  (Eonfession  der  Lehrer).  Die  Anschauung  der  katho- 
lischen Earehe,  dass  sie  zur  maasgebenden  Leitung  des  Volksschulwesens  berechtigt 
sei,  bedingt  die  Eonsequenz,  dass  ihr  auch  die  entscheidende  Bestimmung  über  die 
Ausbildongy  die  Befähigung,  die  Prüfung  und  wenn  nicht  über  die  Anstellung,  doch 
mindestens  über  die  Zulassung  der  Volksschullehrer  zu  ihren  Aemtern  oder  zur  Er- 
theilung  des  Unterrichts  zukommt^.  Insbesondere  muss  sie  von  ihrem  Standpunkt 
aas  fordern,  dass  nur  Eatholiken  die  Aemter  oder  Funktionen  eines  Volksschullehrers 
Tersehen  dürfen,  da  sie  sich  für  die  allein  berechtigte  Eirche  hält,  und  ein  nicht 


Yolkflsefanle  zu  üben  hat.  Diese  Organe  haben 
somit  auch  das  Recht,  dem  gedachten  Unterricht 
beizuwohnen.  Sie  haben  darauf  zu  achten,  daas 
er  zu  den  im  Lebrplan  festgesetzten  Stunden 
nnd  nach  Mastgabe  der  allgemeinen,  Ton  der 
Sebul-Aufsiohtsbehöide  erlassenen  Bestimmun- 
gen ertbeilt  werde.  Eine  Einwirkung  auf  den 
saehlicben  Inhalt  der  Beligionslehre  steht  aber 
der  staatlichen  Schul-Aufslchtsbehörde  nur  in- 
soweit zu,  als  die  Religionslehre  nichts  enthal- 
ten darf,  was  den  bürgerlichen  und  staatsbürger- 
liehen Pflichten  zuwider  läuft  (Art.  12  der  Verf. 
ürk.  V.  1850  u.  SS- 13.  14.  II.  11.  A.  L.  B.).« 

Der  Schul  gottesdienst  unterliegt  ebenfalls  der 
staatlichen  Bestimmung  und  Aufsicht ,  daher 
dürfen  die  Beligionslehrer  während  desselben 
nicht  ohne  Genehmigung  des  SchuWorstehers 
bei  demselben  Erlasse  der  kirchlichen  Behörden 
Torkünden,  Areh.  f.  k.  K.  B.  29,  483;  30,  808, 
n.  36,  472. 

Wenn  No.  7  des  cit.  Erl.  (s.  S.  612.  n.  5)  von 
eiaer  Leitung  des  Beligionsunterrichts  durch 
den  Geistliehen  spricht,  so  ist  damit  nicht  die 
Allgemein  massgebende  Bestimmung  Ober  die  Art 
desselben  und  die  Ertheilung  in  allen  katholi- 
schen Schulen  (a.  o.  S.  607),  sondern  blos,  wie 
No.  9  a.  a.  0.  zeigt,  eine  Ueberwachung  des  Be- 
ligionslehrers  und  das  Becht  zu  Direktiyen, 
welche  sich  aber  nicht  als  bindende  Anweisun- 
gen einer  Torgesetzten  Behörde  darstellen,  also 
wesentlich  Ueberwachung  und  Aufsicht  gemeint. 

»  Clrk.  V.  V.  27.  Februar  1873  u.  v.  12.  Okto- 
berl881,  Schneidern.  v.Bremen  1. 17. 129, 
nach  welchen  die  von  den  Schulbehörden  herbel- 
zuffihrende  Verständigung  mit  den  kirchlichen 
Behörden  Yor  der  Einholung  der  dem  Minister 
Torbehaltenen  Genehmigung  herbeizuführen  ist. 


Schon  1867  ist  vom  Kultusminister  bestimmt, 
dass  kein  anderer  Katechismus,  als  der  vom 
Pfarrer  beim  Katechumeneu-Unterricht  ge- 
brauchte, eingeführt  werden  soll,  a.a.O.  1,  129, 
s.  aber  o.  1.  Text  zu  Anm.  2  und  Arch.  f.  k.  K. 
B.  38,  326. 

2  Min.  Verf.  v.  24.  Februar  1876,  Schnei- 
der u.  V.  Bremen  1,  129. 

3  Vgl.  Arch.  f.  k.  K.  B.  36,  264.339;'38,  217. 
235.  339;  41,  259;  42,  374;  43,  114. 128. 134. 
144;  Schneider  u.  y.  Bremen  1,  113.  115 
und  die  Verhandlungen  des  Landtags  im  cit. 
Arch.  38,  245.  S.  auch  Denkschrift  des  bischöfl. 
Ordinariats  y.  Ermland  über  d.  gesetzmässige 
Stellung  d.  Kirche  z.  Volksschule  in  Preussen. 
Braunsberg  1877. 

*  S.«  d.  Min.  Verf.  i.  cit.  Arch.  38,  213.  224. 
239.240.243;  42,  381  u.  43,  156;  Schneider 
u.  V.  Bremen  1,  116. 118  flf.  125  ff.  üebrlgens 
hat  auch  das  0.  Tr.  wiederholt  die  Verfassungs- 
mässigkeit des  Erlasses  v.  18.  Februar  1876  an- 
erkannt, Entsch.  73, 406  u.  80, 377;  v.  B  r  e  m  e  n 
u.  Schneider  1,  121.  — 

In  die  vorstehend  im  Text  behandelte  Gruppe 
(Sachsen,  Hessen,  Oldenburg,  alte  und 
neue  preuss.  Provinzen)  gehört  endlich  auch 
Elsass-Lothringen,  da  hier  (s.  o.  S.  601 
n.  4)  die  Ortsgeistlichen  ebenfalls  die  Aufsicht 
über  den  Bellglonsunterricht  auszuüben  haben. 

5  S.  0.  S.  673.  574.  Wegen  der  Ansprüche 
in  Betreff  der  Volksschullehrerseminare 
vgl.  die  Denkschrift  des  balr.  Episkopats  o.  S. 
580  n.  6 ;  femer  das  Prager  Prov.  Konz.  v.  1860, 
coli.  con.  Lac.  5,  452,  nach  welchem  alle  zu  er- 
richtenden derartigen  Seminare  der  oberen  Lei- 
tung der  Bischöfe  unterstehen  sollen. 
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katholischer  Lehrer  nicht  befthigt  erscheint,  Ar  die  reU^Ose  Brriehnng  der  Kindw 
im  Sinne  der  katholischen  Kirche  zn  wirken.    « 

Die  modernen  Staaten  haben  diese  Ansprüche  in  Folge  der  den  verschiedenBii 
Konfessionen  gewährten  Oleiohberechtignng  nnd  der  Behandlung  des  ünterriclitB- 
wesens  als  einer  staatlichen  Angelegenheit  bei  der  Regelang  des  Volksschiilweienfl 
nicht  mehr  anerkannt.  Nur  insoweit  ist  den  Anforderungen  der  katholischen  Kirche 
Rechnung  getragen,  als  da,  wo  das  System  der  konfessionellen  Schulen  besteht  \  oder 
einzelne  Schalen  konfessionelle  sind^,  an  den  katholischen  Anstalten  dieser  Art 
nur  Katholiken  ^  mit  den  Lehrämtern  oder  mit  der  Ertheilung  von  Unterricht  betraut 
werden  dürfen^,  und  ebenso  an  den  katholischen  Lehrerseminarien  und  PräparandoH 
Anstalten  blos  Katholiken  ^  als  Direktoren  oder  Vorsteher  und  als  Lehrer  flag^reii 
können  ^.  Daraus  folgt  aber  zugleich,  dass  bei  einem  etwaigen  Religionswechsel  eines 
angestellten  oder  blos  provisorisch  verwendeten  Lehrers  derselbe  seines  Amtes  oder 
seiner  Funktion  zwar  nicht  überhaupt,  aber  doch  an  der  betreffenden  konfessiooeüen 
Anstalt  7  enthoben  werden  muss^. 

Bei  den  Simultanschulen  und  den  gemischten  SchuUehrerseminarien ist  prin- 
zipiell die  Zugehörigkeit  der  Lehrer  zu  einer  einzigen  bestimmten  Konfession  nicht 
bedingt,  es  genttgt  vielmehr,  dass  dieselben  einer  der  verschiedenen  Religionsparteien, 
fUr  welche  die  betreffenden  Anstalten  errichtet  sind  *,  angehören.  Wenn  denmaoh  die 
katholische  Kirche  aas  dem  Umstände,  dass  katholische  Kinder  diese  Art  Schulen 
besuchen,  kein  Recht  auf  Verwendung  katholischer  Lehrer  ^^  gegen  den  Staat  herldten 
kann,  so  ist  doch  ihren  Anforderungen  in  einzelnen  Staaten  insoweit  Rechnung  ge- 


*  S.  0.  S.  687. 

s  Well  konfesBlonelle  und  Simultonsehulen 
neben  einander  oder  auch  die  ersteren  neben  den 
letzteren  ausnabrnswelse  zugelassen  sind,  o.  S. 
588.589. 

3  Wegen  der  Altkatholiken  s.  o.  S.  594. 

^  Das  erwähnte  Prinzip  Ist  In  der  clt.  balr.Y. 
T.  29.  August  1873.  $.  12  ausdrücklich  anerkannt 
und  auch  das  angef.  württemb.  Volksschul- 
gesetz  ▼.  1836  Art.  47  hebt  es  ausdrücklich  als 
Erfordemlss  herror,  dass  der  Kandidat  ^nach  sei- 
nem Glaubensbekenntnlss  zu  der  zu  besetzenden 
Stelle  befähigt  sel.^  Die  übrigen  Gesetze  schwel- 
gen. Indessen  erglebt  sich  die  Nothwendlgkelt 
aus  dem  BegrifiP  der  Konfessionsschule  von  selbst 
und  wird  in  den  betreffenden  Ordnungen  thells 
dadurch  vorausgesetzt,  dass  bei  Schulen  mit  einem 
Lehrer  dieser  auch  den  Religionsunterricht,  sofeün 
der  Pfarrer  nicht  etwa  den  letzteren  übernimmt, 
zu  erthellen  hat,  o.  S.  588,  thdils  dadurch,  dass 
mehrfach  im  Interesse  der  Erhöhung  der  Lehrer- 
besoldungen auf  die  Vereinigung  der  Küster- 
oder Messner-Stellen  mit  den  Lehrer-Stellen 
hingewiesen  wird,  z.  B.  cit.  hannoT.  Ges.  t. 
1845.  S-  ^^>  ^^e^^'  oldenb.  Gesetz  t.  1855. 
Art.  65. 

s  Wegen  der  Altkatholiken  s.  o.  S.  596. 

0  Hier  muss  selbstverständlich  dasselbe  wie 
bei  den  konfessionellen  Volksschulen  gelten. 

7  Denn  es  tritt  nur  eine  relative  Unfähigkeit 
ein.  Ein  zur  evangelischen  Kirche  übergetre- 
tener Katholik,  welcher  die  Lehrerbefihlgung 
besitzt,  kann  sehr  wohl  an  einer  evangelischen 
oder  einer  Simultanschule  verwendet  werden. 


8  Well  damit  die  vfesentliehe  Vormussetxvng 
für  die  Lehrf ähigkelt  an  der  firagUehen  Anstalt  fort- 
gefallen Ist.  So  weit  ich  sehe,  berühren  die  eit. 
Sehulgesetze  diesen  Fall  nicht.  Die  Beibehal- 
tung dee  Lehrers  Ist  aber  mit  dem  Wesen  etoer 
Schule,  welche  konfessionell  sein  soll,  unver- 
einbar. Freilich  bleibt  eine  analoge  Anwendung 
der  Vorschriften  über  disoipllnarisohe  Entfer- 
nung auf  den  Religionsweehsel  ausgeschlosseo, 
denn  ein  solcher  bildet  bei  gesetzlieh  gewihr- 
leisteter  Religionsfreiheit  kein  DiseipUnarveir- 
gehen  (wie  es  allerdings  das  Fortamtlien  des 
Lehrers  unter  Versohvreigung  des  stattgehabten 
Debertritts  sein  würde),  wohl  aber  erschetneo 
die  etwa  bestehenden  Bestimmungen  Über  Ver- 
setzungen im  Interesse  des  Dienstes  auf  den 
flraglichen  Fall  anwendbar.  Da  es  sich  hier  nicht 
um  eine  Darstellung  des  Schulreehts  als  solchen 
handelt,  kann  des  Weiteren  nicht  auf  die  Frage 
eingegangen  werden. 

0  Darauf  kommt  es  an,  nicht  darauf,  dass  such 
Kinder  einzelner  anderer  Religionsgesellschaftan 
zugelassen  werden,  so  haben  z.  B.  in  Alt- 
preussen  Jüdische  Sohulamtskandldaten  kein 
Recht  auf  Anstellung  an  christlichen  Schulen, 
Min.  Reskr.  v.  13.  Juli  1867,  Schneidern. 
V.  Bremen  1,  604.  In  Nassau,  s.  Flrn- 
haber  a.  a.  0.  2,  12  u.  219,  und  in  Baiern, 
Englmann  S.  205.  Anm.  8,  gelten  dleSimol* 
tan  schulen  als  christliche  und  ist  daher  auch  liiar 
die  Zulassung  Jüdischer  Lehrer  ausgeschlossen. 

10  Abgesehen  von  der  Ertheilung  des  Bali- 
glonsunterriohtes. 


§.  238.] 
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tragen»  «Is  die  Lehrer  aueh  bei  den  Simnltanschnlen  katholischer  Konfession  sein 
mflsaen,  falls,  so  in  Baiern,  die  nach  dem  Durchschnitt  der  letzten  zehn  Jahre  zu 
berechnende  Mehrheit  der  schulpflichtigen  Kinder  ^  katholisch  ist,  oder,  so  in  B  a d en , 
falls  alle  ELinder,  oder  bei  Schulen  mit  nur  einem  Lehrer  die  Mehrheit  der  Kinder 
dem  katholischen  Glauben  angehören^,  oder,  so  in  Hessen,  falls  sich  in  der  Ge- 
meinde keine  verschiedenen  Konfessionsgemeinden  befinden',  oder  endlich,  so  in 
Nassau,  falls  in  dem  Schulbezirk  keine  gemischten  Konfessionen  bestehen^,  während 
in  Oesterreich  fftr  den  verantwortlichen  Schulleiter  (den  etwaigen  alleinigen  Leh- 
rer, bei  mehreren  Lehrern  den  Oberlehrer  oder  den  Direktor)  die  Zugehörigkeit  zur 
katholischen  Religion  erfordert  wird,  wenn  die  nach  dem  Durchschnitt  der  voraus- 
gegangenen fünf  Jahre  zu  berechnende  Mehrzahl  der  Schiller  rOmisch-katholisch  ist^. 
Was  endlich  die  s.  g.  religionslosen  oder  konfessionslosen  Schulen  be- 
trifit,  so  kann  es  sich  hier  vom  Standpunkt  der  katholischen  Kirche  allein  darum 
handeln,  ob  es  Geistlichen  oder  Mitgliedern  von  Orden  und  ordensähnlichen  Kongre- 
gationen und  katholischen  Lehrern  mit  Rücksicht  auf  ihre  kirchliche  oder  ihre  kon- 
fessionelle Stellung  gestattet  ist,  an  ihnen  Unterricht  zu  ertheilen<^.  Eine  allgemeine 
Entscheidung  dieser  Frage  hat  der  päpstliche  Stuhl  ebensowenig,  wie  über  die  Statt- 
haftigkeit des  Besuches  dieser  Schulen  selbst*^,  gegeben,  vielmehr  ist  es  den  Bischöfen 
freigestellt  worden  ^,  nach  Lage  der  besonderen  Verhältnisse  die  erforderlichen  An- 
weisungen zu  erlassen.  Danach  erscheinen  die  Bischöfe,  sofern  die  Ertheilung  des 
Unterrichts  oder  die  Beibehaltung  ihrer  bisherigen  Stellungen  durch  die  gedachten 
kirchlichen  Personen  im  Interesse  der  katholischen  Kirche,  namentlich  der  Förderung 
der  kathoUsch-religiösen  Erziehung  der  Kinder  liegt  und  den  ersteren  von  den  Schul- 
behörden nichts,  was  gegen  den  katholischen  Glauben  zugemuthet  wird,  befugt,  die 
Uebemahme  oder  weitere  Verwaltung  solcher  Stellungen  zu  gestatten  ^. 


i  V.  V.  29.  August  1873.  $.  12,  Arch.  f.  k.  K. 
B.  51,  451 :  ^ ....  Au  konfessionell  gemisch- 
ten Volkftsohnlen  mit  nur  einer  Lehrerstelle 
lichtet  sieh  die  Konfession  des  anzustellenden 
X«ehien,  wenn  nicht  anderes  hergebracht  Ist,  nach 
der  Konfession  der  nach  dem  Durchschnitt  der 
letzten  10  Jahre  zu  berechnenden  Mehrheit  der 
sehulpflichtigen  Kinder.  An  konfessionell  ge- 
mlsehten  Schulen  mit  mehreren  Lehrerstellen 
ist  darauf  Rücksicht  zu  nehmen,  dass  Ton  Jeder 
l>ethelligten  Konfession  Lehrer  in  entsprechender 
Zahl  zur  Anstellung  gelangen.^ 

s  S.  0.  S.  588  n.  9. 

>  Git  Yolksschulges.  ▼.  16.  Juni  1874.  Art. 
4 :  . . .  „Ist  in  einer  Gemeinde  nur  ein  Lehrer  oder 
eind  zwar  mehrere  Lehrer ,  aber  keine  Terschie- 
denen  Konfessions-  (Religions-)  Gemeinden  vor- 
lunden,  so  sind  die  Lehrer  aus  der  Konfession  zu 
entnehmen,  zu  welcher  sich  die  Gesammtheit  oder 
Mehrzahl  der  Einwohner  bekennt.  —  Sind  meh- 
rere Lehrer  und  Torschiedene  Konfessions-(Beli- 
glens-)Gemeittden  Torhanden ,  so  können  die 
Lehrer  an  den  gemeinsamen  öffentlichen  Volks- 
■ehulen  aus  jeder  Konfession  entnommen  wer- 
den, zu  welchen  sich  die  bei  den  Schulen  be- 
theOlgten  Konfes8ions-(R6ligions-)Gemelnden 
bekennen.  Dabei  ist  auf  die  Grösse  der  einzel- 
nen Konfe8slons-(Religions-)Gemeinden  wesent- 
lieh  RQcksicht  zu  nehmen." 

«  Ott  Edikt  T.  1817.  %.  2,  nach  der  frühe- 


ren Praxis  falls  nicht  verschiedene  Kirchenge- 
meinden neben  einander  am  Orte  bestanden, 
F 1  r  n  h  a  b  e  r  2,  12,  nach  dem  Paritätsgenerate 
Y.  8.  Dezember  1857.  §.1,  a.  a.  0.  S.  299,  soll 
aber  für  die  Frage  nach  der  Konfession  des 
Lehrers  in  Erwägung  kommen :  „a.  der  histori- 
sche Ursprung  der  betr.  Schule  und  ihre  Kom- 
petenz, b.  das  kirchliche  Bedürfniss  der  betr. 
Gemeinde  und  ihrer  Umgebung  (die  Pfarrorte 
haben  stets  Ansprach  auf  Anstellung  eines 
Lehrers  der  betreffenden  Konfession),  c.  das 
numerische  Verhältniss  der  Konfession  der 
selbststindigen  Einwohner  des  betr.  Ortes,  resp. 
Schulbezirks  aus  den  letzten  5  Jahren  und  er- 
gänzend überall  d.  dasselbe  Verhältniss  der 
Konfession  der  schulpflichtigen  «Tugend  inner- 
halb der  letzten  Jahre.'' 

Was  die  Altkatholiken  betrifft,  so  sind 
diese  in  der  hier  fraglichen  Beziehung,  s.  o.  S. 
595,  als  eine  besondere  Religionspartei,  nicht 
als  zur  römisch-katholischen  Kirche  gehörig  zu 
betrachten. 

^  S.  0.  S.  588  n.  9  und  wegen  der  Altkatho- 
Uken  S.  596  n.  8. 

0  Die  Frage  ist  neuerdings  aus  Anlass  des 
französischen  Gesetzes  v.  1882,  s.  o.  S.  592  n.  2, 
praktisch  geworden. 

T  S.  0.  S.  593. 

8  Wegen  Frankreich  Arch.f.k.K.R.48,151. 

9  Diesen  Standpunkt  haben  die  Terschiedenen, 
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I.  Die  Hierarchie  und  die  Leitung  der  Kirche  durch  dieselbe. 


[f.  238. 


B.  Die  Mitglieder  der  kirchlichen  Orden  und  ordenafthnlichen 
Kongregationen,  namentlich  deijenigen,  deren  Zweck  die  Erziehung  und  daa  Er- 
theilen  von  Unterricht  ist,  sind  nach  der  Auffassung  der  katholischen  Kirche  Tor 
Allem  geeignet,  als  Lehrer  und  Lehrerinnen  an  den  Volksschulen  verwendet  su  werden  ^ 

Die  staatlichen  Gesetzgebungen  stehen  dagegen  viel&ch  auf  dem  entgegen- 
gesetzten Standpunkt  und  schliessen  zum  Theil  die  gedachten  Personen,  selbst  dann, 
wenn  sie  die  Lehrfähigkeit  durch  Ablegung  der  staatlichen  Prüfungen  erworben 
haben,  von  jeder  Lehrthätigkeit  aus.  Das  ist  im  ganzen  Deutschen  Reich  in  Be- 
treff der  Jesuiten,  Redemptoristen  oder  Liguorianer,  der  Lazaristen  oder  Yincentiner, 
der  Priester  vom  h.  Geist  und  der  Schwestern  vom  h.  Herzen  Jesu  ^  der  Fall,  dasselbe 
gilt  in  Preussen^,  in  Baden^,  Hessen^  und  in  Sachsen<^  auch  ftlr  die  Mitglieder 


ans  AnlasB  des  cit  Gesetzes  von  den  französischen 
Bischöfen  erlassenen  Schreiben  und  Hirtenbriefe 
eingenommen,  dt.  Arch.  48,  143. 149.  Dagegen 
ist  die  Haltung  der  belgischen  Bischöfe  gegen- 
über dem  0.  S.  692  n.  2  gedachten  Gesetz  v. 
1879  eine  viel  schroffere  gewesen.  Diese  letz- 
teren haben  In  der  Instruktion  t.  1879  den 
Lehrern  die  Welterrerwaltung  Ihrer  Aemter  nur 
gestattet,  wenn  1.  diese  noch  das  eine  oder  an- 
dere Jahr  an  einer  öffentlichen  Schule  lehren 
müssen,  nm  vom  Milltäidlenst  ganz  frei  zu  wer- 
den ,  oder  2.  wenn  sie  nach  kürzerer  Zeit  eine 
jährliche  Pension  erhalten,  oder  3.  wenn  sich 
ihnen  kein  anderes  den  ihnen  sonst  fehlenden 
Unterhalt  gewährendes  Amt  darbieten  würde, 
und  zwar  allein  unter  der  Bedingung  1.  dass 
sichere  Gründe  bestehen  müssen,  dass  das  Schul- 
gesetz in  der  betr.  Schule  nicht  zur  Ausführung 
kommen  werde,  2.  dass  der  Lehrer  verspricht, 
sein  Amt  niederzulegen,  sobald  er  verhindert 
werden  sollte ,  die  Moral  In  Gemässheit  des 
katholischen  Glaubens  zu  lehren,  oder  gezwungen 
würde,  etwas,  was  von  den  geistlichen  Oberen 
unter  schwerer  Sünde  verboten  ist,  wie  z.  B. 
schädliche  Bücher,  zuzulassen,  und  femer  ge- 
lobt, dass  er  sich  nloht  anmasst,  den  Katechis- 
mus zu  lehren  (weil  dazu  die  missio  canonlca 
erforderlich  ist  und  diese  keinem  Lehrer  an 
öffentlichen  Schulen  gegeben  werden  soll),  end- 
lich 3.  dass  an  der  gedachten  Schule  keine  Lehrer 
vorhanden  sind,  weiche  die  zu  1  und  2  gedachten 
Bedingungen  zu  erfüllen  verweigern.  Diese 
Instruktion,  über  weiche  jede  weitere 
Kritik  unnöthig  erscheint,  steht:  Arch. 
f.  k.  K.  R.  42,  405. 

1  Prag  1860 ,  coli.  conc.  Lac.  5,  453 ;  Würz- 
burger Bischofsvcrsammlung  v.  1848,  ibid.  p. 
1018;  s.  auch  cit.  Arch.  47,  142  ff.  u.  o.  S. 
583  n.  3. 

2  Bd.  IL  S.  510  n.  11  u.  P.  Hinschius, 
preuss.  Kirchenrecht.  S.  448.  Anm.  8. 

3  Bd.  II.  a.  a.  0.  n.  12.  Daran  haben  auch 
die  Gesetze  v.  14.  Juli  1880.  Art.  6.  u.  v.  21. 
Mai  1886.  Art.  13,  soweit  es  sich  um  die  hier 
fraglichen  Verhältnisse  d.  h.  die  Erziehung  und 
den  Unterricht  von  schulpflichtigen  Kindern 
handelt,  nichts  geändert,  P.  Hinschius, 
preuss.  Kirchengesetz  v.  1886.  S.  71. 107.  Vgl. 
auch  die  Kult.  Min.  Verfügung  v.  1872  bei 
Schneider  u.  v.  Bremen  1,  605;  P.  Hin- 


schi u  s ,  preuss.  Kirehengesetze  v.  1874  a.  1875. 
S.  94. 104.    S.  noch  u.  S.  617  n.  1. 

4  Ges.  v. 2.  April  1872,  Ztschr.LK.  R.ll,33ö: 
,,Der  $.  109  des  Ges.  v.  S.März  1868,  d.  Elemen- 
tar-Unterrioht  betr.,  erhalt  folgenden  Zusatz: 
„Mitgliedern  eines  religiösen  Ordens  oder  einer 
ordensähnlichen  religiösen  Kongregation  ist 
jede  Lehrwirksamkeit  an  Lehr-  und 
Erziehungsanstalten  Im  Grossherzogthum 
untersagt.  —  Die  Staatsregierung  ist  ermächtigt, 
für  einzelne  Personen  in  widerruflicher  Weise 
Nachsicht  von  diesem  Verbot  zu  ertheilen.'* 

ß  Cit.  Volksschulgesetz  v.  16.  Juni  1874.  Art. 
38.  Abs.  2:  Mitglieder  geistlicher  Orden  und 
ordensähnlicher  Kongregationen  können  niebt 
als  Lehrer  oder  Lehrerinnen  an  öffentlichen 
Volksschulen  verwendet  werden.^  Was  da- 
gen  den  Privatunterricht  betrifft,  so  hat  das  Ges. 
V.  23.  April  1875  betr.  die  religiösen  Orden  etc., 
welches  nicht  nur  die  Errichtung  neuer  Ordens- 
anstalten und  Niederlassungen,  sondern  auch  die 
Aufnahme  neuer  Mitglieder  in  dieselben  ver- 
bietet (Art.  1),  nur  für  die  schon  1875  bestehen- 
den weiblichen  Genossenschaften  (Art.  2)  —  in 
Frage  standen  allein  die  Englischen  Fräulein,  s. 
auch  Arch.  f.  k.  K.  R.  54,  272.  273  —  „wiche 
sich  ausschliesslich  dem  Unterrieht  widmen  und 
Privat-Unterrichts- Anstalten  besitzen^,  die  Aus- 
nahme gemacht,  dass  ihnen  das  Ministerium  des 
Innern  gestatten  kann,  „neue  Mlt^ieder  inso- 
weit aufzunehmen,  als  dies  zur  Erhaltung  der 
Lehrkräfte  dieser  Privatunterrichts- Anstalten  in 
ihrer  jetzigen  Zahl  erforderlich  ist." 

0  Zu  diesem  Ergebniss  führen  hier  die  nicht 
so  allgemein  lautenden  gesetzlichen  Bestimmun- 
gen. %.  30  des  Ges.  v.  23.  August  1876,  Bd. 
II.  S.  510  n.  13,  untersagt  blos  den  MitgUedsra 
der  erwähnten  Genossenschaften  auch  als  ein- 
zelnen die  Ausübung  ihrer  Ordensthätigkeit 
Wenn  demnach  diese  Bestimmung  nur  auf  aolehe 
religiöse  Genossenschaften,  deren  Ziele  goade 
Erziehung  und  Unterricht  sind,  nloht  auf  andersT 
welche  sonstige  Zwecke  verfolgen,  deren  einselos 
Mitglieder  aber  ausnahmsweise  Unterricht  geben 
wollten,  bezogen  werden  könnte,  so  wird  das 
letztere  praktisch  kaum  vorkommen.  Uebeidiei 
verordnet  auch  Abs.  2  des  cit.  $. :  „Nur  Mitglieder 
solcher  Frauen  -  Kongregationen ,  welche  sich 
ausschliesslich  der  Krankenpflege  widmen,  dür- 
fen   auch    als  Einzelne  ihre   Ordensthätigkeit 


.§.  mj 
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aller  Anderen  Orden  und  Kongregationen^  jedoch  mit  dem  Unterschiede,  dass  während 
den  Mitgliedern  der  ans  dem  ganzen  deutschenReiche  aosgeachlossenen  Ge- 
nossenschaften, und  inPrenssen  und  in  Sachsen  allen  gedachten  Gemeinschaften 
aaeh  jede  private  Unterrichts-  nnd  £rziehungsthätigkeit,  sowie  die  Errichtung  von 
Lehr-  und  Ersiehungsanstalten  verwehrt  bleibt  i,  in  Baden  die  erstere  Thätigkeit, 
soweit  sie  sich  blos  auf  einzelne  Kinder  und  Familien  erstreckt,  nicht  untersagt^  und 
auch  eine  widerrufliche  Dispensation  von  dem  Verbote,  dieselbe  an  Lehr-  und  Er- 
ziehungsanstalten auszuüben,  statthaft  ist  ^,  in  Hessen  dagegen  die  schon  früher  vor- 
handenen Privatnnterrichtsanstalten  der  weiblichen  Genossenschaften  aufrechterhal- 
ten sind. 

Für  die  übrigen  deutschen  Staaten  und  für  Oesterreich  bestehen  derartige 
allgemeine  gesetzliche  Beschränkungen  nicht.  Sofern  indessen  die  Einführung  neuer 
Orden  und  Kongregationen,  sowie  die  Begründung  neuer  Niederlassungen  etwa  schon 
eingeführter  Genossenschaften,  wie  in  Baiern^,  Württemberg^  Elsass-Loth- 
ringen^  und  in  Oesterreich^  blos  mit  staatlicher  Genehmigung  erfolgen  darf, 
müssen  die  Mitglieder  der  ohne  diese  eingeführten  Genossenschaften  und  der  ohne 
eine  solche  neu  errichteten  Niederlassungen,  weil  der  Zweck  der  Vorschrift  dahin 
geht,  solche  Personen  von  aller  Einwirkung  auf  die  Staatsangehörigen  fernzuhalten, 
als  rechtlich  unfähig  zu  jeder  öffentlichen  und  privaten  Erziehungs-  und  Unterrichts- 
thätigkeit  betrachtet  werden.  Die  Mitglieder  der  gesetzlich  bestehenden  Orden  und 
Kongregationen  können  dagegen,  &lls  sie  ihre  Befähigung  nachgewiesen  habend, 
im  Seholdienst  verwendet  werden^  und  auch  nach  Massgabe  der  geltenden  gesetz- 


innerhalb  des  Königreichs  ftusüben'',  und  darans 
folgt  (so  EleichfallB  die  Motive  in  Ztsohr.  f.  K. 
R.  14,  219),  dasB  die  Mitglieder  aller  andern 
GenoBseDBchalFtea  von  jeder  Wirksamkeit  fern- 
gehalten werden  sollen.  Vgl.  noch  oit.  Volks- 
•ehiügee.  $.  16.  Abs.  4:  „Kirchlichen  Orden, 
Kongiegationen  nnd  denselben  verwandten  Ge- 
nossenschaften ist  die  Errichtung  einer  Lehr- 
nnd  Erziehungsanstalt  nnr  auf  Grund  besonderen 
Gesetzes  gestattet." 

1  Ffir  das  deutsche  Reich  ergiebt  sich  dies 
daraus,  dass  Jede  Einwirkung  dieser  Genossen- 
schaften auf  das  Volksleben  ausgeschlossen  blei- 
ben soll.  Ueber  Sachsen  s.  die  vor.  Anm. 
Für  Preuesen  ist  aber  durch  das  Ges.  v.  Q9. 
April  1887.  Art.  &.$.!,  welches  unter  den  reli- 
giösen Qenossenschaften  auch  diejenigen  zulässt, 
welche  sich  dem  Unterricht  und  der  Ertiebung 
der  Jugend  in  höheren  Mädchenschulen  und 
glelehartlgen  Erziehungsanstalten  (also  z.  B. 
Pensionaten)  widmen,  die  Ausnahme  gemacht, 
dass  die  Mitglieder  solcher  Genossenschaften, 
wenn  sie  einer  staatlieh  genehmigten  Nieder- 
lassung angehören,  auch  an  solchen  höheren 
Sehiilen  in  den  unteren  Klassen  den  Elementar- 
Unterieht  geben  können,  und  dass  in  den  betr. 
Niederlassungen  oder  in  Verbindung  damit  auch 
Eniehiuigs-  und  Lehranstalten  mit  den  Zielen 
der  höheren  Mädchenschulen,  in  denen  dann 
selbetrerständlloh  die  unteren  Klassen  Elemen- 
tarklAMen  bilden,  also  den  Yolksschulunterricht 
enetsen,  errichtet  werden  dürfen. 

*  Hier  können  religiöse  Genossenschaften  und 
NiederlaMungen  schon  bestehender  Orden  und 


Kongregationen  mit  Staatsgenehmigung  zuge- 
lassen werden,  Bd.  II.  S.  Öl4.  Anm.  3.  Daher 
ist  die  gedachte  Thätlgkeit  blos  den  Mitgliedern 
gesetzwidrig  eingeführter  Genossenschaften  oder 
gesetzwidrig  errichteter  Niederlassungen  ver- 
wehrt. Wegen  des  aueh  hier  für  alle  Orden 
und  Kongregationen  zur  Anwendung  kommenden 
Verbotes,  Unterrichts-  und  Erziehungsanstalten 
zu  begründen  s.  o.  S.  684. 

3  8.  0.  S.  616  n.  .4. 

4  Religions-Ed.  v.  1818.  $.  76  Ut.  c.  u.  S-  77. 

5  Ges.  V.  30.  Januar  1862.  Art.  16. 

^  Dekr»  v.  3.  Mess.  XII.  Art.  4;  Gesetz  v. 
25.  Mai  1825,  Dursy,  Staatskirchenrecht  in 
Elsass- Lothringen  1,  320.  331;  Geigel, 
französisches  und  reichsländ.  Staatskirchenreoht 
S.  340. 

7  Konkordat  y.  1865.  Art.  28  u.  V.  v.  13.  Juni 
1868,  Arch.  f.  k.  K.  R.  3,  233. 

9  Dies  ist  selbstverständlich,  da  sie  dieselben 
Bedingungen  wie  alle  andern  sich  der  Lehr-  und 
Erziehungsthätigkeit  widmenden  Personen,  so- 
fern nicht  etwa  besondere  Ausnahmen  gemacht 
sind  (in  Deutschland  ist  dies  aber  nicht  der 
Fall),  erfüllen  müssen.  Ueber  B  aiern  s.  noch 
Englmann  S.  196.  202  und  für  Elsass- 
Lothringen  das  cit.  Unterrichtsges.  ▼.  12. 
Februar  1873.  S-  3. 

0  Ueber  Baiern  Tgl.  Dürrschmidt,  die 
klösterlichen  Genossenschaften  in  Baiem,  Nörd- 
lingen  1875.  S.  83.  87.  n.  1.  Ein  Recht  darauf 
besitzen  sie  aber  nicht.  So  sind  z.  B.  in  El  - 
sass-Lothringendie  Schulbrüder  und Schul- 
schwestem  so  gut  wie  ganz  aus  den  Elemen- 
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liehen  Normen  ^  sofern  nicht,  wie  in  Baiern,  in  dieser  Beziehang  besondere  Be- 
schränkungen gemacht  sind  ^,  Ernehnng»-  and  Unterriohtsanstalten  begrflnden,  leiten 
nnd  an  ihnen  nnterriohten. 

0.  Die  Verbindung  des  Lehrer-  mit  dem  Messner  (Kflster-),  Or- 
ganisten-, Cantor-  (Chorregenten-)^  Amt.  Ans  der  Heransbildnng  der  mo- 
dernen Volksschule  aus  der  Kirchraschule  erkUrt  es  sich,  dass  in  früheren  Zeiten 
das  Amt  des  Schullehrers  vielfach  mit  dem  des  Messners  (Kflsters)  oder  dos  Orga- 
nisten (Cantors,  Chorregenten)  ein  fhr  alle  Mal  dauernd  vereinigt  war,  oder  diss 
wenigstens  den  SchuUehrem  die  gedachten  kirohendienstlichen  Funktionen  regel- 
mässig übertragen  worden  sind^. 

Diese  bald  organische,  bald  blos  thatsächliche  Vereinigung  der  beiden  (Schul- 
und  kirchlichen)  Stellungen  hat  sich  noch  theilweise  bis  in  die  heutige  Zeit  hinein 
erhalten^.  Prinzipiell  ist  die  Kirche  einer  solchen  Verbindung,  wenigstens  da,  wo 
die  Volksschulen  konfessionell  geblieben  sind,  nicht  entgegen  getreten,  imOegenfheU 
haben  einzelne  Bischöfe  im  Interesse  der  finanziellen  Erleichterung  der  Gfemeinden 
und  der  Abwendung  einer  durch  die  Trennung  beider  Funktionen  entstehenden  mate- 
riellen Schädigung  der  Kirche  die  Aufrechterhaltung  des  früheren  Zustandes  gefor- 
dert ^  und  die  IJebertragung  der  gedachten  Kirchendienste  an  die  Lehrer  mit  ihrer 
Genehmigung  gestattet  7.  Auch  einzelne  neuere  staatliche  Schulgesetze,  welche  die 
KonfessionaUtät  der  Schulen  aufrecht  erhalten,  empfehlen  noch  die  dauernde  Ver- 
einigung beider  Stellungen®,  oder  lassen  sie  mindestens  bestehen^  und  suchmi  die 
sich  daraus  für  die  ordnungsmässige  und  pünktliche  Besorgung  des  Schuldienstes 
sowie  aus  der  Doppelstellung  der  Lehrer  ergebenden  Missstände  dadurch  zu  vermei- 
den, dass  sie  die  letzteren  verpflichten,  sich  für  die  kirchlichen  Dienstgeschäfte  eines 
geeigneten  Oehülfen  anzunehmen  ^^.    In  anderen  Staaten  hat  man  dagegen  im  Ver- 


tanchnlen  entfernt  woiden,  Arch.  f.  k.  K.  R. 
43,  426. 

1  S.  0.  S.  684. 

s  Clt.  V.  V.  18.  April  1873.  $.  5 :  „Die  mit  der 
Errichtaug  von  £rziehnng8-  und  Unteiriohts- 
Anstalten  etwa  verbundene  Gründung  Ton  Klö- 
stern, geistliohen  Genossenschaften  oder  Filialen 
derselben  bleibt  der  besonderen  landesbeirlichen 
Genehmigung  Torbehalten."  Femer  dürfen  hier 
ohne  Zustimmung  der  Gemeinde  weder  Kloster- 
Bohulen  in  derselben  errichtet  noch  in  die 
Schulen  Schulbrüder  und  Schulschwestem  ein- 
geführt werden;  Englmann  S.  202;  Silber- 
nagl  S.  474. 

a  Bd.  III.  S.  322.  324. 

4  S.  z.  B.  0.  S.  576  n.  4  und  S.  677  n.  3 ; 
preuss.  A.  L.  R.  II,  11,  %.  561  u.  12.  %,  37. 

s  S.  die  folgenden  Anmerkungen. 

6  So  das  Münchener  Ordinariat  i.  J.  1873  u. 
das  Y.  Seckau  1870,  Arch.  f .  k«  K.  R.  29,  462 
u.  26,  288.  Die  abweichende  Haltung  der 
bairischen  Bischöfe  i.  J.  1867,  a.  a.  0.  19j 
148.  149  erklärt  sich  daraus,  dass  sich  die  Denk- 
schrift derselben  gegen  die  beabsichtigte  völlige 
Loslösnng  der  Schule  von  der  Kirche  wendet  und 
nur  für  den  Fall  einer  solchen  als  Folge  auch  die 
Trennung  der  beiderseitigen  Stellungen  im 
kirchlichen  Interesse  beansprucht. 


^  Kölner  Verf.  t.  1851,  Dumont,  Samnlg. 
kirchl.  Eriasse  f.  d.  Erzdlöcese  Köln  S.  329. 

8  So  das  hannoversche  und  oldenburgl* 
sehe,  8.  0.  S.  614  n.  4. 

9  Das  cit.  württemb.  Ges.  v.  1836,  Art.  U 
(s.  aber  folgende  Anm.)  und  das  angeü  sicki. 
Ges.  V.  26.  April  1873,  Aroh.  46,  68,  welehai 
den  Lehrer  blos  für  berechtigt  erklärt,  den 
Glöoknerdienst  gegen  Zahlung  einer  entsprechen- 
den Entschädigung  abzugeben  oder  abzulehaeo, 
es  also  hinsichtlich  der  übrigen  kixchlickeo 
Dienste  bei  der  Vereinigung  bewenden  läset 

10  Cit.  Oldenburg.  Ges.,  S.  614  n.  4,  n. 
württemb.  Schulgesetz  -  Novelle  v.  26.  Mii 
1865,  Allg.  ev.  Kirch.  Bl.  1865.  S.  220;  t. 
Yogt,  Sammig.  kirchl.  Yerordn.  für  Botten- 
burg  S.  366 :  „Art.  34  Abs.  2  des  Ges.  t.  ^ 
September  1836  wird  dahin  abgeändert:  Ist  mit 
der  Schulstelle  ein  Messnerdienst  verbunden,  so 
muss  der  Lehrer  in  der  Regel  einen  Messnoei- 
gehülfen  halten,  dessen  Belohnung  sn  dem  bei 
Festsetzung  des  Gehalts  in  Abzug  kommenden 
Amtsaufwand  zu  rechnen  ist,  soweit  solche  niobt 
etwa  bereits  durch  den  Mehrbetrag  gedeckt  er- 
scheint, um  welchen  das  Gehalt  das  gesetzlleke 
Minimum  übersteigt.  —  Nur  ausnahmsweiM 
kann  auf  den  Wunsch  der  Gemeinde  und  des 
Lehrers  dem  letzteren  die  Haltung  eine«  Mess- 
nereigehülfen  von  der  Oberschulbehörde  erUMen 
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iriltimgswege  auf  die  Treimiuig  der  beiden  Steliangen,  so  in  Altprenssen^ 
Nassau^  und  Baiern,  hier  namentlich  da,  wo  sich,  wie  bei  Pfarreien  von  grossem 
Umfange  die  Naohtheile  der  Verbindung  am  stärksten  geltend  machen  mnssten  \  hin- 
gewirkt, oder  es  ist  in  der  neueren  Zeit  zugleich  mit  der  Einftthmng  der  Simultan- 
schule gesetslieh  eine  solche  Trennung  direkt,  2.  B.  inBaden^,  oder  indirekt  da^ 
durch  angeordnet  worden,  dass  man  —  so  in  Hessen^  und  in  Oesterreioh^  — 
den  Messner»  und  Olöcknerdienst  (nicht  aber  den  Dienst  des  Organisten  oder  Chor- 
legenten^)  ndt  dem  Amte  des  Volksschullehrers  für  unTcreinbar  erklärt  hat^. 

Aus  den  gedachten  Ißttheilungen  ergiebt  sich  in  Betreff  des  geltenden  Rechts- 
sastandes  zugleich,  dass  in  den  eben  gedachten  drei  Ländern  eine  organische  und 
dauernde  Vereinigung  der  erwähnten  kirchlichen  Dienste*  (inOesterreich  aller- 
dings abgesehen  von  denen  des  Gantors  oder  Ghorregenten^^^)  in  Zukunft  gesetzlich 
ausgeschlossen  ist,  in  den  flbrigen  Staaten  aber  noch  als  zulässig  erscheint  ^1,  sowie 
dass,  soweit  es  sieh  um  die  Betrauung  des  Lehrers  mit  den  erwähnten  kirchlichen 
Diensten  von  Fall  zu  Fall  handelt,  diese  ebenfalls  nberall^^  in  Baden,  Oester- 


▼eiden,  in  welehem  Falle  die  entsprecliende 
Belehniuig  Ihm  zu  reichen  ist.*  Dtzn  Inetruk- 
tioa  des  kathol.  Kirohennths  ▼.  18.  JoH  1865, 
belv.  Vogts.  366. 

1  Die  nicht  pnblidrte  E.  0.  t.  8.  Kovember 
1835  h«l  bestimmt,  dass  die  Trennung  nach 
Möglichkeit  durchgeführt  werden  soll,  wo  ein 
gültiger  Ton  der  Regierung  nach  Prüfung  der 
Leiatnngaffthjgkeit  genehmigter  Oemeindehe- 
schluss  dem  Lehrer  ein  Tom  Küsteramt  unab- 
hängiges Einkommen  sichert,  Schneider  u. 
▼.  Bremen  1,  806  Anm.  Vgl.  weiter  a.  a.  0.  S. 
656.  806  ff. 

s  Nach  d.  Sehuledikt  t.  24.  M&z  1817.  $.  28 
in  Yerbindnuff  mit  d.  AUg.  Schulordnung  $.  18, 
Firnhaber  2,  47.  73,  war  es  allerdings  den 
Lehrern  gestattet,  Organisten-,  Olockner-  und 
Kantorsiellen  anzunehmen.  Die  Y.  t.  16.  Sep- 
tember 1828,  a.  a.  0.  28,  hat  aber  angeordnet, 
dass  die  Trennung  der  beiden  Stellungen  mög- 
lichst herbeigefQhrt  werden  soll. 

3  Englmann  S.  142:  Areh.  f.  k.  K.  R.  29, 
452. 

«  Git.  Elementarschulges.  v.  8.  März  1868. 
$.  43 :  „ .  .  . .  Die  gesetzliche  Verbindung  der 
niederen  Kirchendienste,  namentlich  des  Mess- 
ner-, Gldokner-  und  Organisten-,  sowie  des  Yor- 
sangerdienstes  mit  dem  Schuldienst  h5rt  auf.  — 
Der  Lehrer  kann  Jedoch  durch  die  Obersohulbe- 
hdrde  angehalten  werden,  den  Organisten-  bezw. 
YersSngerdienst  gegen  eine  angemessene  Yer- 
gfitung  zu  besorgen,  wenn  ihm  derselbe  über- 
tragen werden  will.  Der  Betrag  der  Vergütung, 
um  welchen  er  ihn  zu  übernehmen  hat,  wird 
n5thigenfalls  durch  die  Obersehulbehörde  nach 
Anhören  der  Kirchenbehörde  und  des  Lehrers 
festgesetzt  —  Andere  niedere  kirchliche  Dienste 
können  die  Lehrer  in  Zukunft  nicht  mehr  über- 
nehmen. Ueber  die  Ausführung  dieser  Yor^ 
Schriften  s.  Joes  S.  80. 

»  Clt.  Oes.  T.  16.  Juni  1874.  Art  50 :  „Die 
Lehrer  an  den  Yolksschulen  sind  yerbunden, 
die  kirchlichen  Funktionen  als  Organist,  Kantor 
oder  Vorleser  in  dei^enigen  Oemeinden  gegen 


angemessene  Vergütung  zu  übernehmen,  in 
denen  die  Verbindung  dieser  Funktionen  mit 
der  betr.  Schulstelle  herkömmlich  ist,  vorausge- 
setzt, dass  diese  Funktionen  nicht  in  die  ordent- 
liche Schulzeit  fallen.  —  Die  Dienste  eines 
Glöckners  und  sonstigen  niederen  Kirchendienst 
sollen  die  Schullehrer  in  der  Folge  nicht  mehr 
übernehmen."  (Vgl.  dazu  auch  Ges.  v.  9.  Mirz  1 878. 
Art  9,  hess.  Reg.  Bl.  No.  3.)  In  Folge  dessen  ist 
hier  die  Trennung  der  zuletzt  gedachten  Dienste 
Ton  den  Lehrerstellen  nöthlg  geworden.  S.  auch 
Arch.  f.  k.  K.  R.  64,  270. 

0  Das  ReichsYolksschulgesetz  t.  14.  Mai  1867. 
$.  52,  a.  a.  0.  50,  123,  hat  die  Bestimmung  dar- 
über, welche  Nebenbeschäftigungen  mit  dem 
Schulamt  unvereinbar  sind,  der  Landesgesetz- 
gebung  Überlassen.  Demgemlss  haben  die  Ge- 
setze für  Böhmen  t.  2i.  Januar  1870.  $$.  41. 
42,  dt  Arch.  25,  278,  für  Oberösterreich 
V.  23.  Januar  1870.  %,  30—33,  a.  a.  0.  24,  98, 
•und  für  Niederösterreich  y.  5.  April  1870. 
$.  41,  a.  a.  0.  28,  55  die  im  Text  gedachte  An- 
ordnung getroffen. 

**  Die  Yor.  Anmerkungen. 

8  Durchgeführt  ist  die  Trennung  in  Baden 
und  Hessen,  Joes  S.  89  u.  dt.  Arch.  54,  271. 
In  den  andern  Lindem,  in  denen  man  sie  im 
Verwaltungswege  zu  ermöglichen  gesucht  hat, 
z.  B.  in  Altpreussen,  ist  sie  wegen  der 
Schwierigkeit,  die  Einkünfte  beider  Stellungen 
auszusondern  und  die  Yollstindigen  Mittel  zur 
Ausstattung  zweier  selbststindiger  Aemter  statt 
des  früheren  dnen  Yoreinigten  Amtes  zu  be- 
schaffen, nicht  zur  Yollen  Ausführung  gekommen . 

0  Vgl.  0.  Anm.  4  u.  5. 

«>  S.  Anm.  6. 

11  VgL  S.  618  n.  8;  für  Baiem  Englmann 
S.  241.  Das  gilt  auch  da,  wo  die  Verwaltung 
die  Trennung  anstrebt,  da  sie  hier  immer  in 
der  Lage  bleibt,  die  Vereinigung  zuzulassen. 
SelbstYerstindllch  bedarf  es  aber  dazu  des  Ein- 
Ycmehmens  der  kirchlichen  und  der  Oberschul- 
behörde. 

IS  Mangels  besonderen  gesetzlichen  Verbotes. 
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reich  und  Hessen  aber  Mos  in  Betreff  des  Dienstes  des  Gantors  nnd  GhorregentMi 
stattfinden  darf^ 

C.  Was  die  vielfach  vorgeschriebene  Vereidigung  der  Lehrer  auf  die 
Landesgesetse  und  Landesverfassungen^  betrifft,  so  ist  die  katholische 
Kirche  dieser  im  Allgemeinen  nicht  entgegentreten  ^,  denn  da  der  zu  leistende  Eid 
gewöhnlich  der  von  allen  anderen  staatlichen  Beamten  erforderte  ist,  so  würde  sie 
anderenfalls  bei  ihrer  sonstigen  Au£Eas8ung  solcher  Eide  ^  ohne  Noth  weit  Aber  den 
betreffenden  Fall  hinausgehende  Konflikte  mit  den  einzelnen  Regierungen  henrorruÜBn. 

2.  Die  Religionslehrer  insbesondere.  A.  Die  mütio  eanoniea.  a.  Der 
kirchliche  Standpunkt.  Wie  oben  S.  447  bemerkt,  fordert  die  Kirche,  daas 
jeder,  welcher  öffentlich  Religionsunterricht  ertheilen  will;  vor  der  Ausübung  einer 
solchen  Thätigkeit  die  kirchliche  Ermächtigung,  also  fftr  die  Regel  die  des  zuatftndigen 
Bischofs,  einholt^. 

So  lange  die  Schule  eine  kirchliche  Anstalt  war,  hatte  die  Kirche  bei  der  in 
ihrer  Hand  liegenden  Anstellung  oder  Zulassung  der  Lehrer  kein  Bedflrfniss,  zwischen 
der  Approbation  der  letzteren  zum  Unterrichten  Überhaupt  und  einer  besonderen  Er- 
mächtigung derselben  zum  Religionsunterricht  zu  unterscheiden.  Ja,  selbst  als  sich 
die  Kirche  in  Folge  der  Reformation  des  Yolksschulwesens  mehr  als  bisher  anzu- 
nehmen genöthigt  sah,  war  davon  noch  nicht  die  Rede.  Allerdings  haben  im  Verlaufe 
des  16.  Jahrhunderts  die  Partikularsynoden  nach  dem  Vorbilde  der  o.  S.  545  citirten 
Konstitution  Pius' IV.  von  1564  den  Lehrern  an  den  Volksschulen  ^  die  Pflicht  zur 
Ableistung  des  tridentinischen  Glaubensbekenntnisses  auferlegt '',  indessen  hatten  diese 
Vorschriften  nur  den  Zweck,  ketzerische  Lehrer,  insbesondere  in  Deutschland  Pro- 
testanten, von  Schulämtem  an  den  katholischen  Schulen  fernzuhalten,  aber  von  der 
Ertheüung  einer  besonderen  missio  canonica  ist  weder  damals^,  noch  selbst  später, 
als  der  Staat  die  Fflrsorge  ftlr  das  Volksschulwesen  in  die  Hand  genommen '  hatte, 
die  Rede  gewesen.  Ja,  sogar  während  des  18.  Jahrhunderts  bis  in  das  jetzige 
hinein  ^^,  haben  die  Bischöfe,  trotzdem  die  Kirche  seit  jener  Zeit  vielfach  ihren  ent- 


1  Vgl.  S.  619  n.  4.  6.  6. 

«  S.  z.  B.  für  Preussen  V.  v.  6.  Mai  1867. 
G.  S.  S.  715,  B.  auch  Schneider  u.  t.  Bre- 
men 1,  643,  fOr  Baiern  ygl.  EnglmannS. 
161;  für  Sachsen  s.  oit.  Ges.  y.  26.  April 
1873.  %  18.  Abs.  4;  für  Oesteireich  Tgl.  cit. 
Arch.  23,  447. 

3  Für  Oesterreich  hat  allerdings  die  Poe- 
nitentaria  1.  J.  1869  einen  solchen  Eid  für  nner- 
laabt  erachtet  nnd  allein  nnter  Hinzufugung  der 
Klausel:  „unbeschadet  der  Gesetze  Gottes  und 
der  Kirche''  für  sUtthaft  erachtet,  cit  Arch.  23, 
447.  448.  Die  Regierung  hat  indessen  erklärt, 
dass  sie  die  Ableistung  des  Eides  mit  einer  sol- 
chen Beschränkung  als  Verweigerung  desselben 
ansehen  und  den  betr.  Beamten  nicht  zur  Ueber- 
nahme  und  zur  Ausübung  des  Amtes  zulassen 
würde,  a.  a.  0.  S.  449.  450. 

*  Vgl.  Bd.  m.  S.  197. 

^  S.  femer  auch  Jansen,  de  facnltate  do- 
cendi  p.  65.  81. 

0  Auf  diese  bezieht  sich  die  Konstitution  nicht. 
s.  den  Wortlaut  o.  S.  545  n.  5. 

'  S.  0.  8.  577  n.  8. 

9  Wenn  die  Denkschrift  des  preuss lachen 


Episkopates  ▼.  1849,  Ginzel,  Arch.  2,  151, 
behauptet,  dass  schon  im  17.  Jahrb.  dnroh  die 
Diocesanstatuten  den  Lehrern  die  höhere  kirch- 
liche Sendung  zur  öffentlichen  Ertheüung  des 
Religionsunterrichts  im  Allgemeinen  ertheilt  ist 
oder  den  Pfarrern  der  Auftrag,  sie  zu  gewähren, 
so  erscheint  dies  unrichtig.  Die  dafür  in  Bezug 
genommenen  Synoden,  Osnabrück  1628,  Münster 
1655,  Paderborn  1688,  Hartzheim  9,  437. 
818  u.  10.  179,  sowie  Köln  1612,  1.  o.  9,  163 
stehen  ganz  auf  dem  Boden  der  oben  im  Text  er- 
wähnten Synoden  und  gedenken  weder  speziell 
des  Religionsunterrichts  noch  der  misslo  canonica 
für  die  Ertheüung  desselben,  sondern  bestimmen 
nur,  dass  die  Lehrer  catholioi,  pii,  erudlti,  bene 
moratil,  probi.  examinati  sein  nnd  die  profesaio 
fldei  Tridentina  ablegen  sollen. 

»  S.  0.  S.  578. 

10  Vgl.  auch  Friedberg,  Job.  Bapttsta  Bai- 
tzer.  Leipzig  1873.  S.  20.  Bestätigt  wird  dies 
auch  durch  die  Erklärung  der  deutschen  Bischöfe 
u.  S.  621  n.  3.  Uebilgens  hat  auch  der  preuss. 
Geh. Rath Schmeddingim  Kultusminlsterinm , 
ein  Katholik  und  gründlicher  Kenner  des  katho- 
lischen Kirohenrechts,  die  missio  eanonica  als 
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seheidendeii  Einflnss  bei  der  Anstellnng  der  Lehrer  verloren  hatte,  eine  besondere 
Sendung  oder  Ermächtignng  fflr  die  Ertheilnng  des  Religionsnnterriohtes  nicht  ge- 
fordert \ 

In  voller  Sehftrfe  ist  ein  derartiger  Anspruch  erst  im  Jahre  1848  ^  in  Verbindung 
mit  dem  sonstigen  Vorgehen  des  Episkopates  gegen  die  bisherige  Regelung  des  Ver- 
hftltnisses  zwischen  dem  Staat  und  der  katholischen  Kirche  erhoben  worden  3,  und 
seitdem  fort  und  fort  wiederholt  4,  umsomehr,  als  in  einzelnen  deutschen  Staaten  die 
Gesetzgebung  diesem  Verlangen  entsprochen  hat  ^. 

b.  Das  staatliche  Recht  in  Betreff  der  mtssio  canontca.  Diejenigen 
staatlichen  Gesetzgebungen,  welche  der  katholischen  Kirche  die  Besorgung  und  Leitung 
des  Religionsunterrichts  in  der  Volksschule  einräumen,  wie  die  badische  und  Öster- 
reichische, haben  folgerechter  Weise  auch  die  Entscheidung  über  die  Befähigung 
zur  Ertheilnng  desselben  in  die  Hände  der  kirchlichen  Behörden  legen  mflssen®,  und 
damit  auch  der  Kirche  die  Möglichkeit  gewährt,  ihren  Standpunkt,  daas  jeder  Reli- 
gionslehrer zur  Yorherigen  Einholung  der  kirchlichen  Ermächtigung  oder  Sendung, 
d.  i.  der  nUssio  oanonioa  verpflichtet  sei,  zur  Durchflthmng  zu  bringen  '^.  Dagegen  ist  den 


eine  „formal  nagelneue  Erfindung"  l)ezeichnet, 
Friedberg  S.  26. 

Wenn  übrigens  A.  Franz ,  Johannes  Baptlsta 
Baltzer.  £.  Beitrag  z.  neuesten  Geschichte  der 
Diöcese  Breslau.  Breslau  1873.  S.  66,  auch  Arch. 
f.  k.  K.  R.  31,  211,  Friedberg  «gegenüber 
darauf  hinweist,  dass  seit  1776  bis  1800  den 
Mitgliedern  des  Schulinstitutes  iu  Schlesien 
seitens  des  fürstbischdflichen  Ordinariates 
in  Breslau  foxmilche  Lehrapprobationen  aus- 
gestellt sind,  so  ist  die  Approbation  nur  eine 
Tangliehkeitserklärung,  keine  missio  in  moder- 
nem Sinne,  und  femer  lag  darin  der  Ausdruck 
der  Unterwerfung  der  Mitglieder  des  Instituts 
fdei  früheren  Schulen)  unter  die  jurisdictio  des 
Ordinariats,  welche  die  Instruktion  v.  26.  April 
1776  zum  Sobulreglement  v.  11.  Dezember  1774 
(Lehmann,  Preussen  u.  d.  katholische  Kirche 
seit  1640  5,  156  u.  4,  630)  ausdrücklich  vor- 
behalten hatte.  Dass  dabei  nicht  an  eine  missio 
gedacht  war,  ergiebt  sich  auch  daraus,  dass  das 
Sehul-Instltut  stets  zwölf  Kandidaten  für  das 
Lehramt  an  den  schlesischen  Gymnasien  stndiren 
lassen  musste  und  dass  diese  Kandidaten,  welche 
sich  verpfLichten  mussten,  lebenslänglich  dem 
Lehramt  obzuliegen,  mit  Genehmigung  eines 
königlichen  Kommissars  ausgewählt  werden  soll- 
ten, auch  zu  ihrer  Anstellung  als  Lehrer  des 
staatlichen  Placets  bedurften. 

1  Dies  erklärt  sich  daraus,  dass  die  Schulen  in 
dieser  Zeit  noch  wesentlich  konfessionelle  waren, 
die  Verbindung  des  SchuUehrer-  und  Küster- 
oder Messner- Amtes  noch  fortbestehen  blieb,  s. 
0.  S.  578.  618,  und  die  katholischen  Pfarrer 
die  lokale  Aufsicht  über  die  Schule  behielten, 
0.  S.  678.  Ö79,  endlich  auch  daraus,  dass  die  ka- 
thcdische  Geistlichkeit  während  der  Aufklärungs- 
periode der  fortschreitenden  Verstaatlichung  der 
Schule  nieht  entgegengetreten  ist,  s.  o.  S.  6(9. 

^  Unter  dem  Einfluss  der  o.  S.  680  gedaohten 
Bewegung. 

3  Schon  anf  der  Versammlang  der  deutschen 


Bischöfe  in  Würzburg  1848  wurde  beschlossen : 
;,Die  deutschen  Bischöfe  werden  die  katholischen 
Gemeinden  eindringlich  ermahnen,  keinen 
neuen  Lehrer  anzunehmen,  der  nicht  als  zur 
religiösen  Erziehung  qualiflzirt  kirchlich  be- 
glaubigt ist''  Arch.  f.  k.  K.  R.  21,  241,  coli, 
oonc.  Lac.  5,  1018 ;  YgL  die  dt.  Denkschrift  des 
p  reu  SS.  Episkopates  bei  Ginzel  2,  151 ;  des 
bairischen  y.  1860,  a.  a.  0.  S.  216;  des  ober- 
rheinischen V.  1851  a.  a.  0.  S.  262. 

*  S.  z.  B.  Arch.  f.  k.  K.  R.  54,  267  j  Prager 
Prov.  Kaplt.  1860,  coli.  conc.  Lac.  5,  432. 

s  Vergl.  0.  S.  580  n.  7  und  unten  S.  622.  Die 
Nebeneinanderstellung  yon  auctoritas  und  missio 
iu  einzelnen  der  hier  und  in  der  vor.  Anm. 
citirten  Stellen  scheidet  genauer  die  licentia  zu 
lehren  und  die  Befugniss,  von  der  licentia  Ge- 
brauch zu  machen  (o.  S.  465.  466). 

^  Denn  in  dem  Recht  der  „Besorgung''  liegt 
auch  die  Befugniss,  die  Personen  der  Religions- 
lehrer zu  bestimmen.  Wenn  der  Staat  für  den 
Fall,  dass  die  nach  kirchlichem  Recht  berufenen 
Amtsträger,  wie  die  Pfarrer,  ihre  Pflicht  nicht 
voll  oder  gar  nicht  erfüllen  kdnnen,  den  Ton 
ihm  angestellten  Lehrern  die  Verbindlichkeit 
auferlegt,  die  der  Kirche  obliegenden  Funktionen 
aushilfsweise  zu  übernehmen,  o.  S.  604.  605, 
so  muss  er  auch  zulassen,  dass  die  Kirche  die 
Fähigkeit  der  letzteren,  welche  ihre  Angelegen- 
heit zu  /.besorgen''  haben,  nach  ihren  Grund- 
sätzen feststellt. 

"^  Git.  bad.  ElementaiBchulgesetz  y.  8.  März 
1868.  S.  30:  „Die  Aufnahme  anter  die  Volks- 
sohulkandidaten,  durch  welche  die  Befähigung 
für  den  Dienst  eines  Sohnlgehülfen  erlangt  wird, 
geschieht  durch  die  Oberschulbehörde  in  der 
Regel  auf  Grund  einer  vorher  bestandenen  Prü- 
fung. —  Bei  dieser  Prüfung  sind  die  betreffen- 
den Kirchen-  und  Religionsgemeinschaften  durch 
Beauftragte  vertreten,  welche  die  Kandidaten 
hinsichtlich  ihrer  Befähigung  zur  Ertheilnng  des 
Religionsunterichts  prüfen.  —  Die  Entschei- 
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I.  Die  Hiemehie  und  die  Leitnng  der  Kitohe  dutoh  dieeelbe. 
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Fordeningen  der  Kixehe  inBoweit  keine  Folge  gegeben^  als  die  bloB  kiicUichetseita 
erkannte  Bef&higang  und  ertheilie  Sendnng  anderen  Personen,  als  den  in  erster  liaie 
berechtigten  und  verpflichteten  Geistlichen  ^  nicht  die  Berechtigung  znr  Ertheilniig 
des  Religionsunterrichts  an  den  Offemtliohen  Schulen  gewährt,  yielmehr  die  kirchliche 
Behörde  allein  befugt  ist,  staatlieh  geprüfte  und  qualifiiirte  Lehrer  oder  LehramtB- 
kandidaten  mit  der  missio  canonica  zu  betrauen  3. 

Wie  der  Kirche  die  Ertheilung  der  letzteren  zukommt,  so  steht  ihr  anck  allein 
das  Recht  zu,  sie  zurückzuziehen  ^,  nur  kann  sie  in  solchen  Fillen  nicht  beaa^ymekeii, 
dass  der  Staat  seinerseits  im  Interesse  der  Entlastung  der  kirchlichen  Amtsträger  das 
Lehrpersonal  vermehrt^. 

In  denjenigen  Ländern,  in  welchen  gesetzlich  den  kirchlichen  Behörden  blos  die 
Leitung  und  Ueberwaohung  des  Religionsunterrichts  oder  gar  nur  die  Aufsicht  über 
den  letzteren  gesetzlich  zugestanden  ist  —  zu  der  ersteren  Gruppe  gehören  Bniem 
und  Württemberg^  zu  der  letzteren  Sachsen,  Hessen,  Oldenburg,  Prea- 
ssen  und  Elsass-Lothringen^  —  ruht  die  Entscheidung  Über  die  B^higimg 
der  Religionslehrer,  für  deren  Beschaffung  die  staatlichen  Unterriehtsyerwaltongen 
zu  sorgen  haben,  nicht  in  der  Hand  der  ELirche,  sondern  in  der  der  betreffenden  staat- 
lichen Behörden.  Der  von  den  staatlicherseits  für  qnalifizirt  erachteten  Lehrern  sa 
ertheilende  Unterricht  hat  indessen  die  katholische  Glaubenslehre  zum  Gegenstande, 
und  daher  muss  der  Staat  der  Kirche,  wenn  er  das  derselben  eingeräumte  Leitangfa- 
oder  auch  das  blosse  Au&ichts-  und  üeberwachungsrecht  nicht  vereiteln  will,  dafür 
Gewähr  bieten,  dass  die  von  ihm  angestellten  oder  verwendeten  Lehrer  auch  die  Be- 
fähigung besitzen,  den  gedachten  Unterricht  in  Uebereinstimmung  mit  der  Lehre  der 
katholischen  Kirche  zu  ertheilen.  Von  diesem  Standpunkte  aus  hat  man  staatlicher- 
seits den  kirchlichen  Behörden  meistens  eine  Betheiligung  bei  den  Prüfungen  der 
Lehramtskandidaten,  wenngleich  in  verschiedenem  Umfange,  nicht  aber  das  Reckt  ^ 


dang  übei  die  Befahignng  zai  Erthei- 
lung des  Beligionsnntezrichts  steht 
den  betreffenden  Kirchen-  und  Reli- 
gionsgemeinsohaften  zu  und  wird  den 
Kandidaten  durch  Vermittlung  der  Oberschul- 
behörde eroifnet"  Vgl.  dazu  §.  !27  a.  a.  0.,  s. 
S.  604  n.  5  u.  die  erzbischöf  liehen  Instruktionen 
y.  1864.  S.  6  u.  1882  $.  7,  Arch.  f.  k.  K.  R.  13, 
270  u.  51,  4Ö7,  nach  welchen  neu  eintretende 
Lehrer,  sofem  sie  die  kanonische  Mission  noch 
nicht  erhalten  haben,  die  letztere  durch  Ver- 
mittlung des  betreffenden  Pfarramtes  bei  den 
zur  Ertheilung  ein  für  alle  Mal  ermächtigten  erz- 
bischöflichen  Schulinspektoren  nachzusuohen 
haben,  s.  auch  Friedberg,  Staat  u.  kathol. 
Kirche  in  Baden.  S.  114.  126.  433. 

Für  Oester reich  Tgl.  angef.  Ges.  ▼.  26.  Mai 
1868.  $.  6,  cit  Arch.  20,  162:  „ Als  Re- 
ligionslehrer dürfen  nur  diejenigen  angestellt 
werden,  welche  die  betr.  konfessionelle  Ober- 
behörde als  hierzu  befUiigt  erklärt  hat'',  und 
ReichsTolkssohnlgeseU  t.  14.  Mai  1869  %.  38, 
cit  Arch.  60,  121:  n*  •  •  •  ^^^  Behufe  der 
Prüfung  der  Kandidaten  hinsichtlich  ihrer  Be- 
fähigung zum  Religionsunterrichte  sind  Vertreter 
der  Kirchen-  und  BeligionsgeBosseaschaften 
XU  berufen  ($.  5.  Abi.  6)*,  d.  h.  den  Kommiwio- 
nen  für  die  Lehzbefihigungsprüfnngen  als  Mit- 


glieder zuzutheilen,  s.  auch  Arch«  26,  125.  Da- 
durch ist  der  Kirche  die  MögUchkeit  der  Fest- 
stellung der  Befähigung  gewährt,  während  das 
Recht  zur  Ertheilung  der  missio  canonica  sielt 
aus  dem  cit.  $.  6.  Abs.  6  („mit  Zustimmung  der 
Kiiohenbehörden'')  o.  S.  60Ö  n.  2,  ergiebt,  e. 
auch  Kult.  Min.  Brl.  t.  1877.  oU.  Aieh.39,  147. 

i  S.  0.  S.  604.  605. 

>  Das  folgt  daraus,  dass  die  angeffthrtan  Ge- 
setze, abgesehen  von  den  GeistUehen,  nur  staat- 
lich geprüfte  Lehrer,  nicht  andere  Laien  zulassen. 

^  Da  sie  in  Baden  das  Recht  hat,  ihreiieits 
einseitig  die  Ertheilung  des  Unterrichts  durch 
den  Lehrer  abzustellen,  o.  S.  604;  für  0 ester- 
reich folgt  dieBefugniss  daraus,  dass  die  erfor- 
derte Zustimmung,  s.  Anm.  7  y.  S.  621  a.  £., 
keine  unwiderrufliche  ist, 

«  S.  0.  S.  604.  605. 

5  S.  0.  S.  606. 

6  S.  0.  S.  608  ff. 

^  Für  S  a  c  h  s  e  n  ist  die  Ausbildung  im  Seminar 
(s.  0.  S.  694  n.  3)  obligatorisch,  dt.  Volkseekal- 
gesetx  T.  26.  April  1873.  %.  17,  und  es  gehSri 
den  PrÜfungskommlsiiottea  für  die  (erste)  Sehal- 
amtskandidatenprüf ung ,  sowie  auch  für  die 
(zweite)  Wahlfähigkeits-  oder  Amtsprüfisng  da 
Kommissar  der  betceffanden  kirchlichen  Ober- 


§.  238.] 


Vcrbfiltnias  der  Kirohe  sur  Volksschiüe.   Geltendes  Beeht. 
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sar  Oewähnmg   einer  ftr  die  Lehrihätigkeit  nothwendigen  ntüno  eananioa  zage- 
sUmden^. 

Die  Letztere  erscheint  yielmehr  in  den  gedachten  Lftndem  für  das  staatliche 
Oebiet,  soweit  es  sich  nm  Zolassong  des  Lehrers  zum  Beligionsunterrioht  handelti 
rechtlich  bedeutungslos.  Staatücherseit  wird  allerdings  der  Lehrer  an  der  Einholung 
der  kirchlichen  Sendung  nicht  gehindert  2.    Wird  ihm  indessen  dieselbe  versagt  oder 


behdrde  an,  Prüfangsoidn.  y.  1.  November  1877. 
SS.  ^.  i5,  T.  Seydewltz,  Oodex  etc.  S.  528. 

In  Bfti  er n ,  wo  die  katholischen  Lehrer  zum 
giosaten  Theil  in  den  katholischen  Präparanden- 
•chnlen  und  SchnllelirerBemlnaien  (0.  S.  594  n.  3  n. 
S.  608  n.  4)  gebildet  werden,  bedarf  ob  einer  Semi- 
narsohlnuprQfung  und  nach  4  Jahren  einer  An- 
stellangsprQf  nng,  an  welcher  ausser  dem  Distrlkts- 
•ehuUnspektor  (also  gewöhnlich  einem  katho- 
lischen Oeistlichen,  0.  S.  602}  noch  Abgeordnete 
der  klrehllfhen  Oberbehörden  mit  Stimmrecht  in 
Betreff  der  Pr&fnng  in  der  Religion  theilnehmen, 
Silbernagl  S.  491;  Englmanu  S.  9ö  (ganz 
abgesehen  davon,  dass  den  kirchlichen  Behörden 
anoh  eine  Aufsicht  Über  die  religlese  AosbUdung 
der  Zöglinge  in  den  Präparandenschulen  und 
Seminaren  eingeräumt  ist). 

Nicht  minder  werden  in  Prenasen  su  den 
EnÜassungsprüfungen  katholischer  Schulamts- 
kaadidaten  auf  Grund  der  Instruktion  für  die  Kon- 
sistorien T.  28.  Oktober  1817.  $.  8  bisehöfliche 
Kommissare  zugezogen,  vgl.  auch  Schneider 
und  y.  Bremen  a.  a.  0.  8.  117. 131  (nach  Ab- 
seteung  einzelner  preussiseher  BisohÖfe  während 
des  Kulturkampfes  hat  man  dazu  solche  Geist- 
liche und  Lehrer,  welche  für  den  ReUgionsunter- 
lieht  nach  kaiholisch-kirchlicher  Auffassung  voll 
befähigt  waren,  aufgefordert,  deren  Recht  zur 
Betheiligung  freilich  ultramontanerseits  in  Zwei- 
fel gezogen  worden  ist,  Arch.  f.  k.  K.  R.  88,  337.) 

lieber  Hessen,  wo  ebenfalls  zwei  Prüfungen 
bestehen,  s.  PrÜfungsordn.  v.  10.  Januar  lo76 
(Reg.  Bl.  8. 125)  $$.  1.  26,  vgl.  %  26  a.  a.  0.: 
»Die  kirchlichen  Oberbehörden  werden  von  dem 
Tage  und  der  Stunde  der  Prüfung  in  der  Religions- 
lehre (bei  der  zweiten  Prüfung)  benachrichtigt 
und  eingeladen,  einen  Delegirten  zu  derselben 
abzuordnen  und  demnachstige  Anstände  gegen 
die  Qualifikation  eines  oder  des  anderen  der  Ge- 
prüften der  Prüfungskommission  mltzutheilen. 

In  Oldenburg  ist  nach  der  Bek.  d.  kathol. 
OberschulkoUegiums  v.  7.  Juni  1862,  Ges.  Bl. 
Bd.  18,  S.  84,  Art.  8  den  Mitgliedern  des  biscböf- 
Uohen  Offlzialates  zu  Yeohta  der  Zutiltt  zu  der 
ersten  Prüfung,  nicht  aber  zu  der  zweiten  gewährt, 
s.  Gesetz  betr.  die  zweite  Prüfung  v.  13.  März 
1879  und  Bek.  des  Oberschulkollegiums  v.  20.  Juli 
1879,  Ges.  Bl.  Bd.  25,  S.  142  u.  463,  der  katho- 
lischen Kirche  ist  aber  hier  dadurch  Garantie  ge- 
boten, dass  das  die  Prüfungen  leitende  Oberschul- 
kollegium nur  aus  Katholiken  besteht  und  ebenso 
die  Prüfungskommissionen  aus  Katholiken,  na- 
mentlich aus  dem  Direktor  und  den  Lehrern  des 
katholischen  Seminars  gebildet  sind. 

Dagegra  erwähnt  für  Elsass-Lotbringen 
die  Prüf ungaordn.T.  4.  Jan.  1874,  Altboff  etc., 
Samml.  der  in  Elsas  s-Lothr.  geltenden  Gesetze 


3,  457,  einer  Betheiligung  der  kirchlichen  Be- 
hörden nicht,  dock  sind  auch  hier  die  Direktoren 
und  Lehrer  der  katholischen  Seminare  Mitglieder 
der  Kommissionen  für  die  erste  und  zweite  Prü- 
fung, s.  a.  a.  0.  SS*  4.  15. 

1  Freilich  hat  ein  kgl.  preussiseher  Erlass 
V.  9.  August  1858  für  die  Diöceeen  Münster  und 
Paderborn,  Entsch.  d.  Ob.  Tiib.  80,  387;  Arcb. 
f.  k.  K.  R.  4,  358,  genehmigt,  dass  die  Regie- 
rungen die  Ernennung  oder  Bestätigung  katho- 
lischer Elementarlehrer  und  Lehrerinnen  erst 
nach  eingeholtem  Einverständniss  des  Bischofs 
vornehmen  und  die  Einführung  derselben  in  ihr 
Amt  erst  nach  Behändigung  der  kanonischen 
Mission  veranlassen  sollten,  aber  diese  nicht  in 
die  Gesetzsammlung  aufgenommene ,  lediglieh 
bisohöflicherseits  bekannt  gemachte  Ordre  hatte 
blos  den  Charakter  einer  königlich  genehmigten 
Yerwaltungsmaasregel  und  konnte  spater  (1874) 
durch  den  Kultusminister,  welcher  mindestens 
die  Präsumtion  der  königlichen  Zustimmung  dazu 
für  sieh  hatte,  wie  geschehen,  dahin  abgeändert 
werden,  dass  die  Anstellung  oder  Bestätigung 
bei  ungegründeten  Einwendungen  des  Bischo& 
oder  bei  übermässiger  Yerzögerang  seiner  Erklä- 
rung ohne  Rücksicht  auf  denselben  vorgenommen 
werden  soll,  dt.  Entsch.  80,  388.  389. 

Wenngleich  in  Baiern  die  durch  Entsohl.  v. 
1852  Nr.  19  gemachte  Zusicherung,  dass  bei  der 
Anstellung  von  Religionslehrem  an  Öffentlichen 
Unterrichts-  und  Erziehungsanstalten  eine  vor- 
gängige  „gutachtliche  Einvernahme  der  einschlä- 
gigen bischöflichen  Stelle"  erfolgen  solle,  im  J. 
1873  zurückgezogen  worden  ist,  dt.  Arch.  8, 399. 
418  und  31, 177,  so  soll  doch  nach  Silbernagl 
S.  254  Nr.  4  die  Einholung  einer  solchen  Aeusse- 
rung  neuerdings  vom  Kultusminister  wieder  in 
Aussicht  gestellt  worden  sein. 

2  In  P  r  e  u  8  s  e  n  hat  man  derartige  Schritte  der 
Lehrer  ingnorlrt,  dt.  Arcb.  36,  255.  Selbstver- 
ständlich haben  die  Bischöfe  ihrersdts  die  Einho- 
lung gefordert,  j  a  für  die  durch  staatlicheAbsetzung 
erledigten  Diöcesen  sind  durch  eine  päpstliche  An- 
ordnung V.  1876  die  Ortspfarrer  zur  mündlichen  Er- 
thdlungdermissio  canonica,  sowie  zur  Entziehung 
derselben  ermäohtigt  und  femer  angewiesen  wor- 
den, sie  nur  solchen  Lehrern  zu  gewähren,  welche 
sowohl  versprachen  als  sonst  Garantie  dafür  boten, 
dass  sie  den  Religionsunterricht  im  Sinne  und 
Geiste  der  katholischen  Kirche  geben  würden, 
wogegen  diejenigen  Lehrer,  weldie  ohne  die 
missio  und  gegen  das  Yerbot  dea  Pfarrers  den 
Religionsunterricht  ertheilen  würden,  nach  vor« 
gängiger  Warnung  von  den  Sakramenten  ausge- 
schlossen werden  sollten,  cit.  Arch.  86, 254. 258. 
434. 
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später  seitens  des  Bischofs  wieder  entzogen,  so  bleibt  er  dem  Staat  gegenflber  sieht 
blos  berechtigt,  sondern  auch  verpflichtet,  in  seiner  Stellung  weiter  zn  fang^ren  ^  der 
Bischof  muss  also^  nm  die  Ausschliessung  eines  untauglichen  oder  nicht  geeigneten 
Lehrers  von  seinen  Funktionen  herbeizufahren,  den  ordnungsmftssigen  Weg  einschlagen, 
d.  h.  seine  desfallsigen  Anträge  an  die  staatlichen  Behörden  stellen  und  deren  Ent- 
scheidung herbeiführen. 

Andererseits  kann  die  bischöfliche  Sendung  allein  niemals  die  staatliche  Anstel- 
lung oder  Bestätigung  oder  den  staatlichen  Auftrag  zur  Ertheilnng  des  Religions- 
unterrichtes ersetzen,  vielmehr  stellt  sich  die  letztere,  wenn  sie  blos  auf  Qnmd  der 
missio  canonica  vorgenommen  wird,  als  strafbare  Anmassung  eines  öffenüiohen  Am- 
tes dar  2. 

B.  Die  Ablegung  des  tridentinischen  Olaubensbekenntnisses. 
Wie  schon  früher  3,  wird  auch  neuerdings  seitens  der  kirchlichen  Behörden  von  den 
Schul-,  insbesondere  den  Religionslehrem  vor  Beginn  der  Ausübung  ihres  Amtes  die 
Ablegung  der  professio  fidei  Tridentina^  in  die  Hände  des  vorgesetzten  Land- 
dechanten  oder  eines  anderen  bischöflichen  Vertreters  gefordert ''^.  In  den  Länden, 
in  welchen,  wie  in  Baden  und  Oesterreich,  die  Kirche  über  die  Befähigung  der 
Religionslehrer  entscheidet  (o.  S.  621},  ist  sie  rechtlich  in  der  Lage,  die  letssteren  znr 
Beobachtung  der  gedachten  Anordnung  anzuhalten.  Was  die  anderen  Staaten  betrifft, 
so  ist  in  S  achsen  sogar  von  Staatswegen  die  Ablegung  eines  konfessionellen  Oelöb- 
nisses  seitens  derjenigen  Lehrer  und  Lehierinnen  vorgeschrieben,  welche  zur  Er- 
theilnng des  Religionsunterrichts  auf  Orund  der  bestandenen  Prüfung  berechtigt  sind^. 
Dagegen  ist  im  übrigen  die  Ablegung  des  erwähnten  Glaubensbekenntnisses  für  die 
staatliche  Schulverwaltung  rechtlich  ebenso  gleichgültig,  wie  die  Ertheilnng  oder 
Entziehung  der  missio  canonica'^. 

3.  Die  Pfarrer  und  Geistlichen  als  Religionslehrer.  Nach  kaäio- 
lischem  Kirchenrecht  ist  der  Pfarrer  der  kirchlich  bestellte  Religionslehrer  seiner 
Pfarrei  und  der  Pfarreingesessenen  ^  und  hat  daher,  soweit  es  ihm  möglieli  ist,  den 
Religionsunterricht  an  den  Schulen  der  Parochie,  namentlich  den  öffentiichen  Schulen 
zu  ertheilen®,  und  zwar  ohne  dass  er  dazu  einer  besonderen  missio  canonica  ^^  oder 
der  Ablegung  fldei  Tridentina  bedarf  ^^ 


1  Entsch.  d.  Ober-Tribunals  v.  14.  Juni  1877, 
Schneider  u.  y.  Bremen  1,  124;  cit.  Arch. 
38,  347;  8.  auch  Min.-YeTfQgnngen  v.  1875  n. 
1881  am  erst  angef.  Ort  1,  130.  i'20. 

2  R.  Str.  G.  B.  S.  132  n.  Erk.  d.  Oh.-Trib.  v. 
i%  Oktober  1874,  Entsch.  73, 406,  S cb  neider 
und  V.  Bremen  1,  124. 

8  S.  0.  S.  677  n.  8. 
*  Bd.  m.  S.  220. 

5  Prager  ProT.  Syn.  v.  1860,  coli.  conc.  Lac. 
6,  462;  8.  femer  Arch.  f.  k.  K.  R.  36,  437. 

6  Cit.  Yolksschulgesetz  vom  26.  April  1873. 
S.  18,  Abs.  4  u.  Aii8f.-Vdg.  t.  26.  Auguat  1874, 
^.  36  Schlnaaabaatz,  ▼.  Seydewitz,  Codex ete. 
änppl.  S.  432:  ^lieber  die  konfesBionelle  Ver- 
pftichtnng  nicht  OTangelischer  Lehrer  wird  Ton 
der  kirchlioben  Behörde Bestimmung  ge- 
troffen, und  68  hat  der  Verpflichtete  eine  Ab- 
schrift des  hierüber  aufgenommenen,  die  Ter- 
pfiichtungsformel  enthaltenden  Protokolls  an  den 
Bezirksschulinspektor  abzugeben." 


Hier  kann  also  die  kirchliehe  Behörde  die  Ab- 
legung der  professio  fldei  Tridentina  auf  Grand 
staatlicher  Anordnung  beanspruchen. 

"^  Ygl.  die  Regier  ungsTOrfugungen  f.  Sehlesieo 
im  cit  Arch.  36,  436.  437. 

8  Bd.  U.  S.  296  u.  0.  S.  481. 

0  Das  schreibt  z.B. die  eit.  Freibuigerlnstrok- 
tion  y.  1864.  SS.  2.  3  für  den  Ortsgeisttieheii, 
also  regelmässig  den  Pfarrer,  die  Limbnrger  V. 
▼.  1876.  S-  6  fftr  die  Pfarrer,  Firnhaber  2, 
265,  Tor;   für  Baiern  s.  Englmann  8.297. 

^0  Denn  diese  hat  er  schon  kraft  seines  Amtes. 
Andere  Geistliche,  welche  ihn  darin  Tertretan 
oder  ihm  Aushülfe  leisten  sollen,  und  kein  Seel- 
sorgeamt haben,  bedürfen  dagegen  selbstver- 
ständlich der  missio,  o.  S.  447. 

11  Weil  diese  schon  hei  der  Erlangung  des  Am- 
tes Yon  ihnen  gefordert  wird,  Bd.  III.  S.  320  n. 
auch  S.  212. 


§.  238.] 
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Dieses  Becht  haben  diejenigen  Staaten,  welche  der  Kirohe  die  Besorgung  des 
fieligionsunterriohtes  zugestehen^  wie  Baden  nnd  Oesterreich,  als  nothwendige 
Folge  der  Einräumung  der  betreffenden  Befugniss  anerkannte  Aber  auch  in  den 
anderen  Staaten  ist  dem  Ortspfarrer,  theils  in  Folge  der  Mheren  engen  Verbindung 
von  Kirohe  nnd  Schule  das  Recht  auf  die  Ertheilung  des  Religionsunterrichts  durch 
staatliche  Anordnungen  gewährt^,  oder  es  besteht  wenigstens  kein  staatsgesetzliches 
HindemisSy  dass  er  diese  Funktion  in  der  Volksschule  versieht^. 

Da  aber  flberall  dem  Pfarrer  und  dem  von  der  kirchlichen  Behörde  oder  von 
dem  ersteren  aushilfsweise  herangezogenen  anderen  Geistlichen  das  Recht  nur 
kraft  seines  geistlichen  Amtes  oder  seiner  geistlichen  Stellung  zusteht  oder  gewährt 
wird,  so  mnss  der  erstere  sein  Amt  auch  in  Gemässheit  der  staatlichen  Gesetze  er- 
worben haben,  und  der  letztere  nach  denselben  zur  Austtbnng  von  geistlichen  Funk- 
tionen berechtigt  sein  ^.  Andernfalls  ist  der  Staat  sowohl  befugt  als  auch  verpflichtet, 
ihn  von  der  Ertheilung  des  Religionsunterrichts  auszuschliessen^. 

In  der  Stellung  als  Religionslehrer  ist  der  Pfarrer,  weil  der  Religionsunterricht  in 
der  Volksschule  einen  schulplanmässigen  Lehrgegenstand  bildet,  an  die  allgemeinen 
Schuleinrichtungen  gebunden  und  der  staatlichen  Aufsicht  unterworfen,  indessen  be- 
stimmt sich  das  Maass  dieser  letzteren  des  Näheren  nach  dem  der  Kirche  in  Betreff  des 
Beligionsunterrichts  gewährten  Stellung^.  Ebenso  bemisst  sich  danach  das  Recht  der 
Einwirkung  der  kirchlichen  Behörden,  insbesondere  der  Bischöfe  auf  die  Ertheilung 
des  gedachten  Religionsunterrichts  ^,  nur  haben  dieselben  hinsichtlich  der  zu  lehren- 
den Glaubenswahrheiten  selbstverständlich  unter  allen  Umständen  die  entscheidende 
Bestimmung^,  und  die  staatlichen  Schulbehörden  haben  allein  darüber  zu  wachen, 
dass  seitens  der  Geistlichen  nichts  Staatsgefährliches  und  nichts,  was  den  staatlichen 
und  bflrgerlichen  Pflichten  zuwiderläuft,  gelehrt  wird^. 

Was  die  Zulassung  an  sich  staatlich  berechtigter  Geistlicher  ^<)  zur  Ertheilung  des 
Religionsunterrichts  und  die  Enthebung  derselben  von  dieser  Funktion  durch  den 
Staat  betrifft,  so  ist  zwischen  denjenigen  Staaten,  in  denen  der  Kirche  die  Besorgung 
des  Religionsunterrichts  überlassen  ist,  und  denjenigen,  in  denen  ihr  ein  solches 
Recht  und  eine  solche  Pflicht  nicht  zukommt,  zu  unterscheiden. 

In  den  ersteren,  also  inOesterreich  und  Baden ^S  hat  die  Kirche  allein  über 
die  Befilhigung  der  von  ihr  mit  dem  Religionsunterricht  zu  betrauenden  Geistlichen  zu 
befinden  ^^,  dem  Staate  ist  also  das  Recht  entzogen,  die  von  ihr  dazu  ermächtigten 
Geistlichen  von  vorherein  zurückzuweisen.  Wohl  aber  ist  er  befugt,  obgleich  sie  weder 


*  S.  0.  S.  604  u.  606.  Die  Gesetze  sprechen 
sohleehthin  von  den  GeiBtlichen,  da  sie  in  Folge 
ihiefl  Standpunktes  die  nähere  Bestimmung  des 
Geistlichen  der  Kirchenbehörde  überlassen. 

'  So  nach  dem  württemb.  Yolkssohulgcsctz, 
Art.  2  Abs.  2  dem  Ortsgeistlichen,  a.  o.  S.  607 
ti.  1 ;  nach  dem  nassauischen  Paritätsgenerale 
V.  1857.  S.  6,  Firn  h aber  2,  301,  dem  Kirch- 
spielspfaner. 

3  So  in  Baiern  o.  S.  607  n.  1;  in  Hessen 
0.  S.610  n.  1 :  in  Proussen  0.  S.  611  n.  7  nnd 
612  n.  3. 

*  Vgl.  0.  9.  19 ff.  nnd  8.  VI;  Bd.  U.  S.  503. 
692  und  Bd.  m.  S.  183. 

5  Entsch.  d.  Ob.  Trib.  v.  12.  Oktober  1874,  o. 

Hin 8 Chi  US,  Kirchenrecht  IV. 


S.  624  n.  2  und  die  Regier.  Verf.  v.  1874  i.  Arch. 
f.  k.  K.  R.  31,  372. 

0  Dasselbe  ist  natürlich  umfassender,  wenn  der 
Kirche  auch  die  Besorgung  des  Religionsunter- 
richts, als  wenn  ihr  blos  die  Leitung  oder  gar  nur 
die  Mitaufsicht  zukommt  Das  Nähere  darüber  ist 
schon  S.  604.  606.  607.  609  ff.  bemerkt. 

"^  S.  die  Anführungen  in  der  Yor.  Anm. 

^  Da  der  Staat  die  katholische  Glaubenslehre 
nicht  festtustellen  hat,  b.  o.  S.  607,  S.  610  n.  1 
und  S.  612  n.  6. 

»  Vgl.  0.  S.  607.  610  n.  1  u.  612  n.  6. 

10  S.  o.  Anm.  4. 

11  8.  604.  605. 

12  S.  621. 

40 
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in  der  Steilmig  eines  Religionslehren  staatliche  Funktionen  wahrnehmen,  noch  viel 
weniger  staatüohe  Beamte  sind,  also  nicht  der  staatlichen  Disziplinargewalt  unter- 
liegen ^  sie  von  ihren  Funktionen  auszuschliessen^,  wenn  sie  ihre  Pflichten  grOblieh 
yemachlässigen,  namentlich  die  allgemeine  Schulordnung  und  die  innerhalb  der  staat- 
lichen Zuständigkeit  erlassenen  Anweisungen  absichtlich  und  schwer  verletzen,  and 
die  kirchliche  Behörde  die  seitens  der  staatlichen  Organe  gestellten  Anträge  auf  Ent- 
fernung des  betreffenden  Geistlichen  unbeachtet  lä8st^  weil  dann  keine  andere  Maaa- 
regel  zur  Durchfdhrung  der  bestehenden  Ordnungen,  deren  Aufrechterhaltung  der 
Staat  zu  erzwingen  berechtigt  und  verpflichtet  ist,  flbrig  bleibt.  Immerhin  beschrftnkt 
sich  aber  das  Recht  des  Staates  auf  die  Beseitigung  eines  einzelnen  Geistlichen,  da- 
gegen kann  er  nicht  aus  Anlass  solcher  Fälle  beanspruchen,  dass  der  Religions- 
unterricht überhaupt  nicht  mehr  durch  die  unter  Leitung  der  Kirche  stehenden  Oeiatr- 
liehen  ertheilt  wird. 

In  den  Staaten,  in  welchen  blos  ein  gesetzliches  Recht  des  Pfarrers  auf  £rth<^- 
lung  des  Religionsunterrichts  besteht^,  ohne  dass  der  Kirche  als  solcher  die  Besorgung 
desselben  gewährleistet  ist,  hängt  es  von  dem  Umfange  des  erstgedachten  Rechtes 
ab,  inwieweit  der  Staat  von  vornherein  die  Oeistlichen  Oberhaupt  oder  einzelne  Geist- 
liche, gegen  welche  die  Schulverwaltung  wegen  ihrer  Befähigung  oder  ihrer  kirch- 
lichen Parteistellung  Bedenken  hat.  von  dem  Religionsunterricht  fernhalten  kann  ^. 
Da  indessen  die  Ertheilung  des  letzteren  hier  immer  eine  staatliche  Funktion  ist,  so 
wird  dieselbe  dem  Geistlichen,  obschon  er  der  staatlichen  Disziplinargewalt  ebenfalls 
nicht  untersteht,  in  den  vorgedachten  Fällen,  und  zwar  direkt  durch  die  zuständige 
Schulbehörde  entzogen  werden  kOnnen  ^. 

Soweit  dagegen  die  Zulassung  blos  auf  Verwaltungsanordnungen  oder  auf  der 
Yerwaltungspraxis  beruht^,  kann  die  betreffende  zuständige  Behörde  die  Geistlichen 
ttberhaupt  oder  auch  jeden  ihr  nicht  geeignet  scheinenden  Geistlichen  von  dem  schul- 
planmässigen  Religionsunterricht  fernhalten  ^,  und  den  Geistlichen  auch,  falls  sie  zu 
demselben  zugelassen  worden  sind,  den  ihnen  ertheilten  staatlichen  Auftrag  oder  die 
gewährte  Ermächtigung  jeden  Augenblick,  nicht  blos,  wenn  sie  gegen  die  Schulord- 
nungen oder  sonstigen  Vorschriften  Verstössen  9,  sondern  auch  sonst,  wenn  es  ledig- 


i.Vgl.  far  Oesterreich  Aroh.  f.  k.  K.  R. 
27,  192. 

2  S.  die  vor  Anm. 

3  Denn  der  Geistliche  steht  bei  der  Yersehnng 
der  betreffenden  Funktion,  da  sie  eine  kirchliche 
ist,  zunächst  unter  der  Leitung  und  Dlsciplin 
der  kirchlichen  Behörde.  Diese  hat  also  der 
Staat  zunächst  anzugehen,  vgl.  auch  cit  Arch. 
27,  192. 

*  Wie  in  Württemberg,  o.  S.  607  n.  2  und 
Baiern,  s.  £.  Mayer,  Kirchenhoheitsrechte 
des  Königs  Ton  Baiern.    S.  231. 

^  So  kann  in  Württemberg  die  Oberschul- 
behörde in  besonderen  Fällen  den  Ortsgeist- 
lichen, also  nicht  generell  In  allen  Schulen, 
sondern  nur  an  einzelnen,  aussehliessen.  Ob  ein 
Orund  dafür  Torliegt,  darüber  hat  sie  aber  allein, 
nicht  die  kirchliche  Behörde,  zu  befinden. 

•Wenn,  wie  in  Württemberg,  besondere 
gesetzliche  Yorschriften  bestehen,  anoh  in  an- 
deren Fällen,  denn  das  gedachte  Gesetz  bezieht 
sich  nicht  blos  auf  die  Femhaltung  eines  neu 


angestellten  Ortsgeistlichen,  sondern  auch  auf 
die  Ausschliessung  des  Ortsgeistlichen,  nachden 
er  schon  zugelassen  worden  ist. 

"7  So  in  Preussen,  s.  o.  S.  612;  handelt 
es  sich  dabei  um  eine  allgemeine  Yerwaltungs- 
anordnung,  wie  z.  B.  in  Nassau,  o.  S.  625  n. 
2,  so  steht  die  Befugniss,  Ton  derselben  in  ein- 
zelnen Fällen  abzugehen,  selbstverständlich  nui 
der  Behörde,  welche  sie  erlassen  hat,  nicht  einer 
untergeordneten,  zu. 

^  Für  Preussen  vgl.  den  o.  S.  612  n.  3  cit. 
Kult.  Min.  Erl.  y.  18.  Februar  1876  n.  v.  6.  No- 
vember 1879,  Schneider  u.  v.  Bremen  1. 
1 12,  nach  welchem  letzteren  dies  nuz  bei  «ernsten 
und  erheblichen,  durch  Thatsachen  unterstützten 
Gründen''  erfolgen  soll. 

9  Hier  gUt  das  oben  im  Texte  Bemerkte«  nur 
bedarf  es,  da  der  Geistliche  nicht  im  kirchlichen 
Auftrage,  kraft  eines  der  Kirche  eingexanmten 
Rechtes,  handelt,  nicht  erst  der  Anrnfang  d« 
kirchlichen  Behörde. 


§.  239.] 
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lieh  naoh  Lage  der  Umstände,  z.  B.  wegen  der  augenblicklich  zwischen  der  katho- 
lischen Kirche  und  dem  Staate  obwaltenden  Beziehungen^  zweckmässig  erscheint  ^ 
entziehen. 

« 

B.    Das  Verhältniss  der  Kirche  zu  den  höheren  Schulen  oder  s.  g,  Mittelschulen 

(Gymnasien,  Realschulen,  höheren  Bürgerschulmi) . 

§.  239.     1.    Geschichtliche  EinteOung. 

Von  denjenigen  Lehranstalten^  welche  man  heute  unter  der  Bezeichnung :  ?iöhere 
oder  auch  (im  Hinblick  auf  die  Universitäten  oder  Hochschulen)  Mittel-Schulen  zu- 
sammenfasst  ^,  d.  h.  denjenigen^  welche  einerseits  ihren  Schülern  eine  über  das  Lehr- 
ziel der  Volksschule,  also  eine  über  die  Elementarkenntnisse  hinausgehende  allgemeine 
Bildung  zu  geben  bezwecken^,  andererseits  aber  nicht  die  Aufgabe  verfolgen,  die 
Wissenschaft  zu  lehren  und  die  erforderliche  Spezialbildung  für  die  auf  wissenschaft- 
licher Grundlage  ruhenden  Berufsarten  zu  gewähren,  reichen  allein  die  Gymnasien 
bis  in  das  sechszehnte  Jahrhundert  zurück  ^,  während  die  übrigen  erst  seit  dem  Ende 
des  vorigen  oder  im  Laufe  dieses  Jahrhunderts  entstanden  sind  ^. 

Nach  dem  Vorbilde  der  protestantischen  Länder,  in  welchen  während  des  16. 
Jahrhunderts  im  Zusammenhang  mit  der  Keformation  eine  Anzahl  von  Städten,  später 
auch  eine  Reihe  von  Fürsten  gelehrte  Schulen^  begründet  oder  schon  bestehende 
Schulen  in  solche  umgewandelt  hatten  ^,  nahmen  seit  der  zweiten  Hälfte  des  gedachten 
Jahrhunderts  in  den  katholischen  Territorien  Deutschlands  die  Jesuiten  die  Reform 
des  gelehrten  Unterrichts  im  Einverständniss  mit  den  weltlichen  Fürsten  und  mit  den 
Bischöfen  in  die  Hand^,  indem  sie  in  ihren  Kollegien,  welche  nicht  blos  für  die  Er- 


^  Auch  hier  handelt  es  sich  nicht  um  die  Aus- 
übung einer  staatlichen  Bisciplinargerichtsbai- 
kelt  über  die  Geistlichen  (s.  auch  o.  S.  607  n.  1), 
—  denn  staatliche  Beamte  werden  die  Geistlichen 
durch  Ertheilung  der  betreffenden  Ermächtigung 
nicht—-,  sondern  um  Zniückziehnng  der  letzteren, 
welche  der  Staat  frei  ertheilt  hat,  also  auch  be- 
liebig wieder  zu  entziehen  berechtigt  ist.  Das 
letztere  gilt  auch  da,  wo  etwa,  wie  das  hessi- 
sche Gesetz  es  zulässt,  o.  S.  610  n.  1,  eine  Ver- 
einbarung zwischen  den  Kirchen-  und  Schul- 
behörden  über  die  Ertheilung  des  Unterrichts 
durch  den  Geistlichen  getroffen  ist,  denn  dabei 
stehen  nicht  bindende  Verträge  im  eigentUchen 
Sinne  in  Frage. 

^  Vgl.  G.  Meyer,  Lehrb.  d.  deutsch.  Ver- 
waltungsrechts 1,  238  u.  Löning,  Lehrb.  des 
deutsch.  Verwaltungsrechts  S.  758. 

3  Oder,  wie  die  Fachschulen  im  engeren 
Sinne,  z.  B.  Gewerbe-,  Handels-,  Ackerhau- 
Sehulen,  ihren  Schülern  blos  die  für  einen  be- 
stimmten Beruf  noihwendigen  Kenntnisse  ohne 
die  Gewährung  einer  wissenschaftlichen  Ausbil- 
dung Yermltteln.  Diese  kommen  nicht  in  Be- 
tracht, da  an  denselben  für  die  Regel  kein  Beli- 
gionsantenioht  ertheilt  wird. 

^  Allerdings  knüpft  die  Entstehung  zum  Theil 
an  die  früheren  Stifts-,  Pfarr-  und  städtischen 
Schulen,  in  welchen  letzteren  auch  öfters  das 
Lateinische  gelehrt  wurde  (o.  S.  576  n.  4  u.  S.  577 


n.  3)  an,  indessen  haben  die  Gymnasien  erst  durch 
den  seit  dem  Ende  des  15.  Jahrh.  in  die  Par- 
tikularschulen eindringenden  Humanismus  die- 
jenige Grundlage  erhalten,  auf  welcher  sich  ihr 
heutiger  Charakter  entwickelt  hat,  Paulsen, 
Geschichte  des  gelehrten  Unterrichts.  Leipzig 
1885.  S.  104  ff. 

5  Paulsen  S.  482  flf. 

^  Sie  werden  im  Gegensatz  zur  Universität 
(dem  Studium  generale),  s.  unten  $.  241,  9cho~ 
lae  particulares  oder  studia  particularia  genannt. 
Oymnasvum  wird  seit  der  2.  Hälfte  des  16.  Jahrb. 
namentlich  füi  diejenigen  Schulen,  welche  einen 
vollständigen  humanistischen  Unterrichtskursus 
mindestens  in  den  beiden  alten  Sprachen  hatten, 
gebraucht,  während  die  geringeren  Schulen 
scholae  particulares  oder  triviales  (Stadt-  oder 
Rathsschulen,  lateinische  Schulen,  weil  sie  ge- 
wohnlich unter  städtischer  Verwaltung  standen) 
hiessen.  Die  höheren,  welche  gewöhnlich  von 
Fürsten  und  zum  Theil  in  säkularisirten  Klöstern 
errichtet  waren,  wurden  dagegen  als  Landes- 
oder Klosterschulen  bezeichnet,  Paulsen  S. 
199.  200. 

7  Paulsen  S.  180.  182  ff. 

8  A.  a.  0.  S.  261  ff.  285  ff.;  Zirnglebl, 
Studien  über  d.  Institut  der  Gesellschaft  Jesu, 
Leipzig  1873.  S.  108;  Huber,  d.  Jesuiten- 
Orden.  Berlin  1873.  S.  350. 
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I.  Die  Hierarchie  und  die  Leitung  der  Kirche  durch  dieselbe. 
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Ziehung  ihrer  Ordensnovizen  dienten,  sondern  zugleich  als  öffentliche  Gynmasieii 
und  Umversitäten  für  Externe  bestimmt  waren,  auch  an  die  letzteren  in  den  von  Omen 
als  Gymnasialfächer  behandelten  Lehrgegenständen  ^  Unterricht  erüieilten,  und  die 
Leitung  der  von  den  katholischen  Fürsten  und  Bischöfen  gegründeten,  gelehrten 
Schulen  übernahmen^.  Li  Folge  dessen  sind  in  Oesterreich^,  in  Baiern,  in  den 
fränkischen  und  rheinischen  Bisthümern  und  in  den  weltlichen  Territorien 
am  Rhein^  die  gelehrten  Schulen  während  des  16.  und  17.  Jahrhunderts  zum 
grössten  Theil  unter  ihre  Leitung  gekommen,  wenngleich  neben  ihnen  auch  die  Bene- 
diktiner in  den  österreichischen  Ländern ^  ferner  im  Nordwesten  DeutschlandB, 
namentlich  in  Westfalen,  die  Franziskaner  (diese  allerdings  erst  seit  der  letzten 
Hälfte  des  17.  Jahrhunderts)  eine  Reihe  derartiger  Schulen  errichtet  haben®. 

Somit  waren  in  den  katholischen  Territorien  die  Gymnasien  oder  gelehrten 
Schulen  nicht  nur  kirchliche,  sondern  auch  im  wesentlichen  Ordens-  oder  Kloster- 
Anstalten.  Sie  standen  unter  der  ausschliesslichen  Leitung  der  Ordensoberen  und 
der  Unterricht  in  ihnen  wurde  durch  Ordensbrüder  ertheilt,  während  den  Landes- 
herren oder  sonstigen  weltlichen  Obrigkeiten  gar  kein  Einfluss  auf  dieselben  einge- 
räumt war  ^. 

Erst  in  der  zweiten  Hälfte  des  18.  Jahrhunderts,  während  der  Aufklärungs- 
Periode,  übt  die  inzwischen  stattgehabte  Fortbildung  des  gelehrten  Schulwesens  der 
protestantischen  Länder,  hinter  welchen  die  katholischen  Territorien  mit  ihren  an 
den  alten  Einrichtungen  und  Methoden  festhaltenden  Jesuiten-Gymnasien  zurück- 
geblieben waren,  auch  auf  die  ersteren  ihre  Einwirkung  aus  ^.  Hier  nehmen  nanmelir, 
namentlich  in  Oesterreich^  und  in  Baiern *^,  die  Regierungen  die  Reform  in  die 
Hand,  unterwerfen  das  Unterrichtswesen  der  oberen  staatlichen  Leitung  und  Auf- 
sicht ^^,  und  führen  neue  Studien-  und  Unterrichtspläne  ein.  Damit  wird  die  alleinige 
und  ausschliessliche  Herrschaft  der  Orden,  vor  Allem  der  Jesuiten,  über  die  gelehrten 
Schulen  gebrochen,  und  die  bald  nachher  verfügte  Aufhebung  des  Jesuiten-Ordens 
(1773)  erleichtert  den  Regierungen  ihr  weiteres  Vorgehen  auf  dem  betretenen  Wege, 
insbesondere  dadurch,  dass  sich  ihnen  in  dem  eingezogenen  Vermögen  der  bis- 
herigen Jesuiten-Kiederlassungen  und  Kollegien  die  erforderlichen  finanziellen  Mittel 
zur  Durchführung  der  Reformen  darbieten  ^^. 


i  PauUeu  S.  263;  Huber  S.  353.  367. 

2  Wagemann  in  K.  A.  Schmid,  Encyklo- 
pädle  de«  ges.  Erziehnngs-  und  Unterrichts- 
Wesens.     Gotha  1859  ff.  3,  762  ff. 

3  Ficker  bei  K.  A.  Schmid  5,  355.  356; 
PaulsenS.  278. 

4  PaulsenS.  267  ff.;  Hüslng,  Fürstbisch. 
Ch.  B.  V.  Galen.   Münster  1887.    S.  124  ff. 

!>  Ficker  a.  a.  0.  5,  359;  Paulsen  S.  289. 
lieber  andere  Orden  s.  Ficker  a.  a. 0.  Während 
des  17.  und  yor  Allem  während  des  18.  Jahrh. 
hatten  auch  die  Piaristen  (Väter  oder  rogul. 
Kleriker  der  frommen  Schulen,  gegründet  An- 
fang des  17.  Jahrh.)  in  Böhmen,  Oest er- 
reich und  Steiermark  Eingang  gefunden 
und  in  Konkurrenz  gegen  die  Jesuiten  eine  Reihe 
von  Gymnasien  unter  ihre  Leitung  genommen. 

6  PaulsenS.  289. 

7  Yon  Anfang  an  haben  sich  die  Jesuiten 
gegenüber    den  Landesherren  and  etädtischen 


Obrigkeiten  die  völlig  unabhängige  Leitung  d& 
Erziehnngs-  und  Unterrichtsanst&lten  TorbehaU 
ten,  Huber  S.  373.  374. 

8  PaulsenS.  491.  501. 

0  Schon  unter  Maria  Theresia  seit  174T; 
Ficker  a.  a.  0.5,  360  ff.;  Paulsen  S.  501. 
602. 

10  PaulsenS.  504. 

«1  Ficker  a.  a.  O.  S.  370.373. 

12  InOesterreich  hat  man  aus  dem  Jesuiten- 
Vermögen  den  8.  g.  Erziehungsfonds,  nachmals 
s.  g.  Studienfonds,  zur  Verbesserung  des  Stndien- 
wesens  geschaffen,  gleichzeitig  eine  Anzahl  über- 
flüssiger Gymnasien  aufgehoben  und  einen  neaen 
Lehrplau  eingeführt,  Ficker  a,  a.  O.  5,  36S  ff. 

In  Baiern  sind  ebenfalls  1774  und  1777 
neue  Schulordnungen  erlassen  worden.  Der  aut 
dem  JesuitenvermÖgen  gebildete  Jesuitenfond» 
hat  aber  hier  nur  kurze  Zeit  für  Schulzwecke 
Verwendung  gefunden,  Paulsen  S.  505. 


§.  239.] 
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Von  einer  völligen  LoslOsnng  der  gelehrten  Schnlen  von  der  ELirche  oder  anch 
selbst  von  den  Orden  ist  indessen  damals  keine  Rede  gewesen.  In  Oesterreich 
wurde  bei  den  Reformen  von  1775  und  1776  nicht  nur  den  Bischöfen  der  Religions- 
unterrieht  ttberlassen  ^,  sondern  anch  die  Lehrerstellen  blieben  überwiegend  in  den 
Hftnden  von  Geistlichen,  vor  Allem  von  Ordensbrüdern^,  ja  schon  im  Beginne  des 
laufenden  Jahrhunderts  vermehrte  sich  die  Zahl  der  Gymnasien,  welche  der  Leitung 
von  geistlichen  Orden  und  Kongregationen  unterstellt  oder  denselben  überlassen 
wurden,  wieder  erheblich^.  Trotz  wiederholter  Veränderungen  in  den  Lehrplänen*, 
sind  die  eben  gedachten  Verhältnisse  in  Oesterreich  bis  in  die  Mitte  dieses  Jahr- 
hunderts bestehen  geblieben^,  d.h.  das  Gymnasialwesen  stand  zwar  unter  der  obersten 
Leitung  und  der  obersten  Aufeicht  des  Staates,  aber  die  katholische  Kirche  übte  auf 
dasselbe  einen  weitgehenden  Einfluss  nicht  nur  dadurch  aus,  dass  die  Bischöfe  allein 
die  unmittelbare  Aufsicht  über  den  Religionsunterricht  in  den  Gymnasien  und  über 
die  Religionslehrer  an  denselben  führten^,  und  die  Prüfung  der  letzteren  vorzunehmen, 
sowie  die  Vorschläge  über  die  Besetzung  solcher  Lehrerstellen  an  die  Regierung  zu 
machen  berechtigt  waren  ^,  sondern  auch  dadurch,  dass  die  Leitung  einer  erheblichen 
Anzahl  von  Gymnasien  sich  in  der  Hand  von  geistlichen  Orden  und  Kongregationen 
befand  ^,  und  an  diesen  die  Mitglieder  der  letzteren  als  Lehrer  fungirten^,  ja  auch  an 
den  übrigen  Gymnasien  die  Stelle  des  Präfekten  für  die  Regel  einem  Geistlichen  über- 
tragen werden  musste^^,  und  an  ihnen  gleichfalls  vielfach  Geistliche,  insbesondere 
Ordensgeistliche,  die  Lehrerstellen  innehatten  ^^ 

In  Baiern^^  ist  dagegen  eine  weitere  Loslösung  der  gelehrten  Schulen  von 
der  Kirche  erfolgt.  Hier  verblieb  den  Bischöfen  ^^  nur  die  Aufsicht  über  den  Reli- 
gionsunterricht^* und  das  Recht,  die  Religionslehrbücher  zu  approbiren^^.  Aller- 
dings wurde  der  Religionsunterricht  in  der  Regel  durch  Lehrer  und  Professoren 
geistlicben  Standes,  und  blos  in  Ermangelung  solcher  durch  Laien  ^<^  ertheilt^^,  ja 


*  Fickera.  a.  0.  S.  372. 

2  Namentlich  deshalh,  weil  es  an  geeignet 
TOTgebildeten  Lehrern  aus  dem  Laienstande 
fehlte,  Ficker  a.  a.  0.  S.  376.  War  doch  anch 
in  den  protestantischen  Ländern  Ms  gegen  Endo 
des  vorigen  Jahrhunderts  -weder  die  Schul-  von 
der  Kirchen-Verwaltung  getrennt  (in  Preussen 
wird  erst  1783  die  Leitung  der  gelehrten  Schulen 
den  protestantischen  Kirchenbehorden  abgenom- 
men und  auf  das  neu  errichtete  Oberschulkolle- 
glum  übertragen,  Pauls en  S.  569),  noch  gab 
es  eine  besondere  Berufsbildung  der  Lehrer,  viel- 
mehr fungirten  als  solche  Theologen,  welche  die 
Schultbätigkeit  als  Durchgangsstufe  für  das  geist- 
liche Amt  betrachteten,  Paulsen  S.  643.  570. 

'  Weil  die  Regierung  im  Gegensatz  zu  der 
Josephinischen  Periode  die  Vebergabe  an  die 
Orden  beforderte,  und  die  geistlichen  Korporatio- 
nen durch  die  Uebernahme  von  Gymnasien  ihre 
Existenz  sicher  zu  stellen  suchten,  Fi  c  k  e  r  S.  391 . 

*  Darüber  ist  hier  nicht  zu  handeln,  s. 
Picker  S.  373.  377.  386.  394;  Paulsen  S. 
502.  696. 

5  Ficker  S.  405. 

*  Graf  T.  Barth-Barthenbeim,  Oester- 
reieb*s  Schul-  und  Studienwesen.  Wien  1843. 
S.  528.  686. 


7  A.  a.  O.  382.  529. 

8  S.  Ficker  S.  405;  v.  Barth-Barthen- 
heim  S.  660. 

^  Sie  wurden  gewohnlich  von  dem  Vorsteher 
der  geistlichen  Genossenschaft  angestellt,  hatten 
sich  aber  für  die  Regel  vorher  einer  ^^concurs- 
artigen'*  Prüfung  zu  unterziehen,  v.  Barth- 
Barthenheim  S.  360.  384  ff. 

»0  Ficker  S.  391. 

^^  Diese  hatten  dann  aber  die  Lehrerkonkurs- 
prüfung abzulegen,  t.  Barth-Barthenheim 
S.  363.  364. 

12  Ueber  die  Entwicklung  des  gelehrten  Schul- 
wesens vgl.  Paulsen  S.  661  If. 

13  InGemässhelt  des  Religions-Edikts  v.  1818. 
§.  38d,  s.  0.  S.  606  n.  2. 

"  Schulordnung  v.  13.  März  1830,  Döllln- 
gerSamml.  9,  633,  §.79. 
'5  Cit.  Schulordn.  J.  27. 

te  V.  V.  21.  Juli  1824,  DöUiuger  Samml. 
9,  920,  wegen  deren  Ernennung  die  Regierungen 
sich  mit  den  bischöflichen  Ordinariaten  zu  be- 
nehmen hatten. 

1''  Auch  hatten  die  Schüler  bestimmten  An- 
dachtsübungen und  Messen  beizuwohnen,  und 
sollten  an  Sonn-  und  Feiertagen  zum  flelssigen 
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zum  Theil  wurden  auch  Geistliohe  für  die  anderen  Unterrichtsfiteher  als  Lehrer  an- 
gestellt ^, 

Was  die  protestantischen  Staaten  betrifil,  namentlich  diejenigen,  welche  durch 
die  Säkularisationen  im  Anfang  dieses  Jahrhunderts  einen  erheblichen  Zuwachs  an 
katholischen  Unterthanen  erhalten  hatten,  so  blieb  hier  selbstverständlich  das  gelehrte 
Schulwesen,  wie  schon  im  18.  Jahrhundert,  eine  staatliche  Angelegenheit^,  aber  man 
gestand  auch  hier  den  katholischen  kirchlichen  Behörden  einen  gewissen  Einflnss  auf 
den  katholischen  Religionsunterricht  su.  So  sollten  insbesondere  in  Preussen^ 
Religionslehrbücher  nur  mit  Genehmigung  der  kirchlichen  Oberen  eingefllhrt  werden^, 
und  die  katholischen  Geistlichen,  welche  bei  den  katholischen  Gymnasien  als  Bali- 
gionslehrer'^  und  zwar  als  Mitglieder  in  die  Lehrerkollegien^  ftir  die  Erth^ung  des 
katholischen  Religionsunterrichts,  für  die  Abhaltung  der  herkömmlichen  Schulgottea- 
dienste  und  für  die  Ausflbung  der  vorkommenden  geistlichen  Verrichtungen  nach  Ab- 
legung einer  staatlichen  QualüGkationsprüfung  ^  eintraten,  nur  nach  vorgftng^gem  Be- 
nehmen mit  der  bischöflichen  Behörde  angestellt  werden  ^,  wogegen  allerdings  derselben, 
selbst  bei  etwaigen  Angriffen  gegen  die  katholischen  Glaubenslehren,  kein  Recht  zum 


Besuch  des  Gottesdienstes  angehalten  ^weiden, 
cit  Sohulordn.  SS-  ^2.  79. 

1  Welche  dann  in  Bezug  auf  das  Lehramt  den 
staatlichen  Schulaufsichts-,  in  Sachen  des  geist- 
lichen Amtes  aber  den  kirchlichen  Behörden 
unterstanden,  V.  t.  11.  September  1838,  Döl- 
Ilnger9,  820. 

3  8.  z.  B.  preuss.  A.  L.  R.  II.  i%  SS*  ^  ff*; 
PaulsenS.  567ff. 

3  Vgl.  Dienstinstruktion  für  die  Konsistorien 
▼.  !29.  Oktober  1817.  $.  8  u.  Geschäftsinstmktion 
far  die  Regierungen  y.  28.  Oktober  1817.  $•  IB, 
s.  0.  S.  611  n.  5. 

^  Wiese,  d.  höhere  Schulwesen  in  Preussen. 
Berlin  1869.  1,  12. 

&  Laien  wurden  also  als  solche  nicht  ange- 
stellt, Promemoria  d.  Min.  d.  Unterr.-Angel.  v. 
1832,  V.  Rönne,  d.  Unterrichtswesen  des 
preuss.  Staates.  Berlin  185Ö.  2,  201.  202; 
Friedberg,  Johannes  Baptista  Baltzer.  Leipzig 
1873.  S.  21. 

6  Sie  waren  daher  auch  den  Oberlehrern  an 
Rang  gleich  gestellt,  R.  d.  Min.  d.  Unterr.-Ang. 
V.  1832,  V.  Rönne  2,  108. 

^  Eine  solche  und  zwar  eine  mündliche  und 
schriftliche  hatte  der  Kandidat  nach  d.  Min. 
Resk.  T.  a  Mai  1832,  y.  Rönne  2,  26  n.  3, 
welches  zugleich  die  bischöfliche  Konkurs- 
prüfung für  die  Seelsorge  als  nicht  ausreichend 
erklärte,  sofern  er  nicht  auf  einer  inländischen 
Akademie  zum  Doktor  oder  Lizentlaten  der 
Theologie  promovlrt  war,  vor  dem  für  das  Fach 
der  katholischen  Theologie  ernannten  Mitgliede 
der  wissenschaftlichen  Prüfungskommission  ab- 
zulegen, während  der  von  dem  Kandidaten  ab- 
zuhaltenden Probelektion  auch  die  Übrigen  Mit- 
glieder der  Kommission  beiwohnen  konnten. 

s  Bis  in  die  40er  Jahre  hinein  zog  das  Pro- 
vlnzialschulkoUeglum  über  die  Geeignetheit  des 
in  Aussicht  genommenen  Geistlichen  bei  der 
bischöflichen  Behörde  die  erforderliche  Erkun- 


digung ein,  indem  es  sich  zugleich  der  Geneigt- 
heit derselben  versicherte,  Ihn  für  die  Dauer 
seiner  Wirksamkeit  am  Gymnasium  von  seinen 
anderen  geistlichen  Funktionen  frei  zu  laasexi. 
Bejahendenfalls  wurde  dann  die  Ernennungs- 
Urkunde  seitens  der  Staatsbehörde  ausgefertigt, 
Friedberg,  Baltzer  S.  21.  22. 

Während  noch  im  J.  1830,  als  der  Erzhiscbof 
von  Posen  gegen  die  gedachte  Praxis  die  Er- 
nennung der  katholisdheB  Rellgionslehrer  für 
sich  ausschliesslich  beanspruchte,  die  Regierang 
diese  Forderung  energisch  zurückwies  und  ihren 
Standpunkt  auch  1.  J.  1841  festhielt,  zeigte  sie 
bald  nachher  (nach  Errichtung  der  katholischen 
Abtheilung  im  Kultusministerium)  gegenüber 
dem  gleichen  Verlangen  des  Kölner  ErzbiAchofs, 
welcher  dleRellgionslehrerstellen  an  den  höheren 
Unterrichtsanstalten  für  ein  geistliches  Amt  er- 
klärte und  die  von  ihm  ernannten  Geistlichen 
nur  behufs  Erthellung  der  Staatagenehmigung 
vorschlagen  wollte,  schwach  und  nachgiebig,  in- 
dem sie  zugab,  dass,  wenngleich  die  Religions- 
lehrerstelle kein  geistliches  Amt  sei,  doch  die 
Autorisatlon  zur  Ausübung  der  mit  dem  Amt 
verbundenen  Funktionen,  also  des  Vortrags  der 
Religionslehre  und  der  etwaigen  sonstigen 
gottesdienstlichen  Verrichtungen,  d.  h.  die  miesio 
canonica,  allein  von  der  bischöflichen  Behörde 
ertheilt  werden  könne,  und  nunmehr  wurde  durch 
die  K.  0.  V.  6.  November  1846  bestimmt,  dass 
nach  Ermittelung  eines  geeigneten  Geistlichen 
seitens  der  zur  Anstellung  des  Religionslehrers 
berechtigten  Behörde  oder  Person  die  ProvinziaJ- 
Schulbehörde  die  Aeusserung  des  Bischofs  über 
etwaige  Einwendungen  zu  erfordern  und  bei 
Zustimmung  desselben  die  ministerielle  Geneh- 
migung zur  Anstellung  einzuholen  hatte,  dass 
aber  die  Anstellung  des  Geistlichen  und  die 
Ausfertigung  des  Anstelluugspatentes  erst  naeh 
Beibringung  der  schriftlichen  mlssio  eanoniea 
des  Bischofs  seitens  des  Kandidaten  erfolgen 
sollte,  Friedberg  S.  22  ff. 


§.  239.] 
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eigenen  Einsehreiten  gegen  den  Beligionslehrer^  sondern  nur  zur  Beschwerde  bei  der 
Staatsbehörde  behnfisi  Sehaffung  von  Abhülfe  eingeräomt  wurde  ^ 

Im  J.  1848  suchten  die  deutschen  Bischöfe,  ebenso  wie  in  Bezug  auf  die  Volks- 
schulen,  so  auch  hinsichtlich  der  Oymnasien  und  der  ihnen  gleichstehenden  Lehr- 
anstalten einen  möglichst  weitgehenden  Einfluss  zu  erlangen,  und  die  Selbstständig- 
keit der  staatlichen  Leitung  derselben  möglichst  zu  beseitigen.  Von  der  Forderung 
der  vollen  Verwirklichung  der  kirchlichen  Anschauungen  2,  der  bischöflichen  Ernen- 
nung aller  Gymnasiallehrer  oder  wenigstens  eines  bischöflichen  Mitwirkungsrechtes 
bei  derselben,  ja  selbst  der  ausschliesslichen  Anstellung  der  Beligionalehrer  standen 
sie  allerdings  als  von  yomherein  aussichtslos  ab^,  vielmehr  beschrftnkten  sie  ihre 
Ansprüche  auf  Anerkennung  des  Bechtes  der  Leitung  und  Visitation  des  katholischen 
Beligionsunterrichts^,  auf  die  Auswahl  und  Bestimmung  der  Beligionslehrbttcher^ 
und  auf  die  Ertheilung  der  kirchlichen  Sendung  (misHo  eanamca)  für  die  Beligions- 
lehrer  ^,  forderten  aber  auch  gleichzeitig  die  volle  Freiheit  zur  Errichtung  und  Leitung 
eigener  Erziehungs-  und  Ünterrichtsanstalten  im  ausgedehntesten  Sinne  7. 

Die  österreichischen  Bischöfe  stellten  dagegen  mit  Bücksicht  darauf,  dass 
das  Patent  von  1849  der  Kirche  blos  die  Besorgung  des  Bel^ionsunterrichts  in  den 
Volksschulen  überlassen  hatte  ^,  allein  das  Verlangen,  diesen  Grundsatz  auch  auf  die 
Mittelschulen  auszudehnen^.  Dieser  Forderung  wurde  in  der  Weise  entsprochen, 
dass  man,  da  die  damalige  Beform  der  österreichischen  Gymnasien  ^^  den  Beligions- 
nnterricht  nicht  berührt  hatte  ^^,  den  letzteren  nach  den  Wünschen  der  Bischöfe 
einrichtete,  und  ihnen,  wenn  auch  nicht  das  Anstellungsrecht  der  Beligionslehrer 


1  Minist.  Verf.  v.  1830  bei  Friedberg, 
Baltzer  S.  22.  23. 

2  S.  o.  S.  573.  674. 

3  In  Anregung  gebracht  sind  diese  Postnlate 
auf  der  Wüizbnrgei  Veisanunlong  i.  J.  1848, 
Areh.  f.  k.  K.  K.  21,  246  ff.;  Acta  conc.  Lac  5, 
1019. 

^  Git.  Versammlg.,  Arch.  a.  a.  0.  8.  251; 
Würzburger  Denkschrift  t.  1848,  Ginzel  im 
Axcb.  f.  Klrcbengesch.  2,  63;  Denkschrift  des 
bair.  Episkopates  t.  1860,  a.  a.  0.  8.  211 ;  des 
Oberrhein.  Episkopates  t.  1851,  a.  a.  0.  S.  262. 

5  Arch.  f.  k.  K.  B.  21,  250;  die  cit.  Denk- 
schriften des  bair.  nnd  des  oberrh.  Episkopates. 

^  Wuizbnrger  Yersammlang,  Areh.  21,  249, 
s.  anch  die  elt.  Würzburger  nnd  bair.  Denk- 
schriften, sowie  die  des  preuss.  Episkopates  Ton 
1849,  Q  i  n  z  e  1  2, 161 .  Der  oberrheinische  Epis- 
kopat beanspruchte  darüber  hinaus  allerdings 
auch  noch  die  Ernennung  und  Entfernung  durch 
die  Bischöfe,  a.  a.  0.  8.  262.  Während  der  bai- 
risehe  dagegen  in  Betreif  der  Religionslehrer 
aUeln  ^ein  bestimmtes  Yorschlagsreoht^Terlangte, 
a.  a.  O.  S.  209,  forderte  er  femer  für  die  Bischöfe 
die  Theilnahme  an  der  Abfassung  und  Erlassung 
aller  organischen  Bestimmungen  über  die  Dis- 
oiplin,  sowie  über  die  Bewahrung  und  Pflege  der 
Religiosität  und  Sittlichkeit,  a.  a.  0.  S.  211,  das 
Recht  der  Visitation  der  gedachten  Lehranstalten 
in  Bezug  auf  Religion  und  SittUchkeit,  S  212, 
die  Verfügung  über  den  Schulgottesdienst  (unter 
Zustimmung  der  staatlichen  Behörde)  und  die 
Anordnung  von  religiösen  Uebungen,   S.  209, 


das  Recht  der  gutachtlichen  Aeusserung  über 
die  Geschiohtslehrbücher  und  der  Ueberwachung 
der  sonstigen  Schulbücher  in  Bezug  auf  etwaige 
Gefährdung  des  Glaubens  und  der  Sittlichkeit, 
die  Keantnissnahme  in  Betreff  des  Geschichts- 
unterrichts und  die  Ertheilung  des  Geschichts- 
unterrichts an  katholische  Schüler  nicht  katholi- 
scher Lehranstalten  seitens  des  Religiouslehrers 
oder  eines  befähigten  katholischen  Geistlichen, 
S.  211. 

"^  Die  Würzburger  Versammlung,  cit.  Arch. 
21,  255,  hat  folgende  Resolution  gefssst:  ;,Die 
Kirche,  begründet  duroh  die  Kraft  des  Wortes 
unter  dreihunder^ähriger  Verfolgung,  nimmt 
jetzt,  wie  früher,  die  Freiheit  der  Lehre  und  des 
Unterrichts,  sowie  die  Errichtung  und  Leitung 
eigener  Erziehungs-  und  Unterrichtsanstalten  in 
ausgedehntestem  Sinne  als  dasjenige  Mittel  in 
Anspruch,  ohne  welches  sie  ihre  göttliche  Sen- 
dungwahrhaft und  in  Tollem  Umfange  zu  erfüllen 
ausser  Stande  sein  würde,  und  muss  jede  ein- 
engende Maassregel  auf  diesem  Gebiet  als 
nicht  Yoreinbar  mit  den  gerechten  Ansprüchen 
der  Katholiken  deutscher  Nation  ansehen",  S. 
270.  273.  Vgl.  die  bairische  Denkschrift  bei 
Ginzel  2,  212. 

8^4,  Beiträge  z.  preuss.  u.  deutsch.  K.  R. 2,  37. 

^  Denkschrift  der  zu  Wien  versammelten 
österreichischen  Bischöfe  v.  15.  Juni  1849,  coli, 
conc  Lac  5,  1364. 

10  Von  1849,  Ficker  a.a.O.  S.408;  Panl- 
senS.  696. 

"  Ficker  S.  413. 
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fClr  die  Staatsgymnasien  zugestand  ^  doch  die  BefugiiiBs  gewährte,  die  dnrch  eine 
von  ihnen  abzuhaltende  Konknneröffiinng  als  geeignet  erfundenen  Kandidaten  der 
Landesschnlbehörde  zur  Anstellung  vorzuschlagen^,  jedem  katiiolischen  Religions- 
lehrer  die  missio  canonioa  zu  ertheiien  und  sie  ihm  auch  jederzeit  wieder  zu  ent- 
ziehen^. Das  Konkordat  von  1855  ging  aber  noch  über  diese  Zugeständnisse  hinaoa, 
indem  es  den  Bischöfen  auch  die  Leitung  der  religiösen  Erziehung  der  Jugend  über- 
haupt an  allen  Lehranstalten,  femer  das  Recht,  darüber  zu  wachen,  dass  bei  keinem 
Lehrgegenstande  etwas  dem  katholischen  Glauben  und  der  sittlichen  Reinheit  Zu- 
widerlaufendes vorkomme^,  sowie  das  Recht,  die  bei  dem  Religionsunterricht  in  den 
Gymnasien  und  mittleren  Schulen  zu  gebrauchenden  Lehrbücher  zu  bestimmen,  ein- 
räumte und  endlich  auch  die  Zusicherung  ertheilte,  dass  an  den  eben  gedachten,  ftlr 
die  katholische  Jugend  bestimmten  Lehranstalten  blos  Katholiken  zu  Lehrern  ernannt 
werden  sollten  \ 

Was  die  deutschen  Staaten  betrifft,  so  verblieb  esinPreussen,wo  man  schon 
i.  J.  1846  den  Anforderungen  der  Bischöfe  in  Betreff  der  missio  canonioa  nachgegeben 
hattet,  bei  dem  bisherigen  Zustande^. 

Dagegen  wurden  in  der  oberrheinischen  Kirchenprovinz  durch  das  württe na- 
her gische  und  badische  Konkordat,  femer  durch  die  hessische  Konvention 
den  Bischöfen  die  schon  oben  erwähnten  Zugeständnisse  hinsichtlich  der  Leitung  des 
Religionsunterrichtes  gemacht^,  endlich  in  Baiern  die  Stellung  der  Bischöfe  in  Be- 
treff des  Religionsunterrichts  an  den  mittleren  Anstalten  im  wesentlichen  ebenso,  wie 
bei  den  Volksschulen  geordnet^.  Der  geltende  Rechtszustand  beroht  noch  zum  Tbeil 
auf  den  damals  zur  Geltung  gebrachten  Grundsätzen,  wenngleich  andererseits  die 
Regierungen  einzelne  zu  weitgehende  und  das  staatliche  Oberaufsichts-  und  Leitungs- 
recht beeinträchtigende  Gewährungen  zurückgezogen  haben  ^®. 


^  Welches  sie  frQher  auch  nicht  gehabt  hatten, 
s.  0.  S.  629. 

'^  BlOB  bei  politischen  Bedenken  gegen  den 
vorgeschlagenen  Kandidaten  sollte  die  Staatsbe- 
hörde von  dem  Vorschlage  des  Bischofs  abgehen 
können,  und  im  Uebrigen  derselben  nur  aus- 
nahmsweise vorbehalten  bleiben,  einen  anderen 
vom  Bischof  als  beßhigt  anerkannten  Priester 
zu  wählen,  Vortrag  des  Kult.  Minist,  v.  13.  April 
1850,  Beiträge  z.  preuss.  u.  deutsch.  K.  K.2,  69. 

^  V.  v.  23.  April  1860,  Beiträge  z.  preuss.  u. 
deutsch.  K.  K.  2,  56:  „^.1.  Niemand  kann  an 
niederen  oder  höheren  öffentlichen  Lehranstalten 
als  katholischer  Religionslehrer  oder  Professor 
der  Theologie  wirken,  ohne  die  Ermächtigung 
hierzu  von  dem  Bischof  erhalten  zu  haben,  in 
dessen  Diöcese  sich  die  Anstalt  befindet.  ^.  2. 
Der  Bischof  kann  die  Jemandem  ertheilte  Er- 
mächtigung jederzeit  wieder  entziehen;  die 
blosse  Entziehung  dieser  Ermächtigung  macht 
jedoch  einen  von  der  Regierung  angestellten 
Lehrer  nicht  des  ihm  gesetzlich  zustehenden 
Anspruches  auf  einen  Ruhegehalt  verlustig.'* 
Als  wirkliche  Gymnasiallehrer  sollten  indessen 
nur  diejenigen  Priester,  welche  auch  die  Lehr- 
amtskandidatenprüfung bestanden  hatten,  andere 


dagegen  nur  als  Snpplenten  angestellt  werden, 
a.  a.  O.  S.  68.  69. 

*  Art.  5,  o.  S.  532  n.  2. 

^  Art.  7 :  „In  gymnasiis  et  omnibus  qnas  me- 
dias  vocant,  scholis  pro  iuventute  cathoUea 
destinatis  nonnlsi  vir!  catholioi  in  professoros  «ea 
maglstros  nomlnabuntur  et  omnis  institutio  ad 
vttae  Christian ae  legem  cordlbus  inscribendam 
pro  rei  quae  tractatur,  natura  composita  etit, 
Quinam  libri  In  eisdem  scholis  ad  reUgiosun 
tradendam  instructionem  adhibendi  sint,  epi- 
scopi  collatis  Inter  se  consiliis  statuent.  I>e  re- 
ligionis  magistris  pro  publicis  gymnaaiis  mediis- 
que  scholis  deputandis  flrma  mauebant,  quae  hae 
de  re  salubriter  constituta  sunt.^  Vgl.  daza 
Anm.  3. 

*  S.  0.  S.  630  n.  8.  Die  in  Preussen  ge- 
bräuchlichen Formeln  für  die  miBsio  canoniea 
bei  W  i  e  8  e ,  d.  höh.  Schulwesen  i.  Preussen  1 ,  706. 

7  Wiese  a.  a.  0.  1,  12. 

»  Vgl.  0.  S.  580  n.  7,  über  Nassau  s.  eben- 
daselbst. 

0  S.  0.  S.  606.    Vgl.  auch  den  folgenden  S* 

^0  So  namentlich    in  Württemberg    und 
Baden,  in  geringerem  Umfange  in  Preussen 
Das  Nähere  darüber  im  nächsten  $. 
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§.  240.    2,  Da9  Verhältnisa  der  Kirche  zu  den  höheren  oder  Mitteieehulen  nach  dem 

heutigen  Hecht  in  Deutschland, 

I.  Die  allgemeinen  rechtlichen  Grundlagen.  Ebenso  wie  das  Volks- 
Schulwesen  ist  auch  das  höhere  Unterrichtswesen  in  den  deutschen  Staaten  eine  staat- 
liche Angelegenheit,  und  es  steht  die  oberste  Leitung  der  höheren  oder  Mittelschulen 
den  staatlichen  Centralbehörden  zu  ^  Mit  der  prinzipiellen  Aufifassung  der  katho- 
lischen Kirche  über  das  Unterrichts-  und  Erziehungswesen  befindet  sich  dieser  Rechts- 
zustand  gleichfalls  im  Widerspruch^,  und  wenn  dieselbe  gegen  den  letzteren  weniger 
lebhaft  angekämpft  hat,  so  liegt  dies  daran,  dass  die  betreffenden  Lehranstalten  nicht 
fflr  die  grosse  Masse  des  Volkes  bestimmt  sind,  und  ftlr  sie  kein  Schulzwang  angeordnet 
werden  kann,  ferner  auch  daran,  dass  die  Kirche  wegen  der  grösseren  finanziellen 
Aufwendungen,  welche  die  Errichtung  und  Unterhaltung  derartiger  Schulen  erfordert, 
nur  schwer  in  der  Lage  sein  würde,  ihrerseits  solche  Lehranstalten  zu  begründen 
and  hinreichend  auszustatten^.  Sie  versucht  daher  im  Allgemeinen  nur,  vom 
Staate  die  Gewährung  eines  möglichst  grossen  Einflusses  auf  die  Einrichtung  und  den 
Unterricht  in  diesen  Schulen  zu  erlangen,  um  die  lernende  Jugend  von  allen,  eine 
katholisch-religiöse  Erziehung  beeinträchtigenden  Einflüssen  fernzuhalten^. 

II.  Oeffentliche  und  private  Lehranstalten.  Die  höheren  Schulen 
sind  öffentliche  Anstalten,  wenn  sie  in  ihrem  Lehrziele,  ihrem  Lehrplane  und  in  ihren 
sonstigen  Einrichtungen  den  vom  Staate  für  solche  Institute  vorgeschriebenen  An- 
forderungen entsprechen,  der  staatlichen  Oberleitung  und  Aufsicht  in  vollem  Umfange 
unterstehen,  jedermann  nach  Massgabe  der  allgemein  bestehenden  Vorschriften  zu- 
gänglich sind,  und  in  Folge  dessen  die  hin  und  wieder  als  s.  g.  Oeffentlichkeitsrecht^ 
bezeichnete  Berechtigung  besitzen,  dass  die  durch  sie  gewährte  Bildung  staatlicher- 
seits  als  ausreichende  Vorbereitung  PXr  bestimmte,  insbesondere  staatliche  und  gelehrte 
Berufsarten ^  oder  für  gewisse  besondere  Befugnisse^  betrachtet  wird.  In  Deutsch- 
land stehen  die  öffentlichen  Anstalten  in  der  Regel  im  Eigenthnm  des  Staates  oder 
einer  Kommune  oder  bilden  juristisch  selbstständige  Anstalten  mit  juristischer  Per- 
sönlichkeit ^. 

Nicht  blos  die  Begründung  der  öffentlichen  Lehranstalten,  welche  von  anderen 
Korporationen^  als  dem  Staat,  sowie  von  einzelnen  physischen  Personen  ausgeht, 
sondern  auch  die  Errichtung  von  Privatanstalten,  welche  die  Ziele  der  hier  fraglichen 
Schulen  verfolgen,  aber  weder  in  allen  Beziehungen  den  staatlichen  Vorschriften 


^  G.  M ey  er ,  Lehrb.  d.  deutsch.  Yerwaltungs- 
Techts  S.  238;  Lönlng,  Lehrb.  d.  deutseh. 
Verwaltungsreehts  S.  S.  760. 

«  Vgl.  0.  S.  673 ;  namentlich  n.  XLV.  XLVII 
des  Syllabus,  o.  S.  674  n.  2. 

»  S.  0.  S,  674  n.  9. 

4  Vgl.  österr.  Konkordat  Art.  7,  o.  S.  632 
n.  6;  die  Zaschrift  d.  österr.  Bischöfe  an  den 
Knlt.  Minist,  v.  1866,  coli.  oonc.  Lac.  6,  1263 ; 
Prov.  KonziUen  v.  Wien  1868,  Prag  1860,  Utrecht 
1866, 1.  G.  p.  209.  466.  920. 

&  So  in  Oesterreich,  Ficker  a.  a.  0.  S. 
421 ;  Aich.  f .  k.  K.  B.  24,  270. 

A  Für  den  Beruf  des  Justiz-,  Yerwaltnngs-Be* 
amten,  des  Geistlichen  u.  s.  w. 


'^  Z.  B.  zum  Universitats  -  Studium  und  zum 
einjährigen  Freiwilligendienst 

s  Löning,  Lehrb.  d.  deutsch.  Verwaltungs- 
rechts S.  760.  In  Oesterreich  befinden  sich 
noch  heute  eine  Reihe  solcher  öiTentlicher  An- 
stalten in  der  Hand  Ton  geistlichen  Orden  (s.  g. 
Stiftsgymnasien),  welche  dieselben  zum  Theil 
aus  eigenen  Mitteln  erhalten,  v.  Schulte,  D. 
Stifte  d.  alten  Orden  in  Oesterreich.  Oiessen 
1869.  S.  49.  74;  Schulte,  sUtus  dioeces. 
catholicar.  Gissae  1866.  p.  16.  Auch  in  Bai  er  n 
besitzen  die  Benediktiner  einzelne  Gymnasien, 
Schulte,  Status  p.  109. 

9  Z.  B.  einer  Stadtgemeinde. 
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unterworfen  sein  sollen  noch  die  erwähnten  Berechti^ngen  beanspruchen,  bedarf  in 
den  deutschen  Staaten,  so  in  PreussenS  Baiern^,  Sachsen^  und  Eisass- 
Lothringen^  der  Staatsgenehmigung  und,  £alls  von  einer  solchen,  wie  in  Oester- 
reich,  unter  Umständen  abgesehen  wird^,  ist  die  Btaatsregierung  stets  in  der  La^e, 
wegen  Nichterfflllung  der  gesetzlich  zu  stellenden  Anforderungen  derartigen  Anstalten 
das  s.  g.  Oeffentlichkeitsrecht  zu  verweigern  ^  oder  ihnen  wieder  zu  entziehen  ^.  Bei 
dieser  Stellungnahme  der  staatlichen  Gesetzgebungen  ist  der  katholischen  ELirche  die 
Möglichkeit  verschlossen,  die  von  ihr  beanspruchte  Befugniss,  eigene,  jeder  staaüichen 
Eontrole  entzogene,  lediglich  unter  kirchlicher  Leitung  und  Aufsicht  stehende  höhere 
Schulen  zu  errichten  und  zu  halten,  zur  praktischen  Darchführung  zu  bringen. 

ni.  Was  den  konfessionellen  Charakter  der  höheren  Schulen  be- 
trifft, so  fordert  die  katholische  Kirche,  dass  die  für  die  katholische  Jugend  bestimmten 
Mittelschulen,  ebenso  wie  die  Volksschulen,  als  spezifisch  katholische  eingerichtet 
werden  8. 

Staatlicherseits  bestehen  dagegen —  abgesehen  von  Oesterreich^,  dessen 
Gesetzgebung  die  Staats-,  Landes-  und  Kommunalanstalten  hinsichtlich  der  Lehrer 


1  A  L.  R.  n.  12.  SS-  2-  5^- 

2  V.  V.  21.  Apiil  1Ö73.  S-  %  Aich.  t  k.  K.  B. 
29,  442. 

3  Ges.  üb.  d.  Gymnasien,  Realschulen  und 
Seminarien  v.  22.  Aug:u8t  1876.  S-  2,  v.  Seyde- 
witz,  Oodex  des  sächs.  Kirchen-  und  Schul- 
rechts.  Suppl.  Bd.  S.  462. 

*  Unterriehtsgeseu  ▼.  12.  Februar  1873.  S*  1» 
8.  0.  S.  Ö58  n.  3. 

In  Oesterreich  ist  nach  dem  Relchsvolks- 
schulgesetz  y.  14.  Mai  1869.  %  70,  Arcb.  f.  k.  K. 
R.60, 126,  zur  Errichtung  YonPriTatl^ranstalten, 
in  welche  schulpflichtige  Kinder  aufgenommen 
werden  sollen  —  und  dahin  gehören  auch  die 
Gymnasien  und  Realschulen  — ,  die  Genehmi- 
gung der  Landesschulbehorde  nothwendigi  wel- 
che aber  nicht  Tersagt  werden  kann,  wenn  den 
vorgeschriebenen  Bedingungen  Genüge  ge- 
schehen ist. 

Wo  keine  derartigen  gesetzlichen  Bestimmun- 
gen bestehen,  wird  eine  solche  Genehmigung 
immer  im  Verwaltungswege  gefordert  werden 
können,  weil  das  höhere  Unterrichtswesen  überall 
als  eine  staatliche  Angelegenheit  gilt  und  der 
staatlichen  Beaufsichtigung  unterliegt,  es  sei 
denn,  dass  dies  durch  besondere  V^orschriften, 
wie  in  0  est  erreich  (s.  d.  folg.  Anm.)  oder 
in  Baden  —  hier  erfordern  SS-  ^^^  ^-  ^^^  Ele- 
mentarschulgesetzes y.  8.  März  1868  blos  hin- 
sichtlich derjenigen  Privatanstalten,  welche  für 
schulpflichtige  Kinder  bestimmt  sind,  die  lane- 
haltung  gewisser  Normativ-Anforderungen  und 
den  Nachweis  der  Erfüllung  —  ausgeschlossen 
wird.  Für  die  Errichtung  derartiger  Anstalten 
durch  die  Kirche  würde  indessen  kraft  besonderer 
Spezialvorschriften  in  Baden  ein  Gesetz  er- 
forderlich sein,  8.  0.  S.  584. 

»  Ges.  V.  26.  Mai   1868  über  das  Verb,  der 

Schule  zur  Kirche.  S-  ^ '-  »^^  ^^^^^  J^^^^  Kirche 
oder  Religionsgesellschaft  frei,  aus  ihren  Mitteln 
Schulen  für  den  Unterricht  der  Jugend  von  be- 


stimmten Glaubensbekenntnissen  zu  enlchteii 
und  zu  unterhalten.  Dieselben  sind  jedoch  den 
Gesetzen  f  u«  ''.as  Unterrichtswesen  unterworfen 
und  kömiett  (fie  Zuerkennung  der  Rechte  einer 
öffentlichen  Lehranstalt  nur  dann  in  Anspruch 
nehmen,  wenn  allen  gesetzlichen  Bedingungen 
für  die  Erwerbung  dieser  Rechte  entspcocheii 
wird." 

*  Vgl.  d.  vor.  Anm. 

^  So  ist  man  in  0 es ter reich  1849  mit  ein- 
zelnen bischöflichen  und  Ordensgymnasien, 
welche  sich  den  in  Folge  der  Gymnaslalreform 
d.  J.  1849  gestellten  Anforderungen  nicht  gefügt 
hatten,  verfahren,  Ficker  S.  422,  und  einCirk. 
Ell.  d.  Kult  Min.  v.  1870,  Arch.  f.  k.  K.  K  24, 
271,  hat  einzelnen  derartigen  Anstalten  die  Ent- 
ziehung ebenfalls  in  Aussicht  gestellt. 

8  S.  0.  S.  573.  692.  631.  632  n.  5. 

0  Git.  Ges.  V.  26.  Mai  1868.  S*  3:  JDie  irom 
Staate,  von  einem  Lande  oder  von  Gemeinden  gana 
oder  thellweise  gegründeten  oder  erhaltenen 
Schulen  und  Erziehungsanstalten  sind  allen 
Staatsbürgern  ohne  Unterschied  des  Glaubens- 
bekenntnisses zuganglich."  S-  ^*  ri^^  Lehr- 
ämter an  den  im  §•  3  bezeichneten  Schulen  und 
Erziehungsanstalten  sind  für  alle  Staatsbüiger 
zugänglich,  welche  Ihre  Befähigung  hierzo  in 
gesetzlicher  Weise  nachgewiesen  haben.  Als 
Religionslehrer  dürfen  nur  diejenigen  angestellt 
werden,  welche  die  betr.  konfessionelle  Oberbe- 
hörde als  hierzu  befähigt  erklärt  hat.  Bei  andern 
Schulen  und  Erziehungsanstalten  (S>  ^i  b.  o.  Anm. 
5)  ist  diesfalls  das  Errichtungssutnt  massge- 
bend." Konfessionell  sind  also  nur  die  von  den  Kir- 
chen errichteten  oder  unterhaltenen  Anstalten, 
aber  auch  diese  brauchen  es  nach  S-  6  des  cit.  Qe- 
setzes  (^,die  Benutzung  von  Schulen  und  £r- 
ziehungsanstalten  für  bestimmte  Glaubensge- 
nossen ist  Mitgliedern  einer  andern  Beligions- 
gesellschaft  durch  das  Gesetz  nicht  ontetBagt**) 
nicht  in  Betreff  der  Schüler  zu  sein. 
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und  Sohfller  aller  Konfessionen  für  simultan  erklärt  —  keine  gesetsliehen  Vor- 
schriften, welche  prinzipiell  über  den  Charakter  der  betreffenden  Anstalten  Bestim- 
mung treffen  ^.  lA  Folge  der  historischen,  namentlich  der  konfessioneUen  Entwicklung 
in  den  deutschen  Territorien,  femer  aber  auch  in  Folge  Yon  Stiftungs-  oder  statuta- 
rischen Bestimmungen  haben  indessen  die  deutschen  Gymnasien,  zum  Theil  im  Gegen- 
satz gegen  die  Bealschulen^,  in  vielen  Staaten  einen  konfessionellen  Charakter,  so  in 
Preussen^,  Baiern^  Wtlrttemberg^  Sachsen^  Baden^  und  Hessen^ 
(wobei  in  einzelnen  Ländern  freilich  der  cTangeliflche  Charakter  überwiegt  9),  und  es 
kommen  neben  ihnen  blos  als  Ausnahmen  auch  höhere  Schulen  mit  simultanem  Char- 
rakter  vor  ^^.  Rechtlich  sind,  soweit  es  an  gesetzliehen  Vorschriften  fehlt,  die  Begie- 
rungen  in  der  Lage,  Anstalten  des  einen  oder  anderen  Charakters  zu  errichten  und 
zuzulassen  ^\  auch  den  letzteren  zu  ändern  i^,  sofern  nicht  etwa  durch  eine  besondere, 
nicht  staatliche  Stiftungsnorm  ^^  einer  höheren  Schule  ein  bestimmter  Charakter  von 
vornherein  beigelegt  ist  ^^. 

Desgleichen  entscheiden  auch  die  staatlichen  Fundations-Anordnungen  oder 
etwaigen  Stiftungsbedingungen  darüber,  ob  der  Grundsatz  der  Konfessionalität  der 
Anstalt  blos  in  Bezug  auf  die  Lehre#oder  auch  in  Bezug  auf  die  Zulassung  von  Schü- 
lern zur  Anwendung  gelangt,  üeberwiegend  ist  nur  das  erstere,  nicht  das  letztere 
der  Fall  ^^.  Die  Schüler,  welche  einer  anderen  Konfession  als  der  der  Anstalt  ange- 
hdren,  werden  aber  von  dem  obligatorischen  BeUgionsunterricht  dispensirt  ^<^,  sofern 


^  Das  Bächsische  Gesetz,  s.  o.  S.  634  n*  3, 
htt  ebensowenig  eine  direkte  Yorschrift  daiüter, 
wie  das  Ges.  y.  1.  November  1878  über  Unter- 
haltnng  undYerwsltangdffentlicber  Schulen  für 
Elsa 88-Lot bringen,  Altboff  etc., Sammlg. 
d.  i.  Elsass-Lothr.  gelt.  Gesetze  3,  912,  und  das 
Regulativ  für  die  höheren  Lehranstalten  v.  10. 
JqU  1873,  a.  a.  0.  S.  367. 

2  So  z.  B.  in  Preussen,  Wiese  1,  37. 

»  A.  a.  0.  1,  37  u.  2,  19. 

*  Hopf  in  Scbmid,  Encyklopädie  1,  447. 

5  Arcb.  f.  k.  K.  R.  Ö4,  259. 

0  Nach  dem  Gesetz  v.  1876  allerdings  nicht, 
doch  sind  die  Gymnasien  und  Realschulen  fak- 
tisch lutherische,  wie  denn  auch  die  Lehrord- 
nuugen  für  beide  vom  29.  Januar  1877.  $.  6,  v. 
Seydewitz  a.a.O.  S.  484.  500,  davon  aus- 
gehen, dass  der  obligatorische  Rellgionsunter- 
rieht  in  ihnen  allein  im  lutherischen  Bekenntniss 
erthellt  wird. 

7  Holtz  mann  bei  Schmid  a.a.O.  1,  401; 
Arch.  f.  k.  K.  R.  54,  259. 

s  Oit  Arch.  a.  a.  O. 

9  So  vor  allem  in  Sachsen (s.  Anm.  6), ferner 
inWürttemberg,  sowie  in  Hessen,  wo  kein 
rein  katholisches  Gymnasium  besteht 

>o  Z.B.  in  Preussen,  Baiezn,  Baden  und 
Hessen,  s.  die  vorh.  Anm. 

^^  In  Preussen  hat  die  Unterrichts  Verwaltung 
bis  1872  an  dem  Grundsatze  festgehalten,  dass 
jede  Schule  einen  konfessionellen  Charakter 
haben  müsse,  und  die  wenigen  Simultanschulen 
nur  als  christlich  simultane  behandelt,  Wiese 
1,  37 ;  2,  19,  weshalb  man  auch  an  diesen  Dissi- 
denten und  Juden  von  der  Lehrthätigkeit  aus- 
geschlossen hat,  a.  a.  0.  1,  563  u.  2,  27.     Eist 


seit  1872  ist  diese  gesetzlich  nicht  bedingte 
Praxis  aufgegeben,  a.  a.  0.  3,  18,  und  es  sind 
auch  ausnahmsweise  Juden  als  Lehrer  zuge- 
lassen worden,  3,  21. 

12  Die  Sache  liegt  hier  anders  wie  bei  den 
Volksschulen  (s.  o.  S.  698),  weil  über  deren 
Charakter  die  Gesetzgebung  vielfach  bestimmt 
hat.  Nur  in  Oesterrelch  dürfen  die  vorhin 
gedachten  Schulen  nicht  als  konfessionelle  ein- 
gerichtet oder  zu  solchen  umgestaltet  werden. 
Wohl  aber  können  die  Kirchen  konfessionelle 
Mittelschulen  errichten,  s.  o.  S.  634  n.  9. 

13  Der  Umstand,  dass  In  früherer  Zelt  eine 
höhere  Schule  lediglich  konfessionell  war,  ist 
aber  aus  den  o.  S.  597  angegebenen  Gründen 
dafür  allein  nicht  ausreichend.  Nach  diesem 
Grundsatz  ist  die  preussische  Praxis  früher  in 
Posen  verfahren,  s.  darüber  das  Promemoria  des 
Erzbischofs  von  Posen  u.  Gnesen  v.  1848  bei 
Ginzel,  Arch.  f.  Kirchengeach.  2,98,  und  diese 
ist  jetzt  wieder  die  herrschende,  Wiese  3,  19. 

1^  In  diesem  Fall  bleibt  eine  Aenderung  aller- 
dings immer  noch  auf  dem  Wege  der  Gesetz- 
gebung möglich,  s.  0.  S.  598  n.  2. 

^  So  z.  B.  in  Preussen,  Wiese  1,  37,  in 
Baiern,  Sllbeinagl,  Yerfassg.  sämmtl. 
Religionsgenossenschaften  2.  Aufl.  S.  506;  in 
Sachsen,  s.  o.  Anmerk.  6  und  in  Baden, 
Holtzmann  bei  Schmid  1,  401. 

10  So  in  Sachsen  nach  der  Ausführungs.-Y. 
V.  29.  Januar  1877.  %,  7,  v.  Seydewitz  S. 
478  (s.  auch  S.  485.  500),  wenn  die  Schüler  das 
14.  Jahr  vollendet  haben  oder  „für  ihr  ihren  Re- 
ligionsunterricht möglichst  gesorgt  ist^*,  in  E 1  - 
sass-Lothringen,  cit.  Regulativ  v.  1873  (s. 
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I,  Die  Hierarchie  und  die  Leitung  der  Kirche  durch  dieselbe. 


[§.  240 


nieht  etwa  auch  ftlr  einen  solchen  in  ihrem  BekenntniBs  von  der  8chnle  selbst  ge- 
sorgt wird*. 

Was  insbesondere  die  Anstellnng  nnd  Verwendung  von  altkatholischen  Leh- 
rern an  solchen  höheren  Schulen  betrifft,  welche  bereits  vor  dem  vatikanischen  Konzil 
einen  spezifisch  katholischen  Charakter  besassen,  so  wäre  auch  hier  die  Behandlung 
dieser  als  Simultananstalten  der  gegebene  Weg  gewesen^.  Diesen  hat  man  aber  in 
Prenssen  und  in  Baiern  nicht  eingeschlagen,  sondern  nur  den  Eltern  altkstho- 
lischer  Kinder  das  Recht  gewährt,  die  Dispensation  derselben  von  dem  nenkatholiseben 
Religionsunterricht  zu  beanspruchen,  falls  von  ihnen  ftr  einen  solchen  Unterricht  ein 
geeigneter  Ersatz  nachgewiesen  wird  3. 

ni.  Die  Leitungs-  und  Aufsichtsbehörden.  Die  obere  Leitung  und 
obere  Aufsicht  über  die  höheren  Schulen  führen  in  den  deutschen  Staaten  die  staat- 
lichen obersten  Centralbehördeni  Von  einer  konfessionellen  Sonderung  derselben 
ist  dabei  in  noch  viel  geringerem  Umfange,  wie  beim  Volksschulwesen  die  Rede. 
Eine  solche  kommt  einzig  und  allein  in  Oldenburg  vor^  Ebensowenig  ist,  sofern 
noch  unter  der  €entral-Instanz  eine  besondere,  unmittelbare  Aufsichtsbehörde  be- 
steht^, die  Mitgliedschaft  in  dieser  gesetzlich  an  eine  bestimmte  Konfession  gebunden  ^, 
noch  den  Geistlichen  der  einen  oder  anderen  Religionspartei  als  solchen  ein  Recht 
darauf  gewährt^.   Es  entsprechen  daher  diese  Gestaltungen  den  Anforderungen  der 


0.  S.  636  n.  1)  ^.  13,  sofern  ein  ausreichender 
Ersatz  beschafft  wird. 

1  So  in  Preussen  bei  einer  grösseren  Zahl 
von  Schülern  einer  anderen  christlichen  Kon- 
fession dnrch  Remunerlrang  eines  eigenen  Reli- 
gionslehrers, y.  Bonne,  Unterrichtswesen  1, 
204  n.  1;  Wiese  1,  37;  ebenso  in  Baiern, 
Silbernagl  S.  506,  und  in  Baden,  Uoltz- 
mann  a.  a.  0.  S.  401.  404/  Ist  die  Schüler- 
zahl  zn  gering,  so  tritt  Dispensation  ein.  In 
Baiern  ist  selbst  für  die  Juden  der  Religions- 
unterricht obligatorisch,  und  es  haben  die  Schul- 
behördeu  auf  die  Ertheilung  desselben,  aber 
auf  Kosten  der  israelitischen  Glaubensgenossen, 
hinzuwirken,  Silbernagl  a.  a.  0. 

Eine  konfession  eile  Trennungd  es  Ge- 
schichtsunterrichts ist  in  Baiern  durch 
Min.  Entschl.  y.  13.  Mai  1840  für  AnsUlten, 
welche  You  Schülern  verschiedener  Konfessionen 
besucht  wurden,  angeordnet  worden,  allein  aus 
Mangel  an  finanziellen  Mitteln  hat  man  blos  an 
einzelnen  dieser  Schulen  den  gedachten  Unter- 
richt den  Religionslehrem  des  betreffenden  Be- 
kenntnisses übertragen  (Arch.  f.  k.  K.  R.  27, 
LXXVII).  Seit  dem  J.  1872  ist  indessen  diese 
Trennung  beseitigt,  Silbernagl  S.  507,  und 
die  Schulordnungen  für  die  Studienanstalten 
und  die  Realgymnasien  v.  20.  August  1874, 
S.  14,  Ges.  Bl.  1874.  S.  480.  522,  haben  aus- 
drücklich angeordnet,  dass  eine  solche  Schei- 
dung nicht  stattBuflnden  hat. 

^  S.  595.  596.  Auch  bei  stiftungsmässig  ka- 
tholischen Schulen,  wenigstens  in  Bezug  auf  die 
Neu-  und  Altkatholiken,  da  die  Staatsregienin- 
gen beide  als  gleichberechtigte  Mitglieder  der 
katholischen  Kirche  anerkennen.  Für  0  e  s  t  e  r  - 
reich  liegt  allerdinga  die  Sache  anders,  s.  o.  S. 
596  n.  8. 


3  Für  Preussen  s.  o.  S.  596  n.  5;  für 
Baiern  Silbernagl  S.  255. 

*  G.  Meyer  a.a.O.  S.  228.238.  u.  Loning 
a.  a.  0.  S.  762. 

6  Denn  nach  d.  o.  S.  598  n.  10  cit  Gesetz  von 
1855  Art.  1.  2  haben  die  beiden  konfessionell 
gesonderten  Oberschulkollegien  unter  Oberauf- 
sicht des  Staatsministeriums  die  Leitung  des 
gesammten  evangelischen  bezw.  katholischen 
Unterrichtswesens  (mit  Ausnahme  der  Milltir- 
und  blossen  Fachschulen). 

Dagegen  scheidet  Württemberg,  s.  o.  S. 
598  n.  9,  hier  aus,  weil  das  gesammte  Gelehrten- 
und  Real  Schulwesen  unter  der  Leitung  einer 
besonderen  Abtheil  uug  des  Ministeriums  des 
Kirchen-  und  Schulwesens  steht,  Gaupp, 
Staatsrecht  des  Königr.  WGrttemberg  in  Mar- 
quardsen,  Hdbeh.  d.  offentl.  Rechts.  III.  1 
2,  247;  T.  Sarwey,  württemb.  Staaterecht 
Tübingen  1883.  2,  386. 

In  Baiern  endlich  ist  die  S.  599  n.  2  er- 
wähnte  Vorschrift  nur  auf  das  Volksschulwesen 
bezogen  und  angewendet  worden,  Hopf  a.  a.  0 
1,449. 

«  Wie  in  P  r  e  u  s  s  e  n  die  Provinzialschulbchör- 
den,  in  Baiern  die  Kreisregiernngen. 

"^  Dadurch  ist  selbstverständlich  nicht  ausge- 
schlossen, dass  Katholiken  als  Mitglieder  in  diese 
Behörden  eintreten  und  mit  der  Bearbeitung  und 
Erledigung  der  die  katholischen  Schulen  und 
Lehrer  betreffenden  Angelegenheiten  betraut 
werden,  s.  z.  B.  o.  S.  599  n.  2. 

8  In  Württemberg  hat  allerdings  das  Ge». 
betr.  die  Aufsicht  über  die  Gelehrten-  und 
Realschulen  v.  1.  Juli  1876,  Reg.  Bl.  S.  267, 
bei  denjenigen  Schulen,  welche  nicht  der  in 
Anm.  5  gedachten  Oberstudienbehorde  unmit- 
telbar, sondern  einer  s.  g.  örtlichen  Stndienbf- 
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kathoÜBcben  Kirche  ^  noch  viel  weniger  als  die  das  Yolksschnlwesen  betreffenden 
Organisationen. 

IV.  Die  Leitung  des  UnterrichtS)  insbesondere  des  Beligions- 
nnterrichts.  Ebensowenig  wie  hinsichtlich  der  Volksschulen  räumen  die  modernen 
Staaten  der  katholischen  Kirche  eine  Mitwirkung  bei  der  Leitung  des  Unterrichts 
der  höheren  Schulen  ein^,  vielmehr  gewähren  dieselben  der  ersteren  ebenfalls  nur 
bestimmte,  und  zwar  verschieden  bemessene  Befugnisse  hinsichtlich  des  Religions- 
unterrichts. 

1.  Die  Besorgung  und  Ueberwachung  desselben  ist  der  Kirche  inBaden^ 
gesetzlich  zugestanden.  Demgemäss  hat  die  bischöfliche  Behörde  auch  hier  fftr  die 
Mittelschulen  den  Lehrplan  ftlr  den  Religionsunterricht  aufzustellen  ^^  die  Religions- 
lehrbttcher  zu  bestimmen  ^  und  die  Anordnungen  über  den  Schulgottesdienst  zu  er- 
lassen^, aber  dies  alles  unter  Beachtung  des  Grundsatzes,  dass  gesetzlich  die  einheit- 
liche Leitung  des  Unterrichts  den  staatlichen  Schulbehörden  gebührt  7,  so  dass  also 
über  das  Verhältniss  zu  diesen,  obwohl  es  an  einer  besonderen  gesetzlichen  Fixirung 
fehlt,  dieselben  Grundsätze,  wie  bei  den  Elementarschulen  zur  Anwendung  kommen^. 
Ebenso  hat  auch  fttr  die  hier  fri^lichen  Lehranstalten  die  bischöfliche  Behörde  die 
Beligionslehrer  ihrerseits  zu  stellen,  und  in  Folge  dessen  ruht  die  Ertheilung  des 
Eeligionsuntenichts  wesentlich  in  der  Hand  der  katholischen  Ortspfarrer  oder  der 
Hilfspriester  derselben  ^. 

Auf  demselben  Standpunkte  steht  die  österreichische  Gesetzgebung,  denn 
die  Vorschriften  des  Gesetzes  von  1868  ^^  beziehen  sich  nicht  blos  auf  die  Volks-, 
sondern  auch  auf  die  Mittelschulen  ^K 

2.  In  Baiern^^  mid  in  Württemberg^^  ist  die  Kirche  dagegen  nur  auf  das 
Recht  der  Leitung  und  Ueberwachung  des  Religionsunterrichts  beschränkt.    Die 


hörde,  d.  h.  der  Ortssohulbehörde  unteiBtellt 
sind,  nämlich  bei  solchen,  welche  der  Haupt- 
Mche  nach  nicht  unmittelbar  Tom  Staat  unter- 
halten werden,  Tgl.  Oaupp  a.  a.  0.  S.  248  u.  v. 
Sarwey  2,387,  dem  Ortsgeistlichen  als  solchem, 
bei  paritätischen  Gemeinden  je  einem  von  der 
Oberstudienbehörde  zu  berufenden  Geistlichen 
Jeder  Konfession  die  Mitgliedschaft  und  zum 
Theil  auch  gemeinsam  mit  dem  OrtsTorsteher  die 
Vorstandschaft  in  der  Ortschulbehörde  und  die 
Geschäftsführung  eingeräumt,  ohne  allerdings 
die  Geistlichen  zum  Eintritt  zu  verpflichten. 

1  8.  0.  S.  599. 

3  Vgl.  o.  S.  603  und  die  dortigen  Citate;  s. 
auch  S.  632. 

3  Ges.  V.  9.  Oktober  1860.  ^  12,  o.  S.  604  n.  4. 

*  8.  dieY.  des  erzbischöfl.  Ordinariats  zu  Frei- 
burg üb.  d.  religiöse  Unterweisung  an  den  Mittel- 
schulen (Gymnasien,  Progymnasien,  Realgym- 
nasien und  höheren  Bürgerschulen)  v.  16.  Aug. 
1883,  Aich.  f.  k.  K.  R.  52,  281,  nach  welcher 
die  Aufsicht  über  den  Religionsunterricht  be- 
sonderen erzbischöflich  bestellten  Rommissarien 
übertragen  ist. 

5  Vgl.  a.  a.  0.  8.  284. 

•  A.  a.  O.  S.  286. 

7  S,  eit.  Ges.  v.  1860.  J.  12. 

s  S.  0.  8.  604. 

»  Vgl.  Arch.  f.  k.  K.  R.  48,  362. 


10  8.  0.  8.  605  n.  2  und  8.  606  n.  1  wodurch 
der  Art.  7  des  Konkordates .  s.  o.  8.  632  n.  5, 
beseitigt  worden  ist 

ii  Es  gilt  also  hier  das  o.  8.  606  über  die  Volks- 
schulen Bemerkte.  Nach  d.  V.  des  Kult  Min. 
V.  1870,  Arch.  f.  k.  K.  R.  24,  25,  hat  bei  Diffe- 
renzen über  das  Mass  der  religiösen  Uebungen 
für  katholische  Schüler  zwischen  dem  Lehr- 
körper der  Mittelschule  und  der  kirchlichen  Be- 
hörde die  LandesschulbehÖrde  selbstständig  zu 
entscheiden,  jedoch  soll  jedenfalls  an  dem  Schul- 
gottesdienst zu  Anfang  und  Ende  des  Schul- 
jahres, an  Sonn-  und  Festtagen,  am  Tage  des 
Empfanges  der  Sakramente  der  Busse  und  des 
Altars  zu  Ende  und  Anfang  des  Schuljahres  und 
zur  Österlichen  Zelt  festgehalten  werden.  Auch 
sind  die  Mitglieder  des  Lehrkörpers  zur  disci- 
plinaren  Ueberwachung  der  Schüler  ihres  Glau- 
bensbekenntnisses bei  den  Andachtsübungen 
für  Yerpfllchtet  erklärt. 

12  S.  Rel.  Ed.  V.  1818.  §.38,  o.  8.  606  n.  2 
Die  0.  8.  636  n.  1  cit.  Schulordnungen  t.  1874. 
f(.  8  bez.  %.  5  erklären  ausdrücklich,  dass  der 
Religionsunterricht  nach  den  hierüber  bestehen- 
den Bestimmungen  erthellt  wird.  VgL  ferner 
0.  S.  629. 

13  Gesetz  t.  30.  Januar  1862.  Art  13,  o.  S. 
606  u.  3,  welches  sich  nicht  blos  auf  die  Volks- 
9Ghulen  bezieht 
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kirohlichen  Behörden  haben  hier  als  Ausflusa  dieses  Rechtes  dieselben  Befbgiiisfle, 
wie  hinsichtlich  der  Volksschulen  zu  ftben  ^ 

3.  Eine  dritte  Oruppe  von  deutschen  Staaten  gewfthrt  endlich  der  katholischen 
Kirche  blos  ein  Recht  der  Aufsicht  Aber  den  Religionsunterricht^  und  das  Recht  auf 
vorg&ngiges  Einvernehmen  in  Betreff  der  Bestimmung  der  Religionsiehrfoflcher,  so 
Preussen^  und  Hessen^. 

V.  Die  Lehrer  an  den  Mittelschulen.  1.  Im  Allgemeinen.  Hinsicht- 
lich der  Konfession  der  Lehrer  kommt  ebenso  wie  für  die  Volks-,  auch  fBr  die 
Mittelschulen  der  Grundsatz  zur  Anwendung,  dass  dieselben  bei  konfessionellen  An- 
stalten der  Religionspartei,  für  welche  dieselbe  bestimmt  ist,  angehören  mflssen^. 
Femer  sind  in  den  deutschen  Staaten  die  Mitglieder  der  kirchlichen  Orden  und  ordens- 
ähnlichen Korporationen^  von  jeder  Lehrthfttigkeit  an  den  öffentlichen  höheren  Lehr- 
anstalten, abgesehen  von  Preussen^,  in  demselben  Umfange,  wie  von  einer  solches 
an  den  Volksschulen  ^  ausgeschlossen  ^. 

2.  Die  Religionslehrer  insbesondere.  Der  Orundsatz,  dass  jeder,  welcher 
die  katholische  Religion  öffentlich  lehren  will,  die  kirchliche  Ermächtigung  dazu  vor- 
her einzuholen  hat',  findet  selbstverständlich  auch  auf  die  Religionslehrer  an  den 
öffentlichen  höheren  Schulen  Anwendung ^<^.  In  Baden  und  Oesterreich,  wo  des 
Kirchen  die  Besorgung  des  Religionsunterrichts  und  damit  auch  die  Bestimmung  der 
Religionslehrer  überlassen  ist,  hat  die  Kirche  dadurch  eine  gesetzliche  Grundlage  ftr 
die  von  ihr  beanspruchte  missio  erhalten  ^^ 

In  den  übrigen  Staaten,  in  welchen  der  kirchlichen  Behörde  blos  die  Leitmig 
und  Ueberwachung  des  Religionsunterrichts,  wie  in  Baiern  und  Württemberg, 
oder  gar  nur  die  AuMcht  über  denselben,  wie  inPreussen  und  Hessen  zugestan- 


i  Vgl.  0.  S.  607. 

2  S.  0.  S.  611  u.  S.  630. 

3  Besondere  Bestimmangen  sind  nicht  be- 
kannt. Nach  Arch.  f.  k.  K.  R.  54,  260  ist  aber 
anzunehmen,  dass  der  bischöflichen  Behörde 
auf  den  Religionsunterricht  an  den  höhereu 
Lehranstalten  im  Verwaltungswege  derselbe 
EtnflusB,  wie  bei  den  Volksschulen,  o.  S.  609, 
gestattet  wird. 

Auch  in  Sachsen  fehlt  es  an  speziellen 
Vorschriften.  Hier  ist  wohl  mit  Bücksicht  dar- 
auf, das  die  höheren  Schulen  thatsächlich  luthe- 
risch sind  und  den  katholischen  Schülern  der 
Religionsunterricht  nicht  in  denselben  ertheilt 
wird  (s.  0.  S.  636  n.  6  und  16),  ein  Bedürfhiss 
dazu  nicht  hervorgetreten. 

*  0.  S.  614.  Nur  hat  es  hier  die  Regierung, 
wenn  keine  gesetzlichen  oder  keine,  ihrer 
Verfügung  entzogene  Stiftungsnormen  entgegen 
stehen,  also  namentlich  in  Betreff  der  Ton 
ihr  errichteten  und  zunächst  für  konfessionell 
erklärten  Gymnasien  und  Realschulen  in  der 
Hand,  durch  Anstellung  Yon  Lehrern  anderer 
Bekenntnisse  den  konfessionellen  Charakter  zu 
ändern. 

ft  Ueber  den  kirchlichen  Standpunkt  s.  o.  S. 
616  und  die  Synode  t.  Colooza  v.  1863.  colL 
conc  Lac.  5,  703,  welche  es  empfiehlt,  so  viel 
wie  möglich  diesen  Genossenschaften  die  Leitung 
der  Gymnasien  zu  übertragen. 

«  S.  0.  S.  617  n.  1. 


^  S.  616.  Ueber  die  Errichtung  von  Prlvit- 
anstalten,  welche  die  Ziele  der  höheren  Schalen 
verfolgen,  und  die  Ertheilung  von  Unterricht  an 
denselben  s.  die  Nachweisungen  in  den  Anmer- 
kungen ebendaselbst.  Was  speziell  H  e  s  s  e  n  be- 
trifft, so  bezieht  sich  das  Ges.  v.  1874,  o.  S.  616 
n.  Ö  allerdings  nur  auf  die  Volksschulen,  aber 
für  die  höheren  führt  das  Ordensgesetz  v.  1875 
zu  demselben  Ergebniss. 

Wegen  der  Ordensgymnasien  inOesterreiek 
und  in  Baiern  s.  o.  S.  633  n.  8. 

8  Hinsichtlich  der  Vereidigung  der 
Lehrer  an  den  höheren  Schulen,  welche  ge- 
wöhnlich die  Rechte  und  Pflichten  der  Staats- 
beamten haben,  G.  Meyer  a.  a.  0.  S.  239  und 
Löning  a.  a.  O.  S.  761,  triirt  das  o.  8.620 
Bemerkte  gleichfalls  zu. 

»  S.  0.  S.  447  u.  S.  620. 

10  In  Preusseu  ist  kiichlicherseits  diase 
Forderung  gerade  zuerst  in  Betreff  derRellgiont- 
lehrer  an  den  Gymnasien  geltend  gemacht  wor* 
den,  s.  0.  S.  630  n.  8,  vgl.  femer  S.  631. 

li  Aus  den  S.  621  dargelegten  Gründen,  für 
Oesterreich  s.  insbesondere  Ges.  v,  15.  Mai 
1868.  S*  2;  0.  S.  605  n.  2.  Die  ReUgionslehrer 
an  den  Mittelschulen  werden  übrigens  staatlich 
besoldet.  Der  Landesschulrath  schlägt  dem 
Bischof  die  Kandidaten  zur  Auswahl  vor,  doch 
ist  der  letztere  nicht  aa  den  Vorschlag  gebunden 
und  kann  seinerseits  eine  geeignete  Penönlicb- 
keit  bezeichnen. 
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den  ist,  gilt  die  missio  canonica  vom  staatlichen  Standpunkt  aus  nicht  als  erforderlich, 
sowie  rechtlich  als  irrelevant  ^.  Aus  dem  o.  S.  622  hervorgehobenen  Grunde  findet 
aber  auch  hier  zwischen  den  staatlichen  Behörden  und  den  kirchlichen  Oberen  vor 
der  Anstellung  oder  der  Verwendung  der  Religionslehrer  eine  vorherige  Verständigung 
behufs  Feststellung  ihrer  Qualifikation  statte. 

Vielfach  fungiren  auch  in  den  zu  der  eben  besprochenen  Gruppe  gehörenden 
Staaten 3  katholische  Geistliche  als  Religionslehrer  an  den  höheren  Schulen^.  In 
Preussen  haben  sie  ihre  Befähigung  zur  Ertheilung  des  Religionsunterrichts  durch 
Ablegung  einer  besonderen  Prüfung  darzuthun  ^. 

Die  von  den  staatlichen  Sohulbehörden  in  diesen  Stellungen  zugelassenen  oder 
verwendeten  Geistlichen  üben  die  betreffenden  Funktionen  nicht  als  kirchliche,  son- 
dern als  staatliche  aus,  und  wenngleich  ihnen  von  den  staatlichen  Behörden  über  den 
Inhalt  der  im  Unterricht  zu  behandelnden  katholischen  Glaubenslehren  keine  Vor- 
schriften gemacht  werden  dürfen  ^,  so  unterliegen  sie  doch,  wie  die  anderen  Lehrer, 
allen  für  die  letzteren  massgebenden  Bestimmungen,  und  können  nur  wie  diese  von 
den  staatlichen,  nicht  aber  von  den  kirchlichen  Behörden  aus  ihren  Aemtem  oder 
Verrichtungen  entfernt  werden ''. 


1  S.  0.  S.  623.  In  Preussen  hat  man  seit 
1872  den  früheren  Standpunkt,  o.  S.  630  n.  8, 
aufgegeben.  Nach  der  neueren  Praxis  wird  nur 
eine  Erklärung  des  Bischofs  über  die  kirchliche 
Qualifikation  eingeholt,  bei  Geistlichen  zugleich 
zu  dem  Zweck,  damit  sich  der  Bischof  während 
der  Funktion  der  letzteren  als  Religionslehrer 
seiner  anderweiten  Disposition  über  dieselben 
begiebt.  Die  Beschaffung  der  missio  canonica 
bleibt  dagegen  den  Lehrern  selbst  überlassen 
und  der  Staat  kümmert  sich  um  diese  nicht  mehr, 
Wiese  a.  a.  0.  3,  12. 

2  Für  Preussen  s.  vor.  Anm.;  für  Baiern 
0.  8.  623  n.  1;  für  Württemberg  Golther, 
Staat  und  kathol.  Kirche  in  Württemberg  S.  383. 
384  und  für  Hessen  Arch.  f.  k.  K.  R.  54,  260. 

Die  Verhältnisse  liegen  bei  den  höheren  Lehr- 
anstalten anders  als  bei  den  Volksschulen,  well 
an  den  ersteren  für  die  Regel  besondere  Reli- 
gionslehrer fungiren,  während  an  den  letzteren 
▼lelfach  blos  ein  Lehrer  angestellt  ist  und  dieser 
auch  den  Religionsunterricht,  sofern  der  Orts- 
geistliche nicht  denselben  versieht,  zu  ertheilen 
hat.  Unter  diesen  Umständen  erscheint,  wenn 
der  Bischof  vorher  über  die  Qualifikation  der  zu 
verwendenden  Religionslehrer  befragt  wird  und 
namentlich  als  solche  katholische  Geistliche  zu- 
gezogen werden ,  s.  nachher  im  Text ,  eine  Zu- 
ziehung kirchlicher  Organe  zu  der  Prüfung  für 
das  höhere  Lehramt,  wie  sie  bei  der  Prüfung  für 
die  Volksschullehrer  vorkommt,  o.  S.  622,  nicht 
erforderlich  und  findet  auch  nicht  statt,  wenn- 
schon die  Prüfung  in  der  katholischen  Religion 
natürlich  von  einem  katholischen  Mitglied  der 
staatlichen  Examlnationsbehorde  abgenommen 
wird. 


Kirchllcherseits  wird  von  den  Religlons- 
lehrern,  s.  o.  S.  545  n.  5,  Prov.  Syn.  v.  Köln  1860, 
coli.  conc.  Lac.  5,  366;  Wiese  a.  a.  0.  2,  706, 
gleichfalls  die  Ablegung  der  professio  fidei  ge- 
fordert 

3  Ueber  die  Zulassung  und  Entfernung  der 
Geistlichen  in  Baden  und  Oesterreich  gilt 
das  0.  S.  625  Bemerkte. 

«  S.o.S.629n.  16u.S.630n.5;  überHessen 
Arch.  f.  k.  K.  R.  54,  260. 

^  Ordn.  d.  Prüfung  f.  d.  Lehramt  au  höheren 
Schulen  v.  5.  Februar  1887.  J.  10.No.2d:  „Kan- 
didaten des  geistlichen  Amtes  und  Geistliche 
einer  der  christlichen  Kirchen,  welche  die  zur 
Bekleidung  eines  geistlichen  Amtes  erforder- 
liche wissenschaftliche  Vorbildung  besitzen,  er- 
werben ein  Oberlehrerzeugnlss  durch  Erfüllung 
folgender  Bedingungen:  Sie  haben  In  einer 
mündlichen  Prüfung  ihre  Befähigung  für  den 
Religionsunterricht  in  den  oberen  Klassen  und 
die  gleiche  Befähigung  für  den  hebräischen 
Unterricht  durch  eine  schriftliche  Klausur- 
Arbelt  und  mündliche  Prüfung  darzuthun; 
ferner  haben  sie  In  einem  ihrer  Wahl  überlasse- 
nen  Fache  des  sprachlich-geschichtlichen  Ge- 
bietes die  Lehrbefähigung  für  die  mittleren 
Klassen  zu  erweisen^,  wodurch  die  abweichenden 
Vorschriften  des  Reglements  v.  17.  Dezember 
1866.  S.  27  beseitigt  worden  sind. 

8  S.  0.  S.  625.  Wohl  aber  haben  diese  Be- 
hörden darüber  zu  wachen,  dass  nichts  Staats- 
gefährllrhes  oder  den  staatlichen  und  bürger- 
lichen Pflichten  Zuwiderlaufendes  gelehrt  wird. 

"^  Die  kirchlichen  Oberen  haben  vielmehr  Ihre 
etwaigen  Anträge  darauf  an  die  staatlichen  Be- 
hörden zu  stellen.     Vgl.  auch  o.  S.  625. 
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C.    Das  Verhältniss  der  Kirche  zu  den  Umoersitäten  ^ 

§.241.    1.  Geschichtliche  Einleitung'^. 

I.  Die  mittelalterlichen  Universitäten.  A.  Bis  znm  15.  Jahrhun- 
dert. Die  ältesten  Universitäten  sind  in  Italien  nnd  Frankreich  ohne  jede  Mit- 
wirkung der  weltlichen  oder  kirchlichen  Gewalt^  in  der  Weise  entstanden,  dass  sieh 
um  eine  Anzahl  hervorragender  Gelehrter,  welche  bestimmte  Wissenszweige  nach 
einer  neuen,  den  BedürMssen  der  Zeit  entsprechenden  Methode  behandelten,  ein 
Kreis  von  Schülern  fort  nnd  fort  sammelte,  und  die  nur  an  diesen  Stätten  in  grösserer 
Anzahl  vorhandenen  Schüler  und  Lehrer  sich  im  Laufe  der  Zeit  zu  Korporationen 
zusammenschlössen  ^.  Dass  allein  der  Papst  das  Becht  in  Anspruch  genommen  nnd 
besessen  habe  ^,  hohe  Schulen  zu  errichten,  oder  dass  wenigstens  seit  dem  Anfang  des 
13.  Jahrhunderts  ein  s.  g.  siudnim  generale^  ohne  päpstliches  Privileg  nicht  habe  ent- 
stehen können  ^,  sind  Behauptungen,  welche  den  historischen  Thatsachen  nicht  ent- 
sprechen. Bologna  und  Paris,  die  bedeutendsten  mittelalterlichen  Universitäten, 
führen  nicht  auf  eine  päpstliche  Stiftung  zurück  ^  und  ebensowenig  kann  eine  solche 
für  eine  Beihe  anderer  nachgewiesen  werden^.    Noch  entscheidender  fällt  es  in  das 


1  Fr.  Geslaus  Maria  de  Robiano,  de 
jure  ecclesiae  In  universitates  studlorum.  dlss. 
histor.  canonica.     Loranii  1863. 

2  0.  y.  Savigny,  Geschichte  des  römischen 
Itechts  im  Mittelalter.  Bd.  3.  2.  Aufl.  Heidelberg 
1834.  S.  152  ff.;  C.  Meiners,  Gesch.  d.  Ent- 
stehung nnd  Entwidmung  d.  hohen  Schulen 
unseres  Erdtheils.  Göttingen  1802.  2  Bde. ;  H. 
D  enif  le,  die  Universitäten  des  Mittelalters  bis 
1400.  Bd.  I.  Berlin  1885  (vgl.  dazu  G.  Kauf- 
mann in  d.  Göttinger  gelehrten  Anzeigen  1883. 
Nr.  3.  S.  97—117  nnd  In  der  Ztschr.  d.  Savigny- 
Stiftg.  f.  Rechtsgesch.  7,  124  ff.  und  andererseits 
Denifle  i.  Arch.  f.  Litteratur-  u.  Kirchenge- 
schichtev.Denifleu.  Ehrle2,337u.  3,398); 
C.  Meiners,  Ueber  die  Verfassg.  u.  Yerwaltg. 
deutsch.  Universitäten.  Göttingen  1801.  2  Bde. ; 
K.  V.  Raum  er,  die  deutsch.  Universitäten.  3. 
Aufl.  Stuttgart  1861 ;  4.  Aufl.  Gütersloh  1874 
(Bd.  4  der  Geschichte  der  Pädagogik);  Pauls  en 
in  V.  Sybel ,  histor.  Zeitschr.  45,  251  ff.  385 ff.; 
Marquardsen,  Art.  Universitäten  in  Blun- 
tschli,  Staatswörterbuch  10,  677;  Thurot, 
de  Torganisation  et  de  Tenseignement  dans  Tuni- 
versit^  de  Paris  au  moyen  äge.   Paris  1850. 

3  So  namentlich  Bologna  und  Paris.  S.  ferner 
das  Yerzelchniss  der  Hochschulen,  welche  ohne 
päpstliche  oder  kaiserliche  Stiftungsbriefe  ent- 
standen sind,  bei  Denifle  1,  807. 

4  V.  Savigny  3,  416;  Denifle  1,  45.  Die 
Frage,  in  wie  fern  die  Entstehung  der  Univer- 
sitäten überhaupt  oder  einzelner  an  frühere 
Dom-  oder  Klosterschulen  anknüpft,  s.  darüber 
namentlich  Denifle  1,  653  ff.,  kann  hier  über- 
gangen werden.  i 

5  So  z.  B.  Meiners,  Gesch.  d.  Entstehg.  1, 
353;  Analecto  iur.  pontif.  1855.  p.  1770;  de 
Bobianop.  183.  193. 

r^^/  Studium  vrlrd  seit  Beginn   des   13.  Jahrb. 
glelchbedentend  mit  Lehranstalt  oder  mit  der 


Gesammthelt  der  Schulen  (scholae)  einer  Stadt 
gebraucht,  Denifle  1,  5. 11.  8t%idiwn generaU, 
eine  Bezeichnung,  welche  seit  dem  4.  Jahrzehnt 
desselben  Jahrhunderts,  in  päpstlichen  Briefen 
zuerst  bei  Innocenz  IV.,  z.  B.  in  c.  2  in  Ylto. 
de  Privileg.  V.  2  (v.  1244  o.  1246,  Denifle  1, 
3  n.  11,  betr.  die  Errichtung  eines  solchen  Sta- 
diums an  der  römischen  Kurie,  nicht  der  Uni- 
versität zu  Rom,  a.  a.  0.  S.  301),  seit  der  Mitte 
des  Jahrhunderts  aber  unendlich  oft  vorkonamt, 
bedeutet  nicht  eine  Lehranstalt,  an  welcher  alle 
Wissenschaften  gelehrt  werden,  sondern  eine 
Lehranstalt  für  Alle,  a.  a.  0.  S.  14.  19. 
und  später,  ungefähr  seit  der  Mitte  des  13. 
Jahrh.,  weil  die  beiden  hervorragendsten  Gene- 
ralstudien zu  Bologna  und  Paris  inzwischen  pri- 
vilegirte  Anstalten  geworden  waren,  privilegirte 
Lehranstalten  für  Alle,  an  welchen  jedermann 
ohne  Unterschied  der  Nation  sich  die  erforder- 
lichen wissenschaftlichen  Kenntnisse  und  auf 
Grund  derselben  die  akademischen  Grade  er- 
werben konnte,  und  zwar  in  der  Weise^  das« 
dieselben  und  die  mit  ihnen  verbundene  Lehrbe- 
fähigung überall  ohne  Weiteres  Anerkennung  zv 
finden  hatten,  a.  a.  0.  S.  19.  21.  776.  Daraas 
erklärt  es  sich,  dass  der  Begriff  des  studiom 
generale  nicht  das  Vorhandensein  aller  Fakul- 
täten bedingte,  vielmehr  schon  mit  der  Exi- 
stenz einer  einzigen  verbunden  sein  konnte, 
S.  25.  So  war  z.  B.  Bologna  vor  Allem  Rechts- 
schule, und  wenn  auch  dort  schon  im  13.  Jahrb. 
die  Medizin  und  die  artes  liberales  gelehrt  wur- 
den, so  hat  ihr  doch  erst  Innocenz  VI.  1360, 
bull.  Taurin.  4,  318,  ein  „Studium  generale  in 
theologica  facultate"  gewährt,  Denifle  1,  205. 

^  Schulte,  d.  Recht  z.  Ertheilung  d.  Be- 
fugniss  zum  Lehramt  der  Theologie  im  Arch.  f. 
k.  K.  R.  19,  24. 

8  Denifle  1,  40.62. 

®  Hierher  gehören  z.  B.  Salemo,  Angers  und 
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Gewicht,  dass  die  Päpste  weder  die  Rechtsbeständigkeit  der  ohne  ihre  Mitwirkung 
entstandenen  noch  der  einseitig  durch  einzelne  Fürsten  gegründeten  Universitäten  in 
Frage  gestellt  haben  ^ 

Bei  dieser  Sachlage  können  die  der  ersten  Hälfte  des  13.  Jahrhunderts  ange- 
hörigen  päpstlichen  Schreiben,  welche  die  Verhältnisse  der  damaligen  Universitäten 
bertthren  und  ordnend  in  dieselben  eingreifen  ^j  nicht  als  Beweise  für  ein  von  den 
Päpsten  ausschliesslich  in  Anspruch  genommenes  Recht  zur  Errichtung  von  Hoch- 
schulen betrachtet  werden. 

Nachdem  einmal  bestimmte  Schulen  durch  ihr  hohes  Ansehen  eine  weit  über 
ihren  lokalen  Kreis  hinausgehende  Anziehungskraft  auszuüben  begannen,  und  die 
Wissbe^erigen  in  grossen  Massen  ihnen  zuströmten,  war  es  natürlich,  dass  diejenigen, 
welche  dort  ihre  Studien  betrieben  hatten,  auch  an  anderen  Orten,  namentlich  in 
ihrer  Heimath  als  Träger  einer  höheren  wissenschaftlichen  Bildung  betrachtet  wurden, 
und  dass  man  nicht  daran  denken  konnte,  solchen  Männern,  wenn  sie  auf  jenen 
Schulen  eine  akademische  Würde  und  damit  die  Befähigung  erworben  hatten,  an 
denselben  zu  lehren,  diese  Fähigkeit  an  anderen  Orten  abzusprechen  und  ihnen  die 
Befngniss  zum  Lehren  zu  versagen  ^. 

Aber,  als  der  Ruhm  und  die  Anziehungskraft  der  ersten,  vor  allem  der  Pariser 


Oxford.  Vgl.  die  Aufzähluug  l>ci  D  e u i  f  1  e  1, 
231  ff. 

1  In  ersterer  HiuBlcht  bieten  die  const. 
Honoril  III. :  Ex  relatlone  t.  18.  April  1220, 
bull.  Tanrln.  3,  367,  welche  die  Scholaren  und 
Rektoren  gegen  beschworliohe  Yerffiguugen  der 
Stadt  Bologna  in  Schutz  nimmt,  und  die  const. 
Gregor  IX.:  Parens  Bcientiarum  t.  13.  April 
1231,  1.  c.  p.  455,  betreffend  gewisse  Anord- 
nungen für  Paris,  Beisplelo,  in  letzterer  das 
Schreiben  Clemens'  IV.  ▼.  1266  (so  nach  Deni- 
fle  1,  460),  nach  früherer  Annahme,  s.  Pott- 
hast  reg.  n.  21096  von  Gregor  X.  1272—1276, 
Martdne  ampliss.  collectlo  2,  1274,  welches 
den  König  von  Neapel,  Karl  I.  von  Anjou,  er- 
sucht, das  von  Friedrich  II.  1224  zu  Neapel  ge- 
stiftete, später  verfallene  Studium  zu  reorgani- 
slren,  Denifle  1,  454.  459.  Die  Worte  des 
Briefes :  „in  eodem  regno  facias  et  iubeas  huius- 
modi  Studium  reformari.  Per  hoc  enim  deo 
gratum  exhibebis  obsequium,  domum  regiam 
fecnndabis  sobole  sapientum  et  nonnullis  ecclc- 
sils  de  probor  um  copia,  quorum  patiuntur  ino- 
piam,  providebis  et  etiam  specialiter  tui  pree- 
minentianominis  ubique  laudis  humane  preconüs 
extolletur^,  deuten  sicherlich  nicht  auf  die  In- 
anspruchnahme eines  ausschliesslichen  päpst- 
lichen Rechtes. 

Was  die  Juristischen  Schriftsteller  des  13. 
Jahrh.  betrifft,  so  führen  Azo  undOdofredus  die 
Stiftung  der  Rechtsschule  zu  Bologna  auf  ein 
angebliches  kaiserliches  Privileg  (v.  Theodosius  I. 
oder  II.)  zurück,  v.  Savigny  3,  166,  und  die 
Legisten  In  der  2.  Hälfte  dieses  und  im  14. 
Jahrh.  lassen  für  die  Rechtsbestandigkeit  eines 
Studiums  sowohl  ein  kaiserliches  Privileg,  wie 
auch  die  unvordenkliche  Gewohnheit  genügen, 
vgl.  Jacob  US  de  Arena  prooem.  Dig.  vet  , 
ed.  Paris  1541.  Bl.  61^  :  „Quid  ergo,  si  civitas 
hoc  priYilegio  (imperatoris)  careat  (quod  iura 

Hin  IC  blas,  Kiicheiurecht  IV. 


ibi  posslnt  docerl),  sed  in  ea  Studium  iuris  est 
habitum  tanto  tempore,  cuius  initU  non  existit 
memoria,  ut  est  Bononiae  et  Paduae?  Resp. 
licite  potueruut  iura  doceri  ibidem,  cum  ex 
tanti  temporis  patientla  princeps  remlsisse  pro- 
hibitionem  suam  et  permisisse  flngatur.  —  Item 
talis  consuetudo  similis  est  privilegio  et  facit 
licitum  slcut  et  Privilegium^,  übereinstimmend 
damit  Bartolus  in  Dig.  vetus  const.  Omnem 
(Justiuiaui  ad  antecessores  v.  533)  verb.  haec 
autem  tria  ($.  7.)  bei  v.  Savigny  3,  167  n.  h. 
Auch  der  Kanonist  Petrus  de  Ancharano  (1330 
— 1416)  prooem.  in  VI  decret.  beruft  sich  für 
Padua  (Denifle  1,  277)  auf  die  consuetudo, 
a.  a.  0.  S.  231.  n.  46.  Selbst  für  das  Studium 
der  Theologie  Ist  in  der  ersten  Hälfte  des  13. 
Jahrh.  noch  nioht  eine  päpstliche  Zustimmung 
gefordert  worden,  da  der  Stiftungsbrief  Fried- 
richs II.  für  Neapel  v.  1224,  ;,cuiuscunque  profes- 
sionis  studia",  Huillaid-BrtfhoUes,  histor. 
diplomat.  Friedr.  II.  2,  460  eingerichtet  wissen 
will,  und  zweifellos,  ep.  v.  1234,  1.  c.  4,  497, 
dort  die  Theologie  gelehrt  worden  ist,  Denifle 
1,  464. 

2  S.  darüber  die  folgenden  Anmerkungen. 

3  Wenn  Honorius  III.  in  der  BuUe:  Super 
specula  V.  1219  in  c  5  X  de  magistr.  Y.  5 
(neuester  Abdruck  bei  Card.  Pitra,  analecta 
novissima  spicllegii  Solesmens.  altera  contin.  1, 
570,  s.  auch  Bd.  UI.  S.  224  n.  2)  die  Domka- 
pitel anwies,  fähige  Leute  ad  theologlcae  pro- 
fessionis  Studium  zu  senden,  damit  diese  später 
in  ihrer  Heimath  das  Lehramt  ausüben  könnten, 
und  dabei  vor  Allem  Paris  im  Auge  hatte, 
Denifle  S.  706,  so  war  damit  von  selbst  die 
dort  erworbene  Befähigung  als  eine  allgemein 
wirksame  anerkannt.  Dieselbe  Auffassung  zeigt 
sich  femer  darin,  dass  die  italienischen  Kom- 
munen zu  gleicher  Zeit  Rechtslehrer  aus  Bologna 
an  sich  zu  ziehen  suchten,  a.  a.  0.  S.  774. 
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und  der  Bologneser  Schulen  die  Anregnng  zur  Gründung  von  gleichen  Lehranstalteil 
gegeben  hatte,  konnte  es  vielfach  zweifelhaft  erscheinen,  ob  diese  neu  gestifteten 
Schulen  das  Ansehen  der  älteren  erlangen  und  namentlich  ihre  Promotionen  allge- 
meine Anerkennung  finden  wtlrden  ^ ;  während  es  gerade  für  die  Stellung  und  fdr  den 
Wettbewerb  derselben  mit  den  älteren  Schulen  von  Wichtigkeit  war,  dass  sie  gleich- 
falls von  vornherein  deijenigen  Privilegien,  welche  schon  früher  für  die  ersten  Oeneral- 
studien  bestanden,  theilh&ftig  wurden^. 

Nur  diejenigen  beiden  Mächte,  welche  der  damaligen  Zeit  als  die  universalen 
galten,  waren  in  der  Lage,  einer  neuen  Schule  auf  ein  Mal  durch  einen  besonderen 
Akt  dieselbe  Stellung,  wie  den  älteren,  zu  verschaffen  ^.  Aber  keineswegs  wurde 
schon  „seit  ungefähr  zwei  Dezennien  vor  der  Mitte  des  13.  Jahrhunderts  ein  Stift- 
brief  ^S  sei  es  des  Kaisers,  sei  es  des  Papstes  „als  Bedingung  einer  eigentlichen  und 
rechtmässigen  Hochschule  betrachtet'^  *.   Von  denjenigen  Hochschulen,  welche  sicli 


1  Diesen  Geslcbtopnnkt  hat  schon  V.  Savigny 
3,  416  hervorgehoben.  Denlfle  1,  771.  778. 
n.  66  legt  den  Schwerpunkt  auf  die  Ausbildung 
des  universalen  Lehramtes  in  der  Weise,  dass 
die  zunächst  für  die  älteren  Generalstudien 
herausgehlldete  licentia  ublque  docendi  (im 
Gegensatz  zu  der  längst  von  den  scholastici  mit 
nur  lokaler  Bedeutung  ertheilten  Lehrermächti- 
gong,  s.  Bd.  IL  8.  101  u.  o.  8.  500.  676)  den 
späteren  Hochschulen  hätte  ausdrücklich  ge- 
währt werden  müssen.  Wenn  er  mit  dieser 
Auffassung  in  einen  absoluten  Gegensatz  zu 
T.  Savigny,  welchem  er  übrigens  8.  771  gar 
nicht  gemachte  Behauptungen  unterstellt,  zu 
treten  glaubt,  so  ist  dies  ein  Irrthnm,  da  die 
licentia  ublque  docendi  doch  soviel  wie  die  von 
Savigny  hervorgehobene  allgemeine  Anerken- 
nung der  Promotionen  bedeutet.  Eine  Differenz 
liegt  allerdings  in  dem  zu  Anm.  2 gedachten  Punkt. 

s  Hierher  gehört  z.  B.  das  kaiserliche  Privileg 
der  Auth.  Habiia  zu  1.  6  G.  ne  fllius  pro  patre 
lY.  13  (Friedrichs  L  v.  1158),  welches  „omnibus 
qui  causa  studiorum  peregrinantur,  scholarlbus 
et  maxime  divinarum  atque  sacrarum  legum 
professoribus",  also  den  reisenden  Schülern,  vor 
allen  den  Rechtsschülem  den  kaiserlichen  Schutz 
ertheilt  und  hinsichtlich  ihres  Gerichtsstandes 
anordnet,  dass  sie  von  Jedermann  „coram  domino 
vel  magistro  suo  (d.  h.  ihrem  Lehrer)  vel  ipsius 
civitatis  episcopo,  quibus  hanc  iurisdiotionem 
dedimus''  und  zwar  nach  ihrer  Wahl  belangt 
werden  sollten.  So  viel  Streit  im  einzelnen 
auch  in  Betreff  des  Privilegs  herrscht,  v.  Sa- 
vigny 3,  168  ff.,  Denifle  1,  48,  so  ist  man 
doch  darüber  einig,  dass  dasselbe  gerade  zuerst 
für  Bologna  in  Anspruch  genommen  worden  ist 
und  sich  für  das  dortige  Generalstudium  von 
wesentlicher  Bedeutung  erwiesen  hat.  Kirch- 
licherseits  kommt  dagegen  das  vor  Allem  auf 
Paris  bezügliche,  durch  die  Bulle:  Super  specula 
(s.  0.  S.  641  n.  3)  gewährte  Privileg  der  Theo- 
logie-Studirenden  und  Theologie-Professoren 
auf  Befreiung  von  der  Residenzpflicht  und  auf 
Fortgenuss  ihrer  Einkünfte  während  der  Dauer 
von  fünf  Jahren,  in  Betracht. 

^  Der  einzelne  Konig  oder  Landesfürst  konnte 
dies  allerdings  auch,  aber  nur  für  den  Umfang 
seines  Reiches  thun.  Abgesehen  von  Friedrich  IL, 


0.  S.  641  n.  1  haben  namentlich  die  spani- 
schen Könige  ein  solches  Recht  in  Ansprurk  ge- 
nommen, siete  partidas  von  Alfons  d.  Weisen 
ri256— 1263)  P.  IL  t.  31  1.  o. :  ^este  estudio 
(general)  deve  ser  estableddo  por  mandado  del 
papa  0  del  emperador  o  del  rey^  und  im  13, 
Jahrh.  eine  Reihe  von  Hochschulen,  so  z.  B. 
Salamanca .  Palencia  und  Sevilla  errichtet, 
Denifle  1,  786.  809.  DasRecht  dazu  ist  ihnen 
von  den  Päpsten  nicht  bestritten  worden,  und 
die  Nachsuchung  päpstlicher  Privilegien,  so  12j6 
bei  Alexander  IV.  für  Salamanca,  a.  a.  0.  S. 
481. 485,  und  1300  bei  Boni&z  YIII.  für  LericU, 
S.  500,  ist  nur  erfolgt,  um  diesen  Studien  auch 
Anerkennung  über  Spanien  hinaus  zu  verschaffen 
und  zu  sichern,  S.  786.  788. 

«  So  wörtlich  Denifle  1,  778.  Ganz  abge- 
sehen davon,  dass  diese  Behauptung  mit  der  theo- 
retischen Rechtsauffassung  jener  Zeit  nicht  im 
Einklang  steht,  widerspricht  dies  auch  den 
eigenen  Annahmen  Denifle^s,  da  er  hinsicht- 
lich der  Gründung  des  Generalstudiums  in  Siena 
durch  die  einseitig  von  der  Kommune  1.  J.  i!27ä 
ohne  Angehilng  der  kaiserlichen  oder  päpstllohen 
Autorität  gefassten  Beschlüsse  bemerkt  (S.  433), 
dass  „das  Faktum  in  eine  Periode  fällt,  in  wel- 
cher der  Usus,  sich  beim  Papste  oder  beim  Kaiser 
um  ein  Universitätsprivileg  zu  bewerben,  noek 
nicht  ausgebildet  war",  womit  allerdings  wieder 
die  Bemerkung  a.  a.  0.  nicht  in  Einklang  steht: 
„Ein  Generalstudium  im  vollen  Sinne  konnte 
sie  allein  niemals  errichten.  Wie  sollte  sie  es 
anfangen,  dass  dasselbe  überall  als  solches  an- 
erkannt würde?  Woher  nahm  sie  das  Recht 
Promotionen  an.  der  Lehranstalt  einzuführen! 
Für  den  Fall,  dass  sie  dort  nicht  seit  langem 
bereits  im  Brauche  waren,  lag  es  in  der  zweiten 
Hälfte  des  13.  Jahrh.  in  Italien  ausserhalb  der 
Möglichkeit,  ohne  päpstliche  oder  kaiserliche 
Autorität  in  den  Besitz  Jenes  Rechtes  zu  gelan- 
gen." Dass  der  Versuch  in  Siena  (S.  791)  aber 
lediglich  deshalb  missglückt  ist,  weil  die  Kom- 
mune die  Gründung  aus  eigener  Machtvoll- 
kommenheit unternommen  hat,  wird  durch  die 
Mittheilungen  Denifle's  S.  433  ff.  widerlegt, 
welche  nur  beweisen,  dass  das  Stadium  doit 
nicht  zur  Blüthe  gelangt  ist  S.  übrigens  aoeh 
die  folgenden  Aum. 
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Ar  das  13.  Jahrhandert  nachweisen  lassen,  haben  die  grössere  Anzahl,  ohne  durch 
Stifhingsbriefe  der  einen  oder  anderen  Art  in  das  Leben  gerufen  zu  sein,  die  Stellung 
als  Generalstudien  lediglich  durch  Gewohnheit  ^  erlangt  2,  und  zwar  einzelne  derselben 
auch  später  als  während  der  letzten  Jahrzehnte  der  ersten  Hälfte  des  erwähnten 
Jahrhunderts  K  Dagegen  ist  die  Zahl  der  päpstlich  gegründeten  Universitäten  ver- 
hältnissmässig  gering  4,  namentlich,  wenn  man  berücksichtigt,  dass  noch  bei  einzelnen 
von  ihnen  für  das  päpstliche  Eingreifen  gerade  besondere  Verhältnisse  in  Frage  ge- 
kommen smd  ^.  Kaiserliche  Stiftungen  von  Generalstudien  weist  vollends  das  fragliche 
Jahrhandert  gar  nicht  auf,  während  die  landesherrlichen  Gründungen  die  päpst- 
lichen sogar  an  Zahl  etwas  übersteigen®. 


1  Ex  oonsuetadine,  S.  641  n.  1. 

2  Oxford  seit  Ende  des  12.,  Jedenfalls  seit 
Anfang  des  13.  Jalnh.  (wie  denn  namentlich 
der  Kardinallegat  Otho  die  Existenz  des  stn- 
dlam  generale  i.  J.  1238  voraussetzt),  Denlfle 
1,  217.  280;  —  Padoa  (entstanden  durch  Ans- 
wandernng  ans  Bologna  seit  1222,  namentlleh 
seit  1228),  S.  277.278;  —  Vercelli  ebenfaUs 
seit  1228,  8.  290;  •—  Modena  und  Yioenza 
während  der  ersten  Hälfte  des  13.  Jahrb.,  S. 
296.  298;  —  Orleans  mit  blühendem  CMl- 
rechtsstuiUum  seit  derselben  Zeit,  S.  260.  s. 
auch  den  Brief  Gregorys  IX.  y.  1236,  8.  288  n. 
137,  welcher  auf  die  Anfrage  des  Bischofs  wegen 
des  Verbots  des  Civilrecbtsstndiums  in  Paris 
(S.  269)  das  Betreiben  desselben  (nur  nicht  den 
Archidiakonen ,  Arcbipresbytem  und  andern 
Geistlichen  mit  Seelsorge-Aemtero)  gestattet;  — 
Montpellier,  mindestens  für  Medizin,  während 
der  1.  Hälfte  des  13.  Jahrb.,  S.  347.  342. 

5  Angers  um  etwas  früher  als  um  Mitte  des 
13.  Jahrb.,  S.  276.  276;  •—  Reggio  (EmUla) 
während  des  Verlaufes  der  2.  Hälfte  des  13. 
Jahrb.,  S.  295. 

*  Es  geboren  hierher  nur  Toulouse  1229  bez. 
1233;  das  Generalstudium  bei  der  römischen 
Kurie  1244  u.  1216 ;  Piacenza  1248(Innocenz  IV. 
bulLTaur.  3,  636);  Pamiers  1296  (Bonifaz  VIII., 
8.  den  Stiftungsbrief  bei  Denifle  1,  639  n. 
1701).  Die  beiden  zuletzt  gedachten  General- 
Studien  sind  überdies  gar  nicht  in  das  Leben  ge- 
treten, S.  667.  63a 

6  Ganz  abgesehen  Ton  der  sonstigen  Stellung 
des  Papstes  zu  den  Universitäten  (s.  nachber) 
konnte  sein  Recht,  für  die  Bedürfnisse  der 
Kirche  und  der  Kurie  an  der  letzteren,  wie  es 
Innocenz  IV.  tbat  (s.  den  Stiftungsbrief  bei 
Denifle  1,  302  n.  323  u.  n.  326,  verkürzt  in 
e.  2  in  VI.de  privileg.  V.  7),  ein  Generalstudium 
zu  gründen,  gar  nicht  in  Frage  gezogen  werden. 

Bei  der  ältesten  päpstlichen  Stiftung  (der  von 
Toulouse)  kam  dagegen  das  Recht  des  Papstes, 
die  Ketzerelen  zu  unterdrücken  und  die  dazu 
geeigneten  Massnahmen  zu  ergreifen,  in  Be- 
tracht. In  Ausführung  eines  Gedankens  Hono- 
rias'  111.  hatte  in  dem  unter  wesentlicher  Mit- 
wirkung des  päpstlichen  Legaten,  des  Kardinals 
Raimund,  zwischen  Ludwig  IK.  d.  H.  und  dem 
Grafen  Raimund  VII.  von  Toulouse  1229  abge- 
schlossenen Frieden  der  letztere  die  Gewährung 
Tou  4000  Mark  Silber  für  12  Professoren  in  Tou- 
loose  auf  10  Jahre  übernehmen  müssen,  damit 


dort  ein  neues  Generalstndium  als  Bollwerk 
gegen  die  Ketzerei  in  das  Leben  gerufen  werden 
könnte.  Dasselbe  ist  unter  Leitung  des  Kardi- 
nallegaten noch  in  demselben  Jahre  eröflhet 
worden,  Denifle  i,  325  ff.,  und  zur  Beseiti- 
gung von  entstandenen  Schwierigkelten  hat 
Gregor  IX.  1233  eine  die  Massnahmen  des  Le- 
gaten bestätigende  Bulle,  bull.  Taur.  3,  480, 
an  die  magistri  et  scholares  erlassen  („duxit  — 
sc.  legatus  —  provlde  statuendum,  ut  in  Tolo- 
sana  civitate  ouiuslibet  lioitae  faoultatis  studia 
plantarentnr,  quorum  magistris  ut  liberius  pos- 
sent  vacare  studiis  et  dootxinis  a  Jam  dicto  oomite 
fuit  promissum  certum  salarium  et  statutum. 
Nos  igitur  quod  super  praemissis  factum  est, 
gratum  et  ratum  habentes,  ut  eadem  libertate 
qua  gaudent  Paris ienses  scholares,  vos  et  omnes 
qui  vobis  suecessedut  In  hao  parte,  perpetuo 
gaudeatis,  devotioni  vestrae  duximus  conceden- 
dum").  An  Privilegien  gewährt  die  Bulle  weiter 
das  Recht  der  Taxation  der  Wobnungsmletbe 
durch  zwei  von  den  Scholaren  gewählte  Kleriker 
und  Laien,  das  Recht  auf  Fruchtgenuss  von 
Benefiden  für  die  Scholaren  und  Magister  der 
Theologie  (Bd.  HL  S.  224  n.  2),  das  Recht  des 
geistlichen  Gerichtsstandes:  „quod  null!  ma- 
gistri, scholares  vel  derlei  ac  servientes  eorum, 
si  quod  abslt,  contigerit,  eos  in  quocumque 
maleflcio  deprehendi,  ab  aliquo  laioo  iudicentur 
vel  etiam  punlantur,  nlsi  forsitan  iudioio  ecole- 
siae  oondemnari  saeoulail  ourlae  relinquantur, 
et  ut  laicl  teneantur  in  causa  qualibet  studen- 
tibus  coramecclesiasticoiudioerespondere  secun- 
dum  consuetudinem  ecolesiae  GalUcanae",  sodann 
„nt  comes  iam  dictus,  cives  Tolosanl,  balivi  eius- 
dem,  comites  et  barones  terrae  personis  et  rebus 
schoiarium  ac  etiam  nunciis  eorundem  eecurita- 
tem  et  immunitatem  sub  iureiurando  promittere 
compellantur  et  a  suis  subditis  fieri  faciant  illud 
idem.  Et  si  qui  eos  vel  eorum  nuncios  in  terris, 
ipsorum  pecuuia  vel  rebus  aliis  spollaverint  Ipsi 
vel  emendari  faciant  vel  emendenf,  endlich 
„ut  quioumque  magister  ibl  examinatus  et  ap- 
probatus  f uerit  in  quacumque  faoultate,  ubique 
sine  alia  examinatione  regredi  liberam  habeat 
potestatem.^ 

^  Ausser  Neapel,  o.  S.  641  n.  1,  gehören  hier- 
her Palenda,  gestiftet  1212—1224  von  Alfonso 
VIIL  V.  CastUien,  Denifle  1,  474;  SaUmanca 
1230  bez.  1243  von  Alfonso  IX.,  bez.  Ferdinand 
UL  V.  Leon,  S.  479.  480;  Valencia  1245  von 
Jacob  I.  V.  Aragonien  (nicht  in  das  Leben  ge- 
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Demnach  erweist  sieh  die  6.  642  gedachte  Ansicht,  soweit  sie  schon  seit  der 
Zeit  vor  Mitte  des  13.  Jahrhunderts  die  kaiserliche  oder  päpstliche  Stiftung  als  reeht- 
lich  nothwendiges  Erfordemiss  eines  Generalstndioms  betraolitet,  als  haltlos. 

Dagegen  hat  die  Rechtsanschauung  des  fraglichen  Jahrhunderts  zweifellos  so- 
wohl dem  Kaiser,  wie  auch  dem  Papst  das  Recht  zur  Grflndung  von  Generalstudien 
zugeschrieben,  also  eine  kaiserliche  oder  päpstliche  Stiftung  jedenfalls  als  rechtlieh 
ausreichend  angesehen. 

Das  Recht  des  Kaisers  zur  Begrflndung  von  hohen  Schulen  und  der  Ordnung 
der  Verhältnisse  derselbeu,  liess  sich  aus  dem  römischen  Recht  herleiten  \  und  in  Bo> 
logna  führte  man  die  Stiftung  des  dort  blühenden  Studiums  in  dieser  Zeit  in  der  That 
auf  ein  angebliches  kaiserliches  Privileg  zurück  ^. 

Was  dagegen  die  Stellung  des  Papstes  zu  den  hohen  Schulen  betrifft,  so  kommt 
vor  Allem  in  Betracht,  dass  bis  zu  der  Zeit,  in  welcher  die  ersten  Universitäten  ent- 
standen, die  Schulen  und  der  Unterricht  sich  in  den  Händen  der  Kirche  befanden, 
und  es  daher  schon  dadurch  bedingt  war,  dass  sich  die  neu  entstehenden  Schulen 
nicht  in  völliger  Unabhängigkeit  von  derselben  entwickelten. 

Dazu  kam  weiter,  dass  die  Bedeutung  der  einen  der  beiden  Universitäten,  welche 
das  Vorbild  der  anderen  geworden  sind,  der  von  Paris  auf  dem  Studium  der  Theo- 
logie beruhte,  und  dass  sie  ihren  Ausgang  von  jenen  Lehrern,  welche  an  der  Dom- 
schule von  Notre  Dame  gebildet  waren  und  theilweise  wohl  auch  gelehrt  hatten, 
genommen  hat  3.  In  Folge  dessen  hatte  der  Kanzler,  mit  dessen  Stellung  zugleich 
mehrfach  die  Funktionen  des  Scholastikus  verbunden  waren  ^,  den  Lehrern  die  Lehr- 
befilhigung  zu  ertheilen  und  die  Aufsicht  über  dieselben  zu  üben  \  So  blieb  die  aus 
der  Domschule  herauswachsende  Universität  unter  der  Leitung  des  Kanzlers  und  be- 
hielt thatsächlich  den  Charakter  einer  geistlichen  Anstalt  <^,  ja  siegalt  sogar  vorzugsweise 
als  das  Studium  Romanae  sedis ''.  Die  Berechtigung  des  Papstes,  die  Angelegenheiten 
der  letzteren  und  der  zu  ihr  gehörigen  Lehrer  und  Schüler  zu  ordnen,  konnte  daher 
keinem  Zweifel  unterliegen,  und  sie  ist  auch  von  den  Päpsten  seit  B^inn  der  Universität 


treten),  S.  643;  SevUla  l!fö4  von  Alfonso  el 
Sabio,  6.  498;  Alcall  von  SanchoIV.  y.  GastiUen 
1293  (nicht  zni  AngfOhning  gelangt),  S.  646. 
Lissabon  Ist  allerdings  schon  1288  von  König 
Diniz  von  Portugal  gegründet,  aber  im  Einver- 
nehmen und  unter  Bestätigung  des  Papstes 
Nikolaus  IV.  ri.  J.  1290,  bull.  Taur.  4,  104), 
Denlflel,  522. 

1  S.  die  coost  Justiniani  ad  antecessores  v. 
633 :  Omnem  $$.  7  ff.,  wo  andere  Rechtsschulen 
als  die  zu  Konstantinopel,  Rom  und  Berytus  ver- 
boten werden,  v.  Savigny  a.  a.  O.  1,  460.  461. 
Knüpfen  doch  gerade  die  Olossataren  die  S.  641 
n.  1  gedachten  Erörterungen  an  diese  Stelle  an. 

3  S.  0.  S.  641  n.  1. 

Dass  dies  dem  Kaiser  von  der  Theorie  zuge- 
schriebene Recht  damals  nicht  ausgeübt  worden 
worden  ist,  erklärt  sich  aus  der  politischen  Lage 
des  Kaiserthulns,  insbesondere  aus  den  Yerhält- 
uissen  während  des  Interregnums  zur  Genüge. 

8  Denifle  1,  674ff.  Die  Frage,  ob  sich  die 
Pariser  Universität  aus  der  Vereinigung  der  Ar- 
tistenschule  bei  dem  Kloster  St  Genevidve  und 
der  theologischen  von  Notre  Dame  gebildet  hat. 


welche  Denifle  verneint  (a.  M.  Kaufmann, 
Ztschr.  d.  Savignystiftung  7,  128),  kann  hier 
auf  sich  beruhen  bleiben,  da  ihre  Bejahung  !■ 
den  hier  fraglichen  Beziehungen  nichts  ändert 

«  Bd.  II.  S.  101.  102.  Für  die  Vereinigani 
der  beiden  Funktionen  gerade  in  Frankreich  & 
auch  noch  die  beiden  Briefe  Alexanders  IIL 
1159  —  1181  bei  Loewenfeld,  epistolae 
pontif.  romanor.  p.202,  in  denen  dieselbe  Person 
als  cancellarius  und  archiscolus  (gleichbedeutend 
mit  scholasticus)  Bituricensis  bezeichnet  wird. 

5  Denifle  1,675. 

«  Daher  erklären  i.J.  1283  u.  1284  die  Artisten, 
Jourdaln,  index  chartarum  univers.  Paris. 
Paris  1862.  p.  49 :  ^^Parisiensis  univenitas  non 
credit  nee  confltetur  secundum  suum  lectoreo 
habere  capud  aliud  a  vestra  sanctitate  ....  Item 
univenitas  slcut  Ipsa  tota  confltetur,  nullo  me- 
dio  pertinet  ad  romanam  ecclesiam^  Vgl.  De- 
niflel,  121. 122.676  und  Kaufmann  &  127. 

"^  Vgl.  ausser  der  vorigen  Anm.  das  Schreiben 
Philipps  IV.  des  Schönen  von  1312 :  „ne  detn- 
hatur  privilegiis  Romane  sedis  studio  concessis 
Parisiis«,  Denifle  1,  261.  705. 
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and  namentlich  während  des  13.  Jahrhunderts  in  umfassendstem  Maasse^  ausgeübt 
worden*. 

Das  Studium  in  Bologna  hat  sich  nicht,  wie  das  in  Paris,  im  Zusammenhang  mit 
einer  kirchlichen  Schule  entwickelt  3,  aber  die  Päpste  greifen  auch  hier  in  die  Ver- 
hältnisse der  Universität  schon  im  13.  Jahrh.  ein,  —  zunächst  seit  1217  in  einen 
Streit  zwischen  der  Stadt  und  den  Scholaren,  über  das  Recht  der  letzteren,  sich  zu 
Genossenschaften  zu  verbinden  und  sich  eidlich  zur  Vertheidigung  ihrer  Freiheiten 
zu  verpflichten^.    Könnte  das  Eintreten  des  Papstes  ftlr  die'Scholaren  in  dieser  An- 


1  Denifle  1,  113  zählt  bis  1260  mehr  als 
140  pipBÜlche  Bullen,  welche  Bich  auf  die  ünl- 
Yenit&t  beEiehen. 

3  So  hat  der  päpstliche  Legat  Robert  de  Gour- 
9«ii  für  die  Artisten  und  Theologen  1215  Sta- 
tuten aufgestellt,  Denifle  1,  70.     Vgl.  weiter 
die   Bulle  Gregors  IX :   Parens   scientiarum   v. 
1231,   bull.  Taur.  3,  455,   welche  später  auf 
andere  Universitäten  (z.  B.  Toulouse  1245,  De- 
nifle i,  334)  übertragen  worden  ist:    „  .  . .  . 
quod  quillbet  cancellarius  Paris,  vocatis  ad  hoc 
et  praesentlbus  pro  universltate  scholarium  duo- 
bns  magistris  in  sua  institutione  iurabit,  quod 
ad  regimen  theologiae  ac  decretorum  bona  flde 
secundum  conscientiam  suam  loco  et  tempore 
seeandum  statutum  oiTltatis  et  honorem  ac  ho- 
nestatam   facultatum  ipsarum,    nonnlsl   dlgnis 
lieentlam  largietur  nee  admlttet  Indlgnos,  per- 
sonarum  ac  nationum  aoceptione  submota.   Ante 
▼ero  quam  quem  quam  licentlet,  inttA  III  menses 
a  tempore  petltae  llcentlae  tam  ab  omnlbus  ma- 
gistris theologiae  in  clvltate  praesentlbus  quam 
aliis  virls  honestis  et  Utteratis  per  quos  verltas 
Bclrl  poBsit,  de  Yita^  scientiLa  et  facundia  nee  non 
proposlto  et  spe  proflciendl  ac  aliis  quae  sunt  in 
talibus  inquirenda,    diligenter  inquirat  et  In- 
quisitione  sie  facta,  quid  deceat  et  quid  expediat 
bona  flde  det  Tel  neget  secundum  consdentiam 
suam    petenti    lieentlam   postulatam ....     De 
pbislcis  autem  et  artlstis  ac  aliis   cancellarius 
bona  flde  promittet  examinare  magistros  et  non- 
niBl  dignos  admittens  repeilet  indlgnos.''  Sodann 
wird  der  Universität  und  den  Magistern  der  ein- 
zelnen Fakultäten  das  Recht  ertheilt :  „oonstltu- 
tionea  seu  ordinationes  providas  faciendi  de  modo 
et  bora  legendi  et  disputandi,  de  habitu  ordinato, 
de  mortuorum  exequlis  necnon  de  bachellariis, 
qui  et  qua  hora  et  quid  legere  debeant  ac  hospl- 
tionim  taxatlone  seu  etlam  interdicto  et  rebelles 
ipsia    oonstitutionibus    vel  ozdlnationibus    per 
Bubtractionem  socletatis  oongrue  castigandi  vobis 
eoncedlmus   facultatem^,   fem  er  die  Befugniss, 
bei  Entziehung  des  Rechtes  zur  Taxation  der 
Wohnungsmlethen  oder  bei  Verletzungen  der 
Magister  und  Scholaren  im  Falle  verweigerter 
Oenugthuung    die    Yoilesungen    einzustellen. 
Nicht  minder  erhalten  sie,  nachdem  schon  König 
Philipp  August  1.  J.  1200,  M^moires  de  la  so- 
cl^ttf  de  rhistolre  de  Paris  10,  247,  Ihnen  den 
geistliehen  Gerichtsstand  bewilligt  hatte,  De- 
nifle 1,  89;   V.  Savigny  3,  341.   354,  das 
weitere  damit  in  Verbindung  stehende  Privileg: 
„ut  Parisiensis  episcopus  sie  delinquentium  ca- 
Btlget  excessus,   quod  Bcholarlum  servetur  ho- 
ne0ta8  et   maleflda  non   remaneant   impunita, 


sed  ocoasione  delinquentium  non  capiantur  ulla- 
tenus  Innocentes,  Imo  si  contra  quemquam  su- 
spicio  fuerit  orta  probabills ,  honeste  detentns, 
idonea  cautlone  praestlta,  cessantlbus  carcera- 
rlorum  exactlonlbns  dlmlttatur,  quod  si  forte 
tale  crimen  commiserit,  quod  incarceratione  slt 
opus,  episcopus  in  carcere  culpabilem  detlnebit, 
cancellarlo  habere  proprium  carcerem  penitus 
Interdicto.  Prohibemus  insuper,  ne  scholarls 
pro  contracto  debito  de  caetero  caplatur,  cum  hoc 
Sit  canonicis  et  legitimis  sanctionibus  inter- 
dictum,  sed  nee  episcopus  vel  offlciales  eins  seu 
cancellarius  poenam  pecunlarum  pro  excommu- 
nlcationls  amenda  vel  alla  quallbet  censura  re- 
quiret."  Femer  wird  dem  Kanzler  verboten, 
für  die  Lieenzertheilung  irgend  welche  Eide, 
Gelöbnisse  oder  Honorare  zu  fordern,  welter 
werden  Anordnungen  über  die  Ferien  gegeben, 
den  Scholaren  das  Waffentragen  in  der  Stadt 
verboten,  endlich  Bestimmungen  über  die  Lecti- 
oneu  der  magistri  artium  und  der  maglstrl  theo- 
logiae und  über  den  Nachlass  der  ab  Intestato 
verstorbenen  Scholaren  getroffen. 

3  V.  Savigny  3,    168ff.,   Denifle  1,  47. 
132.  730.  736. 

«  Im  Jahre  1217  hatte  ein  städüschea  SUtnt 
Jeden ,  welcher  sich  an  einer  Vereinigung  oder  einer 
Verschwörang  auf  Verlegung  des  Studiums  be- 
theiligte oder  sich  einen  Scholaren  der  Art  ver- 
bindlich machte,  dass  er  den  letzteren  zum  Ver- 
lassen   des  Studiums  in   Bologna  verpflichten 
könne,  mit  Verbannung  und  Güterkonflskation 
bedroht,  und  in  Folge  dessen  wurde  seitens  der 
Kommune  Bologna  und  ihres  Podestä  von   der 
durch  die  Scholaren  Roms,   Tusdens  und  der 
Campagna  gegründeten  Genossenschaft ,  deren 
Mitglieder  sich  eidlich  verpflichtet  hatten,  die- 
selbe weder  jemals  aufzulösen,  noch  eine  Be- 
einträchtigung ihrer  Freiheit  zuzulassen,    ge- 
fordert, dass  sie  die  Bestimmungen  des  städti- 
schen Statutes   in  ihre  eigenen  Statuten  auf- 
nehmen sollten,  Denifle  1,  161.     Die  Scho- 
laren wandten  sich  an  Honorius  III.»  und  dieser 
ertheilte  Ihnen   den  Bath,    Potthast  reg.  n. 
5556,  Denifle  1,  140,  lieber  die  Stadt  zu  ver- 
lassen :  „vos  enim  socletatem  dissolvere  aut  statu- 
tum illud  contra  llbertatem  scolarlum  vestrls 
statutis  inserere  non  potestis,  qul  utramque  ser- 
vare  et  quam  potestis  diligendus  procurare  flde 
interposita  promisistis''.    Die  Verwendung  des 
Papstes  in   dieser  Angelegenheit,   bei  welcher 
auch  die  übrigen  Scholarenverbindungen    be- 
theiligt waren,    blieb   zunächst  erfolglos,    wie 
drei  weitere  Schreiben  desselben  an  die  Stadt, 
den  Podestä  und  an  den  Bischof  von  Parma 
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gelegenheit  theils  auf  die  Bitte  der  letzteren  nm  seine  Verwendnng,  theils  anf  den 
üm&tand,  dass  dabei  die  Beobachtung  der  von  den  Scholaren  geleisteten  Eide  in  Frage 
kam  S  zurflckgeffihrt  werden,  so  ist  doch  eine  ahnliche  Erki&rung  dafür,  dass  Hono- 
rius  III.  i.  J.  1219  dem  Archidiakon  Gratia  am  Domstift  zu  Bologna  das  Recht  zur 
Ertheilung  der  LehrbefUiigung  gewährt  und  diejenigen,  welche  sieh  dieser  Anord- 
nung nicht  fflgen  wollten,  mit  kirchlichen  Zensuren  (mit  der  Exkommunikation)  be- 
droht hat'^,  nicht  möglich.  Diese  Anordnung  des  Papstes  fiber  die  PromotioDeii, 
welche  bisher  allein  auf  Orund  einer  vorhergehenden  PrflAing  von  den  Magistern' 
vorgenommen  worden  waren  ^,  lässt  sich  nur  aus  der  Anschauung  erkl&ren,  dass  der 
Papst  die  BeAigniss  besitze,  die  Aufsicht  über  die  neuentstandenen  Studien,  wie  fiber 
die  älteren  Schulen  zu  führen  und  in  die  Verhältnisse  derselben  auch  seinerseits  regelnd 
einzugreifen^.  Dass  man  diese  auch  in  Bologna  seitens  der  lehrenden  Magister  und 
Scholaren  tbeilte,  ergiebt  9ich  aus  der  unbeanstandeten  Hinnahme  und  Anerkennung 
der  päpstlichen  Verfügung  durch  die  letzteren  ^. 

In  der  That  gab  es  in  der  damaligen  Zeit,  welcher  die  Aufsicht  der  Kirche  über 
die  Schule  als  etwas  Selbstverständliches  erscheinen  musste,  keine  andern  Gewalten, 
als  die  kirchlichen,  welche  zu  einer  solchen  Funktion  in  Betreff  der  gelehrten  Schalen 
geeignet  erscheinen  konnten  7.    Für  den  Papst  kam  femer  das  Vorbild  von  Paris  in 


T.  1220  zeigen,  Potthast  n.  6220,  bull.  Taur. 
3,  367;  P.  n.  6251;  Denifle  1,  162,  zeigen, 
und  erat,  als  er  auf  erneuertes  Ansuchen  der 
Scholaren,  ron  denen  ein  Theil  der  letztem 
wegen  der  aus  dem  erwähnten  Anlaes  entstan- 
denen Streitigkeiten  nach  Padna  ausgewandert 
war,  nochmals  von  der  Kommune  die  Rücknahme 
des  Statutes  j.  J.  1224  gefordert  nnd  mit  kirch- 
lichen Gensuren  gedroht  hatte,  Potthast  n. 
7306,  Denifle  1,  175.  n.  446,  milderte  die 
Stadt  die  früheren,  die  Scholaren  beschwerenden 
Bestimmungen,  Denifle  S.  176.  193. 

1  S.  das  cit.  Schreiben  Honorius*  UT.  v.  1220, 
bull.  Taur.  3,  368:  „  .  .  •  .  quia  statuta  huius- 
modi  procul  duhio  sunt  iniqua  et  manifeste  ob- 
yiant  scholasticae  libertati  et  iuramentum  super 
obserratione  ipsorum  praestitum,  non  est,  ut- 
pote  iliicitum,  obseivandum,  cum  neo  iudicium 
habeat  nee  iustitiam.^ 

2  Potthast  n.  6094;  Savioli  annali  Bolo- 
gnesi.  Bassano  1784.  II.  2,  408;  auch  bei  v. 
Sayigny  3,  224  n.  6:  „Cum  sepe  contlngat,  ut 
in  ciritate  Bononiensi  minus  doctl  ad  docendi 
regimen  assumantur,  propter  quod  et  doctorum 
honor  minuatur  et  profectus  impediatur  scho- 
larlum  volentium  erudlri,  nos  eorumdem  utilitati 
et  honori  prosplcere  cupientes,  auctoritate  prae- 
sentium  duxlmus  statuendum,  ut  nullus  ulterius 
in  civitate  predicta  ad  docendi  regimen  assnma- 
tur,  nisl  a  te  obtenta  llcentla  examinatione  dili- 
genti ,  tu  denique  oontradlctores,  si  qui  fuerint,  yel 
rebelies  per  censuram  ecolesiasticam  eompellas.^ 

^  Man  stützte  sich  dafür  auf  1.  7.  0.  de  Pro- 
fessor. X.  63  (62)  ▼.  362,  vozu  Odofredns  be- 
merkt: „cum  consensu-  et  Yoluntate  doctorum 
illius  scientie,  in  qua  vult  esse  magister.'* 

*  T.  Savlgny  3,  212.  228;  Denifle  1,  774. 

fi  Die  Ansicht  Eichhorns,  K.  R.  2,  636  n. 
•19,  dass  schon  Imerlus  vor  der  Gründung  der 
Rechtsschule  ein  Lehramt  hatte,  welches  nach 


der  Kirchen  Verfassung  kein  anderes,  als  ein 
kirchliches  hätte  sein  können,  da  er  die  artes 
lehrte,  und  dass  er  daher  auch  eine  kiichlidie 
Autorisation  nothwendig  hatte,  sowie  dass  sie 
seine  ersten  Nachfolger  ebenfalls  haben  mussteo, 
IstTon  V.  Sayigny  3,  226  n.  d,  hinretehend 
widerlegt.  Letzterer  —  ihm  folgt  Scbulte: 
Arch.  f.  k.  K.  R.  19,  9  — -  meint,  dass  der  Papst 
nur  aus  Vorsorge  gegen  Wiederholung  Torge- 
fallener  Mlssbräuohe  eingegriffen  und  gerade 
dem  Archidiakon  die  betreffenden  Befugnisse 
wegen  seiner  Aufsicht  über  die  Domsehnle  und 
wegen  des  persönlichen  Ansehens  des  Oratia, 
welcher  selbst  bereits  seit  längerer  Zelt  in  Bo- 
logna mit  Ehren  das  kanonische  Recht  gelehrt 
hatte,  übertragen  habe.  Damit  ist  aber  immer 
nicht  erklärt,  worauf  der  Papst  sein  Recht,  Hifs- 
brauchen  vorzubeugen,  gründete.  Das  Richtige 
in  letzterer  Beziehung  bei  Denifle  i,  740. 
Wenn  derselbe  sich  S.  739  gerade  für  die  Be- 
trauung des  Archidiakons  mit  den  ervnlhnten 
Berechtigungen  auf  das  Prüf ungsreeht  des  Archi- 
diakons in  Betreff  der  auf  Beneflzien  zu  beför- 
dernden Kandidaten  beruft,  Bd.  II.  8. 197,  » 
übersieht  er  indessen,  dass  der  Arrhldiakon 
nicht  das  Prüfungsrecht,  sondern  die  Befugniss 
zur  Ertheilung  der  licentia  docendi  übertragen 
erhielt.  Wahrscheinlicher  ist  es,  dass  die  sonsti- 
gen Funktionen  des  0ratia  im  Domkapitel 
—  waren  doch  bekanntermassen  mit  den  Aichi- 
diakonaten  auch  Stiftstellen  vereinigt  — ,  viel- 
leicht die  Stellung  als  Gancellarius  die  Veran- 
lassung gegeben  hat. 

«  V.  Savlgny  3,  226  u.  Denifle  1,  740. 

7  Dafür  spricht  auch,  dass  bei  den  Rechts- 
schulen von  Angers  und  Orleans,  für  welche 
keine  Stiftungsbriefe  nachweisbar  sind,  noch 
im  14.  Jahrhundert  der  Scholasticus  des  Dom- 
stiftes die  leitende  Stellung  hatte,  Denifle 
1,  254.  268.  270.  272.  726. 
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Frage  \  nnd  hatte  aach  Bologna  wesentlich  als  Schule  des  römischen  Rechts  Bedeu- 
tung, so  war  dem  römischen  Eaiserrecht  gerade  eine  geistliche  Aufsicht  über  solche 
Anstalten  ebenfalls  nicht  fremd  ^.  Ueberdies  fällt  in  das  Gewicht,  dass  die  neuent- 
stehenden Lehranstalten,  swischen  denen  bei  ihrer  Entstehung  ein  Gegensatz  zu  der 
Kirche  umsoweniger  bestand,  als  gerade  die  Päpste  die  neue  wissenschaftliche  Ent- 
wicklung mit  Interesse  betrachteten  und  forderten,  vor  Allem  in  Anlehnung  an  die- 
selben gegen  die  ihrer  freien  Entwicklung  oft  entgegentretenden  italienischen  Kom- 
munen einen  Halt  finden  konnten  ^,  und  ferner  die  Päpste  in  der  Lage  waren,  ihnen 
Privilegien,  welche  f&r  ihr  Auf blflhen  von  grosser  Bedeutung  waren,  zu  ertheilen  ^. 

Aus  allen  diesen  Verhältnissen  erklärt  es  sich,  dass  man  dem  Papst  umsoweniger 
das  Recht  zur  Stiftung  von  Universitäten  bestreiten  konnte,  als  derselbe  nach  den 
Anschauungen  des  13.  Jahrhunderts  als  Inhaber  der  höchsten,  selbst  dem  Kaiser 
flbergeordneten  Gewalt  betrachtet  wurde,  und  man  daher  nicht  in  der  Lage  war,  dem- 
selben eine  Befugniss,  welche  dem  Kaiser  auf  Grund  des  römischen  Rechtes  beigelegt 
wurde,  abzusprechen^. 

Nachdem  im  13.  Jahrhundert  eine  Reihe  von  Generalstndien  entstanden  waren, 
und  die  Verfassung  und  die  Einrichtungen  derselben  ihre  nähere  Ausbildung  gefunden 
hatten,  war  damit  die  Möglichkeit,  dass  sich,  wie  früher  aus  einzelnen  vorhandenen 
Schulen,  lediglich  durch  die  Gewohnheit  neue  Geiieralstudien  entwickeln  konnten, 
praktisch  so  gut  wie  beseitigt  ^,  weil  man  nunmehr  im  Stande  war,  nach  Massgabe 
fester  Kriterien,  welche  die  Einrichtungen  der  älteren,  anerkannten  Generalstudien 
an  die  Hand  gaben,  zu  prüfen,  ob  solche  Schulen  diesen  entsprachen,  also  auf  die 
Rechte  der  letzteren  Anspruch  erheben  konnten.  In  Folge  dessen  musste  sich  nun- 
mehr die  Rechtsanschaunng  feststellen,  dass  lediglich  der  Kaiser^  und  der  Papst  die 
Rechte  eines  Generalstudinms  zu  verleihen  befugt  waren  ^.  So  führen  denn  die  im 
14.  Jahrhundert  entstandenen  Universitäten  entweder  auf  päpstliche  ®  oder  kaiser- 


1  Dessen  Studium  als  eine  gelsüiche  Aristftlt 
betrachtet  wurde,  s.  o.  S.  644. 

2  Die  S.  644  n.  1.  eititte  eonst  Omnem.  $.  10 
überträgt  die  Fürsorge  und  Ueberwachung  der 
In  Betreff  derBechtsschule  zu  Berytus  gegebenen 
Voiscbriften  ausser  dem  Präses  Pboeniclae  marl- 
tlmae  auch  dem  Stadtbischof.  Warum  aller- 
dings Honorius  III.  In  Bologna  mit  den  be- 
sprochenen Rechten  nicht  den  Bischof  betraut 
bat,  wird  sich  schwerlich  sicher  bestimmen 
lassen.  Möglich,  dass  das  Vorbild  von  Paris 
auch  hier  bestimmend  war. 

^  Wie  die  Scholaren  in  Bologna  in  dem  S.  64Ö 
gedachten  Streite. 

*  Z.  B.  das  Privileg  der  Befreiung  von  der 
Residenzpfiicht,  s.  o.  S.  642  n.  2,  femer  auf 
Verwendung  kirchlicher  Auflagen  und  Einkünfte 
für  die  Unterhaitang  der  Lehrer,  Denifle  1, 
476  (für  Valencia  v.  Honorius  III.  v.  1220), 
auf  Betrauung  des  Stadtbischofs  mit  dem  Dis- 
pensatlonsreeht  von  der  Exkommunikation  ex 
canone  si  quls  suadente  (Bd.  I.  S.  122)  in  Betreff 
der  Scholaren  (so  Honorius  III.  für  Modena 
1226,  Gregor  IX.  für  Cambridge  1283,  Denifle 
1,  297.  370.  n.  626). 

*  Vgl.  Thomas  v.  Aqulno  opusc.  contra  Im- 
pQgn.  dei  oult.  ed.  Parmens.  1852  ff.  16,  12: 
^rdlnare  de  studio  pertlnet  ad  eum  qnl  praeest 


relpublicae  et  praecipue  ad  auctorltatem  aposto- 
licae  sedls,  qua  universalis  ecelesia  gubernatur, 
cul  per  generale  Studium  provldetur". 

6  S.  unten  S.  648  n.  5. 

f  Beziehentlich  der  Landesherr. 

s  Schon  Thomas  von  Aqulno  schliesst  die 
Möglichkeit  der  Entstehung  eines  Studium  gene- 
rale durch  oonsuetudo  aus,  da  er  vor  der  cltlrten 
Stelle  die  snperiorls  aactoritas  für  die  Begrün- 
dung einer  societas  publica  fordert  und  zu  den 
letzteren  auch  das  collegium  studil  generalis 
rechnet,  vgl.  Denifle  1,  768  n.  39  u.  S.  779; 
Nie  Thoemes  comment  crlt.  de  Thomae 
Aquinat.  operib.  diss.  inaug.  Berol.  1884  p.  137. 

0  Es  gehören  hierher  die  Generalstudien  zu 
Rom  1303  gestiftet  durch  Bonlfaz  VIIL,  bull. 
Taur.  4,  166;  Denifle  1,  310;  —  zu  Avlgnon 
1303  ebenfalls  von  demselben  Papst  gestiftet, 
bull.  cit.  4,  168,  auf  Bitten  der  Kommune  und 
der  Doktoren  und  Scholaren  der  dort  befindlichen 
Rechtsschnle  (die  theologische  Fakultät  ist 
allerdings  erst  1 413  durch  Johann  XXIII.  be- 
willigt), Denifle  1,  36a  362;  —  zu  Cahors 
1332  durch  Johann  XXIL  auf  Bitten  der  SUdt, 
bull.  clt.  p.  324,  Denifle  S.  362;  —  zu  Qre- 
noble  1339  durch  Benedikt  XII.,  Denifle  1, 
365  und  bull.  Taur.  4,  460,  auf  Ansuchen  des 
Dauphins  Humbert  II.  (unter  Ausschluss  der 
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liehe  1,  bezw.  landesherrliche^  Stiftung  oder  auf  das  Zasammenwirken  beider  Gewal- 
ten^ zurück.  Namentlich  sind  derartige  Stiftungsbriefe  auch  für  solche  Städte  nach- 
gesucht und  ertheilt  worden ,  in  denen  schon  vorher  mehr  oder  minder  blühende 
Rechts-,  Grammatik-  oder  medizinische  Schulen,  also  Partikularstudien,  bestanden 
hatten,  und  wilhrend  der  früheren  Stufe  der  Entwicklung  durch  ihre  Leistungen  und 
ihre  Frequenz,  wie  manche  andere  ^,  zufolge  Gewohnheit  das  Ansehen  und  die  Rechte 
eines  Generalstudiums  erlangt  haben  würden  ^. 

Was  das  Verhältniss  zwischen  dem  Papste  und  dem  Kaiser,  bezw.  den  Landes- 
herren anlangt,  so  hat  der  päpstliche  Stuhl  den  weltlichen  Machthabem  auch  in  dieser 
Zeit  nicht  das  Recht  zur  Stiftung  von  Generalstudien,  ja  auch  nicht  einmal  zur  Grün- 


Theologie),  S.  365;  —  zu  Pisa  1343  durch 
Clemens  VI.  auf  Bitten  der  Stadt,  S.  317;  — 
zu  Valladolid,  wo  schon  Yorher  ein  ansehnliches 
Stadium  bestand,  1346  durch  Clemens  XI.  auf 
Bitten  des  Königs  Alonso  XI.  von  Castilien 
(die  theologische  Fakultät  ist  erst  1418  durch 
Martin  V.  bewilligt  worden),  S.  376.  379;  —  zu 
Ffinfkirchen  durch  Urban  V.  (nicht  ürban  VI., 
s.  auch  bull,  oit  4,  685)  auf  Bitten  des  Kunigs 
Ludwig  (mit  Ausschluss  der  Theologie),  De- 
nifle  1,415;  ^  zu  Heidelberg  1386  durch 
Urban  VI.  (,;fiat  Studium  generale  ad  instar 
studii  Parisiensis  illudque  ....  vlgeat  tam  in 
theologie  et  iuris  canonici  quam  alia  qualibet 
licita  facultate'S  Hautz,  Gesch.  d.  Universität 
üeidelberg,  her.  v.  Freiherr  v.  Reichlin- 
Meldegg.  Mannheim  1862.  1864.  2,  314),  auf 
Bitten  des  Kurfürsten  Ruprecht  I.  v.  d.  Pfalz, 
D en if le  1,  381 ;  —  zu  Köln  1388  durch  Urban 
VI.  (mit  derselben  Formel  wie  Heidelberg,  bull, 
cit.  4,  398) ;  —  zu  Erfurt,  wo  sich  schon  vorher 
eine  Reihe  blühender  Schulen  befand,  auf 
Bitten  der  Stadt  zunächst  schon  1379  durch 
den  Gegenpast  Clemens  VII.,  dann  nochmals 
1389  durch  Urban  VI.  in  einem  auf  die  Bulle 
des  ersteren  keine  Rücksicht  nehmenden  Stif- 
tungsbrief  (einschliesslich  der  Theologie),  D  e  - 
nifle  1,  410;  —  zu  Ofen  1389/1390  durch 
Bouifaz  IX.,  DenifleS.  420.  Ferner  kommen 
noch  in  Betracht  die  Stiftungsbriefe  Clemens'  V. 
V.  1312  für  Dublin;  Benedikt  XII.  v.  1339  für 
Verona,  Gregors  XI.  v.  1377,  bull.  cit.  4,  459, 
für  Orvieto  und  Bonifaz'  IX.  (nicht  VIII.)  von 
1398  für  Ferrara  (ad  instar  studii  Bononiensis). 
Doch  sind  alle  diese  Generalstudien  nicht  in 
das  Leben  getreten,  Denifle  S.  640.  634.  637 
631. 

1  Von  Karl  IV.  sind  gestiftet  1365  Arezzo,  wo 
schon  vorher  durch  Lehrer  das  ins,  die  artes  und 
die  Medizin  vertreten  waren,  auf  Bitten  der 
Stadt,  Denifle  1,  426  ff.  —  1357  Siena,  eben- 
falls auf  Ansuchen  der  Stadt  S.  447,  und  1366 
Orange  auf  Bitten  des  Prinzen  von  Orange  Ray- 
mund  de  Banx  IV.  und  der  Stadt,  nachdem  schon 
vorher  Urban  VI.  in  demselben  Jahre  mit  Rück- 
sicht auf  die  dort  yorhandenen  Schulen  den 
Studirenden  derselben  das  Privileg  gewährt  hatte, 
dass  sie  auf  Grund  der  in  Orange  erworbenen 
Kenntnisse  an  Jedem  Generalstudinm  im  Jus 
und  in  der  Grammatik  promovirt  werden  konn- 


ten, S.  467.  469;  endlich  1365  das  nicht  in  das 
Leben  getretene  Studium  zu  Genf,  S.  64dc 
Ferner  gehört  noch  der  viel  früher,  i.  J.  1318, 
von  Friedrieh  dem  Schönen  als  römischem  Kaiser 
für  Treviso  ertheilte  Stiftnngsbrief,  S.  466, 
hierher. 

^  Die  einzigen  Beispiele  aus  dieser  Zeit  bil- 
den die  Stiftung  von  Unesca  durch  Pedro  IV.,  el 
Ceremonioso,  von  Aragonien  i.  J.  1354  und  die 
Piacenza^s  1398  durch  Herzog  Galeazzo  Visconti, 
Denifle  1,609,  569. 

3  So  Prag,  für  welches  Clemens  VL  1347  auf 
Bitten  Karls  IV.,  der  damals  König  von  Böhmen 
und  noch  römischer  König  war,  den  Stiftungs* 
brief,  bull.  Taur.  4,  496,  gegeben  hat,  während 
der  Karls  IV.  erst  von  1348  datirt,  monnm.  bist 
univ.  Prag.  Pragae  1834.  2,  223;  Denifle  1, 
686.  687.  Femer  ist  Lerida  von  Jacob  II.  von 
Aragonien  im  Einverständnlss  mit  Bonifaz  VHI. 
i.  J.  1300  gegründet  worden.  Der  König  hat 
den  Stiftungsbrief  erlassen,  nachdem  der  Papst 
für  den  Fall  der  Ausführung  des  königlichen 
Planes  der  Universität,  den  Doktoren  und  Scho- 
laren  alle  Privilegien  von  Toulouse  verliehen 
hatte,  Espafia  sagrada  47,  340;  Denifle  1, 
500.  Wegen  Lissabon,  dessen  Gründung  noch 
in  das  Ende  des  vor.  Jahrb.  fällt,  8.o.  S.  643  n.  6l 

♦  S.  o.  S.  643  n.  2. 

^  Das  tHfft  z.  B.  für  Avignon,  Valladolid,  S. 
647  n.  9,  und  für  Arrezzo,  s.  Anm.  1,  zu.  Für 
Cambildge,  wo  seit  dem  13.  Jahrb.  ein  Studium 
bestand,  aber  durch  viele  Unordnungen  und 
Streitigkeiten  in  seiner  Entwicklung  gehemmt 
wurde,  suchte  König  Eduard  1318  bei  Papst 
Johann  XXII.  mit  der  Bitte,  er  möge  ^universi- 
tatem  perpotuare^  ein  Privileg  nach,  Rymer 
foedera  3,  698,  und  der  Papst  kam  demselben 
nach,  indem  er  bestimmte :  ^ut  in  predicto  loco 
Cantebrigie  sit  de  cetero  Studium  generale  lllod- 
que  ibidem  vigeat  perpetnis  futuris  temporilms 
in  qualibet  facultate'*,  Denifle  1,  375.  Auch 
die  Ertheilung  der  Rechte  eines  Generalstudiomt 
für  Montpellier  durch  Nikolaus  IV.  i.  J.  12i^, 
Potthast  n.  23101,  hatte  weaenüich  des 
Zweck,  den  Charakter  des  Generalstndiums  fnr 
die  juristische  und  artistische  Schule  ausser 
Zweifel  zu  stellen,  Denifle  352,  s.  auch  o.  S. 
643  n.^ 
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dang  von  theologischen  Fakultäten  ^  bestritten  2.  Standen  sich  also  in  dieser  Hinsicht 
die  beiden  Machte,  die  geistliche  und  die  weltliche,  gleichberechügt  gegenüber  s,  so  hatte 
der  Papst  doch  (abgesehen  dayon,  dass  er  allein  in  der  Lage  war,  gewisse,  Ar  den 
Besuch  und  das  Aufblühen  der  Universitäten  bedeutsame  Privilegien  zu  verleihen^} 
insofern  rechtlich  eine  höhere  Stellung,  als  er  krafl;  seiner  höchsten  Lehrantorität  und 
kraft  seiner  obersten  Aufsicht  über  das  Studium  der  theologischen  Wissenschaften 
(und  auch  des  dazu  gehörigen  kanonischen  Rechts)  und  des  damit  zusammenhängen- 
den Rechts,  Lehranstalten  zu  diesem  Behufe  zu  errichten,  sie  zu  organisiren  und  die 
Au&icht  über  sie  zu  üben,  befugt  war,  einem  Generalstudinm  die  theologische^Fakul- 
tät**  zu  verweigern,  und,  falls  eine  solche  blos  kaiserlich  oder  landesherrlich  errich- 
tet war,  ihr  die  Anerkennung  zu  versagen  ^. 

Die  Gleichberechtigung  des  Kaisers  bezog  sich  femer  auch  auf  die  Ertheilung 


i  So  bewilligt  Karl  lY.  für  Arezzo  1356  das 
Studium  ,,in  Iure  canonico  et  civil!  et  qnalibet 
alia  facaltate^',  für  Genf  1365  „septem  artiam 
liberalium,  sacratissimarum  pTOfessionum  cano- 
nlee  sapientle  et  civilis  eloquentle  et  prudenc ie, 
sacie  theologie  prehemensie ,  medlclDalis  pio- 
fessionis  excellencie  allarumque  qnarumlibet  fa- 
caltatum  eradicionis  exercioii^  Denlfle  1,  427. 
649.  Ein  Beispiel  eines  landesherrlichen  Stif> 
tungsbrlefes  für  Theologie  bietet  der  Pedros  IV. 
V.  1354  fikz  Huesca,  S.  509. 

'  Davon  findet  sich  anch  im  14.  Jahrhandert 
keine  Spur,  Denifle  1,  783,  im  Gegenthell 
haben  einzelne  Päpste  den  kaiserlich  gestifteten 
Oeneralstudien  Privilegien,  wie  z.  B.  Urban  Y. 
die  Dispens  von  der  Residenzpflicht  für  Orange 
(o.  S.  648  n.  1)  1366  ertheilt,  Denifle  1,  469. 

3  Der  Papst  gewährt  die  Rechte  des  General- 
Btndinms  auctoritate  apostolica,  s.  z.  B.  die  Stlf- 
tangsbriefe  für  Rom,  Gabors,  Yerona  und  Gre- 
noble  in  bull.  Taur.  4,  166.  324.  459.  460,  vgl. 
o.  S.  647  n.  9 ,  der  Kaiser  „de  imperatorie  po- 
testatis^  oder  „imperialis  malestatis  plenitudine^, 
s.  d.  Stiftungsbriefe  Karls  lY.  v.  1364  u.  1365 
für  Orange,  Florenz  und  Genf  bei  Denifle  1, 
469.  563.  649,  vgl.  auch  S.  782  n.  74. 

Für  die  Gleichberechtigung  beider  Mächte 
spricht  auch  der  Umstand,  dass  einzelne  General- 
stadien zeitlich  auseinanderliegende  und  unab- 
hängig von  einander  ertheilte  Stiftungsbriefe  der 
einen  oder  andern  Gewalt  nachgesucht  und  er- 
halten haben ;  so  hat  Perugia,  für  welches  Cle- 
mens Y.  1308  den  Stiftungsbrief  und  Johann 
XXII.  in  Ergänzung  desselben  1318  noch  aus- 
drücklich das  Promotionsrecht  ertheilt  hat,  bull. 
Taur.  4,  192.  294,  i.  J.  1365,  nachdem  das 
Studium  dort  in  Folge  der  Pest  schwer  gelitten 
hatte,  bei  Kaiser  Karl  lY.  von  neuem  das  Privi- 
leg eines  Generalstndiums  nachgesucht  und 
1355  empfangen,  Denifle  1,  550.  Die  von 
Pedro  lY.  1349  gestiftete  Universitöt  Perpignan 
kam  nicht  zu  irgend  welcher  nennenswerthen 
Entwicklung  und  verfiel  bald.  Deshalb  suchte 
der  Herzog  von  Gerona  die  Errichtung  eines 
neuen  Generalstudiums  bei  dem  Gegenpapste 
Clemens  Yll.  nach,  welcher  dieses  1379,  ohne 
des  früheren  zu  erwähnen,  bewilligte,  S«  515. 
517.  Wenn  endlich  trotz  des  Stiftungsbriefes 
Clemens'  YI.  v.  1349  der  Bischof  von  Florenz 


noch  bei  Karl  lY.  ebenfalls  1364  eine  weitere 
Stiftungsurkunde  erwirkte,  S.  558.  502,  so  war 
dabei  der  Gesichtspunkt  massgebend,  das  Studium 
auch  als  allgemeines  Generalstudium  für  das 
damalige  Kaiserreich  erscheinen  zu  lassen  und 
ihm  dadurch  einen  besonderen  Glanz  zu  ver- 
schaffen. Der  hier  vertretenen  Auffassung  steht 
es  nicht  entgegen,  dass  die  Kommune  von 
Orange  Clemens  YII.  darum  bat,  dem  Privileg 
Karls  lY.  v.  1365  ^robur  conflrmationis  adücere" 
und  zu  gestatten,  „quod  ibidem  de  cetero  iuris 
canonici  Studium  generale  existeret",  und  dass 
der  Papst  dies  seinerseits  that  „supplentes  om- 
nem  defectum,  sl  quis  forsan  intervenerit  in  eis- 
dem'',  denn  das  Ersuchen  ist  nicht  deshalb  ge- 
stellt worden,  weil  die  kaiserliche  Errichtung  für 
ungültig  gehalten  wurde,  sondern  weil  das 
Studium  des  kanonischen  Rechts,  welches  der 
Kaiser  ebenfalls  bewilligt  hatte,  nicht  in  Wirk- 
samkeit getreten  war,  und  durch  das  päpstliche 
Eingreifen  belebt  werden  sollte,  Denifle  1, 
•  470.  471. 

*  So  namentlich  auf  Befreiung  von  der  Resi- 
denzpflicht und  auf  den  Fortgenuss  derBeneflzial- 
einkünfte,  sowie  auf  Yerwendung  kirchlicher 
Abgaben  und  Einkünfte  zur  Unterhaltung  der 
Lehrer  und  Generalstudien,  0.  S.  642  n.  2  und 
647  n.  4. 

B  Ebenso  auch  das  Studium  des  kanonischen 
Rechts,  wenn  allerdings  seitens  der  Päpste  in 
dieser  Beziehung  von  ihrer  Befugniss  thatsäch- 
lich  kein  Gebrauch  gemacht  worden  Ist,  Deni- 
f  1  e  1,  783. 

6  Wenngleich  sich  kein  Fall  nachweisen 
lässt,  in  welchem  das  Recht  seitens  der  Päpste 
in  diesem  Umfange  geübt  worden  ist,  so  haben 
sie  doch  mehrfach  bei  fürstlichen  Stiftungen, 
welche  zugleich  die  theologische  Fakultät  mit 
umfasst  haben,  diese  ihrerseits  ausgeschlossen, 
so  z.  B.  bei  Wien  1365  und  bei  Krakau  1364, 
Denifle  1,  606.  626. 

Yon  einem  Gegensatze  gegen  die  Kaiser 
oder  Landesherren  ist  bei  der  Ausschliessung 
des  Generalstudiums  der  Theologie  durch  die 
Päpste  keine  Rede  gewesen.  Das  zeigt  sich 
darin,  dass  sie  eine  solche  auch  für  die  von 
ihnen  allein  gestifteten  Generalstudien  angeord- 
net haben,  so  Bonifaz  Ylll.  In  Betreff  Avignons 
1303  (wo  allerdings  nur   die  Promotion  in  der 
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des  Promo tionsrechtes^  Aber  gegenüber  der  Gewährung  des  letzteren  durch 
den  Kaiser  war  der  Papst  ans  den  schon  eben  erwähnten  Orflnden  gleichfalls  berech- 
tigt, in  Betreff  der  Promotionen  in  der  Theologie  und  der  damit  zusammenhängenden 
Ertheilung  der  venia  docendi  Einschränkungen  zu  machen^. 

Das  Promotionsrecht  und  die  Licenzertheilung  stand  sowohl  bei  den  kraft  Oe- 
wohnheitj  wie  bei  den  ans  päpstlicher  Stiftung  hervorgegangenen  Generalstodien 
kirchlichen  Wflrdenträgem,  namentlich  den  Bischöfen  und  den  Mitgliedern  der  Ka- 
pitel zu  K    Bei  den  kaiserlichen  und  landesherrlichen  Stiftungen  sind  damit  ebenfalls 


Theologie  versagt  worden  ist,  bull.  Taur.  4, 
169))  Johann  XXII.  in  Betreff  Roms  (hier  eben- 
so 1.  c  4,  275),  Benedikt  XII.  In  Betreff  Gre- 
nobIesl339,  Denifle  1,  366,  Clemens  VI.  In 
Betreff  Valladolids  1346,  S.  378,  ürban  V.  in 
Betreff  Funfkirchens  1367,  S.  416,  und  dass  da- 
bei vesentlicb  —  und  namentlich  haben  die 
avignonischen  Päpste  die  gedachte  Praxis  geübt — 
die  Rücksicht  auf  Paris,  welches  als  das  erste 
theologische  Stndinm  der  Christenheit  nnd  als 
stadinm  Romanae  sedis  galt,  in  Betracht  ge- 
kommen Ist,  Tgl.  Denifle  1,  704,  705. 

1  Das  ist  auch  die  Kechtslehre  der  damaligen 
Zeit,  denn,  so  Baldns  zn  der  cit.  const.  Omnem 
verb.  Haee  anätm  tria,  o.  S.  641  n.  1,  die  „po- 
testas  doctorandi  non  permittltur,  nisi  hoc  Pri- 
vilegium concedatar''  und  „sine  auctoritate  im- 
perial! vel  aptstolira  nemo  ad  dlgnitatem  pro- 
movetur",  Denifle  1,  428.  A.  M.  Schulte 
i.  cit.  Arch.  19,  25,  welcher  unrichtiger  Weise 
dieses  Recht  dem  Papst  ausschliesslich  beilegt, 
vgl.  auch  noch  Denifle  1,  774  n.  54. 

2  So  hat  z.  B.  Nikolaus  lY.  für  daa  Im  Ein- 
vernehmen mit  ihm  Yom  Konig  Dinlz  1290  ge- 
stiftete Studium  zu  Lissabon  nur  gestattet: 
„quod  scholares  in  artibus  et  iure  canonico  et« 
clyill  ac  medicina  qnog  maglstri  repntabunt  ido- 
neos  possint  per  Lllxbon.  eplscopum  ....  vel 
Ullxbon.  sede  yacante  per  vlcarium  ab  Ulixb. 
capitulo  in  spiritualibus  constitutum  in  studio 
licentiari  praedicto.  Et  qulcumque  maglster 
....  per  episcopum  vel  vlcarium  supradictos 
examlnatus  et  approbatus  fuerit,  in  facultate 
quacumque,  theologica  excepta,  ubique  sine 
alia  examinatione  regendl  liberam  habeat  po- 
testatem",  bull.  Taur.  4,  104. 

^  Abgesehen  von  Bologna,  für  weiches  diese 
Befugnisse  päpstlicherseits  dem  Archidiakon  des 
Domstiftes  übertragen,  S.  646  n.  2,  und  von 
Paris,  wo  sie  dem  Kanzler  von  Notre  Dame,  bez. 
für  die  im  Gebiet  des  Abtes  des  Klosters  S.  Ge- 
nevidve  wohnenden  Universitätsangehorigen  dem 
letzteren  zukamen,  Denifle  1,  665 ff.,  standen 
sie  bei  denjenigen  Generalstudien,  deren  Ent- 
stehung sich  auf  consuetudo  zurückführt,  o.  S. 
643  n.  2  u.  3,  entweder  dem  Scholasticus  der 
Domkirche,  so  in  Orleans  und  Angers,  Denifle 
1,  264.  258.  273.  725.  737  n.  226,  oder  dem 
Bischof,  wie  in  Padna  (hier  zunächst  durch 
Uebertragung  der  Rektoren  oder  Scholaren), 
8.  286.  286.  736,  in  Reggio,  S.  295,  in  Mont- 
pellier, S.  342,  oder  einem  von  dem  Bischof  be- 
stellten Kanzler,  so  in  Oxford  S.  244.  250.  724 


und  in  Cambridge,  o.  S.  648  n.  5,  Denifle 
1,  369.  724,  zu. 

Soweit  die  Generalstudien  seitens  der  Päpste 
gestiftet,  S.  643  n.  4  n.  647  n.  9,  oder  unter 
ihrer  Mitwirkung  errichtet  worden  sind,  S.  648 
n.  3,  sind  jene  Befugnisse  für  die  Regel  den 
Bischöfen  übertragen  worden,  so  für  Lisaaboo 
(s.  d.  vor.  Anm.),  für  Rom  (^1303,  hier  selbst- 
verständlich dem  Kardinal  Vikar,  bull.  Taur.  4, 
275,  Denifle  J,  311),  für  Avlgnon  (1303,  bei 
Erledigung  des  Bischofsstuhles  dem  Dompropst 

4,  169),  für  Perugia  1318  (oder  einem  Deputir- 
ten  des  Bischofs,  bull,  cit  4,  273),  für  Pisa 
1338,  Denifle  1,  320;  für  Grenoble  (1339, 
bull.  cit.  4,  460);  für  Prag  1347,  Denifle 
1,  586;  für  Florenz  (1349,  eventuell  dem 
Kapitelsvikar,  S.  558);  fOr  Fünfkirchen  (1367, 
eventuell  dem  vlcarius  oder  offl Cialis  eapltoli, 
bull,  cit  4,  686);  für  Orvieto  (1378,  ercnu  dem 
Kapitelsvikar,  D  e n  i  f  1  e  1 ,  63ö) ;  für  Perpignan 
1379,  S.  617;  für  Lucca (1378,  event.  dem  Kapi- 
telsvikar, nachdem  KarllY.  schon  1369  In  seinem 
Stiftungsbriefe  diese  Rechte  gleichfalls  dem  Bi- 
schof gewährt  hatte,  S.  651)  und  für  Ferrara(1391, 
event.  dem  ArcMpresbyter  und  Kapitel,  S.  323). 

Wenn  andererseits  1245  von  Innooenz  IT.  in 
Toulouse  unter  gleichzeitiger  Uebertragung  der 
Bulle  Gregors  IX.  für  Paris:  Parena  seientlamm, 
0.  S.  646  n.  2,  der  Scholasticus  zum  Universi- 
t&tskanzler  bestimmt  worden  ist,  Denifle  1, 
334,  femer  Johann  XXII.  unter  Ertheilung  der 
Priyilegien  von  Toulouse  für  Gabors  1332  die- 
selbe Einrichtung  getroffen,  S.  363;  weiter 
Urban  YI.  1388  für  K51n  unter  Gewährung  des 
Generalstudiums  ad  Instar  Parlslensis  die  betr. 
Befugnisse  dem  Propst  der  Kathedrale  oder 
dessen  Deleglrten  bez.  dem  Kapitel  fibertrsgen 
hat,  S.  398,  endlich  seitens  Johanns  XXII.  la 
Salamanea  1333  der  Scholasticus  damit  betiaat 
worden  ist,  S.  491,  so  haben  hier  sichtlieh  die 
älteren  Vorbilder  eingewirkt.  Dagegen  erklärt 
sich  die  Ueberweisung  der  gedachten  Funktionen 
für  Yalladolid  1346  an  den  abbas  saeeularis 
ecclesiae  B.  Mariae,  S.  378,  für  Wien  1364  an 
den  Propst  zu  Allerheiligen  (S.  Stephan),  S. 
606,  für  Heidelberg  1386  an  den  Propst  der 
Kathedrale  zu  Worms  oder  dessen  Deleglrten, 

5.  382,  für  Erfurt  1389  an  den  Dekan,  eventuell 
das  Kapitel  der  KoUegiatklrche  B.  Mailae  Y.  zo 
Mainz,  S.  411,  und  für  Ofen  1395  an  den  Propst 
V.  S.  Peter  zu  Altofen,  S.  420,  daraus,  dass  sich 
an  allen  diesen  Orten  zur  Zeit  des  Erlasses  der 
betreffenden  päpstlichen  Anordnungen  keine 
Bischofssitze  befanden. 
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Bisehöfe  ^  nnd  (freilich  sehr  selten]  andere  kirohliche  Amtsträger ^  betraut  worden. 
Dies  erklärt  sieh  ans  den  o.  S.  646  schon  hervorgehobenen  mittelalterlichen  Anschän- 
nngen.  Ja,  es  ist  nicht  zu  viel  behauptet,  dass  sich  anf  Ornnd  derselben  auch  die 
Rechtsansicht  festgestellt  hat,  dass  die  Fflrsten  nicht  befugt  seien,  die  gedachten 
Funktionen  auf  weltliche  Personen  zu  übertragen  \ 

Da  das  Promotionsrecht  und  die  damit  verbnndene  Licenzertheilung  ein  päpst- 
liches oder  kaiserliciies  Recht ^  war  und  also  nur  kraft  der  Verleihung  der  obersten 
geistlichen  oder  weltlichen  Gewalt  erlangt  werden  konnte,  so  wurde  es  von  der  damit 
betrauten  Person  niemals  auf  Grund  des  kirchlichen  Amtes ,  welches  diese  letztere 
besass  und  als  Ausfluss  der  in  demselben  enthaltenen  Befugnisse  ^,  sondern  stets  in  Ver- 
tretung des  Papstes  oder  des  Kaisers  ausgeübt  <^. 


«  So  durch  Karl  IV.  für  Siena,  Denifle  1, 
447,  für  PÄvia  579  und  fürLacca  S.  631 ;  ferner 
1318  schon  dnrch  Friedrich  den  Schonen  für 
Trevlso  S.  465,  und  endlich  dnrch  Galeazzo 
Visconti  1398  kraft  Ihm  vom  römischen  König 
Wenzel  ühertra^ener  Autorität  alB  Herzog  für 
Piacenza,  S.  569. 

^  Nach  der  Anordnung  König  Jacohs  IT.  von 
Aragonlen  1300  für  Lerida  sollte  dort  ein  vom 
König  za  ernennender  oanonlcus  des  Domstiftes 
die  Kanzlerwürde  führen,  S.  501. 

3  Dafür  spricht  die  entgegenstehende  Praxis, 
s.  o.  Anmerk.  1  u.  2.  Die  einzige  bekannte 
Ansuahme  Ist  die,  dass  Konig  Kasimir  d.  Gr. 
in  dem  Stlftungshrief  für  Krakau  v.  1364  die 
TJeberwachung  der  Examina  und  die  Approbation 
der  Examlnlrten  dem  königlichen  Kanzler  In 
Krakan  übertragen  hat,  cod.  dlplom.  nnlversit. 
stndli  generalis  Cracoy.  Cracoviae  1870.  1,  1  fT. 
In  der  vom  König  veranlassten  Stlftungsbnlle  v. 
1364,  1.  e.  p.  6  u.  Deoretales  snmmor.  pontlflc. 
pro  regno  Poloniae.  Posnan.  1883.  3,  55,  hat 
aber  Urban  V.  die  betrefTenden  Funktionen  dem 
Bischof  T.  Krakau  und  bei  der  Sedisvakanz  dem 
vicarins  oder  offlciallB  capitnii  überwiesen  nnd 
noch  in  demselben  Jahre  mittelst  einer  weiteren 
Bolle  die  gedachte  königliche  Anordnung  kassirt^ 
cod.  dipl.  p.  8 :  „nolamns  snb  huiusmodl  con- 
eessione  et  conllrmatione  Inde  facienda  allqna- 
tenns  Indndi,  cum  hoc  ad  nos  dumtaxat  per- 
tineat,  qni  examinationem  et  approbationem 
seolarlum  hnlnsmodi  flerl  per  dictum  episcopnm, 
vicarinm  sen  offloiales  dnxlmus,  ut  premittltnr, 
ordlnandnm'',  D  e  n  1  f  1  e  1 ,  626.  627.  Der  Papst 
giebt  hierfür  allerdings  nicht  den  Ornnd  an, 
dass  der  König  einen  weltlichen  Beamten  bestellt 
habe,  sondern  beruft  sich  darauf,  dass  ihm  die 
betreffende  Anordnung  zustehe,  und  wenn  dies 
auch  insofern  zutreffend  ist,  als  der  König  nur 
das  Promotionsreoht  und  die  LehrbefAhlgnng  für 
den  Umfang  seines  Landes,  nicht  allgemein,  wie 
der  Papst,  erthellen  konnte,  so  erschien  doch 
offenbar  dem  Papst  die  betreffende  Person,  wie 
die  herkömmliche  Wahl  des  Bisehofs  zeigt,  nicht 
zur  Ausübung  der  erwähnten  Befugnisse  reoht- 
lieh  fähig  nnd  geeignet. 

Karl  IV.  hat  für  Orange  und  Genf  1365  allein 
den  Professoren  das  Promotionsrecht  gewährt, 
Denifle  1,  469  u.  649.  Das  hatte  an  den 
älteren  Verhältnissen  (s.  o.  S.  646)  seinen  An- 


halt und  Ist  für  Orange  —  das  Stadium  in  Genf 
ist  nicht  in  das  Leben  getreten  —  von  Urban  V., 
welcher  der  Universität  1366  eine  Reihe  von 
Privilegien  ertheilt  hat,  nicht  beanstandet  wor- 
den, wennschon  durch  Clemens  VII.  in  dem  1379 
von  der  Kommune  bei  Ihm  nachgesuchten  Stlf- 
tnngsbrlef  die  Licenzertheilung  dem  Bischof, 
eventuell  dem  Kapitelsvikar  fibertragen  worden 
ist,  Denifle  1,471. 

^  Beziehentlich  landesherrliches  Recht  In  dem 
0.  S.  642  n.  3  gedachten  beschränkten  Umfange. 
S.  auch  die  vor.  Anm. 

^  Denn  weder  der  Bischof  noch  der  Archldlakon 
oder  Scholastlkus  hatten  kraft  ihres  Amtes  das 
Recht,  Promotionen  mit  Rechtswlrknng  für  die 
ganze  Kirche  vorzunehmen.  In  Paris  bestritt  da- 
her auch  die  Universität  dem  Bischof  das  Recht, 
im  Fall  der  Vakanz  des  Kanzleramtes  die  Licenz 
zu  ertheilen.  Schreiben  Gregors IX.  v.  1237,  Po  tt- 
hast  n.  10042,  und  der  Papst  sprach  es  dem  Bi- 
schof 1238  nicht  definitiv  zu ,  sondern  erhielt 
denselben  blos  provisorisch  Im  Besitze,  ^cnm 
(episcopus)  cancellaria  parlsiensl  vacante  sit  in 
possessione  vel  quasi  Ucentiandi  provectos  ad  offi- 
cium magistratus '',  Denifle  1,  82  n.  136  und 
S.  687.  Daraus  erklärt  es  sich,  dass  man  später 
Jeden,  welchem  die  betreffenden  Befugnisse  zu- 
standen, z.  B.  den  Bischof  u.  s.  w.,  namentlich 
deshalb,  well  sie  in  Paris  durch  den  Kanzler  ge- 
übt wurden,  als  Kanzler  (der  Universität)  be- 
zeichnete, V.  Savlgny  3,226;  Paulsen  In 
V.  Sybel,  bist.  Zeltschr.  45,  286. 

Andererseits  sind  aber  die  erwähnten  Rechte 
den  genannten  Würdenträgern  nicht  persönlich, 
sondern  mit  Rücksicht  auf  ihr  kirchliches  Amt 
verliehen  worden,  so  dass  sie  sich  als  Annexe 
demselben  darstellten.  Auf  den  interimistischen 
Verweser  des  Amtes  konnten  sie  daher  während 
der  Erledigung  desselben  nicht  ohne  Weiteres 
übergehen  (s.  auch  Bd.  II,  S.  240.  241),  und 
daraus  erklärt  es  sich,  dass  in  einer  Reihe  von 
Stiftungsbriefen  für  diesen  Fall  besondere  Be- 
stimmungen getroffen  worden  sind,  s.  o.  S.  650 
n.  2  u.  3. 

^  So  sagt  schon  im  13.  Jahrhundert  der  Pariser 
Kanzler  Walter  de  Ghlteau-Thlerry  in  seinen 
Qnästionen,  s.  Denifle  1,  687  n.  102:  ^magl" 
stris  commlsse  sunt  claves  scientie  a  dorn,  papa 
vel  a  oancellario  Parislensl  ex  ordlnatlone  d.  pa- 
pae  ad  aperlendum  thesaurum  saplentle^ 
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'  Der  ordnnngsmässig  an  einem  Generalstndiam  Promovirte  erwarb  aomit^  weil  er 
seine  Wfirde  nnd  die  Licenz  aus  dem  universalen  Recht  des  Papstes  oder  des  Kai- 
sers herleitete,  die  Befthigung  und  das  Recht,  überall  in  der  ganzen  Kirche  zu  lehrend 
Soweit  es  sich  dabei  um  die  Theologie  handelte,  gewährte  ihm  die  Doktor-  oder 
Magisterwürde  nach  der  Ansicht  Mancher  nicht  nur  das  Recht  zum  Lehren  und  Dis- 
putiren, sondern  auch  das  Recht  zum  Predigen  ^. 

Wenn  man  behauptet  hat,  dass  in  dem  Promoiionsrecht  die  Befngniss  zur  Er- 
theilung  der  modernen  s.  g.  missio  eecluiasiiea  oder  canomca  ^  gelegen,  und  der  Promo- 
virte diese  für  die  ganze  Kirche  erlangt  habe  *,  so  muss  dies  als  eine  schiefe,  unzu- 
lässiger Weise  moderne  Rechtsbegriffe  in  die  mittelalterlichen  Oestaltnngen  hinein- 
tragende Auffassung  bezeichnet  werden.  Das  Wesen  der  heutigen  missio  besteht  darin, 
dass  von  dem  kirchlichen  Oberen  nach  stattgehabter  Prüfung  durch  besonderen  Akt 
far  eine  bestimmte  Funktion  die  Erlaubniss  zum  Lehren  oder  Predigen  und  die  Er- 
mächtigung, von  dieser  Erlaubniss  Gebrauch  zu  machen,  ertheilt  wird  \  Wenn  da- 
gegen diese  Erlaubniss  und  Ermächtigung,  ja  sogar  auch  das  Recht  zum  Lehren  und  , 
zum  Predigen^  mit  einer  andern  Stellung  kraft  der  in  dieser  enthaltenen  Befugnisse 
verbunden  ist,  bedarf  es  einer  solchen  missio  nicht  ^.  Ebenso  wie  aus  gewissen  kirch- 
lichen Aemtem,  z.  B.  dem  Bischofsamt,  ftlr  den  Amtsträger  diese  Ermächtigung  und 
dieses  Recht  herfiiessen^,  so  hatte  auch  der  Promovirte  kraft  des  von  ihm  erworbenen 
akademischen  Grades  nicht  blos  die  Ermächtigung,  sondern  auch  das  Recht,  die 
Wissenschaft,  in  welcher  er  promovirt  war,  überall  zu  lehren.  Der  Doktorat  war  eben 
begrifflich  das  universelle  Lehramt,  wie  das  Bischofsamt  begrifflich  zugleich  das 
kirchliche  Lehramt  fdr  die  Diöcese  in  sich  enthält.  Die  Heranziehung  des  modernen 
Begriffes  der  missio  canonica  erscheint  also  überflüssig  und  auch  verfehlt,  letzteres 


1  Denlfle  1,  773.  Soweit  nicht  durch  die 
päpstliche  Stiftungs-  oder  Bestätignngeurkande 
Aasnahmen  gemacht  waren,  wie  z.  B.  von  Ale- 
xander IV.  1256  für  Salamanca  dahin,  dass  die 
dort  Approbirteu  nicht  zu  Paris  und  Bologna  zum 
Lehren  befugt  sein  sollten.    S.  485. 

2  In  dem  S.  651  n.  6  citirten  Werke  wird  über 
die  Ansicht :  „quod  magister  in  theologia  Parislus 
potest  ubique  praedlcare  non  petita  licentia  dioe- 
cesani  episcopi"  bemerkt:  „Et  ratio  eorum  est, 
quod  de  ordinatione  d.  pape,  qai  estcapnt  totius 
ecclesie,  positus  est  doctor  non  solum  Parisiensis 
ecclesie,  sed  etiam  universalis.  In  hoc  etiam  ad- 
dunt :  D.  papa  ordinat  statntum  stndii  et  maxime 
quoad  statum  studü  theologie  et  magisteriam 
privilegiando  et  conflrmando  ordinationem ,  vo- 
candi  magistros  ad  magisterium,  qnod  est  quasi 
perfectum  et  consummatnm  magisterium ;  dat 
auctoritatem  magistro  et  quasi  mittit  eum  ad  exe- 
cutionem  offlcii  magistralis,  quod  est  triplex: 
legere,  predicare,  disputare."  Im  Anschluss  an 
die  nun  folgende,  a.  a.  0.  schon  citirte  Stelle 
wird  dann  hervorgehoben,  dass,  obwohl  die  Dok- 
toren nicht  die  clavis  potestatis  besässen:  „pote- 
stas  quantum  ad  docendum  non  est  limitata"  und 
,;Et  sie  quantum  ad  hoc,  sc.  ad  docendum  alios, 
maior  est  (doctor)  quam  prelatns;  unde  cedit 
episcopus  doctori  theologie  et  docendo  et  predi- 
cando,  nisi  et  episcopus  prius  doctor  fuerit", 
Deniflel,  773  n.  62. 


Das  im  Text  Gesagte  musste  auch  für  die  blos  vom 
Kaiser  gegründeten  Universitäten  gelten.  Denn 
da  die  Päpste  demselben  niemals  das  Recht  be- 
stritten haben,  theologische  Fakultäten  zu  stifien, 
so  lag  in  der  Nichtausübung  ihres  Widersprucbs- 
rechtes  (s.  o.  S.  649)  im  einzelnen  Fall  eine  still- 
schweigende Anerkennung  der  Fakultät  und  ibrcf 
Promotionen  für  die  Kirche.  Von  praktischer  Be- 
deutung ist  die  Frage  nicht  geworden,  denn  an 
den  hierher  gehörigen  Generalstudien,  Trevise, 
Arezzo  und  Orange,  o.  S.64dn.  1  nnd  S.649n.i, 
welche  niemals  eine  hervorragende  Bedeutung 
erlangt  haben,  hat  das  Studium  der  Theologie 
kaum  eine  Stätte  gefunden,  und  die  Universitilt 
Genf  ist  überhaupt  nicht  in  das  Leben  getreten. 
Die  hierher  gehörige  landesherrliche  Stiftung  von 
Huesca  hat  ebenfalls  nur  ein  kurzes  Dasein 
gehabt.  A.  M.  allerdings  Schulte  im  Arch.  f. 
k.  K.  R.  19,  25 ,  welcher  das  Promotionsiecbt 
lediglich  eine  Folge  päpstlicher  Verleihung  sein 
lässt. 

3  S.  S.  ^2. 

*  Schulte  a.a.O.  S.  26. 

5  S.  0.  S.  620.  621  und  S.  631. 

6  Vgl.  darüber  o.  S.  456. 

7  S.  0.  S.  447.  464. 

8  S.  432. 
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desshalb,  weil  dadurch  der  Schein  erweckt  wird;  als  ob  er  der  mittelalterlichen  Rechts- 
entwicklnng  bekannt  gewesen  sei,  während  dieselbe  gar  keine  Veranlassung  hatte, 
einen  solchen  in  Betreff  des  hier  fraglichen  Verhältnisses  ^  auszubilden. 

Das  rechtliche  Verhältniss  der  Earche  zu  den  mittelalterlichen  Universitäten  hat 
sich  demnach  gleichzeitig  mit  der  Entwicklung  derselben  während  des  13.  und  14. 
Jahrhunderts  dahin  festgestellt,  dass 

1 .  der  Papst  das  Recht  besass,  Generalstudien  zu  gründen  oder  etwaigen,  auf  andere 
Weise  in  das  Leben  getretenen  Lehranstalten  einen  solchen  Charakter  zu  ertheilen. 
Dieses  Recht  stand  ihm  zwar  nicht  ausschliesslich,  sondern  auch  dem  Kaiser  und  den 
LandesfUrsten  zu,  aber  seine  Berechtigung  war  beiden  gegenüber  insofern  umfassen- 
der und  stärker,  als  ein  landesfttrstliches  Generalstudium  die  Rechte  eines  solchen 
allein  für  das  betreffende  Land,  nicht  fUr  die  übrigen  Reiche  und  für  die  ganze  Kirche 
in  Anspruch  nehmen  konnte,  und  ein  kaiserliches,  wenn  demselben  auch  die  univer- 
sale Stellung  nicht  fehlte,  in  Betreff  der  theolo^schen  Fakultät  und  ihres  Promotions- 
rechtes mindestens  einer  stillschweigenden  Anerkennung  des  Papstes  bedurfte  2. 

2.  In  demselben  Umfange  kam  dem  Papst  das  Recht  zu,  die  Verhältnisse  der 
Generalstndien  zu  regeln,  namentlich  Bestimmungen  über  das  Recht  zu  Promotionen 
und  zur  Ertheilung  der  licentia  docendi^  zu  erlassen,  femer  den  Lehrern  und  Scho- 
laren die  Befugniss  zur  statutarischen  Normirung  ihrer  Verhältnisse  zu  gewähren, 
sowie  die  in  Folge  dessen  von  ihnen  gemachten  statutarischen  Satzungen  zu  be- 
stätigen^. 

3.  Endlich  waren  der  Kaiser  und  die  Landesfürsten  im  Interesse  der  Kirche 
hinsichtlich  der  Regelung  des  Promotionsrechtes  insofern  beschränkt,  als  sie  dasselbe 
und  die  damit  yerbundene  Licenzertheilung  allein  kirchlichen  Würdenträgem  (den 
Bischöfen  oder  Dignitären  der  Kapitel)  nicht  aber  Laien,  namentlich  nicht  weltlichen 
Beamten,  übertragen  konnten  \ 

Neben  diesen  besonderen,  in  Betreff  der  Generalstudien  entwickelten  Rechten®, 
hatte  der  Papst  aber  das  aus  seiner  Primatialgewalt  herfliessende  allgemeine  Ober- 
aufsichtsrecht  über  die  Lehrthätigkeit  in  der  gesammten  Kirche,  und  dasselbe  erstreckte 
sich  selbstverständlich  auch  auf  die  Universitäten,  insoweit  als  an  diesen  die  theolo- 
gischen Wissenschaften,  also  nicht  nur  die  Theologie,  sondern  auch  das  kanonische 
Recht  gelehrt  wurde  ^. 


1  Wie  man  diesen  Begriff  ehensovenlg  im 
Mittelalter  in  Betreff  des  nnlversellen  Beicht-  nnd 
Predigtamtes  der  Bettelordeu  entwickelt  hat,  s. 
o.  S.  92.  452,  da  die  Mitglieder  derselben  kraft 
der  Zagebörigkeit  zu  ihren  Orden  auf  Grand  des 
erthellten  Privilegs  znr  Ausübung  der  gedachten 
Thätlgkeiten  erm&cbtlgt  und  befugt  waren. 

2  8.  0.  8.  648  u.  649. 

3  8.  o.  8.  649,  also  auch  diese  Recbte  zu  sus- 
pendiren.  8o  hat  Bonifaz  YIII.  in  seinem  Streit 
mit  Philipp  dem  8cbönen  von  Frankreicb  1.  J. 
1300  den  zur  Oewäbmng  der  licentia  doeendi  in 
Frankreich  berechtigten  Personen  die  Befugniss, 
dieselbe  für  die  Theologie,  sowie  das  Civil-  und 
kanonische  Recht  zu  ertheilen,  auf  so  lange,  bis 
dei  König  zu  besserer  Einsicht  kommen  würde, 
entzogen,  Potthast  ¥.26278;  Denifle  1,789. 

*  8.  0.  8.  646  n.  2. 


s  8.  0.  8.  661. 

^  Die  zuerst  in  Paris  im  14.  Jahrhundert  auf- 
gekommene, dann  auf  vielen  anderen  Universi- 
täten angenommene  Uebung,  von  Zeit  zu  Zeit 
ein  Yerzeichniss  der  Mitglieder  an  den  Papst 
(s.  g.  rotuli)  einzusenden  ,  K  i  n  k ,  Gesch.  der 
kalserL  Universität  Wien.  Wien  1854.  1,150; 
Denifle  1,  269.  276.  835.  361.  379.  387.  696. 
613,  lässt  sich  nicht  etwa  als  Folge  eines  beson- 
deren papstlichen  Aufsichtsrechtes  über  die  Uni- 
versitäten auffassen,  vielmehr  hatte  die  Ueber- 
reichung  zunächst  den  Zweck,  die  Eingetragenen 
für  päpstlich  zu  besetzende  Pfründen  zu  empfeh- 
len (pro  promoiione  personarum),  später  auch 
den,  den  Papst  um  Yerleihung  von  Privilegien 
zu  bitten  (pro  habendis  gratiis),  Kink  a.  a.  O. 
1,  160  und  Uebersendungsschreiben  ibid.  Bei- 
lagen 8.  40. 

7  8.648. 
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I.  Die  Hierarchie  und  die  Leitung  der  Kirche  durch  dieselbe. 


[§.M1. 


Rechtlich  war  somit  darch  die  gedachten  Befugnisse  der  Kirche  und  ihrer  ober- 
sten Leitqpg  nicht  nur  ein  genügender  Einfluss  auf  das  Universit&tswesen  gesichert, 
sondern  «:^^ch  ein  inniger  Zusammenhang  zwischen  der  Kirche  und  den  UniversitiUeD 
geschaffen. 

Aber  in  diesen  rechtlichen  Beziehungen  erschöpfte  sich  die  Verbindung  zwischen 
den  letzteren  und  der  Kirche  nicht,  thatsächlich  war  sie  eine  viel  engere. 

Ganz  abgesehen  davoU)  dass  die  überwiegende  Zahl  der  Universitäten  im  13. 
und  14.  Jahrhundert  auf  päpstlicher  Stiftung  beruhte ^  ein  anderer  Theil  dorch  das 
Zusammenwirken  des  Kaisers  oder  einzelner  Fürsten  mit  den  Päpsten  in  das  Lebai 
gerufen  war^  und  endlich  andere,  welche  ex  consuetudine  oder  kraft  kaiserlicher 
oder  landesfürstiicher  Gründung  entstanden  waren,  nachträglich  auch  päpstliche 
Stiftungsbriefe  erhalten  hatten  3,  sind  schon  in  der  hier  fraglichen  Zeit  von  den 
Päpsten  wiederholt  kirchliche  Würdenträger  zu  s.  g.  coMervaiores^  für  einzelne  Uni- 
versitäten^ mit  dem  Auftrage,  die  Rechte  und  Privilegien  der  die  Universität  bildenden 
Köi'perschaften  und  ihrer  Mitglieder  gegen  Beeinträchtigungen  aller  Art  zu  schützen, 
bestellt  worden. 

Femer  waren  vielfach  zur  Unterhaltung  der  Universitäten  kirchliche  Güter  und 
Einkünfte  gewidmet^,  ebenso  für  die  Lehrer  kirchliche  Mittel  ausgesetzt^  oderfb 
sie  bestimmte  Pfründen,  insbesondere  Kanonikate,  angewiesen  ^. 

Weiter  gehörten  die  Lehrer  wie  auch  die  Scholaren  zu  einem  nicht  unbeträcht- 
lichen Theile  dem  geistlichen  Stande  an  ^,  und  das  Zuströmen  der  letzteren  zu  den 
Universitäten  wurde  durch  die  päpstlichen  Privilegien  auf  Freiheit  von  der  Residenz- 
pflicht und  auf  Fortbeziehung  der  Benefizialeinkünfte  befördert  i^. 

Endlich  hatten  die  Universitätsangehörigen,  namentlich  auch  die  Scholaren  an 
manchen  Universitäten,  wenngleich  in  verschiedenem  Umfange,  den  geistlichen  Gerichts- 
stand^', und  vielfach  war  vorgeschrieben,  dass  der  Rektor  ein  Kleriker  sein  müsse  *2. 

Ausser  den  eben  berührten  Verhältnissen  kam  aber  noch  Folgendes  in  Betracht 
Obschon  der  Kaiser  und  die  Landesherren  gleichfalls  zur  Stiftung  von  Universität^ 
berechtigt  waren,  ihnen  ebenso,  wie  die  Päpste,  Privilegien  ertheilten^^  und  nicht 
minder  zum  Schutze  der  ihrerseits  gewährten  Rechte  Konservatoren  bestellten  ^^,  so 


1  6.  0.  S.  643  n.  4  und  S.  647  n.  9. 

2  S.  648  n.  3. 

3  S.  643  n.  2  u.  6;  S.  645  n.  2;  S.  648  n.  5; 
S.  649  n.  2. 

Vgl.  übrigens  noch  die  Tabelle  bei  Denif  le 
1,807. 

«  Bd.  I.  8.  179. 

ß  Deniflel,  401.470.629. 

öS.  z.  B.Tomek,  Gesch.  d.  Prager  Univer- 
sität. Prag  1849.   S.  4. 

7  S.  0.  S.  647  n.  4. 

8  Denlfle  1,401.  623;  Paulsen  in  v.  Sy- 
bel,  Histor.  Zeltschr.  45,  393;  b.  auch  Bd.  II. 
8.74. 

^  Paulsen  a.  a.  0.  S.  404,  wie  man  denn 
aach  nicht  nur  bei  den  Lehrern,  sondern  auch 
den  Scholaren,  welche  nicht  Geistliche  waren, 
den  ehelosen  Stand  wenngleich  nicht  überall 
rechtlich  forderte,  doch  mindestens  als  ein  Gebot 
der  Schicklichkeit  betrachtete,  a.  a.  0.  S.  405 ; 


Kink,  Gesch.  d.  kaiserlichen  UniverslUt  Wien. 
Wien  1854.    1,133. 

10  S.  0.  S.  642  n.  2  und  die  Naohweisungen  bei 
Denifle  1,  274.  310.  320.  33a  355.  362.  363. 
366.  378.  401.  417.  450.  470.  476. 605. 523. 5*39. 
579.  601.  603.  606.  VgL  auch  Bd.  Ul.  S.  221. 

li  S.  0.  S.  643  n.  5;  645  n.  2;  Paulsen,  t. 
a.  0.  S.  288,  doch  hatten  diese  auch  Tialfach  die 
Universltatsbehörden,  Rektor  und  Rath,  auszu- 
üben; 8.  Paulsen  a.a.O.;  v.  Savigny  3,193. 
285;  Tomeka.  a.  0.  S.  10. 

«  Tomek  S.  9;  v.  Savigny  3,  191. 

13  So  vor  Allem  das  Privileg  der  Befreiung  von 
der  Gerichtsbarkeit  der  gewöhnlich  zustindigee 
Gerichte  für  die  Scholaren,  welche  nicht  gelsl- 
lichen  Standes  waren,  zu  Gunsten  der  Jurisdik- 
tion des  Bischofs  oder  der  Universitatsbehördeii. 
Paulsen  a.  a.  0.45,  288. 

1«  Beispieledafür Denifle  1,447.551.  Dan 
wurden  auch  von  Ihnen  nicht  selten  kiruUicke 
Würdenträger  auserschen. 
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Hbten  sie  doeh  weder  auf  die  inneren  Angelegenheiten  der  bei  den  Oeneralstudien 
bestehenden  Korporationen  oder  der  einzelnen  Fakultäten  noch  auf  die  Lehre  und 
die  Lehrmethode  einen  Einfluss  ans  und  beanspruchten  ebensowenig  kraft  ihrer  fürst- 
lichen Gewalt  das  ausschliessliche  Recht  zur  Anstellung  der  Lehrer^,  d.  h.  es  war 
jede  Einwirkung  der  Fürsten,  welche  die  kirchlichen  Interessen  hätte  beeinträchtigen 
oder  gar  Konflikte  mit  der  Kirche  hervorrufen  können,  ausgeschlossen. 

Kann  man  aber  die  mittelalterlichen  Universitäten  als  kirchliche  Anstalten  oder 
Korporationen  betrachten?  Im  rechtlichen  Sinne  sicherlich  nicht ^.  8ie  waren  freie 
Genossenschaften,  welche  neben  dem  Recht  der  öffentlichen  Lehre  die  Selbstverwaltung, 
die  fi'eie  Bestimmung  der  eigenen  Organisation  und  die  Wahl  ihrer  Vorstände  und  Organe, 
nicht  minder  die  Verkehrs-  und  Vermögensfähigkeit  besassen  ^.  Allerdings  übten  die 
Päpste,  und  ebenso  auch  die  Kaiser  gewisse  Rechte  in  Betreff  derselben  aus,  aber 
diese  letzteren  hatten  nicht  den  Zweck,  die  Universitäten  unter  Kontrole  und  Auf- 
sicht zu  halten,  sondern  sie  zu  fördern,  zu  stärken  und  zu  schützen.  Insbesondere  um- 
fas&ten  die  päpstlichen  Rechte  nicht  einen  soweit  gezogenen  Kreis  von  Befugnissen,  dass 
die  Universitäten  in  Folgedessen  rechtlich  als  dem  kirchlichen  Organismus  eingegliederte 
Korporationen  oder  Anstalten  hätten  erscheinen  und  betrachtet  werden  können  ^.   Ja, 


1  Denn  mit  der  dnich  die  Promotion  erlangten 
Berechtig ang  überall  zn  lehren,  var  eine  fest- 
geschlossene Zahl  Ton  Professuren,  iirelche  der 
Landesherr  hätte  vergeben  können,  unvereinbar. 
Nor  insoweit  als  die  Fürsten  und  Kommunen  zur 
Sicherung  des  Fortbestandes  der  Generalstudien 
oder  einzelner  Fakultäten  für  bestimmte  Lehr- 
anstalten  Bezüge  und  Besoldungen  ausgesetzt 
oder  K&Donikate  an  Kirchen  gestiftet  hatten,  üb- 
ten sie  auf  solche  Stellen  das  Emennuiigs-  oder 
PräsentatioDsrecht  aus. 

2  Wenn  Paulsen  a.a.O.  S.  283  die  Univer- 
sitäten, m.  £.  unzutreffender  Weise,  als  freier  kon- 
Btrulite  Kollegiatstifte,  bei  denen  die  Funktion 
der  Lehre  gegenüber  der  Funktion  des  Gottes- 
dienstes das  Uebergewicht  hatte,  bezeichnet,  so 
bemerkt  er  doch  S.285,  dass  die  Universität  nicht 
sowohl  rechtlieh,  als  thatsächlich  eine  kirchliche 
Anstalt  war  (freilich  aus  dem  nicht  durchschla- 
genden Grunde),  weil  alle  Lehrer  und  alle  Schü- 
ler nach  Versorgung  in  einem  Kirchenamt  aus- 
sahen. 

3  Gierke,d.  deutsche  Genossenschaftsrecht. 
Berlin  1868.  1,  438;  s.  auch  Paulsen  a.  a.  0. 
8.  386  ff. 

^  Weder  die  verschiedenen  Behörden  der  Uni- 
versitäten (Rektoren  etc.)  noch  die  Lehrer  und 
die  Schüler  hatten  in  ihrer  Eigenschaft  als  Uni- 
versitätsmitglieder  die  Stellung,  also  die  Rechte 
und  Pflichten  der  kirchlichen  Amtsträger,  und 
standen  nicht  in  einem  Beamtentrenverhältniss, 
namentlich  nicht  in  dem  Yerhältniss  der  obedi- 
entia  eanonica  zu  irgendwelchem  kirchlichen 
Oberen  einschliesslich  des  Papstes.  Ebensowenig 
bähen  die  Güter  der  Universitäten  rechtlich  als 
Kirchengüter  gegolten  und  sind  auf  ihre  Yer- 
waltnng  und  Yeräusserung  die  f  Qr  die  letztexen 
massgebenden  kirchenrechtlichen  Normen  über 
die  Kontrole  der  geistlichen  Oberen  u.  s.  w.  an- 
wendbar gewesen. 

Kink,  Geschichte  der  Universität  Wien  1,9 


behauptet  allerdings  für  diese  Universität,  dass 
sie  nach  der  Stiftung  Herzog  Rudolfs  IV.  v.  1366 
hätte  eine  der  Kirche  einverleibte  Körperschaft 
und  in  ihren  Diensten  sein,  deshalb  auch  unter 
der  geistlichen  Jurisdiktion  und  ia  innigster 
Verbindung  mit  der  um  dieselbe  Zeit  gestifteten 
Dompropstei  stehen  sollen,  so  dass  diese  beiden 
Stiftungen  gleichsam  als  eine  Stiftung  gegolten 
hätten.  Der  Stiftungsbrief  für  die  Universität 
von  1366,  Kink,  %  1,  enthält  von  dieser  an- 
geblichen Einverleibung  kein  Wort,  und  wenn 
es  iu  der  Stiftungsurkunde  für  die  Propstei  zu 
Allerheiligen  (S.  Stephan)  von  1366  heisst,  a.a. 
0.  2,  26  :  „.  *  •  seyt  der  all  mechtig  got . . .  Unss 
dtfrzue  mit  seiner  barmheizigkeit  erwöhlt  hat, 
daz  Wür  nun  selten  stüfften  und  pauen  2  löblich 
und  Nuz'Stifft  der  Ghristenhait,  aines  mit  dieser 
unser  Stifft  ze  Wienn,  davon  Er  ewiglich  gelobt 
soll  werdten,  die  ander  mit  der  grossen  schnell 
in  unser  Statt  ze  Wienn,  davon  sein  chiistlicher 
glaub  gemehrt  soll  werden,  davon  maiuen  wür, 
seyd  wür  die  beedeStüfft  gethan  haben,  daz  auch 
dieselbe  2  Stüfft  ewigllich  zu  einander  in  einer 
Verphlichtung  und  ainung  beleihen  sollen,  und 
in  würden  einander  halten,  als  die  brieff  sagend 
die  darüber  von  unss  auss  und  in  gegeben  wordent,^ 
so  ist  auch  hier  von  Einverleibung  der  Univer- 
sität in  die  Propstei  oder  das  Stift  keine  Rede, 
vielmehr  nur  von  einer  innigen  gegenseitigen 
Beziehung,  für  deren  nähere  Gestaltung  überdies 
auf  die  Stift ungsbriefe  verwiesen  wird,  und 
welche  sich  in  der  Stellung  des  Propstes  als 
Kanzler,  in  der  Theilnahme  der  Universität  an 
dem  Gottesdienst  der  hohen  Festtage  u.  s.  w. 
äusserte.  Ebensowenig  kann  man  deshalb,  so 
Kink  1, 133,  von  einer  klerikalen  Richtung  der 
Universität  sprechen,  weil  die  Gesammtheit  ihrer 
Angehörigen  als  „clerus  universitatis''  (s.  den 
Stiftungsbrief  a.  a.  0.  2, 18)  bezeichnet  wird,  und 
die  Bürgerschaft  von  Wien  i.  J.  1668  im  Hinblick 
auf  die  Zeiten,  wo  die  Uuiversitätsgenosson  der 
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nicht  einmal,  soweit  als  die  einzelnen^  die  Universitäten  bildenden  Körperschaften 
oder  selbst  soweit,  als  die  Oeneralstudien  in  ihrer  Funktion  als  Lehranstalten  in  Be- 
tracht kamen,  hatten  sie  kirchliche  Aufgaben  zu  erfüllen.  Allerdings  dienten  sie  der 
Kirche  besonders  durch  die  Lehre  und  die  Forderung  der  Wissenschaften,  vor  Allem 
der  Theologie,  des  kanonischen  Rechts  und  der  Philosophie ,  indessen  war  dies  nicht 
ihr  Hauptzweck,  vielmehr  der  freie  Betrieb  der  Wissenschaften  >. 

B.  Die  Universitäten  bis  zum  Anfang  des  16.  Jahrhunderts.  Die 
dargelegten  rechtlichen  Verhältnisse  hinsichtlich  der  Beziehung  der  Kirche  zu  den 
Universitäten,  wie  sie  sich  während  des  13.  und  14.  Jahrhunderts  gestaltet  hatten, 
haben  im  Wesentlichen  noch  bis  in  den  Anfang  des  16.  Jahrhunderts  hinein  un- 
verändert fortbestanden.  Die  während  dieser  Zeit  in  Deutschland  neu  errichteten 
Universitäten  verdanken  sämmtlich  ihre  Entstehung  einzelnen  deutschen  Landes- 


Regel  nach  anverheirathet  blieben,  bemerkt: 
„den  vor  jaren  sey  dj  Universitet  clerica  ge- 
west*' 

Nicht  minder  erscheint  es  unzutreffend,  wenn 
H.  Bressler,  d.  Stellung  d.  Universitäten  z. 
Baseler  Konzil.  Leipzig  1885.  S.  9,  welcher  den 
Universitäten  unter  Berufung  auf  Paulsen 
(S.  o.  S.  655  n.  2)  einen  durchaus  kirchlichen 
Charakter  beilegt,  daraus  die  Zulassung  nicht 
nur  ihrer  offiziellen  Vertreter,  sondern  auch  der 
Doktoren  und  Magister  irgendwelcher  Fakultäten, 
wenn  dieselben  nur  geistlich  waren ,  herleitet. 
Es  ist  allerdings  richtig,  dass  schon  zum  Konzil 
von  Pisa,  Bd.  III.  S.  363,  und  auch  zu  den  übri- 
gen Reformkonzilien,  Sieveking,  Organisation 
und  Geschäftsordnung  des  Kostnitzer  Konzils  S. 
5;  Bressler  S.  10,  die  Universitäten  und  zwar 
auch  von  den  Päpsten  eingeladeu  worden  sind, 
und  dass  die  Vertreter  der  Universitäten,  wenn- 
gleich noch  nicht  zu  Pisa,  Bd.  III.  S.  365  n.  6, 
doch  zu  Konstanz,  Siena  und  Basel,  a.  a.  0.  S. 
370.  374.  387.  390;  vgl.  auch  Sieveking  S. 
13.  19;  Bressler  S.  9  ff.  18.  35,  entscheiden- 
des Stimmrecht  geübt  haben.  Dies  erklärt  sich 
aber  daraus,  dass  die  Universitäten  die  kirchlich 
aaerkannten  Pflanz-  und  Pflegestätten  der 
Wissenschaft  waren,  und  dass  abgesehen  davon, 
dass  ihre  Ausschliessung  die  Femhaltung  der 
Wissenschaft  bedeutet  hätte,  man  sie  in  den  er- 
regten Zeiten,  in  denen  die  früher  allein  stimm- 
berechtigten Prälaten  sich  der  ihrer  Lösung 
harrenden  Aufgaben,  der  Herstellung  der  Einheit 
der  Kirche  und  der  Reform  derselben,  nicht  ge- 
wachsen gezeigt  hatten,  umsoweniger  entbehren 
konnte,  als  die  damalige  Bewegung  ihren  geisti- 
gen Gehalt  und  ihre  geistige  Leitung  von  den 
Universitäten  und  ihren  Gelehrten  erhalten 
hatte,  s.  P.  Tschackert,  Peter  v.  Alli.  Gotha 
1877.  S.  145  ff.,  J.  B.  Schwab,  Johannes 
Gerson.  121  ff.  127  ff;  Hüb  1er,  Konstanzer 
Reformation.  S.  362  ff.  Man  kann  also  weder 
aus  der  Zulassung  der  Universitäten  zu  den 
Reform-Konzilien  auf  ihre  Eigenschaft  als  kirch- 
liche Korporation  im  Rechtsinne  schllessen,  noch 
aus  dieser  ihrer  Eigenschaft  ihre  Theilnahme 
und  ihr  Stimmrecht  auf  denselben  herleiten. 
Für  diese  Auffassang  spricht  auch  der  Umstand, 
dass  neben  den  Vertretern  der  Universitäten  zu 


Konstanz,  Siena  und  Basel  den  Gelehrten,  wenn 
sie  Geistliche  waren,  dieselben  Rechte  gewährt 
worden  sind,  und  dafür  nichts  anderes  als  ihre 
wissenschaftliche  Stellung  den  Titel  gebildet 
hat,  s.  auch  Bd.  III.  S.  379. 

1  Die  Ansicht,  dass  die  Theologie  den  Schlius- 
stein,  den  Kern  der  mittelalterlichen  Univexsi- 
tätsstudien  gebildet  habe,  so  z.  B.  Aschhach, 
Geschichte  der  Wiener  Universität.  Wien  i865i 
1,  9,  ist  schon  von  Denifle  1,  703  zur  Genfige 
widerlegt. 

Kink  1,  129,  welcher  als  Hauptzweck  der 
Universitäten  das  Wirken  für  den  Dienst  nnd 
den  Schutz  der  katholischen  Kirche  hinstellt, 
folgert  dies  daraus,  dass  in  den  Stiftuugsurkun- 
den  ihre  Aufgabe  als  Verbreitung  und  Yerthei- 
digung  des  wahren  Glaubens  hingestellt  weide. 
Indessen  heben  die  kaiserlichen  und  päpstlicheB 
Stiftungsbriefe,  so  z.  B.  der  zweite  (Herze? 
Albrechts  lU.)  für  Wien  v.  1385,  Kink  2,  49: 
,;qua  creatoris  clemenoia  laudabitur  in  celis 
eiusque  fldes  orthodoxa  dilatabitur  in  terris, 
augebitur  ratio,  crescet  respublica  et  In  sabiec- 
tis  populis  lux  fulgebit  insticie  et  veritatls^ 
(fast  gleichlautende  oder  ähnliche  Verordnungen 
flnden  sich  in  allen  betreffenden  Urkunden), 
streng  genommen  nicht  die  Aufgaben  der  Uni- 
versitäten, sondern  den  Nutzen  derselben  hervor. 
Das  bestätigen  insbesondere  solche  pipstUche 
Stiftungsbriefe,  welche  die  theologische  Fakultät 
ausschliessen,  und  in  denen  es  ebenfalls  heisst, 
s.  den  Urbans  V.  für  Wien  1365,  a.  a.  0. 2, 129: 
„studia  per  quae  divlni  nominis  suaeque  fldei 
catholicae  cultns  protenditur,  justitla  colitur, 
tam  publica  quam  privata  res  geritur  utiliter 
omnisque  prosperitas  humanae  conditionis  aoge- 
tur.''  Die  erwähnten  Urkunden  bringen  dem- 
nach, wie  sie  denn  auch  stets  neben  die  selbst- 
verständlich zuerst  erwähnte  Verbreitung  des 
Glaubens  auch  andere  Folgen  in  gleiche  Linie 
stellen,  die  allgemeine  Anschauung  der  Zeit 
zum  Ausdruck,  dass  der  freie  Betrieh  der  damals 
noch  in  voller  Harmonie  mit  der  Kirchenlehre 
stehenden  Wissenschaft  eine  Quelle  des  Se^ns 
für  die  Befestigung  der  Gottesfurcht,  die  Ver^ 
breitung  des  Glaubens,  die  Forderung  der  Ge- 
rechtigkeit und  die  Vermehrung  des  öffentlichen 
und  privaten  Wohles  bilde. 


§.  241.] 


Yerh&ltnisfl  der  Kirche  zu  den  Universitäten.    Geschichte. 
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herren^,  und  wenn  von  ihnen  auch  nur  Wittenberg  eine  kaiserliche  Errichtangs- 
Urkunde^,  Freibarg  und  Frankfurt  wenigstens  eine  kaiserliche  Bestätigung^  aufweisen, 
so  liegen  doch  andererseits  fQr  alle^  einzig  und  allein  Wittenberg  ausgenommen, 
päpstliche  Stiftungsbriefe  vor  ^.  Aber  selbst  die  Gründung  dieser  Universität  ist  keines- 
wegs im  Kampfe  gegen  die  Kirche  erfolgt,  und  hat  noch  viel  weniger  eine  Zurückweisung 
der  AU^herrsohaft  des  Papstes  oder  der  Kirche  auf  geistigem  Gebiet  bedeutet  ^.  Dies 
ergiebt  sich,  ganz  abgesehen  davon,  dass  der  Kaiser  auch  allein  zur  Ertheilung  von 
8tiflnngsbriefen  berechtigt  war  \  ans  der  Thatsache,  dass  die  Errichtung  der  Univer- 
sität schon  1503  durch  einen  päpstlichen  Legaten  bestätigt  worden  ist^,  und  für  die- 
selbe in  den  Jahren  1505  und  1506  Privilegienbriefe  vom  Papst  Julius  11.  erwirkt 
worden  sind  ^. 

Nur  insofern  zeigt  sich  eine  Aenderung,  als  die  Fürsten  im  Zusammenhang  mit 
ihrem  reformirenden  Eingreifen  in  die  kirchlichen  Verhältnisse,  etwa  seit  der  Mitte  des 
1 5.  Jahrhunderts,  vor  Allem  aber  in  der  letzten  Hälfte  desselben,  freilich  vielfach 


^  So  Leipzig  dem  Landgrafen  v.  Thüringen  und 
dem  Markgrafen  v.  Meissen,  Friedrich  u.  Wilhelm 
(Stiftonganrlrande  denelhen  y.  2.  Dez.  1409  n. 
papBtUche  EniehtangabnUe  Alexandex's  Y.  t.  9. 
Sept.  1409  im  codex  diplomat.  Saxonlae  regiae 
n.  Hptthl.  11,  anch  n.  d.  T.  Stübel,  ürkdbch. 
d.  UnlTersitat  Leipzig.  Leipzig  1879.  S.  3  u.  S. 
1);  • — Rostock  den  Herzogen  Johann  III.  nnd 
Albrecht  V.  t.  Mecklenburg  (Stlftnngsbnlle 
Martins  V.  v.  13.  Febmar  1419,  welche  noch  die 
eist  1432  durch  Engen  lY.  bewilligte  theologische 
Fakultät  ausnimmt),  Krabbe,  die  Universität 
Rostock  im  15.  u.  16.  Jahrh.  Rostock  18Ö4.  S. 
34.  37.  62;  —  Oreifswald  (auf  Anregung  des 
Bfirgermelsters  Rubenow  unter  Bethellignng  des 
Hmogs,  des  Rathes  und  der  Aebte  der  benaoh- 
barten  Kloster  gegründet,  Errichtungsbulle 
Gallxt's  in.  Y.  29.  Mai  1466,  Kosegarten, 
Gesch.  d.  Universität  Oreifswald.  Oreifiiwald 
1866.  1867.  1,  54  ff.  u.  2,  14);  —  Freiburg  dem 
Eizherzog  Albert,  Bruder  Kaiser  Friedrichs  III. 
(Dotationsbriefe  v.  1456  u.  1457,  Errichtungs- 
bulle Gallxt's  m.  Y.  18.  April  1455,  Riegger, 
opnso.  ad  histor.  et  iurisprnd.  praecipue  eccle- 
siast  pertinentla.  Friburg.  Brlsg.  1773.  p.  427; 
Schreiber,  Gesch.  d.  Albert-Ludwigs-Ünlver- 
siat  zu  FreibuTg  1.  Br.  Freiburg  1857.  1,  6. 
9  ff.) ;  —  Ingolstadt  (erst  1472  in  das  Leben  ge- 
treten, nachdem  schon  durch  Pins  II.  am  7.  April 
1459  dem  Herzog  Heinrich  dem  Reichen  eine 
Zusage  für  die  Genehmigung  einer  zu  errichten- 
den UniYersität  gegeben  war),  Prantl,  Gesch. 
der  Ludwtg-Maxlmilians-UnlYeTsität  in  Ingol- 
stadt, Landshut,  München.  München  1872.  1, 
12.  20 ;  —  Mainz  dem  Erzbischof  Dietherr  (Er- 
richtungsbuUe  Sixtus'  lY.  y.  23.  November  1476, 
Würdtweln,  subs.  diplom.  3, 182) ;  —Tübin- 
gen dem  Grafen  (später  Herzog)  Eberhard  im 
Bart  (Erriohtungsbulle  Sixtus'  lY.  v.  9.  Novem- 
ber 1479,  Urkunden  z.  Gesch.  d.  Universität 
Tübingen  aus  d.J.  1476—1550.  Tübingen  1877. 
S.  11.);  Klüpfel,  die  Universität  Tübingen. 
1877.  S.  1  ff. ;  —  Wittenberg  Kurfürst  Friedrich 
dem  Weisen  1502,  Grohmann,  Annalen  der 
Universität  zu  Wittenberg.  Meissen  1801.  1, 
4 ff.;   —  Frankfurt  a.  0.  Kurfürst  Joachim  IL 

Hin  sohl  VI,  Eirchenrecht  lY. 


(päpstliche  Errichtungsbulle  v.  Julius  II.  v.  15. 
März  1506,  J.  Ohr.  Beomann,  memoranda 
Francofbrt  notltia  universitatis.  '  Francof.  ad 
Oder.  1676.  p.  17;  vgL  Hausen,  Gesch.  d. 
Universität  u.  Stadt  Frankfurt  a.  0.  Frankfurt 
a.  O.1800.  S.  4ff.\ 

2  Yom  6.  Juli  1502  bei  Grohmann  a.  a.  O. 
1,10. 

»  Freiburg  v.  Friedrich  III.  v.  J.  1456  bei 
Rlegger,  opn8culaoitp.423,  s.  auch  Schrei- 
ber a.  a.  0.  1,  8;  Frankfurt  a.  O.  v.  Maximilian 
I.  V.  26.  Oktober  1500,  Becmann  L  c  p.  12. 

Tübingen  erhielt  von  Friedrich  III.  das  Recht 
bestätigt,  im  römischen  Recht  zu  lehren  und  zu 
gradulren,  cit.  Tüb.  Urkdbch.  S.  77. 

^  S.  0.  Anmerk.  1.  Auch  für  Löwen,  s.  d. 
Balle  Martins  Y.  v.  9.  Dezember  1425,  bull. 
Taurin.  4,  723  u.  Robiano  1.  c.  p.  70;  für 
Basel  (Yon  Plus  II.  v.  12.  NoTember  1459);  für 
Upsala  und  Kopenhagen  (von  Sixtus  Y.  v.  1475) 
sind  solche  Stiftungsbriefe  ertheilt,  Pauls en 
a.  a.  0.  45,  275.  279. 

5  So  Muther,  Aus  d.  Unlversitäts-  und  Ge- 
lehrtenleben im  Zeitalter  der  Reformation.  Er- 
langen 1866.  S.  25  u.  Zur  Gesch.  d.  Rechts- 
wissenschaft u.  d.  Universitäten  in  Deutschland. 
Jena  1876.  S.  257.  258.  Gegen  ihn  schon 
Paulsen  a.  a.  O.  S.  283  und  dann  Denlfle 
1 ,  767. 

0  So  0.  S.  648.649.  Davon  ist  Muther  nichts 
bekannt,  denn  er  behauptet,  dass  sich  schwerlich 
aus  früherer  Zeit  ein  kaiserliches  Universitäts- 
prlvilegium  auf  Ertheilung  des  Promotions- 
rechtes in  allen  FakuliAten  nachweisen  lasse. 
Merkwürdigerweise  hebt  er  aber  andererseits 
selbst  die  völlig  den  Thatsachen  entsprechende 
Aeusserung  des  dem  Ende  des  15.  und  dem  An- 
fang des  16.  Jahrhunderts  angehörigen  italieni- 
schen Juristen  Petrus  Ravennas  hervor,  dass 
der  Kaiser  ohne  Zustimmung  des  Papstes  Uni- 
versitäten für  die  Theologie  und  das  kanonische 
Recht  privilegiren  könne,  s.  die  zuerst  cit  Schrift 
S.  75. 

7  Denlfle  1,  767  n.  35;  s.  auch  Groh- 
mann a.  a.  O.  1,  14. 15. 

8  Grohmann  a.  a.  O.  1,  16.  18. 
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anter  Zuziehung  der  als  Kanzler  fongirenden  kirchlichen  Wardentrftger)  auch  die  in- 
ternen Yerh&ltnisse  der  Universitftten,  die  Promotionen,  den  Lehrgang,  die  neneinsn- 
führenden  Fächer  u.  s.  w.  geordnet  ^  und  dadurch  die  frühere  Autonomie  der  üni- 
versit&ten  beschränkt,  ja  von  Yomherein  sich  das  Recht  zu  jeder  Veränderung  der 
Statuten  vorbehalten  haben  '. 

II.  Die  deutschen  Universitäten  seit  der  Reformation  bis  zum 
Ende  des  18.  Jahrhunderts.  Wenn  sich  in  den  eben  gedachten  Vorgängen 
schon  die  späteren  Staatsuniversitäten  der  modernen  Zeit  ankündigen,  so  verdanken 
dieselben  doch  erst  dem  16.  Jahrhundert,  der  deutschen  Reformation,  ihre  Entstehung. 
Fflr  den  Protestantismus  war  die  Heranbildung  eines  theologisch  und  klassisch  ge- 
bildeten Predigerstandes  eine  Lebensfrage.  Man  bedurfte  daher  vor  Allem  solcher 
Universitäten,  an  denen  die  theologischen  Fakultäten  die  neue  Lehre  wissenschaftlich 
auszubauen  und  die  zukünftigen  Prediger  heranzubilden  und  zu  prüfen,  in  der  Lage  war(m. 
Sofern  nicht  etwa  die  in  den  einzelnen  protestantisch  gewordenen  Ländern  gelegenen 
Universitäten,  ebenso  wie  das  Kirchenwesen  des  Territoriums,  von  den  Landesherren 
reformirt  werden  konnten^,  waren  diese  letzteren  genöthigt,  neue  Lehranstalten  zu 
errichten^.  Dabei  konnte  selbstverständlich  von  der  Einholung  einer  päpstlichen 
Errichtungs-  oder  Stiftungsbulle  nicht  die  Rede  sein.  Den  protestantischen  Landes- 
herren blieb  daher  nur  der  Weg  offen,  sich  behufs  Erwerbung  des  Promotionsrechtes 
in  dem  alten  Sinne  (d.  h.  mit  der  allgemeinen  Anerkennung  der  Lehrbefilhignng  der 
Oraduirten)  an  das  andere  Organ,  welchem  die  Ertheilung  desselben  im  Mittelalter 
zugestanden  hatte,  d.  h.  an  den  Kuser  zu  wenden  ^,  und  auf  diesen  waren  sie  nmso- 
mehr  hingewiesen,  als  ihre  alleinige  Berechtigung  zur  Gründung  von  hohen  Schulen 
bei  der  zwar  schon  in  der  Entwicklung  begriffenen,  aber  noch  nicht  zur  vollen  Aus- 
bildung gelangten  Landeshoheit  erheblichen  Zweifeln  unterlag,  und  sich  gerade  nun- 
mehr, seitdem  die  Frage  eine  hervorragende  praktische  Bedeutung  erhielt,  die  Ansicht 
feststellte,  dass  die  Ertheilung  von  Universitätsprivilegien,  mindestens  aber  die  Ge- 
währung des  Promotionsprivilegs  zu  den  kaiserlichen  Reservatrechten  gehöre  ^. 


1  Vgl.  M  e i  n  6 r 8 ,  GeBchichte  u.  s.  w.  2, 196  ff. 
und  Paul 8 en  a.  a.  0.  46,  288.  289.  In  Folge 
der  Berühning  de8  Hamauismua  mit  den  Uni- 
versitäten wurden  ancb  in  den  letzten  Jahr- 
zehnten des  15.  Jahrhunderts  mehrfach  Lektüren 
für  die  Poesie  und  Eloquenz,  ja  1501  in  Wien  eine 
eigene  hnmanistische  Fakultät  errichtet,  Paul- 
sen,  Gesch.  d.  gelehrten  Unterrichts.  S.  87 ff; 
Kink,  Gesch.  d.  Universität  Wien  1, 184  ff.  199. 

^  Wie  bei  den  später  im  Laufe  des  Jahrhunderts 
errichteten  Universitäten,  z.  B.  bei  Ingolstadt, 
Prantl  a.a.  0.  1,  28  u.  2,  75,  und  bei  Tübingen, 
Panlseu  bei  v.  Sybel  46, 289;  vgl. auch  Mei- 
ners a.  a,  0.. 

3  So  Wittenberg  1533,  Tübingen  1525  und 
1657,  Leipzig  1539,  Frankfurt  a.  0.  1540, 
Greifswald  1539  u.  1545,  Rostock  1563  und 
Heidelberg  1556,  Pavlsen,  Geschichte  des 
gelehrten  Unterrichts  S.  162 ff.  166  ff.  173ff. 

*  Hierher  gehören  die  Universitäten  Marburg 
(1629),  Königsberg  (i549),  Jena  C1658),  Helm- 
Stadt  (1668),  Giessen  (1607),  Altdorf  (1622) 
und  Halle  (1694),  Paulsen  a.  a.  0.  S.  162. 
171. 178.  179.  363. 


B  Nachgesucht  und  ertheilt  sind  solche  Pri- 
vllegien  für  die  In  der  vorigen  Anmerkung  er- 
wähnten Universitäten,  s.  die  NachweLsangeo 
bei  Pfeffinger,  Vitriarins  illustratiu  Uli. 
III.  tit.  2.  S-  65.  3,  236  ff.  Nur  für  Königsbof 
gelang  es  nicht,  ein  kaiserliches  Privileg  zu  er- 
halten, man  begnügte  sich  daher  mit  einer  dis 
Promotionsrecht  gewährenden  Bestatigang  der 
polnischen  Krone  (v.  1660),  Panlsen,  S.  173. 

^  Ueber  den  Umfang  des  kaiseilichea  Beser- 
vatrechtes  herrschte  Streit,  hinsichtlich  des  Pnh 
motionsprivilegs  war  dasselbe  aber  allgemein  an- 
erkannt, Pfeffinger  L  c.  n.  b;  3,  227;  J. 
Steph.  Pütter,  inst.  lux.  pubL  Goetdng. 
1787  ed.  4.  p.  353 ;  J.  J.  M  o  s  e  r ,  deutsch.  Staats- 
recht Frankfurt  1766  ff.  5,  342.  Man  berief  sich 
dafür  auf  die  Reichskammergerichts-Ordn.  von 
1665.  Th.  I.  Tit.  1.  3.  $.  2  (wo  für  die  rechtsge- 
lehrten Beisitzer  des  Gerichts  erfordert  wird: 
„auch  zuvor  ....  in  Universitäten,  welche  Bon 
wenigsten  von  Unsern  Vozfahren,  Born.  Kafsem 
und  Königen,  die  Jetzige  Kaiserl.  Mixest,  oder 
Uns  conflrmirt  sind,  gewesen  and  zum  wenigsten 
5  Jahre  lang  in  Rechten  studirV')  und  I.  P.  0. 


§■  Wl.] 
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Während  somit  die  Universitäten  in  den  protestanttschen  Ländern  Deutschlands 
za  landeeherriichen^  kaiserlich  privilegirten  Lehranstalten  geworden  waren^  nnd  gleich- 
seitig mit  der  Zerst^rang  der  Einheit  der  wissenschaftlichen  Methode  des  Mittelalters 
auch  die  Verbindung  mit  der  die  Einheit  der  früheren  Universitäten  bedingenden 
und  vermittelnden  katholischen  Kirche  zerrissen  wnrde,  suchte  diese  letztere  im  Zu- 
sammenhange mit  den  Massnahmen,  welche  auf  dem  Trienter  Konzil  zur  Reform  der  Aus- 
bildung des  Klerus  beschlossen  wurden,  und  welche  die  Universitäten  als  regelmässige 
Bildungsstätten  für  denselben  erübrigen  sollten  ^^  das  Universitätswesen  in  möglichste 
Abhängigkeit  von  der  geistlichen  Gewalt,  vor  Allem  von  dem  päpstlichen  Stuhle  zu 
bringen,  und  die  Universitäten  zu  rein  kirchlich  geleiteten,  den  tridentinischen  Semi- 
naren ähnlichen,  allerdings  höheren  Lehranstalten  umzubilden.  Sie  hat  damit  nicht 
minder  ihrerseits,  wenngleich  in  anderer  Beziehung  als  dies  in  den  protestantischen 
Ländern  geschehen,  den  mittelalterlichen  Charakter  der  Universitäten  zerstört. 

Wenn  die  Vorschrift^,  dass  alle  Doktoren^  Magister  und  Professoren  an  den 
Generalstudien  vor  Erlangung  eines  Lehrstuhles  oder  vor  der  Ausübung  des  Lehr- 
amtes, nicht  blos  in  der  Theologie,  sondern  auch  in  den  anderen  Wissenschaften  4, 
sowie  die  zu  den  akademischen  Graden  zu  promovirenden  Kandidaten  vor  der  Promo- 
tion, und  die  zu  Rektoren  oder  zu  Kanzlern  zu  bestellenden  Personen  vor  ihrer  Wahl  ^ 
bei  Strafe  der  Nichtigkeit  der  erlangten  Aemter,  Würden  und  Stellungen  <^  die  professio 
fidei  Tridentina  ablegen  sollten,  darauf  hinzielte,  die  Pflege  der  Wissenschaft  auf  den 
Universitäten  in  völliger  Abhängigkeit  von  der  Kirchenlehre  zu  halten,  so  hatte  sich 
schon  vorher  der  Jesuiten-Orden  mit  seinen,  auch  den  Unterricht  umfassenden  Be- 
strebungen als  geeignetes  Werkzeug  für  die  Umgestaltung  des  früheren  Universitäts- 
wesens dargeboten.  Seine  Kollegien,  welche  die  Universitätswissenschaften,  insbe- 
sondere die  Theologie  und  die  Philosophie,  in  den  Ejreis  ihrer  Lehrgegenstände  ge- 
zogen hatten,  erhielten  vielfach  die  Privilegien  der  alten  Generalstudien,  einschliesslich 
des  Promotionsrechts'.  Mit  denselben  Rechten  wurden  auch  die  Kollegien  anderer 
Orden  ^  und  vor  Allem  die  im  Laufe  des  16.  Jahrhunderts  gegründeten  Anstalten, 
welche  Geistliche  für  besondere  kirchliche  Aufgaben  auszubilden  bezweckten  ^,  von 
den  Päpsten  ausgestattet.    So  traten  seit  der  zweiten  Hälfte  des  16.  Jahrhunderts 


art.  10.  $.  13,  in  welchem  der  Kaiser  dem  Konig 
Ton  Schweden  das  Recht  gewährt,  in  den  deut- 
schen Besitzungen  eine  Akademie  oder  Univer- 
sität an  einem  ihm  passend  eischeinenden  Orte 
zu  errichten. 

1  J.  J.  Moser ,  T.  d.  Landeshoheit  im  Geist- 
Uohen«     Frankfnrt  o.  Leipzig  1773.  S.  186. 

2  S.  0.  S.  601. 

3  Pii  IV.  const.  In  sacrosancta  v.  10.  Novem- 
ber 1564,  s.  0.  S.  645  n.  5. 

4  Kanonischem  und  Civil  -  Recht,  Medizin, 
Philosophie,  Grammatik  u.  aliae  artes  liberales, 
r.  a.  a.  0. 

^  Const.  clt  ^  3:  „Neque  doctores  ipsi  aat 
nniTeraltatum  sea  gymnasiornm  eornmdem  rec- 
iores,  cancellarii  vel  alii  snperiore«  sed  neo 
eüam  palatinl  comite«  ant  alil  particulares  faoul- 
tates,  eruditoB  yiros  ad  eosdem  giadus  promo- 
Tendi,  etiam  a  nobls,  apostoUca  sede  Tel  alias 
vndecunqne  habentes,  scholares  tam  laicos  qnam 
clericos  et  eniusvls  ordlnis  reguläres  vel    alloi 


quoscunque  quantalibet  condltione  praeditos, 
aid  nllum  gradnm  in  elsdem  facaltatibus  sus- 
clplendum  recipere  et  admittere'';  $.  4:  „Ne- 
qoe  doctores,  magistrl  et  scholares  ad  electionem 
alicnlns  In  rectorem  vel  cancellarinm  universl- 
tatis  ant  gymnasii  procedere  nee  Ipsl  scholares 
vel  alil  quantamllbet  doctl  et  alloqnln  hablles, 
gradus  hnlusmodi  vel  eoram  aliqnem  palam  vel 
privatim  recipere  valeant,  nisi  ....  eligendl 
antem  In  rectores  vel  cancellarlos  ante  lUorum 
electionem  vel  saltem  admisslonem  in  ordinaril 
loci  vel  eius  in  splrltualibos  vicarü,  ac  promo- 
vendl  scholares  et  alii  praefati  ante  iUoram  pro- 
motionem  in  elsdem  ordinaril  sen  eins  vlcaril 
aut  doctornm  allommqne  promoventlnm  mani- 
bns"  (folgt  die  Stelle  S.  645  n.  5  a.  a.  0.). 

•  Ibid.  $.  6. 

f  S.  0.  S.  511  n.  3  o.  S.  512. 

8  S.  0.  S.  612. 

»  S.  o,  S.  519  ff. 
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I.  Die  Hierarchie  und  die  Leitung  der  Kirche  durch  dieselbe. 


B.MI. 


neben  die  lüteren  Universitäten  eine  Reihe  von  Lehranstalten,  in  welchen  zwar  die 
Universitätswissenschaften  ebenfalls  getrieben  wurden,  welche  aber  in  absoluter  Ab- 
hängigkeit von  dem  Jesnitengeneral  ^  oder  von  päpstlichen  Protektoren  ^  standen. 
Demgemäss  war  bei  ihnen  von  der  alten  korporativen  Verfassung  und  der  Autonomie 
der  früheren  Universitäten  oder  der  dieselben  bildenden  einzelnen  Eörperschaften 
keine  Rede^,  ihre  Zöglinge  hatten,  wie  die  Seminaristen,  gemeinsam  unter  geisüicher 
Aufsicht  nach  einer  festgesetzten  Tagesordnung  zu  leben  und  zu  arbeiten,  und  die 
Lehrstühle  wurden  durch  die  von  dem  Orden  deputirten  Mitglieder^  oder  auch  durch 
etwaige,  seitens  der  Protektoren  bestellte  Qeistliche  ^  versehen. 


<  Das  war  der  Fall  bei  den  Jesuiten-Kollegien 
und  den  anderen  Anstalten,  deren  Leitung  dem 
Jesuiten-Orden  übergeben  war,  s.  o.  S.  511.  616. 

2  S.  0.  S.  616.  518. 

3  Vgl.  z.  K  die  Ton  Sixtus  V.  in  der  Bulle : 
Rationl  congrult,  v.  1.  Juni  1585  bestätigten, 
nicht  zur  Ausführung  gelangten  Anordnungen 
Gregors  XIII.  für  das  Jesuiten-Kolleg  und  Oeue- 
ral'Studium  zu  Pont-It-Moussou  %.  3,  bull. 
Taur.  8,  572:  „  ....  ut ....  in  posterum  .... 
qoi  foret  dicti  coUegii  xector,  idem  etiam  ipslns 
universitatis  rector  pro  tempore  esset  et  superior 
esse  sine  ulla  dubitatione  ceuseretur;  oui  non 
modo  scholastici  quicumque  et  offlciales,  sed 
etiam  omnes  quarumcumque  facultatum  pro- 
fessores,  etiam  qui  decanus  nuncupatur  iurispru- 
dentiao  eiusdem  universitatis  ceteiaeque  per- 
sonae,  tamquam  membra  capiti,  sabessent  om- 
nino  et  obedirent;  is  quoque  rectoris  nomeu, 
inslgnia,  piivilegia,  facultates,  praeeminentias  ac 
sigillum  ipsum  cum  bac  inscriptione  simpliciter : 
sigillum  rectoris  universitatis  Mussipontanensis, 
quo  nemo  alias  praeter  ipsam  uti  posset,  in 
quibuBcumque  actibus  publicis  et  privatis  ob- 
üneret ;  omnes  professores  seu  lectores  quarum- 
cumque facultatum,  etiam  iuris  civilis  et  cano- 
nici, qui  publice  aut  privatim  docturi  essent, 
etiam  qui  pedagogi  munere  tan  tum  fungi  vollen t, 
prius  ab  ipso  rectore  vel  personis  ab  eo  nominan- 
dis  super  vita  et  moribus  examinarideberent  et  in 
manibus  eiusdem  rectoris  seu  alterius  ab  eo  de- 
siguandi  catbolicae  fldei  professionem  iuxta  arti- 
culos  pridem  a  sede  apostoUca  propositos,  emit- 
terent,  neque  quisquam  huinsmodi  omnia  publice 
Yol  privatim  obire  änderet,  sine  eiusdem  rectoris 
llcentla  in  scriptis  obtenta ;  omnesque  etiam  in 
praedictls  vel  aliis  quibuscumque  facultatibus, 
etiam  iuris  canonici  et  civilis,  ad  gradus  magiste- 
lii,  doctoratus,  laureae,  licentiaturae  vel  bacca- 
laureatus  promovendi  similem  emitterent  ooram 
eodem  reotore  vol  personis  ab  eo  deputandis  fldei 
promissionem ;  idque  etiam  servaretur  ab  Omni- 
bus et  singulis  scholastlGis  cuiuscumque  faoul- 
tatis,  qui  etiam  in  albo  rectoris  postea  describe- 
rentuT  sive  immatricularentur  eique  obedientiam 
debitam,  etiam  iureiurando  interposlto  promit- 
terent;  nihilominus  deinceps  in  alteram  matri- 
colam  referrentur  decani  iurisprndentiae ,  si  iuri 
civili  vel  canonico  operam  dare  voluissent:  qui 
hoc  facere  recusarent,  e  munerum  praediotorum 
functionibus  et  graduum  promotionibus  et  nu- 
mero  scbolasticorum  ac  audiendis  professoribus 
arcerentur;  quotannis  feste  die  s.  Nicolai,  om- 


nes lectores,  doctores,  scholastici  et  offidales 
universitatis,  etiam  qui  iuri  canonico  vel  dvüi 
operam  darent,  ad  solemnia  sacia  universitatis 
in  ecclesia  collegii  praedictae  societatiB  conte- 
nirent;  similiter  et  Interessent  supplicationibus 
et  processlonibus  solemnibus,  quas  bis  aut  ter 
quotannis  rector,  si  ei  videretur,  indlceret ;  om- 
nesque ut  Ulis  Interessent,  perecdesiasticas  cen- 
suras  et  poenas,  etiam  pecuniarlas  per  inobedi- 
entes  incurrendas,  compellere  posset.  Idem 
rector  collegii  et  universitatlB  omnes  et  quos- 
cumque  theologiae,  philosopbiae  et  humananun 
litterarum  dumtaxat  lectores,  praeceptores,  ean- 
cellarium,  decanum,  secxetarios,  bidellos  oete- 
rosque  offlciales  deputandi  et  amovendi,  quaeque 
ad  illorum  regimen  pertinerent,  ordinandi  et 
disponendi,  corrigendi  mutandique  Iuxta  eius- 
dem societatis  statuta  ....  plenam  et  libexam 
habeat  facultatem.^'  Nur  die  jurlstiscbe  Fakul- 
tät, welche  gewohnllcb  bei  den  Jesuiten-Kolle- 
gien fehlte,  hatte  insofern  eine  freiere  Stellung, 
als  dem  Stifter,  dem  Herzog  v.  Lothringen  und 
seinen  Nachfolgern  das  Becht,  die  Professoren 
derselben  und  den  Dekan  zu  ernennen,  und 
dreien  von  ihnen  auszuwählenden  kirchlichen 
Würdenträgem  das  Recht,  die  «eforderlicben 
Anordnungen  und  Statuten  hinsichtlich  der 
Juristischen  Fakultät  und  ihrer  Schüler  zu  er- 
lassen, zu  ändern  und  zu  verbessern,  beigelegt 
wurde  (SS»  4.  6),  und  endlich  ($.  5)  weiter  be- 
stimmt ward :  „ut  ipse  decanus  iurisprudentiae 
cum  consilio  aliorum  professorum,  llbere  posset 
omnes  offlciales  eidem  facultati  Inservientes  eli- 
gere  atque  amovere,  cui  etiam  decano  iurtspra- 
dentiae  professores  omnes  atque  scholastici  et 
offlciales  iuris  canonici  et  civilis  obedirent  ac  ab 
ipso  regerentur  et  ab  eodem  decano  iurispru- 
dentiae ad  gradus  et  inslgnia  Iuris  canonici  et 
civilis  promoverentur  et  promoti  litteras  promoti- 
onum  munitas  eiusdem  sigillo  in  quo  esset  in- 
scriptio  buiusmodi  sigillum  decani  iurispru- 
dentiae univers.  Mussipontan.,  ut  morls  erat,  ac- 
ciperent". 

^  Vgl.  ausser  der  vor.  Anm.  u.  S.  518  nocb  die 
Bulle  Sixtus'  IV.  v.  1.  Mai  1585,  bull,  Taur.  8, 
563,  welche  das  von  dem  Herzog  Karl  mit  Zu- 
stimmung Gregorys  XIII.  zu  Graz  errichtete 
Jesuiten-Kolleg  zur  Universität  mit  dem  Pro- 
motlonsrecht  erhebt,  während  dem  Jesuiten- 
General  die  Befugniss  gewährt  wird,  selbst  oder 
durch  den  Rektor  oder  einen  andern  Delegaten 
Statuten  zu  geben  und  zu  ändern. 

5  S.  0.  S.  518, 


§.  241J 
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Femer  haben  auch  Bischöfe  und  Landesherren  die  im  16.  Jahrhundert  von  ihnen 
gestifteten  Uniyersitäten  im  Interesse  der  Förderung  des  katholischen  Glaubens  der 
Leitung  der  Jesuiten  unterstellt  i,  und  auch  auf  den  älteren  Universitäten  fanden  die 
letzteren  dadurch  Eingang,  dass  ihnen  eine  Reihe  von  Lehrstühlen  in  den  theolo- 
gischen oder  philosophischen  Fakultäten  oder  sogar  die  Leitung  der  einen  oder 
anderen  dieser  Fakultäten  ganz  flbergeben  ward  \ 

So  wurde  in  den  katholischen  Ländern  Deutschlands  wesentlich  durch  die  Jesuiten 
und  durch  ihre  Herrschaft  über  die  jetzt  ihrem  Wesen  nach  wesentlich  veränderten 
Universitäten  der  Zusammenhang  mit  der  ELirche  erhalten  und  der  einseitig  katho- 
lische Charakter  derselben  gepflegt. 

Aber  dieser  Erfolg  war  nur  dadurch  möglich  geworden,  dass  einzelne  deutsche 
Landesherren  sich  den  Einwirkungen,  welche  die  Lehre  Luthers  auch  auf  ihre  Uni- 
versitäten auszuüben  begannen,  entgegen  gestellt  und  das  Eindringen  des  Protestan- 
tismus in  dieselben  verhindert  hatten'.    Waren  ihre  Eingriffe  in  die  Verhältnisse  der 


1  Ein  BeiBplel  Metet  die  1549  vom  Bischof 
Kardinal  Otto  Traehsesa  yon  Augsburg  zu  Dil- 
lingen gegründete  und  von  JaliuB  III.  am  6. 
April  1502,  bnll.  Taur.  6,  465,  zur  ünlversitöt 
erhobene  Lehranstalt,  welche  zunächst  der  Lei- 
tung des  Bischofs  mit  dem  Rechte  der  Statuten- 
verleihung,  der  Promotion,  der  Jurisdiktion 
über  alle  Universititsangehörigen  und  der  Wahl 
der  Rektoren,  magistri,  lectores,  praeceptores, 
procuratores  et  alil  ofAciales  vom  Papst  unter- 
stellt, von  dem  Kardinal  aber  1664  den  Jesuiten 
übergeben  wurde,  Duhii.  histor.  Jahrbuch  der 
Gorres-Gesellschaft.  Bd.  7  (1886).  S.  374. 

Auch  der  Bischof  Julius  Echter  v.  Mespelbrunn 
hat  an  der  von  ihm  gestifteten  Uuiversit&t 
Wfirzburg,  deren  Leitung  ihm  und  seinen  Nach- 
folgern im  Eniskopat  das  Privileg  Ghregor's  XIII. 
V.  28.  März  1675,  v.  Wegele,  Geschichte  der 
Universittt  WOrzburg.  Warzburg  1882.  2,  80, 
übertragen  hatte,  von  vornherein  seit  dem  Ins- 
lebentreten  der  Anstalt  (1582)  die  theologische 
und  philosophische  Fakultät  den  Jesuiten  über- 
lasen, a.  a.  O.  1,  170.  174.  184.  190.  196.  276. 
276.  299. 

2  Schon  1658  sind  den  Jesuiten  in  Wien  zwei 
Lehrstühle  der  Theologie  überwiesen  worden. 
Da  sie  aber  seit  1670  auch  in  Ihrem  Kollegium 
Vorlesungen  über  artistische  und  theologische 
Disziplinen  hielten,  und  in  Folge  der  Beein- 
triehtigung  der  Universität  Streitigkelten 
zwischen  ihnen  und  der  letzteren  entsanden, 
so  wurde  ihnen  1617  das  Recht  zu  Vorlesungen 
in  der  Theologie  und  Philosophie  an  der  Uni- 
versität unter  Uebergabe  von  fünf  Lehrkanzeln 
eingeräumt,  wogegen  sie  allerdings  die  Vorle- 
sungen in  ihrem  Kolleg  einstellen  mussten. 
Wenngleich  dieses  Verhältniss  schon  nach  zwei 
Jahren  (1620)  wieder  gelöst  worden  ist,  so 
wurde  doch  i.  J.  1622  von  Neuem  (und  dann  des 
Näheren  In  der  s.  g.  sanctio  pragmatica  v.  1623) 
von  Ferdinand  iL  angeordnet,  dass  die  Jesuiten 
nnter  Uebernahme  der  theologischen  und  philo- 
sophischen Fakultäten  die  betreffenden  Diszi- 
plinen, sowie  die  Humaniora  lehren  und  die 
Lehrstühle  für  diese  Fächer  nach  ihrem  eigenen 
Ermessen  besetzen  sollten,  ihnen  aber  zur  Be- 


dingung gemacht,  in  der  theologischen  Fakultät 
auch  Nich^esulten  zum  Lebren  zuzulassen. 
Nach  drei  Dezennien  geschah  dies  aber  nicht 
mehr  —  zu  Anfang  hatten  neben  ihnen  einige 
Dominikaner  -  Mönche  gelehrt  —  und  so  be- 
herrschten sie  seitdem,  da  die  theologische  und 
philosophische  Fakultät  vollständig  in  ihren 
Händen  waren,  die  ganze  Universität,  Kink, 
Geschichte  d.  Universität  Wien.  Wien  1854. 
1,  307.  332.  340.  350.  363.  357  flf. 

Auch  in  Prag,  wo  Kaiser  Ferdinand  I.  1562 
eine  Akademie  mit  einer  philosophischen  und 
theologischen  Fakultät  errichtet  hatte,  suchten 
sie  sich,  nachdem  die  erstere  mit  der  alten  Uni- 
versität 1622  vereinigt  worden  war,  der  letzteren 
ganz  zu  bemächtigen,  und  trotz  des  Widerstandes 
des  Kardinal-Erzbischofs  Grafen  Harrach  gelang 
es  ihnen  doch,  die  theologische  und  philosophi- 
sche Fakultät  in  ihre  Hände  zu  bekommen, 
y.  Schulte  i.  Arch.  f.  k.  K.  R.  19,  32;  To- 
mek,  Geschichte  d.  Prager  Universität  Prag 
1849.  S.  170  ff.  249  ff.  291  ff. 

In  Ingolstadt,  wo  zunächst  einzelne  Mitglie- 
der des  Ordens  seit  1649  gelehrt  hatten,  und  der 
bekannte  Pater  Canlsios  schon  1560  gegen  die 
Statuten  zum  Rektor  gewählt  worden  war,  er- 
reichten sie  nach  erbitterten  Kämpfen  wenigstens 
hinsiehtlieh  der  philosophischen  Fakultät  den 
gleichen  Erfolg,  während  sie  in  der  theologischen 
sich  mit  einzelnen  Lehrstühlen  begnügen  muss- 
ten, Prantl,  Gesch.  d.  Ludwig-Maximilians- 
Universität  etc.  1,  220  ff.  267.  268.  304  ff.  408. 
480.  623.  In  Freiburg  kamen  sie  seit  1620  in 
den  Besitz  mehrerer  Lehrstühle  der  gedachten 
beiden  FakulUten,  S  o  h  r  e  1  b  e  r  a.  a.  0. 2, 403  ff. 
409. 464  ff.  und  auch  in  Heidelberg  wurden  ihnen 
1629  zwei  theologische  und  philosophische  Pro- 
fessuren, die  sie  freilich  nur  vorübergehend  bis 
zu  ihrer  Austreibung  aus  der  Pfkls  (1649)  inne 
hatten,  überwiesen,  Hautz,  Gesch.  d.  Univer- 
sität Heidelberg,  2,  162  ff.  218  n.  4. 

3  Vgl.  über  Wien,  Kink,  Gesch.  d.  Univer- 
sität Wien  1,  284ff.  237 ff.,  wo  diese  Verhält- 
nisse den  Anlass  zu  den  Reformen  Ferdinands  I, 
V.  1633.  1637  und  1664  boten;  über  Prag  s. 
Tomek,  Geseh.  d.  Prager  Universität  S.  163 ff. 


662 


I.  Die  HieraTc1)ie  und  die  Leitung  der  Kirche  durch  dieselbe. 


B.241. 


Uni7erBitäten  auch  im  InteresBe  der  Aufreohterhaltnng  des  Katholizismus  erfolgt, 
und  die  Universitäten  ans  diesem  Grunde  von  ihnen  den  Jesuiten  ausgeliefert,  so 
hatten  sie  doeh  immer  damit  für  sich  das  Recht  zur  massgebenden  Regelung  der 
Universitätsverhftltnisse  in  die  Hand  genommen  ^  Als  Folge  des  in  die  kirchiicheB 
Verhaltnisse  hineinregierenden  Staatskirchenthums  der  katholiachen  Territorien  des 
16.  Jahrhunderts  2  ergab  sich  auch  die  landesherrliche  Herrschaft  Aber  die  katho- 
lischen Universitäten  sowie  die  Beschränkung  der  Selbstständigkeit  dw  letzteren  ^  und 
die  Anbahnung  der  Behandlung  derselben  als  Staatsanstalten  ^. 

Im  Laufe  des  18.  Jahrhunderts  bot  vollends  die  immer  mehr  hervortretende 
Erscheinnngy  dass  die  katholischen  Universitäten,  wesentlich  in  Folge  ihrer  Beherr- 
schung durch  die  Jesuiten,  hinter  denjenigen  der  protestantischen  Länder  znrttek- 
gebHeben  waren,  in  Verbindung  mit  der  hier  gezeitigten  Anschauung,  dass  das  Uni- 
versitäts-,  wie  das  flbrige  Schulwesen  Sache  der  Landespolizei  sei  ^,  den  Regiernngea 
der  katholischen  Staaten,  namentlich  von  Oesterreich  und  Baiern,  nicht  nur  den 
Anlass  zur  Beschränkung  der  noch  bisher  der  Kirche  belassenen  Rechte  ^  und  der 
den  Jesuiten  eingeräumten,  flbermächtigen  Stellung '',  sondern  auch  zu  umfassenden 
Reformen,  deren  Durchführung  in  Folge  der  Aufhebung  des  Jesuitenordens  (1773) 
erleichtert  wurde  ^. 

Durch  diese  Reformen  wurde  auch  für  die  katholischen  Staaten  der  Charakter  der 
Universitäten  als  rein  staatlicher  Anstalten  definitiv  festgestellt,  und  zugleich  der 


*  Die  in  der  Tor.  Anmerkung  ciUrten  Reform- 
gesetze,  b.  dieselben  bei  Kink,  2,  331.  343  und 
373,  enthalten  schon  sehr  eingehende  Regelungen. 

2  P.  Hinschias  i.  Marquardsen,  Hdbch. 
d.  öffentl.  Rechts  I.  1,  206. 

3  Namentlich  des  Rechtes  der  freien  Statuten- 
setzang,  so  in  Wien,  Kink  1,  268.  260.  Als 
Organ  des  Landesherm  wurde  hier  ein  landes- 
fürstlicher  Superintendent,  welcher  die  Aufsicht 
über  die  Universität  führte,  Tor  Allem  die 
Ueberwachnng  der  Befolgung  der  Anordnungen 
der  Regierung,  Sitz  nnd  herathende  Stimme  in 
allen  Uniyersit&tsTeisammlungen,  das  Yerfü- 
guugsrecht  über  die  landesfürstlichen  Dotatio- 
nen, die  Einsicht  in  die  Yerwaltnng  der  eigen- 
thümlichen  Stiftungsfonds  der  Universität,  das 
Znstlmmnngsrecht  zu  allen  wichtigen  Akten  bei 
der  VermögensYerwaltung  der  letzteren  und  die 
Befugniss  zur  Sistimng  der  Gehalte  lässiger 
Professoren  hatte,  Klnk  1,  268.  269  u.  die  In- 
struküon  v.  1666  a.  a.  0.  2,  402. 

*  So  heisst  es  schon  in  der  Wiener  Reformation 
V.  1664 :  „Qnum  ....  maiores  et  progenitores 
noätri  ....  Studium  generale ,  tamquam  prae- 
pipuam  propagaodae  religionis  et  recte  guber- 
nandae  reipublicae  in  civitate  nostra  Ylennensi 
erexerint"    S.  auch  S.  661  Anm.  3. 

6  S.  Moser  (o.  S.  669  n.  1). 

6  In  Wien  wurde  1749  die  Fortlassung  der 
Formel :  ^^auctoritate  apostoliea"  in  den  Doktor- 
diplomen angeordnet,  G.  Wolf,  z.  Gesch.  d. 
Wiener  ynlTorsität.  Wien  1883.  S.  12,  die  Auf- 
gabe des  Erzbischofs  als  Protektor  der  Universi- 
tät lediglich  als  die  Ueberwachung  der  landes- 
herrlich festgesetzten  Studienordnnng  und  der 
Erfüllung  der  Pflichten  seitens  der  Professoren 


bestimmt,  a.  a.  O.  S.  17,  nnd  nur  vorläutg  noch 
die  Verwaltung  des  Kanzleramtes  einem  geist- 
lichen Würdenträger  überlassen,  S.  21 ;  in  In- 
golstadt der  Bischof  v.  Eidistädt  bei  der  Be- 
stellung des  Vizekanzlers  an  das  Einvernehme 
des  Landesfürsten  gebunden. 

"^  So  wurde  die  eidliche  Verpflichtung  auf  die 
Lehre  von  der  unbefleckten  Empfangniss  Maria, 
welche  auf  Betreiben  der  Jesuiten   naek  dem 
Vorbilde  spanischer  Universitäten  für  die  Pro- 
fessoren in  Wien  1649,  Klnk  1,  382,  in  Prag 
1660,  hier  auch  für  die  Doktoranden,  den  an- 
tretenden Rektor  und  die  Dekane,   TomekS. 
288,  und  in  Ingolstadt  1663,  Prantl  1,  460, 
eingeführt  worden  war,  und  zu  welcher  sich  die 
Dominikaner  nicht  verstehen  konnten,  in  Ingol- 
stadt 1782,   in  Wien  1786  aufgehoben,    Wolf 
S.  44 ;  an  der  letzteren  Universtät  ferner  ihre  pri- 
vllegirte  Stellung  bei  den  Graduirungen  besei- 
tigt, Wolf  S.  8,  und  auch  in  Ingolstadt  1768 
die    bisherige,    willkührliohe    Bestellung    der 
Jesuiten  -  Professoren  durch  den  Provinaial  in 
der  Weise  beschränkt,  dass  sie  für  die  zu  be- 
setzenden Lehrstühle  dem  Landeshetm  je  drei 
Kandidaten  vorzuschlagen    hatten,   Prantl   1, 
646  ff. 

s  In  Oesterreich  hatten  diese  Reformen 
schon  unter  Maria  Theresia  i.  J.  1749,  Klnk  1, 
424;  Wolf  a.  a.  O.  S.  6ft.;  Panlsen,  Oeeeh. 
d.  gelehrten  Unterrichts  S.  497 ff.;  in  Baiern 
unter  der  Regierung  Maximilian  Joeephs  m. 
(1745—1777),  Prantl,  Gesch.  der  Ludwig- 
Maximilians  -  Universiat  1,  646  it  022  ff.; 
Penisen  S.  603,  begonnen.  Ueber  die  Re- 
formversnche  in  Freiburg  s.  Schreiber  3,  Off. 
20  ff. 
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Grnndsats  zur  Oeltang  gebracht,  dass  die  Regierung  allein  ohne  päpstliche  Mitwirkung 
Universit&ten  2U  grflnden  ^  Qud  wie  ihre  übrigen  Verhältnisse,  so  auch  die  Bezie* 
hangen  derselben  zur  Kirche^  welche  nicht  fiberall,  namentlich  nicht  in  Oester- 
reieh,  völlig  beseitigt  wurden,  zu  regeln  habe. 

III.  Das  Verhftltniss  der  Kirche  zu  den  deutschen  Universitäten 
vom  Anfang  dieses  Jahrhunderts  ab.  Als  die  deutschen  Staaten,  welche  in 
Folge  der  Säkularisation  des  Jahres  1803  ihren  frfiheren  ausschliesslich  konfessio- 
nellen Charakter  zu  einem  grossen  Theile  verloren  hatten,  nach  Beseitigung  der  fran- 
zösischen  Fremdherrschaft  zu  der  Neugestaltung  ihrer  Einrichtungen  und  der  Wieder- 
herstellung der  katholischen  Kirchenverfassung  schritten,  konnte  die  vielfach  noth- 
wendig  gewordene  Neuordnung  des  Universitätswesens  mit  Rflcksicht  auf  die  £nt* 
Wicklung  seit  der  Beformation  allein  auf  der  Grundlage  erfolgen,  dass  sie  als  staatliche, 
mit  einem  staatlich  ernannten  Lehrpersonal  besetzte  Anstalten,  welche  zwar  einerseits 
die  Wissenschaft  zu  pflegen,  andererseits  aber  auch  die  nöthige  Vorbildung  fUr  die 
auf  wisseuschaftlicher  Grundlage  ruhenden  Berufsarten  zu  gewähren  hatten,  organisirt 
wurden.  Da  die  protestantischen  Theologen  schon  seit  dem  16.  Jahrhundert  ihre 
wissenschaftlichen  Studien  auf  den  Universitäten  gemacht  hatten,  und  die  Regierungen, 
welche  bei  der  Neuerrichtung  der  katholischen  Bisthfimer  die  Begründung  von  An^ 
stalten  ftlr  die  wissenschaftliche  Vorbildung  der  katholischen  Kandidaten  nicht  ab- 
lehnen konnten,  nicht  geneigt  waren,  zu  diesem  Behufe  streng  tridentinische  Seminare 
herzustellen  2,  so  bot  sich  neben  der  Begründung  und  Neuorganisation  der  schon  oben 
besprochenen  Anstalten  '  nur  der  Weg  dar,  an  den  Universitäten  katholisch-theolo- 
gische Fakultäten  oder  besondere,  den  Universitäten  ähnliche,  blos  mit  einer  theo* 
logischen  und  philosophischen  Fakultät  ausgestattete  Akademien  ^  einzurichten. 

Dadurch,  dass  diese  Austalten  den  Zweck  erhielten,  die  katholischen  Theologen 
vorzubilden,  war  fttr  sie  von  vornherein  eine  Beziehung  zur  katholischen  Kirche  ge- 
geben, und  man  konnte  derselben  unmöglich  jeden  Einflnss  bei  der  Besetzung  der 
theologischen  und  der  mit  der  Theologie  zusammenhängenden  Fächer,  sowie  auf  die 
Lehre  der  Universitätsdozenten  vorenthalten. 

Während  die  preussische  Regierung  die  Stellung  der  Bischöfe  hinsichtlich 
der  von  ihr  errichteten  Anstalten  ^  in  einer  angemessenen  Weise  regelte  ^,  gewährten 


^  Abgesehen  Ton  der  einseitigen  Errlchtang 
der  ÜnlTersität  Lemberg  durch  Joseph  11. ,  welche 
mit  dem  älteren  Recht  nicht  in  Widersprach 
stand  fs.  o.  S.  644.  648),  wurde  auch  die  zn 
Bonn  1y86  dnrch  seinen  jQngsten  Bruder,  Maxi- 
milian, Erzbischof  Ton  Köln,  ohne  päpstliche 
Genehmigung  gegründet,  Wolf  S.  43,  welcher 
allerdings  für  die  Universität  Munster  eine  Stif- 
tangsbulle  t.  Clemens  XIY.  ▼.  28.  Mai  1773, 
fdie  kaiserliche  Bestätigung  datirt  v.  8.  Oktober 
1773)  erhalten  hatte,  Krabbe,  gesch.  Nach- 
richten Ob.  d.  höheren  Lehranstalten  L  Münster. 
Manster  1852.  S.  133.  146.  Allerdings  haben 
die  Jesuiten  schon  Ende  des  17.  Jahrhunderts 
fftr  die  auf  Betrieb  des  Jesuitenpaters  Wolf  v. 
Ladwlgshofen  zu  Breslau  errichtete  Universität 
nur  eine  kaiserliehe  Stiftungsurkunde  (Leo- 
polds I,  V.  21.  Oktober  1701),  aber  keine  päpst- 
Uehe  nachgesucht,  Reinkens,  d.  Universität 
Breslau   vot  der  Vereinigung  der  Frankfurter 


Yiadrlna  mit  dei  Leopoldina.  Breslau  1861. 
S.  36  ff.  Öl.  90;  Indessen  kann  dies  nicht  mit 
Reinken  s  8.  90  als  eine  Verletzung  der  päpst- 
lichen Rechte  angesehen  werden,  da  die  Befug- 
niss  des  Kaisers  zur  Stiftung  von  Universitäten 
ausser  Frage  stand,  und  die  Jesuiten  ohnehin  das 
Promotionsrecht  besassen,  s.  o.  S.  611  u.  519. 

2  S.o.  S.  627  ff. 

3  S.  628ff. 

«  Wie  in  Württemberg  die  allerdings  bald 
wieder  beseitigte  katholische  Landesuniversitilt 
Ellwangen,  o.  S.  628,  nnd  in  Preussen  die 
Akademie  zu  Münster  und  das  Ljceum  Hosiannm 
zu  Brannsberg. 

s  S.  darüber  o.  S.  633. 

0  Insbesondere  den  Bischofen  ein  Exklusiv- 
recht bei  der  Anstellung  der  Professoren  gab 
(s.  die  darüber  noch  heute  geltenden  Bestim- 
mungen im  folgenden  $.).  Auf  der  Würzburger 
Versammlung  der  deutschen  Bischöfe  1848  hat 
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ihnen  diesliddentschen  Regierungen  im  wesentlichen  nur  dieBefngniss  zu  gntacht- 
liehen  Aenssernngen  nnd  das  Recht  der  Kenntnissnahme  der  obwaltenden  Verhältnisse, 
um  die  Abstellung  etwaiger  Missstände  bei  den  Staatsbehörden  in  Antrag  zu  bringen  *. 

Wurden  die  theologischen  Fakultäten  an  den  Universitäten  schon  seit  den  dreissi- 
ger  Jahren  dieses  Jahrhunderts,  weil  durch  sie  die  vom  römischen  Stuhle  bei  der 
Neuordnung  der  kirchlichen  Verhältnisse  gewanschte  Einführung  der  Seminarbildung ^ 
verhindert  worden  war,  von  den  Ultramontanen  mit  scheelen  Augen  betrachtet  \  nnd 
einzelne  Vorgänge  auf  ihnen  zu  Angriffen  gegen  die  Regierungen  benutzt^,  so  ver- 
suchten die  deutschen  Bischöfe  seit  1848  im  Zusammenhange  mit  ihren  sonstigeB, 
die  Bildung  des  Klerus  betreffenden  Forderungen^  auch  einen  entscheidenden  Einfinas 
auf  die  Universitäten  zu  gewinnen^.  Die  Denkschrift  der  Bischöfe  der  oberrheinischen 
Kirchenprovinz  von  1851  beanspruchte  fllr  dieselben  zur  Reinerhaltung  der  Lehre 
und  zur  Aufrechterhaltung  der  Disziplin  der  Kirche  das  volle  Auf^ichtsrecht  Aber  die 
Fakultäten,  das  Recht  zur  ausdrflcklichen  Einwilligung  ftlr  die  Berufung  der  Lehrer 
an  den  letzteren  nnd  das  Recht,  ihnen  die  professio  fidei  vor  der  Ausflbung  des  Lehr- 
amtes abzunehmen  ?. 

Noch  weiter  gingen  die  bairischen  Bischöfe,  welche  ausser  den  erwähnten 
Beftignissen  auch  die  Zustimmung  zur  Feststellung  der  Ordnung  der  theologischen 
Studien,  sowie  die  Eingliederung  der  Fakultäten  in  den  vollen  kirch- 
lichen Verband  und  die  Unterwerfung  derselben  unter  das  oberste 
Aufsichtsrecht  des  Papstes  verlangten,  und  weiter  beantragten,  dass  von  der 
Regierung  bei  Besetzung  der  philosophischen  und  geschichtlichen  Lehrfilcher  auf 
Männer,  welche  ihre  Wissenschaft  in  religiösem  Geiste  vortragen,  Bedacht  genommen, 
nicht  minder  dass  bei  dem  Kolleg  ttber  Kirchenrecht  in  den  juristischen  Fakultäten 
darauf  geachtet  werde,  dass  den  Studirenden  keine  falschen  und  kirchenfeindlichen 
Grundsätze  beigebracht  würden^. 

In  0 esterreich  hatten  schon  vorher,  nämlich  i.  J.  1849,  die  Bischöfe  ausser 


Dollinger  diese  Stellang  der  preuBsischen 
Bischöfe  zu  den  gedachten  Faknltiten  als  das 
normale  Yerhältnlss  bezeichnet,  Arch.  f.  k.  K. 
R.  21,  286. 

1  Uebei  Tübingen  s.  o.  S.  628  n.  14.  In 
Freiburg  -warde  von  der  Regierung  bei  der  An- 
stellung theologischer  Professoren  mit  dem  Erz- 
bisohof  Rücksprache  genommen,  und  es  waren 
ihm  die  theologischen  Lehrbücher  und  die  Yer-» 
zelchnisse  der  theologischen  Yorlesun  gen  für  Jedes 
Semester  zur  Einsicht  vorzulegen,  (Wetz er) 
Die  Universität  Freiburg  nach  ihrem  Ursprünge, 
ihrem  Zweck  etc.  Fieiburg  1.  Br.  1844.  S.  18. 
19.  Für  Giessen  enthielt  dieStiftnngsnrkunde 
der  katholisch-theologischen  Fakultät  v.  22.  Juni 
1830,  Lutterbeok,  Gesch.  d.  katb. -theologi- 
schen Fakultät  zu  Giessen.  Giessen  1860.  S. 
27,  nichts  über  etwaige  Rechte  des  Bischofs, 
doch  hat  man  diesem  hier  thatsächlich  ebenfalls 
ein  Recht  der  Einsichtnahme  und  der  gutacht- 
lichen Aeusserung  in  den  Angelegenheiten  der 
Fakultät  eingieränmt,  s.  a.  a.  0.  S.  48.  60.  98. 

2  S.  o.  S.  627  n.  3. 

3  Ueber  die  Verhinderung  des  Planes,  In 
Marburg  eine  katholisch  -  theologische  Universi- 
tät zu  errichten,  s.  o.  S.  630  n.  6. 


^  Brück,  die  oberrheinische  Klrchenprovjni:. 
Mainz  1868.  S.  143  ff.;  Lutterbeck  a.  a.  0. 
S.  62  ff. 

»  S.  o.  S.  636. 

^  Zu  Würzburg  hatten  sie  sich  allerdings  nur 
über  die  vorsichtige  Erklärung  geeinigt:  ^u 
den  öffentlichen  Lehrern  der  Theologie  haben 
die  deutschen  Bischöfe  das  Vertrauen  und  die 
Zuversicht,  dass  sie  nicht  nur  als  Priester,  son- 
dern auch  als  Lehrer  der  heiligen  Wissenschaften 
sich  stets  als  von  der  helligen  Kirche  geaendete 
und  bevollmächtigte  Lehrer  betrachten,  und 
eben  deshalb  auch  der  Verantwortlichkeit,  welcher 
die  Führung  ihres  Lehramtes  der  durch  die 
Kirche  getragenen  Autorität  der  Kirche  gegen- 
über nach  göttlichem  und  kirchlichem  Recht 
unterliegt,  immerdar  eingedenk  sein  werden^'^ 
Arch.  f.  k.  K.  R.  21,  287. 

7  Dabei  wurde  die  Stellung  als  staatlicher 
Universitätslehrer  lediglich  als  Quelle  von 
Rechtsansprüchen  auf  staatliche  Qehaltsbezüge 
aufgefasst,  Ginzel,  Arch.  f.  Kircbengeschichte 
2,262. 

B  Denkschrift  v.  1860  bei  Ginzel  a.  a.  0.  2, 
203.  206.  207. 


§.  241.] 
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der  Regelung  des  theologischen  Studienganges  ihrerseits  die  Prflfang  und  Anstellung 
der  Theologie-Professoren  und  die  Verleihung  der  Lehrämter  an  dieselben^  die  lieber- 
wachung  ihres  Wandels,  ihrer  Lehre  und  ihrer  gesammten  Amtsthätigkeit  und  das 
Recht,  die  Ermächtigung  zum  Vortrage  der  Theologie  zurückzunehmen,  gefordert  ^ 

Von  den  Staatsregierungen  kam  zunächst  die  österreichische  Regierung  den 
bischöflichen  Ansprüchen  entgegen.  Sie  wahrte  sich  zwar  das  Recht  der  Anstellung 
der  Theologie -Professoren^,  erkannte  aber  an,  dass  die  theologischen  Fakultäten 
nicht  ausser  Beziehung  zur  kirchliehen  Autorität  gesetzt  werden  dürften  ^,  und  ge- 
währte demgemäss  den  Bischöfen  das  Recht  zur  Ertheilnng  der  Lehrermächtigung  (missio 
canonica)  und  zur  Entziehung  derselben  für  alle  Lehrer  der  Theologie  ^.  Daher  brauch- 
ten im  Konkordat  von  1855  diese  Zugeständnisse  blos  wiederholt  zu  werden^. 

Ebenso  Hessen  sich  die  wttrttemb ergische  und  die  badische  Regierung 
bereit  finden,  in  den  Konkordaten  von  1857  ^  bezw.  1859^  die  katholisch-theologi- 
schen Fakultäten  in  Tübingen  und  Freiburg  hinsichüich  des  kirchlichen  Lehramtes 


^  Schreiben  t.  15.  Juni  1849,  coli.  conc.  Lac. 
5,  1362  ff. 

«  V.  V.  23.  April  1850.  «.  3  rBeitrtge  znm 
prenss.  n.  dentBch.  K.  B.  %  56j:  „Es  bleibt 
Sache  der  Regierung,  Männer,  welche  vom  Bi- 
schof die  Ermachtigang  znm  Vortrage  in  der 
Theologie  erhalten  haben,  an  den  theologischen 
Fakultäten  zu  Professoren  zu  ernennen,  oder  als 
Priratdozenten  zuzulassen,  und  diese  Terwalten 
ihr  Amt  nach  Hassgabe  der  akademischen  Gesetze." 

8  Vortrag  des  Kult  Min.  t.  13.  April  1850, 
a.  a.  O.  S.  65. 

*  SS-  1-  2.  der  dt.  V.  v.  23.  April  1850,  o.  S. 
632  n.  3.  lin  Uebrlgen  trägt  dieselbe  den  For- 
derungen der  Kirche  noch  in  folgenden  Punkten 
Beehnung,  %,  4 :  „Dem  Bischof  steht  es  frei,  für 
seine  Alumnen  die  Vorträge,  welche  sie  an  der 
UnlTersltät  zu  besuchen  haben,  und  deren 
Belhenfolge  vorzuzeichnen,  um  sie  darüber  In 
seinem  Seminarium  prüfen  zu  lassen."  §.  5 : 
^Zu  den  strengen  Prüfungen  der  Kandidaten  der 
theologischen  Doktorswürde  ernennt  der  Bischof 
die  Hälfte  der  Prüfungskommissare  aus  Männom, 
welche  selbst  den  theologischen  Doktorsgrad  er- 
langt haben.''  §.  6:  ,,Es  kann  Niemand  die 
theologische  Doktorswürde  erlangen,  der  nicht 
vor  dem  Bischöfe  oder  dem  yon  ihm  dazu  Be- 
auftragten das  tridentlsche  Glaubensbekenntnlss 
abgelegt  hat^ 

^  Art.  6 :  „Nemo  sacram  theologiam,  disdpli- 
nam  catechetioam  Tel  religionls  doctrinam  in 
quocunque  instttuto  Tel  publieo  vel  privato  tra- 
det,  nisi  cum  mlsslonem  tum  auctoritatem  obtl- 
nuerit  ab  eplsoopo  dloecesano,  culus  eamdem 
rerocare  est,  quando  Id  opportunum  censuerlt. 
Pnbltd  theologiae  professores  et  dlsdpliaae  eate- 
ehetioae  maglstrl  pottquam  sacrorum  anttstes 
de  oandldatorum  flde,  sdentta  ac  pletate  senten- 
tlam  SU  am  exposuerit,  nominabuntut  ex  eis 
qulbus  docendl  mlsslonem  et  auctoritatem  con- 
ferre  paratnm  se  exhibuerit.  Ubl  autem  theo- 
logicae  f acultatls  professorum  quldam  ab  episcopo 
ad  seminarll  alumnos  in  theologia  erudiendos 
adhiberi  solent)  in  elnsmodl  professores  num- 
quam  non  assnmentur  vtri,   qnos  nacroram  an- 


tistes  ad  munus  praedlctum  obeundum  prae 
ceteris  hablles  censuerlt.  Pro  examlnlbus  eorum, 
qui  ad  gradum  doctorls  theologiae  vel  sacrorum 
canonum  adspirant,  dimldlam  partem  exami- 
nantium  episcopus  dioecesanus  ex  doctoribus 
theologiae  Yel  sacrorum  canonum  constltuet.'^ 

0  ^Art.  9 :  „Facultas  theologlca  catholica  unl- 
versltatis  regiae  quoad  munus  docendl  ecciesl- 
astlcum  eplscopi  reglmlni  et  inspecttoni  subest. 
Potest  proinde  episcopus  professoribus  et  ma- 
gistris  docendl  auctoritatem  et  mlsslonem  tribuere 
eamdemque,  quum  id  opportunum  censuerlt, 
revocare,  ab  Ipsls  fldel  professlonem  exlgere, 
eorumque  scripta  et  compendia  suo  examinl 
subilcere«  (Ar eh.  f.  k.  K.  R.  2,  241).  In  der 
Beilage  3  zu  diesem  Artikel  erklärt  die  Regierung 
überdies  (Rey scher,  d.  osterr.  und  württemb. 
Konkordat.  2.  Aufl.  Tübingen  1858.  S.  142): 
^Damit  den  Zöglingen  des  Wilhelmstiftes  in 
Tübingen  Gelegenheit  werde,  philophlsche  Vor- 
lesungen bei  Kittholiken  zu  hören,  wird  Tor 
Allem  der  Bischof  Ton  dem  ihm  durch  die  Er- 
nennung des  Direktors  und  der  Repetenten  dieser 
Anstalt  zustehenden  Recht  Gebrauch  machend, 
das  Geeignete  verfügen.  Allein  auch  die  Kon. 
Regierung  wird  bei  Besetzung  der  Lehrstühle  der 
philosophischen  Fakultät  auf  diesen  Gegenstand 
—  (es  handelte  sich  dabei  wesentlich  um  das 
Fach  der  Geschichte)  —  die  thunllchste  Rück- 
sicht nehmen",  Tgl.  Golther,  d.  Staat  u.  die 
kathol.  Kirche  in  Württemberg.  S.  183. 

^  Art.  11 :  „Facultas  theologlca  catholica  unl- 
yersitatis  Friburgensis  quoad  munus  docendl 
ecclesiasticum  aichleplscopi  reglminl  et  inspec- 
tionl  suberlt.  Poterlt  idcirco  archlepisoopus" 
(das  weitere  wie  in  Art.  9  des  Württemberg. 
Konkordats).  Femer  erklärte  die  Regierung  in 
der  Schlussnote  v.  28.  Juni  1859,  dt.  Arch.  5, 
97:  „Würde  ein  der  theologischen  Fakuiat  nicht 
angehöriger  Lehrer  der  Universität  Freibnrg  in 
seinen  Lehrvorträgen  mit  der  katholischen  Glau- 
bens- und  Sittenlehre  In  Widerstrelt  gerathen, 
so  wird  die  Grossh.  Regierung  den  etwa  hler- 
wegen  zu  erhebenden  Beschwerden  des  Erz- 
bischofs Jede  thunllche  Rücksicht  gewähren." 
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der  Leitung  und  Aufsicht  der  Bisohöfe  xu  anterstellen,  sowie  ihnen  das  Recht  rar  Er- 
theilnng  der  missio  canonica  fdr  die  Professoren  und  Dozenten  zu  theologischen  Lehr- 
vortragen,  znr  Entziehung  dieser  Ermächtigung,  zur  Abnahme  des  tridentinischcB 
Glaubensbekenntnisses  und  zur  Prilfung  der  Hefte  und  Vorlesebflcher  der  erwähnten 
Lehrer  zuzugestehen. 

In  Preussen  hatten  die  Bischöfe  in  ihrer  Denkschrift  von  1849  keine  beson- 
deren, ihr  Verhältniss  zu  den  katholisch-theologischen  Fakultäten  betreffenden  An- 
träge^ gestellt  2.  An  den  Statuten  derselben  wurde  daher  offiziell  nichts  geändert, 
aber  der  Kultusminister  räumte  durch  ein  von  ihm  genehmigtes,  bis  1S70  geheim  ge- 
bliebenes Abkommen  zwischen  einem  Depntirten  des  Kultusministers  und  des  Fürst- 
bischofs von  Breslau  '  diesem  im  Widerspruche  mit  den  Fakultätsstatuten  die  Befug- 
niss,  den  Professoren  der  Fakultät  die  jederzeit  revokable  Ermächtigung  flir  ihr 
Lehramt  zu  ertheilen,  ein^. 

Am  wenigsten  kam  man  in  Baiern  den  Ansprüchen  der  Bischöfe  entgegen,  da 
ihnen  blos  die  Zusicherung  ertheilt  wurde:  „Bei  Anstellung  von  Professoren  der 
Theologie  an  den  Universitäten  soll  neben  dem  Outachten  der  katholischen  Fakultät 
und  des  Universitätssenates  auch  ein  Gutachten  des  Didcesanbischofs  aber  den  dog- 
matischen Standpunkt  und  den  sittlichen  Wandel  der  Bittsteller  erholt  werden."^. 

In  Folge  des  Widerstandes  gegen  die  Konkordate  der  beiden  stlddeutschen  Re- 
gierungen sind  die  darin  den  Bischöfen  gemachten  Zugeständnisse  aber  nicht  zur 
Ausführung  gekommen,  ebenso  ist  man  später  in  Preussen  wieder  auf  die  be- 
stehenden statutarischen  Bestimmungen  zurückgegangen,  während  es  in  Baiern  und 
inOesterreichim  wesentlichen  bei  dem  seit  dem  Jahre  1850  eingeführten  Znstand 
verblieben  ist  ^. 

§.242.    2.  Die  JieuHge  Stellung  der  katholischen  Kirche  tu  den  Unhersitaten 

insbesondere  in  Deutschland, 

L  Die  kirchliche  Auffassung  und  das  staatliche  Recht  Nach 
ihren  S.  573  da^elegten  Anschauungen  beansprucht  die  katholische  Kirche  sowohl 
für  sich,  wie  auch  für  die  katholischen  Unterthanen  das' Recht,  freie,  der  Einwirkung 
des  Staates  und  lediglich  der  kirchlichen  Leitung  unterstehende  Universitäten  zu 


1  Ausser  der  allgemeinen  Forderung,  das« 
jeder  Religionslehrer  an  öffentlichen  Anstalten 
die  biscböfliche  Ermächtigung  haben  müsse,  s. 
0.  S.  580  n.  6. 

s  Ansckelnend  aus  dem  o.  S.  663  n.  6  ge- 
dachten Grunde. 

s  Abgefasst  in  der  Form  einer  von  dem  da- 
maligen Geh.  Ober  -  Reglerungsrath  A  u  1 1  o  k  e 
unterm  29.  April  1850  aufgenommenen  proto- 
kollarisohen  Erklärung  über  die  Ergebnisse 
einer  Besprechung  mit  dem  Fflrstbisohof^  abge- 
druckt bei  Friedberg,  Grenzen  zw.  Staat  u. 
Kirche.  Tübingen  1872.  S.  879.  u.  i.  Arch.  f.  k. 
K.  R.  30,  120,  mit  welcher  sich  der  damalige 
Kultusminister  y.  Ladenberg  in  seinem  Erlass 
T.  12.  Juli  1850,  clt.  Arch.  S.  121,  einveratan- 
den  erklärt  hat. 

*  Friedberg  a.  a.  O.  S.  437  u.  Fried- 
berg, Johannes  Baptista  BalUer.  Leipzig  1873. 


S.  31.  Seitens  einzelner  Bischöfe,  so  damals 
seitens  des  Breslauer,  s.  d.  vor.  Anm.,  und  noch 
1870  seitens  des  Erzbiscbofs  von  Köln,  v. 
Schulte,  der  Altkatholizismus.  S.  137,  vgL 
auch  Aich.  f.  k.K.R.  30,  101  n.  31,  213,  ist  die 
Behauptung  aufgestellt  worden,  dass  die  preuss. 
Verfassnngsurkunde  ▼.  1860  Art.  15. 18  die  be- 
schränkenden Vorschriften  der  Universitäts- 
statuten  beseitigt  habe(t).  Aber  die  Univer- 
sitäten, elnsohliesaUch  ihrer  theologischen  Fakul- 
täten, waren  Staatsanstalten,  und  die  Aemter  der 
Professoren  Staatsämter.  Sie  wurden  daher 
von  den  gedachten  Artikeln,  welche  sich  Ues 
auf  die  im  Besitz  der  Kirche  beflndUehen  Unter- 
richtsanstalten und  auf  das  Besetzungnecht 
kirchlioher  Stellen  beziehen,  gar  nicht  berAhit. 

fi  Entsch.  V.  30.  März.  bz.  2.  April  1852.  Nr. 
19,  Arch.  f.  k.  K.  R.  8,  399. 

^  Vgl.  des  näheren  den  folgenden  $. 
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grfinden^  Wenngleich  dem  Staat  nicht  prinzipiell  das  Recht  der  Errichtung  von 
solchen  abgesprochen  wird,  so  hat  er  doch  nach  der  heute  herrschenden  kirchlichen 
Auffassung  dafür  zu  sorgen^  dass  die  Wissenschaft  auf  seinen  Universitäten  nur  im 
katholischen  Sinne  und  in  Uebereinstimmung  mit  dem  katholischen  Dogma  gelehrt  wird, 
und  der  Kirche  die  ihr  gebflhrenden  Rechte,  die  Errichtung  und  Leitung  der  theolo- 
gischen Fakultäten  ^  und  die  Besetzung  der  Lehrstellen  in  denselben,  die  Abforderung 
der  professio  fidei  von  allen  Lehrern,  sowie  die  massgebende  Aufsicht  Aber  die  Univer- 
sit&ten  zu  gewähren  3.  Diese  sich  aus  der  prinzipiellen  Auffassung  der  katholischen 
Kirche  über  ihr  Verhältniss  zu  dem  Erziehungs-  und  Bildungswesen,  sowie  zu  der 
Wissenschaft  und  der  Lehre  derselben  ergebenden  Folgerungen  werden  katholischer- 
seits  auch  als  ein  historisch  begrflndetes  Recht  bezeichnet,  indem  man  dafür  auf  die 
Verhältnisse  des  Mittelalters,  insbesondere  darauf  hinweist,  dass  die  mittelalterlichen 
Universitäten  durch  die  Päpste  gegründet  oder  die  Stiftungen  derselben  seitens  der 
letzteren  genehmigt  worden  seien  ^,  also  der  Papst  ausschliesslich  das  Recht  zur  Er- 
richtung von  Hochschulen  gehabt,  sowie  darauf,  dass  die  mittelalterlichen  General- 
stndien  den  Charakter  kirchlicher  Korporationen  getragen  haben  ^.  Ganz  abgesehen 
davon,  dass  selbst  das  Mittelalter  ein  derartiges  ausschliessliches  Recht  des  Papstes 
nicht  anerkannt  hat^,  und  dass  die  damaligen  Universitäten,  wenngleich  sie  zwar  mit 
kirchlichen  Privilegien  ausgestattete,  aber  nicht  im  Rechtssinne  kirchliche  Korpora- 
tionen waren  ^,  als  freie  Korporationen  eine  völlig  andere  Stellung  besessen  haben, 
als  diejenige,  welche  ihnen  der  heutige  Ultramontanismus  anweisen  will,  wird  damit 
die  ganze  Entwicklung  seit  dem  Mittelalter,  die  Ausbildung  des  modernen  Staates 
und  die  veränderte  Stellung  desselben  in  Bezug  auf  die  Kulturaufgaben,  die  Beseiti- 
gung der  ausschliesslich  berechtigten  Stellung  der  katholischen  Kirche,  sowie  die  mit 
dieser  Entwicklung  zusammenhängende  Umbildung  der  Universitäten  ausser  Acht 
gelassen. 

In  den  deutschen  Staaten,  in  welchen  das  Unterrichtswesen  als  staatliche 
Angelegenheit  betrachtet  wird,  und  die  Unterrichtsfreiheit  nicht  anerkannt  ist,  sind 
die  Universitäten  nach  dem  bestehenden  Recht  staatliche  Anstalten,  welche  unter 
staatlicher  Aufsicht  stehen,  und  deren  Lehrer  (ordentliche  und  ausserordentliche  Pro- 
fessoren) den  Charakter  von  staatlichen  Beamten  haben  ^.  Die  katholische  Kirche  be- 
sitzt weder  Au&ichts-  noch  andere  Rechte  in  Betreff  der  Universitäten,  nur  hinsichtlich 
der  theologisch-katholischen  Fakultäten  und  der  Lehrer  derselben,  mitunter  auch 


*  Jansen,  de  £acnltate  doeendi  p.  91  ft. 
ISiff.,  de&obianol.  c.  p.  183  ff.,  de  Ham- 
merstein, de  eedesia  et  atatn  p.  190. 

>  S.  SylUbua  Nr.  XXXIII,  a.  o.  8.  &38  n.  8. 
.   3.  Jansen.  1.  o.  p.  186.  187;   de  Robiano 
p.  203.    Vgl  anch  noch  o.  8.  574  n.  9. 

4  8.  0.  8. 643.647. 64a  8.  ancb  das  Schreiben 
Gregorys  X VI.  betr.  die  finiehtnng  der  üniTersltät 
Löwen  bei  Thelner,  Gesch.  d.  gelstlicben 
BildnnfsanBtalten  8.  49i9,  und  deBoblanop. 
230 :  „Cum  enlm  ad  romanos  pontiflces  pio  eon- 
credito  ipsis  apostolici  offlcii  mnnere  maxime 
pesrdneat  eatbolicam  fldem  tueii  sanctae  eiusqne 
doetrlnae  depositnm  integram  et  intemeratnm 
eostodlre,  eoriim  qnoqne  esse  debet  saerar 
diseiplinainmi  qnae  publice  in  nniTersitati- 


bus  tradnntar,  instltntionem  modecarL  Atqne 
haec  causa  fnlt,  eui  cathoUoi  etiam  principes 
cum  de  einsmodi  aoademiis  sen  nniversitatibas 
stadlorum  statuendis  cogitarimt,  apostolicam 
sedem  eonsulendam  einsqne  anctoriatem  exqnl- 
rendam  daxeilnt.  Hinc  celebriores  lllastriores- 
que  Europae  nniversitates  nonnisi  ex  sententia 
et  assensu  romanorum  pontiflcnm  fuisse  con- 
stitntas  graTlssimae  lllaram  hlstoriae  amplissi- 
me  testantnr.'^ 

^  Robiano  p.  193. 

e  8.  0.  8.  64a  649, 

^  8.  o.  8.  666, 

8  G.Meyer,  Lehib.  id.  dentscb.  Verwaltang»- 
recbtB  1,  245;  Löning,  Lehrb.  des  deutsch. 
Yerwaltungsrecbts.  8.  764.  765. 
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einzelner  Professuren  in  der  philosophischen  Faknltftt,  sind  ihr  sUftÜicberseits  ge- 
wisse Befugnisse  eingeräumte 

Das  Recht,  Universitäten  zu  errichten,  welches  in  Deutschland  seit  der  Auf- 
lösung des  früheren  Reiches  auf  die  Landesherren  flbergegangen  war,  steht  heute 
denselben  ebenfalls  zu^.  Ohne  Staatsgenehmigung  kann  eine  üniyersität  nicht  be- 
gründet werden.  Es  ist  also  ausgeschlossen,  dass  die  katholische  Kirche  ihrersmts 
s.  g.  freie,  d.  h.  unter  kirchlicher  Leitung  oder  Aufsicht  stehende  üniversittten 
innerhalb  der  deutschen  Staaten  errichtet.  Allerdings  würde  dieselbe  in  denjenigen 
Ländern,  in  denen  blos  eine  staatliche  Erlaubniss  zur  Begründung  van  Piivatanter- 
richtsanstalten  für  die  schulpflichtige  Jugend  erfordert  wird  3,  rechtlich  nicht  behindert 
sein,  Anstalten,  welche  ganz  oder  theilweise  dieselben  Ziele,  wie  die  UniverBitäten 
verfolgen,  in  das  Leben  zu  rufen  *,  aber  immerhin  würden  denselben  die  staatliclien 
Rechte  der  Universitäten  fehlen^,  insbesondere  könnte  das  Studium  auf  denselben 
nicht  für  diejenigen  Berufsarten,  ftlr  welche  staatlicherseits  eine  akademische  Bildung 
vorgeschrieben  ist,  ausreichen,  und  ebensowenig  würde  eine  Graduirung  durch  die- 
selben die  staatliche  Anerkennung  finden. 

Nur  in  dei^jenigen  Ländern,  in  welchen  die  Unterrichtsfreiheit  besteht,  ist  das 
Bestreben  der  katholischen  Kirche,  freie  unter  kirchlicher  Leitung  stehende  katho- 
lische  Universitäten  oder  theologische  Fakultäten  in  das  Leben  zu  rufen,  von  Erfolg 
gekrönt  gewesen.  Sie  sind  sämmtlich  gemäss  dem  mittelalterlichen  Recht  durch  den 
päpstlichen  Stuhl  genehmigt  oder  errichtet  und  mit  den  erforderlichen  Privilegien 
versehen  worden^.   Die  erste  derartige  Universität  war  die  in  Belgien  zu  Ldwen^ 


*  S.  darüber  unter  III. 

2  G.  Meyer  a.  a.  0.  S.  244;  Löning  a.  a. 
0.  S.  764,  In  ElsasB-Lothriugen  allerdings 
dem  Reich. 

s  So  z.  B.  in  Preassen,  Württemberg, 
Baden,  Hessen,  Elsass  -  Lothringen, 
femer  auch  in  Oesterreleh,  s.  o.  S.  562.  583. 
584.  Nur  in  B  aier  n  können  Anstalten,  welche 
ganz  oder  theilweise  Ersatz  für  die  Uniyersltaten 
bieten  wollen,  nicht  ohne  Genehmigung  des 
Ministeriums  des  Innern  für  Kirchen-  n.  Schul- 
wesen errichtet  werden.  V.  v.  21.  April  1873. 
S.  2,  Arch.  f.  k.  K.  R.  29,  44^ 

4  Jedoch  nicht ,  sofern  es  sich  um  Anstalten 
für  die  theologisch-wissenschaftliche  Ansbildnng 
von  Kandidaten  des  geistlichen  Standes  handelt, 
denn  für  diese  kommen  die  o.  S.  562  besproche- 
nen Bestimmungen  zur  Geltung. 

^  In  Folge  dessen  verliert  die  Frage  für 
Deutschland  ihre  praktische  Bedeutung, 
wennschon  ausserdem  die  Beschaffang  der  erfor- 
derlichen Geldmittel  eine,  freilich  nicht  unüber- 
windliche Schwierigkeit  für  die  Errichtung  freier 
katholischer  Universitäten  bildet  Daher  Ist 
auch  in  Oesterreleh,  als  bei  AbFchluss  des 
Konkordats  den  Bischöfen  die  Ermächtigung  ge- 
geben wurde,  eine  katholische,  unter  Ihrer  Lei- 
tung stehende  Universität  zu  gründen,  zugleich 
auf  die  staatliche  Anerkennung  Bedacht  genom- 
men worden.  Schreiben  des  kaiserlichen  Bevoll- 
mächtigten Kardinals  v.  Rauscher  v.  18.  August 
1856  n.  IV :  „  .  .  .  .  Quum  autem  necesse  slt, 
quoad  res  politlcas  et  iura  dvllia  eiusmodi  In- 
stltuto  assignanda  cautiones  proremm  et  locorum 


varietate  adhlbere,  eonsilia  cum  gubemio  eaesa- 
reo  praevle  oonferenda  erunt",  Arch.  f.  k.  K. 
R.  1,  XXI. 

Seit  1848  strebt  man  auch  in  Deutsehland 
seitens  der  Ultrampntanen,  Insbesondere  seitens 
des  Vereins  deutscher  Katholiken  dahin,  nach 
dem  Vorbilde  von    Löwen  (s.   na4^her)   eine 
katholische  Universität  zu   errichten    and  tot 
Allem   für  die  Aufbringung  der  erforderlichen 
Mittel  zu  wirken,  vgl.  Friedrich,  Gesch.  d. 
Vatikan.  Konzüs  1,  263. 299.  319.  360,  aber,  ob- 
wohl bereits  Plus  IX.  1863  den  Erzbischof  von 
Köln  zum  päpstlichen  Deleglrten  für  die  Bei- 
treibung der  Angelegenheit   bestellt  hat,  das 
Schreiben   bei  de  Roblano  1.  c  p.  256,  ist  es 
bisher  hier  ebensowenig  wie  In  Oesterreleh 
gelungen,   eine  katholische  Universität   in  das 
Leben  zu  rufen. 
<^  S.  die  folgenden  Anmerkungen, 
^  GegrÜ  ndet  im  Znsammenhange  mit  der  durch 
die  ultramontane  Partei  erlangten  ElnführuDg  der 
Unterrichtsfreiheit,  s.  o.  S.  580 ;   das  päpsOiche 
Ermächtigungsschreiben    datirt  v.  1833,    o»  S. 
667  n.  4  (ein  Schreiben  des  belgischen  Epis- 
kopats V.  1884  an  den  Klerus  behufs  Veran- 
staltung von  Subskriptionen  bei  Thelnei  a.  a. 
0.  S.  493).     Die  alte  Universität  Löwen  wurde 
behufs  Errichtung  der  neuen  fireien  1835  unter> 
drilekt,    aber  die  neue   kirchliehe    bezog  ihre 
Lehrsäle  und  okkupirte  die  alten  Stipendien- 
Stiftungen.      Um  die  Konkurrenz  der  Staats- 
Universitäten  bestehen  zu  können,  wurde  <nne 
Jury  von  Examinatoren  geschaffen,  deren  Wahl 
von  der  Kammer  und  der  Regierung  voizuneh- 


f.  242.] 
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welehe  noch  jetzt  besteht.  Später  Bind  derartige  Anstalten  in  Orossbritannien  ^ 
und  in  Frankreich^  hinzugetreten.  In  Nordamerika  wird  ebenfalls  die  Grftn* 
dnng  einer  solchen  Anstalt  vorbereitet^. 

n.  Konfessionelle  Universitäten.  Die  katholische  Kirche  mass  von 
ihrem  prinzipiellen  Standpunkt  aus  beanspruchen,  dass  die  Universitäten  als  katho- 
lisch-konfessionelle Anstalten  organisirt,  d.  h.  dass  an  ihnen  nur  Katholiken  als 
Lehrer,  und  wenigstens  der  Regel  nach  auch  nur  Katholiken  als  Studirende  zugelassen 
werden*. 

Auch  mit  diesen  Konsequenzen  des  katholischen  Standpunktes  stehen  die  deut- 
schen Verhältnisse  in  Widerspruch.  Die  deutschen  Universitäten  sind  heute ^  nicht 
mehr  konfessionell.  Nicht  nur  sind  sie  den  Angehörigen  aller  Konfessionen  für  das 
Studium  zugänglich,  sondern  es  ist  auch  die  Anstellung  als  Lehrer  oder  die  Ausübung 
des  Lehramtes  nicht  mehr  an  die  Zugehörigkeit  zu  einem  bestimmten  Religions- 
bekenntniss  gebunden  \ 


meu  war,  so  daM  also  beim  Yoihandensein  einer 
nltramontanen  Majorität  die  Professoi^en  der 
freien  Universität  als  Mitglieder  in  die  Jury  ein- 
treten konnten,  Friedberg,  Ganzen  3>  637. 

1  Hier  für  Irland  in  Dublin,  Schreiben 
Pins'  IX.  V.  23.  März  1852  und  das  die  SUtuten 
bestättgende  Dekret  der  Propaganda  v.  1854, 
de  Robiano  1.  c  p.  281.  233;  femer  für 
England  in  Kensington  (seit  18741.  Auch  in 
Kanada  ist  das  Seminar  zu  Quebec  1852  in  die 
katholisohe  universitas  LaYaliensis  umgewandelt, 
und  sowohl  1852  von  der  Konigin  von  England, 
wie  vom  Papst,  von  letzterem  unter  Verleihung 
des  Promotionsrechtes,  anerkannt  worden, 
Neher,  kirchliche  Geographie  3,  283;  coli, 
eonc.  Lac.  3,  678. 

2  Hier  können  in  Folge  der  Einführung  der 
Freiheit  des  Hochschulunterrichts  i.   J.   1875 
freie  Anstalten  für  diesen  Unterricht  ohne  Oe* 
nehmlgung  der   Regierung  begründet  werden. 
Nur  für  die  Professoren  der  Medizin  und  phar- 
mazeutischen Fächer  werden  Befähigungsnach- 
weise verlangt.    Die  freien  Uoiversitäten  dürfen 
zwar  den  Titel  Fakultät,    nicht  aber  den  der 
Universität  führen,  und  die  von  ihnen  ausge- 
stellten Stttdienzeugnisse  nicht  den  Grad  des 
Baccalanreats ,   Lloenziats  oder  Doktorats  ver- 
leihen, andeierseits  berechtigt  die  Immatriku- 
lation bei  ihnen,   sich   zu   den  Prüfungen  der 
StaatBkommlssionen  für  die  Yerleihung  der  Di- 
plome zu  melden  und  die  ersteren  abzulegen. 
Der  Staat  übt  über  diese  Anstalten  nur  insofern 
ein  Anfrichtsreoht,  als  er  darüber  wachen  kann, 
dASS  der  Unterricht  nicht  gegen  die  Moral,  die 
Verfassung  und  die  Gesetze  Verstoss!    Loi  re- 
lative ä  la  llberttf  de  Tenseignement  superieur  v. 
12.  JuU  1875  art.  Iff.  13 ff.  u.  v.  18.  März  1880 
art.  Iff.  (buttetin  des  lois.  XII.  s^r.  11  (1876) 
p.  133  (Nr.  263)  u.  20  (1880)  p.  270  (Nr.  507), 
vgl.  femer  Lebon,  Staatsrecht  d.  französischen 
Bepublik  (Marquardsen,  Hdbch.  d.  öffentl. 
R.  jy.  1.  Abth.)  S.  133.  135. 

Solche  katholischen  Hochschulen  bestehen  in 
Paris,  Lille,  Angers,  Toulouse,  Poitiers  (das 
Erriehtungsbreve  für  die  letztere  von  Pius  IX. 
▼.  1875,  wodurch  sie  zur  theologischen  Fakultät 


mit  dem  Promotionsrecht  in  der  Theologie  er- 
hoben wird.  In  Acta  s.  sed.  9,  65). 

3  Zu  Washington  seit  1884,  Arch.  f.  k.  K.  R. 
57,  58.  Neuerdings  ist  es  von  Leo  XIII. 
genehmigt  worden,  dass  die  Leitung  der  Univer> 
sität  einer  vom  nordamerikanischen  Gesammt- 
£plskopat  eingesetzten  Administration  von  Bi- 
schöfen mit  dem  Rechte  der  Statutensetzung, 
der  Ernennung  der  Lehrer  und  der  Disziplin 
übertragen  werden  soll,  die  Bestätigung  der 
Statuten  aber  dem  Papst  vorbehalten  bleibt 

*  Doch  würde  nichts  entgegen  stehen,  unter 
Wahrung  der  S.  594  n.  3  gedachten  Gesichts- 
punkte auch  einzelnen  nicht  katholischen  Stn- 
dlrenden  den  Zutritt  zu  gestatten. 

5  Abgesehen  von  einzelnen,  den  protestan- 
tischen  Charakter  festhaltenden  Universitäten, 
wie  Rostock,  femer  dem  Lyceum  Hosiannm  in 
Brauusberg,  welches  nach  den  Statuten  v.  1843 
eine  katholische  Lehranstalt  Ist. 

^  In  Preussen  sind  seit  1875  auch  au  der 
akademischen  Lehranstalt  zu  Münster   in  der 
philosophischen  Fakultät    protestantische  Pro- 
fessoren angestellt  worden.      Wenn  Irenäus 
Themistor,  Friedemann's  Vorschläge  in  Betr. 
d.  BUdg.  d.  Geistlichen.   Trier  1884.   S.  23,  u. 
rinstruction  et  l'^ducation  du  clergtf.    Tröves 
1884.  p.  230  behauptet,  dass  nach  der  Kab.  0. 
V.  1818  diese  Anstalt  eine  ausschliesslich  katho~ 
lische  sein  soll,  und  ihr  dieser  Charakter  garantirt 
sei,  so  hat  diese  Ordre  allerdings  bestimmt,  dass 
in  Münster  ein  philosophisch  und  theologisch- 
wissenschaftlicher Kursus  für  zukünftige  katho- 
lische Geistliche  der  Diocese  Münster  verbleiben 
solle,  auf  Antrag  der  westfälischen  Provlnzial- 
stände  ist  aber  diese   Bestimmung  durch  die 
Kab.  Ordre  v.  1832  erweitert  worden,  J.  F.  W. 
Koch,  die  preuss.  Universitäten.  Berlin  1839. 
1,  677,  und  in  den  vom  König  gegebenen  Sta- 
tuten V.  12.  November  1832.  $^.  1.  33,  a.  a.  0. 
S.  634.  689,   in  welchen   nichts   über  eine  be- 
stimmte Konfession  der  Lehrer  der  philosophi- 
schen Fakultät  angeordnet  ist,  wird  neben  dem 
Hauptzweck,    der  Vorbildung   der  katholischen 
Kandidaten  der  Theologie,    als  weiterer  Zweck 
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L  Die  Hierarchie  und  die  Leitung  der  Kirche  durch  dieselbe. 


242. 


EatholiBcherseits  ist  allerdings  in  Bezug  auf  einzelne  UniversitAten  gegen  die 
Berufung  von  Protestanten  mit  Rttcksicht  auf  den  katholisoh-konfessioneUen  Charakter 
der  ersteren  Widerspruch  erhoben^  worden,  indessen,  soweit  hierbei  auf  mittelalter- 
liche Stiftungsnrkunden  Bezug  genommen  wird,  jedenfalls  mit  Unrecht^. 

Immerhin  ist  aber  der  Staat  im  Wege  der  Gresetzgebung  befugt,  den  bisherigen 
konfessionellen  Charakter  der  Universitäten,  wie  dies  in  Oesterreich  gesehehen 
ist 3,  zu  Andern. 


auch  die  der  künftigen  GymnaBiallohrer  bezeich- 
net, sowie  der  philosophischen  Fakultät  diese 
letztere  Aufgabe  gleichfalls  zugewiesen.  Da  also 
von  einer  ausdrucklichen  Garantie  des  katho- 
lischen Charakters  der  Anstalt  keine  Rede  sein 
kann,  femer  für  die  Vorbildung  künftiger  Gym- 
nasiallehrer die  Zngehörlgkeit  der  Professoren 
zur  katholischen  Konfession  nicht  durch  die  Natur 
der  Sache  bedingt  wird ,  so  war  die  Regierung  nicht 
gehindert,  Protestanten  auf  Lehrstühle  der  philo- 
sophischen Fakultät  zu  berufen.  Krabbe,  ge- 
Bchichtl.  Nachrichten  üb.  d.  höher.  Lehranstalten 
in  Münster.  Münster  1852.  8.192,  geht  allerdings 
so  weit,  zu  behaupten,  dass  nach  dem  Ausspruch 
des  Königs  die  Akademie  eine  kirchliche  An- 
stalt, ein  integrlrenderTheil  des  Priesterseminars 
sei,  sowie  der  Natur  der  Sache  nach  unter  allei- 
niger Aufsicht  und  Leitung  des  Bischofs  stehen 
und  nach  Art.  15.  der  preuss.  Yert-Urk.  der 
katholischen  Kirche  zurückgegeben  werden 
müsse.  Da»  wird  Alles  in  den  $.  1  der  Statuten 
hineingelegt,  welcher  indessen  nur  in  seinem 
ersten  Theil  unter  Unterschlagung  des  zweiten, 
der  die  Gymnasiallehrer  betrifft,  citirt  ist. 

1  Dies  ist  namentlich  hinsichtlich  der  Univer- 
sität Freiburg  geschehen,  an  welche  schon  1784 
von  Joseph  II.  ein  Protestant,  der  Dichter  Georg 
Jacobi,  Schreiber,  Gesch.  d.  Universität 
Freiburg  3,  142,  später  unter  badischer  Herr- 
schaft eine  Reihe  von  Protestanten  berufen 
worden  sind,  Schleyer,  die  Universität  Frel- 
buTg.  Sohaffhausen  1854.  S.  246. 

>  So  berufen  sich  Schleyer  a.  a.  0.  S.  234 
und  (Wetz  er)  Die  Universität  Freiburg.  Frei- 
burg i.  Br.  1844.  S.  2,  darauf,  dass  in  der  päpst- 
lichen Stiftungsbulle  v.  1455  als  der  vom  Stifter, 
dem  Papste,  angegebene  Zweck  der  Universität 
bezeichnet  werde :  ,;Ut  ibidem  siroplices  erudl- 
antur  ac  fldes  eatholica  dilatetur^  (s.  o.  S.  657 
n.  1),  und  in  dem  Stiftungsbrief  Erzherzog  Al- 
brechts (s.  0.  S.  657  n.  1)  erklärt  werde,  dass 
„auch  die  Mutter  der  heiligen  Oristenhcit  darob 
trost  empfahet  und  dem  herligen  christlichen 
Glauben  gegen  seinen  Widerstand  hilff  und 
Rettung  daran  erstehen  mögen".  Hiermit  war 
aber  nur  eine  Bestimmung  getroffen,  wie  sie 
sich  in  der  damaligen  Zeit,  wo  die  katholische 
Religion  die  allein  herrschende  war,  von  selbst 
verstand,  und  der  Universität  nur  der  Charakter 
beigelegt,  welcheu  alle  Universitäten  hatten. 
Ueberdles  wird  bei  der  Betonung  dieser  Stellen 
der  Stiftungsbriefe  verkannt,  dass  der  Haupt- 
zweck* die  Lehre  der  Wissenschaften  war  (vgl. 
o.  S.  656  n.  1),  und  dass  die  Erfüllung  dieses 
Zweckes  sieh  nach  Massgabe  der  Entwicklung 
der  Universitäten  sowie  der  veränderten  staats- 


rechtlichen Stellungder katholischen  Kirche  eben- 
falls modiflclren  musste.    Wenn  die  genannteo 
Schriftsteller  weiter  darauf  hinweisen,  daas  die 
Universität  Freiburg  noch  im  16.  Jahrhundert 
ihren  katholischen  Charakter  bewahrt  habe,  d« 
sie  keine  lutherischen  Lehrer  und  Schüler  ziilies«>^ 
und  als  eine  kirchliche  Korporation  betrachtet 
worden  sei,  Schleyer  S.  239;  (Wetzer)  Die 
Universität  Frelbuig.  S.  13,  so  hatten  die  Uni- 
versitäten nicht  einmal  im  Mittelalter  rechtlich 
die  Stellung  von  kirchlichen  Korporationen,   ■. 
oben  S.  655.     Welter  können  auch  die   Vor- 
schriften des  westfälischen  Friedens,   I.  P.  O. 
art.  y.  $.  7  u.  art.  VII.  $.  2,  nach  welchem  jedem 
Religionstheil  die  Sorge  für  seine  Kirchen  und 
Schulen  zugesprochen  wird,  und  bei  einem  Kon- 
fessionswechsel des  Herrscherhauses  die  Profes- 
soren der  Schulen  und  Akademien  der  fir&lier 
geübten  Religion  angehören  sollen,  nicht  in  Be- 
tracht kommen,  so  Schleyer  S.  242,  weil  sich 
das  Mass  der  Religionsübung  heute  überhaupt 
nicht  mehr  nach  dem   westphätischen  Frieden 
bestimmt,  und  die  Universitäten  staatliehe  An- 
stalten geworden  sind.     Und  ebenso  ist  endlich 
die  Berufung  auf  $.  63  des  Reiohsdeputations- 
recesses  v.  1803  und  auf  das  badisohe  Organisa- 
tionsedikt V.  1803.  J.  18,  von  denen  der  erstere 
Jeder  Religion  den  Besitz  und  Genuss  Ihrer  eigen- 
thümliohen   Sohulfonds  garantlrt,   der  letztere 
die  Einführung  eines  Simoltaueums  an  Schnl- 
Gebäuden,    Gütern  und  Einkünften  für  einen 
andern  Religionstheil  verbietet,  so  Schleyer 
S.  242.  243  u.  (Wetzer)  Universiat  Fxeiburg. 
S.  59,  verfehlt,  denn  es  hat  sich  bei  dem  Stif- 
tungsvermögen der  Universität   nicht  um   der 
katholischen  Kirche  gehörige,  sondern  unselbet- 
ständige   Stiftungs-Fonds,    welche   niemals  als 
Kircheneigenthum  betrachtet  worden  sind,  ge- 
handelt. 

8  Durch  das  Gesetz  v.  27.  April  1873,  betr. 
die  Organisation  der  akademischen  Behörden 
(Reichsges.  Bl.  1873.  St.  XXlI.  Nr.  75,  bei  F. 
Frhr.  v.  Schweickhardt,  Sammig.  d.  f.d. 
Österreich.  Universitäten  gültigen  Gesetze  und 
Verordnungen.  2.  Aufl.  Wien  1885.  1,  36). 
welches  $.  2  nicht  die  Zugehörigkeit  zu  einem 
bestimmten  Bekenntniss  als  Erfordemiss  für 
die  staatliche  Anstellung  der  Professoren  vor- 
schreibt, und  $.11  die  Fähigkeit,  zu  akademi- 
schen Würden  gewählt  zu  werden,  von  dem 
Glaubensbekenntniss  für  unabhängig  erklärt, 
während  früher  blos  einzelne  Akatholiken  (so 
z.  B.  in  Wien)  angestellt  waren.  Dagegen  ist 
bisher  eine  Vereinigang  der  evangelisch-theolo- 
gischen Fakultät  zu  Wien  mit  der  Univeisiat 
daselbst  nicht  erfolgt.    Vgl.  hierzu  auch  Arch.  f. 


j.  242.] 


Verhfiltniss  d.  Kirche  su  den  Uniyersit&ten.    Geltendes  Kecht 


671 


Die  heutigen,  von  der  Aufsieht  und  Binwirkung  der  Kirche  freien^  nicht  mehr 
konfeflsionellen,  ebenso  wie  auch  die  wenigen  protestantlBch-konfessionellen  Univer- 
aitftten  sind  Lehranstalten,  welche  mit  allen  von  der  katholischen  Kirche  in  Bezug 
auf  die  Hochschulen  erhobenen  Forderungen  prinzipiell  in  Widerspruch  stehend 
Deshalb  kommen  ihnen  diejenigen  Privilegien,  welche  die  kirchlichen  Rechtsquellen 
den  Universitäten  einr&umen,  nicht  zu  2.  Ja,  konsequenterweise  mflsste  die  Kirche 
den  Besuch  dieser  Anstalten  allen  Katholiken,  selbst  den  Laien  ^,  verbieten.  Wenn 
sie  auch  in  Deutschland  mit  Rflcksicht  auf  die  hier  obwaltenden  Verhältnisse  bisher 
nieht  zu  einem  solchen  Verbot  geschritten  ^  ist,  so  hat  sie  ihren  prinzipiellen  Stand- 
punkt doch  dadurch  gewahi-t,  dass  sie  in  denjenigen  Ländern,  in  denen  sich  freie 
katholische  Universitäten  befinden,  von  dem  Besuche  heterodoxer  Hochschulen  ab- 
gemahnt und  namentlich  den  Eltern  es  an  das  Herz  gelegt  hat,  ihre  Söhne  nicht  auf 
dieselben  zu  schicken  ^ 

III.  Die  katholisch-theologischen  Fakultäten  an  den  deutschen 
Universitäten.  A.  Im  Allgemeinen.  Die  heute  in  Deutschland  bestehenden 
katholisch-theologischen  Fakultäten  an  den  deutschen  Universitäten  sind  meistens 
in  der  ersten  Hälfte  dieses  Jahrhunderts  gegründet  worden,  um  die  erforderlichen 
wissenschaftlichen  Bildungsstätten  ftlr  katholische  Geistliche  zu  beschaffen^,  und 
bleiben  jedenfalls  so  lange  unentbehrlich,  als  staatlicherseits  an  dem  Erfordemiss  der 
Ablegung  eines  akademischen  Studiums  für  die  Erwerbung  von  kirchlichen  oder 
geistlichen  Aemtem  festgehalten  wird  ^.  Die  gedachten  Fakultäten  haben  daher  nicht 
allein  eine  Stellung  als  Theile  der  Universitäten  und  als  Kollegien,  deren  Beruf  in  der 
wissenschaftlichen  Erforschung  und  Weiterentwicklung  der  theologischen  Wissen- 
schaften besteht,  sondern  sie  sind  auch  zugleich  Lehr*  und  Bildungsanstalten  für  die 
katholische  Kirche  und  für  die  Ausbildung  von  Theologen  zum  künftigen  Dienste  in 
derselben^. 


k.  K.  K  8,  272;  10,  178;  11,  468  o.  29,  269  n. 
y  eriag,  K.  B.  2.  Aufl.  S.  836ii.  17,  wo  für  den 
ttiftungsmassig  katholischen  Oharaktei  der  öster- 
leiehischen  UnlvenlUten  eingetreten  wird. 

1  Das  Lebensprindp  der  deatsohen  UniTerai- 
titen,  die  Freiheit  der  Wiaaensohaft,  d.  h.  die 
Freiheit  des  Leluens  niid  Lemena,  bildet  den 
abflolaten  Gegensatz  gegen  das  Grondpxlncip  der 
katholischen  Kirche,  die  alles  beherrschende 
kirehliehe  Autorität.  Daher  der  Jesuitische  Haas 
gegen  dieUnlTersitaten,  welcher  seinen  bezeich- 
nenden Ausdmck  in  den  Worten  der  CiTllta 
eattoliea.  Borna  1868.  anno  XIX.  Vol.  3.  serie  7. 
p.  266.  267  gefunden  hat :  „Ossa,  non  pur  aride, 
ma  fetenti  le  nniversltit,  tanto  4  11  puzzo  che 
n^esee  dl  dottrlne  corrompitrlci  e  pestiferl'' 
(Nieht  blos  stinkende,  sondern  übelriechende 
Gebeine  die  Universitäten,  so  gross  ist  der  Ge- 
stank, welcher  von  ihren  verderblichen  und  pest- 
bringenden  Lehren  ausgeht). 

2  S.  namentL  Sess.  Yll.  c.  13.  de  ref.,  wonach 
die  „Bb  unireTsitatibuB  seu  collegiis  generallum 
stadiorum  ad  quaevis  eccleslastiea  beneflcla  prae- 
sentati,  electi  sea  nominati",  nicht  der  Kon- 
ÜnDation  oder  Approbation  des  Dlöcesanblsehofs 
bedürfen  (s.  auch  fid.  111.  S.  53.  98);  Sess. 
XXIU.  0.  6  de  ref.,  welches  fär  die  blos  Tonsu- 
rirten  und  in  den  niederen  Weihen  befindlichen 


Kleriker  das  Privilegium  des  kirchlichen  Ge- 
richtsstandes gewährt,  wenn  ein  solcher:  f^n 
aliqua  schola  vel  universltate  de  lioentla  eplsoopl 
quasi  in  via  ad  maiores  ordines  suseipiendos  ver- 
setur";  Sess.  XXV.  c.  Ö,  welches  den  Univer- 
sitäten in  Betreif  der  Konservatoren,  Bd.  I.  S. 
179. 180,  dieselbe  privileglrte  SteUung,  wie  den 
Begularen  anweist  Dasselbe  gilt  von  besonde- 
ren päpstlichen  Privilegien. 

'  Wegen  der  Forderung  der  Semlnarblldang 
für  die  Geistlichen  s.  0.  S.  540. 

*  Denn  hier  giebt  es  keine  freie  katholische 
Universität.  Ueberdies  würde  die  Femhaltung 
der  katholischen  Laien  von  den  Staatsuniversi- 
täten  in  Deutschland  für  die  katholische  Kirche 
den  Nachtheil  haben ,  dass  die  ersteren  wegen 
des  Mangels  der  erforderlichen  Universitätsbil- 
duug  von  allen  höheren  Yerwaltungs-,  Justiz- 
und  Schul- Aemtem  ausgeschlossen  sein  würden. 

(^  So  die  Propaganda  1867  und  1885  hinsicht- 
lich des  Besuches  der  heterodoxen  Universitäten 
in  England,  Acta  s.  sed.  17,  557,  vgl.  femer  das 
Prov.-Konzil  v.  Quebec  1863,  coli.  cono.  Lac.  S, 
679.  Das  Vorgehen  gegen  die  Universitäten 
wird  also  ebenso  wie  das  gegen  die  Volksschulen 
(s.  0.  S.  593)  den  Umständen  angepasst 

»  S.  0.  S.  ö28flf.  ^  S.  0.  S.  562. 

^  Das  ist  auch  mehrfach  in  den  Statuten  au^- 
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In  Folge  dessen  war  die  katholische  Eärehe  berechtigt,  den  Anspruch  zn  er- 
heben, dass  bei  der  Einrichtung  der  Fakultäten  auf  ihre  Bedürfiiisse  und  Anforde- 
rungen Rücksicht  genommen  und  ihr  ferner  ein  gewisser  Einfluss  auf  die  Besetzung 
der  Lehrstühle,  sowie  eine  gewisse  Aufsicht  über  die  Lehrer  und  über  die  Ausübung 
ihrer  Lehrthätigkeit  eingeräumt  wurde.  Die  kirchlichen  Oi^ane  zur  Ausübung  dieser 
Befugnisse  konnten  nach  der  Entwicklung  seit  dem  Ende  des  Mittelalters  nur  die 
Diöcesanbischöfe  sein.  Einmal  hatte  das  Tridentinum  in  seinen  Vorschriften  über  die 
Errichtung  der  Seminarien  das  Prinzip  aufgestellt,  dass  die  Heranbildung  der  Geist- 
lichen Diöcesansache  des  Bischofs  sei  ^  und  selbst  die  Päpste  hatten,  wälirend  der 
Periode,  in  welcher  die  mittelalterlichen  Universitäten  ihre  alte  korporative  Selbst- 
ständigkeit und  damit  ihre  frühere  freie  Stellung  gegenüber  der  Kirche  verloren  ^ 
die  neugegründeten  und  mit  den  üblichen  Privilegien  der  Universitäten  ausgestatteten 
Lehranstalten  der  Leitung  der  Bischöfe  unterworfen  ^,  Dazu  kam,  dass  die  Verein- 
barungen, welche  zwischen  der  Kurie  und  den  einzelnen  deutsehen  Regierungen 
behufs  Wiederaufrichtung  der  katholischen  Kirchenver£assung  in  den  ersten  Jahr- 
zehnten dieses  Jahrhunderts  eingegangen  waren,  wenngleich  sie  nur  die  Errichtung 
von  Seminarien  in  das  Auge  fassten^,  doch  gerade  durch  die  darauf  bezüglichen 
Vorschriften  ebenfalls  das  Prinzip  des  Tridentinums,  dass  den  Bischöfen  die  Sorge 
für  die  Ausbildung  des  Diöcesanklerus  obliege,  wiederholt  haben,  und  dass  die  von 
den  Regierungen  neu  errichteten  oder  neuorganisirten  theologischen  Fakultäten  einen 
Ersatz  für  die  nach  dem  Tridentinum  den  Seminarien  zugewiesene  theologisch  wissen- 
schaftliche Ausbildung  der  Kandidaten  des  geistlichen  Standes  bilden  sollten. 

So  konnte  vom  kirchlichen  Standpunkt  aus  kein  Zweifel  sein,  dass  diese  An- 
stalten ihrem  Wesen  und  Zwecke  nach  der  Jurisdiktion  des  Bischofs  zu  unterstellen 
waren  ^,  und  dass  dieselben,  da  sie  in  ihrer  Verfassung  vielfach  von  den  mittelaltw- 
liehen  Universitäten  abwichen^,  und  Theile  von  staatlichen  Anstalten  waren,  nicht 
jene  freie  und  exemte  Stellung,  wie  die  ersteren,  zu  beanspruchen  hatten  ^. 

Hierin  traf  die  kirchliche  Entwicklung  überdies  mit  den  Anschauungen  der 


gesprochen  worden,  Bonner  Statuten  von  1834. 
J.  1 :  ^.  .  .  ihr  besonderer  Zweck  geht  dahin,  für 
den  Dienst  der  katholischen  EUrche  der  westlichen 
Provinzen  des  prenssischeu  Staates  tüchtige  und 
würdige  Geistliche  auszubilden'',  In  den  Bres- 
lauer (s.  g.  Reglement)  v.  1840.  $.  47 :  ^^nsser- 
dem,  dass  die  katholisch  -  theologische  Fakultät 
eine  wissenschaftliche  Korporation  und  solche  ein 
Theil  der  Universität  ist,  steht  sie  auch,  inwiefern 
ihr  die  Bildung  der  katholischen  Geistlichen  der 
Diöcese  Breslau  anvertraut  ist,  in  einem  Verhält- 
niss  zum  fürstbischöflichen  Stuhle  ron  Breslau.^ 
»  S.  0.  S.  602. 

2  S.  0.  S.  669.  660. 

3  S.  661  n.  1. 
S.  0.  S.  629  flf. 
Vgl.  auch  Schulte  i.  Arch.  f.  k.  K.  R.  19, 

28.36. 

^  So  war  namentlich  von  dem  alten  kirchlichen 
Kanzleramt  (s.  o.  S.  650.  661)  bei  den  moder- 
nen Universitäten  und  theologischen  Fakultäten 
in  Deutschland  keine  Rede  mehr. 

7  Dass  dies  die  massgebende  Auffassung  der 
Kurie  ist  und  war,  bestätigt  der  umstand,  dass 
man  auch  ifi  den  neueren  Konkordaten  (s.  o.  S. 


4 
5 


665  n.  5.  6)  den  Bischöfen  die  Aufsicht  über  die 
theologischen  Fakultäten  zugewiesen  hat  Ferner 
spricht  dafür  das  einen  integrirenden  Tbeil  des 
Österreich.  Konkordats  bildende  Schreiben  des 
kaiserlichen  BeroUmächtigten  Kardinals  Rau- 
scher V.  18.  August  1855  Nr.  I,  Arch.  f.  k.  &. 
R.  1,  XX:  „  .  .  .  Multa  sunt  quae  suadeant,  vt 
saciorum  antistitesin  universitatibus  archicaneel- 
larii  seu  canoellarii  partes  agant ;  quatenns  düR- 
cultates  obstent,  in  facultatem  tarnen  iheologi- 
oam  seduso  cancellarii  officio  peculiaiem  in- 
fluxam  exercebunt'',  welches,  sofern  das  theU- 
weise  in  Oesterreich  noch  vorhandene  Kanzler* 
amt  nioht  in  die  Hände  der  Bisehöfe  gelegt 
werden  konnte,  die  Ausschliessung  Jeglicber 
Rechte  des  Kanzlers  über  die  theologische  Fakul- 
tät und  die  Unterstellung  derselben  unter  die 
Bischöfe  als  solche  in  Aussicht  stellt.  Was  die 
heutigen  Verhältnisse  betriift,  so  bestimmt  das 
österreichische  Gesetz  v.  27.  AprU  1873,  betr. 
die  Organisation  der  akademischen  Behörden 
$.  26,  V.  Schweickhardt  a.  a.  O.  S.  81,  dass 
das  Kanzleramt  an  den  Univenitäten  Wien  und 
Prag  auf  die  katholisoh-tfaeologisehe  Fakultät 
beschränkt  ist 


§.  242.] 


Yerhältniss  d.  Kirche  su  den  Universitäten.    Geltendes  Recht. 
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Re^eningen  zutommen,  welche  bei  ihren  Bestrebungen  auf  Erlangung  von  Landes- 
bisthttmem,  die  sieh  mit  ihren  Territorien  decken  sollten ,  und  anf  möglichste 
Anssohliessong  der  Einwirkung  des  Papstes,  wohl  geneigt  waren,  den  Bischöfen 
einen  gewissen  Einfluss  anf  die  theologischen  Fakultäten  ihrer  Landesuniversitäten 
zuzugestehen,  aber  eine  Exemtion  derselben  von  der  bischöflichen  Qewalt  und  eine 
direkte  Unterstellung  unter  den  Papst  niemals  geduldet  haben  würden. 

Von  diesem  Standpunkt  aus  haben  sie  auch  von  vornherein  einzig  und  allein  die 
Bischöfe  als  diejenigen  kirchlichen  Organe,  zu  welchen  die  katholisch-theologischen 
Fakultäten  in  ein  bestimmtes  Verhältniss  gesetzt  wurden,  in  das  Auge  gefasst  i. 

Dass  die  betreffenden  Beziehungen  seitens  der  Staatsregierungen  zu  regeln  waren 
und  die  von  denselben  erlassenen  Bestimmungen,  gleichviel  ob  sie  mit  oder  ohne  Zu- 
stimmung der  Bischöfe  ergangen  waren,  rechtliche  Ollltigkeit  hatten,  auch,  so  weit 
sie  noch  in  Kraft  sind,  besitzen,  kann,  da  es  sich  um  die  Errichtung  von  staatlichen 
Anstalten  handelt,  keinem  Zweifel  unterworfen  sein^. 

Was  des  Näheren  die  materielle  Regelung  der  fraglichen  Beziehungen  betriflft, 
so  musste  dabei  selbstverständlich  von  vornherein  jede  Bestimmung  über  das,  was 
die  Fakultäten  als  katholisches  Dogma  zu  lehren  hatten,  ausgeschlossen  bleiben,  denn 
in  dieser  Hinsicht  hatte  der  Staat  die  von  den  rechtlich  befugten  Organen  der  Kirche 
ausgegangenen  Entscheidungen  als  massgebend  hinzunehmen  ^,  Im  Uebrigen  ist  das 
Verhältniss  der  Fakultäten  zu  den  Bischöfen  in  den  deutschen  Staaten  und  in 
Oesterreich  sehr  verschieden  geregelt,  je  nachdem  man  in  Nachgiebigkeit  gegen 
die  kirchlichen  Forderungen  oder  unter  Zurückweisung  derselben  den  kirchlichen 
Zweck  der  Fakultäten  oder  ihre  Stellung  als  staatliche  Lehranstalten  mehr  betont  hat^. 

B.  Im  Einzelnen.  1.  Die  katholisch-theologischen  Fakultäten 
sind  der  Natur  der  Sache  nach  konfessionelle  Lehrkörper,  d.  h.  es  können  an 
ihnen  nur  Katholiken  als  Lehrer  (als  ordentliche  und  ausserordentliche,  sowie  Hono- 
rar-Professoren) angestellt  und  als  Privatdozenten  zugelassen  werden^.  Das  versteht 
sieh,  wennschon  die  meisten  Fakultätsstatuten  dies  nicht  ausdrücklich  vorschreiben, 
der  Natur  der  Sache  nach  von  selbst,  da  nach  der  hier  massgebenden  katholischen 
Auffassung  nur  rechtgläubige  Katholiken  die  katholische  Theologie  lehren  können 
und  dürfen^. 


i  S.  0.  S.  6!28  ff.  und  671  n.  8.  Die  Bonner 
Ststnten,  welche  im  $.  4  die  Rechte  des  Bischofs 
hinsiehtUoh  der  Fakultät  näher  normiren,  sagen 
in  dem  diesen  Abschnitt  (II)  einleitenden  $.  3 : 
„Dm  Verhältniss  der  katholisch  -  theologischen 
Fakultät  ergiebt  sich  aus  ihrer  Bestimmung  und 
folgt  im  Allgemeinen  der  Analogie  des  kanoni- 
schen fiechts."  Der  erste  Satz  kann  nur  bedeu- 
ten, dass  sie  ihren  Lehrzweck  auf  der  Grundlage 
des  katholischen  Dogmas  und  in  Gebundenheit 
an  dasselbe  erfüllen  soll ;  der  zweite  jedenfalls 
nur  so  yiel,  dass  sie  zu  dem  Bischof  in  ein  be- 
stimmtes Yerhältniss  gesetzt  ist,  nicht  aber,  dass 
der  letztere  die  rolle  bischöfliche  Jurisdiktion 
üben  soll,  denn  dies  wird  geradezu  durch  die 
Worte  ^nach  Analogie"  ausgeschlossen.  Diese 
sind  offenbar  deshalb,  weil  die  Fakultät  eine 
staatliche  ist,  gewählt. 

2  Das  hätte  nicht  der  besonderen  Herrorhebung 
bedurft,  wenn  diese  Auffassung  nicht  auch  yon 

HinsehiiiB,  Kirchenrecht  IV. 


ultramontaner  Seite  bestritten  worden  wäre.  So 
behauptet  Kugel  1.  Aroh.  f.  k.  K.  R.  30,  102, 
dass  das  Breslauer  Fakultätsstatut  v.  1840  dem 
Fürstbischof  v.  Breslau  i.  J.  18Ö0  nicht  insoweit 
entgegen  gehalten  werden  konnte,  als  es  sein 
Ordinariatsrecht  einschränkt,  weil  er  niemals 
dem  Statut  beigetreten  sei.  Dabei  übersieht 
Kugel  aber  selbst  Ton  seinem  Standpunkt  aus, 
dass,  nachdem  die  Bischöfe  von  Breslau  Jahr- 
zehnte lang  die  Ausbildung  der  Theologen  in 
Breslau  nicht  gehindert  und  auf  Grund  der  Fakul- 
tätsstatuten bei  der  Bestellung  von  Professoren 
mitgewirkt  haben,  darin  doch  eine  (freilich  für 
den  Staat  rechtlich  gleichgültige)  Anerkennung 
der  Statuten  gelegen  hat 

3  Vgl.  hierzu  aber  auch  unten  S.  684. 

^  Vgl.  übrigens  auch  o.  S.  662  ff. 

^  Wegen  der  Altkatholiken  s.  u.  S.  687. 

®  Uebrigens  ergiebt  sieh  dies  auch  daraus, 
dass  nach  vielen  Statuten  die  Professoren  den 
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Nicht  minder  ist  die  Zagehörigkeit  zur  katholiBchen  Kirche  für  die  Einflchreibiiiig 
bei  den  betreffenden  FakaltAten  nothwendig,  denn  diese  sind  zur  VorbUdong  kfinf- 
tiger  katholischer  Geistlicher  bestimmt  nnd  können  also  nur  den  Katholiken  offen 
stehen  ^. 

2.  Die  Rechte  der  Bischöfe  bei  der  Anstellung  der  theologischen 
Professoren  (nnd  der  Professoren  anderer  Fakaltftten).  a.  DasBecht 
der  gutachtlichen  Aeassernng  und  der  Ablehnung.  In  neuerer  Zeit  ist 
seitens  der  katholischen  Bischöfe  mehrfach  behauptet  worden,  dass  das  Lehramt  der 
Theologie-Professoren  ein  kirchliches  Amt  sei  2,  und  darauf  wenigstens  im  Prinzip 
das  Becht  zur  Besetzung  der  betreffenden  Stellen  ^  gegründet  worden.  Dass  für  das 
Lehren  der  Theologie  ein  kirchliches  Amt  geschaffen  werden  kann^,  lässt  sich  aller- 
dings nicht  leugnen  y  weil  das  Lehren  der  kirchlichen  Glaubenswahrheiten  zu  den 
kirchlichen  Thätigkeiten  gehört.  Daraus  folgt  aber  noch  nicht,  dass  jedes  Amt^  wel- 
ches diese  Funktion  umfasst,  ein  kirchliches  sein  muss.  Wenn  der  Staat  fOr  die 
Ausbildung  der  katholischen  Theologen,  also  im  Interesse  der  Kirche,  andererseits 
aber,  weil  er  die  Vorbildung  auf  Staatsuniversitäten  von  seinem  Standpunkt  aus  fUr 
wünschenswerth  erachtet,  katholisch-theologische  Fakultäten  mit  den  entsprechenden 
Lehrstellen  gründet,  so  sind  die  betreffenden  Aemter  in  erster  Linie  staatliche  Aemter. 
Mit  der  Errichtung  solcher  überschreitet  der  Staat,  welchem  heute  die  Pflege  des 
höheren  wissenschaftlichen  Unterrichts  zukommt,  seine  Zuständigkeit  nicht,  denn  die 
katholische  Theologie  gehört,  wennschon  ihre  Lehre  auch  der  Kirche  dient,  doch  zu 
dem  Kreise  der  Universitätswissenschaften.  Wie  der  Staat  die  übrigen  staatlichen 
Aemter  zu  besetzen  hat,  so  ist  er  auch  berechtigt,  die  Vergebung  theolo^cher  Pro- 
fessuren seinerseits  in  Anspruch  zu  nehmen,  und  darauf  zu  bestehen,  dass  das  Be- 
amten-Treuverhältniss  zwischen  ihm  und  dem  Anzustellenden,  nicht  aber  zwischen 
dem  letzteren  und  der  Kirche  begründet  wird.  Nur  dazu  ist  er  aus  den  oben  S.  553 
gedachten  Gründen  verpflichtet,  bei  der  von  ihm  vorzunehmenden  Anstellung  den 
geistlichen  Oberen  ^  eine,  die  Interessen  der  Kirche  wahrende  Mitwirkung  zu  gestatten. 

Was  die  positive  Regelung  betrifft,  so  ist  inBaiern^  inWürttemberg  und 


theologischen  Doktor-  bez.  Lizentiatengrad  be- 
sitzen oder  binnen  kurzer  Frist  erwerben  müssen, 
so  z.  B.  nach  den  Bonner  $.  25  und  den  Bres- 
lauer $.  10,  dass  aber  diese  Grade  vielfach  blos 
an  Kleriker,  welche  die  Subdiakonatsweihe  be- 
sitzen, ertheilt  werden  können,  Bonner  $.  33, 
Breslauer  %,  36,  Münchener  J.  1;  Tübinger, 
Würzburger  $.  2,  M.  B  a  u m  ga  r  t ,  Grundsatze  und 
Bedingungen  der  Doktorwürde  bei  allen  Fakul- 
täten .  .  .  d.  deutsch.  Reichs.  Berlin  1884.  S. 
16.  25.  68.  66,  Ja  In  Freiburg  für  die  Doktor- 
würde sogar  die  Diakonatsweihe  gefordert  wird, 
a.  a.  0.  S.  33.  Für  die  HabUltatton  als  PriTat- 
dozent  Ist  ebenfalls,  vgl.  z.  B.  die  Bonner  und 
Breslauer  Statuten  §.  46,  bez.  $.  14,  dieSudlako- 
natswelhe  erforderlich.  Endliok  baben  auch  die 
Professoren, Privatdozenten,  Doktoren  und  Lizen- 
tiaten  nach  manchen  Statuten  die  professio  fidel 
Tridentina  abzulegen,  s.  darüber  unten  S.  678. 

<  Dass  allerdings  an  den  Staatsunlversitaten 
auch  andere  Studirende  Vorlesungen  von  Pro- 
fessoren der  katholischen  Theologie  hören  können, 
Ist  dadurch  nicht  ausgeschlossen. 


2  S.  o.  S.  664  und  die  S.  666  n.  3  citirte  Er- 
klärung. 

3  Wenngleich  sie  den  Regierungen  die  Er- 
nennung unter  Vorbehalt  der  bischöflieben  Be- 
stätigung zugestanden  haben,  s.  o.  S.  664.  666. 
666. 

*  So  z.  B.  das  Amt  eines  Professors  der  einen 
oder  andern  theologischen  Disziplin  an  einen 
bischöflichen  Seminar.  Vgl.  überhaupt  Bd.  n. 
S.  364. 

5  Dass  die  anzustellenden  Lehrer,  wenn  sie 
Geistliche  sind  oder  geistliche  Aemt»  haben, 
zur  Annahme  einer  Professur  oder  zur  Ansabung 
der  Lehrthätlgkelt  eines  Privatdozenten  der  Ge- 
nehmigung des  Bischofs  bedürfen,  yeisteht  sieh 
von  selbst,  s.  Bd.  I.  S.  138,  und  steht  hier  nickt 
In  Frage. 

6  Die  S.  666  n.  5  cidrte  Entschliessnng  von 
1852  ist  freilich  unterm  10.  November  1873 
widerrufen  worden  (Ztschr.  f.  K.  R.  12,  269); 
Indessen  hat  der  Kultusminister  sich  1882  b^eit 
erklärt,  vor  dem  Antrag  auf  Anstellnng  bei  dem 
König  ausser  dem  Gutachten  der  iheologiseben 
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in  Baden^  dem  Bischof  bios  eine  gatachüiche  Aensserang  vor  der  Anstellnng  zu- 
gestanden. Eine  entseheidende,  die  Regiemngen  rechtlich  bindende  Bedeutung  hat 
also  eine  etwaige  Ablehnung  des  Bischofs  nicht^. 

InPreussenist  dagegen  bei  der  Anstellung  der  katholisch-theologischen  Pro- 
fessoren und  vor  der  Zulassung  eines  Kandidaten  (Privatdozenten]  zur  Ausübung  des 
Lehramtes  in  den  kathoHsoh-theologischen  Fakultäten  den  Bischöfen  ein  Ausschluss- 
recht  wegen  begründeter  Bedenken,  welche  die  Lehre  oder  den  Lebenswandel  der 
in  Frage  stehenden  Persönlichkeit  betreflfen^,  gewährt^.  Aber  nicht  der  Bischof, 
sondern  die  Staatsregierung  hat  darüber  zu  befinden,  ob  die  Bedenken  begründet  sind. 

In  Oester  reich  endlich  hat  man  die  Anstellung  der  vom  Kaiser  zu  ernennenden 


Fakultät  und  des  UnlTersitätssenates  anch  ein 
Gutachten  des  Diöoesanbischofs  über  den  dog- 
matischen Standpunkt  und  den  slttliclien  Wandel 
des  in  Aussicht  genommenen  Kandidaten  einzu- 
holeo,  Silbeinagly  Yeifassung  sämmtl.  Reli- 
gionsgesellschaften in  Bayern.    2.  Aufl.   S.  263 
n.  1,  und  thatsichlich  findet  auch  Tor  der  An- 
steUung  der  theologischen  Professoren  eine  Ver- 
ständigung der  Regierung  mit  dem  Bischof  statt 
1  Da  die  Yorschriften  der  Konkordate  für  diese 
beiden  Lander  (s.  o.  S.  665  n.  6.  u.  7)  nicht  in 
Kraft  getreten  sind,  so  ist  es  hier  bei  den  firühe» 
ren  Bestimmungen,  o.  S.  664  n.  1 ,  -verblieben. 
Die  Gesetze  über  die  Stellung  der  katholischen 
Kirche  ▼.  1860  (Baden)  und  v.  1862  (Württem- 
berg) haben  keine  hierher  gehörigen  Yorschrif- 
ten.    Die  Motive  des  letztem  zu  Art  14  (Gol- 
ther  a.  a.  0.  S.  529)  erklären  allerdings :  ^^Wenn 
naeh   §§.  71.   78  der  Yerfassungsurkunde  die 
Leitung  und  Yerwaltung  der  inneren  kirchlichen 
Angelegenheiten  der  Kirchenbehörde  überlassen 
werden  soll,   so  muss  auch  anerkannt  werden, 
dass   das  Urtheil  darüber,    ob  ein  Lehrer  der 
Theologie  nach  den  Grundsätzen  der  katholischen 
Kirche  die  richtige  Ansicht  vortrage,   als  eine 
innere  kirchliehe  Angelegenheit  dem  Bischof  zu- 
kommt. Die  K.  Regierung  wird  hiernach  keinen, 
den  der  Bischof  von  diesem  Gesichtspunkt  aus 
für  unfähig  zu  theologischen  Lehrvorträgen  er- 
klärt hat,  auf  eine  Lehrerstelle  an  der  katholisch- 
theologischen  Fakultät  ernennen.'' 

2  Faktisch  wird  sich  allerdings  die  Regierung 
nicht  darüber  hinwegsetzen  können,  wenn 
schwerwiegende  und  begründete  Bedenken  gegen 
die  Lehre  und  den  Lebenswandel  geltend  ge- 
macht sind,  well  sonst  der  Bischof  den  Kandi- 
daten den  Besuch  der  Yorlesungen  des  betr. 
Professors  verbieten  und  denjenigen,  welche 
ihnen  dennoch  angewohnt  haben,  die  Erth eilung 
der  Weihen  verweigern  würde. 

3  In  den  Statuten  der  Bonner  und  Breslauer 
Fakultät  V.  1834  bez.  1840  (die  ersteren  bei 
Koch,  d.  preuss.  Universitäten  1,  232)  sind 
die  Rechte  der  Bischöfe  von  Köln  und  Breslau 
auf  Grundlage  der  Instruktion  für  die  Priester 
des  kon.  Schulinstituts  in  Schlesien  v.  26.  Aug. 
1776  (Koch  1,  246;  Lehmann,  Preussen  und 
die  kathoUsche  Kirche  seit  1640.  5,  158)  normlrt 
worden.  Der  $.  5  desselben  bestimmt:  „dass, 
wenm  von  Besetzung  eines  Lehrstuhls  bei  der 
theologischen  Fakultät  die  Rede  ist,  das  von  dem 
Institut  vorgeschlagene  Subjekt  zuvörderst  dem 


Ordinario  präsentlrt  werden,  und  dieser  bei  be- 
gründeten Einwendungen  gegen  Lehre  und 
Wandel  des  Präsentatl  demselben  Exklusivam 
zu  geben  berechtigt  sei,  falls  aber  dieser  nichts 
dagegen  zu  erinnern  findet,  sodann  das  Pladtnm 
des  Kön.  Kommlssaril  eingeholt  werden  soll.'' 
Demgemäss  verordnen  die  gedachten  Statuten 
%.  4,  bez.  %.  48:  „dass  In  der  katholisch-theolo- 
gischen Fakultät  zu  Bonn  (Breslau)  Niemand 
angestellt  oder  zur  Ausübung  des  Lehramtes  zu- 
gelassen werden  soll  ohne  vorhergegangene  Rück- 
frage bei  dem  erzbischöflichen  (bischöflichen) 
Stuhle  (von  Breslau),  und  dass  dieser  berechtigt 
sein  soll,  wegen  erheblicher,  die  Lehre  oder  den 
Lebenswandel  des  in  Yorschlag  Gebrachten  be- 
treffenden Bedenken  die  Anstellung  oder  Zu- 
lassung desselben  abzulehnen".  Nach  den  Sta- 
tuten für  die  Akademie  in  Münster  v.  1832. 
$.  6,  Koch  1,  685,  soll  die  Stellung  der  theo- 
logischen Fakultät  zum  Bischof  derjenigen  der 
eben  gedachten  beiden  Fakultäten  zu  ihren  Dlö- 
cesanbischöfen  gleich  sein :  „Hiemach  Ist  1)  der 
Bischof  von  Münster  berechtigt,  einem  In  der 
theologischen  Fakultät  anzustellenden  ordent- 
lichen oder  ausserordentlichen  Professor,  wie 
auch  Privatdozenten  bei  begründeten  Einwen- 
dungen gegen  dessen  Lehre  oder  Wandel  Exklu- 
slvam  zu  geben,  und  wird  daher  vor  jeder  An- 
stellung und  Beförderung  eines  Lehrers  bei  der 
gedachten  Fakultät  der  Bischof  deshalb  gehört 
werden." 

^  Dagegen  bestimmen  die  Statuten  für  das 
Lyoeum  Hosianum  in  Braunsberg  v.  1843.  ^  6 : 
„Was  die  Stellung  der  theologischen  Fakultät  des 
Lycel  zu  dem  bischöflichen  Stuhle  von  Ermland 
betrlift,  so  Ist  1.  der  Bischof  von  Ermland  be- 
fugt, bei  der  Anstellung  eines  Professors  oder 
Dozenten  in  der  theologischen  Fakultät  seine  et- 
waigen Bedenken  gegen  dessen  Lehre  oder 
Lebenswandel  zur  Sprache  zu  bringen,  und  wird 
derselbe  daher  vor  jeder  Bestellung  oder  Beför- 
derung eines  Lehrers  in  der  gedachten  Fakultät 
mit  seiner  Erklärung  gehört  werden."  Nach 
dem  Wortlaut  dieses  ^  ist  dem  Bischof  kein 
Ausschliessungsrecht,  sondern  nur  ein  Recht  auf 
Geltendmachung  seiner  Bedenken  zugestanden. 
Dass  diese  abschwächende  Fassung  bewusster 
Weise  gewählt  ist,  kann  im  Hinblick  auf  die 
Ausdrucksweise  der  in  vor.  Anm.  citlrten  Statu- 
ten (namentlioh  aueh  der  $  7  der  Münsterschen 
Statuten,  s.  darüber  S.  676)  nicht  zweifelhaft  er- 
scheinen. 
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I.  Die  Hierarchie  und  die  Leituiig  der  Kirche  durch  dieselbe. 
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Professoren  der  Theologie  davon  abhängig  gemacht,  dass  der  Bischof  sich  bereit  erkl&rt^ 
dem  in  Aassicht  genommenen  Kandidaten  die  Sendung  and  Vollmacht  (die  s.  g.  miaio 
canonica)  zum  Lehramt  zu  ertheilen  ^  nnd  der  Bischof  hat  nicht  nar  bei  der  Feststellnng 
der  Qualifikation  der  zu  bef5rdemden  Ejindidaten  mitznwirken,  sondern  es  ist  ihm  auch 
bei  der  Besetzung  derjenigen  Professuren,  welche  zugleich  ftlr  den  Unterricht  der 
Zöglinge  des  bischöflichen  Seminars  mit  bestimmt  sind,  die  Berfloksichtigung  des  von 
ihm  Yorzugsweise  als  geeignet  bezeichneten  Kandidaten,  falls  nicht  etwa  ein  poli- 
tisches Bedenken  gegen  denselben  obwaltet,  zugesichert'. 

In  Preussen  ist  femer  vor  der  Anstellung  aller  Professoren  oder  Dozenten  an 
der  philosophischen-  Fakultät  des  Lyceum  Hosianum,  bei  der  Akademie  zu  Münster 
blos  vor  der  eines  Professors  oder  Privatdozenten,  welchem  der  Vortrag  der  theore- 
tischen oder  praktischen  Philosophie  anvertraut  werden  soll,  „der  Bischof  gleichfalls 
zu  befragen,  ob  er  gegen  die  Rechtgläubigkeit  und  Sittlichkeit  des  Anzastellenden 
etwas  zu  erinnern  habe'^^. 


1  V.  ▼.  29.  Man  1858,  8.  o.  S.  564  n.  7 :  ^An 
den  theologischen  Fakultäten  ist  bei  Anstellung 
der  von  S.  Mi^estat  zu  ernennenden  Professoren 
in  nachstehender  Welse  vorzugehen:  Wird  an 
einer  theologischen  Fakultät  die  Stelle  eines  Pro- 
fessors erledigt,  dessen  Lehrthätigkeit  nothwen- 
dig  ist,  damit  die  Zöglinge  des  bischöflichen 
Seminars  in  Gemässheit  des  von  S.  Majestät 
vorgelegten  Lehr  planes  unterrichtet  werden,  und 
wünscht  der  Bischof  für  dieselhe  einen  Mann, 
welcher  seine  Befähigung  bereits  durch  Leistun- 
gen im  Lehrfaohe  oder  als  Schriftsteller  hin< 
reichend  bewährt  hat,  so  bleibt  es  demselben 
unbenommen,  sich  nach  Anhörung  des  theolo- 
gischen Lehrkörpers  mit  dem  k.  k.  Unterrichts- 
Ministerium  in  Verbindung  zu  setzen.  Wünscht 
der  Bischof  keine  Berufung  oder  sollte  über  die- 
selbe ein  Einvernehmen  nicht  hergestellt  werden 
können,  so  ist  durch  das  Unterrichts-Ministeriom 
mittelst  der  öffentlichen  Blätter  eine  Bewerbung 
auszuschreiben.  Die  zur  schriftlichen  Prüfung 
erforderlichen  Fragen  bestimmt  der  Bischof  und 
übergiebt  dieselben  dem  genannten  Ministerium, 
welchem  es  vorbehalten  ist,  einem  Bewerber  zu 
gestatten,  der  Kon  kursprüf  ung  sich  an  einer  in 
der  Auschreibung  nicht  betheiligten  Lehranstalt 
zu  unterziehen.  Der  Probevortrag  wird  im  Bei- 
sein eines  bischöflichen  Kommissars  gehalten 
(s.  dazu  auch  o.  S.  564).  —  Die  Beurtheilung 
des  wissenschaftlichen  Werthes  der  Prüfungs- 
arbeiten wird  das  Ministerium  in  der  bisher  üb- 
lichen Weise  veranlassen  und  sodann  unter  Mit- 
theilung sämmtlicher  Gesuche,  der  Prüfungs- 
arbeiten und  der  Beurtheilung  des  Probevortrags 
sich  mit  dem  betreffenden  Bischöfe  ins  Einver- 
nehmen setzen,  damit  die  Wünsche  desselben 
im  Sinne  des  VI.  Konkordats- Artikels  (o.  S.  666 
n.  ö)  berücksichtigt  werden  können.  In  letzterer 
Beziehung  müsste  eine  Ausnahme  eintreten, 
wenn  einem  Manne,  welchen  der  Bischof  zur 
Verwaltung  des  erledigten  Lehramtes  für  vor- 
zugsweise tauglich  hielte,  ein  politisches  Be- 
denken im  Wege  stünde.  —  Wird  an  einer  theo- 
logischen Fakultät  die  Stelle  eines  Professors 
erledigt,  dessen  Lehrthätigkeit  nicht  nothwendig 
ist,  damit  die  Zöglinge  des  bischöflichen  Semi- 


nars in  Gemässheit  des  S.  Majestät  Torgelegten 
Lehrplanes  unterrichtet  werden,  so  steht  es  dem 
Bischof  der  Diöcese  frei,  auf  die  Berufung  eines 
befähigten  Mannes  anzutragen,  sowie  aueh  das 
k.  k.  Ministerium  dem  Bischöfe  einen  solchen 
bezeichnen  kann.  Wird  es  als  nothwendig  aner- 
kannt, eine  Bewerbung  auszuschreiben,  so  find 
die  obigen  Bestimmungen  zu  beobachten.  Die 
Ernennung  wird  stets  einem  aus  Jenen  zu  Theil 
werden,  welchen  der  Bischof  die  Sendung  und 
Vollmacht  des  Lehramtes  zu  ertheilen  bereit  ist.*^ 

Die  citirte  V.  war  zwar  zur  Durchführung  des 
Konkordates  bestimmt,  und  wenngleich  dasselbe 
durch  das  Gesetz  v.  7.  Mai  1874  Art.  I.  seinem 
ganzen  Inhalte  nach  beseitigt  worden  ist,  so  hat 
das  letztere  doch  ($.  30 :  ^Die  Einrichtung  der 
katholisch-theologisohen  Fakultäten  wird  durch 
besonderes  Gesetz  geregelt**)  nichts  Positives  an 
die  SteUe  gesetzt.  Es  ist  also  bei  den  Bestim- 
mungen der  citirten  V.  geblieben,  s.  auch.  v. 
Schweickhardt  i,  272  n.  *. 

Eine  Betheiligung  des  Bischofs  bei  der  Zu- 
lassung von  Privatdozenten  fordert  die  ange- 
gebene V.  nicht,  und  wenngleich  der  Art.  6  des 
Konkordats,  wonach  auch  hier  die  missio  noihig 
ist,  nicht  mehr  in  Kraft  steht,  so  verlangt  doch 
die  kaiserliche  V.  v.  23.  April  1850.  SS-  ^-  3' 
s.  o.  S.  665  n.  2,  für  diese  gleichfalls  die  bischöf- 
liche Ermächtigung. 

2  Vgl.  die  in  d.  vor.  Anm.  cit.  V.  v.  1858. 

3  Cit.  Statuten  des  Lyceum  Hosianum  S-  7  u. 
der  Akademie  zu  Münster  S*  7.  Von  einen 
Aussohlussrecht  ist  hier  also  nicht  die  Bede. 
Das  zeigt  namentlich  der  Gegensatz  zwischen 
S«  6  u.  ^,7  der  zuletzt  gedachten  Statuten,  s. 
auch  0.  S.  675  n.  3.  Der  Unterschied  zwischen 
beiden  Bestimmungen  erklärt  sich  daraus,  dass 
die  erstgedachte  Anstalt  lediglich  zur  AnsbÜdnng 
von  Theologen  bestimmt  ist. 

Für  die  theologisch  -  katholischen  Faknl- 
täten  zu  Bonn  und  Breslau  bestehen  derartige 
Rechte  des  Bischofs  nicht,  vielmehr  ist  in  der 
Stiftungsurkunde  für  Bonn  v.  1&  Oktober  181S 
Nr.  5  und  im  königliehen  Plan  für  Breslau  tosb 
3.  August  1811.  S-  6,  Koch  1,  172.  294,  nnr 
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b.  Die  missio  canonica  fttr  die  Professoren  und  Dozenten  der 
Theologie.  Erst  seit  dem  Jahre  1848  haben  die  deutschen  Bischöfe  allgemein  die 
Forderung  aufgestellt,  dass  Niemand  an  einer  Unterrichtsanstalt  katholischen  Reli- 
gionsunterricht ertheilen  solle,  welcher  nicht  vorher  die  s.  g.  missio  canonica  erhalten 
habe  ^,  und  diesen  Anspruch  auch  in  Betreff  der  Professoren  und  Dozenten  der  katho- 
lischen Theologie  zur  Geltung  zu  bringen  gesucht  2.  Dies  letztere  Verlangen  hat 
an  dem  frttheren  kirchlichen  Recht  keinen  Anhalt^.     Allerdings  entspricht  es  der 


aDgeordnet,  d&ss  in  dei  philosophischen  Faknltat 
immer  ein  ordentlicher  Professor  der  Philosophie 
katholischer  Konfession  neben  einem  solchen 
evangelischer  Konfession  angestellt  werden  soll. 
In  Bonn  kaun  endlich  der  Professor  des 
Kirchenrecht«  ans  der  jaristischen  Faknltat, 
welcher  der  katholisch -theologischen  Fakultät, 
nm  an  den  in  das  Gebiet  des  Kirchenrechts 
fallenden  Fakultatsgeschäf cen ,  namentlich  bei 
der  Erstattung  Ton  Outachten  theilznnehmen, 
Yom  Ministerium  überwiesen  wird,  der  Fakultät 
aUein  mit  Zustimmung  des  erzbischöf liehen 
Stuhles  zugetheilt  werden,  $.13  der  Statuten. 
Für  Breslau  (Stat.  %.  25)  erfolgt  eine  solche  Zu- 
weisung überhaupt  nur,  wenn  kein  Professor  des 
Kirchenrechts  sich  in  der  theologischen  Fakultät 
befindet,  dann  aber  auch  allein  durch  das  Mi- 
nisterinm  (ohne  Mitwirkung  des  Bischofs).  In- 
dessen ist  später  sowohl  für  Bonn  und  Breslau 
angeordnet,  dass  der  Lehrstuhl  des  Kirchen- 
reehts  in  der  juristischen  und  der  der  Geschichte 
in  der  philosophischen  Fakultät  stets  doppelt  mit 
einem  evangelischen  und  einem  katholischen 
Lehrer  besetzt  werden  soll,  ungedruckte  Kab.-O. 
▼.  26.  September  1853. 

in  den  anderen   Staaten   bestehen   derartige 
Yorschriften  nicht.    In  Oesterrelch  hat  sich 
dazu  kein  Bedürfnlss  gezeigt.     Dagegen  sind  in 
Baiern  und    Württemberg,    dort    in  der 
Kammer,  hier  seitens  der  katholisch-theologisch. 
Fakultät  derartige  Forderungen  erhoben  worden, 
welche  aber  höchstens  den  Erfolg  gehabt  haben, 
da88  Tereinzelt  katholische  Extraordinarien  für 
Philosophie  undGeschichte  angestellt  worden  sind. 
Das  einen   Theil    des  österreichischen  Kon- 
kordats bildende  Schreiben  des  Kardinals  Ran- 
Seher    vom   18.  August  1855    hatte    unter  Nr. 
Y,    Areh.   f.    k.  K.  R.    1 ,  XXI ,    zugesichert, 
dass   Tor    der    Bestellung    des    Professors    des 
Kireheniechts  in  den  juristischen  Fakultäten  die 
„sententia  episcopi  diocoesani  de  eins  flde  et 
doetrina  exspectetur^,  s.  auch  Schulte  a.  a.  0. 
19,  39,  indessen  ist  es  bei  der  Kult.  Min.  Y.  v. 
1861,  y.  Schweiekardt  a.  a.  0. 1,  283,  ver- 
blieben, nach  welcher  das  Kirchenrecht  für  Theo- 
logen besonders  von  einem  Professor  in  der  theo- 
logisehen  Fakultät  oder  von  einem  anderen  ge- 
eigneten Manne  gelesen  werden  soll. 

4  S.o.a620.63i;  Kölner  Pro v.-Konzilv.l 860, 
coli.  eono.  Lac.  5,  368 :  ,^ne  quis  sacras  seien- 
tias  docendi  mnnus  suscipiat,ni8i  obtenta  a  nobis 
facultate  litteris  expiimenda  et  professione  fldei 
eoram  nobis  emissa";  Wiener  v.  1858  u.  Prag 
1860,  1.  c.  p.  206.  432,  welche  im  wesentlichen 
Art.  6  des  Konkordates  wiederholen. 

s  8.  die  0.  S.  664  cit.  Denkschriften,  welche 


dies  als  Minimalforderung  aufstellen,  femer  die 
Erklärung  der  bair.  Bischöfe  v.  1853  zu  %,  19, 
Arch.  f.  k.  K.  R.  8,  418. 

3  Das   Oegentheil    führt    freilich    Schulte 
1.  Arch.  f.k.K.  R.  19,  45  aus,  welchem  Ye ring, 
K.R.2.  Aufl,  S.  408;   Richter-Kahl  K.  R. 
8.  Aufl.  S.  1255  n.  4  u.  y.  Scherer  Hdbch.  d. 
K.  R.  1,  316  folgen.     Abgesehen  von  den  bei 
Schulte  angeführten  Stellen,    c  1.  4.  5.  X  de 
magistr. Y.  6,  welche  nur  beweisen,  —  was  selbst- 
verständlich nicht  zu  leugnen  Ist,  —  dass  das 
Lehramt  der  Theologie  ein  kirchliches  Amt  sein 
kann,  und  Trid.  XXIII  can.  7  de  sacram.  ordinis, 
welcher  von  der  Ordination  und  Mission  der  verbi 
et  sacramentornm  ministri,  also  der  Mission  zum 
geistlichen  Amt  handelt,   vermag  Schulte  für 
seine  Behauptung  nur  Trid.  Sess.  Y.  c.  1  de  ref. 
anzuführen.     Hier  heisst  es  nach  den  Yorschrif- 
ten  über  die  Errichtung  des  of  Ücium  des  Theo- 
logus  (Bd.  II.  S.  168  n.  2),  betreffs  der  Anstellung 
eines  Magisters  für  den  Unterricht  in  der  Gram- 
matik, sowie  betreffs  der  Einführung  der  lectio  s. 
scripturae  in  den  Klöstern  der  Mönche  und  in 
den  Konventen  der  Regularkanoniker :  „In  gym- 
nasiis  etiam  publicis,  ubi  tarn  honoriflca  et  eete- 
rarum  omnlum  maxime  uecessaria  lectio  hactenus 
instituta  non  fuerit,  religiosissimorum  principum 
ac  rerumpublicarum  pietate  et  caritate  ad  catho- 
licae  fldei  defensionem  et  incrementum  sanaeque 
doctrinae  conservationem  et  propagationem  insti- 
tuatur  et  ubi  instituta  foret  et  negligeretur,  resti- 
tuatur.     Et  ne  sub  specle  pletatis  impietas  dis- 
seminetur,    statuit    s.   synodus,    neminem    ad 
hulusmodi  lectionis  officium  tarn  publice  quam 
privatim  admittendum  esse,  qui  prius  ab  episcopo 
loci  de  vita,  de  moribus  et  de  scientia  examina- 
tus  et  approbatns  non   fuerit:    quod  tamen   de 
lectoribus  in  clausuris  monachorum  non  iutelll- 
gatui^.    Diese  Stelle  bezieht  sich,  wie  Schulte 
selbst  anerkennt,   nicht  einmal  Ihrem  Wortlaut 
nach  auf  den  Yortrag  der  Theologie,  und  es  ist 
m.  E.  keineswegs  ausser  Zweifel,  dass  sie  den- 
selben wenigstens  in   sich  begreift,    denn  das 
Tridentinum   bezeichnet  die   Universitäten   als 
universitates  (s.  Sess.  YII.  c.  13  de  ref.,  Sess. 
XIY.  c.  6  de  ref.,  Sess.  XXY.  c  26  de  ref.), 
nicht  als  gymnasia,  und  die  Yorschrift  passt  für 
die  Universitäten,  an  welchen  damals  fast  überall 
die  Theologie  gelehrt  wurde,    und   welche  bis 
dahin  nicht  unter  der  Jurisdiktion  der  Bischöfe 
gestanden   hatten,    Schulte   a.    a.   0.    S.   24, 
keineswegs.  Sie  müsste  überdies  nach  Schulte 
die  Universitäten    stillschweigend    ohne   Auf- 
hebung ihrer  Privilegien  der  bischöflichen  Juris- 
diktion unterworfen   haben,    während  sie  die 
Exemtion   der    Orden    ausdrücklich    wahrt,   s. 
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jetzt,  auch  päpstlicherseits  vertretenen  Auffassung  ^.  Aber  damit  ist  noch  nicht  dar- 
gethan,  dass  der  Staat  verpflichtet  ist,  sich  in  Bezug  auf  die  staatlichen  Unterrichts- 
anstalten  —  und  dazu  gehören  auch  die  theologischen  Fakultäten  —  einer  derartigen 
Anforderung^  welche  früher,  d.  h.  bis  zur  Mitte  dieses  Jahrhunderts,  niemals  erhoben 
worden  ist  2,  zu  fflgen. 

Der  Staat,  welcher  von  den  katholischen  Theologen  den  Besuch  der  Hochschulen 
fordert,  hat  allerdings  dafür  zu  sorgen,  dass  nicht  ungeeignete  Mftnner  das  Lehramt 
der  Theologie  ausüben.  Mit  der  Gewährung  eines  Ausschliessungsrechtes  an  die 
Bischöfe  wegen  unsittlichen  Lebenswandels  und  wegen  mangelnder  Rechtgläubigkeit' 
erfüllt  er  aber  seine  desfallsige  Verpflichtung.  Die  Forderung  der  Ertheilung  der  missio, 
welche  überdies  als  beliebig  widerruf  liehe  gemeint  ist,  läuft  darauf  hinaus,  dass  der  staat- 
lich angestellte  Professor  der  Theologie  oder  der  staatlich  zugelassene  Privatdozent 
nicht  kraft  des  staatlichen,  sondern  allein  kraft  des  kirchlichen  Auftrages,  selbst  wenn 
der  Bischof  seinen  Wandel  und  seine  Lehre  nicht  zu  bemängeln  im  Stande  ist  ^,  zum 
Lehren  der  Theologie  befugt  sein,  und  diese  Befugniss  auch  nur  so  lange,  als  sie  nicht 
seitens  des  Bischofs  zurückgezogen  ist,  besitzen  soll,  entleert  also  das  staatliche  Amt  — 
abgesehen  von  den  Gehaltsansprüchen  an  den  Staat  —  seines  realen  Inhalts  und  sacht, 
indem  es  demselben  ein  kirchliches  Amt  unterschiebt  •'^,  die  Professoren  zu  kirchlichen 
und  zur  beliebigen  Verfügung  des  Bischofs  stehenden  Beamten  zu  machen. 

Abgesehen  von  Oesterreich^  hat  daher  auch  keiner  der  übrigen  deutschen  Staaten 
bisher  die  auf  Ertheilung  der  missio  erhobenen  Ansprüche  fdr  die  Dauer  ^  anerkannt®. 
Wird  die  missio  etwa  von  einem  Professor  eingeholt  oder  einem  solchen  ertheilt,  so 
ist  dies  für  den  Staat  und  für  die  amtliche  Stellung  des  betreffenden  rechtlich  voU- 
kommen  gleichgültig,  und  ändert  nicht  das  Mindeste  hinsichtlich  der  letzteren  ^. 

c.  Die  Ablegung  der  professio  fidei  Tridentina.  Der  kirchlichen 
Vorschrift,  dass  die  Lehrer  der  Theologie  bei  ihrer  Anstellung  oder  vor  der  Aus- 


ebenfalls  Schalte  a.  a.  0.  S.  4Ö.  46.  Im  Uebri- 
gen  wurde,  selbst  wenn  man  die  Anwendbarkelt 
des  c  1  clt.  auf  die  Theologie-Professoren  zugeben 
wollte,  unter  approbatio  nur  die  TangUchkelts- 
erklämng,  s.  0.  S.  89. 455,  noch  nicht  die  missio, 
eine  jeder  Zeit  widerrufliche  £rmäcbtigung|  zu 
verstehen  sein. 

^  S.  das  österreichische,  wurttem- 
berglsche,  badische  Konkordat  (s.o.  S.  665 
n.  5 — 7).  Alle  sprechen  Yon  auctoritas  und 
missio,  was  die  deutschen  Texte  mit  Ermächti- 
gung und  Sendung  übersetzen.  Vgl.  darüber  o. 
S.  621  n.  5. 

2  S.  0.  S.  620  und  Friedberg,  Job.  Baptist 
Baltzer  S.  33  n.  1. 

3  Wie  dies  in  Preussen  der  Fall  ist. 

*  In  einer  Erklärung  des  Bischofs,  gegen  die 
Lehre  und  den  VTandel  eines  in  Aussicht  ge- 
nommenen Kandidaten  nichts  einwenden  zu 
können,  liegt  doch  sicherlich  eine  approbatio  in 
Bezug  auf  die  vita,  mores  und  feiner,  weil  bei 
der  Geeignetheit  der  Lehre  auch  das  Wissen  in 
Frage  kommt,  über  die  scientia.  Bei  den  preussi- 
sehen  Fakultäten  ist  also  dem  Bischof  das  Recht 
zur  approbatio  im  Sinne  des  Trid.  Sess.  V.  c  1 
de  ref.  im  allgemeinen  gewahrt,  nur  dann  nicht, 
wenn  etwa  die  Regierung  bei  erhobenen  Beden- 


ken diese  nicht  für  ausreichend  erachten  und 
trotz  derselben  die  Anstellung  vornehmen  aoIlt«L 

^  So  heisst  es  in  der  0.  S.  666  n.  3  angeführ- 
ten Erklärung :  ^dass  der  H.  Fürstbischof  in  An- 
erkenn tniss,  dass  die  Universität,  deren  iDte- 
grirenden  Theil  die  katholisch  theologisdie 
Fakultät  darstellt,  eine  Staatsanstalt  ist,  dem 
Staate  das  Recht,  ordentliche  and  ausserordent- 
liche Professoren  auch  für  die  gedachte  Fakultät 
zu  ernennen  und  denselben  die  desfallsigen  Ur- 
kunden auszustellen,  in  keiner  Art  bestreitet. 
In  Betracht  Jedoch ,  dass  diese  Professoieo  ihr 
in  das  Gebiet  der  katholischen  Kirche 
fallendes  Lehramt  nur  ausüben  können, 
nachdem  dieselben  die  ihrem  Wesen  nach  Jeder 
Zeit  revokable  bischöf  liehe  Ermächtigung  daza 
erhalten  haben,  erachtet  sich  der  H.  Fürstbischof 
für  befugt,  diese  Ermächtigung  in  urknndlicber 
Form  besonders  auszusprechen  und  den  resp. 
Professoren  nach  geschehener  professio  fldei  aus- 
zuhändigen." 

«  S.  o.  S.  675.  676  und  unten  S.  682. 

^  Wegen  der  vorübergehenden  Anerkenn unf 
s.  0.  S.  665.  666. 

8  S.  o.  S.  666. 

»  So  auch  0.  S.  623. 


l  242.] 
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Übung  ihres  Lehramtes  das  tridentinische  Olanbensbekenntniss  abzulegen  haben  \  ist 
inOesterreich  dadurch  Rechnung  getragen,  dass  den  Bischöfen  ausdrücklich  das 
Recht  gewährt  ist,  von  „sämmtlichen  Professoren  und  Lehrern  der  Theologie  die  Ge- 
währleistung kirchlicher  Gesinnung  zu  fordern  ^*^.  Im  Uebrigen  legen  blos  die  Sta- 
tuten der  Bonner  katholisch-theologischen  Fakultät  ^  und  die  des  Lyceum  Hosiar- 
nnm  *  den  neuangestellten  Professoren  und  Privatdozenten  die  Pflicht  auf,  vor  Beginn 
ihrer  Vorlesungen  das  tridentinische  Glaubensbekenntniss  in  die  Hand  des  Dekans 
abzulegen.  Für  diejenigen  Fakultäten,  für  welche  eine  solche  Vorschrift  nicht  be- 
steht, hat  der  Universitätslehrer  keine  staatliche  Pflicht  ^  die  professio  auf  Erfordern 
des  Bischofs  zu  leisten,  d.  h.  die  Verweigerung  derselben  entzieht  ihm  nichts  von 
seinen  Amtsbefugnissen,  andererseits  ist  er  aber  auch  nicht  gehindert,  der  Aufforde- 
rong  des  Bischofs  nachzukommen,  nur  erscheint  die  erfolgte  Ableistung  für  das  staat- 
liehe Gebiet  rechtlich  ebenso  unerheblich,  wie  die  Verweigerung. 

2.  Die  Qualifikation  der  Lehrer  der  Theologie,  a.  Geistlicher 
Stand.  Da  das  Lehren  der  Theologie  in  dem  der  Kirche  zukommenden  Lehrauftri^ 
nüt  enthalten  ist,  und  dieser  letztere,  abgesehen  von  einzelnen  Ausnahmen,  nur  durch 
die  Geistlichen  ausgeübt  werden  soU^,  so  müssen  nach  kirchlichem  Recht  die 
Lehrer  der  Theologie  dem  geistlichen  Stande  angehören  ?.  Dieser  Anforderung 
der  Kirche  ist  das  positive  Recht  in  Deutschland  nicht  entgegen  getreten,  und 
obwohl  die  staatlichen  Vorschriften,  insbesondere  die  Fakultätsstatuten  nicht  aus- 
drücklich den  geistlichen  Stand  für  die  Theologie-Professoren  fordern,  so  setzen  sie 
ihn  doch  in  ihren  Vorschriften  voraus^.  Dem  entspricht  auch  der  thatsächliche  Zu- 
stand, da  die  Lehrer  in  den  theologischen  Fakultäten  mindestens  die  erste  der  höheren 
Weihen  (den  Subdiakonat)  besitzen. 

b.  Die  Regularen  sind  nach  dem  allgemeinen  kirchlichen  Recht,  sofern  nicht 
etwa  besondere  Vorschriften  ihrer  Ordenskonstitutionen  entgegenstehen  d,  keineswegs 


»  Vgl.  o.  S.  545  n.  5  u.  S.  659. 

2  S.  die  cit  V.  V.  29.  März  1858,  o.  S.  564 
n.  7.  Hier  Ist  sie  auch  vor  der  Erlangung  der 
theologiachen  Doktorwürde  (S.  665  n.  4)  und  z.  B. 
in  Innsbruck  dann  nochmals  vor  der  Erlangung 
der  Tenla  legendi  als  Privatdozent  abzulegen. 

3  $.  26 :  „Ferner  ist  der  neu  angestellte  ordent- 
liche nnd  ausserordentliche  Professor  wie  auch 
jeder  Privatdozent  gehalten,  ehe  er  seine  Vor- 
lesungen anfangt,  das  katholische  Glaubens- 
bekenntnis» nach  Vorschrift  des  tridentiidschen 
Kirehenratbs  und  in  der  In  der  Kirche  üblichen 
Form  In  die  Hände  des  Dekans  in  Gegenwart  der 
übrigen  ordentlichen  Fakultats-Mltglieder  abzu- 
legen, und  der  Dekan  hat  darüber,  dass  dieses 
geschehen,  ein  Protokoll  In  lateinischer  Sprache 
aufzunehmen,  welches  von  sämmtUchen  An- 
-wesenden  unterzeichnet  und  dann  in  vldimlrter 
Abschrift  durch  den  Dekan  an  das  Ministerium 
und  an  den  erzblschof  liehen  Stuhl  eingesendet 
wird."  Die  Statuten  der  Breslauer  Fakultät  und 
der  Akademie  zu  Münster  enthalten  eine  ent- 
sprechende Vorschrift  nicht. 

*  %.  28 :  „ . . .  Dagegen  dürfen  die  Professoren 
nicht  eher  ihre  Vorlesungen  eröffnen,  als  bis  sie 
auf  die  vorschriftsmässlge  Weise  vereidigt  worden 
sind  und  das  katholische  Glaubensbekenntniss 
in  die  Hände  des  Diöcesanblschofs  oder  dessen 


Stellvertreters  abgelgt  haben."    Als  solcher  fun- 
glrt  hier  der  Dekan. 

&  In  Breslau  wird  aber  vom  Fürstbischof  die 
Ablegung  der  professio  fldei  gefordert.  Bei  den 
balrlsohen  Fakultäten  kommt  sie  dagegen 
nicht  vor. 

0  Abgesehen  von  den  Rellgionslehrem  an  den 
Volks§chulen,  s.  o.  S.  620. 

^  Vgl.  Bd.  I.  S.  166  u.  o.  S.  447.  461.  454. 
481.  Vgl.  auch  Schulte,  Arch.  f.k.  K.  R.  19, 
4.47. 

S  So  verlangen  die  Bonner  und  Breslauer 
Statuten  $.  46  bez.  ^14,  dass  derjenige,  welcher 
sich  habilitiren  will,  mindestens  die  Snbdia- 
konatsweihe  empfangen  haben  muss.  Für  die 
Professoren  wird  dies  abgesehen  davon,  dass  sie 
für  die  Regel  aus  den  Privatdozenten  genommen 
werden,  meistens  durch  die  Nothwendlgkelt  des 
Erwerbs  des  theologischen  Doktor-Grades  be- 
dingt, s.  0.  S.  673  n.  6.  Femer  giebt  nach  den 
vorhin  gedachten  Statuten  $.  45  bez.  ^  46  die 
Ertheilung  des  theologischen  Doktorgrades  an 
einen  Laien  diesem  kein  Recht  auf  Doktrin  der 
Theologie. 

d  Der  einzelne  freilich  mit  Erlaubnlss  seiner 
Oberen.  Vgl.  Boulx,  tract  de  Iure  regul.  ed. 
II.  2,  64.  In  der  That  haben  denn  auch  viele 
Ordensmitglieder  schon  seit  der  Entstehung  der 
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unfähig,  Lehr&mter  der  Theologie  zu'  versehen,  dagegen  dürfen  die  Mitglieder  der 
von  dem  Gebiet  eines  bestimmten  Staates  ausgeschlossenen  Orden  und  ordensähnliehen 
Kongregationen  und  der  nicht  vorschriftsmftssig  errichteten  Niederlassui^en  solcher 
Genossenschaften  ^  von  der  betreffenden  Regierung  nicht  als  Professoren  angestellt 
und  ebensowenig  zur  Habilitation  als  Privatdozenten  zugelassen  werden  2. 

c.  Der  Doktor-Grad  in  der  katholischen  Theologie  ist  fRr  die  An- 
stellung als  Professor  in  den  katholisch-theologischen  Fakultäten  oder  für  die  Fort- 
führung eines  solchen  Amtes  nicht  überall  erforderlich,  wird  aber  wenigstens  in  man- 
chen Ländern  für  die  Regel  ^  oder  in  anderen  mindestens  für  einzelne  katholisch- 
theologische Fakultäten  durch  die  Statuten  gefordert^. 

3.  Die  Leitung  der  katholisch-theologischen  Fakultäten  durch 
den  Bischof.  Nach  der  heutigen  kirchlichen  Auffassung,  nach  welcher  die  theo- 
logisch-katholischen Fakultäten  durch  ihre  Professoren  und  Dozenten  das  kirchliche 
Lehramt  ausüben,  gebührt  dem  Bischof  sowohl  die  Leitung  des  theologischen  wissen- 
schaftlichen Unterrichts,  wie  auch  die  Aufsicht  über  denselben^.  In  ersterer  Bezie- 
hung kommt  ihm  insbesondere  die  Feststellung  oder  Genehmigung  des  Stndienplanes 
und  der  bei  den  Vorlesungen,  Seminar-  und  anderen  üebungen  zu  gebrauchenden 
Kompendien  und  Handbücher,  in  letzterer  Beziehung  die  Ueberwachung  der  Inne- 
haltung des  Studienplanes  und  zu  diesem  Behufe  das  Recht  auf  Mittheilung  der  Lek- 
tionsverzeichnisse, die  Visitation  der  Fakultät,  das  Recht,  selbst  oder  durch  Kommissare 


Universitäten  an  diesen  die  Theologie  gelehrt, 
später  namentlioh  die  Jesuiten  sogar  an  manchen 
die  theologische  und  philosophische  Fakultät  aus- 
schliesslich in  ihren  Händen  gehabt,  s.  o.  S.  661. 
i  S.  darüber  o.  S.  616.  638. 

2  Für  die  Fakultäten  im  deutschen  Reich 
hat  die  Frage  keine  praktische  Bedeutung,  wohl 
aber  für  Oesterreich.  Hier  leiten  insbesondere 
seit  dem  J.  1867  die  Jesuiten  die  theologische 
Fakultät  in  Innsbruck.  Wenn  diese  bisher,  ob- 
gleich ihr  1866  das  Promotionsrecht  zum  theo- 
logischen Doktorgrad  seitens  des  Kaisers  ertheilt 
worden  ist,  v.  Schweickhardt  1,  316,  nach 
der  Bemerkung  desselben  1,  291  noch  nicht  nach 
den  sonst  bestehenden  Normen  eingerichtet  sein 
soll,  so  werden  doch  nach  der  mir  aus  Innsbruck 
ertheilten  Auskunft  die  theologischen  Professo- 
ren, welche  nicht  alle  dem  Jesuiten-Orden  an- 
zugehören brauchen,  thatsächlioh  aber  überwie- 
gend Mitglieder  desselben  sind,  vom  Kaiser  er- 
nannt und  müssen  die  österreichische  Staats- 
bürgerschaft besitzen  oder  erwerben,  sowie  den 
Staatsdiener-Eid  leisten,  wogegen  sie  auch  ein 
Staatsgehalt  beziehen.  S.  übrigens  auch  unten 
S.  681  n.  3  a.  £.  und  S.  689  n.  8. 

3  Für  Oesterreich  erklärt  d.  Kult.-Min.- 
£r1.  Y.  20.  Januar  1850,  v.  Schweickhardt 
1,  283,  dass  die  Stellung  eines  Fakultats-Pro- 
fessors,  welcher  zugleich  der  gesetzlich  berufene 
Examinator  bei  den  strengen  Doktorprüfungen 
sei,  es  wünschenswerth  mache,  dass  er  auch  den 
Doktorgrad  seiner  Fakultät  besitze,  und  dass  des- 
halb zur  Bewerbung  um  theologische  Lehrstühle 
In  den  Fakultäten  für  die  Regel  nur  solche, 
welche  bereits  die  theologische  Doktorwürde  er- 
worben haben,  zugelassen  werden  dürfen,  vor- 
läufig aber  auch  jene  Bewerber,  welche  in  der 


Lage  seien,  zu  versichern,  sich  nachträglich  den 
Doktorgrad  im  gesetzlichen  Wege  erwerben  zu 
können,  von  der  Konkurrenzprüfung  nicht  zu- 
rückgewiesen werden  sollen. 

^  So  z.  B.  ist  für  Bonn  und  Breslau,  Statuten 
$.  25,  bez.  $.  11,  vorgeschrieben,  dass  die 
ordentlichen  und  ausserordentlichen  Professoren 
sich  binnen  Jahresfrist  von  ihrer  Ernennung  ab 
den  theologischen  Doktorgrad  (in  Breslau  die 
ausserordentlichen  mindestens  den  LizentlateD- 
grad)  zu  erwerben  haben.  In  Breslau  können 
die  ersteren  bis  dahin  die  den  eigentlichen 
Fakultätsmltgliedem  zustehenden  Rechte  nicht 
ausüben.  Im  Uebrlgen  würde  auch  das  Mi- 
nisterium bei  schuldhafter  Nlehterf&llung  der 
Verpflichtung  mit  Disziplinarmassregeln  toizu- 
gehen  berechtigt  sein.  Durch  die  Erlangung 
des  Doktorgrades  honoris  causa  ist  aber  der  An- 
forderung genügt.  Nach  den  Statuten  far 
Münster  $.  42  erlangt  der  jedesmalige  Regens 
des  bischöflichen  Seminars  dadurch,  dass  er  die 
theologische  Doktorwürde  erwirbt,  Sitz  und 
Stimme  in  der  theologischen  Fakultät  und  das 
Recht,  als  Professor  honorarius  Vorlesungen  zs 
halten,  während  nach  denen  des  Lyceum  Hosi- 
anum  der  Regens  des  bischöflichen  Seminars  in 
Ermland,  insofern  er  seine  Qualifikation  genü- 
gend dargethan  haben  wird  —  da  eine  Habili- 
tation nicht  verlangt  ist,  wird  also  auch  hier  die 
Erlangung  des  theologischen  Doktorgrades  aus- 
reichen • —  zum  ordentlichen  Professor  (in  der 
Regel  für  das  Fach  derPastoraltheologie)  ernannt 
werden  soll.  Auch  bei  den  bairischen  Fakul- 
täten wird  der  Doktorgrad  erfordert. 

^  Wie  dies  das  österreichische,  württember- 
glsohe  und  badische  Konkordat,  s.  o.  S.  6tö 
ergeben. 
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den  Vorlesangen  der  Professoren  und  Dozenten  beizuwohnen,  sowie  die  Befagniss 
zur  Einfordening  nnd  Prfifnng  der  Vorlesungshefte  derselben  (um  sich  darüber  zu 
vergewissern,  dass  nichts  der  katholischen  Glaubens-  und  Sittenlehre  Widersprechen- 
des gelehrt  werde],  endlich  auch  das  Recht,  die  Abstellung  der  in  den  gedachten 
Beziehungen  wahrgenommenen  Missstftnde  zu  beanspruchen  ^ 

Dass  die  Lehrfreiheit  der  katholisch-theologischen  Fakultäten  durch  diese  Rechte 
des  Bischofs  vernichtet  wird,  und  dieselben  bei  einer  solchen  Stellung  nicht  mehr 
Glieder  einer  deutschen  Universit&t  sein  und  bleiben  können  \  liegt  auf  der  Hand. 

So  weit  gehende  Rechte  hat  man  bisher  nur  in  Oesterreich  den  Bischöfen 
zugestanden  ^. 

In  Preussen  ist  ihnen  dagegen  die  geistliche  Aufsicht,  insoweit  die  katholische 
Kirche  an  der  Wirksamkeit  der  theologischen  Fakult&ten  betheiligt  ist,  insbesondere 
das  Recht  zur  Visitation  oder  zur  Veranstaltung  von  solchen  durch  Kommissare,  und 
das  Recht  auf  Einreichung  der  Vorlesungsverzeichnisse  gewährt^.    Ein  allgemeines 


1  Zum  Theil  sind  diese  Konsequenzen  in  den 
beiden  zuletzt  genannten  Konkordaten  ausdrück- 
lich erwähnt. 

2  S.  auch  Golther,  Staat  und  katholische 
Kirche  S.  154.  370. 

3  V.  d.  Kult.  Min.  v.  30.  Juni  1850.  von 
Schweickhardt  S.  264:  „Der  Bischof  hat 
von  simmtliohen  Professoren  und  Lehrern  der 
Theologie  die  Gewährleistung  kirchlicher  Ge- 
sinnung zu  fordern,  ihren  Wandel,  ihre  Lehre 
und  gesammte  Amtsthätigkeit  fortwährend  zu 
überwachen,  und  wenn  sie  in  einer  dieser  Be- 
ziehungen sich  ihres  Berufes  unwürdig  erweisen 
sollten,  die  Ermächtigung  zum  Vortrage  der 
Theologie  zurückzunehmen.*'  In  Betreff  der 
Feststellung  des  Lehiplanes  s.  d.  Y.  v.  29.  März 
1868  insbes.  a.  £.  u.  d.  Min.  Erl.  v.  12.  Juli 
1864,  y.  Schweickhardt  1,  274.  277.  Was 
Innsbruck  betrifft  (s.  o.  S.  680  n.  1),  so  übt  hier 
der  Bischof  keine  besonderen  Aufsichtsrechte 
Aber  die  Fakultät  aus. 

*  Die  Grundlage  für  die  Regelung  bildet  auch 
In  dieser  Beziehung  die  o.  S.  675  n.  3  cit.  In- 
struktion Y.  1776  und  das  Schulreglement  für 
die  UniTorsität  Breslau  und  die  damit  verbun- 
denen Gymnasien  y.  26.  Juli  1800.  %.  19 
(Koch  1,  247):  ^a  Wir  nicht  gemeint  sind, 
durch  gegenwärtiges  Reglement  die  gegründeten 
Rechte  des  Bisehofs  als  Ordinarii  zu  schmälern, 
ao  bleiben  ihm  selbige  sowohl  in  Absicht  der 
geistlichen  Lehre  des  bisherigen  Instituts,  als 
anch  in  Absicht  der  anderen  niederen  Schulen, 
deren  Besetzung  und  Visitation.^  Auf  Grund  dieser 
älteren  Yorschriften  bestimmen  die  Bonner  und 
Breslauer  Sututen  $.  4.  Nr.  3,  bez.  $.  48.  lit.  c: 
„Ueberhaupt  steht  die  katholisch-theologische 
Fakultät,  insoweit  die  katholische  Kirche  an  der 
Wirksamkeit  derselben  betheiligt  ist,  unter  der 
geistlichen  Aufsicht  des  Erzbischofs  (Fürst- 
bischofs). —  Dieser  hat  das  Recht,  sie  so  oft  es  ihm 
gut  seheint  zu  yisitiren  oder  yisiüren  zu  lassen; 
die  halbjährlichen  Lektions-Yerzeichnisse  müs- 
sen ihm  yorgelegt  (Breslau  schiebt  hier  ein :  „in 
denselben  die  Bücher  angegeben'^  werden  (nur 
Breslau:  j^nach  welchen  gelesen  werden  solVOi 


und  die  Fakultät  ist  gehalten,  die  Bemerkungen 
desselben  über  rein  theologische  Gegenstände 
ehrerbietig  aufzunehmen  und  nach  Möglichkeit 
zu  beachten.  Jene  Aufsicht  erstreckt  sich  auch 
auf  die  einzelnen  Mitglieder  der  Fakultät  in 
ihrer  Eigenschaft  als  katholische  Geistliche,  und 
der  Erzbischof  ist  berechtigt,  in  den  Fällen,  wo 
gegen  diese  Eigenschaft  yerstossen  ist,  mit  Yor- 
wissen  des  Ministeriums  die  geeignete  Zurecht- 
weisung eintreten  zu  lassen.'' 

Für  Münster  ziehen  die  Stetuten  $.  6  Nr.  3 
aus  der  au  der  Spitze  erwähnten  Gleichstellung 
mit  Bonn  und  Breslau  (o.  S.  676  n.  3)  nur  die 
Folgerung:  „auch  sind  dem  Bischöfe  die  ihres 
Ortes  näher  zu  erwähnenden  halbjährlichen 
Lektionsyerzeiehnisse,  bevor  darüber  die  Geneh- 
migung des  Ministeriums  eingeholt  wird,  zur 
Kenntnissnahme  und  nöthigenfalls  Aeusserung 
in  Hinsicht  der  katholischen  Fakultät  yorzule- 
gen ;  4)  der  Bischof  ist  berechtigt,  den  Promo- 
tionen in  der  theologischen  Fakultät,  sowie 
anderen  Feierlichkeiten  bei  der  akademischen 
Anstalt,  zu  welchen  er  jedesmal  einzuladen  ist, 
beizuwohnen." 

Die  Stetuten  für  das  Lyceum  Mosianum,  $.  6, 
ordnen  an :  „3.  dem  Bischöfe  sind  die  im  %.  58 
näher  zu  erwähnenden  halbjährlichen  Lektions- 
Yerzeichnisse,  bevor  deren  Genehmigung  bei  dem 
vorgesetzten  Ministerio  in  Antrag  gebracht  wird, 
zur  Kenntnissnahme,  und,  soweit  es  die  theolo- 
gischen Yorlesungen  betrifft,  zu  beliebiger  Bei- 
fügung seiner  Bemerkungen  und  Wünsche  vor- 
zulegen. Auch  sollen  die  Fakultät,  sowie  die 
einzelnen  in  derselben  beichäftigten  Lehrer,  in 
Ansehung  der  bei  den  Yorträgeu  zu  beobachten- 
den Methode,  der  dabei  zu  wählenden  Lehr- 
bücher und  anderer  rein  theologischer  Gegen- 
stände auf  den  Rath  und  die  Anweisung  des 
Bischofs  gebührende  Rücksicht  nehmen.  4.  Der 
Bischof  ist  berechtigt,  nicht  nur  den  bei  dem 
Lyceo  vorkommenden  Feierlichkeiten,  zu  denen 
er  jedesmal  einzuladen  ist,  sondern  auch  den 
bei  der  theologischen  Fakultät  au  haltenden 
Yorlesungen,  so  oft  er  es  für  gut  findet,  in  Per- 
son oder  durch  einen  von  ihm  abzuordnenden 
Kommissar  beizuwohnen.'' 
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Au&iohtsreclit,  namentlich  insoweit  die  Fakultät  als  Unterrichts-  und  Lehranstalt  in 
Betracht  kommt,  ist  ihnen  damit  nicht  gegeben,  dasselbe  geht  vielmehr  nur  soweit,  als 
es  sich  um  die  korrekte  Lehre  der  Kirche  und  um  die  Geeignetheit  des  Lehrplanes, 
der  Lehrbücher  und  der  Lehrmethode  ftlr  die  Heranbildung  künftiger  Qeistlicher  handelt. 
In  diesen  Beziehungen  ist  der  Bischof  demnach  berechtigt,  amtlich  jedwede  Auskunft 
von  der  Fakultät  und  von  ihren  Mitgliedern  zu  verlangen  und  in  den  erwähnten 
Richtungen  Visitationen  der  ersteren  abzuhalten.  Femer  muss  ihm  auch  das  Recht 
zugesprochen  werden,  den  Vorlesungen  der  Dozenten  beizuwohnen  oder  Kommissare 
dazu  zu  deputiren,  da  in  dem  Aufsichtsrecht  begrifflich  die  Befugniss  liegt,  von  den 
zu  beaufsichtigenden  Verhältnissen  Kenntniss  zu  nehmend  Wenn  ihm  weiter  auch 
das  Recht  zusteht,  die  wahrgenommenen  Missstände  der  Fakultät  zu  bezeichnen, 
und  Abstellung  derselben  zu  verlangen,  so  hat  er  doch  keine  Befugniss,  der  ersteren, 
falls  sie  seine  Bemängelungen  nicht  als  begründet  anerkennt,  verbindliche  Anord- 
nungen zu  machen  oder  Befehle  zu  ertheilen,  vielmehr  hat  er  sich  deswegen  an  das 
Kultusministerium  zu  wenden'^. 

In  den  übrigen  in  Betracht  kommenden  deutschen  Staaten,  d.  h.  inBaiern, 
Württemberg  und  Baden  sind  den  Bischöfen  nicht  einmal  diese  Rechte  zuge- 
standen, wennschon  ihnen  die  Vorlesungsverzeichnisse  vorgelegt  und  Mittheilungen 
über  die  gebrauchten  Lehrbücher  gemacht  werden  3. 

4.  Die  Entfernung  der  theologischen  Professoren  und  Dozenten 
durch  den  Bischof.  Die  in  neuerer  Zeit  ftlr  alle  Lehrer  der  Theologie  bean- 
spruchte bischöfliche  missio  canamca  bildet  nach  der  Auffassung  der  Kirche  eine  be- 
liebig durch  den  kirchlichen  Oberen  entziehbare  Ermächtigung^.  Der  Widerruf  kann 
sich  sowohl  auf  die  in  der  missio  liegende  Erlaubniss  zum  Lehren  der  Theologie,  wie 
auch  ohne  Zurücknahme  der  letzteren  auf  die  Ermächtigung,  gerade  an  der  betreffen- 
den Stelle  zu  lehren  oder  überhaupt  weiter  von  der  Erlaubniss  Gebrauch  zu  machen, 
beziehen  \  Da  das  Lehramt  der  Theologie  kein  Benefizium  ist,  so  bedarf  es  zur  Ent- 
ziehung desselben,  d.  h.  der  missio,  auch  keines  geordneten  Verfahrenst  Ferner 
wird  die  Zurücknahme,  weil  sie  lediglich  vom  Ermessen  des  Bischofs  abhängt,  sofort 
wirksam.   Ein  förmliches  Rechtsmittel  steht  dem  Betroffenen  nicht  zu,  wohl  aber  kann 


1  Das  Gesagte  wird  aurh  für  Münster  und  das 
Lycenm  Hosianum  gelten,  obschon  die  Statuten 
beider  Anstalten  von  den  Bonner  und  Breslauer 
abweichen,  und  namentlich  in  den  ersteren  des 
Aufsichtsrechts  des  Bischofs  nicht  gedacht  ist. 
Für  Münster  folgt  das  letztere  und  das  Yisi- 
tationsrecht  (selbstverständlich  In  der  oben  be- 
zeichneten Beschränkung)  aus  der  ausdrücklichen 
Gleichstellung  mit  Bonn  und  Breslau  hinsicht- 
lich des  Verhältnisses  zum  Bischof.  Die  Statu- 
ten des  Hosianum,  welche  eine  gleiche  Bestim- 
mung nicht  enthalten,  ergeben  aber  indirekt 
dasselbe  Resultat,  denn  die  Ausübung  der  zu 
Nr.  3  a.  £.  gegebenen  Befugnisse  setzt  eine  durch 
Aufsicht  und  Visitation  zu  erlangende  Kennt- 
nissnahme  voraus.  Auch  ist  nicht  abzusehen, 
warum  man  gerade  dem  Bischof  in  Bezug  auf 
diese  Anstalt,  welche  ausschliesslich  zur  Heran- 
bildung von  katholischen-  Geistlichen  bestimmt 
ist,  weniger  Rechte,  wie  hinsichtlich  der  Univer- 
sitäten hätte  einräumen  sollen. 


2  Denn  ein  Anordnungsrecht  folgt  nicht  aus 
der  beschränkten  Aufsicht  und  würde  auch  der 
Lehrfreiheit  der  Universität  zuwider  sein. 

3  S.  0.  S.  664  n.  1  und  S.  676  n.  1. 

«  S.  0.  S.  665  u.  S.  677  n.  1;  ferner  Schalte 
i.  Arch.  f.  k.  K.  R.  19,  49. 

6  Vgl.  0.  S.  455.  456.  Der  erstere  Fall  liegt 
vor,  wenn  der  Bischof  die  missio  wegen  Irrlehren 
oder  unchristlichen  Lebenswandels  entzieht, 
der  letztere,  wenn  er  z.  B.  den  als  Professor  oder 
Privatdozenten  fungirenden  Geistlichen  abberuft, 
um  ihn  an  einem  bischoflichen  Seminar  anzu- 
stellen oder  in  der  Seelsorge  zu  verwenden. 
Die  Fälle  der  letzteren  Art  bereiten,  soweit  es 
sich  um  das  Verhältniss  zum  Staat  handelt,  prak- 
tisch keine  Schwierigkeit,  well  dadurch  die 
Stelle  zur  Erledigung  gebracht  wird.  Anders 
steht  es  mit  den  ersteren. 

®  Schulte  a.  a.  0.  S.  51. 
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er  sich,  mit  Rücksicht  darauf,  dass  es  dem  Prinzip  der  Gerechtigkeit  widerspricht, 
dass  der  Bischof  rein  wiUkflrlich  gegen  ihn  vorgeht,  mit  einer  formlosen  Beschwerde 
an  den  Papst  wenden  ^ 

Die  katholische  Kirche  fordert  die  Anerkennung  dieser  Grundsätze  vom  Staate, 
obwohl  dadurch  das  staatliche  Amt  der  Professoren  zu  einem  Amte  herabgedrückt 
wird,  über  dessen  Ausübung  durch  den  jeweiligen  Amtsträger  der  Bischof  nach  Be- 
lieben verftgeii  kannte,  und  welches  der  Staat  dem  betreffenden  Professor  entziehen 
mflsBte,  so  wie  dieser  durch  den  Widerruf  der  missio  kirchlich  unfähig  wird,  dasselbe 
weiter  zu  yerwalten^,  d.  h«  also,  dem  Staate  lediglich  die  Zahlung  des  Gehaltes  für 
die  theologischen  Professuren  und  die  Beschaffung  der  Mittel  für  die  Unterhaltung 
der  theologischen  Fakultäten  überlassen  bleibt^. 

Trotzdem  kommt  man  noch  heute  in  Oesterreich  diesen  Forderungen ^  bis 
auf  den  einen  Punkt  entgegen,  dass  die  beliebige  Entziehung  der  Ermächtigung  einen 
vom  Staat  angestellten  Lehrer  nicht  des  gesetzlichen  Anspruchs  auf  Ruhegehalt 
beraubte 

In  Preussen  hat  man  dagegen  in  den  einschlagenden  statutarischen  Bestim- 
mungen die  Stellung  der  Lehrer  der  Theologie  als  staatlicher  Beamten  oder  als  staat- 
lich zu  ihrer  Lehrthätigkeit  zugelassener  Dozenten  gewahrt.  Wie  diese  Statuten  kein 
Recht  des  Bischofs  zur  Ertheilung  der  missio  anerkennen,  so  wissen  sie  auch  nichts 
von  einer  Befngniss  zur  beliebigen  Entziehung  derselben,  vielmehr  halten  sie  daran 
fest^,  dass  allein  der  Staat  gegen  die  betreffenden  Lehrer  disziplinarisch  vorzugehen 
und  sie  allein  zu  entfernen  berechtigt  sei,  stellen  aber  auf  diesem  Wege  Abhülfe  in 


>  A.  a.  0.  S.  51.  52. 

3  Schulte  a.  a.  0.  S.  55.  56. 

>  S.  anch  o.  S.  678.  Vgl.  ferner  Schulte 
S.  66:  „Was  steht  leclitlich  entgegen,  dass  ein 
Bischof  ohne  Unfähigkeit  und  ohne  unkirchliche 
Lehre  des  Individnums  die  Mission  entziehe, 
weil  er  dasselbe  nicht  fernerhin  mag  oder  durch 
ein  anderes  ersetzen  will?  Nichts,  denn  das 
„opportunum  censere"  (s.  d.  o.  S.  665  cit. 
Konkordate)  ist  ein  juristisch  nicht  qualiflzir- 
bares  Ding  und  schützt  nicht  gegen  Willkür. 
Gegen  solche  aber  geschützt  zn  sein,  darauf  hat 
auch  der  geistliche  Staatsbeamte  ein  Recht. 
Deshalb  hat  derselbe  gegen  die  Staatsbehörde 
offenbar  den  Anspruch  zu  yerlangen,  dass  er 
nicht  seines  Amtes  entsetzt,  nicht  seines  Ge- 
haltes beraubt  werde,  ausser  wenn  Unfähigkeit 
oder  unkirchliche  Lehre  als  Grund  der  Missions- 
entziehung hingestellt  werden  und  entweder  auf 
Qmnd  eines  förmlichen  Verfahrens  oder  durch 
die  Bestätigung  des  Papstes  festgestellt  werden." 

*  S.  o.  S.  632  n.  3  u.  o.  S.  681  n.  3. 

&  S.  o.  S.  632  n.  3.  D.  h.  der  Staat  bürdet 
sich  hiermit  nur  neue  Lasten  auf.  Offenbar  ist 
mit  Rücksicht  darauf  i.  d.  Y.  v,  29.  März  1858, 
V.  S  chweickhardt  a.  a.  0. 1,  277,  bestimmt, 
dass  die  Anstellung  der  theologischen  Faknitäts- 
Professoren  durch  drei  Jahre  hindurch  nur  als 
eine  proTisorlsche  zn  betrachten  ist,  falls  sie 
nicht  gleich  ausnahmsweise  bei  der  Ernennung 
für  deflnitiT  erklärt  wird. 

®  Bonner  und  Breslauer  Statnten  ^  4.  Nr.  2, 


bez.  $.48.  Nr.  6:  „Sollte  wider  Verhoffen  ein 
der  katholisch-theologischen  Fakultät  in  Bonn 
(Breslau)  angehoriger  Lehrer  in  seinen  Vorlesun- 
gen oder  in  Schriften  der  katholischen  Glaubens- 
nnd  Sittenlehre  (nur  Bonn :  „welche  er  wissen- 
schaftlich zn  begründen  berufen  istf')  zu  nahe 
treten  oder  auf  andere  Art  in  sittlich-religiöser 
Beziehung  ein  auffallendes  Aergemiss  geben,  so 
ist  der  erzbischofliche  (bischöfliche)  Stuhl  befugt, 
hlerron  Anzeige  zn  machen,  nnd  das  Ministerium 
wird  auf  den  Grund  einer  solchen  Anzeige  mit 
Ernst  und  Nachdruck  einschreiten  und  Abhülfe 
leisten.'' 

Münster  $.  6.  Nr.  2:  ^Wenn  ein  Lehrer 
wider  Yerhoffen  sich  eines  groben  oder  ärger- 
lichen y  erstOBScs  gegen  die  Regeln  des  Glaubens 
und  der  Sittenlehre  schuldig  machen  sollte,  so 
kann  der  Bischof  daTon  zur  weiteren  Unter- 
suchung und  der  Sache  gemässen  Verfügung 
mittelst  des  Kurators  dem  vorgesetzten  Mi- 
nisterium Anzeige  machen,  welches  hierauf  mit 
allem  Ernst  und  Aufmerksamkeit  Rücksicht  zu 
nehmen  hat.'' 

Lyceum  Hosianum  §.  6.  Nr.  2:  „Wenn  ein 
Lehrer  sich  wider  Verhoffen  eines  erheblichen 
und  Aergerniss  erweckenden  Verstosses  gegen 
die  Glaubens-  nnd  Sittenlehre  der  katholischen 
Kirche  schuldig  machen  sollte,  und  der  Bischof 
davon  zur  weiteren  Untersuchung  und  sachge- 
mässen  Verfügung  dem  yorgesetzten  Ministerio 
durch  Vermittelung  des  Kurators  Anzeige 
macht,  80  soll  hierauf  mit  allem  Ernst  und  aller 
Anfinerksamkeit  Rücksicht  genommen  werden." 
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Aussicht,  wenn  ein  solcher  bei  seiner  Lehrthätigkeit  sich  eines  Verstosses  gegen  die 
katholische  Glaubens-  und  Sittenlehre  schuldig  macht  oder  sonst  ein  auffallendes 
sittlich-religiöses  Aergemiss  giebt. 

Da  die  Professoren  und  Privatdozenten  der  staatlichen  Disziplin  an  sich  unter- 
liegen, so  ist  zunächst  selbstverständlich,  dass  der  Staat  wegen  eines  nndttliehen, 
insbesondere  auch  ausserdienstlichen  Verhaltens,  gegen  sie,  wie  gegen  jeden  anderen 
Beamten,  ohne  Weiteres,  also  ohne  jede  Anregung  des  Bischofs  einzuschreiten  hat. 
Dies  kann  also  in  den  Statuten  nicht  gemeint  sein,  vielmehr  ergeben  dieselben,  dass 
es  sich  um  Vergehen  handeln  muss,  welche  mit  dem  Lehramt,  soweit  dessen  Be- 
ziehung auf  die  Kirche  in  Frage  kommt,  in  Verbindung  stehen  ^,  und  welche  wegen 
der  für  die  Kirche  bestimmten  Wirksamkeit  des  Lehrers  im  Interesse  derselben  nicht 
ungeahndet  bleiben  können. 

Hierher  gehört  zunächst  der  Fall,  dass  ein  Lehrer  in  seinen  Vorlesungen  oder 
Schriften  absichtlich  Ansichten  vertheidigt,  welche  mit  dem  katholischen  Dogma  in 
Widerspruch  stehen,  also  häretisch  sind,  oder  welche  bereits  von  der  höchsten  Lehr- 
autorität, wenn  auch  nicht  für  ketzerisch,  doch  als  verderblich,  schädlich  oder  min- 
destens als  irrig  verworfen  sind  2. 

Unter  „einem  in  anderer  Art  in  sittlich-religiöser  Beziehung  gegebenen  aaf- 
fallenden  Aergemiss'^  wird  dagegen  ein  Verhalten  zu  verstehen  sein,  welches  gegen 
die  Stellung  eines  Lehrers  der  Theologie,  insofern  er  zugleich  berufen  ist,  Hii  die 
religiös-sittliche  Bildung  der  Studirenden  zu  wirken  und  ihnen  Vorbild  zu  sein,  ver- 
stösst^. 

Handlungen  der  gedachten  Art  bilden,  weil  die  betreffenden  Bestimmungen  vom 
Staat  gegeben,  also  die  Universitätslehrer  auch  dem  Staate  gegenüber  zu  ihrer  Be- 
obachtung verpflichtet  sind,  staatUche  Disziplinarvergehen^.  Der  Staat  ist  also  be- 
rechtigt, in  solchen  Fällen  auch  ohne  Anregung  des  Bischofs  die  Disziplinarunter- 
suchung zu  veranlassen.  Wenn  die  Statuten  ausdrücklich  der  Anzeige  des  Bischofs 
erwähnen,  so  hat  dies  nicht  den  Zweck,  die  Bestrafung  der  Universitätslehrer  von 


^  Das  folgt  übrigens  auch  ans  der  Stellung  der 
betreffenden  Bestimmungen  in  allen  Statuten  an 
demjenigen  Ort,  an  welchem  das  Yerhältniss  der 
Fakultäten  zu  der  katholischen  Kirche  bez.  dem 
Bischof  geregelt  wird. 

^  S.  0.  S.  443.  444.  Dass  auch  solche  Irr- 
thumer  hierher  gehören,  ergiebt  sich  einmal 
daraus,  dass  in  Betreff  ihrer  feststeht,  dass  sie 
der  katholischen  Glaubens-  und  Sittenlehre  nicht 
entsprechen,  und  dass  das  Lehren  derselben  dem 
auf  die  Kirche  berechneten  Zweck  der  Fakultät, 
geeignete  Geistliche  für  dieselbe  heranzubil- 
den, zuwider  sein  würde.  (Vgl.  aber  unten  S. 
685  n.  6.)  Das  Gesagte  gilt  aber  nicht  yon 
blossen  Lehrmeinungen,  welche  weder  in  die 
eine  noch  in  die  andere  Kategorie  fallen,  selbst 
wenn  sie  der  herrschenden,  z.  B.  der  jesuitischen 
Auffassung  widersprechen  (darum  handelte  es 
sich  in  dem  Baltzer'schen  Fall,  Friedberg, 
J.  B.  Baltzer  S.  39.  40.  162),  denn  wenn  die 
katholische  Theologie  in  ihrer  wissenschaftlichen 
Freiheit  auch  durch  die  Dogmen  und  Entschei- 
dungen der  obersten  Lehrauctorität  beschränkt 
ist,  so  würde  sie  dadurt*>h,  dass  ihr  auch  ausser- 


halb dieser  Grenzen  das  Recht  freier  wissen- 
schaftlicher Erörterung  entzogen  wird,  den 
Charakter  der  Wissenschaft  verlieren,  und  es 
könnte  von  einer  wahrhaft  wissenschaftiiehen 
Ausbildung  der  Geistlichen  ebenfalls  nicht  mehr 
die  Rede  sein.  Endlich  würden  auch  die  theo- 
logischen Fakultäten  in  Bonn  und  BresUu  unter 
dieser  Voraussetzung  ihrem  statutenmässig  fest- 
gesetzten Zweck  ($.  1 :  „dem  Anbau  nnd  der 
Pflege  der  katholischen  Theologie'^  und  wie  es 
für  Bonn  weiter  heisst :  „der  Ergründung,  Aus- 
bildung und  Erweiterung  der  gesammten  katho- 
lisch-theologischen Wissenschaften")  nicht  mehr 
entsprechen  können. 

^  Also  die  beharrliche  Vernachlässigung  der 
kirchlichen  Pflichten  in  Bezug  auf  Beichte  und 
Abendmahl,  eine  beleidigende  Polemik  gegen 
Kollegen,  gegen  den  Bischof  oder  gegen  den 
Papst  in  den  Vorlesungen. 

4  Der  zu  Anm.  3  im  Texte  gedachte  Fall  wird 
vielfach  schon  mit  einem  auch  bei  anderen 
Beamten  disziplinarisch  strafbaren  Verbalten 
zusammenfliessen. 
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einer  solchen  abhAngig  zn  machen  S  Tielmehr  hat  damit  ein  fBr  alle  Mal  die  Zusiche- 
rnng  ertheilt  sein  sollen,  dass  der  Staat  jedenfalls  immer  in  schwereren  Fällen  ein- 
schreiten werde  ^,  zugleich  wird  aber  dadurch  klargestellt,  dass  dem  Bischof  die  Stellung 
und  das  Recht  einer  zu  disziplinarischem  Binschreiten  berechtigten  Behörde  nicht  zu- 
kommt. Ein  solches,  namentlich  wenn  es  in  der  Entziehung  der  fdrPreussen  nicht  an- 
erkannten missio  canonica  bestehen  sollte,  hat  für  den  Staat  absolut  keine  Bedeutung  und 
ist  rechtlich  nichtig  K  Weiter  folgt  daraus,  dass  der  staatlichen  Disziplinarbehörde  in 
Folge  der  Anzeige  des  Bischofs  die  Prüfung  zusteht,  ob  der  beschuldigte  Universit&tslehrer 
die  ihm  zur  Last  gelegte  Handlung  begangen  hat  ^,  zweitens  aber,  dass  sie  auch  darüber  zu 
befinden  berechtigt  ist,  ob  der  festgestellte  Thatbestand  sich  als  ein  die  disziplinarische 
Bestrafung  rechtfertigender  Verstoss  gegen  die  katholische  Glaubens-  und  Sittenlehre 
oder  als  ein  Aergerniss  in  sittlich-religiöser  Hinsicht  charakterisirt.  Dass  dabei  der 
Erklilrung  des  Bischofs  fiber  die  Frage,  welche  Lehren  Ketzereien  oder  verworfene 
Irrthflmer  der  katholischen  Kirche  enthalten,  eine  massgebende  moralische  Bedeutung 
zukommt,  liegt  auf  der  Hand,  aber  eine  rechtlich  bindende  Kraft  fOr  die  Staatsver- 
waltung und  die  Disziplinarbehörde  hat  sie  nicht'',  vielmehr  steht  die  letztere  einer 
solchen  bischöflichen  Aeusserung  nicht  anders,  wie  jedem  sonstigen  technischen 
Gutachten  gegenüber  ^. 


1  Noch  auch  der  Disziplinargewalt  de«  Staates 
Schranken  zu  setzen.  Deshalb  ist  auf  den 
Wortlaut  der  Statuten,  weiche  in  ihrer  Fassung 
abweichen,  s.  o.  S.  683  n.  6,  insoweit  kein  Ge- 
wicht zn  legen. 

2  Also  ein  für  alle  mal  kundgethan ,  dass  der 
Staat  den  auf  die  Kirche  gerichteten  Zwecken 
der  Fakultät  Rechnung  tragen  will,  um  damit 
der  Kirche  die  Gewahr  zu  bieten,  dass  die  Kan- 
didaten des  geistlichen  Standes  Ton  geeigneten 
Lehrern  ausgebildet  werden. 

3  So  auch  das  Erkenntniss  des  Disziplinar- 
gerichtahofes V.  1864  gegen  Baltzer,  Fried- 
berg  a.  a.  0.  S.  160.  161.  Darum  war  auch  die 
Behauptung  der  staatlichen  Anklagebebörde  in 
der  eben  gedachten  Disziplinarsache,  dass  es 
eine  Verletzung  der  staatlichen  Amtspflichten 
sei,  wenn  ein  Professor  der  Theologie  es  durch 
sein  Verhalten  dahin  bringe,  dass  ihm  die  missio 
entzogen  werde,  er  also  Lehramtspflichten  gegen- 
über der  Kirche  nicht  mehr  erfüllen  könne,  a.  a. 
O.  S.  60.  154,  nichts  als  eine  krasse  Verletzung 
der  Fakultatsstatnten,  welche  der  Disziplinar- 
gerichtshof mit  Reoht  zurückgewiesen  hat. 
Kugel,  Aroh.  f.  k.  K.  R.  30,  104,  hält  diese 
Auffassung  allerdings  für  rechtlich  begründet. 

*  Es  kommt  ihr  also  die  massgebende  that- 
sächllche  Feststellung  zu. 

A  Diese  ist  ihr  allerdings  in  der  ewähnten 
Disziplinarsache  sowohl  Ton  der  staatlichen  An- 
klagebehörde, wie  auch  vom  Diszlplinarhof  bei- 
gelegt worden,  Friedberg  a.  a.  0.  S.  61.  162, 
▼on  der  ersteren  in  Folge  des  massgebenden 
Einflusses  der  ehemaligen  katholischen  Abthei- 
lang  des  Kultusministeriums,  deren  Direktor 
noch  1870  die  Theorie  vertheidigt  hat,  dass  der 
Staat  nur  ein  Urtheil  über  die  Frage  habe,  ob 
einem  von  ihm  aogestellten  Lehrer  der  Theologie 
das  Staatsamt  genommen  oder  belassen  werden 
könne,  an  welches  das  kirchliche  Lehramt  ange- 


lehnt (1)  sei,  nachdem  der  Ordinarius  über  das 
Vorhandensein  einer  Heterodoxie  entschieden 
habe,  und  dass  diese  Auslegung  auch  den  Bonner 
Fakultätsstatuten  nicht  widerspreche,  denn  die 
letzteren  müssten  gemäss  dem  ius  commune  und 
der  vigens  ecclesiae  disciplinae  ausgelegt  wer- 
den, weil  die  theologische  Fakultät  mit  ihrem 
Konvikt  ein  tridentinisches  Seminar  ersetzen 
solle,  also  der  Erzbischof  im  wesentlichen  alle 
diejenigen  Rechte  haben  müsse,  welche  er  über 
ein  solches  Seminar  haben  würde,  v.  Schulte, 
d.  Altkatholicismus  S.  467.  468. 

^  Das  entspricht  nicht  nur  dem  Wortlaute  der 
Statuten,  sondern  auch  der  Natur  der  Sache. 
Denn  es  handelt  sich  bei  den  Universitätslehrern 
um  staatliche,  nicht  um  kirchliche  Beamte.  Dies 
verkennt  auch  Schulte  i.  Arch.  f.  k.  K.  R.  19, 
56,  wenn  er  behauptet,  dass  der  Schutz  eines 
Lehrers,  welchem  die  Kirche  die  missio  entzogen 
habe,  durch  den  Staat  im  Besitze  seines  Lehr- 
amtes mit  der  Nichtanerkennung  der  Kirche 
identisch  wäre,  und  dass  der  Staat  nicht  mehr 
ein  katholisches  Lehramt  errichtet  hätte  (das  hat 
er  in  Wirklichkeit  gar  nicht  gethan),  sondern 
eine  Person  sich  als  katholische  Kirche  zu  geriren 
autorisiren  würde,  —  sich  also  damit  auf  den 
Standpunkt  stellt,  dass  die  Nichtanerkennung 
einer  beliebigen  Forderung  der  katholischen 
Kirche  eine  Nichtanerkennung  dieser  als  solcher 
sei,  und  ein  katholischer  Professor  bei  seiner 
wissenschaftlichen  Thätigkeit  die  Kirche  als 
solche  vertrete.  Mit  Recht  hat  schon  Fried- 
berg a.  a.  0.  S.  61  darauf  hingewiesen,  dass 
nach  dieser  Auffassung  Jede,  auch  noch  so  un- 
haltbare Beschuldigung  des  Bischofs  den  Staat 
verpflichten  würde,  zur  Absetzung  eines  Uni- 
versitätslehrers zu  schreiten.  Soll  ferner  der 
Staat  auch  dann ,  wenn  der  letztere  in  seinen 
Vorlesungen  Sätze,  welche  der  Verfassung  und 
den  Gesetzen  des  Landes  entsprechen,  aber  für 
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Ebenso  liegt  die  Sache  rechtlich  in[Wflrttemberg^  und  endlieh  mILwen  auch 
dieselben  Omndsfttze  in  Baiern  und  in  Baden  zar  Anwendung  kommen^. 

5.  Die  Stellung  der  Lehrer  der  katholisch-theologischen  Faknl- 
tätenalsGeistlicher.  Die  Universitätslehrer  sind  zugleich  katholische  Geistliche 
und  haben  nicht  selten  neben  ihrer  Professur  noch  andere  geistliche  Aemter,  z.  B.  in 
Breslau  Domherrenstellen,  inne.  Insoweit  es  sich  um  die  ErfUllung  ihrer  Pflichten 
als  Geistlicher  oder  ihrer  besonderen  Amtspflicliten  handelt,  stehen  sie,  weil  sie  in 
diesen  Beziehungen  nicht  Staatsbeamte  sind,  lediglich  unter  der  An&icht^  und  der 


irrige  Lehren  erklärt  Bind  (man  denke  z.  B.  an 
Tiele  Sätze  des  Syllabus,  so  Nr.  42,  dass  die 
Btaatllclien  Gesetze  den  kirchlichen  vorgehen), 
vorgetragen  hat,  und  der  Bischof  dies  als  Irrlehre 
bezeichnet,  den  betrefifenden  Professor,  welcher 
Staatsbeamter  ist  und  das  staatliche  Recht  zu 
achten  hat,  deswegen  anf  Verlangen  des  Bischofs 
absetzen  oder  wenigstens  mit  Disziplinarstrafe 
belegen?  Praktisch  bedeutet  die  Gegenansicht 
soviel,  dass  der  Staat  die  katholisch- theologischen 
Fakultäten  geschaffen  hat  und  nnterhalt,  damit 
die  von  ihm  besoldeten  Professoren  nnr  die  je- 
suitischen und  nltramontanen  Lehren,  nament- 
lich die  über  seine  eigene  Unterordnung  unter 
die  katholische  Kirche  vortragen,  die  Studiren- 
den  der  Theologie  in  dieser  Richtung  ausbilden 
und  zu  ihn  bekämpfenden  nltramontanen  Heiss- 
spomen  heranziehen,  femer  soviel ,  dass,  wenn 
ein  Universitatsprofessor  sich  dazu  nicht  hergeben 
will,  der  Staat  unter  Direktion  des  Bischofs 
überdies  verpflichtet  ist,  einen  solchen  im  Inter- 
esse des  intramontanismus  und  zu  seinem  eige- 
nen Schaden  zu  entfernen. 

1  Art.  14  des  Ges.  v.  31.  Januar  1862:  „Gegen 
einen  Lehrer  an  der  katholisch-theologischen 
Fakultät,  dessen  Lehrvorträge  nach  demürtheile 
des  Bischofs  wider  die  Grundsätze  der  katholi- 
schen Kirchenlehre  Verstössen,  kann  eine  Ver- 
fügung nur  von  der  Staatsregierung  getroffen 
werden.^'  Die  Motive  bemerken  dazu,  Golther 
a.  a.  0.  S.529  :  „Die  K.  Regierung  wird  . . .  auch 
gegen  einen  bereits  ernannten  Lehrer,  dessen 
Lehrvortrage  nach  dem  Urtheil  des  Bischofs 
wider  die  Grundsätze  der  katholischen  Kirchen- 
lehre Verstössen,  die  erforderliche  Verfügung 
von  Dienstaufsichtswegen  treffen  ....  Der  Bi- 
schof hätte  also ,  wenn  er  bei  einem  Lehrer  der 
katholisch-theologischen  Fakultät  der  Universität 
die  Ueberzeugung  gewonnen  hat,  dass  dessen 
Lebrvorträge  wider  die  Grundsätze  der  katholi- 
schen Kirchenlehre  Verstössen,  und  dass  er  des- 
halb nicht  länger  im  theologischen  Lehramt  be- 
lassen werden  könne,  sich  hierwegen  mit  der 
Staatsregierung  ins  Benehmen  zu  setzen.  Die 
Staatsregierung  wird  zwar  hlebei,  wie  schon  be- 
merkt, davon  ausgehen,  dass  das  Urtheil  darüber, 
ob  ein  Lehrer  der  katholischen  Theologie  die 
richtige  Lehre  vortrage,  dem  Bischof  zukomme. 
Sie  wird  das  Urtheil  des  Bischofs  in  dieser  Rich- 
tung als  ein  technisches  und  darum  massgeben- 
des betrachten.  Ebensowenig  kann  es  aber  auch 
dem  mindesten  Zweifel  unterliegen,  dass  die  K. 
Regierung  über  sämmtliche  in  Frage  kommende 
staatliche  Beziehungen  des  Falles,  sowie  Insbe- 
sondere über  Alles,  was  sich  auf  die  Stellung  des 


Dozenten  als  Universitätslehrers  und  anf  sein 
Verhältnis«  als  Givilstaatsdiener  bezieht,  aus- 
schliesslich und  selbstständig  zu  cognoscireD 
und  hiemach  die  Frage  zu  bemessen  hat,  ob  und 
welche  Verfügung  zn  treffen  sei.'^  Der  Unter- 
schied von  Preussen  besteht  also  darin,  dass 
eine  ausdrückliche  Zusicherung,  beim  Vorliegen 
gewisser  Fälle  auf  Anzeige  des  Bischofs  einzu- 
schreiten (s.  0.  S.  683),  nicht  in  bindenden 
statutarischen  Bestimmungen  gegeben  ist.  In 
solchen  Fällen  wird  aber  der  Staat,  welcher  sieb 
seiner  Pflichten  auch  gegenüber  der  katholischen 
Kirche  bewusst  ist,  ein  Einschreiten  anf  YerlaD- 
gen  des  Bischofs  nicht  verweigern  können  und 
thatsäcbllch  nicht  ablehnen. 

2  Abgesehen  von  dem  In  der  vor.  Anm.  am 
Schi,  hervorgehobenen  Punkt,  in  Betreff  deoen 
es  sich  hier  wie  in  Württemberg  verhält,  er- 
giebt  sich  dies  einmal  aus  der  Stellung  der  Uni- 
versitätslehrer als  Staatsbeamten,  sowie  femer 
aus  den  auf  die  Kirche  berechneten  Zwecken 
der  theologischen  Fakultäten.  Für  Baden  ins- 
besondere kann  die  staatliche  Anerkennung  der 
missio  canonlca  nicht  aus  dem  ^  12  des  Gesetzes 
V.  9.  Oktober  1860,  wonach  die  Kirchen  den 
Religionsunterricht  übernehmen  und  besorgen, 
hergeleitet  werden,  da  sieh  dieser  $.  nicht  auf 
die  wissenschaftliche  Lehre  der  Theologie  und 
auf  die  Universitäten  bezieht. 

^  Das  Ist  ausdrücklich  In  Baiern,  Y.  v.  11. 
September  1833,  Silbernagl  a.  a.  O.  2.  Aufl. 
S.  254  n.  1  a.  E.,  und  in  den  Statuten  für  Booo 
und  Breslau  anerkannt  Wenn  in  den  letzteren 
das  Einschreiten  des  Bischofs  nur  „mit  Torwissen 
des  Ministeriums"  zugelassen  wird,  so  Ist  diese 
Vorschrift  nicht  durch  das  Gesetz  v.  12.  Mai 
1874  über  die  kirchliche  Disziplinargewalt  auf- 
gehoben, da  sie  in  Folge  der  gleichzeitigen 
staatlichen  Stellung  der  Universitätslehrer  gege- 
ben ist,  und  das  Gesetz  nur  die  Disziplin  über 
die  Kirchendiener  In  dieser  ihrer  Eigenschaft 
geregelt  hat.  Ueberdles  enthält  die  Vorschrift 
eine  nicht  durch  das  generelle  Gesetz  beseitigte 
Spezialbestimmung,  keine  demselben  zuwider- 
laufende Beschränkung,  da  der  Bischof  blos  rer- 
pflichtet  wird,  dem  Ministerium  Torher  Mitthei- 
lung  zu  machen,  dasselbe  aber  die  Verhängvng 
von  Diszlplinarmassregeln  nicht  zu  verbieten 
berechtigt  ist. 

Jedenfalls  Ist  es  durch  die  Statuten  nidit 
ausgeschlossen,  dass  der  Bischof,  falls  ein  in 
Bezug  auf  das  Lehramt  des  Universltätslehiers 
begangenes  Disziplinarvergehen,  gegen  welches 
die  Staatsbehörde  einzuschreiten  hätte,  zngleidi 
ein  solches  hinsichtlich  seiner  geistlichen  Stan- 
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DisBipliiiargewalt  des  Bischofs  ^  welche  dieser  nach  Maassgabe  des  Kirchenrechts 
and  der  bestehenden  staatlichen  Gesetze  auszuüben  hat. 

Nur  insofern  sind  die  Rechte  des  Bischofs  beschränkt,  als  er  Universitätslehrer, 
weichen  er  behufs  ihrer  definitiven  Anstellung  ohne  Vorbehalt  eines  Widerrufes  die 
Genehmigung  zur  Uebemahme  ihrer  Stellung  ertheilt  hat,  nicht  ohne  Zustimmung  des 
Staates  und  vor  ihrer  Entlassung  aus  ihrem  Staatsamte,  zu  anderweiter  Verwendung 
im  Kirohendienst  abzuberufen  berechtigt  ist,  weil  er  sich  mit  der  vorbehaltlosen  Ge- 
nehmigung der  freien  Verfügung  über  den  betreffenden  Geistlichen  begeben  hat. 

6.  Die  katholisch-theologischen  Fakultäten  und  die  Altkatho- 
liken. In  Folge  der  altkatholischen  Bewegung  ist  auch  in  Bezug  auf  die  katholisch- 
theologischen  Fakultäten^  die  Frage  nach  der  Stellung  der  Altkatholiken  in  diesen,  ins- 
besondere die  Frage,  ob  die  letzteren  in  derselben  ihre  Lehrämter  weiter  verwalten  und 
ob  sie  bei  Erledigungen  neu  angestellt  werden  können,  hervorgehoben.  Die  deutschen 
katholischen  Bischöfe  haben  nach  ihrer  Unterwerfung  unter  das  vatikanische  Konzil 
denjenigen  Universitätslehrern,  welche  die  Rechtsgültigkeit  desselben  und  der  neu- 
proklamirten  Dogmen  nicht  anerkannt  hatten ,  die  missio  canomca  entzogen  und  sie 
wegen  Ketzerei  mit  Kirchenstrafen  belegt.  Gegenüber  diesem  Vorgehen  ist  von  der 
preuBsischen  Regierung  der  Standpunkt  festgehalten  worden,  dass  diese  einseitigen 
Massnahmen  der  Bischöfe  die  Stellung  der  davon  Betroffenen  in  ihrem  akademischen 
Lehramt  nicht  berühren  konnten,  um  so  weniger,  als  die  für  die  Ausübung  desselben 
massgebende  Norm,  die  professio  fidei  Tridentina,  nicht  ohne  Zustimmung  des  Staates 
hätte  abgeändert  werden  dürfen^,  und  es  sind  ihnen  daher  bis  heute  ihre  Aemter 
nicht  entzogen  worden.  Ebenso  ist  die  ba  irische  Regierung  mit  Rücksicht  darauf, 
dass  das  erforderliche  Placet  für  die  Veröffentlichung  der  vatikanischen  Beschlüsse 
nicht  nachgesucht  worden  sei  ^,  verfahren  *, 

Die  konsequente  Durchführung  dieser  Auffassung  würde  es  aber  bedingt  haben, 
dass  die  katholisch-theologischen  Fakultäten  den  Altkatholiken  hätten  ganz  überlassen 
und  diejenigen  Universitätslehrer,  welche  die  vatikanischen  Dogmen  anerkannt  hatten, 
ans  ihren  Stellungen  hätten  entfernt  werden  müssend  Bekanntlich  haben  aber  die 
Regierungen  diese  Folgerungen  nicht  gezogen.  So  ist  es  gekommen,  dass  noch  heute 
in  einzelnen  katholisch-theologischen  Fakultäten  Altkatholiken  und  Neukatholiken 
neben  einander  die  Lehrthätigkeit  ausüben^  und  die  Fakultätsgeschäfte  gemeinsam 


de»-  oder  Amtspflichten  bildet,  deswegen  auch 
oelneneits  die  kirchliche  Disziplinar  -  Unter- 
suchung einleitet,  nni  haben  die  in  Folge  dei- 
sdlben  verfügten  Strafen  keinen  Einflnss  aaf  die 
Stellang  als  Universitatslehier.  Derselbe  Stand- 
punkt ist  1870  vom  preuss.  Kultusministerium 
vertreten  worden,  Friedberg,  Sammig.  d. 
Aktenstucke  z.  Vatikan.  Konzil  S.  58.  160. 

1  So  in  Bonn,  Breslau  und  in  München,  v. 
Schulte,  der  Altkathollclsmus  S.  127 ff.  184. 
189ff.  204;  Fziedberg,  Sammig.  d.  Akten- 
stücke z.  Vatikan.  Konzil  S.  57.  68.  61,  und 
Aktenstücke  d.  altkathol.  Bewegung  betr.  S.  17. 

2  V.  Schulte  a.  a.  0.  S.  166;  Friedberg, 
Sammig.  S.  160. 

3  Bd.  UI.  S.  470  u.  V.  Schulte  a.  a.0.  S.341. 

*  V.  Schulte  a.a.O.  S.  437. 

5  Bei   den   preuss ischen   Fakultäten    traf 


der  Vorwurf,  die  Norm  für  die  Ausübung  ihres 
Lehramtes,  die  professio  Tridentina,  einseitig 
abgeändert  zu  haben,  die  neukatholischen  Pro- 
fessoren ebenso  wie  die  Bischöfe.  Die  ersteren 
hatten  also  vom  Standpunkte  der  Regierung  aus 
ihre  Amtspflichten  gröblich  verletzt,  denn  sie 
lehrten  nach  einer  anderen  Norm  als  derjenigen, 
welche  die  statutenmässige  Grundlage  der  Lehr- 
thätigkeit der  Fakultät  bildete,  sie  thaten  also 
nichts  anderes  als  etwa  ein  theologischer  Pro- 
fessor, welcher  in  der  katholischen  Fakultät  ver- 
bleiben wollte,  obwohl  er  evangelisch  geworden 
war.  In  B  a  i  e  r  n  dagegen  lehrten  die  Professo- 
ren ein  Dogma,  welches  der  Staat  seinerseits 
nicht  für  rechtsgültig  anerkannt  hatte,  welches 
also  die  staatlichen  Professoren  ebensowenig 
ihrer  Lehrthätigkeit  zu  Grunde  legen  durften. 

0  So  in  Bonn,  v.  Schulte,  d.  Altkathollcls- 
mus S.  587. 
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za  besorgen  haben.  Der  von  der  preassischen  Regierung  eingenommene  Standpunkt, 
dass  beide  Theile  gleich  berechtigte  Glieder  der  katholischen  Kirche  sind,  kann  anch 
hier,  ebensowenig  wie  bei  den  konfessionellen  Schulen  S  über  dieses  Ifissverhftltnias 
hinweghelfen.  Denn  eine  katholisch-theologische  FakultAt  kann  nicht,  sofern  sie 
Lehranstalt  fftr  die  Geistlichen  der  Kirche  sein  soll,  solche  fftr  zwei  Religionsparteien, 
welche  auf  einem  wesentlich  verschiedenen  dogmatischen  Standpunkt  stehen,  und 
welche  sich  gegenseitig  als  Ketzer  betrachten,  ausbilden.  Wenn  man  die  neukatho- 
lische Kirche  nach  dem  Vatikanum  in  den  deutschen  Staaten  noch  als  katholische 
anerkennt,  dann  ist  man  auch  nicht  berechtigt,  ihr  die  Zumnthung  zu  stellen,  ihre 
Theologen  an  Fakultäten  mit  Lehrern,  welche  nach  ihrer  Auffassung  der  Ketzerei  ver- 
fallen sind,  ausbilden  zu  lassen,  ebensowenig  aber  gegenttber  den  Altkatholiken  dieselbe 
Forderung  hinsichtlich  der  blos  mit  Neukatholiken  besetzten  Fakultäten  zu  erheben. 
Nur  dadurch  hätte  geholfen  werden  können,  dass  man,  um  die  Gleichberechtigung  zur 
Geltung  zu  bringen,  ebenso  wie  man  den  altkatholischen  Bischof  anerkannt  hat,  eine 
besondere  altkatholisch-theologische  Fakultät  geschafifen  hätte.  Wie  man  die  Dinge 
hat  gehen  lassen,  sind  trotz  der  staatlichen  Erhaltung  der  altkatholischen  Professoren 
in  den  einzelnen  Fakultäten  die  Altkatholiken  benachtheiligt  worden.  Denn  wollten  die 
Regierungen  auch  durch  gleichmässige  Besetzung  der  Professuren  in  ein  und  derselben 
Fakultät  mit  Anhängern  beider  Parteien  den  unnatflrlichen,  jede  gedeihliehe  Lehr- 
wirksamkeit hemmenden,  alt-  und  nenkatholisch-simultanen  Charakter  einzelner  Fa- 
kultäten aufrecht  erhalten,  so  wttrde  bei  jeder  Neubesetzung  einer  Professur  mit  einem 
Altkatholiken  der  neukatholische  Bischof  berechtigt  sein,  zu  protestiren  und  einem 
solchen  auf  die  Ketzerei  des  Anzustellenden  gestfltzten  Widerspruch  wflrde  die  Re- 
gierung, sofern  sie  die  Fakultät  noch  als  eine  fär  die  Neukatholiken  bestimmte  Lehr- 
anstalt betrachtet  wissen  will  —  und  das  ist  der  Standpunkt  in  Preussen  und  in 
Baiern  —  nicht  unbeachtet  lassen  können  ^,  es  würden  also  schliesslich  doch  wieder 
alle  Professuren  in  die  Hände  der  Neukatholiken  gelangen  ^. 

7.  Besondere  kirchliche  Berechtigungen  der  Theologie-Pro- 
fessoren. Für  Preussen  besteht  die  besondere  Vorschrift,  dass  eine  beim  Dom- 
kapitel zu  Münster  und  eine  bei  dem  Domkapitel  zu  Breslau^  bestimmt  bezeichnete 
Kanonikatspräbende  von  dem  jeweils  zur  Verleihung  Berechtigten  ^  stets  mit  einem 
der  Professoren  der  betreffenden  Fakultäten  besetzt  werden  muss.  Es  handelt  sieh 
dabei  also  um  ein  Recht  der  Universität  oder  der  Fakultät,  bezw.  des  Staates,  nicht 
aber  —  diese  Auffassung  ist  praktisch  geltend  zu  machen  versucht  —  um  ein  Recht 
des  Bischofs  oder  Kapitels  darauf,  dass  die  Stellen  in  der  theologischen  Fakultät  mit 
Domherren  besetzt  werden  müssen,  also  nicht  darum,  dass  die  Regierung  bei  Beru- 


1  S.  0.  S.  595. 

2  Für  Preussen  kommt  noch  der  Umstand 
hinzu,  dass  in  Bonn  und  Breslau  statutarisch 
dem  erzbischöf liehen  bez.  furstbischöflichen 
Stuhle  das  o.  S.  675  besprochene  Ausschlies- 
sungsrecht gewährt  ist,  und  dass  die  Regierung 
ohne  Aeuderung  der  Statuten  die  betreffenden 
Bischöfe  nicht  umgehen  oder  gar  statt  ihrer  den 
altkatholischen  Bischof  zu  befragen  berechtigt 
ist. 

3  So  haben  schon  jetzt  in  Bonn  die  neukatho- 


lisohen  Professoren  die  Mehrheit,  s.  ▼.  Schulte 
a.  a,  0.  S.  687. 

^  Bulle :  De  salute  anlmanim  v.  16.  Juli  1826: 
^Jtemque  statuimus,  unam  in  Monasteriensi  ac 
alteram  in  Wratislayiensi  cathedralibus  aodesüs 
canonicalem  praebendam  designandam  et  ab  eo 
ad  quem  iuxta  mensium  altematlTam  pertinebit, 
semper  et  quandooumque  conferendam  eue  oni 
et  alter!  canonica  requisita  habentibus  ex  pro- 
fessoribus  uniTersitatum  in  diciii  respectiris  rivi- 
tatibtts  existantium.''    Vgl.  auch  Bd.  II.  S.  83. 

ß  Bd.  II.  S.  696.  697. 


§-.  242.] 


Verh&hniss  d.  Kirche  2U  den  UniTersit&ten.    Oeltendes  Keeht. 


689 


fangen  darauf  Rücksicht  zn  nehmen  verpflichtet  wäre,  dass  die  betreffenden  Per- 
sönlichkeiten zn  Domherren  bestellt  werden  können  K 

IV.  Die  Ertheilnng  der  akademischen  Grade  (insbesondere  in  der 
katholischen  Theologie)  nach  dem  heutigen  Recht  nnd  die  rechtliche 
Bedeutung  der  akademischen  Wurden  fflr  das  Gebiet  der  katholischen 
Kirche.  Nach  dem  Kirchenrecht  steht  noch  heute,  wie  im  Mittelalter^,  dem  Papst 
das  Recht  zu,  akademische  Grade  zu  ertheilen  und  Promotionsprivilegien  zu  verleihen  3. 
Allerdings  haben  die  päpstlich  oder  die  kraft  päpstlicher  Ermächtigung  verliehenen 
Grade  nur  ftlr  das  Gebiet  des  kirchlichen  Rechts,  nicht  aber  fDr  das  weltliche  Gebiet 
in  den  deutschen  Staaten  und  in  Oesterreich^  Bedeutung.  Hier  gilt  vielmehr 
die  Gewährung  des  Promotionsrechtes  als  Ausfluss  des  landesherrlichen  Rechtes, 
Universitäten  zu  errichten  \  Dieses  Recht  kommt  heute  den  Fakultäten  der  einzelnen 
Universitäten  oder  der  ihnen  nachgebildeten  Anstalten  <^  zu,  und  wird  in  Deutschland 
von  den  ordentlichen  Professoren  der  ersteren  ohne  Mitwirkung  eines  staatlichen  oder 
kirchlichen  Beamten  ausgeübt  7,  während  in  0  esterr eich  fQr  das  theologische  Dok- 
torexamen der  Bischof  die  Hälfte  der  Priifungskommissare  aus  Männern,  die  selbst 
den  theologischen  Doktorgrad  besitzen,  zu  ernennen  hat^. 


1  Die  Bulle  spricht  allerdings  nur  von  Pro- 
fesBOten  der  Universitäten.  Da  aber  für  die 
Regel  nur  die  Theologie'^Professoren  Geistliche 
■Ind,  also  allein  die  weiter  erforderte  Qualifikation 
zum  Domherrn  haben,  so  ist  das  Vorrecht  praktisch 
ein  Frlvileglum  der  theologischen  Fakultät  So 
fassen  die  Sache  auch  die  Statuten  von  Münster 
V.  183^.  S-  -42  anf :  „Obwohl  die  theologische 
Fakultät  nach  der  Bulle:  De  salute  anlmarum 
ein  Anrecht  auf  Domkanonikate  (s.  o.  S.  688  n.  4) 
in  dem  bischoflichen  Domkapitel  zn  Münster 
besitzt,  80  aollen  doch  niemals  meht  als  zwei 
Mitglieder  der  Fakultät  su  gleicher  Zeit  dem 
Domkapitel  angehören  können.'' 

Die  Auffassung  des  Textes  wird  dadurch  be- 
stätigt, dass  bei  den  Verhandlungen  über  die 
Bulle  der  König  zunächst  das  Recht  beanspruchte, 
bestimmte  Domhenrenstellen  an  Professoren  tu 
vergeben,  und  schliesslich  die  Kurie  unter  der 
erwähntön  Aenderung  des  Besetzungsmodus 
nftehgab,  Mejer,  z.  Geschichte  d.  römisch- 
deutschen  Frage  3»  140.  163.  157.  160.  162. 

Für  Oester reich  hat  dagegen  ein  Dekret  v. 
1866,  T.  Schweickhardt  a.  a.  0.  1,  286  an- 
geordnet, dass  durch  Beförderung  eines  theolo- 
gischen Professors  zum  Domherrn  an  der  Metro- 
politankirche  in  Wien  die  Professur  desselben 
erledigt  wird,  wenn  nicht  eine  kaiserliche  Er- 
laubniss  zur  Vereinigung  beider  Stellen  rorllegt 

«  S.  0.  S.  642.  648. 

^  Dieses  Recht  hat  der  Papst  auch  noch  in 
neuerer  Zeit  ausgeübt,  s.  o.  S.  668.  669,  und  in 
O  est  erreich  ist  dasselbe  auch  in  demeinen 
Bestandtheil  des  Konkordates  bildenden  Schrel- 
l^en  des  Kardinals  Rauscher  v.  18.  August  1866 
^r.  III.  dahin  anerkannt:  ^Qüodel  eipediat,  ut 
episcopis  nonn\illis  laureas  theologlcas  conf^rendl 
facultas  «uctoritate  apostolica  trlbuatuT,  Augu- 
st! ssimus.facile  consentiet;  communicatis  tamen 
Inter  sanctam  sedem  et  gubemium  imperiale  con- 
slliis  negotium  pertractetnr.^ 

HinachiiiB,  Kirchenrecht  IV. 


Der  Bischof  besitzt  ein  solches  Recht  nicht. 
Allerdings  hat  der  Bischof  von  Mainz  1830  das 
der  Glessener  katholisch-theologischen  Fakultät 
landesherrlich  verliehene  Promotionsrecht  aus- 
drücklich anerkannt,  Lutterbeck,  Gesch.  d. 
kath.-theol.  FakulUt  in  Glossen.  1860.  S.  28. 
Das  konnte  rechtlich  aber  keine  weitere  Bedeu- 
tung haben,  als  die  Erwerbung  der  Grade  bei 
der  Fakultät  für  erlaubt  zu  erklären. 

*  Das  ist  hier  wenigstens  indirekt  in  dem 
Anm.  3  citirten  Schreiben  in  Anspruch  genom- 
men. Femer  hat  zwar  der  Kaiser  1865  einem 
Domherrn  die  Führung  des  ihm  päpstlich  ver- 
lieheneu Titels  eines  doctor  in  sacrls  canonlbus 
gestattet,  aber  es  ist  dabei  zugleich  hervorgeho- 
ben worden,  dass  er  die  in  Oesterreich  den 
Doktoren  des  kanonischen  Rechts  zustehenden 
Berechtigungen  erst  durch  Nostriilkation  des 
Doktorats  an  einer  österreichischen  Universität 
erlangen  könne,  v.  Schweickhardt  a.  a.  0. 
1,315. 

B  G.  Meyer,  Lehrb.  d. deutsch. Yerwaltungs- 
rechtes  1,  247,  Löning,  Lehib.  d.  deutsch. 
Verwaltgsr.  S.  764.  766. 

6  In  Preussen  der  Akademie  in  Münster 
(nicht aber  dem Lyoeum Hosianum),  in  Oester- 
reich den  theologischen  Fakultäten  in  Olmütz 
und  Salzburg,  v.  Schweickhardt  a.  a.  0. 
1,  314. 

"^  G.  Meyer  u.  Löning  a.  a.  0. 

8  Dies  hat  die  V.  v.  23.  April  1850.  $•  &  !a«^ 
Grund  des  Konkordates  Art.  6  bestimmt,  s.  o. 
S.  665  n.  4  u.  5.  In  Innsbruck  funglren  bei 
dem  Doktor -Examen  zwei  bischöfliche  Kom- 
missare, Arch.  f.  k.  K.  R.  19,  477,  deren  Be- 
stellung aber  nach  der  l>e8tehenden  Praxis  auf 
Ansuchen  der  Fakultät  für  einen  bestimmten 
Zeitraum  der  letzteren  selbst  vom  Bisehof  über- 
tragen wird. 
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Mit  dem  auf  den  alten  Universitäten,  den  studia  generalia,  erworbenen  Doktor- 
grad war  ohne  Weiteres  das  Recht  zu  lehren  —  und  hier  kommt  vor  Allem  der  theo- 
logische Doktorgrad  in  Betracht  —  verbunden^.  Davon  ist  heute  keine  Rede  mehr, 
denn  weder  in  Deutschland  noch  auch  in  Oesterreich  wird  durch  den  Doktor- 
grad allein  die  venia  docendi  erworben,  vielmehr  bedarf  es  dazu  erst  einer  besonderen 
Habilitation  als  Privatdozent  2. 

Das  kirchliche  Recht  knüpft  an  bestimmte  akademische  Grade,  n&mlich  den 
Doktorat  oder  den  Lizentiat  in  der  Theologie  oder  im  kanonischen  Recht  noch  andere 
Berechtigungen,  vor  Allem  die  Fähigkeit  zur  Erlangung  gewisser  kirchlicher  Aemter '. 

Dass  die  auf  den  päpstlich  approbirten,  namentlich  auf  den  unter  päpstlicher 
Autorität  gegründeten  neuen  freien  katholischen  Universitäten  *  erworbenen  Grade 
diese  Berechtigungen  verleihen,  darüber  kann  kein  Zweifel  bestehen.  Ebenso  li^  es 
auf  der  Hand,  dass  die  von  den  Fakultäten  protestantischer  oder  simultaner  Univer- 
sitäten verliehenen  Grade  —  und  hier  kommt  allerdings  nur  der  Doktorat  im  kano- 
nischen Recht  in  Betracht  —  für  das  Gebiet  der  katholischen  Kirche  keine  Aner- 
kennung und  Bedeutung  zu  beanspruchen  haben,  da  diese  Lehranstalten  nach  der  Auf- 
fassung derselben  ketzerische  sind  und  daher  nicht  das  Recht  zur  Promotion  besitzen. 

Was  dagegen  die  von  den  heutigen  deutschen  und  österreichischen  ka- 
tholisch-theologischen Fakultäten  ertheilten  Grade  betrifft,  so  haben  die  in  Oester- 
reich vorgenommenen  Graduirungen  unzweifelhaft  kirchenrechtliche  Gültigkeit,  denn 
das  Konkordat  hat  das  Recht  zur  Ertheilung  der  Würde  des  Doktors  der  Theologie 
und  der  sacri  canones  anerkannt  und,  abgesehen  davon,  dass  dasselbe  päpstlicherseits 
nicht  widerrufen  ist,  werden  noch  heute  die  Grade  von  den  österreichischen  Fakul- 
täten in  Gemässheit  der  auf  Grund  des  Konkordats  getroffenen  Einrichtungen  ertheilt 

Aber  auch  fttr  Graduirungen  der  erwähnten  Fakultäten  des  deutschen  Reichs 
zum  Lizentiaten  oder  Doktor  der  Theologie  wird  dasselbe  anzunehmen  sein.  Aller- 
dings haben  die  neu  errichteten  Fakultäten,  wie  z.  B.  die  in  Bonn,  keine  päpstliche 
Approbation  erlangt,  und  diejenigen  Fakultäten,  welche  an  Universitäten  mit  älteren 
päpstlichen  Privilegien,  also  beispielsweise  an  der  Freiburger  ^,  bestehen,  haben  seit 
der  Ertheilung  derselben  eine  völlig  veränderte  Organisation  erhalten.  Indessen  sind 
von  ihnen  seit  ihrem  Bestehen  unter  bischöflicher  Zulassung  und  ohne  dass  seitens 
des  päpstlichen  Stuhles  Widerspruch  erhoben  worden  ist,  Promotionen  vorgenommen 
worden,  und  die  von  ihnen  Promovirten  haben,  ohne  dass  von  irgend  einer  kirchliclien 
Autorität  Einwendungen  geltend  gemacht  worden  sind,  ihre  akademischen  Titel  ge- 
führt. Hierin  liegt  jedenfalls  eine  stillschweigende  Anerkennung  des  Promotions- 
rechts, welche  so  lange  als  wirksam  betrachtet  werden  muss,  bis  etwa  päpstlicherseits 
ihnen  das  letztere  abgesprochen  werden  sollte. 

1  S.  0.  S.  652.  de  ref.  (Bd.  II.  S.  121  des  Pönitentiarius),    Sess. 

2  G.  Meyer  u.  Loning  a.a.  0.  Ueber  die  XXIV.  c.  12  (Bd.  II.  S.  82.  204  gewisser  Dom- 
Zulassung  zur  Lehrthätigkeit  in  der  Theologie  s.  herrenstellen  und  der  Archidiakonate),  Sess. 
0.  S.  674.  Vgl.  auch  Schulte  i.  Aroh.  f.  k.  K.  XXIV.  c.  16  de  ref.  (Bd.  II.  S.  212.  236  des 
R.  19,  40.  41.  Generalvlkars    und    Kapitelsverwesers),     Sess. 

9  Trid.  Sess.  XXII.  c.  2  de  ref.    (Bd.  II.  S.  XXIII.  c   18  (Bd.  II.  S.  112    des  Scholasteis), 

486  des  bischöflichen),  Sess.  XXIV.  c.  18  de  vgl.  ferner  Bd.  II.  S.  119  (betreffend  den  Theo- 

ref.  (Bd.  II.  S.  495  des  Amtes  als  Examinator  logus.     S.  überhaupt  noch  Bd.  II.  S.  486. 

bei  den  Konkursprüfungen),  Sess.  XXIV.  c.  8  *  S.  0.  S.  668. 669.      »  S.  0.  S.  657  n.  1  u.  670  n.  2. 


Fünftes  Kapitel:   Die  Handhabung  der  kirchlichen  Strcf-  und  Disciplinar- 

strafffetvalt  *. 

/.    Geschichte. 

A,    Im  römischen  Reich. 

§.243.    1.  Die  Zeit  bis  Konstantin, 

Die  ältesten  Christengemeinden  im  römisehen  Reich  waren  religiös-sittliche  Ge- 
meinschaften, deren  Glieder  ihr  gesammtes  Leben  in  den  Dienst  nnd  in  den  Zweck 
ihrer  Gemeinschaft,  das  Reich  Gottes  anf  Erden  zu  verwirklichen,  stellten,  nnd  daher 
zur  Bekennnng  des  Glaubens  an  Christas ,  sowie  znr  Beobachtung  der  von  ihm  für 
die  Neugestaltung  des  religiös-sittlichen  Lebens  gegebenen  Anweisungen  verpflichtet 
waren.  Um  diesen  ihren  Charakter  zu  wahren,  mussten  sie  in  Mitten  des  sie  be- 
obachtenden Heidenthums  Aber  ein  den  Bedingungen  ihrer  Gemeinschaft  entsprechen- 
des Leben  iher  Mitglieder  wachen,  und  eine  strenge  Disciplin  Aber  dieselben  ausüben. 

Ohne  äussere  Macht,  und  genöthigt,  die  Disciplin  unabhängig  von  der  Stellung 
der  Staatsgewalt,  von  einer  feindlichen  oder  tolerirenden  Haltung  der  letzteren,  zur 
Geltung  zu  bringen,  bot  sich  ihnen  als  einziges  zweckentsprechendes  Mittel  das 
natärlicbe,  mit  jeder  Gemeinschaft  von  selbst  gegebene  Recht  dar,  unwürdige  und 
gegen  ihre  Lebensordnungen  verstossende  Mitglieder  auszuschliessen^.  Eine  der- 
artige Ausschliessung,  nachmals  der  Bann  oder  die  Exkommunikation  ge- 
nannt, ist  schon  von  den  Gemeinden  in  der  apostolischen  Zeit  geübt  worden^.   Dass 


*  Jo.Moiina8, comm. liist. de disdplinain ad- 
ministratione  sacramenti  poenitentiae  XIII  prim. 
saecul.  obaerrata.    Paris,  1671;   AntTerp.  1682; 
Brux.  1687;    Venet  1702;    Jos.  Blngham, 
originea  ecdeslaaticae  or  the  antiquities  of  the 
Christian  chnrch.  Vol.  VII  u.  Vni.  London  1720; 
Sirmond,    Mstoria    poenitentiae    pabllcae  in 
opera  ed.    Paris  1696  (wiederholt  Venet.  1728) 
t.  IV.  p.  325  fr. ;  Ft.  Frank,  die  Bnssdisdplin 
der  Kiicbe  von  den  Apostelzeiten  Ms  znm  7.  Jahr- 
hnndeTt.  Mainz  1867;  Fnnk,  Ait.Bn6sdiscipUn 
inWetzera.  Weite,  Kirchenlexikon,  2. Aufl. , 
2, 1661  ff. ;  Biutexlm,  d.  vorzüglichsten  Denk- 
würdigkeiten der  Christi. -kathol.  Kirche.  V.  2, 
173  ff. ;   £.  L5ning,  Geschichte  d.  deutschen 
Kirchenrechts.   Strasshurg  1878.   1,262 ff.;   H. 
Jos.  Schmitz,  die  Bosshücher  nnd  die  Buss- 
disciplin  der  Kirche.   Mainz  1883;  J.  Blotzer, 
d.  geheime  Sfinde  in  der  altchristl.  Bnssdisdplin 
in  Zeitschrift  für  kathol.  Theologie.    Innshrnck 
1887.    11,  483.  693.    Vgl.  femer  die  o.  8.  84  n. 
3  dtirten  Schriften  Yon  Klee,   Enders  nnd 


Steltz  nnd  Ferd.  Probst,  Sakramente  nnd 
Sakramentalien  in  den  drei  ersten  christl.  Jahr- 
hunderten.  Tahingen  1872.   S.  244  ff. 

2  Wenngleich  auch  die  Juden  eine  solche  Aus- 
schliessung, den  Bann,  Oamp.  Vitringa,  de 
Synagoge  yeter.  Leucopetrae.  p.  738ff. ;  Koher, 
der  Kirchenbann.  2.  Ausg.  Tübingen  1863.  S.  4, 
kannten,  so  braucht  man  doch  deshalb  nicht  mit 
Vitringa  p.  730,  den  christlichen  Bann  als  eine 
historische  Entlehnung  nnd  bewnsste  Nachah- 
mung des  ersteren  anzusehen,  Löning  1,  263. 
264;  Rothe,  Vorlesangen  über  Kirchenge- 
schichte.  Heidelberg  1876.   1,  260. 

S  Katholischerseits  wird  die  Ausschliessung 
auf  die  Einsetzung  Christi,  Matth.  XVIII.  16—18 
zurückgeführt,  Enders  1,  1;  Kober  S.  8; 
jedenfalls  spricht  diese  Stelle,  ebensowenig  wie 
Johann.  XX.  23  direkt  von  derselben,  Rothe 
S.269. 

Dagegen  wird  de  erwähnt  I.  Corinth.  V;  II. 
Cor.  II.  6—11 ;  III.  Joann.  10  (aber  nicht  II. 
Thessal.  ni.  14. 15). 
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I.  Die  Hierarchie  und  die  Leitung  der  Kirche  durch  dieselbe. 


[§.  24S. 


damit  die  Zugehörigkeit  znr  Einzelgemeinde  gelöst,  also  dem  Aasgeschlossenen  die 
Mitgliedschaft  entzogen  wurde,  kann  nach  dem  Zwecke  der  Massregel  nicht  zweifel- 
haft sein  ^  Angewendet  wurde  sie  nur  bei  schweren  Sünden,  also  bei  solchen,  welche 
eine  Verletzung  Gottes  und  der  Gemeinde  in  sich  schlössen^.  Auch  war  sie  nichteine 
absolute,  welche  jede  Wiederaufnahme  des  Ausgeschlossenen  ffir  immer  unmöglich 
gemacht  hättet,  vielmehr  konnte  derselbe,  falls  er  durch  aufnchtige  Reue  und  Bosse 
die  Gew&hr  ftlr  ein  kflnftiges  christliches  Leben  gegeben  hatte,  von  Neuem  wieder 
als  Mitglied  aufgenommen  werden  ^. 

Die  Aufsicht  über  das  religiös-sittliche  Leben  der  Gemeindegenossen  und  das 
Recht,  diejenigen,  welche  sich  Verfehlungen  zu  schulden  kommen  Hessen,  zu  er- 
mahnen, hatten  die  Vorsteher  der  Gemeinde,  die  Presbyter^.  Dagegen  lag  die  Aus- 
schliessung eines  Mitgliedes  und  die  Wiederaufnahme  eines  solchen,  für  welche  sich 
in  dieser  Zeit  noch  keine  bestimmten  Formen  entwickelt  hatten,  in  der  Hand  der 
ganzen  Gemeindet 

Die  apostolische  Zeit  weist  also  eine  rein  auf  die  Einzelgemeinde  beschränkte 
Ausübung  der  jeder  Gemeinschaft  naturgemäss  zustehenden  Straf-  und  Disciplinar- 
gewalt  über  ihre  Gemeindemitglieder  auf,  womit  über  das  Verhftltniss  des  einzelnen, 
der  Ausschliessung  unterworfenen  Gliedes  zu  Gott  und  über  die  Bindung  und  Ver- 
gebung seiner  Sünden  nichts  entschieden  war« 

In  der  nachapostolischen  Zeit,  mit  der  weiteren  Verbreitung  des  Christen- 
thums  und  der  Herausbildung  des  katholischen  Episkopates,  treten  indessen  eine 
Reihe  Ton  Aenderungen  ein. 

1.  In  Folge  der  Entwicklung  des  Begidffes  der  Kirche,  als  der  durch  den  Epis- 
kopat zur  Einheit  verbundenen  christlichen  Gemeinden  und  der  Auffassung,  dass  die 
Gemeinschaft  mit  Christus  durch  die  Gemeinschaft  mit  der  Kirche  bedingt  sei  ~,  wird 


1  S.  auch  Nie.  München,  das  kanonische 
GenohtäTerfahren  und  Straf^eoht.  Köln  n.  Neuss 
1866.  2,  162.  163. 

2  So  A.  Ritschi,  Entstehung  der  altkatboli- 
Bchen  Kirche.  2.  Anfl.  Bonn  1857.  S.  369. 
I.  Cor.  V.  11  erwähnt  der  Hurer,  Geizigen,  Ab- 
gottischen, Lästerer,  Trunkenbolde  und  Räuber 
im  Zusammenhang  mit  der  Ausschliessung  (y.  12), 
s.  auoh  ibid.  VI.  9.  10;  vgl.  I.  Joann.  V.  15—17 
(hier  unterschieden  die  d\Lapxia  np^c  OofvaTov 
und  o6  icp^c  Msaiw),  femer  Jao.  Y.  6  und  Gal. 
VI.  1,  wo  von  dem  Bekennen  der  kleineren  Sün- 
den vor  einem  Bruder  und  der  Nachsuchung  der 
gottlichen  Vergebung  durch  das  Gebet  desselben 
die  Rede  ist.  Auch  die  später  bei  den  Kirchen- 
vätern vorkommende  Unterscheidung  zwischen 
den  schweren  und  leichten  Sünden  spricht  dafür, 
B.  z.B. Tertullian.  de pudic  c.  19  :  ,^Sunt  quaedam 
d^licta  quotidianae  Incursionis,  quibus  omnes 
sumus  obiecti.  Cui  eulm  non  accidit,  aut  irasci 
inique  et  ultra  solis  occasum,  aut  et  manum  mit- 
tere  aut  temere  lurare  aut  fldem  pacti  destruere  aut 
verecundia  aut  necessitate  mentiri  ?  in  negotiis, 
inofflciis,  invictu,  Inquaestu,  in  visu,  inaudltu, 
qnanta  tentamur,  ut  si  nuUa  sit  venia  istorum, 
nemini  salus  competat.  Herum  ergo  erit  venia 
per  exoratorem  patris  Christum.  Sunt  autem  et 
contraria  istis,  ut  graviora  et  exitioraquae  veniam 
non  capiant,  homlcidlum,  idololatria,  frans,  ne- 


gatio,  blasphemla  utique  et  moechia  et  fomicAtIo, 
et  si  qua  violeutia  templi.  Homm  exorator  non 
erit  Christus.'' 

3  S.  Rothe  1,  260  und  Loning  1,  254. 

«  Vgl.  11.  Cor.  II.  7.  8.  10;  s.  auch  die  vorige 
Anmerkung. 

^  I.Thes8.V.14;  A.RitschlS.369;  Hatscb, 
Gesellschaftsverfassung  der  christl.  Kirchen  im 
Alterthum.  Uebersetznng  von  H  a rn  a  c k.  Giessen 
1883.   S.  66. 

ö  I.  Cor.  V.  2—4.  7 ;  H.  Cor.  11.  6 ;  II.  Thess. 
III.  14  und  über  die  Wiederaufnahme  II.  Cor. 
IL  7.  8.  10;  Rothe  1,  260;  Hatsch  S.  lia 
127,  während  nach  der  hergebrachten  katholischen 
Lehre  das  Recht  zur  Ausübung  der  Dlsciplin  den 
Aposteln  von  Christus  übertragen  (Matth.  XVI, 
19 ;  Joann.  XX,  13)  und  von  diesen  auf  die  Bi- 
schöfe übergegangen  ist,  Kober  S.  8,  s.  aber 
A.  Ritschis.  372. 

7  Cyprian,  ep.  4  c  4  (ed.  Hartel  p.  477): 
„nunc  autem  quia  ciroumcisio  spiritalia  esse  ad 
fldeles  servos  dei  coepit,  spiritali  gladio  snperbi 
et  contumaces  necantur,  dum  de  ecclesia  eicina- 
tur  neque  enim  vivere  foris  possunt,  cum  domos 
dei  una  sit  et  nemini  salus  esse  nisi  in  ecclesia 
possit;''  Rothe  1,261.469;  Loning  1,  2&I. 
VgL  auch  0.  Ritschi,  Cyprian  von  Carthafo. 
Götüngen  1885.  S.  90  ff. 


§.  24».] 
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die  Anssolüiegsiing  aus  der  Gemeinde  nicht  nur  zur  Aussohliessang  aus  der  ganzen 
Kirche,  sondern  auch  zur  Aufhebung  der  Oemeinschaft  mit  Gott^ 

2.  Wenngleich  der  Bischof,  welcher  jetzt  als  massgebender  Leiter  an  die  Spitze 
der  Gemeinde  getreten  ist,  noch  mit  dem  Klerus  und  der  Gemeinde  die  Straf-  und 
Disciplinargewalt  ausübt  2,  so  erscheint  er  doch  nicht  mehr  als  der  Träger  einer  der 
Gemeinde  zukommenden  Machtvollkommenheit,  sondern  in  der  Stellung  eines  von 
Gott  berufenen  Organs,  welches  die  Ausschliessung  aus  der  Gemeinde  und  Kirche  an 
Christi  Statt  vollzieht  3. 

3.  Der  apostolische  Grundsatz,  dass  die  Ausschliessungen  aus  der  Gemeinde  und 
aus  der  Kirche  allein  wegen  schwerer  oder  Todsünden  erfolgen  kann,  blieb  auch 
jetzt  noch  in  Geltung^,  und  da  diejenigen  Verfehlungen,  welche  dahin  gehören,  auch 
in  dieser  Zeit  noch  nicht  genau  festgestellt  waren  ^,  wenngleich  in  Betreff  mancher 
Einigkeit  herrschte,  so  hatte  vorkommenden  Falles  der  Bischof  bei  seiner  hervorragenden 
Stellung  in  der  Gemeinde  die  massgebende  Entscheidung  abzugeben^.  Dass  aber  die 
Verhftngung  der  Ausschliessung  wegen  solcher  Sünden  blos  dann  hätte  erfolgen  können, 
wenn  sie  offenkundig  waren  ^,  lässt  sich  nicht  darthun^,  wenngleich  es  selbstverständ- 


1  S.  die  Tor  Anm. 

2  Das  ergeben  noch  die  Briefe  Cyprians,  ep.  14 
c  4,  p.  512:  ,,qnaDdo  a  piimordio  episcopatns 
mei  statnerim  nihil  sine  consilio  -vestro  (1.  e.  pres- 
byteTornm  et  diaconorum)  et  sine  consensn  plehis 
mea  privatim  sententla  gerere ; '^  ep.  63  c.  1,  p. 
376  (auch  ep.  19  p.  626),  doch  ist  nicht  festza- 
fltellen,  ob  der  Bischof  dabei  an  die  Meinung  de« 
Presbytezinms  oder  gar  auch  an  die  der  Laien  ge- 
bunden war,  0.  Ritschi  S.216,  um  so  weniger, 
als  bei  der  Ausübung  dieser  Funktion  nach  der 
Rückkehr  Gyprians  nachCarthago  von  der  Bethei- 
ligung anderer  Bischöfe,  also  von  Konzilien,  we- 
gen der  damals  brennenden  Fragen  der  kirchlichen 
Disciplin  die  Rede  ist,  ep.  31  c  6,  p.  662 ;  ep. 
49  c.  2,  p.  610;  ep.  64  c.  1,  p.  717.  Vgl.  noch 
A.  RitBchU,  313.376. 

3  Gyprian,  ep.  59  c.  6,  p.  672:  „neque  enim 
aliunde  haereses  obortae  sunt  aut  nata  sunt 
gchismata  quam  quando  sacerdoti  dei  nou  obtenw 
paaratnr  nee  nnus  in  ecclesiaadtempussacerdos  et 
ad  tempus iudex  vice  Christi  cogitatur";  Rothe 
1,  460. 

^  Origenes,  comment.  in  Matth.  series  c.  89, 
Migne,  patrol.  gr.  lat.  ed.  10.  1120:  „Propter 
hoc  enim  et  in  ecclesiis  consuetudo  tenuit,  ut 
qni  manifest!  sunt  in  magnis  delictis,  eilciantur 
ab  oratione communi ',"  c  21. 22 (Origenes) G.  XI. 
qa.  3. 

5  Origenes,  homlL  in  Levit  16.  c.  2,  1.  c  9, 
487,  welcher  schon  den  Ausdruck :  crimen  mor- 
tale gebraucht.  Vgl.  im  Uebrigen  die  Zusammen- 
etellnngen  bei  M  o  r  i  n  u  s  1.  V .  c.  1  ff.  p.  249  ff. ; 
Binterim  Y.  2,  248  ff.;  Frank  S.  444  ff.,  s. 
aueb  S.  692  n.  2. 

o  So  vor  Allem  hinsichtlich  der  s.  g.  kanoni- 
asben  Vergehen,  des  Abfalls  vom  Glauben,  der 
Unzneht  und  der  Todtung  (des  Mordes),  s.  die 
TOT.  Anm.,  welche  gerade  in  dieser  Zeit  eine  be- 
sondere Stellung  unter  den  schweren  Sünden 
einnahmen,  s.  S.  694. 

7  B.  Richter-Dove-Kahl,  K.  R.  8.  Aufl. 


S.  76a  769;  namentlich  Loning  1,266  u.  267 
u.  1. 

8  Loning  a.  a.0.  beruft  sich  auf  die  Anm  4 
citirte  Stelle  und  auf  Origenes  hom.  21  in  Üb. 
Jesu  nave  c.  1  (o.  22  0.  XI.  qu.  3) :  „UM  enim 
peccatum  non  est  evldens,  ejicere  de  ecclesla  ne- 
minem possumus,  ne  forte  eradioantes  zizania 
eradicemus  simuloum  ipsis  etiam  triticum.^  Aber 
Origenes  spricht  nicht  von  offenkundigen  Sün- 
den, sondern  von  Personen,  von  denen  es  offen- 
bar Ist,  dass  sie  sich  in  Sündenbeflnden  und  von 
der  klar  am  Tage  liegenden  Sünde,  verlangt  also 
nur,  dass  das  Begehen  der  Sünde  ausser  allem 
Zweifel  steht,  sagt  dagegen  nicht,  dass  dazu  ein- 
zig und  allein  die  Offenkundigkeit  ausreicht  oder 
gar,  dass  die  Offenkundigkeit  der  Sünde  ein  die 
Strafe  der  Ausschliessung  bedingendes  Erforder- 
nisB  sei.  Es  ist  in  der  That  auch  nicht  abzusehen, 
aus  welchen  inneren  Gründen  „mindestens  seit 
dem  3.  Jahrhundert",  so  Löning,  der  Bischof 
in  dieser  Weise  hatte  beschrankt  werden  sollen, 
umsoweniger,  als  Loning  andererseits  S.  267 
bemerkt,  dass  der  Schuldige  die  geheime  Sünde 
dnrch  eine  Selbstanklage  habe  zu  einer  öffent- 
lichen machen  und  dadurch  das  Strafverfahren 
hervorrufen  können.  Wenn  die  Christengemeinden 
in  der  fMLheren  Zeit  darauf  sehen  mussten,  un- 
würdige Glieder  auszuschliessen ,  so  lag  dieses 
Bedürfniss  doch  auch  dann  vor,  wenn  schwere 
Verstösse  gegen  die  christliche  Lebensordnung 
durch  Zeugenaussagen  oder  auf  andere  Weise  er- 
wiesen waren,  und  da  L ö n in g  selbst  hervorhebt, 
dass  mit  der  Vermehrung  der  Gemeindeglieder 
die  Vergehen,  welche  ein  Einschreiten  des  Bi- 
schofs verlangten,  zahlreicher  geworden  seien,  so 
erscheint  es  unerfindlich,  warum  die  Strafgewalt 
desselben  gerade  in  dieser  Zeit  in  der  angegebe- 
nen Richtung  bitte  beschränkt  werden  sollen. 
Dazu  kommt  noch ,  dass  die  im  folgenden 
Jahrhundert  ausgebildete  Busspraxis  und  die 
Gesetzgebung  von  dieser  Voraussetzung  nichts 
weiss  (s.  S.  248),  vgl.  aucli  Augustini  hom.  60 
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lieh  war,  daas  die  Strafe  nur  angewendet  werden  konnte,  fails  die  Begehung  der 
Sflnde  erwiesen  war^. 

4 .  Während  in  der  apostolischen  Zeit  wohl  keinem  Sttnder  die  Y^ederanfnahine 
nach  der  Besserung  yerweigert  wnrde^,  machte  sieh  im  Laufe  des  zweiten  Jahr- 
hunderts eine  strengere  Ansicht  nicht  nur  dahin  geltend,  dass  den  zum  zweiten  Male 
wegen  Rückfalles  in  eine  schwere  Sflnde  ausgeschlossenen  Kirchengliedem  eine  noch- 
malige Aufnahme  zu  versagen  sei  ^,  sondern  auch  —  und  dies  jedenfalls  in  Nord- 
afrika unter  dem  Einfluss  montanistischer  Anschauungen  —  dahin,  dass  bei  gewissen 
schweren  Sfinden,  bei  Idololatrie,  Unzucht  und  Mord*,  die  Wiederzulassung  zu  der 
Kirchengemeinschaft  fttr  immer  ^ 


de  poenit  (senno  351  c  10,  Migne  patrol.  39, 
1646),  aucli  in  c  18  C.  U.  qu.  1 :  „No8  a  commii- 
nione  prohibere  quenquam  non  possamus,  quam- 
tIs  haec  prohiT>itio  nondnm  sit  mortalis,  sed 
medicinallB,  nisi  ant  sponte  confeBBnm  aut  in 
aliquo  sive  secnlari  sive  eccleBiaBtico  iadicio  nomi* 
Batam  atqae  conyicttim,^  ferner  Gregor  ▼.  Nyssa 
ep.  canonica  ad  Letojam  Meliün.  eplac.  c.  4. 
Migne,  patiol.  gr.  46,  229,  wovon  dem  frei- 
willigen Bekenntniss  der  Unzncbtssilnden  und  der 
Ueberfühning  wegen  solcher  die  Rede  iatnnd  für 
beide  Fälle  die  BnsBzeiten  gleich  bestimmt  sind 
aber  im  Falle  des  freiwilligen  Geständnisses  Ab- 
kürzung der  BusBzeiten  gestattet  wird.  S.  weiter 
M  eurer,  der  BegrüBT  des  kirchlichen  Straf  ver- 
gebens nach  den  Rechtsquellen  des  Augsburger 
BekenntnlBBea.  Leipzig  1883.  S.  67.  Ueberwie- 
gend  wird  gewöhnlich  blos  die  mit  der  hier  be- 
sprochenen nicht  völlig  identische  Frage  behan- 
delt, ob  für  geheime  Yergehen  habe  öfltentUche 
Busse  geleistet  werden  müssen  oder  nicht,  s. 
z.B.  MorinusLY.  c.l6p.  296 ff.;  Binterim 
y,  2,  276 IL;  Frank  S.  467,  unter  denen  keine 
Uebereinstimmung  hinsichtlich  der  Auffassung 
des  Begriifes  der  öffentlichen  Sünde  herrscht. 

^  S.  namentlich  die  in  der  vor.  Anm.  citirte 
Stelle  Augustins. 

2  Das  zeigt  das  Verhalten  des  Paulus  gegen- 
über der  Gemeinde  in  Corinth,  S.  692  n.  4 ;  vgl. 
Clem.  Roman,  ep.  1  ad  Corinth.  c  7.  8,  patr. 
apost.  ed.  Drossel  1857.  S.  64.  S.  auch  Frank 
S.  834  ff.;  Fechtrup,  Tübing.  theol.  Quartol- 
schrift  1872.  Jahrgg.  64.  S.  431fl:;  Probst, 
Sakramente  und  Sakramentalien  S.  299.  306. 

3  Tertullian.  üb.  de  poenit.  c.  7,  Migne, 
patrol.  1,  1241 :  „Gollocavit  in  vestibulo  poeni- 
tentiam  secundam  (im  Gegensatz  zu  der  ersten, 
der  vor  der  Taufe),  quae  pulsantibus  patefaciat: 
sed  iam  semel,  qula  iam  secundo ;  sed  iam  am- 
plius  numquam,  quia  proxime  frustra;'^  Ori- 
genes  hom.  in  Levlt.  16  c.  2:  „In  gravioribus 
crlminibus  semel  tantum  poenitentiae  conceditur 
locus :  ista  vero  communia  quae  frequenter  in- 
currimus,  semper  poenitentiam  recipiunt  et  sine 
intermissione  redimuntur;''  femer  die  const. 
apost  II.  43  in  Bezug  auf  denjenigen,  welcher 
nach  der  falschen  Anschuldigung  eines  Bruders 
und  nach  deswegen  geleisteter  Busse  wieder  das- 
selbe Vergehen  verübt  (^„diimQ  dircTfjiif)^  ttjc  tou 
xuplou  ouvafOY^c^^);  weitere  Nach  Weisungen  bei 
Bingham,  bk.  18.  eh.  4.  s.  1;  8, 147;  Binte- 
rim S.  266  ff.;  Frank  S.  863  ff.;  vgl.  ferner 
Probst  S.  3ia  Allerdings  ist  in  den  betreffen- 


den Stellen  und  bei  den  Schriftstellem  von  dex 
NiohtzuIaBfung  zur  Bumo  die  Bede;  da  aber  die 
Leistung  der  letzteren  die  VorauBsetzung  der 
Wiederaufnahme  In  die  Kirche  war  (s.  S.  695), 
so  war  damit  auch  die  Wlederzulaarong  ausge- 
schlossen. 

^  Cyprian,  ep.  66,  p.  638:  „apud  antecessores 
nostros  quidam  de  eplscopis  iatilc  in  piovinda 
nostra  dandam  pacem  moechis  non  putaverunt  et 
in  totum  paenitentiae  locum  contra  adulteria 

cluserunt Miror  autem  quoadam  sie  ob- 

stinatos  esse,  ut  dandam  non  putent  lapsis  (d.  b. 
denen,  welche  in  der  Verfolgung  ihr  Cbristen- 
thum  verläugnet  hatten)  paenitentiam  aut  paenl- 
tentlbus  existiment  veniam  denegandam.^  Tertul- 
lian (allerdings  in  der  montanistischen  Schrift) 
de  pudicitia  c.  12,  Migne,  patrolog.  2,  1002: 
„Hiuc  est  quod  neque  idololatriae  neque  Banguini 
pax  ab  ecdesiis  redditur"  und  rorber  ibid.  mit 
Bezug  auf  Act  apostol.  XV.  28.  29  ge&agt :  »sof- 
flcit  et  hie  servatum  esse  moechiae  etfornicationi  lo- 
cum honoris  sul  inter  idololatriam  ethomiddium.'^ 

5  Des  Näheren,  namentlich  hinsichtlich  der 
Ausdehnung  dieser  Praxis  und  der  elnzelnea  in 
Frage  kommenden  Sünden,  ist  alles  bestritten. 
Harnack,  lapsi  bei  Herzog,   Real-Encyklo- 
pädie,  2.  Aufl.  8, 420  nimmt  an,  dass  im  2.  Jahr- 
hundert der  zur  Idololatrie  abgefallene  Quist 
überhaupt  nicht  zur  Eirchengemeinschaft  zuge- 
lassen worden  sei,  indem  er  die  für  die  gegen- 
theilige  romische  Praxis  angeführten  Stellen  des 
Hirten  des  Hermas,  mandat.  IV.  1.  3,  ed.  D  res - 
sei  S.  689.  690,  s.  z.  B.  Fechtrup  a.  a.  O. 
S.  442;  nicht  auf  die  Kirchenzucht,  und  auch 
Euseb.  bist  ecclea.  IV.  31,  wonach  der  Bisehof 
DionysiuB  von  Korinth,  u.  170:  „%al  xouc  ^  olac 
Vous  d/KomAoBioi,  elxe  nXi^fificXeiac,  ctie  {t^v 
alpsTixfJc  nkd-YTi^  Iniotp^^ovrac  (eSioüodat  Tipo^ 
Tatrei'',  blos  auf  die  Sünden  der  groben  UnEitt- 
lichkeit  und  des  häretisohen  Irrthums  bezieht, 
wogegen  manche,  so  Hagemann,  die  lomisdie 
Kirche  und  ihr  Einfluss  auf  Dlsciplin  und  Dogma 
in  den  ersten  3  Jahrhunderten.   Freiburg  186i 
S.  53;  Fechtrup  S.  446,  erst  eine  Aendening 
der  römischen  Praxis  nach  der  Zeit  des  Hirtea 
des  Hermas  annehmen,  endlich  andere  behaupten, 
dass  die  christlichen  Kirchen  in  der  überwiegen- 
den Mehrzahl,  Insbesondere  auch  die  lomisehd 
der  strengen  Praxis  gehuldigt  haben,  Morinas 
1.  IX.  c20,  p.672;  Binterim  S. 268;  Frank 
S.  846  ff. 

Eine  weitere  Streitfrage  knüpft  sich  an  Tei- 
tullian  1.  c. c.  1,  Mi gn e2, 979:  „Audio  enim  edic- 
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ausgeschlossen  bleiben  müsse  K 

5.  Soweit  eine  Wiederanfiiahme  des  ausgeschlossenen  Sflnders  statthaft  war, 
konnte  sie  nur  dadurch  erlangt  werden,  dass  ein  solcher  die  Leistung  der  öffent- 
liehen  Eirchenbusse  ttbemahm,  d.  h.  durch  die  öffentliche  Anerkennung  und  Abbitte 
des  begangenen  Unrechts,  sowie  durch  öffentliche  Demflthignngen  und  Easteiungen 
(Liegen  auf  der  Erde,  Fasten,  Almosengeben)  die  Aufrichtigkeit  seiner  Reue  und 
seiner  Besserung  darthat  >. 

Die  öffentliche  Busse  war  somit  das  Mittel,  sich  von  dem  Eirchenbanne  ssu  lösen, 
also  ihre  Leistung  die  rechtliche  Voraussetzung  der  Wiederanfhebung  desselben,  d.  h. 
der  Wiederaufnahme  in  die  Gemeinschaft  der  Kirche.  Aber  von  einer  rechtlichen 
Verpflichtung,  die  Busse  zu  flbemehmen^  oder  gar  von  einer  Erzwingung  dieser  Pflicht 


tarn  esse  propogltnm  et  qnldem  peremptoriam ; 
pontifex  seil,  maximiis,  quod  est  episoopas  epis- 
copomm,  edicit :  Ego  et  moecbiae  etfornicatlouis 
delicta  poenltentia  fiinctis  dlmitto/'  und  an  Hlp- 
polyti  pbilosophum.  IX.  12,  Migne,  patrol.  gr. 
XYI,  3,  p.  3386 :  „7rpd)T0c  (der  lomische  Bischof 
KalUstus  217—222)  xd  irpi«  xd«  Uosä^  toi^ 
dv&p<6icou  oup^oDpeiv  iicevÖTjoe,  Xl^ov  icaoiv 
&Ra&Toü  dcp(eoftai  dp,apT(a(,"  and  ferner:  „Taura 
jjiiv  oSv  6  daufjLaoKdraToc  KdXXioxoc  ouvcoiVjoaTO, 
o'j  Eta(i£vei  t6  (iSaoxoXelov  ^öXaaoov  toI  Ivt]  %al 
t9|v  icapdSootv,  pk*^  (taxpivov,  t(oi  (e?  xoivoivciv, 
Tzäat  hdxpixm^  irpoo^^pov  x^v  xdinov^ocv.^  Zn- 
nächst  wird  die  Stelle  Tertnllians  einmal  auf 
den  romischen  Bischof  Zephirynns  (199 — ^217), 
Franks.  842;  Fechtrup  S.  429;  Langen, 
Gesch.  d.  romisch.  Kirche  his  zum  Poutiflkate 
Leo*sL  Bonn  1881.  S.  220  if.,  gedeutet,  anderer- 
seits auf  KalUstus  (sodass  sowohl  Tertullian  als 
auch  Hlppolyt  dasselbe  Faktam  berichten  und 
Ton  Ihrem  Standpunkt  aus  angreifen).  Harnack 
8.  420;  0.  Ritschi,  Oyprlan  S.  14.  Femer 
herrscht  keine  Einigkeit  darüber,  ob  es  sich  da- 
l>ei  um  allgemeine  Anordnungen  der  gedachten 
beiden  oder  des  zuletzt  erwähnten  Bischofs, 
Fechtrup  S.  439.449;  Frank  S.  856,  oder 
bloB  um  ironische  Berichte  über  die  Praxis  der 
römischen  Bisehöfe  handelt,  Langen  S.  220. 
!248;  weiter,  ob  im  ersteren  Falle  die  römische 
strenge  Praxis  successly  durch  die  angeblichen 
Kdikte  geändert  ist,  so  Fechtrup  a.  a.  0.  oder 
ob  dieselben  sich  gar  nicht  auf  die  fortdauernd 
milde  gebliebene  römische  Praxis  beziehen,  son- 
dern sich  lediglich  gegen  die  strenge  afrikanische 
Uebung  wenden,  wie  Frank  S.  856  annimmt. 
So  wenig  hier  diese  Fülle  von  Streitfragen,  wei- 
tere siehe  noch  bei  Fechtrup,  erörtert  werden 
kann,  so  wenig  erscheint  die  letztere  Ansicht, 
welche  irrigerweise  von  einem  allgemeinen  kirch- 
lichen Oesetzgebungsrecht  der  römischen  Bischöfe 
im  2.  und  Anfang  des  3.  Jahrh.  (Bd.  UL  S.  682. 
683.)  ausgeht,  begründet  M.  £.  hat  man  jeden- 
falls im  2.  Jahrhundert  noch  in  Rom  an  dem 
immerwährenden  Ausschluss  der  lapsi  festgehal- 
ten, und  während  durch  KalUstus  zunächst  Mil- 
derungen hinsichtlich  der  Fleischessünden  und 
des  Kordes  erfolgt  sind,  ist  eine  solche  betreffs 
der  lapsi  in  der  römischen  und  afrikanischen 
Kirche  erst  zu  den  Zeiten  Cyprians,  also  in  der 
Mitte  des  3.  Jahrhunderts  durchgesetzt  worden, 
O.  Ritschis.  14  ff.;  Harnack  S.  421  ff. 
1  Pass  Ctott  dem  für  immer  aus  der  Kirche 


ausgesohlossenen  Sünder  rergeben  könne,  daran 
wurde  allerdings  nicht  gezweifelt,  August  ep. 
163  0.  3  ad  Macedon.,  Migne  33,  655 :  „Quam- 
▼is  eis  in  ecclesia  locus  humillimae  paenitentiae 
non  concedatur,  deus  tamen  super  eos  potientiae 
suae  non  obliviscitur.**  Harnack  S.  470 ; 
Probst,  Sakramente  S.  250;  0.  Ritschi, 
Oyprian  S.  187.  Wenn  Frank  S.  876  ff.  be- 
hauptet, dass  solche  Sünder  zu  einer  Privat- 
beiohte  und  zur  Privatbusse,  sowie  zur  sakra- 
mentalen Lossprechung  im  Sinne  der  späteren 
und  Jetzigen  Lehre  der  kathollsehen  Kirche  (s. 
0.  S.  122  und  auch  S.  86  n.  3)  zugelassen  wor- 
den seien,  obschon  ihnen  die  ToUständige  Auf- 
nahme in  die  Kirche  und  der  Zutritt  zum  Abend- 
mahle versagt  worden  wäre,  so  ist  diese  Auffassung 
selbst  von  Katholiken,  s.  Fechtrup  a.  a.  0. 
S.  469,  als  der  quellenmassigen  Begründung  bar, 
widerlegt  worden.  Sie  hängt  allerdings  mit  der 
katholischerseits  Tertheidigten  Ansicht  zusam- 
men, dass  schon  in  der  hier  fraglichen  Zeit  das 
Institut  der  Privatbelohte  und  das  römische 
Dogma  Yom  Busssakrament  in  Geltung  gewesen 
seien.    Tgl.  darüber  noch  ^  246. 

3  Tertullian ,  de  poenit  c.  9 :  „Hulus  igitur 
poenltentiae  secundae  et  unius,  quanto  in  arcto 
negotium  est,  tanto  operosior  probatio  est,  ut  non 
sola  consdentia  proferatur,  sed  etiam  aotu  admi- 
nlstretur.  Is  actus,  qui  magis  graeco  vocabulo 
exprlmituretfrequentatnr,  exomologesis  est,  qua 
dellctum  domino  nostro  confltemur,  non  quidem 
ut  ignaro,  sed  quatenus  satisfactio  oonfessione 
disponitur,  confessione  poenltentia  nascitur,  poe- 
nltentia deus mitigatur.  Itaque  exomologesis 
prostemendi  et  humiliflcandi  hominis  disciplina 
est,  conversatlonem  iniungens  misericordiae  illi- 
oem;  de  ipso  quoque  habitu  et  ylctu  mandat, 
sacco  et  cineri  incubare,  corpus  sordibus  obsen- 
rare,  anlmum  moeroribus  dejicere,  illa  quae 
peecavit  trist!  tractatione  mutare :  caeterum  pa- 
stum  et  potum  pura  nosse,  non  ventris  sdl.,  sed 
animae  causa :  plerumque  vero  ieiuniis  preces 
alere,  ingemiscere,  lacrymari  et  mugire  dies  noc- 
tesque  ad  dominum  deum  tuum,  presbyteris  ad- 
yoM  et  caris  dei  adgenlculari,  omnibus  fratdbus 
legationes  deprecationls  suae  iniungere.''  Vgl. 
weiter  Probst,  Sakramente  S.  301.  307.  358; 
0.  Ritschi,  Gyprian  S.  189. 

S  So  nehmen  Biener,  Beiträge  zu  d.  Gesch. 
des  Inquisitions-Processes.  Leipzig  1827.  S.16; 
Y.  Holtzendorff,  Hdbch.  d.  deutschen  Straf- 
rechts. Berlin  1871.  1, 43,  an,  dass  die  Leistung 
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konnte  begrifflich  keine  Rede  sein  ^,  denn  mit  busafertlger  Oesinnnng  nnd  wahrer 
Beue  ist  jeder  Zwang  nnyereinbar,  nnd  so  hat  auch  die  Kirche  die  Bnaae  lediglieh 
als  eine  Wohlihat,  welche  dem  Sflnder  erwiesen  wird,  aofgefassty  da  sie  demselben  die 
öffentliche  Bosse  zum  zweiten  Male,  ja  in  einzelnen  Fällen  flberhaapt  ganz  versagt 
hat  2.  Hieraus  ergiebt  sieh  zugleich,  dass  die  Basse,  wie  dies  freilich  ebenfaUa  be- 
hauptet worden  ist,  nicht  den  Charakter  des  hervorragendsten  kirchlichen  Btraf- 
mittels^  oder  der  Censur  in  der  heutigen,  herkömmlichen  Bedentang  dieses  Wortes^ 
gehabt  hat^ 

7.  Darüber,  ob  die  geleistete  Basse  ausreichend  war*  and  auf  Orond  derBelben' 
die  Wiederaa&ahme  in  die  kirchliche  Gemeinschaft  erfolgen  konnte,  hatte  der  Bi- 
schof mit  dem  Presbyterium  ^  und  anftnglich  auch  mit  der  Gemeinde  ^  zu  befinden. 


der  Basae  durch  Bann  nnd  Centnren  habe  er- 
zwungen werden  können. 

<  Menrer ,  die  reehtliehe  Natnr  der  Pönlten- 
zen  Im  Arcl).  f.  k.  K.  R.  49,  184. 

«  S.  0.  S.  694. 

B  Katz,  ein  Gmndrias  d.  kanon.  Straf  rechts. 
Berlin  u.  Leipzig  1861.  S.  42,  welcher  freilich 
S.  43  mitihr  anssehlieaslich  den  Beaserangazweck 
verbunden  sein  läsat,  nnd  sie  S.  44  gar  nicht  als 
Strafe  angesehen  wissen  will. 

«  Permaneder,K.R.  $.337.  NachSchmitz 
S.  19  haben  die  vom  Sünder  zu  leistenden  Buss- 
werke  theils  einen  vindlkatiren ,  thells  einen 
medizineilen  Charakter. 

'  Vgl.  Menrer  S.  181. 183,  welcher  siennter 
Nichter wihnnng  ihres  oben  im  Text  zuerst  her- 
vorgehobenen rechtlichen  Charakters  als  eine 
Gott  geleistete  satisf  actio  für  die  demselben  durch 
die  Sünde  zugefügte  Verletzung,  und  zugleich 
als  eine  der  beleidigten  Kirche  zu  verschaffende 
Genugthunng  charakterlsirt,  s.  auch  S.  188.  Das 
ist  richtig,  das  entere  freilich  erst  für  die  hier 
in  Rede  stehende  Zeit,  nicht  für  die  älteste,  s.  o. 
S.  692  and  Rothe  1,466. 

^  Da  die  öffentliche  Busse  die  Voraussetzung 
für  die  Wiederaufnahme  in  die  kirchliche  Ge- 
meinschaft bildete,  so  war  es  natürlich,  dass  sich 
bei  der  im  Verlaufe  der  Zeit  immer  weltergehen- 
den Ausgestaltung  der  kirchlichen  Einrich- 
tungen genauere  (irnndsätze  und  Normen  in  be- 
treff derselben  und  in  betreff  der  Behandlung  der 
öffentlichen  Büsser  entwickelten  (so  spricht  z.  B. 
Cyprian  ep.  55,  p.  627  von  einem  Ubellus,  in 
welchem  die  von  der  afrikanischen  Synode  Ton 
251  gefassten  Beschlüsse  über  die  Behandlung 
und  Wiederaufnahme  der  lapsi  zusammengestellt 
sind).  Bei  den  für  die  hier  fragliche  Zeit  spär- 
lichen Quellen  lässt  sich  aber  kein  anschauliches 
Bild  entwerfen,  und  um  Wiederholungen  zu  ver- 
meiden, verweise  ich  auf  die  Darstellung  der 
Zeit  vom  4.  Jahrhundert  ab,  für  welches  die 
Quellen  reichlicher  fliessen,  wenngleich  bei  der 
in  dem  letzteren  hervortretenden  genaueren  De- 
taillirung  angenommen  werden  muss,  dass  sich 
die  Grundlagen  dafür  schon  im  3.  Jahrhundert 
festgestellt  haben. 

"^  Oder  auch,  ob  aus  besonderen  Gründen  ganz 
davon  abzusehen  sei.  Hierher  gehört  der  Fall, 
Cyprian,  ep.  4,  p.472,  in  welchem  nach  dem  Be- 
richt des  Bischofs  Pomponius  gottgeweihte  Jung- 


frauen mit  Bfinnern ,  auch  einem  Diakon,  sn- 
sammen  im  Bett  liegend  ertappt  waren.  Der  Bi- 
schof hatte  alle,  da  es  sich  hier  um  eineKeueeh- 
heitssünde  handelte,  ausgeschlossen,  und  Oyprian 
ertheilt  ihm  auf  seine  Anfrage  folgenden  Rath, 
p.  475 :  „Et  idciroo  consulte  et  cum  vigore  feeistl 
....  abstlnendodlaconumquicumvirglnesaepe 
mansit^  sed  et  ceteros  qul  cum  vlrginlbos  dormiie 
consueverant  Quod  sl  paenitentiam  huius  in- 
lidtl  conoubitus  sui  egerint  et  ab  se  invloem  re- 
oesserint ,  Inspioiantur  Interim  vlcglnes  ab  ob- 
stetridbus  dlligenter,  et  sl  vlrgines  luven- 
tae  fuerint,  aocepta  communieatlone 
ad  eecleslam  admlttantur,  hae  tarnen 
Intermlnatione,  ut  sl  ad  eosdem  masenloa  post- 
modum  reversae  ftierint  aut  sl  cum  lisdem  in  una 
domo  et  sub  eodem  tecto  simul  habltaverlnt, 
graviore  censura  eieiantur  nee  In  ecdeslam 
postmodum  tales  facile  reoipiantur.  Sl  autem  de 
eis  allqua  corrupta  fuerit  deprehensa,  agat  poenl- 
tentiam  plenam,  quia  quae  hoc  crimen  admlalt 
non  mariti,  sed  Christi  adultera  est,  et  ideo  aesti- 
mato  iusto  tempore  postea  exomologesi  faeta  ad 
eecleslam  redeat.^ 

s  S.  0.  S.  693  n.  3 ;  Cyprian.  ep.  16  c  2,  p. 
518 :  „nam  cum  in  minoribus  peceatis  (Im  Gegen- 
satz zum  Abfall  yom  christlichen  Glauben)  agant 
peccatores  paenitentiam  iusto  tempore  et  secun- 
dumdiscipliuae  ordinem  adexomologesinveniant 
et  per  manus  Inpositionem  episcopl  et  cleri  ins 
commnnionis  acciplant;''  ep.  17  c2,  p.  522: 
„Audio  quosdam  de  presbyterls  .  .  .  nee  episcopo 
honorem  sacerdotil  sui  et  oathedrae  reeervantes 
iam  cum  lapsis  communicaie  coepisse  et  offene 
pro  lUis  et  eucharistiam  dare,  quando  oporteat  ad 
haec  per  ordinem  pervenlri :  nam  cum  In  mino- 
ribus delictis  quae  non  in  deum  commlttuntor 
paenitentia  agatur,  Iusto  tempore  et  exomologe- 
sls  flat  inspecta  Tita  eius  qui  agit  paenitentiam 
neo  ad  communicationem  venire  quis  posalt,  nisi 
prius  illl  ab  episcopo  et  olero  manua  fuerit  in- 
posita,  quo  magis  in  his  gravisslmis  et  extremis 
delictis  caute  omnla  et  moderate  secundum  dis- 
cipllnam  domini  observari  oporteat." 

9  Cyprian.  ep.  64  c.  1,  p.  717:  ^signUleasti 
de  Victore  quondam  presbytero,  quod  ei  ante- 
quam  poenitentiam  plenam  egisset ....  temere 

Therapius  collega  noster paoem  dederit 

Quae  res  nos  satis  movit,  receasum  eeae  a  decreti 
nostri  auctoritate,  ut  ante  legltimum  et  plennm 


§.  243.] 
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Sie  erfolgte  nach  stattgehabtem  öffentlichem  Bekenntnias  der  Sünde  und  Abbitte  vor 
der  Qemeinde^  durch  Handauflegnng  seitens  des  Bischofs  2.  In  Konsequenz  der 
0.  S.  693  gedachten  Auffassung  der  Exkommunikation  als  Abscheidung  Ton  derEirche 
und  von  der  Gemeinschaft  mit  Gott,  wurde  die  Wiederaufnahme  jetzt  als  ein  Akt 
aufgefasst,  in  welchem  durch  den  an  Stelle  von  Christus  handelnden  Bischof  ^ 
Namens  der  Kirche  die  Sündenvergebung  nicht  mehr  blos  von  selten  der  Gemeinde, 
sondern  vor  Allem  selten  Gottes  selbst  ertheilt  wurde  ^,  und  weiter  erschien  auch  die 
durch  die  Busse  und  die  Bussübungen  herbeigeführte  Genugthuung  als  eine  solche, 
welche  zugleich  Gott  geleistet  war^,  wenngleich  sich  noch  im  3.  Jahrhundert  An- 
klänge an  die  alte  Auffassung^,  so  z.  B.  in  der  Bezeichnung  der  Wiederaufnahme  als 
Wiedergeben  äer  pax'^,  vorfinden^. 


tempvs  Mtisfactionis  et  sine  petita  et  conscleiitia 
plebis  nulU  inflrmitate  urgeDte  «o  necessitate 
cogente  pax  ei  couoederetnr.^  Ein  Rest  der  alten 
Anschauung,  dass  eigentlich  die  Oemeinde  (also 
auch  jeder  kirchliche  Beamte  namens  derselben) 
die  Wiederaufnahme  gewähren  konnte,  liegt  noch 
darin,  dass  nach  Oyprian,  ep.  18  c.  1  die  lapsl 
„si  Ineommodo  aliquo    et  inflrmitatls  periculo 
occupati  fuerint,  non  exspectata  praesenüa  nostra 
(d.h.  des  Bischofs)  ap  ad  preshyterum  quem- 
eumque  praesentem  yel  si  presbyter  repertas 
non  fuerit  et  urgere  exltus  coeperit,  apad  dia- 
eonum  quoqae  exomologesin  facere  delicti  sui 
posslnt,  ut  manu  eis  in  paenitentiam  Inposita 
venlant  ad  dominum  cum  pace  quam  dar!  mar- 
tyres litterls  ad  nos  f actis  desideraverlnt "  (R 0 the 
1,  462).  Wenn  gerade  hier  die  Rede  von  solchen 
lapsl  ist,  „qui  libellos  a  martyribus  aoceperunt", 
so  hing  die  vereinzelt  vorkommende  Unsitte,  dass 
die  Märtyrer  und  Gonfessoren  den  Abgefallenen 
die  pax  eccleslastica,  d.  h.  die  Wiederaufnahme 
in  die  kirchliche  Gemeinschaft  gewährten ,  R  0 1 h  e 
s.a.O.,  0.  Ritschi,  Cyprlan  8.17.  18,  mit  der 
alten  Stellung  der  Gemeinde  zusammen,  denn  sie 
hatte  ihre  Wurzel  in  der  Auffassung,  dass  die  Ab- 
bitte, welche  eigentlich  der  letzteren  zu  leisten  war, 
am  besten  bei  denjenigen  Gliedern  anzubringen 
sei,  welche  wegen  Ihres  eigenen  standhaften  Be- 
kenntnisses das  höchste  Ansehen  In  der  Gemeinde 
genossen,  und  dass  ihre  Fürsprachen  (oder  die  zu 
diesem  Behufe  von  ihnen  ausgestellten  libelll 
intercessionls  pro  pace  eccleslastica  danda)  bei 
dem  Bischof  und  den  übrigen  Gemeindeglledem 
von  der  grössten  Wirksamkeit  sein  müssten,  vgl. 
hierzu  Morinns  1.  IX.  c  24.  26  fr.,   p.  680; 
B  1  n  terlm  6.  317ff.;   Frank  S.  934  ff.; 
H  a t  B  c  h ,  Gesellschaftsverfassung  der  christlichen 
Kirchen  S.  97  if.;    und  Insbesondere  über  das 
Verhalten  Gyprians  gegenüber  den  Empfehlungen 
und  den  libelll  der  Märtyrer  sowie  gegenüber  den 
mit  diesen  Schreiben  getriebenen  Missbräuchen, 
^irelcbe  die  Gefahr  herbeiführten,  dass  die  noth- 
-wendlgen    Bussleistungen    unterlassen  wurden 
und  das  Ansehen  der  kirchlichen  Amtsträger  eine 
empfindliche  Schmälerung  erlitt,  O.  Ritschi, 
C^ypxlan  S.  18  ff. 

i  Für  dieses  Bekenntnlss  wird  der  häuüg  vor- 
kommende. Ausdruck:  exomologesls  selten  ge- 
braucht, vielmehr  bedeutet  er  öfter  die  gesammte 
Baase,  so  im  Anfang  der  0.  S.  696  n.  1  citlrten 


Stelle  Tertnllians,  oder  auch  die  eigentlichen, 
die  Reue  zeigenden  Basshandlungen,  die  äusse- 
ren Demüthigangen,  denen  sich  der  Sünder,  um 
die  satlsf actio  (S.  696  n.  6)  zu  leisten,  unter- 
zieht, und  bei  denen  er  gleichfalls  seine  Sünden 
bekennt,  so  ausser  der  clt.  Stelle  Tertulllans  in 
ihrem  weiteren  Verlauf ,  gewöhnlich  bei  Cyprlan, 
0.  S.  696  u.  8  und  ep.  15  c.  1,  p.  514:  r;&nte 
actam  paenitentiam,  ante  exomologeslm  gravis- 
siml  atque  extreml  delicti  f actam,  ant«  manum 
ab  episcopo  et  dero  in  paenitentiam  inposltam.'' 
Vgl.  über  die  Bedeutung  von  exomologesls  M  0  - 
riuus  1.  II.  c2;  Blnterlm  S.  207;  Steltz 
S.  34.  35;  Frank  S.  32;  Probst  S.  279. 

2  S.  die  in  der  vor.  Anm.  cit.  Stellen  Gyprians, 
in  welchen  das  manus  Inponere  in  paenitentiam, 
nicht  wie  Frank  S.  552  wenigstens  für  ep.  15 
cit.  meint,  die  Zulassung  zur  Busse  und  Auf- 
nahme unter  die  Büsser,  sondern  die  Handauf- 
legung zum  Zeichen,  dass  die  Busse  ordnungs- 
mässlg  geleistet  und  vollendet  sei,  bedeutet,  wie 
dies  namentlich  ep.  18,  0.  S.  696  n.  9,  zeigt. 

8  S.  693  n.  3. 

^  Tertulllan  de  poenlt.  c.  9  clt. ;  Cyprlan,  ep. 
57  c.  1,  p.  650;  Firmillan.  inter  ep.  Cyprlan. 
75  c.  16,  p.  821:  „potestas  ergo  peccatorum 
remittendorum  apostolis  data  est  et  ecclesiis, 
quas  Uli  a  Christo  missi  constltuerunt  et  eplscopis 
qul  eis  ordlnatlone  viearla  successerunt,''  vgl.  des 
Weiteren  Rothe  1,  463. 

6  Tertulllan  1.  c. ;  Cyprian.  ep.  16  c.  2 :  „ut 
qul  possunt  agentes  paenitentiam  veram  deo  qua 
patrl  et  mlserioordl  lam  preolbus  et  operlbus 
suis  satlsfacere,  seducantur,  ut  magis  pereant," 
Rothe  S.  466. 

®  So  bei  Tertulllan  und  Cyprian,  Rothe 
S.  461. 

''Sehr  häufig  bei  Cyprlan,  s.  z.  B.  ep.  15  c.  2, 
p.  515;  ep.  16  c.  2,  p.  519  (pax  eccleslae);  ep. 
55  c.  23,  p.  641;  ep.57,  p.650;  belTertuUlan 
de  pudlc.  c.  3 :  „pax  humana." 

8  Dafür,  dass  auch  die  Ausschliessung  aus  der 
Kirche  und  Ihrer  Gemeinschaft  gegen  Todte 
in  der  Gestalt  der  Yersagung  des  Gebetes  und 
der  Darbringung  des  Opfers  für  dieselben,  in 
welcher  sie  allein  gegen  solche  möglich  war,  vor- 
kam, glebt  Cyprlan,  ep.  1,  p.  465.  467  ein  Bei- 
spiel :  „Victor  cum  contra  formam  nuper  in  con- 
clllo  a  sacerdotibus  datam  Gemlnium  Faustlnum 
preshyterum  ausus  sittutorem  (nämlich  in  seinem 
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I.  Die  Hierarchie  und  die  Leitung  der  Kirche  durch  dieselbe. 


I§.  2U. 


Ebenso  wie  die  Laien  unterlagen  auch  die  Oeistliohen  der  kirchliehen  Straf- 
und  Dieciplinarstrafgewalt  des  Bischoft,  and  zwar  wird  der  Ywhlngong  der  £xkom- 
mnnikation  ^,  femer  der  Absetzung  ^  und  anch  der  Entziehung  des  monatliehen  An- 
theils  an  den  Kircheneinkllnften '  erwähnt^. 


2.    Die  Handhabung  der  kirchlichen  Straf-  und  Disciphnarstrafyewalt  in  römitehen 

Reich  seit  Konstantin, 

§.244.     a.   Einleitung, 

Es  war  selbstverständlich,  dass  die  Kirche,  als  sie  die  Anerkennung  aeiteiiB  des 
römischen  Staates  erhalten  hatte,  an  den  von  ihr  ausgebildeten  Qrundlagen  ihres 
Straf-  und  Dlsciplinarstrafrechtes  festhielt.  Aber  ihre  weitere  Ausbreitung  und  die 
mit  der  Erlangung  ihrer  berechtigten  und  später  ihrer  privilegirten  Stellung  zu- 
sammenhängende reichere  Ausbildung  ihrer  Dogmen,  ihrer  Yerfassungs-  und  ihrer 
gottesdienstlichen  Einrichtungen  musste  auch  eine  nähere  Ausgestaltung  ihrea  Straf- 
und  Dlsciplinarstrafrechtes  herbeiführen,  denn  sowohl  in  Folge  dieser  Entwicklung 
wie  auch  in  Folge  der  Aufhebung  der  Isolirung  der  christlichen  Gemeinden  von  der 
heidnischen  Welt,  der  Zunahme  der  christlichen  Bevölkerung  und  der  Berflhr- 
ungen  des  christlichen  und  des  weltlichen  Lebens  war  die  Möglichkeit  einer  viel 
grösseren  Mannigfaltigkeit  der  Verletzungen  der  kirchlichen  Ordnungen  gegeben,  und 
dadurch  weiter  auch  die  Nothwendigkeit  einer  Fortbildung  des  kirchlichen  Straf- 
und  Disciplinarstrafsystemes  bedingt,  letzteres  um  so  mehr,  als  man  die  alte  Strenge 
in  Betreff  des  dauernden  Ausschlusses  aus  der  Earchengemeinschaffc  in  den  meisten 
Theilen  der  £[irche  schon  wesentlich  hatte  fallen  lassen  müssen  ^. 

Unter  diesen  Einflüssen  hat  die  kirchliche  Gesetzgebung  und  Praxis  seit  dem 
4.  Jahrhundert  die  kirchlichen  Straf-  und  Disciplinarvergehen  näher  detaillirt  und 
spezialisirt,  femer  das  System  der  kirchlichen  Straf-  undDisciplinarstrafinittel  reicher 
ausgestaltet  und  im  Zusammenhang  damit  auch  die  Bussdisciplin  näher  geregelt. 

Für  die  Uebersichtlichkeit  der  Darstellung,  welche  bei  dem  Charakter  der  in 
Frage  kommenden  Materien  genöthigt  ist,  auf  eine  grosse  Zahl  von  Einzelbestimmungen 
einzugehen,  empfiehlt  es  sich  mit  der  Charakterisirung  der  einzelnen  Straf-  und  Dis- 
ciplinarstrafmittel  zu  beginnen,  und  erst  dann  zu  der  Behandlung  der  kirchlichen 
Straf-  und  Disciplinarvergehen  zu  schreiten,  an  der  ersteren  Stelle  aber  auch  zugleidi 


Testament)  constituere,  non  est  quod  pro  dormi- 
tione  eius  apad  vos  flat  oblatio  aut  deprecatio 
aliqna  nomine  eins  in  ecclesia  freqnentetnr,  nt 
sacerdotum  decretam  religiöse  et  necessarie  fac- 
tum servetnr  a  nobis,  simnl  et  ceteris  ftatribus 
detnr  exemplnm.  ne  qnis  sacerdotes  et  ministros 
del  altari  eins  et  ecclesiae  Tacantes  ad  saeonlarem 
molestiam  devocet.'' 

1  S.  0.8. 696  n.  7.  Cyprian,  ep.  3  c.  3,  p.  472: 
„nt  enm  (diaconum)  deponas  aat  abstineas." 

3  So  gegen  Orlgenes  durch  B.  Demetrius  ▼. 
Alexandrien  i.  Jahre  251 ,  Hiefonym.  apol.  adv. 
Rufin.  II.  17,  Migne,  patr. 23,440;  Kober, 
Deposition  und  Degradation.  Tübingen  1867. 
S.  296.  S.  auch  Cyprian,  ep.  3  cit.  (vor.Anm.). 
Daraus  ergiebt  sich,  dass  diese  eine  mildere 


Strafe  als  die  Ansschliessnng  var,  wie  denn  andi 
mit  ihr  nicht  der  Yerlust  der  kiröhllehen  Mit- 
gliedschaft Terbnnden  gewesen  sein  kann.  TgL 
überhaupt  Kober,  DeposiÜon  S.  1  ff. 

Dass  man  GeistUche,  anch  Bischöfe,  welche 
lapsi  waren  nnd  nach  geleisteter  Bnsse  wieder 
zugelassen  wurden,  nur  als  Laien  behandeUe, 
ergeben  Cyprian,  ep.  65.  67,  p.  721.  735;  'v^ 
0.  Rltsohl,  Cyprian  S.  193. 

3  Cyprian,  ep.  34,  p.  571 :  „Interea  te  a  di^ 
slone  mensuma  tantum  eontineant,  non  quasi  a 
minlsterio  ecclesiastico  priratl  esse  videantsr, 
sed  ut  iutegris  omnibns  ad  nostram  praesentlaBi 
differantnr.'^ 

4  Des  Weiteren  s.  auch  $.  245. 

5  S.  0.  S.  694. 


§.  245.] 


Die  Strafgewalt.  BOmisches  Reioh.  Strafen  gegen  Laien. 
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der  Gestaltiuig  der  Bussdisoiplin  zu  gedenken,  weil  die  Busse  in  der  hier  fraglichen 
Zeit  unter  den  rechtlichen  Gesichtspunkt  eines  die  Strafe  beseitigenden  Mittels  in  Be- 
tracht kommt. 

h.    Die  kirchlichen  Strafen  gegen  die  Laien, 

§.245.  aa.  Die  Strafen  gegen  die  Laien, 

Die  Strafmittel,  von  welchen  die  Kirche  in  der  hier  fraglichen  Zeit  gegen  die 
Laien  Gebrauch  gemacht  hat,  sind  folgende  gewesen: 

1.  Die  Ausschliessung  aus  der  Kirchengemeinschaft,  und  zwar 
kommt  diese : 

a.  in  einzelnen  Theilen  der  Kirche,  in  denen  man  noch  an  der  früheren  strenge- 
ren Auffassung  festhielt,  als  Ausschliessung  für  immer^  und  ohne  Möglichkeit 
der  Wiederaufnahme^  vor.  weiter  aber  auch 


^  So  vor  Allem  in  der  sp&nisohen  Kirche.  Die 
Synode  Ton  Elyir*  y.  306  kennt  diese  Strafe  c  1 
(für  erwachsene  Christen,  welche  den  Oöttem 
geopfert),  c  2  (für  Christen,  welche  in  der  Würde 
eines  Flamen  Opfer  dargehracht  und  dorch  von 
ihnen  Teranstaltete  —  Gladiatoren-  und  ohscone 
—  Spiele  sich  am  Morde  oder  an  der  Unzacht 
hetheiligt),  c.  3  (für  solche,  welche  als  flamines, 
ohne  ZQ  opfern,  nach  geleisteter  Busse  sich  wie- 
der durch  Veranstaltung  ohsconer  Spiele  der 
moecbia  schuldig  gemacht  haben,  H  e  f  e  1  e  , 
ConcU.  Gesch.  2.  Aufl.  1,  156),  c.  6  (für  Tod- 
tung  durch  Zauberei) ,  c  7  (für  Wiederholung 
der  Unzucht,  moechia,  nach  deswegen  früher  yoU- 
endeter  Busse),  c.  8  (für  Frauen ,  welche  ihre 
Ehegatten  ohne  Grund  Ycrlassen  und  eine  andere 
Ehe  geschlossen  haben),  e.  12  (für  Verkuppelung 
der  Kinder  durch  die  eigenen  Eltern  oder  auch 
andere  Christen),  c  13  (c  25,  C.  XXVU.  qu.  1, 
für  gottgeweihte  Jungfrauen,  welche  die  Keusch- 
heit verletzt  haben  und  ihre  Sünde  nicht  bereuen), 
e.  17  (für  diejenigen,  welche  ihre  Tochter  an 
heidnische  Priester  Terhelrathen),  c.  18  (für  Bi- 
BohöfOy  Priester  und  Diakonen,  welche  Unzucht 
treiben),  c.  47  (für  diejenigen  Gläubigen,  welche 
mehrmals  die  Ehe  gebrochen  und  obwohl  ihnen 
im  Todesfall  wegen  ihres  Versprechens,  sich  zu 
hessexn,  die  Wiederaufnahme  gewahrt  ist,  von 
Keuem  Ehebruch  begangen  haben) ,  c  63  (für 
Ehefrauen,  welche  die  w&hrend  der  Abwesenheit 
ihres  Mannes  im  Ehebruch  gezeugten  Kinder  ge- 
tödtet),  c.  64  (für  Frauen,  welche  bis  zu  ihrem 
Tode  Ehebruch  getrieben),  c.  66  (für  Geistliche, 
welche  die  Gemeinschaft  mit  ihren  ehebreche- 
Tiachen  Frauen  wissentlich  fortgesetzt  haben), 
c.  66  (für  die  Heirath  mit  der  Stieftochter), 
€.  70  (für  den  Mann,  welcher  seine  Frau  wissent* 
lieh  Ehebruch  treiben  lässt) ,  c  71  (für  Päde- 
Tasten),  c  72  (für  Wittwen,  welche  sich  fleisch- 
lich mit  einem  Manne  vergangen  und  einen  anderen 
als  ihren  Zuhälter  geheirathet  haben),  c.  73  (für 
den  Ankläger,  welcher  durch  seine  Anklage  — 
offenbar  beim  heidnischen  Gericht  —  die  T5d- 
tnng  oder  Proscription  des  Angeklagten  herbei- 


führt) und  endlich  c.  75  (für  die  falsche,  nicht 
erweisliche  Anklage  gegen  einen  Bischof,  Prie- 
ster oder  Diakon).  Von  den  gallischen  Konzilien 
setzt  Arles  I  314,  c  22 :  „De  Ms  qui  apostatant 
et  numquam  se  ad  ecdesiam  repraesentant  ne 
quidem  poenitentiam  agere  quaerunt  et  postea 
inflrmitate  accepti  petuntcommunionem,  placuit 
iis  non  dandam  communionem  nisi  revaluerint 
et  egerint  dlgnos  fruotns  poenitentiae^  eine  solche 
Ausschliessung  fest,  aber  nicht  unbedingt  und 
unter  allen  Umständen. 

2  So  müssen  m.  S.  die  Wendungen  in  den  cit. 
Stellen  (s.  vor.  Anm.) :  „nee  in  flnem  eum  com- 
munionem accipere",  „non  dandam  oder  impertien- 
dam  esse  communionem,^  „nee  in  flnem  habere 
conununionem,"  und  in  c  47  cit.  das:  ^^placuit 
ulterius  eum  non  luderede  communione  pacis" 
anfgefasst  werden.  So  auch  Morinus  IV.  22, 
p.  223  ff.  und  V.  28,  p.  334;  Gams,  Kirchen- 
geschichte Spaniens  2,  23  ff.  und  in  d.  Tübinger 
Quartalschrift  v.  1821.  S.  24  ff.;  Fechtrup  a. 
a.  0.  V.  1872.  S.  455;  Schilling,  d.  Kirchen- 
bann nach  kanon.  Recht.  Leipzig  1869.  S.  123; 
auch  He  feie  1.  Aufl.  1,129.  Dagegen  verstehen 
manche,  so  namentlich  Frank  S.  739.745.889; 
Schmitz  S.  17,  Jetzt  auch  Hefele,  2.  Aufl., 
1,  155  unter  diesen  Ausdrücken  nur  die  Aus- 
schliessung vom  Abendmahl,  insbesondere  von 
der  Wegzehrung,  indem  sie  zugleich  annehmen, 
dass  in  den  erwähnten  Fällen  nicht  die  Erthei- 
lung  der  sakramentalen  Absolution,  sondern  blos 
die  feierliche  Wiederaufnahme  und  die  damit 
verbundene  kanonische  Absolution  ausgeschlos- 
sen gewesen  sei.  Ganz  abgesehen  davon,  dass 
nach  der  protestantischen  Auffassung  eine  sakra- 
mentale Absolution  der  fraglichen  Zeit  unbe- 
kannt war,  würde  beider  Annahme  einer  solchen 
sich  die  Widersinnigkeit  ergeben,  dass  man  da- 
mals einen  Christen  von  sdnen  Sünden  losge- 
sprochen hätte,  ohne  daraus  die  Konsequenz  der 
Wiederzulassuug  zur  Abendmahlsgemeinschaft 
zu  ziehen,  also  die  Lossprechung  der  wesentlich- 
sten und  praktischsten  Wirkung  für  die  Kirche 
entkleidet  worden  wäre.    Femer  darf  man  mit 
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I.  Die  Hierarchie  und  die  Leitung  der  Kirche  durch  dieselbe. 


ß.245. 


b.  als  AasschUeBBung  bis  zar  Todesstunde,  welche  sich  als  eine  Milderung 
der  eben  gedachten  älteren  harten  Praxis  darstellt',  unter  welcher  indessen  nur 
solche  Fälle  begrififen  werden  können,  in  denen  der  Sflnder  nicht  einmal  durch  Bnss- 
werke  eine  Verbesserung  seiner  Lage  zu  erreichen  vermochte,  also  trotz  etwaiger 
Bussleistungen  von  der  Zulassung  zur  Kirche  und  auch  von  der  Anwohnung  des 
ersten  Theils  des  Gottesdienstes,  der  sog.  K^itechumenmesse,  ausgeschlossen  blieb  ^; 
endlich  findet  sich  auch 


Fug  und  Recht  davon  ausgehen,  dass  die  citirten 
Kanones  die  AusschliessuDg  aus  der  Eirohen- 
gemein Schaft  als  selbstverständlich  voraussetzen, 
weil  die  Kirche  gerade  früher  für  die  aufgezähl- 
ten Sünden,  welche  mit  einer  verschwindenden 
Ausnahme  in  der  Verleugnung  des  Glaubens,  in 
Unzucht  und  Todtung  bestehen,  die  immerwäh- 
rende Ausschliessung  ausgesprochen  hat,  es  also 
bei  der  sich  mildernden  Praxis  blos  der  Feststel- 
lung bedurfte,  in  welchen  Fällen  die  alte  Strenge 
aufrechterhalten  bleiben  sollte.  Wenn  ferner 
noch  die  Synode  von  Zaragossa  380  gewisse  Ketze- 
reien der  Priscillianisten,  c.  3  (das  Nichtgeniessen 
der  in  der  Kirche  empfangenen  Eucharistie)  und 
c.  4  (für  den  Nichtbesuch  der  Kirche  während 
der  Weihnachtszeit  und  das  Sichverbergens  wäh- 
rend derselben)  mit  dem :  „anathema  sit  in  per- 
petuum",  also  mit  derselben  Strafe  bedroht  und 
die  römische  Synode  von  390  unter  Siricius,  ep. 
eiusd.  ad  eccles.  Mediolan.,  Coustant  p.  663 
verordnet:  „Jovinianu.«,  Auxentius  .  .  .,  quiauo- 
tores  novae  haeresis  et  blasphemiae  inventi  sunt, 
....  nostro  iudlcio  in  perpetuum  damnati  extra 
ecclesiam  remaneant,"  so  kann  In  der  Synode  von 
Elvira  auch  unter  den  citirten  Ausdrücken  um- 
soweniger  die  blosse  Ausschliessung  von  dem 
Abendmahl  verstanden  werden,  als  diese  sonst, 
gleichviel  ob  man  das  Vorkommen  einer  sakra- 
mentalen Absolution  annimmt  oder  verwirft,  das 
Verhältniss  des  betreffenden  Gläubigen  zur  Kir- 
chengemeinschaft völlig  im  Unklaren  gelassen 
hätte.  Dazu  kommt  weiter,  dass  in  o.  47  ^Si  quls 
fldelis  habens  uxorem  non  semel  sed  saepe  fuerit 
moechatus,  in  flne  mortis  est  conveniendus ;  quod 
si  se  promiserit  cessaturum,  detur  ei  communio ; 
si  resusdtatus  rursus  fuerit  moechatus,  placult 
ulterius  non  ludere  eum  de  communione  pacis") 
die  c.  pacis  allein  auf  die  Wiederaufnahme  in 
die  kirchliche  Gemeinschaft  überhaupt  (s.  o.  S. 
697)  bezogen  werden  kann,  während  in  c  3  („Item 
flamines  qui  non  immolaverint,  sed  munus  tantum 
dederint  eo  quod  se  a  funestis  abstinuerint  sacri- 
floÜB,  placuit  in  flnem  eis  praestarecommunionem 
acta  tamen  legitima  poenitentia.  Item  ipsi,  si 
post  poenitenüam  fuerint  moechati,  placuit  ulte- 
rius non  esse  dandam  communionem,  ne  illusisse 
de  dominica  communione  videantur*')  die 
gesperrtenWorte  in  der  Bedeutung  von  Abendmahl 
nicht  entgegenstehen,  da  die  Wiederaufnahme 
in  die  Kirchengemeinschaft  die  Theilnahme  an 
diesem  bedingt  und  eine  wiederholte  Zulassung 
zur  ersteren  vor  Allem  als  Verhöhnung  der  Eucha- 
ristie, welche  den  Betreffenden  nach  der  ersten 
Wiederaufnahme  gereicht  worden  war,  erscheinen 
musste. 
Endlich  lässt  sich  auch  vom  Standpunkte  der 


damaligen  Busspraxis  gar  kein  anderes  Ergebnis« 
gewinnen.  War  die  öffentliche  Busse  das  Mittel, 
die  Wiederaufnahme  In  die  Kirchengemelnsehafi 
und  die  Zulassung  zum  Abendmahl  zu  erlangen, 
so  war  die  letztere  ausgesohlossen,  wenn  der  Sün- 
der die  Kirchengemeinschaft  niemals  erhalten, 
also  eine  rechtsvrirksame  Busse  nicht  ü'bemeh- 
men  konnte,  und  daraus  folgt  weiter,  dass  er  auch 
rechtlich  nicht  zu  den  Büssenden  gehorte,  wel- 
chen man  zunächst  den  Zutritt  zur  Kirche  wäh- 
rend ihrer  Busse  wieder  eröffnete,  d.  h.  also  ron 
aller  Kirchengemeinschaft  fernbleiben  musste. 
Dies  bestätigt  ep.  Siricli  ad.  Himer.  Tarracon. 
a.  386  c.  6,  Coustant  p.  629,  in  Beteeff  der- 
jenigen, welche  nach  geleisteter  Busse  wieder 
rückfällig  geworden  und  für  immer  ausgeschlos- 
sen blieben  (s.  o.  S.  694):  „  . .  De  quibus  quia 
iam  snffnglum  non  habent  poenltendi 
id  duximus  deoemendum,  ut  sola  intra  eccle- 
siam fldelibus  oratione  iungantur,  sacris  myste- 
riorum  celebiltati,  quamvls  non  mereantur,  inter- 
sint,  a  dominicae  autem  mensae  convivio  segre- 
gen tur,  ut  hao  saltem  dlstiictione  correpti  et  ipsi 
in  se  sua  errata  castigent  et  aliis  exemplum  tilba- 
ant,  quatenus  ab  obscoenis  cupiditatibusrotiahan- 
tur.  Quos  tamen  quoniam  fragilltate  ceoiderant, 
viatioo  munere,  cum  ad  dominum  ooeperint  pn>fl- 
cisd,  per  communionis  gratlam  volumus  suble- 
vari."  Darin  wird  abgesehen  von  der  Zulassung 
derselben  zum  ViaÜkum  im  Fall  der  Todesgefahr 
die  Milderung  gemacht,  dass  die  gedachten  Sün- 
der am  Gottesdienste  theilnehmen  können.  Vor- 
her hatten  sie  also  dieses  Recht  nicht.  Wenn 
weiter  nach  ep.  217,  can.  III,  Basilli  M.  (dessen 
Bussbriefe  jedenfalls  die  Busspraxis  dei  alten 
morgenländischen  BLirche  wiedergeben,  wenn 
auch  ihre  Aechthelt,  dagegen  BinterimV,  3, 
366,  dafür  Schmitz  S.  39  noch  immer  in  Fra^ 
gestellt  werden  kann)  o.  73,  Migne  patrol.  gr. 
32,  801  derjenige,  welcher  Christus  Terlengiiet 
hat,  zwar  in  der  Todesstunde  das  Abendmahl  er- 
hält, aber  „h4  Tcavrt  Ttp  XP^'^M*  '^>  C«^  oört» 
7tpoc%XaUtv  6^(Xet,^'  also  in  der  ersten,  der  Vor- 
bereitungsstation  der  Büsser  steht,  welche  die 
Kirche  nicht  betreten  und  nicht  dem  Katechume- 
nengottesdienste  beiwohnen  durften  (vgl.  darüber 
unten  $.  246),  so  wird  man  doch  sidierlich  den- 
jenigen, weldier  niemals  das  Abendmahl  zu  em- 
pfangen berechtigt  war,  nicht  zu  diesem  Gottes- 
dienste zugelassen  haben. 

1  S.  Basilü  M.  c  73  cit.  (vor.  Anm.)  im  Vcr- 
gleich  mit  Elvira  c.  1.  2. 

2  Hierher  gehören  ausser  BasUil  M.  c.  73  cdt  dSe 
ep.  Felic.  II  (m)v.  487,  Thiel  1,  263:  „nsqiie 
ad  exitus  sui  diem  in  poenitentia,  si  resipiscant 
(die  in  Afrika  während  der  Verfolgung  der  Tan- 


§.  245.] 
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c.  eine  Aussehliessang  schlechthin  ohne  Begränzung  auf  irgend 
welche  Zeit,  wofür  folgende  Bezeichnungen  gebraucht  werden:  prtnicere^  oder 
abüeere^  ab  ecclenay  airoßaXXetv 3,  anoßXTj&eU^,  ixßaXXeiv  dxxXijafac*,  J^iirreoftai  i% 
•rij;  ixxX7]a{ac^  peüere'^  oder  repeRere^,  a/oribus  eccUsute  pellere^ ^  propellere^^,  Tfavxa- 
itaaiv  ixxoTCxeiv  r^c  ^xxX7)o(ac  oder  t^c  xoiva>v(ac^^y  separare  ah  eeclesia^^;  segregare 
ab  eccUsiae  corpore  ^^  oder  de  ecclesia  dei  et  a  coetu  eatholicorum  ^^ ;  a&  ecclesia excludere  ^^ ; 


dftlen  za  den  Arianem  übergegangenen  nnd  noch- 
mals Toh  ihnen  getauften  Biachöfei  Prieater  nnd 
Diakonen),  iaceie  convenit,  necorationi  non  modo 
fldelinm,  sed  ne  catechnmenoinm  qaidem  omni- 
modig  interesae ;  qnibns  commnnio  lalca  in  morte 
reddenda  est  f  ferner  Elrira  c.  47  n.  1 3  (s.  o.  S.  699 
n.  1  n.  2),  anch  wohl  c.  10 ibid.  (^Ehe  einer  Ohristln 
mit  einem  Mann,  welcher  seine  erste  Fran  ohne 
Grund  Tcrlassen  hat),  Tlelleicht  anch  Arlea  1  314 
c.  14  (falsche  Anklagen  eines  Christen  gegen 
einen  andern,  Tgl.  Elvira  c  73  a.  a.  0.) ;  Neocasarea 
314—320  0.  2  (Frau,  die  nach  einander  2  Brüder 
heirathet,  ^^o&elodoD  (is^pl  davdlTOu),  Lerida  624 
o.  546  c  2.  5. 

Anders  war  die  Lage  derjenigen,  welchen  zwar 
auch  erst  in  der  Todesstunde  die  Eucharistie  ge- 
spendet werden  durfte,  welche  aber  Ton  der  Kirche 
zur  Busse  zugelassen  wurden.  Wenn  Ancyra  c.22 
die  Mörder  und  c.  16  verheirathete  Männer  über 
30  Jahre,  welche  mit  Thieren  Unzucht  getrieben 
haben,  in  der  Bussstufe  der  Liegenden  (substrati, 
B.  unten  $.246)  für  ihr  Leben  bis  zur  Todesstunde 
festhielt,  80  durften  diese  an  dem  Katechumenen- 
Gottesdienste  theilnehmen,  auch  wurden  die  Ge- 
bete für  die  Poenitenten  über  sie  gesprochen,  sie 
hatten  also  ein  wenngleich  nur  geringes  Mass 
kirchlicher  Rechte,  vgl.  auch  EMra  c  3  (e.  S.  699 
n.  2)  und  o.  13,  wo  ebenfalls  der  Leistung  der 
Busse  gedacht  wird.  Hier  ist  also  die  Todesstunde 
nur  die  Grenze  für  die  Busszeit,  nicht  aber  für  die 
▼51Uge  Ausschliessung  aus  der  Kirche  (vgl.  auch 
SirieU  ep.  ad.  Him.  386,  Co u stan t  p.  623,  c  3). 
Solehe  Sünder  standen  denen  der  erst  bespro- 
chenen Kategorie  rechtlich  blos  dann  gleich, 
wenn  sie  die  Busse  nicht  übernehmen  wollten, 
wahrend  die  der  ersteren  Klasse  sich  von  der 
▼ölligen  Ausschliessung  bei  Lebzeiten  nicht  f^el 
machen  konnten. 

^  Elvira  c.  20  (Laie,  welcher  gewerbsmässig 
und  fortgesetzt  Wucher  treibt)  und  o.  62  (auriga 
aut  pantomimus,  welcher  nach  Aufgabe  seines 
Berufes  als  Christ  aufgenommen  ist,  nachher  aber 
-wieder  zu  demselben  zurückkehrt). 

s  Elvira  o.49  („penitus  abüciatur^  der  christ- 
liche Gutsbesitzer,  welcher  sein  Feld  und  seine 
Früchte  durch  Juden  segnen  lässt) ;  Toledo  I  400 
c  17  (c.  4  Dist.  XXXIY):  „Sl  quis  habens  uxo- 
rem  lldelis  concubinam  habeat  non  communicet: 
cetenun  is  qui  non  habet  uxorem  et  pro  uxore 
concubinam  (d.  h.  hier  concubina  im  Sinne  des 
rSmischen  Rechts)  habeat,  a  commnnione  non  re- 
pellatur,  tantum  aut  unlus  muUeris  aut  uxoris 
»ut  concubinae,  ut  ei  placuerit,  sit  conlunctlone 
contentus,  alias  vero  vivens  abiiciatur,  donec  de- 
sinat  et  per  poenitentiam  revertatur  (d.  h.  also 
derjenige,  welcher  sich  nicht  mit  einer  Frau  oder 
einer  Konkubine  begnügt,  sondern  noch  eine 
andere  dazu  nimmt,  soll  völlig  ausgeschlossen 


werden) ;  Turin  401  c.  7;  Vaison  442  c  4  (die- 
jenigen, welche  die  Oblationen  Verstorbener  nicht 
an  die  Kirchen  abliefern,  „ut  infldeles  sunt  ab 
ecclesia  abiicendi^). 

9  can.  apostol.  61.  62. 

^  Nicäa  325  c.  6,  oder  auch  dirößXr^Toc  in  An- 
tioch.  c  1.  2.  11  („di7roxT]p6TTeo&at  xal  dicößXY)- 
Tov  f  (veo^t  oi  ftövov  r?j«  xoivioviac,  dXkd.  xal  t^; 
d^lac,  ^;  (AerlvcDV  xu^x^^^^i  ^o  das  öffentliche 
Lossagen  und  das  Herauswerfen  aus  der  Gemein- 
schaft und  der  Würde,  nicht,  so  Kellner,  Buss- 
und Strafverfahren  gegen  Kleriker.  Trier  1863, 
S.  61 ;  He  feie  1,  617,  die  blosse  Ausschlies- 
sung vom  Abendmahl  und  die  Deposition  bedeu- 
ten kann,  weil  die  Zeltwörter,  welche  sich  auf 
Gemeinschaft  und  Würde  beziehen,  dieselben 
sind,  also  wenn  sie  in  Bezug  auf  letztere  die  Ent- 
ziehung der  Würde  bedeuten  sollen,  auch  nur  die 
völlige  Loslösung  Yon  der  Gemeinschaft,  d.  h.  der 
Kirche  bezeichnen  können,  vgl.  auch  Const.  I 
381  (oder  vielmehr  382)  c  6,  wo  die  t7)<  ixrkr^ 
o(ac  dnoxYjpu^O^yrac  ebenfalls  die  völlig  Aus- 
geschlossenen sind) ;  Gregor.  Nyssen.  ep.  can.  ad 
Letojum  eplsc.  Melit.  (dessen  Aechtheit  nicht  un- 
zweifelhaft ist,  Bin  terimV.  3,319),  C.4,  Migne 
patrol.  gr.  46.  229 :  „<boT6  toC^c  dv  iiopveia  pioXu- 
V^vrac  i*  xpial  freotv  xa^öXou  t?]«  s^'/'^C  witoßXV)- 
Tou<  elvat''  (da  erst  nachher  von  der  Zulassung 
zur  Bussstation  der  Hörenden  die  Bede  ist). 

B  Sardica  343,  c.  14  (c  4  C.  XL  qu.  3);  const 
apost.  II.  21.  43 ;  Um  ßXi]d^vat,  ibid.  U.  16. 

0  Laodicea  343-381,  c.  36  (Kleriker,  welche 
Amulette  tragen). 

"^  Carthago  387  o.  390  dt.  (cod.  eccl.  Afrio.  c.  9 
;,merito  faclnorum  suorum  ab  ecclesia  pulsi"). 

8  Saragossa  380  c  6. 

9  Toledo  II  621  o.  631  c.  3  (Kleriker,  welche 
andere  Frauen  als  nahe  Verwandte  bei  sich  im 
Hause  haben). 

10  Toledo  I  400  c.  14  (der  die  ihm  vom  Prie- 
ster gereichte  Hostie  nicht  verzehrt  „velut  saori- 
legUB  propellatur^). 

li  can.  apostol.  29. 30  (Bischöfe,  Priester,  Dia- 
konen, welche  nach  ihrer  Absetzung  weiter  amti- 
ren  oder  ihr  Amt  durch  Simonie  erlangt  haben). 

^  Saragossa  cit.  c.  6. 

13  Lerida  624  o.  646  c.  6  (c.  32  Dist.  L  u.  c.  2 
C.  XV.  qu.  8). 

1^  Kiez  439  c.  9  (Erregung  vonAufst&nden  gegen 
die  Kirche  oder  die  Bischöfe);  Simplicli  ep.  ad. 
Acao.  476,  Thiel  1,  177:  „a&  univttiali  eeeUsia 
tegregare^  und  ejusd.  ep.  477,  ibid.  p.  191 :  „a  ehri- 
itianorum  eoruoriio  vtl  ipsa  appeUtükme  removere", 

15  Arles  II  443  o.  462,  c.  47  (Unterschlagen 
von  Oblationen,  die  für  die  Kirche  bestimmt  sind), 
s.  0.  Anm.  2;  auch  Siricil  ep.  ad.  Him.  386, 
Co  US  tan  t  p.  623,  c.  3:  ^/x  Christi  corpore  et 
Bonguine  abieidif*. 
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ab  ecelesiae  communione  ^  oder  Ummäms  areere^;  aXXoTptov  t^c  ixxXiQaCoic  xpiveiv  ',  aUe- 
num^  oder  extraneum^  hohen  ab  eecissia  oder  oKemtm  esse  a  catboUca  eommunione^; 
ava&sfMX,  ava9e(jLat(C8tv^,  anathema^,  anathenuUizare^,  bei  welchen  allen  kern  Zweifel 
Aber  ihre  Bedentang  sein  kann,  endlich  anoh  die  AnsdrOcke  exeotmnumcare^^  nnd  ex- 
conwmuncaHo  ^^  gebraucht  werden. 


1  EMn  c.  B4  (für  die  heidnische  Sitte  des  An- 
zünden» Ton  Kerzen  auf  dem  Rlrehhofe). 

2  Alles  n  dt.  c.  21  (Busserln ,  welche  nach 
dem  Tode  ihres  Mannes  heirathet  oder  mit  einem 
fremden  Manne  yertranten  Umgang  pflegt). 

9  Antioch.  341  c.  1  (hartnäckige  Yerweige- 
rang  der  richtigen  Osterfeier),  vgl.  auch  Socrat. 
hist.  eccles.  I.  6. 

4  Elvlra  c.  41  (Christen,  welche  nicht  soweit 
ihnen  möglich,  die  Götzenbilder  ans  ihren  Häu- 
sern entfernen  und,  wenn  sie  dies  wegen  der  Zahl 
ihrer  heidnischen  Sklaven  nicht  thnn  können, 
sich  nicht  jeder  Beachtung  der  ersteren  enthalten); 
Arles  II 443  o.  462  c.  26  (Apostasie  der  Mönche). 

&  Yannes  465  c.  16  (Kleriker,  welche  sich  mit 
Wahrsagen  ahgeben). 

^  Arles  I  c.  24  (Heirath  einer  anderen  Frau 
nach  Verstossnng  der  ersten). 

''  Ueber  den  ursprünglichen  Sinn  dieser  beiden 
Worte,  welche  in  der  biblischen  Sprache  die  Be- 
deutung des  dem  Untergang  geweihten,  dem 
Untergang  weihen,  vernichten,  verwünschen,  ver- 
fluchen angenommen  haben,  vgl.  v.  Seh  er  er  in 
W  e  t  z  e  r  und  Weites  Kirchenlexikon,  2.  Aufl. 
1,  794  und  Kober,  Kirchenbann,  2.  Aufl.  S.  33; 
Lönlng  I,  273.  Welter  bezeichnet  dann  dvd- 
^cfjia  auch  das,  was  von  Christus  geschieden  Ist, 
und  wird  bis  in  die  neueste  Zeit  für  die  Verwer- 
fung und  Verdammung  ketzerischer,  von  Christus 
scheidender  Glaubenslehren  gebraucht,  s.  z.  B. 
Laodlcea  873—381,  c.  29.  36  und  Gangra  326  bis 
381  c.  1—20  (Carthager  Generalsynode  v.  418 
c.  3ff.,  cod.  eccles.  AfHc.  c.  111  ff.).  Seit  dem 
4.  Jahrhunderte  kommen  die  Worte  in  den  latei- 
nischen Synoden,  Elvlra  c.  62  (c.  3  C.  V.  qu.  1) 
und  seit  dem  6.  Jahrhundert  in  den  griechischen, 
Chalcedon.  461  c.  2.  7  (c  3  C.  XX.  qu.  3)  15 
(c.  23  C.  XXVII.  qu.  1)  und  27  (c.  1  C.  XXXVI. 
qu.  2)  auch  für  die  völlige  Ausschliessung  aus 
der  Kirche  vor,  denn  diese  ist  die  rechtliehe 
Realisirung  der  Verfluchung  und  Verwünschung, 
und  der  Bischof  war  befugt,  diejenigen,  über 
welche  sie  ausgesprochen  war,  auch  rechtlich  von 
der  Kirche  zu  scheiden. 

8  Saragossa  380,  c.  2;  Carthago  387  o.  390, 
c.  8  (cod.  ecd.  Afkic  c.  10). 

«  Elvlra  c.  52  dt :  „Hi  qul  Inventl  ftierlnt  li- 
bellos  famosos  in  ecclesia  ponere,  anathemati- 
zentur«;  Gregor.  I  (692)  ep.  II,  49  (Ben.  2,  613): 
„Be  excommunieatum  anathematizatumque'^. 

«>  Schon  bei  Augustin,  s.  c.  11  i.  f.  0.  XXIII. 
qu.  4. 

ii  Zweifellos  Rlez  439  c.  9:  „tales  ab  eccle- 
sia dei  et  a  eoetu  cathollcoram  segregari  ac  ex- 
communicatos(d.  h.  die  völlig  von  der  Kirche 
und  der  Gemeinschaft  der  Gläubigen  ausgeschlos- 
senen) ezillo  relegarl" ;  ebenso  Arles  II  cit  e.  31 : 
„exoommunlcatione  omnium  ac  detestatione 
dlgnus  habeatur";  Fei.  II  ep.  ad  Vetran.  490, 


Thiel  1,  276:  „Acaoius  iterata  excommuniea' 
tione  depulsus'';  c  37  (Gelas.  I)  C.  XI.  qu.  3; 
Toledo  II  627  o.  631  c.  6:  „tanto  annosioxis 
excommunicationls  tempore  et  a  Christi  corpore 
et  fratemitatls  consortio  sequestretur,  quanto 
fuerit  proplnquioris  sanguinis  eontaglone  pollu- 
tus". 

Wenn  Toledo  I  400  c.  11  für  die  Beraubung 
eines  Klerikers,  Mönches  oder  Armen  durch  einen 
M&chtigen  und  für  die  Weigerung  des  letzteren, 
dem  Bischof  deswegen  Rechenschaft  zu  geben, 
die  excommunlcatio  androht  und  Mittheilungs- 
Bchrelben  über  dieselbe  an  alle  Bischöfe  erlassen 
wissen  will,  so  kann  hier  ebenfalls  blos  die  völ- 
lige Ausschliessung  gemeint  sein,  femer  auch 
mit  der  poena  excommunicationis,  welche  Toms 

461  c.  5  für  Kleriker,  welche  Ihr  Amt  aufgeben, 
um  Soldat  zu  werden  oder  um  als  Laie  zu  leben 
—  Chalcedon  461  c  7  droht  dafür  das  Anathem 
an  —  ausspricht. 

Bei  den  übrigen  Stellen  aus  dieser  Zelt,  welche 
die  gedachten  Worte  aufweisen,  steht  nichts  ent- 
gegen, sie  auf  den  völlig  Ausgeschlossenen  zu 
beziehen,  so  cod.  eccles.  Afr.  c.  133  (CarUiago 
419),  nach  welchem  der  trotz  des  Ableugnens 
seines  angeblich  dem  Bischof  gemachten  Gestind- 
nisses  Exkommunidrte  als  ungerecht  exkommu- 
niclrt  gilt  und  dem  Bischof,  so  lange  er  mit  dem 
ersteren  nicht  kommnnidrt,  von  den  Übrigen 
GUublgen  die  communlo  verweigert  werden  soll; 
Carthago  401  c  13  (cod.  eccl.  Aücic.  79),  nach 
welchem  die  wegen  eines  Verbrechens  Übcürführ- 
ten  Kleriker  Intra  annum  excommunicationis 
ihre  Unschuld  darthun  sollen;  GarthAgo  419 
(1.  c.  0.  128),  welches  den  excommunlcatus  in 
ipsa  adhnc  excommunicatione  constitutus  von 
Anklagen  gegen  Kleriker  ausschliesst;  Toledo  I 
400  c.  12,  betr.  Kleriker,  welche  Ihren  Bischof 
verlassen  und  sich  bei  den  excommunicatl,  wahr- 
scheinlich PriscilUanisten,  jedenfalls  Ketzern, 
aufhalten;  Orange  1441  c  11,  betr.  den  Ver- 
kehr des  Bischofs  mit  dem  excommunlcatus,  ehe 
die  zustSndlge  Synode  Über  die  Begründetheit  der 
excommunlcatio  geurtheilt  hat ;  Arles  II  443  o. 

462  c.  8,  betr.  die  Annahme  eines  Exkommuni- 
clrten  durch  einen  anderen  Bischof.  Vgl.  such 
Btat.  eccles.  ant.  c.  24.  56.  73.  96  (für  letzteres 
ergiebt  dies  deutlich  Vaison  I  442  c.  4).  Ent- 
gegen steht  auch  nicht  Carthago  389  o.  390  e.  8 
(cod.  eccl.  Aftic.  c.  20),  wonach  der  exkommuni- 
cirte  Priester,  wenn  er  statt  das  Ihm  zustehende 
Rechtsmittel  einzulegen,  ein  Schisma  verursacht, 
anathema  sit  et  locum  amittat,  denn  in  diesem 
Falle  soll  die  noch  nicht  rechtskräftig  verhängte 
Exkommunikation  und  die  damit  verbundene 
Absetzung  sofort  deflnitiv  werden. 

Das  „ut  ecelesiae  inimlci  habeantur  excommune^ 
in  Arles  II  c.  30  (Herren,  welche  trotz  ihres 
Versprechens  die  aus  dem  kirchlichen  Asyl  ans- 


§.  245.] 


Die  Strafgewalt  Römisohes  Reich.  Strafen  gegen  Laien. 
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Die  zu  o.  gedachte  Strafe  unterscheidet  sich  von  den  beiden  frflheren  dadurch, 
diBs  dem  AusgeschloBsenen  die  Wiederaufnahme  in  die  Kirche  weder  ganz  abge- 
Behnitten  war  noch  unter  allen  Umständen  bis  zur  Todesstunde  vorenthalten  wurde, 
er  es  viehnehr  durch  üebemahme  der  Busse  in  der  Hand  hatte,  die  vollen  kirch- 
lichen Mitgliedsrechte  wieder  früher  zu  erlangen  ^  Die  Wiederaufnahme  hing  demnach 
von  der  ihm  auferlegten  Busszeit  ab,  und  falls  diese  durch  allgemeine  Anordnungen 
ein  ftlr  alle  Mal  bestimmt  war^,  von  der  in  diesen  festgesetzten  Zeit  3.  Begrifflich  ist 
also  zwischen  der  Ausschliessung  schlechthin  und  derjenigen,  welche  unter  Normi- 
mng  einer  festen  Busszeit  angedroht  wird,  kein  Unterschied^. 

Diese  Art  der  Ausschliessung  ist  das  Strafmittel,  welches  am  häufigsten  in  den 
Rechtsquellen  der  fraglichen  Zeit  erwähnt  wird,  während  die  härteren  Arten  der- 
selben (s.  unter  a  und  b)  als  Reste  der  alten  strengeren  Praxis  der  Kirche 
(s.  o.  S.  694}  seltener  vorkommen  und  sich  ihr  Anwendungsgebiet  immer  mehr  ver- 
engerte 

Die  Ausschliessung  aus  der  Kirchengemeinschaft,  also  der  heute  sog.  grosse 


gelieferten  Sklayen  beitrafeu)  ist  selbstrerstand- 
lieh  gleichbedeutend  mit:  exoommnnicati. 

1  Mozinas  lY  ö  n.  2,  p.  176  fasst  die  Ans- 
fcbliesftung,  welche  in  EMn  c.  20.  49.  62,  s.  o. 
S.  701  n.  1  n.  2,  ibid.  c.  41,  o.  8.  702  n.  4,  und 
ean.  apost.  29.  30,  o.  S.  701  n.  11,  angedroht  ist, 
als  die  hir toste  Strafe,  als  Anssohliessnng,  bei  wel- 
cher die  Wiederaufnahme  in  die  Kirche  nie  wieder 
gewährt  wnrde,  auf,  Indem  er  sich  namentlich  auf 
das  Wort:  penitus  stützt  Penltus  abiicere  heisst 
aber  ganz  abschneiden,  nicht  für  immer.  Abge- 
sehen daTon  sind  auch  die  damit  bedrohten  Sünden 
leichter,  als  diejenigen,  bei  welchen  sonst,  na- 
mentlich durch  ElTlra  die  communio  für  alle  Zeit 
versagt  wird,  o.  S.  699  n.  1,  und  gerade  ein  ande- 
res spanisches  Konzil,  Toledo  II  400  c.  17,  S.  701 
n.  2,  lasst  dem  abiectus  die  durch  Busse  zu  er- 
langende Wiederaufnahme  offen,  ygl.  auch  Elvira 
c  31  und  Saragossa  880  c  6. 

3  Wie  namentlich  in  der  orientalischen  Kirche 
dareh  die  Vorschriften  über  die  Zeiten  für  die 
einzelnen  Bussstationen,  s.  unten  $.  246. 

s  So  Elvira  c  22:  „Si  quis  de  catholica  ecclesia 
ad  h&eresim  transltum  fecerit  rursusque  recurre- 
rit,  placuit  huic  poenitentiam  non  esse  denegan- 
dam  eo  quod  cognoverit  peecatum  suum;  qul 
etlam  X  annis  agat  poenitentiam ,  cui  post  X  annos 
praestari  communio  debet^;  ibid.  c.  69. 

^  Androhungen:  ^^si  voluntate  (die  zornige 
Herrin,  welche  die  Sklavin  durch  Schlagen  ge- 
tödtet  hat)  post  TU  annos,  si  casu,  post  quin- 
quennii  tempora  acta  legitima  poeniten- 
tla,  ad  communionem  placuit  admitti'%  Elvira 

c.  6,  und  femer  ibid.  c.  59.  64.  72.  76  und  78 : 
„Si  qois  Üdelis  habens  uxorem  cum  Judaea  vel 
gentill  fuerit  moeohatus  a  oommunlone  arceatur; 
quod  al  alius  eum  detexerit,  post  qulnquennium 
a«ta  legitima  poenitentlapoteritdominicae  sociari 
commonioni^  (wo  jedenfalls  für  den  ersten  Fall, 

d.  li.  den  des  Gestindnisses  eine  kürzere,  in  das 
Brmeesen  des  Bischofs  gestellte  Busszeit  anzu- 
nehmen ist),  sind  wohl  dahin  aufzufassen,  dass 
darin  ebenfaUs  die  Busszeit  festgesetzt  wird, 
nicht  dahin,  dass  die  Ausschliessung  unter  allen 
Umstanden  auf  die  gedachte  Zahl  von  Jahren 


dauern  soll,  die  Busszeit  aber  eine  kürzere  sein 
kann. 

Allerdings  kommen  auch  Anordnungen  vor, 
welche  ohne  Jede  Erwähnung  der  Busse  blos  die 
Frist  festsetzen,  nach  welcher  der  Sünder  wieder 
zur  Kommunion  zugelassen  werden  darf,  so  El- 
vira c.  46 :  ^Si  qnis  fldelis  apostata  per  inflnita 
tempora  ad  ecclesiam  non  aocesserit,  si  tamen 
aliquando  fuerit  re  versus  uec  fuerit  idolater,  post 
X  annos  placuit  communionem  acdpere " ;  c.  61 
(wonach  der  Gläubige,  welcher  nach  dem  Tode 
seiner  Frau  die  Schwester  derselben  heirathet, 
5  Jahre  ausgeschlossen  sein  soll,  „nisi  forte  velo- 
cius  dari  pacem  necessitas  ooegerit  infirmitatis"); 
c.  70 :  „Si  cum  eonscientiamariti  uxor  fuerit  moe- 
chata  placuit  nee  in  flnem  dandam  ei  communio- 
nem ;  si  vero  eam  reliquerit,  postX  annos  aocipiat 
communionem,  sieam  cum  sciretadulteramaliquo 
tempore  in  domo  suo  retinuit^ ;  c.  73.  74  (betr. 
Ankläger  und  falsche  Zeugen).  Da  es  sich 
hier  überall  um  schwerere  Yergehen  handelt 
(droht  doch  Neocäsarea  314— 32ö,  c  2  für  das 
von  0.  61  betroffene  die  Ausschliessung  bis  zum 
Tode  an),  bei  einzelnen  sogar  für  den  Fall  des 
Vorhandenseins  erschwerender  Umstände,  s.  c. 
60.  73,  die  Wiederzulassung  erst  bei  Todesgefahr 
für  stetthaft  erklärt  wird,  so  ist  man  zu  der  An- 
nahme berechtigt,  dass  in  allen  diesen  Fällen  die 
vorgängige  Leistung  der  öffentlichen  Busse  als 
selbstverständlich  vorausgesetzt  wird.  Dasselbe 
muss  von  can.  apost.  24 :  „ Aaixöc  eaor^v  dxorn]- 
pidiaac  d^optC^o^co  ivri  xpla.  MßouXoc  y^P  ^^^ 
Tfjc  iauToü  CÖ>^«**  gelten. 

Abweichend  Schilling,  Kirchenbann S.  1 16. 
122,  und  Meurer  im  Arch.  f.  k.  K.  IL  49,  184, 
welche  eine  vlndlkative  Exkommunikation  auf 
Zeit,  letzterer  ohne  die  Nothwendigkeit  einer 
öffentlichen  Busse  annehmen.  Hierbei  ist  indessen 
übersehen,  dass  eine  Exkommunikation  auf  Zeit 
mit  Wiederzulassung  nach  Ablauf  derselben  ohne 
ein  solches  Erfordemiss  begrifflich  blos  eine  Sus- 
pension, nicht  völlige  Ausschliessung  aus  der 
Kirche  sein  kann.  Vgl.  auch  unten  das  zu  Nr.  3 
über  die  Suspension  Bemerkte. 

6  S.  0.  S.  699  n.  1  und  S.  700  n.  2. 
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Bann,  entzog  dem  davon  Betroffenen  alle  seine  kirchlichen  Rechte,  da  er  rechtlich  nicht 
mehr  als  Mitglied  der  Kirche  galt  ^  In  Folge  dessen  war  ihm  die  Theilnahme  am  Abend- 
mahl und  am  Kirchengebet  nicht  gestattet,  sein  Name  wnrde  ans  den  Diptychen  der 
Earche  ansgestrichen  ',  womit  der  Ansschlnss  von  den  Oebeten  verbunden  war  ',  nnd  seine 
Oblationen  (Opfergaben  nnd  Almosen)  mussten  zurückgewiesen  werden^.  F^ner 
wurde  ihm  das  Betreten  der  Kirche  verwehrt^  und  ihm  die  kirchliche  Bestattung  ver- 
weigert^. Andererseits  waren  aber  die  übrigen  Gläubigen  blos  von  dem  religiösen 
Verkehr  mit  ihm  ausgeschlossen 7,  und  nur  die  Oeistlichen  waren  verpflichtet^,  sieh 


1  Der  Bischof  Synesius  Ton  Oyrene  bezeichnet 
dies  ep.  58,  Mlgne,  patrol.  gr.  66. 1400,  in  dem 
Schreiben  von  409,  mit  welchem  er  den  übrigen 
Bischöfen  die  Exkommunikation  des  gewalt- 
thitigen  Prafekten  von  Ptolemais,  Andronicas, 
mittheilt,  als  Ausschliessung  aus  dem  Paradiese, 
die  const.  apost.  II.  41.  43  sagen,  indem  sie  den 
Bann  mit  der  Amputation  überflüssiger  Glieder 
des  Körpers  vergleichen,  von  dem  Gebannten: 
„T?j;  IxxXTjoiac  dTröxoirre",  „diterfi^ihrj  t^«  toO 
xuplou  ouvttYOD'ffjc''  (letzteres  von  dem  zum  zwei- 
ten Mal  Ausgeschlossenen).  Die  Bannformel  in 
0.  107  0.  XI.  qu.  3,  welche  Schilling,  Kir- 
chenbann S.  138  der  Synode  v.  Orange  v.  441  zu- 
schreibt, gehört  dieser  nicht  an,  s.  Friedberg 
corp.  inr.  can.  ad.  c.  cit. 

2  Vgl.  Cyprian  ep.  1,  ed.  Hart.  p.  467;  Bing- 
hamXVI.  c!is.  11;  7,117. 

8  Fei.  II  ep.  ad.  Flavlt.  u.  ad  Thalas.  490, 
Thiel  1,  269.  Ü74. 

*  £lvirac28:  „Episcopum  placnit  ab  eo  qui 
non  communicat,  munus  aocipere  non  debere^. 
Dagegen  handeln  const  apost.  IV.  6  von  Per- 
sonen, gegen  die  die  Verhängung  der  Exkom- 
munikation noch  nicht  erfolgt  ist,  wenn  sie  die 
Annahme  von  Oblationen  nicht  nur  seitens  der 
Ehebrecher,  Morder  u.  s.  w.,  sondern  auch  seitens 
der  Krämer  oder  Schankwirthe  verbieten. 

6  Synes.  ep.  58  cit,  zugleich  mit  der  Anord- 
nung, den  heimlieh  in  die  Kirche  Eindringenden 
aus  derselben  wieder  zu  entfernen;  s.  aach.  ep. 
Fei.  II V.  487,  0.  S.  700  n.  2.  Allerdings  hat  man 
zu  dem  ersten  Thelle  des  Gottesdienstes,  const. 
apost.  YIII.  12  u.  o.  S.  26.  340  n.  3,  ausser  den 
Katechumenen  auch  üngetaufte,  Helden  zuge- 
lassen. Aber  einen  Anspruch  darauf  besassen 
diese  nicht,  gegen  sie  machte  nnr  die  Kirche  von 
ihrem  Rechte,  sie  fem  zu  halten,  keinen  Ge- 
brauch. In  Betreff  derjenigen,  welche  bereits 
vom  Bischof  zur  Busse  verstattet  waren,  galt  dies 
aber  nicht,  s.  unten  J.  246. 

^  Synes.  ep.  58  cit  Vgl.  auch  Yaison  442  c.  2; 
Arles  II.  443  o.  452  o.  12. 

7  Antiqch.  341  c  2:  „.  .  .  (jii^  d^etvai  hh  xoi- 
vojvetv  Tol«  (lxoivif)TOic,  itrfik  %vc'  olxouc  ouveX- 
Oövta«  9ov66)^eo^ai  Totc  [li]  ttj  ^xxXYjaCqc  ouNeujro- 
[kisoi^f  p.7j6e  Iv  ixip€f.  dxxXT]oiqi  hnohkyta^ai  toü« 
^  Mpa  hixKrioicf,  pi'^  auva^oiA^vouc'';  das  gemein- 
same Gebet  im  Hause  mit  dem  Gebannten  ver- 
bietet ebenfalls  can.  11  apost. 

8  Kober,  Kirchenbann,  2.  Aufl.  S.  382  (so 
auch  früher  Bingham  XVI.  2.  s.  11,  7,  115) 
nimmt  schon  fflr  diese  Zeit  eine  Rechtspflicht 
aller  Gläubigen  dazu  an,  indessen  sprechen  die 
Stellen,  aufweiche  er  sich  beruft,  c.  2  Antioch., 


can.  11  apost.  dt.  u.  Tolet  I  400  c.  15:  «Qula- 
quls  laicos  abstinetur,  ad  hunc  vel  ad  domum 
eins  clericorum  vel  religiosorum  nullus  accedat : 
simillter  et  clericus,  sl  abstinetur  a  clerlcls  evite- 
tur;  sl  quis  cum  illo  colloqul  aut  convivere  faerit 
deprehensas,  etiam  ipse  abstineatur,  sed  hoc  per- 
tineat  ad  eos  clericos  qui  eins  sunt  episcopi  et  «d 
omnes  qui  commoniti  füerint  de  eo  qui  abstine- 
tur, sive  laico  quolibet  sive  clerico'',  hinsichtlich 
des  bürgerlichen  Verkehrs  nur  von  Geistlichen; 
Ja  selbst  in  c  16  Tolet  cit  ist  unter  der  mnUer 
christiana,  welcher  die  Aufnahme  einer  gebmnn- 
ten  gottgeweihten  Jungfrau  verboten  wird,  wohl 
mit  Rücksicht  auf  die  Bedeutung  christianus  als 
Geistlicher,  c  50  pr.,  c.  123  pr.  G.  Th.  XII.  1  n. 
c.llibid.Xiy.3,  Gothofredus  4,412;  5,178, 
ebenfalls  eine  gottgeweihte  Jungfrau  zu  ver- 
stehen. Allerdings  verlangen  die  gallischen  Kon- 
zilien seit  der  Mitte  des  5.  Jahrb.,  Arles  11  443 
0.  452  c.  49 :  „Secundum  instituta  seniomm,  sl 
quis  a  communione  sacerdotali  fuerit  auetoritate 
suspensns,  hunc  non  solum  a  clericorum,  sed  etiam 
a  totius  popull  colloqulo  atque  convivio  placnit 
exdudi,  donec  adipiscens   ad  sanitatem  redixe 
festinet'',  Tours  I  461  c.  8  und  Yannes  465  e.  3 
die  Femhaltung  der  Gebannten  „a  convivio  flde- 
lium'',  aber,  wahrend  von  Anfang  an  der  rellgiöf  e 
Verkehr  der  Laien  mit  dem  Gebannten  und  jeder 
Verkehr  der  Geistlichen  mit  Ihm  mit  der  Aus- 
schliessung bedroht  ist,  c«  2  Ant.,  c  11  apostol., 
Tolet.  I  c.  15,  s.  auch  die  gallischen  statuta 
eccles.  antiqu.  aus  der  2.  Hälfte  des  5.  Jahrh. 
c.  40  (von  M  a  a  s  s e  n ,  Gesch.  d.  Quellen  d.  canon. 
R.  1,  393  irriger  Weise  auf  jeden  Verkehr  der 
Laien  bezogen),  enthalten  die  gedachten  Konzi- 
lien keine  Strafvorschrift  für  die  Verletzung  des 
von  ihnen  erweiterten  Verbotes,  machen  also,  da 
es  schon  früh  Sitte  war,  dass  die  Gläubigen  vor 
dem  bürgerlichen  Verkehr  mit  dem  Gebannten 
gewarnt  wurden,  Synes.  ep.  58  dt.,  und  sich 
auch  von  selbst  eines  solchen  Verkehrs  enthiel- 
ten, Basilii  M.  ep.  60,  Migne  patr.  gr.  32,  41 
(weitere  Beispiele  bei  Bingham  1.  c.  7,  119; 
Kober  a.  a.  0.  S.  380)  aus  der  Sitte  eine,  frei* 
lieh  noch  nicht  strafrechtlich  verschärfte  Rechte- 
pflicht ,  wie  dies  Arles  II  c.  49  mit  seiner  Be- 
rufung auf  die  instituta  seniorum,  womit  die  alte 
Sitte,  Praxis,  nicht  aber,  soMaassen  a.  a.  O. 
0.  40  Statut,   cit.    gemeint    ist,    vgl.   dagegen 
auch  Lonin  g  1,  265  n.  2  (mit  ebenfalls  unbe- 
friedigender Erklärung),  bestätigt.   In  einzehien 
Fällen  ist  dagegen  für  den  Verkehr  mit  exkom- 
monicirten  Ketzern  auch  Laien  die  Exkommuni* 
katlon  angedroht  worden,  so  von  der  rSmlschen 
Synode  von  484  unter  Felix  II.  in  BetrefT  des 
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anch  jedes  Bonstigeii  Umganges  mit  ihm  zu  enthalten,  widrigenfalls  sie  selbst  der 
Strafe  der  Ansschliessong  verfielen  ^ 

Die  mit  der  Exkommunikation  verbondene  Entziehung  aller  kirchlichen  Rechte 
hatte  nicht  nur  ihre  Wirkung  für  die  Gemeinde  und  die  bischöfliche  Eirche,  welcher 
der  Gebannte  angehörte,  sondern  auch  für  alle  Übrigen  christlichen  Gemeinden  und 
Kirchen.  Die  Exkommunikation  war  also  schon  in  dieser  Zeit  die  Abscheidung  von 
der  in  dem  Episkopate  sich  als  Einheit  darstellenden  christlichen  Gesammtkirche  ^. 
Deshalb  wurde  auch  you  der  Yerhängung  derselben  in  einer  Kirche  den  übrigen 
Bischöfen,  wenigstens  den  benachbarten  oder  deigenigen,  mit  welchen  der  den  Bann 
verhängende  Bischof  einen  näheren  Verkehr  unterhielt,  Mittheilung  gemacht^. 

2.  Neben  der  Ausschliessung  aus  der  Kirche  ist  der  damaligen  Zeit  auch  die 
blosse  Ausschliessung  von  der  Theilnahme  am  Abendmahl  und  an  dem 
für  die  Gläubigen  allein  bestimmten  Gottesdienst,  also  eine  Strafe, 
welche  dem  späteren  kleinen  Bann  entspricht,  bekannt  4. 


Acacias :  „ai  quis  episoopus,  dericus,  monachufl, 
laicus  po0t  haue  denuntlatlonem  el  commnniea- 
Terit,  uiathema  sit",  Thiel  1,  247. 

Ob  aaeU  die  Andioliuog  bei  der  Yenirtheiluiig 
des  Entyehes  durch  die  o6vo5oc  iv(7}(Aouoa  von 
KooBtantiiiopel  t.  448  hierher  gehört,  Mansi 
6,  747  (s.  die  folg.  ^m.)  ist  zweifelhaft,  weU 
sie  sich  bloM  aof  Geistliche  und  Mönche  beziehen 
kann. 

Andrerseits  irird  unter  Berufung  auf  const. 
apost.  II.  40  TOuMorlnus  lY 2n.7,9. 172  be- 
hauptet, dass  die  Kirche  die  Gläubigen  geradezu 
ermahnt  habe,  den  Exkommuniclrten  nicht  den 
Umgang  und  die  Aufnahme  in  das  Haus  zu  ver- 
sagen, sondern  sie  zu  trösten,  indessen  ist  dort 
nur  von  den  toIc  hC  dfMipxloc  d^optodeioi  die 
Bede,  d«  h.  aber  nicht,  so  Löning  Soö  n.  1,  von 
denjenigen,  welche  blos  von  der  Theilnahme  am 
Abendmahl  (s.  nachher  unter  2)  im  Gegensatz  zu 
den  völlig  Gebannten  ausgeschlossen  sind  (o. 
S.  704  n.  1),  sondern  von  den  Gebannten,  welche 
bereits  zur  Busse  zugelassen  worden  sind,  wie 
der  Zusammenhang  zwischen  II.  39  und  40  und 
U.  40  und  41  zeigt,  s.  unten  in  der  Lehre  von 
der  Busse  $.  246. 

^  Und  zwar  dem  grossen  Bann,  denn  die  in  der 
vor.  Anm.  citirten  Stellen  gebrauchen  in  ihren 
Strafandrohungen  dieselben  Ausdrücke,  wie  für 
den  Gebannten  selbst  Daf  Qi  spricht  auch  Synes. 
ep.  68  dt. ;  femer  dieVerurtheilung  des  fiutyches 
(a.  vor.  Anm.):  „(bpioa{jiev  .  .  .  dXXdxptov  clvai 
airzir*  icovröc  UpatixoD  Td^paTOc  xal  Tfjc  Tcp^c 
V^uLok  xotviDViac  xal  tou  irpocordvat  piovaoTTjpiou : 
efedrcDV  ixelvcDV,  icdvrrav  Tä>v  [uxä  TaUTa  otoXe- 
vo|«iv«ov  a6T<p  ^  ouvcu7^ocv6vnov,  <bc  6icc6^uvoi 
loovrai  xal  atkol  Tcp  tv)(  dxoiva>vi]o(oic  iictTt(jil«|i, 
dl>;  (i-^  dtcoOTcivTCc  t9J(  icp^c  aöt^v  ö|i.iX(ac^  Trotz 
der  Milde  des  spateren  Rechtes  kann  dies  nicht  auf- 
fallen, da  die  Strafe  noch  nicht  für  die  Verletzung 
der  Verkehrssperre  schlechthin  angedroht  ist. 

S  Das  ergiebt  Synes.  ep.  68  cit.  ganz  deutlich, 
in  welchen  die  Aufnahme  durch  eine  andere 
Kirche  als  Zerreiasung  der  von  Christus  gewoll- 
ten Einheit  der  Gesammtkirche  erklärt  wird; 
Tolet.  I  dt  c  11 :   » .  . .  .  iuvicem  mox  scripta 
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peroorrant  per  omnes  provinciae  episoopos  et 
quoscumque  adire  potuerint,  ut  ezcommunica- 
tus  habeatur,  donee  audiatur,  ut  reddat  aliuea" ; 
ferner  Nicaea  v.  326  c  6:  „xard  t6v  xdb^ova 
t6v  6iaYope6ovca,  to6(  6(p'  ir^poiv  diroBXij^dvxac 
&cp'  iT^pmv  fiV)  7cpoc(eo^ai%  oan.  13.  oB  apost. ; 
Sardica  v.  343  o.  13 ;  Elvira  306  c  63;  Arles  I 
V.  314  c  16;  Saragossa  I  380  c.  6;  Garfch.  II  v. 
387  c.  7;  Carth.  XI  v.  407  c  11  (cod.  eccles. 
AMC.  c.  106);  Orange  441  c.  11. 

3  Ein  solches  Schreiben  an  alle  Schwesterkir- 
chen ist  die  wiederholt  angeführte  ep.  68  Synes. 
Namentlich  wurde  den  Exkommunikationen, 
welche  die  Synoden  wegen  Ketzereien  ausgespro- 
chen hatten,  durch  solche  Schreiben  eine  mög- 
lichst weite  Verbreitung  gegeben,  vgl.  die  Schrei- 
ben des  Bischofs  Alexander  von  Alexandrlen 
über  die  Verurtheilung  und  Exkommunikation 
des  Arlus  durch  die  Synode  von  Alexandrlen  320 
0.  321,  Hefele  1,  268,  bei  Socrat  hist.  ecd.  I. 
6  und  Theodoret.  bist,  ecdes.  L  4.  Den  Erlass 
derartiger  Schreiben  ordnet  Tolet  I  cit.  c.  11  für 
den  Fall  der  Beraubung  von  Klerikern,  Mönchen 
und  Armen  durch  weltliche  Grosse  direkt  an. 

^  Sehr  deutlich  werden  beide  unterschieden  in 
Theodoret.  episo.  Gyrens.  (f  u.  467)  ep.  77  ad 
Eulal.,  Mlgne  patr.  gr.  83, 1260:  „xal  x<dXu£o~ 
^oa^v  fi'^  rTj^  (i£T0iX'/)4'6(u^  "Caiv  tspd>v  (Auarrjplaiv, 
}».i\  xoiXuioftoaav  5^Tf)cxaTT)youfjiiv<ov  sOvfjt,  [ktfik 
rik  TöW  dfilflov  Ypttf  oiv  dxpoaocoD«,  f*^^'  x'jjc  töW 
(loaoxdXoiv  irapaiveoeoic.  Td>v  hk  Upwv  xcoXuio- 
^flDoav  (j.uoT7jp(oiv  [fh  ftsxP^  ^ovdrou,  dXXd  y  pövov 
Twd  ^TjTÖv,  leo«  Äv  eicrpfmot  T?jv  v6oov,  feuc  t^v 
&Y6(av  ico8if]9(0ocv,  fo>c  diUni  ^pY]W)90)0tv,  ort  t^v 
dA7)0Yj  ßaoiXIa  xaraXiirovrec  .  .  .  T<p  itoXepLltp 
Tzpoiejß>^9a\\  Nicht  hierher  gehört  (so  aller- 
dings Schilling,  der  Kirchenbann,  S.  124, 
und  Richter-Kahl  K.  R.  8.  Aufl.  S.  777 
n.  1)  die  o.  S.  693  n.  8  citirte  Stelle  Augustins.  Die 
prohibitio  mortalis,  welche  dort  im  Gegensatz 
zur  medidnalis  gestellt  ist,  kann  nicht  die  völ- 
lige Ausschliessung,  der  nachmalige  grosse  Kir- 
chenbann, die  medicinalis  aber  der  spätere  kleine 
sein,  weil  der  erstere  in  der  damaligen  Zeit  für 
die  Regel  durch  die  Leistung  der  Busse  (s.  nach- 
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I.  Die  Hierarohie  und  die  Leitung  der  Kirche  durch  dieselbe. 


t§.  2«. 


So  sicher  sich  diese  letztere  Strafe  von  der  zu  1.  besprochenen  scheiden  läset,  so 
bietet  doch  die  Feststellnng,  welche  von  ihnen  in  einer  Beihe  älterer  Kanones  hat 
angedroht  werden  sollen,  die  erheblichsten  Schwierigkeiten  ^.  Eine  feste  technische 
Bezeichnung  findet  sich  ftlr  die  erwähnte  theilweise  Femhaltung  von  den  gottes- 
dienstlichen Handlungen  ebensowenig  in  den  Quellen^,  wie  fOr  die  gänzliche  Aus- 
schliessung aus  der  Kirche,  wohl  aber  weisen  dieselben  eine  Reihe  mehrdeutigeT 
Ausdrücke  auf. 

Es  sind  dies  die  Bezeichnungen:  a9op(Cdodai',  absondern,  ferner  xoivwvtain 


her)  beseitigt  werden  konnte,  vielmehr  meint 
Angnstin,  dass  die  yöUige  Auesohliessnug  ans 
der  Kirche  dem  Sünder  bei  Gott  noch  nicht  alles 
Heil  yerflchliesse. 

1  Blfihei  ist  dieser  Frage  selbst  in  der  neueren 
Spezlal-Literatnr  keine  Aufmerksamkeit  zuge- 
wendet worden.  Völlig  ungenügend  ist  S  c  h  i  1  - 
11  ng  S.  124,  welcher  nicht  einmal  die  alteren 
Konzilien  berücksichtigt  hat ;  Kober,  Kirchen- 
bann S.  YIII  hat  nur  die  excommunicatlo  maior 
zum  Gegenstand  seiner  Untersuchungen  gemacht, 
München,  Kanon.  GerlchtsTerfahren  u.  Straf- 
recht 2,  196  ff.  behandelt  die  Quellen  der  ver- 
schledensten  Zeiten  als  gleichwerthig,  und  selbst 
Lonlng  S.  266.  267  bezieht  sich  nur  auf  die 
nicht  ausreichende  Darstellung  bei  Blngham 
XVI.  c2n.  7;  7,101. 

2  Blngham  1.  c.  7,  101  und  Lonlng  1,  266 
behaupten  freilich,  dass  (icpopiO{i.6<  diese  Bedeu- 
tung habe.  Dies  ist  aber,  Tgl.  die  folg.  Anm., 
unzutreffend. 

9  Vielfach  wird  angenommen,  dass  diese  Strafe 
bei  Klerikern  die  Suspension  (s.  unten  $.  247)  im 
Gegensatz  zur  Absetzung  bezeichne,  Morlnus 
IV.  8  n.  4ff.  p.  173;  Kober,  Suspension  der 
Kirchendiener,  Tübingen  1862,  S.  19,  und  dar- 
aus geschlossen,  dass  sie  bei  Laien  die  diesen 
entsprechende  blosse  Ausschliessung  Ton  den 
eucharistischen  Gebeten  und  der  Abendmahls- 
gemeinschaft bedeuten  müsse.  Aber  das  dcpopt- 
Cecv  wird  dem  Kleriker  und  dem  Laien  gleich- 
massig  in  can.  apost.  67  für  die  Verhöhnung  eines 
gebrechlichen  Elerikers  und  c.  72  Ibid.  für  die 
Wegnahme  Ton  Oel  und  Wachs  aus  der  Kirche 
angedroht.  Es  muss  daher,  worauf  Frank  S.  540 
mit  Recht  hinweist,  diese  Strafe  für  beide  ein 
und  dieselbe  sein,  und  man  ist  nicht  berechtigt, 
unter  demselben  Wort  eine  andere  Strafe  für  den 
Kleriker,  eine  andere  für  den  Laien  zu  verstehen. 
Ausser  Frage  steht,  dass  der  d^opiOfi6<  des  Kle- 
rikers nicht  die  Deposition  desselben  ist.  Daher 
kann  mit  Rücksicht  auf  den  Begriff  des  Abson- 
dems  nur  die  Suspension  in  Frage  kommen,  und 
zwar  bei  beiden  Ton  allen  kirchlichen  Mitglied- 
schaftsrechten (s.  Im  Text  unter  3),  welche  für 
den  Kleriker  auch  die  von  seinen  Amtsrechten 
nach  sich  zieht,  da  er  diese  gleichfalls  kraft  sei- 
ner Stellung  in  der  Kirche  besitzt  F  r a n k  a.  a.  0. 
nimmt  dagegen  an,  dass,  weil  in  c  25  ibid.,  nach 
welchem  der  Bischof,  Priester  oder  Diakon  „iTi 
ttopvebc  y\  ^iiiopx(qi  T]  xXoTTjQ  dXo6c  xa^aipelo^cn 
xat  [t.'^  d^optC^ado}^,  das  letztere  Wort  neben  der 
angedrohten  Absetzung  nicht  Suspension  bedeu- 
ten könne,  es  nur  so  viel  wie  Ausschliessung  von 
der  Abendmahlsgemeinschaft  sowohl  für  Kleriker 


wie  auch  Laien  heisse.  Dabei  hat  er  indessen 
nicht  beachtet,  dass  dcpoptCeo^ot  häufig,  nament- 
lich auch  in  den  apostolischen  Kanonen,  so  auch 
in  c.  26  cit.,  für  den  TÖlUgen  Ausschluss  aus  der 
Kirche  gebraucht  wird.  Im  allgemeinen  steht  die 
Strafe  der  Absetzung  für  den  Kleriker  der  Tdlli- 
gen  Ausschliessung  des  Laien  aus  der  Kirche 
gleich,  Kober,  Deposition  S.  590  ff.  und  Lo- 
nlng 1,  280.  Wenn  daher  in  den  gedachten  Ka- 
nonen mit  diesem  Worte  dem  Laien  eine  Strafe 
für  ein  Vergehen  angedroht  Ist,  für  welches  den 
Geistlichen  die  Deposition  trifft,  so  wird  für  den 
ersteren  darunter  die  völlige  AussehUeaeung  tci^ 
standen  werden  müssen,  und  dies  laaat  sich  um 
so  sicherer  annehmen,  wenn  altere  Konzillen  die 
gleiche  Strafe  für  dasselbe  Vergehen  feetsetz». 
Es  gehören  hierher:  can.  apost.  32  (fux  die  An- 
hänger eines  Priesters,  welcher  Im  Sddema  gegen 
seinen  Bischof  die  Gläubigen  zum  Gottesdienst 
um  sich  sammelt.  Tgl.  dazu  Garthago  387  c  8 
(o.  S.  702-n.  8),  can.  63  (für  Essen  Ton  Fleisch 
In  seinem  Blute  oder  vom  Fleisch  der  veneck- 
ten  Thiere),  can.  64  (für  das  Beten  In  Venamm- 
lungsräumen  der  Juden  oder  Heldenl,  can.  66 
'Tödtung  aus  Anlass  eines  Streites),  can.  ^ 
Fasten  am  Sonntag  oder  am  Sabbath),  can.  69 
^Nichtbeobachtung  des  Fastens  während  der  Qaa- 
dragesima  und  am  Mittwoch  und  Freitag],  can. 
70  (Fasten  mit  den  Juden,  sowie  das  Feiern  ihni 
Feste  und  Annahme  Ihrer  Festgeschenke)  ond  84 
(Schmähung  des  Kaisers  und  der  Magistrate),  fer- 
ner c.  11  (gemeinsames  Beten  mit  einem  Ge- 
bannten) trotz  der  entgegengesetzten  Meinung 
von  Morlnus  1.  c.  n.  6,  well  das  Beten  eines 
Klerikers  mit  einem  abgesetzten  Kleriker,  als  ob 
dieser  noch  im  Amt  stände,  nach  c  12  mit  der 
Deposition  bedroht  ist,  c.  24  (ein  Laie  d^poft- 
C^ovcD  irt]  Tp(a,  hat  also  für  die  Wiederaufnahme 
3  Jahre  Busse  zu  thun,  wenn  er  sich  seihet  ent- 
mannt hat,  während  c  23  den  Kleriker  mit  Ab- 
setzung bestraft),  c.  10  (Gläubige,  welehe  in  der 
Kirche  die  Vorlesung  der  h.  Schriften  anhören, 
aber  den  eucharistischen  Gebeten  nicht  anwohnen 
und  den  gemeinsamen  Empfang  des  AbendraaUs 
verschmähen,  a.  M.  Morlnus,  der  aber  nicht 
beachtet,  dass  Antloch.  341  c  2  ebenfalls  die 
völlige  Ausschliessung  als  Strafe  festsetzt,  a.  o. 
S.  701  n.  4),  c.  81 :  „Ei  Tt(  Moxoicoc  «o«|icmk 
dpyoüoi  )^pT)Ofl(uL€voc  ii  aÖTdöv  d-pcpor^c  t^vijt« 
ixxXir}o(ac,  xa4aip6(o^<D  xal  dffopi^i^m  %a\  xet- 
vo>voOvTS<  a^rij)  Ycdycec*^  (wo  wegen  der  Sdiweie 
des  Vergehens  allein  die  völlige  Ansschlieasniig 
für  die  Thellnehmer  passend  erscheint,  dann  ab«r 
auch  als  weitere,  für  den  Bischof  neben  der  Ab- 
setzung eintretende  Strafe  angenommen  werden 
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Yerbindang  mit  Aasdrficken,  welche  die  Loslösung  von  der  der  Gemeinschaft  *,  wie 


mii88,  e.  71  (Christen,  welche  Oel  zu  den  Tem^ 
peln  der  Heiden  oder  Jaden  bringen  und  bei 
Festen  derselben  Kerzen  anzünden ,  nach  Ana- 
logie Ton  0. 70  dt.,  da  hier  ebenfalls  die  Bethei- 
lignng  am  heidnischen  oder  jüdischen  Kultus  in 
Frage  steht),  c.73  (das  Sichaneignen  goldner  und 
silberner  Kirchengeräthe,  sowie  geweihter  leine- 
ner Paramente  wegen  der  Schwere  der  sakrilegi- 
sehen  Handlung)  und  c.  73  (das  gewaltsame  Fest- 
halten einer  Jungfrau,  wie  denn  auch  Chalcedon 
löi  e.  27  den  Frauenräuber,  selbst  wenn  er  die 
Oeraubtezu  helrathen  beabsichtigt,  mit  dem  Ana- 
them  belegt). 

Was  endUch  c.  13  ibid.  betrifft:  „Ef  tu  nXT^pt- 
xö«  ^  XantÄc  dicfa>piO|Afvoc  f^i  Ä5fiitTo«,  direX- 
%dn  ev  Mptf,  ndXei,  ieydij^dfveu  YpafXfi^Taiv  ooora- 
Tdcdv,  d^fo^il^Mm  xal  6  oe^ölfiLcvoc  r.al  6  Se^^eU ' 
sl  le  (i^ootofiivoc  eli),  invrzisMm  aOrcp  6  dcpopto- 
pA<,  d>c  ^ütfajiivtp  xal  ditotnfjaovn  r/jv  ixxATj- 
olov Toü  ^oQ",  so  soU  er  nach  Frank  S.  541  yon 
der  blossen  Ausschliessung  ron  der  Kommunion 
handeln  und  nach  der  allgemein  als  sicher  an- 
genommenen Yerbesserung  des  d^sxToc  in  thcxo^ 
(auf  Grund  der  Dionysischen  Uebersetzung  des 
ersteren  mit  eommunicans,  Tgl.  auch  Hefele  I, 
804  n.  4),  wird  er  von  ihm  dahin  gedeutet,  dass 
Kleriker  oder  Laien,  dieron  der  Kommunion  aus- 
g^ehlossen  sind  oder  auch  an  derselben  noch 
theilnehmen,  wenn  sie  sich  in  eine  andere  Stadt 
begeben  und  daselbst  ohne  Empfehlungsschreiben 
aufgenommen  werden,  der  Kommunion  beraubt 
werden  sollen,  und  zwar  sowohl  deijenige,  wel- 
cher einen  solchen  aufgenommen  hat,  als  auch 
deijenige,  weloher  aufgenommen  worden  ist,  dass 
aber  demjenigen,  welcher  schon  Torher  Ton  der 
KommunioD  ausgeschlossen  war,  diese  Strafe  ver- 
längert werden  soll,  weil  er  gelogen  und  die  Kirche 
Gottes  betrogen  hat  (so  auch  H  e  f  e  1  e  a.  a.  0. ,  wel- 
cher allerdings  YÖllig  unbefangen  die  Stelle  auf 
den  Exkommunicirten  bezieht).  Es  erscheint  in- 
dessen unzulässig,   das   handsobriftlich  sichere 
d&rxTOc  einfach  zu  beseitigen  und  durch  Eexröc 
zu  ersetzen.  Der  Shtxroi  muss  eine  Person  sein, 
welche  dem  d^opivpiöc  noch  nicht  unterliegt.   Da 
nun  das  Wort  „den  nicht  in  die  Gemeinde  auf- 
genommenen" bedeutet,  so  kann  damit  nur  ein 
fremder  Kleriker  oder  Laie,  weloher  für  seine 
Aufnahme  in  eine  andere  Gemeinde  eines  Frie- 
dens- oder  Empfehlungsbriefes,  s.  Bd.  I  S.  93 
n.  9.  10;  Ldning  T,  143,  bedurfte,  Tgl.  Antloch. 
341  f.  7,  gemeint  sein.  Wenn  demnach  c.  13  cit. 
die  Aufnahme  yon  Fremden  und  tou  den  dem 
dtfopcopiö«  unterliegenden  Klerikern  oder  Laien 
in  eine  fremde  Gemeinde  ohne  die  erwähnten 
Briefe  zu  yerbindern  beabsichtigt,  so  lag  zweifel- 
los ein  dringenderes  BedÜrfniss  vor,  dies  hinsicht- 
lich der  ydllig  von  der  Kirche,  als  der  blos  von 
der  Abendmahlsgemeinschaft  Ausgeschlossenen 
zu  thun.    Bezieht  man  den  Kanon  blos  auf  die 
letzteren,  so  würde  es  gerade  für  den  Fall,  für 
welchen  eine  derartige  Strafvorschrift  am  meisten 
dem  BedÜrfniss  entsprach,  an  einer  solchen  feh- 
len.   Demnach  muss  der  d^opiopiö^  auch  hier  als 
ToUige  Ausschliessung  aufgefasst  werden. 

Aber  nicht  blos  in  den  canones  apostolorum, 
sondern  auch  in  anderen  Quellen  bedeutet  d(f o- 


pi9(iL6c  die  TÖlllge  Ausschliessung,  s.  Gregor. 
Nyss.  ep.  cau.  c.  5,  1.  c.  p.  232  (wo  es  yon  dem 
einer  27  jährigen  Busse  unterliegenden  Mörder 
heisst):  „&oxt  iv  piev  Ttp  iravTcXei  d^optopLtp 
IwagTfj  XP^^<>^  StOYevlaftai  dneipYÖfJieNov  rfi«  Ix- 
xXv]9(ac'  dKkä  hi  Tooa^yra  Irn  ev  x-j  dxpodoci 
icapafjLCivai,  fiovfjc  Tmv  ^idaoxdtXoiv  xoX  tTJc  tSis 
Ypa^äiv  dxpodoeo);,  %a\  pLCTd  rv)^  toü  Xaou  ouoTdt- 
0€<DC  ^to6pi6voc,   Iv  hi  'rptTg  hridhi  pierd  t&v 

ÖTtOTtMtTÖVTtOV  iv  TtJ  ^IttOTpO^'n  TWV  TTpOCeUYOfif^ffiV, 

oGtoo«  iXdeiv  iizX  T7)v  (jLeTouoCav  xoö  d-^idoiiazo^", 
und  die  in  der  Yoibereitungsstation  befindlichen 
flentes,  d.h.  die  yon  der  Kirche  und  dem  Betre- 
ten des  Gottesdienstes  ausgeschlossenen  Büsser 
(s.  unten  J.  246)  als  h  TzwniXti  dcpoptopLcp  be- 
findlich bezeichnet  werden;  femer  Basilii  ep. 
188,  can.  II.  c  4,  Migne,  patroU  gr.  32,  673: 
„Suv^ftetav  hi  xaxeXdßopLev  hd  twv  Tpf^dpLciv 
(d.  h.  diejenigen,  welche  nach  einander  drei  Ehen 
geschlossen  haben,  ygl.  B Interim  Y.  3,  378) 
TrevTaerCac  d^opiopt^v  o6x  dTz6  xavövwv^  dlXX* 
dlir6  Ti|c  T»v  irpoetXv^cp^TQov  dxoXouOlac*  Act  hi 
\>.i\  Tutrcri  a6To6c  efpYStv  rffi  iicxXT]o(ac,  dtXX* 
axpodoEQDC  auTo6c  d^iouv  dv  (6o  irou  fTSOtv  ^  rptol* 
xat  pLcrd  taüra  iiztxpiizzis  ouoT/)xeiv  (a4v,  tT)«  5e 
xoivaiv(ac  toD  dfadou  dir^)^eo^at  xal  o5t(d«  iizi- 
Sei^oulvouc  xapTcöv  Ttva  fASTGCvoiac  dicoxadeorav 
TipT^TCtp  rrjc  xotvcovbc",  d.  h.  sie  sollen  (da  die 
Kanones  die  dritte  Ehe  nicht  yerbieten)  nach  der 
Gewohnheit  auf  fünf  Jahre  ausgeschlossen  sein, 
der  6jährige  d^opiopi6c  soll  aber  keine  yolUge 
Ausschliessung  sein,  sondern  sie  sollen  gleich  in 
die  Station  der  Hörenden  yerwiesen  werden,  so 
dass  also  der  Terfasser  des  Briefes  dayon  aus- 
geht, dass  unter  dcpoptojAÖc  eigentlich  die  yolle 
Ausschliessung  yerstanden  wird,  und  nur  seiner- 
seits, um  diesen  Sinn  auszusehliessen,  heryorhebt, 
dass  dleFemhaltong  nur  auf  den  eucharistlschen 
Gottesdienst  ausgedehnt  werden  soll. 

Demnach  wird  d^oplCeodat,  d<popc8(iiÄ;  Über- 
wiegend für  den  yölligen  Ausschluss  aus  der 
Kirche,  nicht,  wie  behauptet  wird,  für  die  blosse 
Ausschliessung  yon  der  Abendmahlsgemeinschaf t, 
gebraucht.  Man  wird  daher  auch  die  Androhung 
dieser  Strafe  in  Ancyra  c.  18  für  Bischöfe,  welche, 
wenn  sie  yon  ihrer  Kirche  nicht  aufgenommen 
sind,  sich  in  fremde  Bisthümer  eindrängen,  den 
dortigen  Bischöfen  Gewalt  anthun  und  Unruhen 
gegen  dieselben  hervorrufen,  nur  auf  die  völlige 
Ausschliessang  beziehen  dürfen  (wie  auch  Dionys. 
in  c.  6  Dist.  XIU  „abjid'*  übersetzt) ,  umsomehr 
als  es  sich  hier  um  ein  die  kirchliche  Ordnung 
empfindlich  störendes  Vergehen  handelt. 

1  So  Ancyra  c.  3 :  „xcoXüeofrai  t^«  x."  (hier  yöl- 
lige  Ausschliessung,  da  von  der  Verleugnung  des 
Ghristenthums  die  Rede  ist);  Sardioa  343  c.  14: 
„dnoorepelo^at  Tf)<  x.^  (dasselbe  bedeutend,  da 
es  hier  abwechselnd  mit  IxßdXXetv  gebraucht  ist), 
ygl.  auch  Ephesus  431  c.  1 :  „irdov]«  ixxXTjsiae- 
Ttxfjt  X.  £()epX7)|jLivo<'' ;  Euseb.  bist,  eocles.  V,  19 
(in  betreff  der  Anhänger  des  Montanas) :  „trjc  te 
IxxXtjoIo«  ^^ofttjoav  xal  Tfjc  xoivwvtac  diretp- 
X^Tjaav",  wogegen  Sardica  c.  11  das  dnoxtveiv  tfj; 
X."  allerdings  nicht  diese  Bedeutung  hat,  aber 
die  der  blossen  Ausschliessung  von  der  Abend- 
mahlsgemeinschaft mindestens  nicht  sicher  ist, 
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namentlich  axoiv<ov>)To<.^  bezeichnen,  ebenso  in  demselben  Znsammenlunge  das  latei- 
nische cornmunio^j  endlich  auch  das  blosse  ahsimere^    Alle  diese  Beceichnnngen 


das  Weitere  s.  unten  zu  der  unter  3  beaproehenen 
Strafe. 

1  Den  YÖllig  AusgeBchlosaenen  bedeutet  es 
Nicaa  326  c.  5  (hier  dem  (iicoßXvj^lc  gleich- 
geatellt,  o.  S.  701  n.  4) ;  Antiocb.  c.  1 ;  Gon* 
Btantlnop.  I  381  c.  6  (dEicoßeßXTUjL^NOi  ^  dxoiNtib- 
YrjTot) ;  und  (nach  Nieaen.  dt  j  in  c  2  und  in 
can.  ll  apost. ;  endlich  wohl  auch  in  Ephea.  c.  6 ; 
ChalcedoD461  o.  4  (beiDion7S.excomDiunicatuB) 
c.  8. 16  (Dion.  c  13  G.  XXYII.  qu.  1  und  Isidor 
c  22  G.  dt.  excommunicatUB). 

3  Nur  die  völlige  AuBSchlieBSung  kann  1.  so- 
wohl wegen  der  näheren  GharakteiiBirung  der 
communio,  wie  auch  wegen  der  Art  der  bedrohten 
Handlungen  gemeint  Bein  mit 

privare  oder  Bubmovere  a  c  eoeleaiaBtiea^  Leon. 
I.  ep.  ad  Nicet  Aquil^.  458,  Baller  1,  1330, 
0.  4  {tfii  Frauen,  welche  während  der  VerBchollen- 
heit  ihrer  Ehemänner  wieder  gebeirathet  und 
nach  der  Rückkehr  deraelben  nicht  die  Ehe  mit 
ihnen  wieder  herBtellen  wollen),  Yannes  465 
c  1  (für  Möider  und  falBche  Zeugen) ; 

non  Bolum  a  c.  donUnicorum  $aßramentorum, 
ted  etiam  a  conviviU  fldelium  BubmoTore,  YanneB 
dt.  c  3  (für  BüBBer,  welche  die  übernommene 
Busse  aufgeben  und  wieder  ein  rein  welüiches 
Leben  führen); 

iegrtgaiUB  ab  eccUsia  dti  et  a  eonverUu  iolnu 
ehriMtianae  reUgiofUa  a  f.  e.  maneat  exeUuus,  stat. 
eccles.  ant.  c  105  (für  Erregung  eines  Schisma^ ; 

c  et  eofiiortio  eecUtiae  privare,  Yalencia  524 
c  3  (für  die  Intestaterben  eines  Bischofs,  welche 
sich  deBsen  Nachlass  eigenmächtig  aneignen) ; 

a  c.  et  a  ehriatianonun  oontoriio  segiegare,  Le- 
rida  524  u.  546  c  6  (für  die  Stupration  einer 
Wittwe,  welche  das  Keuschheitsgelübde  abgelegt 
hat  oder  einer  Nonne  und  die  Fortsetzung  des 
Geschlechtsverkehrs  mit  einer  solchen) ; 

$ine  ehrittianorum  e»  numtant ,  quae  etiam  nee 
in  eonvivio  cum  ehrisUania  comrmunieentj  stat.  eccl. 
ant  c  104  (für  WiUwen,  die  das  Keuschheits- 
gelübde gethan  haben) ; 

a  c.  eeelesiae  vel  (ss  et)  a  eonvivio  fidelium  ex- 
traneus  habeatur,  Tours  461  c.  8  (Büsser,  welche 
die  BuBBe  wieder  aufgeben,  s.  oben  Yannes  c.  3 
dt.); 

non  solum  a  c.  habeantur  alieni,  sed  nee  con- 
viviorum  quidem  admittantur  e»$e  participe$^ 
Angers  453  c.  4  u.  5  (für  Kleriker,  welche 
Städte  dem  Feinde  duich  Yerrath  überliefern, 
für  die  die  Busse  nicht  innehaltenden  Büsser  und 
für  gottgeweihte  Jungfrauen,  welche  die  Keusch- 
heit verletzen,  s.  auch  Elvira  306  c  13): 

loci  aui  dignitate  et  c.  priyare,  Rom  499  c.  3 
(für  Geistliche,  welche  bei  Lebzeiten  doB  Papstes 
für  die  Wahl  seines  künftigen  Nachfolgers  Wahl- 
umtriebe machen). 

2.  Daraus,  dass  andere  Konzilien  der  hier  frag- 
lichen Zeit  zweifellos  die  volle  Ausschliessung 
als  Strafe  für  dieselben  Handlungen  setzen,  folgt, 
dass  die  erstere  bezeichnet  wird  mit 

a  c.  teparare  in  Arles  1  314  c.  4.  5,  Arles  II 
443  0.  452,  a  20  (Wagenlenkerund  Schauspieler, 
in  Elvira  72 :  proildantur  ab  ecclesia) ; 


c.  privare,  Arles  II  c  62  (gottgeweikie  Jung- 
frauen, welche  hdratheu  und  die  betreffenden 
Minner,  Ghalcedon  451  c  15  aaathematiiirt, 
B.  auch  Elvira  c  13,  o.  S.  699  n.  1); 

a  $aera  e.  detrudi^  Gelas.  I,  ep.  ad  episc.  Lue. 
499  c  20,  Thiel  1,  313  (betzüft  ebentalls  die 
gottgeweihten  Jungfrauen) ; 

a  c.  areeref  Yannes  465  c  4  (ehebreeheiisehe 
gottgeweihte  Jungfrauen  und  ihre  Zuhälter,  s. 
die  eben  angefühlten  Stellen),  und  Ibid.  c  2 
(Yerstossen  der  Frau  ohne  Ehebruch  denelbeü 
und  Heirath  einer  anderen,  dafür  Arles  I,  314, 
0.24:  ^lienusacatholicacommunione");  Klvlrs 
c  67  (Ghristinnen,  welche  dch  der  Wollust  we- 
gen comati  oder  vir!  dnerarii,  Sklaven,  Hefele 
1,  185,  halten); 

a  eommunione  äbatineri,  Arles  I  e.  11  (wuche- 
rische Kleriker,  s.  Elvira  c.  20  und  Arlee  II  c 
14  dt);  Elvira  c  50  (Gläubige,  welche  mit  den 
Juden  essen) ; 

a  e,  removere^  Garth.  407  o.  12  (cod.  ecde«. 
Afrlc  106,  Kleriker,  welche  ohne  die  gehörige 
Erlaubniss  und  ohne  die  ezforderliohen  Schrd- 
ben,  Bd.  III.  S.  221,  an  das  kaiserliche  Hoflsger 
reisen),  vgl.  dazu  Antiooh.  341  c  11,  o.  S.  701 
n.  4; 

a  eommunione  aUenum  haberiy  Arles  II  c.  3 
(Kleriker,  welche  andere  als  nahe  verwandte 
Frauen  bei  dch  haben  und  diese  Frauen,  Toledo 
II  527  c.  3  hierfür:  foribus  ecdesiae  peUih 
Alles  II  c.  14  (wucherische  Kleriker,  Elvira  20 
droht  das  degradari  und  abstineri,  für  Laien  dss 
proiicere  ab  ecdeda  an) ;  Tours  ^1  c  3  (Kleri- 
ker, welche  mit  fremden  Frauenspersonen  ver- 
trauten Umgang  pflegen,  s.  Arles  II  c,  3  dt.); 
Tours  dt  c  6  (diejenigen,  welche  sidi  mit  gott- 
geweihten Jungfrauen  verbinden  oder  vom 
Mönchsstande  abfallen;  Ghalcedon  c  15  u.  c  7 
anathemasirt  diese,  s.  auch  Arles  II  c.  52  dt) ; 
Arles  II,  0.  25  (die  vom  Mönchsstande  abfallen- 
den, s.  die  eben  angefahrten  Stellen); 

usque  ad  ezUum  non  communieare  ^  Arles  I 
314  c  14  und  Arles  II  c  24  (di^enigen,  wddie 
falsche  Anklagen  wegen  Kapitalverbrechen  er- 
heben, Elvira  c.  75,  s.  o.  S.  699  n.  1); 

non  aeeipere  e.,  Elvlia  o.  9  (Frau,  welehe  ihres 
ehebrecherischen  Mann  verUsst  und  anderwdt 
gebeirathet  hat  und  erst  nach  dem  Tode  des  er- 
steren  wieder  zugelassen  werden  soll,  endlich 

a  0.  eiupendere ,  Arles  II  c.  49,  da  hier  za- 
gleich  von  der  exdusio  a  totios  populi  colloquis 
atque  convldo  die  Bede  ist,  s.  auch  o.  S.  704  n.  8; 

non  oommunicare,  Tours  461  c  7  und  Vannes 
465  c  1  (Mörder,  s.  oben  unter  1). 

^  Yöllige  Ausschliessung  muss  es  bedeuteo 
Toledo  400  c  4:  „qui  vero  (sc.  subdiaeonns) 
tertiam  (so.  uxorem),  quod  nee  dieendum  ant 
audiendnm  est,  acceperit,  abstentus  biennio 
postea  inter  laicos  reoondliatus  per  poenitentiaB 
communicet",  da  hier  die  Handlung,  als  eine  un- 
erhörte, also  schwere  bezdchnet  wird,  femer  auek 
ibid.  c.  15.  16,  s.  o.  S.  704  n.  8;  vieUeicht  auch 
Elvira  c.  37  (Dämonische,  welche  gegen  das  Yer- 
bot  Kerzen  in  der  Kirche  anzünden),  Ibid.  c.  79 
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mttBfleii  fflr  die  Mehrzahl  der  Fälle  auf  die  völlige  AnsBchliessnng  ans  der  Kirche 
bezi^en  werdend  Absolni  sichere  Erwfthnnngeii  der  blossen  Ansschliessang  von  der 
Abendmahlsgemeinschaft  kommen  nur  selten  vor^.  In  den  Konzilien  finden  sie  sich 
bis  in  das  6.  Jahrhundert  hinein  so  gut  wie  gar  nicht'.  Allerdings  gedenken  einzelne 


(Spielen  der  Gläubigen  mit  Würfeln,  da  diese 
mit  Gdtierblldem  Tersehen  waren,  ^^et  si  emen- 
datas  fnezit,  post  annnm  poterlt  commnnioni 
recondliarl'^,  und  Arles  I  314  o.  36  (diejenigen, 
welebe  iiaPiieden  desertiren  oder  die  Fortsetznng 
des  Kriegsdienstes  verweigern). 

1  Ygl.  die  S.  706  n.  3  ff.  und  nachher  n.  3  be- 
sprochenen Stellen. 

SL6ningl,266.  267  behauptet  allerdings, 
dass  sie  h&nflg  in  den  Konzilien  des  4.  n.  5.  Jahrh. , 
besonders  in  den  spanischen,  angedroht  wird,  aber 
ohne  diese  genauer  zu  bezeichnen,  Bingham 
XYI.  c2  s.  7  führt  dagegen  ausser  ep.  77  Theodor, 
cit.,  0.  S.  705  n.  4,  und  Basilii  ep.  can.  I  c  4 
cit.,  0.  S.  706  n.  3,  nur  noch  EMra  c.  14.  21, 
Lerlda  624  o.  646  e.  4  und  den  Bus^brlef  Gre- 
goTB  Thanmaturgus  t.  Neocäsarea  [f  270],  e.  6 
(Hlgne,  patrol.  gr.  10, 1038,  auch  bei  Cardi- 
nal. Pitra,  inr.  eedesiastici  Graeci  bist  et 
monum.  Romae  1864,  1,  662*)  an.  Vgl.  die  fol- 
gende Anm.  und  unten  S.  711  n.  1  und  713  n.  2. 

*  Blit  absoluter  Sicherheit  gebort  hierher  nur 
Lerida  c  7  (c.  11  C.  XXII ,  qu.  4):  ^Qui  sacra- 
mento  se  obllgayerlt,  ut  litigans  oum  quolibet 
ad  paeem  nullo  modo  redeat,  pro  i>eriurio  uno 
anno  a  comrnunione  corporis  et  ianguinU  domirU 
9egregaiut  reatum  suum  eleemosynls,  fletibus  et 
quantis  potuerit  ieiunils  absolvat",  nicht  aber 
ibid.  c.  4 :  „De  bis  qui  se  Incesti  poÜutione  com- 
maenlant,  plaeoit,  ut  quousque  in  ipso  detes- 
tando  et  ilUcito  camis  contubemio  perseyerunt, 
vsqne  ad  missam  tantum  cateehumenorum  in  ee- 
clesia  admittantur ;  cum  quibus  etiam  nee  cibum 
sumere  ulli  ohristianomm,  sicut  ait  apostolns  Tel 
Jussit,  oportet '',  welches  allerdings  nach  He  feie 
^,  706  die  Blutschänder  nur  zur  missa  cateehu- 
menorum zulisst,  also  Ton  ihm  in  demselben 
Sinne  wie ron  Bingham(s.  Tor.  Anm.)  verstan- 
den wird.  Abgesehen  daTon,  dass  schon  die  leichte 
Strafe  fflr  die  Blutschande  (im  Gegensatz  zu  den 
härteren  in  Elvira  c.  61  und  Neocäsarea  c.  2), 
sowie  das  trotzdem  ausgesprochene  Verkehrsyer- 
bot  gegen  diese  Auffassung  schwere  Bedenken 
hervorrufen  müssen,  schliesst  c.  4  cit  die  Inee- 
•tuosen  in  der  That  •—  Hefele  hat  das  „usque** 
nicht  beachtet  —  von  der  Katechumenen-Messe, 
d.  h.  von  dem  Gottesdienste  für  die  Katechu- 
menen  aus,  und  gestattet  ihnen  nur  der  Vorlesung 
der  h.  Schriften  und  der  Homilie,  nicht  aber  den 
Gebeten  für  die  Katechumenen  beizuwohnen.  Es 
bandelt  sich  also  hier  um  die  völlige  Ausschlies- 
sung, aber  im  Interesse  leichterer  Herbeiführung 
der  Bussfertigkeit  zugleich  um  die  Milderung, 
dass  die  Ausgeschlossenen  nicht  mehr  völlig  aus 
der  Kirche,  welche  ja  auch  Ungläubige  betreten 
konnten,  o.  8.  704  n.  6,  ausgewiesen  werden, 
eine  Erscheinung,  welche  im  6.  Jahrh.  (über  eine 
andere  Milderung  der  strengen  Praxis  schon  im 
6.  Jahrh.  o.  S.  699  n.  2)  nicht  auffallen  kann. 

Femer  sind  auf  die  Ausschliessung  aus  der 
Kirche,  nicht  auf  die  vom  Abendmahl  zu  be- 


ziehen :  Laodicea  343 — 381  c.  9,  welcher  für  die 
Gläubigen,  wenn  sie  des  Gebetes  oder  des  Gottes- 
dienstes wegen,  in  die  Goemeterien  oder  in  die 
8.  g.  Martyrerkapellen  der  Häretiker  gehen,  be- 
stimmt: „dxotims-f(zm^  Y^vco^at  tU^pi  Ttv6c  |Ae- 
Tavooüvxac  hi  xal  d^optoXoYOUfjievoug  doccdXdai 
irapaSl^eoOai^  (wegen  des  schweren  Vergehens, 
die  in  den  Ketzerverfolgungen  Umgekommenen 
als  Märtyrer  zu  verehren) ;  Garthago  346  c.  3.  4 
(a  communione  separentur  solche  Laien,  welche 
sich  durch  Gelübde  zur  Keuschheit  verpflichtet 
haben,  und  verwittwete  Personen,  wenn  sie  trotz 
vorgängiger  Ermahnung  ihr  Zusammenleben  mit 
fremden  Personen  des  anderen  Geschlechts  fort- 
setzen, vgl.  Elvira  o.  13 ;  Chalcedon  451  c.  16: 
Toledo  II  c  3;  Lerida  c.  6);  Yannes  466  c  9 
(Angehen  der  weltlichen  Gerichte  statt  der  kirch- 
lichen, bedroht  mit  a  c.  habeatur  alienus,  wofür 
Garth.  II  387  c.  7  völligen  Ausschluss,  Hippo 
393  c.  9  und  Garth.  417  c.  10,  cod.  eccles.  Afric. 

c.  104,  für  Geistliche  die  Deposition  festsetzen); 
Garth.  418  c.  17,  cod.  cit.  o.  iG6  („k  nullo  intra 
Africam  in  communionem  suscipiatur'',  welcher 
ad  transmarina  iudicia  appellirt,  wegen  der  Ter- 
wandtsehaft  mit  dem  eben  vorher  gedachten  Fall) ; 
c27  (Toledo  I  o.  17)  0.  XXVII.  qu.  1  (nach  dem 
klaren  Wortlaut,  trotz  München ,  kan.  Gerichts- 
verfahren u.  Strafrecht  2,  196  n.  3).  —  Weiter 
kann  in  allen  Stellen,  in  welchen  der  Verkehr 
mit  dem  „abstentus,  non  communicans"  oder  „a 
communione  seolusus",  o.  S.  704  n.  8,  oder  die 
Aufnahme  eines  solchen  in  den  Klerus  verboten 
wird,  Garth.  407  c  11,  cod.  eccles.  Afric  c.  i06, 
Rom.  402  c.  16,  doch  nur  der  völlig  Ausgestossene 
verstanden  werden,  und  eben  dasselbe  muss  fOr 
das  im  Text  korrumpirte  c  10  Angers  436,  Hefele 
2,  682,  welches  Beweis  verlangt,  ehe  der  Laie 
der  Strafe  des  non  eommunicare  unterworfen  wird, 
gelten.  Der  non  communicans  fldelis,  habens 
uxorem  in  Toledo  I  c.  17,  welcher  sich  ausser- 
dem noch  eine  Konkurbine  hält,  kann  ebenfalls 
nur  ein  völlig  Ausgeschlossener  sein,  da  nach 
derselben  Stelle  derjenige,  welcher  sich  zu  sei- 
ner Konkubine  noch  eine  andere  oder  eine  Frau 
nimmt,  mit  der  völligen  Ausschliessung  bedroht 
wird,  0.  8.  701  n.  2.  Auch  ibid.  e.  18. 19,  welche 
der  wiederheirathenden  Wittwe  eines  Klerikers 
der  höheren  Weihen  und  den  gottgeweihten  Töch- 
tern solcher  die  Kommunion  bis  zum  Tode  ver- 
sagen, muss  nach  Analogie  von  Elvira  c.  13  und 
Ghalcedon  461  c.  16  communio  auf  die  völlige 
Ausschliessung  bezogen  werden.  Selbst  in  Tolet 
I  c  13:  „De  bis  qui  intrant  ecclesiam  et  depre- 
henduntur  numquam  eommunicare,  admoneantur, 
ut  si  non  coromunieent,  ad  poenltentiam  acoe- 
dant;  si  communicant  non  semper  abstineant 
( —  ur) ;  si  non  fecerint,  abstineant  ( —  ur)"  — 

d.  h.  welche  sich  nicht  beim  Abendmahl  bethei- 
ligen, sollen  dazu  unter  Hinweis  auf  die  ihnen 
andernfalls  obliegende  Busse  ermahnt  werden; 
kommuniciren  sie  dann,  so  sollen  sie  nicht  unter 
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I.  Die  Hierarchie  und  die  Leitung  der  Kirche  durch  dieselbe. 


[§.  145. 


deijenigen  Konzililien,  welche  die  nachmaligen  drei  oder  vier  Boasatationen  kennen*, 
bei  gewissen  Sünden  mehrfach  blos  solcher  Stnfen,  anf  welchen  die  Bflsser  nicht  mehr 
gftnzlich  von  der  Kirche,  sondern  blos  noch  von  der  Theilnahme  an  den  encharisti- 
schen  Gebeten  und  an  dem  Abendmahl  ausgeschlossen  waren  ^,  indessen  handelt  ea 
sich  in  diesen  Vorschriften  gar  nicht  um  Strafandrohungen,  sondern  dieselben  haben 
nur  Anordnungen  Aber  die  Festsetzung  der  Zeit  der  Hauptbussstation  ^  getroffen,  und 
lassen  sich  daraus  erklären,  dass  sie  die  Bestimmung  Aber  die  Zulassung  zur  Busse 
dem  freien  Ermessen  des  Bischofs  anheimgegeben  und  unter  der  von  ihnen  näher  nor- 
mirten  Station  auch  die  Zeit  der  vorhergehenden  Stufe  (der  s.  g.  auditio)  ndtinbe- 
griffen  haben  ^. 

Da  auch  die  päpstlichen  Dekretalen  der  hier  fraglichen  Zeit  ebenfalls  keine 
irgendwie  nennenswerthe  Ausbeute  ergeben'^,  so  kommen  neben  den  wenigen  Sparen 


allen  Umständen  oder  (nach  der  Lesart:  „non 
snpei^)  nicht  deswegen  ausgeschlossen  werden, 
wohl  aber  wenn  sie  trotz  der  Ermahnung  bei  der 
früheren  Ablehnung  verharren  —  wird  mit  Rück- 
sicht auf  Antioch.  c.  2  die  Töllige  Ausschliessung 
als  Strafe  anzunehmen  sein,  und  auch  aus  dem 
Gegensatz  zu  c.  14,  dass  deijenige,  welcher  die 
Tom  Priester  empfangene  Hostie  nicht  yerzehrt, 
„velut  sacrilegus  propellatur^,  nicht  das  Gegen- 
theil  hergeleitet  werden  können,  weil  hier  die  ein- 
malige Handlung  und  zwar  ohne  Jede  Torgangige 
Mahnung  mit  Strafe  bedroht  ist. 

Endlich  sind  diejenigen  Stellen,  welche  vor- 
schreiben, dass  der  Bischof,  welcher  Jemanden 
von  der  communio  ausgeschlossen  hat,  auch  allein 
zustandig  ist,  ihn  wieder  zuzulassen,  Elvira  c.53 ; 
Arles  I  314  c.  16 ;  Nicäa  32ö  c.  6  und  Anüoch. 
c.  2.  6,  wenn  nicht  allein,  so  doch,  wie  nament- 
lich das  dicoßXvi^eU  in  Nie.  cit.  zeigt,  minde- 
stens zugleich  auf  den. völlig  Ausgeschlossenen 
zu  deuten,  nicht  minder  auch  Arles  I  c.  7 :  ,,De 
praesidibus  qui  fldeles  ad  praesidiatum  prosiliunt, 
ut  cum  promoti  fuerint,  litteras  accipiant  eccle- 
siasticas  communicatorias,  ita  tarnen,  ut  in  qni- 
buscumque  locis  gesserint,  ab  episcopo  eiusdem 
loci  cura  Ulis  agatur  (weil  sie  ihr  Amt  mit  dem 
Heidenthum  in  Berührung  brachte,  Hef  ele  1, 
208)  et  cum  coeperint  contra  disciplinam  agere, 
tum  demum  a  communione  excludantur.  Simi- 
liter  et  de  his  qui  rem  publicam  agere  volunt.'' 

Die  völlig  abweichende  Meinung  L  ö  n  i  u  g  s , 
0.  S.  709  n.  2,  erklärt  sich  daraus,  dass  er  offen- 
bar von  der  S.  699  n.  2  widerlegten  Annahme, 
communio  bedeute  wesentlich  die  Abendmahls- 
gemeluschaft,  ausgeht,  und  seine  Auffassung 
nicht  an  den  einzelnen  Kanones  geprüft  hat. 

1  S.  darüber  unten  ^  246. 

2  Ancyra  c.  7  (betreffs  derjenigen  ,  welche 
an  einem  heidnischen  Fest  mit  den  Heiden  an 
dem  für  dieselben  abgesonderten  Platz  mitge- 
speist, aber  eigene  von  ihnen  mitgebrachte  Spei- 
sen verzehrt  habenl:  „iho^t  hiezias  önoic^oovrac 
^ex^Nai";  c.  8 :  „(jl  hi  Öeüxepov  xol  rpiTÖv  ^6oav- 
Te«  [Kstä  ßlac  Texpaertav  öicoitea^ooav";  c.  22: 
„Uepi  ^xouo(o)V  ^6v(DV  &ico7ii7rtiTa>oav  ^h,  toD 
te  TeXc(ou  dv  rip  riXti  tou  ßtoO  xaxa^ioGodooav'' ; 
endlich  c.  16,  wodurch  für  die  Bestialität  mit 
Thieren  16,  bez.  26  Jahre  in  der  Stufe  der  ötto- 
Tc(7rT0VTe«  vorgeschrieben  werden.   Es  stehen  hier 


also  die  schwersten  Sünden,  YerleugnuDg  des 
Ghristenthums,  Mord  und  Unzucht,  bei  welchen 
noch  im  2.  Jahrh.  Wiederzulassung  zur  Kirche 
überhaupt  ausgeschlossen  war  (o.  S.  694  n.  4),  in 
Frage.  Schon  dieser  Umstand  mnss  die  Annahme, 
dass  die  citirten  Kanones  als  Strafe  blos  die  Fen- 
haltung  vom  Abendmahl  haben  festsetzen  woUea, 
als  ungerechtfertigt  erscheinen  lassen,  und  Ober- 
dies  mit  ^egen  in  das  Gewicht,  dass  Basüii  M. 
ep.  217  (can.  III)  c.  56  die  Mörder,  und  feiner 
c.  63  diejenigen,  welche  Bestialität  mit  Thierse 
verübt  haben,  da  er  diese  Sünde  wie  Ehebrucli 
gesühnt  wissen  will,  zunächst  in  die  Voiberei- 
tungsstufe  der  flentes ,  d.  h.  der  von  der  Klrdw 
völlig  Ausgeschlossenen,  verweist 

3  Vgl.  darüber  unten  i.  246. 

^  S.  unten  S.  719  n.  10. 

6  Es  gehört  hierher,  soweit  ich  sehe,  Felic  II 
ep.  ad  Ruflu.  486,  T  h  i  e  1 1 ,  258 :  (Tutum)  ^ffldo 
defensoris  exuimus  eumque  sacrosancti  myiterii 
communione  privatum  ....  praecepimus"  (v^. 
H  e  f  e  1  e  2,  610).  Femer  wird  in  frag.  GeUsii  L 
(492—496;  Thiel  1,  603;  c  38  G.  XI.  qa.3): 
„Qui  vero  excommunicato  seienter  eommunics- 
verit  et  amodo  saltem  in  domo  simul  oraverit  s(- 
que  latebras  defensionis,  ne  quo  minus  ad  satU- 
faotionem  perducatur,  praebuerit,  donee  ahex- 
communicatore  poenitentiam  accipiat,  eorporii  ä 
sanguinis  domini  communione  privatum  se  etfie 
cognoscat  et  secundum  canones  poeniteat^',  aller- 
dings die  Ausschliessung  vom  Abendmahl  (eor- 
pus  et  sanguis  domini)  angedroht.  Indessen  ist 
diese  Anordnung  schon  dadurch  auffallig,  diu 
die  älteren  Konzilien  auf  den  religiösen  Verkehr 
mit  dem  Exkommunicirten  die  völlige  Aus- 
schliessung festsetzen,  s.  o.  S.  704  n.  8,  und  dt 
gerade  der  hier  fragliche  Theü  des  Briefin;* 
mentes  erst  in  den  Sammlungen  des  11.  Jahrk., 
Thiel  p.  42.  603  n.  4;  Friedberg,  corp.  iur. 
can.  1,  664  n.  440,  vorkommt,  so  erscheint  eis 
Zweifel,  ob  dieser  Theil  des  Fragments  wliklick 
von  Gelasius  I.  herrührt,  nicht  ausgeschlosiea, 
aber  auch  die  Annahme  möglich,  dass  hier,  wie 
in  ep.  SiricU  cit.  (S.  701  n.  16),  die  voUe  A«i- 
Schliessung  gemeint  ist.  In  den  diesem  Papste  zwei- 
fellos angehörenden  Briefen  ist  die  Strafe  somt 
nicht  sicher  nachzuweisen.  In  ep.  ad  Philipp» 
496—496,  Thiel  1,  452:  „Si  quidem  hie  con- 
sclus  convictus  in  caede  parentls  et  episeopl-** 
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Die  Strafgewalt.  Römisches  Keich.  Strafen  gegen  Laien. 


711 


in  den  Konzilien  allein  noch  einzelne  Fälle,  welche  in  den  dem  Orient  angehOrigen 
Boflsbriefen  erwähnt  werden  ^  in  Betracht  2. 


cunctorum  iudlcio  nnllatenus  aestiroatus  est 
ofiHeio  dlgntis  altaria  eique  pro  tarn  detestando 
facinore  unins  anni  interdicta  communio  est,  qua- 
tenuB  poenitadine  competentl  tantl  facinoiis 
cnnret  abraptam'',  wird  bei  der  Schwere  des 
Verbrechens  eher  auf  TÖlllge  Aasschliessung  und 
anf  Wiederznlassnng  znr  Laienkommnnion  nach 
einjähriger  Busse  zn  schliessen  sein.  In  ep.  ad 
Maioric.  496,  1.  c.  p.  453  ist  das :  divini  mnnerls 
snnt  participatione  privandl''  nnd  „sacrae  com- 
mnnionls  arceantar  accessn"  (für  die  Beraubang 
der  Kirche  und  Verweigerung  der  Entschädigung, 
wobei  auch  die  Herbeiführung  der  Bestrafung 
nach  den  weltlichen  Gesetzen  angeordnet  wird) 
ebenfalls  als  völlige  Ausschliessung  aufzufassen, 
Tgl.  frag,  ad  Eplph.  496,  1.  c.  p.  504  (c.  11  G. 
ILVII,  qu.  4) :  „ut  eos  qui  ecclesias  violasse  per- 
hibentur,  accessu  earum  iudicent  non  esse  dig- 
noa''  und  ep.  ad  Victor.  496,  1.  c  p.  604.  505, 
c.  10  G.  XVII.  qu.  4  (betre£Fend  die  Verletzung 
des  Asylrechts) :  „Quos  .  . .  merito  indignos  esse 
Sacra  communione  ludicavit .  .  .  Nee  enim  iure 
ad  supplicandum  debet  admitti,  ubi  admittere 
sacrilegium  non  dubitavit ...  Et  ideo  .  .  .  reos 
...  ab  Omnibus  paroeciarum  vestraram  ecclesiis 
nostrae  praeceptionis  auctoritateprohibete'^  (wäh- 
rend München  2, 209  n.  1  in  den  beiden  zuletzt 
cltirten  Stellen  ein  interdictum  personale  findet). 
Dasselbe  gilt  von  Oelasil  ep.  ad  episc  Lucan.  494, 
p.  362,  c.  6  (Priester,  welche  Diakonen  oder 
Akolythen  weihen  oder  anstellen)  „presbyterii 
dignitate  et  sacra  communione  privari",  c.  14 
(Zurückhaltung  tou  Sklaven  als  Geistliche  oder 
Mönche  wider  Willen  der  Herren  durch  Bischöfe, 
Priester,  Diakonen  oder  Aebte)  :  „periculum  se 
honoris  proprii  non  ambigunt  communionisque 
BubituroB^,  c.  20  (Verbindung  mit  gottgeweihten 
Jungfrauen,  c.  14  G.  XXVII.  qu.  1):  „quos 
aequum  est  a  Sacra  communione  detrudi  et  nisi 
per  publicam  probatamque  poenitentiam  omnino 
non  recipiaut  bis  carte  viatlcum  de  saeculo  trans- 
eontibtts,  si  tarnen  poenituerint,  non  negari^  (s. 
auch  Ghalc.  451,  c.  15),  und  darum  wird  auch 
in  Symmach.  ep.  ad  Caesar.  513,  c.  4,  ibid. 
p.  725  die  Androhung  des :  „a  communione  sus- 
pendi"  für  das  zuletzt  gedachte  Vergehen  eben- 
falls so  aufzufassen  sein. 

Was  endlich  die  römische  Synode  unter  Felix  II. 
4Sö  betrifft,  I.  c.  p.  254:  „Vitalem  atque  Misenum 
a  sacerdotali  coUegio  et  sacrosancta  commu- 
nione suspendimus^,  so  findet  He  feie  2,  607 
hierin  eine  Absetzung  der  beiden  Bischöfe  und 
die  Ausschliessung  derselben  vom  Abendmahl, 
aber  nach  der  römischen  Synode  unter  Gelasius  I. 
497,  p.  441  lautete  das  Urtheil  näher  dahin: 
auspensos  fore,  donec  auctore  deo  et  adnisu 
cathoücorum  principum  yel  populi  christlani 
Alexandrina  catholicum  sacerdotem  recepisset 
ecclesia''.  Es  handelte  sich  also  dabei,  wie  Ge- 
lasius I.  ausdrücklich  hervorhebt,  1.  c.  p.  441  um 
eine  im  Wege  der  Gnade  erfolgte  Milderung  der 
Abaetzung  und  der  Aueschliessung.  Die  Ab- 
aetzong  war  damit  zwar  eine  Suspension,  nicht 
aber  die  Ausschliessung  eine  blosse  Ausschlies- 
sung vom  Abendmahl  geworden,  sie  sollte  nur 


Tf 


mit  einem  bestimmten  Zeitpunkte  aufhören. 
Daher  bittet  auch  Misenus  auf  der  Synode  unter 
Gelasius  I. :  „ne  sine  ecclesiastica  communione 
rapiar^S  um  die  „receptlo  ecclesiastica",  1.  c.  p. 
439,  und  die  Antwort  lautet  dahin :  „communio- 
nis  apostolicae  et  sacerdotalls  gratiam  .  .  .  recipi- 
et  dignitatis^  d.h.  er  wird  wieder  in  die  Kirchen- 
gemeinschaft aufgenommen  und  die  Suspension 
vom  bischöflichen  Amt  aufgehoben,  während  ihm 
H  e  f  e  1  e  2,  622  in  Widerspruch  mit  seiner  frühe- 
ren Angabe  blos  die  Wiederaufnahme  in  die 
Kirche  gewährt  sein  lässt 

1  BasiUi  M.  ep.  199  (can.  II)  c.  24,  welcher 
die  von  der  Kirche  unterhaltene  Wittwe  über 
60  Jahre,  wenn  sie  wieder  mit  einem  Manne  zu- 
sammenwohnen will,  nicht  Tfjc  d'^a%olJ  xoivoiviac 
theilhaftig  werden  lässt,  „loc  oiv  tou  icoldouc  vn^ 
dxa^apoioc  ira6oY)Tai";  ep.  217  (can.  III)  c.  55: 

haXtpia^  (d.  h.  Laien),  r^c  xotvinvCac  etpfovrat 
ToO  di^a^oO,  xXTjpixol  hk  ^vtsc,  tou  ßa&fAou  xadai- 
poüvxai." 

2  Dagegen  gehören  nicht  hierher  ibid.  c  56. 
57  (TödtuDgJ,  58  (Ehebruch  und  Hurerei),  welche 
zwar  sämmtlich  die  Sünder  eine  bestimmte  Zeit 
dxoiv<6vT)Toi  Tdiv  df  laofi'dTtov  wissen  wollen  (vgl. 
auch  c  64  den  Meineidigen  blos  d)cotv<&VT)ToOt 
indessen  sie  in  allen  Fällen  zunächst  in  die  erste 
(Vorbereitungs-)  Station  der  flentes,  der  völlig 
von  der  Kirche  Ausgeschlossenen,  stellen.  Wenn 
nun  zwischen  diesen  Bestimmungen  c.  61: 
;/0  xXi^^ac,  tl  fx^v  a(jp'  eauTou  oerafieXTifteU  xarr)- 
YOpifjoeiev  iauToü,  ivtauTÖv  x(uXu8'/)9CTai  (jlövov  Tf)c 
xoivo>v[a(  xräv  dYiaO{A<iT09V*  et  Ik  d^S'^ydelT),  iv  fiuolv 
Iteoi.  MepiodtjocTai  hk  a^xtp  6  XP^^^  ®'^  unöic- 
Toaiv  xal  ouoxaoiv  *  xal  töts  (i|tou90oi  t^(  xotvoj» 
v(ac''  steht,  so  folgt  daraus  noch  nicht,  dass  der  Dieb 
nicht  mit  der  völligen  Ausschliessung  bestraft 
wird,  vielmehr  kann  die  Vorschrift  so  aufgefasst 
werden,  dass  der  völlig  ausgeschlossene  Dieb, 
wenn  er  Reue  zeigt,  nicht  erst  längere  Zeit  in  der 
Vorbereitungs-Station  und  der  der  Hörenden  ver- 
bleiben, sondern  sofort  in  die  der  Liegenden,  die 
eigentliche  und  Haupt-Bussstation,  aufgenommen 
werden  soll.  Die  blosse  Ausschliessung  von  dem 
Abendmahl  wäre  überdies  für  den  Diebstahl  eine 
zu  geringe  Strafe,  und  wenngleich  die  älteren 
Kanonen  dieses  Vergehens  kaum  erwähnen,  so 
setzt  doch  can.  apost.  25  für  den  Diebstahl  der 
Kleriker  die  Deposition  fest  Dasselbe  muss  von 
Gregor.  Thaumat.  ep.  can.  c.  8 :  „To5c  ^a  otxoic 
dXXoTploic  iiceXdeiv  ToXfAifjoavtac,  ^^  (^ev  xaxv)- 
fOprrfii^Tti  dXeyycbdi,  (jt.T}$s  Tfjc  dxpodioea>c  di^iw- 
oai  *  dav  ht  auTOi^c  i^edciDOi  xal  dno5»atv,  iv  tq 
xms  67CoaTpccpdvTa>v  Tdi^et  ^Tcoiclnxeiv'^,  gelten,  denn 
hier  ist  deutlich  die  völlige  Ausschliessung  in 
der  Bedrohung  der  Ueberführten  gekennzeich- 
net, und  das  Geständniss  äussert  seine  Wirkung 
nur  hinsichtlich  der  Abkürzung  der  Busszeit. 
Demnach  wird  auch  c.  9 :  „To6c  Ü  iv  icc51<i)£&p6^- 
Tac  Tt  ?j  iv  TaTc  lat/c&N  o(x(quc  xaraXei^^^  uirö  tcöv 
Bapßdpaav,  iäs  |jl6v  %aTr)^opvfitm^  iXs^y^^^oiv, 
o|i.o((uc  is  Toic  6icon(itto'jaiv  *  ddv  ht  lauTouc  ^^i- 
TTcuoi  xal  dTCoScäsi,  xal  tt)«  e^^'^C  ^tooai",  blos 
auf  eine  Abkürzung  der  Busszeit  durch  sofortige 
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I.  Die  Hierarchie  und  die  Leitung  der  Kirche  durch  dieselbe. 


11  245. 


Hiernach  ergiebt  sich^  dass  die  AnsschliesBiuig  aus  der  Abendmahlsgemeinsehaft 
nicht,  wie  gewöhnlich  angenommen  wird  S  schon  von  Anfang  an  in  den  Chriaten- 
gemeinden  üblich  gewesen,  dass  sie  vielmehr  allerfrühestens  erst  seit  dem  Ende  des 
4.  Jahrhunderts^,  sicher  erst  im  5.  Jahrhundert  3,  aber  auch  in  dieser  Zeit  noch  sehr 
selten  und  als  arbiträr  von  den  kirchlichen  Oberen  verhängte  Strafe  angewendet 
worden  ist^.  Hervorgerufen  worden  ist  diese  Praxis  wohl  durch  dasBedürfniss  nach 
einer  leichteren  Strafe  für  gewisse  Verfehlungen,  als  es  die  völlige  Ausschliessung 
war,  und  möglicher  Weise  hat  die  rechtliche  Stellung  solcher  Bflsser,  welche  die  Busse 
übernommen  hatten  und  nun  nicht  mehr  völlig  von  der  Kirche  abgeschieden,  aber  an 


yersetzung  in  die  Stufe  der  Liegenden,  bez.  der 
Stellenden  bezogen  werden  dürfen,  nicht  aber  so 
gedeutet  werden  können ,  dMS  die  bloese  Ans- 
Bchliessnng  von  der  Abendmahlegemeinschaft 
festgesetzt  wird. 

Was  den  Ton  Bingbam  o.  S.  709  n.  2  auf  die 
letztere  bezogenen  c.  6  ibid.  anlangt,  in  welchem 
eine  Anweisung  über  die  Frage  erwähnt  wird, 
„ujv  (et  xdc  xarrifopia^  icpocUadai  xal  oDc  (et 
ixxt]p6(oti  T&v  €6^6bv''  (es  handelt  sich  um  die- 
jenigen, welche  bei  der  Barbaren-Verfolgung  für 
ihr  verlorenes  Gut  anderes  Ton  ihnen  gefundenes 
an  sich  genommen  haben),  sohelsst  das  „Heraus- 
bannen ans  dem  Gebet"  so  viel,  wie  TÖllig  aus 
der  Kirche  ausschliessen,  da  eu^if)  Jedes  Gebet, 
nicht  blos  das  eucharistische  bedeutet,  vgl  Gre- 
gor V.  Nyssa  c.  4  eit,  o.  S.  701  n.  4 ;  Basilii  ep. 
199  (can.II)  c.  30:  „tlepi  Torv  dpitaCövrov  xdivova 
(jiev  TtoXaiav  o6x  ^ojjtev,  IStov  hk  YvdbpiTjv  diroitj- 
odfAcda '  Tp(a  Itv]  xai  a^TOuc  xol\  to6<  ouvapna- 
CovTac  aOxoic  i^m  t&v  gdyi&s  Y^eodai",  und  dazu 
den  ebenfalls  den  Frauenraub  betreffenden  c  22, 
welcher  allerdings  4  Jahre  Busszeit  festsetzt: 
„XpV)  T<p  npc&Tfp  (so.  Jahr)  ixßdXXeodai  t&v  npoc- 
eu^Äv  xol  TcpocxXaCciv  a^Touc  ttq  ^op^  t-Fjc  ixxX?)- 

olac ,  T<{>  (euxipfp  (e^ftfjvai  eic  dxpöaoiN" 

Endlich  kann  Gregor  ▼.  Nyssa  c.  2,  welcher  von 
der  lebenslänglichen  Busse  der  zum  Heidenthum, 
Judenthum  oder  Manichäismus  abgefallenen 
Christen  spricht,  wegen  der  Schwere  des  Ver- 
gehens nicht  die  blosse  Ausschliessung  vom 
Abendmahl  meinen,  und  wenn  er  betont,  dass 
die  Büsser  dem  mystischen  Gebet  fernbleiben 
und  abgesondert  leben  müssen,  so  hebt  er  damit 
blos  die  Hauptwirkung  der  grossen  Exkommuni- 
kation hervor. 

Was  schliesslich  die  Kirchenväter  betrifft,  so 
kann  August,  contra  epist.  Pannen.  1.  III.  1.: 
„Non  tamen  ab  eo  separent  fTatemam  charitatem, 
quem  de  fraterua  congregatione  praecipit 
separari.  Hoc  enim  apertius  ad  Thessalonicenses 
(II  c  III.  14.  15)  dicit:  Si  quis  autem  non 
obaudit  verbo  nostro  per  epistolam,  hunc  notate 
et  non  commisceamini  cum  ülo,  ut  erubescat: 
et  non  ut  inlmicum  eum  aestimetis,  sed  corripite 
ut  fhitrem,"  ebenfalls  nicht  die  blosse  Ausschlies- 
sung vom  Abendmahl,  vielmehr  nnr  die  unter 
3.  gedachte  Strafe  im  Auge  haben,  da  er  von  der 
Trennung  von  der  brüderlichen  Gemeinschaft 
überhaupt  spricht.  Dass  c.  4  i.  f.  (Ambros.)  G. 
ZXXII.  qu.  4 :  „sacramenti  coelestis  amittit  con- 
sortium^',  sich  auf  die  erstere  bezieht,  so  Mün- 
chen, kanon.  Gerichtsverfahren  u.  Straf  recht  2, 
197,  erscheint  ebenfalls  ausgeschlossen,  da  die 


Stelle  vom  Ehebmch,  welcher  sonst  mltdergroeaen 
Exkommunikation  bedroht  ist,  handelt  und  mit 
dem  consortiumooelestis  sacramenti  sehr  wohl  blos 
die  Hauptwirkung  der  völligen  AussehlieBSung  ge- 
meint sein  kann.  In  c.  8  (Pseudo-Augosi-)  G.  XVH 
qu.  4:  „Oblatio  vero  domns  tuae  a  elerids  ne 
suscipiaturlnterdlxi  commnnionemqne  tibi  inter- 
dico,  donec  peracta  pro  anslbus  vel  errore  a  me 
difflnita  tibimet  penitenoia  .  .  .  dignnm  offeras 
sacrifldum  deo*^  lässt  die  Verweigerung  der  An- 
nahme der  Oblationen  (s.  o.  S.  704)  ebenfaUa  auf 
die  grosse  Exkommunikation  schliewen. 

i  München  a.  a.  0.  2,  206;  Schilling, 
Kirchenbann  S.  125.  195.  Dieser,  so  auch 
Kellners.  11;  Walter,  K.  R.  $.191;  Per- 
maneder,  K.  R.  $.  337,  338;  Rlehter- 
Dove-  Kahl  %.  212. 214,  finden  In  der  Stellung 
der  Büsser  auf  den  verschiedenen  Bnststnfen 
(s.  %.  246)  die  kleine  Exkommunikation,  ja 
Kat  z ,  ein  Grundrisa  des  kanonischen  Strafirechts. 
Berlin  u.  Leipzig  1881.  S.  46  n.  2  venteigt  sieh 
sogar  zu  der  Behauptung,  dass  die  Buasstnfe  der 
Entziehung  des  Abendmahls  (s.  a.  a.  O.)  die  ur- 
sprüngliche Form  der  Exkommunikation  geweeen 
sei.  Diese  Auffassung  hängt  mit  der  falschen 
Ansicht  zusammen,  dass  die  Busse  dnreh  die 
Exkommunikation  erzwungen  worden  sei,  s.  o. 
S.  696,  und  dass  man  daher  auch  zn  Bässen 
blos  in  den  oberen  Stationen  verurtboilt  habe,  so 
Kellners.  11.  Da  indessen  die  Busse  eine  dem 
Sünder  gewährte  Gnade  war,  und  er  allmähllefa 
wieder  zu  den  einzelnen  kirchlichen  Rechten  zu- 
gelassen wnrde,  so  stand  er  zwar  anf  der  letzten 
Bussstufe,  auf  welcher  er  blos  noch  vom  Abend- 
mahl ausgeschlossen  war,  dem  mit  der  kleinen 
Exkommunikation  Bestraften  gleich,  aber  für 
ihn  war  diese  Stellung  keine  Strafe,  sondern  eine 
Verbesserung  seiner  früheren  Stellung  als  eines 
zunächst  ganz  von  der  Kirche  gesehledenea 
Mitgliedes. 

2  Falls  man  die  Bussbriefe  des  Basilins,  s.  o. 
S.  699  n.  2,  für  echt  erklärt. 

«  S.  0.  S.  710  n,  5. 

*  Denn  die  Bnssbriefe  (S.  711  n.  1)  gebe« 
nur  Anleitung  zur  Verhängnng  von  Strafen,  stnd 
aber  keine  gesetzlichen  Normen  für  die  Kirche 
gewesen.  Arbiträr  ist  die  Strafe  verhingt  nebea 
der  Absetzung  vom  Amt  des  Defensors  durch 
Felix  il,  0.  S.  710  n.  5.  Dass  sich  das  Fragn. 
Gelasil  I,  a.  a.  O.,  wenn  es  überhaupt  in  Betrackt 
kommt,  auf  einen  Specialfall  bezi(äit,  ist  wahr- 
scheinlich. Als  einzige  allgemeine  Strafandro- 
hung bleibt  somit  nur  die  im  Konzil  von  Lerida 
aus  dem  6.  Jahrh.  (S.  709  n.  3)  übrig. 


f.  245.] 
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dem  höchsten  Gut  derselhen  noch  nicht  theilnehmen  durften,  auf  die  Wahl  dieser 
Strafe  bestimmend  eingewirkt  K 

3.  Endlich  hat  sich  seit  dem  Beginn  des  4.  Jahrhunderts  eine  mit  der  eben  ge- 
dachten gewöhnlich  sasammengeworfene,  aber  davon  verschiedene  Strafe,  die  Sus- 
pension von  den  kirchlichen  Mitgliedschaftsrechten^,  insbesondere  von 


^  Weitere  Vennutbnngen  Iamou  sich  bei  dem 
dürftigen  Quellenmaterial  nicht  aufstellen.  Das- 
selbe zeigt  zugleich,  das«  die  Strafe  keine  erbeb- 
liche Bedentnng  gehabt  hat,  wie  sie  diese  über- 
haupt niemals,  selbst  nicht  im  Dekretalen-  und 
im  heutigen  Recht,  vgl.  vorUufig  München  2, 
206.  207  n.  7  erlangt  hat. 

s  Sie  kommt  zuerst  im  Konzil  von  EMra  c. 
%i  TOT :  „Si  qnls  in  dyitate  positus  III  dominids 
ad  eodesiam  non  accesserit,  pauco  tempore 
abstineatur,  ut  correptus  videatur,"  c.  66:  „Ma- 
gistratus  rero  uno  anno,  quo  agit  duumTiratum, 
prohibendum  placnit,  ut  se  ab  ecclesla  cohibeatf' 
(▼gl.  H  e  f  e  1  e  1 ,  181).  Die  blosse  Ausschliessung 
▼om  Abendmahl  kann  hier  nicht  gemeint  sein, 
so  allerdings  z.  B.  Bi  n gh  am  o.  S.  709  n.  2  und 
Fr  a  nk  S.  515  für  c  21,  denn  o.  56  Terlangt  die 
Femhaltung  von  der  Kirche  überhaupt  und  in 
e.  21  würde  die  erstgedaohte  Strafe  gegen  den- 
jenigen, welcher  die  Kirche  überhaupt  nicht  be- 
sacht, Ton  gar  keiner  Wirkung  sein.  (So  auch 
K  o  b  e  r ,  Deposltion  und  Degradation .  Tübingen 
1867.  S.  59.  Dieser  bezeichnet  die  Strafe,  frei- 
lich nicht  glücklich,  als  „Verlust  der  kirchlichen 
Rechtsf&higkeitbis  auf  Weiteres,^  wihrendM  eu  - 
rer  Arch.  f.  d.  K.  R.  49,  184  mit  ihm  in  Folge 
der  Annahme  einer  Exkommunikation  auf  Zeit, 
o.  S.  703  n.  4  zusammentrifft). 

Dazu  kommt  nun  welter,  dass  Sardica  343 
0.  11  die  Yorsohrift  des  c.  21  dt.  —  das  ,ab8ti- 
neatni^  ist  mit :  ditoxr^otro  zffi  xoivmvUxc  über- 
setzt —  auch  auf  die  Bischdfe  ausdehnt,  und  für 
diese  nicht  die  blosse  Entziehung  der  Theil- 
nahme,  wohl  aber  die  Suspension  von  allen  kirch- 
lichen Rechten,  von  denen  als  Bischof  und  als 
Mitglied  der  Kirche  überhaupt,  eine  passende 
Strafe  erscheint. 

Nach  Analogie  dieser  Stellen  werden  welter, 
weil  es  sich  dabei  nicht  um  schwere  Tergehen, 
zum  Theil  sogar  blos  um  damals  fast  unvermeid- 
liche Berührungen  mit  dem  Heidenthum  handelte, 
hierher  zu  rechnen  sein : 

Arlea  I  314  c.  11 :  „De  puellis  fldelibus  quae 
gentllibus  iungantur  placuit,  ut  aliquante  tem- 
pore a  communione  separentur  (EMra  all  hat, 
obgleich  es  solche  Ehen  missbilligt,  dafür  noch 
keine  Strafe  angedroht);  EMra  c.  55:  „sacer- 
dotes  (d.  h.  Christen,  welche  das  Amt  des  Flamen 
bekleiden,  Hef  ele  1,  177)  qui  tantum  Coronas 
portant  nee  sacriflcant  nee  de  suis  sumptibu»  all- 
qnidadidolapraestant :  placuit  postbienninm  acd- 
pere  communlonem,"  e.  57 :  ^^Matronae  vel  ea- 
mm  mariti  veetimenta  sua  ad  omandam  saecula- 
rlter  pompam  non  dent  (für  heidnische  Festzüge); 
et  ti  fecerint  triennio  abstineantur^;  c.  40 :  ^ro- 
bibere  placuit,  ut  qunm  rationes  suas  acdpiant 
possessorea,  qnidqnid  adidolum  datumfuerit  (von 
ihren  heidnischen  Pächtern  als  Opfer  für  Fan, 
Flora  u.  s.  w.)  accepto  non  ferant:  si  post  inter- 
dictum  fecerint,  perqninquenniispatlatemporum 


a  communione  esse  arcendos'' ;  c.  54  (c.  nn  C. 
XXXI.  qu.  3) :  „Sl  qui  parentes  fldem  fregerint 
sponsaliorum,  triennii  tempore  abstlneantuf*,  (wo- 
bei zu  beachten,  dass  nach  römischem  Recht  das 
Yerlöbniss  nicht  klagbar  war).  Diese  Auffassung 
wird  dadurch  unterstützt,  dass  in  Yannes  c  13. 
14,  nach  welchen  der  Kleriker,  wenn  er  sich  be- 
trinkt, XXX  dierum  spatio  a  communione  sub- 
movendum  esse,  und  wenn  er  ohne  Orund  von 
der  Matutfn  fortgeblieben  YII  diebus  a  com- 
munione habeatuT  exatraneus,  communio  weder 
die  volle  Ausschliessung  aus  der  Kirche  noch  auch 
blos  die  von  der  Abendmahlsgemeinschaft,  son- 
dern nur  die  Suspension  von  seinen  Rechten 
bedeuten  kann.  Es  ist  also  unrichtig,  wenn 
München  (2,  157  n.  6)  o.  54  auf  den  kleinen 
Bann  bezieht. 

Weiter  dürfte  hierher  gehören :  Basilii  M.  ep. 
188  (oan.  I)  c.  13,  welcher  erklärt,  dass  die 
Täter  die  Tödtung  im  Kriege  nicht  für  strafbar 
erachtet  haben,  aber  die  Weisung  ertheilt,  die 
Thäter  „6^  rdc  X^ipac  PfJj  xa^apoö« ,  Tpiöv  köv 
Tr)c  xotvtDv(a<  (jl^viqc  diceyeo&ai"  (also  blos  von  der 
kirchlichen  Gemeinschait,  aber  der  vollen,  im 
Gegensatz  zur  gänzlichen  Ausschliessung)  fem- 
zuhalten,  wennschon  möglicher  Weise  zu  xotvoi- 
N(ac  das  sonst  vorkommende  dia^oü,  des 
Abendmahls,  ergänzt  werden  könnte,  also  die 
Steile  dann  unter  die  S.  711  n.  1  besprochenen 
einzureihen  wäre. 

Ob  dagegen  EMra  c.  16 :  „neque  Judaels  (ne- 
que  haeretiois)  dare  placuit  (sc.  puellas  christia- 
nas  in  matrimonium)  eo  quod  nuUa  possit  esse 
socletas  fldeli  cum  inüdeli;  si  contra  interdio- 
tum  fecerint  parentes,  abstineri  per  quinquen- 
nium  placuit"^  die  Suspension  meint,  erscheint 
zweifelhaft,  weil  hier  wegen  der  Schwere  des 
Vergehens  die  Ausschliessung  und  die  Nothwen- 
digkeit  5jähriger  Busse  gemeint  sein  könnte,  s. 
0.  S.  703  n.  3 ;  nicht  minder  ob  dies  betreffs  c  14 
ibid. :  ;,Virgines,  quae  virginitatem  suam  non  cu- 
stodieriut,  si  eosdem  qui  eas  violaverint,  duxe- 
rint  et  tenuerint  maritos  eo  quod  solas  nuptias 
violaverint,  post  annum  sine  poenitentia  reoon- 
cÜiari  debebunt"  der  Fall  ist,  denn  einige  Hand- 
schriften lesen:  „post  poenitentiam  unius  aiml 
reconcUiari  debebunt'^,  und  diese  Lesart  erscheint 
wenigstens  sachlich  richtiger,  da  ja  immer  ein 
Unzuchtsvergehen,  d.  h.  im  Sinne  der  alten 
Kirche  eine  schwere  Sünde,  bei  welcher  aller- 
dings besondere  Milderungsgründe  in  Betracht 
kommen,  vorliegt,  also  die  Ausschliessung  aus 
der  Kirche  unter  Wiederzulassung  nach  kürzerer 
Busszeit  angemessener  erscheint,  während  bei 
der  Annahme  einer  blossen  Suspension  das  re- 
condllari  nicht  passen  will. 

Arles  n  endlich  c  50 :  „Hi  qui  publicis  inter 
se  odils  exardescunt,  ab  eocleslastlcis  oonven- 
tibus  removendi,  donec  ad  pacem  recurrant," 
handelt  blos  von  einer  Massregel,  welche  Störun- 
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dem  Kecht,  die  Kirche  zn  betreten,  dem  Gottesdienst  anzuwohnen,  am  encharisti- 
sehen  Gebete  am  Abendmahle  theilznnehmen  und  bei  dem  letzteren  die  Oblatioaen 
darznbringen,  herausgebildet. 

Beide  Strafen,  die  Ausschliessung  von  der  Abendmahlsgemeinschaft  und  die 
Suspension  von  den  kirchlichen  Mitgliedsrechten,  kommen  darin  llberein,  dass  sie 
blos  für  leichtere  Vergehen  angedroht  sind',  aber  sie  unterscheiden  sich  dadurch, 
dass  das  suspendirte  Kirchenmitglied  sofort  nach  Ablauf  der  Zeit,  fttr  welche  es  sns- 
pendirt  war^,  wieder  ohne  Weiteres  in  den  Yollen  Genuss  seiner  Mitgliedschaftsrechte 
tritt ^,  während,  selbst  dann,  wenn  fUr  die  Ausschliessung  von  der  Abendmahls- 
gemeinschaft Fristen  bestimmt  sind  ^,  der  Ausgeschlossene  für  die  Begel  erst  nach 
erfolgter  Besserung  wieder  zugelassen  wurde  ^,  also  falls  eine  solche  nicht  erfolg:t 
war,  sich  die  Wiederaufnahme  hinausschieben  mnsste^. 

Erst  seit  dem  Ende  des  6.  Jahrhunderts  ist  seitens  der  Pftpste,  n&mlich  ron 
Gregor  I.,  die  Ausschliessung  von  der  Abendmahlsgemeinschaft  ^  mehrfach  gegen  Laien^ 


1 


gen  des  Öffentliclien  Gottesdienstes  fernzuhalten 
bezweckt. 

^  S.  einerseits  die  vor.  Anm.  u.  S.  706  n.  3, 
andererseits  S.  709  n.  3  u.  S.  711  n.  1.  Ueber- 
einstimmend  hiermit  auch  Löning,  1,  266. 
Wenn  er  aber  unter  blos  allgemeiner  Berufung 
namentlich  auf  die  spanischen  Konzilien  des 
4.  u.  6.  Jahrb.  annimmt,  dass  die  Ausschliessung 
von  der  Abendmahlsgemeinschaft  gewöhnlich  auf 
mehrere  Jahre,  sogar  nicht  selten  auf  10  Jahre 
verhingt  sei,  so  erglebt  sich  hierbei  von  seinem 
eigenen  Standpunkte  aus,  o.  S.  709  n.  2,  der 
Widerspruch,  dass  bei  geringeren  Vergehen  eine 
verhältnissmässig  harte  Strafe,  wie  sie  zweifellos 
eine  lOjährige  Ausschliessung  bilden  würde, 
verhängt  sein  soll.  Ueberdies  kann  Loning  nur 
aufstellen,  wie  Elvira  c. 22. 59.  70,  o.  S.  703 n.  3 
u.  4  abzielen,  aber  die  darin  bedrohten  Vergehen 
(Verfall  in  Ketzerei,  Betheiligung  an  heidnischen 
Opfern  und  an  der  Unzucht  der  ehebrecheiischen 
Frau)  Bind  im  Sinne  der  alten  Kirche  keine  ge- 
ringeren Vergehen.  Die  citirten  und  ähnliche 
andere  Stellen  gehören  also  gar  nicht  hierher, 
s.  0.  S.  703  n.  3  u.  4. 

2  Diese  ist  entweder  in  den  Kanonen  selbst 
bestimmt  oder  wenigstens  dem  Bischof  für  die 
Festsetzung  derselben  durch  nähere  Anweisun- 
gen, wie  „pauoo,  aliquante  tempore"  eine  Direk- 
tive gegeben,  o.  S.  713  n.  2;  eine  Ausnahme 
machen  nur  can.  apost  67. 72,  o.  S.  706  n.  3,  nach 
denen  der  Bischof,  aber  offenbar  arbiträr,  die  Zeit 
zu  bestimmen  hatte. 

^  Denn  von  irgend  welchen  Erfordernissen  für 
die  Wiedererlangung  derselben  ist  nirgends  die 
Rede. 

^  S.  S.  709  n.  3,  aber  nicht  immer,  o.  S. 
711  n.  1. 

6  Vgl.  Lerida,  c.  7,  S.  709  n.  3. 

8  Denn  sonst  hätte  das  Verlangen  der  Besse- 
rung, S.  705  n.  4  u.  S.  709  n.  3,  welches  nur 
Basilii  c.  66  nicht  erwähnt  wird,  keinen  Sinn. 
Ueber  den  letzteren  s.  auch  $.  246.  V.  a.  E. 

^  Ep.  VI.  31,  Ben.  2,  817  (c.  2  0.  V.  qu.  1): 
„ut  sancti  eins  (Jesu  Christi)  corporis  ac  sangui- 
nis participatione  privatus  sit.    Si  vero  ....  iam 


prohibitus  corpus  ao  sanguinem  domini  perdpere 
praesumit,  anathematis  ultione  percnssus  sit  et 
ut  fallax  ao  pestifer  a  s.  eoclesiae  corpore  divi- 
sus.^  Hier  wird  deutlich  der  s.  g.  kleine  Bibh 
von  dem  grossen  geschieden,  welch  letzterer  ep. 
IV.  3,  1.  c.  2,  671  mit  denselben  Ausdrücken: 
^anathematizamuB  atque  a  sinn  matrlB  ecdesiie 
alienum  esse  decemimus''  bezeichnet  wird.  (Vgl 
auch  XI.  46, 1.  c.  2,  1182.) 

Auch  das  blosse  communione  prlvare  braaebt 
Gregor  I.  als  gleichbedeutend  mit  dem  Entziehen 
der  Gemeinschaft  des  Abendmahles,  lU.  7,  1.  c 
p.  631  (c.  62  C.  XVI.  qu.  1)  helsst  es  mit  Be- 
zug auf  einen  Bischof,  welchem  JurisdiktiODs- 
übergriffe  untersagt  sind :  „Quod  si  contra  kaee 
. .  .  venire  tentaveris,  aacra  sdas  te  communione 
privatum  nee  eam  te  excepto  ultimo  vitae  tiue 
tempore,  nisi  ooncessu  Romani  pontificls  deoot- 
nimus  iussione  percipere^,  während  vorher  bemerkt 
wird  Cp.  630):  „cum  oportuisset  te  ex  eo  domi- 
nici  corporis  communione  prlvari  .  .  .  tarnen  nos 
humanius  decernentes  communionisquetibisaeia- 
mentum  Interim  conservantes";  vgl.  femer  III. 
26,  1.  c  2,  642  (o.  2  C.  XXIV,  qu.  2,  welches 
ebenfalls  die  Identität  beider  Ausdrücke  ergiebt) ; 
VIII.  6,  1.  c.  2,  899;  nicht  minder  aueh:  ei- 
communlcatio,  V.  7, 1.  c  2, 733  betreifend  einen 
abgesetzten  Priester,  welcher  trotzdem  priester- 
liehe  Funktionen  ausübt:  «eum  s.  corporis  et 
sanguinis  dominici  participatione  privatum  in 
poenitentiam  redigat,  ita  ut  usque  ad  diem  obi- 
tus  sui  in  eadem  excommunicatlone  permaneat 
et  viaticum  tantummodo  exitus  sui  tempore  pei- 
cipiat". 

8  Ep.  III.  27,  Ben.  2,  643 :  „Et  si  in  vestia 
cognitione  eum  (Bonifacium  virum  clarissimnm) 
faduorosi  criminis  reum  esse  patuerit,  tune  ex 
nostra  auctoritate  non  solum  dominioi  corporis  et 
sanguinis  communione  privatus  sit,  verum  etism 
in  monasterium,  ubi  poenitentiam  agere  debeat, 
retrudatur";  VIU.  8,  1.  o.  2, 901 :  „a  sacratLssimae 
communionis  participatione  8uspendere%  gegen 
Laien,  welche  die  Zurückbringung  einer  aposta- 
sirenden  Nonne  verhindern;  VI.  31,  111  (s.  vor. 
Anm.)  gegen  Laien,  welche  falsche  Anklagen 
gegen  kirchliche  Beamte  erheben. 
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und  gegen  abgesetzte»  Geistliche  ^  als  Strafe  angewendet  und  zwar  auch  biszurTodes- 
Btiinde  verhängt  worden  2. 

Dagegen  ist  das  nachmalige  Interdikt  ab  kirchliches  Strafmittel  der  älteren 
Kirche  unbekannt  gewesen  '. 

§.246.    bb.  Die  öffentliche  Busse  der  Laien, 

I.  Die  rechtliche  Bedeutung  der  Öffentlichen  Busse.  Die  Auffassung 
der  alten  Kirche,  dass  deijenige,  welcher  von  der  kirchlichen  Gemeinschaft  völlig 
ausgeschlossen  war,  keine  Pflicht,  sondern  nur  das  Recht  habe,  sich  durch  lieber- 
nähme  der  Öffentlichen  Busse  und  Leistung  derselben  die  Wiederzulassung  zur  Kirche 
und  zum  Abendmahl  zu  erwirken  (s.  0.  S.  695),  ist  auch  in  dieser  Zeit  noch  in  Gel- 
tung geblieben^.  Die  Busse  hat  also  ebenfalls  noch  ihren  frflheren  Charakter^  als 
rechtliche  Voraussetzung  fär  den  Wiedereintritt  in  die  Kirche^  behalten,  und  war 
noch  nimmer  eine  Wohlthat,  welche  die  letztere  dem  Sünder  gewährte^,  aber  unter 
Umständen  auch  noch  jetzt  in  ihrer  Wirkung  beschränkte^  oder  sogar  bei  gewissen 
schweren  Verbrechen  ganz  versagte*,  wenngleich  sie  in  dieser  Beziehung  schon 
manche  Milderungen  hatte  eintreten  lassen  ^^ 

n.  Die  öffentliche  Busse  im  Morgenlande.  Die  Bussstationen. 
Während  sich  schon  frflh  die  Sitte  entwickelt  hatte,  dass  der  Ausgeschlossene  den 


1  Sogegen  einen  Priester,  s.  S.714  n.  7,  femer 
gegen  einen  abgesetzten  Bischof ,  welcher  sein 
BlBthnm  wieder  zn  erlangen  versncht,  ep.  XII. 
31,  2, 1102:  „atqne  dominici  corporis  et  sangui- 
nis eommonione  priTstum  in  monssterinm  enm 
usqne  sd  diem  obitns  sui  sd  agendam  curet 
poenitentiam  retrndendnm.'^' 

<  S.  die  vor.  Anm. 

3  8.  des  Näheren  unten  g.  254. 

*  Tours  461  c.  6 :  „quia  si  quis  templum  dei 
Tiolayerit,  dispeidet  enm  deus,  donec  resipiscentes 
a  laqneo  diaboli  eo  quo  eapti  tenentur  ad  ipsins 
▼olontatem,  ad  anzilium  poenitentiae  rever- 
tantnr.*'  Wenn  es  von  dem  Unzucht  oder  Ehe- 
brach  treibenden  Priester  Neoc&sarea  324 — 326 
e,  1  heisst:  ^lodstelkii  aM^  t£Xcov  xal  dfeQ%ai 
adrov  c{«  fAcrdvoiav  (Dionys.  in  c  9  Dict.  XXYIII 
übersetzt :  ad  poenitentiam  redigi),  so  kann  dies 
nicht  auf  einen  Zwang  zur  Busse  gehen,  viel- 
mehr heisst  es  nur  soviel  als :  dadurch  zur  Busse 
▼eranlasst  werden,  denn  0.  2«  7  ibid.  ergeben 
denüieh,  dass  die  Busse  freiwillig  gefordert  und 
übernommen  wird.  In  Garthago  I  346 — 348  c  2 : 
„eo8  si  laid  sint,  ad  poenitentiam  redigi,  si  au- 
iem  sint  clerici  . . .  honore  privari'^  und  Oarthago 
407  c  8  (cod.  eccles.  Afrio.  c  102  von  getrenn- 
ten Ehegatten,  welche  eine  anderweite  Ehe  ein- 
gehen) ^ad  poenitentiam  redigantur^  bedeutet  es 
gerade  so  viel,  wie  die  grosse  Exkommunikation, 
weil  in  Folge  derselben  die  Busse  übernommen 
wurde,  wie  dies  Garthago  I.  dt.  c.  14 :  „Si  quis 
vero  statuta  supergressus  corruperit .  .  .,  si  lai- 
ene  est,  commnnione,  si  clericus  est  honore 
privetur"  und  Garthago  419,  cod.  eccles.  Afric  c 
132.  133,  wo  es  von  dem  angeblich  seitens  des 
Bischofs  des  Geständnisses  eines  crimen  Bezich- 


teten heisst:  „si  ille  negetetpoenitere  noluerit", 
während  er  bereits  als  exkommunicirt  vorausge- 
setzt wird,  zeigen.  Auch  Toledo  400  c.  13  lau- 
tet :  „admoneantur,  ut  ad  poenitentiam  accedant^ 
und  Arles  IL  442  0.  463  c  24:  „placuit  usque 
ad  ezitum  non  communicare,  nisi  dlgna  satis- 
factione  poenituerint",  schliessen  ebenfalls  die  An- 
nahme eines  Zwanges  aus. 
5  S.  695. 

^  Tours  461  c  7:  „donec  per  confessionem  poeni- 
tentiae ipsornm  crimina  diluantur^;  Vanues 
466  c  1 :  „nisi  poenitentiae  satisfactione  crimina 
admissa  diluerint^  (ebenso  auch  Agde  Ö06  c  37 
in  c  20  G.  XXIV.  qu.  3> 

f  Orange  441  c  28:  „In  utroque  sexu  deser- 
toresprofessae  castitatlspraevaricatores  habendi  et 
bis  Omnibus  per  poenitentiam  legltimam  consulen- 
dum";  Angers  463  c.  12  („. .  .  poenitentiae  venia 
largienda*^].  Derselben  Ansicht  M  e  u  r  e  r  Arch.  f. 
k.  K.  R.  49,  184.  186;  Loning  1,  26a 

s  Dadurch,  dass  die  Ausschliessung  auf  eine 
in  sich  oder  durch  eine  Reihe  von  Bussjahren 
bestimmte  Zeit  erfolgte,  0.  S  703,  denn  in  diesen 
Fällen  hatte  der  Ausgeschlossene  vor  Ablauf 
derselben  kein  Recht  auf  Wiederaufnahme,  oder 
dadurch,  dass  die  Wiederaufnahme  erst  in  der 
Todesstunde  für  statthaft  erklärt  wurde,  S.  700. 

»  0.  8.  699. 

10  So  in  Betreif  derjenigen,  welche  nach  der 
ersten  Busse  und  nach  ihrer  Wiederaufbahme 
von  Neuem  rückfällig  wurden,  und  welche  die 
frühere  Praxis  von  der  Wiederzulassung  zur 
Busse,  also  damit  für  immer,  von  der  Kirche  aus- 
schloss,  vgl.  ep.  Siridi  ad  Uimer.  Taracon.  386. 
c.  6.  cit.,  8.  699  n.  2. 
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Bischof,  welcher  später  Aber  seine  Wiederznlassung  zn  befinden  hatte,  angbg,  nm  von 
dem  letzteren  nähere  Anweisungen  über  die  zu  übernehmende  Bosse  zn  erbitten,  und 
dieser  sie  nach  Prflftmg  der  Anfriehtigkeit  des  Verlangens  gewährte  \  bildete  sich 
noch  im  Verlauf  des  3.  Jahrhunderts  in  der  orientalischen  Eorche  eine  festere  Ord- 
nung für  die  Wiederaufnahme  aus,  welche  von  der  Tendenz  beherrscht  war,  die 
Bfisser  nicht  sofort  nach  geleisteter  Busse  ^  in  die  vollen  kirchlichen  Gemeinschafto- 
rechte  wieder  einzusetzen,  sondern  sie  erst  nach  und  nach  in  längeren  Zwischen- 
räumen stufenweise  der  einzelnen  Hi^liedschaflsrechte  theilhafiig  werden  zu  lassen, 
d.  h.  eine  besondere  Ordnung  der  s.  g.  Bassstationen  oder  Bussatnfen'. 
Sie  sind  daraus  entstanden^,  dass  man 

1.  zunächst  fär  die  Zulassung  des  Ausgeschlossenen  als  Bllsser  die  sich  eine  be- 
sondere und  längere  Zeit  hindurch  bewährende  Bethätignng  der  Reue  und  des  lebhaf- 
ten Wunsches  der  Wiederaufiiahme  in  die  Kirche  verlangte,  und  man  daher,  bis  si^ 
der  Bischof  davon  überzeugt  hatte,  den  Ausgeschlossenen  die  £arche  nicht  betreten 
liess,  er  sich  vielmehr  vor  derselben  oder  im  Vorhofe  aufhalten  musste,  um  weinend 
die  Verstattung  zur  Busse  zu  erbitten  ^.  Eine  besondere  Stufe  konnte  dieser  Znstand 
füglich  nicht  genannt  werden,  weil  der  Reuige  noch  gar  nicht  in  der  Lage  war,  eine 
rechtlich  für  die  Wiederaufnahme  in  Betracht  kommende  Basse  zu  leisten^,  und  man 


1  Die  const.  apostol.  II.  16  lassen  den  vom 
Bischof  Ausgeschlossenen  dnrch  die  Diakonen 
aus  der  Kirche  herauswerfen  (ß^m  ßXYj^'^vai),  dann 
für  ihn  beim  Bischof  bitten,  ihn  auf  Befehl  des 
letzteren  wieder  hereinführen,  und  nach  einer 
Prüfung  desselben,  „e(  u.eras6ei  xäl  df^i^c  ioxts 
SXioc  eU  i'*.%kt]oias  Trapaoe^diWat^,  ihm  nach  der 
Art  der  Sünde  2,  3,  5  oder  7  Tage  Fasten  be- 
stimmeu,  und  bemerken  am  Schluss:  „oötodc  oi^v 
xaX  "^ixotc  (^ov  loTi  iToteTv,  toO^  itp'  di(jiapT(acc 
'ki'fQ'na^  (jLeTaNOtstv  d^oplC^iv  ^p6vov  (bptou£vov 
xaxd  T?)v  dvaXo^lav  to5  dfiapTT]p.aTOc ,  eireita 
IJtexavoioQvTac  icpocXapLßdveoOai ,  d>c  icarlpac 
ulo6c";  vgl.  auch  ibid.  38.  39,  wo  von  denen  die 
Rede  ist,  welche  später  die  Busse  übernehmen 
wollen.  Ueber  die  Wiederaufnahme  1.  c.  IL  39. 41. 

^  Die  const.  apostoL  stellen  diejenigen,  welche 
zur  Busse  zugelassen  sind,  den  Katechumenen 
gleich,  II.  39:  „qh  tou«  ddvixouc,  bn6xas  d^Xoai 
pLCTavoietv  xal  dniOTpd^etv  i%  rrjc  hX^vt)«,  eU 
£xxX7]o(av  irpo(&e)^ö{ieda,  Sttcoc  toO  Xö^ou  dxou- 
ojoiv,  o6  (i.9jv  xoivwvoufjLev  aäxoTc,  d^pt  t^jn  o^pa- 
Yi8a  Xaß^vxec  TeXcio)8d)9iv,  oGtoc  xal  toic  toi- 
oÜToic,  (^^XP^^  ^^  (UTavo(a(  xapii6v  ^7ct$e{S(ootv, 
dntxplTrofxev  elo^pveoOai,  OTtoa;  xoü  X^you  dxo6- 
ovxe«  \».ii  xeXeCoc  ap87]v  dir^Xwvxai,  (x9j  xoivoivel- 
XöjaaN  hk  dv  xtq  irpooeu)^  j,  dXX*  iiipyii9%fo9a>f  jjiexd 
x-^v  dsd fiioois  xot)  vöfiou  xal  xwv  irpocprjxwv  xal 
XOÜ  cuaY^eXlou"  .  . .  o.  41 :  „el  H  xi«  ^TrioxpacpeU 
pksxavoiac  xapiröv  iizihei^Tai,  x6xe  xal  el«  irpoc- 

eüv-^v  tichi^aa^e  aixöv ^oirep  x6v  iOvixÖM 

Xouoac  tlahiyr  piexd  x^n  $((aoxaX(ocv,  o5x(o(  xal 
xoüxov  ^sipovexVjoa;,  obc  dv  fi.exavo(qi  xexaftap- 
pifvov,  Tcdvxoöv  6irep  a6xou  TCpoceuYO|ji^va)v,  dito- 
xaxaoxi^aeic  (Du,  Bischof)  aöxöv  et«  x^v  dp^a(av 
aöxou  vou.'f)v'  xal  foxai  a6x(p  dvxl  XouopLaxoc  "^ 
Xeipo^ff/a",  vgl.  auch  o.  S.  26.  26.  Der  Paralle- 
lismus ist  hier  vollständig  durchgeführt,  nur  die 
Abweichung  besteht,  dass  über  die  Poenitenten 
erst  nach  den  Gebeten  über  den  Katechumenen, 


Energumenen  und  den  Tauf  kandldaten  (o.  S.  26), 
wenn  sich  diese  bereits  entfernt  hatten,  das  für 
sie  bestimmte  Gebet  gesprochen  wurde,  und  sie 
dann  erst  aus  der  Kirche  fortgingen,  1.  c  YIIL 
6—10. 

8  Die  älteste  Quelle,  welche  diese  erwähnt,  ist 
die  sog.  epistola  canonlea  Gregors  B.  v.  Neo<^ 
sarea  (Thaumaturgos) ,  Migne,  patrol.  gr.  10, 
1020,  deren  Aechtheit  Ms  auf  den  letzten  can.  11 
wohl  nicht  zu  beanstanden  ist,  BinterimY. 3, 
352  ff.  Die  orientalischen  Konzilien  des  4^  Jahrb. 
(s.  nachher  In  den  Anmerkungen)  gedenken  der- 
selben, als  einer  bekannten  Einrichtung. 

^  Wahrscheinlich  im  Zusammenhang  damit, 
dass  in  Folge  der  politischen  und  socialen  Ver- 
hältnisse, namentlich  der  Einfälle  barbarlsdier 
und  heidnischer  Yolksstämme,  wodurch  das 
religiös -sittliche  Niveau  der  Christen  herabge- 
drücktwar,  s.  BinterimY.  2,  362;  Frank 
S.  656,  bei  der  grosseren  Mannigfaltigkeit  d» 
Bussfälle  eine  verschiedenartigere  Behandlung 
der  letzteren  bedingt  erschien,  und  man  hei  der 
hinsichtlich  der  Wiederaufnahme  der  Gefallenen 
milder  gewordenen  Praxis  als  Ersatz  für  den 
früher  auf  immer  erfolgenden  Ausschluss  (s.  o. 
S.  699  n.  1)  eine  strengere  und  schwerere  Busse 
fordern  musste. 

^  Dies  schon  im  Anhalt  an  die  frühere  Sitte^ 
Tertulllan.  de  pudicitia  l.  c.  3:  „Adslstit  enim 
pro  foribus  eins  (seil,  ecclesiae)  et  de  noiae  suae 
exemplo  caeteros  admonet  et  lacrymas  fratram 
sibi  quoque  advocat'',  s.  auch  o.  S.  696  n.  1  u. 
ep.  cleri  Rom^ni  ad  Cyprian.,  ep.  30  ed.  Hartel 
p.  664.  565.  Vgl.  auch  S.  717  n.  1. 

®  Gregor  Thaumaturgus  l.  c  kennt  diese  Stnfe 
noch  nicht,  s.  namentlich  c.  7  u.  8,  wo  er  die 
Ausschliessung  deijenigen,  welche  In  Gemein- 
schaft mit  den  Barbaren  ihre  Mitehristen  ver^ 
rathen,  geplündert  oder  gemordet,  und  wekhe 
zur  Zeit  des  Einfalls  der  ersteren  in   ftessde 
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hat  denselben  anch  erat  frühestens  im  Laufe  des  4.  Jahrhunderts  zn  der  ersten  nnd 
untersten  Bnssstation,  ders.  g.  Wein  enden,  icpopcXafovteg.^m/M^  gemacht^,  indem 
man  damals  Aber  die  Zeit,  welche  die  Reuigen  auf  dieser  Stufe  zubringen  sollten,  be- 
sondere Anordnungen  traf 3,  d.h.  nunmehr  die  Erfüllung  gewisser  Bedingungen  wäh- 
rend desNachsuehens  um  Zulassung  zur  Busse  als  rechüich  nothwendige  Voraussetzun- 
gen fttr  die  spätere  Wiederzulassung  zur  vollen  Eirohengemeinsohaft  behandelte^. 

2.  Erst  in  Folge  der  Verstattung  zur  Busse  trat  der  Reuige  in  die  erste,  nach- 
mals zweite  Bussstufe,  die  der  Hörenden»  axpooifievot)  audientes^  ein  ^  Diese  konnten 
stehend  die  Verlesung  der  heiligen  Schriften  und  die  HomiUe  anhören  <^,  wurden  mit- 
hin zu  demselben  Theile  des  Gottesdienstes,  wie  die  Eatechumenen  zugelassen. 
Während  diese  Bussstation  dem  Zustande  entsprach,  in  welchem  die  Bftsser  sich 


Hinser  eingedrungen  nnd  ftemdes  Gut  danins 
entfernt  haben,  mit:  „xf^^  dxpodoewc  diretp^ai 
Sei,  fAT]5^  -djc  dxpodoeoic  d^idbaat  (s.  im  Text  nach- 
her unter  n.  2)  bezeichnet. 

1  Sie  wird  sueist  erwähnt  in  Basilii  M.  ep. 
199,  canonica  II,  c  22  nnd  ep.  217  (can.  III)  c. 
56.  67.  5&  69.  64.  66.  76.  77.  80  für  di^enigen, 
die  Unzucht  treiben,  für  Mörder,  Meineidige  und 
Qrabschänder,  welche  1,  bez.  2,  3  nnd  4  Jahr 
darin  anahaxren  müuen,  o.  66  dLt :  „*£v  x^aoapatv 
ireoi  icpo^x^Uiv  (der  Mörder)  6^ e(Xei,  (im  t?)« 
diSpac  ioTd>c  Tou  £0x1720(00  ofxou  xal  tAv  eUi^v- 
TQvv  icioTöv  (c^fASNOC  ^u^i^v  &icip  oötoO  iTotetadai, 

Merd  hi  xh  A^sXs  eU  auva(oOir)aiv  rTJc  foßepac 
d(i«pT(ac  iiu(yi)c  (Ineeats  mit  der  Schwester), 
Tptrr(av  icpo^xXat^a} ,  tiq  dup^  x&v  £6xT7)p(fDV 
olxoiv  napcoTTQiubc  xal  5c6|Aevoc  tou  Xaou  cUCovroc 

iicl    T^V   ItpOCCU^VjV ,    &9X9   CxaSTOV    M<^d  OUfJllta- 

%iiaji  6icip  a^oü  ixTevetc  irotetavat  np6<  töv 
iwpcov  Tdc  ttri\a€i^.  S.  femer  ep.  canon.  Gregor 
Thanmat  eil,  welcher  die  4  Bnssatatlonen  be- 
schreibt: „'H  icp6cxXauo(c  ^o  tTJc  iruX'Tjc  tou 
c6xTT2p(ou  ioxis'  ti%a  iax&ra  t6v  duApravovra 
Yp^  tuv  eiot^VTojv  (etffdat  ictoribv  oicip  a^ToD 

Die  orientalischen  Konzillen  kennen  die  Tcp6(- 
xXauoic  oder  den  fletaa  noch  nicht  als  eine  be- 
Bondexe  Stnfe.  In  Ancyra  314  c.  17:  ..,ToOc 
dXoieuaapivouc  xal  Xeicpo6c  ^vrac  'ijrot  Xeicpi6- 
oavraCf  to6touc  icpo^lraSev  V)  dfid  o6vo$oc  eU 
To5c  yeifMiCoiAivouc  eGveodat''  (d.  h.  wortlich 
diejenigen,  welche  mit  Thieren  Unzucht  getrie- 
ben nnd  selbst  aussätzig ,  nnn  andere  aussätzig 
gemacht  haben,  sollen  nnter  den  „Winterlichen^ 
l>eten) ,  hat  man  vielfach  eine  Erwähnung  der 
flentes  — ,  der  „Winterlichen",  d.  h.  deijenigen, 
welche  vor  der  Kirche  unter  freiem  Himmel,  dem 
"Winter,  also  jeder  Witterung  ausgesetzt  sind,  — 
finden  wollen,  Morlnns  VI.  2.  c.  7,  p.  360; 
Sulcer,  thesaurus  s.  T.  veipiaC^pievot;  Frank 
S.  689;  Hefele  I,  236  und  die  dort  nnd  bei 
Funk,  Tübing.  theolog.  Quartalschr.  Jahrg. 
61  (1879)  8.  276,  clürten,  wobei  dann  weiter 
Streit  herrscht,  ob  das  Xsicpo6c  wörtlich  als 
„aussätzige,  mit  ansteckenden  Krankheiten 
beheftete'',  so  z.  B.  Frank  S.  591,  oder  figur- 
lioh:  „als  geistig  aussätzig  und  andere  dazu 
▼erführend'',    vgl.   Hefele  a.   a.   0.,   anfto- 


fassen  ist.  Sichtiger  erscheint  die  ebenfalls 
schon  seit  alter  Zeit,  neuerdings  von  Funk 
a.  a.  0.  S.  275  ff  yertheidigte  Annahme,  dass 
^scfittC^fACvot  soviel,  wie  die  von  den  unreinen 
Geistern  bedrängten,  d.  h.  die  Besessenen,  Euer- 
gumenen  sind,  da  das  Wort  gerade  in  dieser  Be- 
deutung fast  zu  derselben  Zeit  mehrfach,  so  auch 
const.  apostol.  VIII.  34  (36)  und  37  (38) ,  vor- 
kommt.  c.  17  will  also  sagen,  dass  die  gedachten 
Sünder,  welche  aussätzig  geworden  sind,  den 
Energumenen  gleichgestellt  sein  sollten,  d.  h. 
mit  diesen  die  Kirche  Tor  dem  eucharistischen 
Gottesdienst  zu  verlassen  hatten.  Von  einer  be- 
sonderen Bussstation  ist  demnach  nicht  die  Rede, 
wie  denn  auch  Neocäsarea  c.  5  (o.  S.  24  Anm.) 
den  Katechumenen  in  der  Bussstation  der  Hören- 
den (s.  zu  Nr.  2),  wenn  er  sündigt,  nicht  in  die 
Stufe  der  Weinenden  verwiesen,  sondern  ganz 
ausgeschlossen  wissen  will. 

>  Vgl.  über  diese  Station  des  Näheren  Frank 
S.  592  ff. 

3  S.  z.  B.  Basilii  M.  ep.  199  (can.  II)  c.  22  u. 
ep.  217  (can.  III)  c  56—59.  c  64.  c.  66.  76  ff., 
L  c  p.  722.  797. 

^  Daher  heisst  es  auch  von  dem,  welcher  wegen 
der  Verleugnung  Christi  nach  ep.  217,  can.  III. 
Basilii  M.  c.  73,  1.  c.  p.  802,  aus  der  Kirche 
ausgesctilossen  ist,  und  erst  beim  Tode  zum 
Abendmahl  zugelassen  wird,  „^  icdCvTt  X9^^^  "^^ 
Ccnfi«;  oi6tou  itpocxXaUiv  ö^elXei". 

&  Diese  Stufe  wird  erwähnt  Ancyr.  314  e.  4: 
(diejenigen,  welche  zur  Theilnahme  an  heid- 
nischen Opfern  gezwungen,  aber  der  Opfermahl- 
zeit heiter  beigewohnt  und  gleichgültig  dabei 
gespeist  haben)  qföo^eN  iviauröv  dxpoaadat,  Oico- 
icioeiv  Tpla  £ti\,  tuyifi^  hk  [xövt^c  xotvov^oai  ivt] 
66o  xal  TdT£  iX%tXH  iid  xh  t^Xciov'',  vgl.  ferner 
ibid.  c.  6.  9 ;  Nicaea  326  c.  11.  12. 

^  Gregor.  Thanmat  ep.  dt  c  11:  „'H  dxp6- 
oois  £vdo%t  tJJ«  icuXt)c  iv  Tcp  vap(H)xi,  IvOa  i^xd- 
vai  yp^  t^^  il|aapTT)x6ta  looc  t4>v  xaTfj^outiivov 
xal  ftvTsOdev  dC^ovco^i.  'Axo6oiv  ^dp,  ^ol,  xvrt 
Ypd^a)^  xal  t9jc  otoa9xaX(a<,  ixßaXX^ofto»  xai  [nii 
0^106080  icpoc6UX'9)^>''  Bie  Hörenden  standen 
also  mit  den  Katechumenen  in  dem  inneren  Vor- 
raum der  Kirche,  oder  wo  dieser  fehlte,  im  hin- 
teren Theil  des  Schiffes,  vgl.  Morinus  VI.  3. 
n.  2.  p.  363;  Franks.  603. 
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frflher  bis  za  ihrer  Wiederaofiiahme  in  die  volle  Oemeinschaft  befanden  ^  zweigte 
man  nunmehr  ans  derselben 

3.  eine  dritte,  bez.  zweite,  die  der  oicoicdrcovrec*,  nAetraÜ,  yovuxXfvovr«?*, 
gmufleetmtM,  der  Liegenden,  ab.  Die  Bflsser  dieser  Klasse,  welchen  der  Raum 
der  Kirche  bis  zn  den  Ambonen  angewiesen  war,  hatten  sich  nach  derEntlassnng  der 
Katechumenen ^  nnd  der  Hörenden^  anf  ihr  Angesicht  niederzuwerfen,  damit  der 
Bischof  Aber  sie  das  vorgeschriebene  Gebet  sprechen  und  ihnen  unter  erneuertem 
Gebet  die  Hände  auflegen  konnte  <^,  und  darauf  die  Kirche  zu  veriaasen,  da  sie  dem 
eucharistischen  Theil  des  Gottesdienstes  nicht  anzuwohnen  berechtigt  waren  ^.  Ans 
dieser  Stufe  traten  die  Bflsser  sodann,  nachdem  sie  nochmals  die  Handaufleg^g  er- 
halten hatten^, 

4.  in  die  vierte,  bez.  dritte,  die  der  auotavtec^  consistmUsj  der  Stehenden. 
Sie  durften  nunmehr  unmittelbar  hinter  den  Glftubigen  ^^  an  dem  ftlr  diese  bestimm- 
ten eucharistischen  Gottesdienst  theilnehmen,  blieben  aber  ihrerseits  noch  von  dem 
Rechte,  die  Eucharistie  zu  empfangen  und  Opfergaben  darzubringen^^,  ausgeschlossen^'. 

Hatten  die  Bflsser  die  erforderliche  Zeit  in  dieser  Station  zugebracht,  welche  ftr 
die  Regel  kflrzer  als  für  die  flbrigen  war,  —  sollte  der  Aufenthalt  in  dieser  doch  nur 
eine  Prflfung  sein,  ob  die  Busse  ihre  bessernde  oder  reinigende  Wirkung  geäussert 
hatte  — ,  so  erhielten  sie  vom  Bischof  unter  Gebet  die  letzte  Öffentliche  Handanf- 
legungi^  beim  Gottesdienste^^,  und  damit  traten  sie  wieder  in  die  vollen  Rechte  der 
Gläubigen,  also  auch  in  das  Recht  zum  Empfang  der  Eucharistie  und  zur  Darbrin- 
gung von  Opfergaben  i^,  ein. 

Was  die  Zeitdauer  betrifft,  welche  die  Bflsser  in  den  einzelnen  Stationen  zu  ver- 
bringen hatten,  so  war  diese  zum  Theil  durch  die  Synoden  i^,  zum  Theil  auch  durch 


«  S.  0.  716  n.  2. 

s  Ancyra  c.  4—9. 16.  22;  Nicaea  326  c.  11. 12; 
Gregor.  Thanmaturg.  o.  8.  9;  Basilii  M.  ep.  217 
(canon.  DI)  c.  66  ff.  64.  66.  75.  77.  81.  82.  83. 

3  Neocäsarea  314—326.  c.  6. 

^  Gregor, Thanmat eil:  „'H he &it6irco>atc, Tva, 
lomdev  xfjc  it6X'nc  to5  vaou  iordfirvoc»  fuxd  Tnv 
«aTy)YOU(i.ivoiv  iiipyyftaL'*  YgL  dazu  B  i  n  t  e  r i  m 
V.  2,  384ii.  Franks.  621. 

&  Vor  der  Specialistrung  der  BuBsstationen 
(S.  716  n.  2)  galt  dies  Yon  allen  Bflssern. 

«  Laodioea  343—381  c.  19:  JlzpX  tou  SeTv 
ihi<f.  icpcöTov  fuxd  Tfllc  6fi.iX(ac  xAv  imQ%6Ktos  %a\ 
Td»v  xaT7])^oufA^Q)v  eö^tjv  dniTeXetoOat  xal  \uxä. 
t6  ^SeXdeiv  to6c  xarrj^ouf&^vouc  twv  dv  uLeravolqi 
T^v  66)^i?)v  Y^'^so^at  *al  to^tcov  irpoceX^^vrcDV 
iiizh  X^ipA  %°^^  bnoympriadHxm^f  oßrosc  X(&v  Tnormv 
Totc  eOyc^C  Ylveodot  rpeic^  Allerdings  erwähnt 
dieses  konzil  der  Bnssstafen  nicht.  Dass  man 
aber  die  Handauflegnng  festgehalten  nad  sie 
blos  denBüssern  dieser  Klasse,  unter  Ausschluss 
deijenigeu  der  früheren  (s.  vor.  Anm.)  erthellt 
hat,  ist  keinem  Zweifel  unterworfen,  s.  Bin- 
terim  a.  a.  0.  S.  411,  Frank  a.  a.  O.  S.  617  ff. 

"^  S.  die  vor.  Anmerkungen. 

8  Frank  S.  617.  734;  Blnterlm  S.  407, 
welcher  damit  auch  die  Lossprechung  von  den 
SQnden  erfolgen  lässt. 


9  Gregor.  Thaumaturg.  c.  11 :  „'H  ouaran;, 
tva  ouvioräTai  toic  niorou  xal  |jli^  ^FPl'^^ 
{xexGl  T&v  xanj^oufiivoiv'* ;  Basil.  M.  L  e.  c.  56 : 
„'Ev  T^aoapot  ouar^orrai  (jlövov  toi(  mocoü, 
ttpocfopäc  tk  ou  pLeTaX-^<)/eTau''  Ancyra  c.  25 : 
„(eyü^vat  eU  xo^c  ouNCOTdJTa^."  Ancyra  6.  6.  89 
und  Nicaea  11  bezeichnen  diese  Stufe  als :  ^xwr 
voiv^oai  X<»P^C  npoc^pä^*" 

10  Oder  vielleicht  untermischt  mit  ihneo, 
Franks.  643. 

^1  Das  bedeutet  das  »X^plc  itpoctj'opac''  in  den 
cit.  Stellen,  vgl.  Frank  S.  688;  He  feie  1, 
226.   S.  auch  o.  S.  704. 

^  Nicaea  c  13:    „|MTd  t&v  xoiYo6vtaiv  tt^s 

t6'/lffi  pLÖVT]C  ^OT«.** 

18  B Interim  S.  407;  Frank  S.  618.  764. 
760.  Diese  wird  vielfach  naeh  Yaison  442  c  2: 
als  „maxima  et  absolutissima  reoonciliatio'  be- 
zeichnet. 

1^  Frank  S.  765  und  zwar  in  der  Chanroch« 
am  Gharsonnabend  oder  Charfreitag,  a.  a.  0. 
8.  830. 

^  Gregor.  Thaumat.  c.  11 :  „TsXsuratov  ^  (fti- 
^&<  Tdv  dYtao(AdT(DV^ ;  Ancyra  c  4.  6.  20  be- 
zeichnet dies  als :  ik^is  iiz\  x^  tiXeiov  oderttix^^ 
Toö  TeXetoo," 

i8  Vgl.  z.  B.  die  von  Ancyra  und  Nicaea. 
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die  einzelnen  Bisehöfe  ^  festgesetzt ,  und  diese  Anordnungen  haben  auch  wohl  mit- 
unter Aber  ihren  ursprünglichen  Geltungsbereich  hinaus  die  kirchliche  Praxis  be- 
herrscht 2.  Soweit  solche  Bestimmungen  vorliegen,  ergiebt  sich,  dass  abgesehen  von 
der  immerwährenden  Ausschliessung  und  den  Fällen,  in  denen  eine  Wiederaufnahme 
erst  in  der  Todesstunde  erfolgte 3,  die  Busszeit,  d.  h.-  die  Zeit  von  dem  Beginne  der 
Station  der  flentes  bis  zur  Tölligen  Wiederaufnahme  verhältnissmässig  lang,  also  die 
Bnssdisciplin  eine  harte  war^,  sowie  dass  die  Bttsser  der  Regel  nach  auf  der 
Stufe  der  Liegenden  am  längsten  yerbleiben  mussten  \  Sie  ist,  nachdem  man  einen 
Theil  der  Büsser  durch  Ausbildung  einer  besonderen  Stufe  von  den  Eatechumenen 
getrennt  hatte,  jetzt  die  wichtigste,  die  eigentliche  Bussstation,  geworden.  In  der- 
selben hatten  die  Bfisser,  nachdem  sie  auf  der  vorangehenden  Stufe  durch  das  An- 
hdren  der  heiligen  Schriften  während  des  Gottesdienstes  gehörig  vorbereitet  waren, 
nunmehr  vor  Allem  durch  entsprechende  Busswerke  und  Entsagungen  ihre  Besserung 
zu  bethätigen  und  sich  der  Wiederznlassung  zur  vollen  ELirchengemeinschaft  würdig 
zu  zeigen  ^, 

Ein  starres  Festhalten  an  den  für  die  einzelnen  Bussstationen  vorgeschriebenen 
Zeiten  würde  dem  Wesen  und  dem  Zweck  der  Busse  widersprochen  haben.  Daher 
war  der  Bischof  berechtigt,  je  nach  dem  geringeren  oder  grösseren  Eifer,  welchen 
der  Büsser  an  den  Tag  gelegt  hat,  die  Zeiten  für  die  einzelnen  Stufen  zu  verlängern 
oder  abzukürzen  ^,  ja  auch  von  dem  Durchlaufen  einer  Station  zu  entbinden  ^. 

Selbst  die  allgemeinen  Anordnungen  gestatten,  wennschon  sie  wiederholt 
das  Innehalten  der  einzelnen  Stufen  als  Regel  voraussetzen^,  bei  gewissen  Ver- 
gehen entweder  überhaupt  ^<)   oder  doch  im  Falle  des  freiwilligen  Geständnisses 


1  Sollten  die  citirten  kanonischen  Briefe  Ton 
Gzegor  Thanmat.,  Gregor  v.  Nyssa  nnd  Basllins 
auch  nicht  echt  sein,  so  gehen  sie  doch  wohl  zum 
Theil  derartige  Anordnungen  "wieder  oder  be- 
ruhen auf  solchen. 

2  Neocäsarea  314—321  c.  3  (c.  8  C.  XXXI. 
qu.  1)  bezeichnet  die  Bnaszeit  f  Cur  die,  welche 
sehr  oft  hinter  einander  geheirathet  haben,  als 
hekannt. 

3  S.  0.  S.  699.  700. 

^  Für  einzelne  Fälle  der  Yerlängnang  des 
Cbristenthnms  setzt  Ancyra  c  4.  6.  6.  9  Bass- 
zeiten Ton  4,  6  und  10  Jahren,  Nicaea  c.  11.  12 
Zeiten  von  12  nnd  13  Jahren ;  für  Unzucht  mit 
Thieren  Ancyra  c  16  sogar  von  20  und  30  Jah- 
ren; Gregor.  B(.  11.  ep.  fit  c  6  für  Mord 
27  Jahre,  Basilius  ep.  UI.  eit.  c  56  dafür 20  Jahre, 
e.  57  für  kulpose  Tödtung  10  Jahre,  0.  68  für 
Shebruch  16  Jahre  und  e.  66  für  Gräberauf^ 
deokung  10  Jahre  fest. 

s  Nach  den  Ansätzen  von  Ancyra  übersteigt 
die  Dauer  derselben  die  der  Station  der  audi- 
entes  gewöhnlich  um  1  oder  2  Jahre,  die  der 
consistentes  um  1  Jahr,  bei  längeren  Gesammt- 
BoBszeiten  aber  beide  Stationen  noch  um 
mehr  als  diese  Zeiten,  so  hat  c  9  für  die  audi- 
entes  3,  für  die  substrati  6  und  die  consistentes 
1  Jahr,  ebenso  Nicaea  c.  11  für  die  a.  3,  die 
flubstr.  7  und  die  eonsist  2  Jahre.  In  den  An- 
satxen  bei  Basilius  zeigt  sich,  freilieh  nicht  mit 
der  gleichen  Begelmässigkeit,  dieselbe  Erschei- 
nung, wennschon  mehrfach,  wie  auch  bei  Gregor 


Thaumaturgos  in  den  beiden  von  ihm  speciali- 
sirten  Fällen  c.  4  und  6,  die  Zeiten  für  die  ver- 
schiedenen Stationen  gleich  oder  wenigstens  an- 
nähernd gleich  sind. 

8  Binterim  T.  2,  382;  Frank  S.  631; 
Schmitz  S.  64. 

"^  So  ausdrücklich  Ancyra  c  6.  16;  Neocä- 
sarea c.  3;  Nicaea  c.  12;  Basllii  M.  ep.  217  c  74 
und  Gregor.  Nyss.  ep.  can.  c.  4  (welche  dies  als 
allgemeinen  Grundsatz  hinstellen). 

8  Nach  Nicaea  12  eit.  von  der  Station  der  Lie- 
genden, wodurch  sich  übrigens  die  Annahme, 
dass  diese  aus  der  Station  der  Hörenden  (s.  0. 
S.  717)  abgezweigt  ist,  bestätigt,  nach  Ancyra 
c.  7  dt.  von  der  der  Konsistenz. 

0  Ancyra  c.  20  bestimmt,  dass  die  Ehebrecher 
auf  Grund  7jähriger  Busse :  „xaxä.  to6c  ßa(^(JL0uc 
To^C  icpodfovrac"  zum  Abendmahl  wieder  zuge- 
lassen werden  sollen,  s.  weiter  ibid.  c  21. 23. 26 ; 
vgl.  auch  Basllii  M.  ep.  217.  0. 82  in  Verbindung 
mit  c.  83. 

10  So  nach  dem  eigenthümlichen  c  4  Basilii  M. 
ep.  178,  welcher  diejenigen,  die  eine  dritte  Ehe 
eingegangen  sind  (vgl.  Neocäsarea  c.  3.  7. ; 
Binterim  Y.  3,  378),  blos  2  oder  3  Jahre  unter 
die  Hörenden  verweist,  und  wenn  sie  dann  auf 
der  Stufe  der  Consistenz  die  Frucht  ihrer  Busse 
bewiesen  haben,  wieder  zur  vollen  Gemeinschaft 
zulässt;  eiusd.  ep.217,  c.  61  will  den  Dieb,  wel- 
cher aus  Reue  sich  selbst  anklagt,  nur  auf  1  Jahr, 
den  überführten  auf  2  Jahre  blos  von  der  Ge- 
meinschaft der  Sakramente  ferngehalten  und  diese 
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des  Sünders  ^  die  Ueberspringnng  der  einen  oder  anderen  der  regelnütosigeii  Sta- 
tionen. 

Während  der  Orient  die  näher  dargelegte  SpeziaÜBinrng  der  BoBszeit  aufweist 
—  jedoch  auch  nicht  einmal  llberall  gleichmässig,  so  ist  zum  Theil  die  Stafe  der 
Stehenden  unbekannt  gewesen^  — ,  findet  sich  davon  im  Abendlande  keine  Spur' 
Ja  selbst  im  Oriente  sind  diese  Einrichtungen  gegen  Ende  des  4.  Jahrhnnderls  in  Yex^ 
fall  gerathen  und  damit  ausser  Uebung  gekommen^. 


Zeit  theils  auf  die  ^n^irrcDOi; ,  theils  auf  die 
o6oTaotc  veriheilt  wissen.  Sine  Singularität  ist 
es,  dass  nach  c.  34  ehebrecherische  Frauen,  um 
sie  nicht  der  Todesstrafe  durch  Bekanntwerden 
Ihres  Ehebruches  auszusetzen,  ihre  ganze  Boss- 
zeit  in  der  Station  der  consistentes  zubringen 
sollen. 

Bass  In  Ancyra  c.  7.  8,  o.  S.  710  n.  2, 
welche  der  Station  der  Hörenden  nicht  erwähnen, 
sondern  gleich  Über  die  Zelten  der  beiden  folgen- 
den bestimmen,  aus  c.  4  ff  die  einjährige  Frist 
für  das  Hören  zu  ergänzen  ist,  erscheint  nicht 
ausgeschlossen,  weil  sonst  die  rückläufigen  lapsi 
(s.  c.  8}  diese  Stufe  nicht  darchzumaohen  hätten, 
während  diejenigen,  welche  einmal  geopfert 
haben,  sie  durchlaufen  müssen,  jedoch  löst  sich 
die  Schwierigkeit  wohl  besser  dadurch,  dass  anter 
den  Zeiten  fQr  die  substratlo,  welche  Terhältniss- 
massig  lang  sind,  die  für  die  anditlo,  da  die  eine 
Stufe  aas  der  anderen  heraosgewachsen  ist,  mit 
einbegriften  sind.  Dafür  spricht  auch,  dass  c.  16 
(Bestialität  mit  Thleren),  welcher  15  und  26 
Jahre  substratlo  anordnet,  doch  sicherlich  keinen 
Anlass  hatte ,  bei  dieser  Sünde  durch  Erlass 
einer  Bussstufe  besondere  Biilde  zu  üben,  und 
die  Ergänzung  einer  auditio  aus  den  voran- 
gehenden Kanonen  hier  nicht  möglich  ist.  Be- 
stätigt wird  diese  Annahme  dadurch,  dass  auch 
Basilii  ep.  217  e.  63  dieses  Vergehen  mit  den 
hohen  Busszelten  des  Ehebruchs  c.  58,  nämlich 
Ton  4  Jahren  fletus,  5  auditio,  4  substratlo  und 
2  J.  consistentia,  also  zusammen  mit  15  J.,  belegt. 

^  Nach  Gregor  Thaumat  c.  8  soUeu  diejenigen, 
welche  bei  der  Verfolgung  der  Barbaren  in  fremde 
Häuser  eingedrungen  sind,  in  diesem  Fall,  sofern 
sie  das  Entfremdete  herausgegeben  haben,  gleich 
in  die  Klasse  der  substrati,  c  9  dieijenigen,  welche 
etwaige  yon  den  Barbaren  auf  dem  Felde  oder  in 
Häusern  zurückgelassene  Ctegenstände  gefunden 
und  restituirt  haben,  sofort  in  die  Klasse  der  con- 
sistentes gestellt,  andernfalls  aber  die  ersteren 
nicht  einmal  in  die  Station  der  Hörenden ,  die 
letzteren  zunächst  in  die  der  Liegenden  einge- 
reiht werden. 

^  Gregor  von  Nyssa  kennt  sie  nicht ,  ygl.  ep. 
canon.  c.  4:  „''Eort  to(vuv  &  xavdiv  toioOto^,  &axt 
To^C  iv  nopveltf  (««XuvftivTa«  £v  Tpiol  ^iht  ixeov^ 
xadöXou  vf\^  sä^"^;  dTCoßX'^ouc  slvai  *  dv  Tptol  hk 
t^c  dxpodtoeo)«  (uxf^eiv  piövTK,  h  dIXXoi«  hi  Tptal 

1X691  pjETOt  TÖV  £v  llClOTpO^j  UtTOlClITC^VTaiV   llpOC- 

eO^eoftai  xal  töte  fieTiveiv  t&v  dYtaOf&ciTcnv^; 
ebenso  auch  c.  5  (s.  o.  £C706n.  3),  ebensowenig 
Laodicea  343  —  381  o.  2  (c.  4  0.  XXVI.  qu.  7) 
c.  5. 9. 19  die  Bussstationen  überhaupt ;  die  c.  5  er- 
wähnten dxpo(6uevoi  sind  die  Poenitenten  schlecht- 
hin, Tgl.  0.  S.  715  u.  S.  717. 


s  In  den  afrikanischen,  spanischen,  gallischen 
und  italienischen  Synoden,  auch  bei  den  latei- 
nischen KlroheuTätem  wird  der  Stationen  nicht 
gedacht.  Wenn  ep.  Felle.  11.  s.  487  e.  3.  4, 
Thiel  p.  263,  auf  die  die  Bussstationen  er- 
wähnenden c.  11.  13  Nicaen.  aus  Anlass  der 
Verfolgung  der  Vandalen  hinweist,  so  folgt  daraus 
selbstTerständlich  noch  nicht,  dass  sie  im  Ahend- 
lande  in  Geltung  waren.  Auch  Sozomenus 
bist,  eccles.  VII.  16:  „'E>t%dht  (zu  Rom)  fdp  Ix- 
(y]X6c  ^OTt"^  6  T^icoc  tAv  hl  piSTQcvol^  ^vroiv* 
iaxMi  hk  xaTQ^Tc  %al  obvcl  iTevfto6Ycsc*  ffiti  hi 
7cXT)pw0e(o7];  T^;  TüO  deou  XetTOupf  (oc,  fi.i?|  jictot- 
X^vTsc  d^v  (woxacc  (^^p-tc»  ^v  oipLorfQ  xal  iftupfi^ 

1CpT)V£U   inl  ir^(    blTITOUOt    O^OC.       AvTtlCpÖOOllO^ 

(e  oeSaxpufi£(iO(  o  ^itIoxotto;  Trpoc^papuhv,  6|j.oibc 
ij:\  Tou  65di^uc  irlirTEi*  oi^v  dXoXu^j  «cd  t^  cvv 
rrjc  ixxX7]otac  nXi^^oc  Saxp6cDV  ^pLiciRXoxai.  Th 
(jicTol  Totrco  tk  nptuToc  h  eicloxonoc  ^ovCoratac 
xal  Toi^c  xsi|Jiivou<  d^vlotT^at*  xal  {  icpoc^ji^cv  6ircp 
^^{jkapTYjxÖTov  fjieTa(i.eXouu.lva»v  e6£afievo(  dito- 
Tzi^kttti.  Ka&'  iauTÖv  ik  ixovrl  TOLXatiitDDo&- 
(uvoc  IxaoTOc  ^  YTjOTcCaic  ^  dXouolau  ^  ^9- 
fMirov  ii^ojTR  ^  ixipoi^  otc  icpocT^roxTat,  tcEpc- 
fiivet  T^v  XP^'^^'^f  ^^c  ^^^  oönp  T^tec^^cv  6  Mno- 
1C0C*  T^  hk  icpo0C8(i.(qt,  &oiccp  ti  2^ Xi^fia  (laXj&oo;; 
r^v  TiuoBplav,  Tfjc  dpiapTlac  dvUrai  xal  (AStd  tou 
Xaoü  ixxATjoidiCsi  /  erwähnt  in  dieser  Beschrei- 
bung der  römischen  und  ocddentalischen  Bass- 
praxis nichts  Ton  den  Stationen  der  Orientalen. 
Dass  die  römischen  Bischöfe  MaroeUns  und  Eu- 
sebius  sie  Anfang  des  4.  Jahrh.  haben  einführen 
wollen,  ist  eine  falsche  Annahme  Binterims 
V.  2,  367,  welche  durch  die  metrischen  Grab- 
schriften des  Damasus  (s.  diese  bei  F.  X.  K  raus , 
Roma  sottorranea,  2.  Aufl.  S.  182.  185)  nicht 
gerechtfertigt  wird. 

4  FQr  die  Regel  bringt  man  dies  in  Verbindung 
mit  der  Aufhebung  des  Institutes  des  Bussprie- 
sters  (s.  unten  S.  723  und  S.  724)  in  Konstaaü- 
nopel  durch  den  Patriarchen  Nektarius  (um  390 
0.  391),  welchem  die  übrigen  orientaUsehen 
Bischöfe  mit  der  gleichen  Massregel  gefolgt  sind, 
s.  darüber  d.  Berichte  bei  Soorates  h.  e.  V.  19  u. 
Sozomen.  VII.  16,  welche  als  Wirkung  dieses 
Schrittes  angeben,  dass  es  nunmehr  jedem  ein- 
zelnen und  seinem  Gewissen  überlassen  geblie- 
ben sei,  ob  er  sich  der  Theilnahme  an  den  hei- 
ligen Geheimnissen  enthalten  wollte  oder  nicht. 
Tgl.  Binterim  V,  2,  433  ff;  Enders  S.  200 
IT.;  Frank  S.  187  ff.;  Funk  in  Wetzer  n. 
Weite,  Kirehenlexikon  2.  Aufl.  2, 1570.  Wenn 
Indessen  durch  diese  Maassregel,  was  doch  zwei- 
fellos erscheint,  die  Ausschliessung  sus  der 
Kirche  nicht  beseitigt  werden  konnte  und  dann 
auch  die  Nothwendigkeit  der  Busse  als  Mittd 
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ni.  Die  öffentliche  Busse  im  Abendlande.  Im  Abendlande  h^tte  man 
dagegen  während  dieser  Zeiten  an  den  alten  nnd  einfachen  Formen  des  Basswesens 
festgehalten  nnd  liess  es  dabei  anch  noch  bis  in  das  6.  Jahrhundert  hinein  bewen- 
den*. Der  Bischof  lässt  diejenigen,  welche  sich  renig  erweisen  nnd  ihren  Irrthum 
bekennen^,  zur  Busse  zn^,  setzt  ihnen  die  Bnsszeiten  fest^  und  hat  behufs  ihrer 
Wiederaufnahme  zu  prüfen *,  ob  die  geleistete  Busse  eine  genügende  war®.  Diejenigen, 
welche  zur  Busse  verstattet  waren,  konnten  nunmehr  die  Kirche  wieder  betreten,  um 
unter  den  Eatechumenen  dem  für  diese  bestimmten  Theile  des  Gottesdienstes  beizu- 
wohnen ^.   Nach  geleisteter  Busse  erfolgte  die  Wiederzulassung  zum  eucharistischen 


für  die  Wiederanfnaliine  bestehen  blieh,  Tgl. 
auch  Bingbam  XYUI.  c.  3.  s.  12;  8,  140; 
Steitz  S.  86;  Ja  selbst  aucb  Frank  S.  196, 
60  war  sie  an  sich  nicht  geeignet,  die  Bnssstati- 
onen  in  Fortfall  zu  bringen.  Freilich  werden 
die  Bnssstationen  seit  dem  Ende  des  4.  Jahrb. 
nicht  mehr  erwäbnt,  so  die  cltlrten,  aber  der 
Fortfall  derselben  lässt  sich  znr  Genüge  aus  dem 
Verfall  der  Sitten  nnd  der  Unmöglichkeit  der 
Dnrchfübrang  einer  strengen  Disciplin,  wofür  die 
Aafhebnng  des  Bnssprlesteramtes  ebenfalls  nnr 
ein  Symptom  war,  erklaren. 

Schmitz,  Bnssbücber  S.  52  bernft  sich 
allerdings  anf  die  Synode  von  Konstantinopel 
Y.  869,  nm  darznthnn,  dass  sich  noch  bis  zu  dieser 
Zeit  wenigstens  die  drei  Bnssstationen  mit  Aus- 
nahme allerdings  der  wichtigsten,  der  der  Lie- 
genden, erhalten  hUtten,  indessen  c.  16  der  Sy- 
node, H  an  8116,  170 :  „Deflnimus  per  triennlam 
seqnestratofl  esse :  anno  qnidem  uno  extra  eccle- 
slam  flentes,  alio  rero  anno  Intra  eoclesiam  stare 
nsqne  ad  catechnmenos,  porro  tertlo  cousistere 
com  fldelibns  et  Ita  dlgnos  fleri  mysteriomm 
sanetiflcationibns"  nnd  act.  9,  1.  c.  p.  152:  „Esse 
illos  in  dnobns  annis  extra  ecclesiam  et  in  allis 
duobns  annis  intra  ecclesiam  andire  diyinas 
seiiptnras  nsque  ad  catecbnmenos,  non  tarnen 
ullo  modo  oommnnicare  ...  et  in  allis  tribus 
annis  stare  cum  fldelibns  et  mereri  divinam  oom- 
mnnionem  in  solis  domlnids  solemnitatibns 
cum  eleemosynis  et  orationibus  atque  ieiuniifl, 
ita  nt  tribus  diebns  hebdomadls,  seounda  vid., 
qTiart«  et  sexta  feria  abstlneant  a  camibus  et 
Tino,  '^  welche  er  anführt,  erinnern  höchstens  in 
ihren  Ausdrücken  an  die  früheren  Stationen, 
indem  sie  die  Ausgeschlossenen  erst  nach  und 
nach  der  kirchlichen  Rechte  wieder  thellhaftig 
werden  lassen,  aber  das  Maass  derselben,  s. 
nmmentlieh  die  letztere  Stelle,  anders  als  dies 
bei  den  alten  Büsserklassen  der  Fall  war,  be- 
stimmen, 6.  auch  Funk,  literar.  Rundschau  f.  d. 
kath. Deutschland.  Freiburg  1883  Nr.  16.  S.  487. 

Wenn  nun  Schmitz  S.  53.  58  von  seinem 
Standpunkt  ans  weiter  annimmt,  dass  da  der 
Bosspriester  die  Büsser  vor  Allem  in  deir  dritten 
Hauptstation  überwacht  und  geleitet  habe,  durch 
die  Beseitigung  desselben  auch  diese  Station 
selbst  fortgefallen  sei,  so  Ist  damit  immer  nicht 
die  Frage  beantwortet,  warum  man  es  dazu  kom- 
men Hess,  und  nicht  andere  Maassnahmen  zur 
Forterhaltung  der  früheren  Einrichtungen  ge- 
troffen hat,  und  diese  lässt  sich  m.  E.  nur  so  wie 
oben  geschehen,  beantworten. 

Hin 6 Chi  na«  Kirclienrecht  IV. 


^  Denn  das  Papst  Gelasius  I  zugeschriebene 
Fragment,  welches  Ton  den  Ratechnmenen  und 
Büssem  handelt  nnd  dE»  Stationen  der  Weinen- 
den und  Liegenden  erkennen  lässt,  Thiel  1, 
509,  gehört  diesem  nicht  an,  sondern  ist  offenbar 
eine  Belehrung  über  das  Busswesen,  in  welcher 
sich  Reminiscenzen  an  die  orientalischen  Ein- 
richtungen finden. 

2  Angers  453  c.  12 :  „Poenltentlae  sane  locus 
Omnibus  pateat  qul  conversi  errorem  suum  voln- 
erint  conflteri,  quibus  perspecta  qualitate  pec- 
cati  secundum  episcopi  aestimationem  erit  venia 
largienda^';  Tours  461  c.  6. 

^  Sofort  oder  erst  nach  einer  angemessenen 
Zelt,  Yalence  374  c.  2 :  „ut  poenitentia  hls  (den 
gottgeweihten  Jungfrauen,  welche  geheirathet 
haben)  non  statim  detur'' ;  Arles  II.  443  o.  452 
c.  52 :  „lis  postulantibuB  poenitentia  non  nege- 
tur^;  Orange  441  c.  11:  „poenitentiam  acci- 
pere*^ ;  Augers  453  c.  5 :  „accepta  poenitentia^' ; 
falls  nicht  etwa  erst  die  Abstellung  des  Aer- 
gemisses  eintreten  musste,  so  ordnet  Innocenz  I. 
ep.  ad  Victor.  404,  Ooustantp.  746,  c.  12  an, 
dass  gottgeweihte  Jungfrauen  erst  nach  dem 
Tode  des  Mannes,  welchen  sie  geheirathet,  znr 
Busse  zuzulassen  seien. 

«  Hippo  393  c.  30;  Ronen  402  c  2.  soweit 
nicht  etwa  die  Konzilien,  wie  z.  B.  Elvira  s.  o. 
S.  703,  solche  Bestimmungen  enthielten;  vgl. 
auch  Arles  II.  o.  52 :  „cuius  poenitentlae  com- 
munio  multo  tempore  differatur",  wennschon 
auch  hier  der  Bischof  Milderungen  eintreten 
lassen  konnte,  s.  Anm.  7. 

5  Garthago  387  c.  3  (cod.  eccies.  Afrlc.  c.  6). 

6  Valence  374  c.  2;  Rom  402  c.  1.  2;  Rlez 
439  c  9;  Orange  441  c.  3;  Tours  461  c.  7;  Vau- 
nes  465  c.  1 ;  Barcelona  I.  540  c.  8. 

7  Arles  II.  c.  10:  „De  hls,  qul  in  persecutlone 
praeyaricati  sunt,  si  voluntarle  fldem  negayerint, 
hoc  de  iis  Nicaena  synodas  statult,  ut  V  annos 
inter  catechumenos  exlgant  (exeant)  et  II  inter 
discommunlcantes,  ita  ut  communionem  poenl- 
tentes  non  praesumant.  In  potestate  tarnen  vel 
arbitiio  sit  episcopi,  ut  sl  eos  ex  animo  errorem 
deflere  et  agere  poenitentiam  viderit,  ad  commu- 
nionem pro  ecclesiastica  humanltate  suscipiat", 
welches  also  die  3  Jahre  der  Station  der  Hören- 
den und  die  7  Jahre  der  Subslstenz  des  Nicä- 
nums  c.  11  in  5  Jahre  ändert,  Lerlda  524  o. 
546  c.  9,  welches  das  gedachte  Konzil  dahin 
modlflcirt:  „YII  annis  inter  catechumenos  orent 
et  II  bus  inter  catholicos  et  postea  moderatlone 
et  dementia  episcopi  fldelibns  in   oblatione  et 
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Oottesdienst,  also  auch  zur  Darbringang  der  Oblationen  und  zum  Abendmahl  ^  durch 
die  Handanflegung^,  die  b.  g.  reconciUatio^  seitens  des  Bischofs^,  in  welcher  zugleich 
die  Rfickgewähmng  der  vollen  Mitgliedschaft  lag  ^. 

IV.  Die  rechtliche  Stellung  der  Bfisser.  Sowohl  in  der  orientalischen, 
wie  auch  in  der  abendländischen  Kirche  hatten  die  Büsser  eine  besondere  Rechts- 
stellung^. Dadurch,  dass  sie  zur  Uebemahme  der  Busse  verstattet  wurden,  erlangten 
sie  zwar  die  Mitgliedschaft  in  der  Kirche  noch  nicht  wieder.  Aber  völlig  losgddst 
von  derselben,  wie  dies  vor  dem  Beginn  ihres  Bflsserlebens  der  Fall  war,  erscheinen 
sie  nicht  mehr  7. 

Gleich  den  Katechumenen  ^,  waren  sie  den  Anordnungen  der  Kirche  und  der 
kirchlichen  Oberen  unterworfen,  hatten  aber  andererseits  nunmehr  auch  ein  Anrecht 
auf  die  Wiederaufnahme  in  die  Kirche. 

Bedingt  war  diese  letztere  freilich  dadurch,  dass  sie  die  Busse  ordnungsmftssig 
leisteten.  Daher  mussten  sie  das  vorgeschriebene  Bttsserleben  führen^  und  sich  einer 
Reihe  von  Beschränkungen  unterziehen  ^o.     Falls  sie  diesen  ihren  Pflichten  nicht 


enchaiiätla  communicent'' ;  Valencia  524  c  1, 
dasB  das  EYangelinm  \or  dem  Opfergang  oder 
der  Entlassung  der  Katechumenen  nach  der 
Epistel  verlesen  werden  soll,  damit  nicht  nur 
die  Gläubigen,  sed  etiam  catechumeni  et  poeni- 
tentes  dasselbe  und  die  Predigt  hören. 

>  Eine  Theilnahme  an  dem  ersteren,  ohne  das 
Recht  zu  kommunlciren,  also  einen  der  morgen- 
ländischen conslstentla  entsprechenden  Zwi- 
schenzustand kennen  nur  die  beiden  S.  721  n. 
7  angeführten  Konzilien. 

2  Uippo  393  0.  30 :  ^Ut  presbyter  inconsulto 
eplscopo  non  reconcillet  poenitentem,  nisi  ab- 
sente  eplscopo  et  necessitate  cogente:  cuius- 
cumque  autem  poenitentls  publicum  et  vulga- 
tlssimum  crimen  est,  quod  unlversa  ecclesla 
noverlt,  ante  absidem  (also  öffentlich  Tor  der  Ge- 
meinde) manus  imponatur'^ ;  s.  auch  Anm.  6. 

3  Siricii  ep  ad Himer. Tarrac.  386,  Co us taut 
p.  623,  c.  3 ;  Carthago  387  c.  3  (cod.  eccles.  Afric 
c.  6):  „reconoiliare  quemquam  (poenitentium)  in 
publica  missa  presbytero  non  licere" ;  Hippo  393 
c.  30  clt  u.  c.  33 ;  Toledo  400  c.  2:  „Ex  poenl- 
tente  diclmus  de  eo  qui  post  baptismum  aut  pro 
homicidio  aut  pro  diversis  criminibus  grayissi- 
misque  peccatis  publicam  poenitentiam  gerens 
sub  ciliolo  divino  fuerit  reconcillatus  altario''. 

Die  Recondliatlon  geschah  ebenso,  wie  in  der 
orientalischen  Kirche,  während  der  Oharwoche, 
vgl.  0.  S.  718  n.  14,  und  zwar  bald  am  Charfrei- 
tag,  Franks.  832,  bald,  so  nach  der  Praxis  der 
römischen  Kirche,  Innoc.  I.  ad  Deoent.  Eugubin. 
a.  416,  Goustantp.  855,  c.7(c  17Di8tIIIde 
cons.)  am  Gründonnerstage. 

*  Nur  in  Nothfällen  so  z.  B.  bei  Todesgefahr 
oder  im  Auftrage  des  Bischofs  konnte  sie  ein 
Priester  oder  auch  ein  Diakon  ertheilen,  aber 
nicht  öffentlich,  s.  ausser  Anm.  2  u.  3  noch  El- 
vira  306  c  32. 

^  Orange  441  c.  3:  ^^communlonem  cum 
reconclllatoria  manus  impositione  percipiunt^' ; 
daher  auch  der  S.  718  n.  13  citirte  Ausdruck. 

®  Orange  441  c  3  cit.  „Stent  in  ordlue  poeni- 
tentium". 

"7  Das  galt  selbst  im  Orient  von  den  flentes. 


als  sich  für  diese  die  besondere  Yorbereitungs- 
Btation  (s.  o.  S.  717)  entwickelt  hatte. 

8  8.0.  S.  24ff. 

0  Also  zunächst  das  BuMkleld,  das  cilidom 
(von  Reh-  oder  Ziegenhaaren),  Frauen  auch  den 
BusBSchleier  anlegen  und  während  der  Busszelt 
tragen  ,  Toledo  400  c  2,  o.  Anm.  3;  Agde  506 
c.  15;  Toledo  DI  589  c  12;  c.  66  (Hieronym.) 
Dlst.  I  de  poen. ,  das  Haar  scheeren,  Agde  und 
Toledo  m  dt.;  Barcelona  1.540  c.  6,  regel- 
mässig dem  für  sie  bestimmten  Gottesdienst  an- 
wohnen, vgl.  Sozomen.  YII.  16  (o.  S.  720  n.  3); 
s.  g.  statuta  eccl.  ant.  c.  80 — 81;  die  vorge- 
schriebene BusBwerke,  namentlich  Fasten  und 
Gebete,  verrichten,  Sozomen.  und  Barcelona 
clt.,  sich  aller  Vergnügungen,  namentlich  aller 
Schmausereien  enthalten ,  Ibid. ,  sowie  auf  alle 
Bequemlichkeiten  und  Annehmlichkeiten  des 
Lebens  verzichten.  Vgl.  überhaupt  die  weiter 
bei  Blngham  XVIII.  2;  8,  102 ff;  Blnterlm 
V.  2,  421  ff  angeführten  Stellen  ans  den  Kirchen- 
vätern. Die  Statuta  clt.  c.  81  legen  ihnen  auch 
die  Pflicht  auf,  die  Todten  zu  begraben. 

10  Denen  das  Princip  zu  Grunde  liegt,  dass  der 
Büsser  alles  zu  vermelden  hat,  was  Ihn  möglidier 
Weise  wieder  von  Neuem  zur  Sünde  führen 
könnte.  Im  einzelnen  wird  ihm  geboten ,  sich 
solcher  Handelsgeschäfte,  welche  nicht  auf  ehr- 
baren Gewinn  abzielen,  Insbesondere  der  Tauseli- 
geschäfte  zu  enthalten.  Ja  ihm  wenigstens  ge- 
rathen,  lieber  Jeden  Erwerb,  mit  welehem  die 
Gefahr  zu  sündigen  verbanden  Ist,  zu  unter- 
lassen, Leo  I  ad  Bustlc.  Narbon.  458  o.  469  (c  2 
Dlst.  V  de  poen.) ;  Barcelona  I  clt.  c  7.  Ferao 
muss  er  während  der  Ehe  die  Keusdhhelt  be- 
wahren, Hieronym.  in  Joel  c.  2  v.  15  ff.,  Migne 
25,  968;  Blngham  L  c  c.  6;  und  darf  dsher 
während  dieser  Zeit  keine  Ehe  eingehen,  Arles  IL 
c.  21 ;  Barcelona  IL  599  c  4,  weshalb  Arles  dt. 
0.  22  Verheirathete  nur  mit  Zustimmung  des 
anderen  Gatten  zur  Busse  zugelassen  wissen  wiU. 
Die  prozessualische  Verfolgung  sdner  Rechte  ist 
dem  Büsser  nicht  untersagt,  doch  soll  er  lieber 
sein  Recht  nur  dann  suchen  und  zwar  heim  geist- 
lichen Gericht,  wenn  er  andernfalls  einen 
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nachkamen,  wurden  sie  entweder  einer  längeren  Busse  unterworfen  ^  oder  gar  ans 
der  Klasse  der  Büsser  ansgestossen  ^,  womit  für  sie  von  Neuem  eine  völlige  Aus- 
Schliessung  ans  der  Kirche  eintrat^. 

Selbstverständlich  war  bei  dieser  Rechtsstellung  der  Bflsser  eine  genaue  Aufsicht 
Aber  dieselben  und  ihre  Lebensweise  bedingt,  und  da  der  Bischof,  welchem  allerdings 
die  Leitung  des  Busswesens  oblag,  jene  unmöglich  allein  ftlhren  konnte,  so  mussten  ihm 
hierbei  die  Priester  helfend  zur  Seite  stehen,  ja  man  hat  auch  vielfach  einen  beson- 
deren Priester,  den  s,  g.  Busspriester,  mit  dieser  Funktion  betraut  4. 

Ueberwiegen  somit  bei  den  Büssern  auch  die  Pflichten  in  erheblichem  Masse 
Aber  das  einzige  Recht,  welches  sie  besitzen,  das  Anrecht  auf  die  Wiederaufnahme 
in  die  Kirche,  so  äussert  doch  dieses  letztere  insofern  praktische  Wirkungen,  als  man 
denjenigen,  welche  während  eines  kirchlich  gefährten  Bflsserlebens  in  Todesgefahr 
geriethen,  die  Eucharistie  trotz  der  Nichtvollendung  der  Busszeit  nicht  mehr  vorent- 
hielt^, und  ihnen«  falls  sie  plötzlich,  ohne  diese  empfangen  zu  können,  gestorben  waren, 
nach  ihrem  Tode  die  kirchliche  Gemeinschaft  wenigstens  in  der  Praxis  mancher  Län- 


Nachtheil  erleiden  würde,  Leo  I  ep.  cit  c.  8 
(c.  65  Dist.  I  de  poen.) 

Auf  demselben  Prindp  beruht  es ,  dass  der 
Büsser  auch  nach  geleisteter  Busse  nicht  wieder 
in  den  Soldatenstand  eintreten  und  auch  keine 
neue  Ehe  eingehen  darf,  Siilcil  ep.  adHimer.  385 
c.  5,  Coustant  p.  629;  Leon.  I.  ep.  cit.  c.  10 
(c.  3  Dist  y  de  poen.),  jedoch  will  Leo  I.  1.  c.  c. 
11,  c.  14  C.  XXXIII.  qu.  2.  für  jüngere  Männer 
eine  Ausnahme  dulden. 

<  S.  0.  S.  719  n.  7.  Dass  in  der  orientalischen 
Kirehe  auch  Zurückyersetzung  in  eine  niedere 
Bussstation  vorgekommen  ist,  ergiebt  Neocäsarea 
c  5,  das  freilich  nur  von  sündigenden  Katechu- 
menen  handelt,  s.  S.  24  Anm. 

2  Arlei  II  c.  21  (bei  Verletzung  der  Keusch- 
heit oder  bei  Heirath  während  der  Busszelt); 
Toms  461  c.  8  (Rückkehr  zu  einem  weltlichen 
Leben  mit  Unterbrechung  der  Busse)  und  Yannes 
465.  c.  3  (ebenso). 

3  Das  drückt  das :  „ab  ecclesiae  liminibus  ar- 
ceatur*^,  in  e.  21  cit.  (s.  vor.  Anm.)  und  „a  com- 
munione  ecclesiae  Tel  convivlo  fldelium  extraneus 
habeatur"  in  c  8  dt  treffend  aus.  Wenn  c.  3  cit. 
dafür  setzt :  „non  solum  a  communlone  domini- 
eonun  sacramentorum  sed  etiam  a  conviviis  flde- 
lium submovendos",  so  sind  hier  unter  den  dom. 
s«cr.  die  heiligen  Handlungen  der  Kirche  über- 
haupt, nicht  blos  die  Eucharistie  zu  yerstehen. 

4  Das  berichten  Socrat  V.  19  u.  Sozomen.  VII. 
16  (ol  ^icItSJc  (i£Tavo(ac  icpcGß6Tepoi;  6  inl  x&v 
(A€Tflcvoo6NToiv  TeTSYP-^vo;  np6aß6Tcpoc),  dessen 
Einführung  beide  als  Folge  des  Novatianischen 
Schismas  darstellen,  eine  Annahme,  über  welche 
sehr  ^el  geschrieben  ist,  welche  aber  nach  der 
flberwiegenden  Ansicht  nicht  richtig  sein  kann, 
vgl.  darüber  Frank  S.  144  ff.  Die  Einführung 
erklärt  sich  wohl  daraus,  dass  seit  der  Milderung 
der  strengen  Praxis  und  der  ausgedehnteren 
Wiederzulassung  der  Gefallenen  in  Folge  der 
dadurch  yermehrten  Zahl  der  Büsser,  also  gegen 
Ende  des  3.  oder  Anfang  des  4.  Jahrh.  die  An- 
stellung eines  besonderen  Busspriesters  noth- 
wendig  geworden  ist.     Ueber  die   Aufhebung 


dieser  Einrichtung  s.  o.  S.  720  n.  4 ;  vgl.  auch 
unten  S.  724  n.  5. 

5  Elvira  306  c.  5. 9. 72  (c  7  0.  XXXI.  qu.  1); 
Ancyra  314  c.  6 ;  Nicaea  325  c.  13  (c.  9  C.  XXVL 
qu.  6);  Innoo.  I  ep.  cit.  ad  Decent.  Kugub.  a. 
416  c.  7  (o.  17  Dist.  III  de  cons.) ;  Orange  I 
441  c.  3 ;  Arles  Xl  443  o.  452  o.  28 ;  Agde  506 
c.  15;  Gregor.  Nyss.  c.  5;  Gelas.  I  ep.  ad.  episc. 
Luc.  494  c.  20,  Thiel  1,  373.  Sie  hatten  aber, 
wenn  sie  etwa  wieder  gesund  wurden,  ihre  Busse 
fortzusetzen.  Während  indessen  Nicaen.  c.  5  cit 
sie  zur  Kommunion  ausnahmsweise  im  Voraus 
zulässt  und  sie  dadurch  als  Mitglieder  der  Kirche 
behandelt,  indem  es  sie  in  die  Klasse  der  con- 
sistentes  mit  dem  Kecht,  blos  am  Gebete  theil- 
zunehmen,  stellt,  soll  ihnen  nach  Orange  und 
Arles  cit.  nur  die  Kommunion  „sine  recouciliatoria 
manuB  impositione'^  erthetlt  werden,  um  sie 
wieder  in  die  Klasse  der  blos  mit  einem  Anrecht 
auf  die  Wiederzulassung  Yersehenen  Poenitenten 
zu  versetzen  und  ihnen  die  Reconciliation  erst 
nach  Vollendung  der  Busse  zu  gewähren.  Auch 
Gregor  Nyss.  verlangt,  dass  sie  wieder  auf  die 
Stufe,  in  welcher  sie  sich  befanden,  zurück- 
treten. Mit  der  hier  dargelegten  Auffassung 
stimmt  es  überein,  wenn  Arles  I  314  c.  22  den- 
jenigen Apostaten ,  welche  nie  die  Busse  über- 
nommen haben,  das  von  ihnen  in  Todesgefahr 
beanspruchte  Abendmahl  verweigert  und  es  ihnen 
erst  unter  der  Bedingung  zu  reichen  gestattet, 
dass  sie  nach  ihrer  Wiedergenesung  ordnungs- 
mässig  Busse  geleistet  haben.  Nicht  entgegen- 
steht, sondern  nur  eine  mildherzige  Ausdehnung 
der  zuerst  gedachten  Vorschriften  ist  es,  dass  die 
statuta  eccl.  ant.  c.  76  demjenigen ,  der  erst  um 
die  Uebernahme  der  Busse  nachgesucht  hat,  noch 
im  Sterben  die  Eucharistie  zu  geben  gestattet, 
und  wenn  endlich  Nicaen.  c.  13  (vgl.  auchinnoe. 
I  ad  Exuper.  405,  Coustant  p.  187  c  2)  diese 
keinem  Sterbenden  nach  Prüfung  des  Bischofs 
versagt  wissen  will,  so  ist  damit  offenbar  dasselbe 
gemeint,  d.  h.  dass  der  Sterbende  in  diesem  Falle 
schon  als  Büsser  gelten  soll,  wie  ihn  c.  76,  falls 
er  leben  bleibt,  ebenfalls  der  Busse  unterwirft. 
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der,  nicht  mehr  versagt,  ihnen  also  ein  kirchliches  Begräbniss  gew&hrt  nnd  die  An- 
nahme von  Oblationen  für  sie  gestattet  wurde  ^. 

Anders  war  die  Rechtsstellung  derjenigen  Bflsser^  welche  während  der  Geltang 
der  Bnssstationen  in  der  orientalischen  Kirche  bereits  ans  der  Stnfe  der  Liegenden 
in  die  der  Stehenden  eingetreten  waren  ^.  Sie  besassen  nicht  blos  eine  Anwartschaft 
auf  Wiederznlassnng  zur  Kirche,  sondern  waren  Mitglieder  derselben,  welchen  allein 
die  AnsUbung  der  wichtigsten  Rechte  der  Kirchengemeinschaft  noch  eine  Zeit  lang 
vorenthalten  blieb. 

Da  die  Busse  und  die  Bnssflbnngen  selbst  von  deigenigen,  welche  einer  kirch- 
lichen Strafe  unterlagen,  freiwillig  fibemommen  wurden,  so  konnten  sich  ihr  auch 
alle  Kirchenmitglieder  unterziehen,  gegen  welche  eine  solche  überhaupt  nicht  ver- 
hängt war. 

Diejenigen,  welche  im  geheimen  schwere  Sünden  begangen  hatten,  aber  nicht 
den  Muth  besassen,  sich  durch  ein  öffentliches  Bekenntniss  derselben  einem  kirch- 
lichen und  möglicher  Weise  auch  einem  weltlichen  Strafverfahren  auszusetzen,  wand- 
ten sich  vielfach  in  ihrer  Oewissensbedrängniss  an  den  Bischof  oder  einen  Priester 
um  deren  Fürbitte  bei  Gott  nachzusuchen,  und  um  von  ihnen  Rath  darüber  einzuholen, 
welchen  Bussübungen  sie  sich  unterwerfen  oder  auch  ob  sie  zu  sicherer  Erlangung 
der  göttlichen  Gnade  ihre  Sünden  öffentlich  bekennen  und  sich  selbst  anklagen  soll- 
ten 3.  Aber  nothwendig  war  eine  solche  Beichte  weder  beim  Priester  noch  beim  Bi- 
schof, um  die  Vergebung  geheimer  Sünden  bei  Gott  zu  erlangen^,  vielmehr  hatte  der 
Geistliche,  wenn  er  freiwillig  angegangen  war,  blos  die  Stelle  eines  Seelenarztes, 
eines  Vermittlers  und  Fürbitters  ^. 

Standen  nun  auch  diejenigen,  welche  freiwillig  ein  Öffentliches  Sündenbekennt- 
niss  abgelegt®  und  die  öffentliche  Busse  übernommen  hatten,  damit  äusserlich  solchen 


1  Vaison  442  c.  2;  Alles  II  443  o.  453  c.  12; 
stat  eocl.  ant  o.  79.  In  der  Römischen  Kirche 
war  aber  die  entgegengesetzte  Uebung  herrschend, 
Leon.  I.  ep.  cit.  c.  6 ine.  1 G.  XXIV.  qn.  2  u.  eiusd. 
ep.  ad  Theodor!  Foroinl.  452  in  c.  49  Dist.  I 
de  poen. ,  c.  2.  4  (Gelas.  I)  C.  XXIV.  qu.  2. 
Uebrigens  war  noch  zur  Zelt  des  Konzils  von 
Toledo  XI  675,  welches  c.  17  der  milderen  An- 
sicht folgt,  die  Praxis,  wie  ausdrücklich  erwähnt 
wird,  keine  einheitliche. 

2  S.  0.  S.  718. 

s  Nur  dazn,  aber  andererseits  zum  Theil  auch 
dazu,  dass  das  öffentliche  Bekenntniss  der  Sünden 
nicht  leichtfertig  geschehen  solle,  ermahnen  die 
Kirchenväter,  so  z.  B.  Orlgines  hom.  2  in  Ps. 
XXXVII.  S.  6,  Migne,  patr.gr.  lat  ed.  9,1142, 
vgl.  ferner  die  Stellen  beiKlee  S.  15ff.;  Frank 
S.  55  ff.;  (aus  der  protestantischen  Literatur)  bei 
Blngham  XVIII.  3.  s.  5ff.:8,  130ff.:  Steitz 
S.  77  ff. 

*  Das  widerspricht  bekanntlich  der  katholischen 
Lehre  von  der  Privatbeichte  und  dem  sakramen- 
talen Busssakrament.  S.  dagegen  Dallaeus 
(DailM)  de  sacramentall  sive  aurloularl  latino- 
rum  confesslone.  Genevae  1661.  p.  288  ff. ; 
Blngham  1.  c.  8,  114ff.;  Steitz  S.77ff.  Eine 
nähere  Erörterung  ist  hier  fruchtlos,  da  die  katho- 
lischen Schriftsteller  ihre  Ansichten  nicht  auf- 
geben dnrfen  und  immer  wieder  von  Neuem  trotz 


aller  Widerlegungen  vertheidigen  müssen.   Vgl. 
z.  B.  Frank  S.  49.  289.  399.  698 ff. 

^  Dass  da,  wo  in  den  orientalischen  Kirchen 
besondere  Busspriester  angestellt  waren,  s.  8. 723 
n.  4,  diese,  ausser  den  schon  oben  gedachten, 
auch  die  betreffenden  Funktionen  ffir  die  sie 
angehenden  Gläubigen  wahrzunehmen  hatten, 
erglebt  namentlich  Sozomen.  YII.  16 :  „.  .  .  ^op- 
TiTCÖs,  obc  eixoc,  ii  dpyjii  toU  Upeuotv  m^c^, 
S^  h  OedTpcp  bnb  fuCprupi  xtp  icXi^lktt^  lxxXY}Gioi«, 
Totc  dpLaprCac  ^(«YT^XXfiiv  icp8oß6TSpov  (e  tw« 
dpioxa  noXiTEUOfiivQiv,.  iY£fj.i)B^v  t6  xal  fiMppov«, 
iitX  TOUTo  Terd^aaiv.  '^Qi  ot)  itpo^tövrec  ol  -^pÄprij- 
x6t6c,  Td  Bsßtouiva  cbftoX^YOUv*  6  hi^  icp^c  d^ 
dxdoTOU  oaaptiav,  8  xe  ^pi?}  iroi-^öai  vj  ixTisvi 
ditix(|xiov  oelc,  dizihit,  rapd  090V  ourwv  t^ 
clonpa^apL^vouc" ;  Ja  er  stellt  die  Sache  eo  dar, 
als  ob  die  Erleichterung  des  Angehens  der 
Priester  der  Hauptgrund  der  Einfahrung  ge- 
wesen sei.  Daraus,  dass  nach  der  Anfhebiing  des 
Busspriesters,  s.  S.  720  n.  4,  nunmehr  jeder  be- 
liebig, wie  es  ihm  sein  Gewissen  erlaubte,  am 
Abendmahl  thellnehmen  konnte,  eigiebt  sieb, 
dass  früher  diejenigen,  welche  den  Busspriester 
angegangen  hatten,  sichln  dieser  Hinsicht  seinen 
Anweisungen  fügen  mussten. 

6  NachRichter-DoTe-KahlK.R.  8.Aufl. 
S.  980  soll  Leo  I.  die  Ablegnng  öffentlicher  Be- 
kenntnisse untersagt  haben.   Ep.  ad  episc.  Gsoip- 
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gleich,  welche  von  der  Kirche  ausgeschlossen  waren  und  sich  behufs  ihrer  Wieder- 
aufnahme der  öffentlichen  Busse  unterzogen  ^,  so  ist  doch  nichts  darüber  fiberliefert, 
ob  dies  ebenfalls  in  rechtlicher  Beziehung  der  Fall  war^.  Vermuthet  darf  aber  wohl 
werden,  dass  eine  solche  Oleichstellung  allgemein  nicht  stattgefunden  hat,  vielmehr 
die  Art  der  Sflnde,  welche  die  Bflssenden  begangen  und  bekannt  hatten,  daftlr  ent- 
scheidend gewesen  ist  3. 

Y.  Keine  öffentliche  Busse  bei  der  Ausschliessung  vom  Abendmahl. 
Die  wenigen  Stellen,  welche  von  der  Strafe  der  Ausschliessung  vom  Abendmahl  han- 
deln, erwähnen  als  Bedingung  der  Wiederzulassung  zu  dem  letzteren  theils  der  Besse- 
rung^, theils  der  Leistung  gewisser  Busswerke  ^,  theils  der  Abstellung  des  tadelns- 
werthen  Verhaltens^.  Es  liegt  auf  der  Hand,  dass  damit  nicht  die  öffentliche  Busse 
gemeint  sein  kann,  da  diese  das  Mittel  war,  die  durch  die  Exkommunikation  verlorene 
kirchliche  Mitgliedschaft  wieder  zu  erlangen  und  die  Uebernahme  der  Buss werke, 
welche  bei  der  öffentlichen  Busse  erfordert  wurde,  mit  den  leichteren  Verfehlungen, 
auf  welche  die  Ausschliessung  vom  Abendmahl  gesetzt  war,  nicht  im  Verhältniss  ge- 
standen hätte,  auch  der  rechtlichen  Stellung  der  mit  der  eben  gedachten  Strafe  Be- 


c.  459  (Ballerlu.  1,  1429  c.  2,  vgl.  c.  89  Dist.  I 
de  poen.):  „Illam  etiam  contra  apostolicani  re- 
gulam  praesumptionem ,  quam  iiuper  agnovi  a 
qnibusdam  illicita  nsurpatioue  committi,  modis 
Omnibus  constituo  submoveri:  de  poenitentia 
sdlloet  qnae  a  fldelibus  postulatur,  ne  de  slugu- 
lomm  peccatorum  genere  libellis  scripta  pro fessio 
publice  recitetur,  quum  reatus  conscientiarum 
sufflciat  solis  sacerdotibus  indicari  coufessione 
secreta.  Quamvis  enlm  plenitudo  fldei  yideatur 
laudabills ,  qnae  propter  del  timorem  apud  ho- 
mines  erubescere  non  Teretur,  tamen  quia  non 
omnlam  huiusmodi  sunt  peccata,  ut  ea  qui 
poenitentiam  poscant,  non  tlmeaut  publicare, 
remoTeatur  improbabilis  consuetudo,  ne  multi  a 
poenitentlae  remediis  arceantur,  dum  aut  eru- 
bescant  aut  metuunt  inlmicis  suis  sna  facta  reser- 
rari,  quibus  possint  legum  constitutione  percelli. 
Safllcit  enlm  illa  confessio  quae  primum  deo 
offeitur,  tunc  etiam  sacerdoti  qul  pro  delictis 
poeniteutium  precator  accedit.  Tanc  enim  plures 
ad  poenitentiam  poterunt  proYocari,  si  populi 
aurlbus  non  publicatur  consclentia  confltentls^, 
verbietet  nur,  dass  eine  Veröffentlichung  der- 
jenigen Sünden ,  welche  dem  Bischof  und  zwar 
fireiwillig  gebeichtet  sind,  erfolgen  solle,  erklärt 
aber  andererseits  ein  öffentliches  Bekennen  der 
Sunden  sogar  für  löblich.  Ebenso  wenig  ist  in 
der  Stelle,  so  z.  B.  Hahn,  Lehre  von  den 
Sakramenten,  Breslau  1864.  S.  99,  die  geheime 
Beichte  Yor  dem  Priester  allein  angeordnet,  nm- 
soweniger  als  die  Stelle  nur  Yon  den  Bischöfen, 
8.  Bd.  I.  S.  2  n.  1 ,  nicht  von  den  Priestern 
spricht.  Leo  I.  hat  somit  gar  nichts  in  der  herr- 
schenden Bussdlsdplln  geändert,  sondern  nur  den 
erwähnten  Missbrauch  gerügt,  vgl.  insbesondere 
Loningl,  269ff. 

Wie  man  auch  die  o.  S.  720  n.  4  citirten  Stellen 
von  Socrates  und  Sozomenus,  vgl.  9.  723  n.  4  u. 
S.  724  n.  5,  auslegen  mag,  so  erglebt  sich  doch 
immer  aus  ihnen,  dass  ebenfalls  ein  Missbrauch 
in  der  Veröffentlichung  der  dem  Bnssprlester 
abgelegten  Bekenntnisse,  gleichviel  von  wem  sie 


ausgegangen  war,  ob  von  diesem  oder  von  den  das 
Bekenntnlss  ablegenden  Sundern,  die  Veran- 
lassung zur  Aufhebung  des  Instituts  gegeben  hat. 

1  So  erzählt  Hieronym.  ep.  87  (al.  30)  ad 
Oceanum  de  morte  Fabiolae,  Mig  ne ,  patrol.  22, 
692  von  der  Römischen  Matrone  Fabiola :  „Quis 
hoc  crederet,  ut  post  mortem  secundl  vlrl  in  se- 
metlpsam  reversa,  quo  tempore  solent  viduae 
negligentes  jugo  servitio  excusso,  agere  se  libe- 
rius,  adlre  balneas,  volitare  per  plateas,  vultus 
circumferre  meretridas,  saccum  Indueret,  ut  er- 
rorem  publice  fateretur  et  tota  urbe  spectante 
Romana  ante  diem  paschao  in  baslUca  quondam 

Lateran staret  in   ordine  poenitentlum, 

episcopo,  presbyteris  et  omni  popnlo  collacry- 
mantibus  sparsum  crinem,  ora  lurida,  squalidas 
manus,  sordida  colla  submitteret^. 

2  Nur  die  Bestimmung  findet  sich,  Gerona 
517  c.  10  (wiederholt  Toledo  IV  633  c.  64),  dass 
die  freiwilligen  Büsser,  welche  keine  bestimmten 
Sünden,  sondern  sich  nur  überhaupt  als  Sünder 
bekannt,  im  Gegensatz  zu  denjenigen,  welche 
öffentlich  die  Begehung  von  Todsünden  einge- 
standen hatten,  später  In  den  Klerikalstand  ein- 
treten konnten,  vgl.  dazu  Bd.  I.  S.  39. 

3  Ob  es  sich  also  um  Sünden  handelte,  welche 
mit  der  Ausschliessung  aus  der  Kirche,  der  gros- 
sen Exkommunikation,  bedroht  waren  oder  ob 
die  Busse  für  andere,  geringere  Vergehen  über- 
nommen war.  Darüber,  ob  eine  solche  Busse 
insbesondere  etwa  im  letzteren  Falle  beliebig 
wieder  aufgegeben  weiden  konnte,  ergeben  die 
Quellen  ebenfalls  nichts.  Rechtlich  lässt  sich 
dies  für  den  letzteren  kaum  bestreiten,  wenn 
auch  für  den  anderen  die  Frage  eher  verneint 
werden  müsste. 

*  Theodoreti  Cyr.  ep.  77  dt,  S.  705  n.  4. 

5  Lerlda  c.  7,  S.  709  n.  3,  welches  der  elee- 
niosynae,  fletus  und  ieiunia  gedenkt.  Nichts 
näheres  In  dieser  Beziehung  ergeben  Felic.  II. 
ep.  cit.  S.  710  n.  5  und  Basllii  c.  55,  S.  711  n.  1. 

ß  BaslUi  c.  24,  S.  711  n.  1. 
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I.  Die  Hierarchie  und  die  Leitung  der  Kirche  durch  dieselbe. 


[§.  247. 


legten  y  welche  immer  Mitglieder  der  Kirche  blieben  i,  nicht  entsprochen  haben 
würde  2.  Demnach  hatte  der  Bischof^  sofern  nicht  etwa  die  Bestimmung  eines  Kon- 
zils 3  oder  die  bestehende  Praxis  ^  einen  Anhalt  bot,  des  Näheren  Aber  die  Zeit  der 
Daner  der  Ausschliessung^  und  darüber  zu  befinden,  auf  welche  Weise  der  Schuldige 
seine  reuige  Qesinnung  behufs  Wiederzulassung  zum  Abendmahle  zu  beth&tigen  hatte. 


§.247.     c.  Die  Dtsciplinarstrafen  für  die  Kleriker  und  die  Anwendung  der  allgemeinen 
kirchlichen  Strafen  auf  dieselben.     Die  öffentliche  Busse  der  Geistlichen. 

Was  die  Strafen  gegen  die  Kleriker  betrifft,  so  hatte  die  Kirche  schon  in  den 
ersten  Jahrhunderten  einzelne  Strafmittel,  welche  die  kirchlichen  Kechte  und  die 
kirchliche  Stellung  der  Kleriker  berührten,  also  solche,  welche  nach  Analogie  des 
staatlichen  Rechtes  als  Disciplinarstrafen  bezeichnet  werden  können,  ausgebildet. 
Diese  sind  in  der  hier  fraglichen  Periode  noch  weiter  entwickelt  worden.  Daneben 
sind  aber  auch  die  allgemeinen,  fUr  alle  Kirchenglieder ,  insbesondere  für  die  Laien 
zur  Anwendung  kommenden  Strafen,  ebenso  wie  früher  auch  gegen  die  Geistlichen 
in  den  geeigneten  Fällen  gebraucht  worden  ^. 

L  Die  Disciplinarstrafen  gegen  Kleriker.  Was  zunächst  die  Strafender 
ersteren  Art  betrifft,  so  kennen  die  einschlagenden  Quellen : 

1.  die  Absetzung,  xaftaipeTo&ai  too  xXiJpoü'^  oder  auch  xa&aipsTadai  allein^, 
deponi^y  degradari^^^  die  härteste  unter  den  spezifischen  Strafen  fQr  die  Kleriker. 


1  Also  nach  der  geschilderten  Busspraxis  der 
orientalischen  Kirche  sich  in  derselhen  Stellung 
wie  die  Büsser  auf  der  Stufe  der  Stehenden, 
welche  die  Hauptstation  schon  durchgemacht 
hatten,  S.  718  u.  719,  hefanden. 

2  Bestätigt  wird  diese  Auffassung  durch  Ba- 
silil  c.  24  cit,  welcher  von  der  Wittwe  nur  die 
faktische  Trennung  von  dem  Manne  als  Zeichen 
der  Besserung  verlangt,  femer  auch  dadurch,  dass 
er  über  die  Anwendung  der  Bussstationen  auf 
solche  Kirchenmitglieder  schweigt.  Auch  Lerida 
c  7  cit.  gebraucht  den  Ausdruck:  poenitentla 
nicht.  Die  in  den  Briefen  Gregors  I.  gedachte 
poenitentia  ist  nicht  die  öffentliche,  sondern  die 
erst  der  nächsten  Periode  angehorige  Zwangs- 
husse  in  Klöstern  und  in  anderen  abgeschlossenen 
Oertlichkeiten  ($.  256).  Als  einzige  Stelle,  welche 
ein  Bedenken  ergeben  könnte,  bleibt  somit  nur 
Gelasii  I  frag.,  0.  S.  710  n.  5  übrig,  welchem 
aber  nach  dem  a.  a.  0.  Bemerkten  eine  entschei- 
dende Bedeutung  nicht  beigelegt  werden  kann. 

3  Vgl.  Lerida  c.  7  cit. 
*  Vgl.  Basilii  c.  24  cit. 

ö  So  in  den  ep.  Felil  II,  S.  710  n.  5,  und  Ba- 
silii c.  55,  S.  711  n.  1,  gedachten  Fällen. 

8  Vgl.  hierzu  des  Weiteren  noch  $.  248. 

'f  Nicaea  325  c  17  (hier  mit  dem  Zusatz :  xotl 
diXXÖTptoc  ToO  xavövoc  Ifoxai,  aus  dem  Verzeich- 
niss  streichen)  oder  auch  x.  toO  ßa9{jio5  Basilii 
ep.  217  (can.  III)  c  65,  oder  iravteXc»?  x.  r^c 
XeiToup7(a(  Antioch.  341  c.  3. 

8  Sardica  343  c.  4 ;  can.  apost.  3.  6.  7.  8. 12. 
20.  25.  28.  29.  30.  31.  32.  36.  42.  44—47. 
49-53.  55.  58-59.  62.  68.  66.  68.  69.  84; 


Antioch.  5  (navceXwc  x.);   Synode  ad  quezcum 
403  (ChrysoBtomus)  Mansi  3,  1151. 

Femer  auch:  dnoirtirreiv  oder  ixTcticretv  toD 
oixelou  ßaO|xou  Ephes.  481  c.  6  u.  Ghalced.  431 
c.  27  (c.  1  C.  XXXVI.  qu.  1) ;  xiv&uveuetv  «cpl 
Toü  olxelou  ßad|jL0U  Chalc.  c.  1 ;  xorciTCO^ai  toO 
ßadfAou  Baflilii  ep.  199  (can.  II)  c.  51 ;  7ca6e9dat 
Toü  xXif)pou  Nieaea  c.  2  oder  Tiic  örrjpeola«  Ba- 
silii c  69;  T^c  TCK^ox  (icraTt^a^ai  Neocaes. 
314—825  e.  1,  was  freUich  München 2,  147 
irriger  Welse  als  blosse  Versetzung  auf  einen 
niedrigen  Grad  auffasst;  x^v  Tif^Vjv  xai  xo  dfixopa 
diToßdölXetv  Sardica  c,  20;  eivat  dXXdrpiov  ti]; 
d^lac  Chalc.  o.  2;  novrö«  Upaxixou  xaYfuiTo;, 
Oonstantin.  448,  Maust  6, 747;  tou  irtoxoircxoD 
dSt(6uLaT0{  xal  itavrö^  ouXXöyou  Upartxoü,  Epke- 
sus  431  (Nestorins)  Mansi  4,  1212;  ^fivowv 
a^TÖv  (Dloskur)  t^c  xou  iici9XÖi:oo  xai  ndoi}«  Upa- 
Tixfjc  7]XXoTptmoev  d£(ac,  Ghalced.  Mansi  6, 
1047 ;  1^(0  Tqc  Up(no6vT]c  xal  tou  xXVjpou  tWco^oi 
1.  41  (42  Y.  528)  C.  J.  de  eplsc.  I.  8;  ^ßdX)^«- 
Äat  itavto{(uc  Toö  xX'/jpou,  Not.  5  (535)  c.  8; 
Nov.  123  (546),  c.  29;  ^itlnretv  tjc  Upä; 
Td^c»;,  Nov.  6  (535),  vgl.  femer  ibid.c.  6;  dp«i- 
peto^at  tfjc  Upoiouvr«,  Nov.  56  (537)  c.  11; 
s.  auch  Nov.  123  (546)  c.  2.  10.  20.  Weitere 
Ausdrücke  bei  Kober,  Deposition  S.  3.  4. 

»  Elvlra  306  c.  51 ;  Arles  I  814  c  21 ;  Sardica 
343  c.  4  (lateln.  Text) ;  Gregor  I.  ep.  VII.  14 
(2,  861)  IX.  63  (2,  979)  u.  XII.  31  (2,  1241), 
auch  d.  a  clero  Alles  II  443  0.  4§2  c.  14 :  ab 
honore  Agath.  506  c.  49  (c.  35  G.  XU.  qu.  2)  c 
50  (ab  offlcil  honore  depositus). 
10  c.  11  (August.)  C.  XXIII  qu.  4;  Tairagona 
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Sie  besteht  in  der  völligen  Vernichtung  der  amtlichen  Stellung  des  davon  Be- 
troffenen. Sie  entzieht  ihm  zunächst  das  kirchliche  Amt  *,  welches  er  bisher  inne 
hatte,  und  folgeweise  alle  daraus  herfliessenden  amtlichen  und  Vermögensrechte  ^,  so- 
wie die  damit  verbundenen  Titel  und  Ehrenrechte  ^. 

Ferner  fahrt  die  Deposition  fflr  den  abgesetzten  Kleriker  die  Unfähigkeit  herbei, 
jemals  wieder  ein  anderes  kirchliches  Amt  zu  erlangen  oder  wieder  im  Kirchendienste 
verwendet  zu  werden  *, 


616  €.16;  —  Stat.  eccl.  ant.  c.  48.  66.  67:  ab 
officio  degradari. 

AnMerdem :  a  clericatas  remoYeii  officio,  Innoo. 
I.  ep.adApal.  401— 407,  Co  üb  tan  t  p.  912;  — 
ab  officio  clericatas  sabmoTori,  Innoc.  I  in  c  14 
C.  III.  qn.  6;  —  ab  officio  xemoTeri,  stat.  eccles. 
ant  c.  60 ;  —  ab  officio  abiici,  Orange  441  c  23 ; 
—  ab  officio  retrahl  stat.  eccles.  ant  c.  60  (c.  6 
Dlst  XLVI) ;  — 

ab  ordine  cleri  amovere,  Arles  I  c.  1  3;  c.  13 
(Pelag.  c  66&-660,  Jaf  f^  ed.  II  n.  993)  Dist 
LV;- 

consortio  clerioomm  remoTeri,  1.  4  (452)  G.  J. 

t.  1?- 

dignitate  officii  carere,  Lerida  624  o.  646  c.  6 ;  — 

omni  ecclesiasticae  dlfcnltatlg  priTÜegio  nadari, 
Slriciiep.ad  Him.386c.llin  c.  6  Dist  LXXXIV;  — 

ordine  et  honore  priTari,  Innoc.  I  ep.  ad  epist. 
Tolet  u.  404  o.  3.    Constant  p.  762.  772;  -^ 

ab  honore  clerlcatns  exterminare,  Elvira  306 
c.  33;  — 

omni  honore  ecclesiastico  privarl,  Innoc.  I  ep.  ad 
Exup.  Tolos.  406,  ibid.  p.  789  c.  1.  —  honore 
proprio  prlYari,  Catb.  407  c.  10  (cod.  eccl.  Afr. 
c  104),  sacerdotio  priyari,  Gregor.  I.  ep.  XIII. 
46;  2,  1261.1266;  - 

ab  officio  ecclesiastico  pelli,  Oelas.  I  ep.  ad 
M^or.490,  Thiel  1,  4ö3(c.  24  GXIIqu.2); — 

ab  ordinibus  exclndere  Gelas.  I  ad  Respect. 
492—496,  Thiel  1,  496;  — 

elerlcalibus  officils  abstineri,  Oelas.  I  ad  episc. 
Lnc.  c  16,  ibid,  p.  371 ;  — 

locnm  amittere  (et  anathema  haberi),  Garthago 
387  o.  390  c.  8  (cod.  eccl.  Afric.  c.  11);  Hippo 
393  c.  9  (ibid.  c  16) ;  — 

cobibere  a  clero,  Tarragona  616  c.  2 ;  — 

a  clero  haberi  extranenm,  ibid.  c  9;  — 

clerionm  non  haberi,  Toledo  400  c.  6. 

Vgl.  femer  noch  Kober  a.  a.  0.  S.  4.  6. 

*  S.  die  Stellen  in  den  Torhergebenden  An- 
merkungen, welche  des  Yerlastes  der  6irr)p69(a, 
des  ßa&(x6c  nnd  des  officium  erwähnen.  Weiter  er- 
glebt sich  dies  daraus,  dass  das  Amt  des  Deponir- 
ten  wieder  besetzt  wird,  also  erledigt  ist,  Sar- 
dica  343  o.  4,  s.  auch  Kober  S.  21  ff. 

3  Die  Synode  T.  Nicaea  hat  dem  Bischof  Mele- 
tins  ▼.  LykopoUs,  s.  das  Synodalschreiben  bei 
Socrat  h.  e.  I.  9,  gestattet  „\kksev^  i^  rg  ir6Xci 
ioMTOU  x«l  |jiT)Bcpi(av  ISouo(av  lyetv  a^TÖv,  (jnfjxe 

fA*^  is  it^Xei  exipa.  ^(veodac  ta6ry)c  r^  icpo^d- 
oeoc  Ivcxa,  ^tXov  tk  t6  ^vcfia  Ti]«  tt[t.fiQ  «rKTTJa- 
^ai^  ihm  also  aus  Milde  erlaubt,  nur  den  leeren 
Titel  eines  Bischofs  beizubehalten,  nicht  aber 
Weihen  zu  ertheilen  oder  Kandidaten  für  den 
kirchlichen  Dienst  auszuwählen  und  zu  diesen 
Zwecken  die  Diöcese  zu  bereisen.  Bei  völliger 


Absetzung  hätte  er  also  alle  diese  Rechte  und 
ausserdem  den  Bischofstitel  verloren.  Vgl. 
femer  Ancyra  314  c.  1,  nach  welchem  in  ähn- 
licher Milde  in  Betreff  der  während  der  Verfol- 
gung gefallenen,  aber  nachher  standhaften  Prie- 
ster fSoEe  Tfjc  fiev  Tifi-Jj?  TTi^  xaxd  t?jv  "ML^ihpv* 
aext/ieis,  Tcpoc^^peiv  hk  aÖTouc  ^  6p.iXeiv  ^  5Xoi; 
XetTOup^etv  t6  Td>v  UpaTixcbv  XciTO'jpif^a*'^  P-^ 
i^eivai'',  also  ihnen  das  Opfern,  das  Predigen 
und  die  Vornahme  irgend  welcher  priesterlichen 
Verrichtungen  untersagt  wird,  s.  auch  Basilii 
ep.  199  (can.  II)  c.  27:  „jjf/jxe  toIvdv  ^7}(jioo(q( 
(&if)Te  i&(a  euXofeCTf»  pii^e  t6  omyLa  toü  ypioxou 
xaTavefA^o»  ^poi^  (ai^ts  t6  dtXXo  XeiToupfEko''. 
Daher  wird  auch  öfter  die  Absetzung  blos  durch 
Hinweis  auf  das  eine  oder  andere  dieser  Rechte 
und  seine  Entziehung  charakterlsirt,  so  Antioch. 
c.  3  cit  0.  S.  726  n.  7;  während  bei  der 
blossen  Entziehung  einzelner  Amtsrechte  die 
Fortdaaer  der  Übrigen  ausdrücklich  erwähnt  wird, 
s.  z.  B.  Neocasarea  c  9.  Wegen  der  Diakonen 
vgl.  Ancyra  c.  2. 

Die  Entziehung  der  Vermögensrechte  ergiebt 
die  Nachricht,  dass  Paul  v.  Samosata,  B.  von 
Antioohien,  welcher  die  bischöfliche  Wohnung 
nach  seiner  Absetzung  1.  J.  269  zu  räumen  ver- 
weigerte, auf  Anrufen  der  Bischöfe  auf  kaiser- 
lichen Befehl  daraus  entfernt  wurde,  Euseb.  h.  e. 
VII.  30.  Allgemein  den  Verlust  der  Amtsein- 
kiinfte  aussprechende  Stellen  kommen  erst  spät 
vor,  s.  die  armenische  Synode  v.  Dovin  627  o.  6, 
H  e  f  e  1  e  2,  717  u.  Orleans  III  c.  11.  Seit  dem 
6.  Jahrb.  hat  man  allerdings  aus  Mitleid  und 
Barmherzigkeit  abgesetzten  Bischöfen  eine  Jähr- 
liche Unterstützung  gewährt,  so  z.  B.  die  Synode 
von  Ghalcedon  dem  abgesetzten  Bischof  Domnus 
V.  Antiochien,  Mansi  7,  270,  Hefele  2,  490; 
vgl.  auch  a.  a.  0.  S.  601  und  Gregor  I.  ep.  III. 
66,  Jafftf  ed.  II.  n.  1268. 

S  Antioch.  341  c.  1:  ^touc  Se  xa&aipe9£vTac 
dlTCoorepetodat  xa\  tJJc  ££ö>Äev  xtpit)«,  i^;  6  5^10« 
xaNtbv  raX  xh  tou  fteoQ  UpaTeiov  fjtetctXTi^psv". 
Daraus  erklären  sich  auch  die  Ausdrücke  für  die 
Absetzung,  welche  aus  Verbindungen  mit  TtfAif), 
6jiim\jLa,  dlfla  undhonor  gebildet  sind,  s.  o.  726  n. 
8  u.  10.  Vgl.  auch  die  Stellen,  in  denen  aus  Milde 
den  abgesetzten  Klerikern  der  Titel  und  die 
Ehrenrechte  belassen  werden,  o.  Anm.  2.  In 
Frage  kam  von  den  letzteren  namentlich  das 
Recht  der  Kleriker  dem  Gottesdienst  im  Presby- 
terium,  Sanctuarium  (im  Chor)  beizuwohnen, 
o.  S.  340  n.  4,  das  Recht  des  Bischofs  auf  die 
bisehöfliche  Cathedra  und  das  Recht  der  Prie- 
ster, in  Gegenwart  des  Bischofs  zu  sitzen,  vgl. 
Kober  a.  a.  0.  S.  10  ff. 

^  can.  apost  62,  nach  welchem  der  abgesetzte 
Kleriker  nach  geleisteter  Busse  nur  als  Laie 
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Endlich  hört  dnroh  die  Deposition  nicht  nur  die  Beziehung  des  Deponirten  zu 
seinem  Amte  auf,  sondern  er  wird  dadurch  auch  aus  dem  Klerus  ausgestossen  S  und 
es  erlischt  seine  Zugehörigkeit  zu  demselben  ^.    Er  steht  von  da  ab  dem  Laien  ^  reeht> 


wieder  aufgenommen  werden  soll ;  Slrlcii  ep.  ad 
Htm.  Tarrac.  885  c.  7  in  c.  4  Dict.  LXXXII: 
„noverint  se  ab  omni  ecdesiasüco  honore  .  .  . 
apostolicae  sedis  anctoritate  deiectos  nee  um  quam 
posse  veneranda  attiectare  mysteria,  quibus  se 
jpsl .  .  .  privaTerunt";  Basilii  ep.  188  (can.  1) 
c.  3:  ...  b  hk  ftidlxONOC  SitoS  ^ei  fiiapxf)  Tt*|v 
&(x7]v  rr)c  xadaip^oemCi  cbc  ouv  oux  dno^iöopit- 
vt}«  T^;  oiaxoNiac";  c.  1.  9.  10.  11  (Gregor  I.) 
Dict.  L. ;  vgl.  auch  M  o  r  i  n  u  s  IV.  c.  4.  p.  197  ff. ; 
Kober  S.  26  ff. ;  München,  kauon.  Gerichts- 
verfahren und  Strafrecht  2,  141.  Dass  man  hier, 
namentlich  um  die  Rückkehr  einer  schisma- 
tischen  oder  häretischen  Partei  zur  Kirche  zu  er- 
leichtem, Milderungen  hat  eintreten  lassen,  s. 
K  ob  er  S.  36  ff.,  berührt  das  Princip  nicht. 

1  Dass  dieselbe  in  der  hier  fraglichen  Zeit 
schon  durch  Abnahme  irgend  welcher  klerikaler 
Amtszeichen  oder  Insignien,  auch  thatsachlicb, 
wie  dies  später  der  Fall  war,  zum  Ausdruck  ge- 
bracht ist,  so  anscheinend  Kober  S.  48,  beweist 
die  Mittheilung  des  Socrates  I.  24,  dass  die 
Bischöfe  bei  Aussprechung  der  Deposition  sich 
xa'TQYopouvTec  fi.ev  xal  daeßeiv  Xi^ovre«  gegen  die 
Deponirten  verhalten,  nicht.  Vereinzelt  kommt 
Abnahme  des  Palliums  bei  der  Absetzung  des 
Patriarchen  Paulv.  Alexandrien  541  vor,  Kober 
S.  49,  vgl.  auch  gegen  ihn  Kellner ,  Bass-  und 
Strafverfahren,  S.  39.  S.  ferner  die  folgende  Anm. 

2  Daher  der  Ausdruck:  ^^ab  ordine  cleri  amo- 
veri^,  0.  S.  726  n.  10  und  auch  das  Ausstreichen 
ans  dem  canon,  dem  Yerzeichniss  der  Kleriker, 
vgl.  Nioaen.  17,  Kober  S.  39  und  oben  Bd.  II. 
S.  61,  wodurch  wohl  damals  das  Depositionsur- 
theil  realisirt  wurde. 

Dem  Deponirten  wird  durch  die  Verhängung 
der  Strafe  die  sog.  eommunio  cUricalis  (anch 
communio  domfniea,  Turin  401  c.  6  u.  Tours  461 
c.  2  genannt,  Kellner  S.  58  n.  2),  welche  sich 
in  dem  Antheil  an  allen  Rechten  des  Klerus, 
insbesondere  in  dem  Recht  auf  den  Platz  im 
Presbyterium,  auf  die  Darbringung  des  Opfers 
oder  wenigstens  das  Mitfunktioniren  dabei,  sowie 
auf  den  Empfang  der  Eucharistie  mit  und  unter 
den  Klerikern  äussert,  Kober  S.  41,  entzogen. 
Daraus  erklärt  es  sich,  dass  das  ixoisdyrrjfzo^ 
Eivat  in  Nicaea  c.  16  als  Strafe  für  Kleriker, 
welche  ihre  Kirchen  eigenmächtig  verlassen  und 
hartnäckig  die  Rückkehr  zu  denselben  verwei- 
gern, die  Ausschliessung  aus  dem  Klerikal- 
stande, also  die  die  Deposition  nach  sich  ziehende 
grosse  Exkommunikation  bedeutet,  wie  dies 
namentlich  Arles  I  314  c.  21  und  Antioch.  c.  3 
cit.,  0.  S.  726  n.  7,  welche  beide  für  dieses  Dis- 
ciplinarvergehen  die  Absetzung  androhen,  er- 
geben. 

3  Im  Gegensatz  zu  der,  namentlich  protestan- 
tischerseits  vertretenen  Ansicht,  dass  der  Kle- 
riker durch  die  Deposition  dem  Laien  völlig 
gleichgestellt  worden  sei,  Bd.  I.  S.  117,  wird 
vielfach,  insbesondere  von  katholischen  Schrift- 
stellern mit  Bezug  auf  die  Lehre  von  dem  durch 


die  Ordination  begründeten  character  Indelebilis 
s.  a.  a.  O.  behauptet,  dass  die  Kleriker  schon  in 
der  hier  fraglichen  Zeit  trotz  der  Deposition 
innerlich  oder  potentialiter  Kleriker  geblieben 
und  blos  äusserlich  und  rechtlich  den  Laien 
gleichgestellt  worden  seien,  s.  namentlich  die 
ausführliche  Erörterung  von  Kober,  Deposition 
S.  93.  Nicht  beweiskräftig  daf üz  sind,  so  K  o  b  e  r 
S.  96  (und  auch  Löning  1,  188)  die  Vor- 
schriften, welche  wie  Chaicedon  461  c.  7;  An- 
gers 453  c.  7  und  Tours  461  c.  6  für  das  Ver- 
lassen des  Klerikalstandes  die  Exkommunikation 
androhen,  denn  die  gleiche  Strafe  trifft  auch 
nach  Chaicedon  cit.  den  Mönch.  Die  StraCfest- 
setzung  beruht  also  darauf,  daas  beide  die  ein- 
mal um  Gottes  willen  gewählte  Verpflichtung 
innehalten  oder  erfüllen  sollen,  nicht  darauf, 
dass  sie  beide  einen  character  indelebilis  durch 
die  Weihe  oder  die  Professablegung  erhalten 
haben.  Allerdings  ist  nicht  zu  leugnen,  dass 
sich  schon  im  4.  Jahrh.  bei  Augustin,  Bd.  I. 
S.  83n.  2;  Löning,!,  189  n.  I,  Kober  &  94, 
Hahn,  d.  Lehre  v.  d.  Sakramenten.  S.  281,  die 
Meinung  geltend  gemacht  hat,  dass  ebenso  wie 
die  Taufe  auch  die  Ordination  eine  unverlierbare 
Wirkung  auf  den  Empfänger  ausübe,  und  dass 
man  von  diesem  Standpunkt  aus  die  Beordlna- 
tionen  ebenso  wie  die  Wiedertaufe  verboten  hat, 
can.  apost.  68,  Carthago  397  c.  1  (cod.  eccles. 
Afr.  c.  48),  s.  auch  Kober  S.  94,  sowie  bei  der 
späteren  Wiederannahme  eines  deponirten  Kle- 
rikers, Sevilla  II  619  c.  3,  vielleicht  eine  noch- 
malige Ordination  nicht  erfordert  worden  ist, 
aber  hierin  liegen  doch  nur  immer  Keime  zu  der 
erst  später  entwickelten  Lehre  Tom  character 
indelebilis,  nicht  mehr.  Einmal  Ist  die  erwähnte 
Auffassung  keine  feste  und  unbestrittene  ge- 
wesen, Bd.  I  S.  83.  Ferner  hat  man  aus  der- 
selben noch  nicht  die  Folgerung  hergeleitet,  dass 
die  von  einem  deponirten  Kleriker  vorgenom- 
menen  Handlungen  gültig  seien,  denn  es  ist 
eine  reine  petitio  prindpü  K obere  S.  104, 
wenn  er  sieh  zum  Beweise  seiner  Ansicht  darauf 
beruft,  dass  solche  widerrechtlich  geübten  Amts- 
handlungen nirgends  für  nichtig  und  wirkungs- 
los erklärt  worden  sein.  Vgl.  übrigens  hierzu 
noch  Bd.  L  S.  84;  Richter-Dove-Kahl,  K. 
R.  S.  789  n.  3. 

Ueberdies  hat  die  weltliche  Gesetzgebung  im 
römischen  Reich  einen  character  indelebilis  der 
Kleriker  nicht  anerkannt.  Nach  c  39  (v.  408) 
G.  Th.  XVI.  2 :  ^Quemcumque  clerioum  indignum 
officio  suo  episcopus  iudicaverit  et  ab  ecclesiae 
ministerio  segregaverit ,  aut  si  qui  professmn 
sacrae  religionis  obsequium  sponte  dereliqnerit., 
oontinuo  eum  curia  slbi  vindicet,  ut  liber  illi 
ultra  ad  ecclesiam  recursus  esse  non  possit  et 
pro  hominum  qualitate  et  quantitate  patrimonii 
vel  ordini  suo  vel  coUegio  civitatis  adiungatur, 
modo  ut  qnibuscunque  apti  erunt  publids  ne- 
cessitatibus  obligentor^  sollen  die  deponirten 
Kleriker  von  den  Kurien  der  Städte,  zu  denen 
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lieh  gleich,  nnd  hat  nunmehr  blos  die  commumo  laica  ^  aber  diese  auch  in  demselben 
Umfange  wie  jeder  Laie,  welcher  von  keiner  kirchlichen  Strafe  betroffen  worden  ist^. 

Wie  sich  indessen  ein  solcher  nicht  die  Ausübung  geistlicher  und  kirchlicher 
Funktionen  anmassen  darf,  ebensowenig  ist  der  deponirte  Kleriker  dazu  befugt,  und 
yerfiült,  wenn  er  es  dennoch  thut,  der  Ausschliessung  aus  der  Kirche,  wird  also  dann 
auch  mit  der  Entziehung  der  communio  laicalis  bestraft  3. 

Fflr  Fälle,  in  welchen  die  Deposition  mit  allen  ihren  gedachten  Wirkungen  zu 
hart  erscheinen  musste,  hat  man  schon  in  der  damaligen  Zeit  diese  letzteren  mehr 
oder  weniger  genuldert,  und  auf  diese  Weise  eine  Reihe  weiterer  Strafarten  ausge- 
bildet.  Es  gehört  hierher  ^  zunächst 

2.  die  Amtsentsetzung  ohne  Ausschliessung  aus  dem  Kleriker- 
stande mit  der  Tragweite,  dass  der  Entsetzte  jedes  Recht  auf  die  Vornahme  von 
Amtshandlungen  verliert,  andererseits  aber  seinen  bisherigen  Amtstitel  und  die  kleri- 
kalen Ehrenrechte  behält^; 

3.  die  Zurückversetzung  eines  Klerikers  auf  eine  niedere  Weihe- 
stufe ,  d.  h.  die  Entziehung  des  seinem  jeweiligen  Ordo  entsprechenden  Amtes,  so 
dass  er  von  nun  ab  nicht  mehr  die  Funktionen  desselben,  sondern  nur  die  der  niederen 
Weihestufen  ausüben  darf  ^. 


sie  gehören,  vindlcirt  nnd  je  nach  ihrem  Stande 
und  ihrem  Vermögen  im  öffentlichen  Dienst  ver- 
wendet oder  zu  öffentlichen  Leistungen  heran- 
gezogen werden.  D.  h.  es  werden  ihnen  die 
Privilegien,  des  Klerus  abgesprochen,  L  ö  n  i  n  g  1 , 
191  n.  1,  welcher  sich  mit  Becht  gegen  die  Mei- 
nung (Lang,  theolog.  Quartalschilft,  Tübingen 
1831  S.  294  u.  Kober  S.  86)  wendet,  dass  c.  89 
angeordnet  habe,  dass  die  abgesetzten  Kleriker 
den  Kurien  zur  Strafe  überliefert  worden  seien, 
da  K  0  b  e  r  übersehen  hat,  dass  sie  nicht  blos  der 
Kurie  einverleibt,  sondern,  soweit  sie  dieser 
nicht  verpflichtet  waren,  wieder  in  ihren  frühe- 
ren weltlichen  ordo ,  den  sie  vor  der  Anstellung 
hatten,  zurücktreten  sollten,  wodurch  sein  Qegen- 
grund,  dass  nicht  alle  Kleriker  den  Kurien  ver- 
pflichtet gewesen  seien,  hinföUig  wird.  Die 
Novellengesetzgebung  (Nov.  6.  c.  6;  Nov.  6  c.  7 
Q.  Nov.  123.  c.  14.  15.  29)  steht  allerdings  auf 
dem  Standpunkt,  den  Kober  für  die  frühere 
Zeit  vertheidigt. 

1  Gan.  apost.  15.  62:  „(i>c  Xa'ixöc  «ocvovetTO 
oder  5e)^di/|ttD'';  vgl.  auch  Sardioa  843  c.  19; 
Basilii  c  3.  32;  Innoc.  I  ep.  ad  episc.  Maced. 
11.404,  Coustant  p.  841 ,  c.  4:  „lalcam  tan- 
tum  tiibuere  communlonem^' ;  Agde  606  c.  50 : 
y^aicam  tantummodo  communlonem  accipiat^; 
c.  10  (Gregor  I.)  Dist.  L.    7gl.  Kober  S.  56ff. 

^  Er  konnte  also  ungehindert  die  Kirche  be- 
suchen, Oblationen  darbringen,  an  den  Gaben 
und  der  Eucharistie  theilnehmen,  hatte  aber  die 
letztere  mit  und  unter  den  Laien,  nicht  mehr 
wie  früher,  im  Presbyterium  zu  empfangen, 
Kober  S.  57.61. 

3  Can.  apost  29;  Antloch.  341  c.  4  (c.  6  0. 
XL  qu.  3),  welcher  schon  von  der  Synode  zu 
Ghalcedon  act.  lY.  als  gemeinrechtliche  Yorsohrift 
behandelt  worden  ist,  Hefele  2,  461. 

^  Ueber  die  in  diesem  Zusammenhange  zu 
stellende,  von  der  herrschenden  Meinung  aber 


als  eine  Art  Suspension  aufgefasste  communio 
peregrina  kann  erst  unten  bei  der  Suspension 
(s.  S.  734  n.  6)  gehandelt  werden. 

5  Ygl.  Socrates  I.  9 ;  Ancyra  c.  1  cit.  (s.  S.  727 
n.  2)  c.  2;  Basilii  c.  27:  „^^P^  "^^^  icpeoßuT^pou 
Tou  xax'  dfsoias  dd^ap-tp  YO^Ht^fp  icepiicap^oc  &pt9a 
&  ^p^v*  %a%ihpaQ  fjL^  fASxeyeiv,  t&v  hi  Xoiir&v 
isep-^im'^dnioyiea^ai"'^  Agde 506c.  1:  „..  debiga- 
misautintemuptarum  marltis  . . .  uthlquihucuB- 
que  ordinati  sunt,  hablta  miseratione,  presbyterli 
vel  diaconatus  nomen  tantum  obtineant ;  officium 
vero  presbyteri  consecrandi  et  ministrandi  huius- 
modi  diaoones  non  praesumant"  (beide  Strafan- 
drohungen, von  Kober,  d.  Suspension  der 
Kirchendiener,  Tübingen  1862.  S.  19  n.  2  u.  S. 
13  n.  2  als  partielle  Suspension  bezeichnet). 

Dass  solche  Kleriker  auch  ihr  Recht  auf  ihre 
bisherigen  Einkünfte  verlieren  mussten,  ist  klar, 
da  sie  andererseits  aber  immer  Kleriker  blie- 
ben, erhielten  sie  wohl  wenigstens  den  notfa- 
dürftigen  Unterhalt  von  der  Kirche,  wofür  auch 
das  hierher  zu  ziehende  Garth.  421  c.  3  (cod. 
eccles.  Afric.  c.  31)  spricht,  nach  welchem  Kle- 
riker und  Diakonen,  wenn  sie  ihre  durch  die 
Noth wendigkeit  der  Kirche  gebotene  Beförderung 
zu  einem  höheren  Amte  hartnäckig  ablehnen 
^,nec  mlnistrent  in  grado  suo,unde  recedere  nolunt*'. 

fi  Die  Strafe  kommt  gewöhnlich  für  Fleisohes- 
sünden  vor,  Neocäs.  c.  10  (der  Diakon,  welcher 
vor  seiner  Weihe  fleischlich  gesündigt  hat  und 
dies  nachher  freiwillig  bekennt,  soll  unter  die 
Minoristen  versetzt  werden,  in  c.  1  G.  XY.  qu.  8 
in  entstellter  Uebersetzung),  Toledo  I  400  c.  4 : 
,,subdiaoonus  . . .  defuncta  uxore,  si  aliam  duxe- 
rit,  ab  officio,  in  quo  ordinatus  fuerat,  remo- 
veatnr  et  habeatur  inter  ostiarios  vel  lectores, 
ita  ut  evangelium  et  apostolum  non  legat.'' 

Was  die  Zurückversetzung  eines  Bischofs  auf 
die  Stufe  des  Priesters  betrifft,  so  haben  zu 
Ghalcedon  451  act  IV,  Maus!  7,  96,  die  päpst- 
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Verwandt  ist  hiermit 

4.  die  Strafversetzung  auf  ein  schlechteres  Amt,  welche  in  dieser  Zeit  freilich 
nur  als  Versetzung  von  Bischöfen  von  einer  grösseren  und  angeseheneren  Diöcese 
auf  eine  kleinere  und  schlechtere  erwähnt  wird  ^y  und  bei  der  Konzentrirong  des  Klems 
an  den  bischöflichen  Kathedralen,  sowie  bei  der  erst  beginnenden  Ausbildung  der 
Pfarreien  und  der  damit  zusammenhängenden  Errichtung  von  Aemtem  ausserhalb 
des  Bischofssitzes  kaum  zur  Anwendung  kommen  konnte,  und  femer  auch 

5.  die  Entziehung  der  Anciennität  innerhalb  des  Ordos  und  Zurflck- 
Stellung  in  demselben  auf  den  letzten  Platz  ^. 

6.  Ausserdem  kommt  weiter  die  definitive  Entziehung  einzelner 
Amtsrechte,  unter  Belassnng  der  übrigen,  welche  der  von  der  Strafe  Betroffene 
also  unverschränkt  weiter  ausüben  kann,  vor  \ 


liehen  Legaten  erklärt :  „'E7r(axoirov  e{;  TCpeoßu- 
T^pou  •».axd''(eis  ßadfiöv  UpoaüX(a  doxCv"  (ygl.  ancb 
Chalced.  c.  29,  Hefele  2,  636),  aber  zu  einem 
absolut  massgebenden  Rechtssatz  ist  diese  An- 
scbauung,  welche  darauf  beruht,  dass  derjenige, 
welcher  nicht  würdig  ist,  das  Bischofsamt  zu  be- 
halten, auch  nicht  mebr  geeignet  erscheint,  die 
dem  Bischofsamt  am  nächsten  stehende  priester- 
liche Stellang  zu  versehen,  nicht  geworden,  denn 
sowohl  Nov.  6  (535)  c.2  (^d^co^eiToj  toü  ftcfcou  tfijv 
iTtioxöitiDV  Yopo^")  "•  Not.  123  (646)  c.  9  i.  f.  (ttj; 
dictoxoTtfjc  el^oideio^ai)  wie  auch  das  Trollan.  692 
c.  20:  .j}Ai\  i^iorm  £iciaxöicq>  eU  ^ipav  ti?)v  \Lh 
a^Tcj)  icpü<'f)xouoav  iröXiv  57]p.o9i^  öiidoxetN*  e(  hl 
TIC  ^cupa^e(Y}  TOÜTo  Tiotdyy,  ttjc  iTiioxoTrTjc  T:a\}io%m, 
TOI  5e  Tou  icpeaßuT^pou  IvepYeiTai",  droht  diese 
Strafe  dem  Bischof,  welcher  hartnäckig  das  Re- 
sidenzbalten verweigert,  bez.  in  einer  fremden 
Stadt  öffentlich  lehrt,  an,  vgl.  Kellner  S.  49; 
Kober,  Deposition.  S.  122,  noch  spätere  Bei- 
spiele bei  Kober  S.  126.  Immerhin  ist  die 
Degradation  eines  Bischofs  zum  Priester  selten, 
in  der  hier  fraglichen  Zeit,  so  weit  bekannt,  gar 
nicht  vorgekommen,  denn  Nlcaea  c.  8  setzt  für 
die  ans  dem  Novatianischen  Schisma  zurück- 
kehrenden Bischöfe,  da  es  diese  an  denjenigen 
Orten,  wo  sie  sie  sich  allein  befanden,  in  ihrem 
bischöflichen  Amt  belässt,  und  ihnen  nur  da,  wo 
auch  ein  katholischer  Bischof  vorhanden  war, 
die  Stellung  eines  Ohorbischofs  oder  Priesters 
angewiesen  wissen  will,  keine  Strafe  fest,  son- 
dern trifft  nur  eine  Massregel  zur  Beseitigung 
des  Schismas.  Der  von  Kellner  S.  49  welter 
herangezogene  Fall  des  Erzbischofs  Armentarius 
V.  Embrun,  Bd.  II.  S.  164  n.  6,  gehört  nicht 
hierher,  da  die  Absetzung  desselben  durch  die 
Synode  y.  Riez  439  in  Folge  der  Nichtigkeits- 
erklärung seiner  Weihe  stattgehabt  hat,  also  im 
rechtlichen  Sinne  keine  Deposition,  welche  die 
rechtsgültige  Erlangung  des  Amtes  voraus- 
setzt, war. 

Die  Zurückversetzung  des  Bischofs,  welcher 
ein  Bisthum  durch  Simonie  erwirbt  und  vorher 
Priester  oder  Diakon  war,  in  die  niederen  Weihe- 
grade droht  Not.  6  (635)  c.  1.  2.  9  an. 

1  Erwähnt  wird  bei  Augustin  ep.  209  (al.  261) 
c.  8,  Migne,  patr.  33,  955  die  Versetzung  eines 
afrikanischen  Bischofs  Lauren tius  auf  ein  schlech- 
teres Bisthum. 


3  ep.  Leon.  I  ad  Dorum  Benevent.  448,  B  al  ler. 
1 ,  732 :  „presbyteri,  qul  indignos  se  honoris  soi 
ordine  sunt  professi,  licet  etiam  privari  saoer- 
dotio  mererentnr,  tarnen,  ut  eis  pro  apoBtolieae 
sedis  pietate  parcator,  Ultimi  Inter  omnea  eccle- 
siae  presbyteros  habeantui";  weitere  Androh- 
ungen dieser  Strafen  allerdings  erst  wieder  bei 
Gregor  I.  ep.  I.  83,  ed.  Ben.  2,  566;  Trullan. 
692  c.  7  u.  Nicän.  II  787  c.  Ö. 

3  Neocäs.  c  9 :  „Upe9^6Ttpo^,  idtv  icpotjftoe- 
TTjxcbc  ocbpiaTi  icpoa^r^xa^  6{AoXo7ifjtf^  5x1  fj^topte 
irp^  Tf]C  yeipoTovlac,  p^  itpoff^p^o  (das  Opfer 
darbringen),  {xfvcov  iv  Totc  Xoiicoic  h%ä  rfyi  dOiXijv 
OTOüS^V*;  Gregor  L  ep.  II.  18u.  20v.  592,  Jaf  frf 
ed.  II.  n.  1173.  1176,  s.  auch  c  40  C.  TU.  qu.  1, 
nach  welchem  der  ordnungswidrig  zum  Archi- 
diakon  Beförderte  dieser  Stellung  für  -verlustig 
erklärt,  aber  ihm  gestattet  vdrd,  die  Fonktlonem 
des  einfachen  Diakons  auszuüben;  Basilii  epu 
199  (can.  II)  c.  17:  "E^m  hi  rfiri  Tivd  rjw^ 
Spov  iiepl  TcävTCDV  6p.oD  Tdiv  \ux'  a^rot»  (des 
Priesters  Bianor)  6pLa>pi.ox6TtDN  xoU  xsit*  ^Avtt6- 
vciocv  xXT]pixou  oloa  dxTE^ixi6<.  &ote  tov  \ti* 
OY)pioo((DV  aÖTOuc  dicfyeal^at  onXk&ycti,  iZiq.  oc 
e^epfciv  xd  x«bv  icpeopux^pCDV*'  (also  EntziehaDg 
des  Rechtes,  die  priesterlichen  Funktionen  öffent- 
lich für  die  Gemeinde,  nicht  aber  sonst,  dL  h.  für 
Einzelne,  vorzunehmen). 

Für  Bischöfe  kommt  -vor:  die  AbeTkeDnong 
des  Ordinationsrechtes,  Turin  401  c.  3;  stat 
ecoles.  ant.  c.  68  (c.  56  Dist  I);  Riez  43t)  c  1; 
c.  24  (Leol.  446?  Jafftf  ed. II.  n.410)  CXXV. 
qn.  2;  Hilar.  ep.  ad  episc.  Galliae  462  c.  1. 
Thiel  1,  143;  Simplicii  ep.  ad  Floieni.  475, 
Thiel  1.  c.  p.  175;  daneben  auch  des  Bechtes, 
den  Konzilien  beizuwohnen,  Turin  und  Riez 
clt,  ferner  die  Entziehung  des  Palliums  (ange- 
droht in  ep.  Gregor  I  dt),  die  Absetzung  als 
Metropolit  unter  Belassung  der  bischöfliches 
Stellung  (wie  bei  Hilarius  t.  Arles,  Bd.  L  S. 
589  n.  6,  Kober  S.  118 u.  Löning  1,  484); 
und  die  nur  vereinzelt  (in  Afrika)  zur  Anwen- 
dung gebrachte  Entziehung  der  hisehoflickea 
Jurisdiktion  über  einen  Theil  der  DiÖeese., 
August,  ep.  209  (al.  261)  u.  6;  Migne  33, 
964 :  ^Honorem  integrum  serraTimusiureni  (den 
Bischof  Y.  Fussala)  corrigendo,  sed  ooiripiands 
minuimus  potestatem,  ne  scilicet  eis  praeeaset 
ulterius,  cum  quibus  sie  egerat*'.    (Nicht  kieihci 
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7.  Im  Gegensatz  zu  diesen  Strafen,  welche  alle  die  bisherige  Rechtsstellnng  min- 
dern, steht  die  ebenfalls  als  solche  für  immer  verhängte  Unfähigkeit,  in  eine 
höhere  kirchliche  Stellang  befördert  za  werdend 

Alle  unter  Nr.  1 — 7  bisher  besprochenen  Strafen  ändern  entweder  dauernd  die 
Reehtsstellong  des  Klerikers  oder  entziehen  ihm  bestimmte  Rechte  f&r  immer  2. 

Dadurch  unterscheiden  sie  sich  wesentlich  von  der  weiter  vorkommenden  Strafe 

8.  der  Suspension,  welche  durch  die  Ausdrücke  ap^eiv 3,  fiY)x^Ti  XeiroupYeTv^, 
yiopi^eobai  t^^  UpaTix^  XeiToopY^ac  ^  lateinisch  freilich  erst  seit  dem  6.  Jahrhundert 
durch  die  noch  heute  gebräuchlichen  Ausdrtlcke  swpendi  ab  honore  et  officio^ ^  ab 
officio'^  oder  blos  schlechthin  suspendi^  bezeichnet  wird^. 

Ihrem  Wesen  nach  besteht  die  Suspension  darin,  dass  der  Geistliche  für  eine 
verschieden  bemessene  Zeit  von  der  Ausübung  derjenigen  Rechte,  welche  er  kraft 
seines  Amtes  vorzunehmen  berechtigt  ist  ^^^  und  von  jeder  Amtsgemeinschaft  mit  den 


gehört  aber,  so  K  e  1 1  n  e  r ,  Buss-  und  Strafver- 
fahren 8.  71,  Gregor.  I.  ep.  III.  7  t.  692;  Jafftf 
II  ed.  u.  1211,  ed.  Baller.  2,  631). 

^  So  In  Afrika,  wo  die  Metropoliten«  (oder 
Primaten-)  Würde  immer  dem  der  Ordination 
ältesten  Bischöfe  zukam,  Bd.  I.  S.  581 ,  die  Un- 
fähigkeit, diese  Stellung  jemals  zu  erhalten,  Au- 
gustin. ep.  cit  c8,  l.  c.  p.955:  „Glamet  Friscus 
prOTinciae  Gaesariensls  episcopns :  Aut  ad  prima- 
tum  Sit  locus,  sicut  ceteris  et  mihi  patere  dehuit 
aut  episcopatUB  mihi  remanere  non  dehuit"  .... 
c  7  IMd.  „Aut  Tero  quisquam  ita  esse  dehet  sive 
eeTeiltatis  sive  leuitatis  exactor,  ut  qui  visl  tuerint 
episcopatus  honore  privandl,  nullo  modo  in  eis 
allquid  Tindicetur  aut  in  quibus  fuerit  yindican- 
dum,  episcopatus  honore  privetur'^;  Toledo  400 
e.  1  u.  3  (Diakonen,  welche  mit  ihren  Frauen 
ehelichen  Umgang  gehabt,  sollen  nicht  Priester, 
Priester,  welche  Kinder  haben,  nicht  Bischöfe, 
und  Lektoren,  welche  eine  Wittwe  geheirathet, 
höchstens  Subdiakonen  werden) ;  Orange  I.  441 
c  24  (DUkonen),  Lerida  524  o.  ö46  c  i.  5  (all- 
gemein für  alle  Kleriker) ;  Leo  I.  ep.  ad  Januar. 
477,  Bai  1er.  1,729:  ^ut  in  magno  habeant 
beneilcio,  si  adempta  slbi  omni  spe  promotionis 
in  quo  inveniantur  ordine  stabilitate  perpetua 
maneant  ** ;  Basilii  c.  69 :  „'ANa-]fv<&0T7]<,  ei  tiq 
iauToD  fivtjOT^  izpb  tou  "^d^uiii  ouvaXXd^Setev,  ivtau- 
T^v  dp-f^oa;,  ti^rb  dva-fivd&OTisiv  (apO^vai,  pi^vaav 
ditpöxonoc'' ;  Justin,  nov.  123  ▼.  046  c.  14  (be- 
treffend den  Lektor,  welcher  zum  zweiten  Mal 
oder  zum  ersten  Mal  eine  Wittwe  oder  eine  ge- 
schiedene Frau  heirathet) ;  vgl.  ferner  Gregor  I. 
ep.  L  44  (ed.  Ben.  2,  638)  u.  V.  62  (2,  780), 
Ausschluss  Ton  der  Erlangung  eines  bestimmten 
Bisthnms  bei  Gregor  I.  ep.  XIII.  45  (2,  1261). 

2  Kober  S.  113.  117. 119. 125  bezeichnet  die 
unter  2. 3. 5. 6  aufgeführten  Strafen  als  partielle, 
die  zu  7  gedachte  dagegen  als  negative  Deposition. 
Gewonnen  ist  damit  nichts.  Begrifflich  scheidet 
sieh  die  Deposition  im  vollen  Sinne  (s.  unter  1) 
von  allen  übrigen  Strafen.  Unter  den  letzteren 
könnte  man  die  zu  2,  deshalb  weil  sie  wohl  das 
Amt,  aber  nicht  die  Zugehörigkeit  zum  Kleriker- 
stande  entzieht,  partielle  Deposition  nennen. 
Aber  sie  tritt  wieder  als  eigenartige  Strafe  den 


anderen  (Nr.  3 — 7)  gegenüber  auf,  denn  diese 
lassen  dem  Bestraften  stets  in  geringerem  oder 
in  grösserem  Umfange  die  Ausübung  der  kirch- 
lichen Funktionen. 

9  Nichts  thun,  unthätig  sein,  Basilii  c.  69,  o. 
Anm.  1. 

^  can.  apost.  15  und  Antioch.  c.  3  (betreffend 
Kleriker,  welche  ihre  Diöcesen  ohne  Wissen  des 
Bischofs  verlassen),  wie  in  dem  letzteren  der 
Gegensatz  gegen  das  bei  hartnäckiger  Verweige- 
rung der  Rückkehr  angedrohte  :  „icavreXäic  a(nb^ 
xa^aipsia^at "  ergiebt.  Nicht  hierher  gehört  aber, 
so  Kober,  Suspension  der  Kirchendiener.  Tü- 
bingen 1862.  S.  19,  das  dniytobat  xov  ivepYCi- 
oiv  in  Basilii  o.  27,  o.  S.  729  n.  5,  und  ebenso- 
wenig c.  70  ibid. :  ^Aiaxovoc  ^  x^^^^^  fuavdeU 
xal  (le^pl  To^ou  ifjfxapTQX^vai  6(10X071^)00«,  rr)« 
XetToup^iac  diciayc8hl)06Tat  *  xoü  (e  luxtj/fßxo  Töbv 
a'(ia9\tdTms  \isxS  tc»v  Siaxövoiv  d^imd^oerai.  Tb 
hk  auTÖ  xal  irpeoßtkepo« '  E(  ti  Tt  Toi/rou  icXeio-v 
^oDpaOeiT)  Tt(  V)(Aapn}xd><,  is  otcp  oiv  ]q  ßad(j.(p 
%a%aipio7)^on**,  vielmehr  handelt  es  sich  hier  um 
die  0.  S.  729  Nr.  2  gedachte  Strafe. 

5  Nov.  123  (546)  c.  1  („iiti  2va  iviawxov"); 
c.  2  u.  10  ibid. :  „diel  t^  dviauota^qi  tfjc  0e(ac 
XeiToup'flac''  bez.  „ijzX  xpeic  iviaurou«  dico  icoIot)« 
euttfoDc  6irr2peo(ac  xi»X6eo&ai  ^* 

6  Orleans  V  549  c.  5. 

^  Orleans  IV  541  c  10. 

8  Narbonne  589  c.  6. 

Ausserdem :  ah  officio  sequestrarij  Orleans  III 
538  c  2;  endlich  c.  19  ibid:  „laica  commuuione 
contentus  ab  ordine  depoaittu  tamdiu  habeatur, 
quamdlu  digna  poenitentla  et  suppllcatione  satis- 
fecerit  praesidenti  pontillci^,  Kellner  S.  63. 

d  Nach  Kellner  S.  60  n.  4  soll  auch:  absii- 
neri  die  Bedeutung  von  Suspension  in  Cyprian. 
65  (ed.  Hartel  ep.  3)  und  ep.  62  (ep.  4)  und 
Toledo  I  400  c.  15  haben,  aber  in  allen  diesen 
Stellen  ist  die  völlige  Ausschliessung  aus  der 
Kirche  gemeint,  s.  0.  S.  696  n.  6,  S.  698  n.  1  u. 
S.  708 n.  3,  auch  ep.  Cyprian.  41  u.  42,  ed  Har- 
tel p.  589.  590  und  ibid.  index  3,  408. 

^0  Vgl.  das  iLtpfiri  XeiToup^et^  b.  0.  Anm.  4; 
femer  die  Bezeichnungen  ab  officio  suspendere. 

Der  Suspendirte  war  übrigens  auch  nicht  be- 
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übri^n  Klerikern  ausgeschlossen  wird ',  aber  weder  sein  Amt^,  noch  das  Recht  auf 
den  gewöhnlichen  bürgerlichen  Verkehr  mit  den  übrigen  Geistlichen  and  Laien  ver- 
liert 3.  Ebensowenig  war  mit  der  Suspension  die  Entziehung  der  Laienkommunion 
verbunden^. 

Indessen  ist  auch  in  dieser  Zeit  eine  Suspension  der  Kleriker  nicht  nur 
von  ihren  Amts-,  sondern  auch  zugleich  von  den  kirchlichen  Mit- 
gliedschaftsrechten, welche  den  Laien  zustanden,  vorgekommen^  Diese 
weitere  Suspension  wird  zum^Theil  mit  acpopiCeo&ai  ®,  zum  Theil  aber  durch  Wendungen, 
welche  die  Femhaltung  von  der  Kirchengemeinschaft  ausdrücken  ^,  bezeichnet.  Man 


rechtigt,  die  Funktionen  eines  geringeren  Ordos, 
als  des  Ton  ihm  besessenen  ansznüben.  K  eil  - 
ner  S.  64. 

1  Orleans  II  Ö3Ö  c.  9 :  „Kallas  presbyteroram 
sine  permissione  eplscopi  sai  cam  saecularibus 
habitare  praesumat:  quod  si  fecerlt  ab  offlcii 
communione  pellatur'^  Darin  lag  also  aach  der 
Ansschluss  von  dem  gemeinsamen  Gebet  der 
Kleriker,  Kellners.  64. 

3  Das  folgt  aas  dem  Wesen  der  Strafe,  da  sie 
weder  Entziehung  des  Amtes  noch  Aasstossung 
aus  dem  Klerikalstande  ist.  Daher  hat  mau  den 
Suspendirten  auch  in  den  ersten  Zeiten  nicht 
alle  Einkünfte  aus  ihren  Aemtern  entzogen,  so 
schreibt  noch  Orleans  III  o.  19  cit.  Tor,  dass 
ihnen  der  Bischof  „quaecumque  illls  stlpendlo- 
mm  iuxtaconsuetudinemredhibentar,  proquali- 
tate  temporis  ministrare'^  soll,  Kellner  S.  73. 

S  Eine  Yerkehrssperre  ist  nirgends  festgesetzt, 
im  Gegen  theil  zeigt  die  Androhung  der  Aus- 
schliessung aus  der  communio  der  übrigen  Bischöfe 
(s.  Orleans  549  c.  9,  und  unten  Nr.  III)  neben 
der  Suspension,  dass  die  Suspension  den  Verkehr 
mit  den  Übrigen  Bischöfen  nicht  beeinträchtigt, 
Kellner  S.  66;  Kober,  Suspension  S.  109. 

^  In  den  Torher  citirten  Qnellenstellen  findet 
sich  dafür  nicht  der  mindeste  Anhalt. 

9  Das  ist  bisher  TÖUig  unbeachtet  geblieben. 

e  So  in  den  canones  apostol.  b.c.  67. 72,  o.  S. 
706  n.  3;  femer  in  denjenigen,  in  welchen  als 
härtere  Strafe  daneben  die  Absetzung  angedroht 
ist,  B.  c.  6  ibid:  ^'Eitloxoiro«  ^  TrpcaßüTepo«  ^ 
ßiotxovocr^N  lauTOÜ  Tuvaixa  iiV)  ^xßaAXirQi  irpo^rf- 
oei  66Xaße(ac  *  ddv  5^  dxßdXAT),  d^opiC^oOto  '  im- 
(i.lv(DV  iij  xa(^aipe(oOa)";  c.  45  (ein  Bischof, 
Priester  und  Diakon,  welcher  mit  Ketzern  betet, 
d^optC^ofto),  wenn  er  aber  mit  ihnen  als  Kleriker 
Gottesdienst  hält,  xa^aipeCodoi),  c.  58.  59  (Bi- 
schöfe und  Priester,  welche  ihren  Klerus  und 
ihre  Gemeinden  vernachlässigen  oder  bedürftigen 
Klerikern  nicht  den  erforderlichen  Unterhalt  ge- 
währen, sollen  zunächst  dem  Aphorismus,  bei  fort- 
dauernder Nachlässigkeit  der  Absetzung  unter- 
liegen), c.  55. 56  (der  Kleriker,  welcher  den  Bischof 
frech  behandelt,  xal^atpsCa^o,  welcher  sich  aber 
ein  solches  Benehmen  gegen  einen  Priester  oder 
Diakon  zu  Schulden  kommen  lässt,  dfpopiC^o&o}). 

'  So  Sardica  343  c.  11:  „(iitoxivoiTO  t^?  xoi- 
vfövta«",  B.  0.  S.7l3n.2.  Das:  „submoveri  XXX 
dierum  spatio  a  communione"  und  ,,yil  diebus  a 
communione  haberi  extraneum",  Yannes  465  c. 
13  fwiederbolt  Agde  506  c.  41)  und  Yannes 
c.  14  für  Kleriker,  welche  sich  betrinken,  bez. 


▼on  dem  Morgengottesdieuste  schuldhafter  Weise 
fern  bleiben,  femer  Agde  506  c  55  (betreffend 
das  Halten  von  Jagdhunden) :  „si  episcopus  eat, 
III  mensibus  se  a  communione  suspendat,  pres- 
byter  II  mensibus  se  abstineat,  diaconus  uno  ab  offi- 
cio Tel  (s=3  et)  communione  oessabitf  and  ibid.  c.  64 
(betreflTend  das  Fehlen  des  Klerikers  bei  den 
kirchlichen  Haaptfesten,  um  sieh  weltliohen  Ge- 
schäften hinzugeben) :  „conrenit,  ut  triennio  a 
communione  suspendatur.  Similiter  diaconus  vel 
presbyter,  sl  III  hebdomadas  ab  eccletia  gua  de- 
fuerit,  huic  damnationi  sucoumbat^ ;  Orleans  m 
538  c.  4:   „Quod  si  quilibet  ille  antistitum  vel 
clericorum,  quod  supra  scriptum  est  (verdichtigea 
und  Anstoss  erregenden  Yerkehr  mit  den  in  sei- 
nem Hause  befindlichen  Frauen)  Titare  noliie- 
rit,  pro  inobedientia  triennii  exoommanlcatlone 
mulctetur^S  blos  auf  die  Suspension  vom  Amte, 
von  der  communio  clericalis,    zu  beziehen,  so 
Kellner  S.  61.  62,  ist  nicht  angänglieb,  da 
sich  in  keiner  Stelle  ein  Anhalt  für  diese  enge 
Bedeutung  des  Wortes  findet,    und  sogar  Agde 
c.  55  das  suspendere  ab  officio  und  a  communione 
neben  einander  stellt.   Ygl.  ferner  das  sieh  als 
aus  Müde  erlassene  charakterisirende  Urthell  der 
Synode  v.  Ephesus  431,  5.  Sitzung,  gegen  Jo- 
hann V.  Antiochien  und  seine  Genossen.  Mansi 
4,  1323:    „dXXdrpioc  latoi  aOröc  rt  6    loawi^; 
xai  ot  9^s  a6T<j)  5pai*.aToup"rtaavTec  Tfjc  fotxXT,- 
oiaaTixf)^  xotNa>v(aC)  (lY^^epitav  f^^ovce«  d^^tocv  mz 
15  aideNTix-?)?  UpATix'^jc,   de  xi  ^uvaodat  Tt>«5 
ßXdirretv  kx  Tadvri^  ^  d>^eXciv  df/pic  «v  ietumc 
xaTttY^ovreci  t6  olxeiov  6p.oXt^aiDOi  a^dXp«' 
elS^rec  8ti  el  fii?)  totto  iv  t6j^ci  troi-i^oaicv,  t^ 
TeXelaN  ix  töv  xav6vaiv  £9'  £auTo6c  licioicdoomTst 
d1t^cpaolv^  und  Sozomen.  hist.  eecles.  IV.  24,  be- 
treffend Eustathius  v.  Sebaste :  „che  -fjvcxa  irpec- 
ß6Tepoc   '^v,  npoxaxaeYVdboxei   aÖTou    £6Xa).ts; 
6  TCor^p  xäI  täv  ei)^tt>v  d^(6pt9E^  (vgl.  auch  S. 
711  n.  2).  Auch  das  Urthell  des  Gondliabulum 
der  Antiochener  zu  Ephesus  431,  soweit  es  die 
Anhänger  des  Cyrill  und  Memnon  betrifft,  Msnsi 
4,  1268;  He  feie  2,  194  gehört  hierher. 

Demgemäss  wird  weiter  hier  einzureihen  sein : 
Chalced.  451  c.  20  (c  4  Dist.  LXXI)  :  „d  W  Tt; 
^TcioxoTco«  [fjexä  t6v  8pov  toDtov  dtXXtfi  ihctoxoso 
irpooifjxovTa  6^^ai  xX7)pixöv,  £5oHv  dxowiÄvijw» 
clvoi  xal  TÖN  ^e^^dvTa  xal  töv  Se^dfAe^Qv.  Ia>;  o»  6 
lACTaerdc  xXT]ptx6c  elc  t?)v  Wtav  iTcaviXv^lxxXij- 
otav*',  ein  Kanon,  den  Kellner  S.  61  bies 
auf  die  Suspension  vom  Amte  bezieht  (wogc^gem 
der  ebenfalls  von  demselben  S.  60.  61  und  Ko- 
ber S.  79  hierher  gezogene  c  16  Nlcia  weder 
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kann  dieser  Annahme  nicht  entgegenhalten,  dass  der  Elleriker  trotz  der  Deposition 
seine  Laienrechte  behalten  habe.  Ganz  abgesehen  davon,  dass  die  alte  Kirche  eine 
Suspension  der  Laien  von  ihren  kirchlichen  Mitgliedschaftorechten  gekannt  hat  ^,  nnd 
ea  nicht  fem  lag,  die  Kleriker  ebenfalls  von  allen  ihren  Rechten  zu  snspendiren,  stand 
hier  niemals  ein  definitiver  Verlust  nnd  die  Unmöglichkeit  der  Wiedererlangung  der 
Rechte  in  Fraget.  Zudem  hatte  auch  die  in  der  Verbindung  der  Suspension  der  geist- 
lichen Amts-  und  kirchlichen  Mitgliedschaftsrechte  zum  Ausdruck  gebrachte  An- 
schauung, dass  der  Geistliche,  welcher  für  eine  bestimmte  Zeit  seiner  kirchlichen 
Funktionen  enthoben  ist,  gleichzeitig  nicht  die  Kirche  betreten,  namentlich  die  Eucha- 
ristie, die  er  zu  spenden  und  mit  den  Hbrigen  Klerikern  zu  nehmen  ausser  Stand  ge- 
setzt ist,  auch  nicht  unter  den  Laien  empfangen  soll,  ihre  volle  principielle  Berech- 
tigung». 

Ja,  gerade  seit  dem  6.  Jahrhundert  hat  namentlich  Gregor  I.  wiederholt  neben 
der  blossen  Suspension  von  den  Amtsrechten  ^  von  der  Verhängung  der  Ausschlies- 
sung vom  Abendmahl  gegen  Geistliche  aller  Grade  Gebranch  gemacht^,  und  da  damit 


die  Saspenslon  der  einen  oder  andern  Art  be- 
trifft, sondern  die  hier  nicht  in  Frage  stehende 
hartnackige  Yerweigerang  der  Rückkehr  zur  ver- 
laasenen  Kirche  —  Antiooh.  341  c.  3,  s.  o.  S.  731 
n.  4,  hat  für  diese  die  Deposition  als  Strafe  — 
mit  dem  die  Deposition  in  sich  schliessenden 
grossen  Bann  bedroht,  wie  auch  Kober,  Depo- 
sitlon  S.43,  also  im  Widerspruch  mit  sich  selbst, 
in  c.  16  cit.  eine  Deposition  findet). 

Von  lateinischen  Synoden  sind  veiter  in 
diesen  Zusammenhang  zu  stellen  (Garth.  III. 
397  c.  7)  Hippo  393,  c  6 :  „nee  a  communione 
snspendatur,  cui  crimen  inteuditur  (episcopus), 
niai  ad  causam  dicendam  primatis  literis  evoea- 
tus  minime  ocenrrerit,  h.  e.  intra  spatium  men- 
als  .  . .  verum  post  mensem  secundum,  tam  diu 
non  eommunicet,  donec  purgetur^ ;  c.  7:  „Sin 
antem  nee  ad  condlium  universale  ocenrrerit, 
.  .  .  ipse  In  se  damnationis  suae  sententiam 
dlxisse  iudicetur.  Tempore  sane  quo  non  eom- 
municet, nee  in  sua  plebe  eommunicet^',  wo  das 
non  commuuicare  und  a  communione  suspendere 
identisch  ist,  also  nicht  die  grosse  Exkommuni- 
kation bezeichnen  kann;  ferner  mit  Rücksicht 
anf  Chalced.  c  20  cit  Tours  461  c.  11:  ,,Si 
qulB  clerieus  absque  episcopl  sui  permissu  dere- 
licta  ecdesia  sua  ad  alium  se  transferre  voluerit 
locnm,  alienns  a  communione  habeatui^,  Yannes 
466  c.  5.  6  und  Yalence  524  c.  Ö. :  „quousque  in 
vitio  permanserit  et  communione  et  bonore  pri- 
vetni^  (auch  Damasi  ep.  ed  Paulin.  380,  Jaf  f  tf 
ed.  II.  u.  335:  „eos  saoerdotes  a  communione 
nostra  habeamus  alienos,  quam  diu  ad  eas  redi- 
eiint  civltates,  in  qnibus  primum  sunt  consti- 
Biati"),  ferner  vielleicht  auch  Arles  II  443  o. 
452  c.  13  (der  seine  Kirche  verlassende  Kle- 
riker „omnlmodis  excommunicetur  aut  redire  co- 
gatnr'Q,  weiter  Agde  506  c.  21 :  „a  communione 
pellantur"  für  Kleriker,  welche  an  den  hohen 
S*estt«gen  ohne  Erlaubniss  des  Bischofs  In  den 
Kapellen  der  Grundbesitzer  die  Messe  feiern, 
mit  Rücksicht  auf  o.  64  ibid. 

Nicht  hierher  gehören  cod.  ecdes.  Afric.  c.  29 : 
,,11 1  qui  excommnnicatus  fuerit  pro  suo  neglectu 


sive  episcopus  sive  quilibet  clerieus  et  tempore 
suae  excommunicationis  ante  audientlam  suam 
communionem  praesumpserit.  Ipso  in  se  damna- 
tionis iudicetur  protallsse  sententiam",  da  die 
Stelle  wohl  auf  den  grossen  Bann  bezogen  wer- 
den muss,  femer  stat.  eccl.  ant.  c.  6l :  „cleri- 
cum  per  creaturas  iurantem  acerrime  obiurgan- 
dnm,  si  perstiteritin  vltio,  excommunicandum", 
worin  unmöglich  mit  Kellner  S.  62  eine  blosse 
Suspension  gefunden  werden  kann,  da  diese  für 
den  hartnäckig  am  heidnischen  Gebrauch  fest- 
haltenden Kleriker  (namentlich  weil  c.  61  den 
possenrelssenden  Geistlichen  mit  der  Absetzung 
bedroht)  eine  zu  geringe  Strafe  bilden  würde. 

1  S.  o.  S.  713. 

2  Deshalb  ist  es  nur  für  die  Deposition  zu- 
treffend, dass  der  Geistliche,  welcher  diese  er- 
leidet, in  den  meisten  Fällen  schon  schwer  genug 
bestraft  ist,  weil  er  seine  klerikale  Stellung 
nicht  wieder  erlangen  kann,  und  es  daher  eine 
zu  grosse  Härte  sein  würde,  ihm  stets  auch  die 
kirchlichen  Laienrechte  zu  entziehen,  vgl.  unten 
in  der  Lehre  von  der  Anwendung  der  Exkommu- 
nikation auf  die  Geistlichen  Nr.  II.  1. 

3  Von  diesem  Standpunkt  aus  hat  das  Konzil 
von  Sardika  343  c.  11  die  für  Laien  gegebene 
Vorschrift  von  Elvlra  306  c.  21  auf  die  Bischöfe 
ausgedehnt,  vgl.  o.  S.  713  n.  2. 

*  Ep.  lU.  56,  2,  667:  „Quod  si  vel  ad  tuum 
iudicium  vel  ad  nos  . . .  (sacerdotes  Ravennates) 
venire  despexerint  vel  in  oblectis  slbi  oapitulis 
contumaciterresponderenequiverint,  volnmus,  ut 
eis  post  secnndam  et  tertiam  admonitionem 
tuam  ministerii  sacri  interdicas  offlcii". 

6  Ep.  U.  20,  ed.  Bened.  2,  594  (Bischof  wegen 
Ungehorsam  gegen  den  Papst) :  „Quem  si  etiam 
amisso  pallio  adhuc  in  pertinada  perseverare 
perspexeris,  dominici  quoque  corporis  ac  sangui- 
nis eundem  antistitem  partlcipatione  privabis'*; 
c.  40  (ep.  dt)  C.  VII.  qu.  1  (für  einen  Archi- 
diakon,  welcher  nach  Entziehung  des  Archidla- 
konats  in  demselben  weiter  amtirt,  die  Versagung 
der  participatlo  communionis  sacrae  angedroht, 
was  bei  Gregor  identisch  mit  dem  Ausschluss  aus 
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zugleich  die  Suspension  von  den  kirchlichen  Amtsreehten  verbunden  war^,  ist  selbst 
noch  für  diese  Zeit  die  Verbindung  der  vorübergehenden  Enthebung  von  den  letzteren 
wenigstens  mit  der  zeitweisen  Entziehung  des  wichtigsten  kirchlichen  Mi^^liedschafts- 
rechtes  der  Laien  in  Uebung  gewesen. 

Die  Suspension,  soweit  sie  sich  blos  auf  die  Amtsrechte  bezieht,  kommt  in  der 
hier  fraglichen  Periode  nur  als  s.  g.  totale,  d.  h.  mit  der  Wirkung  vor,  dass  sie 
sich  auf  die  sämmtlichen  kirchlichen  Funktionen  und  Amtsrechte  ^  des  Bestraften  ^  er- 
streckt^. 

Eine  partielle,  d.  h.  eine  solche,  welche  dem  Kleriker  blos  die  Ausübung  ein* 
zelner  geistlicher  Funktionen  oder  einzelner  Amtsrechte  auf  Zeit  entzieht,  ist  erst  im 
Laufe  des  6.  Jahrhunderts  ^  üblich  geworden,  und  erscheint  dann  in  den  fränkischen, 


der  Abendmablsgemelnschaft  ist,  s.  o.  S.  714 
11.  7  u.  das  gleich  folgende  Citat);  ep.  VIII.  6, 
1.  c  2,  899  (betreffend  einen  flüchtigen  Akolu- 
then  der  römischen  Kirche) :  „quam  etiam  vo- 
lumus  per  yos,  qoia  sit  commnnione  privatus 
agnoBcere;  nee  dominici  corporis  aiit  sanguinis 
quousque  ad  nos  redeat,  andeat  mysteria  sumere, 
Tiisi  forte  vicino  mortis  insistente  pericnlo^' ;  ep. 
XIII.  45,  2,  126:  „episcopi  qui  eam  ordlnaverunt 
vel  Ordination!  eins  consentientes  interfuerunt, 
in  sex  mensibus  dominici  corporis  et  sanguinis 
communlone  prlvatl  agere  poenitentlam  decer- 
nantur  in  monasterio''. 

Auch  der  Ausdruck  excommunlcare  kommt 
fQr  diese  Art  der  Suspension  bei  Gregor  vor, 
s.  ep.  XIII  4ö,  2,  1261,  wo  dieselben  Bischöfe 
als  excommunicati  bezeichnet  werden,  ferner  lY. 
41,  2,  654,  nach  welchem  ein  Kleriker  für  das 
Vergehen  der  Stupratlon  mit  körperlicher  Züch- 
tigung, priyatio  communlonis  und  Verweisung 
in  ein  Kloster  zur  Busse,  bis  der  Papst  seine 
Entlassung  erlaubt,  bestraft,  und  IV,  46,  2,  655, 
wo  derselbe  Kleriker  als  excommunlcatus  be- 
zeichnet wird. 

Ein  vor  Gregor  I.  liegendes  Beispiel  bietet  das 
Urthell  des  Vlgillus  v.  561,  M ans  19,  60:  „te 
Mennam  Constantinopolitanae  civitatis  episcopum 
. .  .  cum  Omnibus  metropolitanis  et  micropoli- 
tanls  episoopis  ad  tuam  dloecesim  pertinenti« 
buB  . . .  humaniore  sententla  tam  diu  a  sacra 
communlone  suspendlmus,  donec  unusquisque 
vestrum  errorem  suae  praevaricatlonis  agnoscens, 
culpam  apud  nos  propriam  competentl  satisfac- 
tione  diluerit". 

i  Ganz  abgesehen  davon,  dass  die  in  Klöster 
verwiesenen  Bischöfe  (s..  vor.  Anm.)  ihr  Amt 
nicht  ausüben  konnten,  ergiebt  dies  das  Ver- 
fahren Gregors  I.  gegen  den  Ursupator  des  bischöf- 
lichen Stuhles  von  Salona,  welcher  denselben 
zunächst  vom  Messelesen  suspendirt  und  ihm  für 
die  Verletzung  die  privatlo  communlonis  s.  cor- 
poris angedroht  hatte,  ep.  IV.  40,  2,  721  u.  VI. 
27,  2,  814,  denn  Indem  er  mit  Bezug  darauf  IV. 
20,  2,  699  bemerkt:  „quod  post  interdictionem 
quoque  nostram,  quae  sub  excommunleatlone  tua 
ordlnantiumque  te  facta  est",  untersagt  er  demsel- 
ben, nachdem  er  das  Bischofsamt  gewaltsam  occn- 
pirt  hatte :  qnidquam  attrectare  sacerdotalls  ofÜ- 
cii  unter  Androhung  des  Anathems.  falls  dem 
zuwider  gehandelt  würde;  ferner  ep.  III.  26,  2, 


642  (c.  2  G  XXIV  qu.  2) :  „Lauren tius  .  .  .  oo- 
episcopus  . . .  n  Ullis  te  culpis  exstantibus  commu- 
nlone privaverit,  Ideoque  huius  praecepti  nostii 
auctoritate  munltus  offldum  tuum  secums  per- 
age  et  communlonem  sume  sine  allqaa  fonni- 
dine'',  da  danach  die  Aufhebung  der  nngerechten 
kleinen  Exkommunikation  auch  das  Recht,  das 
Amt  wieder  auszuüben,  gewährt. 

2  Also  nicht  zugleich  die  laikalen  kirehllchen 
Mitgliedschaftsrechte  berührt. 

3  Vgl.  aber  o.  S.  732  n.  2. 

^  S.  die  vorher  citirten  Stellen. 

^  Kober  S.  25  findet  sie  schon  in  Cyprian. 
ep.  16,  Hartel  p.  520:  ,4i^ter{m  tnmidi  quidam 
inter  vos  qui  hominem  non  cogitant  vel  deum 
timeant,  scientes  quoniam  si  ultra  in  isdem  pei- 
severaverint,  utar  ea  admonltione  qoa  me  nti 
dominus  iubet,  ut  Interim  prohlbeantar  offene, 
acturi  et  apud  nos  et  apud  oonfessores  Ipsos  et 
apud  plebem  uiiiversam  causam  suam,  cum  do- 
mino  permlttente  in  sinum  matris  eoeleaiae  re- 
colligi  coeperimus'',  indessen  vrlrd  hier  den 
Presbytern,  welche  In  Folge  von  Matyrerbriefen 
{o.  S.  696  n.9)  die  Gefallenen  leichtfertig  zur  Kom- 
munion wieder  zugelassen  hatten,  O.  Rltsehl, 
Cyprian  S.  26ff.,  unter  Berufung  auf  die  Ton  Gott 
eingegebene  Ermahnung  blos  provisorisch  die 
Fernhaltung  vom  Opfer  bis  zur  deflnitiTen  Ver- 
handlung der  Sache  nach  Cyprians  Rückkehr  in 
Aussicht  gestellt.  Um  eine  Strafe  handelt  es 
sich  also  nicht,  sondern  allein  nm  eine  interi- 
mistische Sicherungsmassregel,  wodurch  die  Zb- 
lassung  der  lapsl  zur  Kommunion  seitens  der 
erwähnten  Priester  gehindert  werden  sollta 

Ebensowenig  gehören  diejenigen  Stellen  hier- 
her, aus  welchen  Kellner  S.  69.  70  eine  Sus- 
pension der  Bischöfe  vom  Ordlnationsrecht  und 
dem  Rechte  zum  Besuch  der  ProvinziaIkonzili«i 
oder  von  der  bischöflichen  Jurisdiktion  und  eine 
Suspension  der  Priester  vom  Messeleeen  herleitet, 
s.  0.  S.  730  n.  3;  denn  in  diesen  ist  fiberall  von 
einer  dauernden  Entziehung  der  betreffenden 
Rechte,  nicht  aber  von  einer  zeitweisen  Ent- 
hebung der  Priester  oder  Diakonen  von  der  Aus- 
übung dieser  Befugnisse  die  Rede. 

Endlich  fasst  Kellner  S.  73  die  sog.  Frem- 
denkommunion,  die  communio  peregrma  als  eine 
partielle  Suspension,  nämlich  als  Suspensk» 
von  der  Pfründe  auf.  Dies  erscheint  indessen  nicht 
zutreffend.  Zuerst  wird  die  c.  p.  erwähnt  Kiez  439 
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a  3;  Bd.  IT.  S.  164  n.  5,  in  welcliem  dem  abge- 
setzten Bischof  Annentarius  ans  Qnade  das  Recht 
eingeräumt  -wird,  sich  ausserhalb  der  Kirchen- 
provinz Alpina   seitens  eines  anderen  Bischofs 
als  Ghorbischof  bestellen  zn  lassen  oder  wenig- 
stens diese  Art  der  commnnio  zu  erhalten  (com- 
mnnione  peregiina  foveatnr).  Kellner  schliesst 
ans  den  nach  c.  3  nnd  c.  Ö  dem  Armentarius  be- 
lassenen priesterlichen  Rechten,  Bd.  II  a.  a.  0., 
dass  mit  der  commnnio  peregrina  der  Besitz  dersel- 
ben verbunden  gewesen  sei,  indem  er  sich  weiter 
darauf  stützt,  dass  anderenfalls  die  Synode  keine 
Milde  geftbt  haben  würde.  Er  hat  aber  zunächst 
fibersehen,    dass  die  letztere  darin  liegt,   dass 
über  den  Bischof  nicht  schlechthin  die  Deposi- 
tion, welche  ihn  auch  zu  weiterer  Verwendung 
als  Chorbischof  und  Priester,  Ja  auch  zum  Em- 
pfange von  kirchlichen  Mitteln  für  seinen  Unter- 
halt unfähig  gemacht  haben  würde  (s.  o.  S.  727), 
verhängt  ist,  sowie  femer,  dass  die  Normiruug 
der  betreffenden  Rechte  sich  lediglich  auf  den 
Fall  beziehen  kann,  dass  er  von  einem  anderen 
Bischof     als     Chorbischof     verwendet    werden 
sollte,  denn  nach  Agde  506  c.  2:  ^;Si  qui  de- 
rlei prioiis  gradus  elati  superbia  commnnionem 
(mit  dem  Bischof)   fortasse  contempserint  vel 
officium  snum  implere  neglexerint,  peregrina  eis 
eommunio  tribuatur,  Ita  ut  cum  eos  poenitentia 
correxerit,  rescripti  in  matricula  gradum  suum 
dignitatemque   recipiant'',    werden   diejenigen, 
welche  dieser  Strafe  verfallen,  in  der  Matrikel 
der  Kleriker  gestrichen  nnd  verlieren  ihren  Grad 
und  ihre  Würde,  und  können  beides,  sowie  die 
'Wiederzugehorigkelt  zum  Klerus  nur  nach  ge- 
leisteter Busse  wieder  erlangen,  und  dies  wird 
vollauf  durch  Lerida  524  u.  646  c.  16  bestätigt, 
welches  Kleriker,  wenn  sie  nach  dem  Tode  des 
Bischofs  Sachen  wegnehmen  oder  heimlich  unter- 
schlagen, dahin  bedroht:  ^eius  sacrilegii  proli- 
xiori  anathemate  condemnetur  et  vix   quoque 
peregrina  ei  commnnio  concedatur,''  da  die  hier 
festgesetzte  Strafe  der  volligen  Ausschliessung 
ans  der  Kirche  ihrer  Natur  nach  die  Absetzung 
in  sich  begreift,  nnd  neben  der  ersteren  Strafe 
die  p.  c.,  wenn  sie  wirklich  eine  Suspension  von 
der  Pfründe  wäre,  gar  nicht  hätte  erwähnt  wer- 
den können.   Richtig  ist  nur  der  von  Kellner 
S.  73,  allerdings  in  Uebereinstimmung  mit  der 
älteren   Meinung,    Bingham  XTII.  c.  3,   8, 
22  ff. ;  Born,  de  communione  peregrina.   Lips. 
1724;  Kober,  Suspension  S.  9  ff. ;  Hef  ele  2, 
660  genommene  Ausgangspunkt,  dass  die  Strafe 
die  Kleriker  ihrer  eigenen  Kirche  gegenüber  in 
die    Stellung  versetzen    müsse,    welche  sonst 
fremde   Kleriker    derselben    gegenüber  haben. 
Aber  falsch  ist  es,  wenn  er  annimmt,  dass  dies 
die  Lage  derjenigen  fremden  Geistlichen  sein 
müsse,  welche  mit  Gemein  Schaftsbriefen,  s.  o. 
9,  706  n.  3,  versehen  gewesen  (so  auch  B  o  rn  1. 
e.  p.  42;  Dove-Rlchter-Kahl  K.  R.  S.  789 
n.  2),  welche  daher  in  Jeder  Weise  als  Kleriker 
behandelt  worden  seien,  ihre  klerikalen  Funk- 
tionen  mit  den  einheimischen  ausgeübt,   aber 
yreAl  sie  an  der  fremden  Kirche  nicht  fest  ange- 
stellt gewesen  wären,   dort  nur  Unterstützung 
empfangen  hätten.  Vielmehr  erscheint  die  ältere 
Ansieht  (vgl.  die  dtirten),  dass  eine  Gleich- 
stellung mit  den  fremden,  nicht  mit  Gemeln- 
nehaftsbriefen  versehenen  Klerikern  das  Wesen 


der  c.  p.  ausmacht,  allein  als  haltbar.  Solche 
erhielten  in  der  fremden  Gemeinde  weder  als 
Kleriker  noch  als  Laien  die  kirchliche  Gemein- 
schaft, sondern  nur  den  nöthigen  Unterhalt,  can. 
apost  34  („T^v  ypelav  a6ToTc  ^Tri^opTj-jp^oavTec**)- 
In  Folge  dessen  findet  die  überwiegende  Meinung 
das  Wesen  der  c.  p.  darin,  dass  sie  dem  davon 
Betroffenen  nicht  blos  zeitweilig  die  Vornahme 
der  Amtsfunktionen  entzogen,  sondern  ihn  auch 
zugleich  von  der  kirchlichen  Gemeinschaft,  vom 
Besuche  des  Gottesdienstes  und  vom  Empfange 
der  Sakramente  ausgeschlossen,  ihn  indessen 
weder  des  Kierikalstandes  noch  des  Unterhalts 
beraubt  habe  (vgl.  namentlich  Kober  Suspen- 
sion S.  14).  Aber  dieser  Annahme  steht  nicht 
nur  entgegen,  dass  bei  ihr  von  einer  commnnio 
nicht  mehr  die  Rede  sein  kann  (denn  die  Ge- 
währung von  Unterstützung  ist,  so  Hef  ele  2, 
6Ö1,  welcher  auch  nur,  „sozusagen^,  von  einer 
commnnio  benignitatis  spricht,  keine  commnnio) 
sondern  auch  weiter,  dass  nicht  einmal  die 
schwerere  Strafe  der  Deposition  dem  Kleriker 
die  communio  laicalis  entzieht  und  dass  Agde 
cit.,  welches  die  dem  Bestraften  wieder  zu  ge- 
währenden Rechte  näher  bezeichnet,  der  Auf- 
nahme in  die  letztere  nicht  erwähnt,  sie  also 
nicht  als  verloren  betrachtet,  endlich  dass  die 
dem  Armentarius  bewiesene  Gnade,  sieh  als 
Chorbischof  seitens  eines  anderen  Bischofs  an- 
stellen zu  lassen  oder  mindestens  die  c.  p.  zu 
erhalten,  die  Belassung  der  communio  clericalis 
voraussetzt,  und  auch  Lerida  c.  16  in  den  Wor- 
ten :  ^et  vix  quoque  peregrina  eis  communio  con- 
cedatur**,  nicht  die  Entziehung  der  Laienkom- 
munion meinen  kann,  weil  diese  schon  in  dem 
vorher  angedrohten  Anathem  liegt,  vielmehr 
(entgegen  der  Ansicht  von  K  ob  er  S.  18,  welcher 
unter  c.  p.  hier  blos  die  Gewährung  von  Unter- 
halt versteht,  damit  aber  den  Begriff  derselben 
wieder  enger  fasst)  gestattet,  dass 'dem  Anathema- 
tisirten  später  statt  der  blossen  Wiederaufnahme 
in  die  Laienkommuuion  die  c.  p.  d.  h.  eine  solche 
Wiederaufnahme  mit  Gewährung  des  Unterhalts 
und  dem  Rechte  auf  Wiederanstellung  gewährt 
werde,  ebenso  wie  Armentarius  von  vornherein 
das  Recht,  als  Chorbischof  verwendet  zu  werden 
erhielt,  weil  er  nicht  ans  der  Laienkommunion 
ausgeschlossen  war.  Demgemäss  kann  die  c.  p., 
welche  ausser  an  den  vorerwähnten  Stellen  blos 
noch  Agde  cit.  c.  5 :  „Si  quls  clericus  furtum  eccle- 
siaefecerit,  peregrina  communio  ei  tribuatur"  vor- 
kommt, nur  als  Gleichstellung  des  einheimischen 
Klerikers  mit  dem  fremden  Kleriker  in  Bezug  auf 
die  klerikale,  nicht  in  Bezug  auf  die  allgemeine 
Rechtsstellung  als  Mitglied  der  Kirche  aufge- 
fasst  werden.  Wie  der  fremde  Kleriker  nicht 
von  der  fremden  Kirche  angestellt  ist,  für  diese 
nicht  zum  Klerikalstand  gehört,  so  ist  es  der  mit 
der  c.  p.  bestrafte  nicht  mehr  von  der  eigenen, 
wie  er  aber  von  der  ersteren  Unterhalt  empfängt, 
so  auch  von  der  letzteren ,  und  wie  er  von  der 
ersteren,  wenn  er  einen  Gemeinschaftsbrief  auf- 
weist, als  Kleriker  angenommen  werden  kann, 
so  gleichfalls  der  Bestrafte  bei  der  eigenen  Kirche, 
wenn  die  gegen  ihn  verhängte  Strafe  der  c.  p. 
wieder  aufgehoben  worden  ist.  Der  fremde 
Kleriker  kann  freilich,  weil  selbst  ein  fremder 
I^aie  nicht  ohne  Gemeinschaftsbrief  von  der 
fremden  Kirche  zugelassen  werden  darf,   auch 
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später  auch  in  den  spanischen  Konzilien  und  in  den  Briefen  Oregors  I.  als  zeitweise 
Entziehung  des  Bechtes  die  Messe  zu  lesend 

Wesentlich  ftlr  die  Suspension  von  den  kirchlichen  Amtsrechten  ist  es, 
dass  sie  nicht  für  immer,  sondern  nur  auf  eine  vorflbergehende  Zeit  verhängt  wird, 
denn  sonst  würde  sie  in  die  Absetzung  oder  in  die  oben  unter  6^  (o.S.  730)  gedachte 
Strafe  umschlagen,  je  nachdem  sie  als  totale  oder  partielle  ausgesprochen  worden  wäre. 

Die  Zeit  kann  von  vornherein  fest  bestimmt^  oder  ihrer  Daner  nach  von  der 
Hebung  des  Anstosses  oder  von  dem  Eintritt  der  Besserung  des  Schuldigen  abhängig 
gemacht 4  oder  endlich  auch  in  das  Ermessen  des  Bischofs^  gestellt  sein.  Das  letz- 
tere ist  stets  der  Fall,  wenn  bei  der  Androhung  in  Betreff  der  Dauer  nichts  bestimmt 
ist^.  Bei  festbestimmter  Zeit  tritt  der  Snspendirte  nach  dem  Ablauf  derselben  ohne 
Weiteres  in  die  Ausflbung  aller  Befugnisse,  auf  welche  sich  die  Suspension  erstreckt 
hat,  wieder  ein  7,  und  dasselbe  mnss  gelten,  wenn  sie  von  vornherein  nur  fär  die  Un- 
gewisse Dauer  eines  Zustandes  oder  eines  Verhaltens  des  Snspendirten  angedroht  ist^ 
während  in  den  übrigen  Fällen  es  erst  einer  Wiederanfhebnng  durch  den  Bisehof 
bedarf». 

Dieselben  Grundsätze  haben  auch  ftlr  diejenige  Suspension,  welche  sich  zugleich 
auf  die  geistlichen  Amts-  und  die  kirchlichen  Mitgliedschafterechte  erstreckt,  ge- 
goltene^. 


nicht  ohne  einen  solchen  dazu  verstattet  werden. 
An  der  eigenen  Kirche  hat  indessen  der  depo- 
nirte  Kleriker,  weil  er  zn  der  Gemeinde  gehört, 
die  Laienkommnnion,  und  so  muss  sie  auch  der 
mit  der  c.  p.  belegte  Kleriker  in  der  eigenen  Oe- 
meinde  haben ,  da  die  c.  p.  unzweifelhaft  eine 
weniger  schwere  Strafe  als  die  Deposition  ist. 
Demnach  kann  die  c.  p.  weder  als  temporäre 
Amtsentsetzung  oder  Suspension  (s.  Koher  S. 
84;  Schilling,  Kirchenbann  S.  37)  noch  als 
Suspension  Ton  der  Pfründe,  noch  endlich  auch 
als  eine  mildere  Art  der  Exkommunikation  be- 
trachtet werden,  vielmehr  tragt  sie  den  Charakter 
der  Deposition.  Aber  sie  ist  eine  mildere  Form 
derselben,  weil  sie  dem  Deponirten  ein  Recht 
auf  Unterhalt  gewährt ,  und  ferner  die  Mög- 
lichkeit der  Wiederaufnahme  in  den  Kleriker- 
stand  und  der  Wiederanstellnng  in  dem  früheren 
Amte  offen  lässt.  Ihre  Entstehung  hängt  wohl 
mit  der  o.  S.  727  n.  2  a.  E.  erwähnten  Praxis 
zusammen. 

1  So  für  Bischöfe,  welche  die  Vorschriften  über 
Ordinationen  nicht  beachten,  Arles  IV.  514  c.  3 
(j^nno  integro  missas  facere  non  praesumat'Qi 
Orleans  III.  638  c.  6.  15.  26  -,  Orleans  IV.  541 
c.  10;  Orleans  V.  549  c  8  (ebenso)  und  für 
Bischöfe,  welche  nicht  zur  ProTinzialsynode 
kommen  oder  dieselbe  vorher  verlassen  (auf  6 
Monate),  Orleans  V.  549.  c.  ö.  18;  für  andere 
Vergehen  (ohne  bestimmte  Zeit)  Braga  III.  675 
c.  1.  5;  ferner  bei  Gregor  I.  ep.  III.  45.  46,  2, 
656.  657  (gegen  einen  Bischof  auf  2  Monate, 
welcher  eine  Frau  hatte  durchprügeln  lassen)  und 
IV.  40  (s.  o.  S.  734  n.  1). 

Auch  Suspension  vom  Gebrauch  des  Palliums 
kommt  bei  Gregor  I.  ep.  11.  20  (2,  584)  vor. 

'^  Hier  von  immerwährender  Suspension  zu 
sprechen^  s.  Kober,  Suspension  S.  20  n.  2  mit 


Bezug  auf  Ancyra  c.  1,  s.  S.  727  n.  2,  heisst  die 
verschiedenen  Strafen  durcheinander  werfen, 
namentlich,  wenn  man,  wie  Kober,  DepoflitioB 
S.  115,  dieselbe  Strafe  wieder  als  partielle  De- 
position bezeichnet,  vgl.  auch  o.  S.  731  n.  2. 

3  can.  Basilii  c.  69,  S.  731  n.  1 ;  Orleans  IV. 
541  c.  10;  Narbonne  589  c.  6  (.^aliqnod  tem- 
pus") ;  Nov.  123  c  1.  2  (o.  8.  731  n.  ö). 

«  Antiooh.  c  3.  S.  731  n.  4;  Orleans  III.  538 
c.  2;  0.  S.  733n.  3. 

^  Orleans  V.  549  c.  5  (,,iuxta  arbitrium  ponti- 
flcis'O;  Nov.  123  cit  0.  11  CItp'  Ifsw  xP^vqn 
ixetvoc  aüvlßoi*^. 

6  Basilii  c.  70,  S.  731  n.  4. 

7  Das  folgt  aus  der  Natur  der  Sache. 

8  Wie  z.  B.  in  Ghalced.  c.  20  cit  bis  zur  Ruck- 
kehr des  Klerikers  an  seine  Kirche,  welche  & 
früher  verlassen  hatte. 

^  Denn  in  diesen  Fällen  ist  es  erforderlidi. 
dass  der  Bischof  die  Besserung  konstatirt  oda 
feststellt,  dass  der  Zweck  der  Suspension  erreleht 
ist.  Besondere  Vorschriften  über  die  im  Text  be- 
rührten Fragen  finden  sich  nicht  Insbesondere 
ist  nirgends  angeordnet,  dass  die  Kleriker  sich 
zur  Beseitigung  der  Suspension  der  Busse  z« 
unterwerfen  haben.  Derartige  Bestimmungen 
finden  sich  erst  in  den  im  Franken-  und  West- 
gothenreiche  abgehaltenen  Konzilien,  zuerst  Or- 
leans I.  511  c.  7;  Orleans  III.  538  a  2;  Leridt 
524  c.  5;  Narbonne  589  e.  8.  Vgl.  des  Weiteres 
auch  K  e  11  n  er  S.  71.  72  und  unten. 

10  So  ebenfalls  auf  bestimmte  Zeit  s.  o.  S.  733 
n.  7 ;  Gregor.  I.  ep.  IIL  6,  ed.  Ben.  2,  628:  ,dfr- 
cernimus  XXX  dierum  spatiotesacrs  commonioike 
privatum  (Bischof),  ab  omnipotenti  deo  . . .  taoü 
excessus  veniam  cum  summa  poenitentia  ac  U- 
crymis  exorare";  bis  zur  Besserung  oder  .Ab- 
stellung des  ordnungswidrigen  Verfahrens^  ean. 
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Nor  vereinzelt  erscheint  in  dieser  Periode 

9.  die  Entziehung  des  Amtseinkommens  für  eine  bestimmte  Zeit^ 
Ebenso  kommt  zwar  schon  seit  dem  5.  Jahrhundert,  aber  in  diesem  noch  selten 

10.  die  körperliche  Züchtigung  als  Strafe  ftir  jüngere  Kleriker  und  Kle- 
riker der  niederen  Weihegrade  vor^. 

Dagegen  sind  in  dieser  Zeit  von  der  Kirche  keine  rein  weltlichen  Strafen,  ins- 
besondere weder  Oeldbussen^  noch  Gefängnissstrafen^,  noch  auch  die  Strafe 


apo«toI.  6.  56.  58.  59 ;  Chalc.  20 ;  Hippo  c  6. 
S.  732  n.  6  n.  7  oder  ohne  Zeitbestimmung  Tor, 
can.  apost  15.  45.  55.  56.  57.  72,  o.  S.  732  n.  6 
11.7.  Eine  öffentliehe  Busse,  um  sie  abzuwenden, 
wild  gleicb  falls  in  der  älteren  Zeit  nieht  gefordert 
Wenn  bei  der  in  den  Gregorischen  Briefen  yor- 
kommenden,  8.733  gedaehten  Suspension  wieder- 
holt zugleich  die  Ableistung  der  Busse  in  einem 
Kloster  verlangt  wird,  so  hängt  dies  mit  der 
Aenderung  des  Busswesens  zusammen.  Vgl. 
unten  $.  256. 

^  Stat.  eccles.  ant  c.  49 :  „clericus  qui  absque 
forpusculi  sui  inaequalitate  vigiliis  deest,  sti- 
pendlis  priTOtur",  wozu  oifeubar  hinzuzudenken 
ist,  für  die  Zeit,  welche  er  gefehlt  hat. 

Ob  in  der  hier  fraglichen  Zeit  auch  die  Strafe 
der  öffentlichen  Rüge  auf  Synoden, 
welcher  erst  in  der  fränkischen,  burgundischen 
und  westgothisohen  Kirche  seit  dem  6.  Jahrb. 
gedacht  wird,  s.  unten  ^  255,  praktisch  gewesen 
ist,  so  Kellner  S.  111,  erscheint  sehr  zweifel- 
haft, denn  weder  Antioch.  o.  25  noch  Ghalced. 
461  c  10  (d^eX^ixibc  iicißXY)TTeoftat,  brüderlich 
Bestrafen)  müssen  nothwendiger  Welse  darauf 
gedeutet  werden.  Sie  kommt  dann  auch  bei 
Qregor  I.  für  Bischöfe,  welche  in  der  Ver- 
waltung ihres  Amtes  nachlässig  sind,  Tor,  ep. 
XIII.  26,  B.  2,  1236 :  ^ut  enm  (episcopum)  coram 
allis  sacerdotibus  Tel  quibusdam  de  flllis  suis 
nobilibus  contestari  pro  hac  re  debeat  et  adhor- 
tari,  ut  Titio  torporis  excusso,  deses  esse  non 
debeat"  (c.  1  Dist.  LXXXIV)  u.  XIII.  27;  2, 
1236  (c  2  ibid.). 

2  Zuerst  angedroht  Vannes  465  c  13:  „quum 
ebrinm  fnisse  constiterit,  ut  ordo  patitur,  aut 
30  dierum  spatio  a  communione  statulmus  sub- 
moTendnm  aut  corporali  subdendum  esse  snppli- 
cio^,  wenngleich  allerdings  schon  Augustin  c.  1 
(ep.  133,  al.  169)  C  XXIII.  qu.  5  bemerkt:  „qui 
modus  correctionis . . .  (nämlich  virgarum  ^erberi- 
bos)  .  .  .  saepe  etiam  in  iudiciis  seiet  ab  episco- 
pl8  adhlberi**;  öfter  seit  dem  6.  Jahrb.  nicht  nur 
In  den  westgothischen,  burgundischen  und  frän- 
kischen Konzilien,  s.  $.  255,  sondern  auch  in 
Italien,  s.  Ozegor.  I.  ep.  lY.  27  t.  593,  Bened.  2, 
706  u.  ep.  XI.  71  ▼.  601,  1.  c.  2,  1172  u.  c  1  X 

de  calumn.  V .  2 :  „prius  subdiaconatus  prlvet 

officio  atque  Terberibus  publice  castigatum  fa- 
clat  in  exUium  deportari",  s.  auch  Gregor.  I. 
ep«  III.  41.  43,  o.  S.  733  n.  5  u.  c.  3  (Joh.  diacou. 
Vita  Gregor.  II.  31,  Jaf  f  rf  II.  ed.  n.  1978)  C.  V 
qu.  6.  Vgl.  K  0  b  e  r ,  die  körperliche  Züchtigung 
als  kirchliches  Strafmittel  i.  d.  Tübinger  theolog. 
Qnartalschrift  1875.  Jahrg.  57.  S.  4  ff. 

9  Das  Gegenthell  behaupten  zwar  De  yo  ti  iu- 
stlt.  lY.  1.  $.  10.  n.  3  u.  V.  Schulte,  Lehrb. 

HiDschius,  Kircbenreebt  lY. 


4.  Aufl.  S.  215,  aber  die  Bezugnahme  auf  Au- 
gustin, s.  z.  B.  c.  35  G.  XXIII  qu.  5  und  die 
weiter  bei  Kober,  d.  Geldstrafen  im  Kirchen- 
recht, Tübinger  theolog.  Quartal  schrift  1881. 
Jahrgg.  63.  S.  4.  5  angeführten  Stellen,. ist  ver- 
fehlt, denn  in  allen  diesen  ist  von  weltlichen 
Strafandrohungen  die  Rede,  Kober  a.  a.  0. 
Dass  die  Kirche  es  damals  nicht  für  ihren  Beruf 
erachtet  hat,  Geldstrafen  anzudrohen,  zeigt  die 
Bitte  des  Konzils  v.  Garthago  y.  404,  cod.  eccl. 
Afr.  c.  93;  Hef  ele  2, 98  an  den  Kaiser,  die  auf 
Geldstrafen  lautenden  Gesetze  wieder  in  Kraft 
zu  setzen,  und  wenn  Garthago  401  c.  6  in  der 
Fassung  der  Hispana  und  Pseudoisidors  (c.  3  0. 
XXI  qu.  5)  für  die  Yertheidlgung  eines  durch 
Urtheil  der  Bischöfe  abgesetzten .  Klerikers  die 
poena  damni  pecuniae  atque  honoris  aufweist, 
so  enthält  der  ursprüngliche  Text,  cod.  cit.  c.  62, 
H  ef  el  e  2,  82,  ebenfalls  nur  ein  Ersuchen  an  den 
Kaiser  um  eine  desfalsige  Anordnung.  Auch  in 
c.  4  (Gregor  I.)  G  XXIII.  qu.  6  ist  Ton  einer  Geld- 
strafe keine  Rede,  s.  o.  S.  49  n.  7.  Ygl.  über- 
haupt Kober  a.  a.  0.  S.  lOff. 

^  Kein  Konzil  dieser  Zeit  weist  eine  solche 
Straffestsetzung  auf.  Auf  dem  Konzil  von  Tyrus 
335  ist  unter  den  yerschiedenen  Anklagepunkten 
gegen  Athanasins  auch  geltend  gemacht  worden, 
dass  er  abgesetzte  Bischöfe,  sowie  Priester  in 
Banden  gehalten  und  die  Yerfügung  you  Haft, 
Gefängnlss  und  Leibesstrafen  seitens  des  welt- 
lichen Armes  gegen  sie  reranlasst  habe,  Socrat.  h. 
eccl.  I.  31 ;  Sozomen.  bist.  e.  II.  25;  He  feie  1, 
462.  464;  Tgl.  femer  die  Beschwerdeschrift  über 
Nestorius  y.  Konstantinopel  y .  430  bei  M  a  n  s  1 4, 
1102  und  Ghaloedon  451  act  I,  ibid.  6,  626,  wo 
berichtet  wird,  dass  Dioskur  y.  Alexandrien  auf 
der  Bäubeisynode  y.  Ephesus  449  Bischöfe  und 
Geistliche  eingesperrt  habe,  um  sie  zur  Unter- 
schrift zu  zwingen.  Daraus  ergiebt  sich,  daw 
man  in  diesen  Massnahmen  Ueberschreitungen 
der  kirchlichen  Amtsgewalt  gesehen  hat. 

Mehrfach  ist  aus  der  Erwähnung  der  decanica 
oder  diaconica  in  c.  30  y.  396  0.  Th.  XYI.  5  (c  3 
C.  J.  I.  5)  und  Noy.  Justinian.  79  ▼.  539  c.  4, 
welche  man  als  Gefängnisse  für  Geistliche  be- 
zeichnet hat,  Walter,  K.  R.  $.  191»;  Riohter- 
Doye-Kahl,  K.  R.  S.  792  n.  1;  Perma- 
neder,  K.  R.  J.  342;  Mejer  i.  Herzog, 
Real-Encyklopädie.  2.  Aufl.  3,  53S,  auf  das 
Yorkommen  yon  Gefängnissstrafen  gegen  Kleriker 
geschlossen  werden.  Indessen  sind  die  Dekanika 
zu  den  Kirchen  gehörige  Baulichkeiten  gewesen, 
welche  in  erster  Linie  den  Zwecken  der  heutigen 
Sakristeien  dienten,  ygl.  Kober,  Gefängniss- 
Btrafe  gegen  Kleriker  und  Mönche  i.  d.  Tübinger 
theolog.  Qnartalschiift  1877.  Jahrgg.  59.  S.  6  ff. ; 
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des  Exils  1  angedroht  oder  verhängt  worden. 

n.  Die  Anwendung  der  allgemeinen  kirchlichen  Strafen  gegen 
die  Kleriker.  Ausser  den  eben  besprochenen  Strafen,  welche  abgesehen  von  der 
körperlichen  Züchtigung  und  der  einen  der  erw&hnten  Formen  der  Suspension  (o.  8. 7  3 1) 
allein  als  Disciplinarstrafen  gegen  Geistliche,  weil  sie  die  klerikale  Stellung  derselben 
betreffen,  zur  Anwendung  kommen  konnten,  hat  die  Kirche  auch  gegen  die  Kleriker 
von  denjenigen  Strafen,  welche  für  die  Laien  bestimmt  waren,  Gebrauch  gemacht. 
Dies  ist  zunächst  der  Fall  gewesen 

1.  in  Betreff  des  völligen  Ausschlusses  aus  der  Kirche^. 


H  e  US  er  1.  Wetzer  u.  W  elt  e ,  Klrchenlexikon. 
2.  Aufl.  3,  1128;  Hefele  1,  765,  wie  dieBauoh 
c.  30  G.  Th.  eit.,  welche  den  Ketzern  alle  Bau- 
lichkeiten, Kirchen,  decanica  u.  a.  w.  wegzu- 
nehmen befiehlt,  bestätigt.  Allerdinga  konnten 
die  Räume  in  diesen  Dekanika  —  das  ergiebt 
Nov.  79  cit.  —  zu  Haftzwecken  benutzt  werden, 
aber  die  sich  hier  lindende  Androhung  der  Ein- 
schliessuBg  in  solche  Räumlichkeiten  seitens  der 
Bischöfe  bezieht  sich  auf  Exekutoren,  welche 
Mönche  gesetzwidrig  Tor  das  weltliche  Gericht 
laden,  und  trifft  nicht  Oeistliche,  Jedenfalls 
nicht  Geistliche  als  solche,  sondern  Laien, 
Kober  S.  15.  22.  Auch  erscheint  diese  Ein- 
sperrung nur  als  eine  provisorische  Inhaftnahme, 
da  die  Inhaftirten  nach  der  Nov.  cit.  mit  der  ent- 
sprechenden Strafe  belegt  werden  sollen. 

In  den  Briefen  Gregors  I.  wird  einmal,  so  Y. 
32  V.  696,  Jaf  f  tf  ed.  II.  n.  1347,  Bened.  2, 759; 
X.  4  T.  599  J.  n.  1769,  ed.  cit.  2,  1043,  der 
UnteiBUchungshaft  erwähnt,  andererseits  kommt 
auch  ep.  Xm.  46  y.  603,  J.  n.  1912,  1.  c.  2, 
1250:  ,^9  qui  eo  snperstlte  episcopus  perrerse 
ac  contra  canones  in  ecclesia  eius  oidinari  prae- 
sumpsit,  sacerdotio  privatus,  ab  omni  ecclesias- 
tico  ministerio  repellatur.  Qui  etiam  . .  Januario 
. . .  eoepiscopo  nostro  tradendus  est,  ut  ab  ipso  in 
custodia  habeatur  aut  certe  ab  eo  ad  nos  per  om- 
uia  transmittatur^  eine  Sicherungshaft  für  einen 
intrudirten  Bischof,  der  abgesetzt  werden  soll, 
vor.  Dass  es  sich  dabei  nicht  um  Gefängniss- 
strafe handelt,  zeigt  die  dem  Briefe  beigefügte 
Sentenz  des  Adressaten  des  letzteren,  des  Defen- 
sors  Johann,  1.  c.  p.  1266,  welche  in  Ueberein- 
Btimmung  mit  den  Anweisungen  des  Papstes  in 
seinem  Schreiben  den  Eindringling  zum  „privari 
sacerdotio  et  ab  omni  ecclesiastico  ordine  reroo- 
veri''  verurtheilt.  Dies  Verfahren  hat  seinen 
Anhalt  am  römischen  Recht,  denn  schon  1.  J.400 
war  durch  kaiserliche  Konstitution,  c.  36  G.  Th. 
XYI.  2  u.  constit.  Sirmond.  II.  ed.  Haenel  p. 
448  nach  dem  Vorgänge  Gratians  (vgl.  die  Bitte 
der  röm.  Synode  v.  380  unter  Damasus,  Man si 
3,616  und  das  Reskript  von  Gratian,  ibid.  p.  627) 
angeordnet,  dass  abgesetzte  Bischöfe ,  wenn  sie 
sich  wieder  in  den  Besitz  ihrer  Kirche  zu  setzen 
versuchen  oder  die  öffentliche  Ruhe  stören  würden, 
100  Miglien  von  ihrer  frühern  Bischofsstadt  ver- 
bannt werden  sollten,  und  Justinian  hat  in  der 
Nov.  123  V.  646  0.  11  weiter  bestimmt,  dass 
solche  Bischöfe  für  den  Fall  des  Wiederbetretens 
ihrer  Stadt  oder  des  Verlassens  des  ihnen  ange- 
wiesenen Aufenthaltsortes  in  ein  Kloster  einzu- 
sperren seien.  Daher  verfügt  denn  auch  Gregor  I. 


ep.  XII.  31  V.  602,  J.  n.  1860;  2, 1202,  dass  ein 
abgesetzter  Bischof,  welcher  wieder  in  sein  Bis- 
thum  eingedrungen  und  kirchliches  Vermögen 
an  sich  genommen  hatte,  falls  er  dasselbe  nicht 
restltuire,  „in  monasterium  mittendus  est,  ut 
saltem  coaotus  reddat,  quod  male  auferre  non 
Ümuit",  und  benutzt  die  landesgesetzlieh  ge- 
stattete Einsperrung  zugleich  als  Zwangsmass- 
regel. Als  wirkliche  Strafe  kommt  also  die  Is- 
haftirung  oder  Einsperrung  in  ein  Kloster  gegen 
Geistliche  im  römischen  Reiche,  a.  M.  Kober 
a.  a.  0.  S.  32  und  Kellner  S.  41,  nicht  vor. 
Wohl  aber  wird  diese  Strafe  in  den  Germanen- 
reichen,  bei  den  Westgothen,  Burgundern  und 
Franken  seit  dem  6.  Jahrh.  In  der  Gestalt  der 
Einsperrung  in  ein  Kloster  und  einer  sonstigen 
Sinsohliessung,  Agde  606  c.  60;  Epaon  617  c 
22  und  Macon  581  c.  6.  8,  üblich. 

^  Das  Konzil  von  Riez  439  c.  9,  welches  sidi 
fireilich  nur  in  einer  Handschrift  der  Hispana 
findet  (M  a  a  s  6  e  n ,  Gesch.  der  Quellen  des  ka- 
nonischen Rechts  1,  192),  verlangt  allerdings, 
dass  diejenigen,  welche  Unruhen  gegen  ihre  Bi- 
schöfe erregen  und  deswegen  exkommunizirt 
sind,  „exilio  relegari'^,  o.  S.  702  n.  11,  aber  hier 
handelt  es  sich  —  abgesehen  von  der  Frage,  ob 
der  c  9  cit.  dieser  Zeit  überhaupt  angehört  — 
um  eine  Nachbildung  von  Antioch.  341  c.5,  und 
um  eine  blosse  Forderung  an  die  weltUohe  Ge- 
walt, die  Unruhestifter  zu  entfernen,  wie  sdion 
früher  orientalische  Synoden,  so  die  von  Tyrus 
336,  betreffend Athanasius,  Hefele  1,469,  den 
von  ihnen  abgesetzten  Bisdiöfen  verboten  haben, 
in  ihre  Bischofsstadt  zurückzukehren,  und  eine 
solche  Massregel  in  Erwartung  der  BestätiguDg 
der  Kaiser,  welche  wiederholt  Bischöfe  verbannt 
hatten,  a.a.O.  1,469.  473,  ausgesprochen  haben 
(vgl.  unten  $.262).  Etwas  anderes  ist  auch  wohl 
nicht  in  Gregor  I.  ep.  XI.  71  v.  601,  %  1172 
cit.,  0.  S.737n.2,  gemeint,  und  wenn  eiued.  ep. 
XIU.  46,  B.  2,  1260.  1261 ,  betreff  eines  Bi- 
schofs bemerkt  wird:  „ut  si  nuUa  contra  eum 
criminalis  causa  quae  exilioveldepositione  digna 
est,  mota  sive  probata  est^  so  handelt  es  sidi 
hier  um  Verbrechen,  welche  vom  weltlichen 
Recht,  wie  namentlich  die  Ketzerei  und  Schisma 
(s.  $.  262),  mit  dem  ExU  bedroht  sind.  Dasselbe 
gilt  auch  von  der  Erwähnung  des  Exils  in  ver- 
schiedenen Briefen  von  Pelagius  I.  (656 — 560), 
Jaf  f  ^,  reg.  II.  ed.  n.  994  und  n.  968  (c.  18  C 
XVI.  qu.  1),  vgl.  auch  ibid.  n.  1018. 

2  Neocäsarea  314  —  326  c  1  (für  Priester, 
welche  Unzucht  treiben  oder  Ehebruch  begeheiO; 
Antioch.  341  c.  1 ;    Laodicea  343—381  c  36; 


§.  247.] 


Die  Strafgewalt.  Römisches  Reich.  Strafen  gegen  Geistliche. 


739 


Allerdings  heben  einige  ältere  Kanonen  hervor,  dass  diese  Strafe  gegen  Kleriker 
nicht  znr  Anwendung  gebracht  werden  soll,  weil  für  die  letzteren  die  Deposition  schon 
die  höchste  Strafe  sei  nnd  bei  der  Yerhängnng  des  grossen  Bannes  neben  derselben  der 
Kleriker  doppelt  gestraft  werden  würde  ^,  indessen  ist  dies  kein  das  kirchliche  Dis- 
ciplinarrecht  beherrschender  allgemeiner  Grundsatz  gewesen  2,  yielmehr  hat  die  kirch- 
liche Gesetzgebung  für  besonders  schwere  Vergehen,  namentlich  für  solche,  welche 
unter  die  alten  drei  Hauptsünden  fielen  ^^  von  Anfang  an  auch  die  Exkommunikation 
angedroht  4. 

Bei  den  Klerikern  musste  dieselbe,  weil  sie  den  Exkommunicirten  vom  Leibe 
der  Kirche  abschnitt,  zugleich  die  Absetzung  und  alle  Folgen  derselben,  insbesondere 
die  Ausschliessung  aus  dem  Klerikalstande  in  sich  begreifen,  denn  selbstyerstftndlich 
kann  demjenigen,  welchem  die  Mitgliedschaft  in  der  Kirche  entzogen  wird,  weder 
sein  kirchliches  Amt  noch  die  Zugehörigkeit  zum  Klerikalstande  erhalten  bleibend 


ean.  apostol.  29.  30.  31.  61.  62,  vgl.  0.  S.  701 
n.  4;  S.  702  n.  3;  S.  701  n.  6;  S.  701  n.  3; 
8.  706  n.  3  und  S.  701  n.  11 ;  Elvlra  306  c.  65. 
Vgl.  auch  die  weiteren  Anmerkungen. 

1  ean.  apost.  26:  ^^EicCoxoicoc  ^  itpeoß6Tepoc 
T)  (idlxovoc  iid  iTopvelqi  7^  ^ictopxCqL  7)  xXotciq  g^XoOc 
xaftatpdoicD  %a\  fiMcpoptC^o^o)'  Xi-^si  fäp  V)  Ypa^' 
0^  mtxi^96ic  hti  hzX  TÖ  aM'  6|xo(oo<  hk  o\ 
Xoticol  xXy]p»coI  tq  aÖT^  alp^oei  (>iiox6(ada>oav" ; 
Basilii  ep.  188  (ean.  IJ  c.  3  (unter  Berafting 
auf  einen  alten  Kanon,  offenbar  c.  25  cit.) ;  ep.  199 
(ean.  II)  e.  32:  „Oi  tiPjv  irpi;  ^vaTov  ^(jbaptiav 
dftaprdvovrec  xXfjptxol  toO  ßa&{i.oi>  xaTd^ovrai, 
xij^  xoevoivüzc  hi  xöv  Xaixdiv  o6x  iieipr^o^nav  06 
fdp  ixÄtx'/joeic  hU  iid  TÖ  airö";  ep.  217 
(fian.  Ill)  c.  61. 

s  So  namentlich  Schilling,  Kirchenbann 
8.  114. 

3  S.  o.  S.  694,  also  Abfall  Yom  Glauben,  Un- 
zucht und  Tödtung,  vgl.  auch  Anm.  5. 

^  Dadurch  wird  die  Unrichtigkeit  dessen,  was 
in  c.  32.  61  Basilii  behauptet  ist,  dargethan. 

^  Mehrfach  wird  sugleich  mit  der  Exkommuni- 
kation, und  zwar  an  erster  Stelle  die  Deposition 
angedroht,  Elvira  306  c  20  für  Wucher  G;degra- 
daii  et  abstineri'') ;  Ancyra  314  c.  18  (zu  Bi- 
schofen gewählte  Priester,  welche  in  ihrem  Bis- 
thum  nicht  angenommen  sind  und  in  ihrer  bis- 
herigen Stellung  als  Priester  Parteiungen 
erregen) ;  Arles  II  443  0.  452  c.  14  (Wucher) ; 
ean.  apost.  30.  31.  51  (Simonie  und  ketzerische 
Handlungen),  vgl.  auch  Felic.  II  ep.  ad  Acac.  v. 
484,  Thiel  1,  246:  „sacerdotali  honore  et  com- 
munione  catholica  nee  non  etiam  a  fldelium  nu- 
mero  segregatus,  sublatum  tibi  nomen  et  munus 
ministeril  sacerdotalis  agnoice,  s.  spiritus  iudicio 
et  apostolica  per  noa  auetoritate  damnatus,  num- 
quamque  te  anathematis  Tinculls  exuendus", 
Leon.  I  ep.  ad  episc  p.  Oampan.  443,  Ball  er. 
1,  611,  0.  5;  Felic.  II  ep.  ad  der.  Gonstant.  484, 
Thiel  1,  252;  Gelas.  I  ep.  ad  episc.  Luc.  494 
c.  6.  14,  ibid.  p.  366.  371 ;  Agde  506  c  50;  To- 
ledo II  531  c  3. 

Wenn  aber  andererseits  Elvlra  c.  18  für  die 
Kleriker  der  höheren  Weihegrade,  welche  im 
Ehebruch  ertappt  sind,  das:  „nee  in  flnem  com- 
monlonem   accipere  debere^  und  Neocäsar.  c  1 


das :  „l£a>8ctodata6T6vT^Xeovxald[Y^9&aiauT6v  elc 
pLcravoia'^'',  Sardica  343  c.  1  für  die  eigenmächtige 
Transmigration  des  Bischofs  auf  ein  anderes  Bis- 
thum  das:  ,^|jii^  (e  Xaix&v  iyeis  toi^c  toio^ouc 
^pYjvai  xotvoDvlav''  androht ,  so  ergiebt  sich  aus 
diesen  Strafvorschriften  deutlich  genug,  dass  von 
irgend  welchen  klerikalen  Rechten  fflr  den  Aus- 
geschlossenen keine  Rede  mehr  sein  kann,  nicht 
minder  daraus,  dass  Arles  314  c.  12  wuche- 
rische Kleriker  mit  dem  „k  communione  absti- 
nere"  der  Exkommunikation  bestraft,  während 
EMra  c.  20  (s.  vorher)  auch  des  degradari  er- 
wähnt, Tgl.  übrigens  noch  Zosimi  ep.  ad  Aurel. 
417,  Goustant  p.  958:  ;,ne  Tuentium  et  Ur- 
snm  in  communione  ecclesiae,  in  quocumque 
gradu  ecclesiastico,  a  quo  in  totum  anathemati- 
zati  sunt,  suscipiendos  esse  ducatis^;  Fei.  II 
ad  Yetran.  490  fo.  S.  702  n.  10) ;  Saragossa  380, 
c.  6 ;  Toledo  400  c.  4  (0.  S.  708  n.  3) ;  Tou» 
461  0.  3  u.  Yannes  465  c.  16  (a  communione 
oder  ab  ecdesia  alienus) ;  Agde  506  c.  8 ;  Lerlda 
524  0.  536  0.  16  (,,reuB  sacrilegii  prolixiori 
anathemate  condemnetur  ^.  Daher  wurde  auch 
das  Amt  des  exkommunicirten  Bischofs  sofort 
wieder  besetzt,  Ygl.  Euseb.  h.  e.  YII.  30;  Kell- 
ner S.  78.  82.  Dass  die  Exkommunikation  dem 
Geistlichen  weder  Amt  noch  Pfründe  entzieht, 
Kober,  Deposition  S.  693,  ist  wohl  für  das 
spatere  und  neuere  Recht,  nicht  aber  für  das 
ältere  zutreffend.  Allerdings  verordnet  Ephes. 
431  c.  1,  dass  betreffs  des  6icö  x^c  ouv65ou  ixße- 
ßXT]{xivo(  xat  (ivev^pTtjToc  (Metropoliten)  die  an- 
deren Bischöfe  und  anderen  Metropoliten  dafür 
sorgen  sollen,  „tö  icavTYjxalTou  ßa^fjioO  Tfjc  dirtoxo- 
ir?ic  dxpX7]87jvai",  indessen  ist  hier  Ton  der  fak- 
tischen Entfernung,  der  Realisirungder  Absetzung 
die  Rede,  die  Stelle  bestätigt  also  auch,  dass  die 
Deposition  in  der  völligen  Ausschliessung  mitent- 
haltenist  Ueber  Garthago  387  c.  8,  s.  0.  S.702  n.  1 1. 
Durch  diese  Anführungen  widerlegt  sieh  die 
Ansicht  von  Schilling,  Kirch enbann  S .  1 14^ 
dass  die  Exkommunikation  der  Geistliehen  in 
der  Regel  nur  die  Ausschliessung  aus  der  kleri- 
kalen Gemeinschaft  gewesen  sei,  und  ebenso  die 
Meinung  von  München  2,219  ff.,  dass  die  Ex- 
kommunikation der  Kleriker  in  der  Torüber- 
gehenden  Ausschliessung  aus  dem  Kollegium 
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Im  übrigen  äusserte  sie  für  die  Kleriker  dieselben  Wirkungen,  wie  Ar  die 
Laien  ^ 

Wie  diese,  nm  die  Wiederaufnahme^  in  die  Kirche  zu  erlangen, 
sich  der  öffentlichen  Busse  unterziehen  mussten,  so  hatten  auch  die 
exkommunicirten  Kleriker  dieselbe  auf  sich  zu  nehmen^. 

Die  herrschende  Meinung ^  behauptet  allerdings,  dass  seitens  der  römischen  Bi- 
schöfe  gegen  Ende  des  4.  Jahrhunderts  die  Anschauung  geltend  gemacht  worden  sei, 
dass  Kleriker  der  öffentlichen  Busse  nicht  unterstellt  werden  dürften,  vielmehr  im  Ge- 
heimen ihre  Bussübungen  vollziehen  müssten,  indem  sie  darin  einen  Versuch  findet, 
das  Priesterthum  über  die  Gemeinden  in  der  Art  zu  erhöhen,  dass  dasselbe  wenig- 
stens äusserlich  rein  und  frei  von  Sünden  erscheinen  sollte. 

Indessen  beruht  diese  Ansicht  auf  einem  Missverständniss  der  einschlagenden 
Qnellenstellen^,  während  in  Wahrheit  von  den  römischen  Bischöfen  gar  nicht  in  die 
hier  fraglichen  Verhältnisse  eingegriffen  worden  ist. 


der  Bischöfe  und  ans  der  Gemeinschaft  mit  ihnen 
bestanden,  also  die  zeitweise  Unterbrechung  des 
amtlichen  und  brüderlichen  Verkehrs  mit  den 
Gliedern  des  Lehrkörpers  und  die  Pflicht  für  die 
Gläubigen,  sich  der  ,,höheren''  (I)  Kirchenge- 
melnschaft  mit  dem  Exkommunlditen  zn  ent- 
halten, nach  sich  gezogen  habe,  weshalb  sie  auch 
Suspension  und  Interdikt  genannt  worden  set 
t  S.  0.  S.  704  u.  vgl.  auch  8.  699.  700. 

2  Wegen  der  verschiedenartigen  Anwendung 
der  EiJLommuDlkatlon,  welche  für  die  Möglich- 
keit und  die  Zelt  der  Wiederaufnahme  von 
Einflnss  war,  galt  anch  für  die  Geistlichen  das- 
selbe, wie  für  die  Laien,  s.  o.  S.  699  ff.  n.  8.715; 
ep.  FeUc.  II  dt.  und  Kellner  8.  83. 

3  Allerdings  ist  von  manchen,  vgl.  B  i  n  t  e  r  i  m 
y,  2.  8.  281  nnd  die  dort  cltlrten  Aelteren  — 
anscheinend  so  auch  Schmitz,  Bussbücher 
8.  125  ff.  —  behauptet  worden,  dass  Bischöfe, 
Priester  nnd  Diakonen  von  Anfang  an  der  öffent- 
lichen Busse  nicht  nnterworfen  gewesen  seien, 
nach  Morln  US  lY.  12,  p.  191  soll  dagegen  eine 
solche  Aenderung  erst  nach  dem  Novatianlschen 
Schisma,  also  im  3.  Jahrh.  eingetreten  sein. 
Aber  wie  noch  im  3.  Jahrh.  die  Leistung  der 
öffentlichen  Busse  durch  Kleriker  der  höheren 
Weihegrade  von  Cyprian  bezeugt  wird,  o.  8.  696 
n.  7  und  Kellner  8.  92.  93  (dadurch  wider- 
legen sich  die  haltlosen  Annahmen  Binterims 
8.  286),  so  finden  sich  auch  noch  In  der  folgenden 
Zeit  Erwähnungen  der  Busse  —  und  um  eine 
andere  als  die  öffentliche  kann  es  sich  nicht  han- 
deln —  für  Priester  und  Diakonen  und  allge- 
mein für  alle  Kleriker,  welche  exkommuniclrt 
worden  waren,  sowohl  im  Orient,  Neocäsarea 
314 — 325  c.  1  und  can.  62  apost.,  als  anch  im 
Abendlande,  Elvira  306  c.  76  und  Saragossa 
380  c.  6. 

>  Welcher  Ich  selbst  noch  Bd.  I.  8.  39  gefolgt 
bin,  vgl.  ausser  den  dort  cltlrten  noch  K  o  b  e  r , 
Deposition  8.  70  ff . ;  Lönlng,  1,  185;  Kell- 
ner 8.  98. 

5  Zuerst  soll  Slrlcius  ep.  ad  Himer.  386, 
c.  66  Dlct  L :  „Illud  quoque  nos  par  fult  provi- 
dere,  ntsicut  poenitentlam  agere  cul- 
quam  non  conceditur  clerloorum,  ita  et 


post  poenitentlam  ao  reconclliationem  nulll  um- 
quam  laico  llceat  honorem  derlcatus   adiplscS, 
qula   quamvis  slnt  omnium  pecoatorum  conta- 
gione  mundatl,  nnlla  tamen  debent  gerendonim 
sacramentorum  Instrumenta  suscipere,  qul  du- 
dum  fuerint  vasa  viciorum^,  den  Grundsatz  auf- 
gestellt haben,  dass  die  Kleriker  der  öffentlichen 
Busse  nicht  unterworfen  werden  dürften.   Aber 
Slxldus   erwähnt  es   blos   als  eine  Thataache, 
dass  keinem  Kleriker  die  Leistung  der  Busse  ge- 
stattet werde,  um  die  Ausschliessung  von  Laien, 
welche  ehemals  Büsser  gewesen   waren,    vom 
Klerikalstande  zu  rechtfertigen.    Da  er  offenbar 
wegen  der  Anm.  3  citirten  Stellen,  ohne  sieh 
einer  Unwahrheit  schuldig  zu  machen  oder  eine 
auffällige  Unkenntniss  der  älteren  Kanones  zu 
verrathen,  eine  solche  Behauptung,  wie  sie  ihm 
untergelegt  wird,  nicht  machen  konnte,  so  muss 
die  Annahme,  er  spreche  von  der  offentliehen 
Busse  als  eines  Mittels  für  Kleriker,  sich  von 
der  gegen  sie  verhängten  Exkommunikation  frei 
zu  machen,  von  der  Hand  gewiesen  werden.   Die 
Stelle  handelt  von  der  Zulassung  zum  Klerikal- 
stande und  zu  kirchlichen  Aemtem«  Die  Erwäh- 
nung der  Busse  für  die  Kleriker  kann  also  nur 
dazu  in  Beziehung  stehen,  und  unter  diesem 
Gesichtspunkt  wird  die  Aeusserung  des  Papstes 
dahin  zu  verstehen  sein,  dass,  wie  den  sündi- 
genden Klerikern  nicht  die  Leistung  der  öffent- 
lichen Busse  gestattet  wird,  um  Im  Klerikalstand 
und  in  ihren  Aemtern  verbleiben  zu  können, 
ebensowenig    sündigende    Laien,     welehe    die 
öffentliche  Busse  geleistet  haben.  In  den  Kleri- 
kalstand aufgenommen  werden  sollen.  In  demsel- 
ben Sinne  ist  die  weiter  herkömmlicher  Weise  an- 
gezogene Stelle  von  Leo  I.  ep.  ad  Rustic.  Narbon. 
V.  468  c.  2  (In  c.  67  Dist.  I.):  „Allenum  est  a 
consuetudine  ecdesiastica,  ut  qul  In  presbyterali 
aut  diaconl  gradu  fuerint  oonsecrati,  11  pro  cri- 
mlne  allquo  suo  per  manus  Impositlonem  reme- 
dium  acdpiant  poenltendi,  quod  sine  dubio  ex 
apostollca  traditione  descendit  seouudum  quod 
scriptum  est:  Sacerdos,  si  peecaverit,  quis  on- 
bit  pro  illo  ?   Unde  huiusmodi  lapsis  ad  prome- 
rendam  miserioordiam  dei  privata  est  expetenda 
secesslo,  ubi  Ulis  satisfactio,  sl  fnerit,  digna,  di 
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2.  Ferner  ist  auch  wiederholt  für  die  Kleriker  die  Saspension  von  den 
gewöhnlichen  kirchlichen  Mitgliedschaftsreohten  zur  Anwendnng  ge- 
bracht worden  ^  nur  da3S  diese  nicht  ohne  gleichzeitige  provisorische  Enthebnng  von 
den  kirchlichen  Amtsrechten  verhängt  werden  konnte,  da  man  denjenigen,  welchem 
man  die  ersteren  fdr  eine  Zeit  lang  entzog,  füglich  nicht  die  letzteren  ansüben  lassen 
durfte. 

3.  Weiter  finden  sich  vor  dem  6.  Jahrhundert,  wenngleich  nur  vereinzelte  Spu- 
ren davon,  dass  auch  die  blosse  Ausschliessung  von  der  Abendmahls- 
gemeinschaft gegen  Kleriker  ausgesprochen  worden  ist  2.  Dies  erklärt  sich  daraus, 
dass  man  ihnen,  wenn  man  sie  von  der  letzteren  fern  hielt,  auch  die  Spendung  der 
Eucharistie  und  die  Vornahme  der  damit  zusammenhängenden  Amtshandlungen  ent- 
ziehen, und  dass  daher  die  Suspension  von  den  Amtsbefugnissen  als  eine  angemesse- 
nere Strafe  erscheinen  musste'.  So  betrifft  denn  der  einzige  sichere  Fall  der  Anwen- 
dung dieser  Strafe  aus  älterer  Zeit  einen  Geistlichen  der  niederen  Weihen  4,  und  als 
von  derselben  später  unter  Gregor  I.  häufiger  Gebrauch  gemacht  wird,  erscheint  sie 
stets  in  Verbindung  mit  der  Suspension  von  allen  Amtsrechten  ^. 


etiam  fractaosa'^,  aufzufassen.  DafGr  spricht 
auch  c.  12  Carthago  401  (cod.  eccl.  Afric.  c.  27), 
welchen  freilich  Loning  als  Beweis  dafür  an- 
sieht, dass  die  afrikanischen  Bischöfe  sich  das 
Verbot  des  Siiicius  angeeignet  haben:  „nt  si 
qnando  presbyteri  yel  diaconi  in  allqua  graylori 
cnlpa  convletl  ftierint,  qua  eos  a  ministerio  ne- 
cesse  Sit  remoTeri,  non  eis  manns  tanquam 
poenitentibns  vel  tanquam  fldellbus  laicis  impo- 
nantor^'  (o.  66  Dist.  L)  d.  h.  Priester  nnd  Dia- 
konen, welche  wegen  ihres  sündhaften  Verhal- 
tens der  Absetzung  nnterliegen,  dürfen  nicht 
zur  öffentlichen  Busse  zugelassen,  müssen  viel- 
mehr abgesetzt  werden.  Alle  Stellen  handeln 
also  gar  nicht  ron  exkommunicirten  Geistlichen, 
und  sie  wenden  sich  nicht  dagegen,  dass  solche 
—  denn  diese  waren  Ja  auch  zugleich  abgesetzt 
und  standen  den  Laien  rechtlich  gleich  —  der 
öffentlichen  Busse  unterstellt  werden,  vielmehr 
gegen  die  Anschauung,  dass  wie  dem  ausge- 
schlossenen Laien  durch  öffentliche  Busse  der 
Rücktritt  in  die  Kirche  und  in  seine  kirchlichen 
Mitgliedsreohte  möglich  sei,  auch  den  Klerikern, 
wenn  sie  schwere,  mit  der  Deposition  bedrohte 
Sünden  begangen  haben,  durch  eine  solche  Busse 
die  TVlederzulassung  zur  communio  clericalis, 
d.  h.  zum  Klerikerstande  und  zu  den  früheren 
Aemtem  gewährt  werden  müsse,  vgl.  auch  c.  9 
(Gregor  L,  Jaf  f^  ed.  II.  n.  1298)  Dist  L.  u.  c.  10 
(id.)  ead.  Dem  steht  auch  stat.  eccles.  ant.  c.  57 : 
^Glericns  maledicus,  maxime  in  sacerdotibus, 
cogatur  ad  postulandam  veniam ;  si  noluerit  de- 
gradetUT,  nee  umquam  ad  officium  absque  satis- 
facüone  revocetui^,  nicht  entgegen,  denn  dieser 
setzt  zwar  die  Möglichkeit  einer  Wiederanstellnng 
voraus,  indessen  war  eine  solche  bei  den  Depo- 
nirten  im  Wege  der  Gnade  nicht  absolut  ausge- 
schlossen (o.  S.  727  n.  2)  und  es  wird  auch 
nicht  als  Voraussetzung  der  Begnadigung  die 
poenitentia,  die  öffentliche  Busse,  sondern  blos 
eine  andere  Genugthuung  (Abbitte  und  Privat- 
buBse)  gefordert. 

Weiter  kommt  in  Betracht,  dass  Felix  II.  auf 


der  römischen  Synode  v.  487,  o.  S.  700  n.  2, 
Bischöfe,  Priester  und  Diakonen,  welche  aller- 
dings dem  grossen  Bann  verfallen  waren,  der 
öffentlichen  Busse  unterworfen  hat,  und  sich  also 
nach  der  herrschenden  Annahme  mit  den  Anord- 
nungen seiner  Vorgänger  Sirlcius  und  Leo  I.  in 
Widerspruch  gesetzt  haben  müsste. 

Demnach  ist  die  Meinung  K  ob  e  r s  Deposition 
S.  67,  dass  die  ältere  Kirche  der  Deposition  als 
Strafverschärfung  die  öffentliche  Busse  hinzuge- 
fügt habe,  und  diese  Praxis  nach  Siricius  und 
Leo  L  aufgegeben  worden  sei,  haltlos,  insbeson- 
dere hat  er  dabei  übersehen,  dass  in  allen  Fällen, 
in  welchen  diese  Art  der  Busse  vorkommt,  der 
Kleriker  gleichzeitig  von  der  grossen  Exkommu- 
nikation betroffen  ist.  Endlich  kann  Orange  I 
441  c.  4  ,,Poenitentiam  desiderantibus  clericis 
non  negandam'^  nicht  als  Beweis  dafür  betrachtet 
werden,  so  Löning,  1,  187,  dass  sich  die 
gallische  Kirche  gegenüber  der  Neuerung  von 
Siricius  ablehnend  verhalten  habe,  vielmehr  soll 
dadurch  nur  den  exkommunicirten  Klerikern  das- 
selbe Recht,  wie  solchen  Laien,  gewährt  werden. 

*  S.  0.  S.  732. 

2  S.  den  Fall  des  Tutus,  welcher  nach  dem 
citirten  Briefe  Felix  IL,  o.  S.  710  n.  5  „de  pro- 
vectioribus  clericis"  zum  defensor  gemacht  wor- 
den war. 

s  Dies  bestätigt  die  o.  a.  a.  0.  vertretene  An- 
nahme, dass  in  ep.  Gelasii  I  ad  Philipp,  die 
Strafe  die  grosse  Exkommunikation,  nicht  aber 
der  blosse  Ausschluss  von  der  Abeudmahlsge- 
meinschaft  war. 

^  Dass  Tutus  (s.  Anm.  2)  kein  Priester  war, 
ergiebt  sich  daraus,  dass  der  Papst  ihn  nur  als  zu 
den  clerici  gehörig  bezeichnet.  Will  man  den  i. 
d.  vor.  Anm.  gedachten  Fall  hierher  rechnen,  so 
steht  er  dieser  Auffassung  nicht  entgegen,  denn 
immer  ist  die  Strafe  gleichzeitig  mit  der  Abset- 
zung gegen  den  Priester  verhängt  worden ;  dieser 
war  also  schon  aus  dem  Klerikalstande  ausge- 
schlossen. 

6  S.  0.  S.  733. 
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l.  Die  Hierarchie  und  die  Leitung  der  K.irehe  durch  dieselbe. 


[§.  247. 


ni.  Die  besondere  Disciplinarstrafe  gegen  Bischöfe.  Endlich  kommt 
noch  ausschliesslich  für  Bischöfe  eine  Strafe,  welche  seit  dem  4.  Jahrhundert  in 
Afrika S  Gallien  nnd  Spanien^  fiblich  geworden  ist,  die  Versagong  der  eonummio 
fratrum^j  c.  cariiatis^  oder  cariUUU  fratemae^  oder  anch  excommunieaiio  fratema 
genannt  <^,  in  Betracht.  Sie  besteht  darin,  dass  sie  den  schuldigen  Bischof  ron  allem 
amtlichen  Verkehr  mit  seinen  übrigen  Amtsbrüdem  ansschliesst,  ihm  aber  sonst  seine 
bischöfliche  Stellung  und  die  Ausübung  seines  Amtes  in  seinem  eigenen  Bisthum 
nicht  schmälert.  Während  er  also  innerhalb  des  letateren  alle  Weihehandlungen  vor- 
zunehmen,  z.  B.  die  Messe  zu  celebriren,  zu  taufen  und  zu  ordiniren,  sowie  seine 
Jurisdiktion  nach  allen  Richtungen  auszuüben  berechtigt  war  7,  hatte  er  keine  Be- 
fngniss,  den  Proyinzial-  und  höheren  Synoden,  zu  denen  seine  Mitbischöfe  zusammen- 
traten, anzuwohnen,  die  Ton  ihm  ausgestellten  Oemeinschaftsbriefe  galten  rechtlich 
nicht  als  solche,  und  wenn  er  in  eine  fremde  Diöcese  kam,  wurde  er  dort  nicht  als 
Bischof  aufgenommen^,  also  auch  nicht  zu  geistlichen,  insbesondere  bischöflichen 
Funktionen  zugelassen^. 

Die  Strafe  wird  namentlich  fttr  Disciplinarvergehen  der  Bischöfe,  welche  sich 
als  Verletzungen  der  Rechte  der  Synoden  oder  der  Mitbischöfe  oder  des  Metropoliten 
darstellen  i<>,  angedroht, 


i  AogQsÜn.  ep.  209  (al.  261)  dt.:  ^Clamet 
Victor  episcopn«,  cui  nusqaam  nisl  in  eins  dioe- 
cesi  ab  alio  communicatur  eplsoopo :  Ciamet,  in- 
qaam,  ant  nbique  eommonicare  debui  aut  etiam 
in  meis  locis  commnnlcare  non  debui'';  Oartb. 
401  c.  11  n.  14  (cod.  ecol.  Afric.  o.  76. 80) ;  Oarth. 
418  c.  15  (1.  c.  c  123);  Carth.  419  (I.e.  c.  133> 

^  Ygl.  die  folgenden  Anm.  Für  den  Orient 
-wird  sie  nur  einmal  —  hier  hat  sich  wohl  ood- 
dentalischer  Elnfluss  geltend  gemacht  —  erwähnt, 
Leo  I.  ep.  ad  Anatol.  461,  Baller.  1,  1038  ge- 
nehmigt nämlich  den  nnter  Mitwirkung  seiner 
Legaten  gefassten  Synodalbeschluss ,  dass  ein- 
zelne Bischöfe,  welche  sich  auf  derRänbersynode 
hatten  terrorlsiren  lassen,  in  der  Art  wieder  in 
die  Kirchengemeinsehaft  anfgenommen  werden 
sollten :  „nt  snarum  Interim  ecclesiarum  essent 
commnnione  contenti";  Hefele2,399.  Darüber, 
dass  die  Annahme,  die  Strafe  sei  auch  in  Chalced. 
461  c.  20  angedroht,  falsch  ist,  Tgl.  o  S.  732  n. 
7;  Hefele  2,  523  nnd  Kober,  Suspension 
S.  293. 

'  Arles  II  443  o.  462  o.  19 ;  Tours  I  461  c.  9; 
Orleans  I  511  c.  5;  Arles  II  c.  8;  Orleans  IV 
541  c.  10;  coetus  fraternns,  Merida  666  c.  21. 

*  Agde  506  c.  35 ;  Tarragona  516  c.  6 ;  Or- 
leans III  636  c  6;  Orleans  Y  649  c  9.  17;  Ar- 
les V  554  c.  1. 

6  Macon  586  c.  20. 

«  Braga  I  663  c.  22  i.  f.;  Tours  II  567  c  1 : 
„usque  ad  maiorem  synodum  a  metropolitano  et 
comproTinciallbus  maneat  excommunicatus  nee 
el  ex  alia  provincia  ullus  episeopns  interea  com- 
mnnicare  praesnmat**. 

In  den  altem  Konzilien  kommen  blos  Aus- 
drücke, wie  non  haheirt  e,  oder  a  ceterofum  e. 
seiunctiM,  Saragossa  380  o.  5;  cod.  eocl.  Afric  c. 
76.  80.  123. 133  cit  Tor. 

Die  gleiche  Bedeutung  hat  Toledo  II  627  o. 


631  0.  2 :  ^totius  fraternitatis  reum  esse  se  no- 
verit«. 

7  Das  erglebt  sich  alles  ans  der  wiedeiholten 
Anordnung,  dass  der  Bischof  j,communione  snae 
ecdetiae  contentus  sit^,  cod.  Afric.  76.  80  dt. 
nnd  Leo  I.  in  Anm.  2. 

s  Aber  ein  anderer  Bischof,  welcher  In  die 
Diöcese  des  Bestraften  kommt,  mnss  ihn  leeht- 
lieh  als  Bisehof  anerkennen,  Augnstüi.  cit»  o. 
Anm.  1. 

0  Dies  sind  all  es  Konsequenzen  der  Yersagnng 
des  Verkehrs,  Tours  II  c  1 :  „nee  ei  ex  alia  pro- 
yincia  ullus  episoopus  interea  commnnlcare  prae- 
sumat^ 

Ob  die  snspendo  blos  a  earitaU  me(rppol<7aiu, 
Orleans  V  c.  17,  und  ParisV  c.  11  nur  die  gedachten 
Folgen  für  den  Verkehr  mit  dem  Metropoliten, 
einschliesslich  der  Femhaltung  Ton  den  Synoden 
oder  auch  für  die  übrigen  Bischöfe  hat,  erscheint 
zweifelhaft,  wahrscheinlich  ist  das  letztere,  wdl 
die  Niohtbefolgung  der  Anweisungen  des  Metro- 
politen dadurch  bestraft  werden  soll,  und  bei  der 
ersteren  Annahme  die  Strafe  nicht  wirksam  genug 
wäre.  Dafür  sprichtauch  Toledo  XIII  o.  8,  welches 
für  Bischöfe  wegen  Nichtbeachtung  derBemfong 
durch  den  Metropoliten  oder  König  die  Strafe  der 
excommunicatlo  contemptorum,  d.  h.  Ausschluss 
Yon  der  Gemeinschaft  der  Metropoliten,  der 
Übrigen  Bisehöfe  oder  des  Königs  Torschreibt. 

^0  Für  ungerechtfertigtes  Ausbleiben  auf  den 
Synoden  oder  Verlassen  derselben,  AfHCw  c.  76; 
Arles  II  c  19 ;  Agde  506  c.  35 ;  Tarragona  516 
c.  6;  Orleans  III  625  c  6 ;  Orleans  V  549  c  4; 
Tours  n  567  c  1  (vgl.  auch  c  11. 24  i.  f.);  Ma- 
con 585  c.  20 ;  Nichtbeachtung  der  Synodal dekrete 
Über  die  Verfolgung  der  Ketzer,  Braga  I  563  e.22 
i.  f. ;  der  brüderlichen  Ermahnungen  in  Betzeff 
des  Einschreitens  gegen  Häretiker,  Afilc.  &  123 
und  der  Vertheilung  der  kirchlichen  Einkünfte, 
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und  zwar  iheils  anf  bestimmte  Zeit^,  theils  bis  zar  Abhaltung  der  nächsten  Provin- 
dal-  oder  auch  grösseren  (d.  h.  National-)  Synode  ^  theils  bis  zur  Abstellung  der 
strafbaren  Unterlassung  oder  Handlungsweise ',  theils  endlich  auch  ohne  jede  nähere 
ilioitbestimmung  K 

War  die  Zeit  unmittelbar  oder  mittelbar  festgesetzt,  so  fiel  die  Strafe  ofifenbar 
mit  Eintritt  des  Zeitpunktes  Ton  selbst  fort,  in  den  anderen  Fällen  hatte  die  Provin- 
zial-  oder  die  höhere  Synode  sie  aufzuheben  \ 

Die  Strafe  trägt  den  Charakter  einer  partiellen  Suspension^  und  zwar  hin- 
sichtlich der  Ausübung  der  Amtsrechte  des  Bischofs,  so  weit  sich  diese  im  Verkehr 
mit  seinen  Kollegen,  namentlich  in  Folge  seiner  Zugehörigkeit  zu  dem  Metropolitan- 
und  Synodal-Yerbande  äussern.  Zuweilen  erscheint  sie  in  Verbindung  mit  der  totalen 
Suspension^  oder  auch  als  Strafe  fQr  die  Verletzung  einer  anderen,  beschränkteren 
partiellen  Suspension^. 


§.  248.    d.  Die  kirchlichen  Straf-  und  DisdpUnarstrafvergehen  und  d(u  kirchliche 

Strafen-  und  DiscipUnarstrafen-Syetem 

I.  Das  Strafrecht  fflr  die  Laien.    1.  Die  kirchlichen  Strafvergehen 
und  die  Sllnde.    Schon  in  der  apostolischen  Zeit  war  mit  der  von  den  Christen- 


Oileans  I  611  c.  6;  für  die  Weihe  nnd  Anstel- 
lung der  einer  fremden  Diöcese  angebörigen 
Kleriker  nnd  Laien,  Afrlc.  c.  80;  Tours  I  461 
c.  9 ;  Toars  II  o.  9 ;  für  die  Aufnahme  eines  Ton 
einem  anderen  Bischof  Exkommnnicirten  in  die 
Kirchengemeinschaft,  Saragossa  380  c  6 ;  Arles 
n  443  0. 452  c.  8 ;  Paris  III  657  c.  7;  vgl.  femer 
Lyon  517  c.  4;  Tours  II  o.  8.  —  für  die  Nicht- 
befolgung  der  Befehle  des  Metropoliten,  Orleans 
T  e.  17 ;  für  die  Abif eichung  von  dem  Ritus  der 
Metropolitankirche  beim  Opfer,  Arles  Y  564  c.  1; 
aber  andererseits  auch  für  Abbruch  des  Verkehrs 
mit  dem  ungerecht  Exkommunlcirten,  Afric.  c. 
133;  für  ordnungswidrige  Ordinationen  Orleans 
y  c.  9 ;  Paris  III  c.  8,  und  für  die  Verletzung 
der  Suspension  vom  Messelesen  wegen  ordnungs- 
widriger Ordinationen,  Orleans  III  c.  6  und  Or- 
leans IV  c  10,  vgl.  auch  0.  S.  736  n.  1. 

^  Orleans  V  c.  9:  „anno  integro  ab  officio  vel 
(ss  ei)  carltate  fratrom  habeatur  extraneus",  Lyon 
II  667  c  1  (drei  Monate). 

s  Tarragona  e.  6;  Arles  II  c.  19;  Orleans  IV 
c.  10  (usque  in  magnam  synodum)  (vgl.  auch 
Paris  V  c  11);  Tours  II  c.  1  (majorem  s.)  und 
Macon  II  c.  20  (concilinm  universale).  Vgl.  Bd.  III. 
S.  539. 

9  So  bis  zum  Einschreiten  gegen  die  Ketzer, 
Afric.  c  123,  bis  zur  Wiederaufnahme  des  Ver- 
kehrs mit  dem  ungerecht  Gebannten,  Afric.  c.133; 
hie  zur  Befolgung  der  Befehle  des  Metropoliten, 
Orleans  V  c.  17. 

*  Vgl.  die  übrigen,  ausser  in  den  Anm.  1 — 3 
Torher  angeführten  Stellen. 

^  Arles  V  c.  1 :  „quamdiu  ipsnm  coetus  syno- 
dalis  receperit". 

6  München  2,  210  ist  offenbar  durch  ihre 
Oeneralisirung  auf  alle  Kleriker  zu  seiner  eigen- 


thümliohen  Ansicht  über  die  Exkommunikation 
der  letzteren  (s.  o.  S.  739  u.  6)  gelangt. 

^  Orleans  V  c  9  (o.  Anm.  1.) 

8  S.  742  n.  10  a.  E.  Tautologisch  ist  wohl 
nur  Agde  0.  35:  „usque  ad  proximam  synodum  a 
carltate  fratrum  et  communione  ecclesiae  pri- 
ventur'',  wie  dies  die  übrigen  Strafandrohungen 
für  das  Fernbleiben  von  den  Synoden  ergeben, 
8.  o.  S.  742  n.  10.  Andererseits  bietet  Toledo  II 
627  0.  631  c.  5:  „tantoqne  annosioris  exoom- 
municationis  tempore  et  a  Christi  corpore  et  fia- 
ternitatis  eonsortio  sequestretur^  blos  einen  vol- 
leren Ausdruck  für  die  Exkommunikation,  welche 
selbstverständlich  auch  von  dem  amtlichen  Ver- 
kehr mit  den  übrigen  Bischöfen  ausschloss. 

Als  besondere  Strafe  und  Art  des  Bannes  führt 
Schilling,  der  Kirchenbann  S.  127  noch  die 
Exkommunikation  ganzer  Kirchen  oder 
gegen  einen  Bischof  und  dessen  Kirche  auf,  deren 
Folge  die  Abbrechung  jeder  Verbindung  des  den 
Bann  yerhängenden  Bischofs  mit  der  gebannten 
Kirche  und  Nichtanerkennung  der  von  dem  Bi- 
schof der  letzteren  ausgestellten  Oemeinschafts- 
oder  Friedensbriefe  gewesen  sein  soU.  Nach  den 
von  ihm  augeführten  Beispielen  des  römischen 
Bischofs  Victor  I.  v.  196  (?),  Euseb.  h.  e.  V.  27; 
Hef  ele  2,  94,  und  Stephans  I.  v.  256,  Euseb. 
VII.  6,  steht  aber  hier  —  weitere  Beispiele  bei 
Kellner  S.  102;  s.  auch  Bd.  IL  S.  620  n.  2  ~ 
nur  das  Abbrechen  der  kirchlichen  Gemeinschaft 
seitens  eines  Bischofs  und  seiner  Kirche  mit 
einem  anderen  Bischof  und  der  Kirche  desselben, 
also  ein  öffentlicher  Protest,  dass  die  Lehren  oder 
Handlungen  des  ersteren  mit  dem  kirchlichen 
Gemeinbewusstsein  unvereinbar  sei  en ,  nicht  aber 
die  Verhängung  einer  von  einem  dazu  berechtig- 
ten kirchlichen  Organ  ausgesprochenen  Strafe,  in 
Frage. 
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gemeinden  geübten  Ausschliessung  derjenigen,  welche  schwere  Verstösse  gegen  die 
Gebote  des  Ghristenthnms  begangen  hatten  ^,  das  erste  Fundament  zu  der  Entwicklung 
eines  besonderen  kirchlichen  Btrafrechts  gelegt  ^,  Diese  Ausschliessung  hat,  mOgen  auch 
die  Ansichten  über  den  Begrifif  der  Strafe  noch  so  sehr  auseinandergehen,  mag  man  die 
Strafe  als  ein  Jemandem  zugefügtes  üebeP  oder  als  Rechtsgüterverletzung  ^,  welche 
gegen  den  Th&ter  verhängt  wird,  oder  als  sittliche  Hissbilligung  der  That  und  des 
Thäters  ^  oder  wie  sonst  auch  immer  auffassen  ^,  den  Charakter  einer  solchen  im 
Rechtssinne  7.  Sie  wurde  für  die  üebertretung  bestimmter  Gebote  von  der  dem  ein- 
zelnen Gemeindegliede  übergeordneten  Gemeindeleitung  ausgesprochen®.  Damit 
waren  die  auf  Gott  zurückführenden  religiös-sittlichen  Gebote  oder  Imperative,  fftr 
deren  Verletzung  die  Ausschliessung  verhängt  wurde,  zugleich  zu  äusseren,  das  Leben 
der  christlichen  Gemeinden  regelnden  und  durch  äusseren  Zwang  zu  sichernden  Nor- 
men, also  zu  rechtlichen  Geboten,  gemacht,  und  der  Gegensatz  der  Verletzung  der 
göttlichen,  blos  religiös-ethischen  Gebote  zu  der  Üebertretung  der  freilich  ebenfalls  auf 
den  Willen  Gottes  zurückgeführten  Gebote  der  Christengemeinden  oder  der  Kirche, 
d.  h.  der  der  Sünde  zu  dem  kirchlichen  Strafv^ergehen,  gegeben.  So  unterscheiden 
auch  die  Kirchenväter  zwischen  peccatum  einerseits  und  deUctum^  oder  erimm^^ 
andererseits^^,  und  schon  im  4.  Jahrhundert  wird  ausdrücklich  anerkannt,  dass  die 
Gedankensünde  rechtlich  nicht  strafbar  ist  ^\  also  der  Grundsatz  angestellt,  dass 


1  S.  0.  S.  691  u.  693. 

*  Vgl.  auch  ▼.  Bar,  Hdbch.  d.  deutsch. Straf- 
rechts. Berlin  1882.   1,  71.  72. 

>  H.  Meyer,  Lehrh.  d.  deutsch.  Strafrechts. 
4.  Aufl.  S-  2. 

^  Y.  L i  s  z  t,  Lehrh.  d.  deutsch.  Str.  R.  3.  Aufl. 
S.60. 

5  V.  Bara.  a.  0.  S.  313  «f. 

®  Vgl.  anch  Meurer,  der  Begriff  des  kirch- 
lichen Straf  vergebens  nach  den  Rechtsquellen  des 
Augsbnrger  Bekenntnisses.  Leipzig  1883.  S.llff. 
Mit  der  Auffassung  von  Heinz  ein  v.  Holtzen- 
dorf  f ,  Handb.  d.  deutsch.  Str.  R.  Bd.  I.  Ber- 
lin 1871.  1,  321.  322,  dass  die  Strafe  principa- 
llter  als  Leistung  des  Verbrechers  an  das  Gemein- 
wesen betrachtfit  werden  müsse,  ist  diese  Ansicht 
allerdings  nicht  vereinbar.  Aber  ganz  abgesehen 
von  der  Haltbarkeit  seiner  Meinung  (s.  gegen  ihn 
V.  B  ar  S.  822),  erklärt  er  selbst,  dass  der  Rechts- 
begriff des  Schuldverhältnisses  bei  den  Strafen, 
welche  die  Rechtsfähigkeit  entziehen,  versagt, 
betrachtet  aber  die  Ausstossung  aus  der  Kirche 
nichtsdestoweniger  gleichfalls  als  Strafe. 

'  Des  Weiteren  s.  unten  zu  2. 

S  Der  Streit,  ob  nur  eine  vom  Staate  verhängte 
Maassregel  des  gedachten  Charakters  als  Strafe 
anzusehen  ist,  vgl.  darüber  Meyer, Lissta.a.O.; 
Heinze  S.  326,  kann  hier  auf  sich  beruhen 
bleiben,  da  andererseits  —  und  hieraufkommt 
es  aUein  an  —  auch  von  den  Anhängern  der  be- 
jahenden Ansicht,  vgl.  auch  B 1  n  d  1  n  g ,  Grund- 
riss  des  Str.  R.  3.  Aufl.  S.  80,  anerkannt  wird, 
dass  die  nicht  vom  Staate,  sondern  von  anderen 
Rechtsgemeinschaften  angedrohten  s.  g.  Strafen 
Immer  uneigentliche  Strafen  oder  straf  ä  h  n  1 1  c  h  e 
Massregeln  seien. 

®  c.  21  (Origenes)  0.  XI.  qu.  3:  „cum  pro 
delictis  suis   (peccatoxes)  a  Christi  corpore 


separentur" ;  wenngleich  allerdings  das  delictum 
wieder  als  peccatum,  c.  22  (id.)  ibid.  bezeichnet 
wird,  s.  0.  S.693n.8;  c.  21  (August.)  C.  XXIV. 
qu.  1 :  ^tempore  quo  dominus  prloia  dellota  re- 
centibuspenarum  exemplis  cavenda  monstravit*; 
Arles  I  314  c.  16 :  „qul  pro  delicto  sno  a  com- 
munione  separantur " ;  s.  auch  o.  S.  693  n.  4. 

«  c.  1.  (Augustin)  Dist  C.  XXXI,  Bd.  I.  S.  38 
n.  6,  nach  welchem  crimen  das  peccatum  gnve, 
acGusatione  et  damnatione  dignlssimum  est,  und 
als  crlmlna  vor  Allem  Todtang,  Ehebruch,  Un- 
zucht, Diebstahl,  Betrug  und  Sakrilegium  be- 
zeichnet werden;  c.  19  (id.)  C.  XXIII.  qu.  4; 
Elvlra  306  c.  1 :  „ad  templum  idolaturus  acees- 
cerit  et  fecerlt,  quod  est  crimen  capltale^ ;  Hippo 
393  c.  30 :  „poenitentis  publicum  et  Tulgatissi- 
mum  crimen";  Toledo  I.  400  c.  2;  c.  67  (Leol.) 
Dist.  L. 

li  Meurer  a.  a.  0.  S.  39;  Katz  S.  1.  % 
welcher  aber  zum  Schaden  seiner  Arbeit  die 
Festhaltung  dieses  Unterschiedes,  well  die 
Korrektheit  der  Darstellung  darunter  nicht  leide, 
von  der  Hand  gewiesen  hat,  S.  1  n.  1;  Nissl, 
d.  Gerichtsstand  d.  Klerus  i.  fräuk.  Reich.  Inns- 
bruck 1886.  S.  16.  17. 

12  Denn  Neocas.  314—326  c.  4:  „'Eäv  irp6»r 
Ta[  TIC  littdu|xijoai  (Ittidüix-^oo«)  y^^^c^  ^^ 

auTou  V)  iv&tJfi.T)9U,  ^atveTtti  8t€  öitö  Tfj?  X^'^^ 
d^^69dt]^,  kann  nichts  anderes  bedeuten,  da 
sonst  das  Konzil  keine  Veranlassung  gehabt 
hätte,  die  Vermuthung,  dass  er  durch  die 
göttliche  Gnade  von  der  Verwirklichung  seines 
sündhaften  Willens  abgezogen  sei,  ausza- 
sprechen,  vgl.  auch  Hefele  1,  246;  Kober, 
Kirchenbann,  S.  130.  131.  Nicht  hierher  gebort 
der  von  Kober  clt.  o.  23  (Innoc.  I.)  0.  XXXU. 
qu.  6:  „non  habent  latentia  peccata  Tindictam', 
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zun  Begriffe  des  kirchlichen  Strafvergehens  nicht  der  sünd-  oder  sohuldhafte  Wille 
als  solcher  genflgt,  sondern  erst  der  in  die  Anssenwelt  hervorgetretene  Wille  den  Be- 
griff erfftUt. 

Allerdings  hat  es  in  den  ersten  Jahrhunderten  der  Kirche  keine  festnormirten 
Thatbestände  der  mit  der  Ausschliessung  aus  der  Oemeinschaft  bedrohten  Sünden, 
d.  h.  der  ELirchenvergehen  gegeben,  vielmehr  war  nur  das  Princip  allgemein  aner- 
kannt, dass  eine  solche  Strafe  allein  für  die  nach  den  Anhaltspunkten  in  der  h.  Schrift 
als  schwere  oder  Todsünden  zu  erachtenden  Handlungen  zu  verhängen  sei^  Aber, 
wie  die  Strafandrohung  der  Ausschliessung  aus  der  Gemeinschaft  bereits  in  den 
Briefen  des  Apostels  Paulus  ausgesprochen  war,  so  waren  die  Thatbest&nde  (die 
Normen  oder  die  Imperative,  welche  sich  an  die  einzelnen  Christen  wendeten)  durch 
die  religiOs-sittlichen  Vorschriften  des  Christenthums  im  Allgemeinen  gegeben. 

Dass  dabei  für  eine  Reihe  von  FftUen  Zweifel  über  die  Subsumtion  von  Hand- 
lungen unter  die  Imperative  übrig  blieben,  und  die  kirchlichen  Gemeindeorgane, 
spftter  die  Bischöfe,  welche  für  den  einzelnen  FaU  zu  bemessen  hatten,  ob  eine  Hand- 
lung als  der  Exkommunication  unterliegende  Sünde  zu  betrachten  sei  ^,  insofern  eine 
gesetzgebende  Gewalt  eigenthümlichen  Charakters  ausübten,  als  sie  aus  Anlass  der  zu 
ihrer  Beurtheilung  gelangenden  Fehltritte  erst  gerade  für  den  Einzelfall,  deren  Quali- 
fikation als  der  Ausschliessung  unterliegende  Verfehlungen  feststellten,  sie  also  erst 
als  kirchliche  Vergehen  charakterisirten  3,  Iftsst  sich  nicht  leugnen^.  Diese  eigen- 
thfimliche  Erscheinung  erklftrt  sich  aber  daraus,  dass  das  kirchliche  Strafrecht  noch 
in  den  Anfängen  seiner  Entwicklung  stand,  mithin  sich  erst  allm&hlich  aus  der  aut 
die  Erziehung  und  Besserung  der  Gemeindeglieder  gerichteten  Thfttigkeit  die  straf- 
richterliche ablösen^  und  sich  die  Umsetzung  von  religiös-sittlichen  Imperativen  in 


da  es  rieh  hier  um  nicht  bewiesene  Sünden,  bez. 
Vergehen  handelt,  nnd  ebenso  wenig  kann  für 
die  hier  fragliche  Zeit  auf  die  Aufnahme  des 
Satzes  der  1.  18  D.  de  poen.  48.  49  in  c.  14 
Dist.  L:  „cogitatlonis  penam  nemo  paüatur^, 
Gewicht  gelegt  werden.  Unklar  Katz  S.  2.  3, 
welcher  zwar  den  blossen  Oedauken  nicht  für 
strafbar  erklärt,  andererseits  aber  die  sündige 
Begehr  als  konsummirtes  Delikt  betrachtet. 
Gegen  ihn  auch  Meurer  S.  27.28.  £.  Eck, 
de  natura  poenarum  sec.  ins  canon.  p.  20  be- 
hauptet -unter  Berufung  auf  das  summarium  zu 
c.  26  Dist.  I.  de  poen.  u.  c.  29.  30  (Augustin) 
Ibid.,  dass  der  Begriff  der  Oensuren  ihrer  Auf- 
legung für  Gedankensünden  nicht  entgegenstehe, 
aber  diese  Stellen  handeln  nur  von  der  sündigen 
Begehr,  ohne  irgend  etwas  über  Ihre  Bestrafung 
iu  bestimmen. 

«  S.  o.  S.  691. 

«  S.  a.  a.  0. 

^  Mithin  für  den  gegebenen  Fall  die  Aus- 
übung des  StrafHchter- Amtes  und  die  gesetz- 
geberische Thätigkeit  der  n&heren  Festsetzung 
der  Norm  auf  Grund  des  allgemeinen  Prlnclpes 
gleichzeitig  erfolgte. 

*  Diese  historische  Entwickelung  ist  Ton  Katz 
Töllig  übersehen,  wenn  er  allgemein  S.  3  n.  3 
unter  Berufung  auf  c.  3  (Ambros.)  G.  XXXIl. 
qn.  4 :  „Pena  crlminis  ex  tempore  legis  est,  que 
orlmen  inblbuit,  nee  ante  legem  nulla  rel  dam- 
natio  est,  sed  ex  lege",  behauptet,  dass  für  die 


Strafbarkelt  des  Delikts  ein  dasselbe  unter  Strafe 
stellendes  Gesetz  erforderlich  sei,  und  ebenso- 
wenig beachtet,  dass  die  Stelle,  welche  von 
Abraham  spricht,  und  hervorhebt,  dass  der  Ehe- 
bruch Yor  der  lex  Moysis  und  vor  dem  Eyangellom 
nicht  verboten  gewesen  sei,  von  religiös- sitt- 
lichen, nicht  Yon  rechtlichen  Vorschriften  handelt. 
5  Dieses  Uebergehen  der  einen  Thätigkeit  in 
die  andere  zeigen  noch  deutlich  die  Gonstit. 
apostol.  II.  37.  38.  Danach  soll  der  Bischof, 
wenn  er  den  Ankläger  als  wahrheitsliebend  be- 
funden hat,  den  Angeklagten  allein  ermahnen, 
dass  er  Busse  thue  (vgl.  Matth.  XYIU.  16—17; 
Tit.  III.  10),  wenn  dies  erfolglos  ist,  ihm  unter 
Zuziehung  von  2  oder  3  Gemelndegliedem  seine 
Sünden  vorhalten,  „vou&eTi^ffac  aMs  ^v  irpaÖTT^xt 
%a\  iratSe(qt",  endlich  aber  bei  andauernder  Hart- 
näckigkeit des  Sünders  es  der  Kirche  sagen  und 
ihn  äusserstenfalls  ausschliessen  („lorn  ooi  d>; 
6  i9vtx6c  %a\  6  xeXd&vtjc ,  [urpukxi  airöv  db;  jj^i- 
OTiavov  icapa^^x^u  Iv  ttq  ixiOs-riaitf,  dXX*  Ac  i^i- 
xöv  itapaiToD'Q.  Das  strafrichterllehe  Verfahren 
beginnt  also  danach  erst,  wenn  die  auf  Bes- 
serung gerichtete  Thätigkeit  sich  als  erfolglos  er- 
wiesen hat.  Femer  gehört  hierher  II.  48 :  „fjii^ 
irdoTjC  5e  d|xapT(ac  t^v  aMiS  iroteto^e  dn^cpaotv 
dXX*  ixdJanjc  W{av,  jACxd  itoAX-?!«  ^pov^aeo»;  xp(- 
vavxe;  hiana  x&s  iiXT){i,fuXou(i,ivQi>v,  xa  xe  ofjiixpd 
xa\  xd  [W^dha  %a\  dXXa»^  Ipyou  %rd  X^fou  icdXtv 
ix£pa>c  xoX  iTpo^£oeooc  ^  Xot6op(a^  ^  &7roXif]^eo)< 
(tacp6p(uc*  mal  xo6c  («•^  &iioßaXcTc  pi6vatc  diretXalCi 
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rechtliche  vollziehen  mnsste.  Nicht  minder  war  es  natürlich,  dass  znnftchst  gerade 
gegen  diejenigen,  welche  schwere  Sünden  begangen  hatten,  nnd  welche  sich  als  nn- 
verbesserlich  erwiesen,  von  einer  wirklichen  Rechtsstrafe,  und  zwar  gerade  von  der 
Ansschliessang  Gebranch  gemacht  warde,  nicht  nnr,  weil  hierfür  schon  die  Anhalts- 
punkte in  der  h.  Schrift  gegeben  waren  ^  sondern  weil  die  chrisüichen  Gemeinden 
gegenüber  dem  sie  beobachtenden  und  beargwöhnenden  Heidenthnm  durch  ihr  eigenes 
Interesse  gezwungen  waren,  die  unreinen  Elemente  aus  ihrer  Mitte  auszustossen. 

Mit  dem  vierten  Jahrhundert  tritt  in  der  Ausbildung  des  kirchlichen  Strafrechta 
insofern  ein  Fortschritt  ein,  als  die  auftauchenden  Lehrstreitigkeiten  und  das  in  Folge 
der  Zunahme  und  der  Ausdehnung  der  christlichen  Gemeinden  sinkende  sittliche 
Niveau  derselben  den  inzwischen  über  den  Einzelgemeinden  entstandenen  höheren 
Organen,  den  Synoden^,  die  Veranlassung  bietet,  für  die  häufiger  vorkommendem 
Sünden  die  Thatbestände,  welche  sie  zu  Earchenvergehen  machen,  femer  sowohl  die 
Strafen  wie  auch  die  Möglichkeit  der  Beseitigung  der  letzteren,  näher  zu  nomdren. 
Was  das  erstere  betrifft,  so  sind  es  wesentlich  bestimmte  einzelne  Erscheinungsformen 
der  drei  schweren  Sünden,  der  Sünden  des  Abfalls  vom  Glauben  (zum  Heidenthnm 
oder  Judenthum,  sowie  zur  Ketzerei],  der  Unzucht  (einschliesslich  des  Ehebruchs  und 
der  Eingehung  verbotener  Ehen),  endlich  der  Tödtung,  welche  offenbar  mit  Rficksieht 
auf  ihr  häufiges  Vorkommen  in  den  betreffenden  Gegenden  und  Zeiten,  nunmehr  dareh 
die  kirchliche  Gesetzgebung  als  Thatbestände  von  kirchlichen  Vergehen  fonnnlirt 
werden',  während  dieselbe  andere  Verfehlungen  nur  in  verhältnissmässig  gering^^m 
Umfange  einer  Normirung^  unterzogen  hat. 

Weiter  zeigt  sich  die  Fortbildung  des  kirchlichen  Strafrechts  auch  darin,  dass 
eine  Reihe  von  Handlungen,  welche  keineswegs  zu  den  schweren  Sünden  gereclmet 
werden  konnten,  indessen  zum  Theil  in  nicht  kirchlich  zu  billigenden  Berührungen 
mit  dem  HeideDthum  bestanden  ^,  zum  Theil  im  Interesse  der  Kirche  als  äusserlich 
zu  rügende  Verfehlungen  gekennzeichnet  werden  mussten  ^,  durch  die  Androhung 


Toü  ifxXifjfiaTOc  auToO''.  Hier  ist  Ton  der  ver- 
schiedenen Behandlang  der  Sunden,  nicht  der 
kirchlichen  Vergehen  Im  Rechtssinne,  also  Ton 
der  erziehenden  und  sittlich  bessernden  Thätig- 
keit  des  Bischofs  und  von  den  Mitteln,  welche 
znr  Erweckung  nnd  Bethätignng  der  Bussgesin- 
nnng  für  einzelne  Sünden  gegen  den  Schuldigen 
angewendet  werden  sollen,  wie  Ermahnungen 
oder  Drohungen,  Auferlegung  von  Almosen  an 
die  Armen  und  von  Fasten,  die  Rede.  Nur  bei 
schweren  Sunden  soll  die  strafrichterliche  Thä- 
tigkeit,  die  Anwendung  der  Rechtsstrafe  der 
Ausschliessung  eintreten,  da  es  doch  wohl  un- 
zweifelhaft ist,  dass  weder  die  Almosen  noch  die 
Fasten,  welche  nicht  erzwungen  werden,  sondern 
freiwillig  zu  leisten  sind,  nicht  als  Rechtsstrafen 
betrachtet  werden  können. 

1  Matth.  XVin.  15—17  cit.,  s.  auch  o.  S. 
691  n.  3. 

2  Bd.  III.  S.  326. 

'  Abgesehen  von  den  hier  nicht  in  Frage 
stehenden  Strafandrohungen  für  Handlungen  der 
Geistlichen  (s.  nachher),  lassen  sich  die  meisten 
in  den  hierher  gehörigen  Kanonen  der  ein- 
schlagenden Synoden,  so  z.  B.  von  Elvira  306, 


Arles  I.  314,  Neocäsarea  314—325  berölirten 
Fälle  auf  die  gedachten  drei  Grnndtypen  zoröck- 
führen,  vgl.  die  Nachweisungen  in  den  Anmer- 
kungen zu  S.  699.  701  ff.  706  ff.  und  die  aus- 
führliche Zusammenstellung  bei  BinghamLc 
XVI.  4—14;  7,  223  ff.  So  fallen  z.  B.  die  Yeiw 
böte  der  Osterfeier  zu  anderer  als  der  vorge- 
schriebenen Zeit ,  Antioch.  341  c^  1.  und  des 
Würfelspielens,  Elvira  c.  79  unter  den  Abfall 
Tom  rechten  Glauben  im  weiteren  Sinne.  YgL 
0.  S.  708  n.  2. 

«  Hierher  gehört  der  Wucher,  Elvira  c,  20,  die 
Erhebung  falscher  Anklagen,  Elvira  c.  73.  74; 
Arles  I  314  c.  14  u.  Arles  II  443  o.  453  c.  24, 
die  Simonie,  Ghalced.  451  c.  2,  das  Niederlegen 
Ton  Pasquillen  in  der  Kirche,  Elvira  c  82, 
Unterschlagung  der  Oblationen  Verstorbener, 
Yaison  442  c.  4  u.  stat.  eccles.  ant.  c  95,  sowie 
das  Verbot  des  kirchlichen  Verkehrs  mit  dem 
Exkommunicirten,  s.  o.  S.  704  n.  7. 

5  S.  die  Anführungen  S.  713  n.  2. 

^  Wie  die  Vernachlässigung  des  Eirehenbe- 
suches,  a.  a.  0. ,  die  Verhöhnung  gebrechU^er 
Kleriker  und  die  Wegnahme  von  Sachen  gerinfea 
Werthes  aus  der  Kirche,  o.  S.  706  n.  3,  die 
Nichtwahrung  der  Verlöbnlsstreue  durch  die 
Eltern,  o.  S.  713  n.  2. 
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der  milderen  Strafe  der  Snspension  von  den  kirchlichen  Mitgliedschaffcsrechten^  als 
leichtere  kirchliche  Vergehen  gekennzeichnet  wurden. 

Eine  erschöpfende  gesetzliche  Regelung  des  kirchlichen  Strafrechts  bieten  die 
Bestimmungen  der  Synoden,  selbst  wenn  man  die  vereinzelten  Vorschriften  in  den 
pftpstliehen  Dekretalen  und  das  Material,  welches  die  Bussbriefe  (s.  o.  S.  711)  er- 
geben, mit  in  Betracht  zieht,  nicht  im  Entferntesten  dar.  Neben  ihnen  blieb  vielmehr 
das  vorher  (S.  745)  charakterisirte  Recht  des  Bischofs  in  Geltung,  solche  Fiüle,  in 
denen  sich  ein  Bedürfhiss  dazu  ei^ab,  weil  seine  erziehende  und  bessernde  Ein- 
wirkung nicht  ausreichte ,  durch  die  Verhilngung  der  grossen  Exkommunikation  als 
kirchliche  Vergehen  zu  qualifiziren,  wenngleich  er  davon  nur  wegen  schwerer  Ver- 
fehlungen und  im  Aussersten  Falle  Anwendung  machen  sollte  2. 

2.  Das  Strafmittelsystem  der  älteren  Kirche.  Gegen  Laien  hatte  die 
Earche  bis  zum  5.  Jahrhundert  die  Strafen  der  grossen  Exkommunikation  3,  der  zeit- 
weisen Suspension  von  den  kirchlichen  Mitgliedschaftsrechten  ^  und  der  Ausschliessung 
von  der  Abendmahlsgemeinschaft  ^  ausgebildet. 

Es  ist  mit  grosser  Sicherheit  behauptet  worden,  dass  die  Earche  nur  wirkliche 
Strafen  für  die  Geistlichen,  nicht  aber  tax  die  Laien  entwickelt  habe,  da  die  Verfeh- 
lungen der  Laien  von  ihr  nur  als  Sllnden  behandelt  und  allein  zum  G^enstand  ihres 
Heilsamtes  gemacht  worden  seien.  Die  Laien  habe  sie  lediglich  bessern  wollen,  und 
deshalb  habe  sie  ihnen  allein  Poenitenzen,  einschliesslich  der  von  diesen  mit  um- 
fassten  sog.  Censuren  auferlegt  ^'^  Femer  hat  man  gemeint,  dass  der  kirchliche  BegrijQf 
der  Strafe  insofern  eigenthümlich  sei,  als  dieselbe  lediglich  im  Interesse  des  Bestraf- 
ten selbst  als  Wohlthat  fOr  denselben,  nicht  als  üebel,  um  ihn  mit  Gott  wieder  zu 
versöhnen  und  dessen  Zorn  abzuwenden,  verhängt  werde  ^,  und  mindestens  gilt  nach 
der  herrschenden  Annahme  die  grosse  Exkommunikation  lediglich  als  eine  Censur^, 
nicht  als  eine  Strafe  im  eigentlichen  Sinne. 

Das  Wesen  der  Strafe  liegt  darin,  dass  sie  sich  als  eine  Reaktion  gegen  die  Ver- 
letzung der  Rechtsordnung,  gegen  die  That  und  gegen  den  Thäter  darstellt,  mag 
man  dazu  die  Zuftigung  eines  üebels  oder  die  Entziehung  oder  Verletzung  von  Rechts- 
gfitem  als  nothwendig  oder  daftir  auch  schon  jeden  Ausdruck  der  (sittlichen)  Miss- 
billigung als  hinreichend  betrachten^.  Mehr  gehört  nicht  zum  Begriffe  der  Strafe  und 
die  kirchlichen  Rechtsquellen  enthalten  in  dieser  Beziehung  nichts  Abweichendes  ^o. 


1  Vgl.  0.  S.  713  und  eventaell  Auch  der  Ans- 
achliesBung  von  der  blossen  Abendmahlsgemein- 
schftft,  o.  S.  709. 

2  Dieser  sieh  ans  der  Natur  der  Sache  ergebende 
GnuidMt£,i8t  allerdings  erst  spät,  yon  den  Kon- 
zilien des  6.  Jabrhnnderta,  aasgesprocheni^orden, 
Agde  606  c.  3,  Orleans  V  649  e.  2;  Clermont  II 
647  c.  2  (o.  8.  42  0.  XI.  qn.  3). 

»  S.  0.  S.  699. 

*  S.  713. 

5  S.  709. 

«  Katza.  a.  0.  S.  26.  42.  46. 

7  Gelb,  Lehrbuch  d.  deutsch.  Straf  rechts. 
Leipzig  1861  I,  129;  v.  Bari,  86.  Aebnlich 
anch  T.  Holtzendorffl,  41:  „Das Verbrechen 
gut  ihr  nicht  als  Verletzung  der  menschlichen 
Ordnnng,  sondern  als  Sünde,  die  Strafe  als  frei- 
-willlge  R<eue  nnd  Busse.'' 

»  3.  z.  B.  Richter-Dove-Kahl  $.  214; 


Phillips,  Lehrb.  2.  Aufl.  $.  182;  Permane- 
der  K.  R.  $.  336;  v.  Schulte,  Lehrb.  4.  Aufl. 
SS-  86.  86;  Friedberg,  Lehrb.  $$.  103. 104. 

B  S.  0.  S.  744. 

10  0.  4  (August.)  Dist.  ni  de  poen. :  „Poena 
enim  proprio  didtur  laesio  quae  punitetvin- 
dlcat";  c.  23  (Innoc.  I)  0.  XXXH  qu.  6:  „Non 

habent  latentla  peocata  vindictam 

cum  ergo  causa  par  sit,  interdum  probatione 
cessante,  yindictae  ratio  conquiescif ;  ygl. 
Meurer  S.  8.  Die  Stellen,  welche  Katz  a.  a. 
0.  S.  26  n.  4  f Qr  seine  Auifassnng,  s.  o.  im  Text, 
citirt,  beweisen  nichts,  im  Gegentheil,  wenn 
Augustin  c  3  G.  XXIII.  qu.  6  sich  gegen  zu  harte 
Bestrafung  wendet  und  dabei  sagt:  „ne  eterni 
iudicii  penas  Inant,  corrigi  eos  cupimus  non 
necari",  sowie  sich  dahin  äussert  e.  17  C. 
XXIV.  qn.  3:  ^Gorripiantur  itaque  subditi  a 
prepositls   eorreptlonibus   de  caritate  renienti- 
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Dass  mit  der  Strafe  in  diesem  Sinne  andere  Zwecke,  z.  B.  der  der  Bessenrng,  dei 
Abschreckung  des  Thäters  verbanden  sein  können,  ist  gleichgültig.  Wenn  aber  das 
gegen  den  Thäter  angewendete  Mittel  blos  desshalb  verhftngt  wird,  weil  er  nch  als 
einen  der  Besserung  bedürftigen  Sflnder  gezeigt  hat  und  weil  man  ihn  lediglich 
bessern  will,  so  kann  von  einer  Strafe  keine  Rede  sein,  und  alles,  was  auf  dem  Gebiete 
der  Kirche  diesem  Zwecke  dient,  ist  aus  dem  kirchlichen  Strafrechte  herauszuweiBeii. 

Es  ist  nun  aber  auch  möglich,  dass  mit  dem  Zweck  der  Reaktion  gegen  das  Un- 
recht oder  gegen  die  Rechtsverletzung  ein  anderer  Zweck  —  und  hier  interessirt 
allein  die  Besserung  —  als  massgebendes  und  bestimmendes  Moment  fttr  die  Hand- 
habung des  Strafmittels  verbunden  wird,  und  zwar  der  Art,  dass  mit  Erreichnng 
dieses  Zweckes  jede  Reaktion  gegen  den  Schuldigen  wegfallen  muss«  Das  ist  das 
Wesen  der  kanonischen  Gensur  ^  Aber  auch  sie  bleibt  immer,  weil  ihr  die  Reaktion 
gegen  die  Rechtsverletzung  als  solche  nicht  fehlt,  Strafe,  wenngleich  im  Unterschied 
von  der  Strafe  schlechthin,  eine  eigen  geartete  Strafe'. 

Zu  einem  klaren  Bewusstsein  ist  dieser  Unterschied  der  hier  fraglichen  Zdt  noch 
nicht  gekommen^.  Aber  trotzdem  ist  die  Frage  zu  beantworten,  ob  er  nicht  thats&eh- 
lich  schon  in  der  damaligen  Zeit  obgewaltet,  d.  h.  ob  die  drei  nachweisbar  zur  An- 
wendung gebrachten  Strafen  reine  Strafen,  Vindikativ-Strafen,  wie  man  sie  heute  be- 
zeichnet, oder  Censuren,  pomae  medicinales,  im  modernen  Sinne  gewesen  sind. 

Was  zunächst  die  Ausschliessung  aus  der  Kirche,  die  grosse  Exkommuni- 
kation betrifft,  so  ist  diese  zunächst  und  bis  in  das  5.  Jahrhundert  hinein  eine 
Strafe,  eute  poena  vindicaävaj  nicht,  wie  die  gewöhnliche  Meinung  anninmit^,  eme 


1 


bu8  pro  oulpamm  diversitate  diversls  Tel  mino- 
ribas  Tel  amplioribus,  quU  etipsa  que  damp- 
natio  nominatur,  quam  faclt  episcopale  ladiciam 
(qna  pena  In  ecclesia  nnlla  malor  est)  potest,  si 
deuB  Yoluerit,  in  correptionem  Balnbeirlmam 
cedere  atqne  proflcere  .  .  .  Ant  contradici  deo 
potest,  ne  .  .  .  a  leatn  qaamTis  instae  dampna- 
tionla  absolvat  dampnatnm,  quem  ipse  non 
dampnet?  Pastoris  tamen  necessltas  habet,  ne 
per  pluies  serpant  dlra  contagla,  separare  ab 
ovibns  sanis  morbidam,  ab  illo,  cui  nichil  est 
impoBsibile,  ipsa  forsltan  separatione  sanan- 
dam",  so  helsst  doch  das  nicht  soviel,  dass  die 
Kirche  ausschliesslich  die  Laien  bessern  will, 
im  Oegentheil  begründet  Augustin  gerade  in  der 
letzten  Stelle  die  Nothwendigkelt  der  Bestrafung 
duTcb  die  kirchlichen  Oberen,  und  hebt  nur  her- 
Tor,  dass  die  Besserung  des  mit  der  härtesten 
Strafe  belegten  Sünders  Gott  immer  offen  bleibe 
(yon  der  ersteren  bandelt  gleichfalls  der  welter  an- 
geführte c.  18  ibid.  des  Julianus  Pomerius  aus  dem 
7.  Jahrb.).  Auch  c.  11  (August.)  C.  XXIII  qu.  4: 
„,  .  Sane  sl  iudex  es,  sl  ludlcandl  potestatem 
accepistl,  eocleslastica  regula,  sl  apud  te  accu- 
satur,  sl  Teris  documentis  testibusque  convinel- 
tur,  coherce,  corripe,  excommnnica,  degrada'*, 
weist  dem  kirchlichen  Richter  nicht  die  Auf- 
gabe des  Bessems,  sondern  des  Strafens  zu,  da 
cohercere  „strafen'^'  und  corripere  „hart  anlassen, 
hart  schelten''  helsst,  vgl.  auch  MeurerS.  18 
u.  19  n.  1. 

1  S.  meinen  Artikel :  eensnra inv.  Holtzen- 
dorff,  Bechtslexlkon  Bd.  I.:  M eurer  S.  17. 
!13.24. 


2  S.  die  vor.  Anm.  u.  übereinttimmend  aock 
Friedberg  a.  a.  0.  $.  103. 

3  Das  Wort :  e«ruiira  wird  allerdings  gebraucht, 
aber  in  andern  Bedeutungen,  so  bei  Tertnllian. 
apologet.  c.  39 :  „Coimus  in  coetum  et  eongre- 
gatlonem  .  .  .  ibidem  etiam  exhortationes,  casti- 
gationes  et  censura  divin a.  Nam  et  iudica- 
tur  magno  cum  pondere,  ut  apud  oertos  de  dei 
conspectu,  summumque  futuri  iudicii  praeindi- 
dum  est,  sl  quis  ita  deliquerit,  ut  a  commmü- 
catione  oratlonis  et  conventus  et  omnis  s.  cooi- 
mercii  relegetur'',  als  gottliches  Sitten-  oder 
Strafurtheil,  bei  Oyprian  ad  Demetrian.  c  23, 
Hartel  p.  364.  368  (censura  del)  als  Uithefl 
Oottes,  dann  als  allgemeines  Urthell  der  Kiitbe 
im  Sinne  von  kirchlicher  Regel  c.  118  (Felix  U, 
Thiel  1,  264)  Dist.  IV  de  cons.;  c.  38  (Lerid» 
624)  C.  XII  qu.  2;  c.  7  (Gregor  I.)  Dist.  LVI; 
c.  11  (Isidor.)  C.  XXXni.  qu.  2;  aber  auch  ab 
Strafe  Gyprian.  1.  c  o.  7  p.  356  u.  o.  S.  696  n.  7. 
Danach  ist  Schilling  S.  46,  soweit  es  liek 
um  die  hier  fragliche  Zeit  handelt,  zu  beiich- 
tigeu. 

*  S.  0.  S.  747.  Nur  Schilling  S.  115.  122 
u.  MeurerS.23n.  2  machen  eine  Ausnahme, 
insofern  sie  für  einzelne  Fälle  das  VorkommeB 
Yon  Vindikativ-Exkommunikatlonea  annehmen, 
8.  auch  0.  S.  703  n.  4:  Kellner  S.  18  cbsiak- 
terisirt  die  grössere  Exkommunikation,  freiließ 
in  unklarer  Weise,  als  Strafe  „mehr  Tindikativei 
Natur''.  (?)  Ja  Loning  1,  388  bemerkt  wenig- 
stens in  Betreff  des  Disdplinarverfahrens  gegen 
Bischöfe,  dass  dieses  nicht  den  Zweck  hatte,  da 
Sünder  zu  bessern  und  dass  die  Kirche  durck 


§.  248.] 


Die  Strafgewalt.  Römisohes  Keioh.  Kirchliches  Strafrecht. 


749 


Censnr  gewesen^.  Als  die  Christengemeinden  noch  unter  dem  Heidenthnm  lebten 
wurde  sie  angewendet,  am  die  nnverbesserlichen  und  nnreinen  Elemente  ans  dem 
christlichen  Verbände  auszuscheiden,  und  ihre  Yerhängnng  hatte,  da  die  Lehre  von 
dem  durch  die  Taufe  yerliehenen  unauslöschlichen  Charakter  und  der  in  Folge  dessen 
nie  mehr  zu  beseitigenden,  wenn  auch  nur  passiven  Mitgliedschaft  der  Kirche  ^  noch 
nicht  ausgebildet  war,  die  yöllige  Lostrennung  des  Exkommunicirten  von  der  kirch- 
lichen Gemeinschaft  zur  Folge.  Damit  war  aber  jeder  Einwirkung  der  Kirche 
auf  den  Ausgeschlossenen  der  Boden  entzogen  und  die  Ausschliessung  begrifflich 
eine  Strafe,  deren  immanenter  Zweck  nicht  die  Besserung  desjenigen  sein  konnte, 
welchen  die  Christen  wie  einen  Heiden  und  Zöllner  halten  sollten  3.  Mochte  man  den 
Ausgeschlossenen  auch  nach  aufrichtiger  Reue  und  Busse  wieder  aufnehmen,  so 
wurde  doch  die  Exkommunikation  nicht  als  das  Mittel,  welches  diese  erzielen  sollte, 
ausgesprochen,  und  vollends  kann  für  diejenige  Zeit,  in  welcher  die  rigoristische  An- 
sicht und  Praxis  in  Geltung  stand,  dass  jeder  rückfilllige  schwere  Sünder  und  der- 
jenige, welcher  wegen  der  groben  Verbrechen  des  Abfalls  vom  Glauben,  der  Unzucht 
und  des  Mordes  ausgeschlossen  war,  niemals  wieder  Aufnahme  in  die  Kirchengemein- 
schaffc  finden  konnte  ^,  kein  Zweifel  darüber  bestehen,  dass  die  grosse  Exkommuni- 
kation den  Charakter  der  Vindikativstrafe,  nicht  aber  den  der  Censur  getragen  hat. 

Mit  dem  4.  Jahrhundert  ist  diese  strenge  Disciplin  zwar  im  wesentlichen  über- 
wunden ^  aber  einmal  gewährte  man  den  Ausgeschlossenen  noch  in  einer  Reihe  von 
F&Uen  die  Wiederaufnahme  erst  in  der  Todesstunde  ®  ohne  Rücksicht  auf  eine  durch 
die  übernommene  Basse  bereits  erfolgte  Läuterung  und  Besserung,  und  femer  hat  man  die 
TJebemahme  der  Busse,  des  Mittels  zur  letzteren,  bis  in  das  5.  Jahrhundert  nicht  nur 
als  etwas  freiwilliges  und  die  Zulassung  zur  Busse  als  eine  blosse  Wohlthat  betrach- 
tet^, sondern  auch  ohne  Rücksicht  auf  die  durch  dieselbe  herbeigef)lhrte  Besserung 
für  die  einzelnen  Sünden  und  Vergehen  feste  Busszeiten  bestimmt^.  Mit  dem  Wesen 
der  Censur  in  dem  gedachten  Sinne  ist  dies  Alles  nicht  vereinbar^.  Nicht  minder 
wäre  es,  falls  ursprünglich  eine  solche  Auffassung  geherrscht  hätte,  unmöglich  ge- 
wesen, dass  das  Wort :  anathema  die  Bedeutung  von  Exkommunikation  hätte  annehmen 
können  ^^,  und  dass  man  dazu  hätte  schreiten  können,  den  Klerikern  schlechthin  das 


die  Yerh&ngnng  Yon  Disciplinaistrafen  die  Yer- 
letzungeB  ahndet,  welche  ihr  selbst  Ton  ihren 
Mitgliedern  zugefügt  worden  sind. 

i  Bei  Gyprian  o.  S.  696  n.  7  wird  allerdings 
die  Tollige  Ausschliessung  aus  der  Kirche  als 
censura  bezeichnet,  aber  hier  ist  die  technische 
heutige  Bedeutung  mindestens  nicht  nachweisbar. 

«  S.  o.  S.  43. 

3  Matth.  XVIII.  17. 

^  8.  o.  S.  694.  Wenn  Katz  eine  Kenntniss 
▼on  diesen  Dingen  gehabt  hätte,  würde  er  seine 
Behauptung  S.  26,  dass  die  Kirche  den  Laien 
blos  bessern  und  zur  reuigen  Umkehr  führen 
^wiU  und  ihm  darum  blos  Poenitenzen  auflegt, 
nicht  aufgestellt  haben. 

5  S.  o.  S.  699. 

«  S.  0.  S.  700. 

^  S.  0.  8.  696.  715. 

«  S.  0.  8.  703  n.  3  u.  4  u.  8.  719. 

9  Dasselbe  trifftauch  zu,  wenn  man  diejenigen 
Kanones,  welche  die  Exkommunikation  auf 
Zeit  ohne  Erwähnung  der  Busse  auf  eine  be- 


stimmte Zeit  anordnen,  in  dem  o.  8.  703  n.  4, 
Ton  der  Hand  gewiesenen  8inn  auffasst,  und 
daher  haben  die  Anhänger  dieser,  mir  nicht 
richtig  erscheinenden  Meinung,  von  ihrem  Stand- 
punkt aus  Yollig  konsequent,  wenigstens  diese 
Exkommunikationen,  ebenfalls  als  vindikatlTO 
bezeichnet. 

10  Denn  Dei^enigen,  welchen  man  bessern 
will,  auf  dessen  Besserung  man  hofft,  kann  man 
nicht  verwünschen  und  verfluchen,  und  die 
Strafe,  deren  Wesen  darin  besteht,  die  gedachte 
Wirkung  herbeizuführen,  mit  dem  Verfluchung 
bedeutenden  Wort  bezeichnen.  Uebrigens  wird 
auch  noch  im  6.  Jahrh.  die  excommunicatio  als 
poena  bezeichnet,  Arles  II  443  c  5 ;  Tours  461 
e.  5 ;  Tgl.  femer  Vaison  442  c.  10 :  „ut  homicida 
ecclesiatloa  districtione  feriatur",  wo  ebenfalls 
nur  die  Exkommunikation  gemeint  sein  kann. 
Dasselbe  gilt  auch  von  dem  „districtiasima  dam- 
natione  feriatur^  in  Orange  441  c.  6.  Ja,  Tours 
cit.  c.  8,  bezeichnet  als  Zweck  der  Exkommuni- 
kation gegen  den  das  Büsserleben  aufgebenden 
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Beten  mit  dem  Gebannten,  selbst  in  dessen  Hanse,  zn  verbieten  ^ 

Hieraus  ergiebt  sieh,  dass  die  Auffassung  der  Exkommunikation  als  Censur-  und 
nicht  als  einer  Vindikativstrafe  fftr  die  ersten  Jahrhunderte  der  kirehlichen  Entwiek- 
lung  nicht  zutreffend  erscheint,  und  wenn  man  bisher  kaum  an  der  herkömmlichen 
Ansicht  gezweifelt  hat,  so  erkl&rt  sich  dies  daraus,  dass  nach  einer  verbreiteten  Md- 
nung  die  Exkommunikation  das  Mittel  zur  Erzwingung  der  Busse  gewesen  sein  soll'. 


Poenltenten :  „quo  facilins  et  ipsecompunctionem 
per  hanc  eonfusionem  tccipUt  et  alil  elus  ter- 
reantar  exemplo''. 

1  Dem  man  also  gerade  denjenigen,  welche 
kraft  ihrer  Stellniig  dazu  berufen  und  geeignet 
waren,  eine  erziehende  und  bessernde  Ein- 
wirkung auf  den  Sünder  auszuQben,  die  Möglich- 
keit dazu  genommen  hätte. 

Der  hier  vertretenen  Auffassung  gegenüber 
hat  mau  allerdings  yielfach  s.  z.  B.  Koher  S.  23 
fP.  und  München  2,  165  den  Charakter  der 
Exkommunikation  als  Censur  schon  aus  der  h. 
Schrift  zu  begründen  gesucht.    Wenn  Paulus  I. 


so  wird  allerdings  Ton  ihm  als  Folge  dieser  Ueber- 
lieferung  an  den  Satan  in  Aussicht  genommen, 
dass  sich  der  Schuldige  zur  Umkehr  bewegen 
läast,  aber  die  Gemeinde  hat  sich  nach  Paulus 
nicht  weiter  mit  ihm  zu  befassen  und  nichts  für 
seine  Besserung  zu  thun  (s.  auch  ibid.  t.  13). 
Die  Besserung  erscheint  somit  blos  als  ein  mög- 
licherweise erreichbares  Ziel,  die  Ausschliessung 
Ist  aber  nicht  des  Hauptzweckes  der  Besserung 
wegen  von  ihm  verhängt  worden.  Dasselbe  gilt 
von  I.  Timoth.  I.  20 :  „oOc  irapiSonca  t(^  aarav^, 
Iva  irat(eudc90i  (a-^  ßXao^v^iJLeTv".  Dagegen  kann 
II.  Theasal.  III.  14.  16 :  „El  hi  Tic  o^x  &i^axo6et 

Tqj  X^^tp    V){A(UV  hld   TfjC   dirt0T0XTJ5,    TOüTOV    07)|JLl- 

oüel^e  xal  p.9)  ouvava(A(Yvoo^e  aoTtp,  tva  ivrpairiQ 
xal  fiVj  d>(  iv^pöv  i^Yeto^e,  dXXd  vouOeretTe  (h( 
d^cXfov",  nicht,  wie  herkömmlicherweise  ge- 
schieht, auf  die  Ausschliessung  bezogen  werden, 
vielmehr  nur  auf  das  Rügen,  Ermahnen  und  das 
Femhalten  seitens  der  Gläubigen  von  den  Schul- 
digen, also  auf  die  erziehende  und  bessernde 
Thätigkelt  der  Gemeinde,  denn  der  Apostel 
konnte  doch  unmöglich  für  die  Nichtbeachtung 
Jeder  der  von  ihm  gegebenen  Anweisungen  die 
Exkommunikation  verhängt  wissen  wollen,  und 
femer  gebraucht  er  hier  andere  Bezeichnungen  als 
die  sonst  bei  ihm  für  diese  üblichen  (s.  die  vor- 
her dt.  Stellen). 

Augustin  nennt  allerdings  die  Ausschliessung 
eine  prohibitio  medicinalis,  non  mortalis,  s.  o. 
S.  693  n.  8  u.  S.  705  n.  4,  und  sagt  contra  ep. 
Farmen.  III.  2  (vgl.  auch  c.  19  C.  XXIII  qu.  4) : 
„ut  cum  quisque  .  .  .  christianorum  intus  in 
ecclesiae  societate  in  aliquo  tali  peccato  fuerit 
deprehensus,  ut  anathemate  dignus  habeatur, 
hoc  flat,  ubi  periculum  schismatis  nullum  est 
atque  id  cum  ea  dilectione  de  qua  ipso  alibi 
praecipit  dieens:  Ut  inimicnm  eum  non  aesti- 
metis,  sed  corrigite  ut  fratrem,  non  enim  ad 
eradieandumf  $ed  ad  eorrigendum  .  .  .  Quando 
cuiusquam  crimen  notum  est  et  omnlbus  execra- 
bile  apparet,  ut  vel  nullos  piorsus  vel  non  tales 


habeat  defensoree,  per  quos  possit  sehinna  am- 
tlngere,  non  dormiat  severitas  disdplinae",  in- 
dessen kann  es  Kober  S.  26  nicht  zugegeben 
werden,  dass  damit  die  Besserung  des  Schuldigen 
auf  das  Nachdrücklichste  als  Hauptzweck  der  Ex- 
kommunikation bezeichnet  und  dass  nach  Augu- 
stin eher  von  der  Anwendung  der  Strafe,  •w&aa 
dieser  voraussichtlich  nicht  erreicht  werden  könne, 
ganz  Umgang  genommen  (d.  h.  also  der  zweifel- 
los  Unverbeeserliche  durch  Straffreihelt  privile- 
girt)  werde.  Kober  übersieht  einmal,  das«  Au- 
gustin in  dieser  Stelle,  wie  auch  an  anderen  (s. 
Bingham  XYI.  3.  s.  6,  7,  172  ff.)  von  dem 
Gebrauch  der  Exkommunikation  abräth,  wenn 
wegen  der  Menge  der  Anhänger  des  zu  Exkom- 
munidrenden  ein  Schisma  zu  befürchten  sei, 
und  dass  er  an  der  ersten  Stelle  blos  won  der 
Wirkung  der  Exkommunikation,  an  der  zweiten 
aber  nicht  vom  Wesen  und  dem  Zweck  derselben, 
sondern  von  ihrer  Anwendung  spricht,  indem  er 
einen  weisen  und  massigen,  nicht  zum  Schaden 
der  Kirche  gereidienden  Gebrauch  empfleUt, 
gerade  wie  er  dies  in  Betreff  der  von  dem  welt- 
lichen Richter  zu  handhabenden  Strafen  thut  und 
mit  Bezug  auf  andere  Strafen  als  die  Todesstrafe 
bemerkt,  c.  1  G.  XXIII  qu.  5 :  ^Yocatur  quidea 
et  ista  dampnatio,  sed  quis  non  intelligat  magis 
beneflcium,  quam  supplicium  nuncupandnm,  ubi 
nee  aevlendi  relaxatur  audacia,  nee  penitendi 
salutaris  medicina  subtrahitur^.  Ihm  ist  also 
jede  Strafe  medidnalis,  welche  die  Möglidikeit 
der  Besserung  offen  lasst.  In  de  flde  et  opezlb. 
c.  26  n.  48,  Mi gn e  patr.  40,  227,  setzt  er  aogar 
die  Exkommunikation  den  blos  heilenden  und 
bessernden  Ermahnungen  und  Bügen  gegenüber: 
„Nisi  e8sentquaedam(peccata)ita  gravia,  ut  etiam 
excommunicatione  plectenda  sint,  non  dieexet 
apostolns :  Congregatis  vobis  et  meo  spirltm  !■- 
dicavi  tradere  eiusmodi  hominem  satanae  .... 
Item  nisi  essent  quaedam  non  ea  humilitate 
poenitentiae  sananda,  qualis  In  eccleaia  datur 
eis  qui  proprio  poenitentes  vocantur,  aed  qulbus- 
dam  correptlonum  medicamentis,  noo 
diceret  ipse  dominus:  Corripe  eum  inter  te  et 
ipsum  solum  et  si  te  audlerit,  lucratua  ea  fra- 
trem". Das:  disdplina  enim  est  excommuai- 
catio  et  non  eradicatio  in  c.  37  0.  XXIT  qu.  3 
(Urban  zugeschrieben,  welcher  JedenfaU«  spater 
als  Augustin  ist),  kommt  für  diese  Zeit  nmso- 
weniger  in  Betracht,  als  danach  jede  anden 
als  eine  das  Leben  oder  die  ReditspetsönlicUkeit 
vernichtende  Strafe  blos  ein  Besserungsmittel 
w&re,  6.  auch  M eurer  S.  20  n.  2. 

a  S.  0.  S.  695  n.  3;  Schilling  S.  43; 
Kellner,  Buss-  u.  Strafverfahren  gegen  Kle- 
riker S.  22,  oder  daas  man  sich  das  Yerhiltnias 
der  Ausschliessung  und  der  Bussübungen  In  den 
ersten  Jahrhunderten   nicht  klar  gemaebt   bat, 
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Wie  fern  es  der  Kirche  in  dieser  Zeit,  soweit  sie  sich  veranlasst  sah,  über  ihre 
erzieherische  nnd  bessernde  Thätigkeit  hinaus,  strafrechtlich  einzuschreiten,  lag, 
andere  als  Strafen  im  eigentlichen  Sinne  anzudrohen,  zeigt  der  Umstand,  dass 

2.  die  neben  der  grossen  Exkommunikation  nachweisbar  seit  dem  Beginn  des 
4.  Jahrh.  weiter  vorkommende  Strafe,  die  zeitweise  oder  vorübergehende 
Suspension  von  den  kirchlichen  Mitgliedschaftsrechten^  welche  mit 
Ablauf  der  vorgeschriebenen  Zeit  ohne  Weiteres,  also  ohne  dass  es  der  Uebemahme 
irgend  einer  Busse  bedurfte,  aufhörte  2,  nur  als  Vindikativstrafe,  nicht  aber  als  Cen- 
sur  betrachtet  werden  kann. 

3.  Die  dritte,  o.  S.  705  besprochene  Strafe,  die  Ausschliessung  von  der  Abend- 
mahlsgemeinschaft und  den  eucharistischen  Gebeten,  die  nachmals  s.  g.  excommunicatio 
nU$wry  gilt  der  herrschenden  Lehre  ebenso  selbstverständlich  als  Censur,  wie  der 
grosse  Kirchenbann  3.  Das  überaus  dürftige  Quellenmaterial  ^  erschwert  eine  nähere 
Stellungnahme  in  der  Frage;  bei  Gregor  I.  kommt  sie  mehrfach  noch  als  Vindikativ- 
strafe  vor  ^,  aber  selbst  wenn  sie  von  Anfang  an  wesentlich  den  Charakter  der  Censur 
getragen  hätte  ^,  würde  dies  für  die  Beurtheilung  des  kirchlichen  Strafrechts  der 
ersten  4  Jahrhunderte  nicht  in  Betracht  kommen,  da  ihre  Anwendung,  deren  erste 
Spuren  sich  höchstens  bis  zum  Ende  des  4.  Jahrhunderts  zurOckverfolgen  lassen, 
eine  überaus  seltene  gewesen  ist. 

Das  Ergebniss  der  vorstehenden  Erörterungen,  dassdieKirche  bis  zuder 
gedachten  Zeit  blos  Vindikativ-Strafen  gegen  Laien  angewendet 
hat,  verstösst  gegen  die  bisher  in  der  Theorie  des  Kirchen-,  wie  auch  des  Strafrechts 
herrschende  Meinung^.  Diese  hat  aus  der  an  sich  zutreffenden  Auffassung,  dass  die 
Kirche  als  Anstalt  der  Heiligung,  der  Liebe  und  der  Erbarmung  den  Sünder  zu 
beasem  und  ihm  Verzeihung  und  Versöhnung  zu  gewähren  habe,  den  Schlnss  ge- 
zogen, dass  das  von  der  Kirche  entwickelte  Strafrecht  und  Strafsystem  nothwendig 
von  dem  Gesichtspunkt  der  Besserung  beherrscht  gewesen  sein  müsse.  Aber  zwin- 
gend ist  dieser  Schluss  nicht.  Die  Kirche  hat  —  und  das  ist  ihre  wesentliche  Auf- 
gabe und  Thätigkeit  —  durch  Belehrung  und  Ermahnung,  durch  die  Verwaltung  der 
Heilsgüter  und  durch  Weckung  des  Bussgeistes,  also  nicht  durch  äusseren  recht- 
liehen Zwang  und  durch  äussere  Uebel  auf  die  Bekehrung  und  Heiligung  der  Sünder 
zu  wirken.  An  sich  ist  sie  jedenfalls  in  der  Lage  für  die  ünterstützuug  dieser  Thätig- 
keiten  (denn  um  mehr  kann  es  sich  nicht  handeln)  auf  die  Anwendung  jeder  Strafe  zu 
verzichten,  und  sich  darauf  zu  beschränken,  dass  wenn  ihre  erziehende  Aufgabe  sich 
im  einzelnen  Fall  als  erfolglos  erweist,  im  Interesse  der  Aufrechterhaltung  der  Rein- 
heit ihres  Verbandes  und  behufs  der  Femhaltung  der  Ansteckung  von  ihren  übrigen 
Gliedern  den  Sünder,  gegen  welchen  sie  die  erziehenden  Mittel  der  Liebe  erschöpft 
hat,  mit  wirklichen  Strafen  zu  belegen,  ohne  damit  in  Widerspruch  mit  ihrem  Wesen 
und  ihren  Aufgaben  zu  treten. 

Die  hier  dargelegte  Auffassung,  dass  sie  in  der  That  zunächst  in  dieser  Weise 

▼^.  z.  B.  Walter,  K.  R.  $.  188;  Permane-  kommen,  sind  o. S.  709. 710.  711.  714  angeführt. 

der  $.  337;  Bichter-DoTe-Kahl  $$.  213.  ^  Insofern  als  er  den  Ansschlnss  bis  zum  Tode 

214;   Ratz  S.  45.  yerfftgt  hat,  1.  o.  S.  733  n.  5. 

1  S.  0.  8.  713.  0  W&hrend  fflr  den  YindikaÜTcharakter  anch 

2  S.  0.  S.  714.  Lerlda,  welches  die  Aasschliessnng  auf  1  Jahr 

3  S.  0.  S.  747  n.  8.  festsetzt,  o.  S.  709  spricht. 

4  Die  wenigen  Stellen ,   welche  in  Betracht  "^  S.  die  Anführungen  zu  S.  747 tf. 
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das  Gebiet  ihrer  erziehenden  and  heilenden  Thätigkeit  einerseits  und  der  Sphäre  der 
Strafgewalt  andererseits  abgegrenzt  hat,  entspricht,  so  befremdlich  dies  der  einmal 
festgewurzelten,  gegentheiligen  Anschannng  erscheinen  mag,  der  Lage  der  histori- 
schen Verhältnisse  viel  mehr,  als  die  herrschende  Annahme. 

Oanz  abgesehen  davon,  dass  die  Anweisnng  des  Herrn,  aufweiche  die  Kirche 
ihr  Recht  zu  strafen  gründet,  die  Scheidelinie  in  der  oben  näher  charakterisirten 
Richtung  gezogen  hatte  S  konnten  sich  die  ersten  Christengemeinden  unter  dem  Hei- 
denthum  allein  durch  die  Macht  des  Glaubens  sowie  der  brilderlichen  und  erbarmen- 
den Liebe  erhalten  und  ausbreiten.  In  den  religiös  lebendigen  Kreisen  der  Christen 
lag  vorerst  kein  Bedflrfniss  vor,  ein  gesellschaftliches  Strafrecht  bis  in  das  Einzekie 
auszugestalten,  vielmehr  konnte  nur  die  Nothwendigkeit  hervortreten,  diejenigen  Glie- 
der, welche  sich  nach  Erschöpfung  aller  Mittel  der  bessernden  Liebe  und  Erziehung 
als  innerlich  nicht  zu  ihnen  gehörig  erwiesen  hatten,  auch  äusserlich  aus  der  christ- 
lichen Gemeinschaft  auszuscheiden.  Die  eine  Yindikativstrafe  der  Ausschlies- 
sung musste  somit  völlig  und  ausreichend  erscheinen.  Später,  als  das  religiös-sitt- 
liche Niveau  der  Christengemeinden  gesunken,  als  in  Folge  der  häretischen  Lehren 
und  der  Christenverfolgungen  sich  der  Abfall  mehrte,  blieb  diese  gerade  die  gedg- 
nete  Strafe  für  die  schweren  Sünden,  und  selbst  nach  der  Milderung  der  strengen 
Praxis  hinsichtlich  der  Wiederaufnahme  der  Gefallenen^,  diente  sie  vor  Allem  wegra 
ihres  vindikativen  Charakters  den  auf  Besserung  und  Heiligung  gerichteten  Zwecken 
einer  Kirche,  welche  sich  noch  nicht  zur  Zwangsanstalt  ausgebildet  hatte,  besser,  als 
jede  medizinale  Strafe  im  späteren  Sinne,  weil  sie  den  Betroffenen  die  volle  Freiheit 
offen  liess,  sich  von  der  Strafe  zu  befreien  3,  und  die  von  ihm  ohne  jeden  äusseren 
Druck  erfolgte  Uebemahme  der  Busse,  des  Mittels,  den  Wiedereintritt  in  die  Kirche 
zu  erlangen,  die  sicherste  Gewähr  fltr  ein  aufrichtig  reuiges  Verlangen  und  ein  wah- 
res Streben  nach  Besserung  darbot. 

Nur  daraus,  dass  die  Kirche  zunächst  die  Strafe,  als  dasjenige,  was  sie  aueh 
im  bisherigen  weltlichen,  im  römischen  Recht  war,  als  Yindikativstrafe  gekannt  und 
angewendet  hat^,  erklärt  es  sich,  dass,  als  sie  es  seit  dem  Anfang  des  4.  Jahr- 
hunderts für  nöthig  erachtete,  gewisse  Handlungen,  welche  gerade  keine  schweren 
Sünden  waren,  welche  sie  aber  im  Interesse  der  kirchlichen  Ordnung  zu  verhüten 
suchen  musste,  auch  äusserlich  durch  Strafsatzungen  als  unerlaubte  zu  kennzeich- 
nen, sie  als  Strafe  dafür  ebenfalls  die  zeitweise  Suspension  von  den  kirchlichen  Mit- 
gliedschaftsrechten, als  Yindikativstrafe,  also  offenbar  zum  Zweck  der  Reaktion  g^en 
derartige  Strafthaten  und  gegen  die  Thäter,  sowie  behufs  Abschreckung  der  übrigen 
Kirchenglieder  angedroht^  hat. 

U.  Das  Straf-  und  Disciplinarstrafrecht  für  die  Kleriker.  1.  Die 
Straf-  und  Disciplinarstrafvergehen.  Die  schweren  Sünden,  welche  die 
kirchliche  Gesetzgebung  im  Laufe  der  Zeit  durch  Strafandrohungen  zugleich  als 


1  Vgl.  0.  S.  745  n.  5  u.  S.  746  n.  1.  tlssima  damnatione  feiiatar,    o.  7  (wiederholt 

2  S  694.  Arles  II  443  o.  452  c.  33):  „In  eoelesia  mann- 

mlBsos  vel  per  tastamentum  eodesiae  commen- 

S.  695.  715.  datos,  sl  quis  in  serritatem  rel  obsequiam  vd 

^  Auch  die   unbestimmten  Strafandxohungen  ad  colonariam  conditionem  imprimere  teotaveiil, 

in  Orange  441  c.  6 :   „Si  quis  autem  mancipla  animadTersione  ecclesiastica  coerceatui^'  drüd^en 

clericornm  pro  suis  ad  ecclesiam  confuglentlbua  dentlioli  den  TindikatlTen  Charakter  aus. 

crediderlt  occupanda  per  omnes  ecclesiaa  dictric-  ^  S.  713.  714.  751. 
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kirchliche  Vergehen  der  Laien  im  Rechtssinne  qnalifizirt  hatte,  konnte  sie  noch 
weniger  bei  den  Klerikern  strafrechtlich  ungeahndet  lassen.  Principiell  mnsste  sie 
also  wegen  deijenigen  Vergehen,  wegen  welcher  sie  die  grosse  Exkommnnikation 
gegen  Laien  verhängte,  auch  die  Kleriker  von  der  Kirche  abscheiden  ^  womit  von 
selbst  für  diese,  wenngleich  dies  auch  öfters  noch  besonders  ausgesprochen  worden 
ist  3,  der  Verlust  ihres  kirchlichen  Amtes  und  aller  Rechte  des  Klerikerstandes,  also 
die  Deposition  3,  verbunden  war  4. 

Andererseits  Hess  sich  aber  nicht  verkennen,  dass  gerade  deswegen  die  grosse 
Exkommunikation  die  Kleriker  h&rter  als  die  Laien  traf  ^,  und  da  sich  gegen  die 
ersteren  in  der  blossen  Entziehung  des  Amtes  und  der  Ausstossung  aus  dem  ELlerikal- 
Stande  ein  hinreichend  schweres,  fttr  eine  Reihe  von  Fällen  völlig  angemessenes  und 
ausreichendes  Strafmittel  darbot,  so  wandte  man  in  diesen,  trotzdem  dass  fitlr  Laien 
wegen  der  gleichen  Vergehen  die  Strafe  der  Ausschliessung  angedroht  war,  gegen  die 
Kleriker  zum  Theil  nur  die  Deposition  an  <^,  d.  h.  fttr  ein  gemeines  Vergehen  im  Sinne 
des  gesellschaftlichen  Strafrechts  der  Kirche  wurde  keine  eigentliche,  der  weltlichen 
Kriminalstrafe  analoge,  sondern  nur  eine  kirchliche  Disciplinarstrafe  verhängt,  und 
damit  der  geistliche  Stand  insoweit  privilegirt,  als  der  schuldige  Laie  fftr  dasselbe 
Vergehen  zur  Erlangung  der  Wiederaufnahme  in  die  Kirche  sich  der  Busse  unter- 
werfen musste  ^,  der  schuldige  Geistliche  dagegen  nach  seiner  Absetzung  die  Rechte 
des  Laien  behielt^. 

Die  Kleriker  stehen  ausserdem,  dass  sie  Mitglieder  der  Kirche  sind  und  als  solche 
die  Ordnungen  derselben  zu  beobachten  haben,  auch  noch  in  einem  besonderen  Be- 
amten-, d.  h.  in  einem  Dienst-  und  Treu-Verhältniss  zur  Kirche.  In  dieser  Eigen- 
schaft haben  sie  besondere  Amtspflichten  zu  erftillen  und  können  sich  einer  Verletzung 
derselben  schuldig  machen,  ohne  ein  gemeines  kirchliches  Verbrechen  zu  begehen. 
Die  Kirche  war  daher,  wie  jede  andere  Gemeinschaft  genOthigt,  auch  ein  besonderes 
Disciplinar-  und  Disciplinarstrafrecht^  auszubilden.  Ein  solches  zeigt  sich 
bereits  im  dritten  und  vierten  Jahrhundert  entwickelt^®,  wennschon  es  selbstver- 


t  Die  0.  S.  739  n.  6,  b.  aTich  S.  732  n.  7  a.  E. 
dtirten  Stellen  ergehen  dies  in  Betreff  des  Ab- 
falls vom  Glauben,  der  Unzuchtssünden  und  des 
Wuchers. 

*  S.  0.  S.  739  n.  5. 

«  S.  726. 

4  S.  738.  739.  Ebenso  hat  man  auch  seit  dem 
4.  Jahrhundert  die  Suspension  von  allen  kirch- 
lichen Rechten,  welche  bei  den  Klerikern  zu- 
gleich die  Ausübung  ihrer  Amtsrechte  hinderte, 
für  die  geringem  Vergehen  gegen  dieselben  zur 
Anwendung  gebracht,  s.  o.  S.  706  n.  3  u.  S.  73?. 

^  Tgl.  S.  739.,  namentlich  Anm.  1  u.  4. 

»  So  z.  B.  can.  apost.  23.  24  (für  Selbstent- 
mannung),  68  (für  unzulässiges  Fasten)  und  69 
(für  Nichtfasten  in  der  Quadragesima)  c.  25  (für 
Ertapptwerden  bei  der  Unzucht,  beim  Meineide 
und  beim  Diebstahl),  Tgl.  ferner  o.  S.  739  n.  1. 
Allgemein  ist  aber  diese  Uebung  nicht  gewesen, 
ft.  o.  3.  739  n.  4. 

7  S.  o.  S.  715. 
Hinsekias,  Kirckenreckt  lY. 


8  S.  0.  S.  728. 

d  Neuerdings  wird  sowohl  auf  dem  Gebiete  des 
Staats-  wie  auch  des  Strafirechts  die  Auffassung, 
s.  namentlich  Laband,  Staatsrecht  d.  deutsch. 
Reichs.  2.  Aufl.  Freiburg  i.  Br.  1888.  S.  462 ff. 
▼ertreten,  dass  das  Disciplinarrecht  des  Staates 
nicht  auf  der  öffentlichen  Straf gewalt  des  Staates, 
sondern  auf  der  Bienstherrlichkeit  beruhe,  die 
Disclplinarstrafen  daher  keine  Strafen  im  Sinne 
des  Strafrechts  I  vielmehr  nur  Mittel  zur  Er^ 
haltung  der  Zucht  und  Ordnung  innerhalb  des 
Dienstverhältnisses  und  zur  Sicherung  der  Er- 
füllung der  Dienstpflichten  seien,  so  dass  an  Stelle 
der  Forderung  der  Erfüllung  der  Befehl  und  an 
Stelle  der  Klage  auf  letztere  der  Zwang  trete. 
Diese  Ansicht,  welche  für  das  weltliche  Recht 
keine  ungetheilte  Zustimmung  gefunden  hat, 
s.  z.  B,  dagegen  H.  Meyer,  Lehrb.  d.  Strafr. 
4.  Aufl.  S.  10. 11 ;  G.  M  e  y  e  r ,  Lehrb.  d.  deutsch. 
Staatsr.  2.  Aufl.  Leipzig  1885.  S.  425.  428. 
n.  15,  und  über  deren  Begründetheit  hier  nicht 
zu  handeln  ist ,  trifft  sicherlich  für  das  Gebiet 
des  kirchlichen  Disciplinarrechtes  nicht  zu. 
10  s.  698  u.  S.  726. 
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ständlich  im  Laufe  der  folgenden  Zeiten  eine  immer  reichere  Anagestaltong  er- 
halten hat. 

Ein  durchgebildetes  System  der  Disciplinarvergehen^  ist  von  dem  kirehlichen 
Becht  in  dieser  Zeit  nmso weniger  ausgestaltet  vorden,  als  es  auch  das  für  alle  Kirchen- 
glieder  massgebende  gesellschaftliche  Strafrecht  noch  nicht  vollständig  entwickelt 
hat.  Aber  die  einzelnen  von  der  kirchlichen  Gesetzgebung  festgesetzten  Straf- 
androhungen ergeben,  dass  ihm  die  drei  Gesichtspunkte,  nach  welchen  sich  alle 
Dienstvergehen  klassifiziren  lassen,  die  Verletzung  der  die  Amtsffihrung 
und  Amtsausübung  betreffenden  Pflichten^,  der  Pflichten  derTreue^ 
des  Gehörs ams'  und  endlich  der  Pflicht  zur  Beobachtung  eines  dem 
Amte  und  dem  Elerikalstande  entsprechenden  Verhaltens^  nicht  fremd 
gewesen  sind.  Ja  es  findet  sich  schon  eine  Analogie  zu  den  heutigen  s.  g.  Amts- 
verbrechen^  insofern,  als  gewisse  schwere  Verletzungen  mit  der  allgemein^  auch 
für  Laien  anwendbaren  Strafe  der  Exkommunikation  bedroht  worden  sind  K 

2.  Das  Disciplinarstrafensystem.  Der  Regel  nach  unterlagen  die  Ver- 
stösse gegen  die  Amtspflichten  solchen  Strafen,  wdche  sich  auf  die  klerikale  Stdlusg 
und  die  Amtsrechte  des  Schuldigen  beziehen,  also  den  Charakter  der  Disciplinar- 
st  r af en  im  eigentlichen  Sinne  haben,  nämlich  der  Deposition^  (mit  ihrer  Abart  der 
s.g.  eantmun'o  pereprtnaj^y  der  Amtsentziehung  ohne  Ausschliessung  ausdemKlerikal- 
stande^,  der  Zurückversetzung  auf  eine  niedrige  Weihestufe  ^®,  der  Straffersetaung^S 
der  Zurttckstellung  in  der  Anciennität^^,  der  definitiven  Entziehung  einzelner  Amts- 
rechte, der  Unflihigkeit,  zu  höheren  kirchlichen  Stellungen  befördert  zu  werden  *', 
der  Suspension  von  den  Amtsrechten  ^^  oder  auch  gleichzeitig  von  den  kirchlichen 
Mitgliedschaftsrechten  ^<»,  der  Entziehung  des  Amtseinkommens  und  der  körperlichffii 
Ztichtigung  (bei  jüngeren  Klerikern  und  Klerikern  der  niederen  Weihen)  ^^,  sowie  bei 
Bischöfen  der  Aufhebung  des  amtlichen  Verkehrs  mit  den  Amtsbrüdem  ^^. 

Von  diesen  Strafen  sind  alle  aufgezählten  (mit  Ausnahme  der  Suspension,  der 
körperlichen  Zflchtigung  und  des  Ausschlusses  vom  bischöflichen  Amtsverkehr)  fftr 
die  Verletzung  der  einen  oder  anderen  Amtspflicht  angedroht  und  verhängt,  ni^t 
um  die  Kleriker  zur  Erfüllung  einer  Amtspflicht,  weiche  verweigert  worden  ist,  an- 


1  Dessen  Aufstellung  für  die  kirchlichen  Be- 
amten ebensowenig  möglich  ist,  wie  für  die 
staatlichen. 

2  S.  z.  B.  can.  apost.  3  (Absetzung  des  Bischofs, 
welcher  beim  Opfer  andere  Gegenstande  als  Brot 
und  Wein  darbringt)  9  (Absetzung  der  Geist- 
lichen, welche  beim  Opfer  nicht  kommuniciren). 

3  Freches  Benehmen  gegen  den  Bischof  mit 
Absetzung  bestraft,  can.  apost  c.  65,  ungerecht- 
fertigtes Ausbleiben  auf  den  Synoden  und  Ver- 
lassen derselben  mit  Ausschluss  von  dem  amt- 
lichen Verkehr  der  Bischöfe,  S.  742  n.  10. 

*  Deposition  der  Kleriker,  welche  Bürgschaften 
übernehmen,  sich  dem  Trünke  oder  Spiel  er- 
geben oder  wuchern,  can.  apost.  20.  42.  44. 

B  Vgl.  V.  Liszt,  Lehrb.  d.  deutsch.  Strafr. 
$.  176  u.  G.  Meyer,  Staatsr.  S.  425. 

®  So  z.  B.  die  eigenmächtige  Transmigration 
eines  Bischofs  auf  ein  anderes  Bisthum,  Sardioa 
343  c.  1,  ähnlich  auch  Nicäa  325  c.  16,  S.  732 
n.  7 ;  Verlassen  des  Amtes,  um  Mönch  zu  werden, 
Saragossa  380  c.  6 ;  ferner  Tours  461  c  5 :  „Si 


quis  vero  dericus  lellcto  offloli  sui  oidine  laicara 
Toluerit  agere  vltam  vel  se  militiae   tradidoit, 
excommunicationis  poena  feriatui^.    Doch  stim- 
men die  Konzilien  in  der  Quallilkation  der  Dis- 
ciplinarreigehen,   so  z.  B.  des  eigenmächtigen 
Verlassens  des  Amtes,  als  AmtAverbrechen  nicht 
überein,  s.  a.  a.  0. 
^  S.  726. 
S.  734  n.  5. 
S.  729. 
A.  a.  0. 
S.  730. 
A.  a.  O. 
13  S.  730.  731. 
M  S.  731. 

15  S.  732.  Wennschon  die  leUtere  Strafe  auch 
die  Laien  treffen  kann ,  so  hat  sie  doch  in  An- 
wendung auf  die  Kleriker  noch  besondere  Wir kmi< 
auf  ihre  Amtsrechte.  Sie  wird  daher  unter  die 
Dlsdplinarstrafen  einzureihen  sein, 
w  S.  737. 
"  S.  742.    Wenn  daher  in  Ghalcedon  451  r.  3 


8 
9 

10 

11 

12 


J 
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sahalten  ^  Sie  sollen,  gerade  so  wie  die  fitr  die  Laien  festgesetzten  Strafen  die  Reaktion 
gegen  die  Pfliohtverletznng  bilden,  diese  missbilligen  nnd  dem  Thäter  ein  üebel  oder 
eine  Rechtsentziehnng  znfQgen,  haben  also  einen  vindikativen  Charakter^,  nnd  nnter- 
seheiden  sieh  insoweit  in  nichts  von  der  grossen  Exkommanikation  der  damaligen  Zeit. 
Dasselbe  ist  der  Fall  in  Betreff  der  aaf  bestimmte  Zeit  verhängten  Saspension 
TOD  den  Amtsreehten,  mag  diese  mit  der  gleichseitigen  Enteiehnng  der  kirchlichen 
Hitgliedschaftsreohte  Yerbanden  sein  oder  nicht  \  sowie  mit  dem  Ansschlnss  der  Bi* 
schdfe  vom  Ämtsverkehr  mit  ihren  Kollegen  K  Allerdings  werden  diese  Strafen  anch 
bis  znr  Hebung  des  Anstosses  ^  oder  bis  znm  Eintritt  der  Bessenmg  ^  angedroht,  nnd 
sollen  in  diesen  Fällen  als  Zwangsmittel  zur  Herbeifbhrnng  eines  korrekten  Yerhal* 
tens  wirken.  Trotzdem  haben  sie  aber  selbst  in  diesen  Fftllen  nicht  einzig  und  allein  die 
Katar  eines  reinen  Zwangsmittels,  vielmehr  fallen  sie  unter  den  Begriff  der  Oensnr^ 
denn  sie  sollen  es  dem  Betroffenen  dnrch  ZnfDgnng  eines  Nachtheiles  oder  Uebels  ^ 
znm  Bewusstsein  bringen,  dass  sein  Verhalten,  welehes  vom  Standpunkt  der  Kirche  aus, 
eine  Sünde,  wenngleich  nur  eine  leichtere,  bildet,  rechtswidrig  ist.  Andererseits  kann 
aber  der  begrifflich  damit  verbandene  Zweck  vom  kirchlichen  Standpunkt  aus,  ob- 
schon  er  in  vielen  Fallen  auf  die  HerbeifOhrnng  einer  ordnungsmassigen  Ausübung 
des  Amtes  und  auf  die  Melirung  der  Amtspflichten  für  die  Zukunft  gerichtet  ist,  als 
Besserungszweck  aufgefasst  werden,  da  eine  solche  sich  zugleich  als  Abstellung  des 
sündhaften  Verhaltens  seitens  des  Ellerikers  darstellt. 


(c.  26  IHit.  LXXXVI.)  c.  8  (c.  10  C.  XVni. 
qa.  2)  c.  9  (o.  46  G.  XI.  qv.  1)  fQr  DUoipUnar- 
▼ergehen  das  &7roxE(o9fD  IxxXvjoiaOTtxoTc  oder 
xetvo^motc  £iriTtfi(oi<  angedroht  wird,  ao  aiod 
diese  Strafen  gemeint,  vgl.  anch  die  folgende 
Anm.  a.  £. 

1  Die  Absetzung  Ist  slcherlioh  kein  Mittel, 
die  Eifüllnng  der  Amtspflichten  zn  erzwingen, 
wie  sie  sich  auch  auf  dem  GeMete  des  Staats- 
reebtes  nicht  blo«  unter  den  Begriff  des  Zwangs- 
mittels bringen  lässt;  ebensowenig  die  Amts- 
entziehnng  bei  Klerikern,  welche  unzulässige 
Ehen  eingegangen  sind,  da  sie  dadurch  nicht 
gezwungen  werden,  die  Trennung  dieser  Ehen 
herbeizuführen,  s.  o.  S.  729  n.  5.  Dasselbe  gilt 
von  der  ZurQekversetzung  des  eine  zweite  Ehe 
sehliessenden  Subdiakons  unter  die  Ostiazier  oder 
Lektoren,  a.  a.  0.  n.  6;  von  der  gegen  den  Bi- 
schof Terhingten  Entziehung  des  Ordinations- 
rechtes  für  die  wissentliche  Ordination  eines 
Poenitenten,  stat  eccl.  ant.  o.  68.  Daher  sagt 
anch  Tours  461  c.  2 :  „Sl  quis  vero  in  omni  offi- 
cio clericali  deo  militans  ab  ebrietate  se  non  ab- 
Btinuerit,  seeundum  Status  sul  ordinem  compe- 
tens  in  eum  vindicta  tribuatur". 

«  S.  748. 

«  S.  736  n.  3  u.  10. 

«  S.  743  n.  1.  2.  Auch  für  diese  Fälle  ver- 
sagt die  Konstraktion  Laban  da.  Eine  drei- 
jährige Saspension  für  den  Kleriker  Ton  allen 
Amts-  und  Mitgliedschaftsrechten,  welcher  wegen 
Betreibung  weltlicher  Geschäfte  den  Gottesdienst 
an  den  hohen  Festtagen  versäumt,  Agde  64  cit., 
oder  die  Ausschliessung  des  Bischofs  von  dem 
Amtsverkehr  mit  seinen  Kollegen,  und  von  dem 
Besuche  der  Synode  bis  zum  nächsten  Konzil 


für  den  Nichtbesueh  und  das  Verlassen  der  ge- 
rade tagenden  Versammlung  wäre  doch  sicherlich 
ein  höchst  ungeeignetes  Zwangsmittel  gewesen, 
den  Kleriker  zum  Besuche  des  Gottesdienstes 
und  Wahrnehmung  seiner  Funktionen  oder  den 
Bischof  zur  Erfüllung  seiner  synodalen  Thatig- 
keit  zu  zwingen,  da  er  dadurch  gerade  gehindert 
wird,  diese  vorzunehmen. 

^  So  z.  B.  bis  der  Bischof  die  verstossene  Frau 
wieder  aufnimmt,  odet  den  Klerikern  den  er-« 
forderlichen  Unterhalt  gewährt,  o.  S.  732  n.  6, 
s.  auch  0.  S.  743  n.  3. 

«  S.  can.  apost.  Ö8,  o.  S.  732  n.  6. 

^  S.  748. 

S  Das  zeigt  rechtlich  deutlich  can.  68  apost. 
Dieser  bedroht  den  Bischof  oder  den  Priester, 
welcher  seinen  Klerus  oder  seine  Gemeinde  ver- 
nachlässigt, also  die  Pflichten  seines  Amtes, 
namentlich  die  des  Lehrers  und  Seelsorgers 
nicht  ausübt,  mit  dem  Aphorismus,  wenn  er  aber 
in  der  Nachlässigkeit  verharrt,  mit  der  Absetzung. 
Mag  man  nun  die  erstere  Strafe  als  Suspension 
von  den  kirchlichen  Amts-  und  MitgUedschafts- 
rechten  (oder  als  blosse  Suspension  oder  als 
völlige  Exkommunikation,  o.  S.  706)  auffassen, 
so  ist  der  Betreffende,  während  er  der  Strafe 
unterliegt,  gar  nicht  im  Stande,  sein  Amt  aus- 
zuüben, also  seine  Nachlässigkeit  abzustellen. 
Den  Charakter  eines  blossen  Zwangsmittels  kann 
man  also  dem  Aphorismus  unmöglich  beilegen. 
Wenn  es  nun  in  c.  cit.  welter  heisst,  iT:ip,^aiv 
Ze  T^  f>oidu(x(^,  %a8atpeio&(»,  so  muss  hier  hinzu 
gedacht  werden,  dass  falls  er  nach  der  Absolu- 
tton von  der  Suspension  in  seiner  Nachlässigkeit 
fortfährt,  die  Absetzung  eintreten  soll.  Das 
zeigt  aber,  dass  es  sich  anch  zugleich  um  eine 
Strafe  handelt. 
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Denselben  Charakter  trägt  femer  die  körperliche  Züchtigung.  Anch  sie  kommt 
im  kirchlichen  Disciplinarstrafrecht,  wenngleich  sie  als  blosses  Erziehungsmittel  ver- 
wendet werden  kann,  nnd  wesentlich  mit  Rücksicht  darauf  von  der  Kirche  in  ihr  Dis- 
ciplinarstrafsystem  aufgenommen  worden  ist,  nicht  rein  als  solches,  sondern  zugleich 
als  Strafe  1,  also  als  Censur,  ja  sp&ter  auch  als  blosse  Yindikativstrafe  vor  2. 

Was  endlich  die  yerschiedenartigen  Suspensionen  (insbesondere  auch  die  dar- 
unter zu  begreifende  Ausschliessung  vom  bichöflichen  Verkehr),  welche  in  den  kirch- 
lichen Ordnungen  schlechthin  angedroht  smd  ^,  betrifft,  so  stand  es  hier  im  Ermessen 
des  sie  aussprechenden  kirchlichen  Oberen,  ihnen  je  nach  der  Art  der  Verhängung 
den  Charakter  der  Strafe  im  eigentlichen  Sinne  ^  oder  der  Censur  zn  geben.  Wenn 
sie  schlechthin  oder  bis  auf  Weiteres  ausgesprochen  wurden,  hatten  sie  zunächst  die 
Natur  der  ersteren^,  während  sie  möglicher  Weise  dadurch,  dass  die  Aufhebung 
seitens  des  Oberen  in  Folge  der  erzielten  Besserung  yerfügt  wurde,  in  der  praktischen 
Wirkung  einer  gleich  von  vornherein  auferlegten  Censur  gleichkommen  konnten. 

Die  Ausbildung  der  besonderen  Abart  der  Strafe,  welche  wir  jetzt  poena  medi- 
cinalis  oder  Censur  nennen,  hat  also,  wenngleich  das  kirchliche  Disciplinarstrafrecht, 
ebenso  wie  das  allgemeine  kirchliche  Strafrecht,  überwiegend  Vindikativstrafen  und 
zwar  schon  früh  in  reichen  Abstufungen  geschaffen  hat  ^,  auf  dem  Gebiete  des  erste- 
ren  stattgefunden^.  Auffällig  kann  dies  nicht  erscheinen,  vielmehr  war  eine  solche 
Entwicklung  durch  die  Natur  der  Sache  bedingt.  Nachdem  sich  ein  besonderer  kirch- 
licher Beamtenstand  gebildet  hatte,  bedurfte  es  selbstverständlich  nicht  nur  eines 
eigenen  Disciplinarrechtes  für  denselben,  sondern  man  musste  auch,  da  die  blossen 
vindikativen  Disciplinarstrafen  in  vielen  Fällen  zu  hart  waren,  weil  sie  dem  davon 
BetroffiBnen  das  Amt  oder  einzelne  Amtsrechte  dauernd  entzogen  oder  ihn  wenigstens 
für  eine  bestimmte  Zeit  von  der  Ausübung  der  letzteren  suspendirten,  solche  Straf- 
mittel zur  Verfügung  haben,  welche  im  Interesse  des  kirchlichen  Dienstes  und  des 
kirchlichen  Beamten  selbst,  den  letzteren  von  der  Wahrnehmung  seiner  amtlichen 
Funktionen  ganz  oder  theilweise  blos  auf  so  lange  fernhielten,  bis  die  Abstellnng  des 
zu  rflgenden  Verhaltens  erfolgt  oder  die  Gewähr  für  ein  künftiges  korrektes  Benehmen 
oder  Amtiren  gegeben  war  ®,  während  für  ein  derartiges  Einschreiten  gegen  die  Laien 
keine  Nothwendigkeit  vorlag,  da  von  dem  Verhalten  derselben  die  Regelmäasig- 
keit  und  Ordnungsmässigkeit  der  kirchlichen  und  geistlichen  Funktionen  nicht  ab- 
hängig war,  und  es  sich  bei  diesen  blos  darum  handelte,  nöthigenfalls,  wenn  die  er- 
ziehende und  bessernde  Thätigkeit  der  Kirche  sich  erfolglos  erwiesen  hatte,  mit  ein- 
greifenderen Mitteln  gegen  sie  vorzugehen,  hierzu  aber  die  Vindikativstrafen  im 
Allgemeinen  ausreichend  waren. 


i  S.  737. 

2  So  hei  Gregor  I,  S.  737  n.  2. 

3  S.  736  n.  6  u.  n.  10  u.  S.  743  n.  4. 

*  So  bei  von  Yornhereln  bestimmter  Zeit 

s  Penn  damit  war  die  Nothwendigkeit  ihrer 
Anfhebung  bei  erreichter  Besserung  yorläuflg 
ausgeschlossen. 

0  S.  die  Aufzählung  auf  S.  754. 

^  Denn  die  hierher  geh orlgenCensnren,  S.  766, 
konmmen  schon  In  den  Kanones  der  Apostel, 
also  früher  als  die  ersten  unsicheren  Spuren  der 
Censur  für  Laien  vor,  S.  761,  und  linden  sich 


In  den  Quellen  viel  häufiger  erwähnt,  s.  die  Ci- 
täte  auf  S.  755* 

s  Die  Gensuren  gegen  die  Geistlichen  ersetzen 
also  zum  Theil  die  für  das  weltliche  Beamten- 
verhältnlss  ausgebildeten  Ordnungsstrafen,  Tgl. 
LahandS.  467;  G.  Meyer  S.  426,  nur,  dass 
sie  mannigfaltigerer  Entwicklung  fähig  waren, 
und  dass  sie,  well  sie  nicht,  wie  die  Geldstrafen, 
Warnungen  und  Verweise,  hei  ihrer  Y erhingung 
ein  einmaliges  Uebel  zufügten,  sondern  wie  z.  B. 
die  Suspension  in  fortdauernder  Wirkung  erhal- 
ten werden  konnten,  bis  den  Anforderungen  ge- 
nügt war,  einen  viel  grosseren  Druck  auf  die 
kirchlichen  Beamten  ausüben  mussten. 


§.  249.) 


Die  Strafgewalt.  Komisches  Eeich.  Ausübung  über  die  Laien. 
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e.   Die  AttsSbung  der  MrchUcfien  Straf-  und  Diaciplinar straf gewalt, 

§.  249.    aa.    lieber  die  Laien, 

I.  Die  Strafgewalt  übte,  wie  schon  in  der  vorkonstantinischen,  auch  in  dieser 
Zeit  der  Bischof  über  die  Laien  aus^,  jedoch  war  es  Sitte,  dass  er  bei  der  Unter- 
suchung die  Priester  und  Diakonen  zuzog  und  vor  der  Abgabe  seines  Spruches  die- 
selben mit  ihrem  Rathe  ^  hörte  K 

n.  Der  Umfang  der  Strafgewalt  in  persönlicher  Beziehung.  Der 
kirchlichen  Strafgewalt  unterstanden  alle  Christen^,  ferner  die  Eatechumenen^  ohne 
Unterschied  des  Oeschlechts^  und  des  Standes,  also  selbst  die  Kaiser,  Könige  und 
Fürsten,  sowie  die  Staatsbeamten  ^.  Gegen  die  letzteren  ist  sie  wiederholt  und  zwar 
selbst  durch  Yerhängung  der  vollen  Ausschliessung  geübt  worden  ^,  während  dagegen 
die  Bischöfe  gegenüber  den  Fürsten  mit  Vorsicht  eingeschritten®  und  kaum  jemals 
gegen  diese  letzteren  mit  Strafen  vorgegangen  sind^^ 


1  S.  die  folgenden  Anmerknugen. 

3  Constit.  apost.  II.  47 :  „  aufATcap^oroioav  hk 
Ttj>  SixaoT72p(<p  xal  ol  Siixovot  xal  ol  irpeo- 
ß6Tepot,  diroicpo9a>icoX'/)irT09<  xplvovrec  (bc  veou 
dv^poTcot  (Aexd  Sixaiooövt)«'';  vgl.  auch  II.  42. 
Dass  es  sich  dabei  nur  um  eine  gutachtliche  Be- 
rathnng  des  Bischofs  handelt,  ergiebt  sich  daraus, 
dass  nachher  erst  yon  dem  Urtheil  der  „dTz6^aaii 
il  ToD  ijti<n(.6i:w"  die  Rede  ist,  and  es  Tom  Bi- 
schof heisst:  „xal  iv  Tcp  5ixa9T7)p(<p  o6|x<)/t)9ov 
iyrei  xol  ouvloTopa  Tfjg  tixtii  töv  ^loröv  t6v 
dedV';  Tgl.  anchibid  II.  12:  „Kptve  oov,  d>  iir(o- 
xoice,  yxx  i£oua(ac  ib;  %e6^'*.  Darüber,  dass 
namentlich  die  Diakonen  die  nöthigen  Erhebun- 
gen nnd  Yomntersuchnngen  anzustellen  hatten, 
8.  ibid.  II.  44:  „  . .  xal  icavta  fiev  6  fiidxovoc, 
T(p  dntoxömp  dlvacpeDixc»»  o>C  6  y pioröc  Tip  iiaTpi* 
dXX'  8aa  (OvaTat  c^duviT»  hi  iaütou,  Xaßcbv  napd 
Tou  iictoxöicou  r^v  i^ouolav,  obc  6  ^pior^f  Tcapd 
ToQ  icaxpö^  TÖ  irpovoeTv,  Ta  $i  6TC£pOYxa  6  ^iclo- 
xoicoc  xpiv^cu^  Dagegen  lässt  sich  auf  Orund 
dieser  Stelle  nicht  annehmen,  dass  sie  auch  vom 
Bischof  mit  der  selbstständigen  Handhabung  der 
Zucht-  und  Strafgewalt  betraut  werden  konnten, 
denn  dieselbe  spricht  nur  allgemein  Ton  der  Unter- 
stützung des  Bischofs  durch  die  Diakonen,  die 
entscheidenden  Maassnahmen  bei  der  Verwal- 
tung der  betreffenden  Befugnisse  waren  aber 
biaehofliches  Amtsrecht,  wie  die  cit.  Stellen 
zeigen,  ygl.  auch  Molitor,  über  kanonisches 
GerichtsTerfahren  gegen  Kleriker.  Mainz  1866. 
S.  20. 

3  Nach  stat.  eccl  ant.  c.  23:  „alioqnin  irrita 
erii  sententia  episcopi,  nisi  clericomm  praesentia 
flrmetur^'. 

4  Gonst   apost.  II.    11,   wo  es  Yom  Bischof 
heisst :    „cbc  %too  xuirov  ijjan  dv  (iv0p<67coic  T<p 
Tcd^Tov   dfp)^etv    dv0p<67C(ov,    Uplwv,     ßaaiX^oVy 
(ip^ÖNtoiv,  TcaT^poDV,  ulwN,  Stftaox(0«a)V  xal  Tcdv- 
Tcov  ifjiou  T&v  {»nrjxöoiv". 

5  Vgl.  0.  S.  23  ff. ;  Elvira  306  c.  73  (c.  6  C. 
Y.  qn.  6)  kennt  als  Strafe  die  längere  Fernhal- 
tong  von  der  Taufe. 

^  Also  auch  Frauen,    Tgl.  z.  B.  Elvira  306 


c.  6.  8.  9.  13.  14.  63>-6Ö;  Ancyra  314  c.  31. 
Dass  der  c.  34  Basilii  M.,  o.  S.  719  n.  10,  nicht 
entgegensteht,  ist  selbstverständlich,  s.  auch 
Bingham  XVI.  3.  s.  2;  7,  147. 

"7  Strafbestimmungen  gegen  die  letzteren,  fla- 
mines,  magistratus,  praesides  Elvira  c.  2—4.  55. 
56;  Arles  I.  314  c.  7,  o.  S.  699  n.  1.  S.  709 
n.  3  u.  S.  713  n.  2. 

8  So  von  Athanasius  gegen  den  Statthalter 
von  Libyen,  Basilii  M.  ep.  61  (al.  47)  y.  371, 
Migne  patr.  gr.  32,  416;  von  Synesius  gegen 
den  der  Ptolemais,  o.  S.  704  n.  1.  Vgl.  Kober, 
Kirchenbann  S.  111. 

0  Bingham  1.  c.  s.  6  p.  171:  Löniiig 
1,  276. 

10  Trotz  der  vielfach  entgegenstehenden  Be- 
hauptungen ist  ein  absolut  sicherer  Fall  nicht 
nachzuweisen.  Die  von  Kober  S.  108  erwähn- 
ten Fälle  der  Bannung  des  Kaisers  Philippus 
Arabs  seitens  eines  ungenannten  Bischofs,  Euseb. 
bist.  eccl.  VI.  34  und  eines  ungenannten  Kaisers 
durch  Bischof  Babylas  von  Antiochien  gehören 
in  das  Reich  der  Fabel«  Ebensowenig  ist  es  be- 
glaubigt, dass  Chrysostomus  die  Kaiserin  Eu- 
doxia  gebannt  hat,  Löning  1,  277  n.  1  u. 
S.  278  n.  2. 

Was  das  berühmteste  Beispiel,  das  Verhalten 
des  Ambrosius  v.  Mailand  gegen  Theodos  I. 
wegen  des  Blutbades  in  Thessalonich  (390)  be- 
trifft, so  hat  der  erstere  an  den  letzteren  nur  ein 
ernstes  Schreiben  gerichtet,  ep.  61  (al.  20)  ad 
Theodos.,  Migne  patr.  16,  1163  „Offerte  non 

audeo  sacriflcium,  si  volueris  assistere 

Venisse  yisus  es  ad  ecclesiam,  sed  mihi  sacrifl- 
cium offerre  non  licuit Tunc  offeres,  cum 

sacriflcandi  acceperis  facultatem,  quando  hostia 
tua  accepta  sit  deo^  Eine  Strafe  ist  in  demselben 
nicht  verhängt.  Nach  Theodoret.  V.  18  u.  Sozomen. 
VII.  26  soll  dagegen  Ambrosius  den  Kaiser  ausge- 
schlossen und  dieser  Busse  gethan  haben.  Ist  dies, 
was  gegenüber  dem  Brief  bezweifelt  werden  darf, 
wirklich  richtig,  dann  lässt  sich  aber  die  Aus- 
schliessung nicht,  so  Bingham  1.  o.  p.  167; 
Ellies  Dupiu,  Diss.  histor.VII.Mogunt.  1788 
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I.  Die  Hierarchie  und  die  Leitung  der  Kirche  durch  dieselbe. 


[§.  249. 


Endlich  hat  die  Kirche,  wie  früher  ^  auch  noch  in  dieser  Zeit  durch  das  Aus- 
streichen der  Namen  aus  den  Diptychen,  das  Verbot  der  Oblattonen  und  der  Gebete 
von  ihrer  Strafgewalt  gegen  die  Todten  Gebrauch  gemacht^. 

UI.  Die  örtliche  Zuständigkeit  fflr  die  Handhabung  der  Straf- 
gewalt. Innerhalb  der  einzelnen  Diöcesen  wird  die  Disciplinargewalt  durch  die 
Bischöfe  ausgeübt.  Dem  einzelnen  Bischof  sind  daher  in  dieser  Hinsicht  alle  Be- 
wohner seines  Sprengeis  unterworfen',  ferner  ist  er  aber  auch  befugt,  Fremde,  welche 
sich  in  seinem Bisthum  aufhalten,  zur  Rechenschaft  zu  ziehen  und  zu  bestrafen^.  Hat 
er  eine  Strafe  verhängt,  so  ist  er  ebenfalls  allein  zuständig,  sie  wieder  au&uheben, 
also  namentlich  die  von  der  Kirche  ausgeschlossenen  wieder  in  dieselbe  ao&u- 
nehmen^. 

IV.  Die  Ausübung  der  Strafgewalt.  1.  Im  Allgemeinen.  Ein  Ein- 
schreiten des  Bischofs  mit  seiner  Strafgewalt  konnte: 

1.  in  Folge  der  Erhebung  einer  Anklage,  welche  bei  ihm  gegen  ein  Gemeinde- 
mitglied angebracht  war<^,  und  über  welche  unter  Zuziehung  des  Angeklagten  ver- 


p.  400  ff.;  Loning  1,  277,  blo«  auf  die  Abend- 
mahlsgemeinflohaft  geziehen.  Nach  Sozomen. 
„*A(xßpo9toc  TÖN  ßaaiXia  r?jc  ^««Xt^oiac  efp^  xal 
dxotV(&VT)Tov  iitoirj/stf*  und  nach  Theodoret  „6icecv- 
Tif)oac  iim  T&v  itpotöpcDV,  lirtßfjvat  t&v  Upöv 
....  iipoTCuXataiv  ....  IxdbXuoe^  hat  Ambroaius 
den  Kaiaei  Ton  der  Kirche  ausgeschlossen,  s, 
auch  0.  S.  711  n.  2,  denn  andernfalls  hätte  er 
ihm  den  Eintritt  in  das  Kirchengebiude  nicht 
verwehren  und  ihm  das  Recht  dazu  nicht  ab- 
sprechen können. 

1  0.  S.  697  n.  8. 

2  Carthago  401  c.  15  (cod.  eccl.  Afrlc.  c.  81): 
„saltem  post  mortem  anathema  ei  dicatur  atque 
eins  nomen  inter  del  sacerdotes  nullo  modo  reci- 
tetur^*  fflr  den  Bischof,  welcher  Fremde  oder 
ketzerische  oder  heidnische  Verwandte  statt  der 
Kirche  zu  Erben  einsetzt  oder  die  letzteren  als 
Intestaterben  nicht  durch  Testament  ausschliesst ; 
Augustin.  ep.  186  (al.  50)  ad  Bonifao.  com. 
0.  1,  Migne  patr.  33,  794:  ^,81  vera  essent, 
quae  ab  eis  obiecta  sunt  Gaeciliano  (B.  t.  Car- 
thago) et  nobis  possent  aliquando  monstrari,  ip- 
sum  iam  mortuum  anathematizaremus^'.  Femer 
ist  Origenes  &st  200  Jahre  nach  seinem  Tode  von 
Theophilus  v.  Alexandrien  und  nochmals  durch 
die  Synode  y.  Konstantinopel  548,  8ocrat.  h.  e. 
VII.  46.  (dxoivAvtjTO«  fivotTo) ;  H  e  f e  1  e  Goncil. 
Gesch.  2,  789;  Theodor  v.  Mopsuestia  durch  die 
5.  allg.  Synode  ▼.  Konstantinopel  563,  a.  a.  0. 
8.  871.  880.  891,  Tgl.  auch  c  6  (Gonstant.  663) 
0.  XXIV.  qu.  2;  Papst  Honorius  I.  durch  die  6. 
allgemeine  Synode  zu  Konstantinopel  680  (^pro- 
iici  a  s.  dei  catholioa  ecclesia  simulque  anathe- 
matizari  praoTidlmus  et  Honorium,qui  fuerat  papa 
antiquae  Romae^,  Hefele  3,  277)  Ton  der 
Kirche  ausgeschlossen  worden. 

In  allen  diesen  Fällen  standen  aber  Bischöfe, 
nur  einmal  ein  Presbyter  (Origenes),  keine  Laien, 
in  Frage. 

3  Das  folgt  schon  aus  den  allgemeinen  Vor- 
schriften, dass  jeder  Bischof  seine  Amtsgewalt 
nur  innerhalb  seines  Sprengeis  ausüben  und 
nicht  in  fremde  übergreifen  soll,  s.  z.  B.  Gon- 


sunt  1. 381  c.  2;  Garthago  390  e.  11  (cod.  eecles. 
Afric.  c.  9);  Tours  461  c.9 :  vgl.  aber  auch  Nimes 
394  c.  4  (Hef el e  2,  62) :  „Neque  sibi alter  epis- 
copus  de  clerico  alterius,  inconsulto  episcopo, 
cuius  minister  est,  iudicium  Tindicet". 

«  So  wurde  i.  J.  411  o.  412  der  Pelagianer 
Galestinos,  der  aus  Italien  nach  Gazthago  ge- 
kommen war,  allerdings  durch  eine  carüiagische 
Synode  exkommunictrt,  Marius  Mercator  eommo- 
nitor.  o.  1,  ed.  Guarnerius,  Paris  1673  p.  6; 
Man8i4,  291ff.;Hefele2,  106.  107. 

Wenn  nach  Gelasius  I.  commonitor.  ad  Fau- 
stumT.  493,  Thiel  1,  343:  „Quod  non  solnm 
praesuli  apostolico  facere  licet,  sed  eulcunque 
pontifld,  ut  quoslibet  et  quemUbet  locum 
(Weihegrad)  secundnm  legulam  haeresaos  ipslus 
ante  damnatae  a  oatholica  communione  discer- 
nant",  jedem  Bischof  das  Recht  zusteht,  alle, 
also  auch  Angehörige  firemder  Diöcesen,  welche 
einer  bereits  yerartheilten  Ketzerei  anhingen, 
aus  der  Kirche  auszuschliessen,  so  setzt  er  sich 
damit  über  das  bestehende  Recht  hinweg. 
T.  Schulte,  Stellung  d.  Goncilien,  Päpste 
u.  s.  w.   Prag  1871.  S.  166;  Löning,  1,  279. 

5  Elvira  306  c.  63;  Arles  I  e.  16;  Nicaea  326 
c.  6;  can.  33  apost;  AnÜochien  341  c  16; 
Sardica  343  c.  13;  Saragossa  343  c  6;  Turin 
401  c.  6. 

0  Gonst.  apost.  II.  37.  47.  Doch  soll,  um 
falsche  Anklagen  zu  yerhindern,  die  Person  des 
Anklägers  und  seine  Glaubwürdigkeit  geprüft 
werden,  l.  o.  U.  42.  49;  Ghaiced.  461  c.  21 
(c.  49  G.  II.  qu.  71;  sUt.  eccl.  ant.  c.  96.  Nach 
const.  apost  II.  43  werden  die  falschen  An- 
kläger, wie  die  Mörder  aus  der  Kirche  ausge- 
schlossen, und  bei  Wiederholung  ihres  Verigehens 
nach  geleisteter  Busse  und  erfolgter  Wieder- 
aufnahme für  immer  exkommunicirt.  Vgl.  aoeh 
Arles  I  314  c.  l4,  wiederholt  Arles  U  443  o.  462 
c.  24:  ,,ii8que  ad  exitnm  non  eommunicent^; 
Hippe  393  (8.  g.  Garth.  III)  c.  7;  stat.  eoel.  ant. 
c.  66  (nur  auf  die  Anklagen  gegen  Kleriker  be- 
ziehen sich  Garthago  419,  cod.  ecd.  Afric.  e.  128 
bis  130,  welche  gewisse  Personen,  Exkomraunl- 


§.  249.1 


Die  Strafgewalt  Bömisches  Reich.  AusQbung  über  die  Laien. 
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handelt^,  eiforderlichenfalls  auch  Beweis  erhoben  wurde 2,  herbeigeftlhri  werden; 

2.  dadurch,  dass  sich  der  Schuldige  durch  sein  Gewissen  und  durch  das  Ver- 
langen nach  Busse  getrieben  selbst  anklagte  und  sein  Vergehen  eingestand  ^  oder 

3.  wenn  das  sflndige  Verhalten  eines  Gemeindegliedös  notorisch  war,  d.  h.  das- 
selbe seine  Sünde  offen  vor  aller  Welt  zur  Schau  trug  ^. 

Die  Vorschriften  Aber  die  Prüfting  des  Anklägers,  über  die  Verhandlang  mit 
demselben  und  mit  dem  Angeschuldigten,  über  die  Erhebung  des  Beweises  und  den 
Erlass  der  Entscheidung  durch  den  Bischof  legen  die  Annahme  nahe,  dass  es  sich 
dabei  lediglich  um  die  Ausübung  der  Strafgewalt,  d.  h.  der  strafrichterlichen  Thätig- 
keit  des  Bischofs  gehandelt  habe.  Erwägt  man  indessen,  dass  in  der  damaligen  Zeit 
das  kirchliche  Strafrecht  noch  eine  geringe  Ausbildung  erfahren  hatte,  namentlich 
nur  einzelne  Erscheinungsformen  der  schweren  Sünden  als  kirchliche  Strafvergehen 
qualificirt  waren  ^,  im  Uebrigen  aber  der  Bischof  vielfach  bei  einer  etwaigen  Anklage 
—  abgeseken  von  der  Beweisfrage  —  darüber  zu  befinden  und  zu  entscheiden  hatte, 
ob  das  dem  Angeklagten  zur  Last  gelegte  Verhalten  blos  der  bessernden  Zucht  oder 
der  strafrechtlichen  Ahndung  zu  unterwerfen  war^,  so  ergiebt  sich,  dass  mindestens 
zunächst  eine  scharfe  Scheidung  zwischen  der  Ausübung  der  Zucht  und  andererseits 
der  Strafgewalt  nicht  möglich  gewesen  ist. 

In  der  That  halten  auch  die  älteren  Quellen  beides  nicht  scharf  auseinander  7, 
da  nach  ihnen  der  Bischof  auf  die  angebrachte  Anklage  nicht  eher  zu  der  brüder- 
lichen Ermahnung^  schreiten  soll,  als  er  die  Glaubwürdigkeit  des  Anklägers  unter- 
sucht hat  9,  und  die  eingeleitete  Untersuchung  bald  zur  Anwendung  von  blos  bessernden 
Zuehtmitteln,  bald  zur  Verhängung  der  Ausschliessung  aus  der  Earche,  also  zu  einer 
Strafe  im  eigentlichen  Sinne  des  Wortes,  fUhren  kann^^. 

Ja,  andererseits  konnte  auch  ohne  ein  besonderes  Strafverfahren  eine  wirkliche 
Strafe  emtreten.  Dies  war  der  Fall,  wenn  ein  Gemeindemitglied,  sei  es  freiwillig,  sei 
es  auf  eine  beim  Bischof  gemachte  Anzeige  oder  erhobene  Anklage  eine  schwere 
Sünde  bekannte  ^^  und  dann  firei willig  von  selbst  oder  auf  Ermahnung  des  Bischofs  die 


eirte,   Juden,  Heiden,  Ketzer  füz  unfähig  er- 
klaxeu). 

1  Gonst.  apostol.  II.  47.  48;  etat,  ecdes.  ant. 
c  68,  Über  dessen  Vorleben  ebenfalls  die  nöthi- 
gen  Erbebungen  angestellt  werden  sollen.  Die 
Anwesenheit  des  Angeklagten  fordert  ebenfalls, 
und  zwar  bei  Strafe  der  Nichtigkeit  c.  30  ibid. 

'  Durch  Zeugenvernehmung  und  Vorlegung 
-von  Urkunden,  c.  11  (Augustin)  G.  XXIII.  qu.  4; 
über  die  Erfordernisse  der  Zeugen  und  die  Be- 
strafung falscher  Zeugen  TgL  Gartbago  419,  cod. 
eccl.  Att,  c.  131,  stat.  eccl.  ant.  c.  38;  Vannes 
465  c.  1 ;  Agde  506  c.  37. 

3  c.  18  (Augustin)  C.  II.  qu.  1;  Gartbago 
419,  cod.  eccl.  Airir.  0. 132,  handelt  ebenfalls  von 
einem  dem  Bischof  gemachten  Bekenntniss  eines 
crimen,  welcbes  freilich  später  widerrufen  Ist; 
Basilii  ep.  217  (can.  III)  c.  61,  S.  719  n.  10. 

4  Gonst.  apost.  U.  16:  „ISdiv  hi  au  TBischof) 
Tov  '^)x.apTV]xÖTa  ncxpavdeU  xiXeuooN  aux^M  Um 
ßXr.WJvai^;  c.  19  (Augustin)  G.  XXIU.  qu.  4, 
S.  76Ö  n.  1 ;  0.  lö  (Pseudo-Ambros.)  G.  II.  qu.  1 : 
„manifesta  accusatione  non  indlgent^.  Von  der 
späteren  Umänderung  des  BegrifTes  des  Notori- 


schen, M  eurer,  d.  kirchl.  Straf  vergehen  S.  60, 
ist  In  dieser  Zeit  noch  nicht  die  Rede. 

5  S.  746. 

«  8.  745. 

^  Möglich  ist,  dass  sich  c.  23  stat.  eoeles.  ant., 
S.  767  n.  3  blos  auf  ein  wirkliches  Urtheil,  also 
auf  ein  Strafurthell  bezieht. 

8  Matth.  XVm.  16  ff.  u.  Tit.  III,  10. 

d  Gonst.  apostol.  II.  37.  38;  S.  745  n.  2. 

10  Gonst.  apostol.  II.  48,  S.  745  n.  2,  denn  in 
den  Gonstitutionen  steht  diese  Stelle  mitten  unter 
denjenigen  Kapiteln,  welche  von  dem  (ixaonf)- 
piov  des  Bischofs  handeln,  vgl.  auch  AugusÜn 
de  flde  et  oper.  c.  48,  S.  750  n.  2. 

1^  Wenn  nach  const  apost.  U.  37  der  Bischof 
auf  die  Anklage  den  Angeschnldlgten  allein  er- 
mahnen soll,  Sico><  fUTaYVcp,  aber  nichts  dar- 
über angegeben  wird,  was  bei  reomüthigem  Be- 
kenntniss einer  schweren,  mit  Ausschliessung 
bedrohten  Sünde  zu  geschehen  habe,  so  ist 
nicht  anzunehmen ,  dass  der  geständige  Sünder 
dadurch  von  der  Strafe  frei  wurde.  Das  lässt  sich 
auch  nicht  aus  c.  19  (Augustin)  C.  II.  qu.  1: 
„Ergo  ipsa  corriplenda  sunt  coram  omnibus,  que 
peccantur  coram  omnibus.  Ipsa  corriplenda  sunt 
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Leistung  der  öffentlichen  Busse  auf  sich  nahm.  Bei  einem  Verfahren,  innerhalb  des- 
sen die  Funktionen  bessernder  und  aeelsorgerischer  Zucht  aus  der  strafrichterüchen 
ThÄtigkeit  nicht  geschieden  waren,  und  welches  noch  keine  festen  Formen  aufsu- 
weisen  hatte,  lag  es  nahe,  in  solchen  Fällen  die  Abfassung  und  die  Verh&ngung  eines 
besonderen  ExkommunikationsurtheUs  als  überflüswg  zu  unterlassen  S  denn  durch  die 
Einreihung  des  Schuldigen  in  die  Klasse  der  öffenüichen  Büsser  wurde  zugleicli  die 
Ausschliessung  desselben  aus  der  Kirchengemeinschafk  kund  gethan  und  vollzogen^. 
Eine  Analogie  dazu  bieten  einzelne  Ältere  Konzilien,  wie  z.  B.  Elvira  (306)  und  An- 
cyra  (314),  welche  in  ihren  meisten  Kanones  nur  die  ThatbestÄnde  der  kirchüolien 
Vergehen  und  dann  die  der  Busszeiten  normiren  \  sowie  auch  die  Bussbriefe  Gregors 
Thaumaturgus  und  die  des  Basilius,  welche  in  derselben  Weise  verfahren  M  weil  sie 
die  Ausschliessung  des  Büssers  aus  der  Kirche  als  etwas  Selbstverständliches  voraus- 
setzen. 


Becietius  que  peccantur  secretias"  zu  entnehmen, 
denn  hier  handelt  Au  gastin  lediglich  von  der 
hrüdeilichenZureehtwelflung  desjenigen,  welcher 
gegen  einen  anderen  gesündigt  hat,  und  fordert, 
dass,  vrenn  dies  geheim  geschehen,  auch  die  Za- 
rechtweisung nicht  öffentlich  erfolgen  soll.  Im 
Gegentheil  spricht  für  die  hier  vertretene  An- 
sicht, dass  nach  den  Bussbriefen  von  Gregor. 
Thaamatargas  c.  8.  9.  and  von  Basilias  c.  61, 
S.  711  n.  2,  diejenigen,  welche  sich  fremdes  Gut 
durch  Gewalt  angeeignet  oder  gefundenes  unter- 
schlagen oder  gestohlen  hahen,  sich  dex  Busse 
zu  unterziehen  haben,  wenngleich  ihnen  die 
Leistung  derselben  in  Folge  ihres  Geständnisses 
erleichtert  wird. 

1  So  erwähnen  auch  die  const.  apost.  II.  16  für 
den  Fall  der  Notorietat  keiner  besonderen  Sen- 
tenz, sondern  lassen  den  Bischof  blos  den  Befehl 
auf  Ausweisung  aus  der  Kirche  ertheilen,  S.  759 
n.  4. 

2  Auch  erklärt  es  sich  wohl  daraus,  dass  wir 
aus  den  hier  fraglichen  Zeiten  eine  so  geringe 
Anzahl  von  Exkommunikationssentenzen  gegen 
Laien  (s.  z.  B.  die  cit.  ep.  58,  Synesil  S.  704 
n.  i)  besitzen. 

8  S.  699. 

^  Diese  unterscheiden  sogar  mehrfach  zwi- 
schen dem  Fall  des  Geständnisses  und  der  Ueber- 
führung  des  Angeschuldigten,  S.  711  n.  2,  aber 
nur,  um  dadurch  die  Verschiedenheit  der  Buss- 
zeiten zu  begründen. 

Offenbar  ist  gerade  die  besprochene  Fassung 
der  Konzillen  und  der  Bussbriefe  die  Veran- 
lassung zu  den  falschen  Ansichten  über  die  Natur 
der  öffentlichen  Busse  gewesen,  namentlich  zu 
der  Auffassung,  dass  wirklich  auf  die  Leistung 
derselben  erkannt  und  diese  erzwungen  worden, 
also  die  öffentliche  Busse  den  Charakter  einer 
Strafe  oder  Gensar  gehabt  habe. 

Mearer  i.  Anh.  f.  k.  K.  R.  49,  186.  186, 
welcher  die  richtige  Auffassung  eingehend  zu 
begründen  gesucht  hat,  will  zwischen  morali- 
schen und  Judizial-Poenitenzen  unter- 
scheiden. Unter  den  ersteren  versteht  er  die 
ausserhalb  des  Busssakramentes  pro  expiandis 
criminibus  freiwillig  übernommenen  Poeniten- 


zen,  mögen  sie  nach  eigenem  Ermessen  oder 
durch  ein  kirchliches  Organ  bestimmt  sein.  In 
Betreff  der  letzteren  bemerkt  er  S.  186:  „Vor 
diesem  Gerloht  des  Bischofs  empfing  auch  der 
angeklagte  Sünder,  wenn  er  gestand  oder  über- 
führt wurde,  seine  sententla  condemnatoria. 
Sind  diese  Judizial-Poenitenzen  nun  nicht  recht- 
lieber  Natur  ?  Auch  diese  Frage  ist  zu  vemetnea'^. 
Demnach  ist  ihm  die  Judizialpoenitenz  eine  durch 
den  Richter  in  einer  Kondemnationssentenz  auf- 
erlegte Busse.  Wenn  er  weiter  meint,  dass,  da 
es  einen  Zwang  zur  Reue  nicht  gebe,  die  Judizial- 
poenitenz aus  dem  Rahmen  eines  Rechtsinstitats 
heraustrete,  und  dass  man  sich  dieselbe  als  frei- 
willig übernommen  vorstellen  müsse,  wie  ja  die 
im  Busssakramente  verhängte  Poenitenz,  obgleich 
sie  der  Poenitent  nur  ungern  empfange,  als  frei- 
willige gelte,  so  liegt  in  diesen  Ausführungen 
ein  offenbarer  Widerspruch.  Eine  sententia  con- 
demnatoria verpflichtet  zu  der  auferlegten  Lei- 
stung und  setzt  einen  Rechtszwang  zur  Erfüllung 
derselben  fest.  Wenn  man  aber  die  Freiwillig- 
keit behauptet,  so  kann  man  Ton  einem  verui- 
theilenden  Erkenntniss  nicht  mehr  spreeheo. 
Damit  ergiebt  sich  aber  für  die  hier  ficagliehe 
Zeit  die  Haltlosigkeit  einer  Unterscheidung  von 
sog.  moralischen  und  Judizial-PoeoitenzeB. 
Yielmehr  kann  man  nur  diejenigen  Poenitenzea 
unterscheiden,  welche  freiwillig  für  eine  nicht 
mit  der  Ausschliessung  bedrohte  Sünde  über- 
nommen worden  sind,  und  solche,  zu  welchen 
sich  der  Schuldige  wegen  einer  diese  Strafe  her- 
beiführenden Sünde  entschlossen  hatte.  Im 
übrigen  erscheint  es  dann  gleichgültig,  ob  die 
Exkommunikation  durch  besonderes  Ürtheil  über 
ihn  verhängt,  oder  ob  dies  unterblieben  war, 
weil  er  entweder  von  vornherein  unter  Einge- 
ständniss  der  betreffenden  Sünde  oder  auf  eine 
Anklage  oder  gar  erst  nach  erfolgtem  Beweise 
sich  zur  Uebernahme  der  öffentlichen  Busse  be- 
reit erklärt,  und  ob  ihm  sofort  von  dem  Bischof 
die  näheren  Anweisungen  in  Betreff  der  Leistung 
der  Busse,  namentlich  über  die  Busszeiten  ge- 
geben, oder  ob  er  diese,  wie  im  Falle  einer  be- 
sonderen Exkommunikationssentenz  nnd  nach 
anfanglicher  Zögerang  sich  seitens  des  Bitdiofii 
erbeten  hatte. 


J.  249.] 
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2.  Keine  pomae  latae  sentenüae.  Dagegen  ist  weder  der  ältesten  Kirche, 
noch  der  hier  fraglichen  Zeit  der  Begriff  der  nachmals  s.  g.  c&nsurae  oder  poenae  latae 
senientiaej  d.  h.  von  kirchlichen  Strafen,  welche  fttr  den  Thftter  ohne  Weiteres  und  ohne 
Yorgftngigen  Bichterspruch  lediglich  dnrch  die  Begehung  der  strafbaren  That  nnd  im 
Augenblick  der  Verflbung  der  letzteren,  eingetreten  wären,  bekannt  gewesen  i,  und 
der  neuerdings  gemachte  Versuch  2,  die  Existenz  solcher  Strafen  in  den  ersten 
Jahrhunderten  der  Kirche  nachzuweisen,  muss  als  verfehlt  ^  bezeichnet  werden. 

3.  Die  s.  g.  mondüo  oder  admonitio  canonica.  Eine  weit  verbreitete  Meinung 
geht  davon  aus,  dass,  soweit  nicht  eine  der  angeblichen  censurae  oder  poenae  latae 
sententiae  zur  Anwendung  gekommen  sei,  es  vor  der  Yerhängnng  jeder  kirchlichen 
Strafe,  insbesondere  der  Exkommunikation  einer  dreimaligen  Mahnung  bedurft  habe^, 


1  So  die  früher  herrschende  Meinung ,  yan 
Espen  J.  £.  U.  P.  III.  tit.  XI.  c  6  n.  19.  20; 
J.  H.  Boehmer,  J.  E.  P.  III.  41.  %,  46  u.  V. 
39  ^  68;  Sehilllng,  d.  Kirchenbann.  Leipzig 
1869.  S.  188.  Doch  ist  sclion  in  älterer  Zeit  die 
entgegengesetzte  Meinung  Tortreten  gewesen,  s. 
z.  B.  Bingham  XVI.  3.  s.  10;  7,  180. 

2  Von  Kol>er,  Kirchenbann  2.  Aufl.  S.  65, 
welcher  sogar  schon  Spuren  in  der  h.  Schrift, 
Joh.  III.  18  und  Tit.  III.  10.  11,  finden  will, 
während  Bichter-Dove-Kahl,  K.  R.  S.  775 
n.  7  das  Yorkommen  seit  dem  4.  Jahrh.  ab 
unter  Berufung  auf  das  Konzil  y.  Oangra  343 
hie  381,  c  Iff.  Dist.  XXX.  datiren. 

3  Ale  Beweis  werden  zunächst  solche  Stellen 
der  Synode  Yon  Elvira  306,  wie  c.l.  2,  angeführt, 
na«h  denen  für  bestimmte  Sünden  die  Wieder- 
aufnahme In  die  Kirche  selbst  In  der  Todes- 
stunde versagt  ist  (s.  0.  S.  699),  aber  wenn  diese 
die  Ausschliessung  auch  als  sich  „von  selbst  ver- 
stehend" voraussetzen ,  so  ist  der  Schluss ,  dass 
sie  deswegen  auch  rechtlich  von  selbst  ein- 
treten müsse,  durchaus  unberechtigt.    Antioch. 
341  G.  1 ,  welches  ebenfalls  als  „noch  klarerer 
Beweis"  hervorgezogen  wird,  bestimmt  über  die 
Verletzung  der  Osterfeler  hinsichtlich  der  Laien : 
„d«otvaivif)Touc  xal  diicoßX7)Touc  elvat  t^c  ixxXrj- 
a(ac,    el   iictfiivotev   ^iXovetxÖTepov    dvtorafiivoi 
irp^  xd  xoXo«  (e^uiva"  und  für  die  höheren 
Geistlichen:  „cl  . .  T0Ap.if)9ei6v  ivX  Staorpo^ijj  t6»v 
Xanv   xol  TopavTQ  xwv  ixxXinai&v  i^tdiCeiv  .  .  . 
TOÜTOV  1^  Ma  ouvo^oc  f^xeOdev  ^ln\  dXXdrptov 
£7tptve  T^c  exxXiQotac".     Danach  soll  gegen  die 
Laien  die  Exkommunikation  erst  ausgesprochen 
vr erden  müssen,  gegen  die  Geistlichen  aber  ohne 
Weiteres  ipso  facto  eintreten.  Hierbei  hat  K  0  b  e  r 
S.  68  nicht  nur  übersehen,   dass,   da  die  Ex- 
kommunikation gegen  die  Geistlichen  mit  der 
A'bsetzung  verbunden  ist,  die  Geistlichen  auch 
Ipso  facto  für  abgesetzt  erklärt   sein   müssten, 
sondern  vor  allem  nicht  beachtet,  dass  der  Gegen- 
satz zwischen  den  Laien  und  den  Geistlichen  darin 
gesetzt  wird,  dass  die  Ausschliessung  der  Laien 
erst  erfolgen  soll,  wenn  sie  hartnäckig  bei  ihrem 
Widerspruch  beharren,    gegen  die  Geistlichen 
abeT  schon  wegen  der  Thatsache  der  Abweichung 
von  der  nlcäulschen  Oster feier,  also  sofort,  vgl. 
aneh  L  0  n  1  n  g  1 ,  274»  Dass  die  Anathematlsmen 
einzelner  Synoden,  wie  z.  B.  der  von  Gaugra, 
„Iceinen  anderen  Sinn  haben  können",  als  dass 


die  Anhänger  der  betreffenden  Irrlehren  ohne 
weitere  Yerurthellung  ausgeschlossen  sein  sollen, 
steht  mit  der  ursprünglichen  Bedeutung  von 
Anathem  im  Widerspruch,  und  wenn  allerdings 
das  Anathem  sehr  bald  auch  den  Sinn  von  Kirchen- 
bann angenommen  hat  (s.  0.  S.  702  n.  7),  so  lag 
dies  darin,  dass  die  Yerhängnng  desselben  die 
rechtliche  Realisation  der  Verwünschung  oder 
Verfluchung  war,  aber  daraus  folgt  noch  nicht, 
dass  diese  Rechtsfolge  ohne  Weiteres  mit  der 
letzteren,  also  ohne  Ausspruch  des  kirchlichen 
Oberen,  in  das  Leben  getreten  wäre,  Loning 
1,  274. 

Auch  das  Ist  eine  un erwiesene  Behauptung, 
Kober  S.  68,  dass  in  Tours  I  461  c.  8:  „a  com- 
munlone  ecclesiae  extraueus  habeatur^  nur  die 
von  selbst  eintretende  Exkommunikation  ver- 
standen werden  könne,  wobei  übersehen  worden 
ist,  dass  solche  und  ähnlich  gleich  lautende  Aus- 
drücke öfters  vorkommen,  s.  0.  S.  708  n.  2,  und 
dass  das  Anwendungsgebiet  derartiger  Strafen 
danach  schon  in  dieser  Zeit  ein  verhältuissmässig 
weites  gewesen  sein  müsste. 

So  beweisen  also  alle  diese  Stellen,  ebenso- 
wenig wie  die  welter  angeführte  von  Julian 
Pomerinus,  de  vita  contemplativa  II.  7  n.  2.  3, 
nach  welcher  die  geheimen  Sünder,  um  nicht  die 
Exkommunikationssentenz  zu  empfangen,  sine 
causa  communicant,  d.  h.  ohne  Erfolg  am  Abend- 
mahl theilnehmen,  nichts  für  die  aufgestellte 
Behauptung.  Sie  muss  aber  vollends  haltlos  er- 
scheinen, da  einerseits  Augnstin  für  die  Aus- 
schliessung aus  der  Kirchengemeinschaft  ein 
besonderes  Verfahren  (0.  S.  693  n.  8)  voraussetzt 
und  andererseits  in  Ueberein Stimmung  hiermit 
noch  Nov.  Justin.  123.  (646)  c.  11  (c.  11  C.  II. 
qu.  1)  verordnet:  „Iläat  hl  tou  ^tcioxötcoic  xal 
TzpeoßuT^poic  d7raYOpe6ofiev  dopopCCeiv  Tivd  rTJ^ 
dY^^C  xoivaiv(ac »  «plv  -fj  oXxin  ht\.y%^ ,  81*  fjV  ol 
^xxXTjoaoTtxol  xav^vec  xotho  YevIcrfottxcXEÖouoiv", 
und  damit  dargethan  wird,  dass  es  während  dieser 
ganzen  Zeit  keine  von  selbst  und  ipso  facto  ein- 
tretende Exkommunikation  gegeben  haben  kann. 

*  BinghamXVL2.s.  6;  7,  lOOff.;  Kober, 
Kirchenbann  S.  146;  G.  Mendelssohn-Bar- 
th oldy,  de  monitione  canonica.  Heldelbergae 
1860  p.  9;  München  2,  176.  Schilling, 
Kirchenbann  S.  146  erfordert  sie  nur,  wenn  die 
Exkommunikation  als  Gensnr,  nicht  wenn  sie 
als  Strafe  zur  Anwendung  kommt. 
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indem  man  in  Anhalt  an  die  bekannten  Schriflsteilenv^  von  der  herkömmlichen  Auf- 
fassung aus,  dass  die  alte  Kirche  nnr  Oensnren,  keine  eigenfliehen  Strafen  gegen 
Laien  gekannt  habe,  erst  die  Feststellung  der  Widerspenstigkeit  und  des  offenbaren 
Ungehorsams  des  Schnldigen  dnroh  die  Mahnungen  gefordert  hat^. 

Ein  quellenmJlssiger  Beweis  dafür  kann  nieht  erbracht  werden  ^  im  Oegenthdl 
ist  zweifellos  in  einzelnen  Fällen  die  Ausschliessung  aus  der  Kirche  ohne  eine  v^or- 
gängige  Mahnung  erfolgt^.  Auch  erscheint  diese  Meinung  innerlich  haltlos.  War  die 
Exkommunikation  eine  Vindikativstrafe  ^  und  wurde  sie  fttr  gewisse  Bänden,  welche 
damit  gleichzeitig  zu  kirchlichen  Strafvergehen  erhoben  waren,  angedroht,  so  mnaste 
sie  ihrem  Charakter  nach  stets  gegen  denjenigen^  welcher  die  betreflbnden  Haad- 
lungen  begangen  hatte,  eben  deswegen  zur  Anwendung  gebracht  werden  <^,  da  jede 
Strafe  die  Vergangenheit  im  Auge  hat  und  gegen  die  verübte  Strafthat  zu  reagiren 
bestimmt  ist^.  In  solchen  Fällen  hätte  also  die  vorgängige  Mahnung  keinen  Sinn  und 
Zweck  gehabt,  und  darum  hat  sie  auch  die  Kirche  in  dieser  Zeit  nicht  allgemein  vor* 
geschrieben  ^. 

Wohl  aber  ist  sie  gebraucht  worden,  um  festzustellen,  ob  ein  zu  einem  Straf  rar- 
fahren  Anlass  gebendes  Verhalten  eines  Angeschuldigten  vorlag,  und  falls  sich  dies 
ergeben  hatte,  um  ein  solches  durch  Oeständniss  und  freiwillige  Uebemahme  der 
Busse  seitens  des  letzteren  zu  erflbrigen^.  Endlich  aber  bot  sich  auch  in  dieser  Zeit, 
in  welcher  ein  nur  einigermassen  vollständiges  kirchliches  Strafrecht  noch  nicht  snr 


1  Matth.  XVm.  16;  Tit.  lU.  10 ff. 

S  S.  vor  Allem  Kober  S.  146,  d.  h.  Juristisch 
gefasst,  du8  die  Androhung  der  Exkommanika- 
tion  für  einen  bestimmten  Thatbestand  in  den 
Konzilien  die  Verhängnng  derselben  noch  nicht 
rechtfertigt,  wenn  blos  der  Imperatlr  unbeachtet, 
also  gegen  die  sog.  Norm  rerstossen  ist,  sowie 
dass  die  Bestrafung  unterbleiben  muss,  wenn  der 
Sflnder  sich  dazu  Torsteht,  für  das  von  ihm  ge- 
gebene Aergemiss  oder  den  zugefügten  Schaden 
Genugthaung  zu  leisten. 

3  Kober  S.  147  giebt  zu,  dass  sich  aus  den 
ersten  3  Jahrhunderten  keine  positiven  Bestim- 
mungen dafür  anführoii  lassen.  Mendelssohn 
p.  12  weist  auf  can.  32  apost.  hin,  nach  welchem 
der  sich  von  seinem  Bischof  trennende  und  einen 
besonderen  Altar  errichtende  Priester  und  die 
ihm  anhangenden  Kleriker  abgesetzt,  die  Laien 
aber  exkommunicirt  werden  sollen,  „xavTa  hi 
u£Td  {i.(av  xal  (euxepav  xat  Tp(T7]v  irapdixXiQotv  tou 
eiriOTcÖTiou",  also  erst  nach  dreimaliger  Mahnung 
des  Bischofs.  Hier  hat  diese  letztere  den  Zweck, 
die  Hartnäckigkeit  festzustellen,  d.  h.  die  letz- 
tere gehört  mit  zu  dem  Thathestande  des  Ver- 
gehens. Hat  man  doch  auch  die  dem  Schisma 
verwandte  Ketzerei  theils  wegen  Tit.  III.  10, 
theils  weil  zum  Begriff  derselben  das  bewusste 
Festhalten  an  der  Irrlehre  gehört,  nicht  blos  das 
Annehmen  einer  solchen,  eigenthümlich  behan- 
delt, s.  unten. 

^  So  nach  const.  apost.  II.  16,  S.  759  n.  4. 

ß  S.  748. 

•  S.  z.  B.  Elvira  o.  52  (c.  3  0.  V.  qu.  1) :  „Hl 
qui  inventi  fnerint  libellos  famosos  in  eccieeia 
ponere,  anathematizentur'^,  vgl.  auch  e.  49  ibid., 
Wo  die    wiederholte  und   gewohnheitsmissige 


Handlungsweile  und  das  beharrliche  Festhalten 
an  dertelben,  welches  durch  frnohtloM  Mahnung 
festgestellt  werden  soll,  zum  Thmtbestaad  des 
kirohliehen  Vergehens  gehört,  wird  dies  Jedes- 
mal besonders  herrorgehoben,  s.  s.  B.  Ehii»  c 
20  u.  osn.  42.  43  apost.;  Anm.  3;  Antioeh.  341 
c.  1,  S.  761  n.  3. 

^  Wie  sich  Kobex  S.  146  für  die  Utere  Zeit 
dss  Leisten  der  Genugthunng,  s.  o.  Anm.  2  denkt, 
Ist  nicht  klar.  Hatte  Jemand  z.  B.  eine  sehweie 
Unzuchtssünde  begangen,  so  konnte  er  diese  nur 
durch  Uebemshme  der  öilsntlichen  Busse  büssea. 
Damit  war  er  aber  von  der  Kirche  ausgescklessen, 
denn  nirgends  ist  in  den  Konzillen  oder  Base- 
briefen davon  die  Bede,  dass  eine  solehe  im  Falle 
der  Besserung  auf  eine  etwaige  Mahnung  wegzu- 
fallen hatte,  und  andere  geheime  Bussübangen  an 
ihre  Stelle  traten. 

8  Das  ergiebt  gerade  die  auslrüekltche  Er- 
w&hnung  für  einzdlne  Falle ,  s  o.  Anm.  3  u.  6. 
Wenn  sich  Kober  S.  148  auf  can.  74  apost.  be- 
ruft, welcher  vorsehreibt,  dass  der  von  (Fristen 
angeklagte  Bisehof  von  den  übrigen  BisehoCen 
vorgeladen  und  wenn  er  erschienen  und  Über- 
führt ist,  verurtheilt,  bei  seinem  Ausbleiben 
aber  dreimal  citlrt  werden  soll,  damit  gegen  ihn 
in  contumaciam  verfahren  werden  kann,  so  ver- 
wechselt er  die  8.  g.  monitio  eanonica,  als  Voraes- 
setzung  der  Bestrafung  mit  der  dreimaUgsa 
Ladung  als  Bedingung  der  Feststellung  der  pro- 
cessualisohen  Kontumaz  und  des  Kontumsatsl- 
verfahrens,  und  übersieht,  dass  der  ean.  dt 
gerade  gegen  die  Nothwendigkeit  der  monitis 
spricht,  da  er  beim  Erscheinen  und  bei  Uebsr- 
führnng  des  Bischofs  ohne  Weiteres  die  Strafe 
verhängt  wissen  will. 

»  S.  759. 


§.249.]  Die  ßtrafgewalt.  Römisches  Heich.  Ausübung  über  die  Geistlichen. 
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AuBbildong  gelaBgt  war,  in  der  Mahnung  ein  Mittel  dar,  denjenigen,  dessen  Sünde 
der  Bischof  duroh  Yerhftngnng  der  Exkommnnikation  als  kirohliches  Straf^ergehen 
so  qnaliflsiren  sieh  veranlasst  sah  S  yorlänfig  zn  warnen  nnd  den  Yersnoh  zn  machen, 
ihn  von  seinem  sündigen  Verhalten  abzubringen^. 

Mit  der  Ausbildung  der  Metropolitanverfassung  und  der  Synoden  ^  war  für  die 
ursprünglich  selbstständigen  Bischöfe  eine  höhere  Aufsichtsinstanz  gegeben.  Seit- 
dem bildete  sich  auch  die  Anschauung  aus,  dass  die  von  dem  Bischof  verhängten 
Strafurthdile  einer  höheren  Prüfung  unterlagen,  und  es  wurde  dem  Verurtheilten, 
d.  h.  dem  Exkonunnnizirten,  das  Recht  gew&hrt^,  wennschon  ohne  Suspensivwirkung, 
an  die  Provinzialsynode  zu  appelliren^. 


§.250.    bb.  Die  AMfSimng  der  kircAltchen  Straf-'  und  DiaeipUnarstrafgewaU  über  die 

OeiatUohen, 

I.  üeber  die  Geistlichen  bis  zum  Priester  einschliesslich.  Ebenso 
wie  über  die  Laien  übte  der  Bischof  ^  auch  die  Straf-  und  Disciplinargewalt  über  die 
Kleriker  seiner  Diöcese  und  seiner  Kirche  bei  allgemeinen  kirchlichen  Straf-  und  bei 
Disciplinarvergehen  derselben  aus.  Nur  in  der  afrikanischen  Eärche  war  er  bei 
der  Handhabung  derselben  gegen  die  Geistlichen  der  höheren  Weihen  ^  insofern  be- 
schränkt, als  er  benachbarte  Bischöfe  zuziehen  musste^.   Doch  konnten  auch  die 


t  S.  746. 

s  So  bat  Synesius  den  Andronikus,  S.  704  n.  1 
zunächst  wiederholt  aufgefordert,  Ton  den  Be- 
drückungen und  Mlsshandlnngen  seiner  Unter- 
gebenen abznsteben  und  iat  erat  zur  Exkom- 
munikation desselben  geschritten,  als  der  Statt- 
halter seine  Bitten  mit  neuen  Qewaitthaten 
beantwortete,  vgl.  aoch  ep.  57. 

3  Bd.  II.  1  u.  Bd.  III.  S.  473. 

*  Niraea  326  c.  5  (ohne  zwischen  Laien  und 
Geistlichen  zu  unterscheiden,  s.  auch  o.  73  G. 
XI.  qu.  3  und  dazu  Hefele  1,  388);  Antloeh. 
c.  6  (welches  auch  ausdrücklich  der  Laien  er- 
wähnt), Yaison  442  c.  5  (allgemein  gegen  epi- 
scopi  sui  sententia). 

5  Diese  Tersagen  ausdräckllch  Nie.  n.  An- 
tloeh. clt. 

^  Ueber  die  altere  Zeit,  in  der  sich  noch  kein 
besonderer  Klerikalstand  entwickelt  hatte,  s  o. 
S.  692;  über  das  dritte  Jahrhundert  Tgl.  S.  693, 
Cyprian.  ep.  34  ed.  Hartel  p.  670;  Kellner 
S.  116.  117.  Pie  S.  768  ff.  citirten  Stellen  der 
eonst.apo6t  über  das  bischofliche  Gericht  scheiden 
nicht  zwischen  Klerikern  und  Laien.  Wohl  aber 
lieisst  es  ibid.  YIII.  27:  ^^iirloicoicoc  «adatpel 
tttkrca  icXriptn^v  fvra  xa^aip£o6(DC  d^tov  tcXi^v 
dTCtox6«ou*  {AÖvoc  7dp  oOy  olöc  te  iotiv."  Wenn 
nun  weiter  bemerkt  wird:  „itpsoß6Tcpoc  .  . .  .  o6 
«adatpet,  d«pop(Ce(  ^t  to6;  6iiopeßT27CÖTa<,  £dv  d>otv 
6ics6d(ivot  r^  Toto^riQ  TtfAcopl^ . . .  (tdhcovoc  d^opl- 
CeiöfcoiidbcoMov,  d^a'fV(6oTV]v,  f)»dXn]v,  &taK6vtoo«v, 
ii^  Ti  Tt  totoOTOv,  \ki\  irotpövTO^  itpcaßüT^pou* 
i>itoSiax6v<p  o6«  l^otiv  d^opioat  o&xe  ^^  ova- 
•fVcfrcpqQ  ouTS  4^'n)  ^^^  5iaxov(oa^  o6  xXijptic^v, 
o'^  Xai«öv'  6in}p^Tai  y^p  sloi  (caxoviov^  so  kann 
hier  das  df  opiCsiv,  wozu  das  Recht  dem  Priester 


und  dem  Diakonen,  diesem  in  Abwesenheit  des 
Priesters,  zugeschrieben  wird,  nicht  die  Ver- 
hängung der  groMen  Exkommunikation  bedeuten, 
da  mit  dieser  die  Absetzung  yerbunden  war,  und 
letztere  ausdrücklich  dem  Bischof  vorbehalten 
wird,  vielmehr  kann  es  sich  nur  um  eine  provi- 
sorlsehe  Ausschliessung  vom  Kirchendienst  und 
▼on  dem  Betreten  der  Kirche  handeln,  falls  sie 
eine  schwere  Sünde,  welche  die  Tom  Bischof  zu 
verfügende  Absetzung  nach  sich  ziehen  konnte, 
begangen  haben. 

Das  Becht  des  Bischofs,  Priester  und  Diakonen 
abzusetzen,  ergiebt  sich  ferner  aus  Antioch.  341 
c.  4;  die  Straf-  und  Disciplinargewalt  überhaupt 
aus  Sardica  348  c.l7  o.  c.  14  (c  9.  0.  XL  qu.  3). 
Vgl.  auch  Socrates  bist,  eccles.  II.  26;  Theo- 
doiet  h.  e.  U.  24,  Hefele  1,  377;  femer  c.  23 
(Gregor  I.)  Dist.  LXXXVI  (wiederholt  c.  2.  0. 
XY.  qu.  7:  ^^sed  praesentibus  ecclesiae  tuae 
senioribus  diligenter  est  perscrutanda  veritas''). 

"^  In  Betreff  der  Kleriker  bis  znm  Subdlakon 
einschliesslich  hatte  er  allein  diese  Beftigniss, 
Hippo  391  c.  8  i.  f.  (s.  g.  Garth.  III.  e.  8,  c.  6 
0.  XV.  qn.  7). 

8  N&mUch  bei  Diakonen  2,  bei  Priestern  6, 
Hippo  393  0.  8  dt,  so  dass  über  die  ersteren  3, 
über  die  letzteren  6  Bischöfe  einschliesslich  des 
Diöcesanbischofs  (cum  proprio  episcopo)  zu 
richten  hatten,  Oarthago  II  387  o.  390  c.  10  (c.  4 
C.  XV.  qn.  7),  jedoch  sind,  wie  der  einen  Priester 
betreffende  Fall,  Augustin  ep.  66,  Migne,  patr. 
33,  266  ergiebt,  diese  Vorschriften  nicht  stets 
von  den  Bischöfen  (so  auch  nicht  von  Augustini 
beobachtet  worden.  Wenn  Carthago  I  n .  346  eil 
(e.  3  C.  clt.)  beim  Diakon  von  tribus  vicinis 
episcopis  spricht,  so  ist  das  wohl  nur  ein  unge- 
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Synoden  die  Strafgerichtsbarkeit  Aber  die  Kleriker  ansttben,  und  dies  ist  nament- 
lich in  Betreff  solcher,  welche  sich  der  Ketzerei  schuldig  gemacht  haben,  geschehend 

Auch  für  die  Kleriker  bis  zu  den  Priestern  einschliesslich  bildete  ebenso  wie  tfix 
die  Laien  über  dem  Bischof  die  Provinzial-  oder  Metropolitansynode  die  zweite  In- 
stanz, welche  auf  die  gleichfalls  nicht  mit  Suspensivwirkung^  ausgestattete  Bemfong 
zu  entscheiden  hatte  '. 

Gegen  das  zweitinstanzliche  Urtheil  war  endlich  noch  eine  weitere  Appellation 
offen  und  zwar  ging  diese  in  Nordafrika  an  die  Primaten  der  Provinz  oder  das 
Plenar-  oder  Universal-Konzil^,  in  der  orientalischen  Kirche  dagegen  an  die  Exar- 
chen^ und  Patriarchen®. 

n.  Die  Straf-  und  Disciplinarstrafgerichtsbarkeit  Aber  die  Bi- 
schöfe. So  lange  die  einzelnen  Christengemeinden  noch  selbstständig  und  unab- 
hängig neben  einander  standen,  gab  es  kein  höheres  Organ  Aber  denselben,  welches 
die  Bischöfe  "^  hätte  absetzen  können,  und  im  Anfang  des  3.  Jahrhunderts  ist  sogar 
in  Rom  der  Grundsatz  geltend  gemacht  worden,  dass  ein  Bischof,  selbst  wenn  er  eine 
Todsünde  begangen  habe ,  nicht  entsetzt  werden  dürfe  K  Da  aber  diese  Auffassung 
keine  allgemeine  Verbreitung  in  der  Kirche  fand,  vielmehr  die  gegentheilige  Ansicht 
durchdrang  ^,  und  in  dem  sich  seit  dem  Ende  des  2.  Jahrhunderts  entwickelnden  In- 


nauer  AuBdrock.  Widersprüche  in  den  Zahlen, 
80  Kellner  S.  118,  liegen  also  nicht  vor.  Die 
Abweichung  Ton  dem  in  den  übrigen  Thellen  der 
Kirche  geltenden  Recht]  erklart  sich  ans  der 
früheren,  mit  Rücksicht  auf  die  yerhäitniss- 
massig  grosse  Zahl  der  afrikanischen  Bischöfe 
entwickelten  Praxis,  —  sie  ist  unter  Cyprian  sicher 
bezeugt,  S.  693  n.  2;  Cyprian.  ep.  89  c.  9 
(ed.  Hartel  p.  676:  „unus  ex  qninque  presby- 
teris  iam  pridem  de  ecdesia  profngis  et  sententia 
coeplsooponim  nostrorum  .  .  nnper  abstentis; 
ep.  52  c.  3  p.  691)  — ,  bei  wichtigeren  Ange- 
legenheiten, die  benachbarten  Amtsbrüder  zur 
Berathung  und  Entscheidung  heranzuziehen. 
*  S.  darüber  unter  Nr.  II. 

2  Niraea  325  c.  6:  Antloch.  341  c.  6:  Sar- 
dioa  343  0.  17  (14). 

3  Nicaea  ö  clt. ;  Antioch.  c.  6  20  (c.  2  G.  XI. 
qu.  3  u.  c.  4  Dist.  XVIII).  Sardica  c.  17  (14) 
nennt  im  griechischen  Text  den  Metropoliten, 
im  lateinischen  bezeichnet  es  dagegen  als  höhere 
Instanz  (ofTenbar  mit  Bücksicht  auf  die  im  Abend- 
lande noch  nicht  überall  ausgebildete  Metropo- 
litenverfassung) die  fifUtimi  epiaeopi ;  H e f  el  e  2, 
127;  Bd.  II.  S.  3.  4.  Doch  haben  hier  später 
die  ProYinzialsynoden  die  erwähnte  Stellung  ge- 
habt, c.  26  (Innoc.  I)  C.  XI.  qu.  1 ;  c.  14  (id.) 
C.  III.  qu.  6 ;  wenngleich  an  Stelle  dieser  aui^h 
eine  grössere  Synode  mehrerer  Provinzen  (Bd.  III. 
S.  629)  die  Entscheidung  abgeben  konnte,  s. 
Turin  401  c.  4.  6.';  Löning  1,  384.  385.  Val- 
son  443  c  5  und  die  stat.  eccl.  ant.  c.  66  er- 
wähnen als  Appellationsinstanz  der  Synode 
schlechthin. 

In  der  nordafrikanischen  Kirche  ging  die  Ap- 
pellation an  die  benachbarten  Bischöfe,  welche 
der  Bischof  erster  Instanz  und  der  Angeklagte 
auswählten,  Carthago  II  c.  8  cit ;  Carthago  418 
c.  17  (cod.  eccl.  Afric.  c.  28.  125),  nicht  an  die 
Provinzialsynode  (so  irrig  und  im  Widerspruch 


mit  sich  selbst  Fessler,  d.  kanon.  Process  ... 
d.  voTJustlnlan.  Periode.  Wien  1860,  8.  78.  84), 
eine  Einrichtung,  welche  wahrscheinlich  aus  der 
Zeit  vor  der  Ausbildung  der  dortigen  Primatial- 
(Metropolitan-)  Verfassung  herrührt  und  sich  bei 
der  Eigenthümlichkeit  der  letzteren,  Bd.  L  S. 
581.  Bd.  II.  S.  2,  erhalten  hat. 

4  Cod.  eccl.  Afric.  c.  28.  126  cit  0^  primates 
Euarum  provln darum  aut  universale  eoncilium*'') 
vgl.  Bd«III.  S.  511.  612  und  Hefele2,  127. 

5  Bd.  I.  S.  560.  577. 

^  A.  a.  0.  S.  549.  550,  wegen  der  mit  den 
übrigen  Patriarchen  und  mit  den  Exarchen  kon- 
kurrirenden  Jurisdiktion  des  Patriarehen  von 
Konstantlnopel  S.  643.  650.  577.  Ueber  die 
Stellung  des  Bischofs  von  Rom  s.  $.  261. 

7  So  lange  sich  das  Bischofsamt  noch  nicht  zu 
einem  besonderen  Amt  der  Kirche  (S.  693)  ent- 
wickelt hatte,  lagen  die  betreifenden  Befugnisse 
hinsichtlich  einzelner  Aeltesten  oder  Vorsteher 
ebensowie  hinsichtlich  der  Laien  in  der  Hand  des 
Aeltesten-KoUegs  und  der  Qemeinde,  Hatch, 
Gesellschaftsverfassung  d.  christl.  Kirchen  im 
her.  V.  Harnack  S.  119  u.  o.  S.  691. 

B  Nach  Hippolyt.  Philosephum.  IX.  12  (M  i  g  n  c 
patr.  gr.  16.  DI.  p.  1386),  hat  der  iöinis<^e 
Bischof  Kallistus  I.  (217—2221  bestimmt  (ilvf 
p^Ttocv)  „6tco>c  ei  inioxotzoi  ofuCptoiTo,  ci  xal 
TTpöc  %dsatoSf  [k-h  heXs  xaTaTiteotfat",  welchem 
sich  Stephan  I  (254—257)  anschloss,  Cyprian. 
ep.  67,  ed.  Hartel  p.  739;  O.  Ritschi,  Cy- 
prian S.  227. 

0  So  vertraten  sowohl  Cyprian  als  auch  der  rö- 
mische Bischof  Cornelius  (251—253)  die  Auf- 
fassung, dass  ein  Bischof  durch  Todsünde  oder 
Ketzerei  sein  Amt  verwirkt  uud  aus  der  Kirche 
ausgeschlossen  werden  müsse,  sowie  nach  gelei- 
steter Busse  nur  als  Laie  wieder  in  die  Klrrhe 
aufgenommen  werden  könne,  Cyprian.  ep.  55. 
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stitnt  der  Synoden  ^  ein  höheres  Organ  über  den  einzelnen  Bischöfen  geschaffen  wurde, 
nahmen  diese  auch  die  richterlichen  Befugnisse  über  die  letzteren  in  die  Hand,  umso- 
mehr  als  bei  der  Ansllbnng  derselben  vielfach  die  Entscheidung  über  Irrlehren  und 
Ketzereien  mit  in  Frage  kam  ^. 

Als  sich  mit  dem  Ablauf  des  3.  Jahrhunderts  feste  höhere  kirchliche  Verbände 
Im  Zusammenhang  mit  den  Synoden  organisirt  und  besondere  synodale  Organe  für 
diese,  difi  Metropolitan-  oder  Provinzialsynoden  gebildet  hatten,  wurde  diesen  durch 
die  kirchliche  Gesetzgebung  des  folgenden  Jahrhunderts  die  Zuständigkeit  über  die 
Bischöfe  überwiesen  3. 

In  derselben  Zeit  war  aber  die  christliche  Kirche  in  die  Reihe  der  vom  Staat 
anerkannten  Verbände  aufgenommen  und  der  römische  Kaiser  der  Träger  der  ober- 
sten Machtvollkommenheit  in  derselben  geworden.  Mit  Bezug  auf  diese  seine  Stel- 
lung, als  Wahrer  der  obersten  Rechtsordnung  in  der  Kirche  ^  wie  im  Staate  wurde 
derselbe,  und  zwar  schon  Konstantin  von  den  Donatisten  in  dem  Streit  mit  Cäcilian, 
um  die  Bestellung  von  unparteiischen  Richtern  angegangen,  und  wenn  es  sich  in  diesem 
Fall  auch  um  die  Gültigkeit  der  Wahl  des  Cäcilianund  das  in  der  afrikanischen  Kirche 
entstandene  Schisma  handelte,  so  wurden  doch,  nachdem  Konstantin  auf  das  an  ihn 
gestellte  Verlangen  eingegangen  war  ^,  bald  auch  Anklagesachen  gegen  Bischöfe  an  die 
Kaiser  gebracht  ^.  Die  letzteren  übertrugen  die  Untersuchung  und  Entscheidung  solcher 
Angelegenheiten  an  kirchliche  Synoden,  welche  sie  nicht  nur  einberiefen,  sondern 
deren  Zusammensetzung  sie  auch  bestimmten,  indem  sie  zugleich  das  Recht  in  An- 
spruch nahmen,  in  gegebener  Veranlassung  das  Urtheil  der  erst  berufenen  Synode 
durch  eine  andere  Synode  prüfen  zu  lassen  und  eine  solche  mit  einer  nochmaligen 
Verhandlung  zu  betrauen ''. 


67.  68,  Hartel  p.  621.  740.  748  und  Enseb. 
hist.  eccl.  YI.  43,  ed.  Lac  mm  er  p.  607. 

1  Bd.  in.  S.  325. 

2  Das  ergeben  die  Briefe  Cyprians,  s.  ep.  1, 
S.  697  n.  8;  ep.  64,  Bd.  III.  S.  670  n.  1 ;  ep.  59, 
Hartel  p.  677;  ep.  68,  0.  Bitschi,  Gyprian 
S.  161,  ivelcher  letzterer  aber  diesen  Brief 
S.  228  dahin  auffasst,  dass  Gyprian  Stephan  I. 
bittet,  den  Bischof  Manriclan  von  Arles  abzu- 
setzen, -während  ersterer  nnr  Stephan  ersucht,  die 
gallischen  Bischöfe  zur  Exkommunikation  Mau- 
ricians  und  zur  Wahl  eines  Nachfolgers  aufzu- 
fordern. Ueber  die  von  vielen  Bischöfen  be- 
suchte Synode  y.  Antiochien,  welche  269  den 
Bischof  Paul  von  Samosata  wegen  Ketzerei  und 
anderer  Disciplinarrergehen  exkommunicirt  hat, 
Buseb.  hist  eccles.  VII.  30;  Hefele  1,  J38; 
8.  auch  can.  74  apo8^.  u.  Elvira  306  c.  53. 

9  Antioch.  c.  4.  14.  15  cit;  Sardika34d  c.  3. 
4 ;  Gonstantinop.  381  (richtiger  382)  c.  6;  doch 
sollen  nach  Antioch.  c.  14,  wenn  die  Bischöfe  in 
Betreff  der  Verurtheilung  oder  Freisprechung 
uneinig  sind,  zur  Entscheidung  noch  andere 
Bisehofe  ans  der  benachbarten  Eparchie  sei- 
tens des  Metropoliten  zugezogen  werden  (c.  1 
G.  VI.  qu.  4).  Für  die  afrikanische  Kirche  vgl. 
Hlppo  393  c.  7  (s.  g.  Garth.  III  c.  7),  jedoch  ge- 
nügt es  nach  Garthago  II  (387)  c.  lÖ  (c.  2  G.  IH. 
qn.  8  u.  Q.  4  G.  XV.  qu.  7),  wenn  in  Fällen, 
wo  die  Synode  nicht  zusammentreten  kann,  um 
die  schleunige  Erledigung  der  Anklage  herbei- 


zufähren,  zwölf  andere  Bischöfe  als  Bichter  fon- 
glren. 

4  Bd.  ni.  S.  671 ;  Löning  2,  405. 

8  Indem  er  zunächst  dem  römischen  Bischof 
und  drei  nach  Rom  gesandten  gallischen  unter 
Zuziehung  von  15  italienischen  Bischöfen, 
welche  in  Rom  zu  einem  Konzil  zusammentreten 
sollten,  die  Enscheidung  übertrug,  Euseb.  hist. 
eccl.  X.  5,  ed.  Laemmer  p.  818.  Nachdem 
diese  römische  Synode  (313)  zu  Ounsten  des 
Gädlian  und  gegen  Donatus  entschieden 
hatte,  aber  seitens  der  Donatisten  neue  Klagen 
an  Konstantin  gebracht  waren,  berief  er,  um  die 
Sache  nochmals  gründlich  untersuchen  zu  lassen, 
seinerseits  die  grosse  (General-)  Synode  von  Ar- 
les 314,  Bd.  III.  S.  327  n.  7  u.  S.  515;  Vgl. 
überhaupt  hierzu  Hefele  2,  199,  217;  Fess- 
1er  S.  27  ff. 

®  So  zunächst  gegen  Athanasius  t.  Alexan- 
drien. 

"^  Konstantin  hat  zur  Entscheidung  der  An- 
klagen gegen  Athanasius  die  Bischöfe  aus  ver- 
schiedenen  orientalischen  Provinzen  zu  der  Sy- 
node nach  Tyrus  335  (Bd.  III.  8.  527  n.  7)  und 
dann,  als  der  von  ihnen  abgesetzte  Athanasius 
sich  an  ihn  gewendet  hatte  (dies  verschweigt 
Fessler  S.  43  trotz  seiner  ausfQhrlichen  Dar- 
stellung), dieselben  Bischöfe  zu  nochmaliger 
Verhandlung  der  Sache  nach  Konstantinopel  be- 
rufen,Hefelel, 461.471;  Fessler  S. 33 ff.,  ja 
damit  war  die  Angelegenheit  noch  nicht  erledigt, 
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L  Die  Hieiarchie  und  die  Leitung  der  Kirche  durch  dieselbe. 
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Wenngleich  die  Synode  von  Antioohien  (341)  den  yon  den  Synoden  abgesetsteB 
Bischöfen  bei  Strafe  des  Verlastes  jedes  weiteren  Gehörs  und  jeder  Ho&nng^  auf 
Wiedereinsetzung  untersagt  hatte,  den  Kaiser  anzugehen,  statt  sich  an  die  gröSBere 
Synode  zu  wenden  \  so  ist  dieses  Verbot  doch  nicht  zu  praktischer  Geltang  gelas^. 
Nicht  nur  haben  die  Kaiser  nach  wie  vor  das  erwähnte  Recht  gettbt^,  sondern  sogar 
die  römischen  Bischöfe  ^  und  die  spätere  kirchliche  PartikulargesetzgeboBg^habai 
die  fragliche  Befugniss  der  Kaiser  nicht  beanstandet.  * 

Ueber  diese  von  der  Kirche  anerkannte  Befiigniss  sind  aber  die  Kaiser  inao- 
fem  hinausgegangen,  als  sie  selbst  in  einigen  FäUen  die  Absetzung  yon  Bisckdfeii 
verftlgt  haben  ^. 

Wie  die  dogmatischen  Streitigkeiten  der  damaligen  Zeit  den  Kaisem  £Mt  imd 
fort  Gelegenheit  gaben,  die  gedachte  Praxis  auszuflben  und  damit  die  Bethäägnng 
der  den  Provinzialsynoden  kirchlicherseits  angewiesenen  Stellung  als  erstinstanz- 
licher Straj^erichte^  zu  hindern,  so  wurde  die  Zerrflttung  der  Kirche  durch  die  ver- 
schiedenen dogmatischen  Parteien,  die  Veranlassung  dazu,  dass  auch  innerhalb  der 


Tielmehr  sind  in  derselben  auf  VeranUsBung  der 
Nachfolger  KonstaDtina  noch  mehrere  Synoden 
gehalten  worden,  Bd.  IIJ.  S.  528  n.  1.  2. 

1  c.  12  (c.  2  C.  XXI.  qu.  5).  Dieselbe  Ten- 
denz zeigt  Konatontinop.  381  (richtiger  882) 
c.  6,  welches  den  Ankläger,  wenn  er  sich  statt 
an  die  Provlnzlal-  oder  an  die  höhere  (Patrl- 
aiehal-)  Synode  an  den  Kaiser  wendet,  für  immer 
Yon  der  Anklage  ansschllesst. 

^  So  hat  Konstantius  344  den  Bischof  von 
Antiochlen  darch  eine  offenbar  nur  wenig  zahl- 
reiche Synode  absetzen  lassen,  Theodoret.  bist, 
eccl.  II.  10;  He  feie  2,  627,  femer  den  Bischof 
Photlnus  T.  Sirmlam  (361),  welcher  Ton  der  auf 
kaiserliche  Veranlassung  dorthin  berufenen  Sy- 
node (Bd.  III.  S.  627  u.  7)  wegen  Ketzerei  ab- 
gesetzt war,  auf  seinen  Recurs  die  Bitte  gewährt, 
vor  gewählten  SchledsrlchteTn,  zu  welchen  dem- 
nächst sechs  Senatoren  bestellt  wurden,  mit 
seinen  Gegnern  über  seine  Rechtgläubigkeit  zu 
dlsputiren,  jedoch  fiel  der  Spruch  derselben  zu 
seinen  Ungunsten  aus,  Hefele  1,  646  ff. 

Weitere  Beispiele  bilden  die  von  Gratian  auf 
Bitten  der  Angeschuldigten  veranstaltete  Synode 
zu  Aquileja  381;  Bd.  III.  S.  627  Abs.  2;  die 
gegen  Ghrysostomus  gehaltene  Synode  ad  quer- 
cum  bei  Konstantinopel  403,  a.  a.  0.  S.  628  n.  1; 
F essler  S.  68;  die  Patriarchalsynode  zu  Anti- 
oohien 446,  Bd.  m.  S.  608  n.  1. 

Auch  ist  von  den  Kaisem  auf  Anmfen  nach 
dem  Urtheil  einer  nicht  von  ihnen  einberufenen 
Synode,  so  z.  B.  der  Patriarchalsynode  v.  Anti- 
ochlen 447  0.  448  (gegen  Ibas),  a.  a.  0.,  noch 
eine  neue  Untersuchung  veranlasst  worden, 
Hefele  2,  310. 

Endlich  haben  sie  mit  einer  solchen  nicht  Im- 
mer andere  Synoden,  sondern  auch  kleinere  Kom- 
ndsslouen,  so  in  dem  zuletzt  erwähnten  Falle 
einzelne  Bischöfe,  betraut,  vgl.  auch  das  o.  in 
der  Anm.  zur  Synode  v.  Sirmlum  Bemerkte. 

s  Schreiben  des  Kaisers  Maximus  an  Slrl- 
cius  V.  385,  Mansi  3,  671;  Haenel  corp.  le- 
gum  p.  230 :  „  . ,  .  de  Aprido,  quem  indeblte 
(von  einem  gallischen  Bischof)  ad  presblterll 


gradum  conscendlsse  commemoras,  quid  religioiii 
nostrae  catholicae  praestare  possum  reveientliu, 
quam  ut  de  hoc  ipso  culusmodl  esse  vlde&tuz, 
catholid  ludlcent  sacerdotes?  Quorum  conven- 
tum  ex  opportnnitate  omnium  vel  qul  intra 
Gallias  vel  qul  intra  quinque  provinoiaa  com- 
morantur.  In  qua  elegerlut  urbe,  constituam,  ut 
lisdem  reridentibus  oognoscentibua,  quid  habeat 
consuetudo  quid  legis  alt,  iudicetur^. 

«  Garthago  407  c  10  (cod.  eccl.  Afric  &  104) : 
„ut  qulcumque  ab  Imperatore  cognitlonem  in- 
diciorum  publicorum  petierlt,  honore  privetur, 
si  autem  eplscopale  ludlcium  ab  impera- 
tore petierit,  nihil  ei  obsif^. 

S  Ob  Konstantin  die  arianlschen  Bischöfe  Ea- 
sebluB  V.  Nikomedien  und  Theognls  von  Nicäa 
auch  abgesetzt,    nicht  blos  exilirt  hat,   bleibt 
zweifelhaft,  Sozomen.  I.  21,  Theodoret  I.  19. 
20;  Hefele  1,  319.  320.    Wäre  aber  auch  das 
erstere  der  Fall  gewesen,  so  hätte  es  sich  ledig* 
lieh  um  eine  Durchfuhrang  der  Yerurtheilong 
der  Arianer  durch  das  Konzil  v.  Nicäa  gehandelt. 
Ebenso  sind  die  Bischöfe  Silvanus  und  Eleusius 
359  durch  den  Kaiser  nur  von  ihren  Sitzen  ver- 
trieben worden,  welcher  sie  dann  nachher  durch 
die  Synode  v.  Konstantinopel  360  hat  absetzen 
lassen,  Hefele  1,  720.  721.  724.    Wohl  aber 
sind  direkt  durch  die  Kaiser  abgesetzt,   dnrdb 
Konstantius  eine  Anzahl  von  Blacbofen   noch 
während  die  Synode  v.  Sardlka  (343)  versammelt 
war,  Hefele  1,  626;  durch  Theodoe  II  Irenäms 
Metropolit  v.  Phönicien  (das  Dekret  bei  Mansi 
6,  417);  Hefele  2,  316  und  durch  Zeno  die 
Patriarchen  Kuphemius  und  Macedoniua  v.  Koa- 
stantinopel,  Hefele  2,  689. 

Aus  dem  Abendland  ist  dagegen  kein  Beispiel 
bekannt,  dass  die  Kaiser  wegen  rein  kirchlicher 
Vergehen  kirchliche  Strafen  verhängt  hätten, 
denn  das  Vorgehen  des  Maximus  gegen  die  Pris- 
cillianisten  erklärt  sich  daraus,  dass  diese  wegsa 
weltlicher  Verbrechen  zur  Untersuchung  gezogen 
waren,  Hefele  2,  43.  44. 

«  S.  766. 
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kirehliolien  Kreise  selbst  jene  Zustftndigkeit  unbeachtet  blieb.  Handelte  es  sich  nm 
Lehrmeinnngen,  deren  Berechtigung  bestritten  oder  zweifelhaft  war,  so  konnte  man  wäh- 
rend eines  Zeitraumes,  in  welchem  das  christliche  Dogma  erst  seine  nähere  Ausgestal- 
tung empfing,  die  Absetsungoder  Exkommunikation  etwaiger  der  Ketzerei  beschuldigter 
Bischöfe  unmöglich  den  aus  einer  verhältnissmässig  geringen  Zahl  von  Bischöfen  be- 
stehenden Provinzialsynoden  Oberlassen,  da  zunächst  die  Vorfrage,  ob  eine  unstatt- 
hafte Abweichung  von  der  kirchlichen  Lehre  vorlag,  pri^ndiziell  war,  die  Entschei- 
dung darflber  aber  fast  immer  eine  weit  Aber  die  einzelne  Provinz  hinausgehende 
und  die.  Kirche  Oberhaupt  berOhrende  Bedeutung  erlangen  musste.  Daraus  erklärt 
68  sich,  dass  nicht  nur  vor  der  Feststellung  der  Zuständigkeit  der  Provinzialsjno- 
den  als  bischöflicher  Strafbehörden,  sondern  auch  nachher  die  allgemeinen 
Konzilien  die  kirchliche  Strafgewalt  Ober  Bischöfe  und  Ober  andere  Geistliche 
geObt  haben  ^  und  dass  dies,  da  solche  Konzilien  gegebenen  Falls  nicht  leicht  zu 
versammeln  waren,  oder  auch  einzelne  wegen  der  durch  die  Schroffheit  der  Partei- 
gegensätze hervorgerufenen  Spaltungen  nicht  den  ursprflnglich  beabsichtigten  Charakter 
als  allgemeine  Synoden  erhalten  konnten^,  auch  durch  andere  grössere  Synoden'  oder 
wenigstens  durch  Synoden,  welche  eines  besonderen  Ansehens  genossen  ^,  geschehen 
ist.  Dass  alle  diese  Synoden,  wie  sie  auch  andere  kirchliche  Angelegenheiten  als 
Glaubenssachen  erledigt  haben,  gelegentlich  ebenfalls  Disciplinarstrafen  wegen  an- 
derer kirchlicher  Vergehen  als  wegen  der  Ketzerei  ausgesprochen  habend  lag  in  der 
Natur  der  Sache. 

So  ist  der  Versuch,  die  Provinzialsynode  als  die  alleinige  Strafbehörde  f&r  die 
Bischöfe  hinzustellen,  an  der  Lage  der  Verhältnisse  gescheitert <^,  vielmehr  konnten 
nach  dem  praktischen  Recht  sowohl  die  Kaiser  die  von  ihnen  berufenen  Synoden 
mit  dieser  Funktion  betrauen,  als  auch  die  allgemeinen  und  andere  grössere  Synoden 
die  letztere  an  sich  nehmen. 

Als  zweite  Instanz  fllr  die  Bischöfe  bezeichnen  die  Kanonen  der  morgenländi- 


1  Vorher  das  Konzil  Ton  NidU  325,  deesen 
ZuMiiuDennifnDg  gerade  durch  dosmatische 
Spaltungen  herrorgerofen  worden  ist,  Bd.  111. 
S»  d26.  327,  DAd  welche»  den  Prieater  Azina  nnd 
zwei  bei  aeioei  Lehre  verbleibende  Bischöfe  ex- 
kommanicirt  hat,  Hefele  1,  317;  ap&ter  die 
»Ugemeine  Synode  von  Ephesua  431,  welche  den 
Bischof  Neatorina  von  Konatantinopel  wegen 
seiner  Ketzerei  abgesetzt  nnd  aus  dem  geist- 
liehen Stande  aaagestossen,  a.  a.  0.  2,  186. 189, 
die  Ton  Ghalcedon  461,  welche  den  Bischof  IMos- 

eni  ▼.  Alezandrien  abgeaetzt  hat,  a.  a.  0.  2,  438. 

461.     Beispiele  der  Exhommnnikation  nnd  der 

Abeetzong  von  Priestern  bieten  Nleia  nnd  die 

6.  allgemeine  Synode  Ton  Konstantinopel  680, 

a.  a.  O.  3,  282. 

*  Wie  die  Ton  Sardica  343  nnd  die  s.  g.  Räuber- 

synode  t.  Ephesvs  449.  489,  Bd.  III.  S.  328 

n.  8  n.  S.  348. 

3  So  hat  die  Synode  Ton  Sardica  gegen  eine 
Anzahl  Ton  Bischofen  die  Ahsetznng  und  Ex- 
kommunikation verhängt,  H  ef  e  1  e  2,  664.  üeher 
die  Synode  yon  Antioehien  v.  340  s.  Bd.  III.  S. 
&2Sn.% 

4  Wie  die  o6vo(ot  ^^fAOUoat,  Bd.  III.  S.  630, 
▼gl.  Hefele  1, 77  nnd  Bd.  in.  S.  630  n.  2.  4.  Auf 
einer  solchen  ist  auch  der  Priester  und   Archi- 


mandrit  Eutjches  abgesetzt  worden,  s.  He  fei  e  2, 
333;  FesslerS.  110. 

^  Z.  B.  die  Synode  v.  Ephesus  y.  431,  Hefele 
2,  203 ;  die  ouvo^oc  lvS7](ioüoa  y.  618,  a.  a.  0. 
S.  690  u.  Bd.  III.  S.  630  n.  6;  ferner  die  afri- 
kanische Plenarsynode  v.  Mileve  402  (Bd.  III. 
S.  611  n.  6)  cod.  eccles.  Afirlc.  c.  87.  88. 

^  Die  o^voftoc  iv5Y)(ioOoa  zu  Konstantinopel 
T.  399  hat  zwar  in  Uehereinatimmnng  mit  den 
itaheren  Konzilien  (a.  S.  766  n.  3)  den  Beschluss 
gefasst;   Mansi  3,   861:   „(a-?)  XPfjyon  irpöc  tö 

&iieo&uvöv  SoxifxaCöftfvov  xadatpcTe(^ai,  dXXot  ifo^p 
irXelovoc  guv^&ou  ^^  xal  t&v  rf^  hca^yilaLi" ; 
und  wenn  dazu  der  Umstand,  dass  gegen 
einen  Bischof  Borgadins  y.  Bostra  die  erwähnte 
Strafe  nur  von  zwei  Bischofen  Yorffigt  worden 
ist,  die  Veranlassung  gegeben  hat,  so  wird 
doch  dadurch  die  Annahme  des  Textes,  dass 
feste  Zuatandigkeitsnormen  praktisch  nicht  in 
Geltung  waren,  bestätigt.  Ja,  seihst  noch  nach 
dieser  Synode  hat  Chiysostomns  als  Patriarch  Yon 
Konstantinopel  den  Metropoliten  Qerontins  Yon 
Nikomedien  wegen  eines  offenkundigen  Ver- 
gehens ohne  synodale  Verhandlung  ahgesetzt, 
Sozomen.  h.  e.  VIlI.  6. 
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sehen  Synoden  die  grössere  Synode  ^  worunter  sowohl  die  Synode  der  nächst  höheren 
Stnfe,  also  die  Synode  des  Patriarchal-  oder  Exarchalsprengels^  als  aneh  eine 
andere  grössere,  namentlich  die  allgemeine  Synode  verstanden  werden  kann,  wäh- 
rend in  der  nordafrikanischen  Kirche  das  Plenar-  oder  Uniyersal-Konzil  die  zweite 
nnd  höhere  Instanz  bildetet 

Aber  anch  diese  Anordnungen  haben  in  der  morgenländischen  Kirche  gegen- 
Aber  der  vorhin  gedachten  Praxis,  durchweiche  schon  das  regelmässige  Eintreten  einer 
festgeordneten  ersten  Instanz  ausgeschlossen  war,  keine  Bedeutung  erlangen  können. 
Bei  einer  Entscheidung  durch  die  seitens  der  Kaiser  berufenen  Synoden  (o.  S.  765) 
hing  es  lediglich  von  den  ersteren  ab,  eine  nochmalige  Untersuchung  der  Sache  an- 
zuordnen. Oegen  die  ürtheile  der  allgemeinen  Konzilien  fiel,  da  diese  das  höchste 
RepräsentaÜY-Organ  der  Kirche  bildeten,  selbstverständlich  jede  Berufung  fort,  und 
was  die  von  anderen,  grösseren  Synoden  oder  die  auvoBoi  ivSTjftouaai  erlassenen  Ent- 
scheidungen betraf,  so  gab  es  far  diese  gleichfalls  keine  ein  fttr  alle  Mal  festbestimmte 
Berufungsinstanz  ^. 

Aus  denselben  Grttnden  erklärt  es  sich,  dass  sich  in  der  damaligen  Zeit  keine 
festen  Normen  darüber  gebildet  haben,  welche  kirchliche  Organe  fElr  dieAburtheilung 
von  Straf-  und  Disciplinarvergehen  der  Bischöfe  höherer  Stellung,  der  Exarchen  oder 
Patriarchen,  abgesehen  von  den  Metropoliten  ^  zuständig  sein  sollten.  An  der  Kompe- 
tenz der  allgemeinen  Synode  konnte  selbstverständlich  kein  Zweifel  bestehen®,  eben- 
sowenig an  der  Zuständigkeit  deijenigen,  welche  von  den  Kiusern  zu  diesem  Zweck 
berufen  waren  7,  aber  auch  andere  blos  kirchliche,  grössere  Synoden  haben  kein  Be- 
denken getragen,  derartige  Straf-  und  Disciplinarstrafsachen  zu  verhandeln^. 

Festere  Normen  hat  in  allen  diesen  Beziehungen  erst  Justinian  gegeben^,  indem 


1  Antioch.  34 1  o.  12 :  „El  Tic  .  • .  xadatpedeU 
. . .  inloxoTto;  6ir6  ouvö5ou  lvo^)v'naatToX{i'^a€ieTatc 
ßaoiXicDC  dxoä^f  (eov  in\  p,e(CoNa  eictoxövoDN  ouvo^ov 
Tpliceadat  xal  ä  vofA(Cei  &(xata  Ix^tv  irpooavacpi- 
petv  TiXebotv  Imoxöirotc  %a\  t^s  adroiv  i^hasis 
TS  -MX  iitlxpiow  i%Uy€9%ai"  f c.  2  C.  XXI.  qu.  S\ 
jedoch  schliesst  c.  iD  ibid.  (c.  5  0.  VI.  qu.  4) 
bei  EiDstlmmigkeit  „TcdvTcav  Töäv  Iv  tt)  inapji^f. 
inidxöicoav^  Jede  BemfuDg  gegen  das  Urtbeil  ans. 

2  Konstontinop.  381  (richtigei  382)  c.  6,  nach 
welchem  die  Untersnchnng  der  Anklage  gegen 
einen  Bischof,  falls  die  Bischöfe  der  P^ylnz 
nicht  im  Stande  sind,  den  Angeklagten  zu  be- 
strafen, der  „(jielCovt  ouNÖScp  t&s  tTJc  hioixiiotm^ 
dTctoxÖTDQc  hielsfi^"  unterbreitet  werden  soll. 

^  Das  ergiebt  sich  ans  Oarth.  401  c.  9  (cod. 
eccl.  Afric.  c.  65);  MUeve  402  c.  2  (1.  c.  c.  67), 
s.  anch  Hippo  393  c.  7.  10  (Oarth.  Ul  c.  7  u. 
cod.  eccl.  Afrlc.  c  15)  nnd  Bd.  III.  S.  612.  Ob 
sich  die  Befngniss  für  die  Berufong  Richter  zu 
wählen,  Carthago  407  c  2  (cod.  eccl.  Afrlc.  c  96) 
auch,  wie  Kober,  Deposition  S.  406  annimmt, 
anf  Diseiplinarsachen ,  nicht  blos  anf  streitige 
kirchliche  Rechtssachen  bezieht,  erscheint  zweifel- 
haft, da  die  Wahl  durch  beide  Partelen,  den 
Appellanten  und  den  Appellaten,  geschehen  soll. 

In  Betreif  der  abendländischen  Kirche  und  der 
Stellung  des  römischen  Bischofs  s.  $.  251. 

^  Wohl  aber  konnte  der  Kaiser  eine  noch- 
malige Untersuchung  durch  eine  andere  Synode 


veranlassen ,  so  ist  dies  auf  Yeilangen  des 
Priesters  Eutyches,  S.  767  n.  4,  durch  die  zu- 
nächst als  allgemeine  Synode  berufene  Räuber- 
Synode  von  Ephesus  449  geschehen^  He  feie  2, 
347.  351,  welche  Fessler  S.  120  nicht  zu- 
treffend als  zweite  Instanz  bezeichnet.  Auch  war 
die  Appellation  an  ein  allgemeines  Konzil  mög- 
lich. Ob  Flavian  von  Konstantinopel  seine 
auf  der  Räubersynode  erhobene  Appellation  an 
den  Papst  oder  ein  allgemeines  Konzil  geiiehtet 
war,  ist  freilich  streitig,  Hefele  2,  378  n.  3  u. 
Fessler  S.  123,  jedenfalls  hat  aber  die  Synode 
von  Ohalcedon  seine  Angelegenheit  (^aueh  nach 
seinem  Tode)  untersucht  und  ihn  fär  orthodox 
erklärt,  Hefele  2,  433.  438. 

5  Denn  für  diese  hatte  Chalced.  c  461  c  9 
(c.  46  S.  2  0.  XI.  qu.  1)  den  Exarchen  der  Diö- 
cese  (also  auch  den  Patriarchen)  und  konkurri- 
rend  mit  ihm  den  Patriarchen  von  Konstantinopel 
als  Gerichtsbehörde  bestellt  Vgl.  Hefele  2, 
613  u.  Bd.  I.  S.  660  n.  3. 

8  S.  767  n.  1,  ebensowenig,  wie  für  die  afri- 
kanische Kirche  an  der  ihres  höchsten  Orgaas, 
der  Plenarsynode,  Bd.  Hl.  S.  672. 

^  Vgl.  Bd.  m.  S.  628  n.  1  (betreffend  Atha- 
nasius). 

S  S.  767  und  die  Synode  von  Antiochien  340, 
Bd.  III.  S.  328  n.  2.  Ab«.  2. 

«  c  29  (v.  630)  0.  J.  I.  4;i  Not.  123  164C.) 
c.  22  (c.  3  C.  VI.  qu.  4),  Bd.  I.  8.  660. 
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er  das  sofortige  Angehen  der  höheren  Instanzen  verbot^,  sowie  als  erstinstanzliche  Dis- 
ciplinarbehörde  für  die  Bischöfe  die  Metropoliten,  und  für  die  Metropoliten  die  Patri- 
arehen oder  Exarchen  2  bestellte  und  ihnen  das  Recht  gab,  dieDisciplinarsachen  auch 
ohne  Zuziehung  der  Provinzial-  bez.  Patriarchalsynoden  zu  untersuchen  und  zu  ent- 
scheiden^. Nur  für  die  Patriarchen  und  Exarchen  wurde  keine  Bestimmung  getroffen, 
hinsichtlich  dieser  blieb  es  also  bei  der  früheren  Praxis,  nach  welcher  die  grösseren  oder 
allgemeinen  Synoden  über  sie  abzuurtheilen  pflegten  ^.  Und  ebensowenig  hat  Justinian 
auf  das  von  den  Kaisern  früher  geübte  Recht  ^,  bei  der  Absetzung  der  Bischöfe  in  der 
einen  oder  anderen  Weise  mitzuwirken  oder  diese  selbst  vorzunehmen  verzichtet  ®. 

Im  Abendlande  wurden  die  Kanonen  der  orientalischen  Kirche,  welche  die  Straf- 
gerichtsbarkeit über  die  Bischöfe  den  ProvinzialsTnoden  überwiesen  hatten,  ebenfalls 
als  massgebend  betrachtet  7.  Abgesehen  von  Nordafrika  hatte  sich  aber  hier  nicht, 
wie  im  Orient,  ein  yoUstftnaiges  System  höherer  kirchlicher  Organisationen  über  den 
Metropolitanverbftnden  gebildet,  und  daher  trat  hier  der  römische  Bischof,  welcher 
allein  im  Abendlande  die  Patriarchalsteilung  beanspruchen  konnte,  in  höchster  In- 
stanz ein^. 

in.  Oertliche  Zuständigkeit.  Was  die  bisher  nicht  speziell  berührte  Frage 
nach  der  örtlichen  Zuständigkeit  derkirchlicheuDisciplinarbehörden  betrifft,  so  ergiebt 
sich  aus  den  früheren  Anführungen,  dass  sich  dieselbe  durch  die  amtliche  Zugehörig- 
keit des  Geistlichen  zur  Diöcese  oder  des  Bischofs  zur  Provinzialsynode  bestimmte^, 
wennschon  dieser  Grundsatz  mit  Rücksicht  darauf,  dass  die  letztere  nach  der  prak- 
tischen Gestaltung  der  Entwicklung  nicht  die  ausschliessliche  Disciplinarbehörde  über 
die  Bischöfe  geworden  ist,  für  dieselben  ebenfalls  nicht  zur  Durchftlhrung  gelangen 
konnte^^.    Neben  dem  Gerichtsstande  des  amtlichen  Wohnsitzes  ist  wohl  auch  der 


1  G.  29  0.  dt.  Wegen  der  Ausnahmen  Bd.  L 
S.  560,  wo  Z.  8  u.  9  T.  0.  zu  lesen  Ist:  „dass  der 
Klager  oder  Ankläger  sich  darüber  be- 
Bchwert  fühlt,  dass  der  Metropolit  die  Ent- 
Bcbeidnng  einer  Sache  an  den  kompetenten 
Bischof  verwiesen  (delegiit)  hat*'  n.  s.  w. 

s  Wegen  dieser  des  Naheren  Bd.  I.  S.  ÖÖO 
n.  3.  S.  677.  679,  nnd  wegen  der  besonderen 
Rechte  des  Patriarchen  von  Konstantinopel 
S.  661.  677. 

3  Nov.  137  (664)  c.  5 :  „Mi?|  ftö^ov  iv  hi  xat« 
xa^'  SxaoTov  exo«  Yev7]oop.ivai<  ouvöSoic  TaDra 
CT)Tcio&at,  dXXd  xat  6oflbtu  Ä^  Ttve«  xattjjopt)- 
9teie^  x&v  Up^oav  ^  xXvjptx&N  t)  i^i^oufAivaiv  \j^o- 
va^wv  v^  iTEol  ic(oTS(oc  TJ  Tccpl  aiffy poi>  ß(ou  ri  die 
napa  xouc  velouc  xovöva«  xi  fiiairparxöpLsvoi^ 
Darüber,  dass  dies  anch  früher  in  der  Praxis  vor- 
gekommen ist,  s.  S.  767  n.  6. 

4  8.  768. 

ft  S.  766  u.  über  die  Absetzung  des  Patriarchen 
Sevems  v.  Antiochien  durch  die  a6vo2oc  IvS-miouoa 
V.  618  Bd.  III.  S.  530  n.  6;  He  feie  %  690. 

6  Nov.  42  (636)  pr. :  fjhadxt^  f  c^p  if]  xvbs  lepiov 
f}/ij«p<5i  xtva«  x&N  o6x  d^tov  xij«  Upaia6v7|<;  xwv 
Upaxtxoiv  xoxEßCßaoe  dpövwv  (oiroiov  h-i]  Neoxö- 
pt<Jv  TC  xal  Ew)^£a,  'ApciÖN  xs  xai  MaxeBöviov 
xal  Eüv6|iiON  .  .  .)  xoaauxdlxic  xal  -^  ßaaiXeta 
oöp^l'^cpoc  "^i-fost  xig  x&v  Up^mv  a6&evx(qi,  &oxe 
rä  detöxepa  xe  %a\  (iv^pdbtiiva  ouv^peCfxovxa  pilav 
ou|A7aiv(acv  xaU  6p9aic  irof/joaodai  <Jrf|Cpoic^  Die 
?fovelle  bezieht  sich  auf  die  grosse  Synode  v. 

H  ins  ekln  B,  Kirckenreckt  IT. 


Konstantinopel  536,  Hefele  2,  773  (welche 
die  von  Papst  Agapet  im  Verein  mit  Justinian 
vorgenommene  Absetzung  des  Patriarchen  An- 
thimus  V.  Konstantinopel,  sowie  die  durch  frü- 
here Synoden  erfolgten  Absetzungen  des  Patri- 
archen Severns  v.  Antiochien  und  des  Metropo- 
liten Petrus  TOB  Apamea  bestätigt  hat,  a.  a.  O. 
S.  690.  692.  764  ff.)  und  genehmigt  die  gedach- 
ten Beschlüsse,  indem  sie  zugleich  den  abge- 
setzten Bischöfen  den  Aufenthalt  in  allen  bedeu- 
tenderen Städten,  vor  allem  in  ihren  Bischofs- 
sitzen, untersagt. 

Vgl.  auoh  Gregor  L  ep.  IX.  59  v.  589  (Jaff  tf 
ed.  II.  n.  1651,  Ben.  2,  976):  ^n  quodam  enim 
crimine  Byzaoenus  primus  (Crementlns)  fuerat 
accusatus  etpiissimus  Imperator  (Mauricius)  eum 
iuxta  statuta  canonica  per  nos  volnlt  iudicare". 

7  c.  14  (Innoc  I)  G.  111.  qu.  6;  Gregor  I.  ep.  I. 
33  V.  591  ed.  Ben.  2,  622;  III.  8  v.  592,  ed. 
cit.  2,  631.  632:  „quia  ergo  non  potest  quem- 
quam  episcopatus  gradu,  nlsl  iustis  ex  causis 
Concors  sacerdotum  summovere  sententla^.  Die 
nähere  Gestaltung  der  Praxis  lässt  sich  hier  beim 
Mangel  an  ausreichendem  Quellen-Material  nicht 
verfolgen.  Wegen  der  Bechte  der  Primaten  und 
Primatialsynoden  s.  Bd.  I,  8.  588  u.  Bd.  III. 
S.  512,  auoh  c.  10  (Bonifac.  I.  u.  419,  Jafftf 
ed.  II.  n.  349)  C.  III.  qn.  9  u.  Löning  1,  470  ff. 

8  Vgl.  §.  251. 

»  S.  763  u.  S.  765.  S.  auch  S.  770  n.  2. 
10  s.  766. 
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des  begangenen  Vergehens  anerkannt  ^,  aber  jedenfalls  nicht  der  ansschliessliche  ge- 
wesen^. 

IV.  Die  Ansllbnng  der  Straf- und  Disciplinarstrafgewalt.  Ebenso 

wie  gegen  die  Laien  konnte  es  zu  einem  Straf-  oder  Diseiplinarrerfahren: 

1.  in  Folge  der  Erhebung  einer  Anklage  kommen  3.    Die  Abwesenheit  des  ge- 
hörig vorgeladenen  Angeschuldigten  hinderte  dabei  die  VerurtheUung  nicht^.    Auch 


1  Das  lässt  sicli  aus  demFall  deaCilestias  Bchlies- 
sen,  S.7Ö8  n .  4.  Dass  deiGerichtsstaiid  nicht  Bäher 
erwähnt  wird,  erklärt  sich  in  Betreff  der  BlBchöfe 
daraus,  dass  bei  der  Verschiedenheit  der  über  sie 
urtheileuden  synodalen  Organe  yon  der  Entwick- 
lung fester  Normen  für  die  örtliche  Zuständig- 
keit keine  Rede  sein  konnte,  für  die  Priester  und 
anderen  Qeistllcben  aber,  well  bei  diesen  für  die 
Regel  beide  Gerichtsstände  zusammenfielen, 
kein  Bedürfniss  dazu  vorlag. 

3  Dies  behauptet  Löning  1,  40^  unter  Be- 
rufung auf  c.  23  V.  376  C.  Th.  XVI.  2,  sowie  darauf, 
dass  auch  bei  weltlichen  Strafsachen  in  der  Kaiser- 
zeit der  Gerichtsstand  des  begangenen  Vergebens, 
s.  Gelb,  Gesch.  des  römisch.  Criminalprocesses 
S.  490  ff.  die  Regel  gebildet  habe.  Aber  die  An- 
ordnung der  c.  cit:  ^Qui  mos  est  causarum  civi- 
lium  idem  est  in  negotiis  ecclesiacticis  obtinen- 
dus;  ut  si  qua  sint  ex  quibusdam  dissensionibus 
levibusque  delictis  ad  religionis  observantiam 
pertinentia,  locls  suis  a  suae  dioeceseos  synodis 
audiantur^,  heisst  doch  nur,  dass  auch  die  kirch- 
lichen Discipliuarstrafsachen  vor  den  zuständigen 
Gerichtsbehörden  verhandelt  werden  sollen,  giebt 
aber  keine  nähere  Bestimmung  über  den  Kompe- 
tenzgrund. Nimmt  doch  auch  Löning  1,  2ö8 
n.  2  selbst  an,  dass  der  Bischof  die  Disciplinar- 
gewalt  über  deuDiöcesanklerus  besitze,  und  nach 

c.  29  V.  530  0.  J.  I.  4  soll  die  Anklage  erhoben 
werden :  „irpwrov  xaxd  to6c  Upou^  ^ea^Aouc  itapci 
T(p  xfj«  icöXen«  ^xicncöntp   xad'  f^v  6  xXt)(>»i6c 

3  Aber  nicht  allein,  so  Biencr ,  Beiträge  zu 

d.  Gesch.  d.  Inquisitions-Processes.  Leipzig 
1827,  S.  16(,,der  Anklageprocess  ist  die  Haupt- 
form, der  eigentliche  modus  procedendi  Ordina- 
rius, der  allein  zu  wirklichen  Kirchenstrafen 
führen  konnte''),  auch  Molitor,  üb.  kanon. 
Gerichtsverfahren,  Mainz  1866.  S.  32.  Dagegen 
mit  Recht  Löning  1,  389.  Dass  der  römische 
Anklageprocess  der  Kirche  das  Vorbild  für  die 
Verhandlungen  von  Anklagen  bot,  und  diese  zum 
Theil  die  Formen  desselben  übernommen  hat, 
war  naheliegend.  Darauf  hatte  überdies  die  in 
der  vor.  Anm.  cit.  c.  23  C.  Tb.  XVL  2  hinge- 
wiesen, und  die  kaiserlichen  Kommissare,  welche 
auf  den  Konzilien,  s.  Bd.  III.  S.  336.  629,  so 
z.  B.  431  und  439  zu  Ephesus,  und  461  zu  Chal- 
cedon,  mit  der  Geschäftsleitung  betraut  waren, 
s.  die  Instruktionen  beiMansl  4,  1118  u.  6, 
696.  663,  verfuhren  selbstverständlich  nach  den 
ihnen  gewohnten  weltlichen  Rechtsformen.  Eine 
Zusammenstellung  der  aus  dem  weltlichen  Recht 
berüber  genommenen  Normen  auf  Grund  der 
Kouzilsakten  bei  Devot  i  instit.  can.  IV.  1.  $.  6 
und  danach  bei  Moli  tor  S.  36  ff.  So  begann  das 
Verfahren  mit  der  Ueberreichung  und  Vorlesung 
der  Anklageschrift  (libellus  accusatorius)  —  vgl. 


über  eine  solche  gegen  Johannes  Chryaoetomus 
auf  der  Synode  ad  quercum  403,  M  a  n  s  1 3,  1143. 
1161,  gegen  Eutyches  auf  der  Synode  v.  Kon- 
stantinopel 448,  1.  c.  6,  643.  661 ;  gegen  Flavian 
V.  Konstantinopel  auf  der  Ränbersynode  449, 
1.  c  6,  639;  die  Anklageschrift  des  Eusehius 
gegen  Dioskur  und  die  der  alexandrinischen 
Kleriker  gegen  denselben  auf  dem  Konzil  v. 
Chalcedon  461,  1.  c.  6,  986.  1006;  wegen  der 
afrikanischen  Synode  gegen  Galestlus  t.  411  o. 
412  s.  Maril  Mercatoris  comm.  o.  1,  M anal  4, 
291;  der  subscriptio  wird  ausdrücklich  bei  der 
Anklageschrift  des  Eusebius  gegen  Eutyches  er- 
wähnt, 1.  c.  6,  664.  Nach  dem  Vorbilde  des 
weltlichen  Rechts  bedroht  auch  die  Kirche  die 
Erbebung  wissentlich  falscher  Anklagen  mit 
Strafen,  s.  S.  768  n.  6,  so  bestimmt  insbesondere 
Konstantinopel  381  •—  Ticbtiger382  —  c.  6,  dass 
die  Ankläger  gegen  Bischöfe  sich  vorher  sehiift- 
lieh  zur  Tragung  der  den  Angeklagten  treffenden 
Strafe  verpflichten  sollten ;  vgl.  auch  die  Erklä- 
rung des  Bischofs  Eusebius,  des  Anklägers  des 
Eutyches  448 :  „las  dXö  Ifot  guxo^vtt^c,  dx^ca- 
pe^ö)  T?]c  <üE(a(^  Mansi  6,  737,  und  entzog 
ebenso  gewissen  Personen  das  Recht  zur  Erhe- 
bung von  Anklagen,  s.  a.  a.  0.  u.  GonstanL  382 
c.  6  cit.  In  Bezug  auf  die  Beweismittel  und  des 
Beweisverfahren  konnte  sieh  die  Kirche,  da  hier 
nach  dem  weltlichen  Recht  ebenfalls  freier 
Spielraum  gelassen  war,  diesem  anschUessen, 
doch  wurden  durch  die  kirchliche  Gesetzgehnng 
vereinzelt  auch  bestimmte  Erfordernisse  In  Beeng 
auf  die  Qualifikation  der  Zeugen  aufgesielli, 
S.  769  n.  2;  can.  apost.  76,  welcher  den  Hä- 
retiker bei  Anklagen  gegen  den  Bischof  ans- 
schliesst,  und  Ambrosius,  ep.  6  ad  Syagiium  n.  2, 
Migne  16,  891  erklärt:  „Sl  leges  puhlicas  In- 
terrogamus,  accusatorem  esigunt,  si  ecclesiae, 
duobus  Inqult  et  trlbus  testibus  stat  omne  ver- 
bum"«,  offenbar  im  Hinblick  auf  Nlcaea  325  c  2^ 
dass  der  von  zwei  oder  drei  Zeugen  einer  schwe- 
ren Sünde  überführte  Kleriker  aus  dem  Kien» 
ausscheiden  soll  (vgl.  auch  can.  76  apost.,  nach 
welchem  gegen  den  Bischof  nicht  ein  einziger 
gläubiger  Christ,  sondern  nur  2  oder  3  als  Zeu- 
gen ausreichen). 

4  A.  M.  Devoti  1.  0.;  Molltor  S.  39  IL; 
E  e  s  B 1  er  101,  welche  sich  auf  die  DebereinstiBi- 
mung  mit  dem  weltlichen,  blos  Beschlagnahme 
des  Vermögens  zulassenden  Verfahren  bemfen, 
aber  hinsichtlich  der  Bedeutung  des  Kontnma- 
zial Verfahrens  in  Unklarheit  befangen  sind.  Vgl. 
gegen  sie  Löning  1,  394  und  die  folgenden 
Gitate. 

War  der  Angeklagte  bei  der  Erhebung  nnd 
Ueberweisung  der  Anklageschrift  nicht  anwes^idf 
so  wurde  derselbe  zum  Erscheinen  nndzurVeiant- 
wortung  über  die  erhobene  Anklsge  aufgeferdeit. 


§.  250.]  Die  Strafgewalt.  Komisches  Eeich.  Ausübung  über  die  Geistliohen. 
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war  die  erkennende  Gerichtsbehörde  keineswegs  lediglich  an  die  von  dem  Angeklag- 
ten Yorgebrachten  Beweise  gebunden^. 

2.  Konnte  selbstverständlich  anch  im  Falle  einer  Offenkundigkeit  des  Vergehens  2, 


can.  apoBtol.  74:  „'Eicloxonoc  xarrffO^Msxa 
^C  Tcvi  icapd  d&onioTov  dv^pd^ncov,  xaXeta^at 
aMn  dvo^xatov  bizh  t&v  iiriox^Tccuv'  xav  p-ev 
dirovr^o'^  *ol  6fi(DXoYif)OiQ  ?j  iktf^Mt],  hp[lj£9%ai 
TÖ  liriT((i.tov*  el  ht  xaXo6p,evoc  (Jt'?|  6iTaxo6aot, 
xaX£(9^a>  xal  ^eörepov,  dliT08TeXXofjk£vQ>v  Itt^  aöxov 
56o  diitaxöiccDV*  ^av  h^  %a\  oötod  xora^povfjaac 
pi-^  (iitavT^jOTQ,  V)  o6vo5oc  iito^paivia^o  xat  oö- 
Toy  xd  SoxotmO)  Sitnc  pn?)  W^ig  xep5a(v€iv  (poYO- 
Sixdvv'';  Hippo  393  (s.  g.  Garthago  III)  c.  7,  und 
nach  zwei-,  auch  dreimaliger  Wiederholung  der 
Ladung,  Beispiele  dafür  bei  Fes  sie  r  S.  100. 
107. 108  (zu  Ephesus  431),  8.  111  fif.  (zu  Kon- 
Btanttnopel  448,  betr.  Eutyohes)  S.  128  ff.  (Ghal- 
cedon  451  betr.  Dioskur),  konnte  in  contumaciam 
Terhandelt,  also  auch  der  Angeklagte  verurtheiit 
werden,  s.  die  in  der  Sache  selbst,  d.  b.  nicht  we- 
gen des  Ungehorsams,  sondern  derden  Angeschul- 
digien  zur  Last  gelegten  kirchlichen  Vergehen 
ergangenen  Oontumazialurtbeile  gegen  Ghrysto- 
stomos  auf  der  Synode  ad  quercnm,  Man  gl  3, 
1151,  gegen  Nestorius  zu  Ephesus  431,  L  c.  4, 
1212,  und  Dioskur  zu  Ghalcedon  451,  1.  c. 
6,  1045. 

Der  AnkUger  durfte  dagegen  die  Anklage 
nicht  fallen  laasen,  nach  Hippo  393  o.  7  wurde 
er  in  diesem  Falle  mit  der  Ausschliessung  aus 
der  Kirche  bestraft  (dieselbe  Strafe  gegen  die 
nicht  erschienenen  Ankläger  des  Biscbofs  Ibaa 
T.  Edessa  auf  der  Synode  t.  Antiochien  447  o. 
448Terhingt,  Mansi7,  221;  Hefele2,  313), 
doch  konnte  das  Gericht  unter  Zustimmung  des 
Angeklagten  auf  eine  Aussöhnung  mit  dem  An- 
kläger, wie  dies  die  Synode  v.  Tyrns  448  o.  449 
zwischen  den  Anklägern  des  Ibaa  und  dem  letz- 
teren Mansi  7,  201;  He  feie  2,  480,  ge- 
ihan  hat,  hinwirken. 

Wegen  des  Rechtes  des  Angeschuldigten,  par- 
teiische Bischöfe  auf  den  Synoden  als  Richter  zu 
rekusiren,  das  allerdings  gegen  Athanasius  zu 
Tyrus  (351)  und  gegen  Gbrystostomos  auf  der 
Synode  ad  quercum  (403)  missachtet  worden 
ist,  Löningl,  396. 

1  So  ernannte  die  Synode  von  Tyrus  (335),  um 
die  gegen  Athanasius  erhobenen  Beschuldigun- 
gen festzustellen,  eine  Kommission  tou  Bischö- 
fen, weichein  derLandschaftMareotisanOrt  und 
Stelle  eine  Untersuchung  darüber  führen  sollten, 
Hef  ele  1,  467,  und  die  t.  Konstantinopel  (448) 
eine  Deputation  tou  Priestern  und  Diakonen, 
jun  darüber  Erhebungen  zu  machen,  ob  Euty- 
cbes  die  Mönche  der  umliegenden  Klöster  aufge- 
wiegelt habe,  Mansi  6,  706;  Hef  ele  2,  323; 
Tgl.  auch  Löning  1,  398. 

2  Eigenthümlich  ist  die  Auffiissnng  Ton  Lö- 
ning 1,  389 :  „Durch  die  Yerbängung  Yon  Dis- 
eiplinarstrafen  ahndet  die  kirchliche  Oemein- 
aehaft  die  Verletzungen,  die  ihr  selbst  von  ihren 
Mitgliedern  zugefügt  worden  sind.  Vertreter 
der  Oemeinschaft,  Träger  der  Oemeinschafts- 
gewalt  ist  der  Bischof  in  dem  Bisthum,  die  Sy- 
node in  der  Provinz.    Es  bedarf  deshalb  (I) 


keiner  Anklage,  um  die  Bestrafung  eines  öffent- 
lichen Sünders  durch  den  Bischof  oder  die  Synode 
herbeizuführen.  Es  ist  nur  erforderlich,  dass 
Bischof  oder  Synode  sich  die  Gewissheit  ver- 
schafft haben,  dass  ein  Glied  der  Kirche  ein 
offenkundiges  Vergehen  begangen  hat''  und  a.  a. 
0.  S.  401 :  „Immer  aber,  vrie  hier  zum  Schlnss 
wiederholt  werden  muss,  wurden  kirchliche 
Strafen  im  Disciplinarvergehen  nur  verhängt, 
wegen  offenkundiger  Vergehen,  nicht  wegen  ge- 
heimer Sünden^.  Den  zuerst  gemachten,  mit 
„deshalb'^  eingeleiteten  Schlnss  kann  ich  nicht 
für  zutreffend  erachten,  und  dass  es  sich  auf  den 
Verhandlungen  der  angeführten  Synoden  blos 
seitens  der  Ankläger,  um  die  Feststellung  der 
Notorietat  des  Vergehens  gehandelt  habe,  ist 
nicht  richig,  wie  dem  auch  die  eigene  Dar- 
stellung LöningsS. 398 ff. widerspricht  Eben- 
sowenig wird  diese  Auffassung  duroh  das  von 
ihm  angezogene  Konzil  t.  Vaison  442  c.  7  oder 
vielmehr  den  offenbar  gemeinten  c.  8  gestützt. 
Hier  heisst  es:  „Quod  si  se  tantum  episcopus 
alicui  sceleris  conscium  novit,  quamdiu  probare 
non  potest,  nihil  proferat,  sed  cum  ipso  ad  com- 
punotionem  eins  secretls  correptionibus  elaboret : 
qnl  si  correptus  pertinacior  fuerit,  et  se  commu- 
nioni  publicae  ingesserit,  etiamsi  episcopus  in 
redarguendo  illo  quem  reum  iudicat,  probationi- 
bns  deflciat,  indemnatus  licet  ab  his  qui  nihil 
sdunt,  secedere  ad  tempns  pro  persona  maioris 
auctoritatis  iubeatur,  illo,  quamdiu  probari 
nihil  potest,  in  communione  omnlum  praeter- 
quam  eins  qui  eum  reum  iudicat,  permanente^. 
Danach  soll  ein  Bischof,  welcher  allein  Kennt- 
niss  von  dem  kirchlichen  Straf-  oder  Disciplinar- 
vergehen eines  anderen  (Bischofs,  das  ergiebt 
der  Zusammenhang,  namentlich  cit.  c  7,  s.  nach- 
her) besitzt,  sofern  er  es  nicht  beweisen  kann, 
den  angeblich  schuldigen  durch  geheime  Ermah- 
nungen zur  Reue  zu  bewegen  suchen ;  wenn  aber 
der  Ermahnte  sich  hartnäckig  zeigt  und  sich 
(ohne  dass  er  seine  Sünde  bereut,  also  im  Ge- 
heimen Busse  zu  thnn  bereit  ist)  nicht  von  der 
öffentlichen  Gemeinschaft  (d.h.  der  zur  Synode 
versammelten  Bischöfe,  also  von  der  Synode  oder 
dem  öffentlich  abzuhaltenden  gemeinsamen 
Gottesdienst)  fem  hält,  so  soll  ihm  von  den  Mit- 
gliedern der  Synode,  obwohl  sie  beim  Mangel  an 
Beweisen  seitens  ihres  Amtsbruders  nichts  von 
dem  Vergehen  des  Ermahnten  wissen  können, 
wegen  der  hohen  Stellung  des  Ermahnenden  auf- 
gegeben werden,  sich  für  die  Zeit  (d.  h.  während 
der  Dauer  der  gerade  tagenden  Synode)  von  ihnen 
fernzuhalten,  ohne  dass  er  jedoch,  so  lange  nichts 
bewiesen  ist,  von  der  communio  fraterna  (S.  742) 
der  übrigen  Bischöfe  —  abgesehen  von  der  des- 
jenigen, welcher  ihn  für  schuldig  erklärt  —  aus- 
geschlossen werden  darf.  Diese  Stelle,  welche 
der  von  Löning  in  Bezug  genommene  He  feie 
2,  297  im  wesentlichen  ebenso  erklärt,  nur  dass 
er  das :  ad  tempus  als  „auf  einige  Zeit"  auffasst 
und  Unklarheit  darüber  bestehen  lässt,  ob  er  die 
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3.  ferner  im  Falle  einer  Selbstanzeige  oder  eines  Geständnisses  ^,  endlich  aber 


anch 


4.  von  amtswegen  ein  Verfahren^  eröffnet  werdend 


commonio  fratema  oder  die  Klrchengemelnsohaft 
überhaupt  meint,  weist,  niobt  wie  Löning  an- 
nimmt, einen  Gegensatz  zwischen  geheimen  und 
zwischen  ofPenknndigen  Vergehen,  sondern  zwi- 
schen einem  geheimen  nnd  einem  solehen,  wel- 
ches, wenn  es  Dicht  offenkundig  ist,  nicht  be- 
wiesen weiden  kann,  auf. 

Nicht  minder  steht  der  Ansieht  Lönings  der 
vorangehende  c  7  ibid.  entgegen :  ^^Placuit  piae- 
teiea  accusandi  licentiam  etiam  in  nostri  ordinis 
sl  qua  existit  levitAte  comprlmere,  ut  se  episco- 
pus  si  quem  iudicat  abstinendum  et  pro  humi- 
liatione  et  correctione  fratris  assnrgit,  exorari  a 
ceteris,  acqulescat  fratri  de  quo  agitur  correp- 
tione  et  commlnatione  adhibita*,  sin  autem  de 
crimine  aliquem  putat  esse  damnandum,  accusa* 
toris  Tice  discutiendum  sciat,  fas  est  enlm,  ut 
quae  uni  piobantur,  probentui  omnibus".  Denn 
auch  hier  wird  fQr  ein  crimen,  dessen  Begehung 
nur  dem  einen  Bischof  bekannt,  also  geheim  und 
nicht  öffentlich  ist,  von  dem  Ankläger  ein  Be- 
weis, welcher  die  Übrigen  richterlichen  Mitglieder 
der  Synode  überzeugt,  yerlangl 

1  Loningl,  399  behauptet,  dass  im  Gegen- 
satz zu  dem  weltlichen  Kriminalprocess  der  Zeit, 
in  welchem  dem  Gestandiiiss  keine  unbedingte 
Beweiskraft  mehr  zugeschrieben  wurde,  -vielmehr 
der  Richter  die  Gaubwürdigkeit  desselben  zu 
prüfen  hatte,  im  kirchlichen  Disciplinarverfahren 
auf  Jedes  Gestindniss  hin  eine  Yeruitheilung 
hätte  erfolgen  müssen,  denn  entweder  sei  das 
Geständnlss  der  Wahrheit  entsprechend,  also  ein 
genögender  Beweis  der  Anklage  gewesen,  oder  es 
sei  der  Wahrheit  zuwider  abgelegt  worden,  dann 
hätte  eine  öffentliche  Lüge  des  Angeklagten  Tor- 
gelegen,  die  als  schweres  kirchliches  Vergehen  zu 
bestrafen  gewesen  wäre.  Auch  diese  Meinung 
kann  ich  nicht  für  haltbar  erachten.  Wenn  er  sich 
dafür  auf  Yalence  374  c  4  beruft :  „ut  sdretis, 
quicumque  se  sub  ordinatione  vel  diaconatus  Tel 
presbyterii  vel  episcopatus  mortali  crimine  dixe- 
rintse  essepoUutos,  a  supradictis  ordinationibus 
submovendos,  reos  sc.  vel  veri  confessione  vel  men- 
dacio  falsitatis.  Neque  enim  absolvi  in  hls  potest, 
si  in  se  ipsos  dixeiint,  quod  dictum  (d.  h.  doch 
das  mortale  crimen,  nicht  die  confessio  oder  die 
falsitas  mendacii)  in  alios  puniretur,  cum  omnis 
qui  sibi  fuerit  mortis  causa,  maior  homicida  fue- 
rit"  und  die  epistola  desselben  Konzils :  „Et  licet 
non  ignoraremus,  multos  verecuudia  et  nonnullos 
suscipiendi  sacerdotii  motu  trepldos,  quae  utique 
Signa  sunt  sanctitatis,  falsa  in  se  reiiciendi  hono- 
ris causa  dixisse :  tarnen  quia  omnium  fere  ad  ea 
quae  sunt  peiora  proclive  iudicium  est,  etmateries 
disputationum  ex  obtrectatione  sacerdotum  dei 
quaeritur,  sedit  in  synodo,  ut  quisquis  de  se  vel 
vera  vel  falsa  dixisset,  fldes  ei  quam  suomet 
testimonio  conflrmaret,  haberetur'',  so  ist  hier 
lediglich  von  der  Irregularität  des  Vergehens 
(Bd.  1.  S.  38)  die  Rede  und  blos  in  Betreff  der 
Feststellung  derselben  eine  rein  singulare  Be- 
stimmung getroffen.    Für  das  Disciplinaistraf« 


verfahren  wird  keine  allgemeine  Beweif legel  auf- 
gestellt. Auch  findet  sieh  eine  solche  nicht  in 
anderen  Quellen,  noch  ist  schlechtbin  jede  oder 
auch  nur  Jede  öffentliche  Lüge  in  solchoi  fut 
ein  schweres  kirchliches  Vergehen  erklärt  worden. 

2  Löning  1,  400  meint,  dass  die  Synode  du 
Verfahren  beginnen  konnte,  wenn  ihr  das  Yei^ 
gehen  bekannt  war,  so  das«  entweder  eine  Be- 
weisaufnahme nicht  mehr  nothwendlg  war,  weil 
der  Beklagte  nicht  leugnete  (das  fallt  aber  unter 
den  Fall  der  Offenkundigkeit)  oder  die  Wahrlielt 
der  Thatsache  sich  durch  Zeugenaussagen  her- 
stellen liess.  Wenn  er  sich  für  das  letztere  anf 
die  S.  770  n.  3  oitirte  SteUe  in  Ambiosii  ep.  5 
beruft,  so  ist  dabei  unbeachtet  gelassen,  daas  es 
dort  weiter  heisst:  „Inoffensus  igitur  afliectos 
testium  quaeritur,  Ita  tarnen  ut  accusator  priu 
in  medium  procedat'',  dass  also  dort  gar  nicht  In 
dem  Mangel  des  Anklägers  der  Gegensatz  zwi- 
schen dem  weltlichen  und  dem  kirchlichen  Ver- 
fahren gefunden  wird. 

'  Dies  ergiebt  sich  daraus,  dass  die  Kirche  die 
Formen  römischen  Anklageprooesses  ent  seit 
dem  4.  Jahrhundert  und  zwar  nur  theUweise 
her  übergenommen  hat,  S.  770  n.  3  und  dass  sIm 
früher  auch  sicherlich  auf  eine  formloae  Anzei|e 
hin,  namentlich,  wenn  der  Anzeigende  genügende 
Beweismittel  an  die  Hand  gab,  procedirt  wurde. 
Femer  war  auch  der  kirchliche  Obere  bei  ddn- 
gendem  Verdacht  berechtigt,  seinerseits  Eilie- 
bungen  anzustellen  und  nach  Beweismitteln  n 
forschen,  sowie  falls  diese  dann  zui  Ueberfuhrong 
genügten,  auch  Disciplinarstrafen  zu  verhängen, 
s.  Augusün.  ep.  65  ad  primatem  Namid.,  Migne 
33,  t234,  welcher  in  Betreff  eines  Priesten 
schreibt :  „Qui  cum  non  ambularet  vlas  servoruni 
dei,  non  bonam  famam  habere  coeperat,  qua 
ego  conterritus,  non  tarnen  temere  aliqnid  eie- 
dens,  sed  plane  soUidtior  factus,  operam  dedi, 
si  quo  modo  possem  ad  aliqua  malae  eenvena- 
tionis  eius  certa  indicia  pervenire.  Ae  primo 
comperi,  eum  pecuniam  euiusdam  rusticani  dl- 
vino  apud  se  commendato  Interveriisse,  ita  nt 
nullam  Inde  posset  probabUiter  reddere  ratifr- 
nem.  Deinde  convictus  et  oonfessus  est,  die  ie- 
innii  Natalis  domini  ....  apud  quandam  malae 
famae  mulierem  et  prandisse  et  coenasse  et  in 
una  domo  manslsse".  Nach  dem  weiteren  Ver- 
Uuf  des  Briefes  hat  Augustln  den  Prlestet 
wegen  der  zuletzt  gedachten  Thatsachen  abge- 
setzt, nicht  aber  wegen  der  nicht  sioher  festge- 
stellten Unterschlagung,  in  Betreff  welcher  er 
bemerkt:  „quae  negavlt  deo  dimisi,  iudifians  qnae 
occultare  non  permissus  est''.  Nicht  damit  im  Wi- 
derspruche steht  Gregor  I.  ep.  lU.  46,  ed.  Btn,% 
656  (c.  7  Dist.  XXXIII),  denn  wenn  hier  eUen 
Bischof  angerathen  wird,  sein  Amt  niedeon* 
legen,  und  keine  weitere  Untennchnng  veranlasst 
wird,  so  geschieht  dies  deshalb,  weil  nicht  fest- 
zustellen war,  ob  er  mit  der  Konkubine,  welc^ 
er  in  früherer  Zeit  gehabt  hatte,  noch  nach  den 
Empfang  der  heiligen  Weihen  weiteren  U&g*D{ 


§.  251.] 
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Ebensowenig  wie  bei  den  Laien  ist  endlich  vor  der  Verhängnng  einer  kirchlichen 
Strafe  oder  Disciplinarstrafe  gegen  ELieriker  stets  eine  mehrmalige  Mahnung  [monitio 
eanontea)  erforderlich  gewesen  ^ 

Dass  der  älteren  Kirche  die  s.  g.  poenae  oder  censurae  hUae  sentenHae  dberhanpt 
fremd  geblieben  sind  ^,  ergiebt  der  Umstand,  dass  sie  anch  in  dem  kirchlichen  Dis- 
ciplinarstrafrecht  nicht  vorkommen'.  Es  gehört  vielmehr  die  Entwicklung  und  Aus- 
bildung dieser  Art  von  Strafmitteln  erst  einer  späteren  Zeit  an. 


§.251.    cc.  Die  Straf"  und  DtsdpUnarsirafgewalt  des  römischen  Bischofs, 

I.  Das  Konzil  von  Sardika.  Katholischerseits  wird  aus  dem  Primate  des 
Papstes  die  oberste  Straf-  und  Disciplinaijurisdiktion  hergeleitet^,  und  die  Bethä- 
tigung  derselben  möglichst  weit,  namentlich  schon  bis  in  das  2.  Jahrhundert  zurttck- 
verlegt^.  Eine  von  dogmatischer  Fesselung  unbeeinflusste  historische  Forschung 
kann  die  Annahme  von  Primatialrechten,  welche  von  Anfang  an  dem  römischen 


gehabt  hatte  (Falsch  Hlldenbrand,  d.  pni- 
gatfo   canonica    n.    vulgaris.     MQuchen    1841. 

S.  37.  3a) 

Aaf  blossen  Verdaoht  hin  sollte  allerdings 
keine  Yerortheilung  erfolgen,  c.  18.  ^.  2  (Au- 
guatin.  sermo  361  de  poen.)  G.  II  qn.  1 :  „nolnlt 
(apostolus)  bominem  ab  homine  ladlcari  ex  aibi- 
trio  saspidonis  vel  etiam  extraordinario  nsnrpato 
Indieio,  sed  potlut  ex  lege  dei  socnndam  ordinem 
eeclesiae  slve  nitro  confessnm  sWe  accusatam 
atqne  eonTictnm^.  Demnach  konnte,  ireun  die 
etwa  im  Falle  eines  Yerdacbts  von  Amtswegen 
Torgenommenen  Erhebungen  zn  keinem  Ergeb- 
niss  geführt  hatten,  nicht  weiter  eingeschritten 
werden,  Tgl.  ep.  65  Angust.  cit.  Dass  man  Ton 
dem  Yeidächtigen  einen  Reinignugseid  forderte, 
ist  eine  erst  daroh  Einflass  des  germanischen 
Rechtes  herrorgernfene  Uebnng,  Loning  2, 
504,  welche  sich  in  Italien  nicht  vor  dem  6.  Jahrb. 
findet,  Tgl.  z.  B.  Gregor  I.  ep.  II.  33,  ed.  Bened. 
2,  697  (c.  6  0.  II.  qn.  5).   S.  unten  $.  268. 

*  Vgl.  darüber  die  Ausführungen  S.  761.  Ein 
Fall,  in  welchem  die  dreimalige  Mahnung  den 
Zweck  hat,  den  strafbaren  Ungehorsam  festzu- 
stellen, bei  Gregor  I.  ep.  III.  66,  1.  c.  2,  667. 

«  S.  761. 

3  K ob  er,  Deposiüon  8.  206  findet  fteiUch 
eine  Absetzung  ipso  iure  in  c  6  C.  IX.  qu.  2, 
d.  h.  Antiochien  341  c  13.  Hier  wird  dem 
Bischof  das  Eindringen  in  eine  fremde  Exarchie 
and  Amtiren  in  derselben,  namentlich  das  Wei- 
hen der  fremden  Kleriker  untersagt  und  dann 
bestimmt:  „&cupa  |Aev  xa  &ii'  ouxoü  iiS7ipaY(A^va 
■tuY^dvetv  xal  aöröv  hk  hniyjiv^  xfjc  ^xoEiac  a^Tou 
xat  T^c  icapaX^Y^^  dni^^eip^oeoDC  iihv  irpoci^ou- 
ooEV  Sixt^v,  xa^pir)|x£vov  tfyf\  ^auvev  ^ffiri\  6ic6 
T^C  ^YMc  ouvöSou*^  Demnach  sollen  die  Hand- 
lungen des  Bischofes  ungültig  sein  und  er  der 
gebührenden  Strafe  unterliegen,  indem  er  von 
da  an  schon  Ton  der  h.  Synode  abgesetzt  ist. 
]>amlt  wird  aber  nicht  ausgesprochen,  dass  er 
ohne  Weiteres  sein  Amt  verliert,  sondern,  wenn 


die  gebührende  Strafe,  d.  h.  die  Absetzung, 
Nicaea  c.  16,  gegen  ihn  Terhängt  wird,  soll  sie 
als  Ton  der  Zeit  des  unbefugten  Amtirens  ab 
erfolgt  gelten,  d.  h.  retrotrahirt  werden,  damit 
seine  Amtshandlungen  als  ungültig  betrachtet 
werden  können.  Dass  dies  die  richtige  Auffassung 
ist,  ergiebt  der  aus  c.  13  excerpirte  can.  apost. 
36,  welcher  schlechthin  anordnet :  xadaipeiodo», 
wie  denn  auch  die  Hispana,  s.  c.  6  G.  IX.  qu.  2 
und  Dionysius  die  Stelle  übereinstimmend  in 
dem  hier  wiedergegebenen  Sinne  übertragen. 

Ebensowenig  beweisen  die  Ton  K  o  b  e  r ,  Sus- 
pension der  Kirchendiener  S.  46  angeführten 
Stellen  etwas  für  das  Vorkommen  von  Suspen- 
sionen latae  sententiae.  Wenn  das  Nlcänum 
c,  16  (o.  3.  Dist.  LXXl)  und  Ghalcedon  461  c.  6 
(c  1  Dist.  LXX)  die  von  fjremden  Bischöfen  er- 
thellten  oder  die  ohne  Titel  gegebenen  Weihen 
für  ixupoc  erklären,  und  dem  Geweihten  die 
Ausübung  der  so  erlangten  Weiherechte  Terboten 
wird,  so  handelt  es  sich,  falls  man  die  betref- 
fende Ordination  selbst  nicht  als  nichtig,  sondern 
blos  als  unerlaubt  betrachtet.  Tgl.  auch  Hef  ele 
2,  611,  bei  dem  gedachten  Verbot  in  erster 
Linie  um  eine  Folge  der  mit  einem  Mangel  be- 
hafteten Weihe,  nicht  um  eine  Strafe.  Wie 
Kober  dagegen  in  ep.  Gelasii  I  ad  episc.  Lu- 
can.  0.  19  (Thiel  1,  373):  „Si  corpore  saucia- 
tum  fortassis  aut  debilem  nequaquam  saneta  con- 
tingere  lex  divlna  permittit",  wonach  Verstüm- 
melte Tom  Altardienst  ausgeschlossen  werden 
sollen,  eine  Strafe  1.  s.  finden  kann,  ist  ebenso 
unTerstindllch  wie  die  gleiche  Auffassung  des 
e.  64  cod.  eccl.  Afric.  (s.  g.  Carth.  HI  c.  44). 

*  Vgl.z.B.  Phillips  K.R.  6,  216;  Kober, 
Deposition  S.  380  ff. ;  Hef  ele  1,  670  und  die 
dort  citirten  Aelteren. 

s  So  namentlichTon  P  h  i  1 1  i  p  s  6, 230,  während 
die Gallikaner  z.  B.  Petrus  de  Marca  deconoor- 
dia  sacerdotii  et  imperii  VII.  3.  $.  6.  (weitere  An- 
führungen bei  Hef  ele  a.  a.  0.)  dies  geläugnet 
haben. 
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I.  Die  Hierarchie  und  die  Leitung  der  Kirche  durch  dieselbe. 


[§.  251. 


Biflohofe  zugestanden  und  znnftchst  nnr  latent  geblieben  sind,  nicht  fELr  bereclitigt 
erklären,  muss  sich  Tieimehr  auf  den  Standpunkt  stellen,  dass  der  römische  Biachof 
die  hier  gehörigen  Rechte  erst  im  Laufe  der  Zeit  erworben  hat,  und  dalier  die 
ersten  Fälle,  in  denen  sie  sich  äussern,  sowie  die  Ursachen,  welche  den  Erwerb 
derartiger  Rechte  ermöglicht  und  herbeigefOhrt  haben,  zu  ermitteln  suchen. 

Bis  zum  Konzil  von  Nicäa  besass  der  römische  Bischof  allein  über  Italiea  die 
Metropolitangewalt^,  aber  ausserhalb  desselben  keine  höheren  Leitnngsrechte  über 
andere  Diöcesen  und  ihre  Bischöfe  ^.  Soweit  den  Metropoliten  die  Straf- und  Diseipli- 
narstrafgewalt  innerhalb  ihrer  Provinz  zustand,  kam  sie  ihm  also  über  die  italienischen 
Bisthümer  zu  ^,  aber  keineswegs  hat  er  schon  zu  dieser  Zeit  und  von  derselben  ab 
das  Recht  besessen,  aus  allen  Theilen  der  Earche  Appellationen ,  insbesondere  in 
Straf-  und  Disciplinarstrafsachen,  anzunehmen  ^. 


i  Bd.  I.  S.  102.  213 ;  Bd.  IL  S.  3.  4 ,  also 
über  die  17  Relchsprovinzen,  in  welche  Italien 
seit  Diokletian  (292)  verfiel,  Löningl,  436. 

2  Bd.  III.  S.  682.  683;  Löning  1,  426.  427. 

8  S.  0.  S.  763.  769. 

4  Als  ältestes  Beispiel  fuhit  Phillips  5,  230 
die  Appellation  des  bekannten  Marcion  an,  wel- 
cher Ton  seinem  eigenen  Yatez,  dem  Bischof 
Y.  Slnope  ans  der  Kirche  ansgestossen  war  und 
Stattsich  an  den  zuständigen  Metropoliten,  den  Bi- 
schof T.  Amasea  zu  wenden,  in  Rom  während  der 
Vakanz  des  romischen  Stuhles  nach  dem  Tode 
des  Hygin  TOn  dem  römischen  Klerus  die  Los- 
sprechnng  und  die  Aufnahme  in  den  römischen 
Klerus  vergeblich  yerlangt  hatte.  Ganz  abgesehen 
davon,  dass  -alle  diese  Thatsachen  keineswegs 
feststehen,  Jacobil.  Herzog,  Real-Encyklo- 
pädie  2,  231,  bemerkt  Phillips  selbst,  dass  die 
Zurückweisung  darauf  hiu,  dass  Niemand  ohne 
Genehmigung  des  eigenen  Bischofs  in  den  Kle- 
rus einer  anderen  Kirche  aufgenommen  werden 
dürfe ,  erfolgt  ist ,  und  widerlegt  damit  seine 
eigene  Annahme,  denn,  wenn  er  weiter  hervor- 
hebt, dass  in  der  Möglichkeit,  mindestens  auf 
dem  Wege  der  Gnade  eine  Aufhebung  der  unge- 
rechten Sentenz  zu  erlangen,  eine  Appellation 
im  weiteren  Sinne  gelegen,  und  dass  nicht  der 
Ausgang  der  Appellation  den  Charakter  dersel- 
ben bestimme,  so  sind  das  alles  nur  gewundene 
Erklärungen  des  Sachverhaltes,  welche  etwas 
nicht  Beweisbares  nicht  zu  beweisen  vermögen. 

Ebensowenig  ergiebt  sich  die  Thatsache,  dass 
(P  h  i  1 1  i  p  s  6,  234)  der  Bischof  Privatus  v.  Lam- 
besa,  welcher  von  einem  afrikanischen  Konzil 
von  70  Bischöfen  abgesetzt  war,  ep.  69,  Har- 
tel  p.  677  u.  ep.  36,  p.  575,  nach  Rom  appellirt 
hat  aus  diesen  Briefen  (vgl.  Hefele  2,  109), 
vielmehr  hat  er  mit  Rücksicht  auf  das  Schisma  in 
der  afrikanischen  Kirche  die  Gewährung  der 
Gemeinschaft  seitens  der  römischen  Kirche,  s. 
Bd.  II.  S.  520,  nachgesucht.  Nicht  minder  ten- 
denziös ist  es,  wenn  Phillips  S.  236  eine 
Appellation  der  auf  der  carthagischen  Synode  v. 
251  verurtheilten  Anhänger  des  Felicissimus  an- 
nimmt. Ep.  Gyprian.  59,  Hartel  p.  683:  ,,po8t 
ista  adhnc  insuper  pseudo-episcopo  sibi  ab  haere- 
ticis  constituto  (Fortunatns)  navigare  audent 
et  ad  Petri  cathedram  atque  ad  ecdesiam  prlnci- 


palem,  unde  unitas  sacerdotalis  exorta  est,  ab 
schismaticis  et  profanis  litteras  ferre  nee  cogitare 
eos  esse  Romanos  quorum  fldes  apostolo  praedi- 
cante  laudata  est,  ad  quos  perfldia  habere  non 
posait  accessum.  Quae  autem  causa  veniendi  et 
pseudoepisoopum  contra  episcopos  factum  nnn- 
tiandi?  aut  enim  placet  illis,  quod  feceront  et  in 
Buo  scelere  perseverant :  aut  si  displicet  et  rece- 
dunt,  sciunt,  quo  revertantur.  Nam  cum  statu- 
tum  Sit  ab  omnibus  nobis  et  aeqnnm  Bit  pariter 
ac  iustum,  ut  uninscuiuaque  causa  illic  audiatur, 
ubi  est  crimen  admissum  et  singulis  pastoribus 
portio  gregis  sit  adscripta  quam  regat  nnoBquis- 
que  et  gubemet  rationem  sui  actus  domino  reddi- 
turus,  oportet  utique  eos  quibus  praesumus^  non 
circumcursare  vel  episooporum  eoncoidlam  oohae- 
rentem  suasubdolaetfallacitemerltate  conlideie, 
sed  agere  illic  causam  suam,  ubi  et  aecnsatoies 
habere  et  testes  sui  criminis  possint:  nisi  si 
paucis  desperatis  et  perditis  minor  videtur  au»* 
toritas  episcoporum  in  Afiica  eonstitutorum  qni 
de  Ulis  iam  iudicaverunt  et  eomm  oonsdentiaai 
multis  delictorum  laqueis  vlnctam  iudleii  sui 
nuper  gravltate  damnarunt.  Jam  causa  eomm 
cognita  est,  iam  de  eis  dicta  sententia  est,  nee 
censurae  congruit  sacerdotum  mobilia  atque  in- 
constantls  animi  levitate  reprehendi,  cum  domi- 
nus doceat  et  dicat :  sit  sermo  vester,  est.  est, 
non,  non";  zeigt,  dass  die  Anhänger  des  Fortu- 
natus  die  Anerkennung  der  kirchlichen  Gemein- 
schaft in  Rom,  also  die  Anerkennung  des  recht- 
mässigen Bischofs,  haben  erlangen  wollen,  und 
dass  Gyprian  dem  römischen  Bisehof  Cornelius 
unter  Bezugnahme  auf  die  erwähntes  Statuten  der 
afrikanischen  Kirche,  welche  die  Ausfibung  da 
Disciplinargewalt  durch  einheimische  Synoden 
verlangen,  auseinandersetzt,  dass  den  reeht»- 
kräftig  Yernrtheilten  die  begehrte  Gemeinatihaft 
nicht  gewährt  werden  könne.  Dass  das  Statat 
das  Recht  des  Papstes  zur  Annahme  von  Appel- 
lationen nicht  prineipiell  in  Abrede  gestellt, 
sondern  nur  den  Missbräuchen  derselben  habe 
steuern,  auch  sich  gar  nicht  auf  die  AppeHationen 
der  Bisehöfe  bezogen  habe,  Phillips  S.  237, 
sind  ledlglioh  Behauptungeti,  welche  durch  den 
Inhalt  des  Briefes  nicht  erwiesen  werden.  Ferner 
hat  auch  die  demnächst  von  Cornelius  in  Bon 
251  gehaltene  Synode   keinen  Spruch  über  die 


§.  251.] 


Die  Strafgewalt  Kömischefl  Reich.  Der  römiBche  Bischof. 
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Yielmehr  hat  erst  das  Konzil  von  Sardika  (343)  dem  römischen  Bischof  gewisse 
hierher  gehörige  Befngnisse  beigelegte   Nach  den  Kanonen  desselben ^  kann: 


angebliche  Appellation  abgegeben,  sondern  nur 
ihr  EinyeratandniBs  mit  der  von  Gyprian  und 
seinen  Anhangern  in  Betreff  der  Behandlung  der 
lapsi  angenommenen  Grundsätze  ausgesprochen, 
Enseb.  bist  eccl.  YI.  43;  Gyprian.  ep.  56,  H.  p. 
6%.  627;  Hefelei,    114;  0.  Ritschi,   Gy- 
prian S.  61  ff.  66.  77.  83.  —  Als  weiteres  Bei- 
spiel einer  Appellaüon  fuhrt  Phillips  S.  238 
die  des  durch  eine  spanische  Synode  wegen  Yer- 
lengnung  des  ebristliohen  Glaubens  abgesetzten 
spanischen  Bischofs  BasUides  au  Stephan  I.  an. 
Dieser  hat  sich,  nachdem  bereits  ein  anderer  Bi- 
schof auf  sein  Bisthum  geweiht  war,  allerdings 
an  den  romischen  Bischof  gewendet,  ep.  Gyprian. 
67,    H.  p.  739:  „nee  rescindere  ordinationem 
iure  pexfectam  potest  quod  BasiUdes  post  crimina 
sna  detecta  et  consdeutlae  etlam  propriae  con- 
fessione    nudata  pergens   Stephanum    coUegam 
nostrum  longo  posltum  et  gestae  rei  ac  veritatis 
ignarum  fefellit,  ut  exambiret  reponi  so  iniuste 
in  episcopatum  de  quo  fuerat  iure  depositus''. 
Da  anscheinend  Stephan  den  BasiUdes  in  Schutz 
genommen  hatte,  so  forderten  die  Gegner  des- 
selben in  Spanien  eine  Erklärung  Gyprians  in 
dieser  Angelegenheit,  und  eine  von  dem  letzteren 
II.   254    gehaltene    Synode    billigte    In    ihrem 
Schreiben  (ep.  67  clt.)  die  Absetzung  des  Basi- 
Udes und  die  seines  Genossen  Martialls,  indem 
sie  bemerkte:   „fmstra  tales  episcopatum  sibi 
usurpare  eonantur,  cum  manifestius  sit  eiusmodi 
homines  nee  ecclesiae  Ghristi  posse  praeesse  nee 
deo  sacriflcia  offerre  debere,  maxime  cum  iam 
pridem  noblscum  et  cum  omnibus  omnlno  epis- 
copis  in  toto  mundo  constitutis  etiam  Gornelius 
collega  noster  .  .  .  decreverit,  eiusmodi  homines 
ad  poenitentlam  quidem  agendam  posse  admittl, 
ab   ordlnatione    autem  clero   atque  sacerdotali 
honoie  prohiberi''.    Wenn  Phillips  hierin  eine 
Appellation  an  den  päpstlichen  Stuhl  findet  und 
Garns,    Kirchengesch.   Spaniens.      Regensburg 
1862.  1 ,  264  darin  ein  Zougniss  für  den  Primat 
der  römischen  Kirche,  durch  welchen  ein  spa- 
nischer Bischof    auf    personliches  Nachsuchen 
seine  Wiedereinsetzung  erhalten  habe,  sieht,  so 
haben  die  spanischen  Bischöfe,  welche  sich  an 
Gyprian  gewandt  haben,  sicherlich  nicht  die  Be- 
rechtigung einer  solchen  Appellation  anerkannt, 
denn  sonst  hätten  sie  die  Entscheidung  des  rö- 
mischen Bischofs  abwarten  und  sich  ihr  fügen 
müssen.  Ebenso  unrichtig  Ist  es,  dass  Gyprian 
die  Appellation  des  BasiUdes  als  rechtmässig 
angesehen  hat,  well  er  blos  die  Erschleichnng  der- 
selben herYorhebt.    Ton  einer  Nichtigkeit  der 
Appellation  durch  eine  solche  sprechen  Gyprian 
und  das  Konzil  nicht,  sondern  beide  sagen  viel- 
mehr,  dass  die  Gültigkeit  der  Ordination  des 
Nachfolgers  dadurch  nieht  beeinträchtigt  werde, 
dass  Baailides  nach  Rom  gegangen  und  Stephan 
getäiiBcht  habe,  eine  Aeusserung,  durch  welche 
Gyprian  den  letzteren  offenbar  entschuldigen  will 
CO.Ritschl,  Gyprian S.  111. 112).  Dazukommt 
noch,  dass  Gyprian,  wenn  er  die  Appellation  an 
sich  als  berechtigt  anerkannt  hätte,  nicht  eine 
Synode  yersammeln  konnte,  um  mit  dieser  ein 


Urtheil  in  der  Sache  und  zwar  unter  Missbilli- 
gung des  Papstes,  abzugeben. 

Völlig  unverständlich  ist  es,  wie  Phillips 
S.  240.  241  aus  Euseb.  YII.  30,  nach  welchem 
Kaiser  Aurelian  als  der  abgesetzte  Paul  v.  Samo- 
sata  nicht  aus  dem  bischöflichen  Hause  weichen 
wollte,  0.  S.  727  n.  2;  erklärt  hat:  „to6toic  vel- 
jxai  TÖv  oixov,  oU  av  oi  xaxd  x^v  kaXiav  xal 
T?)v'P<D(xa((»^  TTÖXtv  i7r(oxoirot  tou  6(5^(1.^X0«  liti- 
cx^X.Xo(ev  (Ph.  sagt  fireilich:  für  welchen  sich  der 
Papst  Dionysius  entscheiden  würde  und  lässt  die 
übrigen  Italienischen  Bischöfe  fort)  ein  Zeug- 
niss  des  heidnischen  Kaisers  für  die  oberstrichter- 
liche Würde  des  Papstes  herleiten,  und  femer 
ein  solches  In  der  Einberufung  der  Synode  ▼. 
313  durch  Konstantin  finden  (S.  76ö  n.  6)  kann. 
Ebensowenig  lässt  sich  die  römische  Synode  t. 
341  unter  Julius  I  in  der  Angelegenheit  des 
Athanasius  (Bd.  DI.  S.  628  n.  2)  als  Beweis 
einer  solchen  Gewalt  anführen  (so  Phillips 
S.  243  ff.),  denn  der  Kaiser  Hess  Athanasius 
nicht  nach  Alexandrien  zurückgehen,  ja  diese 
Angelegenheit  Ist  nicht  einmal  mit  der  weiter 
einberufenen  Synode  y.  Sardika  (343)  zu  defi- 
nitiver Erledigung  gekommen,  yielmehr  hat  Atha- 
nasius noch  mehrfach  In  das  Exil  gehen  müssen, 
was  doch  sicherlich  kein  Beweis  für  die  allseitige 
Anerkennung  der  oberst-richterlichen  Befugnisse 
des  römischen  Bischofs  war,  He  feie  1,  531. 
632.  562.  615.  630.  659.  727.  733.  735. 

1  S.  773. 

2  c.  3  Abs.  3  (c.  7  0.  VI.  qu.  4) :  „El  hk 
apa  xtc  dicioxÖTCCDV  Iv  xivt  it^-^iuni  h6^  xaxa- 
xptveo^ai  xal  &itoXap.ßdvet  iauxöv  [l-^  aa^pöv 
dhkä  xaXiv  (ytis  x6  icpäfp.a,  7va  xal  auftic  "f] 
xpUtc  dvaven^^  *  el  5oxei  ()(jl6»v  xiq  dfair^,  üexpoii 
xoO  dirooxöXou  t9)v  |i.vt]fJiT}N  xip.'/jocuuev  xal  ^patpfj- 
vai  TTapa  xo6xa>v  xöv  xptvavxcov  louXCcp  xij)  itzi- 
oxöictp  'PdüjjLtj^,  &axe  &idtxd>VYeixvic6vxaiv  x^dicap- 
yiicf.  intoxöncov,  ei  S^oi  dvavecodfivat  xö  Sixaoxif)- 
ptov  xal  ^itt'yvd&fi.ovac  a6x6c  napao^^ot '  el  (e  (xifj 
ouoxfjvai  56v<xxai  xotoOxov  aOxou  sivat  x6 
iipama,  cbc  icaXiv&tx(a(  XP^^^^'^'  '^^  ärzai  xexpipiva 
[kii  dsakoe9%ai,  xd  hk  dvxa  ßißaia  xu^^dvctv''. 

Cw  4 :  „Faufiivxioc  dir(oxono<  EiTrsN  *  £1  hoxeX 
(ivapialov  icpocxeO^vai  xa6xi]  xig  dico^oet, 
•jjvxtva  dYairfj^  elXtxpivouc  rzMifrn  iScvTfjvova«, 
Aare  las  xic  diiloxoicoc  xadaip^o^  xiq  xplost 
xoüxov  x&v  intox6ictt)v  xöbv  is  •^tiTtiq.  xuYXavövxtuv 
xal  (^QxiQ  Tzdikis  £aux(j>  dicoXoYlac  irpaY|i>a  iiti" 
BdtXXeiv,  fi.-^  Tcp^iepov  eU  rhs  xad^Opav  a6xot> 
Sxepov  &iroxaxaox^vai,  idv  uy)  6  xfjc  Pmfialaiv 
^irloxoiroc  diriTVoi^c  irept  xoüxoü  6pov  I5cn^x|]." 

c.  6  (lateinisch  c.  7;  c.  36  G.  II.  qu.  6):  J'Ootoc 
iicloxoitoc  sIttcv  "Hpecev,  Vi  tX  xic  ^«loxoitoc 
xaxafY^XOelT]  xal  ouva^poio^^vxec  ol  ^tcIoxotcoi 
TT^i  dvopiac  xt}c  aux^c  xoü  ßadfioü  aMs  dicoxi- 
W)ao90i  xal  &oicep  dxxaXeodffxevoc  xaxaopO'j^^n  inX 
x6v  (xaxaptc&xaxov  x^c  'Fofiatov  dxTcXT^aiac  Ima- 
X07C0V  xai  ßouXTjOelT)  auxoD  5taxot>9ai,  $(xai<Sv  xe 
elvai  vofji(oiQ  dvavsdboao&ai  adxoü  x*^  d^xaotv  xou 
icpöiiuaroc,  fpdcpciv  xouxotc  xoic  ouvcitiox6iioig 
xaxa^ic6o|}xotc  drf^iOztOo^iai  tq  iiza^icf^  Iva  aöröv 
inifuXöc  xal  (A£xd  dxpißelac  Ixaoxa  (tepcuvif]- 
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1.  wenn  ein  Bischof  abgesetzt^  ist,  aber  eine  gerechte  Sache  zn  haben  glanbt, 
die  Angelegenheit  entweder  durch  Schreiben  der  Bischöfe,  welche  ihn  yemrtheilt 
habend,  oder  darch  ihn  selbst ^  an  den  römischen  Bischof^  gebracht  werden. 

2.  Der  rönusche  Bischof  hat  in  Folge  dieses  Angehens  darüber  za  befinden,  ob 
eine  nochmalige  Untersuchung  der  Sache  der  Gerechtigkeit  entspricht  oder  nicht  5. 

3.  Im  letzteren  Falle,  d.  h.  wenn  seitens  des  römischen  Bischofs  die  Herbei- 
führung einer  neuen  Verhandlung  abgelehnt  wird,  bleibt  der  frühere  Spruch  beateben 
und  wird  unanfechtbar  ^. 

4.  Im  umgekehrten  Falle  veranlasst  der  römische  Bischof  eine  neue  Unter- 
suchung durch  Bischöfe  aus  der  benachbarten  Kirchenprovinz  ^,  indem  er  sie  sclirifl- 
lieh  dazu  beruft^,  und  sendet  dazu,  wenn  er  es  für  nöthig  findet,  einige  Priester^, 
welche  neben  den  Bischöfen  als  Urtheiler  zu  fnngiren  haben. 

5.  Durch  das  Verlangen  der  Untersuchung  seitens  des  abgesetzten  Bischofs  wird 
die  Vollstreckung  der  Absetzung  bis  zur  weiteren  Entscheidung  der  Angelegenbeit 
insoweit  suspendirt,  als  der  Bischofsstuhl  des  Provokanten  vorerst  nicht  wieder  besetzt 
werden  darf  ^®. 


xaX  ndXis  aoTou  t^  izpSrfu.a  axouff^^ai  %oX  t^  hfhcei 
vq  iauTOu  töv  'PopAimv  ^irCoxoirov  S6^tev  anh 
ToD  ($(ou  icXeupou  itpeoßutipouc  dnoorelXoi,  elvai 
iv  T^  ^Soua(^  aÖTou  toO  ^7ct9x6icou,  Snep  oiv 
xaXu>c  S^etv  (oxtfAdoio  xal  6p(oiQ  heis,  dnooraXij- 
vai  To^c  fA€TA  T&v  dirtoxöncuv  xpivoQycac,  ly(os- 
Tol«  xe  r^jv  aOÄevTlav  toutou  Trop'  oi5  diie9TdiX.72aav* 
xal  Tot/To  dcT^ov.  ei^h.  i(apx€iv  vofAia^  irp6c  t7]v 
Tou  icpaYfAaToc  ^tcItnodoiv  xal  dn6^a9is  toD  iTzi" 
oxöiTou,  not-fjoet  Sircp  av  tq  Ipt^poveordi'nQ  a^ou 
ßouXT^ xaXöoc  iyntis  o6^.  ditrxptvovro  ol  Iitloxo- 

1  Dass  68  sich  nur  am  abgesetzte  Bischöfe 
handelt,  ergeben  die  in  enger  Verbindung  mit 
c.  3  stehenden  c.  4.  5,  s.  vor  Allem  Ho  feie 
1,  673  in  seiner  im  Ganzen  Torurtheilsfreien 
Erörterung  der  Kanones,  in  -welcher  auch  die 
ältere  Literatur  angegeben  ist. 

G.  3  sagt  nicht,  dass  die  Absetzung  gerade  Ton 
der  ProTinzialsynode  erfolgt  sein  muss,  \rie  frei- 
lich gewöhnlich  angenommen  wird,  Löning  1, 
453;  Hefele  1,  576.  Ganz  abgesehen  davon, 
dass  der  Zusammenhang  dagegen  spricht,  da  in 
dem  vorangehenden  Abs.  2  die  Zuziehung  frem- 
der Bischöfe  zu  der  Provinzialsynode  bei  Strei- 
tigkeiten zwischen  den  Bischöfen  innerhalb  der 
Provinz  verboten  wird,  würde  der  Zweck  de» 
Kanons,  den  Bischöfen  eine  grössere  Sicherheit 
gegen  willkürliche  Absetzungen  zu  geben,  in 
einer  Zeit,  in  welcher  nach  der  Praxis  die  Pro- 
ylnzialsynode  nicht  die  einzige  ürtheilsbehörde 
über  die  Bischöfe  war  (S.  766),  zum  Theil  nicht 
zu  erreichen  gewesen  sein.  Vgl.  übigens  auch 
unten  S,  778. 

2  So  der  griecMche  Text  Hefele  1,  569,  s. 
auch  S.  562  n.  2. 

3  Piese  Ergänzung  giebt  c.  5  zu  c.  3. 

«  Mit  Bücksicht  darauf,  dass  c.  3  ausdrück- 
lich den  römischen  Bischof  Julius  nennt,  ist 
mehrfach  behauptet  worden,  dass  die  fraglichen 


Rechte  nur  diesem  persönlich,  nicht  aber  dem 
römischen  Bischof  als  solchem  beigelegt  wordm 
seien,  so  neuerdings  noch  Janus,  der  Papei 
und  das  Konzil.     Leipzig  1869.    8.  84.    Aber 

c.  4.  5  sprechen  schlechthin  vom  römi  sehen 
Bischof,  und  überdies  hätte  es  keinen  Sinn  ge- 
habt, eine  solche  rein  transitorisehe  BestlminBag 
zu  treffen,  so  auch  die  überwiegende  Meinung, 
Hefelei,  571;  Löning  1,  453  n.  1. 

ß  c  3  u.  c.  4. 

0  Wenn  Hefele  1,  576  sagt,  dass  Rom  in 
diesem  Falle  das  erstinstanzliche  Urihell  be- 
stätige, so  entspricht  dies  Jedenfalls  nicht  dem 
griechischen  Texte,  und  auch  der  Uteinische: 
„ea  quae  acta  sunt,  quae  deoreverit  (scU.  romanus 
episcopus,  was  auch  bei  Isidor  und  In  der  Prisea 
steht),  conflrmata  erunt'',  kann  nur  heisaen  :  das, 
was  seitens  des  erstinstanzlichen  Gerichts  ge- 
schehen,  was  der  römische  Bischof  beschlossen, 

d.  h.  die  Ablehnung  einer  neuen  Untersuchung, 
soll  bestätigt,  unanfechtbar  sein,  bedeutet  dem- 
nach nicht  soviel,  dass  der  Papst  die  Absetzung 
durch  seine  Willensmeinung  erst  zur  Rechts- 
wirksamkeit bringt,  sondern  dass  der  schon  frü- 
her gültige  Spruch  nunmehr  auf  keine  Weise 
angefochten  werden  kann.  Findet  doch  Hefele 
selbst  keine  sachliche  Differenz  zwischen  dem 
lateinischen  und  griechischen  Text. 

^  c.  3,  5. 

8  c.  6. 

»  c.  5.  Hefele  1,  569.  576  fasst  das:  »^ov- 
Tdic  TS  ti^v  a6d£VT(aN  to6tou  icap'  ou  direordiXv^OQr^' 
so  auf,  dass  einer  (oder  alle?)  den  Vorsitz  im  Ge- 
richte zu  führen  haben,  während  sie  nach  dem 
Wortlaut  nur  den  rönüsohen  Bischof  als  solchen, 
also  in  seiner  bischöflichen  Stellung  nnd  Macht 
Tertreten  sollen.  Seine  Auffassung  ist  offenhar 
von  der  unrichtigen  Annahme  beeinflasst,  dass 
auch  schon  In  dieser  Zeit  die  pipstlichen  Legaten 
überall  auf  den  Synoden  den  Vorsitz  gehaht 
haben,  vgl.  Bd.  lU.  S.  335. 

10  c.  4.  Daraus  erglebt  sich  nicht  nur,  dass  bis 
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Die  Befugnisse,  welche  durch  diese  Beschlüsse  dem  römischen  Bischof  gewährt 
worden  sind,  hatten  nicht  die  Bedeutung,  dass  demselben  damit  eine  allgemeine  oberst- 
richterliche Stellung  in  der  ganzen  Kirche  gegeben  worden  wäre.  Zunächst  bezogen 
sie  sich  nur  auf  den  einen  Fall,  dass  ein  Bischof  abgesetzt  war,  nicht  auf  andere 
Fälle  der  Bestrafung.  Ebensowenig  haben  sie  dem  Papst  für  den  erwähnten  einen 
Fall  die  Stellung  und  die  Rechte  einer  Appellationsinstanz  angewiesen.  Das  Recht, 
welches  ihm  eingeräumt  wird,  geht  nicht  darauf,  seinerseits  nach  stattgehabter  Unter- 
suchung ein  neues  Urtheil  abzugeben,  vielmehr  hat  er  blos  darüber  zu  befinden,  ob 
die  Sache  überhaupt  zu  einer  nochmaligen  Verhandlung  angethan  ist.  Er  delegirt 
auch  nicht  eine  etwa  ihm  zustehende  Qerichtsbarkeit  auf  die  von  ihm  ausgewählten 
Bischöfe  >,  sondern  da  nach  der  bestehenden  Praxis  die  verschiedenartigsten  Synoden, 
also  Bischöfe  über  Bischöfe,  zu  urtheilen  pflegten,  wurde  ihm  blos  das  Recht  zur  An- 
ordnung der  Zusammensetzung  des  Gerichts  mit  gleichzeitiger  Befugniss,  sich  dabei 
vertreten  zu  lassen,  zugesprochen.  Ja,  sein  Recht  geht  nicht  einmal  so  weit,  dass  er 
das  erstinstanzliche  Urtheil  durch  eine  Bestätigung  erst  rechtskräftig  macht  ^,  viel- 
mehr wird  blos  durch  die  Ablehnung  der  Untersuchung  jede  weitere  Anfechtung  des 
erstinstanzlichen  Urtheils  ausgeschlossen. 

Zugleich  ergebt  sich  hieraus,  dass  dem  Angeklagten  nicht  ein  ordentliches  Rechts- 
mittel, die  Appellation,  erölB^et  worden  ist,  denn  diese  setzt  voraus,  dass  abgesehen 
von  der  Prüfung  der  Formalien  ^  stets  materiell  über  die  Begründetheit  derselben, 
also  auch  über  die  des  früheren  Urtheils,  befanden  wird^.  Der  gewährte  Rechtsbehelf 
ist  lediglich  ein  ausserordentlicher,  durch  welchen  der  Verurtheilte  eine  Ueberprü- 
fung,  also  eine  Revision  des  früheren  Verfahrens  und  Urtheils  von  einem  neu  zu  bil- 
denden Synodalgericht  erlangen  konnte. 

Es  wird  allgemein  angenommen — und  ist  in  der  That  auch  nicht  zu  bezweifeln  — , 


dahin  die  Ahsetzang  sofort  in  Kraft  trat,  Bondem  ^  Solche  setzen  die  Kanones  des  Konzils  nicht 

dass  der  Abgesetzte,  -wenngleich  sein  Bischofs-  einmal  fest. 

stuhl  nicht  wieder  besetzt  werden  sollte,  auch 

fernerhin  seiner  amtlichen  Verrichtungen  ent-  ^  Während  theilweise  behauptet  wird,  dass  in 

hoben  blieb,  Hefele  1,  665.  c  3  blos  von  einer  Revision,  in  c.  4.  5  aber  von 

Uebrigens  ist  die  Ansicht,  dass  der  c.  4  Yon  einer  wirklichen  Appellation  die  Rede  sei,   so 

einer  Appellation  gegen  eine  in  zweiter  Instanz  z.  B.  Phillips  S.  26o,  und  auch  die  Gallikaner, 

erfolgte  Absetzung  bandle,  welche  ausser  einer  vgl.   Hefele   1,  574,    meint   letzterer,    dass 

Reihe  Aelterer,  s.  H  e  f  e  1  e  1 ,  565,  noch  Phillips'  in  sämmtli  eben  Kanones  dem  Angeschuldigten 

S.  269  vertheidigt,  weil  man  die  nach  c.  3  bei  das  Rechtsmittel  der  Appellation  gewahrt  werde, 

der  erneuerten  Untersuchung  urtheilenden  Bi-  In  der  richtigen  Erkenntniss,  dass  es  sich  In 

schüfe  (5id  t&v  ^etTMti&vroov  t^  iitap-^icf,  imax6~  allen  um  denselben  Rechtsbehelf  handelt.   Aber 

Tioiv)  als  identisch  mit  den  in  c.  4  erwähnten  gerade  der  Umstand,   dass  c.  3  der  Einlegung 

„Töri  inic%6TZfDS  töiv  ^v  ycitvC^c  tu^Xglvövtov''  er-  eines  solchen  durch  den  Angeschuldigten  nicht 

klarte,  unrichtig.  Vielmehr  sind  mit  den  letzteren  gedenkt,  hätte  ihn  schon  darauf  f&hren  sollen, 

die  in  erster  Instanz  urtheilenden  Bischöfe  ge-  dass   eine  Appellation  im  eigentlichen   Sinne 

meint,  so  auch  Hefele  1,  565,  welcher  nur  da-  nicht  gemeint  sein  kann.   Wenn  er  sich  für  seine 

rin  zu  weit  geht,  dass  er  unter  allen  Umständen  Ansicht  darauf  beruft,  dass  der  dem  Angeschul- 

dainnter  blos  die  Komprovlnzlalblschöfe  versteht,  digten  gegebene  Rechtsbehelf  Devolutiv-  und 

und  übersieht,  dass  nach  der  damaligen  Praxis  Suspensivkraft  habe,    also    die  Merkmale  der 

auch  andere  Bischöfe,  unter  denen  sich  allerdings  wahren  Appellation  aufweist,  so  ist  das  erstere, 

meistens  benachbarte  Bisehöfe  befanden,  urthei-  da  der  Papst  nicht  mit  der  Untersuchung  der 

len  konnten.   Es  wäre  doch  zu  widersinnig  ge-  Sache  befasst  wird,  falsch,  das  letztere  nur  zum 

wesen,  die  theilweise  Suspensivkraft  blos  gegen  Theil  richtig  (S.  776  n.  10).    Dass  in  c.  5  die 

das  zweitinstanzliche  Urtheil,  nicht  aber  gegen  Worte :   ix%aKsadiie>iOQ,    bez.  appellaverit,   ge- 

daa  erstinstanzliche  eintreten  zu  lassen.  braucht  werden,  erscheint  unerheblich,  da  für  das 

^  So  Phillips  S.  272.    Aehnlich  Hefele  Wesen  eines  Rechtsbehelfes  oder  Rechtsmittels 

1 ,  573.  nicht  dessen  Bezeichnung,  sondern  dessen  Struk- 

2  S.  S.  776  n.  6.  tur  und  Funktion  entscheidend  ist. 
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dass  die  Besohlflsse  des  Konzils  von  Sardika  im  Hinblick  anf  die  Angelegenheit  des 
Athanasins  gefaBst  sind^.  Sie  sollten  den  Bischöfen  einen  Schatz  gegen  die  TielfaelL 
ans  Parteirflcksiohten  geftUten  Urtheile  gewähren.  Gerade  für  die  Gegner  des  Ari- 
anismns  hatte  sich  die  bisherige  Praxis  der  Kaiser,  die  Anklagen  gegen  Bischöfe  dnnh 
Synoden  verhandeln  zn  lassen  oder  gegen  ergangene  Synodalurtheile  eine  abermalige 
Untersuchnng  zn  gewähren  2,  in  der  Sache  des  Athanasins  verhängnisayoll  erwiesen'. 
Sie  haben  daher  anf  der  Synode  von  Sardika^  versacht,  an  Stelle  des  Kaisers,  wel- 
cher nach  der  bisherigen  Praxis  die  nene  Untersnchnng  gestattete,  jetzt  aber  aritniseh 
gesinnt  war,  eine  kirchliche  Instanz  zn  setzen,  nnd  dass  sie  dazu  gerade  den  römischen 
Bischof  wählten ,  dessen  Stahl  vor  allen  anderen  Kirchen  als  der  trene  Bewshrer 
der  apostolischen  Tradition  galt^,  nnd  dies  bereits  Inder  Angelegenheit  des  Athansttos 
dnrch  die  römische  Synode  anter  Jalins  von  341  erwiesen  hatte®,  lag  am  so  näher,  als 
die  arianische,  bez.  easebianische  Ketzerei  den  grössten  Theil  des  Moiqgenlandes  er- 
griffen hatte  7. 

Die  Synode  von  Sardika  hat  indessen  nicht  die  Anerkennnng  als  eines  allge- 
meinen Konzils  erlangt^,  and  wenn  dies  schon  der  Einftlhrang  ihrer  Beschlösse  in  die 
kirchliche  Praxis  hinderlich  war,  so  bot  die  Begünstigang  des  Arianisrnns  doreh  die 
römischen  Kaiser,  welche  nach  wie  vor  Synoden  zur  Entscheidung  der  Glanbena- 
streitigkeiten  and  der  damit  znsammenhängenden  Abartheilang  der  Bischöfe  einbe- 
riefen oder  anf  Veranlassang  einzelner  kirchlicher  Parteien  abhalten  Hessen^,  ein  noch 
grösseres  Hinderniss  dafar  10.  Nnr  so  viel  ist  richtig,  dass  damals  die  verfolgten  ortiio- 


^  Hefelei,  665,  welcher  namentlloh  darauf 
hinweist,  dass  c.  4  gerade  mit  Rücksicht  auf  die 
Bestellung  des  Bischofs  Gregor  aus  Cappadozien 
zum  neuen  Bischof  Ton  Alexandrien  nach  der 
Synode  Ton  Antiochlen  t.  340  beschlossen  wor- 
den ist,  Bd.  III.  S.  528  n.  2;  Hefele  1,  493. 

2  S.  765. 

9  Durch  die  Synode  t.  Antiochien,  s.  Anm.  1 
und  dadurch,  dass  Kaiser  Gonstantius  trotz  des 
für  Athanasius  günstigen  Resultats  der  unter 
Julius  I.  gehaltenen  römischen  Synode  Bd.  HI. 
S.  528  n.  2,  diesen  nicht  nach  Alexandrien  zu- 
rückkehren Hess,  Hefele  1,  533. 

^  Ton  welcher  sich  die  Eusehianer  bekannt- 
lich ferngehalten  hatten,  Hefelei,  546,  614, 
und  auf  welcher  der  Antragsteller  der  c.  3  u.  5, 
Osius  T.  Cordoba  das  Haupt  der  orthodoxen  Par- 
tei war,  a.  a.  0.  S.  544. 

5  Bd.  m.  S.  682.  683. 

0  S.  Anm.  3.  Wird  er  doch  in  c  3  geradezu 
mit  Namen  genannt. 

"^  Zieht  man  die  Natur  des  durch  die  Synode 
von  Sardika  eingeführten  Rechtsbehelfes  in 
Betracht,  so  bietet  sich  die  Aehnlichkelt  mit  der 
Angehung  des  Kaisers  um  eine  neue  Unter- 
suchung von  selbst  dar,  ja  auch  das  dem  römi- 
schen Bischof  gewährte  Recht,  Priester  als  seine 
Abgesandten  zu  der  neuen  Untersuchung  zu 
senden,  hat  sein  Vorbild  darin,  dass  der  Kaiser 
zu  einzelnen  der  von  ihnen  angeordneten  Syno- 
den ebenfalls  Kommissare  zu  deputiren pflegte,  Bd. 
III.  S.  529.  Dadurch  erhält  die  die  ultramontane 
Auffassung  verwerfende  Ansicht,  dasa  das  Kon- 
zil von  Sardika  keineswegs  das  bisher  latent 
gebliebene  oberstrichterliche  Recht  des  Papstes 
anerkannt  habe,  eine  weitere  Bestätigung.    Es 


ist  daher  völlig  zutreffend,  wenn  LÖning  1, 
454  bemerkt :  „Das  Konzil  von  Sardika  beabsiek- 
tigte  nicht  sowohl  dem  Bischof  von  Rom  eine 
oberste  richterliche  Gewalt  über  die  ganze  Kirdie 
zu  übertragen,  als  sie  eine  Einrichtung  schsifen 
wollte,  welche  den  Bischöfen  eine  Sicherheit  ge- 
währte gegen  die  Gefahr,  durch  eine  von  Partei- 
leidenachaft,  Verfolgungswuth  oder  schwäch- 
licher Unterwürfigkeit  unter  den  kaiserliehen 
Willen  erfüllte  Synode  ihrer  Sitze  beraubt  n 
werden'^.  Nur  darin  kann  ich  ihm  nicht  beistim- 
men, dass  der  gewährte  Rechtsbehelf  von  den 
Bischöfen  zn  dem  Zweck,  sich  gegen  die  Gewalt 
der  Metropoliten  und  der  Metropolitansynoden 
zu  schützen,  gewährt  worden  sei,  denn  gende 
diese  letzteren  haben  für  die  dogmatischen  Stiei- 
tigkeiten  und  die  mit  dieser  zusammenhängen- 
den Absetzungen  von  Bischöfen  eine  äassezst 
geringe  Bedeutung  gehabt,  s.  S.  767.  £1  ist 
oifenbar  nicht  ohne  Absicht  geschehen,  dass  die 
Synode  von  Sardika  derselben  c.  3  nicht  als  der 
erstinstanzlichen  richterlichen  Organe  und  der- 
selben ebensowenig  in  c  4  direkt  erwähnt  (1. 
auch  0.  S.  776  n.  1),  nicht  minder,  dass  dem  rö- 
mischen Bischof  mit  der  Ermächtigung,  Bisehöfe 
aus  der  Nachbarschaft  der  Eparchie  zu  bestellen, 
kraft  welcher  er  stets  aus  mehreren  Metfopolitan- 
bezirken  auswählen  konnte,  eine  ziemlich  weite 
Vollmacht,  durch  welche  eine  einseitige  ntA 
Parteirücksichten  erfolgende  Zusammensetzung 
des  Gerichtes  verhindert  werden  konnte,  gegeben 
worden  ist 

8  Bd.  Iir.  S.  328  n.  a 

9  8.  0.  S.  766  und  Bd.  IH.  S.  627.  628  und 
die  dazu  gehörigen  Anmerkungen. 

10  Zeiten,  in  denen  der  Kaiser  den  romisehen 
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doxen  Bischöfe  wie  anoh  diejenigen^  welehe  sich  vom  Arianismns  abgewendet  hatten, 
die  Kirchengemeinschaft  mit  dem  römischen  Bischof  in  ihrem  eigenen  Interesse,  so 


BiBohof  Libertns  exillrte  und  zur  ünterzelchniing 
einer  semlarianischen  Glaubensformel  zwang, 
Bd.  m.  S.  628  n.  2,  waren  für  die  Entwicklung 
eines  obentriehteillehen  Rechts  des  Papstes 
slcherUeh  nicht  günstig.  Phillips  6,  292  ff. 
führt  allerdings  eine  Reihe  von  Appellationen, 
welche  unmittelbar  nach  dem  Konzil  von  Sardiiia 
an  die  römischen  Bischöfe  erhoben  sein  sollen, 
an,  zunächst  1.  die  der  zu  Sardika  verurtheilten 
Bischöfe  Ursadus  y.  Slngidunum  (Belgrad)  und 
Valens  y.  Mursa.  Diese  haben,  um  ihre  Bischofs- 
sitze nicht  zu  -verlieren,  zunächst  der  Synode  zu 
Mailand  (345)  ein  orthodoxes  Glaubensbekennt- 
niss  überreicht;  da  sie  indessen  Yon  derselben 
nicht  absolvirt  und  wieder  in  die  Kirchengemein- 
schaft aufgenommen  worden  waren,  sich  zwei 
Jahre  spater  deswegen,  als  eine  neue  Synode  zu 
Mailand  gehalten  wurde,  an  den  römischen  Bi- 
schof Julius  und  an  Adianasins  gewendet  und 
sind  erst  dann  in  die  Kirchengemeinsohaft  wie- 
der aufgenommen  worden,  H  ef  ele  1,  637.  639. 
Hierbei  hat  es  sieh  also  nicht  um  eine  Apella- 
tion,  sondern  um  die  Nachsuchung  einer  Begna- 
digung gehandelt,  wozu  die  Bischöfe  ein  ortho- 
doxes GlaubensbekenntnisB  abgelegt  haben,  und 
wenn  ihnen  nach  HUaiius  Pictav.  op.  bist.  frag. 
II.  n.  19,  Migne,  patr.  10,  646  die  Wieder- 
anftaahme  durch  Julius  ertheilt  ist,  so  ist  dies 
doch  inUebereinstlmmung  mit  der  erwähnten  Sy- 
node geschehen,  fragm.  YlII.  n.  2,  1.  c.  p.  700.  — 
2.  In  Betreff  des  Bischof^  Eustathius  v.  Sebaste 
schreibt  freilich  Basilius  ep.  ad  Ocddentalee  263, 
Migne,  patr.  graec.  32,  980;  ^^Kal  oötod«  dite- 
Xadelc  tÄc  iictoxrfirr);,  htd  xh  iv  td  MsXiTtNiJ  itpo- 
xaB]gp7)0^at ,  6&6v  lauTcj>  r?)c  aicoxaraordoeax 
^nevÖTjoe  t9)v  <bc  öfjiäc  df^t^tv.  K«l  xiva  (xlv  Iotiv 
3L  npoerd^  a6T({>  irapd  toü  uiaxapUDTeiTOu  dtrio- 
xdirou  Atßep(ou,  T(va  hk  S  auT^^  ouv^ftero  d^vo- 

OUfACV,  irXVjV  ÖTt  ^TCtOToX^V  £x6u.t06V  dTTOXa^tOTOBOaV 

aixiv,  -JJv  imSel^ac  tR  xard  Tudva  8uvö5a>,  diro- 
xax^«^  TU) T6ir(p."  Nach  Phillips  S.  !i98  hat 
Bustathius  nach  seiner  Absetzung  durch  die 
Synode  Liberius  um  Restitution  gebeten ,  also 
appellirt,  und  ist  Ton  dem  letzteren  in  sein  Bis- 
thnm  wieder  eingesetzt  worden.  Hierbei  ist  aber 
übersehen,  dass  die  Berichte  über  das  Leben  des 
Eustathius  ungenau  und  widersprechend  sind, 
Schleyer  in  Wetzer  und  Weite,  Kirchen- 
iexikon.  2.  Aufl.  4,  1017.  Basilins  kann,  wie 
die  Erwähnung  der  Briefe  und  der  Synode  von 
Tyana  zeigt,  nur  die  Ton  Eustathius  geführte 
Oeeandschaft  der  Macedonianer  an  Liberius, 
welche  die  Glaubensunion  mit  den  orthodoxen 
Abendländern  herstellen  sollte,  und  das  tou  Li- 
berius im  Namen  der  abendländischen  Kirche 
erlassene  Schreiben,  durch  welches  dieselben  in 
die  Kirchengemeinsohaft  aufgenommen  wurden, 
bei  Socrat.  Mst.  lY,  12;  Hefele  1,  737  ff.  ge- 
meint haben.  Wie  sich  auch  aus  Sokrates  1.  c.  er- 
giebt,  welcher  dabei  der  bekannten  Thatsache 
erwähnt,  dass  Eustathius  mehrere  Male  abgesetzt 
war  (6c  iroXXdlxtc  «o^'prjTo),  befand  sich  derselbe 
damals  im  Besitze  seines  Bisthnms,  und  dadurch 
wird  seine  angebliche  Appellation  und  Bestitn- 


tion  widerlegt.  —  8.  Ebenso  unhaltbar  ist  es 
(Phillips  S.  294)  darin,  dass  der  Ton  den 
Orthodoxen  nach  dem  Tode  des  Athanasius  373 
gewählte  Patriarch  Petrus  von  Alexandrien  vor 
den  Arianem,  welche  den  Bischof  Lucius  auf  den 
Patriarchalstuhl  erhoben  hatten,  zu  Papst  Dama« 
BUS  geflohen,  und  dieser  ihm  bei  der  Rückkehr 
nach  Alexandrien  (380)  ein  Schreiben,  in  welchem 
er  die  Ordination  des  Petrus  anerkennt,  also  ihm 
die  Kirchengemeinschafb  gewährt,  mitgegeben 
hat,  Socrat  lY.  21.  22.  37 }  Sozomen.  VI.  39, 
eine  Appellation  und  eine  Restitution  auf  Grund 
derselben  finden  zu  wollen.  —  4.  Wenn  die  auf 
der  Synode  zu  Saragossa  380  wegen  der  priscillia- 
nistischen  Ketzerei  verurtheilten  Bischöfe  Instan- 
tlus  und  Salvianus  sich  nach  Rom  begeben  haben, 
Sulpicii  Severi  hist.  sacr.  II.  48,  Migne,  patr. 
20, 166:  ^ut  apudDamasum  urbis  ea  tempestate 
episcopum  obiecta  pnrgarent .  . .  Hi  ubi  Romam 
penrenereDamasose  purgare  Gupientes,  ne  in  con- 
speetum  quldem  eins  admlssi  sunt.  Regressi  Medio- 
lanum  aeque  adversantem  slbi  Ambrosium  repere- 
runt  Tumvertereconsilla,  ut(quiaduobus  epis- 
copis,  quorum  ea  tempestate  summa  auctorltas  erat, 
non  illuserunt)  largiendo  et  ambiendo  ab  impe- 
ratore  oupita  extorquerent.  Ita  corrapto  Maoe- 
donio  tum  magistro  offlciorum,  reseriptnm  eli- 
ciunt,  quo  caloatis  quae  prius  decreta  erant, 
restitui  ecdeslis  iubebantur.  Hoc  f^ti  Instantius 
etPriscilllanuB  repetivereHispanias  (namSalvia- 
nus  in  urbe  obierat)  ac  tum  sine  ullo  certamine 
ecclesias,  quibus  praefuerunt,  recepere*',  so.  hat 
es  sich  hier  nur  um  unlautere  Versuche  gehan- 
delt, ihre  Bisthflmer  wieder  zu  erlangen  (vgl. 
auch  Langen,  Gesch.  d.  rom.  Kirche  bis  zum 
Pontiflkate  Leos  I.  Bonn  1881.  S.  632.  633), 
nicht  aber  um  eine  Appellation,  welche  Damasus 
kraft  seines  oberstriohterlichen  Rechts  (Phillips 
5,  296)  verworfen  hätte,  wie  sich  denn  auch  der 
Kaiser  an  die  Vorgänge  in  Rom  nicht  gekehrt 
hat.  —  5.  Was  endlich  die  Behauptung,  a.  a.  O. 
5,  296  betrifft,  dass  Gbrysostomus  nach  seiner 
Absetzung  durch  die  Synode  an  der  Elche  403, 
Bd.  III.  S.  628,  an  Innocenz  I.  appellirt  habe,  so 
beweist  dies  das  Schreiben  des  ersteren,  Oou- 
stant  p.  786,  nicht,  denn  darin  klagt  Gbryso- 
stomus zwar  über  das  gegen  ihn  beobachtete, 
jeder  GflUigkeit  entbehrende  Verfahren,  bittet 
aber  den  römischen  Bischof  nur,  weil  er  nicht  über- 
führt sei,  um  seine  Zuschrift  und  Liebe,  sowie 
darum,  dass  derselbe  für  ihn  eintrete,  indem  er 
weiter  bemerkt,  dass  er,  wenn  die  Ankläger  gegen 
ihn  ordnungsmässlg  Anklage  erheben  würden, 
vor  einem  unbestochenen  Richter  seinen  Prozess 
führen  und  seine  Unschuld  darthun  werde.  Inno- 
cenz hat  ihm  und  dem  Theophilus,  welcher  den 
Spruch  der  Synode  an  ihn  gesandt  hat,  geant^ 
wertet,  dass  er  das  Verfahren  missbillige,  und 
dass  die  Sache  nochmals  durch  ein  unparteiisches 
Konzil  der  Orientalen  und  Ocddentalen  geprüft 
werden  müsse,  sowie  erklärt,  dass  er  die  Kirchen- 
gemeinschaft mit  dem  Ghrysostomus  nicht  ab- 
brechen werde,  Goustant  p.  719.  787.  Daraus 
ergiebt  sich  also  gerade,  dass  weder  Ghrysosto- 
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[§.  251. 


namentlich  nm  sich  ihre  Bischo&sttthle  zn  bewahren  ^,  nachgesucht  haben,  sowie  dass 
das  feste  Eintreten  der  römischen  Bischöfe  ftlr  den  orthodoxen  Glauben^  ihr  Ansehen 
und  ihre  Stellung  nur  erhöhen  und  in  den  späteren  Zeiten  als  Ausübung  eines  oberst- 
richterlichen Rechtes  aufgefasst  werden  konnte. 

II.  Die  Entwicklung  des  oberstrichterlichen  Rechts  des  Papstes. 
Bald  nach  der  Abhaltung  der  Synode  von  Sardika  sind  die  Beschlfisse  derselben  den 
Kanonen  des  Konzils  von  Nicäa  in  den  Handschriften,  sei  es  sofort  ohne  eine  Unter- 
scheidung, sei  es,  dass  eine  solche  erst  später  foiigefallen  ist,  angeftgt  und  so  weiter 
verbreitet  worden  ^.  Zuerst  hat  der  römische  Bischof  Zosimus  auf  ihre  Autorität  als 
Nicänischer  Kanonen^  ein  oberstrichterliches  Recht  gegenüber  der  nordafrikani- 
schen Elirche,  in  welcher  die  Beschlfisse  von  Sardika  nicht  recipirt  worden  waren  ^ 
in  Anspruch  genommen^.    Allerdings  hat  dieser  Versuch  für  seinen  Hachfolger  Ooe- 


mu8  lunocenz  I.  durch  eine  Appellation  zum 
Richter  angerufen,  noch  dieser  letztere  auch  die 
Sache  so  aufgefasst,  sondern  nur  im  Interesse  des 
Ghrysostomus  für  die  Berufung  einer  allgemeinen 
Synode  gewirkt  hat.  In  ToUlgem  Einklang  damit 
steht  es,  wenn  Ghrysostomus  naeh  Socrat  VI.  16 
im  Hinblick  auf  seine  Absetzung  fordert,  dass 
seine  Sache  Yor  einer  grösseren  Synode  abgeur- 
theilt  werden  sollte,  und  Torher  seine  Amtsfünk- 
tionen  nicht  bat  aufnehmen  wollen  (Tgl.  Hefele 
2,  96),  sowie  dass  nach  Sozomen.  YIII.  28  luno- 
cenz I.  sich  bei  den  Kaisern  um  die  Berufung 
einer  Synode  im  Interesse  des  Chrysostomus  Ter- 
wendet  hat  Auch  die  beiden  Trostbriefe  des 
Papstes,  ibid.  YIII.  26,  in  welchen  er  denselben 
und  das  Volk  von  Konstantinopel  zur  Geduld  und 
zum  Ausharren  unter  Hinweis  auf  seine  Bemü- 
hungen um  eine  Synode  ermahnt,  sprechen  auf 
das  Deutlichste  dagegen,  dass  lunocenz  I.  das 
Bewusstsein  gehabt  hat,  als  alleiniger  Appella- 
tlonsriobter  in  der  Angelegenheit  entscheiden  zu 
können.  Ja,  die  von  Phillips  5,  300  n.  20 
citirte  Stelle  aus  Palladii  dial.  de  yita  S.  Ghryso- 
stomi  c.  3,  Paris.  1680.  p.22  berichtet  ebenfalls, 
dass  lunocenz  eine  Synode  der  Orientalen  und 
Occidentalen  für  nöthig  erklärt  habe,  und  die 
Worte  in  dem  weiter  S.  298  n.  14  angeführten 
Brief  des  Kaisers  an  seinen  Bruder  Arcadius, 
Mlgne,  patrol.  20,610:  ^,Integrum  nempe  esse 
debuerat  nee  quidquam  innovari,  dum  deflnitio 
deliberata  procederet ;  cum  interea  mirum  quod- 
dam  praecipitium  festLnationis  exaisit,  ut  non 
exspectatislitteris  sacerdotum,  qui  fnerant  mutua 
partium  legatione  consulti,  non  examlnatis  rebus, 
in  exsilium  truderentui  antistites,  animadver- 
sioni  prius  addicti,  quam  sententia  iudicii  epis- 
copalis  experti.  Denique  quam  immatura  illa 
damnatio  faerit,  res  probavit.  Nam  hi  quorum 
exspectabatur  auctoritas  paciflca  Joanni  episcopo 
communione  permissa,  faciendam  concordiam 
censuerunt  nee  quemquam  ante  iudicium  oonsor- 
tio  repellendum^,  weisen  auf  die  sententia  iudicii 
episcopalis  und  das  iudicium,  also  die  allgemeine 
Synode,  hin,  und  da  unter  den  ^hi  quorum  ex- 
spectabatur  auctoritas^  lunocenz  und  die  Bischöfe 
von  Mailand  und  Aquileja,  an  welche  sich  Ghryso- 
stomus gewendet  hatte,  Phillips  a.  a.  0.  n.  16 
zu  verstehen  sind,  so  haben  sich  diese  gerade 
auch  für  die  Berufung  der  Synode  ausgesprochen 


und  nur  vorher  dem  Ghrysostomus  hei  der  offen- 
baren Ungerechtigkeit  seiner  Absetzung  die 
Kirchengemeinschaft  nicht  entzogen.  Im  Wesent- 
lichen übereinstimmend  Langen,  Gesch.  d. 
röm.  Kirche  bis  z.  Pontiflkate  Leos  I.  S.  683  iL 

^  Wie  Ursacius  und  Valens,  s.  die  vor.  Anm. 

2  Wenige  Ausnahmen,  z.  B.  LiberiuB,  s.  die 
vor.  Anm.,  abgerechnet. 

S  Maassen,  Gesch.  d.  Qaellen  u.  Literat,  des 
kanon.  Rechts  1,  67;u.  Bd.  lU.  S.  680  n.  6  a.B. 

*  S.  die  folgenden  Anmerkungen. 

5  An  der  Synode  von  Sardika  haben  zwar  eine 
Anzahl  afrikanischer  Bischöfe,  so  namentlich 
GratUB  y.  Garthago  Theil  genommen,  ja  der  letz- 
tere hat  sich  sogar  nach  seiner  Bückkehr  auf  dem 
Garthagischen  Konzil  von  346  o.  848  (I.  c  5} 
aus  dem  Gedächtniss  (Bd.  III  a.  a.  O.)  auf  ein- 
zelne Sardicensische  Beschlüsse  (c  13. 15)  beru- 
fen. Daraus  lässt  sich  aber  nicht  schlieasen,  so 
Phillips  6,  274.  280.  282,  dass  die  Sardicen- 
sischen  Kanones  in  Afrika  überall  bekannt  oder 
gar  verbreitet  oder  angenommen  worden  sind. 
Es  ist  vielmehr  unzweifelhaft,  dass  man  noch  im 
Laufe  des  4.  Jahrhunderts  die  Synode  der  Euse- 
bianer  zu  Phüippopolis  mit  der  der  orthodoxen 
Bischöfe  zu  Sardika  verwechselt  und  selbst  dem 
h.  Augustin  das  letztere  als  ein  Konzil  der  Aria- 
ner  gegolten  hat,  Hefele  1,  619  u.  2,  112. 

^  In  Folge  der  Appellation  eines  wegen  ver- 
schiedener Vergehen  von  dem  Bischof  Urbaniis 
V.  Sicca  abgesetzten  Priesters  Apiarius  hatte 
Zosimus  die  Wiedereinsetzung  desselben  ver- 
langt Als  aber  die  afrikanischen  Bischöfe  seine 
Forderung  auf  dem  Generalkonzil  v.  418  mit  dem 
Beschluss  (cod.  eocles.  Af^ic.  126)be&ntwortetea, 
dass  Kleriker  einschliesslich  der  Priester  nur  an 
Afrikanische  Konzilien  oder  an  die  Primaten  In 
dritter  Instanz  appelliren  sollten  (S.  764  n.  4), 
„ad  transmarina  autem  qui  putaverit  appellandum 
a  nuUo  intra  Africam  in  communlonem  Busdpia- 
tor<<,  Hefele  2,  120.  121,  sandte  Zosimus  drei 
Legaten  naeh  Garthago.  Diese  sollten  naeh  ihrer 
dort  auf  einer  kleineren  Synode  vorgelegten  In- 
struktion (commonitorium)  vor  Allem  ^de  appel- 
lationibus  episcoporum  ad  Romanae  ecdesiae 
sacerdotem,  de  tractandis  presbyterornm  et  diaco- 
norum  oausis  apud  flnitimos  episcopos,  sl  a  suis 
excommunicati  perperam  fnerint,  de  Drbano 
episcopo  excommunlcando  vel  etiam  Romam  vo- 
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lestin  I.  eine  entschiedene  Niederlage  herbeigefflhrt,  da  die  Afrikaner,  nachdem  sie 
die  Unftohtheit  der  angeblich  Nicftnischen  Kanonen  festgestellt  hatten,  die  behauptete 
Berechtigung  des  römischen  Bischofs  auf  Annahme  von  Appellationen  aus  ihrer  Kirche 
und  auf  Sendung  von  Legaten  zu  den  einheimischen  Gerichtsverhandlungen  energisch 
znrftckwiesen  ^  aber  trotzdem  haben  sich  die  rdmischen  Bischöfe  noch  femer  auf  die 
Sardicensischen  Kanonen  als  Nicänische  berufen  und  damit  das  Recht,  Appellationen 
aus  der  ganzen  Kirche  anzunehmen«  zu  begründen  gesucht^. 


caudo,  nlsi  ea  qn&e  Tidebantur  corrigeuda,  cor- 
rigeret^  mit  den  Afrikanern  verhandeln.  Zur 
Begründung  dieses  Vorgehens  war  In  der  Instruk- 
tion auf  die  Beschlüsse  des  Konzils  von  Nicäa, 
als  welche  aber  c.  5  (7)  n.  c.  17  Sardic,  S.  775 
n.  2  u.  S.  764  n.  3,  angeführt  waren,  Bezug  ge- 
nommen. Da  die  Afrikaner  derartige  nicänische 
Beschlüsse  nicht  in  ihren  Exemplaren  fanden, 
so  verlangten  sie  einen  näheren  Nachweis  dar- 
über, indem  sie  aus  Ehrfurcht  vor  dem  rdmischen 
Stuhl  nur  provisorisch  dessen  Verlangen  nach- 
zukommen versprachen,  und  veranstalteten  auf 
der  Oeneralsynode  v.  419  eine  nähere  Unter- 
suchung nnter  gleichzeitiger  Einforderung  einer 
Auskunft  über  den  Text  des  Nieänums  von  einer 
Anzahl  orientalischer  Kirchen,  cod.  eocles.  Afric. 
c.  134  (Schreiben  an  den  Nachfolger  des  Zosimus, 
Bonifazlnsl.  s.  auch  c  185— 137 Ibid.);  Hefele 
2  122. 

'i  Nach  Phillips  5,  287.  288  ist  es  ihnen 
natüillch  nicht  im  Entferntesten  eingefallen,  das 
Recht  des  Papstes  zu  leugnen,  vielmehr  haben 
sie  nur  Zweckmässigkeitsgründe  für  die  Nicht- 
annahme von  Appellationen  geltend  gemacht.  In 
seiner  Voreingenommenheit  übersieht  er  indessen, 
dass  die  Afrikaner  durch  die  veranstaltete  Prü- 
fung der  Aeohtheit  der  angeblichen  Nicänischen 
Kanonen  sich  von  vornherein  bei  der  Verhand- 
lung mit  dem  römischen  Bischof  auf  den  Rechts- 
lK>den  gestellt  und  die  Angelegenheit  lediglieh 
unter  diesem  Gesichtspunkt  behandelt  haben. 
So  bewegt  sich  auch  das  von  ihnen  auf  der  car- 
ihagischen  Synode  v.  424  an  Coelestin  I.  erlas- 
sene Schreiben,  cod.  eccl.  Afric  c  138,  wesentlich 
in  rechtlichen  Ausführungen,  s.  z.B.  die  Stellen : 
„Presbyteromm  quoqae  et  sequentium  clericorum 
improba  refugia,  sicuti  te  dignum  est,  repellat 
sanetitas  tua,  quia  nulla  patrum  deflnitione  hoc 
ecclesiae  derogatum  est  Afrlcanae  et  decreta  Ni- 
caena  slve  inferioris  gradus  olericos  sive  ipsos 
episcopos  suis  metropolitanis  apertissime  commi- 
senznt.  Prudentissime  enim  iustissimeque  provl- 
derunt,  qnaecumque  negotia  in  suis  locis  ubi 
orta  sunt  finienda,  nee  unicuique  provldentlae 
gratiam  s.  Spiritus  defuturum,  qua  sequi  tas  a 
Christi  sacerdotibus  et  prudenter  videatur  et  con- 
stantissime  teneatur;  maxime  quia  unicuique 
concessum  est,  si  iudicio  offen sns  faeiit  cogni- 
torum  ad  concilia  suae  provinciae  vel  etiam  nni- 
versale  provocare;  nisi  forte  qulsquam  est,  qui 
credat,  unicnilibet  posse  deum  nostrum  examinis 
inspirare  iustitlam ,  et  innumerabilibas  congre- 
gatis  in  condlium  sacerdotibus  denegare  .... 
liam,  ut  allqui  tamquam  a  tuae  sanctitatis  latere 
mittantor,  nulla  invenimus  patrum  synodo  con- 
stitutum ....  Executores  etiam  clerlcos  vestros 
guibuscumque  petentibus  nolite  mittere  .... 


Nam  de  fratre  nostro  Faustino  (dem  ersten  päpst- 
lichen Legaten)  .  .  .  securi  sumus,  quod  eum 
probltate  ac  moderatione  tuae  sanctitatis,  salva 
fraterna  caritate,  ulterius  Aürica  mlnime  patia- 
tur^,  und  was  Phillips  als  Zweckmassigkeits- 
erwägungen  auffasst,  sind  nichts  als  spitzige 
Aeusserungen  gegenüber  dem  auf  falsche  Kano- 
nen sich  berufenden  Papst.  Vgl.  auch  Langen, 
römische  Kirche  bis  zum  Pontiflkate  Leos.  S.  798. 

Allerdings  sucht  Phillips  5,  291  seine  Auf- 
fassung durch  Hinweis  auf  eine  angeblich  gleich 
nach  dem  eben  citirten  Brief  anderweit  von  Afirika 
nach  Rom  erhobene  Appellation  zu  stützen. 
Nach  Augustin.  ep.  209  ad  Coelest.  I.,  Migne 
33,  953,  hat  der  von  dem  ersteren  mit  Entzie- 
hung der  Jurisdiktion  über  einen  Theil  seines 
Bisthums  bestrafte  Bischof  Antonius  von  Fussala 
sich  an  den  römischen  Bischof  Bonlfaz  I.  gewen- 
det, und  dieser  auf  das  Zeugniss  des  Primas  Va- 
lentinus  y.  Numidien  hin  seine  Wiedereinsetzung 
unter  der  Voraussetzung,  dass  das  Vorbringen 
des  Verurthellten  auf  Wahrheit  beruhe,  ange- 
ordnet Augustin  bestreitet  freilich  in  seinem 
Brief  an  den  Nachfolger  des  Bonlfaz  nicht  das 
Recht  desselben,  eine  Appellation  anzunehmen, 
bittet  vielmehr  nur  um  Genehmigung  des  von 
ihm  eingehaltenen  Verfahrens,  da  Antonius 
Bonlfaz  getäuscht  habe,  und  ersucht  den  Papst 
keine  Bevollmächtigten  zur  Ausführung  des 
Spruches  zu  senden.  Weiteres  ist  über  die  An- 
gelegenheit nicht  bekannt.  Es  ergiebt  sich  aber 
aus  der  Nennung  des  Bonlfaz,  dass  Antonius  den 
Papst  zu  einer  Zeit  angegangen  hat,  als  der  von 
Zosimus  begonnene  Streit  noch  nicht  zum  Aus- 
traggebracht, und  die  Afrikaner  vorläufig  das  be- 
anspruchte Recht  des  Papstes  auf  Annahme  von 
Appellationen  nicht  beanstanden  zu  wollen, erklärt 
hatten,  und  der  an  Gölestln  gerichtete  Brief  Au- 
gustins,  welcher  seinerseits .  an  den  Synoden  In 
der  Angelegenheit  des  Apiarius  thellgenommen 
hatte,  Langen  a.  a.  0.  S.  773,  lässt  sich  sehr 
wohl  vor  424,  vor  das  abweisende  Schreiben  der 
Afrikaner  ansetzeiL  Auch  deckt  sich  die  Bitte  an 
den  Papst,  keine  päpstlichen  Exekutoren  nach 
Afrika  zu  senden,  mit  dem  Schluss  des  gedach- 
ten Schreibens,  und  erklärt  sich  sehr  gut  daraus, 
dass  die  päpstlichen  Legaten  Afdka  noch  nicht 
verlassen  und  sich  dort  schon  mlssUeblg  gemacht 
hatten.  Im  Wesentlichen  übereinstimmend  L  a  n  - 
genS.  794. 

3  So  Leo  I.  ep.  ad  Theodos.  II.  v.  449  (Jaf  ftf 
ed.  IL  V.  437  ed.  Bai  1er.  1,  909):  „Quum  au- 
tem  post  appellatlonem  interposltam  hoc  neces- 
sario  postnletur,  canonum  Nlcaea  habltorum  de- 
creta testantur,  qnae  a  totius  mundi  sunt  sacer- 
dotibus constituta". 

Aus  diesem  Grunde  ist  schwer  glaublich,  dass 
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Mochte  man  gleich  in  anderen  Theilen  der  Kirche  den  wahren  Saehverhalt  nicht, 
wie  dies  in  Afrika  der  Fall  war,  zu  erkennen  im  Stande  gewesen  sein,  so  haben  dock 
die  Sardicensischen  Kanonen  weder  als  solche  noch  nnter  dem  Namen  des  Nicinnnu 
eine  ansschlaggebende  Bedentang  fnr  die  Entwicklung  der  oberstrichterlichen  Becbte 
des  Papstes  gehabt.  Allerdings  konnten  Fälschungen,  wie  die  eben  gedachte  und  die 
des  Nicänums  Aber  den  römischen  Primat*  wohl  dazu  beitragen,  das  Ansehen  des 
römischen  Stuhles  zu  stärken  und  zu  befestigen,  aber  wesentlich  war  es  die  wdtere 
Entwicklung  des  staatlichen  und  kirchlichen  Lebens  seit  dem  Ende  des  4.  Jahrhun- 
derts, welche  es  den  römischen  Bischöfen  ermöglichte  und  erleichterte,  Primatialreclite 
und  unter  diesen  auch  ein  wahres  oberstrichterliches  Recht  vor  Allem  im  Abendlande 
geltend  zu  machen  und  zur  Anerkennung  zu  bringen.  In  dieser  Zeit  war  der  Sieg 
des  orthodoxen  Glaubens,  den  Rom  stets  mit  Nachdruck  vertreten  hatte,  entschieden ', 
uud  vom  Kaiser  wurde  allen  Unterthanen  das  Bekenntniss  des  Glaubens  der  römi- 
schen Bischöfe  Yorgeschrieben  3,  ferner  den  letzteren  der  Vommg  vor  allen  anderen 
Bischöfen  zugesichert  ^,  und  während  nach  der  endgiltigen  Theilung  des  rönnsehen 
Reiches  in  eine  morgenländische  und  abendländische  Hälffee  (395)  sich  die  Verbin- 
dung der  occidentalischen  Kirchen  mit  den  alten  Patriarchalstllhlen  des  Orients  immer 
mehr  löste,  musste  der  römische  Bischof,  welcher  im  Abendlande  alle  übrigen  an  An- 
sehen überragte,  nicht  nur  in  den  Mittelpunkt  treten,  sondern  die  beginnende  Zerrüt- 
tung des  weströmischen  Reiches  und  die  Ueberfluthung  desselben  durch  die  eindrin- 
genden arianischen  Germanen  beförderte  auch  eine  engere  Anlehnung  der  gallisehen 
und  spanischen  Bischöfe,  welche  bisher  nicht,  wie  die  italienischen^,  der  Machtsphftre 
des  Papstes  unterworfen  gewesen  waren  ^.  Wie  in  Folge  aller  dieser  Verhältnisse 
die  römischen  Bischöfe  schon  seit  dem  Ende  des  4.  Jahrhunderts  die  Belehrongen  aaf 
die  vielfach  an  sie  gerichteten  Anfragen  in  die  Form  von  autoritativen  und  mass- 
gebenden Anweisungen  kleiden,  also  soweit  es  sich  dabei  um  solche  allgemeiner  Natnr 
handelte,  ein  Gesetzgebungsrecht  in  Anspruch  nehmen  und  zur  Durchitlhrung  bringen 
konnten  ^,  so  boten  jene  Anfragen  und  die  wiederholt  in  den  Glaubenstreitigkeiten 
angerufene  Intervention  des  römischen  Stuhles  ^  seinen  Inhabern  auch  die  Gelegen- 
heit dar,  ein  oberstes  Entscheidungsrecht  in  allen  wichtigeren  Angelegenheiten,  and 
damit  auch  ein  oberstes  richterliches  Recht  geltend  zu  machen.  Zuerst  ist  dies  seitens 


die  romlBchenBisoböf e  über  das  wahre  Sachverhält- 
nias  nicht  nnterriohtet  waren,  soHefelel,  357 
und  2,  122  Anm.  In  Rom  hatte  man  doch  wohl 
ebenso  wie  in  Carthago  (S.  780  n.  6)  ein  echtes 
Exemplar  des  Nicannms,  und  auch  die  Forderung 
der  päpstlichen  Legaten  auf  dem  afrikanischen 
Konzil  T.  419  (a.  a.  0.),  dass  statt  der  zunächst  be- 
absichtigten Verlesung  der  nicanischen  Kanones 
die  ihrer  Instruktion  (mit  den  falschen  Kanones) 
erfolgen  solle  (Ilefele  2,  123  u.  Langen  S. 
772),  macht  den  Eindruck,  als  ob  sie  damit  die 
Afrikaner  hätten  präoccupiren  wollen  (dass  sich 
übrigens  der  h.  Hieionymus  dieselbe  Verwechs- 
lung hat  zu  Schulden  kommen  lassen,  so  Maa8- 
s  e  n  1 ,  67,  ist  unrichtig,  L  o  n  i  n  g  1, 455).  Jeden- 
falls konnte  man  aber  später,  als  nach  der  Nieder- 
lage in  Afrika  unter  Colestin  der  wahre  Sachver- 
halt festgestellt  war,  in  Rom  nicht  mehr  bona 
fide  die  Sardicensischen  Kanonen  als  Nicänische 
ausgeben. 


1  Bd.  I.  S.  554,  namentlich  n.  1;  Loniag 
1,  456,  dessen  Polemik  S.  417  n.  2  gegen  Bd.  1. 
S.  554  n.  3  wohl  nicht  Überzeugend  sein  dürfte. 

3  Durch  das  Konzil  von  Konstantinopel  3Si, 
Bd.  lU.  S.  343. 

8  c.  2  (380)  C.  Th.  XVI.  1 :  „Cnnctos  popalos 
...  in  tali  volumus  religione  versari,  quam  di- 
\inum  Petrum  apostolum  tradidisse  Romaoi* 
religio  usque  ad  nunc  ab  ipso  inslnuaU  declant 
quamque  pontiflcem  Damasum  sequi  olaret  et 
Petrum  Alexandriae  eplscopum  . .  . 

^  Durch  das  Konzil  Ton  Konatantinopel  v.  381 
0.3,  Bd.  1.  S.  541. 

6  S.  773. 

«  Bd.  III.  S.  685.  Wegen  der  lUyrUchcn  Bi- 
schöfe s.  Bd.  L  S.  579.  584. 

7  Bd.  m.  S.  683  ff. 

8  S.  780. 
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Innocenz'I.  geschehen^.  Aber  der  praktischen  Durchführung  stellten  sich  einmal 
die  von  den  Kaisern^  bisher  bei  der  Ausübung  der  kirchlichen  Straf-  und  Disciplinar- 
gewalt  festgehaltenen  und  die  von  den  Bischöfen  und  den  Synoden  in  einzelnen  Thei- 
len  der  Kirche  geübten  Bechte  entgegen.  Aus  dem  ersteren  Grunde  konnte  Inno- 
cenz  I.  nicht  daran  denken^  ein  solches  Recht  im  Orient  zu  beanspruchen^,  und  der 
Versuch  seiner  Nachfolger,  es  gegenüber  der  Afrikanischen  Kirche  zur  Durchführung 
zu  bringen^,  ist  noch  im  Beginn  des  5.  Jahrhunderts  gescheitert^.  Ja,  abgesehen  von 
den  Gegenden,  in  denen  die  Bischöfe  aus  besonderen  Gründen  einen  engen  Anschluss  an 
Rom  suchten^,  ist  ein  solches  Recht  für  das  Abendland  erst  gegen  den  Widerstand  ein- 


1  Ad  YictoT.  Rothom.  404,  Coustant  p.  746 
e.  5:  ^Sl  quae  autem  eausae  rel  contentiones 
intei  dericos  tarn  snperioris  ordlnla  quam  etiam 
infarioris  foexint  exortae,  nt  seoTindiim  Nlcae- 
nnm  (hier  ist  offen1)ar  die  Synode  ▼.  Saidlka  ge- 
melDtj  ooBgiegatlB  eiusdem  pro^ndae  eplscopis 
lurgium  tenninatUT  neo  alicai  lioeat  (»Ine 
praeiadicio  tarnen  Romanae  eeclesiae, 
eni  in  omnibuB  oauals  debetui  reye- 
r en tl a  ca s tod Iri)i8lt€tis]ii8 saeeidotibus qui in 
eisdem  piovincü«  dei  eeclesias  giil)eniant,  ad  alias 
conTOlaie  pro'vincias.  Qnod  si  quis  foite  prae- 
snmpserit,  et  ab  officio  clericatus  snbmotns  et 
inlniianim  rens  ab  omnibus  indicetur.  S  i  m  a  i  o  - 
res  causaein  medium  faerlnt  derolntae,  ad 
sedem  apostolicam,  sicnt  synodas  statnit 
ac  beata  (al.  vetns,  wegen  der  Lesarten  s. 
Ballerini,  Leon.  M.  epp.  3,  207;  Langen 
S.  674)  consnetudo  exlgit,  post  iudicium 
episcopale  referantni^  (c  14  G.  III.  qu.  6 
u.  c.  26  G.  XI  qa.  1). 

2  S.  766. 

9  Gegen  die  in  den  Anm.  1  dtlrten  Brief  ge- 
machten Ansprüche  bilden  die  Ton  Innocenz  I 
in  der  Angelegenheit  des  Ghrysostomns  erlassenen 
Briefe,  s.  o.  S.  778  n.  10,  einen  auffallenden 
Gegensatz. 

«  S.  780. 

9  S.  781.  Einer  etwas  früheren  Zeit  als  die 
dort  erwähnten  Fälle  gehört  die  Angelegenheit 
des  C^lestins,  des  Anhängers  des  Pelagins,  an. 
Auf  einer  karthagischen  Synode  (411  o.  412) 
war  dieser  wegen  seiner  Irrlehren  exkommuni- 
cirt  worden,  nnd  obwohl  er  gegen  diesen  Urtheils- 
Spruch  die  Appellation  nach  Rom,  s.  Marü  Mer- 
cator.  commonitor.,  Mansi  4,  293,  eingelegt 
hatte,  Terfolgte  er  diese  nicht,  sondern  begab 
sieh  nach  dem  Orient.  Inzwischen  hatten  sich 
-wegen  der  Fortdauer  der  Pelaglanischen  Lehren 
und  der  Unterstützung  derselben  im  Orient,  die 
Konzilien  von  Garthago  (416  unter  Bestätigung 
der  l^her  gegen  Gälestius  gefällten  Sentenz) 
und  Ton  Mileye  (416)  an  Innocenz  I.  gewendet, 
um  seinen  Beitritt  zu  der  Yerurtheilung  der  pe- 
laglanischen Lehre  und  der  Anhänger  derselben 
zu  erlangen,  Mansi  4,  321.  326.  334;  Hefele 
2,  108  S,^  Langen  S.  725  ff.,  und  Innocenz  I. 
hatte  ihnen  zugestimmt  —  s.  die  Schreiben  bei 
Jafftf  ed.  U.  n.  321—323,  Goustant  p.  887 
ff.,  Mansi  3,  1071  ff.,  indem  er  dabei,  unter 
Herrorhebung  der  Autorität  des  apostolischen 


Stuhles,  allerdings  unterstellt,  dass  die  Afri- 
kaner eine  ihre  Entscheidung  erst  sa^ts- 
wirksam  machende  Bestätigwip  Ton  ihm  gefor- 
dert hätten.  Langen  S.  732.  736.  Als  dies  ge- 
schehea  «ad  Innoeenz  gestorben  war,  kam  Gäle- 
fliliis  wieder  nach  Rom,  und  Zoslmus  (417), 
welcher  sich  yon  ihm  täuschen  liess,  warf  nach 
Abhaltung  einer  Synode  daselbst,  indem  er  den 
Gälestius  für  rechtgläubig  erklärte,  den  Afrika- 
nern Uebereilung  nnd  leichtfertiges  Urtheilen 
Tor,  Mansi  4,  360.  356.  Eine  grosse  Synode 
der  Afrikaner  zu  Gaithago  wies  diese  Beschuldi- 
gung zurück  und  beschloss  gleichzeitig,  dass  die 
Ton  Innooenz  gefällte  Sentenz  in  Kraft  bleiben 
sollte,  Mansi  A,  353.  Zoslmus  musste  auch 
hier  seinen  Rückzug  antreten,  s.  sein  ziemlich 
Yerworrenes  Schreiben  t.  418,  Mansi  4,  366,  in 
welchem  er  zwar  behauptet:  „patrum  traditio 
apostolicae  sedi  auctoritatem  tantam  tribuerit,  ut 
de  eins  iudicio  disceptare  nullus  änderet  idque 
per  canones  semper  regulasque  serrayerit"  und 
„tantum  nobis  esset  auotoritatis,  ut  nullus  de  no- 
stra  possit  rectractare  sententia'',  aber  doch  nicht 
der  Wahrheit  entsprechend  sagt:  ,,Sed  post  mis- 
sae  per  Marcellinum  subdiaconum  Testram  epl- 
stolae  omne  yolumen  yolvimus,  quo  aliquando 
perlecto,  ita  totum  literarum  comprehendistis 
textum,  quasi  nos  Gaelestio  commodaverimus  in 
Omnibus  lldem  yerbisque  elus  non  discussis  ad 
omnem  (ut  ita  dicam)  syllabam  praebuerimus 
assensum.  Nuaquam  temere  quae  sunt  diu  trao- 
tanda,  sinuntur;  nee  sine  magna  deliberatione 
statuendum  est,  quod  summo  debet  disceptari  iu- 
dicio. Iddcro  noverit  yestra  fraternitas,  nihil  nos 
post  illas,  quas  superius  vd  literas  yestras  acce- 
plmus,  immutasse,  sed  in  eodem  cuncta  reü- 
quisse  statu,  in  quo  dudum  fuerant,  cum  hoc 
nostris  literis  yestrae  indlcayimus  sanctitati,  ut 
illa  quae  a  yobis  ad  nos  missa  erat  obtestatlo, 
remaneret'9)  Ja  durch  kaiserliche  Anordnung 
wurden  nunmehr  auf  Betreiben  der  afrikanischen 
Bischöfe(418,  Goustant  p.  994) die Pelagianer 
aus  Rom  yertrieben,  und  als  ein  afrikanisches 
Generalkonzil  nochmals  den  Pelagianismus  yei- 
dammt  hatte  (cod.  eccles.  Afric.  c.  109  ff.),  war 
Zosimus  seinerseits  gleichfalls  genothigt,  auf 
einer  römischen  Synode  den  Pelagius  und  Gäle- 
stius zu  yerurtheilen,  Migne  51,  271  j  20,693; 
Langen  S.  746. 

®  Wie  in  niyrien,  wo  Innoeenz  I.  schon  ein 
oberstrichterliches  Recht  durch  den  päpstlichen 
Vicar  yon  Thessalonich  ausüben  lassen  konnte, 
Bd.  I.  S.  579.  586.  587. 
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zelner  Bischöfe^  welche  in  ihren  HeimathproTinzen  einePrimatialBtelluDg  inne  hatten  S 
nnd  zwar  allein  dnrch  die  Mitwirkung  der  weltlichen  Gewalt  seit  Leo  I.  zur  An- 
erkennung ^  gebracht  worden  ^.  Gegenüber  der  orientalischen  Kirche  sind  dagegen  die 
von  den  römischen  Bischöfen  beanspruchten  oberstrichterlichen  Befugnisse  niemals  zu 
einer  dauernden  und  unbestrittenen  Verwirklichung  gelangt  \  denn  wenngleich  mehrfach 


1  Wie  der  Primaten  tod  Arles  in  SQdgallien 
Bd.  I.  S.  588;  Bd.  IIL  S.  512  n.  9  n.  10;  Lö- 
nlng  1,  463ff.  AIb  bier  der  Bischof  Hilarius 
Ton  Alles,  mit  der  Primatialsynode  den  Metropo- 
liten Ton  Besannen,  Gelidonius,  444  abgesetzt 
hatte,  appellirte  dieser  nach  Rom  an  Leo  L, 
Bd.  I.  S.  589;  Bd.  IIL  S.  612  n.  10;  Hilarins, 
Löning  1,  479  ff.,  bestritt  zwar  die  Znlassig- 
keit  der  Appellation,  aber  Leo  I.,  welcher  das 
oberstrichterliche  Recht  des  Papstes  als  ein  un- 
zweifelhaftes und  längst  praktisch  bestehendes 
in  Anspruch  nimmt,  ep.  ad  episc.  Vienn.  y.  445, 
Ball  er.  1,  634,  c.  2:  „Nobiscum  itaque  yestra 
fratemitas  recognosoat,  apostolicam  sedem,  pro 
Bui  reverentia  a  yestrae  etiam  provinciae  saoer- 
dotibus,  innumeris  relationibus  esse  consultam 
et  per  diversarum,  quemadmodum  vetus  consue- 
tndo  posoebaty  appellationem  causarum,  aut 
retractata  aut  conflrmata  fuisse  iudicia",  hob  mit 
einer  von  ihm  berufenen  Synode  nicht  nur  die 
Absetzung  des  Celidonius  auf,  und  setzte  den- 
selben wieder  ein,  sondern  entzog  auch  dem 
HilariuB  wegen  mehrerer  ihm  seitens  der  galli- 
schen Bischöfe  vorgeworfenen  Uebergriffe  die 
Rechte  eines  Metropoliten  der  Provinz  Yienne 
und  beliess  ihm  nur  die  Stellung  eines  Bischofs 
von  Arles,  Bd.  L  S.  589;  Löuing  1,  483. 

>  Das  bekannte  Gesetz  Yalentinians  III.  v. 
445,  Bd.  L  8.  504  n.  2  ist  gerade  in  Folge  des 
Streites  mit  Hilarius  auf  Betreiben  Leos  III.  er- 
lassen worden,  Bd.  III.  S.  685.  Wenn  übrigens 
Loning  1,  486  n.  2  die  gewöhnliche  Annahme, 
dass  das  in  der  gedachten  const  (tit  16  Novell. 
Yalent.  III.)  erwähnte  Konzil  das  Sardicensische 
sei,  bekämpft  und  das  Nicänum  darunter  ver- 
steht, so  findet  sich  in  Nlcäa  c.  6  der  Satz :  „ne 
quid  praeter  auctoritatem  istius  illicita  prae- 
sumptio  attentare  nitatur^  nicht,  und  es  ist  daher 
nicht  unwahrscheinlich,  dass  das  Nicänum  in  der 
durch  Hinzufugung  der  Sardicensischen  Kanones 
erweiterten  Gestalt,  s.  Löuing  1,  456  u.  oben 
S.  780  n.  3,  gemeint  ist. 

9  Hilarius  hat  sich  nach  dem  Nachweise  von 
Loning  1,  488  (danach  ist  das  Bd.  I.  S.  589  zu 
berichtigen)  wenigstens  thatsächlich  der  Anord- 
nung Leos  I.  gefügt,  und  seitdem  ist  die  oberstrlch- 
terliche  Gewalt  des  Papstes  dort  nicht  mehr  be- 
stritten worden.  So  konnte  der  Papst  Hilarus  I. 
auf  Klagen  der  germanischen  Könige  gegen 
Bischöfe,  welche  sich  Uebergriffe  hatten  zu 
Schulden  kommen  lassen,  mit  römischen  Syno- 
den, 60  gegen  Hermes  v.  Narbonne,  ep.  462  bei 
Thiel  p.  140.  141  ff.,  gegen  Mamertus  v.  Yi- 
enne ;  ep.  463  p.  146.  147,  unter  unbestritte- 
ner Anerkennung  seines  Rechtes  seitens  der 
übrigen  gallischen  Bischöfe  in  erster  Instanz 
die  Disciplinargerichtsbarkeit  ausüben,  Löuing 
1,  493.  494,  und  wenn  er  auch  mit  der  Aner- 
kennung des  Primates  von  Arles  dem  Bischof 


das  Recht  znr  Abhaltung  von  PrimatialsjmodeB 
zugesUnd,  Bd.  I.  8.  590  u.  Bd.  III.  S.  510  n.  3, 
so  wahrte  er  sich  doch  dabei  zugleich  sein  ober- 
stes Richterrecht,  s.  ep.  462  e.  2,  Thiel,  1. 
145:  „In  dirimendis  sane  gravioribus  eansis  et 
quae  illio  non  potuerint  terminari,  apostollcae 
sedis  sententia  consulatur^. 

In  Afrika  ist,  offenbar  in  Folge  der  durch  die 
Eroberung  der  Yandalen  herbeigeführten  engeren 
Anschliessung  der  dortigen  Bischöfe  an  Rom, 
das  oberstrichterllche  Recht  des  Papstes  schoo 
unter  Leo  I.  nicht  mehr  bestritten  worden,  ep. 
Leon,  ad  episc.  prov.  Manritan.  Caesar,  v.  445 
c.  12,  ed.  Baller.  2,  668:  „Causam  quoque  Lupi- 
cini  episcopi  illic  jubemus  audiri,  cui  multum 
et  saepius  postulanti  conununionem  h&e  ratione 
reddidimus,  quoniam  cum  ad  nostnun  iudieium 
provocasset,  immerito  eum  pendente  negotio  a 
communione  videbamus  suspensum.  Adiectam 
etiam  iUud  est,  quod  huio  temere  superordinatui 
cognoscitur,  qui  non  debuit  ordinari,  antequam 
Lupicinus  in  praesenti  positus  aut  oonfntatos 
aut  certe  confessus  justae  posset  subi&oere  sen- 
tentUe^ 

«  Nach  Phillips  5,  301  haben  freilich  schon 
namens  der  zu  Ephesus  431  verurtheilten  Nesto- 
rianer  die  Bischöfe  Eleutherius  v.  Tyana  und 
Helladius  v.  Tharsus,  Man  si  5,  893,  an  Sixtns 
III.  appellirt  Dieses  „sehr  auffallende"  Beispiel 
einer  Appellation  beschrankt  sich  aber  lediglich 
auf  einen  Yersuch  der  Bischöfe,  den  Papst  zo 
Gunsten  des  Nestorius  und  seiner  Anhinger  um- 
zustimmen und  für  eine  nochmalige  Untersuchung 
der  Sache  einzutreten  (^praesumimus  has  suppli- 
cationes  offerre'',  heisst  es  in  dem  Schreiben), 
vgl.  auch  Langen  S.  849.  Was  sodann  die 
weitere  Appellation  der!!  (so  Phillips  5,  302 
n.  27,  d.  h.  des  Bischofs)  Iddua  v.  Smyma  be- 
trifft, vgl.  Sixti  ep.  ad  Proclum  v.  437,  Mansi 
8,  762,  Goustant  p.  1263:  «Habemua  re- 
centissimae  actionis  exemplum  fratris  nostri 
Idduae  circa  quem  tuae  fratemitatis  decrevimus 
iudieium  custodiri,  cognitioni  tuae  facere  nolen- 
tes  iniuriam,  cum  eins  Intentionem  iuetissi- 
mam  tuereris'',  so  weist  Sixtus  III.  auf  den  von 
ihm  erwähnten  Yorfall  als  auf  einen  Beweis  sei- 
nes Yertrauens  zu  Proklus  hin.  Das  wäre  aber 
unmöglich,  wenn  er  ein  von  dem  letzteren  ge- 
fälltes Urtheil  in  der  Appellationsinstans  bestä- 
tigt hätte,  nnd  in  der  That  heisst  der  Satz  weiter 
nichts,  als  dass  der  Papst  die  Beachtung  des  Ur- 
theils  angeordnet  hat,  um  der  zuständigen  Ent- 
scheidung des  Proklus  kein  Unrecht  zu  thun. 

Ebenso  wenig  hat  Eutyches,  so  Phillips  5^ 
301,  in  dem  nach  seiner  Yerurtheilung  488, 
Bd.  m.  S.  680  n.  8  u.  o.  S.  767  n.  4,  an  Leo  I. 
gerichteten  Schreiben,  ep.  Leon.  21,  ed.  Baller. 
1,  739  eine  Appellation  eingelegt.  Obgleich 
diese  in  der  Publication  bei  Arne  111,  S.  Leone 
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Yon  dort  Appellationen  an  sie  erhoben  worden  sind  ^,  so  war  doch  eine  freie  Ans- 


If&gno  e  Toiiente,  diss.  sopra  uns  collezione 
inedita.  Roma  1882  No.  19  die  üebeiBchrift : 
libellus  appellationis  trägt,  so  beweist  dies  doch 
niehts,  denn  die  Bitte  des  Entyches,  „quae  visa 
▼obis  faerit  super  fidem  proferre  sententlam  et 
nnllam  delnceps  permittere  a  factlosis  contra  me 
calninniam  procedere  et  non  exonti  et  eximi  de 
nomero  orthodoxornm^  beisst  nor:  der  Papst 
solle  durch  einen  dogmatischen  Anspruch  fflx  Ihn 
eintreten  nnd  ihn  —  den  Eutyches  - —  schützen, 
so  auch  Langen,  Gesch.  d.  röm.  Klrehe  y. 
Leo  1.  Bonn  1885.  S.  23.  24,  und  der  eine  in 
dem  Brief  als  mit  überreicht  erwähnte  Libell  ist, 
wie  der  klare  Wortlaut  desselben  ergiebt,  nicht 
ein  für  Leo  bestimmter  förmlicher  Appellations- 
libell,  so  Ballerini,  Lc  Anm.  zu  c. 4. p. 742; 
He  feie  2,  335,  vielmehr  der  vom  Konzil  zu- 
rückgewiesene YertheidigungsUbell,  H  e f el e  2, 
B31,  gewesen.  Ebensowenig  hatFlavian  v.  Kou- 
stanünopel  in  seinem  Schreiben  an  Leo  L  ep. 
Leon.  L  22, 1.  c  p.  752  um  Bestätigung  der  Sy- 
nodalsentenz gegen  Eutyches  gebeten,  sondern 
um  Mittheilung,  derselben  an  die  Bischöfe  „qui 
eub  tua  reverentia  constltuti  sunt'',  d.  h.  die 
oecidentalischen.  Allerdings  hat  Leo  I.  ep.  23, 
L  c.  p.  763  das  Ton  Eutyches  an  ihn  gestellte 
Ansinnen  als  Appellation  aufgefasst  (denn  er  be- 
zeichnet irriger  Weise  den  von  Eutyches  über- 
reichten Libell  als  libellum  appellationis  und 
fordert  Flavian  um  nähere  Darlegung  des  Sach- 
verhaltes auf,  s.  auch  ep.  24  ed  Theodos.,  p.  767 : 
„ad  sedem  apostolleam  per  libellum  doloris  sui 
querinoniam  miserif*),  aber  Flavian  hat  (1.  o.  ep. 
26  p.  788)  ihm  geantwortet,  dass  Eutyches  kei- 
nen Appellationslibell  auf  der  Synode  übergeben 
habe,  und  ersucht  ihn  unter  näherer  Darlegung 
des  Sachverhalte« :  „dignare  per  proprias  litteras 
snffiragari  depositionl  canonice  adversus  eum 
factae''  (also  um  Anerkennung  der  kanonisch 
vollzogenen  Absetzung,  nicht  um  Bestätigung  der 
Synodalsentenz).  Leo  I.  hat  in  ep.  27,  1.  c. 
p.  792 u.  ep.28,  L  c.  p.  801. 835  eine  solche  auch 
nicht  ausgesprochen,  sondern  nur  sein  Einver- 
fltandniss  mit  dem  Verfahren  der  Synode  kundge- 
than.  Aber  abgesehen  von  allem  diesem  hat  Theo- 
dos IL,  gleichzeitig  auf  Veranlassung  des  Euty- 
ches, nicht  nur  eine  Untersuchung  wegen  der  Fäl- 
schung der  Akten  des  Konzils  veranlasst,  bei  wel- 
cher festgestellt  worden  ist,  dass  Eutyches  nach 
dem  Schluss  des  Konzils  dem  kaiserlichen  Gonw 
mlssar  still  gesagt  hat,  er  appellire  an  ein  römi- 
aches,  ägyptisches  und  jcrusalemisches  Konzil, 
H  e  f  e  1  e  2,  339.  340. 347,  sondern  auch  zur  Bei- 
legung der  entstandenen  Streitigkeiten  im  Verein 
mit  seinem  Mitkaiser  eine  allgemeine  Synode, 
die  nachmalige  sog^.  Räubersynode,  zu  welchem 
von  Leo  I.  ohne  Jeden  Widerspruch  Legaten  ge- 
spendet worden  sind,  einberufen,  Hefele  2, 
349.  352 ;  Bd.  III.  S.  348  n.  6. 

1  Die  ersten  sicheren  Appellationen  an  den 
römischen  Stuhl  sind  die  des  Bisehofs  Flavian  v. 
Konstantinopel  und  des  Bischofs  Eusebius  v. 
Doryläum  wegen  ihrer  Absetzung  durch  die  Bäu- 
bersynode  zu  Ephesus  v.  449,  denn  die  frühere 
Streitfrage,  ob  Flavian  an  den  Papst  oder  an  ein 
allgemeines  Konzil  oder  an  beide  appellirt  habe, 
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Hefele  2,  378  n.  2,  ist  Jetzt  durch  die  Wieder- 
aufdndungder  betreffenden  Schriften  des  Flavian 
in  einer  Handschrift  der  Kapitel sbibllothek  zu 
Novara,  s.Amelli,  S.  Leone  Magno  e  roriente, 
diss.  sopra  una  collezione  inedita  p.  43ff.  auch  ab- 
gedruckt in  Ztsohr.  f.  kath.  Theologie.  Innsbruck 
VII  (1883)  8.  193.  195  (vgl.  Ztsohr.  f.  K.  R.  19, 
374)  erledigt.  In  der  ersteren  erzählt  Flavian : 
,;Cum  ....  post  illam  iniustam  vooem  quam 
contra  me  misit,  sicut  ipsi  placuit,  me  appellante 
thronum  apostolioae  sedis  prindpis  apostolorum 
Petri  et  universam  quae  sub  vestra  sanctitate 
est  synodum,  statim  me  oircumvallat  multitudo 
militaris''.  Adressirt  ist  die  Schrift  zwar  ,,patri 
et  archiepiscopo  Leoni^,  aber  am  Schluss  bittet 
Flavian :  ;,,dare  etiam  formam  quam  deus  vestrae 
mentl  Inspirabit,  ut  tarn  oecidentali  quam  etiam 
orlentali  in  unum  facta  patrum  synodo,  simUls 
praedlcetui  fldes,  ut  praevaleant  sanctionis  pa- 
trum. Inritum  vero  deduci  valeant  atque  dissolvi 
omnia  quae  male  et  unbrati  (sie)  et  non  sine  lusu 
quodammodo  gesta  sunt :  afferre  medlcinam  hoi^ 
ribili  huic  vulnerl  quod  per  totum  iam  paene 
orbem  serpendo  pervenit" ;  d.  h.  Flavian  appel- 
lirt damit  an  Leo,  weist  zugleich  aber  auf  eine 
allgemeine  Synode,  als  das  geeignetste  Mittel 
hin,  die  durch  die  Räubersynode  getrolTenen 
Masaregeln  zu  beseitigen.  Der  libellus  appella- 
tionis des  Eusebius,  welcher  dieselbe  Adresse 
trägt,  bezieht  sich  auf  den  Schutz,  welchen  der 
thronus  apostolicus  den  Bedrückten  gewährt,  und 
bittet,  „sicut  sdunt,  qui  a  vestra  sanctitate 
missi  sunt  In  loco  vestrae  beatitudinis  religlo- 
sissiml  viri,  quibus  et  libellos  obtuli  appellati- 
onis meae,  in  quibus  vestrae  sedis  cognitionem 
poposd  .  .  .  pronuntiate  evacuari  et  inanem 
fleri  meam  iniquam  condemnationem  . .  .  red- 
dentes  mihi  dignitatem  episcopatus  et  vestram 
communionem''.  Nicht  minder  hat  der  gleich- 
falls zu  Ephesus  abgesetzte  Bischof  Theodoret  v. 
Gyrus  an  das  Urtheil  Roms  appellirt  und  um  die 
Abhaltung  einer  neuen  Synode  gebeten,  eiusd. 
epp.  163.  116.  118,  ed.  Schultze  4,  1187  ff.; 
Hefele  2,  389.  390;  Langen  S.  32  ff. 

In  Folge  der  Vorgänge  zu  Ephesus  und  der 
Appellationen  verwarf  Leo  I.  mit  einem  oeciden- 
talischen Konzil,  (welches  wohl  nur  eine  Synode 
der  gerade  bei  ihm  anwesenden  Bischöfe  gewesen 
ist,  weil  Leo  I.  sich  trotzdem  noch  nachher  für 
die  Abhaltung  einer  grosseren  Synode  bemühte), 
Alles,  was  auf  der  Räubersynode  geschehen  war, 
ep.  HLlarii  diacon.  inter  Leon.  ep.  46,  ed.  Ball  er. 
1,  928:  „a  praefato  papa  cum  omni  ocddentali 
concilio  reprobata  omnia,  quae  in  Epheso  contra 
canones  per  tumultus  et  odia  saecularla  a  Dios- 
ooro  gesta  et  nulla  ratione  bis  in  partibus  sus- 
cipi  posse,  quae  per  potentiam  praedicti  non  sine 
laesione  Adel  et  pxaeiudicio  sanctissimi  viri 
innoxilque  vir!  commissa  sunt";  vgl.  auch  den 
libellus  synodlcus,  Mansi  6,  509 (nach  welchem 
in  einen  freilich  nicht  ausreichend  verbürgten 
Zusatz,  Hefelei,  84  u.  2,  390,  von  Leo  I.  so- 
gar über  Dioskur  v.  Alexandrien  und  Eutyches 
der  Bann  ausgesprochen  sein  soll)  und  ersuchte 
in  Uebereinstimmung  mit  der  gedachten  Synode 
(ep.  61.  69,  1.  c.  1,  984  u.  1008)  Kaiser  Theo- 
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flbnng  der  seitens  der  Pftpste  in  Anspruch  genommenen  oberstrichterliohenBefiignisBe 
durch  die  von  den  oströmischen  Kusern  festgehaltene  oberste  Leitung  der  kirchlichen 
Angelegenheiten  ausgeschlossen  i,  ja  die  schroffe  Geltendmachung  dieser  Befugnisse 


doBias  II.,  -welcher  die  Dekrete  der  K&nl^erBynode 
bestätigt  und  die  Nestorianer  und  ihre  Anhänger 
weder  In  den  Städten  noch  auf  dem  Lande  bei 
Strafe  der  YermögenshonfiBkation  und  des  Bxiles 
zn  dulden  befohlen  hatte,  ManBi?,  495,  ein- 
mal alles  in  den  früheren  Zustand  vor  der  Räu- 
bersynode bis  zur  Abhaltung  eines  allgemeinen 
Konzils  zn  setzen  und  unter  Bezugnahme  auf  die 
Appellation  des  Flayian  und  die  Nicänischen, 
d.  h.  Sardlcenflischen  Kanonen,  S.  780  n.  3,  in- 
zwischen eine  Oeneralsynode  in  Italien  einzube- 
rufen, (ep.  44, 1.  c.  p.  908 :  „ut  quia  et  nostri  — 
so*  sacerdotes  —  fldeliter  reclamarunt  et  eisdem 
libellum  FlaTianus  episcopis  dedit,  generalem 
synodum  iubeatis  intra  Italiam  celebrari,  quae 
omnes  offensiones  ita  aut  repellat  aut  mitiget,  ne 
ultra  aliquid  sit  yel  in  flde  dubium  Tel  in  chari- 
tate  di^isum :  couTenientibus  utique  Oiieutalium 
prorineiarum  episeopis,  quorum  si  qui  superati 
minis  atque  iniuriis  a  Teritatis  tramite  deTlarunt, 
salutaribusremediis  in  integrum  reTocentur,  ipsi- 
que  quorum  est  causa  duilor,  si  consiliis  meli- 
oribus  acquiescant,  ab  ecclesiae  unitate  non 
exeidant^,  Tgl.  auch  ep.  43,  p.  904).  Trotz  der 
wiederholten  Gesuche  Leos  I.,  ep.  54,  p.  956 
und  trotz  der  YermittelungYalentinians  III.,  der 
Mutter  und  der  Gemahlin  desselben,  1.  c  ep. 
55 — 58  p.  961  if.,  s.  namentlich  ep.  56  Gallae 
Plaeidae  51  p.  966:  ^ut  secundum  formam  et 
deflnitionem  apostolicae  sedis  quam  etiam  nos 
tamquam  praecellentem  similiter  veneramur,  in 
statu  sacerdotii  Ulaeso  manente  per  omnia  Fla- 
viano,  [ad]  concilii  et  apostolicae  sedis  iudlcium 
transmittatur  (^  hixti  napaTcefA^t^eCT))  in  qua  pri- 
mus  ille,  qui  ooelestes  clayes  dignus  fuerit  aoci- 
pere  prindpatom  episcopatus  ordinarit  (tnAo- 
(i7]9e),  quando  scilioet  decet  nos  huio  maximae 
ciTitati,  qnae  domina  omnium  est  terrarum,  in 
Omnibus  roTerentiam  conserrare^  schlug  Theo- 
dos II.  alle  diese  Bitten  ab,  indem  er  antwor- 
tete, dass  zu  Ephesus  alles  mit  Freiheit  be- 
schlossen, und  Flavian  mit  Recht  abgesetzt 
worden  sei.  Theodos  II.  hat  demnach  ein  Recht 
der  Appellation  an  den  Papst  und  eine  oberst- 
richterliche Stellung  desselben  nicht  anerkannt, 
während  Leo  1.  eine  solche  unter  Berufung  auf 
die  Nicanischen,  d»  h.  Sardicensischen  Kanones 
in  Anspruch  nahm,  aber  diese  Befugnisse,  da  es 
sich  um  Angelegenheiten  der  orientalischen 
Kirche  und  der  dortigen  Bischöfe  handelte,  nicht 
einmal  ohne  Zustimmung  des  KaiBers  auszuüben 
wagte  und  unter  den  obwaltenden  Verhältnissen 
auch  nicht  in  Gemässheit  des  von  ihm  ange- 
rufenen Konzils  von  Sardika,  eine  weitere  Ver- 
handlung fordern  konnte,  sondern  in  Ueberein- 
stimmung  mit  der  herrschenden  Praxis  die  Ein- 
berufung eines  grosseren  Konzils  behufs  einer 
erneuerten  Untersuchung  verlangen  musste. 

Ein  weiteres  hierher  gehöriges  Beispiel  bildet 
die  Klage  des  aus  Alexandrien  vertriebenen 
Bischofs  Johannes  Talaja  gegen  die  Einsetzung 
des  Petrus  Mongus,  welche  auf  Veranlassung  des 
Patriarchen    Acadus  v.   Konstantinopel    durch 


Kaiser  Zeno  erfolgt  war,  Hef  ele  2,  604;  Lau- 
gen S.  142.  Auf  dieselbe  lud  Papst  FeUx  IL 
(o.  IIL)  483  unter  Benachrichtigung  des  Kaisen 
Acaeins  nach  Rom  zur  Verantwortung  vor,  ■.  den 
libellus dUüonis beiThiel  p.  239,  auch p. 241. 
Da  er  aber  nicht  erschien,  vielmehr  die  päpct- 
liohen  Gesandten  sieh  in  Konstantinopel  zur 
Theilung  der  kirchlichen  Gemeinaehslt  mit  Acar 
dus  verleiten  lieasen,  wurde  er  dureh  Felix  II. 
auf  der  römischen  Synode  v.  484  (Bd.  III.  S.  477 
n.  9)  wegen  der  ihm  zur  Last  gelegten  Vergehen, 
Eingriir  in  die  Rechte  fremder  Provinzen,  Kon- 
sekration häretischer  Bischöfe  u.  s.  w.  abgesetzt 
und  exkommunidrt,  Thiel  p.  243.  246.  247, 
und  der  Papst  schrieb  gleichzeitig  dem  Kaiser, 
L  c  p.  249 :  „quod  pletas  tua  coelestibut  debeat 
parere  decretis  atque  ita  hnmanamm  sibi  renm 
faatigium  noverit  esse  commissum,  nt  tarnen  es, 
quae  divlna  sunt,  per  dispensatores  divinitus  attri- 
butos  perdpienda  non  ambigat^.  Ale  dies  Alles 
gegenüber  dem  Kaiser  und  Acaeins  wirkungslos 
bUeb,  und  statt  des  orthodoxen  Kaiendion  derbaie- 
tisch  gesinnte  Petrus  FuUo  auf  den  Stuhl  v.  Antl- 
Odilen  erhoben  worden  war,  He  feie  2,  609, 
hielt  Fdix  II.  485  eine  neue  Synode,  welche  die 
Absetzung  des  Eindringlings  ausspraeb,  H  e  fei  e 
2,  609,  und  in  welcher  das  oberstriehteriidie 
Recht  des  Papstes  schärfer  als  je  betont  wird, 
Thiel  p.  255:  ^Quotiens  intra  Italiam  propt^ 
ecclesiasticas  cansas,  praecipue  fldel,  colUgnntur 
domini  sacerdotes,  oousuetudo  retinetur,  ut 
suecessor  praesulum  sedis  apostolieae  ex  persona 
cunctorum  totius  Italiae  sacerdotum  iuxta  solUci- 
tudlnem  sibi  eccledamm  omnlbns  (omnium) 
competentem  cuncta  constltuat,  qni  eaput  est 
omnium,  domino  ad  b.  Petrum  dieente:  Tu  es 
Petrus  et  super  hanc  petram  etc.  Quam  vocem 
sequentes318  s.  patres  apud  Nieaeam  con- 
gregati,  confirmationem  rernm  atque 
auctoritatem  s.  Romanae  ecclesiaede- 
tulerunt:  quam  ntramque  nsque  ad  aetstem 
nostram  sncoessiones  omnes  Christi  gratia  pne- 
stante  eustodiant"  (worin  nicht  auf  einen  diese 
Rechte  Rom  beilegenden,  angeblich  verloien  ge- 
gangenen Brief  des  Nicänums  an  Silvester  I.,  so 
ohne  Jeden  Anhalt  Thiel  p.  255  n.  16,  sondern 
auf  den  seiner  Aechtheit  nach  sehr  xwelfblkaf- 
ten,  in  der  hier  fraglichen  Stelle  aber  wohl  sieker 
unächten  Brief  des  Konzils  v.  Sardica  an  Julius  L^ 
MansiS,  40,  vgl.  Hef  ele  1,  611  n.  1;  Lan- 
gen, Gesch.  d.  röm.  Kirche  b.  z.  Pontif.  Leos  I. 
S.  448,  angespielt  wird). 

^  So  hat  Leo  I.  seine  Forderungen  gegenüber 
Theodos  II.  nicht  durchsetzen  können  (s.  vor. 
Anm.),  und  selbst  als  nach  dessen  Tode  d^  der 
orthodoxen  Lehre  zugethanene  Mardan  Kals^ 
geworden  war,  musste  er  ob  sich  gefallen  laseen^ 
dass  dieser  zur  Beilegang  der  Glanbensstieitig- 
keiten  ein  allgemeines  Konzil  nach  Chaleeden, 
also  nicht  nach  einer  italienischen  Stadt,  in  wel- 
cher der  Papst  als  das  Oberhaupt  der  ganzea 
Kirche  hätte  erscheinen  können,  anssehzieb. 
Bd.  lU.  S.  333  n.  2  Nr.  4;  Langen,  Gesch.  dl 
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seitens  der  römischen  Bischöfe  hat  gegen  Ende  des  5.  Jahrhunderts  ^  zu  dem  ersten, 
mehr  als  30jfthrigen  Schisma  zwischen  der  oströmischen  und  abendländischen  Kirche 
geftlhrt^. 

III.  Der  juristische  Charakter  des  oberstrichterlichen  Rechtes 
des  Papstes.  Was  des  N&heren  den  Charakter  des  oberstrichterlichen  Rechtes 
betrifil)  welches  die  Päpste  beansprucht  und,  soweit  es  die  Verhältnisse  gestatteten, 
auch  seit  der  Mitte  des  5.  Jahrhunderts  ausgeübt  haben  ^,  so  ist  dasselbe  von  ihnen 
niemals  blos  im  Sinne  des  Konzils  ron  Sardika  als  eine  ausserordentliche  Befngniss 
cur  Bestdlong  eines  neuen  weiteren  Gerichts  ^,  sondern  als  ein  wirkliches,  aus  dem 
Primate  kraft  der  Autorität  des  h.  Petrus  herfliessendes  richterliches  Recht,  welches 
sowohl  die  Verhandlung,  wie  auch  die  materielle  Entscheidung  der  Streitsache  in 
sich  schliesst,  aufgefasst  und  gehandhabt  worden^.  Kraft  dieses  Rechts  wurde  von 
ihnen,  ebenfalls  im  Widerspruch  mit  dem  gedachten  Konzil  6,  nicht  nur  die  Zuständig- 
keit in  höchster  Instanz  für  alle  Appellationen  gegen  Urtheile  der  verschiedenen 
kirchlichen  Gerichte  '^y  sondern  auch  die  Entscheidung  erster  Instanz  über  die  Patri- 


rom.  Kirohe  t.  Leo  I.  8.  42  ff.  Die  Abneigung 
Leos  I.  gegen  das  Konzil  erklärt  sich  hinxeieliend 
daraus,  dass  durch  die  kaiserliche  Einberufung 
einer  sieht  von  ihm  gewünschten  Synode  sein 
massgebendes  oberstes  Riohterrecht  verneint  war, 
8.  auch  Langen  S.  47  n.  1. 

Ebensowenig  hat  der  Orient  die  von  Felix  II. 
(III.)  vorgenommene  Absetzung  dezorientalischen 
Patriarchen,  s.  die  vor.  Anm.,  anerkannt,  vielmehr 
haben  sich  diese  unter  kaiserlicher  Genehmigung 
auf  ihren  Sitzen  erhalten.  Langen  S.  162. 

^  Nämlich  seitens  Felix'  II.  gegenüber  dem 
Henotikon  Kaisers  Zeno  v.  482  und  gegenüber 
Acacius,  8.  die  vor.  Anm.,  Langen  S.  152. 

2  Selbst  nach  der  Beseitigung  desselben,  seit 
dem  3.  Jahrzehnt  des  6.  Jahrh.  blieben  noch 
Appellationen  an  den  romischen  Stuhl,  so  die 
des  Stephanus  v.  Laiissa  gegen  seine  Absetzung 
durch  den  Patriarchen  von  Konstantinopel  an 
Bonifaz  II,  welcher  i.  J.  531  darüber  auf  einer 
römischen  Synode  verhandeln  Hess,  Langen 
S.  308;  Hef  el  e  2,  748,  erfolglos,  Bd.  L  S.  585 
n.  10,  und  In  der  Mitte  des  6.  und  im  7.  Jahr- 
hundert,  als  während  der  dogmatischen  Streitig- 
keiten und  der  rauhen  Eingriffe  der  Kaiser  in 
dieselben,  vgl.  auch  Bd.  HI.  S.  692,  die  diesen 
widerstrebenden  orientalischen  Bisehofe  ihren 
Halt  an  Rom  suchten,  gelang  es  den  Päpsten 
nicht  die  Ausübung  ihrer  obersten  Jurisdiktion 
zu  praktischer  Durchführung  zu  bringen.  So 
hat  Yigilius  zwar  den  Theodor  Askidas  v.  Gäsa- 
rea  Cappadociä  551  aus  der  Kirchengemeinsehaft 
AQBgeschlossen,  Mansi  7,  60—61  und  darauf 
denselben  auch  abgesetzt,  sowie  über  seine  An- 
hänger, besonders  den  Patriarchen  Mennas  v. 
Konstantinopel  die  Suspension  von  der  Kirchen- 
gemeinschaft ausgesprochen,  Mansi  1.  c  u.  9, 
676  (Jaff  6 II.  ed.  p.  123),  aber  unter  dem  Druck 
Jnstinians  musste  er  sich  damit  begnügen,  dass 
ihm  diese  ein  GlaubensbekenntnJss  überreichten 
u  nd  ihn  um  Verzeihung  baten,  1.  c.  9,  63,  wäh- 
rend der  Streit  um  die  drei  Kapitel  erst  auf  der 
allgemeinen  Synode  v.  Konstantinopel  v.  553 
beigelegt  wurde,  Hefele  2,  848 ff.;  861.  852 


ff.;  Langen  S.  869.  374.  375  ff.;  Bd.  IIL 
S.  333  n.  2;  Nov.  5.  Die  aus  Anlass  des  mono- 
theletischen  Streites  erfolgte  Absetzung  des  Pa- 
triarchen Paulus  von  Koustantinopel  durch 
Theodor  648  o.  649,  Mansi  10,  878,  hat  keinen 
Erfolg  gehabt,  vielmehr  hat  der  erstere  Kaiser 
Konstans  IL  zum  Erlass  des  Typus  v.  649  veran- 
lasst und  ist  bis  zu  seinem  Tode  im  unangefoch- 
tenen Besitz  des  Patriarchalstuhles  geblieben, 
Hefele  3,  209.  210.  235;  Langen  S.  524. 
526.  534.  Darüber  endlich,  ob  die  von  Martin  I. 
649  gegen  den  Erzbischof  Paul  v.  Thessalonich 
verhängte  Exkommunikation  und  Absetzung, 
Mansi  10,  834.  843;  Hefele  3,  231.  232; 
L  an  gen  S.  531,  zur  Durchführung  gelangt  ist, 
fehlt  es  an  Nachrichten. 

3  Tgl.  S.  783  ff.  Hier  ist  noch  zu  bemerken, 
dass  die  Handhabung  desselben  mit  der  Bildung 
der  germanischen  Reiche  im  Abendlande  seit  dem 
Ende  des  5.,  bez.  seit  Anfang  des  6.  Jahrhun- 
derts eine  weitere  Einschränkung  erlitten  hat, 
so  dass  in  dieser  Zeit,  namentlich  unter  Gregor  I., 
wie  dessen  Briefe  ergeben,  nur  noch  Italien, 
Istrien,  Macedonien  (wegen  Thessalonich  s. 
Bd.  I.  S.  586  n.  1)  und  Nordafrika  in  Betracht 
kommen,  s.  die  folgenden  Anmerkungen  und  auch 
W.  Wisbaum,  die  wichtigsten  Richtungen  in 
der  Thätigkelt  Gregors  d.  Gr.  Bonner  Inaug.- 
Diss.  Köln  1884.   S.  20  ff. 

*  S.  0.  S.  777.  Vgl.  aber  die  const.  Valen- 
tlanians  lU.  v.  445,  Bd.  III.  S.  504  n.  2. 

fi  S.  die  citirten  Aeusserungen  von  Zosimus 
S.  780  n.  6,  Innocenz  L  S.  783  n.  1,  Leo  I., 
S.  784  n.  1  und  FeUx  U.  (III.)  S.  786  Anm. 

6  Vgl.  Anm.  4. 

1  Gelasii  L  commonitor.  v.  493,  Thiel  1, 
344 :  „Ipsi  sunt  canones  qui  appellationes  totias 
ecoleslae  ad  huius  sedis  examen  voluere  deferri, 
ab  ipso  vero  nusquam  prorsus  appellari  debere 
sanxerunt.  Ao  per  hoc  Ulam  de  tota  ecclesia  iu- 
dicare,  ipsam  ad  nullius  oommeare  iudiclum 
neo  de  eins  umquam  praeceperunt  iudicio  iudi- 
cari^  (e.  16  G.  IX.  qu.  3) ;  ep.  ad  episc.  Dardan. 
495,  Thiel  p.  399:  „Non  reticemus,  quod  cuncta 
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archen  ^  Primaten ^  and  Metropoliten  ^,  ja  auch  Aber  einfache  Bischöfe^  in  Anspruch 
genommen,  und  zwar  prinzipiell  allein  für  den  Papst  ^,  wenngleich  von  den  rGmiachen 
Bischöfen  allerdings  anch  wiederholt  bei  Ausübung  ihrer  beanspruchten  Straf-  und 
Disciplinarstrafgewalt  Synoden  zugezogen  worden  sind  ^. 

Selbst  der  Gedanke  ist  schon  in  dieser  Zeit  hervorgetreten,  dass  eine  Absetzung 
von  Bischöfen  oder  mindestens  solcher,  welche  der  dem  Papst  zunftchst  stehenden 
Jurisdiktionsstufe  angehören,  ohne  dessen  Zustimmung  nicht  gültig  erfolgen  könne'. 

Als  Korrelat  dieser  oberstrichterlichen  Stellung  des  Papstes  ergiebt  sich  der 
Satz,  dass  derselbe  von  Niemandem  gerichtet  werden  darf,  und  kein  Organ  vorhanden 
ist,  welches  die  Straf-  und  Disciplinargeiichtsbarkeit  über  ihn  auszuüben  berechtigt 
wäre  ^,  ein  Satz,  welcher  freilich  in  der  hier  fraglichen  Periode  noch  keine  praktische 
Anerkennung  gefunden  hat^. 


§.252.   /.  Die  Stellung  des  Staates  gegenüber  der  kirchlichen  Straf-  uud  DiedpUnar- 

Strafgewalt. 

I.  Die  kirchliche  Straf-  und  Disciplinarstrafgerichtsbarkeit 
Als  die  christiiche  Kirche  durch  Konstantin  die  Gleichstellung  mit  allen  übrigen  Kul- 
ten erlangt  hatte  und  mit  ihrer  Verfassung  in  den  römischen  Staatsorganismua  auf- 
genommen war,  hatte  sie  längst  ihre  Straf-  und  Disciplinarstrafgewalt  über  Laien 


per  mundnm  novit  ecclesla,  qnoniam  qaorum- 
libet  lententÜB  llg&ta  pontiflcum  sedes  b.  Pe- 
tri  apostoli  los  habeat  lesolveudl,  utpote  quae 
de  omni  ecclesia  faa  habeat  indicandi  neque 
cniquam  de  eins  liceat  iudicaie  indicio ;  si  qni- 
dem  ad  lUam  de  qnalibet  mundi  parte  canones 
appellare  volnerint,  ab  lila  antem  nemo  sit 
appeUare  permissuB^  (c.  17  G.  cit.). 

So  der  Primatialsynoden ,  S.  784  n.  1, 
welche  Bischöfe,  femer  der  Ton  einem  Bischof 
delegirten  Richter,  welche  Priester  yenirthellt 
haben,  so  hat  Oregor  I.  einen  Priester  der  Kirche 
zu  Chalcedon  von  der  Anklage  der  Ketzerei  auf 
dessen  Appellation  freigesprochen,  ep.  YI.  15  v. 
595,  ed.  Ben.  %  803  (ihn  allerdings  gleichzeitig, 
well  er  wohl  bei  dem  Patriarchen  von  Konstan- 
tinopel nicht  auf  Dnrchfübmng  seines  Urtheils 
rechnen  konnte,  dem  Schntze  des  Kaisers  em- 
pfohlen, ep.  YI.  16;  %  804);  vgl.  femer  Gregor 
ep.  III.  6.  V.  592,  1.  c  2,  627  (betreffend  die 
Appellation  eines  Bischofs  gegen  das  Urtheil  des 
Metropoliten  v.  Jnstiniana  I.) ,  ep.  I.  19.  20  v. 
591,  ed.  Ben.  2,  503.  504  (betreffend  die  Appel- 
lation eines  Archldlakonen  gegen  den  Bischof  v. 
Salona  wegen  seiner  Absetzung). 

\  üeber  derartige  Yersuche,  s.  S.  786  n.  1. 

2  S.  784  n.  1  (betreffend  Hilarius  v.  Arles). 

3  S.  784  n.  3 ;  Gregor  I.  ep.  lY.  59, 1.  c.  2,  975. 
*  So  z.  B.  Gregor  I.  in  Betreff  des  Bischofs 

Maxlmua  v.  Salona,  ep.  IV.  20;  YI.  3.  25;  YII. 
17:  IX.  81  V.  594—599,  ed.  cit.  2,  698. 
793.  810.  863.  992;  ferner  hinsichtlich  des 
Bischofs  V.  Malaga  ep.  XIII.  45  y.  603,  1.  c.  2, 
1250. 

^  So  die  Fragmente  des  gewöhnlich  Gelasius  I., 
richtiger  wohl  Felix  II.  (III.)  angehörigen  Schrei- 


bens V.  489?  Thiel  p.  288:  „Athanasinm  ideo 
non  fuisse  damnatum  a  synodo  Orlentis,  quis 
sedes  ista  non  consenserit,  yel  Johannem  Cod- 
stantinopolitanum  Tel  sanctnm  Flaviaoum . . .  Si 
ea  ergo  non  eonsentlente  sola  qul  damnati  sunt  a 
synodo  Orientis,  non  potuemnt  esse  d&mnati, 
consequens  est,  etlam  sine  synodo,  qni  eadem 
sola  damnante  damnatus  ftierit,  damnatns  sit. 
Postremo,  si  nuUa  est  eins  solius  sententia, 
quid  tantopere  cupiant,  hano  resolvi^;  ep.  Oe- 
las.  I.  ad  episo.  Dard.  cit  n.  5,  Thiel  p.  400: 
„Sed  nee  lila  praeterimus,  quod  apostolica  sedes 
frequenter,  ut  dictum  est,  more  maiorum  etiam 
sine  Ulla  -synodo  praecedente  et  absolTendi,  quos 
synodus  Inique  damnaTerat  et  damnandi  nulla 
existente  synodo,  quos  oportnit,  habuerit  faeol- 
tatem''  (c.  17  C.  IX.  qn.  3).  Ygl.  aueh  dlf 
S.  786  Anm.  citlrte  ep.  FeUc  U. 

Eine  praktische  Bethitigung  dieses  Anspradis 
lag  darin,  dass  der  Papst,  wie  dies  namentlich 
seitens  Gregors  L  öfters  geschehen  ist,  die  Üntei^ 
suchnng  and  Entscheidung  einzelnen  Bisehöfei^ 
so  den  Erzbischöfen  v.  Mailand  und  RaTenna. 
ep.  IX.  67;  ed.  cit  2,  983,  oder  anch  den  von 
seinen  Exekutoren  zu  versammelnden  Synoden, 
ep.  I.  84  (2,  567),  II.  48  (2,  611,  612),  VII.  & 
9  (2,  631.  632)  oder  auch  seinen  Defensoren, 
XIII.  45  (2,  1250  ff.)  abertrug. 

«  S.  7B4  n.  3. 

'T  S.  fragm.  Felle.  II.  (III.)  in  Anm.  6  u.  ep. 
Gelas.  I.  dt.  ad  Dard.  c  5,  Thiel  p.  400. 

9  S.  die  dt  Anm.  u.  Bd.  I.  S.  29& 

0  Das  Weitere  darüber  s.  Bd.  I.  S.  296  ff.  (wo  u 
S.  298  n.  2  noch  nachzutragen  ist:  F.  Stöbe r, 
Quellenstudien  z.  Laurentianischen  Schisma. 
Wien  1886.  S.  9  ff.). 
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und  Geistliche  aasgebildet  und  geflbt,  ja  auch  die  Ornndlagen  eines  Straf-  und  Dis- 
eiplinarstrafrechtes,  welches  sowohl  in  Betreff  der  mit  Strafen  bedrohten  Vergehen, 
wie  anch  in  Betreff  der  Straf-  nnd  Disciplinarstrafmittel  einen  rein  kirchlichen  Cha- 
rakter besass  ^ ,  entwickelt.  Mit  der  Anerkennung  der  Verfassung  der  christlichen  Kirche 
war  daher  von  selbst  und  ohne  Weiteres  auch  der  Ausübung  der  gedachten  Strafgewalt 
seitens  der  kirchenverfassungsmässig  berechtigten  Organe  die  volle  Freiheit  gew&hrt 
worden  2.  Nicht  nur  ist  damals  seitens  der  Kaiser  in  dieser  Hinsieht  keine  Beschrän- 
kung gemacht  worden,  im  Gegentheil  haben  dieselben  seit  der  zweiten  Hälfte  des 
4.  Jahrhunderts  die  erwähnten  Befugnisse  sogar  ausdrücklich  anerkannt  und  zugleich 
bestimmt',  dass  die  Bischöfe  in  allen  Sachen  des  Glaubens^  und  in  allen  rein  kirch- 
lichen Angelegenheiten  ^,  insbesondere  in  kirchlichen  Straf-  und  Disciplinarstrafsachen  ^ 
der  Laien ^  und  Kleriker^  ausschliesslich  zu  entscheiden,  berechtigt  sein  sollten. 

Wenn  sich  nichtsdestoweniger  die  Earche  veranlasst  sah,  ihrerseits  ihr  Recht 
auf  ihre  ausschliessliche  Strafgewalt  durch  besondere  Strafandrohungen  sicher  zu 
stellen^,  so  lag  dies  darin,  dass  die  Kaiser  kraft  ihrer  obersten  Leitung  der  kirchlichen 


1  Wegen  der  Entziehung  der  Amteeinkünfte 
vgl.  0.  S.  737,  wegen  der  körperliohen  Züchti- 
gung 0.  S.  737.  756. 

3  Hatten  doch,  wie  der  Vorgang  mit  Panl  v. 
Samosata  (s.  o.  S.  727  n.  3)  zeigt,  Bogar  schon 
im  3.  Jahrh.  einzelne  Kaiser  die  Ausübung  der- 
selben unterstützt. 

3  Zuerst  Yalentinian  I.  (368—375).  Ueber 
die  nicht  erhaltene  Konstitution  vgl.  Ambrosius 
ep.  21  ad  Yalentinian  II.  (v.  386),  Migne  pa- 
tiol.  16,  1003  n.  2:  „Augustae  memoriae  pater 
tuus  .  .  .  legibus  suis  sanxit :  In  causa  fldei  vel 
ecclesiastiei  alicuius  ordinis  eum  iudicare  debere, 
qui  nee  munere  impar  nee  iure  dissimilis,  haec 
enim  verba  rescripti  sunt;  h.  e.  sacerdotes  de 
sacerdotibus  voluit  iudicare.  Quin  etiam  si  alias 
qnoque  argueretur  episcopus  et  morum  esset 
examinanda  causa,  etlam  haec  voluit  ad  episco- 
pale  iudicium  pertinere'^.  n.  4 :  „Quando  audisti, 
dementlssime  Imperator  in  causa  fidel  laicos  de 
episcopo  iudicasse^? 

*  Ep.  21  Ambros.  dt. ;  c.  1  (399)  C.  Th.  XVI. 
11:  „quoties  de  religione  agitur,  episcopos 
cenvenit  agitare** ;  Nov.  Valent  III.  pr.  v.  452. 
Gerade  die  Glaubenssachen  konnten  beim  Abfall 
von  dem  rechten  Glauben  den  Charakter  von 
kirchlichen  Straf-  und  Disdplinarstrafsachen 
annehmen.  Nov.  Yalentinian.  III.  tit.  VII.  v. 
^5  erwähnt  einer  Untersuchung  Leos  I.  gegen 
Manichäer  in  Rom,  vgl.  auch  Leon.  I.  ep.  ad 
episc.  Ital.  V.  444,  Baller.  1,  623. 

^  const.  Sirmond.  III.  v.  384:  „quantnm  ad 
causaa  ecclesiasticas  pertinet,  quas  decet  epis- 
copali  auctoritate  decidi''  (1.  29.  $.  4  v.  530 
C.  J.  I.  4),  s.  auch  die  folg.  Anm. 

•  c.  23.  (376)  C.  Th.  XVI.  2:  „Qui  mos  est 
cansarum  clvilium,  idem  in  negotiis  ecclesiasti- 
eis  obtinendus  est :  ut  si  qua  sunt  ex  quibusdsm 
discussionibus  levibusque  delictis  ad  religionis 
observantiam  pertinentia,  locis  suis  et  a  suae 
dioeceseos  synodis  audiantur^.  Die  leviora  de- 
licta  sind  hier,  wie  die  vor  die  weltlichen  Ge- 
richte gewiesene  actio  criminalis  zeigt,  nicht 
leichtere,  auch  vom  weltlichen  Recht  bedrohte 


Vergehen,  so  eine  weit  verbreitete  Meinung, 
Bingham  Y.2.  s.ll;  Richter-Dove-Kahl 
K.  R.  S.  769  ;  F  e s  s  1  e  r  d.  kanon.  Prozesse  Wien. 
1860.  S.  91.  97.  98 ;  Q r a s h  o  ff  im  Arch.  f.  k. 
K.  R.  38,  11,  sondern  die  kirchlichen  Straf-  und 
Disciplinarvergehen  sowohl  der  Kleriker  als  auch 
der  Laien,  also  gar  keine  weltlichen  Vergehen  (ad 
religionis  observantiam  spectantia),  und  heissen 
levia,  weil  sie  nicht  mit  weltlicher  Strafe  be- 
droht sind,  vgl.  auch  Löning  1,  305  n.  2.  Be- 
stätigt wird  diese  Auffassung  durch  Nov.  83 
JusÜnian.  c.  1 :  „El  (x^vrot  ^xXTjoiaortxöv  eXi]  t6 
&\t.dpTi][t.a,  Se6fi€vov  oa)CPpo'VtO|i.ou  %a\  lirtTtfjiioov 
ixxXT^ataOTtxdiv,  6  .  .  dicioxoiro«  Toyro  xpiv^xm*'. 

7  S.  die  Anm.  4  u.  5. 

8  Diese  fallen  ebenfalls  unter  die  causae  eccle- 
siastiei alicuius  ordinis.  Vgl.  ferner  c  39  v.  408; 
c.  41  V.  412  u.  c.  47  V.  425  C.  Th.  XVL  2,  von 
denen  die  letzteren  beiden,  wenngleich  sie  allge- 
mein die  Anklagen  von  Klerikern  an  die  Bischöfe 
zu  verweisen  scheinen,  doch  in  der  That  nur 
solche  wegen  kirchlicher  Disciplinarvergehen 
betreffen,  s.  v.  Bethmann-HoUweg,  d.  röm. 
Civilprocess  3, 112n.  1  u.  S.  115  n.  22 ;  Loning 
1,  305.  306  und  unten  S.  794. 

0  Nach  Antioch.  341  c.  16  sollen  abgesetzte 
Bischöfe,  Priester  und  Diakonen,  welche,  statt 
den  kirchlichen  Instanzenzug  zu  beschreiten, 
sich  an  den  Kaiser  wenden,  die  ihnen  zustehen- 
den Rechtsmittel  und  jede  Hoffnung  auf  Wieder- 
herstellung verlieren;  nach  Konstantinopel  I 
381  c.  9  Qrichtiger  Konstantinopel  v.  382,  He- 
fele  2,  13)  wird  derjenige,  welcher  unter  Um- 
gehung der  kirchlichen  Gerichte  sich  an  den 
Kaiser  oder  die  weltlichen  Obrigkeiten  wendet, 
zur  Strafe  von  der  Anklage  bei  den  ersteren  aus- 
geschlossen ;  Garthago  387  o.  390  c.  9  (cod.  eccles. 
Afric.  c.  9)  droht  den  Bischöfen,  wenn  sie  £x- 
konununizirte,  welche  sich  an  den  Kaiser 
oder  an  die  weltlichen  Gerichte  wenden,  zur 
Kirchengemeinschaft  zulassen,  mit  der  Exkom- 
munikation ;  nach  Hippo  393  c.  9  (cod.  eccles. 
Afric.  c.  15)  sollen  alle  Kleriker,  vom  Bischof 
abwärts,  welche  die  Verhi^ndlung  wegen  Ankla« 
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Angelegenheiten  auch  vielfach  in  die  dogmatischen  8treitigkeiteB  eingriffen  und  die- 
jenigen, welche  sich  in  solchen  nicht  den  kirchlichen  Gerichten  ihrer  Gegner  imter- 
werfen  wollten  oder  diejenigen,  welche  die  letzteren  mit  Hülfe  der  weltiichenOevalt  zn 
unterdrücken  versuchten,  wiederholt  die  Kaiser  und  die  weltlichen  Gerichte  anriefen. 

Aber  die  Kirche  hat  sich  schon  in  dieser  Zeit  nicht  mit  der  blossen  Anerkennoog 
ihrer  Strafgewalt  seitens  des  Staates  begnügt,  sondern  auch  von  diesem  die  Darch- 
führung  der  von  ihren  Gerichten  gefiUlten  Straf-  und  Disciplinarurtheile  beanspniclit^ 
Indessen  haben  die  Kaiser  diesem  Verlangen  niemals  durch  eine  allgemeine  gesetz- 
liche Anordnung  entsprochen,  vielmehr  nur  bestimmt,  dass  die  durch  Synodalnrtheii 
abgesetzten  Bischöfe,  wenn  sie  sich  wieder  in  den  Besitz  ihrer  Kirchen  zu  setzen  ver- 
suchen oder  die  öffentliche  Ruhe  stören  würden,  100  Miglien  weit  von  ihren  frflheren 
Sitzen  verbannt  werden  sollten  ^. 

U.  Das  materielle  Straf- und  Disciplinarstrafrecht  und  die  staat- 
liche Gesetzgebung.  Was  dagegen  das  Gebiet  des  materiellen  Straf-  und 
Disciplinarstrafrechts  betrifft,  so  sind  die  Kaiser  der  Kirche  auf  diesem  Gebiete  vid 
weiter  entgegengekommen. 

Die  Kirche  betrachtete  die  Lostrennung  von  ihrer  Einheit  und  ihrer  Lehre  als 
eine  Beleidigung  Gottes,  und  nach  den  in  den  kirchlichen  Kreisen  herrschenden  An- 
schauungen galten  die  Kaiser  für  verpflichtet,  die  staatliche  Macht  gegen  die  Eetter 
und  Schismatiker  im  Interesse  der  Aufrechterhaltung  der  reinen  Lehre  zu  verwen- 
den^, ja  unter  Konstantin  wurde  schon  seitens  der  Christen  der  Ruf  nach  Schliessnng 
der  heidnischen  Tempel  und  nach  Unterdrückung  des  Heidenthums  erhoben*. 

Da  die  Unruhen  und  Kämpfe,  welche  durch  die  Verschiedenheit  der  dogmati- 
schen Auffassungen  während  der  fortschreitenden  Entwicklung  und  nftheren  Ans- 
bildang  des  christlichen  Lehrgehaltes  hervorgerufen  worden  waren,  gezeigt  hatten, 
dass  die  Absicht  Konstantins,  dem  römischen  Reich  durch  die  Anerkennung  des 
Christenthums  eine  feste  einheitliche  Grundlage  zu  geben ^,  nicht  verwirklicht  worden 


gen  vor  dem  gelBtlicheu  Gericht  ahlehnen  und 
eine  solche  tot  dem  weltlichen  verlangen ,  der 
Absetzung  unterliegen,  ebenso  Carthago  407  c. 
10  (cod.  eccles.  Afric.  c.  104)  für  Geistliche, 
welche  beim  Kaiser  um  die  Verhandlung  TOr  dem 
iudicium  publicum  bitten.  Angers  453  c.  i  ver- 
bietet den  Klerikern  „Inconsultls  sacerdotibus 
suis  saecularia  iudicia  expetere" ;  nicht  minder 
Alles  n  443  o.  452  c.  31  und  Vannes  465  c.  9 
(welche  als  Strafe  die  Exkommunikation  fest- 
setzen). Nicht  hierher  gehört  Chalc.  451  o.  9, 
denn  dieses  hat  keine  Straf-  und  Dlsciplinar- 
straf-,  sondern  andere  Streitsachen  unter  Kle- 
rikern im  Auge. 

1  So  schon  Antioch.  341  c.  5  in  Betreff  der 
schismatischen,  mit  Absetzung  bestraften  Prie- 
ster, welche  durch  ihr  Schisma  Unruhen  erregen; 
ebenso  Carthago  387  o.  3^0  c.  8  (cod.  eccL  Afric 
c.  20).  Weitere  Beispiele  für  die  Anrufting  der 
weltlichen  Gewalt,  um  Bischöfe,  welche  Bis- 
thümer  zu  Unrecht  im  Besitz  haben,  aus  diesen 
zu  yertreiben,  Carthago  397  c.  1  (cod.  eccl.  Afric. 
c.  48),  c.  5  (ibid.  53),  und  die  schon  o.  S.  737 
n.  3  erwähnte  Forderung  des  karthag.  Konzils  v. 
401  c.  6  (cod.  cit.  c.  62). 

In  diesen  Zusammenhang   gehört  auch    die 


Bitte  der  carthag.  Synode  y.  401  o.  3  (cod.  cit 
c.  59)  um  Befreiung  der  Geistlichen,  welche  liei 
dem  kirchlichen  Gericht  amtlich  thatig  geveiea 
sind,  Ton  der  Pflicht,  naeh  Anrufung  des  vell- 
lichen  Gerichts  vor  demselben  Zeugniss  abzo- 
legen. 

2  So  zunächst  Gratlan,  dann  Arcadios  und 
HonoriuB  400  c.  35  0.  Tb.  XVI.  2  u.  const.  Sü- 
mond.  II,  vgl.  auch  Not.  Jnstinian.  123  c.  11,  & 
S.  737  n.  4  und  Löning  1,  408,  welcher  1,288 
n.  2  mit  Recht  die  Ansicht  Hänels  const.  Sii- 
mond.  S.  483  bekämpft,  dass  die  const.  Sirm.  IH 
(384)  eine  allgemeine  Pflicht  der  staatliehen  Be- 
hörden, den  kirchlichen  den  weltlichen  Arm  n 
leihen,  festgesetzt  habe.  Ob  die  Verbannung  dei 
Petrus  Mongus,  welcher  trotz  seiner  Absetziio? 
die  Kirche  von  Alexandrien  fort  und  fort  beim- 
ruhigt  hat,  durch  Kaiser  Zeno  auf  Bitten  de« 
Papstes  Simplicius,  ihn''„ad  exteriora  transfeni^i 
vgl.  Thiel  1,  192.  200.  226  in  Anwendung  die- 
ses Gesetses  oder  der  Ketzergeeetze  (s.  gleick 
nachher)  erfolgt  ist,  muss  dahin  gestellt  bleibeB. 

8  c.  98  (Augustin.)  C.  XI.  qu.  3;  Löning  l, 
86  fr. 

*  Löning  1,43  ff. 

6  Löning  1,58  ff. 


J 


§.  252.] 


Die  Strafgewalt.  Römisches  Reich.  Stellung  des  Staates. 
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war,  BO  machte  sich  jetzt  bei  den  Kaisern  die  Auffassung  geltend,  dass  die  Abwei- 
chung Yon  der  seitens  der  Kirche  im  Verein  mit  ihnen  festgestellten  Glaubenslehre 
eine  Oefiihrdung  und  Verletzung  der  Staatsordnung  bilde,  und  sie  sehritten  von  die- 
sem Standpunkt  aus  zun&chst  mit  yereinzelten  Hassnahmen  gegen  Ketzer^,  dann 
aber  mit  Spezialgesetzen  gegen  dieselben  ein  2,  bis  Theodosius  d.  Gr.  durch  eine 
planmAssige  Strafgesetzgebung  3,  welche  seine  Nachfolger  erg&nzten  und  welche  auch 
von  der  Justinianeischen  Gesetzgebung  festgehalten  worden  ist 4,  alle  Ketzereien 
auszurotten  versuchte. 

Nach  diesen  Gesetzen  war  jede  geringfügige  Abweichung  von  der  Glaubenslehre 
der  katholischen  Kirche  eine  Ketzerei  ^  und  bildete  ein  staatliches  Verbrechen  [crimm 
pubUeum)^  Als  Strafen  waren  die  Infamie'^,  die  Unfilhigkeit  öffentliche  Aemter  zu 
bekleiden^,  die  Minderung  der  Rechtsfähigkeit  im  verschiedenen  Umfange^,  ferner 
auch  die  Verbannung  ^^^  nicht  aber  allgemein,  sondern  nur  gegen  einzelne  Sekten,  die 
Todesstrafe  angedroht  >  ^  Härtere  Strafen  waren  dagegen  auf  die  Ausübung  der  Lehr- 
tbätigkeit  seitens  der  Häupter  und  Geistlichen  der  ketzerischen  Sekten,  sowie  auf  die 


1  So  schon  Konstantin  nnd  dann  Beine  Söhne, 
namentUch  Konstantins  mit  der  Verbannung 
▼on  BUohöfen  nnd  Gelstllohen,  welche  den  von 
den  Kaisem  angenommenen  oder  begünstigten 
Lehren  die  Anerkennung  Terweigerten ,  H  e  f  e  1  e 
319.  446.  462.  479. 489. 630. 663.  666. 658«  696. 
736.  736  n.  2,  96.  97. 

*  Yalentlnian  I.  (364—375),  welcher  an  sich 
einer  allgemeinen  Glanbensfreiheit  zngethan  war, 
c.  9  (371)  C.  Th.  IX.  16,  gegen  die  Manichäer 
unter  Androhung  von  Strafen  gegen  ihre  Lehrer 
und  unter  Einziehung  ihrer  Versammlungsge- 
bäude, c.  3  (372)  G.  Th.  XVI.  6.  Gratian  dehnte 
die  letztere  Vorschrift  auf  die  Räumlichkeiten 
■ämmtlicher  Ketzer  aus,  c.  4  (376)  h.  t.  und  ver- 
bot c.  6  (379)  h.  t.  (c.  2  pr.  C.  J.  I.  6)  alle 
Ketzereien,  freilich  noch  ohne  für  dieselben  all- 
gemein Strafen  anzudrohen. 

3  Eingehende  Darstellungen  der  romischen 
Ketzergesetzgebung  bei  Gothofredus  Cod. 
Theodos.  Paratitlon  zu  XVI.  6  (6,  116  ff.);  Ed. 
Plattner,  quaestiones  de  iure  criminum  Ro- 
mano. Marburg  1842.  S.  262  ff.;  Riffel,  ge- 
schichtl.  Darstellung  des  Verhältnisses  zwischen 
Staat  und  Kirche.  Mainz  1836.  S.  666  ff.  Nach 
der  Zählung  Lönings  1,97  enthält  der  Cod. 
Theodosianus  16  Ketzergesetze  von  Theodosius  I., 
3  von  Valentinian  II.,  21  von  Honorius,  12  von 
Arcadius,  12  von  Theodosius  II.  und  3  von  Va- 
lentinian III.  Mit  dem  im  J.  438  von  Theodo- 
siuB  II.  erlassenen  Gesetze,  Nov.  Theodos.  II. 
tit.  III.,  sind  also  seit  381,  vgl.  c.  6  (381)  C. 
Th.  XVI.  6  (Verbot  jedes  ketzerischen  Gottes- 
dienstes), d.  h.  in  67  Jahren  68  Gesetze  gegen 
die  Ketzer  erlassen  worden,  von  denen  sich  frei- 
lich manche  nur  gegen  bestimmte  Ketzereien 
richten. 

^  Vgl.  G.  J.  I.  6,  insbesondere  die  in  den  fol- 
genden Anm.  citirten  Stellen  daraus.  S.  auch 
Nov.  132  (644> 

»  €.28(396)  0.  Th,  XVI.  6  (1.  2  S- 1  0.  J.  1. 6) : 
„Uaereticorum  vocabulo  continentur  et  latis  ad- 
versus  eos  sanctionibus  debent  succumbere  qui 


vel  levi  argumento  a  iudlcio  catholicae  religio- 
nis  et  tramite  detecti  fuerint  devlare''. 

«  0.  40  (407)  C.  Th.  h.  t.  (c.  4  C.  J.  h.  t.) : 
„.  . .  Volumus  publicum  crimen  esse,  quia  quod 
in  religione  divlna  committitur,  in  omnium  fer- 
tur  iniurlam''.  Ueber  den  Begriff  des  crimen 
publicum  in  dieser  Zeit  vgl.  Waechter,  Bei- 
lagen zu  den  Vorlagen  über  Strafrecht.  Stutt- 
gart 1877.  S.  57.  66  (A.  M.  Gelb,  Lehrbuch 
d.  deutsch.  Strafrechts.  Leipzig  1861.  1,78.79). 

7  c.  2  (380)  C.  Th.  XVI.  1 ;  c.  3  (372)  C.  Th. 
XVI.  6. 

8  c.  29  (395) ;  c.  42  (408) :  c.  48  (410)  C.  Th. 
h.  t  (vgl.  auch  Löning  l,57n.2);  Nov.Theod. 
II.  tit  in  (438  c.  7  C.  J.  I.  6) ;  1.  8  S.  6  (466), 
C.  J.  I.  5 ;  auch  Verlust  des  romischen  Bürger- 
rechts kommt  vor  c.  17. 18  (389)  C.  Th.  XVL  5, 

9  Namentlich  Verlust  des  Rechts  zu  testiren 
und  aus  letztwilligen  Verfügungen  zu  erwerben 
(Insbesondere  zu  erben),  auch  zum  Theil  Unfähig- 
keit ab  intestato  beerbt  zu  werden  und  zu  erben 
c.  9  (382),  c.  17.  18  cit.,  c.  40  %  2  (407,  s. 
auch  1.  4  0.  J.  I.  6),  c.  65  $.  2  (428,  s.  1.  6  0. 
J.  I.  6)  C.  Th.  XVI.  6;  1.  17  %.  1  C.  J.  L  6; 
1.  19  (529)  1.  22  (601)  eod. ;  Ja  auch  Verlust 
der  Fähigkeit,  Schenkungen  zu  machen  und  an- 
dere Rechtsgeschäfte  einzugehen,  c.  40  $.  4  (407, 
1.  4  S-  3  C.  J.  L  6),  c.  48.  49  (410)  C.  Th. 
XVL  5. 

10  c  14  (388)  c.  18  (389)  c.  20  (391)  c.  29 
(396)  c.  62  (426)  c  66  S-  2  (428,  1.  6  0.  J.  1. 5) 
C.  III.  XVI.  6;  ausserdem  Vermögenskon- 
fiskation e.  40  %  2  dt.,  endlich  sind  auch 
Geldstrafen  auf  Jeden  Besuch  einer  ketze- 
rischen Zusammenkunft  festgesetzt,  welche  frei« 
lieh  zugleich  als  Zwangsmittel,  um  den  Rück- 
tritt zur  katholischen  Kirche  herbeizuführen, 
angewendet  wurden. 

11  So  namentlich  gegen  manichäische  Sekten 
c.  9  (382)  C.  Th.  XVI.  5 ;  1.  6,  C.  J.  I.  6  (vgl. 
c.  66  C.  Th.  h.  t.) ;  L  11  (487  0. 610) ;  1.  12  %.  3 
(527)  1. 16  eod. ;  femer  für  die  Wiedertaufe  von 
Katholiken,  c.  6  (413,  1.  2  C.  J.  I.  6)  C.  Th. 
XVI.  6. 
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Ertheilung  und  den  Empfang  der  Weihen  innerhalb  derselben,  nftmlichVerbanmuDg^, 
Deportation  2,  Geldstrafen 3,  Vermögenskonfiskation^,  vereinzelt  selbst  Todesstrafe^ 
and  ferner  auf  die  Bethfttigung  des  ketzerisehen  <31aubens  durch  gottesdienstliehe, 
insbesondere  öffentliche  Zusammenkünfte  —  hierftlr  finden  sich  Vermögenakonfiih 
kation^,  Verbannung "^  oder  Proskription ^^  Deportation^^  ja  auch  Todesstrafe^^  — 
festgesetzt. 

Den  gleichen  Erfolg  hat  die  Kirche,  obwohl  etwas  später,  in  Bezug  auf  die  Btaal- 
liehe  Behandlung  des  Heidenthums  erreicht.  Zunächst  wurden  nur  die  Lebens« 
äusserungen  desselben,  allerdings  schon  unter  strengen  Strafen  verboten  ^^  und  nach- 
dem dann  die  Apostasie  vom  Christenihum  zum  Heidenthum  unter  Strafe  gestellt 
worden  war  ^2,  wurde  schliesslich  ^^  i.  J.  425  durch  Yalentinian  III.  das  Bekenntniss 
zum  Heidenthum  als  solches  mit  weltlichen  Strafen,  insbesondere  der  ProskriptioD, 
bedroht  ^^,  und  damit  ebenso  wie  die  Ketzerei  zu  einem  staatlichen  Verbrechen  ge- 


»  c.  13  (384)  0.  19  (389)  0.  Th.  XVI,  5;  1.  8, 
$.  2  (456)  C.  J.  I.  6,  und  die  Au-wendung  dieser 
Strafe  in  Spezialfällen,  vgl.  Nov.  Justin.  42  (536) 
und  dazu  Hefele  2,  763.  773. 

2  e.  57  (416)  0.  58  %.  3  (416)  0.  Th.  XVI.  6. 

3  c  21  (392)  1.  0. 

*  1.  8  S-  2  C.  J.  I.  6  ctt. 
5  1.  8  y  11  eod.  (för  das  Lehren  bestimmter 
Ketzereien) ;  allgemein  1.  14  eod. 

«  c.  34  (398)  C.  Th.  XVI.  6 ;  1.  6  (435)  C.  J. 
I.  5. 

^  c.  63.  65  cit.  C.  Th.  h.  t. 

8  c  45  (408)  c.  51  (410)  c.  56  (415)  C.  Th.  h.  t 

9  c.  34.  46  cit.  c.  53  (412)  C.  Th.  h.  t. 

10  c  34.  51.  56  cit.  C.  Th.  h.  t 

11  So  hat  schon  Konstantins  die  heidnisoheu 
Opfer  untersagt  (341),  die  Schliessung  der  heid- 
nischen Tempel  angedroht  und  jedes  Opfer  mit 
Todesstrafe  und  Vermogenskonflskation  helegt 
(346  o.  353);  c.  2. 4  (1.  1  0.  J.  I.  11);  c.  6  C.  Th. 
XVI.  10.  Indessen  von  durchgreifendem  Erfolge 
waren  diese  Massregeln  damals  nicht  (vgl.  z.  B. 
c.  48  C.  Th.  XII.  1  T.  358,  betreffend  die  Wahl 
eines  heidnischen  Oberpriesters  für  die  Provinz 
Afrika).  Erst  nach  der  Regierung  des  der  Glau- 
bensfreiheit anhängenden  Valentinians  I.  (o.  S. 
791  n.  2)  trat  eine  Wendung  ein,  LÖning  1, 
44  ff.  Freilich  wurden  vorerst  noch  blos  die  got- 
tesdienstlichen Handlungen,  aber  auch  selbst  im 
Innern  der  Häuser,  verboten,  c  7  ff.,  namentlich 
c.  12  (392)  C.  Th.  XVI.  10  (vgl.  auch  1.  2  C.  J. 
I.  11);  LÖning  1,  48  ff. 

12  c.  1  (381)  C.  Th.  XVI.  7,  entzieht  den  Apo- 
staten die  Fähigkeit  Testamente  zu  errichten  und 
c.  2  (383)  ibid.  die  Fähigkeit  aus  solchen  zu  er- 
ben, vgl.  auch  c.  3  ff.  ibid.  (1.  2  ff.  C.  J.  I.  7); 
c.  6  (391)  ibid.  setzt  femer  die  Infamie  als  Strafe 
fest. 

13  Bis  dahin  hatte  ein  kilmmerliches  Mass  von 
Gewissensfreiheit  bestanden,  insofern  als  nor  das 
äussern ch  bethätigte  Bekenntniss  zum  Heiden- 
thum unter  Strafe  gestellt,  dagegen  aber  gesetz- 
lich (vgl.  Carthago410,  cod.  eccles.  Aftic.  pr.  107 
0.  108 :  „eo  tempore  quo  lex  data  est,  ut  libera 
voluntate  quis  cultum  christianitatis  exciperet") 
die  zwangsweise  Bekehrung  zum  Ghristeuthum 
verboten  war.    Bis  zum  Ende  des  4.  und  Anfang 


des  6.  Jahrhunderts  war  es  jedenfalls  nicht  ge- 
lungen, das  Heidenthum  fiberall  völlig  auszu- 
rotten, 80  bitten  die  beiden  caithagischen  Syno- 
den V.  401  c2. 4,  bez.  c  18  (cod.  dt.  c.  58. 60. 84) 
die  Kaiser  alle  selbst  auf  Privatgnmdstficken 
befindlichen  Tempel,  femer  Götzenbilder,  bei- 
lige Bäume  und  Haine  zerstören  zu  lassen,  sowie 
die  Schmausereien  der  Heiden,  welche,  soweii 
sie  den  Charakter  blosser  Volkslustbarkeiteo 
(absque  ullo  sacriflcio  atque  ulla  superstitioDe 
damnabili)  inne  hielten,  noch  399  (a  17  0.  Th. 
XVI.  10)  und  auch  später  (c  4  C.  J.  1. 11)  aus- 
drücklich für  erlaubt  erklärt  wurden,  wegen  ihiei 
Anziehungskraft  auf  die  Christen  zu  verMeten. 
Wahrscheinlich  in  Folge  dieser  und  ähnlicher 
Gesuche  der  Bischöfe  ist  1.  J.  408  c.  19,  C.  Tb. 
XVI.  10,  von  neuem  die  Schliessung  der  Tempel 
und  die  Fortschaffung  der  Götzenbilder  befohlen, 
sowie  jede  heidnische  Festlichkeit  untersagt, 
aber  zur  sicheren  Durchführung  dieser  Anoid- 
nuDgen  neben  den  staatlichen  Beamten  auch  den 
Ortsbischöfen  die  Ermächtigung  ertheüt  worden, 
ihrerseits  dafür  die  erforderlichen  Schritte  zu 
thun  und  gegen  Ueberschreitungen  der  betreffen- 
den Verbote  vorzugehen. 
'  1*  c.  63  C.  Th.  XVI.  6 :  „Omues  haereseos  om- 
nesque  perfldias,  omnia  Schismata  superstitiones- 
que  gentillom,  omnes  catholicae  legis  Inimicos 
insectamur  errores.  Si  quos  vero  haec  qnoque 
clementiae  nostrae  statuta  poena  comitetar,  et 
noverlnt  sacrilegae  superstltionis  auctoies,  paiti- 
cipes,  conscios  proscriptione  plectendos,  nt  &b 
errore  perfldiae,  si  ratione  retrahi  nequeunt,  sal- 
tem  terrore  revocentur''.  Gleichzeitig  worden, 
const.  Sirmond.  VI  (425)  in  UebeteinstimmuDg 
mit  den  schon  416  für  Ostrom  erlassenen  c  21 
C.  Th.  XVI.  10,  die  Heiden  von  allen  Civil-  und 
Militärämtern  ausgeschlossen. 

Uebrigens  musste  trotzdem  noch  435  u.  4^ 
von  Neuem  die  Zerstörung  der  Reste  der  heid- 
nischen Tempel  angeordnet,  sowie  die  Venieh- 
tung  heidnischer  Opfer  und  anderer  Kultüshand- 
lungen  mit  Vermögenskonfiskation  und  Todes- 
strafe bedroht  werden,  c.  25  C.  Th.  XVJ.  10  und 
Nov.  Theodos.  U.  tlt.  3  cit.  J.  8.  (üeber  die  Gel- 
tung dieser  Anordnungen  in  den  beiden  Hälfteo 
des  Reiches  Nov.  Valent.  II.  XXV  and  Loning 
1,  57  ff.) 


§.  25^] 


Die  Strafgewalt.  Eomisches  Reich.  Stellung  des  Staates. 


793 


stempelte  Damit  war  der  Standpunkt  erreicht,  welcher  anch  noch  für  das  Jnstinia- 
neische  Beeht  massgebend  geblieben  ist^. 

Nachdem  die  kaiserliche  Oesetzgebung  einmal  die  Ketzerei  und  das  Bekennen 
des  Heidenthums  mit  Strafe  belegt  hatte,  wurden  nun  auch  vor  Allem  seit  der  Zeit, 
als  die  oströmischen  Kaiser  ihre  uneingeschränkte  Herrschaft  über  die  morgenlän- 
dische Kirche  ausübten,  andere  rein  kirchliche  Strafvergehen  zugleich 
mit  weltlicher  Strafe  bedroht,  also  ebenfalls  als  weltliche  Vergehen 
charakterisirt  ^. 

Andererseits  begnügte  sich  die  weltliche  Oesetzgebung  für  solche  Vergehen, 
welche  ihrer  Natur  nach,  also  ganz  unabhängig  von  der  christlichen  Staatsreligion, 
sowohl  als  staatliche,  wie  auch  als  kirchliche  in  Betracht  kamen,  unter  gewissen  Um- 
ständen von  einer  weltlichen  Strafe  abzusehen  und  eine  kirchliche  fttr  ausreichend  zu 
erklären^. 

Aber  in  noch  umfassenderem  Masse  hat  die  kaiserliche  Gesetzgebung  in  das  die 
Kleriker  betreffende  Disciplinar-  und  Disciplinarstrafrecht  eingegriffen,  in- 
dem sie  nicht  nur,  freilich  in  Anhalt  an  die  frühere  kirchliche  Gesetzgebung,  den 
Thatbestand  einzelner  kirchlicher  Disciplinarvergehen  näher  normirte^,  sondern  auch 
dadurch,  dass  sie  ausser  der  Androhung  der  auf  dem  Boden  der  Earche  entstandenen 
rein  kirchlichen  Disciplinarsti'afen  ®,  nunmehr  auch  in  einzelnen  Fällen  solche,  welche 
nicht  die  kirchliche  und  rechtliche  Stellung,  vielmehr  dieselben  Rechtsgüter,  wie  die 
weltlichen  Strafen  berührten,  so  die  Gefängnissstrafe  in  der  Gestalt  der  Einsperrung 


*  c  8  (472?)  C.  J.  L  11 :  ^Nemo  ea  qnse  sae- 
pius  paganae  superstitioniB  hominibus  Interdicta 
sunt,  aadeat  pertemptare,  sclens,  qnod  crimen 
pablicnm  oommittlt  qui  haec  ausus  faerit  per- 
petrare^ 

Selbstverständlidi  mnssten  nunmehr  die  ge- 
dachten Strafen  auch  auf  die  Apostaten  angewen- 
det werden,  ja  für  die  Wiedereroffnang  von  ge- 
scliloasenen  Tempeln  nnd  für  die  Aufrichtung 
der  Götzenbilder,  1.  7  (451)  C.  J.  I.  11 ;  für  die 
Yeileitung  eines  andern  zum  Abfall  vom  rechten 
Glauben,  Nov.  Theodos.  cit.  %,  4  (1. 6  C.  J.  I.  7) 
wird  Konfiskation  und  Todesstrafe  angedroht, 
welche  letztere  Strafe  die  spätere  1.  10  pr.  C.  J.  I. 
11  selbst  auf  das  blosse  Verharren  im  heidnischen 
Glauben  nach  der  Taufe  setzt  • 

2  S.  die  in  den  vor.  Anmerkungen  dtirten 
Stellen  aus  dem  C.  J. 

3  So  bedroht  c.  41  (412)  C.  Th.  XVI.  2  (const 
Sirmond.  XV)  die  falsche  Anklage  von  Geist- 
lichen beim  kirchlichen  Disclpllnargericht  mit 
Infamie,  1.  un.  (427)  C.  J.  I.  8  denjenigen,  wel- 
cher das  Zeichen  Christi  auf  dem  Fussboden  in 
den  Steinen,  im  Marmor  u.  s.  w.  ausmelsseln  oder 
malen  lasst,  mit  der  höchsten  Strafe,  Nov.  77  die 
Blasphemie  überhaupt  mit  Tod,  Nov.  6  c.  6  die 
Verletzung  der  Gelübde  durch  gottgeweihte 
Jungfrauen  (dlaconlssae)  nnd  die  Stupratoren 
der  letzteren  mit  Todesstrafe  nnd  Vermögens- 
konflskation  (vgl.  auch  Nov.  123  c.  43),  Nov.  123 
c.  16  gewisse  Arten  der  Simonie  'mit  Geldstrafe. 

*  Nach  Nov.  123  c.  20  sollen  Priester  und  Dia- 
konen wegen  falschen  Zeugnisses  in  Geldsachen 
blos  mit  dreijähriger  Suspension  vom  Amte  und 


Einsperrung  in  ein  Kloster,  in  anderen  Prozessen 
aber  mit  Leibesstrafen  belegt  werden. 

^  S.  die  Nachweisungen  in  der  folgenden  An- 
merkung. 

^  So  vrird  für  den  Bischof,  welcher  einen  an- 
deren unrechtmässig  weiht,  Nov.  123  c  1  $.  2 
1.  f.  u.  c  2  pr.,  für  Kleriker  (vom  Bischof  an  ab- 
wärts) wegen  Würfelspieles  ibid.  c  10,  Suspen- 
sion auf  festbestimmte,  für  die  ungerechte  Ver- 
hängung der  Exkommunikation  Femhaltung  von 
den  geistlichen  und  kirchlichen  Rechten  auf 
arbiträre  Zelt,  1.  c.  c.  11 ;  für  falsche  Beschuldi- 
gung eines  zum  Bischof  bestimmten  Kandidaten 
Exkommunikation  für  immer,  Nov.  6  c.  1.$.10; 
femer  für  die  Verletzung  der  Residenzpflicht 
seitens  der  Bischöfe  Nov.  6  c.  2;  Nov.  67  c.  3  u. 
Nov.  123  c.  9  i.  f.,  für  Bischöfe,  welche  den  Dia- 
konen nach  ihrer  Weihe  die  Heirath  gestatten, 
ibid.  c.  14  oder  welche  Frauen  bei  sich  wohnen 
haben,  Nov.  cit.  c.  29  die  Absetzung  vom  Bi- 
schofsamt ;  für  falsche  Anklagen  von  Geistlichen , 
welche  zu  Bischöfen,  Priestern  u.  s.  w.  geweiht 
werden  sollen,  Verlust  des  vom  Ankläger  inne 
gehabten  Grades,  Nov.  137  c.  3 ;  für  die  Kleri- 
ker, bez.  Mönche,  welche  die  Cölibatsgesetze  ver- 
letzen, Nov.  6  c.  8,  Nov.  6  0.  Ö  u.  Nov.  123  c.  14 ; 
für  simonistische  Erwerbung  der  Bischofsweihe, 
Nov.  6  c  1.  9  u.  Nov.  123  c.2,  ^i  Ausstossung 
aus  dem  Klerikalstande;  für  den  Lektor,  welcher 
zum  zweiten  Male  eine  Ehe  schliesst  oder  eine 
solche  mit  einer  Frau,  welche  er  nach  den  Kano- 
ne« nicht  heirathen  darf,  eingeht,  Nov.  6  c.  6  u. 
Nov.  123  c.  14,  NichtWeiterbeförderung  festge- 
setzt. 
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[§.  253. 


in  ein  Kloster  i,  ferner  Geldstrafe  ^^  Vermögenskonfiskatioii',  sowie  Ueberweisang  an 
die  Kurie  der  Stadt  oder  an  die  Klasse  der  cohortales^  zur  Anwendung  brachte. 


§.253.    g.  Die  ataaiUcht  Oerichtaharkeit  tn  Sira/sacÄen  der  OeüiUchm. 

Während  einerseits  schon  seit  dem  4.  Jahrhundert  die  Zuständigkeit  der  geisf- 
liehen  Gerichte  für  die  kirchlichen  Straf-  und  Disciplinarstrafvergehen  der  Laien  und 
Geistlichen  anerkannt  worden  war^,  hat  andererseits  die  römische  Kaisergesetzgebung 
die  Abnrtheilung  der  Kriminalvergehen  der  Geistlichen  den  staatlichen  Gerichten  be- 
lassen, so  dass  diese  allein  die  Untersuchung  gegen  solche  zu  führen  und  die  welt- 
lichen Ejiminalstrafen  über  sie  zu  verhängen  hatten.  Allein  den  Bischöfen  ist 
durch  ELaiser  Konstantin  das  Recht  gewährt^,  dass  gegen  sie  auch  die  Anklagen  wegen 
gewöhnlicher  Kriminalvergehen  bei  den  geistlichen  Gerichten  (also  bei  den  Syno- 
den) angebracht  und  hier  untersucht  werden.  Aber  eine  völlige  Exemtion  von  der 
staatlichen  Strafgewalt  war  ihnen  damit  nicht  zugestanden^,  vielmehr  wurde  nach 


i  So  gegen  würfelspielende  Geistliche  (auf  3 
Monat)  Not.  123  c.  10;  gegen  Geistliche,  welche 
bei  Geldklagen  falsches  Zengniss  abgelegt  haben, 
ibid.  c.  20,  gegen  Diakonissinnen,  welche  ver- 
dächtigen Umgang  mit  Männern  pflegen,  c.  30 
ibid. 

2  In  dem  slngulären  Fall  der  Not.  67  c.  1,  wo- 
bei allerdings  zugleich  der  Gesichtspunkt  des 
Ersatzes  für  die  verübte  Vermogensbeschädigung 
mit  in  Frage  kommt 

3  Gegen  den  Bischof,  welcher  einen  anderen 
unrechtmässig  zum  Bischof  geweiht  hat,  und 
zwar  zum  Yortfaeil  der  Kathedrale  des  ersteren, 
Nov.  123  c  1,  S-  2  i.  f.  u.  c.  2  pr. 

*  Nov.  6  c.  7  in  Betreff  der  Kleriker,  welche 
ihren  Stand  eigenmächtig  aufgeben :  „^  elc  ßou- 
XeuT/jptov  (iCTd  T^(  ouotac  ^  ^  diropla  irp6c  Ta^etu- 
TW?jv  xaTeve^di^oeTai  TU)^t]v";  nach  Nov.  123  c 
14  soll  der  widerrechtlich  heirathende  Priester, 
Diakon  oder  Subdiakon  mit  seinem  Vermögen  der 
Kurie  der  Stadt,  wo  er  Kleriker  ist,  überwiesen 
werden,  ebenso  nach  c.  29  ibid.  jeder  Kleriker, 
welcher  verdächtige  Frauenzimmer  trotz  bischof- 
licher Ermahnung  nicht  aus  seinem  Hause  ent- 
fernt oder  des  verdächtigen  Umganges  mit  sol- 
chen überführt  wird.  Dagegen  wird  der  Mönch, 
welcher  aus  seinem  Kloster  in  das  weltliche  Le- 
ben zurückkehrt,  den  cohortales  (d.  h.  den  wie 
die  Kurialen  einen  erblichen  Stand  bildenden, 
niederen  Beamten  der  Provinzialstatthalter,  v. 
Beth  mann -Holberg,  d.  rom.  Civilprozess 
3,  136.  137)  zugetheilt,  Nov.  5  c.  6. 

Wegen  der  früheren  kaiserlichen  Gesetzgebung 
8.  0.  S.  728  n.  3. 

5  S.  788.  789. 

fl  Im  Jahre  355  durch  c.  12  C.  Th.  XVI.  2: 
„.  .  .  lege  prohibemus  in  iudlciis  episcopos  accu- 
sari,  nedum  adfuturaipsorumbeneflcioimpunitas 
aestimatur,  libera  sit  ad  arguendos  eos  animis 
furialibus  copia.  Si  quid  est  igitur  querelarum, 
quod  quispiam  defert,  apud  alios  potissimum 
episcopos  convenit  explorari,  ut  opportuna  atque 
commoda  cunctorum  quaestionibus  audientia  com- 
pjodetur". 


Nach  Löning  1,  306  soll  dieses  Gesetz,  wel- 
ches der  Kaiser  im  Interesse  der  von  ihm  begün- 
stigten arlanlschen  Bischöfe,  um  sie  gegen  die 
Verfolgungswuth  der  Orthodoxen  zu  schützen, 
gegeben  habe,  nur  kurze  Zeit  in  Geltung  geblie- 
ben und  wahrseheinlleher  Welse  von  Kaiser  Ja- 
lian  mit  allen  übrigen  Privilegien  derGeistUehen 
ausser  Kraft  gesetzt  sein.  Da  das  Gesetz  indessen 
noch  in  den  Codex  Theodosianos  aufgenom* 
men  worden,  und  kein  späteres,  welches  das- 
selbe beseitigt  hätte,  nachweisbar  ist  (Nor. 
Valent.  III.  tit.  34  v.  452,  %.  1,  welche  nur  von 
Givilsachen  und  delicta  prlvata  der  Bischöfe  han- 
delt, gehört  nicht  hierher,  L  o  n  1  n  g  1 ,  307  n.  1), 
so  erscheint  seine  Annahme  nicht  gerechtfertigt. 
Vgl.  hierzu  auch  N  i  s  s  1 ,  Gerichtsstand  d.  Klerus 
im  fränk.  Reich.  Innsbruck  1886.  S.  104. 105. 

7  Das  letztere  ergiebt  deutlich  das  Schreiben 
der  Synode  an  der  Eiche  (403)  an  den  Kaiser,  in 
welchem  sie  die  Absetzung  des  Ghrysostomus 
mittheilt,  zugleich  aber  bemerkt,  dass  sie  zur 
Untersuchung  der  ferner  wegen  Majestätabelei- 
digung  erhobenen  Anklage  nicht  zustandig  sc! 
und  dem  Kaiser  die  Bestrafung  deswegen  anheim- 
Bteflt,  Mansi  3,1151  (^ntpii^^ai  ^eol  XißiXXot 
xal  «a^ooidboecD«  l-piXY){AQu  xsXc69ei  ouv  -^  bwöN 
eäo^ßeta  xal  dfxovta  aOrov  i^oo&^ai  xsl  itxac 
^ouvai  iizl  Tig  xa^9i(£»9ei '  lirei^  i^p.iv  oufx  Sgsvn 
TaOta  C^lTeiv"). 

Femer  stimmt  mit  dieser  Auffassung  das  Be- 
Skript  Valentinians  L  v.  369  an  den  praefectus 
urbi  c.  20  C.  Th.  XI.  36  (1.2  C.  J.  I.  4):  „Quo- 
nlam  Chronopius  ex-antistite  idem  fuit  intao, 
qui  f  uerat  in  LXX  episcoporum  ante  iudicio  et  eam 
sententiam  provocatione  suspendit,  a  qua  nonopor- 
tnit  provocare,  aigentariam  mulctam  quam  huius- 
modi  facto  sanotio  generalis  imponit,  cogatorex- 
pendere'^,  woraus  sich  ergiebt,  dass  der  von  der 
geistlichen  Synode  abgesetzte,  also  wie  er  auch  be- 
zeichnet ist,  Ex-Bischof  Chronopius,  nachher  noch 
vom  praefectus  urbi  im  staatlichen  Kiiminalver- 
fahren  verurtheilt  worden  ist  und  dass  er  dieses 
Urtheil,  obwohl  es  inappellabel  war,  anzufechten 
versucht  hat  (so  auch  Löning  1,  406  n.  1,  wel* 


5.  253.] 
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der  ÜBtersnchnng  der  Anklage  und  Yerhängiing  der  kirchlichen  Strafe  oder  Discipli- 
narstrafe  dnreh  die  Synode  die  Sache  behufs  Abnrtheilung  der  weltlichen  Kriminal- 
vergehen,  welche  dem  Bischof  zur  Last  gelegt  waren ,  an  das  staatliche  Gericht  ab- 
gegeben, welches  auf  Qrnnd  weiterer  Untersuchung  seinerseits  gegebenen  Falls  des- 
wegen das  Schuldig  auszusprechen  und  die  Strafe  zu  verhängen  hatte  ^ 

Wenngleich  abgesehen  davon  den  Bischöfen  und  den  Priestern  hinsichtlich  der 
Strafrechtspflege  noch  einzelne  andere  Privilegien  ertheilt  worden  sind^,  so  hat 


eher  mit  Becht  die  Ansicht  Gothofreds  IT. 
320  zurück  weist,  dass  der  Bischof  von  dem  Urtheil 
des  Konzils  &n  den  praefectus  praetorio  nnd  Yon 
dessen  Entscheidung  an  den  Kaiser  appellirt  hahe). 
Nicht  entgegensteht  der  Fall  des  Bischofs  Pris- 
fillianns  v.  Avila  t.  884.  Der  letztere  hat  yon 
der  gegen  ihn  berufenen  Synode  an  den  Kaiser 
proTozirt,  und  auf  Befehl  desselben  wurde  er  ent- 
hauptet, nachdem  er  vom  praefectus  Oalliarum 
der  Magie  und  der  Veranstaltung  nächtlicher 
Versammlungen  (also  nicht  der  Ketzerei  oder  an- 
derer kirchlicher,  sondern  weltlicher  Strafver- 
gehen,  gegen  die  frühere  unrichtige  Meinung  vgl. 
J.  Bernays,  über  die  Chronik  des  Sulplcius 
Severus.  Berlin  1861.  S.  10;  Hefele  2, 44  und 
Löning  1,  307  n.  1)  für  schuldig  erklärt  war, 
Sulpleii  Severi  chron.  U.  50,  Migne  60,  158: 
„qui  Priscillianum  gemino  iudicio  auditum  con- 
Tletnmque  maleflcii  nee  diffltentem  obscenis  se 
stndulsse  doctrinis,  nocturnos  etiam  turpium  femi- 
nArum  egisse  conventus  nudumque  orare  solltum, 
noeentem  prouundavit  redegltque  in  custodiam, 
donec  ad  principem  referret.  Gestls  ad  palatium 
delatis,  censuit  Imperator  Priscillianum  sociosque 
eins  capitis  damnari  oportere^.  Dass  aber  hier 
ein  Verstoss  gegen  das  geltende  Recht  vorgekom- 
men ist,  zeigt  die  Klage  des  Sulplcius  Severus 
darüber,  dass  die  Synode  ohne  Weiteres  die  Pro- 
▼okation  des  Prlscilllan  an  den  Kaiser  zugelassen 
hat,  L  c.  II.  49, 1.  c.  p.  167:  „Priscillianus  vero, 
ne  ab  episcopis  audiretur,  ad  principem  prevo- 
carit  permissumque  id  nostrorum  inconstantia, 
qni  aut  sententiam  vel  in  ref^agantem  ferre  de- 
bnerant  aut,  si  ipsi  suspecti  habebantur,  aliis 
episcopis  audientiam  reservare,  non  causam  im- 
peratorl  de  tam  manifestis  criminibus  permittere'*. 
Einen  ähnlichen  Vorwurf,  wie  Sulplcius,  erhebt 
Gelasius  I.  ep.  ed  episc  Oriental.  t.  495  gegen 
diese  Bischöfe,  dass  sie  sich  der  einseitigen  Ver- 
'bannung  so  vieler  ihrer  Mitbischöfe  nicht  wider- 
setzt hatten,  Thiel  1,  400 :  „Cur  non  adistis  im- 
peratorem  ?  . .  .  allegantes :  numquam  de  ponti- 
fleibus  nisl  ecclesiam  iudicasse ;  non  esse  huma- 
narum  legum  de  talibus  ferre  sententiam 
absque  ecclesiae  principaliter  constitutis 
pontiflcibus ;  .  . .  .  episcopis  caput  subdore  prin- 
cipem solitum,  non  de  eorum  capitibus  iudicare; 
.  .  .  Si  crimine  respersi  erant  aliquo,  eccleslas- 
tlca  debuit  examinatione  cognosci .  .  .  Satis  sit 
ostendere  ,  quid  secnndum  regulas  et  patrum  oa- 
nones  facere  deberetis,  praecipue  quum  etiam 
Ipsae  leges  publicae  eccleslasticls  regulis  obse- 
quentes ,  tales  personae  non  nisl  ab  episcopis 
sanxerfnt  iudicari.  Si  vero  de  qualibet  haeresi 
füerant  impetiti,  tanto  magis  eos  decuit  ista  cog- 
noscere  qui  et  secnndum  religionis  favorem  pos- 
sent  ista  disoutere'^ 


Wenn  endlich  die  Kleriker  des  Bischofs  Maxi- 
mus V.  Valence  nach  ep.  Bonifac.  I.  ad  episc. 
Galliae  v.  419,   Jafftf  ed.  II.  n.  349,  Mansi 

4,  394,  von  diesem  behauptet  haben:  ^^Quem 
furore  suo  et  insana  temeritate  ad  saeoularium 
quoque  iudicum  tribnnalia  snbditum  quaestioni, 
quod  in  vill  quoque  persona  turpissimum  est, 
obiicerent  pervenisse  et  homicidil  damnatum 
assererent,  gestis  prolatls  in  medium^  so  fehlt 
jeder  nähere  Anhalt  darüber,  ob  diese  Bestrafung 
nach  Erlangung  der  Bischofswürde  durch  Maxi- 
mns  stattgefunden  hat,  vgl.  auch  Nissl  S.  106. 

1  Wenn  Nissl  S.  105  die  Bischöfe  „von  den 
weltlichen  Gerichten  als  Schulderkenntnissge- 
richten eximirt  und  dafür  einer  geistlichen  Synode 
zugewiesen^  sein  läset,  so  fasst  er  offenbar  das 
Verhältniss  zwischen  beiden  Gerichten  dahin  auf, 
dass  das  geistliche  Gericht  auch  in  Bezug  auf  das 
weltliche  Vergehen  die  thatsächliche  Feststellung 
vorzunehmen,  das  weltliche  dagegen  blos  auf 
Grund  dieser  letzteren  über  das  Vorliegen  des 
staatlichen  Vergehens  zu  befinden  und  die  Strafe 
für  dieses  auszusprechen  hatte. 

Damit  stimmt  Indessen  die  Stellung,  welche 
die  Synode  an  der  Elche  in  ihrem  Schreiben  ein- 
nimmt, S.  794  n.  7,  nicht  überein,  und  es  wäre 
unter  dieser  Voraussetzung  auch  eine  zu  eklatante 
Rechtsverletzung  gewesen,  wenn  die  Kaiser  in 
einzelnen  Fällen  unter  Umgehung  des  geistlichen 
Gerichts  die  Bischöfe  wegen  Kriminalvergehen 
bestraft  hätten.  Die  c.  12  G.  Th.  XVI.  2  verbie- 
tet in  der  That  nur  die  Anklagen  bei  dem  welt- 
lichen Gericht.  Das  geistliche  Gericht,  die  Sy- 
node, sollte  im  Interesse  der  Auf^chterhaltung 
des  Ansehens  des  bischöflichen  Standes  und  der 
Handhabung  der  Disclplin  über  die  Bischöfe  zu- 
erst mit  allen  Anklagen  befasst  werden  und  ihrer- 
seits die  Schuld,  soweit  es  sich  um  ein  kirchliches 
Straf-  oder  Disclplinarstrafvergehen  handelt, 
feststellen,  nicht  aber  auch  mit  präjudizieller 
Bindung  für  das  weltliche  Gericht  über  das  staat- 
liche Kriminal  vergehen  befinden.  Wäre  diesem 
blos  übrig  geblieben,  die  Strafe  festzusetzen  und 
zu  exequiren,  so  hätte  es  keine  selbstständige 
Kriminalstrafgewalt  mehr  besessen.  Vielmehr 
war  das  allein  die  Absicht  des  Gesetzes,  das  Dls^ 
ciplinarverfahren  wegen  der  kirchlichen  Vergehen, 
welches,  wenn  es  ein  schweres  war,  ja  vielfach 
auch  zugleich  ein  weltliches  bildete,  dem  staat- 
lichen Kriminalverfahren  vorangehen  zu  lassen. 
Dafür  spricht  auch  die  analoge  Regelung  des 
Verhältnisses  zwischen  geistlichem  und  welt- 
lichem Gericht  in  Nov.  123  c.  21  $.  1  (vgl.  auch 

5.  796  n.  1). 

2  So  den  Bischöfen  die  Freiheit  vom  Zengniss- 
zwang,  ja  sogar  Ausschliessung  derselben  vom 
Zeugnlss,  c.  8  (381)  C.  Th.  XI.  39:  ,;Epi8copus 
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doch  in  Betreff  der  Znständigkeitsfrage  selbst  das  Jastinianeische  Recht  noch  an  der 
früheren  Ordnung  festgehalten  ^.  Was  die  Kleriker  im  Allgemeinen  betrifil,  so 
sollte  nach  demselben  der  Bischof  gegen  die  bei  ihm  angeklagten  Geistlichen  die 
Absetzung  aussprechen,  die  Untersuchung  wegen  des  Kriminalvergehens  und  die  Yer- 
hängung  der  weltlichen  Strafen  aber  dem  staatlichen  Gericht  überlassen  bleiben  oder 
das  letztere,  falls  es  zuerst  angegangen  war,  nach  Erhebung  des  Beweises  die  Sache 
zunächst  an  den  Bischof  behufs  der  disciplinarischen  Absetzung  abgeben  und  dann 
erst  seinerseits  zur  Auferlegung  der  staatlichen,  der  Kriminalstrafe,  schreiten^.  Damit 
war  eine  ausreichende  Bestimmung  fttr  diejenigen  Fälle  getroffen,  in  welchen  ein 
Vergehen  zugleich  als  kirchliches  und  weltliches  qualifizirt  und  mit  kirchlichen  und 
weltlichen  Strafen  bedroht  war^.  Bei  denjenigen  rein  kirchlichen  Disciplinarver- 
gehen,  welche  ausnahmsweise  mit  weltlichen  Strafen  bedroht  waren*,  erkannte 
dagegen  wahrscheinlich  das  kirchliche  Gericht  auch  auf  diese  ^,  nicht  etwa  die  weit- 
lichep  Behörden,  welche  aber  wohl  nöthigenfalls  ihre  weltliche  Macht  zur  Durch- 
führung des  Urtheils  zu  leihen  verpflichtet  waren  ^. 

In  Betreff  der  Bischöfe  ging  Justiniau  insofern  über  die  früher  denselben  er- 
theilte  Begünstigung  hinaus,  als  er  überhaupt  allen  weltlichen,  Civil-  und  militärisohen 
Obrigkeiten  die  Vorladung  eines  solchen  in  Vermögens-  und  Strafsachen  ohne  kaiser- 
liche Genehmigung  verbot  7,  also  die  Entscheidung  über  die  Erhebung  von  Anklagen 


nee  honore  nee  legibus  ad  testimoniain  flagiUtur 
....  Episoopnm  ad  testimonium  dicendum  ad- 
mitti  non  deoet,  nam  et  persona  dehonoratur  et 
dignitas  saceidotis  excepta  confunditni^  (1.  7  C. 
J.  I.  3);  Tgl.  auch  Lönlng  1,  309;  fernei  das 
PriTÜeg  der  Priester  beim  Zeugniss  von  der  Tor- 
tur befreit  zu  sein,  c.  10  (v.  385)  C.  Th.  XI.  39 
(l.  8  C.  J.  ].  c.).  Endlich  würde  hierher  das 
ungewöhnliche  Privilegium,  constit.  Sirmond. 
XXI,  Haenel,  corpus  leg.  p.  211 :  ^^Audemus 
quidem  sermonem  facere  sermone  plus  timore 
capti  de  sacris  et  v.  sacerdotibus  et  secundis 
sacerdotibus  vel  etiam  levitis  et  cum  omni  timore 
nominare,  quibus  omnls  terra  caput  inclinat. 
Audivimus  enim  perfldiam  in  urbe  ad  deum 
vivum  et  Imperium  nostrum  fleri.  Sed  si  quis 
ausus  .  .  .  legi  ecclesiae  vel  clerico,  per  quos  no- 
strum poUet  Imperium,  andere  voluerlt,  si  accu- 
sationem  ditior  persona  protulerit,  reposita  poena 
flsco  uostro,  i.  e.  100  pondo  auri  et  100  pondo 
argenti  inferre  cogatur  et  sie  cum  actoribus  ec- 
clesiae causam  dicat.  Si  autem  inflrmior  persona 
.  .  .  numquam  obrepto  patrimonio  nostro  nescio 
qua  perfldia  tentare  audeat  militantes  in  palatio 
Christi,  terrae  curiae  hinc  adduci  iussimus  et 
manus  eins  implumbari '^ ,  hinsichtlich  der  Be- 
schränkung der  Anklagen  gegen  Kleriker  gehören, 
welches  Yalentinian  III.  (430)  zugeschrieben 
wird,  aber  —  selbst  wenn,  was  mir  unmöglich 
erscheint,  die  Konstitution  in  der  vorliegenden 
Fassung  acht  sein  sollte  (s.  übrigens  Löning 
1,  309  n.  4;  Maassen,  Gesch.  d.  Quellen  des 
kan.  Rechts  1,  321.  625.  670.  613)  —  wegen 
ihrer  Nichtaufnahme  in  den  Cod.  Theodos.  keine 
praktiche  Bedeutung  erlangt  hat. 

i  Nov.  83  (639)  praef.  $.2  und  Nov.  123  (546) 
c.  21  S.  1 :  „Ei  hk  ^Y^^pia  eX-q  tö  xa»'  olovÖ-^- 
Tcote  Tdiv  fxvt)p.ovei>9£vT(uv  eöXaßeaxdTCDV  7Cpo^(6- 


nnv  iiTi^epö(ji€vov,  el  (tiv  irapd  dictoxöirip  toüto 
xaxTQYoptjdiQ  xai  autöc  t^  dXrfieioi^  ebpetv  iuvi]- 
d:n,  dTTö  T?jc  TtjA-^c  "Jirot  xoü  ßa^fioD  toutov  xoxä 
Touc  dx7.X72otaoTi«ouc  xocv6vac  ^oXXfci»  xal  rrj^fr 
xwyza  b  irpöa^opoc  (ixaG-dj^  toutov  ouNC^inD  x« 
xaTd  touc  v6{aou;  t^v  ^ixifjv  ü^af^ixm  xal  icipa; 

2  L.  c. :  „El  8e  Ttpörepov  tq»  icoXinxw  ä.^yyfzi 
rtpo^QJ^Q  6  xanhfopoc  xal  t6  ItxXtjjmi  oid  voju- 
|xou  i'^ExdotiaQ  ouvT^f^eCt)  dico^ei^^dij'vai,  tÖtc  Tip 
d7Ciax6irip  twv  töttoiv  xd  ÖTiopivifjfJLaTa  ^aveaouodo 
xal  si  a  auTcüv  ^voiodn  xd  icpox^devra  ipiAT|paTa 
TzX7i\i.[ukfflai  aÖTÖN,  TOT€  auT^  h  iitloxono;  to»- 
Tov  xaTot  TOüc  xavövac  dnb  xfjc  tijxtj«  ^i  to3 
ßadfjiou  8v  ijzi,  YopiC^TO),  6  Zi  5ixaoTi?jc  hMrt}^ 
atv  auT({)  iirtf  £prco)  vöfAO«  dpii.ödoN''.  Nahm  der 
Bischof  Anstand  an  der  Führung  des  Prozesses,  m 
brauchte  er  die  Disclplinarstiafe  nicht  zu  ver- 
hängen, und  es  sollte  dann  sowohl  vom  Bischof, 
wie  auch  vom  weltlichen  Richter  an  den  Kaiser 
berichtet  und  dessen  Entscheidung  eiugehoU 
werden. 

3  Wie  z.  B.  die  Ketzerei,  der  Abfall  zum  Hei- 
denthum,  vgl.  auch  S.  793  n.  3.  Für  die  Fille, 
In  welchen  die  Feststellung  des  kirchlichen  Rich- 
ters, wie  z.  B.  bei  der  Ketzerei  fQr  den  weltlichen 
präjudiziell  sein  musste  (s.  S.  790. 791),  wardnrch 
diese  Bestimmung  auch  dafür  gesorgt,  dassder 
erstere  zunächst  sein  Erkenntniss  abzugehen 
hatte. 

*  S.  79ä: 

s  Denn  in  Disciplinarsachen  hatte  es  die  aofl- 
schliessliche  Kompetenz,  s.  o.  S.  789. 

0  Wo  dagegen  für  ein  an  sich  staatliches  Ver- 
gehen von  weltlicher  Strafe  abgesehen  war,  S^ 
793  n.  4,  hatte  das  staatiiehe  Gerloht  keinen 
Raum  für  seine  Thätigkeit. 

7  Nov.  123  cit  c.  8 :  „' AXV  oOSe  uirlp  xivo«  xTr 


§.  264.] 
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wegen  staatlicher  Ejiminalvergehen  dem  kaiserlichen  Ermessen  vorbehielt^,  und  die 
Befhgniss  dazn  allen  anderen  Staatsbeamten  entzog. 


B.  Die  merovingische  Zeit  [das  Franken-  und  das  Westgothenreich)'^. 


1,  Die  kirchlichen  Strafen. 
§.254.    a.  Gegen  Laien. 

Das  Strafmittel-System,  welches  die  Kirche  während  der  ersten  Jahrhunderte 
unter  der  Herrschaft  des  römischen  Reichs  entwickelt  hatte,  ist  selbstverständlich 
von  ihr  auch  in  den  seit  dem  5.  Jahrhundert  entstandenen  Germanenreichen  festge- 
halten worden,  jedoch  hat  dasselbe  während  dieser  Zeit  manche  Ergänzungen  und 
Aenderungen  erfahren,  welche  hier  des  Näheren  zu  besprechen  sind. 

Als  wichtigstes  Strafmittelgegen  Laien  blieb  nach  wie  vor  1 .  der  gross  e  Kirchen- 
bann, die  Exkommunikation^  in  Uebung.    Sie  wird  ftlr  die  Regel  schlechthin 


piaTtxf)«  t)  l-pdiQIxaTixf^;  aixtac.  äTtloxoirov  irpöc 
Äpyovra  itoXitixov  tq  OTpaTtooTixöv  dtxovxa  ^  8t- 
a^Wai  ^  irap(aTaodat  liyt  ßaoiXixfJc  xeXe6a£0)C 
Gü'fX<»po^P^^)  oXXd  t6v  ap^ovTa  t6v  toOto  etxe 
^TYpcE^pw;  elxe  d^pacpcu;  npocxo^at  ToXfxihaavTa 
(A^Td  T^v  TTJc  C<6ny](  d^aCpeoiv  hl  ypuoCou  AiTpdiv 
irotv^v  xaxaßaXetv  xeX66ofjiev  rg  IxxXrjsiqi,  tjc  6 
drlaxoico^  Sia^^vai  t)  irapaorijvai  irpocerdvÖT], 
So&tjoo}A^vT]v xal ToO  ^xBtBaarou  Äfioioo;  fX6Taxi?jv 
Tijc  t<^C  acpaCpeatv  xai  paadvot;  uTcoßoXXofilvo'j 
xal  £v  ^^op(^  irEjjLTCOfx^ou**. 

^  Thatsächlich  hatten  die  Kaiser  wohl  diese 
früher  schon  in  den  meisten  Fällen  geübt,  s.  S. 
794  n.  7. 

2  Loning,  Gesch.  d.  deutsch.  E.  R.  1,  535 
u.  2,  448.  Die  wenigen  dem  Burgunder-  und 
dem  SoeTenieich  angehorigen  Synoden,  Bd.  111. 
S.  476  n.  4.  S.  539  n.  6  u.  694  n.  8  sind  ebenfalls 
mit  berücksichtigt 

3  Das  lateinische  Wort :  excommunicaiio  wird 
jetzt  yiel  häufiger  als  früher  gebraucht,  Orleans 

I  511  c.  13;  Orleans  m  538  c.  8.  25.  31;  Orle- 
ans IV  541  c.  22 ;  Tours  II  567  c  10.  15. 16. 20. 
26;  Auxerre  585  c.  38.  39;  Chalons  644  c.  14. 
19;  Lyon  517  c  5;  Gregor.  Turon.  bist.  Franc. 
X.  14;  Agde  506  c.  31;  Braga  II.  572  c  8; 
Toledo  III.  589  c.  16;  Seyllla  I  590  c.  3;  Sevilla 

II  619  c.  11 ;  Toledo  IV  633  c.  17.  51.  65 ;  To- 
ledo V  636  c.  4.  5;  Toledo  VII  646  c.  1.  2 ;  To- 
ledo X  666  c.  5. 6.  7;  Toledo  XI  675  c.  5;  Toledo 
XII  681  c  6.  11.  12;  Toledo  XIII  683  c.  11.  12; 
Toledo  XVI  693  c.  19.  Daneben  finden  sich  aber 
noch  die  schon  früher  (^S.  701)  üblichen  Bezeich- 
nungen und  Wendungen,  wie  peUi  de  ecclesiae 
coetu  (lustisslma  excommunicatione)  Agde  c.  31 , 
ab  eccl.  cathol.  communlone  Clermont  I  535 
c  14,  a  communlone  oder  a  o.  eccleslastica  Or- 
leans III  c.  13.  16;  Toledo  III  o.  16,  a  consortio 
lldelinm  vel  eecles.  c.  Orleans  IV  c.  16,  ab  ecclesla 
Epaon  517  c.  2,  —  repelli  ab  ecclesla  Agde  c.  24; 
Epaon  e.  86,  Tours  II  c.  21 ;  —  ieparari  ab  omni 
catholicorum  consortio  Orleans  I  c.  11,  ab  om- 


nlum  catholicorum  comm.  Barcelona  II  597  c  4; 

—  atgrcgari  a  christianornm  coetu  atque  convlTio 
et  a  c.  eccl.  Clermont  I  c.  6,  ab  ecclesla  Tours  II 
c.  27,  a  communionis  gratia  Lyon  III  583  c.  8 ; 
'. —  txcUkdi  a  c.  ecclesiae  et  sancto  popull  coetu, 
a  c.  ecclesiae  Clermont  I  c.  5,  ab  ecclesiae  liml- 
nibus  Orleans  VI  549  c.  13,  et  ecclesils  Rhelms 
624  c.  10  (12);  arctri  ab  ecclesiae  liminlbus  et  a 
catholicor.  comm.  Agde  6  c.  32 ;  Orleans  IV  c.  21. 
25 ;  Macon  I  581  c.  5.  7,  ab  ecclesiae  coetibus 
Orleans  II  c.  20.  ab  ecclesla  Orleans  V.  c.  2;  — 
habtri  extraneum  ab  eedeeia  Agde  c.  42,  a  c. 
cathollcae  ecclesiae  Paris  III  557  c.  5,  a  c.  et  con- 
yItIo  catholicorum  Orleans  I  c.  3,  a  liminlbus 
9.  ecclesiae  Auxerre  585  c.  44,  a  s.  c.  et  liminl- 
bus ecclesiae  Toledo  III  c  10;  —  aUenum  a  con- 
sortio eccleslastlco  yel  omnlum  christianornm 
convivio  Lyon  II  c.  2;  Paris  V  614  c.  10;  —  pri- 
vari  communlone  Orleans  I  c.  11 ;  Arles  IV  524 
c.  4;  Orleans  II  c.  11;  Clermont  I  c.  2;  Orleans 
V  c.  16 ;  Lyon  II  c.  3 ;  Macon  1 585  c.  12,  a  chrl- 
stianorum  coetu  atque  conTivlo  et  ecclesiae  Tours 
II  c.  21,  a  consortio  catholicorum  Toledo  V 
636  c.  3. 

Weitere  Teiwandte  Ausdrücke  der  Zeit  sind : 
effiei  txtranewn  a  c«  eccleslastica  Toledo  III 
c.  21,  ab  ecclesla  catholica  et  alienum  ab  omni 
consortio  ohristianorum  Toledo  IV  c.  75 ;  —  ha- 
heri  extorves  a  coetu  christianornm  Toledo  VI  c.  6 ; 

—  fieri  exira  eceUsiam  Toledo  X  c.  7 ;  —  peni- 
iU8  abdicari  a  c.  christianornm,  Rhelms  624  c.  16 
(18)  —  ab  omnibuB  eedegiis  ugrtgaJLua  a  p.  c  ha- 
beatui  extraneus  Touzs  II  c.  25 ;  —  temolui  ab 
ecclesla  Paris  III  c.  7;  —  see/ttnis  ab  omni 
christianorum  e.  Toledo  XIII  683  c.  5 ;  —  «e- 
que%trari  ab  ecclesla  Paris  V  c.  6,  firänk.  Synode 
Y.  614  (sog.  syn.  incertl  loci)  c.  12;  a  commu- 
nlone onmium  sacerdotum  Chalons  641  e.  11; 
tamquam  calumnlae  reum  Rhelms  c.  17  u. 
Clichy  c.  19;  ab  omnlum  caritate  Tel  (et)  a  com- 
munionis gratia  sequestratas  Paris  V  o.  9;  — 
tiwftndi  a  c.  eccleslastica  oder  catholica  oder  ab 
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ohne  jede  nähere  Erwähnung  ihrer  Daner  ^  andererseits  aber  anch  bis  zur  Bessenmg^ 
oder  bis  zur  Wiederherstellnng  des  ordnongsmässigen  Znstandes  '  oder  der  Zurflek« 
erstattnng  des  Entzogenen^  oder  endlich  nach  Befinden  des  Bischofs^  angedroht 
Daneben  ist  allerdings  auf  manche  Vergehen  eine  immerwährende  ExkommnnikitioB^ 
gesetzt;  aber  damit  ist  nicht  die  alte  definitive  Ausschliessung  aus  der  Kirche,  bei 
welcher  jede  Möglichkeit  der  Wiederaufnahme  beseitigt  war^,  sondern  nur  die 
Ausschliessung  bis  zur  Todesstunde^  gemeint.. 

Was  das  Wesen  und  die  Wirkungen  der  Exkommunikation  betrifit,  so  wird  die 
Exkommunikation  noch  wiederholt  als  Ausstossung  aus  der  Kirche  bezeichnet^.  Seit 
Augustin  begann  sich  aber  in  der  Ejirche  die  Auffassung  geltend  zu  machen,  dsss  die 
Spendung  der  Taufe  dem  Getauften  einen  nnverlierbaren  Charakter  aufpräge  ^^  Die 
Konsequenz  dieser  Lehre  ist  die  Unmöglichkeit  einer  völligen  Loslösung  des  einmal 


1 


ecclesiae  c.  Orleans  III  c.  22;  Orleans  lY  c  16. 
24;  ab  ecolesla  ibid.  c.  33;  Narbonue  587  o.  14, 
ab  omni  c  Orleans  lY  c.  22;  a  eommnnione  Or- 
leans I  c.  11 ;  Orleans  Y  c.  2;  Glermont  II  c  2; 
Gregor.  Tnron.  Y.  20 ;  —  habere  iaeturam  commu- 
nionis  Toledo  lY  c.  15 ;  —  prohiberi  ab  ecelesiae 
foribus  Gregor.  Tor.  Y.  36 ;  —  areert  ab  omntfttM 
eeclesii9  Ibid.  Y.  47 ;  —  pacem  eeelesiae  (S.  697) 
non  habere  Orleans  lY  c.  13 ;  —  areeri  a  sacris 
caeremoniis,  dorne  ...  in  paoe  ecdeslastica  re- 
Tocentnr,  1.  c.  c.  26 ;  vgl.  aucb  Gregor  Tnr.  Y.  20. 
Wegen  des  Aasdmckes:  anaihema  s.  u.  S.  800. 

1  Das  ergeben  die  meisten  der  vorher  citlrten 
Stellen. 

2  So  z,  B.  bis  znm  Aufgeben  der  yerbotenen 
Inoestnosen  Yerblndung,  Clermont  I  c.  12 ;  Or- 
leans III  c  10;  Tonrs  U  c.  21 ;  Paris  Y  c.  14; 
der  ehelichen  Gemelnachaft  mit  dem  jüdischen 
Theil,  Orleans  nie.  13;  der  Geschleohtsgemeln- 
Bchaft  mit  der  gottgeweihten  JungCran,  Orleans 
Y  c.  19 ;  bis  zar  Rückkehr  der  Nonnen,  welche 
das  Kloster  yerlassen  haben,  Lyon  III  583  o.  3. 

3  Z.  B.  der  Wiederanfnahme  der  yerstossenen 
Ehefrauen,  Toledo  XII  o.  3. 

*  Wie  des  geraubten  Kirchengutes,  Orleans 
lU  c.  12;  Orleans  Y  o.  13;  Lyon  II  e.  2;  Paris 
Yc.  6. 

^  Für  nicht  gebührendes  Grüssen  eines  Kle- 
rikers durch  einen  Laien,  Macon  II.  c.  15: 
„quamdiu  episcopus  illius  ecelesiae  Toluerit^. 

8  Gewohnlich,  excommunicatio  ptrpetua,  Braga 
III  675  c.  2;  Toledo  YII 646  c  1,  auch  anathema 
irrevoeabUey  ptfpetuum  oder  aeUmumy  Paris  III 
c.  2.  5 ;  Toledo  YIII  653  c  3;  Toledo  XUI  683 
c.  4  genannt,  doch  kommen  auch  andere  Bezelch  - 
nungen,  wie  z.  B.  exe.  perennls,  Tours  II 
c.  20,  vor. 

Bedroht  wird  damit  die  Yerletzung  der  Keusch- 
heit seitens  der  gottgeweihten  Jungfrauen  und 
Wittwen,  sowie  seitens  deijenigen,  die  sie  rauben 
oder  mit  ihnen  eine  Ehe  eingehen,  Tours  II 
c.  20;  Paris  III  c.  5;  Paris  Y  c.  13;  die  Yor- 
nahme  heidnischer  Kultushandlungen,  Toledo 
XII  681  c.  11 ;  das  Ausspeien  der  Hostie,  Toledo 
XI  675  c  11 ;  der  Gebrauch  heiliger  Gefasse  zu 
profanen  Zweoken,  Braga  III  e.  2;  die  Beraubung 
und  die  Konfiskation  Ton  kirchlichen  Gütern, 
Orleans  Y  c.  15;  Paris  III  c.  2;  die  hartnackige 


Yerweigerung  der  Zehnten,  Maoon  II  0.6;  die 
Simonie,  Toledo  YIII  c.  3;  der  Landes-  vod 
Hochyerrath,  sowie  die Yerietzung, Beraubung  vsd 
Yertreibung  der  Mitglieder  der  königlichen  Fa- 
milie. Toledo  VII.  646  c.  1 ;  Toledo  Xin  683 
c.  4,  VgL  auch  XYI  693  c.  9. 

7  S.  o.  8.  699. 

s  Der  Yersagung  der  Kirchengemeinschaft 
„usque  ad  exitnm  viatlco  In  Inflrmitatls  perieulo 
reseryato"  gedenken  Orleans  III  c.  16,  Maeon  1 
c.  12  (für  die  Entführer  oder  Zuhälter  gottge- 
weihter Jungfrauen  und  für  diese  selbst],  Orle- 
ans III  c.  25  (für  Büsser,  welche  das  übernom- 
mene Büsserleben  aufgeben),  Rheims  624  c.9 
oder  Clichy  c.  11  (für  Morder),  Toledo  XYI  c  9 
(für  Hochverrither),  ohne  Erwähnung  des  nadi 
dem  vorstehenden  selbstrerstandllchen  Rechtes 
auf  das  yiaticum  Macon  I  c.  17  (für  diejenigen, 
welche  andere  zum  Meineid  und  zu  falschem 
Zeugniss  rerfübren)  und  Paris  Y  c  12  (für 
Mönche  und  Nonnen,  welche  daa  Kloster  yer- 
lassen  und  die  Rückkehr  in  dasselbe  Terweigen). 

Dass  mit  der  Androhung  der  exe.  perpetua 
nichts  anderes  als  die  im  Text  gedachte  Aos- 
schliessung  gemeint  ist,  ergiebtslch  schon  dartas, 
dass  derselbe  Konzilienkreis  für  die  gleiche  Straf- 
that,  die  Entführung  und  Heirath  der  gottge- 
weihten Jungftauen,  sich  bald  der  einen,  bald 
der  anderen  Bezeichnung  bedient,  e.  S.  797  n.  3, 
und  dass  bei  einzelnen  Androhungen  der  exe.  p. 
einerseits  ausdrücklich  der  Möglichkeit  gedi^t 
wird,  die  Wiederaufnahme  in  die  Kirchengemein- 
schaft früher  zu  erlangen,  Toledo  XI  c.  11,  an- 
dererseits blos  für  den  Fall  der  ünbussfertigkeit 
nach  Toledo  XYI  c.  3  i.  f.  (betreifend  die  Sodo- 
mie) das  „nee  in  exitus  die . .  communionis  per- 
cepüone  se  noTerint  relevari  nee  catholicorom 
coetui  aggregari''  gilt,  ganz  abgesehen  daToo, 
dass  die  Tendenz  der  Entwicklung  dahin  gegan- 
gen ist,  eine  unter  allen  Umständen  unwideirof- 
liche  Ausschliessung  aus  der  kirchlichen  Gemein- 
schaft immer  mehr  einzuschränken  und  möglichst 
zu  beseitigen,  TgL  o.  S.  700  n.  1  u.  S.  723  n.  5. 

9  So  in  einer  Reihe  der  S.  797  n.  3  angeführ- 
ten Quellenstellen. 

^  Hahn,  Lehre  von  den  Saknmenteii 
S.  280  fr. 
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der  Kirche  Angehörigen  von  derselben,  eine  Folgerung,  welche  die  katholische  Kir- 
chenlehre auch  später  gezogen  hat,  und  welche  heute  in  allgemeiner  Anerkennung  steht  > . 
Von  diesem  Standpunkt  aus  ist  eine  Exkommunikation  in  dem  alten  und  ursprllng- 
liehen  Sinne,  d.  h.  in  der  Bedeutung  «iner  völligen  Ausstossung  des  Gebannten  aus  der 
Kirche  und  der  völligen  Lösung  aller  seiner  rechtlichen  Beziehungen  zu  ihr  unmög- 
lich, vielmehr  erscheint  lediglich  eine  Entziehung  aller  kirchlichen  Rechte  denkbar, 
während  der  Gebannte  andererseits  die  passive  Mitgliedschaft  in  der  Kirche  behalten, 
also  dem  Rechte  derselben  unterworfen  bleiben  muss  und  von  seinen  kirchlichen  Pflichten 
nicht  frei  werden  kann.  Dass  man  sich  dieser  Konsequenz  der  Lehre  Augustins  in 
der  hier  fraglichen  Zeit  schon  klar  bewusst  gewesen  ist,  dafür  findet  sich  kein  Anhalt. 

Aber  abgesehen  davon  kam  noch  ein  anderes  Moment  in  Betracht,  welches  eben- 
falls für  die  bisherige  Auffassung  der  Exkommunikation  nicht  ohne  Bedeutung  bleiben 
konnte.  Die  Christengemeinden  hatten  die  letztere  zuerst  als  Strafmittel  angewendet, 
als  sie  noch  rings  vom  Heidenthum  umgeben  waren  und  ihre  Religion  nicht  einmal  die 
Anerkennung  der  Existenzberechtigung  seitens  des  römischen  Reiches  gefunden  hatte. 
Der  von  ihnen  Ausgestossene  hatte  volle  Freiheit,  im  römischen  Staate  zu  leben  und  erlitt 
an  seiner  bürgerlichen  Rechtsfthigkeit  keine  Einbusse.  Nachdem  aber  im  Laufe  des  4. 
und  in  der  ersten  Hälfte  des  5.  Jahrhunderts  die  Ketzerei  und  das  Heidenthum  im 
Lateresse  der  von  den  Kaisem  angestrebten  Glaubenseinheit  durch  die  Staatsgesetz- 
gebung unterdrückt  worden  war  ^,  blieb  ftlr  den  völlig  aus  der  Kirche  Ausgestossenen 
llberhaupt  kein  Raum  im  Staate  mehr  übrig,  ja  konsequenter  Weise  konnte  die  Kirche 
selbst,  welche  das  Recht  der  Zugehörigkeit  zu  jeder  andern  religiösen  Gemeinschaft  ver- 
neinte, nunmehr  eine  solche  Abscheidung,  wie  sie  sie  in  den  früheren  Zeiten  in  der 
Exkommunikation  verhängt  hatte,  nicht  mehr  vornehmen.  Durch  diese  Lage  der  Ver- 
hältnisse war  also  ebenfalls  eine  Umbildung  rechüichen  Charakters  der  Exkommuni- 
kation, und  zwar  in  der  schon  durch  die  Augustinische  Lehre  bedingten  Richtung 
angezeigt.  Trotzdem  findet  sich  keine  Spur,  dass  die  Kirche  und  ihre  Gesetzgebung 
mit  klarem  Bewusstsein  dieser  Entwicklung  Rechnung  getragen  hätte.  Abgesehen 
davon,  dass  schon  bald  nach  dem  Abschluss  der  gedachten  kaiserlichen  Gesetzgebung 
arianische  und  heidnische  Germanen  in  das  römische  Reich  einzudringen  begannen, 
nnd  die  erstrebte  Glaubenseinheit  zunächst  wieder  in  Frage  gestellt  wurde,  lag  der 
Hauptgrund  dafür  wohl  darin,  dass  in  einer  Zeit,  in  welcher  das  Christenthum  die 
ansschliessUch  herrschende  Religion  geworden  war,  die  Exkommunizirten  es  für 
die  Regel  nicht  unterliessen,  ihre  Aussöhnung  mit  der  Kirche  früher  oder  später  zu 
suchen,  und  in  Folge  dessen  der  Widerspruch  der  ursprünglichen  Bedeutung  der  Exkom- 
munikation mit  den  veränderten  Verhältnissen  praktisch  nicht  hervortrat.  Dazu  kam 
überdies,  dass  die  für  die  Exkommunikation  gebrauchten  Ausdrücke,  welche  dieselbe 
vielfach  als  Scheidung  von  der  kirchlichen  Gemeinschaft  und  von  dem  Verkehr  mit 
den  Gläubigen  bezeichneten,  doppelsinnig  waren  3,  und  deshalb,  weil  sie  für  die  ver- 
änderte Lage  der  Dinge  passten,  die  erfolgte  Umwandlung  verdeckten. 

Wenn  in  Folge  dessen  selbst  nach  der  Gründung  der  Germanenreiche,  insbeson- 
dere im  westgothischen  und  fränkischen,  in  denen  es  der  katholischen  Kirche  gelang, 
ihren  Anspruch  auf  Alleinherrschaft  des  katholischen  Glaubens  zur  Geltung  zu  brin- 
gen ^^  ein  klares  Bewusstsein  über  die  durch  die  Entwicklung  bedingte  Veränderung 

1  Oben  S.  43.  3  g.  708. 

2  S.  790  ff.  ♦  Vgl.  unten  §•  259. 
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nicht  hervortritt,  so  macht  sich  dieselbe  doch  nichtsdestoweniger  unbewnsst  fühlbar. 
Wird  die  Exkommunikation  auch,  wie  schon  vorhin  hervorgehoben,  mehrfach  noch  als 
Ansscheidnng  ans  der  Kirche  bezeichnet,  so  finden  sich  doch  andererseits  anch  Wen- 
dungen, welche  gerade  umgekehrt  nicht  auf  eine  völlige  Lostrennung  des  Oebannten 
von  der  Kirche  gedeutet  werden  können  ^  Noch  bedeutsamer  ist  es,  dass  die  neueren 
Konzilien  die  alte  definitive  Ausschliessung  aus  der  Kirche  ohne  jede  Möglichkeit  der 
Wiederaufnahme  nicht  mehr  als  Strafe  festsetzen^,  und  dass  jetzt  die  schon  dem  alten 
Recht  bekannte  zeitweise  Suspension  .von  den  kirchlichen  Mitgliedschaftsrechten'  mit 
denselben  Worten,  wie  die  frühere  definitive  Abschneidung  angedroht^  und  dadurch 
eine  Verwandtschaft  zwischen  beiden  Arten  der  Strafen,  wenngleich  unbewnsst,  zum 
Ausdruck  gebracht  wird,  Welche  allein  darin  liegen  kann,  dass  man  den  von  der 
grossen  Exkommunikation  Getroffenen  nicht  mehr  als  seiner  Zugehörigkeit  zur  Kirche 
völlig  verlustig,  d.  h.  ihn  noch  in  gewisser  Hinsicht  als  Mitglied  derselben  betrachtete, 
weil  erfahrungsmässig  der  Exkommunizirte,  sei  es  nach  kürzerer  oder  längerer  Zeit 
seine  Wiederzulassung  zur  vollen  kirchlichen  Gemeinschaft  wieder  zu  erlangen  suchte, 
also  ein  Unterschied  zwischen  den  beiden  Strafen  äusserlich  nur  in  der  verschiedenen 
Zeitdauer,  auf  welche  die  Strafe  verhängt  wurde,  hervortrat.  Will  man  demnach  fUr 
diese  Zeit  die  Wirkungen  der  Exkommunikation  bestimmen,  so  wird  man  sie  nicht 
mehr  als  völlige  Abscheidung  aus  der  Kirche  charakterisiren  dürfen,  vielmehr  sagen 
müssen,  dass  sie  thatsächlich  bereits  auf  die  Entziehung  der  kirchlichen  Mitglied- 
schaftsrechte  beschränkt  ist,  ohne  'den  Gebannten  von  der  Zugehörigkeit  zur  Kirche, 
soweit  sie  Pflichten  begründet,  zu  scheiden,  dass  aber  dieser  Unterschied  zwischen 
der  alten  und  neuen  Bedeutung  der  Exkommunikation  der  damaligen  Zeit  noch  nicht 
zum  klaren  Bewusstsein  gekommen  ist. 

Dagegen  hat  sich  keineswegs,  wie  neuerdings  behauptet  worden  ist^,  nunmehr  im 
Gegensatz  zu  der  früheren  Zeit  ein  rechtlicher  Unterschied  zwischen  der  Exkommuni- 
kation und  dem  anathema  entwickelt,  vielmehr  beruht  die  mehrfach  vorkommende  Ent- 
gegensetzung beider^  lediglich  darauf,  dass  die  Kirche  mit  dem  Anathema  ausdrücklich 


1  Dahin  gehören  solche,  wiesuspendi  acommu- 
nione  ecclesiastica  oder  ab  ecelesla  oder  a  commu- 
nione,  habere  iacturam  communionls  oder  arceri  a 
sacris  caeremoniii,  S.  797  n.  3,  von  denen  in  der 
früheren  Periode  das  sospendi  nur  einmal  (Ar- 
les  II  443  u.  452)  vorkommt,  vgl.  o.  S.  708  n.  2. 

2  S.  798. 
8  S.  713. 

*  So  z.  B. :  „annnalis  excommanlcatio,  ex- 
commnnlcatio  annna",  vgl.  weiter  nnten. 

^  Nach  Schilling  S.  135  soll  der  kleine 
Kirchenbann  sich  in  dieser  Zeit  zu  einem 
Banne,  welcher  die  sämmtlichen  gottesdienst- 
lichen Rechte  entzog  und  von  jeder  kirchlichen 
Wohlthat  ausBchloss,  nicht  aber  die  kirchliche 
Mitgliedschaft  aufhob,  das  Anathema  aber 
zu  der  volligen  Abseheidung  vom  Leibe  Christi 
entwickelt  haben. 

^  Tours  II  C.24  bestimmt  in  Betreff  derjenigen, 
welche  aus  Aiilass  der  gegenseitigen  Fehden  der 
Könige  Kirchen  guter  rauben  oder  konflsciren 
und  hartnäckig  die  Rückgabe  trotz  erfolgter  Er- 
mahnungen verweigern  ,^ut  omnes  (episcopi) 
omnino  una  conniventia  simul  cum  nostris  abba- 
tibus  ac  presbyteris  vel  clero,  qui  stipendÜB  ex 


ipso  alimento  pascnntur,  quia  arma  nobis  non 
sunt  alia  .  .  .  drcumsepto  clerieali  choro,  neca- 
tori  pauperum  psalmus  GVIII  us  dicatur,  ut  ve- 
niat  super  eum  illa  maledictio  quae  sup«i  Judam 
venit,  qui  dum  loculos  faceret,  subtrahebat  pao- 
perum  alimenta,  ut  non  Molum  exeommunieatuiy  ttd 
etiam  anatkematitatut  moriatur  et  eoeUtU  ffktdio 
ferUiturt  qui  in  despectu  del  et  eodeslae  et  pon- 
tiflcum  in  hoc  pervasione  praesumlt  aasurgere^ 
Dass  hierin  der  in  der  vor.  Anm.  gedachte  Gegen- 
satz nicht  ausgesprochen  ist,  ergiebt  der  Wort- 
laut zur  Genüge.  Aber  ebensowenig  bedeute 
excommunicatio  in  dieser  Stelle,  so  Kober, 
Kirchenbann  S.  38  j  He  feie,  CondL  Oeselu  3, 
27,  den '  kleinen  Kirchenbann  oder  die  Aus- 
schliessung vom  Abendmahl  und  von  den  Sakra- 
menten. Das  Konzil  gebraucht  exoommunicatio 
nicht  in  dieser  Bedeutung  (s.  c.  10.  15.  20.  26), 
und  der  Gegensatz  gegen  das  anathemaüzatiu  er- 
fordert, da  das  Vergehen  als  möglichst  sohweFes 
hingestellt  werden  soll,  jedenfalls  eine  härtere 
Strafe  als  blosden  kleinen  Kirchenbann.  Gerada 
die  erhaltenen  Anathematlsatlonsformeln  s.  To- 
ledo lY  633  c  75,  wo  die  dreimal  mit  ver- 
schiedenem Eingang  wiederholte  Formel :  ^.ani- 
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die  Yerfluchang  des  Sehnldigen,  d.  h.  seine  Ausschliessung  vom  ewigen  Heil  hervor- 
hebt, und  dass  dasselbe  daher  mitunter  in  feierlicher  Form  verhängt  wird  ^. 

Nur  vereinzelt  ist  jedwede  Verleteung  des  Yerkehrsverbotes,  welches  schon  im 
5.  Jahrhundert  auch  ftlr  die  Laien  auf  den  gewöhnlichen  Umgang  mit  den  Exkom- 
mnnizirten  auagedehnt  worden  war  2,  in  dieser  Zeit  mit  der  grossen  Exkommunikation 
bedroht  worden  3,  so  dass  es  also  im  Allgemeinen  in  dieser  Hinsicht  ebenfalls  bei  dem 
alten  Becht^  verblieben  ist^. 

2.  Mehrfach  wird  in  den  fränkischen  und  westgothischen  Konzilien  einer  excom- 
mufucaüo  auf  eine  verhältnissmässig  kurze  Zeit,  so  auf  drei^  oder  zwei  Jahre^,  auf 


thema  sit  in  conspecta  dei  patrls  et  angeloinm 
(in  conspeotn  Christi  et  apostolornm,  in  consp. 
Spiritus  s.  et  maityium  Christi)  atqae  ab  ecdesia 
eatholicaefftciatni  extraneus  et  ab  omni  coeta  (bez. 
censoTtio,  bez.  eommiinione)  cbristlanoram  all- 
eniis  neqae  paitem  Jastorum  babeat,  sed  cum  dia- 
bolo  et  augells  eins  aeternis  snppliciis  condemne- 
tut  Qua  cum  eis,  qui  eadem  conioratitoneoitantui, 
ut  par  poena  perditionis  constringat,  quos  in 
pernicie  praTa  socLetas  copnlat  (beinahe  wörtlich 
wiederholt  Toledo  XVI  693  c.  10)«  j  Toledo  V 
636  e.  2  i.  f. :  „slt  anathema  in  christianoram 
omninm  coeta  atque  superno  condemnetur  iu- 
dido,  Sit  exprobiablUs  omnibns  catholids  et  ab- 
ominabüis  sanetls  angelis  in  ministerio  dei  con- 
stitntis,  Sit  in  hoc  saeculo  perditns  et  in  futoio 
condemnatns^,  Tgl.  fernex  c.  3  ibid. :  ^it  a  con- 
sortio  eatholicornm  priratus  et  dirino  anathe- 
mate  condemnatns^;  nnd  Toledo  IT  oit  c.  68: 
^veie  nt  piofanns  et  sacrijlegQs  anathema  sit 
effectns  ab  ecclesla  catholica  et  regno  dei  efflcia- 
tur  extraneus,  qnla  digunm  est,  ut  a  Christi  cor- 
pore separetur,  qni  inimicis  Christi  patronas 
efflciatnr":  Toledo  VI  638  c.  17;  XIII  683  c.  2. 
4^  XVII  6^4  c  7}  nnd  Yon  frankischen  Konzilien 
Paris  III  557  c.  5 .  „in  praesenti  a  communione 
catholicae  ecdesiae  habeatur  extranens  et  in  per- 
petnnm  anathemate  feriatnr«,  c  6. :  ;,ab  ecclesiae 
commauione  semotns,  anathematis  damnatione 
plectatnr^  zeigen,  dass  dem  Anathema  kdne 
andere  Bechtswirknng  zukommt,  als  der  den  bis- 
her citiiten  Formeln  entsprechenden  Androhung 
in  Toledo  XIII  c.  5;  „sit  ab  omni  christianoram 
conunanione  sedusus  et  sulphureis  cum  diabolo 
contradatur  ignibns  exarendus«.  Wenn  endlich 
Ghilperich  von  der  Synode  von  Paris  577  in  Be- 
treff des  Bischofs  Prätextatus  von  Bouen  verlangt 
haty  Gregor  Taron.  Y.  18 :  „ut  aut  tonlcam  eins 
sdnderetar  (d.  h.  Absetzung,  s.  $.255)  aut  CYIII 
US  psalmus,  qui  maledictionibus^Scarioticas  con- 
tinet  super  caput  eins  redtaretur  aut  certe  iudi- 
dam  contra  eum  scriberetur,  ne  in  perpetuo 
communicaret'',  so  kann  das  letztere  nicht  blos 
die  Ausschliessung  vom  Abendmahl  bedeuten, 
da  ex  den  Bischof  des  Hoch verraths  und  des  Dieb- 
stahls beschuldigte  und  die  zuletzt  gedrohte  Strafe 
sicherlich  für  diese  Vergehen  viel  zu  leicht  war. 

t  Tours  II  c  24  dt.  u.  Gregor  Turon.  V.  18. 

Daraus  erklärt  es  sich,  dass  im  Uebrigen  ana- 
thema wie  in  den  ersten  Jahrhunderten,  so  auch 
noch  jetzt  als  gleichbedeutend  mit  Exkommuni- 
kation gebraucht  werden  konnte,  S.  798  n.  6. 

2  S.  704  n.  a  In  einem  Theil  der  hierher  ge- 
hörigen Konzilien  wird  daher  der  Ausschluss  vom 

Hinsckins,  KircheBrecht  lY. 


Verkehr  mit  den  Christen  ausdrücklich  erwähnt 
und  die  Strafe  dadurch  näher  charakterisirt,  Or- 
leans I  c.  1.  3. 11 ;  Clermont  I  o.  6.  12;  Orleans 
IV  c.  16;  Lyon  II  c.  2;  Agde  c.  25.  32;  Toledo 
IV  c.  75;  Toledo  V  c.  2.  3.  4;  Toledo  XII  c.  8; 
Toledo  XVI  c  3.  4,  s.  auch  S.  797  n.  3  u.  S.  800 
n.  6,  insbesondere  wird  des  Ausschlusses  von : 
omne  conloquium  eatholicornm,  Elusa  551  c.  1, 
der  coloquii  consolatio,  Barcelona  II  c.  4  oder  der 
communis  locutio,  Toledo  VI  c.  6  und  vom  ge- 
meinsamen Essen,  Auxerre  586  c.  38;  Braga  I 
c  22  i.  f.,  gedacht. 

s  Nach  Löning  2,  466  allerdings  allgemein. 
Aber  nur  Auxerre  585  o.  39 :  „Si  quis  presbyter 
aut  quilibet  de  clero  aut  de  populo  excommuni- 
catum  absque  voluntate  ipsius,  qui  eum  excom- 
municavit,  sciens  receperit  aut  cum  illo  panem 
manducaverit  vel  coUoquium  habere  decreverit, 
simili  sententiae  subiaceblt^,  weist  eine  solche 
Vorschrift  auf,  während  Orleans  I  c.  11  und  To- 
ledo VI  c.  7  die  Strafe  auf  den  bürgerlichen 
Verkehr  mit  solchen  Gebannten  beschränken, 
welche  wegen  Aufgabe  des  Büsseriebens  in  die 
Exkommunikation  verfallen  sind.  Berücksich- 
tigt man  weiter,  dass  die  Synode  von  Auxerre 
blos  eine  Diöcesansynode  gewesen  ist,  und  dass 
femer  in  Abschwächung  des  früheren  Rechts 
sogar  gegen  Geistliche,  welche  das  Verkehrsverbot 
in  religiöser  Hinsicht  verletzen,  nur  eine  Aus- 
schliessung für  ein  Jahr,  Orleans  III  c.  16  (in 
anno  integre  pacem  ecclesiae  non  habeblt)  oder 
zwei  Jahre,  fränk.  Syn.  incerti  loci  u.  614  c.  13 
(^,biennio  communione  privatus  ab  ecdesia  se- 
questretur^  angeordnet  wird,  so  muss  man 
sicher  Bedenken  tragen,  die  Strafbestimmung  der 
Synode  v.  Auxerre  za  generalisiren.  Dass  der 
einzelne  Bischof  jede  Verletzung  des  Verkehrs- 
verbotes unter  Strafe  stellen  konnte,  versteht 
sich  Yon  selbst,  ob  dies  aber  ausserhalb  der  Dio- 
cese  Auxerre  geschehen  ist,  und  in  welchem 
Umfange,  davon  wissen  wir  nichts. 

*  S.  704. 

s  Ebenso  hinsichtlich  der  über  die  Diöoese 
hinaus  wirkenden  Kraft  der  Exkommunikation 
und  über  die  Nothwendigkeit  der  Anerkennung 
seitens  der  anderen  Bischöfe,  Paris  III  c.  7,  Lyon 
II  c.  4;  Tours  II  c  8  (bei  Strafe  des  Ausschlusses 
von  der  communio  fratema,  S.  742) ;  syn.  ine.  loci 
cit  c.  13  (bei  Strafe  2  Jähriger  Exkommukation). 

^  Agde  c.  63  (Nichtbesuch  des  bischoflichen 
Gottesdienstes  an  den  hohen  Feiertagen  seitens 
der  Städter  „triennio  a  c.  ecclesiae  priventor^). 

^  Epson  517  c.  34  für  eigenmächtige  Tödtung 
eines  Sklaven. 
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I.  Die  Hierarchie  und  die  Leitung  der  Kirche  durch  dieselbe. 


I|.a54. 


ein  JahrS  ja  auch  anf  zwei  Monate^  nnd  selbst  blos  auf  drei  Tage^  erwähnt^. 
Ersichtlicher  Weise  handelt  es  sich  hierbei  um  die  schon  seit  dem  4.  Jahrhundert  ge- 
bräuchliche Suspension  von  sämmtliohen  kirchliehen  Mitgliedschaftsrechten  auf  eine 
gewisse  Zeit^.  8ie  ist  auch  jetzt  noch  in  der  Regel  für  leichtere  Vergehen,  mindestens 
fQr  solche,  welche  nicht  als  schwere  im  Sinne  der  alten  Kirche  galten,  angedroht,  nnd 
fällt  der  Regel  nach  mit  dem  Ablauf  der  bestimmten  Zeit  fort  *,  so  dass  der  Betroffene 
ohne  Weiteres  in  seine  frühere  Rechtsstellung  zurücktritt  7. 

3.  Dagegen  erscheint  die  blosse  Ansschliessungvom  Abendmahl  (und  den 
eucharistischen  Gebeten]  in  hierher  gehörigen  Konzilien  yon  ebenso  untergeordneter 
Bedeutung^,  wie  in  der  früheren  Zeit ^.  Es  ist  daher  die  von  Gregor  I.  geübte  Praxis, 


1  Orleans  III  c.  6  (Falsches  Zengniss  über  die 
OrdinationBerfoidernlsse  eines  Klerikers  „anno 
integro  a  communione  pellantaf'))  ibid.  c  13 
(Betheiligong  von  Christen  an  Gastmählern  der 
Juden  ^nnuali  excommanicationl  snbiacebnnt^), 
ibid.  c  31  (Richter,  welche  ketzerische  Priester 
nicht  znr  Bestrafung  bringen  ^annuall  ezc.  snb- 
datur"),  Orleans  V  c  17  (ungerechte  Anklage 
gegen  den  Bischof  „anni  spatlo  a  c  ecclesiastica 
suspendatur^),  Auxerre  c.  43  (der  Richter,  welcher 
ohne  Wissen  des  Bischofs  gegen  Geistliche  vor- 
geht „anno  ab  omnlum  chrlstlanorum  consortio 
habeatur  extraneus");  Toledo  IX  c.  1  (Beein- 
trächtigung des  Kirchengutes  namentlich  durch 
die  Erben  des  Stifters  „male  lapta  cum  confu- 
sione  restituet  et  excommunlcatlonis  annuae 
sententiam  sustlnebit^). 

^  Toledo  XVI  c.  4  (Selbstmordsversuch  von 
Poenitenten  „II  orum  mensium  spatio  et  a  catholi- 
corum  coUegio  et  a  corpore  et  a  Christi  sanguine 
sacro  manebit  omnimode  alienus'*). 

3  Toledo  XI  c  i  (Störung  des  Konzils  durch 
unpassendes  Benehmen,  freilich  hauptsächlich 
gegen  Geistliche  gerichtet  „trlnm  dierum  excom- 
munlcatlonis sententiam  perferat^). 

4  Eine  indirekte  Zeitbestimmung  Macon  II  c.  9 
(Ziehen  der  Bischöfe  vor  die  weltlichen  Gerichte 
„usque  ad  generale  conciiinm  anathemate  de 
ecdesia  separetur'^}. 

^  S.  713.  Dass  in  den  angeführten  Stellen 
nicht  die  blosse  Ausschliessung  von  der  Abend- 
mahlsgemeinschaft in  Frage  steht,  erglebt  bei 
einzelnen  der  Wortlaut  deutlich  genug,  s.  übri- 
gens auch  die  Ausführungen  S.  708  ft. 

^  Die  meisten  Stellen  erwähnen  irgend  eines 
besonderen  Erfordernisses  für  die  Wiedererlan- 
gung der  Rechte  nicht,  nur  Toi.  IX  c.  1  cit  ver- 
langt Restitution  des  Entzogenen,  und  Toi.  XYI 
c.  4  cit.  i.  f.  Busse. 

"^  Deshalb  ist  die  Strafe  trotz  solcher  Ausdrücke , 
welche,  wie  exoommunicatio  oder  anathema  auf 
eine  völlige  Abscheidung  von  der  Kirche  hin- 
deuten, ihrem  rechtlichen  Charakter  nach  eine 
Suspension,  s.  auch  o.  S.  703  n.  4  a.  E. 

s  Abgesehen  von  dem  schon  o.  S.  709  n.  3  cl- 
tirten  Lerlda  c.  7  und  Toledo  XVII  c  5  (dieje- 
nigen, welche  einen  Geistlichen  veranlassen, 
schon  bei  Lebzeiten  Jemandes  eine  Todtenmesse 
zu  halten :  ^^exilii  perpetui  ergastulo  religati  ex- 
cepto  in  supremo  vitae  curriculo  cunctis  vltae  suae 
diebus  s.  communionis  eis  denegetur  perceptio'^) 
können,  soweit  es  sich  um  Laien  band  elt,  blos  Paris 


y  c.  13 (16),  sowie OrleansY e.  14 und  ClermoDtll 
c.  14  in  Betracht  gezogen  werden.  Paris  c  13(15) 
cit  bestimmt  hinsichtlich  der  Wittwen  und  Jung- 
fAuen,  welche  das  leligiÖse  Kleid  angelegt  haben 
und  trotzdem  helrathen  „tamdiu  utriqne  (mit 
ihren  Männern)    habeantuz  a    communioie 
suspensl,  quousque quod  fllidte  perpetiave- 
runt  emendent,  aut  si  emendare  neglexeiint  a 
communione  ecclesiastica  vel  omnlum  chnstia- 
norum  convivio  In  perpetuum  slnt  sequeitnti^. 
Dass  mit  dem  a  communione  suspensl  blos  der 
Ausschluss  vom  Abendmahl  gemeint  sein  sollte, 
erscheint  bei  der  Schwere  des  Vergehens,  und 
mit  Rücksicht  auf  Paris  III  c.  5,  wenig  wib- 
scheinlich,  vielmehr  handelt  es  sich  um  die  Sus- 
pension von    den  kirchlichen  Mitgliedschafti- 
rechten,  welche  zuerst  vor  der  schwereren  Stnfe 
der  immerwährenden  Exkommunikation  ange- 
droht wird.    Orieans  V  c  14  verordnet  in  Betreff 
der  Bischöfe,  Kleriker  Jeden  Grades  und  anderer 
Personen,  welche  Güter  einer  fremden  Klreke 
an  sich  nehmen :  „tamdlu  habeatur  a  oommuniaie 
altaris  vel  omnlum  fratrum  ac  illiorum  cadtite 
suspensus,  donec  ipsi  eocleslae,  culus  direeto  or- 
dine  iuris  est,  oblata  restituat",  und  Clermontll 
c  14  giebt  dies  im  Auszug  dahin  wieder :  ^Nnllu 
clericus  vel  laicus  alterius  culuseumque  eede- 
slae  res  vel  petat  aut  acdpiat:  quod  si  feeerit 
altaris  communione  et  omnium  fratrum  csrltite 
privetur,  niei  satisfaelat".    CariUs  hat  in  dieser 
Zeit  u.  A.  auch  die  Bedeutung  von  kirchfidter 
Gemeinschaft,  Gregor  Tur.  V.  26  „comitcm  — 
von  welchem  es  vorher  heisst :  „eum  ab  eeeledae 
foribus  prohiberi"  —  in  caritate  recepit**  s.  iitk 
Paris  V  c  9  u,  Orleans  IV  c.  26;  S.  797  n.1 
Das  privari  caritate  fratrum  kann  also  bei  Kled- 
kern  und  Laien,  Glermont  cit.,  nur  soviel  wie 
Ausschluss  aus  der  kirohlichen  Gemeinschaft  der 
Amtsbrüder    und    der    kirchlichen    Mlthnider 
heissen.   Demnach  ist  hier  der  grosse  Bann  nsd 
nicht  die  blosse  Ausschliessung  von  dem  Abend- 
mahl angedroht.   In  Orleans  V  dt.,  wo  mit  Rück- 
sicht auf  die  Bischöfe  auch  die   fllii   emakiit 
werden,  um  den  Ausschluss  von  dem  Verkeki 
mit  ihren  Untergebenen,  nicht  blos  von  ihnB 
Amtsbrüdem  (von  der    communlo    fhitema  »• 
S.  742)  klarzustellen,  handelt  es  sich  ebenfalb 
um  die  Suspension  von  allen  kirchlichen  Mit- 
gliedschaftsrechten. 

9  Auch  Löning  2,  466  meint,  dass  dlest 
Strafe  selten  ausdrücklich  erwähnt  wird.  £lnv 
Kanon,  in  welchem  sich  eine  solche  angedisM 
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welcher  diese  Strafe  wiederholt  angewendet  hat  (S.  714}^  sowohl  auf  die  Kirche  im 
Franken-  wie  anch  im  Westgothenreich  ohne  Einwirkung  gewesen. 

An  weiteren  Strafen  für  Laien,  welche  der  älteren  Zeit  unbekannt  waren,  kom- 
m^i  jetzt  Tor: 

4.  die  einmalige  Ausschliessung  vom  Gottesdienst  und  vom 
Abendmahl  zu  Ostern  ^ 

5.  die  Fernhaltung  von  der  Theilnahme  am  Qottesdienste  an  einem 
bestimmten  Orte^und 

6.  die  Beobachtung  des  Fastens  während  einer  gewissen  Zeit^ 

7.  endlich  [noch  vereinzelt)  öffentliche  Rüge  durch  den  Bischof i 

Im  Gegensatz  zu  der  früheren  Zeit  werden  aber  nunmehr  auch  gegen  Laien 
Strafen  weltlichen  Charakters  in  den  Konzilien  angedroht,  so: 

8.  die  Prügelstrafe*  für  Sklaven  und  Personen  geringeren  Standes,  in  der 
westgothischen  Kirche  sogar,  allerdings  selten,  auch  für  Freie.  Soweit  sie  in  den  frän- 
kischen Synoden  vorkommt,  beruht  sie  zugleich  auf  der  weltlichen  Gesetzgebung^, 
und  was  die  westgothischen  Konzilien  betrifft,  so  verhält  es  sich  theils  ebenso  ^,  theils 


findet,  giebt  er  nicht  an,  deutet  aber  auf  dieselbe 
den  Brief  des  Bischofs  Mapplnins  v.  Bhelxns  an 
Nicetins  y.  Trier  n.  660  Bonquet  lecneil  4, 
68:  ;,Iterati8  scriptis  edocuit  (Theodobald  rex), 
beartitndinem  Testram,  dum  allquos  Francorum 
pro  zelo  divinl  Ümoris  oorripit  ac  pro  incestis 
conditionibus  a  communione  ecdesiastica  remo- 
▼et,  scandala  seu  anzietates  multimodas  sustl- 
nere.  De  qua  re  non  mediociiter  Ingemiscimus 
quod  nos  relatione  vestra  sdre  non  feceritis, 
ntTum  ex  oanonica  lectione  damnentur,  an  pro 
pastorali  diligentia  (andere  Lesart :  de  mediocri- 
bu8  reatibus)  coirigantur.  Licet  nihil  noTi  tos 
de  Ms  rebus  iuTenire  posse  cognosoimus,  quod 
prisea  patrum  solertia  non  potuit  repezire,  tarnen 
absurdum  esse  Tidetur,  ut  a  nobis  reeipiantur, 
qai  a  Tobis  secundum  seriem  oanonum  ecdesi- 
astica severitate  abdicantui^.  Das  „pro  pastorali 
diligentia  de  mediocribus  reatibus  corrigautur'^ 
kann  aber  unmöglich,  so  anscheinend  L5ning, 
auf  den  kleinen  Bann  bezogen  werden,  um  so 
weniger  als  die  Einsehiebung :  „de  mediocribus 
reatibus^  den  Sinn  stört.  Der  aus  dem  Briefe 
hervortretende  Gegensatz  liegt  in  der  Verurthei- 
lang  nach  den  Kanonen  und  der  Anwendung 
einer  yom  Bischof  arbiträr  ergriffenen  Massregel 
für  ein  und  dieselbe  Strafthat  (pro  incestlB  con- 
ditionibus), und  bei  dem  Schreiber  des  Brie- 
fes hat  der  Zweifel  obgewaltet,  ob  nicht  eine 
Massregel  der  letzteren  Art  und  zwar  elgenthüm- 
liehen  Charakters  angewendet  worden  sei,  da  er 
meint,  etwas  Neues  könne  doch  nicht  erfunden 
werden,  und  es  sei  absurd,  anderen  die  Zulassung 
derjenigen,  welche  den  Kanonen  gemäss  ausge- 
sehlossen  seien,  zuzumuthen. 

^  In  der  westgothischen  Kirche  für  Nichtbe- 
achtung des  Fastens  am  Gharfreitag,  Toledo  IV 
c.  8 :  „a  paschall  gaudlo  depellatur  (d.  h.  aus 
der  Kirche  und  vom  Gottesdienst)  nee  in  eo 
sacramentum  corporis  et  sanguinis  domini  perd- 
piat,  qula  diem  passionis  ipsius  per  abstinentiam 
HOB  honorat";  ferner  für  Nichtbeobachtung  der 
Fasten  während  der  Quadragesima,  Toledo  YlII 


c.  9 :  „non  solus  reus  erit  resurrectionls  domlnlcae, 
Yerum  etiam  allenus  ab  eiusdem  dlei  sancta 
communione*'. 

2  Nach  Orleans  lY  c.  3  sollen  die  angesehenen 
Bürger  die  hohen  Festtage  in  der  bischöflichen 
Kathedrale  ihrer  Stadt,  nicht  wo  anders,  also 
vermuthllch  nicht  auf  dem  Lande  in  ihren  et- 
waigen Kapellen  begehen,  widrigenfalls  „in  eo- 
dem  loco,  1.  e.  in  festlvltate  praesenti,  ubi  tenere 
voluerit,  suspendatur^. 

3  So  Toledo  Vm  c  9  cit.  (s.  Anm.  1):  ,,ut  ip- 
sius anni  tempore  ab  omni  esu  oamium  abstineat 
gulam,  qula  sacrls  diebus  abstinentiae  oblitus  est 
disciplinam",  als  Yerscharfung  neben  der  zu  4 
erwähnten  Strafe. 

«  Agde  Ö06  c.  47  (c.  64  Dlst.  I  de  oons.  für 
Laien,  welche  bei  der  Messe  am  Sonntag  die 
Kirche  vor  der  Benediktion  verlassen)  u.  Toledo 
IX  c  1  Cconfnslo'O,  S.  802  n.  1. 

^  Gan.  28  apost.  bedroht  noch  Jeden  Bischof, 
Priester  und  Diakon,  welcher  einen  sündigenden 
Gläubigen  schlägt,  also  auch  schlagen  lässt,  mit 
der  Absetzung. 

6  Macon  II  582  c.  i  für  die  Sonntagsentheüi- 
gung:  „si  rusticusvelservus,  graviorlbus  fustium 
ictlbus  verberabltur^,  eine  Yorschrift,  welche  auf 
YeranlasBung  des  Königs  Guntram  erlassen  und 
nachher  von  ihm  genehmigt  ist,  Bd.  III.  S.  642 
n.  3;  Lönlng  2,  467;  Elusa  (Kauze)  651  o.  3, 
Hefele  3,  9:  „De  Incantatoribus  volens  (sie), 
qui  instinctu  diaboli  comua  praecantare  dicuntur, 
si  forte  superiores  peisonae,  a  llminibus  excom- 
municatione  pellantur  ecdesiae,  humüiores  vero 
personae  vel  servl  correpti  ad  indicium  fnstigen- 
tur,  ut  si  se  timore  del  corrlgi  forte  dissimuiant, 
velut  scriptum  est,  verberlbus  corrigantur^,  weist 
auf  die  Bestrafung  durch  welüiches  Gericht  hin, 
offenbar  im  Hinblick  auf  das  in  dem  betreffenden 
Bezirk  geltende  westgothlsche  Recht,  welches  in 
der  späteren  1.  Wisigoth.  YI.  2  c  o  wohl  nur 
eine  erneuerte  Codiflkation  erfahren  hat,  Lö- 
nlng,  2,  464  n.  3. 

^  So  mitden  Yorschrlften  der  Provinzialsynode 
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aber  lag  die  Androhung  solcher  Strafen  ^  in  der  Zuständigkeit  der  Reichs-  oder  N&- 
tional'Synoden  des  Westgothenreichs^, 

9.  Die  Verweisung  in  ein  Kloster^ 
endlich  die  folgenden,  nur  dem  westgothischen  Recht  bekannten,  sich  aus  der  Ver- 
quickung von  Staat  und  Earche  erklärenden  Strafen:  10.  der  Y erbannung^,  11.  der 
decalvaüo^,    12.   der  VermOgenskonfiskation^,   13.  Oeldfoussen^,  ja  aaeii 
14.  Verlust  der  (weltlichen)  Aemter^  und  15.  Verknechtung*. 

Wenn  endlich  behauptet  worden  ist^^  dass  sowohl  in  der  fränkischen,  wie 


1 


Ton  Narbonne  589  c.  4.  14;  Bd.  III.  S.  698  n.  1 
(betr.  die  Verletzung  der  Sonntagsfeier  und 
Wahrsagerei  auch  bei  Freien). 

1  So  Toledo  XYI  c.  2  (für  Verhinderung  der 
Ausrottung  heidnischer  Oebrauche):  „sit  ana- 
tbema  ...  et  insuper,  si  nobilis  persona,  auri 
librasll  .  .  flsco  persolvat;  si  inferior  oentenis 
verberibus  flagellabitur  et  turplter  decalrabitur 
et  medietaf  rerum  suarum  flsoi  yiribus  applica- 
bitur'';  ibid.  c.  3  (in  Betreff  derjenigen,  welche 
Sodomiterei  treiben):  ;,ab  omni  cbristianorum 
sint  alieni  caterYa  et  insuper  oentenis  yerberibus 
oorrepti  ac  turplter  deealyati  exilio  manclpentur 
perpetuo"  neben  1.  Wisig.  III.  5.  c.  5,  wahrend 
c.  7  1.  c.  möglieber  Weise  (das  Datum  [stimmt 
freilich  nicht)  auf  dieses  Konzil  hinweist. 

2  Bd.  III.  S.  643.  645. 

3  Maeon  II  c  16  für  Wittwen  der  Subdiakonen 
und  anderer  niederer  Kleriker,  welche  eine  neue 
Ehe  eingehen  ;  S.  Jean  de  Losne  zw.  670 — 673 
c  18,  Maassen,  zwei  Synoden  unter  Konig 
Childerich  II.  Graz  1861.  S.  22,  ffir  gott- 
geweibte  Jungfrauen,  welche  die  Keuschheit 
verletzen.  Hierbei  handelt  es  sich,  abgesehen 
von  den  Klerikern,  um  Personen,  welche  in  einer 
engen  Beziehung  zur  Kirche  stehen.  Wegen  des 
westgothischen  Rechts  s.  noch  die  folgende  An- 
merkung. 

Ueber  die  Verweisung  in  ein  Kloster  behufs 
Ablegung  der  Busse  s.  unten  %.  256. 

^  Saragossa  691  c  5  i.  f.  für  Verletzung  der  von 
der  Synode  erlassenen  Konstitutionen,  nament- 
lich denjenigen  über  die  Wittwe  des  Königs 
Bd.  III.  S.  698  n.  3  a.  E. ;  Toledo  XII  c.  11  für 
heidnische  Kultushandluugen,  dagegen  Toledo 
XVI  c.  9  (Hochverrath)  und  Toledo  XVII  c.  5 
(Bestimmung  des  Priesters  zum  Lesen  einer 
Todtenmesse  für  einen  Lebenden)  nicht  blosses 
Exil,  sondern  religatio  in  perpetui  exilil  erga- 
stalo,  also  zugleich  Verweisungine  in  Ar- 
beltshaus. 

Die  fränkischen  Konzilien  kennen  diese 
Strafe  nicht,  wohl  aber  sollen  nach  Orleans  IV 
c.  29  Weiber,  welche  mit  den  Klerikern  ausser- 
ehellch  den  Beischlaf  vollzogen  haben,  durch 
den  Bischof:  ,,a  civitatibus  .  .  .  repellantur^. 
Hier  handelt  es  sich  nicht  um  eine  Strafe,  son- 
dern um  eine  polizeiliche  Sicherheitsmassregel, 
8oLöning2,  467,  welcher  dieselbe  allerdings 
S.  50  n.  3  a.  a.  O.  mit  sich  selbst  im  Widerspruch 
als  Ausfluss  der  kirchlichen  Dlscipllnargewalt 
bezeichnet,  zu  deren  Durchführung  der  faktische 
Einfluas  und  die  faktische  Macht  der  Bischöfe  in 
der  damaligen  Zeit  ausreichte.  —  Sind  doch 
auch  in  anderen  Fallen   von  ihnen  ähnliche 


Maassnahmen  ergriffen  worden,  Gregor  Tn- 
ron.  IX.  (Ausweisung  eines  Schwindlers  mit  Re- 
liquien und  Zaubermitteln  durch  den  Bischof:  «i 
termino  Parislacae  urbis'Q,  vgl.  auch  Lonlng 
2,  50  n.  3  u.  S.  467. 

s  D.  h.  Ausrelssen  des  Haares  mit  der  Kopf- 
haut, als  infamirend  wesentUeh  Ehrenstnfe, 
aber  auch  zugleich  In  zweiter  Linie  als  sohmer- 
zende  Leibesstrafe,  Wil  d  a ,  Straf  recht  der  Ger- 
manen. Halle  1842.  S.  514;  Dahn,  Wut- 
gothische  Studien.  WQrzburg  1874  S.  15Z  & 
Aum.  1. 

«  Toledo  XVI  c  2  i.  f.   (8.  Anm.  1). 

7  Toledo  XVI  c.  2  1  f.  (S.  Anm.  1). 

8  Toledo  VIII  c  10  (Hochverrath) :  ,^Te  l«i- 
cuB,  non  solum  eccleslastica  excommuDieatioae 
plectatur,  verum  et  sui  ordinis  dlgnitate  prite- 
tui^ ;  Toledo  XVI  c.  10  (Hochverrath) :  „ab  omai 
palatini  ordinis  dlgnitate  prlvatl,  flsei  viribus 
sub  perpetua  Servitute  maneant  religati°;  ibid. 
c.  3  (für  nicht  Verfolgung  des  heidnischen  Kul- 
tus Entziehung  des  richterlichen  Amtes  auf  ein 
Jahr). 

Von  den  fränkischen  Konzilien  gedenken 
zwar  Rheims  624  o.  8  und  Clichy  626  o.  10  für 
inoestuose  Ehen  einer  solchen  Strafe  OtUeqne  in 
palatio  mlUtiam  neque  agendarum  oausamm  Ucen- 
tiam  habeat^,  aber  hier  handelt  ee  sich  nicht  oia 
Androhung  derselben  durch  die  Konzilien,  son- 
dern blos  um  Erwähnung  der  geltenden  Tor- 
Bchilften  des  weltliehen  Reehts  (decr.  GhÜdebeit 
II  596  c.  2,  BoretiuB  1,  15),  vgl  auch  Lo- 
ning2,  550. 

»  An  den  Fiskus,  Toledo  XVI  e.  10  dt;  Ver- 
kauf in  die  Sklaverei  zum  Besten  der  Eir^e, 
Toledo  UI  c.  5 ;  Toledo  IV  o.  43  und  Toledo  YIU 
0.  3  (Weiber,  mit  denen  die  Geistlichen  verbote- 
nen Umgang  pflegen). 

10  Kober,  das  Interdikt  Im  Areh.  f. k.K.B. 21, 
8.  10.  Manche  setzen  das  Vorkommen  desselben 
sogar  schon  in  das  4.  Jahrhundert,  so  z.  R  De- 
votl  inst.  lur.  can.  IV.  19,  $.  3  n.  7;  Phillipi 
Lehrb.  d.  K,  R.  2.  Aufl.  S.  390  n.  1  unter  Be- 
rufung auf  oan.  apost.  37,  welcher  aber  nor  dem 
Bischof,  Priester  oder  Diakon,  wenn  er  sein  Amt 
zu  übernehmen  sich  weigert,  femer  dieGeiftr 
liehen,  falls  sie  den  gewählten  Bischof  nicht  an- 
nehmen, mit  der  Exkommunikation  bedroht,  nod 
auf  Basilü  ep.  270,  Mlgne  patr.  gr.  32,  KXß, 
in  welcher  er  einem  Priester  aus  Anlass  einet 
Mädchenraubes  aufträgt,  die  Entführte  den  Elten 
zurückzustellen,  in  Betreff  des  Entführers  nnd 
seiner  Helfershelfer  aber  die  Anwelenng  ertheilt: 
„aätö^  hk  Ixeivov  i(6piaov  rdiv  euYöwv  xai  £»d|' 
puxTov  irolT^aav*  «ai  to6c   cuveiteX^övroK  o^ 
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auch  in  der  westgothisohen  Kirche  das  naohmalige  Interdikt,  d.  h.  die  Einstellung 
aller  gottesdienstlichen  Funktionen  in  einer  Kirche  oder  in  einem  grösseren  Bezirk, 
z.  B.  einer  DiOcese,  als  Strafmittel  gehandhabt  worden  sei,  so  ist  dies  haltlos. 

Allerdings  haben  einzelne  Bischöfe,  selbst  abgesehen  von  Fällen,  in  denen  in 
der  Kirche  ein  Verbrechen  verübt,  dieselbe  also  poUuirt  worden  war  ^,  den  Gottes- 
dienst eingestellt,  wenn  die  Kirche  durch  Gewalt  oder  Diebstahl  eine  Schädigung  er- 
litten hatte  ^,  oder  auch  um  die  Erfüllung  ihrer  an  einzelne  Personen  gerichteten  Forde- 
rungen zu  erzwingen  3,  ja  im  Jahre  585  ist  diese  Massregel  sogar  wegen  der  Ermor- 
dung eines  Bischofs^  behufs  der  Ermittelung  derThäter  für  alle  Kirchen  einer  Diöcese 
angeordnet  worden  \  Aber  in  allen  überlieferten  Fällen  richtet  sich  das  Vorgehen 
der  Geistlichkeit  nicht  gegen  die  Schuldigen,  und  die  Einstellung  des  Gottesdienstes 
erfolgt  ohne  jedes  StrafTcrfahren  als  einfache  Massnahme  der  Verwaltung,  theils  zu 


seheinend  Bezugnahme  anf  Baallil  ep.  199  can. 
II  o.  30,  ibid.  p.  726)  Tpirdav  noNoixcl  twn 
e^ov  ^^6ptoov.  Kol  •rijv  xmix-^v  t^v  &ico(e(a- 
|XffVTw  T^|V  dpicajclvav  xa\  ^uXd^aoav  ^oi  (»irep* 

ironrjaov",  nach  welcher  sowohl  der  Thater,  s^e 
nnmittelharen  Gehülfen,  wie  anch  das  ganze 
Dorf,  d.  h.  die  Einwohnerschaft,  weil  sie  dnreh 
Bedrohung  und  gewaltsame  Zurückhaltung  der 
Entführten  an  dem  Vergehen  thellgenommen 
hatte,  der  Exhommunlkation  (zum  Theil  unter 
Stellung  in  die  Klasse  der  flentes  auf  3  Jahre,  s, 
S.  711  n.  2),  unterworfen  werden  sollen.  Ton 
einer  Einstellung  aller  gottesdienstlichen  Hand- 
lungen ist  nicht  die  Rede,  im  Oegentheil  setzt 
gerade  die  Anweisung  des  Basilius  die  Fortdauer 
derselben  yoraus,  vgl.  auch  Kober  a.  a.  0. 
S.  4  ff. 

<  Gregor Tur.  bist.  Y.  32 :  „Saucianturquemulti 
gladiis,  rerpergitur  sancta  humane  cruore  basi- 
lies,  Ostia  iaculis  fodiuntur  et  ensibus  atque 
usque  ad  ipsum  sepulcrum  tela  iniqua  desaevlunt 
Quod  dum  Tix  mitigatur,  locus  officium 
perdidit,  donec  ista  omnia  ad  regis  notitiam 
perrenirent".    Vgl.  dazu  o.  S.  328. 

2  Gregor  v.  Tours  gloria  confessorum  c.  70 
(71)  erzählt,  dass  als  auf  Veranlassung  eines 
Grossen  in  einem  tumultuarischen  Prozess  der 
Kirche  Ton  Alx  eine  Villa  entzogen  war,  der 
Bischof  sich  in  die  Kirche  zum  Grabe  des  h.  Mi- 
trias begeben  und  nach  rerrichtetem  Gebet  ge- 
sprochen: „Non  hie  aooenditur  lumen  neque 
psalmarum  modulatio  canitur,  gloriosissime 
sancte,  nisi  prius  ulciscaris  serros  tuos  de  ini- 
mids  suis  resque  sibi  violenter  ablatas  ecclesiae 
sanctae  restituas.  (Dann)  Haec  cum  lacrimls  effa- 
tns,  sentes  com  aouüs  aculeis  super  tumulum 
proiecit  egressusque  clausis  ostiis,  similiter  in  in- 
gressn  collacavit";  ebenso  verfährt,  elusd.  de 
gloria  martyr.  c.  78  (79)  der  Bischof  v.  Agde, 
weil  der  häretische  Graf  das  Versprechen,  einen 
der  Kirche  entrissenen  Acker  zurückzugeben, 
nicht  hält,  und  Eligius  t.  Noyon,  als  in  einer 
Kirche  die  Altarbehänge  und  der  sonstige 
Schmuck  geraubt  sind,  Tita  s.  Eligii  I.  30, 
D' Acher y  spicilegium.  2,  87. 

Dass  die  Geistlichkeit  auch  in  Spanien  der- 
artige Maassregeln  ergriffen  hat,  ergiebt  Toledo 


Xin  c.  7,  denn  dasselbe  verbietet  bei  Strafe  der 
Infamie  und  Absetzung,  dass  Bischöfe  und  Geist- 
liche sich  an  ihren  Gegnern  und  Beleidigern 
(„cum  aliqua  eos  molestia  f^atemorum  iurgiorum 
pupugerit^  oder  „oausa  cuiuslibet  doloris  vel  amari- 
tudinis'^,  dadurch  rächen,  dass  sie  die  Altäre  ent- 
blössen,  mit  Trauerbehang  bekleiden,  die  Lichter 
auslöschen,  den  Gottesdienst  einstellen  und  das 
Opfer  unterlassen.  Die  mehrfache  Bezugnahme 
auf  das  Konzil  ▼.  Agde  v.  506  beruht  auf  der 
falschen  Inskription  zu  c.  2  X  de  pnrg.  can.  V. 
34,  welches  nicht  diesem  Konzil,  sondern  dem 
Mainzer  y.  861  e.  8,  LL  1,  413  entnommen  ist. 

S  Als  die  fränkische  Prinzessin  Ohrodield  ein 
Kloster  zu  Poltiers  hatte  überfallen  und  die 
Aebtissin  gefangen  nehmen  lassen,  um  dieselbe 
zu  verdrängen,  fordert  sie  der  Bischof  auf,  die 
letztere  in  Freiheit  zu  setzen :  „alioquin  non  cele- 
brabo  pascha  domini  neque  baptismum  in  hac 
urbe  ullus  catecuminus  obtineblt,  nisi  abba- 
tissa  a  vlnculo,  quo  tenetur,  iubeatur  absolvi^, 
Gregor  Turou.  X.  15. 

'Wenn  nach  L  ö  ni  n  g  2,  467  die  Massregel  auch 
wegen  Ungehorsams  des  Geistlichen  gegen  den 
Bischof  verhängt  sein  soll,  so  ist  dies  aus  der  vita 
S.  Eligii  II.  20,  I.e.  2,  108:  „. .  .  cum  dioeceees 
suas,  ut  mos  est,  visitaret,  eztitit  quaedam  certa 
causa,  ut  in  una  basilica  interdiceret  cursum  vel 
oblationem,  quousque  ipse  iuberet  celebrari.  Erat 
autem  iUic  presbyter  malae  conscientiae  saucius, 
cuius  videlicet  ob  culpam  excommunicatio  pro- 
cesserat^  nicht  herzuleiten,  vielmehr  wird  danach 
die  Abhaltung  des  Gottesdienstes  untersagt,  weil 
der  (einzige)  Priester  an  der  Kirche  exkommu- 
nlzirt  worden  war.  Als  derselbe  dennoch  Gottes- 
dienst halten  will,  kann  er  die  Kirchenglocken 
nicht  zum  Tönen  bringen,  bis  Eligius :  „solo  verbo 
reconclliavit  locum",  d.  h.  die  Wirkung  des  Wun- 
ders aufhebt 

^  Praetextatus  von  Bouen  auf  Anstiften  der 
Königin  Fredegand. 

^  Gregor  Tur.  VIII.  31 :  „Post  haec  Leudovaldus 
episcopus  (v.  Bayeux,  als  Verwalter  der  Diöcese) 
epistolas  per  omnes  sacerdotes  direxit  et  accepto 
consilio  eclesias  Rothomagensis  dausit,  ut  in  bis 
populus  solemnia  divina  non  expectaret,  donec 
indagatione  communi  repperiretnr  huius  auctor 
sceleris^. 
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den  angegebenen  Zwecken,  theüs  nm  den  beleidigten  Heiligen  der  Kirche  zur  Ahn- 
dung der  ihm  angethanen  Unbill  ^  zn  veranlassen '.  Wenn  dabei  «aeh  gleichzeitig 
die  Absicht  obgewaltet  haben  mag,  ftlr  die  Zukunft  von  Qewaltthaten  gegen  die  Kirche 
abzuschrecken,  so  fehlt  es  doch  in  allen  Fällen  an  den  Begrifbmerkmalen  der  Strafe. 

§.255.     b.  Die  DiscipUnarstra/en  der  Geieilichen  und  die  Anwendung  der  allgemeinen 

Hrchliohen  Strafen  gegen  dieselben. 

Wie  in  der  hier  fraglichen  Zeit  das  ältere  Recht  die  Grundlage  hinsichtlich  des 
kirchlichen  Strafensystems  für  die  Laien  geblieben  ist,  so  ist  es  diese  auch  in  Betreff 
der  Disciplinarstrafen  gegen  die  Kleriker  gewesen. 

Das  Recht  der  hier  fraglichen  Periode  kennt  an  Disciplinarstrafen: 

1.   die  Deposition 3  als  die  härteste  Strafe  für  schwerere  Vergehen^  der 


1  Und  ancb  zur  Wiederherbelschatfung  der  ent- 
fremdeten Sachen  zn  TermÖgen ,  b.  S.  805  n.  2 
und  Tita  Eligii  I.  30  cit. :  „Audi,  inquit,  sancta 
Golumba  quae  dico :  Novit  meus  redemptor,  nisi 
cito  ornamenta  tabemacnli  hnias  farata  redn- 
xeris,  equidem  spinis  allatis  faciam  hanc  iannam 
ita  obserari,  ut  numqnam  tibi  in  boc  loco  rene- 
ratio  praebeatni  ab  bodie  ...  et  seqnenti  die 
custos  .  .  .  invenit  omnia  vela  nsque  ad  minimnm 
pallum,  sicut  prias  faerant,  restituta". 

2  Wenn  Kober  a.  a.  0.  S.  12  in  Toledo  XIII 
c.  7  cit.  eine  Anerkennung  des  Interdikts  als 
einer  darcbaus  zulässigen  und  unter  Umstanden 
notbwendigen  Institution  und  nur  das  Verbot 
missbräucblicber  Anwendung  zu  persönlichen 
Zwecken  findet,  so  trägt  er  dies  Alles  ohne  jeden 
Anbalt  in  die  Stelle  hinein  und  übersiebt,  dass 
dieselbe  durch  die  von  ibr  gemachten  Ausnahmen 
von  dem  Verbote  („illis  procul  dubio  personis  ab 
bac  ultionum  sententia  separatis,  quae  aut  con- 
tamlnationem  sacrorum  ordlnum  vel  subveisionem 
sanctae  fldei  metuentes  aut  bostilitatem  aut  ob- 
sidionem  perferentes  seu  etiam  divinorum  iudl~ 
ciorum  sententiam  metuentes^  d.  b.  die  Fälle 
der  Besorgniss  vor  Verunehrung  des  Heiligthums 
oder  der  Geistlichen  oder  vor  feindlicben  Ueber- 
fällen  oder  den  Fall  der  Un Würdigkeit  des  Geist- 
lichen) jede  Einstellung  aus  anderen  Gründen, 
und  damit  auch  das  Interdikt  im  späteren  Sinne, 
ausscbliessen  will. 

3  Ausser  den  s  c  b  0  n  früher  gebrauchten 
(S.  726)  oder  diesen  wenigstens  sehr  verwandten 
Bezeichnungen  —  Kober,  Deposition  S.4.6 
bat  bei  seiner  Aufzählung  gerade  den  Quellen- 
kreis dieser  Zeit  unberücksichtigt  gelassen  — 
wie: 

deponi,  Clermont  II.  c.  4 ;  Auxerre  c.  20 ;  — 
deponi  ab  officio,  Orleans  III  o.  2.  7,  Rheims 
c.  21 ;  Cliohy  27;  Braga  II  c.  10,  ab  oflicii  bonore, 
Epaon  c.  22;  Orleans  V  o.  11 ;  ab  bonore  accepti  or- 
dinis  et  ab  officio,  Orleans  V  c.4;  ab  bonore  digni- 
tatis,  Toledo  IV  c.  29 ;  —  proprii  honoris  deposiiio, 
Barcelona  II  c.  3 ;  —  degtadari  ab  ordine,  Cha- 
lons  c.  3 ;  ab  omni  episcopatu,  Chalons  c.  3 ;  — 
privari  officio,  Narbonne  c.  3;  gradu  proprio, 
Rheims  c.  2 ;  Clichy  c.  3 ;  ab  officii  gradu,  Lyon 
III  c.  1 ;   dignitate,  Clermont  I.  c.  13 ;   Macon  I 


c.  11 ;  ordinis  dignitate,  Toledo  VII  praef.;  Toledo 
VIII  c.  3;  loci  sui  dignitate  et  honore,  Toledo 
XIII  c.  7;  concessi  ordinis  et  honore  et  loco,  To- 
ledo XI  c.  6;  —  a  clerieatus  ordine  radmoreri, 
Toledo  IV  c  46 ;  —  amitUre  gradum  ordinis,  To- 
ledo IV  c.  45;  honoris  proprii  gradum,  Toledo 
XI  c.  5 ;  Toledo  XVII  c.  4, 
kommen  jetzt  noch  folgende  Ausdrücke  vor : 

dejiei^  Orleans  V  c  12;  Narbonne  c  7  (Beein- 
trächtigung des  Nutzens  der  Kirche);  Sevilla  II 
c.  6;  a  gradu  (Verletzung  der  Keuschheit)  To- 
ledo 697  0. 1 ;  Toledo  IV  c  28;  —  abJieL  Orleans 

II  0.  4  (Simonie);  a  clero,  Merida  c.  15  (grausame 
Behandlung  der  Kircbensklaven) ;  —  ejiei  de  leeo, 
Tours  II  c.  7 ;  —  omnino  removeri  ah  officii  mini- 
sterio,  Orleans  II  c.  8  (Heirath  des  Diakons  in  der 
Gefangenschaft) ;  —  regradari  ab  ordine,  Orleans 

III  c.  8.  27  (Diebstahl,  Fälschung,  Wucher); 
Orleans  IV  c.  17  (Zusammen wohnen  der  Priester 
und  Diakonen  mit  ihren  Frauen);  ah  offido, 
Macon  I  c.  10  (Auswärtige  Feier  der  Festtage 
entgegen  der  Ermahnung  des  Bischofs) ;  S.  Jean 
de  Losne  c.  10  (Bischöfe,  qui  non  spiritualiter 
vivunt) ;  ab  officii  ordine,  Macon  I  c.  8  (Anklage 
Unschuldiger  durch  Geistliche  beim  Konig  oder 
dem  weltlichen  Richter) ;  —  amitiere  dignitatem 
honoris ,  Macon  II  c.  16  (Messelesen  durch  den 
nicht  mehr  nüchternen  Priester) ;  —  rmdctari  or- 
dinis sui  honore,  Toledo  IV  c.  10  (Nichtbeten  des 
Vaterunsers  beim  Gottesdienst);  honoris  amis- 
sione;  Toledo  VIII  c.  3  (Simonie);  —  propria 
dignitate  privatus  et  loco  et  honore ezc^usus  haben. 
Toledo  X  c.  2  (Verletzung  des  Treueides  gegen 
den  König) ;  —  defraudoJtu$  honesti  honoris  stola, 
Macon  II  c.  19  (Geistliche,  welche  KriminalTer- 
handlungen  und  Hinrichtangen  von  Verbrechern 
beiwohnen) ;  —  perdere  gradum,  Toledo  IV  c,  31 
(Ausübung  der  Blutgerichtsbarkeit) ;  —  sugtaien 
gradus  sui  periculnm,  Braga  III  c  7 ;  —  decedtrt 
a  proprio  gradu.  S.  Jean  de  Losne  c.  22  (Bischof, 
welcher  sich  bei  seinen  Lebzeiten  einen  Nach- 
folger ernennt);  —  ab  officio  cessarty  Rheims 
c.  22  (Bischof,  welcher  Kirchengefasse  ohne  einen 
gerechtfertigten  Grund  veräussert). 

*  S.  die  Zusammenstellung  in  der  ver.  Anm. 

Nissl,    Gerichtsstand    d.   Klerus    i.    fräsk. 

Reich.   Innsbruck  1886.   S.  27  behauptet,  dass 


§.  255.] 


Die  Stra%ewalt.  Merovingisclie  Zeit  Starafen  gegen  Qeistliche, 
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GeiBfliohen  ^,  im  weseniliohen  mit  denselben  Wirkongen  wie  frtther,  insbesondere  mit 
der  Folge,  dass  der  abgesetzte  OeisÜiche  ans  dem  Klerikajistande  ansschied^  und  die 


in  fnnUsehei  Zeit  alle  degndationBwürdigen 
Handlangen  (seien  sie  schwere  gemeine  Sünden 
oder  schwere  Standesvergehen)  die  kirchlichen 
„crimina"  im  engeren  Sinne  gebildet  haben, 
denn  nach  den  fränkischen  Qucdlen  sei  für  den 
höheren  Klerus  jede  degradationswürdige 
Handlang  crimen  (crimen  eapitale)  nnd  ebenso 
umgekehrt,  jedes  crimen  (crimen  eapitale)  für 
den  höheren  Klerus  degradatlonswflrdige  Hand- 
lung gewesen.  Dass  sich  daraus  nicht  entnehmen 
läset,  was  man  damals  als  degradationswürdige 
Handlung  und  was  als  crimen  betrachtet  hat, 
liegt  auf  der  Hand,  denn  es  wird  ein  nicht  näher 
bestimmter  Begriff  durch  einen  anderen,  eben- 
falls nicht  erläuterten  Begriff  erklärt  Auch  ist 
esm.  £.  Nissl,  welcher  unzulässiger  Weise 
crimen  eapitale  und  crimen  als  TÖUig  gleichbedeu- 
tend behandelt,  nicht  gelungen,  den  Nachweis 
für  seine  Ansicht  zu  führen.  Wenn  nach  Orleans 
Y  e.  12  bei  Lebzeiten  des  Bischofs  kein  anderer 
für  die  Diöcese  geweiht  werden  soll,  „nisi  forsi- 
tan  in  eins  locum,  quem  capltalis  culpa  dele- 
cerit";  so  wird  hier  nur  als  Regel  vorausgesetzt, 
dasa  eine  Absetzung  blos  wegen  einer  schweren 
Schuld  stattfindet,  aber  damit  ist  nicht  gesagt, 
dass  einzig  und  allein  jedes  crimen  degradations- 
würdige Handlung  ist  Ebensowenig  hat  der  um- 
gekehrte Satz,  dass  jede  degradationswürdige 
Handlung  crimen  sei,  in  den  Quellen  einen  An- 
halt Die  in  Frage  kommenden  Stellen:  Agde 
(?)  G.  50  (c  7  Dist  L):  ^Si  episoopus,  presbyter 
aut  diaconus  eapitale  crimen  commiserit  aut 
cartam  falsaverit  aut  testimonium  falsum  dixerit, 
ab  offlcii  honore  depositus  in  monasterio  retruda- 
tui  et  ibi  quam  diu  vixerit  laioam  tantummodo 
communionem  aceipiat'^;  Epaon  c.  22  (ebenso, 
nur  dass  die  Worte :  „aut  bis  falsum^'  fehlen);  Or- 
leans I  c.  9 :  „Si  diaconus  aut  presbyter  crimen 
eapitale  comxuiserit,  simul  et  officio  et  commu- 
nione  pellatur'' ;  Orleans  III  c.  8 :  ^Si  quis  deri- 
cue  furtum  aut  falsitatem  admiserit,  quia  capi- 
talia  et  ipsa  sunt  erimina,  communione  concessa 
ab  ordine  regradetur";  Glermont  I  c.  13  und 
Macon  I  c.  11  (gleichlautend  in  Betreff  der 
höheren  Kleriker,  welche  sich  nicht  des  Umgangs 
mit  ihren  Frauen  enthalten):  „omni  in  perpe- 
taum  quam  admisso  iam  crimine  perdidit  dig- 
nitate  privabitur",  ergeben  nicht  mehr  und  nicht 
weniger,  als  dass  auf  erimina  capitalia,  d.  h.  auf 
schwere  Sünden  die  Absetzung  angedroht  ist, 
aber  keineswegs,  dass  crimen  oder  gar  crimen 
eapitale  lediglich  die  degradationswürdige  straf- 
bare Handlung  ist,  vielmehr  ist  crimen  wie  früher 
die  mit  kirchlicher  Strafe  bedrohte  schwere  Sünde 
des  Klerikers. 

1  Und  zwar  aller  Orade,  denn  auch  darin  kann 
ich  Nissl,  S.  19. 25  nicht  beistimmen,  dass  die 
Degradation  nur  für  den  höheren  Klerus,  d.  h. 
für  die  Bischöfe,  Priester  und  Diakonen  in  Be- 
tracht komme,  die  niederen  Kleriker  aber  für 
dieselben  Vergehen  nur,  wie  die  Laien,  mit  dem 
Anathem  belegt  worden  seien.  Allerdings  wer- 
den bei  der  Androhung  der  Deposition  in  den 
Konzilsbeschlüssen   vielfach  nur    die   höheren 


Kleriker  oder  die  derlei  honoiatl  erwähnt,  s.  die 
Stellen  bei  Nissl  S.  19,  aber  einmal  konnten 
einzelne  schwere  Diaciplinarvergehen,  wie  z.  B. 
die  Verletzung  des  Gölibats,  Bd.  I  S.  148; 
Löning  2,  316,  blos  von  den  Klerikern  der 
höheren  Weihen  begangen  werden,  und  anderer- 
seits zeigen  Orleans  HI  o.  8  cit  (s.  oben) ;  Epaon 
c.  13:  „Si  quis  clericus  in  falso  testimonio 
convictus  faerit,  reus  capltalis  criminis  censea- 
tur^;  femer  Macon  I  c.  1  (presbyteri,  diaconi 
vel  quolibet  ordine  clerioi),  Rheims  c.  2  und 
Glichy  c.  3  (derlei),  Stellen,  für  welche  die  Be- 
hauptung Nissls  S.  23,  dass  die  nicht  erwähnte 
Beschränkung  auf  höhere  Kleriker  hinzuzudenken 
sei,  gar  keine  Berechtigung  hat,  dass  nach  ihrer 
Anschauung  auch  bei  geringeren  Klerikern  die 
erimina  capitalia  als  degradationswürdige  Hand- 
lungen gegolteu  haben,  und  gegen  diese  ebenfalls 
die  Absetzung  als  Strafe  augewandt  worden  ist. 
Damit  stimmen  aach  die  westgothischen  Konzi- 
lien, Narbonne  o.  3;  Toledo  IV  c.  10.  11.  29; 
Toledo  X  c.  2  (ab  episcopo  usque  ad  extremi  or- 
dinis  dericum)  überein.  Ein  innerer  Grund, 
warum  man  im  Frankenreiche  von  der  Uebnng 
der  älteren  Zeit  (so  Nissl  S.  24  selbst)  und  von 
der  gleichzeitigen  Praxis  der  westgothischen 
Kirche  abgewichen  sein  und  die  Deposition  gegen 
niedere  Kleriker  als  Strafmittel  habe  fallen 
lassen  sollen,  erscheint  nicht  erfindlich.  Aller- 
dings beruft  sich  Nissl  (S.  17)  darauf,  dass 
man  die  höheren  Kleriker  seit  dem  Ende  des 
4.  Jahrh.  nicht  mehr  der  öffentlichen  Busse 
unterstellt  habe  und  diese  nunmehr  folgemässig 
da,  wo  die  Laien  wegen  schwerer  Sünden  exkom- 
muuicirt  worden  seien,  blos  die  Degradation  er- 
litten hätten,  aber  ganz  abgesehen  davon,  dass 
das  über  die  Busse  Bemerkte  nicht  zutreffend 
ist  (S.  740),  hat  doch  auch  die  ältere  Kirche 
schon  die  Deposition  als  Strafe  für  die  höheren 
Kleriker  neben  der  Exkommunikation  gekannt. 

Die  Thatsache,  dass  die  Konzilien  in  ihren 
Strafandrohungen  überwiegend  nur  der  Kleriker 
bis  zum  Diakon  oder  höchstens  bis  zum  Subdia- 
kon  gedenken,  erklärt  sich  einfach  daraus,  dass 
man  keine  Veranlassung  fand,  die  Handhabung 
der  Disciplinargewalt  des  Bischofs  gegenüber 
diesen  untergeordneten  kirchlichen  Amtsträgern 
im  Interesse  des  Schutzes  derselben  au  feste 
Rechtsnormen  zu  binden,  kann  aber  nicht  als 
Beweis  dafür  verwerthet  werden,  dass  die  Strafe 
der  Absetzung  gegen  sie  ausgeschlossen  ge- 
wesen ist. 

2  Wiederholt  finden  sich  Bestimmungen,  dass 
der  Deponirte  zur  communio  laica  (S.  729  n.  1), 
aber  auch  blos  zu  dieser  zugelassen  werden  soll, 
so  Agde  (?)  c.  50  (c  7  Dist.  L),  und  femer,  da 
die  schlechthin  erwähnte  communio  nur  die  laica 
sein  kann,  Epaon  c.  22;  Orleans  III  c7.  8  (^im- 
pleta  poenitentia'')  27;  Orleans  V  c.  4 ;  Clermout 
II  4.  Eine  besondere  Vergünstigung  gewährt 
Tours  II  c.  19  für  Priester,  Diakonen  und  Sub- 
diakonen,  welche  wegen  Fortsetzung  des  ehe- 
lichen Umgangs  mit  ihren  Frauen  bestraft  werden : 
,,depositus  ab  omni  offldo  dericali  inter  laicos 
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I.  Die  Hierarchie  und  die  Leitung  der  Kirche  durch  dieselbe. 


[§.  255. 


Fähigkeit  verlor,  im  Kirchendienate  wieder  angestellt  zu  werden^.   Indessen  lassen 
jetzt  einzelne  Konzilien  in  manchen  Fällen  von  vornherein^  naeh  stattgehabter  Bnsse 


88  obseryare  cognoecat,  eo  tainen  permisso,  nt 
inter  lectoies  in  psallentlum  choro 
colligantar". 

Mitunter  wurde  ancb  FfiiBorge  für  den  Unter- 
halt des  abgesetzten  Geistlichen,  namentlich 
l)ei  Bischöfen  getroffen,  so  erz&hlt  Gregor  Tnron. 
YIII.  20  Yon  der  IL  Reichssynode  zu  Macon 
585:  ^Faustianns  antem  qnl  ex  lussu  Gun- 
doYaldl  Aqnlnsi  (Dax)  nrbi  episoopns  ordlnatus 
fnerat,  eacondlcioneremovltnr,  uteum  Bertchram- 
nns  Orestesqne  slve  Palladius,  qnl  enm  benedlxe- 
rant,  -vlclbns  pascerent  centenosqne  el  aureos 
annls  slngnlis  mlnlstrarent". 

Dass  In  dieser  Zeit  ein  Fortschritt  in  der  Lehre 
Yon  dem  character  indelehllls  der  hdheren  Kle- 
riker stattgefunden  hat  (S.  728  n.  3),  lasst  sich 
nicht  nachweisen.  Es  zeigt  sich  vielmehr  noch 
das  frühere  Schwanken.  Toledo  IV  c.  28  (c.  66 
C.  XI  qn.  3) :  „Eplscopus,  presbyter  aut  dlaco- 
nus,  si  a  gradu  suo  Ininste  deiectus  in  secunda 
synodo  Innocens  reperiatnr,  non  potest  esse 
quodfuerat,  nlsi  gradus  amlssos  reci- 
piat,  ut  sl  eplscopus  fneilt,  reciplat  coram  alta- 
rio  de  manu  episcoporum  orarlum,  annulum  et 
haculum;  si  presbyter  orarlum  etplanetam;  si 
diaconus  orarium  et  albam ;  sl  snbdiaoonns, 
patenam  et  calicem ;  sie  et  rellqui  gradus  ea  in 
reparatlonem  sni  reci plant,  quae  cum  ordlnaren- 
tur,  perceperant^  wird  zwar  von  Hergenröther, 
Oesterr.  Vlerteljahrsschr.  f.  kath.  Theologie  1, 
207  ff. ;  Hef ele ,  Gono.  Gesch.  3,  82  blos  als  re- 
stitutio und  von  Kober,  Deposition  S.  102  als 
blosse  Zurückgabe  der  Inslgnlen  des  Weihe- 
grades gefasst,  aber  hierbei  handelt  es  sich 
sicherlich  um  eine  von  der  dogmatischen  An- 
schauung beeinflusste  Auslegung.  Die  Worte: 
der  ungerecht  Abgesetzte  kann  nicht  sein,  was 
er  vor  der  Absetzung  war,  wenn  er  nicht  die  ver- 
lorenen Grade  wieder  erlangt,  ergeben  klar,  dass 
durch  die  Absetzung  der  Klerikalstand  und  der 
Weihegrad  selbst  verloren  geht  und  durch  eine 
neue  Ordination  —  denn  das  ist  mit  der  vorge- 
schriebenen Uebergabe  der  geistlichen  Insignlen 
gemeint  —  wieder  übertragen  werden  muss, 
dies  um  so  sicherer,  als  die  8ubdiakonen  und 
niederen  Kleriker  den  höheren  ganz  gleich  be- 
handelt werden,  die  gegentheilfge  Ansicht  also 
konsequenter  Weise  die  Stelle  auch  als  Beweis 
für  den  unzerstörbaren  Charakter  des  Subdiakonats 
und  der  niederen  Weihen  anerkennen  muss,  ob- 
wohl die  Kirche  niemals  einen  solchen  ange- 
nommen hat,  Bd.  I.  S.  117. 

1  Im  Gegensatz  zu  den  alteren  Konzillen  wird 
dies  jetzt  mehrfach  bei  der  Androhung  der  Strafe 
ausgesprochen,  so  z.  B.  Glermont  I  e.  13  („in  per- 
petaum  dignitate  privabitur'Q,  Orleans  V  c.  4. 
11;  Glermont  II  c  4;  S.  Jean  de  Losne  c  17 
(„episcopos  vero  seu  abbates,  qui  proprils  culpis 
notanter  damnatl  sunt ....  nullo  modo  ad  pro- 
prias  ecclesias  vel  onores  decrevimus  reverten- 
dos") ;  Toledo  YII  pr.  („omni  honoris  sul  gradu 
privetur,  ut  locum  eins,  in  quo  ministraverat 
alter  continuo  perpetim  regendum  percipiat"), 
namentlich  dann,  wenn  zugleich  noch  eine  Ver- 


schärfang  der  Strafe  verhingt  wird,  wie  z.  B.  die 
dauernde  Verweisung  zur  Busse  in  rtn  Kloster, 
Epson  c  22  und  Agde  c.  50  cit.  S.  806  n.  4; 
Orleans  lO  c.  7 ;  Toledo  IV  e.  29. 

Wenn  andererseits  einzelne  Konzilien  aus- 
drücklich die  Wiedererlangung  des  früheren  Am- 
tes gestatten,  so  Sevilla  II 619  o.  3 :  „DeseTtonmi 
autem  clericum  (welcher  elgenmiehüg  seine 
Kirche  verlässt),  dngulo  honoilsatque  ordlnlssui 
exutimi  aliquot  empöre  monasterio  dellgarleonve- 
nltsicquepostea  Inmlnisterium  ecelesiastici  ordi- 
nis  revocari";  Braga  III  c.  1  (für  das  Nichtbenutzen 
von  Brod,  Wein  und  Wasser  bei  der  Messe)  gtam- 
diu  a  sacrificando  eessablt,  quamdlu  legltLma 
poenitentiae  satisf actione  eorreptos  ad  gradus  sui 
officium  redest,  quem  amislt^;  Toledo  XI  c  9: 
„sub  deflnltls  poenitentiae  legibus,  ut  Tere  eimo- 
niacos  ab  ecclesla  separandos  esse  oensemus, 
1.  e.  ut  duorum  annorum  spatio  exllio  retigaü  et 
digna  satlsfactlonls  vel  excommunicationis  sen- 
tentia  coerdtl  honoris  gradum,  quem  praemils 
emerant,  lacrymis  conquirere  et  reparare  Inten- 
dant :  unde  sl  dlgna  eos  satisfactio  poenitentise 
commendaverlt,  peracto  Indietae  poenitentiae 
tempore  non  tantum  communlonl,  sed  et  loco  et 
totius  ordinls  offidls,  a  qulbus  separat!  fuerant, 
restaurandl  sunt^;  Toledo  XVI  e.  2  (für  ntch- 
lisslges  Einschreiten  gegen  heidnischen  Aber- 
glauben) „loci  sui  dignitate  prlvatus  anni  nnius 
spatio  erit  sub  poenltentia  constitutus  looo  suo 
In  postmodum  redlturos,  sdl.,  ut  In  eodem  tem- 
pore, quo  nie  a  loci  sui  propulsus  fnerit  ofildo, 
spedaUter  a  prindpe  eligatur,  qui  .  .  .  iudldbns 
sibimet  iunctis . .  .  sacrUeglum  .  .  .  omnlmode 
exstirpent  et  ab  omni  populo  Iram  domlni  ar- 
ceant",  so  handelt  es  sich  hierbei  offenbar  in 
juristischen  Sinne  nur  um  eine  blosse  Suspendon. 

Immerhin  entsteht  aber  die  Frage,  ob  für  die- 
jenigen F&Ue,  in  denen  die  Absetzung  sohleeht- 
hin  ohne  eine  nähere  Bestimmongin  der  einen  oder 
anderen  Richtung  angedroht  ist,  mit  derselben 
ohne  Weiteres  der  definitive  Verlust  der  F&hl^ 
kelt  zum  Wiedereintritt  in  den  Klerikalstand 
und  zur  Bekleidung  von  Kirchenämtem  verbun- 
den war  oder  nicht  Schon  im  Hlnbllek  auf  das 
frühere  Recht  wird  man  sich  für  das  erstere  ent- 
scheiden müssen,  und  das  um  so  mehr  als  das- 
selbe Vergehen  von  einzelnen  Konzillen  nur  mit 
der  Absetzung,  von  anderen  aber  zugleldi  unter 
Verhingnng  des  dauernden  Ausschlusses  von 
Kirchenämtem  bedroht  wird,  s.  Orleans  m  c  8 
einerseits,  andererseits  Agde  o.  50. 

2  Früher  ist  eine  solche  Wiederaufhahme  aller- 
dings auch  nicht  absolut  ausgeschlossen  gewesen, 
S.  727  n.  4.  Wahrend  sie  aber  in  der  altere« 
Zelt  nur  von  Fall  zu  Fall  gewahrt  worden  ist, 
wird  sie  jetzt  generell  in  Ausdcht  gestellt  und 
dadurch  erhält  die  Strafe  der  Absetzung,  wenn 
sie  in  dieser  Welse  angedroht  ist,  von  vomhereio 
einen  milderen  Charakter  als  sonst.  Immefhia 
bleibt  aber  der  Unterschied  von  der  blossen  Amts- 
entsetzung (s.  im  Text  unter  Nr.  2)  bestehen, 
dass  bei  dieser  der  Empfang  eines  neuen  Amtei 
ohne  weiteres  zuläsdg  ersohelnt. 
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eine  Wiederanfnahme  in  den  E^lerikalstand,  ja  sogar  anch  Rfiekkehr  ssn  dem  früher 
besessenen  und  dnreh  die  Absetzung  yerlorenen  Amte  zn^. 

In  dieser  Zeit  kommen  aaeh  besondere  Formen  fllr  die  VoUstreokung  der  ver^ 
hftngten  Absetzung,  n&mlieh  Abnahme  der  Insignien  des  Ordo^,  Zerreissen  des  Ge* 
wandest  und  Elahlseheeren  des  Hauptes ^  vor. 

2.  Die  Amtsentsetznng,  welehe  nicht  die  Ausstossung  aus  dem 
Klerikalstand  zur  Folge  hat^,  und  bei  welcher  dem  betreffenden  Geistlichen 
anch  (s.  anch  o.  S.  7  29)  sein  Amtstitel  und  seine  Raügstellung  belassen  werden  konnte  ^, 

3.  die  Zurttck Versetzung  eines  Klerikers  auf  eine  niedrigere  Weihe- 
st ufe^ 

4.  die  Entziehung  des  kirchlichen  Amtseinkommens  (des  stipen- 
dinm)^y 


Auch  htt  sich  seit  dem  6.  Jahrhundert  in  Yer- 
bindnn;  mit  der  Yemithellnng  der  Kleriker  zar 
BnMo  eine  mildere  Anffassang,  welche  seihst 
bei  den  schwersten  Vergehen  von  der  Verhängnng 
der  Bepoftitlon  Abstand  nehmen  wellte,  geltend 
gemacht.   S.  unten  $.  266. 

*  8.  808  n.  1. 

«  Tolede  IV  c.  28,  S.  807  n.  2. 

»  Gregor  Turon.  V.  18,  S.  800  n.  6;  Vita  Leo- 
dogarii  a.  678  c.  14,  Bonqnet  recneil  2,  621: 
^Tonicam  consddernnt  a  oapite'';  dipl.  Theuderici 
III  a  677,  mon.  Oerm.  dipL  1,  44:  (Bischof 
Chramlinns)  „fait  conscissus*'. 

4  oder  vielleicht  auch  Decalvatlon,  vita  Leodo- 
gar.  a.  678  o.  14,  1.  c  (Bischof  Diddo) :  „ealvaria 
accepta  in  capite  expnlsum  segregent  a  sanota 
oommnnlone*'. 

^  Orleans  UI  c  11  (Kleriker,  welche  ihr  Amt 
nicht  ansahen  wollen  nnd  darin  dem  Bischof  un- 
gehorsam sind):  ,,inter  reliquos  canonicos  cleri- 
cos,  ne  hac  licentia  alli  vitientur,  nuUatenus  ha- 
beantur  neque  e  rebus  ecolesiastlcis  cum  canonids 
stipendia  aut  munera  alia  percipiant",  kann  nichts 
anderes  als  das  Ausstreichen  aus  dem  Yerzeichnlss 
der  Kleriker,  Bd.  II.  S.  öl  n.  3,  also  die  Ent- 
ziehung des  Amtes  (und  der  damit  verbundenen 
Einkünfte)  bedeuten.  (A.  M.  L5ning  2,  494, 
welcher  die  Stelle  auf  die  blosse  Suspension  be- 
zieht.) Ferner  gehört  wohl  hierher  Clermont  I. 
a  2,  ein  Bischof,  welcher  durch  Wahlumtriebe 
anf  sein  Amt  befördert  ist,  „eoclesiae  cui  indignus 
praeesse  cupit,  communlone  privabitur''. 

«  Das  ist  wohl  (s.  Agde  c  1,  S.  729  n.  6)  Or- 
leans II  c.  9  (Priester,  welcher  ohne  Erlaubniss 
mit  Weltleuten  lebt):  „ab  offldi  communlone 
pellatur^,  gemeint,  denn  die  Ausschliessung  von 
der  Gemeinschaft  des  Amtes  mit  den  Amtsbrü- 
dem  helsst  nichts  anderes  als  Entziehung  des 
Amtes,  aber  nicht  der  priesterlichen  Stellung  (so 
auch  im  wesentlichen  He  feie  2,  757  n.  2). 

Anch  dem  westgothischen  Recht  ist  diese  Schei- 
dung nicht  fremd.  Nach  Toledo  X  c  2  (Jeder 
Geistliche,  welcher  den  Treueid  gegen  den  König 
▼erletzt)  „propria  dignitate  privatus  et  loco  et 
honore  habeatur  ezclusus,  eo  miseratlonis  obtentu 
tantnmmodo  servato,  nt  an  locum,  an  honorem, 
an  ntraqne  posddeat,  concedendi  ins  lloentiamqne 
prindpalis  potestas   obtlneat^,  der  K5nig  kann 


also  aus  Gnade  die  volle  Absetzung  in  einen 
blossen  Verlust  des  locus  (des  Amtes)  verwan- 
deln, d.  h.  die  Beibehaltung  des  honor,  also  der 
klerikalen  Stellung,  gestatten.  Schon  auf  der  6. 
Synode  von  Toledo  636  war  ein  froher  ungerecht 
abgesetzter  Bischof  „gradui  tantnm  (d.  h.  also  in 
seine  bisohdSleheRangitellung,  den  Bischofsgrad, 
den  honor)  et  non  loco  (nicht  in  sein  Amt,  das 
Bisthum  war  inzwischen  wieder  besetzt  worden) 
restitQtus«;  P.  Fidel  Fita  y  Golomtf ,  Suple- 
mentos  al  condlio  nacional  Toledano  VI.  Madrid 
1881.  p.  10;  Dahn,  Konige  der  Germanen.  Bd. 
VI.  2.  Aufl.  8.  616.  624.  Auch  die  X.  Synode 
von  Toledo  656  hat  dem  Erzbischof  Potamins  v. 
Braga,  welchen  sie  auf  seine  Selbstanzeige  wegen 
schwerer  Verbrechen  zur  ewigen  Busse  verur- 
iheilte,  doch  ans  Milde  nieht  den  nomen  honoris, 
also  nicht  den  Titel  Erzbischof  aberkannt  und 
daher  das  Erzbisthnm  nieht  neubesetzt,  sondern 
nur  die  Verwaltung  desselben  einem  anderen 
Bischof  fibertragen,  Mansi  11,  40. 

7  Toledo  in  c.  6  (Bischöfe,  Priester  nnd  Dia- 
konen, welche  den  ehelichen  Umgang  mit  ihren 
Frauen  nach  ihrer  Bekehrung  vom  Arianismus 
fortsetzen) :  „ut  leotor  habeatur^. 

s  Narbonneo.  10  (Kleriker,  welche  den  Bischof, 
welcher  sie  geweiht  hat,  verlassen  und  seinen  Be- 
fehlen nicht  gehorsam  sind):  „non  solnm  sti- 
pe  n  di  o ,  sed  anno  uno  a  communlone  privetur''; 
c.  11  (Priester  nnd  Diakonen,  welche  trotz  ihrer 
Unwissenheit  geweiht  sind  und  nicht  nachträg- 
lich das  Lesen  nnd  die  Verrichtung  ihrer  Amts- 
handlungen zu  erlernen  sich  bemühen):  „a  sti- 
pendio  rejiciendnm^  c.  12  (Diakonen,  welche 
den  Altar  vor  Beendigung  der  Messe  verlassen!: 
^execrandos  et  stipendio  privandos";  c.  13 
(Subdiakonen,  welche  ihre  Verrichtungen  nicht 
erfQllen):  „verbis  corriplendos,  et  si  non  emenda- 
verint,  a  stipendio  pifrandos";  Toledo  VI  c.  5 
(Kleriker,  welche  fiber  ihre  Prekarien  keine  Ur- 
kunden ausstellen  nnd  das  Ihnen  fiberlassene 
Kirchengut  schlecht  verwalten) :  „ipse  se  stipendio 
suo  videbitur  privare",  d.  h.  er  verliert  das  ihm  zum 
Stipendium  angewiesene  Grundstflck.  Abgesehen 
von  dem  c.  12  dt  erw&hnten  Falle  dauerte  die 
Entziehung  wahrscheinlich  auf  so  lange,  bis  die 
Renitenz  gebrochen  war,  wegen  des  Vergehens 
des  c  12  hatte  wohl  der  Bischof  die  Zeit  zu  be- 
stimmen. 
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I.  Die  Hierarchie  und  die  Leitung  der  Kirche  durch  dieselbe. 


[§.  255. 


5.  die  Suspension,  Ar  die  Regel  wie  frtthernoelL  als  totale  S  ond  zwar  ettir- 
weder  von  der  Ansübang  aller  kirchliohen  Amtsreohte  allein  ^  oder  sowohl  Ton  der 
Ausftbmig  dieser,  wie  auch  zngleioh  von  der  der  kirchliohen  Mitgliedsehaftsrecfate  \ 
Insbesondere  kann  mit  der  wie  gegen  Laien  (S.  801),  so  auch  gegen  Oeistliohe  ange- 
drohten Exkommunikation  auf  kürzere  Zeit,  welche  jetzt  verhiltnissmftssig  hftofig  so- 
wohl in  den  fränkischen^,  wie  in  den  westgothischen  Konzilien^  rorkommt,  nichts 
anderes  gemeint  sein. 

Sowohl  die  eine  wie  die  andere  Art  der  Suspension  wird  auf  eine  in  sich  fest^ 
oder  indirekt  7  bestimmte  Zeit  oder  nach  dem  Ermessen  des  Bischoft^  oder  bis  zur 


1  S.  734.  Uel)er  die  Bezeiohnung  der  Strafe  mit 
snspendi  s.  S.  731  n.  8. 

2  Orleans  III  c.  2  (»S.  731  n.  8);  Orleans  V  c.  6 
(Kleriker,  welche  sich  von  einem  fremden  Bischof 
haben  weihen  lassen) :  ^ab  honore  yeL  offlcio  sns- 
cepto  inxta  arbitrium  snl  pontlflcU  suspendantnr'^; 
Glennont  II  o.  5 ;  Clermont  II  c  8  (Bischof,  wel- 
cher fremde  Frauenspersonen  in  seinem  Hause 
hält):  „anno  uno  a  metropolitano  suspendatur''; 
Rheims  c.  26  (Bischöfe,  welche  nicht  rechtmissig 
gewählte  Kandidaten  zu  Bischöfbn  weihen) :  „tri- 
ennio  ab  officio  adminlstratlonis  suae  sedis  eessare 
decrerimus''  (wogegen  Glichy  c.  28  durch  Weg- 
lassung des  triennio  die  Strafe  in  Absetzung  ^en- 
wandelt).  Vgl.  auch  S.  808  n.  1.  In  ep.  loann.  11. 
ad  Caesar.  Arel.  v.  534,  Mansi  8,  809  betreffend 
den  Ton  der  Synode  zu  Marseille  533  wegen 
FleischesYergehen  blos  zur  Busse  Torurtheilten 
Bischof  OontumellosuB  ▼.  Rlez,  He  feie  2, 152, 
ist  die  Anordnung  des  Papstes :  „i^^  praediotum 
ab  episeopatus  ordine  nostra  suspendlt  auotori- 
tas'^,  betreffend  die  Suspension  Ton  der  bischöf- 
lichen Stellung,  eine  mildere  Form  der  Bestrafung 
als  die  Absetzung  ( —  um  eine  solche  handelt  es 
sich  nicht,  so  irriger  Weise  Hefele  2,  154, 
welcher  aber  übersieht,  dass  der  Papst  nicht  die 
Neubesetzung  des  Bisthums,  sondern  Bestellung 
eines  Yisitators,  Bd.  II.  S.  250.  251  befiehlt  — ), 
sie  soll  aber  den  Bischof,  wie  die  letztere,  für 
immer  von  der  Ausübung  des  Amtes  aus- 
scbliessen. 

3  Orleans  I  c.  7  (Aebte,  Priester,  Kleriker, 
welche  ohne  Wissen  der  Bischöfe  bei  dem  Könige 
Benefleieu  nachsuchen):  „tamdiu  loci  sui  honore 
et  Gommunlone  priyentur,  donec  per  poenitentiam 
plenam  eins  satisfactionem  sacerdos  accipiat'^; 
Orleans  III  €.  16,  S.  801  n.  3 ;  Orleans  III  e.  19, 
S.  731  n.  8;  Arles  Y  0.4  (Priester,  der  unbefugt 
einen  Diakon  oder  Subdiakon  absetzt) :  „llle  anno 
integre  a  communlone  privatum  officium  implere 
penituB  non  praesumaV^;  Orleans  V  c.  17  (S.  802 
n.  1). 

^  Tours  II  c.  19  (Priester,  welcher  sich  hin- 
sichtlich des  Verkehres  mit  seiner  Frau  nicht 
durch  andere  Kleriker  kontrolliren  lässt) :  „XXX 
diebus  communlone  priretur,  donec  poenitentiam 
agat  et  sie  revertatur  ad  gratiam'^;  Arles  V  c.  7 
(Bischof,  der  wissentlich  einen  fremden  Kleriker 
weiht) :  „tribus  menslbus  communlone  priyetur^^ ; 
Auxerre  c.  18  (Priester,  welcher  ausser  der  Oster- 
zeit  ohne  Noth  tauft)  „III  mensibus  a  c.  ecclesiae 
sequestratus  sif^;  —  ein  Jahr)  setzen  fest 
Orleans  III  c.  6  (für  Kleriker,  welche  falsohee 


Zeugniss  über  einen  Ordinanden  geben) ;  Arles 
y  c.  4  (s.  vor.  Anm.);  Auxerre  c.  20,  (für  den 
Archipresbyter,  welcher  den  ehebrecherischen 
Verkehr  der  Geistlichen  der  höheren  Weihen  dem 
BiMhof  nicht  ansagt) ;  S«  Jean  de  Loene  c.  20 
(für  Aufhahme  Tagirender  Mönche);  —  zwei 
Jahre  Orleans  III  c.  8  (für  Meineid  des  Kleri* 
kers  in  Prozesssaoheu) :  „biennii  tempore  exoom- 
mnnicatlone  pleotatur^;  —  drei  Jahre  Orleans 
III  c.  4  (für  Terbotenen  Umgang  d«r  Kleriker  mit 
Frauenzimmern);  dagegen  „usque  ad  aynodnm 
ab  ecclesia  segregetnr^  (für  Bischof »  weicher 
simonistisch  ordinirt  und  für  den,  der  sich  so  hat 
weihen  lassen)  Tours  III  c.  27. 

6  Auf  drei  Tage  Toledo  XI  c  1  (für  Störung 
der  KonzilsTerbandlungen) ;  —  duarum  heb- 
domadarum  excommunicatione  pleetendif 
ibid.  c  5  (für  Bischöfe,  neben  der  Pflicht  zum 
Schadensersatz  bestimmt,  wenn  sie  das  Kirehra- 
gut  beeinträchtigen);  —  auf  zwei  Monate, 
Toledo  XVI  c.  5.  7  (für  Bischöfe,  welche  die 
ihnen  unterstellten  Kirchen  mit  Abgaben  be- 
schweren und  einem  Priester  mehrere  Kirchen 
übergeben,  c.  3  C.  X  qu.  3,  bez.  die  Synodal- 
beschlüsse nicht  rechtzeitig  und  gehörig  Terkön- 
den,  c.  17  Dist.  XVIII);  —  auf  drei  und  vier 
Monate,  Toledo  XI  c.  8,  c.  101  C.  I  qu.  1  (für 
Simonie) :  „si  presbyter  est,  trium  mensium  ex- 
communicatione  plectatur,  sl  diaconus  quatuor^ 
subdiaconus  vero  yel  clericus  bis  cupiditatibus 
serviens  et  competenti  verbere  et  debitaexcem- 
municadone  plectendus'^;  —  auf  sechs  Monate, 
Toledo  XI  c.  3  (für  Bischöfe,  welche  Ton  der 
Gottesdienstordnung  der  erzbischöfliohen  Kirche 
abweichen);  —  auf  ein  Jahr,  Narbonne  c  10 
(hier  neben  der  Entziehung  des  Stipendiums  S.809 
n.  8);  Toledo  VIII  c.  11  (für  Bischöfe,  welche 
sich  den  Mehrheitsbeschlüssen  auf  Konzilien  nicht 
fügen) ;  —  Toledo  X  c.  3  (c.  6  Dist.  LXXXIX  für 
Bischöfe,  welche  ihre  Verwandten  bei  Anstel- 
lungen in  kirchlichen  Aemtern  begünstigen); 
Toledo  XI  c.  15  (für  Bischöfe,  welche  das  Konzil 
nicht  besuchen  und  ein  solches  nicht  jährlich  ab- 
halten); Toledo  XII  c  2  (Geistliche,  welche  Per- 
sonen ohne  deren  Willen  unter  die  Süsser  auf- 
nehmen). 

A  Vgl.  S.  Anm.  2  u.  Anm.  4.  5. 

'^  So  bis  zur  nächsten  Synode,  Anm.  4  a.  E. 

s  Orleans  V  c5  eit  (Anm.  2);  das  mustaach 
für  Fälle,  wie  Toledo  XI  c  8  (excommunicatiooe 
d  e  hl  t  a  Anm.  5)  gelten. 
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Bessemiig,  insbesondere  bis  zur  Ableistung  der  vorgesohriebenen  Busse  ^  verhängt 
und  es  galten  im  übrigen  für  beide  Arten  die  schon  in  der  Mheren  Zeit  entwickelten 
Nonnen^. 

Wie  bereits  schon  oben  S.  734  hervorgehoben  worden  ist,  findet  sich  erst  in  der 
hier  fraglichen  Periode  eine  partielle  Suspension  von  der  Ausübung  einzelner  Amts- 
rechte, am  hftufigsten  von  dem  Rechte,  liesse  zu  lesen  3,  indessen  auch  von  anderen 
geistlichen,  namentlich  den  bischöflichen  Funktionen^,  und  in  Verbindung  damit  eben- 
folls  von  einzelnen,  allen  Kirohengliedem  zustehenden  Rechtend 

Offenbar  in  Nachbildung  der  in  praktischer  Anwendung  verbliebenen,  beson- 
deren Strafe  für  Bischöfe  der  s.  g.  exeommumoaüo  fratema^y  welche  sich  ihrem  Wesen 
nach  als  nichts  anderes  als  eine  partielle  Suspension  darstellt  7,  wird  jetzt  auch  — 
freilich  vereinzelt  —  gegen  andere  Kleriker  eine  zeitweise  Suspension  vom  YeAebi 
mit  den  Amtsbrfldern  angedroht^.  Eine  solche  musste  nothwendiger  Weise  die  Sus- 
pension von  den  geistlichen  Verrichtungen  in  der  Kirche  und  von  der  Ausübung  der 
klerikalen  Vorrechte  (wie  der  Theilnahme  am  Gottesdienst  im  Chor)  nach  sich  ziehen, 
wAhrend  dem  Betroffenen  sowohl  die  passive  Beiwohnung  des  Grottesdienstes  unter 
den  Laien,  sowie  der  Umgang  mit  diesen  unverwehrt  bliebe  also  eine  Suspension  von 
den  gewöhnlichen  kirchlichen  Mltgliedschaflsrechten  dadurch  nicht  herbeigeführt 
wurde. 

Zu  diesen  blos  die  kirchliche  Stellung  und  die  kirchlichen  Rechte  der  Qeisüiehen 
berührenden  Strafen  ^  treten  von  den  Strafen  kirchlichen  Charakters,  welche  ihrem 
Wesen  nach  zugleich  auf  Laien  anwendbar  sind,  folgende  hinzu : 


1  Vgl.  S.  736  n.  9  a.  E.,  wo  sohon  1>emexkt 
worden  igt,  dMS  defartige  Yorschriften  loerst  in 
der  hier  fraglichen  Zelt  vorkommen.  Mitanter 
wird  anoh  für  die  Suspension  auf  festbeatimmte 
Zeit  als  Voraussetzung  der  Beseitigang  der  Strafe 
die  Leistung  von  Busae  TorgeBohrieben,  Tours  II 
e.  19  .*  ^presbyter  .  .  .  XXX  diebus  communione 
prlretUT,  donecpoenltentiam  agat  et  sie  revertatur 
ad  gratiam" ;  Toledo  XI  c.  3  cit. :  „sex  meneibus 
communione  piivatus  apud  metropolitanum  sub 
poenitentlae  eensura  permaneat  corrigendus,  qua- 
liter  apud  lllum  et  praoterltae  transgresaionis 
culpam  laerymis  dllnat  et  neceasarlam  offiriorum 
doctrlnam  studiose  addiscat".  Vgl.  auch  S.808n.  1. 

3  Dass  jetzt  mit  der  Suspension  vom  Amte 
auch  die  Suspension  von  den  kirchlichen  Ein- 
künften entgegen  Orleans  lU  c.  19  (S.  732  n.  2) 
verbunden  war,  so  Loning  2,  494  n.  3,  ergeben 
weder  das  von  ihm  in  Bezug  genommene  Orleana 
III  o.  11  (S.  809  n.  5)  noch  Gregor.  Tur.  V.  5: 
„Lampadius(diaconuB)  ab  honore  et  faoultate  pri- 
vator^,  denn  damit  wird  die  Absetzung  desselben 
bezeichnet.  Gegen  Loning  spricht  auch  die 
besonders  als  Strafe  vorkommende  Entziehung 
de«  Stipendiums  auf  Zeit,  S.  809  n.  8. 

8  S.  734*  Zu  den  S.  736  angefahrten  Stellen 
treten  noch  Braga  III.  o.  6  (Bischof,  welcher  sich 
mit  den  Reliquien  bei  Festen  herumtragen  lässt) : 
„quamdin  in  hoc  vitio  (Hierit,  a  saeriflcando  cessa- 
bit« ;  Toledo  VH  c.  3  (Bischöfe,  welche  auf  Ein- 
ladung dem  Begräbniss  eines  verstorbenen  Amts- 
braders  nicht  beiwohnen) :  ^anni  unius  tempore 
nee  faciendi  missam  nee  communicandi  habeat 
omnino  licentiam'',   wobei  abweichend  von  der 


Regel  auch  zugleich  eine  Suspension  vom  Empfang 
des  Abendmahla  angedroht  wird. 

«  Greg.  Toron.  VIII.  20:  „Ursicinus  Gadur- 
censis  episcopus  excommunicatur  (von  der  II. 
Synode  zu  Maeon  685)  . . .  aocepto  buiusmodi 
plaoito,  ut  poenitenoiam  tribus  annis  agens  neque 
oapillum  neque  barbam  tonderit,  vino  et  carnibua 
abstineret,  missas  celebrare,  olericos  ordinäre 
aeclesiasque  et  crisma  benedicere,  eulogias  dare 
paenitus  non  änderet;  utilitas  tarnen  aeclesiae 
per  eins  ordinationem,  sicut  solita  erat,  omnino 
ezerceretur^.  Auf  die  Verwaltung  des  Vermögens 
der  Kirche  und  die  äusseren  kirohlichen  An- 
gelegenheiten hat  sich  also  die  Suspension  nicht 
bezogen ;  ep.  Agapeti  ad  Caesar,  v.  536,  Mansi 
8, 856:  „episcopum  Oontumeliosum  . .  euspensum 
Interim  volumus  ab  administratione  patrimonii 
ecolesiastici  et  celebratione  misaarum^ 

s  Anm.  3. 

0  S.  742,  wo  bereits  auch  zur  Klarstellung  des 
Wesens  dieser  Strafe  die  hier  fragliche  Periode 
mit  berfleksichtigt  werden  musste. 

^  S.  743. 

s  Macon  II.  685  a  1  (für  die  Uebertretung  der 
Gebote  wegen  der  Sonntagsheiligung) :  „si  deri- 
cus  vel  monachus,  mensibus  sex  a  oonsortio  sus- 
pendetur  fratrnm^  Wegen  der  Mönche  vgl.  übri- 
gens noch  Kober,  Kirchenbann,  2.  Aufl.  S. 47. 

^  So  weit  meine  Kenntniss  der  Quellen  reicht, 
linden  sich  für  die  hier  in  Rede  stehende  Zeit 
keine  Zeugnisse  über  das  Vorkommen  der  S.  730 
erwähnten  Strafen  (Strafversetzung,  Entziehung 
der  Anciennität  innerhalb  des  Ordo  und  der  de- 
finitiven Entziehung  einzelner  Amtsrechte). 
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6.  Die  ExkommnBikation  oder  der  grosse  Kirchenbann.  In  der 
Mheren  Periode  war  mit  der  VerhAngong  der  grossen  Exkommunikation  zugleich 
die  Deposition  nnd  die  Ausschliessung  vom  Elerikalstande  verbunden.  Während 
dieses  Resultat  mit  Nothwendigkeit  aus  dem  ursprflnglichen  Charakter  der  Exkom- 
munikation als  der  völligen  Abscheidung  von  der  Kirche  und  dem  dadurch  bewirkten 
definitiven  Verlust  der  Mitgliedschaft  in  derselben  folgte  ^  hat  sich  aber  gerade  in  der 
hier  fraglichen  Zeit  eine  Entwicklung  geltend  gemacht,  bei  welcher  die  Exkommuni- 
kation ihren  ursprünglichen  Charakter  abzustreifen  beginnt^.  Mit  der  nnbewusst 
hervortretenden  Anschauung,  dass  die  Exkommunikation  blos  eine  Entziehimg  der 
kirchlichen  Rechte  ohne  eine  Loslösung  des  Exkommunizirten  von  der  Earohe  hin- 
sichtlich seiner  Pflichten  bildet,  ist  das  Verbleiben  des  Gebannten  innerhalb  des  Kleri- 
kalstandes prinzipiell  nicht  unvereinbar,  ja  nicht  einmal  nothwendiger  Weise  durch  sie 
ein  definitiver  Verlust  des  Amtes  bedingt,  denn  wenngleich  dem  Exkommunizirten  die 
Möglichkeit  genommen  ist,  das  letztere  auszuflben,  so  kann  doch  die  Exkommunika- 
tion fdr  die  Regel  wieder  beseitigt  werden,  und  es  erscbeint  daher  nur  eine  Suspen- 
dirung  von  allen  Amtsrechten  auf  so  lange,  als  der  Geistliche  mit  der  Exkommuni- 
kation bestrickt  ist,  geboten. 

Die  Quellen  geben  selbstverständlich  über  die  angeregte  Frage  keine  direkte 
Auskunft,  die  unbewusst  waltende  Rechtsanschauung  ist  vielmehr  aus  den  positiven 
Bestimmungen  derselben  festzustellen.  Diese  sind  aber  dürftig  und  bieten  wenig  An- 
halt für  sichere  und  feste  Schlüsse'. 


1  S.  739. 

2  S.  798. 

3  In  einer  Anzahl  von  Stellen  wlid  der  Abset- 
zung und  der  Exkommunikation  nel>en  einander 
gedacht,  Elusa  551  c  2 :  ^81  quis  vero  episcopuB, 
presbyter,  diaconns  Becum  extraneam  mulierem 
praeter  has  personaa,  qnaa  s.  synodus  in  solatio 
olericorum  esse  conatitult,  habere  forte  praeaum- 
pseiit  .  .  .  deposito  omni  sacerdotali  sacriflclo 
remotuB  se  a  liminibus  s.  eccleslae  vel  (d.  h.  et) 
ab  omni  catholicorum  conloquio  catholicornm 
Buprascriptae  synodi  ordine  f eriatur" :  Toledo  XI. 
c.  5 :  „et  honoris  proprii  gradum  amittat  et  sub 
exilii  relegatione  perpetuam  excommunicationls 
sententiam  perferat,  qui  tarnen  circa  floem  vitae 
communionis  remedio  adiuvandus  est'^;  Toledo 
XYI  c.  9 :  „a  conyentu  catholicorum  excommuni- 
cationls sententia  repellatur,  honore  slmul  et  loco 
depulBUs'^,  was  selbstyerständlich  nicht  als  Be- 
weis dafür  betrachtet  werden  kann,  dass  die  Ex- 
kommunikation die  Deposition  nicht  in  sich  ge- 
schlossen habe,  s.  auch  o.  S.  739  n.  5. 

Wenn  andererseits  nach  Orleans  III  c.  7: 
„Clerici  vero  qui  cum  uxores  non  haberent,  bene- 
dictione  suscepta  coniugia  crediderint  eligenda, 
qui  Yolentes  absque  ulla  redamatione  in  aetate 
legitima  fuerint  ordinati,  cum  ipsis  mulieribus 
quas  acceperint,  excommunicatione  percellantur, 
quod  si  invitus  vel  reclamans  fuerit  ordinatus, 
ab  officio  quidem  depouatur,  sed  non  a  oommu- 
nione  pellatur^',  der  trotz  seines  Widerspruchs 
geweihte  Kleriker,  welcher  nach  seiner  Weihe 
eine  Ehe  eingeht,  nur  abgesetzt,  aber  derjenige, 
welcher  mit  seiner  Zustimmung  ordinirt  ist,  im 
gleichen  Fall  exkommunicirt  werden  soll,  so 
muss  diese  Strafe  eine  härtere  sein  und  densel- 


ben auch  von  dem  geistlichen  Amt  ansschliessen. 
Dann  erscheint  es  aber  als  das  Wahrscheinlichste, 
namentlich  im  Hinblick  auf  den  früheren 
Kechtsznstand,  dass  nicht  eine  blos  immerwäh- 
rende Suspension  vom  Amte,  sondern  die  Ab- 
setzung gemeint  ist. 

Ebensowenig  lilsst  sich  etwas  Sicheres  aus 
einer  Stelle,  welche  anscheinend  das  Verbiltniss 
zwischen  der  Exkommunikation  und  der  Abset- 
zung berührt,  nämlich  aus  Bheims  624  o.  625 
c.  Ql  entnehmen :  „Sl  quis  episcopus  res  quae  ab 
alia  ecclesia  praesentialiter  possidentur,  quocum- 
que  ingenio  aut  callida  cupiditate  pervaserit  aut 
sine  audientia  praesumpserit  usurpare  ac  suis  vel 
eccleslae  suae  ditionibus  revocare,  dum  com- 
munione  privari  non  potest,  ut necator paa- 
perum  ab  officio  deponatui'^  Hefele  3,  76 
übersetzt :  ^^so  soll  er,  da  er  nicht  exkommunicirt 
werden  kann,  abgesetzt  werden''.  Rechtlich  ist 
die  Exkommunikation  eines  Bischofs  niemals  un- 
zulässig gewesen,  und  auf  eine  faktische  Unmög- 
lichkeit (z.  B.  darauf,  dass  er  den  besonderen 
Schutz  der  weltlichen  Gewalt  geniesst  oder  kein 
Gericht  über  ihn  gehalten  werden  kann],  läset 
sich  die  Stelle  ebensowenig  beziehen,  da  diesel- 
ben Hinderungsgründe  auch  für  die  Deposition 
in  Betracht  kommen  würden.  Berücksichtigt 
man  nun,  dass  die  Synode  v.  Glichy  y.  625, 
welche  die  Kanonen  der  citirten  Bbeimser  wieder- 
holt, an  Stelle  der  gesperrt  gedruckten  Worte  die 
Lesart :  „diu  communionepriTatur  et"  hat,  so  kann 
nur  eine  Textverderbniss  angenommen  werden, 
und  bei  der  unbedenklichen  Veränderung  des 
^^privatur^  in  „privetur^  würde  dem  Bischof  die 
Absetzung  und  die  Exkommunikation,  also  aufh 
die  Auschliessung  >on  der  Laienkommnnion  söge- 


§.  255.] 
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Jedenfalls  wird  man  von  vornherein  annehmen  können,  dass,  da  die  neuere 
Anschauung  Aber  den  Charakter  der  Exkommunikation  in  jener  Zeit  noch  nicht  eu 
sicherer  und  voller  Herrschaft  gelangt  ist,  mindestens  in  denjenigen  Fällen,  in  wel- 
chen die  Exkommunikation  als  immerwährende  angedroht  war  ^  oder  dieselbe  für  ein 
Verhalten  festgesetzt  ist,  dessen  Wirkungen  nicht  rückgängig  gemacht  werden  kön- 
nen ^  oder  in  Verbindung  mit  einer  die  Verwaltung  des  Amtes  unmöglich  machenden 
Strafe  vorkommt  3,  der  Verlust  des  Amtes  durch  dieselbe  herbeigefahrt  worden  ist. 
Denn  von  dem  erwähnten  Standpunkt  aus  hätte  in  allen  diesen  Fällen  entweder  eine 
dauernde  Suspension  des  Geistlichen  von  allen  seinen  Amtsfunktionen  oder  doch  eine 
Suspension,  deren  Ende  gar  nicht  abzusehen  gewesen  wäre,  eintreten  mflssen,  und  es 
wflrde  fttr  die  interimistische  Verwaltung  derartiger  auf  lange  Zeit  verwaister  Stellen 
besonderer  Rechtsnormen  bedurft  haben.  Da  sich  solche  aber  in  den  Konzilien  der 
hier  fraglichen  Zeit  nicht  finden,  so  bietet  sich  als  einfachste  Lösung  die  dar,  dass  es 
in  den  gedachten  Beziehungen  bei  dem  älteren  Recht  verblieben  ist^,  und  dass  Ex- 
kommunikationen der  erwähnten  Art  noch  immer,  wie  früher  jede  grosse  Exkommuni- 
kation, sowohl  die  Deposition  ^  als  auch  die  Ausschliessung  aus  dem  ELlerikalstande 
nach  sich  gezogen  haben. 

Zweifellos  ist  dagegen,  dass  die  sich  als  Suspensionen  von  allen  Amts-  und  Mit- 
gliedschaffcsrechten  darstellenden  Exkommunikationen  auf  kürzere  Zeiten  ^  das  Recht 
auf  das  Amt  und  die  Zugehörigkeit  zum  Klerikalstande  nicht  berührt  haben. 

In  denjenigen  Fällen,  in  denen  die  Exkommunikation  schlechthin  angedroht  war, 
konnte  endlich  wohl  der  kirchliche  Obere  oder  dasDisciplinargericht  nähere  Bestim- 
mungen in  Betreff  des  Einflusses  der  Exkommunikation  auf  die  Beibehaltung  oder 
den  Verlust  des  Amtes  treffen'',  sofern  nicht  etwa  durch  die  Art  des  Vergehens  der 


droht  aeiu.  Daf  ai  spricht,  dass  nach  den  flbrigen 
frankiaehen  KonzHien,  Clermont  II  c.  15 ;  Orle- 
ans y  €.  16.  16;  Tonrs  H  c.  24.  26;  MaconI 
c.  4  deijenige,  welcher  das  Kliehengnt  beein- 
trächtigt, gleiehTiel  ob  Laie  oder  Geistlicher  als 
necator  panpemm  (das  ist  die  stehende  Bezeich- 
nung) mit  der  £xkommnnikation  bestraft  wird 
(Arles  y  c  6  nud  Ghalons  o.  6  kann  sogar  die 
Anordnung  der  Strafe  des  necator  panperam 
schlechthin  nichts  anderes  bedeuten),  und  dass 
Paria  614  c.  9  auf  das  gleiche  yergehen  die  Ans- 
Schliessung  von  der  communio  fratema  und  von 
der  kirchlichen  Gemeinschaft  als  Strafe  festsetzt 
Andererseits  ergeben  einzelne  Stellen  mit  ab- 
soluter Sicherheit,  dass  mit  der  Exkommuni- 
kation die  Absetzung  nicht  Terbunden  gewesen 
sein  kann.  Merida  666  o.  7  bedroht  die  Snifra- 
ganbischofe,  welche  nicht  auf  Aufforderung  des 
Enbischofs  zum  Konzil  kommen,  mit  der  Ex- 
kommunikation „usque  ad  tempus  saperfaturi 
coDcilii''  —  dass  damit  nicht  die  sog.  excommu- 
nicatio  fratema,  S.  742  gemeint  ist,  ergiebt  das 
folgende  —  und  ordnet  weiter  an :  ,4iiic  excom- 
munieationis  agat  tempns,  ubi  cum  his  qui  prae- 
sentes  fuerint  elegerit  metropolitanus.  CellaTero 
et  res  ad  eum  pertinentes,  qnousque  ille  sub  poeni- 
tentia  fuerit,  instantia  et  sollidtudine  regantur 
metropolitani . . .  Dum  ergo  ad  saam  redierit  cel- 
lam,  rem  in  statu  iuTeniet  quae  ecclesiae  sane  est 
debita' ;  denn  hier  ist  von  einer  Rückkehr  des 
Bischofs  in  sein  Bisthum  die  Rede. 


^  So  Lyon  I  617  c.  Ö.  (für  denjenigen  welcher 
sich  auf  ein  nicht  ededigtes  Bisthum  weihen 
llsst  und  diejenigen,  welche  ihn  ordinirt  haben); 
andere  Stellen,  welche  eine  derartige  Exkommu- 
kation  allgemein,  nicht  speciell  für  Geistliche, 
aber  ohne  dass  letztere  ausgeschlossen  wären, 
androhen,  S.  798  n.  6. 

^  Wie  z.  B.  die  Eheschliessung  der  Kleriker, 
Orleans  lU  c.  7,  S.  812  n.  3. 

s  So  wenn  z.  B.  neben  der  Exkommunikation 
noch  als  Strafe  das  Exil  angedroht  wird,  Braga 
ni  c.  6. 

*  S.  739. 

s  Wenn  es  Toledo  Xyi  c.  6,  i.  f.  vom  Bischof 
heisst :  „duorum  mensium  spatiis  se  noverit  ex- 
communlcatione  mulctari,  ita  nempe,  ut  post- 
quam  ab  excommunicationis  interdicto  ad  ordinis 
sui  remeaverit  locum  cunctas  huius  canonis 
sanctiones  .  .  .  studeat  implere*^,  so  klingt  hier 
sogar  die  Auffassung  durch,  dass  auch  durch 
eine  zeitweise  Exkommunikation,  die  Suspen- 
sion, die  Stelle  vorübergehend  verloren  geht 

^  Gleichviel,  ob  diese  in  sich  fest  bestimmt 
waren  oder  sich  aus  der  Art  ihrer  Androhung  er- 
giebt, dass  sie  nur  für  kürzere  Zeitnlume  wirken 
sollen,  S.  810  n.  4. 

"^  Namentlich  war  durch  Ausdrücke,  wie 
„prout  causa  patuerit''  oder  „prout  ratio  permi- 
aerit"",  so  Merida  666  c.  10.  12  dea  Näheren  auf 
das  Ermessen  des  Gerichts  hingewiesen. 
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Verlust  des  Amtes  oder  wenigstens  der  dauernde  Ausschluss  von  der  Yerwaltang  be- 
dingt war^. 

Von  ebenso  untergeordneter  Bedeutung  für  die  Kleriker  sind  von  den  ferner  fttr 
die  Laien  vorkommenden  Strafen^: 

7.  die  Ausschliessung  vom  Abendmahl,  welche  theils  auf  bestimmte 
Zeit 3,  theils  bis  zur  Besserung ^^  theils  bis  zur  Todesstunde^  angedroht  wird,  und 

8.  die  einmalige  Ausschliessung  vom  Abendmahl  zu  Ostern^. 

9.  Zu  den  gedachten  Strafen  tritt  femer  in  dieser  Zeit  die  vorher  nicht,  min- 
destens nicht  sicher  nachweisbare  Strafe^  der  öffentlichen  Rflge^,  welclie  zum 
Theil  allein  vor  Verhängung  einer  anderen  als  mildeste  Strafe^,  theils  aber  auch  in 
Verbindung  mit  anderen,  so  mit  der  Ausschliessung  von  der  bischoflichen  Gemein- 
sehafi;  (der  excommunicatio  firatema)  ^®,  der  grossen  Exkommunikation  >S  der  Suspen- 
sion ^^  und  der  Entziehung  des  Stipendiums  ^^  vorkommt. 

10.  Die  körperliche  Züchtigung,  eine  Strafe,  welche  der  froheren  Periode 
allerdings  nicht  unbekannt  gewesen  ist,  welche  aber  bei  den  geringen  Spuren  der 


<  Wie  z.  B.  bei  der  durch  Orleans  I  g.  30  yor- 
hergesebenen  AussohUessung  der  Kleriker, 
welche  Wahrsagerei  betreiben,  aus  der  Kirohe, 

Für  das  7.  Jahrhundert,  insbesondere  für  die 
westgothisehen  Konzilien  darf  man  in  Folge  des 
Spraehgebrauohes,  nach  welchein  excommnni- 
catio  nnnmehr  auch  von  blos  vorübergehender 
Suspension  der  Laien  und  Geistlichen  von  ihren 
allgenieinen  kiiohttchen  und  Amtsiechten  ge- 
braucht wird,  S.  802,  810,  annehmen,  dass,  falls 
die  Exkommunikation  mit  der  Amtsentsetzung 
verbunden  sein  soll,  dies  zur  Vermeidung  Jedes 
Zweifels  ausdrücklich  festgesetzt  worden  ist,  s.  S. 
812  n.  3  und  Merida  666  c.  15. 

2  8.802. 

s  Toledo  XII  c  6  für  Priester,  welche  bei  der 
Messe  nicht  selbst  kommnniciren :  „ab  ipsa  qua 
se  indecenter  privarit  gratia  oommunionis,  anno 
uno  repulsnm  se  noverit".  Toledo  XVII  c.  3 
(Niohtahhaltung  der  Fussabwaschung  am  grünen 
Donnerstage) :  ;,sl  quls  sacerdotum  hoc  nostrum 
distulerit  adimplere  decretum  duorum  mensium 
spatüs  sese  noverit  a  s.  communionis  perceptione 
frustratum". 

*  Toledo  XI  c.  4  in  Betreff  von  Bischöfen  und 
Priestern,  welche  miteinander  in  Streit  leben: 
„ut  antequam  eos  reconclliatio  vera  innectat, 
nullus  eorum  accedere  ad  altare  domini  audeat 
vel  gratiam  communionis  sanctae  percipiat,  sed 
geminato  tempore  per  poenitentlam  compensa- 
bunt  quo  dijBcordiae  servierunt  Quod  sl  unus 
eorum  alio  contemnente  ad  satisfactionem  cu- 
cnrrerit,  ex  eo  tempore  ut  paciflcus  intra  eccle- 
Slam  redpiatur,  ex  quo  ad  conoordiam  festinatse 
convincitur". 

Nicht  hierher  gehört  Toledo  XIII  c.  3:  „ut 
quicumque  deinceps  pro  perclpienda  sacerdotii 
dignitate  qoodlibet  praemium  fuerit  detectus 
obtulisse,  ex  eodem  tempore  se  noverit  anathe- 
matis  opprobrio  condemnatnm  atque  a  perceptione 
Christi  corporis  et  sanguinis  alienum,  quo  illum 
constat  hoc  execrabile  Christo  perpetrasse  flagl- 
tiam'',  denn  neben  dem  Anathema  s.  S.  800,  ist 
der  kleine  Bann  ausgeschlossen,  und  die  Stelle 


hebt  nur  eine  der  Hauptwirkungen  der  grossen 
Exkommunikation  besonders  hervor,  s.  übrigens 
auch  0.  S.  701  D.  15. 

^  Toledo  XVII  c.  4  (Geistliche,  welche  beilige 
Ger&the  in  ihrem  eigenen  Nutzen  verwenden, 
neben  Absetzung  und  Infamie) :  „a  s.  communio- 
nis perceptione  excepto  in  supremo  temporis 
cursu,  Omnibus  diebus  vitae  suae  maneat  alle- 
nus'^,  ibid.  c  5,  S.  802  n.  8  (neben  Abaetznng 
und  Gefangnissstrafe). 

^  Verletzung  der  liturgischen  Yorschriften 
über  das  Singen  des  Hallelujah,  insbesondere 
während  der  Osterzelt  durch  die  Kleriker:  »ordi- 
nis  sui  officio  carere  cogatur  et  communione  eins- 
dem  paschae  prlvetur''.  Im  Gegensats  zu  an- 
deren Strafandrohungen  wird  ihm  hier  die  be- 
lassene communio  laicalis  (S.  807  n.  2)  für  das 
erste  Osterfest  beschränkt.  S.  Toledo  IV  c.  11. 

7  S.  737  n.  1. 

8  Die  lateinischen  Bezeichnungen  s.  in  den 
folgenden  Anmerkungen. 

0  Orleans  I  o.  6  (Bischof  bei  nicht  gereehter 
Vertheilung  der  kirchlichen  Einkünfte):  eP<^b- 
lice  a  comprovincialibus  episcopus  confnndatvr. 
Qnodsi  nee  sub  tali  se  confusione  oorrexerit,  do- 
nec  emendet  errorem,  communione  fratiiim  ba- 
beatur  indignus".    Narbonne  c.  13,  S.  809  n.  8. 

10  Lyon  I  c.  4  (Uebergrlff  in  ein  fremdes  Bis- 
thum)  „non  solum  se  in  concUio  redarguendnm, 
verum  etiam  communione  fratrum  futurum  no- 
verit alienum''. 

11  Toledo  VIII  c.  11  i.  f.  (Bischöfe,  welche  sieb 
den  Mehrheitsbeschlüssen  nicht  fügen):  ,,mb 
eorum  coetu  cum  dedecore  confuslonis  abscedant 
et  exoommunicationiB  annuae  sententiam  peife- 
runt**;  Elusa  o.  4  (Angehen  der  weltlichen  Ge- 
richte) :  „excommunicatione  omninm  ac  deteslati- 
one  dignus  habeatur". 

12  Narbonne  c.  3  (Wohnen  der  Gelstlidben  an 
den  Strassen):  „repellendum  ab  officio  et  exe- 
crandum%  s.  auch  Toledo  XI.  c.  1  i.  f.,  3.  810 
n.  6:  „et  cum  omni  confesslonls  dedeeore  sb- 
stractus  a  communi  coetu  secedat''. 

13  Narbonne  c.  12,  S.  809  n.  8. 
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Deberliefernng^  keine  grosse  praktische  Bedentang  gehabt  haben  kann,  findet  sich 
jetzt  verhftltnissmässig  Öfter  ^  ftir  jüngere  Kleriker  ^  nnd  fflr  Kleriker  der  niederen 
Weihegrade ^  angedroht.  Aber  weder  die  im  Anschlnss  an  die  h.  Schrift^  durch  eine 
alte  MönchsregeP  festgesteUte  Mazimalzahl  von  39  Hieben,  welcher  anch  von  einzel- 
nen  Konzilien  gedacht  wird^,  hat  allgemeine  Anerkennung  erlangt^,  noch  hat  man 
im  Frankenreich®  oderimWestgothenreich^o  streng  daran  festgehalten,  dass  die  höhe- 
ren Kleriker  mit  der  erwähnten  Strafe  verschont  werden  müssten  ^  K 

Ausser  der  körperlichen  Zflchtigang,  welcher  schon  der  Charakter  einer  welt- 
lichen Strafe  nicht  ganz  abgesprochen  werden  kann,  konmit  als  Strafe  dieser  Art  im 
Gegensatz  zum  filteren  Rechte  (S.  737.  738)  femer 

11.  die  Freiheitsstrafe  Inder  Gestalt  der  Verweisung  in  ein  Kloster^ 
welche  sowohl  in  der  westgothischen  Kirche  ^2,  wie  auch  in  der  fränkischen  ^^  und  bur- 
gundischen  ^^  tiblich  gewesen,  vor.  Während  aber  in  den  beiden  letzteren  mit  derselben 
wohl  fast  immer  ein  Zwang  zur  Ableistung  der  Busse  verbunden  gewesen  ist^^  kennt 
das  westgothischeBechtanscheinendauch  eine  Gefängnissstrafe^^welohedurchZwangs- 


«  S.  737. 

s  Vgl.  hienn  Kober  in  der  Tübinger  theol. 
Onartalsohrift  67.  Jahrg.  1875.  S.  94 

3  inniores  derlei,  Epaon  517  e.  16  (Tbell- 
nahme  an  Gastmählern  der  Ketzer) :  „Tapnlabnnt" ; 
Arie«  V  554  c.  6  (VerBoblechtemng  der  über- 
wiesenen Klrehengüter) :  „dlselplina  conl- 
gatar';  Macon  I  c.  8  (e.  6  G.  XI  qn.  1  für  An- 
klagen beim  weltlieben  Gericht) :  ^^sl  Innlorfnerlt, 
nno  minns  de  XL  Ictus  aeclplat". 

*  Bald  einsobllessllcb  der  Snbdlako- 
nen,  Tours  II  e.  17  (für  Nichtbegleltang  des 
Arcbipresbyter:  ^ustigetur^;  Toledo  XI  o.  8 
(Simonie,  S.  810  n.  5 ;  Toledo  XYI  c.  3  (Sodomie) : 
.ycentenls  yerberlbns  oorreptl'' ;  bald  nnterAns- 
Bchlnss  derselben,  Agde  506  o.  41  (e.  9 
inst.  XXXV),  Wlederholang  Ton  Vannes  465 
e.  13,  S.  737  n.2);  Narbonne  c.  12  (Ablegen  der 
lltarglseben  Kleider  vor  Beendigung  der  Messe) : 
^dlatrietione  certisslma  condemnandos";  e.  13 
(Yemaehlässignng  des  Klrchendienstes) :  „Üagris 
ooercendos"j  Merlda  c.  17  (Schmähen  des  ver- 
storbenen Bisehofs) :  „qulnquagenls  flagellis  fe- 
riantUT^;  c  18  (Kleriker,  welche  ans  den  Kirchen- 
knecbten  geweiht  sind  und  ihre  Sehnldlgkeit 
nicht  thnn) :  „correptione  disciplinae  feriantur". 

6  V.  Mos.  XXV.  2.  3  j  n.  Cor.  XI.  24. 

6  Regola  Anrelian.  c.41 :  „Pro  qualibet  culpa  sl 
necesse  fuerit  flagelli  acolpere  disoipllnam,  nun- 
quam  legitimus  excedatur  numerus,  L  e.  XXX  TX". 

"J  Maeon  I  o.  8  clt,  Anrn.  3. 

0  S.  die  anderweit  bestimmten  Zahlen  in  den 
vorhin  angeführten  Toletanlsehen  Konzillen. 

*  Gregor.  Turin.  IV.  36 :  „diaconus,  quem  saepe 
pro  facinus  adulterli  . . .  non  solum  a  commu- 
nlone  removerat  (Nicotins  v.  Trier),  sed  etiam 
saepius  caedlpraeceperat^;  ibid.  yill.22:  „multl 
derlei  .  .  .  graviter  caesi"  (wo  nach  dem  Zu- 
sammenhang nicht  blos  niedere  Kleriker  gemeint 
sind). 

«0  Braga  lU  675  c.  6  (c.  8  Dlst.  XLV) :  „pres- 
byteros,  abbatessivelevltas  exoepto  graviorlbus  et 
mortalibus  culpis,  nullls  debent  verberlbus  sab- 


lacere^,  gestattet  stillschweigend  bei  schwereren 
Vergehen  (also  in  Uebereinstlmmung  mit  der 
im  Frankenreich  theilwelse  geübten  Praxis,  s. 
vor.  Anm.)  die  Geistlichen  der  höheren  Weihe- 
grade der  gedachten  Strafe  zu  unterwerfen,  was 
sich  aus  der  ausgedehnten  Anwendung  derselben, 
selbst  gegen  Freie  und  Adlige  nach  dem  west- 
gothischen Recht,  Dahn,  westgoth.  Studien 
S.  186,  und  aus  der  Verquickung  von  Staat  und 
Kirche  bei  den  Westgothen,  zur  Genüge  erklart. 

11  Dagegen  allerdings  Gregor  I.  ep.  53  (c.  7 
Dist.  XLV)  u.  Xn.  29,  ed.  Ben.  2,  604. 1199. 

Die  eigenhändige  Vollziehung  durch  den 
Bischof  verbietet  Nov.  123  c.  11 ;  —  Gregor.  Tur. 
V.  49,  wo  der  eigenhändigen  Prügelung  Jüngerer 
Geistlichen  seitens  eines  Priesters  gedacht  wird, 
handelt  von  Uebergriffen  desselben,  nicht  von 
der  Strafvollstreckung. 

12  Agde  ?  c.  50,  S.  806  n.  4^  Narbonne  589 
c.  11  (S.  809  n.  7);  Sevüla  U  c.  3.  S.  808  n.  1. 

13  Orleans  UI  o.  7  (c  10  Dist.  LXXXl). 
1«  Epaon  517,  c.  22,  S.  806  n.  4. 

^  S.  den  folgenden  $.  Ob  in  dem  Fall  des  ab- 
gesetzten Bisohofs  Saffarious  von  Paris,  s.  die 
Pariser  Synode  v.  551,  Mansi  9,  739:  „placere 
nobis,  quod  eum  in  monasterium  duxernnt^  und 
des  Priesters  Riculf,  Gregor.  Turon.  V.  49 :  „cum 
eonsilio  provinpiallum  eum  in  monasterio  remo- 
veri  praecipio^,  steht  allerdings  dahin.  Nicht 
damit  zu  verwechseln  ist  die  im  Frankenreich 
gegen  Bischöfe  wegen  weltlicher  Vergehen  vom 
König  verhängte  Strafe  der  Einsperrung,  vgl. 
L  öning  2,  522  und  unten  $.  260. 

1«  Toledo  XI  c.  6  =  c  30  0.  XXIII  qu.  8  (Geist- 
liche, welche  die  Blutgerichtsbarkeit  ausüben 
neben  der  Absetzung  und  Exkommunikation) : 
„sub  perpetuo  damnationis  teneatur  rellgatus  er- 
gastulo^;  Toledo  XVI  c.  9,  nach  welchem  der 
hochverrätherisohe  Erzbischof  Slsbert  von  Toledo, 
welcher  zur  Absetzung,  Exkommunikation  und 
Vermögenskonflskation  verurtheilt  wird,  auch) : 
„perpetui  exilii  ergastulo  maneat  relegatus";  To- 
ledo XVII  0.  5,  S.  802  n.  8. 
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arbeit  verschärft  war  und  nicht  in  den  Klöstern,  sondern  in  eigenen  Anstalten  yer- 
bflsst  wurde  ^;  der  westgothischen  Kirche  sind  dagegen  allein  eigenthtUnlich  von  wei- 
teren in  diese  Kategorie  gehörigen  Strafen : 

12.  die  Infamie 2, 

t3.  die  Vermögenskonfiskation^  und 

14.  die  Verbannung^. 

§.256.    c.  Die  Busse  (Zwanffshusse,  öfferUUche  und  private  Busse). 

I.  Die  Zwangsbusse.    Im  Verlauf  des  6.  Jahrhunderts  tritt  gleichzeitig  in  der 
römischen^  in  der  fränkischen^  und  in  der  westgothischen  Kirche''  die  An- 


1  Darauf  lässt  wenigstens  die  Bezeichnung: 
„  ergastulum '^  schliessen.  Wegen  der  Zwangs- 
arbeit wurde  wohl  In  diesen  FlUlen  keine  be- 
sondere Bnsse  auferlegt.  Dafür  spricht  auch, 
dasB  der  Erzbischof  Potamlus  v.  Braga,  Toledo  X 
656,  Maus!  11,  40:  „per  IX  menses  sponte  de- 
seruisse  regimen  ecdesiae  suae  et  ergastulo  quo- 
dam  pro  admisso  flagitio  actunis  poenitentiam  se 
oonclnsisse  edixit''.  Die  Verbindung  von  erga- 
stulum  und  Exil  ergiebt,  dass  die  betreffenden 
Zwangsanstalten  in  entfernteren  Proviazen  des 
Reichs  gelegen  waren. 

2  Toledo  XIII  c.  7  (für  Bischöfe,  welche  aus 
Hass  und  Leidenschaft  den  Qottesdienst  ein- 
stellen lassen  und  sich  nicht  der  Busse  beim 
Metropoliten  unterwerfen  wollen,  neben  der  Ab- 
setzung): „ignobilitati  perpetuae  mancipatus^; 
Toledo  XYU  c.  4  (fQr  Bischöfe,  welche  die  hei-  ' 
ligen  Gefässe  und  den  Kirchensehmuck  für  sich 
Torwenden  und  verkaufen,  neben  Absetzung  und 
Ausschluss  vom  Abendmahl) :  „perenni  Infamie 
denotatus''. 

3  Toledo  VI  c.  4  (für  simonistUche  Ertheilung 
und  Erlangung  der  Weihen  neben  der  Excom- 
munikation) ;  Toledo  XYI  c.  9  (gegen  den  Erz- 
bischof von  Toledo  wegen  Hochverrathes  neben 
Exkommunikation  und  Absetzung  yerhängt). 

*  Braga  III  c.  6  (Bischöfe,  welche  gegen  höhere 
Qeistliche  wegen  leichter  Vergehen  die  Prügel- 
strafe ToUstreoken  lassen):  „excommunicationis 
parlter  et  exilii  seutentiam  substineblt";  Toledo 
XI  c  5  (Bischöfe,  welche  yertrauten  Umgang  mit 
Töchtern  der  Magnaten  unterhalten  neben  der 
Absetzung):  „sub  exilii  religatione  perpetuam 
excommunicationis  sententiam  peiferat" ;  Toledo 
XVI  c.  3  (Sodomie  der  Qeistlichen  der  höheren 
Weihegrade  bis  zum  Diakon  neben  Absetzung) : 
„perpetui  exilii  manebit  damnatioue  percnlsus'', 
s.  femer  Saragossa  691  c.  5  1. 1,  Toledo  XVI  c  9 
und  Toledo  XVII  c  6,  welche  sich  sowohl  auf 
Laien,  wie  auf  Geistliche  beziehen.    S.  804  n.  4. 

Beiläufig  wird  der  Strafe  des  Exils  auch  Nar- 
bonne  589  c.  11  (S.  809  n.  8),  Sevilla  619  c.  1 
und  Toledo  XI  c.  7  1.  f.  gedacht. 

s  c.  13  (Pelag.  558—568  J.  ed.  IL  n.  95)  Dist 
LV,  betr.  einen  Priester,  welcher  einem  Diakon 
ein  Auge  ausgeschlagen  hatte :  ;,bene  tarnen  fra- 
ternitas  tua  fecit  ab  officio  eum  presbiterii  re- 
movere.  Hoc  tarnen  soUicitudinis  tuae  sit,  ut 
loGum  etiam  poenltenciae  oonstltaas  et  in  aliquo 
eum  monasterio  rotrndas,  laica  sibi  tantum  com- 


munione  concessa'';  eiusd.  ep.  J.  n.993,  betr.  den 
schismatischen  Bischof  Paulinus  v.  Fossombrone, 
Aroh.  t  alt.  deutsoh.  Gesch,  5, 545:  „MagiB  aotem 
hoc  apostolice  eensura  sedls  agimus,  ut  concesae 
sibi  poenltentie  beneflcils  non  ftaudetur  .  .  . 
Quem  tamen  nos  eum  gravi  obiurgatione  per  dia- 
conos  hinc  confestim  exlre  et  ad  monasterium  in 
quo  relegattts  fuerat,  properaxe  preceplmua,  «Üo- 
quin  sdret,  se  ferro  vinctum  atque  oavi  inpod- 
tum  ad  prediotum  locum  penltentie  reportaii:  qui 
absolute  se  ambulatnrum  esse  promisit''. 

Zahlreiche  Beispiele  bieten  die  Briefe  Gregoxs  L 
ep.  1. 18;  ed.  Ben.  2,  502:  „Marcellum  (offenbar 
ein  abgesetzter  Bischof)  .  • .  •  in  monaeterio  s. 
Adriani  in  poenitentiam  deputatum**;  ebeaÜaUa 
Bischöfe  betr.  U.  6.48;  L  c  p.  572. 612;  VII.  41. 
p.  823,  andere  Kleriker  IV.  27.  p.  707;  V.  3.  4. 
7.  p.  729.  730.  753;  IX.  63.  p.  979  (hier  die 
Ausdrücke :  „in  poenitentiam  dare,  depntare,  red- 
igere"). 

6  Synode  v.  MarseUle  v.  533,  Hef  ele  2, 762: 
^Pro  qua  re  (d.  h.  multa  tuxpla  et  inhonesta), 
propter  diseiplinam  catholicae  religlonis,  utile 
ao  salubre  omnibus  visum  est,  ut  supradictaa 
Contumeliosus  (B.  v.  Riez)  in  Oasensi  monasterio 
ad  agendam  poenitentiam  vel  ad  expianda  ea 
quae  commiseiat,  mitteretur;  quam  rem  studio 
poenitendi  et  ipse  libonter  amplexus  est" ;  Toun 
U  567  c.  2  CBiBchöfe,  welche  sich  in  Ihren  Stsei- 
tigkeiten  dem  Spruch  der  gewählten  Sohieda- 
richter  nicht  fügen) :  „cum  ad  synodum  voneiit, 
non  solum  reatum  coram  coepiscopls  se  ooguoMat 
incurrere,  reum  etiam  congiuae  poenitenüaa  in- 
telligat  vindictam  subire''. 

^  Toledo  IV  c.  29:  „81  episcopus  quis  ant 
presbyter  sive  diaconus  vel  quilibet  ex  ordine 
clericomm  magos  aut  aruspices  aut  arioloe  aot 
certe  augures  vel  sortllegos  vel  eoe,  qul  profltea- 
tur  artem  aliquam  aut  aliquot  eorumeimiliaexer- 
centes  consulere  fuerit  deprehensua,  ab  hoBoie 
digni  tätig  suae  depositus,  monasterilpoeaam 
excipiat  ibique  perpetuae  poenitentiae  deditns 
scelua  admissum  saciilegii  luat";  Toledo  VII 
pr.  u.  c.  1  für  Hochverrath  der  Kleriker  aoeeer 
der  Absetzung,  s.  S.  808  n.  1 :  „sub  poenitentia 
constitatus,  si  .  • .  usque  in  dlem  mortis  suae 
rectlsslme  poenituerlt.  In  solo  tantum  llne  com- 
munio  ei  praestanda  est'* ;  Toledo  VIII  c.  3  für 
simonistischen  £rwerb  der  Bischofsweihe:  Ex- 
kommunikation, Absetzung  „et  In  monasterio  aub 
perenni  poenitentia  reügetur^;  ibid.  e.  5  (für 
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schannng  hervor,  dass  die  Busse,  d.  h.  die  Verrichtang  solcher  Busswerke,  wie  sie 
bisher  bei  der  öffenüichen  Busse  tlbemommen  wurden,  erzwungen  werden  könne 
und  dürfe. 

Die  Busse  wird  als  Strafe  verhängt  und  als  solche  in  den  Konzilien  angedroht; 
vor  allem  gegen  Geistliche  jedes  Grades,  die  Bischöfe  mit  eingeschlossen  ^  Sie  kommt 
indessen  auch  gegen  Laien  ^,  wenngleich  nicht  in  der  ausgedehnten  Anwendung,  wie 
gegen  die  Geistlichen  vor  ^.  Für  die  Regel  erscheint  sie  als  Nebenstrafe  neben  einer 
anderen,  so  bei  Geistlichen  neben  der  Absetzung^  oder  der  Absetzung  und  Exkom- 
munikation, femer  neben  der  letzteren  ^  oder  neben  der  Ausschliessung  vom  Abend- 
mahl*, endlich  neben  der  Suspension ''y  bei  den  Laien  neben  der  Exkommunikation^ 
oder  neben  der  Ausschliessung  vom  Abendmahl  ^.  Ihrer  Dauer  nach  ist  sie  entweder 
eine  lebenslftngliche^<>,  —  und  dies  gewöhnlich  neben  der  Absetzung  und  auch  neben 
der  Exkommunikation^^  —  oder  sie  wurde  von  vornherein  auf  bestimmte  Zeit^^ 


die  Qeisilichen.  welche  unerlaubten  Umgang  mit 
Frauen  pflegen) :  ^^si  omnimodo  eoereeri  nequi- 
Teiint,  usque  ad  exitum  vitae  suae  monasteriis 
deputaü  poenitentiae  disclplinis  maneant  omnino 
Bubiecti'*,  o.  6  (Subdiakonen,  die  nacb  der  Weibe 
eine  Ehe  eingehen):  „erunt  sub  poenitentiae 
oneribus  usque  ad  extremum  vitae  monasteriis 
religuidi",  c.  7  (diejenigen,  welche  aus  Furcht 
oder  Zwang  sich  haben  weihen  lassen  und  dann 
zur  Ehe  und  zum  weltlichen  Leben  zurückkeh- 
ren) :  ;,omnl  ecclesiastici  ordine  dlgnitate  priya- 
tos  Tere  ut  apostata  a  s.  ecclesiae  liminibus  et 
Boeietate  fldelium  habeatur  prorsus  exclusus, 
monasteril  daustris  donec  adTixerit  sub  poenl- 
tentia  retrudendus*'. 

1  S.  die  Torangehenden  Anmerkungen. 

2  Gregor  I  ep.  III 27  p.  643 :  „Et  sl  in  vestra 
eognltlone  cuiusquam  eum(Boni&cium  vlrum  da- 
risslmum)  fadnorosi  ciiminis  reum  esse  patuerit, 
tone  eum  ex  nostra  auotorltate  non  solum  domi- 
nicl  corporis  et  sanguinis  communlone  privatus 
Sit,  verum  etiam  In  monasterium,  ubi  poeniten- 
Üam  agere  debeat  retrudatur,  ut  criminis  sui 
maeulas  convenientl  valeat  apud  aetemum  ludi- 
eem  lamentatione  purgare'' ;  ep.  IX  66  p.  982  (c. 
10  G.  XXVI  qu.  6) :  „Contra  idolorum  quoque 
ciiltores  et  aruspices  atque  sacrilegos  .  .  .  pasto- 
rali  hortamur  invigilare  custodia . . .  Quos  tamen 
0i  emendare  se  a  tallbus  atque  corrigere  noile  re- 
pereris  . . .  te  volumus . . .,  si  quidem  servi  sunt, 
vexberibus  cruciatibusque,  quibus  ad  emendati- 
onem  perrenire  valeant,  castigare.  Si  vero  sunt 
liberl  includone  digna  dlstrictaque  sunt  in  poe- 
nitentiam  dixigendi,  ut . . .  cruciatus  saltem  cor- 
poiis  eos  ad  desideratam  mentis  valeat  reducere 
Sanitätern'' ;  Toledo  VI  c  7 :  „ut  si  quis  Inge: 
iiuorum  utriusque  sexus  sub  nomine  poeniten- 
tiae in  habitu  religiöse  sunt  conversatl,  post  haec 
autem  comam  nntrientes  yd  restimenta  saecu- 
laria  sumentes  ad  id  quod  reliquerant,  redierunt 
aiit  redierint,  ab  episoopo  civitatis,  in  oulus  terrl- 
terio  sunt  conversi,  comprehensi,  ruisus  legibus 
poenitentiae  in  monasteriis  subdantur  inviti, 
quod  si  hoc  faceie  propter  aliquem  potestatis 
vigorem  difflclle  fuerit,  tuno  slcut  prlscorum 
canonum  statuerunt  decreta  (vgL  Toledo  III 
e.  11;  Toledo  lY  c.  64,  s.  auch  Tours  I  c.  8; 
Vannes  c.  3),   quousque  ad  dimissum  ordinem 
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revertantur,  exoommunieati  habeantur".  Nacl^ 
Rheims  6240.626  c7u.  Glichy626  c  9  (der  in  das 
Asyl  der  Kirche  Geflüchtete) :  ^^non  prius  egredi- 
endi  accipiat  libertatem,  quam  poenitentiam  se 
pro  scelete  esse  facturum  promittat  et  quod  ipsi 
canoniceimponetur  itnpleturum^,  wird  die  Pflicht 
zur  Bussleistung  dadurch  erzwungen,  dass  der 
Geflüchtete  nicht  vor  Ablegung  eines  darauf  ge- 
richteten Versprechens  aus  der  Kirche  heraus- 
gelassen wird.  Vgl.  auch  Gregor  Tur.  IX.  41 
(hier  allerdings  mit  Bezug  auf  Nonnen):  „ut 
qui  in  tallbus  excessibus  videntur  depraehendl, 
non  solum  excommunicatione(m)  vernm  etiam 
paenitentiae  satisfaccione(m)  debeant  coercerl". 
s  S.  die  vorangehenden  Anmerkungen  auf 
S.  816  und  die  folgenden* 

*  S.  816  n.  4.  6.  7. 

»  S.  816  n.  7  u.  Gregor  I  ep.  II  48  p.  612; 
V.  7.  p.  733  (c.  10  Dist.  L). 

•  Gregor  I  ep.  IIT.  43.  p.  665  (betr.  einen 
Kleriker,  welcher  die  Tochter  eines  Diakons 
stuprirt  hat):  .,ut  aut  quam  stupravit  uxorem 
habeat  aut  si  renuendum  putaverit,  districtius 
ac  corporaliter  castlgatus  excommunicatusque, 
(s.  0.  S.  714  n.  7)  in  monasterium,  ubi  poeni- 
tentiam peragat,  retrudatur,  de  quo  ei  nulla  sit 
egrediendl  sine  nostra  praeceptione  licentia", 
hier  tritt  also  auch  noch  die  Prügelstrafe  hinzu. 

"^  S.  unten  Anm.  12. 

s  Toledo  VII  pr.  u.  c.  1  (Hochverrath). 

ö  Gregor  I  ep.  111.  27.   S.  Anm.  2. 

10  Gregor  I  ep.  XII.  31  p.  1202  (betreffend 
einen  abgesetzten  Bischof) :  „atque  domlnici  cor- 
poris ao  sanguinis  communlone  privatum  in 
monasterium  eum  usque  ad  diem  obitus  sui  ad 
agendam  curet  poenitentiam  retrudendum,  qua- 
tenus  perpetratl  sceleris  maculas  dignis  discat 
fletibus  emendare,  quas  magis  in  interltu  anlmae 
suae  nequlter  augere  desiderat^ ;  vgl.  ferner  To- 
ledo IV  c,29;  Toledo  VII  pr.  u.  c  1 ;  Toledo 
VUI  c.  3.  5.  7,  S.  816  n.  7. 

11  S.  die  vorher  citilrten  Stellen  u.  Toledo  IV 
e.  45 :  „Glerid  qui  In  quacumque  seditione  arma 
volentes  sumpserint  aut  sumpserunt,  reperti 
amisso  ordlnis  snl  gradu  in  monasterium 
poenitentiae  contrudantur". 

12  Gregor  I  ep.  XIII.  46  p.  1261 :  ^piseopl  vero 
qui  eum  ordinäre  praesumpserunt  vel  perversae 
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festgesetzt^  oder  auch  bis  zu  erfolgter  Besserang^  oder  bis  znr  Anfhebnng  durch  den 
kirchlichen  Oberen  ^^  sowie  schlechthin  ohne  jede  nähere  Bestimmung  über  ihre 
Dauer  verhängt  ^^  in  welchem  Falle  selbstverständlich  der  kirchliche  Obere  über  die 
letztere  zu  befinden  hatte. 

Aber  auch  als  alleinige  Strafe  findet  sich  die  Busse  angedroht^  und  bildet,  da 
sie  dann  niemals  eine  lebenslängliche,  sondern  stets  vorübergehende  ist,  eine  mildere 
Strafe  als  die  Absetzung,  als  die  Exkommunikation  ®  und  auch  als  einzelne  Strafen 
weltlichen  Charakters,  wie  z.  B.  die  Infamie^,  ja  in  einem  Falle  erscheint  sie  aogar 
als  Kompensation  fftr  den  wegen  Insolvenz  nicht  zu  begleichenden  Schadensersatz  ^. 

Zur  Ableistung  der  Busse  wird  der  Schuldige  nach  dem  Oebrauche  der  rdnuaeken 
Kirche  und  nach  den  Anordnungen  der  westgothischen  Konzilien  in  ein  Kloster'  oder 


ipsins  oidinationi  praebnere  consensnm,  iidem, 
oommunione  priv&ti,  sex  mensibuB  ad  agendam 
poenitentiam  tu  monaaterio  deputentui",  womit 
Yon  selbst  eine  Suspension  yon  der  Ausübung 
des  Amtes  verbunden  sein  musste.  Eine  solche 
schreiben  die  Konzilien  mehrfach  ausdrücklich 
vor,  Orleans  III  c.  2  (der  Bischof,  welcher  einen 
wegen  Verletzung  des  Cölibats  abgesetzten 
Geistlichen  wissentlich  wieder  anstellt):  „ad 
agendam  poenitentiam  tribus  mensibus  sit 
a  suo  officio  sequestratus'' ;  Narbonne  c.  8  (Kle- 
riker, welche  das  Kirchengut  beeinträchtigen) : 
„duobus  jaceat  sub  poenitentia  auDis  et  dum  de- 
fleverit  factum  rerertatur  ad  officium'';  Toledo 
XI  c.  9  u.  Toledo  XVI  c.  2,  S.  808  n,  1 ;  wenn- 
gleich freilich  nicht  immer,  so  Tours  II  c.  19 
(Erzpriester,  welche  nicht  auf  die  Innehaltang 
des  Cölibats  seitens  der  ihnen  untergeordneten 
Geistlichen  sehen) :  ^^ab  episcopo  suo  in  civitate 
retrudantur  in  cellam  iblque  mense  integro 
panem  cum  aqua  manducent  et  poenitentiam 
agant  pro  sibi  credito  clero^'.  Toledo  XI  c  3, 
S.  811  n.  1 ;  Toledo  XIII  eil  (Priester,  welche 
flüchtige  Geistliche  aufnehmen):  „ipse  solus 
apud  eum  annolntegro  sub  poenitentiae  cen- 
Bura  deputatus  tenebitur,  cuius  fugitivum  susce- 
pisse  monstratur";  Narbonne  c  5  (Geistliche, 
welche  Verschwöruugen  gegen  den  Bischof  an- 
zetteln): „sub  poenitentiae  nomine  vitarecedente 
i.  e.  anno  uno  in  monasterio'' }  Merida  c.  17 
(Schmähungen  gegen  den  verstorbenen  Bischof) : 
„si  presbyter  fuerit,  tribus  mensibus  ab  episcopo 
suo  sub  poenitentia  maneat ;  sl  dlaconus,  V ;  si 
Bubdiaconus  aut  clericus  aut  quilibet  religiosus 
de  maiori  gradu  . .  . , .  novem'*. 

Aber  auch  neben  der  Absetzung  kommt  eine 
blos  auf  Zeit  bestimmte  Busse  vor,  Toledo  IV 
0.  46 :  „Si  quis  clericus  in  demoliendis  sepulcris 
fuerit  deprehensus  ....  oportet  canonibus  in 
tali  scelere  proditum  a  clericatus  ordine  submo- 
veri  et  poenitentiae  triennlo  deputari". 

i  Mitunter  ist  auch  die  Zeit  indirekt  bestimmt, 
Merida  c.  7,  S.  812  n.  3 ;  Toledo  XI  c.  4,  S.  814 
n.  4  oder  ihre  nähere  Festsetzung  dem  Bischof 
überlassen,  Toledo  IV  c.  43  (unzüchtige  Kleri- 
ker): „pro  tempore  religatis  ad  poenitentiam"; 
Toledo  VI  c.  12  (Landes verrath) :  „excommuni- 
catus  et  retrusus  longinquioris  poenitentiae  legi- 
bus subdatur" ;  Tours  II  c.  2 :  „congruae  poeniten- 
tiae vindicta". 


2  Gregor  I  ep.  V.  3  p.  729  (c  10  S-  2.  DUt. 
L) ;  Braga  III  c.  1,  S.  808  n.  1. 

3  Gregor  I  ep.  III  41.  43,  S.  817  n.  6. 

*  Gregor  I.  18;  IL  6. 48;  IV.  27;  IX.  63cit.; 
Toledo  597  c.  1  (unzüchtige  Priester  und  Dia- 
konen): „ut  ultimuB  a  quo  est  gradu  deiectas  deo 
amplius  non  ministret,  sed  sacerdotis  sui  elec- 
tione  sit  tali  claustro  conceptus,  ut  ceteros  sno 
exemplo  corrigat  et  ille  ex  poenitentia  revi- 
viscat". 

s  S.  die  S.  817  n.  12  angeführten  Stellen  ;  To- 
ledo VII  c.  3  (Priester  und  Kleriker,  welche 
nicht  für  die  Exequien  ihres  Bischofs  sorgen}: 
„totius  anni  spatio  ad  poenitentiam  in  monaste- 
riis  deputentur'';  Braga  III  c.  4  (Priester  und 
Kleriker,  welche  nicht  Jeden  Verdacht  bei  dem 
Verkehr  mit  den  bei  ihnen  wohnenden  Frauen 
vermeiden) :  „sex  mensibus  se  noverit  poeniten- 
tiae legibus  subiacere". 

«  Vgl.  S.  816  n.  6  u.  S.  817  n.  10,  freilich  vriid 
sie  in  Toledo  VIII  c.  6.  6  blos  allein  angedroht, 
aber  bei  ünkeuschheit  verstand  sich  die  Abset- 
zung von  selbst. 

Eine  faktische  Suspension  von  der  Ausübung 
der  Amtsrechte  musste  mit  ihr  stets  dann  ver- 
bunden  sein,  wenn  der  Schuldige  zur  Leistung 
der  Busse  in  ein  Kloster  oder  sonst  an  einen  be- 
stimmten Ort,  an  welchem  er  nicht  im  Stande 
war,  sein  Amt  auszuüben,  verwiesen  wurde.  S. 
die  Gitate  S.  817  n.  6  ff.  Nothwendig  war  dies 
aber  nicht  immer,  s.  Orleans  III  c.  7 :  .jEpiscopos 
autem  qui  invitum  aut  reclamantem  praesump- 
serit  ordinäre  annuali  poenitentiae  subditna 
missas  facere  non  praesnmat",  hier  wird  also 
blos  eine  Suspension  vom  Messelesen,  nicht  aber 
von  den  anderen  Amtsfunktionen  ausgesprochen. 

7  Toledo  XIII  c  7.  S.  816  n.  2  droht  diese 
Strafe  und  die  Absetzung  erst  für  den  Fall  an, 
„si  eum  antea  verae  poenitudinis  coram  metropoli- 
tano  satisfactio  non  purgaverif . 

8  Bischöfe,  welche  das  Kirchengut  geschädigt 
haben,  sollen,  wenn  sie  keinen  Schadensersatz 
leisten  können,  der  Busse  unterworfen  werden, 
Toledo  XI  c.  5 :  j^^sl  in  X  solidorum  summam  prae- 
sumptor  esse  convincitur,  XX  dierum  poeniten- 
tiae satisfactione  purgetur,  ita  ut  sive  minoris 
sive  maioris  summae  excessum  peregerit,  gemi- 
nata  hoc  semper  satisfactione  poenitentiae  re- 
compenset". 

^  Vgl.  die  vorher  citirten  Stellen,  welche  in 
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an  eine  andere  geeignete  Oertlichkeit  verwiesen^,  während  die  fränkischen  Konzilien 
zwar  einer  Einschliessnng  znr  Busse  selten  erwähnen  2,  aber  die  blos  die  erstere  als 
Strafe  festsetzenden  Vorschriften  wohl  zum  Theil  in  demselben  Sinne  aufzufassen  sind  3. 

Während  seiner  Busszeit  wurde  derPoenitent  zur  Leistung  von  Bnsswerken,  also 
zum  Beten,  Fasten^  und  zu  anderen  Easteiungen'^  angehalten,  welche  anscheinend 
ftr  den  einzelnen  Fall  gleich  bei  der  Verurtheilung  näher  bestimmt  wurden  ^. 

In  seiner  Rechtsstellung  unterschied  sich  ein  solcher  Bflsser  wesentlich  von  dem- 
jenigen, welcher  die  öfiTentliche  Busse  übernommen  hatte.  Der  letztere  unterlag  stets 
der  Exkommunikation'^  und  leistete  die  Busse,  um  sich  von  dieser  zu  befreien.  Mit 
der  zwangsweise  als  Strafe  auferlegten  Busse  war  aber  die  Exkommunikation  an  sich 
nicht  yerbunden^,  und  daher  behielt  der  BÜsser,  je  nachdem  das  von  ihm  begangene 
Vergehen  nicht  mit  anderen  Strafen  bedroht  oder  die  Busse  blos  Nebenstrafe  war 
(S.  817]^  bald  seine  vollen  kirchlichen  Mitgliedschafterechte,  bald  war  er  nur  vom 
Empfang  des  Abendmahls  ausgeschlossen®,  bald  auch  der  grossen  Exkommunikation 


der  Mehrzahl  der  Verweisiing  in  ein  Bolchee  er- 
wähnen. 

Nach  Gregor  I.  ep.  I.  44  p.  538  (c.  4  C.  XYI. 
qu.  6)  sollen  für  gefallene  Qeistllche  solche  arme 
Kloster,  in  denen  die  Diseiplin  korrekt  gehand- 
haht  wird,  ansgewiblt,  der  Unterhalt  der  BÜsser 
aber  ans  deren  VermSgen  bestritten  werden  („si 
TOTO  parentes  hahent,  res  eomm  legitimis  parenti- 
bns  dentnr,  ita  tarnen,  ut  eomm  stipendlnm  qni  in 
poenitentiam  datt  fnerint,  snffldenter  debeat 
procarari'*).  Für  Vermögenslose  linden  sich  keine 
Bestlmmnngen,  nnd  ep.  I.  18  p.  602  weist  der 
Papst  seinen  Verwalter  in  Sizilien  an,  einem  znr 
Busse  In  e!n  Kloster  yerwiesenen  Bischof,  wel- 
chen dasselbe  Noth  leiden  Hess,  eine  ausreichende 
annona,  also  Unterhalt  ans  kirchlichen  Mitteln, 
zn  gewihien.  Diewestgothischen  nnd  fr&nkischen 
Konzilien  ergeben  in  den  gedachten  Beziehnn- 
gen  nichts. 

^  So  wird  der  eella  des  Bischofs  oder  Erz- 
bischofs, Tonrs  II  c  19,  8.  817  n.  12;  Merida 
c.  7,  8.812  n.  3,  oder  auch  blos  der  Bussleistnng 
beim  Metropoliten  erwähnt,  Toledo  XI  c.  3, 
S.  811  n.  1. 

«  Wie  z.  B.  Tonrs  II  c.  19. 

'  So  wohl  Macon  I  c.  8  fZiehen  eines  Klerikers 
▼or  das  weltliche  OeriohtJ:  „sin  .  .  honoTatior 
[clericns)  XXX  dierum  concluslone  mulotetnr^ 
[e.  6  C.  XI.  qn.  1) ;  zweifellos  Orleans  III  c.  7 
[c  10  Dist  LXXXI):  „De  adnlterils  antem  ho- 
noratorum  clerieomm  id  obserrandnm  est,  nt  si 
qnit  adniterasse  ant  confessns  fnerit  Tel  eonvio- 
tos,  depositns  ab  offldo,  commnnione  concessa, 
in  monasterio  toto  vitae  suae  tempore  retmdatnx^. 
Vgl.  auch  die  folgende  Anm. 

^  Des  Fastens  wird  ausdrücklich  gedacht 
Toara  II  c.  19  nnd  Macon  I  c.  5 :  ^XXX  diemm 
inelusione  detentus  aqua  tantum  et  modico  pane 
diebns  slngnlis  sustentetur''. 

^  Dass  es  sich  dabei  im  wesentlichen  um  die- 
selben Abtodtnngen,  wie  bei  der  öffentlichen 
Bnsse  handelte,  liegt  auf  der  Hand,  nnd  die 
wiederholte  Aenssemng  in  den  Quellen :  ;,legl- 
bu8  poenitenüae  subdi'',  Toledo  VI  c  7.  c  2  cit. ; 
Bnga  III  e.  14  cit.  kann  nur  auf  die  für  die 
Slfentlichen  Büsser  entwickelten  Begeln  hindeu- 


ten, da  sich  für  die  hier  fragliche  Busse  keine 
besonderen  Normen  entwickelt  haben. 

^  Das  zeigt  Toledo  XI  c.  7  (welches  sich  gegen 
die  Grausamkeiten  der  Bisohdfe  bei  Ansübnng 
der  Strafgerichtsbarkelt,  insbesondere  gegen  die 
Auferlegung  harter,  den  Tod  herbeiführender 
Bussen  richtet) :  ^^quotlescumque  quilibet  ex  sub- 
ditis  coxrigendus  est,  aut  publica  a  sacerdote  de- 
bet  discipUna  cnrari  aut  si  aliter  rectoribns 
placet  dnorum  vel  trium  fhitmm  spiritualium 
testimonio  peouliariter  adhibito  et  modus  crimi- 
nis agnoscatur  et  modus  poenitentiae  irro- 
getur;  ita  tamen,  nt  si  exilio  vel  retrusione  dig- 
num  eum  esse  qni  deliquit,  iudicium  peculiare 
decreyerit,  modus  poenitentiae,  quem  co- 
ram  tribus  fratribus  sacerdos  transgressori  in- 
dixerit,  speeiali  debeat  eius,  qni  sententiam 
protulit,  manus  propriae  enbscriptione  notari 
sicqne  üet,  nt  nee  transgressozes  sine  testimonio 
excidia  vitae  suae  incnrrant  nee  xectores  accusa- 
tos  se  de  qnorumlibet  interemptionibos  erubes- 
cant^.  Uebrigens  ISsst  auch  Toledo  XYI  c  4, 
welches  des  Selbstmoidsrersuches  der  „pro  sui 
purgatione  sceleris  sub  poenitentiae  satisfaetione 
eustodiae  mancipatio'  erwähnt,  auf  eine  grausame 
Handhabung  der  Diseiplin  schliessen. 

^  8.  716  abgesehen  Yon  denjenigen,  welche 
ohne  jede  Yerurtheilung  freiwillig  die  öffentliche 
Busse  übernommen  hatten,  s.  S.  724. 

B  S.  die  Oitote  8.  817.  818.  Daher  kann  auch 
Toledo  XYI  c.  4  cit.  fUr  den  SelbstmordsTersueh 
des  Poenitenten  Exkommunikation  auf  kurze 
Zeit  androhen,  8.  802  n.  2. 

9  Eine  dahin  gehende  Anordnung  findet  sich 
meistens  in  den  Briefen  (Gregors  I,  s.  die  Citate  auf 
8. 816. 817.  Deshalb  konnte  sich  in  dieser  Bezie- 
hung auch  die  Stellung  des  Poenitenten  während 
der  Busszeit  andern,  Gregor  I.  ep.  Y.  7  p.  733 
(betr.  einen  abgesetzten  Priester,  welcher  trotz- 
dem Messe  gelesen) :  „eum  saeri  corporis  et  aan- 
guinis  domlni  participaüone  priratum  in  poeni- 
tentiam redigat,  ita  ut  nsqne  ad  dlem  obltus  snl 
in  eadem  excommunicatlone  pennaneie  et  viati- 
cum  tantummodo  exitus  sni  tempore  perdpiat. 
Sin  autem  enm  fraternitas  tua  talem  poeniten- 
tiam agere  eognoTerit,  nt  ei  iuste  ad  reeipiendam 
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unterworfen  ^. 

Ebensowenig  wurde  durch  die  hier  fragliche  Busse  die  rechtliche  Stellung  der 
Geistlichen  an  sich  berührt.  Soweit  nicht  durch  die  Verweisung  an  einen  bestimmten 
Ort  eine  faktische  Suspension  von  den  Amtsftinktionen  herbeigeführt  wurde  ^  oder 
eine  solche  ausdrflcklich  ausgesprochen  war',  konnte  der  bflasende  Geistliche  sein 
Amt  ausfiben^  und  nach  geleisteter  Busse  und  nach  Beendigung  der  etwa  auf  Zeit 
gegen  ihn  verhängten  Suspension  ^  sein  Amt  wieder  flbemehmen  ^. 

Aus  den  vorstehenden  Darlegungen  ist  ersichtlich,  dass  es  sich  bei  dieser  Art 
der  Busse  und  den  mit  ihr  verbundenen  Bussfibungen  lediglich  um  eine  Strafe  han- 
delt, ja  um  eine  solche,  welche  in  den  meisten  Fällen  den  Charakter  der  Vindikativ- 
strafe^,  nicht  einmal  den  der  Oensur  an  sich  trägt ^.    Von  den  übrigen,  mit  einzelnen 


t 

8 

4 
ö 


Inter  laicoB  communionem  et  ante  exitum  debeat 
misereri,  hoc  in  tarne  firttemitatiB  ponimuB  po- 
testate^ 

i  S.  816  n.  7. 
S.  818  n.  6. 
S.  817  n.  12. 
S.  818  n.  6  a.  £. 

Anders  allerdings  bei  der  gleichzeitig  ver- 
hängten Absetzung. 

6  S.  die  S.  817  n.  12  u.  S.  818  n.  5  citlrten 
Stellen.  Orleans  I  621  o.  21  gestattet  dem  Prie- 
ster nnd  Diakon,  „qni  pro  suo  reatn  Be  ab  altaris 
communione  Bub  poenltentlB  professione  snbmo^ 
verif',  im  NothfaU  auf  Verlangen  zu  taufen. 

Toledo  XIII  c.  10  bestimmt  aus  AnlasB  der 
Anfrage  eines  BlBchofs,  welcher  freiwillig  in 
Folge  einer  Krankheit  die  Basse  übernommen 
hatte: 

„Qnicumqne  pontiflcnm  -vel  sacerdotum  dein- 
ceps  per  manns  imposltionem  poenitentiae  donnm 
exceperint  nee  se  mortalium  criminum  professi- 
one  notaverint,  tenorem  retentandi  regiminlfi  non 
omittant,  sed  per  metropolitanum  reconciliatloDe 
poenitentium  more  suscepta,  solita  expleant  or- 
dinis  sui  offloia  vel  cetera  mysteriorum  sibi  cre- 
dita  Bacramenta.  Hoc  tantum  est  observandum, 
ut  si  ant  ante  acceptionem  poenitentiae  adiudicatuB 
nee  reconciliatus  reperitur  pro  culpis  aut  si  in  ipsa 
perceptione  poenitentiae  implicatum  se  dixerit 
mortalibus  factis,  inxtaaestimationem  metropoU-» 
tani  abstinere  huinsmodi  oportet  apraemiBsls  offl- 
eiis:  ceterum  si,  ut  dictum  est,  sub  poenitentiae 
perceptione  consistens  nihil  mortalis  erlminis  se 
admisisse  praedixerit,  tamen  quod  fateri  homi- 
nibus  erubescit  absconsum  intra  daustra  soi  pec- 
toris delitescit,  noverit  ipse  sibi  de  se  potestatem 
esse  concessam,  ut  iuxta  conscientiae  suae  fldu- 
dam,  utrum  audeat  aut  non  audeat  sacriflcare 
deo  ex  sui  potius  arbitrU  potestate,  quam  ex 
nostii  iudicii  permlBsione  procedat^.  Danach 
kann  der  Bischof,  welcher  freiwillig  die  DuBse 
übernommen  und  kein  eine  Todsünde  bilden- 
des Vergehen  bekannt  hat,  nach  stattgehabter 
Reconciliation  seitens  des  KrzbiachofB  seiD  Amt 
in  all  und  jeder  Beziehung  wieder  ausüben. 
Wenn  aber  seine  Sünden  zwar  keine  crimln« 
mortalla  sind,  er  sie  aber  sich  vor  den  Menschen 
einzugestehen  schämt,  so  bleibt  es  seinem  Ge- 
wissen uberlasBen,  ob  er  sieh  der  Verwaltung 
des  Amtes  enthalten  will  oder  nicht.    Dagegen 


hat  er  das  Amtiren  nach  dem  Ermessen  des  Me- 
tropoliten einzustellen,  fallt  er  bei  der  Üeber- 
nähme  der  Basse  Todsünden  bekannt  oder  —  so 
fasse  ich  die  Worte  auf:  ante  acceptionem  poeni- 
tentiae u.  B.  w.  —  vor  der  Uebemahme  der  beab- 
sichtigten Busse  wegen  schuldhafter  Handlungen 
veriirtheilt  und  noch  nicht  rekonzilürt  ist.    Die 
Stelle  handelt  also  von  der  freiwilligen  Ueber- 
nahme  der  Busse  und  stimmt  mit  den  Uteien 
Kanonen  S.  726  n.  2  darin  überein,   dass  sie, 
wie  diese  die  Fähigkeit  zur  Weihe  nur  durch  die 
Begehung  und  das  Bekenntniss  von  crimina  mov- 
talia  verloren  gehen  lassen,   ihierseits  blos  für 
diesen  Fall  und  den  ihm  gleichgestellten  der 
Verurtfaeilung  wegen  solcher  Vergehen  das  Reeht 
zur  ferneren  Verwaltung  des  Amtes  auBschliesst, 
Hit  den  Annahmen  des  Textes  steht   also  die 
Stelle  nioht  im  Widerspruch.    Allerdings  beisst 
es  in  der  Ansprache  des  Gäsarios  v.  Arles  in  der 
Angelegenheit  des  Bischofs  Gontumeliosus,  S.  816 
n.  6,  Maus  18,  812:  i,Kam  quem  eredioms  ad 
vitamaeternampostperaetam  poenitentiam  venire, 
ad  honorem   clericatus  secundum  tantonun  pa- 
trum  praecepta  novimus  non  debere  reverti,  in 
tantum,  ut  incaaonibuB  praeceptam  sit :  Ne  nllns 
umquam  poenitens  clericns  ordlnetur.    Et  si  Die 
qui  nitro  petit  poenitentiam  quamvis  perfecte  agat, 
non  potest  aut  episcopus  aut  presbyter  ordlnail, 
ita  etiamsi  per  ignorantiam  ordinatus  fueilt  et 
postea  convincitnr  poenitentiam  aceepisse,   deü- 
ciatur,   ille  qui  invituB  ad  poenitentiam 
agendam     in     monasterium     mittitur 
et  utique  qui  aliud  quam  poenitens  dicendus  est, 
qua  conscientia  ad  sacerdotium   redire  permit- 
tltur"?    Aber  in  dem  betreifenden  Fall  hat  es 
sich  um  crimina  mortalia,  um  Fleischesvergehen 
des  Bischofb,  gehandelt,  und  die  ganze  Ausfüh- 
rung bezieht  sich  allein  aof  solche  Falle,    wie 
sie  sich  denn  gegen  eine  auf  der  Synode  hervor- 
getretene   mildere  Auffassung  richtet,    welche 
eine  Absetzang  des  Bischofs  umgehen  und  iha 
nach  geleisteter  Busse  in  sein  Amt  wieder  ein- 
setzen wollte,  He  feie  2,  764. 

7  Wie  die  auf  die  Lebensdauer  und  auf  be- 
stimmte Zeit  festgesetzte  Busse,  denn  hier 
konnte  der  Verurtheilte  auch  durch  die  «ufrlch- 
tigste  Reue  und  den  grossten  Busseifer  keine  Ab- 
kürzung der  Strafe  herbeiführen. 

8  Eine  solche  wsr  sie  allerdings  in  den  Falles, 
in  welchen  sie  bis  zur  Besserung  aufedegt  war. 
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Basswerken  flbereiiistiinmenden  Strafen  ^  unterschied  sich  die  Bnsae  in  der  hier  be- 
sprochenen Anwendung  dadurch,  dass  man  ftlr  sie  noch  an  der  alten,  freilich  allein 
fttr  diefireiwillige  Busse  zutreffenden  Anschauung  festhielt,  dass  sie  das  Mittel  sein  solle, 
sowohl  Gott,  wie  auch  der  Kirche  durch  aufrichtige  Reue  und  Besserung  für  die  be- 
gangenen Vergehungen  Oenugthuung  zu  leisten  \  yergegenwftrtigte  sich  aber  dabei 
nicht,  dass  man,  da  sich  wahre  Reue  und  wahre  innere  Besserung  nicht  erzwingen 
lassen,  damit  den  Charakter  der  Busse  YÖllig  geändert  hatte  \ 

Wie  die  flberwiegend  die  Kleriker  betreffenden  Zeugnisse  ergeben,  ist  yon  der 
Zwangsbusse  zuerst  bei  den  Geistlichen  in  der  Disciplinar-  und  Strafpraxis  Gebrauch 
gemacht  worden. 

Je  mehr  sich  der  Klerus  als  eigener  Stand  von  den  Laien  absonderte  und  mit 
der  Zahl  der  Glieder  desselben  sich  auch  der  Prozentsatz  der  Lässigen  und  Unwür- 
digen vermehrte,  desto  mehr  musste  das  Bedttrfhiss  nach  einer  Ausdehnung  des  Dis- 
dplinarstrafrechts  hervortreten  und  Bestrafungen  wegen  nicht  allzuschwerer  Discipli- 
narvergehen  häufiger  werden.  Andererseits  wurde  die  Kirche,  aber  gerade  unter 
diesen  Umständen  dahin  gedrängt,  das  Ansehen  des  geistlichen  Standes  äusserlich 
soviel  wie  möglich  zu  wahren.  Den  Zweck,  den  Laien  einen  näheren  Einblick  in  die 
Handhabung  der  Strafgewalt  über  die  Kleriker  zu  entziehen,  und  die  früher  bei 
schweren  Vergehen  übliche  öffentliche  Busse  zu  ersetzen,  erfSllte  die  geheime  Zwangs- 
busse in  geeignetster  Weise,  umsomehr  als  sie  bei  ihrer  Abstufungsfähigkeit  und  der 
Möglichkeit  ihrer  Verbindung  mit  anderen  Strafen  den  vielseitigen  Bedürfnissen  eines 
alle  verschiedenen  Vergehen  berücksichtigenden  Straf-  und  Disoiplinarreohts  Rech- 
nung trug. 

Das  Vorbild  für  die  Einführung  dieser  Praxis  hat  offenbar  das  Mönchs-  und 
Klosterleben  mit  seiner  strengen  Disciplin  und  den  für  die  Mönche  hergebrachten 
Bussübungen  abgegeben.  Als  dieses  im  Abendlande  festen  Fuss  gefasst  hatte,  lag  es 
nahe  genug,  da  man  auch  sonst  Einrichtungen  des  Klosterlebens  auf  den  Weltklerus 
übertrugt,  die  Kleriker  bei  ihren  Verfehlungen  einer  ähnlichen  Disciplin,  wie  es  die 
der  Mönche  war,  zu  unterwerfen,  und  gerade  der  Umstand,  dass  die  Klöster,  welche  da- 
mals noch  unter  der  Jurisdiktion  der  Bischöfe  standen,  vorzugsweise  als  Zwangsbuss- 
anstalten, in  denen  man  büssende  Kleriker  den  Augen  der  Welt  entzog,  andererseits 
aber  auch  die  beste  Kontrole  über  dieselben  ausüben  konnte^,  benutzt  worden  sind, 
bestätigt  den  klösterlichen  Ursprung  der  neuen  Praxis. 

Nachdem  sich  dieselbe  zunächst  für  die  Kleriker  festgestellt  hatte,  hat  man  sie 
auch  auf  die  Laien  ausgedehnt®,  freilich  in  einem  irgendwie  nennenswerthen  Umfang 


1  Z.  B.  dem  Fasten  und  dei  korperlioben 
ZQobtignng,  S.  803  u.  814. 

s  Diese  Auffassung  findet  sich  Toledo  lY 
c.  29  cit.,  8.  816  n.  5 ;  vgl.  ferner  S.  817  n.  2. 

3  Dabei  kam  man  auch  zu  Yorsebriften,  welche 
dem  Wesen  der  Busse  völlig  widersprechen,  s. 
Toledo  YI  0.7,  S.  817  n.  2,  welches  die  Leistung 
der  ursprünglichen  Busse  beim  Aufgeben  des 
Büsserlebens  durch  Einsperrang  in  das  Kloster 
erzwingen  will,  Toledo  XI  c.  6,  S.  818  n.  8 
(Tarif  für  das  Yerbaltniss  von  Busse  und  Qeld- 
werth),  Toledo  XII  c.  2,  welches  selbst  dieje- 
nigen, welche  die  Busse  ans  Furcht  oder  Zwang 
übernehmen  oder  denen  sie  gar  im  bewusstlosen 
Zustande  auferlegt  worden  war,   zur  Leistung 


verpflichtet  und  für  immer  von  staatlichen  Wür- 
den ausgeschlossen  erklirt,  aber  nichts  desto- 
weniger  von  einem  donum  poenitentiae  spricht. 

«  Bd.  IL  S.  60. 

B  Ygl.  Narbonne  c.  6:  „ut  quieomque  fuerit 
culpabilis  iuventus  clericus  et  honoratus  de  civi- 
täte  et  ad  monasterium  fuerit  deputatus,  sie  ab- 
bas  qui  est  praefeotiis  cum  illo  qui  dirigitur, 
agat,  sicut  ab  episcopo  manifesta  correctione 
fuerit  ordinatus;  aliter  si  abbas  facere  elegerit, 
pro  correctione  tempus  aliquod  suspendatnr,  quia 
ob  hanc  causam  dirigitur ,  ut  emendet,  non  ut 
passlm  ferculis  diversls  saturetur", 

«  S.  817, 


822 


I.  Die  Hierarehie  und  die  Leitung  der  Kirche  dureh  dieselbe. 


[§.256. 


allein  im  Weatgothenreich  ^,  wo  bei  der  Verquickong  von  Staat  und  Kirche  und  der 
geringeren  Achtung  vor  der  freien  Persdnlichkeit  die  Konzilien  in  der  Lage  waren, 
auch  solche  Strafen  au  yerhAngen,  welche  die  persönliche  Freiheit  beschrftnkten, 
während  die  Synoden  im  Frankenreich  eine  zwangsweise  Einsperrung  behnfii  Er- 
zwingung der  Busse  gegen  Laien  nicht  angedroht  haben  ^. 

U.  Die  öffentliche  Busse  hat  sieh  in  dieser  Zeit  in  ihrer  frtLheren  Bedeu- 
tung ^  als  Mittel)  die  Ausschliessung  aus  der  Kirchengemeinschaft  zu  beseitigen^  und 
die  Wiederan&ahme  in  dieselbe  zu  erlangen  ^  erhalten,  und  wenn  auch  die  nnter  L 
geschilderte  Entwicklung  dazu  geführt  hat,  die  Kleriker  nicht  mehr  der  öffent- 
lichen Busse  zu  unterstellen,  so  ist  dies  in  Betreff  der  Laien  nicht  der  Fall 


1  8.  817. 

s  S.  817.  Was  die  Briefe  Oregon  I.  betrifft, 
80  handelt  es  sich  iu  dem  einen  Fall  (S.817n.2) 
um  ein  Einschreiten  gegen  den  auch  irom  welt- 
lichen Recht  mit  Strafen  bedrohten  Kultus  des 
Heldenthums  und  in  dem  anderen  Fall  ist  der 
Charakter  der  Strafthat  nicht  ersichtlich. 

8  8.  715.  721. 

*  ATlti  ep.  17  ri6)  ▼.  616—617,  mon.  Genn. 
auct.  ant.  VI.  2,  49  (betreffend  eine  incestuose 
Khe) :  „Utrisque  .  . .  dum  in  tam  infelici  obsti- 
natione  persistnnt,  votnm  excommunicationis  in- 
dicite,  donee  a  oonsortio  oriminali  publica  paeni- 
tentiae  professione  desciscant  et  tunc  miserenti- 
bus  Tobls  ad  timoris  ex  correctione  exemplum 
gratiam  reconciliatipnis  accipiant  ^ ;  Macon  I  c.  18 : 
„De  his  vero  qui  innocentes  aut  principi  aut  iu- 
didbus  aceusare  convlcti  fberint,  .  . .  si  irero  sae- 
culazis,  oommnnione  pziTetux,  donec  malum  quod 
admisit  per  publicam  poenitentiam  digna  satis- 
factlone  componat^;  Eligii  NoTlomag.  (Anfang 
des  7.  Jahrh.)  hom.  6,  M  i  g  n  e  87,  612 :  „Et  quia 
haec  dominieae  coenae  saora  festiritas  multa  in  se 
habet  mysteria,  ideo  speoialiter  in  ea  poenitenti- 
bns  coufugium  unioum  yidetur  esse  ad  dominum; 
et  non  solum  publice  poenitentibus . . . ;  hom. 
8,  1.  0.  p.  628 :  „Quo  die  (Gründonnerstag)  etiam 
poenitentes  reconciliantur  .  .  .  p.  625 :  „si  tanta 
est  plaga  peccati  et  Ulcus  morbi,  ut  medicamenta 
talia  differentia  sunt,  auctoritate  antistltis  debet 
qnisque  ab  altari  remOTeri  ad  agendam  poeniten- 
tiam et  elusdem  auctoritate  reconciliari". 

Dass  die  Bussdisciplin  dieselbe  geblieben  ist, 
ergeben  Epson  617  c.  29  (auch  als  Agde  c.  60 
gezählt):  „Lapsis,  i.  e.  qui  in  catholicafidebapti- 
zati  sunt,  si  praoTaiicatione  damnabili  in  haere- 
sim  transierint,  grandem  redeundi  difSoultatem 
sanxit  antiquitas  (o.  S.  721  n.  7).  Qnibus  nos 
annor  um  mnlütndine  breviata  poenitentiam  biennl 
conditione  infra  scriptae  inponimus:  ut  prae- 
scripto  biennio  tertia  die  sine  relaxatione  ieiunent, 
ecclesiam  studeant  frequentare,  in  paenitentum 
loco  standi  et  orandi  humilitatem  noverint  obser- 
yandam :  etiam  ipsi,  cum  catecumeni  procedere 
commonentor,  abscedant.  Hoc  si  observare  volu- 
erint,  constituto  tempore  admittendis  ad  altarium 
observatio  relaxetnr",  die  Vorschriften,  dass  Ehe- 
leute nicht  ohne  Zustimmung  des  anderen  Theils 
zur  Busse  zugelassen  (8.  7^^  n.  10),  dass  die- 
jenigen, welche  das  Büsserleben  aufgeben,  bis 
zum  Tode  von  der  Kirche  ausgeschlossen  werden 


soUen,  S.  723  n.  3,  wiederholt  Orleans  ni  c  24. 
26  (s.  aueh  Orleans  1  c.11).  Tgl.  dazu  auch  £liisa 
551  c.  1 :  „ut  quicumque  post  acooptam  p«enl- 
teutiam  ad  thorum  uxorum  suarum,  slcut  canis 
ad  Tomitum  xediisse  piobantur  yel  alils  tam  tItI 
quam  femlnae,  se  inlidte  coniunxisse  noseantnr, 
tam  a  communione  quam  a  limlnibus  ecciesiae 
▼el  conviTlo  catholioonun  se  sequestratos  eaee 
cognoscant.  Nam  si  se  per  dignam  multi  temporis 
paenitentiam  inspirante  domino  sequestrati  de- 
Tiasse  oognorerint,  qualiter  communlonem  deo 
propitlo  mereantur,  inspecta  flde  thorum  (?lllo- 
rum  ?  )  in  sacerdotis  sui  consistat  arbitzio  ** ;  wel- 
ches also  blos  ebenso  wie  Epson  c.  23  die  Bfilde- 
rung  macht,  dass  der  Ausschluss  nicht  bis  wax 
Todesstunde  dauern  sollj  femer  Epson  e.  36, 
nach  welchem  dem  Büsser  im  Fall  der  Tode»- 
gefahr  das  Viatikum  gereicht  und  derselbe  nach 
seiner  etwaigen  Genesung  noch  den  Rest  seiner 
Busszeit  durchmachen  soll,  8.  723  n.  5. 

B  Ueber  die  freiwillige  Uebemahme  der  öffent- 
lichen Busse  s.  CIsarius  y.  Arles,  hom.  8  (Bf  igne 
39,  1948  im  app.  zu  t.  Y.  yon  Aogustittiu  als 
sermo  106):  „Qnibus  operibus  minuta  peeeata 
redimantur,  plenius  yobis  insinuare  deaidero. 
Qnoties  inflrmos  yisitamus,  in  carcere  clauBos  et 
positos  in  yinculis  reqnirimus,  discordee  ad  con- 
cordiam  reyocamus,  indicto  in  ecclesla  leiunio 
ieiunamus,  pedes  hospitum  abluimus . . .  eleemo- 
synam  .  .  .  damus  .  .  .  Pro  capitallbos  yero  cii- 
minlbus  non  hoc  solum  sufAcit,  sed  «ddendaa 
suutlacrimae  etrugitus  etgemitus,  contlnaata  et 
longo  tempore  protracta  leiunia,  larglores  eleemo- 
synae  erogandae,  ultro  nos  ipeos  a  communione 
ecclesiae  removentes,  in  luctu  et  in  tristitia 
multo  tempore  permanentes  ...  et  poenltentian 
etiam  publice  agentes^ ;  ygL  auch  einsd.  homlL 
1,  l.  0.  p.  2227  (sermo  261). 

Nach  Gregor.  Tu.  IX.  33  yeranlaast  der  Bi- 
schof eine  Frau,  um  sie  der  Verfolgung  des  Man- 
nes zu  entziehen,  „ut  yeste  mutata  sc  penetea- 
tiam  acoepta  in  basUica  s.  Biaitini  expeterif. 

Für  die  westgothische  Kirche  Insbesondere  ygl. 
die  S.  721  in  den  Anmerkungen  cit  Konzilien, 
Agde  c.  37  (8.  715  n.  6),  Gerona  617  c  10;  To- 
ledo IV  0.  64  (8.  726  n.  2),  ibid.  c  55  n.  c.  19, 
(yon  der  Ordination  ausgeschlossen  „qnl  seelen 
aiiqua  per  publicam  poenitentiam  admisisse  cm- 
fessi  sunt" ;  Toledo  Yl  c.  8  (in  Betreff  des  Yer- 
botes  der  Heirath  fflr  die  Poenlteaten,  a  av^ 
Hefele2,  91). 
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gewesen  ^  Indessen  ist  damit  die  Frage  noch  nicht  beantwortet,  ob  die  Leistung  der 
djQTentliGhen  Busse  unter  allen  Umständen  erforderlich  war,  um  sich  von  der  Exkom- 
mmiikation  zu  lösen.  Man  hat  mehrfach  behauptet^,  dass  eine  solche  allein  bei  dem 
öffentlichen  Vergehen  verlangt  worden  sei,  indessen  findet  sich  kein  Anhalt  dafELr, 
dass  sich  dieser  Grundsatz  schon  in  der  hier  fraglichen  Periode  herausgebildet  hat. 
Andererseits  würde  man  aber  fehlgehen,  wenn  man  die  öffentliche  Busse  als  die  ab- 
solut nothwendige  Bedingung  für  die  Beseitigung  jedweder  Exkommunikation  betrach- 
ten wollte.  Die  Konzilien  machen  die  Wiederaufhebung  derselben  vielfach  von  an- 
deren Momenten  als  der  Leistung  der  Busse  oder  selbst  der  Besserung  abhängig^, 
und  wenn  es  auch  wohl  dem  Bischof  überlassen  blieb,  in  diesen  Fällen  die  ^usse  zu 
fordern,  so  ergiebt  sich  doch  daraus  immer,  dass  diese  nicht  mehr  als  absolutes  Erfor- 
derniss  der  Wiederaufnahme  in  die  Eirchengemeinschaft  angesehen  wurde.  Dazu  kam 
weiter,  dass  mit  der  detaillirten  Durchbildung  des  kirchlichen  Strafrechtes  die  Ex- 
kommunikation ein  immer  weiteres  Anwendungsgebiet  erhielt^,  und  bei  leichteren 
Vergehen  in  der  Forderung  der  öffentlichen  Busse  eine  zu  grosse  Härte  gelegen  haben 
würde.  Hatten  die  Bischöfe  nach  der  älteren  Disciplin  der  Kirche  das  Recht,  des 
Näheren  über  die  Art  der  öffentlichen  Busse,  namentlich  über  ihre  Zeitdauer  zu  bestim- 
men und  einen  Theil  der  Busszeit  zu  erlassen^,  so  lag  es  in  der  Richtung  der  Ent- 
wicklung, dass  sie  unter  den  veränderten  Verhältnissen  nach  Lage  der  einzelnen  Fälle 
von  der  Forderung  der  öffentlichen  Busse  absahen  und  als  Ersatz  andere  Leistungen 
und  fromme  Werke,  so  namentlich  die  im  Laufe  dieser  Zeit  im  Frankenreiohe  üblich 
gewordene  Privatbusse <^,  femer  aber  auch  in  Italien^  und  Spanien^  die  Zwangsbusse 
in  den  Klöstern  gelten  liessen. 

III.  Die  Privatbusse  und  die  Öffentliche  Busse.  Für  die  weitere  Ent- 
wicklung des  kirchlichen  Strafrechts  ist  ferner  in  dieser  Zeit  die  Uebertragung  des  in 
der  irisch-schottischen  und  angelsächsischen  Kirche  ausgebildeten  Buss- 
wesens von  Einfiuss  geworden. 

Im  Gegensatz  zu  der  festländischen  Kirche,  in  welcher  kein  Gebot  bestand,  dass 
die  Gläubigen  regelmässig  alle  ihre  Sünden  dem  Priester  ^  beichten  sollten,  noch  eine 


»  Vgl.  die  Stellen  S.  822  n.  4.  Demgemäss 
kann  es  auch  mindestens  als  wahrscheinlich  ange- 
nommen werden,  dass  Stellen,  wie  Orleans  II  c. 
47  (gottgeweihte  Jungfrauen,  welche  wegen  der 
Eingehung  einer  Ehe  exkommunlzirt  sind,  diese 
aber  aufgehen :  „  in  communionis  gratiam  acta 
poenitentia  revertantur") ;  Orleans  IV  c.  8  (Ketzer, 
welche  die  Bischöfe  „cum  eos  riderint  dignam 
poenitentiam  agere"  wieder  in  die  Kirchengemein- 
Schaft  aufnehmen  können),  Rheims  624  c  8.  9. 
14  (Cliohy  c.  10.  11.  16)  sich  auf  die  öffentliche 
Busse  beziehen.  Dasselbe  gilt  wohl  auch  von 
Rbelms  c.  5  (Clichy  o.  6) :  „sl  excommunlcatns 
oxisümat ,  se  inluste  damnatum  ,  in  proxlma 
synodo  habeat  llcentiam  redamandi ;  et  si  iniuste 
damnatus  fuerit,  absolvatur,  sin  autem  iuste,  im- 
positum  poeniteutiae  tempus  exsolvat",  denn 
wenn  auch  hiernach  die  Zeitdauer  der  Busse  bei 
der  Exkommunikation  bestimmt  wird,  so  ist  dies 
bei  der  öffentlichen  Busse  nicht  ausgeschlossen. 
Endlich  verordnet  wohl  Orleans  IV  28  (der  Mör- 
der, welcher  sich  wegen  des  Wergeides  mit  den 
Verwandten  des  Getödteten  abgefunden  hat,  „pro 


modo  poenltentlae  dlstringendus  in  sacerdotls 
potestate  conslstat^),  dass  durch  das  Wergeid  der 
Mord,  Insoweit  er  zugleich  kirchliches  Verbrechen 
ist,  nicht  gesühnt  wird,  und  dass  der  Bischof 
den  Mörder  exkommunizlren  und  Ihm  die  öffent- 
liche Busse  für  die  Herbeiführung  der  Reconcllia- 
tion  auferlegen  soll. 

2  S.  z.  B.  Steitz  S.  103.  109;  Schmitz, 
Bussbücher  S.  69;  L  öning  2,  448.  470. 

8  S.  798  n,  2  ff. 
*  Vgl.  S.  257. 

5  S.  719. 

0  S.  diesen  $.  unter  III.  a.  £. 

"^  So  namentlich  bei  Vornehmen,  Gregor  I.  ep. 
III.  27  dt.,  S.  817  n.  2. 

^  Narboune  c.  6,  S.  821  n.  5.  Dass  die  Geist- 
lichkeit den  unter  ihrer  Mitwirkung  entthronten 
König  Wamba,  auf  welchen  Toledo  XII  c.  2,  S. 
821  n.  3  zugeschnitten  worden  ist,  D  a  h  n ,  Könige 
der  Germanen  6,  2.  Aufl.  S.  465.  467,  die  Busse 
ebenfalls  im  Kloster  yerrlchten  liess,  war  durch 
die  politischen  Verhältnisse  angezeigt. 

9  Lönlng,  2,  470.     Gegenüber  der  abwei- 
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dahin  gehende  Praxis  geübt  wurde,  hatte  sich  in  Grossbritannien  nach  dem  Vorbilde 
der  klösterlichen  Einrichtungen  >  die  Uebnng  gebildet,  dass  alle  Sftnden  dem  Priester 
gebeichtet  wurden,  und  dass  dieser  dem  Beichtenden  die  erforderlichen  Anweisungen 
über  die  behufs  der  Sühne  zu  verrichtenden  Busswerke  ertheiite^. 

Von  Columba'ist  dieses  Busswesen  auf  das  Festland  verpflanzt  worden^. 

Die  irisch-britische  Kirche  hatte  zu  dieser  Zeit  auf  der  altchristlichen  Grundlage 
ebenfalls  ein  besonderes  Straf-*  und  Disciplinarrecht  ausgebildet^,  welchem  die  Strafe 
der  Exkommunikation^  sowie  ftlr  die  Geistlichen  auch  die  der  Suspension ^  und  der 


chenden  katholischen  Auffassung,  s.  z.  B. 
Schmitz,  BuBshücher,  S.  209;  t.  Soherer, 
Hdbch.  d.  K.  B.  1,  212  n.  19,  kann  ich  nur  das 
S.  724  n.  4  Bemerkte  wiederholen. 

1  Gassian.  Institutiones  coenob.  lY.  9,  Migne 
49,  161 :  ........  consequenter  instltuuntur, 

luillas  penitas   oogltationes  prurientes  in  corde 
pemloiosa  confusione  celare,    sed  confeetim  ut 
exortae  fuerint,  eat  suo  patefacere  seniorl^,  Tgl. 
IV.  37  (p.  198) ;  coUat.  XXIV  coli.  H  10,  p.  637: 
„vera  ....  dlscretio  non  nist  vera  humilitate 

aoquirltur:  cuius  humilitatlB  haec  erit  prima 
probatio,  si  uniyersa  non  solum  quae  agenda  sunt, 
sed  etlam  quae  oogitantor,  seniorum  reserventur 
oxamini". 

2  Löning2,  471 ;  H a u c k ,  KlTchengescMchte 
Deutschlands.  Leipzig  1887.  S.  253 ;  die  Be- 
lege in  den  folgenden  Anm. 

3  Welcher  etwa  um  583  nach  dem  Frankenreich 
gekommen  war,  Hauok  1,  244  n.  3,  und  hier 
nach  dem  Vorbilde  der  altbritischen  Bussordnun- 
gen oder  Beiohtbücber,  Wasserscbleben, 
die  Bussordnungen  d.  abendlandischen  Kirche, 
S.  8  ff.  sein  Poenitentiale,  abgedruckt  bei 
Wasserscbleben  S.353;  Schmitz  S.  594 ff. 
verf  asst  hat.  Von  letzterem  wird  dasselbe  S.  590 
ff. ;  Arch.  f.  k.  K.  K.  49,  3.  51,  3  u.  59,  209, 
freilich  dem  Columba,  indessen  zu  Unrecht 
(vgl.  0.  Seebass,  über  Columba  v.  Luxeuils 
Klosterregel  und  Bnssbuch.  Dresden  1883  S.  49 
ff.  u.  in  Ztschr.  f.  Kirch engesch.  8,  459  ff. ;  fer- 
ner H  auc  k  S.  254  n.  1)  abgesprocbeu. 

^Wasserscbleben  S.  53;  Lonlng  2, 
472;  Hauck  1,253.  Zweifelnd  Friedberg, 
K.  B.  2.  Aufl.  S.  289  n.  4.  Dagegen  bemüht  sieb 
Schmitz,  S.  202 ff.  (ygl.  dazu  auch  Arch  f.  d. 
K.  R.  51,  25)  darzuthun,  dass  römische  Buss- 
bücher in  das  Frankenreicb  Eingang  gefunden 
und  praktisch  benützt  worden  seien.  Allein  schon 
der  Nachwels ,  dass  ein  poenitentiale  Romanum 
in  dem  von  ihm  behaupteten  Sinne  existirt  bat, 
ist  ihm  nicht  gelungen  (ebenso  M  e  u  r  e  r ,  bist. 
Jahrb.  d.  Görresgesellscbaft.  Jahrg.  1887.  S.  124ff.; 
R.  L  ö  n  i  n  ff  i.  Ztscbr.  f.  d.  ges.  Straf  rech  tswisseu- 
schaft  1886.  5,535;  v.  Schulte,  Lebrb.  d.  K. 
R.  4.  Aufl.  S.  16  n.  9  u.  v.  Scherer  a.  a.  0. 
S.  210  n.  12),  und  noch  viel  weniger  bat  er  auch 
nur  den  Beweis  für  seine  fernere  Aufstellung 
anzutreten  vermocht. 

Auch  kann  nicht  behauptet  werden,  dass  c.  4 
G.  XXIl.  qu.  5 :  „Si  quis  se  periuraverlt  et  alios 
scleiis  in  periurium  duxerit,  XL  dies  penlteat 
in  pane  et  aqua  et  VII  sequentes  annos  et  num- 
quam  sU   sine  penltencia,    Et  alii,   si  conscil 


fuerint,  simlliter  peniteanf,  der  Ansieht  von 
Schmitz  eine  Stütze  bietet  oder  auch  nur  dar- 
thut,  dass  die  Privatbusse  in  dem  weiter  zu  er- 
örternden Sinne  vorher  In  Italien  bekannt  gew^en 
ist.  Oratian  legt  allerdings  den  Kanon  Gela- 
sius  I.  bei.  Das  ist  indessen  unrichtig,  aber  er 
gehört  auch  nicht  Pelagius  I.  rsoThiel  1,  613; 
Friedberg  corp.  iur.  ean.  l,883n.22;  Jafftf- 
Kaltenbrunner  n.  967)  an,  sondern  re- 
produzirt  einen  späteren  Pönitentialkanon,  wie 
scbon  Berard  i ,  Gratiani  eanones  11.  1,  309  er- 
kannt hat,  und  zwar  beruht  er  auf  Poenit.  Yali- 
cell.  c.  48,  Schmitz  S.  290,  bez.  HaUtgarIV. 
28,  a.  a.  O.  S.  728,  wie  denn  auch  OraÜan  einen 
zum  Theil  mit  c.  4  wörtlich  übereinstimmenden 
can.  in  c  18  C.  VI  qu.  1  (als  von  Fabian  herrüh- 
rend) aufgenommen  hat,  und  seine  Zuweisungen 
an  Gelasius  I.  und  diesen  letzteren  auf  den  Ueber- 
schriften  in  den  nicht  vor  dem  11.  Jabrhundert 
entstandenen  Sammlungen  beruhen,  wihrend 
Regino  IL  330  den  c.  18  cit.  durch  die  Inskription : 
„Ex  poenitentiall"  richtig  bestimmt 

s  Wenngleicb  die  dem  Patridus  zugeschrie- 
benen in  die  Mitte  des  5.  Jahrb.  gesetzten  Sy- 
noden in  der  überlieferten  Gestalt  demselben 
schwerlich  angehören ,  H  a  d  d  a  n  and  S  t  u  b  b  s , 
Councils  relating  to  Great  Britain.  Oxford  1878. 

5.  331  n.  z  u.  S.  333  n.  a,  so  können  sie  dodi 
Jedenfalls  als  Zeugnisse  für  den  Rechtezustand 
im  6.  Jahrb.  verwerthet  werden. 

0  Patrlcii  syn.  II  c  4:  „repelles  exoommunl- 
catum  a  communione  et  mensa  et  missa  et  pacer, 
und  zwar  kommt  sie  sowohl  für  Laien,  syn.  I  c  1. 

6.  12  („quloumque  cbrlstianus  excommunic-atus 
fuerit,  nee  eins  ellmosina  recipiatur");  c  18  Qßi 
quis  excommonis  fuerit,  nee  nocte  pascharum 
in  eccleslam  non  introeat,  donec  poeiiltentiani 
recipiet")  c.  19 — ^22,  wie  auch  für  Geistliche  vor, 
syn.  I  c.  6.  8.  11.  16.  26.  27.  28  („Si  quis  dcri- 
corum  excommonis  fuerit,  solus,  non  in  eadem 
domo  cum  fratribus  orationem  fadt,  nee  offene 
uec  consecrare  llcet^) ;  ygL  femer  das  Poeniten- 
tiale des  Yinnlanus,  welches  Wasserscble- 
ben S.  10  in  das  5.,  Schmitz  S.  498  wohl  mit 
Recbt  in  das  6.  Jahrb.  setzt,  $.  32  (Kleriker, 
l^elcher  das  Kirchengut  unter  dem  Vorwand^ 
Gefangene  loszukaufen,  schädigt):  „Slautem  non 
con versus  fuerit,  excommunicetur  et  anathemasit 
Omnibus  christianis,  exterminabltur  de  patrla  sua 
et  virgls  virgeatur  usque  quo  convertatur,  si  con- 
punctus  fuerit". 

7  Poenit.  Vinnlan.  $.  8  (Geistlicher,  welcher 
seinen  Amtsbrnder  geschlagen):  ^annum  in- 
tegrum peniteat  cum  pane  et  aqua  et  sine  mini- 
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Entfernung  aus  dem  Amte  ^  nicht  fremd  waren.  Wenngleich  dasselbe  einzelne  Besonder- 
heiten aufwies  2,  so  bestand  doch  die  Hauptabweichung  von  der  Kirche  des  Festlandes 
darin,  dass  der  britischen  die  öffentliche  Busse  unbekannt  war  ^  also  die  Wieder- 
zulassung zur  Eirchengemeinschaffc  auf  dem  Wege  der  Privatbusse  erlangt  werden 
konnte  ^. 

Eine  üebertragung  dieser  letzteren  Einrichtung  hätte  mir  unter  Abänderung  des 
bis  dahin  im  Frankenreioh  geltenden  Eirchenrechts.  also  durch  die  amtlichen  Organe 
der  fränkischen  Kirche,  die  Bischöfe  und  die  Synoden  erfolgen  können^,  wohl  aber 
war  es  möglich,  auf  dem  Wege  der  Praxis  die  andere  Eigenthümlichkeit  der  altbriti- 
schen Kirche,  die  Sitte,  dass  die  Oläubigen  ihre  Sünden  dem  Priester  beichteten  und 
dafQr  eine  private  Busse  übernahmen,  im  Frankenreich  einzuführen  und  zu  verbreiten. 

Wie  die  altbritischen  Bussordnungen  stellen  auch  die  ersten  fränkischen  Poeniten- 
tiaUen,  dasjenige  Columbas  und  die  mit  demselben  im  engen  Zusammenhang  stehen- 
den Beichtbücher  ^,  es  nur  als  wünschenswerth  hin,  dass  jeder  Gläubige,  wenn  er  sich 
durch  irgend  eine,  selbst  auch  nur  eine  Gedankensünde  von  Gott  getrennt  hat,  eine 
solche  dem  Priester  beichtet  7,  damit  ihm  dieser  durch  seinen  Rath  und  seine  Fürbitte^ 


sterio  cleTlcatns  et  orare  pro  se  debere'^; 
$.  10  (der  Kletiker,  welcher  einmal  insgeheim  For- 
nlkation  getrieben,  soll  3  Jahre  Busse  thun,  „sed 
officiam  dericatas  nou  amittat"),  $.  15  (yertrauter 
Umgang  des  Klerikers  mit  Fraaen  ohne  Fomi- 
kaiion) :  „non  dlmittat  officiiim  clericatus  et  post 
annnm  integrum  penitentiae  inngatur  altaiio". 

t  Nach  syn.  II  Patr.  e.  9 :  „Qni  cum  gradn  ce- 
cidit,  sine  gradn  snrgat ;  oontentns  nomine  tan- 
tum,  amittat  ministerium :  nisi  qui  tan  tum  a  con- 
spectn  domini  peccans  non  reoessit''  (d.  h.  der 
im  Grad  befindliche,  dem  Klerikalstande  ange- 
hörige  soll,  wenn  er  gesündigt  hat,  seinen  Grad 
und  den  Dienst  Terlieren,  aber  sofern  er  nicht 
nach  der  Sünde  weiter  amtirt  hat,  den  Titel  be- 
halten) ;  Poenit.  YinnUn.  $.  11  (Kleriker,  wel- 
cher die  Sünde  der  Fornikation  oft  nnd  lange, 
al)or  geheim  getrieben):  „tribus  annls  peniteat 
cum  pane  et  aqna  et  oAcinm  clerioatns  amittat 
et  aliis  tribns  abstlneat  se  avino  et  camibus"; 
].  c  $.  12  (Kleriker,  welcher  ansserehelich  einen 
Sohn  zengt  nnd  ihn  todtet):  „tribns  annls  poe- 
niteat  cum  pane  et  per  mensuram  in  fletn  et  lacri- 
mis  atqne  orationibns  die  ac  nocte  .  .  et  tribns 
annls  abstineat  se  a  vino  et  a  camibus  sine  officio 
clericatns  . .  et  extoris  existat  in  patria  sna,  donec 
impleaTit  nnmerns  YII  annorum  et  Ita  indicio 
episcopi  Tel  sacerdotis  officio  suo  restitnatur'' 
(vgl.  auch  ^  21),  woraus  sich  ergiebt,  dass  hier 
im  Gegensatz  zu  der  sonstigen  Anschauung  des 
Abendlandes  (S.  808)  das  verlorene  kirchliche 
Amt  nach  Ableistung  der  Busse  wieder  erworben 
werden  konnte. 

*  S.  d.  vor.  Anm. 

3  Vgl.  das  dem  Theodor  v.  Canterbury  zu- 
geschriebene, angelsächsische  poenitentiale  Theo- 
dori  (von  Wa  s  serschlebenS.  12  nach  Ende  des 
7.,  von  Schmitz  erst  in  die  Mitte  des  8.  Jahrh. 
gesetzt)  I.  13  $.4:  „Reconciliatio  ideo  in  bac 
provlneia  publice  statuta  non  est,  qula  et  pub- 
lica poenitentia  non  est";  Wasserschieben 
S.  30}  Schmitz  S.  620. 


*  Syn.  I  Patric.  c.  16:  „Ghristianus  qui  credl- 
derit  esse  lamiam  in  seculo,  qnae  vocatur  striga, 
anathematizandus ,  quicunque  super  animam 
famam  istam  imposuerit ,  nee  ante  in  ecclesiam 
reciplendns,  quam  ut  idem  creminis,  qnod  fedt, 
suo  iterum  voce  revocet  et  sie  poenitentiam  cum 
omni  diligentia  agat";  c.  16:  ^t  qui  furtum  fece- 
rit,  demedium(annum)poeniteat,  XXdiebus  cum 
pane  et  si  flerl  potest,  rapta  repraesentet ;  sie  in 
ecolesia  renuetur  (irische  Kanonensammlug  XXIX 
c.  8  recipiatur)**. 

5  Daher  ist  auch  in  den  Vinnian.  SS-  ^1*  ^^ 
(oben  Anm.  1)  entsprechenden  Stellen  des  poenit. 
Columb.  c.  14.  16  (B.  4)  die  Beziehung  auf  die 
Absetzung  und  die  Restitution  fortgelassen,  und 
statt  der  Wiedereinsetzung  in  das  Amt  das :  „iun- 
gatur  altario'',  die  Wiederzulassung  zur  Kommu- 
nion, gesetzt. 

6  Das  sog.  Poenitenti ale  Pseudo-Roman.  (W  a  s  - 
serschleben  a.  a.  0.  S.  360);  Hubertense 
(W.  S.  377);  Merseburg.  (W.  S.  387);  Bob- 
biense  (W.  S.  407);  Paris.  (W.  S.  412);  Vindo- 
bon.  (W.  S.  418);  Floriac.  (W.  S.  422);  Sangal- 
lense  (W.  S.  425),  vgl.  dazu  Wassers ch leben 
S.  67  ff.  (auch  S.  438  ff.),  andererseits  aber  auch 
Schmitz  S.  697 ff. 

"^  Golumba  c.  42  (B.  30) :  ^^Confessiones  autem 
dari  diligentiu.«  praecipitnr,  maxime  de  commo- 
tlonibus  animi  antequam  ad  missam  eatur,  ne 
forte  quls  accedat  indignus  ad  altare,  i.  e.»  si  cor 
mundum  non  habuerit ....  Sicuti  ergo  a  pec- 
catis  capitalibus  cavendum  est,  antequam  com- 
municandum  sit,  ita  etiam  ab  incertloribus  vitiis 
et  morbls  languentis  anlmae  abstinendum  est". 
Vgl.  auch  ibid.  o.  36  (B.  23). 

8  Gebet  des  Poen.  Pseudo-Roman.  (W.  S.  361) : 
„qui  me  indignum  propter  tuam  miserieordiam 
ministrum  fecistl  offlcli  sacerdotalis  et  me  exi- 
guum  humilemque  mediatorem  constituisti  ad 
orandum  et  intereedendum  ad  dom.  nostr.  Jesum 
Christum  pro  peccantibas  et  ad  poenitentiam  re- 
vertentibus''. 
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behilflich  ist,  die  Versöhnung  Gottes  zn  erlangen^,  und  ihm  insbesondere  die  er- 
forderlichen Anweisungen  in  Betreff  der  zn  dem  gedachten  Zweck  zu  übernehmen- 
den Busswerke  ertheilt. 

Die  massgebenden  Leitungsorgane  der  fränkischen  Kirche  haben  sich  gegen  die 
Einftlhrung  dieser  Praxis  nicht  ablehnend  verhalten,  im  Oegentheil  sie  f&r  nfltzüeh 
erklärt  ^,  während  die  Ansicht,  welche  sich  in  den  die  Busspraxis  des  Erzhischofs 
Theodor  v.  Canterbury  fixirenden  Beichtbüchern  aus  dem  Ende  des  7.  Jahrhunderts ' 
und  dann  auch  in  fränkischen  Poenitentialien  des  8.  Jahrhunderts  findet^,  dass  das 
Oott  allein  abgelegte  Sflndenbekenntniss  blos  im  Nothfall  zur  Vergebung  der  Sflnden 
hinreichend  sei,  damals  im  Frankenreich  noch  nicht  zu  praktischer  Anerkennung 
gelangt  ist. 

Als  berechtigt,  die  Privatbeichte  abzunehmen,  die  Bnsswerke  aufzuerlegen  und 
nach  Vollziehung  derselben  dem  Büsser  die  Absolution  zu  ertheiien,  galten  die  Bi- 
schöfe, Priester  und  im  Nothfall,  aber  auch  allein  in  diesem,  die  Diakonen  \ 

Was  die  aufzulegende  und  zu  übernehmende  Busse  betrifft,  so  sollte  sie  der 
Grösse  der  Sünde  entsprechen  \  Die  Busswerke  bestanden  sowohl  bei  den  Geistliclien 
wie  auch  bei  den  Laien  in  Fasten^  Gebeten  und  im  Geben  von  Almosen^,  ?or 
allem  aber  in  Fasten  ^,  welche  nach  der  Grösse  der  Sünde  der  verschiedenartigsten 
Abstufung  fähig  waren  \  Bei  besonders  schweren  Sünden  soll  der  Sünder,  um  die 
Vermittelung  des  Priesters  für  die  Vergebung  seiner  Sünden  zu  erhalten,  neben  der 
Uebernahme  der  gewöhnlichen  Busswerke,  wie  namentlich  des  Fastens,  ausser  Lan- 
des in  die  Verbannung  gehen  ^^,  oder  sein  ganzes  Vermögen  den  Armen  schenken  und 


1  Pseudo-Roman.  W.  S.  362 :  „Et  sie  date  man- 
datum  hl8  qni  poenitentlam  agant,  quia  si  ielu- 
iiayerit  et  compleyerlt,  quod  illi  mandatiim  est  a 
sacerdote,  puriücabitar  a  peccatls  .  .  .  Sl  egerit 
ea  quae  IUI  sacerdos  praecepeiit,  peccata  eins  dl- 
mitten tur".    Vgl.  auch  poen.  Columb.  c.  1.  2. 

2  Pas  Reich skonzll  von  Ghalons  644 — 656  er- 
klärt c.  8 :  „De  poenitentla  vero  peccatorum  quae 
est  medela  anlmae  ntilem  bominibus  esse  cen- 
semus,  et  nt  poenitentibus  a  sacerdotibus  data 
confesslone  indicatnr  poenltenüa,  nnlversitas 
sacerdotum  noscitnr  consentire'',  eine  Erklärung, 
welche,  so  sobon  treffend  Loning  2,  476  n.  2, 
sich  nicht  auf  die  alte  öffentliche  Busse,  sondern 
nur  auf  eine  neue  Einrichtung  beziehen  kann. 

»  Theodori  poenit. 1. 12  €.7  (Wasserschie- 
be n  S.  196 ;  S  ch  m  i  t  z  S.  634) :  „Gonfessio  autem 
deo  soll  agatur,  licebit,  si  necesse  est.  —  Et 
hoc  neeesaarium  in  quibusdam  codicibus  non 
est^.  Trotz  dieses  letzteren  Zusatzes  weisen  die 
gleichzeitigen,  mit  dem  eben  citirten  in  engster 
Verwandtschaft  stehenden  Poenitentialien,  Da- 
cherlan.  c.  58. 150;  Gregor,  c  38  (W.  S.  150. 158. 
164}  das :  „si  necesse  est"  ebenfalls  auf,  so  dass 
es  nicht  als  späteres  Einschiebsel  betrachtet  wer- 
den kann,  so  auch  Loning  2,  475  n.  1. 

4  Sog.  Poenit.  Oummeani  XIV.  %.  13,  W. 
S.  493;  Schmitz  S.  644. 

ö  Poen.  Tbeod.  II.  2.  $.15;  6.  $.  16;  Poen. 
Psendo-Koman.  Einleitung  (W.  S.  361) :  „Non 
enim  omnes  clerici  haue  soripturam  usurpare 
aut  legere  debent,  qui  Inveniunt  eam,  nisi  soll 
illi  quibus  necesse  est,  h.  e.  presbyteri.  Slcut 
enim  sacrilicium  'offerre  non? debent/ nisi  epis- 


copl  et  presbyteri,  quibus  olaves  regni  coeloram 
traditae  sunt,  sie  neo  iudlcia  ista  alil  usurpaie 
debeni  Sl  autem  necessitas  evenerlt  et  presbyt« 
non  fuerit  praesens,  suscipiat  diaconus  poeniten- 
tem  ad  satisfactionem  vel  sanctam  communionem^; 
Tgl.  auch  Ohalons  c.  8  dt. 

ö  So  schon  Columba  c.  1  (W.  8.  353) :  gincn- 
surae  noscendae  sunt  poenitentiae,  quamm  de 
ordo  a  sanctis  traditur  patribus,  ut  luxta  magnl- 
tudinem  culparum  etiam  longitudo  statuatur  poe- 
nitentiarum''. 

^  Poen.  Cummean.  Einl.  W.  S.  464:  „Qni  per 
corpus  peccat,  per  corpus  emendet  h.  e.  ieiuniam, 
Tigilia,  observationes  et  orationes'',  weitere  Zu- 
sammenstellungen bei  M  eurer  1.  Arch.  f.  K.  R. 
49,  192. 

^  Ja,  das  sehr  häufig  vorkommende  blotie 
poe nite a t ,  z.  B.  Vinnian.  $.  9 ;  Golumba  c 3 
ff.;  Pseudo-Roman.  V.  jj.  1  ff.;  Theodor.  I.  1. 
S.  2  ff. ;  Cummean.  I.  $.  2 ff.,  bedeutet  schleebt- 
hin  das  Pasten  im  Sinne  einer  Entbaltsamkeit 
in  Bezug  auf  die  Quantität  der  Speisen  und  des 
Ausschlusses  jedes  Fleischgenusses,  im  Gegen- 
satz zu  der  härteren  Busse  des :  „poenlteat  in 
pane  et  aqua'^ 

8  S.  die  Tor.  Anm.  u.  M  eu r e  r  a.  a.  0.  S.  19S. 

10  So  beim  Todtschlag  nach  Columba  c.  % 
(B.  13):  „Quieumque  fecerit  homicidium  .  .  • 
tribus  annis  iuermis  exul  in  pane  et  aqua  poeni- 
teat  et  post  III  annos  revertatur  in  sua,  redde&i 
vicem  parentibus  occisl  pietaüs  et  officii  et  lic 
post  satisfactionem  iudicio  sacerdotls  iungatv 
altario";  beim  Meineid,  welcher  timore  moitis 
geschworen  ist,  I.  o.  c.  20  (B.  32):  „tiibus  annis 
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Zeit  seines  Lebens  in  einem  Kloster  dienen^  oder  sich  in  die  Hörigkeit  der  Kirche 
begeben  2.  Abgesehen  aber  von  den  eben  gedachten  Bnsswerken  waren  auch  die  Bnss- 
ttbnngen  der  ersterwähnten  Art,  weil  sie,  vor  allem  wie  die  Fasten,  auf  lange  Zeit  ge- 
fordert wurden^,  schwer  genug,  und  mussten  vielfach  belästigend  und  störend  in  die 
Erwerbsthätigkeit,  das  häusliche  Leben  und  die  Oewohnheiten  des  Volkes  eingreifen» 
Schon  in  der  irischen  und  englischen  Kirche  hatte  sich  daher  das  Bedürfhiss  nach 
einer  Umwandlung  der  regelmässigen  Busswerke  ^,  namentlich  wenn  diese,  wie  das 
Fasten,  wegen  Krankheit  nicht  geleistet  werden  konnten,  geltend  gemacht,  und  die 
fränkischen  Bussordnungen  Columbanischer  Grundlage  gestatteten  dies  für  den  letzteren 
Fall  ebenfalls  ^,  ja  offenbar  unter  Einwirkung  des  dem  weltlichen  Recht  bekannten  Com- 
positionensystems,  auch  im  äussersten  Fall  eine  Ablösung  (Redemtion)  der  Bnsswerke 
in  Geld«. 

Von  einer  Minderung  der  kirchlichen  Rechtsstellung  desjenigen,  welcher  die 
Leistung  der  Privatbusse  übernommen  hatte,  konnte  im  Gegensatz  zu  den  öffentlichen 
Bttssem  (s.  o.  8.  722)  keine  Rede  sein,  und  war  es  auch  nicht.  Die  Beichtbüoher 
verlangen  zwar,  dass  der  Bflssende  sich  während  der  Busszeit  des  Genusses  des 


inermis  exal  poeniteat  in  pane  et  aqua  et  duo- 
bas  adhue  abstiiieat  Be  a  Tino  et  camibus  et  ita 
animam  pro  se  reddens,  1.  e.  sexvnm  aut  ancillam 
de  Bervitatifl  Ingo  absolvens  et  eleemosynas 
mnltas  faciens  per  duos  annos,  In  quibus  Uli 
liclto  uti  facile  cibis  est  cnnetls,  exoepta  came, 
postsepttmam  communioetaanum^  (DasPsendo- 
Roman.  III.  $.  3  kennt  dies  Ausserlandesgehen 
nieht,  sondern  nur  die  anderen  Bnsswerke,  Hubert 
c  7,  Merseburg,  c.  6  und  Paris.  o.4  blos  das  Fasten). 

^  Beim  Meineid  ans  Habsucht,  Golumba  o.  20 
cit. :  ,,totas  res  suas  Tendat  et  donet  panperibus 
et  couTertatur  ex  integro  ad  dominum  et  tunda- 
tax  omni  dimlsso  saeculo  et  usque  ad  mortem 
serviat  deo  in  moiiasterio'^  (Psendo-Rom.  III.  $.  4; 
Merseburg,  c.  47,  wogegen  Paris,  c.  4  blos  Almo- 
sen und  Fssteu,  Hubert  c.  6  nur  das  letztere 
verlangt). 

8  Paris,  c.  46:  „Qui  facit  fornicationem  in 
ecclesia,  poenitentia  est,  omnibus  diebus  vitae 
saae  praebeat  obsequium  domui  dei'^ 

3  So  setzt  das  poen.  Golnmb.  c.  18  (B.  6)  für 
Zauberei  6,  c  17  (B.  5)  für  Meineid  7,  c.  16 
(B.  3)  für  Sodomiterei  10  Jahre  Busse  (d.  h. 
Fasten)  an. 

^  Die  canones  Hibemenses  (Wasserschie- 
ben S.  139),  welche  vor  Theodor  Yon  Ganterbury 
faUen,  a.  a.  0.  S.  29  und  Löning,  2,  484  n.  1, 
geben  unter  der  Ueberschrift  „de  arreis^  neun 
verschiedene  Arten  an,  auf  welche  eine  Busse  von 
einem  Jahre  in  kürzerer  Zeit,  selbst  in  drei 
Tagen  geleistet  werden  kann  (z.  B.  nach  c.  3 
ibid.  dadurch,  dass  man  drei  Tage  ohne  Speise, 
Trank  und  Schlaf  unter  Gebet  und  Psalmensin- 
gen  iu  einem  Grabe  bei  einem  Todten  stehend 
▼erweilt). 

^  So  tritt  nach  dem  poen.  Merseb.  c.  41 :  „Si 
qnis  ieiunare  non  potest,  quando  debet  ieiunare, 
pro  nno  die  in  pane  et  aqua  cantet  cum  venia 
psalmos  L  et  sine  venia  LXX^,  zunächst  das 
Psalmensingen  an  Stelle  des  Fastens. 

^  Poen.  cit.  c.  42 :  „Si  quis  ieiunare  non  po- 
test et  psalmos  nescit,  pro  die  det  denarium 
unnm  et  si  non  habet  pretium,  de  cibo,  quantnm 


sumit,  tantum  porrigat.  Pro  uno  anno  in  pane 
et  aqua  det  solidos  XXYI''.  Dieser  Tarif,  ein 
Tag  bei  Wasser  und  Brod  gleich  einem  Denar 
(12  auf  den  Solidus,  daher  das  Jahr  26  Solidi, 
s.  hierzu  Löning  2,  486  n.  1),  ist  auch  noch 
später  beibehalten  worden,  Ldning  2,  485. 
Aber  er  ist  nicht  der  einzige,  das  Pseudo-Romaii. 
Einl.  (Wasserschieben  S.  362),  welches  die 
Ablösung  des  Fastens  durch  Psalmensingen  nicht 
kennt,  stuft  die  Bedemtionen  in  Geld  nach  dem 
Yermogen  ab,  und  rechnet,  indem  es  den  Beicht- 
vätern eine  andere  Festsetzung  nach  den  indivi- 
duellen Yerhältnissen  überlässt,  beim  Reichen 
für  7  Wochen  20  Solidi  (d.  h.  für  den  Tag  6  De- 
nare), bei  den  blos  vermögenden  Mittelklassen 
10  Sol.  und  bei  den  Armen  3  Solidi  (d.  h.  einen 
Denar  fQr  den  Tag). 

Die  Einführung  der  Bedemtionen  hat  bald 
(schon  im  Beginn  des  8.  Jahrh.)  zu  einer  laxen 
Praxis  in  der  Zulassung  derselben  geführt, und  eine 
gleichzeitige  Steigerung  der  Höhe  der  Geldfor- 
derungen durch  die  Geistlichkeit  zur  Folge  gehabt 
(im  Gegensatz  zu  den  vorhin  angegebenen  verhalt- 
nissmässig  geringen  Summen,  welche  das  poenlt 
Gummeani  Einl.,  Wasserschieben  S.  464,  in 
dem  schon  berührten  Tarif  von  einem  Tag  Fasten 
gleich  einem  Denar  blos  für  Sklaven  und  Frei- 
gelassene festhält,  wird  a.  a.  0.  von  Reichen  die 
Schenkung  von  Grundstücken  in  der  Höhe  des 
Wergeides  und  das  Geben  des  Vierfachen  zu 
Almosen  und  zum  Loskauf  von  Sklaven  und  Ge- 
fangenen gefordert).  Noch  schärfer  zeigt  sich  der 
Verfall  des  Busswesens  und  die  Veräusserlichung 
desselben  in  dieser  Zeit  darin,  dass,  während  es 
früher  verboten  wurde,  einen  Stellvertreter  gegen 
Lohn  für  sich  fasten  zu  lassen,  poen.  Merseb. 
c.  44,  dies  nunmehr  als  vollkommen  erlaubt 
gilt,  Ja  sogar  besondere  Anweisungen  darüber 
gegeben  werden,  poen.  Gummean.  (1.  e.  S.  463) : 
„Qui  psalmos  non  novit  et  Jejunare  non  potest, 
elegat  iustum  qui  pro  illo  hoc  impleat  et  de  suo 
precio  aut  labore  hoc  redimat,  id  per  unum- 
quemque  diem  de  precio  valente  denario  in  pan- 
peribus eroget^. 
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Abendmahls  ganz  oder  nach  spftterer  Milderung  w&hrend  der  ersten  anderthalb  Jahre 
enthalten  sollte  ^y  aber  wie  die  Beichte  der  Sünden  und  die  Uebemahme  der  Boss- 
werke  rechtlich  von  dem  freien  Willen  des  einzelnen  abhing,  ebenso  handelte  es  sich 
hierbei  nm  einen  freiwilligen  Verzicht  auf  eines  der  wichtigsten  kirchlichen  IGtglied- 
schaftsrechte,  nicht,  wie  bei  dem  kleinen  Kirchenbann  (S.  705.  802),  um  eine  kraft 
Rechtsvorschrift  erzwungene  Suspension  yon  der  gedachten  Befagniss^. 

Aus  dem  Vorstehenden  ergiebt  sich,  dass  die  infolge  der  Privatbeichte  übernom- 
menen Busswerke  oder  POnitenzen  weder  in  der  irischen  nnd  britischen  Kirche  noch, 
soweit  die  hier  fragliche  meroyingische  Periode  in  Betracht  kommt,  in  der  fränkischen 
Kirche  den  Charakter  der  Strafe  getragen  haben ;  durch  derartige  Büssungen  sollte 
vielmehr  der  Mensch  vor  Gott  von  der  Sünde  gereinigt  werden  ^.  Insoweit  herrscht 
also  vollkommene  Uebereinstimmung  mit  der  öffentlichen  Busse,  wie  sie  sich  in  der 
alten  christlichen  Kirche  entwickelt  hattet.  Die  Privatbusse  ist  nicht  nur  nicht  Strafe  ^ 
sondern  entbehrt  überhaupt  des  rechtlichen  Charakters.  Sie  gehört  vielmehr  aus- 
schliesslich dem  ethisch- religiösen  Oebiete  an^,  ja  sie  konnte  auch  nicht  einmal,  wie 


1  Der  strengere  Standpunkt  ist  vertreten  bei 
Yinnlan.  $.53:  „Non  intrandnm  ad  altaUB,  donec 
poenltentia  expleatur^  und  dann  auch  bei  Co- 
lumba  und  in  den  ihm  verwandten  Beleb tbüchern, 
8.  Columba  c.  14.  18.  26.  27.  82,  S.  826  n.  10, 
Hubert  c.  9,  der  mildere  schon  bei  Gildas 
(Mönch  des  Klosters  Bangor  f  583)  de  poenl- 
tentia (Wass  erschieb  en  S.  105)  $.  1:  „post 
annum  et  dimedium  euoharistiam  sumat  et  ad 
pacem  venlat,  psalmos  cum  f^atribus  oanat,  ne 
poenitus  anlma  tanto  tempore  caelestis  medlcinae 
intereat^;  dann  bei  Theodor.  I.  12.  g.  4:  „Poe- 
nitentes  seoundum  canones  non  debent  oommu- 
nlcare  ante  consummationem  poenitentiae,  nos 
autem  pro  miserioordia  post  annum  vel  menses 
VI  licentiam  damus'*,  und  in  den  fränkischen 
BeichtbOchem  aus  dem  8.  Jahrb.,  so  z.  B.  Cum- 
mean  XIV.  %.  6. 

2  Poen.  Pseudo-Roman.  Anhang  zu  c.  X  (W. 
S.  373)  $.  4 :  „Si  quls  autem  ad  poenitentiam 
venit  et  aegritudo  evenerit,  et  non  potnerit  ad- 
implore,  quod  illi  mandatum  est  a  sacerdote, 
susdpiatur  ad  s.  commnnionem  et  si  voluerit 
eum  deus  salvare,  ieiunet  postea'';  ^  5:  „81 
quis  non  poenltet  et  forsitan  ceciderit  in  aegrl- 
tudlnem  et  quaesierit  communlcare,  non  prohi- 
beatur,  sed  date  ei  s.  communlonem  et  mandate 
ei,  ut  si  placuerit  dei  misericordlae  et  evaserit 
de  ipsa  aegritudine,  postea  omnia  sit  confessus  et 
sicpoeniteat";  ergeben,  dass  weder  die  Erfüllung 
der  Busswerke  noch  die  Uebemahme  derselben 
Voraussetzung  des  Empfanges  der  Kommunion 
ist,  und  demgemäss  kann  auch  die  Nichtleistung 
derselben  kein  rechtliches  Hinderniss  für  den- 
selben gebildet  haben. 

3  S.  826  n.  1 ;  G 1 1  d as  $.  7 :  ,,deleat  cnlpam'', 
S.  11 :  „diluat  culpam" ;  Columba  c.  37  (25) :  „in- 
sanae  communionis  culpam  diluat^;  Vinnianus 
%.  47:  „quia  nullum  crimen,  quod  non  potest 
redimi  per  poenitentiam,  quamdlu  sumus  in 
hoc  corpore''. 

«  S.  692  u.  S.  696  n.  5. 

^  Es  ist  wohl  nur  ein  ungenauer  Ausdruck, 
wenn  L ö  ni  n  g  2,  477  sagt :  ^^Die  Busse  war  die 
Strafe,   welche  der  Sünder  freiwillig  auf 


sich  nahm,  um  dadurch  die  Vermittlung  des 
Geistlichen  und  die  Tilgung  der  Sünden  zu  er- 
haltend Wenn  dagegen  MeurerS.  194  hervor- 
hebt, dass  die  Bussen  der  Poenitentlallen  keine 
Rechtsstrafen  sind,  andererseits  aber  S.  196. 200 
behauptet,  dass  sich  in  der  fränkischen  Kirche 
die  Entwicklung  der  Poenitenz  zur  Beehtsstnfe 
vollzogen  hat,  so  ist  dies  für  die  hier  fragliche 
—  die  merowingtsche  —  Zeit  hinsichtlich  der 
in  Folge  der  Privatbeichte  übernommenen  Bus- 
übungen nicht  der  Fall  gewesen,  wie  doon 
auch  alle  von  ihm  cltirten  Stellen  erst  der  spi- 
teren  Zeit,  frühestens  dem  Ausgange  des  8.  und 
dem  9.  Jahrh.  angehören.  Vgl.  auch  die  fol- 
gende Anm. 

^  Lonlng,  2,  488  behauptet,  dass  nach  den 
Beichtbüchem  die  Kirche  bei  schweren  Sünden, 
wenn  der  Sünder  die  Privatbusse  nicht  habe  ab- 
leisten wollen  oder  wenn  er  trotz  derselben  in 
die  alten  Sünden  zurückverfallen  sei,  mit  dem 
Kirchenbann  gegen  ihn  habe  einschreiten  sollen. 
Ebenso  auch  M eurer  S.  199,  nach  welchem  die 
Poenitenz  als  die  leichtere,  die  Exkommunika- 
tion als  die  schwerere  Strafe  gilt.  Die  hierfür 
angeführten  Stellen  beweisen  dies  aber  nicht. 
Zunächst  ist  nach  Poen.  Theod.  I.  11.  SS-  ^'  ^' 
„Si  autem  contempserit  indlctam  leiunlnm  in  ee- 
olesla  et  contra  decreta  seniorum  fecerit,  sine 
XL  ma,  XL  dies  poeniteat.  Sl  autem  in  XL  ma, 
annum  poeniteat.  —  Sl  frequenter  fecerit  et  in 
consuetudlne erit  ei,  extermlnabitur  ab  ee- 
clesia^  (ebenso  Cummean.  I.  S*  37  u.  Xll.  $$. 
9. 10)  nur  die  wiederholte  und  gewohnheittmas- 
sige  Verletzung  der  Fastengebote  ein  kirchlichei, 
mit  dem  Banne  bedrohtes  Vergehen,  wogegen  die 
einmalige  Verletzung  aber  nicht  bestraft  (strafen 
im  Rechtssinne  genommen)  wird.  Dagegen 
zwingt  allerdings  Poen.  Pseudo-Roman.  II.  S-  '^■ 
„Si  quis  clerieus,  postquam  se  deo  voverit  ad 
habitum  secularem  redierit,  sicut  cania  ad  vomi- 
tnm  suum  vel  uxorem  duxerlt,  X  annos  poe- 
niteat, III  ex  his  in  pane  et  aqua  et  postea  in 
eoniugio  non  copuletur.  Quod  si  noluerit,  s.  sy- 
nodus  vel  sedes  apostolica  separabit  eos  a  com- 
munlone  catholicorum.  Simlliter  et  mulier,  poft- 
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die  öffentliche  Busse,  weil  mit  ihr  keine  Ausschliessung  aus  der  Eirchengemeinschaft 
oder  Sohmftlerung  der  kirchlichen  Rechte  verbunden  war,  das  ausschliessliche  Erfor- 
demiss  für  die  Wiedererwerbung  der  vollen  Rechtsstellung  in  der  Kirche  werden. 

Wegen  dieses  Charakters  des  Institutes  schloss  es  an  sich  die  öffentliche  Busse 
als  Mittel  der  Beseitigung  der  Exkommunikation  nicht  aus.  Aber  es  musste  nunmehr, 
als  die  Sitte,  die  Sünden  dem  Priester  zu  beichten  und  die  von  diesem  auferlegten 
Bnsswerke  su  übernehmen,  in  der  fränkischen  Kirche  Fuss  gefasst  hatte,  die  Frage 
entstehen,  ob  für  solche  Sünden,  welche  zugleich  kirchliche  Vergehen  in  dem  früher 
erörterten  Sinne  waren,  die  Uebernahme  der  Privatbusse  die  Yerhängung  der  auf  die- 
selben gesetzten  kirchlichen  Strafen  ausschloss  oder  ob  diese  neben  und  trotz  derselben 
verhängt  werden  sollten.  Rechtlich  stand  der  Anwendung  derselben  nichts  entgegen  ^. 
Allerdings  hatte  die  geheime  Busse  in  der  britischen  Kirche,  welcher  die  öffentliche  Busse 
unbekannt  war^,  auch  die  Funktion  der  letzteren  zu  erfüllen,  d.  h.  sie  bildete  zugleich 
fUr  die  Oebannten  das  Mittel,  sich  von  der  Exkommunikation  zu  lösen  ^,  und  wenn- 
gleich die  fränkischen  Poenitentialien  einzelne  Stellen,  welche  von  dieser  Auffassung 


quam  se  deo  TOTerit,  bI  tale  scelus  commiserit, 
pari  sentendae  BubiacebiV^  (wiederholt  Merse- 
burg. C.28;  Paris,  c.  22;  Boblens.  c.  28;  Gam- 
mean.  III.  $.  4)  durch  Androhung  der  EiJLom- 
munlkation  zur  Leistung  der  Busse,  aber  hier 
liandelt  es  sieh  Tor  Allem  um  Oeistiiche,  welche 
ihre  Stondespflichten  Terletzt  haben,  und  gegen 
solche  hatte  die  fränkische  Kirche,  schon  ehe  die 
irische  und  britische  Beicht-  und  Busspraxis  in 
dieselbe  verpflanzt  war,  Zwang  zur  Leistung  Ton 
Busswerken  angewendet  (S.  816),  und  die  er- 
wäKntAn,  dem  Frankenreich  angehdrigen  Poenl- 
tentalieii  sind  offenbar  Ton  dieser  Entwicklung 
beeinflasfit  worden. 

1  Das  umsoweniger,  als  die  Beichtbücher  sich 
als  blosse  Anweisungen  ohne  Oesetzeskraft  für 
die  Handhabung  der  Busspraxis  darstellten,  also 
das  geltende  kirchliche  Straf-  und  Pisciplinar- 
Btrafrecht  nicht  zu  indem  im  Stande)  waren.  In 
Uebereinstimmung  hiermit  steht  es,  dass  die 
Poenitentialien  mehrfach  neben  ihren  Anwei- 
sungen über  die  Bussen  auch  auf  die  für  die 
Kleriker  in  Betracht  kommenden  Disciplinar- 
strafen  hinweisen,  so  z.B.  Hubert,  c.  13:  „Si 
quis  cleiicus  uxorem  propriam  relinquerit  et 
gradu  honoris  exceperit  posteaque  iterum  eam 
agnoverit,  sciat  se  adulterium  perpetrasse,  honore 
suo  piivetnr  et  diebus  vitae  suae  poeniteat  et  pro 
humanitatis  causam  si  bene  egerit,  post  annos 
YIl  communionem  percipiaf .  Dieses  Verhält- 
niss  tritt  bei  Löning  2,  488  nicht  klar  und 
scharf  hervor,  wenn  er  bemerkt:  ^^Was  das  Vor- 
hältniss  der  Piivatbusse  zur  Exkommunikation 
betrifft,  so  sollte  durch  jene  diese  keineswegs 
verdrängt  und  aufgehoben  werden.  Im  Gegen- 
theil  erklären  die  Bussbüchei  mehrfach  die  Pri- 
vatbusse  für  unzureichend  und  verlangen  für  be- 
sonders schwere  und  Öffentliche  Sünden  die  Ex- 
kommunikation. So  wurden  insbesondere  auch 
von  den  Bussbüchem  die  Ketzerei  und  der  Ehe- 
brach,  der  zur  öffentlichen  Kenntniss  gelangte, 
mit  dem  Kirchenbann  bedroht  ^  In  der  That 
handelt  es  sich  aber  bei  den  Gitaten  L  ö  n  1  n  g  s 
wesentlich   um  Wiederholung  solcher  Strafan- 


drohungen, die  längst  geltenden  kirchlichen  Bech- 
tes  waren,  so  poen.  Bigot.  YII.  c.  2  (Gummean. 
XI.  5) :  „Qui  aliam  doctrinam  extra  scripturam 
vel  haeresim  praesumit,  alienatus  ab  ecclesla,  si 
poeniteat,  suam  publice  sententiam  damnet  et 
quos  decepit  ad  fidem  convertat  et  jejunet  ad  iu- 
dicium  sacerdotis^  um  die  seit  der  frühesten 
Zeit  auf  die  Ketzerei  festgesetzte  Strafe  der  Ex- 
kommunikation, ferner  Merseburg  c  169  (Gum- 
mean. XI.  J.  21 :  „Si  quis  contempserit  Nicaenum 
concilium  et  fecerit  pascha  cum  Judaeis  XIV  luna, 
exterminabitur  ab  omni  ecclesia,  nisi  poeniten- 
tiam  egerit  ante  mortem^',  um  eine  kurze  Wieder- 
gabe der  Strafvorschrift  des  conc.  Antioch.  v.  341 
c.  1 ;  vgl.  weiter  Gummean.  III.  $.  6 :  „Si  pres- 
byter  vel  diaconus  uxorem  extraneam  dnxerit  in 
conscientia  populi  deponatur'*;  $.  7:  ;;Si  quis 
adulterium  perpetraverit  cum  lUa  et  conscientia 
devenit  populi,  pioiiciatur  extra  ecclesiam  et 
poeniteat  Inter  laicos,  quamdiu  vixerit"  (nach 
Theod.  I.  9,  $$.  4. 6),  wo  sich  allerdings  die  der 
angelsächsischen  Quelle  entsprechende  Ein- 
schränkung auf  den  Fall  des  Öffentlichen  Bekannt- 
werdens der  fnglichen  Handlung  findet. 

Noch  viel  weniger,  als  die  o.  S.  820  gedaehte 
Busse,  konnte  an  sich  die  Uebernahme  der  Privat 
busse  seitens  eines  Geistlichen  die  rechtliche 
Unfähigkeit  zur  Verwaltung  des  geistlichen  Am- 
tes bewirken,  vielmehr  blos  insofern,  als  damit 
auch  die  Fernhaltung  vom  Abendmahl  verbunden 
sein  sollte  (S.  827.  828),  eine  faktische  Verhin- 
derung für  die  betreffenden  Funktionen  bilden. 

2  S.  826. 

'  Das  wird  durch  solche  Stellen  der  Bussbüoher 
bestätigt,  welche  Voischriften  älterer  Konzilien 
über  die  öffentliche  Busse  wiedergeben,  dieselben 
aber  gleichzeitig  dabei  ummodeln,  vgl.  z.  B. 
Theodor.  I.  6  $.14:  ^8i  quis  a  flde  dei  dis- 
cesserit  sine  uUa  necessitate  et  postea  ex  toto 
animo  poenitentiam  accipit,  inter  audientesiuxta 
Nicenae  concilium  III  annos  extra  ecclesiam  et 
VII  annos  poeniteat  in  ecclesia  inter  poenitentes 
et  II  adhuc  extra  commercium  (vgl.  Nicaea  c  12), 
vgl.  ferner  ibid.  I.  15  $.  4  (nach  Ancyra  c.  24). 
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I.  Die  Hierarchie  und  die  Leitung  der  Kirdie  durch  dieselbe. 
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beeinflnsst  sind,  aufweisen  ^,  so  war  damit  immer  fttr  die  fränkische  Kirche  noch  nicht 
dem  bestehenden  Bechte  derogirt.  Faktisch  aber  konnte  diese  Ansohauimg  in  einer 
Zeit,  in  welcher  man  bereits  die  Kleriker  einer  geheimen  Busse  unterworfen^  und 
nicht  mehr  an  der  öffentlichen  Busse  als  absoluter  Vorbedingung  der  Lösung  tob 
der  Exkommunikation  festhielt  ^,  umsoweniger  ohne  Einfluss  bleiben,  als  man  bei  der 
damals  hervortretenden  Verrohung  und  Verwilderung  kirchlioherseits  durch  wdteie 
Zulassung  der  geheimen  Busswerke  einer  Anzahl  von  Personen  die  Uebemahme  der 
Busse  erleichterte,  welche  sich  kaum  jemals  zu  einer  öffentUchen  verstanden  haben 
würden. 


§.257.    d.  Die  kirchlichen  Straf-  und  DiscipUnarstrafiergehen  und  das  kirchliehe 

Strafen-  und  DiadpUnarstrafentystem. 

L  Das  Strafrecht  für  die  Laien.  1.  Die  kirchlichen  Strafvergehen. 
Nachdem  sich  auf  dem  Gebiete  der  Kirche  der  begriffliche  Unterschied  zwischen  der 
Sünde  und  dem  kirchlichen  Straf^ergehen  festgestellt  hatte  ^,  konnte  ftir  die  fernere 
Entwicklung  des  kirchlichen  Strafrechts  nur  noch  die  Erweiterung  des  Gebietes  des- 
selben einerseits  gegenüber  den  mannigfachen  Arten  und  den  verschiedenen  Aeuase- 
rungen  der  Sünde,  andererseits  gegenüber  solchen  Handlungen,  welche  nicht  den 
Charakter  einer  schweren  oder  wohl  überhaupt  nicht  der  Sünde  trugen,  aber  sich  sls 
äussere  Verletzungen  der  kirchlichen  Ordnung  und  als  Schädigungen  der  kirchlichen 
Zwecke  und  Literessen  darstellten,  in  Frage  kommen. 

Li  ersterer  Hinsicht  weisen  sowohl  die  fränkischen  wie  auch  die  westgothischen 
Konzilien  des  6.  und  7.  Jahrhunderts,  obwohl  die  Verhältnisse  in  beiden  Beichen, 
namentlich  im  Frankenreiche  ^  eine  lebhafte  Mahnung  für  die  Kirche  bilden  mussten, 
die  zu  Tage  tretenden  sittlichen  Schäden  mit  allen  ihren  Mitteln  zu  bekämpfen,  keine 
erhebliche  Ausdehnung  des  kirchlichen  Strafrechts  auf.  Allerdings  werden  die  in 
den  früheren  Konzilien  gedachten  Vergehen,  sowohl  diejenigen,  deren  Grundtypen  die 
drei  alten  schwersten  Sünden^,  Abfall  vom  Glauben^,  Tödtung^und  Fleischesver- 
gehend  bilden,  wie  auch  andere  von  Neuem  mit  Strafe  bedroht  ^^  und  bei  einzelnen 


^  Pseudo-Roman.  II.  $.  16  :  „Si  qua  de  mulie« 
libua,  quae  fomicatae  sant,  interfeeerit  qnae 
nascnntnr  aut  featinat  abortivos  faeeie,  primam 
constitutiim  usque  ad  exitum  commnnionem  ve- 
tat,  id  quod  yerum  deflnitam,  humanius  aliquid 
conseqnantiir,  conatitaimua  eos  decennii  tempore 
secundum  gradna  qnae  saut  ooDstitnta,  poeni- 
teant"  (nach  Ancyra  c  21),  VI.  %.  8:  „Si  qni  ii- 
mul  vadant  ad  feativitatem  in  lociB  abominaiidia 
gentilium  et  euam  escam  defeientes  comederint, 
placalt  eos  per  poenitentiain  biennii  sascipi, 
utmm  vero  cam  oblatione,  singvli  epiacopomm 
probantes  vitam  eorom  et  aingalos  actas  exami- 
nent"  (nach  Ancyra  c.  7),  Vn.  %,  10  (Anoyra  c. 
16),  die  in  der  Yor.  Anm.  citirten  Stellen  ans 
Theodor,  bei  Commean.  XI.  32  a.  Yll.  12. 

2  S.  821. 

8  S.  823. 

4  s,  744 

5  Löning2,  450. 
«  S,  746. 


'^  So  Rückfall  in  das  Heidenthnm  Orleani  lY 
c  15 ;  Uebnng  heidnischer  Gebräuche  1.  c.  c  16^ 
Tonrs  n  o.  22 ;  Toledo  XII  c  11 ;  Theilnahme  n 
Gastmählern  der  Heiden  und  Juden  Orieaoj  111 
0. 13 ;  Maeon  I  c.  15;  Verkauf  christlieherSklaTai 
an  solche  Rheims  624  o.  11 ;  GUchy  c.  13;  Toledo 
X  c.  6;  Zauberei  Orleans  II  o.  20;  Blusa  c  3j 
auch  die  Verbote  der  Ehen  zwischen  Christen  «nd 
Juden  geboren  hierher  Orleans  II  &  19;  Cle^ 
mont  I  c.  6. 

8  Mörder  und  TodtachUger  Epaon  c.  31 ;  Bheimi 
624  c.  9 ;  Clichy  c.  11 ;  Kindermord  Leiida  e.  % 
SelbstmordTereueh  Toledo  XVI  o.  4. 

9  Incest  Orleans  1  c.  18;  Epaon  c  30;  Toun  H 
G.  21;  Lyon  lU  c  4;  Paris  V  14;  Sodomiteni 
Toledo  XVI  c  3;  eigenmächtige  Trennung  der 
Ehe  Orleans  II  o.  11 ;  Toledo  XU  c  & 

10  Erhebung  lascher  Anklage  Maeon  I  c.  18; 
Meineid  Maoon  Ig.  17 ;  Verleitung  eum  Meineid 
und  zum  falschen  Zeugnias  Maeon  I  c.  18 ;  ÜDter- 
schlagung  von  Oblationen  Maeon  I  c.  4;  Rheisi 
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auch  die  Thatbestände  erweitert,  ja  die  fränkischen  Konzilien  charakterisiren  sogar 
im  Interesse  der  kleinbäuerlichen,  ärmeren  und  geringeren  Bevölkerung  gewisse  häufig 
vorkommende  Bedrückungen  derselben  seitens  der  Mächtigen  und  der  weltlichen 
Beamten  durch  Bedrohung  mit  kirchlichen  Strafen  als  kirchliche  Strafvergehen  ^ 
Ueberwiegend  hat  indessen  die  Kirche  ihre  Strafgesetzgebung  in  der  hier  fraglichen 
Zeit  ausgeübt)  um  dem  äusseren  Leben  ein  christliches  Qepräge  durch  Hinwirkung 
auf  die  äussere  Beobachtung  kirchlicher  Gebote  aufzudrücken  ^^  vor  Allem  aber,  um 
die  hierarchischen  Interessen  der  Kirche  und  des  Klerus  zu  schützen  und  zu  pflegen; 
so  insbesondere  um  Beeinträchtigungen  des  Kirchenvermögens  abzuwehren  ^  das 
Asylrecht  zur  Anerkennung  zu  bringen  ^  und  eine  möglichst  weitgehende  Befreiung 
der  Geistlichen  von  der  staatlichen  Gerichtsbarkeit  zu  erreichen  &. 

Wenn  bei  der  Erweiterung  des  Kreises  der  kirchlichen  Strafvergehen  in  den 
gedachten  Richtungen  selbstverständlich  schwerere  und  minder  schwerere  Vergehen 
in  Frage  kommen^,  so  hat  sich  doch  auch  weder  jetzt  eine  feste  Scheidung  derselben 
noch  gar  eine  feste  Terminologie  gebildet,  und  insbesondere  ist  die  neuerdings  auf- 
gestellte Behauptung  haltlos  ^^  dass  crimen  und  damit  gleichbedeutend  crimm  capitaU^ 
das  Verbrechen  nach  geistlichem  Rechte,  die  schwere  Sünde  (Todsünde)  gewesen 
sei,  welche,  wenn  offenkundig,  die  nur  durch  öffentliche  Busse  ablösbare  Exkommuni* 
kation  zur  Folge  gehabt  hätte. 

2.  Das  Strafensystem.  Mit  der  spezielleren  Durchbildung  des  kirchlichen 
Strafrechts  geht  zugleich  eine  Erweiterung  der  kirchlichen  Strafen  Hand  in  Hand. 

Zu  den  der  früheren  Periode  bekannten  Strafen,  der  grossen  Exkommunikation, 
der  zeitweisen  Suspension  von  den  kirchlichen  Mitgliedschaftsrechten  und  der  Aus- 
schiessung  von  der  Abendmahlsgemeinschaft  ^,  sind  einmal  eine  Anzahl  Strafen  welt- 
lichen Charakters  getreten^,  jedoch  sind  diese  wesentlich  dem  in  Folge  der  Ver- 
qnickung  von  Staat  und  Earche  eigenthümlich  gestalteten  westgothischen  Rechte 


624  c.  10;  Glichy  c.  12;  Ausspeien  der  Hostie 
Toledo  XI  c.  11. 

i  Schlechthin  die  Bedrückung  dei  pauperes 
durch  indices  und  potentes  Tonis  II  c.  26,  vgl. 
auch  Puia  III  c.  6 ;  die  Yertreibttng  von  Haus 
and  Acker  durch  Machtige  Macon  II  c.  14;  die 
widerrechtliche  Gefangenhaltnng  Lyon  U  c.  3; 
die  Bedrückung  Ton  Wlttwen  und  Waisen  seitens 
der  Richter  Macon  II  c.  12,  der  Freigelassenen 
Paris  y  c  5;  die  Yerheliathung  von  Mädchen 
durch  potentes  gegen  den  Willen  der  Eltern  Or- 
leans IV  c.  22;  Paris  III  o.  6. 

Die  westgothischen  Nationalkonzilien  bedrohen 
wiederholt,  Toledo  VI  c.  17. 18;  Toledo  VII  c.  1; 
Toledo  Xm  c.  4 ;  Toledo  XVI  o.  9  Hoch-  und 
Landesrerrath  mit  kirchlichen  Strafen,  freilieh 
mehr  zur  Beschönigung  der  wesentlich  von  der 
hohen  GeisUlohkeit  geleiteten  Bevolutionen  als 
zum  Schutze  des  Königthums,  vgl.  Dahn,  Kö- 
nige der  Germanen  6  (2.  Aufl.),  S.  448.  463  ff. 
467.  472.  484.  486. 

s  S.  die  S.  290  n.  2.  3  angeführten  Stellen 
über  die  Feier  der  Sonntage  und  Festtage.  Weiter 
gehören  hierher  die  S.  830  n.  7  erwähnten  Ver- 
bote heidnischer  Gebräuche. 

8  Orleans  II  c.  15;  Orleans  III  c.  12.  22; 
Orleans  IV  c.  19.  25 ;  Orleans  V  c.  13.  14.  15. 


16;  GlermontI  c.  14;  Glermont  II  c.  15;  Paris 
lllc.  1.  2;  Lyonllc.  2;  Tours II c.  24.25;  Macon 
I  c.  4;  Macon  II  c  4.  5;  Paris  V  c.  6.  7.  8.  10; 
Rheims  624  c.  10.  16;  Glichy  c.  12;  Ghalons 
c.  6.  7. 

«  Vgl  die  S.  384.  385  angeführten  Stellen. 

^  Elusa  0.  4;  Maeon  I  c.  7;  Bdacon  II  c.  7.  9. 
10.  12;  Auxerre  c.  43;  Paris  V  c.  4;  Rheims 
c.  6  und  Glichy  c.  7. 

^  S.  797  ff.  und  femer  unten  zu  II  des  Textes. 

7  Nissl,  d.  Gerichtsstand  des  Klerus  S.  16. 
17.  Ganz  abgesehen  davon,  dass  er  sich  ledig- 
lich auf  Löning  1,  256  u.  2,  448,  welcher  die 
gedachte  Ansicht  gar  nicht  aufstellt,  beruft,  ist 
dies  aus  den  In  Frage  kommenden  Quellenstellen, 
S.  806  n.  4,  welche  Nissl  zur  Begründung  seiner 
a.  a.  0.  bereits  besprochenen  Auffassung  des 
crimen  als  degradationswürdiger  Handlung  beim 
Klerus  heranzieht,  nicht  erweisbar,  und  weiter 
würde  es  sich  noch  firagen,  welche  der  Tersehie- 
denen,  oft  vorkommenden  Exkommunikationen 
S.  797  ff.  gemeint  ist. 

8  S.  747  ff. 

0  So  die  Prügelstrafe,  Verweisung  in  Kloster, 
Verbannung,  decalvatio,  Vermögenskonflskationf 
Geldbusse,  Verlust  der  weltlichen  Aemter  und 
Verknechtung. 
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bekannt  ^  nnd  kommen  ftlr  die  allgemeine  Entwicklung  nicht  in  Betraclit. 

Was  dagegen  die  Strafen  kirchlichen  Charakters  betrifft,  so  handelt  es  sicli  da- 
bei, abgesehen  von  der  Strafe  der  öffentlichen  Rflge  dnrch  den  Bischof  nnd  der  Auf- 
erlegung von  Fasten^  um  einmalige  Entziehung  derBefugniss  zur  Ausflbung  bestimm- 
ter kirchlicher  Rechte  ^,  nnd  in  allen  diesen  FftUen  um  Verletzungen  äusserer  kirch- 
licher Gebote,  also  Vergehen  leichteren  Charakters,  für  welche  die  vorhin  gedachten 
Alteren  Strafen  offenbar  noch  zu  schwer  erschienen. 

Eine  weitere  Verschiedenheit  gegen  die  frühere  Periode  liegt  darin,  dass  analog 
dem  zun&chst  auf  dem  Boden  des  Beamten-Disciplinarrechts  entwickelten  Strafinittel 
der  Censur^  jetzt  auch  für  die  Laien  derartige  Strafen  festgesetzt  und  zur  Anwendung 
gebracht  werden,  wennschon  es  immer  noch  an  einem  klaren  Bewusstsein  über  den 
Unterschied  der  beiden  Strafinittel,  der  Censur  und  der  poena  vindicativa  fehlte 
Massgebend  dafUr  sind  zum  Theil  dieselben  Momente  geworden,  welche  für  die  Um- 
bildung des  Charakters  der  Exkommunikation  in  Frage  gekommen  waren  <*. 

Die  Unmöglichkeit,  an  der  alten  Vindikativstrafe  der  völligen  Ausstossung  ans 
der  Kirche  festzuhalten,  welche  theils  durch  die  Stellung  der  katholischen  Kircbe  im 
Staat,  theils  durch  ihr  Verhalten  gegenüber  dem  Heidenthum  und  der  Ketzerei  be- 
dingt war^y  hatte  in  Verbindung  mit  dem  in  Folge  der  Verbreitung  des  Christenthums 
gebotenen  Aufgeben  des  alten  strengen  und  rigoristisohen  Strafrechts  dazu  geflihrt, 
dass  der  Exkommunizirte  nicht  mehr  fObr  immer  von  der  Kirche  ohne  jede  Hoffnung 
auf  Wiederzulassung  zum  Oenuss  ihrer  Segnungen  und  ihrer  Heilsgüter,  ausgeschlos- 
sen wurde  K  Nachdem  aber  die  Kirche  ihren  Anspruch,  die  allein  berechtigte  Form 
des  religiösen  Lebens  zu  sein,  zur  Durchführung  gebracht  und  dem  von  ihrer  aktiven 
Gemeinschaft  Abgeschiedenen  die  Möglichkeit  jeder  anderen  Befriedigung  seiner  reU- 
giösen  Bedürfnisse  versagt  hatte,  konnte  sie  denselben  nicht  mehr  lediglich  wie  früher 
seinem  Schicksal  überlassen,  vielmehr  musste  sie  jetzt  in  Konsequenz  der  von  ihr  ge- 
forderten, allein  berechtigten  Stellung  auch  die  Verantwortung  für  das  Seelenheil  des 
von  ihr  Bestraften  übernehmen  und  soweit  ihr  irgend  möglich  war,  die  Besserung 
desselben  herbeizuführen  suchen.   Die  Festhaltung  des  früheren  Standpunktes  ^,  dass 


^  Wegen  des  YorkommenB  der  Prügelstrafe 
und  der  Verweisung  in  ein  Kloster  im  fränkischen 
KlTchenrecht  s.  S.  803  n.  6  und  S.  804  n.  3,  sowie 
auch  das  nachher  in  Retreff  der  Basse  Demerkte. 

2  S.  803, 

>  Hierher  gehört  die  einmalige  Aasschliessung 
vom  Gottesdienst  und  Tom  Abendmahl  zu  Ostern, 
sowie  die  Femhaitang  yom  Gottesdienst  an  einem 
bestimmten  Ort,  S.  803. 

*  S.  756.  766. 

3  Demgemäss  findet  sieb  ebenfalls  nocb  keine 
Spar  von  dem  heutigen  Spraebgebraueb.  Das 
Wort:  censura  bat  Orleans  IV  c  37  (jäbrlicbe 
Abbaltang  der  ProTinzialsynode,  „nt ...  et  cen- 
sura teneatur  et  Caritas'*)  die  Bedeutung  ron :  Dis- 
ciplin,  Rechtsordnung;  In  Toledo  X  c.  3  („duriori 
exstirpare  censura^) :  harte  Bestrafung  (schlecht- 
hin);  in  Toledo  IX  c.  10  (Geistliche  höherer 
Weihen,  welche  helratben  und  Kinder  zeugen, 
„canonioa  censura  damnentut^) :  Bestrafung  nach 
den  Kanones.  Die  Verbindung  excommunica- 
tionls  censura  in  Sevilla  Hell  nnd  Toledo  X  c.  6 
helsst  soviel ,  wie  Strafe  der  Exkommunikation, 


denn  in  beiden  Stellen  ist  der  Charakter  derselboi 
als  Censur  im  heutigen  Sinne  nicht  nachweisbar, 
und  so  versteht  auch  Toledo  XI  c.  15  unter  do 
„censura''  die  Exkommunikation  auf  ein  Jahr,  also 
sicher  eine  Strafe.  Andererseits  wird  aber  auch 
Ton  den  Konzilien  die  Exkommunikation  als 
poena  bezeichnet,  so  exeommunicationis  poena 
in  Elusa  553  c.  4  und  Toledo  TV  c.  1^  Audi 
aus  Chalons  644  o.  666  c.  19  (gegen  Qeistliche, 
welche  obscöne  Chöre  und  Gesänge  an  Festtagen 
in  der  Kirche  zulassen):  „aut  excommunicari 
debeant  aut  disciplinae  aculeum  snstinere"  wird 
sich  nicht  ein  bewusster  Gegensatz  zwlschea  d«r 
Exkommunikation  als  Censur  und  der  poena 
vindicatlTa  entnehmen  lassen,  vielmehr  sind  mit 
dem  letzteren  Ausdruck  offenbar  die  sonstigen 
Disdplinarstrafen  gemeint,  solche  Geistliche 
sollen  also  exkommunizirt  oder  doch  mindestens 
geeigneter  Strafe  unterwerfen  werden. 

e  S.  798.  799. 

^  S.  799. 

8  S.  798. 

»  S.  746. 
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derjenige«  an  welchem  die  darch  Belehrung  und  Ermahnung  geübte  erziehende  nnd 
beflsemde  Thätigkeit  sich  erfolglos  erweist,  aus  dem  Verbände  der  Kirche  definitiv 
ansgesehlossen  wird,  nnd  dass  er  allein  nach  freiwilliger,  durch  die  Busse  bewiesener 
Besserung  seine  Wiederaufnahme  in  den  kirchlichen  Verband  erlangen  kann,  ist  prin- 
cipieil  ffir  eine  Earche,  welche  Zwangsanstalt  geworden  ist  und  sein  will,  nicht  denk- 
bar. Wie  sie  dem  einzelnen  nicht  gestattet,  sich  freiwillig  von  ihr  gänzlich  abzulösen, 
so  muss  sie  ihn,  auch  wenn  sie  ihm  wegen  schwerer  Bflnden  und  Vergehungen  alle 
aktiven  Rechte  in  der  Gemeinschaft  entzieht,  zwangsweise  der  letzteren  zu  erhalten, 
also  auch  im  Wege  des  Zwanges  seine  Besserung  herbeizuftlhren  suchen,  und  kann 
ihm  nicht  die  Freiheit  gewähren,  sich  fortdauernd  von  ihr  fernzuhalten.  Diese  Ge- 
sichtspunkte haben  sich  in  der  hier  fraglichen  Entwicklung  des  kirchlichen  Strafrechts 
geltend  gemacht,  und  zur  Ausbildung  von  Gensuren  auch  für  die  Laien  gefllhrt,  denn 
die  Strafe,  welche  den  Zweck  der  Besserung  als  inmianenten  in  sich  aufiiimmt,  deren 
Handhabung  und  nähere  Anwendung  durch  ihn  bestimmt  wird,  ist  eben  die  Censur  ^ 
Als  solche  war  man  nunmehr  in  der  Lage,  vor  Allem  die  Exkommunikation  zu  ver- 
wenden, da  man  dieselbe  jetzt,  nachdem  mit  ihr  nicht  mehr  eine  völlige  Loslösung 
von  der  Earche  verbunden  war  —  und  in  dieser  Weise  hat  die  kirchliche  Gesetz- 
gebung von  ihr  Gebrauch  gemacht  ^  —  bis  zu  erfolgter  Besserung  oder  bis  zur  Be- 
seitigung des  mit  den  kirchlichen  Ordnungen  in  Widerspruch  stehenden  Verhaltens 
oder  Zustandes  androhen  konnte.  Ja,  von  diesem  Standpunkt  aus  ist  man  sogar  seit 
dem  6.  Jahrhundert,  freilich  zunächst  in  verhältnissmässig  geringerem  Umfang  auch 
dazu  gekommen,  bei  den  Laien  nicht  nur  indirekt  durch  die  Entziehung  der  kirch- 
lichen Rechte  eine  bussfertige  Reue  und  Besserung  zu  erzwingen,  sondern  sie  auch 
unter  Umständen  zwangsweise  bis  zur  erfolgten  Besserung  zur  Verrichtung  solcher 
Busswerke,  in  denen  sich  sonst  die  reumüthige  Gesinnung  zubethätigen  pflegte,  anzu- 
halten, also  auch  die  Poenitenzen  als  Censur  zu  behandeln  3.  Die  anderen  kirchlichen 
StrafmitteH  hat  man  dagegen  nicht  als  Censur  verwendet,  und  selbst  die  Exkommuni- 
kation und  die  Poenitenzen  nicht  völlig  des  Charakters  als  Vmdikativstrafen  entklei- 
det, indem  man  die  erstere  noch  fttr  immer,  d.  h.  auf  Lebenszeit  angedroht  ^  und 
ebenso  die  Poenitenzen  für  diese  Dauer  oder  für  eine  von  vornherein  bestimmte  Zeit 
verhängt  hat^ 

n.  Das  Straf-  und  Disoiplinarstrafrecht  für  die  Geistlichen. 
1.  Die  Straf- nnd  Disciplinarstrafvergehen.  Schon  in  der  Mheren  Periode 
hatte  sich  der  Unterschied  zwischen  den  gewöhnlichen  kirchlichen  Strafvergehen  und 
den  Disciplinarvergehen  der  Kleriker  herausgebildet^.  Gleichzeitig  hatte  aber  die 
fiarche  gewisse  Vergehen  der  ersteren  Art  mit  Rttcksicht  auf  den  schweren  Charakter 
der  Deposition  blos  mit  dieser,  also  mit  einer  Disciplinarstrafe  belegt,  andererseits 
aber  auch  blosse  Disciplinarvergehen  mit  der  allgemeinen  kirchlichen  Strafe  der  Ex- 
kommunikation bedroht  und  sie  damit  zu  allgemeinen  Strafvergehen,  in  der  heutigen 
Terminologie  zu  Amtsverbrechen,  gestempelt^. 

An  dieser  durchaus  rationellen  Ausgestaltung  des  Straf-  undDisciplinarstrafrechtes 
hat  sich  in  der  hier  fraglichen  Zeit  nichts  geändert^.    So  wird  für  gewisse  gemeine 

1  S.  748.  6  S.  798. 

2  S.  798.  «  S.  817.  818. 
«  S.  818.  820.  ^  S.  763. 

^  8.  802,  inBbesondere  aucb  nicht  die  blosse  ^  S.  754. 

AusschllessangTonderAbendmahlggemeinBchaft  ^  Wäre  die  Ansicht  von  Nissl  (S.  806  n.  4) 
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Vergehen  noch  immer  die  Exkommunikation  angedroht  >,  andererseits  aber  aneh  fftr 
bestimmte  Verletzungen  der  Amts-  oder  Standespflichten  ^,  und  diese  werden  damit, 
sofern  die  Exkommunikation  eine  dauernde  ist ',  als  Amtsverbrechen  im  modernen 
Sinne  charakterisirt. 

Mit  der  näheren  Durchbildung  der  kirchlichenVerfassnngseinrichtungen,  der  wd- 
teren  Entwicklung  des  Kultus  und  der  Zunahme  der  Zahl  der  Geistlichen  vermelirt  sieh 
selbstverständlich  auch  die  Zahl  der  Disciplinarvergehen,  indem  die  kirchliehe  Parti- 
kulargesetzgebung,  welche  gerade  in  dieser  Richtung  eine  besondere  Thätigkeit  ent- 
wickelt ^^  für  eine  Reihe  von  Handlungen,  welche  sich  als  Verletzungen  der  die  Amts- 
ftihrung  betreffenden  Pflichten^,  der  Pflicht  der  Treue  und  des  Gehorsams^,  sowie  des 
durch  den  Klerikalstand  gebotenen  Verhaltens  darstellen  ^,  Strafen  festsetzt.  Dass 
sich  andererseits  diese  Anordnungen  mindestens  theilweise  mit  den  VorsehrifleB 
früherer  Konzilien  decken,  ist  erklärlich  genug.  Alles  in  Allem  genommen  zei^  sich 
aber  sowohl  in  den  fränkischen,  wie  auch  in  den  westgothischen  Konzilien  eine  ge- 
wisse Milderung  des  Straf-  und  Disciplinarstrafrechts^.  Es  werden  zum  Theil  jetzt 
an  sich  schwere  Sünden  und  Vergehen,  welche  die  alte  Kirche  mit  harten  Strafen 
bel^  hatte,  bei  den  Klerikern  verhältnissmässig  leicht  gestraft^,  und  namenüich  in 
der  westgothischen  Kirchengesetzgebung  waltet  die  Tendenz  ob,  vor  Allem  gegen  die 
höhere  Geistlichkeit  Schonung  zu  üben,  da  diese  in  manchen  Fällen  weniger  harten 


richtig,  dasB  nach  den  ftuildschen  Quellen  Jede 
degradationevürdlge  Handlung  eines  höheren 
Klerikers  crimen  oder  crimen  capitale  nnd  Jedes 
crimen  desselben  degradationswüidlge  Handlung 
gewesen  ist,  nnd  dass  daher  die  höheren  Kleriker, 
weil  man  sie  der  Strafe  der  Degradation  unter- 
worfen habe,  nicht  mit  der  Exkommunikation 
bestraft  worden  seien,  so  müsste  sich  seit  der 
früheren  Periode  eine  eigenartige  Entwicklung 
vollzogen  haben.  Abgesehen  von  den  schon  a. 
a.  0.  gegen  N  i  s  s  1  dargelegten  Gründen  kommt 
hiör  noch  Folgendes  in  Betracht  In  Orleans  III 
e.  8  werden  als  crimina  capitalia  ausdrücklich 
furtum  und  falsitas  bezeichnet,  also  gewohnliche 
Vergehen, nicht  Amtsvergehen,  und  Orleans  I  c.  9 
bedroht  den  Priester  und  Diakon  wegen  solcher 
mit  Deposition  und  Exkommunikation.  Da- 
mit ist  seine  Theorie  unverträglich.  Agde  e.  50 
und  Epaon  c  22  bestrafen  allerdings  die  höheren 
Geistlichen  wegen  crimina  capitalia  nicht  mit  der 
Exkommunikation,  aber  auch  nicht  allein  mit  der 
Deposition  oder  Degradation,  sondern  zugleich 
mit  der  retrusio  in  monasterium,  verschärfen  also 
die  erstere  Strafe  immerhin,  und  wenn  Orleans 
III  c.  7  nur  die  eben  gedachte  Strafe  festsetzt,  so 
liegt  darin  eben  eine  Milderung,  die  Bestrafung 
eines  gemeinen  Vergehens  mit  blosser  Disoi- 
pllnarstrafe,  wie  sie  auch  früher  vorgekommen  ist. 

^  S.  die  vor.  Anm.,  der  Ehebruch  und  die 
Stupration  der  Magnaten tochter  nach  Toledo  XI 
e.  9 ;  Hochverrath  Toledo  XVI  c.  9.  Ueber  die 
gleichzeitige  Androhung  der  Deposition,  vgl. 
S.  812. 

^  Z.  B.  für  das  Zusammenwohnen  mit  nicht 
nahe  verwandten  Frauen,  Elnsa  &51  c.  2 ;  Ver- 
letzung des  Cölibats,  Orleans  III  c  7,  S.  812  n.  3 ; 
Annahme  der  Weihe  für  ein  nicht  erledigtes  Bis- 
thum  und  Ertheilung  derselben  für  ein  solches, 
Lyon  I  517  c.  5. 


s  Diese  Beschränkung  ist  jetzt  wegen  der  Um- 
bildung des  Begriffs  der  Exkommunikation  (S.  799 
u.  S.  813)  zu  machen. 

«  So  weisen  z.  B.  Tarragona  516,  Valencia  5^ 
Sevilla  I  590,  Merida  666  so  gut  wie  anaechliess- 
lich  nur  Anordnungen  und  Strafbestimmungen 
für  die  Kleriker  auf,  und  in  den  übrigen  Kon- 
zilien überwiegen  sie  Jedenfalls. 

^  Z.B.  schlechte  Verwaltung  der  kirchlicktii 
Prekarien,  Toledo  VI  c.  5 ;  Auxerre  c.  18  feier- 
liche Taufe  ausserhalb  der  Osteizeit. 

6  Vgl.  Orleans  m  c.  11  (Ungehorsam  in  Be- 
zug auf  die  Anordnungen  des  Dienstes),  vgL 
femer  Narbonne  c  10 ;  Toledo  XVI  c.  5.  7. 

^  Nichtzuziehen  der  erforderlichen  Kleriker 
zur  Kontrole  des  Verkehrs  der  Geistlichen  der 
höheren  Ordine  mit  den  Frauen,  Tours  II  c.  19; 
Schmähen  des  verstorbenen  Bischofs,  Me- 
rida c.  17. 

8  Sehr  milde  Strafen  sind  z.  B.  die  Exkea- 
munikation,  d.  h.  die  Suspension  von  der  Auf- 
Übung  der  kirchlichen  Amts-,  wie  auch  der  tD- 
gemeinen  Mitgliedschaftsrechte  (S.  810)  blos  anf 
zwei  Wochen  für  Bischöfe,  welche  das  Kirchengot 
beeinträchtigen,  Toledo  XI  c.  5,  auf  zwei  Mo- 
nate für  soldie,  welche  die  ihnen  unteisteUtes 
Diözesen  mit  Abgaben  beschweren,  Toledo  XVI 
c.  5,  oder  für  den  Bischof,  welcher  dmonistist^ 
Spendung  der  Taufe  und  der  KoaflrmatioB  dol- 
det,  Toledo  XI  c.  8,  während  den  Priester  eias 
dreimonatliche,  den  Diakon  eine  viennonatlichc 
Suspension  triift,  1.  c 

9  So  bedroht  Orleans  III  c.  8  den  Meineid  dei 
Klerikers  In  Prozesssachen  blos  mit  zweijäkiiger 
Exkommunikation  (S.  810),  lehrend  nadi  Basüfl 
ep.  217  (can.  HI)  c.  64  für  Jeden  Meineid  zehn- 
jährige Busse,  als  Bedingung  der  WiederaulhaluBe 
in  die  Kirchengemeinschaft  erfoideilich  lat. 
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Strafen  als  die  mederen  Kleriker  anterworfen  wird.  Die  hierarchischen  Interessen, 
welche  sich  f&r  die  weitere  Ansbildong  des  allgemeinen  kirchlichen  Strafrechts  be- 
Btimmend  erweisen,  zeigen  hier  ihre  Wirkungen  in  anderer  Richtung  ^  in  der  egoisti- 
schen Begfinstignng  der  kirchlichen  Aristokratie. 

2.  Das  Disciplinarstrafensystem.  Wenngleich  die  Kirche  in  dieser 
Zelt  einige  der  früher  von  ihr  gebrauchten  Strafmittel  nicht  mehr  zur  Anwendung 
gebracht^  und  von  ihnen  nur  die  Deposition^,  die  Amtsentsetzung  ohne 
Ausschliessung  aus  dem  Klerikalstande^,  die  Zurllckyersetzung  auf 
eine  niedrige  Weihestufe,  die  Entziehung  des  Amtseinkommens^,  die 
Suspension  von  den  Amtsrechten  und  auch  zugleich  von  den  allge- 

■ 

meinen  kirchlichen  Mitgliedschaftsrechten^  sowie  die  körperliche 
Zfichtigung*^  beibehalten  hat,  so  ist  doch  andererseits  das  Strafsystem  durch  eine 
Beihe  neuer  Strafen  vermehrt  worden.  Es  sind  den  firflheren  jetzt  die  Off ent liehe 
Rüge»,  die  Freiheitsstrafe  in  Gestalt  der  Verweisung  in  ein  BLloster»  und  die 
Auferlegung  voiv  Bussübungen^<),  endlich  auch  in  weiterer  Ausbildung  der 
Suspension  die  partielle  Enthebung  von  der  Ausübung  einzelner  geistlicher 
Funktionen,  Amts-  und  allgemeiner  kirchlicher  Mitgliedschaftorechte^^  hinzugetreten. 
Was  die  gegen  Laien  anwendbaren  kirchlichen  Strafmittel  betrifit,  welche  ebenfalls 
gegen  die  Kleriker  gebraucht  werden  können  ^^,  so  ist  in  Folge  des  veränderten  Cha- 
rakters der  Exkommunikation  ^^  die  wichtige  Aenderung  eingetreten,  dass  diese  nicht 
mehr,  wie  früher,  unter  allen  Umständen  auch  zugleich  die  schwerste  geistliche  Dis- 
ciplinarstrafe,  die  Deposition  in  sich  schliesst^^,  vielmehr  theilweise  die  Bedeutung  und 
die  Wirkung  der  Suspension  erhalten  hat^*. 

In  Folge  dieser  Vermehrung  der  Strafinittel  und  in  Folge  der  gedachten  Aende- 
mngen  hat  sich  auch  der  Kreis  deijenigen  Strafen,  welche  als  Censuren  gegen  die 
Geistlichen  zur  Anwendung  gebracht  werden,  vergrössert,  wennschon  keine  einzige 
diesen  Charakter  ausschliesslich  angenommen  hat.  Ausser  den  schon  früher  als  Cen- 
suren verwendeten  Strafen,  nämlich  der  totalen  Suspension,  der  excommunicatio  fra- 
tema^^  kommen  jetzt  noch  die  partielle  Suspension  ^7,  die  Entziehung  des  Stipendiums 
oder  des  Amtseinkommens  ^^,  die  Auferlegung  von  Busswerken  ^^,  sowie  femer  auch 
die  Exkommunikation '''^^  und  die  Ausschliessung  vom  AbendmahP^  in  Frage. 


1  S.  die  Anführungen  S.  834  n.8;  nach  Me- 
rid«  666  c.  17  hat  für  die  Schm&hnng  des  Ter- 
storbenen  Bi8cho&  der  Priester  eine  drei-,  der 
I>iakoi&  eine  fünf-,  der  Snbdiakon  eine  nenn- 
monaüiche  Basse  zu  leisten. 

Für  die  frankische  Kirche  ergiebt  sich  das 
gleiche  Bestreben  ans  den  Yerhandlungen  über 
die  Bestrafnng  des  Bischofs  Gontameliosus  Ton 
Riez,  welchen  die  Synode  TOn  Marseille  633 
trotz  der  von  ihm  begangenen  Fleisches  ver- 
brechen nur  za  Busse  verurtheilt  hatte,  S.  810 
n.  2  n.  S.  820  n.  6. 

«  8.  811  n.  9. 

^  8.  806  nebst  der  eine  Abart  derselben  bil- 
denden eommunio  peregrhMn  S.  734  n.  5. 

*  8.809. 
5  8.809. 

•  8.  810. 
^  8.  814. 
8  A.  a.  0. 


»  S.  815. 

10  S.  816,  in  der  spanischen  Kirche  ausserdem 
noch  die  Infamie,  die  Yeimogenskonflskation 
und  die  Verbannung,  S.  816. 

11  8.  811,  sowie  die  nur  vereinzelt  vorkom- 
mende Nachbildung  der  gegen  die  Bischöfe  üb- 
lichen sog.  excommunicatio  fraterna  als  Strafe 
für  die  anderen  Kleriker,  S.  811. 

13  ple  Exkommunikation,  die  Ausschliessung 
vom  Abendmahl  nnd  eine  solche  an  einem  be- 
stimmten Festtage,  S.  812.  814. 

13  S.  800.  812. 

1*  S.  812 

lö  S.  813. 

1«  S.  755. 

"  S.  811. 

18  S.  809  n.  8. 

19  S.  818  n.  S.  820  n.  8. 
M  S.  833. 

21  S.  814. 

53* 
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I.  Die  Hierarchie  und  die  Leitung  der  Kirehe  durch  dieselbe. 


[§.  157. 


in.  Allgemeines.  IMe  kircUiche  Gesetzgebtug  hat  mehrfach  bd  Norminiiig 
der  Thatbestände  der  einselneii  Straf-  und  Diaciplinantrafrei^ehen  sich  mit  der  all- 
gemeinen Androhung  einer  Bestrafnng  derselben  begnilgt,  ohne  eine  bestimmte  Art 
der  Strafe  festzusetzen  ^  In  solchen  Fftllen  hatte  die  kirchliche  Disciplinarbehörde, 
also  fQr  die  Regel  der  Bischof^,  nach  Lage  der  Sache  die  entsprechende  Strafe' 
festzusetzen,  nnd  selbst  da,  wo  anscheinend  nähere  Direktiven  gegeben  sind,  haben 
dieselben  praktisch  kanm  eine  Beschränkung  des  freien  Ermessens  gebildet  <. 

Aber  anch  die  frühere,  noch  viel  weiter  gehende  Befugniss  des  Bischöfe,  seiner- 
seits einzelne  Handlungen  der  Laien  und  Kleriker  mit  Strafe  zu  bedrohen,  und  sie 
erst  dadurch  zu  kirchlichen  Straf-  und  Disciplinarvergehen  zu  erheben  ^  ist  trotz  der 
weiter  fortgeschrittenen  Ausbildung  des  kirchlichen  Strafrechts,  als  eine  bei  der 
Flllssigkeit  der  Grenzen  zwischen  Sflnde  und  kirchlichen  Strafi^ei^ehen  im  Interesse 
der  Anfrechterhaltung  der  Kirchendisciplin  unentbehrliche  Ergänzung,  fortbestehen 
geblieben  ^, 


1  Orleans  III  c.  29  (bei  Laien,  welche  die 
Kirche  Tor  dem  Ende  der  Messe  Torlassen  oder 
dem  Gottesdienst  mit  Kriegswaffen  anwohnen) : 
^n  sacerdoüs  potestate  consistat,  qnaliter  eius 
diitrieUone  debeat  castlgare''  (ähnlich  anch  e.  28 
ihid.) ;  Orleans  I  c.  28  (Kleriker,  welche  nieht 
an  den  Litaneien  theilnehmen) :  „secnndnm  ar- 
bitrium  episcopi  ecclesiae  (td.  eeclesiasticam) 
susclpient  dUeipUnam^  (hier  nicht,  wie  Qiitnnter, 
gleichbedeutend  mit  Prügelstrafe  S.  816  n.  4); 
Orleans  IV  c.  2  (Nichtbeachtung  der  Fastenge- 
bote): „tanquam  transgressor  diteiplinae  a  sacer- 
dotlbns  eenseatur*'.  Vgl.  weiter  auch  die  folgen- 
den Anm. 

^  Bei  derartigen  Androhungen  gegen  die 
Bischöfe,  s.  z.  B.  Bordeaux  660—673  c.  4  („si 
contra  ordinem  canonicum  aliquid  adtemtare 
praesumpserint,  canonica  $efit€iUia  noverint  se 
cohercendos"),  die  Synode,  so  auch  ausdrücklich 
Toledo  IV  c  30  (für  Bischöfe,  die  mit  dem  Aus- 
lande Verkehr  unterhalten):  ^apud  concilium 
condigna  animadTersione  mulctabitur^'. 

'  Dass  der  Bischof  dabei  nur  eine  der  in  der 
Kirche  herkömmlichen  Strafen  anwenden  konnte, 
ergeben  die  Ausdrücke  disciplina,  disciplina 
eccleslastiea,  canonica  sententia  (s.  die  yor. 
Anm.) ;  8.  femer  Lyon  II  c.  6  (welches  den  Bi- 
schöfen yerbietet,  das  den  Klerikern  seitens 
ihrer  Vorgänger  zur  Nntznlessung  überwiesene 
Kirchengut  oder  gar  aus  eigenem  Vermögen  ge- 
machte Schenkungen  zu  entziehen):  „Sl  quid 
tamen  culpae  extiterit,  pro  qualitate  personarum 
▼el  regtUa  canonum  prateedenihim  in  per8<ma 
habeatur,  non  in  faeultaU  districtio''. 

^  Wenn  Toledo  IV  c.  48  bestimmt :  ,,obnoxlus 
eidem  magno  concllio "  (d.  h.  Ohalcedon  c.  26, 
c  21  0.  XVI  qu.  7u.  c.  4  Bist.  LXXIX),  so  droht 
der  letztere  ebenfalls  nur  allgemein  kanonische 
Strafen  an. 

Paris  614  c.  3  (Kleriker,  welche  zum  Fürsten 
oder  zu  Mächtigen  ohne  Erlaubniss  des  Bischofs 
gehen  oder  sich  in  deren  Schutz  begeben) :  „no- 
verint se  utrumque  priorum  canonum  sententia 
damnandos'';  Toledo  VII  c.  4  (Uebermässige  Be- 
lastung der  Diöcese  durch  den  Bischof) :  „correp- 
tioni  .  . .  canonum  subiacebit,  qua  constitutio- 
num  synodalinm  tansgressores  priscorum  patmm 


edictis  corripiendos  oportet*',  enthalten  Verwei- 
sungen, welche  an  sich  unbestimmt  sind  und 
auf  eine  Anzahl    nicht   yöllig    gleichlautender 
Kanones  (s.  zu  Paris  c  3  cit  Bd.  III.  S.  221. 
222)  Bezug  nehmen.    Dasselbe  YerhUtniss  wal- 
tet auch  bei  folgenden    Stellen    ob:    Ghalons 
644  u.  666  0.  18  (Feldarbeit  am  Sonntag):  ,Te- 
tera  renovantes  instltulmus,  nt . . .  snb  disei- 
plina  dlstrictionis  omnlmodis  corrigatni*,  womit 
Orleans  III  c.  28  in  Bezug  genommen  ist,  welches 
ebenfalls  nur  eine    allgemeine  Strafandrohung 
enthält   Endlich  trifft  das  Gesagte  auch  su  für 
Stellen,   welche  unter  Hinweis  auf  kanonische 
Bestrafung  frühere  Verbote  wiederholen,  so  bei 
den  das  Zusammenleben  der  Kleriker  mit  nidit 
nahen  Verwandtinnen  betreffenden   c.  3  Gler- 
raont  III  549  („derlei  vero  a  proprils  episoopts 
corrigantur^),  o.  8  fi&nk.  Synode  ine.  lod  t.  614 
(„iuxta  arbitrium  pontiflciB  sententia  canonica 
feriatur^),   c.  3  Bordeaux  660—673  („eanonlca 
sententia  indicetui^,  wozu  die  sich  glaiehfalls 
nicht  völlig  deckenden  Verbote  Bd.  I  S.  132  zo 
vergleichen  sind ;  Orleans  I  c  18  (Ehe  mit  der 
Wittwe  des  Bruders  und  mit  der  Schwester  der 
Frau) :  ^^ecclestiastica  districtione  feriatur**  (rgL 
dazu  Elvira  c.  61  und  Neocäsarea  c.  2) ;   Orleans 
IV   c.   29  (Ehebruch  der  Kleriker):    „derids 
districtione  adhibita  mulleres  ipsae,  pront  saeer- 
doti  yisum  füerit,  distriotioni  subiaoeanl^  (Tgl. 
dazu  Elvira  c  18  u.  Orleans  III  c  4),  denn  wenn- 
gleich die  in  ihnen  aufgestellten  Verbote  in  fril- 
heren  Konzilien  mit  Strafen  bedioht  sind,  alte  in 
der  dlstriotio  eccleslastica  oder  sententia  cmnouica 
ein  Hinweis  auf  die  letzteren  gefunden  weiden 
kann,  so  Hessen  sich  diese  doch,  weil  sie  in  Ein- 
zelheiten Ton  einander  abwichen,   nicht  ohne 
Weiteres  anwenden,  vielmehr  war  dies  nar  in 
einzelnen  Fällen  (s.  z.  B.  Bordeaux  elt.  e»  1  und 
dazu  e.  5  MaconI)  möglich. 

f^  S.  745,  S.  747.  Vgl.  femer  fränk.  Synode 
T.  614  (ine.  lod)  c.  11 :  ^Ut  abbates  vel  archi- 
presbyteri  absque  culpa  de  ecelesiaetico  ministe- 
rio  removeri  non  debeant". 

*  Das  ergiebt  sich  daraus,  dass  das  Veibot, 
wegen  geringfügiger  nnd  leichter  Venehuldnn- 
gen  die  Exkommunikation  zu  verhängen,  gerade 
dieser  Zeit  angehört,  S.  747  n.  2. 


§.  258.] 
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§.258.    e.  Die  Ausübung  der  kirchlichen  Straf-  und  DiedpUnaretrafgewaU  gegen 

OeisHtche  und  gegen  Laien, 

I.  Gegen  Geistliche.  In  Betreff  der  AuBübung  der  Disciplinargewalt  über 
die  Kleriker  ist  das  durch  die  älteren  Eonzilienbeschlflsse  und  die  sich  daran  an- 
schliessende Praxis  ausgebildete  Keoht  in  seinen  wesentlichen  Grundlagen  maasgebend 
geblieben. 

Demnach  tlbte  der  Bischof^  auch  jetzt  noch  in  erster  Instanz,  dagegen  in 
zweiter  die  Provinzialsynode ^  und  statt  derselben  ebenfalls  die  National-  oder 
Reichssynode  ^  die  Straf-  und  Disciplinarstrafgewalt  über  die  Geistlichen  aus  ^.  Ver- 
einzelt hat  allerdings  die  kirchliche  Gesetzgebung  den  Versuch  gemacht,  den  Bischof 
bei  der  Handhabung  seiner  erstinstanzlichen  Jurisdiktion  über  die  höheren  Klassen 
der  Kleriker  hinsichtlich  der  Verhängung  der  schwersten  Strafe,  der  Absetzung,  um 
diese  vor  willkürlicher  Behandlung  zu  schützen^,  an  bestimmte  Schranken  zu  binden®. 
Dies  ist  aber  weder  von  dauerndem  Erfolg  gewesen,  noch  haben  die  betreffenden 
Vorschriften  allgemeine  Geltung  erlangt^. 


t  Orleans  Y  549  c  5;  Clermont  II  649  c.  3, 
vgl.  auch  S.  763. 

s  Orleans  III  c.  20 :  „81  qnls  derlcorum  oiroa  se 
ant  dlstrlcüoneni  aut  tractionem  episcopi  sni 
putat  Inlastam,  iux^  antiquas  Constitution  es  re- 
cnrrat  ad  synodmn^;  Rheims  &li  o.  626  c.  6 
f  Clichy  c.  6).    S.  femer  o.  S.  763. 

3  Da  diese  sowohl  in  der  fränkischen  wie  auch 
in  der  westgothischen  Kirche  die  Bedeutung  der 
Provinzialsynoden  wesentlich  geschmälert  haben, 
Bd.  III.  S.  476. 

^  Deshalb  wird  In  den  Konzillen  dieser  Zelt,  s. 
Anm.  2,  als  zweite  Instanz  schlechthin  die  syno- 
dns,  worunter  sowohl  die  Provlnzial-  als  auch 
die  National  -  Synode  verstanden  werden  kann, 
bezeichnet. 

Principlell  wäre  eine  Berufung  von  der  Pro- 
vinzial  -  Synode  an  das  National-  oder  Reichs- 
Konzll  als  das  höhere  Synodal-Organ  nicht  aus- 
geschlossen gewesen,  doch  ist  In  den  Quellen 
dem  letzteren  nirgends  die  Stellung  einer  regel- 
mässigen dritten  Instanz  beigelegt 

5  Dass  eine  solche  seitens  der  Bischöfe  oft 
genug  Torgekommen  sein  muss,  erglebt  nicht  nur 
conc  Inc.  loci  v.  614  c.  11  (S.  836  n.  6),  sondern 
auch  das  mehrfach  wiederholte  Verbot  von  Ver- 
scbwörungen  der  Kleriker  gegen  ihren  Bischof, 
Orleans  III  c.  21  (c  25  G.  XI  qu.  1);  Rhelms 
624  0.  625  c.  2  und  Clichy  625  c  3,  welche  oft 
genug  Ihrerseits  zu  Gewaltthätigkeiten  gegen 
denselben  geschritten  sind,  vgl.  Roth,  Bene- 
flzialwesen.  Erlangen  1850.  S.  261:  Lönlng, 
^  490.  491. 

^  Nach  Tours  II  667  c.  7 :  „Ut  episcopus  nee 
abbatem  nee  archipresbyterum  sine  omnlum  con- 
presbyterorum  et  abbatumeonsllio  de  loco  suo  prae- 
sumat  ellcere  neque  per  praemia  allum  ordinäre, 
nisi  facto  consUlo  tarn  abbatum  quam  presbyte- 
rorum  suorum,  quem  culpa  aut  negligentia  eilcit, 
cum  omnlum  presbyterorum  eonsillo  refutetui'', 
soll  zur  Absetzung  eines  Abtes  oder  Rrzpilesters 
(Bd.  U.  S.  266  n.  2)  der  Belrath  der  übrigen 


Priester  und  Aebte  eingeholt  werden ;  Ja  c.  21 
Orleans  III  dt.  („sed  res  deteeta,  cum  In  synodo 
ventum  fuerit.  In  praesumptoribus  iuxta  perso- 
narnm  et  ordinum  qualltatem  a  pontlflclbus,  qul 
tunclnunum  collect!  fuerint,vlndicetui'')  verweist 
die  Aburtheilung  der  Yersohwörungen  der  Geist- 
lichen gegen  den  Bischof  vor  die  (Provinzlal-  oder 
Reichs-)  Synode.  In  der  westgothischen  Kirche 
hat  das  Provlnzialkonzil  von  Sevilla  II  619  c.  6 
(c.  1  0.  XV  qu.  7  c.  c.  2  Dist  LXVII)  angeord- 
net :  „ut  iuxta  priscorum  patrum  synodalem  sen- 
tentlam  nuUus  nostrum  sine  concilil  examine 
deilclendum  quemlibet  presbyterum  vel  diaco- 
num  audeat^,  also  die  Absetzung  der  Priester 
und  Diakonen  in  erster  Instanz  vordleProvlnzlal- 
synode  verwiesen. 

'  Dass  die  Vorschrift  von  Tours  II  o.  7  clt. 
Jedenfalls  später  nicht  beobachtet  worden  ist, 
erglebt  Paris  614  c.  4  (Friedrich,  drei  un- 
edlrte  Konzillen  u.  s.  w.  S.  10):  „ut  sl  episcopus 
. .  .  aut  per  iracundlam . .  aut  per  pecunlam  abba- 
tem  ...  de  loco  suo  eiecerlt  non  canonice,  111c 
abbas  recurrat  ad  synodum",  welches  durch  Ver- 
weisung auf  die  Synode  als  zweite  Instanz  die 
einseitig  vom  Bischof  verfügte  Absetzung  an  sich 
als  gültig  anerkennt.  Auch  die  speclelle  Kom- 
petenzvorsohrift  von  Orleans  III  c.  21  wird  In 
Rhelms  624  c  2  und  Clichy  c.  3  (c.  vor.  Anm.) 
nicht  wiederholt.  Die  Anordnung  des  clt.  Kon- 
zils von  Sevilla  konnte  dagegen  als  von  einer 
Provlnzlal- Synode  erlassen  keine  allgemeine 
Bedeutung  für  die  Kirche  des  Westgothenreichs 
beanspruchen.  Wenn  Kober,  Deposition  S.  308 
eine  solche  Geltung  wegen  der  Erwähnung  der 
„secunda  synodus''  in  Toledo  IV  c.  28,  S.  807 
n.  2  behauptet,  so  ist  einmal  die  Lesart  nicht 
sicher,  da  statt  secunda  auch  sancta  synodus  vor- 
kommt, und  abgesehen  davon  die  Erwähnung  der 
„zweiten  Synode^  sich  auch  daraus  erklären 
würde,  dass  in  der  Stelle  zunächst  der  Absetzung 
des  Bischofs  gedacht  Ist.  Dagegen  spricht  auch, 
dass  Toledo  XI  v.  675  c.  7,  S.  819  n.  6,    bei 
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Für  die  kirchlichen  Straf-  nnd  Disciplinarvergehen  der  Bischöfe  bildete  da- 
gegen die  ProvinziaUynode  ^  nach  wie  vor  die  erste  Instanz.^,  indessen  tritt  jetzt 
vielfach  ^  ftlr  dieselbe  die  Reichs-  oder  National-Synode  an  die  Stelle  \  wennschon 
sie  auch  vereinzelt  die  Funktion  der  Appellationsinstanz  für  die  ürtheile  der  Provin- 
zialsynode  geübt  hat  ^. 

Die  gedachten  synodalen  Organe  waren  übrigens  als  Disciplinarbeliörden  auch 
f^r  die  Metropoliten  und  die  Bischöfe  höherer  Btellnng  (als  solche  kamen  allerdings 
für  das  Frankenreich  blos  der  Erzbischof  von  Arles  als  p&pstlicher  Vikar*,  für  die  west- 
gothische  Kirche  allein  der  Erzbischof  von  Toledo  als  Primas^  in  Betracht)  znatftndig^. 

Für  die  Bethätigung  der  oberstrichterlichen  Stellung,  welche  der 
römische  Bischof  seit  dem  5.  Jahrhundert  im  Abendlande  zur  Anerkennung  gebracht 


geheimer  Verhandlung  und  Be8tnfung  die  Zu- 
ziehung zweier  oder  dreier  Bbchöfe  vorschreibt. 

1  S.  0.  S.  765.  769. 

^  Greg.  Turon.  lY.  26 :  ^apiid  urbem  Sancto- 
nicam  (Salutes  563)  Leontius  (y.  Bordeaux)  con- 
gregatis  provinclae  suae  episcopls,  Emerlum  ab 
eplsoopatu  depullt,  adserens,  non  canonice  eum 
fulsse  huio  honori  donatum^.  8.  femer  Toledo 
IV  c.  3,  Bd.  m  S.  475  n.  7  u.  ibid.  c.  28,  o. 
S.  807  n.  2. 

3  Abgesehen  tou  den  vereinzelt  eine  solche 
Kompetenz  ausübenden  Primatialsynoden ,  vrle 
der  von  Marseille  533,  welche  den  Bischof  Con- 
tumeliosus  v.  Riez  abgesetzt  bat,  H  e  f  e  1  e  2, 752, 
vgl.  auch  Bd.  m  S.  512. 

*  Von  fränkischen  Synoden,  auf  welchen  es 
sich  anscheinend  um  rein  kirchliche  Disciplinar- 
vergehen gehandelt  hat,  gehören  hierher  Paris 
551  (betr.  d.  Bischof  Saffarlcus  v.  Paris).  Maus! 
9,  739 ;  Ohalons  644—650  c.  20 :  „  Agap'lum  vero 
et  Bobonem  Diniensis  urbis  episcopos  pro  eo  quod 
ipsos  contra  statuta  canonum  in  multis  conditio- 
nibus  errasse  vel  dellquisse  cognovimus,  ipsos 
iuxta  teuerem  canonum  ab  omni  eplscopatus  or- 
dine  decrevimus  degradare''.  Weiter  können  auch 
diejenigen  Konzilien  hierher  gezählt  werden,  bei 
denen  den  Bischöfen  weltliche  Grimlnalvergehen 
vorgeworfen  waren,  die  Synode  diese  aber  unter 
dem  Gesichtspunkt  von  kirchlichen  Vergehen  als 
Disdplinargericht  abzuurtheilen  hatte  (vgl.  unten 
S.  260),  so  Lyon  667,  Gregor.  Turon.  V.  20  (Ab- 
setzung der  Bischöfe  Salunius  v.  Embrun  und 
Sagittarius  v.  Gap)  Chalons  579,  1.  c  V.  27  (betr. 
dieselben)  Paris  577,  1.  c.  V  18  (Prätextatus  v. 
Ronen),  Macon  U  585,  1.  c.  VIII  2D:  „Ursicinus 
Gadurcensis  episcopus  excommunioatur  (vgl.  auch 
S.  811  n.  4);  Chalons  603,  Fredegar.  chron.  a. 
603,  M ans i  10,  493. 

In  Betreff  der  westgothischen  Kirche  vgl.  S.  809 
n.  6,  Toledo  X  656,  Mansi  11,  40;  Toledo  XVI 
693  c.  9  u.  decr.  iudicii  (Absetzung  des  Erz- 
bischofs Sisbert  v.  Toledo  wegen  Hochverraths). 

^  So  in  der  westgothischen  Kirche,  s.  das 
schon  S.  809  n.  6  citirte  exoemplar  iudicii 
(Dahn,  Könige  VI.  2.  Aufl.  S.615)  des  VI.  Kon- 
zils V.  Toledo  V.  638:  „quod  dudum  in  coneilio 
Spalensi  (PiovinzialkonzU  SevUla  619)  Marti- 
anus  Astigitanus  ecclesiae  episcopus  falsis  cri- 


minibus  exauotoratus,  ad  universalis  pzaeaentis 
concilii  confugit  remedium  purgandus  indigno- 
que  questu,  ut  iudicium  damnationis  suae  re- 
tractaretur  est  deprecatus.  Jam  enim  in  prae- 
cedenti  universali  coneilio  (d.  h.  das  Toletanische 
V.  636)  ex  parte  fuerat  auditus  et  gradui  tantnm 
non  loco  restitutus,  quoniam  angustia  tempoiis 
ne  ad  plenum  negotium  suum  ventilaretor  fae- 
rat  interceptum'',  wonach  also  die  auf  dem  5. 
Konzil  nicht  vollständig  in  der  Berufungsinstanz 
erledigte  Sache  endlich  auf  dem  6.  Konzil  zum 
Abschluss  gebracht  ist.  Wenn  Dahn  Könige  VL 
(2.  Aufl.)  S.  372  die  spanlscfle  Kirche  einen  alteu 
Kanon  in  Erinnerung  bringen  lässt,  dass  der  ex- 
kommunicirte  Geistliche  nur  an  ein  zahlreicheres 
Konzil,  nicht  an  den  König  appelliren  solle,  so 
beruht  dies  darauf,  dass  er  c.  35  der  Sammlung 
des  Martin  v.Braga,  welcher  c  12  Antioch.  S.766, 
reproduzirt,  für  einen  selbstständigen  KonzQs- 
beschluss  gehalten  hat. 

Für  das  Frankenreioh  lässt  sich  ein  Analogen 
nicht  nachweisen,  es  hat  also  hier  an  einer 
regelmässigen  zweiten  Instanz  gefehlt  Dass 
eine  Nationalsynode  den  Disciplinarspruch  einer 
ftüheren,  namentlich  auf  Veranlassung  des  Herr- 
schers, wie  dies  Im  römischen  Reich  geschehen 
ist  (S.  765),  revidirt  hätte,  ist  nicht  vorgekommen, 
die  Synode  von  Paris  551,  betr.  den  Bischof 
Saffaricus,  Mansi  9,  739;  Hefele  3,  7,  bietet 
kein  Beispiel,  wie  es  scheinen  könnte.  Die  ein- 
gehende Beschäftigung  mit  dem  früheren  ürtheil 
und  dem  früheren  Geständniss  des  Verurtiieilteii 
hatte  nur  den  Zweck  behufs  der  Wiederhesetzung 
des  Bisthums  Paris  die  Vakanz  desselben  festzn- 
stellen. 

6  Bd.  I.  S.  588;  Löning2, 154. 

^  Bd.  I.  S.  591. 

8  Besondere  Bestimmungen  finden  aich  nichtr 
Den  Erzbischof  V.  Bragahat  die  X.Synode  v.  Toledo 
656,  Mansill,  40  zum  Verlust  seines  bisehöf- 
lichen Amtes  und  zu  ewiger  Busse  verortheilt, 
und  der  Erzbischof  und  Primas  Sisbert  v.  Toledo 
ist  von  der  XVI.  (National-)  Synode  von  Toledo 
abgesetzt  worden,  s.  Anm.  4a.  £.  Für  das  Franken- 
reich  ergiebt  sich  dies  insbesondere  daraus,  dass 
Pelagius  I.,  als  sich  der  Bischof  Sapaudns  v.  Aries 
auf  Klage  eines  seiner  Sufltaganbischöfe  kraft 
Befehls  des  Königs  Childebert  ^em  Pzovinzlal- 
konzil  hatte  stellen  müssen,  beim  König  Protest 
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hatte  ^,  war  gegenüber  der  Oeschlossenheit  der  fränkischen  und  westgothisohen  Kirche 
ao  gut  wie  gar  kein  Baum  ^,  umsoweniger,  als  nach  dem  fränkischen  Staatsrecht  ein 
Angehen  des  römischen  Stuhles  allein  mit  Zustimmung  des  Königs  ^  statthaft  war  4, 
Beim  Mangel  dahin  gehender  Bestimmungen  und  näherer  Nachrichten  wird  man 
offenbar  anzunehmen  haben,  dass  es  sowohl  hinsichtlich  der  örtlichen  Zuständigkeit^, 
wie  auch  betreffs  der  Einleitung  des  kirchlichen  Verfahrens^  und  des  Verfahrens 


gegen  die  Unterwerfung  des  YikaTS  unter  das  er- 
wähnte Konzil  erhob,  ep.  ad  Childeb.  (657 — 668, 
Jaff  tf  II  ed.  n.  948;  Mansl  9,  726):  „. .  mlra- 
mur,  quia . . .  psssi  estis  subripi  TObis  Sapaudum 
.  .  .  Arelatensis  civitatis  antistitem  cnius  ecdesia 
in  regionibus  Oalilcanis  primatus  privilegio  et 
sedis  apostolieae  vioibus  decoratur,  ad  petitionem 
cpiscopi  ah  ipso  ordinati  in  iudieium  sequentis 
ofritatis  episcopi,  qnod  nulla  ecdesiastica  lege 
vel  ratlone  coneeditur,  iudicandnm  iuberetis  oo- 
currere  ut  ipso  de  conculcato  loci  sai  praeiudioio 
conquerente,  ülum  qui  usorpavit,  necesse  sit, 
de  illidta  praesumptione  culpari";  ob  mit  Er- 
folg steht  beim  Mangel  an  Nachrichten  fiber  den 
weiteren  Yerlauf  der  Angelegenheit  dahin,  ist 
aber  kaum  wahrscheinlich. 

1  S.  784. 

3  Für  die  westgothische  Kirche,  deren  Yerkehr 
mit  Rom  in  den  ersten  Zeiten  nach  dem  Glaubens- 
wechsel (689),  namentlich  zur  Zeit  Gregors  I. 
noch  ein  reger  war,  liegt  nur  ein  einziges  Beispiel 
vor,  die  Entscheidung  des  von  dem  genannten 
Papste  abgesendeten  defeusor  Johannes  ▼.  J.  603 
in  der  Angelegenheit  des  Bischofs  Januarius  y. 
Malaga,  nach  welcher  dieser,  weil  er  von  seinen 
Kollegen  ungerecht  abgesetzt  worden  war,  unter 
gleichzeitiger  Bestrafung  derselben  wieder  resti- 
tuirt  wurde,  ep.  XIII.  46  mit  der  sententia  Joannis 
defensoris  ed.  Ben.  2,  1260.  1266,  sowie  die 
gleichzeitige  Beauftragung  des  genannten  Legaten 
mit  der  Verhandlung  eines  ebenfalls  abgesetzten 
Bischofs  Stephan,  welcher  anscheinend  nicht  yor 
das  zustandige  Provinzialkonzil  yorgeladen  war, 
lind  sich  an  den  Papst  gewendet  hatte,  ibid.  XU. 
45  capitulare  II,  1.  c  p.  1264 :  „quia  neque  in- 
vitus  ad  iudidum  trahi  neque  ab  episcopis  alieni 
condlii  debnit  iudicari . . .  Contra  haec  si  dictum 
fuerit,  quia  nee  metropolitam  habuit  nee  patriar- 
chAm,  dicendum  est,  quia  a  sede  apostolica,  quae 
omnium  ecclesiarum  caput  est,  causa  haec  audi- 
enda  ac  dirimenda  fuerat,  slcut  et  praedictus 
episcopuB  dignosdtur,  qui  eplscopos  alieni  con- 
cilli  habuit  omnino  suspeotos'^  Dass  König  Wi- 
tika  den  Rekurs  nach  Rom  durch  Gesetz  aufgeho- 
ben hat,  ist  zwar  unerweislioh,  Dahn,  Konige 
iL  Germanen  6, 169 ;  6  (2.  Aufl.)  S.406,  indessen 
ist  wohl  bei  den  seit  der  Mitte  des  7.  Jahrhunderts 
seltener  gewordenen  Berührungen  mit  Rom  ein 
solcher  kaum  mehr  vorgekommen. 

8  Vgl.  Gregor  Turon.  V.  31  in  Betreff  der  von 
dem  Konzil  v.  Lyon  667  abgesetzten  Bischöfe 
Salunius  uud  Sagittarius  (S.  838  n.  4) :  „ At  illl, 
cum  adhuc  propitium  sibi  regem  esse  nossent, 
ad  eum  accedunt  implorantes  se  injuste  remotos 
sibique  tribui  licentiam  ut  ad  papam 
nrbisRomae  accedere  debeant  Qui  aooe- 
dentes  coram  papa  Joanne  (III),  exponunt,  se 
nullius  rationis  existentibus  causis  dimotos.  Hie 


vero  ad  regem  epistolas  dizlglt,  in  quibus  locis 
suis  eosdem  restitui  iubet.  Quod  rex  sine  mora, 
castigatos  prius  verbis  multls  implevit".  Dass 
es  sich  hier  um  einen  aussergewöhnlichen  Schritt 
handelt,  zeigt  der  Bericht  Weiter  ergiebt  sich 
daraus,  dass  der  Papst  selbst,  luraft  seines  oberst- 
riohterlichen  Rechts,  also  auch  in  diesem  Falle 
nicht  unter  Beachtung  der  Vorschriften  des  Kon- 
zils von  Sardika  (S.  777)  das  frühere  Urtheil 
anfigehoben  und  eine  andere  Entscheidung  ge- 
troffen hat,  welche  demnächst  auch  von  König 
Guntram,  nachdem  einmal  seitens  desselben  die 
Berufung  gestattet  war,  als  massgebend  anerkannt 
worden  ist.   S.  übrigens  auch  noch  unten  $.  260. 

Aus  der  ganzen  Merovingerzeit  ist  dies  der 
einzige  bekannte  Fall  einer  Bethätigung  der  ober- 
sten Disciplinargewalt  des  Papstes  über  die  £rän- 
kische  Kirche.   Vgl.  auch  die  folgende  Anm. 

^  Die  Entscheidung  der  Synode  v.  Marseille 
V.  633,  nach  welcher  der  Bischof  Contumeliosus 
v.  Riez  wegen  Fleisohesvergehen  zur  Busse  in 
einem  Kloster  verurtheilt  worden  war,  ist,  wie 
die  drei  Briefe  des  Papstes  Johanns  II  v.  634, 
Jafftflled.  n.  886— 888;  M  an  si  8,  807.  809 
ergeben,  dem  letzteren  (wahrscheinlich  von  dem 
versitzenden  päpstlichen  Vikar  Cäsarius  v.  Arles) 
mitgethellt  worden.  Nachdem  der  Papst  noch 
als  weitere  Strafe  die  dauernde  Suspension  von 
dem  bischöflichen  Ordo  (nicht,  so  Hefele  2, 
763,  die  Absetzung)  angeordnet  hatte,  und  diese 
von  einer  anderen  Synode  gegen  den  Bischof  aus- 
gesprochen worden  war,  hat  letzterer  seinerseits 
nochmals  an  den  Papst  Agapet,  welcher  eine 
neue  Untersuchung  durch  ein  von  ihm  zu  beauf- 
tragendes Gericht  verfügt  hat,  Berufung  einge- 
legt ep.  Agapiü  I  v.  635,  Jafftf  n.  890,  Mansl 
8,  866;  vgl.  Hefele  2,  763  ff.  Das  Eingreifen 
des  Papstes  in  dieser  Angelegenheit,  welcher 
mit  der  schon  sdt  dem  6.  Jahrb.  in  dem  Yikari- 
atsbezirk  geübten  Praxis  in  Einklang  stand,  S.  784 
n.  1,  widerlegt  weder  das  im  Text  noch  das  zu 
Ende  der  vor.  Anm.  Gesagte,  denn  zur  Zeit  dieser 
Vorgänge  war  der  betreffende  Theil  Südgalliens 
noch  gothisch,  gehörte  also  noch  nicht  zum  Fran- 
kenreich. 

5  S.  769. 

^  Es  ist  dabei  verblieben,  dass  ein  solches  auf 
Erhebung  einer  Anklage,  auf  Selbstanzeige  oder 
Geständniss,  im  Fall  der  Offenkundigkeit  oder 
auch  in  Folge  eines  Einschreitens  von  Amts- 
wegen eintreten  konnte,  S.  770  ff. 

Was  1 .  die  Anklage  betrifft,  so  schliesst  Rheims 
624  u.  626  c  15  (Clichy  o.  17)  Sklaven  von  dem 
Recht  der  Anklage  aus  und  fordert  Zurückweisung 
des  Anklägers,  welcher  nach  misslungenem  Be- 
weise der  Beschuldigung  eines  crimen  noch 
wegen  eines  zweiten  Anklage  erheben  will.  Dass 
man  sich  auch  Jetzt  weniger  eng,  als  früher  ai« 
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selbst  im  Wesentlichen  bei  dem  frttheren  Rechte  verblieben  ist.  £ine  Einwirkimg  des 
germanischen  Rechts  auf  das  letztere  zeigt  sich  allerdings  insofern,  als  die  Eorclie  in 
dieser  Zeit  den  germanischen  Reinigangseid  in  ihr  Recht  aufgenommen  hat  ^  Es  lag 
sicherlich  unter  einem  Rechtszustand,  bei  welchem  der  Angeklagte  imweltUehenPro- 
zess  sowohl  die  Befugniss  wie  auch  die  Pflicht  hatte,  auf  die  erhobene  Anklage  sdne 
Unschuld  durch  seinen  Eid  und  den  seiner  Eidhelfer  darzuthun,  nahe  genug,  dass 
sich  Geistliche,  gegen  welche  ein  Disciplinarverfahren  erO&et  war,  ebenfidla  erboten, 
die  gegen  sie  vorgebrachten  Beschuldigungen  eidlich  abzulehnen  2,  und  die  Kirche 
konnte  dem  unter  feierlicher  Anrufung  Gottes  an  geweihter  Stätte  und  auf  die  Reli- 
quien abgegebenen  Eid  ihrer  Diener  umsoweniger  eine  Bedeutung  absprechen,  als  in 
ihren  Kreisen  die  Anschauung  obwaltete,  dass  Gott  die  Leistung  eines  Meineides  an 
dem  gedachten  Orte  nicht  zulassen  und  auf  diese  Weise  die  Wahrheit  an  den  Tag 
bringen  werde  3.  Immerhin  ist  aber  von  einzelnen  Kreisen  mit  Rücksicht  darauf,  dass 
die  alten  Konzilien  einen  derartigen  Eid  nicht  kannten,  die  Einführung  des  Reinignngs- 
eides  in  das  kirchliche  Recht  als  unstatthaft  bekämpft  worden^,  ohne  daas  freilieh 


den  römischen  Anklageprocess  anschloss,  lag  auf 
germanischem  Boden  nahe  genug.  So  hat  man 
wohl  von  dem  Libell  abgesehen  und  nach  Prü- 
fung der  Person  des  Anklägers  und  nach  Erhe- 
bung der  Anklage  die  Zeugen  yernommen  und 
sonstige  Untersuchungen  angestellt,  vgl.  Toledo 
VI  638  c.  11 :  „ideo  quisquis  a  qnolibet  crimi- 
natur  non  antea  accusatus  suppUdo  dedicetur, 
quam  aocusator  praesentetur  atque  legnm  et  cano- 
num  sententiae  exqiilrantur,  nt  si  indigna  ad 
accusandum  persona  invenitur,  ad  elus  accusa- 
tionem  non  iudicetur,  nisi  ubi  pro  capite  regiae 
maiestatis  causa  versatur^';  s.  ferner  das  cit. 
oxempl.  V.  Toledo  VI.  8.  838  n.  ö.  Wegen  der 
Anklage  durch  den  Konig,  s.  unten  $  260.  —  In 
Anhalt  an  die  älteren  Kauones  (S.  Ü^  n.  6)  be- 
stimmt Braga  II  572  c.  8:  „Placuit,  ut  si  quis 
aliquem  clerlcorum  in  accusatione  fomlcatlonis 
impetlt,  secundum  praecepti  apostoli  Pauli  dao 
vel  tria  testimonia  requirentur  ab  lllo.  Quod 
si  non  potuerit  datls  testimonils  approbare  quae 
dixlt,  excommunicationem  accusatl  accusator 
excipiat''.  Dass  man  auch  im  Frankenreiche 
diese  Kauones  angewendet  hat,  zeigt  Gregor 
Turon.  V.  49  über  die  gegen  ihn  seitens  des  Kö- 
nigs GhUperich  und  des  Bischofs  Berthram  von 
Bordeaux  erhobene  Anklage,  diesen  letzteren 
und  die  Königin  Fredegunde  verleumderisch  des 
Ehebruchs  bezichtigt  zu  haben.  Nachdem  er  diese 
auf  der  Synode  zu  Bemi  zw.  577  u.  681  (Hef  el  e 
3,  34)  widerlegt  hatte,  erklären  die  Bischöfe  dem 
König :  „0  rex,  quid  nunc  ad  te,  nisi  ut  cum  Ber- 
thramno  accusatore  fTatrls  communione  priveris. 
Et  ille,  non,  inquit,  ego  nisi  ^[audita  narravl. 
Quaerentibus  Ulis,  quis  hoc  dlxerit,  respondit, 
se  haec  a  Leudaste  audisse.  Ille  autem  secun- 
dum inflrmitatem  vel  consllii  vel  propositionis 
suae  iam  fngam  inhlerat.  Tnnc  placuit,  Omni- 
bus sacerdotibus,  ut  sator  scandali,  infltiator  re- 
ginae,  accusator  episcopi,  ab  omnibus  arceretur 
eoclesiis,  eo  quod  se  ab  audientia  subtraxisset''. 
2.  Der  Verurthellung  auf  öffentliches  Geständ- 
niss  wird  erwähnt  Gregor  Turon.  VIII.  20,  s. 
0.  S.  838  n.  4.  Ferner  hat  die  X.  Synode  v.  To- 


ledo 656  den  Erzbischof  Potamius  t.  Braga  auf 
seine  schriftliche  Selbstanklage  zu  beständiger 
Busse  verurtheilt,  Man  si  19,  40. 

3.  Die  Einleitung  des  Verfahrens  von  Amts- 
wegen ergiebt  Gregor  Turon.  IV,  26,  s.  S.  838  n.  2 
und  auch  Marseille  533  n.  2,  H  e  fei  e  2, 752 :  „Cum 
ad  civitatem  Massiliensem  piopter  requirenda  et 
discutienda  ea  quae  de  .  .  Oontumelioso  episcopo 
fuerunt  divulgata,  sacerdote«  domini  convenissent, 
residentibus  ss.  episcopls,  cum  grandl  diligentia 
discussis  Omnibus  secundum  quod  gesta  quae 
nobis  praesentibus  facta  sunt,  continent  multa 
turpia  et  inhonesta  .  . .  Gontumeliosus,  oonvie- 
tas  ore  proprio,  se  confessus  est  perpetrasse ;  ita 
ut  non  solum  revincere  testes  non  potuerit,  sed 
etiam  publice  ...  In  terram  se  proiiciens  clama- 
verit,  se  graviter  In  deum  et  in  ordlne  pontiflcaU 
peccasse''. 

1  Gegen  die  namentlich  von  Hildenbrand, 
d.  purgatio  canonica  u.  vulgaris.  München  1841. 
S.  42  ff.  vertretene  Meinung,  dass  der  kirchliehe 
Reinigungseid  sich  In  der  Kirche  selbetstindig 
ausgebildet  habe,  so  auch  A.  Molltor,  kanoo. 
Gerichtsverfahren  S.  50  ff.;  Strippelmann, 
die  nothwendigen  Eide.  Gassei  1857.  S.  202; 
Richter-Dove-Kahl,  K.  R.  8.  Aufl.  $.226 
n.  9  vgl.  Löning  2,  503. 

2  Vgl.  hierzu  Löning  2,  501. 

3  Löning  2,  497 ff. 

*  So  von  Gregor  v.  Tours ,  allerdings  nur  io 
der  Theorie,  vgl.  bist.  Turon.  V.  49.  Hier  er- 
zählt er  mit  Bezug  auf  die  gegen  ihn  erhobene 
Anklage  (S.  839  n.  6),  dass  auf  die  Production 
von  Hörigen  und  Sklaven :  „tnnc  cuncHs  dicentl- 
bus :  Non  potest  persona  inferior  super  sacerdotem 
credi,  resistit  ad  hoc  causa,  ut  dictis  missis  in 
tribus  altaribus,  me  de  bis  verbis  exuerem 
sacramento.  Et  licet  canonlbus  essent 
contraria,  pro  causa  tamen  regia Impleta sunt^ 
Femer  1.  c.  VIII.  40  (in  Betreff  einea  gewissen 
Pelagius,  eines  Laien,  welcher  Leute  der  ESxchß 
überfallen  und  beraubt  hatte) :  „eum  a  oomma- 
nione  suspendi . . .  At  ille  electisXII  viris,  uthoc 
scelus  periuraret,  advenit.    Sed  cum  ego  nullnsi 
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dadnreh  die  einmal  in  FluBS  gekommene  Entwicklang  aufgehauen  worden  wäre^ 
Aber  abgesehen  davon,  dass  die  Kirche  die  eidliche  Bekrftftigang  des  Eides  durch 
eine  bestimmte  Zahl  von  Eidhelfem  fallen  ^  liess,  gewährte  sie  dem  Angeklagten,  ab- 
weichend von  dem  weltlichen  Prozess,  kein  Recht,  der  Anklage  durch  seinen  Eid  als 
Hauptbeweismittel  zu  entgehen,  verlangte  vielmehr  von  ihm  die  Ableistung  eines 
solchen  Eides  unter  der  Voraussetzung,  dass  er  durch  andere  Beweismittel  der  ihm 
zur  Last  gelegten  Strafthat  nicht  überfuhrt  war,  und  es  weiter  erforderlich  schien, 
den  gegen  ihn  entstandenen  Verdacht  mit  Rücksicht  auf  seine  Stellung  als  Geistlichen 
zu  widerlegen  K 

Es  ist  behauptet  worden,  dass  dieser  Zeit  die  nachmaligen  censurae  oder  poenae 
latae  senUrUiae  nicht  unbekannt  gewesen  sind^.  Für  die  fränkische  Kirche  erscheint 
dies  nicht  richtig,  vielmehr  finden  sich  hier  nur  vereinzelt  Disciplinarstrafen  in  einer 
Weise  angedroht,  welche  eine  gewisse  Verwandtschaft  mit  den  Strafmitteln  der  ge- 
dachten Art  zeigte  und  diesen  letzteren  den  Boden  geebnet  hat  Dagegen  ist  soviel 
zuzugeben,  dass  sich  die  erste  Spur  derselben  in  der  westgothischen  Kirche,  aber 
auch  hier  nicht  vor  dem  Ende  des  7.  Jahrhunderts  nachweisen  lässt^^. 


veUim  Moramentam  susclpeTe,  eonpulsas  ab  eo 
vel  a  eivi1>a8  nostris,  amotis  reliquis,  Ipsios  tan- 
tam  iuramentam  sascepl  iassique  eum  reolpi  in 
eommunione''.  Auch  Bonifatius  hat  später  wieder 
Zweifel  an  der  Zuliaslgkeit  des  Eides  erhoben, 
wie  die  die  letztere  billigende  Antwort  Gregors  II. 
y.  726,  Jafftf  monnm.  Mogunt.  p.  89  n.  o.  5 
0.  II.  qn.  6,  zeigt. 

1  Das  ergiebt  schon  das  Verhalten  Gregors  y. 
Tours,  s.  Tor.  Anm.  Sie  vollzieht  sich  seit  der 
der  Mitte  des  6.  Jahrh.  nioht  nur  im  Franken- 
reich  (vgl.  noch  Gregor.  Tnr.  V.  6 :  „Lngdnno  di- 
rigitar  et  ibi  Siagrio  episcopo  —  y.  Antnn  —  coram 
astante  yel  aliis  sacerdotibns  mnltis  cum  saecala- 
rium  principibus,  se  sacramento  exnlt  —  Diakon 
Petex  —  numquam  se  in  morte  Silyestrl  mixtum 
folsse),  sondern  auch  in  Italien,  ygl.  die  Gregor  I. 
Angehörigen  c.  6 — 9  G.  II.  qu.  5,  sowie  Gregor  I. 
ep.  Vn.  18,  ed.  Ben.  2,  864  (J.  II.  n.  1464). 

2  S.  die  in  der  yor.  Anm.  citirten  Stellen. 

3  Es  fragt  sich,  ob  die  Leistung  des  Reinigungs- 
eides blos  ein  Recht  des  Angeschuldigten  war 
(darauf  lässt  die  Wortfassang  hei  Löning  2, 
504  schliessen),  oder  oh  es  sich  dabei  nicht  um 
ein  solches,  sondern  vielmehr  wesentlich  um  eine 
Pflicht  handelte.  Dass  das  letztere  der  Fall  war, 
ergieht  Gregor  I.  ep.  YII.  18  dt  (betreffend  einen 
Diakon) :  „Quia  igitur  aliqua  nobis  de  te  fuerant 
nantiata,  quae  ofCicii  tui  propositum  non  leyiter 
maeularent . .  et  quia  nll  quod  tibi  noceret  inve- 
nimus,  ne  qua  de  his  quae  dicta  fuerant  suspido 
remanexet,  ad  plenissimam  te  satisfactionem  quod 
ab  eis  insons  extiteris,  ad  . .  .  corpus  b.  Petri .  . 
dlstricta  f  e  c  i  m  u  s  sacramenta  praebere.  Et  ideo 
postquam  nobis,  ut  oportuit,  satisfactum  est,  dl- 
leetlonem  tuam  praeyidimus  modis  omnibus  ab- 
eolyendam",  ygl.  ferner  c.  6  0.  II.  qu.  Ö  cit  und 
die  Erzählung  Gregors  y.  Tours  V.  49. 

*  So  yon  Kober,  Suspension  der  Kirchen- 
diener S.  47  in  Uebereinstimmung  mit  seiner 
Tendenz,  s.o.  S.  761. 773,  das  Vorkommen  dieser 
Art  yon  Strafen  sowohl  gegen  Geistliche,  wie  auch 
gegen  Laien  in  eine  möglichst  frfihe  Zeit  hin  auf- 
zurücken.   Das  yon  ihm  angezogene  Orleans  Y 


548  c  6  (betreffend  die  Weihe  yon  Klerikern 
durch  fremde  Bischöfe):  ^ab  honore  et  officio  sus- 
cepto  iuxta  aibitrlum  sui  pontlAois  suspendantor, 
episcopus  yero  qui  ordinayerit,  VI  mensibus 
misaas  tantum  facere  non  praesumat^,  spricht 
sicherlich  nicht  den  Eintritt  der  Suspension  ipso 
iure  aus,  und  das  umsoweniger,  als  es  für  die 
Dauer  derselben  erst  die  Bestimmung  des  Bischofs 
fordert.  Ja,  seine  Anordnung  muss  sogar  nach 
der  yon  Kober  S.  49  selbst  gegebenen  Interpre- 
tationsregel  auf  eine  suspensio  ferendae  sententiae 
bezogen  werden.    Tgl.  auch  die  folgende  Anm. 

s  Hierher  gehört  die  Strafandrohung  für  den 
Bischof  in  Betreff  des  Messelesens  in  c.  6  cit.  und 
eine  ebenfalls  darauf  gehende  gleiche  in  c.  6  ibid. 
u.  Orleans  HI  538  o.  15 ;  femer  Agde  c  55  (c.  2 
Dist  XXXIV)  oder  yielmehr  Epson  517  o.  4  (für 
das  Halten  yon  Jagdhunden) :  „episcopus  tribns 
mensibus  se  a  communione  suspendat,  presbyter 
duobus  mensibus  se  abstineat,  diaconus  uno  ab 
omni  officio  yel  communione  cesaabit.''  Diese 
Kanonen  schreiben  freilich  yor,  dass  der  Geist- 
liche, welcher  gegen  die  betreffenden  Vorschriften 
yerstösst,  sich  des  Messelesens  oder  auch  der 
Ausübung  seiner  kirchlichen  Amts-  und  Mit- 
gliedschaftsrechte enthalten  soll,  aber  sie  yer- 
langen  dies  yon  ihm  als  freiwillige  That  und  er- 
klären ihn  nicht  ohne  weiteres  mit  der  Begehung 
der  betreffenden  Handlung  für  unfähig  dazu. 
Wenn  er  trotzdem  weiter  amtirte,  so  bedurfte  es 
also  erst  immer  noch  der  Yerhängung  einer  Strafe, 
und  diese  wurde  dann  yielleicht,  weil  er  sich 
eines  weiteren  Dlsdplinaryergehens  schuldig  ge- 
macht hatte,  als  eine  härtere  arbitr&r  yerhängt. 
Dass  yon  derartigen  Androhungen  allerdings  nur 
noch  ein  Schritt  zur  poena  oder  censura  1.  s.  übrig 
blieb,  und  dieser  gethanwar,  wenn  man  die  Sus- 
pension nioht  mehr  auf  den  Willen  stellte,  son- 
dern sich  diese  yon  selbst  realisiren  Hess,  liegt 
auf  der  Hand. 

6  Nämlich  in  Toledo  XIH  683  c.  11.  Hier  wird 
der  Bischof,  welcher  einen  fremden  yagirenden 
Priester  oder  Geistlichen  oder  einen  Mönch  bei 
sich  aufnimmt  und  ihn  nicht  zu  seinem  Oberen 
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I.  Die  Hierarchie  und  die  Leitung^  der  Kirche  durch  dieselbe. 


[§.  258. 


II.  Die  Handhabung  der  kirchlichen  Strafgewalt  gegen  Laien. 
Da  die  hlerarchisohe  Stellnng  der  Bischöfe  in  der  hier  fraglichen  Zeit  keine  Aende- 
mng  erlitten  hat,  so  ist  ihnen  selbstverständlich  anch  die  Stra^walt  Aber  die  Laien 
hinsichtlich  der  kirchlichen  Vergehen  derselben ,  und  zwar  in  dem  früheren  perso- 
nellen Umfang  verblieben  ^y  ja  die  fränkischen  Bischöfe  haben  ihre  Strafgewalt  anch 
wiederholt  gegen  die  merovingischen  Könige  dnrch  Verhängung  der  Exkommunika- 
tion zur  Geltung  gebracht  2. 

Ebensowenig  ist  hinsichtlich  der  Zuständigkeit  des  Bischöfe  fttr  den  einzelnen  Fall ' 
eine  Aenderung  erfolgt,  und  betreff  derVoraussetzungen  des  bischöflichen  Einschreitens^ 


zurückbefSrdem  Usst,  dahin  bedroht :  „tanto  tem- 
pore excommnnicatum  etxemotum  se  asnis  ofllcüs 
noTerit  esse,  quanto  eum  qui  fngit,  sab  sua  po> 
testate  contigerit  remora88e\  Bei  dieser  Fassung 
kann  ein  Zweifel  darüber  nicht  bestehen,  dass 
die  Exkommunikation  mit  der  widerrechtlichen 
Aufnahme  eintreten  sollte,  da  sie  bestimmt  war, 
einen  Zwang  zur  Bestitntion  des  vagirenden  Kle- 
rikers oder  Mönches  auszuüben. 

1  S.  767;  Clermont  536  c.  14;  Orleans  V  649 
0.2;  Paris lU  657c.  1 ;  TouisH  567  c26;  Gregor. 
Turon.  X.  3 :  ^^Haec  cum  Gautlnus  episcopus  Ar- 
Ternae  urbis  conperisset,  eum  (comitem  Eula- 
lium)  a  communione  submoTet",  -vgl.  auch  die 
folg.  Anm. 

Aus  der  s.  g.  syn.  ine.  loci  y.  614  c.  13 :  „De 
excommunicatis  placuit,  si  quis  pro  crimine  sno 
ab  episcopo  vel  presbytero  fuit  communione  pri- 
vatus,  episcopus  vel  presbyter  et  facinus  ex- 
commuoicati  et  privationem  oommunionis  yicinis 
civitatibus  vel  paroedis  studeant  indicare :  quod 
si  quis  ad  eius  postquam  notitiam  yenerit,  usque 
audientiam  cum  ipso  communicare  praesumpsit, 
biennio  communione  ab  ecclesia  sequestretur^, 
lässt  sich  nicht  schllessen,  dass  etwa  jetzt  auch 
die  Priester  das  Becht  zur  Exkommunikation, 
also  eine  Art  Straf gewalt,  erlangt  hätten.  Das 
würde  allen  sonstigen  Nachrichten  und  den 
Grundsätzen  der  damaligen  kirchlichen  Ver- 
fassung widersprechen,  die  Stelle  lässt  sich  daher 
nur  auf  einen  vom  Bischof  besonders  beauftragten 
Priester  beziehen,  so  auch  Loning  1,  466  n.  3. 

Ob  die  Vorschrift,  dass  der  Bischof  bei  der 
Ausübung  seiner  Strafgewalt  die  Priester  und 
Diakonen  zu  Rathe  ziehen  soll,  S.  767,  in  prak- 
tischer Uebung  geblieben  ist,  steht  dahin.  Bei 
dem  Schweigen  der  Quellen,  namentlich  auch 
Gregors  v.  Tours,  über  eine  solche  Betheiligung 
ist  sie  jedenfalls  nicht  wahrscheinlich. 

Als  zweite  Instanz  wird  in  Rheims  624 
0.  626  c.  6  (Clichy  626  c.  6) :  ^et  si  excommuni- 
catus  existimat  se  iniustum  damnatum,  in  pro- 
xima  synodo  habeat  Ucentiam  reclamandi'^  die 
Synode,  d.  h.  die  Provinzlal-  oderNationalsynode 
bezeichnet. 

2  Gregor.  Turon.  IV.  16:  „Pro  qua  causa  a  s. 
Germano  episcopo  excommunicatus'^  König  Gha- 
ribert,  561 — 567,  welcher  ausser  seinen  übrigen 
Frauen  noch  die  Nonne  Marcovefa  zur  Ehe  ge- 
nommen hatte;  Gregor,  vitae  patrum  XVII.  2: 
„Sed  et  Chlotarium  (I.  511 — 561)  regem  pro  in> 
iustis  operibus  saepius  exoommunicavit  (Bischof 
Nicetius  v.  Trier)  exiliumque  minitanti  numquam 


territus  est".  Vgl.  auch  L 5  n  i  n  g  2,  33.  Wegen 
des  Westgothenreichs  s.  Toledo  XIII  c.  2,  welches 
willkürliche  Entsetzung  der  Palatine  und  Bischöfe 
seitens  des  Königs  für  diesen  mit  dem  Anathema 
bedroht 

3  Dass  der  Bischof  des  Domizils  die  Zuständig- 
keit zur  Verhängung  der  Strafen  und  zur  Abso- 
lution von  denselben  besitzt,  S.  758,  ergiebt 
Gregor.  Turon.  V.  32:  „sed  et  ad  episoopum 
loci  Ülius  remissi"  (Vornehme,  welche  in  der 
Kirche  von  Paris  mit  einander  gekämpft  hatten), 
„ut,  si  de  hoc  facinus  culpabiles  non  invenie- 
bantur,  convenienter  sodarentur  communioni^; 
femer  Paris  III  657  c  1 :  „Quod  si  is  qui  res  del 
competit  (Kirchengut  zu  Unrecht  In  Besitz  ge- 
nommen hat)  in  aliis  quam  ubi  res  agitur  maxime 
solet  territoiiis  commorarl,  sacerdotem  loci  ipslos 
ubi  habitat,  episcopus  de  huiusmodi  pravitate 
oontemptuB  de  neglecta  persona  liteiis  mox  red- 
dat  instru  ctum.  Tunc  anüstes  ipsius  fratiis  anxie^ 
täte  comperta  aut  pervasorem  admonitione  oonig»t 
aut  canonica  districtione  condemnet^.  Damit  hat 
aber  sicherlich  das  Becht  des  Bischofs  des  Oits 
der  begangenenThat  nicht  geleugnet  werden  sollen, 
vielmehr  will  die  Vorschrift  des  Konzils  nur  soviel 
wie  möglich  die  Bestrafung  des  Schuldigen  sichern, 
und  ordnet  deshalb  die  Requisition  des  Bischofs 
des  Wohnorts  seitens  des  Bischofs  der  beein- 
trächtigten Kirche  an.  Auch  die  mehrfache  Ex- 
kommunikation König  Chlotars  I.  durch  Nicetias 
V.  Trier,  in  dessen  Diöcese  der  erstere  mindestens 
nicht  während  der  gedachten  Zeiten  sein  Domizil 
gehabt  haben  kann,  erklärt  sich  nur  aus  dem  ge- 
dachten Kompetenzgrunde. 

*  Auch  für  diese  Zeit  ist  das  Vorkommen  von 
censurae  oder  poenae  latae  sententlae  nicht  nach- 
weisbar. K  0  b  e  r ,  Kirchenbann ,  2.  Aufl.  S.  68. 59 
findet  sie  allerdings  in  der  Androhung  des  Ana- 
thems  durch  Toledo  IV  c  75,  S.  800  n.  6  für  den- 
jenigen :  „quicumque  igitur  a  nobis  (aL  amodo)  vel 
totius  Hispanae  populis  qualibet  coniuratlone  vel 
studio  sacramendum  fldei  suae,  quod  pro  patriae 
gentisque  Gothorum  statu  vel  conservatione  regiae 
salutLs  poUicitus  est,  temeraverit  aut  regem  neee 
attrectaverit  aut  potestate  exuerit  aut  praesump- 
tlone  tyrannica  regni  fastigium  usurpaveritr,  in- 
dem nach  seiner  Meinung  die  Väter  der  Synode 
sehr  deutlich  von  der  excommunicatlo  l.s.  reden, 
wenn  sie  gegen  „diejenigen,  welche  inZukunft 
gegen  König  und  Reich  conspirlren  würden,  die 
Exkommunikation  in  ihrer  strengsten  Form  ver- 
hängen und  zwar  nicht  blos  für  den  Fall,  dass  das 
Verbrechen  offenkundig  oder^crwiesen  sel^,  viel- 
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und  der  Einleitung  des  Ver£EihrenB^  eine  solche  nnr  insofern  eingetreten ,  als  auch 
▼on  amfswegen  bei  erlangter  Kenntniss  der  Btrafthat  seitens  der  Bisohöfe  eingeschrit- 
ten ^  und  von  dem  Reinigongseid  bei  Besohnldignngen  gegen  Laien  Gebranch  gemacht 
worden  ist '. 

§.259.     /*.  Die  Stellung  des  Staates  gegenüber  der  kirchlichen  Straf-  und  Disciplinar- 

Strafgewalt. 

I.  Die  Strafgewalt  der  Kirche  in  kirchlichen  Straf-  nnd  Discipli- 
narstrafsachen.  Das  Recht  der  ELirche  anf  Ausübung  ihrer  Strafgewalt  in  rein 
kirchlichen  Straf-  und  Disciplinarstrafsachen  der  Laien  und  Geistlichen,  welche  im 
Rdmischen  Reich  anerkannt  war^,  ist  in  den  auf  dem  Boden  desselben  gegründeten 
Germanenreichen,  dem  Franken-  und  dem  Westgothenreich  nicht  angetastet  worden^. 


mehr  .^sollen  sie,  auoli  wenn  es  geheim  geblieben, 
vor  Gott  und  den  Heiligen  als  Aasgestossene  gel- 
ten'^.  In  dez  Stelle  steht  Ton  dez  Unterscheidung 
zwischen  ofifeiiknndlgen,  erwiesenen  nnd  gehei- 
men Verbrechen  nichts,  und  es  l6t  weiter  über- 
sehen, sowohl,  dasB  die  Verfluchung  an  sieh  keine 
Strafe  ist,  welche  der  kirchliche  und  menschliche 
Richter  realislren  kann,  als  auch,  dass  das  nach- 
her folgende:  „ab  ecclesia  catholica  efficiatnr 
extraneus^,  gerade  erst  die  Verhängung  der  Strafe 
ausdrückt. 

Was  das  Frankenreich  betrifft,  so  spricht  der 
Umstand  dagegen,  dass  nach  Gregor.  Turon.  X.  8 
der  Bischof  Y.  Glermont,  welcher  einen  des  Mutter- 
mordea  beschuldigten  Jungen  Mann  Eulalius  ex- 
kommunidrt  hatte,  denselben  auf  dessen  Klage, 
^se  inauditnm  a  communione  remotum'',  wieder 
zur  Kommunion  zulässt,  also  den  Grundsatz  des 
vorgängigen  Gehörs  anerkennt. 

Ebensowenig  erweist  sich  die  S.  762  zurück- 
gewiesene Theorie  von  der  sog.  monitio  oder  ad- 
monitio  canonica  für  diese  Zeit  nach  den  Quellen 
als  haltbar.  Nur  für  einzelne  Fälle  ist  eine 
Mahnung  als  Voraussetzung  der  Verhängung  der 
Strafe  der  Exkommunikation  vorgeschrieben,  so 
Clermont  I  635  c.  14  (für  denjenigen,  welcher 
die  Kirche  um  die  ihr  schriftlich  zugesicherten 
Gesehenke  bringt  ^et  non  statim  a  sacerdote  com- 
mooituB  deo  coUato  reddiderit'O,  Orleans  IV  641 
c  25  (Vorenthaltang  entfremdeten  Kirchenguts : 
„piimum  admoneatur  quae  abstulit,  civiliter  re- 
formare'Q,  Paris  III  e.  1  (ebenso;  S.  842  n.  31, 
Tours  II  567  c24  (ebenso),  femer  Tours  II  c.26 
(für  Richter  und  weltliche  Grosse,  welche  auf 
Ermahnung  des  Bischofs  nicht  von  der  Bedrückung 
der  Armen  ablassen),  Bheims  624  o.  626  c.  17 
(für  dleijenigen,  welche  Freie  in  Knechtschaft  zu 
bringen  suchen  und  von  den  Beeinträchtigungen 
derselben  nicht  abstehen).  Diese  Vorschriften 
erklären  sich  daraus,  dass  man  hier  offenbar  zu- 
nächst ohne  Strafe  mehr  zu  erreichen  dachte,  und 
dass  es  sich  in  solchen  Fällen  um  wirkliche 
Rechtsansprüche  handeln  konnte.  In  Orleans 
rV  c.  16  und  Rheims  o.  14  steht  der  Rück- 
fall in  das  Heidenthum  in  Frage,  und  hier  soll 
durch  die  Mahnung  und  die  Nichtbefolgung  der- 
selben die  Hartnäckigkeit  der  Apostasie  fest- 
gestellt werden.    (In  Rheims  c.  2,  nach  welchem 


Geistliche,  welche  sich  eidlich  oder  schriftlich 
zur  Auflehnung  gegen  den  Bischof  verbunden 
oder  ihm  nachgestellt  haben,  auf  veigebliehe  Er- 
mahnung abgesetzt  werden  sollen,  waltet  offen- 
bar der  erstgedaohte  Gesichtspunkt  ob.) 

1  Vgl.  darüber  S.  769. 

a  Gregor  VIU.  40  („Quod  factum,  S.840  n.  4, 
cum  comperissem,  eum  a  communione  suspendi^) ; 
ibid.  X.  8  (S.  842  n.  4),  wo  die  Exkommunika- 
tion auf  den  „znmor  populi''  erfolgt,  aber  nur 
deshalb  sofort  wieder  aufgehoben  ist,  weil  sich 
weitere  Beweise  für  die  Straflhat  nicht  beibringen 
lleasen 

3  Gregor  VIIL  40,  S.  840  n.  4.  Wenn  in  dem 
Fall  bei  Gregor.  Tur.  X.  8  (Anm.4  v.  S.  843)  der  die 
Exkommunikation  aufhebende  Bischof,  als  der 
Sohuldige  die  Kommunion  empfangen  soll,  er- 
klärt :  ,;Ego  vero,  utrum  perpetraveris  hoc  scelns 
an  non  ignoro ;  iddrco  in  dei  hoc  et  b.  martiris 
Juliani  statuo  indicium.  Tu  vero,  si  idoneus  es, 
ut  adseris,  aocede  proprius  et  sume  tibi  eucha- 
rlstlae  partioulam  atque  inpono  ore  tue.  Erit 
enim  deus  respector  consdentiae  tuae.  At  iUe, 
acoepta  euoharistla,  oommunicAns  abscessit",  so 
handelte  es  sich  hier  nicht  etwa  um  einen  Ueber- 
führungsbeweis  durch  die  Abendmahlsprobe, 
sondern  blos  um  eine  Verschärfung  des  Gewissens 
des  Beschuldigten,  bei  welcher  der  Bischof  aller- 
dings nach  der  Anschauung  der  damaligen  Zeit 
voraussetzt,  dass  bei  obwaltender  Schuld  Gott 
die  Profanation  der  Eucharistie  verhindern  werde. 

*  S.  788. 

5  Löning  2,  36.  Ausdrückliche  und  prin- 
cipielle  Anerkenntnisse  finden  sich  nicht.  Aus 
der  Stellung,  welche  der  katholischen  Kirche  in 
den  gedachten  Staaten  belassen  wurde,  Bd.  III. 
S.  693  ff.  697.  700,  folgt  es  aber  von  selbst.  Da- 
gegen sah  sich  die  Kirche  auch  hier,  wie  im  römi- 
schen Reich,  veranlasst,  mit  Verboten  gegen 
die  Geistlichen  einzuschreiten,  welche  sich  der 
oft  willkürlich  genug  geübten  Strafgewalt  der 
Bischöfe  (S.  837  n.6)  zu  entziehen  suchten.  So 
bedroht  Agde  606  c  8  den  „clerieus  qui  rellcto 
officio  suo  propter  distriotionem  ad  saecularem 
fortasse  coiufugerit ",  und  denjenigen,  welcher 
ihm  darin  Schutz  angedeihen  lässt,  mit  der  Ex- 
kommunikation;  ferner  gestattet  Paris  614  c.  3 
(a1.  6):  „Ut  si  quis  clericus  quolibet  honore  mu- 
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Dagegen  findet  sich  keine  Spur  davon,  daas  man  im  merovingischen  Reich  eine  all- 
gemeine Pflicht  der  weltlichen  Gewalt  zur  Darchftlhrong  der  kirchlichen  Straf-  nnd 
Diflcipünarstrafiirtheile  anerkannt  hat^,  während  fbr  dasWestgothenreich  mindestens 
in  der  späteren  Zeit  eine  solche  bestanden  haben  mnss  \ 

U.  Kirchliche  Strafvergehen.  Was  dagegen  das  materielle  Recht  be- 
trifft, so  hat  die  weltliche  Gewalt 

1.  im  Frankenreich  den  Anschanungen  der  Kirche  nicht  in  dem  weiten  Um- 
fange, wie  dies  im  römischen  Reich  der  Fall  gewesen  \  Rechnung  getragen. 

Weder  die  Ketzerei  noch  das  Bekenntniss  des  Heidenthums  sind  durch 
die  merovingische  Gesetzgebnng  für  weltliche  Verbrechen  erklärt  worden.  In  das  west- 
gothische  Brevier,  welches  die  die  kirchlichen  Verhältnisse  betreffenden  römischen 
Kaisergesetze  den  Germanen  übermittelt  hat,  konnten  die  die  Aiianer  berflhrenden 
Vorschriften  nicht  aufgenommen  werden,  und  so  hat  nur  eins  der  römischen  Kaiser- 
gesetze ^,  welches  sich  gegen  einzelne  bestimmte,  wesentlich  nur  noch  im  Orient 
vorhandene  Ketzereien  richtet^,  in  demselben  Platz  gefiinden.  Nach  der  Bekehrung 
Chlodwigs  zum  Eoitholizismus  wurde  der  Uebertritt  der  arianischen  Germanen  nicht 
erzwungen,  nur  hat  man  den  Arianern,  indem  man  ihnen  zugleich  ihre  Kirchen  weg- 
nahm®, die  öffentliche  Religionsübung  entzogen,  und  es  ist  staatiicherseits  «ach  die 


nituB,  contemto  episcopo  rao  ad  piinoipem  vel 
ad  potentiores  homlnea  Tel  nbi  et  nbi  amhulare 
▼el  sibi  patronos  elegerii,  non  leoipiatur  praetei 
ut  veniam  debeat  promereri.  Quod  si  fecerit  (et) 
l8  qui  ipsum  p06t  admonltionem  pontlficis  buI 
retineie  praesampserit,  noverint  ae  ntrumque 
prioram  oanonum  aententia  eaae  damnandos", 
den  Geistlichen  nur,  behufs  Erlangung  einer  Be- 
gnadigung wegen  weltlicher  Yerbreehen  sich  un- 
gestraft an  den  König  zu  wenden  (gegen  die 
Ansicht,  Hefele  3,  68,  dass  die  Verwendung 
des  Königs  oder  eines  Grossen  beim  Biscbof  um 
Begnadigung  von  kirchlicher  Bestrafung  zu  er- 
wirken gemeint  sei,  mit  Recht  Lönlng  2,  493 
n.  1).  Diese  Vorsclirift  hat  Chlotar  n.  in  dem 
Edikt  Y.  614  c.  3  (Boretius  1,  21):  .,Si  quis 
clerecus,  quolibet  honore  monitus ,  in  contimtu 
episcopo  suo  vel  praetermisso,  ad  piincipem  aut 
ad  potenüoris  quasque  personas  ambulareTol  sibi 
patrodnia  elegerit  expetendam,  non  reoipiatur, 
praeter  si  pro  veniam  vedetur  expetere.  Et  si  pro 
qualibet  causa  ad  prindpem  expetierit  et  cum 
ipsius  prindpis  epistola  ad  episcopo  suo  fuerlt 
roTersus,  exousatus  redpiatur.  His  qui  ipsum 
post  admonltionem  pontefld  suo  retenere  prae- 
sumpserit,  a  sancta  eommunione  privetui^,  zu 
einem  weltlichen  Gesetz  erhoben,  allerdings  mit 
der  Beschränkung,  dass  derjenige  Gdstliche, 
welcher  einen  schriftlichen  (Gnaden-)  Erlass  vom 
König  erhalten  habe,  nicht  deswegen,  weil  er 
sich  ohne  Genehmigung  des  Bischofs  an  den 
ersteren  gewandt  habe,  (kirchlich)  bestraft  wer- 
den dürfe.  Denselben  Zweck,  wie  die  eben  ge- 
dachten Kanones,  verfolgen,  wenngleich  nicht 
ausschliesslich,  auch  diejenigen  Synodalvor- 
schriften, welche  den  Geistlichen  und  Mönchen 
untersagen,  bei  grossen  weltlichen  Herren  gegen 
ihre  Bischöfe  Schutz  zu  suchen,  Clermont  I  c.  4, 
oder  sich  in  Sdiutzverbältnisse  zu  denselben  zu 


begeben.  Orleans  III  c.  11 ;  Macon  I  e.  10 ;  Ghalons 
644  0.  666  c.  16;  Bordeaux  660—673  c.  1. 

Was  das  Westgothenreicb  betrifft,  so  kommt 
in  Betracht,  dass  die  Synoden,  welche  Tor- 
scbrlften  über  die  Straf-  und  Dlsdplinargewali 
der  Bischöfe  enthalten  (S.  797),  überwiegend 
Nationalsynoden  gewesen  sind,  deren  Beschlüsse 
Tom  König  bestätigt  wurden,  Bd.  IIL  S.  644. 
646.690. 

1  Dass  man  hier  über  das  römisdie  Becht 
hinausgegangen  ist  (S.  790),  dafür  findet  sich 
kein  Anhalt.  A.  M.  Zorn,  Lehrb.  d.  K.  R.  S.  66, 
welcher  nach  der  ganzen  Natur  des  Yerhältnisses 
zwischen  Staat  und  Kirche  dem  Bischof  für  sdne 
Sentenzen  das  brachium  saeculare  zur  Verfügung 
stehen  lässt. 

s  Bei  der  völligen  Yerquickung  von  Staat  und 
Kirche,  welche  sich  auch  in  einer  Verwischung 
der  Grenzen  zwischen  weltlichem  und  kirdilichem 
Strafrecht  zeigt,  s.  unter  II.  2,  Ist  etwas  anderes 
gar  nicht  denkbar. 

«  Nämlich  Nov.  TheodosU  II.  Üt.  3  (v.  438) 

SS.  1. «. 

fi  Namentlich  die  der  Manlchäer,  Montanisten, 
Photlnianer  und  einzelner  unbedeutender  Sekten. 
S.  auch  westgothische  Interpret,  zu  Nov.  dt: 
„Haec  lex  damnat  sectas,  quae  nomlnatim  hac 
lege  contlnentur  insertae''. 

6  AvlÜ  Vienn.  episcopi  ep.  7  (6)  I.  de  basüids 
haereticis  non  redpiendis  v.  616  (Monum.  Germ, 
anct.  antiqu.  VI.  2,  39 :  „Fateor  mlmsteriis  Ulis 
(ygl.  ibid.  p.  38  1.  e.  patenis  paterisque)  minime 
delectarl,  quae  in  superioris  Galliae  partibus  (das 
kann  nur  das  Frankenreich  sein,  Löni  ng  2,  44 
n.  2)  ad  ecclesias  legis  nostrae  captlva  Tenemnt: 
quaeque  nil  voluntariam,  nll  Innoeens  prae- 
ferentia,  si  dolentibus  xaplantui,  offerentibvs 
prodesse  non  poterunt''.    Ist  hier  audi  nur  von 
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Wiedertftufe  von  Katholiken  darch  die  Oeistliclien  ketzerischer  Sekten  verboten 
worden  ^ 

Ebensowenig  wie  die  römische  Ketzergesetigebang  hat  man  im  Frankenreich 
die  Gesetze  gegen  das  Heidenthnm^  zur  Dnrchfühmng'  gebracht^,  wohl  aber  hat 
man  die  Heiden  insofern  den  Ketzern  gleichgestellt,  als  ihnen  die  freie  nnd  öffentliche 
Ansflbnng  des  Heidenfhnms  nicht  gestattet  wurde  ^.   Staatliche  Verbote  des  Uebertritts 


den  Klrchengerithfchaften  die  Rede,  so  eigiektt 
doch  Orleans  I  c.  10 :  ,^e  haereücis  elericis  qui 
ad  fldem  cathoUcam  plena  flde  ao  volnntate  vene- 
rint  Tel  de  basllicls  quas  in  perveraltate  sna 
Gothl  hactenuB  habnemnt,  Id  censuimus  obser- 
^arl,  nt  si  derlei  fldeliter  convertuntoi  et  fldem 
eatholicam  Integra  oonfltentnr  Tel  ita  dignam 
Titam  moram  et  actnnm  probitate  cnstodiuat, 
offldnm  quo  eos  episcopns  dignos  esse  oensnerit, 
enm  imposltae  manns  benedietione  snsciplant,  et 
eeclesias  simili  quo  nostrae  innoTarl  solent,  pla- 
euit  ordine  consecrari^  dnrch  seine  Vorschrift 
über  die  Weihe  der  Kirchen,  dass  auch  diese  zn 
Onnsten  der  Katholiken  eingesogen  sein  müssen. 

Im  Burgunder  reich  ist  dagegen  nloht  ein- 
mal eine  derartige  Konfiskation  erfolgt,  nach 
Epaon  517  o.  33  sollte  eine  solche  nur  hinsicht- 
lich der  Kirchen,  welche  die  Arlane?  den  Katho- 
liken gewaltsam  weggenommen  hatten,  statthaben , 
Loning  1,670. 

^  Orleans  lU  538  c.  31 :  ^udex  dTitatU  Tel 
loci,  si  haeretieum  ant  Bonoslaoom  vel  cuinslibet 
alterius  haeresis  sacerdotem  quameumque  perso- 
nam  de  cathollcis  rebaptlKasse  cognoTorlt,  quia 
reges  nos  constat  habere  eatholicos,  non  statim  re- 
baptizantes  adstiinzerit,  et  ad  reigiis  fldem  atque 
iuatitiam  propterea  distringendos  adduxerit, 
annuall  excommunlcationl  snbdatuz^*  setzt  dies 
offenbar  Toraus,  so  auch  L5ning  2,  45.  51. 

Die  Bekämpfung  der  Ketzerei  oder  des  nahe 
Terwandten  Schismas  galt  demnach  als  eine  kirch- 
liche Angelegenheit,  vesshalb  auch  die  Konzilien 
die  Bischöfe  ermahnen,  für  die  Bekehrung  der 
Ketaer  thäüg  zu  sein,  Rheims  624  o.  625  c  4  n. 
Clichy  626  e.  5.  Vgl.  hierzu  die  weiteren  Aus- 
fnhruugen  bei  Loning  2,  46  ff. 

'  Die  lex  Romana  Vlsigothorum  weist  nur 
Not.  Theodos.  U  t.  438.  tlt.  3.  $.  8,  d.  h.  das 
Verbot  des  Bekennens  des  Heidenthums  bei 
Strafe  der  Vermögenskonflskation  und  der  Todes- 
strafe, auf. 

3  Die  westgothische  Interpretation  übergeht 
die  dt.  Stelle  mit  Stillschwelgen,  und  sie  ist  in 
den  für  das  fränkische  Reich  angefertigten  Aus- 
zQgen  der  lex  ebenfalls  unberücksichtigt  geblie- 
ben, lex  Romana  Vislgoth.  ed.  Haenel  p.  268 
ff.;  Loning  2,  67. 

^  Heiden  gab  es  im  Frankenreich  noch  bis  in 
das  8.  Jahrb.,  ja  im  6.  und  7.  Jahrh.  kann  die 
Zahl,  Tor  allem  unter  der  niederen  BeTÖlkerung, 
nicht  ganz  unbetr&ohtlieh  gewesen  sein,  Loning 
2,  57.  58.  Auch  unter  der  bekehrten  BeTÖlke- 
rung erhielten  sich  Tielfaoh  heidnische  Anschau- 
ungen und  Sitten,  gegen  welche  die  Konzillen 
ihre  Vorschriften  richten,  Orleans  I  c.  30;  II 
c.  20;  IV  c.  15.  16;  Elusa  551  e.  3;  Tours  II 
c.  22.  Das  praecept  GhUdeberti  I  511-~558, 
Boretius  1,  2:  „Credimus  ...  ad  salutem  po- 


puli  pertenere,  si  populns  cristianus,  relictam 
idolorum  culturam,  deo  cui  Integram  promisimus 
fldem,  in  qnantum  Insplrare  dignatus  fuerit, 
pnrae  deserfire  debeamus.  Et  quia  necesse  est, 
ut  plebs,  quae  sacerdotls  praeceptum  non  ita  ut 
oportet  custodit,  nostro  etiam  corrigatur  imperio, 
haue  eartam  generaliter  per  omnia  loea  deoreTi- 
mus  emittendam,  praeclpientes,  ut  qulcumque 
admoniti  de  agro  suo,  ublcumque  fuerint  simu- 
laora  constructa  Tel  idola  daemoni  dedicata  ab 
hominibus  factum,  non  statim  abiecerint  Tel 
saoerdotebushoc  distruentibas  prohibuerlnt,  datis 
fldeiussoribuB  non  aliter  discedant,  nisi  in  nostris 
obtutebus  praesententur^,  unterstützt  die  kiroh- 
lichen  Bestrebungen,  unter  den  Ohristen  die 
Spuren  des  Heidenthums  auszurotten,  mit  welt- 
Uchen  Maassregeln,  so  L  ö  n  1  n  g  2,  59  n.^  3,  ent- 
zieht aber  keineswegs,  wie  Hauok,  Kirchen- 
gesch.  Deutsdilands  1,  118  n.  3  unter  Ignorlrong 
der  Worte:  ^^popolos  ohristianus''  in  unzutreffen- 
der Polemik  gegen  Loning  annimmt,  den  Hei- 
den die  Religionsfreiheit  überhaupt.  Wegen  der 
zweifelhaften  Richtigkeit  der  Angabe  Tita  Amandi 
0.  11,  Mab  11  Ion  acta  sanct.  0.  S.  B.  saec.  II. 
2,  683,  nach  welcher  der  König  Dagobert  in 
einem  einzelnen  Fall  auf  Bitten  eines  Missionars 
den  Befehl  ertheilt  hat,  nöthlgenfklls  die  Heiden 
im  Genter  Gau  zwangsweise  zu  taufen,  t^.  Lo- 
ning 2,  60.  A.  M.  D  a  h  n ,  deutsche  Geschiohte. 
Gotha  1888.  2,782. 

6  Das  lasst  sich  allerdings  aus  den  obwalten- 
den Verhältnissen  entnehmen. 

Dagegen,  dass  Ketzerei  und  Heidenthum 
zwangsweise  unterdrückt  worden  ist,  sprldit  auch 
Orleans  V  c.  22,  welches  („Quod  si  aut  gentHis 
dominus  fuerit  aut  alterius  sectae  qui  a  couTentu 
ecdesiae  probatur  extranens^  dem  heidnischen 
und  ketzerischen  (arianlsohen)  Herrn  die  Rück- 
gabe des  in  das  kirchliche  Asyl  geflohenen  Skla- 
Tcn  an  sich  nicht  Tcrweigert,  sondern  nur  Tcr- 
langt,  dass  den  letzteren  die  Straflosigkdt  (S. 
0.  S.  385  n.  2)  durch  einen  in  die  Seele  des 
Herrn  zu  schwörenden  Eid  Ton  katholischen 
Christen  zugesichert  wird,  „quia  ipsi  possunt 
serTsre  quod  sacmm  est,  qui  pro  transgresslone 
ecdesiastlcam  metuunt  disdpllnam'',  d.  h.  weil 
gegen  den  heidnischen  und  ketzerischen  Herrn 
die  wegen  Verletzung  eines  solchen  Eides  seiner- 
seits den  katholischen  Herrn  treflSende  Exkom- 
munikation keine  Bedeutung  haben  würde  (miss- 
Tcrstanden  ist  die  Stelle  bei  Hauck  S.  120  n.  1). 

Gegen  die  hier  in  Anschluss  an  Lönlng  Ter- 
tretene  Auffassung  behauptet  Zorn,  Lehrb.  d. 
K.  R.  Stuttgart  1888.  S.  54,  welchem  Dahn, 
deutsdie  Geschichte  2,  732.  733  folgt,  dass 
Giaubenszwang  und  Glaubenseinheit  im  mero- 
Tlngischen  Reich  ebenso  Staatsgrundprlneip,  wie 
im  byzantinischen  gewesen  sei.   Es  scheint  mir 
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zu.  den  ketEerischen  Sekten  lassen  sieh  dagegen  nieht  nachweisen,  wahrscheinlieh 
fehlt  es  an  ihnen  deshalb,  weil  sich  kein  Bedttrfniss  dazu  gezeigt  hat  K 

Kannte  demnach  das  fränkische  Recht  keine  Glanbensverbrechen  im  eigeniiichen 
Sinne,  so  hat  dasselbe  doch  iii  zwei  FftUen  die  Verletzung  kirchlicher  Verbote  anch 
dnrch  weltliche  Strafen  zn  hindern  gesucht,  also  die  kirchlichen  StrafVergehen  anch 
zu  weltiichen  gemacht,  so  die  Schliessung  von  incestuosen  £hen^  und  die 
Nichtbeachtung  der  Sonntags-  und  Feiertagsheiligung^.   Dagegen  hat  die 


aber  ein  yergebliches  Bemühen,  L  o  n  1  n  g  dureh 
die  Ton  Ihm  selbst  2,  26  n.  1.  2;  S.  27,  n.  1, 
S.  ÖOn.  3 ;  S.  57  gemtchten  Mittheilnngen,  irelche 
nur  ergeben,  dass  die  katholische  Kirehe  die  be- 
gQnstigte  und  allein  znr  öffentlichen  Religlons- 
ansübung  berechtigte  Kirchengemeinschaft  war, 
mit  sich  selbst  in  Widersprach  zn  setzen.  Von 
einem  strafrechtlichen  Einschreiten  gegen  Ketzer 
schlechthin  unter  Beruf nng  anf  Orleans  HI  c  31 
cit.  (S.  845  n.  1)  zn  sprechen,  ist  ungenau,  muss 
doch  auch  Dahn  2,  732  seinerseits  zugeben, 
dass  die  Ketzerei  an  sich  damals  kein  weltliches 
Vergehen  gewesen  Ist  Darum  handelt  es  sich 
aber  gerade,  denn  so  lange  noch  nicht  Zwang  zur 
Annahme  einer  bestimmten  Religion  geübt  und 
das  Verharren  bei  einer  anderen  mit  weltlicher 
Strafe  bedroht  ist,  kann  man  Ton  Glaubenszwang  im 
Sinne  des  byzantinischen  Staats  nicht  sprechen. 
Was  die  Juden  betrifft,  so  unterlagen  diese 
wohl  einer  Reihe  staatlicher  Beschränkungen, 
welche  schon  im  wesentlichen  auf  dem  römischen 
Recht  beruhten  —  hier  ist  darüber  nicht  zu  han- 
deln, Tgl.  L5nlng  2,  Öl  ff.  — ,  aber  die  Aus- 
übung ihrer  Religion  war  ihnen  gestattet,  und  es 
ist  Ton  einer  allgemeinen  gesetzlichen  Massregel, 
welche  einen  Zwang  zur  Taufe  gegen  sie  einge- 
führt hätte,  keine  Rede  gewesen,  nur  für  den 
Fall,  dass  Juden  ein  öffentliches  Finanz-Amt 
(als  Zöllner)  zu  erwerben  suchten,  was  ihnen 
nach  röm.  Recht  Terboten  war,  lex  Romana  Vlsi- 
goth.  Nov.  Theodos.  II  cit.  3  $.  2,  sollten  sie 
nach  GhloUrs  H  Edikt  y.  614  c  10,  Boretius 
2,  22,  die  severissimam  legem  ex  canonlca  sen- 
tentia  ezdulden,  d.  h.  nach  Paris  614  c.  15  (16) : 
„Ut  nuUus  Judaeorum  qualemonmque  miliclam 
aut  actionem  publloam  super  christlanos  aut  pe- 
tere  ad  principem  aut  agere  praesumat.  Quod  sl 
temptaverlt,  ab  eplseopo  «lyitatls  ilUus,  ubl  acti- 
onem contra  oanonum  statuta  oompetit,  cum 
omni  famllia  sua  baptizandl  gratiam  consequatur", 
mit  ihrer  ganzen  Familie  zwangsweise  getauft 
werden.  Unter  den  nelfachen  Gewaltthätig- 
kelten  gegen  sie  ist  allerdings  you  König  Ghll- 
perich  (561 — 564)  in  einzelnen  Fällen  auch 
Zwang  zur  Taufe  gegen  sie  geübt  worden  (Gregor 
Turon.  VI.  17:  ^^Rex  vero  Ohllpericus  multos 
Judaeoram  eo  anno,  d.  h.  582,  baptizare  prae- 
cepit .  .  .  Prlsous  vero  ad  cognoscendam  yerlta^ 
tem  nulla  penitus  potnit  ratlone  deflectl.  Tnnc 
Iratus  rex  lusslt,  enm  custodiae  mandpaie,  seil, 
ut  quem  credere  yoluntarlae  non  poterat  audire 
et  credere  faceret  yel  inyitum'Q.  Wohl  aber  hat 
Dagobert  I  629  nach  Fredegar  V  c  66,  Mlgne 
71,  646 :  „Heraclius  Imperator ...  ad  Dagober- 
tum  . .  .  dirlgens  petUt,  ut  omnes  Judaeos  regni 
sul  ad  fldem  cathollcam  baptizandos  praecipexet, 
quod  protlnus  Dagobertus  Impleyit.    Heraclius 


per  omnes  proylndas  imperil  idemque  faceie 
decreylt"  auf  Anregung  desE^aisers  HeraUins  dn 
Gesetz  erlassen,  dass  dch  aUe  Juden  taufen 
lassen  sollten,  eine  Nachricht,  welche  theüs  in 
der  letzteren  Hinsicht,  theils  überhaupt,  so 
neuerdings  noch  yonZorn  S.  53,  angezweüelt 
worden  ist,  aber  ohne  hlnrdchende  Gründe,  ygL 
Lönlng  2,  56  n.  3.  Da  sich  aber  später  wieder 
ylele  Juden  im  fränkischen  Reiche  linden,  so  ist 
das  Gesetz  Jedenfalls  nicht  streng  durehgefuhit 
und  unpraktisch  geworden,  a.  a.  O.  S.  56.  Dar- 
über, dass  seitens  des  Papstes  Gregor  L  diese 
Zwangsmassregeln  nicht  gebilligt  worden  dnd, 
ygl.  ep.  I.  47,  ed.  Bened.  2,  541  und  o.  S.  49. 

1  Findet  dch  doch  auch  kein  ausdrücklielies 
Verbot  des  Uebertritts  zum  Jndenthum,  ja  gegen- 
über der  in  Konsequenz  desselben  angedrohten 
Todesstrafe  und  Vermögenskonflskation  für  den 
Versuch  des  Jüdischen  Eigenthümers,  seinen 
christlichen  Sklayen  zum  Jndenthum  zu  bekeh- 
ren in  der  lex  Romana  Noy.  Theod.  II  tlt.  3  $.  4 
Interpret.  „Quod  sl  fecerit,  amisds  facultattbos 
eapite  punlatur^;  begnügt  dch  Orleans  IV  y. 
541  c.  31  den  Verlust  des  Elgenthnms  der 
Sklayen  festzusetzen,  d.  h.  auf  das  wdtliche 
Recht  hinzuweisen,  nach  welchem,  wie  RheLns 
624  n.  625  c.  11  und  GUchy  626  c.  13  eigeben, 
der  Sklave  dem  Fiskus  anheimfld. 

3  Ghlldeberti  II  decretlo  596  c.  2  (BoretUs 
1,  15) :  „ut  nullus  Incestuosum  sibl  soeiet  conlu- 
glo,  h.  e.  nee  fratrls  sul  uxorem  nee  uxoris  suae 
sororem  nee  uxorem  patroo  aut  paienüs  consan- 
guinel.  Uxorem  patris,  sl  quls  aeeeperit  mortis 
perlculum  Incnrrat.  De  praeterltls  yero  coniunc- 
Üonibus  quae  Incestae  esse  yidentur,  per  prM- 
dlcationem  eplscoporum,  id  lussimns  emendare. 
Qul  yero  eplseopo  suo  noluerit  audire  et  exeom- 
munidktus  fuerlt,  perennl  oondemnatione  apnd 
deum  sustlneat  et  de  pdatlo  nostro  lit  omnlno 
extraneus  et  omnes  res  suas  parendbus  legitl- 
mis  amlttat,  qui  noluit  sacerdotls  sul  medlca- 
menta  sustinere^.  £s  wird  dso  Todesstrafe  für 
die  Ehe  mit  der  Stiefmutter  angedroht,  für  die 
übrigen  Fälle,  wie  dies  auch  Rhdms  624  e.  8 
und  GUchy  626  c  10  ergeben  (S.  804  n.  8)  nd»en 
der  Exkommunikation  Verwirkung  des  Veimo- 
gens  an  die  Erben  und  Ausschluss  yon  öffent- 
lichen Aemtem.  Wenn  Zorn  S.  54  unter  Be- 
rafnng  auf  c.  2  dt.  es  als  Grandsatz  hinstellt: 
„Wer  in  den  kirchlichen  Bann  yerfallt  und  dd 
nicht  zu  lösen  yermag  (davon  steht  nichts  tn  der 
Stelle),  verliert  sein  Vermögen  und  ist  von  aUeo 
öffentUchen  Aemtern  ansgeschlosen'  (ansehd- 
nend  ebenso  Dahn,  a.  a.  0.  8.  733),  so  liegt 
darin  eine  durch  nichts  gereditfertSgte  Verallge- 
meinerung einer  Spedal- Vorschrift. 

s  Vergl.  Maeon  II  c.  1,  Edikt  des  König  Gufl- 
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fränkische  Gesetzgebung  im  Gegensatz  zn  der  späteren  römischen  weder  staatliche 
Vergehen  blos  mit  kirchlicher  Strafe  belegt  noch  anch  llber  die  nähere  Normimng 
nnd  Bestrafiing  der  Disciplinarvergehen  der  Kleriker  Bestimmungen  getroffen  S  nnd 
vollends  ist  davon,  dass  kirchliche  Strafen  als  solche  anch  staatliche  nnd  bürgerliche 
Folgen  nach  sich  gezogen  hätten,  keine  Bede  gewesen  2. 

2.  DasWestgothenreich.  Während  im  Frankenreich  die  nichtkatholischen 
Christen  nnd  die  Heiden  wenigstens  ihrer  Beligion,  sofern  sie  dieselbe  nicht  offen  ans- 
llben  wollten,  tren  bleiben  konnten,  nnd  der  Staat  allein  einzelne  Vorschriften  der 
Kirche  dnrch  den  weltlichen  Arm  znr  Durchftlhrnng  brachte,  bietet  das  Westgothen- 
reich  in  Gemässheit  der  Entwicklnng,  welche  hier  das  Verhältniss  der  Kirche  nnd 
der  hohen  Geistlichkeit  znm  Staat  nnd  znm  KOnigthnm  genommen  hat  3,  anch  in  der 
fraglichen  Hinsicht  das  Bild  einer  völligen  Verqoicknng  von  Staat  nnd  Kirche  dar, 
welche  noch  weiter  als  im  späteren  römischen  Beich  geht. 

Zunächst  sind  Ketzerei'*  und  Heidenthum^  staatliehe  Verbrechen,  die  erstere 
wird  mit  lebenslänglicher  Verbannung,  Konfiskation  des  ganzen  Vermögens,  sowie 
mit  Verlust  der  öffentlichen  Aemter  <^  bestraft.  Dagegen  ist,  so  vielen  Beschränkungen 
und  Bedrückungen  anch  die  Juden  seit  Sisibut  (612 — 620)  unterworfen  worden 
sind'',  doch  erst  als  das  Beich  seinem  Verfall  nahe  war,  der  Versuch  gemacht  wor- 
den, dieselben,  und  zwar  nur  durch  indirekte  Massregeln,  nicht  einmal  durch  Zwangs- 
bekehmng,  auszurotten  K  Wohl  aber  standen  auf  den  Uebertrittznm  Judenthum  ^  oder 


trams  und  decret.  Ghildeb.  II  ▼.  596  c.  14, 
o.  S.  290  und  die  weiter  a.  a.  O.  n.  3  angefüliTten 
Stellen  8.  ancb  0.  S.  803  n.  6.  Von  den  In  diesen 
Zusammenliang  gehörigen  Stellen  wird  in 
Anxerre  585  c  44,  welcher  den  hartnackigen 
Ungehorsam  des  Laien  gegen  den  Erzpriester  mit 
der  Exkommunikation  bedroht,  bemerkt:  ,4n- 
super  et  mulctam  quam  .  .  .  rex  praecepto  suo 
instituit  sustineal^,  was  sich  wohl  auf  das  cit 
Edikt  Gnntrams  und  den  allerdings  nicht  aus- 
drücklich genannten,  aber  als  weltliches  Strafmit- 
tel sich  Ton  selbst  verstehenden  Konigsbann  be- 
zieht, Hefele  3,  46;  Ldning2,  4d7n.2.  Das 
praecept. Ghildeb. I,  611— 568,  Boretius  1,  3: 
„noctes  penrlgiles  cum  ebrietate,  scurrilitate  vel 
caiitecis,  etiam  in  ipsis  sacris  diebus  pascha,  natale 
Domini  et  reliquis  festlYitatibus  vel  adyenlente 
domineco  bansatrices  per  villas  ambulare  .  .  . 
Qnicnmque  post  commonitionem  sacerdotum  vel 
nostro  praecepto  sacrilegia  ista  perpetrare  prae- 
sumpserlt,  si  servilis  persona  est,  G  ictns  flagello- 
rum,  ut  suscipiat  iubemns;  si  yero  ingenuus  aut 
honoratior  fortasse  persona  est  •••'*  sucht  eben- 
falls die  Fest-  und  Sonntagsfeier,  allerdings 
unter  Zurückweisung  von  Ueberresten  heid- 
nischer Gebriluohe  zn  sichern.  —  lieber  ein 
weiteres  kirchliches  Disciplinarvergehen,  welches 
die  1.  Baiuar.  auch  zu  einem  staatlichen  gemacbt 
hat,  8.  unten  $.  !260.  S.  861  n.  1. 

'  S.  793. 

«  Vgl.  S.  846  n.  2  a.  E. 

»  Bd.  III  S.  543.  696  ff. 

*  Das  in.  Toletanische  (Bekehmngskonzü)  t. 
589  hat  den  Arianismus  anathematisirt,  Mansi 
9,  987;  c.  9  die  arianischen  Kirchen  und  ihr 
Vermögen  den  Bischofen  der  Dioeesen,  in  wel- 
chen sie  sich  befanden,  Überwieseta,  und  der  König 


die  Verletzung  der  Bescblüsse  der  Synode,  Mansi 
1.  c  p.  1000  durch  Laien  höheren  Standes  mit 
dem  Verfall  der  Hilfte  des  Vermögens  an  den 
Fiskus,  durch  solche  niederen  Standes  mit  Ver- 
mögenseinziehung und  Verbannung  bedroht  S. 
aber  Anm.  6. 

^  Toledo  III  c.  16  yerpflichtet  Geistliche  und 
Richter  nur  bei  Strafe  der  Exkommunikation  den 
Götzendienst  auszurotten,  erst  Toledo  XII  v.  681 
c.  11  bedroht  Freie  deswegen,  ausser  mit  der  ewi- 
gen Exkommunikation,  mit  strenger  Verbannung 
in  ein  Brgastulum  oder  Kloster,  und  Toledo  XVI 
c  2  diejenigen,  welohe  sioh  den  Richtern  und 
Bischöfen  bei  Ausrottung  der  heidnischen  Ge- 
bräuche widersetzen,  abgesehen  vom  Anathem, 
Vornehme  mit  Geldstrafe  von  drei  Pfund  Goldes 
an  den  Fiskus,  niedere  mit  Prügel,  Decalvation 
und  Konfiskation  des  halben  Vermögens.  Die 
lex  Visigothorum  (wegen  der  lex  Romana  s.  S. 
846  n.  3)  weist  keine  speziellen  Bestimmungen 
über  das  Heldenthum  auf,  aber  einzelne  der 
Ketzergesetze,  XII.  2,  2  treffen,  da  sie  sich  gegen 
Jeden  Abfall  vom  Eyangelinm  wenden,  dasselbe 
zugleich  mit 

0  XII.  2,  2  und  das  Erginzungsgesetz  XII.  3, 1. 

^  S.  darüber  das  N&hexe  bei  Dahn,  west- 
gothische  Stadien  S.  236  u.  Könige  der  Germa- 
nen 6  (7.  Aufl.)  S.  412  ff.  Unter  Sisibut  hat 
man  allerdings  auch  Zwang  zur  Taufe  angewendet, 
Dabn,  Könige  S.  414  u.  oben  8.  26  n.  1. 

8  Dadurch,  dass  nacb  der  Anordnung  Egika's 
auf  dem  XVII.  Toletaner  Konzil  t.  694  alle 
Juden  sammt  ihrer  Nachkommenschaft  und  mit 
ihrem  Vermögen  dem  Fiskus  als  Sklaven  zufallen 
und  auf  alle  Prorinzen  vertheilt  werden  sollten. 
Näheres  bei  Dahn  a.  a.  O.  S.  420. 

0  Lex  Visigoth.  XII.  2,  17  (Todesstrafe). 
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den  Eflck&ll  getaufter  Juden  in  dasselbe  die  schwersten  Strafen  K 

Im  Zusammenhang  mit  diesen  Oeseteen  steht  die  staatliche  Bestrafung  der 
Blasphemie  der  Trinitftt,  sowie  der  Weigerung,  das  Abendmahl  sn  nehmen,  nnd  des 
Ausspuckens  der  bereits  genossenen  Hostie^.  Abgesehen  davon  werden  von  rein 
kirchlichen  Vergehen  auch  als  weltliche  das  Aufgeben  des  geistlichen  Lebens  nach 
abgelegtem  Oelfibde  oder  nach  Oblation  der  Eltern  oder  nach  flbemommener  Busse  ^, 
femer  die  Eheschliessung  mit  gottgeweihten  Frauen  oder  mit  Bflsserinnen^  mit  Strafe 
bedroht,  ja  in  den  letzten  Zeiten  des  Reichs  sogar  wiederholt  ganz  allgemein  die  Ver- 
letzungen der  Beschlflssedes  jeweils  gehaltenen  Konzils  unter«  weltliche  Strafe^  gestellt 
Umgekehrt  unterstehen  aber  auch  die  Geistlichen  bei  staatlichen  Vergehen  ledig- 
lich kirchlichen  Strafen,  diese  letzteren  werden  also  als  rein  kirchliche  Verbrechen 
behandelt^. 

Besonders  charakteristisch  ist  es  endlich,  dass  die  staaüicbe  Gesetzgebung  auch 
von  den  kirchlichen  Strafmitteln,  der  Exkommunikation  7,  dem  Zwangsfasten  ^,  der 
Einsperrung  in  ein  Kloster^  nnd  des  Exils  in  Verbindung  mit  der  Zwangsbusse  ^^  und 
zwar  sowohl  bei  rein  kirchlichen  Straf-  nnd  Disciplinar-  ^^  wie  auch  bei  staatlichen 
Vergehen  ^^  Gebrauch  gemacht  hat  ^'.  Wenngleich  die  letzteren  unter  dem  Gesichts- 


1  Ibid.  XII.  2,  11  (Steinigung  oder  Feuertod); 
vgl.  auch  XII.  3,  1  u.  27. 

s  L.  y.  XII.  3,  2  (100  Hiebe,  DeoalTAtion  und 
strenges,  immerwihiendes  Exil  mit  Fesselung), 
während  das  Utere  Tolede  XI  ▼.  676  c.  11  für 
den  GUubigen  blos  die  lebenslingliohe  Exkom- 
munikation als  Strafe  festsetzt,  allerdings  für 
Niehtgetaufte  sobon  Geisselung  und  ewiges  Exil 
kennt 

'  L.  y.  III.  6,  3:  „ut  quicomque  religionis 
habitum  per  honozabile  tonsurae  Signum  aut  tem- 
pore poenitentiae  susoeperint  aut .  .  .  pia  paren« 
tum  oblatione  meruerint  aut  proprlae  Toluntatis 
deTOtione  tenuerint  et  ad  laioalem  conversationem 
postmodum  apostatlzando  redierint,  iuxta  sen- 
tentlam  canonlcam  ad  eundem  religionis  ordlnem 
quolibet  prosequente  leducantur  iuTitl  atque 
Infamiae  nota  respersi  et  in  monasteriis 
perenniter  religati  distrietiori  macerentur  poeni- 
tentia  oorrigendi"  (ygL  dazu  Tolede  ly  633  c  62. 
53.  55.  56,  Toledo  yi  638  c.  6,  Toledo  X  656 
c  4.  5,  welche  Zwangsbusse  und  Anathem  an- 
drohen), wegen  der  Wittwen  Insbesondere  noch 
III.  5,  4  („oonstituta  canonum  et  legum  non 
efTugiet  damna^. 

*  L.  y.  in.  5,  2:  „separat!  exillo  perpetuo  re- 
legentur^. 

&  Unter  Geldstrafe  (10.  Theil  des  yennögens) 
in  den  königlichen  Bestatigungs-Edikten  Ton  To- 
ledo XII.  XUL  Xy.  Xyi  (4.  Theü)  Xyil,  bei 
UnTormögen  50  Hiebe,  Toledo  XII  cit. 

^  So  die  Konsultation  Ton  Wahrsagern,  welche 
Toledo  ly  c  29  an  Geiatlichen  vom  Bischof  ab- 
wärts mit  Absetzung  und  ewiger  Busse,  1.  yisig. 
yi  2,  3  aber  (bei  Laien)  mit  Ausgeisselung  be- 
droht, femer  die  Betheiligung  Ton  Klerikern  an 
Aufstanden,  für  welche  1.  c  o.  45  dieselben 
Strafen  festgesetzt  werden. 

^  Exkommunikation  ron  20  Tagen  f Qr  Bisehöfe, 
welche  die  Parochianen  bedrücken  und  sich  son- 
stige Unregelm&ssigkeiten  bei  der  yerwaltung  der 
Diöcese  zu  Schulden  kommen  lassen,  L.  y.  y.  1, 


5 ;  Exkommunikation  von  30  Tagen  mit  Fasten 
bei  Nichteinschreiten  der  Bischöfe  gegen  sin- 
mige  Beamte  I.  c.  IX.  1,  21  (Tgl.  auch  Toledo 
ly  0.  32) ;  Ton  30  Tagen  nebst  einem  Pfund  Gold 
an  den  Fiskus,  bei  UnTormögen  aber  Exkom- 
munikation Yon  6  Monaten  für  KichtdurchfQh- 
rung  der  Judengesetze  gegen  die  Bischöfe,  XII. 
3,  24 ;  Anathema  gegen  dl^enigen,  welche  ge- 
setzwidrig die  königliche  Würde  erlangen,  U.  i, 
6;  Exkommunikation  schlechthin  wird  in  den 
Anm.  5  citirten  königlichen  Edikten  neben  der 
Geldstrafe  angedroht. 

s  Für  Nichtbeachtung  richterlicher  Ladungen 
seitens  der  Geistliehen  im  UnTermögensfall  und 
wenn  der  Bischof  für  sie  die  Geldstrafe  nicht 
entrichtet  L.  y.  II.  1,  18,  s.  auch  die  vor.  Anm. 
9  Wegen  Blutschande  L.  y.  Hl.  5,  1 :  „DiTisi 
iuxta  qualltatem  sexus  in  monaateriis  delegentor 
Ulic  iugiter  permansuri".  Dass  damit  Zwangt- 
busse  (S.  816)  verbunden  war,  ergiebt  L  c  c.  6, 
welches  andere  Fälle  des  Jneests,  betrifft  («ipM 
vero  sub  poenitentia  relegatus  perenni  exilii  dam- 
nationem  excipiat''). 

io  L.  y.  yi.  5,  13  (yerstümmelung  tou  Skla- 
Ton) :  „III  annorum  exillo  sub  poenitentia  rele- 
getur  apnd  episoopum" ;  1.  c.  III.  5,  6  cit.  (vor. 
Anm.).  Daher  ist  auch  III.  5,  2  (Anm.  4)  die 
Zwangsbusse  hinzuzudenken,  und  ebenao  auch 
III.  5,  5  (Sodomiterei) :  „tradeus  eos  pontiflci 
territorii  ipsius  .  .  .  sequestratim  arduae  mand- 
pentur  detrusioni.''  (Das  noch  weitere  Strafen, 
so  decalvatio,  androhende  Toledo  Xyi  e.  3  ist 
jünger.) 

^^  ygl.  Anm.  3  u.  4;  femer  gehören  hierher 
auch  die  Strafandrohungen  in  den  königlichen 
Bestitigungsedlkten  der  Konzilien.  Daneben 
werden  aber  auch  zugleich  weltüohe  Strafen  fest- 
gesetzt, s.  die  :orangehenden  Anmerkungen. 

i<  ygL  L. y. IX.  1, 21  und  II.  1, 6,  oben Anm.7; 
ferner  gehört  hierher  die  yerstümmelung  tob 
Sklaven  nnd  die  Sodomiterei,  Anm.  9. 

13  Auch  dass  bei  Hochrerrath  dem  Konig  das 
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pnnki  der  Bünde  und  der  Verletzmig  der  götüichen  Ordnung  anch  als  Kirchenver- 
gehen  behandelt  werden  kennen  und  yon  der  Kirche  znmTheil  seit  den  ältesten  Zeiten  so 
behandelt  worden  sind  S  so  zeigt  doch  gerade  die  Androhung  der  kirchlichen  Strafen 
durch  die  staatliche  Gesetzgebung,  wie  auch  umgekehrt  die  rein  weltlicher  durch  die 
Reiehakonzilien^,  welche  sich  aus  der  gleichen  Zuständigkeit  beider  erklärt,  das  vOl- 
lige  Zusammenffiessen  des  staatiichen  und  kirchlichen  Gebietes. 


§.260.    g.  Die  siaaiUehe  Oeriehisharkeit  in  Strafsachen  der  GeieÜichen^. 

Der  Grundsatz  des  römischen  Rechts,  dass  die  Kleriker  in  Kriminalsachen  der 
staatlichen  Strafgewalt  und  den  staatlichen  Gerichten  unterworfen  sind^,  welcher 
in  den  von  den  Germanen  besetzten  römischen  Provinzen,  namentlich  in  Gallien  und 
in  Spanien  in  Kraft  stand,  war  den  Prinzipien  des  germanischen  Gerichtswesens  voll- 
kommen entsprechend  und  blieb  daher  sowohl  imwestgothischen^  wie  auch  im 
fränkischen  Reich  <^  mindestens  zunächst  in  unangetasteter  Geltung. 

I.  Das  Frankenreich.  1.  Die  Geistlichen  im  Allgemeinen.  Anfangs 
hat  sich  die  Kirche  diesem  Zustande  ohne  jeden  Widerspruch  gefSgt  und  ihn  sogar 
in  ihren  eigenen  Normen  ausdrücklich  anerkannt^,  wennschon  sie  von  Anfang  an 
den  Klerikern  verboten  hatte,  ohne  bischöfliche  Genehmigung  Anklagen  in  Kriminal- 
sachen bei  dem  weltliehen  Gericht  zu  erheben^.  Aber  noch  vor  Mitte  des  6.  Jahr- 
hunderts traten  im  Frankenreiche  die  ersten  Versuche  hervor,  die  Ausübung  der 


Recht  gewährt  wird,  die  Aufhebung  der  als  Strafe  ^ 
▼erhängten  Exkommunikation  seinerseits  herbei- 
znlUhren,  Toledo  XII  681  c.  3  n.  Toledo  XYI  y. 
693  c  9  nnd  decr.  iadicii  („in  flne  tantam  com- 
munionem  per  omnia  perceptams,  excepto,  si 
eum  principalis  pletas  cum  sacerdotali  oonni- 
▼entia  delegerit  absoWendnm"). 

1  Wie  z.  B.  die  Tödtang,  S.  746. 

2  Bd.  III.  S.  696.  696. 

S  DoTO,  de  Jnrisdlctionis  ecclesiasticae  apnd 
Germanos  Galloeqae  proj^ressn.  diss.  inang.  Be- 
Tollni  1865.  p.  39ff.;  Sohm,  die  geistliche 
Oerichtabarkeit  im  fränkischen  Reich  in  Ztschr. 
f.  K.  R.  9,  193.  247;  Nissl,  d.  Gerichtsstand 
des  Klems  i.  fdink.  Reich.  Innsbruck  1836.  8. 1  ff. 

*  8.  794. 

B  Das  westgothisohe  BieTlarium  (506)  hat  die 
entsprechenden  Stellen  ans  dem  Cod.  Theod.  auf- 
genommen, so  z.  B.  Lex  Roman.  Visig.  0.  Theod. 
XVI.  1,  3,  Interpr. :  „Sane  sl  quid  (gegen  einen 
Kleriker)  opponitur  ciiminale,  ad  notitlam  indicls 
in  clvitate  qua  agitur,  deducatur,  nt  ipsins  sen- 
tentiaTindicetur,  qnod  probatur  criminaliter  com- 
missnm^  vgl.  Loning  1,  523;  Nlssl  8.  108. 

^  Gerade  wie  die  beim  weltlichen  Richter  (dem 
judex,  Graf,  Herzog  oder  Konig)  eines  Verbre- 
chens beschuldigten  Laien  verhaftet  und  fielfach 
in  Ketten  gelegt,  auch  der  Folter  unterworfen 
und  nach  erfolgtem  Geständniss  zum  Tode  ver- 
nrtheilt  wurden,  ebenso  verfuhr  man  auch,  ab- 
gesehen von  den  Bischöfen,  gegen  die  Kleriker 
Jeden  Grades  und  die  Aebte,  Gregor.  Tur.  IV.  43 ; 
V.  28.  36.  49;  VlIL  11.  29;  Sohm  in  Dove, 
Ztsehr.  f.  K.  R.  9,  254;  Nissl  S.  109. 

Bintekiat,  Kirckenreebt  IV. 


7  Agde  506  c.  32  (verfälscht  In  c.  17.  47  G.  XI 
qn.  1,  c.  8  C.  V.  qu.  6):  „Clericus  ne  quemquam 
praesumat,  apud  saecnlarem  iudicem  episcopo 
non  permittente  pulsare,  sed  sl  pulsatus  fuerit, 
respondeat,  non  proponat  nee  audeat  criminale 
negotium  in  iudicio  saeculari  proponere";  Epson 
517  c  11:  ;,Clerici  sine  ordinatione  episcopl  sui 
adlre  vel  interpellare  publicum  non  praesumant, 
sed  sl  pulsati  fuerint,  sequi  ad  saeculare  iudlcium 
non  morentur'^;  ibid.  c.  24;  sogar  Macon  I  581 
c.  7  bestimmt  noch :  „Ut  nuUus  clericus  de  qua- 
libet  causa  extra  discusslonem  episcopl  sui  a  sae- 
culari iudldo  Inluriam  patiatur  aut  custodlae 
deputetur :  quod  si  quicumque  iudex  cuiuscum- 
que  clericum  absque  causa  criminali,  1.  e. 
homicidio,  furto  aut  maleflcio,  hoc  facere  fortasse 
praesumpserit,  quamdiu  episcopo  loci  illlusvisam 
fuerit,  ab  ecclesiae  liminibns  arceatur''. 

s  S.  Agde  0.  32  und  Epaon  c  11  dt ;  vgl.  auch 
Orleans  III  538  c.  32  (s.  folg.  Anm.),  sowohl 
gegen  Laien,  wie  gegen  Geistliche.  Offenbar 
sollte  damit  erreicht  werden,  dass  die  Kleriker 
sich  mit  ihren  Anklagen  gegen  ihre  Amtsge- 
nossen an  das  bischöfliche  Gericht  wandten,  vgl. 
Macon  I  c.  8:  ;,Ut  nullus  clericus  ad  iudicem 
saecularem  quemcumque  alium  fratrem  de  cleri- 
cis  aoousaie  aut  ad  causam  dlcendam  trahere 
quocumque  modo  praesnmat,  sed  omne  negotium 
clericorum  aut  in  episcopl  sui  aut  presbyteromm 
Tel  archidiaconi  praesentia  flniatur;  qnod  si 
quicumque  clericus  hoc  Implere  distulerit  si  lu- 
nior  fuerit,  uno  minus  de  XL  ictus  acdpiat,  sin 
certe  honoratior,  XXX  diernm  conclusione  mulc- 
tetur",  femer  Auxerre  5S5  (o.  578)  c.  35. 
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staatlichen  Kriminalgewalt  and  Oerichtsbarkeit  im  Interesse  des  Kieros  zu  besehiia- 
ken.  Zunächst  verlangte  mankirchlicherseits,  dasskein  Laie  einen  Kleriker  ohneZn- 
stimmung  des  Bischofs  an  das  weltliche  Oericht  ansliefem  oder  vor  dasselbe  gestellen 
solle  ^  dann  untersagten  sehr  bald  die  Konzilien  weltlichen  Richtern»  ohne  Yorwissen 
des  Bischofs  gegen  Geistliche  aller  Weihegrade  zwangsweise  mit  Prozesshandlungen 
vorzugehen  und  Strafen  zu  verhängen  '  und  bedrohten  seit  Ende  des  6*  Jahrhunderts 
die  Verletzung  dieses  Verbotes  mit  der  Exkommunikation  3.  Eine  völlige  Exemtion 
der  Geistlichen  von  der  weltlichen  Kriminalgerichtsbarkeit  war  damit  allerdings  nicht 
beansprucht^,  aber  gefordert,  dass  das  weltliche  Oericht  zunächst  sich  jeder  Thätig- 
keit  enthalten  sollte,  bis  der  Bischof  Kenntniss  von  der  Anklage  erhalten  hatte  und  ihm 
Gelegenheit  gegeben  war,  seinerseits  zuerst  im  Wege  der  kirchlichen  Disciplinar- 
Untersuchung  vorzugehen^.  Damit  hatte  sich  die  Kirche  in  Widerspruch  gegen  das 
bisher  geltende  Recht  gesetzt,  und  da  die  weltlichen  Richter  nunmehr  vor  die  Wahl 
gestellt  wurden,  entweder  die  Ausübung  ihres  Richteramtes  gegen  die  Geistlichen 
pflichtwidrig  zu  unterlassen  oder  im  entgegengesetzten  Falle  mit  der  Exkommunikation 
bestraft  zu  werden,  so  war  damit  ein  Konflikt  zwischen  Kirche  und  Staat  gegeben. 
Ehe  die  Art  und  Weise  der  Lösung  desselben  besprochen  werden  kann,  ist  indessen 
zunächst  noch  speziell  der  Stellung  der  Bischöfe  in  der  hier  fraglichen  Beziehung 
zu  gedenken. 

2.  DieBischöfe  insbesondere.  Die  Bischöfe  waren  ebenso  wie  die  son- 
stigen Kleriker  an  sich  der  staatlichen  Kriminalgewalt  und  Kriminalgerichtsbarkeit 
unterworfen  ®«  aber  andererseits  war  doch  mit  Rücksicht  auf  die  hervorragende  Stel- 
lung der  Bischöfe  dem  Ansprach  der  Kirche,  dass  dieselben  nur  von  ihren  Amts- 
brüdem  abgenrtheilt  werden  sollten,  in  gewissem  Umfange  Rechnung  getragen^. 


t  Orleans  IIl  538  c.  32 :  ^Clericus  cuiuslibet 
gradus  sine  pontiflcis  sui  pennissn  nullum  ad 
saeculare  iudicinm  praesnmat  attrahere,  neque 
laico  Inconsnlto  sacerdote  clericnm  in  saecnlare 
iudicium  llceat  exhibere". 

2  Orleans  IV  541  c.  20 :  „Ut  nnllus  saecnlarium 
personarum  praetermisso  pontiflce  seil  praeposito 
ecolesiae  quemquam  clerloorum  pro  sna  potestate 
constringere,  discntere  audeat  vel  «tamnare  ;  sed 
et  clericas,  si  pro  causa  ad  petitlonem  cuius- 
cumque  fnerit  ab  ecclesiastico  ordiuatore  commo- 
nitus,  se  ad  audientiam  spondeat  adfuturum  et 
respondere  uulla  calllditate  dissimiilet^.  Das 
„constringere"  bedeutet  den  processualen  Zwang, 
das  ^damnare''  das  :  Vemrtheilen  zu  Kriminal- 
strafe, Nissl  S.  115  n.  5.  Vgl.  ferner  Macou  II 
c.  10 :  ^  .  .  nt  neque  presbyter  neqne  diacouus 
neque  snbdiaconus  de  ecclesiis  trahantnr  aut 
iniuriam  aliquam  Insclo  episcopo  eorum  patian- 
tur,  sed  qnidquld  quls  adversns  eos  habuerit,  in 
notitiam  eplscopi  proprii  perdncat  et  ipse  cau< 
sam  iustitia  praeeunte  discutiens  aulmo  clericos 
accusantis  satisfaciat". 

3  So  zuerst  die  Diocesansynode  y.  Anxerre  585 
(o.  578)  c.  43 :  „Qulcumque  iudex  aut  saecularis 
presbytero  aut  dlacono  aut  cuilibet  de  clero  aut 
de  iunloribus  absque  voluntate  episcopi  aut 
archldiaconi  vel  archipresbyteri  iniuriam  inferre 
praesumpserit,  anno  ab  omnium  christianorum 
consortlo  habeatur  extraneus'^;  Paris  614  c.  4 
(Boretius  caplt.  1,  21  n.  1):  „Ut  nuUus  iudl- 
cum  neque  presbyterum  neque  diaconum  yel  de- 


lecum  aut  iunioris  aeccleslae  sine  sdentia  ponte- 
flcls  per  se  distrlngat  aut  damn&re  praesnmat 
Quod  si  fecerlt,  ab  ecclesia  cul  iniuriam  Inrogare 
dignuscltur  tarn  diu  sit  sequistratus,  quamdio 
reato  suo  corregat  et  emendit". 

^  Sie  ist  im  Gegentbeil  noch  in  Macon  I  581 
c.  7,  S.  849  n.  7,  ansdrücklieh  anerkannt. 

^  Wenn  Nissl  S.  115  meint,  das  ciL  Pariser 
Konzil  „verlangte  in  allen  Anklagen  gegen  Kle- 
riker Inanspruchnahme  des  geiatlicben  Gerichtes, 
den  ordentlichen  weltlichen  Gerichten  nicht  nur 
die  solbatständige  Ausübung  ihrer  Prozessgewalt, 
sondern  ohne  geistliches  Urtheil  auch  die  Aus- 
übung ihrer  Kriminalstrafgewalt  unter8agend\ 
80  bezeichnet  er  damit  richtig  die  Ziele,  auf 
welche  die  Kirche  lossteuerte,  aber  nicht  dasje- 
nige, was  sie  klar  auszusprechen  für  politi«ek 
erachtet  hat.  Der  Wortlaut  der  Konzilien  ergiebt 
nioht  so  weitgehende  Forderungen. 

^  Gregor  V.  Tours,  TgLY.  18,  erklärt  dem  Konig 
Ghilperich:  „Si  quis  de  nobis,  o  rex  iustlüae 
tramitem  transcendere  Tolnerit,  a  te  eozxigi 
potest''. 

7  Die  ältere  Meinung  ging  dahin,  dass  das  mit 
geistlichen  Grossen  besetzte  KSnigagericht  für 
die  weltlichen  Kriminalvergehen  der  Bischöfe 
zuständig  gewesen  sei,  Rettberg,  Kirchenge- 
scbichte  Deutschlands  2,  641.  642;  nach  Roth 
i.Ztsch.f.Rechtsgesch.  Jahrg.  1866.  5, 7  hat  dage- 
gen nicht  das  weltliche  Gericht,  sondern  die  Synode 
die  Kompetenz  gehabt,  eine  Ansicht,  weldie  dann 
So  hm  a.  a.  O.  S.  278  ff.  näher  ausgeführt  und 


§.  260.}  Die  Starafgewalt.  Merovingisohe  Zeit.  Strafsachen  der  QeistHchen. 


851 


Die  einschlagenden  Berichte  ergehen  Aber  die  Zuständigkeit  und  das  Verfahren 
Folgendes: 

Ans  gegebener  Veranlassung  ^  veranstaltet  der  König,  also  die  weltliche  Gewalt, 
betreffs  der  eines  Eriminalyergehens  bezichtigten  Bischöfe  eine  Art  Voruntersuchung  ^, 
welche  den  Zweck  hat,  durch  Verhör  des  Beschuldigten  ^  und  durch  Beweiserhebungen^ 
entweder  die  Belastung  oder  die  Schuldlosigkeit  desselben  festaustellen.  In  letzterem 
Falle  wurde  selbstverständlich  von  weiteren  Schritten  gegen  den  Bischof  abgestan- 
den ^,  anderenfalls^,  d.  h.  wenn  die  Voruntersuchung  genflgendes  Belastungsmaterial^ 


zu  begründen  versacht  h&t  (ihm  fdgen  u.  a. 
Riohter-Dove-Kahl,  K.  R.  8.  Aufl,  S.  771; 
Y.  Bar,  Hdbcb.  d.  deutsch.  Strafrechts  1,  76), 
während  Löning  2,  616  ff.  die  Anffassnng  ver- 
tritt,  dass  die  Bischöfe  schlechthin  der  weltlicheo 
Strafgewalt  und  Gerichtsbarkeit  unterworfen  ge- 
wesen seien,  nnd  die  Fälle,  in  denen  der  welt- 
lichen Bestrafang  ein  Process  vor  der  kirchlichen 
Synode  vorausgegangen  ist,  als  rein  kirchliche 
Disciplinarprocesse  betrachtet  (ihm  stimmt 
Fiiedberg,  Lehtb.  2.  Aufl.  S.  211  bei). 

Ich  folge  zum  Theil,  wenn  auch  nicht  in  allen 
Beziehungen,  der  Ansicht  von  Nissl  S.  48  ff., 
dem  sich  auch  R.  Schröder,  Lehrb.  d.  deutsch. 
Rechtsgesch.  Leipzig  1887.  S.  179  angeschlos- 
sen hat. 

^  Sei  es  auf  Anklage,  Gregor  Toron.  VI.  36 ; 
vita  S.  Leodegar.  a  673  c.  5,  Bouquet  recueil 
2,  614,  sei  es  aaf  Denunziation,  Gregor  Tnion. 
VI.  11,  oder  auf  Gerücht,  1.  c  V.  40,  oder  auf  Aus- 
sagen von  Mitschuldigen,  1.  c.  X.  19.  S.  auch 
die  folgenden  Anmerkungen  und  ferner  Nissl 
S.  49. 

^  Vielfach  wird  zu  diesem  Behuf  die  Vorladung 
nnd  auch  eine  zwangsweise  Vorführung  durch 
den  König  angeordnet,  Gregor  Turon.  V.  20: 
„Unde  factum  est,  ut  clamor  populi  ad  regem 
denuo  procedeiet  (gegen  die  Bischöfe  Salunins 
und  Sagittarius).  Eosdem  rex  accersiri  praece- 
pit";  1.  c  VI.  11 :  „Sed  Dinamius  (rector  provin- 
ciae)  .  .  ad  Guntramnum  regem  nuntios  dirigit, 
dicens  quod  partem  sibi  debitam  civitatis  per 
episcopum  (Theodor  v.  Marseille)  perderet  nee 
nmquam  Massiliensem  urbem  suo  potiretur  do- 
minio,  nisl  hie  evellatur  ab  ea.  At  ille  ira  com- 
motus,  iubet  contra  fas  religionis,  ut  pontifex 
summi  dei  artatus  vinculis  sibi  exhiberetur  di- 
cens: Trudatur  exilio  inimicus  regni  nostri,  ne 
nobis  nocere  amplius  valeat .  .  .  Gamque  ad  .  . . 
festa  .  .  .  properaret,  subito  armati  .  .  .  sanctum 
vallant  antistitem  deiectumque  ab  equo  ...  ad 
regis  deducunt  praesentlam",    VI.  22:   „adpre- 

hensi  sunt  duo  homines  a comite,  defe- 

xentes  ex  nomine  Oharterio  Petrogoricae  urbis 
episcopi  litteras,  quae  multa  inproperia  loque- 
bantar  in  regem  .  .  .  Has  literas  cum  bis  homi- 
nibus  .  .  .  oomes  sub  ardua  custodia  ad  regem 
direxit  Rex  vero  (Chilperich)  patienter  propter 
episcopum  mittit,  qui  eum  suo  conspectui  prae- 
sentarent,  discussurus  utlque,  si  vera  essent  quae 
ei  opponebantur  an  non". 

3  Welches  für  die  Regel  vom  König  selbst  vor- 
genommen wird,  Gregor  Turon.  VI.  24:  (Bischof 
Theodor  v.  Marseille  und  ein  Bischof  Epifanius) 
„discnssi  igitur  a  rege  in  nuUo  inventi  sunt  cri- 


mine^;  ibid.  VI.  22  (nach  der  in  der  vor.  Anm. 
cit.  Stelle) :  ,;  Adveniente  vero  episeopo  rex  ho- 
mines illos  cum  litteris  repraesentat.  Interrogat 
sacerdotl,  si  ab  eo  directae  fuerint.  Negat  ille  a 
se  direetas.  Interrogantur  vero  homines  a  quo 
eas  acceperint.  Frontonium  diaconum  proferunt 
Interirogatur  de  diacono  sacerdos.  Respondit, 
sibi  eum  esse  praecipuum  inimlcum  neo  dubltari 
debere,  ipsius  esse  nequitias,  qui  contra  eum 
saeplus  causas  commovisset  iniquas.  Adducitur 
diaconus  sine  mora;  interrogatur  a  rege;  conflte- 
tur  super  episcopum  diceus  :  Ego  hanc  epistolam 
episeopo  iubente  dictavi.  Proclamante  vero  epis- 
eopo ac  dicente,  quod  saepius  hie  ingenia  quae- 
reret,  qualiter  eum  ab  episcopatu  deiceret,  rex 
misericordla  motus,  commendans  deo  causam 
suam,  cessit  utrisque,  deprecans  clementer  epis- 
copum pro  diacono  et  supplicans,  ut  pro  se  sacer- 
dos oraret.''  (Weitere  Stellen  bei  Nissl  S.  52 
n.  1.)  Mitunter  lässt  der  König  die  Untersuchung 
auch  durch  besondere  Spezialbevollmächtigte 
fuhren,  Greg  Tur.  VIII.  12 :  „Denlque  cum  rex 
maxima  intencione  Theodorum  episcopum  iterum 
persequi  conaretur  ....  ad  discuciendas  causas 
Ratharius  illuc  quasi  dux  a  parte  regis  Childe- 
berti  diregitur." 

*  Vgl.  Gregor.  Turon.  VI.  22  dt.  (vor.  Note); 
s.  auch  V.  49,  o.  S.  840  n.  4;  weitere  Nach- 
weisuugen  Nissl  S.  53  n.  1. 

5  Von  Theodor  v.  Marseille  Gregor.  VI.  11 
(Anm.  2):  „nee  culpabllis  inventus  ad  civi- 
tatem  suam  redire  permissus  est" ;  ibid.  VI.  36 
(Aetherius  v.  Lisieux):  „At  rex  legatos  fratri 
suo  dirigit,  adserens  nihil  se  nriminis  in  episeopo 
repperisse''. 

8  Sofern  nicht  etwa  der  König  die  weitere 
Verfolgung  der  Sache  aus  Gnade  fallen  Hess, 
Gregor  Turon.  VI.  22  cit.  (Anm.  3). 

'  Greg.  Tur.  V.  18:  „.  .  .  andiens  Chilpericus 
quod  Praetextatus  Rothomagen  sis  episcopus  contra 
utilltatem  suam  populis  munera  daret,  eum  ad 
se  arcessire  praecepit.  Quem  discussum,  repperit 
cum  eodem  res  Brunichlldae  reginae  conmenda- 
tas  ipsasque  allatas,  eum  in  exillam  usqne  sacer- 
dotalem  audientiam  retenere  praecipit.  Goniuncto 
autem  concilio  exhibitus  est";  1.  c.  VIII.  7: 
„Nam  cum  iterato  ad  convivium  regis  Palladius 
(B.  V.  Saintes)  atque  Berthchramnus  acclti 
foissent,  commoti  invicem,  mnlta  sibi  de  adul- 
teiiis  ac  fornicacione  exprobraverunt,  nonnulla 
etiam  de  periuriis  ....  Discedrntes  igitur  a 
regis  praesencia,  cauciones  et  fldeiussores  dede- 
runt,  ut  X  kalendas  mensis  nonl  ad  sinodum 
Gonvenirent". 
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ergeben  oder  doch  Zweifel  an  der  Unschuld  desBeschnldigten  offen  geblieben  waren  ^ 
überwies  der  König  die  Sache  an  eine  von  ihm  einbemfene  Synode  znr  Erledigung^. 
Dass,  wie  die  neueste  Ansicht  meint '.  die  Veranstaltung  der  erwähnten  Vornnter- 
SQchnng  den  Charakter  einer  rechtlich  nothwendigen  Voranssetznng  ftr  jedes  weitere 
Verfahren  gegen  einen  beschnldigten  Bischof  und  den  ersten  Theil  oder  Abschnitt 
des  Kriminalverfahrens  gegen  die  Bischöfe  gebildet  habe,  Iftsst  sich  nicht  sicher  nach- 
weisen *.  Vielmehr  hatte  diese  Vomntersnchnng  nur  den  Charakter  eines  reinen  In- 
formationsverfahrens.  Es  wurde  wohl  regelmAssig  vom  König  yeranlasst,  nm  der  nn- 
nutzen  Bemfnng  von  Synoden  Torznbengen  nnd  für  die  Anklage  anf  denselben  ein 
ausreichendes  Belastungsmaterial  zu  beschaffen.  ViTollte  er  indessen  davon  absehen, 
erachtete  er  die  Belastung  des  Beschuldigten  in  Folge  der  ihm  fibermittelten  Berichte 
ausser  jeden  Zweifel  gestellt  oder  erschien  ihm  vielleicht  auch  zu  anderen  Zwecken 
die  Einberufiing  einer  Synode  geboten,  so  hatte  er  keine  rechtliche  Verpflichtung, 
das  Informationsverfahren  dennoch  eintreten  zu  lassen^.  Mit  anderen  Worten :  dieses 
Verfahren  war  nicht  ein  Theil  des  E^minalprozesses  gegen  die  Bischöfe,  sondern 
eine  ausserhalb  desselben  liegende  Prozedur,  welche  dem  König,  bez.  der  weltlichen 
Gewalt  erst  die  Entschliessung  darüber  ermöglichen  sollte,  ob  nach  Lage  der  Ver- 
hältnisse ein  Kriminalprozess  gegen  einen  Bischof  anh&ngig  zu  machen  sei. 

Diese  Auffassung  wird  dadurch  bestätigt,  dass  hinsichtlich  der  Zuständigkeit  der 
Kriminalgewalt  und  der  Oerichte  die  Vorschriften  des  römischen  Rechts  in  Oallien 
massgebend  geblieben  sind  *,  und  dass  das  letztere  für  die  Bischöfe  keineswegs,  wie 
neuerdings  fQr  das  Frankenreich  behauptet  worden  ist  7,  ein  dreigliedriges  Kriminal- 


1  Greg.  Turon.  VIII.  43 :  „ Adfuit  et  Antestius, 
sed  nihil  de  hls  qnae  opponebat  episoopo  potuit 
adprobare.  Epiacopas  (Palladias  ▼.  Saintea) 
autem  ad  mbem  redlre  iubetnr  et  usqne  ad  6)niO' 
dam  futaram  dilatatiir,  si  forte  aliqua  de  bis 
quae  opponebantnr  eTidentius  potsint  agnosd^ 

Dagegen,  dass  bebafs  sicherer  Gestellung  der 
Bisehofe  znr  Synode  diese  in  eine  anständige 
Haft  genommen  oder  konflnirt  (exlllam),  ygl. 
y.  18,  wurden,  ist  kirchlicherseiU  kein  Wider- 
sprach erhoben  worden,  vielmehr  nur  gegen 
etwaige  dabei  yerübte  Grausamkeiten  nnd  Ge- 
waltthatigkeiten,  1.  c.  VI.  11;  X.  19;  Nissl 
S.  55.  56. 

2  8.  die  vorangehenden  Anm. 

3  So  Nissl  S.  56  n.  96:  „Die  weltUche  Ein- 
leitung ist  conditio  sine  qua  non  des  Hauptver- 
fahrens ^.  L  5  n  i  n  g ,  welcher  die  ausschliessliche 
Zuständigkeit  der  weltlichen  Gerichte  bei  Krlrol- 
nalvergehen  der  Bischöfe  behauptet,  s.  o.  S.  850 
n.  7,  behandelt  selbst verstindlioh  dieses  Ver- 
fahren nur  als  Theil  des  Verfahrens  vor  dem 
weltlichen  Gericht.  Roth  S.  7  und  So  hm 
8.  252  legen  von  ihrem  Standpunkte  ans  der 
weltlichen  Gewalt  nur  das  Recht  des  ersten  An- 
griffs, der  Sammlung  des  Materials,  auf  Grund 
dessen  der  König  die  Anklage  erhebt,  sowie 
anch  das  Recht  der  vorläufigen  Verhaftung,  bei. 

*  Denn  die  Könige  haben  auch  Konzilien  zur 
Verhandlung  von  Anklagen  gegen  Bischöfe  ein- 
berufen, ohne  ein  solches  Vorverfahren  zu  ver- 
anstalten, Gregor  Turon.  V.  20:  („Salunius  B.  v. 
Embrun,  Sagittarius  v.  Gap)  coeperunt  in  per- 
vaslonibus,  caedibns,homicidlls,adulteriis  diver- 


slsque  scelerlbus  Insano  furore  crassarl;  Itaut 
quodam  tempore,  celebrante  Victore  Tricastino- 
rum  episcopo  sollemnitatem  natalitli  snl  emlssa 
cohorte,  cum  gladiis  et  saglttis  inmerent  super 
eum.  Venientesque  sdndemnt  vestlmeota  eins, 
ministros  eaeciderunt,  vasa  vel  omne  adpantam 
prandli  conferentes,  rellnquentes  eptscopum  in 
grandi  contumella.  Quod  cum  rex  Guntchram- 
nus  comperisset,  congregari  synodum  apud  ur- 
bem  Lugdunnm  Insslt^,  1.  c.  VI.  27;  weitere 
Stellen  bei  Nissl  S.  51  n.  1.  Wenn  letzterer 
die  Nichterwähnung  des  Verfahrens  überall  auf 
Rechnung  lückenhafter  Berichterstattung  setzt, 
so  erscheint  dies  Im  gegebenen  Falle  nicht  statt- 
haft, da  sich  sonst  nirgends  ein  Anhalt  dafür 
findet,  dass  das  gedachte  Verfahren  für  rechtlich 
wesentlich  erachtet  worden  wäre.  Uebrigens 
weist  auch  der  Bericht  bei  Greg.  Turon.  V.  20 
cit.  eine  Fassung  auf ,  welche ,  falls  wirklich 
eine  Voruntersuchung  stattgefunden  hätte,  sich 
als  eine  vollkommen  ungenaue  darstellen  würde, 
welche  aber  ganz  korrekt  erscheint,  sovrie  man 
keine  Lücke  in  Ihr  finden  will. 

B  Giebt  doch  auch  Nlssl  S.  57  selbst  zu, 
dass  die  „Voruntersuchung  und  Haftnahme,  etwa 
wenn  die  That  notorisch  uhd  der  Thäter  nicht 
fluchtgefährlich  war,  auch  ganz  wegfallen" konnte. 
Allerdings  scheint  er  diese  Fälle  als  Ausnahme 
von  der  Rechtsregel  (Anm.  3)  zu  betrachten, 
während  nach  der  Aufstellung  des  Textes  eine 
solche  Rechtsnorm  nicht  bestanden  hat,  sondent 
die  Veranstaltung  des  In formatlons Verfahrens 
vom  Willen  des  Königs  abhängig  war. 

^  S.  Nlssl  S.  48  ff.  91.  92. 
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yer&hren,  nftmlioh  eiae  Vomntenaoliiuig  vor  dem  König  oder  dem  weltUchen  Gericht^ 
dann  ein  Mos  za  dlBciplinarisoher  Ahndung  (zur  Deposition)  fahrendes  s.  g.  Haupt- 
verfahren  vor  der  Synode  (also  ein  kirchliohes  Disoiplinarrerfahren)  nnd  endlich  ein 
8.  g.  Bchinssverfahren  vor  dem  weltlichen  EOnigsgerioht,  anf  Grund  dessen  das  welt- 
liche 8trafartheil  ergeht  und  die  weltliche  Strafe  ausgesprochen  wird,  sondern  nur 
ein  Disciplinarverfahren  vor  dem  kirchlichen  nnd  dann  ein  dem  letzteren  nachfolgen^ 
des  staatliches  Kriminalverfahren  vor  dem  staatlichen  Gericht  gekannt  hat^.  Das 
Hervortreten  eines  als  Begel  vorkommenden,  besonderen  Informationsverfahrens,  dessen 
in  den  römischen  Beehtsquellen  nicht  gedacht  wird,  findet  seine  Erklärung  in  den 
abweichenden  strafrechtlichen  und  strafprozessualen  Normen  des  germanischen  Rechts. 
Als  Kriminalvergehen  (crimina),  um  deren  Verfolgung  und  Ahndung  es  sich  hier  han- 
delt, standen  allein  diejenigen  Strafthaten,  welche  mit  öffentlicher  Strafe  und  zwar  der 
Todesstrafe  oder  einer  dafür  eintretenden  Ersatzstrafe  (wie  dem  Exil)  bedroht  sind^, 
in  Frage.  Für  sie  war  zugleich  die  Nothwendigkeit  Öffentlicher  Verfolgung  gegeben, 
und  diese  hat  der  König,  wahrscheinlich  mit  Rücksicht  auf  die  hervorragende  Stellung 
der  Bischöfe,  selbst  auf  sich  genommen,  indem  er  einmal  das  Gericht  der  Bischöfe, 
die  Synode,  beruft 3,  ferner  auch  seinerseits  die  Anklage  auf  derselben  erhebt^.  Da- 
mit war  aber  einerseits  das  erwähnte  Informationsverfahren  zur  Vermeidung  der 
3chon  S.  852  berührten  Missstände  gegeben,  andererseits  aber  auch  die  Wirksamkeit 
der  öffentlichen  Strafrechtspflege  gegenüber  dem  hohen  Klerus  gesichert  und  das  Ein- 
schreiten von  dem  blossen  Willen  der  das  geistliche  Gericht  bildenden  Standesgenossen 
des  Beschuldigten  unabhän^  gestellt^. 

Die  Synode,  welche  der  König  einberuft^,  ist  entweder  Provinzialsynode^,  oder 
auch  eine  grössere,  namentlich  die  Reichssynode  eines  Theilreiches^.  Sie  fungirt  in 
der  Eigenschaft  und  der  Stellung  eines  kirchlichen  Disciplinargerichtes^.   Ihr  präsi- 


i  S.  794.  Daher  ist  die  Frage  berechtigt,  leie 
die  angenommene  Dreithellang  des  Verfahrens 
im  Frankenreich  entstanden  ist.  Paranf  glebt 
indessen  die  Darstellung  Ton  Nlssl  keine 
Antwort. 

2  Sohm  S.  267;  Nissl  S.  9  ff.  15.  Die 
meisten  überlieferten  Kriminalprocesse  beziehen 
sich  auf  das  Verbrechen  des  Hochverrathes,  In- 
dessen nicht  ansschllesslich,  vielmehr  auch  auf 
Mord,  Todtnng,  Raab,  S.  850  n.  4,  nnd  Dieb- 
stahl, Gregor  Turon.  V.  18;  Nlssl  S.  67. 

8  S.  861.  862. 

4  Gregor  Y.  18  (gegen  Praetextatus  v.  Ronen), 
1.  c.  y.  49,  gegen  Gregor  v.  Tours,  in  diesem 
Falle  allerdings  daneben  auch  der  angeblich  des 
Ehebrufths  beschnldlgte  Erzblschof  Berthram  v. 
Bordeaux,  indessen  Ist  es  der  König,  der  die  An- 
gelegenheit verfolgt.  Vertretung  des  Königs 
durch  einen  öffentlichen  Beamten  kommt  vor, 
Gregor  Tur.  X.  19:  „Tunc  rex  Inimicum  eum 
(Egldius,  Bischof  y.  Rhelms)  sibi  reglonUque 
proditorem  esse  pronunclans,  Ennodlum  ex  duce 
ad  negotium  diriglt  prosequendo^ ;  nach  Tita  s. 
Leodogarll  a.  678  o.  14,  Bouquet  2,  621)  klagt 
statt  des  Königs  anch  der  maiordomus  (gegen 
Diddo  und  andere  Bischöfe). 

5  Demselben  Zweck  dient  die  Inhaftnahme 
pder  Konlinirang  der  beschuldigten  Bischöfe, 
nicht  minder  die  Forderung  der  Gestellung  Ton 


Bürgen  seitens  derselben  für  ihr  Erscheinen  ror 
der  Synode,  Gregor  Turon.  VIII. 7 dt.,  S.861n.7. 

6  Für  die  Regel  wird  sie  nicht  naher  bezeich- 
net, vgl.  Gregor  Tur.  V.  18.  29.  VIII.  12.  X.  19. 

7  Sowohl  Gregor  Turon.  V.  20  (Synode  v.  Lyon 
667  gegen  Salunius  und  Saglttarius). 

8  Dipl.  Tbeuderid  III  677,  mon.  German. 
dipl.  I,  44 :  „Tum  et  episcopos  de  rigno  nostro, 
tum  de  Niuster  quam  et  de  Buigundla,  pro  statu 
eccleslae  vel  oonllrmacione  pads  ad  nostro  palado 
Maslaco  ylUa  lussemus  adyenire,  et  aliqui  ex 
ipsis  qul  in  infldelitate  nostro  faerant  inventi, 
per  eorum  cannonls  fulrunt  iudecati  inter  quos 
adfuit  Ghramlinus  .  .  .  qul  aeplscopatam  Aebre- 
duno  clvitate  habult:  inventum  est,  quod  sua 
praesumdone  vel  per  falsa  carta  seu  per  reyella- 
donis  audada,  sed  uon  per  nostra  ordiuacione, 
ipsum  aepiscopatum  redperat,  eciam  nee,  sicut 
eorum  cannonis  contenent,  ad  ipsum  benedlcen- 
dum  solemneter  eplscopl  non  adfuiruut:  unde 
Genesio,  Ghadune,  Bildramno,  Landoberctho  et 
Temisco,  qul  matropoU  esse  vldentur,  vel  reliqui 
quampluris  episcopi  Ipsus  iudlcantis,  in  nostrl 
praesencla  fuit  coneclssus  atque  de  suprascripto 
episcopatus  aeiectos";  vgl.  auch  Gregor  Turon. 
Titae  patr.  VI.  6:  „magnus  epiBCOporum  oonven- 
tus  (Synode  v.  Orleans  649,  Bd.  111.  S.  640  n.  2). 

0  S.  das  Dipl.  in  der  vor.  Anm.,  In  welchem 
vTiederholt  auf  die  Kanones  Bezug  genommen. 
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dirt  daher  der  Metropolit  oder  einer  der  mehreren  Metropoliten  S  nicht  der  Kdni^^, 
und  nach  Untersnchnng  der  Beschuldigung  ^  erkennt  sie,  wenn  sie  das  Eriminalver- 
brechen  als  erwiesen  erachtet,  nicht  auf  weltliche  Strafe,  sondern  auf  die  kirchliche 
Strafe  der  Absetzung^.  Bei  nicht  erbrachtem  Beweis  erfolgt  dagegen  Freisprechung ^ 
Nur  in  dem  Fall,  dass  etwa  ein  Thatbestand  dargethan  war,  welcher  kein  Kriminal- 
verbrechen,  wohl  aber  ein  Disciplinarvergehen  bildete,  konnte  sie  zur  Auferlegung 
einer  geringeren  Disciplinarstrafe,  als  der  Absetzung  schreiten®. 

Wenn  das  Verfahren  vor  der  Synode  zur  Deposition  gefllhrt  hatte,  so  wurde 
nunmehr  vom  König  unter  Beirath  der  Beichsgrossen,  also  des  Hofgerichts  oder  auch 
des  Reichstages,  die  weltliche  Strafe,  die  Todesstrafe^  [freilich  vielfach  aus  Gnade 
statt  derselben  auch  die  Ezilirung  im  Sinne  der  Intemirung  an  einen  bestimmten  Ort^ 


wird;  Gregor  Tur.  V.  18:  .^ex  adfuit  dixitqne: 
Episcopus  enim  In  furtis  depraehensns  ab  epls- 
copali  officio,  ut  ayellatur,  canonum  auctoritas 
saucxit".  Daher  wird  die  Synode  auch  bezeich- 
net als :  iudieium  episcoponim,  Gregor  Tar.  VII. 
19,  vgl.  auch  Sohm  S.  260;  Niesl  S.  d2.  93 
und  96  n.  1. 

1  Gregor  Tur.  V.  20. 

2  Dieser  ist  mitunter  bei  der  Berathnng  nicht 
einmal  gegenwartig,  Gregor  Turon.  V.  18.  20; 
NisslS.  93. 

3  Vgl.  darüber  die  ausführlicheren  Nachrichten 
bei  Gregor  Tur.  V.  18  (Process  gegen  Pratextatus 
V.  Ronen),  V.  49  (gegen  Gregory.  Tours)  und  X. 
19  (gegen  Egidlus  v.  Rheims);  NisslS.  65ff. 

^  Gregor  Y.  20  (Salunius  und  Sagittarius) ; 
X.  19:  ^Haec  episcopi  aadieutes  ac  lamentantes 
fratres  obproprium,  obtenta  Tita,  ipsum  (Egidius 
Y.  Rheims]  ab  ordine  sacerdotali,  lectis  cano- 
num sanctionibus  removerunt^;  yita  S.  Leode- 
garii  a  678  c.  14  (Bouquet  2,  621):  „condem- 
natum  (Bischof  Diddo)  ab  ipsa  synodo  calvaria 
accepta  in  capite  expulsum  segregant  a  sancta 
congregatione^,  ibid.  (Leodegar  v.  Antun):  ,,eius 
tunicam  consclderunt  a  capite'';  dipl.  v.  677  cit. 
(conscissus).  Wenn  Sohm  S.  248  behauptet, 
dass  auch  auf  Verbannung  (Einsperrung  in  ein 
Kloster)  erkannt  wurde,  indem  er  Exil  und  Ein- 
sperrung als  gleichbedeutend  auffasst,  so  ist  dies 
nicht  richtig.  Exil  ist  Konflnirung  oder  Inter- 
nirung  an  einen  bestimmten  Ort,  nicht  Verwei- 
sung in  ein  Kloster,  o.  S.  816  u.  S.  862  n.  1 ; 
Loning  2,  624  n.  2;  wennschon  unter  Umstan- 
den die  letztere  Strafe  die  erstere  ersetzt,  Nissl 
S.  37.  Femer  ist  Exil  und  die  dafür  eintretende 
Strafe  in  erster  Linie  weltliche  Strafe,  werden 
doch  beide  auch  gegen  Laien  erkannt  und  voll- 
streckt, Nissl  S.  37.  Im  Zweifel  haben  sie  also, 
namentlich  dann,  wenn  sie  von  einer  weltlichen 
Behörde  oder  vom  König  verhängt  werden,  den 
Charakter  weltlicher  und  nicht  kirchlicher  Strafen ; 
vita  Leodegarii  c.  6  (B  ouqnet  2,  616) :  „Interea 
cum  hi  qui  primi  videbantur  esse  palatii,  cum 
simul  ab  Hilderico  fuissent  conquisiti,  quod 
iudidum  de  sancto  dei  decemerent,  hoc  consona 
responderunt  voce,  ut  si  ei  vitam  concederet,  sub 
perpetuo  exsllio  eum  in  LuxotIo  permanere  iu- 
beret:    conflrmans    subito    decretnm    iudicum, 


episcopis  vero  aliquibus  vel  sacerdotibus  con- 
sentienübus*';  Loning  2,  623  n.  3. 

^  Gregor.  Tur.  rit,  patr.  VL  6 :  „Apud  Aurilia- 
nensem  autem  urbem,  incriminato  ab  iniquxs 
Marco  episcopo  et  in  exilium  truso.  magnus  epi- 
sooporum  conventus  est  adgregatus  (S.  853  n.  8); 
in  qua  synodo  cognoscentes  beati  episcopi,  hoc 
esse  vacuum  quod  contra  eum  faerat  mussitatum, 
eum  civitati  et cathedrae  restituunt'',  N  i  s  sl 8. 82, 

•  Vgl.  die  Synode  ▼.  Ghalons  ▼.  679  Gregor. 
Tur.  V.  27:  Obiiciantnr  eis  (Salunius  u.  Sagitta- 
rius) crimina  et  nou  solum  de  adulterium  verum 
etiam  de  homiddiis  aceusabantur.  Sed  haec  per 
paenltentlam  purgar i  censentes  episcopi,  ülud 
est  additum,  quod  essent  rei  maiestatis  et  patriae 
proditores.  Qua  de  causa  ab  episcopo  discincti, 
in  basilica  b.  Marcelli  sub  custodia  detmdnntar ; 

1.  c.  VII.  16.*  ^Scitote  ei  (Prätextatus  v.  Bouen) 
paenltentlam  iiidictam  a  sacerdotibus,  non  tarnen 
eum  prorsus  ab  episcopatum  remotnm",  Nissl 
S.  75.  76. 

*<  Vita  S.  Leodegarii  a  678  c.  14,  Bouquet 

2,  622 :  ;,Tunc  a  palatio  sententia  mandatur  de- 
creti,  Leodegarium  diutius  vivere  non  debere"; 
vegl.  ferner  Gregor  Tur.  X  c  19 :  ^At  ille  (Egi- 
dius V.  Rheims)  confasus  ait :  Ad  seutentiam  dan- 
dam  super  culpabilem  ne  moremini ;  nam  ego  novi, 
me  ob  crimen  maiestatis  reum  esse  mortis,  qui 
semper  contra  utilitatem  huius  regia  matrisque 
eins  abir\  Nach  vlta  Leodegarii  c.  14  (1.  c  p. 
621) :  ,.Ibique  inter  ceteros  Diddonem  .  .  .  oon- 
demnatum  ab  ipsa  synodo  .  .  .  expulsum  segre- 
gant a  sancta  congregatione.  Alil  vero  episcopi 
tunc  a  rege  .  . .  pene  similem  poenam  sortiti  per- 
petuo exilio  sunt  deportati^  Dass  die  Anwendung 
der  Todesstrafe  gegen  den  abgesetzten  Bischof 
ein  Gewaltakt,  Königsrecht  zur  Selbstvertheidl- 
gung  des  KÖnigthums  gegen  aufrührerische 
Bischöfe  gewesen  sei,  so  Sohm  S.  268.  269, 
ist  unrichtig,  vgl.  auch  Nissl  S.  46,  und  hängt 
mit  der  Auffassung  S  ohms  zusammen  (Anm.  4). 
dass  die  Exiliruug  oder  Einsperrung  den  Cha- 
rakter einer  geistlichen  Strafe  gehabt  habe. 

8  Gregor.  Tur.  X  19  :  „Qui  (Egidius  v.  Rheims 
nach  seiner  Absetzung  durch  die  Synode,  S.  853 
n.  4)  statim  ad  Argen toratensem  urbem  .  .  .  de- 
ductus,  exilio  est  condemnatus^.  S.  d.  vor. 
Anm.;  Loning  2,  620;  NisslS.  44. 
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und  zwar  vielfach  in  einem  Erlöster  )^  sowie  ferner  die  VermOgenskonfiskation^  ver- 
hftngt^,  nnd  demnächst  dnrch  die  weltliche  Gewalt  vollstreckt^. 

Die  vorgftngige  Anklage  nnd  das  Verfahren  vor  der  Synode,  dem  geistlichen 
DiBciplinargericht,  ist  nach  dem  Rechte  des  merovingischen  Reiches  die  nothwendige 
Voranssetznng  fttr  das  weltliche  Btrafv^erfahren  gegen  die  Bischöfe  gewesen^,  ja  die 


1  Gregor  Turon.  V.  27,  S.  864  n.  6  j  vita  S.  Leo- 
degar.  c.  6,  S.854  n.  4;  vgl.  auch  die  folg.  Anm. 

2  So  gegen  Egidins  y.  Bheims,  Gregor  Tar. 
X.  19:  „Rfulta  enim  auri  argentique  in  Imlus 
eplseopi  regestiim  pondera  sunt  reperta.  Quae 
aatem  de  illa  inlquitatia  militia  erant,  regallbui 
sunt  thesauris  iiilatae;  qaae  autem  de  tiibutis 
ant  reliqua  ratione  eclesiae  inventa  sunt,  inibl 
relicta";  nach  dipl.  v.  677  oit.  (Fortsetzung  der 
Stelle  S.  863  n.  8):  „Ideo  nos  nna  cum  consilio 
saprascriptorom  pontefecnm  Tel  procerum  noBtro- 
nun  conplacnit,  qnatenaa,  dnm  secnndnm  canno- 
nis  in  ipso  senodale  concillum  fuerat  degradatns, 
res  suaa  proprias  pertractavemns,  pro  mercidlB 
canaa  perdere  non  dibiret,  sed  qnod  exinde  facero 
Tolaerit,  nna  cnm  Buprascrlptlg  patribns  nostris 
taliter  praecipernns,  ut  hoc  licenciam  habiat 
faciendi.  Et  postia  peticlo  sua  fnit,  nt  ipBnm  in 
monasthyrio  s.  domni  Dlonisiae  .  .  .  ubi  Gbarde- 
tIcus  abba  piaeesse  yiditnr,  nt  sub  opidiencla 
Tel  snb  regolare  ordene  diaebns  Tite  Bui  conTor- 
sare  dibirit:  et  dnm  perpetno  exsllio  fnerat  indl- 
catnB,  mesericordia  muti,  nna  cum  consilio  sn- 
prascriptorum  pontefecnm  petidonem  snam  Tise 
fnimns  pristetisse.  Proinde  per  praesente  prae- 
ceptnm  speciallter  decememns  ordenandnm,  nt 
res  Bnas  neqne  tos  neque  innioris  sen  soccessoils 
restrl  nee  qulsllbet  contradlcere  nee  minnare  nee 
contangere  nee  infiscare  non  praesnmmaÜB  »  .  ." 
TTird  gegen  den  abgesetzten  Biscbof  Ghramlinns 
ebenfalls  ans  Gnade  von  der  Konfiskation  Abstand 
genommen. 

8  Die  Konfiskation  ist  gleichfalls  staatliche  Kri- 
minalstrafe,  als  Folge  der  l'odesstrafe,  nicht  aber, 
so  S  o  h  m  S.  269,  geistliche  Strafe,  welche  der 
weltliche  Arm  Tollstreckt,  denn  dem  fränkischen 
Kirchenrecht  ist  diese  nicht  bekannt,  S.  816. 816 ; 
s.  a^chLöning2,  624  n.  2;  Nissl  S.  39. 

*  Dnrch  die  Grafen  nnd  ihre  Unterbeamten, 
Tita  Leodegarli  a  678  o.  14,  Bonqnet2,  621. 
622 :  „eum  (Leodegar)  Chrodoberto  cnidam,  qul 
tnnc  comes  erat  palatii,  lussit  tyrannns  impins 
(der  Majordomns  Hebroin)  tradi  et  praesentem 
Titam  in  gladii  percassione  conferri . . .  Ghrodo- 
hertns  .  .  iniunxit  qnattnor  e  famniis,  nt  ea  qnae 
fuemnt  slbi  inssa  explerent .  .  (c.  15)  in  sllvam 
enm  ducnnt,  nt  inssionls  implerent  sententiam." 
Bei  der  Konflnirnng  in  ein  Kloster  musste  aller- 
dings die  Mitwirkung  eines  Bischofs  oder  Abtes 
in  Anspmch  genommen  werden,  doch  überliess 
man  hier  wohl  auch  mitunter  dem  Yemrtheilten 
die  Wahl  des  Klosters ,  s.  dipl.  t.  677,  o.  Anm.  2. 
Vgl,  des  Weiteren  Nissl  S.  87. 

5  Dieser  AnfTassnng  —  sie  wird  von  Nissl 
68  IT.  S.  96  ff.  Tertreten  —  steht  einmal  die 
Meinung  Ton  Loning  2,  516  ff.  o.  S.  860  n.  7 
entgegen,  welcher  In  Konsequenz  derselben  aus- 
drücklich hervorhebt,  dass  keineswegs  durch 
einen  Rechtssatz  der  Fortgang  des  gerichtlichen 


Verfahrens  davon  abhängig  gemacht  worden  sei, 
dasB  ein  Disciplinarverfahren  der  Kirche  statt- 
gefunden habe  (S.  517) ;  andererseits  die  S  o  h  m  s , 
a.  a.  0.,  nach  welchem  die  Bischöfe  seit  der 
2.  Hälfte  des  6.  Jahrb.  das  (sicherlich  exorbitante) 
Privileg  besessen  haben,  beim  Hochverrrath  von 
jeder  öffentlichen  Strafe,  der  Todesstrafe  und  der 
Vermögenskonflskatlon  eximirt  und  lediglich 
einer  Ahndung  durch  die  kirchliche  Disciplinar- 
behörde  unterworfen  gewesen  zu  sein,  d.  h.  wäh- 
rend nach  Loning  das  kirchliche  Disciplinar- 
Terfahren  Tor  der  Synode  tou  den  Königen  zuge- 
lassen wird,  „um  durch  deren  Spruch  der  Kirche 
und  ihrem  eigenen  Gewissen  gegenüber,  eine 
Rechtfertigung  für  das  weltliche  Urthell  und  die 
weltliche  Strafe  zu  haben",  ist  nach  S  o  h  m  die 
Unterwerfung  der  Bischöfe  unter  die  staatliche 
Kriminalgewalt  und  Kriminalgerichtsbarkeit  ein 
Akt  des  Kri  egsrechtes ,  also  eigentlich  nicht  Recht , 
gewesen,  S.  854  n.  7. 

Es  ist  nicht  zu  leugnen,  dass  nach  einer  Reihe 
TOn  Berichten  gegen  Bischöfe  auch  ohne  vorgän- 
gige Berufung  einer  Synode  die  vorhin  gedachton 
weltlichen  Strafen  wegen  der  ihnen  zur  Last  ge- 
legten Kriminal  vergehen  verhängt  worden  sind, 
so  Gregor  Tur.  vitae  patr.  XVIL  3 :  ^Quodam 
vero  tempore  cum  iam  ad  exilium  ductus  (Ni- 
cetiUB  V.  Trier  durch  Chlotar  1)  episcopis  reli- 
quis,  qui  adulatores  regis  effecti  fuerunt,  remo- 
veretui** ;  Gregor  Tur.  V.  26 ;  ^Eunium  eplsco- 
pum  Veneticae  urbis  ad  Chilpericum  regem 
diriglt.  At  ille  ira  commotus,  obiurgatum  eum 
exilio  damnare  praecipit" ;  vita  Lupi  a.  613  c.  12, 
BoUand.  Acta  1.  Sept.  1,  269  (auf  Anklage  gegen 
Lupus  V.  Sens) :  „rex  Clotarius  (II)  feile  commo- 
tus .  .  .  Lupum  episcopum  retrusit  in  exilium^ ; 
Fredegar.  chron.  c.  54  (Bouquet  2,  434  a  686): 
„Palladius  eiusque  filius  Sidocus,  episcopus  Ae- 
losani,  incusante  Aighynane  duce,  qnod  rebelli- 
onis  Wasconorum  fuissent  conscii,  exilio  retru- 
duntur^';  vita  Amandi  c.  16,  Mabillon  Acta 
saec.  IL  2, 684 :  .,Pontlfex  (AmandnsT.  Mastricht), 
dum  pro  capitalibus  criminibus . .  .ipsum  redargu- 
eret  regem  (Dagobert  II),  iubente  eononabsque 
iniuria  de  regno  eins  fuerat  expnlsns'';  vita 
Ansbert!  c.  31, Mabillon,  acta  saec.  II.  2, 1012 : 
„accusatus  apud  ipsum  principem  (Pippin  a. 
d92)  praefatus  pontifex  (Ansbert  v.  Ronen)  iussu 
eiusdem  exilio  deportabatur  in  Altummontem 
monasterium'^  Loning  betrachtet  diese  Fälle 
als  diejenigen,  in  welchen  sich  das  damals  gel- 
tende Recht  abspiegelt,  also  als  die  normalen. 
Aber  schon  Nis sl  S.  58  ff.  hat  völlig  zutreffend 
hervorgehoben ,  dass  es  sich  in  ihnen  gar  nicht 
um  Kriminalprocesse  sondern  um  einseitige  Ge- 
waltakte handelt.  Die  willkührliche  Exilimng 
des  Nicetius  (Gregor  s.  patr.  1.  c.)  hat  Chlotar  I 
hinterher  durch  ein  Konzil  zu  legalisiren  gesucht, 
der  Bischof  Eonius,   Gregor  V.  26,  hatte  selbst 
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thataftcUiche  FeBtstellang  des  kirchlichen  Diaciplinargeriehis  war  insofem  fftr  das 
Vorgehen  der  weltlichen  Gewalt  präjudiziell)  als  diese  nur  dann  mit  den  weltUch» 
Strafen  einschreiten  konnte,  wenn  das  kirchliche  Gericht  die  Schuld  des  Angeklagten 
als  erwiesen  angenommen  und  denselben  zur  Absetzung  yemrtheilt  hattet  Da  aber 
die  Verurtheilung  zur  Disciplinarstrafe,  zu  der  Absetzung,  und  die  zur  weltliehen 
Elriminalstrafe  in  der  Hand  verschiedener  Gerichte  lag,  so  kann  man  das  Yeifahren 
nicht  als  ein  einheitliches  betrachten  und  das  Disciplinarverfahren  als  Hanpt-,  das 
von  demselben  bedingte  staatliche Eriminalverfahren  als Schluss verfahren  hezeichnen^ 
Die  Gestaltung  des  Eriminalverfahrens  gegen  die  Bischöfe  im  Frankenreich,  wie 
sie  eben  auf  Grund  der  Quellen  dargelegt  ist,  beruht  auf  einer  Fortentwicklung  und 
Umbildung  des  römisohen,  in  Gallien  von  den  Franken  vorgefundenen  Beehts^.  Der 
Grundsatz  des  letzteren,  dass  die  Anklage  zunächst  bei  dem  geistlichen  Disdplinar- 
gericht  anzubringen  sei^,  ist  beibehalten  worden,  aber  eine  der  ELirche  gflnstige  Neue- 
rung bildet  der  präjudizielle  Charakter  der  Entscheidung  des  kirchlichen  Gerichtes  K 


nichts  Yerbiochen,  und  wird  Tom  Konig  ira  oom- 
motut  exilirt.  In  Betreff  des  Lupus  bemerkt 
eine  andere  Quelle,  vlta  S.  Winebaudl  c.  8, 
BoUand.  Acta  6.  April  1,  572 :  ^Lupus  .  .  .  dig- 
nosdtar  Incursisse  calumniam  et  extra  ritum 
oanonlcae  sententiae  adeptus  exilium'S 
aach  ist  er  später  nach  der  erst  citirten  Tita  c  14 
(1.  Sept.  1,  260)  wieder  begnadigt  worden.  In 
Betreff  des  Amandus  v.  Mastricht  wird  Tita  clt. 
c.  16  berichtet,  dass  der  König :  „prostratusque 
h.  Tlri  pedibus  deprecabatur,  uttantosoelerl, 
quod  in  eum  perpetraverit,  -venlam  larglri  dig- 

naretor.    Sed  llle eum  eleyavlt  a  terra 

facinusque  in  se  perpetratum  clementisslme  in- 
dulsit.  Tunc  rex  ad  s.  aitAmandum:  Poenl- 
tet  meTalde,  quod  stulte  adyersus  te  egerlm, 
precor  Igitux,  ne  memineris  iniuriae,  quam  tibi 
IrrogaTi".  Auch  Ansbert  ist  nach  vlta  c  52 
später  von  Pippin  begnadigt  und  dieser  hat  nach 
gesta  abb.  Fontanell.  c.  II  1  (SS.  2,  275)  aus 
Reue  über  die  That  ^^ut  Indulgentiam  mereretur 
accipere''  das  Kloster  Fleury  gegründet.  Weitere 
hierher  gehörige  Fälle  bieten  noch  vita  Desiderii 
(v.  Yienne)  a.  603,  Bouquet  3,  484  u.  Tita  S. 
£ucheril  c.  7.  8,  Mabillon  acta  saec.  III. 
1,  657). 

Würde  man  schon  aus  den  herTorgehobenen 
(Gründen  alleinberechtigt  sein,  die  Quellenzeug- 
nisse, welche  des  Torgängigen  Verfahrens  Tor  der 
Synode  gedenken,  als  diejenigen  zu  behandeln, 
welche  die  praktische  Anwendung  des  geltenden 
Hechts  bekunden,  so  kommt  noch  folgendes  in 
Betracht  Nach  Gregor  Tur.  Y.  18  fasst  König 
Chllperich  im  Process  gegen  Prätextatus  gegen- 
über Gregor  t.  Tours,  welcher  sich  der  Schuldig- 
sprechung desselben  widersetzt,  dies  Verhalten 
geradezu  als  ReohtsTerweigeruiig  auf:  „0  epl- 
scope,  iustitiam  cunctis  largire  debes  et  ecoe  ego 
iustitiam  a  te  non  acdpio,  sed  ut  video  consen- 
tis  iniquitati  et  impletur  in  te  proTerbium  lllud, 
quod  corrus  oculum  corvi  non  eruit . . .  Sed  scio 
quid  faciam,  ut  noteris  in  populis  et  iniustum  te 
esse  in  omnibus  perpatlscat.  GouTocabo  enim 
populum  Toronicum  et  dicam  eis :  Voceferamini 
contra  Gregorium,  quod  sit  iniustus  et  nulli  ho- 
minum  iustitiam  praestit.  lllis  quoque  haec  cla- 


mantlbus  respondebo :  Ego  qnl  rex  sum,  iusti- 
tiam cum  eodem  inTenlce  non  possum  et  tos  qnl 
minores  estis  iuTenietis?"  Diese  Worte  konnte 
Gregor  unmöglich  dem  König  In  den  Mund  legen, 
wenn  es  nach  der  bestehenden  Bechtsauffaiaung 
blos  Tom  Willen  des  Königs  abgehangen  hätte, 
die  beschuldigten  Bischöfe  Ton  der  Synode  oder 
Tom  Hofgericht  aburtheileu  zu  lassen. 

Diejeiügen  Quellen,  welche  nur  der  Synodal- 
Terhandlung  und  der  Absetzung,  aber  nicht  mehr 
der  weltlichen  Bestrafung  gedenken,  gesta  abb. 
Fontan.  a  755  c  12,  SS.  2,  286,  bereiten  keine 
Schwierigkeiten.  Sie  erklären  sich  theUweiae 
aus  Lücken  in  der  Berichterstattung,  theilweiae 
aber  Tlelleicht  auch  daraus,  dass  eine  weltliche 
Bestrafung  nicht  erfolgt  ist,  Nissl  S.  80. 

^  Das  exgiebt  einmal  die  in  der  toi.  Anm.  eh. 
Stelle  aus  Gregor.  Türen.  V.  18;  femer  Gregor. 
Tit.  patrum  VI.  5,  S.  854  n.  5^  Nlssl  S.  101, 
andererseits  aber  auch  die  Auffassung,  dass  die 
Verurtheilung  durch  die  Synode  zur  Absetzung 
BOTlel  wie  Verurtheilung  zur  Todesstrafe  (oder  zu 
der  Ersatzstrafe  dafür,  der  ExUirung)  durch  die 
weltliche  Gewalt  bedeutet,  S.  864  n.  7,  Tgl.  fer- 
ner Gregor  Tur.  V.  18;  Nlssl  S.  Ö8. 

«  SoNlsslS.  79.  98. 

3  Lex  Romana  Visigoth.  C.  Th.  XVI.  1.  2 
luterpr.:  „Speciallter  prohibetur:  ne  quls  andeat 
apud  iudices  publicos  episcopum  accusare,  sed 
in  episcoporum  audientia  pioferre  non  dlfferat, 
quicquid  sibi  pro  qualitate  negotii  putet  posse 
competere,  ut  in  episcoporum  aliorum  ludido 
quae  asserit  contra  episcopum  debeant  definizl^'. 
Darauf  spielt  auch  offenbar  an  Macon  II  686 
c.  9:  „Licet  reTerentisslmi  canones  atqne  sacra- 
tisslmae  leges  de  episcopali  audientia  In  ipso 
paene  christiaiiitatis  principlo  sententlam  protu- 
lerlnt"  .  .  . 

*  S.  0.  S.  794. 

s  Darüber,  dass  dies  nicht  die  Auffassung  des 
römischen  Rechtes  gewesen  ist,  s.  o.  S.  795  n.  5. 
Bei  dem  nicht  ganz  deutlichen  Wortlaut  der  ein- 
schlagenden Stellen  der  römischen  Rechtsbücher 
konnte  es  aber  der  Kirche  nicht  schwer  werden, 
dieselbe  zur  Geltung  zu  bringen. 
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Dafllr  lutt  aber  das  Königthum  und  die  dffeotliohe  Gewalt  das  Beeht  des  ersten  An* 
grifb  bei  Yerdaeht  oder  Beziehtigong  der  Bischöfe,  sowie  das  Beeht  zur  Einbenifiuig 
der  Synode  nnd  der  Anklage  aaf  derselben  ^  als  Oarantie  ftlr  die  Herbeiftthning  der 
Bestrafdng  der  hohen  kirchlichen  Würdentrftger,  namentlioh  solcher,  welche  des 
Hoehyerraths  verdAchtig  waren,  in  Anspmoh  genommen'^. 

Wahrend  die  Kirche  seit  der  letzten  Hälfte  des  6.  Jahrhunderts  bei  den  Erimi- 
nalanklagen  gegen  die  Kleriker  vom  Priester  abwftrts  erst  eine  gewisse  Mitwirkung 
zu  erlangen  sachte,  war  ihr  diese  von  Anfang  bei  den  Kriminalprozessen  gegen  die 
Bischöfe  auf  Onind  des  römischen  Bechts  gestattet  geblieben,  sie  hat  daher  in  Betreff 
dieser  hauptsächlich  die  von  den  Königen  und  ihren  Vertretern  geübten  Bechte,  das 
Beeht  des  ersten  Angriffs  und  der  Inhaftnahme  desselben,  der  yorUlufigen,  die  An« 
klage  vorbereitenden  Untersuchung  und  der  Einberufung  der  Disciplinarsynode  sei- 
tens des  Königs  in  Frage  zu  stellen  gesucht ',  indem  sie  in  allen  Bechtssachen  gegen 
Bischöfe  zunächst  die  Angehung  des  Metropoliten  forderte  und  die  Umgehung  des- 
selben mit  dem  Banne  bedrohte. 

3.  Das  Edikt  Chlotars  II.  vom  Jahre  614.    Die  Antwort  des  merovingi- 


1  S.  0.  S.  853  u.  854.  Aus  demselben  Ge- 
sichtspunkt erUärt  es  sich  auch,  dass  diese  prä- 
judizielle Bedeutung  nur  dem  Spruch  einer  ein- 
heimischen Synode  beigelegt  wurde,  also  eine 
Appellation  nach  Rom  nur  mit  Genehmigung 
des  Königs  stattfinden  konnte,  dann  aber  auch 
der  Entscheidung  des  Papstes  die  gleiche  Kraft 
beigelegt  wurde,  S.  839  n.  3.  Regelmassige 
Rechtsmittel  gab  es  gegen  das  Urtheil  der  Synode 
nicht,  auch  sind  Restitutionen  unter  Wiederauf- 
nahme des  Verfahrens  bei  falschlich  ausge- 
sproohenenVemrtheilttngen  in  der  merovingisoben 
Periode  nicht  vorgekommen.  Wenn  N  i  s  s  1  S.  88. 
89  dies,  unter  Berufung  auf  die  Falle  des  Nice- 
tiue  Ton  Trier  und  des  Pratextatus  t.  Ronen  be- 
hauptet, so  wai  der  erstere  nicht  in  einem  dem 
Reciit  entsprechenden  Verfahren  exilirt,  Gregor 
Turon.  vit  Patr.  XVII  3,  S.  855  n.  5,  und  Pratex- 
tatus war  überhaupt  nicht  zur  Absetzung  Tcrur- 
theilt,  sondern  ohne  dieselbe  exilirt  worden, 
Gregor  Tuion.  V.  18  u.  VII.  16:  „Scitote  ei  pae- 
nitentiam  indictam  a  sacerdotibns,  non  tamen 
cum  pmrsus  ab  episcopatum  remotum^.  Die 
Wiedereinsetzung  beider  war  also  blosse  Beseiti- 
gung der  Folgen  von  Gewaltakten,  nicht  von 
rechtmassig  ergangenen  Urtbeilen. 

2  Von  diesem  Standpunkt  aus  erklärt  sich  der 
Gang  der  Entwicklung  im  Frankenreioh  zur  Ge- 
nüge, während  Sohm  S.  248  annimmt,  dass  zur 
Zeit  Theodoriohs  I  die  Bischöfe  noch  dem  welt- 
lichen Gericht  unterworfen  waren,  aber  seit  der 
2.  Hälfte  des  6.  Jahrhunderts,  ohne  auch  nur  einen 
Inneren  Grund  dafür  anzugeben,  die  Exemtion 
der  Bischöfe  in  zweifelloser  Uebung  stehen  lässt. 
TTebrigens  beweist  der  von  Sohm  für  die  ältere 
Zelt  angeführte  Fall  (des  Bischofs  Desideratus 
V.  Yienne,  Gregor  Tur.  IIL  34.  35)  nichts  gegen 
die  Ansicht  des  Textes,  dass  das  römische  Recht 
auch  hinsichtlich  der  Bischöfe  von  Anfang  an  im 
Frankenreich  gegolten  hat,  denn,  wie  schon  Lö- 
ning  S.  517  n.  2  bemerkt,  ist  Desideratus  erst, 
nachdem  er  aus  der  gegen  ihn  vom  König  ver- 
hängten Verbannung  zurückgekehrt  war,    vgL 


Gregor  Tur.  III.  34,  Bischof  von  Verdun  ge- 
worden. 

8  Macon  IL  585  c  9  (S.  856  n.  3) :  „tamen 
quonlam  eadem  postposita  humana  in  sacerdotes 
dei  grassatur  temeritas,  ita  ut  eos  de  atrlis  vene- 
rabilium  ecdesiarum  violenter  abstractos  ergastu- 
11s  publids  addicant,  censemus,  ut  episcopum 
nuUus  saecularium  fascibus  praeditus  iure  suo 
contumaciter  et  perperam  agens  de  sancta  eccle- 
sia,  cui  praeest,  trahere  audeat,  sed  sl  quid  con- 
tentionis  adversus  episcopum  potentior  persona 
habuerit,  pergat  ad  metropolitanum  episcopum 
et  ei  cansas  alleget,  et  ipsius  sit  potesUtis  hono- 
rabiliter  episcopum  de  quo  agltur  evocare,  ut  in 
eiua  praesentia  accusatori  respondeat  et  oppositas 
aotiones  extricet.  Quod  sl  talis  fuerit  immanitas 
causae,  ut  cum  solus  metropolitanus  deflnire  non 
valeat,  advooet  seoum  unnm  vel  duos  coepisco- 
pos:  quod  sl  et  ipsls  dubietas  fuerit,  conciliabu- 
lum  dellnito  die  vel  tempore  instituant,  in  quo 
nniversa  Ute  coUecta  fratemltas  coepiscopi  sui 
cansas  dlscutlat  et  pro  merito  aut  iustlilcet  aut 
culpet.  Nefas  enim  est,  ut  iUius  manibus  epi- 
scopQS  aut  iussione  de  ecclesia  trahatur,  pro  quo 
semper  deum  exorat  et  cui  iuvocato  nomine  do- 
mini  ad  salvatiouem  corporis  animaeque  eu- 
chailstiam  saepe  porrexit  Hoc  enim  decretum  a 
nobis  praeiixum  qui  fuerit  audacter  transgressus, 
tam  ipse  quam  omnes  qui  ei  consenserint  usque 
ad  generale  concilium  anathemate  de  ecclesia  se^ 
parentur'^.  Im  Gegensatz  zu  c.  10  ibid.,  welches 
die  übrigen  Kleriker  betrifft  und  die  Anklagen 
gegen  sie  vor  den  Bischof  weist,  sich  aber  noch 
einer  Strafandrohung  enthält,  S.  850  n.  2,  be- 
tont gerade  c.  9  unter  Hinzufügung  einer  solchen 
—  der  Unterschied  ist  weder  von  Löning  2, 
526,  noch  von  N 1  s  s  1 S.  1 13  genügend  beachtet  ~ 
das  gewaltsame  Wegführen  der  Bischöfe  von 
ihren  Kirchen,  also  die  im  Text  gedachte  vor- 
läaflge  Inhaftnahme,  sowie  femer  die  Pflicht, 
sich  erst  an  den  Metropoliten  zu  wenden,  womit 
die  oben  im  Text  erwähnten,  bisher  vom  König 
geübten  Befugnisse  unvereinbar  waren. 
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sehen  Ednigthnrns  anf  die  beBproohenen  Vennehe,  die  bisherige  Handhabniig  der 
staatlichen  Kriminalgewalt  nnd  Kriminalgeriohtsbarkeit  za  Onnsten  der  Kirche  so 
ftndem,  war  das  auf  der  grossen  Reichssynode  %u  Paris  i.  J.  614  seitens  des  Königs 
Chlotar  II .  erlassene  Edikt,  dahin  lautend  < : 

,,Ut  nnllnm  indicnm  de  qnalebit  ordine  clerecns  de  civilibns  cansis,  praeter 
criminale  negncia,  per  se  distringere  ant  damnare  praesnmat,  nisi  convincitor 
manefestns,  excepto  presbytero  ant  diacono.   Qni  convieti  fderint  de  cri- 
mine  capitali,  inzta  canones  distringantnr  et  cnm  pontefioibas  examinentnr." 
Dieses  Edikt ^  hat,  soweit  es  sich  anf  die  Kriminalvergehen  bezieht,  hin- 
sichtlich der  niederen  Kleriker  einschliesslich  der  Snbdiakonen'  die 
Forderung  der  ELirche  zarflckgewiesen,  es  also  bei  der  völligen  Unterwerfung  derselbes 
unter  die  weltliche  Strafgewalt  und  Strafgerichtsbarkeit  belassen^,  und  nur  den  an 
sich  selbstverstftndlichen  Rechtssatz  besonders  eingeschärft  ^,  dass  das  weltliche  Ge- 
richt keinen  EUeriker  anders  als  bei  klar  erbrachtem  Beweis  der  Schuld  ^  verurtheilen 
solle'. 

Wohl  aber  ist  in  Betreff  der  Priester  und  der  Diakonen  das  Zugestftndnisa 
gemacht,  dass  gegen  diese  in  Gemftssheit  der  Kanones  das  prozessualische  Zwangs- 


1  c  4,  Boret! US  capit.  1,  21. 

2  Bei  seiner  knappen  nnd  yieldentlgen  Fassung 
hat  es  die  verschiedensten  Auslegungen  erfahren ; 
die  ältere  Litteratur,  Thomassin  ret.  et  nova 
disciplina  II.  3  c.  105;  de  Marca,  concord. 
sacerd.  VI.  22,  weitere  Nachweisungen  So  hm 
S.  257  n.  199;  Löning2,  527  n.  1,  findet  ihren 
Abschlass  mit  Dove,  de  iurid.  eccl.  p.  39  ff. 
Bei  verschiedenen  Abweichungen  in  Einzelheiten 
geht  sie  dahin,  dass  das  Edikt  gemischte  Gerichte, 
zusammengesetzt  aus  dem  Grafen  und  dem 
Bischof  für  die  Strafsachen  der  Kleriker  einge- 
führt habe,  indem  sie  das:  „cum  ponteflcibns'' 
missverstanden  hat,  während  dasselbe  sonst  so 
viel  wie:  a,  SohmS.  259;  Loningl,  578  u. 
2,  527  n.  1  oder  auch  wie:  apud,  Nissl  S.  128 
n.  7,  bedeutet.  Es  ist  das  Verdienst  Sohms 
S.210ff.  2ö7ff.;  Lönings2,  512.  526  und 
endlich  Nissls  S.  116  ff.  die  ältere  Theorie  be- 
seitigt und  das  richtige  Verständniss  der  Stelle 
angebahnt,  bez.  herbeigeführt  zu  haben.  Von 
neuerer  Literatur  vgl.  auch  Rlchter-Dove- 
Kahl  K.  R.  S.  748.772;  Sdralek,  Hinkmar  v. 
Bheims  kanonist.  Gutachten.  Freiburg  i.  Br.  1881. 
S.  102;  Waitz  Deutsch.  Verf.  3.  Aufl.  II.  2, 
243;  Beauchet,  origines  de  la  Jurisdiction 
eccMsiastique  .  .  en  France  in  Nouvelle  Revue 
historique  de  droit.  Paris  18S3.  VII.  p.  431; 
Schröder,  Deutsch.  Rechtsgesch.  S.  179  n. 
131;  Hermann,  üb.  d.  Entwicklung d.  deutsch. 
Schöffengerichts.  S.  248.  Uebereinstimmung  ist 
noch  nicht  erzielt,  eine  üebersicht  über  die  noch 
bestehenden  wichtigeren  Differenzen  bei  Lo- 
ning  2,  527  n.  1  und  bei  Nissl  S.  117  n.  1. 

3  Das  Konzil  von  Paris  614  c.  4,  S.  850  n.  3 
hatte  die  Beschränkung  der  richterlichen  Gewalt 
auch  für  alle  clerici  und  iuniores  ecclesiae  ge- 
fordert. 

4  Nissl  S.  119.  120.  Hatte  doch  selbst  noch 
Macon  I  c.  7  (S.  849  n.  7)  diesen  Rechtszustand 
nicht  in  Frage  zu  stellen  gesucht 


B  Bedroht  doch  das  oit.  Edikt  c.  24, 1.  c  1,  23. 
das  Zuwiderhandeln  gegen  seine  Vorschriften  mit 
der  Todesstrafe.  S.  auch  die  folgende  Anm.  u. 
Nissl  S.  121.122. 

^  So  wird  das :  ^nisi  convincitor  manefestnr 
aufgefasst  von  Sohm  S.  258;  Nissl  S.  121: 
Schröder  1,  179  n.  121;  andererseits  von  Lö- 
nlng  S.  512  n.  1  als  Ergreifung  auf  fdscher 
That  In  Civilsachen  (ebenso  auch  Dove  a.  a.  0. 
8.  772  n.  17).  Dagegen  hat  Nissl  S.  121  n.  3 
schon  auf  Chloth.  ed.  c.  22  und  Ghlot  II  prae- 
eept.  584—628  c.  3  1.  c.  1,  18  G,Si  quis  in  aUquo 
crimlne  foerit  acousatus,  non  condemnetur  penl- 
tns  inauditus.  Sed  si  in  «irlmine  aceusatur  et 
habeta  discnsslone  fuerit  fortasse  convietus. 
pro  modum  criminis  sententiam  quo  meretur, 
excipiat  ultlonis^)  hingewiesen. 

"^  Zu  übersetzen  ist  demnach ,  übereinstimmend 
im  wesentlichen  Nissl  und  Schröder  a.  a.O.: 
„Kein  Richter  soll  Geistliche  Jeden  Grades  in 
bürgerlichen  Sachen  allein  selbstst&ndig  (d.  b. 
sine  scientia  pontiflcis)  —  anders  in  Kriminal- 
Sachen  —  einem  processualischen  Zwang  unter- 
werfen oder  ein  Strafurtheil  über  sie  fällen,  wenn 
sie  nicht  vollkommen  überführt  sind.  Nissl 
S.  118  hebt  mit  Recht  hervor,  data  dem  Edikt 
der  Wortlaut  des  Pariser  Konzils  c.  4,  S.  850 
n.  3,  zu  Grunde  liegt,  und  dass  man  die  Fassung 
des  Edikts  c  4  dadurch  hergestellt  hat,  dass  man 
die  durch  die  Zurückweisung  der  vollen  Forde- 
rung der  Geistlichkeit  bedingten  Einschnnkun- 
gen  in  den  Text  des  Konzilkanons  hineinschob. 
Es  ist  also  mit  Rücksicht  auf  die  durch  dasselbe 
gegebene  Grundlage  zu  lesen:  ^^praeter  crimi- 
nale negucia  per  se  distringat  (bez.  distringere 
praeeumat)  ant  damnare  praesumat,  nisi  convia- 
citur  manefestus'^  also  das  damnare,  welchem 
soviel  bedeutet,  wie  kriminell  bestrafen,  zu  Kri- 
minalstrafe verurtheilen  (Nissl  S.  15),  nicht 
auf  die  eansae  eiviles  (so  z.  B.  Lo  ning,  Deve 
11.  cc.)  und  ebensowenig  das :  ^nlsi  convindtv 
manefestus"  anf  das  .,di6tringere^  zu  beziehen. 
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Terffthren  eintreten  nnd  der  Prozess  wegen  Kriminalvergehens  vor  den  Bisehdfm 
gefUhrt  werden  soll.  Die  neueste  Meinung  findet  in  dieser  Anordnung  eine  Gleich- 
stdlung  der  Priester  und  Diakonen  mit  den  Bischöfen  \  also  die  Ausdehnung  des  fflr 
die  letzteren  geltenden  Verfahrens  auf  die  ersteren,  indem  sie  die  als  Bedingung  des 
kanonischen  Verfahrens  yerlangteüeherfllhTung  (d.  h.  die  Worte :  Qta  amvicH  fuerint) 
als  dem  weltlichen  Einleitungsrerfahren  zugehörig^  auffasst  \  Eine  solche  Auslegung 
ist  aber  dem  Wortlaut  gegenüber  unmöglich,  nnd  ebensowenig  wird  diese  der  Stelle 
„iuxta  canones  distringantur^^  gerecht.  Sieht  man  von  der  durch  nichts  gebotenen 
Gleichstellung  der  Priester  und  der  Diakonen  mit  den  Bischöfen  ab^,  so  sagt  der 
Schlusssatz,  welcher  sieh  an  die  Anordnung  des  Vordersatzes,  dass  der  Priester  und 
Diakon  in  Eriminalsachen  nicht  verurtheilt  werden  soll,  anschliesst,  soviel  als,  dass 
wenn  die  Geistlichen  dieser  Grade  in  dem  gegen  sie  an  sich  zulässigen  weltlichen 
Strafverfahren  flberftlhrt  worden  sind,  zunächst  der  weltliche  Richter  sie  nicht  zu  der 
öffentlichen  (Todes-)  Strafe  verurtheilen,  dass  vielmehr  vorerst  denKanones  gemäss  der 
Prozess  gegen  sie  eingeleitet  ^,  und  die  Untersuchung  von  den  Bischöfen,  d.  h.  von  dem 
im  einzelnen  Fall  ftlr  den  Priester  oder  Diakon  zuständigen  Bischof  oder  auch  von 
der  Synode  geführt  werden  soU^.   Das  Edikt  macht  also  der  Kirche  in  Betreff  der 


^  In  Uebereinstimmung  mit  Nissl  S.  123; 
Sehröder  a.  a.  0.  beziehe  ich  in  der  Stelle: 
„exeepto  presbytero  ant  dlacono.  Qai  convictl 
faeiint'*  da«  „Qui"  auf  das  Yorhergehende  ^pzes- 
bytero  aut  diacono^  nicht  auf  den  im  Anfang  von 

c.  4  genannten  „clerecns  de  qualebit  ordine".  In 
Folge  dieser  letzteren  Interpretation  kommt 
Sohm  S.  2Ö9  zu  der  Annahme,  dass  sämmtlichen 
Oeistlichen  positiv  verheissen  'wird,  dass  sie  in 
peinlichen  Sachen  secnndum  canones  und  cum 
pontiflcibus  gerichtet  n^erden  sollen,  während  er 
das  Distriktion sprivüeg,  trotzdem,  dass  der  zweite 
Satz  des  c.  4  des  Edikts  von  dem  ^distringere'^ 
handelt,  in  peinlichen  Sachen  nicht  allen  Kleri- 
kern, sondern  blos  den  Priestern  und  Diakonen 
gewährt  sein  lässt.  L  o  n  1  n  g  2,  527  vertritt  da- 
gegen von  diesem  Standpunkt  aus  die  Auffassung, 
dass  das  Edikt  in  Bezug  auf  Geistliche,  welche 
eines  Yerbrecbens  angeklagt  worden  sind,  aus- 
drücklich die  Forderung  der  Kirche  verworfen, 
aber  angeordnet  habe,  dass  gegen  einen  Oeist- 
lichen, welcher  eines  solchen  überführt  worden 
sei,  im  Disciplinarwege  vorgegangen  und  gegen 
ihn   auf  Disclplinarstrafe  erkannt  werden  soll, 

d.  h.  also  nach  Sohm  hat  das  Edikt  der  Kirche 
mehr  gewährt,  als  das  Konzil  von  Paris  ver- 
langt hat,  nach  Löning  aber  in  Bezug  auf  die 
Kximiiialsachen  gar  keine  Zugeständnisse  ge- 
macht. —  Der  Merkwürdigkeit  wegen  mag  noch 
auf  die  Auslegung  Hermanns  a.  a.  0.  S.  248 
n.  3  hingewiesen  werden,  nach  welchem  Chlotar 
die  weltliche  Oerichtsbarkeit  gegen  Kleriker  ganz 
beseitigt  hat,  ausser  in  „Deliktfällen  bei  haud- 
hafter  That". 

2  So  übersetzt  Nissl  S.  124:  „Ausgenommen 
sind  Priestsr  und  Diakonen ;  diese  nämlich,  wenn 
sie  (in  einem  weltlichen  Einleitungs verfahren) 
eines  Verbrechens  überführt  erscheinen,  sind  (im 
geistlichen  Hauptverfahren)  nach  canonischem 
Processund  zwar  vor  Bischöfen  (Concil)  zu  exami- 
niren,  worauf  erst  (im  Schlussverfahren)  even- 
tnell  die  weltliche  Strafverhängung  (damnare) 


folgen  darf.  Im  Wesentlichen  übeinstimmend 
Schröder  a.  a.  0.  undDahn,  Deutsche  Ge- 
schichte. 1.2,673. 

3  Die  Worte :  „qui  convictl  fuerint  de  crimine 
capitali^  auf  ein  nirgends  weiter  angedeutetes 
Einleitungsverfahren  zu  beziehen,  ist  vollkommen 
willkührlich,  da  es  sich  in  dem  betreffenden 
Verfahren  gegen  Bischöfe  blos  um  die  Feststellung 
einer  genügenden  Belastung  gehandelt  hat, 
(S.  851)  und  ein  Eiuleitungsverfahren  begriffs- 
mässlg  nur  eine  solche,  nicht  aber  Ueberführung 
verlangt  (so  auch  mit  Recht  Löning  2,  532 
n.  1).  Oonvincere,  welches  den  Sinn  von  über- 
führen hat,  kann  demnach  im  zweiten  Satz  nur 
dieselbe,  wie  die  ihm  im  ersten  Satz  zugeschrie- 
bene Bedeutung  haben,  und  muss  daher,  ebenso 
wie  dieses  auf  den  Beweis  im  weltlichen  Straf- 
verfahren bezogen  werden. 

*  Das  Konzil  von  Paris  614  c.  4,  auf  welches 
das  Edikt  die  Antwort  ist,  stellt  in  Betreff  des 
Verfahrens  gegen  die  Bischöfe  gar  keine  Forde- 
rungen auf. 

'D.h.  auf  Mittheilung  des  weltlichen  Richters 
soll  die  geistliche  Disciplinarbehörde  gegen  den 
Schuldigen  die  Ladung  erlassen  und  sich  nöthi- 
genfalls  der  Person  desselben  vergewisseni,  auch 
Im  Uebrigen  den  Prozesszwang  nach  den  Kanones 
gegen  ihn  ausüben.  Nissl  a.  a.  0.  u.  S  c  h  r  ö  d  er 
lassen  diese  Bedeutung  des  iuxta  canones  di- 
stringantur  so  gut  wie  gar  nicht  hervortreten. 
Dem  weltlichen  Richter  wird  indirekt  untersagt, 
den  Schuldigen  seinerseits  in  Haft  zu  halten, 
seinerseits  das  geistliche  Gericht  zu  berafen  und 
den  Beschuldigten  vor  dasselbe  zu  stellen.  So 
aufgefasst,  schliesst  diese  Vorschrift  allerdings 
ebenfalls  die  Annahme  einer  beabsichtigten 
Gleichstellang  der  Priester  und  Diakonen  mit  den 
Bischöfen  aus,  denn  die  Art  der  Einleitung  des 
Verfahrens  gegen  die  letzteren,  welches  der  König 
herbeiführte,  entsprach  nicht  den  Kanones. 

^  Es  erscheint  weiter  als  eine  nicht  gerecht- 
fertigte Voraussetzung,  dass  N  is  s  1  und  S  c  h  r  ö  - 


860 


I.  Die  Hierarchie  und  die  Xieitung  der  Kirohe  durcli  dieselbe. 


[§.260. 


Kleriker  dieser  Orade  das  Zngeständniss,  daas  dem  geistlichen  Gerieht  die  M^ek- 
keit  gegeben  wird,  vor  der  weltlichen  Abortheiiang  die  Disciplinanintersaebimg  zn 
eröffnen  nnd  anf  Disciplinarstrafe,  d.  h.  auf  die  Absetanng,  sn  erkennen  i.  Die 
Kirche  hat  damit  den  Vortheil,  welchen  ihr  die  Gestaltung  des  Strafverfahrens  gegen 
die  Bischöfe  Ton  jeher  geboten  hatte,  erlangt,  dass  sie  die  VoUstreeknng  der  Todes- 
strafe an  verbrecherischen  Priestern  und  Diakonen,  ehe  diese  durch  Absetzung  ans 
dem  geistlichen  Stand  entfernt  nnd  in  die  reehtliohe  Stellnng  der  Laien  versetzt  waren, 
zn  hindern  vermochte.  Nur  darin,  dass  die  Vollziehung  der  gedachten  Strafen  vor  der 
Deposition  an  ihnen  ausgeschlossen  war  oder  wenigstens  ansgeschlossen  werden  konnte, 
waren  nunmehr  die  Inhaber  aller  höheren  Weihestufen  ^  einander  gleichgestellt. 

In  allen  anderen  Beziehungen  aber  nicht.  Denn,  wie  die  Ergebnisse  der  Verhand- 
lungen, insbesondere  der  Beweiserhebung  in  einem  Kriminalprozess  gegen  einen  Prie- 
ster oder  einen  Diakon  vor  dem  weltlichen  Gericht  fUr  das  kirchliche  Disoiplinsr- 
gericht  nicht  bindend  waren  \  also  das  letztere  es  noch  immer  in  der  Hand  hatte, 
nach  UeberfUhrung  des  Angeklagten  in  Gemässheit  des  weltlichen  Beweisreehtes,  bei 
anderer  Auffassung  der  Sachlage  oder  auf  Grund  anderweiter  Beweise  anf  Frebpre- 
chnng  zu  erkennen  ^,  so  ist  nach  dem  Edikt  auch  das  kirchliche  Disciplinamrthml 
für  das  weltliche  Gericht  nicht,  wie  in  den  Kriminalprozessen  gegen  die  Bischöfe ^ 
präjudiciell  ^,  und  die  Freisprechung  im  kirchlichen  Disciplinarprozesse  bot  kein 
rechtliches  Einderniss  für  die  Verurtheilung  des  Priesters  oder  Diakons  zur  Todes- 
strafe und  die  Vollstreckung  derselben  an  dem  Verurtheilten  ^. 

Erhebliche  Aenderungen  hat  demnach  das  Edikt  Chlotars  n.  an  dem  bestehen- 
den Rechtszustande  nicht  herbeigeführt.  Hinsichtlich  des  Kriminalverfahrens  gegen 
die  Bischöfe  und  die  Geistlichen  der  niederen  Weihegrade  hat  es  nichts  geändert, 
hinsichtlich  der  Priester  und  Diakonen  ebenfalls  an  der  staatlichen  Krimioalgewalt 


der  unter  den  Worten :  „cum  pontifldbus''  ohne 
Weiteres  ein  Konzil  oder  eine  Synode  yerstehen. 
Der  König  hatte  in  seinem  Edikt  blos  Yeranlas- 
sang,  die  sachliche  Zuständigkeit  des  weltlichen 
und  geistlichen  Gerichts  abzugrenzen,  nicht  aber 
über  die  Kompetenz  der  verschiedenen  Gerichte 
der  letzteren  Art  zu  bestimmen.  Das  regelmässige 
kirchliche  Disdplinargericht  für  die  Priester  und 
Diakonen  ist  aber  Im  Frankenreich  das  bischof- 
liche Gericht  (S.837),  nicht  eine  Bischofs-  (Pro- 
Yinzial-  oder  Reichs-)  Synode  gewesen.  Dass 
diese  als  das  höhere  kirchliche  Leitungsorgan 
ebenfalls  eine  solche  Zuständigkeit  besass,  und 
diese  gelegentlich,  wenn  sie  versammelt  war, 
namentlich  auch  gleichzeitig  Kriminalprozesse 
gegen  Bischöfe  verhandelt  wurden,  ausübte  — 
nur  das  beweisen  die  Fälle  bei  N  i  s  s  1  S.  128  aus 
karolingischer  Zeit  — ,  hat  nichts  Auffälliges. 
Befremdend  wäre  es  dagegen,  wenn  das  Edikt 
und  zwar  blos  beiläufig  die  Bestimmung  getroffen 
hätte,  dass  für  das  aas  Anlass  eines  weltlichen 
Kriminalprozesses  gegen  jeden  beliebigen  Diakon 
zu  fährende  kirchliche  Disciplinarverfahren  der 
schwerfälüge  Apparat  einer  Provinzial-  oder  gar 
einer  Keichssynode  hätte  in  Bewegung  gesetzt 
werden  müssen.  Auch  dieser  Gesichtspunkt  er- 
giebt  also  einen  weiteren  Beweisgrund  gegen  die 
von  N  i  s  s  1  und  Schröder  behauptete  Gleichstel- 
lung der  Prieser  und  Diakonen  mit  den  Bischöfen. 
1  Wie  sich  prozessualisch  die  Sache  gestalten 


sollte,  darüber  sagt  das  Edikt  nichts  näheres. 
Jedenfalls  ergiebt  sich,  dass  die  Sistirung  der 
Sache  im  weltlichen  Gericht  erst  nach  der  Be- 
weiserhebung geschehen  konnte,  andererieits  vor 
der  Fällung  des  weltlichen  Crtheils,  vor  dem 
damnare,  statthaben  musste. 

^  Die  Subdiakonen  gehörten  damals  noch  nicht 
zu  dieser  Klasse,  Bd.  I.  S.  6. 

S  Der  Annahme  einer  präjudiziellen  Bedeutung 
des  Beweisergebnisses  im  weltlichen  Gericht 
widerspricht  die  den  Bischöfen  gegebene  Befug- 
niss  des  examinare. 

^  Gerechnet  hat  man  allerdings  wohl  auf  den 
regelmässigen  Fall,  dass  das  geistliehe  Gericht 
die  Ueberführung  im  weltlichen  Gericht  aU  mass- 
gebend anerkannte  und  zur  Deposition  schritt. 

B  S.  8ÖÖ.  866. 

^  Das  Edikt  erwähnt  des  weiteren  weltlichen 
Verfahrens  g«r  nicht,  lehnt  also  damit  indirekt 
eine  solche  Anordnung  ab,  und  dies  spricht  eben- 
falls gegen  die  wiederholt  zurQckgewieseue 
Theorie  der  Gleichstellung  der  Priester  und  Dia- 
konen mit  den  Bischöfen.  Gerade  in  diesem  wich- 
tigen Punkte  müsste  eine  solche  nach  Nissluud 
Schröder  stillschweigend  durch  das  Edikt  er- 
folgt sein. 

7  Uebereinstimmend  hiermit  Sdrale k  S.  102. 
103,  welcher  allerdings  das  hier  nur  in  BetreiT 
der  Priester  und  Diakonen  Ausgeführte  irriger 
Weise  für  alle  Kleriker  generalisirt. 
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und  der  Kriminalgeriohtgbarkeit  festgehalten  und  nnr  in  Betreff  der  Zeit  der  Verhän- 
gnng  und  der  VoUstreekang  der  Strafe  gegen  die  letzteren  eine  dem  geistliehen  Stan- 
desgefUhl  Rechnung  tragende  Modifikation  eintreten  lassend 

Deshalb  hat  auch  die  frftnkisehe  Earche  noch  im  Verlaufe  des  7.  Jahrhunderts, 
freilich  ohne  dass  sich  die  weltliche  Oesetsgebung  veranlasst  geflinden  hat,  den  ein- 
mal eingenommenen  zurflekhaltenden  Standpunkt  aufzugeben^,  ihre  frflheren  Forde- 
rungen Ton  Neuem,  aber  wohl  in  der  Voraussetzung  der  Hofihungslosigkeit  eines  ent- 
scbeidenden  Erfolges  ohne  Nachhaltigkeit  geltend  gemacht^.  — 


1  Anden  Niisl  S.  124:  ^Der  Tolle  Werth 
dieaes  Zugeitändnisees  erhellt  erst  bei  der  Erwä- 
gang,  das8  damit  der  Ausschlnss  aller  weltlichen, 
nieht  auf  Sichemng  dei  Perion  abzielenden  pro- 
zessDalen  Oewaltmaisregeln^  (diese  sind  aber 
doch  niemals  Rechtens  gewesen,  nnr  freilich  von 
den  Königen  nnd  ihren  Beamten  nach  nnd  Tor 
dem£diktgeabtworden,S.8ö2n.l  n.  S.86on.ö) 
^Yon  selbst  (I)  gegeben  war  ...  .,  so  enthält  das 
Edikt  Chlotars  II.  die  Habeaseorpnsakte  far  den 
höheren  meroYingischen  Klerus^. 

So  hm  S.  260.  261  n.  S.  264  findet  eine  Be- 
ftätignng  seiner  Anffassnng  (8. 869  n.  1)  in  zwei 
Stellen  der  lex  BainTarioram ,  worauf  hier,  da 
dieselbe  jedenfalls  der  letzten  Zeit  der  roeroTin- 
giaehen  Königsherrschaft  angehört  (Brnnner, 
dentsche  Rechtsgesch.  Leipzig  1887.  1,317  setzt 
sie  zwischen 744—748,  Schröder,  1,«236  zwi- 
sel&en  748— -752)  noch  einzugehen  ist  Die  erste 
Stelle  1. 12 :  „Ut  nnllo  presbitero  vel  diacono  11- 
ceat  habere  secum  in  domo  extraneam  feminam 
nee  per  illam  oceasiouem  deeipiatnr  et  poUntus 
oiferat  sacTiüciam  nee  plebs  per  eins  offensionem 
cormat  et  plaga  snstineat .  .  .  Haec  eis  tantum 
faenltate  concessa  sit:  matris,  Alias,  sorores  ger- 
manas  inter  domomm  snarum  sepe  contineant; 
in  his  nihil  sceyl  eriminis  estimare  foedtis  natnrae 
permittit ...  Deceteriscansis  presbiteris, 
diaconis  vel  clerids  ab  episcopis  secnndnm  illo- 
mm  canones  indicentnr**,  soll  eine  wörtliche 
Wiederholnng  des  Ghlotarischen  Gesetzes  im 
Sinne  S  o  h  m  s  sein.  Bas  Gesetz  macht  aber  das 
Zusammenleben  der  Geistlichen  mit  fremden 
Frauen  zu  einem  weltlichen  Vergehen,  welches 
durch  d<Sn  Staat  bestraft  wird,  nnd  verweist  we- 
gen der  sonstigen  Verfehlungen  der  Geistlichen, 
d.  h.  der  rein  kirchlichen  Disciplinarrergehen  auf 
die  Kanones  und  auf  das  Gericht  des  Bischoft. 
Die  Stelle  handelt  also  von  der  geistlichen  Dis- 
eiplinargerichtsbarkeit,  s.  auch  Löning  2,  661 
n.  2nndNissl  S.  46. 

Die  zweite  Stelle,  1.  c.  I.  10:  ^Et  si  episcopns 
contra  aliquem  eulpabiUs  apparet  (auf  handhafter 
That  ergriffen  wird),  non  praesumat  enm  occi- 
dere,  quia  summus  pontifex  est,  sed  mallet  eom 
ante  regem  vel  ducem  aut  ante  plebem  suam  (d. 
h.  den  nächsten  lokalen  Richter,  vgl.  eap.  Ital. 
801  c.  7Boretius  1,  206) ;  et  si  convictos  crl- 
mine  negare  non  posslt,  tone  secundum  canones 
ei  indieetur,  sl  talis  culpa  est,  nt  deponatnr  aut 
(et,  nach  weltlichem  Recht  als  Folge  des  depo- 
natur)  exilietnr.  De  homicidlo,  de  fornicatione, 
de  consensu  hostili ,  si  infra  provincia  inimlcos 
InTitaverit  et  eos  perdere  voluerit,  quos  salvare 


debnit,  pro  istls  culpis  damnetui",  ergiebt  nach 
Sohm  S.  264,  dass  der  Bischof  vom  weltlichen 
Strafrecht  nnd  damit  vom  weltlichen  Strafnrtheil 
eximirt  ist,  und  dass  nnr  das  Einleitungsverfahren 
dem  weltlichen  Gericht  zukommt,  welches  dann 
den  convictus  dem  kirchlichen  Gericht  zur  Be- 
strafung zn  überantworten  gehabt  habe.  Das 
Gesetz  will  indessen  vor  Allem  aussprechen,  dass 
der  Bischof  bei  öffentlichen  Kilminalvergeheh 
nnd  zwar  selbst  bei  handhafter  That  nicht,  wie 
dies  nach  fränkischem  Recht  der  Fall  war,  der 
Todesstrafe,  sondern  nnr  der  freilich  für  die  Re- 
gel durch  die  Gnade  an  deren  Stelle  gesetzten 
Exilirung  unterworfen  sein  soll.  Deshalb  ver- 
langt es,  dass  der  Damniflkat  selbst  bei  hand- 
hafter That  von  seinem  Tödtnngsrecht  keinen 
Gebrauch  macht,  sondern  die  Bestrafung  herbei- 
führt. Weiter  setzt  es  voraus,  dass  die  weltliche 
Gewalt  die  vorläufige  Feststellung  vornimmt, 
dann  die  Synode  einberuft,  diese  die  Absetzung 
ausspricht  nnd  nunmehr  seitens  des  Staates  die 
weltliche  Strafe  der  Exilirung  als  Folge  der  De- 
position verhängt  wird,  vgl.  auch  LÖning  2,  617 
n.  2;  NiaslS.  47. 

'  Die  Quellen  ergeben  darüber  nichts. 

3  Rheims  624  o.  626  c.  6 :  „Ut  sl  quis  index 
euiuslibet  ordinis  clericum  pnblicis  actlonibns 
inclinare  praesumpserit  aut  pro  quibuslibet  eau- 
sis  absque  conscientla  et  permissu  episcopl  di- 
stringere  aut  contumeliis  vel  iniuriis  afflcere  prae- 
sumpserit, communione  privetur;  episcopus  ta- 
rnen de  reputatis  conditiouibus  clerloorum  negli- 
gentiam  emendare  non  tardet";  femer  Glichy  626 
c.  7  (fast  völlig  gleichlautend).  Nissl  8,  204 
bezieht  Rheims  c.  6  cit  lediglich  auf  die  Schuld- 
klagen gegen  Kleriker  nnd  findet  darin  blos  eine 
kirchliche  Einschärfung  der  Anordnungen  des 
Chlotarschen  Edikts,  Übersieht  indessen,  daas 
selbst  wenn  man  das :  „publids  aetionibns"  nicht 
auf  Kriminalanklagen,  sondern  auf  Einforderun- 
gen öffentlicher  Abgaben  beziehen  will,  das :  „pro 
quibuslibet  causis  dlstrlngere^  auch  die  ersteren 
in  sich  begreifen  kann.  Weitere  Konzilien,  welche 
die  kirchlichen  Ansprüche  erneuern,  finden  sich 
nicht,  insbesondere  gehört  das  von  Löning  2, 
6^9  in  Bezug  genommene  Chalons  646  o.  666  c. 
11  nicht  hierher,  denn  es  handelt  nicht  von  der 
Ausübung  der  staatlichen  Kriminalgerichtsbar- 
keit,  sondern  von  der  Bereisung  und  Bedrückung 
der  Parochien  und  Klöster  durch  die  weltlichen 
Richter,  insbesondere  der  Vorforderung  der  Geist- 
lichen und  Aebte,  um  Abgaben  von  ihnen  zn  er- 
pressen („clericos  vel  abbates,  ut  iis  praeparent, 
invitos  atque  districtos  ante  se  fadant  exhiberi**). 
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I.  Die  Hierarehie  und  die  Leitung  der  Kirche  durch  dieselbe. 
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II.  Das  Westgothenreich.  Ws^  die  spanische  Kirche  betrifft,  —  hier 
fanden  die  Westgothen  das  römische  Recht,  also  die  Unterwerfting  der  Geistlichen  nnter 
die  staatliche  Kriminalgerichtsbarkeit  nnd  nnr  die  erwähnte  Privile^rnngderBiselidf  e, 
in  Geltnngi  —  so  wird  von  ähnlichen  Konflikten  wie  im  Frankenreich  nichts  berich- 
tet 2.  Bei  der  seit  dem  Verlauf  des  7.  Jahrhunderts  eintretenden  Verqnicknng  ron 
Kirche  nnd  Staat,  welche  sich  in  der  Ansflbnng  der  weltlichen  Gesetzgebung  durch 
die  Reichskonzilien  ^,  in  der  Festsetzung  kirchlicher  Strafen  durch  die  weltliche  Ge- 
setzgebung und  weltlicher  durch  die  Konzilien  *,  also  in  der  Yermischung  der  Grenzen 
zwischen  dem  staatlichen  und  dem  kirchlichen  Strafrecht  geäussert  hat,  war  es  er- 
klärlich, dass  das  Königthum,  welchem  an  sich  die  Gerichtshoheit  über  die  Bisehöfe 
zukamt,  seitdem  es  von  der  Geistlichkeit  beherrscht  wurde,  die  weltlicben  Straf- 
sachen der  letzteren  gleichfalls  durch  die  als  geistliches  Disciplinargericht  fnn^rende 
Synode^  aburtheilen  Hess,  da  in  Folge  der  gegenseitigen  Durchdringung  der  staat- 
lichen und  kirchlichen  Elemente  im  Westgothenstaat  auch  die  Grenze  zwischen  staat- 
licher Kriminal-  und  kirchlicher  Disciplinargerichtsbarkeit  vollkommen  flilssig  wer- 
den musste,  und  beide  in  manchen  Fällen  nicht  mehr  auseinandergehalten  werden 
konnten.  So  hat  der  in  völliger  Abhängigkeit  von  der  Kirche  stehende  König  Sisi- 
nanth  den  landesverrätherischen  Verkehr  der  Bischöfe  mit  dem  Ausland  "^j  femer  der 
nicht  minder  schwache  Rekesvinth  die  nicht  gehörige  Ueberwachung  der  Richter  sei- 
tens der  Bischöfe  und  die  Unterlassung  der  Anzeige  der  von  ihnen  verfibten  Be- 
drückungen der  Zuständigkeit  der  Konzilien  überwiesen  %  und  der  Erzbischof  Sisbert 
von  Toledo  wird  ebenfalls  von  einem  solchen  wegen  Hochverrath  abgesetzt,  sowie 
mit  den  entsprechenden  Strafen  belegt^. 


1  S.  849  n.  6  u.  S.  866  n.  3. 

2  D  ah  n ,  Könige  6,  370  hat  sich  in  Betreff  der 
hier  einschlagenden  Fragen  mit  i/^enigen  zur 
Hand  liegenden  Notizen  begnügt.  Vgl.  übrigens 
vregen  einer  unrichtigen  Auffassung  daselbst  auch 
S.  838  n.  6. 

8  Bd.  III.  S.  545.  645.  696. 
<  Bd.  III.  S.  697.  698. 

5  Dahn6,  368. 

6  S.  838. 

^  Toledo  IV  c.  30 :  ^Gonflnitimi  hostium  sacer- 
dotes  praeter  eos  qni  a  regia  potestate  licentiam 
acceperunt,  quodlibet  uiandatum  ad  gcntem  ex- 
traneam  occulte  accipere  vel  dirigere  non  praesu- 
mant;  qui  autem  deprehenditur  atque  convinci- 
tuT,  denuncistusprlncipi  apad  concilium  condigna 
animadTeislone  mulctabitur^.  Hier  handelt  es 
sirh  um  Bischöfe,  nicht  aber  ist,  wie  D ahn  6, 
372  meint,  das  Verbrechen  der  Konspiration  mit 
dem  Auslande  als  solches  überhaupt  (also  auch 
bei  Laien)  durch  das  Konzil  der  Kompetenz  des 
Königs  entzogen  und  der  Bestrafung  seitens  der 
Geistlichkeit  vorbehalten  worden.  N  i  s  s  Y  S.  108 
n.  3  scheint  in  der  Stelle  die  drei  Stadien  des 
Kriminalverfahrens,  welche  er  für  das  Franken- 
reich annimmt,  wieder  Anden  zu  wollen.  Aber 
Denuntiation  an  den  König  ist  offenbar  vorge- 
schrieben, damit  dieser  die  Sache  dem  Konzil 
überweisen  kann,  und  wenn  Nissl  das:  „con- 
digna animadversione''  unter  Berufung  auf  Toi. 
XIII  683  tom.  bez.  Toledo  XYI  decr.  Judicil  mit  : 


^debitas  damnationis  poenas  excipiat*^  und  mit: 
„canonica  ac  legali  censura  muictato"  für  gleich- 
bedeutend erklärt,  so  ist  damit,  worauf  es  an- 
kommt, noch  nicht  erwiesen,  dass  die  Synode  die 
Schuldfrage  festgestellt  und  blos  die  geistliche 
Strafe  ausgesprochen,  nachher  aber  ein  weltliches 
Gericht  die  staatliche  KriminalstrafeTerhängthat. 

^  Lex.  Vjsigoth.  XII.  1,  2 :.,...  .  Sacerdotes 
vero  . .  .  quos,  si  excessum  iudlcum  aut  actomn 
scierint  et  ad  nostram  non  retulerint  agnitionem, 
noverint,  se  iudicio  concilll  esse  plectendoflt^. 
Femer  gehört  auch  hierher  L  c  IX.  1 ,  21  (Egika), 
welche  die  Bischöfe  für  Nichteinechreitan  gegen 
säumige  Beamte  mit :  SOtägiger  Exkommunika- 
tion und  30  tagigem  Fasten  bedroht,  da  nur  die 
Synode  die  erstgedacbte  Strafe  gegen  dieselben 
aussprechen  konnte. 

9  Auch  hier  will  Nissl  S.  125  n.  2  entspre- 
chend Toledo  XVII  V.  694  c.  1:  „pro  moribus 
sacerdotum  corrigendis,  nullo  saecularium  assis- 
sente  inter  eos  habeatur  collatio"  den  Spruch,  wel- 
chen die  Bischöfe  über  die  Schuld  und  die  kanoni- 
sche Strafe  des  Erzbischofs  Sisbert  gefallt,  Toledo 
XVI  693  c.  9,  von  dem  Verdikt,  welches  sie  auf 
Grund  jenes  Spruches  mit  den  weltlichen  Reidis- 
grossen  über  die  weltliche  Strafe  abgegeben  ha- 
ben, unterscheiden.  Ganz  abgesehen  davon,  dass 
Nissl  Toledo  XVII  c.  1  völlig  missversUnden 
hat  (nach  demselben  sollen  die  Bischöfe  zu  Ehren 
der  Trinitat  die  drei  eisten  Tage  der  Synode 
fasten  und  ohne  Anwesenheit  von  Laien  über  di« 
Glaubenslehren  und  über  die  Verbesserung  der 
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In  Betreff  der  übrigen  Oei&tlichen  weisen  weder  dasOesetzbuch  derWes^^othen 
noch  die  Konzilien  eine  allgemeine  Vorsohrift  anf ,  nur  die  Fleifichesvergelien  der- 
selben sollen  nach  dem  ersteren  der  Aburtheilnng  der  Bischöfe  unterliegen  ^ 

Wenn  hier  eine  Erweiterong  der  kirchlichen  Gerichtsbarkeit  nicht  verlangt  worden 
ist,  so  hat  der  Gmnd  dafür  wohl  darin  gelegen,  dass  man  die  Geistlichen  verpflichtet 
hatte,  Rechtssachen  gegen  ihre  Amtsbrüder  allein  beim  geistlichen  Gericht  anzubringen^, 
und  im  Uebrigen  für  die  hohe  Geistlichkeit  kein  Interesse  obwaltete,  die  weltliche  Juris- 
diktion über  die  Geistlichen  ausznschliessen,  da  manche  staatliche  Vergehen,  sofern 
sie  von  Geistlichen  begangen  wurden,  lediglich  mit  kirchlichen  Strafen  bedroht  waren^, 
und  dem  kirchlichen  Gericht  in  solchen  Fällen  mindestens  die  Vollstreckung  der  er- 


Sitten  Terhandeln,  nicht  aber  Disciplinaigericlite 
halten),  so  haben  die  Bischöfe  zunächst  vor  Er- 
öffnung der  Synode  den  Sishert  zur  Absetzung, 
zur  Exkommunikation  und  zu  ewiger  Exilirung 
verurthellt,  um  den  so  erledigten  Frimatenstuhl 
von  Toledo  vorher  besetzen  zu  können  und  dem 
neuen  Primas  die  Theilnahme  an  dem  Konzil  zu 
ermöglichen,  deor.  iudlcli  ab  universis  editum, 
dann  aber  auf  der  Synode  nach  ihrer  Eröffnung 
den  Spruch  nochmals  bestätigt,  um  ihn  den  Sy- 
nodalakten einverleiben  zu  lassen.  Die  von 
Ni8  6 1  aufgestellte  Untersuchung  eines  Handelns 
der  Synode  als  kirchlichen  DlscipUnargerichts 
und  als  eines  weltlichen  Gerichtes  ist  haltlos. 
Beide  Male  hat  die  Synode,  das  eine  Mal  vor  Ihrer 
Eröffnung  als  blosses  Gericht,  das  andere  Mal 
gerade  als  Konzil  (also  nicht  als  weltliche  oder 
königliche  Behörde)  fungirt  und  das  letzte  Mal 
«uch  dieselben  Strafen  ausgesprochen,  nur  noch 
die  Vermögenskonflskation,  da  diese  behufs  Her- 
beiführung der  Vakanz  nicht  in  Betracht  kam, 
hinzngefugt. 

Bndlich  muss  ich  auch  Nlssl  S.  124  a.  a.  0. 
darin  entgegentreten,  dass  er  die  Zusicherung 
König  Erwichs  in  Toledo  Xm  683  c.  2:  „ut 
nnllus  deinceps  ex  palatinl  ordinis  gradu  vel 
rellgionis  sanctae  conventu  regiae  subtilitatls 
astu  vel  profanae  potestatis  instin ctu  sive  quomm- 
Itbet  hominum  malltiosae  voluntatis  obnixu  citra 
manifestum  et  evldens  culpae  suae  ludicium  ab 
honore  sui  ordinis  vel  servltio  domus  regiae  ar- 
ceatur,  non  antea  vlnculorum  nexibus  illigetur, 
non  quaestloni  subdatur,  non  quibusllbet  tormen« 
tornm  vel  flagellorum  generlbus  maceretur,  non 
rebns  privetur,  non  etiam  carceralibus  custodiis 
mancipetur  neque  adhibltis  hinc  inde  Iniustis 
occasionibus  abdicetur,  per  quod  illi  violentia 
oceulta  vel  fraudalenta  professio  extrahatur:  sed 
is  qui  accusatpr  gradum  ordinis  sui  tenens  et  nihil 
de  sapradictorum  capltulorum  noclbllitate  (nobi- 
litate)  persentlens,  in  publica  sacerdotum  , 
seniorum  atque  etlam  gardingorum  discussione 
dednctus  et  lustlssime  perquisitus  aut  obnoxius 
reatai  detectae  culpae  legum  poenas  excipiat  aut 
innoxlus  iudicio  omnium  comprobatus  appareat. 
Illos  tamen,  quos  In  locis  talibus  mauere  consti- 
terit,  unde  nocibllis  perfugii  suspicio  sit  aut  eos 
quos  pro  eonturbatione  terrae  diligentius  oporteat 
ciutodiri,  hos  sine  aliquorum  vlnculorum  vel 
iniariae  damno  sub  libera  custodia  consistere 
oportebit^,   als  ein    frappantes    Seitenstück  zu 


dem  Ghlotarischen  Edikt  (S.  858)  bezeichnet  (s. 
auch  S.  861  n.  1).  Das  Edikt  regelt  das  Verhält- 
nlss  der  weltlichen  und  kirchlichen  Gerichtsbar- 
keit über  die  Geistlichen  (und  zwar  mit  Aus- 
schluss der  Bischöfe),  die  Zusicherung  Erwichs 
aber  bezieht  sich  gleichmässig  auf  die  „palatinl" 
die  hohen  Reichs-  und  Hofbeamten,  Bd.  III. 
S.  544,  und  den  „rellgionis  sanctae  conventus'' 
(D  ahn  6,  238  u.  He  feie  3,  320  verstehen  dar- 
unter „Geistliche"  schlechthin,  aber  die  Gleich- 
stellung der  dem  rellgionis  sanctae  conventus, 
der  die  Kirche  vertretenden  Versammlung,  an- 
gehörigen  Personen  mit  den  palatinl  ergiebt, 
dass  es  sich  blos  um  die  Bischöfe  handelt),  also 
auf  den  weltlichen  und  geistlichen  Adel,  und 
sichert  diesem  Schutz  vor  königlichen  Gewalt- 
massregeln zu,  indem  der  König  ein  geordnetes 
Anklageverfahren  vor  den  Bischöfen  und  den 
hohen  Reichs-  und  Palastbeamten  (denn  seniores 
und  gardlngl  sind  palatinl  verschiedener  Stellung, 
Dahn  6,  103.  110)  verheisst,  ohne  des  Näheren 
die  Zuständigkeit  für  die  eine  oder  andere  Kate-> 
gorie  zu  erwähnen,  was  in  Betreff  der  Bischöfe 
um  so  weniger  erforderlich  war,  als  die  palatinl 
Sitz  und  Stimme  auf  den  Reichskonzilien  gehabt 
haben,  Bd.  III.  S.  644. 

1  L.  Visig.  (v.  Rekesvinth  649—672)  IH.  4, 
18:  ^^Igitur  quemcumque  etiam  presbyterum, 
diaconum  atque  subdiaconum  Deo  votae  viduae, 
poenlteuti  seu  cuicumque  virglnl  vel  muller- 
culae  secularl  aut  conlugio  aut  adulterio  com- 
mixtum  evidentissime  patuerit,  mox  hoc  episco- 
pus  sive  iudex,  ut  repererint,  talem  commixtlo- 
nem  disrumpere  non  retardent  Redacto  autem 
lUo  in  sui  pontiflcis  potestatem  sub  poenitentiae 
lamenta  luxta  canones  (Toledo  VIII  653  c.  5) 
deputetur.  Quam  dlstrlctionis  severltatem,  si 
pontlflcum  torpor  Implere  neglexerit,  Idem  pon- 
tifex  II  libras  auri  flsco  persolvat  et  commissum 
malum  vludicare  non  differat  Quod  si  corrigere 
hoc  nequiverit  aut  concilium  appellet  aut  regia 
hoc  auditibus  nunciet". 

2  Toledo  III  589  c.  13  verbietet  bei  Strafe  der 
Exkommunikation:  „ut  derlei  conclericos  suos 
relicto  pontlflce  suo  ad  iudicia  publica  per- 
trahant;  proinde  statnimus  hoc  de  cetero  non 
praesumi ;  sed  si  quis  hoc  praesumpserlt  facere, 
et  causam  perdat  et  a  communione  efflciatur  ex- 
traneus^. 

3  Vgl.  0.  S.  848  n.  6. 


g64  I-  I^ie  Hierarchie  und  die  Leitang  der  Kirche  durch  dieselbe.  [§.  260. 

kannten  Strafe,  wenn  nicht  die  YerhAngnng  derselben  liberlaBsen  bleiben  mnsste^ 
Endlich  ist  wohl  anch  noch  der  Umstand  in  Betracht  gekommen,  dass  den  Bischöfen 
umfangreiche  Befugnisse  in  Betreff  der  Beaufsichtigung  der  staatlichen  Rechtspfl«^ 
nnd  staatlichen  Richter  von  der  Staatsgewalt  ttbertragen  waren  '. 

1  Wie  in  den  in  der  vat.  Anm.   gedachten         *  D&hn  6,  887.  888. 
Vergehen. 
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S.  7.  Anm.  1  a.  £.  hInzazuBetzen :  G  ri  Bar ,  d.  lom.  Sakramentar  1.  Ztschr.  f.  kath.'Theologle  9  (1886) 
S.  561;  derselbe,  d.  kürzlich  veiöffentllchte  älteste  Messkanon  d.  röm.  Kirche,  a.  a.  0. 10 
(1886)  S.  1  «f. 

S.  7.  Anm.  6  a.  £.  anKufflgen:  Vgl.  auch  Probst,  d.  gallikan.  Messe  v.  4.  bis  z.  8.  Jahrh.  in  „Der 
Katholik«,  N.  P.  66,  73. 146.  246.  361.  617. 

S.  9.  Anm.  4  a.  Schi.  Mnznznsetzen :  F.  X.  Plelthner,  älteste  C^sehichte  des  Breylergebetes. 
Kempten  1887. 

S.  14.  Anm.  2.  Z.  8  t.  o.  statt:  215  zu  lesen:  214. 

Z.  11  T.  0.  statt:  203  zu  lesen:  202. 

S.  19.  Anm.  4  a.  Schi,  hinzuzusetzen :  Schon  1.  31  (398)  C.  Th.  XVI.  2  (»=  l.  10  C.  J.  I.  3)  bedroht 
die  unter  Eindringung  in  die  Kirchen  den  Geistlichen  oder  dem  Kultus  oder  dem  Ort  ange- 
thanene  Beleidigung  oder  Profanation  und  Not.  123  (546)  c  31  die  Störung  der  gottesdienst- 
liehen  Handlungen  mit  Todesstrafe. 

8.  21.  Anm.  1.  Z.  1 — 4  ist  der  Satz:  „Diese  Gesetzgebungen  haben  ...  keine  Abänderungen  erlitten'' 
zu  streichen,  und  dafür  zu  setzen : 

„Die  sächsische  und  österreichische  Gesetzgebung  haben  keine  Aendemugen  er- 
litten'' und  a.  Er  der  Anm.  hinzuzufügen  : 

Das  Bd.  II  S.  504  n.  3  citlrte  hessische  Gesetz  ist  durch  das  Gesetz  ?.  5.  Juli  1887,  die 
Vorbildung  und  Anstellung  der  Geistlichen  betr.  (Arch.  f.  k.  K.  R.  58,  341)  aufgehoben  und 
ersetzt. 

Danach  Ist  1.  das Erforderniss  der  deutschen  Beichsangehorigkeit  (Bd.  II.  S.  504. 
605}  für  die  Uebertragung  Ton  Kirchenämtem,  welche  mit  einem  Geistlichen  zu  besetzen  sind, 
gleichviel  ob  diese  dauernd  oder  -widerruflich  erfolgt,  ferner  für  die  Stellvertretung  und  Hilfe- 
leistung in  einem  solchen  (Bd.  II.  S.  506.  507)  beibehalten  worden  (Art.  1.  3).  Auch  hat  der- 
jenige Geistliche,  welchem  ein  Kirchenamt  übertragen  wird,  vor  der  Uebemahme,  also  auch  vor 
der  Ausübung  desselben  wie  früher  (Bd.  III.  S.  196)  den  Verfassungseid  zu  leisten. 

2.  Die  Vorschriften  hinsichtlich  des  Erfordernisses  der  wissenschaftlichen  Vorbil- 
dung (Bd.  n.  S.  508),  welches  in  demselben  Umfange,  wie  die  Staatsangehörigkeit  (s.  zu  1), 
Terlangt  wird  (Art.  3) ,  sind  unter  Beseitigung  der  wissenschaftlichen  Staatsprüfung  (Bd.  II. 
S.  508)  dahin  abgeändert,  dass  zum  Nachweise  der  Vorbildung  die  Vorlage  von  Zeugnissen 

a.  tber  das  Bestehen  der  Reifeprüfung  auf  einem  deutschen  (staatlich  anerkannten)  Gym- 
"  naslum  und 

b.  über  die  Zurücklegung  eines  dreijährigen  Studiums  an  einer  deutschen  Staatsuniversität 
genügt  (Art.  4). 

Von  dem  Erfordernisse  zu  b.  ist  das  Ministerium  des  Innern  und  der  Justiz  ganz  oder  thell- 
weise  zu  dispensiren  befugt  (Art.  4  Abs.  2). 

Dem  theologischen  Universitätsstudium  steht  das  Studium  an  einem,  Im  Grossherzogthnm 
belegenen  kirchlichen  Seminar  gleich,  welches  von  dem  vorhin  gedachten  Ministerium  zur 
wissenschaftlichen  Vorbildung  der  Geistlichen  geeignet  erklärt  worden  ist  und  dessen  Zulassung 
und  Fortführung  davon  abhängt,  dass  1 .  dem  erwähnten  Ministerium  die  Statuten  und  der  Lehr- 
plan eingereicht,  sowie  die  Namen  der  Leiter  und  Lehrer  mltgetheilt  werden,  2.  die  Lehrer  und 
Leiter  die  deutsche  Reichsangehörigkeit  besitzen,  3.  der  Lehrplan  dem  UnlTersitätslehrplan 
gleichartig  gestaltet  ist  und  4.  die  an  dem  Seminar  anzustellenden  Lehrer  die  wissenschaftliche 
Befähigung  haben,  an  einer  deutsehen  Staatsuniversität  in  der  Disoiplin  zu  lehren,  für  welche 
die  Anstellung  erfolgt  (Art.  6,  welcher  in  den  letzten  Vorschriften  wörtlich  dem  Art  2  des 
preussischen  Gesetzes  v.  21.  Mai  1886  —  vgl.  dazu  P.  Hinschius,  das  preuss.  Kirchengesetz 
V.  21.  Mal  1886.    Berlin  u.  Leipzig  1886  S.  11,  und  diesen  Bd.  o.  S.  565  ff.  —  entspricht). 

3.  Das  Erforderniss  des  Einspruchs  (Bd.  III.  S.  183)  ist  zwar  ebenfalls  festgehalten, 
aber  auf  die  Uebertragung  eines  kirchlichen  Amtes,  auf  die  Versetzung  eines  Geistlichen  in  ein 
anderes  kirchliches  Amt  und  auf  die  Umwandlung  einer  widerruflichen  Anstellung  In  eine 
dauernde  beschränkt  (Art.  9  Abs.  2),  also  für  die  Betrauung  mit  einer  Stellvertretung  oder  einer 

Hinschius,  Kixchonrecht  IV.  55 
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Hilfeleistung  in  einem  kirchlichen  Amte  (Bd.  IIL  S.  186)  heseitigt,  und  daheraneh  die  Anzeige- 
pflicht des  kirchlichen  Oberen  (a.  a.  0.  S.  185)  nnr  für  die  zuerst  gedachten  Fälle  beibehalten 
worden. 

Auch  die  Yoraussetzungen  des  Einspruchsrechtes  sind  etwas  anders  als  früher  (s.  Bd.  ü. 
S.  504  n.  3  und  Bd.  III.  S.  184),  nämlich  dahin  normlrt,  Art.  9  Abs.  2: 

„Unser  Ministerium  des  Innern  und  der  Justiz  ist  berechtigt,  innerhalb  4  Wochen  nach  der 
Anzeige  gegen  die  beabsichtigte  Anstellung  Einspruch  zu  erheben,  wenn  der  Anzustellende  aus 
einem  auf  Thatsachen  beruhenden  Grunde,  welcher  dem  bürgerlichen  oder  staatsbürgerlichen 
Gebiet  angehört,  für  die  Stelle  nicht  geeignet  ist.  —  Die  Thatsachen,  welche  den  Einspruch  be- 
gründen, sind  anzugeben"  (wortlich  übereinstimmend  mit  Art.  2  $.  2  des  preuss.  Gesetzes  t. 
29.  April  1887,  vgl.  dazu  P.  Hin  seh  ins,  d.  preuss.  Kirchengesetz  y.  29.  April  1887.  Berlin 
und  Leipzig  1887.  S.  10). 

Endlich  kommt  noch  in  Betracht  Art.  9  Abs.  4 :  „Uebersteigt  die  Dauer  der  Verwesung  eines 
Kirchenamtes  die  Frist  von  sechs  Monaten,  so  hat  die  obere  kirchliche  Behörde  sich  mit  unserm 
Ministerium  des  Innern  und  der  Justiz  in  Betreff  etwaiger  Anstände  gegen  die  Person  des  Ter- 
wesers  in  Benehmen  zu  setzen." 

4.  Die  Strafbestimmungen  (Bd.  III.  S.  187)  gegen  Geistliche,  welche  die  ihnen  ge- 
setzwidrig übertragenen  oder  von  ihnen  gesetzwidrig  übernommenen  Aemter  Öffentlich  ausüben, 
und  gegen  kirchliche  Obere,  welche  Geistlichen  gesetzwidrig  ein  Eirohenamt  oder  die  Funktionen 
eines  solchen  übertragen,  sind  zwar  beibehalten  worden,  aber  die  betreffenden  Vergehen  weiden 
nur  mit  Geldstrafe,  nicht  mehr  mit  Gefängniss  bedroht  (Art.  12). 

Geistliche,  welche  zu  Zuchthausstrafe  verurtheilt  oder  denen  die  bürgerlichen  Ehrenrechte 
oder  die  Fähigkeit  zur  Bekleidung  öffentlicher  Aemter  aberkannt  sind,  sind  zur  Ausübung  des 
kirchlichen  Amtes  unfähig  und  werden,  wenn  sie  die  Funktionen  eines  kirchlichen  Amtes  aus- 
üben, ebenfalls  mit  Geldstrafe  bestraft  (Art.  13). 

Jedoch  finden  alle  gedachten  Strafbestimmungen  keine  Anwendung,  wenn  Mos  Torüber- 
gehend  eine  einzelne  kirchliche  Handlung  ausgeübt  worden  ist  (Art  15). 

S.  21.  Anm.  6.  Z.  2  v.  o.  ist  hinter  1882  einzurücken:  Art  3. 

S.  21.  22  ist  der  Text  von  S.  21  Z.  3  v.  u.  bis  S.  22  Z.  8  v.  o.  „Amt  zu  übernehmen 3»  nebst  den  dazu 
geherigen  Anmerkungen  zu  streichen  und  dafür  zu  setzen : 

InPreussen  ist  der  Rechtszustand,  wie  er  sich  nach  der  vielfachen  Durchlöcherung  des 
Gesetzes  y.  12.  Mai  1873  durch  die  verschiedenen  Novellen  gestaltet,  folgender : 

1.  Die  Reichsangehörigkeit  wird  für  die  dauernde  oder  widerrufliche  Uebertrsgung 
geistlicher  Aemter  (Bd.  II.  S.  504.  605)  und  für  die  Betrauung  mit  einer  Stellvertretung  oder 
Hilfsleistung  in  geistlichen  Aemtern,  wie  früher  gefordert,  doch  kann  der  Kultusminister  nach 
den  vom  Staatsministerium  mit  königlicher  Genehmigung  festgestellten  Grundsätzen  auch  Aus- 
1  an  dorn  die  Vornahme  einzelner  geistlicher  Amtshandlungen  gestatten  (Ges.  v.  81.  Mal  1882. 
Art.  3  Abs.  2;  P.  Hinschius,  Ztschr.  f.  K.  R.  18,  183).  Ferner  können  Ausländer  Jede 
Art  von  Messen  lesen  und  alle  Sakramente  spenden,  ohne  dass  sie  irgend  welcher  Strafe  t^- 
fallen  (Gesetz  v.  29.  April  1887,  Art.  2  $.  5,  vgl.  P.  Hinschius,  d.  preuss.  Kirchengesetz  v. 
1887  S.  12). 

2.  Das  Erfordemiss  der  wissenschaftlichen  Vorbildung  ist  in  demselben  Umfange 
wie  die  Reichsangehörigkeit  beibehalten,  und  es  treffen  hier  die  beiden  hinsichtlich  der  Auslän- 
der hervorgehobenen  Ausnahmen  gleichfalls  zu. 

Was  die  wissenschaftliche  Vorbildung  selbst  betrifft  (Bd.  II.  S.  504),  so  wird  nach  Auf- 
hebung der  wissenschaftlichen  StaatsprQfung  (s.  diesen  Bd.  o.  S.  VI) : 

a.  die  Ablegung  der  Entlassungsprüfung  auf  einem  deutschen  Gymnasium  und 

b.  die  Zurücklegung  eines  3jährigen  theologischen  Studiums  auf  einer  deutschen  Staats- 
TJniversität  gefordert. 

Von  diesen  beiden  Erfordernissen  kann  der  Kultusminister  nach  den  vom  Staatsministe- 
rium mit  königlicher  Genehmigung  festgestellten  Grundsätzen  dispensiren  (Ges.  v.  31.  Mai  1882 
Art  3  Abs.  3,  vgl.  P.  Hinschius,  Ztschr.  f.  K.  R.  18,  180),  femer  seinerseits  allein  von  dem 
zu  b.  gedachten  Universitätsstudium  mit  Rücksicht  auf  einen  besonderen  Bildungsgang  einen 
angemessenen  Zeitraum  erlassen. 

Dem  Universitätsstudium  steht  das  Studium  an  den  o.  S.  562  ff.  näher  besprochenen  Semi- 
naren gleich.  , 

3.  Das  Einspruchsrecht  (Bd.  IIL  S.  184,  s.  namentlich  Anm.  8)  ist  nach  dem  Ges.  v. 
29.  April  1887  Art.  2  $.  2  („wenn  der  Anzustellende  ans  einem  auf  Thatsachen  beruhenden 
Grande,  welcher  dem  bürgerlichen  oder  staatsbürgerlichen  Gebiete  angehört,  für  die  Stelle  nicht 
geeignet  ist.  —  Die  Thatsachen,  welche  den  Einspruch  begründen,  sind  anzugeben"}  den  Grün- 
den nach  mehr  erweitert  (vgl.  P.  Hinschius,  Kirchengesetz  v.  1887  S.  10). 

Geltend  gemacht  kann  dasselbe  dagegen  nur  noch  werden 
(vgl.  cit  Gesetz,  Art  2  %.  1:  „Die  Verpflichtung  der  geistlichen  Oberen  zur  Benen- 
nung der  Kandidaten  für  ein  geistliches  Amt,  sowie  das  Einspruchsrecht  des  Staates 
werden  für  die  Bestellung  des  Verwesers  eines  Pfarramtes  (Administrators,  Provisors  etc.)  auf- 
gehoben. —  Das  Einspruchsrecht  gilt  fortan  nur  für  die  dauernde  Ueber- 
tragung  eines  Pfarramtes^ 
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wenn  ein  Pfkiramt,  und  zwu  dieses  allein  (einschliesslich  der  Snkknnal-Pfarrelen),  aber  nicht 
ein  anderes  Seelsorger-Amt  einem  Geistlichen  thatsiehlioh  dauernd  übertragen  werden  soll,  wäh- 
rend es  nicht  darauf  ankommt,  ob  etwa  das  Pfarramt  nach  kirchlichem  oder  staatlichem  Recht 
dmuemd  zu  besetzen  ist  (Tgl.  hierzu  P«Hinschius,  Kirchengesetz  t.  1887  8.1  ff). 

Die  Anzeigepflicht,  welche  zur  £rm5gllchung  des  staatlichen  Einspruphs  dient,  ist  aber  bei 
der  Bilfertigkelt,  mit  welcher  die  Vorschriften  der  beiden  Jüngsten  kirehehpolitischen  Novellen 
während  der  parlamentarischen  Berathung  formulirt  worden  sind,  nicht  dem  entsprechend  be- 
schränkt, Yielmehr  nur  für  die  Einsetzung  eines  Pfarryerwesers  im  -eigentlichen  Sinne  (s.  dar- 
über diesen  Bd.  o.  S.  !22  n.2)  beseitigt  worden,  und  besteht  also  dem  Wortlaut  des  Gesetzes  nach, 
da  sie  schon  früher  für  die  a.  a.  0.  S.  22  bezeichneten  Fälle  aufgehoben  war,  ausser  bei  den 
dauernd  zu  besetzenden  Pfarrämtern  immer  noch,  obwohl  dies  keinen  Sinn  hat,  auch  für  die 
dauernd  zu  besetzenden  Seelsorge- Aemter  und  für  solche  geistlichen  Aemter,  welche  keine 
Seelsorge-Aemter  sind,  wie  die  Messbeneflzien,  Kanonikate  und  die  Aemter  der  Weihbischofe 
fort,  und  zwar  selbst  dann,  wenn  eine  Versetzung  auf  ein  anderes  Amt  oder  die  Verwandlung 
einer  widerruflichen  Anstellung  in  eine  dauernde  erfolgt  (vgl.  P.  Hinschius,  Kirchengesetz 
Y.  1887  S.  8).  Femer  gelten  noch  für  die  Verletzung  dieser  Anzeigepflicht  die  Strafbestim- 
mungen der  $$.  22.  23  des  Gesetzes  t.  11.  Mal  1873,  für  welche  sich  freilich  der  Thatbestand 
jetzt  nach  Massgabe  der  neuen  Vorschriften  über  die  unter  1,  2  und  3  gedachten  Erfordernisse 
bestimmt. 

S.  22.  n.  Sista.  £.  anzufügen:  Nach  dem  Gesetz  t.  21.  Mai  1886  Art  11  kann  aber  das  Staats- 
ministerium von  dem  Erf  ordemiss  der  wissenschaftlichen  Vorbildung  und  dem  eidlichen  Gelübde 
(Bd.  m.  S.  194)  dispensiren. 

S.  28  ist  Anm.  3  zu  streichen  und  dafür  zu  setzen : 

Die  Strafbestimmungen  des  Gesetzes  v.  20.  Mai  1874  sind  in  Folge  der  Aufhebung  der  $$.  4 
bis  19  des  letzteren  durch  das  Gesetz  v.  29.  April  1887  Art.  6  beseitigt. 

S.  23.  Z.  6  ist  a.  Schi,  hinzuzusetzen: 

Und  zwar  ist  für  Preussen. trotz  des  Gesetzes  v.  21.  Mai  1886,  Art.  15: 
„Das  Lesen  stiller  Messen  und  das  Spenden  der  Sterbesakramente  unterliegt  nicht  den 
Sfcrafbestimmungen  der  Gesetze  v.  11.  Mai  1873,  12.^Mai  1873,  21.  Mai  1874  (G.  S.  S.  139) 
und  V.-  22.  Aprü  1875  (G.  S.  S.  154)  « ; 

sowie  des  Gesetzes  v.  29.  April  1887,  Art.  2  $.  5 : 

„Die  Abhaltung  von  Messen  und  die  Spendung  der  Sakramente  fallen  nicht  unter  die  Straf- 
bestimmuDgen  der  Gesetze  v.  11.  Mai  1873  und  v.  21.  Mal  1874. 

Vorstehende  Bestimmung  findet  auch  auf  Mitglieder  von  Orden  und  ordensähnlichen  Kon- 
gregationen Anwendung,  sofern  dieselben  für  das  Gebiet  der  preusslschen  Monarchie  zuge- 
lassen sind. 
Die  Vorschrift  des  Artikels  15  des  Gesetzes  v.  21.  Mai  1886  wird  hierdurch  nicht  berührt''; 
die  Ausschliessung  der  Mitglieder  des  Jesuitenordens  und  der  Kongregationen  der  Redemp- 
toristen,  der  Lazaristen  und  der  Priester  v.  h.  Geiste  von  Jeder  Anstellung  im  Kirchendienst 
und  Jeder  kirchlichen  Funktion  bestehen  geblieben  (Bd.  II.  S.  510),  denn  auf  die  Vornahme 
der  Ordensthätigkeit  durch  diese  bezogen  sich  die  Strafbestimmungen  der  preusslschen  Gesetz- 
gebung an  sich  nicht,  und  die  eben  citlrten  preusslschen  Gesetze  konnten  die  Vorschriften  der 
Reichsgesetzgebung  (Bd.  IJ.  S.  510  n.  11),  auf  welcher  diese  Ausschliessung  beruht,  nicht  — 
das  übersieht  Heiner,  Wo  stehen  wir  Jetzt?  Dessau  1886.  S.  53  in  der  Bekämpf ang  meiner 
Ausführungen  im  Kirchengesetz  von  1886  S.  84,  vgl.  auch  Kirchengesetz  v.  1887  S.  14  —  be- 
seitigen oder  ändern.  Nur  insofern  unterlagen  die  Mitglieder  dieser  religiösen  Genossenschaften 
den  Strafen  der  cit.  preusslschen  Gesetze,  als  sie  auch  gegen  diese  verstiessen,  d.  h.  diesen  zu- 
wider ihnen  übertragene  geistliche  Aemter  oder  Übernommene  Stellvertretungen  und  Hilfslei- 
stungen in  ihnen  ausübten.  Allein  insoweit  hat  also  die  Vorschrift  des  dt.  Art.  2  $.  5  Abs,  1, 
welcher  die  Abhaltung  von  Messen  und  Spendung  der  Sakramente  für  nicht  strafbar  erklärt,  für 
sie  eine  Bedeutung. 

Nach  dem  früheren  preusslschen  Recht,  nach  welchem  alle  Orden  und  Kongregationen 
vom  Gebiete  der  preusslschen  Monarchie  ausgeschlossen  waren,  Bd.  II.  S.  510  n.  12,  und  ihren 
Mitgliedern  Jede  Ordensthätigkeit  verwehrt  blieb,  war  die  Ausübung  derselben  an  sich  ebenfalls 
nicht  nach  den  im  Art  3  §.  5  Abs.  1  citlrten  preussischen  Gesetzen  strafbar,  sondern  eine  Be- 
strafung konnte  nur  in  den  zu  Ende  des  vorigen  Absatzes  gedachten  Fällen  eintreten.  Art.  5 
$.  i  des  Gesetzes  v.  29.  April  1887 : 

„Im  Gebiete  der  preussischen  Monarchie  werden  wieder  zugelassen  diejenigen  Orden  und 
ordensähnlichen  Kongregationen,  welche  sich  a)  der  Aushülfe  in  der  Seelsorge,  b)  derUebung 
der  christlichen  Nächstenliebe,  c)  dem  Unterricht  und  der  Erziehung  der  weiblichen  Jugend 
in  höheren  Mädchenschulen  und  gleichartigen  Erziehungsanstalten  widmen,  d)  deren  Mit- 
glieder ein  beschauliches  Leben  führen^', 
gestattet  in  VerUndung  mit  dem  cit.  Art.  2  $.  5  Abs.  2  den  Mitgliedern  der  aufgezählten  Ge^ 
nossenschaften,  sofem  die  letzteren  bei  dem  Inkrafttreten  des  Gesetzes  vom  31.  Mai  1875,  d.  h. 
am  S.Juni  1875,  Niederlassungen  in  Preussen  besessen  hatten,  P.  Hinschius,  Kirchengesetz 
V.  1887.  S.  18,  nicht  nur  die  Ausübung  ihrer  Ordensthätigkeit,  sondern  auch  die  straffreie  Ab- 
haltung von  Messen  und  die  straffreie  Spendnng  der  Sakramente,  aber  im  Uebrigen  unterliegen 
sie,  sofem  ihnen,  selbst  wenn  sie  einem  sich  der  Aushülfe  in  der  Seelsorge  widmenden  Orden 
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angehören,  geistliehe  Aemter  oder  Stellvertretangen  und  HiUeleistangen  in  solchen  übertngen 
worden  sind  und  sie  die  Funktionen  derselhen,  shgesehen  von  den  beiden  eben  gedachten  Ki- 
lon ausüben,  den  Strafbestimmungen,  welohe  für  Weltgeistliche  gelten. 

Die  Frage  endlich,  ob  die  Ausübung  der  Ordensthätigkelt  sowie  die  straffreie  Abhaltong 
▼on  Messen  und  die  straffteie  Spendung  der  Sakramente  auch  dann  gestattet  ist,  wenn  die  Mit- 
glieder zwar  einer  der  yorhin  gedaohteu  Genossenschaften  angehören,  aber  eine  Niederlassung 
der  letzteren  in  Preussen  noch  nicht  wieder  gegründet  oder  für  eine  solche  Niederlassung  die 
nach  dem  cit.  Art.  5,  $.  2  erforderliche  Genehmigung  der  Minister  des  Innern  und  der  geist- 
lichen Angelegenheiten  nicht  ertheilt  ist,  muss  verneint  werden,  weil  die  Zulassung  der  Ge- 
nossenschaften nicht  als  solcher,  sondern  nur  durch  Zulassung  der  Niederlassungen  zu  erfolgen 
hat,  P.  Hins chius,  Kirchengesetz  1887.  S.  20.  Für  die  Mitglieder  solcher  nicht  zugelasse- 
nen Niederlassungen  kann  dann  möglicher  Weise  der  allgemein  lautende  Art  15  des  Gesetzes 
y.  21.  Mai  1886,  welcher  im  Art.  2,  $.  6,  Abs.  3  des  Gesetzes  y.  29.  April  aufrecht  erhalten 
worden  ist,  über  die  Straffreiheit  des  Lesens  stiller  Messen  fs.  diesen  Bd.  o.  S.  199  n.  4.  5; 
P.  Hins  chius,  Kirchengesetz  y.  1887.  S.  16  n.  1)  und  der  Spendnng  der  Sterbesakramente 
(s.  diesen  Bd.  o.  S.  80.  136)  yon  Bedeutung  werden. 

In  Baiern  wird  nach  der  Begierungspraxis  das  Lesen  yon  Messen  durch  Mitglieder  des 
Jesuitenordens  nicht  als  Ausübung  der  Ordensthatigkeit  aufgefasst,  Arch.  f.  k.  K.  B.  69,  391. 

S.  35.  Anm.  4  a.  Schi,  hinzuzufügen :  Vgl.  auch  Gregor.  Turon.  bist.  Franc.  Z.  15,  o.  S.  805  n.  3. 

S.  36.  Z.  3  y.  0.  statt:  Art  Ues  Ort. 

S.  39.  Anm.  4  a.  E.  hinzuzusetzen: 

Auf  die  Taufe  des  Kindes  durch  den  Vater  im  Fall  der  Noth  bezog  sich  aber  das  Verbot 
nicht,  da  dadurch  kein  Ehehinderniss  mit  der  Frau  entstand,  ep.  Paschalis  II  y.  1100,  Jaf  f^- 
Loewenfeldn.  5817;  y.  Pflugk-Harttung  acta  pont  roman.  ined.  2,  169. 

S.  42.  Anm.  1  a.  E.  hinzuzusetzen:  lieber  die  Grundlosigkeit  dieses  Verbotes  ygL  die  folgende  Anm. 
und  Laurin  im  Arch.  f.  k.  K.  R.  55,  380.  392. 

S.  42.  Anm.  2.  Z.  1  y.  o.  yor  Eichte r-Doye  einzuschalten:  So  auch  Laurin,  Areh.  f.  k.  K.  R. 
55,  392. 

S.  42.  Anm.  2.  Z.  16  y.  o.  statt:  die  Doktrin  ist  darüber  einig,  lies:  die  deutsche  Doktrin  ist  fsst 
ausnahmslos  darüber  einig  (ob  mit  stecht,  ist  hier  nicht  zu  untersuchen,  ygl.  Laurin  a.a.O. 
S.  384.  393). 

S.  45.  Anm.  1.  Z.  2  y.  o.  hinter:  322  einzuschieben:  und  Arch.  f.  k«  K.  R.  58,  256. 

S.  49.  Anm.  1.  Abs.  1  hinzuzusetzen:  S.  auch  Diöc.  Syn.  y.Payia  1878  LArch.  f.  k.  K.B.  55,  65l66l 

S.  49.  Z.  4  y.  u.  hinter:  Juden  als  Anm.  6*  einzuschalten: 

Kutschker,  die  Vorschriften  über  die  Taufe  der  Juden  i.  Arch.  f.  k.  K.  R.  56,  286  (im 
wesentlichen  nur  eine  Wiedergabe  der  S.  50  Anm.  3  cit.  Konstitutionen  Benedikts  XIV.). 

S.  51.  Anm.  2.  Sp.  1.  Z.  6  y.  u.  hinter:  Oesterreich  einzuschalten:  (Kutschker,  die  Bestim- 
mungen d.  österr.  Gesetzgebung  über  die  Judentaufen  i.  Arch.  f.  k.  K.  R.  56,  361). 

S.  54.  Anm.  2  a.  Schi,  hinzuzufügen :  Vgl.  Entsch.  d.  Gongr.  inquisit.  y.  1886,  Acta  s.  aed.  18,  343 
u.  Arch.  f.  k.  K.  R.  56,  354. 

S.  69.  Anm.  5  a.£.  hinzuzusetzen:  und  wogender  meroyingischenZeitHauck,  Kirehengeschiehte 
Deutschlands.  Leipzig  1887.   1,  178. 

S.  77.  Anm.  2.  Z.  1  y.  u.  stott :  219  lies :  218. 

S.  84.  Anm.  3.  Z.  2  y.  u.  hinter  1880  einzuschieben:  3.  Aufl.  1886. 

S.  91.  Anm.  1.  Z.  9  y.  o.  statt:  24.  Juli  Ues :  21.  Juni. 

S.  92.  Z.  2  y.  0.  hinter :  suchen  als  Anm.  1^  einzufügen :  Noch  im  12.  Jahrb.  kommen  papstlidbe 
Priyilegien :  „ne  aliquis  monachus  vel  quisquam  alius  parrochiam  yestram  inyadere  et  contra 
yoluntatem  yestram  in  quadragesima  yel  in  morte  penitentiam  parrochianis  yestrls  dare  praesn- 
maf"  (Clemens  III.  für  das  Domkapitel  zu  Perugia  1189,  y.  Pflugk-Harttung  aeU  3,  371) 
nnd  „Cathecuminos  quoque  aut  inflrmorum  unctiones  in  populo  a  monachis  flerl  yel  pubUcas 
penitentias  dari,  sine  tua  yel  successorum  tuorum  permissione  yetamus'^  (Goelestin  HL  für  den 
Bischof  y.  Lncca  1194,  1.  c  p.  394)  gegen  die  Uebung  geistlicher  Funktionen  durch  die 
Mönche  yor. 

S.  92.  Anm.  1  a.  E.  hinzuzusetzen:  Vgl.  hierzu  und  zu  dem  Folgenden  auch:  K.  Eubel,  Gesch. 
d.  oberdeutschen  (Strassburger)  Minoritenproyinz.  Würzburg  1886.   S.  23. 

S.  93.  Anm.  2.  Z.  2  y.  o.  sUtt :  VII  Ues :  HI. 

S.  94.  Anm.  2.  Sp.  1.  Z.  3  y.  o.  hinter:  beseitigt,  einzuschieben:  Vgl.  Dipl.  des  Bischofs  Alfarecht 
y.  Halberstadt  y.  1332,  welcher  den  Augustiner-Eremiten  das  Abhalten  der  Belohte  und  das 
Predigen  nach  Massgabe  der  Dekretale  Bonifaz'  VHI.  gestattet,  G.  Schmidt,  Urkundenbuch  d. 
Hochstifts  Halberstadt  3,  349. 

S.  94.  Anm.  2.  Sp.  2.  Z.  2  y.  u.  statt:  2041  Ues :  204. 

S.  103  in  der  Seitenüberschrift  sUtt:  Taufe  lies:  Busse. 

8.  105.  Anm.  1.  Z.  4  y.  u.  hinter:  2,  1469  einzuschalten:  und  insbesondere  wegen  Neapels  und 
SiziUens  Fr.  S  caduto,  stato  e  chiesa  neUe  due  Sicilie.   Palermo  1887.   S.  602. 

S.  105.  Z.  7  y.  u.  hinter :  gerechtfertigt  als  Anm.  6&  einzuschalten:  So  hat  auch  die  Gongr,  inquis. 
1886  entschieden,  AcU  s.  sed.  19,  46;  Arch.  f.  k.  K.  R.  57,  381;  Biedeilack  i.  Ztscbr.  f. 
kath.  Theologie  1887.  11',  583. 

S.  109.  Anm.  8  a.  E.  hinzuzusetzen:  Vgl.  die  Anm.  6*  (s.  yorher)  zn  S.  106. 

S.  112.  Anm.  11  a.  E.  hinzuzufügen:  Priyilegien  Benedikts  XII.  für  den  Herzog  yon  Braunsdiweif 
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und  dessen  Gemahlin  t.  1336  und  Clemens'  VI.  ftli  die  Landgr&fln  v.  Thüringen  v.  1347  bei 
G.  Schmidt,  päpstliche  Urkunden  und  Begesten  aus  den  Jahren  1295—1352.  Halle  1886. 
S.  305.  379. 

S.  116.  Anm.  7  v.  S.  115.  Z.  2  v.  u.  nach:  a.  a.  0.)  einzuschalten :  Encyklika  Leos  XIIT.  v.  1885, 
Acta  8.  sed.  18,  261. 

S.  132.  Anm.  3  a.  E.  hinzuzusetzen :  s.  femer  auch  wegen  der  Pnlyeryersohwörung,  v.  DSUingez 
u.  Keusch,  d.  Selbstbiographie  d.  Kardinals  Bellarmin.   Bonn  1887.  S.  201  ff. 

S.  137.  Z.  1  y.  u.  hinter:  priylle^t  als  Anm.  8  anzufügen :  S.  auch  das  zu  S.  92.  Z.  2  dieser  Nach- 
träge cit.  Priyüeg  Coelestlns  III.  y.  1194. 

S.  148.  Anm.  3  a.  Schi,  hinzuzusetzen :  lieber  die  Ermächtigung  eines  anderen  Bischofs  seitens  des 
Papstes  bei  yerweigerter  Konsekration  yon  Klosterkirchen  durch  den  Diöcesanbischof  s.  ep. 
Benedikt.  VIII.  für  Chiusi  1012—1024  bei  üghelli,  Italia  sacra  3,  622  u.  y.  Pflugk-Hart- 
tung  Acta  2,  65. 

S.  149.  Anm.  12  a.  £.  hinzuzusetzen :  Selbstyersändllch  ist  dies  aueh  bei  yorllegendem  päpstlichen 
Priyileg  zulässig;  ein  solches  für  ein  Kloster  in  Genua  yon  Alexander  III.  y.  1162:  „candelas 
in  puriflcatione  b.  Mariae  vobis  et  parrochianis  yestrls  benedlcendi  liberam  yobis  ooncedimus 
facnltetem""  bei  y.  Pflugk-Harttung,  Acta  3,  211. 

S.  156.  Anm.  2.  Sp.  2.  Z.  3  y.o.  hinter:  h. Benedikts  einzuschalten:  (s.dazu  auch  die  der 2. Hälfte 
des  11.  Jahrb.  angehörige  Notiz  in  Cod.  Yatic.  1341,  Maassen,  Psendo-Isidor-Studien  II. 
Wien  1885.  S.  4:  ,^Ego  Theotardus  s.  Martini  coenobii  nunc  ordinandus  abbas  subieotlonem  et 
reyerentiam  a  ss.  patribus  constitutam  et  oboedientiam  secundum  praeceptum  b.  Benedict!  s.  dei 
Heduensi — ^Autun — aeeclesiae  in  praesentia  domni  episcopi  Aganonis  perpetuo  me  exhibiturnm 
promitto  et  propria  manu  flrmo'O* 

8.  1d9.  Anm.  Sp.  1.  Z.  19  y.  o.  a.  Schi,  des  Absatzes  hinzuzufügen:  Vgl.  auch  Weiland  1.  Ztschr. 
f.  K.  B.  22,  200. 

S.  159.  Anm.  Sp.  2.  Z.  11  y.  o.  a.  Schi,  des  Absatzes  anzufügen:  Weilanda.a.0.  S.  207  ff. 

S.  161.  Anm.  Sp.  1.  Z.  10  y.  o.  hinter :  1886  S.  7  ff.  einzuschalten  :  (im  Buchhandel  als  besondere 
Schrift.   Breslau  1886). 

8.  161.  Anm.  Sp.  2.  Z.  10  y.  u.  hinter:  geblieben  einzufügen :  (Vgl.  hierzu  auch  Engelmann  in 
der  citirten  Schrift  S.  77  ff.). 

8.  162.  Anm.  y.  S.  161.  Sp.  1.  Z.  9  y.  u.  hinter:  gewesen  ist  einzuschalten:  dessen  Krönung  aber 
in  Bologna  stattgefunden  hat,  Ranke^  deutsche  Gesch.  t  Zeitalter  d.  Reformation.  3.  Ausg. 
3, 179  (der  letzte  Kaiser,  welcher  in  Rom  (1452)  gekrönt  worden  ist,  war  Friedrich  III.,  Pastor, 
Gesch.  d.  Päpste  seit  d.  Ausgang  d.  Mittelalters.  Freiburg  i.  Br.  1886.   1,  374). 

S.  164.  Anm.  4.  Sp.  2.  Z.  8  y.  o.  hinter  S.  31  einzuschalten:  ygl.  auch  unten  S.  168  und  Hir- 
Bchel  1.  Arch.  f.  k.  K.  R.  34,  354. 

S.  169.  Anm.  1  a.  E.  anzufügen :  Auch  hat  die  Uniyersität  München  mit  einer  Kirohe  daselbst  einen 
Vertrag  geschlossen,  nach  welcher  die  erstere  berechtigt  ist,  das  Kirchengebäude  zu  Gottesdien- 
sten für  die  Universitätsangehörigen  zu  benutzen,  dafür  aber  einen  Jährlichen  Dotationsbeitrag 
yon  600  Fl.  zu  dem  gesammten  Real-  und  Personalbedarf  der  Kirche  zu  leisten  hat,  Seuffert, 
Archiy  38,  430. 

S.  169.  Anm.  4.  Abs.  1  a.  Schi,  hinzuzusetzen :  lieber  einen  Fall,  in  welchem  eine  Kirche  seitens 
eines  Kapitels  gegen  einen  jährlichen  Kanon  an  eine  Brüderschaft  yeräussert  worden  ist,  Acta 
8.  sed.  18,  253. 

S.  169.  Anm.  5  a.E.  hinzuzufügen :  Daher  yerlangt  Gregor  L  ep.  I.  68,  ed.  Bened.  2,  555  die  Rück- 
gabe yon  Kelchen  und  anderen  Geräthschaften,  welche  ein  Diakon  an  einen  Juden  yerkauft  hatte. 

8.  170.  Anm.  8  a.  E.  hinzuzusetzen:  Ueber  dieVeräusserung  yon  Kirchengeräthen  durch  Galixt  III. 
i.  J.  1456  zur  Bestreitung  der  Kosten  der  Rüstungen  gegen  die  Türken  s.  Pastor,  Gesch.  d. 
Päpste  1,  521. 

8.  170.  Anm.  9  a.  Schi,  hinzazusetzen :  S.  auch  die  Urkunde  des  Bischofs  Albrecht  yon  Halberstadt 
y.  1316  für  den  Gomthur  des  deutschen  Ordens,  G.  Schmidt,  Urkdbch.  d.  Hochstifts  Halber- 
stadt 3,  133 :  ;,.  .  .  ut,  si  opus  omnino  esse  ylderitis  ad  strnctoras  aliquas  ampliandas,  chorum 
ecclesie  in  Luckenum  yille  yestre  ab  incolis  clyibus  desolate  dissolyatis  atque,  sicut  yestra  etiam 
poposdt  devotio,  cum  domo  seu  mansione  yestrls  uslbus  construenda  occupetls  partem  cymiterii 
aliquam,  in  qua,  sicut  conyenit,  secundum  firagilis  nature  seu  yilis  yeutris  tributi  solutionem 
camera  yobis  flaf. 

Ueber  die  Versteigerung  der  Kirchengeräthschaften  supprimirter  und  säkularisirter  Klöster 
1.  J.  1810  s.  Eubel,  Gesch.  d.  oberdeutschen  Minoritenprovinz  S.  151. 

S.  178.  Anm.  2.  Z.  4  v.  u.  hinter :  angegeben  ist)  einzuschalten :  4.  Aufl.  1887. 

S.  182.  Z.  2  y.  0  hinter:  ihr  Amt,  als  Anm.  i^  anzufügen:  auch^  wenn  die  Verbindlichkeit  dem 
Amt  nur  kraft  besonderer  Fundationsbestimmungen  auferlegt  ist,  Acta  s.  sed.  19,  533. 

8.  186.  Anm.  3.  Z.  9  y.  o.  hinter:  S.  184  n.  6  einzuschalten:  Acta  s.  sed.  20,  40;  wennschon  yon 
der  Congr.  conc.  gestattet  worden  ist:  ^posse  permitti  prndenti  arbitrio  episcopi  aliquam  remu- 
nerationem  intuitu  laboris  et  incommodi  exclusa  qualibet  eleemosyna  pro  applioatione  missae, 
Acta  s.  sed.  18,  547. 

S.  187.  Anm.  4  a.  Schi,  hinzuzusetzen:  Vgl.  auch  Acta  s.  sed.  18,  544. 

8.  187.  Anm.  6  a.  Schi,  hinzuzufügen:  S.  auch  Acta  s.  sed.  19,  454. 

8.  189.  Z.  2y.  u.  stott:  stabilum  lies  :  stabile. 

8.  203.  Anm.  1  a.  E.  hinzuzusetzen :  Weiter  hierher  gehörige  Fälle  Acta  s.  sed.  19, 452. 576  u.  20, 40. 
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S.  210.  Z.  9  V.  0.  iBt  hinter:  celebriren  als  Anm.  1»  hlnzuzoBetzen :  Das  Stipendium  erhält  er  da- 
nach nicht  als  Depositum,  sondern  zu  Eigenthum,  wennschon  er  es  abgesondert  von  jedem  an- 
deren Qelde  bis  nach  der  Persolvirung  der  Messe  aufbewahren  und  nicht  früher  verwenden  soll. 
£r  trigt  also  auch  den  Verlust  (z.  B.  durch  Entwendung)  und  ist  trotz  eines  solchen  zur  Penol- 
virung  Torpfllchtet,  Tgl.  Nirschl  i.  Aroh.  f.  k.  K.  R.  56,  3  ff. 

S.  215.  Anm.  7  a.  Schi,  hinzuzufügen:  Acta  s.  sed.  19,  600. 

S.  216.  Anm.  3  a.  E.  hinzuzusetzen :  Einen  weiteren  Fall  s.  Acta  s.  sed.  19,  194. 

S.  221.  Anm.  7  a.  E.  hinzuzufügen:  Das  älteste  Beispiel  für  einen  solchen  regelmässigen  Gottes- 
dienst dürfte  die  Anordnung  der  16.  Nationalsynode  von  Toledo  693  sein,  nach  welcher  c  8 
wegen  der  Verdienste  des  Königs  Egica  um  die  Kirche  für  Ihn  und  die  gesammte  königliche 
Familie  täglich  (mit  Ausnahme  des  Gharfreitags)  in  allen  Kirchen  die  Hesse  dargebracht  und 
gebetet  werden  sollte. 

S.  222.  Anm.  2  a.  E.  hinzuzusetzen :  In  dem  Privileg  Clemens'  IIL  für  das  Domkapitel  zu  Pisa  v. 
1188,  V.  Pflugk-Harttung,  Acta  3,  355:  „populäres  quoque  processiones,  nlsiinmaiori 
non  flant  ecclesia^  sind  wohl  processiones  publicae  gemeint. 

S.  230.  Anm.  4  a.  Schi,  anzufügen:  19,  319. 

S.  232.  Anm.  3  v.  S.  231  a.  E.  hinzuzufügen :  Ueber  Verbote  und  Einschränkungen  der  Prozes- 
sionen im  Königreich  beider  Sizilien  seit  dem  18.  Jahrh.  Fr.  Scaduto,  stato  e  chiesa  nelle  die 
SiciUe  p.  490.  491. 

S.  240.  Anm.  2.  Z.  4  v.  o.  statt:  c  76  Dict  Ues :  c  28  Dist 

S.  240.  Anm.  6  a.  E.  hinzuzusetzen:  Vgl.  auch  Benrath,  z.  Oesch.  d.  Marlenverehrung  1.  d.  Stu- 
dien u.  Kritiken.  Jahrgg.  1886.  S.  7.  197;  v.  Lehner,  die  Marienverehrung  in  den  ersten 
Jahrhunderten.   2.  verb.  Auflage.   Stuttgart  1886. 

S.  245.  Z.  1  V.  u.  statt:  nochmals  lies:  nachmals. 

S.  245.  Anm.  2.  Sp.  2.  Z.  3  v.  u.  hinter:  P.  n.  9238  einzuschalten:  u.  ep.  Gregoni  IX  ad  epitc 
Brixiens.  v.  1230,  Wilibald  Hauthaler,  aus  den  vatikanischen  Regesten  (z.  Gesch.  d.  Eiz- 
bischöfe  v.  Salzburg).  Wien  1887.   S.  46. 

S.  251.  Anm.  1.  Z.  2  v.  u.  hinter:  behauptet  wird  einzuschieben:  (vgl.  auch  Döllinger  und 
Keusch,  die  Selbstbiographie  des  Cardinais  Bellarmin  S.  300). 

S.  253.  Anm.  Sp.  1.  Z.  18  v.  u.  hinter:  festgestellt  werden  einzuschalten:  (S.  aueh  die  Instractio 
ad  condendum  auctoritate  ordinaria  processum  super  immemorabili  cultu  1.  Arch.  f.  k.  K.  B. 
47, 114). 

S.  253.  Anm.  Sp.  2.  Z.  27  v.  o.  hinter:  17,  399.  512  einzufügen:  18,  420  n.  19,  357. 

S.  254.  Anm.  Sp.  2.  Z.  21  v.o.  hinter:  constet  etc.  einzuschieben:  (Acta  s.  sed.  19,  301  ^  20,  238. 
242.  264.) 

S.  254.  Anm.  Sp.  2.  Z.  23  v.  u.  hinter:  beatiflcationis  einzuschalten:  Acta  s.  sed.  20,  237. 

S.  254.  Anm.  Sp.  2.  a.  Schi,  der  Anm.  hinzuzusetzen :  Ueber  den  die  Beatlükation  des  Cardinals 
Bellarmin  betreffenden,  noch  immer  nicht  erledigten Prozess  s.  v.  Döllinger  u.  Reusch,  die 
Selbstbiographie  des  Cardinais  Bellarmin  S.  5  ff.,  296  ff.,  317  ff. 

S.  255.  Anm.  4  a.  Schi,  hinzuzusetzen :  Vgl.  auch  Acta  s.  sed.  20,  243.  249.  252.  296.  356. 387. 

S.  256.  Anm.  1  a.  E.  hinzuzusetzen:  und  bei  v.  Döllinger  u.  Reusch  a.  a.  0.  S.  286. 

S.  259.  Anm.  5  a.  Schi,  anzufügen :  und  CamiUus  de  LeUls  und  Johannes  de  Deo  zu  Patronen  der 
Hospitäler,  Acta  s.  sed.  18,  598. 

S.  259.  Anm.  12  a.  Schi,  hinzuzusetzen :  Ein  Beispiel  v.  1662  betr.  die  Diöcese  Münster  bei  A.  Hü- 
slng ,  Fürstbischof  Christoph  Bernhard  von  Galen.  Münster  u.  Paderborn  1887.  S.  84. 

8.  264.  Anm.  3.  Sp.  1.  Z.  1  v.  o.  hinter :  II.  2,  153  ff.  einzuschalten :  vgl.  die  Bitte  Lothare  I.  an 
Leo  IV.  um  Reliquien,  transL  S.  Alexandri  c.  4,  SS.  2,  677. 

S.  268.  Anm.  5  a.  Schi,  hinzuzufügen :  Ein  Beispiel  v.  1653  bei  Hüsing,  a.  a.  O.  S.  86. 

S.  268.  Anm.  6  a.  £.  anzufügen :  Ueber  die  Schenkung  einer  Reliquie  seitens  eines  Klosters  an  den 
Bischof  V.  Münster  i.  J.  1654  Hüsing  a.  a.  0.  S.  85.  86. 

S.  279.  Anm.  2  a.  Schi,  hinzuzusetzen:  Im  Mittelalter  hat  man  sich  allerdings  nicht  immer  an  dieie 
Normen  gehalten,  s.  Urk.  des  Halberstädter  Kapitals  v.  1350,  G.  Schmidt,  Urkdbch.  d.  Hoch- 
stifts Halberstadt  3,  509 :  „pro  redlmendo  reliquias  nostre  ecolesie,  vld.  ymagines  s.  Mariae  viig. 
et  b.  prothomartiris  Stephani,  patroni  nostri,  a  Gaczum  Judeo,  oui  fuerant  nomine  pignoris 
obligate''. 

S.  280.  Anm.  6.  Z.  6  v.  u.  hinter:  14,  395  hinzuzusetzen:  Boret,  capit  1,  363. 

S.  284.  Anm.  6  v.  S.  283.  Z.  6  v.  u.  hinter:  212.  213  einzuschieben:  Fr.  Scaduto,  stato  e  chiesa 
nelle  due  Sicilie  p.  483  ff. 

S.  285.  Anm.  4  v.  S.  284.  Z.  2  a.  E.  hinzuzufügen :  über  Nordamerika  s.  Arch.  f.  k.  K.  R.  57,  72. 

S.  298.  Anm.  5  a.  E.  hinzuzusetzen : 

Andererseits  kann  der  Staat  auch  gewisse  Dienstleistungen  und  Uebungen  an  Sonntagen 
und  Feiertagen  bei  Strafe  vorschreiben,  einen  hierher  gehörigen  Fall  in  der  Joristischen  Rund- 
schau f.  d.  kath.  Deutschland.  Frankfurt  a.  M.  Bd.  II  (1886).   S.  247. 

8.  302.  Anm.  1.  Z.  12  v.  o,  hinter:  1839  einzuschalten:  auch  V.  d.  Justiz-Min.  v.  1850,  preust. 
J.  M.  Bl.  1850.   S.  127  u.  Beiträge  z.  preuss.  Kirchenrechte.   Heft  1.   S.  38. 

S.  302.  Anm.  1.  Z.  10  v.  u.  hinter:  bestimmt  einzuschalten:  und  durch  V.  v.  18.  Juli  1887,  a.  a. 
0.  1887.  S.  638  die  allgemeinen  Feiertage  im  Sinne  der  Gesetze  und  Verordnungen  über  das 
Verfahren  in  Rechtsstreitigkeiten,  Straf-  und  Verwaltungssaehen,  der  Wechsel-Ordnung  und 
des  Handelsgesetzbuches. 
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S.  302.  Anm.  1  s.  Schi,  hinzuzusetzeu :  so'wle  Jetzt  fui  EUass-Lothiingen  das  Qe&etz  betr.  die  ge- 
setzlichen Feiertage  v.  19.  Oktober  1887,  Ge».  Bl.  f.  El8.-Lothr.  S.  79. 

S.  302.  Anm.  2.  Sp.  2  a.  £.  hinzuzufügen :  sowie  ein  Abdruck  begonnen  in  Ztschr.  f.  K.  B.  21,  341. 

S.  303.  Anm.  7.  Z.  2  t.  o.  statt:  113  $.  48  lies:  I.  3  g.  48. 

Sw  308.  Anm.  1  a.  Schi,  hinzuzusetzen :  Schon  in  dem  Privileg  Anastasius*  IV.  für  den  Konvent 
der  Laterankirche  V.  1153,  Mansi  21,  779;  v.  Pflugk-Harttung,  Acta  3,  132heis8tes: 
„Qt  eadem  ecdesia  tamquam  principalis  mater  et  domina  omnino  libera  sit  et  nulii  penitus  nisi 
soll  Romano  pontiflci  sit  subiecta''. 

S.  310.  Anm.  13  a.  Schi,  hinzuzusetzen :  lieber  die  Pfanei  der  Laterankirche  in  Rom  (S.  307  n.  12) 
s.  die  Privilegien  Calixts  II.  t.  1121  und  Hadrians  lY.  v.  1155,  v.  Pflugk-Harttnng,  Acta 

2,  232  u.  3,  166  (Jafftf-Loewenf  eld  reg.  n.  6907  u.  n.  10032,  das  Privileg  Paschalis  II.  y. 
1105,  V.  Pflugk-Harttungl.  c2,  186  ist  unecht,  Jaff^-Loewenfeld  n.  6055). 

S.  311.  Anm.  1  a.  £.  anzufügen:  Ein  ähnlicher  Fall  Acta  s.  sed.  19,  442. 

S.  311.  Anm.  3  a.  E.  hinzuzusetzen:  Durch  die  Gewährung  des  Rechtes  zur  Erthellung  der  Taufe, 

welches  auch  an  Klosterkirchen  verliehen  worden  ist,  s.  privil.  Adriani  IT.  v.  1154,  v.  Pf  lugk- 

Uarttung  Acta  3,  158,  wird  die  Kirche  aber  keine  Pfarrkirche. 
S.  311.  Anm.  7  a.  Schi,  anzufügen :  Vgl.  auch  die  Entsch.  d.  Congr.  conc.  v.  1886  in  Acta  s.  sed. 

19.  442. 
S.  313.  Anm.  6  a.  Sohl,  hinzuzusetzen :  S.  auch  Acta  s.  sed.  20,  41. 
8.  314.  Anm.  5.  Z.  1  v.  o.  hinter:  n.  2  einzuschalten:  s.  auch  Nov.  Justin.  58  (a  537). 
S.  315.  Anm.  1.  Z.  7  t.  u.  nach:  p.  642  einzuschieben:  neuere  Indulte  t.  1857  inhaltlich  mitge- 

theilt  bei  Dumont,  Gesch.  d.  Pfarreien  d.  Erzdiocese  K51n.   VI.  Dekanat  Brühl  von  Rosel- 

1  e  n.  Köln  1887.  S.  430. 
S.  316.  Anm.  13.  Z.  1  v.  o.  vor:  Im  übrigen  einzuschieben:  Bei  Verleihung  für  den  Stifter  und 

dessen  Deszendenten,  nur  auf  die  durch  Männer  vermittelten  Deszendenten,  Congr.  conc  t. 

1886,  Acu  s.  sed.  19,  499 ;  Arch  f.  k.  K.  R.  59,  123. 
S.  319.  Anm.  2.  Z.  1  am  Anfang  einzuschieben  :  Nov.  Justin.  67  (538)  c.  1 ;  Nov.  131  (545)  c.  7. 
S.  319.  Anm.  2.  Sp.  2  a.  Schi,  hinzuzusetzen :  Ein  Beispiel  eines  päpstlichen  Privilegs  gegen  die 

Neuerrichtung  von  Kirchen  in  ep.  Anastasii  IV.  für  den  Bischof  v.  Asti  v.  1154,  y.  Pflugk- 

HarttUBgS,  143. 
S.  320.  Anm.  9.  Z.  1  v.  o.  hinter  qu.  2  einzuschalten :  Gregor  I.  ep.  II.  5.  12,  ed.  Bened.  2,  571.  577. 
8.  321.  Anm.  1.  Z.  4  v.  u.  hinter:  allegatis  einzuschalten:  (vgl.  auch  Gregor  I.  ep.  II.  5.   12  cit.) 
8.  321.  Anm.  4.  Sp.  2  a.  E.  hinzuzusetzen:  Ygl.  auch  den  Fall  in  Acta  s.  sed.  18,  473  u.  20,  312, 

in  welchem  der  Bischof  selbst  den  Bau  begonnen  hatte. 
S.  321.  Anm.  7.  Z.  5  v.  u.  hinter:  866  einzuschieben:  Acta  s.  sed.  18,  538  u.  20,  157.  319. 
8.  322.  Anm.  8.  Sp.  1.  Z.  1  v.  o.  hinter:  So  z.  B.  einzuschalten:  ep.  Golestini  III  v.  1192,  Jaff  tf- 

Loewenfeld  n.  16910}  y.  Pflugk-Harttung,  Acta  3,  385. 
S.  322.  Anm.  8.  Sp.  2.  Z.  19  v.  u.  hinter:  constituere  einzuschieben:  Colestin  II.  v.  1144  für  eine 

Kirche  in  der  Diöcese  Cremona,  Jaff^-Loewenfeld  n.  8516;  Lncias  II.  für  eine  Kollegiat- 

klrche  in  Pisa  y.  1144,  1.  c.  n.  8596 ;  für  ein  Kloster  in  der  Diocese  Piacenza  1144,  1.  c.  n.8649; 

weitere  derartige  Privilegien  y.  Eugen  III.  1145,  Anastasius  IV.  1153  und  Alexander  III.  v. 

1176  (1.  c.  n.  8778.  9762  u.  12738),  sämmtlich  abgedruckt  bei  v.  Pflugk-Harttung,  Acta 

3,  54.  57.  60.  61.  71.  127.  263. 

8.  328.  Anm.  14  a.  E.  hinzuzusetzen :  Ein  Fall  bei  Gregor.  Turon.  bist.  Franc.  V.  32,  s.  o.  S.  805 
n.  1. 

8.331.  Anm.  7  a.  E.  anzufügen:  Blosse  Ueberdeckung  der  Konsekrationskreuze  Ist  unerheblich 
Entsch  d.  Congr.  rit.  v.  1886,  Arch.  f.  k.  K.  R.  59,  124. 

8.  339.  Anm.  5.  Z.  1  v.  o.  vor:  üeber  einzuschieben :  Vgl.  Entsch.  d.  Reichsgerichts  Y.  S.  v.  11 .  Juli 
1885,  B  0 1  z  e ,  d.  Praxis  d.  Reichsgerichts  in  Givilsachen.  Leipzig  1886.  2, 40  n.  169  (Juristische 
Rundschau  f.  d.  kath.  Deutschland.  Bd.  2.  S.  175;  Blum,  Urtheile  u.  Annalen  des  Reichs- 
gerichts. Berlin  u.  Leipzig  1866  3,  302):  ^,Wenn  auch  der  evangelischen  Gemeinde  zu  Warburg 
die  Kirche  des  säkularislrten  Dominikanerklosters  durch  Kab. -Ordre  v.  1824  gesohenkweis  zum 
Eigcnthnm  übertragen  ist,  so  ist  doch  vorbehalten,  dass  in  derselben  noch  katholischer  Gottes- 
dienst zu  halten  sei,  insonderheit  durch  spätere  hiermit  in  Verbindung  bestehende  Kabinetsordres 
dem  damaligen  Progymnasium  die  Mitbenutzung  der  Kirche  für  den  katholischen  Schul- 
gottesdienst gestattet.  Wenn  das  auch  nur  widerruflich  geschehen  ist,  so  steht  der  Wider- 
ruf nicht  bei  dem  Eigenthümer,  sondern  ist  Königlicher  EntSchliessung  vorbehalten.  Bis  dahin 
oder  bis  zu  einer  Aenderung  der  Gesetzgebung  kann  die  evangelische  Gemeinde  auf  Grund  ihres 
Eigenthums  die  Mitbenutzung  nicht  untersagen". 

S.  341.  Anm.  2.  Z.  2  v.  o.  hinter:  welche  einzuschalten:  wie  sie  schon  alte  Sitte  war,  constit. 
apostoloT.  n.  57(,,xal  al  Yuvatxeg  xe^topio^xivrac  xal  a^Tsl  xadeC^oOoDoav'Q ;  Socrat.  bist,  eocles. 
I.  17  („xai  ouvcuyea^at  lv  tcJtwv  fisaixm-i  Td^Yl^aTi'') ;  Kober  1.  d.  Tübinger  theolog.  Quartal- 
sohrift,  Jahrgang  69  (1877)  S.  12,  noch. 

8.  344.  Anm.  2.  Z.  4  v.  o.  hinter :  38,  302  einzuschalten :  Arch.  f.  k.  K.  R.  57,  128. 

8.  344.  Anm.  2.  Z.  2  y.  u.  hinter:  steht  einzuschalten :  unter  Berufung  darauf  auch  G  Jerke,  die 
GenoBsenschaftstheorie  und  die  deutsche  Rechtsprechung.  Berlin  1887.  S.  196.  197;  s.  auch 
UrtheU  des  Reichsger.  v.  29.  Juni  1886,  Eutsch.  in  Ol v. -Sachen  16,  160. 

3.  348.  Anm.  3  a.  SchL  hinzuzusetzen :  das  Reichsgericht  III.  S.  hat  im  UrtheU  v.  29.  Juni  1886 
Entscheidungen  in  Civilsachen  16,  159  (in  einer  eine  lutherische  Kirche  betreibenden  Sache) 
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Ton  dem  Standpunkt  aus,  dass  es  sich  um  Entziehung  von  Prlvatrecht«n  handelt,  s.  o.  S.  344, 
eine  Entschädigungspflicht  angenommen,  aher  die  Frage  nach  der  Suhstantiirung  der  Entschä- 
digung zu  herühren,  keine  Veranlassung  gehabt. 

S.  350.  Anm.  9  y.  S.  349.  Z.  23  t.  o.  hinter:  Anm.  66  ff.  einzuschalten:  Eine  kurze  Zusammen- 
stellung der  Vorschriften  des  A.  L.  R.  auch  Im  Arch.  f.  k.  K.  R.  56,  360. 

S.  361.  Anm.  Sp.  %  Nr.  3.  Z.  13  v.  o.  a.  Schi,  hinzuzusetzen:  Einen  solchen  Fall  s.  bei  Dumont, 
Gesch.  d.  Pfarreien  d.  Erzdlocese  Köln.  VI.  Dekanat  Brühl  von  Ro seilen.  Köln  1887.  S.401. 

S.  354.  Anm.  8  a.  SchL  hinzuzusetzen :  S.  femer  d.  Krl.  des  Ordinariates  v.  Freiburg  v.  1887  betr. 
das  Verbot  von  Musikfesten  und  Konzerten  in  Kirchen,  Arch.  f.  k.  K.  R.  69,  116. 

S.  367.  Anm.  2  a.  Schi,  anzufügen:  Welter  gehört  der  Fall  hierher,  wenn  ein  Vertrag  über  die  Ge- 
währung eines  Rechts  auf  Gottesdienst,  wie  dies  seitens  der  Universität  Mönchen  geschehen  ist. 
abgeschlossen  werden  soll,  Erk.  d.  Obersten  Landesgerichtshofes  für  Baiem  v.  1882,  Seuffert, 
Arch.  38,  430. 

S.  369.  Anm.  7  a.  Schi,  hinzuzufügen :  Vgl.  auch  den  Nachtrag  zu  S.  339.  Anm.  6. 

S.  363.  Anm.  6  a.  E.  hinzuzusetzen :  S.  auch  den  Im  Nachtrag  zu  S.  339.  Anm.  6  gedachten  Fall. 

S.  367.  Anm.  2  a.  £.  hinzuzusetzen :  S.  auch  Erk.  d.  Reichsgerichts  v.  16.  Dezember  1885,  juri- 
stische Wochenschrift  1886.  S.  49;  Bolze,  Praxis  des  Reichsgerichts  2,  349  n.  1362;  Arch. 
f.  k.  K.  R.  57,  122. 

S.  368.  Anm.  1  a.  E.  anzufügen:  Auf  demselben  Standpunkt  wie  Mayer  steht  auch  das  Erk.  des 
Reichsgerichts  II.  S.  v.  27.  Oktober  1886,  Juristische  Wochenschrift  1886.  S.  366;  Arch.  f.  k. 
K.  R.  67,  121 ;  Bolze,  Praxis  des  Reichsgerichts  2,  348  n.  1361 :  ,,Auch  der  Mlteigenthümer 
einer  Simultankirche  verliert  sein  Recht  auf  Mitbenutzung  nicht  schon  dadurch,  dass  er  von  der 
gemeinsamen  Sache  längere  Zelt  keinen  Gebrauch  macht  oder  gegen  eine  bestimmte,  vom  ande- 
ren Mlteigenthümer  geübte  Benützungsart  keinen  Widerspruch  erhebt,  sondern  nur  dadurch, 
dass  der  andere  Mlteigenthümer  das  Recht  auf  eine  ausschliessliche  Benützung  durch  Ersitzung 
erwirbt". 

S.  368.  Anm.  2.  Z.  8  v.  o.  hinter:  sei  einzuschalten:  (und  ebenso  das  Reichsgericht  II.  S.  in  dem 
Urtheil  v.  27.  Oktober  1886;   Bolze,  Praxis  des  Reichsgerichts.  2,  348  n.  1361). 

S.  373.  Anm.  6  a.  E.  hinzuzusetzen :  Anderer  Auffassung  anscheinend  das  Reichsgericht  für  das 
badische  und  gemeine  Recht  In  dem  im  Nachtrag  zu  S.  368.  Anm.  1  cltirten  Erkenntnlss :  ^em 
Richter  steht  die  Regullrung  der  Benutzung  einer  Simultankirche  nur  Insoweit  zu,  als  sie  auf 
privatrechtlicher  Grundlage  und  nach  dem  Ergebniss  der  Prozessverhandlungen  stattfindet^ 

S.  376.  Anm.  2  a.  K  hinzuzufügen:  Vgl.  dazu  v.  Schulte,  d.  Altkatholiclsmus.  Gieesen  1887. 
S.  488  ff. 

S.  376.  Anm.  8.  ^.  8  v.  u.  hinter :  badische  Gesetz  einzuschieben:  (Vgl.  dazu  auch  t.  Schulte, 
d.  Altkatholiclsmus.  S.  439.  440.) 

S.  378.  Anm.  3.  Sp.  2.  Z.  3  v.  o.  hinter:  S.  18,  einzuschalten:  und  den  Altkatholiken  einzelne, 
im  Staatseigenthum  befindliche  Kapellen  zum  Gottesdienst  einräumte,  v.  Schulte,  d.  Alt- 
katholiclsmus. S.  349.  437. 

S.  380.  Anm.  1.  Sp.  2  a.  Schi,  hinzuzufügen :  Fuld,  d.  Asylrecht  Im  Alterthnm  und  Mittelalter, 
Ztschr.  f.  vergleichende  Rechtswissenschaft,  Bd.  7  (1887),  S.  132 ff.  285  (über  kirchliches  Asyl- 
recht hier  S.  136  ff.,  aber  ohne  etwas  Neues  und  oberflächlich). 

8.  384.  Anm.  7  v.  S.  383  a.  Schi,  anzufügen:  wohl  aber  ep.  Gelas.  I  ad  Bonifacium  episc,  Thiel 
1,  506:  ;,et  Ideo  directus  supradictl  homo  de  praesenti  cum  eo,  quem  elegerls  esse  mittendom, 
quum  de  impunitate  elus  sacramenta  praebuerint,  eum  statim  facies  ad  dominum  suum  raodis 
Omnibus  remeare,  aut  sl  in  hac  pervicacia  forte  perstlterit,  post  sacramentum  sibi  praestitutum, 
reddatur  Invitus^. 

S.  387.  Z.  8  V.  0.  hinter:  herbeiführe  als  Anm.  3*  einzuschalten: 

VgL  Privileg  Innocenz'  II.  v.  1136  und  Anastasius'  IV.  v.  1163  für  ein  Kloster  in  Pisa, 
V.  Pflugk-Harttung  2,  280  u.  3,  127:  „quonlam  etlam  secundum  humanas  leges  saero- 
sancta  ecclesia  omnibus  generaliter  debet  esse  refuglum,  slmili  modo  sancimus,  ut  quicumqae 
causa  salutis  propter  aliquod  commissum,  se  ad  eundem  locum  contulerlt,  douec  prior  et  fratres 
ipsum  ad  lustioiam  presentaverit,  a  nomine  abstrahatur  aut  lesionem  aut  detrlmentum  patiator'. 

S.  388.  Anm.  11  a.  Schi,  hinzuzusetzen:  Auch  den  tridentinischen  Seminarien  hat  man  das  Recht 
In  der  Praxis  einzeluer  Länder  zugeschrieben,  P  o  ü  a  n ,  de  seminario  clericorum,  diss.  bist  can. 
Lovanü  1874.  p.  159. 

S.  393.  Anm.  8  a.  E.  anzufügen:  Zimmermann,  König  Ludw.  I.,  ürkde  v.  1380  üb. d.  Asylrecht 
f.  d.  Marienburger  Kirche  1.  d.  Mittheilungen  d.  Instituts  f.  österr.  Geschichtsforschung.  Inns- 
bruck 1887.   8,66. 

S.  396.  Anm.  2.  Z.  8  hinter:  346  einzuschalten:  Bullar.  Taurln.  6,  404. 

S.  397.  Anm.  1.  Z.  4  v.  u.  hinter:  78  einzuschieben:  Vgl.  des  Weiteren  noch  Scaduto,  statoe 

chiesa  nelle  due  Slcilie  p.  334.  336. 
S.  397.  Anm.  1  a.  Schi,  hinzuzusetzen:  Für  Baiern  s.  das  Concordat  mit  dem  Bischof  v.  Augsburg 

V.  1786  Nr.  65  bei  Warn kön ig,  d.  staatsrechtl.  Stellung  d.  kathol.  Kirche.   Erlangen  1865. 

S.  226. 
S.  397.  Anm.  4.  Z.  4  v.  o.  statt :  236  lies :  %.  36. 

S.  399.  Anm.  2.  Z.  7  v.  o.  hinter:  2,  8  einzuschalten;  VgL  Köhler,  d.  Lehre  v.  d.  Pertinenzen  L 
d.  Jahrbüchern  f.  Dogmatlk  des  Privatrechts  1887.   26,  176. 
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S.  399.  Z.  6  V.  u.  hinter:  Terriohtet  wird  als  Anm.  6»  anzufügen: 

Vgl.  Privüeg.  Gregors  VIII.  v.  1187,  v.  Pflngk-Harttung,  Acta  3,  347:  „ut  malus  al- 
tare  episcopo  Tel  archipresbitero  seu  canonicis  b.  Georgil  ad  canendam  maiorem  missam,  si  Ibl 
interftierint,  oonoedatur,  aliud  vero  congregatlonls  cum  fratribus,  tertiam  autem  illius  ecclesle 
servientlbuB  trlbaatnr". 

S.  400.  Anm.  8  v.  S.  399.  Z.  1  t.  o.  hinter:  Kirche  hinzuzusetzen:  s.  auch  die  Urkunde  v.  1368  in 
G.  Schmidt,  Urkdbch.  d.  Hochstifts  Halbexstadt  3,  611. 

S.  401.  Z.  7  y.  u.  hinter:  konsekrirt  werden  als  Anm.  3^  anzufügen:  Vgl.  anch  das  Weisthnm  der 
Halberstädter  Diocesansynode  Ton  1328,  G.  Schmidt,  Urkdbch.  d.  Hochstifts  Halberstadt 
3,  317 :  ;,fult  quesitum,  si  aliquem  contingeret,  altare-  aliquod  de  novo  ediflcare  et  id  congrue 
dotare  In  aliqua  ecclesla,  quis  procurare  tenetur,  ut  idem  altare  conseoraretur,  et  in  eadem  sy- 
nodo  sententialiter  difflnitum,  quod  is  qui  ediflcasset  dictum  altare  et  dotasset^ 

8.  406.  Anm.  3  a.  Schi,  hinzuzusetzen:  Ueber  noch  weiter  gehende  Privilegien  s.  ▼.  Dollinger 
und  Keusch ,  d.  Selbstbiographie  des  Gardlnals  Bellarmin  S.  136. 

S.  407.  Anm.  10  a.  E.  hinzuzufügen :  Bischöfliche  Genehmigung  der  Verlegung  eines  Altars  von 
1347  in  G.  Schmidt,  Urkdbch.  d.  HochsÜfts  Halberstadt  3,  491 

S.  413.  Anm.  11.  Z.  10  v.  u.  hinter:  hielten  einzuschalten:  was  auch  dadurch  bestätigt  wird,  dass 
die  Päpste  wiederholt  im  12.'  Jahrhundert  Klöstern  und  Gellen  von  Klöstern  das  Privileg,  dio 
Glocken  zum  Gottesdienst  läuten  zu  lassen,  ertheilt  haben,  vgl.  d.  Priv.  v.  Eugen  III.  1146, 
Alexander  III.  1176  u.  1177,  v.  Pflugk-Harttung,  Acta  3,  71.  247.  254  (s.  auch  ep.  Ur- 
ban.  III.  V.  1186—1186,  L  c.  p.  322,  wo  dies  Recht  einem  Hospital  abgesprochen  wird). 

S.  414.  Anm.  2.  Sp.  2  a.  Schi,  hinzuzusetzen:  Auch  das  Recht,  Glocken  zum  eigenen,  nicht  öffent- 
lichen Gebrauch  zu  haben,  ist  früher  durch  päpstliches  Privileg  bestätigt  worden ,  s.  das  Ur- 
bansIII.  1185— 1187  für  ein  Hospital  in  Avignon  v.  Pfugk-Harttung,  Acta  3,  324:  „ut 
tintinnabulum  ad  oonvocandos  fratres  et  familiam  vestram  in  aliqua  parte  domns,  sicut  in  in- 
strumento  . . .  R.  quondam  Arelatensis  archfepiscopi  et  G.  Avenionensis  episcopi  cognovimus  con- 
tineri,  liceat  vobis  habere''. 

S.  416.  Anm.  6.  Z.  8  v.  o.  hinter :  2, 12  ff.  einzuschalten :  Vgl.  K  o  hl  er  in  den  Jahrbüchern  f.  Dog- 
matik  des  Privatrechts.   1887.   26,  174. 

S.  418.  Anm.  4,  Z.  2  v.  o.  hinter:  Kathedrale  einzuschieben:  Privilegien  von  Eugen  III.  v.  1160  u. 
▼.  Clemens  III.  v.  1188  darauf  bei  v.  Pflugk-Harttung,  AcU  3,  99  u.  366. 

S.  422.  Anm.  1  a.  E.  hinzuzusetzen:  S.  hierzu  auch  die  Entscheidung  des  Österreich.  Verwaltungs- 
gerichtshofes V.  1886,  Arch.  f.  k.  K.  R.  69,  31. 

S.  425.  Anm.  6.  Sp.  2,  Z.  4  v.  o.  hinter:  würde  hinzuzufügen:  Vgl.  auch  Silberna  gl  im  Arch. 
f.  k.  K.  R.  59,  386,  ebenso  Uhrig  a.  a.  O.  S.  28,  weil  Eingriffe  in  das  Privateigen thum  im 
engeren  Sinne  des  Wortes  zu  deuten  seien.  Gegen  ihn  aber  Stin  gl  a.  a.  0.  S.  30,  welcher  auch 
Belege  dafür  giebt,  dass  die  Regierungspraxis  der  hier  vertretenen  Ansicht  folgt,  s.  ferner  S  ti  n  g  1, 
Bestimmungen  des  bayer.  Staates  über  die  Verwaltung  der  kathol.  Pfarrämter.  München  1879. 
S.  379. 

S.  428.  Anm.  3  a.  Schi,  hinzuzufügen:  Vgl.  auch  Ztschr.  f.  kath.  Theologie.  Innsbruck  1886.  10, 
374,  betr.  den  Fall  des  Job.  Potocki,  griech. -kathol.  Bischofs  von  Fogaras.  welcher  rumänischer 
Abstammung  als  Priester  des  lateinischen  Ritus  geweiht  war.  Als  Karl  VI.  nach  seiner  Desig- 
nation zum  Bischof  gebeten  hatte,  ihm  zu  gestatten :  „utrumque  ritum,  latinum  atque  graecum 
exercere**,  entschied  die  Congr.  inqulsit.  am  16./16,  Juli  1716 :  „pro  gratia  transeundi  ad  ritum 
graecum  post  professionem  emissam  in  religione  Basillana  cum  prohibitione  redeundl  ad  ritum 
latinum". 

S.  437.  Anm.  3.  Z.  1  v.  o.  hinter:  772.  773  einzuschalten:  vgl.  noch  v.  Schulte,  d.  Altkatholi- 
cismus.  S.  318  ff. 

S.  437.  Anm.  4.  Sp.  2  a.  Schi,  des  Abs.  hinzuzusetzen  :  Dagegen  Berchtold,d.  Bulle  Unamsanc- 
tam.  München  1887.  S.  49  ff.,  gegen  ihn  wieder  Grau  er  t,  histor.  Jahrb.  d.  Görres-Gesellsohaft. 
1888.  S.  143  und  Märten s,  das  Vatikanum  und  Bonifaz  VIII.  München  1888.  S.  22  in  An- 
schluss  an  seine  frühere  Schrift :  die  Beziehungen  der  Ueberordnung  u.  s.  w.  zwischen  Kirche 
und  Staat.  S.  45  ff. 

S.  438.  Anm.  4  v.  S.  437  a.  Schi,  hinzuzusetzen:  Vgl.  auch  die  Zusammenstellung  bei  v.  Schulte, 
d.  Altkatholicismus.  S.  319. 

S.  438.  Anm.  6  a.  Schi,  anzufügen:  Vgl.  auch  M eurer,  die  kirchliche  Rechtslage  bei  konstatirter 
Geisteskrankheit  des  Papstes  in  Grünhut,  Ztschr.  f.  d.  Privat- u.  öffentliche  Recht.  Wien. 
14,  406. 

S.  441.  Anm.  4  v.  S.  440  a.  Schi,  hinzuzusetzen:  v.  DöUinger  und  Reusch,  d.  Selbstbiographie 
des  Cardinais  Bellarmin.  S.  111. 

S.  444.  Anm   1  a.  Schi,  hinzuzufügen:  Vgl.  ferner  Acta  s.  sed.  20,  397. 

S.  446.  Anm.  3.  Z.  12  v.  o.  hinter:  Katechismus  einzuschalten:  (vgl.  v.  DöUinger  und  Reusch, 
die  Selbstbiographie  des  Cardinais  BeUarmin.  S.  64.  142). 

S.  446.  Anm.  3  a.  Schi,  hinzuzusetzen:  Vgl.  darüber  auch  ;  Friedrich,  Gesch.  d.  Vatikan.  Kon- 
zils. 3,  446.  647.  663.  874.  879.  887.  977. 

8.  447.  Anm.  4  a.  E.  anzufügen :  Wegen  der  missio  oanonica  s.  noch  Frl  edrich ,  Gesch.  d.  Vatikan. 
Konzils.  3,  528.  529. 

8.  449  Anm.  2  a.  Schi,  hinzuzufügen:  Ohristlieb,  Gesch.  d.  christl.  Predigt  in  Herzog,  Real- 
Encyklopädie  f.  protest.  Theologie.  2.  Aufl.  18,  466,  wo  S.  467  weitere  Uteratui  angegeben  ist. 
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S.  450.  Aiim.  8,  letzte  Zeile  am  Anfang  eüizuechalten :  Possldlas,  tIU  Augnstlal  c  6,  Higne, 

patrol.  32,  37. 
8.  451.   Anm.  2  a.  Schi,  hinzuzuaetzen :  S.  aber  Ehrle  1.  d.  Ztachr.  f.  kathol.  Theologie.   1887. 

11,  740. 
S.  462.  Anm.  1  a.  £.  anzufflgen :  Auch  Gerhard  Groot,  der  Urheher  der  Genoaaenschaft  der  Brüda 
des  gemeinsamen  Lebeus  hat  als  Diakon  —  einen  höheren  Weihegrad  hat  er  nicht  genommen  — 
gepredigt,   doch  wurde  ihm  die  Befügniss  dazu  durch  das  allgemeine,  sich  gegen  das  Predigen 
der  Diakonen  richtende  Edikt  des  Bischofs  y.  Utrecht  ▼.  1383  entzogen,  Hirsche  i.  Herzog, 
Real-Encyklopidie.  2.  Aufl.  2,  683.  685. 
S.  454.  Anm.  1  a.  E.  hinzuzusetzen:  S.  auch  Hefele,  Conc.  Gesch.  8,  707. 
8.  457.  Anm.  12  hinzuzusetzen :  Eine  andere  Auffassung  bei  Nilles,  selectae  disputationes  acad^ 

micae.  Fascicul  I.  Oeniponte  1886.  p.  79.  80. 
8.  464.  Anm.  3  a.  Schi,  hinzuzusetzen:  Vgl.  auch  Hauck,  Deutschlands  Kirchengeschichte  1,  204 
8.  480.  Anm.  17.  Z.  7  t.  u.  sUtt :  52,  269  Ues :  51,  269. 
S.  496.  Anm.  4.  Abs.  1  a.  £.  hinzuzusetzen:  S.  auch  oap.  eccles.  Lothar.  I.  t.  825  c.  6,  Boretius 

1,  327;  Kaufmann,  d.  Gesch.  der  deutschen  Universitäten.  Stuttgart  1888.  1,  107. 
S.  498.  Anm.  5  a.  E.  hinzuzusetzen:  ferner  Holstein,  die  Domscholaster  in  Magdeburg  in  Ge- 
schichtsblatter f.  Stadt  u.  Land  Magdeburg.  Magdeburg  1887.   22.  Jahrgg.   8.  289. 
S.  499.  Anm.  5  a.  Schi,  hinzuzusetzen:  S.  auch  Kaufmann  a.  a.  0. 1,  112.  113. 
S.  505.  Anm.  3  a.  Schi,  hinzuzusetzen:  Für  England  die  Provinzialsynode  von  Westminster  v.  1873, 

Arch.  f.  k.  K.  B.  58,  209. 
S.  509.  Anm.  6  a.  £.  anzufügen:  Ueber  das  Priesterseminar  in  der  Diöcese  Munster  s.  Hü  sing, 

Fürstbischof  Bernard  von  Galen.  S.  119.  120. 
S.  527.  Anm.  2  a.  Schi,  hinzuzusetzen  :  H.  Brück,  Gesch.  d.  kathol.  Kirche  im  19.  Jahrh.    Mainz 

1887.   1,  351.  360. 
S.  538.  Anm.  2  a.  £.  anzufügen:  S.auch  Friedrich,  Gesch.  d.  Vatikan.  Konzils  3,  427.  428. 
S.  538.  Anm.  8  a.  Schi,  hinzuzufügen:  Vgl.  auch  das  Schema  des  vatikanischen  Konzils  de  eccUsia 

c  15,  Friedrich,  docum.  ad  illustr.  concil.  Vatikan.  2,  98.  99. 
S.  543.  Anm.  3  a.  E.  anzufügen :  doch  ermahnt  die  Provinzialsynode  von  Westminster  1873,  Arch. 
f.  k.  K.  B.  58,  266,  die  Bischöfe,  nichts  unversucht  zu  lassen,  um  Diöcesanseminarien  allein 
für  die  Geistlichen,  nöthigenfalls  wenigstens  ein  solches  gemeinschaftliches  Seminar  für  mehrere 
Diöcesen  einzurichten. 
8.  549.  Z.  13  V.  0.  hinter:  Hessen  als  Anm.  2»  einzufügen:  Vgl.  Ges.  v.  5.  Juli  1887,  Art.  4, 

Arch.  f.  k.  K.  R.  58,  341  (s.  o.  Nachtrag  zu  S.  21). 
S.  552.  Z.  1  V.  0.  hinter:  prtutaiaehe  einzuschieben:   die  hessische  1^  und  als  Anm.  1^:  Vgl. 

Gesetz  v.  5.  Juli  1887.  Art.  4  (s.  o.  Nachtrag  zu  S.  21). 
S.  552.  Z.  3  V.  0.  zu  streichen :  Hessen,  sovie  die  dazu  gehörige  Anm.  4. 
S.  557.  Z.  3  V.  0.  zu  streichen:  Hessen  und,  sowie  die  Anm.  2. 
S.  557.  Z.  5  V.  0.  zu  streichen :  wie  die  beiden  erwähnten  Staaten. 

S.  557.  Z.  1  V.  u.  hinzuzusetzen:  Dasselbe  gilt  auch  von  der  neuesten  Gesetzgebung  Hessens'', 
und  als  Anm.  7  hinzuzusetzen:  Gesetz  v.  5.  Juli  1887,  Art.  7:  „Die  kirchlichen  Oberen  sind 
berechtigt,  Alumnate  uud  Pensionate  (Konvikte)  für  Zöglinge,  welche  Gymnasien  oder  das 
kirchliche  Seminar  besuchen,  zu  errichten  oder  zu  unterhalten.  —  Unserem  Ministerium  des 
Innern  und  der  Justiz  sind  die  für  solche  Anstalten  geltenden  Statuten  und  die  auf  die  Haus- 
ordnung bezüglichen  Vorschriften  einzureichen,  sowie  die  Namen  der  Leiter,  welche  Deutsche 
sein  müssen,  mitzutheilen.  —  Knabenseminare  und  andere  als  die  in  Absatz  1  erwähnten  Kon- 
vikte bleiben  untersagt". 
8.  557.  Anm.  3  a.  Schi,  hinzuzusetzen :  Die  badische  Regierung  hat  im  Jahre  1888  den  Kammern 
einen  Gesetzentwurf  vorgelegt,  welcher  die  bisherigen  Beschrankungen  hinsichtlich  der  geist- 
lichen Bildungsanstalten  nach  dem  Vorbilde  der  neuesten  preussischen  Gesetzgebung  (s.  den  Text 
von  S.  557,  Abs.  3  und  Anm.  6  dazu)  zu  mildern  beabsichtigt.  In  der  von  der  Kommission  der 
zweiten  Kammer  veränderten  Gestalt  lautet  der  Art.  I,  welcher  Aussicht  hat,  in  dieser  Fassung 
in  Gesetzeskraft  zu  treten : 

„Die  Absätze  2,  3  und  4  von  Art.  2  des  Gesetzes  v.  19.  Februar  1874,  betr.  die  Aenderung 
einiger  Bestimmungen  des  Gesetzes  vom  9.  Oktober  1860  über  die  rechtliche  Stellung  der 
Kirchen  und  kirchlichen  Vereine  im  Staate  werden  durch  folgende  Bestimmungen  ersetzt: 

Die  Kirchen  sind  befugt,  Anstalten  zur  theologisch-praktischen  Vorbildung  der  künf- 
tigen Geistlichen  zu  unterhalten. 

Desgleichen  sind  sie  befugt,  Pensionsanstalten  (Konvikte)  für  solche  zu  errichten  und 
zu  unterhalten,  welche  behufs  der  Vorbereitung  für  den  geistlichen  Beruf  nach  Massgabo 
des  Gesetzes  v.  5.  März  1880,  betreffend  die  allgemeine  wissenschafiliche  Vorbildung  der 
Kandidaten  des  geistlichen  Standes  (s.  o.  S.  21  u.  2  u.  4)  Gelehrtenschulen  oder  die  Uni- 
versität besuchen. 

Auf  Anstalten  der  in  den  beiden  vorhergehenden  Absätzen  bezeichneten  Art  finden  die 
Bestimmungen  des  Gesetzes  über  den  Elementarunterricht  in  $$.  103,  Ziffer  1 ,  2  u.  4, 
104  (unter  Beschränkung  des  ersten  Absatzes  auf  die  Ziffern  1/2  u.  4  des  $.  103),  107 
Ziffer  1,  2  u.  3  und  108  entsprechende  Anwendung. 

Im  Uebrigen  bleibt  bezüglich  derselben  $.  109  Abs.  3  des  obigen  Gesetzes  in  Geltung. 
Die  Leiter  und  Erzieher  an  den  bezeichneten  Anstalten  müssen  Deutsche  sein« 
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In  die  Pensionsanttaltea  (Kontlkte)  dürfen  nni  solehe  Zöglinge  aufgenommen  werden, 
welche  sich  dem  theologischen  Stodinm  widmen  wollend 

Die  in  Bezug  genommenen  Yorsehriften  des  Gesetzes  t.  6.  M&rz  1880  lauten : 

§.  103 :  „Die  Errichtung  von  Privatlehr-  und  Erziehungsanstalten  ist  unter  folgenden  Be- 
dingungen gestattet : 

1.  Die  sittliche  Würdigkeit  des  Unternehmers,  des  Vorstehers  und  der  sämmtllchcn 
Lehrer  mass  unheaastandet  sein. 

2.  Vorsteher  and  Lehrer  haben  sich  über  ihre  Befähigung  zum  Lehr-  und  Erziehungs- 
fache erforderlichenfalls  durch  eine  vor  den  Schulbehörden  zu  bestehende  Prüfung  ge- 
nügend auszuweisen. 

4.  Die  Einrichtungen  müssen  derart  sein,  dass  für  die  Gesundheit  der  Rinder  keine 
Nachtheile  zu  bef  uichten  sind" ; 
$.  104 :  ,;Privat-,  Lehr-  und  Erziehungsanstalten  dürfen  nicht  eher  eröffnet  werden,  als  bis 
über  die  im  $.  103,  Ziffer  1, 2  u.  4  angegebenen  Punkte  den  Staatsbehörden  die  erforderlichen 
Nachweise  geliefert  und  von  diesen  als  genügend  anerkannt  sind. 

Jeder  Wechsel  in  dem  Vorsteher-  und  Lehrpersonal,  Aenderungen  im  Lehrplan  oder  eine 
Veränderung  des  Lokals  sind  vor  der  Ausführung  anzuzeigen" ; 

$.  107 :  „Die  Schliessung  einer  Privatlehr-  und  Erziehungsanstalt  kann  durch  die  Staats^ 
behorden  verfügt  werden : 

1.  wenn  dieselbe  errichtet  wurde,  ohne  dass  die  gesetzlichen  Erfordernisse  vorhanden 
waren, 

2.  wenn  diese  ^Erfordernisse  in  der  Folge  hinweggefallen  sind, 

3.  wenn  die  von  den  Schulbehörden  |ln  Bezug  auf  $.  103  gemachten  Auflagen  nicht 
erfüllt  werden''. 

(Der  weiter  in  Bezog  genommene  $.  108  ist  bereits  o.  S.  570  Anm.  3  mitgetheilt  und  der 
angezogene  $.  109  Abs.  3  ist  die  durch  das  Ges.  v.  2.  April  1872  hinzugefugte  Vorschrift,  deren 
Wortlaut  0.  S.  616  Anm.  4  abgedruckt  Ist.) 

Nach  diesen  Vorschriften  können  künftighin  wieder  Knabenkonvikte,  aber  blos  für 
Schüler  der  Gelebrtenschulen,  welche  sich  dem  Studium  der  Theologie  widmen  wollen,  errichtet 
werden.  Staatsgenehmigung  ist  dazu  nicht  erforderlich,  aber  bei  Vermeidung  der  sofor- 
tigen Schliessung  muss  vor  der  Eröffnung  den  Staatsbehörden  Anzeige  gemacht  und  der  Nach- 
weis erbracht  sein,  dass  die  gesetzlichen  Erfordernisse  erfüllt,  insbesondere  die  Einrichtungen 
nicht  der  Gesundheit  nachtheilig  sind  und  die  Leiter,  Lehrer  und  Erzieher  die  erforderiiche 
Qualifikation  besitzen. 

S.  559.  Z.  3  V.  u.  a.  £.  hinzuzusetzen:  Ueber  Hessen  und  Baden  vgl.  die  vorangehenden  Nach- 
träge zu  S.  567.  Z.  1  V.  u.  und  zu  S.  6Ö7.  Anm.  3. 

S.  660.  Z.  1  V.  0.  hinter:  Preussen  einzufügen :  und  in  Hessen i*  und  als  Anm  1»  zu  setzen 
Vgl.  Nachtrag  zu  S.  ÖÖ7.  Z.  1  v.  u.  und  S.  657.  Anm.  3. 

S.  560.  Z.  2  V.  u.  hinter:  Preussen  einzuschieben :  und  In  Hessen. 

S.  560.  Anm.  4  a.  Schi,  hinzuzusetzen:  Nach  dem  badiscben  Gesetzentwurf  müssen  die  Leiter 
und  Erzieher  Deutsche,  sowie  ihre  sittliche  Würdigkeit  unbeanstandet  sein  und  sich  genügend 
über  ihre  Befähigung  zum  Erzieherfache,  bez.  auch  Lehrfache,  wenn  sie  Nachhülfeunterricht 
geben  sollen,  ausgewiesen  haben. 

S.  560.  Anm.  8  a.  Schi,  hinzuzusetzen :  In  B aden  Ist  nach  dem  Gesetzentwurf  (Nachtrag  zu  S.  5Ö7. 
Anm.  3)  von  jedem  Wechsel  im  Personal  der  Vorsteher,  Erzieher  und  Lehrer  Anzeige  zu  machen, 
ebenso  von  der  Aenderung  der  LehrpUne  und  des  Lokals. 

S.  561.  Anm.  2  a.  Schi,  hinzuzusetzen:  Ueber  Baden  s.  Nachtrag  zu  S.  567.  Anm.  3. 

S.  562.  Z.  2  u.  3  v.  u  zu.  streichen :  In  H  e  s  s  e  n. 

S.  564  hinter  Z.  2  v.  o.  als  neuer  Absatz  einzuschieben : 

Nach  dem  Vorbilde  Preussens  hat  das  hessische  Gesetz  v.  6.  Juli  1887,  Art.  6  (s.  Nach- 
trag zu  S.  21)  für  die  Zurücklegung  des  theologischen  Studiums  die  Errichtung  eines  kirch- 
liehen Seminars  gestattet  Dasselbe  ist  zwar  von  dem  Ministerium  des  Innern  und  der  Justiz 
zur  wissenschaftlichen  Vorbildung  der  Geistlichen  für  geeignet  zu  erklären,  aber  diese  Erklä- 
rung und  die  Zulassung  muss  erfolgen,  wenn  dieselben  Bedingungen,  wie  sie  für  Preussen 
(S.  663  zu  Anm.  6— 9)  gelten,  erfüllt  sind. 

S.  565.  Z.  6  V.  o.  hinter:  Preussen  einzuschalten:  und  in  Hessen  (Nachtrag  zu  S.  21  und  zu 
S.  664).  . 

S.  566.  Z.  8  V.  0.  hinter:  Preussen  einzuschieben:  und  in  Hessen. 

S.  666.  Z.  14  V.  0.  hinter :  Preussen  einzufügen :  und  in  H es s e n. 

S.  666.  Z.  2  V.  0.  hinter:  tu  veranlassen  einzuschalten:  Dasselbe  gilt  jetzt  für  H essen ^a,  und 
Anm.  1^:  Ges.  v.  6.  Juli  1887,  Art.  8:  ,,Neben  den  in  Artikel  6.  6.  7  enthaltenen  besonderen 
Vorschriften  bleibt  in  Ansehung  der  kirchlichen  Lehr-  und  Erziehungsanstalten  das  allgemeine 
Au fsich tsrecht,  welches  dem  Staate  bezüglich  aller  Bildungsanstalten  zusteht,  in  Wirksamkeit". 

S.  666.  Z.  8  V.  0.  hinter :  auszusprechen  einzuschieben :  In  H  e  s  s  en  hat  das  Ministerium  des  Innern 
und  der  Justiz  unter  der  gedachten  Voraussetzung  ebenfalls  das  Seminar  zu  schliessen  und  die 
Erklärung  über  die  Geeignetheit  zurückzuziehen  (s.  Nachtrag  zu  S.  666). 

S.  667.  Z.  4  V.  0.  hinter:  Preussen  einzuscliieben :  und  in  Hessen  (s.  Nachtrag  zu  S,  667. 
Z.  1  V.  u.). 
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S.  567.  Z.  7  T.  a.  zn  streiehen:  nnd  in  Hess  en ,  sowie  die  Anm.  8  dazu. 

S.  567.  Anm.  7  a.  Schi,  hinzuzusetzen :  Nach  dem  Ges.-Entw.  y.  1888  ist  die  Exrichtung  von  Pen- 
sionsanstalten  für  Theologen »  welche  sich  dem  Unlversitatsstudlom  widmen,  wieder  erlaubt. 
£s  finden  auf  dieselben  die  Vorschriften  über  die  Im  Nachtrag  zu  S.  557.  Anm.  3  gedachten 
Konrikte  Anwendung,  s.  auch  Nachtrag  zu  S.  560.  Anm.  4  und  8. 

S.  568.  Z.  2  y.  o.  hinter:  bestimmt  ist  hinzuzusetzen:  während  in  Hessen  die  für  die  Knaben- 
konvikte  geltenden  Bestimmungen  (s.  Nachtrag  zu  S.  557.  Z.  1  y.  u.)  zur  Anwendung  kommen. 

8.  568.  Anm.  8  a.  Schi,  hinzuzusetzen :  Nach  dem  Gesetzentwurf  von  188^  sollen  aber  für  diese  An- 
stalten die  im  Nachtrag  zu  S.  557.  Anm.  3  angeführten  Vorschriften  zur  Geltung  kommen. 

S.  568.  Anm.  9  der  Text  zu  streichen  und  dafür  zu  setzen : 

Ges.  y.  5.  Juli  1887.  Art.  6:  „Die  Kirchen  sind  befugt,  Anstalten  zur  theologisch-prak- 
tischen Vorbildung  der  künftigen  Geistlichen  zu  unterhalten.  —  Unserem  Ministerium  des  In- 
nern und  der  Justiz  sind  die  Statuten  dieser  Anstalten  und  die  für  dieselbe  geltende  Haasord- 
nung einzureichen,  sowie  die  Namen  der  Lehrer  und  Leiter,  welche  Deutsche  sein  müssen,  mlt- 
zutheilen". 

S.  569.  Anm.  1.  Z.  3  y.  u.  statt:  1875  zu  setzen :  1887. 

S.  569.  Z.  1  u.  2  y.  o.  ganz  zu  streichen :  (s.  Nachtrag  zu  S.  568.  Anm.  9). 

S.  569.  Anm.  6  u.  14  a.  Schi.  hlnzuzufOgen :  S.  aber  Jetzt  Nachtrag  zu  S.  567.  Ahm.  7. 

S.  570.  Anm.  3  statt :  S.  o.  S.  557  n.  2  zu  setzen :  Gesetz  y.  5.  Juli  1887,  Art  6.  8  (Nachtnge  zn 
S.  566.  Z.  2  y.  u.  und  S.  568.  Anm.  9). 

S.  570.  Anm.  3  a.  Schi,  hinzuzufügen:  üeber  Baden  s.  aber  jetzt  Nachtrag  zu  S.  557.  Anm.  3. 

S.  570.  Anm.  6  die  letzte  Zeile  zu  streichen  |und  dafür  zu  setzen :  Für  Hessen  s.  Nachtrag  zn 
S.  566.  Z.  8. 

S.  574.  Anm.  2.  a.  Schi,  hinzuzusetzen :  Vgl.  auch  das  yatikanische  Schema  de  ecclesia  c.  15, 
Friedrich,  documenta  ad  illustr.  conc.  Vatic.  2,  98.  99. 

S.  575.  Anm.  3.  Sp.  1.  Z.  2  v.  u.  hinter:  1885  einzuschalten:  Jolh  Müller,  die  Anfange  des 
Sachs.  Schulwesens  1.  N.  Arch.  f.  sächsische  Gesch.    Dresden  1887.  8,  1.  272. 

S.  576.  Anm.  5  a.  Schi,  hinzuzusetzen:  Vgl.  auch  Kaufmann,  Gesch.  d.  deutsch.  Uniyersitäteii. 
1,110  ff. 

S.  577.  Anm.  2  a.  Schi,  hinzuzusetzen:  üeber  die  VerhSltnlsse  in  Greifswald  s.  Woltersdorf, 
d.  Rechtsyerhiltnisse  der  Greifswalder  Pfarrkirchen.    Greifswald  1888.   S.  13.  42. 

S.  578.  Anm.  8  y.  S.  577.  Z.  5  y.  u.  hinter:  Münster  1655  einzuschalten:  (ygl.  dazu  auch  Hu- 
slng,  Fürstbisehof  Christoph  Bernard  y.  Galen.  S.  106fr.) 

S.  578.  Anm.  4  a.  Schi,  anzufügen:  und  Hüsing  a.  a.  0.  S.  113. 

S.  580.  Anm.  5  a.  £.  hinzuzusetzen:  und  Brück,  Gesch.  d.  kathol.  Kirche  i.  19.  Jahrb.  1,  413  IT. 

S.  589.  Anm.  1.  Sp.  2.  Z.  14  y.  o.  hinter:  vorauf  einzuschieben:  (A.  M.  Zorn  In  krlt.  Viertel- 
Jahrsschrift  f.  Gesetzgebung  u.  Rechtswissenschaft  1887.  29, 137.) 

S.  590.  Anm.  1  y.  S.  589.  Sp.  1.  Z.  16  y.  o.  hinter:  S.  14.  109  hinzuzusetzen:  (welchem  Zorn 
a.  a.  0.  138  beistimmt). 

S.  593.  Anm.  3  y.  S.  592.  Z.  8  y.  u.  hinter :  44,  437  einzuschieben :  ygL  auch  das  yatikanische 
Schema  de  eoclesla  c.  15,  Friedrich ,  docum.  2,  99. 

S.  594.  Anm.  2  a.  Schi,  hinzuzusetzen:  und  Westminster  1873,  Arch.  f.  k.  K.  R.  58,  ^3. 

S.  594.  Anm.  3.  Z.  18  y.  o.  a.  £.  anzufügen :  S.  auch  das  Schreiben  d.  Propaganda  y.  1868  f.  Eng- 
land Arch.  f.  k.  K.  R.  58,  244. 

S.  640.  Anm.  2.  Z.  12  y.  o.  hinter:  3,  398)  einzuschalten:  G.  Kaufmann,  die  Geschichte  der 
deutschen  Unlyersltaten.  Bd.  I.  Vorgeschichte.  Stuttgart  1888. 

S.  640.  Anm.  3.  Z.  2  y.  u.  hinter:  Denlfle  1,  653 ff.  hinzuzusetzen:  Kaufmann  1,  120,246ir. 

S.  640.  Anm.  6.  a.  Schi,  hinzuzufügen :  Ueber  Studium  generale  ygi.  Jetzt  noch  Kaufmann  1, 102. 
371.  372  n.  1. 

S.  640.  Anm.  9  a.  E.  anzufügen:  Kaufmann  1, '^373.  377.  378.  389. 

S.  641.  Anm.  1  a.  Schi,  hinzuzusetzen  :  Vgl.  über  diese  Frage  auch  noch  Kaufmann  1,  371.  381  ff. 

S.  641.  Anm.  3  a.  Schi,  hinzuzusetzen :  Vgl.  -hierzu  im  Allgemeinen  noch  Kaufmann  1,  866  ff. 

S.  642.  Anm.  2.  Z.  12  y.  u.  hinter:  Denlfle  1,  48  einzuschalten:  Kaufmann  1,  163  ff. 

S.  642.  Anm.  3  a.  Sohl,  anzufügen:  S.  auch  Kaufmann  1,  373  ff. 

S.  643.  Anm.  2  a.  Sohl,  hinzuzusetzen  :  Vgl.  femer  Kaufmann  1,  378.  389. 

S.  643.  Anm.  4.  Z.  2  y.  o.  hinter:  1233  einzuschalten:  A.  M.  Kaufmann  i,  378 n.  3. 

S.  643.  Anm.  6  a.  SchL  hinzuzufügen:  Vgl.  Kaufmann  1,  377. 

S.  644.  Anm.  1  a.  E.  hinzuzusetzen :  S.  auch  Kaufmann  1,  173. 

S.  644.  Anm.  5  a.  E  anzufügen:  Anderer  Ansicht  Kaufmann  1,  117.  319.  338. 

S.  644.  Anm.  6  a.  Schi,  hinzuzusetzen:  Kaufmann  1.  274.  Ann. 

S.  645.  Anm.  4  a.  £.  anzufügen:  Vgl.  auch  Kauf  mann  1,  180  ff. 

S.  646.  Anm.  2  a.  Schi,  hinzuzufügen:  Kaufmann  1,  196. 

S.  647.  Anm.  4  a.  £.  hinzuzusetzen:  Ueber  die  Priyilegien  ygl.  jetzt  auch  noch  Kaufmann  1, 
397  ff. 

S.  647.  Anm.  5  a.  SchL  anzufügen:  S.  auch  Kaufmann  1,  381. 

S.  647.  Anm.  8  und  S.  648.  Anm.  1—4.   S.  hierzu  noch  Kaufmann  1,  385  ff. 

S.  649.  Anm.  1  a.  E.  hinzuzusetzen:  Kaufmann  1,  391  n.  2. 

S.  649.  Anm.  6.  Abs.  1  a.  Schi,  hinzuzufügen :  Kaufmann  1,  406. 

S.  650.  Anm.  2  a.  £.  anzufügen:  Kaufmann  1,  368  ff. 
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S.  669.  Anm.  1.  Z.  5  ▼.  o.  hinter:  (seit  1874)  noch  einzuschieben:  vgl.  noch  Prov.-Syn.  ▼.  West- 
minster  1873,  Aich.  far  k.  K.  R.  58,  236. 

S.  671.  Anm.  5.  Z.  3  y.  o.  hinter:  667  einzuschieben:  Areh.  f.  k.  K.  R.  68,  251.  254. 

S.  675.  Anm.  1  a.  Schi,  anzufügen:  In  Baden  wird  der  Erzbischof  nur  im  Stande  sein,  faktisch 
eine  wirksame  Einsprache  zu  erheben,  wenn  er  der  Regierung  ganz  bestimmte  erhebliche  Gründe 
darlegt. 

S.  67t.  Anm.  3  v.  S.  676.  Z.  7  v.u.  hinter:  Breslau  einzuschieben;  wo  schon  1811  darüber  Im 
Ministerium  verhandelt  worden  ist,  R.  Röp  eil ,  z.  Geschichte  d.  Stiftung  der  Universität  Bres- 
lau. Breslau  1861.  S.  20. 

S.  680.  Anm.  4  a.  £.  hinzuzusetzen:  In  F  relburg  i.  Br.  bedarf  es  zur  Erlangung  der  venia  legendi 
des  Doktorgrades. 

S.  682.  Anm.  3  a.  Schi,  anzufügen :  Nach  der  heutigen  Praxis  geschieht  dies  in  Freiburg  i.  Br. 
nicht  mehr. 

8.  692.  Anm.  5.  Z.  1  v.  o.  statt  Hat  seh  zu  lesen:  Hat  eh. 

S.  702.  Anm.  11.  Z.  12  v.  u.  statt  389  zu  lesen :  387. 

S.  845.  Z.  5  V.  0.  hinter :  2,  67.  68  einzuschieben :  Vgl.  auch  noch  Greg.  Tur.  vit.  patr.  VI.  2, 
wo  über  Köln  zur  Zeit  des  Königs  Theodorich  I.  u.  624  o.  626  berichtet  wird :  „Erat  autem- 
ibi  fanum  quoddam  diversis  omamentis  refertum  ....  Quod  ubi  s.  Oallus  audivit,  statim 
iUuc  cum  uno  tan  tum  clerico  properat,  accensoque  igne,  cum  nullus  ex  stultis  paganis  adesset, 
ad  fanum  adpllcat  ac  accendit.  At  illi  videntes  fumum  delubri  ad  caelum  usque  conscendere, 
auetorem  incendü  quaerunt  inventumque  evaginatis  gladiis  prosequuntur.  Ille  vero  in  fiigam 
versus  aulae  se  regiae  condidit.  Verum  postquam  rex  quae  acta  Aierant,  paganis  minantlbus 
recognovit,  blandis  eos  sermonibus  linivit  et  sie  eorum  farorem  inprobum  mitigaviV*. 
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Aschen  I,  318. 

Aachener  Regel  II,  89. 

abbas  II,  533.  n. 

Abbreviaturen  I,  390.  443.    III,  396?. 

Abendland,  Asybrecht  IV,  382. 

BisthOmer  II,  381. 

Generalkonzilien  UI,  514  f. 

kirchl.  Gesetzgebungsrecht  III,  680  ^ 

Patriarchen  I,  567. 
Abendmahl  s.  Eucharifitie. 
Abendmahlsbrot  I,  3».  311. 
Abendmahlskelch  IV,  142. 
Abgeschiedene,  Messe  für  IV,  183. 
Ablas s  IV,  147. 
ablutio  IV,  32.  185. 
abscissio  I,  453 
Absetsun^^  der  Geistlichen  IV,  726.  806. 

(Bezeichnungen), 
absolute,  Ordination  I,  63.  64.  87. 
absolutio,  Messe  IV,  214. 

pro  foro  intemo  I,  122. 
Absolution,  Beichte  IV,  86.  121. 
abstemii  I,  16. 
abstinere  IV,  689 2.  708. 
Abt  s.  abbas. 
Abtreibung  I,  44.  57  s. 
ab  usus,  baptismi  I,  48.  57  ^  449. 

eucharistiae  I,  449. 

matrimonii  I,  449. 

ordinationis  I,  49  f.  57  ^ 

ordinis  I,  51  f.  57». 

poenitentiae  I,  449. 

sacramenti  I,  449. 

sacrificii  missae  I,  449. 
academia,  ecclesiastica  IV,  524. 

pontificia  dei  nobili  IV,  525. 
accessus  I,  286.  HI,  283<). 
Acquisitiversitzung  III,  823^;  s.  auch 

Ersitzung, 
acta,  martyrum  I,  3. 
actores  I,  34. 
actuarii,  circulorum  II,  290. 
actus,  irretractabilis  I,  466  ^ 

poenitentis  IV,  120. 


pAd  mentem«  I,  463. 
sAd  regimen«  HI,  143  f. 
Ad  albert,  Erzbischof  I,  614  f. 
adiutores,  studiorum  I,  400. 
adlige  Geburt  II,  67. 
adminiculator  I,  380.  382. 
Administrator  11,  249.  254.  327. 
Admission,  ad  curam  HI,  3. 

zum  Kirchenamt  II,  66.  71.  681. 
admodum  reverendus  II,  86. 
admonitio,  canonica  IV,  761.  773.  842*. 

generalis  III,  7066. 
adoratio  I,  211. 

der  Heiligen  IV,  240. 
adstipulator  I,  444.  445. 
adunire  11,  635«. 

Advokat  I,  375.  400.  493  f,   H,  629«.   HI, 
3796. 

der  apostolischen  Kammer  I,  389.  411.  491. 

der  Armen  I,  389.  411.  494. 

concilii  m,  3967.  588. 

consistorialis  I,  493. 

consist.  numerarius  s.  participans  I,  493. 

General-,  des  Fiskus  L  389.  411.  413.  494. 

titularis  I,  494. 
Advokatie  H,  629.  629«.  IH,  72. 

staatliche  IV,  16. 
Aebtissin  I,  8.  8^. 
aedificatio  HI,  19.  19«. 
aeditui  I,  4.  HI,  321.  322. 
Aemterbesetzung  s.  Kirchenamt 
Aeneas  Sylvius  I,  157. 
affectio  lÖ,  141.  142. 
affirmative  Entscheidung  I,  462. 
dtpoptCeo^ai  IV,  706.  732. 
Afrika,  Amtstr&ger  111,306;  vgl  Nordafrika. 

Bisthflmer  U,  380. 

kirchl.  Gesetzgebungsrecht  m,  684  ^ 

Plenarsynoden  III,  511. 

Primas  I,  581. 

Provinzialsynoden  m,  473. 

Strafgewalt  Aber  Bischöfe  IV,  742.  763. 

Strafgewalt  über  Geistliche  IV,  763. 
Agenten  I.  375.  496. 
agnus  Dei,  Benediktion  IV,  146. 
Ailli  I,  197.  347.  III,  380. 


Register. 


879 


Alx,  Primat  I,  601. 
Akoluthat,  Materie  I,  116". 
Akoluthcn  I,  2.  3.3».  5.7.18«.  III,  321. 
ly,  200. 

palatini  I,  385. 

regionarii  I,  377. 
ixpoofievot  IV,  717. 
Albigcnser  m,  536«. 
Aleppo,  Erzbisthum  I,  565. 
Alexander  n.,  Besetzung  des  pftpsüichcn 
Stuhles  I,  256. 

Cölibat  I,  152. 
Alexander  III.,  iurisdictio  delegata  I,  172. 

Xirchenftmterbesetzung  III,  115.  267. 

päpstl.  Qesetzgebnngsrecht  III,  725.  737. 

l*atronatrecht  II,  628.. 

Verehrung  der  Heiligen  IV,  243. 

Wahl  I,  264.  304.  352.  525».  567. 
Alexander  IV.,  defectus  fidei  I,  21. 

päpstL  Besetzungsrecht  III,  122. 
Alexander  V.,  Besetzung  des  p&pstlichen 
Stuhles  I,  306. 

Konzil  zu  Pisa  III,  367. 
Alexander  VI.,  Besetzung  des  p&pstlichen 

Stuhles  I,  273. 
Alexandrien,  Bischof  I,  539. 

Patriarch  I,  388 'o.  576. 
allgemeines     Konzil     m,     328.    333  f. 
349  f.  468.  524.  603  f. 

Abstimmung  III,  615. 

Appellation  HI,  420  f.  468.  632. 

Berufung  III,  609. 

Bestätigung  III,  624. 

Betheiligung  in,  609. 

Geschäftsbehandlung  III,  621. 

Geschäftsordnung  lu,  612. 

Kosten  m,  6082. 

Publikation  III,  632». 

Vorsitz  m,  611. 

Zuständigkeit  IH,  613  f. 
Allgemeinschule  IV.  591. 
Allokution  I,  365. 
Almosengeben  s.  Busswerke. 
Altar  vgl.  altare. 

Arten  IV,  398. 

Begriff  IV,  398. 

Beseitigung  IV,  407. 

Errichtung  IV,  398.  400. 

fester  IV,  398. 

Gebrauch  IV,  398. 

Haupt-  und  Neben-  IV,  399. 

konsekrirter  IV,  189. 

Reliquien  IV,  401.  406. 

tragbarer  IV,  398.  405. 
altare  ygl.  Altar  U,  438.  439». 

fixum  IV,  189.  398. 

immobile  IV,  189.  398. 

malus  IV,  359.  873. 

mobOe  IV;  198.  398. 

portotile  I,  352.  IV,  190.  398. 

principale  IV,  399. 

privilegiatum  IV,  404, 

Btabüe  IV,  189.  398. 

summum  IV,  399. 

viaticum  IV,  190.  398. 
altaristae  II,  80.  80«.  321. 
Altarkörper  IV,  405. 
Altarsakrament  s.  Eucharistie. 
Altartuch  IV,  142.  408. 


Alter,  Ordinations-  I,  17.  II,  67.  70.  82. 
alter atio,  beneficii  II,  455  f. 
alternativa  mensium  HI,  153.  154. 
Altkatholiken,  Bildung  der  Geistlichen 
IV,  687. 

Gesetzgebungsrecht  III,  838  ^ 

Kirchenämter   II,    463  f.   476».  503.  689. 
707.  711.  712.   m,  5.  194«. 

Kirchengebäude  IV,  358.  373. 

Nationanynode  III,  667 ». 

Patronatrecht  IH,  34*. 

Simultaneum  IV,  358.  373. 

Synode  HI,  666  f. 

Vatikan.  Konzü  III,  471. 

Volksschule  IV,  594. 

Universitäten  IV,  687. 
Altpreussen,  Generalvikar  H,  224. 

Informativprozess  II,  672. 

Kapitel  H,  81.  114.  120.  123.  132i.  141?. 
159 

Kirchenämter  II,  465.  696.  700.  703.  HI, 
166.  173. 

Kirchenbacher  11,  310. 

Kirchengebäude  IV,  324. 

Kirchenglocken  IV,  424«. 

Koadjutoren  11,  256. 

Konfirmation  II,  674.  675. 

Pfarreierrichtung  II,  466.  468«. 

Pfarrgehilfe  H,  328. 

Pfarrverband  II,  3155. 

Postulation  II,  682.  683.  685. 

Simultaneum  IV,  362« 

Volksschule  IV,  589.  619. 
Alumnate  s.  Konvikt. 
Alumnen,   der  röm.  Kollegien  I,  97.  IV, 

517  f. 
ambasiatores  UI,  370». 
ambo  I,  3. 
Amptherr  H,  109'. 
amputatio  I,  45». 
Amt  rV,  199;  s.  auch  Kirchenamt 

Verlust  des  weltlichen  IV,  804. 
Amtseinkommen,    Entziehung   IV,    698. 

7322.  737.  809. 
Amtsentsetzung  der  Geistlichen  s.  Geist- 
liche. 
Amtsrechte,  Entziehung  IV,  730.  811«. 

Suspension  IV,  731  f. 
Amtsverbrechen  IV,  754. 
dvdSoYOC  IV,  38. 
Anaklet   U.,    Besetzung    des    päpstlichen 

Stuhles  I,  263. 
Anastasius    IV.,    Besetzung   des   päpstl. 

Stuhles  I,  264. 
anathemaIV,  702.  704.  800;  vgl.  Exkom- 
munikation 

und  Exkommunikation  IV,  800. 
anathematismi  III,  781^. 
Anbetung  der  Heiligen  IV,  240. 
Anciennität   im  Kapitel  U,  64.  86;   vgl. 
Senium. 

im  Ordo  IV,  730.  811«. 
Andacht,  öffentliche  IV,  218. 
Andachtsbücher  IV,  218. 
Andrea  I,  348.  371 1. 
angelmissarius  U,  322^ 
anglikanische  Bischofsordination   I,   84; 

vgl.  England. 
Anhänger  der  Ketzer  I,  47;  vgl.  Ketzer. 
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Anhalt,  apostolisches  Vikariat  11,  359. 
beneficium  competentiae  der  Kleriker  I, 
1292. 

Kirchenbücher  II,  310. 

Nuntiatur  I,  533. 

Pfarreierrichtung  II,  4671*. 
Aniou,  Karl  I,  269.  II,  696. 
Ankläger  IV,  758.  7703.*.  839«. 
Anklage,  falsche  IV,  758.  770.  839«. 
Anklageverfahren    in    Strafsachen    lY, 

758.  759.  770.  839. 
Annaten  II,  72. 
annexe  in,  753W. 
Annexkirche  H,  472».  IV,  325. 
annimissariuB  II,  322^. 
anniversarium  dedicationis  IV,  32^. 
annuarium  pontificium  I,  213. 
annulus  11,  86. 

cardinalicius  I,  358. 

cum  gemma  ll,  47. 

piscatoris  UI,  784. 
annus  cärentiae  11,  72.  138. 

claustralis  II,  70. 

gratiae  II,  72. 
Ansegisus  v.  Sens  I,  597. 
Anstaltsgeistliche  III,  99. 
Anstaltskirche  tV,  310.  318. 

Benutzung  IV,  338. 
Anteskrutinium  I,  282. 
antica  III,  783. 
Antiochien,  Bischof  I,  540. 

Patriarch  I,  3.  88  lo.  562  f.  576. 
antistes  III,  508^. 
Antwort,  affirmative  I,  462. 

aufschiebende  I,  462. 

definitive  I,  462. 

negative  I,  462. 
Anwartschaft,  Kapitel  11,  64,  66*. 

Kirchenamt  11,  474  f. 
Anzeige  von  Vergehen  IV,  759.  7723. 
Anzeigepflicht  s.  Einspruchsrecht, 
aperitio  sigillorum  I,  286. 
aperte  III,  105. 
apocrisiarii  I,  501.  507.  5108. 
d7toXuTi7ca{  I,  93. 
apostasia,  Aemterbesetzung  II,  487. 

a  fide  I,  48.  58.  448. 

ab  ordine  I,  48.  449. 

a  religione  I,  48. 
Apostat  II,  487.  HI,  33. 
Aposteltage,  Taufzeit  IV,  35. 
apostolica  maiestas  I,  208 ;  vgl.  apostolisch. 
Apostolische  Delegatur  s.  Delegatur. 

Kammer  I,  391. 

Kanzlei  I,  392.  432. 

Pönitentiarie  I,  392. 

Regens  s.  Regens. 

Vikariat  s.  Vikariat. 
apparitores  Öl,  324. 
Appellation   ab  irrationabili  iudicio  epi- 
scopi  II,  499. 

a  mala  relatione  examinatorum  II,  499. 

an  allgem.  Konzil  III,  420  f.  468.  632. 

an  den  Papst  I,  192.  IV,  774. 

bei  Wahlen  II,  668*. 
Appellationsgericht  I,  403. 
Applikation  der  Messe  IV,  182.  202. 
Approbation  ad  curam  III,  3. 

pro  cura  III,  98. 


Approbation,  Gebetsbücher  IV,  218. 

Prediger  IV,  456. 
ara  viatoria  IV,  398;  vgl.  altare. 
arcarius  I,  380.  381.  383.  409.  435. 
archicancellarius  I,  438. 
archidiaconatus  II,  189  f.  482. 
archidiaconus  I,  108.  359.  369.  384.  406 ^ 
II,  612.  89.  94.  112«.  183.  291. 

maior  11,  192. 

minor  II,  192.  199. 

archiepiscopus  I,  546.  II,  1  f.;  vgl.  Ers- 
bischof. 

gentium  II,  350«. 
onorarius  II,  233. 
in  partibus  infidelium  U,  35. 
titidaris  11,  23  2. 

archipresbyter    I,    359.   369.    378.    406*. 
n,  612.  264*0.  266.  285  f.  291«.  302. 
forensis  11,  272. 
municipalis  II,  303. 
parochiarum  II,  2713. 
ruraHs  II,  269  f. 
in  den  Städten  II,  303. 

archipresbyteratus  11,  272. 

Aktuarien  U,  290. 
archiscriniarius  I,  434. 
Archisubdiakon  I,  377. 
Archivar  congreg.  conc.  Trident.  I,  45S. 

congreg.  super  negot.  episc.  I,  468. 
Archivum,  Kapitels-  11,  116. 

des  Papstes  I,  432. 
arctatus  de  beneficio  I,  113^ 
Arianer  I,  46*. 
Arles,  S}'node  DI,  512. 

Vikar  I,  5SS.  624. 
Armagh,  primas  I,  621.  632. 
Armenier,  Patriarch  I,  565. 
Arragonien,  Liturgie  IV,  8*. 
articulus  mortis  IV,  109;  vgL  Busse,  letzte 

Oelung,  Taufe. 
Aschaffenburger,  Konkordat  DI,  415. 
aspersio  des  Tfiuflings  IV,  32. 
Assassinen  I,  43^. 

Asylrecht  IV.  390. 
assembl^es  g6n6rales  du  clergS  m,  SSn. 
assensus  II,  406».  603.  lU,  62^. 
assensus  procerum  patriae  II,  606. 

Assessor,  congreg.  sacror.  rit.  I,  472. 

congreg.  visit.  apost.  I,  480. 

Inquisition  I,  472  d. 

Irregularität  I,  29. 

s.  omcii  I,  451. 
assiduitas  III,  225«. 
assignatio  II,  649«. 

fundi  m,  18.  21.  . 
assignator  locorum  III,  455. 
assisii  I,  84  f 
assistentes  I,  408. 
Asyl  recht,  allgemein  IV,  380. 

Beseitigung  IV,  393. 

casus  exceptus  IV,  392. 

EntWickelung  IV,.  380.  393. 

kanonist.  Lehre  IV,  387. 

staatl.  Gesetzgebung  IV,  381.  393. 

Verletzung  JV,  393. 

Wirkung  IV,  391. 
attritio  IV,  120. 
Auch,  Primat  I,  601. 
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anctoritas    ecclesiae   romanae   in,    684 > 
685.  7047.  709«.  731B.  733.  753?. 

metropolitana  II,  18. 
au  diente 8,  BussBtation  IV,  717. 
auditor  I,  187. 

der  apogtol.  Kammer   I,   389.   III,   396  ?; 
ygL  a.  generalis. 

camerae  m,  396?. 

civiHs  I,  492. 

congreg.  conc.  Trident  I,  458. 

congreg.  super  negot  episcop.  I,  467. 

criminaäis  I,  492. 

domesticus  s.  Sanctissimi  I,     367.    373. 
421.  492. 

generalla  camerae  apost  I,  405.  409.  414. 
421. 

des  Papstes  I,  472». 

praefectorae  I,  418.  420.  420«. 

rotae  I,  389.  392  f.  472. 

signaturae  I,  418.  420. 
auditorium  contradictarum  I,  441. 
Aufgabe  der  Kirche  I,  167.  168. 
Aufsicht,  kirchliche  IV,  3, 
Auge,  linkes  I,  15 <^. 
Augustin  II,  50. 
aula  capitularis  11,  127. 
Ausbildung  s.  Geistliche. 
Ausschliessung,  vom  Abendmahl  IV,  705. 
802.  (Ausdrücke)  720.  725.  803.  814. 

Aufhebung  ders.  bei  Laien  lY,  725. 

bei  Geistlichen  IV,  741. 

dauernde  IV,  699. 

Tom  Gottesdienst  IV,  705.  (Ausdrücke)  803. 

Yon  der  Katuchumenenmesse  IV,  700. 

von  der  Kirchengemeinschaft  IV,  691. 

von  den  kirchlichen  Mitgliedschaftsrechten 
IV,  751.  8ü2. 

schlechthin  IV,  701. 

bis  zur  Todesstunde  IV,  700.  798. 

völlige  IV,  709. 
»Ausciilta  fili«  HI,  750.2. 
Aussegnung  der  Wöchnerin  IV,  149;  vgl. 

Senedi&tion. 
Australien,  Missionsbisthümer  11,  361. 

Provinzialsynoden  DI,  £06. 
Autonomie  III,  838&. 

Kapitel  III,  131  t 
Au  tun,  Investiturstreit  11,  579. 
Avignon,  Exil  I,  196. 
aziomatici  I,  226. 


B. 


Babylon,  Patriarchat  I,  565. 
)>aeulus  I,  209. 
pastoralis  II,  47. 

Sontificalis  11,  529 «. 
en,  Aemterbesetaung  11,  369.  501  *.  508. 

509».  510.  510".  011.511».  6968.707. 

ni,  5*.  196.  197.  284».  298. 
Ausbildung  der  Geistlichen  I,  603  IV,  21. 

537.  547.  557.  562.  568.  874  (557).  875. 

(660).  877  (675). 
beneficium  competentiae  der  Geistlichen 

I,  129.  634. 
Bischof  n,  48«. 
Cölibat  I,  162. 
Docenten  der  Theologie  IV,  682. 

Hiaseliiiis,  Kirehenrecht  IV. 


Baden,  Generalvikar  U,  210. 
höhere  Schulen  IV,  632. 
Immunität  der  Geistlichen  I,  125. 
Kanoniker  II,  88  K 
Kapitel  II,  160. 
Kapitularvikar  11,  248. 
Kirchenbücher  II,  311. 
Kirchengeb&ude  IV,  324. 
Kirchengloeken  IV,  424^.  4255. 
Landdekan  II,  285.  287.  287«. 
landesherrliches  Patronatrecht   III,    177. 

1786.  179.  1821.«.*.*.  183.  184  f. 
Lehrer  IV,  615.  619.  624. 
Liturgie  IV,  17.  18.  18". 
Metropolit  II,  17'. 

Militärpflicht  der  Geistlichen  I,  126^. 
Nominationsrecht  III,  99  7. 
Nuntiatur  I,  535.  536». 
öffentliche  Andacht  IV,  221. 
Orden  IV,  489 »«.  490.  616. 
Ordinationstitel  I,  72.  75. 
Patronatrecht  m,  34».  64*.  69».  71 '.  93; 

vgL  Lmdesherrl.  Patronatrecht. 
Pfarreierrichtung  IT,  467. 
Pfar^ehüfe  II,  328. 
Placet,  staati.  HI,  763.  839.  840.  840a.5.«. 

841.  845^  846.  848. 
Postulation  11,  683'. 
Pr&sentationsrecht  III,  46'. 
Proeession  IV,  235.  236 ». 
Qualifikation  zum  capitularis  II,  82». 
Religionsunterricht    iV,  604.  621.  622«. 

625. 
Schulbehörde  IV,  601. 
Simultoneum  IV,  368.  369.  375  f. 
Simultanschule  IV,  588. 
Sonntagsfeier  IV,  298. 
Staatsangehörigkeit  11,  504.  505  0.  507». 
Synoden  ITT,  6ö5. 
Universitäten  IV,  665.  675. 
Vatikanisches  Konzil  m,  470. 
Volksschule  IV,  584.  595. 
Weihbischof  U,  181. 
Baiern,  Aemterbesetzung  IE,  370.  501«.  ^ 

503».   509.   510.   697.  698.  699«.  703«. 

707.  m,  3«.  48.6.  5«.  166.  173.  195. 

197.    263.    284.    286«.    294.    320«.«. 
323  «.8. 6. 

Amtsträger  m,  318. 

öffentliche  Andacht  IV,  219.  221«. 

Asylrecht  IV,  396*. 

Ausbildung  der  GeisÜichen  IV,  531.  547. 

558.  564.  568. 
beneficium  competentiae  der  Geistlichen 

I,  129.  634. 
Bischof  n,  468.  48.  49. 
canonici  numerarii  11,  818. 
Cölibat  I,  1(52. 

Docent  der  Theologie  IV,  682. 
Domkapitel  II,  81.  88». 
Ehrenrechte  der  Geistlichen  I,  129^. 
Erzbischof  11,  37. 
Expositen  11,  323  i. 

Generalvikar  11,  210.  211.  223.  224.  225. 
höhere  Schulen  IV,  628.  634. 
Jesuiten  IV,  868. 
Immunität  der  Geistlichen  I,  125. 
Informativprozess  11,  673.  694. 
Kapitel  H,  114.  117».  123.  159. 
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Baiern,  Kapitularvikar  11,  248. 
Kirchenbücher  II,  310. 
Kirchengeb&ude  IV,  324. 
Kirchenglocken  IV,  424«.  425». 
Koadmtoren  II,  257. 
Landdekane  II,  285.  287. 
landesherrliche  Ernennung  11,  691.  in, 
997.  101. 

landesherrliches  Patronatrecht   III,   45^. 

177.  1782.9.  181.  188. 
Lehrer  IV,  615.  619. 
kirchliche  Lehrgewalt  IV,  448». 
Litureie  IV,  17.  18".  19 1. 
Lokafisten  11,  3231. 
Militärpflicht  der  Geistlichen  I,  1261. 
Militftrseelsorge  11,  432. 
Mission  IV,  489. 
Nationalsynoden  III,  551  ^ 
Nuntiatur  I,  529.  533.  536. 
Orden  IV,  617.  868  (21.  22). 
Ordinariat  II,  225. 
Ordinationatitel  I,  72.  75. 
Patronatrecht  ni,  7«.  32«.  34».  64\  653. 

71 7,  93, 

Pfarreierrichtung  11,  467.  469«.  472. 

Pfarrgehilfen  11,  328. 

Pfarrverband  II,  3131.  3153. 

Präsentationsrecht  III,  45  s. 

Prozession  IV,  233.  236». 

Religionsunterricht    IV,   480«.    606.  622. 
637. 

Residenzpflicht  m,  231 8. 

Schulbehörde  IV,  600. 

Simultaneum  IV,  362.  369.  372. 

Sonntagsfeier  IV,  297. 

Staatsangehörigkeit  II,  504.  506.  5078. 

staatl.  Placet  III,  754.  757.  759.  763.  839ii. 
840«.  842.  846. 

Synoden  III,  665. 

Taufort  IV,  37  2. 

Universitäten  IV,  662.  674. 

Vatikanisches  Konzil  III,  470. 

Volksschule    IV,    5853.    589.   5933.   596. 
597«    5992. 

Vormundschaft  I,  126«. 

Wallfahrt  IV,  239. 

Weihbischof  H,  181. 
Baldachin  I,  358.  II,  47. 
Balsam  IV,  59. 

Bann  II,  635».  IV,  691;  vgl.  Exkommuni- 
kation. 

grosse  IV,  703.  797.  812. 
baptismus  vgl.  Taufe. 

abuBus  I,  48. 

desiderii  IV,  54. 

flaminis  I,  7.  IV,  54. 

fluminis  IV,  54. 

sanguinis  IV,  54. 
baptisteriumll,  265.  IV,  36.  vgl.  ecclesia. 
barones  II,  606. 
Barttragen  I,  130«. 

Baseler  Konzil,  i.  allg.  I,  198.  III,  389  f. 
502.  633.  748. 

Kapitel  11,  68. 

Papstwahl  I,  273.  306. 

Recht  der  ersten  Bitte  IE,  641. 
basilica  i.  allg.  H,  2663.  IV,  308. 

dioecesana  s.  parochitana  II,  263. 

maior  IV,  307. 


basilica,  minor  lU,  806«  IV,  308« 

patriarchalis  IV,  307. 
basilicarii  I,  378. 
Beatifikation  i.  alLr.  I,  471.  4733. 

aequipoUens  IV,  256. 

formalis  IV,  256. 

der  Heiligen  IV,  239.  245.  256. 

Prozess  IV,  252. 
beatitudo  I,  208. 
beatus  IV,  246.  249.  258. 
Befleckung  der  Kirche  IV,  328. 
Beförderung,     Ausschliessung    derselben 

IV,  731. 
Begierdetaufe  IV,  54. 
Begräbniss,  kirchliches  s.  kirehliehes  B. 

des  Papstes  I,  2943. 
Beichtbücher  IV,  825. 
Beichte  vgl.  Busse. 

Begriff  I,  1«8.  IV,  121  f. 

Erflieilung  IV,  21 3. 

Kommunionserfordemiss  IV,  74. 

Privat-  IV,  825. 

Wirkung  IV,  2 «. 
Beichtgeheimniss  IV,  2i.  85.  126  f. 

Verletzung  IV.  132. 
Beichtstuhl  IV,  124. 
Beichtzettel  IV,  126. 
Belg[ien,  Aemterbesetzune  II,  658. 

Diöcesansynoden  III,  595.  602. 

Erziehung  der  OeistHchen  IV,  522. 

staatl.  Placet  III,  7638. 

Universitäten  IV,  668. 

Volksschule  IV,  580.  585«.  5933. 
bellum  iustnm,  iniustum  I,  27«.^. 

offenBivum  I,  277. 
benedictio  vel.  Benediktion. 

candelarum  IV,  149. 

cinerum  IV,  149. 

domorum  in  sabbato  saneto  IV,  149. 

episcopalis  IV,  143.  146. 

fontis  baptismalis  IV,  149. 

super  fruges  IV,  149. 

in  itinerando  IV,  143.  148. 

mulieris  post  partum  IV,  149. 

nuptialis  IV,  149.  154.  156. 

papalis  IV,  146.    . 

parochialis  IV,  149. 

peregrinorum  IV,  237. 

populi  solennis  IV,  148. 

ramorum  palmarum  IV,  149. 

sacerdotalis  IV,  149. 

solemnis  IV,  143. 

in  via  IV,  148. 
Benedikt  IL  I,  224. 
Benedikt  IH.  I,  234.  237.  380. 
Benedikt  V.  I,  239. 
Benedikt  VIL  I,  244. 
Benedikt  Vm.  I,  245. 
Benedikt  IX.  I.  245.  303. 

Cölibat  I.  151. 
Benedikt  X.  I,  247. 
Benedikt  XL  I,  295«. 
Benedikt  XIH.  I,  197.  271.  306.  IH,  526. 

578. 
Benedikt  XIV.  I,  82. 
Benediktion   vgl.  benedictio,  Sakramen- 
talien. 

i.  allg.  IV,  142. 

der  Aebte  IV,  144.  156. 
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Benediktion,  Begriff  IV,  154. 

Bilder  IV,  145.  278. 

Erfordemifise  zur  Spendung  IV,  154. 

Gevah  sEur  IV,  147. 

inyokative  IV,  141. 

Kirche  IV,  326. 

Kirchengeb&ude  IV,  165. 

Kirchengeräthe  IV,  144.  162.  408. 

Könige  IV,  144.  1 57. 

Nonnen  IV,  144.  156. 

Personen  IV,  156. 

profaner  Gegenstände  IV,  145. 

Real-  IV,  146. 

Recht  auf  IV,  151. 

Sachen  IV,  152.  162. 

Verbal-  IV^  146. 

Verpflichtung  zur  IV,  150. 

Verpflichtung  zum  Empfang  IV,  154. 

Wirkung.  IV;  2. 
Beneficialsachen  I,  459.  II,  2028. 
beneficiati  11,  606. 
beneficium  vgl.  Beneflzien  und  Kirchenamt. 

i.  aÖg.  I,  64.  II,  64.  366  f.  390.  397.  HI, 
805*. 

coUativum  II,  374. 

coUegiatum  s.  oonyentuale  11,  375. 

commendare  III,  109. 

competentiae  I,  69  8. 127;  vgl.  Geistliche. 

eonsistoriale  11,  375. 

curatum  11,  371.  III,  211. 

difforme  m.  259. 

duplex  I.  89.  II,  372. 

ecclesiasticum  I,  66.  II,  62  8. 

electivum  U,  374. 

incompatibile  I,  355.  HI,  2578.  260. 

innominatum  n,  375. 

a  latere  11,  75. 

maius  II,  370. 

manuale  I,   66.  89.    U,  373.   397.  4578. 
m,  236.  299. 

mixtum  11,  374. 

monoculare  II,  375. 

nominatum  II.  375. 

non  curatum  II,  371.  372. 

patrimoniale  II,  374. 

patronatum  11,  374. 

permutatio  HI,  285  f. 

Perpetuum  11,  457». 

de  pertica  III,  286  li. 

rejpulare  II,  373.  IH,  38*. 

residentiale  I,  89^8. 

respectu  II,  483. 

sacrum  n,  372.  373. 

saeculare  11,  373. 

Simplex  I,  89.  H,  372.  375.  lU,  242. 

titulatum  II,  373. 

uniforme  III,  257. 

vacaturum  III,  296*. 
Benefiziat  II,  367. 
Benefizien. vgl.  beneficium. 

Begriff  II,  364.  HI,  38. 

Belastung  11,  412  f. 

Besitzeinweisung  I,  67.  n,  654^. 

Früchte  I,  1438. 

Ordinationskompetenz  I,  89. 

Vergebung  III,  177, 

Verlust  I,  37.     . 
beneplacitum  III,  818^. 
Berathung,  abgesonderte  lU,  551  &«. 


Berlin  I,  534. 
berretta  I,  358. 
berrettino  I,  358. 
Besessene  I,  16. 

Best&tigungsrecht  des  rOm.  Bischofs  11, 
519  f. 

staatliches  HI,  178.  188.  5515b. 
Beten,  s.  Busswerke. 
Betrunkene,  Eucharistie  FV,  67. 
Bettelorden  IV,  91.  452. 
Beurkundung   des   Personenstandes   IV, 

49.  53. 
Bezirksinspection  der  Schule  IV,  601. 
Bezirksvikar  II,  261  f.  285  f. 
bibliotheca  des  Papstes  I,  432. 
bigamia  interpretativa  I,  24.  258.  54. 

simiUtudinana  I.  24.  25«.  48,  54  f. 

successiva  I,  23.  54. 

Vera  I,  23.  25«. 
bigamus  I,  103. 
Bilder-Sturm  IV,  276. 

Verehrung  s.  Heiligenbilder. 
Bildung,  aer  Geistbchen  s.  Geistliche. 
Bildungsanstalten  IV,  491 ;  vgl. Schule. 

Errichtung  IV,  542. 

nicht  tridentinische  IV,  511  f. 

staatliche  Gesetzgebung  IV,  525.  545.  572. 

tridentinische  IV^  501  f. 
Bination  der  Messe  IV,  184. 
Bindegewalt  I,  196. 
Birret,  rothes  I,  358. 
Bischof  vgl.  episcopus  I,  4.  48.  6.  II,  38  f. 
92«. 

Absetzung  IV,  776.  788. 

Alter  1,  17«.  18 1. 

Anordnungsrecht  III,  721  f.  834  f. 

Benediktion  I,  291.  360.  IV,  146«. 

Berathungsbehörden  11,  49  f. 

canonicus  II,  87. 

Disciplinarstrafe  IV,  742. 

excommunicirter  I,  50. 

exemter  11,  329  f. 

Gehüfen  H,  205  f.  261  f. 

Gerichtsstand  IV,  794. 

Gesetzgebungsrecht  III,  834. 

häretischer  t-  50.  83. 

Insignien  II,  47  f. 

interdicirter  I,  50. 

Kompetenz  I,  16.  80  f.  11,  43  f. 

Patronatrecht  in,  31. 

als  Pfarrer  n,  308. 

potestas  majpisterii  IV,  444. 

potestas  iunsdictionis  III,  834. 

potestas  ordinis  I,  169. 

Privilegien  II,  46  f. 

Residenzpflicht  III,  225. 

römischer  s.  Römischer. 

schismatischer  I,  50. 

simonistischer  1,-83. 

staatliche  Gerichtsbarkeit  IV,   794.  850. 
859.  862. 

Strafjgewalt  des  IV,  693.  757. 836. 837. 842. 

Strafgewalt  gegen  IV,  7308.  742.  754.  764. 
838. 

suspendirter  I,  50. 

Verhältniss  zum  Priester  I,  2  2. 
Bischofsstuhl  s.  Bisthum. 
Bischofsweihe  I,  101. 

Materie  I,  lion. 
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Bischofsweihe,  scrutinia  I,  107''. 

Zeit  und  Ort  I,  116.  634. 
Bisthum,  Besetzung  II,  512.  677.  III,  125. 
190.  IV,  776. 

BesitEnahme  11,  677. 

Errichtung  11,  378  f. 

in  Missionsl&ndem  11,  360. 

p&pstl.  Provisionsrecht  in,  125. 

Theüung  I,  514.  U,  400  f. 

Wechsel  IE,  305  f. 
Bitte,  Recht  der  ersten  II,  639  f. 
Bittgang  IV,  149. 
Blinde  I,  15. 
Bluttaufe  IV,  54. 
Böhmen,  Eucharistie  IV,  78. 
Boloffna  IV,  642.  645. 
BonifaciuB  h.  I,  149. 
Bonifacius  II.  I.  227. 
Bonifacius  Vn.  I,  245. 
Bonifacius  Vm.,   Besetzung  des  päpstL 
Stuhles  I,  269. 

defectus  fidei  I,  21. 

defectus  natalium  I,  14. 

Erledigung  des  pfipstiichen  Stuhles  I,  295. 

Ordination  I,  87. 

päpstliches  Besetzungsrecht  m,  129. 

p&pstliches  Gesetzgebungsrecht  UI,  740. 
Bonosus  I,  148. 
Bordeaux,  Primat  I,  601. 
Bossuet  I,  199. 
Bourges,  Patriarch  I,  573. 

pragmatische  Sanktion  1, 198.  III,  408.  421. 

Primat  I.  598.  6U1. 

Svnode  III,  408.  414. 
Brabant,  Asylrecht  IV,  396*. 
Braga,  Metropolit  I,  594. 
Brandenburg,  Patronatrecht  III,  9^. 

Recht  der  ersten  Bitte  U,  641. 
Braunsberg,  Lyceum  IV,  533. 
Braunschweig,  Aemterbesetzung  III,  5*. 
196.  197. 

Bestätigung  der  Kirchenämter  HI,  189^ 

Bildung  der  Geistlichen  IV,  548  3.  571. 

Immunität  der  Geistlichen  I,  125. 

Kirchenbacher  11,  310. 

Kirchengebäude  IV,  326. 

Liturgie  IV,  17«.  18ii. 

Nuntiatur  I,  537. 

Pfarreierrichtung  II,  466».  467. 

Pfarrverband  II,  3141.  315«.«.  713. 

staaü.  Placet  III,  761.  839ii.  846. 

Prozessionen  IV,  235. 

Recht  der  ersten  Bitte  11,  641. 
Bremen,  Patriarch  I,  573.  615. 
Brescia,  Arnold  I,  118. 
Breslau,  Aemterbesetzung  III,  182. 

Bischof  II,  48.  49«. 

exemtes  Bisthum  II,  333. 

Generalvikar  II,  224. 

iurisdictio  I,  183. 
breve  I,  299.  III,  782. 

administrationis  II,  671. 

extra  tempora  I,  95  7.  115. 
breviarium  I,  141. 

Ambrosianum  I,  142''. 

Mariae  Virginis  I,  143. 

Romanorum  I,  142.  IV,  9. 
Brevier-Gebet  I,  141  f.  204. 

Revision  IV,  9. 


Brixen,  Bischof  ü,  48. 
Brüssel,  Nuntiatur  I,  526. 
Bürgerschule  IV,  627;  vgl  Schule. 
Büsser,  rechtUche  SteUung  IV,  722.  819. 
Bulgarien,  Primat  I,  594. 
bulfa  in.  733«.  782. 

cruciata  IV,  105*. 

Geltungsgebiet  IV,  11. 
bullatico  in,  782".  783*. 
bullatores  l,  444. 
Burchard  v.  Worms  I,  243. 
Burgund,  Asybecht  IV,  384. 

Bisthümer  II,  381. 

kirchl.  Gesets{^bungirecht  III,  694^  a.  £. 

Investiturstreit  11,  559. 

Nationalkonzilien  III,  539. 
Bussbriefe  IV,  720«. 
Bussbücher  IV,  824. 
Busse  im  Abendlande  IV,  720. 

Ablösung  (Redemtion)  IV.  827. 

i.  allg.  1,  168.  IV,  84  L  695.  817. 

Akte  IV,  120. 

Auferlegung  IV,  826. 

Complex  IV,  110  f. 

Delegation  IV,  87. 

Empfang  IV,  111.  116.  125. 

Form  IV,  122. 

der  Geistlichen  IV.  726.  740.  817.  835. 

Jurisdiktion  IV,  85. 

der  Laien  IV,  716.  817. 

im  Morgenlande  IV,  715. 

OffentUche  IV,  695.  721.  725.  816.   822. 
825. 

öffentliche  der  Geistlichen  IV,  822. 

Recht  zur  Spendung  IV,  85. 

Regularen-  IV,  91.  115. 

Spendungsort  IV,  124. 

bei  Todesgefahr  (in  artieulo  mortis)  IV. 
87.  109.  111. 

Voraussetzungen  der  Spendung  IV,  85.  93. 

der  weiblichen  Orden  IV,  98.  115. 

Wirkung  I,  39«.«.  41. 

Zwangsbusse  IV,  815.  816.  848 
Busskleid  IV,  720». 
Bussolanti  I,  497. 
Busspriester  IV,  720«.  723.  724*. 
Bussstationen  IV,  715.  717.  721. 
B US s werke  IV,  695.  722.  819.  825.  826. 
Byzantinismus  m,  682 f. 


C. 


Cadalus  I,  257.  259. 
Caeremoniale  I,  471.  479. 

episcoporum  IV,  9. 
Gäremonienmeister  I,  390.  11^,436.455. 
6428.  6629. 

Cäsarea,  Exarch  I,  576. 
Cäsaropapismus  III.  682  f. 
calculatores  11,  109''. 
caligae  11,  47. 

Calixt  n.,  Besetzung  des  p&pstL  Stuhles  I. 
262.  266. 

Cölibat  I,  154. 

Konkordat  I.  265. 

röm.  Synode  III,  350. 
Calvin  1,  454. 
Camera  apostolica  I,  405. 
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Camera  praemdens  c.  ap.  I,  411. 

thesauraria  I,  405. 
camerales  I,  409. 
Cameralobligationen  I,  1278.  128. 
camerarius  I,  4051    II,  107.  276.  290. 
Camerlengo  I,  363.  369.  413. 
eampana  IV,  413. 
campanariuB  11,  104".    m,  321. 
Campus  Florae  HI,  776. 
Cancellaria  apostolica  I.  392.  432  f. 
Cancellarius  I,  438.    n,  108. 
candidatus  minus  eratus  II,  683 7. 
caneparius  11,  104^. 
canon  III,  678.  683».  685«.  708«.  711*  781. 
canonia  II,  62. 
canonica  ä,  62^^. 

▼ita  II,  51,  52«. 
canonicatus  s.  Kanonikat 
canonice  II,  52«.  53«. 
eanonicus  v^L' Kanoniker. 

im  atlgememen  11,  51  f. 

admissus  U,  69. 

aedilis  11,  116. 

capitularis  s.  capitularis. 

non  capitularis  II,  62.  63. 

cathedralis  II,  62. 

collegialis  11,  62. 

domicellaris  U,  63.  64.  66  K  «.  70.  81. 

exspectans  II,  64.  65. 

forensis  II,  84«. 

in  fructibus  et  floribus  II,  64. 

in  herbis  II,  64. 

honorarius  II,  76.  124?.  388.  703. 

iimior  II,  62».  63.  81. 

lectoralis  11.  119^ 

maior  II,  62. 

numerarius  IL  81. 

in  pereeptione  11,  64. 

poenitentialis  I,  171. 

in  pulvere  U,  63. 

receptus  n,  69. 

ra^uiaris  U,  58. 

Bcnolaris  11,  63. 

secularis  n,  58. 

senior  II,  62  9,  63. 

stationarius  II,  780. 

supemumerarius  II,  64.  65. 

supranumerarius  11,  64.  84.  388. 

theologalis  I,  171. 

thesaurarius  11,  116. 
canonisatio  vgl.  Kanonisation. 

aequipollens  IV,  256. 

formalis  IV.  256. 
canonizare  IV,  244. 
cantor  s.  Kantor. 
Canterbury,  Patriarch  I,  573. 

Primas  I,  616. 
capella  U.  267».  472». 

amovibilis  I,  66«. 

cardinalis  I,  364.  368. 

laicaüs  III,  102'.    IV,  205. 

dea  Papstes  I,  368.  496. 

pontificia  I,  364. 
capellania  ecdesiastica  II,  394. 

laicalis  II,  393. 

mercenaria  11,  394  3. 
capellanus  II,  2923.  3i8i3.  321. 

amovibilis  III,  299. 

pastrensis  minor  II,  340. 


capellanus  curatus  II,  323. 

expositus  U,  323. 

imperialis  11,  77.  79*.  80. 

imperatoris  Ö,  78  B. 

maior  exercitus  11,  337.  340. 

regius  U,  77.  78».  80. 

regalis  U,  78». 
capellarii  IV,  197. 
capellus  rubrus  I,  357. 
capischolus  II,  lOOio. 
capita  ordinum  I,  369. 
capitium  I,  358. 
capitula  aperta  II,  66 ^ 

clausa  II,  65.  66  K 
capitularis  vgl  Kapitel,  11,61.63.65.276. 

numerarius  U,  81. 

numisma  U,  86. 
capitulariter  II,  137.  138?. 
capitulum  vgl.  Kapitel,  II,  132^.276.  III, 
5861».  709*.  727«. 

consilium  U,  153.  155  f.    m,  595*. 

consensus  U,  153  f.    m,  595*. 

decanorum  II,  275. 

ecclesiasticum  III,  710. 

episcoporum  III,  721. 

extraordinarium  11,  124.  125*. 

generale  II,  124.  125*.    HI.  586  ti. 

ordinarium  II,  124. 

plenum  III,  586  ii. 

publicum  m,  586  ^K 

rurale  11,  272.  275. 

solenne  lU,  5861». 

uniyersale  III,  586». 
cappa  magna  I,  358.  IV,  308«. 
caputscholaris  11,  lOOi*. 
Cardinalis  Tfld.  Kardinal 

camerarius  I,  362.  369.  372. 

chori  n,  1427. 

decanus  I,  360. 

S.  Laurentii  I,  336. 

S.  Mariae  Maioris  I,  335. 

natus  I,  332. 

nepos  I,  446. 

S.  PauU  I,  336. 

S.  Petri  I,  336. 

sacerdos  I,  313. 

superintendens  I,  446. 

vicarius  urbis  I,  485. 
Caritas  christiana  III,  227.  230;  vgl.  auch 

communio. 
Carthago  s.  Karthago, 
casus  exceptus  des  Asylrechts  IV,  392. 

der  Heiligenverehrung  IV,  256. 
casus  reservatus  s.  ReservatfiÜle. 
catalogo  sanctorum  adscribere  IV,  244. 249. 
catechesis  IV,  479. 

perseverantiae  IV,  480 1«. 
catnedra  episcopalis  11,  47.    IV.  307. 

ex  —  IV,  436. 
cathedralis  II,  62. 
cathedraticum  lU,  662^. 
causa  canonica  11,  3311. 

finalis  s.  inductiva  s.  motiva  III,  796*. 

impulsiva  m,  796*. 

iusta  U,  386.  388.    IV,  320. 
cautio  de  fienda  reformatione  III,  381. 
cedula  HI,  435. 
cellerarius  H,  105  f. 
celsissimus  H,  37. 
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celsitudo  I,  208. 

Censur  Tgl.  congregat  libror.  prohibit. 

des  Kapitularvikara  II,  239. 

kirchUche  I,  459.      U,  274«      IV,  444. 
747.  751.  756.  832.  835. 
censura  divina  IV,  7483. 

latae  sententiae  8.  poena  1.  8. 
cereus  paschalis  IV,  146. 
ceroferarii  I,  35, 
ce88atio  a  divinis  I,  53.    IV,  374. 
cessio  III,  268. 

bonorum  I,  35«.    127'. 
chabiscolus  II,  99^ 
Chalcedon,  Synode  HI,  333«.   336".  343. 

3448.  672«.  676». 
chapelle  IV,  3138. 

charaeter  indelebilis,  Ordination  I,  6.  117  f. 
IV,  728«.  8072. 

der  Sakramente  IV,  43.  62. 
Charfreitag,  Kommunion  IV,  76.  82. 

Messe  IV,  178«. 
Char Sonnabend  IV,  149. 
chastnarii  IE,  109^. 
Chiemsee,  Bischof  II,  612. 
chirographa  III,  782. 
chirotecae  11,  47. 
Chlodwig,  Tiara  I,  209. 
Chlothar  IL,  Strafsachen  der  Geistlichen 

IV,  857. 
Choral  es  s.  choraules  IE,  79f 
Chorbischof  ü,  99.  161  f.  1947.9. 
Chordienst  II,  141. 
chorepiscopalis  II,  1948. 
y  0)  p  6  TT  ( a  X  0  it  0 1 II,  1 62. 169 ;  vgL  Chorbischof 

u.  choriepiscopus. 
Chorherren  11,  61. 
choriepiscopus  II,  99.  161  f.  194"'. ». 
chori  socii  11,  79*. 
chorostates  II,  98?. 
Chorregent  IH,  324.    IV,  618. 
Chorstuhl  11,  62. 
chrisma  IV,  408. 

der  Firmung  IV,  56,  59. 

Weihung  IV,  143. 
Christenlehre  IV,  477. 
christianitates  11,  232. 
Christnacht  ygl.  Weihnachten. 

Kommunion  IV,  76. 
Chrodegang,  Regel  I,  141.    11,  52. 
ciborium  IV,  84*.  408. 
cidara  bicomis  II,  47. 
Cilicien,  Patriarch  I,  565. 
cimeliaroha  II,  104. 
cingulum  I,  131. 
citare  III,  4982. 
Civilehe  H,  311.    IV,  40. 
clandestine  III,  105. 
Clarendon  III,  736. 
classes  particmares  m,  433. 
claustrum  II,  522.  53. 
clausula  appellatione  remota  I,  192. 

dispensationis  III,  797, 
clavigeri  U,  1091 
Clemens  I.  I,  217.  227.  310. 
Clemens  IL  I,  246. 
Clemens  IIL  I,  258. 
Clemens  IV.  1,  87. 
Clemens  V.  I,  18.  269.  279.  291. 
Clemens  VI.  I,  270. 


Clemens  VU.  I,  271.    III.  427. 
Clemens  XII.  I,  275. 
clericuB  vgL  Geistliche. 

acephalus  I,  64. 

camerae  I,  408.  409.  414. 

maior  I,  378. 

minor  I,  378. 

nationalis  I,  363. 

numerariuB  I,  408. 

secularis  11,  447  io. 

supemumerarius  I,  408. 

vagans  I,  64. 
der  US  vgL  Geistliche. 

Ordinarius  U,  618. 
clinici  I,  20. 
clocca  IV,  413. 
coadiuti  II,  84.  85. 

coadiutores  TgL  Koadjutoren  II,  318.  324. 
325.  328.  m,  837. 

perpetui  11,  84.  87.  253.  255. 

temporarii  H,  253.  255.  325  7. 
coadiutoriae  II,  117.  124. 
coadiutus  II,  255. 
Coburg  s.  Sachsen-Coburg. 
Cölestm  L,  päpsü.  Gesetsgeb.-Recht  III,  685. 
Cölestin  iL,  1,  163. 

p&psd.  Gesetz^ebungsrecht  IH,  733. 

p&pstl.  oberstricht.  Kecht  IV.  780. 
Cölestin  HL,  Besetzung  des  päpstL  Stuhles 
I,  292. 

p&psü.  Besetsungsrecht  in,  117. 
Cölestin  V.,  Besetzung  des  päpstL  Stuhles 

I.  269.  279.  2798.  294. 
Cölibat  I,  7.  131.  144  f.    153i.  482;  Tgl. 
Geistliche  und  Keuschhcitsgelübde. 

erzwungener  I,  111. 
coercitio  pontificum  DI,  698*.  *. 
coetus  praeparatorius  III,  642*. 
cognitor  I,  187». 
Collare  I,  131. 
collatio  II,  649.  IV,  542». 

extraordinaria  11,  651. 

libera  U,  650.  m,  2.  178. 

occulta  III,  106. 

ordinaria  II,  651. 

simultanea  lU,  170. 

Totorum  II,  663. 
collectores  I,  444. 
eollegiata  eeclesia  TL,  62 f 
collegium,  Anglicanum  I,  14'.  76.  IV,  513. 
519*. 

apostolicum  IV,  519. 

Germanicum  II,  508  ",  509.  IV,  513.  519«. 

Lombardicum  IV,  524. 

der  Mission  II,  355. 

nationale  IV,  519*. 

pontificium  IV,  518. 

procuratorum  causarum  I,  400. 

referendar.  signat.  votant  I,  415  f. 

Komanum  IV|  511. 

Urbanum  de  Propaganda  fide  IV,  514. 
Columba,  Busswesen  IV,  824. 
Comarca  di  Roma  I,  212. 
combustio  schedularum  I,  285. 
comites  11,  605. 
commatres  IV,  38. 
commenda  I,  66.  89.  III,  109. 
commendatitiae  I,  93.  94. 
commendatorii  m,  849  (113). 
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eommensalitium  I,  90. 
comminister  11,  1877« 
commiBBariuB  U,  109?.  2081.  lU,  436. 

armorum  I,  412. 

camerae  I,  389.  411.  413. 

maris  I,  412. 

S.  officü  I,  451. 
commoditas,  ecdedae  I,  109. 
communicatio,  ad  instar  III,  812. 

priTfle^orum  HI,  811. 
communio  IV,  178«;  vgl.  Eucharistie. 

Aasschliessung  IV,  6992.  708. 

caritatis  IV,  742. 

clericalis  s.  dominica  IV,  7  28  2. 

fratrum  IV,  742.  754. 

laica  IV,  729. 

peregrina  IV,  734 5.  754. 
commutatio  missae  IV,  214. 
Compactum  I,  337. 
compatres  IV,  38. 

compatronatus  vgL  Patronatrecht  III,  14. 
56  f.  97  £ 

mixtus  m,  59  f. 
Complex  IV,  110. 
complicatio  schedularum  I,  283. 
compositio  missae  IV,  214^. 
compromissarii  II,  664. 
compromisBum  limitatam  IE,  664. 
computista  I,  482. 

generale  I,  414. 
concessio  11,  649<^. 
concession  de  bancs  IV,  351  >. 
conciliariter  m,  384^.  385«. 
Concilietto  I,  463. 
concilium  II,  272. 

generale  IQ,  327«  353«.  356io.  488.  494. 
5091.  5187.  5191.  5441.  560.573»;  vgl. 
Konzil  und  Synode. 

generale  presbyterorum  IQ,  586. 

mixtum  Ul,  328.  542. 

nationale  III,  5'^is.  5821.  653. 

occidentale  III,  51 5  3. 

plenare  s.  universale  IQ,  511.  581 3.  653. 
concio,  caBualis  IV,  475. 

extraordinaria  IV,  475. 
concionator  II,  1211. 
Conclave  I,  267  f.  275  f. 
concursus  in,  140.  157. 

parochialis  II,  494. 
con donatio  missae  IV,  214. 
confessio,  Augustana  HI,  296 7. 

sacramentalis  IV,  121. 
confessionale  IV,  124. 
confirmatio  II,  650.  670.  IQ,  625. 

des  Bischofs  I,  94. 

des  Gew&hlten  11,  674. 

in  forma  ordinaria  (communi)  lü,  824. 

bei  Ordination  I,  8*. 

des  Privilegium  ID,  824. 

specialis  III,  825. 

Wiederholung  I,  49. 
Congregatio  vgl.  Kongregation. 

L  allg.  I,  366.  39].  448  f.  U,  363. 

caeremonialis  I,  479. 

clericorum  secular.  doctrin.  christ.  in  GaUia 

T     "*» 

concilii  i,  21.  55«.  57.  DI,  665. 
concilü  Trident.  interpret  I,  397.  456  f. 
4852. 


congregatio  consistorialis  I,  19».  366.   IL, 

673. 
criminalis  vicarii  Urbis  I,  481. 
degH  studj  I,  482. 
examinis  episcoporum  I,  367. 
generalis  8.  publica  HI,  3761  393.  432. 

455.  64  n.  663. 
indicis  libror.  prohibit  I,  451  f. 
indulgentiar.    et    sacrar.   reliquiarum    I, 

473  f. 
inquisitionis  s.  sancti  officü  I,  44S  f. 
iunsdict  et  Immunität,  eccles.  I,  470  f. 
Lauretana  I,  482. 

negot.  eccles.  extraord.  I,  368.  478  f. 
particularis  HI,  433.  641  ?. 
praelatorum  tbeolog.  HI,  433. 
praesynodalis  IQ,  6629. 
privata  III,  6417.  642. 
pro  erectione  eccles.  I,  366. 
pro  negot  rit  Orient  I,  477  f. 
de  Propaganda  fide  I,  474  f.  U,  352.  3602. 

pro  universit.  stud.  rom.  I,  482. 

reverend.  Fabricae  I,  482. 

sacrorum  rituum  I,  471  f.  4852. 

speciale  per  la  riedificazione  I,  482. 

specialis  III,  663. 

super  consult.  negot  stat.  eccles.  I,  481. 

super  correct  libror.  Orient  I,  477  f. 

super  disciplina  regul.  I,  469  f. 

super  ne^ot  episcop.  I,  397.  464  f. 

super  residentia  episcop.  I,  456.  464  f. 

super  revisione  synodorum  I,  464  f. 

super  statu  eccles.  s.  visitationis  liminum 
I,  456.  463  f. 

super  statu  regulär.  I,  469  f. 

su[)er  statu  I,  36S. 

visitationis  apostol.  I,  479. 
congregazione  camerale  I,  415. 
congressus  der  Cleistlichen  IV,  542. 
Conon  I,  225.  226. 
conopaeum  IV,  3081 
consecratio  s.  Konsekration, 
consensus  Q,  153.  III,  8;i5. 
Conservatoren,  päpstliche  I,   179  f.  IV, 

654. 
consiliarii  I,  385. 
consilium  Q,  153.  155.  IQ,  834. 

auriculare  I,  340. 
consistentes  IV,  718. 
consistoria  I,  364. 

publica  I,  364. 

secreta  s.  ordinaria  I,  364. 

semipublica  I,  366. 
consistorialis  s.  congregatio. 
Constanz  Concil  I,  271. 

Kardinäle  I,  340. 

Papstwahl  I,  288.  306. 
constitutio  UI,  739».  781».  782.  835;  vgL 
Schema. 

dogmatica  III,  781 ». 

de  ecdesia  Christi  Ol,  461. 

de  fide  catholica  III,  464. 

Pastor  aetemus  HE,  467. 

personalis  III,  806 1. 
constitutum  III,  694».  782. 
constructio  IQ,  18.  191  22  f. 
consuetudo  avita  I,  619. 

legitime  praescripta  IQ,  810. 
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conBultationes  privatae  III,  641. 

consultores  8.  Konsultoren. 

contritio  IV,  120. 

Conventualprioren  I,  188. 

conventus,  synodalis  Hl,  586". 

conversi  I,  143*. 

convocare  DI,  498*. 

cooperatoreB  IE,  318. 

oopiBtae  III,  3967. 

coriepiBcopuB  8.  choriepiscopus. 

Corona  I,  104. 

Corporalien  IV,  14?. 

corpus  Bignaturae  III,  169'. 

Corrector  I,  431.  432. 

correptitii  I,  16. 

correBpondencia   y    agencia   general   de 

preces  DI,  754'*  a.  E, 
corresponsales  I,  401. 
CoBcia  I,  3711 

creatio,  der  Kirchenftmter  II,  385  f. 
credenteB  I,  21*. 

der  Ketzer  I,  47.  48. 
crimen,  Begriflf  IV,  744.  831. 

exquisitioniB  nominiB  I,  449  &. 

laeBae  maiestatia  I,  350. 
crux,  erecta  8.  geBtatoria  II,  37. 

pectoraÜB  II,  47.  ; 
cubicularii  I,  379.  444. 
Culm,  KirchenftmterbeBetzung  III,  182  <. 
culpa,  iuridica  I,  42^ 

tneologica  b.  in  foro  conaoientiae  I,  42  ^ 
culpoBe  I,  16. 
cura,  actualis  I,  304. 

animarum  II,  292. 

beneficii  III,  70. 

u.  curia  I,  34 '. 

habitualis  II,  304.  447.  452. 
curator  hospitiorum  III,  436. 

pupiUorum  I,  34. 
curat UB  eccl.  parooh.  II,  291. 
cur 6  dcBBervant  U,  294 ^ 
curia,  11,  56. 

Behörden  I,  391.  II,  56. 

VerhfiltniBB  s.  cura  I,  34  3. 

romana  I,  309  f.  373  f. 
curialeB,  aulici  I,  493*. 
curio  n,  292. 
custodia  III,  69«. 
CuBtoB  I,  378.  II,  103.  1128.  321. 

concilii  11,  455  8. 

martvrum  I,  4. 

registri  bullarum  I,  427. 

supplicarum  I,  427. 


D. 


daemoniaci  I,  16.  16*. 
Dänemark,  Aemterbesetzung  II,  608. 

apoBtoL  Vikariat  II,  359. 

InvBfltiturBtreit  II,  591*. 

Provinzialsynoden  III,  491«. 
Damasus  I.  I,  297. 
Damasus  II.  I,  246. 
Dankopfer  s.  Opfer, 
data,  magna  I,  426.  III,  161. 

parva  fll,  161. 
Dataria  I,  55«.  57.  m,  159.  793. 

apostolica  I,  392.  422  ff.  440. 


DatariuB  I,  373.  389.  421.  422.  431.440. 

III,  794. 
debilitati  I,  15*. 
debilitatio  I,  45*. 
decalvatio  IV,  804. 
decanatuB  11,  272.  482;  vgl.  Dekanat 
decaniae  II,  269. 
decanica  IV,  737*. 
decanuB  8.  Dekan. 
Decharge,  -erfordemias  bei  deü  Übertat 

1,35. 
DecisioneB,  oongreg.  conc.  Trid.  I,  462. 

rotae  I,  404. 
declarationes  I,  458. 
decretale  IE,  683».  782. 

constitutum  m,  685.  685«. 
decretum  de  alienando  IV,  170. 

electionis  II,  669. 

generale  H,   132«.  DI,   6836    685.  717*. 
781.  782.  835. 

irritana  I,  421. 

de  profanando  IV,  170. 
dedicatio  IV.  163.  269. 
defectus  aetatis  I,  16*.  17  f.  55.  103. 

animi  I,  16*. 

corporis  I,  14  t  55. 

famae  I,  30  f.  40.  41«.  55. 

fidei  I,  16*.  20  f.  55. 

Ubertatis  I,  32  f.  55.  62. 

natalium  I,  11  f.  55. 

perfectae  lenitotis  I,  16*.  26  f.  45*. 

rationis  I.  16*. 

sacramenti  I,  11*.  16*.  22  f.  54*.  103. 

scientiae  I,  16*.  19  f.  55. 
defensio,  ecclesiae  III,  72. 
Defensores  I,  4.  21*.  382.  II,  406. 

der  Ketzer  I,  47.  48. 

regionarii  I,  377. 
Deficientengehalt  I,  73. 
definitiones  11,  290. 
definitive,  Entscheidungen  I,  462. 
Degradation  I,  53.  IV.  726.  806. 

Folgen  I,  119.  124.  144. 
Dekan  U,  72.  89.  92  f.  114.  261.  269  t  695. 

der  Camera  I,  408. 

christianitatis  11,  271?.  272. 

foraneuB  11,  29  P. 

der  rota  I,  399.  421. 

ruralis  ü,  269  f.  285  f. 
Dekanat  U,  272.  482. 
Dekretalensammlungen  III,  738f. 
Dekurionen,  Ordination  I,  34. 
delatio  schedulae  I,  284. 
Delegat,  apostolischer  D,  362.  399.  404  \ 

m,  6577. 
delegatio  ab  homine  I,  1767. 

apostolica  IE,  362. 

a  iure  (a  canone,  lege]  I,  176  7. 

ad  unam  causam  I,  1867. 

ad  universit.  causar.  I,  1867.  192. 
Delegationsrescript  I,  188.  194. 
delictum  Begriff  IV,  744. 

occidtum  I,  56«. 
deminutio,  sine  m,  107. 
depopulatores  agrorum  IV,  390.  3S4. 
Deportation  IV,  792. 
depositario,  generale  dei  vacabQi  I,  445. 

del  piombo  I,  445. 
depositariuB  I,  451. 
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depositarius  pecuniarum  III,  436. 
BepoBition  I,  bOK  53.  111».  144.  514. 

schedularum  I,  285. 

als  Strafe  IV,  132.  727.  806  (Das.  Aus- 
drücke); vgl.  Geistliche. 

Vollstreckung  IV,  7281.  809. 
deputati  m,  995.  434. 
Des cen deuten,  der  Xetser  I,  21.  47.  54. 

U,  487. 
Desseryants  II,  294^.  lU.  302. 
detruncatio,  membrorum  I,  45^. 
Deutschland,    Aemterbesetzuuff   11,    465. 
500.  510.  530 1  605.  689.  695.  703.  HI, 
3.  5.  136.  165.  173.  197.  263.  298. 

apostolisches  Vikariat  II,  358. 

Asylrecht  IV,  394. 

Beichtgeheimniss  IV,  133. 

Bfldung  der  Geistlichen  IV,  528.  535.  547. 
865  (21»), 

Chorbischöfe  11,  169. 

Cölibat  I,  1496. 

Diöcesansynoden  m,  561.  587 1.  597.  600. 

Dispensationsrecht  HI,  801. 

Docenten  der  Theologie  IV,  679. 

Episcopalsy Stern  I,  199. 

exemte  Bisthümer  II,  333. 

ezemte  Kapitel  II,  152. 

Firmung  Iv,  62. 

Generahikar  II,  223. 

fe weihte  Sachen  IV,  171. 
öhere  Schulen  IV,  633. 
Interstitien  I,  112. 
Investiturstreit  U,  558  f. 
Irregularit&t  I,  59. 

Kapitel  II,   114.  120.  132.  135.  136.  158. 
Kapitularvikar  11,  247. 
Kirchengeb&ude  IV,  335  2.  3419. 
Kirchengeräthe  IV,  411. 
Koadjutoren  der  Bischöfe  II,  256. 
Königssalbtmg  IV,  158. 
Konzu  y.  Konstanz  III,  373. 
Legaten  I,  523.  524. 
Liturgie  IV,  18.  19. 
Metropolit  11,  6^. 
Militfirseelsorge  11,  343. 
Mission  IV,  487».  489. 
Nationalsynoden  IH,  552  f.  558.  560.  562«. 

569  f.  576.  579  ". 
Nominationsrecht  II,  610. 
oeconomus  11,  249. 
Orden  IV,  616. 
Ordinationstitel  I,  72. 
Papstwahl  I,  293. 
Patriarchat  I,  576. 

Patronat  II,  621  f.  632.  HI,  7«.  32.  33. 
Pfarrer  11,  305. 
Pfarrgehilfen  11,  328. 
Postiilation  II,  682. 
Primas  I,  607  f 

Proyinzialsynoden  III,  483 ».  491«.  505. 
Recht  der  ersten  Bitte  II,  641. 
Beligionsunterricht  IV,  480. 
Reliquienyerehrung  IV,  273. 
Residenzpflicht  IlL,  241. 
Schulzwang  IV,  585. 
Simultaneum  IV,  360.  369. 
Sonntagsfeier  IV,  296.  300. 
staatl.  Einspruchsrecht  III,  183.  IV,  865 
(21  *). 


Deutschland,  staatl.  Placet  III,  757.760. 
7625.  763. 

Staatsangehörigkeit  IV,  865  (21 1). 

Su£Eragane  11,  180. 

Synoden  III,  665. 

Taufzwang  IV,  52.  54. 

Tischtitel  I,  70. 

Trienter  Beschlüsse  III,  450. 

Uniyersitäten  IV,  658.  666.  671. 

konfess.  Uniyersit.  IV,  669. 

Vikariat  I,  595  f. 

Vikarien  H,  84. 

Volksschule  IV,  580.  584.  592. 

Wiedertaufe  IV,  45«. 
Deyolution  11,  15.  20.  627.  651.  HI,  167  f. 

178. 
diaconia  I,  312. 

patres  I,  322. 
diaconica  IV,  737*.    ' 
diadema  I,  208. 
Diakon  I,  2.  28.  4».  5.  6.  D,  66. 

cardinaHs  I,  313.  320. 

palatinus  I,  323.  336.  384. 

regionarius  I,  320.  323.  336. 
Diakonatsweihe  II,  66».  74. 

erforderl.  Alter  I,  18. 

Materie  der,  I.  116ii. 

Ort  und  Zeit  I,  114.  115«. 

scrutinium  I,  1077.  108». 
Diakonissinnen  I,  8.  8^  8*. 
^laTUTCdboetc  UI,  781^. 
dies,  festiyi  duplices  de  praecepto  I,  114. 

festus  8.  Festtag. 

rogationum  IV,  149. 
diffinitores  D,  277.  290. 
Dignitäten  D,  72.  110  f. 

Begründung  11,  388. 

Erwerb  U,  485. 

Kapitel  11,  88  f. 
Dil  ata  I,  462. 
diminutio  beneficii  U,  395« 
dimissio  HI,  268». 
Dimissorialien  I,  79.  93.  186^. 

der  Kapitel  I,  100.  101.  634. 

des  superior  I.  97.  98. 
Diöcesanbischof  UI,  604. 
Diöcesanblatt  U,  288i. 
Diöcesansynode  DI,  328  f.  654  f. 

Berufung  IQ,  658. 

Kosten  III,  660*. 

u.  Papst  m,  664. 

Rechte  IV,  106. 

Zuständigkeit  m,  660  f.  701. 
dioecesanus  11,  43. 
Diöcese  I,  548.  II,  9i.  264».  362«. 

Bischof  n,  38  f. 

Leitung  n,  38  f.  153  f.  228  f.  240  f.  249  f. 
259  f.  308. 
Dionysius  I,  310. 
director  spiritualis  seminarii  IV,  508. 
directorium  IV,  15. 
disciplina,  ecclesiastica  lU,  691'. 

körperliche  Züchtigung  IV,  8153.  6. 

regularis  I,  464.  469  f. 

yi^ens  ecclesiae  DI,  734. 
Disciplinargewalt  ygL  Strafgewalt. 

Frankenreich  IV,  844. 

feistliche  IV,  1.  4. 
irchliches  u.  staatl.  Recht  IV,  788.  843. 
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Disciplinargewalt  über  die  Kleriker  IV, 
793.  837. 

des  Papstes  IV,  773. 

röm.  Reich  IV,  691. 

Westgothenreich  IV,  847. 
DisciplinarstrafenlV,  698.  726.754.835. 
Disciplinarstrafgewalt  IV,  691  f. 
üisciplinarstrafrecht  IV,  752.  833. 
Disciplinarvergehen  IV,  698.  752.833. 
discussio  iuris  l,  192. 
Diskretionsjahr  IV,  51. 
Dismembration,  der  Kirchenämter  I,  514. 

n,  401  f. 
Dispensation,  Begriff  III,  789  f. 

bischöfliche  m,  836. 

ad  cautelam  I,  44  ^  58. 

des  Gelübdes  1,  168S. 

der  Irregiilarit&t  I,  14.  17.  39.  55. 

kirchl.  Recht  I,  458.  III,  826. 

matrimonii  HI,  827.  828«. 

bei  Mehrheit  der  Kirchftmter  III,  253. 

päpstliche  m,  722.  744.  789. 

in  radice  I,  13.  III,  826.  828. 

ad  vitam  I,  662. 
Distriktinspektion  der  Schule  IV,  601. 
dispensator  11,  251. 
distributiones,  quotidianae  DI,  236. 
distributores  HI,  396^. 
di versa,  tempora  III,  7165. 
divinatio  I,  448. 
divisio,  beneficii  II,  395.  400  f. 

^eamis  I,  25.  25  ^ 
Doctores  iuris  utriusque  III,  370^. 

theologiae  II,  66.  67\  68.  119.  122.  486. 
m,  370». 
»Doctoris  gentium«,  BuUe  III,  406. 

Doctorgrad  II,  211.  235.  486.  IV,  689. 
doctrina  HI,  781. 

christiana  IV,  479. 
dogmata  III,  781» 
Doxtrinarier,  französische  I,  75. 
Dom  II,  62 J. 
Domherren,  11,  62.  83.  84.  87;  vgl.  auch 

canonicus  und  Kanoniker. 
domicellares  canonici  II,   63.   64.   661.   66  f 

70.  81. 
domicelli  11,  63.  64. 

emancip.,  non  emancipati  II,  63. 
domicilium,   bei  Ordinationskompetenz  I, 

88. 
Dominikaner  IV,  93. 
dominus  apostolicus  I,  207. 
Domkapitel  i.  allg.  n,  49  f.   59  f.  124  f. 
234. 

Aemter  II,  88  f. 

Aufnahme  II,  66  f. 

Berufung  II,  125. 

Bischofswahl  11,  601  f.  657. 

Dignitäten  11,  88.  110  f. 

Disciplinargewalt  II,  135. 

Leitungsgewalt  II,  153. 

der  Metropolitankirche  II,  22. 

officia  n,  88.  HO  f. 

Ordination  I,  95. 

Personate  11,  88.  110  f. 

Pflichten  II,  141  f. 

Rechte  II,  124  f. 

Statuten  II,  133  f. 

Verfassung  II,  61  f, 


Domkirchc  IV,  307. 
Dompf ister  II,  1093. 
Domschule  IV,  497. 
Domvikar  H,  700io. 
Domvikariat  II,  695. 
dos  n,  386.  m,  19«.  23.  24. 
dotatio  m,  19.  23  f.  IV,  320. 
Dreikapitelstreit  UI,  6725. 
droit  de  joyeuz  av6nement  11,  641. 
eouXela,  der  Heiligen  IV,  240. 
dubium  I,  461. 
duces  n,  605. 
Duell  I,  31. 

Dunstan,  Cölibat  I,  1531. 
dydascaluB  11,  100^. 
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ecclesia  II,  438;  ygL  Kirche. 

adiutrix  IV,  313. 

baptismaüs  I,  317«.  n,  265.  307.  IV,  3113. 

cardinalis  I,  317«.  318  f. 

cathedralis  IV,  307. 

coUegiata  II,  62«.  IV,  308. 

commendare  III,  109. 

conventualis  IV,  308.  309*. 

dioecesana  s.  parochialis  II,  263.  307. 

fiUalis  n,  427.  IV,  313, 

intitulata  HI,  HO. 

mater  U,  306.  307.  427, 

matricularis  U,  283  ^ 

matrix  IV,  307. 

numerata  II,  708. 

paroehialis  II,  263.  307.  IV,  310. 

propria  II,  622, 

propriae  hereditatis  II,  622. 

receptiva  II,  65®. 

romana  III,  684 1. 

succursalis  IV,  313. 

titulus  IV,  326. 

utroque  iure  subißcta  11,  442  s. 
edictum  lU,  7815.  782.  835. 
Eduard  VI.  v.  England,  Ordinationsiahig- 

keit  der  engl.  Bischöfe  I,  85. 
effusio  des  T&uflings  IV,  32. 
Ehe  s.  matrimonium. 

incestuose  IV,  846. 
Eheeingehung,  ErfordemissG  IV,  125. 131. 

154. 
Ehehinderniss,  der  geisü.  Verwandtschaft 

IV,  2  t.  38.  55. 
eheliche  Geburt  II,  67. 

Mangel  der  -  n  I,  11.  12.  13«. 
ehelichen  Kinder,  der  Kleriker  11,  478. 
Ehelosigkeit,  ordo  minor  I,  37. 
Ehemann,  Weihe  I,  36.  51. 
Ehesachen  I,  459.  II,  202«. 
Ehingen,  Konvikt  IV,  528. 
Ehre,  ungeschmälerte  11,  67. 
Ehrendomherren     vgl.     Ehrenkanoniker 
II,  87.. 

in  Frankreich  II,  84. 

in  Preussen  U,  83. 

der  Schweiz  II,  84. 
Ehrenkanoniker  11,  77.  83.  87.  703. 
Ehrenstrafen  I,  31. 
Eichsfeld,  Patronatrccht  III,  7«. 
Eid,  Gehorsams«  II,  30.  69.  lU,  199  t 
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Eid,  Kapitulftren  n,  71. 

bei  Papatwahl  I,  284. 

Treue-  U,  30 ;  TgL  auch  Ileiniguiig0-£id. 
Eidhelfer  IV,  840.  941. 
Eigenschaften»    kanonische  II,  476;   Tgl. 

facultas. 
Einleitung  des  kirchL  Strafverfahrens  lY, 

738.  770.  839. 
Einspruchsrecht  des  Staates  III,  183.  184. 

185  f.  8(55.  866. 
Einstimmigkeit,  auf  Konzil  III,  342. 
e(p7]vixa(  1,  93. 
Ekthesis  ni,  672». 
electio  II,  650. 

per  compromissum  l,  281.  II,  661.  664  f. 

quasi  per  inspirationem  I,  260.  II,  661. 

per  instnimentum  s.  c^ecretum  II,  669. 

per  scrutinium  I,  282.  II,  661. 
eleemosiniere  L  389. 
eleemosyna  IV,  205. 

manualis  IV,  205. 
eligo  n,  679.  680. 
elimosinarius  II,  108^ 
£11  Wangen,  Landes)iniyersitfit  IV,  528. 
Elsass-Lothringen  IV,  18».  19^. 

Aemterbesetzung  ü,  465«.  51010.  511.  699. 
711.  III,  5*.  167.  189».  196.  197.  302« 
323». 

A^tstrtoer  UI,  3173. 

öffentliche  Andacht  IV,  219. 

Bestätigung  der  Geistlichen  lU,  189. 

Bildung   der   Geistlichen   IV,    547.    558. 
564.  568. 

höhere  Schulen  IV,  634. 

Informationsprozess  II,  691. 

Kbrchengebäude  IV,  325. 

Kirchenglocken  IV,  423». 

Kirchensitze  IV,  350.  3513. 

landesherrliche  Ernennung  11,  692  2. 

Missionen  IV,  489. 

Orden  IV,  617. 

Prozessionen  IV,  232. 

Religionsunterricht  IV,  613.  622. 

Besidenzpflicht  III,  231». 

Schulbehörde  IV,  601. 

Simultaneiun  IV,  368.  370«.  424. 

Sonntagsfeier  IV,  297. 

staatl.  Placet  III,  839.  840«   846. 

Staatsangehörigkeit  11,  504.  507 ». 

Synoden  m,  666. 

Volksschule  IV,  5853.  589.  590«.  5993. 

Wallfahrt  IV,  239. 
emancipatio,  vom  scholaster  II,  70. 
Embrün,  Primat  I,  601. 
Eminentissimus  I,  357. 
emolumenta  galeri  cardinalitii  I,  363.  ^ 
Empfang,    ordnungswidriger    der  Weihen 
I,  49. 

simonistischer  der  Weihen  I,  50. 
Emser  Punktation  I,  530.  II,  177. 
energumeni  I,  16. 
engelmissarius  11,  322i. 
England,    Aemterbesetzung  H,   608.   690 ^ 
m.  1211.4.  2497.  850. 

Amtstr&^er  III,  2083. 

SeistL  Bddungsanstaltcn  IV,  513. 
nvestiturstreit  II,  577«.  578.  583  f.  600. 
kirchliches  Gesetzgebungsrecht  III,  702  >. 
735«. 


England.  Kostnitzer  Konzil  III,  373. 

legati  nati  I,  522"   523. 

Lrturgie  IV,  8». 

Metropolit  II,  6  K 

MissionsUnder  II,  36  t. 

Nationalkonzilien  III,  5462.  572. 

Nominationsrecht  U,  690. 

Patronatrecht  II,  632. 

Provinzialkonzilien  m.  478«.  491«.  506. 

Recht  der  ersten  Bitte  II,  641. 

Synoden  III,  535  K 
Entführung  einer  Frau  I,  31. 
Entweihungsakt  IV,  170. 
^Entziehung  des  Amtseinkommens  IV,  698. 
7322.  737.  809. 

der  Amtsrechte  IV,  730.  811». 

der  Anci^nnität  IV,  730.  811*. 
Eparchieen  I,   539.  518.  II.  1.  6.  379.  III, 

473. 
Epernay  I,  11«. 
Ephesus,  Exarch  I,  576. 

Synode  lü,  333«.  336 1*.  343.  344».  6763. 
Ephod  I,  210. 

Epiphaniasfest,  Taufzeit  IV,  34. 
Epilepsie,  irregularitas  I,  16. 
Episcopa  I,  8«. 
episcopus  Tgl.  Bischof. 

anniuaris  II,  176. 

auxilaris  11,  178. 

benificii  I,  89. 

cardinalis  I,  323  f. 

choris  s.  Chorbischof. 

coadiutor  I,  367. 

comprovincialis  11,  6.  9. 

curiae  I,  329. 

dele^atus  I,  176. 

domicilii  I,  88. 

electus  ni,  607*. 

ezemtus  s.  immediate  subiectus  11,  329  f. 

familiaritatis  I,  90. 

gentium  II,  171.  350«. 

nen)tia  I,  397.  464  f. 

nuUatensis  U,  176. 

originis  I,  87. 

in   partibus    infidelium   I,    533.   II,    176. 
3527.  m,  604. 

primae  sedis  I,  581.  11,  2.  6. 

proprius  I,  87.  91. 

provincialis  11,  6.  9. 

regionarius  II,  170. 

romanus  I,  327. 

sul&aganeus   I,   93«.   II,   9.  12?.   14.  23. 
32*.  178.  318.  3331. 

titularis  H,  176.  605». 
Episkopalsystem  1, 196f.  III,  380.398.468. 

IV,  436. 
epistolae,  canonicae  I,  94.  II,   162;  vgl. 
literae. 

a  pari  s.  a  paribus  III,  775  <^. 
erectio,  der  Kirchenämter  I,  366.  II,  385  f. 
Erlass  in,  835. 

Er  ml  and,  exemtes  Bisthum  n,  333. 
Erschleichung  der  Weihe  I,  51*. 
Ersitzung,  kumulative  n,  459. 

mutatiol>eneficii  n,  456. 

des  Patronates  ni,  28  f. 

privative  II,  459. 
Erzbischof  II,  1  f.;  vgl.  archiepiscopus, 

Ehrenrechte  II,  37, 
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Erzbisehof,  Oeneralvikar  ü,  22. 

Jurißdiktion  I,  170.  U,  U^K 

Mission  H,  360. 

Wahl  n,  657  f. 
Erziehung  der  Geistlichen  s.  Geistliche. 
Erziehungsanstalten    s.    Konvikt   und 

Seminare. 
Erzpriester  U,    261.  269  £  285  f.  2916; 

vgl.  Archipresbyter. 
Esp'en,  Bernhard  van  I,  199. 
Et  amplius  I,  462. 
Eucharistie  i.  allg.  IV,  631 

Aufbewahrung  IV,  82.  84*. 

Ausschliessung  Ton  IV,  705.  720.  725.  803. 

unter  beiderlei  Gestalt  lY,  77. 

Empfang  IV,  76. 

Empfangsberechtigte  IV,  66. 

Empfangsort  IV,  76. 

Empfangspflicht  IV,  70. 

empfangsunwürdig  IV,  69. 

Empfan^zeit  IV,  76. 

Erlaubniss  zur  Ertheilung  IV,  21  ^ 

der  Kinder  IV,  67. 

in  Missionsl&ndem  IV,  66. 

österlicher  Empfang  IV,  70. 

als  Opfer  IV,  64. 

Spender  IV,  64. 

Spendunff  IV,  76. 

Strafen  IV,  74. 

Vorbereitung  IV,  68.  74.  80.  125. 
Eugen  U.  I,  232. 
Eugen  m.  I,  263.  266. 
Eugen  rV.  1,  198.  273.  306.  UI,  407. 
Eusebius  von  VerccUi  II,  50. 
Eustathius  I,  1463. 
Evaristus  I,  310. 
Examen,  episcoporum  I,  367, 

pro  iurisdictione  IV,  90. 
examinatores,  de  prima  visione  I,  444. 

prosynodales  11,  496. 

synodales  II,  496. 
Exarch  I,  548.  576  ff.  11,  1.  6.  380.  IV,  768. 

iurisdictio  I,  170. 

von  Bavenna  I,  220.  225. 
excardinatio  11,  492.  III,  277. 
Excellentia  I,  208. 
Excellentissimus     et    Reverendissimus 

II,  37. 
Exclusive  s.  ius  exclusivae. 
excommunicatio  ygL  Exkommunikation. 

fratema  IV,  742.  811. 

latae    sententiae   speciali   modo  Romano 
pontifici  reservatae  IV,  104. 

minor  IV,  751. 
excommunicatus  toleratus  I,  52.  IQ,  34. 
IV,  66.  1518.  183. 

vitandus  TU,  34.  IV,  66.  1518.  183.  329. 

non  vitandus  I,  53. 
Execrabilis  HI,  147  f.  1625.  252. 
executores  I,  34.  187.  II,  387. 

gratiae  I,  194. 

mixti  I,  187. 
Exekration  der  Kirche  IV,  326.  403. 

Akt  IV,  170. 
Exemtion  der  Bischöfe  11,  329  f. 

passive  II,  347. 
Exequien  des  Fanstes  I,  2948 
Exercitia  spirituaiia  I,  108. 
Exil  s.  Verbannung. 


Exklusivität  der  Stifter  n,  66  1 
Exkommunikation  vgL  exeommunieatos. 

Absolution  IV,  103.  111. 

anathema  IV,  800. 

im  allgem.  IV,  393.  691.  702.  797.  812. 

Ausdrücke  IV,  797». 

ferendae  sententiae  I,  121. 

Folgen  der  grossen  IV,  151.  748. 

fratema  IV,  742.  811. 

a  iurisdictione  I,  95. 

von  Kirchen  IV,  7438. 

der  Kleriker  I,  144.  IV,  739. 

latae  sententiae  I,  121. 

maior  I,  50.  52.  121.  m,  34.  IV,  75. 

minor  I,  9«.  IV,  705.  741.  751.  802.  814. 
833. 

ab  officio  I,  95. 

poena  vindicativa  IV,  748. 

Wirkung  IV,  691.  709.  798.  812. 

zeitige  IV,  801.  810. 
Exkommunizirte   IV.    183;   vgl  excom- 
municatus. 

Firmung  IV,  59. 

Konmiunion  IV,  74. 

Taufoathen  IV,  39. 
exomologesis  IV,  84  f.  697i. 
Exorcismen  IV,  140. 
Exorcisten  I,  2.  3.  3«.  4».  5.  7. 
Exorcistenweihe,  Materie  L  116i>. 
Expectanten  U,  74.  81. 
Expectanzen  11,  641  69.  70. 
Expectativarius  11,  69. 
Expeditionsbehörden  I,  392.  4321 
Expeditoren  I,  375.  495  f. 
Expositen  II,  323. 
exstructio  III,  18. 
exten sio,  privUegü  HE,  812. 
extinctio,  beneficii  U,  459  f. 
extra  et  io  scrutatorum  I,  283. 
Extrakommerzialqualit&t  IV,  168.  172. 

411. 
extraordinaria  negotia  I,  368.  478  t 
extrema  unctio  IV,  135. 


F. 


Fabianus  I,  310. 
fabrica,  S.  Petri  I,  482. 
facultas  vgL  Fakultät 

decennalis  III,  804  ^ 

missionare  IL,  355. 

de  promovendo  in  bianco  I,  93.  96. 

quinquennalis  I,  58.  113».  115».  m,  804. 

septennalis  HE,  804'. 

spiritualis  I,  117. 

triennalis  lÜ,  804 ». 
Fälscher,  Asybrecht  IV,  391, 
Fakultät,  kath.  theolog.  IV,  531.  556.571. 
673. 

Prüfung  IV,  569. 
fallentiae  III,  237. 
familia  des  Klosters  IV,  95. 

des  Papstes  I,  496  t 
familiaritas  I,  90. 
Familiezipatronatrecht  DI,  13. 
Fasten,  Strafe  IV,  803;  s.  auch  Busswerke. 
Fastenzeit,  Synode  III,  526». 
fautores  haereticorum  I,  2H.  47.  48, 
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FebroniuB  I,  528.  530.  DI,  743. 
Fehler,  körperliche  I   14.  II,  66. 
Feiertag,  im  allgem.  IV,  279. 

Anordnung  IV,  286. 

Aufhebung  IV,  286. 

Feier  IV,  2S9.  846. 

halber  IV,  305. 

staatlicher  IV,  304. 

Verminderung  IV,  284. 

weltliche  Gesetzgebung  IV,  295. 

Feldbisehof  n,  337. 
Feldkapelle  IV,  76. 
Feldkonsistorialdirektor  11,  338. 
Feldkonsistorialsekretär  11,  338. 
Feldkonsistorium  II,  338. 
Feldpropst  II,  335  f. 
Feldsuperior  II,  339. 
Feldsuperiorat  11,  339. 
Feldvikar  II,  337. 
Felix  m.  I,  218. 
Felix  V.  I,  273. 
fermentum  I,  3^  311. 
Ferrara,  Synode  m,  33).  407.  417  f. 
ferula  pastoralis  I,  209. 
Festkalender  IV,  15. 
Festmesse  IV,  194. 
Festtag  vgl  Feiertag  IV,  279. 

de  choro  I,  1151 

de  praeeepto  I,  115. 
festum  duplex  IV,  198^. 

semiduplex  IV,  198  2. 
fideiussores  IV,  38. 
fide  de  -  vel  moribus  IV,  437. 

Propaganda  I,  474  f.    11,  352.  360^;  ygl. 
congregatio. 
filia  n,  427.  429. 
Filialisten  H,  429. 

Filialkirche  vgl.  ecclesia  filialis. 

Aufbewahrung  der  Eucharistie  IV,  83. 
filii  n,  48«. 

mamzeres  I,  12<'. 

naturales  I,  12<). 

nothi  I,  12«. 

spurii  I,  12«. 

filioque  m,  7158. 

Finanzverwaltung,  kirchliche  IV,  1.  4. 
Findelkinder  I,  12.  128. 

Domizil  I,  83. 
Firmbuch  IV,  62. 
Firmelung  I,  21.  106. 
Firmformel  IV,  60. 
Firmnamen  IV,  62. 
Firmpathen  IV,  40.  61. 
Firmregister  IV,  62. 

Firmung  I,  21.  106.  IV,  55  f. 

Erfordernisse  IV,  55. 

Ertheilung  IV,  57. 

Namensfinderung  IV,  62. 

Wirkung  IV,  2K 

Zeit  IV,  61. 
Fiskal  I,  480.  HI,  379«. 
Flandern,  staatL  Placet  DI,  751 1. 
flentes  IV,  717. 
Florenz,  Konzil  III,  417.  633. 
fons  baptismalis  IV,  36. 
forerius  DI,  436. 

forma  commissoria  s.  digna  UI,   162.  794. 
799.  800.  828  ^ 


forma   communis   s.   paupenim    DI,    117«. 
162Ä.  651.  7953.  825. 

gratiosa  DI,  162.  794. 

ordinaria  ID,  825. 

pro  nobilibus  DI,  7953. 

specifica  DI,  65  J. 
formatae  I,  93. 
Formosus  v.  Porto  I,  236.  238. 
formula  reformationis  I,  157. 
Foroiuliensis,  antistes  I,  568. 
forum  extemum  I,  168 f.  423.  4305.  m,  g04. 
IV,  85. 

intemum  I,  168  f.  DI,  804. 

poenitentiale  I,  168  f. 

rei  sitae  D,  45  >. 
Fossantes  I,  4. 
fr&nkische  Bisthtkmer,  höhere  Schule  IV, 

628. 
Frankenreich,  Asylrecht  IV,  384.  386. 

Besetzung  der  BisthOmer  D,  516. 

Bilderrerehrung  IV,  276. 

Bildung  der  Geistlichen  IV,  491. 

Busssystem  IV,  824«. 

Diöcesansynoden  DI,  587  >.  597.  602. 

Feiertage  IV,  290. 

kirchl.  Gesetzgebungsrecht  ID,  699  f. 

kirchl.  Strafjgewalt  IV,  797.  843. 

Xönigssalbung  IV,  158. 

Gottesdienstoranung  IV,  7. 

Nationalkonzilien  ID,    539.    541  f.  547  f. 
569  f.  57«. 

päpstl.  Gerichtsbarkeit  IV,  839. 

Prorinzialsynoden  III,  479. 

Stra^erichtsbarkeit  üb.  Geistliche  IV,  849. 

Verbannung  IV,  804«. 

Vikar  I,  595  f. 

Zwangsbusse  IV,  816. 
Frankfurt  a.  M.,  Kirchenbücher  D,  311. 

Kommunal&nter  der  Geistlichen  I,  126^. 

Metropolit  D,  17?. 

staaü.  Placet  DI,  763. 
Frankreich,  Aemterbesetzung  D,  510.511. 
538.  608.  699.  711.  DI,  136.  164.  167. 
196.  244.  255«.  263*.  302«. 

Amtstrftger  ID,  2083  210.  3173. 

Asylrecht  IV,  395. 

Bildung  der  GeisÜichen  IV,  20.  522.  534. 
558.  564.  568. 

Bischof  D,  46«. 

Cölibat  I,  162. 

Ehrendomherren  D,  84. 

Episkopalsystem  I,  198. 

Emennungsrecht  D,  610.  DI,  178.  189. 

exemte  Kapitel  D,  151. 

Feiertage  iV,  285.  297. 

geweihte  Sachen  IV,  171.  176. 

Lnmunität  der  GeisÜichen  I,  125. 

Informatiyprozess  D,  694. 

Investiturstreit  D,  577«.  578  f.  600. 

Kapitel  II,  160«. 

Kirchenbücher  D,  311. 

Kirchengebfiude  IV,  324.  335«.  341«. 

Kirchengerftthe  IV,  411. 

Kirchenglocken  IV,  423. 

Kirchensitze  IV,  349. 

Konstanzer  Konzil  DI,  373. 

Kronkardinäle  I,  341. 

landesherrL  Ernennung  D,  692. 

Legaten  I,  523. 
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Frankreich,  Liturgie  IV,  11».  18. 

Metropolit  11,  7.    . 

Militärseelflorge  II,  342  S. 

MiBsion  IV,  487.  489. 

Nationalkonzilien  III,  422^. 

Nuntiatur  I,  5342. 

öffentliche  Andachten  IV,  219.  22  H. 

Papstwahl  I,  293. 

Patronatrecht  II,  632.  in,  34«. 

Primas  I,   597  f. 

Provinsialßynoden  III,  484.  491»   605. 

ProzcBsion  IV,  232. 

Qualifikation  z.  Ca]>itular  II,  82  ^ 

Recht  der  ersten  Bitte  11,  641. 

Regalien  I,  199. 

Religionsunterricht  IV,  480. 

Reliquien  Verehrung  IV,  274. 

Residenzpflicht  lU,  2292.  231 8.  241  \  2433. 

Simultaneum  IV,  368.  369.  3706. 

staatl.  Placet  III,  760.  7638.8405.  841*. 

Staatsangehörigkeit  II,   504.  506  lO.  507  3. 

Svnoden  III,  534«.  536*.  537« 

Trienter  Beschlüsse  III,  449. 

Universitäten  IV,  640.  669. 

Vatikanisches  Konzil  in,  470  lO. 

Volksschule  IV,  580.  600«. 

Wallfahrten  IV,  239. 
französische  Rechtslfinder,  Pfarreierrich- 
tung n,  467.  468«.  4725. 
Franziskaner- Orden  IV,  91. 
f  rat  er  venerahilis  n,  48. 
Frauen  m,  35. 

Taufe  IV,  27. 
Freihurg,  Aemterbesetzung  in,  323*. 

Erzbischof  II,  37.  38. 

katholische  Fakultät  IV,  530. 

Universität  IV,  670  K  «. 
Freiheitsstrafe   s.   Gefängnissstrafe  und 

Verweisung  in  ein  Kloster. 
Freimaurer,  Pathen  IV,  40. 
»Frequens«  ni,  381.  398.  413.  6336. 
Freypfründe  U,  75.  76*. 
Friedrich  L,    Besetzung  des  päpstlichen 
Stuhles  I,  264. 

Investiturstreit  II,  562.  565. 

päpstl.  Qesetzgebungsrecht  in,  735. 
Friedrich  U.  fll,  354.  355. 
Frohnleichnamsfest,     Prozession     IV, 

222. 
Früchte  des  beneflcium  I,  1433. 
fructus  generalis  IV,  179. 

^eneralissimus  IV,  179. 

mdividualis  IV,  179. 

medius  IV,  175.  182. 

ministerialis  IV,  179.  182. 

sacrificii  IV,  179. 

specialis  IV,  179. 
Fürbitte,  Recht  auf  s.  ius  precum. 
Fürst,  Beichte  IV,  112. 

Exkommunikation  IV,  757.  842. 

Kirchensitz  IV,  340. 

kirchl.  Strafgewalt  IV,  757.  842. 

Taufe  IV,  36;  vgl.  auch  Landesherm. 
Fürstbischof  n,  48. 
Fürstenkonkordate  m,  138.  412. 
Fulda,  Kirchämterbesetzung  in,  182 i. 

Ordinariat  n,  225. 
functiones  mere  sacerdotales  n,  302. 

parochiales  n,  302.  ÜI,  233.  IV,  72. 


Fundation  in,  18.  19«,  21.  28. 
Fundationsurkunden  des  Ki^itels  n,  63. 
fundus  ni,  192. 
furtive  Ordination  l,  49.  49»>. 


9. 


galerus  I,  357. 
Gallien  vgl.  SüdgaUien. 

Amtsträger  m,  307. 

Cölibat  I,  148. 

kirchliches  Gesetzgebungsrecht  lU,  680  €. 
6841. 

Kongregation  I,  75. 

Metropolit  n,  4  f, 

Provinzialsvnoden  ni,  473.  474.  476. 

Residenzpfficht  in.  221. 

Strafgewalt  über  Bischöfe  IV,  742. 

Vikariat  I    595  f. 
Gallikanismus  l  198.  575.  576.  in.  5802. 
742.   743.  748.   753;  vgL  aueh  Epis- 
kopaUvsteiSL 
Garibaldi  I,  214. 
Garnisonkirche  XV,  310. 

Benutzung  IV,  338.  353  ?. 
Gebäudes. Gottesdienst u.  Kirchengebäude. 
Gebet,  öffentliches  IV,  218. 
Gebetbücher  IV,  218. 
Gebetsdienst  n,  141. 
Gebühren  II,  69*,  71. 
Geburt,  adlige  U,  67. 

eheliche  II,  67. 
Gedankensünden  IV,  744.  825. 
Gefängnissstrafe  IV,  737.  815. 
Gefangene,  Gottesdienst  IV,  15. 
Gehorsam  gegen  Bischof  III,  212  f. 

^egen  Papst  in.  199  f. 
Geister,  unreine  I,  2.  3. 
Geisteskrankheit,  irregularitas  I,  16.43. 

Pathenschaft  IV,  40. 
Geistliche  vgL  dericus. 

Anstalts-  IlI,  99. 

Abgabenfreiheit  I,  124. 

Absetzung  IV,  726.  729.  806.  809.  835. 

Amtseinkommen  IV,  737.  754.  809.  814 

AnsteUung  n,  504.  III,  183.  IV,  866  (21). 

ausländische  IV,  20,  21«.  866. 

Ausschliessung  vom  Abendmahl  IV,  740. 
814. 

A.  von  Beförderung  IV,  731. 

A.  von  kirchlichen  MitgliedschaftsrechteD 
IV,  732.  742.  754.  835. 

A.  aus  Kirche  IV,  738.  832. 

Beschäftigung  I,  133. 

Büdung  I,  60.  139.  468.  482.  H,  70.  71. 
rV,  1.4.  491.  525.  538.  645.  865(21«). 
866.  874;  vgl  Bildungsanstalten. 

Busse  IV,  726.  740.  817.  835. 

theol.  Fachbildung  I,  59.  IV,  VL  3.  20. 
551.  865.  866.  874. 

Cölibat  s.  Cölibat. 

Deposition  IV,  727.  753.  806  (AuBdrQcke). 
835. 

DiscipUnarstrafirecht  IV,  752.  837. 

Ehrenrechte  I,  tl8. 

Entziehung  einzelner  Amtareehte  IV,  730. 
754.  835. 

E.  der  Anciennität  IV,  730. 
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Geistliche,  freie  I,  11*. 

Gef&ngniss  IV,  737.  815.  835. 

Geldbusse  IV,  737,  804. 

Gerichtsstand  IV,  794.  837. 

Handel  I,  134. 

Haushälterin  I,  132. 

Hof-  III,  99. 

Infamie  IV,  816. 

Interdikt  I,  144. 

der  Kammer  I,  389. 

Kleidune  I,  130.    IV,  142.  162. 

Kriminalgerichtsbarkeit  I,  28. 

Kriminalstrafen  III,  187.  IV,  858. 

Kuratel  I,  136. 

Leben  II,  54. 

Lehrgewalt  IV,  447. 

MäSBigkeitspfücht  I,  133. 

Mflitärpflicht  I,  126. 

öffentliche  Busse  IV,  822. 

öffenü.  Rüge  IV,  835. 

Papstwahl  I,  225. 

Pflichten  IV,  754. 

Rechtskenntniss  I,  18$. 

Religionslehrer  IV,  624. 

Residenzpflicht  IE,  221. 

staatliche  Gerichtsbarkeit  IV,  794.  849. 

staatliche  Vereidigung  LEI,  194. 

Staatsangehörigkeit  U,   504.  IV,  20.  21  ß. 
865  (21 »). 

Standespflichten  I,  130  f. 

Standesrechte  I,  118. 

Stellvertreter  IV,  22. 

Strafgewalt  gegen  IV,  698.  726.  794.  837. 

Suspension  fv,  731.  (Ausdrücke)  734.  810. 
814. 

uneheliche  Kinder  11,  476.  478. 

Verbannung  IV,  738.  816. 

Verhältniss  zur  Kirche  IV,  753. 

Verletzung  I,  452.  ng.  jy,  105.  865  (19«»). 

Vermögenskonfiskation  IV,  816. 

Vorbildung  H,  508.  IV,  21.  491.  865.  866. 

Würde  I,  130. 

Zeugnissföhigkeit  I,  61.    IV,  7952. 

Züchtigung  IV,  737.  754.  756.  814.  835. 

Zurückyersetzung  IV,  729.  809.  835. 
Gelasius  I,  262. 
Geldbusse  IV,  737.  804. 
Geldstrafe  IV,  792.  848. 
Gemeinschaftliches  Leben  s.  vita  com- 
munis. 
General-Seminare  IV,  526.  527. 
Generalvikar  I,  486.    H,  205.357;  vgl. 
vicarius  generalis. 

Befugnisse  n,  213  f.  223  f. 

Bestätigung  m,  189. 

Bestellung  II,  209  f. 

Dimissorienausstellung  I,  95. 

Dispensationsrecht  I,  57. 

des  Erzbischofs  II,  22. 

iuristische  Stellung  11,  219  f. 

Ordinationsertheilun^  I,  95. 
Generalvikariat,   bischöfliches   U,   205. 
224.  225. 

Senuflectentes  IV,  718. 
er&thsehaften,  kirchliche  IV,  398.  408. 
G erhöh  v,  Reichersberp;  II,  57. 
Gerichtsbarkeit,  geistliche,  IV,  1;  vgl. 
iurisdictio. 
streitige  IV,  4. 


Germanien  s.  Frankenreich. 
Gerson  I,  197.    HI,  380. 
Geschworene,  irregularitas  I,  29. 
Geschworenendienst  d.  Geistlichen  1, 61. 
Gesetz,  kirchliches  s.  Kirchengesetz. 
Gesetz  ff  ebungsrecht  der  Bischöfe  s.  Bi- 
scnof. 

der  Kirche  HI,  669  f.  749.  829  f.    IV,  3; 
vgL  iurisdictio. 
Geständniss  IV,  739.  772.  839ö. 
Getaufte  s.  Taufe. 
Gewand,  priesterliches  IV,  142.  162;  vgl. 

Geistlichen. 
Gewohnheitsrecht  s.  consuetudo. 
Giessen,  kath.  Fakultät  IV,  530. 
Glaubensbekenntniss,    Ablegung    HI, 

218  f.    IV,  624.  678. 
Glöckner  HI,  322;  vgl.  auch  Kirchendiener. 
Gnadenbehörden  I,  392.  421  f. 
Gnesen,  s.  auch  Posen-Gnesen. 

AemterbeseUung  UI,  182 1.  3. 

legatus  natus  I,  631. 

Pnmat  I,  621  f.  632. 
Gnostiker  I,  145. 
Görz,  Erzbischof  H,  37. 
Gotha  s.  Sachsen-Gotha. 
Gottesdienst,  Ausschliessung  s.  Ausschlies- 
sung. 

Ausübung  IV,  19;  vgl.  Liturgie. 

Einstellung  IV,  805. 

Gebäude  IV,  306. 

Sachen  FV,  398.  408. 

Verwaltung  IV,  2.  3. 
Grab  stelle,  Gebrauchsrecht  IV,  169. 
Grado,  Patriarch  I,  567  f. 
Ypd(X(jiaTa,  xavovtxdt  I,  94. 
Gran,  Erzbischof  II,  37. 

legatus  natus  I,  632. 

prunas  I,  622.  632. 
granarii  II,  109"'. 
granatores  U,  109"^. 
grassatores  viarum  IV,  390. 
gratiae,  expectativae  II,  476.    III,  140.  158. 
Gratian,  defect  ex  delicto  I,  40. 
gratis  m,  106. 

&ravio  IH,  7023. 
regor  I.  I,  289.  IV,  717. 
Gregor  H.  I,  380. 
Gregor  IV.  I,  234.  289.  301. 
Gregor  V.  I,  244. 
Gregor  VI.  I,  245.  294.  303. 
Gregor  VII.,  Cölibat  I,  153. 

Investiturstreit  H,  546  f. 

Legaten  I,  507  f.  511. 

Papstentsetzung. I,  303. 

Papstwahl  I,  257  f.  289.  305. 

päpstliches  Gesetzgebungsrecht  III,  726. 

Pallium  n,  29. 
Gregor  Vni.  I,  162. 
Gregor  IX.  HI,  119.  739. 
Gregor  X.  I,  266.  279.    IH,  356. 
Gregor  XL  I,  270. 
Gregor  XH.  I,  197.  271.  294.  306.    HI,  368. 

526. 
Gregor  XIH.  I,  143. 
Gregor  XIV.  I,  13. 
Gregor  XV.  I,  274. 
griechisch-unirte  Kirche  s.  Orient 
Grossbritannien,  Busssystem  IV,  823. 
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Grossbritannien,  Primat  I,  616  f. 

Universitäten  IV,  669. 
Qross-Pönitentiarius  I.  371.  372.  431. 
Grosspolen  m,  759». 


SroBSum,  corpus  III,  237. 
ründonnerstaff,  Fi 
Kommunion  IV,  70. 


ründonnerstaff,  Firmöl  IV,  59. 


Reconciliation  IV,  722». 
Grundzins  II,  62. 
guardia  HI,  69». 
gubernaculum  III,  685^. 
Gubernator  urbis  I,  405.  410. 
Gurk,  Bischof  II,  48.  612. 
Gymnasien  IV,  627  f.;  vgl.  Schule. 


H. 


Hadrian  I.  I,  229.  230. 
Hadrian  IL  I,  234. 
Hadrian  in.  I,  235. 
Hadrian  IV.  I,  264. 
Hadrian  V.  I,  269. 
Häresiarch  I,  454. 
Häresie  I,  83. 
haeresis  I,  46  f.  448. 
haereticus  UI,  33. 

toleratus  I,  49. 

vitandus  I,  49. 
Häretiker,  Eucharistie  IV,  66. 

Messe  IV,  183. 

Ordination  I,  83. 

Taufe  rV,  2b.  53;  vgl.  auch  Ketzer. 
Halsbinde  I,  131. 
Hamburg-Bremen,  Erzbisthum  I,  615. 

Kirchenbacher  II,  311. 
Handel,  der  Geistlichen  I,  134;  vgl.  Geist- 
liche. 
Handauflegung  bei  der  Busse  IV,  697. 

718.  722. 
Hannover,  Aemterbesetzung  II,  465.  487 *. 
695.  696.  m,  166. 

Bisthümer  II,  485». 

canonici  numerarii  II,  81'. 

Cölibat  I,  163. 

Erziehung  der  Geistlichen  IV,  533  ^ 

ezemte  Bisthümer  H,  333. 

Generalvikar  II,  209. 

Immunität  der  Geistlichen  I,  128  ii. 

Informativprozess  H,  672. 

Kapitel  U,   81.  82.  114,  121.  132*.  160*. 

Kirchenbflcher  II,  310. 

Kirchengebäude  IV,  313.  324. 

Koadjutoren  H,  257. 

Konfirmation  H,  674. 

Lehrer  IV,  618». 

Ordinationstitel  I,  72.  74. 

Patronatrecht  lU,  7«. 

Pfarreierrichtung  U,  467, 

Pfarrgehilfen  II,  328. 

Pfarrverband  H,  313 1.  3155. 

Postuktion  H,  682.  684. 

staatl.  Bestätigung  bei  Pfründenbesetzung 
m,  179. 

staatl.  Placet  m,  761.  763. 

Suffragane  H,  180. 

Volksschule  IV,  587. 
Hansestädte,  apostoL  Vikariat  11,  359. 
Hauptkirche  I,  315. 


Haushälterin,  der  GeisÜichen  I,  132. 
Hebdomadarius  1, 323.  324.336«.  H,  193«. 

141.  142. 
Hehler,  der  Ketzer  I,  47. 
Heiden  I,  450.  m,  32. 

Bestrafung  IV,  792.  844.  847. 

Firmung  iV,  67. 

Taufe  XV,  28;  vgl.  üngetaufte. 
Heilige   Handlungen,   Verwaltung  der 

IV,  3.  5. 
Heilige,  Beatifikation  IV,  245.  249;  vgl. 
Seligsprechung. 

Bilder  IV,  239.  263.  274  t 

Kanonisation  IV,  246;  ygL  Heilige 
sprechung. 

Kircnenpatrone  IV,  259. 

Verehrung  IV,  239.  262.  265. 
Heiligsprechung,    Begriff   I,    473.    lY, 
24^  282. 

Prozess  IV,  252. 

Recht  zur  IV,  241.  250. 

Subjekt  rV,  251. 
Heinrich  L  m,  560. 
Heinrich  U.  IH,  561».  736. 
Heinrich  IV.  I,  258.  H,  5461 
Heinrich  V.  H,  563 f. 
Heinrich  VI.  II,  565. 
Hennegau,  Asylrecht  IV,  396*. 
Herakfea,  Exarch  I,  576. 
Hermaphrodit,  incapax  I,  9*. 

irregulär  I,  9*. 
Hersens  I,  575. 
Hessen  vgl.  Kurhessen. 

Aemterbesetzung  H,  501*  Ö08.  509  K  510". 
511«.  6968.  m,  5*.  190.  192.  193. 196. 
263*.  284  i.  297*.  298. 

Bildung  der  Geistlichen  IV,  21.  537.  547. 
557.  562.  568.  865  (22<).  875  (561—67). 

Bischof  n,  48. 

Generalvikar  U,  210. 

Immunität  der  Geistlichen  I,  125. 

Kapitularvikar  U,  24b. 

Kirchenbücher  H,  310. 

Kirchengebäude  IV,  324. 

Kirchenglocken  IV,  424«. 

Landdekane  U,  285.  287. 

landesherrL  Patronat  m,  177. 178*  179»^. 
184».  185«.  187fi.«. 

Lehrer  IV,  615.  619. 

Liturgie  IV,  17.  18". 

Metropolit  11,  17'. 

Nominationsrecht  III,  99''. 

Nuntiatur  I,  537. 

öffentl.  Andacht  IV,  221. 

Orden  IV,  489 1*  490. 

Patronatrecht  HI,  7».  34».  93. 

Pfarreierrichtung  H.  467. 

Postulation  11,  683  7. 

Religionsunterricht  IV,  609.  622.  638.  874 
(557). 

Schulbehörde  IV,  601. 

Seminar  IV,  865. 

Simultanschule  IV,  588. 

Sonntagsfeier  IV,  298. 

Staatsangehörigkeit  II,  504.  507«.'. 

staaü.  Placet  IH,  763.  838«.  839.  840«. 
841.  846. 

Synoden  HI,  665. 

Volksschule  IV,  584.  595. 


Kegister. 


8d7 


Hessen,  Wallfahrt  IV,  239. 

Weihbischof  H,  181. 
Hessen-Darmstadt.    • 

Bischof  n,  49. 

Kapitel  II,  82 1. 

lanaesherrL  Patronatrecht  IH,  182^<'. 
H^  c  8  8  6  n  ~  T^  a  8  8  au 

Büdung  der  Geistlichen  IV,  530«.  537«. 

Cölibat  I,  163. 

Kirchenbücher  11,  310. 

Kirchengebäude  lY,  324. 

landesherrL   Patronatrecht   IH,   7^    177. 
1786.  179".  182*. 

landesherrL  Tischtitel  I,  74 ». 

Lehrer  IV,  619. 

Metropolit  11,  17  ?. 

Pfarreierrichtung  H,  467. 

Pfarrverband  H,  3131. 

Simultanschule  IV,  588. 

staatl.  Placet  III,  763. 

Taufort  IV,  37 «. 
Hibernia,  Primas  I,  621. 
Hiebe  IV,  815.  848».«;  vgl.  auch  körper- 
liche Züchtigung, 
hierarchia  iurisdictionis  I,  1 63  f. 
Hierarchie,  der  Kirche  I,  1  f.  1639. 

ordinis  I,  163. 
Hildesheim,  exemtes  Bisthimi  II,  333. 
Himmelfahrtstag  IV,  149. 
Hochaltar  IV,  399. 
Hochamt  IV,  199. 
Hoch  würdige  Herren  II,  86*. 
Hörende,  Bussstation  IV,  717. 
Hofgeistliche  IH,  99. 
HohenzoUern. 

Kirchengebäude  IV,  324. 

Patronatrecht  IH,  7B 

Pfarreierrichtung  II,  467. 
Holland. 

Aemterbesetzung  II,  658. 

Missionsbisthümer  II,  361. 

Provinzialsynoden  III,  506. 

staaü.  Ph&cet  IH,  763«. 

Volksschule  IV,  6002. 
Holstein  s.  Schleswig-Holstein, 
homagium  s.  hominium. 
homicidium  I,  41  f.  50^. 

casuale  I,  57.  575. 

Toluntarium  I,  57  5. 
homiletische    Theil,    des    Gottesdienstes 

IV,  25. 
homines  transmarini  I,  865. 
hominium  11, -536.  569. 
honor  UI,  64;  vgl.  ius. 

aquae  benedictae  II,  66. 

inscriptionis  HI,  65. 

intercessionum  Ul,  64. 

lystrae  III,  65. 

panis  benedicti  IH,  66. 

precum  HI,  64. 

processionis  HI,  64. 

sedis  m,  64. 

sepulturae  IH,  65. 

thuris  s.  suffitus  UI,  65. 
Honorar  s.  Salair. 
honorati,  patriae  H,  605. 
Honorius  I.  I,  307. 
Honorius  H.  I,  257.  263. 
Honorius  HI.  I,  139.  HI,  738. 

HinschinB,  Kiicbeiureclit  lY. 


Hontheim  I,  200 f.  204.  528.  530.  IH,  743. 

749. 
Hören,  kanonische  IV,  313. 
Hormisda  I,  219. 
Hosianum  IV,  533.  675*.  681*, 
Hos  ius,  V.  Kordoba  I,  498. 
Hospitäler  II,  395i. 
hospitalarius  H,  108. 
Hostie  IV,  64.  142. 
Hussiten,  Eucharistie  IV,  78. 
Hut,  rother  I,  357. 
Hyginus  I,  310. 


I.  J. 

Janitores  I,  4. 
Jannizeri  I,  444. 
Idololatrie  I,  38*.  IV,  694. 
ieiuni  I,  116. 
ieiunium  IV,  80.  82. 

naturale  IV,  191. 
Jerusalem. 

Bischof  I,  541.  544.  561.  565. 
Jesuiten  U,  510.  IV,  486.  867.  868. 

brevia  extxa  tempora  I,  115. 

Dimissorien  I,  98*. 

Universitäten  IV,  659.  6802. 

Vota  simplicia  I,   13.  75.   s.  auch  Orden 
und  ordenähnliche  Kongregationen, 
ignari  I,  19. 
ignorantes  I,  19. 
Illegitimität  I,  14. 
Illici,  Bischof  I,  591.  624. 
illiterati  I,  19. 

Illyrien,  Stellung  zu  Rom  I,  579.  585.  587. 
„Immensa  aeterm''  HI,  504.  647. 
Immersio  IV,  32. 
Immunität  I,  26. 

der  larche  I,  470  f.  IV,  167.  388. 

der  Kleriker  I,  124.  IV,  165.  167. 
Impedimenta  canonica  I,  9. 
imperiti  I,  19. 
incapaces  s.  Inkapacität 
incardinatio  I,  314.  315. 
4n  coena"  HI,  754*.  7562  757*.  844«.  IV 

104. 
incompatibilitas,  facti  IH,  263. 

der  Kirchenämter  I,  367.  IH,  243. 
incorporatio  beneficii  II,   324.  396.  431. 
436  f. 

Patronatrecht  ü.  634  f. 

der  Pfarrei  H,  324. 

plenissima  H,  453  {. 

quoad  temporalia  s.  minus  plena  U,  284*. 
446  f. 

quoad  temporalia  et  spiritualia  II,  284*. 
451  f 
incrementum,   cultus  divini  U,  388,  IV, 

320. 
Index  librorum  prohibitorum  I,  451  f.  IV, 

445;  vgl.  congreffatio. 
Indiae  occidental.  I,  571  f. 
Indigenat,  Kapitel  II,  82.  83;   vgl.  noch 

Reichs-  und  Staatsangehörigkeit, 
indulgentia  I,  473  f.  m,  805*. 
Indult,  päpstliches  I,  354. 
indultum  m,  805*. 
infamia  I,  41^. 
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infamia  immediata  I,  31. 

iuris  I,  31. 
Infamie,  der  Ketzer  I,  22.  31. 

der  Kleriker  IV.  816. 
infirmariuB  II,  108. 
Informativprozess  II,  672. 
infula  n,  47. 
Infusio  IV,  32. 
ingressus   ecclesiae  I,  52.  III,  283 s.  IV, 

70.  74. 
„Iniunctum"  Hl,  220. 
Inkapacit&t  I,  7  f.  116. 

des  ungetauften  I,  55. 
Inkontinenz  I,  36^.  40. 
Innocenz  L,  Cölibat  I,  148. 

?&pstl.  Gesetzgebungsrecht  HI,  684. 
'rimat  IV,  783.  805. 
Innocenz  IL,  Cölibat  I,  156. 

päpstliche  Synoden  HI,  5253. 

Privilegium  canonis  I,  118. 

Wahl  I.  263.  281 3.  305. 
Innocenz  in.,  Aemterbesetzung  III,   117. 
126. 

Archidiakon  II,  195. 

bigamia  interpret  I,  25. 

Concil.  Lateran.  III,  353. 

Ordinationstitel  I,  77. 

päpstl.  Oesetzffebimgsrecht  HL,  738.  746. 
Innocenz  IV.,  Lyoner  Konzil  III,  354. 

päpstl.  Besetzungsrecht  III,  120. 
Innocenz  VI.,  Besetzung  des  päpstlichen 

Stuhles  I,  270. 
Innocenz  VII.,  Besetzung  des  päpstlichen 

Stuhles  I,  271. 
Innocenz  XII.,  Ordination  I,  87. 
Innovation,  der  Kirchenämter  II,  395  f. 

der  Privilegien  HI,  824. 
Inquisition,  Assessor  I,  389. 

Commissar  I,  389. 

s.  officii  I,  448  f. 
insertio  in  filum  schedularum  I,  285. 
in  sign  e  (numisma)  capituli  11,  86. 
installatio  11,  654.  700. 
Instanz,  erste  der  Hierarchie  II,  38  f. 
institutio  11,  649. 

autorizabiUs  H,  452.  651.  III,  3.  98. 

canonica  IE,  650. 

collativa  II,  452.  650.  LH,  55. 

corporalis  Ö,  654. 

verbalis  II,  654 '  a.  E. 
in  Strumen  tum,  electionis  11,  669. 
integritas  formalis  IV,  121. 
integro,  ex  DI,  107. 
intentio   faciendi    id   quod   facit   ecclesia 

IV,  34. 
intercessor  11,  229. 

interdicirte,    Aemterbesetzung    U,    488. 
IV,  66. 

Finnun^  IV,  59. 
interdictio  ingressus  ecclesiae  s.  ingressus. 
Interdikt,  allgemeines  IV,  715.  805. 

über  Kapitel  I,  101. 

der  Klenker  I,  144. 

lokales  I,  53. 

personales  I,  52. 
interessentia  m,  236. 
Interkalarfonds  I,  74.  II,  321. 
internuntii  I,  533. 
Interstitien  I,  51.  112  f.  634. 


interventor  11,  229. 
inthronisatio  IE,  677. 
intitulare  I,  315. 
intitulatus  I,  63.  315. 
Investitur  11,  536.  573*.  654. 

abusiva  11,  652. 

des  Kanonikers  II,  69  ^ 

mit  Scepter  DL,  555«.  649«. 
Investiturstreit  11,  541  £. 
invocatio,  der  Heiligen  IV,  240. 
Johann  von  England  HI,  574. 
Johann  I.,  Besetzung  des  päpstL  Stuhles  I, 
219. 

Erledieu^  des  päpstl.  Stuhles  I,  299. 
Johann   VlU.,   päpstl.    Gesetzgebungsrecht 

m,  718. 
Johann  IX.,   Besetzung  des  päpstL  Stuhles 

I,  236.  237. 
Johann  X.,   Besetzung  des  päpstl.  Stuhles 

I,  244. 
Johann  XI.,  Besetzimg  des  päpstl.  Stuhles 

I,  239.  244. 
Johann  XTT.,  Besetzung  des  päpstL  Stuhles 
I,  239.  244.  279.  290». 

Erledigung  des  päpstl.  Stuhles  I,  303. 
Johann  XIIL,  Besetzung  des  päpstL  Stuhles 

I,  239.  244. 
Johann  XIV.,  Besetzung  des  päpstL  Stuhles 

I,  244. 
Johann  XVI.,  Besetzung  des  päpstl.  Stuhles 

I,  245. 
Johann  XIX.,  Besetzung  des  päpstl.  Stahles 

I,  245. 
Johann  XXI.,  Besetzung  des  päpstL  Stuhles 

I,  269. 
Johann  XXH.,  annus  carentiae  H,  73. 

Besetzung  des  päpstl.  Stuhles  I,  270. 

Erledigung  des  päpstl.  Stuhles  I,  304. 

Konstanzer  Konzil  IH,  369. 

Mehrheit  der  Kirchenämter  HI,  252. 

päpstl.  Besetzungsrecht  IH,  130. 
Johann  XXIQ.,  Erledigung  des  pi^tlichen 
Stuhles  I,  306. 

Konstanzer  Konzil  HI,  368.  377. 
Johanna,  Päpstin  I,  238. 
Jovinian  I,  148. 
Irene  I,  501.  IV,  276. 
irischer  Wahlmodus  11,  683. 
Irland,  Aemterbesetzung  U,  690  ^ 

öffentl.  Busssystem  IV,  823.  825. 

Chorbischöfe  il,  169. 

Investiturstreit  II,  591«. 

Missionsbisthümer  TL,  361. 

Nationalsynoden  HI,  575 1. 

Primat  I,  621. 

Provinzialsynoden  HI,  491«.  506. 
Irregularität  vgL  irrezularitas. 

des  Advokaten  und  Prokurators  I,  28. 

i.  allgem.  I,  7.  9  f.  11,  487. 

des  Arztes  I,  29. 

Beseitigung  I,  55  f.  103  f. 

des  Ehemannes  I,  36. 

i.  einzelnen  I,  1 1  f. 

des  Hermaphroditen  I,  9^. 

der  Ketzer  I,  58. 

der  Kuratoren  und  Exekutoren  1^  34. 

partielle  I,  48. 

Kichter,  Geschworene,  Assessor  I,  29. 

Sklave  I,  32. 
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Irregularität,  Soldat  I,  36. 

Staatsbeamte  I,  35. 

staaü.  Gesetzgebung  I,  59. 

totale  I,  49. 
irregularitas,  ex  defectu  I,  10*.  10«.  11. 

ex  delicto  I,   10«.«    16.  21.   21».  25.  28. 
30.  31.  38  f. 

ex  delicto  proveniens  I,  14^. 

mutilatiouis  I,  16. 
irretractabiles  actus  I,  466«. 
Island,  Inrestiturstreit  11,  591 3. 
Italien,  Aemterbesetzung  11,  500.  608.  690. 

Amtsträger  IQ,  199.  208».  210.  306. 

Bisthümer  II,  381. 

Cölibat  I,  148.  149«. 

Diöcesansjnoden  in,  5878,  597. 

exemte  Bisthümer  11,  333. 

Investiturstreit  11,  559.  578.  592  f. 

Kapitel  H,  116.  1321. 

Kirchenglocken  lY,  413. 

kirchl.  Gesetzgebungsrecht  III,  684 '. 

Konstanzer  Konzil  HI,  373. 

Liturgie  IV,  7. 

Metropolit  11,  3  f. 

Mission  IV,  487. 

Nationalsynoden  III,  551  s.  569. 

öffentl.  Andacht  IV,  221. 

Pfarrer  11,  265. 

Primas  I,  605. 

Provinzialsynoden    III,    477.   482.    491«. 
506.  852. 

staatl.  Placet  HI,  763  8 

Synoden  IE,  535 1.  537«. 

Universitäten  IV,  640. 

Vatikan.  Konzü  IH,  470  »o. 
Italograeci  II,  40.  181.  IV.  428*. 
Iteration,  der  Messe  IV,  184. 
Iterum  proponatur  I,  462. 
iubilatio  III,  240. 

Jubiläumsbullen,  Absolution  IV,  105. 115. 
Jubiläumszeit,  Busse  IV,  115. 
Juden  I,  450.  DI,  32;  vgl.  Ungetaufte. 

Taufe  IV,  28. 
Judenthum,  Bestrafung  IV,  847. 
iudex  I,  167. 

delegatus  I,  187.  393.  402. 

excusationum  m,  455.  644.  662 ». 

fidei  m,  395. 

librorum  prohibitorum  I,  203.  452. 

Ordinarius  I,  171.  188.  382.  11,  20.  195. 

palatinus  s.  de  clero  I,  380.  382. 

m  partibus  I,  175.  III,  661.  662«. 

quasi  Ordinarius  I,  194. 

querelarum  m,  455.  644.  6629. 

recusatio  I,  1918. 

relator  I,  468. 

sacri  palatii  I,  492. 

synodalis  III,  644. 
Judizial-Poenitenz  IV,  760«. 
Julius  L,  776*. 
Julius  n.  I,  273.  in,  422.  423. 
Julius  m.  in,  446. 
Jungherrn  II,  63. 
iuramentum  s.  Eid. 
iuris dictio  actualis  I,  370. 

correetionalis  n,  136. 

delegata  I,   171  f.   183.  372.  392.  402.  U, 
214. 

ecclesiae  I,  470  f. 


iuris  dictio  episcopalis  n,  41.  195.  233. 

externa  n,  295. 

habitualis  I,  370. 

interna  I,  168.  n,  295.  IV,  86. 

der  Laien  I,  170. 

mandata  I,  171  f. 

ordinaria  I,  171  f.  183.  372.  392.  402.  II, 
214. 

propria  II,  195.  295. 

quasi  episcopalis  I,  352.  n,  344.  III,  173. 

quasi  ordinaria  I,  184.  372 1. 

vicaria  I,  171  f. 
Jurisdiktion  vgl.  iurisdictio. 

i.  aUg.  I,  163  f.  n,  21. 

des  Erzbischofs  II,  16  ^i;  vgl.  Erzbischof. 

gesetzlich  delegirte  I,  184.  192.  372 1. 

des  Metropoliten  n,  16. 

des  Papstes  I,  195  f.  290. 
Juristische  Person  n,  124. 
ius  adventitium  I,  202. 

asyli  s.  Asybecht. 

aspersionis  II,  66. 

ad  beneficium  o.  ad  rem  I,  290.  n,  652  f. 
in,  51. 

in  beneficio  o.  in  re  n,  652  f.  675. 

canonicum  lU,  735. 

conmiune  m,  830. 

compatronatus  s.  compatronatus. 

consolidationis  s.  npn.  decrescendi  II,  233. 

controversiun  I,  202. 

devolutionis  s.  Devolution. 

divinum  lU,  769.  793. 

ecclesiasticimi  s.  clericale  m,  10. 

episcopale  n,  41. 

essentiale  primatus  I,  202. 

exclusivae  I,  293. 

honorificum  ni,  64. 

inscriptionis  m,  65. 

lystrae  ni,  65. 

metropoliticum  n,  18. 

naturale  III,  769.  770 1. 

nominandi  s.  Nominationsrecht. 

optandi  I,  344.  362.  ^,  615. 

ordinis  conmiime  n,  40. 

ordinis  episcopale  s.  reservotum  s.  pon- 
tificale  n,  40. 

parochiale  n,  302. 

patronatus  s.  besondere  Rubrik. 

pleno  iure  pertinere  n,  442. 

praesentandi  ni,  42  f. 

precum  ni,  64. 

primariarum  precum  n,  639  f. 

processionis  Ul,  64. 

ad  rem,  in  re  s.  ius  ad  beneficium,  in  be- 
neficio. 

sepulturae  IH,  64. 

simultaneae  coUationis  n,  614. 

sin^are  ni,  806. 

spirituali  annexum  II,  629.  in,  7. 

Statuen  di  statuta  n,  131. 

variandi  in,  48;  vgl.  variatio. 
ius  patronatus  v^.  Patronatrecht 

im  allgemeinen  II,  439«.  618  f.  ni,  6  f. 

activum  m,  17. 

agnaticium  ni,  85. 

familiäre  s.  gentilicium  in,  84. 

haereditarium  ni,  13.  83. 

laicale  m,  10.  94«. 

mixtum  n,  423«.  m,  10  f. 
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ius  patronatus  passivum  UI,  17. 

personale  III,  9. 

reale  III,  9. 
Justini  an,  Asylrecht  IV,  383. 

Ausbildung  der  Geistlichen  IV,  491. 

kirchliches  Gesetzgebungsrecht  m,  675^. 

kirchliches  Strafrecht  IV,  791.  793.  796. 

Metropolit  I,  579. 
Ivo  V.  Cnartres  II,  553 1. 


K. 


Kämmerer  I,  405  f.  11,  107.  290. 

geheime  I,  389. 
Kahlscheeren  IV,  809. 
Kaiser,  Gesetzgebungsgewalt  III,  672. 

Papstwahl  I,  236;  vgl  auch  Fürst. 

Universitäten  IV,  643  f. 
Kalendae  U,  275. 
Kaiendarien  IV,  280. 

liturgicum  IV,  15. 
Kammer,  apostolische  1, 415;  vgLcongregatio. 
Kammerherr  I,  389. 
Kanada,  Aemterbesetzung  11,  690 ^ 

Missionsbisthümer  11,  361. 
Kanonikat  TgL  Kanoniker. 

im  allgem.  ü,  62.  482.  695. 

Besetzung  n,  694  f. 

Eigenthümlichkeiten  II,  73  f. 

de  gracia  HI,  167*. 

Kathedral-  H,  66.  613  f.  694. 

Kollegiat-  ü,  66.  613  f.  695. 

de  mercede  III,  1676 

de  officio  m,  167«. 

primae  (secundae)  erectionis  11,  86. 

Senium  11,  86. 
Kanoniker  vgL  canonicus  und  Kapitel. 

im  allgem.  II,  61  f.-  8t  f. 

Aufiiahme  11,  66  f. 

Bestätigung  m,  189. 

Ehrenrechte  II,- 77.  88.  87.  703  f. 

Einkünfte  II,  70. 

der  heutigen  Zeit  11,  83  f. 

Investitur  II,  69». 

Pflichten  H,  88. 

Rechte  II,  85  f. 

Residenzpflicht  III,  234  f. 
Kanonisation  vgl.  canonisatio  u.  Heilig- 
sprechung. 

im  allgem.  1,  471.  472.  473».  IV,  239. 

Prozess  I,  366.  4733.  IV,  252. 
Kantor  I,  4.  n,  63.  97  f.  IV,  618. 
Kanzlei,  apostolische  I,  432. 

geheime  11,  225. 
Kanzleiregeln,     päpstliche    Reservation 

III,  140  f.  143.  147  f. 
Kanzler  I,  480. 
Kapellan,  geheimer  I,  390. 
Kapelle  II,  2673.  472 5;  s.  auch  capella. 

Laien-  m,  102  7. 

öffentliche  IV,  311, 

des  Papstes  I,  496. 

private  s.  Privatoratorien. 
Kapitel    v^l.    canonicus,    capitulum    und 
Kanoniker. 

im  allgem.  11,  54.  81.  124  f. 

Aemter  H,  88  f.  117  f.. 

Aufnahme  11,  70. 


Kapitel,  Autonomie  II,  1 33  f. 

Beschlüsse  n,  129  f. 

Besetzung  II,  613  f. 

Bischof  Ö,  143  f. 

Dom-  n.  49  f. 

exemte  II,  143  f. 

gemischte  11,  69. 

Kathedral-    11,    118  f.;    vgl.    Kathednd- 
kapiteL 

Kollegiat- 11,  61  f.;  vgL  KoUegiatkapitcl. 

Ordnung  II,  71  f. 

Pflichten  H,  141  f. 

Rechte  11,  137  f. 

Sitzungen  II.  125  f. 

Verwaltung  n,  135  f. 

Verweser  U,  234.  III,  607«. 
Kapitulärvikar,  i.  allg.  H,  228.  234.  635« 

Dimissorienausstellung  I,  95. 

Dispensationsrecht  I,  57. 

sede  vacante  I,  14  *, 
Kardinal  vgL  cardinalis. 

im  allgem.  I,   309  f.  375.  391.  421.  4S3. 
n,  616.  ni,  3952.  606. 

-Bischof  I,  323  f.  338. 

creatio  I,  339  £  365. 

-Diakon  I,  320  f.  339. 

Ehrenrechte  I,  357  f. 

historische  Entwickelung  I,  309  £ 

Ernennung  I,  339  £ 

Jeborene  I,  332. 
urisdiktion  I,  312.  352.  370. 

Optionsrecht  I,  344  f. 

Ordinationskompetenz  I,  82. 

-Priester  I,  320  £  338. 

Qualifikation  I,  342  £ 

Rechte  I,  348  £ 

Residenzpflicht  I,  357. 

Stellung  I,  347  £ 

Titel  I,  338  £ 

Verletzung  I,  31.  360. 
Kardinaldekan  I,  360. 
Kardinalkämmerer  I,  363.  369.  372.  405. 

440. 
Kardinalkollegium  I,  359  ff. 

Thätigkeit  I,  364  £ 

Verfassung  I,  359  f. 
Kardinalpräfekt  I,  420.  420*.  421.  4S3. 
Kardinalskotigr^gationen  I,  419. 
Kardinalstaatssekretär  I,  447.  479.497. 
Kardinalstellen  I,  356. 
Kardinal-Vicekanzler  I,  440. 
Kardinalvikar  I,  480.  485  ff.  IL,  214». 
Karenzjahr  s.  annus  carentiae. 
Karl    d.    Gr.,    kirclü.    Gesetzgebungsrecht 
m,  705. 

Synoden  III,  549  £ 
Karl  V.  I,  452.  lU,  427.  446. 
Karl  VII.  I,  198. 
Karolinger  s.  Frankenreich. 
Karthago,  Bischof  I,  86*.  581.  624. 
Kasualpredigt  IV,  473. 
Katechese  IV,  477. 
Katechismus,  römischer  IV,  445. 
Katechumenat  IV,  23.  34. 
Katechumenen,     Messe,    Ausschliessung 
IV,  700. 

Bestrafung  IV,  727. 

Oel  IV,  59.  143. 

weibl.  I,  8. 
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Kathedralkanonikat,  Besetzung  11,  613f. 
Kathedralkapitel    U,     118  f.;      s.    auch 
Kapitel. 

Pflichten  II,  143  f. 
Kathedralkirche,      Aufbewahrung      der 
Eucharistie  lY,  83. 

Begriff  IV,  307. 

Errichtung  II,  387. 

incorporatio  U,  454  ^ 

Kanonikate  II,  484. 

Pfarrer  II,  302. 

Taufort  IV,  36. 

Theüung  II,  409  f. 
Kathedralstift  II,  65.  66.  387. 

Kanoniker  II,  88. 
Kathol.  Kirche,  Lehrgewalt  IV,  432;  vgl. 
ius  magisterii. 

Unfehlbarkeit  IV,  433.  435  f. 

Verh&ltniss  zii  anderen  IV,  426. 
Kelch  IV,  408. 
Kellermeister  II,  105  f. 
Ketzer,  im  allgem.  I,  47.  48.  11,  487. 

Anhänger  I,  47. 

Asylrecht  IV,  391. 

Beschützer  I,  47. 

Firmung  IV,  57. 

Hehler  I,  47. 

Irregularität  I,  46  f. 

Kinder  I,  22. 

Messelesen  IV,  184. 

Taufe  IV,  43. 

Taufpathen  IV,  39. 

und  weltliches  Recht  IV,   791.  844.  847. 
Ketzerei  I,  46  f.  562. 

Absolution  IV,  104. 

Bestrafung  IV,  791.  844.  847. 

Feststellung  IV,  75. 

publicum  crimen  IV,  791. 
Keuschheitsgelabde  vgl.  Gölibat. 

der  Ehefrau  I,  36«.  37». 

des  Ehemannes  I,  36  s. 

der  Geistlichen  I,  131;  vgl.  Geistliche. 
Kinder  IH,  35. 

Eucharistie  IV,  67. 

Taufe  IV,  26.  30.  38. 
Kirche  vj^.  katholische  Kirche. 

Arten  fV,  306.  326«. 

Autonomie  IV,  17. 

Dotation  IV,  320. 

Hierarchie  I,  1  f. 

Lehrgewalt  I,  163  f.  IV,  432.  435. 

Leitung  I,  195.  IV,  1. 

Zweck  IV,  1. 
Kirchenamt  vgl.  beneficium  u.  officium. 

im  allgem.  Il,  364  f. 

Abberufung  IH,  298  f. 

Anwartschaft  11,  474  f. 

Aufhebung  11,  459  f. 

Begriff  n,  364  f. 

Besetzung  II,    474  f.    512  f.    616  f.   649  f. 
657  f.  690  f.  m,  1  f.  103  f.  190.  193. 

Erledigung  III,  264  f. 

Errichtung  H,  378  f.  385  f.  464  f. 

Inkompatibilität  III,  243. 

Inkorporation  U,  436. 

Innovation  II,  395  f. 

niederes  II,  364.  505".  HI,  1. 

päpstl.  Besetzung  III,  113. 

Person  des  Erwerbers  II,  476. 


Kirchenamt  Pluralität  IQ,  243. 

staaü.  Mitwirkung  bei  Besetzung  IH,  1 75. 

staatL  Nothbesetzungsrecht  HI,  192. 

staaü.  Recht  U,  369.  464. 

Suppression  H,  459  f. 

Tausch  m,  285. 

Theilung  H,  400. 

Unfähigkeit  zur  Erlangung  IV,  727. 

Union  II,  417. 

Vakanz  II,  474.  HI,  318. 

Veränderung  II,  395.  455.  464. 

Verlegung  Ö,  397. 

VerleSiung  U,'  649.  IH,  1.  105. 

Verleihungsfrist  III,  103. 

Verlust  ipso  facto  III,  294. 

Verzicht  III,  265. 

Wahl  II,  657. 
Kirchenamtsträger  vgl.  Geistliche. 

Pflichten  HI,  198  f. 

Rechte  III,  198. 

Versetzung  III,  305  f. 

weltliche  iH,  .321  f. 
Kirchenbann    s.    Exkonununikation    und 

Bann. 
Kirchenbedienstete,  weltliche  Hl,  321  f. 
Kirchenbücher  H,  309  f. 

des  MiHtärs  H,  3412. 
Kirchendiebstahl  IV,  170. 
Kirchendiener,   niedere  H,  3645.  505". 

m,  324.  325. 
Kirchengebäude  v^.  Gottesdienst. 

der  Al&atholiken  XV,  373 ;  vgl.  Altkatho- 
liken. 

Arten  IV,  306. 

Asylrecht  IV,  380. 

Ausschmückung  IV,  332.  334.  352. 

Baustil  IV,  332. 

Befleckung  IV,  328.  388. 

Benediktion  IV,  326. 

Benutzung  IV,  166.  337. 

Einrichtung  IV,  332. 

Entsühnung  IV,  330. 

Entweihung  iV,  331. 

Errichtung  IV,  3l8. 

Exekration  IV,  326.  331. 

Geschenke  IV,  336. 

Kirchensitze  IV,  340  t 

Konsekration  IV,  326.  388. 

öffentliches  IV,  307. 

Pollution  IV,  326.  328.  388. 

privates  vgl.  Privatoratorien. 

Srofane  Benutzung  IV,  354  f. 
leconciliation  IV,  326.  328.  330. 

Simultaneum  IV,  358;  vgl.  Simultaneum. 

StaatL  Gesetzgebung  IV,  324. 
Kirchengebet  fQr  Landesherren  IV,  220. 
Kirchengemeinschaft,      Ausschliessung 

IV,  691. 
Kirchengeräthe  IV,  144.  408. 

Benediktion  IV,  408. 

Konsekration  IV,  408. 

liturgische  Vorschriften  IV,  411. 

Veräussening  IV,  869  (169.  170). 
Kirchengesetze,  Ausfertigung  HI,  781  f. 

Bezeichnung  IH,  781  f. 

Geltimg  ni,  784  f. 

Publikation  HI,  772  f. 
Kirchenglocken  IV,  413  f. 

Anzahl  IV,  414. 
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Kirchenglocken,    kirchlicher    Gebrauch 
IV,  416. 

Simultaneum  IV,  424. 

staatl.  Gesetzeebune  IV,  419. 

weltlicher  Gebrauch  IV,  420. 
Kirchen ffut,    beneficium    der    Geistlichen 

als  1,  69.  70. 
Kirchenlehn  II,  634. 
Kirchenpfründe  11,  74  f.  367;  vgl.  Pfründe. 
Kirchenraub  IV,  170. 
Kirchensitze  IV,  169.  340  f. 

Ersitzung  IV,  351 3.  346. 
Kirchensprache  IV,  13.  48. 
Kirchenstaat  I,  214  f. 
Kirchhüter  HI,  324. 
Kirchliches    Begrfibniss,    Versagung    IV, 

117.  124.  329.  6978.  704. 
Kirchweihe  IV,  328. 
Klerikal  stand,   Ausschliessung  IV,   728. 
729.  793.  806;  v^l.  auch  character  in- 
delebilis  und  Geistliche. 
Kleriker  s.  Geistliche. 
Kloster  I,  13.  II,  50.  52«. 

Verweisung  ins  IV,  804.  815.  848. 
Klosterjahr  II,  70. 
Klosterkirche  IV,  309. 

Aufbewahrung  der  Eucharistie  IV,  83. 
Klosterschule  IV,  497. 
Koadjutoren  vgl.  coadiutores. 

des  apostolischen  Vikars  IE,  357. 

des  Bischofs  II,  249  f.  688. 

des  Kapitels  II,  81  f. 
Koadiutorien  s.  coadiutoriae. 
Kodelegation  I,  193.  194. 
Köln  I,  318.  332.  335.  437. 

Büchercensur  I,  452. 

Generalvikar  II,  224. 

legatus  natus  I,  612.  631. 

Nuntiatur  I,  5267. 

Primat  I,  612  f. 

Probat  II,  115. 

Provinzialsynode  III,  506.  536. 

vita  communis  II,  55  i.  56  ^ 

Weihbischof  11,  173«. ». 
König  vgl.  Fürst. 

Benediktion  IV,  144.  146. 

Taufe  IV,  36. 
Königspfründen  11,  76. 
körperliche  Züchtigung  IV,  737.  815. 
xoivcovla  IV,  706. 
Kollation  s.  collatio. 
Kollatoren,  Besetzung  von  KirchenSmtem 

m,  173  f. 
Kollegial-Prokuratoren  I,  495. 
Kollegiat-Kanonikat  II,  613  f. 
Kollegiatkapitel  11,  88  f.  124  f. 

Aemter  H,  88  f. 

Aufnahme  II,  66  f.  71. 

Berufung  II,  125. 

Dignitäten  II,  88. 

Disciplinargewalt  II,  135. 

der  heutigen  Zeit  II,  81. 

ofBcia  n,  88. 

Personate  II,  88. 

Pflichten  II,  141  f. 

Rechte  11,  124  f. 

Statuten  II,  133  f. 

Verfassung  11,  61.  65. 
Kollegiatkirche  II,  49.-53.  IV,  309. 


Kollegiatkirche  Aufbewahrung  der  Eu- 
charistie IV,  83. 

Begriff  IV,  309. 

Ernchtung  II,  387. 

Inkorporation  II,  454 1. 

Kanonikat  II,  485. 

Kapitularvikar  II,  247. 

Pfarrer  II,  302. 

Theilung  H,  409  f. 
Kommende  I,  66.  89.  ÜI,  109. 
Kommissar  s.  commissarius. 
Kommissariat  II,  208. 
Kommissionen  III,  395. 

st&ndige  lU,  395. 
Kommissorium  I,  1881 
Kompatibilit&t  I,   367;  vgl.  incompatibi- 

litas  und  Kirchenamt. 
Kompatronat  s.  compatronatus. 
Kompostella  I,  318.  594. 
Konfirmation  s.  confirmatio  u.  Firmung. 
Kongregation  vffl.  congregatio. 

des  lutrdinalkoüegiums  T,  464  f. 

für  den  Kirchenstaat  I,  481  f. 

Partikular-  I,  115. 

der  Stadt  Rom  I,  479  f. 

Verfassung  I,  483;  s.  auch  ordens ähn- 
liche Kongregationen. 
Konklave  s.  conclave. 
Konklavisten  I,  275  f. 
Konkordat,  Fürsten-  HI,  138.  412. 

Wormser  II,  558. 
Konrad  III.,  Investiturstreit  II,  562. 
Konsekration  vgl.  consecratio,  benedictio 
und  Sakramentalien. 

im  allgem.  IV,  142. 

des  Bischofs  I,  95.  II,  676. 

der  Kirchen  IV,  148.  326.  399. 

der  Kirchengeräthe  IV,  408. 

bei  der  Messe  IV,  178. 

des  Papstes  I,  289. 

ReUquien  IV.  269. 

Wirkungen  IV,  2. 
Kon sistorial- Abteien  I,  365. 
Konsistorium,  bischöfliches  II,  205.  224. 
225. 

des  Kardinalkollegiums  I,  364. 
Konstantin  1. 1,  209.  HI.  326.  671.  IV,  791«. 
Konstantin  II.  I.  228. 
Konstantin  m.  HI,  527'. 
Konstantinopel,  Bischof  I,  541. 

Kardinal  I,  318. 

Patriarch  I,  388  »o.  549«. 

Synode      I.  IH,   333«.  336»*.  343.  3448. 
348.  515. 

Synode    ü.  IH,  333».  336 ". 

Synode  HI.  UI,  333«.  336 ". 

Synode  IV.  IH,  333«.  336". 
Konstantins  III,  527^.  IV,  7911. 
Konstanz,  Konzil  I,  197.  IH,  136  f.  369  f. 
633.  747. 

Konkordat  II,  67.  68.  68 1. 
Konstruktion  HI,  221 
Konsultoren  I,    431.   451.  453.  468.  474. 
476. 

nati  I,  451.  472. 
Konventsmesse  II,  88.  141.  IV,  196.  201. 

204. 
Konvikt,  höheres  IV,  528. 

Knaben-  IV,  532.  534.  555.  874.  875. 
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Konyikt,  niederes  lY,  528. 

für  Studirende  IV,  566.  874.  875. 
Konzil  Tgl.  concilium,  Synoden. 

im  allgem.  HI,  325  f. 

allgemeines  oder  ökumenisches  s.  allge- 
meines Konzil. 

Beamten  m,  436. 

Berufung  III,  526''.  609. 

Betheiligung  III,  609. 

Geschäf&ordnung  III,  612. 

Oesetzgebungsrecht  HI,  764  f.  773. 

Kosten  HI,  6082. 

National-  m,  328.  505.  539  f.  652  f. 

occidentalisches  III,  327. 

orientalisches  III,  327. 

und  Papst  HI,  383  f. 

Präsidium  III,  395.  611. 

Provinzial-   lÜ,    634  f. ;   vgl.  Provinzial- 
konzil. 

Reform-  lU,  130.  133.  362  f.  742  f. 

Reichs-  ÜI,  328.  639  f. 

Strafgerichtobarkeit  IV,  565  f.  837. 
Koordinationstheorie  III,  767^. 
xoTttdlTai  I,  4. 
Korporale  IV,  408. 
Korporationen,  kirchliche  11,  124  f. 
Korrektionsgewalt  11,  136. 
Korrektor  s.  corrector. 
Kostniz  s.  Konstanz. 
Kranke,  Liturgie  IV,  15. 
Krankenöl  IV,  143. 
Kreis inspektion  der  Schule  IV,  601. 
Kreuzzugsbullen  IV,  105'. 
Kriminalgerichtsbarkeit    der    Kleriker 

I,  28. 
Kriminalsachen,  Kompetenz  I,  397. 
Kriminalstrafe  gegen  Geistliche  HI,  187. 

IV,  866.  867. 
Kriminalzeugnissfähigkeit    der    Geist- 
lichen I,  61. 
Kriminal  s.  weiter  unter  Strafe. 
Kronkardinale  I,  341. 
Kübizzen  11,  79*. 
Küster  III,  322.  IV,  618. 
Kumulation  der  Kirchenämter  s.  Mehrheit. 
Kuratbenefizien,  Erwerb  II,  485.  494. 
Kuratel,  der  Geistlichen  I,  136. 
Kuratkapläne  II,  323. 
Kurator  hospitiorum  III,  436. 

pupillorum  I,  34. 
Kurhessen,  Cölibat  I,  163. 

Kirchenbücher  II,  310. 

Patronatrecht  III,  7«. 

Pfarreierrichtung  11,  467. 

Pfarrverband  II,  313». 

staatl.  Placet  III,  763. 

Vormundschaft  der  Geistlichen  I,  126<^. 
Kurialbehörden,  allgem.  I,  392  f. 

Gesetzgebungsrecht  III,  787. 
Kurialen,  i.  e.  S.  I,  493  f. 
Kurie,  römische  I,  373  ff.  II,  56;  vgl.  curia. 

Behörden  I,  391  f.  II,  56. 


L. 


Laborantes  I,  4. 

Laibach,  Bischof  11,  48. 

Laien,  kirchl.  Erziehung  IV,  572  f. 


Laien,  Spendung  der  Eucharistie  IV,  64. 

Ertheilung  der  Taufe  IV,  27. 

kirchl.  Strafgewalt  IV,  691.  699.  743.  757. 
797.  830.  842. 

Unterricht  IV,  1.  4. 
Laienkelch  IV,  78.  79. 
Lainez  I,  203«. 
Laisirung  I,  117. 
Landbischöfe  11,  162. 
Landdekane  II,  261.  269  f.  285  f. 
landesherrliche  Ernennung  vgl.  Patronat- 
recht. 

der  Bischöfe  11,  691  f. 

der  Pfarrer  m,  189«. 
Landesherrn,    Universitäten    IV,    642 3. 

657.  659,  668;  vgl.  auch  Fürst. 
Landkapitel  II,  289  f. 
Lanfrank,  Cölibat  I,  153». 
Langobardisches     Reich,     Nationalkon- 
zilien m,  559. 
Laon  I,  318. 
lapsi  I,  39.  39'. 
Lateranense  Goncil.  (11)  privileg.  canonis 

I,  118. 
Lateran-Konzilien  (649)  HI,  515. 

(1123)  in,  349.  522.  633. 

(1139)  I,  118.  m,  351.  633. 

(1179)  I,  64.  n,  64.  m,  352.  633. 

(1215)  I,  30.  54.  m,  353.  590.  633.  746. 

(1512)  m,  331.  420.  423  f.  633. 
Laterankirche  IV,  307.  871. 
XaxpeCa  IV.  240. 

Lauenburg,  apostol.  Vikariat  11,  359. 
Lauretana,  congregatio  I,  482. 
Lavant,  Bischofll,  48.  612. 
Lazaristen   s.   ordensähnliche  Kongrega- 
tionen, 
lector   I,    2.   3.  4i.  5.  7.  81.  81«.  n,   117. 

in,  662». 
Legaten  des  Papstes  I,  498  f.  m,  bAS^. 

weltlicher  Fürsten  I,  518. 
legati  I,  498  f. 

ecclesiae  romanae  II,  382  ^ 

extraordinarii  I,  532. 

a  latere  I,  351.  358.  365.  506.  511  f. 

missi  I,  517  f. 

nati  I,  518  f.  576.  581.  629  f. 

ordinarii  I^  532. 

perpetui  I,  630. 
legatio  obedientiae  I,  212. 
Legitimatio  per  subsequens matrim.  n,  67*. 

subsequens  I,  13. 
Lehrer,   Bildungsanstalten    IV,  606.    613^ 
865.  894. 

Konfession  IV,  613.  638. 

Vereidigung  IV,  620. 

der  Vo&sschule  IV,  613.  618.  638. 
Lehrgewalt  vgl.  maffisterium  I,  195. 
Lehrpläne  der  geistlichen  Bildungsanstal- 

ten  IV,  505.  541.  559.  565.  569.  570.  865. 
Leibeigenschaft  I,  332 
Leibesfrucht,  Abtreibung  I,  44. 
Leitung  der  Kirche  I,  195.  IV,  1. 
Xei4»ava  IV,  263. 
Lektor  s.  lector. 
Lektorat,  Materie  des  I,  116 1^. 
Lemberg  11,  40®. 
Leo  L,  Cölibat  I,  148. 

oberstrichterl.  Recht  IV,  784. 
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Leo  I.,  pftpstl.  Oesetzgebungsrecht  III,  685. 

Primat  fV,  784. 
Leo  ni.,  Besetzung  des  p&pstlichea  Stuhles 
I,  230.  237. 
Erledigung  des  pfipsüichen  Stuhles  I,  300. 

301. 
päpstliches  Gesetzgebungsrecht  m,  715. 
Prälatur  I,  380. 
Leo  IV.,  Besetzung  des  päpstlichen  Stuhles 
I,  234. 
ErledijB^ng  des  päpstlichen  Stuhles  I,  301. 

?äp8tbche8  Gesetzgebungsrecht  III,  716. 
^rälatur  I,  380. 
Leo  Vm.,  Besetzung  des  päpstl.  Stuhles  I, 

239.  240.  244.  ^79. 
Leo  IX.,  Besetzung  des  päpstl  Stuhles  I, 
246. 

CöHbat  I,  151.  153. 

päpstliche  Synoden  II,  541.  in,  517. 
Leo  X.,  m.  4243.  425. 
Leo  XTL,  Besetzung  des  päpstl.  Stuhles  l, 
275«. 

familia  des  Papstes  l,  497. 
lettres  patentes  Ul,  753^. 
letzte  Oelung  IV,  135  f. 

Empfang  IV,  138. 

der  Begularen  IV,  137. 

Spendung  IV,  137. 

in  Todesgefahr  IV,  137. 
Leutpriester  Ü,  291  »o. 
Levitae  I,  2^ 
lex  ni,  711*. 

aetema  m,  7453. 

dioecesana  U,  41.  421.3. 

ecclesiastica  III,  711^. 

iurisdictionis  11,  41.  42  >.  3. 

metropolitana  11,  18. 

mundana  III,  709«.  7II. 

privata  III,  805*. 

specialis  lÖ,  805. 
liber  diumus  I,  220.  223.    III,  218. 

Orientalis  I,  477. 

Sarochialis  s.  Kirchenbücher, 
e  sacris  ritibus  I,  471. 
libere  in,  1057. 
Liberius  I,  297. 
liceat  scribere  III,  755 1. 
licentia  docendi  IV,  650. 
licentia  zum  Predigen  iV,  458. 
Licentiaten  II,  66.  67'.  122.  211.  235.  486. 
licite,    Ausübung    der    Ordinationsbefug- 

nisse  I,  9.  10. 
Liegende,  JBussstation  IV,  718. 
Liguorianer  s.  Redemptoristen. 
Limburg,  Kirchenämteroesetzung  III,  182 1. 
Lippe,  landesherrL  Patronatsrecht  III,  183. 
Lippe>Detmold,     Aemterbesetzung     II, 
'5013.    in,  5*.  196.  197. 

Bildung  der  Geistlichen  IV,  571. 

Kirchenbücher  II,  310. 

Kirchengebäude  IV,  324. 

Missionen  IV,  490. 

Nuntiatur  I,  537. 

Pfarreierrichtung  11,  466*,  468. 

Pfarrverband  11,  313 1.  3155. 
Lissabon,  Patriarchat  I,  572. 
literae  vgl.  epistola. 

apostolicae  Ul,  782. 

clausae  in,  782. 


literae  commendatitiae  n,  299. 

commissionis  L  188  f. 

executoriales  Ul,  119  5. 

in  forma  dig^um  in,  783 '. 

ad  iudicium  m,  783  <. 

ad  lites  ni,  783  >. 

monitoriae  m,  119  5. 

Pastorales  in,  835. 

patentes  n,  355.    ni,  755«.  784. 

praeceptoriae  ni,  1195. 
Litiskontestation  I,  193i<). 
Liturgie  IV,  5  f.;  vgL  ritus. 

ambrosianische  IV,  11. 

Anordnungen  tV,  6.  7.  13.  15. 

Bücher  IV,  5.  6. 

gothische  IV,  8*. 

mozarabische  rV,  8*.  U. 

staatL  Stellung  IV,  16. 

Uniformität  iV,  7. 
location,  en  r6gie  IV,  350  i. 

par  mise  en  ferme  IV,  350  l. 
locum  tenens  in  cancellaria  I,  442. 
locus  congruus  n,  386. 
UfOi  IV,  3835 
Lösegewalt  I,  196. 
Lokalisten  II,  323. 
Lokalkapläne  n,  323. 
Lokalschulinspektor  IV,  600. 
Lossprechung  s.  absolutio. 
Lothar  L,  Ehetrennung  n,  11 9. 
Lothar  IL,  Investiturstreit  n,  562.  564. 

Papstwahl  I,  263. 
Lucius  II.,  hierarchia  iurisdictionis  I,  163. 
Lucius  in.,  päpstl.  Betzungsrecht  ni,  116. 
luctus  ecclesiasticus  III,  65. 
Ludwig  XIL  V.  Frankreich  HI,  423. 
Lübeck,  Bildung  der  Geistlichen  IV,  548». 
571. 

Kirchengebäude  IV,  326. 

Liturgie  IV,  18". 

Prozessionen  IV,  232. 

Relimonsübung  IV,  18". 
Lund,  Primas  I,  615. 
Luther  I,  454. 
lutpriester  n,  291  w 
Lyceen  IV,  531. 
Lyon,  L  Konzil  m,  354.  633. 

n.  KonzU  ni,  356.  633. 

Patriarch  I,  573. 

Primas  I,  599.  615. 


IL 


Märtyrertage,  Taufzeit  IV,  35. 
Märtyrertod,  a.  ßluttaufe  IV,  55. 
Mässigkeitspflicht    der    GeistUdien    I, 

133. 
Magdeburg  I,  318.  332.  335. 

Büchercensur  I,  452. 

Nuntiatur  I,  526. 

Primat  I,  611. 

Recht  der  ersten  Bitte  II,  641. 
magiscola  n,  100 10. 
magister  n,  66  f. 

brevium  I,  426«. 

caeremoniarum  I,  390.  472.  II,  109*.  m, 
436.  455.  6428.  662». 

camerae  I,  389. 
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magister  disciplinae  11,  101. 

fabricae  II,  1097. 

marescalcus  I,  384 1^. 

pincerna  I,  384^3. 

plumbi  I,  444. 

praesentiarum  11,  109  7. 

regißtri  IH  3967. 

sacri  Palatü  I,  389.  472.  474.  492.  497. 

scholarum  II,  99».  101.    IV,  498. 

renim  spiritualium  IV,  518. 
magisterium  I,  163  l    TV,  432.  435. 
magistra  III,  720«. 
magnates  ecclesiae  IE,  605. 
Ma^nitudo  I,  208. 
Majestätsverbrechen  I,  350. 
Maiestätsverbrecher,  Asylrecht  IV,  391. 
Maiestas  I,  208. 
Mailand,  Kardinal  I,  318. 

Liturgie  IV,  11. 

Metropolit  II,  i\ 
Mainz,  Aribo  in.  484. 

Bischof  II,  48. 

Büchercensur  I,  452. 

CöUbat  I,  151. 

Metropolit  11,  7. 

Ordinariat  11,  225. 

Primas  I,  607  f. 

Hecht  der  ersten  Bitte  II,  641. 

Synode  I,  151. 
maiordomus  I,  389.  491. 
Maior  Pönitentiarius  I,  431. 
maiores,  ecclesiae  11,  605.    UI,  370 <}. 
maioritas  II,  376. 
malefactores  II,  146. 
Mameluchi  I,  444. 
mamzeres  filii  I,  12^ 
mandatum,  kirchl.  Gesgeb. -Recht  III,  835. 

de  providendo  I,  64.    III,  158. 
Mannschaftseid  s.  hominium. 
mansionarii  I,  378.  384«     II,  77.  78«.  80. 

IV,  197. . 
mansiones  II,  56^. 
mansus  11,  270*. 

Mantellette  I,  3585.  390.    11,  47". 
Manualbeneficium  I,  66.  89.    11,  457^. 
Manualmesse  IV,  205. 
Mappa  IV,  142. 
Marcellinus  I,  298. 
Marcellus  I,  310. 
Marcustag  IV,  149. 
marescalcus  Curiae  I,  384^3. 
Maria,  Verehrung  IV,  282. 
Marinus  I,  238. 
Martin  I.,  Erledigung  des  päpstl.  Stuhles 

I,  300. 
Martin  V.,  iurisdictio  delegata  I,  175. 

Kardinäle  I,  340. 

Konstanzer  Konzil  HI,  377.  387  >. 

Konzil  zu  Pisa  HI,  502. 

Wahl  I,  271.  306. 
martyres  IV,  239. 

YeviftXta  IV,  239. 

natalitia  IV,  239. 
Martyrologien  IV,  280. 
materia  fidei  HI,  384«.  385*. 

1.  proxima:  der  Busse  IV,  120;  der  Fir- 
mung IV,  60;  der  Taufe  IV,  32. 

2.  remota:  der  Busse  IV,   120;  der  Fir- 
mung IV,  59. 


materia  sufficiens  non  necessaria  IV,  120. 

necessaria  et  sufßciens  der  Busse  IV,  120. 

der  Taufe  IV,  31. 
matricitas  II,  307.  323 i.  427. 
matriculae  II,  309. 
matrimonium  putativum  I,  12.  25.  25^. 

ratum  I,  23.  37  f 
matrini  IV,  38. 
matrix  H,  307.  323».  427.  470. 
Maximilian  L,  m,  423. 
Mecheln,  primas  I,  632. 
Mecklenburg,  Aemterbesetzung  II,  466 3. 
467  w. 

apostol.  Vikariat  11,  359. 

Bildung  der  GeistUchen  IV,  548».  571. 

Kirchengebftude  IV.  326. 

Liturgie  IV,  .18". 

Orden  IV,  489". 

Prozessionen  IV,  235. 

Staatsangehörigkeit  II,  505. 
Mecklenburg-Schwerin,      Aemterbe- 
setzung II,  509.  511. 

landesherrl.  Patronat  III,  188. 

Pfarrverband  11,  314 1. 

Staatsangehörigkeit  II,  504. 
Mecklenburg-Strehlitz  11,  316'. 
medimissarius  U,  322^. 
Mehrheit  der  Kirchenimter  III,  243  f. 
Meissen,  apostol.  Vikariat  11,  358. 

Recht  der  ersten  Bitte  II,  641. 
Melchiten  I,  562. 
mensa  11,  213. 
mensarius  I,  408. 
Messe  vgl.  missa. 

Anhören  IV,  217.  289. 

Applikation  IV,  182.  202. 

Arten  IV,  194.    . 

Aufwand  IV,  199. 

Befähigung  zur  Celebrirung  IV,  180. 

BegräriV,  178. 

Besonderheiten  IV,  194. 

Bination  IV,  184. 

Celebrirung  IV,  191. 

Celebrirungsort  IV,  187. 

Celebrirungspflicht  IV,  182.  196. 

Celebrinmgszeit  IV,  190. 

Entbindung  von  Stiftungsmessen  IV,  214. 

Entgelt  IV,  206  f. 

Exkommunicirte  IV,  183. 

Iteration  IV,  184. 

Ketzer  TV,  183. 

Konventual-  11,  88.  141.  IV,  196.201.204. 

LandesfQrsten  IV,  184«. 

Manual-  IV,  205. 

mutatio  IV,  214. 

öffentliche  IV,  198. 

onus  celebrandi  IV,  212. 

der  Pfarrkirche  H,  295.    IV,  197. 

private  IV,  198. 

reductio  IV,  214. 

remissio  IV,  214. 

Stiftimgen  IV,  205.  215. 

stille  IV,  199«. 

Stipendium  IV,  196.  197.  205. 

Stipendium  adventitium  IV,  205. 

stip.  manuale  IV,  205. 

in  Todesgefahr  IV,  193, 

Translation  IV,  216. 

Unterbrechung  IV,  193. 
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Messe,  Winkel-  IV,  199^;  vgL  auch  missa. 
Messlicenz  IV,  180. 
Messner  lU,  322.  IV,  618;  vgl.  auch  Kir- 
chendiener. 
Messopfer  s.  Messe. 
Metropolit   I.    101.    102.   539.   540.  558». 
II,  1.  14.  18.  217. 

Ehrenrechte  II,  23. 

Jurisdiktion  I,  170.    ü,  16. 

Weihe  I,  102. 
Metropolitanbezirke  11,  379. 
Metropolitangewalt  11,  1  f. 
Metropolitankirchell,  117.118.  IV,  307. 
Metropolitanverfassung  11,  1  f.  7  f. 
Meti,  Vikariat  I,  595. 
Militärgeistliche  HI,  99. 
Militär-Kapläne  II,  339. 
Militär-Kuraten  11,  339. 
Milit&r-Liturgie  IV,  15. 
Militärpfarrer  11   339. 
Militärpflicht  der  Kleriker  I,  126. 
Militärseelsorge  II,  335  f.    IV,  202». 
Militärseelsorgebezirke  II,  339. 
milites  I,  26.  137.    n,  606, 

Laurentani  I,  444. 

de  LiUo  I,  444. 

S.  Pauli  I,  444. 

S.  Petri  I,  444. 

pii  I,  444. 
Minden,  Weihbischof  II,  356*. 
Minderjährige  III,  35. 
Minister  IV,  518. 

sacramenti  baptismalis  FV,  27. 
ministeriales  II,  606. 
Ministerium  I,  2.  2*.  4. 
Ministranten  I,  48.    IV,  192. 
mini s tri  sacri  IV,  199, 
Minoristen  I,  7. 

Cölibat  I,  161. 
Minutanten  I,  446.  458.  468.  480. 
missa  vgl.  Messe. 

bassa  IV,  199*. 

bifaciata  IV,  184«. 

cantata  IV,  199.  200. 

catechumenorum  IV,  1788. 

conventualis  II,   88.   141.     IV,   196.  201. 
204. 

de  festo  (ferialis)  IV,  194. 

fidelium  IV,  178». 

lecta  IV,  199«. 

manualis  IV,  205. 

media  IV,  199. 

moderatio  FV,  214. 

nautica  IV,  1892. 

parochialis  IV,  202. 

plana  IV,  199*. 

pontificaHs  IV,  199«*   202. 

praesanctificatorum  IV,  178«. 

private  rV,  198. 

proprium  missarum  IV,  194  ^ 

publica  IV,  198. 

quotidiana  IV,  199*. 

sicca  rV,  1892. 

sine  cantu  IV,  199. 

solemnis  IV,  199. 

de  tempore  (temporalis)  IV,  1945. 

votiva  IV,  195. 
Missale  I,  204. 

Revision  IV,  9. 


Missale  romanum  IV,  9.  142. 
Missgestaltungen  11,  66. 
missi  (Letten)  I,  506. 

apostohcae  sedis  I,  506. 
missio  I,  166.  II,  355.  363. 

canonica  H,   650.    IH,  5.    IV,  545.  620. 
631.  639.  652.  677.  682. 

ecclesiastica  s.  m.  canonica. 

extera  IV.  486. 

generalis  IV,  488*. 

fegitima  I,  1. 

in  magisteritun  IV,  447. 

popularis  IV,  486. 

Sacra  IV,  486. 
Mission  H,  354  f.    IV,  447.  486  £. 

Bildungsanstalten  IV,  513. 

staaü.  Gesetzgebung  IV,  489. 
Missionsbisthümer  11,  360  f. 
Missions-Erzbisthümer  U,  360  f. 
Missionsland,  Aemterbesetzung  n,  690. 

Begriff  n,  349  f. 

Behörden  11,  355  f. 

Eucharistie  IV,  66. 

Taufe  IV,  37.  54. 

Unterabtheilungen  II,  363. 

Verfassung  II,  353  f. 
Mitgliedscaaftsrechte,  kirchliche  Aus- 
Schliessung  IV,  713.  732.  742.  754.  835. 
mitra  II,  47. 

serica  I,  358. 

turbinata  I,  208. 
Mittelamerika,    landesherrl.   Ernennung 
II.  692. 

Nominationsrecht  m,  101. 

Provinzialsynoden  III,  853  (507). 
Mittelschule  IV.  627. 
Mönche,  Ordination 1, 97.  n,447io.  m,35. 

Pathen  IV,  40. 

Studium  I,  139:  vgl.  auch  Regularen. 
Mönchsprälaten  l,  57«. 
Mörder.  As^echt  IV,  390. 
monachice  II,  52*. 
Monarchia,  Sicula  I,  519  ff.    m,  755i. 
monasterium  1, 13.  II.  50.  52«,  vgl. Kloster. 
Monat,  päpstlicher  II,  696.    HI,  139.  153. 
monitio  canonica  IV,  761.  773.  824*;  vgl 

admonitio. 
Monsignore  I,  390. 

sacrista  I,  472.  474. 
Monstranz  IV,  408. 
monstrum,  Taufe  IV,  47. 
Morgenland  vgl.  Unirte. 

allgem.  Konzü  IH,  610. 

Asybrecht  IV,  382. 

Generalkonzilien  III,  514  f. 

Irregularität  I,  37«. 

Landpfarrer  II,  262. 

Liturgie  I,  474.  477  f. 

Provinzialsynoden  IH,  473.  475. 

Riten  IV,  426f. 

Taufzeiten  IV,  34. 
Motu  proprio  m,  782.  796.  811. 
Mouson,  Synode  m,  570. 
Mozzette  I,  358». 
München,  Nuntiatur  I,  529.  533. 
Münden,  Weihbischof  11,  356*. 
Münster,   Akademie  IV.  533.  669«.  675  J. 
681*.  688.  689«. 

Kirchcnämterbesetzung  III,  1821. 
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Münster,  Nuntiatur  I,  526''. 

Seminar  IV,  874  (509). 
Manzfälscher  IV,  391. 
Münzwesen  I,  412. 
„Multiplices  inter"  m,  455. 
munera  sordida  I,  123. 
munia,  parochialia  m,  233. 
mutatio  yi  erectionis  s.  per  transformatio- 

nem  11,  396.  455  f. 
mutilati  I,  15^. 
mutilatio  I,  27«.  45.  57». 
Mutterkirche  H,  307.  323i.  427.  470. 


N. 


naccum  II,  37*. 
Nachpräsentation  III,  48. 
nactus  11,  375. 
Namenwechsel  bei  Firmung  IV,  62. 

des  Papstes  I,  2905. 

bei  Taufe  IV,  48. 
Narbonensis  provincia  I,  601. 
Narbonne,  Metropolit  I,  594.  600. 

Primat  I,  601. 
Nationalkirche,  deutsche  I,  531. 
Nationalsynode  m,  667*;  ygl.  Konzil  und 
Synode. 

Strafgerichtsbarkeit  IV,  765  f.  837.  852. 
862. 
naturales  filii  I,  12«. 
Naturalleistung  II,  69f 
Neapel,  Aemterbesetzung  U,  690^. 

Kardinal  I,  318. 

Provinzialsynode  III,  505. 
necessitas,  Aemtererrichtung  11,  388.  396. 

ecclesiae  1,  109.  113«. 

urgens  IH,  227.  230.  239.    IV,  320. 
negatiye  Entscheidungen  I,  462. 
Neophjten  I,  20.  20*. 
Nepotismus  I,  11. 
Nestorianer  I,  46*. 
Nic&a,  I.  Konzil  IH,  333«.  336".  342.  344». 

n.  Konzil  m,  333 «  a.  E.  336  »*. 

VII.  Synode  I,  81. 
Nicolaitische  Ketzerei  I,  152. 
Niederlande,  staatl.  Placet  m,  755.  759. 
Niessbrauch  der  Kanonik.  II,  62. 
Nikolaus  I.,' Besetzung  des  p&psü.  Stuhles 
I,  234.  237. 

Nationalkonzilien  III,  556. 

Prälatur  I.  380. 
Nikolaus  H.,  CöHbat  I,  152. 

Wahldekret  I,  248.  279. 
nobiles  11,  606. 
nola  IV,  413. 

Nomen culator  I,  380.  382.  383.  435. 
Nominalelenchus  IV.  472. 
nominatio  II,  650.    IE,  44io.  512. 

regia  11,  691  f. 

utäis  n,  1402. 
Nominationsrecht.  erzbischöfl.  11,  609. 

der  Regierungen  ü,  609.  691.    III,  61.  98. 
1021  182.  186. 
Non  expedire  I,  462. 
Nonnen,  Beichte  IV,  98. 

Orden  I,  119. 

Pathenschaft  IV,  40. 
Non  proposita  I,  462. 


Non  usus  m,  90.  822. 
Norbert  II,  58. 

Nord-Afrika,   kirchL  Gesetzgebungsrecht 
m,  680«. 

Proyinzialsynoden  m,  473.  475. 

Stellung  zu  Rom  IV,  780. 
Nord-Amerika,  Aemterbesetzung  11,  690 5. 

Bildung  der  Geistlichen  IV,  522. 

Diöcesans^oden  III,  602. 

Missionsbisthümer  IE,  361. 

Proyinzialsynode  m,  506. 

Religionsunterricht  IV,  480*'. 

Universitäten  IV,  669. 

Volksschule  IV,  585 1.  600». 
Norddeutscher  Bund,  Militärpflicht  der 
Kleriker  I,  126  <. 

Personalarrest  der  Kleriker  I,  129. 
Norwegen,  Aemterbesetzung  U,  608. 

Investiturstreit  II,  5912. 
nota  I,  413. 

notarii  I,  4.  375.400.    HI,  396?.  436.  455. 
642.  662». 

praktische  I,  496. 

regionarii  I,  375. 
'  titulares  I,  496. 
Nothbesetzungsrecht  s.  Besetzung. 
Nothehe  s.  Civilehe. 
nothi  filii  I,  12«. 
Kothtaufe  IV,  36.  41.  47. 
Nothwehr  I,  43.  43». 
Noyatianer  I,  46*. 
novi  operis  nuntiatio  IV,  323. 
Novizen  I,  119. 
nullius  dioeceseos  U,  48«.  II711. 

praekti  11,  343  f.  635.    III,  838. 
numeratio,  schedularum  I,  284. 

suffragiorum  I,  285.  287. 
numisma  (insigne)  capituli  11,  86. 
Nuntiaturstreitigkeiten  I,  525. 
Nuntien  im  allgemeinen  IQ,  495. 

apostolici  I,  517. 

missi  cum  potestate  a  latere  I,  517. 

Mission  II,  361. 

des  Papstes  I.  498  f.  517.  533. 

ständige  I,  525. 


0. 


obedientia  H,  69.  72.  376*.    III,  198.  311«. 

debita  IH,  227.  230. 
obedientiarii  H,  72 1*.  109«. 
Obedienzgesandtschaft  I,  212. 
Oberrheinische  Kirchenprovinz,  Aemter- 
besetzung n,  465.  4871.  5013.  658.  687. 
695.  696.  7032.    III,  166.  263. 

Bildung  der  Geistlichen  IV,  528.  536. 

Bisthümer  II,  485. 

canonici  numerarii  II,  81 3. 

Ehrenrechte  der  Geistlichen  I,  129*0. 

Generalvikar  ü,  209.  223. 

Informativprozess  11,  672. 

Kapitel  n,  82.  114.  120.  123.  1321.  159. 

Koadjutoren  II,  257. 

Kon&rmation  II,  674. 

Landdekane  II,  286. 

Metropolit  11,  177. 

Nuntiatur  I,  535. 

Ordinationstitel  I,  73. 
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Oberrheinisches  Fatronatrecht  III^  178. 

Pfarrgehilfen  IL,  328. 

Pfarrverband  II,  313». 

Poatulation  II,  682. 

Provinzialsynoden  in,  505  7, 

staaÜ.  Placet  III,  763. 

Suffiragane  11,  180. 

Weihbischof  II,  181. 
Oblegen  II,  72. 
oblegiae  11,  72. 
obligati  ad  ratocinia  I,  34. 
obsignatio  schedulanim  I,  283. 
Occident  s.  Abendland. 
Oculus  canonis  I,  15<*. 
Odoaker  I,  218.  m,  691. 
oeconomus  II,  1097.  228.  234.  239  f.    III, 

662».    IV,  518. 
Ökumenisches  Konzil  s.  allgem.  Konzil. 
O  e  1  u  n  ^ ,  letzte,  *  s.  Letzte  Oelung. 
österlich  s.  Ostern. 

Oesterreich,  Aemterbesetzung  II,  465*. 
500.  5012.7.  5091.  510.  511«.  688. 
699».  703».  m,  4«.  5.  166.  190.  196. 
197«.  263«.  284».  2851.  298».  320«.  323». 

Asylrecht  IV,  3958.  396*.  397«. 

beneficium  competentiae  der  Geistlichen 
I,  129.  634. 

Bildung  der  Geistlichen  IV,  21.  526.  535. 
547.  556.  564.  568.  865  (21 »). 

Bischöfe  n,  44.  468.  48.  49«. 

Civilehe  II,  311« 

CöUbat  I,  163. 

Diöcesansjnoden  III,  601. 

Dispensaüonsrecht  HI,  803. 

Docenten  der  Theologie  IV,  681.  683.  689. 

Ehrenrechte  der  Geistlichen  I,  129  w. 

Erzbischöfe  II,  37-. 

Expositen  II,  323 1. 

Firmung  IV,  58. 

Generalseminare  IV,  526. 

GeneraMkar  H,  210.  223.  225. 

geweihte  Sachen  IV,  171.  176. 

höhere  Schule  IV,  628.  631. 

Immunität  der  Geistlichen  I,  125. 

Informativprozess  II,  673.  694. 

Irregularität  I,  61. 

Kapiteln,  811.  82.  83. 116.  121.  123.  1321. 

Kapitularvikar  IT,  248. 

Kirchenbücher  11,  310. 

Kirchengeräthe  IV,  411. 

Kirchensitze  IV,  352. 

Koadjutoren  II,  257. 

Krimmalzeugniss  der  Geistlichen  I,  61. 

Kronkardinäle  I,  341. 

Landdekane  11,  285  f. 

landesherrl.  Ernennung  11,  691. 

landesherrl.  Patronatsrecht  III,  1795.  181. 
183.  1848.  1852.  1861.  187  *. 

Lehrer  IV,  619.  624. 

Liturgie  IV,  17.  18. 

Lokafisten  n,  323 1. 

Militärpflicht  der  Geistlichen  I,  126i.  634. 

Militärseelsorge  11,  337. 

Missionen  IV,  490. 

Nominationsrecht  III,  99«.  101. 

Nuntiatur  I,  534. 

oeconomus  II,  249. 

öflFentl.  Andacht  IV,  221. 

Optionsrecht  11,  701. 


Oesterreich,  Orden  IV,  617. 

Ordinationstitel  I,  72.  73.  75. 

Papstwahl  I,  293. 

Patronatsrecht  III,  7*.   8«.   13«.   30.  32. 
341.  695.  773.  827.  84*.  888.  907. 

Pfarreierrichtung  II,  467.  4725. 

Pfarrgehilfen  H,  328. 

Pfarrverband  II,  313 1.  315». 

Präsentationsrecht  III,  46«.  63. 

Provinzialsynode  HI,  566. 

Prozessionen  IV,  231 3.  235.  236«. 

Recht  der  ersten  Bitte  11,  641. 

ReUgionsunterricht  IV,  480«.  605.  6211 
625.  637. 

ReliquienTerehrung  IV,  274. 

Residenzpflicht  III,  241. 

Scholaster  11,  103 1. 

Schulbehörde  IV,  601*. 

Schulzwang  IV,  585. 

Simultanschule  IV,  588.  593».  596« 

Sonntagsfeier  IV.  298. 

staati.  Placet  HI,  756.  758.  762*.  845*. 

Staatsangehörigkeit  II,    504.    505.  506 10. 
567 1.  3; 

Synoden  m,  666. 

Taufe  IV,  51«. 

Universitäten  IV,  662.  670.  675. 

Vatikanisches  Konzil  IQ,  470. 

Verletzung  der  Geistlichen  I,  122'«. 

Volksschule  IV,  584. 

Vormundschaft  I,  1268. 

Weihbischof  H,  181. 
öffentliche  Rüge  IV,  7371.803.  814.  835. 
offertorium  IV,  1788. 
Officialat,  bischöfl.  H,  205  f.  224. 
officiales  im  allgemeinen  I,  182.  451.  468. 
II,  1097.  201.  202  f. 

brevium  I,  426«.  427. 

per  concessum  I,  426. 

episcopi  II,  192«. 

foranei  I,  182.  186.    ü,  206. 

generales  11,  207. 

maiores  I,  426.  431. 

de  missis  I,  427. 

per  obitum  I,  426. 

palatii,  curiae,  aulae  papalis  I,  385.  491  fl 

prmcinales  I,  182.    Ü,  207. 

speciales  II,  206. 
officiati  H,  1097. 
officium  vgl.  Kirchenamt 

Begriff  11,  110  f.  116.  123.  364  f. 

chori  n,  88.  141. 

creditae  HI,  271». 

divinum  I,  7.  141.    n,  141.     IV,  6.  219. 

divinum  privatum  I,  142. 

ecclesiasticum  II,  366.  390. 

Kapitel  II,  88  f. 

kleines  I,  143. 

minoris  gratiae  I,  426«.  441«, 

sacnun  I,  448  t  11,  372. 

strepae  I,  211. 

des  Tages  IV,  196. 

vacabile  I,  441.  444. 

venale  I,  413.  441. 
olxoufievixöc  I,  546. 
Oldenburg,  Aemterbesetzung  II,  501'.  IH 
5.  196.  2841.  3026.  3203,  323*. 

Bildung  der  Geistlichen  IV,  552.  572. 

Cölibat  I,  163. 
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Oldenburg,  Ehrenrechte    der    Geistlichen 
I,  129  Jo. 

höhere  Schulen  IV,  636. 

Immunität  der  Geistlichen  I,  125. 

Kirchen&mter  II,  466 1. 

Kirchenbücher  U,  310. 

Kirchengeb&ude  IV,  324. 

Landdekan  11,  287. 

landesherrl.  Patronat  III,  188. 

Liturgie  IV,  172.  is.  I8ii. 

Missionen  IV,  490. 

Nuntiatur  I,  537. 

öffentl.  Andacht  IV,  221. 

Ordinationstitel  I,  72. 

Pfarreierrichtung  Ü,  467. 

Prozessionen  IV,  236. 

Religionsunterricht  IV,  611.  622. 

Schulbehörde  IV,  5Sf9. 

staatl.  Placet  HI,  76  i.  763. 

Staatsangehörigkeit  II,  504.  5073 

Synoden  III,  665'. 

Volksschule  IV.  585*.  587.  598.  618«. 
Olivenöl,   der  Fmnung  IV,  59.  136i.  142. 

145. 
Olmfltz,  Aemterbesetzung  II,  658. 

Erzbischof  II,  37. 
Ombrellino  I,  358. 
dl>fjio^öpiov8.  pallium. 
Opfer,  Anbetungs-  IV,  179. 

Bitt-  IV,  179. 

Dank-  IV,  179. 

Darbringung  I,  2. 

Eucharistie  IV,  64. 

Mess-  s.  Messe. 

Sühn-  IV,  179. 

Versöhnungs-  IV,  179." 
Optionsrecht  I,   339.  344.  362.    IE,  615. 

701. 
oraculum  IV,  311*. 

vivae  vocis  III,  7738.  795.  811. 
Oratorien  v^l.  Eirchengebäude. 

im  aUgememen  II,  263. 

der  Bischöfe  IV,  317. 

der  Kardin&le  IV,  317. 

öffentliche  IV,  311. 

Jrivate  s.  Privatoratorien, 
en,    Ausübung   kirchlicher  Eunktionen 
n,  510.  IV,  23.  867.  868. 
Busssakrament  IV,  91. 
Lehrer  der  weltlichen  Schulen  IV,  616  f. 
PrÜaten  IV,  107. 
Predigt  IV,  452. 
Profess  s.  Professleistung. 
Reservatf&Ue  IV,  107. 
Verwendung    im   Kirchendienst   11,  510. 
IV,  23.  867.  868. 
ordensähnliche    Koninregationen,     Aus- 
übung geistlicher  Fumitionen  II,  510. 
IV,  23.  867.  Ö68. 
Lehrer  IV,  616  ff. 

Verwendung  in   Kirchenämtem  II,  550. 
^   IV,  23.  867.  868." 
Ordinande  I,  7  f. 

Alter  des  -n  I,  17. 
Ordinariat,  bischöfi.  II,  205.  225. 
Ordinarius  U,  43.  61.  61«. 
ordinatio  v^l.  Ordination, 
im  aUgememen  III,  835. 
extra  tempore  I,  114. 


ordinatio  invalida  I,  7. 

irrita  I,  98. 

ratione  beneficii  I,  89. 

ratione  domicilii  I,  88. 

ratione  familiaritatis  s.  commensalitii  1, 90. 

ratione  originis  I,  87. 

per  saltum  I,  115  3. 

non  servatis  interstitiis  I,  115  3. 
Ordination  vgl.  ordinatio. 

absolute  I,  63.  64.  87.  94. 

Alter  I,  17. 

Ausübung  I,  51. 

Befugniss  zur  Ertheilung  I,  85  f. 

BegrLGf  I,  1.  6. 

Besonderheiten  der  Ertheilung  I,  109. 

des  Bischofs  s.  Bischofsweihe. 

des  Ehemannes  I,  36.  51. 

Ertheilung  I,  80  f.  104.  116.    IV.  8». 

General-  I,  114*. 

Giltigkeit  I,  9». 

Lehre  ?on  I,  1  f. 

des  Metropoliten  I,  102. 

Missbrauch  I,  49. 

der  Mönche  I,  97. 

Ort  und  Zeit  I,  114.  634. 

Reihenfolge  der  Stufen  I,  111. 

Ritual  I,  4. 

Sklaven  I,  32. 

spiritueller  Charakter  I,  117. 

Stellung  des  Staates  I,  101. 

Strafen  I,  98. 

Stufen  I,  1. 

Titel  I,  63».  77. 

Variation  I,  92. 

Verletzung  der  Vorschriften  I,  98  f.  103. 

Voraussetzungen  I,  7.    IV,  55. 

Wiederholung  I,  49. 

Wirkungen  f  117. 

Zwang  I,  1102. 
ordinatores  IQ,  379^. 

sedium  m,  396  ?. 
Ordinirte,  bona  fide  I,  143. 
Ordnungswidrige  Ausübung  der  Weihen 
I,  51. 

Empfang  der  Weihen  I,  49. 
ordo  im  allgemeinen  I,  4 8.  5.  163  f. 

clericalis  I,  106f 

defectus  I,  11  f. 

divini  officii  IV,  15. 

ecclesiasticus  I,  225. 

episcopalis  11,  355. 

hierarchicus  I,  6. 

minor  (non  sacer)  I,  7.  14.  16*.  18. 

palatinus  I,  385. 

presbyteralis  11,  74. 

sacer  (maior)  I,  7.  14.  16 1.  36.  48. 

usurpatio  I,  51^. 

Verwaltung  IV,  5. 
ordre  second  III,  599. 
Organist  III,  324.    IV.  618. 
Orient  s.  Morgenland  und  Unirte. 
orientales,  libri  I,  477  f. 
origo,  bei  Ordinationskompetenz  I,  87.  87 s. 

88. 
«poi  m,  781. 
osculum  pacis  in,  66. 
Osius  V.  Kordoba  I,  498. 
Osnabrück,  exemtes  Bisthum  II,  333. 
Osterkerze,  Benediktion  IV,  146. 
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Ostern,  Beichte  TV,  118. 

Firmung  IV,  61. 

Kommunion  IV,  40.  70.  114. 

Streitigkeiten  II,  2«. 
Ostervigilie,  Taufe  IV,  35. 
Ostgothen,  Asylrecht  IV,  3842. 

Besetzung  der  BisthÜmer  11,  516  2. 

Taufe  IV,  34. 

-Zeit  rV,  71. 
Ostia,  Bischof  I,  360. 
Ostiariat,  Materie  des,  I,  116 <*. 
Ostiarien  I,  2.  4.  4«.  5.  7.    III,  321. 
Ostrom  s.  Morgenland. 


P. 


Pacca  I,  534. 

Paderborn,  Aemterbesetzung  III,  182 ^ 

Generalvikar  11,  224. 

Weihbischof  n,  173  2. 
padiglione  IV,  308«. 
Padua  I,  318. 
Pap  st  in  I,  238. 
palam  III,  105. 
Palatii  ordines  I,  385. 
Palatinalgeistliche  I,  384. 
Palatinalkardin&le  I,  497. 
Palatinatklerus  I,  379. 
palla  rV,  408, 
Pallium  I,  209.  365.  367.  H,  13.  IV,  146. 

der  Metropoliten  11,  23  f. 

Staatsgewalt  II,  36. 
Palmsonntag  IV,  71. 
Paolo,  basilica  di  S.  P.  I,  482. 
papa  I,  206.  HI,  382«;  Tgl.  Papst. 

non  datarius  concedit  gratias  III,  794. 
Papalsystem  I,  196.  203  ff.  m,  358.  424. 

441.  462.  629f. 
Paphnutius  I,  145. 
Papst  vgl.  papa. 

i.  allg.  I,  195  f. 

Absetzung  I,  296. 

Absetzung  von  Bischöfen  IV,  776. 

Appellation  I,  192.  III,  420  f.  468.   632. 
IV,  774. 

Beamte  I   496  f. 

Bestätigungsrecht    III,    344.    3482.    490. 
512«.  624.  650. 

Bischof  I,  213. 

capella  I,  496  f. 

Disciplinargewalt  IV,  773.  838. 

Ehrenrechte  I,  206  f. 

Exequien  I,  294  3. 

famiBa  I,  497  f. 

Geisteskrankheit  IV,  438«.  873. 

Gehüfen  I,  498  f. 

Insignien  I,  208. 

Irregularit&t  I,  58. 

Jurisdiktion  I,  195.  290.  m,  722.  764. 

Ketzerei  I,  306.  308. 

Konsekration  I,  289  f. 

u.  Konzil  III,  383. 

Lehrgewalt  HL,  462.  468.  629.  IV.  435. 

Metropolit  I,  213. 

Namenswechsel  I,  290  s. 

oberste  Gerichtsbarkeit  IV,  773.  780.  838. 

Palast  I,  491. 

Patriarch  I,  212. 


Papst,  Patronatrecht  m,  30. 

potestas  ordinis  I,  169. 

Primas  I,  212.  IV,  776. 

Reservation  der  Kirchenfimter  III,   113. 
123.  164.  2601. 

Residenzpfiicht  DI,  225  s. 

Souverain  I,  214. 

Stellvertreter  I,  485  f. 

Strafgewalt  IV,  773.  838. 

Tod  I,  294. 

Unfehlbarkeit  I,  1652.  203.  m,  462.  46S. 
629.  rV,  335.  436.  873. 

Universitäten  IV,  640. 

Verzicht  I,  294.  308. 

Vikar  I,  95.  581;  vgl.  vicarius. 

WaW  I,  220  f. 
Paramente  IV,  408. 
Paris  IV,  641.  646. 
Parma,  staatl.  Placet  HI,  759. 
parochia  H,  38.  264».  267*.  279«.  281«.«. 
283*.  292.  297. 

gentilitia  H,  292.  298». 
Parochial- Functionen  IV,  316. 
Parochialzwang  s.  Pfarrzwang, 
parochianus  U,  267*.  297. 
parochus  i.  allg.  IE,  292. 

competens  s.  proprius  11,  299.  IV,  70.  117. 

habitualis  s.  primitivus  11,  447.  451. 

perpetuus  11,  6522. 

principalis  11,  4522. 
paroecia  =  provincia  11,  6*2, 
pars  sanior  IT,  130.  663 ?. 
Particularsynoden  11,  63.  65. 
parva  data  III,  794«.  814. 
Paschalis  I,  225. 

Paschalis  L,  Besetzung  des  päpstL  Stuhles 
I,  231.  237. 

Erledigung  des  päpstl.  Stuhles  I,  301. 

Prälatur  I,  380. 
Paschalis  IL,  Besetzung  des  päpstl.  Stuhles 
I,  262. 

Cölibat  I,  155. 

päpsti.  Synoden  III,  521 K  2. 
Passaglia,  Cölibat  I,  159. 
Pas  sau,  Ordinariat  II,  225. 
pase  reno  III,  754*. 
pasterihe  11,  2922. 
pastor  n,  292.  4432.3. 
„Pastor  aeternus"  III,  468  f. 
„Pastoralis  Romani*'  HI,  757*. 
pastoria  II,  2922. 
pastrix  II,  2922. 
Patene  IV,  408. 
Pathen  I,  48«.  IV,  38.  47  f. 

Vertretung  IV,  41. 
Patriarch,  i.  allg.  I,  102.  538  f.  ü,  1.  28. 
380. 

abendländische  I,  567. 

armenische  I,  565. 

Besetzung  I,  551  f. 

chaldäische  I,  565. 

maior  I,  575. 

maronitische  I,  563. 

melchitische  I,  562. 

ökumenischer  I,  546. 

orientalischer  I,  538  f.  560  f. 

potest.  iurisdictionis  I,  169. 

Rechte  I,  549  f. 

römischer  I,  552  f.  572  f. 
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Patriarch  syriBcher  I,  5641 
Patriachalkirche  IV,  307. 
PatriciuB  I,  257. 
Patrik  H,  349. 

Patrimonium  S.  Petri  I,  67.  214. 
patrinus  catecheBis  IV,  42. 
I'atron  vgl.  Patronatrecht. 

i.  aUg.  n,  443.  626.  631.  lU,  192.  IV,  259. 

Ehrenrechte  HI,  M  f.  80 1. 

Konfiskation  III,  83. 

Pflichten  IH,  72  f. 

principalis  IV,  260. 

Rechte  UI,  42  f. 

secundarius  IV,  260. 

strafbare  Handlungen  III,  91. 

titularis  IV,  259. 

Vertretung  m,  73  f. 

Verzicht  fil,  88. 
Patronatrecht  vgl.  Patron  und  ius  patro- 
natus. 

i.  allg.  n,  618  f.  m,  6  f. 

Abendland  II,  618. 

Arten  in,  9  f. 

an  BisthÜmem  III,  39. 

Derogation  III,  94. 

dingüehes  H,  631.  m,  9.  76.  181 1. 

Ehren  HI,  64  f. 

Entstehung  III,  18  f. 

Entwickelung  II,  621. 

erbliches  Ilf  13. 

Ersitzung  m,  82. 

Erwerb  III,  18.  32  f. 

FamiHen-  III,  13. 

der  nicht  kathol.  Pursten  IH,  181  K 

geistliches  II,  636  f.  III,  10. 

gemischtes  II,  4233.  ni,  10.  59. 

Inhalt  m,  42  f. 

der  juristischen  Personen  HI,  37  f. 

Laien-  III,.  10. 

landesherrliches  III,  17.  175  f. 

Natur  m,  6  f. 

Objekt  UI,  38  f. 

p&pstliches  Privileg  III,  30  f. 

persönliches  III,  9.  80. 

Pflichten  IH,  72  f. 

Schenkung  UI,  80. 

staaü.  oder  fiskalisches  HI,  17. 

Suspension  IH,  88. 

Uebergang  UI,  76  f. 

Untergang  IH,  88  f. 

Verfügungsberechtigung  des  Patrons  IH, 
76  f. 

Verjährung  IH,  90. 

Vortheile  IH,  67. 

Wiedererwerb  HI,  89  7. 
Patronatspf runde,  Privat-,  HI,  178. 
Paul  I.,   Besetzimg   des  päpstL  Stuhles  I, 
228.  237. 

Pr&latur  I,  380. 
Paul  m.,  Konzil  von  Trient  HI,  428.  446. 
Paul  IV.,  Besetzung  des  päpstl.  Stuhles  I, 

274. 
Paulianisten  I,  46^. 
Pavia,  Synode  I,  11*.  HI,  386.  389«. 
pax  ecclesiae  IV,  697.  7973. 
peccatum,  Begriff  IV,  744. 
Pedell  HI,  324. 
pedum,  curvimi  H,  47. 

rectum  I,  209. 


Pelagius  L,  Cölibat  I,  148. 
Pe5alorte,  Baimond  a  I,  428. 
pensio,  clericalis  H,  413«. 

praestimonialis  H,  4143. 
Pension,  der  Benefizien  H,  412  f.  . 
pensionarius  II,  415.  416.  416"'. 
Pensionsanstalt  s.  Konvikt. 
peregrinatio  IV,  237;  vdL  Wallfahrt. 
Pergament,  italienisches  JH,  782 1«. 
Perillustris  H,  117. 
Permissorien  I,  97^. 
permixtio  rituum  IV,  426. 
permiztio  schedularum  I,  284. 
permutatio,  beneficiorum  HI,  285  f. 

quadrangularis  HI,  285«. 

triangularis  IH,  285«. 
Perpetuität,  d.  beneficium  H,  457  6. 

oDJective  H,  368. 

subjective  II,  366.  369. 
perpetuum,  in  HI,  733*. 
persona  H,  113.  292. 

benedicta  IV,  142. 

beneficii  recepti  occasione  arctata  I,  95. 
H,  482. 

digna  II,  476. 

dignior  II,  493. 

idonea  II,  476. 

miserabilis  I,  35. 

Sacra  IV,  142. 
Personate,  Begriff  H,  72.  110  f. 

Erwerb  H,  485. 

Kapitel  H,  88  f. 
Perückentragen  I,  1301 
Peter  d'AiUi  I,  197.  347.  IH,  380. 
Petrus,  Bischof  v.  Antiochien  I,  541  s. 
Petrus  Damiani  H,  57. 
Petrus  de  Marca  I,  575. 
Pfarrbenefizien  II,  482. 
Pfarrei,  dismembratio  H,  401. 

Geschichte  H,  282  f. 
Pfarrer  vgl.  parochialis  functio  u.  parochus. 

i.  aUg.  H,  261  f.  291  f. 

u.  Andersgläubige  H,  313  f. 

Beschränkung  H,  306  f. 

Bestätigung  HI,  189. 

Ehrenrechte  H,  317. 

Gehilfen  H,  318  f. 

Kirchenbücher  II,  308  f. 

Mehrheit  H,  305  f. 

Pfründen  H,  75. 

Residenzpflicht  IH,  229  f. 

in  Städten  H,  277  f. 

staatl.  Gesetzgebung  H,  316  f. 
Pfarrkirche,  Aufbewahrung  der  Eucha- 
ristie IV,  83. 

Be^  ly,  310. 

Kommunion  IV,  72. 

Taufe  IV,  36, 
Pfarrkonkurs  I,  459.  H,  494.  500. 
Pfarrmesse  s.  Messe. 
Pf arr  verwes  er  H,  327.  IV,  22. 
Pfarrvikare  II,  324. 
Pfarrzugehörigkeit  II,  296  f.  313  f. 
Pfarrzwang  H,  267.  298  f.  IV,  112.  114. 
Pfingsten  IV,  149. 

Firmung  IV,  61. 

Kommunion  IV,  70. 

Taufe  IV,  34. 
Pfingstvigilie  IV,  35. 
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Pfründe  vgL  praebenda. 

Domicellar-  II,  71. 

Frei-  U,  75. 

Kirchen-  H,  74  f.  367. 

KönigB-  II.  76. 

Pfarr-  ü,  75. 

Professoren-  II,  74. 
Philagathus  I.  245. 
Philipp  IV.  m,  742. 
Photizomenat  lY,  23. 
phrygium  I,  208. 
riacenza  I,  318. 
piatto  cardinalizio  I,  356. 
pileolus  I,  358. 
pileus  cardinalitius  I,  357. 
Pisa,  Konzü  I,  197.  306.  606.  III,  364.  502. 
526. 

Patriarch  I,  606. 
pistor  II,  1098. 
Pithou,  Pierre  I,  198.  m,  753. 
Pius  n.,  Cölibat  I,  157. 

^  V.  concil.  Lateran,  in,  420. 
Pius  IV.,  Besetzung  des  päpstl.  Stuhles  I, 
274. 

Erledigung  des  päpstl.  Stuhles  I,  292. 

Konzü  V.  Trient  III,  448. 
Pius  VI.,  Besetzung  des  päpstl.  Stuhles  I, 
288. 

Diöcesansynoden  in,  600. 

Familie  des  Papstes  I,  497. 
Pius  VII.,  Besetzung  des  päpstl.  Stuhles  I, 
288. 

Familie  des  Papstes  I,  497. 
Pius  IX.,  Kirchenstaat  I,  216. 

K^oadjutoren  II,  260. 

staatl.  Placet  HI,  844. 

Vatikan.  Konzü  m,  452. 
Placet,  pontificium  II,  671. 

staatliches    HI,    378».    379».    394.    4353. 
4578.  466.  620*.  643.   664.   751*.  IV, 
17.  448. 
plebanatus  11,  297 ^ 
plebanus  II,  291. 
plebisani  II,  2973. 
plebs  n,  292.  297.  . 

baptismalis  II,  264  2.  265. 
plenitudo  potest  eccles.  I,  197.  210®. 
plumbatores  I,  444. 
Pluralität,  der  Beneiicien  s.  Mehrheit, 
poena  arbitraria  I,  112. 

latae  sententiae  IV.  761.  773.  841. 

medicinalis  IV,  748. 

vindicativa  IV,  748. 
poenitentes  I,  39;  s.  auch  Büsser. 
poenitentia  IV,  84  f. 

actus-  IV,  120.  703*;  vgl.  auch  Büsser. 
Poenitentiale  s.  Bussbücner. 
Poenitentiaria  I,  566.  575.  m,  793. 

apostolica  I,  392.  427  f. 
poenitentiarius  I,  431.  11,  117.  121.  124. 
701. 

minor  I,  431. 
Poenitenz,  moralische  IV,  760*. 

Judi;tial-  IV,  760*. 
Poitiers,  Investiturstreit  II,  579. 
Polen,  Büdung  der  Geistlichen  IV,  522. 

Primas  I,  622. 

staatL  Placet  III,  759«. 
Pollution,  der  Kirche  IV,  326.  402.  406. 


Pommern  m,  759«. 
pompa  Bolemnior  IV,  199. 
ponens  I,  401.  468. 

der  Konsulta  L  389. 
Ponthion,  Synode  m,  557. 
pontifex,  maximus  I,  207;  vgl.  Papst. 

romanus  III,  7838. 
Pontificalc   I,  93.  358.  471.   H,  40.  44* 
48  i. 

romanum  I,  4.  IV,  9.  142. 
Pontifikalmesse  IV,  1991*.  202. 
populi  genenditas  I,  226. 
portarius  II,  107. 
portenarius  11,  107. 
portionarii  H,  84«.  IV,  197. 

ripae  I,  444. 
Portugal,  Diöcesansynoden  m,  597. 

Nominationsrecht  U,  6923. 

staaa  Placet  m,  354.  759. 
Posen-Gnesen  vgL  Gnesen,  legat.  natus  I, 
631. 

Probst  n,  115. 
positio  schedulae  I,  284. 
postica  m,  783. 
Postskrutinium  I,  282.  285. 
Postulation,  Kirchenämter  11,  657.  677  f. 
m,  746«. 

Simplex  s.  impropria  11,  677 1« 

solenmis  II,  677  i. 
postulatores  IV,  252'. 
potestas,  indirecta  ecdesiae  m,  767 >. 

iurisdictionis  I,  163  f.  H,  40  £.  IV,  1.  433. 

magistern  I,  163  f.  II,  40  f.  IV,  1.  432. 

ordmis  I,  163  f.  II,  40  f.  IV,  1  f.  432. 
praebenda  11,  56.  62.  64.  69.  77.  84*.  36 
653.  in,  236;  vgl.  Pfründe. 

diaconalis  11,  86, 

doctoralis  11,  74. 

exempta  11,  75. 

laicabs  II,  76. 

lecturae  11,  119». 

Hbera  11,  75. 

Masse  der  IL,  72. 

des  Papstes  II,  776. 

parochialis  II,  75. 

presbyteralis  s.  sacerdotalis  II,  74.  86. 

regia  II,  76. 

solvens  II,  69.  71. 

specialiter  privilegiata  11,  75  >. 

subdiaconaus  II,  o6. 
praebendatus  U,  84*. 
Präcedenz  I,  471.  II,  86.  376. 

des  Generalvikars  U,  223. 
praecentor  n,  97  f. 
praceptum  paschale  IV,  71.  118. 
praeconisatio  11,  673. 
praeelectio  II,  498. 
praefectus  annonae  I,  412.  III,  436. 

archivii  I,  412. 

caeremoniarum  I,  474. 

chori  n,  116. 

componendarum  I,  427. 

congreg.  indulgentiae  I,  474. 

congreg.  super  ne^ot  epise.  I,  467. 

congreg.  sacror.  nt.  I,  472. 

datarum  I,  427. 

discii)linae  et  scrutinii  lU,  662*. 

grasciae  I,  412. 

hospitii  m,  6428 
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praefectus  missionis  11,  355. 

pfilatii  I,  491.  497. 

scrutinii  HI,  660». 

Spiritus  rV,  518. 

Yiarum  I,  412. 
Präfectur,  apostolische  II,  355. 
Prälaten,  i.  allflr.  I,  373  t  386.   391.  400. 
420.  n,  53".  110.  113.  605.  lü,  359*. 
365«. 

auditor  I,  420«. 

mit  bischöfl.  Begierungsgewalt  11,  343. 
347  f. 

canonistae  m,  434. 

curiae  s.  domus  I,  386.  390.  497. 

domestici  I,  497. 

Ehren-  I,  388. 

eigentliche  I,  388. 

di  fiocchetti  I,  389. 

Haus-  I,  386.  390.  497. 

inferiores  I,  14».  H,  39».  348.  371. 

cum  iurisdict  quasi  episc.  II,  343.  347  f. 

maiores  11,  348.  371. 

mantellone  I,  389. 

nullius  dioeceseos  II,  343  f.  HI,  635.  655. 
838.  IV,  447. 

putativi  m,  174. 
Prälatur  I,  375  f. 

gratiae  I,  388. 

lustitiae  I,  388. 
Präminenz  I,  472. 
Pr&monstratenser-Orden  II,  58. 
Pr&paranden- Anstalten  IV,  594».  608«. 

622  T. 
praeparatio  schedularum  I,  282. 
praepo Situs  v^.  Probst. 

conventualis  UI,  637. 
praescriptio  III,  810. 

inmiemorialis  III,  811. 
Präsentationsrecht,  i.  allg.  II,  629».  631. 

m,  42  f.  918. 98  f.  lon 

Beschränkung  in,  61  f. 

Besonderheiten  in,  56  f. 

FortfaU  III,  61  f. 

landesherrl.  11,  609.  m,  181.  186. 

Nach-  m,  48. 

fOr  Prediger  IV,  462. 
praesentiae  UI,  236. 
praeses  carcerum  I,  412. 

riparum  et  aquarum  I,  412. 

zecchae  monetarum  I,  412. 
Praesidens,  in  canceUaria  I,  442. 

ripae  I,  444. 

seminarii  FV,  507. 
praestimonium  II,  414^ 
Praesumtio  der  Taufe  I,  7.  IV,  47. 
Prag,  Erabischof  II,  37. 

legatus  natus  I,  631. 

Pnmas  I,  614.  632. 

wendisches  Seminar  II,  509. 
Pragmatische  Sanktion  I,  198.    m,  408. 

421. 
preces  m,  119^ 
preeista  11,  646. 

Acceptation  II,  648. 

Option  n,  648. 
Predigt,  Anhörung  IV,  475. 

Approbation  IV,  456. 

ausserordentliche  IV,  475. 

Be^  IV,  449. 

HinschiuB,  Kirchenreebt  lY. 


Predigt,  Benediktion  der  Prediger  IV,  456. 
Bettelorden  IV,  452. 
Gelegenheits-  IV,  475. 
Inhalt  IV,  472. 
Laien-  I,  165. 
licentia  IV,  458. 
Kasual-  IV,  473. 
Ort  IV,  473. 
Pflicht  IV,  475. 
Recht  IV,  450. 
staaü.  Gesetzgebung  IV,  476. 
Strafen  IV,  471. 
Zeit  IV,  474. 
presbitera  I,  8>. 

presb;^ter  I,  17«.  11,  70;  vgl.  Priester, 
auxiliaris  11,  318. 

cardinalis  I,  313.  315.  320.  n,  265.  2662. 
dioecesanus  s.  parochiaÜs  II,  263.  291«. 
Pfründe  n,  74. 
presbyterium  11,  49.  59  f.  62. 
Preussen  vgl.  Altpreussen. 

AemterbesetEung  U,  370.  487i.  5013«.  504. 

508.  5091.  5foi4.  5119.  657.  686.  696«. 

707.  711.  712.  ni,  5*.  166.  190.  192. 

194.  1972.  263«.  284«.  297«.  298.  302. 

320*.  323«.  8.  5.  8   IV,  866  (21.  22). 
Amtsträger  HI,  318. 
beneficium  oompetentiae  der  Geistlichen 

I,  128. 
Beichtgeheimniss  IV,  133''.  135«. 
Bildung  der  Geistlichen  IV,  21.  532.  535. 

866  (21.  22). 
Bischof  II,  44.  46«.  49«. 
Bisthümer  11,  485«. 
canonici  numerarii  11,  81«. 
Cölibat  I,  162. 
Diöcesansynoden  in,  598«. 
Docent  d.  Theologie  IV,  681.  683.  688. 
Ehrendomherren  U,  83. 
Ehrenrechte  der  Geistlichen  I,  129  9. 
Erzbischof  11,  37. 
exemte  Bisthümer  11,  333. 
Generalvikar  11,  209.  223. 
höhere  Schulen  IV,  630. 
Immunität  der  Geistlichen  1,  125. 
Kapitel  II,  82.  132  K 
Kapitularvikar  n,  247. 
Kirchengebäude  IV,  167«.  171.  175. 
Kirchengeräthe  IV,  411. 
Kirchenglocken  IV,  423.  4259. 
Kirchensitze  IV,  349.  351 «. 
Kommunalämter  der  Geistlichen  I,  126«. 
Landdekane  II,  285.  287. 
landesherrL  Patronatrecht  UI,   178.  179. 

1821.  184«.  1852.8.  1862.  187«. 
Liturgie  IV,  17.  18".  19 1. 
Maigesetze  IV,  867  (22). 
Militärpflicht  der  Geistlichen  I,  126 1.  634. 
Militärseelsorgls  IE,  340  f.  IV,  15«. 
Nominationsrecht  II,  610.  m,  991  101. 
Nimtiatur  I,  534. 
öffentliche  Andacht  IV,  219. 
Orden  IV,  489i«.  490.  616.  868  (22). 
Ordinariat  II,  2251«. 
Ordinationstitel  I,  72.  74. 
Patronatrecht  m,  6*  f.  13«.«.  27«.  30  f. 

64«. 'f.  7n.  731.  75«.  827.  84«.  86«. 

942. 

Pfarrer  11,  316. 

58 
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Preussen,  Ffarreierrichtung II, 466 5. 467 w 

469«.  4731. 
Pfarrverband  U,  3131.  315^. 
Postulation  11,  6837. 
Präsentationgrecht    m,    42".    46«.    SO». 

512.  546.  58  7.  63». 

Proyinzialsynoden  III,  505  ^ 

Prozessionen  IV,  231 »  233. 

Religionsunterricht  IV,  611.  622.  625.  638. 

Reliquienyerehjung  IV,  274. 

Residenzpflicht  Hl  232«. 

Sakramente  IV,   867  (22).    871  (339).  872 
(368). 

Schulbehörde  IV,  601. 

Simultaneum  IV,  363*.  369.  372.  375  f. 

Sonntagsfeier  IV,  298. 

BtaatL  Placet  HI,  184».  759«.  762 1.«.  838«. 
IV,  866  (22). 

Staatsangehörigkeit  II,  504  f. 

Suffiragane  11,  180. 

Synoden  III,  665. 

Taufzwang  IV,  52. 

Universitäten  IV,  663.  675. 

Vatikan.  Konzil  m,  470. 

Volksschule  IV,  583.  587.  595. 

Vormundschaft  der  Geistlichen  I,  126«. 

Wallfahrten  IV,  239. 
Priester  vgl.  presbyter  und  Geistliche. 

i.  allg.  I,  4«.  6.  II,  66. 

Verhältniss  zum  Bischof  I,  2«. 
Priester  y.  h.  Geiste  s.  ordensähnliche  Kon- 
gregationen. 
Priesterherren  II,  74. 
Priesterthum,  sichtbares  I,  1.  1^. 
Priesterweihe  11,  66» 

erforderliches  Alter  I,  18. 

Materie  I,  116  n. 

Ort  und  Zeit  I,  114.  1153. 

scrutinium  I,  1077.  108«. 
Primas  I,  576  f.  581  f.  H,  2.  6.  29. 
Primat  I,  195  f.  504.  553  f.  IH,  462  f. 

honoris  I,  206. 

iura  essentialia  I,  202. 

iurisdictionis  I,  195.  205. 

jur.  Charakter  IV,  787. 

des  Papstes  IV,  776.  787;  vgl.  Papst. 
Primates  ecclesiäe  I,  385. 
Primatialkirche  IV,  307. 
Primatialwürde  I,  504. 
primicerius  defensorum  I,  369.  376.  380  f. 

4665.  n,  97  f. 
primiscriniarius  I,  434.  435.  4358. 
Primiscrinius  I,  380. 
primissare^  11,  3221. 
primiäsarii  11,  322. 
princeps  legibus  solutus  m,  786. 
principales  11,  113. 
principatus  sacer  I,  163. 
prior  m,  359*.  370«.  589i  637. 

claustralis  I,  188. 

ecclesiäe  11,  605. 

subdiaconus .  regionarius  I,  377. 
priores  ecclesiäe  II,  605. 
Privatkapelle  s.  Privatoratorien.  * 
Privatmesse  IV,  21«. 
Privatoratorien  vgl.  Eirchengebäude. 
Aufbewahrung  dör  Eucharistie  IV,  83. 
BegrifF  IV,  314. 
Kommunionsempfaug  IV,  76. 


Privatoratorien,  Messe  IV,  188. 198.  314. 

Reliquien  IV,  270. 
Privatschule  IV,  633. 
Privilegium  affirmativum  m,  808. 

Arten  HI,  808  f. 

Audegung  m,  825. 

Begriff  in,  805  f. 

canonis  I,  118  f. 

commune  m,  809 1«. 

communicatio  III,  811. 

competentiae  I,  127. 

connrmatio  III,  824. 

contra  ius  III,  808. 

conventionale  IH,  809. 

corporale  III,  809«. 

Ersitzung  III,  823. 

Ertheilungni,  810  f. 

extensio  Ul,  812. 

fori  I,  106.  119.  128. 

^atiosiun  III,  809. 

immunitatis  I,  123  f. 

innovatio  III,  824. 

mere  gratiosum  m,  818«. 

mixtum  III,  809. 

negativum  III.  808. 

non  usus  JII,  822. 

perpetuum  III,  809. 

personale  m,  809. 

praeter  s.  ultra  ius  IQ,  808. 

primo  et  per  se  concessum  III,  81 2'. 

privatum  s.  singulare  m,  806 1.  809« 

purum  m,  809. 

reale  UI,  809. 

remuneratorium  IH,  809. 

Schutz  nii  824. 

secundum  ius  commune  m,  808«. 

temporale  DI,  809. 

Untergang  m,  817  f. 

usucapio  libertatis  IH,  823. 

Verzicht  III,  820. 

Widerruf  HI,  818. 
Probst  n,   53.  72.   88  f.  114.  115  £  317; 

vgl.  parochus  und  praepositus. 
Probstei  H,  92«.  482. 
Proceres,  cleri  s.  ecclesiäe  I,  385. 

patriae  U,  605. 
Process,  kanon.  11,  45«.  ^ 

inquisitionis  s.  informativus  II,  672. 

definitivus  H,  673« 
processio  vgl.  Prozession. 

extraordinaria  IV,  222.  227. 

generalis  IV,  222.  227. 

ordmaria  IV,  222.  227. 

particularis  IV,  222.  227. 

popularis  IV,  870. 

privata  IV,  222.  227. 

pubHca  IV,  222.  227. 

solemnis  IV,  222.  227. 
procuratio  abortus  I,  44.  575. 
procurator  s.  Prokurator. 
Pro-Datarius  I,  426.  440.  497. 
proepiscopus  II,  179i. 
Profanationsakt  IV,  170. 
Profess  I,  13.  37*.  59.  75.  80.  119. 

fidei  m,  199.  218.  663. 
Professleistung  I,  13.  37*.  59.  75.  80. 
Professor,  Pfründe  II,  74;  vgl  audi  Uni- 
versitäten. 
Progenesie  II,  377'. 
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Prokurator,  i.  allg.  1,  34.  370«.  375.  400. 
495  f. 

der  apostol.  Kammer  I,  389. 

deri  III,  662». 

concilii  III,  379«.  396'. 

General-  des  Fiskus,  I,  389.  41  i. 

der  Pönitentiarie  I,  432. 

rotalis  I,  495. 

sacri  palatii  I,  473. 
promotio,  per  saltum  I,  50.  111. 
Promotionsrecht,   der  eollegia  pontificia 
IV,  519. 

der  Jesuiten-  und  Ordenskollegien  IV,  511. 

der  Universit&ten  IV,  651.  689. 
promotor  concilii  HI,  379«.  396''.  436.  455. 
642«.  644«.  6629. 

fidei  I,  389.  472.  474. 

fisealis  I,  468. 

foraneus  s.  dioecesanus  III,  662». 

urbanus  m,  662». 
Promulgation  s.  Publikation, 
pronuntiatio,  generalis  in,  683^. 
^ro-Pönitentiarius  I,  431. 
proponatur,  iterum  I,  462. 
proposita,  non  I,  462. 
propositio  II,  673»«. 
Propositionsrecht  IQ,  621. 
proprium  de  sanctis  FV,  194^. 

ae  tempore  IV,  194*. 
proprius  sacerdos  IV,  70.  118;  ygL  Pfarr- 
zwang, 
prosignator  I,  438^2. 
itpocxXaUvTec  IV,  717. 
icpocx6vY|oic,  der  Heilieen  IV,  240. 
Prosper  Fagnanus  I,  274.  456. 
protectoresTV,  516. 
Protestanten  I,  47.  450.  HI,  33.  IV,  45. 
Protestation,  bei  Wahl  11.  668«. 
protodiaconus  s.  Archidiakon. 
Protokollist  I,  458.  468. 
Protonotarii  I,  364.  389.  442  f.  444.  445. 
472.  475. 

extraordinarii  I,  443 

honorarü  I,  443. 

participantes  I,  389.  443. 

titulares  I,  443. 
Protoscriniarius  I,   380.  382.  383.  434. 

435. 
Pro- Vikar  II,  357.  359« 

generalis  II,  224. 
Provin»  H,  O«.  9».  18.  IH,  326.  6835.  684«. 

sedis  apostolicae  11,  352. 
Provinzialkonzilien. 

i.  allg.  n,  1  f.  14.  66.  III,  473.  634  f. 

BeruSing  III,  634. 

Geschfiftsordnung  EI,  639. 

Kosten  HI,  638  ?. 

Leitung  IV,  742. 

u.  Papst  m,  646. 

Publikation  m,  652. 

Hechte  iV,  105. 

Strafgewalt  IV,  837. 

Zusammensetzung  III,  494. 

Zustfindigkeit  lU,  490.  645  f.  701.  721. 
provisio  U,  649. 

extraordinaria  11,  651. 

minus  plena  11,  650. 

ordinana  11,  651. 

plena  11,  650. 


Provisionsrecht,  p&psüiches  III,  125  f. 
Provisor  11,  327. 
Proviste  II,  697. 
Prozession  vs^.  processio. 

Anordnung  IV,  223. 

Begriff  I\^  221. 

BeUieiligung  IV,  224.  227. 

Frohnleichnams-  IV,  222. 

Leitung  IV,  228. 

Ordnung  IV,  230. 

Staatsgesetzgebung  IV,  231. 

theophorische  IV,  222. 
Prügelstrafe  IV,  803;  vgl.  auch  Hiebe  und 

körperliche  Züchtigung. 
Psalmisten  I,  4^ 
Psalterium  I,  141. 
Pubertät  n,  67. 

publica  fides,  der  Urkunden  11,  137. 
public i  latrones  IV,  390.  394. 
Publikation,  in  acie  campi  Florae  III,  776. 

der  Kirchengesetze  UI,  772  f. 

der  Konzilsschlüsse  HI,  652.  664.  772. 

orbi  facta  HI,  777. 

scrutinii  I,  284.  11,  663. 

urbi  facta  m,  777. 
punctatores  11,  141.  142.  m,  661^. 
punctatura  11,  143. 
Pyrmont,  Pfarrverband  II,  313».  3158.5. 
pyxis  IV,  841.  408. 


Quadragesima,  Beichte  IV,  118. 
Qualificatores  I,  450».  451. 
„Quanta  cura''  III,  470. 
Quasi-Domicil  H,  297. 
Quatemberfasten  I,  114. 


B. 


Rangordnung  derkirchl.Beamten  11,  376 f. 
Rath,  allgem.  geistlicher  11,  225. 
ratio  beneficü  I,  89.    II,  46». 

domicilii  I,  88. 

familiaritatis  s.  commensalitii  1, 90.  n,  46  5. 

feudonim  III,  9^ 

fundi  n.  631». 

origfinis  I,  87.    H,  46«. 
ratocinia,  obligati  ad-  I,  34. 
Ravennä  I,  318. 

Exarch  I,  220.  225. 

Metropolit  11,  4. 
reaedificatio  IH,  22. 
Reccared  I,  46^. 
receptatores  I,  21f 

der  Ketzer  I,  47.  48. 
Reception  der  allgem.  Konzilien  III,  348. 

632. 
Rechtskenntnis s  der  Geistlichen  I,  188. 
Rechtfertigung,  Gnade  IV,  84. 
recogpitio  suffragiorum  I,  285.  287. 
Recognitoren  I,  285. 
reconciliatio  IV,  84  f.  326.  722. 
rector  II,  291.    HI,  387*. 

ecclesiae  11,  291. 

scholarum  II,  101. 

seminarii  FV,  507. 

68» 
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recurso  de  fderza  IQ,  754^  g.  E. 
Redemptoristen  I,  75.  11,510;  ygL  auch 

ordensähnliche  Kongregationen. 
Redemtion  IV,  827. 
Redotation  HI,  24. 
reductio,  missae  IV,  214. 
referendarii  I,  422. 

partieipantes  I,  418.  421. 

Bjgnaturae  I,  415  f. 

simplices  I,  418. 

Yolantes  I,  389.  415  f.  421. 
Reformkonzilien,  päpstl.  Gesetzgebungs- 
recht in,  133. 
Regalien,  Investitur  11,  568.  5745.  582. 
Regel  m,  684«.  685.  7082. 

Aachener  11,  89. 

de  annali  II,  655. 

Chrodegang  I,  141.    n,  52. 

de  triennau  possessione  11,  656. 
Redens  der  Kanzlei  I,  389.  421.  442.  445. 

der  Pönitentiarie  I,  389.  431. 
R^gensburg,  Ordinariat  U,  225. 

Recht  der  ersten  Bitte  11,  641. 
regio,  missionario  conunissa  II,  355. 

urbicaria  I,  555.  55  5  s. 
Regionarklerus  I,  375  ff. 
Registraturen  I,  427.    m,  396. 
regiunculae  II,  290. 
regnum  I,  208. 
Regulären  I,  459.    n,  58;  vgl  Orden. 

KoUegiatkirche  IV,  308. 

Kommunion  IV,  73. 

Stift  I,  13. 
regulariter  vivere  11,  51. 
Regularkanoniker,  medizin.  Studium^.I, 

139. 
Reichsangehörigkeit  II,  504.  505.    IV, 

71.  865.  866. 
Reich sdeputationshauptschlu SS,  lan- 
desherrliches Patronatsrecht  HI,  177 1^. 
180.  181*. 
Reichssynoden  III,  573 »o  g.  E. 

Strafgewalt  IV,  837. 
Reichstag  m,  5515(«). 
Reinigungseid  IV,  7723   840. 
Reklamation  des  unmündigen  Ordinirten 
I,  34.  62. 

der  Kirche  I,  10610. 
relator  I,  401.  453.  468. 
Religionsfonds  11,  321. 
Religionsübung,  öffentliche  IV,  18. 
Religionsunterricht  IV,  637. 

durch  Geistliche  IV,  624. 

Leitung  IV,  603.  620. 

staatl.  Recht  IV,  485.  621. 

Theilnahme  IV,  484. 
Religionsverbrechen  I,  123. 
Religiösen,  Ordinationstitel  I,  75. 
Reliquien   im  allgemeinen  I,    449.   473  f. 
IV,  263  f. 

im  Altar  IV,  401.  406. 

Benediktion  IV,  145. 

concedere  IV,  268. 

consecratio  IV,  269. 

donare  IV,  268. 

msiffnis  IV,  266. 

kircnlich  approbirte  IV,  269. 

in  Privathäusem  IV,  270. 

Profanirung  IV,  272. 


Reliquien,  rechtliche  Charakter  IV,  267. 

Snnonie  IV,  269. 

Taufe  IV,  272«. 

Translation  IV.  272. 

Unfähigkeit  zum  Erwerbe  IV,  274. 

Verehrung  IV,  239.  258.  263  f. 
remissio,  missae  IV,  214. 
renunciatio  III,  268. 

tacite  m,  297. 
Reordination  I,  83. 
res  vgl-  Sachen. 

benedicta  IV,  142. 

Gebrauch  IV,  166  1 

Sacra  IV,  2.  142.  165.  167  f.  269.  278. 

Ver&usserung  IV,  170. 
rescribendarins  I,  444.     HI,  396'. 
Rescript,  päpstliches  I,  13.  14. 
reservare  m  pectore  I,  341. 
Reservation,  Begriff  m,  140  C 

casuum  11,  41.    IV,  102. 

General-  IH,  134.  141.  143. 

bei  Heiligsprechung  IV,  244. 

mentalis  in,  141. 

päpstiiche  n,  121.  295.    IH,    113.  1231 
130  f.  549. 

personalis  III,  141. 

realis  DI,  141. 

specialis  III,  141. 
reservatum,  ecclesiasticum  III,  296''. 
Residenz  II,  70. 

causativa  m,  259  >. 

continua  et  praecisa  IH,  259 1. 

formaHs  lU,  225*. 

laboriosa  IH,  233*. 

materialis  HI,  225*. 

otiosa  in,  233*. 
Residenzpflicht  im  allgemeinen  I,    459 
n,  74  f.  80.    m,  198.  221. 

der  auditores  I,  400. 

der  Bischöfe  m,  225. 

der  Kardinäle  I,  357. 

der  Pfarrer  IH,  229. 
resi^natarius  III,  278. 
Resignation,  einfache  III,  2681 

in  favorem  tertii  DI,  277  f.  292. 

quadrangularis  III,  281*. 

reciproca  III,  281*. 

cum  regressu  IH,  277  f.  283. 

triangularis  m,  281*. 

mit  Vorbehalt  m,  277  f.  283. 
resolutiones,  congreg.  cone.  Trident.  I, 

462. 
restitutio,  beneficii  exstincti  11,  463. 

famae  I,  32. 
retencion  de  bulas  IH,  754*. 
Reue  IV,  120. 

unvollkommene  IV,  120. 
ReusB  j.  L.,  benef.  eompet.  der  Klerik» 

I,  129«. 
reverendae  I,  94. 
reverendissimus  I,  357.  390.    II,  86. 

et  amplissimus  11,  117. 

et  excellentissimuB  11,  37. 

et  illustrissimus  I,  391.    11,  48» 
reverendus  et  ezimius  II,  117. 
revisio,  synodorum  I,  456.  4641 
Revisor  I,  418.  427. 

matrimonialium  I,  427. 
„Rex  pacificus",  Bulle  IH,  739. 
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Rheims,  Metropolit  ü,  7. 

Primat  I,  602. 

Synode  I,  151.    m,  570. 

Vikariat  I,  591 . 
Rheinbaiern,  Kirchenbflcher  II.  311. 
Rheinhessen  II,  311. 
Rheinisches    Rechtsgebiet,     höhere 
Schulen  IV,  628. 

Kirchensitze  lY,  350. 
Rheinpreussen,  Kirchenbücher  U,  311. 
Rheinprovinz,  Kirchengebäude  IV,  325. 
Rhemigius  v.  RheimSi  yicarius  apostolic. 

I,  591. 
Ricci,  Scipio  III,  599. 
Richter,  irregularitas  des  I,  28. 
Riedemeister  11,  1097. 
right  of  adoowBon  11,  629«. 
ristretto  I,  462. 
Ritualbücher  IV,  6. 

Feststellung  der  IV,  9. 
Rituale  I,  471. 

romaniun  IV,  10.  12.  142. 
Ritus  YgL  Liturgie. 

AnzaW  IV,  4263. 

divewitas  IV,  426. 

permixtio  IV,  426.  429. 

sacramentalis  I,  6.  471  f.  485^. 

Verhältniss  der  verschiedenen  IV,  426. 

Wechsel  IV,  428.  873. 
Rochett  I,  3585.  390. 
Rom,  Bischof  I,  212.     11,380.    III,  519  f. 
682  f. ;  vgl.  Papst. 

Liturgie  IV,  7. 

Synode  I,  77.  151. 
Römisches  Reich  s.  Justinian. 
Rose,  goldene  IV,  146. 
Rota,  def.  fidei  I,  219. 

romana  I,  391.  392  ff. 
Roth  ad  V.  Soissons  11,  10. 
Rottenburg,  Generalvikar  11^.211. 

Kapitularvikar  U,  248. 

Seminar  IV,  529. 
rotulus  I,  363. 

Universitäten  IV,  653«. 
rotulus  Betfordianus  III,  137. 
Rottweil,  Konvikt  IV,  528. 
Ronen,  Metropolit  11,  7. 

Primas  I,  632. 
rudimenta  fidei  IV,  479. 
Rüge,   öffentliche  IV,  7371.  803.  814.  835; 

vgl.  Geistliche. 
Rufinus  I.  554. 
Ruralkapitel  II,  289  f. 


S. 


Sabbatum,  sanctum  I,  114. 

sitientes  s.  ante  dominicam  passionis  1, 114. 
sacellani  II   321. 

Sacellarius'l,  380.  382.  383.  409.  435. 
sacer  principatus  I,  163. 
saceraotales  11,  74^. 
Sacerdotes  I,  2.  2^. 

adminicularii  11,  318. 

Papstwahl  I,  225. 
sacerdotium  (vgl.  Priesterthum)  I,  2.  4. 

geniti  I,  12. 
Sacertät  von  Sachen  s.  res  sacra  u.  Sachen. 


Sachen,  Eigenthum  an  geweihten  IV,  409, 

geweihte  IV,  166.  408;  vgl  res  sacra. 
Sacnsen,  Aemterbesetzung  11,   508.  510 1^. 
m,  5*.  1885.  195.  197.  284«.  298. 

Asylrecht  IV,  397*. 

beneficium  competentiae  der  Geistlichen 
I,  128. 

Bildung  der  Geistlichen  IV,  21.  547.  571. 

Bischof  n,  468. 

CöUbat  I,  162. 

Ehrenrechte  der  Geistlichen  I,  129*0, 

feweihte  Sachen  IV,  176. 
öhere  Schulen  IV,  634. 
Immunität  der  Geistlichen  I,  125. 
Kirchenbücher  11,  310. 
Kirchengebäude  IV,  324. 
Kirchengeräthe  IV,  411. 
Kommunalämter  der  Geistlichen  I,  126  3. 
landesherrL  Patronatrecht  III,  179.  183^. 

184«.  1852.  1875.  1885. 
Liturgie  IV,  17. 
Nuntiatur  I,  534.  537. 
öffentliche  Andacht  IV,  219. 
Orden  IV,  489  w.  490.  616. 
Ordinationstitel  I,  72. 
Patronatrecht  III,  7».  64«.  658. 
Pfarreierrichtung  11,  466«.  467. 
Pfarrverband  II,  313«.  3155. 
Prozessionen  IV,  234. 
Recht  der  ersten  Bitte  IE,  641. 
Religionsunterricht  IV,  610.  622.  624. 
Reliquienverehrung  IV,  273. 
Schulbehörde  IV,  601. 
Sonntagsfeier  IV,  298. 
staatl.   Placet   III,    760.  763.   838».  839. 

840«.  8413  f. 
Staatsangehörigkeit  II,  504.  506.  507 ». 
Volksschule  IV,  583.  5853.  537. 
Vormundschaft  der  Geistlichen  I,  126«. 
Wallfahrten  IV,  239. 
wendisches  Seminar  U,  509. 
Sachsen- Coburg,  Aemterbesetzung  UI, 

189«.  196.  197. 
Bildung  der  GeistHchen  IV,  548«.  571. 
Kirchengebäude  IV,  326. 
Liturgie  IV,  17«.  18». 
öffenüiche  Andacht  IV,  220. 
Prozessionen  IV,  232. 
Sonntagsfeier  IV,  297. 
staatl.  Emennungsrecht  m,  189«. 
staatL  Placet  m,  761.  838«.  839 *>.  8405. 

846. 
Sachsen-Gotha,  Aemterbesetzung  m,  5^. 

189«.  196.  197. 
Bildung  der  Geistlichen  IV,  5483.  571. 
Kirchengebäude  IV,  326. 
Liturgie  IV,  172.  igti. 
öffenüiche  Andacht  IV,  220. 
Pfarreierrichtung  11,  466».  467. 
Prozessionen  IV,  232. 
Sonntagsfeier  IV,  297. 
staatl.  Emennungsrecht  HI,  189«. 
staatl.  Placet  lU,   761.   838«.  839.  8405. 

841  i.  846. 
Wallfahrten  IV,  239. 
Sachsen-Weimar,  Aemterbesetzung  III, 

5*.  196.  1975.  284». 
Asybrecht  IV,  397*. 
Bildung  der  Geistlichen  IV,  20.  571, 


918 


Register. 


Sachsen-Weimar,  Kirchenbücher  11,  310. 
'     Kirchengeb&ude  IV,  324. 

Landdekan  II,  287. 

landesherrL  Patronatrecht  III,  179.  188. 

Liturgie  IV,  17«.  18". 

Nuntiatur  I,  537. 

öffentliche  Andacht  IV,  220. 

Patronatrecht  DI,  47«. 

Pfarreierrichtung  II,  466 ».  467.  468 «. 

Pfarrverband  H,  313*.  3158.5. 

Prfisentationsrecht  III,  47«. 

Prozedsionen  IV,  234. 

Sonntagsfeier  IV,  296».  297». 

staaü.  Tlacet  m,    761.   839.   840«.   841. 
843.  8468. 

Staatsangehörigkeit  11,  504.  506.  5073. 

Synoden  m,  665'. 

WaUfahrten  IV,  239. 
Sacra  consulta  I,  481. 
sacr  amen  tum  altaris  IV,  63;  ygL  Eucha- 
ristie, 
sacrarium  IV,  84^. 
sacrileffium  IV,  74.  272.  393. 

reale  IV,  169.  177. 
Sacriscrinius  U,  104«. 
Sacrista  I,  472.  474.    n,  103  f.     m,  321. 

322. 
S&chsische  Erblande,  apostol.   Vikariat 

II,  358. 
Sficularbeneficien  11,  41. 
Säcularisation    v.    1803    in,    177.    180. 
1805. 

Sakrament,  Bedeutung  IV,  2^ 

Ordination  I,  6. 

Spendung  IV,  2. 

Verwaltung  IV,  5.  23  f. 
Sakramentalien,  Begriff  IV,  140. 

Empfang  IV,  154. 

Snendung  IV,  140.  150.  151.  154.  156. 

Verwaltung  IV,  5. 

Wirkungen  IV,  156. 
Sakristei  IV,  326».  340'. 
Salair  des  Qeneralvikars  II,  223. 

des  Kapitularvikars  11,  239. 
Salzburg,  Aemterbesetzimg  11,  658. 

Enbischof  II,  37. 

legatus  natus  I,  631. 

Nominationsrecht  II,  611.  691  \ 

Primas  I,  632. 

Vikariat  I,  610. 
Samstag  s.  sabbatum. 
sanctio  m,  6901.  705«.  7815.  782. 
Sanctissimus  in  Christo  DI,  148«. 
Sanctitas  tua  s.  sanctissime  pater  I,  208. 
sanctus,  HeiUge  IV,  246.  249.  257. 

Reliquien  IV,  266. 

toleratus  IV,  262. 
sandalia  D,  47. 
Sanktion  III,  772. 

pragmatische  I,  198.    DI,  408. 
Sardika,  Konzil  I,  111.  498.  499».  DL  328». 
5283. 

Primat  IV,  773. 
Sardinien,  Aemterbesetzung  II,  690*. 

Asylrecht  IV,  397*. 

staatl.  Placet  ID,  755.  7638. 
satisfactio  IV,  120.  122. 
sc  am  na  IV,  342. 
schedula  I,  282  f. 


schedula  combustio  I,  285.  287. 

complieatio  I,  283. 

coniessionis  IV,  126. 

consistorialis  11,  673 1«. 

delatio  I,  284. 

depositio  I,  285. 

in  filum  insertio  I,  285. 

numeratio  I,  284. 

obsignatio  I,  283. 

permixtio  I,  284. 

positio  I,  284. 

praeparatio  I,  282. 
Scheidung  yon  Tisch  und  Bett  I,  37. 
Schema  ID,  456;  vgl.  constitutio. 

de  concordia  inter  ecclesiam  ac  societatem 
ciyilem  ID,  463. 

de  disciplina  ecdesiastica  DI,  463. 

de  doctrina  catholica  III,  462. 

de  ecclesia  Christi  DI,  462. 

de  eedesiae  infaüibilitate  DI,  462. 

de  fide  ID,  460 «. 

de  iure  et  usu  potestatis  ciyilis  ID,  463. 

de  parvo  catechismo  HI,  462.  IV,  4463. 

de  romani  pontificis  primatu  DI,  462. 

de  sede  episcopali  III,  468  ^ 

de  speciaubus  ecclesiae  iuribus  DI,  463. 

de  synodis  III,  468 1. 

de  temporalis  s.  sedis  dominio  ID,  462. 
Schisma  I,  47.  448.  751«. 

p&pstliches  I,  196.  271.  307. 
Schismatiker  DI,  33. 

Eucharistie  IV,  66. 

Firmung  IV,  57. 

Irregularität  I,  47. 

Messe  IV,  183. 

Ordination  I,  83.    II,  488. 

Taufe  IV,  53. 

Taufpathen  IV,  57;  Tgl.  auch  Hfiretiker 
und  Ketzer, 
schlaffermiasarius  D,  322^. 
Schleswig-Holstein,    apostol.    Vikariat 
D,  359. 

Kirchenbücher  D,  310. 

Kirchengebftude  IV,  324. 

Pfarreierrichtung  D,  468  *«. 

Pfamrerband  D,  313».  315». 

Simultanschule  IV,  587«. 

Volksschule  IV,  585«.  587. 
Schlüsselgewalt  I,  195. 
scholasticus  D,  63.  70".  100  f.    IV,  498. 

emancipatio  11,  70. 
Schottland,  Aemterbesetzung  HI,  120 '. 

Investiturstreit  D,  5912. 

Legaten  I,  523. 

Nationalkonzilien  HI,  546«.  575«. 

Primat  I,  620. 

Provinzialsynoden  DI,  491«. 
Schule,  Allgemein  IV,  591. 

der  AltkathoHken  IV,  594. 

Aufsichtsbehörden  IV,  598.  636. 

Bürger-  IV,  627. 

höhere  IV.  627. 

katholische  IV,  597. 

konfessionelle  IV,  587.  614. 

Lehrer  IV,  613.  618;  ygL  Lehrer. 

Mittel-  IV,  627. 

protestantische  IV,  594. 

Simultan-  IV,  587. 

Stellung  der  Kirche  IV,  572. 
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Schule,  Volksschule  IV,  575  f. 
Schullehrer-Semmare IV, 5943.  608«. 6227. 
Schulpflicht  IV,  585. 
Schulswang  IV,  585. 
Schutspflicht  m,  72  f. 
Schwarzburg-Rudolstadt,     Aemterbe- 
Setzung  In,  5«. 

Bildung  der  Geistlichen  IV,  548».  571. 

Kirchengebäude  IV,  326. 

landesherrl.  Patronatrecht  III,  188. 

Missionen  IV,  490. 

Pfarreierrichtunc  Ü,  466  >.  467  «*. 

Prozessionen  IV,  236 1. 
Schweden,  Aemterbesetzung  11,  608. 

Investiturstreit  II,  591^. 

Provinzialsynoden  HI,  491 0. 
Schweiz,  Aemterbesetzung   II,  658.  690 3. 
707. 

Ehrendomherren  11,  84. 

Nominationsrecht  HI,  102. 

Nuntien  I,  526. 

Vatikanisches  Konzil  III,  470 10. 
Schweizer  III,  324. 
Schwenkfeld  I,  454. 
Schwestern  v.  h.  Herzen  Jesu IV,  616;  ygL 
auch  ordens&hnliche  Kongregationen. 
Bcriniarii  I,  382.  507. 
Bcrinium  I,  432. 
scriptio  schedularum  I,  283. 
scriptor  archivil  curiae  rom.  I,  444. 

brevium  I,  444. 

bullarum  I,  427.    m,  336'. 

literarum  apostoUc.  I,  444. 

der  Pönitentiarie  I,  432. 
Bcrutatores  II,  662.    m,  379«.  662». 

votorum  III,  436.  455. 
scrutinium  I,  107.  282.  284.    m,  660». 

primum  I,  108. 
Scutiferi,  apostolici  I,  444. 
S  eck  au,  Bischof  II,  48.  612. 
secretariabreviuml,  392.  423».  440.  446  f. 

memorialium  s.  memorabilium  I,  55  0.  57. 
440.  446.  447». 

Status  I,  446  f. 
secretarius  s.  Sekretär, 
secreti  I,  400. 
Sectio  beneficii  11,  395. 
secundarii  11,  318. 

secundicerius  I,  376.  380.  381.  383.  435. 
sedes  IV,  342. 

apostolica  I,  207.    m,  718«. 

impedita  II,  249  f.  346. 

impedita  partialis  s.  secundum  quid  II,  261. 
sedia  gestatoria  I,  290. 
sedile  IV,  342. 
Sedisimpedienz  11,  346. 
Seelenmesse  IV,  183. 
Segen  s.  benedictio. 

Segnung  m,   733*.    IV,   140;   vgl.  Bene- 
diktion. 

Begriff  IV,  154. 

blosse  von  Sachen  IV,  153.  162. 

der  Diakonissinnen  I,  8«. 
Sehnsuchtstaufe  I,  7. 
Sekretär,  apostol.  I,  444. 

der  Breven  I,  389.  497. 

ciffrarum  I,  447  w. 

concüii  m,  436.  455.  642».  662». 

congreg.  conc.  Trident.  I,  458, 


Sekretär,  congreg.  Indulgent.  I,  474. 

congreg.  de  propaganda  fide  I,  474.  475. 

congreg.  super  negot.  episc.  I,  467. 

congreg.  saeror.  rituum  I,  472.  474. 

litterarum  ad  principes  I,  447^0. 

der  Memorialien  I,.  389.  497. 

der  Pönitentiarie  I,  432. 
Selbstentmannung  I,  457.3. 10. 
Selbstmord  I,  46. 
Seligsprechung  I,  473;  vgl  Heilige, 
selmissarius  U,  322^. 
Seminarium,  Biöcesan-  IV,  562. 

director  spiritualis  IV,  508. 

General-  IV   526. 

kirchliches  IV,  VI.  445.  528.  865.  874. 

Klerikal-  IV,  554.  562.  568. 

Knaben-  IV,  532.  534.  555. 

nicht  tridentinisches  IV,  511. 

Pium  IV,  523. 

praesidens  IV,  507. 

Priester  IV,  532.  534.  554. 

rector  IV,  507. 

tridentinisches  IV,  501  f. 

Vaticanum  IV,  524. 

Verfassung  IV,  523«. 

wendisches  II,  509. 

Senatoren,  römische  I,  226. 

Sendvergehen  IV,  292. 

Senescafcus  maior  I,  384 ^3. 

Senex  =  prima8  I,  581.    II,  2.  6. 

Seniorat  I,  26. 

seniores  U,  613.  626. 

Senium  II,  64.  697.  74.  144 .  ygi.  Anciennität. 

Kanonikat-  II,  86.  124. 
Sens  I,  318. 

Metropolit  Ü,  7. 
sententia  HI,  684«. 
separare  ab  ecclesia  s.  Ausschliessung, 
septimanarii  U,  141. 

Sergius  L,  Besetzung  des  päpstl.  Stuhles 

I,  225.  226. 
Sergius  11.,  Besetzung  des  päpstl.  Stuhles 

,1,  234. 
Sergius  UL,  Besetzung  des  päpstl.  Stuhles 

I,  244. 
sermo  synodalis  IH,  588  ^  a.  E. 
servus  servorum  dei  I,  208.    IH,  782. 
sessionarii  III,  379«. 
sessiones,  generales  HI,  376. 

solennes  s.  publicae  IH,  394.  432.  434. 

455.  457.  641.  642.  643.  663.  664. 

Sevilla,  Bischof  I,  591.  624. 
Siccardi'sches  Gesetz  IV,  397«. 
Siebenzahl  der  Diakonen  I,  3.  3^ 

d.  ordines  I,  5. 
Siegel,  eigenes  U,  137. 
Siena,  Konzil  HI,  387  f.  389«. 
Sigillator  I,  431.  432. 
sigillum  confesaionis  IV,  126. 
Sigismund,  Kaiser  III,  369.  377«. 
signatura  III,  160. 

gratiae  I,  392.  421. 

iustitiae  I,  391.  415. 
Signum  IV,  413. 
Sigristen  HI,  322. 
Silverius  I,  299. 

Silvester  IL,  Besetzung  des  päpstL  Stuhles 
I,  244. 
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Silvester  m,  Besetzung  des  p&psü. Stuhles 
I,  245. 

Erledigung  des  nfipstl.  Stuhles  I.  303. 
Simonie  I,  40.  W,  746*.  793«.  8348. 

als  Irregularit&t  I,  50.  50  f 

Reliquien  IV,  269. 
Simplicius  I,  218. 
Simultan eum,  Aenderung  IV,  370. 

mit  Altkatholiken  IV,  373. 

Aufhebung  IV,  370. 

Begriff  IV,  362. 

Grundsätze  IV,  362. 

an  Kirchengebäuden  IV,  326«.   358.  872 
(368). 

an  Kirchenglocken  IV,  424. 

Neubegrünfiing  IV,  368. 

rechtlicher  Charakter  IV,  363. 

staatl.  Gesetzgebung  IV,  372.  375. 

Umfang  IV,  366. 
sinicchio  IV,  308«. 
Siricius  IH,  683. 
Sixtus  V.,  congregationes  I,  448. 

defectus  natauum  I,  13. 

Irregularität  I,  13. 

Kardinäle  I,  338.  340.  345.  352.  372. 

Prälaten  I,  391. 

Provinzialsynoden  UI,  504.  507. 

rota  romana  I,  397. 

signatura  iustitiae  I,  417. 
Sizilien  I,  519  f.    HI,  755i. 

Aemterbesetzung  n,  608. 

Investiturstreit  II,  594. 

kirchliches  Gesetzgebungsrecht  III,  684 1. 
7375. 

Nationalkonzilien  III,  576. 

Nominationsrecht  II,  610. 

Prozession  IV,  870  (232). 

staatL  Placet  III,  751  K  755.  758. 
Skandinavien,    Investiturstreit    II,    578. 
5912. 

Primat  I,  616. 
Sklaven,  Ordination  I,  32.  33«. 
Societä  emancipatrice  I,  159. 
socii,  in  ecclesiis  s.  plebanorum  II,  3t 8. 
soldanus  DDE,  3967. 
Soldaten  I,  26,  137;  vgl.  milites. 
solemnitas,  extrinseca  IV,  199. 

intrinseca  IV,  199. 
„Soli  deo"  I,  358. 
Sollicitatoren  I,  375.  444.  495. 
sommista  I,  468. 

Sondershausen,  benef.  compet.  der  Kle- 
riker I,  129«. 
Sonntag  vgl.  Feiertag. 

Entheiligung  IV,  292.  300. 

Feier  IV,  288. 

weisser  IV,  71. 
sortilegium  I,  448. 

Spanien,   Aemterbesetzung    IL,   8P.    500. 
m,  244. 

Amtsträger  m,  199.  306. 

Asylrecht  IV,  397 1. 

Cöbbat  I,  148. 

Diöcesansynoden  III,  597.  602. 

Investiturstreit  II,  578.  5988.  601. 

Kapitel  II,  116.  152.  160«. 

kirchliches  Gesetzgebungsrecht  III,  684  K 

Konstanzer  Konzil  III,  373.  375 1. 

Kronkardinäle  I,  341. 


Spanien,  Liturgie  IV,  8. 

Militärseelsorge  U,  342. 

Nationalkonzijien  IH,  543.  575 1. 

Nominationsrecht  II,  610.  6923.  HI,  101. 

Papstwahl  I,  293. 

Prunas  I,  595.  U,  2. 

Provinzialsynoden  m,  473.  475. 491«.  505. 

staatl.  Placet  III,  754.  758. 

Strafe  gegen  Bischöfe  IV,  742. 

Strafe  gegen  Geistliche  IV,  862. 

Synoden  in,  535 1.  537». 

Vikar  I,  691  f. 
Speditionäre  I,  375.  495. 
Spedizionieri    I,  495. 
Spei  er,  Ordinariat  II,  225. 
Speisemeister  II,  105  f. 
spiritualia  U,  4398.*   443i.  444. 
Sponsaliensachen  I,  459. 
sponsores  IV,  38. 
spurii  filü  I,  12«. 

St.  Maria  in  Aachen,  Kanoniker  zu  II,  77. 
St.  Peter,  Stifksherr  von  II,  76. 
Staatsamt,  Bekleidung  als  irregularit.  I, 

35.  36.  36».  138. 
Staatsanffehörigkeit,    Erfordemiss    II, 
503  f ;  vgl.  auch  Reichsangehörigkeit 
Staatsanwalt,  irregularit  I,  29. 
Staatsgewalt,  Pallium  H,  36. 
Staatssekretär  I,  389. 
stabellarii  H,  lOO''. 
Stäbler  n,  1097. 
stallum  in  choro  II,  62.  71.  86. 

canonicorum  II,  86. 
stationes  II,  355.  363. 
Status,  beneficii  II,  455  f. 

concilii  III,  418. 

congregatio  I,  368. 

ecclesiae  I,  456.  463  f.  481. 

regularum  I,  464.  469  f. 
statuta  m,  685.  781».  782. 

capituli  n,  63.  64.  66.  69.  131.  132».  133f. 

ecclesiae  antiqua  II,  2«. 

sedis  apostolicae  Hl,  683^. 
Statutarrecht  II,  66. 
Stehende  als  Bussstation  IV,  718. 
Stephan,  König  III,  573. 
Stephan  U.,  Besetzung  des  pfipstl.  Stuhles 

I,  228.  237. 
Stephan  HE.,  Besetzung  des  päpstL  Stah- 
les I,  228.  237. 

päpstl.  Gesetzgebungsrecht  m,  714. 

Prälatur  I,  380. 
Stephan  IV.,  Besetzung  des  päpatl.  Stah- 
les I,  231.  237. 

Prälatur  I,  380. 
Stephan  V.,  Besetzung  des  päpstL  Stuhles 
I,  231.  237. 

Prälatur  I,  380. 
Stephan  VI.,  Besetzung  des  päpstl.  Stah- 
les I,  235.  238. 
Stephan  X.,  Besetzung  des  päpstL  StoUes 
I,  247. 

CöUbat  I,  151. 
Stifte  n,  62.  63.  64. 

Besetzung  IE,  694. 
Stiftsdignitäten  II,  614. 
Stiftsherren  II,  61. 

regulirte  II,  60. 
Stiftskirche  H,  63.  IV,  309. 
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Stiftspersonate  II,  614. 
Stiftsprfibenden  II,  64. 
Stiftsschule  IV,  498. 
Stimmrecht  der  Kanoniker  11,  62.  69.  71. 

in  Kathedralkapiteln  11,  66. 
Stipendium  a  laico  assignatum  I,  68 1. 
Stotternde  I,  15. 
Stradiatores  I,  444. 

Strafgewalt,  kirchliche  im  allgem.  lY,  1.  4. 
gegen  Bischöfe  IV,  742.  754.  764.  838.  850. 
gegen  Geistliche   IV,  698.  726.  738.  752. 

763.  793.  806.  833.  837.  849.  858.  859 ; 

vgl.  Geistliche. 
Instanzen  IV,  837.  842 1. 
kirchl.  u.  staatl.  Recht  IV,  788.  843. 
gegen  Laien  IV,  699.  743.  757.  797.  830. 

837.  842. 
Merovingische  Zeit  IV,  797. 
des  Papstes  IV,  773.  838. 
im  röm.  Reich  IV,  691. 

Straf  mittel,  kirchliche  IV,  747.  831. 

gegen  Geistliche  IV,  754.  806. 

gegen  Laien  IV,  751.  797. 
Strafsachen  der  staatlichen  Gerichtsbar- 
keit rV,  794.  849. 
Strafverfahren  IV,  759.  770.  839. 
Strafvergehen,  kirchliche  IV,  743.  830. 
Btrigium  I,  444. 

Studium  der  Geistlichen  I,   139.  458.  482. 
IV,  640.  865.  866. 

Studium  generale  IV,  640<^.  876. 
Stumme  I,  15.  IV,  41. 
Subalternbeamte,  Anstellung  II,  136. 
subcapellani  11,  318. 
gubcellerarius  IE,  1068. 
Subdatarius  I,  426. 
Subdekan  II,  97. 
Subdelegation  I,  191. 

Subdiakon  I,  2.  33.  4».  7*.    H,  62«.  66. 
70.  82. 

p&pstlicher  I,  400. 

palatinus  I,  385. 

regionarius  I,  377.  386. 
Subdiakonatsweihe  11,  66.  66».  70.  74. 

erforderl.  Alter  I,  18. 

Materie  der  I,  llO^i. 

serutinium  I,  107''. 
Subdiaconissa  I,  8'. 
gubditi  m,  740. 
Subpromotor  fidei  I.  472. 
subsellium  IV,  342. 
substitutus  contradictarum  I,  441. 
substrati  IV,  718. 
subtractio,  vom  Papst  I,  197. 
guccentor  11,  99. 

Succession  in    Kollations-  und  Präsen- 
tationsrechte lU,  179.  181. 
Südamerika,    Erziehung   der  Geistlichen 
IV,  522. 

landesherrl.  Emennimg  n,  692. 

Nominationsrecht  in,  101. 

Süddeutschland,  Universitäten  IV,  664. 

Südgallien,  Synoden  III,  512. 

Sünde,  IV,  692.  693.  743. 

Suevenreich,   kirchl.   Gesetzgebuninrecht 
m,  6948.  ^       ^ 

Provinzialsynoden  III,  476*. 
suffitus  m,  65. 


Suffraganbischof  I,  93».  213.  U,  9.  12?. 

14.  23.  324.  178.  318.  331 1. 
Summator  I,  441. 
summissarius  11,  322i. 
summus  pontifex  I,  207. 
sumtio  IV,  178«. 
superhumerale  I,  210. 
superior,  missionis  II,  355. 

provincialis  UI,  637. 
Superiorität   des  Konzils  oder  Papstes, 
8.    allgemeines   Konzil,    Appellation, 
Episkopal-,  Papal-System  und  Papst. 
Super  specula  (Dekretale)  I,  139.  III,  224^. 
supplicatio  III,  160;  vgl.  Prozession. 
Supplikationsrecht  II,  693«. 
suppressio,  beneficü  n,  396.  459  ff.  471. 
susceptores  IV,  38. 
Suspen dirte,  Aemterbesetzung  II,  488. 
Suspension  vgl.  Geistliche. 

im  allgemeinen  I,  50.  50«. «.  52.  111. 144. 
634. 

a  collatione  clericalis  tonsurae  I,  100. 

a  collatione  ordinum  I,  100. 

a  deo  I,  52  7. 

ab  exercitio  pontificalium  I,  100.  104. 

ferendae  sententiae  I,  103.  113. 114)^.  115. 
m,.639. 

a  iurisdictione  I,  95. 

latae  sententiae  Ilt,  639. 

ab  officio  UI,  639.  660. 

ab  officio  et  beneficio  I,  101.  101 2. 

ab  ordine  I,  47  ^.  77.  79.  114. 

partielle  IV,  734.  811, 

p.  bei  Bischöfen  IV,  743. 

totale  rV,  734.  810. 
Symmachus  (I.)  I,  218.  226.  227.  298. 
Synodal-Repräsentanz  ü,  689. 
Synodalzeuge  II,  290. 
Synoden  vgl.  synodus  u.  Konzil. 

im  allgem.  III,  325  f. 

allgemeine  u.  ökumenische  HI,  327.  486 ^ 

Arten  HI,  325  f. 

Diqcesan-  IH,  328.  582  f.  654  l 

Eparchial-  III,  328.  473  f. 

Heiligsprechung  IV,  244. 

kaiserliche  III,  330.  539  f. 

Leitung  IV,  742. 

Metropolitan-  m,  328.  473  f. 

National-  HI,  532.  539  f. 

?äpstliche  III,  514  f. 
atriarchal-  IE,  328.  508  f.  552  f. 

Plenar-  m,  328.  508  f.  552  f. 

Primatial-  UI,  508  f.  552  f. 

Pro^nzial-  UI,  328.  473  f. ;  vgl.  Provin- 
zialsynode. 

Reform-  lU,  502  f. 

Reichs-  UI,  533.  539  f. 

verschiedener  Sprengel  lU,  527  f. 
a6vo5oi  ivSiifAouoat  Uf,  328.  530  f. 
synodus  vgl.  Synoden. 

aestivalis  UI.  590*. 

dioecesana  III,  591. 

generaUs  m,  486  ^  488.  494.  5091.  521 K  K 
560.  565.  586. 

hiemalis  UI,  590*. 

magna  lU,  586  <^ 

nostra  III,  586". 

plenaria  UI,  518  ?.  586. 

publica  UI,  586. 
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synodus  senatonim  m,  546 >. 

universalis  IH,  550  t.  550.  565.  5735. 
o6oTavTe«  IV,  718. 
ouoTaTixaC  I,  93. 


T. 


tabella  onerum  perpetuorum   et  tempora- 

liiim  IV,  213. 
tabernaculum  IV,  SAK  308«. 
Tagesmesse  IV,  194. 
Talar  der  Geistlichen  I,  131. 
Tarantaise,  Primat  I,  601. 
Tarragona,  Metropolit  I,  594. 

Primas  I,  632. 
Taube  I,  15. 
Taufe,  bedingte  IV,  46. 

Begriff  IV,  23. 

Beseitigung  der  Irregularität  I,  55. 

Erfordernisse  IV,  27. 

Ertheilung  IV,  27. 

feierHche  IV.  36. 

materia  remota  IV,  31. 

Missbrauch  I,  48. 

Namengebung  IV,  48. 

Noth-  IV,  36. 

der  ReHquien  IV,  272«. 

Wiederholung  IV,  45.  46. 

Wirkung  IV,  2 1.  43  f. 

als  Erfordemiss  zur  Busse  IV,  111. 

als   Erfordemiss   zur  Mitgliedschaft   der 
Kirche  IV,  66. 
Taufformel  IV,  32. 
Taufkirche  IV,  36. 
Taufpathen  s.  Pathen. 
Taufregister  IV,  48. 
Taufstein  IV,  36.  149. 
Taufzeiten  IV,  34. 
Taufzwang  IV,  49. 
Tausch  der  Kirchenämter  HI,  285 f. 
temporalia  II,  4393.  442.  443 «.  444. 
terrae  missionis  11,  352. 
territorium  separatum  s.  proprium  11,  247. 

343. 
Tertia ri er,  Aufbewahrung  der  Eucharistie 
IV,  83. 

Kommunion  IV,  73*. 

OrdensfamiHe  IV,  95«. 
ÄeofjLoC  m,  781. 
Tesoriere  generale  I,  413. 
Testamentsexekution    der    Geistlichen 

I,  136. 
testes,  synodales  III,  646 1.  660 8. 
testimoniales  il,  881.9.  90.  92.  92^1.  96. 

108. 
theatralische     AufFQhrung     in    Kirchen 

IV,  167. 
Theodosius  III,  527'.  682. 
Theologie,  Docenten  IV,  677. 

Qualifak.  der  Doc.  IV,  679. 
theologus  U,  117  f.  701  f. 

minor  HI,  433. 
thesaurus  I,  389.  405.  408.  409.  421.    II, 

103  f. 
Thessalonich,  Bischof  I,  583.  624. 

Exarch  I,  579. 
thron  US  episcopalis  11,  47. 
thuris  honor  IH,  65. 


tiara  I,  208. 

tintinnabulum  IV,  308«.  413«. 

Tischtitel  I,  70.  70".  71«.    IV,  549i. 

landesherrlicher  IV,  549«. 
Titel  vgl  titulus. 

Kapitel  U,  66». 

landesherrlicher  I,  73«  74. 

Ordination  I,  7. 

Tisch-  I,  70*.  711.    IV,  549«. 
Titelkirchen  Roms  I,  63.  309  f.  320. 
Titularbischof,  Ernennung  11,  690. 

Ordination  I,  91. 
Titulatur  der  Kleriker  I,  129. 
titulatus  I,  63. 
titulus  Tgl.  Titel. 

im  allgem.  I,  63.  65.  11,  267.  m,  108. 

beneficii  I,  65.  66.  109. 

communitatis  s.  congregationis  I,  75  «o, 

ecclesiae  IV,  326. 

Uteraturae  I,  68. 

mensae  I,  65.  70*   77. 

mensae  principis  I,  73.  74. 

missionis  I,  76.  77. 

patrimonii  I,  65.  67.  109. 

paupertatis  s.  professionis  I,  65.  75.  76. 

pensionis  I,  68.  109. 
Tochterkirche  11,  470. 
Todesgefahr,   ResenratMe   IV,    109;  s. 
auch  Ausschliessung  Tom  Abendmahl 
Todsünden  IV,  692^.  693. 
Todtengrftber  IH,  324. 
Tödtung  I,  41  f. 
Toledo,  Liturgie  IV,  11. 

Patriarch  I,  573. 

Primas  I,  632.  n,  3. 

Vikariat  I,  591  f.  624. 
tomus  in,  545. 

Tonsur  im  allgem.  I,  104f.  111  «<>.  117.  119. 
130.  II,  66. 

ErteDung  I,  6.  19.  37.  91.  93«.  99. 

S.  PauH  I,  1047. 

S.  Petri  I,  104. 

römische  I,  104. 

Simonis  Magi  I,  104  9. 
Tonsurist,  Rechte  I,  124.  128. 
Toskana,  Asylrecht  IV,  396«.  397». 

staatl.  Placet  HI,  759. 
Tostatus,  Alphons  I,  200^ 
tractatus  II,  129. 
translatarii  I,  354.  11,  416. 
Translation  I,  314. 

beneficü  H,  395.  397.  HI,  305.  313*.». 

der  Bischöfe  I,  514. 

reliquiarum  IV,  271. 
Transsubstantiationslehre  IV,  76. 
Treueid  II,  30.  536.  539.    HI,  194 f. 
Tribunal,  criminale  camerae  apostolieae  l 
415. 

criminale  supremo  della  consulta  I,  481. 

der  Kurie  I,  392. 

plenae  camerae  I,  405.  415. 

del  vicariato  di  Roma  I,  490. 
Tridentinum,  Metropoliten  IL,  11 1 
Trienter  Konzil,  im  allgemeinen  III,  331. 
426  f.  503.  633. 

Bildung  der  Geistlichen  IV,  499.  501. 

Bischof  U,  48. 

defectus  fidei  I,  21. 
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Trienter  Konzil,  defectus  scientiae  I.  20'. 
CFlaubensbekenntiUjM  m,  218;  ygl.  GUu- 

bensbekenntniss. 
intentitia  I,  112. 
Liturgie  IV,  9. 
Nothwehi  I,  43. 
Ordination  I,  4.  5.  6.  18. 
Publikation  JJI,  448  f. 
Beception  der  Beechlüsse  HL,  448  f. 
Bcrutinia  I,  108. 
Seminarien  IV,  501  f. 

Trier  I.  318. 

Aemterbesetsung  III,  182^. 

Büchercensur  I,  452. 

Dekan  ü,  938. 

Nuntiatur  I,  526''. 

Patriarch  I,  573. 

Primaa  I,  609  f. 

Recht  der  ersten  Bitte  II,  641. 

triregnum  I,  208. 

Troyee  IH,  557. 

truncatio  I,  45'. 

tuccanare  II,  72^^. 

tuccatio  n,  72»«. 

Tübingen,  kath.  Fakultät  IV,  530. 

Tagend,  heroische  IV,  252. 

tunicella  11,  47. 

turnarius  U,  139.  140.  IH,  58. 

turnuB  II,  137  f.  223. 

errans  II,  139. 

fizus  II,  139.  140. 

Kapitel  H,  137  f. 

maior  U,  138. 

minor  II,  138. 
Turrecremata,  Johann  I,  203^ 
Tutel  der  Geistlichen  I,  136. 
tutela  legitima  I,  35. 
Typus,  Konstanz'  (II)  I,  300.    IH,  672». 


U. 


Uebertragung,  der  Pfründe  III,  4^;  vgl. 

Translation. 
&;roir(itTOVT€c  IV,  718. 
Ulrich   von  Augsburg,   Heiligsprechung 

IV,  242. 
ultramontani  I,  509*. 
umbraculum  IT,  47.    IV,  308«. 
Umpfarrung  11,  472^ 

„Unam  sanctam"  m,  425*.  767«  a.  E.  IV, 

437*.  873. 
uneheliche  Kinder,  der  Geistlichen  II,  476. 

478.  ni,  35.  IV,  192. 
Unfähigkeit  zu  Kirchenfimtem,  relative  IE, 

488. 
Unfehlbarkeit  der  Kirche  IV,  433  f. 
des  Konzils  I,  165. 

des  Papstes  I,  1652.  203.  205.  lU,  460«. 
464.  467*  f.  629.  873.    IV,  435. 
Unfruchtbarkeit,  künstliche  I,  44. 
Ungarn,  Aemterbesetzung  11,  608. 
Diöcesansynoden  IQ,  601. 
Investiturstreit  II,  578.  5988. 
Nationalkonzilien  HI,  576. 
Nominationsrecht  11,  610. 
Primat  I,  622  f.  • 

Provinzialsjnoden  III,  491  ^  506. 


Ungetaufte  I,  7.  55.  119.  IH,  32.  IV,  49; 
^  TgL  Ungläubig^. 

Kinder  von  IV,  50;  vgL  Irregularität 

Pathen  IV,  39. 

Taufe  IV,  28«. 
Ungläubige  I,  20    vgl.  Ungetaufte. 

Messe  IV,  183. 

Taufe  IV,  43. 
Unierte  IV,  426;  vgl.  Morgenland. 

Liturgie  IV,  11.  13. 

Patriarch  I,  562  f. 

Riten  IV,  426  f. 
unio  absoluta  11,  427.  430. 

aeque  principalis  s.  per  aequitatem  II,  425. 

beneficiorum  11,  395.  417  f. 

der  Bisthümer  I,  514. 

Ser  confusionem  II,  430. 
issolutio  n,  434  f. 
ezstinctiya  IL,  430. 
ezstinctiva  et  plenaria  11,  430. 
inaequalis  11,  427. 
perpetua  s.  realis  11,  432. 
subiectiTa  secundum  quid  11,  430. 
subiectiva  s.  per  subiectionem  s.  per  ac- 

cessionem  II,  427.  429«. 
temporalis  s.  personalis  11,  432. 
translativa  11,  430. 
Universität,  Docenten  IV,  674. 
Gregoriana  IV,  511. 
konfessionelle  IV,  669. 
staatL  Gesetzgebung  IV,  666. 
SteUunp  der  Kirche  IV,  528.  572.  641  f. 
Universitätsstudium  s.  Geistliche  und 

Studium. 
Unmündige  UI,  35. 
Unterricht,  Religons-  IV,  441.  477  f. 

Vorbereitungs-  TV,  477. 
Unter-Secretär,     congreg.    super    negot. 
episc.  I,  467. 
concu.  Trident.  I,  458. 
Untersummist  I,  445. 
Urban  U.,  Cölibat  I,  154. 
Investiturstreit  II,  580. 
Wahl  I,  258. 
Urban  IH.,  Besetzung  des  päpsü.  Stuhles 

I,  279. 
Urban  IV.,  Besetzung  des  päpsÜ.  Stuhles 

I,  279. 
Urba(n  V.,  Besetzung  des  päpsÜ.  Stuhles  I, 

279. 
Urban  VI.,  Besetzung  des  päpsÜ.  Stuhles  I, 

271.  279. 
Urban  VIII.,  Besetzung  des  päpsÜ.  Stuhles 
I,  275. 
Ordinationstitel  I,  76.  80. 
urceoli  I,  116". 

Urkunden,  m.  publica  fides  11,  137. 
usucapio,  libertatis  IH,  90.  823. 
usurpatio  ordinis  I,  51*. 
utilitas  n,  388. 

ecclesiae  I,  113«.  IV,  320. 
evidens  H,  396.  III,  227.  230.  238. 


y. 


vacchetta  I,  468. 

regreta  I,  469. 
Vakanz,  des  bischöH.  Stuhles  11,  228  ff. 
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Vakanz,  von  S.irchenftmtem  11,  474  f.  HI, 

3181 
ValentinuB  IL,  Besetzung  des  pfipsUichen 
Stuhles  I,  234.  237. 

Prflatur  I,  380. 
variatio  IH,  48.  53». 

eumulativa  IQ,  49. 

priTatiya  III,  49.  53«. 
Variationsbefugniss,  bei  Ordination  I, 

92. 
Vatikanisches  Konzil  II,  705.  m,  182. 
332.  417.  451.  452.  603.  IV,  433.  436  f. 
Venddme  I,  332.  333. 
Venedig,  Asylrecht  IV,  396*. 

Patriarch  I,  567  t 

Primas  I,  632. 

staatl.  Placet  DI,  756. 
Verbannung  IV,  804. 
Vercelli  I,  318. 

Verden,  Recht  der  ersten  Bitte  II,  641. 
Vereidigung,  der  Geistlichen  lU,  194  f. 
Vergehen,  öffentliche  I,  41.    IV,  693. 
Vergnügungen,  der  Geistlichen  I,  133. 
v^rification  m,  753io. 
Verjährung,  mutatio  beneficii  II,  456. 
Verknechtung  TV,  804. 
Verleihung,  freie  III,  104. 

Frist  III,  103  f.  189  f. 

Kirchenfimter  11,  649.   lU,    103  f.;  vgl. 
Kirchenamt. 

päpstliche  111,113  f. 
Vermögenseinziehung,    der   geistlichen 

Stellen  HI,  187.  IV,  804.  816. 
Vermögensverwaltung,    kirchliche    IV, 

1.  4. 
Verona  I,  318. 
Verordnungsrecht,  der  Kirche  HI,  669  f. 

722  f.  764  f.  829  f.  835.  IV,  3  f. 
Verstümmelung  I,  45. 
Verwaltungsrecht,  kirchliches  IV,  1. 
Verweisung  in  ein  Kloster  IV,  804.  815. 

848. 
Verzicht  Tgl.  resignatio  u.  renunciatio. 

Kirchenamt  III,  264.  265  f. 

pfipstl.  Stuhl  I,  294.  308. 
Vestararius  I,  384.  405  f.  409. 
V  est  es  sacrae  IV,  408. 
vestitura  11,  536». 
via  de  curia  m,  783.  811». 
viaticum  I,  352.  IV,  76.  80  f.  139. 
vicariae  TL,  79.  84*. 

vicarius,  i.  allg.  H,  61.  77  f.  79«.  199.  31812. 
321.  324.  3257.  327.  328.  447.  IV,  197. 

apostolicus  I,  504.  509.  576.  581  f.  11,  246. 
249  f.  356  f.  401*.  HI,  837. 

apostolicus  militiarum  o.  castrensis  11, 337. 
340. 

capitularis  s.  Kapitularvikar. 

districtuum  s.  Bezirksvikar. 

dominorum  11,  78*. 

foraneus  Hl,  657. 

forensis  II,  78». 

generalis  in  pontiflcalibus  11,  174. 

generalis  in  spiritualibus  I,  182;  vgl.  Ge- 
neralvikar. 

heriHs  II,  78*. 

der  heutigen  Zeit  11,  81.  84. 

imperii  II,  78 5 

perpetuus  11,  79. 


vicarius  Petri  o  Christi  o  Bei  I,  207. 

pontificis  I,  95.  360.  373.  581. 

in  pontificalibus  11,  174.  179«. 

principalis  U,  78».  206. 

residens  n,  323. 

in  spiritualibus  11,  213. 

in  temporalibus  K,  213. 

urbis  1,  485  l 
vice-archidiaconus  EL,  199*.  201.  2911 
vicecamerarius  I,  411. 
vicecurati  11,  324.  328. 
vice  dominus  I,  383.  406. 
V  icekämm  er  er- Gubemator  v.  Rom.  I,  389. 
Vicekanzler  I,  440. 
viceplebani  II,  324. 
vicesgerens  I,  389.  421.  490. 

episco])i  II,  174. 

in  spirituaUbus  11,  174. 
victualia  III,  236. 
Vienne,  Konzil  I,  18.  43.  III,  356. 

Primat  I,  601. 
vigilantiam  prästiren  11,  70. 
Vigilantius  t,  148. 
Vikar  s.  vicarius. 

Viktor  n.,  Besetzung   des  päpstL  Stuhles 
I,  246. 

Cölibat  1,  151. 
Viktor  III.,  Besetzung  des  päpstl.  Stahles 

I,  258.  261. 
Viktor  rV.,  Besetzung  des  päpstl.  Stuhles 
I,  264. 

Erledi^ng  des  näpstl.  Stuhles  I,  304. 

kaiserbche  Sjnoden  III,  567. 
vindicta  IV,  755«. 
Vindikativstrafe  IV,  748.  751.  832. 
Vinzentiner  11,  510;  s.  auch  ordensähn- 
liche Kongregationen, 
violenta  manuum  iniectio  in  clerico 

105. 
vir  tu  s  actualis  IV,  141. 

habitualis  IV,  141.  165.  269. 
vis  compulsiva  I,  HO.  120^. 
Visitation,  apostolische  I,  361.  479. 

der  Kapitel  II,  150. 

kirchliche  IV,  3. 
Visitator  I,  313.  n,  2291 

apostolicus  n,  361. 
vita  canonica  II,  51.  52*.  541  143. 

communis  II,  49  1  63.  64*.  70.  IV,  492, 

monastica  II,  54*. 

regularis  II,  54*. 
Vokation  IH,  2».  51«  a.  E. 
Volksmission  s.  Mission. 
Volksschule  IV,  575  1;  vgl  Schule. 
Volksschullehrerseminar  IV,  613*. 
Vorbehalt,  geistlicher  m,  296'. 
Vorschlagsrecht  IH,  98  1  IV,  462. 
Votanten  I,  420;  s.  auch  referendarii  vo- 

tant 
Votivgeschenke  IV,  336. 
Votivmesse  IV,  194. 
Votivtafeln  IV,  336. 
Votum  in  capitulo  II,  62. 

simplez  I,  13.  IV,  336. 

W. 

Wahl  m,  49*.* 

kanonische  II,  545;  vgl.  electio. 
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Wahlkapitulationen  II,  601  f.  608 w 
Wahlmodus,  irischer  11,  683. 
Wahnsinn  s.  Geisteskrankheit. 
Wahrung,  der  klerikalen  Würde  I,  130  f. 
Waldeck,  Aemterbesetzung  HI,   5*    196. 
197. 

Bildung  der  Geistlichen  IV,  572. 

landesherrl.  Patronatrecht  III,  1831* 

Lituj^e  IV,  18». 

Pfarrverband  n,  313«.  3153.6. 

Prozessionen  IV,  235. 
Wallfahrt,  Begriff  IV,  237. 
Wanderbischof  n,  161.  170  f. 
Warschau,  Primas  I,  622. 
Wassertaufe  IV,  31.  54. 
Wegkapelle,  Kommunionsempfang IV, 76. 
Wegzehrung  s.  viaticum. 
Weiber,   als   incapaces   zur  Ordination  I, 

Weihb'ischof,   i.    äug.   D,   39.   161.    171. 
356*.  m,  604. 

Benennungspflicht  m,  185  3. 

Kanoniker  U,  87. 
Weihe  s.  Ordination. 
Weihegewalt  s.  potestas  ordinis. 
Weihnachten,  Eucharistie  IV,  70. 

Messe  IV,  190. 

Taufe  IV,  35. 
Weihung  s.  Konsekration. 
Weihwasser,  Gebrauch  von  IV,  155. 
Weimar  s.  Sachsen- Weimar. 
Westfalen,  Patronatrecht  HI,  7«. 

Schule  IV,  628. 
West  fr  ankenreich,  Nationalkonzilien  III, 

558. 
Westgothen,  Asylrecht  IV,  384. 

Besetzung  der  Bisthümer  11,  516. 

kirchl.  Gesetzgebungsrecht  III,  693  f. 

Nationalkonzilien  m,  543  f. 

Patronatrecht  II,  621. 

staatliche  Strafgerichtsbarkeit  IV,  862. 
Westindien,  Patriarchat  I,  571  f. 
Wibert,  Papst  I,  258.  259. 
Wiedergeburt,  Sakrament  IV,  23.  48. 
Wiedertaufe  IV,  45.  46.  52. 
Wien,  Erzbischof  II,  37. 

Konkordat  HI,  415. 

Nuntiatur  I,  533. 
Wilhelm  (I.)  von  England  ÜI,  572. 
Wöchnerin,  Aussegnung  IV,  149.  156.  311. 
Worms  er  Konkordat  U,  558  f. 
Württemberg,  Aemterbesetzung  11,  501*. 
508  f.   m,   5*.   195.    197.   284».  2853. 
3203.  8.  3232.  8. 
:.    Amtstrfiger  m,  3173. 

Asylrecht  IV,  397*. 

beneficium  competentiae  der  Geistlichen 
I,  128.  634.  635. 

Bildung    der   Geistlichen   IV,   528.   529. 
537.  547.  551.  558.  561.  568. 

Bischof  n,  48*.  49* 

Cölibat  I,  163. 

Docenten  der  Theologie  IV,  682. 


Württemberg,  Ehrenrechte  d.  Geistlichen 
I,  12910. 

Generalvikar  11,  210. 

höhere  Schulen  IV,  632. 

Immunit&t  der  Geistlichen  I,  125. 

Interkalarfonds  I,  74. 

Kapitel  U,  82 1.  88 1.  160«. 

Kapitularvikar  11,  248. 

Kirchenbücher  11,  310. 

Kirchengebäude  IV,  324. 

Kirchenglocken  IV,  424^. 

Landdekan  n,  285.  287*. 

landesherrl.  Patronatrecht  III,  177.  1783. 
1821-5.  1848.  185».  1876. 

Lehrer  IV,  6188. 

Liturgie  IV,  17.  18". 

Metropolit  H,  177. 

Militärpflicht  der  Geistlichen  I,  126 1. 

Nominationsrecht  m,  99  ?. 

Nuntiatur  I,  535. 

öffentl.  Andacht  IV,  221. 

Orden  IV,  489 1*.  490.  617. 

Ordination  I,  72.  73. 

Patronatrecht  HI,  7«.  32*  647.  IV. 

Pfarreierrichtung  11,  467. 

Pfarrgehilfen  U,  328. 

Pfarrverband  II,  30 1. 

Postulation  11,  683'. 

Prozessionen  IV,  2318.  235.  236 1. 

Religionsunterricht  IV,   480»;   606.  622, 
626.  637. 

Schulbehörde  IV,  599.  602. 

Sonntagsfeier  IV,  298. 

staatL  Placet   HI,  763.  839.  8403.  841. 
845*.  846.  848. 

Staatsangehörigkeit  n,  504.  505».  5073. 

Synoden  m,  665. 

Taufort  IV,  37«. 

Universitäten  IV,  665.  674. 

Vatikanisches  Konzil  in,  740. 

Volksschule  IV,  584.  5853.  587.  598. 

Weihbischof  n,  181. 
Würzburg,  Ordinariat  11,  225. 

Weihbischof  n,  1732. 
Wunder,  der  Heiligen  IV,  252. 

Y. 

York,  legatus  natus  I,  629. 


Z. 


Zacharias  I,  227. 

Zehnte  an  d.  Kanonik.  11,  62. 

„Zelo  domus"  IE,  766«.  7572. 

Zosimus  III,  684. 

Zuchtgewalt,    geistliche   IV,    1.   4;    vgl. 

Disciplinar^ewalt. 
Zwang,  kompulsiver  o.  vis  compulsiva.* 

Ordmation  I,  110«. 
Zwangsbusse  IV,  816. 
Zwingli  I,  454. 
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